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VORREDE. 


Uie  Herausgabe  dieses  Buchs  ist  zunächst  durch  die  aus  den  neu- 
preufsischen  LSndem  vielfach  kundgegebenen  Wünsche  veranlafst  wor- 
den, ttber  das,  was  in  Preufsen  gegenwärtig  als  Ordnung  und  Vorschrift 
für  die  höheren  Schulen  besteht,  eine  Auskunft  von  amtlicher  Zuver- 
lässigkeit zu  erhalten.  Auf  die  von  dem  Unterzeichneten  im  Jahre  1864 
herausgegebene  Darstellung  des  höheren  Schulwesens  in  Preufsen  konnte 
in  vielen  Fällen  nicht  verwiesen  werden,  weil  dieselbe  bei  ihrer  über- 
wiegend „historisch-statistischen''  Aufgabe  nicht  die  Absicht  hat,  zugleich 
ein  Repertorium  aller  Verordnungen  über  die  höheren  Schulen  zu  sein. 
Die  vorliegende  erste  Abtheilung  beschäftigt  sich  mit  der  Schule  selbst; 
die  zweite  wird  in  ähnlicher  Weise  Mittheilungen  über  alles  dasjenige 
enthalten,  was  die  Lehrer  als  solche  angeht.  Eine  absolute  Schei- 
dung des  Inhalts  beider  Abtheilungen  liefs  sich  der  Natur  der  Sache 
nach  nicht  durchführen,  da  Schule  und  Lehrer  sich  immer  gegenseitig 
voraussetzen. 

In  der  hier  gegebenen  Uebersicht  normativer  Bestimmungen  ist  die 
Grundlage  der  bisherigen  Unterrichtsverwaltung  des  preufsischen  Staats 
dargestellt.  Neuere  Anordnungen,  welche  die  Erweiterung  des  Staats 
nöthig  gemacht  hat,  sind  nicht  aufgenommen  worden ;  sie  gehören  einer 
Zeit  des  Uebergangs  an,  die  noch  nicht  zur  Ruhe  gekommen  ist,  die 
aber,  wie  wir  hoffen,  die  Triebkraft  lebendiger  Weiterentwickelung  auch 
auf  diesem  Gebiet  in  sich  trägt. 

Der  öffentliche  Unterricht  und  das  ganze  Bildungstreben  kann  in 
keinem  Staat  von  politischen  Neugestaltungen  unberührt  bleiben:  Schule 
und  öffentliches  Leben  stehen  in  ununterbrochener  Wechselwirkung;  und 
80  werden  die  Folgen  der  grofsen  Ereignisse  des  vergangenen  Jahrs 
auch  im  deutschen  Schulwesen  sichtbar  werden.  Des  Königs  Procla- 
mation  vom  6.  Oetober  v.  J.  nannte  die  Lehranstalten  der  neupreufsi- 
Bchen  Landestheile  vieljährige  Pflegerinnen  deutscher  Kunst  und  Wissen- 
schaft. Was  sie  als  solche  sind  und  haben,  ihr  bewährtes  Eigene,  wird 
man  ihnen  nicht  meistern  wollen :  es  wird  ihnen  bleiben ;  aber  die  Ge- 
meinschaft, in  welche  sie  mit  den  altpreufsischen  Schulen  getreten  sind, 
enthält  das  natürliche  Wechselverhältnifs  des  Gebens  und  Empfangens, 
und  wird  so  nach  beiden  Seiten  anregend  und  fruchtbar  werden. 

Die  Erweiterung  des  Staatsgebiets  begünstigt  von  selbst  eine  freiere 
Bewegung  auch  des  geistigen  Lebens  in  demselben:  andrerseits  hat 
aber,  sobald  es  sich  im  Bereich  der  Schule  z.  B.  von  der  Wirkung  der 
Zeugnisse  in  öffentlichen  Verhältnissen  handelt,  die  Gleichheit  der  Rechte 
an  der  Uebereinstimmung  der  Pflichten  ihr  nothwendiges  Correlat.   Es 


IV 

ist  Sache  der  Schalleitung,  den  Ansprüchen  beider  Seiten  gerecht  zu 
werden.  Worauf  es  dabei  ankommt,  wird  sich  in  den  meisten  Fällen 
aus  vorliegender  Sammlung  entnehmen  lassen. 

Die  allgemeinen  Königlichen  und  Ministerial- Verordnungen  sowie 
einzelne  entsprechende  Vorschriften  von  Provinzialbehörden  sind  in  den 
ersten  8  Abschnitten  enthalten.  Behufs  der  Uebersichtlichkeit  in  der 
Zusammenstellung  des  Gleichartigen  hat  bisweilen  das  in  den  Original- 
Verfügungen  und  Reglements  Verbundene  getrennt  werden  müssen.  Es 
ist  aber  gehörigen  Orts  alles  für  den  Zweck  des  Buchs  Wichtige  auf- 
genommen worden,  so  dafs  z.  B.  die  Verfügung  v.  24.  October  1837,  das 
sogenannte  blaue  Buch,  gröfstentheils ,  die  für  den  Lehrplan  und  die 
Maturitätsprüfung  der  Gymnasien  wichtigen  Verfügungen  v.  7.  und  12.  Ja- 
nuar 1856  und  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  der  lleal-  und 
höheren  Bürgerschulen  v.  6.  October  1859  ganz,  aber  in  verschiedenen 
Abschnitten,  abgedruckt  sind.  —  Obgleich  das  Buch  nicht  bestimmt  ist, 
den  historischen  Fortgang  auf  irgend  einem  Gebiet  der  preufsischen 
Schul  Verwaltung  nachzuweisen,  sondern  nur  das  geben  will,  was  jetzt 
gilt,  so  ist  doch  das  Nebeneinander  der  Verfügungen  oft  auch  ein  zu- 
sammenhangendes Nacheinander,  und  zwar  so,  dals  das  Frühere  durch 
das  Spätere  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  theilweise  ergänzt  oder  mo- 
dificirt  ist,  weshalb  beides  aufgenommen  werden  mufste.  Scheinbare 
Widersprüche  einzelner  Bestimmungen  untereinander  werden  sich  durch 
eine  Vergleichung  der  so  zusammengehörigen,  aber  aus  verschiedenen 
Zeiten  stammenden  Verfügungen  leicht  von  selbst  lösen.  Aufserdem  ist 
Historisches  hin  und  wieder  soweit  mitgetheilt,  wie  es  zum  Verständ- 
niliB  des  gegenwärtig  Geltenden  erforderlich  schien. 

Die  ganze  Zusammenstellung  in  den  ersten  8  Abschnitten  läfst 
deutlich  erkennen,  wie  auf  der  Grundlage  weniger  allgemeiner  Bestim- 
mungen die  preufsische  Schulgesetzgebung  im  Verwaltungswege  fort- 
geschritten ist,  nicht  fest  und  systematisch  einen  fertigen  Plan  aus- 
bauend, sondern,  jedenfalls  auf  dem  Gebiet  des  Gymnasialunterrichts, 
die  Entwickelung  begleitend,  welche  durch  die  inneren  Gesetze  des  deut- 
schen Geisteslebens  bestimmt  wird.  Die  meisten  Verfügungen  haben  ihren 
Ursprung  in  Veranlassungen,  welche  der  Gang  dieser  Entwickelung  mit 
sich  führte,  sind  also  mehr  gelegentlicher  Art:  daher  auch  die  Ungleich- 
heit, in  welcher  die  verschiedenen  Seiten  sowohl  des  Unterrichts  wie 
der  Disciplin  mit  Verfügungen  bedacht  sind.  Die  Hauptlehrgegenstände 
des  Gymnasiums  z.  B.  haben  den  Vortheil  einer  bewährten  IVadition  für 
sich,  und  es  hat  sich  selten  ein  genügender  Anlafs  gefunden,  dieser  durch 
besondere  Vorschriften  zu  Hülfe  zu  kommen:  die  Bedeutung  des  Turnens 
in  der  Jugenderziehung  ist  dagegen  erst  in  neuerer  Zeit  recht  gewürdigt 
worden;  und  so  zeigt  die  Aufeinanderfolge  der  mitgetheilten,  verhält- 
nifsmäfsig  zahlreichen  Verfügungen  über  den  Turnunterricht,  wie  sich 
das  in  der  Cabinetsordre  v.  6.  Juni  1842  gegebene  Princip  in  der  Wirk- 
Uclikeit  allmälilich  zu  bestimmten  Einrichtungen  gestaltet. 

Für  jede  Schulkategorie  besteht  ein  Nor  mal  plan,  der  die  Lehr- 
gegenstände selbst  y  das  successive  Eintreten  derselben  innerhalb  des 
Ciassensystems  und  die  jedem  zu  widmende  Stundenzahl  angiebt.  Ebenso 
ist  das  zu  erreichende  Ziel  in  den  Reglements  bestimmt,  weiche  für  die 
Abgangsprüfungen  bestehen.  Zwischen  diesen  beiden  Festsetzungen, 
die,  wie  aus  dem  dazu  Bemerkten  hervorgeht,  im  einzelnen  nicht  unab- 


Snderlich  sind,  ist  der  Freiheit  der  AnordnuDgen  und  des  methodischen 
Verfahrens  ein  weiter  Raum  gelassen.  Zu  richtiger  Auffassung  der  all- 
gemein bindenden  Vorschriften  darf  dabei  die  Abhängigkeit  nicht  über- 
sehen werden,  in  welcher  Abschn.  IV  von  Abschn.  VIII,  die  Schuiorga- 
nisation  von  den  an  Schulzeugnisse  geknüpften  BerechtigUDgen ,  steht. 
Besonders  für  das  Realschulgebiet  ist  diese  Verbindung  wichtig  gewor- 
den, und  von  der  Art,  wie  die  daraus  entstehende  Aufgabe  erkannt  und 
gelöst  wird,  hängt  die  Zukunft  desselben  ab.  Der  Lehrplan  der  Real- 
schule hat  eine  andere  Entstehung  als  der  des  Gymnasiums:  es  ist  ihm 
nicht  Zeit  gelassen,  sich  von  innen  heraus  zu  entwickeln.  Das  Berech- 
tigungswesen ist  wie  ein  neuer  mitwirkender  Factor  in  die  höheren 
Schulen  hereiugekommen,  der  ihnen  ihre  Arbeit  erschwert;  und  der 
nSchste  Nutzen  davon  kommt  weniger  der  Schule  selbst  als  dem  Leben 
SU  gut,  darf  aber  ebendeshalb  auch  nicht  gering  angeschlagen  werden. 

Eine  unbefangene  Würdigung  uusers  höheren  Schulwesens  kann 
weder  die  im  Vorstehenden  angedeuteten  Umstände  übersehen,  noch 
auch  das  unberücksichtigt  lassen,  dafs  in  einem  Staat  von  der  Ausdeh- 
nung des  preufsischen  in  der  öffentlichen  Verwaltung  die  mehr  vertrau- 
lichen Verhältnisse  nicht  möglich  sind,  welche  in  mancher  Beziehung 
als  ein  beneidenswerther  Vorzug  kleinerer  Staaten  angesehen  werden 
können.  Erst  von  diesen  Oesichtspuncten  aus  erscheint  die  vermeintliche 
Gesetzlichkeit  unserer  Schuleinrichtung  in  ihrem  rechten  Licht,  und  bei 
einem  Einbliek  in  das  thatsächliche  Verfahren  wird  sich  immer  auch 
die  Vorstellung  von  einer  gehinderten  Entwickelungsfreiheit  als  unhalt- 
bar erweisen. 

Gewifs,  das  Beste  in  der  Schule  geschieht  ohne  gesetzliche  Vor- 
schrift; auch  weist  in  Wirklichkeit  die  Mehrzahl  der  erlassenen  VerfU- 
gangen  vielmehr  auf  Ziele  und  Schranken  hin,  als  dafs  sie  das  Thun 
des  Lehrers  innerhalb  dieser  und  für  den  Weg  zum  Ziel  im  einzelnen 
zu  normiren  beabsichtigen.  Die  Tendenz  sämmtlicher  Anordnungen  geht 
unverkennbar  darauf  bin,  Gesetz  und  Freiheit  nicht  als  Gegensätze, 
sondern  als  nothwendige  Ergänzungen  einer  lebendigen  Einheit  zu  fassen. 
Darin  liegt  die  höchste  An^rderung  an  den  Lehrer  selbst  und  der  Inhalt 
seiner  pädagogischen  Aufgabe  an  den  Schülern.  Lehren  bleibt  eine  freie 
Knnst,  und  Erziehen  eine  Bethätigung  von  Liebe  und  Weisheit:  für  das 
eine  wie  für  das  andere  hat  Gott  dem  deutschen  Volk  besondere  Gaben 
verliehen.  Das  Schulregiment  kann  ihre  Entfaltung  zu  freier  Wirksam- 
keit nicht  verkümmern  wollen.  Wer  näher  zusieht,  wird  finden:  es  ist 
kein  Director  in  Preufsen,  wenn  er  anders  nach  pädagogischem  Beruf 
und  wissenschaftlichem  Geist  wirklich  ein  Director  ist,  der  durch  die 
bestehenden  Anordnungen  und  Gesetze  oder  durch  die  Aufsichtsbehörden 
verhindert  wäre,  ans  der  ihm  anvertrauten  Schule,  falls  sonst  alle  Be- 
dingungen vorhanden  sind,  das  zu  machen,  was  sie  ihrer  Idee  nach 
sein  soll. 

Schon  in  den  Abschnitten  II  bis  VII  stehen  neben  den  allgemein 
verbindlichen  Vorschriften  der  Oberaufsichtsbehörde  auch  Anordnungen 
der  Provinzial- Schulbehörden,  wie  deren  die  zweite  Abtheilung  des 
Bachs  noch  andere,  namentlich  in  den  verschiedenen  Directoren-  und 
Lehrer -Instructionen,  bringen  wird.  Diese  Mannich  faltigkeit  mit  den  in 
Abschn.  X  mitgetheilten  Beispielen  localer  Festsetzungen  zeigt  das  Vorhan- 
densein eines  freien  organischen  Zusammenhangs,  nicht  einer  lähmenden 


Oamfitttk»:  ^.  BüdkM^di^  ciaer  jvnmaziencB  SelbstiBdi^it  nd 
cigudtfoifiehea  LeboHbedbitigaBg  kl  ▼«•  der  prafiBschcs  Scfcvhrer- 
WBltsag  sksals  Tcvkant  vordea.  Der  lakaU  des  leliBia  Ahirhahti 
fCWwHbfffgitt  aa  eiaigea  viehtigeB  Sehea  des  SchaUebeas,  wie  sick 
die  sUgeaeiw»  Graadsitze  im  Besoadera  iadhidaalnireB.  Die  AaswaU 
iü  T4a  rendbiedeaea  Gesiebtqwaetea  aas  gesebeliea,  okoe  da&  ne  m- 
gieiefc  eia  ürtheil  Aber  dea  Werth  des  Aa^eaomoienea  aadi  lakalt  oder 
Fasnaf^  tmüdtfte  aad  aar  Miistergil%es  aafirtellea  wollte.  Ob  z.  &  ia 
dea  sAtd'  nad  Dtseipliaarordanagea  die  gcdilagte  KBne  oder  die  Aaa- 
fUMiehkeit  rorzoziebeBy  aad  ob  alle  eiaselaea  BestimaiaBgea  pidago- 
giseh  xweekakifsig  siad,  kaaa  hier  daUagestelll  bleibea:  es  kam  aar 
daraaf  an,  Betspiele  des  gegea wirtig ,  aad  xwar  ebeaialls  aar  aa  alt- 
pren(sisehen  Schalea,  Besieheadea  xa  gebea;  aad  gerade  eiaige  der 
p9iserea  aater  dea  mitgetheiltea  Sehalordnaagen  k^aaea  daram  tob 
lateresse  leia,  weD  sie  einen  allseitigen  Einbliek  in  den  innem  Haaskalt 
aasgedebnter  Aaslalten  gestatten.  Unter  mehreren  der  Instnietionea 
aad  Sebalordnongen  finden  sieh  Uebereinstimmnngen,  die  theils  aaf 
Benatzang  desselljen  Vorgangs,  theils  auf  Abhingigkeit  der  einen  Toa 
der  andern  hinweisen.  Eine  nähere  Vergleichnng  idrd  aber  immer  er- 
geben, dais  das  Gemeinsame  unter  dem  Einflols  örtlicher  Verhlltaisse 
doch  wieder  ein  Besonderes  geworden  ist,  and  dafo  in  denelbea  Rieh- 
laag  die  Bestimmoagen  bei  der  einen  Schale  Qber  die  bei  der  andern 
biaaosgehea. 

Die  in  den  alten  ProTinsen  vorhandenen  Alnmnate  nad  anderea 
Erxiebongsinstitote  stehen  mit  ihren  Beneficien  gegenwärtig  anch  den 
Bewohnern  der  nenprealsischen  Landestheile  offen.  Die  über  die  Aof- 
aahmebedingnngen  solcher  Anstalten  oft  begehrte  Ansknnft  wird  in 
Abscfaa.  IX  aasreichead  gegeben  sein.  Denselben  Anlals  hat  die  Hinan- 
ftgang  des  Anhangs  über  höhere  Töchterschulen;  nnd  so  will  das  ganie 
Bach  nichts  weiter  als  eine  Handreichung  für  Diejenigen  sein,  welche 
sieh  über  die  bestehenden  preufiBischen  Schuleinrichtungen  in  den  an- 
gegebenen Grenzen  orientiren  wollen. 

Die  zweite  Abthellung  wird  nachfolgen,  sobald  sich  gelegene  Zeit 
dazu  findet  Am  Schlnfs  des  Ganzen  wird  eine  chronologische  Ueber- 
sieht  aller  mitgetheilten  Verfügungen  u.  s.  w.  gegeben  werden;  ebenso 
eia  vollständiges  Register,  für  welches  bei  der  vorliegenden  Abtheilung 
die  das  Zusammengehörige  nachweisende  Inhaltsübersicht  ein  einstweilen 
genügender  Ersatz  sein  wird. 

Berlin,  am  18.  Juli  1867.  L.  W. 
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Abth.  II:  Die  zweite  Abtheilung  des 
vorliegenden  Buchs. 
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U.  u.  P.  0. :  Die  Unterrichts-  and  Prü- 
fungsordnung der  Real-  und  höh. 
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Verf.:  Verfügung. 
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snm  26.  Juni  1848;  Rodbertus  bis  zum  3.  Juli  1848;  v.  Ladenberg  bis 
snm  19.  Dcb.  1860;  v.  Raumer  bis  zum  8.  Novb.  1868:  Dr.  v.  Bethmann- 
Hollweg  bis  zum  10.  Mirz  1868;  seitdem  Dr.  v.  Mühler. 
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Verordnungen  und  Gesetze 


für 


die  höheren  Schulen  in  Preufsen. 


ERSTE    ABTHEILÜNQ. 

Die  Schule. 


I. 

Die  gesetzliche  Grundlage  des  höheren  Schul- 
wesens. 

Uie  allgemeinen  gesetslichen  Vorschriften  für  das  höhere  Schul- 
wesen sind  im  Allgem.  Landrecht  für  die  E.  preufsischen  Staaten  v.  1794 
und  in  der  Verfassangsurkonde  für  den  preoftischen  Staat  v.  31.  Jan. 
1850  enthalten. 

Aus  dem  AUgetn.  Landrecht  gehören  hieher: 

Th.  n  Tit  12.  §.  1.  Schulen  und  Universitäten  sind  Veranstal- 
tungen des  Staats  y  welche  den  Unterricht  der  Jugend  in  nützlichen 
Kenntnissen  und  Wissenschaften  zur  Absicht  haben. 

§.2.  Dergleichen  Anstalten  sollen  nur  mit  Vorwissen 
und  Genehmigung  des  Staats  errichtet  werden. 

§.  9.  Alle  öffentlichen  Schul- und  Erziehungsanstalten  stehen  unter 
der  Aufsicht  des  Staats  und  müssen  sich  den  Prüfungen  und  Visita- 
tionen desselben  zu  allen  Zeiten  unterwerfen. 

§.  10.  Niemandem  soll  wegen  Verschiedenheit  des  Olaubens- 
bekenntnisses  der  Zutritt  in  öffentliche  Schulen  versagt  werden. 

§.11.  Kinder,  die  in  einer  anderen  Religion,  als  welche  in  der 
öffentlichen  Schule  gelehrt  wird,  nach  den  Gesetzen  des  Staats  er- 
zogen werden  sollen,  können  dem  Religionsunterricht  in  derselben 
beizuwohnen  nicht  angehalten  werden. 

§.  54.  Schulen  und  Gymnasia,  in  welchen  die  Jugend  zu  höheren 
Wissenschaften,  oder  auch  zu  Künsten  und  bürgerlichen  Gewerben 
durch  Beibringung  der  dabei  nöthigen  und  nützlichen  wissenschaft- 
lichen Kenntnisse  vorbereitet  werden  soll,  haben  die  äufseren  Rechte 
der  Corporationen. 

§.  55.  Diese  Rechte  werden  durch  die  Schulcollegia,  nach  der 
eingeführten  Schulordnung  jedes  Orts,  ausgeübt. 

§.  56.  Dergleichen  Schulen  stehen  unter  der  nSheren  Direction 
der  dem  Schul-  und  Erziehungswesen  vom  Staate  vorgesetzten  Be- 
hörde, welche  besonders  darauf  sehen  mufs,  dafs  der  Unterricht 
zweckmässig  eingerichtet  und  die  Schule  unter  beständiger  Aufsicht 
gehalten  werde. 

§.  57.  Von  den  Gebäuden,  Grundstücken  und  Vermögen  gilt 
alles,  was  in  Ansehung  der  Kirchen  und  deren  Vermögen  im  vorigen 
Titel  verordnet  ist. 


^  §.  59.   Wo  die  BestelluDg  der  Lehrer  nicht  etwa  gewissen  Per- 

sonen oder  Corporationen;  vermöge  der  Stiftung  oder  eines  besonderen 
Privilegii;  zukommt,  da  gebührt  dieselbe  dem  Staat. 

§.  60.  Auch  da,  wo  die  unmittelbare  Aufsicht  über  dergl.  Schalen 
oder  die  Bestellung  der  Lehrer  gewissen  Privatpersonen  oder  Corpo- 
rationen  überlassen  ist,  können  dennoch  ohne  Vorwissen  und  Ge- 
nehmigung der  dem  Schulwesen  in  der  Provinz  vorgesetzten  BehördOi 
weder  neue  Lehrer  bestellt,  noch  wesentliche  VerSnderungen  in  der 
Einrichtung  des  Schulwesens  und  der  Art  des  Unterrichts  vorgenom- 
men werden. 

§.  61.  Zu  Aufsehern  müssen  Leute  von  hinlänglichen  Kennt- 
nissen, guten  Sitten  und  richtiger  Beurtheilungskraft  gewählt  werden. 

§.  62.  Diese  müssen  junge  Leute,  welche  sich  einer  Lebensart, 
die  gelehrte  Kenntnisse  erfordert,  widmen  und  zu  dem  Ende  die 
Universität  beziehen  wollen,  gleichwohl  aber  sich  durch  OeistesHlhig- 
keiten  und  Anlagen  zu  einer  gründlichen  Gelehrsamkeit  nicht  aus- 
zeichnen, vom  Studiren  ernstlich  abmahnen,  und  deren  Eltern  und 
Vormünder  dahin  zu  vermögen  suchen,  dafs  sie  dergleichen  mittel- 
mäfsige  Subjecte  zu  anderen  nützlichen  Gewerben  in  Zeiten  anhalten. 

§.  63.  Dagegen  sollen  junge  Leute,  welche  vorzügliche  Fähig- 
keiten und  Anlagen  zeigen,  zur  Fortsetzung  ihrer  Studien  aufgemuntert 
und  unterstützt  werden. 

§.  64.  Kein  Landeseingebomer,  welcher  eine  öffentliche  Schule 
besucht  hat,  soll  ohne  ein  von  den  Lehrern  und  Sehulaufsehem 
unterschriebenes  Zeugnifs  über  die  Beschaffenheit  der  erworbenen 
Kenntnisse  und  seines  sittlichen  Verhaltens  von  der  Schule  entlassen 
werden. 

§.  65.  Die  Lehrer  bei  den  Gymnasien  und  anderen  höheren 
Schulen  werden  als  Beamte  des  Staats  angesehen. 

§.  76.  Wer  sich  Studirens  halber  auf  eine  Universität  begiebt| 
ist  schuldig,  bei  dem  Vorsteher  des  akademischen  Senats  sieh  zur 
Einschreibung  zu  melden. 

§.  77.  Der  Einzuschreibende  mufs  sein  mitgebrachtes  Sohul- 
zeugniss  vorlegen  (§.  64). 

Anhang  §.  133.  Wer  n^it  dem  Zeugnifs  der  Unreife  die  Universität 
bezieht,  kann  auf  keine  Beneficien  Anspruch  machen. 

Th.  II.  Tit  2.  §.  74.  Die  Anordnung  der  Art,  wie  das  Kind 
erzogen  werden  soll,  kommt  hanptsächlich  dem  Vater  zu. 

§.  75.  Dieser  mu(^  vorzüglich  dafür  sorgen,  dafo  das  Kind  in 
der  Religion  und  nützlichen  Kenntnissen  den  nOthigen  Unterricht 
nach  seinem  Stande  und  Umständen  erhalte. 

Th.  II.  Tit  18.  §.  311.  Minderjährige  müssen  durch  eine  ihrem 
Stande  Vermögen  und  Fähigkeiten  angemessene  Erziehung  zu  tugend- 
haften und  brauchbaren  Bürgern  möglichst  ausgebildet  werden. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde  vom  31.  Jan.  1850  sind: 

Art.  14.  Die  christliche  Religion  wird  bei  denjenigen  Einriehtnngea 
des  Staats,  welche  mit  der  Religionsübung  im  Zusammenhange  stehen, 
unbeschadet  der  in  Art  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit,  zum 
Grunde  gelegt. 

Art  15.   Die  evangelische  und  die  römisch -kalholitebe  Kirehe, 


80  wie  jede  andere  Religionsgesellschaft ,  ordnet  und  verwaltet  ihib* 
Angelegenheiten  selbstlindig  und  bleibt  im  Besitz  und  Oenurs  der  für 
ihre   Caltns-,   Unterrichts-  und  WohlthXtigkeitszwecke  bestimmten 
Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds. 

Art.  21.  Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen 
genügend  gesorgt  werden. 

Art.  22.  Unterricht  au  ertheilen  und  Unterrichtsanstalten  zu 
gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittliche, 
wissenschaftliche  und  technische  Befähigung  den  betreffenden  Staats- 
behörden nachgewiesen  hat. 

Art.  23.  Alle  öffentlichen  und  Privat-Unterrichts-  und  Erziehungs- 
anstalten stehen  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  ernannter  Behörden. 
Die  öffentlichen  Lehrer  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staata- 
diener. 

Art  26.  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  ganze  Unterrichtswesen. 

Art.  112.  Bis  zum  Erlafs  des  in  Art  26  vorgesehenen  Gesetzes 
bewendet  es  hinsichtlich  des  Schul-  und  Unterriditswesens  bei  den 
jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 


IL 

Die  verschiedenen  Arten  der  höheren  Schulen. 
Ihre  Aufsichtsbehörden  und  deren  Obliegenheiten. 

Der  Begriff  der  höheren  Schule  ist  flir  den  officiellen  Gebrauch 
nicht  festgestellt  In  gesetzlichen  Verordnungen  pflegen  die  dahin,  zu 
rechnenden  Uuterricbtsanstalten  uamhaft  gemacht  zu  werden.  Das 
Pensionsreglement  v.  28.  Mai  1846  z.  B.  zählt  als  höhere  Schulen,  deren 
Lehrer  pensionsberechtigt  sind,  auf:  Gymnasien  und  andere  zur  Uni- 
versität entlassende  Lehranstalten;  ferner  ProgymnasieU;  höhere  Bürger- 
schulen (d.  h.  nach  der  jetzt  üblichen  Bezeichnung:  Real-  und  höhere 
Bürgerschulen ) y  SchuUehrerseminarien ,  Taubstummen-  und  Blinden- 
anstalten, Kunstschulen. 

Als  wesentliches  und  unterscheidendes  Kriterium  der  höheren  Schule 
kann  weder  der  Unterricht  in  fremden  Sprachen,  noch  die  Abhaltung 
von  Abgangsprüfungen,  noch  der  Besitz  besonderer  Berechtigungen 
angesehen  werden.  Der  Begrifi*  begrenzt  sich  gegen  die  Elementar- 
schule durch  einen  über  das  nächste  Bedürfniss  hinausgehenden  Unter- 
richt, gegen  die  Fachschule  durch  die  Ziele  allgemeiner  geistiger  Bildung, 
gegen  die  Universität  durch  den  propädeutischen  Charakter  des  Unter- 
richts der  höheren  Schule. 

Alle  höheren  Schulen,  welche  bei  der  vorliegenden  Zusammenstellung 
in  Betracht  kommen,  haben  aufser  der  ihnen  mit  der  allgemeinen  Volks- 
sehule  gemeinsamen  Bestimmung,  bei  der  religiösen,  sittlichen  und 
nationalen  Anferziehung  der  Jugend  Hülfe  zu  leisten,  den  besonderen 
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Sweok,  die  Ornndlagen  der  wissenschaftlichen  Bildung  sn  gewMhren, 
welche  zur  Theilnahme  an  den  höheren  Aufgaben  des  Lebens  im  Staat, 
in  der  Kirche  nnd  in  der  bürgerlichen  Oesellschaft  befähigt 

Dies  Gemeinsame  sondert  sich  nach  der  historischen  Eptwickehing 
des  höheren  Schulwesens  gegenwärtig  in  zwei  Richtungen,  eine  gym- 
nasiale und  eine  reale. 

1.  Gymnasialanstalten  j  p^JJ^Sen. 

i  Realschulen  erster  Ordnung, 
Realschulen  sweiter  Ordnung, 
höhere  Bürgerschulen. 

Die  Gymnasien  sind  vorzugsweise  und  nach  ihrer  ursprünglichen 
Bestimmung  die  eigentlichen  Vorbereitungsanstalten  ftlr  das  üniversitäta- 
stndium.  Vermöge  der  universellen  Bedeutung  ihrer  Mittel  zu  diesem 
Zweck  sind  sie  zugleich  am  meisten  geeignet,  die  Grundlagen  höherer 
Geistesbildung  überhaupt  zu  gewähren. 

Die  Realschulen  haben  Überwiegend  die  Bestimmung,  die  ftr 
praktische  Berufsarten  sowie  ftlr  den  Eintritt  in  höhere  technische 
Fachschulen  erforderliche  allgemein -wissenschaftliche  Vorbereitung  ra 
geben. 

Die  weitere  Verschiedenheit  beider  Kategorien,  ihre  zulässige  Com- 
bination  u.  s.  w.  s.  in  Abschn.  IV.  ^ 

üeber  Alumnate,  Gonvicte  und  geschlossene  Erziehungsanstalten 
Überhaupt  s.  Abschn.  IX. 

Ueber  höhere  Töchterschulen  sind  im  Anhang  einige  Mittheilungen 
von  allgemeinerem  Interesse  zusammengestellt 


Die  Au&ichtsbehördeiL 

1.  Die  Gentralverwaltung. 

Das  K.  Ministerium  der  geistliehen,  Unterrichts-  nnd  Medieinal- 
Angelegenheiten  in  Berlin. 

Von  demselben  retsortirt  in  oberster  Instanz  das  gesammte  ünter- 
richtswesen  ohne  Unterschied  der  Confession;  ebenso  alle  Anstalten  und 
Vereine  ftlr  Wissenschaft  nnd  Kunst 

2.  Die  Provinzialverwaltung. 

A.  Die  K.  Provinzial-Sehuleollegien  zn  Königsberg  in  Pr., 
Berlin,  Stettin,  PoMn,  Breslau,  Magdeburg,  Münster,  Coblenz. 

Dienstinstruetion  ftlr  die  Consistorien  v.  93.  Octb.  1817  (0.8. 
p.  999. 987. 940).  von  denen  dnreh  die  0. 0.  v.  3 1.  Dcb.  1895  (0. 8.  ▼. 
1896  p.  5  tr.)  die  Prov.  8cknleollegien  als  eine  anssehliesslieh  fdtir  die 
Verwaltung  des  höheren  Schalwetens  bestimmte  Behörde  aosgesosdert 
worden  sind. 

Instmctionsmässig  gehören  znm  Re«soH  derteibea  alle  höheren 
Behulea,  während  die  ElemeaUr-,  Bttrger-  nnd  StadtM^hnlen,  sowie  die 
Privat -Braiekaigt-  ind  UnlmielUsaMlaN«i   der  Awhkkt  nd  Ver- 


waltQDg  der  K.  Regierungen  untergeben,  die  Universitäten  und 
Akademien  aber  unmittelbar  von  dem  E.  Ministerium  abhängig  sind. 

Der  Gescbäflskreis  der  K.Pro  v.  Scbuleollegien  umfafst  gemäls 
der  Instruction  v.23.0ctb.l817  1.  alle  sich  auf  den  pädagogischen  Zweck 
der  ünterrichtsanstalten  im  allgemeinen  beziehenden  Gegenstände.  2.  Prü- 
fling der  Grundpläne  oder  Statuten  der  Schulen  und  Erziehungsanstalten. 
3.  die  Prüfung  neuer,  die  Revision  und  Berichtigung  schon  vorhandener 
Schulordnungen  und  Reglements;  imgleichen  die  Disciplinargesetze; 
nicht  minder  die  Abgabe  zweckmäbiger  Vorschläge  behufs  Abstellung 
der  beim  Erziehungs-  und  ünterrichtswesen  eingeschlichenen  Mifs- 
brauche  und  anzutreffenden  Mängel.  4.  Prüfung  der  im  Gebrauch  be- 
findlichen Schulbücher;  Bestimmung  derjenigen,  welche  abzuschaffen 
oder  neu  einzuführen,  nach  vorheriger  Genehmigung  des  vorgesetzten 
Ministerii.  5.  Abfassung  neuer  Schulbücher,  welche  jedoch  nicht  ohne 
Genehmigung  des  vorgesetzten  Ministerii  gedruckt  werden  dürfen.  8.  An- 
ordnung der  Abiturienten -Prüfungscommissarien  und  Prüfung  der  Ver- 
handlungen der  Abiturientenprüfungen  bei  den  gelehrten  Schulen.  9.  Die 
Aufsicht,  Leitung  und  Revision  der  gelehrten  Schulen,  welche  zur  Uni- 
versität entlassen.  10.  Die  Anstellung,  Beförderung  *),  Disciplin,  Suspen- 
sion und  Entlassung')  der  Lehrer  bei  diesen  Schulen. 

Auch  die  sämmtlichen  Externa,  die  Vermögensverwaltung,  sowie 
das  Gassen-  und  Rechnungswesen  der  höheren  Schulen,  nach  der  In- 
struction V.  23.  Octb.  1817  zum  Ressort  der  E.  Regierungen  gehörig,  ist 
mit  wenigen  Ausnahmen  auf  die  K.  Prov.  Schulcollegien  übergegangen. 

Vorsitzender  des  K.  Prov.  SchulcoUegiums  ist  der  betreffende  K. 
Ober -Präsident,  Director  der  Vice -Präsident  derjenigen  K.Regierung, 
welche  am  Ort  des  E.  Ober-Präsidiums  ihren  Sitz  hat  Zu  jedem'  ächul- 
collegium  gehört  mindestens  Ein  mit  specieller  Wahrnehmung  der  In- 
teressen des  höheren  Schulwesens  beauftragter  technischer  Rath.  In 
den  Prov.  Schulcollegien  zu  Eönigsberg  in  Pr.,  Posen,  Breslau,  Münster, 
Coblenz  haben  die  evangelischen  und  die  katholischen  höh.  Lehranstalten 
je  einen  besonderen  technischen  Referenten.  Beim  Prov.  Schulcollegium 
zu  Berlin  ist  das  höh.  Schulwesen  der  Provinz  Brandenburg  seinem  Um- 
fange gemäfs  durch  zwei  technische  Räthe  vertreten.  —  Als  Justitiarien 
fnngiren  bei  den  E.  Prov.  Schulcollegien,  aufser  in  Berlin,  die  Justi- 
tiarien der  betreffenden  E.  Consistorien. 

Auf  das  Recht  der  Anstellung  der  Director^n  und  Lehrer  an 
höh.  Schulen  beziehen  sich: 

Die  K.Verordnung  v.  9.  Dcb.  1842  (G.S.  v.  1843  p.  1.2):  §.1.  Das 
Recht  zur  Anstellung  und  Beförderung  der  Lehrer  an  den  Gymnasien  und 
Schullehrerseminarien ,  und  wo  diese  Anstalten  dem  Patronate  einer  Stadt, 
oder  anderen  Corporation  unterworfen  sind,  das  Recht  zur  Bestätigung  der 
Lehrer  steht  den  Prov.  Schulcollegien  zu;  diese  müssen  jedoch  zu  der  An- 
stellung, Beförderung  oder  Bestätigung,  sofern  solche  nicht  blofs  einen  Hülfs- 
lehrer,  oder  einen  auf  KüudiguDg  angestellten  technischen  Lehrer  betrifft, 
die  Genehmigung  des  Ministeriums  der  geistl.  etc.  Angl.  einholen.  Auch  sind 
diraelben  verpflichtet,  wenn  das  Ministerinm  sich  in  einzelnen  Fällen  veran- 
lafst  findet,  wegen  der  Anstellung,  Beförderung  oder  Versetzung  eines  Leh- 
rers besondere  Anweisung  zu  ertheilen,  diese  Anweisung  zu  befolgen.   Dem 


1)  Üeber  das  AnsteUungsrecbt  etc.  s.  weiterhin  die  neueren  Verfügungen. 
^  S.  Abth.  n  das  Disciplinargesets  r.  21.  Juli  1852. 
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MiniBterinm  ist  daher  von  jeder  Erledigung  einer  Lehrerstelle  sofort  Anieige 
SU  machen. 

§.  2.  Die  Bestimmungen  des  §.  1  finden  auch  auf  die  Anstellung,  Be- 
förderung und  Versetzung,  imgleichen  auf  die  Bestätigung  der  Lehrer  an 
den  zur  f^ntlassungsprttfung  berechtigten  höheren  Bürger-  und  Realschulen 
mit  der  Mafsgabe  Anwendung,  dafs  in  Beziehung  auf  diese  Anstalten  die 
Regierung  in  die  Stelle  des  Prov.  Schnlcollegiums  tritt. 

§.  3.  Die  Ernennung  der  Directpren  der  in  den  §§.  1  und  2  erwähnten 
Unterrichtsanstalten,  imgleichen  die  Bestätigung  der  Directoren  in  den  Fällen, 
wo  jene  Anstalten  dem  Patronate  einer  Stadt  oder  Corporation  unterworfen 
sind,  behalten  Wir  Uns  Selbst  vor. 

§.4.  In  den  Rechten  der  Patrone  der  gedachten  Unterrichtsanstalten 
zur  Wahl  der  Directoren  und  Lehrer  wird  durch  die  Bestimmungen  der 
§§.  1  —  3  nichts  geändert  Friedrich  Wilhelm. 

Die  CO.  V.  26.  Aug.  1859:  Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriums 
V.  23.  Aug.  d.  J.  genehmige  Ich,  dafs  die  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten 
Realschulen  von  dem  Verwaltungsressort  der  Regierungen  in  das  der  Prov. 
Schulcollegien  fibergehen,  mit  der  Mafsgabe.  dafs  diese  Uebertragnng  zuvOr- 
derst  nur  die  Realschulen  erster  Ordnung  betrifft,  demnächst  aber  auf  die 
flbrigen  Realschulen  Anwendung  findet,  je  nachdem  der  Minister  der  geistl. 
etc.  Angl.  sie  ffir  wttrdig  erklärt,  der  ersten  Ordnung  von  Schulen  derselben 
Kategorie  beigezählt  zu  werden.  Wilhelm. 

Die  C.  0.  V.  10.  Novb.  1862:  Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriums 
V.  8.  d.  M.  will  Ich  Sie,  den  Minister  der  geistl.  etc.  Angl.  hiedurch  ermächtigen, 
in  Bezug  auf  die  Ausführung  der  Verordnung  vom  9.  Dcb.  1842,  die  Anstd- 
lung  der  Directoren  und  Lehrer  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  be- 
treffend, die  Modification  eintreten  zu  lassen,  dafs  die  den  Prov.  Schulcol- 
legien. resp.  den  Regierungen  obliegende  Verpflichtung,  für  die  Anstellung, 
Beföraerung  oder  Bestätigung  sämmtlicher  ordentlicher  Lehrer  an  Gymna- 
sien, Real-  und  höheren  Bürgerschulen  Ihre  Genehmigung  einzuholen,  bis 
auf  weiteres  dahin  beschränkt  wird,  dafs  diese  Genehmigung  von  den  Prov. 
Schulcollegien  nur  für  die  Oberlehrer  an  den  Gymnasien,  den  Reaisohulen 
erster  Ordnung  und  den  mit  Berechtigungen  versehenen  Progymnasien,  so- 
wie für  die  Rectoren  der  letzteren,  und  ebenso  von  den  Regierungen  nur 
für  die  Oberlehrer  an  den  Realschulen  zweiter  Ordnung  und  an  den  aU 
höhere  Bürgerschulen  nach  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  v.  6.  Octb. 
1859  anerkannten  Lehranstalten,  sowie  für  die  Rectoren  der  letzteren,  ein- 
zuholen ist,  die  Anstellung,  Beförderung  oder  Bestätigtiuff  aller  flbrigen  Leh- 
rer an  den  Schulen  der  genannten  Kategorien  aber  den  betreffenden  Provin- 
zialbehörden  fiberiassen  wird.  In  Bezug  auf  die  Directorstellen  an  den  Gym- 
nasien und  Realschulen,  sowie  in  Bezug  auf  die  Director-  und  Lehrerstellen 
an  den  Schullehrerseminarien  verbleibt  es  bei  der  Verordnung  v.  9.  Decb.  1842. 

Wilhelm. 

Die  dazu  gehörige  Ausführungsverordnung  des  Ministers  etc.  v.  2.  Jan. 
1863*)  enthält  u.a.  die  Bestimmungen: 

.lieber  die  Anstellung  der  Religionslehrer  ist  nach  vorgängigem  Beneh- 
men mit  den  betreffenden  geistlichen  Behörden  jedesmal  (an  den  Minister) 
lu  berichten. 

Einer  Berichterstattung  bedarf  es  femer  nicht  nur  bei  Gründung  neuer 
Stellen,  sondern  auch  in  allen  Fällen,  wo  mit  Anstellungen  oder  Asoensionei 
Etatsveränderungen  verbunden  sind,  desgleichen  wenn  bei  königl.  Anstalten 
oder  bei  solchen,  die  einen  Zuschufs  aus  Staatsfonds  besiehen,  durch  die 
Pensionirung  eines  Lehrers  der  Etat  berührt  wird:  ebenso  wenn  die  Re- 
muneration eines  stellvertretenden  Lehrers  sich  nicht  innerhalb  des  Besol- 
dungsetats der  Anstalt  hält*' 

>)  S.  Abth.  IL 


Asceosionen  innerhalb  der  Oberlehrerstellen  bedürfen  der  Genehmigung 
des  Ministen.  (Min.  Verf.  v.  1.  Febr.  1867).  —  Ebenso  die  Anstellung  oder  Be- 
Bchäftigung  von  Ausländem. 

Die  CO.  V.  1 1.  Mai  1863:  In  Meiner,  die  Anstellung  oder  Beförderung 
der  Directoren  nnd  Lehrer  an  höheren  Unterrichtsanstalten  betrefienden  Ordre 
T.  10.  Novb.  V.  J.  ist  bestimmt  worden,  dafs  die  Genehmigung  zur  Anstellung 
oder  Bestätigung  der  Rectoren  und  Oberlehrer  an  den  mit  besonderen  Be- 
rechtigungen versehenen  Progymnasien  von  den  Prov.  Sehulcollegien 
eingeholt  werden  soll.  Es  ist  Meine  Absicht  gewesen,  die  bezeichneten  Pro- 
grmnasien,  soweit  sie  nicht  bisher  schon  in  das  Ressort  der  Prov.  Sehulcollegien 
flbergegangen  waren,  in  Gemäfsheit  jener  Bestimmung  dem  Ressort  dieser 
ProvinzialbehOrden  zuzuweisen,  wie  ich  zur  Beseiti^cung  etwaiger  Zweifel  auf 
den  Bericht  des  Staatsministeriums  v.  5.  d.  M.  hiedurch  ausdrücklich  bestimme. 

Wilhelm. 

B.  Die  K.  Regierungen  zu  Königsberg  in  Pr.;  Onmbinnen, 
Marien werder,  Danzig;  Potsdam,  Frankfurt  a.  0.;  Stettin^  Cöslin,  Stral- 
annd;  Breslau,  OppelU;  Liegnitz;  Posen,  Bromberg;  Magdeburg,  Merse- 
burg, Erfurt;  Münster,  Minden,  Arnsberg;  Cöln,  Düsseldorf,  Aachen^ 
Trier,  Coblenz,  Sigmaringen. 

Zum  Ressort  derselben  gehören  autser  den  Elementar-,  Bürger-  nnd 
Stadtschulen  und  dem  gesammten  Privatschulwesen  den  vorerwähnten 
königl.  Verordnungen  gemäfs  auch  die  Realschulen  zweiter  Ord- 
nung und  die  höheren  Bürgerschulen,  sofern  diese  Anstalten 
nicht  mit  Gymnasien  verbunden  sind;  ebenso  die  Progymnasien,  welche 
noch  keine  Berechtigung  in  Bezug  auf  den  einjährigen  Militairdienst 
erhalten  haben. 

Bei  mehreren  Regierungen  besteht  eine  besondere  „Abtheilung  für 
Kirchen-  nnd  Schulwesen^.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  werden  die 
betreffenden  Angelegenheiten  von  der  Abtheilung  des  Innern  (l.Abth.) 
bei  der  K.  Regierung  verwaltet.  In  einigen  Provinzen  nehmen  die 
Provinzial-Schulräthe  an  den  Geschäften  der  K.  Regierung  Theil,  welche 
ihren  Sitz  an  demselben  Orte  hat;  ebenso  sind  die  Regierungs-Schul- 
räthe  nach  Mafsgabe  ihrer  Functionen  zugleich  Mitglieder  des  K.  Schul- 
collegiums  der  betreffenden  Provinz.  In  Berlin  gehören  zur  Competenz 
des  K.  Prov.  Schulcollegiums  ausnahmsweise  auch  die  an  anderen  Orten 
den  K.  Regierungen  zugewiesenen  Schulangelegenheiten. 

Die  K.  Prov.  Sehulcollegien  und  die  K.  Regierungen  erstatten  dem 
Minister  von  drei  zu  drei  Jahren  einen  Verwaltungsbericht  über  die 
höheren  Schulen  ihres  Ressorts,  einen  Bericht  über  den  Frequenzstand 
derselben  halbjährlich.  Von  allen  wichtigeren  CircularverfUgungen,  welche 
sie  erlassen,  senden  sie  dem  Minister  Abschrift  ein. 

Die  Befngnifs  der  Provinzialbehörden,  die  Ausführung  der  Schul - 
etats  zu  überwachen,  geht  schon  aus  demjenigen  hervor,  was  oben 
(p.  6)  aus  der  auf  die  Anstellungen  bezüglichen  Min.  Verfügung  v. 
2.  Jan.  1863  angeführt  ist.   Ebendahin  gehören: 

C.  Verf.  V.  9.  Apr.  1843  an  die  K.  Prov.  Sehulcollegien: „1.  Bei 

allen  Gymnasien  und  Schullehrerseminarien ,  sie  mögen  einen  Zaschufs  aus 
Staatscassen  erhalten  oder  nicht,  kann  das  Prov.  Seh.  C.  Über  die  etatsmäfsi- 
gen  Fonds  zu  den  vorgeschriebenen  Zwecken  verfügen.  2.  Ist  im  Etat 
ein  besonderer  Titel  zu  Unterstützungen  bestimmt,  so  kann  darüber,  sofern 
alle  anderen  Ausgaben  durch  die  etatsmäfsigen  Fonds  gedeckt  sind,  am 
Schlufs  des  Jahres  bis  zum  Betrage  von  50  Thlr.  für  einen  einzelnen  Lehrer 
ohne  Genehmigung  des  Ministeriums  verfügt  werden.   IStaatsministerialbe- 
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schlufs  y.  10.  Juli  1852:  Lehrern,  deren  Diensteinkomroen  den  Betrag  von 
1000  Thlr.  übersteigt,  dürfen  nur  ausnahmsweise  in  aursergewOhnlichen  Fil- 
len  Unterstützungen  gewährt  werden.]  3.  Insofern  bei  Erledigung  einer 
Stelle  eine  Stellvertretung  nothwendig  und  angeordnet  ist,  können  die  Kosten 
der  Stellvertretung,  aber  keine  Unterstützungen  aus  dem  vacanten  Gehalt 
ohne  vorgängige  Genehmigung  des  Ministeriums  bestritten  werden.  4.  Ueber 
Ersparnisse  bei  irgend  einem  Ausgabetitel  kann  zu  anderen  Zwecken  nur 
mit  Genehmigung  des  Ministeriums  bestimmt  werden.  [In  allen  Fällen  ist 
die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlich,  wenn  Anstaltsmittel  zu 
anderen  Zwecken  als  zu  denjenigen,  welchen  sie  im  Etat  zunächst  gewidmet 
sind,  verwandt  werden  sollen.]  5.  Ueber  Mehreinnahmen  an  Soholgdd 
kann  bei  den  Gymnasien,  welcne  Zuschüsse  aus  Staatscassen  beziehen,  nur 
mit  Genehmigung  des  Ministeriums,  bei  Chrmnasien,  welche  keine  solche  Zu- 
schüsse beziehen,  ohne  Genehmigung  desselben  verfügt  werden.  Sollen 
daraus  Unterstützungen  an  Lehrer  bewilligt  werden,  so  darf  der  Betrag  der- 
selben für  einen  einzelnen  Lehrer  50  Thlr.  nicht  fibersteigen ;  sonst  ist  höhere 
Genehmigung  erforderlich.  6.  Die  im  Etat  angenommenen  Gehälter  dür- 
fen ohne  Genehmigung  des  Ministeriums  weder  erhöht  noch  vermindert  wer- 
den [sofern  nicht  m  einzelnen  Fällen  den  Prov.  Seh.  Collegien  eine  selbstia- 
dige  Regulirung  der  Lehrerbesoldungen  nach  Mafsgabe  des  Normaletata  fttr 
die  Gymnasien  überlassen  worden  ist  S.  auch  weiterhin  die  Verf.  t.  12.  Mai 
1866].  7.  Sofern  die  angestellten  Lehrer  das  etatsmäfsige  Einkommen  der 
ihnen  übertragenen  Stellen  noch  nicht  beziehen,  ist  zur  Verwendung  des  er- 
sparten Gehalts  die  Genehmigung  des  Ministeriums  nur  dann  erforderlich,  wenn 
die  Anstalt  Zuschüsse  ans  der  Staatscasse  erhält^ 

Min.  Verf.  v.  20.  Aug.  1863: Nach  der  Instruction  t.  8.  Septb.  1819^) 

soll  in  den  Etats  der  Gymnasien  und  sonstigen  höheren  Schulen  das  gesammte 
Vermögen  derselben  nachgewiesen  werden,  so  dafs  daraus  alle  feststehenden 
Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Anstalten  ersehen  werden  können.  Diese 
Vorschrift  ist  namentlich  in  Bezug  auf  die  Stiftungen,  welche  an  den 
einzelnen  Schulen  fundirt  sind,  von  erheblicher  Bedeutung,  weil  sie  ein  ge- 
eignetes Mittel  darbietet,  Verdunkelungen  und  Verlusten  vorzubeugen.  Vollends 
bei  Anstalten  landesherrlichen  Patronats  oder  Compatronats  wird  auf  Erfül- 
lung derselben  besonders  zu  achten  sein. 

Min.  Verf.  v.  25.  Juli  1862:  Die  K.  Regierung  befindet  sich  im  Irrthum, 
wenn  Dieselbe  glaubt,  dafs  Ihr  eine  Mitwirkung  bei  der  Festsetzung  dea 
Schulgeldes,  welches  für  den  Besuch  der  mit  der  höheren  Bfirgertebule 
in  N.  verbundenen  beiden  Vorbereitnngsciassen  entrichtet  wird,  nicht  zu- 
stehe. Eine  solche  Mitwirkung  gebührt  der  K.  Regierung  nach  der  Regie- 
rungs- Instruction  v.  23.  Octb.  1817,  und  auch  deshalb,  weil  Dieselbe  darüber 
zu  wachen  hat,  dafs  das  Schulgeld  in  den  zu  ihrem  Ressort  gehörigen  An- 
stalten im  allgemeinen  nicht  zu  hoch  gegriffen,  und  dadurch  der  Besudi 
derselben  insbesondere  dann  nicht  zu  sehr  beschränkt  werde,  wenn  diese 
iüistalten  gröfstentheils  aus  Communalfonds  unterhalten  werden. 

Min.  Verf.  v.  12.  Mai  1866:  Bei  Anstalten,  welche  aus  Staatsfonds  nicht 
subventionirt  werden,  bedarf  es  zur  Gründung  neuer  Lehrerstellen  und  za 
Gehaltsverbesscrungen  der  ministeriellen  Genehmigung  nicht;  es  ist  darüber 
nur,  sofern  das  Eine  oder  das  Andere  mit  Gutheifsung  des  K.  Prov.  Schul- 
coUegiums  (oder  der  K.  Regierung)  erfolgt  ist,  Anzeige  an  den  Minister  za 
erstatten. 

G.  Verf.  V.  29.  Novb.  1865  an  die  K.  Prov.  Schulcolle^en :  „Ich  habe 
mehrfach  wahrgenommen,  dafs  bei  Instituten  der  Untcrrichtsverwaltungi 
welche  ihre  etatsmäfsigen  Bedürfhifszuschfisse  aus  Staatsfonds  unausgesetzt 
voll  erhoben  haben,  Ersparnisse  capitalisirt  worden  sind.   Die  Capitalisi* 


1)  S.  ▼.  Ksmptz  Annalen  B.  m  p.  738  ff. 
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rang  von  Ersparnissen  bei  Erhebung  von  Bedürfhilszuschüssen  ist  je- 
doch anstatthaft,  da  Bedarfnifszuschüsse  ihrer  Natar  nach  nur  soweit  be- 
zogen werden  dürfen,  als  die  sonstigen  Einnahmen  der  subventionirten 
Institute  znr  Deckung  der  Ausgaben  der  letzteren  nicht  hinreichen.  Die 
Verwaltungen  der  betheiligten  Gymnasien,  Progymnasien,  Real-  und  höheren 
Bürgerschulen  etc.,  sowie  der  Schullehrer-  und  der  Lehrerinnen -Seminarien 
Bind  deshalb  anzuweisen,  die  etatsmäfsigen  Bedürfnifszuschttsse  der  resp.  An- 
stalten fortan  nur  soweit  zu  erheben,  als  dieselben  zur  Bestreitung  der  un- 
Tenneidliohen  Ausgaben  erforderlich  sind,  Gapitalisirungen  von  Ersparnissen 
aber  nur  da  vorzunehmen,  wo  keine  Bedtirfnlfszuschttsse  erhoben  worden 
oder  wo  der  Etat  die  Vermehrung  des  Capitalvermögens  ausdrücklich  an- 
ordnet. 

Bei  Revision  derjenigen  Rechnungen  der  betheiligten  Institute,  welche 
nicht  an  die  K.  0.  Rechnungskammer  gehen,  ist  künnig  alljährlich  zu  prü- 
fen, ob  die  Bedürfhifszuschüsse  wirklich  nur  nach  Bedarf  erhoben  und  ob 
dieselben  bestimmungsmäfsig  verwendet  worden  sind,  lieber  das  Ergebnüli 
dieser  Prüfung  ist  nach  beendeter  Revision  jeder  Rechnung  eine  Bescheinigung 
dahin  auszufertigen, 

Dafs  die  in  der  Rechnung  des  Gymn.  zu  N.  N.  pro  18 . .  in  Ein- 
nahme gestellten  Beträge  an  Bedürfnifszuschüssen  mit  zusammen  «-.  Thlr. 
. .  Sgr.  . .  Pf.  zu  den  Zwecken  ihrer  Bewilligung  wirklich  erforderlich  ge- 
wesen sind,  dafs  unter  den  mittels  derselben  und  der  sonstigen  Einnah- 
men der   genannten  Anstalt  bestrittenen  Ausgaben   keine,   resp.   keine 
weiteren  Ausgaben  zur  Capitalansammlung,  als  der  Etat  ausdrücklich  an- 
ordnet, sich  befinden,  dafs  beim  Rechnungsabschlufs  aufser  einem  Be- 
triebsfonds von  ..Thlr.  ..Sgr.  ..Pf.  andere  baare  Bestände,   als  der 
Etat  zur  Uebertragung  in  das  folgende  Jahr  ausdrücklich  gestattet,  oder 
znr  Berichtigung  bestimmt  zu  bezeichnender  Ausgabereste  haben  reser- 
virt  werden  müssen,  nicht  verblieben  sind,  und  sonach  auf  die  erhobenen 
Zuschulsbeträge  nichts,  resp.  nicht  mehr  als  . .  Thlr.  . .  Sgr.  . .  Pf.  zu- 
rflckzuliefem  ist 
Üiese  Bescheinigung  ist  nach  beendeter  Rechnnngsrevision  der  Regie- 
rnngs-Hanptcasse,  aus  welcher  der  Zuschufs  erfolgt,  zur  Justificimng  der 
betreff.  Hauptrechnung  sofort  zuzustellen,  und  gleichzeitig  wegen  Zurück- 
lieferung   der  etwa  überhobenen  Zuschufsbeträge  das  NOthige  anzuordnen, 
»ach  hievon  eventl.  der  betreff.  K.  Regierung  behufs  Ertheilung  der  erforder- 
lichen Rückeinnahme -Ordre  Mittheilung  zu  machen.'' 

G.  Die  K.  WiBsenBchaftlichen  PrUfuDgacommisBioDeDy 
deren  je  eine  sich  in  jeder  Universitätsstadt  befindet;  sind  die  Prüfuogs- 
behörden  ftir  die  Candidaten  des  höheren  Schulamts  *).  Aufserdem  liegt 
ihnen  die  Superrevisioo  der  Abiturienten-PrUfungsverhaodlungen  aus  den 
betreffenden  Provinzen  ob.  Die  R.  Wiss.  PrUfungscommission  zu  Breslau 
fungirt  für  die  Provinzen  Schlesien  und  Posen.  Der  Director  jeder 
Commission  erstattet  über  die  Thätigkeit  derselben  alljährlich  an  den 
Minister  einen  Geschäftsbericht. 

D.  Die  geistliche  Beaufsichtigung  der  höheren  Schulen. 
Dieselbe  wird  bei  den  evangelischen  höheren  Schulen  durch  die  K. 
General -Superintendenten  geübt  gemäss  der  für  sie  bestehenden  In- 
struction V.  14.  Mai  1829: 

1.  Die  General-Superintendenten  sind  Geistliche,  welche  als  Vorgesetzte 
mehrerer  Superintendentursprengel  neben  den  Prov.  Consistorien  und  den 
Regierungsabtheilungen  für  das  Kirchen-  und  Schulwesen  die  Angelegen- 

»)  S.  Abth.  n. 
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heiten  der  evtmg,  Kirofaen  ihres  Bezirks  persönlich  %n  beaufsichtigen  und 
auf  sie  einzuwirken  befugt  und  verpflichtet  sind.  2.  Sie  bilden  keine  Zwi- 
Bchoninstanz,  sondern  sind  den  geistlichen  Provinzialbehörden  beigeoidnel, 
und  stehen  wie  diese  in  ihrer  Qualität  als  Gen.  Superintendenten  unmittel- 
bar unter  dem  Ministerium  der  geistl.  etc.  Angl. 

6.  Die  Gegenstände,  auf  welche  sie  ihr  Augenmerk  vorzüglich  la  Hell- 
ten haben,  sind:/)  die  Beschaffenheit  der  Elementar-  und  niederen  Bürger- 
schulen, als  der  vorbereitungsanstalten  für  die  Kirche,  und  g)  die  religiöse 
und  kirchliche  Tendenz  der  gelehrten  Schulen  und  höheren 
Bürger-  (Real-)Schulen. 

10.  In  welcher  Reihenfolge  sie  die  Visitationen,  zu  welchen  sie  keinea- 
wegs  erst  den  besonderen  Auftrag  des  vorgesetzten  Ministeriums  zu  erwar- 
ten haben,  vornehmen  wollen,  ist  ihnen  freigestellt;  doch  haben  sie  sich  so 
einzurichten,  dafs  der  Cyklus  derselben  in  ihrem  Bezirk  nach  Beschaffenheit 
des  Umfangs  künftig  längstens  in  einem  Zeitraum  von  4  bis  6  Jahren  voll- 
endet sei. 

Die  Gen.  Superintendenten  können  sich  bei  der  ihnen  hienach  ob- 
liegendeo  Inspection  der  religiösen  Seite  des  höheren  Schulwesens  diireh 
Mitglieder  der  K.  Consistorien  und  durch  Consistorial-,  oder  durch  Schnl- 
rSthe  bei  den  K.  Regierungen  vertreten  lassen. 

Aus  der  Zeit  des  engeren  Zusammenhangs  der  Schule  mit  der  Kirche 
besteht  bei  einigen  evang.  höheren  Schulen  noch  ein  besonderes  geist- 
liches Ephorat.  In  Berlin  z.- B.  hat  der  Propst  zu  Colin  an  der  Spree 
über  das  cöllnische  Realgymnasium  vocationsmäfsig  „gute  Aufsicht  zu  führen, 
solches  fleifsig  zu  besuchen,  den  Prüfungen  und  sonstigen  Schulfeierlich- 
keiten soviel  als  möglich  beizuwohnen  und  sich  dessen  Verbesserung  ange- 
legen sein  zu  lassen^. 

Durch  die  ConsistoriaMnstruction  v.  23.  Octb.  1817  (G.  8.  p.  237  ff.) 
ist  auch  den  katfaol.  Bischöfen  eine  entsprechende  Einwirkung  auf 
das  Schulwesen  gewahrt: 

$.8.  Den  kathol.  Bischöfen  bleibt  ihr  Einflufe,  soweit  er  verfassungs- 
und  gesetzmäfsig  ist,  auf  den  Religionsunterricht  in  den  öffentlichen  Schulen 
und  auf  die  Anstellung  der  besonaeren  Religionslehrer,  wo  dergleichen  vor^ 
banden  sind,  vorbehalten. 

Bei  den  ihnen  in  dieser  Beziehung  obliegenden  Inspectionen  lassen 
sie  sich  vorkommenden  Falls  durch  einen  höheren  Geistlichen  oder 
durch  einen  Professor  der  Theologie  vertreten. 

Bei  beiden  Confessionen  ist  cur  Anstellung  von  Religionslehrem 
die  Uebereinstimmung  der  kirchlichen  mit  der  Schulbehörde  erforderlich. 
Religionsunterricht  darf  nur  solchen  Lehrern  oder  Geistlichen  übertragen 
werden,  gegen  welche  die  betreffenden  kirchlichen  Behörden  keine  Ein- 
wendung gemacht  haben.  Ebenso  können  neue  Religionslehrbüoher  nur 
mit  Genehmigung  der  geistlichen  Behörde  eingeftihrt  werden.  Hinsicht- 
lich der  evangel.  Confession  gehört  diese  Angelegenheit  su  dem  gemein- 
schaftlichen Ressort  des  Ministers  und  des  £v.  0.  Kirchenraths. 

Die  in  Folge  von  Inspectionen  oder  aus  anderen  Veranlassungen 
von  geistlicher  Seite  in  Betreff  des  Religionsunterrichts  und  der  Pflege 
des  religiösen  I/ebens  der  Schule  gemachten  Bemerkungen  werden  su 
weiterer  Vermittelung  an  die  betreffende  K.  Schulbehörde  gerichtet 
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3.   Die  Localverwaltung. 

Bei  königL  Anstalten  besteht  zwischen  dem  Director  und  dem 
Prov.  Schulcollegiam  in  der  Regel  keine  vermittelnde  Localbehörde. 
Wenn  der  Departementsrath  verhindert  ist,  den  Abitarientenprlifongen 
aelbst  beisawohnen,  führt  dabei  statt  seiner  ein  am  Ort  oder  in  der 
Nähe  wohnender,  für  diesen  Fall  sum  stellvertretenden  Prttfangscommis- 
Sarins  ernannter  höherer  Beamter  den  Vorsitz.  Die  bei  nicht  könig- 
lichen Anstalten  den  Magistraten  oder  besonderen  Corporationen 
rastehenden  Patronatsrechte  haben  eine  sehr  verschiedene  Vertretung. 
Bei  der  Mehrzahl  der  städtischen  höheren  Schalen  werden  sie  un- 
mittelbar vom  Magistrat  wahrgenommen.  In  mehreren  gröfseren  Städten 
hat  derselbe  sich  behufs  der  Vorberathung  aller  Schulangelegenheiten 
durch  einen  Stadtschulrath  als  technischen  Decernenten  verst£rkt.  Bie 
Stadtverordnetenversammlungen  als  solche  sind  bei  der  Verwaltung  der 
Schulen,  abgesehen  von  den  den  städtischen  Haushalt  berflhrenden 
finanziellen  Angelegenheiten  derselben,  nicht  hetheiligt;  und  so  werden 
auch  die  Vocationen  der  Lehrer  vom  Magistrat  ohne  Concurrenz  der 
Stadtverordneten  vollzogen. 

Als  allgemeine  städtische  Schulaufsichtsbehörde  wurden  durch  die 
Städteverordnung  V.  19.  Novb.  1808  die  Schuldeputationen  einge- 
setzt Für  die  Einrichtung  und  Geschäftsführung  derselben  ist  die 
Instruction  v.  26.  Juni  1811  erlassen.  In  den  meisten  Städten  sind  die 
Schuldeputationen  zu  den  höheren  Lehranstalten  allmählich  aufeer  Be- 
ziehung getreten.  Da  dies  aber  noch  nicht  überall  geschehen  ist,  so 
können  die  wichtigsten  der  bezüglichen  Bestimmungen  hier  nicht  un- 
erwähnt bleiben.  Thatsächlich  beschränken  sich  die  Schnldeputationen 
meistens  darauf,  vom  Lectionsplan  der  höheren  Schulen  des  Orts  Kenntnifs 
zu  nehmen  und  die  Gesuche  um  Erlafs  des  Schulgeldes  beim  Magistrat 
zu  begutachten.  In  einigen  Städten  werden  auch  alle  Gassen-,  Bau- 
and  AnstelluDgssachen  einer  Vorberathung  bei  ihnen  unterzogen,  auf 
Grund  deren  der  Magistrat  alsdann  seine  Entscheidung  trifft. 

Aus  der  Instr.  v.  26.  Juni  1811:  §.1.  Die  Schuldeputationen 
sollen  nach  Mafsgabe  der  Gröfse  der  Städte  und  des  Urufanges  ihres  Schul- 
wesens bestehen:  1.  aus  1  bis  höchstens  3  Mitgliedern  des  Magistrats,  2.  aus 
el)en  so  viel  Depntirten  der  Stadtverordneten,  3.  einer  gleichen  Zahl  des 
Schul-  und  Erziehungswesens  kundiger  Männer,  und  4.  aus  einem  besonde- 
ren Vertreter  deijenigen  Schulen,  welche,  ungeachtet  sie  nicht  städt.  Patro- 
nats  sind,  den  Schuldeputationen  werden  untergeordnet  werden.  §.  2.  —  Der 
jedesmalige  Superintendent,  wenn  die  Stadt  der  Sitz  einer  Superintendentur 
ist,  oder  sonst  der  erste  Prediger  des  Orts,  soll  schon  von  Amts  wegen,  ohne 
weitere  Wahl  als  sachverständiges  Mitglied  eintreten.  Sollten  irgendwo  Gründe 
vorhanden  sein,  welche  eine  Abweichung  hievon  nöthig  machen,  so  sind 
diese  der  £.  Regierung  genau  und  bestimmt  anzuzeigen.  Die  Vertreter  der 
Schulen,  welche  nicht  städt.  Patronats  sind,  ernennt  die  Regierung  ohne  vor- 
hergegangene Wahl  der  städt.  Behörden.  §.  3.  In  den  Städten,  wo  es 
Schulen  verschiedener  Ck)nfes8ionen  giebt,  welche  städt.  Patronats  sind,  ist 
bei  der  Zusammensetzung  der  Schuldep.  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen,  und 
das  gehörige  Verhältnifs  zu  beobachten. 

§.  4.  In  Städten j  wo  es  mit  der  Schuldep.  in  Verbindung  stehende  Ge- 
lehrtenschulen giebt,  wird  es  zweckmäTisig  sein,  dafs  unter  den  sachkundigen 
Mitgliedern  immer  ein  Rector  oder  einer  der  ersten  Lehrer  von  denselben 
sich  befinde. 

§.  5.   Die  mit  sachverständigen  Mitgliedern  zu  besetzenden  Stellen  dOr- 
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fcn  zwar  nicht  ausschliefslich  Geistlichen,  sondern  kOnnen  auch  anderen 
würdigen  und  einsichtsvollen  Männern  übertragen,  müssen  jedoch  so  viel  alt 
möglich  mit  Geistlichen  besetzt  werden.  §.  6.  Die  städt.  Behörden  haben 
bei  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Schuldep.  dahin  zu  sehen,  dafs  nur  recht- 
schaffene, verständige,  fUr  die  gute  Sache  des  Schul-  und  Erziehungswesena 
erwärmte  und  von  ihren  Mitbürgern  geachtete  Männer  in  die  Schuldep.  ge- 
setzt werden.  §.  8.  Die  Stellen  in  den  Schuldep.  werden  immer  auf  6  Jahre 
besetzt.  Nach  Verlauf  dieser  Zeit  werden  die  Deputationen  auf  dieselbe  Art 
wie  zu  Anfang  erneuert,  und  es  können  zwar  die  vorigen  Mitglieder  wieder 
deputirt  und  gewählt,  müssen  aber  sämmtlich  der  Regierung  au&  neue  sur 
Bestätigung  vorgeschlagen  werden.  Es  steht  jedoch  jedem  Mitgliede  frei, 
nach  3  Jahren  abzutreten. 

§.  9.  Die  Behörden  für  die  inneren  und  äufseren  Angelegenheiten  des 
Schulwesens  der  Städte  Im  allgemeinen  sollen  nicht  abgesondert  von  ein- 
ander bestehen,  sondern  es  soll  die  städt.  Schuldep.,  um  das  Ganze  unter 
eiti  einfache  und  harmonische  Leitung  zu  bringen,  nur  eine  einzige  Behörde 
sowohl  fQr  die  inneren  als  für  die  äufseren  Angelegenheiten  des  Schulwesens 
ihrer  Stadt  bilden.  §.  10.  Der  Wirkungskreis  der  städt  Schuldep. 
dehnt  sich  zunächst  auf  sämmtliche  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  innerhiub 
der  Städte  und  deren  Vorstädte  aus,  welche  städt.  Patronats  sind,  ohne 
Unterschied  der  Confessioncn  und  der  verschiedenen  Arten  und  Grade  der 
Schulen.  —  §.  11.  Das  den  Schuldep.  zugestandene  Recht  der  Au&icht 
erstreckt  sich  dahin,  dafs  sie  auf  genaue  Befolgung  der  Gesetze  und  An- 
ordnungen des  Staats  in  Ansehung  des-  ihnen  untergebenen  Schulwraens 
halten,  auf  die  zweckmäfsigste  und  den  Localverhältnissen  angemessenste 
Art  sie  auszuflihren  suchen,  darauf  sehen,  dafs  das  Personal  derer,  die  am 
Schulwesen  arbeiten,  seine  Pflicht  thut,  und  dasselbe  dazu  anhalten,  dafo  sie 
das  Streben  zum  Bessern  in  demselben  anzufachen,  ui^d  endlich  einen  regel- 
mäfsigen  und  ordentlichen  Schulbesuch  sämmtlicher  schulfähigen  Kinder  des 
Orts  zu*  bewirken  und  zu  befördern  suchen.  Sie  haben  deswegen  nicht  nur 
die  Befugnifs,  den  Prüfungen  und  Censuren  der  Schulen  beizuwohnen,  son- 
dern sind  auch  verpflichtet,  diese  von  Zeit  zu  Zeit  aufserordentlich  zu  be- 
sncheu  und  sich  aufs  genaueste  in  ununterbrochener  Keuntnifs  ihres  ganzen' 
innern  und  äufscrn  Zustandcs  zu  erhalten.  Vorzüglich  liegt  dieses  den  sach- 
kundigen Mitgliedern  der  Schuldep.  ob.  §.  12.  In  Beziehung  auf  die  Rec- 
toren  der  gröfseren  Schulen  müssen  aber  die  Deputationen  den  Gesichtspnnet 
fassen,  dafs  diesen  innerhalb  des  durch  die  Gesetze  und  Vorschriften  des 
Staats  gezogenen  und  noch  zu  bestimmenden  Geschäftskreises  die  freieste 
Wirksamkeit  zu  lassen  sei,  und  haben  sich  daher  einer  positiven  Einmischung 
in  deren  amtlichen  Wirkungskreis  gänzlich  zu  enthalten.  §.  15.  Eben  so 
sehr  aber,  wie  auf  Thätigkeit  der  Schuldep.  in  der  Aufsicht  über  das  Schul- 
wesen ,  wird  auf  ihren  Eifer  in  der  Fürsorge  für  dasselbe,  um  es  in  guten 
Zustand  zu  bringen  und  darin  zu  erhalten,  gerechnet.  Sie  haben  daher  dafür 
zu  sorgen ,  dafs  jeder  Ort  die  seiner  Bevölkerung  und  seiner  Bedeutsamkeit 
angemessene  Anzahl  und  Art  von  Schulen  erhalte,  dafs  das  Vermögen,  die 
Gebäude  und  sonstigen  Pertinenzien  der  Schulen  ungeschmälert,  in  guter  Ver- 
fassung, und  in  Verlegenheiten  ihrer  Städte  möglichst  geschont  bleiben,  auch 
dafs  sie  nach  den  Bedürfnissen  vermehrt,  verbessert,  zweckmäfsiger  ein- 
gerichtet und  verwaltet  werden.  Nach  den  Bedürfnissen  der  Schulen  in  An- 
sehung des  Unterrichts,  und  seiner  Hülfsmittel  haben  sie  sich  sorgfältig  zn 
erkundigen,  und  so  oft  sie  dergleichen  wahrnehmen,  oder  sie  ihnen  angezeigt 
werden,  ihnen  nach  Möglichkeit  entweder  selbst  abzuhelfen,  oder  den  com- 
petenten  Behörden  darüber  Anträge  zu  machen.  §.  16.  Das  Ansehen  der 
Schulen  und  ihrer  Lehrer  haben  sie  aufrecht  zu  erhalten  und  diüiin  zu  streben, 
dafs  diesen  durch  eine  sorgenfreie  Lage  die  zur  Erfüllung  der  Pflichten  ihres 
verdienstlichen  und  schweren  Berufs  nöthige  Heiterkeit  und  Mufse  erhalten 
werde.  Das  Interesse  ihrer  Mitbür^^r  fUr  das  Schulwesen  sollen  sie  sa  be- 
leben und  dasselbe  zu  einem  der  wichtigsten  Gegenstände  ihrer  Aufmerksam- 
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keit  and  Pflege  za  machen  sich  bemühen.  §.  19.  Jede  Schule  beh&lt  ihr 
eigenes  Vermögen  and  nnr  die  Etats  sämmtlicher  Schulen  werden  den  De- 
putirten  j&hrlich  vorgelegt  und  von  ihnen  revidirt 

C.  Verf.  V.  17.  Febr.  1854: „Ich  sehe  mich  veranlafst,  im  Ein- 

Terständnifs  des  Herrn  Min.  des  Innern  die  K.  Regierungen  darauf  aufmerk- 
sam XU  machen,  dafs  das  in  §.  8  der  Verordnung  vom  26.  Juni  1811  den 
Regiernngen  vorbehaltene  Recht  der  Bestätigung  der  zu  den  städt  Schuldep. 
gewüLhlten  Mi^^lieder  auch  fernerhin  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Wenn 
es  in  einem  einzelnen  Fall  zu  meiner  Kenntuils  gekommen  ist,  dals  dieses 
Becht  schon  früher  nicht  überall  ausgeübt  worden,  so  benutze  ich  diese 
Gelegenheit,  um  die  K.  Reg.  zu  erinnnem,  dafs  eine  solche  yersaumnifs 
weiterhin  nicht  statthaft,  jene  Befugnifs  vielmehr  mit«  Entschiedenheit  za 
dem  Zweck  in  Anwendung  zu  bringen  ist,  damit  aus  den  städt.  Schuldep. 
zur  Ausübung  der  wichtigen  diesen  übertragenen  Functionen  ungeeignete 
Elemente  ferngehalten  werden.  Ich  erwarte,  dafs  die  K.  Reg.  in  dazu  angethan 
erscheinenden  Fällen  das  etwa  Versäumte  nachholt." 

Verf.  des  Min.  der  geisü.  Angl.  and  des  Min.  des  Innern  v.  21.  Dob. 

1864: „Die  Thätigkeit  der  städt.  Schuldep.  hat  sich  nicht  blos  auf  dem 

Grebiet  der  eigentlichen  Gemeindeverwaltung  zu  bewegen,  sondern  erstreckt 
sich  auch  auf  wesentliche  Theile  des  Schulaufsichtsrechts.  Stellen  sich  demnach 
die  städt  Schuldep.  in  einer  der  Hauptrichtungen  ihrer  Wirksamkeit  als  Organe 
der  staatlichen  Schalaufsichtsbehörde  dar,  so  ergiebt  sich  die  vollständige 
Begründung  für  den  Anspruch  dieser  Behörde,  bei  der  Constituirung  der 
städt  Schuldep.  durch  Bestätigung  der  Mitglieder  derselben  mitzuwirken.  Es 
folgt  daraus  aber  auch  femer,  dafs  dieses  Bestätigungsrecht  als  ein  Ausflufs 
des  Aafsichtsrechtes  des  Staats  über  die  Schulen,  nicht  aber  über  die  städt 
Communalangelegenheiten  anzusehen  ist,  und  somit  durch  die  Ausübung 
dieses  Bestätigungsrechts  das  Selbstverwaltungsrecht  der  Stadtgemeinden  in 
dem  durch  die  Städteordnung  v.  30.  Mai  1853  festgesetzten  Umfang  nicht 
beeinträchtigt  wird. 

Die  Instr.  v.  1811  hat  eine  besondere,  in  sich  geschlossene,  mit  der  Com- 
munalverwaltung  zwar  zusammenhangende,  ihren  Zwecken  nach  aber  der 
Unterrichtsverwaltung  angehörige  Institution  geschaffen,  und  daher  durch 
Aufhebung  der  Städteordnung  von  1808  den  Boden  ebensowenig  verloren, 
als  ihr  Bestand  durch  die  Städteordnung  v.  30.  Mai  1853  alterirt  worden  ist, 
da  die  letztere  über  Scbulangelegenheiten  besondere  Bestimmungen  nicht 
enthält,  und  diejenigen  communalen  Einrichtungen,  auf  welche  die  Instr.  v. 
1811  gestützt  is^  bei  der  Fortbildung  der  städt  Verfassung  im  wesentlichen 
unverändert  oder  doch  mit  dem  Inhalt  der  Verordnung  v.  26.  Juni  1811  ver- 
traglich geblieben  sind. 

Anlangend  die  numerische  Zusammensetzung  der  städt  Schuldep. ,  so 
bestimmt  die  Instr.  v.  26.  Juni  1811  die  Mitgliederzahl  aus  beiden  Theilen  der 
Com  munalverwaltung  und  ihr  Verhältnifs  zu  einander  offenbar  deshalb,  damit 
die  technischen  Mitglieder  von  den  Mitgliedern  des  Magistratscollegiums  und 
der  Stadtverordnetenversammlung  nicht  zu  sehr  überwogen  werden,  und  ihre 
Stimme,  welche  für  die  inneren  Scbulangelegenheiten  von  erheblicher  Be- 
deutung ist,  geltend  machen  können.  Gerade  dieses  gleiche  Zahlenverhältnifs, 
in  welchem  die  Mitglieder  der  verwaltenden  Behörde,  ferner  die  Mitglieder 
der  Behörde,  welcher  die  erforderlichen  Geldbewilligungen  zustehen,  und 
endlich  die  sachkundigen  Mitglieder  zu  einander  stehen,  ist  ein  Vorzug  der 
Instruction.*' 

In  Westfalen  und  der  Hheinprovinz  werden  die  Patronatsrechte 
bei  keiner  höheren  Schule  von  den  Communalbehörden  unmittelbar 
ausgeübt,  sind  vielmehr  einer  Schulcommission  oder  Curatorium  über- 
tragen. Die  Znsammensetzung  solcher  von  den  Schuldeputationen  ver- 
schiedener Curatorien,  Scholarchate  etc.,  das  Verfahren  bei  ihrer  Er- 
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g8Dznng  und  die  Ari  ihrer  Abhängigkeit  von  den  städtischen  Behörden 
sind  nicht  Überall  gleich ;  ebensowenig  das  Mafs  ihrer  Befugnisse.  Die 
Directoren  and  die  ersten  Ortsgeistlicnen  sind .  fast  überall  instmctions- 
mäfsig  Mitglieder  derselben;  anfserdem  Vertreter  der  städtischen  Behörden. 
Zu  den  wichtigsten  Befugnissen  der  Cnratorien  gehört  die  Lehrerwabi; 
überwiegend  liegt  ihnen  anfserdem  die  Sorge  fUr  die  änberen  An- 
gelegenheiten der  betreffenden  Schulen  ob.  Nähere  Auskunft  über  die 
Einrichtung;  Pflichten  und  Rechte  der  Curatorien  geben  in  Abschn.  X 
die  Beispiele  von  Curatorial- Instructionen.  Bei  einigen  Schulen  sind 
die  für  das  Curatorium  mafsgebenden  Bestimmungen  in  das  Schalstatut 
aufgenommen;  s.  ebenfalls  Abschn.  X. 

Alle  derartige  Instructionen  bedürfen  der  Bestätigung  durch  die 
Provinzialbehörde. 

Min.  Verf.  v.  7.  Jan.  1840: „Es  kann  dem  Curatorium  nur  in  cor- 
pore oder  einem  als  dessen  Ck)mmi88ariu8  bestellten  Mitgliede,  nicht  aber  den 
einzelnen  Mitgliedern,  auch  nicht  willkürlich  sondern  nur  bei  besonderen 
Veranlassungen,  gestattet  sein,  die  Classen  zu  besuchen  und  an  den  Lehrer- 
conferenzen  Theilzu  nehmen.^ 

Bei  höheren  Schulen,  welche  zum  Ressort  einer  K.  Regierung  ge- 
hören und  kein  besonderes  Curatorium  haben,  werden  bisweilen  auch 
Superintendenten  oder  andere  Ortsgeistliche  mit  Genehmigung  des  Mi- 
nisters zu  Localcommissarien  bestellt  Durch  die  Hände  derselben 
geht  die  Correspondens  zwischen  der  Regierung  und  dem  Rector,  der 
Lectionsplan  wird  ihnen  vor  Beginn  des  Schulcursus  mitgetheilt  und 
sie  vertreten  vorkommenden  Falls  den  Departementsrath  der  Anftichta- 
behörde  bei  Abgangsprüfungen;  bei  der  Einführung  von  Lehrern  u.  s.  w. 

Für  die  äufseren  Angelegenheiten  besteht  an  mehreren  Schalen  in 
den  westl.  Provinzen  ein  Verwaltungsratb;  vrgl.  in  Abschn.  X  die 
Instructionen. 

Bei  einigen  höheren  Schulen,  ebenfalls  in  den  westl.  Provinzen, 
haben  die  Kirchengemeinden  Antheil  am  Patronat  und  sind  dabei  durch 
ihre  Pfarrer  und  durch  Oemeindeglieder  vertreten. 

Die  amtlichen  Verhandlungen  zwischen  der  Aufsichtsbehörde 
and  dem  Curatorium,  Verwaltungsratb,  Localcommissarius  u.  s.  w.  sowie 
auch  mit  den  Rectoren  aller  zur  Kategorie  der  höheren  Schulen  gehö- 
rigen Anstalten  geschehen  direct,  ohne  Vermittelung  des  Landraths  oder 
Bürgermeisters. 

Diese  amtliche  Correspondenz  ist  portofrei.  Die  Corrcspondenz  des 
Curatoriums  oder  seines  Präses  etc.  mit  dritten  Personen,  als  Lehrern,  Buch- 
händlern, Mechanikern  —.ist  portopflichtig. 

Die  am  häufigsten  vorkommende  Form  eines  gemischten  Patronats 
entsteht  dnrch  die  Verbindung  des  königl.  Compatronats  mit  dem 
städt  Patronat  einer  Schule  auf  Omnd  der  ans  Staatsfonds  geleisteten 
Zuschüsse  für  die  Unterhaltung  derselben. 

Min.  Verf.  v.  2.  Octb.  1842:  Die  Einführung  des  K.  Compatronats 
gründet  sich  auf  die  C.  0.  v.  10.  Jan.  1817  >),  durch  welche  bestimmt  worden 
ist:  .dafs  in  allen  Fällen,  wo  der  Staat  gegen  die  Schulen  die  Patronatsver- 
pfliehtungen  dnrch  stehende  Beiträge  aus  seinen  Cassen  erfüllt,  er  auch  an 
den  Rechten  des  Patronats  über  alle  diese  Schulen  und  Erziehungsanstalten 

1)  Dieeelbe  datirt  aus  einer  Zeit,  in  welcher  die  Eztenia  der  höheren  Schuko 
hanptsaehlieh  Toa  den  K.  Begiernngea  lenoitiiiea. 
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Tbeil  nehmen,  und  dieses  Compatronat  snnichst  durch  Commissarien,  welche 
den  Patronats-  nnd  Caratel-Ck)llegien,  mit  gehöriger  Instruction  versehen,  von 
den  Regierungen  zuzuordnen  seien,  in  höherer  Instanz  aber  von  den  Regie- 
rangen seihst  wahrgenommen  werden  solle,  ohne  jedoch  die  bisherige  Mit- 
wirkung jener  Ck>llegien  dadurch  aufzuheben  oder  zu  vermindern*'. 

Hieraus  ergiebt  sich  1.  dafs,  da  die  Rechte  der  Patrone  als  solcher  sich 
der  Regel  nach  auf  die  Verwaltung  der  änfseren  Schulangelegenheiten  be- 
schränken, auch  nur  bei  diesen  eine  geeignete  Mitwirkung  der  Gompatro- 
natscommissarien  eintreten  kann,  sowie  2.  dafs  durch  diese  Mitwirkung  die 
Raehte  der  Patrone  in  keiner  Weise  geschmälert  werden  dürfen. 

Hält  man  diesen  doppelten  Gesichtspunct  fest  und  erwägt  zugleich,  da(s 
die  Allerh.  Intention  bei  Einführung  des  Compatronats  wohl  nur  die  war,  an 
Ort  und  Stelle  geeignete,  mit  den  Localverhältnissen  hinlänglich  vertraute 
Männer  zu  haben,  welche  sich  persönlich  von  der  bestimmungsmäfsigen  Ver- 
wendung der  gewährten  Staatszuschflfse  überzeugen,  und  durch  geeignete 
Mitwirkung  bei  Ausübung  der  Patronatsrechte  dazu  beitragen  können,  dafs 
die  betreffenden  Schulen  fortwährend  in  einem  Zustande  erhalten  werden, 
welcher  die  Weiterzahlung  jener  Zuschüsse  rechtfertigt,  so  wird  es  keine 
Schwierigkeit  haben,  die  Art  der  Wirksamkeit  der  Ck)mpatronatscom- 
missarien  festzustellen,  und  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  aufzufinden. 
Denn  was  das  Recht  des  Staates  zur  Einrichtung  des  Compatronats  über- 
haupt anlangt,  so  folgt  dasselbe  daraus,  dafe  mit  der  freien  Zuwendung  einer^ 
Sache  zu  einem  bestimmten  Zwecke  zugleich  auch  das  Recht  bedungen  und' 
vorbehalten  werden  kann,  die  Erfüllung  dieses  Zweckes  zu  fiberwachen. 
Gegen  das  Ck>mpatronat  an  sich  steht  daher  den  Patronen  kein  Einspruch 
zu.  Dasselbe  mufs  vielmehr  als  eine  an  die  Bewilligung  des  Staatszuschufses 

Sknfipfte  Bedin^ng  betrachtet  werden,  und  kommt  es  eben  deshalb  bloe 
rauf  an,  den  Umfang  der  Ck)mpatronatsbefugnisse  auf  eine  den  Zweck  er- 
füllende, zugleich  aber  die  Rechte  des  Patrons  nicht  verletzende  Weise  fest- 
zustellen. 

Hienach  wird  aber  die  Mitwirkung  der  K.  Gompatronatscommissarien 
eintreten  können  und  müssen:  a)  Bei  allen  das  Schul  vermögen  betreffen- 
den Angelegenheiten,  namentlich  also:  bei  der  Regulirung  des  Etats,  bei 
Bauten  und  Reparaturen,  bei  Anschaffung  von  Apparaten,  Bibliotheken  u.  s.  w., 
bei  Gehaltsbestimmungen,  bei  der  Abnahme  von  Rechnungen  und  in  ande- 
ren ähnlichen  Fällen,  immer  jedoch  nur  soweit,  dafs  die  Rechte  des  Patrons 
dadurch  nicht  aufgehoben  oder  vermindert  werden.  Ans  diesem  Grunde  ist 
z.  B.  der  Compatronatscommissarius  nicht  berechtigt,  den  Entwurf  des  Etats 
selbst  mit  aufzustellen,  sondern  er  kann  nur  verlangen,  dafs  ihm  derselbe, 
bevor  höheren  Orts  die  Bestätigung  nachgesucht  wird,  zur  Kenntnifsnahme 
mitgetheilt  werde,  damit  er  seine  Zustimmung  dazu  ertheile  oder  auch  seine 
etwanigen  Bemerkungen  dagegen  dem  Patron  zu  erkennen  geben,  und  wenn 
ihnen  dort  keine  Berücksichtigung  widerfährt,  dieselben  nöthigenialls  beim 
Prov.  Schulcollegium  zur  Anzeige  bringen  kann,  b)  bei  der  Anstellung 
der  Lehrer  in  der  Art,  dafs  ihnen  durch  Namhaftmach ung  der  Gandidaten 
Gelegenheit  gegeben  werden  mufs,  ihre  etwanigen  Bedenken  gegen  die  Qua- 
lification  derselben  vorzubringen.  Ebenso  findet  bei  der  Beförderung  oder 
Emeritirung  der  Lehrer  eine  geeignete  Mitwirkung  Statt,  c)  Bei  der  Auf- 
sicht über  die  Schule.  In  Beziehung  hierauf  steht  dem  Patron  selbst  der 
Regel  nach  keine  besondere  Befugnifs  zu,  und  hiemit  fallt  auch  eine  Ein- 
wirkung der  Gompatronatscommissarien  von  selbst  weg. 

Das  Patronat  als  solches  erstreckt  sich,  wie  schon  bemerkt, 
nur  auf  die  Externa  und  kann  mithin  eine  Mitwirkung  der  Patrone  in 
Beziehung  auf  Interna  sich  nur  auf  einen  besonderen  Rechtstitel  grün- 
den. Wo  eine  solche  Mitwirkung  der  Patrone  nicht  versagt  werden  darf, 
bleibt  es  dem  Prov.  Schnlcollegio  überlassen,  durch  specielle  Autorisation 
und  Anweisung  auch  eine  Beihülfe  der  Gompatronatscommissarien,  wie  sie 
denselben  geeignet  und  angemessen  scheint,  anzuordnen.  Nicht  minder  kön- 
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nen  die  Prov.  SehulcoUegien ,  behafii  der  von  ihnen  selbst  zu  Abenden  Auf- 
sicht sich  der  Compatronatscommissarien  als  unmittelbare  Organe  bedienen 
und  dieselben  für  diesen  Zweck  mit  besonderen  Aufträgen  versehen.  Halten 
sich  die  Compatronatscommissarien  bei  Ausübung  der  Compatronatarechte 
in  den  vorstehend  bezeichneten  Grenzen,  so  werden  sie  nicht  allein  ihre  Be- 
stimmung erfüllen,  sondern  es  steht  auch  zu  erwarten,  dafs  alsdann  von  Seiten 
der  Patrone  ihrer  Wirksamkeit  kein  Hindemifs  entgegen  gestellt  werden 
wird.  Für  die  Zukunft  ist  jedoch,  um  etwanigen  Differenzen  so  viel  als  mög- 
lich im  voraus  zu  begegnen,  den  Patronen  derjenigen  Gymnasien ,  denen 
Staatszuschüsse  von  neuem  bewilligt  werden,  die  Gestattung  der  Thiil-' 
nähme  der  Compatronatscommissarien  bei  Ausübung  der  Patronatsrechte  nodi 
ausdrücklich  zur  Bedingung  zu  machen. 

Ein  Beispiel  der  EinrichtuDg  eines  E.  Compatronats  s.  Abschn.  X.  — 
Wo  ein  besonderes  Schulcuratorium  besteht,  ist  der  K.  Compatronata- 
commissarius  Mitglied  desselben.  Er  ist  dadurch  in  der  Lage,  bei  allen 
Verhandlungen  der  Staatsbehörden  mit  der  städtischen  Patronatsbehörde 
eine  dem  Interesse  der  Schule  förderliche  Vermittelung  eintreten  an 
lassen.  Seine  Ernennung  geschieht  auf  Vorschlag  der  Provinsialbehörde 
durch  den  Minister. 

Die  an  die  Zuschüsse  aus  Staatsfonds  geknüpfte  Errichtung  eines 
K.  Compatronats  involvirt  keine  Verpflichtung  zu  weiteren  Leistungen 
etwa  pro  rata  des  schon  gewährten  jährlichen  Beitrags  zu  den  Unter- 
haltungskosten. 

Im  Begriff  des  Patronats  entspricht  der  Verpflichtung,  die  Schule 
au  erhalten,  das  Recht,  die  Lehrer  und  die  Beamten  der  Schule  zu 
wählen,  das  Collaturrecht.  Die  von  Privatpatronaten  ausgestellten 
Vocationen  bedürfen  der  Bestätigung  durch  die  Prov.  Aufsichtsbehörde, 
SU  welcher  sie  bei  den  Oberlehrer-  und  den  Religionslehrerstellen,  so- 
wie bei  der  Berufung  von  Ausländern  die  Genehmigung  des  Ministers 
einzuholen  hat;  bei  den  Directorstellen  erfolgt  die  Bestätigung  durch 
den  König  auf  Antrag  des  Ministers  (s.  p.  6). 

Min.  Verf.  v.  28.  Novb.  1857:  „Die  Vocationen,  welche  den  Directoren 
und  Lehrern  höherer  Unterrichtsanstalten  ausgestellt  und  mir  zur  Bestätigung 
vorgelegt  werden,  sind  von  sehr  verschiedener  Fassung.  Obschon  an  der- 
selben nicht  selten  die  angemessene  Kürze  und  Bestimmtheit  vermifst  wird, 
so  beabsichtige  ich  doch  nicht,  in  dieser  Beziehung  eine  durchgängige  Gleich- 
mäfsigkeit  vorzuschreiben.  £&  ist  aber  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  unter 
den  Verpflichtungen,  welche  der  zu  Berufende  übernimmt,  diejenigen  nicht 
unerwähnt  bleiben,  die  unter  allen  Umständen  wesentlich  und  für  alle  Lehrer 
in  gleicher  Weise  verbindlich  sind.  In  dieser  Uinsicht  ist  nicht  selten  die 
UnVollständigkeit  bemerkt  worden,  dafs  in  den  Vocationen  weder  von  der 
Treue  ffegen  den  Landesherm,  noch  von  dem  geziemenden  Verhalten  in 
kirohlicher  Beziehung  die  Rede  ist.  Die  Patronatsbehörden  werden  hierin 
mit  der  erforderlichen  Weisung  zu  verschen  sein.  Der  derogemäfs  in  alle 
Vocationen  in  Zukunft  aufzunehmende  Passus  würde  etwa  des  Inhalts  sein, 
dafs  der  betreffende  Lehrer  durch  die  Berufungsurkunde  ebenso  sur  Treue 
und  Ergebenheit  gegen  S.  Miu.  den  König  und  sum  Gehorsam  g^^n  <llo 
Staatsgesetze  wie  zur  Ehrfurcht  vor  dem  Bekenntnifs  und  den  Ordnungen 
seiner  Kirche  verpflichtet  wird,  und  dafs  man  von  ihm  erwartet,  er  werde 
in  diesen  Besiehungen  sowie  durch  seinen  Wandel  der  Jugend  zum  Vorbild 
dienen."  — 

Die  Einfuhrung  der  Directoren  geschieht  auch  bei  städtischen 
Anstalten  durch  ein  Mitglied  der  K.  Aufaicbtsbehörde,  eventl.  durch  den 
K.  Compatronatacommtaaarina«  Das  städtische  Patronat  iat  dabei  durch 
Depntlrte  vertreten. 
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Für  das  Privatschulwesen  gilt  die  Instrnction  v.  31.  Dcb. 
1839.  (Vgl.  A.L.R.  Th.U.  Tit.  12.  §.  3—8.)  Hieher  gehörige  aUgemeine 
BestimmuDgen  daraus  sind: 

§.  1.  Privatsohulen  and  Privat-Erziehangsanstalten  sollen 
nur  da,  wo  sie  einem  wirklichen  Bedürfnifs  entsprechen,  also  nur  an  solchen 
Orten  gestattet  werden,  wo  für  den  Unterricht  der  schulpflichtigen  Jugend 
durch  die  öffentlichen  Schulen  nicht  ausreichend  gesorgt  ist 

§.  4.  Die  Gesuche  um  Erlaubnils  zur  Anlegung  oder  Fortsetzung  einer 
fdvatschule  oder  einer  Frivat-Erziehungsanstalt  sind  unter  Einreich ang  eines 
Lebenslaufs,  der  über  die  Bildung,  die  wissenschaftliche  und  sittliche  BÄ- 
fthigang  der  Bewerber  sprechenden  Zeugnisse  und  des  Einrichtnngsplans  der 
fragliehen  Anstalt  bei  der  Orts-Schulbehörde  anzubringen,  welche  die  etwa 
Dodi  erforderlichen  Ermittelungen  zu  veranlassen,  an  die  K.  Regierung 
über  das  Gesndi  su  berichten  und  wenn  demselben  kein  Bedenken  entgegen- 
steht, die  Ausfertigung  des  Erlaubnifsscheins  in  Antrag  zu  stellen  hat. 

§.5. Jäe  ErUiubnüs  zur  Anlegung  einer  Pnvatschnle  und  Privat- 

Erziehungsanstalt  ist  widerruflich.  Jeder  dazu  ertheilte  ErlaubniDsschein  ist 
nur  für  den  gültig,  auf  dessen  Namen  er  lautet. 

§.  7.  Alle  Pnvatschulen  und  Privat-Erziehungsanstalten  sind  ganz  so  wie 
die  Öffentlichen  Schulen  derselben  Gattung  zunächst  der  Aufsicht  der  Orts- 
Schnibehörde,  und  in  höherer  Instanz  der  Aufsicht  der  dem  Schulwesen  des 
ELreises  und  des  Regierungsbezirks  vorgesetzten  K.  Behörden  unterworfen. 
Diese  Anfoicht  soll  sich  nicht  blofs  im  allgemeinen  auf  die  Handhabung  der 
Schulzucht  und  den  Gang  des  Unterrichts,  sondern  auch  im  besondem  auf  die 
Einrichtung  des  Lehrplans,  die  Wahl  der  Lehrer,  der  Lehrbücher  und  Lehr- 
methode, Schulgesetze,  die  Zahl  der  Schüler  und  selbst  auf  das  Locale  der  Pri- 
vatschulen und  Privat-ErziehuDgsanstalten  erstrecken.  —  Zeigen  sich  in  solchen 
Anstalten  Verkehrtheiten  und  Mifsbräuche,  welche  die  Jugend  verbilden  kOnnen, 
oder  ihrer  Sittlichkeit  und  Religiosität  Gefahr  drohen,  wird  die  Jugend  vemach- 
lissigty  oder  ist  sie  unfiUiigen  und  schlechten  Lehrern  anvertraut,  und  wird 
ein  solcher  Uebelstand  auf  die  Erinnerung  der  Orts- Schul behOrde  nicht  ab- 
gestellt, 80  Ist  dieselbe  verpflichtet,  auf  eine  Untersuchung  bei  der  K.  Re- 
S'erung  anzutragen,  und  die  letztere  ist  befugt,  nach  Befinden  der  Umstände 
in  Erlaubnifsschein  zurückzunehmen  und  die  Privatschule  und  Privat -Er- 
ziehungsanstalt schliefsen  zu  lassen. 

§.  8.  Die  K.  Regierung  hat  am  Schlufs  eines  jeden  Jahres  über  den  Zu- 
stand der  in  ihrem  Bezirke  vorhandenen  Privatschulen  und  Privat-Erziehnngs- 
anstalten,  die  wissenschaftliche  und  sittliche  Qualification  ihrer  Vorsteher  und 
Hfil&ldirer,  und  die  Zahl  der  diesen  Privatanstalten  anvertrauten  Jugend  an 
das  Ministerium  zu  berichten. 

Min.  Verf.  v.  21.  Octb.  1864:  —  „Es  liegt  im  Interesse  des  Schutzes 
und  der  Erhaltung  der  bestehenden  öffentlichen  Schulen,  auf  welche  die  Com- 
mune erhebliche  Geldmittel  verwendet,  dafs  auch  vor  Ertheilung  von  Gon- 
cessionen  für  Privatschulen,  welche  über  die  Aufgabe  der  Elemen- 
tarschulen hinausgehen,  das  voriiandene  Bedürfnifs  sorgfältig  geprüft 
und  festgestellt  werde.*^ 

Durch  eine  G.  Verf.  des  Min.  des  Innern  v.  17.  Juli  1862  ist  die 
demselben  bis  dahin  vorbehaltene  Befugnifs,  zur  Concessionirung  von  Auslän- 
dem f&r  Anlegung  oder  Fortführung  von  Privatschulen  seine  Genehmigung 
zu  ertheilen,  ^nso  wie  bei  Inländern  lediglich  den  betreff.  K.  Regierungen 
übertragen  worden. 
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HI. 

Errichtung  und  Unterhaltung  der  höheren  Schulen. 

1.  Die  Anforderungen  im  allgemeinen.  Eine  gesetzliche 
Nöthignngy  höhere  Schulen  zu  grllnden  oder  zu  erhalten,  ist  nicht  vor- 
banden.  Zur  Errichtung  einer  höheren  Schule  ist  die  Genehmigung  d^ 
Ministers  erforderlich  (s.  p.  1).  Dieselbe  wird  einer  städtischen  Commune 
erst  dann  ertheilt,  wenn  zuvor  nachgewiesen  worden,  dafs  fiir  das 
Elementarschulwesen  des  Orts  ausreichend  gesorgt  ist,  und  dafs  das- 
selbe durch  die  für  eine  höhere  Schule  nöthigen  Aufwendungen  in  keiner 
Weise  beeinträchtigt  wird. 

Dem  Streben  der  kleineren  Städte,  eine  höhere  Schule  zu  besitzen, 
soll  von  Seiten  der  zunächst  betheiligten  Behörden  mit  Vorsicht  ent- 
gegengekommen werden,  damit  die  Communen  sich  nicht  mit  zu  grofsen 
Lasten  überbürden,  und  damit  das  allen  dienende  Elementarschulwesen 
nicht  allzusehr  zu  Gunsten  höherer  Schulanstalten  und  der  begüterten 
Glassen  herabgedrUckt  oder  hintangesetzt  werde.  Auch  ist  zu  bedenken} 
dafs  dürftig  ausgestattete  höhere  Schulen  auf  die  Dauer  nur  schwer 
mit  wirklich  tüchtigen  Lehrern  besetzt  bleiben. 

Des  erwähnten  Nachweises  hinsichtlich  der  Elementarschulen  be- 
darf es  der  Regel  nach  in  denjenigen  Städten  nicht,  wo  dieselben  von 
confessionell  getrennten  Schulsocietäten  unterhalten  werden  und  wo  aie 
desh^b  durch  die  seitens  der  politischen  Gemeinde  für  die  höhere  Schale 

S machten  Aufwendungen  eine  Beeinträchtigung  unmittelbar  nicht  er- 
iren  können. 
In  zweifelhaften  Fällen  wird  über  die  Prästationsfähigkeit  der  Stadt 
zuvörderst  der  Bericht  der  K.  Regierung  erfordert.  Demnächst'  mufs 
von  den  Communalbehörden  eine  angemessene  Dotation  der  Schule 
gewährleistet,  ein  zweckmäfsig  eingerichtetes  Local  für  dieselbe  nach- 
gewiesen und  ein  Statut  vorgelegt  werden,  worin  die  Anstalt  als  selb- 
ständige juristische  Person  qualificirt  und  u.  a.  auch  ihr  confessioneller 
Charakter  bestimmt  ist.  Das  städtische  Schulpatronat  übernimmt  femer 
die  Verpflichtung,  jederzeit  nach  Mafsgabe  des  von  der  Aufsichtsbehörde 
zu  beurtheilenden  Erfordernisses  für  Anstellung  qualificirter  Lehrer 
Sorge  zu  tragen  und  die  Pensionsansprüche  derselben  gemäfs  den 
darüber  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen')  sicher  zu  stelltn. 

Die  Einrichtung  eines  besondem  FensionsfoDds  kann  gröfseren  Stadt- 
gemeinden erlassen  und  die  Einziehung  der  Pensionsbeiträge  der  Lehrer  zur 
Kämmereicasse  gestattet  werden,  wobei  hauptsächlich  der  Gesichtspunct 
mafsgebend  ist,  ob  die  Stadt  durch  ihre  Vermögensverhältnisse  und  einen 
geordneten  Haushalt  Sicherheit  dafür  gewährt,  dafs  sie  die  Verpflichtungen 
der  Pensionszahlung  aus  der  Communalcasse  jederzeit  zu  erfUlen  im  Stande 
sein  werde.   (A.  Erlafs  v.  13.  März  1848.  G.  S.  p.  113). 

Das  Schulstatut  und  der  Etat  bedürfen  ebenso  wie  eventl.  die  In- 
struction für  das  Schulcuratorium  (s.  p.  13)  der  Genehmigung  der  Prov. 
Aufsichtsbehörde. 

Das  Erfordernifs  an  Lehrkräften  wird  im  allgemeinen  danach 


*)  Dfti  Pcihiionsgoscu  r.  13.  Mai  184C  k.  in  Abtb.  IL 
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bemesaeiiy  dals  fUr  je  2  Classen  3  Lehrer  n5thig  sind.  Dem  Director 
darf  die  üebemahme  keiner  so  grofsen  Zahl  von  Unterrichtsstanden  za- 
gernnthet  werden ,  dafs  er  dadurch  verhindert  ist,  seinen  übrigen  Ver- 
pflichtnngen  in  der  Leitung  der  Schule  ordnungsmäfsig  nachzukommen. 
Im  allgemeinen  sind  hinsichtlich  der  wöchentl.  Stundenzahl,  zn  welcher 
dia  Lehrer  höherer  Schulen  vocationsmäfsig  verpflichtet  werden  können, 
folgende  Bestimmungen  einer  Min.  Verf.  v.  13.  Mail863  mafsgebend: 
,iDie  Verpflichtung  der  wissenschaftlich  gebildeten  Lehrer  an  höheren 
Unterrichtsanstalten  darf  bei  dem  Director  oder  Rector  über  14  bis  16,  bei 
den  Oberlehrern  über  20  bis  22,  bei  den  ordentlichen  Lehrern  über  22  bis 
24  Stunden  nicht  hinausgehen,  während  den  an  solchen  Anstalten  fungiren- 
den  Elementarlehrern  eine  wöchentliche  Stundenzahl  von  26  bis  28  auferlegt 
werden  kann.  Auch  die  Üebemahme  der  höheren  Stundenzahl  von  22  bis  24 
kmui  nur  so  lange  als  zulässig  erachtet  werden,  als  die  Frequenz  der  ein- 
leinen  Classen  eine  geringe  ist  und  nicht  Correcturen  herbeiführt,  welche 
viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen.** 

Diese  allgemeine  Festsetzung  kann  somit  nach  den  besonderen 
Zuständen  der  einzelnen  Anstalten,  aufserdem  aber  auch  nach  den  etwa 
zu  berücksichtigenden  persönlichen  Verhältnissen  eine  Modification,  d.  h. 
das  angegebene  Maximum  eine  Ermäfsigung  erfahren. 

Min.  Verf.  v.  17.  Aug.  1860,  die  Errichtung  von  Progymnasien  be- 
treffend :  „Die  Bedingungen,  welchen  gegenwärtig  von  denjenigen  Progymna- 
sien genügt  werden  mufs,  die  ihren  Zöglingen  das  Recht  auf  den  einjährigen 
freiwilligen  Militärdienst  durch  ein  Schulzeugnifs  sichern  wollen,  sind: 

Es  müssen  die  5  Classen  VI  bis  II  gesondert  vorhanden  sein  und  im 
wesentlichen  denselben  Classen  eines  vollständigen  Gymnasiums  gleichstehen. 
Für  die  Aufnahme  der  Schüler  und  die  Curdusdauer  der  einzelnen  Classen 
müssen  die  für  die  Gymnasien  geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung 
kommen.  Das  Lehrercollegium  mufs  aus  mindestens  7  Lehrern,  einschliels- 
lieh  des  Rectors,  bestehen,  und  von  diesen  müssen  aufser  dem  Rector  min- 
destens 4  durch  wissenschaftliche  Studien  vorgebildet  sein,  und  sich  darüber 
vor  einer  wissenschaftl.  Prüf.  Commission  ausgewiesen  haben.  Ebenso  ist 
ein  unerläfsliches  Erfordernifs,  dafs  aufser  dem  Rector  wenigstens  die  be- 
zeichneten 4  wissenschaftlichen  Lehrer  definitiv,  mit  Besoldungen  die  in 
diesem  Fall  nicht  unter  400  Thr.  hinabsteigen  dürfen,  und  mit  gesicherten 
Pensionsansprüchen,  angestellt  sind.  In  der  Ausstattung  der  Schule  dürfen 
eine  Bibliothek  und  die  wichtigsten  mathematischen,  geographischen  und 
naturwissenschaftlichen  Lehrmittel  nicht  fehlen.  Die  betreff.  Progymnasien 
haben  alljährlich  Schulnachricbten  zu  veröffentlichen  und  darin  jedenfalls 
aufser  dem  Lehrplan  eine  tabellarische  Uebersicht  der  Lectionsvertheilnng 
und  die  wichtigsten  statistischen  Angaben,  mit  Bezeichnung  der  Confession 
der  Schüler  u.  s.  w.  mitzutheilen.**  — 

Ganz  entsprechende  Anforderungen  werden  für  die  Errichtung 
höherer  Bürgerschulen  gestellt,  welche  das  Recht  zur  Abhaltung 
von  Entlassungsprüfungen  in  Anspruch  nehmen. 

*  üntrr.  u.  Prüf.  Ordn.  v.  6.  Octb.  1859:  „Sobald  bei  dem  Minister  der 
Antrag  auf  Ertheilung  der  Befugnifs  zu  gültigen  Abgangsprüfungen  an  einer 
höheren  Bürgerschule  von  Seiten  der  Prov.  Aufsichtsbehörde  gestellt  worden 
ist,  wird  zuvörderst  eine  Revision  der  Anstalt  veranlafst  und  durch  eine  Prü- 
fung ihrer  Verbältnisse,  hinsichtlich  der  Zahl,  der  wissenschaftlichen  Befähi- 
gung und  der  Besoldung  der  Lehrer,  der  Beschaffenheit  ihrer  Vocationen,  der 
Zusammensetzung  des  Curatoriums  und  der  gesammten  Ausstattung  der  Schule 
mit  Local,  Lehrmitteln  etc.  festgestellt,  ob  sie  den  Anforderungen  genügt"  — 

Die  entsprechenden  Anfordemngen  für  die  Errichtung  von  Gym- 
nasien und  Realschulen  ergeben  sich  leicht  aus  dem  weiteren  Um- 
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fange  und  den  höheren  Lehrzielen  dieser  Anstalten.  S.  weiterhin  die 
Mittheilnngen  über  die  Schaletats  etc. 

U.  n,  P.  0. :  „Die  äufsere  Ausstattung  einer  Schale  ist  nicht  das  Mafs  für 
ihren  inneren  Werth ;  auch  mit  dürftigen  Mitteln  versehene  Anstalten  haben 
durch  vorzügliche  Befähigung  einzelner  Lehrer  und  durch  die  Anstrengung 
einzelner  oder  vereinter  Kräfte  bisweilen  in  einzelnen  Classen  und  Gegen- 
ständen Vorzügliches  geleistet.  Aber  das  Eintreten  von  günstigen  Umständen 
der  Art  kann  nicht  in  Rechnung  fi^ebracht  werden.  £s  mufs  vielmehr  zu  den 
Erfordernissen  einer  wohleingerichteten  Schule  gezählt  werden,  dafs  in  der 
Beschaffenheit  der  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel  and  in  der  von  dem 
Patronat  thatsächlich  ihr  gewidmeten  Fürsorge  eine  sichere  Garantie  dafttr 
gegeben  ist,  dafs  das  Bedürfnifs  an  Lehrkräften  immer  hinreichend  gedeckt 
sei,  die  einzelnen  Lehrer  nicht  überbürdet  werden  müssen,  einige  Sicherheit 
gegen  den  bei  niedrigen  Besoldungen  häufigen  Lehrerwechsel  vorhanden  9^ 
and  für  alles  zum  Bestände  einer  höheren  Lehranstalt  und  zu  einem  gedeih- 
liehen  Unterricht  Erforderliche  an  Localien,  Apparaten  u.  s.  w.  ausreichend 
gesorgt  werde.  Eine  höhere  wissenschaftliche  Unterrichtsanstalt  kann  als  mit 
dem  Nothwendigen  ausgerüstet  nicht  angesehen  werden,  wenn  deren  Lehrer 
zum  Theil  einer  gesicherten  Stellung  entbehren,  und  auf  Nebenerwerb  so 
weit  bedacht  zu  sein  genöthigt  sind ,  dafs  sie  der  Schule  nur  einen  Thefl 
ihrer  Kraft  widmen  können,  und  aus  demselben  Grunde  verhindert  sind, 
näheren  persönlichen  Verkehr  mit  ihren  Schülern  zu  pflegen,  sich  den  all- 
gemeinen pädagogischen  Aufgaben  der  Schule  zu  widmen,  und  auf  ihre  eigene 
wissenschaftliche  Fortbildung  Zeit  zu  verwenden. 

Vom  Standpunct  der  Unterrichtsverwaltung  kann  es  als  ein  Verlost 
nicht  betrachtet  werden,  wenn  Schulen,  welche  den  hierin  liegenden  Anfor- 
derungen zu  genügen  aufser  Stande  sind,  und  nur  mit  Mühe  ihre  Existenz 
als  höhere  Lehranstalten  fristen,  in  die  Reihe  der  Mittelschulen  zurücktreten, 
die,  bei  zweckmäfsiger  Einrichtung  und  Ausstattung,  dem  Untenriehtsbedttrf- 
nifs  eines  grofsen  Theils  des  Bürgerstandes  besser  genügen,  als  unvoUkom- 
mene  Realschulen.^ 

Beispiele  von  Schalstataten  s.  in  Abschn.  X. 

2.  Das  confessionelle  VerhMltnifs.  Die  bisher  in  Prenfsen 
anerkannten  höheren  Schalen  haben  einen  christlichen  Grandcharaktefi 
nnd  sind  danach  entweder  evangelische  oder  katholisehei  oder 
paritätisch  beiden  Confessionen  angehörige  Simultananstalten. 
Nach  dem  confessionellen  Charakter  der  Schale  richtet  sich  die  Wahl 
des  Directors  and  der  Lehrer,  der  Mitglieder  des  Schulcaratoriums  n.  s.  w. 

Der  Begriff  einer  in  kirchlicher  Beziehaog  paritätischen  oder 
simultanen  höheren  Schale  ist  gesetzlieh  nicht  fixirt.  Herkömmlieh 
wird  derselbe,  nach  Analogie  der  Bestimmung  des  6.  Landtagsabschiedes 
für  die  Prov.  Prenfsen  v.  2S.  Octb.  1838,  im  strengeren  Sinne  dahin 
festgesetzt  (und  z.  B.  beim  Gymnasium  in  Essen  durchgeführt),  dafs  die 
Lehrer  in  gleichem  numerischen  Verhältnifs  beiden  christlichen  Ck>n- 
fessionen  angehören,  und  in  der  Directorstelle  beide  Confessionen  alter- 
niren.  Bei  einer  weniger  strengen  Anwendung  dieser  Norm  wird,  ein 
bestimmt  abgegrenztes  Verhältnifs  beider  Confessionen  nicht  festgehalteni 
sondern  das  I^hrercollegium  nach  dem  jedesmaligen  Bedarf  an  Lehr- 
kräften für  bestimmte  Unterrichtsfächer  ohne  vorwiegende  Rücksicht 
auf  die  Confession  des  zu  Wählenden  ergänzt  Dies  findet  namentlich 
bei  den  Realschalen  statt,  die  überhaupt,  verglichen  mit  den  Ojrmnaaien, 
einen  weniger  bestimmt  ausgeprägten  confessionellen  Charakter  haben. 
Viele  Reallehranstalten  sind,  ohne  dafs  es  bestimmt  ansgesprochen  wäre, 
anch  abgesehen  von  der  gemischten  SchUlerfrequenz,  thatsächlich  Simul- 
tansehnlen,  sofern  sich,  wenn  sie  aneh  nach  der  oonataiiten  Beaetanng  der 
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Directoretelle  nnd  nach  der  überwiegenden  Zahl  der  Lehrer  für  evan- 
gelische oder  katholische  gelten,  in  den  LehrercoUegien  auch  aufser  den 
Religionslehrem  beide  Confessionen  vertreten  finden. 

Von  der  Regel,  dafs  Schüler  ohne  Unterschied  der  Religion  und  Con- 
fession  am  Unterricht  Theil  nehmen  können  (s.  p.l),  machen  nur  diejenigen 
liöheren  Schulen  eine  Ausnahme,  welche  ausschliefslich  Alumnate  sind. — 
Der  Religionsunterricht  und  die  gemeinsamen  Andachten  richten  sich  nach 
der  Confession  der  Schule.  Es  wird  jedoch  auch  ftir  den  Religions- 
unterricht der  anderen  Confession  durch  Bestellung  eines  aus  den  Mitteln 
der  Anstalt  zu  remunerirenden  Religionslehrers  gesorgt,  ausgenommen 
da,  wo  die  Zahl  der  Schiller  der  anderen  Confession  zu  gering  ist,  in 
welchem  Fall  die  religiöse  Unterweisung  solcher  Schttler  dem  Privat- 
abkommen der  Eltern  mit  den  betreffenden  Geistlichen  überlassen  wird; 
8.  Abschn.  IV. 

Min.  Verf.  V.  8.  Aug.  1862:  „Nach  den  der  Eingabe  des  Curatoriums 
der  höh.  Stadtschule  zu  N.  vom  16.  v.  M.  beigefügten  und  von  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung genehmigten  Statuten  derselben  soll  die  Anstalt  eine 
katholische  sein  nnd  katholische  Lehrer  erhalten.  Dieser  von  der  Vertretung 
der  Stadt  festgesetzte  und  den  Bevölkerungsverhältnissen  entsprechende  con- 
fessionelle  Charakter  der  Anstalt  schliefet  jedoch  nicht  aus,  dafs  auch  Schü- 
ler, welche  der  kathol.  Conf.  nicht  angehören,  dieselbe  besuchen,  und  dafs 
von  Seiten  der  Anstalt  auch  für  die  religiöse  Unterweisung  evangelischer 
Schüler  gesorgt  werde,  sobald  die  Zahl  derselben  nicht  mehr  dauernd  auf 
einige  wenige  Schüler  beschränkt  bleibt.  Nach  diesem  Grundsatze,  welcher 
auch  bei  städt.  evangel.  Anstalten  in  Beziehung  auf  die  kathol.  Schüler  der- 
selben in  Anwendung  kommt,  kann  das  Cur.  nicht  genöthigt  werden,  für 
zwei  evangelische  Schüler  einen  evangelischen  Religionslehrer,  gleichviel  ob 
derselbe  auf  Remuneration  Anspruch  mache  oder  nicht,  anzustellen  und  den- 
selben in  das  Lehrercollegium  aufzunehmen;  vielmehr  mufs  es  den  evangel. 
Eltern  dieser  beiden  Schüler  überlassen  bleiben,  für  deren  Religionsunter- 
richt in  anderer  Weise  zu  sorgen,  wozu  der  evangel.  Pfarrer  des  Orts  seine 
Bereitwilligkeit  zu  erkennen  gegeben  hat.  Sollte  die  Zahl  der  evangel.  Schü- 
ler in  dieser  Anstalt  sich  erheblich  und  dauernd  vermehren,  dann  wird  es 
an  der  Zeit  sein,  die  Anstellung  eines  evangel.  Religionslehrers  herbeizu- 
führen.« 

Von  Synagogenvorständen,  Rabbinern  und  auch  von  Schulcuratorien, 
ist  bisweilen  beantragt  worden,  auch  den  jüdischen  Religionsunterricht 
in  den  Lehrplan  und  zur  Besoldung  des  jüd.  Religionslehrers  eine  Po- 
sition in  den  Schuletat  aufzunehmen.  Die  in  dieser  Beziehung  von  der 
Aufsichtsbehörde  befolgte  Praxis  geht  aus  nachstehenden  Min.  Verfü- 
gungen hervor: 

Verf  V.  23.  Jan.  1867:  —  „Der  jüdische  Religionsunterricht  kann  in 
den  Lehrplan  der  dortigen  höheren  Schulen  nicht  aufgenommen  werden.  Dafs 
derselbe  den  jüdischen  Gymnasial-  und  Realschülern  aufserhalb  der  gewöhn- 
lichen Schulzeit  im  Local  beider  Anstalten  ertheilt  werde,  ist  zulässig  und 
bedarf  meinerseits  keiner  besonderen  Genehmigung.  Die  Directoren  und  die 
Cl&Bsenordinarien  werden  ohne  Zweifel,  wie  es  auch  bei  anderen  Anstalten 
geschieht,  bereitwillig  die  Hand  dazu  bieten,  die  betreffenden  Schüler,  so- 
weit es  erforderlich  ist,  zu  Ordnung  und  Regel mäfsigkeit  im  besuch  des 
Religionsunterrichts  anzuhalten.  Alle  weitere  Sorge  für  die  Betheiligung  der 
Schüler  mufs  den  Eltern  und  dem  jüdischen  Religionslehrer  überlassen  bleiben.'' 

Aus  einer  Verf.  v.  21.  März  1867:  „Die  Aufnahme  des  jüdischen  Reli- 

fionsunterrichts  in  den  Lehrplan  christlicher  Schulen  ist  nicht  zulässig,  und 
ndet  deshalb  an  keiner  derselben,  soweit  sie  in  Preufsen  als  öffentliche  hö- 
here Schulen  anerkannt  sind,  Statt.  ** 
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3.  8ohuletat8  sind  Voranschläge  der  für  die  Schulen  innerhalb 
eines  bestimmten  Zeitabschnitts  zu  bestreitenden  rnnthmafslichen  Aus- 
gaben und  der  fUr  dieselben  erforderlichen  und  zu  erwartenden  Ein- 
nahmen. Fttr  jede  höhere  Schule  ist  ein  solcher  Etat  aufzustellen  und 
der  Aufsichtsbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

lieber  die  der  Aufsichtsbehörde  dabei  zustehenden  Befugnisse  s. 
oben  p.  7  ff. 

In  vollständigen  Etats >)  werden  die  Einnahmen  verzeichnet  unter 
den  Titeln:  1.  Vom  Grundeigenthum ;  2.  Zinsen  von  Capitalien;  3.  An  Be- 
rechtigungen; 4.  Hebungen  aus  Staats-  und  anderen  Gassen  und  Fonds; 
5.  Hebungen  von  den  Schülern;  6.  Pensionsfonds;  7.  Insgemein.  Titel  der 
Ausgaben:  1.  Verwaltungskosten;  2.  Diensteinkommen  des  Lehrerpersonals: 
3.  Unterrichtsmittel;  4.  Unterhaltung  der  Schulutensilien;  5.  Tum-  und 
Schwimmunterricht;  6.  Heizung  und  Beleuchtung;  7.  Bauten;  8.  Abgaben 
und  Lasten;  9.  Cultuskosten ;  10.  Schulfestlichkeiten;  11.  Pensionsfonds; 
12.  Insgemein. 

FUr  die  Lehrerbesoldungen  kann  im  allgemeinen  der  Normal- 
etat zum  Anhalt  dienen,  welcher  im  Jahre  1863  zunächst  fUr  die  Gym- 
nasien und  die  denselben  gleichstehenden  höheren  Schulen ,  die  aas 
unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsfonds  Unterhaltungszuschtisse  be- 
ziehen, aufgestellt  worden  ist. 

Danach  bestehen  für  die  Normalbesoldungen  der  Directoren  und  der 
ordentlichen  Lehrer  nach  Verschiedenheit  der  Orte,  an  welchen  die  Anstalten 
sich  befinden,  drei  Classen.   Sie  betragen  jährlich: 

A.  für  die  Gymnasialdirectoren: 

in  der  1.  Classe  bis  1800  Thir. 
in  der  2.  Classe  bis  1600  Thlr. 
in  der  3.  Classe  bis  1200  Thlr.  resp.  1300  und  1400  Thlr. 

B.  fUr  die  definitiv  angestellten  ordentlichen  Gymnasiallehrer, 
mit  Ausscblufs  der  etwa  gleichfalls  definitiv  angestellten  Uülfslehrer  und  der 
technischen  Lehrer,  mithin  für  die  definitiv  angestellten  Inhaber  sowohl  der 
Professoren-  und  Oberlehrersteilen,  als  auch  derjenigen  Stellen,  welche  in 
den  Etats  der  Gymnasien  als  ordentliche  Lehrer-,  Collaborator-  etc.  Stellen 
bezeichnet  sind:  Minimum     Maxiraum    Durchschnitt. 

in  der  1.  Classe  600  Thlr.  1300  Thlr.  950  Thlr. 
in  der  2.  Classe  550  Thlr.  1150  Thir.  850  Thlr. 
in  der  3.  Classe    500  Thlr.    1000  Thlr.      750  Thlr. 

Der  Durchschnittsgehaltssatz  der  ordcntl.  Lehrerstellen  so  oftmal  ge- 
nommen, als  dergleichen  Stollen  vorhanden  sind,  ergicbt  für  diese  Stellen 
die  in  der  betreffenden  Gchaltsciasse  zulässige  Gesammtsumme  an  Besoldungen. 

Der  Normnlctat  ist  nur  allmählich  nach  Mafsgabe  der  aus  unmittelbaren 
und  mittelbaren  Staatsfonds  und  hauptsächlich  der  bei  den  einzelnen  Anstal- 
ten hiezu  verfügbar  werdenden  Mittel  zur  Ausführung  zu  bringen,  und  die 
Normalsätze  haben  nicht  die  Bedeutung,  dafs  den  Directoren  und  Lehrern 
ein  Recht  auf  dieselben  zugestanden  wird. 

Vorhandene  Besoldungen,  welche  über  die  vorstehend  festgestellten  Nor- 
malgränzcn  hinausgehen,  müssen  bei  einer  Erledigung  der  betreffenden  Stellen 
um  den  ttberschiefsenden  Betnig  vermindert  werden. 

Emolumente,  mit  Ausschlufs  der  Dienstwohnungen,  sowie  unfixirte,  in 
Form  von  Schulgeld-  und  Gebühren-  etc.  Anthcilen  bewilligte  Gehälter  sollen, 
sofern  nicht  stiftungsmäfsige  Bestimmungen  oder  andere  besondere  Rechts- 
verhältnisse entgegenstehen,  bei  Neuanstellungen  und  bei  Gelegenheit  der 

0  S.  Wioso,  hiator.  stati.«t.  Darr^tcllung  des  höh.  Schulwo».  in  Prculaen.  1804. 
p.  41.  043  ff. 
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Bewilligung  von  Gehaltszulagen,  Ascensionen  etc.  zur  GymnasialcaBse  ein- 
gezogen werden. 

Für  Dienstwohnungen  ist  den  Inhabern  aus  ihren  Besoldungen  von  dem 
Zeitpnncte  ab,  wo  letztere  mit  Rücksicht  hierauf  anderweit  regulirt  sein 
werden,  eine  Miethsentscbädigung,  welche  bis  auf  weiteres  zu  10  proc.  des 
Einkommens  festgestellt  wird,  in  Abzug  zu  bringen,  und  zur  Gymnasialcasse 
besonders  zu  vereinnahmen.  Andere  Naturalemoiumente,  deren  Einziehung 
zur  Gymnasialcasse  nach  Vorstehendem  etwa  unthunlich  ist,  werden  zu  ihrem 
wirklichen  Werthe  statt  Geld  als  Theile  der  Besoldung  überwiesen. 

Die  Besoldungen  der  Hülfslehrer  und  der  technischen  Lehrer,  auf  welche 
die  vorstehenden  Festsetzungen  sich  nicht  beziehen,  werden  innerhalb  fier 
bei  jedem  Gymnasium  für  diese  Besoldungen  bereits  etatsmäfsigen  Gesammt- 
ausgabesumme  von  dem  Minister  bewilligt.  Zur  Erhöbung  dieser  Gesammt- 
ausgabesumme  ist  das  EinverstHndnifs  des  Finanz ministcrs  erforderlich. 

U.  u.  P.  0.:  „In  Betreff  der  Besoldungen  ist  als  Norm  anzusehen,  dafs 
bei  den  Realschulen  1.  0.  das  Gehalt  des  Directors  nicht  unter  1200 Thlr^ 
einschliefslich  der  Wohnung,  betragen,  und  dafs  die  Besoldungen  von  da  an 
in  angemessener  Abstufung  bis  zu  dem  letzten  ordentlichen  Lehrer  nicht 
unter  400  Thlr.  herabsteigen  dürfen.  Für  gröfsere  Städte  können  diese  Sätze 
nur  als  das  Minimum  angesehen  werden.  —  Sämmtliche  Lehrer  der  Real- 
schule 1.  0.  haben  für  ihre  dieselben  besuchenden  Söhne  das  Recht  auf 
Schulgelderlafs.  Diese  Schüler  werden  in  der  Observanz-  oder  statutenmäfsi- 
gen  &hl  von  Freischülern  der  Anstalt  nicht  mitgerechnet.** 

4.  Schnllocal.  Dafs  das  Schulhaus  hinlängliche  Räumlichkeiten, 
helle,  der  Classenfrequenz  (s.  Abschn.  IV.  A.  5)  genügende  und  zweck- 
mäfsig  eingerichtete  Classeozinmier ,  einen  Versammlungssaal  für  die 
gemeinsamen  Andachten,  die  öffentlichen  SchuIprUfungen  u.  s.  w.,  ferner 
angemessene  Räume  für  die  Bibliothek  und  die  anderen  wissenschaft- 
lichen Sammlungen  habe,  gehört  zu  den  Erfordernissen  jeder  höheren 
Lehranstalt.  Ebenso  die  Ausstattung  der  Classenzimmer  mit  anschau- 
lichen Unterrichtsmitteln.  Wenn  der  Dircctor  keine  Dienstwohnung  im 
Schulhause  hat,  mufs  aufser  dem  Conferenzzimmer  für  ihn  ein  besonderes 
Geschäftszimmer  in  demselben  vorbanden  sein. 

C.  Verf.  V.  9.  Juni  1854:  „Die  Verantwortlichkeit,  welche  die  Gymna- 
Bialdirectoren  für  die  Ordnung  und  Reiulichkeit  des  Schullocals  haben,  wird 
denselben,  mehrfachen  Mittheilungeu  zufolge,  besonders  bei  den  Anstalten 
städtischen  Patronats,  dadurch  erschwert,  dafs  Räume  des  Schulhauses, 
Classenzimmer  etc.  ohne  Zustimmung  des  Directors  anderweitig  benutzt  wer- 
den. Ich  veranlasse  die  K.  Prov.  Scbulcollegien,  von  der  thatsächlichen  Ver- 
wendung der  Gymnasiallocale  Kcnntnifs  zu  nehmen,  und,  nüthigcn falls  unter 
Mitwirkung  der  K.  Regierungen,  darauf  zu  halten,  dafs  nichts  dem  Schul- 
zweck Fremdartiges  in  den  Räumen  der  Gymnasien  vorgenommen  werde. 
Dem  Dir.  mufs  die  ihm  gebührende  Autorität  auch  in  dieser  Beziehung  ge- 
wahrt werden.  Dies  wird  am  zweckmäfsigsten  durch  die  Anordnung  ge- 
schehen, dafs  die  betreffenden  Schullocale  zu  anderen  als  Gymnasialzwecken 
nur  mit  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  nach  dem  Berichte  des 
Directors  benutzt  werden  dürfen." 

U.U. P.O.:  „An  das  Erfordemifs  hinlänglicher  und  zweckmäfsiger  Räum- 
lichkeiten schliefst  sich  die  Ausstattung  mit  anschaulichen  Unterrichtsmitteln. 
Diese  sind  in  den  Classcnzimmern  einer  Realschule  unentbehrlich,  und  bei 
zweckmäfsiger  Aufstellung  und  Benutzung  als  unmittelbare  Belehrung,  die 
auch  über  die  Unterrichtsstunden  hinausreicht,  von  grofsem  Nutzen.  Vor- 
züglich geeignet  zur  Ausstattung  der  Classenräume  in  diesem  Sinne  sind, 
aufser  guten  Karten,  Darstellungen  bedeutender  Werke  der  Architectur, 
naturhistorische  Abbildungen,  gröfsere  Portraits  bedeutender  Männer  u.  dgl.  m. 
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Es  wird  sich  leicht  die  Einrichtong  treffen  luaen,  mit  mehreren  solcher  sam 
Inventarium  gehörigen  bildlichen  Darstellangen  nnd  Karten  von  Zeit  zu  Zeit 
in  den  verschiedenen  Classen  zn  wechseln.  —  Die  von  den  betreffenden  Anf- 
sichtsbehörden  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstattenden  Berichte  werden 
anch  anf  diese  Saite  der  bei  den  einzelnen  Schulen  vorhandenen  Elnrichtan* 
gen,  sowie  auf  den  Stand  nnd  die  Vermehrung  der  Sammlungen  jedesmal 
besondere  Rücksicht  nehmen." 

Zum  Schutz  gegen  störende  Nachbarschaft.  Ans  der  Gewerbeordnung 
V.  17.  Jan.  1845  (6.  S.  p.  41)  §.  40:  „Einer  besonderen  Beschränkung  mit  Rück- 
sicht auf  die  örtliche  Lage  sind  femer  unterworfen:  6)  die  Errichtung  oder 
Verlegung  der  Bestriebsstätte  solcher  Gewerbe,  deren  Ausübung  mit  nnge- 
wohnlichem  Geräusch  verbunden  ist  Die  Betriebsstätte  mufs,  insofern  zur 
Anlage  derselben  nicht  schon  nach  den  Vorschriften  der  §§.27—36  die  Ge- 
nehmigung der  K.  Regierung  einzuholen  ist,  der  Polizeiobrigkeit  angezeigt 
werden;  diese  hat,  wenn  in  der  Nähe  der  gewählten  Betriebsstätte  Kirchen, 
Schulen,  Krankenhäuser  oder  andere  öffentl.  Gebäude  vorhanden  sind,  deren 
bestimmungsmäfsige  Benutzung  durch  den  Gewerbebetrieb  auf  dieser  Stelle 
eine  erhebliche  Störung  oder  Belästigung  erleiden  würde,  die  Entscheidung 
der  Regierung  darüber  einzuholen,  ob  die  Ausübung  des  Gewerbes  an  der 
gewählten  Betriebsstätte  zu  untersagen  oder  nnr  unter  Bedingungen  zu  ge- 
statten sei.** 


IV. 

D  er    Unterricht. 

Eine  allgemeine ;  den  gesammten  Unterricht,  nnd  ebenso  die  Dia- 
ciplin,  der  höheren  Lehranstalten  in  Preufsen  regelnde  Schulordnung 
ezistirt  nicht.  Die  Lehrziele  der  verschiedenen  Schulkategorien  ergeben 
sich  aus  den  fUr  sie  erlassenen  Abiturienten-Prttfnngsreglements  (s.  weiter- 
hin B.  C.  und  Abschn.  VII).  Die  letzte  Ministerialverordnnng,  welche 
sich  in  weiterem  Zusammenhange  principiell  Über  den  Gymnasial- 
Unterricht  ausspricht,  nnd  welche  den  im  wesentlichen  noch  gelten- 
den Normallehrplan  festgestellt  hat,  ist  die  Circu larver fUgung  y. 
24.  Octb.  1837;  zunächst  veranlafst  durch  einen  von  dem  Medicinal- 
rath  Dr.  Lorinser  1836  in  einer  ärztlichen  Zeitschrift  veröffentlichten 
Aufsatz  „Zum  Schutz  der  Gesundheit  in  den  Schulen*'.  Aus  dieser  Ver- 
anlassung erklärt  sich  der  apologetische  Charakter ,  welchen  die  Ver- 
fügung in  mehreren  Bestimmungen  an  sich  trägt  Was  daraus  nodi 
jetzt  als  mafsgebend  anzusehen  ist,  wird  gehörigen  Orts  mitgetheilt 
werden.  Ebenso  aus  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  y. 
6.  Octb.  1859,  welche  die  Grundlage  für  die  gegenwärtige  Einrichtung 
der  Reallehranstalten  bildet. 

A.   VorbemerktiDgeiL 

1.  Umfang  der  verschiedenen  Anstalten.  Die  vollständigen 
Gymnasien  haben  mindestens  6  aufsteigende  Classen,  Sexta  bis  Prima. 
Die  III  und  die  II  sind  in  der  Regel  in  2  Cötus,  eine  untere  und  eine 
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obere  CUsseDstnfe,  getheilt  Gymnasien,  welche  zngleieh  ansschliersUch 
Alumnate  Bind,  2.  B.  Schnlpforte,  beginnen  erst  mit  IV  oder  III. 

Progymnasien,  weichp  als  solche  anerkannt  nnd  mit  Berechtig 
gangen  versehen  sind,  haben  die  6  Gymnasialclassen  von  VI  bis  IL 
Daneben  bestehen  Progymnasien,  welche  nnr  die  ClaAen  VI  bis  IV 
oder  bis  III  umfassen. 

Die  vollständigen  Realschulen  bestehen  wie  die  Gymnasien  aus 
6  aufsteigenden  Ciassen.  Die  zur  Abhaltung  von  EntlassungsprUfungen 
berechtigten  höheren  Bürgerschulen  haben  die  5  Realschulclassen 
von  VI  bis  II.  Andere  Anstalten  desselben  Namens,  aber  nicht  im  Sinne 
der  U.  u.  P.  0.  v.  6.  Octb.  1859  anerkannt,  haben  dieselbe  oder  auch 
eine  geringere  Classensahl. 

Mit  den  meisten  höheren  Lehranstalten  sind  Elementar -Vor  schulen 
von  1,  2  und  mehr  Ciassen  verbunden,  um  zur  Erlernung  der  für  den 
Eintritt  in  die  VI  erforderlichen  Elementarkenntnisse  Gelegenheit  zu 
geben. 

2.  Bedingungen  fttr  die  Aufnahme  in  die  untersteClasse. 
In  die  Vorschulen  können  Kinder  ohne  alle  Vorkenntnisse  aufgenom- 
men  werden.  Es  geschieht  in  der  Regel  nicht  vor  dem  vollendeten 
sechsten  Lebensjahre. 

Die  Aufnahme  in  die  Sex  ta  der  höheren  Schulen  geschieht  Vorschrift»- 
mäfsig  in  der  Regel  nicht  vor  dem  vollendeten  neunten  Lebensjahre.  Die 
elementaren  Vorkenntnisse,  welche  dabei  nachgewiesen  werden  müssen, 
lassen  sich  dahin  zusammenfassen,  dafs  von  den  Knaben  gefordert  wird: 

Geläufigkeit  im  Lesen  deutscher  und  lateinischer  Druckschrift; 
Kenntnifs  der  Redetheile;  eine  leserliche  und  reinliche  Handschrift; 
Fertigkeit,  Dictirtes  ohne  grobe  orthographische  Fehler  nachzuschrei- 
ben; Sicherheit  in  den  4  Grundrechnungsarten  in  ganzen  Zahlen;  Be- 
kanntschaft mit  den  Geschichten  des  A.  und  N.  Testaments. 

Aus  der  Verordn.  v.  27.  Octb.  1837 :  „Körperlich  schwachen  Knaben  und 
Jünglingen  ist  zwar,  wenn  sie  die  erforderlichen  Vorkenntnisse  besitzen,  die 
Aufnahme  in  die  Gymnasien  auch  fernerhin  nicht  zu  versagen.  Da 
aber  die  Gymnasial  Verfassung  nicht  auf  sieche  und  kranke,  sondern  auf  ge- 
sunde Knaben  und  Jünglinge  berechnet  ist,  so  sind  die  Eltern,  welche  für 
solche  körperlich  oder  auch  geistig  untüchtige  Söhne  die  Aufnahme  nach- 
suchen, vor  den  Gefahren,  welchen  sie  dieselben  aussetzen,  um  so  ernst- 
licher zu  warnen,  je  häufiger  noch  immer  junge  Leute,  die  für  ein  Hand- 
werk nnd  Gewerbe  zu  schwach  sind  oder  scheinen,  sich  ohne  allen  Innern 
Beruf  zu  den  wissenschaftlichen  Studien  drängen  und  der  grofsen  in  dieser 
Laufbahn  unvermeidlichen  Anstrengung  erliegen.  Auch  ist  den  Eltern  in 
angemessener  Art  zu  empfehlen,  ihre  Söhne  weder  in  einem  zu  sehr  vor- 
gerückten Alter  noch  ohne  die  nötbigen  Snbsistenzmittel  den  Gymnasial- 
cursus  beginnen  zu  lassen,  damit  sie  nicht  ohne  alle  Schuld  der  Gymnasien 
sich  gezwungen  sehen,  auf  Kosten  ihrer  Gesundheit  durch  unnatürliche  An- 
strengung das  früher  Versäumte  wieder  einzubringen,  oder  sich  am  Tage 
durch  Privatstunden  den  ihnen  fehlenden  Unterhalt  zu  verdienen,  und  der 
nothwendigen  Nachtruhe  die  zur  Anfertigung  der  Arbeiten  für  die  Schule 
erforderliche  Zeit  zu  entziehen." 

U.  u.  P.  0.:  „Schüler,  die,  sobald  sie  aus  dem  schulpflichtigen  Alter  ge- 
treten sind,  die  Schule  wieder  verlassen  sollen,  lernen,  zumal  wenn  sie  wegen 
schwacher  Begabung  lange  auf  den  untersten  Stufen  bleiben,  z.  B.  vom  La- 
teinischen und  Französischen  nur  die  ersten  Anfänge  kennen,  und  können 
vom  Besuch  einer  Realschule  den  Nutzen  nicht  haben,  welchen  ihnen  der 
in  sich  abgeschlossene  Unterricht  einer  Bürger-  oder  Stadtschule  in  höherem 
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nnd  ihfen  Verbältnissen  entsprechenderem  Mafse  %u  gewähren  im  Stande  ist 
Bruchstücke  eines  höheren  Unterrichts  sich  anzueignen,  ist  der  Ausbildong 
des  Geistes  nicht  förderlich,  und  hindert  die  Sicherheit  des  Wissens  und 
Könnens  in  demjenigen,  was  in  Fällen  den  bezeichneten  Art  das  eigentliche 
BildungsbedürfoiTs  ausmacht.  Wer  auf  einer  Realschule  1.  0.  nicht  minde- 
stens bis  Tertia  kommen  und  den  Cursus  dieser  Classe  durchmachen  soll, 
dessen  Aufnahme  würde  hienach  zu  widerrathen  sein,  ßeföhigte  und  fleissige 
Schüler,  deren  Eltern  genöthigt  sind,  die  Zeit  des  Schulbesuchs  ihrer  Söhne 
mit  der  kirchlichen  Confirmation  oder  bald  danach  abzuschliefsen ,  können 
bis  zu  dieser  Zeit  die  Tertia  einer  Realschule  durchgemacht  haben." 
lieber  das  zu  entrichtende  Schulgeld  s.  Abschn.  VI,  12. 

3.  Schuljahr  und  Cursusdauer.  Durch  die  Verordnung  ▼. 
24.  Octb.  1837  ist  es  den  Provinzialbehörden  freigestellt,  nach  der  Ver- 
Bchiedenheit  der  provinziellen  Verhältnisse  und  dem  Herkommen  gemifs 
den  LchrcursuB  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis  beginnen  zu  lassen.  Bei 
allen  katholischen  höheren  Lehranstalten  und  ziemlich  allgemein  in  den 
beiden  westlichen  Provinzen  beginnt  das  Schuljahr  zu  Michaelis,  bei 
den  evangelischen  meistens  zu  Ostern.  Bei  jenen  findet  die  Aufnahme 
neuer  Schüler  und  die  Versetzung  in  höhere  Classen  in  der  Regel  nur 
einmal  jährlieh,  im  Herbst,  statt.  Die  Anordnung  jähriger  Curse  ist 
nifibt  so  allgemein  verbindlich,  dals  die  Theilung  in  zwei  Semestral- 
curse  nicht  gestattet  wäre.  Die  pädagogische  und  didaktische  Theorie 
mufs  den  Jahrescursen  die  gröfsere  Zweckmäüsigkeit  zuerkennen;  aber 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  nöthigen  an  vielen  Orten  davon  abzu- 
weichen. Namentlich  in  gröfseren  Städten  läfst  sich  die  SchUleranfnahme 
nicht  auf  einen  einzigen  Termin  im  Jahre  beschränken;  sie  geschieht, 
wenn  auch  einer  von  beiden  der  Haupttermin  ist,  bei  der  Mehrzahl  der 
höheren  Schulen  ebensowohl  zu  Ostern  wie  zu  Michaelis,  was  dann 
ebenso  auch  halbjährliche  Versetzungen  und  zweimalige  Abitnrienten- 
prUfungen  zur  Folge  hat.  Die  Unterrichtsverwaltung  hat  bisher  keine 
Veranlassung  gefunden,  durch  Anordnung  einer  durchgängigen  Oleich- 
mäfsigkeit  die  hierin  gestattete  Freiheit  des  Verfahrens  aufzuheben. 
Die  erwähnte  Verordnung  genehmigt  halbjährliche  Aufnahme  und  Ver- 
setzung in  allen  Fällen,  wo  die  Lehrercollegien  sieh  nach  reiflicher 
Berathung  dafür  erklären,  und  wo  sie  in  sich  die  Kraft  nnd  die  Mittel 
zn  besitzen  meinen,  den  Uebelständen  und  Nachtheilen,  welche  besonders 
in  den  drei  unteren  Classen  aus  der  halbjährlichen  Versetzung  nnd  ans 
der  mit  ihr  zusammenhangenden  grofsen  Verschiedenartigkeit  der  in  der- 
selben Classe  vereinigten  Schüler  fast  unvermeidlich  erwachsen,  wirksam 
nnd  mit  Erfolg  zu  begegnen. 

Was  die  Cursusdauer  der  einzelnen  Classen  betrifft,  so  nahm  die 
Verordnung  v.  24.  Octb.  1837  für  VI,  V  und  IV  je  ein  Jahr,  für  III,  II 
und  I  je  2  Jahre  an,  ohne  die  Möglichkeit  auszuschliefsen,  dafs  in  lU 
nnd  II  das  Ziel  auch  in  einem  kürzeren  Zeitraum  erreicht  werde.  Bei 
dieser  Ordnung  ist  es  verblieben,  so  dafs  der  ganze  Oymnasialcursns 
in  8  oder  9  Jahren  durchgemacht  werden  kann.  Dafs  die  II  in  weniger 
als  2  Jahren  absolvirt  wird,  kommt  selten  vor.  Für  die  III  wird  ziem- 
lich allgemein  ein  zweijähriger  Cursus  festgehalten;  fleifsigen  und  be- 
gabten Schülern  wird  jedoch  die  Versetzung  nach  II  ausnahmsweise 
schon  nach  einem  oder  1  V.  Jahren  zugestanden.  In  der  Rheinprovinz 
besteht  seit  1835  die  Einrichtung,  dafs  das  Unterrichtspensnm  der  III 
auf  ein  Jahr  berechnet  ist  und  die  Classe,  wenn  ihre  Frequenz  eine 
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Theilnng  nöthtg  macht,  nicht  in  verschiedene  Stufenclassen,  sondern  in 
coordinirte  Götns  getheilt  wird.  Für  die  Versetzung  nach  II  haben  die 
Schüler  daselbst  eine  Asccnsionsprüfung  zu  bestehen,  bei  der  mit  Strenge 
darauf  gehalten  wird,  dafs  wer  auch  nur  in  Einem  Hauptunterrichts- 
gegenstände  die  Reife  für  II  nicht  darthnt,  noch  ein  zweites  Jahr  in  III 
bleibt  Der  systematische  Unterricht,  das  grammatische,  historischei 
mathematische  Pensum  ist  in  diesem  Jahr  dasselbe  wie  im  vorher- 
gehenden ;  dagegen  wird  in  der  Leetüre  aus  Ciassikern  und  Chrestoma- 
thien, in  den  Aufsätzen,  Exerciticn  und  Extemporalien,  die  dem  gram- 
matischen Unterricht  zur  Seite  gehen,  und  in  den  Aufgaben,  die  den 
systematischen  Unterricht  in  der  Mathematik  begleiten,  Jahr  um  Jahr 
gewechselt.  —  Die  Cnrsusdauer  der  Realschulen  1.  0.  ist  im  wesent- 
lichen mit  der  der  Gymnasien  übereinstimmend.  Vrgl.  im  übrigen  weiter- 
hin B  und  C. 

4.  Das  Classensystem.  An  Stelle  des  Mheren  Parallel-  oder 
Fachsystems,  nach  welchem  die  Schüler  in  den  verschiedenen  Gegen- 
ständen verschiedenen  Classen  angehören  konnten,  ist  allmählich  in  den 
höheren  Lehranstalten  überall  das  Classensystem  eingeführt  worden, 
nach  welchem  die  Schüler  in  allen  Lehrgegenständen  vereinigt  bleiben. 

Aus  dem  Landtagsabschied  an  die  sehlesischen  Provinz!^ 
stände  v.  30.  Dcb.  1831:  —  „Das  Classensystem  entspricht  dem  Zweck 
der  Gymnasien,  eine  möglichst  gleich mäfsige  Bildung  zu  bewirken,  und  es 
hat  gcwils  sein  entschiedenes  Gute,  wenn  bei  denen,  welche  von  der  unter- 
sten Classe  an  ein  Gymnasium  besucht  haben,  dabin  gestrebt,  und  jeder^  wie 
es  mittels  des  Classensystems  geschieht,  angespornt  wird,  dafs  er  m  keinem 
Lehrgegenstande  zurückbleibe.  —  Im  Hinsicht  auf  Ordnung  und  Disciplin, 
auf  das  gleichmäfslge  Fortschreiten  in  dem  zur  Gesammtbildung  gehörigen 
Wissen  und  auf  die  Gestaltung  eines  näheren  und  innigeren  Verhältnisses 
zwischen  Lehrern  und  Schülern  hat  sich  das  Classensystem  als  das  zuträg- 
lichere bewährt."  — 

In  einem  weiteren  Sinne  fafst  die  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837  das 
Classensystem:  „Um  ungeachtet  der  Mannichfaltigkeit  der  Lehrgegen- 
stände in  den  Gymnasien  die  nöthige  Einheit  im  Unterricht  und  in  der 
Methode  zu  bewirken,  eine  möglichst  gleichmäfsige  Ausbildung  der 
Schüler  herbeizuführen  und  auch  ihnen  das  lebendige  Band,  welches 
alle  Lehrgegenstände  vereint,  fühlbar  zu  machen  und  zur  geistigen  An- 
schauung zu  bringen,  hat  das  Ministerium  schon  längst  für  alle  Gym- 
nasien das  Classensystem  und  das  Classenordinariat^)  ange- 
ordnet. Bei  einer  sachgemäfsen  Durchführung  dieses  Systems  müssen 
In  derselben  Classe  die  verwandten  Lehrgegenstände,  nicht  wie  bisher 
getrennt  neben  einander  in  verschiedenen  Stunden,  sondern  können  in 
denselben  Stunden  mit  und  nach  einander  behandelt  werden.  Hienach 
scheint  es  räthlich  und  thunlich  in  den  beiden  unteren  Classen  das 
Lateinische  und  Deutsche,  sowie  die  Geschichte,  Geographie  und  Natur- 
beschreibung, in  den  mittlem  und  oberen  Classen  die  Geschichte  und 
Geographie,  sowie  die  Mathematik  und  Physik  zu  einander  auf  die  an- 
gedeutete Weise  in  ein  näheres  Verhältnifs  zu  bringen.  Ferner  sind 
zur  Vermeidung  der  wesentlichen  Nachtheile,  welche  fllr  die  Einheit 
des  Unterrichts  aus  der  Theilung  der  Lehrgegenständc  in  einer  und 
derselben  Classe  unter  zu  viele  Lehrer  erwachsen,  nicht  nur  die  Zweige 

»)  S.  Abth.  U. 
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eines  und  desselben  Lehrg^genstandes  und  die  verwandten  Lehrftcheri 
sondern  auch  die  einander  nahe  stehenden  Lehrobjeete  soviel  als  nnr 
irgend  ml^glich  Einem  Lehrer  anzuvertrauen.  Dieser  Bestimmung  ge- 
mXfs  sollen  in  den  beiden  unteren  Classen  jedenfalls  das  Lateinlsehe 
und  Deutsche y  in  den  beiden  mittleren  Classen  das  Lateinische,  Grie- 
chische und  Französische  4ind  in  den  beiden  oberen  Classen  das  Latei- 
nische, Griechische  und  Deutsche,  oder  auch  das  Griechische,  Deutsche 
und  Französische  in  der  Regel  nur  Einem  Lehrer  übertragen,  femer  in 
den  unteren  Classen  die  Geschichte,  Geographie  und  Naturbeschreibung, 
in  den  mittleren  und  oberen  Classen  die  Geschichte  und  Geographie, 
und  in  der  obersten  Classe  die  Mathematik,  Phjsik  und  philosophische 
PropXdeutik  so  viel  als  möglich  in  Eine  Hand  gelegt  werden.  Aaf 
diese  Weise  werden  für  die  Sprachen  und  Wissenschaften  in  den  unteren 
Classen  zwei,  in  den  mittleren  drei  und  in  den  oberen  höchstens  vier 
Lehrer  überall  ausreichen.  Damit  die  Schüler  mehr  und  mehr  den 
wissenschaftlichen  Zusammenhang  ihrer  Lectionen  fassen  und  festhalten, 
und  zum  Bewußtsein  von  der  Einheit  des  Unterrichts  gelangen,  scheint 
es  dem  Ministerium  rXthlich  und  thunlich,  manche  LehrgegenstXnde, 
'anstatt  sie  wie  bisher  gleichzeitig  und  auf  die  verschiedenen  Wochen- 
tage vertheilt,  neben  einander  herlaufen  zu  lassen,  von  jetzt  an  naeh 
aliander  in  der  Art  zu  behandeln,  dafs  z.  B.  in  demselben  Semester  and 
in  derselben  Classe  zwar  Geographie  und  Geschichte,  aber  jene  in  den 
ersten  Monaten  ausschliefslich,  diese  allein  in  den  letzten  Monaten  ge- 
lehrt werde.  Ein  ähnliches  Verfahren  kann  auch  in  Hinsicht  der  Arith- 
metik und  Geometrie  sowie  der  lateinischen  und  griechischen  Schrift- 
steller eintreten  und  namentlich  In  Bezug  auf  diese  letzteren  die  Ein- 
richtung Statt  finden,  dafs,  während  es  bei  der  Vorschrift,  in  Einem 
Semester  und  in  Einer  Classe  nur  Einen  lateinischen  und  griechischen 
Prosaiker  und  Dichter  zu  erklären,  auch  femer  verbleibt,  die  erste 
Hälfte  des  Semesters  ausschliefslich  dem  Prosaiker,  und  die  übrige  Zeit 
nur  dem  Dichter  zugewandt  werde.* 

6.  Classenfrequenz. 

U.  u.  P.O.:  nAIs  Maximum  der Schfllerzahl  ist  auf  den  Realschulen 
1.  0,  in  den  unteren  Clsssen  60,  in  den  mittleren  40,  in  den  oberen  30  an- 
zusehen. Dafs  die  Besohränkang  der  Classe  auf  diese  Zahlen  festgehalten 
werde,  ist,  aufser  allgemeinen  pädagogischen  Gründen,  für  Realschulen  vor- 
zugsweise wiohtiff,  weil  die  für  den  Unterricht  derselben  vielfach  zu  ver- 
wondondcD  Anschauungsmittel  sonst  fttr  einen  grofsen  Theil  der  Schüler 
nutslos  bleiben.* 

C.  Verf.  V.  28.  Febr.  1867:  .Durch  die  ü.  u.P.O.  v.  6.  Octb.  1869  ist 
hinsichtlich  der  in  den  eintelnen  Classen  einer  Realschule  1.  0.  zulässigen 
Schüler  fr  equent  aus  pädagogischen  und  didaktischen  Gründen  als  Maxi- 
mum (Ür  die  unteren  Classen  die  Zahl  von  60,  für  die  mittleren  40,  für  die 
oberen  80  bestimmt  worden.  Ich  habe  mit  Befriedigung  wahrgenommen,  dafs 
in  einigen  Provinien  diese  Grense  mehr  und  mehr  eingehSüten  und  dafs 
obige  Bestimmung  in  entsprechender  Weise  auch  bei  den  Gymnasien  sar 
Anwendung  gebracht  wird,  sowie  auch  dafs,  wenn  sich  eine  von  dem  be- 
treffenden K.  Prov.  Schuloollegium  eine  Zeit  lang  geduldete  höhere  Frequenz 
aU  dauernd  erwiesen  hatte,  rUr  die  Einrichtung  von  Parallelolassen  gtÄorgt 
wor^len  ist.  In  anderen  IViwinten  ist,  wie  die  eingereichten  Frequenzlisten 
immer  aufs  neue  ergeben,  diesem  für  das  Gedeihen  der  Schulen  so  wichti- 
gen Gegenntamle  nicht  dieselbe  Aufmerksamkeit  gewidmet,  und  nicht  geni^ 
auf  Mittel  und  We^e  lUntacht  genommen  worden,  durch  welche  einer  schäd- 
liehen  ClassenttberfÜllung  vorgebeugt  werden  kann. 
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Ganz  fibereinstimmencie  Mafsregeln  lassen  sich  bei  der  Verschiedenheit 
der  loealen  nnd  anderen  Verhältnisse  dafür  nicht  vorschreiben;  es  mafs  viel- 
mehr dem  Ermessen  der  Aafsichtsbehörden  überlassen  bleiben,  in  jedem 
besondem  Fall  nach  Anhörung  des  Directors,  resp.  des  Patronats  oder  Sohai- 
eoratoriamSy  das  Erforderliche  anzuordnen.  Ich  finde  mich  veranlafst,  dies 
zur  Beseitigung  der  noch  immer  vorkommenden  mafslosen  Ueberschreitungen 
vorerwähnter  Maximalzahlen  für  sämmtliche  Kategorien  höherer  Lehranstalten 
in  Erinnerung  zu  bringen ;  wobei  ich  schliefslich  bemerke,  dafs  bei  hinreichen- 
dem Raum  auch  in  den  mittleren  Classen  ausnahmsweise  eine  Frequenz 
von  50  nnd  in  den  oberen  eine  solche  von  40  Schttlem  zulässig  ist" 

Aus  gleicher  Veranlassung  hat  u.  a.  das  K.  Prov.  Schulcollegium  lu 
Magdeburg  für  die  beiden  Gvmnasien  daselbst  angeordnet  (3.  März  1865), 
dafs  bis  auf  weiteres  in  jedem  Semester  20  Schüler  weniger  aufgenommen 
werden,  als  im  Laufe  und  am  Schlufse  des  vorherigen  Semesters  abgegangen 
sind,  dafs  neue  Schüler  in  der  Regel  nur  in  die  Vorclassen  und  in  VI  auf- 
genommen werden,  und  dafa  es  zur  Aufnahme  in  eine  höhere  Classe  der 
Genehmigung  des  Prov.  Schulcoll.  bedarf. 

Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Stettin  ( 3.  D c b.  1 8  6  6 ) :  dafs  f&r  keine  Gasse 
des  Gvmnasiums  und  der  Realschule  daselbst  sowie  ihrer  Vorschulen  eine 
Aufnahme  zuzusagen,  bevor  nicht  die  am  Ende  des  Semesters  stattfindende 
Versetzung  beschlossen  sei.  Alsdann  seien  zunächst  die  Aufhahmegesuche 
einheimischer  Eltern  zu  berücksichtigen,  und  vor  der  Hand  noch  zu  ge- 
statten, dafs  dabei  die  Zahl  der  Schüler  der  unteren  und  der  mittleren 
Classen  über  die  sonst  als  Maximum  anzusehende  Zahl  von  je  50,  aber  höch- 
stens bis  60  gesteigert  werde.  Auswärtige  Schüler,  welche  nicht  vom  elter- 
lichen Hause  aus  die  Schule  besuchen  können,  sollen  nicht  mehr  aufgenom- 
men werden,  sobald  dadurch  die  Zahl  der  Schüler  einer  Classe  über  ^  oder 
noch  weiter  gesteigert  werden  würde. 


B.  Der  allgemeine  LehrplaxL 

I.    Die  Gymnasien. 

Die  für  die  gegenwärtige  Lehrverfassung  der  Gymnasien  mafsgeben- 
den  allgemeinen  Verfügungen  sind: 

Verordnung  v.  24.  Octb.  1837:  — „Die  Lehrgegenstände  in  den 
Gymnasien,  namentlich  die  deutsche,  lateinische  und  griechische  Sprache, 
die  Religionslehre,  die  philosophische  Propädeutik,  die  Mathematik  nebst 
Physik  nnd  Naturbeschreibung,  die  Geschichte  und  Geographie,  sowie 
die  technischen  Fertigkeiten  des  Schreibens,  Zeichnens  und  Singens 
und  zwar  in  der  ordnungsmäfsigen  dem  jugendlichen  Alter  angemesse- 
oen  Stufenfolge  und  in  dem  Verhältnifs,  worin  sie  in  den  verschiede- 
nen Classen  gelehrt  werden,  machen  die  Grundlage  jeder  höheren  Bil- 
dung aus  und  stehen  zu  dem  Zweck  der  Gymnasien  in  einem  so 
natürlichen  als  nothwendigen  Zusammenhange.  Die  Erfahrungen  von 
Jahrhunderten  und  das  Uräeil  der  Sachverständigen,  auf  deren  Stimme 
ein  vorzügliches  Gewicht  gelegt  werden  mufs,  spricht  dafür,  dafs  ge- 
rade diese  Lehrgegenstände  vorzüglich  geeignet  sind,  um  durch  sie  und 
an  ihnen  alle  geistigen  Kräfte  zu  wecken,  zu  entwickeln,  zu  stärken, 
und  der  Jugend,  wie  es  der  Zweck  der  Gjrmnasien  mit  sich  bringt,  zu 
einem  gründlichen  nnd  gedeihlichen  Studium  der  Wissenschaften  die 
erforderliche  nicht  blos  formelle,  sondern  anch  materielle  Vorbereitung 
nnd  Befähigung  zu  geben.  Ein  Gleiches  läfst  sich  nicht  von  dem  Unter- 
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richte  in  der  hebriüschen  Sprache,  welche  yorsngsweise  nnr  fllr  die 
kundigen  Theologen  bestimmt  nnd  als  Vorbereitang  sn  einem  speciellen 
Facultätsstudium  dem  allgemeinen  Zwecke  der  Gymnasien  fremd  ist, 
und  von  der  französischen  Sprache  behaupten,  welche  ihre  Erhebung 
zu  einem  Gegenstände  des  öffentlichen  Unterrichts  nicht  sowohl  Ihrer 
Innern  Vortrcffiichkeit  und  der  bildenden  Kraft  ihres  Bans,  als  der 
Rücksicht  auf  ihre  Nützlichkeit  fUr  das  weitere  praktische  Leben  ver- 
dankt. Wenn  indessen  Mulsere  Gründe  rathen,  den  Unterricht  in  der 
hebräischen  und  französichen  Sprache  auch  noch  ferner  in  den  Gym- 
nasien beizubehalten,  so  gehen  dagegen  jene  oben  gedachten  Lehrgegen- 
stSnde  aus  dem  Innern  Wesen  der  Gymnasien  nothwendig  hervor.  Sie 
sind  nicht  willkürlich  zusammengehäuft;  vielmehr  haben  sie  sich  im 
Laufe  von  Jahrhunderten  als  Glieder  eines  lebendigen  Organismus  ent- 
faltet, indem  sie,  mehr  oder  minder  entwickelt,  in  den  Gymnasien  immer 
vorhanden  waren.  Es  kann  daher  von  diesen  Lehrgegensthnden  auch 
keiner  aus  dem  in  sich  abgeschlossenen  Kreise  des  Gymnasialunter- 
richts ohne  wesentliche  Gefährdung  der  Jugendbildung  entfernt  werden 
und  alle  dahin  zielenden  Vorschläge  sind  nach  näherer  Prüfung  un- 
zweckmäfsig  und  unausführbar  erschienen.  Indem  folglich  diese  Lehr- 
gegenstände mit  Einschlufs  der  hebräischen  und  französischen  Sprache 
ihre  bisherige  Stelle  im  System  des  Gymnasialunterrichts  auch  femer 
behaupten  sollen,  besorgt  das  Ministerium  aus  dieser  Mafsregel  in 
keinerlei  Art  nachtheilige  Folgen  für  die  körperliche  und  geistige  Ent- 
wickelung  der  Jugend,  vorausgesetzt,  dafs  das  wahre  Verhältnifs  dieser 
Lehrgegenstände  zu  der  den  Gymnasien  gestellten  Aufgabe  von  allen 
Lehrern  und  auf  jeder  Stufe  des  Unterrichts  richtig  gewürdigt  wird. 
Kein  Lehrgegenstand  in  den  Gymnasien  ist  als  Zweck  für  sich,  sondern 
jeder  nur  als  dienendes  untergeordnetes  Mittel  zur  Erreichung  des  ge- 
meinsamen Zwecks  zu  betrachten  und  zu  behandeln.  Aber  das  leben- 
dige Band,  welches  alle  Lehrfächer  umfassen  und  zur  Einheit  verbin- 
den soll,  wird  gelöst,  das  unerläfslicbe  Zusammenwirken  aller  Lehrer 
wird  gestört  und  die  Erreichung  ihres  gemeinsamen  Ziels  wird  er- 
schwert, selbst  in  vielen  Fällen  unmöglich  gemacht,  wenn  ein  Gymna- 
siallehrer einzelne  ihm  übertragene  Lehrfächer  auf  Kosten  der  übrigen 
betreibt,,  ihr  gegenseitiges  Verhältnifs  wie  das  Bedürfnils  der  Classe, 
die  ihm  angewiesen  ist,  unbeachtet  läfst,  und  sowohl  in  dem,  was  er 
seinen  Schülern  mittheilt,  als  in  dem,  was  er  von  ihnen  fordert,  mafs- 
los  über  die  Schranken  hinaus  geht,  welche  dem  Gymnasialunterricht 
für  jedes  Lehrfach  und  für  jede  Classe  gezogen  sind.  Das  Ministerium 
mufs  auf  den  Grund  der  vorliegenden  Berichte  befürchten,  dafs  anch 
in  den  diesseitigen  Gymnasien  manche  jüngere  und  weniger  erfahrene 
Lehrer,  bald  bei  der  Auswahl  des  mitzutheilendcn  Lehrstoffs,  bald  bei 
der  Art  der  Mittheilung  und  Behandlung  desselben,  die  Grenzen  des 
Gymnasialunterrichts  überschritten,  und,  anstatt  jedes  ihnen  übertragene 
Lehrfach  zur  harmonischen  Uebung  der  geistigen  Kraft  ihrer  Schüler 
zu  benutzen,  sie  mit  einer  zerstreuenden  Masse  materieller  Kenntniaae 
überhäuft,  und  durjch  solche  und  ähnliche  Uebertreibungen  der  irrigen 
Meinung,  als  ob  die  Mannich  faltigkeit  der  I^hrgegenstände  in  den  Gym- 
nasien den  Geist  der  Jugend  verwirre  und  abstumpfe,  selbst  Vorschub 
geleistet  haben.  Die  Directoren  der  Gymnasien  waren  und  sind  eben 
so  verpflichtet  als  berechtigt,  solchen  Mifsgriffen  einzelner  Lehfer  mit 
Entschiedenheit  entgegen  zu  treten,  gegen  deren  einseitige  Kiohtung 
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den  gemeinflameii  Zweck  der  GymnasialbilduDg  geltend  za  machen,  nnd 
rttcksichtsloB  daranf  sn  halten ,  dafs  jeder  Lehrer  die  für  seine  Classe 
nnd  sein  Fach  vorgeschriebene  Lehrpensen  genaa  beachte.  Die  K.  Prov. 
Schnlcollegien  haben  die  Qymnasiaidirectoren  für  die  umsichtige  Er- 
füllung dieser  ihnen  obliegenden  Pflicht  aufs  neue  verantwortlich  zn 
machen,  aber  auch  zugleich  denen  unter  ihnen,  welche  mit  Lehrstun- 
den, Correcturen  und  anderen  Arbeiten  zu  sehr  überhäuft  sind,  die  er- 
forderliche Erleichterung  zu  verschaffen,  damit  sie  dem  Unterricht  der 
anderen,  besonders  jUugeren  Lehrer  desto  öfter  beiwohnen  können. 

Für  jedes  Gymnasium  ist  unter  Berücksichtigung  seiner  eigen- 

thfimlichen  Verhältnisse  und  des  wechselnden  Bedürfnisses  seiner  ein- 
zelnen Ciassen  alljährlich  ein  Lectionsplan  festzustellen  und  dem- 
selben eine  genaue  Abgränzung  der  Zielleistungen  fUr  jede  Classe  und 
jedes  Fach  beizufügen.  Wenn  hienach  in  Hinsicht  des  Lectionsplans 
der  einzelnen  Gymnasien  eine  freie  Bewegung  innerhalb  der  allge- 
meinen Vorschrift  ausdrücklich  gestattet  wird,  so  darf  andererseits  für 
die  Religionslehre,  für  die  Sprachen  und  die  Werke  des  classischen 
Alterthums  und  für  die  Mathematik,  welche  in  ihrer  lebendigen  Ge- 
meinschaft vorzüglich  geeignet  sind,  den  wesentlichen  Zweck  des  Gym- 
nasialunterrichts zu  verwirklichen,  die  ihnen  bestimmte  wöchentl.  Stun- 
denzahl nicht  vermindert  und  die  Stelle,  welche  ihnen  als  Hauptgliedem 
des  Organismus  gebührt,  nicht  verrückt  werden.** 

C.  Verf.  V.  7.  Jan.  1856:  „Der  in  der  C.Verf.  2i.0ctb.  1837  auf- 
gestellte Normalplan  für  den  Gymnasialunterricht  hat  sieh 
seitdem  im  allgemeinen  als  zweckmäfsig  bewährt.  Diejenigen  Modifioa- 
tionen  desselben,  welche  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  und  auf 
Grund  der  von  den  Prov.  Schnlcollegien  abgegebenen  Gutachten  an- 
gemessen erscheinen,  beschränken  sich  auf  Folgendes: 

Die  philosophische  Propädeutik  ist,  wie  es  bei  einer  grofsen 
Zahl  der  Gymnasien  bereits  geschieht,  ferner  nicht  als  ein  besonderes 
Unterrichtsfach  anzusetzen.  Der  wesentliche  Inhalt  derselben,  nament- 
lich die  Grundlehren  der  Logik,  kann  mit  dem  deutschen  Unterricht 
verbunden  werden,  weshalb  in  dem  unten  beigefügten  Uebersichtsplan 
statt  der  bisherigen  2  wöchentl.  Stunden  fUr  das  Deutsche  in  Prima 
3  St  bestimmt  worden  sind.  Es  bleibt  indefs  den  K.  Prov.  Schnlcol- 
legien überlassen,  da,  wo  sie  es  für  angemessener  erachten,  die  noth- 
wendige  Berücksichtigung  des  Inhalts  der  philosoph.  Propädeutik  einem 
philologischen  oder  dem  mathematischen  Lehrer  zu  übertragen  und  in 
solchem  Fall  die  Stundenzahl  desselben  um  eine  zu  vermehren;  wobei 
es  dann  hinsichtlich  des  deutschen  Unterrichts  in  I  bei  2  wöchentl. 
Stunden  verbleibt. 

Die  Zahl  von  2  wöchentl.  Religionstunden  wird  in  VI  und  V 
auf  3  erhöht,  um  für  das  Lesen  der  heil.  Schrift  und  die  biblische  Ge- 
schichte, oder  für  die  Verbindung  des  katechetischen  Unterrichts  mit  der 
letzteren,  ausreichende  Zeit  zu  gewinnen.  Nur  bei  einer  sehr  geringen 
Classenfrequenz  ist  es  gestattet,  die  bisherige  Stundenzahl  beizubehalten. 

Da  der  lateinische  und  deutsche  Unterricht  in  VI  und  V  in 
der  Regel  Einem  Lehrer  zu  übertragen  ist  und  die  K.  Prov.  Schnlcol- 
legien nur  in  Fällen  der  Nothwendigkeit  Ausnahmen  hievon  gestatten 
werden,  so  genügt  es,  für  beide  Sprachen  zusammen  wöchentl.  12  St 
anzusetzen.    Wo  die  Vertheilung  dieses  Unterrichts  unter  zwei  ver- 
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Bohiedene  Lehrer  nicht  Yermieden  werden  kann  nnd  bei  grober  CiaBsen- 
freqaens  ist  es  jedoch  snlXssig,  in  den  genannten  Classen  flir  das  Deut- 
sche 3  St.  wl^chentl.  zu  bestimmen. 

Der  Unterricht  im  Französischen  beginnt  in  V  mit  3  wlk^hentl. 
St. ;  in  jeder  folgenden  Classe  sind  2  8t  auf  denselben  zu  verwenden. 

Für  die  Geschichte  nnd  Geographie  wird  in  I  nnd  in  IV  die 
wöchentl.  Stundenzahl  um  eine  erhöht,  so  dafs  diesen  Gegenständen  in 
den  vier  oberen  Classen  je  3  St  wöchentl.  gewidmet  werden.  In- VI  nnd 
V  hat  sich  der  historische  Unterricht  auf  die  in  den  Religionstnnden 
durchzunehmende  biblische  Geschichte  und  diejenigen  Mittheiluugen  zu 
beschränken,  zu  denen  die  2  wöchentl.  Stunden  des  geographischen 
Unterrichts  Gelegenheit  geben.  Die  Sagen  des  Alterthums  werden  in 
diesen  Classen  zweckmälsig  auch  bei  dem  deutschen  Unterricht  Berttck- 
sichtigung  finden. 

Der  Unterricht  in  der  Naturgeschichte  ist  in  VI  und  V  nur 
an  denjenigen  Gymnasien  beizubehalten,  welche  dafttr  eine  völlig,  ge- 
eignete Lehrkraft  besitzen.  Dazu  ist  nicht  allein  der  Nachweis  der 
durch  die  Prüfung  pro  facultate  docendi  erworbenen  Berechtigung  er- 
forderlich, sondern  auch  die  Befähigung,  diesen  Unterricht,  der  Alters- 
stufe der  betreffenden  CUssen  gemäfs,  in  anschaulicher  nnd  anregender 
Weise  und  ohne  das  Streben  nach  systematischer  Form  und  Vollständig- 
keit zu  ertheilen.  Wo  es  nach  dem  Urtheil  der  K.  Prov.  SchulcoUegien 
an  einem  solchen  Lehrer  fehlt,  fällt  dieser  Gegenstand  in  VI  und  V 
aus  und  ist  in  beiden  Classen  für  den  Unterricht  in  der  Geographie 
nnd  aufserdem  in  V  für  das  Rechnen  eine  Stunde  mehr  zu  verwenden. 
Dem  Lehrer  der  Geographie  ist  alsdann  nmsomehr  Gelegenheit  gegeben, 
durch  Berücksichtigung  des  naturgeschichtlichen  Stoffes  den  Gegenstand 
sn  beleben  und  auch  nach  dieser  Seite  hin  den  Vorstellungskreis  der 
Schüler  zu  erweitem.  In  IV  sind  bei  dem  gleichzeitigen  Eintritt  der 
Mathematik  und  des  Griechischen  und  zur  Vermeidung  einer  zu  groben 
Stundenzaiil  dem  naturgeschichtlichen  Unterricht  besondere  Stunden  nicht 
zu  widmen.  In  den  2  für  die  Naturkunde  bestimmten  Stunden  in  lU 
ist  eine  zusammenhaugende  Uebersicht  der  beschreibenden  Naturwissen- 
•diaften  zu  geben,  wofür  in  dieser  Classe  das  Fassungsvermögen  hin- 
reichend entwickelt  zu  sein  pflegt.  Wo  eine  getrennte  Ober-  und  Unter- 
in  besteht,  reicht  dazu  eine  Stunde  wöchentlich  ans,  und  die  andere 
ist  dem  Geschichtsunterricht  zuzulegen,  nmsomehr,  als  die  branden- 
burgisch-preubische  Geschichte  Überali  in  das  Pensum  von  III  aubn- 
nehmen  ist  Fehlt  es  an  einem  geeigneten  Lehrer  der  Naturwissen- 
schaften, so  ist  von  den  2  angesetzten  Stunden  die  eine  auf  Geschichte, 
die  andere  auf  das  Französische  zu  verwenden.  —  Wo  unter  den  vorher 
aneegebenen  Bedingungen  in  VI  und  V  ein  naturgeschichtlicher  Unter- 
richt ertheilt  wird,  ist  die  Beschreibung  des  menschlichen  Leibes  auf 
das  Nothwendigste  zu  beschränken. 

In  IV  sind  in  den  für  den  mathematischen  Unterrioht  be- 
stimmten 3  wöchentl.  St  ausgedehnter,  als  bisher  meist  geschehen,  die 
Uebungen  im  Rechnen  fortzusetzen  nnd  der  Unterricht  im  übrigen  auf 
geometrische  Anschanungslehre  und  die  Anfangsgründe  der  Planimetrie 
sn  beschränken. 

Schreibunterricht  findet  wie  bisher  in  VI  und  V  in  8  wöchentl.  St 
Statt  Da  von  IV  an  besondere  Sehreibstunden  nicht  mehr  eintreten, 
to  iat  desto  mehr  von  den  Lehren  dieser  nnd  der  folgenden  Olaüea 
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auf  eine  gate  Handschrift  in  Bämmtlichen  Schülerarbeiten  mit  Strenge 
zu  halten.  Damit  dies  mit  sicherem  Erfolge  geschehen  kann,  sind  die 
schriftlichen  Arbeiten  anf  ihr  rechtes  Mafs  genau  einzuschränken. 

Hienach  regelt  sich  der  allgemeine  Lehrplan  fUr  die  Gymnasien 
nunmehr  in  folgender  Weise: 


Religion 

Deutsch 

Lateinisch 

GriechiBch 

Französisch 

Geschichte  u.  Geographie 
Mathematik  u.  Rechnen  . 

Physik 

Naturkunde 

Zeichnen 

Schreiben 


VI 


8 


(2) 
2 
8 


10 


2 
3 

(2) 
2 
3 


28        30 


IV       III 


2 

10 
6 
2 
3 
3 


2 
2 

10 
6 
2 
3 
3 


80        30 


2 
2 
10 
6 
2 
8 
4 
1 


30 


2 
8 
8 
6 
2 
3 
4 
2 


Da  der  Unterricht  im  Hebriisohen,  im  Gesang  und  im  Turnen 
ganz  oder  theilweise  auDser  der  gewöhnlichen  Schulzeit  ertheilt  wird, 
so  Bind  die  in  dem  bisherigen  Umfange  dafttr  zu  verwendenden  Stunden 
in  vorstehende  üebersicht  nicht  mit  aufgenommen  worden. 

Wie  weit  nach  localen  und  individuellen  Verhältnissen  der  einzelnen 
Provinzen  und  Anstalten ,  sowie  nach  stiftungsmäfsigen  fUr  einzehie 
Gymnasien  bestehenden  Bestimmungen ,  Abweichungen  von  dem  all- 
gemeinen Lehrplan  gerechtfertigt  erscheinen,  haben  die  K.  Prov.  Schul- 
eollegien  genau  festzustellen  und  mir  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Aufser  den  sodann  mit  meiner  Genehmigung  für  die  betreffenden 
Anstalten  zu  bestimmenden  Ausnahmen  sind  weitere  Abänderungen  des 
für  sämmtliche  Gymnasien  verbindlichen  Lehrpians  nicht  zu  dulden. 

Eine  Dispensation  vom  Unterricht  in  der  griechischen 
Sprache  darf  in  denjenigen  Städten,  wo  neben  dem  Gymnasium  noch 
eine  höhere  Bürger-  oder  Realschule  besteht,  vorausgesetzt,  dafs  in  der 
letzteren  Latein  gelehrt  wird,  nicht  mehr  Statt  finden.  Wo  dagegen  in 
Ueineren  Städten  das  Gymnasium  auch  das  Bedürfnifs  derer  erfüllen 
mufs,  welche  sich  nicht  für  ein  wissenschaftliches  Studium  oder  einen 
Lebensberuf,  zu  welchem  eine  Gymnasialbildung  erfordert  wird,  vor- 
bereiten, sondern  die  für  einen  bürgerlichen  Beruf  nöthige  allgemeine 
Bildung  auf  einer  höheren  Lehranstalt  erwerben  wollen,  bleibt,  auch 
wenn  mit  dem  Gymnasium  besondere  Realclassen  nicht  verbunden  sind, 
die  Dispensation  von  der  Theilnahme  am  Unterricht  im  Griechischen, 
mit  Genehmigung  der  K.  Prov.  Schulcollegien,  zulässig.  Ob  in  solchen 
Fällen  an  die  Stelle  des  Griechischen  ein  anderer  Unterrichtsgegenstand 
eintreten  kann,  wird  der  Erwägung  und  besonderen  Anordnung  der  K. 
Prov.  Schulcollegien  anheimgegeben.  Bei  Gewährung  der  Dispensation 
ist  den  betreffenden  Schülern  bemerklich  zu  machen,  dafs  Unkenntnifs 
des  Griechischen  von  der  Theilnahme  am  Abiturientenexamen  ausschliefst. 

Die  Befolgung  des  allgemeinen  Lehrplans  kann  erst  dann  die  be- 
absichtigte Wirkung  an  der  den  Gymnasien  anvertrauten  Jugend  her- 
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▼orbringeoy  wenn  die  Lehrer  einer  Anstalt  davon  darchdmngen  sindi 
dafii  ihr  Werk  ein  gemeinsames  ist,  bei  dem  die  Thätigkeit  des  einen 
an  der  Thätigkeit  des  andern  Lehrers  ihre  nothwendige  ErgSnxnng 
findet  und  deshalb  in  Zusammenhang  mit  derselben  stehen  mafs.  Daa 
den  Schuler  Zerstreaende,  seine  Kraft  Zersplitternde  und  sein  Interesse 
Lähmende  ist  nicht  sowohl  die  Vielheit  der  Gegenstände  an  sich,  als 
der  Mangel  an  Einheit  in  der  Manniehfaltigkeit.  Eine  Verminderong 
der  in  dem  oben  aufgestellten  Lehrplan  angegebenen  Unterrichtsobjecte 
nnd  des  denselben  eu  widmenden  Zeitmafses  hat  sich  als  nnznlässig 
erwiesen.  Das  um  so  dringender  hervortretende  Bedlirfnifs  grOfoerer* 
Concentration  des  gesammten  Unterrichtsstoffs  ist  nur  durch  ein  ein- 
mUthigcs  Zusammenwirken  jedes  Lehrcrcollegiums  su  erreichen ,  wobei 
der  Einzelne  sich  willig  dem  Zweck  des  Ganzen  unterordnet,  kein 
Jjchrobjoct  sich  isolirt  und  in  der  Lehrweise  sowie  in  der  AnfiEaasung 
der  Gegenstände  I  ohne  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Eigenthttm- 
lichkeit  des  einzelnen  Lehrers ,  eine  principielle  Uebereinstimmnng 
herrscht.  An  dieser  fehlt  es,  wenn  z.  B.  die  verschiedenen  Lehrer  der 
verschiedenen  Sprachen,  welche  auf  den  Gymnasien  gelehrt  werdeoi  in 
der  grammatischen  Theorie  und  den  Grundregeln  wesentlich  von  ein- 
ander abweichen ,  oder  wenn  z.  B.  die  Aeufserungen  des  Geschichts- 
lehrcrs  über  die  Geschichte  des  A.  und  N.  T.  und  Über  die  Thatsachen 
der  Kirchengeschichte  mit  demjenigen  in  Widerspruch  stehen,  was  der 
Keligionslohrer  oder  auch  der  Lehrer  des  Deutschen  bei  der  Besprecjmng 
deutscher  Aufsätze  Über  dieselben  Gegenstände  vorträgt 

Zur  Vermeidung  eines  derartigen  Zwiespalts,  welcher  den  Zweck 
des  Unterrichts  vereitelt  nnd  in  der  Seele  des  Schillers  die  Grondlage 
eines  festen  Wissens  und  sicherer  Ueberzeugungen  sich  nidit  bildon 
läfst,  sowie  zur  Beförderung  der  Concentration  des  Unterrichts  selbst, 
ist  einerseits  mehr  und  mehr  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dab  die 
innerlich  am  nächsten  verwandten  Lehrobjecte  möglichst  in  Einer  Hand 
liegen  und  dafs  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  Schülers  auf  dem- 
selben Gebiet,  z.  B.  die  lateinische  LeetUre  und  die  schriftlichen  Ar- 
beiten, in  enge  Beziehung  zu  einander  gesetzt  werden;  sodann  aber 
ist  durch  Fachconferenzen,  welche  sich  in  geeigneten  Zeitrinmen 
wiederholen,  dafllr  zu  sorgen,  dafs  sowohl  die  auf  einander  folgenden, 
wie  die  nebeneinander  in  derselben  Classe  unterrichtenden  Lehrer  idle 
ein  deutliches  Bewufstsein  Über  die  Pensa  und  Classenziele  nnd  über 
ihr  gegenseitiges  Verhältnifs  zur  Erreichung  derselben  haben.  Eb  gp- 
sohioht  häutig,  dafo  das  Unterrichtamaterial,  abgesehen  von  dem  dnreh- 
AUS  nicht  zu  gestattenden  Hinausgehen  über  das  Ziel  der  einseliien 
Olassen  in  den  verschiedenen  rnterrichtsfächern ,  theils  durch  einxelne 
nach  nutglichster  Vollständigkeit  8trol>ende  Jahrbücher,  theils  dnreh  die 
wiasensohattlichen  Neigungen  der  Lehrer  unverhältnifsmäfbig  aagehinft 
wird,  und  der  Standpunct  der  Classe  sowie  das  eigentliche  Bedflrfiuls 
des  Schüler«  unberücksichtigt  bleibt,  indem  das  Absehen  des  Lehms 
mehr  auf  syatomatisehe  Ausdehnung  des  Stoffs,  als  auf  Ferti^^it  und 
Sicherheit  im  Nothwendieen  gerichtet  ist. 

Ist  es  zunächst  Sache  des  Directors,  auch  in  diesen  Besiehnngen 
die  erfonlorlichen  Anonlnungen  zu  treffen  und  nicht  in  Vergessenheit 
g^'rathen  zu  lassen,  so  ist  andererseits  auch  von  den  Ordinarien  n 
^-ti'rUngen,  dafs  sie  sieh  mit  den  übrigen  Lehrern  der  ihrer  Asfmerk- 
samkeit  und  Fürsorge  vonugswoise  anvertrauten  Classe  in  EinTemehmoi 
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aetzen  nnd  genau  davon  nnterrichten,  wie  es  in  der  erwXhnten  Beziehung 
in  derselben  steht.  Die  über  die  Wirksamkeit  der  Ordinarien  in  der  C. 
Verf.  ▼.  24.  Octb.  1837  enthaltenen  Bestimmangen  werden  hiebe!  wieder- 
holt zur  Nachachtung  in  Erinnerung  gebracht 

Wenn  die  Ordinarien  der  Chussen  auch  durdi  ein  bemerkbares 
üebergewicht  an  Lehrstunden  in  denselben  als  Hauptiehrer  sich  dar- 
stellen, so  muüs  der  Unterricht  dadurch  an  innerer  wie  an  Xulserer  Ein- 
heit gewinnen  und  ttbermäbige  Anforderungen  an  die  SchUler  werden 
ebenso  leicht  erkannt  als  vermieden  werden.  Die  Vielheit  der  Lcdirer 
wirkt  besonders  nachtheilig  auf  die  jüngeren  Schüler,  die  zur  Ver- 
arbeitung dessen,  was  ihnen  von  verschiedenen  Lehrern  mitgetheilt 
wird,  noch  weniger  Geschick  und  Uebung  haben,  als  ältere  Schüler. 
Womöglich  sind  deshalb  in  den  unteren  Glassen  nicht  mehr  als  drei 
Lehrer  neben  einander  zu  beschäftigen  und  ihre  Zahl  auch  in  den 
oberen  mehr,  als  es  an  manchen  Gymnasien,  gegen  die  Bestimmungen 
der  gedachten  C.  Verf.,  geschieht,  zu  beschränken.  Li  solchen  Fällen, 
wo  es  die  E.  Prov.  Schulcollegien  fUr  vortheilhaft  erachten,  ist  das 
Aufsteigen  der  Ordinarien  und  übrigen  Lehrer  einer  Classe  mit  ihren 
Schülern  in  einem  Turnus,  der  jedoch  nur  die  Glassen  von  VI  bis  lU, 
oder  VI  und  V,  oder  IV  und  III  umfafst  zulässig. 

Der  Director  und  die  Ordinarien  nahen  femer  gemeinschaftlich 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dafii  hinsichtlich  der  häuslichen,  insbesondere 
der  schriftlichen,  ^beiten  das  rechte  Mafs  und  eine  angemessene  Ver- 
theilung  Statt  findet  Ich  sehe  mich  veranlafst,  die  K.  Prov.  Schulcol- 
legien darauf  aufmerksam  zu  machen,  dals  die  0.  Verf.  v.  20.  Mai  1854 
im  allgemeinen  noch  keineswegs  diejenige  Beachtung  gefunden  hat,  deren 
es  bedarf,  um  mehr  als  bisher  didaktische  Mifiigriffe  und  ein  mechani- 
sches Verfahren  zu  verhindern  und  bei  der  Jugend  die  Lust  am  Lernen 
zu  erhalten.  Es  ist  den  Directoren  wiederholt  zur  Pflicht  zu  machen, 
namentlich  von  der  Beschaffenheit  der  Themata  zu  den  Aufsätzen,  so- 
wie von  den  schriftlichen  Aufgaben  überhaupt  häufiger  Kenntnifs  zu 
nehmen  und  darin  jeder  üeberladung  und  Unangemesseiäeit  vorzubeugen. 
Die  Schüler  werden  an  mehreren  Ajistalten  noch  immer  mit  Heftschrei- 
ben unverhältnilsmäbig  in  Anspruch  genommen;  die  Zahl  der  Hefte, 
welche  sie,  besonders  in  den  unteren  und  mittleren  Glassen,  halten 
müssen,  wird  sich  in  vielen  Fällen  ohne  Nachtheil  noch  erheblich  ver- 
mindern lassen.         '* 

Wie  dies  ausgedehnte  Schreibwesen  den  Lehrstunden  selbst  einen 
grofsen  Theil  der  Wirkung  entzieht,  welche  in  ihnen  geübt  werden 
soll,  so  ist  auch  au&erdem  die  Lehrweise  mancher  Lehrer  nicht  geeignet, 
den  Sdiülem  eine  üebung  ihrer  geistigen  Kräfte  zu  gewähren  und  deren 
Regsamkeit  zu  fördern.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Unterricht  aus- 
Bchliefsiich  in  einem  mechanischen  Abfragen  des  Aufgegebenen  besteht, 
die  Fragen  sich  immer  nur  an  das  Gedächtnis  richten  und  keinerlei 
Aufforderung  und  Anregung  zum  Nachdenken  und  zur  Selbstthätigkeit, 
sowie  zur  Anwendung  des  Erlernten  in  sich  schlielsen  und  eben  so 
wenig  den  Schülern  der  mittleren  und  oberen  Glassen  Gelegenheit 
geben,  sich  im  Zusammenhange  auszusprechen.  Dab  die  durchgenom- 
menen Pensa  und  das  auf  früheren  Stufen  Erlernte  durch  rechtzeitiee 
Bepetitionen  in  lebendiger  Gegenwärtigkeit  erhalten  werde,  kann  nicnt 
genug  empfohlen  werden:  aber  auch  hiebei  wird  Fertigkeit  und  selb- 
ständige Aneignung  nur  dann  zu  erzielen  sein,  wenn  die  Schüler  durch 
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vorbringen  y  wenn  die  Lehrer  einer  Anstalt  davon  durchdrungen  sind, 
dafs  ihr  Werk  ein  gemeinsames  ist,  bei  dem  die  Thätigkeit  des  einen 
an  der  Thätigkeit  des  andern  Lehrers  ihre  nothwendige  Ergänzung 
findet  und  deshalb  in  Zusammenhang  mit  derselben  stehen  mufs.  Das 
den  Schuler  Zerstreuende,  seine  Kraft  Zersplitternde  und  sein  Interesse 
Lähmende  ist  nicht  sowohl  die  Vielheit  der  Gegenstände  an  sich,  als 
der  Mangel  an  Einheit  in  der  Mannichfaltigkeit.  Eine  Verminderung 
der  in  dem  oben  aufgestellten  Lehrplan  angegebenen  Unterrichtsobjecte 
und  des  denselben  zu  widmenden  Zeitmafses  hat  sich  als  unzulässig 
erwiesen.  Das  um  so  dringender  hervortretende  BedUrfnids  gröberer* 
Concentration  des  gesammten  Unterrichtsstoffs  ist  nur  durch  ein  ein- 
mttthiges  Zusammenwirken  jedes  Lehrercollegiums  zu  erreichen ,  wobei 
der  Einzelne  sich  willig  dem  Zweck  des  Ganzen  unterordnet,  kein 
Lehrobject  sich  isolirt  und  in  der  Lehrweise  sowie  in  der  Auffassung 
der  Gegenstände,  ohne  Beeinträchtigung  der  persönlichen  EigenthUm- 
lichkeit  des  einzelnen  Lehrers,  eine  principielle  Uebereinstimmung 
herrscht.  An  dieser  fehlt  es,  wenn  z.  B.  die  verschiedenen  Lehrer  der 
verschiedenen  Sprachen,  welche  auf  den  Gymnasien  gelehrt  werden,  in 
der  grammatischen  Theorie  und  den  Grundregeln  wesentlich  von  ein- 
ander abweichen,  oder  wenn  z.B.  die  Aeufserungen  des  Geschichts- 
lehrers  Über  die  Geschichte  des  A.  und  N.  T.  und  über  die  Thatsachen 
der  Kirchengeschichte  mit  demjenigen  in  Widerspruch  stehen,  was  der 
BeUgionslehrer  oder  auch  der  Lehrer  des  Deutschen  bei  der  Besprechung 
deutscher  Aufsätze  über  dieselben  Gegenstände  vorträgt 

Zur  Vermeidung  eines  derartigen  Zwiespalts,  welcher  den  Zweck 
des  Unterrichts  vereitelt  und  in  der  Seele  des  Schülers  die  Grundlage 
eines  festen  Wissens  und  sicherer  Ueberzeugungen  sich  nicht  bilden 
lä(8t,  sowie  zur  Beförderung  der  Concentration  des  Unterrichts  selbst, 
ist  einerseits  mehr  und  mehr  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  die 
innerlich  am  nächsten  verwandten  Lehrobjecte  möglichst  in  Einer  Hand 
liegen  und  dals  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  Schülers  auf  dem- 
selben Gebiet,  z.  B.  die  lateinische  LectUre  und  die  schriftlichen  Ar- 
beiten, in  enge  Beziehung  zu  einander  gesetzt  werden;  sodann  aber 
iat  durch  Fachconferenzen,  welche  sich  in  geeigneten  Zeiträumen 
wiederholen,  dafür  zu  sorgen,  dafs  sowohl  die  auf  einander  folgenden, 
wie  die  nebeneinander  in  derselben  Classe  unterrichtenden  Lehrer  alle 
ein  deutliches  Bewufstsein  über  die  Pensa  und  Classenziele  und  über 
ihr  gegenseitiges  Verhältnis  zur  Erreichung  derselben  haben.  Es  ge- 
sehieht  häufig,  dafs  das  Unterrichtsmaterial,  abgesehen  von  dem  durch- 
aus nicht  zu  gestattenden  Hinausgehen  über  das  Ziel  der  einzelnen 
Classen  in  den  verschiedenen  Unterrichtsfächern,  theils  durch  einzelne 
nach  möglichster  Vollständigkeit  strebende  Lehrbücher,  theils  durch  die 
wissenschaftlichen  Neigungen  der  Lehrer  unverhältnifsmälsig  angehäuft 
wird,  und  der  Standpunct  der  Classe  sowie  das  eigentliche  BedttrMfs 
des  Schülers  unberücksichtigt  bleibt,  indem  das  Absehen  des  Lehrers 
mehr  auf  systematische  Ausdehnung  des  Stoffs,  als  auf  Fertigkeit  und 
Sicherheit  im  Nothwendigen  gerichtet  ist. 

Ist  es  zunächst  Sache  des  Directors,  auch  in  diesen  Beziehungen 
die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen  und  nicht  in  Vergessenheit 
gerathen  zu  lassen,  so  ist  andererseits  auch  von  den  Ordinarien  zu 
verlangen,  dafs  sie  sich  mit  den  übrigen  Lehrern  der  ihrer  Aufmerk- 
samkeit und  Fürsorge  vorzugsweise  anvertrauten  Classe  in  Einvernehmen 
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aeteen  und  genau  davon  nnterrichten,  wie  es  in  der  erwähnten  Besiehong 
in  derselben  steht  Die  über  die  Wirksamkeit  der  Ordinarien  in  der  C. 
Verf.  y.  24.  Oetb.  1837  enthaltenen  Bestimmungen  werden  hiebei  wieder- 
holt zur  Nachachtung  in  Erinnerung  gebracht 

Wenn  die  Ordinarien  der  Classen  auch  durch  ein  bemerkbares 
üebergewicht  an  Lehrstunden  in  denselben  als  HaupÜehrer  sich  dar- 
stellen,  so  mub  der  Unterricht  dadurch  an  innerer  wie  an  Xuiserer  Ein- 
heit gewinnen  und  ttbermäisige  Anforderungen  an  die  Schüler  werden 
ebenso  leicht  erkannt  als  vermieden  werden.  Die  Vielheit  der  Lehrer 
wirkt  besonders  nachtheilig  auf  die  jüngeren  Schüler,  die  sur  Ver- 
arbeitung dessen,  was  ihnen  von  verschiedenen  L^rem  mitgetheilt 
wird,  noch  weniger  Geschick  und  üebung  haben,  als  ältere  Schüler. 
Womöglich  sind  deshalb  in  den  unteren  Classen  nicht  mehr  als  drei 
Lehrer  neben  einander  su  beschäftigen  und  ihre  Zahl  auch  in  den 
oberen  mehr,  als  es  an  manchen  Gymnasien,  gegen  die  Bestimmungen 
der  gedachten  0.  Verf.,  geschieht,  zu  beschränken.  In  solchen  Fällen, 
wo  es  die  K.  Prov.  Schulcollegien  für  vortheilhaft  erachten,  ist  das 
Anfirteigen  der  Ordinarien  und  übrigen  Lehrer  einer  Classe  mit  ihren 
Schülern  in  einem  Turnus,  der  jedoch  nur  die  Classen  von  VI  bis  lU, 
oder  VI  und  V,  oder  IV  und  III  umfafst  zulässig. 

Der  Director  und  die  Ordinarien  haben  femer  gemeinschaftUoh 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dab  hinsichtlich  der  häuslichen,  insbesondere 
der  schriftlichen,  Arbeiten  das  rechte  Mafs  und  eine  angemessene  Ver- 
theilung  Statt  findet  Ich  sehe  mich  veranlafst,  die  K.  Prov.  Schulcol- 
l^en  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafs  die  C.  Verf.  v.  20.  Mai  1854 
im  allgemeinen  noch  keineswegs  diejenige  Beachtung  gefanden  hat,  deren 
es  bedarf,  um  mehr  als  bisher  didaktische  Mifsgriffe  und  ein  mechani- 
sches Verfahren  zu  verhindern  und  bei  der  Jugend  die  Lust  am  Lernen 
sn  erhalten.  Es  ist  den  Directoren  wiederholt  zur  Pflicht  zu  machen, 
namentlich  von  der  Beschaffenheit  der  Themata  zu  den  Aufsätzen,  so- 
wie von  den  schriftlichen  Aufgaben  überhaupt  häufiger  Kenntnifs  in 
nehmen  nnd  darin  jeder  Ueberladung  und  Unangemesseiäeit  vorzubeugen. 
Die  Schüler  werden  an  mehreren  Anstalten  noch  immer  mit  Heftschrei- 
ben nnverhältnilsmäiflig  in  Anspruch  genommen;  die  Zahl  der  Hefte, 
weiche  ue,  besonders  in  den  unteren  und  mittleren  Classen,  halten 
müssen,  wird  sich  in  vielen  Fällen  ohne  Nachtheil  noch  erheblich  ver- 
mindern lassen.         ^ 

Wie  dies  ausgedehnte  Schreibwesen  den  Lehrstunden  selbst  einen 
groben  Tbril  der  Wirkung  entzieht,  welche  in  ihnen  geübt  werden 
soU,  so  ist  auch  aulserdem  die  Lehrweise  mancher  Lehrer  nicht  geeignet, 
den  Sdiülem  eine  üebung  ihrer  geistigen  Kräfte  zu  gewähren  und  deren 
B^samkeit  zu  fSrdem.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Unterricht  aus- 
schlielslich  in  einem  mechanischen  Abfragen  des  Aufgegebenen  besteht, 
die  Fragen  sich  immer  nur  an  das  Gedächtnifs  richten  nnd  keinerlei 
Anfforderung  und  Anregung  zum  Nachdenken  und  zur  Selbstthätigkeit, 
sowie  zur  Anwendung  des  Erlernten  in  sich  schliefsen  und  eben  so 
wenig  den  Schülern  der  mittleren  und  oberen  Classen  Gelegenheit 
geben,  sich  im  Zusammenhange  auszusprechen.  Dafii  die  durchgenom- 
menen Pensa  nnd  das  auf  früheren  Stufen  Erlernte  durch  rechtzeitifle 
Bepetitionen  in  lebendiger  Gegenwärtigkeit  erhalten  werde,  kann  nicht 
genug  empfohlen  werden:  aber  auch  hiebei  wird  Fertigkeit  und  selb- 
stfndige  Aneignung  nur  dann  zu  erzielen  sein,  wenn  die  Schüler  durch 
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vorbringen  I  wenn  die  Lehrer  einer  Anstalt  davon  durchdrungen  aindy 
daft  ihr  Werk  ein  gemeinsames  ist,  bei  dem  die  Thätigkeit  dee  einen 
an  der  Thätigkeit  des  andern  Lehrers  ihre  nothwendige  ErgSninng 
findet  nnd  deshalb'  in  Znsammenhang  mit  derselben  stehen  mub.  Das 
den  Schiller  Zerstreuende,  seine  Kraft  Zersplitternde  nnd  sein  Interesse 
Lähmende  ist  nicht  sowohl  die  Vielheit  der  Gegenstände  an  sich,  als 
der  Mangel  an  Einheit  in  der  Mannichfaltigkeit.  Eine  Verminderung 
der  in  dem  oben  aufgestellten  Lehrplan  angegebenen  Unterrichtsobjecte 
nnd  des  denselben  zu  widmenden  Zeitmafses  hat  sich  als  nnsulässig 
erwiesen.  Das  um  so  dringender  hervortretende  BedUrfhifs  grölserer* 
Concentration  des  gesammten  Unterrichtsstoffs  ist  nur  durch  ein  ein- 
mttthiges  Zusammenwirken  jedes  Lehrercollegiums  zu  erreichen,  wobei 
der  Einzelne  sich  willig  dem  Zweck  des  Ganzen  unterordnet,  kein 
Lehrobject  sich  isolirt  und  in  der  Lehrweise  sowie  in  der  Anßassnng 
der  Gegenstände,  ohne  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Eigenthüm- 
lichkeit  des  einzelnen  Lehrers,  eine  principielle  Uebereinstimmnng 
herrscht.  An  dieser  fehlt  es,  wenn  z.  B.  die  verschiedenen  Lehrer  der 
verschiedenen  Sprachen,  welche  auf  den  Gymnasien  gelehrt  werden,  in 
der  grammatischen  Theorie  und  den  Grundregeln  wesentlich  von  ein- 
ander abweichen,  oder  wenn  z.B.  die  Aeufserungen  des  Geschichts- 
lehrers über  die  Geschichte  des  A.  und  N.  T.  und  ttber  die  Thatsachen 
der  Kirchengeschichte  mit  demjenigen  in  Widerspruch  stehen,  was  der 
BeUgionslehrer  oder  auch  der  Lehrer  des  Deutschen  bei  der  Besprei^ong 
deutscher  Aufsätze  über  dieselben  Gegenstände  vorträgt 

Zur  Vermeidung  eines  derartigen  Zwiespalts,  welcher  den  Zweek 
des  Unterrichts  vereitelt  und  in  der  Seele  des  Schillers  die  Grundlage 
eines  festen  Wissens  und  sicherer  Ueberzeugungen  sich  nicht  bilden 
labt,  sowie  zur  Beförderung  der  Concentration  des  Unterrichts  aelbat, 
ist  einerseits  mehr  und  mehr  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dab  die 
innerlich  am  nächsten  verwandten  Lehrobjecte  möglichst  in  Einer  Hand 
liegen  und  dals  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  Schülers  anf  dem- 
selben Gebiet,  z.  B.  die  lateinische  LectUre  und  die  schriftlichen  Ar* 
beiten,  in  enge  Beziehung  zu  einander  gesetzt  werden;  sodann  aber 
ist  durch  Fachconferenzen,  welche  sich  in  geeigneten  Zeitränmen 
wiederholen,  dafür  zu  sorgen,  dafs  sowohl  die  auf  einander  folgenden, 
wie  die  nebeneinander  in  derselben  Classe  unterrichtenden  Lehrer  alle 
ein  deutliches  Bewufstsein  über  die  Pensa  und  Classenziele  nnd  ttber 
ihr  gegenseitiges  Verhältnils  zur  Erreichung  derselben  haben.  Es  gft- 
sehieht  häufig,  dafs  das  Unterrichtsmaterial,  abgesehen  von  dem  duroh- 
ans  nicht  zu  gestattenden  Hinausgehen  über  das  Ziel  der  einseinen 
Glassen  in  den  verschiedenen  Unterrichtsfächern,  theils  durch  einaelne 
nach  möglichster  Vollständigkeit  strebende  Lehrbücher,  theils  dareh  die 
wissenschaftlichen  Neigungen  der  Lehrer  unverhältnifsmäbig  angehäuft 
wird,  und  der  Standpunct  der  Classe  sowie  das  eigentliche  Bedflrimb 
des  Schülers  unberücksichtigt  bleibt,  indem  das  Absehen  des  Lehrers 
mehr  auf  systematische  Ausdehnung  des  Stoffs,  als  auf  Fertigkeit  nnd 
Sicherheit  im  Nothwendigen  gerichtet  ist. 

Ist  es  zunächst  Sache  des  Directors,  auch  in  diesen  Beziehungen 
die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen  und  nicht  in  Vergessenheit 
gerathen  zu  lassen,  so  ist  andererseits  auch  von  den  Ordinarien  sn 
verlangen,  dafs  sie  sich  mit  den  übrigen  Lehrern  der  ihrer  Aufmerk- 
samkeit und  Fürsorge  vorzugsweise  anvertrauten  Classe  in  EinvemduMO 
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aeteen  und  genau  davon  nnterrichten,  wie  es  in  der  erwähnten  Besiehong 
in  derselben  steht.  Die  über  die  Wirksamkeit  der  Ordinarien  in  der  C. 
Verf.  y.  24.  Octb.  1837  enthaltenen  Bestimmungen  werden  hiebei  wieder* 
holt  zur  Nachachtung  in  Erinnerung  gebracht 

Wenn  die  Ordinarien  der  Ciassen  auch  durch  ein  bemerkbares 
üebergewicht  an  Lehrstunden  in  denselben  als  HaupÜehrer  sich  dar- 
stellen, so  mub  der  Unterricht  dadurch  an  innerer  wie  an  äuüserer  Ein- 
heit  gewinnen  und  übermäisige  Anforderungen  an  die  Schüler  werden 
ebenso  leicht  erkannt  als  vermieden  werden.  Die  Vielheit  der  Ldirer 
wirkt  besonders  nachtheilig  auf  die  jüngeren  Schüler,  die  sur  Ver- 
arbeitung dessen,  was  ihnen  von  verschiedenen  Lehrern  mitgetheUt 
wird,  noch  weniger  Geschick  und  üebung  haben,  als  ältere  Schüler. 
Womöglich  sind  deshalb  in  den  unteren  Glassen  nicht  mehr  als  drei 
Lehrer  neben  einander  zu  beschäftigen  und  ihre  Zahl  auch  in  den 
oberen  mehr,  als  es  an  manchen  Gymnasien,  gegen  die  Bestimmungen 
der  gedachten  C.  Verf.,  geschieht,  zu  beschränken.  In  solchen  Fällen, 
wo  es  die  K.  Prov.  SchulcoUegien  für  vortheilhaft  erachten,  ist  das 
An&teigen  der  Ordinarien  und  übrigen  Lehrer  einer  Classe  mit  ihren 
Schülern  in  einem  Turnus,  der  jedoch  nur  die  Glassen  von  VI  bis  lU, 
oder  VI  und  V,  oder  IV  und  III  umfafst  zulässig. 

Der  Director  und  die  Ordinarien  haben  femer  gemeinschaftUoh 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dafii  hinsichtlich  der  häuslichen,  insbesondere 
der  schrifflichen,  Arbeiten  das  rechte  Mab  und  eine  angemessene  Ver- 
tiieilnng  Statt  findet  Ich  sehe  mich  veranlafst,  die  K.  Prov.  Schulool- 
legien  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafii  die  C.  Verf.  v.  20.  Mai  1854 
im  allgemeinen  noch  keineswegs  diejenige  Beachtung  gefunden  hat,  deren 
es  bedarf,  um  mehr  als  bisher  didaktische  Mifsgriffe  nnd  ein  mechani- 
flches  Verfahren  zu  verhindern  und  bei  der  Jugend  die  Lust  am  Lernen 
sn  erhalten.  Es  ist  den  Directoren  wiederholt  zur  Pflicht  zu  machen, 
namentlich  von  der  Beschaffenheit  der  Themata  zu  den  Aufsätzen,  so- 
wie von  den  schriftlichen  Aufgaben  überhaupt  häufiger  Kenntnifs  in 
nehmen  und  darin  jeder  Ueberladung  und  Unangemessenheit  vorzubeugen. 
Die  Schüler  werden  an  mehreren  Anstalten  noch  immer  mit  Heftschrei- 
ben nnverhältnilsmäfsig  in  Anspruch  genommen;  die  Zahl  der  Hefte, 
welche  sie,  besonders  in  den  unteren  und  mittleren  Glassen ;  halten 
müssen,  wird  sich  in  vielen  Fällen  ohne  Nachtheil  noch  erheblich  ver- 
mindern lassen.         ^ 

Wie  dies  ausgedehnte  Schreibwesen  den  Lehrstunden  selbst  einen 
greisen  Theil  der  Wirkung  entzieht,  welche  in  ihnen  geübt  werden 
soll,  so  ist  auch  aufserdem  die  Lehrweise  mancher  Lehrer  nicht  geeignet, 
den  Schülern  eine  Uebung  ihrer  geistigen  Kräfte  zu  gewähren  und  deren 
Begsamkeit  zu  fördern.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Unterricht  aus- 
schliefslich  in  einem  mechanischen  Abfragen  des  Aufgegebenen  besteht, 
die  Fragen  sich  immer  nur  an  das  Gedächtnifs  richten  und  keinerlei 
Aufforderung  und  Anregung  zum  Nachdenken  und  zur  Selbstthätigkeit, 
sowie  zur  Anwendung  des  Erlernten  in  sich  schliefsen  und  eben  so 
wenig  den  Schülern  der  mittleren  und  oberen  Ciassen  Gelegenheit 
geben,  sich  im  Zusammenhange  auszusprechen.  Dafii  die  durchgenom- 
menen Pensa  und  das  auf  früheren  Stufen  Erlernte  durch  rechtzeitige 
Bepetitionen  in  lebendiger  Gegenwärtigkeit  erhalten  werde,  kann  nicht 
genug  empfohlen  werden;  aber  auch  hiebei  wird  Fertigkeit  und  selb- 
ständige Aneignung  nur  dann  zu  erzielen  sein,  wenn  die  Schüler  durch 
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oder  anch  im  Französischen  ertbeilt  wird.  Dies  ist  der  Bestimmnng  solcher 
Vorschulen  zuwider,  und  führt  über  die  Anforderungen  hinaus,  welche  fttr 
die  Aufnahme  in  die  unterste  Glasse  der  höheren  Lehranstalten  festgesetzt 
sind.  Um  diesen  Anforderungen  zu  genügen,  haben  sich  die  Vorschulen  auf 
den  allgemeinen  Elementarunterricht  zu  beschranken,  fremde  Sprachen  also 
von  ihrem  Lehrplan  auszuschlieOsen*'. 

Die  Vorschulclassen  sind  amtlich  nicht  als  Septlma,  Octava  zu  be- 
zeichnen, auch  in  den  Frequenzübersichten  abgesondert  zu  stellen  und 
in  bere<umen. 

n.   Die  Reallehranstalten. 

Die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  v.  6.  Octb.  1859 
spricht  sich  über  die  allgemeine  Aufgabe  der  Realschulen  folgender- 
mafsen  aus: 

„Unter  den  höheren  Lehranstalten,  deren  Ziel  allgemeine  geistige 
Ausbildung  ist,  haben  sich  die  Gymnasien  eine  im  wesentlichen  über- 
einstimmende und  durch  die  Probe  langer  Zeit  bewährte  feste  Ein- 
richtung erhalten.  Neben  ihnen  haben  die  Real-  und  die  höheren  Bttrger- 
sdiulen  in  neuerer  Zeit  eine  Bedeutung  für  das  öffentliche  Leben  und 
die  nationale  Bildung  erlangt,  welche  die  Unterrichtsverwaltung  ver- 
anlaasen  mufste,  nunmehr  auf  entsprechende  bestimmte  Anordnungen 
(iir  diese  Anstalten  Bedacht  zu  nehmen.  Nachdem  darüber  die  6nt- 
achten  der  ProTinzialbehörden  erfordert  und  die  weiter  nöthigen  Ver- 
handlungen gepflogen  sind,  ist  gegenwärtige  U.  u.  P.  0.  für  die  Real- 
und  die  höheren  Bürgerschulen  erlassen  worden. 

In  der  freieren  Entwickelung,  welcher  dieselben  bisher  überlassen 

Giresen  sind,  haben  sich  sowohl  ihre  besonderen  Bedürfnisse  wie  ihre 
istungsfähigkeit  deutlich  erkennen  lassen.  Die  normativen  Bestim- 
mungen der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  nehmen  auf  beides  Rück- 
sicht und  haben,  unter  Zugrundelegung  allgemeiner  und  fester  Principien, 
diesem  ganzen  Unterrichtsgebiet  diejenige  Freiheit  der  Gestaltung  ge- 
lassen, auf  welche  es  nach  seiner  Geschichte  und  nach  seinem  mannich- 
fidtigen  Verhältnifs  zum  öffentlichen  Leben  zu  fernerer  gedeihlicher  Ent- 
wickelung Anspruch  hat 

Die  Real-  und  die  höheren  Bürgerschulen  haben  die  Aufgabe,  eine 
wissenschaftliche  Vorbildung  für  die  höheren  Berufsarten  zn  geben,  zn 
denen  akademische  Facultätsstudien  nicht  erforderlich  sind«  Für  ihre 
Einrichtungen  ist  daher  nicht  das  nächste  Bedürfnifs  des  praktischen 
Lebens  mafsgebend,  sondern  der  Zweck,  bei  der  diesen  Schulen  an- 
▼ertrauten  Jugend  das  geistige  Vermögen  zu  derjenigen  Entwicketnag 
zu  bringen,  welche  die  nothwendige  Voraussetzung  einer  freien  und 
selbständigen  Erfassung  des  späteren  Lebensberufs  bildet.  Sie  sind  keine 
Fachschulen,  sondern  haben  es,  wie  das  Gymnasium,  mit  allgemeinen 
Bildungsmitteln  und  grundlegenden  Kenntnissen  zu  thun.  Zwischen 
Gymnasium  und  Realschule  findet  daher  kein  principieller  Gegensatz, 
sondern  ein  Verhältnifs  gegenseitiger  Ergänzung  Statt  Sie  theilen  sldi 
in  die  gemeinsame  Aufgabe,  die  Grundlagen  der  gesammten  höheren 
JUldung  für  die  Hanptrichtungen  der  verschiedenen  Berufsarten  zn  ge- 
währen. Die  Theilung  ist  durch  die  Entwickelung  der  Wissenschaften 
und  der  öffentlichen  Lebensverhältnisse  nothwendie  geworden,  und  die 
Realsohulen  haben  dabei  allmählich  eine  coordinurte  Stellung  an  den 
Gymnasien  eingenommen. 
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Während  den  Gymnasien  znr  Erreichan^  des  Zwecks  überwiegend 
das  Stndinm  der  Sprachen,  nnd  vorzugsweise  der  beiden  classischen 
Sprachen  des  Alterthnms,  nnd  demnSchst  die  Mathematik  dient,  legen 
die  Realschnlen  nach  ihrer  mehr  der  Gegenwart  angewandten  Richtung 
ein  gröfseres  Gewicht  anf  eine  wissenschaftliche  Erkenntnis  der  objeo- 
tiyen  nnd  realen  Erscheinungswelt  nnd  anf  die  Beschäftigung  mit  der 
Muttersprache,  so  wie  mit  den  Sprachen  der  beiden  wichtigsten  neueren 
europäischen  Culturyölker.  Weil  aber  das  Gegenwärtige  nur  aus  seiner 
vorangehenden  Entwickelung,  deren  Resultat  es  ist,  begriffen  werden 
kann,  so  wird  der  Unterricht  der  Realschule  das  historische  Element 
überall  zu  berücksichtigen  haben;  und  weil  Kenntnisse  und  geistige 
Bildung  nur  auf  der  Grundlage  religiöser  und  nationaler  Lebensbestimmt- 
heit zu  voller  Wirksamkeit  gelangen  können,  so  wird  religiöse  und  volks- 
thümliche  Unterweisung  und  Bildung  den  Charakter  auch  der  Real-  nnd 
der  höheren  Bürgerschulen  wesentlich  mitzubestimmen  haben.  Sie  sind 
eben  so  wie  die  Gymnasien  vor  allem  deutsche  und  christliche  Schulen. 

Nur  in  dem  Maise,  in  welchem  die  Aufgabe  der  allgemeinen  und 
der  ethischen  Bildung  von  der  Real-  und  höheren  Bürgerschule  erkannt 
nnd  gelöst  wird,  kann  sie  die  irrige  Vorstellung,  sie  vermöge  und  wolle 
rascher  und  leichter  als  das  Gymnasium  für  den  praktischen  Lebens- 
bemf  vorbereiten  und  Kenntnisse  mittheilen,  die  sich  unmittelbar  ver- 
werthen  lassen,  berichtigen  und  der  Ueberzeugung  Eingang  verschaffeUi 
daA  gerade  dann  nicht  für  die  Schule,  sondern  für  das  Leben  ge- 
lernt nnd  ein  höherer  Grad  von  Brauchbarkeit  erreicht  wird,  wenn  die 
für  die  Zwecke  des  Lebens  nöthigen  Kräfte  ihrem  Wesen  und  ihrer 
B^timmung  nach,  an  und  für  sich  selbst  ausgebildet  werden.  Die  Schule 
dient  dem  Leben  und  achtet  auf  seine  Anforderungen,  das  beweist  die 
Existenz  gerade  der  Realschulen  und  die  Einrichtung  ihres  Lehrplans: 
aber  sie  hat  es  mit  der  Jugend  zu  thun  und  kann  bei  ihr  zu  der  Bil- 
dung, welche  die  einzelnen  Berufsarten  erfordern,  nur  den  allgemeinen 
nnd  dauernden  Grund  legen  wollen.  Alle  Berufsbildung  mufs  sich  auf 
freie  menschliche  Bildung  des  Geistes  und  des  GemUths  gründen. 

Zu  der  Besonderheit  des  Begriffs  der  Realscbulbildung  gehört,  daA 
sie  vorzugsweise  auf  das  Objective  und  Positive  gerichtet  ist  und  dessen 
Aneignung  fordert.  Es  kommt  daher  ftlr  das  Gedeihen  der  Reallehr- 
anstalten alles  darauf  an,  dafs  sie  dies  richtig  verstehen  und  der  Ge- 
fahr ausweichen,  welche  in  der  Beschäftigung  mit  dem  Reichthum  des 
realen  Lebens  und  mit  empirischem  Wissen  liegt,  wenn  dabei  nicht  die 
Erkenntnifs  geschärft  wird,  dafs  der  tiefere  Grund  alles  Realen  in  dem 
geistigen  Gehalt  und  Werth  der  Dinge  liegt,  und  dafs  die  sichtbare 
und  sinnliche  Welt  auf  der  unsichtbaren  und  geistigen  ruht.  Dals  der 
Mensch  die  Herrschaft  über  die  Erde  sich  aneigne,  und  die  Kräfte  der 
Natur  sich  unterthan  mache,  gehört  zu  seiner  gottgeordneten  Bestim- 
mung und  Ehre.  Der  Unterricht  der  Realschule  soll  an  seinem  Theil 
dazu  helfen,  dafs  in  dem  heranwachsenden  Geschlecht  die  Befähigung, 
dieser  Bestimmung  zu  entsprechen,  ausgebildet  werde;  aber  er  soll  ee 
demselben  zugleich  zum  Bewufstsein  bringen,  dafs  die  Aufgabe  dee 
Lebens  darin  nicht  beschlossen  ist,  und  durch  die  befreiende  Macht 
wahrer  Bildung  ihm  einen  Schutz  gegen  die  geistige  Unfreiheit  gewähren, 
zu  welcher  eine  falsche  Auffassung  der  grofsen  Aufgabe  führt. 

Der  eigenthümliche  Vorzug,  den  die  Realschule  erstrebt,  besteht 
darin,  dafii  sie  bei  ihren  Zöglingen  den  Sinn  bildet  und  schärft,  die 
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Dinge  der  Antehamixig  riehiig  su  beobachten  und  mnfirofaMen,  und  in 
der  Mannichfaltigkeit  derselben  das  Gesets  su  erkennen,  dab  sie  daher 
namentlidi  in  den  mathematiiMdien  nnd  Natorwissenschaften  nnd  im 
Zeichnen  mehr  erreicht,  als  den  Gymnasien  vorgesetst  ist,  auch  mit 
den  gegenwärtigen  Caltarznstttnden  eine  nähere  Bekanntschaft  vermittelt 
Dies  wird  aber  nur  dann  ein  wahrhafter  Vorzug  sein,  wenn  bei  den 
Zöglingen  der  Realschulen  zugleich  ein  wissenschaftlicher  8inn  geweckt 
nnd  ihre  Eenntnifs  des  Stoflb  begleitet  ist  von  Achtung  vor  der  Wissen- 
schaft und  von  der  Erkenntnifs  dessen,  was  alles  Leben  trägt  nnd  zu- 
sammenhält. 

Der  Lehrcursus  der  Realschule  schliefst  fUr  die  meisten  Schüler, 
welche  ihn  durchmachen,  die  wissenschaftliche  Vorbildung  ab:  das 
Gymnasium  weist  über  sich  hinaus  auf  die  Universität,  wo  die  Mehr- 
zahl der  Gymnasialabiturienten  die  wissenschaftliche  Vorbereitung  ftlr 
den  künftigen  Beruf  fortsetzt.  Es  ergiebt  sich  hieraus  die  NoÜiwendig- 
keit,  da(s  in  dem  Realschüler,  weil  er  die  Universität  nicht  vor  sidi 
hat,  vor  seinem  Eintritt  in  den  praktischen  Beruf  oder  in  eine  Fach- 
schule, um  so  mehr  das  Interesse  und  die  Fähigkeit  zu  selbständiger 
wissenschaftlicher  Fortbildung  geweckt  werde,  z.  B.  für  den  künftigen 
Architekten  in  der  Alterthumskunde.  ftir  den  Bergmann  in  der  Geognosie 
u.  s.  w.  Diese  Aufgabe  wird  die  Scnule  aber  hur  in  dem  MaTse  erfUlton 
können,  als  sie  nicht  blos  Kenntnisse  für  den  Gebrauch,  sondern  acht 
wissenschaftliche  Bildung  mittheilt,  wodurch  auch  dem  späteren  Beni&- 
leben  eine  höhere  Weihe  gesichert  wird. 

Aus  demselben  Grunde  hat  die  Realschule,  je  früher  sie  ihre  Zög- 
linge den  Anforderungen  und  Bewegungen  des  öffentlichen  Lebens  über- 
geben mufs,  desto  ernstlicher  der  Pflicht  zu  genügen,  sie  mit  allem  dem 
bekannt  und  vertraut  zu  machen,  was  in  allem  Wechsel  der  Erscheinung 
das  Bleibende  und  Unvergängliche  ist,  und  mit  der  Wahrheit,  die  über 
der  Wirklichkeit  steht  Wird  diese  wahrhafte  Realität  des  Lebens  von 
den  Realschulen  übersehen,  so  wäre  von  ihnen  kein  Gewinn  für  das 
Leben  der  Nation  zu  hoffen:  sie  würden  alsdann  eine  wissenschaftliche 
nnd  sittliche  Geistesbildung  nicht  gewähren,  sondern  den  materiellen 
Zeitr}chtungen  dienstbar  sein,  was  gegen  ihre  Bestimmung  ist 

Die  Wahl  der  Lehrgegenstände  und  die  Bestimmung  des  Lehrziels 
hat  sich  nach  der  hierin  angedeuteten  Aufgabe  der  Realschulen  sa 
richten,  und  wird  deshalb  ebensowohl  durch  die  Natur  des  menschlichen 
Geistes,  wie  durch  das  Verhältnilk  bestimmt,  in  welches  derselbe  zu 
Gott,  zur  Menschen  weit  und  zur  Natur  zu  ^eten  berufen  ist  Diese 
Beziehungen  bilden  die  allgemeinen  Grundlagen  des  Lehrplans  anch 
der  höheren  Realanstalten. 

Der  traditionelle  Name  Realschule  wird  als  unterscheidende  Be- 
zeichnung, unbeschadet  der  sonst  ortsüblichen  Benennungen  beibehalten. 
Er  erinnert  an  die  Entstehung  dieser  Schulen,  ohne  dafs  sie  jedoch, 
bei  ihrer  im  Laufe  der  Zeit  wesentlich  geänderten  Bestimmung  nnd 
Einrichtung,  dem  ursprünglichen  Begriff  desselben  noch  völlig  ent- 
sprächen.^ 

Ueber  den  Lehrplan  bestimmt  Abschn.  I  der  U. u. P. 0. Folgendes: 
„§.  1.   Die  als  Realschulen  bezeichneten  Lehranstalten,  welche  das 

Recht  zu  Entlassungsprüfungen  besitzen,  werden  bis  auf  weiteres  in 

eine  erste  und  zweite  Ordnung  getheilt 
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Der  aUgemeine  LehrpUn  der  Realschulen ,  welchen  die  erste 
Ordnung  derselben  ToHstündig  zur  Ansführung  bringt^  ist  folgender: 
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Da  der  Unterricht  im  Gesang  und  im  Turnen  ganz  oder  theilweise 
aoiser  der  gewöhnlichen  Schulzeit  ertheilt  wird,  so  sind  die  in  dem  bisheri- 
gen Umfimg  dafür  zu  verwendenden  Stunden  in  vorstehende  Uebersicht  nicht 
mit  angenommen  worden. 

{.  2.  Aufnahme  der  Schüler  in  Sexta  s.  oben  p.  25. 

Bei  der  Aufnahme  von  Schülern,  die  nach  Alter  und  Vorkenntnissen 
in  eine  höhere  Classe  als  VI  eintreten  zu  können  erwarten,  ist  besonders 
darauf  zu  achten,  daüs  sie  im  wesentlichen  das  Mafs  von  Kenntnissen 
mitbringen,  welches  sie  befähigt,  mit  den  länger  auf  der  Schule  unter- 
richteten Schülern  gleichen  Schritt  zu  halten. 

J.  3.  Cursusdauer.  Die  Glassen  VI,  V  und  IV  haben  einen  je 
rigen  Cursus;  in  in  wird  er  sich,  um  das  Pensum  der  Classe  mit 
Gründlichkeit  zu  absolviren,  in  der  Regel  auf  zwei  Jahre  ausdehnen.  Ü 
und  I  haben  regelmäfsig  einen  je  zweijährigen  Cursus.  In  diesem  Classen- 
system  liegt  der  wichtigste  Abschnitt  hinter  der  III. 

§.4.  Ein  Abschlnfs  hinter  ni.  Es  gehört  zu  den  Kennzeichen 
der  Realschule  erster  Ordnung,  dafs  sie  von  der  untersten  Classe  an 
auf  eine  selbständige  höhere  Lehranstalt  angelegt  ist,  und  deshalb  nidit 
zugleich  noch  die  Aufgabe  der  allgemeinen  Elementarschule  und  der 
niederen  Bürger-  und  Stadtschule  zu  übernehmen  hat.  Demnach  sind 
solche  Schüler  vom  Eintritt  in  dicVI,  und  schon  in  die  Vorbereitungs- 
classen  der  Realschule,  wo  deren  vorhanden  sind,  möglichst  fern  zu 
halten,  welche  nur  die  unteren  Classen  durchmachen  sollen,  um  sobald 
sie  aus  dem  schulpflichtigen  Alter  getreten  sind,  die  Schule  wieder  zu 
verlassen. 

Dagegen  können  die  Classen  von  VI  bis  III  incl.  sehr  wohl  zugleich 
der  Aufgabe  genügen,  welche  eine  Mittelschule  zu  erfüllen  hat.  Die 
Realschule  wird,  so  weit  es  ihr  höherer  Zweck  zuläfst,  Rücksicht  darauf 
zu  nehmen  haben,  dafs  erfahmngsmäfsig  aus  UI  eine  grolse  Anzahl 
von  Schülern  abgeht,  um  in  einen  praktischen  Lebensbemf  einzutreten. 
Demgemäfs  ist  bei  der  Vertheilung  des  Unterrichtsstoffs  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  dafs  die  mit  der  absolvirten  III  gewonnene  Schulbildung 
das  unter  allen  Umständen  Kothwendige  nicht  verabsäume  und  in  sich 
einen  Abschlnfs  erreiche,  der  zum  Eintritt  in  einen  praktischen  Beruf 
der  mitUeren  bürgerlichen  Lebenskreise  befähigt. 
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Was  beim  Abgang  aas  der  III  einer  Bealsehnle  erreioht  sein  mnft,  und 
sich  bei  wohlgeordnetem  Unterricht  von  der  Mehrzahl  der  Schüler,  sofera 
bei  ihrer  Aufnahme  und  Versetzung  keine  unzulässige  Nachsicht  gettbt  isti 
erreichen  läfst,  ist  weiterhin  bei  G.  in  dem  detaillirten  Lehrplan  angegeben. 

§.5.  Der  Unterricht  in  den  beiden  oberen  Classen.  Die  ftir 
Realschulen  unerläfsliche  Rücksicht  auf  die  aus  III  abgehenden  Schüler  darf 
nicht  hindern,  die  Unterrichtsgegenstände  in  den  unteren  und  mittleren 
Classen  so  zu  behandeln,  dafs  die  in  die  oberen  Classen  übergehenden  Schü- 
ler auch  ihrerseits  dabei  die  erforderliche  Vorbereitung  erhalten.  Da  der 
Unterricht  in  II  und  I  vielmehr  das  Urtheil  und  das  l^chdenken,  als  das 
Gedächtnids  in  Anspruch  zu  nehmen  hat,  wird  es  darauf  ankommen,  daft 
die  dabei  vorauszusetzende  elementare  Fertigkeit  und  die  Sicherheit  in  allen 
gedächtnifsmäTsigen  Grundlagen  zuvor  wirklich  erworben  sei.  Der  wissen- 
schaftliche Charakter  der  den  beiden  oberen  dlassen  zugewiesenen  Lehr- 
pensa,  die  Einführung  in  den  reichen  Inhalt  der  einzelnen  Disciplinen,  und 
die  Combination  verwandter  Wissenschaften  fordern  in  demselben  liaise,  wie 
dadurch  der  geistige  Gesichtskreis  des  Schülers  erweitert  wird,  eine  selbst- 
thätige  Theilnahme  von  ihm.  Es  ist  daher  bei  der  Versetzung  nach  II  mit 
besonderer  Sorgfalt  darauf  zu  achten,  ob  die  hiezu  erforderliche  Befähigung 
und  Vorbildung  vorhanden  ist 

Das  Lehr  ziel,  welches  in  den  beiden  oberen  Classen  in  den  einzelnen 
Unterrichtsgegenständen  zu  erreichen  ist,  ergiebt  sich  theils  ans  den  An- 
forderungen bei  der  Versetzung  nach  I  (s.  den  folgenden  %,),  theils  aua  den 
Bestimmungen  des  Abiturienten -R^lements. 

§.  6.  Die  Versetzung  nach  I.  Um  die  Abiturientenprüfung  zu  ver- 
einfachen, und  zu  erfblgreicher  Behandlung  des  Unterrichtspensums  der 
ersten  Classe  freieren  Raum  zu  gewinnen,  ist  es  nothwendig.  dafs  ein  Hieil 
der  auf  der  Realschule  zu  lösenden  Gesammtaufgabe  schon  beim  Uebergang 
nach  I  als  erledigt  nachgewiesen  werde. 

Dies  gilt  von  der  topischen  und  politischen  Geographie;  femer  von  der 
Naturbeschreibung,  worin  eine  hinreichende  Systemkunde,  Ueoung  im  Bestim- 
men von  Pflanzen,  Thieren  und  Mineralien,  Bekanntschaft  mit  der  geogra- 
phischen Verbreitung  wichtiger  Naturproducte,  sowie  Kenntnifs  der  chemi- 
schen Grundstoffe  erworben  sein  muls.  In  beiden  genannten  Gegenständen 
wird  vor  der  Versetzung  nach  I  eine  Prüfung  abgehalten. 

Ebenso  müssen  die  Schüler  im  Lateinischen  auf  dieser  Stufe  den  gram- 
matischen Theil  der  Sprache,  die  Regeln,  Paradigmen  u.  s.  w.  als  einen  mit 
Fertigkeit  zu  verwendenden  Besitz  sicher  inne  haben,  was  durch  ein  Ezer- 
citium,  die  Uebersetzung  eines  deutschen  Dictats  ins  Lateinische,  zu  docu- 
mentiren  ist.  Gleicherweise  ist  von  den  Schülern,  welche  den  Cursus  der  11 
durchgemacht  haben,  vor  der  Versetzung  nach  I  ein  französisches  und  ein 
englisches  Exercitium,  sowie  ein  deutsclier  Aufsatz,  im  Schullocal  unter  Auf- 
sicht anzufertigen  und  eine  angemessene  Zahl  mathematischer  Aufgaben 
schriftlich  zu  lösen. 

In  den  Fällen,  wo  diese  schriftlichen  Probearbeiten  zum  gröfseren  Theil 
ein  ungenügendes  Ergebnifs  liefern,  ist  die  Ascension  nach  I  von  einem  voll- 
ständigen, die  mündliche  Prüfung  in  sämmtlichen  Lehrobjecten  umfassenden 
Translocationsexamen  abhängig  zu  machen.  Die  Anforderungen,  welche  dabei, 
eben  so  wie  bei  den  Schülern,  die  sich  ein  Abgangszeugnids  der  Reife  für 
I  erwerben  wollen,  gestellt  werden  müssen,  sind  dieselben,  welche  fflr  die 
Abgangsprüfungen  der  höheren  Bürgerschulen,  d.  h.  der  Realschulen,  deren 

rmmter  Cursus  mit  II  abschliefst,  vorgeschrieben  sind.  Examinatoren  sind 
Lehrer  der  II,  feills  es  der  Director  oder  die  vorgesetze  Behörde  nicht 
angemessen  findet  darüber  und  über  die  Wahl  der  Aufgaben  besondere  Be- 
stimmungen zu  treffen.^ 

U.  u.  P.  0.:  „Es  ist  bei  An&tellnng  des  Lehrplans,  um  Ueberladnng  und 
Verwirrung  zu  vermeiden,  darauf  Bedacht  genommen,  dab,  so  weit  wie  mOg^ 
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lieh,  du  Eintreten  der  einzelnen  Lelinregenstlnde  stafenweie  geaoh^e,  and 
dafiiy  nm  einen  guten  Grand  in  den  Elementen  sn  lM;en,  zoerst  fSr  Jeden 
nea  eintretenden  Gegenstand  eine  mOglichzt  grolse  Standennbl  verwandt 
werde. 

Aniaer  dem  Religionannterricht  bUden  die  Lehrgegenatände  weaentlieh 
zweiUnterriehtagebiete:  1.  daa  der  Sprachen  and  der  Geaohichte,  2.  daa  der 
Mathematik  and  der  Natorwiaaenachaften,  wozn  ala  drittea  die  techniachen 
Fertigkeiten  kommen. 

In  den  unteren  Claaaen  tiberwiegt  der  Sprachunterricht,  im  Intei'eaae  dea 
apiter  mit  größerer  Stundenzahl  eintretenden  realen,  weil  der  Schüler,  auch 
Ar  den  Zweck  acharfer  Auffaaanng  der  Sachen,  frflh  gewOhnt  werden  muÄu 
anf  daa  Wort,  ala  Mittel  zur  Bezeichnung  der  Sache  zu  merken,  und  weil 
der  Sprachunterricht  die  Grundlage  der  K>rmalen  und  allgemeinen  Geiatea- 
büdnng  iat 

Einen  weaentlichen  und  integrirenden  Theil  dea  Lehrplana  der  Real- 
aehulebUdetdaaLateiniache  ala- allgemein  verbindlichea  Lehrobiect.  Dieae 
Stellang  gebührt  der  lateiniachen  Sprache  sowohl  wegen  der  Wichtigkeit^ 
wdche  aie  für  die  Eenntnifa  dea  Zuaammenhanges  der  neueren  europäischen 
Coltnr  mit  dem  Alterthum  hat,  wie  ala  grundlegende  Vorbereitung  dea  gram- 
matiaohen  Sprachstudiums  überhaupt  und  inabeaondere  dea  der  neueren 
Sprachen,  wdchea  ohne  Kenntnüa  dea  Lateinischen  immer  oberflächlich  bleibt 
In  dieaer  Beziehung  iat  die  lateiniache  Sprache  vorzüglich  geeignet,  zur  Bil« 
dang  dea  Sinnea  rar  acharfe  Unteracheidung  der  Formen  beizutragen.  Wie 
wichtig  diea  für  Bealanatalten  iat,  bedarf  keiner  Auaeinandersetzung.  Auch 
wird  bei  faat  allen,  den  Realschulen  zustehenden  Berechtigungen  fenntnüii 
des  Lateiniachen  von  den  betreffenden  Behörden  auadrücklTch  gefordert  Ea 
iat  nicht  zweckmäfaig,  efn  Lehrobject  von  aolcher  Bedeutung  facultativ  za 
laaaen.  aowohl  aua  älgemeinen  pädagogischen  Gründen,  wie  auch  deahalb, 
weil  oadurch  die  Gemeinaamkeit  dea  Lehrplana  aufgehoben  und  durch  die 
aladann  nothwendige  Rückaicht  iauf  die  verachiedene  Vorbildung  der  Schü- 
ler, eine  gleichmäßige  Böhandlunff,  namentlich  dea  Deutachen  und  der  neue- 
ren Spradhen,  der  Geachichte  und  der  Naturwiaaenachaften,  vielfach  gehin- 
dert  wird. 

Die  Ueberaicht  der  Lehrplana  atellt  das  Verbältnifs  dar,  welches  für  die 
Aufnahme  der  verachiedenen  Unterrichtsobjecte  ala  mafsgebend  anzusehen 
iat.  Ea  aoll  jedoch  damit  nicht  eine  ao  weit  bindende  Norm  aufgestellt  sein, 
dafs  nicht  die  Berücksichtigung  localer  Umstände  und  besonderer  VerhiÜt- 
nisse  der  Lehrercollegien  einzelne  Abweichungen  davon  zulässig  machte. 
Eben  ao  wenig  wird  beabsichtigt,  für  jeden  Unterrichtsgegenstand  und  jede 
Claaae  einen  detaülirten  Lehrplan  vorzuschreiben  oder  die  Pensa  der  einzel- 
nen CUaaenatufen  genau  zu  begrenzen.  —  Für  den  Weg,  zu  den  Unterrichta- 
zielen  zu  gelangen,  wird  den  einzelnen  Anstalten  die  Freiheit  gelassen,  welche 
in  der  inneren  Noth wendigkeit  der  Sache  selbst,  in  bewährtem  Herkommen 
und  in  der  individuellen  Beschaffenheit  der  vorhandenen  Lehrkräfte  ihre 
Rechtfertigung  hat  Die  in  der  Vertheilung  und  Behandlung  dea  Unterrichta- 
atoffa,  und  namentlich  in  der  Goncentration  einzelner  Lehrgegenstände  auf 
kürzere  Abschnitte  des  ganzen  Cursus,  von  den  Directoren  gemachten  Ver- 
aache  mfiaaen  ihre  Bewährung  am  Erfolge  haben,  und  hierin  überhaupt 
Manchea  der  Erfahrung  noch  vorbehalten  bleiben. 

Waa  zuvörderst  die  Modificationen  des  Lehrplana  betrifft,  welche 
die  Provinzial- Aufsichtsbehörden  zu  genehmigen  befugt  sind,  so  gehört 
dahin  n.  a.  eine  Vermehrung  der  ftir  das  Deutsche  angesetzten  Stundenzahl 
in  den  unteren  und  mittleren  Glassen,  wo  provinzielle  Verhältnisse  dazu 
nöthigen. 

Wo  der  Unterricht  in  der  polnischen  Sprache  in  den  Lehrplan  aufge- 
nommen werden  mufa,  bleibt  es.  der  Provinzialbehörde  überlassen,  zu  be- 
stimmen, wie  viel  Stunden  darauf  verwendet  werden  aollen.  Den  betreffen- 
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den  Schülern  kann  in  den  oberen  Classen  die  Theilnahme  am  engÜBchan 
Unterricht  erlassen  werden. 

Der  Charakter  der  Industrie,  sowie  die  Natur  und  Bodenbeschaffenhett 
einer  Gegend,  können  gegründeten  Anlafs  geben,  einzelne  naturwissenschaft- 
liche Disciplinen  in  gröfserer  Ausdehnung  zu  behandeln,  als  es  anderswo 
erforderlich  ist.  So  hat  z.  B.  die  Mineraloffie  an  Orten,  in  deren  Nachbar* 
Schaft  Bergbau  getrieben  wird,  für  den  Lehrplan  einer  Realschule  grOlsere 
Wichtigkeit,  als  da,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist.  (In  Aachen,  CrefeTd  lu  a. 
wird  mit  Rücksicht  auf  die  Handelsverbindungen  auch  die  italiänische  Sprache 
in  den  Realschulen  gelehrt;  in  anderen  wird  wegen  des  Verkehrs  mit  England 
und  Amerika  der  englische  Unterricht  schon  in  IV  begonnen  und  der  latei- 
nische  deswegen  verkürzt.  In  Barmen  reicht  auf  den  Wunsch  der  meiiten 
Väter  von  Realschülern  der  Schreibunterricht  bis  Oberll  hinauf,  u.  dgl.  m.) 

Es  ist  unbedenklich,  den  physikalischen  Unterricht  auf  die  beiden  oberen 
Glassen,  den  in  der  Chemie  auf  I  zu  beschränken.  —  Mit  dem  naturgeschicht- 
lichen Unterricht  schon  in  VI  zu  beginnen,  ist  eben  so  wenig  nothwendig, 
als  mit  dem  Zeichenunterricht.  Es  ist  auch  zulässig,  einzelne  Schüler,  die  ra 
die  oberen  Classen  aufrücken  sollen,  bis  in  die  mittleren  vom  Zeichnen  m 
dispensiren,  um  ihnen  für  andere  Gegenstände  mehr  Zeit  zu  lassen,  nnd  nm 
bei  späterer  Aufwendung  einer  grOfseren  Stundenzahl  desto  bessere  Erfolge 
zu  erzielen. 

Manche  Lehrobjecte  lassen  sich  mit  Erfolg  nicht  behandeln ,  wenn  der 
Unterricht  jedesmal  auf  Eine  Stunde  beschränkt  wird,  da  gewöhnlich,  s.  B. 
in  der  Chemie  und  im  Zeichnen,  ein  nicht  geringer  Theil  der  Zeit  zn  den 
Vorbereitungen  desselben  erforderlich  ist.  In  solchen  Fällen  kann  es  freige- 
stellt werden,  entweder  auf  dem  Lectionsplan  zwei  Stunden  hintereinander 
für  denselben  Gegenstand  anzusetzen,  oder  auch  den  Unterricht  anfser  der 
eigentlichen  Schulzeit  zu  legen,  was  im  Zeichnen,  wie  im  Gesang,  auch  dee- 
halb  rathsam  ist,  weil  die  Verschiedenheit  der  Befähigung  nnd  Entwickelnng 
der  Schüler  dazu  nöthigt,  für  diese  Gegenstände  andere  Abtheilungen  in 
bilden,  als  sie  in  den  Classen  gegeben  sind.  Eine  Vermehrung  der  rar  den 
Zeichenunterricht  als  Minimum  angesetzten  Stundenzahl  ist  auch  dämm  in- 
lässig,  weil  die  geistige  Anstrengung  der  Schüler  dabei  geringer  ist,  als  bei 
wissenschaftlichen  Lenrobjecten. 

Der  Wunsch,  die  eigenen  Arbeiten  der  Schüler  mehr  in  die  Schule 
selbst  zu  verlegen,  hat  bisweilen  Directoren  bewogen,  die  Zahl  der  für  einen 
Lehrgeffenstand  bestimmten  Stunden  zu  erhöhen  und  durch  ausgedehntere 
Beschäftigung  der  Schüler  in  den  zu  diesem  Zweck  vermehrten  Schulstun- 
den die  häuslichen  Arbeiten  zu  ersparen.  Sofern  dieser  Zweck  wirklich  er- 
reicht wird,  und  keine  pädagogischen  Bedenken  entgegenstehen,  ist  ein  solebee 
Verfahren  auch  femer  gutzuheifsen  und  verdient  Anerkennung. 

Bei  geringer  Schülerfrequenz  in  Sexta  kann  der  Rechenunterrioht  daselbel 
auf  vier  Stunden  beschränkt  werden. 

Wie  weit  in  besonderen  Fällen  eine  grofse  Schülerfrequenz  dazu  nöthigL 
die  vorgeschriebene  Stundenzahl  für  einzelne  Objecto  zu  vermehren,  nm  M 
den  Uebungen  keinen  Schüler  zu  übergehen,  wird  dem  Ermessen  der  Anf* 
Sichtsbehörden  überlassen.  Alle  erhebliche,  aus  den  erwähnten  nnd  anderen 
Rücksichten  zugelassene  Abweichungen  von  dem  Normalplan  werden  von 
denselben  in  den  Jahresberichten  angegeben  und  motivirt,  mit  dem  Nachweis^ 
wo,  bei  Vermehrung  der  Stundenziäl  in  einem  Object,  die  entsprechende^ 
den  Verhältnissen  angemessene  Verminderung  in  einem  anderen  Objeel  ein- 
getreten ist" 

ünterscheidnng  der  Realsohnlen  erster  nnd  zweiter 
Ordnung.   Die  ü.  n.  P.  0.  bestimmt  darüber  in  Abschn.  III: 

„§.  2.  Znr  Anfbahme  in  die  erste  Ordnung  ist  die  Belbsündif- 
keit  ab  höhere  Lehranstalt  nnd  die  Vollständigkeit  des  Lehrenrsns  nnd 
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des  Ldirplans  erforderlioli.  Es  Unnen  demgemX(ii  diejenigen  Realschulen 
sieht  daza  gerechnet  werden,  welche  ftlr  ihren  Ort  in  den  unteren  und 
mittleren  Classen  zugleich  dasBedflrfhifs  der  Elementar-  und  der  niederen 
Btti^erschule  befriedigen  müssen  und  danach  eingerichtet  sind;  sowie 
auch  diejenigen  Realschulen  nicht,  welche  noch  kein  vollständiges  System 
▼on  6  au&teigenden  Classen  haben,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  eine 
Bealflchnle  mit  einem  Gymnasium  verbunden  ist  und  die  Classen  VI  und 
V  beiden  Anstalten  gemeinsam  sind  (s.  p.  49V 

Zar  ersten  Ordnung  können  femer  diejenigen  Realschulen  nicht 
gezählt  werden,  die  für  die  einzelnen  Classen  eine  geringere  Cursusdauer 
haben,  als  in  I  §.  3  (hier  p.  41)  bestimmt  ist,  und  deren  Lehrplan  von 
dem  oben  aufgestellten  so  weit  abweicht,  daft  z.  B.  ein  Unterricht  im 
Lateinischen  gar  nicht  ertheilt,  oder  dais  die  Theibahme  daran  oder 
an  anderen  wissenschaftlichen  Gegenständen  den  Schülern  freigestellt 
wird. 

Insbesondere  gehört  sodann  zu  den  Erfordernissen  der  ersten  Ord- 
nung eine  genügende  Ausrüstung  mit  Lehrkräften,  die  gesicherte  Stellung 
der  Lehrer  und  eine  Dotation,  durch  welche  den  Lehrern  eine  an- 
gemessene Besoldung  gesichert  und  für  die  Lehrmittel  und  die  Bedürf- 
nisse des  Schullocals  ausreichend  und  so  gesorgt  ist,  wie  es  die  in 
diesen  Beziehungen  an  eine  höhere  Lehranstalt  zu  machenden  Ansprüche 
mit  sich  bringen. 

Die  Schülerzahl  darf  sich  in  den  einzelnen  Classen  nicht  über  das 
solässige  lia&  zu  einer  Frequenz  ausdehnen,  bei  welcher  die  Zwecke 
des  Unterrichts  und  der  Erziehung  nicht  mehr  erreicht  werden  können. 

§.  3.  Der  allgemeine  Lehrplan  der  Realschule  gilt  auch  für  die 
I weite  Ordnung.  Die  Abweichung  von  demselben,  sowie  eine  Unter- 
scheidung obligatorischer  und  facultativer  Lehrgegenstände  können,  so 
weit  sie  bei  den  einzelnen  Anstalten  mit  Oenehmigung  der  betreff.  Auf- 
sichtsbehörde bisher  im  Gebrauch  gewesen  sind,  bis  auf  weiteres  bei- 
behalten werden.  Es  bleibt  späterer  Erwägung  vorbehalten,  ob  in  Bezug 
luf  den  Lehrplan  der  Realschulen  zweiter  Ordnung  besondere  Fest- 
setzungen zu  treffen  sind.^ 

Der  wesentlichste  Unterschied  der  Realschulen  zweiter  von  denen 
erster  Ordnung  besteht  darin,  dafs  jene  sich  unabhängiger  von  den 
Rücksichten  auf  die  Forderungen  anderer  Behörden,  z.  B.  des  Mini- 
steriums ftlr  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  hinsichtlich  der 
Zulassung  zur  E.  Bauakademie ,  nach  den  besonderen  localen  BedUrf- 
oissen  einrichten.  Das  Lateinische  kann  in  ihnen  zu  den  facultativen 
Lehrgegenständen  gerechnet  werden  oder  ganz  wegfallen;  sie  sind  un- 
verhindert, den  Cursus  der  III  und  der  II  auf  je  ein  Jahr  zu  beschränken. 
Für  die  Pensa  und  allgemeinen  Anforderungen  kann  in  mehreren  Gegen- 
ständen ein  geringeres  Mafs  angenommen  werden,  als  es  bei  den  Real- 
schulen 1.  0.  zulässig  ist,  von  denen  erwartet  wird,  dafs  sie  ihren 
Schülern  einen  höheren  Grad  aligemeiner  geistiger.  Durchbildung  ge- 
währen. Hinsichtlich  der  Ausrüstung  mit  wissenschaftlich  qualificirten 
Lehrkräften,  femer  in  Bezug  auf  die  Lehrerbesoldnngen  und  die  ge- 
sammte  Dotation,  auf  Lehrmittel,  Local  u.  s.  w.  werden  an  die  Real- 
schulen 2.  0.  ebenfalls  geringere  Anforderungen  gestellt. 

Ueber  die  Verschiedenheit  der  Anforderungen  bei  den  Maturitäts- 
prüfungen s.  Abschn.  VIL 

Mehrere  Realschulen  2.  0.  machen  nur  von  wenigen  der  ihnen  zu- 
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stehenden  freiefen  BeAigniese  Gebrauch,  i.  B.  Ton  der  AossehlieAnng 
des  Unterrichts  im  Lateinischen,  nnd  verfolgen  im  ttbrieen  das  Ziel 
der  Bealsehnlen  1.  0.,  gehen  auch  namentlich  in  der  ICauematik  dar- 
über hinans.  Dies  ist  z.  B.  bei  der  Friedr.  Werderschen  Gewerbesehnle 
in  Berlin  der  Fall,  deren  Lehrplan  folgender  ist: 


VI 


IV     nib    m«    116     IIa       I 


Religion  .  •  , 
Detttsch  .  •  . 
FranzAsich .  .  . 
Englisch  .  •  . 
Geographie  n.  Geschichte 
Mathematik  u.  Rechnen 
Physik  .... 
Chemie  .... 
Natorgeschichte  . 
Schreiben  .  •  . 
Freihandaeichnen 
Oeometr.  Zeichnen 


2 


ao 


82 


32 


86 


Aafserdem  in  besonderen  Stonden  (besang  nnd  Tarnen. 


2 
3 

4 
8 
3 
8 
8 
4 
2 
• 
2 
2 


Eine  andere  Realschule  iweiter  Ordnung,  die  sn  Essen,  befolgt 
naohstehenden  Lehrplan: 


VI 


IV 


m 


II 


Religion 

Deutsch 

Französisch 

Englisch 

Geographie  n.  Geschichte 
Mathematik  n.  Rechnen  . 
Naturwissenschaften  .    . 

Schreiben 

Zeichnen 


8 

4 
8 

8 
6 

4 
2 


8 
4 
6 

8 
6 
8 
8 
2 


2 
4 
6 

4 
4 
6 
2 
2 
2 


80       80 
Anlserdem  Gesang  und  Turnen. 


82 


2 
8 

4 
8 
4 
6 
6 


32 


2 

8 

4 
8 
3 
6 
7 


82 


U.  u.  P.  0.:  «Die  Realsohnlen  erster  Ordnung  gehOren  gleich  den  Gym- 
nasien zu  dem  Ressort  der  K.  Prov.  SchulcoUeglen,  die  Realschulen  swdter 
Ordnung  nnd  die  höheren  Bürgerschulen  zn  den  der  K.  Regierungen  (s.  p.  6  f.). 

Einer  neuen  Realschule  kann  das  Recht  zu  Entlassungsprfifnngen 
in  der  Regel  erst  dann  verliehen  werden,  wenn  die  erste  Abitnrientenprflfnnr  an 
derselben  und  zwar  im  Beisein  eines  Commissarius  des  betreff.  K.  Prov.  Sohul- 
eolleffiums,  abgehalten,  und  durch  deren  Ergebnifs  der  Beweis  geführt  wor- 
den Ist,  dafs  auch  die  Leistunsen  der  Ansüdt  den  vorschriftsmäTsigen  An- 
forderungen in  ffenfigendem  Man  entsprechen. 

DieAufnanmeindieersteOrdnung  erfolgt  aufden  Bericht  des  betr. 
K.  Prov.  Schnloollegiums,  welchem  zu  dem  Zwecke  die  K.  Regierung  als  un- 
mittelbare Aufsichtsbehörde  die  erforderlichen  Nachweisnngen  mittfaeill,  und 
wtlohes  suvördeist  eine  Revision  der  Anstalt  abhalten  lükt   Dieselbe  Be- 
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hörde  ist  befugt,  wegen  einer  etwa  in  bewilligenden  Uebergangsfrist  geeig^ 
nete  Anträge  an  den  Minister  zu  richten. 

Die  Anforderangen,  welche  in  dem  Lehrplan  und  dem  Abiturienten- 
Prfifnngsreglement  aufgeteilt  worden  sind,  bilden  den  Mafsstab,  welchem  die 
Realschulen  1.  0.  entsprechen  mQssen,  und  für  die  Realschulen  2.  0.  das  Ziel, 
welchem  sie  zustreben,  das  sie  jedoch  zur  Zeit,  in  Folge  einer  Un Vollkommen- 
heit ihrer  Einriebtungen  oder  einer  unzulänglichen  Ausstattung,  noch  nicht 
m  erreichen  vermögOK.  Es  ist  hiebei  von  besonderer  Wichtigkeit,  dafs  die 
Schule  als  ein  Ganzes  genommen,  und  auf  das  richtige  Verhältnifs  der  Mittel 
zum  Zweck  im  Zusammenhange  ihres  Organismus  geachtet  werde.  Befriedi- 
gende Leistungen  an  einer  einzelnen  Stelle,  z.  B.  bei  der  Schlufsprüfung, 
k&nnen  an  sich  nicht  zum  Beweise  dienen,  dafs  dieses  Verhältnifs  vorhanden 
sei,  weil  sie  die  Wirkuns^  vereinzelter  Anstrengungen,  und  die  Folge  vor- 
zfiglicher  Begabung  einzelner  Schüler  sein  können.  Der  Verwaltungsbehörde 
kann  f&r  die  Unterscheidung  der  Realschulen  nicht  etwas  Vereinzeltes  und 
Vorfibeigehendes,  sondern  nur  dasjenige  als  mafsgebend  gelten,  was  als  eine 
dauernde  Eigenschaft  der  Schule  die  GewShr  ihrer  ordnungsm&fislgen  Ent- 
wickdung  in  sich  schlieft" 

Die  anerkannten  und  zn  Entlassungsprttfnngen  berechtigten  h9h  eren 
Bürgerschulen  (s.  p.  25)  umfassen  die  Glassen  von  VI  bis  II  und 
befolgen  in  denselben  im  wesentlichen  den  Lehrplan  der  Realschulen 
erster  Ordnung,  sind  auch  im  übrigen  nach  denselben  Grundsätzen  ein- 
gerichtet Der  Cursus  der  ersten  Classe  solcher  Anstalten  hat  daher 
die  Dauer  von  2  Jahren,  und  das  Lateinische  gehört  auch  bei  ihnen 
so  den  obligatorischen  ünterrichtsgegenstKnden.  Der  Lehrplan  hat 
BEieistentfaeüs  folgende  Gestalt: 


Religion 

Deutsch 

Lateinisch 

Französisch 

Englisch 

Geographie  u.  Geschichte 
Naturwissenschaften  .  . 
Mathematik  n.  Rechnen    . 

Schreiben 

Zeichnen 


5.  Gl.     4.  Gl.     3.  Gl.     2.  Gl.     l.Ci 


3 

(2) 
5 
2 
2 


30 


2 

4 
2 


31 


31 


2 
3 
5 
4 
4 
3 
2 
6 


31 


4 
6 


31 


Aufserdem  Gesang  und  Turnen. 

Zu  den  in  dieser  Aufstellung  enthaltenen  Abweichungen  vom  Real- 
Bchullehrplan  kommen  je  nach  dem  bei  den  verschiedenen  Anstalten 
von  der  Prov.  Aufsichtsbehörde  anerkannten  Bedürfnifs  manche  andere, 
besonders  durch  Vermehrung  oder  Verminderung  der  wöchentlichen 
Stundenzahl  ftir  den  Unterricht  im  Lateinischen,  Deutschen,  Französi- 
sehen,  Englischen. 

Die  Anforderungen  der  Abgangsprüfung  s.  in  Abschn.  VII. 

Ueber  die  Vorschulen  s.  p.  25  und  37. 


in.   Combinirte  Anstalten. 

Bei  Gymnasien  und  Progymnasien,  wo  die  Dispensation  vom  Griechi- 
schen zulässig  ist  (s.  p.  33  und  weiterhin  VI,  5)  wird  den  dispensirten 
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Schttlern  statt  dessen  Unterricht  in  neneren  Sprachen  oder  in  Real- 
gegenständen  ertheilt  üeber  die  Abgangszengnisse  Dispensirter  s. 
Abschn.  VUL 

Umgekehrt  erhalten  in  mehreren  Städten,  wo  neben  der  Real-  oder 
der  höheren  Bürgerschule  kein  Gymnasium  oder  Progymnasium  besteht,» 
Schüler,  welche  später  auf  ein  Gymnasium  übergehen  wollen,  unter 
Dispensation  von  einzelnen  Lectionen  der  Realgegenstände  besonderen 
Unterricht  im  Griechischen  und  Lateinischen. 

Häufiger  ist  unter  gemeinsamer  Direction  die  Verbindung  yoU- 
ständiger  Real  schulen  1.  oder  2. 0.  oder  auch  höherer  Bürgerschulen 
mit  Gymnasien  (ebenso  von  höheren  Bürgerschulen  mit  Pro- 
gymnasien). 

U.  u.  P.  0«:  nEine  derartige  Gombination  bietet  den  Directoren  und  den 
Eltern  eine  oft  erwünschte  (^legenheit  dar,  Schüler  aus  der  einen  in  die 
andere  Abtheilung  übergehen  zu  lassen,  je  nachdem  sich  eine  bestimmte 

geistige  Richtung  bei  denselben  bemerkbar  macht.  Demgemftfs  wird  der 
ebergang  von  GymnasialBcbülem  in  die  parallelen  Realclassen  in  allen  den 
Fällen  gutzuheiCsen  sein,  wo  Schüler  nach  ihrer  natürlichen  Begabung  weni- 
c[er  für  Sprachstudien  als  für  die  Beschäftigung  mit  Realien  und  Gegenstän- 
den der  Anschauung  sich  geeignet  zeigen. 

Ein  besonders  wichtiges  Augenmerk  für  die  Realclassen  ist  es,  dafs  sie 
sich  die  Achtung  ihrer  den  gymnasialen  entsprechenden  wlssenschafttif^en 
Anforderungen  erhalten,  und  dafs  bei  den  Aufnahmen  und  Versetzungen  da- 
nach ver&hren  wird.  Andemfidls  wäre  zu  besorgen,  die  Realclassen  dürften 
als  eine  bereite  Ableitung  für  alles  das  angesehen  werden,  was  sich  in  der 
Frequenz  des  Gymnasiums  von  Talentlosigkeit  und  Arbeitsscheu  findet:  eine 
Auffassung,  der  wo  sie  sich  bemerklich  macht,  thatsächlich  und  entschieden 
entgegenzuwirken  ist 

Die  Gemeinsamkeit,  welche  die  beiden  Abtheilungen  solcher  Doppel- 
anstalten aufser  in  dem  Directorat,  den  Lehrern,  in  den  disciplinarischen 
Ordnungen,  dem  Sehullocal,  den  Gesang-  und  Turnübungen,  und  besonders 
auch  In  den  Soh ulandachten,  in  kirchlichen  und  andern  Feiern,  haben,  Ist  für 
beide  Seiten  von  Wichtigkeit  und  sorgfältiger  Pflege  werth. 

In  der  Regel  werden  Anstalten  dieser  Art  mit  zusammenfassender  Be- 
nennung ohne  weitere  Unterscheidung  als  Gymnasien  bezeichnet  In  den  von 
denselben  ausgestellten  Abgangszeugnissen  sind  die  Schüler  der  Realabthei- 
lungen, auch  um  über  die  ihnen  zustehenden  Berechtigungen  keinen  Zweifel 
zu  kssen,  nicht  als  Gymnasiasten,  sondern  als  Realschüler  zu  bezeichnen. 

Wenn  eine  anerkannte  Realschule  in  ein  Gymnasium  mit  parallelen  Real- 
classen verwandelt  wird,  so  geht  das  Recht  zu  Entlassungsprüfungen  und 
die  übrigen  Befugnisse,  welche  die  selbständige  Realschule  besafs,  nicht  ohne 
weiteres  auf  die  Realclassen  über,  sondern  mufs  für  dieselben  aufs  neue  in 
der  vorschriftsnoiäfsigen  Weise  erworben  werden. 

Die  mit  einem  Gymnasium  unter  Einer  Direction  verbundenen  vollständi- 
gen Realschulen  dürfen  mit  denselben  aufser  der  etwa  bestehenden  Vorschule, 
nur  die  Classen  VI  und  V  gemeinsam  haben,  müssen  also  von  IV  an  einem 
selbständigen  Lehrplan  folgen,  ohne  fernere  Ck>mbinatlon  mit  Gymnanalclassen." 

Bei  grofser  Freauenz  der  unteren  Classen  geschieht  es  auch,  dafs  schon 
in  V  von  zwei  parallelen  Cötus  der  eine  alle  diejenigen  Schüler  aufnimmt, 
welche  nach  dem  Willen  ihrer  Eltern  später  in  die  Realabtheilung  der  com- 
binirten  Anstalt  übergehen  sollen,  und  dafs  der  Lehrplan  dieses  Cötus  dem- 

S^mäfs  von  dem  andern,  dem  gymnasialen,  z.  B.  durch  eine  geringere  Zahl 
teinischer,  eine  gröfsere  der  Kechenstunden  etc.  abweicht. 

Durch  dies  sogen.  Bifurcationssystem  entsteht  meistentheila 
folgender  Lehrplan: 
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Ungretrennti 

VI 

V 

Religion 

3 

3 

Deutsch 

2 

2 

Lateinisch 

10 

10 

Französisch 

3 

Geographie  und  Geschichte    . 

2 

2 

Rechnen  

4 

3 

Naturkunde 

2 

2 

Schreiben 

3 

3 

Zeichnen 

2 

2 

OjaiiftBlAlclaBsens 

IV  |m 

u 

I 

Religion 

2     2 

2 

2 

Deutsch 

2     2 

2 

3 

Lateinisch    *    >    .    . 

10 

10 

10 

8 

Gneehisch    .     ,    .    , 

6 

6 

6 

6 

FrauKösiftch .    .    .    , 

2 

2 

2 

J 

Geographie  u.  Geach, 

3 

a 

3 

3 

Matbem.  u.  Eecbnen  . 

3 

3 

4 

4 

Natnrwissenscbaft     . 

, 

2 

1 

2 

Zeichnen 

2 

' 

* 

- 

BealcUsseD;       :  IV  IJJ   U 


ReligEon .    .    , 
Deutsch  *    •    . 

Lateiniacb   «    . 
Engltflch .    .    . 
FranaÖßiscb 
Geoerrapbic  n,  Gescb 
Matbem,  u.  Ec^^hneii 
N  iitur  wissen  sobaft 
Zeich  tieti     .    >    , 
Schreiben    ,    .    * 


5 
4 

I  2 

3 


Aofterdem  Gesang  and  Turnen. 


In  kleineren  Städten,  wo  Eine  Anstalt  dem  Bedürfnis  der  realen 
und  der  gymnasialen  Richtung  genilgen  mufs,  sind  in  der  Verbindung 
von  höh.  Btirgerschale  und  Progymnasium  verschiedene  Classencombi- 
nationen  gestattet.  Als  Beispiel  kann  u.  a.  die  Anstalt  in  Neuwied  dienen» 
Der  Lehrplan  derselben  ist  folgender: 


R:  Realabtheilung. 
G:  Gymnasialabth. 

IV 

III 

II 

VI 

V 

R    J^    G 

G 

R    «d    G 

G 

R    »d   G 

G 

Religion    .... 

3 

3 

.      2     . 

.      2     . 

.      2     . 

Deutsch     .... 

4 

4 

.      3     . 

.      3     . 

.      3     . 

Lateinisch.    .    .    . 

8 

6 

5     2     7 

5     .      9 

4     .      9 

Französisch    .     .    . 

, 

5 

4     .      2 

4     .      2 

4     .      2 

Englisch    .... 

, 

, 

.      .      • 

4     .      . 

3     .      . 

Griechisch      .    .    . 

, 

• 

.      .      5 

.      .      5 

.      .      6 

Geographie  u.Gesch. 

3 

3 

4     . 

.      4     . 

.      3     . 

Hathem.  u.  Rechnen 

5 

4 

2     4     . 

3     3     . 

2     3     . 

Naturwissenschaft  . 

2 

2 

2     .      . 

1      1     . 

4     2     . 

Zeichnen   .... 

2 

2 

.      2     . 

2     .      . 

2     .      . 

Schreiben  .... 

3 

2 

. 

. 

.      .      • 

30 

31 

13    17    14 

19    13   16 

19   13   17 

>^_^     -s^^ 

\^^  ^_,^ 

^^X        N^_l^ 

30    31 

32    29 

32    30 

Die  zum  Ressort  des  E.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Arbeiten  gehörenden  Provinzial-Gewerbeschulen  kommen,  obwohl 
sie  technische  Fachschulen  sind,  hier  ebenfalls  in  Betracht,  nicht  nur  weil 
da,  wo  eine  solche  Anstalt  ausnahmsweise  unter  gleicher  Direction  mit  einer 
Realschule  steht,  einzelne  Combioationen  beider  zugelassen  werden,  wie  z.  B. 
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in  Trier  die  Real-  and  GewerbeschOler  gemeinsamen  Unterricht  in  der  Phy- 
sik nnd  Chemie  erhalten,  —  sondern  insbesondere  auch  deshalb,  weil  me 
Prov.  Gewerbesohulen  ihren  Lehrplan  seit  einiger  Zeit  mehr  und  mehr  nach 
der  Seite  allgemeiner  Bildung  auszudehnen  und  sich  durch  Realschulolassen 
zu  erweitem  angefangen  haben. 

Der  für  die  Prov.  Gewerbeschulen  mafsgebende  Organisationsplan  v. 
5.  Juni  1850  bestimmt,  dads  jede  derartige  Anstalt  2  Classen  von  je  ein- 
jährigem Gursus  habe  und  dafs  für  die  Aufnahme  in  die  untere  Glasse  er- 
forderlich sei:  dafs  der  Schüler  mindestens  14  Jahre  alt  sei,  dafs  er  Deutsch 
ffel&ufig  lesen  und  sich  durch  Lesen  eines  seinem  Gesichtskreise  entsprechen- 
den Buchs  unterrichten  kOnne;  dafs  er  Deutsch  ohne  grobe  orthographische 
Fehler  zu  schreiben  verstehe  und  eine  leserliche  Handschrift  besitze ;  dafs  er 
mit  ganzen  Zahlen  und  gewöhnlichen  Brüchen  geläufig  rechnen  könne  und 
die  Anwendung  dieser  Rechnungen  auf  die  gewöhnlichen  arithmetischen  Aaf- 
gaben  kenne,  sowie  dafs  er  ebene  geradlinige  Figuren  und  prismatische  Kör- 
per praktisch  auszumessen  wisse;  dafs  er  Uebung  im  Zeichnen  besitse. 

Wo  sich  ein  Bedürfnifs  dazu  zeigt,  kann  mit  der  Prov.  Gewerbeschule 
eine  Vorbereitungsclasse  verbunden  werden.  Diese  sollte  nach  dem  Olga- 
nisationsplan  nicht  als  Theil  der  Gewerbeschule,  sondern  nur  als  eine  höhere 
Elementarschule  angesehen  und  einem  tüchtigen  Elementarlehrer  übertrage» 
werden.  Allmählich  ist  man,  besonders  seitdem  neuerdings  zu  obigen  Auf* 
nahmebedingungen  hinzugefügt  wordexL  dafs  der  Schüler  auch  ein  ihm  vorge- 
tragenes einfaches  Thema  mündlich  und  schriftlich  ohne  wesentliche  Verslöue 
gegen  die  deutsche  Grammatik  wiederzugeben  verstehen  müsse,  über  diese  Be- 
schränkung hinausgegangen,  und  aus  der  ursprünglichen  Elementar-Vor- 
olasse  ist  z.  B.  bei  der  Prov.  Gewerbeschule  in  Aachen  eine  Vorbereitunga- 
classe  geworden,  die  einen  vollständigen  Lehrplan  von  wöchentl.  32  St.  hat, 
in  welonen  aufser  Mathematik,  Rechnen,  Zeichnen,  Naturlehre,  Geographie, 
Deutsch,  auch  Französisch  und  Religion  aufgenommen  sind  und  der  von 
7  Lehrern  ausgefQhrt  wird.   Aehnlich  an  anderen  Orten. 

Am  weitesten  ist  man  in  der  angedeuteten  Richtung  in  Barmen  ge- 
fangen, wo  letzt  unter  Einer  Direotion  eine  niedere  nnd  höhere  Ge- 
werbeschule, welche  in  oberster  Instanz  dem  gemischten  Reesort  dee 
Ministers  für  Handel  etc.  und  des  Unterrichtsministers  angehört,  mit  folgen- 
dem Lehrplan  besteht: 


Niedere  Abth. 


VI     V     IV    lU 


Höhere  Abtheilnng. 


n 


I 


MtH§. 


Eeltgion    ...... 

Deutsch 

Französisch 

BngHich 

MaUiematfk  u.  Hecbnen . 

Mechanik 

Natiirgeschtehte  tt.Pfapik 
Cbemio  u,  MInenilogie  . 
Prakt.  Arbeiten  loj  Labo- 

rAtorium     ...... 

PrakL  Arbeiten    tn    der 

Werkautt .    .    ,    *    , 
BaucoQstructionalehr©     - 
Geftchtebte  o.  Oeo^aphie 
Schreiben.    .    .    .    .    . 

Linear-    und    Fi^hand- 

letchnen  «  «  «  •  < 
SiofiB. 


It 


a 

2 

2 

10 

2 
4 


12 


U 


.fft. 

.•st 
2 


14 


d 

4 

4 
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Die  Aafiiahme  in  die  unterste  Classe  geschieht  nicht  Tor  dem  YoUendeten 
10.  Lebensjehre.  Der  Cursos  Jeder  Classe  ist  einjährig  der  der  Selecta  halb- 
ilhri^.  Die  niedere  Abtheilang  hat  die  Aufgabe,  theils  anmittelbar  für  den 
Eintritt  in  ein  Gewerbe,  theils  für  den  Uebergang  in  die  höhere  Abtheiinng 
Tortnbereiten,  welche  ihrerseits  den  Zweck  yerfolgt,  die  erforderliche  Aus- 
bildung für  die  höheren  technischen  Berufearten,  zugleich  aber  auch  für  den 
Besach  der  Geweibeakademie  in  Berlin  und  der  polytechnischen  Schulen  zu 
gewähren.  Abgangsprüfungen  nach  Absolvirung  des  ganzen  Cursus  der  An- 
stalt werden  nnter  Vorsitz  eines  Oommiasarius  der  K.  Regierung  abgehalten.  — 
Ueber  die  Wirkung  der  Abgangszeugnisse  s.  Abschn.  VIIL 


C.    Ein  speoieller  Lehrplan. 

Cursusdauer  (s.  p.  26.41):  in  VI,  V,  IV  le  1  Jahr;  in  III 
in  der  Regel  2  Jahre;  in  II  und  I  immer  je  2  Jahre. 

I.  Das  Gymnasium. 

Itu  Der  eraagelisehe  Seligieiiswiterrielit. 

VI  Biblische  Geschichten  des  A.  Testaments^  bis  zur  Qt- 

wSchentL      scliichte  der  Könige,  nach  einem  biblischen  Historienbuoh. 
3  St         Vor  den  Hanptfesten  die  betreffenden  Geschichten  des  Neuen 
Testaments. 

Ans  dem  Katechismus  wird  das  1.  Hanptstttck  durch- 
genommen nnd  mit  Luthers  Erklärung  auswendig  gelernt. 
Das  2.  und  3.  Hanptstttck  ohne  dieselbe,  mit  einfacher  Wort- 
erklämngy  nnd  nnter  Vermeidung  des  sogenannten  Katechi- 
sirens,  sofern  dasselbe  hanptsädilich  als  Verstandesttbung 
behandelt  wird. 

Einprägung  einer  mäfsigen  Zahl  von  Katechismussprtt- 
chen,  sowie  von  8  bis  10  geistlichen  Liedern,  zunächst  im 
Anschlufs  an  die  Festzeiten  des  Kirchenjahrs. 

Ueber  die  Abgrenzung  der  Pensa  der  biblischen  Ge- 
schichte, sowie  über  die  Zahl  und  Auswahl  der  Lieder  und 
Sprüche  haben  sich  die  Religionslehrer  der  aufeinanderfolgen- 
den Classen  zu  verständigen. 

V  Biblische  Geschichten  des  N.  Testaments,  nach  einem 

wöchentL      biblischen  Historienbuch.   Das  Allgemeinste  von  der  Ein- 
3  St.         theilnng  der  Bibel  und  die  Reihenfolge  der  biblischen  Bücher. 
Aus  dem  Katechismus:  Wiederholung  des  1.  Haupt- 
stücks mit  der  Erklärung  und  den  dazu  in  VI  gelernten 
Bprüehen.   Erklärung  und  Einprägung  des  2.  Hauptstücks 
mit  Luthers  Auslegung  und  Bibelsprüchen. 

Wiederholung  der  in  VI  gelernten  Kirchenlieder  und 
Hinzufügung  von  etwa  6  neuen. 

Auf  den  Fortgang  des  Kircheiyahrs  wird  in  allen  Classen 
aufmerksam  gemacht,  unter  Berücksichtigung  der  evangeli- 
schen und  epistolischen  Perikopen,  je  nach  der  Fassungskraft 
der  Schüler.  Eben  so  wird  die  Bedeutung  des  Reformations- 
festes alljährlich  durch  Mittheilungen  oder  Erinnerungen  aus 
der  Geschichte  und  der  Glaubenslehre  in  allen  Classen  her- 
vorgehoben. 
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IV  Aus  der  Bibel  selbst  werden  wichtige  Abschnitte  des 

wlk^hentl.  Alten  und  Nenen  Testaments  gelesen;  ans  dem  A.  T.  be- 
2  St  sonders  solche,  ans  denen  der  Zusammenhang  der  Geschichte 
des  israelitischen  Volks  erkennbar  ist,  und  das  Bedeutendste 
aus  den  Apokryphen.  Im  N.  T.  ans  Matthäus,  Lucas  und 
der  Apostelgeschichte.  Erweiterung  der  Bibelkunde.  Geo- 
graphie von  Palästina. 

Aus  dem  Katechismus:  Wiederholung  des  1.  und  2. 
Hauptstucks  mit  der  Erklärung  und  den  Sprüchen.  Er- 
klärung und  Einprägung  des  3.  HauptstUcks  mit  Luthers 
Auslegung  und  Bibelsprüchen.  Auswendiglernen  des  4.  und 
5.  HauptstUcks. 

Die  in  VI  und  V  erlernten  Gesangbuchslieder  werden 
wiederholt,  und  etwa  4  neue  hinzugefügt. 

Gelegentlich  werden  die  Schüler  mit  der  Bedeutung  der 
gottesdieustlichen  Ordnungen  der  Kirche  bekannt  gemacht 

IHbu.IUa  Lesen  biblischer  Abschnitte  wie  in  IV,  besonders  von 

wöchentl.  dem  Gesichtspunct  der  Innern  Einheit  der  heil.  Schrift  aus. 
2  St  Aus  dem  A.  T.  messianische  und  prophetische  Stellen; 
Psalmen;  Abschnitte  aus  Hiob.  Aus  dem  N.  T.  das  Leben 
Jesu  in  synoptischem  Zusammenhange;  die  Bergpredigt; 
Gleichnisse. — Wiederholung  der  Bibelkunde  und  Erweiterung 
derselben,  hier  und  auch  in  den  Übrigen  Classen  nicht  im 
Sinne  einer  sogenannten  Einleitung  in  die  biblischen  BUcher, 
sondern  mit  der  Beschränkung  auf  kurse,  soviel  wie  mög- 
lich an  das  Lesen  selbst  anknüpfende  Mittheilungen  über 
die  Verfasser,  die  Zeit  der  Abfassung  u.  s.  w. 

Wiederholung  des  Katechismus  und  der  dasu  in  den 
vorhergehenden  Classen  gelernten  Sprüche. 

Ebenso  Wiederholung  der  gelernten  Lieder  und  Er- 
lernung einiger  neuen,  sowie  auch  einzelner  Psalmen. 

Mittheilungen  aus  der  Geschichte  der  Ausbreitung  der 
christlichen  Kirche  und  ihrer  Reformation ;  desgl.  über  ein- 
zelne Kirchenliederdichter.  Leben  und  Wirken  der  Apostel ; 
Pauli  Missionsrei8en,^mit  Heranziehung  einzelner  den  Bericht 
der  Apostelgeschichte  ergänzender  Stellen  der  Episteln. 

n  b  Lesen  biblischer  Abschnitte,  vornehmlich  zur  Darstellung 

wlU^hentl.      des  Reiches  Gottes  im  A.  und  N.  T.  Im  A.  T.  Hervorhebung 
2  St         der  Stellen  von  typischer  Bedeutung,  hinsichtlich  der  Per- 
sonen, Ereignisse,  Einrichtungen.  Aus  dem  N.  T.  die  Briefe 
des  Paulus  an  die  Epheser,  die  Philipper,  der  Brief  des 
Jacobus,  der  1.  Brief  des  Johannes,  der  1.  Brief  Petri. 

Wiederholung  des  Katechismus  uid  Aufaeifung  seiner 
inneren  GliederuDg.  Wiederholung  von  SprUdmi,  Liedern, 
Psalmen. 

Weitere  Mittheilungen  aus  der  Kirchengeschichte. 

IIa  Lesung  und  Erklärung  biblischer  Bücher,  besonders 

wöchentl.      N.Testaments:  die  Apostelgeschichte,  I.Brief  an  den  Ti- 
2  St         motheus  u.  a.,   wobei  die  Schüler  sich    des  griechischen 
Gmndtextes,  auch  mit  Luthers  Uebersetzung  zur  Seite,  be- 
dienen.   Einzelne  wichtige  Stellen,  i.  B.  das  Vaterunser, 
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werden  griechisch  memorirt)  auch  die  Perikopen  nach  dem 
Onmdtext  darchgenommen.  Wiederholung  der  Bibelkunde; 
ebenso  einzelner  Sprüche^  Psalmen,  Lieder. 

Uebersicht  der  Kircbengeschichte  mit  näherem  Ein- 
gehen anf  die  ersten  4  Jahrhunderte.  Ebenfalls  eingehender 
die  Beformationsgeschichte,  die  Zeit  Speners,  Francke's 
and  die  Mission.  Das  Dogmengesohichtliche  wird  auf  das 
Nothwendigste  beschränkt;  ebenso  werden  die  dem  ander- 
weitigen historischen  Unterricht  anheimfallenden  Religions- 
kriege; die  Papstgeschichte  n.  s.  w.  nur  soweit  es  unent- 
behrlich isty  berührt.  Eine  allgemeine  Religionsgeschichte 
gehört  nicht  in  den  Kreis  des  Schulunterrichts;  doch  darf 
in  den  obersten  Gymnasialclassen,  in  Rücksicht  auf  die 
überwiegende  Beschäftigung  mit  dem  Alterthum,  nicht  ver- 
säumt werden,  den  Schülern  aufser  den  Beziehungen  des 
Judenthums  zum  Christenthum  auch  das  Verhältnifs  der 
anderen  vorchristlichen  Religionen,  namentlich  der  orientali- 
schen, der  griechischen  und  der  römischen,  zum  Christen- 
thum selbst  klar  zu  machen. 

Dieser  Stufe  bleibt  aus  dem  N.  T.  vorbehalten  das  E^. 
wöchentl.      Johannis,  der  Brief  an  die  Römer  und  der  an  die  Oalater; 
2  St.         femer  werden  wichtige  Abschnitte  ans  dem  1.  Brief  an  die 
Korinther  und  dem  an  die  Hebräer  gelesen. 

GrundzUge  der  Glaubens-  und  Sittenlehre  in  ihrem 
engen  Znsammenhange.  Uebersicht  der  Bekenntnifsschriften* 
Lesen  der  Augustana,  woran  die  Unterscheidungslehren  ge- 
knüpft werden.  Auf  das  apologetische  Moment  wird  be- 
sonderes Gewicht  gelegt. 

Zur  Erklärung  schwieriger  und  mifsverständlicher  Stellen 
des  N.  T.,  sowie  zur  Erläuterung  des  biblischen  Sprach- 
gebrauchs und  der  Grundbegriffe  der  Glaubens-  und  Sitten- 
lehre, wird  überall  in  den  beiden  oberen  Classen  auf  den 
griechischen  Grundtext  zurückgegangen. 

Gelegentliche  Wiederholung  der  Bibelkunde,  sowie 
wichtiger  Sprüche,  Psalmen  und  Lieder. 

Das  Ziel,  welches  der  evangelische  Religionsunterricht 
durch  die  ganze  Stufenfolge  des  Gymnasiums  zu  erreichen 
strebt,  ist  Abschn.  VII  im  Maturitäts-Prüfungsreglement  an- 
gegeben. Indem  das  Gymnasium  seinen  Schülern  eine  gründ- 
liche und  zusammenhangende  Kenntnifs  der  biblischen  Heils- 
thatsachen  und  Heilswahrheiten  mittbeilt,  will  es  neben  dem 
Katechumenen-  und  dem  Confirmationsunterricht  auch  seiner- 
seits dazu  helfen,  dafs  die  Jugend  zu  lebendiger  Erkennt- 
nifs  von  ihrer  Zugehörigkeit  zu  dem  Reiche  Gottes  auf 
Erden  und  zu  der  evang.  Kirchengemeinschaft  in  demselben 
geführt,  und  dafs  bei  ihr  der  Wille  und  das  Vermögen  an- 
geregt werde,  an  den  Bestrebungen  und  Segnungen  dieser 
Gemeinschaft  Theil  zu  nehmen. 

Wo  statt  des  Lutherischen  der  Heidelberger  oder  ein 
anderer  Katechismus  eingeHihrt  ist,  werden  daraus  für  die 
verschiedenen  Classen  die  entsprechenden  Abschnitte  zur  Er- 
klärung und  Einprägung  bestimmt. 
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Für  den  UrohengesohicktHoben  Unterricht  sowie  ftlr  die 
Dantellung  der  Glaubens*  und  Sittenlehre  in  den  oberen 
(Sassen,  wird,  um  das  Diotiren  und  Heftsohreiben  an  Yor- 
meiden,  ein  Lehrbuch  eingef&hrt. 

Der  Beligionsunterricht  wird  fiberall  auf  die  erste  Vor- 
mittagsstunde,  und  soweit  dies  unthanlich  ist,  anf  die  lotste 
gelegt  Denselben  auf  den  Nachmittag  oder  swischen  swei 
andere  Lehrstunden  zu  verlegen,  ist  unstatthaft 

Jede  Religionstnnde  wird  vom  Lehrer  mit  Gebet  er- 
öffnet 

Die  gebräuchlichsten  Ghoralmelodien  werden  im  Gesang- 
unterricht eingeübt. 

Ib*  Der  katholische  Beligionsimterrieht. 

VI  Der  kleine  Katechismus:  Vom  Glauben.  ErklXmng  des 

wlk^hentL      Vaterunsera  und  des  apostolischen  Glaubensbekenntnisses. 
3  8t  Biblische  Geschichte  des  A.  T.  bis  aur  Theilung  des 

Reiches. 

Die  einzelnen  Abschnitte  des  Katechismus  werden  nach 
vorausgegangener  Erklärung  memorirt,  besondere  die  snr  Be- 
gründung der  Lehren  aufgeführten  Stellen  der  h.  Schrift  fest 
eingeprägt 
V  Der  Ideine  Katechismus:  Von  der  Hoffnung  und  von 

wOchentl.      der  Liebe,  mit  den  Lehren  von  dem  Gebete  nid  von  den 
3  8t         Geboten  Gottes  und  der  Kirche. 

Fortsetsnng  der  bibl.  Geschichte  des  A.  T.  Das  Leben 
Jesu  nach  dem  N.  T. 
IV  Nach  dem  grtffseren  Katechismus  oder  nach  einem  ge- 

wOchentl.      eigneten  Religions-Handbuche  die  Lehre  von  den  h.  h.  8acn- 
S  8t         menten.    Die  Ceremonien  und  das  Kirchenjahr  mit  seinen 
Festen.   Erklärung  latein.  Kirchenlieder.    Fortsetzung  der 
bibL  Geschichte  des  N.  T.   Auabreitnng  der  Kirche ,  be- 
sondere Reisen  der  AposteL 
nibu.IIIa  Nach  dem  grOfseren  Katechismus  oder  einem  geeigneten 

w9chentL      Religions-Handbuche :  die  Lehre  von  Gott  dem  Schöpfer,  dem 
2  St         Erlöser,  dem  Heiliger  und  Vollender.  —  Qnadenmittei  und 
Gebote  der  Kirche.   Erklärung  latein.  Kirchenlieder. 

üebenicht  über  die  ganze  bibl.  Geschichte  A.  und  N.  T. 
Hb  Die  Offenbarungen  Gottes.   Die  Bücher  desA.T.  Pa- 

wSchenU.      triarchalische.  Mosaische  Offenbarungen,  die  Propheten. 
2  St.  Anfang  aer  Kirchengeschichte.  Mittheilungen  ans  dem 

Leben  der  Heiligen. 
Ua  Einleitung  in  die  Bücher  des  N.T.  —  Die  Lehre  von 

wOchentl.      den  h.  h.  Sacramenten.  Fortsetsnng  der  Kirchongeschidite 
2  St         und  der  Mittheilungen  aus  dem  Leben  der  Hefligen. 

Apologetische  Glaubens*  und  allgemeine  Sittenlehre, 
wöehentl.  Fortsetsnng    und    übersichtliche    Wiederholung    der 

2  St         Kirchengeschichte. 

Lesung  ans  den  Evangelien,  der  Apostelgeschichte  und 
den  Briefen  der  Apostel  im  griechisclien  Texte. 

Der  Religionsunterricht  der  katholischen  Schüler  In  den 
Realschulen  wird  im  allgemeinen  naoh  demselbini  Plane, 
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wie  in  den  Gymnasien  ertlieilt;  nur  fiUH  in  IV  und  m  die 
Erklärung  der  latein.  Kirehenlieder  vielfaeh  weg,  wie  flberall 
in  I  die  Lesung  der  li.  Schrift  im  griechischen  Text. 


2,  Deuteeh. 

VI  Lesen  und  mündliches  Nacherzählen  des  Gelesenen. 

wOclientl.      Lernen  und  Vortragen  von  Gedichten,  hauptsächlich  aus 
2 — 3  Si       dem  Gebiet  der  vaterländischen  Sage  und  Geschichte.  — 
Grammatik  im  Anschlufs  an  das  Lesebuch.  Unterscheidung 
der  Redetheile  und  der  Glieder  des  einfachen  Satzes.  Deut- 
sche Formenlehre  mit  Anlehnung  an  den  lateinischen  Unter- 
richt, sowie  in  Uebereinstimmung  mit  der  grammatischen 
Terminologie  desselben.   Rection  der  Präpositionen.   Ortho- 
graphische und  kleine  grammatische  schriftliche  üebungen. 
.  Wenn  der  deutsche  und  der  lateinische  Unterricht  nicht 
in  der  Hand  desselben  Lehrers  liegt,  werden  dem  deutschen 
wöchentlich  3  Stunden  zugetheilt 
V  Lesen  und   mündliches,   bisweilen   auch   schriftliches 

wödientl.  Nacherzählen  des  Gelesenen  (vergl.  die  Geschichte).  Lernen 
2 — 8  St  und  Vortragen  von  Gedichten  aus  dem  Lesebuche.  Gram- 
matik im  Anschlufs  an  dasselbe.  Die  Lehre  vom  einfachen 
erweiterten  Satze,  sowie  die  leichteren  Formen  des  zu- 
sammengesetzten Satzes.  Die  Conjunctionen.  Interpunctions- 
lehre.  Orthographische  und  grammatische  schriftliche  üebun- 
gen im  Bilden  von  Sätzen  und  im  Interpungiren. 
IV  Lesen  und  Erklären  prosaischer  und  poetischer  Stücke 

wDchentl.  aus  dem  Lesebuche  mit  mündlichen  üebungen  im  Auffassen 
3 — 3  St.  nnd  Wiedergeben  des  Inhalts  und  im  Vortrag  von  Gedichten. 
Grammatik  im  Anschlufs  an  die  Lectttre;  die  abhängige 
Rede ;  der  zusammengesetzte  Satz ;  Periodenbau.  Interpunc- 
tionslehre.  Ebenfalls  im  Anschlufs  an  das  Lesebuch  ge- 
legentliche Mittheilungen  aus  der  Synonymik  und  der  Wort- 
bildungslehre.  Orthographische  Dictate,  in  denen  auch  auf 
die  Fremdwörter  Rücksicht  genommen  wird. 

Kleine  Aufsätze  erzählenden  Inhalts,  auch  von  Selbst- 
erlebtem; Beschreibungen  nach  vorgängiger  Besprechung, 
besonders  auch  der  Anordnung. 

Das   bis   zu   dieser   Stufe   zu   erreichende  Ziel   ist 
sicheres,  deutliches,  sinngemäfses,  die  Interpunction  be- 
achtendes Lesen;  richtiges  Sprechen  und  Schreiben. 
Ulb  Lesen  und  Erklären  prosaischer  und  poetischer  Stücke 

wOchentl.      ans  dem  Lesebuche;  besonders  Gedichte  der  epischen  Lyrik. 
2  St.  Dabei  die  nSthige  Belehrung  über  Versmafs  und  allgemeine 

metrische  Gesetze.  Üebungen  im  mündlichen  und  schrift- 
lichen Reproduciren  und  Umformen.  Eine  zusammenfassende 
üebersicht  über  die  Satzlehre  und  die  Formenlehre,  unter- 
schied der  starken  und  schwachen  Declination  und  Conju- 
gation.  Fortgesetzte  Belehrung  über  synonymische  unter- 
schiede und  Wortbildung.  Vortrag  von  Gedichten.  Kleine 
freie  Vorträge  auB  dem  Gebiete  der  griechischen  und  römi- 
schen Geschichte,  oder  aus  der  PrivaUeotttre. 


66 


Anftäize  über  vorher  beBprochene  Themata  erzXhlenden 
Inhalts,  oder  Beschreibungen  von  Nator-  und  Kunstgegen- 
ständen,  die  den  Schülern  bekannt  sind.  Von  Zeit  zu  Zeit 
auch  Uebersetzungen  aus  fremden  Sprachen,  wobei  Oelegen- 
heit  genommen  wird,  anf  die  unterschiede  der  deutschen 
Syntax  von  der  der  andern  Sprache  hinzuweisen. 

III  a  Lesen  und  Erklären  prosaischer  und  poetischer  Stücke 

wöchentl.  ans  dem  Lesebache.  Anleitung  zum  Disponiren  nnd  Auf- 
2  St  suchen  der  Dispositon  gelesener  Stücke.  Uebungen,  bekannte 
Gegenstände  oder  mi^etheilte  Tliatsachen  n.  s.  w.  ex  tem- 
pore darzustellen..  Im  Uebrigen  wie  in  III b.  Die  freien 
Vorträge  besonders  aus  dem  Gebiete  der  in  der  Classe  be- 
handelten deutschen  und  preufsischen  Geschichte. 

Das  Ziel  des  deutschen  Unterrichts  bis  zu  dieser 
üebergangsstnfe  ist:  Richtige  und  klare  Auffassung  des 
Gelesenen  und  Gehörten;  correcte  nnd  geordnete  münd- 
liche und  schriftliche  Ausdrucksweise. 
IIb  An  Beispielen  aus  dem  Lesebuche  oder  ausgewählten 

wöchentl.      deutschen  Schriftstellern  selbst  wird  das  Wesen  der  Haupi- 
2  St.         Dichtungsarten  und  die  Unterschiede  der  metrischen  Form 
kurz  erläutert  (Poetik),  auch  die  nöthige  Mittheilung  über 
das  Zeitalter  der  Dichter  gegeben.    Recitationen  und  freie 
Vorträge,  zu  denen  der  Geschichtsunterricht,  die  gelesenen 
lateinischen  und  griechischen  Autoren  und  die  Privatlectüre 
den  Stoff  bieten.  Das  Wichtigste  aus  der  Rhetorik  und  der 
Dispositionslehre.  Die  Haupteigenschaften  eines  guten  Stils 
werden  möglichst  an  mustergültigen  Beispielen  yerdeutlicht. 
Aufsätze  mit  vorangestellter  Disposition ;  Uebersetzun- 
gen aus  fremden  Sprachen. 
IIa  Einführung  in  die  classische  Literatur  des  Mittelalters 

wöchentl.      (Nibelungen,  Gudrun)  entweder  nach  Uebersetzungen  oder 

2  St  nach  dem  Grundtext  mit  Belehrungen  aus  der  historischen 
Grammatik.  Oden  von  Klopstock,  Gelegentlich  eigene  metri- 
sche Versuche,  auch  in  Uebersetzungen  aus  fremden  Sprachen. 
Im  Uebrigen  wie  in  IIb. 

Die  Aufsatzthemata  überall  nur  aus  Gebieten,  welche 
den  Schülern  aus  dem  Unterricht,  der  Leetüre,  oder  ans 
dem  Leben  hinlänglich  bekannt  sind. 

Uebersicht  über  die  Literaturgeschichte  von  Luther  bis 
wöchentl.      zur  Gegenwart  Dabei  Leetüre  von  Proben  aus  den  wichtig- 

3  St  8ten  Schriftstellern,  namentlich  Luther^  Herder,  Lessing , 
Klopstock y  Göthe,  mit  Besprechung  des  Gehalts  und  der 
Kunstform.  Ebenso  Leetüre  von  Abhandlungen  wie  Lessmgs 
Laokoon,  Schüler  über  naive  und  sentimentale  Dichtungsart 
u.  a. ,  zur  Uebung  im  Verfolgen  des  Gedankenganges  ud 
in  der  Auffassung  eines  weiteren  Zusammenhanges. 

Philosophische  Propädeutik:  die  Hauptthatsachen 
der  empirischen  Psychologie  und  die  wichtigsten  Lehren 
der  formalen  Logik. 

Aufsätze  mit  Disponirübungen  und  rhetorischen  Er- 
örterungen (Figuren,  Tropen  i.  s.  w.).  Freie  Vorträge. 
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VI 
wöchentl. 
9— 10  8t. 


V 
wSchentl. 
9—10  St 


IV 

wöchentl. 
9—10  St. 


nib 

wöchentl. 
10  St. 


lUa 

wöchentl. 
10  St 


IIb 

w5chentl. 

10  St 


8*  Lateinisch« 

Die  regelmäfsige  Formenlehre:  Declination  nnd  Con- 
jngation  mit  EinBchlnfg  der  Deponentia,  Oenusregeln,  Com- 
paration,  Zahlwörter  (cardinal.  nnd  ordinal.)  Pronomina, 
Präpositionen.  Mündliche  nnd  schriftliche  Uebersetznngs- 
ttbnngen  im  Anschlnfs  an  die  Grammatik.  Memoriren  von 
Vocabeln  nnd  Stttzen. 

Wiederholung  der  regelmäfsigen,  Einttbang  der  unregel- 
mftfsigen  Formenlehre,  mit  fortgehenden  üebersetznngsttbnn- 
gen  wie  in  VI.  RetroYcrtiren  gelesener  Stücke.  Die  ein- 
fachsten syntaktischen  Regeln,  auch  die  Construction  des 
Accus,  cum  Inf.  und  der  Ablativi  absoL,  werden  gelegent- 
lich an  Beispielen  nachgewiesen  und  eingeübt.  Memoriren 
wie  in  VI;  besonders  werden  paradigmatische  Sätze  aus- 
wendig gelernt 

Wiederholung  der  Formenlehre;  Syntax  der  Casus  und 
gelegentlich  einzelne  wichtige  Regeln  der  weiteren  Syntax, 
an  Beispielen  geübt  Mündliches  und  schriftliches  Ueber- 
setzen  ins  Lateinische,  im  Anschlnfs  an  die  Grammatik  und 
an  die  Leetüre. 

Com.  Nepos  oder  Rotherts  kleiner  Livius,  oder  eine 
geeignete  Chrestomathie.  Gegen  Ende  des  Schuljahrs: 
Ausgewählte  Fabeln  des  Phaedrus  oder  Tirocinium  poSti- 
cnm.  Memoriren  von  paradigmatischen  Sätzen,  Abschnitten, 
Fabeln. 

Wiederholung  der  Casuslehre,  Syntax  der  Tempora  nnd 
Modi.  Mündliche  und  schriftliche  üebersetzungen  ins  La- 
teinische als  häusliche  Aufgaben  und  ex  tempore. 

Jui.  Caesar:  Bell.  Gall.  1,  2  und  3;  Ovidius:  Meta- 
morph, mit  Auswahl,  etwa  1000  Verse;  das  Erforderliche 
aus  der  Prosodie  und  Metrik.  Memoriren  geeigneter  pro- 
saischer und  poetischer  Abschnitte. 

Von  dieser  Classe  an  überall  eine  bündige  Hinweisung 
auf  die  literarhistorische  Stellung  des  zu  lesenden  Autors. 

Wiederholung  und  weitere  Ausführung  des  vorhergehen- 
den grammatischen  Pensums.  Exercitien  und  Extempora- 
lien zur  Einübung  desselben,  insbesondere  auch  der  Con- 
ditionalsätze,  sowie  des  Unterschiedes  directer  und  indi- 
recterRede.  Wortbildungslehre;  synonymische  Unterschiede. 

Caesar:  Bell.  Gall.  vollendet;  geeigneten  Falls  auch 
Bell,  civ,  oder  Sallust  Jugurtha,  oder  Curtius.  Ovidius: 
Metamorph.;  Memoriren  wie  in  III b;  metrische  Uebungen. 

Fortgesetzte  mündliche  und  schriftliche  Uebungen  im 
Anschlnfs  an  die  Grammatik. 

Livius  oder  Sallustius;  auch  Cic.  Cato  maj.  und  Laelius. 
Virgüius:  Aeneis,  2  Bücher. 

Von  II  an  werden,  nachdem  die  Grundlehren  der  Gram- 
matik in  III a  absolvirt  sind,  einzelne  grammatische  Ab- 
schnitte je  nach  Bedürfnifs  durch  Repetitionen  gegenwärtig 
erhalten,  erweitert  und  tiefer  begründet.   In  die  Wortbil- 
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na 

w?$clieiitl. 

10  8t 


Ib 

wOchentl. 

8  St 


la 

wOchentl. 
8  St 


duDgfllehre  und  die  SjnoDymik  werden  die  Sehttler  ge- 
legentlich der  Lectttre  weiter  eingeführt  Memoriren  und 
metrische  Uebongen  wie  in  ma. 

Anleitnng  znm  Lateinsprechen  kann  mit  klemen  SKtaea, 
in  Fragen  ttber  einfkehe  Oegenstlnde,  schon  firtth,  in  den 
mittleren  Glassen,  gegeben  werden;  bestimmter  ist  es  Ton 
II  an  zn  betreiben ,  da  nnd  besonders  in  I  bei  geeigneten 
Theilen  der  Interpretation  y.  in  der  Fordemng  lateinischer 
Relation  über  Gelesenes,  und  des  lateinischen  Vortrags  ein- 
seiner  Partien  der  alten  Geschichte,  der  Literaturgeschichte^ 
der  AntiqnitKten  n.  s.  w; 

Grammatik  n.  s.  w.  s.  bei  IIb.  Sorgftltigere  Beachtung 
der  Wortstellung,  des  Sati-  und  Periodenbans. 

Neben  den  regelmft[]ii|en  Exercitien  nnd  Extemporm- 
Hen  Beginn  mit  kleinen  AufsStsen  historischen  Inhalts,  zu- 
erst nach  gegebener  Disposition  oder  in  der  Form  von  Chrien. 

Livius;  Cicero:  Orationes  selectae;  Virgilius:  Aeneis, 
4  Blicher.  Auch  Einzelnes  aus  den  Georgica  und  den  £el<H 
gen;  eventl.  auch  elegische  Stücke  aus  einer  Chrestomathie. 

Grammatik  u.  s.w.  s.  bei  IIb.  Syntaris  oraata;  Exer- 
citien, Extemporalien;  AufsXtse. 

Cicero:  Orationes  selectae,  auch  de  officiis  oder  Tuscn- 
lanae  disput  mit  Auswahl;  ebenso  Gic.  epistolae.  Tacitue: 
Germania  nnd  Agricola.  Horatiue:  Garm.  L II.  mit  Auswahl; 
Memoriren  einzelner  Oden;  Einttbung  der  Metra. 

Grammatik  u.  s.  w.  wie  bei  Ib. 

Cicero:  Orationes  (pro  Sestio,  pro  Murena,  pro  Plancio, 
pro  Sulla,  de  imp.  Pompeii,  in  Flsonem,  in  Verrem);  auch 
Brutus,  Orator,  de  Oratore.  mit  Auswahl;  Taeitus:  Annales 
und  Abschnitte  aus  den  Historiae,  HoroHus:  Garm.  III,  IV, 
mit  Auswahl;  einzelne  Satiren  und  Episteln. 


4.  Griechisch. 

IV  Die  regelmäbige  Formenlehre  bis  einschließlich  der 

wttchentL  verba  pura  non  contracta  und  verba  muta,  in  Verbindung 
6  St  mit  den  Accentregeln,  soweit  sie  erforderlich.  Mündliches 
und  schriftliches  Uebersetzen  aus  dem  Griechischen  ins 
Deutsche  und  in  den  letzten  Monaten  des  Gnrsus  auch  um- 
gekehrt, im  Anschluß  an  die  Grammatik  und  das  Lesebuch. 
Memoriren  von  Vocabeln  und  Sätzen. 
III  b  Wiederholung  des  Pensums  tou  IV;  die  Tcrba  liquida, 

wOchentl.      contracta  und  auf  /«*;  gelegentlich  einzelne  gebriuchliche 
6  St.         unregelmäfsige  verba  und  die  Präpositionen.  UeberselMD 

aus  dem  Lesebuch  und  Memoriren  wie  in  IV. 
nia  Wiederholung  der  vorhergehenden  Pensa;  die  unregel- 

wttohentl.      mäfsigen  Verba,  gelegentlich  leichtere  syntaktische  Regeln, 
6  St         besonders  aus  der  Kection   der  Casus.    Uebersetzen   ins 
Griechische  zur  Einübung  der  Formen  und  Accente. 

XemopL  Anab.  I,  womit  nach  Befinden  anch  schon  in 
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III  b  begonnen  werden  kann.  Geeigneten  Fallt  im  2.  Se- 
mester: Homer,  Odyss.  I,  V.  1—100  (mlJgUchst  vollständig 
memorirt);  dabei  das  Wichtigste  ans  der  homerischen  For- 
menlehre. 

üeber  die  literarhistorische  Stellung  der  su  lesenden 
Autoren  wird  hier  und  in  den  folgenden  Classen  kurz  das 
N9thige  mitgetheUt. 
nb  Wiederholung  der  Formenlehre.   Syntax  des  Artikels 

wöchentl.      und  der  Pronomina;  Infinitiv-  und  Participialoonstructionen. 
6  St         üebersetzungsttbungen  und  Memoriren  wie  in  den  vorher- 
gehenden Classen.    Xmoph,  Anab.,  2  bis  3  Bücher.    Homer, 
Odyss.,  4  bis  6  Bücher;  dabei  eine  Uebersicht  des  epischen 
Dialekts. 
na  Grammatische  Wiederholungen.    Die  Gasuslehre   und 

wöehentl.      das  Wichtigste  aus  der  Lehre  von  den  Tempora  und  Modi. 
6  St         Wortbildungslehre,  üebersetzen  und  Memoriren  wie  vorher. 
XenopA,  Cyrop.,  2  bis  3  Bücher;  oder  ansgewählte  Par- 
tien ans  Xenoph.  Hellen,  oder  Memorabil.;  oder  einzelne 
Biographien  Pluiarchs;  ebenso  Arrianus.  Zulässig  auch  eine 
Auswahl  ans  Isocrates  und  Lysias^  oder  eine  Chrestomathie 
wie  Jacobs  Attika.   Herodot.y  1  bis  2  Bücher  mit  Ueber- 
tragung  in  den  attischen  Dialekt    Homer  Odyss.,  6  bis 
8  Bücher. 
Ib        t  Grammatische  Wiederholungen.    Die  Lehre   von  den 

w5chentl.      Partikeln  und  den  Conjunctionen.    üebersetzungsübungen 
6  St         wie  vorher. 

Piaton,  Apolog.y  CritO;  Enthyphro  oder  andere  leichtere 

Dialoge.  Demoeth,  Olynthische  Reden  oder  de  pace.  Homer. 

Ilias,  6  bis  8  Bücher.   Statthaft  auch  eine  Auswahl  lyrischer 

und  elegischer  Gedichte. 

la  Gelegentliche  Wiederholungen  und  tiefere  Begründung 

w5chentl.      einzelner  Abschnitte  der  Grammatik.   Fortgesetzte  schrif^ 

6  St         liehe  Hebungen. 

Entweder:  Demosth.  Beden  (Philipp.)  oder  Plato  (Phae- 
dou;  mit  Auswahl;  Protagoras  u.  a.)  wie  oben;  oder  Thucyd. 
mit  Auswahl.  Homer.  Ilias,  8  bis  12  Bücher.  Sophocl,  An- 
tigene, Oedipus  rex,  Aiax,  Philoctetes  oder  eine  andere  Tra- 
gödie, auch  von  Euripides, 


5.  Hebräisch  (fitcultativ). 

II  Lautlehre.  Lesettbungen.  Conjugationen,  einschliefslich 

w5ehentl.      der  Terba  quiescentia;   die  Declinationen.   Erlernung  von 
3  St         Vocabehn.  Exercitia.  üebersetzungsübungen  aus  der  Genesis. 
I  Wiederholung  und  Vervollständigung  der  Formenlehre. 

w9chentl.      Die  wichtigsten  syntaktischen  Regeln.    Exercitia;  von  Zeit 
2  St         zu  Zeit  grammatische  Analysen  ex  tempore.    Gelesen  und 
übersetzt  wird  aus  den  historischen  Büchern  des  A.  Testa- 
ments; ausgewählte  Psalmen  und  einzelne  Abschnitte  aus 
den  Propheten. 
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6«  FnuuSslseli« 

V  Regeln  über  die  Aassprache;  Leseübangen.  Die  regel- 

wöchentl.  mälsige  Formenlehre:  die  Declinationen,  die  HttlfiBzeitwörter 
3  St.  und  die  regelmälsigen  Conjagationen.  Mündliche  und  Bchrift- 
liehe  Uebersetzung  der  darauf  bezüglichen  üebnngsstücke, 
zaerst  nur  ans  dem  FranzQsischen  ins  Deutsche;  nach  dem 
ersten  Vierteljahr  auch  umgekehrt.  Einprägung  der  zu 
den  Uebungsstttcken  gehl5rigen  Vocabeln.  Orthcjgraphische 
üebungen. 
IV  Wiederholung  des  grammatischen  Pensums  von  V^  und 

wöchentl.  Erweiterung  desselben  durch  die  Pronomina,  Zahlwörter, 
2  St.  Comparation,  Theilungsartikel,  die  Pluralbildung,  die  fragen- 
den, verneinenden  und  fragend -verneinenden  Satzformen; 
mündliche  und  schriftliche  Einübung.  Gelegentlich  einige 
der  gebräuchlichsten  unregelmSfsigen  Verba  und  leichtere 
syntaktische  Regeln.  Aulser  den  Vocabeln  werden  kleine 
Sätze,  Verse,  Fabeln  auswendig  gelernt,  üebungen,  ge- 
sprochenes Französisch  zu  verstehen  und  nach  dem  Qehör 
ins  Deutsche  zu  übersetzen.  Orthographische  üebungen. 
III  b  Wiederholung  des  grammatischen  Pensums  von  IV; 

wöchentl.      ferner  die  verbes  pronom.  und  impers.  und  die  unregel- 
St.         mäfsige  Formenlehre ;  die  Lehre  vom  Artikel  und  den  Casus; 
das  Wichtigste  über  die  Wortstellung;  alles  mit  entsprechen- 
den üebersetzungsttbungen.  Phraseologie.  Memoriren  u.s.w. 
wie  in  IV. 
nia  Wiederholung  des  grammatischen  Pensums  von  mb 

wöchentl.      und  hinzu  die  Lehre  von  den  Tempora  und  Modi.   Ein- 
St.         Übung,  mündlich  und  durch  Exercitien  und  Extemporalien. 
LectUre:  eine  Chrestomathie  oder  historische  Schriften  wie 
Charles  XII  von  VoUaire;  Roüin  u.  a. 
Memoriren  u.  s.  w.  wie  vorher, 
nb  Wiederholung  der  Formenlehre;  Erweiterung  und  fort- 

wöchentl.      gesetzte  Einübung  der  wichtigsten  syntaktischen  Regeln, 
2  St         mündlich   und  durch  Exercitien  und  Extemporalien.    Die 
Wortbildungslehre.  Oallicismen,  Synonyma.  Sprechübungen. 
Eine  Chrestomathie  oder  leichtere  historische  Schrif- 
ten, wie  in  III  a.   Kurze  literarhistorische  Mittheilungen  bei 
der  Leetüre;  ebenso  in  den  folgenden  Glassen.  —  Memo- 
riren u.  s.  w.  wie  in  III. 
IIa  Grammatische  und  andere  mündliche  und  schriftliche 

wöchentl.      üebungen  wie  in  IIb. 
2  St.  Poetische  und  prosaische  Lectüre,  aus  Chrestomathien 

oder  Schriften  wie  Montesquieu:  Consid6rations}    Michaud: 
bist,  de  la  troisiöme  croisade;  SSgur:  hist.  de  Napolöon; 
Thiers:  Bonaparte  en  Egypte;  Quizot:  hist.  de  Charles  I. 
Grammatische  Wiederholungen  mit  Exercitien  und  Ex- 
wöchentl.      temporalien;   auch  Versuche  in  kleinen  freien  Au&ätien. 
2  St.         Sprechübungen;  mündliche  Inhaltsangaben  und  Erzählungen 
nach  gelesenen  Stücken,  in  französischer  Sprache. 

Poetische  und  prosaische  Lectüre,  ans  Chrestomathieni 
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oder  ausgewXhlte  franE^sische  Classiker;   aach   geeignete 
Dramen  von  Racine,  Corneille;  JtloUk'e. 

7.  Cfeographie  und  Gescltlelite. 
VI  Die  allgemeinen  Grundbegriffe  ans  der  physisdien  und 

w5chentl.  mathematischen  Geographie  werden  kurz  veranschaulicht 
2  St  nnd  eine  hydro-  und  orographische  üebersicht  der  Erd- 
oberflXche  gegeben ,  mit  gelegentlicher  Anknüpfung  geeig- 
neter Mittheilungen  aus  den  Sagen ,  der  Geschichte,  dem 
Natur-  nnd  Menschenleben.  Orientirung  am  Globus  und 
auf  den  Landkarten. 

Den  systematischen  Geschichtsunterricht  ersetzt  in  VI 
und  V  die  biblische  Geschichte  der  Religionstunden.  Ausser- 
dem wird  das  deutsche  Lesebuch  und  die  schriftlichen  Uebon- 
gen  der  deutschen  Stunden  benutzt ,  die  Schüler  mit  der 
griechischen  und  römischen  Sagenwelt  und  mit  einzelnen 
wichtigen  Thatsachen  und  Personen  aus  der  vaterländischen 
Geschichte  bekannt  zu  machen. 

Die    bedeutendsten    vaterländischen    Erinnerungstage 
werden  in  allen  Classen  besprochen. 
V  Wiederholung  des  geographischen  Pensums  der  VI.  Die 

wOehentl.      Erdtheile.  Specieller  sodann  Europa  und  dessen  HauptlSnder 

2  St  aufser  Deutschland,  mit  den  wichtigsten  Fittssen,  Gebirgen 
und  Oertem.  Anleitung  zum  Kartenzeichnen.  AnknQpfung 
geschichtlicher  und  anderer  Mittheilungen,  wie  in  VI. 

IV  Aus  der  Geographie:  Wiederholung  der  topischen 

w5chentl.      und  der  politischen  Eintheilung  von  Europa  mit  specieller 

3  St  Behandlung  von  Deutschland  und  Preuisen.  Kartenzeichnen. 
Aus  der  Geschichte:  Die  Hauptthatsachen  nnd  Per- 
sonen der  griechischen  Geschichte  bis  zum  Tode  Alexan- 
ders des  Grofsen,  mit  Einschaltung  des  Nothwendigsten 
über  die  Barbarenvöiker  an  geeigneter  Stelle;  demnächst 
Geschichte  der  Römer  bis  auf  Titus,  mit  kurzer  Andeutung 
ihres  weiteren  Verlaufs  bis  zur  Völkerwanderung.  Benutzung 
der  Wandkarte  wie  in  allen  folgenden  Classen.  Einprägung 
der  wichtigsten  Jahreszahlen,  wie  gleichfalls  in  allen  fol- 
genden Classen. 

nib  Aus  der  Geographie:  Kurze  Wiederholung  des  Pen- 

wöchentl.      sums  der  IV,  mit  weiterer  Ausführung  von  Deutschland 
3  St  und  Preufsen.    Kürzer  die  übrigen   Länder  Europa's  nnd 

die   mit  Europa    in   näherer  Beziehung  stehenden  aufser- 
europälschen  Länder. 

Geschichte  der  Deutschen  von  der  Völkerwanderung 

bis  zum  westfälischen  Frieden  mit  episodischer  Einschaltung 

der  Geschichte  der  übrigen  europäischen  Völker,  da,  wo  sie 

in  die  Geschichte  eingreifen,  ebenso  mit  Berücksichtigung 

der  Anfönge  brandenburgisch -preufsischer  Geschichte. 

Illa  Aus  der  Geographie:   Wiederholung  und  Erweite- 

wöchentl.      rung  des  Pensums  der  III  b,   mit  Repetition  des  in  den 

3  St         früheren  Classen  durchgenommenen. 

Geschichte  des  brandenburgisch - prenfsischen  Staats 


6S 


wöchentl. 
3  St 


Ton  1648  bis  1815;  und  ttberalditUeh  bis  auf  die  neueste 

Zeit.    An  die  preafsische  Geschichte  angdkohat  die  Gk- 

Bchichte  des  übrigen  DeutschUnds. 

IIb  AKe  Geschichte  mit  Ansschinis  dier  römischen.   (Ver- 

wbchratl.      fassnngen,  Denkmäler  der  Wissenschaft  und  Honst)  Die 

8  8t         alte  Geographie  der  betreffenden  Uinder. 

Hier  und  weiterhin  in  bestimmten  Fristen  continair- 
liehe  Repetitionen  der  wichtigsten  llieiie  des  Pensums 
der  vorhergehenden  Olassen.   Historische  Tabellen. 

Alle  2  oder  3  Wochen  eine  Stande  m  geographi- 
schen Repetitionen^  nnter  Erweiterang  der  frlheren  geo- 
graphischen Pensa. 

IIa  Römische  Geschichte  bis  476  nach  Christna.    (Verfaa- 

wöcbentl.      sangen^  Denkmäler  der  Wissenschaft  und  Kunst).  Geogra- 
8  St         phische  Anschauung  des  Imperium  romanum. 

Alle  2  oder  3  Wochen  eine  geographische  Repeti- 
tionstundC;  wie  in  Hb. 

Wo  IIa  und  b  combinirt  sind,  wird  mit  deren  Pensen 
jährlieh  gewechselt  und  im  zweiten  Jahre  das  Pensum  des 
ersten  durch  geeignete  Repetitionen  den  SchUlem  gegenwär- 
tig erhalten. 

Mittlere  und  neuere  Geschichte.  Im  ersten  Jahre  Ynm 
der  Völkerwanderuuff  bis  auf  die  Zeiten  Carls  V  (nnter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Cultnrgeachiehte);  im  swei- 
ten  von  da  bis  1815  und  in  kurier  üebersioht  die  weitere 
Geschichte  bis  cur  Gegenwart 

Geographische  und  historische  Repetitionen,  wie  in  I; 
besonders  Griechenland  und  Rom,  mit  Benutzung  der  in- 
swischen  erweiterten  Eenntnirs  der  Quellen. 

Jährlicher  Wechsel  der  Pensen  von  I,  wenn  beide  Ab- 
theilungen der  Classe  combinirt  sind. 

8.  Mathematik  und  Beeluen. 

VI  Die  4  Species  in  unbenannten  und  benannten  ganzen 

wöchentl.  Zahlen  werden  wiederholt  und  durch  manaichfaltige  Uebun- 
4  St  gen  befestigt  Einttbung  der  wichtigsten  MaTse,  Mttnzen, 
Gewichte  etc.  behufs  Reduction  derselben  auf  höhere  und 
niedere  Einheiten.  Zeitberechnung.  Die  Rechnung  mit  ge- 
meinen Brttchen  und  deren  Beziehungen  auf  mehmamig  be- 
nannte Zahlen.  Die  Einttbung  geschieht  mehr  durch  Kopf- 
rechnen als  schriftlich. 
V  Wiederholung  der  Bruchrechnung;  Regeldetri  mit  gan- 

wöchentl.      sen  und  gebrochenen,  nnbenannten  und  benannten  Zah- 
8  St         len,  vorsugsweise  unter  Anwendung  der  Auflösungsweise 
durch  Schlub. 

Bei  einem  guten  Sohttlerjahrgange  kann  hier  bereits 

mit  den  Decimalbrttehen  der  Anfang  gemacht  werden.  Ropf- 

und  Zifferrechnen. 

IV  Ziaammengesetste  Verhältnibrechnungen  mit  Anwei- 

wöchcntl.      duDg  auf  das  bürgerliche  Leben.   Decimaibrttche. 

8  St  Der  eigentliehe  Rechennnterrieht  hört  mit  IV  asf^ 
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lUb 

wOchentl. 

8  8t. 


wOchenil. 
3  8t. 


Hb 

wGchenti. 
4  St 


Ua 

w5chentl. 
4  St. 


I 

rSchentl. 

4  St. 


VI 

wöcbentl. 
2  St 


in  den  folgendes  Glasaen  werden  die  Sobfiler  aber  ange- 
halten, jede  im  mathematiBchen  Unterricht  Torkoromende 
Rechenoperation  genau  selbst  und  soweit  wie  möglich 
im  Kopf  anszufUhren. 
Anfangsgrunde  der  ebenen  Geometrie,  bis  zur  Con- 
gmenz  der  Dreiecke. 

Ebene  Geometrie  bis  zar  Lehre  vom  Kreise  (mit 
Ansnahme  der  Aehnlichkeitssfitze  nnd  der  KreisausmessuDg) 
und  von  den  Flächen  geradliniger  Figuren. 

In  der  Arithmetik:  Anfangsgründe  der  Buchstaben- 
rechnung; arithmetische  und  geometrische  Proportionen; 
Wnnelausziehen. 

Aus  der  Geometrie:  Erweiternde  Repetition  des  Pen- 
sums von  III  b;  unter  Anwendung  auf  die  Lösung  geometri- 
scher Aufgaben,  besonders  durch  geometrische  Oerter. 

Aus  der  Arithmetik:  Wissenschaftliche  Begründung 
der  gemeinen  Arithmetik;  Buchstabenrechnung  und  Gleichun- 
gen des  ersten  Grades  mit  einer  unbekannten  Gröfse. 

Beendigung  der  ebenen  Geometrie  bis  zum  Ab- 
schlufs  der  Kreisrechnung  und  geometrische  Aufgaben  aus 
den  verschiedenen  Abschnitten  der  ebenen  Geometrie. 

In  der  Arithmetik:  Wiederholung  des  früheren  Pen- 
sums mit  vielfacher  Einübung  durch  Beispiele;  dann  die 
Lehre  von  den  Potenzen  und  der  Wurselrechnung.  Gleichun- 
gen des  ersten  Grades  mit  mehreren  Unbekannten. 

Ebene  Trigonometrie,  mit  Aufgaben,  zugleich  zur  An- 
wendung der  ebenen  Trigonometrie  auf  Flttchenberechnung. 
Daneben  Aufgaben  aus  den  verschiedenen  Abschnitten  der 
ebenen  Geometrie. 

Quadratische  Gleichungen  mit  dahin  gehörigen  Auf- 
gaben; Permutationen  und  Combinationen ;  arithmetische 
und  geometrische  Reihen;  Logarithmen. 

Körperliche  Geometrie  nebst  Oberflächen-  und  Körper- 
berechnung; geometrische  und  stereometrische  Aufgaben. 

Algebraische  Aufgaben  insbesondere  unter  Anwendung 
der  Algebra  auf  Geometrie.  Unbestimmte  Gleichungen; 
KettenbrUche;  binomischer  Lehrsatz. 

Wo  in  den  drei  oberen  Classen  deren  b^de  Abtheilungen 
combinirt  sind,  wird  das  Unterrichtsmaterial  am  zweckmäfsig- 
sten  auf  ein  Jahrespensum  zusammengedrängt,  und  dies  unter 
zweckmäfsigem  Wechsel  in  der  Behandlungsweise  durch  die 
wiederholte  Durchnahme  den  Schülern  zu  einem  desto  sich- 
reren Eigenthum  gemacht. 

9.   Naturwissenschaften. 

Naturgeschichte:  Beschreibung  einzelner,  zunächst  ein- 
heimischer, Individuen  aus  der  Zoologie  und  Botanik,  im 
Sommer  vorzugsweise  Pflanzen  und  Bisecten,  im  Winter 
Wirbelthiere,  zugleich  zur  Einübung  der  Terminologie  und 
Uebung  des  Gesichtssinns  fttr  die  Beobachtung.   Anschau- 


^ 
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V 

wöchentl. 
2  St. 

IV 


in 

wöchenti. 
2  St 

II 

wöchenti. 

I  St. 


wöchenti. 
2  St. 


liehe  Abbildangen  und  lebendige  Exemplare.   Bnähloogen 
von  der  Lebensweise  der  Thiere. 

Naturgeschichte:  Erweiterung  des  Pensums  der  VI  zu 
einer  eigentlichen  Artenkunde,  durch  Fortsetzung  der  dort 
angegebenen ,  hier  fttr  jede  ijrt  auf  das  Wesentlichste  be- 
schränkten üebungen. 

In  dieser  Classe  fallt  wegen  dos  gleichzeitigen  Eintritts 
der  Mathematik  und  des  Griechischen,  sowie  zur  Vermeidung 
einer  zu  grofsen  Stundenzahl,  der  naturgesohichtliche  Unter- 
richt aus. 

Entwickelung  und  Feststellung  des  Gattongsbegrifb. 
Durch  Vergleichung  der  beschriebenen  Arten  und  Gattun- 
gen Hinfuhrung  auf  das  System.  Systematische  üebersicht 
der  drei  Naturreiche.  Krystallformen  der  Minerale. 

Einleitung  in  die  Physik.  Die  Lehre  von  den  festen 
Körpern.  Demnächst  in  Ua  die  Lehre  von  den  flüssigen 
und  luftförmigen  Körpern,  vom  Schall,  von  der  Wärme. 

Das  Pensum  der  II  wird  entweder  in  je  einer  wöchent- 
lichen Stunde  auf  den  ganzen  Cursus  vertheilt,  oder,  was  sich 
mehr  bewährt  hat,  bei  2  wöchentlichen  Stunden  in  je  2  Se- 
mestern durchgenommen. 

Die  Lehre  vom  Licht,  Magnetismus  und  ElektrlcitSt; 
Statik  und  Mechanik.   MaÜiematische  Geographie. 

Das  im  ganzen  Gymnasialcursns  zu  erreichende  Lehrziel 
ist  Abschn.  VII  in  den  Bestimmungen  Über  die  Maturitäts- 
prüfung angegeben. 


II.    Die  Realschule  erster  Ordnung. 
1.  Der  eraBgelische  Religionsunterricht. 

Zwischen  dem  Religionsunterricht  der  Realschulen  und 
dem  der  Gymnasien  (s.  p.  51  f.)  findet  in  den  unteren  und 
mittleren  Classen  ein  wesentlicher  Unterschied  nicht  Statt 

Weil  aber  eine  gröfsere  Zahl  von  Schülern  schon  aus 
der  III  und  aus  der  II  der  Realschulen  in  das  bürgerliche 
Leben  überzugehen  pflegt,  wird  auch  dem  Religionsunter- 
richt auf  diesen  Stufen  ein  gewisser  Abschlufs  gegeben, 
indem  daselbst  namentlich  an  die  fortgesetzte  Wiederholung 
des  Katechismus  «und  ausgewählter  früher  gelesener  Ab- 
iehnitte  der  Evangelien  eine  eingehende  Behandlvg  der 
wichtigsten  Theile  der  Glaubens-  und  Sittenlehre  angeknüpft, 
auch  der  confessionelle  Charakter  der  evangelischen  Kirche 
in  seinem  Unterschiede  von  der  katholischen  zu  klarem 
Bewufstsein  gebracht  wird.  Der  schon  erworbene  Vorrath 
von  Bibelsprüchen  und  geistlichen  Liedern  wird  durch  ge- 
ordnete Wiederholungen  lebendig  erhalten. 

Dtt  griechische  Grundtext  des  N.  T.  wird  selbstver- 
ständlich in  den  oberen  Classen  nicht  benutzt 

Was  auf  des  Gymnasien  schon  zum  Pensum  der  Ober- 
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VI 

wOchentl. 

4  St 

V 

UrOchentl. 

4  St 

IV 

wöchentl. 

3  St. 

nibaJUa 

wöchentL 

3  St 


nbn.IIa 

w9chentl. 

3  St 


K  gehört,  die  Geschichte  der  chriBtUchen  Kirche  von  flirer 
Grttndnng  an,  kann  auf  den  Realschulen  der  I  vorbehalten, 
nnd  die  Geschichte  der  apostolischen  Zeit  daselbst  an  die 
Apostelgeschichte  and  ausgewählte  Abschnitte  der  apostoli- 
schen Briefe  angeschlossen  werden.  Im  Übrigen  der  Haupt- 
sache nach  wie  bei  den  Gymnasien. 

Ueber  den  katholischen  Religionsunterricht  an 
Realschulen  s.  die  Bemerkung  oben  p.  6. 

8«  Deutscli« 

Der  Unterrichtsstoff  und  seine  Vertheilnng  ist  im  wesent- 
^  liehen  dieselbe  wie  in  den  entsprechenden  Gymnasialclassen 
(s.  p.  55). 


Das  Pensum  dieser  Ciasse  stimmt  der  Hauptsache  nach 
ebenfalls  mit  dem  der  Gymnasial  lU  Uberein.  Nur  wird 
darauf  Rücksicht  genommen,  dafs  in  den  Realschulen  Viele 
auf  dieser  Stufe  ihre  Schulbildung  abschliefsen,  um  zu  einem 
praktischen  Beruf  Überzugehen.  Die  Aufgaben  zu  schrift- 
lichen Arbeiten  beziehen  sich  deshalb  auch  auf  die  An- 
forderungen der  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens: 
Geschäftsaufsätze  u.  dgl.  m.  Bei  der  poetischen  LectUre 
beschränkt  sich  die  Belehrung  über  Versmaise  u.  s.  w.  auf 
das  Nothwendigste.  Die  blolse  Mittheilung  tritt  überall 
gegen  die  üebung  zurück,  um  auf  dieser  Stufe  grammati- 
sche Sicherheit  im  Gebrauch  der  Muttersprache,  richtige 
Auffassung  des  Gelesenen  und  Gehörten,  sowie  eine  gewisse 
Fertigkeit  in  correcter  schriftlicher  und  mündlicher  Dar- 
stellung zu  erzielen. 

An  gewählten  Beispielen  werden  die  üntefichiede  der 
Hauptdichtungsarten  kurz  erläutert,  auch  Mittheilungen  aus 
dem  Leben  und  Zeitalter  der  Dichter  gegeben.  Stücke  aus 
Homer  nach  der  Vossischen  üebersetzung,  und  aus  dem 
Nibelungenliede  in  neuhochdeutscher  Form;  lyrische  und 
didaktische  Dichtungen.  Dramatische  Scenen.  (Ganze  Dra- 
men werden  nicht  in  den  Classen,  sondern  privatim  gelesen, 
um  nicht  den  wichtigen  praktischen  Uebungen  die  Zeit  in 
entziehen).  —  Recitationen  und  freie  Vorträge,  zu  denen 
der  Geschichtsunterricht,  die  gelesenen  Autoren  und  die 
Privatlectüre  den  Stoff  bieten^  —  Logische  Uebungen,  Sy- 
nonyma, leichtere  Definitionen;  die  ursprüngliche  und  die 
abgeleitete  Bedeutung  der  Wörter.  Dispositionsübungen.  Die 
Haupteigenschaften  eines  guten  Stils  werden  aa  mustergülti- 
gen Beispielen  verdeutlicht. 

Aufsätze  mit  vorangestellter  Disposition;  Uebersetzun- 
gen  aus  fremden  Sprachen. 

Da  bei  Realschulen  erster  OrdndÜ  die  Cursusdauer  in 

II  und  l  eine  je  2jährige  ist,  findet  in  dem  Pensum  beider 

Jahre  ein  angemessener  Weebsel  Statt 

ö 
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üebersieht  des  EntwickelungsgaDges  4er  deatsAen 
wQchentl.  Literatargeschichte,  an  epochemachende  Werke  und  Schrift- 
3  St.  steller  angeknüpft.  Proben  der  classiachen  deutschen  Poesie 
und  Prosa.  Erklärung  Klopstockaoher  Oden;  Abschnitte 
ans  Lessings  prosaischen  Schriften ,  ans  Herders  Ideen  n. 
dgl.  m.  Relationen  über  Gelesenes.  —  Definir-  nnd  Dis- 
ponirUbnngen;  rhetorische  nnd  logische  Erörterungen ;  Fest- 
stellung des  Inhalts  und  Umfangs  besonders  wichtiger  Be- 
griffe, wie:  Wissenschaft,  Kunst,  Literatur,  Poesie,  Prosa, 
organisch,  mechanisch  u.  dgl.  m.,  zugleich  als  typische  Bei- 
spiele eines  methodischen  Verfahrens. 

Aufsätze  und  freie  Vorträge;  beides  nur  ans  Gebieten, 
welche  den  SchUlem  aus  dem  Unterricht,  der  Lectiirei  oder 
aus  eigener  Anschauung  und  Erfahrung  hinlänglich  bekannt 
geworden  sind. 


8«  Latelnisdu 


VI 
wöchentl. 
7— 8  St 


V 

wöchentl. 
6  Bt 


IV 

wScheiiU. 

6  8t. 


IIIbu.IIIa 
wöchentl. 

5  St 


Das  regelmäfsige  Substantivum  und  A^jectivum;  die 
allgemeinen  Genusregeln.  Das  regelmäfsige  Verbnm. 

Uebungen  im  Uebersetaen  aus  dem  Lateinischen  nnd 
ins  Lateinische  innerhalb  des  einfachen  Satzes  mit  Subject, 
Prädicat,  Object  und  der  leichten  Anwendung  der  übrigen 
Casus  obliqui.    Memoriren  der  zugehörigen  Vooabeln. 

In  allen  Classen  findet  bei  der  Auswahl  des  grammati- 
schen und  des  übrigen  Lehrstoffis  die  durch  den  Charakter 
der  Realschule  gebotene  Beschränkung  Statt 

ünregelmäfsige  Declination  des  Substantirs  und  Ad- 
jectivs;  Genusregeln,  ünregelmäfsige  Comparatire,  Declina- 
tion der  Pronomina;  die  Präpositionen,  Zahlwörter.  Depo- 
nens; unregelmäßige  Verba.  Entsprechende  Uebersetsnnga- 
Übungen.  Die  Constructionen  des  Accus,  c.  Inf.  und  der 
Abi.  absol.  werden  bei  der  Leetüre  erläutert  Mündliche  nnd 
schriftliche  Einübung;  auch  Retrovertiren.  Anfang  in  zu- 
sammenhangender Leetüre.  Memoriren  von  Vocal^ln  nnd 
Mustersätzen. 

Einübung  der  Constructionen  des  Accus,  c.  Inf.  und  der 
Abi.  absol.  sowie  des  im  Lateinischen  und  Deutschen  über- 
einstimmenden Theils  der  Syntax;  dann  der  Casuslehre  vom 
Nominativ,  Accusatir  und  Dativ,  mit  Auswahl.  Wieder- 
holung der  Formenlehre  und  der  Genusregeln.  Lernen  nn- 
regelmäfsiger  Verbal  -  Stammzeiten.  Schriftliche  Uebungen 
in  zusammenhangenden  Exercitien. 

LecMre  einer  Chrestomathie  oder  des  Weüenchen  He- 
rodot,  und  Memoriren  geeigneter  Stücke. 

Wiederholung  und  Ergänzung  der  Casuslehre;  dazu  die 
R^gelurom  Genitiv  und  Ablativ,  mit  Auswahl.  Die  Con- 
junctionen,  die  verschiedenen  Participialconstmctionen.  Das 
Wichtigste  aus  d«r  Tempus-  und  Modoslehre.  Wiederholung 


67 


nbn.na 
wSehentL 

4  St. 


w5cbentl. 
3  8t. 


V 

wöchentl. 

5  St. 

IV 

wöchentl. 

5  St. 

niba.ma 

wöchentl. 

4  St 


der  Formenlehre,  Exercitieii  und  Extemporalien;  Retrover- 

tiren;  ümgeetaltang  der  oratio  obliqna  in  die  recta  u.dgl. m. 
Lectttre  des  Com,  Nepos;   in  III  a  des  Jul.  Caesar y  de 

bell.  Qall.y  oder  statt  beider  einer  geeigneten  Chrestomathie. 

Memoriren  paradigmatischer  Sfttse. 

Das  bis  hierher  su  erreichende  Ziel  ist:  Sicherheit 
in  der  Elementargrammatik  und  genügende  Vocabelkennt- 
uV&j  um  mit  Hülfe  von  beiden  den  Com,  Nepoa  und 
leichtere  Abschnitte  des  J%d.  Caesar  oder  eine  für  diese 
Stufe  geeignete  Chrestomathie  verstehen  und  übersetzen 
zu  kl5nnen. 

Cteordnete  grammatische  Wiederholungen  aus  der  For- 
menlehre  und  der  Syntax.  Mündliche  und  schriftliche  Uebun- 
gen  wie  in  III. 

Weitere  Lectttre  des  Jul.  Caesar;  in  IIa  auch  Abschnitte 
aus  Limus  oder  CurHus;  oder  Saüust  Catil.  Auswahl  aus 
Ovid.  Metamorph,  oder  Fasti,  mit  Berücksichtigung  der  in 
der  modernen  Literatur  und  Kunst  wiederkehrenden  Mythen; 
oder  eine  poetische  Chrestomathie.  Belehrung  über  das 
Metrum.  Memoriren  geeigneter  prosaischer  und  poetischer 
Stellen. 

üeber  die  literarhistorische  Stellung  der  zu  lesenden 
Schriftsteller  wird  in  II  und  I  kurz  das  Nöthige  mitgetheilt. 

Ausgewählte  Abschnitte  aus  Liviusy  Saüustius^  den 
leichteren  Reden  und  philosophischen  Schriften  Cicero*s, 
ebenso  aus  Vir^,  Aen.  oder  aus  einer  poetischen  Chresto- 
mathie; das  eleg.  Versmafs. 

Die  Leetüre  wird  fortwährend  benutzt,  fte  grammati- 
schen Kenntnisse  der  Schüler  präsent  zu  erhalten,  und  giebt 
Anlafs  zu  Vergleichnngen  des  Gemeinsamen  und  Abweichen- 
den im  Sprachgebrauch  des  Lateinischen  und  der  modernen 
Sprachen.  Nach  wie  vor  werden  einzelne  nach  Inhalt  oder 
Form  besonders  bemerkenswerthe  poetische  und  prosaische 
Stellen  auswendig  gelernt.  Von  Zelt  zu  Zeit  eine  Ueber- 
setzung  aus  dem  Deutschen  ins  Lateinische. 


1 


4.  Französisch. 

Das  Pensum  beider  Classen  ist  im  wesentlichen  das- 
selbe wie  in  den  entsprechenden  Gymnasialclassen  (s.p.60). 
Die  gröfsere  Stundenzahl  in  den  Realschulen  macht  ver- 
mehrte praktische  Uebungen  möglich. 

Ebenso  in  der  ni.  Der  Inhalt  des  Gelesenen  wird  hier 
abwechselnd  auch  in  französischer  Sprache  abgefragt,  und 
einige  Fertigkeit  im  freien  Referiren  gelesener  Stücke  auf 
diesem  Wege  erzielt.  ^' 

5* 


68 


nbn.na 

wltohentl. 
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wöchentL 
4  St 


nibu-UIa 

wöchentl. 

4  St 


Hb  Q.  IIa 

wöchentl. 
4  St 


Bepetitioii  wichtiger  Gapitel  der  Qrammiitik,  In  IIa 
neben  den  Exercitien  und  Extemporalien  auch  Anftnge  in 
freien  AufiBätsen.  Ebendaselbst  wird  bei  der  ErkUürong  der 
Schriftsteller  abwechselnd  auch  die  franaösische  Sprache 
gebraucht.  Anleitung  2u  einer  instructiven  PrivaÜectlire 
und  Gontrole  derselben.  Die  Relationen  ttber  das  in  der 
Classe  und  privatim  Gelesene  werden  zu  Sprechübungen 
benutzt 

Im  üebrigen  wie  bei  IIa  und  b  der  Gymnasien. 

Die  Erklärung  der  Schriftsteller  und  der  Unterricht 
überhaupt  geschieht  nanmehr  fast  ausschlieOslich  in  fran- 
zösischer Sprache.  Uebersicht  der  classischen  Periode  der 
französischen  Literatur.  Zur  Leetüre  dienen  auber  anderen 
geeigneten  Werken  älterer  und  neuerer  Zeit  auch  Schriften 
der  Mad.  de  Siail;  femer  Boüeat^s  art  po^tique;  und  neben 
den  älteren  classischen  gelegentlich  auch  ein  wohlgewähltes 
modernes  Drama.  Privatiectüre  und  Gontrole  derselben. 
Grammatische  Repetitionen  im  Anschluß  an  die  Lectttre. 
Schriftliche  Uebungen  in  Exercitien^  Extemporalien  und  in 
Aufsätzen  historischen  oder  beschreibenden  Inhalts.  Zur 
Uebersetzung  ins  Französische  werden  auch  deutsche  Schrif- 
ten wie  Lessings  Philotas,  Engels  Edelknabe  u.  dgl.  m.  ge- 
wählt  Kurze  freie  Vorträge  in  französischer  Sprache. 

6«  Engllseli. 

Regeln  ttber  die  Aussprache  und  Orthographie ,  mit 
melfachen  mündlichen  und  schriftlichen  uebungen.  In  mb 
femer  die  ganze  Formenlehre,  einschliefslich  der  gebräuch- 
lichsten unregelmäOsigen  Verba;    in  üla  die   wichtigsten 
syntaktischen  Regeln.    Zur  Uebung  im  Lesen  und  Ueber- 
setzen  wird  ein  Lesebuch  benutzt;  in  III a  auch  Bücher 
wie  W.  Scotts  tales  of  a  grandfather.    Memoriren  der  Vo- 
cabeln,  sowie  geeigneter  poetischer  und  prosaischer  Stellen. 
SchrifUiche  Exercitia  schon  in  III  b  nach  den  ersten  3  Mo- 
naten.   In  III  a  gelegentlich  auch  Uebungen  gesprochenes 
Englisch  zu  verstehen  und  nach  dem  Gehör  zu  übersetzen. 
Auf  dieser  Stufe  mufs  der  zum  Fortstudium  nöthige 
Grund  so  weit  gelegt  sein,  dafs  die  wichtigsten  Regeln 
der  Aussprache  richtig  angewandt  werden,  und  dafo  die 
|rammatische  und  die  Vocabelkenntnifs  den  Schüler  be- 
fähigt, leichte  Stellen  historischen  Inhalts  ohne  Anstolii 
ins  Deutsche  zu  übersetzen. 

Der  anomale  Theil  der  Grammatik.  Syntax  des  er- 
weiterten und  zusammengesetzten  Satzes.  Gelesen  werden 
geschichtiiche  und  beschreibende  Abschnitte  ans  Chresto- 
mathien, oder  Bücher  wie  Qoldsmiths  Vicar,  W.  InringM 
sketchbook,  Ghr.  Golumbus  u.  a.  Schriftliche  Uebungen  in 
Exercitien  und  Extemporalien;  in  IIa  Anfang  mit  kleinen 
AufsätsA  Phraseologie.  Memoriren  geeigneter  Gedichte 
und  prosaischer  Stellen. 
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IIIbii.IIIa 

w9chentl. 

4  St 


Hb  Q.  IIa 

wöchentl. 
3  8t 


Zur  Lectttre  dient  eine  Ghrestomaihie  oder  Schriften 
wie  Macaula^B  bist  of  England;  W.  Hastings,  Lord  Clive; 
ebenso  geeignete  Dramen  Shdkespeart^s.  MitÜieilangen  Über 
die  literariiistorische  Stellung  der  zu  lesenden  Schriftsteller. 
Privatlectllre  nnd  Controle  derselben.  Wiedergeben  des 
Inhalts  des  Gelesenen  in  englischer  Sprache ,  die  meisten- 
theils  auch  bei  der  Erklärung  der  Schriftsteller  gebraucht 
wird.  Grammatische  Repetitionen  im  Anschlufs  an  die 
Lectttre*  Schriftliche  üebungen  in  Exercitien,  Extempo- 
ralien nnd  AnÜEUitzen  ttber  historische  Themata.  Kurse 
freie  Vorträge. 


6«  Geographie  und  Geschichte« 

Wie  in  den  entsprechenden  Gjmnasialclassen  (s.  p.  61). 
^  —  Von  Zeit  zu  Zeit  wird  ein  geographisches  Extemporale 
geschrieben.  Ebenso  in  den  folgenden  Classen. 


Geographie:  Wiederholung  und  Erweiterung  der 
mathemathischen  Geographie.  Die  topographischen  Verhält- 
nisse der  aufsereuropäischen  Länder  und  Staaten.  Mit- 
theilungen aus  der  Prodnctenkunde. 

Geschichte:  Wie  in  Gymnasial IV. 

Geographie:  Europa,  so  dafs  in  dem  einen  Jahr  vor- 
zugsweise die  nicht  deutschen  Länder,  im  zweiten  Deutsch- 
land und  specieller  der  preufsische  Staat  behandelt  werden; 
Besondere  Berücksichtigung  der  Verkehrswege,  der  Boden- 
yerhältnisse  nnd  Producte.  Beschreibung  von  Dnrchschnitts- 
profilen.   Kartenzeichnen. 

Geschichte:  Im  ersten  Jahre  die  Geschichte  von 
Deutschland  bis  1648,  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
preufsischen  Staats.  Im  zweiten  die  brandenburgisch-preufsi- 
sche  Geschichte,  mit  Anlehnung  der  deutschen. 

Das  bis  hieher  zu  erreichende  Ziel  ist:  Bekanntschaft 
mit  den  Elementen  der  mathematischen  Geographie,  mit 
den  allgemeinen  Verhältnissen  der  Erdoberfläche  und  der 
Erdtheile,  insbesondere  Europa's;  speciellere  Kenntnifs 
der  topischen  und  politischen  Geographie  von  Deutsch- 
land. In  der  Geschichte:  Uebersichtliche  Bekanntschaft 
mit  den  wichtigsten  welthistorischen  Begebenheiten  und 
genauere  Kenntnifs  der  vaterländischen  Geschichte,  d.  h. 
der  brandenburgisch-preufsischen  im  Zusammenhange  mit 
der  deutschen. 

Ausführlichere  Behandlung  der  mathematischen  Geo- 
graphie, deren  wissenschaftliche  Begründung  jedoch  dem 
physikalischen  Unterricht  der  I  zufällt  Wiederholung  der 
Hydro-  und  Urographie  der  Erdoberfläche.  Aufserdem  im 
ersten  Jahre:  Behandlung  der  aufsereuropäischen  Länder, 
mit    besonderer   Berücksichtigung    von   Colonisation    und 
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Handel.  Im  Eweiten:  Earopa  und  speeieller  Dentsohland, 
zugleich  mit  Rücksicht  auf  Gultur,  Handel  und  Oewerbe. 
V^theilung  der  Pflanzen-  und  Thiergattungen  auf  der  Erd- 
oberfläche. 

Geschichte:  In  Hb  wird  auf  Grund  des  in  IV  ge- 
wonnenen Materials  die  alte  Geschichte  repetirt  und  durch 
genauere  Darstellung  der  in  den  oberen  Ciassen  verstind- 
lichen  Verbältnisse  der  Staatsverfassung,  Gesetzgebung,  Re- 
ligion, Cuitur  vervollständigt.  In  Ha  die  deutschen  Stämme 
und  das  deutsche  Mittelalter,  mit  gleichzeitiger  Berücksichti- 
gung der  Geschichte  von  Frankreich  und  England  und  des 
verschiedenen  Ganges  der  Staatsverfassung  in  diesen  Län- 
dern.  Historische  Tabellen. 

Aus  der  Geographie:  Comparative  Wiederholungeni 
mit  Erweiterung  und  näherem  AnschluCs  an  den  gleich- 
zeitigen historischen  Unterricht.  Benutzung  historischer  Kar- 
ten. Mittheilungen  aus  der  Geschichte  der  Geographie,  mit 
Berücksichtigung  der  geographischen  Entdeckungen  und  der 
Erweiterungen  des  Völkerverkehrs. 

Die  neuere  Geschichte  seit  der  Reformation:  vorzugs- 
weise deutsche,  englische  und  franzlteische  Geschichte.  Ge- 
ordnete Repetitionen  früherer  Pensa. 


7.  Naturwissenschaften« 

VI  Naturgeschichte:  Anschauungsunterricht  übernahe- 

wöchentl.  liegende  Gegenstände  aus  allen  drei  Naturreichen.  Im 
2  St.  Sommer:  üebung  im  Beschreiben  von  einzelnen  Pflanzen- 
theilen,  besonders  Blättern,  zur  üebung  im  Unterscheiden 
und  Bezeichnen ;  Betrachtung  der  wichtigsten  einheimischen 
Holzgewächse.  Im  Winter:  Beschreibung  von  in  der  Natur 
verglichenen  oder  ausgestopften  Vögeln  und  Säugethieren. 
MitUieilungen  über  die  Lebensweise  der  Thiere. 

In  allen  Ciassen  bei  Ermangelung  von  Exemplaren  an- 
schauliche Abbildungen. 

In  VI  können  die  naturwissenschaftlichen  Belehrungen 
über  Thiere  und  Pflanzen  auch  gänzlich  mit  dem  geographi- 
schen Unterricht  verbunden  werden. 

Die  Zoologie  kann  vom  Unterricht  in  den  beiden  unteren 
Ciassen  ausgeschlossen  werden. 

V  Naturgeschichte:  Im  Sommer:  Üebung  im  Beschrei- 

wöchentl.  ben  von  leichtzergliederten,  mit  Rücksicht  auf  das  natür- 
2  St  liehe  System  ausgewählten  Pflanzen.  Das  Wichtigste  aus 
der  botanischen  Terminologie.  Kennenlernen  der  in  unseren 
Gärten  am  meisten  verbreiteten  Zierpflanzen.  Im  Winter: 
Beschreibung,  Vergleichung  und  Gruppirung  ausgestopfter 
Vögel  und  Säugethiere. 

IV  Naturgeschichte:  Im  Sommer:  Beschreibung  ein- 

wöchentl.      heimischer  Pflanzen,  Merkmale  einiger  leicht  kenntlichen 

2  St         natüriichen  Familien;  die  wichtigsten  landwirthschaftlichen 

Eüchengewächse.   Anleitung  zur  Anlegung  von  Herbarien« 
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ExOTraionen.  Im  Winter:  SSagethiere,  Amphibien^  Fische; 
VergleichuDg  von  gröfseren  Insecten^  namentlich  von  Käfern 
und  Schmetterlingen^  nebst  Onippimng  derselben  zu  natür- 
lichen Familien. 

Naturgeschichte:  Im  Sommer:  Einttbnng  der  Classen 
des  Linndischen  Systems,  zntneist  an  den  zur  Beschreibung 
kommenden  Pflanzen.  Natürliche  Familien,  welche  bestimm- 
ten Abtheilungen  des  Linn6ischen  Systems  entsprechen,  unter 
Berücksichtigung  officineller  und  giftiger  Gewächse.  Im  Win- 
ter: Zergliederung  und  Beschreibung  von  Repräsentanten 
aller  Insectenordnungen.  Systeme  der  Wirbeithiere  nach' 
Vergleichung  vorgezeigter  Exemplare.  In  III  a  wird  auch 
eine  Uebersicht  der  Eintheilung  des  üineralreichs  gegeben 
mit  Hervorhebung  dessen,  was  in  der  Umgegend  vorkommt. 
In  den  beiden  Jahren  des  Cursus  wird  mit  dem  Be- 
obachtungsmaterial thuniich  gewechselt. 

Die  Schüler  werden  angehalten,  über  selbstbeobachtete 
Naturerscheinungen,  welche  in  der  freien  Natur  oder  im 
alltäglichen  Leben  vorkommen,  mündlich  und  schriftlich  zu 
berichten.  Im  Anschlufs  daran  werden  die  wichtigsten  physi- 
kalischen Naturgesetze  in  elementarer  Weise  besprochen: 
eine  populaire  Phänomenologie. 

Bis  zu  dieser  Stufe  soll  erreicht  werden:  Kenntniüs 
der  wichtigeren  am  Ort  und  in  der  Umgegend  vorkom- 
menden Naturprodncte,  sowie  der  in  den  Gesichtskreis 
des  Schülers  fallenden  Naturerscheinungen  und  ihrer 
Gründe,  verbunden  mit  einer  durch  vielfache  Uebung 
erworbenen  Geschicklichkeit  im  Beobachten,  sowie  im 
mündlichen  und  schriftlichen  Referiren  über  das  Be- 
obachtete. 

Naturgeschichte:  Im  Sommer:  Uebung  im  selb- 
ständigen Bestimmen  der  wichtigsten  Familien  von  Pflanzen 
nach  einer  geeigneten  Localflora.  Natürliches  System  der 
Pflanzenkunde,  mit  Berücksichtigung  der  Verbreitung.  Das 
Wichtigste  aus  der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen. 
Im  Winter  des  einen  Jahres:  Systematische  Uebersicht  der 
wirbellosen  Thiere;  im  Winter  des  zweiten  Jahres:  Die 
innere  Organisation  der  Wirbeithiere,  und  im  Anschlufs 
daran  das  Wichtigste  von  der  Anatomie  und  Physiologie 
des  menschlichen  Körpers,  soweit  es  für  die  Schule  noth- 
wendig  und  für  die  Schüler  geeignet  ist.  Geographische 
Verbreitung  der  Thiere  und  Pflanzen.  Einiges  aus  der  Flora 
und  Fauna  der  Vorwelt. 

Physik  und  Chemie:  In  dem  einen  Jahre  werden 
die  durch  Experimente  hervorgebrachten  Erscheinungen  des 
Magnetismus,  der  Elektricität  und  der  Wärme,  im  an- 
dern Schall,  Licht  und  den  Gesetzen  der  Mechanik  unter- 
liegende Stoffe  beobachtet,  mündlich  und  schriftlich  be- 
schrieben, und  zur  Ableitung  der  Gesetze  benutzt.  —  Aus 
der  Chemie  die  Metalloide  und  ihrer  wichtigsten  Verbindun- 
gen in  dem  einen,  die  häufigeren  Metalle  und  ihre  Haupt- 
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▼erbindangen  in  einem  tndern  Jahre  dnieh  Verraehe  er- 
mittelt.   ' 

Da  die  Natarbesehreibnng  nicht  in  den  Oegenatin- 
den  der  AbitnrienteDprttfang  gehört ,  wird  ror  der  Ver- 
eetzuDg  nach  I  durch  eine  besondere  Prüfung  featgeatellt, 
ob  die  Schüler  sich  eine  genügende  Systemkonde^  Uebong 
im  Bestimmen  von  Pflanaen^  Thieren,  Mineralien ,  Be- 
kanntschaft mit  der  Verbreitung  wichtiger  Naturprodncte, 
sowie  Kenntnifs  der  chemischen  Grundstoffe  erworb«i 
haben. 

Naturgeschichte:  Krystallographie  und  Mineralogie, 
wSchentl.      unter  steter  Berücksichtigung  und  Benutaung  der  von  den 
2  St.         Schülern  bereits  erworbenen  Kenntnisse  in  der  Stereometrie 
und  Chemie.  Geognosie  und  Geologie.  Systematische  Ueber- 
sicht  über  alle  Reiche  der  Natur. 
wQchentl.  Physik:  Mathematische  Geographie;  das  Wichtigste 

4  St.  der  populairen  Astronomie;  Mechanik;  Beschreibung  ein- 
facher Maschinen.  Optik  und  einaelne  Capitel  aus  der 
WSrmelehre  und  der  I^ehre  von  der  ElektricitXt  mit  mathe- 
matischer Begründung. 

Chemie:  Stöchiometrische  Durchnahme  der  wichtig- 
sten Processe  der  unorganischen  Chemie;  zuiXasig  sind  auch 
*  ausgewählte  Abschnitte  der  organischen  Chemie  und  allge- 
meine Durchnahme  der  Typentheorie. 

üebungen  im  chemischen  Laboratorium  unter  Aufsicht 
und  Leitung  des  Fachlehrers. 
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8«  Mathematik  und  Rechnen« 

Wie  bei  den  entsprechenden  Gymnasialclassen  (s.  p62). 

Hinzukommen  Vorübungen  in  der  geometrischen  For^ 
menlehfe,  sowie  im  Zeichnen  mit  Lineal  und  rechtwinkligem 
Dreieck. 


Rechnen:  Wiederholung  des  Pensums  der  beiden 
unteren  Classen,  besonders  durch  Kopfrechnen.  Die  umge- 
kehrte und  zusammengesetzte  Verhältnifsrechnung  mit  man- 
nichfaltiger  Anwendung  auf  das  bürgerliche  Leben.  De- 
cimalbrüche. 

Geometrie:  Anfang  des  systematischen  Unterrichts. 
Erklärungen,  Grundsätze,  Lehre  7on  den  Winkeln^  Parallel- 
linien und  Dreiecken,  pythagoreischer  Lehrsatz.  Leichtere 
Aufgaben  aus  diesem  Gebiet. 

Rechnen:  Kaufmännische  Rechnungsarten  mit  den 
erforderlichen  Wiederholungen  des  Pensums  der  rorher- 
gehenden  Classen. 

Arithmetik:  Die  Grundoperationen  in  allgemeinen 
Gröfsen.  Ausziehung  der  Quadrat-  und  Kubikwurzeln;  Pro- 
portionen, Gleichungen  des  ersten  Grades  mit  einer  un- 
bekannten. 
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Geometrie:  Wiederholnng  dee  PensnmB  tob  17.  Die 
Lehre  von  den  Vierecken.  Sel&tändige  Lösnng  von  Auf- 
gaben; vom  Kreise,  Aehnlichkeit  der  E^iecke  und  Fläcben- 
berecbnang  mit  Anaschlars  der  Kreisrechnnng. 

Was  bis  hieher  jedenfalls  erreicht  werden  mufs,  ist: 
Sicherheit  in  den  Rechnungen  des  gemeinen  Lebens  und 
in  der  ebenen  Geometrie;  demgemiÜB  Befähigung ,  die 
in  den  niederen  Gewerben  vorkommenden   mathemati- 
schen Gonstructionen  eu  verstehen  und  verständig  aus- 
zuführen. 
Arithmetik:  Gleichungen  ersten  Grades  mit  mehre- 
ren  Unbekannten.    Potenzen   und  Wurzeln.    Gleichungen 
zweiten  Grades,  Logarithmen.  —  Die  üebungen  in  den  kauf- 
männischen Rechnungsarten  werden  fortgesetzt 

Geometrie:  Berechnung  des  Kreises.  Stereometrie 
und  ebene  Trigonometrie.  Anfang  der  algebraischen  Geo- 
metrie. 

Arithmetik:  Im  ersteh  Jahre:  Gleichungen  des  zwei- 
ten Grades  mit  mehreren  unbekannten:  Gleichungen  des 
dritten  und  vierten  Grades.  Numerische  Auflösung  der 
Gleichungen  höherer  Grade.  Reihen,  Binomischer  Satz. 
Im  zweiten  Jahre  nach  Wiederholung  der  Gleichungen  des 
zweiten  Grades  mit  mehreren  Unbekannten:  Kettenbrttche; 
Diophantische  Gleichungen;  Permutationen,  Gombinationen, 
Wahrscheinlichkeitsberechnung.  Einige  Sätze  der  Zahlen- 
theorie. 

Geometrie:  Nach  Einübung  der  ebenen  Trigono- 
metrie durch  Beispiele  im  ersten  Jahre:  Lehre  vom  Maxi- 
mum und  Minimum.  Analytische  Geometrie.  Kegelschnitte. 
Im  zweiten  Jahre:  Beschreibende  Geometrie  und  Elemente 
der  sphärischen  Trigonometrie.  Daneben  in  jedem  Jahre 
(mindestens  ein  Wintersemester)  zusammenhangende  über^ 
sichtliche  Wiederholung  des  Pensums  der  vorhergehenden 
Glassen. 

In  Bezug  auf  die  Ungetheiltheit  der  drei  oberen  Classen 
8.  die  Bemerkung  hinter  der  Gymnasiall  (p.  63). 

Ueber  die  Eintbeilung  des  Unterrichts  im  Zeichnen 
s.  weiterhin  bei  D. 

Das  Ziel  des  ganzen  Realschulcursus  s.  Abschn.  VII  bei 
den  Bestimmungen  über  die  Maturitätsprüfung. 


Der  vorstehende  detaillirte  Lehrplan  hat  nicht  die  Bedeutung  eines 
allgemein  verpflichtenden  Normalplans,  ist  vielmehr  nur  als  ein  vom 
Ministerium  gebilligtes  Beispiel  anzusehen,  auf  welche  Weise  die  allge- 
meinen Vorschriften  für  die  Lehrverfassung  der  Gymnasien  und  der 
Realschulen  1.  0.  im  einzelnen  zweckmSfsig  zur  Ausführung  gebracht 
werden  können.  Der  Lehrplan  ist  deshalb  u.  a.  den  K.  Wiss.  Prüfangs- 
commissionen  zur  Kenntnisnahme  mitgetheilt  worden.  Die  Ausführung 
der  allgemeinen  Vorschriften  kann  bei  Festhaltung  des  Wesentlichen  eine 
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rielfach  davon  Abweiehende  sein  je  naeh  den  besonderen  V^hUtnissen 
der  einselnen  Anstalten  und  nach  der  Freiheit;  welche  für  die  Indiyi- 
daalisirong  des  allgemeinen  anf  diesem  Gebiet  überall  gestattet  ist 

In  der  obigen  Anstellung  des  Lehrplans  ist  bei  mehreren  Gegen- 
ständen die  Theilnng  des  Glassenpensums  je  für  die  nntere  nnd  die 
obere  Abtheilnng  der  Classen  III,  II  nnd  I  angegeben ,  während  dies 
bei  anderen  Gegenständen  nicht  erforderlich  schien.  An  denjenigen 
Schnlen,  wo  eine  locale  Trennung  beider  Götus  nicht  besteht;  finden 
selbstverständlich  andere  Vertheilungen  des  Unterrichtsstoffs  Statt 

Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Breslau  v.  23.  Novb.  1859: 
„Die  III  wird  in  eine  Unter-  und  Oberlll,  jede  mit  einjährigem  Cursos 
getheilt  Beide  Curse  werden  durch  die  Bezeichnung  als  Unter-  und  Oberlll 
nnd  entweder  durch  verschiedene  Classenlocale  oder  durch  verschiedene  Plätze 
in  demselben  Local  getrennt. 

Wo  beide  Curse  in  demselben  Local  vereinigt  sind  nnd  also  denselben 
Unterricht  geniefeen,  ist  darauf  su  sehen,  dafs  die  Schüler  des  oberen  Cursns 
das  Pensum,  welches  sie  in  dem  unteren  schon  durchgemacht  haben,  nicht 
lediglich  wiederholen.  Es  ist  vielmehr  mit  den  Classikem,  oder  nach  Um- 
ständen mit  verschiedenen  Stücken  derselben  Classiker,  den  Lesebüchern 
u.  8.  w.  zu  wechseln,  wie  auch  in  der  Religionslehre,  in  der  Mathematik,  in 
der  Geschichte  und  Geographie  und  in  der  Naturgeschichte  darauf  zu  achten 
ist,  dafs  durch  Abwechselung  der  Lehrpensen  einerseits  den  Unter-Tertianem 
die  Ansicht  benommen  wird,  sie  konnten  die  Aufgabe  der  III  im  zweiten 
Jahre  noch  hinlänglich  lösen,  ardererseits  den  Ober-Tertianern  mit  dem  Reise 
der  Neuheit  Gelegenheit  geboten  werde,  nicht  allein  zur  tieferen  Begründung, 
sondern  auch  zur  Erweiterung  der  in  Unter  III  erworbenen  Kenntnisse.  Ueber 
das  jetzt  für  die  III  festgestellte  Pensum  darf  dabei  nicht  hinausgegangen 
werden.  —  Eine  bestimmte  Norm  läfst  sich  bei  der  verschiedenen  Qualifica- 
tion  der  Lehrer  und  der  Schüler  in  den  einzelnen  Cursen  über  die  Ab- 
wechselung der  Lehrpensen  nicht  aufstellen,  und  nur  beispielsweise  führen 
wir  an,  dafs  das  eine  Jahr  Cäsar,  das  andere  Sallust  gelesen,  oder  zwischen 
dem  bellum  Gallicuro  und  bellum  civile  des  Cäsar  gewechselt,  das  eine  Jahr 
im  Winter  Mineralogie,  im  Sommer  ein  Theil  der  Botanik,  das  andere  Jahr 
im  Winter  Zoologie  und  im  Sommer  ein  zweiter  Theil  der  Botanik  durch- 
genommen werden  kann.  —  Die  beiden  Curse  können  auch  da,  wo  sie  in 
Einem  CUssenzimmer  verbunden  sind,  mit  verschiedenen  schriftlichen  Arbeiten, 
namentlich  mit  verschiedenen  deutschen  Aufsätzen  beschäftigt  werden. 

Von  der  Unter  III  findet  am  Schlufs  des  Schuljahres  eine  Versetzung 
nach  Oberlll  Statt,  und  können  talentlose  und  träge  Schüler  zum  Zurück- 
bleiben in  der  Unterlll  verurtheilt  werden.  Wenn  besonders  befähigte  und 
fleifsige  Schüler  der  Unterlll  während  des  ersten  Semesters  Hoffnung  erregt 
haben,  dafs  sie  die  Reife  für  die  II  in  einem  Jahre  erreichen  werden,  dann 
ist  es  zweckmäfsig,  sie  gleich  nach  dem  ersten  Semester  in  die  Oberlll  zu 
versetzen.  Natürlich  haben  sie  dann  privatim  das  Erforderliche  in  den  ein- 
zelnen Disciplinen  zu  erlernen,  um  in  ihrem  Wissen  keine  Lücken  zu  lassen, 
die  in  den  meisten  Fällen  in  der  Leetüre  der  Classiker,  in  der  Geschichte 
und  Naturgeschichte  schwer  zu  beseitigen  sein  werden.  Darum  wird  auch 
bei  der  Versetzung  eines  Schülers  nach  halbjährigem  Aufenthalt  in  der  Unter- 
lll mit  Vorsicht  zu  verfahren  sein ,  und  darf  dieselbe  immer  nur  ausnahms- 
weise erfolgen."   Vrgl.  oben  p.  26  f. 

In  allen  bei  der  Ausführung  des  Lehrplans  den  Directoren  unter 
Aufsicht  des  Schulcollegiums  zustehenden  Anordnungen  bringt  die  noth- 
wendige  Rücksicht  auf  die  Classenfrequens,  die  Schulergeneration ,  die 
Lehrerindividualität,  die  besondere  methodische  Tendenz  u.  dgl.  m.  eine 
grofse  Verschiedenheit  hervor.  In  der  einen  Anstalt  kann  unter  Um- 
ständen sehr  wohl  schon  auf  einer  niederen  Stufe  ein  Capitel  der  Gram- 
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matik  darchgenommen  werden ,  das  eine  andere  sieh  gen5thigt  sieht 
einer  höheren  8tufe  vorzubehalten.  Die  Stereometrie  wird  aaf  mehre- 
ren Anstalten  nach  der  ebenen  Trigonometrie  gelehrt,  withrend  andere 
68  vorziehen,  den  älteren  Lehrbttchern  zu  folgen,  welche  die  constmc- 
tive  körperliche  Oeometrie  unmittelbar  an  die  ebene  Geometrie  an- 
Bchlleben.  Die  Physik  wird  auf  den  Realschulen  meistens  den  beiden 
oberen  Glassen  vorbehalten,  und  in  der  III  noch  Naturgeschichte  ge- 
lehrt, während  andere,  und  so  auch  höhere  Bürgerschulen,  veranliUst 
nndy  in  das  Pensum  dieser  Classe  schon  eine  propädeutische  FhysU[ 
aufkondimen. 

Der  specielle  Lehrplan  eines  Progymnasiums  und  einer  höheren 
Bttrgerschule  kann  im  allgemeinen  resp.  aus  dem  des  Gymnasiums  und 
der  Realschule  entnommen  werden.    Die  höheren  Bürgerschulen 

S.  p.  47)  gehen  nicht  über  die  II  einer  Realschule  hinaus.  Sie  werden 
der  U.  u.  P.  0.  daran  erinnert,  die  nahe  liegende  Versuchung  zu  ver- 
meiden, diese  Classe,  weil  sie  factisch  die  erste  der  Anstalt  ist,  in 
manchen  Gegenständen,  z.  B.  in  literarischen  Mittheilungen ^^  ^^^  ^^^ 
Angaben  zu  deutschen  Aufsätzen  u.  s.  w.  als  eine  I  zu  behandeln.  Dies 
acblielst  indels  nicht  aus,  dafs  auf  anderen  Gebieten  der  Unterricht  da- 
selbst einen  gewissen  Abschlufs  erhalte.  In  der  evang.  Religionslehre 
8.  B.  werden  in  der  ersten  Classe  höherer  Btti^erschulen  sehr  wohl 
schon  einzelne  wichtige  Abschnitte  des  £v.  Johannis,  sowie  der  Briefe 
an  die  ROmer  und  Galater  gelesen  und  zum  Verständbifs  der  Schüler 
gebracht  werden  kOnnen. 

Beim  Religionsunterricht  der  confeBsionellen  Minorität  höherer  Schulen, 
der  in  der  Regel  von  Orts^istlichen  ertheilt  wird,  müssen  nicht  selten  die 
betreffenden  Schüler  verschiedener  Glassen  zusammengenommen  werden,  was 
Modificationen  des  Lehrplans  für  die  Religion  nOthig  macht. 

Der  angenommene  Kanon  classischer  Leetüre  auf  den  Gym- 
nasien ist  in  obigem  Lehrplan  enthalten.  Demgemäfs  sollen  den  Schülern 
der  Gymnasien  zu  Eenntnifs  und  Verständnifs,  soweit  dies  überhaupt 
Aufgabe  der  Schule  sein  kann,  gebracht  werden 

von  römischen  Prosaikern:  Com.  Nepos,  Jul.  Caesar,  SallusHtu, 
LivittSy  Tacüus,  Cicero  (dieser  nach  seinen  verschiedenen  Stilgattungen) ; 
von  den  Dichtem:  Omdius,  Virgilius,  Horaütts; 

von  griechischen  Prosaikern:  Xenophon,  Herodotus,  Thucydides, 
Piat&n,  Demosthenes;  von  den  Dichtern:  Homerus  und  Sophocles, 

Diesen  werden  je  nach  Vorliebe  einzelner  Lehrer  oder  aus  anderen 
Gründen  hin  und  wieder  zugesellt  und  mit  Auswahl  gelesen:  Justinus, 
Curtius,  QuirUilianus  (B.  X),  Plinius  (epp.),  Seneca  (de  brev.  vit.  al.); 
Phaedrus,  die  Elegiker,  Plautus,  Terentius,  Lucanus,  Ebenso :  Plutarchusy 
Lysiasy  Isocrates,  Lucianus;  Äeschylus,  Euripides^  griech.  Lyriker  und 
Elegiker. 

Das  Eintreten  der  einzelnen  Autoren  ist  vielfach  von  den  vorher 
angedeuteten  individuellen  Umständen  abhängig.  Xenophons  Anabasis 
z.  B.  wird  bisweilen  schon  in  der  Unter  III  mit  gutem  Erfolg  gelesen, 
und  in  Cicero's  Briefe  glaubt  ein  erfahrener  Lehrer  mit  Grund  oft  erst 
die  gereiften  gchüler  der  Oberl  einfuhren  zu  kOnnen,  u.  dgl.  m.  Mit 
einzelnen  Schülergenerationen  wird  sich  der  Lehrer  auch  an  den  Äeschylus 
wagen  kOnnen,  mit  anderen  vielleicht  keinen  Tragiker  lesen.  Eben  so 
verschieden  wird  nach  den  Umständen  die  Auswa]bl  unter  den  platoni- 
schen Dialogen  u.  a.  sein. 
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Was  das  QaantQm  der  Leetttre  betriffik;  so  bestehen  dsiUber 
bestimmte  Vorsehriften  nicht 

Aas  einer  G.  Verf.  v.  24.  Juni  1864:  —  .Die  Aufgabe  der  oberen 
Gymnasialclassen  im  philologischen  Unterricht  wird  verkannt  oder  ▼ergeasen, 
wenn  die  Hauptsorge  des  Lehrers  anf  grammatische  ErOrtemngen  g^ehtoS 
ist,  and  darüber  eine  nur  durch  umfassende  Leetüre  zu  erreichende  lebendige 
Einführung  in  den  Geist  der  alten  Schriftsteller  vers&umt  wird.  Obsehon 
hieran  bei  verschiedenen  Gelegenheiten,  u.  a.  in  der  den  Gymnasiallehrplan 
betreffenden  G.  Verf.  v.  7.  Jan.  1856  erinnert  worden  ist  (s.  p.  36),  so  wird 
doch  auf  manchen  Gymnasien  noch  immer  zu  wenig  und  eu  fragmentarisoh 
ffelesen,  und  namentlich  auch  um  der  griechischen  Scripta  willen  nicht  selten 
die  griechische  Leetüre  selbst  beeinträchtigt.  Das  Erfordemils  einer  grflnd- 
liehen  grammatischen  Interpretation  nOthigt  keineswegs  dazu,  anf  solche 
Weise  afts,  was  nur  Mittel  zu  sein  bestimmt  ist,  zum  Zweck  zu  maohen."  — 

Als  Summe  dessen,  was  auf  vielen  Gymnasien,  z.B.  denen  der 
Prov.  Sachsen  und  auf  dem  Joachimsthal.  Gymnasium  in  Berlin,  wlhrend 
des  Gymnasialcursus  gelesen  wird,  kann  etwa  Folgendes  angenommen 
werden: 

Von  Com,  Nepos  die  meisten  vitae,  Jul.  Caesar  bell.  galL  gans, 
oder  mindestens  5  Bücher,  LMus  3  Bücher,  Tacü.  Ann.,  etwa  3  Bücher: 
aufserdem  Germania  (jedenfalls  e.  1 — 27)  nnd  Agricola;  von  Cicero  8 
kleinere  nnd  3  grOfsere  Reden,  Laelius,  Gate  maj.,  Tusc.  (I  nnd  IV), 
OfiBc  (Auswahl)  und  eine  der  rhetorischen  Schriften.  —  Von  Omi, 
etwa  1000  Verse,  Virgil.  6  Bücher,  Harat  die  Oden,  einige  Epodea 
(2. 13.  16),  Briefe  (jedenfalls  1,  2)  und  Satiren  (I,  1.  6.  9);  AnawaU 
aus  den  Elegikem. 

Von  Xenophon  die  Anabasis  ganz,  oder  mindestens  5  Bücher;  Aus- 
wahl aus  den  Memorabb.  nnd  den  Hellen.,  Eerodoi,  80  bis  100  eapp^ 
Thucyd,  ein  Buch  (und  jedenfalls  II,  35 — 46):  Lyeiae  6  Reden,  Demo^ 
ethenes  3  Reden ;  Piaton.  Apolog.,  Criton,  Phaedon  (der  erzXhlende  Theil), 
Protagoras.  —  Homer,  Ilias  und  Odyssee  mit  Hülfe  der  Privatlect&re 
(s.  Abschn.  VI,  3)  ganz;  von  Sophoclee  2  Tragödien. 

Die  Lectüre  eines  Drama's  soll  nicht  auf  zwei  Semester  vertheflt  wer- 
den. —  In  mehreren  Gymnasien  wird  darauf  gehalten,  dafs  die  Schüler  in 
der  Classe  von  den  Autoren  nur  Ausgaben  ohne  Anmerkungen  vor.sieb  haben; 
in  einigen  wird  es  erreicht,  dafs  alle  Schüler  der  Classe  dieselbe  Textaat» 
gäbe  benutzen. 

Die  in  der  G.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837  (s.  p.  27  f.)  empf<riileii6 
Goncentration  des  Unterrichts  wird  hinsichtlich  der  dassischen  Leetttre 
in  den  oberen  Classen  mehrerer  Gymnasien  mit  befriedigendem  Erfolg 
80  ausgeführt,  dafs  Verschiedenartiges  mehr  nacheinander  als  neben- 
einander gelesen  wird.  Demgemäfs  legt  man  z.  B.  die  lateinische  Lee* 
türe  in  die  Vormittagsstunden  der  3  ersten  und  die  griechische  in  die 
entsprechenden  Stunden  der  3  letzten  Wochentage,  und  liest  im  entea 
Quartal  des  Semesters  nur  einen  Dichter,  im  zweiten  nur  einen  Pro* 
saiker.  Einrichtungen  dieser  Art,  deren  mannichfaltige  Vortheile  ui- 
verkennbar  sind,  lassen  sich  nicht  allgemein  machen,  weil  sie  von  der 
Znsammensetzung  der  Lehrercollegien  nnd  anderen  Umstlnden  bedingt 
sind.  Die  Fortsetzung  derselben  Lectüre  durch  2  Stunden  hinterein- 
ander, wie  sie  in  den  oberen  Classen  ohne  ermüdend  zu  wirken  adir 
wohl  Statt  finden  kann,  entspricht  der  vorerwMhnten  G.  Verf: 

„Der  Unterricht  im  Zeichnen  und  im  Gesang  ist  in  allen  Gymnasien  so 
zu  legen,  dafs  an  demselben  auch  die  Schüler  der  oberen  Clanen, 
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Ihn  juu  Talent  nnd  besonderer  Neigan«:  fortenaetsen  wflnachen,  naeh  freier 
Wahl  Theil  nehmen  können.  Um  dem  UebeUtande  zn  begegnen,  dafe  dnrch 
Anhäufung  zu  vieler  Terschiedenartiffer  Lehrobjecte  in  Einem  Tage  die  Kraft 
der  Schüler  zersplittert,  ihr  Geist  durch  die  Verschiedenheit  des  Vorgetragenen 
▼erwirrt  und  ui^bflhrlich  angestrengt  wird,  scheint  es  zweckdienlich  und 
ansfUirbar,  bei  Anordnung  des  Lectionsplans  für  Einen  Gegenstand  2  Stun- 
den hintereinander  zu  bestimmen.  Auf  diese  Weise  wird  sich  bewirken  lassen, 
daüi  die  Schfller  tftglich  nur  für  3,  höchstens  4  verschiedene  Lehrobjecte  in 
Anq>nich  genommen  und  die  ersten  Morgenstunden  solchen  Gegenständen 
sogewandt  werden,  für  deren  Auffassung  vorzugsweise  eine  gespannte  Auf- 
merksamkeit von  Seiten  der  Schüler  erforderlich  ist** 

Vrgl.  in  derselben  Beziehung  hinsichtlich  des  Lectionsplans  der  Beai- 
aehnlen  p.  44  u.79. 

Die  ü.  u.  P.  0.  enthält  über  die  Ausführung  des  RealsohuUehr- 
pljins  snm  Schlafs  folgende  allgemeine  Bemerkungen  (vrgl.  oben  p. 30 f.): 

jpnrch  die  Bestimmungen  der  neuen  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung 
rind  nie  Reallehranstalten  classificirt,  ihre  Verhältnisse  geregelt  und  ihnen 
im  Organismus  des  öffentlichen  Schulwesens  eine  ihrer  Bedeutung  ent- 
sprechende Stelle  angewiesen  worden,  ohne  dafs  dadurch  ihre  fernere 
freie  Entwickelung  nach  irgend  einer  Seite  gehemmt  wird.  Um 
diese  Stelle  würdig  zu  behaupten,  und  die  ihnen  zugewandte  Theilnahme  zu 
erhalten  und  zu  allgemeiner  Anerkennung  wirklicher  Leistungsfiihigkeit  zu 
steigern,  muls  das  Bemühen  aller  Betheiligten  darauf  gerichtet  sein,  die  den 
Bewchulen  zum  Grunde  liegende  Idee  immer  bestimmter  zu  verwirklichen. 
Zur  Erreichung  dieses  Zwecks  ist  nothwendig,  dafs  bei  der  Ausführung  der 
Instruction  genau  nach  den  Grundsätzen  verfahren  werde,  welche  für  dieselbe 
im  einzelnen  malsgebend  gewesen  sind.  In  dieser  Beziehung  wird  schlielslich 
snf  Folgendes  aufmerksam  gemacht: 

Die  grofsen  Fortschritte  und  die  Ausdehnung  der  naturwissenschaftlichen 
nnd  realen  Disciplinen  haben  in  neuerer  Zeit  die  realistische  Schulbildung 
gefSrdert,  enthaften  aber  zugleich  für  dieselbe  eine  nicht  geringe  Gefahr, 
venu  in  der  Masse  des  Stoffis,  welcher  sich  von  da  auch  der  Schule  auf- 
drängt, nicht  eine  strenge,  dem  eigentlichen  Schulzweck  entsprechende  Aus- 
wahl getroffen  und  in  seiner  Behandlung  ein  wahrhaft  bildendes  Verfahren 
eingehalten,  wenn  über  dem  Unterricht  die  Erziehung,  und  über  dem  Schüler 
der  Mensch  vergessen  wird. 

Die  auch  neuerdings  oft  gehörte  Klage  von  einer  Ueberbürdung  der 
Jugend  durch  den  Schulunterricht,  wobei  ihre  geistige  Kraft  nicht  entwickelt, 
sondern  zurückgehalten  und  zersplittert  oder  gelähmt  werde,  wird  dann  für 
begründet  anzusehen  sein,  und  gerade  auch  die  Realschulen  treffen,  wenn 
ne  es  nicht  zu  hindern  vermögen,  dais  die  Mannichfaltigkeit  ihrer  Unterrichts- 
gegenstände den  Geist  beschwert  und  ihm  die  freie  Empfänglichkeit  raubt, 
wenn  sie  ihre  Zöglinge  zwar  mit  vielerlei  Kenntnissen,  aber  geringer  Bchärfe 
des  Urtheilsvermögens  ausstatten,  und  ihre  Freiheit  in  der  Anwendung  des 
Erlernten  unausgebildet  lassen. 

Die  Gefahr  ist  vorhanden:  die  Zukunft  der  Realschule  hängt  davon  ab, 
dafr  de  erkannt  und  vermieden  wird.  Dies  kann  nur  dadurch  geschehen, 
dafs  alle  Mitglieder  eines  Lehrercollegiums  eine  deutliche  Einsicht  von  dem 
Ziel  der  Schule  und  von  dem  gegenseitigen  Verhältnils  der  Mittel  haben, 
welche  zur  Erreichung  desselben  gegeben  sind,  und  dals  diese  Einsicht  von 
der  Kraft  der  Selbstverleugnung  begleitet  ist,  welche  im  Bewufstsein  davon, 
da(s  es  sich  um  eine  hochwichtige  gemeinsame  Sache  handelt,  die  persönlichen 
Ansichten  und  Neigungen  den  B^ingungen  des  allgemeinen  Zwecks  unter- 
mordnen  vermag. 

Eine  numerische  Beschränkung  der  Objecto  leidet  der  Lehrplan  der 
Realschule  nicht;  dagegen  verlangt  er  eine  Concentration  seiner  Gegenstände, 
bei  welcher  die  Mannichfaltigkeit  als  Einheit  wirkt  und  empfunden  wird. 


78 

Dieser  Aufgabe  gegenüber  ist  die  Frage  nach  einem  wiaBenschaftlichen  Mittel- 
ponct  des  LehrpUms  der  BealBcbule  von  geringer  praktischer  Bedentnng. 

Die  Conoentration  liegt  in  der  durch  den  Zweck  der  Schule  gebotenen 
bestimmten  Begrenzung  der  Lehrgegenstände  nach  Inhalt  und  Umfang,  in 
ihrem  lebendigen  Ineinandergreifen,  in  der  richtigen  Aufeinanderfolge  der 
Objecto  und  Pensa,  und  in  der  von  wissenschaftlichem  und  pädagogisohan 
Sinn  getragenen  Methode  des  Unterrichts. 

Der  unruhigen  Bewegung  auf  den  Glebieten  wissenschaftlicher  und  teehni- 
scher  Forschung  und  Entdeckung  und  aller  Fülle  des  Stoffs  gegenüber  bleiben 
die  Grundbedingungen  der  menschlichen  Seele  und  das  Bedürfnifs  geistiger 
Diät  besonders  im  Jugendalter  immer  dieselben:  nurinderBeschränkang 
ist  Vertiefung  und  gründliche  Aneignung  möglich,  und  auch  die 
Pädagogik  macht  immer  von  neuem  die  Ermhrung,  dafs  bei  zu  dichter  Saat 
der  Ertrag  des  Ackers  gering  ausfallt  Wenige  gründlich  betrieben  ^v%ckt 
bei  der  Mehrzahl  der  Schüler  unfehlbar  ein  nachhaltiges  Interesse,  während 
die  Ueberschüttung  mit  Vielem,  besonders  mit  vereinzelten  Notizen,  die 
Empfänglichkeit  des  Geistes  abstumpft  und  auch  bei  den  Fleifsigen  ein  todtee 
Wissen  zur  Folge  hat.  Eine  Realscnule,  bei  der  nicht  alle  Mittheilung  von 
Kenntnissen  auf  deren  freie  und  sichere  Verwendung  abzielt,  so  dafs  alles 
Wissen  zum  Können  wird,  verkennt  oder  versäumt  einen  wesentUchen  Thefl 
ihrer  oigenthümlichen  Bestimmung. 

Die  Instruction  macht  wiederholt  auf  solche  Grundbedingungen  eines 
gedeihlichen  Unterrichts  aufmerksam.  Wenn  sie  z.  B.  die  Mittheilung  literar- 
historischer Notizen  beschränkt  und  von  den  Schülern  durch  eigene  Lectfire 
so  viel  wie  möglich  ein  Ganzes  aufgenommen  wissen  will,  so  ist  dies  gegen 
den  zerstreuenden  Encyklopädismus  und  die  flache,  eitle  Vielwlsserei  ge- 
richtet, wovor  die  Jugend  gegenwärtig  nicht  sorgfältig  genug  behütet  werden 
kann,  und  der  u.  a.  auch  viele  Chrestomathien  durch  ihre  bunte,  fragmentari- 
sche und  überwiegend  nach  dem  Gesichtspunct  des  Interessanten  und  Unter- 
haltenden gewählte  Leetüre  Vorschub  leisten. 

Der  Lehrer  hat  sich  zu  hüten,  sein  persönliches  Interesse  an  Special- 
studien, wie  sehr  es  im  allgemeinen  die  Bedingung  des  auch  in  den  Schülern 
zu  erweckenden  Interesses  ist,  diesen  ohne  weiteres  zuzumuthen:  die  päda- 
gogische Berechtigung  des  Gegenstandes,  der  Bildnngsstand  der  Schüler  und 
die  Aufgabe  der  Glasso  setzen  ihm  bestimmte  Grenzen,  deren  Nichtachtung 
die  Einheit  der  Schule  stört  und  ihren  Zwecken  entgegenwirkt.  Wissen- 
schaftliche Einsicht  mufs  den  Lehrer  befähigen,  den  Schülern  zwar  den  Blick 
zu  eröffnen  auf  Gebiete  des  Wissens  und  Könnens,  welche  jenseits  der  näch- 
sten Aufgabe  und  vielleicht  des  Schulgebiets  liegen,  um  ihnen  damit  höhere 
Ziele  späteren  Wciterstrebens  zu  zeigen  und  den  idealeren  Sinn  daf^  sn 
wecken.  Nachtheilig  aber  ist  ein  solches  Verfahren,  wenn  er  es  nicht  zu- 
gleich versteht,  sie  in  ernstem  Fleifs  bei  den  einfacheren  Uebungen  fest- 
zuhalten, welche  die  Voraussetzung  der  nachfolgenden  schwierigeren  Aufgaben 
sind,  und  zu  ihrer  Lösung  ^schickt  und  tücntig  machen.  Nicht  selten  ist 
das  Mifsverhältnifs  der  Mittheilnngen  des  Lehrers  zu  der  vorhandenen  elemen- 
taren Ausbildung  der  Schüler  sehr  grofs:  dem  Schüler  fehlen  die  zur  Ver- 
arbeitung des  Obiects  unerläfslichen  Vorbedingungen:  er  ist  noch  ungeübt 
im  Denken,  unbeholfen  und  incorrect  im  mündlichen  und  schriftlichen  Aus- 
druck, und  soll  sich  doch  schon  mit  Gegenständen  höherer  Wissenschaft 
beschäftigen.  Sie  bleiben  ihm  äufserlich  und  können  in  seinem  geistigen 
Leben  keine  Wurzel  schlagen.  Vor  allen  Dingen  ist  daher  für  ein  festes 
Fundament  zum  Aufbau  des  Wissens,  und  für  Sicherheit  in  allen  elementari- 
schen Kenntnissen  zu  sorgen,  kein  Gegenstand  zu  früh  zu  beginnen,  und 
keiner  eher  abzubrechen,  als  bis  ein  des  Anfangens  werthes  Ziel  in  ihm  er- 
reicht ist 

Die  innere  Einheit  des  Lehrplans  mufs  in  der  steten  gegenseitigen  Be- 
siehung der  verwandten  Gegenstände  hervortreten.  Auch  der  Schüler  erkennt 
den  organischen  Zusammenhang,  wenn  z.  B.  der  Geschichtsunterricht  auf  die 
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histoxisebe  Leotlive  im  LaieiniBcheii  and  in  den  anderen  Sprachen  Rflckaicht 
nimmt,  wenn  der  geographische  Unterricht  nicht  versäumt,  auch  die  Ge- 
schichte und  die  Naturgeschichte  in  Betracht  zu  ziehen,  wenn  dem  deutschen 
Unterricht  alle  flbrigen  Objecte  und  insbesondere  die  Geschichte,  die  Religion 
tmd  der  gesammte  ethische  Anschauungskreis  des  SchOlers  dient  und  zu 
Hlilfe  kommt,  wenn  die  Uebereinstimmung  der  grammatischen  Grundlehren 
nnd  Bezeichnungen  ihm  in  allen  Sprachstunden  entgegentritt,  und  die  mathe- 
matischen Voraussetzungen  des  Zeichnens  und  aller  Naturwissenschaft  ihm 
klar  werden.  Wird  dieser  Zusammenhang  nicht  benutzt  und  hervorgehoben, 
isolirt  aich  jedes  Object,  nimmt  das,  was  nur  Theil  und  Seite  sein  soll,  die 
Selbständigkeit  einer  besonderen  Disciplin  in  Anspruch,  und  findet  so  wenig 
Verständigung  unter  den  Lehrern  Statt,  dafs  z.  B.  der  historische  Inhalt  des 
A.  nnd  N.  Testaments  oder  die  Reformationsgeschichte  von  dem  Geschichts- 
lehrer in  einer  der  Auffassung  des  Religionslehrers  principiell  entgegengesetzten 
Weise  behandelt  wird,  so  ist  der  Lehrplan  ein  Aggregat  unverbundener  Gegen- 
stände nnd  veriiert  den  wesentlichsten  Theil  seiner  pädagogischen  Wirksam- 
keit Wie  viel  hierin  f&r  jeden  Einzelnen  zu  thun  ist,  mnfs  durch  Fach- 
eonferenzen,  die  in  angemessenen  Fristen  wiederkehren,  immer  aufs  neue 
zum  Bewufstsein  gebracht  werden. 

Nicht,  minder  wichtig  als  der'  Zusammenhang  und  die  Verständigung 
der  neben  einander  unterrichtenden  Lehrer,  ist  das  Verhältnifs,  in  welchem 
sie  In  der  dassenreihe  auf  einander  folgen.  Der  frflher  durchgearbeitete  Lehr- 
stoff mnfs  für  die  höhere  Stufe  ^s  ein  sicherer  Besitz  angesehen  und  so  in 
nannichfaltiger  Verwendung  benutzt  nnd  durch  rechtzeitige  Repetition  gegen- 
wärtig erhalten  werden.  Wissen  die  verschiedenen  in  der  Folge  der  Classen 
in  demselben  Obiect  unterrichtenden  Lehrer  von  einander  nicht,  so  kann  es 
geschehen,  dafs  der  Gegenstand  mehrmals  von  vom  angefangen  wird,  als  ob 
m  der  höheren  Classe  wenig  oder  nichts  vorauszusetzen  wäre,  und  dafs  dabei 
s.  B.  in  der  Grammatik  eine  Theorie,  wie  in  der  Satzlehre,  die  andere  auf- 
hebt. 

Um  Uebelständen  der  Art  anch  durch  die  Einrichtungen  der  Schule 
vorzubeugen,  ist  auf  eine  angemessene  Verbindung  des  Fachsystems  mit 
dem  Classensystem  Bedacht  zu  nehmen.  Das  erstere  mufs  in  den  oberen 
Classen  soweit  vorherrschen,  dafs  wo  möglich  in  III,  II  und  I  Ein  Lehrer 
sämmtliche  Religionstunden,  Einer  den  ganzen  mathematischen.  Einer  den 
ganaen  französischen  und  Einer  den  ganzen  englischen  Unterricht  ertheile, 
was  bei  den  neueren  Sprachen  schon  wegen  der  sicheren  Gewöhnung  in  der 
Ansprache  von  Wichtigkeit  ist. 

Die  Einrichtung  des  Lectionsplans  mufs  es  zu  verhüten  suchen,  dafs 
an  demselben  Vor-  oder  Nachmittage  sehr  verschiedenartige  Unterrichts- 
gegenstände mit  einander  wechseln,  und  vielmehr  innerlich  verwandte  auf 
einander  folgen  lassen;  in  den  unteren  Classen  ist  der  Wechsel  zulässiger. 
Andererseits  müssen  schwerere  nnd  mehr  Anstrengung  fordernde  Lectionen 
mit  leichteren  wechseln  und  auf  die  passenden  Tagesstunden  gelegt  werden. 
Ob  nnd  wie  weit. es  rathsam  ist,  dasselbe  Object  mehrere  Stunden  hinter- 
einander oder  mit  vermeh^r  Stundenzahl  einige  Wochen  vor  anderen  zu 
treiben,  nnd  in  derselben  Weise  mit  anderen  zu  wechseln,  z.  B.  mit  der  pro- 
saischen und  der  poetischen  Leetüre,  hängt  von  individuellen  Verbältnissen 
der  einzelnen  Anstalten  ab,  und  ist  dem  Ermessen  der  Directoren  zu  über- 
lassen, sofern  in  besonderen  Fällen  keine  Bedenken  dagegen  sprechen.  Ein 
rascher  Wechsel  sagt  der  jugendlichen  Natur  zu :  aber  es  ist  zu  sorgen,  dafo 
daraus  nicht  die  Unfähigkeit  entstehe,  längere  Zeit  gesammelt  bei  derselben 
Sache  zu  bleiben  und  Vertrautheit  mit  ihr  zu  gewinnen.  Aus  diesem  Grunde 
mufs  möglichste  Continuität  des  Unterrichts  für  eine  Hauptaufgabe  bei  der 
Einrichtung  des  Lectionsplans  angesehen  werden. 

Das  Aufsteigen  der  Lehrer  mit  ihren  Schülern  in  die  höheren  Classen, 
nach  einem  bestimmten  Turnus,  läfst  sich  ebenfalls  nicht  als  allgemeine  Mafs- 
regel  anordnen;  sie  würde  vorzugsweise  in  den  unteren  Classen  Anwendung 
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finden,  nnd  kamt  in  denselben,  bo  Umge  geeignete  Lehrkiifte  voiiuuiden 
ilndy  mit  Genehmigung  der  näohBten  AuftiehtsbehOrde  znt  AusfUhrang  ge- 
liiaoht  werden. 

Die  Methode  des  Lehrens  ist  nicht  Gegenstand  einer  Vorschrift,  w«U 
sie  am  wirksamsten  wird  als  persönliche  Eigenschaft,  und  weil  sie,  so  w«j|| 
sie  durch  das  Wesen  <ier  Sache  selbst  bedingt  ist,  dem  wissenschaftHelM 
Fortschritt  des  Lehrerstandee  fiberlassen  werden  mufs.  Die  Gymnasien  folgen 
in  dem  methodischen  Verfahren  zum  Theil  einer  in  althergebrachter  Pnuda 
bewährten  Tradition.  Eine  solche  hat  sich  auf  den  Realschulen  durch  sorg- 
fiUtige  Beachtung  der  Eigenthflmlichkeit  ihrer  Anforderungen  noch  sn  bilden. 
£s  ist  zu  erwarten,  da(s  dabei  der  inductive  Charakter  des  Realschnlnnter- 
richts  sich  mehr  und  mehr  geltend  machen  werde,  mit  angemessener  Be- 
schränkung der  synthetischen  Methode  einer  strengen  Systematik.  Der  Weg 
▼om  besonderen  zum  allgemeinen  ist  der  naturgemäfse  ifir  denjugendliohen 
Geist,  und  entspricht  der  Entwickelung  der  Realwissenschaften.  Das  um- 
gekehrte Verfahren,  welches  vom  Gesetz  zur  Erscheinung  kommt,  wird  bei 
Yorafiglichen  Talenten  eben&lls  mit  Nutzen  angewandt:  aber  sie  können  den 
Gmng  des  Unterrichts  nicht  bestimmen,  er  hat  sich  nach  der  durchschnitt- 
lichen Bef^igung  zu  richten. 

Die  unerläfsliche  Forderung  eines  individualisirenden  Unterrichts  wird 
in  den  unteren  und  mittleren  Glassen  der  Realschulen  durch  die  grofse  Schfller- 
freqnenz  erschwert;  es  entsteht  leicht  ein  mechanisirendes  Ver&hren,  welches 
den  Namen  einer  Methode  nicht  verdient,  und  sich  bisweilen  als  ein  Miß- 
brauch des  Gedächtnisses  bis  in  die  oberen  Glassen  fortsetzt,  indem,  statt 
die  geistweckenden  und  bildenden  Momente  der  Disciplinen  hervorzukehren 
nnd  zu  benutzen  und  die  Schüler  fiihig  zu  machen,  an  den  Entwickelnngen 
sich  selbstthätig  zu  betheiligen,  das  Hauptgewicht  auf  das  Auswendiglernen 
des  Thatsächlicnen  und  der  Theorie  gelegt  wird,  so  da(s  nicht  selten  alle 
Fragen  auch  in  II  und  I  noch  sich  ausschlieislich  an  das  Gedächtnüs  richten, 
das  combinirende  Vermögen  aber  nicht  in  Bewegung  setzen,  und  deshalb  eine 
selbständige  Aneignung  des  Stoffs,  eine  Erhebung  der  KenntniÜB  zur  Erkennt- 
ni(s,  nicht  bewirken  können.^ 


D.  Bestimmungen  über  einzelne  Unterricht8gegejnstäi|4^ 

Eine  Ergänzung  der  nachstehenden  Specialverordnungen  ttber  ein- 
lelne  Unterrichtsgegenstände  bilden  die  Angaben  des  p.  61  bis  73  mit- 
getheilten  Lehrplans  nnd  die  Anforderungen  der  Matnritätsprttfnog 
(Abschn.  VU). 

1.  Beligion.  i 

Allgemeine  Anordnungen  über  die  Einrichtung  desevangelisehen 
Religionsunterrichts  sind  zuletzt  im  Jahre  1826  getroffen  worden. 
Dieselben  sind  im  wesentlichen  noch  jetzt  gültig. 

G.  Verf.  (des  Min.  v.  Altenstein)  v.  28.  Juni  1826:  „Das  Ministerium 
hat  durch  den  Bericht  des  K.  Consistoriums  und  Prov.  Schulcollegiums  Tom 
27.Dcb.  V.  J.  von  der  Beschaffienheit  und  der  Einrichtung  des  Religions- 
unterrichts der  gelehrten  Schulen  Seines  Bezirks  genauere  Kenntnifs 
erhalten,  und  will  Im  folgenden  diejenigen  Puncto  bezeichnen,  aufweiche 
zur  Abstellung  der  bei  diesem  wichtigsten  aller  Unterrichtsgegenstände  hie 
nnd  da  sich  findenden  Mängel  die  Directoren  der  Gjrmnasien  in  einer  an  aie 
in  erlassenden  besonderen  Circ. Verfügung  hinzuweisen  sind: 

1.  Da  in  der  Be^l  nur  vorzfig^ich  der  eine  und  der  andere  Lahrer 
kur  Erthoilung  des  Religionsunterrichts  geeignet  ist,  diesem  also  dersiM>e  in 
mdireren  CUmcu  übertragen  werden  mufs,  so  ist  dieser  höheren  BHiksicht 
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die  sonst  allerdings  wünsohenswerthe  Gleichzeitigkeit  des  erwähnten  Unter- 
richts unterzuordnen,  dennoch  aber  thunUehst  duauf  zu  sehen,  dab  derselbe 
in  die  erste  vormittSgige  Stunde  falle. 

2.  Es  müssen  aber  auch  alle  anderen  ersten  vor^  und  naohmittfigigen 
Lehrstnnden  mit  einem  Gebet  begonnen,  und  eben  so  auch  die  letzten  vor- 
und  nachmittägigen  Lehrstunden  geschlossen  werden  0* 

3.  Wo,  wie  bei  den  Gensuren,  bei  den  öffentlichen  Prüfungen,  bei  der 
Einfilhmng  neuer  Lehrer,  bei  Entlassung  abgehender  Schokren  u.  s.  w.  die 
Gesammtheit  der  Schuljugend  versammelt  ist,  darf  in  keinem  Falle  die  er- 
hebende religiöse  Feierlichkeit  fehlen,  und  ist  vielmehr  stets  mit  einer  solchen 
die  Handlung  zu  beginnen. 

4.  Wo  Pensionate  oder  Alumnate  mit  einer  Lehranstalt  verbunden  sind, 
idii£b  der  Director  ganz  die  Stelle  eines  frommen  Familienvaters  vertreten, 
und  auf  regelmäßige  Abhaltung  der  Morgen-  und  Abendgebete,  Sprechen 
des  Tischgebets  u.  s.  w.  halten.  Ihm  und  den  Lehrern  solcher  Anstalten  liegt 
mach  insonderheit  ob,  mit  den  Zöglingen  den  öffentlichen  Gottesdienst  zu 
besuchen,  in  Gemeinschaft  mit  den  Gonfirmirten  das  heilige  Abendmahl  zn 
genielsen,  und  sie  auf  den  würdigen  GenuTs  desselben  vorzubereiten. 

5.  Aber  auch  in  den  anderen  Lehranstalten,  wo  eine  so  genaue  Be- 
ziehung unter  Lehrern  und  Schülern  nicht  Statt  findet,  ist  thunlichst  auf 
gemeinschaftlichen  Besuch  des  Gottesdienstes  zu  halten  und  jede  hierunter 
bestehende  Einrichtung  aufrecht  zu  erhalten,  oder  wo  es  nöthig  die  wünsohens- 
werthe Einrichtung  zu  treffen. 

Es  bedarf  wM  keiner  besondem  Erinnerung,  dafs  bei  allem  dem  was 
im  vorstehenden  über  den  Religionsunterricht  und  das  Gebet,  so  wie  über 
den  Besuch  des  Gottesdienstes  angeführt  ist,  alles  darauf  ankommt,  dafs  die 
Lehrer  die  Jugend  in  die  dazu  unerläßliche  Stimmung  zu  versetzen  und  in 
solcher  zn  erhalten  verstehen.  Nur  ein  gehöriger  Ernst  bei  dieser  Gelegen- 
heit kann  eine  segensreiche  Wirkung  hervorbringen.  J^e  Ausartung,  Leicht- 
fertigkeit oder  Rohheit  bei  dieser  Gelegenheit  vernichtet  das  HeOigste  in  der 
Jugend  und  macht  diese  Religionsübungen  verderblich.  Der  Gegenstand  ist 
von  grofser  Wichtigkeit  und  das  Ministerium  empfiehlt  daher  die  gröfste 
Aufmerksamkeit  auf  solchen. 

6.  In  Ansehung  des  bei  dem  Religionsunterricht  zu  befolgenden  Plans 
kann  im  allgemeinen  die  Andeutung  genügen,  dafs  in  den  unteren  Classen  vor- 
zugsweise biblische  Geschichte  durchgenommen,  in  den  mittleren  zu  einem 
zuunmeohan^enden  Vortrage  der  christlichen  Religionswahrheiten,  insonder- 
heit nach  Lutiaers  Katechismus,  übergegangen,  in  den  oberen  Classen  aber, 
nächst  Mittheilung  einer  Einleitung  in  die  Bücher  der  heiligen  Schrift  und 
einer  Geschichte  der  christlichen  Kirche,  zu  einem  ausführlichen  Vortrage 
über  genannte  Lehren  der  christlichen  Religion  vorgeschritten,  so  wie  in 
diesen  oberen  und  mittleren,  theilweise  auch  unteren  Classen  eine  ganz  be- 
sondere Aufmerksamkeit  auf  das  Lesen  und  Erklären,  nicht  einzelner  aus 
dem  Zusammenhange  gerissener  Stellen,  sondern  vielmehr  ganzer  Abschnitte 
und  Bücher  der  h.  Schrift  gerichtet,  und  in  den  unteren  zugleich  das  Aus- 
wendiglernen der  Hauptstücke  des  Katechismus  nebst  den  Beweisstellen  und 
hierauf  sich  beziehender  Kirchenlieder  nicht  aus  der  Acht  gelassen  werden 
müssen. 

7.  Vor  allem  mufs  der  Lehrer  bei  dem  Religionsunterrichte  nicht  aus 
dem  Auge  verlieren,  dais  es  dem  Staate  darum  zu  thun  ist,  in  den  Mit- 
gliedern seiner  Schulen  Christen  zu  erziehen,  dafs  also  auch  nicht  auf  eine 
blos  in  der  Luft  schwebende,  alles  tieferen  Grundes  beraubte  sogenante  Mo- 
ralität,  sondern  auf  eine  gottesfOrchtige,  sittliche  Gesinnung,  welche  auf  dem 


^)  Die  Vormittagsstunden  mit  Gebet  auch  zu  schlielsen,  und  die  Nachmittags- 
•tondan  mit  Gebet  anzufangen  und  zu  schlieüsen,  ist  allmählich  aulser  Gebrauch 

flrekoottttso« 
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Glauben  an  Jesnm  Christom  nnd  dir  woUbegrttndeten  Erkenntnifs  der  elirist- 
liehen  Heilswahrheiten  beruht,  hisgearbeitet  werden  mnfs. 

8.  Dafs  Combinationen  von  Religionsclassen,  oder  vielmehr  die  gemein- 
sehafUiche  Unterweiamg  ron  Schfllem,  welche  nach  ihren  Vorkenntniaaeii 
nnd  dem  Standponete  ihrer  religiösen  Bildung  zu  sehr  von  einander  yW' 
schieden  sind,  vermieden  werden  müssen,  bedarf  der  besonderen  Erwihnimg 
nicht;  eine  solche  Trennung  aber  insofern  auf  Kosten  eines  ffanzen  COtus  zu 
bewirken,  dafs  wenn  bis  dahin  demselben  2  Stunden  wOchentL  gewidmet 
waren,  jede  Abtheilung  eines  solchen  Götus  nur  je  1  Stunde  wOohentl.  ei^ 
halte,  ist  unstattha^  wie  schon  überhaupt  irgend  einem  andern  Lehrobjeota 
wOchentl.  nur  1  Stunde  zu  widmen  bedenklich  ist. 

9.  Aus  allen  in  Betreff  des  Religionsunterrichts  bei  einem  Gymnasio 
getroffenen  Einrichtungen  mufs  hervorgehen,  dafs  auf  denselben  ein  hoher 
Werth  ffelegt  werde,  daher  derselbe  auch  weder  in  Hinsicht  der -ihm  zu 
widmenden  Zahl  der  Stunden  k&rglich  zu  bedenken,  noch,  wie  schon  er- 
wähnt, in  unbequeme  Stunden  zu  verlegen,  noch  ohne  strenge  Wahl  jedem 
Lehrer  zn  übertragen,  vielmehr  dem  wichtigsten  Lehrobjecte  mindestens 
gleichzustellen,  aucn,  in  welchem  Erfolge  er  sich  bei  den  Schülern  erweist» 
auf  eine  ermunternde  Weise  anzuerkennen  ist. 

10.  In  Hinsicht  der  bei  dem  Religionsunterrichte  zu  gebrauebendea 
Lehrbücher  ist  zu  bemerken,  dafs  diejenigen,  die  den  Lehrbe^ff  der  evan- 
gelischen Kirche  am  bestimmtesten  ausdrücken,  die  Moral  auf  die  Religioa 

gründen,  und  den  lebendigen  Glauben  an  Jesum  Christum  und  die  durch 
lin  geoffenbarten  Heilswahrheiten  als  das  Wesentliche  in  der  Religton  dar- 
stellen, den  Vorzug  vor  den  übrigen  verdienen,  und  dafo  bei  dem  Beligioni- 
nnterrichte  in  den  verschiedenen  Classen  der  evangelischen  Gymnasien  von 
jetzt  an  kein  Lehrbuch  ohne  vorherige  Genehmigung  des  Ministerii  eingefllhrt 
werden  darf.^ 

G.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  30.  Apr.  1838:  „Es 
ist  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  dafs  die  Schüler  der  Gymnasien  In 
der  Bibelkunde  und  in  der  Kenntniis  des  Katechismus  nicht  die  gehörige 
Festigkeit  erlangen,  so  dafs  dieselben  nicht  allein  bei  dem  Gonfirmanden- 
unterricht  hierin  sehr  häufig  hinter  den  gewöhnlichen  Elementarschulen!  auf- 
fallend zurückstehen,  sondern  auch  die  Abiturienten  in  diesen  für  jedes 
künftige  Lebensverhältnifs  so  wichtigen  und  heilsamen  Kenntnissen  nicht 
selten  sehr  vemachlässiflrt  sind,  und  später  sogar  Gandidaten  und  aageheads 
Geistliche  grolse  Mühe  haben,  den  für  Kirche  und  Schule  gleich  unentbehr^ 
liehen  Besitz  der  Hauptstücke  und  dazu  gehörigen  Bibelsprüche  ihrem  Ge- 
dächtnisse anzueignen,  um  sich  nicht  von  ihren  Katechumenen  besohämea 
zu  lassen.  Um  dieser  Disharmonie  zwischen  den  Grundlagen  des  Religions- 
unterrichts in  den  höheren  und  niederen  Schulen  zu  begegnen,  ist  es  noth- 
wendig,  da(s  bei  dem  Religionsunterricht  in  den  Gymnasien  mehr  als  bisher 
Bedacht  darauf  genommen  werde,  diejenigen  Gegenstände,  an  welche  die 
Belehrung  über  die  Wahrheiten  der  christl.  Religion  sich  wie  an  eine  feste 
Grundlage  anschliefsen  mufs,  dem  Gedächtnifs  der  Schüler  fest  einzuprägen. 

Es  ist  unerläfslich  und  auch  bei  den  hiesigen  evang.  Elementarschulen 
ausdrücklich  vorgeschrieben,  dafs  die  zum  Gonfirmandenunterricht  zuzulassen- 
den Schulkinder  zuvor  1.  die  5  Hauptstücke  des  kleinen  lutherischen  Kate- 
chismus, oder,  wo  Gonfessionsunterschiede  dem  Gebrauche  dieses  Lehrbudis 
entgegenstehen,  die  Grundlage  der  3  ersten  Hauptstücke,  die  10  Gebote,  das 
apostolische  Glaubensbekenntnifs  und  das  Gebet  des  Herrn;  2.  die  Benennung 
die  Reihenfolge  und  den  Hauptinhalt  sämmtlicher  Bücher  des  A.  und  N.  Testa- 
ments; 3.  diejenigen  Bibelsprüche,  ans  welchen  die  Uauptwahrheiten  der  christl. 
Religion  herzuleiten  sind,  und  4.  die  vorzüglichsten  und  gangbarsten  Kirchen- 
lieder auswendig  lernen,  und  es  ist  daher  der  hiedurch  bezeichnete  Lehrstoff 
dergestalt  auf  die  unteren  Glassen  zu  vertheilen,  nnd  einzuüben,  dafs  die  in 
den  Gonfirmandenunterricht  eintretenden  Kinder  die  wfinsehenswerthe  Fertig 
keit  in  demselben  erlangt  haben. 


88 

Um  sa  Terhfiten,  dafii  die  Schfiler  diese  Kenntnisse  in  den  oberen  Classen 
nieht  wieder  tos  dem  Gedftchtnisse  yerlieren,  ist  daf&r  Sorge  zu  tragen,  dals 
aach  in  diesen  nicht  allein  die  Bibel,  and  swar  in  der  lutherischen  Ueber- 
eetsnng,  bei  dem  Religionsnntenrichte  fortwährend  flei(sig  benntst  and  die 
Jagend  mit  dem  Inhalte  derselben  möglichst  genau  bekannt  gemacht,  son- 
dern auch  auf  den  Katechismus  von  Zeit  zu  Zeit  zurückgegangen ,  bei  den 
Hanptstficken  der  christl.  Gkubens-  und  Sittenlehre  der  Text  desselben  in 
das  Gedüohtnifs  zurflckgerufen,  auch  unter  Hinweisang  auf  das  oben  bemerkte 
Bedfirfnidi  und  auf  den  nationalen  Charakter  der  luther.  Katechismus-  und 
Bibelspraohe  den  Schfllem  zur  Pflicht  gemacht  werde,  sich  den  Katechismus 
nnz,  und  von  den  Bibelsprüchen  so  viel  als  mOelich  dergestalt  einzuprägen, 
da(s  sie  dieselben  jeder  Zeit  ohne  Anstofs  wiederzugeben  im  Stande  sind« 
Eine  geistvolle  Behandlung  dieser  Lehrstoffe  wird  für  die  gereifteren  Schüler 
am  so  anziehender  werden,  je  mehr  sie  darthut  und  anschaulich  zeigt,  wie 
die  höchsten  Wahrheiten  des  Ghristenthums  in  denselben  enthalten  sind,  und 
je  mehr  sie  f&r  dasienige,  was  die  Schüler  auf  den  untersten  Stufen  des 
Unterrichts  nur  unklar  aufgefaßt  haben,  einen  der  fortgeschrittenen  Ver- 
standeskraft  angemessenen  Gesichtspunct  eröffnet** 

C.  Verf.  (des  Min.  Eichhorn)  v.  7.  Juli  1844:  , Aus  mehreren  mir  vor- 
liegenden Berichten  über  den  evangelischen  Religionsunterricht  in  den  G^- 
nasien  mufs  ich  schließen,  dafs  an  denjenigen  Anstalten,  in  welchen  nicht 
Ein  evangelischer  Religionslehrer  für  alle  Classen  angestellt  ist,  bei  der  Wahl 
der  Classenlehrer,  denen  dieser  Unterricht  anvertraut  werden  mufs,  nicht  mit 
der  Sorgfalt  verfahren  wird,  welche  die  Berücksichtigung  des  wichtigen  Lehr- 
gegenstandes erheischt  Ich  sehe  mich  deshalb  veranlafst  den  K.  Prov.  Schul- 
eoUegien  zu  empfehlen,  angelegentlichst  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafe  in  den 
vorhandenen  Lehrercollegien  der  Religionsunterricht  möglichst  tüchtigen  Män- 
nern und  nur  solchen  anvertraut  werde,  welche  in  der  Prüfung  von  der 
wissenschaftl.  Prüfungscommission  als  dazu  wissenschaftlich  beflttiigt  anerkannt 
sind,  zugleich  auch  die  Eigenschaften  des  Gemüths  besitzen,  die  religiöse 
Erziehung  der  Jagend  mit  Erfolg  zu  leiten,  und  selbst  erfüllt  von  dem 
GUnben  an  die  Heilswahrheiten  des  Ghristenthums,  christliche  Erkenntnifs 
and  Gesinnuüg  in  den  Jünglingen  zu  wecken  und  zu  pflegen  im  Stande  sind. 
.  lÜt  gleicher  Sorgfalt  haben  die  K.  P|ov.  Schulcollegien  bei  der  Wahl 
neu  anzustellender  Religionslehrer  resp.  ihrer  interimistischen  Vertreter  zu 
verfahren  und  sich  deshalb  rücksichtlich  der  Vorzuschlagenden  zuvor  mit 
den  K.  Consistorien,  resp.  den  Gen.  •  Superintendenten,  welche  in  Gemäfsheit 
ihrer  Instruction  auch  auf  die  religiöse  und  kirchliche  Tendenz  der  Schulen 
ihr  Augenmerk  zu  richten  haben,  und  bei  denen  sich  eine  nähere  Bekannt- 
schaft mit  den  für  den  Religionsunterricht  geeigneten  Schulmännern  und  zu 
interimistischer  Vertretung  befähigten  Candidaten  des  Predigtamts  voraus- 
setzen läfst,.zu  benehmen. 

Den  Anträgen  auf  Bestätigung  der  Hir  den  Religionsunterricht  anzu- 
stellenden Lehrer  haben  die  K.  Prov.  Schulcollegien  künftig  die  Erklärung 
des  K.  Consistoriums  und  des  betreff.  Gen.  Superintendenten  beizufügen." 

Min.  Verf.  v.  25.  Sptb.  1855:  -Was  die  wissenschaftl.  Prüfungscom- 
mission gelegentlich  der  Keligionsprüfung  am  Gymnasium  in  N.  zu  Dstem 
V.  Js.  über  die  Ünzweckmäfsigkeit  der  theologischen  Terminologie  für  den 
Standpunct  der  Schule  bemerkt,  findet  eine  allgemeinere  Anwendung  auf  den 
Religionsunterricht  überhaupt  Wie  bei  den  Abiturientenprüfungen  nicht 
selten  zu  wenig  darauf  gesehen  wird,  dafs  eine  gründliche  Kenntnifs  des 
Inhalts  und  Znsammenhanges  der  heil.  Schrift  dargethan  werde,  so  tritt  auch 
beim  Unterricht  an  mehreren  Anstalten  in  den  oberen  Classen  das  wissen- 
schaftlich-theologische Element  zu  einseitig  und  auf  Kosten  dos  Nothwendigeren 
und  Ar  das  Jugendalter  Wichtigeren  hervor." 

U.  a.  P.  0.:  „Für  den  Religionsunterricht  der  Realschulen  ist  die 
wegen  geringer  Schülerzahl  häu^g  noch  Statt  findende  Combination  von  I 
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und  n  anfeaheben.  Die  GnTBUBdaiier  dieser  Claasen  von  sotammen  4  Jahren 
umBchliefst  eine  Zeit  des  sich  entwickelnden  Jflnglingealten  ron  la  ver- 
schiedenen Stufen,  als  dafs  der  Gegenstand  fflr  das  Bedfirfnits  eben  so  des 
unlängst  aus  III  versetzten,  vne  des  dem  Abitnrientenexamen  nahe  stehenden 
Schttlers  sweckmäfsig  behandelt  und  der  Stoff  angemessen  vertheilt  werden 
konnte. 

Die  höhere  Aufgabe  der  beiden  oberen  Olassen  darf  nicht  dazu  ver- 
leiten, Theologie  statt  der  Religion  za  lehren.  Es  kommt  darauf 
an,  den  Jünglingen,  die  in  diesen  Classen  Ober  Religion  zum  letzten  Mal  eine 
eigentliche  Unterweisung  erhalten,  die  rechte  Ausrttstang  für  das  Leben  mit- 
zugeben. Die  Behandlang  der  evangelischen  Heilslehre  muCi  ihren  Ana- 
gang  und  ihre  Begründung  immer  im  Zusammenhange  der  heil.  Schrift  finden 
und  den  ethischen  Gehalt  der  Lehre  in  Bezuf  auf  die  kirchliche  Gemein- 
schafk  und  das  innere  Leben  des  Einzelnen  fruchtbar  zu  machen  sich  an- 
gelegen sein  lassen.  Die  confessionellen  Unterscheidungslehren  müssen  be- 
sprochen werden,  aber  von  dem  Bewufstsein  aus,  dais  in  denselben  die 
kirchliche  Grundlehre  und  der  protestantische  Lehrbegriff  so  wenig  wie  der 
Inhalt  des  göttlichen  Wortes  sich  erschöpft. 

Für  das  Verständnifs  der  heil.  Schrift  in  ihrem  Innern  Zusammenhange, 
welches  eine  Hauptaufgabe  der  Schule  bildet,  haben  vereinzelte  Notizen  aus 
der  sogenannten  Einleitung  in  das  A.  und  N.  Testament  nur  geringen  Werth, 
und  sind  auf  das  Nothwendigste  zu  beschränken.  Dasselbe  mufs  bei  den 
Mittheilungen  über  Secten  und  Lehrstreitigkeiten  geschehen,  weil  der  kirchen- 
geschichtliche Unterricht  hier  vielmehr  die  Aufgabe  hat,  die  Geschichte  dea 
Reiches  Gottes  auf  Erden  in  grofsen  Zügen  darzustellen  und  biblisch  su  be- 
gründen. 

Der  Zusammenhang  und  Fortgang  des  Kirchenjahres  ist  den  Schülern 
in  lebendiger  Erinnerung  zu  erhalten  j  die  gemeinsamen  Andachten  zum  Be- 
ginn und  Schluls  der  Woche  bieten  eine  geeignete  Gklegenheit  dar,  zu  dem- 
selben Zweck  die  Perikopen  zu  benutzen.^ 

C.  Verf.  V.  16.  Octb.  1860:  -Aus  den  auf  die  C.  Verf.  v.  16.0otb.  1868 
erfolgten  Berichterstattungen  über  die  Zeit  des  Katechumenen-  undCon- 
firmandenunterrichts  der  evangelischen  Gymnasial-  und  Real- 
schüler geht  hervor,  dafs  in  den  meisten  Städten  hierin  eine  zweokm&CiM, 
das  Interesse  der  Kirche  und  der  Schule  wahrende  Ordnung  besteht.  Mr 
Sicherung  derselben,  sowie  zur  Nachachtung  für  diejenigen  Lehranstalten, 
an  welchen  die  Angelegenheit  noch  nicht  hinlänglich  geordnet  ist,  wird  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ev.  0.  Kirchenrath  hiedurch  Folgendes  festgesetzt: 

1.  Der  Religionsunterricht  der  Schule  und  der  kirchliche  Katechumenen- 
und  Gonfirmandenunterricht  bilden  jeder  für  sich  ein  selbständiges  Ghuiie. 
In  den  Gymnasien  und  Realschulen  ist  der  Religionsunterricht  ein  integriren- 
der  Theil  des  Lehrplans  jeder  Classe.  DemgemäTs  dürfen  auf  diesen  Anstalten 
die  Religionstunden  nicht  so  gelegt  werden,  dafs  die  Katechumenen  ver- 
hindert sind  daran  Theil  zu  nehmen.  Die  gegenseitige  Unabhängigkeit 
schliefst  iedoch  nicht  aus,  dafs  auf  dem  Wege  freier  Verständigung  ein  Ver- 
hältnifs  der  Ergänzung  und  Unterstützung  zwischen  dem  Lehrplan  der  Schule 
und  dem  Gange  des  Katechumenenunterrichts  hergestellt  werde;  es  ist  vid- 
mehr  zu  wünschen,  dafo  dies  häufiger  als  bisher  geschehe. 

2.  Der  Katechumenen-  und  Gonfirmandenunterricht  wird  in  der  B6gel 
an  2  entsprechenden  Wochentagen  in  der  Stunde  von  11  bis  12  Uhr  erthellt. 
Diese  Stunden  sind  deshalb  in  den  mittleren  Classen  entweder  frei  zu  halten, 
oder  mit  solchen  Lehrgegenständen  zu  belesen,  von  denen  eine  Dispensation 
für  die  Zeit  des  Katechumenen-  und  Confirmandenunterrichts  znläsaig  er- 
scheint. 

Wo  sich  die  Directoren  und  die  Pfarrgeistlichen  über  andere  Stunden 
geeinigt  haben,  hat  es  dabei,  sofern  Unzuträglichkeiten  sich  bisher  nicht 
ergeben  haben,   auch   femer  sein   Bewenden.    Neue  Abweichungen  tob 
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der  obigen  Begel  kOnnen  nur  unter  Zastimmnng  der  beiderseitigen  Provlniial« 
Aufsichtsbehörden  eingeführt  werden. 

d.  Wo  die  Geistliohen  in  der  Zeit  vor  der  Einsegnung  den  Fleifii  ihrer 
Confirmanden  mehr  als  zuvor  in  Anspruch  nehmen,  sind  nOthigenfalls  in  den 
letzten  4  Wochen  die  Anforderungen  der  Schule  an  den  häuslichen  Fleidi 
der  betreff.  Schfller  in  angemessener  Weise  zu  ermälsigen. 

Es  ist  zu  erwarten,  dafs  die  Directoren  und  Lehrer  gern  die  Hand  dazu 
bieten  werden,  die  sittliche  Einwirkung  auf  die  Katechumenen  und  Confir- 
manden mehr  und  mehr  zu  einer  gemeinsamen  Sache  der  Kirche  und  der 
Sehnle  zu  machen,  uud  demgemäfs  den  Geistlichen  nicht  nur  jede  gewünschte 
Auskunft  über  das  Verhalten  der  betreffenden  Schüler  geben,  sondern  ihnen 
auch  ans  freien  Stücken  solche  Mittheilungen  über  dieselben  zukommen 
lassen,  welche  dem  Geistlichen  als  Seelsorger  von  Wichtigkeit  sein  müssen« 

An  die  E.  Gonsistorien  werden  von  Seiten  des  Ev.  0.  Kirchenraths 
gleichzeitig  entsprechende  Verfügungen  erlassen  werden." 

0.  Verf.  V.  5.  Mai  1862:  „Die  C.  Verf.  v.  16.  Octb.  1860  bestimmt,  dafs 
der  Katechumenen-  und  Gonfirmandenunterricht  in  der  Regel  an  2  entspre- 
chenden Wochentagen  in  der  Stunde  von  11  bis  12  Uhr  ertheilt  wird,  welche 
Zeit  deshalb  in  den  mittleren  Classen  der  höheren  Schulen  entweder  frei  zu 
halten,  oder  mit  solchen  Lehrgegenständen  zu  belegen  ist,  von  denen  eine 
zeitwe&ige  Dispensation  zulässig  erscheint. 

Diese  Bestimmung  kann  nur  den  Sinn  haben,  dafs  von  der  Schulzeit 
überhaupt  nur  2  Stunden  wöchentl.  für  den  kirchlichen  Religionsunterricht 
in  Anspruch  genommen  werden  sollen.  Die  Beifügung  „in  der  Regel"  macht 
es  jedoch  unzweifelhaft,  dafs  Ausnahmen  gestattet  sind.  Sie  weiden  um  so 
zulässiger  sein,  wenn  Directoren  in  der  Zeit  des  Confirmandenunterrichts  vor 
Ostern  den  Wünschen  der  Geistlichen  so  weit  entgegenzukommen  im  Stande 
sind,  dafs  sie  in  den  betreff.  Classen  noch  1  oder  2  wöchentliche  Stunden 
frei  machen,  wenigstens  für  die  demnächst  einzusegnenden  Schüler." 

lieber  das  Verhalten  der  öffentlichen  Schule  in  Betreff  des  Religions- 
UDterrichts  von  Dissidentenkindern  setzt  die  C.  Verf.  (des  liUn.  v. 
Bethmann-HoUweg)  v.  6.  Apr.  1859  fest: 

„Die  Nöthigung  der  Dissidenten,  ihre  Kinder  einem  andern  als  dem  in 
ihrer  Religionsgesellschaft  ertheilten  Religionsunterricht  anzuvertrauen,  mufs 
als  eine  Beeinträchtigung  der  ihnen  durch  die  Verfassungsurkunde  gewähr- 
leisteten Religionsfreiheitiund  des  in  §.  74  f.  des  A.  L.  R.  II,  2  anerkannten 
Erziehungsrechts  des  Vaters  (s.  p.  2)  resp.  der  Eltern  angesehen,  und  kann 
nicht  weiter  aufrecht  erhalten  werden.  Die  betreff.  Kinder  sind  daher  auf 
Verlangen  ihrer  Eltern  von  der  Benutzung  des  in  der  öffentlichen  Elementar-, 
resp.  in  der  höh.  Bürgerschule  oder  in  Gymnasien  ertheilten  Religionsunter- 
richts freizulassen,  sobald  nachgewiesen  wird,  dafs  sie  au&erhalb  der  öffent- 
lichen Schule  oder  des  Confimandenunterrichts  Religionsunterricht  erhalten, 
und  ist  als  solcher  der  von  dem  Prediger  der  Religionsgesellschaft  ertheilte 
anzuerkennen. 

Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  der  solchen  Kindern  ertheilte 
Religionsunterricht  nichts  dem  Staatsgesetze  Widersprechendes,  Verbrechen 
oder  Vergehen  Begünstigendes,  die  Treue  ^egen  den  Staat  und  die  Sittlich- 
keit Greflihrdendes  enthalten  darf;  widrigenfalls  die  K.  Regierung  gegen  den- 
selben ebenso  wie  gegen  andere  ungesetzliche  Formen  und  Aeuifierungen  der 
Religionsübung  repressiv  einzuschreiten  haben  würde. 

Die  Befürchtung,  dafs  auch  andere  Eltern,  die  zwar  noch  äufserlich  der 
Landeskirche  angehören,  aber  mit  deren  Bekenntnifs  sich  in  Widerspruch 
befinden,  und  überhaupt  wenig  Werth  auf  die  sittlich-religiöse  Erziehung  der 
Jagend  legen,  dnrch  solche  Beispiele  verleitet  werden  möchten,  ihre  Kinder 
ebenfalls  willkürlich  dem  öffentlichen  Religionsuntericht  zu  entziehen,  kann 
als  begründet  nicht  angesehen  werden,  da  ein  solches  Zugeständnis  nur  den- 
jenigen Eltern  gemacht  wei^n  kann  und  darf,  welche  durch  eine  förmliohey 
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den  bestehenden  Beetimmangen  entsprechende  Erkläning  ihren  Ansiritt  im 
der  Landeskirche  bewirkt  haben. 

Hinsichtlich  solcher  Kinder  aber,  welche  auf  das  nach  den  bestehenden 
gesetalichen  Bestimmungen  als  gerechtfertigt  nicht  abzuweisende  Verlangen 
mrer  Eltern  dem  Religionsunterricht,  welcher  in  den  öffentlichen  Schuen 
zur  Begründung  wahrhaft  christlichen  Glaubens  und  Lebens  nach  der  be> 
wfthrten  Weise  der  Kirche  ordnungsmäfsig  ertheilt  wird,  entzogen  werden, 
hat  die  Schule  in  Betreff  ihrer  Sittlichkeit  und  ihres  Verhaltens  ein  besonderea 
Augenmerk  zu  richten,  und  ist  vom  Standpunct  der  Schuldisdplin  jedea 
Aergernifs  und  Hindemifo  zu  beseitigen,  welches  sich  der  Aufgabe  der  Schule 
auf  dem  Gebiet  christlicher  Erziehung  entgegenstellen  möchte.'^  — 

Ueber  den  jfldischen  Religionsunterricht  s.  oben  p.  21;  vrgl. 
Abschn.  V. 

&  Dentscli, 

G.  Verf.  V.  8.  M&rz  1843:  „Das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Goblenz  hat 
sich  Tcranlafst  gesehen,  die  Gymnasialdirectoren  seines  Verwaltungsbezirks 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafs  der  Unterricht  in  der  Mutter- 
sprache in  den  unteren  und  mittleren  Classen  höherer  Lehranstalten 
häufig  in  ganz  zweckwidriger  Weise  ertheilt  werde.  Namentlich  sei  dem 
theoretisch-grammatischen  Unterricht  in  derselben  unter  dem  Namen  ^Sprach- 
denklehre**,  oder  auch  unter  anderem  Namen  ofk  eine  Gestalt  gegeben,  welche 
durch  abstruse  Terminologien  oder  dflrre  gehaltlose  Uebungen  den  jugend- 
lichen Geist  weit  öfter  alMtumpfe,  als  wahrhaft  bilde,  den  Zweck  lel>endiger 
Anschauung  der  Muttersprache  in  gehaltv6llen,  Geist  und  Gemflth  bildenoen 
Musterstacken  und  sicherer  Aneignung  der  Sprache  zu  geläufigem  und  cor- 
rectem  schriftlichem  und  mfindlichem  Gebrauch  öfter  hemme,  als  fördere, 
und  somit  einer  inhaltsvollen,  den  Geist  selbst  mit  gesunder,  frischer  Nahruns 
fflr  das  ganze  Leben  erfüllenden  Bildung  der  Jugend  nicht  nur  die  Zeit  und 
Kraft  des  Lehrers  wie  der  Schüler  entziehe,  sondern  auch  derselben  dnrch 
ein  todtes  Formelwesen  positiv  nachtheilig  werde. 

Je  weniger  sich  bis  jetzt  die  verschiedenen  Ansichten  Ober  die  Er- 
thcilung  des  deutschen  Unterrichts  in  den  höheren  Lehranstalten  geeinigt 
haben,  desto  noth wendiger  ist  es,  diejenigen  Versuche  aus  densel^n  fem 
in  halten,  welche  durch  die  Erfahrung  sowohl,  als  durch  eine  richtige  Wflr- 
diffung  derselben  als  unfruchtbar  oder  gar  nachtheilig  erkannt  werden.  Dahin 
gehört  der  in  manchen  Anstalten  übliche  theoretiiche  grammatische  Unter- 
richt id  der  Muttersprache,  welcher  die  deutsche  Sprache,  den  Sohfilm 
gegenüber,  gleichsam  als  eine  fremde,  erst  noch  zu  erlernende  betrachtet^ 
oder  die  natürliche  Aeufserung  der  Sprachthätigkeit  von  dem  Standpnnete 
eines  philosophischen  grammatischen  Systems  ansieht  und  zu  einer  bewufsten 
lu  erheben  sucht,  und  häufig  schon  m  der  Behandlung  des  Gegenstandes 
von  Seiten  des  Lehrers,  so  wie  in  der  sich  kund  gebenden  Theilnahmlosi|^ 
keit  der  Schüler  seine  Unzweckmäfsigkeit  zu  erkennen  giebt.  Während  mt 
lateinische  Unterricht  am  natürlichsten  Gelegenheit  darbietet,  den  Knaben 
an  dieser  ihm  fremden  Sprache  grammatische  Formen  und  Verhältnisse  an- 
schauen und  auffassen  zu  lassen,  und  ihn  bei  fortschreitender  Entwickelnng 
anzuleiten,  die  so  erworbenen  Kenntnisse  allmählich  und  besonders  wenn 
ihm  das  Verständnifs  der  an  Formen  und  feinen  Unterscheidungen  noch 
reicheren  griechischen  Sprache  eröffnet  wird,  zu  solchen  zu  erheben,  welelie 
auf  dem  sprachlichen  Gebiete  allgemeine  Gültigkeit  haben,  dentet  das  K. 
Prov.  Schulcoll.  zu  Coblens  mit  Recht  darauf  hin ,  dafs  der  deutsehe  Unter- 
richt überall  die  Aufgabe  zu  verfolgen  habe,  die  Muttersprache  in  geeigneten, 
ftlr  das  jedesmalige  Alter  der  Schüler  angemessenen  Musterstfloken 
zur  lebendigen  Anschauung  zu  bringen  und  dadurch  die  sichere  Aneignnif 
der  Sprache  zu  fördern.  Wird  auf  diese  Weise  die  natürliche  Spraebent- 
wiekelung  unterstützt,  so  wird  es  niemals  an  Veranlassung  fehlen,  beim  f 
das  Fehlerhafte  in  der  Aussprache  zn  entfemfs,  auf  die  richtige 
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bildang  Anfinerkaam  zu  machen,  die  Orthographie  za  befeztigen,  Natflirlich- 
keit  and  Wahrheit  des  Ausdracks  zn  befördern,  überhaupt  das  Sprachgefühl 
ohne  ein  dürres  Analysiren  der  einzelnen  Wörter  und  S&^  immer  mehr  ans- 
anbüden  and  za  schärfen.**  — > 

Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  za  Goblenz  v.  16.  Juni  1848:  „In 
den  uns  Torliegenden,  auf  unsere  Verfügung  vom  8.  Octb.  v.  J.  eingegangenen 
Berichten  s&mmtlicher  Gymnasial -Directionen  der  Provinz  giebt  sich  nicht 
nur,  wie  dies  zu  erwarten  stand,  eine  ernste  Aufßissung  und  Würdigung  der 
Aufgabe  der  Gymnasien,  ihre  Zöglinge  zn  klarer  und  angemessener  münd- 
licher Darstellung  ihrer  Gedanken  zu  beüihigen,  kund,  sondern  es 
tritt  auch  durchgängig  eine  erfreuliche  Uobereinstimmung  über  die  Mittel 
dieser  Aufgabe  zu  genügen ,  und  die  dabei  in  Betracht  kommenden  allge- 
meinen Gesichtspuncte  hervor. 

Es  wird  durchgängig  anerkannt,  dafs  die  Aufgabe  der  Gymnasien  nicht 
ist,  den  Schein  einer  Beredtsamkeit,  welche  nur  die  Frucht  gereifter  männ- 
licher Bildung  sein  kann,  bei  Jünglingen  zu  erzielen,  dieselben  an  ein  Sprechen 
um  za  sprechen,  ein  geläufiges  Wortemachen  über  das,  was  der  Jüngling 
noch  nicht  empfunden  und  noch  nicht  begriffen  hat,  gewöhnen  zu  wollen, 
wodurch  nur  eine  wesentliche  Grundlage  ächter  Beredtsamkeit,  die  Wahr- 
haftigkeit, gefährdet  werden  könnte;  dafs  daher  die  zur  Entwickelung  der 
Redefähigkeit  in  den  Gymnasien  anzustellenden  Uebungen  nicht  über  die 
Sphäre,  in  welcher  die  Schüler  sicher  und  einheimisch  geworden  sind,  hin- 
ausgreifen,  in  keiner  Weise  zu  Ostentationen  und  anmafslichem  Hinausgehen 
über  den  jugendlichen  Standpunct  veranlassen  dürfen,  und  sich  also  in  der 
Regel  auf  freie  Reproduction  dessen ,  was  die  Schule  zum  geistigen  Eigen- 
thum  ihrer  Zöglinge  gemacht  hat,  beschränken  müssen. 

Nicht  minder  wird  aber  auch  anerkannt,  da(s  durch  stetige  Sorge  für 
die  Ausbildung  der  Sprachorgane,  und  der  sonstigen  Anlagen,  durch  deren 
Entwickelung  die  Wirksamkeit  der  Rede  äufserlich  bedingt  ist,  durch  viel- 
fache und  planmäfsige  Uebungen  des  Gedächtnisses,  durch  strenge  Gewöhnung 
an  geordnetes  Denken,  und  an  klare  Gestaltung  und  bündige  Darstellung 
des  Gedachten ,  so  oft  der  Schüler  in  irgend  einer  Lection  Veranlassung  hiS 
sich  auszusprechen,  endlich  durch  eigene  geordnete,  abgestufte  Uebungen  in 
freier  Darstellung  von  den  Gymnasien  für  den  in  Rede  stehenden  Zweck 
vieles  vorbereitend  gethan  werden  kann  und  mufs,  dafs  sie  ihre  Aufgabe 
nicht  lösen,  wenn  sie  ihre  Zöglinge  nicht  aufser  gründlichen  Kenntnissen 
auch  mit  der  Fähigkeit,  das  Erkannte  zu  gestalten  und  darzustellen,  aus- 
rüsten. 

Es  wird  femer  durchgängig  anerkannt,  dafs  keineswegs  die  Lehrer  des 
Deutschen  allein  für  die  Leistungen  der  Schule  in  dieser  Hinsicht  verant- 
wortiich  sein  können,  sondern  dafs  alle  wissenschaftlichen  Lehrer  theils  im 
allgemeinen  durch  den  mächtigen  Einflufs  ihres  Beispiels,  theils  dadurch,  dafs 
sie  immer  auf  klare,  bestimmte  vollständige  Antworten,  und  wo  dazu  irgend 
Gelegenheit  ist,  auf  zusammenhangende  Darstellung  dringen,  wesentlich  mit- 
wirken können  und  sollen;  dafs  die  Resignation,  welche  ruhig  den  Schüler 
zum  Wort  kommen,  ihn  ausreden  läfst,  und  seine  Entwickelungen  und  Vor- 
träge nur  wo  es  unerläfslich  ist,  unterbricht,  eine  wesentliche,  wenn  auch 
nicht  immer  vorhandene  Eigenschaft  eines  guten  Lehrers  ist. 

Der  Grundsatz  der  alten  Meister:  Salus  egregius  dicendi  magister  ist 
gleichermafsen  in  den  vorliegenden  Berichten  durchgängig  zu  voller  An- 
erkennung gekommen,  und  im  Zusammenhang  damit  unter  anderm  auch  den 
schriftlichen  Uebersetzungen  aus  den  Classikem  ihre  volle  Bedeutung  als 
Stilübung  beigelegt.  Wenn  in  einem  der  vorliegenden  Berichte  behauptet 
wird,  solche  Uebungen  machten  im  Gegentheil  den  Stil  holpricht  und  un- 
beholfen, so  wird  dagegen  in  anderen  auf  das  vollgültige  Zeugnifs  der  römi- 
schen Redner  verwiesen,  und  in  einem  derselben  treffend  Folgendes  bemerkt: 

„In  den  freien  schriftlichen  Arbeiten,  zumal  der  unteren  und  mittleren 
Classen,  deren  Gesichtaitieis  ja  nur  ein  beschränkter  sein  kann,  dreht  sich 
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der  Sebfller  im  aUtiglicheB  ihm  gewohnt  jp^wordener  Worte  mud  Yonlelliiii- 
gen.  In  der  Uebeiaetsung  der  Alten  mnu  er  ftlr  neue  VorsteUnngen  und 
Verbindungen  di^  Ansdrflcke  und  Fienren  seiner  Sprache  suchen.  In  diesem 
Elampfe  wächst  ihm  die  Kraft,  mehrt  sich  der  Reichthnm,  in  jenem  Ge- 
schreibe, denn  es  ist  oft  nicht  mehr,  bleibt  die  alte  Armuth  eben  nur  Armuth.'' 

Diese  durchgangige  Uebereinstimmung  s&mmtlicher  Directionen  Aber  die 
▼erliegende  Frage  in  mren  wesentlichen  Beziehungen  berechtigt  zu  der  Er- 
wartung, dafo  dem  in  unserer  Verfügung  vom  8.  Octb.  ▼.  J.  von  neuem  ver- 
gegenwärtigten Ziele  mit  Erfolg  an  den  Gvmnasien  der  Provinz  nachgestrebt 
werden  wird,  und  wenn  in  den  meisten  aer  vorliegenden  Berichte  zugleich 
anerkannt  wird,  dafs  die  Leistungen  der  Anstalten  in  fraglicher  Hinsicht» 
auch  abgesehen  von  ärztlichen  und  individuellen  Hindernissen,  wesentlich 
hinter  dem  znrfickbleiben.  was  geleistet  werden  könnte  und  sollte,  so  zeugen 
diese  Bekenntnisse,  welche  allerdings  durch  unsere  Beobachtungen  völlig 
bestätigt  werden,  von  dem  Ernst,  mit  welchem  die  Aufgabe  eruifst  winj^ 
und  geben  eine  erfreuliche  Bürgschaft,  dafs  unsere  Gymnasien  sich  nicht 
damit  zufrieden  stellen  werden,  Mittelmäfsigcs  oder  gar  Geringes  in  der  frag- 
lichen Hinsicht  zu  leisten. 

Aus  den  Erfahrungen  und  Wünschen,  welche  nur  in  einzelnen  der  vor- 
liegenden Berichte  ausdrücklich  ausgesprochen  sind,  glauben  wir  Folgendea 
noch  hervorheben  zu  müssen: 

Wenn  ein  und  der  andere  Bericht  eine  Vermehrung  der  Lehrstunden 
fttr  das  Deutsche,  besonders  in  den  oberen  Glassen  noth wendig  findet,  to 
sprechen  andere  sich  entschieden  dafür  aus,  dafs  2  wöchentliche  Stunden  in 
den  oberen  Glassen  vollkommen  hinreichen,  wenn  alle  Lehrer  und  alle  Lehr^ 
stunden  angemessen  zusammenwirken.  Wir  werden  beide  Ansichten  rar 
Kenntnifs  des  vorgeordneten  K.  Ministeriums  bringen. 

Es  wird  femer  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  wichtig  auch  für  den 
fraglichen  Zweck  ein  bewufstes  Zusammenwirken  aller- Lehrer,  ein  gegen- 
seitiges Kenntnifsnehmen  von  dem  Unterricht  der  Gollegen  nach  Form  und 
Inhalt  sei,  wozu  gegenseitiges  Besuchen  in  den  Lehrstunden  wesentlich  mit- 
wirken könne.  Die  Richtigkeit  dieser  Bemerkung  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
und  wir  können  nur  dringend  wünschen,  dafs  sie  allgemeine  Beachtunsr  finde. 

Die  Wichtigkeit  des  Gesangunterrichts  auch  für  den  fraglichen  Zweck, 
namentlich  fQr  Ausbildung  der  Sprachwerkzeuge,  wird  mit  Recht  hervor- 
gehoben. 

Nicht  minder,  wie  wichtig  es  sei,  auf  die  Entwickelnng  der  körperlichen 
Haltung  in  ihrer  Beziehung  auf  angemessenen  nnd  wirksamen  Vortrag  ra 
achten,  zugleich  aber  alles  Theatralische  und  jede  Uebertreibung  fem  zn 
halten.  Es  wird  dabei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  es  angemessen  ist, 
nicht  von  den  Bänken  aus,  sondern  vor  der  Classe  oder  vom  Katheder  ans 
recitiren  und  vortragen  zu  lassen. 

Es  wird  ferner  auf  den  Nutzen  öfter  wiederkehrender  Redeacte  im  Kreise 
der  Schule  aufmerksam  gemacht.  Was  hierüber  von  der  Direction  des  Gym- 
nasiums zu  N.  bemerkt  wird,  theilen  wir  im  Folgenden  zu  reiflicher  Er- 
wägung der  Lehrercollegien  mit: 

„Ob  von  Zeit  zu  Zeit  wiederkehrende  Redeübnngen,  auf  den  Kreis  der 
Schule  beschränkt  und  mit  Vermeidung  jeder  Art  ö£fentlicher  Schaustellung, 
vor  der  ganzen  versammelten  Schule  oder  einigen  Glassen,  in  Gegenwart 
mehrerer  oder  aller  Lehrer  angestellt,  den  Zweck  fordern  möchten,  ist  ein 
Gedanke,  über  dessen  Werth  und  Ausfahrbarkeit  Erfahmng  entscheiden 
müfste.  Nur  die  Besten,  damit  es  Auszeichnung  werde,  und  aus  den  oberen 
Glassen  nur  mit  eigenen  Arbeiten,  als  welche  gelungene  Uebersetzungen, 
zumal  metrische,  füglich  gelten  könnten,  würden  auftreten  dürfen. 

In  dieser  Art  der  Oeffentlichkeit  wird  alles  Theatralische,  zu  welchem 
in  Städten  mit  stehenden  Theatem  die  Versuchung  nahe  liegt,  und  Garikirte 
leicht  vermieden  werden  können.  Die  Rede,  soll  sie  lohnend  sein  und  den 
Redner  q>oraen,  fordert  ein  Kreis  von  Znhörera  tmd  findet  ihren  Preis  im 
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Aage  und  Antlits  des  Hörenden.  In  so  angestellten  Uebongen  mOchte  der 
Knabe  und  Jflngling,  aus  dem  gewöhnlichen  Einerlei  seiner  Classe,  das  ihm 
dnrch  ach^äbriges  Zasammenleben  zu  etwas  alltäglichem  wird ,  auf  einen 
etwas  erweiterten  Kreis  hinaustretend,  Vertrauen  zu  der  eigenen  Kraft  finden. 
In  diesem  würde  der  künftige  Geisüiche,  Lehrer  oder  Reohtsgelehrte  zu 
rechter  Zeit  versuchen  können,  ob  ihm  die  in  seinem  künftigen  Berufe  un- 
entbehrliche Gabe  der  Bede  einwohne  oder  nicht.  Wie  die  Sachen  letzt  hier 
stehen,  entschließt  sich  mancher  Jüngling  zum  Studium  der  Theologie,  dessen 
erste  Predigt  seine  erste  öffentliche  Rede  ist,  oder  der  Rechte,  der  vor  sei- 
nem ersten  stotternden  Vortrage  nur  seiner  Classe  den  Cicero  oder  Demo- 
stfaenes  vorexponirt  hat.  Solche  Uebungen,  in  Gemeinschaft  angestellt,  möch- 
ten ein  Band  mehr  werden,  durch  welches  die  Schüler  der  einzelnen  Classen 
sich  als  Schüler  einer  Schule  erkennten.  Redeübungen,  wie  ich  sie  mir  an- 
mdenten  erlaube,  waren  in  der  Landesschule  Pforta  Feste  geworden  und 
blieben  in  ihren  Folgen  fruchtbringend  für  das  Leben.  Unsere  Redeübungen 
bei  öffentlichen  Prüfungen  fordern,  eben  weil  sie  öffentlich  sind,  ganz  eigene 
Rücksichten.  Hier  reden  nur  die  Schüler  der  unteren  Classen  gern  und  mit 
Lost,  die  der  oberen  folgen,  wenn  dazu  aufgefordert  wird,  meistens  nur  dem 
Gebot  der  Schule." 

DaTs  es  zweckm&fsig  ist,  nicht  blofs  Gedichte,  sondern  auch  prosaische 
Stücke  in  den  unteren  und  mittleren  Classen  recitiren  zu  lassen,  diu«  zu  den 
freien  Vorträgen  der  oberen  Classen  geschichtliche  Stoffe  zwar  bequem  für 
die  Schüler,  aber  weniger  geeignet  sind,  dais  darauf  gehalten  werden  muls, 
daCs  diesen  Vorträgen  eine  klare  Disposition  zu  Grunde  liege,  dafs  Disputir- 
flbungen.  welche  sich  an  die  Aufsätze  der  Mitschüler  und  deren  Beurtheilung 
anschlieisen,  von  Nutzen  sein  können,  sofern  ein  geübter  Lehrer  sie  leitet 
und  beherrscht,  wird  von  mehreren  Seiten  mit  guten  Gründen  hervorgehoben. 

Es  hat  sich  femer  sehr  nützlich  erwiesen,  am  Schlüsse  der  Lehrstunden 
r^elmälsig  etwas  Zusammenhangendes  aus  dem  Bereich  des  AufgeMiten 
▼on  den  einzelnen  Schülern  wiedergeben  zu  lassen. 

Die  Uebung  einzelner  Anstalten,  bedeutende  Abschnitte  aus  Classikem, 
s.  B.  eine  ciceronische  Rede,  nachdem  sie  vollständig  erklärt  sind,  aus  dem 
Original  in  freier  Nachbildung  deutsch  vortragen  zu  lassen,  erscheint  eben- 
falls sehr  beachtungswerth. 

Erheblich  erscheint  auch  die  Bemerkung,  dafs  Schreibübungen  nament- 
lich Abfassung  von  Aufsätzen  in  der  Schule,  mit  Ausschliefsung  aller  frem- 
den Hülfsmittel,  und  als  Gewöhnung,  die  Gedanken  mehrere  Stunden  lang 
auf  einen  Gegenstand  zu  concentriren,  in  den  oberen  Classen,  mäfsig  an- 
gewendet, sehr  förderlich  sein  würden. 

Die  Nothwendigkeit,  dafs  die  Schüler  aus  dem  Leben  vaterländischer 
Schriftsteller  Muster  eines  guten  Vortrags  gewinnen,  wird  auch  in  der  frag- 
lichen Beziehung  mehrfach  hervorgehoben.  Wir  müssen  hier  wiederholen, 
dab  die  durch  die  Schule  bewirkten  f  otalanschauungen  edler  und  reiner 
Erzeugnisse  der  vaterländischen  Literatur  in  dieser  wie  in  anderen  Beziehun- 
gen sich  fruchtbarer  erweisen  werden,  als  die  grammatische  Zergliederung, 
welche  so  oft  kleinlich  wird  und  die  lebendige  Totalanschauung  hindert, 
während  sie  dieselbe  in  keiner  Weise  zu  ersetzen  vermag. 

Die  grofse  Bedeutung  des  Vorbildes  der  Lehrer  in  der  fraglichen  Be- 
siehung ist  in  keinem  der  vorliegenden  Berichte  verkannt,  in  einem  derselben 
aber  mit  besonderem  Nachdruck  hervorgehoben,  als  das  beste  Förderungs- 
mitteL  Es  wird  mit  Recht  bemerkt,  dais  der  Lehrer  vor  allen  Dingen  selbst 
leisten  müsse,  was  er  von  dem  Schüler  fordert,  dafs  also  alle  Ansprachen 
des  Lelfrers,  wozu  so  manche  Veranlassung  sich  ergiebt,  nach  Inhalt  und 
Form  musterhaft  sein,  dafs  namentlich  die  öffentlichen  Reden  der  Lehrer 
whrklich  freigehaltene,  nicht  gelesene  Reden  sein  sollten.  Dafs  manchem 
wackem  Lehrer  die  hiezu  erforderliche  Gabe  versagt  ist,  ist  nicht  in  Abrede 
zu  stellen,  dafs  es  aber  bei  ernster  Auffassung  der  Wichtigkeit  der  Sache 
immer  m^ren  gelingen  wird»  das  Talent  dazu  zu  entwickeln,  und  so  eine 
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wesentliehe  Eigensehaft  dee  Lehren  sieh  ansueigiieny  dflrtbii  wir  nleht  b^ 
Bweifeln. 

Wir  empfehlen  die  im  yorstehenden  mitgetheilten  Vonohlige  und  Er> 
flüiniiigen  der  Direction  and  dem  Lehrercollegium  zar  sorgfUtigeii  Prfiftmg 
und  Beiushtuog.^ 

C.  Verf.  V.  24.  Octb.  1837:  —  „Eine  TorzOgliche  AufmerkfunUl 
ist  den  Directoren  in  Hinsicht  der  Aufgaben  zu  den  freien  deutschen 
und  lateinischen  Aufsätzen  um  so  mehr  zu  empfehlen, Je  grOlsere  Ulla» 
griffe  bei  ihrer  Wahl  noch  immer  gemacht  werden.  Themata,  bei  welclMB 
der  Schüler  über  ganz  abstracto  oder  ihm  unbeluuinte  Gegenstinde  sogenaonla 
eigene  Gedanken  produciren  soll,  überschreiten  die  Grenzen  des  Gymnaaial- 
Unterrichts,  sind  folglich  unzweckmäfsig  und  gereichen  dem  Lehrer,  der  lie 
stellt,  mit  Recht  zum  Vorwurf,  und  dem  Schüler,  der  sie  bearbeiten  aoU^ 
zur  Qual.  Vielmehr  müssen  diese  Aufgaben  stets  so  gewählt  sein,  dafii  di« 
Schüler  den  Stoff,  den  sie  in  ihren  Aufsätzen  zu  bearbeiten  haben,  bereiti 
kennen  und  einigermaßen  beherrschen;  überdies  mufs  ihnen  der  Lehrer  bei 
J«der  nach  der  Verschiedenheit  der  Classen  zu  stellenden  Aufgabe  den  G^ 
s1«litspunct,  unter  und  nach  welchem  sie  den  bekannten  ihnen  gegebenaa 
Stoff  behandeln  sollen,  aufs  bestimmteste  bezeichnen  und  entwickeln.*  ^ 

Min.  Verf.  y.  6.  Dcb.  1856:  „Auf  den  Bericht  y.  11.  y.  M.  genehmige 
ich,  dafs  bei»  Gymnasium  zu  N.  das  mittelhochdeutsche  Lesebueh  yon  W#Ai- 
hoid  eingeführt  w«rde.  Ich  bemerke  bei  dieser  Veranlassung,  dafs  die  geriiM 
dem  Unterricht  im  Deutschen  zugewiesene  Stundenzahl  neben  den  anderen  fflr 
dieselben  bestimmten  Aufetben  eine  dauernde  Beschäftigung  mit  dem  Alt- 
und  Mittelhochdeuttelien  in  den  Lehrstnnden  selbst  nleht  zuläitt  Üb 
so  mehr  ist  zu  wünschen,  Mk  di^'enigen  Lehrer  der  oberen  Classen,  wel^e 
in  der  Geschichte  der  Mutterspraebe  gründliche  Studien  gemacht  haben,  aiek 
beim  Unterricht  zwar  auf  die  nöthigsten  lUttheilungen  derselben  besehrinken. 
dabei  aber  den  Schülern  die  Anregung  zi  «eben  suehen,  sieh  priyatim  nnd 
ans  eigenem  Interesse  weiter  damit  zu  beschilligien.  Zu  dem  Ende  iai  darauf 
hinzuwirken,  dais  auch  die  Schülerbibliotheken  mit  4aUn  gehörigen  Bflohem 
versehen  sind.^ 

Philosophische  Propädeutik.  C.  Verf.  y.  26.  Mai  1825  (■hi.T. 
Altenstein) :  „Seit  längerer  Zeit  haben  mehrere  geachtete  Schulmänner  dem  Min. 
den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben,  dafs  philosophische  Vorbereitungstudien 
wieder  in  den  Kreis  des  Gymnasialunterrichts  aufgenommen  werden  mOehteti 
damit  die  abgehenden  Gymnasiasten  nicht  ganz  ohne  Vorbegriffe  und  Vor- 
übungen dieser  Art  die  Hörsäle  der  Universität  betreten  dürften.  Damit  dae 
K.  Consistorium  über  die  desfallsigen  Absichten  des  Min.  nioht  länger  In 
Zweifel  .sei,  communicirt  es  dem  K.  Consist.  in  der  Anlage  Abschrift  einer 
unter  dem  14.  v.  M.  an  das  K.  Ck)n8istorium  zu  Magdeburg  in  dieser  Hinsieht 
eriassenen  VerHlgung  zur  Kenntnifsnahme  und  Nachachtung**. 

—  „So  wenig  das  Ministerium  einen  theoretisch -systematischen  Vortrag 
der  Philosoph.  Wissenschaften  Hlr  die  Gymnasien  als  geeignet  betraehtM 
kann,  eben  so  wenig  läfst  sich  verkennen,  dafs  bei  der  bisherigen  Einrieh- 
tung,  wo  die  studircndcn  Jünglinge  ohne  alle  Vorbereitung  auf  das  Stndinni 
der  Philosophie  und  ohne  eine  Vorstellung  von  dem,  was  Philosophie  itl^ 
und  von  dem  philosoph.  Standpuncte  zu  haben,  die  Universität  beliehen, 
zwischen  dieser  und  den  Gymnasien  eine  zu  grofse  Kluft  Statt  findet,  welehe 
durch  Anordnung  philosophischer  Vorbereitungstudien  auf  den  Gymn.  aw- 
luftlllen  schon  seit  längerer  Zeit  von  dem  Min.  beabsichtigt  wird.  Solebe 
philosoph.  Vorbereitungstudien  würden,  wie  auch  schon  die  zur  Bezetchnnug 
der  Aufgabe  gewählte  Benennung  andeutet,  Jeden  blofs  theoretlseh-systenuk 
tischen  Vortrag  der  einzelnen  philosoph.  Doctrinen  ausschliefsen ,  nnd  aleil 
den  Zweck  setzen  müssen,  die  Schüler  etwa  der  beiden  obersten  Gymnasial- 
olassen  In  1  oder  2  Stunden  mit  allgemeinen  Vorstellungen  und  näher  mit 
Gedankenformen,  wie  sie  ebensowohl  dem  bloa  raisonnirenden  als  dem  Mhe> 
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rra  Philosoph.  Denken  gemeinsohaftlich  sind,  zu  beseh&ftigen,  sie  mitMi 
pnktischer  Uebangen  la  gewöhnen,  mit  förmliehen  Gedanken  amsagehen, 
mid  sie  darin  stnfenweis  bis  so  dem  Puncte  an  führen,  auf  dem  sie  für  das 
STStemalische  Studium  der  Philosophie,  womit  der  Universitätsnnterricht  be- 
ginnt, als  reif  zu  erachten  sind.  Eine  solche  praktische  Beschäftigung  mit 
allgemeinen  Vorstellungen  und  näher  mit  Gedankenformen  auf  Gymn.  würde 
m  dem  sjrstematischen  Studium  der  Philosophie,  welches  der  Universität  aus- 
■diliefslieh  verbleibt,  die  nähere  Beziehung  haben,  dafii  das  speculative 
Denken  theils  eine  Uebuiu'  voraussetzt,  in  abstracten  Gedanken  für  sich, 
ohne  sinnlichen  Stoff,  der  in  dem  maüiemat  Inhalte  noch  vorhanden  ist, 
§kh  za  bewegen,  theils  aber,  dafii  die  Gedankenformen,  deren  Kenntniss 
doreh  solchen  Gymnasialunterricht  verschafft  würde,  später  bei  dem  eigeni- 
liehen  Studium  der  Philosophie  ebensowohl  gebraucht  werden,  als  sie  auch 
einen  Haupttheil  des  Materials  ausmachen,  das  die  Philosophie  zu  verarbeiten 
bat.  Was  den  bestimmten  Kreis  der  Kenntnisse  betrifft,  an  welchen  die 
Gjmnasiallehrer  die  Schüler  der  beiden  obersten  Classen  mittels  solcher 
railoeoph.  Vorbereitungstudien  zur  Bekanntschaft  und  Gewohnheit,  mit 
rormlicnen  Gedanken  umzugehen,  anleiten  können,  so  ist  die  Geschichte  der 
Philosophie,  welche  sonst  wohl  in  der  ersten  Classe  der  Gymnasien  gelehrt 
worden,  zu  dem  fragl.  Zweck  nicht  geeignet,  weil  sie,  ohne  die  speculative 
Idee,  für  welche  die  Schüler  in  den  Gymn.  noch  nicht  reif  sind,  vorauszu- 
setzen, leicht  in  eine  Erzählung  zufälliger  mttfsiger  Meinungen  ausarten,  und 
eine  nachtheilige  und  verächtliche  Meinung  von  der  Philosophie  hervorbrin- 
gen könnte.  Dagegen  würden  sich  zu  dem  fragl.  Vorbereitungsunterrichte  vor- 
züglich die  Anfangsgründe  der  Logik  und  der  sogenannten  empirischen 
Psychologie  eignen.  Die  der  zuletzt  gedachten  Doctrin  angehörigen  Vor- 
fteuungen  von  den  Empfindungen  der  äufseren  Sinne,  Einbildungskraft,  Ge- 
dächtnUs  und  von  den  weiteren  Seelenvermögen  können  den  tragl.  Unter- 
richt beginnen,  und  um  so  mehr  als  Einleitung  in  die  logischen  Uebungen 
benutzt  werden,  als  diesen  nothwendig  eine  Erwähnung  von  den  Geistes- 
fiShigkeiten,  die  von  dem  eigentlichen  Denken  verschieden  sind,  vorausge- 
schickt werden  mufs.  An  den  Unterricht  von  den  äufseren  Sinnen,  den  Bil- 
dern und  Vorstellungen,  von  der  Verbindung  (sogenannter  Association)  der- 
selben, dann  weiter  von  der  Natur  der  Sprache,  vornehmlich  aber  von  dem 
Unterschiede  zwischen  Vorstellungen,  Gedanken  und  Begriffen,  würden  die 
Lehrer  in  den  Gymnasien  viel  Bildendes  und  Anziehendes  für  die  Schüler 
saknüpfen,  und  zugleich,  wenn  sie  auch  den  Antheil,  den  das  Denken  am 
Anschauen  u.  s.  w.  hat,  gehörig  bemerklich  machten,  den  Schülern  eine  directe 
Einleitung  in  das  Logische  geben  können.  Als  Hauptgegenstand  dieser  vor- 
bereitenden Uebungen  würden  aber  vorzüglich  die  Anningsgründe  der  ge- 
wöhnlichen Logik,  und  namentlich  die  Lehren  von  dem  Begriffe,  dem  Ür- 
Üieile  und  dem  Schlüsse,  und  deren  Arten,  dann  von  der  Definition,  Ein- 
tiieilung,  dem  Beweise  und  der  wissenschaftlichen  Methode  zu  benutzen  sein, 
and  an  diese  würde  man  etwa  noch  die  Kantischen  Kategorien  als  soge- 
nannte Stammbegriffe  des  Verstandes  anschliefsen ,  und  endlich  noch  die 
Antinomieen  erwähnen  können,  um  den  Schülern  eine  wenigstens  negative 
und  formelle  Aussicht  auf  die  Vernunft  und  die  Ideen ,  und  auf  die  mittels 
derselben  zu  erlangende  höhere  Befriedigung  zu  eröffnen.  Für  die  Ver- 
knüpfung dieses  logischen  Unterrichts  mit  der  Gymnasialbildung,  spricht 
der  Umstand,  dafs  kein  Gegenstand  weniger  fähig  ist,  von  der  Jugend 
nach  seiner  Wichtigkeit  oder  seinem  Nutzen  beurtheilt  zu  werden,  dafs  der 
Inhalt  der  Logik  zu  wenig  anziehend  ist,  um  die  Studirenden  während  der 
Universitätsiahre,  wo  es  von  ihrer  Wahl  abhängt,  mit  welchen  Wissenschaften 
sie  sich  au»er  ihren  Brodstudien  beschäftigen  wollen,  zum  Studium  der  Ele- 
mente des  Logischen  zu  vermögen. 

Wenn  das  Min.,  obwohl  von  der  Nützlichkeit  und  Nothwendigkeit  solcher 
Philosoph.  Vorbereitungstudien  überzeugt,  dennoch  Bedenken  trägt,  dieselben 
mittels  einer  allgemeinen  Verfügung  anzuordnen,  so  liegt  der  Grund  hievon  in 
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der  Besorgnifs,  dafs  bis  jetzt  noch  nicht  an  allen  OTmn.  Lehrer  TorliaadaB 
sein  möchten,  welche  die  nragl.  philoaoph.  Vorbereitangstadien  aof  die  in  olii> 
gen  bezeichnete  Weise  zn  leiten  im  Stande  sind.  Es  scjieint  daher  rühlfek, 
mit  dem  mehrgedachten  Unterrichte  in  einzelnen  Gymn.,  wo  sich  gerade  eis 
für  denselben  fähiger  und  einsichtsToller  Lehrer  findet,  wieder  anzunogen,  und 
das  Min.  ermächtigt  das  K.  Consist  hiedurch,  in  denjenigen  Gymn.  seines  Be- 
zirks, die  einen  hinreichend  qualificirten  Lehrer  für  die  fragt,  philosoph.  Vor- 
bereitungstudien haben,  dieselben  in  den  beiden  obersten  Ciassen,  auf  die  in 
obigen  bezeichnete  Weise,  und  für  jetzt  nur  an  den  Elementen  der  Logik  und 
der  sogenannten  empirischen  Psychologie  Yomehmen  za  lassen,  nad  zwar  in 
der  Art,  dafs  für  diese  Studien  wöchentl.  höchstens  2  Stunden  bestimmt  wer> 
den,  welche  dem  Unterrichte  in  der  deutschen  Sprache  und  in  der  deatsehen  Li- 
teratur, sowie  in  der  Mathematik  am  füglichsten  da  abzubrechen  sind,  wo  Ar 
das  Deutsche  wöchentl.  3  und  für  die  Mathematik  5  oder  gar  6  Lisctionea 
ausgesetzt  sind.  Dem  K.  Consist  bleibt  überlassen,  der  obigen  ErOflnoi^ 
gemäfs,  nach  seiner  näheren  Kenntnifs  von  den  einzelnen  Gymn.  nnd  der 
Qualification  der  betreflfenden  Lehrer  das  weiter  Erforderliche  in  dieser  An- 

gelegenheit  anzuordnen,  und  behält  sich  das  Min.  vor,  das  K.  Consist.  auf 
en  Grund  des  über  diesen  Gegenstand  zu  erstattenden  Berichts  mit  eiaer 
weiteren  Instruction  zu  versehen*'.  —       Vrgl.  p.  31  u.  94. 

C.  Verf.  V.  13.  Dcb.  1862:  „Das  Ziel,  welches  im  deutschen  Unter- 
richt auf  den  Gymn.  erreicht  werden  soll,  ist  in  dem  Beglm.  für  die  Abi- 
turientenprüfungen V.  4.  Juni  1S34  angegeben.  Ueber  die  Mittel  dahin  la 
gelangen,  sind  weder  bisher  detaillirte  Vorschriften  gegeben  worden,  noeh 
•werden  solche  jetzt  beabsichtigt:  es  ist  Sache  der  Lehrercollegien,  sich  ia 
Fachconferenzen  je  nach  den  besonderen  Bedürfnissen  und  VerhiUtnissen  Jeder 
Anstalt  über  die  Eintheilung  der  Pensa  und  die  erforderlichen  Uebungen  la 
verständigen,  und  die  Directoren,  sowie  die  beaufsichtigenden  Schulritbo 
haben  darauf  zu  sehen,  dafs  danach  ein  planmäfsiges,  dem  Zweck  entspreches- 
des  Verfahren  inne  gehalten  werde.  Ich  finde  mich  indefs  durch  verschiedeBe 
Wahrnehmungen  veranlafst,  auf  einige  dabei  besonders  zu  beachtende  allge- 
meine Gesichtspuncte  im  Folgenden  aufmerksam  zu  machen. 

Es  wird  nicht  verkannt,  dafs  die  Hindemisse  eines  genügenden  Erfolgs  - 
des  deutschen  Unterrichts  in  den  unteren  und  mittleren  Ciassen  hänfig  aafser- 
halb  des  Bereichs  der  Schule  liegen,  und,  wenn  das  Hochdeutsche  in  der 
Schule  fast  wie  eine  fremde  Sprache  gelernt  werden  mufs,  besonders  da 
schwer  auszugleichen  sind,  wo  es  dem  Gymn.  an  einer  eignen  Vorschule 
fehlt.  Gleichwohl  kann,  wenn  der  deutsche  Unterricht  nicht  isolirt  wird,  nnd 
jeder  Lehrer  nicht  blos  seinen  spociellen  Gegenstand,  sondern  die  Anfjnbe 
des  Schulunterrichts  als  ein  Ganzes  im  Auge  behält,  und  wenn  demsntolge 
überall  in  der  Schule  auf  mQndliche  und  schriftliche  Correctheit  gehaltm 
wird,  auch  in  solchen  Fällen  die  normalmäfsige  wöchentliche  StundenssU 

Smügcn.  Die  K.  Prov.  Schulcollegien  sind  jedoch  schon  gelegentlich  der 
odincatlonen  des  Normalplans,  durch  die  C.  Verf.  vom  7.  Jan.  1856  (s.  p.  81  f.L 
ermächtigt  worden,  bei  grofser  Ciassen frequenz,  und  wo  die  durch  die  C.  V«r£ 
V.  24.  October  1837  empfohlene  engere  Verbindung  des  deutschen  nnd  das 
lateinischen  Unterrichts  nicht  ausführbar  ist,  derselbe  vielmehr  so  verschie- 
dene Lehrer  vertheilt  werden  mufs,  ausnahmsweise  eine  Vermehrung  der  Ar 
das  Deutsche  bestimmten  Stunden  in  den  unteren  Ciassen  zu  gestatten.  Dit- 
selben  Gründe  können  die  Einführung  einer  besonderen  deutschen  Grammatik 
rechtfertigen,  deren  es  sonst  bei  zweckmäfsiger  Benutzung  der  lateinischen 
Grammatik  nicht  bedarf.  Der  in  .das  Gedächtnifs  aufzunehmende  srammat. 
SUitf  ist  dabei,  je  nach  der  Verschiedenheit  localer  Bedürfnisse,  auf  das  Notii- 
wendigste  zu  beschränken.  Dafs  der  deutsche  Unterricht  einer  Classe  ver- 
einzelt einem  Schulamtscandidaten  übertragen  wird,  ist  nicht  zu  billigen  nnd 
mnb  vermieden  werden. 

Die  schriftlichen  Uebungen  in  den  beiden  untersten  Ciassen ,  wo  dio 
Th&tigkeit  der  Schüler  zum  gri^fsten  Theil  in  die  Lehrstnnden  selbst  in 
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lagen  ist,  hiben  sieh  mehr  aU  es  h&ufig  geschieht,  in  den  für  diese  Stufe 
nraiigen  Grenaen  bu  halten:  die  Anfertigung  „deutscher  Anfsätze'^  ist  den 
Sehfllem  der  VI  und  V  noch  nicht  zuxumuthen.  Auch  in  der  IV  noch  mflssen 
die  eehriftlichen  Arbeiten  lediglich  reproductiver  Art  sein.  Zu  den  wichtig- 
•ten  An&aben  des  Lehrers  im  Deutschen  gehört  eine  methodische  Benutzung 
des  Leeebachs»  durch  welche  es  für  die  Bildung  des  Sprachbewufstseins  und 
die  fortwirkende  Anregung  des  Nachdenkens  fruchtbar  gemacht  wird. 

Ana  den  mittleren  Classen  flehen  viele  Schüler  in  das  bürgerliche  Leben 
Aber.  Das  Gymnasium  kann  es  jedoch  nicht  f&r  seine  Aufgabe  ansehen,  des- 
halb auf  die  Ausbildung  formeller  Fertigkeiten  bedacht  zu  sein,  welche  etwa 
m  den  besonderen  Erfordernissen  eines  praktischen  Berufs  gehören.  Es  sorgt 
aneh  ffkr  solche  Schaler  am  besten,  wenn  es  so  viel  wie  möglich  ihr  Denk- 
vermögen entwickelt  und  sie  mit  Sicherheit  in  den  elementaren  Grundlagen 
■andiicher  und  schriftlicher  Darstellung  ausstattet.  Zu  diesem  Zwecke  be- 
darf es  vor  allem  methodisch  geordneter  mannichfaltiger  mündlicher  und 
idirifUicher  Uebnngen.  Für  die  Bearbeitung  deutscher  Aufgaben  darf  es 
an  einer  bestimmten  Anleitung  nicht  fehlen.  Es  ist  aber  auch  auf  dieser 
Siofe  noch  nicht  zu  verlangen,  dafs  die  Schüler  dabei  eigene  Gedanken  ent- 
wickeln; sie  sind  vielmehr  hauptsächlich  darin  zu  üben,  dafs  sie  Gegebenes 
reprodnciren,  historische  oder  andere  ihnen  bekannte  thatsächliche  Yerhält- 
lisae  und  in  ihrer  Anschauung  liegende  Gegenstände  in  richtigem  Zusam- 
menhange einfach  und  angemessen  darstellen.  Das  Godäohtnifs  ist,  wie  schon 
in  den  unteren  Classen,  für  die  sichere  Aneignung  von  Gedichten  und  muster- 

etigen  pr(MAisehen  Stellen  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  in  den  Lehrstun- 
i  eonaequent  auf  zusammenhangendes  Sprechen  zu  halten.  Die  Belehrung 
über  Veramafse  und  allgemeine  metrische  Gesetze,  so  weit  sie  nicht  bei  der 
Erklämng  deutscher  Gedichte  erfordert  wird,  ist  an  die  Leetüre  der  dassi- 
idien  Dichter  des  Alterthums  anzuschlieisen.  Eine  selbständige  Behandlung 
der  Metrik  ist  auf  dem  Gymn.  überhaupt,  besonders  aber  in  den  mittleren 
GHasaen,  zumal  bei  dem  oft  grolsen  MifsverhältnÜa  zu  der  übrigen  elemen- 
tuen  Ansbildnng  der  Schüler,  entbehrlich. 

Die  in  den  Principien  der  deutschen  Orthographie  undi  Inter- 
panetion  noch  herrschende  Unsicherheit  ist  kein  Grund,  den  Schülern 
darin  Willkür  oder  Unachtsamkeit  nachzusehen.  Die  Schule  hat  das  auf 
diesem  Gebiet  durch  das  Herkommen  Fixirte  in  den  unteren  und  mittleren 
Classen  zu  sicherer  Anwendung  einzuüben;  und  es  ist  dem  einzelnen  Lehrer 
Bieht  zu  gestatten,  die  Uebereinstimmung  des  Verfahrens,  zu  welcher  die 
Ldirer  derselben  Anstalt  sich  vereinigen  müssen,  um  theoretischer  Gründe 
wiUen  zn  stören.  Die  elementaren  Grundlagen  der  Sicherheit  in  correctem 
Sehreiben,  der  Geübtheit  in  deutlichem,  sinngemäfsen,  die  Interpnnction  be- 
achtendem Lesen,  und  ein  Bewufstsein  über  die  Bedeutung  der  Unterschei- 
dnngaaeichen,  wird  nicht  selten  noch  in  den  oberen  Classen  vermifst.  Die 
Schüler  müssen  von  unten  auf  gewöhnt  werden,  irgend  eine  grundsätzlich 
geregelte  Interpunctionsweise  consequent  zu  befolgen.  Unsicherheit  darin  ist 
m  den  höheren  Classen  schwer  zu  beseitigen;  weshalb  dieser  Punot  beson- 
dere Beachtung  bei  der  Versetzung  von  III  nach  II  verdient. 

Die  Behandlung  der  deutschen  Literaturgeschichte  in  den  ober- 
sten Classen  hat  sich  die  Aufgabe  und  das  Bedürfnifs  der  Schule  gegenwär- 
tig an  erhalten,  um  nicht  historischen  Notizen  und  der  Kritik  einen  unver- 
hiltni(amä£Bigen  Werth  auf  Kosten  des  Studiums  der  literarischen  Werke 
selbst  beizulegen,  und  der  Neigung  zur  Reflexion  über  dieselben,  statt  der 
Hingebnng  an  ihre  Betrachtung  Vorschub  zu  leisten.  Die  Schule  hat  in 
literarfaiatorischen  Mittheilungen  nach  einer  Vollständigkeit  der  Angaben 
über  die  Schriftwerke  und  deren  Verfasser  nicht  zu  streben,  mufs  sich  viel- 
mdir  bei  der  deutschen  Literaturgeschichte  auf  die  Darstellung  der  Haupt- 
Bomente  ihrer  Entwickelung  und  auf  die  nöthigen  Angaben  über  die  wich- 
ti^ten  Werke  beschränken.  Von  der  Geschichte  der  deutschen  Sprache 
-" —  die  Schüler  wenigstens  so  viel  erfahren,  dafs  ihnen  die  Existenz  einer 
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deotsohen  Philologie  nicht  unbekannt  bleibt,  und  sie  durah  Anleitontf'  das 
Nibelungenlied  in  der  UnpracKs  zu  lesen,  sowie  durah  Hinweisung  auf  das 
Reichthum  des  ursprflnglichen  Sprachschatses,  zu  eigener  weiterer  Besohilli- 
gung  damit  angeragt  werden. 

Bei  der  Wahl  der  Aufsatzthemata  für  die  oberan  Classen  (vTgl.  die 
G.  Verf.  y.  24.  Octb.  1837  und  v.  13.  Jan.  18&6.  S.  p.  35  u.  90)  ist  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  geistigen  Entwickelnng  und  der  davon  abhfingigen  Befthl- 
gung  der  in  derselben  Glasse  Terelnigten  Schüler  gebflhrande  R&cksieht  zu 
nehmen.  Es  ist  zweckmäfsig,  den  weniger  geübten  kürzera  Arbeiten  auf 
kürzera  Zeit  als  den  übrigen  aufzugeben  und  ihnen  durah  yorgingige  Ba- 
sprachung  des  Sinnes  und  der  möglichen  Behandlungsweisen  der  Themata 
die  Bearbeitung  zu  erleichtem,  nicht  alles  der  schlieblichen  Beurtheilung  dm 
Aufsätze  vorzubehalten.  Uebungen,  wie  sie  u.  a.  von  dem  Dr,  Deitükardi 
in  dem  beachtenswerthen  Beitrag  zur  Dispositionslehra  im  Programm  dee 
Bromberger  Gvmn.  v.  1858  besprochen  werden ,  können  dabei  von  grotea 
liutzen  sein.  Von  der  wesentlichen  Unterstützung,  welche  dem  deutschaa 
Stil  eine  sorgfaltige,  zugleich  traue  und  deutsche  Uebersetzung  der  alten 
Autoren  gewährt,  wird  in  manchen  Gymnasien  zu  wenig  Gebrauch  gemacht. 

Die  Hinweisung  auf  Muster  eines  guten  Stils  mufs  schon  in  den  mitl- 
leran  Glassen  den  eigenen  schriftlichen  Versuchen  der  Schüler  zu  Hülfe  kom- 
men. Dafs  die  Bücher  der  Schülerbibliotheken  auch  zu  diesem  Behuf  zweek- 
mäfsig  gewählt  und  benutzt  werden,  haben  besonders  die  Lehrar  des  Deut- 
schen sich  angelegen  sein  zu  lassen.  In  den  oberen  Glassen  die  Lehntoa- 
den  selbst  zu  umfassender  deutscher  Lectüra,  z.  B.  von  Dramen,  zu  verwen- 
den, wird  bei  der  Nothwendigkeit  der  für  dieselben  bestimmten  mflndlichaB 
und  schriftlichen  Uebungen  selten  zulässig  sein. 

Von  diesen  Uebungen  dürfen  freie  Vorträge  nicht  ausgeschlossen 
werden,  wenn  auch  die  Fraiheit  zunächst  nur  in  der  Selbständigkeit  besteht^ 
mit  der  z.  B.  eine  Relation  von  etwas  Gelesenem  oder  Angeschautem  gege- 
ben^ und  der  Gedankengang  einer  Schrift  mit  Unterscheidung  des  Wesent- 
lichen vom  Unwesentlichen  nachgewiesen  wird.  Die  Bildung  des  Omns  la 
deutlicher  Rede  ist  dabei  von  nicht  geringerer  Wichtigkeit  als  die  Oebung, 
einen  Zusammenhang  in  richtiger  Folge  ohne  Befangenheit  mündlich  darttt- 
stellen.  Aus  der  technischen  Rhetorik  der  Alten  knnn  hiebei  Vieles  mit 
Nutzen  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Eine  die  mündlichen  Vorträge  anf 
den  Gymnasien  betreifende  Verftlgiing  des  K.  Prov.  Schnlcollogiums  zu  Goblena 
T.  16.  Juni  1843  wird  zur  Beachtung  empfohlen  (s.  p.  87  ff.). 

Die  philosophische  Propädeutik  wird  in  mehreran  Gvmnasien  mit 
befriedigendem  Erfolg  behandelt,  auf  andoran  wird  sie  ungebührlich  vemaoh- 
lässigt  Ist  ihr  auch  in  dem  Lehrplan  vom  7.  Jan.  1856  die  Stelle  eines  Ar 
sich  bestehenden  Udterrichtsgegenstandes  genommen  ( s.  p.  31 ) ,  so  ist  darin 
doch  ausdrücklich  eine  angemessene  Beschäftigung  mit  ihrem  Inhalt  vor- 
geschrieben worden.  Ein  systematischer  Unterricht  in  der  Philosophie  geht 
über  die  Bestimmung  des  Gymnasiums  hinaus,  während  eine,  so  viel  wie 
möglich  auf  heuristischem  Wege  vermittelte,  psychologische  Belehrung  über 
die  Vermögen  der  menschlichen  Seele  und  ihrer  auf  das  Denken  und  1^ 
kennen  gerichteten  Thätigkeit,  propädeutische  Uebungen  zur  Entwickelnng 
des  Denkvermögens,  Einrahrung  in  die  Methode  des  wissenschaftliehen  Eit- 
kennens,  und  vornehmlich  die  Anregung  des  philosophischen  Interesses  n 
den  wichtigsten  Aufgaben  der  obersten  Gymnasialclassen  gehören.  Der  g#* 
sammte  wissenschaftliehe  Unterricht  in  denselben,  besonders  ein  rationeller 
Sprachunterricht  und  alle  mathematische  Wissenschaft,  enthält  zwar  an  sieh 
auch  eine  philosophische  Propädeutik,  und  die  eigenen  Productionen  der 
Schüler  geben  immer  aufs  neue  Gelegenheit,  auf  die  Nothwendigkeit  logi- 
seher  Consequenz  der  Gedanken  und  der  dadurah  bedingten  Ordnung  te 
Darstellung  aufmerksam  zu  machen;  aber  es  ist  unerläfslich ,  dafs  die  den 
Objecten  immanenten  und  alle  Wissenschaften  verbindenden  logischen  Gesetae 
auch  ftlr  äch  selbst  den  Sehfliem  verständlich  und  geläufig  werden.  Histori» 
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■ehe  BekanntBehAft  mit  der  anf  diesem  Gebiet  herkömmlichen  Terminologie 
sad  mit  der  Form  der  einseinen  Bestimmungen  ist  unentbehrlich,  macht  aber 
die  philosophische  Propädeutik  nicht  aus:  es  bedarf  fortgesetzter  Uebung 
in  der  Anwendung  der  logischen  Sätze.  Das  akademische  Studium  setzt 
▼orauB,  dafs  eine  Fertigkeit  darin  von  der  Schule  mitgebracht  werde,  und 
das  Gymnasium  hat  um  so  mehr  Pflicht  dieser  Anforderung  zu  entsprechen, 
als  die  geistige  Zucht,  welche  in  der  Gewöhnung  an  strenge  begriffliche  Auf- 
fiuanng  liegt,  der  dem  Jugendalter  besonders  gefähriicben  Unwahrheit  der 
Phrase  entgegenwirkt,  und  zugleich  ein  Gorrectiv  gewährt  gegen  die  Folgen 
planloser  Leotüre  und  der  zun^menden  Ueberhidnng  des  jugendlichen  Geistes 
■lit  mannichfaltigem  Stoff. 

£8  ist  den  Directoren  zu  überlassen,  die  für  die  philosophische  Propä- 
deutik erforderliche  Zeit  an  der  geeignetsten  Stelle  innerhalb  der  normal- 
milaigen  Stundenzahl  auszumitteln ,  wobei  ihnen  auch  freigestellt  werden 
kann,  sie,  um  einer  mehr  zusammenhangenden  Behandlung  willen,  auf  einen 
Theil  des  Schuljahrs,  am  zweckmäfsigsten  auf  das  Wintersemester,  zu  be- 
•ehrinkea.  Unter  den  Hfllfsmitteln,  besonders  zum  Gebrauch  der  Lehrer, 
haben  aich  yor  anderen  die  Elemente  logices  Aristoteleae  von  Dr.  TrendeUn- 
hmg  bewährt 

Die  Departementsräthe  der  E.  Prov.  Schulcollegien  werden  bei  Revisionen 
md  sonstigen  Gelegenheiten  davon  Kenntnifs  zu  nehmen  haben,  wie  die  Auf- 
gabe der  philosophischen  Propädeutik  auf  den  einzelnen  Gymnasien  gelöst 
wird;  und  in  die  Abiturientenzeugnisse  ist  am  Sohlufs  des  Urtiieils  über 
daa  im  Deutschen  Erreichte  auch  eine  Bemerkung  darüber  aufzunehmen,  ob 
der  Abiturient  mit  den  Elementen  der  Psychologie  und  der  Logik  sicher 
bekannt  ist 

Ich  beauftrage  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  vorstehende  Bemerkungen 
den  GymnasialdiiiDctoren  zur  Nacbachtung  mitzutheilen,  wobei  überlassen 
bleibt y  dasjenige  anzuknüpfen,  was  fQr  die  speciellen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Anstalten  erforderlich  scheint,  auch  wegen  der  Ausführung  besondere 
Fsehoonferenzen  anzuordnen.  Dafs  neu  eintretende  und  noch  ungeübte  Lehrer 
bd  den  didaktischen  Aufgaben,  um  die  es  sich  hier  handelt,  ganz  besonders 
des  theilnehmenden  Bathes  praktischer  Erfahrung  bedürfen,  werden  die  K. 
Arov.  Schulcollegien,  wo  es  Noth  thut,  in  Erinnerung  bringen." 

Realschule.  U.  u.  P.  0.:  „Der  Unterricht  im  Deutschen  hat  für 
die  Realschule  eine  vorzügliche  Wichtigkeit,  sowohl  nach  der  Seite  der  for- 
malen Geistesbildung  und  seiner  nahen  Beziehung  zu  allen  übrigen  Lehr- 
gegenständen, als  nach  seiner  ethischen  Bedeutung,  welche  durch  den  Gegen- 
nts  der  den  Realschulen  obliegenden  Beschäftigung  mit  der  französischen 
nd  englischen  Sprache  und  Literatur  gesteigert  wird.  Er  soll  die  Schüler 
den  grammatischen  Bau  der  Muttersprache  sowie  die  wichtigsten  Darstellungs- 
fbrmen  in  derselben  kennen  lehren  und  sie  in  die  Kenntnifs  der  vaterländi- 
sdiien  Literatur  einführen.  Die  mit  der  Lehre  verbundenen  praktischen  Uebun- 
gen  haben  den  Zweck,  die  Schüler  zu  richtiger  Auffassung  prosaischer  und 
poetiseher  Darstellungen  anzuleiten,  und  bei  ihnen  die  Herrschaft  über  die 
Sprache  zu  Wege  zu  bringen,  welche  sich  derselben  mündlich  und  schrift- 
lieh  correct  und  sicher  zu  bedienen  weifs. 

Die  Beschaffenheit  des  Stoffs  und  der  Standpunct  geistiger  Entwickelung 
bringt  es  mit  sich,  dafs  dieser  Unterricht  sich  am  meisten  für  die  unteren 
und  oberen  Classen  eignet  und  daselbst  am  fruchtbarsten  zu  sein  pflegt. 

Der  grammatische  Unterricht  wird  in  den  unteren  Classen  am  zweck- 
mäfsigsten mit  dem  lateinischen  verbunden.  Die  Lehre  vom  Satzbau  gehört 
in  die  mittleren  und  oberen  Classen  und  kann  daselbst  besonders  anregend 
und  bildend  behandelt  werden,  wenn  dabei  die  Eigenthümlichkeit  der  ver- 
sehiedenen,  dem  Schüler  zugänglichen  anderen  Sprachen  in  vergleichende 
Betachtung  gezogen  wird.  Wie  dadurch  zugleich  der  logische  Gehalt  der 
Sprache  ai^s^Mhlossen  wird,  so  dient  demselben  Zweck  aufserdem  die  Unter- 
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•ohddang  yon  Synonymen,  die  Beachtung  der  araprangUehen  nnd  der  mb- 

Seleiteten  Bedentang  yon  Wörtern  und  Redeweisen  und  die  Uebung  im  De- 
niren.  In  der  ersten  Glasse  ist  ferner  Gelegenheit  bu  nehmen,  die  SehOler 
mit  der  Lehre  vom  Begriflf,  Urtheil  und  Schlufs,  von  der  Eintheiinng,  dem 
Beweis  und  von  den  Gegensitzen,  in  der  für  die  Schule  nothwendigen  Be- 
schränkung, bekannt  zu  machen;  ein  systematischer  Vortrag  der  fermalen 
Logik  gehört  nicht  dahin.  Von  grofsem  Werth  fär  geistige  Anregung  and 
für  die  Uebung  in  methodischem  Verfahren  ist  das  Durchsprechen  wichtiger 
Begriffe,  deren  deutliche  Erkenntnifs  und  scharfe  Begrenzung  dem  jugend- 
lichen Geiste  zugleich  ein  neues  Licht  über  ganze  Gebiete  verbreiten  kann. 
Von  der  Art  sind  Begriffe,  wie:  wissensclukftlich,  cUssisoh,  Organiamos^ 
Kunst  u.  dgl.  m. 

In  den  Grenzen  des  Lehrplans  der  Realschule  und  bei  der  Gefisbr, 
Wichtigeres  darüber  zu  versäumen,  kann  die  historische  Seite  der 
Sprache  nicht  so  weit  berücksichtigt  werden,  dafs  ein  besonderer  Unter- 
richt im  Alt-  und  Mittelhochdeutschen  anzusetzen  wäre.  Der  kundige  und 
von  Liebe  zu  dem  nationalen  Gut  der  Sprache  beseelte  Lehrer  wird  jedoch 
die  sich  darbietenden  Veranlassungen  zu  benutzen  wissen,  aus  den  Ergeb- 
nissen der  historischen  Sprachforschung  so  viel  mitzutheilen,  dafs  der  tiefe 
Gehalt  unserer  Sprache  und  ihre  reiche  Bedeutsamkeit  in  Wortbildung,  Ab- 
leitung und  Zusammensetzung  den  Schülern  daran  erkennbar  wird.  Dei^ni- 
gen,  welche  eigene  Neigung  treibt,  sich  hierin  für  sich  weiter  zu  beschäftiffeit 
mufii  die  Schülerbibliothek  Gelegenheit  geben,  z.  B.  das  Nibelungen  -  Lied  ia 
der  ursprünglichen  Form,  oder  gute  Sammlungen,  wie  Ph.  Waektrma^ 
Edelstein,  kennen  zu  lernen.  —  Der  Privatlectüre  müssen  ebenso  aueli 
eiuige  mustergültige  Uebersetzungen  griechischer  und  römischer  Claaaikery 
namentlich  des  Homer,  aber  auch  des  Sophokles,  der  Biographien  des  Pia- 
tarch,  der  kleinen  Dialoge  des  Plato,  des  Tacitus  u.  a.  ausglich  sein. 

Die  Glassenlectüre  steht  in  den  unteren  und  mittleren  Ciaasen  alt 
den  grammatischen  Uebungen  in  enger  Verbindung,  in  den  beiden  oberea 
aufserdem  mit  der  Literaturgeschichte,  in  allen  Classen  aber  mit  Uebmigen 
in  freier  mündlicher  Reproduction  des  Gelesenen.  Die  sogenannten  freieB 
Vorträge  bestehen  am  zweckmäfsigsten  in  derartigen  Relationen  und  s»- 
sammenfasscnden  Inhaltsangaben,  wobei  Versuche  in  der  Darstellung  histori- 
scher Thatsachen  und  Personen  nicht  ausgeschlossen  sind. 

Wie  die  Fähigkeit,  ein  gröfseres  Ganze  zu  überschauen,  nach  seiner 
inneren  Gliederung  aufzufassen  und  davon,  auch  nach  bestimmten  vom  Lehrer 
vorher  angedeuteten  Gesichtspuncten ,  Rechenschaft  zu  geben,  durch  Leaea 
zu  üben  ist,  so  auch  beim  Hören.  In  der  Weise  aufzumerken,  dafs  daa  Ge- 
hörte als  ein  Ganzes  aufgefafst  wird,  mit  dem  Bewufotsein  vom  Verh&ltnila 
seiner  Theile,  setzt  die  heilsame  Anstrengung  voraus,  sich  jeder  Zerstreuung 
zu  erwehren. 

Ein  zusammenhangender  und  Vollständigkeit  anstrebender  Vortrag  der 
deutschen  Literaturgeschichte  hat  keine  Steile  im  Lehrplan  der  Real- 
schule; die  dabei  immer  nur  erreichbare  übersichtliche  Behandlung  beschränkl 
sich  in  der  Regel  auf  Mittheilung  historischer  Notizen  über  den  Lebens-  imd 
Entwickelungsgang  der  Schriftsteller  und  auf  Erörterungen  über  ihre  geistige 
Richtung,  ihren  literarischen  Charakter  und  ästhetischen  Werth,  während  & 
Sehfller  zur  Kenntnifs  der  Werke  selbst  nicht  gelangen  und  ihnen  dabei  der 
Bildungsstoff  vorenthalten  wird,  der  ihren  Geschmack  läutern,  Uirem  inneren 
Leben  eine  edlere  und  höhere  Richtung  geben,  und  auf  den  Gehalt  wie  aof 
den  Stil  ihrer  eigenen  freien  Arbeiten  bildend  einwirken  kann.  Es  ist  viel- 
mehr, nach  kurzer  Darstellung  des  Ent wickelungsganges  der  dentacbeii 
Literatur  in  der  älteren  Zeit,  eine  Reihe  von  literarischen  Werken  seit  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  sich  durch  Inhalt  und  Form  ausadchnen» 
und  die  als  Proben  der  Entwiokelnng  unserer  neueren  Literatur  dieeea 
kfenen,  so  durchzunehmen,  dais  die  Schüler  mit  den  Grundgedanken  der- 
selben und  der  EigenthOmliehkeit  ihrer  Darstellung  genau  bekannt  werden. 


97 

Za  eingehenden  biographiflchen  Mittheilungen  wird  der  Lehrer  bei  der  Kflrze 
der  Zeit  nur  da  Veranlaasung  nehmen,  wo  der  betreffende  Autor,  2.  B.  Herder, 
dun  beeondera  geeignet  ist  Zu  eigenem  weiteren  Stadium  sind  die  Schüler 
anf  eine  gute  Literaturgeschichte,  z.  B.  flir  die  poetische  Literatur  auf  das 
Baeh  von  Vflmar,  zu  verweisen. 

Das  vorerwähnte,  bei  der  Literaturgeschichte  auf  Schulen  häufig  befolgte 
Ver&hren,  nicht  die  Sache  selbst,  sondern  fertige  ürtheile  Aber  die  Sache 
mitzutheflen,  hat  für  die  sittliche  and  intellectuelle  Bildung  der  Jugend  grolse 
Nachthefle,  indem  sie  dabei,  was  so  wichtig  fttr  sie  ist,  nicht  lernen  kann,  die 
Dinge  selbst  ruhig  auf  sich  wirken  za  lassen,  und  von  ihrer  Einwirkung  an- 
befangen  Zeagnils  zu  geben.  So  wird  die  Fähigkeit  der  Hingebung  zurttck- 
gedrSogti  die  Selbständigkeit  des  Urtheils  gehindert,  und  zu  einem  oberfläch- 
Bcben,  selbetsafriedenen  Absprechen  Anlals  gegeben. 

Mit  deutlichem  Verständniis  und  richtigem  Ausdruck  laut  za  lesen 
gdiOrt  za  den  wichtigsten  Uebungen,  auch  der  obersten  Classen.  Die  Wahl 
des,  nach  der  obigen  Bestimmung,  aus  der  classischen  deutschen  Literatur 
zn  entnehmenden  Lesestoffs  kann  keine  abgeschlossene  sein,  sondern  sie  hat 
sieh  nach  dem  Stande  der  Bildung  und  des  geistigen  Vermögens  der  Classe 
la  richten:  man  wird  mit  einer  Generation  von  Schülern  weiter  gehen  dürfen 
als  mit  einer  anderen,  allen  aber  über  den  realistischen  Kreis  der  nahen  Wirk- 
lieiikeit  einen  Blick  in  eine  idealere  Welt  eröffnen  können.  Die  Erklärung 
eines  dassisehen  Werks  der  vaterländischen  Literatur  hat  ein  anderes  Mais, 
als  die  Interpretation  eines  antiken  Autors.  Sinn  und  Zusammenhang  muis 
verstanden,  aach  deutlich  erkannt  werden,  ob  ein  Gedanke  anverhüllt  oder 
im  Bilde  erscheint:  aber  zu  verhüten  ist,  dafs  die  Totalanschauung  durch 
minatiOfle  Zergliederang  und  vorzeitige  Kritik  geschwächt  werde,  wobei  die 
Poesie  nicht  mehr  als  Poesie  auf  das  Gemüth  and  die  Phantasie  wirken  kann. 

Mit  leichter,  der  Erholung  und  Unterhaltung  dienender  Leetüre  eine  Lehr- 
■tande  aoszufüllen,  entspricht  ihrer  Bestimmung  nicht,  die  immer  auch  fär 
den  Sdifller  Anstrengung  ist,  and  geistige  Arbeit  zur  Bedingung  des  Genusses 
naeht  Deshalb  sind  u.  a.  auch  ausgewählte  Oden  von  Klopstock  ein  beson- 
deiB  geeigneter  Stoff  für  die  oberen  Classen,  weil  ihr  Verständnifs  eindrin- 
gendes Nachdenken  erfordert  Aach  eignen  sie  sich  zur  Uebung  im  rhyth- 
mischen Vortrag,  sowohl  von  einzelnen  Schülern,  wie  von  Glassenabtheilungen. 
Dais  zum  Zweck  des  Vortrags,  wie  um  des  Inhalts  und  des  Versmafses  willen, 
ganze  Gedichte  und  vorzügliche  Stellen  dem  Gedächtnifs  eingeprägt  werden 
müssen,  bedarf  keiner  Erinnerung;  auch  die  Prosa  ist  dabei  nicht  auszu- 
sdilielsen. 

Es  ist  die  Pflicht  der  Schule,  die  Beschäftigung  mit  der  sogenannten 
schönen  Literatur  bei  den  Schülern  auf  dasjenige  Mals  zu  beschränken,  wel- 
ches mehr  Anregung  als  Sättigung  gewährt,  und  weder  den  Trieb  nach 
geistigem  Erwerb,  noch  die  Freude  an  unbefangenem  und  anreflectirtem  Ge- 
nnls  erstickt. 

Poetik,  Rhetorik,  Stilistik  sind  nicht  als  besondere  Disciplinen  in 
den  Lehrplan  aafzunehmen,  sondern  das  daraus  Nöthige  ist  gelegentlich  Und 
korz  bei  der  Leetüre  zu  besprechen.  Demgemäß  ist  z.  B.  über  das  Wesen 
des  Lehrgedichts  keine  Theorie  vorzutragen,  sondern  das  Charakteristische 
ffieser  Dichtungsart  kann  an  einigen  Stellen  bestimmter  Gedichte,  z.  B.  aus 
Nenbecks  Gesandbrunnen ,  leicht  nachgewiesen  werden.  Auf  manche  Unter- 
schiede, z.  B.  zwischen  Ballade  und  Romanze,  wird  häufig  ein  unverhältnils- 
aäisiger  Werth  gelegt  und  der  Besprechung  zu  viel  Zeit  gewidmet. 

Die  Eigenschaften  eines  guten  Stils  zu  besprechen,  giebt  das  Durch- 
nehmen der  deutschen  Aufsätze  hinlängliche  Gelegenheit  Die  Wahl  der 
Themata  erfordert  eine  besondere  Sorgfalt:  sie  müssen  zu  dem  Alter,  der 
geistigen  Entwickelung  und  Lebenserfahrung  der  Schüler  in  richtigem  Ver- 
Ultnä  stehen,  und  dürfen  nicht  zu  allgemein  gefaTst  sein,  sondern  die  Auf- 
merksamkeit auf  ein  bestimmt  begrenztes  Gebiet  lenken.  Es  ist  nothwendig, 
dais  swiselien  den  Aufgaben  ein  angemessener  Wechsel  Statt  finde,  namentlich 
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dais  Dantellangen  objectiver  und  realer  Gegenstände  mit  Au&ätsen  weehaeln. 
deren  Bearbeitung  mehr  die  Thätigkeit  der  Phantasie  in  Anspruch  nimmt  uiia 
eigenes  Urtheil  und  Nachdenken  erfordert  Das  receptive  Vermögen  darf  nicht 
aossehlieislich  und  auf  Kosten  des jproductiven  cultivirt  werden.  Bisweilen  ist 
den  Schülern  eine  freie  Wahl  des  Thema's  zu  gestatten,  und  von  Zeit  m  Zeit 
sind  auch  in  den  obersten  Glassen  noch  Uebersetzungen  aus  fremden  Sprachen 
als  Stilübnngen  zu  benutzen. 

Es  genügt  nicht,  das  lliema  zu  geben,  den  Schülern  die  Bearbeitang 
SU  überlassen,  und  dieselbe  nachher  zu  beurtheilen.  Eben  so  wichtig  wie 
die  nachherige  Kritik  ist  vorher  die  Anleitung  zu  einem  methodischen  Ver- 
fahren und  die  Uebung  in  sachgemä(sem  Disponiren.  Es  muCs  den  Schfilem 
gegenwärtig  erhalten  werden,  dafs  es  vor  allem  auf  Klarheit  der  Auffassung 
und  Folgerichtigkeit  des  Denkens  und  demgemäfis  auf  Bestimmtheit,  natür- 
liche Einfachheit  und  Gleichmäfsigkeit  des  Ausdrucks  ankommt,  also  auch 
die  unUare  Vermischung  des  prosaischen  und  des  poetischen  Ausdrucks  sok- 
flUtig  zu  vermeiden  ist  Gutgeleitete  Uebnngen  im  Schreiben  geben  auf  solcf« 
Weise  zugleich  die  beste  Adeitung  zum  Sprechen. 

Mit  besonderer  Strenge  ist  die  eitle  Neigung  zu  bekämpfen,  eigene  G«- 
dankenarmuth  durch  eine  erborgte  phrasenhafte  Diction  zu  verhüllen,  oder 
angelerntes  ästhetisches  und  kritisches  Raisonnement  als  eigene  Ueberzengimg 
auszusprechen;  und  nicht  weniger  streng  ist  die  Unwat^heit  aufzudecken, 
welche  so  oft  in  dem  unjugendlichen,  den  Ernst  reiferer  Lebensiahre  aflfecti- 
renden  Moralisiren  liegt  Eine  sittliche  Scheu  muCs  die  Schüfer  abhalten, 
etwas  anderes  zu  schreiben,  als  was  sie  wirklich  selbst  kennen,  denken  um 
empfinden. 

Es  handelt  sich  hier  um  eine  Hauptaufgabe  der  Realschulen:  es  mmk 
mehr  als  bisher  dafür  geschehen,  dais  die  Schüler  derselben  zu  einer  ans 
klarer  Auffassung  hervorgehenden  freien  und  angemessenen  Ausdmcksweise 
gelangen,  und  dafs  die  natürliche  Unbeholfenheit  der  Sprache  sich  nicht  dnrbh 
Anhäufung  des  bloison  Gedächtnifswissens  bis  in  die  obersten  Glaasen  er- 
halte. Wenn  hienach  der  schriftliche  Ausdruck  auf  Realschulen  die  auf- 
merksamste Pflege  verdient  und  erfordert,  so  soll  doch  einer  Ueberschätsang 
der  deutschen  Aufsätze  nicht  das  Wort  geredet  werdeu.  Den  ansschliela- 
lichen  Mafsstab  der  allgemeinen  geistigen  Ausbildung  können  sie  nicht  ab- 
geben:  und  bei  sonstiger  Ciründlichkcit  wissenschaftlicher  Kenntnisse  und  bei 
dem  Vorhandensein  der  unerläfslichcn  Corrcctheit  im  Schreiben  wird  bisweilen 
eine  Unfertigkeit  des  Stils  und  der  Darstellung  mit  Recht  eine  nachsichtig» 
Beurtheilung  finden.  Es  ist  darauf  zu  rechnen,  dafs  nicht  selten  im  spätereA 
Leben  die  natürlich  fortschreitende  innere  Eutwickelung,  ernste  Stadien,  ge- 
reifte Erfahrung  und  praktische  Beschäftigung  den  auf  der  Schule  noch  noAii- 
g Binden  Gedankenreichthum  vermehren  und  aufschlielsen ,  und  zu  stiiistisclier 
icherheit  und  EigenthUmlichkeit  führen. 

An  der  Aufgabe  des  deutschen  Unterrichts  der  Realschule  hat  jede  an- 
dere Lection  Antheil:  jede  mufis  zugleich  eine  deutsche  sein,  d.  h.  jeder 
Lehrer  hat  consequent  auf  präcises,  correctes,  zusammenhangendes  SprecheSi 
sowie  auf  sinngemäfses,  die  Interpunction  beachtendes  Lesen  zu  halten; 
ebenso  auf  richtiges  Schreiben,  damit  die  Unsicherheit  in  der  Orthographie,  in 
der  Schreibung  von  Fremdwörtern,  in  der  Interpunction  u.  s.  w.  nicht  bis  in 
die  obersten  Glassen  reiche.^ 

S«  Orieclüseli  und  Lateinisch. 

Aus  eine  älteren  C.  Verf.  (11.  De b.  1828.  Min.  v.  Altenstein):  ,,0m 
Min.  bat  zu  bemerken  Gelegenheit  gehabt,  dafs  seither  nicht  in  allen  Gymnn- 
■len  bei  der  Wahl  der  in  der  1.  Classe  zu  lesenden  grieoh.  Schrift- 
steller mit  der  erforderiichen  Rücksicht  auf  den  Zweck  und  das  beschränkla 
VerhältoUs  der  Schule  und  auf  die  jedesmalige  Bildungstufe  der  betreff.  SckOler 
verfahren  worden.   In  einigen  Gymn.  hat  man  die  Tragödien  des  Sqpholdeai 
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deo  Thaeydides  und  die  in  Hinsicht  ihrer  Anlage  oder  ihres  Inhalts  schwieri- 
geren, mm  Thefl  eine  Bekanntschaft  mit  der  speculativen  Idee  voranssetzenden 
Dialogen  Plato's  anr  ununterbrochenen  und  fast  ausschließlichen  Leetüre  in 
der  1.  griech.  Classe  gewählt;  andere  Directoren  sind  noch  weiter  gegangen 
und  hju)en  zur  stehenden  Lectdre  in  der  1.  griech.  Classe  sogar  den  Pindar, 
Aristophanes  und  Aeschylus  gemacht,  dagegen  das  Lesen  der  Homerischen 
Gesänge  und  der  Schriften  Xenophons  schon  mit  der  2.,  ja  bisweilen  schon 
mit  der  3.  Classe  abgeschlossen. 

Das  Min.  kann  sich  mit  diesem  Verfahren  nicht  einverstanden  erklären.  — 
IMe  Billigkeit  erheischt  es  nicht  weniger,  als  die  den  öffentlichen  Schulen 
gestellte  Beatimmungy  bei  der  Wahl  der  in  der  1.  Classe  zu  lesenden  griech. 
Sehriftateller  nicht  blob  auf  die  immer  kleinere  Zahl  ausgezeichneter  SchOler, 
sondern  auch  auf  die  Mehrzahl  derselben  Rücksicht  zu  nehmen,  damit  auch 
die  letiteren  noch  auf  den  Gymn.  zu  der  Fertigkeit  geUngen,  einen  leich- 


teren griech.  Schriftsteller,  wie  Homer  und  Xenophon  ist,  ohne  erheblichen 
Anstoui  Terstehen,  und  fttr  sich  lesen  zu  können.  Diese  Fertigkeit  muls  noth- 
wendig  anf  den  Gymn.  bei  sämmtlichen  Schülern  der  obersten  Classe  erzielt 
werden,  um  mittels  derselben  auch  die  Studirenden.  von  welchen  ihr  künf- 
tiger Beruf  weiter  keine  KenntnKs  der  griech.  Spracne  und  Literatur  fordert, 
nr  fortgesetzten  Beschäftigung  mit  derselben  auusumuntern,  und  ihnen  einen 
innem  Antrieb  zu  geben,  da(s  sie  ihre  auf  der  Schule  gewonnene  Kenntnüs 
der  griech.  Sprache  und  Bildung  durch  Selbststudium  und  durch  den  höheren 
Umveiaitätsunterricht  tiefer  beenden.  Nach  der  bisherigen  Erfahrung  ^nrd 
aber  gerade  diese  Fertigkeit,  von  welcher  in  den  meisten  Fällen  das  weitere 
Fortsäireiten  im  Studium  des  griech.  Geistes  und  Lebens  bedingt  wird ,  bei 
vielen  Schülern  der  Gymn.  deshalb  nicht  erreicht,  weil  ihnen  zu  früh  die  aus- 
schliefiiliche  Lectflre  von  solchen  griech.  Schriftstellern  zugemuthet  wird,  an 
welchen  aich  we^n  der  mannichfaltigen,  ihrem  Verständnisse  ent£;egenstehen- 
den  Schwierigkeiten  jene  Fertigkeit  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nidit  in 
dem  erforderhchen  lufse  erlangen  lälst 

Ana  diesen  Gründen  sieht  sich  das  Min.  dringend  veranlaist,  hiedurch 
aninordnen,  dals  zwar  die  eine  oder  die  andere  Tragödie  des  Sophokles  und 
des  Eoripides  und  die  kürzeren  und  leichteren  Dialogen  Plato*s,  wie  der  Krito, 
Laehes,  Gharmides,  die  Apologie  des  Sokrates,  der  Mcnezenus  und  der  Meno. 
auch  fernerhin  in  der  1.  Classe  gelesen,  dagegen  aber  die  gröfseren  und 
sebwierigeren  Dialogen  Plato's,  wie  der  Protagoras,  Gorgias,  Phädrus,  Par- 
menides,  Phädo  etc.,  die  Komödien  des  Aristophanes,  die  Oden  Pindars  und 
die  Tragödien  des  Aeschylus,  aulser  inwiefern  einzelne  Oden,  Chöre  oder 
diak^iache  Partien  dieser  Dichter  in  Chrestomathien  und  Anthologien,  die  in 
den  Schulen  gelesen  werden,  etwa  vorkommen,  von  der  Leetüre  ftuf  den  Gymn. 
^nzllch  ausgeschlossen  werden  sollen.  Auch  ist  zur  Leetüre  des  Sophokles, 
Eoripides  und  Plato  in  dem  eben  gedachten  beschrankten  Umfange  nur  dann 
erst  fortzuschreiten,  wenn  in  der  1.  Classe  eine  Mehrzahl  von  Schülern  ist, 
welche  es  schon  bis  zu  einem  geläufigen  Verstehen  der  Homerischen  Gesänge 
und  der  Xenophontelschen  Schriften  gebracht  haben,  da,  wer  das  Schwerere 
verstehen  soll,  vorher  das  Leichtere  wohl  zu  verstehen  gelernt  haben  mnis. 
Sie  Lectfire  der  Homerischen  Gesänge  muis  durch  die  1.  und  2.  Classe  der 
Gymn.  hindurch  gehen,  und  daher  auch  in  den  Fällen,  wo  eine  Tragödie  des 
Sophokles  oder  Euripides  ftlr  die  1.  Classe  gewählt  wird,  entweder  neben  dem 
Lesen  dteser  Dichter  fortbestehen,  oder  doch  mit  demselben  abwechseln.  Die 
Lectfire  des  Thucydides  in  der  1.  Classe  ist  nur  sehr  bedingter  Weise,  unter 
Answahl  der  leichteren  Stellen  dieses  Schriftstellers  und  bei  solchen  Schülern 
zu  gestatten,  die  schon  zu  einer  ausgezeichneten  Fertigkeit  im  Verstehen  der 
Xenophonteischen  Schriften  gelangt  sind. 

Indem  dem  K.  Consistorium  zur  Pflicht  gemacht  wird,  nach  obigen  Ge- 
sichtspuncten  bei  der  Bestimmung  der  in  der  1.  Classe  zu  lesenden  gricchit 
lehen  Schriftsteller  zu  verfahren,  bemerkt  das  Min.  zugleich,  dais  die  Di- 
rectoren mancher  Gymnasien  auch  die  Ucbungen  im  Üebersetzen  aus 
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dem  DeutBchea  ins  Griechische  weiter  zu  fthren  scheinen,  ab  es  ftr  di« 
Zwecke  der  Gymnasien  räthlich  ist.  —  Der  Examinandus  soll  eine  kune  Ueber- 
setznng  aus  dem  Deutschen  ins  Griechische  ohne  Verletzang  der  Gram- 
matik und  Accente  abzufassen  im  Stande  sein.  Um  dieser  Forderung  zu  ge- 
nflgen,  bedarf  es  aber  nicht  besonderer  griech.  Stilflbungen,  wie  in  manchen 
Gymn.  seither  angestellt  worden,  indem  die  vorgeschriebenen  Uebersetsungen 
aus  dem  Deutschen  ins  Griechische  nur  zum  Zwecke  haben,  die  Schüler  in 
der  gricch.  Grammatik  und  in  der  richtigen  Anwendung  der  erlernten  gram- 
matischen Regeln  festzusetzen,  und  sich  hievon  durch  die  von  ihnen  zu  liefern- 
den Exercitien  zu  überzeugen,  keineswegs  aber  die  Schüler  zu  einem  grieoh. 
Stil  im  Schreiben  auszubilden,  und  ihnen  zu  der  Fertigkeit  zu  verhelfen,  ihre 
Gedanken  in  freien  Ausarbeitungen,  oder  gar  in  der  Form  der  Rede  griechiaoh 
ausdrücken  zu  können.  Das  Min.  erwartet,  dals  das  K.  Consist  in  den  Gymn. 
seines  Bezirks,  überall  wo  es  nöthi^  sein  sollte,  die  Uebersetzungen  aus  dem 
Deutschen  ins  Griechische  auf  das  im  obigen  bezeichnete  Mais  zurflckfUhreny 
und  auch  hierin  in  keinem  Falle  Uebertreibungen,  die  der  harmonischen,  von 
den  Gvmn.  zu  vorfolgenden  allgemeinen  Ausbildung  der  ihnen  anvertraaten 
Jugend  nur  nachtheilig  sein  kOnnen,  dulden  wird. 

Endlich  will  das  Min.  bei  dieser  Veranlassung  noch  in  Erinnerung  bringen, 
dafii  den  früheren  Anordnungen  gemäfa  der  Unterricht  im  Griechischen  nnr  in 
den  4  obersten  Glasscn  der  Gymn.  Statt  finden  und  folglich  erst  in  der  IV  be- 
ginnen soll.  Auf  die  genaue  Beobachtung  dieser  Bestimmung,  welche  mit  dem 
ganzen  Organismus  des  Unterrichts  in  den  diesseitigen  Gymn.  zusammenhängt, 
it  überall  mit  Strenge  zu  halten,  damit  sich  kein  Direetor  eines  Gymn.  nnter- 
iange,  den  Unterricht  im  Griechischen  schon  in  der  V  zu  beginnen.**  — 

C.  Verf.  V.  24.  Apr.  1845:  Zur  Förderung  des  lateinischen  und  grieeU- 
Bchen  Unterrichts  in  den  Gymn.  ist  es  von  Wichtigkeit,  dafii  einerseits  dn  n 
häufiger  Wechsel  hinsichtlich  der  Lehrbücher,  die  diesem  Unterricht  zu  Grunde 

gelegt  werden,  vermieden,  und  andererseits  bei  der  Einföhrung  neuer  Lehr- 
ücher  solchou  dor  Vorzug  gegeben  werde,  welche  nach  dem  Urtheil  tob 
sachverständigen  Gelehrton  und  erfahrenen  Schulmännern  dem  jedesmaligen 
Standpunct  der  lateinischen  und  griechischen  Grammatik  und  den  Zweem 
des  Gymnasialunterrichts  am  meisten  entsprechen.  Aus  nahe  liegenden  Grün- 
den ist  es  femer  räthlich  und  wünschcnswerth,  dieselbe  lateinische  und  griechi- 
sche Grammatik  nicht  nur  in  allen  Classen  eines  und  desselben  Gymn.,  son- 
dern auch  in  allen  Gymn.  wenigstens  einer  und  derselben  Provinz  den  Untar- 
richt  zu  Grunde  zu  legcn.^ 

G.  Verf.  V.  28.  Apr.  1846:  „Aus  den  von  den  K.  l^v.  SchuleoUegien 
über  die  in  den  Gymnasien  im  Gebrauche  befindlichen  lateinischenundgrie- 
chischen  Grammatikon  erstatteten  Berichten,  sowie  den  mitgetheilten  gnt- 
achtiichen  Aeufserungcn  der  Directoren  und  I^hrer  dieser  Anstalten  habe  ich 
ersehen,  daia  die  grOisere  lat.  Grammatik  von  Zumpt  und  die  griech.  Onun- 
matiken  von  Buitmann  sich  nicht  allein  überwiegend  im  Gebrauche  erhalten 
haben,  sondern  auch  fortwährend  von  den  Schulmännern  ungeachtet  einzelner 
Mängel  derselben  und  der  Vorzüge  anderer  Sprachlehren  als  die  relativ  zweck- 
mäfugsten  Lehrbücher  anerkannt  worden,  und  dafs  dadurch  eine  nicht  geringe 
Uebereinstimmung  sowohl  im  allgemeinen,  als  auch  in  den  einzelnen  G^mn. 
einer  Provinz  erhalten  worden  ist.  Da  nun  nach  den  voriiegenden  Beurtheflun- 
gen  keine  der  neueren  lat  oder  griech.  Grammatiken  durch  Inhalt  und  Form 
•ich  so  entschieden  vor  allen  übrigen  auszeichnet,  daCs  ihr  unbedingt  der 
Vorzug  zugestanden  werden  müfistc,  so  soll  auch  künftig  nach  dem  besonderen 
Bedfirfniis  einzelner  Anstalten  oder  auch  nach  den  Ansichten  und  Wünschen 
der  Directoren  und  Lehrer  die  Wahl  unt^r  den  anerkannt  guten  gestattet 
bleiben,  dal)ei  jedoch  folgende  Bestimmungen  theils  zur  Femhaltung  un- 
geeigneter oder  überflüssiger  Bücher,  theils  zur  Beseitigung  von  Miisständen, 
wie  sie  hie  und  da  sich  eingeschlichen  haben,  mafsgobcnd  sein: 

1.  Der  Grundsatz ,  dals  dem  lat.  und  dem  griech.  Sprachunterricht  nnr 
Eine  Grammatik  durch  alle  CUssen  zum  (jrundc  zu  legen  sei,  ist  auch  ferner- 
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hin  feBtrahtlten;  wenn  ledooh  die  yorhandenen  Grammatiken  nach  der  An- 
sicht der  Directoren  nnd  Lehrer  einzelner  Lehranstalten  nicht  so  eingerichtet 
sind,  da(s  sie  in  allen  Classen  dieser  Anstalten  mit  Nutzen  gebraucht  werden 
kOnnen^  so  soll  es  gestattet  sein,  2  aber  niemals  mehr  Grammatiken  nach 
einander  in  derselben  Anstalt  zu  gebrauchen. 

2.  Wenn  2  lat  oder  2  griech.  Grammatiken  nach  einander  gebraucht 
werden,  so  müssen  die  beiden  Grammatiken  in  Anordnung,  Terminologie  und 
Begriibbestimmnng  möglichst  übereinstimmen,  und  es  nicht  zu  dulden,  dais 
für  die  onteren  und  mittleren  €9assen  eine  Grammatik  gewählt  weide,  die  in 
dem  grammatischen  System,  nach  welchem  sie  verfaist  ist,  von  dem  der 
Grammatik  der  oberen  Classe  zu  Grunde  liegenden  System  abweicht 

3.  Der  Gebrauch  von  sogenannten  Elementarbüchem  neben  der  ein- 
ceAhrten  Grammatik  ist  in  den  unteren  nnd  mittleren  Classen  möglichst  und 
dahin  su  beschränken,  dafe  derselbe  nicht  über  eine  Beschaffung  des  erforder- 
lichen UebungsstofTes  ausgedehnt  werde.  Schriften,  welche  einzelne  Abschnitte 
der  Grammatik  ausführlich  behandeln  oder  zur  Ergänzung  der  Grammatik 
bestimmt  sind,  z.  B.  die  Formenlehre  eines  einzelnen  Dialekts,  besondere  Bei- 
spielsammlungen u.  8.  w.  sind  neben  der  im  Gebrauche  befindlichen  Grammatik 
nicht  einzuführen,  sondern  ist  deren  Anschaffung  den  Schülern  nur  zu  empfehlen. 

4.  Unter  den  seither  mit  Genehmigung  der  Behörden  eingeftlhrt  gewese- 
nen Grammatiken  bleibt  auch  fernerhin  unter  Beachtung  der  im  obigen  ent- 
haltenen Bestimmungen  die  Wahl  freigestellt,  die  Einführung  anderer  Gram- 
matiken dagegen  von  meiner  Genehmigung  abhängig. 

Wenn^eich  hienach  eine  Uebereinstimmung  in  dem  Gebrauche  der  lat 
und  griech.  Grammatiken  an  sämmtlichen  Gymn.  einer  Provinz  nicht  im  Wege 
der  Vorschrift  erreicht  werden  soll ,  so  werden  die  E.  Prov.  Schulcollegien 
doch  in  richtiger  Würdigung  der  für  eine  solche  Uebereinstimmung  sprechen- 
den Gründe  die  Herbeirahrung  derselben,  soweit  dies  unter  billiger  Berück- 
sichtigung der  Wünsche  der  Directoren  und  Lehrer  möglich  ist,  im  Auge 
behahan,  auch  dahin  zu  wirken  suchen,  dals  auf  der  einen  Seite  die  der  Aus- 
arbeitung neuer  grammatischer  Werke  gewidmete  wissenschaftliche  Thätigkeit 
einsehier  ausgezeichneter  Schulmänner  nicht  nur  nicht  gehemmt,  sondern  viel- 
mehr durch  verdiente  Anerkennung  gef^lrdert,  auf  der  andern  Seite  aber  auch 
die  Zahl  der  vorhandenen  Lehrbücher  nicht  vermehrt  werde,  ohne  dafs  in 
wissenschaftlicher  oder  methodischer  Beziehung  ein  wesentlicher  Fortschritt 
erwartet  werden  dürfe.  Den  Verfassern  solcher  Werke  wird  daher  der  Rath 
zu  ertheilen  sein,  vor  deren  Veröffentlichung  sie  der  Beurtheilung  sachver- 
stand^er  Gelehrten  und  Schulmänner,  oder  auch  der  vorgesetzten  Behörde 
zu  unterwerfen  und  deren  Ansichten  oder  Rathschläge  zu  beachten.'' 

Min.  Verf  v.  22.  Dcb.  1862:  „Ich  theile  mit,  dem  K.  Prov.  Schulcoll. 
(zu  Stettin)  das  in  dem  Bericht  v.  24.  v.  M.  ausgedrückte  Bedenken,  die  in  der 
Provinz  gebräuchlichen  Lehrmittel  durch  Zulassung  einer  nenen  griechischen 
Grammatik  zu  vermehren,  ohne  jedoch  zu  verkennen,  dafs  die  griechische 
Grammatik  von  G.  Cnrlimt,  welche  der  Director  des  G^onnasiums  zu  N.  ein- 
znfÜIiren  wünscht,  manche  Vorzüge  vor  der  Bu/^mannschen  Grammatik  bat. 
Auf  Erhaltung  einer  hinsichtlich  solcher  Lehrmittel  in  derselben  Provinz  vor- 
handenen Uebereinstimmung  ist  besonderer  Werth  zu  legen :  aber  die  Schule 
kann  sich  deshalb  dem  Fortschritt  der  Sprachwissenschaft  und  der  Methodik 
nicht  verschUefsen. 

ffienach  wiü  ich,  in  der  Voraussetzung,  dais  die  Lehrer  des  Griechischen 
an  der  genannten  Schule  mit  dem  Wunsch  des  Directors  übereinstimmen,  dem 
ScUnisantrag  des  K.  Schulcoll.  entsprechend  genehmigen,  dafs  die  Grammatik 
von  G.  Curtius  daselbst  eingeführt  werde.  Die  Genehmigung  ist  ftir  jetzt  auf 
das  Gymnasium  zu  N.  beschränkt.  Ob  sie  auch  auf  andere  Gvmnasien  der 
Provinz  ausgedehnt  werden  kann,  wird  zum  Theil  von  den  Ermhrungen  ab- 
hangen, welche  bei  der  Benutzung  des  Buchs  werden  gemacht  werden.^  — 

Ueber  Dispensation  vom  Unterricht  im  Griechischen  s.  p.33  und 
Abschn.  VI,  5. 
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G.  Verf.  y.  10.  Apr.  1856:  „Es  ist  in  den  auf  die  C.  Verf.  y.  S8.Noy|>. 
1854  erstatteten  gutachtlichen  Berichten  allgemein  als  Thatsache  anerkannt 
worden,  dab  es  auf  den  Gymn.  den  Schtllem  auch  der  mittleren  und  oberen 
Glassen  häufig  an  deijenigen  copia  vocabulorum  im  Lateinischen  fefah^ 
deren  es  besonders  zu  einem  leichten  und  sichern  Verständniis  der  Autoren 
bedarf.  In  Folge  dessen  wird  die  Neigung  zum  Gebrauch  ungehöriger  Hfilfa- 
mittel.  namentlich  zur  Benutzung  gedruckter  Uebersctzungen  und  zum  Ueber- 
sohreiben  der  Vocabeln,  sowie  die  Abhängigkeit  von  dem  auch  in  den  ober- 
sten Classen  noch  neben  dem  Autor  liegenden  Vocabelbuch,  nicht  selten 
angetroffen,  und  die  eigene  Befriedigung  der  Lernenden  beim  Lesen  der 
€9as8iker  yermifst.  Es  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs  hiezu  au<di  andere, 
nicht  im  Bereich  der  Schule  liegende  Uebelstände  mitwirken;  um  so  mehr 
ist  es  aber  ihre  Pflicht  von  den  ihr  zu  Gfebote  stehenden  Mitteln  der  Gegen* 
Wirkung  den  sorgfältigsten  Gebrauch  zu  machen. 

Die  Schüler  der  unteren  Classen  bedürfen  einer  bestimmten  Anteitnng, 
wie  sie  beim  Präpariren  zu  Werke  zu  gehen  haben ;  und  die  einmal  erlemten 
Vocabeln  müssen  ebenso  wie  die  Regeln  Gegenstand  wiederholter  Repetition 
sein,  bei  der  durch  mannichfach  wechselnde  Fragweise  einem  mechanischen 
Auswendiglernen  vorgebengt  wird :  bei  den  Versetzungen  ist  auf  sichere  Vo- 
cabelkenntniis  ein  gröfseres  Gewicht  zn  legen,  als  gemeiniglich  geschieht 

Wenn  auf  diese  Weise  durch  feste  Einprägung  der  m  der  Grammatik 
und  den  Lesestücken  vorkommenden  Vocabeln  dem  Bedtlrfnils  der  untersten 
Classen  im  allgemeinen  genügt  werden  kann,  so  ist  doch  aulserdem».  in  Be- 
tracht der  Nothwendigkeit  empirischer  Grundlagen  beim  ersten  Unterriohl| 
und  fQr  die  Zeit  der  gröfsten  Willigkeit  des  Gedächtnisses,  ein  methodisciMa 
Vocabellemen  sehr  zu  empfehlen. 

Es  ist  nicht  die  Absicht,  in  dieser  Beziehung  eine  bestimmte  Anordnnn|f 
oder  die  Einführung  eines  der  vorhandenen  Vocabnlarien  vorzuschreiben;  aber 
die  Directoren  sind  da,  wo  es  noch  nicht  geschehen  ist,  zu  veranlassen,  den 
(Gegenstand  mit  den  betrofT.  Lehrern  in  Berathung  zn  nehmen,  ond  mit  den- 
selben ein  gemeinsames  Verfahren  zu  verabreden.  Am  wenigsten  empfiehlt 
es  sich,  Vocabeln  nur  nach  der  zufalligen  Ordnung  des  Alphabets  lernen  in 
lassen;  bildend  für  das  Sprachgefühl  auch  im  ersten  Knabenalter  wird  es  nnr 
geschehen,  wenn  das  Zusammengehörige  gruppenweis  und  nach  Analogien 
gelernt  wird,  wobei  sowohl  der  reale  wie  der  logische  Gesichtspunct,  nach 
welchem  z.  B.  auch  die  opposita  eingeprägt  werden,  Berücksichtig^ii^  ver- 
dienen. Geht  ein  streng  etymologisches  Verfahren  über  die  Kräfte  der  Scfafiler 
in  den  untersten  Classen  hinaus,  und  eignet  sich  überhaupt  fQr  die  Schule 
nur  das  in  dieser  Beziehung  unzweifelhaft  Feststehende  zur  Benutzung,  ao 
ist  doch  das  Wesentlichste  der  Wortbildungslehre,  worin  jetzt  nicht  selten 
eine  grofse  Unwissenheit  angetroflfen  wird,  nach  Mafsgabe  des  Schnlbedüif- 
nisscs,  bei  welchem  es  auf  eine  systematische  Vollständigkeit  nicht  ankommen 
kann,  gehörigen  Orts  mitzutheilen  und  einzuüben.  Der  beabsichtigte  Nutian 
eines  irgendwie  geordneten  Vocabellemens  wird  indefs  nnr, dann  mit  Sicher» 
heit  erwartet  werden  können,  wenn  es  keine  isolirte  Gedächtnifsttbung  bleibt^ 
sondern  wenn,  je  nach  den  einzelnen  Classenstufen,  der  eriemte  Wortvrärath 
in  mündlicher  und  schriftlicher  Uebung  fortwährend  zur  Verwendung  konunti 
und  möglichst  in  lebendiger  Gegenwärtigkeit  erhalten  wird. 

Hinsichtlich  der  gricch.  Sprache  findet  ein  ähnliches  Bedürfnis  Statt; 
weshalb  auf  dieselbe  die  obieen  Bestimmungen  mit  der  nöthigen  Beschränkung 
entsprechende  Anwendung  finden. 

Ich  veranlasse  die  K.  Prov.  Schulcollegien  den  Gymnasialdirectoren  Vor- 
stehendes zur  Nachachtung  mitzutheilen,  und  vertraue,  dafs  Sie  der  sweck- 
mäfsigcn  Behandlung  des  wichtigen  Gegenstandes  fortdauernd  ihre  Aufiaierk- 
samkeit  widmen  werden.*' 

C.  Verf.  V.  14.  Mai  18G7:  „Die  Bedeutung  der  Kunst  im  classi- 
schen  Alter th um  kann  in  den  Gymn.  bei  der  Darstellung  des  antiken 
Lebens  und  bei  der  Interpretation  der  Autoren  nicht  übersehen  werden.  Von 
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Seften  der  TJntarriditBverwflKiiiig  sind  in  dieser  Beiiehimff  yön  Zeit  ro  Zeit 
sweckdienliehe  Anregungen  gegeben,  und  u.  a.  neuerdings  das  Werk  von  Cruhl 
nnd  K<mer  „dM  Leben  der  Griechen  nnd  Römer  nach  antiken  Bildwerken^ 
nur  Verwendung  bei  Prämienyertheilungen  und  zur  Anschi^fting  ftr  die 
SebOleibibliotheken  empfohlen  worden.  Ans  dem  im  K.  Museum  zu  Beriin 
▼eriiandenen  reichen  Gemmenschatz  hat  das  Min.  vor  längerer  Zeit  die  v.  Stoschi- 
•ehe  Sammhinff  abformen  lassen  und  vielen  Gymnasialbibliotheken  zum  Ge- 
aehenk  gemacht  Um  diese  Seite  antiker  Kunstbildung  den  Schtllem  selbst 
leicbter  zugänglich  zu  machen,  habe  ich  eine  Auswahl  von  100  sachlich  und 
kfinstlerisch  bedeutenden  Gemmen  des  K.  Museums  aus  der  Mythologie  und 
der  Geeehichte  nebst  einigen  Münzabdrfickcn  zusammenstellen  lassen,  und 
übersende  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  1  Exemplar  davon  mit  dem  Auftrage,  das- 
selbe bei  den  Gymn.  Seines  Ressorts  zu  unmittelbarer  Anschauung  circuliren 
in  lassen,  demnächst  aber  einem  der  weniger  bemittelten  Gymnasien  zur  Auf- 
nahme in  die  Schfllerbibliothek  zu  überweisen.  Den  Directoren  und  Lehrern 
ist  dabei  za  empfehlen,  die  Schüler  der  oberen  €9assen  auf  diese  Sammlung 
aufmerksam  zu  machen,  mit  dem  Bemerken,  dals  sie  zu  dem  Preise  von 
7  TUr.  von  dem  akadem.  Künstler  Krause  beim  K.  Museum  hieselbst  bezogen 
wurden  kann,  außerdem  aber,  sie  gelegentlich  bei  Rrämienvertheilungen  zu 
verwenden.'' 

Latein  in  der  Realschule.  U.  n.  F.  0.:  „Von  der  Bedeutung  der 
lateinischen  Sprache  für  den  Lehrplan  der  Realschule  ist  bereits  ge- 
l^g;entKch  der  Aufetellung  desselben  (s.  p.  43)  ^sprechen  worden.  Der 
Zweck  des  darin  zu  ertheilenden  Unterrichts  ist  nicht  nur,  dem  gesammten 
grammatischen  Unterricht  der  ReahKihule  Einheit  und  Halt,  und  die  für  eine 
wissenschaftliche  Spracherlemung  In  Bezug  auf  Etymologie  und  Syntax  un- ' 
enäiehriiche  Grundlage  zu  geben,  sondern  auch  em  an  sich  wichtiges  logi- 
sehea  BUdnngsmittel,  und  in  den  oberen  Classen  durch  die  Leetüre  eine  An- 
Bchanung  des  römischen  Geistes  und  Lebens  zu  gewähren.  Dals  das  logische 
AnfiGusungsvermögen  und  somit  auch  der  mathematische  Verstand  durch 
nflndliche  Betreibung  der  lat.  Grammatik  und  ein  streng  methodisches  Ver- 
fidiren  beim  Uebersetzen  aus  dem  Lateinischen  und  in  dasselbe  geschärft 
wird,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  ist  eine ,  auch  von  den  Lehrern  der 
Mathematik  oft  bezeugte  Wahrnehmung.  Je  weniger  in  der  Regel  die  Schüler 
selbst  von  diesem  Nutzen  der  Beschättigung  mit  dem  Lateinischen  volle  Ein- 
sieht haben,  um  so  wichtiger  ist  es,  daTs  sie  gewöhnt  werden,  neben  den 
tibrigen  Lehrgegenständen  der  Realschule,  welche  einen  auch  für  sie  leichter 
eikennbaren  praktischen  Vortheil  haben,  einem  anderen  aus  Pflicht  und  um 
des  allgemeinen  geistigen  Wachsthnms  willen,  ihren  Fleils  zuzuwenden.  So 
kann  die  Betreibung  des  Lateinischen  auiser  der  Zucht,  welche  sie  überhaupt 
dem  jugendlichen  ueiste  gewährt,  auch  zur  Nährung  des  wissenschaftlichen 
Sinns  nnd  zur  Stärkung  der  Willenskraft,  in  Anspruch  genommen  werden. 

Bei  zweckmäisiger  Behandlungsweise  hat  es  an  gutem  Erfolg  des  lat 
Unterrichts  auf  Realschulen  bisher  nicht  gefehlt;  der  beabsichtigto  Nutzen 
kann  jedoch  nur  erreicht  werden,  wenn  der  Unterricht  mit  deutiiohem  Be- 
wufstsein  der  Grenzen  ertheilt  wird,  welche  ihm  auf  der  Realschule  gesteckt 
sind.  Jedem  philologisdien  Lehrer  ist  darum  die  durch  den  besonderen  Zweck 
der  Schule  gcDotene  Resignation  in  wissenschaftlicher  Mittheilung  zur  Pflicht 
zu  machen.  Die  grammatische  Unterweisung  und  Uebung  mufs  sich  in  den 
unteren  nnd  mittleren  Classen  auf  dasjenige  beschränken,  was  für  die  höheren 
eme  unentbehrliche  Voraussetzung  bildet  In  diesem  beschränkteren  Gebiet 
aber  ist  Sicherheit  der  Kenntnils  und  Gewandtheit  der  Anwendung  zu  er- 
zielen; die  Belastung  des  Gedächtnisses  mit  vielen  Ausnahmen,  singulairen 
Formen,  Regeln,  Ausdrucksweisen,  ist  fem  zu  halten.  Hienach  können  z.B. 
beim  ersten  Unterricht  die  griechischen  Formen  der  lateinischen  Declination 
voriäufig  übergangen ,  die  Genusregeln  sehr  abgekürzt  werden  und  dgl.  m. 
Das  Erlernen  von  Regeln,  ohne  dafs  sofort  Uebungen  hinzutreten,  ist  zweck- 
los, nnd  Uebungen,  die  sich  in  steter  Einförmigkeit  wiederholen  und  ohne 
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die  MannkhCUtigkeit  shid,  welche  die  Anfmerkssmkdt  rege  eriiilt  und  nui 
Ck)mbiiiireii  und  Denken  nOthigt,  kOnnen  keine  Lust  an  der  Sum  hervor- 
bringen. Die  wichtigsten  Regeln  sind  an  normalen,  dem  Gedächtnifii  fett 
einzuprägenden  Beispielen  zu  fixiren.  Die  Voeabelkerintniis  mn(s  nach  be- 
stimmten Gesichtspuncten  begründet  und  erweitert  werden,  so  dais  die  Schfiler 
so  viel  wie  mOglich  überall  das  der  Bedeutung  nach  Zusammengehörige 
merken,  das  ähnlich  Klingende  unterscheiden  lernen,  und  durch  dieeen 
Wortvorrath  bald  zu  dem  Gefühl  eines  in  der  fremden  Sprache  erwor- 
benen Besitzes  kommen.  Derselbe  hat  jedoch  nur  soviel  Werth,  wie  er 
verwendet  wird. 

Die  Uebungen  im  Uebersetzen  ins  Lateinische  sind  für  die  mmmat 
Sicherheit  des  Uebersetzens  aus  dem  Lateinischen  unentbehrlich,  und  dauern, 
vorzüglich  in  der  Form  von  Ketrovertirttbungen,  die  zugleich  zum  Variiren 
der  Sätze  Gelegenheit  geben,  bis  zum  Eintritt  in  die  Prima  fort  Der  Stoff 
zu  den  Exercitien  und  Extemporalien  ist  angemessen  auszuwählen;  die  für 
Gymnasien  bestimmten  Uebungsbflcher  lassen  sich  dazu  nur  theilweise  be- 
nutzen. 

Zum  Uebersetzen  aus  dem  Lateinischen  bedürfen  die  Schüler  in  den 
mittleren  Classen  zuvörderst  einer  Anleitung  zur  Präparation;  und  für  die 
erste  Zeit  ist  es  zweckmäfsig,  dafs  der  Lehrer  selbst  durch  Lesen  de«  lat 
Textes  und  genaues  Vorfibersetzen  den  Schülern  das  nachzuahmende  Muster 
gebe.  Auf  deutliche  Einsicht  in  die  Structnr  und  Verbindung  der  Sätze ,  so 
wie  auf  Angemessenheit  de»  deutschen  Ausdrucks  ist  beim  Uebersetaen 
auch  deshalb  besonders  Gewicht  zu  legen,  weil  der  Bildung  im  Gebrauch 
der  Muttersprache  daraus  eine  wesentliche  Unterstützung  erwächst  Et 
.  mufs  möglichst  viel  gelesen  werden,  weshalb  sich  die  InteiiNre> 
tation  nicht  in  grammatische  und  lexicalische  Excurse  verlieren  darf,  die 
von  der  Sache  abführen.  Die  bei  den  Schülern  vorhandene  Kenntniis  vom 
Inhalt  der  Autoren  ist  beim  historischen  und  deutschen  Unterricht  nicht 
unbenutzt  zu  lassen. 

Zum  Ziel  ist  das  Verständnifs  der  leichteren  historischen  Prosa  und  er- 
zählenden Poesie  zu  nehmen.  Wie  demnach  Cäsar,  Sallnst,  Livius,  O^d, 
Virgil,  nebst  leichteren  Reden  des  Cicero,  nach  wie  vor  in  den  Schnlgebraueh 
genommen  werden  kOnnen,  so  empfiehlt  sich  für  denselben  eine  gute  Chresto- 
mathie aus  Livius,  mit  einem  Anhange  erlesener  Stellen  aus  anderen  pro- 
saischen und  poetischen  Autoren,  deren  Nutzen  durch  sparsame  und  Nach- 
denken erfordernde  Anmerkungen  und  Winke  für  Verständnifs  und  Ueber- 
setzung  noch  erhöht  werden  kann.  Eine  solche,  iür  den  besonderen  Zweck 
der  Realschule  eingerichtete  Chrestomathie  würde  u.  a.  auch  Stellen  aus  der 
Germania  und  andere  auf  Deutschland  bezügliche  Abschnitte  aus  den  Annalen 
des  Tacitus  aufnehmen  können;  eben  so  einzelne  Oden  und  Stellen  aus  Horai; 
beide  Autoren  selbst  sind  von  der  Einführung  in  Realschulen  ausgeschlossen. 
Um  der  Besprechung  abweichender  Lesarten  u.  dergl.  überhoben  zu  sein,  haben 
diQ  Lehrer  aarauf  hinzuwirken,  dafs  wo  möglich  alle  Schüler  einer  Classe  die- 
selbe Ausgabe  des  eingeführten  Autors  beim  Unterricht  benutzen. 

Gelesene  Abschnitte  als  ein  Ganzes  zu  überschauen  und  sich  von  dem 
Inhalte  derselben  nach  seinen  Haupttheilen  Rechenschaft  zu  geben,  gehOrt  an 
den  nothwendigen  Erfordernissen  auch  der  lat.  I^ctüre,  und  mu(s  besonders 
in  den  oberen  Cütosen  eine  stehende  Uebung  sein.  Einzelne  durch  Inhalt  und 
Form  bemerkenswerthe  poetische  und  prosaische  Stellen  müssen  auswendig 

Selemt  und  durch  gelegentliche  Repetition  fest  eingeprägt  werden.  —  Die  fai 
en  allgemeinen  Gebrauch  übergegangenen  lateinischen  und  aus  dem  Latoini- 
Bchen  und  Griechischen  abgeleiteten  Bezeichnnngen  und  Ausdrücke  der  wissen- 
schaftlichen und  amtlichen  Sprache  sind  den  Schülern,  wo  sich  Gelegenheit 
darbietet,  zu  erklären.'' 

C.  Verf.  V.  T.Juli  1864:  .Ein  befriedigender  Erfolg  des  lat  Unter- 
richts auf  den  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  ist  hauptsächlich 
davon  abhängig,  dafs  die  betreffenden  Lehrer  bei  der  Wahl  des  Stofb  und 
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der  Uebmigen  ureekmi&ig  sa  Werke  gehen  und  den  Untenchied  nicht  anlser 
Acht  lassen,  welcher  dabei  awiachon  diesen  Lehranstalten  und  den  Gymnasien 
Statt  findet  Demnächst  ist  wichtig,  dals  die  Schüler  zweckm&foig  eingerichtete 
Lehrbfleher  in  Binden  Kaben.  Die  für  Gymnasien  bestimmten  Grammatiken 
und  Uebangsbficher  sind  nicht  ohne  weiteres  auch  für  Real-  und  höhere 
Bfiigorechulen  geeignet,  wo  den  Schülern  ein  beschränkterer  grammatischer 
Lern-  und  Uebongsstoff  dargeboten  werden  muls.** 

4.  Hebräisch. 

C  Verf.  y.  9.  Octb.  1866:  ^Seit  efaiiffen  Jahren  kommt  es  häufiger 
als  frfiher  vor,  dafs  junge  Leute,  welche  Theologie  studiren  wollen,  vom 
Gymnasium  zur  Universität  übergehen,  ohne  ein  Zeugnils  der  Reife  auch  im 
Hebräischen  erworben  zu  haben. 

Um  dies  für  die  Zukunft  möglichst  zu  yerhüten,  veranlasse  ich  die 
SL  Prov.  SchulcoUegien,  den  Directoren  Ihrer  resp.  Ressorts  aufzugeben,  da(s 
sie,  so  oft  es  nach  ütfcn  Wahrnehmungen  nöthig  scheint,  die  betreffenden 
Schüler  der  oberen  GUssen  rechtzeitig  auf  die  Nachtheile  aufmerksam  machen, 
welche-  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  Unkenntnifs  des  HebriUschen, 
resp.  der  Mangel  eines  Zeugnisses  der  Reife  in  dieser  Disciplin,  für  die  Theo- 
logie Studirenden  mit  sich  rahrt,  und  durch  welche  dieselben  in  ihrem  Studium 
Mcht  aushalten  und  gestört  werden  können.  £s  ist  femer  darauf  zu  halten, 
&Mhf  wenn  zukünftige  Theologen  am  Unterricht  im  Hebräischen  nicht  Theil 
genommen  haben,  dies  in  ihrem  Abiturientenzeugnifs  ausdrücklich  bemerkt 
wird.  Auch  sind  dieselben  bei  ihrem  Abgange  damit  bekannt  zu  machen, 
dals  sie  für  ein  Zeugnifs  über  eine  im  Hebräischen  auf  der  Universität  be- 
standene Nachprüfung  (vergl.  §.  43  des  Regl.  v.  4.  Juni  1834)  aulser  dem  vor- 
schriftsmäisigen  Stempel  eine  Gebühr  von  2  Thhr.  an  die  K.  wiss.  Prüfungs- 
commission  zu  entrichten  haben.*' 

Das  K.  Prov.  Schulcoll.  der  Prov.  Brandenburg  hat  (15.  Octb.  1866)  der 
Hittheilung  des  vorstehenden  Ministerialerlasses  an  die  Gymnasialdirectoren 
hinzugefügt: 

„Wir  nehmen  hievon  Grelegenheit,  Sie  aufzufordern,  auch  diejenigen  Ihrer 
Schüler,  welche  Philologie  zu  studiren  gedenken,  soweit  es  Ihnen  möglich  ist, 
zur  Theilnahme  am  hebräischen  Unterrichte  auf  dem  Gymnasium  zu  veran- 
lassen, namentlich  aber  denselben  vorzustellen,  wie  wichtig  oft  für  spätere 
Verfamtnisse  resp.  Anstellungen  die  facultas  docendi  im  Hebr.  für  sie  werden 
ksnn.«    (VrgLp.30). 

6.  Die  neueren  Sprachen. 

Französisch.  (S.  p.  30.)  —  Realschule.  U.  u.  P.  0.:  „Das  Fran- 
zösische und  das  Englische  sind  ftir  die  Realschule  nicht  nur  als  moderne 
Verkehrsprachen  wichtig,  sondern  auch  deshalb,  weil  beide  Sprachen  im 
Gebiete  der  Realwissenschaften  eine  reiche  Literatur  besitzen,  deren  Ver- 
itändnils  auf  der  Schule  vorbereitet  werden  ronfs.  Aufserdem  kommt  auch 
der  für  die  betreffenden  Berufsarten  in  vielen  Fällen  wichtige  und  durch  ^e 
jetzigen  Communicationsmittel  erleichterte  Besuch  Englands  und  Frankreichs 
m  Betracht 

Das  Ziel  des  Unterrichts  ist  diejenige  Sicherheit  in  der  Grammatik  und 
eme  solche  Eenntnils  des  Wortvorraths  und  der  eigenthümlichen  Ausdrucks- 
weisen, welche  zum  Verstehen  der  prosaischen  und  poetischen  Literatur  beider 
Sprachen  beföhigt  und  den  Grund  zu  correctem,  mündlichem  und  schriftlichem 
Gebranch  derselben  legt.  Mufs  auch  das  Streben  der  Lehrer  von  Anfang  an 
darauf  ^gerichtet  sein,  den  Unterricht  in  den  neueren  Sprachen  praktisch  nutz- 
bar zu  machen,  so  kann  doch  eine  Conversationsfertigkeit  zu  Wege  zu  brin- 
gen, nidbt  Aufgabe  der  Schule  sein,  sondern  mufs  der  Privatttbung  überlassen 
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werden.  FranEOsiflehe  Theatentflcke  sind  nicht  unbedingt  vom  Schnlgebnmeh 
auBzuBchliefsen;  doch  ist  alles  Unpassende  fern  zu  halten.  Die  Schule  hat  es 
am  meisten  mit  der  historischen,  beschreibenden  und  osatorischen  Prosa,  wobei 
die  Auswahl  nach  ethisch-pftdagogischen  Gesichtspuneten  zu  treffen  ist,  und 
ebenso  mit  der  fttr  das  Jugendalter  geeigneten  Poesie,  besonders  mit  den 
Erzeugnissen  der  sogenannten  classischen  Periode,  zu  thun. 

So  wenig  auf  Gymnasien  römische  und  ^echische  Literaturgeaohidita 
gelehrt  wird,  ist  auf  den  Realschulen  französische  und  englische  Literator- 
geschichte als  besondere  Disciplin  zu  behandeln ;  es  ist  dafür  weder  ein  Buch 
einzuführen,  noch  ein  Heft  zu  dictiren ;  es  genfigt,  die  erforderlichen  geschicht- 
lichen Mittheilungen  an  die  Leetüre  selbst  anzuschliefsen,  wie  sie  auch  in  den 
Chrestomathieen  mit  der  Auswahl  der  Stücke  verbunden  zn  sein  pflegen. 
Ohne  diesen  Zusammenhang  verleitet  die  Aneignung  literarhistorischer  Notizen 
leicht  dazu,  mit  eingebildeten  Kenntnissen  zu  prunken. 

Auf  Sicherheit  des  Lesens  und  Genauigkeit  der  Ansprache  ist  bei  den 
neueren  Sprachen  die  sorgfliltigste  Aufmerksamkeit  zu  verwenden.  Nicht  sa 
versäumen  ist  die  bei  allem  Unterricht  in  fremden  Sprachen  wichtige  Uebon^, 
auch  nach  dem  GehOr  übersetzen  zu  lassen.  Was  beim  Lateinischen  (p.  lOi) 
von  der  Anwendung  des  Retrovertirens,  der  Inhaltsangaben,  und  von  der  Nodi- 
wendigkeit  gesagt  ist,  geeigneten  Stoff  auch  in  das  Gedäcntnifs  anfisunehmen, 
gilt  eben  so  vom  Französischen  und  Englischen. 

Das  Englische  ist  für  die  Realschulen  1.  0.  kein  faonltativer  Untenichte- 
gegenstand,  sondern  für  alle  Schüler  verbindlich,  wovon  Ausnahmen  nur  bei 
den  Anstalten  zulässig  sind,  welche  anch  die  polnische  Sprache  zum  Unter- 
richtsgegenstande haben.  —  Dasitaliänische  kann,  wo  locale  Verfailtniaaa 
es  wünschenswerth  machen,  als  facultative  Lection  auf  den  Lehrplan  ge- 
bracht werden. 

Die  Lehrer  der  französischen  und  der  englischen  Sprache  müssen  steh 
über  ihre  allgemeine  wissenschaftliche  Ausbildung  in  vorschriftsmäfsiffer  Art 
ausgewiesen  haben,  und  den  Lehrercollegien  als  ordentliche  Lehrer  anguiOren." 

Polnisch.  In  denjenigen  Gymnasien,  welche  überwiegend  von  Schülern 
polnischer  Nationalität  l)e8ucht  werden,  ist  in  den  3  unteren  Classen  das  Pol- 
nische, in  den  3  oberen  theils  das  Deutsche,  theUs  das  Polnische  die  Unter- 
richtssprache. Nachdem  die  Angelegenheit  durch  die  Instruction  v.  24.  Bfai  1842 
Oelt  worden,  tritt  gegenwärtig  in  den  betreff.  Schulen  überall  von  TU  an 
deutsche  als  Haupt-Unterrichtssprache  ein,  in  dem  Mais,  da(s  es  von  da 
an  etwa  Va  des  ganzen  Unterrichts  umfafst,  aas  Polnische  %.  Der  kathoL 
Religionsunterricht  wird  in  polnischer  Sprache  ertheilt;  eben  so  der  Unter- 
richt im  Hebräischen,  so  wie  in  der  polnischen  Sprache  und  Literatur.  Diese 
allgemeine  Ordnung  modiücirt  sich  nach  dem  Bediirfnifs  der  einzelnen  An- 
stalten. Gegenstand  des  Unterrichts  sind  beide  Sprachen,  die  deutsche  und 
die  polnische,  in  allen  höheren  Schulen  der  Prov.  Posen  durch  alle  Classen. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  den  Provinzen  Schlesien  und  Preufsen,  wo  und  so- 
weit es  die  Verhältnisse  nOthig  machen.  An  mehreren  der  betreffenden  An- 
stalten ist  der  Unterricht  im  Polnischen  jedoch  nicht  obligatorisch,  sondern 
facultativ.    (Vrgl.  p.  37). 

Min.  Verf.  v.  19.  Octb.  1860  (an  die  K.  Regierung  zu  Posen):  »Naoh 
dem  von  der  K.  Regienmg  unter  dem  24.  Juli  d.  J.  über  die  höhere  Lehr- 
anstalt zu  N.  erstatteten  Bericht  machen  es  die  Freqnenzverhältnisse  dieser 
Schule  nothwendig,  dafs  auch  in  den  beiden  unteren  Classen  die  dentsolie 
Sprache  als  Unterrichtss))rache  beibehalten,  dagegen  aber  anch  die  pc^sche 
Sprache  beim  Unterricht  in  ausgedehntem  Mafee  in  der  Art  angewendet  weide, 
da(s  alle  Schüler  zum  klaren  Verständnifs  des  Vorgetragenen  gelangen  kOnnen. 
Soll  dies  aber  erreicht  werden,  so  kOnnen  in  diesen  Classen  nur  solche  Lehrer 
unterrichten,  welche  sowohl  der  deutschen  als  auch  der  poln.  Sprache  in  dem 
Grade  mächtig  sind,  dafs  sie  sich  in  derselben  correct  und  klar  auszudrücken 
vermögen.  Die  K.  Regiemng  hat  dafür  zu  sorgen,  dafii  die  Lehrer  dieser 
beiden  Classen  diesem  Erfordemils  entsprechen.  In  den  beiden  oberen  Classeii 
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bleibt  die  drateehe  Sprache  die  ünterriebtsspniche;  Ms  jedoch  auch  Id  diesen 
Classeii  tax  richtigen  AnfEusung  des  Yorteags  für  die  pdn.  Scbfiler  in  ein- 
seinen Füllen  die  Anwendung  der  poln.  Sprache  nOthig  sein  sollte,  ist  zor 
Siebemng  eines  genflgenden  Erfolgs  des  Unterrichts  diese  Hfilfe  nicht  zn  ver- 
sagen. £s  entspricht  dagegen  den  Verhältnissen  einer  überwiegend  von  Schfi- 
\enk  poln.  Nationalität,  welche  der  dentschen  Sprache  bei  ihrem  Eintritt  in 
die  Sichule  nicht  oder  nnr  in  sehr  geringem  MaSm  kundig  sind,  besuchten 
Schale  keineswegs,  dafii  der  Dirigent  dmelben  der  poln.  Sprache  unkundig 
ist,  mithin  an  die  Schiller  poln.  Nationalität  Worte  des  Tadels  oder  der  Er- 
mahnung nicht  zu  richten  vermag,  auch  den  Unterricht  der  unter  Anwendung 
der  poln.  Sprache  unterrichtenden  Lehrer  nicht  zu  beurtheiien  und  zu  con- 
tiroüren  im  Stande  ist  Dieser  Umstand  giebt  den  Eltem  der  poln.  Schiller 
SU  gerechten  Beschwerden  Anlaft.^  ~ 


6.  Geographie  imd  Geackiehte« 

G.  Yeril  v.  8.  März  1884:  .Das  Min.  hat  Gelegenheit  gehabt  zu  be- 
merken, dals  bis  jetzt  in  vielen  diesseitigen  Gymnasien  dem  Unterricht  in 
der  Geschichte  gar  keine  gednickten  Httlfsmittel  zum  Grunde  gelegt  sind, 
vielmehr  die  Scbfiler,  selbst  schon  der  unteren  Classen,  genOtugt  werden, 
entweder  das  vom  Lehrer  der  Geschichte  Dictirte  mechanisch  in  der  Classe 
nachzuschreiben,  oder  nach  dem  freien  mfindlichen  Vortrage  des  Lehrers,  ohne 
daia  ihnen  irgend  ein  Schul-  oder  Handbuch  der  GescUchte,  weldiem  der 
Lehrer  folgt,  zur  Anschaffung  empfohlen  worden,  ausführliche  Hefte  über  die 
Geschichte  zu  Hause  auszuubeiten.  Es  bedarf  keiner  weitem  Auseinander- 
setzung, dafs  dies  Verfahren  unzweckmäßig  und  nicht  geeignet  ist,  den  beab- 
sichtigten Erfolg  des  geschichtlichen  Unterrichts  in  den  Gymnasien  zu  sichern 
und  denselben  Ar  die  Schüler  wahrhaft  fruchtbringend  zu  machen.  Das  Min. 
sieht  sich  daher  veranlafst,  Folgendes  anzuordnen: 

1.  In  jeder  Classe  sämmtlicher  Gymnasien  ist  dem  Unterrichte  in  der 
Geschichte  ein  Handbuch  zum  Grunde  zu  legen,  welches  die  Schüler  in  den 
Stand  setzt,  dem  Vortrage  des  Lehrers  nicht  nur  leichter  folgen,  sondern  auch 
denselben  gehörig  wiederholen  zu  können;  2.  Den  betreff.  Lehrern  bleibt 
fiberlassen,  dasjenige  bereits  vorhandene  Handbuch  der  Geschichte,  weiches 
ihnen  dem  Zweck  am  meisten  zu  entsprechen  scheint,  in  Vorschlag  zu  brin- 
gen, und  die  K.  Prov.  ScbulcoUegien  werden  ermächtigt,  die  von  den  Lehrern 
getroffene  Wahl  nach  sorgfaltiger  Prüfung  der  in  Vorschlag  gebrachten  Hand- 
bficher  ohne  vorherigen  Bericht  an  das  Min.  in  diesem  Falle  ausnahmsweise 
zu  gendimigen  oder  nach  Befinden  zu  verwerfen.  In  letzterem  Falle  bleibt 
den  K.  Prov.  ScbulcoUegien  fiberiassen ,  selbst  das  Handbuch  vorzuschreiben, 
welches  dem  historischen  Unterricht  in  den  verschiedenen  Classen  der  Gym- 
nasien zum  Grunde  gelegt  werden  soll.  3.  Wenn  Handbücher  der  Ge- 
schichte in  Vorschlag  gebracht  und  von  den  K.  Prov.  ScbulcoUegien  genehmigt 
werden,  welche  nicht  zugleich  eine  chronologisch-tabeUarische  Uebersicht  für 
die  GedSchtnilsttbungen  enthalten,  so  soU  neben  dem  Handbuch  noch  eine 
solche  Uebersicht  den  Schülern  zur.  Anschaffung  empfohlen  werden.  4.  Wenn 
nach  dem  Urtheü  des  K.  Prov.  SchulcoU.  und  der  betreff.  Lehrer  kein  Hand- 
buch der  Geschichte  bis  jetzt  vorhanden  ist,  welches  für  den  geschichtUchen 
Unterricht  zugleich  für  aUe  Classen  eines  Gymnasiums  zum  Grunde  gelegt 
werden  k(hmte,  so  ist  doch  bei  der  Wahl  der  Handbücher  darauf  zu  sehen, 
dafii  ftlr  jede  der  3  Bfldungsstufen  nur  Ein  Handbuch  bestimmt,  und  folglich 
fUr  die  6  Qassen  der  Gymnasien  in  keinem  Fall  mehr  als  3  verschiedene 
Handbücher  der  Geschichte  vorgeschrieben  werden.  5.  Damit  der  Vortrag 
des  Lehrers  der  Geschichte  die  ganze  Aufmerksamkeit  des  Schülers  fesseln 
könne,  ist  das  Dictiren  von  Seiten  des  Lehrers  gar  nicht,  das  Nachschreiben 
von  Seiten  des  Schülers  nur  ausnahmsweise  in  den  oberen  und  mitüeren, 
niemiüs  in  den  unteren  Classen  zu  gestatten. '^  — 
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worden.  FranEOsiflche  Tlieatentfloke  sind  nicht  unbedingt  Tom  1 
auBzuschliefoen;  doch  ist  alles  Unfmssende  fern  zn  hüten.  Die  Schale  liat  m 
am  meisten  mit  der  historischen,  besclireibenden  nnd  orstorischen  Prosa,  wobei 
die  Auswahl  nach  ethisch-pädagogischen  Gesichtspuneten  sa  treffen  ist,  um 
ebenso  mit  der  für  das  «mgendalter  geeigneten  Poesie,  besonders  mit  de» 
Erzeugnissen  der  sogenannten  classischen  Periode,  zu  thun. 

So  wenig  auf  Gymnasien  rOmische  und  griechische  Literatargesehieiita 
gelehrt  wird,  ist  auf  den  Realschulen  französische  und  englische  Litermtar- 
geschichte  als  besondere  Disciplin  zu  behandeln ;  es  ist  dafür  weder  ein  Buch 
einzuführen,  noch  ein  Heft  zu  dictiren ;  es  genfigt,  die  erforderlichen  geschicht- 
lichen Mittheilungen  an  die  Leetüre  selbst  anzuschliefsen,  wie  sie  auch  in  den 
Chrestomathieen  mit  der  Auswahl  der  Stücke  verbunden  zu  sein  ofleges. 
Ohne  diesen  Zusammenhang  verleitet  die  Aneignung  literarhistorischer  Notiiea 
leicht  dazu,  mit  eingebüdeten  Kenntnissen  zu  prunken. 

Auf  Sicherheit  des  Lesens  und  Genauigkeit  der  Ansprache  ist  bei  de» 
neueren  Sprachen  die  soigfültigste  Aufmerksamkeit  zu  verwenden.  Nicht  la 
versäumen  ist  die  bei  allem  Unterricht  in  fremden  Sprachen  wichtige  Uebonr, 
auch  nach  dem  GehOr  übersetzen  zu  lassen.  Was  beim  Lateinischen  (p.  lo!) 
von  der  Anwendung  des  Ketrovertirens,  der  Inhaltsangaben,  nnd  von  der  Notli- 
wendigkeit  gesagt  ist,  geeigneten  Stoff  auch  in  das  Gedäcntnüs  an&unelimeii, 
gilt  eben  so  vom  Französischen  und  Englischen. 

Das  Englische  ist  für  die  Realschulen  1.  0.  kefai  facnUativer  Unterridil»- 
gegenständ,  sondern  für  alle  Schüler  verbindlich,  wovon  Ausnahmen  nur  bei 
den  Anstalten  zulässig  sind,  welche  auch  die  polnische  Sprache  sam  Unter- 
richtsgegenstande  haben.  —  Das  Italiäniscne  kann,  wo  locale  Verhältnisu 
es  wünschenswerth  machen,  als  facultative  Lection  auf  den  Lehrplan  ge- 
bracht werden. 

Die  I^hrer  der  französischen  nnd  der  englischen  Sprache  müssen  floh 
über  ihre  allgemeine  wissenschaftliche  Ausbildung  in  vorschriftsmäfirfger  Alt 
ausgewiesen  haben,  und  den  Lelirercollegien  als  ordentliche  Lehrer  angobOren." 

Polnisch.  In  denjenigen  Gymnasien,  welche  überwiegend  von  Schflleni 
polnischer  Nationalität  biesucht  werden,  ist  in  den  3  unteren  Classen  das  Pol* 
nische,  in  den  3  oberen  theils  das  Deutsche,  theils  das  Polnische  die  Unter» 
richtsspracho.  Nachdem  die  Angelegenheit  durch  die  Instruction  v.  24.  Mai  1848 

OoTt  worden,  tritt  gegenwi&tig  in  den  betreff.  Schulen  überall  von  IQ  an 
deutsche  als  Haupt-Unterrichtssprache  ein,  in  dem  Mais,  dab  es  von  da 
an  etwa  V»  <lc8  ganzen  Unterrichts  umfalst,  aas  Polnische  %.  Der  kmthoL 
Religionsunterricht  wird  in  polnischer  Sprache  ertheUt;  eben  so  der  Unter» 
rieht  im  Hebräischen,  so  wie  in  der  polnischen  Sprache  und  Literatur.  Dieee 
ailgemoine  Ordnung  modiücirt  sich  nach  dem  Bedürfhifs  der  einzelnen  An- 
stalten. Gegenstand  des  Unterrichts  sind  beide  Sprachen,  die  deutsche  und 
die  polnische,  in  allen  höheren  Schulen  der  Prov.  Posen  durch  alle  Qasaen. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  den  Provinzen  Schlesien  und  Preufsen,  wo  und  so- 
weit es  die  VerhiUtnisse  nöthig  machen.  An  mehreren  der  betreffenden  An- 
stalten ist  der  Unterricht  im  Polnischen  jedoch  nicht  obligatorisch,  sondsn 
facultativ.    (Vrgl.  p.  37). 

Min.  Verf.  v.  19.  Octb.  1860  (an  die  K.  Regierung  zu  Posen):  »Naell 
dem  von  der  R.  Regierung  unter  dem  24.  Juli  d.  J.  über  die  höhere  Xelir* 
anstatt  zu  N.  erstatteten  Bericht  machen  es  die  Frequenzverhältnisse  dieser 
Schule  nothwendig,  dafs  auch  in  den  beiden  unteren  Classen  die  deatsdM 
Sprache  als  Unterrichtss])rache  beibehalten,  dagegen  aber  auch  die  polnlscbe 
Sprache  beim  Unterricht  in  ausgedehntem  Mafee  in  der  Art  angewendet  werde^ 
daft  alle  Schüler  zum  klaren  Verständnils  des  Vorgetragenen  gelangen  künnea. 
Soll  dies  aber  erreicht  werden,  so  können  in  diesen  Classen  nur  solche  Lehrer 
unterrichten,  welche  sowohl  der  deutschen  als  auch  der  poln.  Sprache  in  dem 
Grade  mächtig  sind,  dafs  sie  sich  in  derselben  correct  und  klar  aosiadrückea 
vermögen.  Die  K.  Regierung  hat  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Lehrer  die 
beiden  Classen  diesem  Erfordemils  entsprechen.  In  den  beiden  oberen  da 
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bleibt  die  deutsche  Sprache  die  Unterrichtssprache;  falls  jedoch  auch  Id  diesen 
Classen  amr  richtigen  Anffassnng  des  Vortrags  fSr  die  poln.  Schfiler  in  ein- 
lefaien  Füllen  die  Anwendung  der  poln.  Sprache  nOthig  sein  sollte,  ist  zor 
Sieherang  eines  genügenden  Erfolgs  des  Unterrichts  diese  Hfllfe  nicht  zu  ver- 
sagen. Es  entspricht  dagegen  den  Verhaltnissen  einer  überwiegend  von  Schfi- 
len  poln.  Nationalität,  welche  der  deutschen  Sprache  bei  ihrem  Eintritt  in 
^  Schule  nicht  oder  nur  in  sehr  geringem  Miuse  kundig  sind,  besuchten 
Sdinle  keineswegs,  dafii  der  Dirigent  derselben  der  poln.  Sprache  unkuncUg 
ist,  mithin  an  die  Schüler  pohi.  Nationalität  Worte  des  Tadels  oder  der  Er- 
mi^nng  nicht  zu  richten  vermag,  auch  den  Unterricht  der  unter  Anwendung 
der  poln.  Sprache  unterrichtenden  Lehrer  nicht  zu  beurtheilen  und  zu  con- 
troliren  im  Stande  ist.  Dieser  Umstand  giebt  den  EHem  der  poln.  Schüler 
SU  gerechten  Beschwerden  Anlaft.''  ~ 


6.  Geographie  and  Gesckichte« 

G.  Verü  V.  8.  März  1884:  .Das  Min.  hat  Gelegenheit  gehabt  zu  be- 
merken, dals  bis  jetzt  in  vielen  diesseitigen  Gymnasien  dem  Unterricht  in 
der  Geschichte  gar  keine  gedruckten  Hfllfsmittel  zum  Grunde  gelegt  sind, 
vielmehr  die  Schfiler,  selbst  schon  der  unteren  Classen,  genOthigt  werden, 
entweder  das  vom  Lehrer  der  Geschichte  Dictirte  mechanisch  in  der  Classe 
nachzuschreiben,  oder  nach  dem  freien  mündlichen  Vortrage  des  Lehrers,  ohne 
dafii  ihnen  irgend  ein  Schul-  oder  Handbuch  der  GescUchte,  welchem  der 
Lehrer  folgt,  zur  Anschaffung  empfohlen  worden,  ausführliche  Hefte  über  die 
Geschichte  zu  Hause  auszui^beiten.  Es  bedarf  keiner  weitem  Auseinander- 
setzung, dafs  dies  Verfahren  unzweckmäßig  und  nicht  geeignet  ist,  den  beab- 
siehtigten  Erfolg  des  geschichtlichen  Unterrichts  in  den  Gymnasien  zu  sichern 
und  denselben  für  die  Schüler  wahrhaft  fruchtbringend  zu  machen.  Das  Min. 
sieht  sich  daher  veranlaCst,  Folgendes  anzuordnen: 

1.  In  jeder  CUsse  sämmUicher  Gymnasien  ist  dem  Unterrichte  in  der 
Geschichte  ein  Handbuch  zum  Grunde  zu  legen,  welches  die  Schüler  in  den 
Stand  setst,  dem  Vortrage  des  Lehrers  nicht  nur  leichter  folgen,  sondern  auch 
denselben  gehörig  wiederholen  zu  können:  2.  Den  betreff.  Lehrern  bleibt 
überlassen,  dasjenige  bereits  vorhandene  Handbuch  der  Geschichte,  welches 
ihnen  dem  Zweck  am  meisten  zu  entsprechen  scheint,  in  Vorschlag  zu  brin- 
gen, und  die  K.  Prov.  Schulcollegien  werden  ermächtigt,  die  von  den  Lehrern 
getroffene  Wahl  nach  sorgfältiger  Prüfung  der  in  Vorschlag  gebrachten  Hand- 
bficher  ohne  vorherigen  Bericht  an  das  Min.  in  diesem  Falle  ausnahmsweise 
in  genehmigen  oder  nach  Befinden  zu  verwerfen.  In  letzterem  Falle  bleibt 
den  K.  Prov.  Schulcollegien  überlassen ,  selbst  das  Handbuch  vorzuschreiben, 
welches  dem  historischen  Unterricht  in  den  verschiedenen  Classen  der  Gym- 
nasien zum  Grunde  gelegt  werden  soll.  3.  Wenn  Handbücher  der  Ge- 
ichichte  in  Vorschlag  gebracht  und  von  den  K.  Prov.  Schulcollegien  genehmigt 
w^en,  welche  nicht  zugleich  eine  chronologisch-tabellarische  Uebersicht  für 
die  Gedächtnifsübungen  enthalten,  so  soll  neben  dem  Handbuch  noch  eine 
solche  Uebersicht  den  Schülern  zur.  Anschaffung  empfohlen  werden.  4.  Wenn 
nach  dem  Urtbeil  des  K.  Prov.  Schulcoll.  und  der  betreff.  Lehrer  kein  Hand- 
buch der  Geschichte  bis  jetzt  vorhanden  ist,  welches  für  den  geschichtlichen 
Unterricht  zugleich  für  aUe  Classen  eines  Gymnasiums  zum  Grunde  gelegt 
werden  könnte,  so  ist  doch  bei  der  Wahl  der  Handbücher  darauf  zu  sehen, 
dafs  für  jede  der  3  Bildungsstufen  nur  Ein  Handbuch  bestimmt,  und  folglich 
ftr  die  6  Classen  der  Gymnasien  in  keinem  Fall  mehr  als  3  verschiedene 
Handbücher  der  Greschichte  vorgeschrieben  werden.  5.  Damit  der  Vortrag 
des  Lehrers  der  Geschichte  die  ganze  Aufmerksamkeit  des  Schülers  fesseln 
könne,  ist  das  Dictiren  von  Seiten  des  Lehrers  gar  nicht,  das  Nachschreiben 
von  Seiten  des  Schülers  nur  ausnahmsweise  in  den  oberen  und  mittleren, 
niemalB  in  den  unteren  Classen  zu  gestatten.^  — 
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0.  Verf.  V.  38.  April  1857:  „Das  Ergebniis  derBeridite^  welehe  ymi 
den  betreff.  ProTinsialbebOrden  Aber  die  an  den  Gymnasien  und  höheren 
Bür(?er-  oder  Realschulen  eingeführten  geschichtlichen  und  geographi* 
sehen  Lehrbflcher  erstattet  worden  sind,  veranlaftt  mich  lo  rolgeodea 
Anordnungen: 

Der  Unterricht  in  der  G^eschichte  und  GeogrM>hie  hat  sieh  in  aOen  Clsüen 
der  genannten  Anstalten  an  ein  gedrucktes  Lehrbuch,  Leitfaden  oder  Tabelle 
ansuschlielsen.  Das  Heftschreiben  ist  überall  zu  beseitigen,  und  den  SelrfUen 
beim  Unterricht  nur  zu  gestatten,  sich  einzelne,  dem  Lehrer  nOthig  scheinende 
Ergänzungen  (oder  Modificationen)  des  eingeftihrten  Leitfadens  zu  notiren. 

Die  Zahl  der  flir  die  aufeinanderfolgenden  Glassen  einer  Anstalt  an  be- 
stimmenden Lehrbücher  oder  Leitfaden  ist  eben  so  in  der  Geographie  wie  in 
der  Geschichte  auf  zwei  zu  beschränken,  und  den  nebeneinander  danach  unter- 
richtenden Lehrern  ist  zur  Pflicht  zu  machen,  sich  wegen  eines  möglichst 
übereinstimmenden  Verfahrens  in  Benutzung  derselben  zu  verständigen. 

Bei  der  Wahl  sowohl  derjenigen  Bücher,  welche  dem  Unterricht  zu  Grunde 
gelegt,  als  die  itir  die  Schülefbibliotheken  angeschafft,  oder  sonst  den  Schülern 
zum  Nachlesen  empfohlen  werden,  mufs  die  Rücksicht  auf  die  Sphäre  des 
Schulunterrichts  und  auf  das  Bedürfhiis  des  Jugendalters  mafi^bend  sdn; 
demgemäfs  ist  z.  B.  Momm$en$  ROmische  Geschichte  vom  Gebrauch  aaeh  In 
den  obersten  Gymnasialdassen  auszuschliefsen. 

Wo  der  confessionelle  Charakter  einer  Lehranstalt  bestimmt  ausgesprochen 
ist,  hat  die  Wahl  der  Lehrbücher  für  den  Geschichtsunterricht  mehr  als  bisher 
geschehen  darauf  Rücksicht  zu  nehiften. 

Ausführliche  geographische  Handbücher  eignen  sich,  schon  wegen  ihres 
hohen  Preises,  nicht  zur  Benutzung  beim  Schulunterricht;  der  geographlsehe 
Unterricht  hat  sich  vielmehr  überall  an  übersichtliche  Znsammenstelningen  des 
Wesentlichen  anzuschliefeen. 

Aus  den  in  den  erwähnten  Berichten  enthaltenen  Angaben  über  Bfldier, 
welche  den  Schülern  zu  häuslicher  T>ectüre  mit  Bezug  aur  den  CUssenunlei^ 
rieht  empfohlen  werden,  ist  zu  schliefsen,  dafs  manche  für  diesen  Zweek 
geeignete  Schriften  nicht  genugsam  bekannt  geworden  sind ,  z.  B.  das  Lese- 
buch zur  Einleitung  in  die  Geschichte  von  C.  L,  Roth.  Ich  empfiBhIe  den 
ProvinzialnnterrichtsbehOrden,  von  Zeit  zu  Zeit  über  derartige  literariflehe 
Erscheinungen  von  I^hrem  Ihres  Ressorts,  die  dazu  vorzugsweise  befihigt 
scheinen,  gutachtliche  Aeufeerungen  zu  erfordern ,  und  eben  so  auf  B^her, 
die  sich  an  einer  Anstalt  beim  Gebrauch  bewährt  haben,  andere  DIreetoren 
aufmerksam  zu  machen. ** 

Instruction  für  den  geschichtlichen  und  den  geoffraphisehen 

Unterricht   an    den   Gymnasien    und   Realschulen   der  ProvIns 

Westfalen,  v.  22.  Sptb.  1859. 

„§.  1.  Der  Unterricht  in  der  Geschichte  und  in  der  Geographie  ist,  un- 
beschadet der  Selbständigkeit  beider,  auf  allen  Stufen  in  enge  Beuehun^  aa 
setzen,  und  daher  auch,  soweit  es  thunlich,  in  einer  und  derselben  GlasM 
einem  und  demselben  Lehrer  zu  übertragen. 

§.2.  Umfang  des  geschichtlichen  Unterrichts.  Der  geschicht- 
liche Unterricht  geht  als  besonderer  Fachunterricht  nur  durch  die  mittlere 
und  obere  Bildungsstufe  des  Gymnasiums  und  der  Realschule.  Auf  der  unteren 
Stofe  beschränkt  er  sich  besonders  auf  die  in  den  Religionstunden  dnreh- 
sunehmende  biblische  Geschichte  und  auf  gelegentliche  Mittheilungen  in  anderen 
unten  zu  bezeichnenden  Lehrfächern.  §.  3.  Auf  der  unteren  BildangastofB 
ist  der  geschichtliche  Unterricht  als  ein  propädeutischer  zu  behandeln;  anf 
der  mittleren  herrscht  der  ethnographische,  auf  der  oberen  der  universal- 
historische Standpunct  vor. 

1.  4.  Der  Zweck  des  historischen  Unterrichts  ist  ein  d<mppelter,  ein  di- 
daktischer und  ein  (ethischer)  pädagogischer.  In  der  ersten  Besiehnng  ist  m 
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AafgBbe,  dem  SchOler  eine  chronologiBch  begründete  systematische 
Uebenieht  des  ganien  Feldes  der  Geschichte  einzuprägen,  und  ihn  mit  dem 
Entwickelnngsgange  der  wichtigsten  Coltarrölker,  namentlich  des  griechi- 
schen, römischen  and  deutschen,  sowie  mit  der  Bedeutung  des  israelitischen 
Volkes  f&r  die  religiöse  und  Gulturentwickelung  des  Menschengeschlechts  so- 
weit bekannt  su  machen,  dais  er  die  Gegenwart  in  ihren  wichtigsten  £r- 
sehehiungen  su  begreifen  befähigt  sei,  und  zur  Erweiterung  und  Vertiefung 
seines  historischen  Wissens  Neigung  und  Geschick  gewinne.  In  der  zweiten 
Beziehung  hat  der  Unterricht  dahin  zu  wirken,  dals  auf  Grundlage  des 
erworbenen  Verständnisses  sein  sittliches  Gefühl  und  seine  Gesinnung  durch 
die  Theilnahme  an  dem  Guten,  Wahren  und  SchOnen  in  aUen  Zeitaltem 
▼eredelt,  sein  Glaube  an  eine  von  höherer  Hand  geleitete  Entwickelung  der 
Menschheit  genährt,  und  eine  selbstbewulste  Liebe  zu  KOnig  und  Vaterland 
geweckt  werde. 

|.  5.  1.  The  11.  Auf  der  unteren  Bildungsstufe,  also  in  VI  und  V,  ist 
der  histor.  Unterricht  ein  propädeutischer,  indem  er  nicht  durchweg  einen 
bestimmten  Gang  verfolgen  kann,  sondern  wesentlich  dazu  bestimmt  ist,  auf 
den  spateren  zusammenhangenden  Vortrag  vorzubereiten  und  das  Interesse 
ftr  geschichtliche  Dinge  zu  wecken.  Den  Gegenstand  desselben  bilden  haupt- 
säenuch  die  in  den  Religionstunden  zu  behandelnden  biblischen  Geschichten. 
Dazu  kommen  diejenigen  histor.  Mittheflungen,  zu  denen  die  geograph.  und 
deutschen  Standen  dieser  Classen  Veranlassung  geben.  Der  Unterricht  in  der 
bibL  Geschichte  des  A.  und  N.  Testaments,  dessen  Methodik  den  Bestim- 
mungen Ober  den  Religionsunterricht  flberlassen  bleibt,  wird,  ohne  seine  eigene 
Bestimmung  zu  beeinträchtigen,  dem  späteren  eigentlichen  histor.  Unterricht 
dadurch  vorarbeiten,  daft  dem  Schüler  die  Chronologie  der  jüdischen  Ge- 
schichte (bis  zur  Zerstörung  Jerusalems  durch  Titus)  fbst  eingeprägt,  femer 
von  der  Entwickelung  des  menschlichen  Geschlechts  von  seinen  ersten  An- 
fängen bis  zur  Büdung  des  Staats  ein  anschauliches  Bild  gegeben,  und  aus 
der  Geschichte  und  dem  Culturzustande  anderer  Volker  so  viel  mitgetheilt 
wird,  als  zugleich  zur  Verdeutlichung  der  bibl.  Geschichte  selbst  dient 

Die  histor.  Mittheilnngen,  welche  der  geograph.  Unterricht,  soweit 
es  dessen  Gang  gestattet,  vermitteln  soll,  sind  theUs  einzelne  Notizen  (mit 
Jahreszahl)  über  den  Schauplatz  wichtiger  Thaten  in  Krieg  und  Frieden, 
theils  kurze  Darstellung  von  den  Entdeckungen  und  Ansiedelungen  fremder 
Länder,  und  anderer  bedeutender  Begebenheiten. 

Der  deutsche  Unterricht  hat  in  dieser  Beziehung  die  Aufgabe, 
durch  mündl.  und  schriftl.  Uebungen  mit  den  wichtigsten  und  schönsten  Sagen 
des  Alterthums  und  der  germanischen  VOlker  bekannt  zu  machen. 

Die  Realschulen  werden  in  V  einen  bestimmten  Theil  der  für  Ge- 
schichte und  Geographie  angesetzten  Zeit  dazu  anzuwenden  haben,  theils 
Biographien  mitzutheilen  und  wieder  erzählen  zu  lassen,  theils  die  Sagen  aus- 
fthriic£er  zu  behandeln,  als  es  im  deutschen  Unterricht  geschehen  kann. 

2.  Theil.  Der  Grandcharakter  des  Geschichtsunterrichts  in  den  mittleren 
Classen  ist  der  ethnographische.  Wie  in  dem  propädeutischen  Cursus 
vorzüglich  Personen  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zogen,  so  hier  einzelne 
Volker,  welche  aber,  wiederam  möglichst  individualisirt,  durch  Hervorhebung 
ihrer  Eigenthümllchkeit  dem  Knaben  wie  Einzelwesen  in  ihrem  Jugend-, 
Mannes-  und  Greisenalter  erscheinen  mOgen.  Sie  stellen  sich  dar,  ein  jedes 
rieichsam  wie  Ein  Mann,  und  beweisen  ihre  Gesammtkraft  durch  Thaten  und 
Werke.  Wie  aber  bei  jugendlichen  Völkern  sich  die  Idee  der  Sittlichkeit 
zuerst  als  Tapferkeit  und  Muth  gesen  feindliche  Mächte  offenbart,  und  auch 
dem  Knaben  in  seiner  naturgemäßen  Entwickelung  der  tapfere  Kriegsheld 
als  das  Verehrungs-  und  Nachahmungswürdigste  erscheint,  so  tritt  hier  die 
.inisere"  Grcschichte  entschieden  in  den  Vordergrund,  und  es  stellen  sich 
die  Thaten  des  Volkes  wesentlich  als  die  Thaten  seiner  Führer  dar,  so  dals, 
wie  es  sich  namentlich  in  der  alten  Geschichte  von  selbst  ergiebt,  der  Vortrag 
zugleich  ein  biographisches  Element  enthält.  Die  Mittheüungen  aus  dem  Cultur- 
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leben  und  Aber  die  Verfassonff  werden  sieh  auf  das  Wenige,  was  anaohanlieh 
und  ventändlich  gemacht  werden  kann,  zu  beachrftnken  haben,  und  die  Zeiten 
der  Blflthe  in  der  politisohen  Geschichte  ausführlich,  die  der  ersten  Ent- 
Wickelung  und  des  Verfalls  summarisch  zu  behandeln  sein.  Die  Haapt- 
begebenheiten  sind  möglichst  als  Ganze  in  ihrer  Entwickehing  vom  Anfimge 
durch  die  Mitte  bis  zum  Ende  darzustellen,  zusammengehörende  Partieeu  an 
gruppiren,  die  Mittelglieder  dagegen  nur  kurz  zu  berühren.  Den  Stoff  diesea 
Cui^Bus  giebt  fast  ausschliellriich  die  C^eschichte  der  Griechen,  Römer  und  Deut- 
schen, US  der  Hanpttrüger  der  menschlichen  Entwickelung.  An  ihre  Sohiek- 
sale  wird  aus  der  allgemeinen  Geschichte  nur  dasjenige  angeknüpft,  was  mit 
der  ihrigen  in  der  nächsten  Verbindung  steht,  und  zwar  gerade  da,  wo  sich 
diese  Verbindung  findet.   Wo  die  deutsche  Geschichte  aufhört,  den  Mittel- 

gunct  der  europäischen  zu  bilden,  da  tritt  an  deren  Stelle  die  des  bnuvÄea- 
urgisch-preufeischcn  Staats.  Die  Geschichte  der  Griechen  und  Römer  wird 
in  IV  in  Einem  Jahre  abgehandelt  Jene  führt  der  zusammenhangende  Vor- 
trag bis  auf  den  Tod  Alexanders  des  Grofsen;  sie  schlielst  ab  mit  einer  Ueber- 
sicht  ttber  die  auf  die  Diadochenzeit  folgenden  Staatenbildungen.  Diese  (dte 
römische)  geht  von  der  nur  kurz  zu  bohrenden  Urzeit  bis  in  den  Anfimg 
der  Kaiserzeit,  etwa  bis  auf  Titus.  Zugleich  flicht  der  Vortrat  die  Hrapt- 
puncte  aus  der  Geschichte  der  Erscheinung  und  Ausbreitung  des  Christen- 
thums  ein,  sowie  das  erste  Auftreten  der  Deutschen  und  deren  Kämpfe  mit 
den  Römern  in  den  letzten  Jahrhunderten  vor  Christi  Geburt  und  nach  d€^ 
selben. 

Der  Cursus  der  DI  hat  die  deutsche  und  preufsische  Geschichte  mm 
Gegenstande.  In  der  Geschichte  des  deutschen  MitteUlters  werden  s.  B.  auch 
die  Ausbreitung  des  Christenthums  und  die  Entwickelung  der  Hierarchie,  dÜle 
wichtigsten  Kreuzzflge,  die  Eroberung  von  Constantinopel.  die  Erfindung  des 
Schieibpulvers  und  der  Buchdruckerkunst,  und  endlich  aie  Entdeokang  des 
vierten  Welttheiles  und  des  Seeweges  nach  Ostindien  ihre  Stelle  finden. 

Vom  westflUischen  Frieden  an  ist  die  deutsehe  Geschichte  an  die  bmadeB- 
burgisch-preufsische  anzuschKefsen  und  (mit  kürzerer  Berflhmng  der  fhmaOsi- 
sehen  Revolution  und  der  daraus  hervorgegangenen  Kriege)  mit  den  deutschen 
Befreiungskriegen  zu  beendigen.  —  Daoei  empfiehlt  sich  die  Anordnung, 
wonach  die  deutsche  Geschichte  von  der  Völkerwanderung  etwa  bia  lGi8 
dem  ersten  Jahre  des  Cursus  der  III,  das  flbrige  dem  zweiten  Jahre  aa- 
gewiesen  wird.  —  Der  geschichtlichen  Darstellung  geht  auf  dieser  ganzen 
Stufe  jedesmal  die  geographische  Ucbersicht  der  betreffenden  Länder  voran. 
8.  Theil.  Der  Gcschichtscursus  der  beiden  oberen  Classen  hat  die  Uni- 
versalgeschichte zum  (Gegenstände.  Der  Gesichtskreis  wird  auf  dieser 
Stufe  nach  zwei  Seiten  hin  erweitert  Während  auf  der  vorhergehe»len  der 
Unterricht  sich  auf  die  griechische,  römische  und  deutsche  Geschichte  be- 
schränkte, treten  letzt  an  die  Stelle  der  drei  Uauptvölker  die  drei  Zeit* 
Perioden  des  Altertnums,  des  Mittelalters  und  der  neuem  Zeit,  und  an  dm 
erwähnten  Völkern  die  übrigen  Culturvölker  des  Orients  und  namentlich 
Europa's.  In  welcher  Ausführlichkeit  auf  die  letzteren  eingegangen  werdm 
darf  und  mufs,  hängt  theils  von  deren  gröfsercr  oder  geringerer  culturgescÜcht- 
Ucher  Bildung  (der  Orient),  theüs  von  dem  Grade  ab,  in  welchem  sie  in  die 
Geschichte  des  Vaterlandes  eingreifen :  den  hauptsächlichen  Stoff  gMü  aber 
auch  hier  die  Geschichte  der  classischen  Völker  und  der  Deutschen.  Wie 
firflher  die  politische  Geschichte  ausschlieislich  Gegenstand  der  Darstelhuw 
war,  so  tritt  sie  auch  hier  immer  noch  in  den  Vonlergrund,  und  zwar  mS 
der  Erweiterung,  dais  die  Zwischenglieder,  welche  bis  dahin  entweder  gar 
nicht  oder  nur  oberflächlich  berührt  waren,  hineingefügt  werden,  dais  ferner 
überall  der  pragmatische  Zusammenhang  und  die  Entwickelung  der  Verfas- 
sungen, letztere  an  den  drei  Hauptvölkem,  gezeigt  wird. 

In  dem  Mafse  als  sich  der  Vortrag  der  neuesten  Zeit  nähert,  wird  die 
DarsteUung  immer  mehr  eine  synchronistische;  im  allgemeinen  aber,  und 
namentlich  bei  der  Geschichte  des  Alterthums  ist  zum  bessern  Versttednila 
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danuf  SU  Mhen,  dalii  der  Faden  der  Zeitfolge  mögliohst  wenig  abgebrochen 
werde.  Auf  dieser  Stufe  darf  denn  anch  nicht  versäumt  werden,  bei  der  alten 
Gesehiehte  auf  die  Quellen  ersten  Ranges,  und  bei  allen  Theilen  derselben 
auf  die  Qeograiihie  hinzuweisen. 

Die  iweite  Erweitening  der  geschichtL  Aufgabe  besteht  in  der  Aufnahme 
des  Gnlturgesehichtlichen.  Es  sind  hienach  die  Literaturen  der 
wichtigsten  Völker,  soweit  sie  nicht  im  übrigen  Unterricht  vorkommen  und 
dem  Büdnngstande  des  Schülers  nicht  zu  entfernt  liegen,  übersichtlioh  und 
dnzch  Mittheilangen  von  Proben  zu  charakterisiren ;  femer  die  Epochen  in 
der  Gesohichte  der  bildenden  Eflnste  an  Abbildungen  solcher  Werke, 
w^cke  den  iedesmaligen  Standpunct  am  deutlichsten  bezeichnen,  zu  erörtern, 
endlich  solche  Mittheilungen  aus  dem  Gebiet  der  Wissenschaft,  der  Religion, 
der  Erfindungen,  des  Verkehrs  und  Handels,  der  Sitten  und  Einrichtungen 
an  machen,  die  geeignet  sind,  ein  möglichst  anschauliches  Bild  von  der  In- 
drndoalit&t  der  einzelnen  Völker  und  dem  Fortschritt  in  der  Entwickelung 
der  gesammten  Menschheit  zu  erzeugen.  Wo  sich  für  die  Behandlung  des 
Gnlturgesehichtlichen  nicht  in  der  politischen  Geschichte  selbst  passende  An- 
knflpfangspuncte  finden,  da  sind  diese  Mittheilungen  im  Vortrag  der  letzteren, 
wo  sich  ein  geeigneter  Rnhepunct  zeigt,  nachzutragen.  Dabei  muis  iedenfalls 
darauf  verzichtet  werden ,  die  geschichtiiche  Entwickelung  in  derseioen  Con- 
■eqnens  und  Vollständigkeit  zu  verfolgen,  wie  auf  dem  Gebiet  des  Staates. 

Die  Beachtung  des  teleologischen  Zusammenhanges  der  Weltgeschichte 
«nd  die  Anerkennung  der  ewigen  Gesetze  Gottes  muu  endlich  als  das  beste 
Resnitat  angesehen  werden,  welches  der  Schüler  aus  diesem  ganzen  Unter- 
richt mit  sich  in  das  Leben  hinübemimmt 

Die  StofPvertheUung  ist  folgende:  II  Gursus  zweijährig:  1.  Jahr  orientali- 
sche und  griechische  Geschichte,  mit  Beschränkung  der  orientaL  V(Hker  vor 
den  Perserkriegen  auf  das  unentbehriichste  Material,  und  abschiiefsend  mit 
der  Geschichte  der  Diadochenreiche,  welche  als  ein  innerlich  zusammenhangen- 
des Ganzes  zu  behandeln  ist  S.  Jahr  römische  Geschichte  bis  zum  Untergange 
des  weström.  Reichs. 

I  Gursus:  Geschichte  des  Mittelalters  und  der  neueren  Zeit  bis  1815,  und 
etwa  in  kurzer  Uebersicht  die  der  polit.  Geschichte  von  1815—1830  oder  1840. 
Dabei  ist  darauf  zu  sehen,  dafs  der  Vortrag  des  1.  Jahres  wenigstens  bis  zum 
Ende  der  Regierung  Garls  V,  oder  zum  Anfange  des  30jähr.  lüieges  geführt 
werde. 

f.  6.  Weil  die  Masse  des  im  geschieht!.  Unterricht  zu  bewältigenden 
Stofifo  im  Verhältnils  zu  der  Zahl  der  Lehrstunden  so  grols,  und  der  Erfolg 
von  der  Persönlichkeit  des  Lehrers  weit  mehr  als  von  dem  Lehrbuche  ab- 
bSngig  ist,  so  fordert  die  Methode  dieses  Unterrichts  eine  sorgsame  und  un- 
aosgeietzte  Aufmerksamkeit  Zunächst  kommt  es  darauf  an,  dals  der  geschichtl. 
Stoff  in  einer  Weise  überliefert  werde,  die  in  dem  Schüler  klares  Verständnis 
und  richtige  Würdigung  erzeugt 

In  dieser  Beziehung  mufs  die  Auswahl  des  Stoffs  von  dem  Grundsatze 
einer  weisen  Mafshaltung  geleitet  sein,  wonach  überhaupt  Wichtiges  von  Un- 
wichtigem geschieden,  und  in  den  einzelnen  Classen  dasjenige  hervorgehoben 
wird,  was  dem  oben  bezeichneten  Charakter  der  einzelnen  Lehrstufen,  d.  h.  also 
dem  Bedflrfhifs  des  Schülers  mehr  als  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  als 
solcher  entspricht  Femer  muis  sich  der  Lehrer  einer  emfachen  und  natürlichen 
Diction  und  einer  lebendigen  und  warmen  Darstellung  befleidsigen,  ohne  irgend 
welche  Benutzung  eines  Hülfsmittels  während  der  Lehrstunde.  Er  wird,  so- 
weit tfaunlich,  den  Inhalt  und  auch  den  Ausdruck  den  Quellen  selbst  ent- 
nehmen, und  nieht  versäumen  dürfen,  jezuweilen  seine  Gewährsmänner  selbst 
reden  zu  lassen,  wo  dieses  dazu  dient,  eine  Schilderung  lebendiger  zu  machen 
oder  ein  Urtheü  überzeugender  zu  begründen.  Von  Wichtigkeit  ist  es  auch 
für  die  Anschaulichkeit,  dafs,  so  oft  als  möglich,  bildliche  Darstellungen  von 
Personen,  einaehien  Begebenheiten,  Gegenständen  der  Kunst,  des  privaten 
und  (tffentlichen  Lebens  vorgezeigt  und  eingeprägt  werden.   —  Die  wissen- 
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Bcbaftl.  Kritik  des  Ueberiieferten ,  welche  nur  saweilen  and  iwmr  «af  der 
obersten  Stufe  eintreten  darf,  geschehe  mit  Vorsicht  und  immer  mit  Be- 
kundung des  Urtheils.  —  Die  sittliche  Beurtheilung  von  Zustanden  oder 
Personen  und  Handlangen  ist  nie  als  etwas  Fertiges  su  überliefern,  sondern 
so  und  in  soweit  anzustellen,  daCs  dem  Schüler  sdbst  sich  das  richtige  Re- 
sultat ergiebt  Wo  sie  sich  auf  Zustände  und  staatliche  Einrichtungen  Imieht, 
muls  sie  darauf  ausgehen,  den  Unterschied  zwischen  Inhalt  und  Form.  Wesent- 
lichem und  Vorübergehendem,  zu  zeigen  und  das  Vateriandsgeftml  in  dem 
Schüler  zu  stärken.  Wo  sie  Personen  und  einzelne  Handlungen  betrifft,  soll 
sie  den  christlich -religiösen  Mafiwtab  anlegen,  aber  zugleich  gewöhnen,  die 
Erklärung  zunächst  und  zuerst  in  den  Anschauungen  und  Verhältnissen  der 
betreffenden  Zeit  zu  suchen. 

Für  den  Zweck,  das  geschichtl.  Wissen  dem  Schüler  zu  einem  bleibenden 
Eigenthum  zu  machen,  sind  von  besonderer  Wichtigkeit  die  in  der  Schulstunde 
und  in  der  Regel  nach  vorhergehender  Präparation  des  Schülers  anzustellenden 
Wiederholungen.  Sie  bestehen  je  nach  dem  Standpuncte  der  Classe  und 
dem  jedesmaligen  Bedürfhisse  bald  im  Wiedererzählen  ganzer  Abschnitte,  bald 
im  Recapituliren  des  Factischen  nach  Zahlen  und  Namen,  bald  in  einer  mehr 
selbständigen  Umarbeitung  des  LehrstoffiB.  Bei  der  zweiten  Art  der  Repe- 
tition,  welche  abwechselnd  auch  schriftlich  geschehen  kann,  ist  darauf  in 
sehen,  dafs  durch  möglichst  mannichfaltige  Ck>mbinationen  von  Thatsachen  ond 
Zahlen  diese  Gedächtnilsarbeit  Leben  und  Interesse  gewinne  und  den  Stoff 
von  den  verschiedensten  Seiten  her  befestige.  Bei  der  dritten  Weise,  welche 
sich  nur  für  die  oberen  Glassen  eignet,  läist  es  sich  empfehlen,  dafs  man  den 
Schüler  anleite,  zusammenhangende  Ganze  nach  Qesichtspuncten,  welche  auf 
die  Thatsachen  gleichsam  Schlaglichter  fallen  lassen,  logisch  zu  gliedern,  oder 
auch  das  durch  die  s^nichronist  Behandiunff  Zerstreute  ethnographisch  n- 
sammenzufassen.  Dabei  müssen  die  Wiederholungen  möglichst  ou  und  die 
grölseren  regelmäisig  zu  wiederkehrenden  Zeiten  auffesteut  und  immer  in- 

gleich  als  ein  sehr  wirksames  Mittel  angesehen  werden,  die  Fertigkeit  und 
ewandtheit  des  mündlichen  Ausdrucks  zu  befördern.  —  Aufserdem  aber  hat 
der  Geschichtslehrer  die  Aufgabe,  die  vorhergehende  oder  mit  dem  Geschichts- 
vortrag parallel  gehende  SchuUectüre  der  Schriftsteller  (namentlich  der  griechi- 
schen und  römischen)  zu  berücksichtigen  und  die  geschichtliche  Privat- 
lectüre  deutsch  geschriebener  Werke  der  Schülerbibliothek  zu  empfehlen 
und  zu  beaufsichtigen.  Dagegen  wird  es  nur  ausnahmsweise  rathsam  sein, 
statt  der  Bearbeitungen  geschichtlicher  Partien  oder  Lebensbeschreibungen, 
den  Schüler  auf  die  Quellen  zu  verweisen,  um  aus  diesen  seine  Geschiäts- 
kenntnifs  zu  erweitem,  oder  nach  ihnen  Au^ben  zu  bearbeiten'). 

§.  7.  Hülfsmittel  für  die  Schüler.  Der  Apparat,  den  der  Schüler 
für  den  bist  Unterricht  gebraucht,  besteht  aufser  den  nöthigen  Karten,  wenn 
diese  nicht  durch  Wandkarten  in  der  Classe  selbst  überflüssig  gemacht  wer- 
den, aus  einem  Lehr-  oder  Handbuch  und  nach  Umständen  noch  aus  einer 
chronologisch  -  tabellarischen  Uebersicht  —  Das  Lehrbuch  muls  fUr  den 
Standpunct  der  einzelnen  Lehrstufe  berechnet  sein  und  wird  daher  nur  für 
Je  zwei  Glassen  ausreichen.  Statt  gedruckter  Tabellen  wird  sich  der  SchtUer 
auch  solcher  bedienen  können,  welche  er  unter  Anleitung  des  Lehrers  selbst 
entworfen  hat  —  Uebrigens  ist  es  nicht  rathsam,  dafs  der  Schüler  während 
des  mündl.  Vortrags  irgend  etwas  au(ser  etwa  einer  Landkarte  vor  sich  habe ; 
der  Vortrag  muls  die  j^anze  Aufmerksamkeit  des  Schülers  fesseln.  Das  Die^ 
tiren  ist.  wo  es  sich  nicht  um  blolse  Notizen  handelt,  überall  zu  vermeiden, 
lübenso  aas  ausführiiche  Nachschreiben.  Auch  wird  eine  häusliche  Ausarbeitung 
des  Vortrags  von  Seiten  des  Schülers  nicht  su  verlangen  sein. 


')  Dieselben  werden  dann  auch  al«  Probe  eigener,  ron  wiMeniiehafUicbeiii 
Streben  leugender  Prirautadien  im  Sinne  des  Min.  Erlasses  Tem  12.  Janaar  1856 
(■•  Absekn.  VII)  beim  Gelangen  ihrer  Verfasser  sur  Abituricntenprüfking  vorgelegt 
werden  können. 
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1.  8.  Stufenfolge  des  geographischen  Unterrichts.  Der  geo- 
graphische Unterricht  hat  3  Cnrse.  Der  1.  Cnrsus,  welcher  die  beiden  unteren 
Classen  nrnfafst,  behandelt  nach  einer  vorbereitenden  Einleitung,  welche  das 
Yerstindnifs  des  Globus  und  der  Landkarte,  sowie  des  Wichtigsten  ans  der 
mathemat  Geographie  bezweckt,  die  räumlichen  (topischen)  Verhältnisse  der 
Erdoberfläche;  der  zweite,  welcher  die  mittleren  Classen  nmfafst^  mit  Wieder- 
holung des  Topischen,  die  gegenwärtige  politische  Eintheilung  nach  ihren 
wesentlichen  Theilen.  Der  3.  Gnrsus  hat  eine  Repetition  und  gelegentliche 
Erweiterung  des  Früheren  zum  Gegenstande.  Auf  allen  Stufen  ist  die  Geo- 
mphie  Deutschlands  am  ausHihrlichsten  zu  behandeln.  Die  wissenschaftl. 
Behandlung  der  mathemat.  Geographie  fällt  dem  physikal.  Unterrichte  der  I, 
ebenso  die  nur  in  den  Realschulen  als  eigener  Unterrichtszweig  zu  behandelnde 
physikal.  Geographie  dem  natnrwissenschaftl.  Unterricht  in  der  I  diesen  An- 
ataiten  zu. 

§.  9.  Umfang  und  Zweck  des  geograph.  Unterrichts.  Der 
Unterricht  in  der  Geographie  am  Gymnasium  und  an  der  Realschule  hat  die 
Aufgabe,  die  Schüler  mit  den  wichtigsten  Theilen  der  geograph.  Wissenschaft 
mit  einer  solchen  Gründlichkeit  und  in  solcher  Ausdehnung  bekannt  zu 
machen,  wie  es  einerseits  dem  Charakter  dieser  Anstalten,  andrerseits  den 
Anforderungen  entspricht,  welche  die  Gegenwart  an  einen  wahrhaft  Gebilde- 
ten stellen  muüs.  Es  sind  demnach  die  Schüler  dahin  zu  führen,  dafs  sie 
eine  orogn^hische  und  hydrographische  Uebcrsicht  der  Erdoberfläche  im 
^ro&en  zu  einem  klaren  Bilde  geordnet  stets  gegenwärtig  haben,  dafs  sie 
mit  der  polit.  Eintheilung  der  wichtigsten  Länder  und  namentlich  des  Vater- 
landes, femer  mit  den  ethnograph.  und  wichtigsten  Culturverhältnissen  ihrer 
Bewohner,  mit  den  Producten  und  dem  durch  deren  Verarbeitung  und  Aus- 
tanseh  bewiricten  Verkehr  und  dessen  Mitteln  bekannt  seien,  und  dafs  sie 
endlich  eine  klare  Erkenntnifs  von  den  Elementen  der  mathemat  Geographie 
gewonnen  haben. 

§.10.  1.  Theil.  Der  l.Cursus,  welcher  die  VI  und  V  umfafst,  beginnt 
mit  einer  Einleitung,  durch  welche  der  Schüler  erst  auf  dem  neuen  Felde 
orientirt  wird.  Sie  mufs  das  Hauptsächlichste  aus  der  sogenannten  mathemat. 
Geographie  enthalten,  aber  nur  historisch,  ohne  alle  Beweise.  Der  Schüler 
mufs  wissen,  welche  Stelle  die  Erde  in  unserem  Sonnensystem  einnimmt, 
und  welche  Erscheinungen  an  ihr  durch  diese  Stellung  bedingt  werden.  Er 
mufs  femer  verstehen,  was  eine  Landkarte  bedeutet,  und  lernt  dies  am  besten 
«n  seiner  nächsten  Heimath. 

Nach  vorausgeschickter  Einleitung  folgt  die  natürliche  oder  topische 
Geographie,  welche  die  Grundlage  der  politischen  bilden  mufs,  und  macht  den 
Hauptinhalt  des  1.  Cursus  aus.  Hiebei  wird  es  das  Zweckmäfsigere  sein,  den 
Anfang  mit  den  auisereuropäischen  Eidtheilen  zu  machen  und  zwar  in  einer 
solchen  Reihenfolge,  welche  die  graphische  Darstellung  erleichtert  (etwa  Afrika, 
Amerika,  Asien,  Australien),  und  für  das  2.  Jahr  dieses  Cursus,  aufser  einer 
Wiederholung  der  Elemente  der  mathemat.  Geographie,  Europa  zu  bestimmen. 
Jedenfalls  aber  mufs  der  Schüler  aus  dem  1.  Cursus  eine  Uebersicht  der  ge- 
flammten Erdoberfläche,  ihrer  natürlichen  Eintheilung  der  Länder,  und  ihrer 
relativen  GröCse,  Meere,  Gebirgszüge,  Hauptberge,  Abdachungen,  Flüsse, 
ScNBn,  kurz  der  geograph.  und  hydrograph.  Verhältnisse  mit  sich  nehmen.  — 
An  den  geeigneten  Stellen  sind  aufserdem,  um  das  geograph.  Bild  zu  beleben, 
Mittheilungen  über  die  wichtigsten  Naturproducte  aus  dem  Pflanzen-  und 
Thierreiche  und  die  Art  ihrer  Bearbeitung  zu  machen,  und  die  hauptsäch- 
lichsten polit.  Namen ,  nämlich  der  Hauptländer  und  Hauptstädte  und  der- 
jenigen bedeutenden  Orte  (Städte),  welche  an  bezeichnenden  Stellen  des  topi- 
schen Bildes  sich  einfügen  lassen,  dem  Gedächtnifs  einzuprägen.  Ausführ- 
licher als  das  übrige,  wenngleich  noch  immer  summarisch,  wird  Deutschland 
behandelt.  —  Wie  in  diesem  Cursus  Geschichtliches  anzuknüpfen  sei,  ist 
schon  früher  bemerkt  worden. 

2.  Theil.    Im  2.  geograph.  Cursus,  welcher  die  beiden  Classen  IV  und 
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III  amfafst,  wird  der  polit.  Qeogri^bie  der  eiDselnea  Erdtheile  und  Linder 
jedesmal  eine  Wiederholaog  der  topischen  VerhältniMe  vorangeechiekt.  Da- 
nach sind  im  1.  Jahr  die  aalserettropäischen  Länder,  in  den  beiden,  resp. 
dem  einen  Jahr  der  III  die  europäischen  Länder  darchsanehmen,  und  swar 
so,  dafs  aaf  die  Qeogpraphie  von  Deutschland  und  Preufoen  ein  Jahr,  req». 
ein  Semester  verwendet  wird.  Im  allgemeinen  ist  dabei  eine  verständig 
MaTshaltung  zu  beobachten.  Der  Grad  der  Ausführlichkeit  richtet  sich  naeh 
der  polit  oder  histor.  Wichtigkeit  der  Länder  und  Städte,  und  nach  der 
räumlichen  Entfernung  vom  Vaterlande.  Bei  der  polit  Darstellung  Dentseh- 
lands  und  Preulsens  mufs  ausftibrlicber  als  bei  den  übrigen  Ländern  ver- 
fahren werden,  am  speciellsten  bei  Preufsen  und  der  hiesigen  Piovins.  — 
Das  oft  dürftige  Bild  fem  liegender  Länder  ist  durch  MitUieilungen  Ober 
Volksverwandtschaft,  Religion,  Staatsverfiassung,  Sitten  und  Gebräuche  mOm- 
liehst  zu  ergänzen  und  zu  beleben,  und  die  früher  erworbene  Productenkonde 
in  dem  ICafs,  wie  sich  die  Darstellung  dem  Vaterlande  nähert,  su  erweitem. 
8.  The  iL  In  den  beiden  oberen  Classen  wird  das  Hervortreten  der  Ge- 
schichte in  den  Realschulen  nur  1  Stunde  wOchentl.,  in  den  Gymnaaien 
1  Stunde  vierzehntägig  auf  die  Geographie  zu  verwenden  erlauben.  Danaek 
hat  sich  der  geograph.  Unterricht  hier  im  wesentlichen  auf  die  nicht  dringe 
lieh  genug  zu  empfehlende  Wiederholung,  besonders  des  politischen  Th^ 
der  mlheren  Gurse  zu  beschränken.  Es  bietet  sich  jedoch  dabei  manche  Ge- 
legenheit, früher  gemachte  culturhistorische  Mittheilungen  über  entlegnere 
Lfadder  zu  vervollständigen,  femer  geschichtliche  Data  anzuknüpfen,  wek^ 
sich  z.  B.  auf  das  Verhältnis  der  Oolonien  zu  deren  Mutterlande,  und  anf 
die  räumliche  Ausdehnung  des  deutschen  und  preufsischen  Landes  in  ww- 
sohiedenen  Zeiten  beziehen;  eben  so  auch  einen  geschieht!.  UeberbUek  über 
die  Erdanschauung  von  den  ältesten  Zeiten  an  zu  geben,  endlich  anf  d«i 
Handel,  den  Verkehr  und  dessen  Mittel,  überhaupt  auf  solche  Dinge  einsn- 
ffehen,  welche  die  äufseren  Beziehungen  der  Völker  zu  einander  kennen 
lehren.  —  Für  den  Gang  dieses  Unterrichts  läfst  sich  das  frühere  Verfahren 
empfehlen,  dals  nämlich  zuerst  von  den  anfsereuropäischen  Ländern  (U)  und 
dann  von  Europa  gehandelt  wird  (I). 

§.11.  Methode.  Eins  der  wesentlichsten  Erfordernisse,  damit  der  geo- 
graph. Unterricht  seinen  Zweck  erftllle,  ist  die  Anschaulichkeit  Hienaoh  ist 
als  Grandsatz  festzuhalten,  dafs  unter  den  Hfilfsmitteln  die  erste  Stelle  flbenll 
die  geograph.  Karte,  nicht  das  Lehrbuch  einnehme,  so  dafo  der  Schüler  in 
der  Lehrstunde  aus  jener  und  aus  dem  Munde  des  Lehrers  ansschtie&lleh 
seine  Kenntnifs  schöpfe.  Ferner  wird  der  Lehrer  nicht  unterlassen,  durch 
das  allerdings  mit  grofser  Vorsicht  anzuwendende  Aufsuchen  von  Aehnlieh- 
keiten  dargestellter  Länder  und  der^l.  mit  Gegenständen  des  gewöhnlichen 
Lebens  der  Phantasie  ein  annähernd  richtiges  Bild  einzuprägen,  besondcm 
aber  auch  durch  Zurückführen  von  GrOfsebestimmungen  auf  ein  bekanntes 
oder  anschaulich  zu  machendes  Mafs  (z.  B.  auf  die  Gröfse  der  heimathl.  Pro- 
vinz, oder  Deutschlands,  oder  eines  bekannten  Gebirges)  der  Vorstellung  der 
Schüler  zu  Hülfe  zu  kommen  suchen.  Dabei  erfordert  eine  besondere  Sorg- 
fidt  die  Behandlung  der  im  topischen  Cursus  vorkommenden  hydrograpE. 
und  orograph.  Begriffe.  Nicht  durch  Beschreibung,  sondem  durch  Hinweisnag 
anf  vorliegende  Erscheinungen  in  der  Umgebung  des  Schülers  (z.  B.  Baoh, 
Teich  oder  See,  Dach  des  Hauses,  Wolkengebilde  am  Horizonte)  mfisseo 
diiljenigen  Dinge,  von  welchen  keine  wirkliche  Anschauung  Statt  finden  kann, 
dem  Schüler  klar  gemacht  werden.  Zweitens  ist  dahin  zu  wirken,  dafs  das 
topische  Bild,  welches  die  Grandlage  des  politischen  ist,  möglichst  richtig  und 
in^eich  möglichst  fest  dem  Schüler  eingeprägt  werde.  Soll  in  dieser  Be- 
lienung  erreicht  werden,  dafs  (wie  das  Prüfungsreglement  vorschreibt)  das 

apische  Bild  auch  ohne  Karte  gegenwärtig  sei,  so  erscheint  als  ein  sehr 
rksames  Mittel  das  Kartenzeichnen  in  der  Schulstunde.  Das  Wesentliche 
dieses  Verfahrens  besteht  darin ,  dafs  der  Lehrer  auf  der  quadratisch  eince- 
achnittenen  Wandtafel  verzeichne,  und  der  Schüler  Schritt  vor  Schritt  das 


116 

entworfene  Biid  auf  seiner  Schiefertafel  nachbilde.  Unter  Voraussetzung  un- 
unterbrochener Controle  und  einer  nicht  übermäOiigen  Schfilerzahl  einer  Glasse 
wird  es  sich  allmfihlich  dahin  bringen  lassen,  dais  selbst  jüngere  Schfller 
fprölsere  Umrisse  aus  dem  Gedächtnisse  entwerfen  kOnnen.  Aufser  dem 
lebendigen  Interesse  der  Schüler  wird  dadurch  ein  unausgesetztes  und  an- 
gestrengtes Arbeiten  einer  ganzen  Glasse  erreicht.  Neben  dieser  Beschäfti- 
gung, welche  in  verschiedenem  Grade  auf  jeder  L«ehrstufe  ausführbar  ist, 
aber  nie  die  ganze  Lehrstande  ausfüllen  darf,  sind  auch  solche  Uebungen 
vorzunehmen,  welche  theils  an  der  Wandkarte  geschehen,  theils  die  Befesti- 
gong  des  Gedächtnifsmaterials  bezwecken.  Dieses  letztere  ist  überall  mit 
weiser  Beschränkung  und  Unterscheidung  des  Wichtigen  und  Unwichtigen 
mitzutheilen,  und,  ähnlich  wie  bei  den  Gedächtnifsübungen  im  Unterricht 
der  Geschichte,  durch  Gruppiren,  Bildung  von  Zahlenreihen,  Vergleichungen 
und  Anwendung  mannichfacher  mnemonischer  Hülfsmittel  in  stetem  Fluis 
and  frischer  Erinnerung  zu  erhalten  ^).  —  Die  Wiederholungen  in  der  Stunde 
sind  so  oft  als  möglich  anzustellen,  so  dafs  die  häusl.  Arbeit  des  Schülers 
flieh  auf  ein  Minimum  reducirt;  diese  letztere  wird,  abgesehen  von  dem  Ent- 
werfen einer  sauber  auszuführenden  Karte,  namentlich  während  der  Ferien, 
in  der  Regel  darauf  sich  beschränken  kOnnen,  dafs  entweder  der  Schüler 
bestimmte  flinzelbilder  sich  wieder  einpräge,  bis  er  sie  aus  dem  Gedächtnifs 
so  reproduciren  im  Stande  ist^  oder  Fragen,  sei  es  mündlich  oder  schriftlicdi, 
beantworte,  welche  seine  topische  und  politische  Kenntnifs  in  gegenseitige 
Verbindung  bringen. 

f.  12.  Diejenigen  Hülfsmittel  des  geograph.  Unterrichts,  welche  in  der 
Lehrstunde  gebraucht  werden,  sind  der  Globus  und  die  Wandkarten.  Letztere, 
sowohl  topische  als  politische,  müssen  nach  einem  solchen  ICafsstabe  ent- 
worfen sein,  dafs  kein  Schüler  zugleich  einen  Atlas  zur  Hand  zu  haben 
touicht.  Daneben  ist  auch  die  Anschaffung  solcher  Wandkarten  zu  empfehlen, 
welche  nichts  als  die  Umrisse  enthalten  und  die  Anwendung  der  Kreide  er- 
tragen. Mehr  für  den  häusl.  Gebrauch  und  zur  Vergleichung  dient  der  Hand- 
aüaa,  welcher  in  möglichst  grofser  und  deutlicher,  auf  das  Nothwendige  be- 
■ohrinkter  Darstellung  und  unter  Anwendung  leicht  lesbarer,  nicht  zu  kleiner 
noch  zu  feiner  Schrift  zugleich  die  topischen  und  politischen  Kartenbilder 
enthält.  Dabei  möge  darauf  gehalten  werden,  da(s  die  Schüler  einer  oder 
mehrerer  Classen  sämmtlich  einen  und  denselben  Atlas  gebrauchen.  —  Die 
Benutzung  eines  geograph.  Ijchrbuchs  ist,  wenn  auch  nicht  nothwendig, 
doch  wfinschenswerth,  um  die  Führung  eines  Heftes,  in  welchem  die  falsche 
Schreibung  fremder  Namen  schwer  vermieden  wird,  überflüssig  zu  machen. 
Dasselbe  müfste  in  der  Form  eines  „Leitfadens**  sich  auf  die  nothwendigsten 
Angaben  beschränken  und  womöglich  für  beide  Lehrstufen  zugleich  aus- 
reichen. —  Der  wissenschaftl.  Vortrag  der  mathemat.  Geographie  wird  die 
Benutzung  wenigstens  eines  kleinen  Planetariums  nothwendig  machen. 

Münster.  K.  Prov.  Schulcollegium.'' 

Realschule.  U.  u.  P.  0.:  „Nachdem  der  Geschichtsunterricht  in 
den  beiden  unteren  Classen  zuerst  fast  ausseht iefslich  die  bibl.  Greschichte 
behandelt,  sodann  Erzählungen  aus  der  Sagenwelt  des  griech.  und  röm.  Alter- 
thums  und  aus  der  german.  Vorzeit,  so  wie  aus  dem  Leben  hervorragender 
Männer  der  alten  Geschichte  gegeben,  in  IV  die  wichtigsten  Thatsachen  der 
griech.  und  der  röm.  Geschichte  dargestellt,  in  III  aber  die  brandenburgisch- 
prenfsische  mit  ihren  Beziehungen  zur  deutschen  Geschichte  zum  Gegenstand 
gehabt  hat,  wird  in  den  beiden  oberen  Classen  die  Geschichte  der  3  Haupt- 
▼Olker  der  neueren  Zeit,  der  Deutschen,  der  Engländer  und  der  Franzosen, 
unter  angemessener  Berücksichtigung  der  Culturgeschichte,  zusammenhangend 


>)  Dafs  gleichzeitig  auch  jede  in  der  Classenlectüre,  namentlich  der  histor.  Schrift- 
steller, sich  darbietende  Gelegenheit  benutzt  werde,  das  geograph.  Wissen  der  Schüler 
wieder  aufzufrischen  und  dessen  Unentbohrlichkcit  ftir  em  richtiges  Yerst&ndnils  des 
Gelesenen  recht  eindringlich  darzuthun,  bedarf  kaum  der  besonderen  Erwähnung. 

8» 
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darohgenommen.  -  Es  ist  zulässig,  die  in  V  für  den  (}eschichts-  and  geographi- 
schen Unterricht  im  Lehrplan  angesetzte  Stundenzahl  um  eine  zu  erhöhen. 

Die  antike  Mythologie  ist  nicht  als  ein  besonderes  Pensum  des  vor- 
bereitenden Geschichtsunterrichts  zu  behandeln,  sondern  gelegentlieh  auch 
im  deutschen  Unterricht,  z.  B.  beim  Durchnehmen  von  Gedichten,  zu  berück- 
sichtigen, wobei  die  Hülfe  guter  anschaulicher  Darstellungen  wttnschena- 
werth  ist. 

Die  Zusammenfassung  der  weltgeschichtl.  Thatsachen  unter  allgemeitte 
Gesichtspuncte  und  die  universalhistor.  Darstellung  eignet  sich  nur  fUr  die 
obersten  Classen;  aber  auch  da  findet  der  Begpriff  der  Universalgeschichte 
sein  ICafs  an  der  von  der  Reife  der  Erkenntnifs  noch  weit  entfernten  Eni- 
wickelung  des  jugendlichen  Geistes. 

Die  Geschichte  der  beiden  Hauptvölker  des  Alterthnms  gewinnt  in  11 
nnd  I  bei  den  Repetitionen  des  früher  darin  Erlernten  erweiterte  Beziehun- 
gen, z.  B.  durch  genauere  Darstellung  der  Staatsverfassungen,  deren  Verhili- 
nisse  sich  in  der  alten,  als  einer  abgeschlossenen  Geschichte,  der  Jugend 
leichter  klar  machen  lassen,  als  in  der  neueren.  Je  näher  der  Realschnle 
eine  einseitige  Richtung  auf  die  Beschäftigung  mit  dem  Leben  der  Gegen- 
wart liegt,  um  so  mehr  mufs  in  ihr  die  Erkenntnifs  begründet  werden,  dafii 
lu  einem  richtigen  Urtheil  über  das  Gegenwärtige  eine  Vergleichune  mit 
dem  Vergangenen  und  bereits  der  Geschichte  Angehörenden,  ein  wesentliches 
Erfordemiis  ist.  Es  bietet  sich  hierin  der  Schule  ein  Mittel  dar,  absprechen- 
des und  oberflächliches  Raisonnement  zu  verhindern,  und  bei  der  ihr  an- 
vertrauten Jugend  dem  verwirrenden  Einfluis  der  Tagesliteratur  entgegen- 
zuwirken. 

Das  Gesagte  leidet  zum  Theil  auch  auf  das  Gebiet  der  Kunst  An- 
wendung, deren  historisches  Studium  manchen  Zöglingen  der  Realaehnlen 
bei  ihrem  späteren  Lebensberuf  obliegt.  Die  Schule  kann  ihnen  dazu  ohne 
Schwierigkeit,  zumal  mit  Hülfe  anschaulicher  Lehrmittel,  wenigstens  die  Vor- 
bereitung geben,  dals  sie  durch  ihre  Kenntnifs  vom  Leben  des  Alterthnma 
befähigt  werden,  den  Einfluis  zu  begreifen  und  zu  würdigen,  welchen  das- 
selbe auf  die  künstlerische  Entwickelung  aller  nachfolgenden  GMchlechter 
gehabt  hat 

Das  reiche  historische  Material,  namentlich  auch  das  chronologische,  ist 
durchweg  mit  steter  Rücksicht  auf  den  Zweck  der  Schule  angemessen  lu 
begrenzen  und  das  zur  Mittheilune^  und  Einprägung  geeignete  mit  Vorsicht 
auszuwählen,  was  auch  von  dem  Ertrag  der  neueren  wissenschaftl.  Forschun- 
gen gilt.  Namen  und  Zahlen  (Ür  sich  lernen  zu  lassen,  ohne  dals  zuvor  der 
ffeschichtl.  Zusammenhang,  in  welchem  sie  vorkommen,  dargestellt  worden, 
m  unzweckmäfsig. 

Indem  der  Geschichtsunterricht  die  wichtigsten  histor.  Persönlichkeiten 
nach  ihrer  eigenthümlichen  Charakterbestimmtheit  besonders  hervorhebt,  sichert 
er  sich  auch  seinerseits  eine  charakterbildende  Einwirkung  auf  die  Jugend, 
und  leitet  zu  einer  pragmatischen  Auffassung  der  Begebenheiten  an,  welche 
im  Hinweis  auf  die  ewigen  Gesetze  der  göttlichen  Weltordnung  ihre  tiefere 
Grundlage  hat. 

Der  Geschichtsunterricht  verfehlt  seinen  Zweck,  wenn  sein  Ergebnifii 
lediglich  eine  Bereicherung  des  Gedächtnisses  bleibt  Ein  freier,  lebendiger, 
anschaulicher  Vortrag  des  Lehrers  regt  den  Geist  der  Jugend  an,  und  die 
Wärme  seiner  Theilnahme  weckt  die  ihrige,  womit  nicht  in  Widerspruch 
steht,  dals  es  zugleich  für  eine  wesentliche  Aufgabe  auch  des  Gesohiohta- 
Unterrichts  anzusehen  ist,  eine  objective  Betrachtungsweise  zu  begründen, 
nnd  den  historischen  Sinn,  als  den  Sinn  fUr  die  von  Reflexionen  und  vor- 
gefalster  Meinung  unabhängige  Wirklichkeit  der  Thatsachen,  zu  bilden. 

Auf  lebendige  und  sichere  Aneignung  der  vaterländischen  Geschichte 
nnd  Geographie  im  engeren  und  weiteren  Sinne  ist  vorzugsweise  Werth  zn 
legen.  Mit  dem  provinziell-  und  localgoschichtlich  Denkwürdigen  die  Schüler 
bei  geeigneter  Gelegenheit  bekannt  zu  machen,  wird  auch  das  pädagog.  In- 
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taiesae  des  Geschichtslehrera  Dicht  verBäamen,  und  einzelne  Partieen  der  Ge- 
■ehiehte  werden  danach  eine  umfassendere  Berttcksichtignng  finden,  z.  B.  in 
der  ProYins  Preu&en  die  Greschichte  des  deutschen  Ordens.  Dem  Erziehanss- 
sweck  der  Schnle  dient  in  gleicher  Beziehung  eine  dem  jugendlichen  Alter 
Migemessene  Feier  der  patriotischen  Gedenktage. 

Da&  ein  gedruckter  Leitfaden  oder  ein  Lehrbuch  dem  Unterricht 
sa  Grande  gelegt  werden  soll,  ist  durch  die  Verfügung  vom  28.  Apr.  1857 
(0.  p.  106)  angeordnet  worden.  Die  Ausarbeitung  des  gesammten  Geschichts- 
▼ortragB  ist  den  Schülern  nicht  aufzugeben,  auch  ein  fortwährendes  Mit- 
■chreiben  nicht  zu  gestatten.  Da(s  sie  aber,  wo  der  Vortrag  des  Lehrers  das 
angeführte  Lehrbuch  ergänzt  oder  modificirt,  durch  schriftliche  Notizen  dem 
Gedftohtnils  zu  Hfllfe  kommen,  ist  nicht  nur  zulässig,  sondern  zur  Erhaltung 
der  Aufmerksamkeit,  die  bei  wenigen  auf  längere  Zeit  in  gleichmäßiger 
Spannung  bleibt,  zu  wünschen. 

Es  ist  zweckmäfsig,  wenn  keine  chronolog.  Tabellen  eingeführt 
sind,  die  Schüler  selbst,  und  zwar  schon  in  den  mittleren  blassen,  solche 
anlegen  zu  lassen,  damit  sie,  je  nachdem  einzelne  Perioden  durchgenommen 
sind,  die  hervortretenden  Facta  selbst  einordnen,  und  sich  jederzeit  die  Auf- 
einanderfolge der  Begebenheiten  leicht  vergegenwärtigen  können. 

Die  Bepetitionen  dürfen  das  Pensum  des  Semesters  nicht  isoliren, 
sondera  müssen,  bei  geeigneter  Veranlassung,  immer  auch  auf  das  früher 
Darchgenommene  zurückgehen  und  es  in  seinem  Zusammenhange  und  wichtig- 
•ten  Beziehungen  gegenwärtig  zu  erhalten  suchen.  Beim  Repetiren  überhaupt, 
besonders  aber  in  den  oberen  Glassen,  haben  die  Schüler  den  Vortrag  des 
Lehrers  nicht  lediglich  zu  copiren,  sondern  sich  bei  der  Reproduction  der 
Selbständigkeit  zu  befleilsigen. 

Ein  gut  geleiteter  Geschichtsunterricht  wird  den  meisten  Schülern  auch 
die  Anregung  geben,  ihre  Kenntnifs  durch  eigenes  Studium  zu  erweitern. 
Die  Schfllerbibliothek  mu(s  daher  im  Fach  der  Geschichte  wohl  versehen 
sein,  und  den  Schülern  Gelegenheit  darbieten,  sich  namentlich  mit  den  Bio- 
grqihieen  ausgezeichneter  Männer  aus  den  Gebieten  des  polit.  und  des  Cultur- 
lebens  aJler  Zeiten,  so  wie  mit  einzelnen  wichtigen  Begebenheiten  und  geisti- 
gen Bestrebungen  ganzer  Zeiträume  genauer  bekannt  zu  machen. 

Es  gehört  zum  Geschichtsunterricht,  dafs  überall  auch  den  geograph. 
Voraussetzungen  genügt  werde.  Dem  selbständigen  Unterricht  in  der  Geo- 
graphie nöüiigt  die  Bestimmung  der  Realschulen  eine  weitere  Ausdehnung 
sn  geben,  als  es  auf  den  Gymnasien  geschieht.  Sein  Ziel  ist  im  allgemeinen 
ehie  klare  Einsicht  in  die  physikalischen,  klimatischen  und  die  damit  zu- 
sammenhangenden Productions-  und  ethnographischen  Verhältnisse  der  wichtig- 
sten Länder  der  Erde. 

Die  Mittheilung  und  Betrachtang  des  Einzelnen  hat  überall  die  Total- 
vorstellung zur  Voraussetzung.  Demgemäfs  geht  auch  schon  in  den  untersten 
Glassen  der  sogenannten  Heimathsknnde  eine  Belehrung  über  die  allgemeinen 
Verhältnisse  der  Erdgestalt  und  Oberfläche  voraus.  Derselbe  Elementarunter- 
richt hat  sich  am  wenigsten  mit  den  nächsten  Anschauungen  zu  beschäftigen, 
welche  die  Schüler  entweder  schon  mitbringen,  oder  deren  Sammlung  und 
Erweiterung  dem  Theil  der  Erziehung  überlassen  werden  kann,  welchen  das 
Leben  selbst  gewährt. 

In  den  für  die  gegenwärtige  Zeit  weniger  bedeutenden  Ländern  ist  die 
geogn^ph.  Nomenclatur  zweckmäfsig  einzuschränken.  Da(s  dem  Gedächtnils 
(Iberall  eine  klare  Anschauung  zu  Hülfe  komme  und  zur  Belebung  diene, 
ist  eine  Grundbedingung  des  geograph.  Unterrichts;  er  verfehlt,  wie  der  ge- 
sehichtl.,  seinen  Zweck,  wenn  er  sich  auf  das  Auswendiglernen  von  Namen 
mid  Zahlen  beschränkt. 

Die  naturwissenschaftl.  Fächer  des  Lehrplans  der  Realschule  bieten  dem 
Lehrer  der  Geographie  reiche  Gelegenheit,  seinen  Unterricht  auch  zu  weiteren 
Anregungen  zu  benutzen  und  die  Wechselbeziehung  verschiedener  Lehrobiecte 
lebendig  hervortreten  zu  lassen.    Insbesondere  sind  die  Eigenschaften  der  4 
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geograph.  Elemente  und  ihre  Einwirkung  aaf  einander  zayerdeatlieben:  das 
Starren,  nac|h  dem  mineralog.  Charakter  der  Gebirgsarten,  des  Wassers,  nach 
dem  Kreislaiif  seiner  Aggregatzastände,  der  atmosphär.  Luft  nnd  der  W&nne.  ^ 
In  der  mathemat  Geographie,  die  in  den  oberen  Giassen  in  der  Regel  dem 
Lehrer  der  Mathematik  zu  überweisen  sein  wird,  ist  auch  das  Wichtigste  ans 
der  populairen  Astonomie  durchzunehmen. 

Auch  in  der  Geographie  kann  auf  den  oberen  Stufen  Manches  dem 
eigenen  Studium  der  Schüler  überlassen  werden;  und  es  ist  zu  wünschen, 
dals  die  Ausstattung  der  Schülerbibliothek  dies  berücksichtige,  und  dais  diese 
namentlich  auch  gute  Reisebeschreibungen  enthalte.  Gerade  auf  Realscholen 
dürfen  die  Schüler  nicht  unbekannt  bleiben  mit  Entdeckungen  und  wissen* 
sohaftl.  Erforschungen ,  die  der  neueren  Zeit  angehören  und  durch  grOtete 
Reiseuntemehmnngen  veranlalst  worden  sind. 

Der  Nutzen  eigener  Versuche  im  Kartenzeichnen  ist  nicht  zu  Ter- 
kennen,  wird  aber  leicht  überschätzt  und  steht  oft  in  keinem  VerbältaÜB  zu 
der  den  Schülern  damit  auferlegten  Arbeit. 

Die  unlängst  den  Gymnasien  und  Realschulen  mitgetheilte  neae  Be- 
arbeitung der  westfälischen  Instruction  fBr  den  geschiohtl.  und  seograph. 
Unterricht  (s.  p.  108  ff.)  wird  im  allgemeinen  zur  Beachtung  empfohlen." 

C.  Verf.  ▼.  19.  De b.  1861:  „Von  Seiten  der  K.  General-Inspection  dea 
Militair- Bildungswesens  ist  mir  mitgetheilt  worden,  da(s  in  den  rortepee- 
fähnrichs-Prüfungen  bei  den  von  höheren  Lehranstalten  kommendeo 
Aspiranten  in  der  Regel  eine  auffallend  geringe  Kenntnifo  der  Geographie 
angetroffen  wird. 

Ich  beabsichtige  nicht,  hievon  Anlafs  zu  bestimmten  Anordnungen  bb 
nehmen,  sondern  indem  ich  vorstehende  Wahrnehmung  zur  Kenntnifs  der  IL 
Prov.  Schulcollegien  bringe,  überlasse  ich  Denselben,  nach  eigenem  Dafttr- 
halten  die  Directoren  der  Gymnasien  und  Realschulen  auf  dasjenige  aaf- 
merksam  zu  machen,  was  ohne  Aenderung  des  Lehrplans  dazu  dienen  kann, 
in  den  oberen  Classen  namentlich  auch  den  elementaren  Theil  der  Geographie 
nnd  die  geographischen  Verhältnisse  von  Europa  und  Deutschland  nicht  in 
Vergessenheit  gerathen  zu  lassen.  Es  wird  der  Erinnerung  nicht  bedürfen, 
dafo  gute  Wandkarten  in  allen  Classen  zu  der  nothwendigen  Ausstattung 
ieder  höheren  Schule  gehören,  und  dals  die  Schüler  behufs  eigener  Repetition 
im  Besitz  guter  geographischer  Hülfsmittel  sein  müssen. 

Im  übrigen  wird  es  angemessen  sein,  diejenigen  jungen  Leute  in  dea 
oberen  Giassen,  welche  sich  dem  Militairstande  widmen  wollen,  bei  geeigneter 
Gelegenheit  darauf  hinzuweisen,  dafis  es  Sache  ihres  Privatfleilses  ist,  sich 
für  die  besonderen  Anforderungen  des  mil itairischen  Examens  genügend  vor- 
zuberciten.** 

Bei  Mittheilung  vorstehender  C.  Verf.  an  die  Directoren  fügte  das  K. 
Prov.  SchulcoU.  in  Stettin  (30.  Dcb.  1861)  folgende  Bemerkungen  hinin: 

.Auch  in  den  Schulen  unsers  Verwaltungsbezirks  haben  bei  Revisionen 
nnd  Abiturientenprüfun^en  Schüler  der  höheren  Classen  das  zu  wünschende 
Mafs  geographischen  Wissens  öfters  nicht  gezeigt.  Wir  veranlassen  deshalb 
die  Directoren  der  Gymnasien  und  Realschulen,  diesem  Mangel,  wo  er  vor- 
handen ist,  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen  und  in  Besprechung  mit 
den  betreff.  Lehrern  dasjenige  wiederholt  zu  erwägen,  was  ohne  Aenderung 
des  Lehrplans  dazu  dienen  kann,  in  den  oberen  Classen  namentlich  auch  den 
elementaren  Theil  der  Geographie  und  die  geograph.  Verhältnisse  von  Europa 
und  Deutschland  nicht  in  Vergessenheit  gerathen  zu  lassen. 

Es  wird  vorzugsweise  darauf  ankommen,  den  Stoff  des  geograph.  Unter- 
richts, der  zum  dauernden  Behalten  fest  eingeprägt  werden  soll,  für  jede 
Classe  in  Beschränkung  auf  ein  Minimum  und  Unterscheidung  von  dem  sonst 
Erwähnenswerthen  genau  zu  bestimmen  und  regelmäfsige  Repetitionen  des 
früher  Erlernten  nicht  blos  für  die  unteren  und  mittleren  Classen,  sondern 
auch  für  die  oberen  anzuordnen.  In  den  letzteren  werden  die  Gymn.  f^ilkJi, 
wie  die  westfälische  Instruction  für  den  geschichtl.  und  geograph.  Untenicht 
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V.  1859  mit  Recht  annimmt,  nicht  mehr  als  eine  Stunde  Utägig,  die  Real- 
aehnlen  nur  eine  Stunde  wöchentl.  auf  die  Geographie  besonders  verwenden 
können«  Wird  aber  beim  Geschichtsunterricht  der  oberen  Classen  die  Be- 
aehtang  der  bezüglichen  geograph.  Verhältnisse  nicht  vernachlässigt  und 
«dabei  Ton  den  aar  nothwendigen  Ausstattung  jeder  höheren  Schule  gehören- 
den Wandkarten  rechter  Gebrauch  gemacht,  auch  öfters  durch  einfache  Kreide- 
leichninigen  an  der  Wandtafel  das,  worauf  es  gerade  ankommt,  anschaulich 
hervorgehoben,  werden  die  Schfiler  aniserdem  angehalten,  von  Zeit  zu  2^it 
einen  grölseren  Abschnitt  eines  guten  geograph.  Leitfadens  mit  Weglassnng 
alles  entbehrlichen  Details  unter  Benutzung  zweckmäfsiger  Karten  zu  wieder- 
holen, versteht  der  Lehrer  in  den  geograph.  Repetitionsstunden  und  gelegent- 
Heh  beim  Geschichtsunterricht  die  von  den  Schülern  früher  erworbenen  Geo- 
graph. Kenntnisse  unter  neuen  Gesichtspuncten  zusammenzufassen  und  hier 
md  da  in  anregender  Weise  zu  vervollständigen,  so  wird  nicht  blos  im 
wesentlichen  erhalten  bleiben,  was  von  der  Geographie  in  den  unteren  und 
mittleren  Glassen  oft  mit  vieler  Mühe  gelehrt  und  gelernt  ist,  sondern  es 
whrd  die  bildende  Kraft,  welche  in  dieser  jetzt  so  hoch  entwickelten  Wissen- 
Khall  für  den  jugendlichen  Geist  liegt,  in  gewissem,  durch  die  nothwendige 
Bflekmeht  auf  die  übrigen  Forderungen  des  Gymnasialunterrichts  freilich  l^ 
Mhrftnkten  Malse  auch  der  obersten  Bildungsstufe  der  Gymn.  und  Realschulen 
ID  Gnte  kommen.*'  — 

Aus  einer  C.  Verf.  v.  26.  Apr.  1857:  —  „Ich  finde  mich  veranlafst 
daran  za  erinnern,  dats  in  den  Gymnasien  und  Realschulen  zu  den  Grundzügen 
des  allgemeinen  Lehrplans  beim  Geschichtsunterricht  der  mittleren  Classen 
der  Vortrag  und  die  Einprägung  der  vaterländischen  Geschichte  im  wei- 
tem nnd  engem  Sinne  gehört,  und  dafs  die  daselbst  erworbene  Kenntniüs  ins- 
besondere auch  der  brandenburgisch -preufsischen  Geschichte  in  den  oberen 
Glassen  durch  angemessen  vertheilte  Repetitionen  sicher  und  lebendig  zu 
ertuüten  ist  Bei  den  in  den  Programmen  mitgetheilten  Lectionsplänen  wird 
bisweilen  das  vorschriftsmäfsige  Pensum  der  brandenbnrgisch- preufsischen 
Geschichte  gar  nicht  aufgeführt,  was  ich  nur  mifsbilligen  kann;  und  dafs 
dieselbe  audi  zum  Gegenstand  öffentlicher  Prüfungen  gewählt  wird,  mnfs 
nach  verschiedenen  Wahrnehmungen  für  eine  Seltenheit  angesehen  werden. 
Das  K.  Prov.  Schulcollegium  wolle  dieser  Sache  eine  verstärkte  Aufmerksam- 
keit zuwenden,  und  dafür  Sorge  tragen,  dafs  eine  derartige  Vernachlässigung 
den  höheren  Schulen  Seines  Ressorts  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden 
kann.** 

7«  Naturwissenschaften« 

Gymnasium.  S.  p.  32. 

Realschule.  U.  u.  P.  0.:  „Der  naturgeschichtliche  Unterricht 
bezweckt  eine  von  der  Anschauung  des  individuellen  Naturlebens  ausgehende 
ttbersichtliche  Kenntnifs  der  drei  Naturreiche,  und  soll  den  Schülern  der 
oberen  Classen  die  Befähigung  zu  selbständigem  Studium  naturwissenschaft- 
Heber  Werke  geben. 

Anf  den  unteren  und  mittleren  Stufen  ist  der  propädeutische  Charakter 
dieses  Unterrichts  streng  festzuhalten,  und  eben  so  eine  zu  viel  umfassende, 
serstrenende  Mannich  faltigkeit,  wie  eine  unfruchtbare  wissenschaftl.  Systematik 
zu  vermeiden,  und  überall  auf  die  lebendige  Wirklichkeit  zurückzugehen, 
wie  sie  in  den  wichtigsten  Repräsentanten  der  einzelnen  Naturkörper  zu  Tage 
tritt.  Die  Naturbeschreibung  hat  nicht  weiter  zu  gehen,  als  die  Anschauung 
der  Objecto  bei  den  Schülern  reicht.  Denn  wissenschaftliche  Vollständigkeit 
kann  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  Aufgabe  der  Schule  sein,  vielmehr  eine 
solche  Beschäftigung  mit  den  Naturproducten ,  bei  der  das  Sehen  zum  Be- 
olÄchten  gebildet,  d.  h.  der  Sinn  für  die  Erkenntnifs  des  charakteristischen 
Natorlebens  geweckt  und  geschärft  wird.  Die  richtige  Beobachtung  führt  zur 
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VergleiohuDg  and  lehrt  das  Verwandte  in  znsammeniaaaenden  GmppimiigeB 
ordnen.  .  .   ,  ^ 

Zu  der  formal  bildenden,  den  Beobachtungasinn  entwickelnden  mid 
schärfenden  Kraft ,  die  der  naturgeschichtl.  Unterricht  bei  richtiger  Behani* 
lang  hat,  kommt  noch  die  siuliche  Wirkung,  welche  er  schon  anf  das  erala 
Jugendalter  übt,  wenn  den  Schülern  an  geeigneten  Beispielen  das  Verhälfep 
nifs  klar  gemacht  wird,  in  das  der, Mensch  durch  die  Kraft  seines  Qeistei^ 
um  der  Erkenntnifs  und  des  Nutzens  willen,  sich  zu  den  Naturreieben  ge- 
setzt hat. 

£s  ist  zulässig,  die  Zoologie  vom  Unterricht  der  unteren  Classen  aosiii- 
schliefsen.  —  Einen  vorzaglich  bildenden  Gebrauch  wird  der  kundige  Lehrw 
von  der  Mineralogie  machen  können,  wegen  der  Uebung,  welche  die  Be- 
schäftigung mit  dieser  Wissenschaft  zugleich  dem  Auge  und  dem  Verstände 
gewährt,  und  wegen  ihrer  nahen  Beziehung  zu  anderen  Wissenschaften.  Ea 
ist  noth wendig,  dafs  die  Schüler  früh  eine  deutliche  Vorstellung  daTon  ge- 
winnen, wie  alle  naturwissenschaftlichen  Disciplinen  in  einander  greifen. 

Von  der  Physik  kann  schon  in  III  eine  populaire  Phänomenologie 
gegeben  werden,  als  praktisch  wichtig  für  die  nach  Absolvirung  dieser  CUaae 
ausscheidenden  Schüler.  In  den  beiden  oberen  Classen  sind  nicht  vereinigte 
Mittheilnngen  zu  geben ,  sondern  die  physikal.  Gesetze  darzustellen ,  die  ee 
den  einzelnen  Erscheinungen  erkennbar  sind.  Der  gröfste  Theil  der  Phyaik 
wird,  in  Betracht  der  Gründlichkeit  und  Schärfe  mathematischer  Erkenntoibi 
welche  er  erfordert,  am  zweck mäfsigsten  der  ersten  Classe  vorbehalten.  So 
wichtig  und  bildend  eine  historische  Behandlung  der  Physik  ist,  so  sind 
doch  alle  noch  unfertigen  und  in  der  Entwickelung  begriffenen  Theile  der- 
selben und  demgemäfs  auch  alle  Hypothesen  über  die  Naturkräfte,  womit 
die  wissenschaftliche  Forschung  sich  noch  beschäftigt,  vom  Schulunterrieht 
auszuschlicfsen. 

Wie  für  den  naturhistor.  Unterricht  Abbildungen  und  Sammlanf;en ,  ao 
gehören  für  den  physikalischen  und  chemischen  die  zu  den  Ezpenmentett 
nöthigen  Apparate  und  ein  geeignetes  Local  zu  den  nothwendigen  Erforder- 
nissen jeder  Realschule. 

Der  Lehrer  der  Naturgeschichte  hat  in  den  unteren  und  mittleren  Classen 
auch  auf  deu  jugendlichen  Sammeltrieb  zu  merken,  der  in  den  meisten  Fälleni 
um  nicht  nutzlos  zu  bleiben,  der  Leitung  uud  Einschränkung  bedarf.** 

8«  Mathematik« 

C.  Verf.  V.  18.  März  1826:  „Das  Min.  hat  Gelegenheit  gehabt  zu  be- 
merken, dafs  in  mehreren  Gymn.  verabsäumt  wird,  den  Schülern  zu  der  gani 
unentbehrlichen  Fertigkeit  im  gemeinen  Rechnen  zu  verhelfen,  indem  theils 
in  manchen  Gymn.  gegen  die  Absicht  des  Min.  der  eigentliche  mathemat. 
Unterricht  schon  in  der  untersten  Classe  beginnt,  und  somit  der  Unterricht 
im  gemeinen  Rechnen  ganz  ausfallt,  theils  in  anderen  gelehrten  Schulen,  wo 
der  Unterricht  im  gemeinen  Rechnen  Statt  findet,  derselbe  nicht  mit  der  er- 
forderlichen praktischen  Einübung  verbunden  oder  nicht  genau  und  sorgflütif 
genug  von  dem  mathemat.  Unterricht  getrennt  wird.  Da  die  Fertigkeit  im  Reeh- 
nen  in  jedem  I^bensberufe  nöthig  ist,  und  da  die  Erfahrung  lehrt,  dafs  der 
Mangel  an  dieser  Fertigkeit  im  spateren  Alter  nicht  leicht  gehoben,  oft  aber  an- 
gemein drückend  empfunden  wird,  so  sieht  das  Min.  sich  veranlafst,  hiedoreh 
anzuordnen,  dafs  der  eigentliche  mathemat.  Unterricht  in  sämmtlichen  Gymn. 
erst  in  der  IV  beginnen,  in  der  V  und  VI  aber,  als  den  beiden  untersten 
Classen,  die  Fertigkeit  im  Rechnen  ohne  alle  Einmengung  der  Mathematik, 
jedoch  auf  eine  überall  den  gesunden  Menschenverstand  und  die  Selbstthätif- 
keit  des  Schülers  in  Anspruch  nehmende  und  nirgends  in  ein  blofs  mechuu- 
sehes  und  geistloses  Abrichten  ausartende  Weise  praktisch  eingeübt  wer- 
den 8011.*" 

C.  Verf.  V.  24.  Dcb.  1833:  »Das  Min.  hat  Gelegenheit  gehabt  in  be- 
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merken  y  duCs  in  manchen  Gymn.  noch  immer  nicht  ein  bestimmtes  in  den 
Händen  der  Schüler  befindliches  Lehrbach  beim  Unterricht  in  der  Mathe- 
matik gebraucht  wird.  Wenn  irgendwo,  so  ist  es  in  der  Mathematik  ein 
knraea,  dem  BedOrfnifs  jeder  Schülerabtheilung  entsprechendes  Lehrbuch  un- 
entbehrlidb,  damit  die  Schüler  sowohl  bei  der  Präparation,  welche  bei  dem 
mathemat  Unterricht  eben  so  nothwendig  wie  bei  den  übrigen  Unterrichts- 
gegenständen ist,  als  auch  in  der  Classe  beim  Vortrage  des  Lehrers,  und 
endlieh  bei  der  Repetition  einen  festen  Anhalt  haben  und  eine  deutliche 
Uebersieht  der  Wissenschaft  gewinnen.  Ohne  ein  solches  Lehrbuch  ist  die 
Püparation  der  Schüler  zu  den  mathemat  Lectionen  unmöglich,  der  Schüler 
sdiwebt  bis  zum  Schlufs  des  Cursus  in  gänzlicher  Ungewifsbeit  über  das 
^1,  wohin,  und  über  den  Weg,  auf  welchem  er  geführt  werden  soll.  Mifs- 
ferständnisse  und  Irrungen  im  Auffassen  des  Gehörten,  und  Lücken  in  den 
etwa  nachgeschriebenen  oder  zu  Hause  ausgearbeiteten  Heften,  sind  unver- 
meidlich und  selbst  das  genaue  Ineinandergreifen  und  Festhalten  der  Ab- 
Bchnittspuncte  der  Curse  wird  schwieriger  und  läfst  sich  auch  nicht  einmal 
gehörig  controlliren.  Um  diesen  und  ähnlichen  Uebelständen  zu  begegnen, 
welche  bisher  bei  dem  mathemat.  Unterrichte  in  den  Gymn.  wegen  Mangels 
emes  bestimmten  Lehrbuches  sich  mehr  oder  weniger  bemerklich  gemacht 
haben,  will  das  Min.  hiedurch  festsetzen,  dafs  von  Ostern  k.J.  ab  ein  be- 
stimmtes in  den  Händen  der  Schüler  befindliches  Lehrbuch  bei  dem  mathe- 
mat. Unterrichte  in  den  betreff.  Classen  aller  Gymn.  gebraucht  und  auf  etwanige 
Einreden  der  Lehrer  gegen  diese  Mafsregel  keine  weitere  Rücksicht  genom- 
nen  werden  soll.  Das  Min.  hält  es  für  wünschenswerth  und  auch  thunlich, 
dals  ein  und  dasselbe  Lehrbuch  für  alle  mathemat.  Classen  eines  Gymn.  be- 
stimmt wird.  Sollten  hiegegen  von  einzelnen  mathemat.  Lehrern  deshalb  Be- 
denken erhoben  werden,  weil  es  bis  jetzt  an  einem  für  alle  Classen  gleich 
passenden  Lehrbuch  fehle,  so  ist  es  wenigstens  nöthig,  dafs  immer  in  je  2 
Classen,  also  in  IV  und  III,  wie  in  II  und  I,  ein  und  dasselbe  mathemat 
Lehrbuch  gebraucht  wird.  Die  Vorschläge  wegen  des  einzuführenden  Lehr- 
Imcbs  sollen  von  den  Lehrern  der  Mathematik  in  den  einzelnen  Gymn.  aus- 
gehen und  das  Min.  will  für  diesen  Fall  die  Genehmigung  oder  Verwerfung 
der  Yorgeschlagenen  Lehrbücher  den  E.  Prov.  Schulcollegien  überlassen; 
jedoch  haben  diese  spätestens  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  März  k.  J. 
das  Verzeichnifs  der  für  die  einzelnen  Gymn.  genehmigten  mathemat.  Lehr- 
bücher hieher  einzureichen.  Schliefslich  fordert  das  Min.  die  K.  Prov.  Schul- 
collegien auf,  in  angemessener  Art  eine  genaue  Controlle  darüber  anzuordnen, 
dafs  der  mathemat.  Unterricht  in  den  einzelnen  Classen  der  Gymn.  gehörig 
in  einander  greife,  das  Pensum  für  jede  Classe  nach  dem  einzufahrenden 
Lehrbuch  bestimmt  und  in  den  anzuordnenden  jährl.  oder  halbjährl.  Cursen 
jedesmal  absolvirt  wird." 

C.  Verf.  ▼.  13.  Sptb.  1834:  „Durch  das  Reglement  v.  4.  Juni  d.  J. 
für  die  Prüfung  der  zu  der  Universität  übergehenden  Schüler  ist  bestimmt, 
was  von  den  Abiturienten  hinsichtlich  der  Mathematik  verlangt  werden 
BoU.  Diese  Forderungen  sind  im  wesentlichen  dieselben,  welche  in  dem  Edict 
V.  12.  Octb.  1812  (dem  früheren  Reglement)  gemacht  worden;  und  obwohl 
dem  Min.  nicht  unbekannt  war,  dafs  in  mehreren  Gymn.  der  mathemat.  Unter- 
richt über  diese  Forderungen  schon  seit  Jahren  hinausgegangen  ist,  so  hat 
das  Min.  dennoch  Anstand  genommen,  in  dem  neuen  Redm.  die  Anforderun- 
gen hierin  zu  steigern,  theils  weil  sich  mittels  des  Getorderten  der  Haupt- 
zweck des  mathemat.  Unterrichts  in  den  Gymn. ,  welcher  nicht  sowohl  auf 
Mittheilnng  von  mathemat.  Sätzen ,  die  etwa  in  diesem  oder  jenem  Lebens- 
verhältnife  unmittelbare  Anwendung  auf  sinnliche  Gegenstände  finden,  als 
vielmehr  darauf  zu  richten  ist,  die  Urtheilskraft  der  Schüler  zu  üben  und 
sie  an  Klarheit  und  Bestimmtheit  der  Begriffe  und  an  Consequenz  im  Denken 
zu  gewöhnen,  ganz  füglich  erreichen  läfst,  theils  weil  nach  der  bisherigen  Er- 
fiüirung  die  Zshl  der  Gymn.  nicht  klein  ist,  welche  hinsichtlich  der  Leistun- 
gen ihrer  zur  Universität  entlassenen  Schüler  in  der  Mathematik  noch  hinter 
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den  biBherigen  Forderungen  zarflckgeblieben  sind.  —  Finden  sich  einielne 
Gymn.,  wo  die  Qnalification  der  Lehrer  and  Schüler  es  mOglicb  macht,  Aber 
das  Geforderte  hinauszugehen,  ohne  dadurch  die  Gründlichkeit  und  den  im 
obigen  angedeuteten  Hauptzweck  des  mathemat.  Unterrichts  in  den  Gyno. 
SU  gefährden,  so  wird  hiedurch  gestattet,  in  solchen  Gymn.  nach  BefindeQ 
der  Umstände  auch  den  Umfang  des  mathemat.  Unterrichts  zu  erweitern/ 

Min.  Verf.  V.  13.  De b.  1834  (an  das  K.SchulcoU.  der  Prov.  Brandenb^ 
den  übrigen  mitgetbeilt) :  „Das  Min.  kann  sich  mit  dem  Antrage,  den  bisher 
in  der  I  des  Joachimsthalscbcn  Gymn.  für  die  Mathematik  festgestellten 
Cursus  auch  ferner  beizubehalten,  und  somit  auch  noch  die  sphärische  Tri- 
gonometrie und  die  Lehre  von  den  Kegelschnitten  in  den  Kreis  des  Unter- 
richts zu  ziehen,  nicht  einverstanden  erklären.  Zwar  entgeht  es  dem  Min. 
nicht,  dafs  zur  Auffassung  einiger  Lehren  der  Physik  und  einiger  Geaetia 
in  dem  astronomischen  Theil  der  mathemat.  Geographie  eine  genauere  Kennt- 
nifs  der  Lehre  von  den  Kegelschnitten  erforderlich  ist.  Da  indessen  im  Gym- 
nasialunterricht eine  streng  wissenschaftliche  und  erschöpfende  Behandlaoff 
solcher  Gesetze,  wobei  diese  Lehre  ihre  Anwendung  findet,  nicht  mOc[licS 
sein  wird,  so  scheint  es  räthlicher,  in  dem  betreff.  Unterricht  die  nötbigea 
Vorstellungen  von  den  Eigenschaften  der  Kegelschnitte  lehnsweise  ergänsea 
zu  lassen,  als  den  mathemat.  Unterricht  über  das  in  dem  Keglm.  gestec^ 
Ziel  hinaus  zu  erweitern.  Das  Min.  hat  in  dem  Reglm.  die  Kenntnifs  der 
sphär.  Trigonometrie  und  die  Lehre  von  den  Kegelschnitten  absichtlieh  tob 
den  Abiturienten  nicht  verlangt,  weil  bei  der  bisherigen  Einrichtung,  welche 
die  Ausdehnung  des  mathemat.  Unterrichts  daliin  gestattete,  unter  den  Abitar. 
immer  nur  sehr  wenige  waren,  welche  auch  nur  die  in  dem  Reglm.  v.  4.  Jnai 
d.  J.  gestellten  Anforderungen  wirklich  erfüllen  konnten.  Durch  die  Be- 
schränkung des  mathemat.  Unterrichts  beabsichtigte  das  Min.  diesem  öffent- 
lichen und  von  mehreren  Seiten  gerügten  Uebelstande  abzuhelfen,  indem  es 
auf  dem  enger  begrenzten  mathemat.  Gebiete  nunmehr  möglich  sein  wtr^» 
die  Uebungcn  und  Anwendungen  zu  vervielfältigen,  durch  die  vielseitigste 
Betrachtung  derselben  Lehren  den  Schülern  zu  einer  gröfsem  Sicherheit  und 
zu  einem  desto  intensivem  Wissen  zu  verhelfen,  und  nicht  nur  für  einzelne, 
sondern  womöglich  für  alle  den  mathemat.  Unterricht  wahrhaft  fruchtbar  und 
bildend  zu  machen.  Indem  das  Min.  also  die  sphär.  Trigonometrie  und  die 
Lehre  von  den  Kegelschnitten  von  dem  regclmäfsigen  mathemat.  Unterricht 
in  den  Gymn.  hiedurch  ausschliefst,  will  dasselbe  zugleich  gestatten,  dafs  in 
aufserordcntlichen  Fällen,  wo  Schüler  von  ausgezeichneten  Anlagen  zur 
Mathematik  sicli  in  der  I  eines  Gymn.  befinden,  und  bei  den  Gymn.,  wo  es 
die  vorhandenen  Lehrkräfte  und  Mittel  erlauben,  vorübergehend  für  die 
Mathematik  eine  classis  selecta  errichtet  und  dieselbe  aus  denjenigen  Schfllen 
gebildet  werde,  welche  sich  das  im  Keglm.  v.  4.  Juni  d.  J.  in  Betreff  der 
Mathematik  gesteckte  Pensum  wirklich  zu  einem  geistigen  Eigenthum  ge- 
macht haben  und  Neigung  zeigen,  auch  schon  auf  der  Schule  über  dieses 
Pensum  hinauszugehen.*^  — 

Min.Vcrf.  v.  21.  Octb.  1840  an  das  K.  Prov.  SchulcoUeg.  zu  Coblens:^ 
„Die  Eifersucht,  welche  nach  dem  vorliegenden  Bericht  an  aJlen  Gymn.  der 
Rheinprovinz  zwischen  den  Lehrern  der  Mathematik  und  denen  der  philolc^- 
schen  Wissenschaften  rege  geworden  ist,  hat  sich  auch  in  manchen  Gymn.  der 
übrigen  Provinzen  bemerklich  gemacht  und  die  Lehrer  der  Mathematik  über 
das  vom  Abiturientenreglement  vorgeschriebene  Ziel  hinausgeführt.  Das  Min. 
kann  nicht  dringend  genug  empfehlen,  einem  solchen  unregelmäfsigen  Ver- 
faliren  der  mathemat  Lehrer  nach  wie  vor  überall  mit  Entschiedenheit  ent- 
gegenzutreten und  auf  gründliches  Erlernen  der  Elementar-Mathematik 
bei  den  Schülern  zu  dringen.**  — 

C.  Verf.  des  Prov.  SchulcoU.  zu  Coblens  ▼.  7.  Apr.  1841:  .Bei 
den  Abiturientenprüfungen  hat  sich  herausgestellt,  dafs  an  mehreren  Gymn. 
onsers  Verwaltungsbezirks  die  Leistungen  der  meisten  Examinanden  In  dea 
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nuUheiDAt.  IMselplinen  bei  der  mildesten  BeartheiluDg  ungenügend  erscheinen, 
wittireBd  die  Ergebnisse  an  anderen  Anstalten  dieser  Art  beweisen,  da(s  den 
r^ementsmäfsigen  Anfordemngen  hinsichtlich  der  Mathematik  ohne  Benach- 
tbeiligang  anderer  Lehrgegenstände  unter  zweckmäfsiger  Anleitung  füglich 
entsprochen  werden  kann.  Auch  haben  wir  aus  den  Verhandlungen  Ober 
die  Ifataritätsexamina  an  einigen  Gymn.  ersehen,  dafs  die  Majorität  der 
Ftflfüngseommission  selbst  solchen  Zöglingen,  welche  bei  sehr  mittel mäfsiger 
Qnaliflcation  in  den  ttbrigen  Gegenständen  in  der  Mathematik  nicht  einmal 
lUe  gewöhnlichen  Elementarkenntnisse  sich  angeeignet  hatten,  dennoch  das 
ZeagnUs  der  Reife  anerkannt  hat.  Eine  solche  Nachsicht  in  der  Beurtheilnng 
der  wissenschaftlichen  Befähigung  der  studirenden  Jugend  ist  mit  dem  Zweck 
und  mit  den  Bestimmungen  des  Prafungsreglm.  unverträglich,  welches  in  den 
mildernden  Paragraphen  die  Anforderungen  in  Betreff  eines  so  wichtigen 
BOdungsmittels  nicht  aufhebt,  sondern  nur  ermäfsigt. 

Ab  Minimum  der  mathemat  Vorbildung  ist  jedenfalls  aufser 
der  Fertigkeit  im  praktischen  Rechnen  eine  gründliche  Kenntnifs  der  Plani- 
metrie nnd  der  ersten  Elemente  der  allgemeinen  Arithmetik  unerläfslich. 
Wer  auch  in  diesen  Theilen  der  Mathematik  nicht  die  dem  Zwecke  dieses 
Lehrgegenstandes  entsprechende  Sicherheit  und  die  durch  das  Reglm.  vor« 
eeaebriebene  Einsicht  in  das  Wesen  und  den  Zusammenhang  der  Sätze  und 
Beweise  gewonnen  hat,  darf,  auch  wenn  er  in  den  Übrigen  Gegenständen 
hinreichende  Kenntnisse  an  den  Tag  legt,  nicht  als  reif  zu  den  akademischen 
Studien  entlassen  werden.  Da  übrigens  nach  vielfachen  Erfahrungen  die  An- 
forderungen des  Reglm.  bei  einem  wohlgeordneten  Unterricht  und  sorgfältiger 
Wiederholung  sich  wohl  erzielen  lassen,  so  kann  die  oben  angegebene  Er- 
D&fsignng  In  geeigneten  Fällen  nur  ausnahmsweise  eintreten,  während  das 
Zurückbleiben  vieler  Zöglinge  einer  Anstalt  hinter  dem  durch  das  Reglm.  be- 
leichneten  Ziele  gegen  die  Zweckmäfsigkeit  der  befolgten  Unterrichtsmethode 
gerechte  Zweifel  erregen  würde.  —  Inwiefern  es  angemessen  sein  möchte,  an 
dem  Ihrer  Leitung  anvertrauten  Gymn.  zur  Sicherstellung  jenes  Minimums 
mathematischer  Kenntnisse  eine  Wiederholung  der  Elemente  der  Arithmetik 
ond  Geometrie  in  I  anzuordnen,  bleibt  Ihrem  Ermessen  i^heiragegeben." 

Aus  einer  Min.  Verf.  v.  16.  Aug.  1860:  —  „Die  grofse  Anzahl  der 
im  Crebrauch  befindlichen  mathemat.  und  physikal.  Lehrbücher  ist  ein  erheb* 
lieber  Uebelstand.  Es  wird  darauf  Bedacht  genommen  werden,  die  nicht  be- 
währten noch  weiter  auiser  Gebrauch  und  zweckmäfsigero  an  deren  Stelle 
m  setzen.  Die  Unterrichtsverwaltung  wird  sich  indefs  nach  wie  vor  einer 
directen  Nöthigung  dabei  enthalten.  —  Die  eingeführten  Bücher  werden 
allerdings  oft  zu  wenig  benutzt:  wollte  man  erzwingen,  dafs  es  mehr  ge- 
ichehe,  so  käme  man  in  Gefahr,  die  wichtigere  Wirksamkeit  der  freien  In- 
dividualität des  Lehrers  zu  beeinträchtigen.  —  Die  für  den  philologischen 
Unterricht  bestimmte  wöchentliche  Stundenzahl  zu  Gunsten  des  mathemat. 
and  physikal.  Unterrichts  auf  den  Gymn.  zu  vermindern,  ist  bei  der  bestehen- 
den Lehrverfassung  derselben  nicht  zulässig;  ebensowenig  aber  kann  es  unter 
den  gegenwärtigen  Umständen  rathsam  erscheinen,  gleichwohl  die  Zahl  der 
mathemat.  und  physikal.  Stunden,  und  somit  die  Gesammtzahl  der  wöchentl. 
Lehrstunden  zu  erhöhen.  Auf  den  Realschulen  liegt  in  den  oberen  Classen 
der  Schwerpunct  im  mathemat.  und  physikal.  Unterricht,  und  unter  ihnen 
bringen  es  einige  Anstalten  erster  und  zweiter  Ordnung  darin  zu  sehr  an- 
erkennenswerthen  Leistungen.  —  Die  philologische  Tendenz  der  Gymn.  hindert 
nicht,  dafs  Schüler  je  nach  Talent  und  Neigung  unter  der  Einwirkung  be- 
fiihigter  Lehrer  sich  vorzugsweise  mathemat.  Studien  hingeben,  und  es  ist 
demgemäfs  noch  in  der  Verf.  v.  12.  Jan.  1856  (s.  Abschn.  VII)  beim  Abituri- 
entenexamen die  Compensation  schwächerer  Leistungen  in  der  Philologie 
durch  vorzügliche  mathematische  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt. '^  — 

Min.  Verf.  v.  10.  März  1866  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Stettin: 
—  nDie  beantragte  Beschränkung  des  mathemat  Unterrichts  in  I  auf  wöchentl. 
3  Stunden  unter  gleichzeitiger  Vermehrung  desselben  in  der  III  auf  4  Stunden 
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kann  veranchsweise  bei  denlenigen  Gymn.  eintreten,  wo  der  Dlreetor  und 
die  mathemat.  Lehrer  sich  über  die  Zaläseigkeit  dieser  Abänderung  des  all- 
gemeinen Lehrplans  geeinigt  haben.  Am  wenigsten  Bedenken  wird  der  Ver- 
such da  haben,  wo  die  Schülerzahl  der  I  gering  ist  —  Was  die  Feataetamig 
eines  Minimums  des  unter  allen  Umständen  von  den  Abiturienten  io  der 
Mathematik  zu  Leistenden  betrifft,  so  wird  es  dessen  alleidings  nicht  be- 
dürfen, wenn  von  der  ftir  die  Maturitätsprüfung  freigegebenen  gegenseitigem 
Gompensation  der  Leistungen  auf  dem  Gebiet  der  Philologie  und  der  MaUie- 
matik  von  den  Prüfungscommissionen  ein  Gebrauch  gemacht  wird,  welcher 
der  Intention  entspricht,  dadurch  eine  vorwiegende  Neigung  und  Begabung 
in  den  oberen  Classen  eine  angemessene  Freiheit  zu  gewähren.  Dabei  kann 
es  bis  auf  weiteres  um  so  mehr  sein  Bewenden  haben,  als  in  der  dortigen 
Provinz  der  Departementsrath  des  E.  Prov.  Schulcoll.  bei  allen  Gvmn.  sähet 
die  Prüfung  leitet,  und  somit  im  Stande  ist,  hierin  unmittelbar  auf  das  richtige 
Verfahren  einzuwirken,  auch  nicht  unterlassen  wird  darauf  zu  halten,  dafii 
unter  den  für  die  schriftlichen  mathemat.  Prüfungsarbeiten  zu  stellenden  Anf- 
gaben  sich  immer  auch  solche  finden,  welche  von  den  in  der  Mathematik 
schwächeren  Abiturienten  gelöst  werden  können.*'  — 

C.Verf.v.l.Dcb.  1854:  „Nach  einer  Mittheilung  des  H.  Handelsminieten 
hat  die  Direction  der  K.  Bauakademie  angezeigt,  dafi  verhältnifsmäfsig  viele 
Schüler  bei  ihrer  Aufnahme  auf  die  Bauakademie  hinsichtlich  der  von 
den  Lehrkreisen  der  Gymnasien  und  Realschulen  umfafsten  matibemat  Wissen- 
schaften, namentlich  der  Algebra,  der  Lehre  von  den  Potenzen,  Proportionen, 
Gleichungen,  Progressionen  und  Logarithmen,  sowie  der  ebenen  Trigono- 
metrie und  Stereometrie,  nicht  hinreichend  vorgebildet  sind,  um  die  Vor- 
träge  über  sphär.  Trigonometrie,  analyt.  Geometrie  und  Curvenlehre,  mH 
welche  die  höheren  mathemat.  Disciplinen  auf  der  Bauakademie  eingeleitet 
werden,  gehörig  aufzufassen,  und  ihre  weiteren  Studien  mit  Sicherheit  danaf 
gründen  zu  können. 

Dieser  Mangel  an  genügender  mathemat  Vorbildung  ist  nicht  alleini 
obschon  vorzugsweise,  bei  denjenigen  Schülern,  welche  aus  den  Gymn.,  son- 
dern auch  bei  denen,  welche  aus  Realschulen  hervorgegangen  sind,  wahrge- 
nommen worden,  und  besteht  nicht  allein  in  Unsicherheit,  oft  sogar  in  gt£i- 
licher  Unkenntnifs  der  Beweisführungen,  sowie  der  Auflösungsmetiboden  ein- 
facher Aufgaben,  sondern  auch  in  ganz  unzulänglicher  Uebung  im  Gebrauch 
der  Logarithmen. 

Da  das  in  den  bestehenden  Prüfungsreglements  fttr  den  Unterricht  in 
der  Mathematik  gesetzte  Ziel  in  der  dafür  bestimmten  wöchentl.  Stundeniahl 
sehr  wohl  erreichbar  ist,  so  kann  der  Grund  des  erwähnten  Mangels  haapi- 
sächlich  nur  in  dem  nicht  zweckmäfsigen  Verfahren  einzelner  Lehrer  gesnäit 
werden. 

Ich  veranlasse  daher  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  dem  mathematiscben 
Unterricht  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Zuvörderst  ist  mit  Strenge  darauf  zu  halten,  dafs  derselbe  nicht,  wie 
es  an  einzelnen  Anstalten  geschehen  ist,  über  die  durch  die  Bestimmungen 
des  Prüfungsreglements  gesteckten  Grenzen  ausgedehnt  werde;  dagegen  mab 
in  dem  den  Gymnasien  sowie  den  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  inge- 
wiesenen  Umfange  dor  mathemat.  Disciplinen  nicht  nur  Klarheit  der  An- 
schauung und  Gründlichkeit  des  Wissens,  sondern  auch  Sicherheit  und  Fertig- 
keit in  der  Anwendung  erreicht  werden.  Dies  wird  nur  dann  geschebeit 
wenn  der  Unterricht  stets  die  Selbstthätigkeit  der  Schüler  in  Anspmeh 
nimmt,  sich  nicht  mit  gedächtnifsmäfsiger  Aneignung  von  Sätzen  und  For- 
meln begnügt,  sondern  die  richtige  Einsicht  durch  Lösung  angemessener 
Aufgaben  und  vielfache  Uebungen  vermittelt  und  befestigt.  Wenn  auch  der 
mathemat.  Unterricht  an  einer  und  derselben  Anstalt  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse oft  mehreren  Lehrern  übertragen  werden  mufs,  so  ist  doch  darauf 
tu  lullten,  dafs  der  gesammte  Unterricht  nach  Einem  Lehrsystem,  und  wenige 
stens  in  den  beiden  oberen  Classen,  auch  von  Einem  Lehrer  ertheilt  werde» 
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weil  Jeder  Wechsel  ia  dieser  Hinsicht  Zeitverlust  herheiftthrt,  die  Aufgabe 
des  Lehrers  der  oberen  CUssen  erschwert  and  in  der  Regel  dazu  beiträgt, 
die  Begriffe  der  Schaler  zu  verwirren  und  ihren  Eifer  mr  die  Sache  zu 
lihmen. 

Mit  Bezug  auf  die  C.  Verf.  v.  9.  Sptb.  1849  ist  den  Gymnasialdirectoron 
n  eröffnen,  dafo  nach  einer  Bestimmung  des  H.  Handelsministers  denjenigen 
Sehfllem  der  Gymn.,  welche  sich  zu  Staatsbaubeamten  ausbilden  wollen, 
keinerlei  Nachlais  in  den  Anforderungen  allgemeiner  Bildung  zu  gewähren 
Mf  Ton  denselben  vielmehr  unbedingte  Zeugnisse  der  Reife  für  die  Universi- 
tÜ  gefordert,  und  bedingte,  auf  die  Reife  zum  Studium  des  Baufachs  aus- 
gestellte Zeugnisse  als  genflgend  kfinftig  nicht  angenommen  werden.  Eben 
so  ist  bei  denjenigen  Real-  und  höheren  Bürgerschulen,  deren  Abgangszeug- 
nisse zum  Eintritt  in  die  K.  Bauakademie  berechtigen,  darauf  zu  sehen,  di& 
der  2iährige  Cursus  sowohf  in  11  wie  in  I  mit  Strenge  innegehalten  werde. 

Da  die  Eleven  der  Bauakademie,  um  den  Unterricht  derselben  mit  ge- 
hörigen Erfolg  benutzen  zu  können,  auch  einer  gewissen  Fertigkeit  im 
Zeiehnen  beddrfen,  diese  aber  von  der  Schule  nicht  immer  mitbringen,  so 
ist  den  Sehfllem,  die  sich  dem  Baufach  widmen  wollen,  bekannt  zu  machen, 
da(s  «ie  den  Zeichenunterricht  der  Schulen  während  des  Besuchs  der  beiden 
oberen  Classen  wenigstens  3  Jahre  lang  regelmäfsig  und  mit  gutem  Erfolg 
benatxt  haben  mflssen,  und  solches  durch  Vorlage  von  eigenen  Arbeiten,  aus 
denen  eine  genflgende  Fertigkeit  hervorgeht,  bei  der  Meldung  zur  Aufni^me 
in  die  Bauakademie  darzuthun  haben. 

Die  Directoren  der  Gymnasien  und  Realschulen  sind  von  diesen  Be- 
stimmungen mit  der  Weisung  in  Kenntnifs  zu  setzen,  dieselben  in  den  be- 
tieflfonden  Classen  von  Zeit  zu  Zeit  in  Erinnerung  zu  bringen^. 

Beal schule.  U.  u.  P.  0.:  «In  den  beiden  unteren  Classen  werden  be- 
hafr  der  Anschaulichkeit  die  Elemente  der  geometrischen  Formen- 
lehre mit  dem  Zeichnen  verbunden.  Es  ist  unzulässig,  den  Schülern  Ober 
diesen  ersten  vorbereitenden  Unterricht  ein  Heft  zu  dictiren.  ~  Die  Uebung 
in  Kopfrechnen  darf,  besonders  in  den  unteren  und  mittleren  Classen, 
Idnter  der  im  schriftlichen  Rechnen  nicht  zurückbleiben. 

In  III,  wo  die  Planimetrie  beendigt  wird,  kann  auch  das  Wichtigste 
ans  der  Körperberechnung  in  elementarischer  Weise  durchgenommen  werden, 
am  die  von  dort  abgehenden  Schüler  damit  nicht  ganz  unbekannt  zu  lassen, 
tmd  die  übrigen  auf  die  später  eintretende  Stereometrie  vorzubereiten.  Es 
iit  zweckmäfsig,  in  den  mittleren  Classen  mehr  die  geometrischen  Constructions- 
iofgaben,  als  die  calculatorischen  zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  für 
diese  Stufe  weniger  bildende  Wirkung  haben,  als  die  Beschäftigung  mit  der 
Banmgröfsenlehre.  Dafs  in  den  mittleren  Classen  ein  fester  Grund  in  der 
Mathematik  gelegt,  und  bei  den  Schülern  Selbsttbätigkeit  und  Freude  an 
ißr  Beschäftigung  von  vom  herein  durch  ein  heuristisches  Verfahren  ange- 
regt werde,  ist  die  Bedingung  des  Gedeihens  dieses  Unterrichts  in  den  oberen  . 
Classen. 

Für  die  oberen  Classen  ist  das  allgemeine  Ziel  des  mathematischen  Unter- 
richts ein  auf  streng  wissenschaftlichem  Wege  gewonnenes  Wissen,  und  die 
nhigkeit  der  Anwendung  desselben  ausserhalb  des  Gebiets  der  reinen  Mathe- 
matik, namentlich  auf  Begründung  und  Entwickelung  der  Naturgesetze  in  der 
Hechanik  und  Optik. 

Das  allgemein  verbindliche  Pensum  der  einzelnen  Classen,  und  so  der 
n  und  I,  mufs  nach  der  durchschnittl.  Befähigung  der  Schüler  bemessen 
werden.  Es  geht  in  I  nicht  hinaus  über  eine  klare  und  gründliche  Kennt- 
nifs der  Beweisführungen,  sowie  der  Auflösungsmetboden  einfacher  Aufgaben 
aas  der  Algebra,  die  Lehre  von  den  Potenzen,  Proportionen,  Gleichungen, 
Progressionen,  den  binomischen  Lehrsatz  und  die  einfachen  Reihen,  die  Loga- 
riÄmen,  die  ebene  Trigonometrie,  Stereometrie,  analytische  Geometrie,  Kegel- 
schnitte. Die  Uebungen  im  prakt.  Rechnen  dünen  auch  in  I  nicht  ver- 
nachlässigt werden.   Wie  das  Eingreifen  der  Mathematik  in  die  Natnrwissen- 
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Schäften  den  Schalem  gegenwärtig  zo  erhalten  iBt,  so  auch  ihr  Zasammenbaoi^ 
mit  einem  rationellen  Verfahren  beim  Zeichnen.    Auf  der  Realschnle  mflsseB 


deshalb  auch  die  Hauptsätze  der  beschreibenden  Geometrie,  Schattenc 
struction  und  Perspective  im  Anschlufs  an  die  Stereometrie  durchgen 
werden.  —  Besonders  befiUiigte  Abtheilungen  und  einzelne  talentvolle  Schil- 
ler in  I  wird  der  Lehrer  auch  in  die  höhere  Analysis,  die  Differential-  iumI 
Integralrechnung  und  die  sphärische  Astronomie  einführen  kOnnen. 

Der  mathematische  Unterricht  ist  in  den  drei  oberen  Classen  wo  mO^ 
lieh  von  Einem  Lehrer  zu  übernehmen,  jedenfalls  in  II  und  I.  Die  Schaler 
müssen  den  Gang  des  Unterrichts  an  einem  systematisch  geordneten  Lehr- 
buch verfolgen  können  und  dasselbe  für  die  Repetition  benutzen.  Dafii  in 
dieser  Beziehung  das  individuelle  Belieben  eingeschränkt  und  eine  grOCser» 
Uebereinstimmung  im  Gebrauch  von  Lehrbüchern  hergestellt  werde,  ist  u- 
nmgänglich  nothwendig. 

Das  methodische  Verfahren  hat  die  Form  akademischer  Vorlesungen  m 
vermeiden,  und  festzuhalten,  dafs  die  Sache  der  Schule  auch  auf  diesem  Ge- 
biet vor  allem  Uebung  und  Weckung  der  wissenschaftlichen  SelbstthätigkeÜ 
ist,  welche  sich  überall  die  Strenge  eines  folgerichtigen  Denkens  and  lohir- 
fer  Begriffsunterscheidung  zur  Pmcht  macht,  und  es  weifs,  dafs  auswendi([p- 
gelemte  Mathematik  werulos  ist 

Es  kommt  für  den  Charakter  einer  Realschule  und  f&r  die  ErfHUang 
ihrer  allgemeinen  Aufgabe  wesentlich  darauf  an,  in  welcher  Weise  der  mathe- 
matische Unterricht  gehandhabt  wird.  Bildet  er  daselbst,  wie  er  soll,  wirk- 
lich eine  Gymnastik  des  Geistes,  welche  die  Denkkraft  weckt  und  übt  und, 
indem  sie  die  Fruchtbarkeit  eines  streng  methodischen  Verfahrens  zum  Be- 
wufstsein  bringt,  das  Productionsvermögen  stärkt,  und  bei  der  den  SchUlaro 
eine  mechanische  Auffassung  unmöglich,  dagegen  die  Freiheit  und  Sicher- 
heit des  Blicks  und  Urtheils  zu  eigen  gemacht  wird,  welche  die  EntwIcke- 
lung  eines  Satzes  nach  allen  Seiten  verfolgen  kann,  und  durch  die  Vertehie- 
denheit  der  Form  und  Stellung,  worin  derselbe  Gegenstand  erscheinen  mag, 
sich  nicht  beirren  läfst,  nur  dann  ist  die  Mathematik  unter  den  aussehlicw- 
lieh  formalen  Bildungsmitteln  der  Realschule  das  wichtigste  und  wirksamete, 
und  kann  derselben  nach  ihren  Zwecken  dasjenige  ersetzen,  was  die  Gjb- 
nasien  in  einer  umfassenderen  und  gründlicheren  Betreibung  der  alten  Spra- 
chen voraus  haben*'. 

9«  Zeichnen 

and  Schreiben. 

Realschule.  U.  u.  P.  0.:  „Dem  Unterricht  im  Zeichnen  mn(s  die  Real- 
schule nach  der  ihr  eigenthümlichen  Bestimmung,  auch  zu  einer  gründlichen 
Beschäftigung  mit  den  Gegenständen  der  Natur,  der  Technik  und  der  Kunst 
vorzubereiten,  durch  Bildung  des  Auges  für  Mais,  Form  und  Symmetrie 
und  durch  Uebung  des  Handgeschicks  frühzeitig  eine  besondere  Pflege  nn- 
ffedeihen  lassen.  Es  genügt  nicht,  die  blofse  Copirmethode  nach  Vorlege- 
blättem  anzuwenden,  wobei  häufig  der  Liebhaberei  der  Schüler  and  ihrem 
Wohlgefallen  an  Spielereien  zu  vid  Raum  gelassen,  und  deshalb  die  Ge?rOh- 
nnng  an  Ausdauer  bei  der  Arbeit  und  eine  sichere  Geschicklichkeit,  nament- 
lich die  Fertigkeit,  irgend  einen  körperlichen  Gegenstand  richtig  zu  zeichnen, 
nicht  erreicht  wird.  Für  die  oberste  Stufe  des  Zeichenunterrichts  mnfs  sidi 
die  Realschule  1.0.  die  Aufgabe  stellen,  die  graphischen  Darstellungen  anf 
geometr.  Grundoperationen  zurückzuführen  und  deshalb  in  I  durch  pnuctis^ 
Einübung  der  geometr.  Projections-  und  Schattenconstructionslehre,  durdi 
mathematisch  b^pründete  Perspective,  sowie  durch  fortgesetzte  Zeichenabnn- 
gen  nach  Gypsmodellen  den  Cursus  des  Zeichenunterrichts  zu  vervollständi- 
gen. Die  Kenntnifs  und  Uebung  der  darstellenden  Geometrie  kommt  durek 
die  Gewöhnung  an  Strenge  in  der  Auffassung  räumlicher  Verhältnisse 
dem  Freihandieichnen  in  gut 
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Biehtigkdt  der  AufTusangy  Schärfe  der  Contoare,  Genauigkeit  und 
Saaberkeit  der  AnsfUhrung  müssen  das  Hauptaugenmerk  des  Lehrers  bilden; 
die  Anwendang  von  Farben  ist  nur  in  seltenen  Fällen  zu  gestatten.  Soweit 
Yorlegeblätter  erforderlich  sind,  mnls  ihre  Wahl  mit  der  durch  den  Zweck 
der  Sehnle  bedingten  Sorgfalt  und  Vorsicht  und  nach  den  Anforderungen 
SsÜietischer  Sinnesbildung  geschehen.  —  Ein  für  die  Aufgabe  des  Zeichen- 
QnterrichtB  wohlgelegenes,  zweckmäfsig  eingerichtetes  und  mit  plastischen 
md  anderen  Vorbildern  ausgestattetes  Local  gehört  zu  den  Erfordernissen 
jeder  Realschule  1. 0. 

Die  Anregung  zur  Selbstthätigkeit,  welche  die  Realschule  ihren  Zöglin- 
gen sa  geben  bemüht  sein  muis,  kann  sich  nicht,  wie  es  dem  Gymnasium 
mstehti  auf  Privatlectüre  beschränken,  sondern  bestimmt  dieselben  und  leitet 
sie  an,  sich  nach  freier  Wahl  und  mit  ernstem  Sinn  in  einer  dem  Jugend- 
alter angemessenen  Weise  auch  mit  Gegenständen  der  Natur  und  der  Kunst 
n  beschäftigen.  In  der  Mannich&ltigkeit  von  Objecten,  welche  sich  hierin 
der  individuellen  Neigung  und  Befähigung  darbietet,  ist  namentlich  das 
Natarseichnen  eine  besonders  zu  empfehlende  und  in  mehrfacher  Beziehung 
badende  Uebung".    (Vrgl.  p.  i4.) 

Lehrplan  für  den  Unterricht  im  Zeichnen  auf  Gymnasien 
und  Bealschulen  v.  2.  Octb.  1863: 

.Der  Unterricht  im  Zeichnen  gehört  zu  den  allgemeinen  Bildungsmitteln 
ftr  die  Jugend  und  ist  ein  integrirender  Theil  des  Lehrplans  aller  höheren 
Sdiulen. 

Sowohl  nach  den  an  der  Beschaffenheit  und  den  Erfolgen  dieses  Unter- 
richts gemachten  Erfahrungen,  wie  in  Rücksicht  auf  die  Entwickelung  des 
Bealaebulwesens  und  auf  den  gegenwärtigen  Stand  der  Kunst  und  Industrie, 
bedurfte  das  unter  dem  14.  März  1S31  nir  denselben  erlassene  Reglement 
«ber  Abänderung.  Nachdem  darüber  die  Gutachten  der  K.  Kunstakademien 
a  Berlin,  Düsseldorf  und  Königsberg,  sowie  der  K.  Prov.  Schulcollegien  und 
nehierer  Zeichenlehrer  von  bewährter  Erfahrung  gehört  worden  sind,  wird 
auf  Qraod  derselben  hiedurch  Folgendes  angeordnet 

$.  1.  Der  Unterriont  im  Zeichnen  wird  auf  den  Gymnasien  in  4  aufein- 
ladeitolgenden  Stufen  (Classen)  ertheilt.  Die  Realschulen  fügen  denselben 
eine  flinfte  Stufe  hinzu.  Soweit  es  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Anstalten 
nilaseen,  werden  die  Schüler  je  nach  Befähigung  und  Fortschritten,  nnab- 
hingig  von  der  sonstigen  CUsseneintheilung,  in  besondere  Abtheilungen  ver- 
ebigt. 

§.2.  Erste  (unterste)  Stufe.  Die  Elemente  der  Formenlehre:  Linien  in 
fersebiedenen  Richtungen,  Mafsen  und  Verbindungen.  Die  Schüler  müssen 
dahin  gebracht  werden,  sämmtliche  Verbindungen  gerader  und  krummer 
linien  auch  ohne  Vorbild  darstellen  zu  können.  Die  Forderung  einer  siche- 
ren Hand  ist  dabei  nicht  so  weit  auszudehnen,  daCs  Linien  und  Kreise  von 
einer  Vollkommenheit  verlangt  werden,  als  hätte  man  sich  mechanischer 
Hfil&mittel  bedient. 

§.  3.  Zweite  Stufe.  Die  ersten  Elemente  des  perspectivischen  Zeichnens. 
(Bei  den  Uebungen  kann  nach  dem  Ermessen  des  Lehrers  bisweilen  schon 
hier  Girkel  und  Lineal  benutzt  werden.) 

Zeichnen  nach  Holzkörpern.  Die  scheinbaren  Veränderungen,  welche 
die  Körper  ie  nach  der  Veränderung  des  Standpunctes  erleiden ,  werden  er- 
läutert; zugleich  wird  eine  Erklärung  der  Wirkung  des  Lichts  auf  die  Körper- 
Üchen  gegeben,  und  die  verschiedenen  Körper  zunächst  mit  ebenen  Flächen, 
mit  Schatten  gezeichnet.  Die  Körper  sind  rechts  und  links  zu  wenden,  und 
b  verschiedene  Entfernung  vom  Augenpunct  zu  stellen. 

Auf  dieser  Stufe  beginnt  femer  das  Freihandzeichnen  nach  Vorlege- 
blättem,  bis  zu  Gesichtsueilen  und  ganzen  Köpfen,  zunächst  und  haupt- 
sächlich im  Umrifs,  bisweilen  mit  Andeutung  von  Schatten. 

f.  4.  Dritte  Stufe.  Vermehrte  Uebung  im  Freihandzeichnen  nach  Kör- 
pern, insbesondere  nach  Gypsen :  Ornamente,  BUttformen,  Theile  des  mensch- 
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Hohen  Körpers.  Daneben  fortgesetztes  Zeichnen  nach  Vorlegebttttenii  m 
denen  nunmehr  auch  landsehaftliche  Darstellungen  gehören. 

Weitere  Entwickelnnff  der  Perspective:  Zeichnen  nach  Körpern  in  miB- 
nichfach  wechselnder,  niuberer  nnd  entfernterer  Stellung.  Lehre  vom  Yer- 
schwindungspunct  Anleitung  in  der  Handhabung  von  Lineal  und  Cirkel, 
sowie  in  den  Elementen  des  architektonischen  Relfsens. 

§.5.  Vierte  Stufe.  Freihandzeichnen  nach  Vorlegebl&ttem:  Arabeskea, 
Thiere,  Köpfe  und  ganze  Figuren;  mitunter  auch  ausgeführtere  LandscbafIteB. 
Zeichnen  nach  Gypsen  bis  zu  ausgeführten  Köpfen.  Anwendung  der  Estonipe 
nnd  Zeichnen  mit  zwei  verschiedenen  Kreiden. 

In  der  Perspective  ist  der  Unterricht  fortzusetzen  bis  zum  Zeichnen  von 
Zimmern  nnd  verschieden  zusammengesetzten  Gegenstanden  nicht  zu  schwe- 
rer Construction. 

§.  6.  Die  vorbezeichneten  4  Stufen  des  Zeichenunterrichts  auf  den  Gym- 
nasien sind  zugleich  die  4  ersten  Stufen  desselben  Unterrichts  auf  den  losal- 
schulen,  Jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dafs  hier  neben  dem  Freihandzeichnen 
planmäfsiger  mit  den  Schfllem  der  oberen  Classen  das  Zeichnen  mit  Lineal 
und  Cirkel  geübt  wird,  etwa  anhebend  mit  der  dritten  Stufe.  Die  Lehre  vim 
den  Projectionen  vom  Grund-  und  Aufrifs  ist  hier  theoretisch  nnd  praktisch 
zu  behandeln  und  weiter  zu  fLihren,  um  so  mehr,  als  hier  für  das  Zeichnen 
in  den  oberen  Classen  eine  gröfsere  Stundenzahl  bestimmt  ist.  —  Auiaerdem 
kommt  aber  in  den  Realschulen  eine  über  den  Gymnasialcursus  hinausgehende 
fünfte  Stufe  (Classe)  hinzu. 

§.  7.  Fünfte  Stufe.  Die  Gegenstände,  womit  die  Schüler  auf  dieaer 
Stufe  beschäftigt  werden,  sind: 

1.  Fortgesetzte  Uebung  im  Freihandzeichnen.  2.  Aufgaben  aus  der 
Perspective  und  Schattenconstruction  mit  wissenschaftl.  Begründung.  3.  Im 
Linearzeichnen  weitere  Uebung  mit  Rücksicht  auf  den  schon  erwählten  Benf 
der  einzelnen  Schüler.       4.  Elemente  des  Planzeichnens. 

§.  8.  Als  Ziel  des  Zeichenunterrichts  auf  Realschulen  kann  an  die  Abi- 
turienten derselben  die  Anforderung  gestellt  werden,  dafs  sie  beflUiigt  aind: 

1.  ImLinearzeichnen  von  einfachen  Gegenständen  aus  dem  Gebiet  der 
Architektur,  der  Maschinenkunde  oder  anderer  Fächer  des  praktischen  Lebern 
eine  Projection,  geometrisch  oder  perspectivisch,  cinschlieislich  der  Schatten* 
construction  zu  zeichnen.  (Diese  Forderung  setzt  selbstverständlich  vorauf, 
dafs  die  Realschulen  in  den  oberen  Classen  den  Schüler  anleiten,  die  gra- 
phischen Darstellungen  auf  geometr.  Grundoperationen  zurückzuführen,  ihm 
also  mit  der  beschreibenden  Geometrie,  sowie  mit  der  Lehre  von  der  Con- 
struction der  Schatten  nnd  von  der  Perspective  vertraut  machen,  und  ihm 
genügende  Anleitung  zum  architekton.  und  Maschinenzeichnen  geben,  ohne 
jedocn  in  das  Technische  dieser  Fächer  sich  tiefer  einzulassen). 

2.  ImFreihandzeichnen  läfst  sich  in  Berücksichtigung  der  ungleichem 
Begabung  der  Schüler  ein  bestimmtes  Lehrziel  nicht  ebenso  wie  beim  Linear- 
zeichnen feststellen.  Für  die  befähigteren  Schüler  ist  als  Ziel  anzunehmen, 
dafs  sie  im  Stande  sind,  Arabesken,  Landschaften,  Thiere,  Köpfe,  auch  wohl 

finze  Figuren  nach  Vorlegeblättem ,   und  nach  Gyps  (Gegenstände  bis  n 
öpfen  mit  Schatten  und  Licht  mit  Verständnifs  der  Gründe  des  Verfahreaa 
auszuführen. 

3.  Der  Abiturient  soll  einige  Uebung  im  Situations-  oder  Planzeichnen 
haben. 

In  Betreff  einiger  bei  Ausftlhmng  des  vorstehenden  Lehrplans  za  be- 
achtender allgemeiner  Gesichtspuncte  und  Bestimmungen  wird  auf  die  naeh- 
folgenden  Bemerkungen  Bezug  genommen.   Der  Minister  etc. 

Bemerkungen.  In  den  vorstehenden  Bestimmungen  sind  die  äUce- 
meinen  Grundzüge  einer  nothwendig  zu  beachtenden  planmäfsigen  Aufein- 
anderfolge des  Zeichenunterrichts  enthalten.  Es  wird  den  Lehrern  überlaaaen, 
sich  innerhalb  derselben  mit  Freiheit  zu  bewegen,  weshalb  weder  die  auf 
den  einzelnen  Stufen  vonnnehmenden  Ucbungen  und  das  auf  den  einielnen 
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Stofen  vonanehmenden  Uebangen  and  das  anf  denselben  zn  erreichende  Ziel 
allseitig  detaillirt  angegeben,  noch  über  die  Methode  des  Unterrichts  mehr 
dB  mllgemeine  Andeutungen  gegeben  sind.  Der  Lehrer  darf  es  nicht  ver- 
slomen,  sich  mit  den  Fortsehritten  der  Methodik  genau  bekannt  zu  machen ; 
aber  da  alles  darauf  ankommt,  dafs  er  seine  Schüler  zu  interessiren  und  zur 
Anstrengung  ihrer  Kräfte  anzuspornen  versteht,  so  mufs  seiner  Individualität 
möglichst  freier  Raum  gelassen  werden.  Es  wird  auch  künftig  der  Fall  sein, 
dafo  die  Lehrer  ihre  Ausbildung  auf  sehr  verschiedenen  Wegen,  mithin  auch 
nach  verschiedenen  Metboden,  erworben  haben.  Mancher  wird  mittels  der 
Methode,  nach  welcher  er  selbst  unterrichtet  worden  ist,  als  Lehrer  gute 
Besultate  erreichen,  während  er  unter  dem  Zwange  einer,  wenn  auch  an  sich 
besseren,  Methode,  mit  der  er  nicht  von  Hanse  aus  vertraut  ist,  vielleicht 
nur  Unzulängliches  leisten  würde. 

Bei  aller  Freiheit  des  methodischen  Verfahrens  bleiben  jedoch  folgende 
allgemeine  Gesichtspuncte  zu  beachten: 

1.  Der  Unterricht  mufs  in  allmählicher  Folge  vom  Leichteren  zum 
Sehwereren,  aber  auch  ohne  pedantische,  das  Interesse  der  Schüler  ab- 
itampfende  Einförmigkeit,  fortschreiten.  Er  hat  sich  nicht  zu  lange  bei  den 
▼ereinielten  Theilen  der  Gegenstände  aufzuhalten,  sondern  sie  früh  in  ihrem 
Znsammenhange  als  ein  Ganzes  vorzuführen. 

Es  fehlt  für  die  Uebungen  der  1.  Stufe  nicht  an  guten  Wandtafeln. 
Aber  sehr  zn  empfehlen  ist,  dafs  der  Lehrer  selbst  bisweilen  die  Figuren  an 
die  Tafel  zeichne,  damit  die  Schüler  dieselben  entstehen  sehen. 

Bei  den  Anfängen  im  Zeichnen  ist  es  zweckmäfsig,  immer  die  ganze 
Glasse  mit  derselben  Aufgabe  zu  beschäftigen,  um  sie  in  Aufmerksamkeit  zu 
«halten  und  den  Wetteifer  anzuregen. 

2.  Zu  den  Aufgaben  des  Zeichenunterrichts  auf  höheren  Lehranstalten, 
inabesondere  anf  den  Gymn. ,  gehört  aufser  der  Uebung  des  Auges  und  der 
Hand  die  Ausbildung  des  Schönfaeitsinnes  und  des  ästhetischen  Urtheils. 
IMe  Schüler  sollen  durch  planmäfsig  geleitete  Uebungen  zugleich  die  charakte- 
ristisohen  Formen  der  Dinge  auffassen  lernen,  und  zu  einem  verständigen 
Anschsuen  der  Natur  und  der  Meisterwerke  der  bildenden  Kunst  geführt 
wraden. 

3.  Auf  den  Gymnasien  ist  das  Freihandzeichnen  die  wichtigste  Uebung. 
Soll  dieselbe  aber  der  vorerwähnten  Aufgabe  entsprechen ,  so  darf  sie  nicht 
Dechanisch  getrieben  werden,  sondern  ist  vielmehr  so  viel  wie  möglich  zu 
einer  bewufsten  Selbstthätigkeit  zu  erheben.  Schon  der  Anfanger  darf  nichts 
leiehnen  ohne  vorhergegangene  Belehrung  und  Erklärung.  Mit  der  äufsern 
Anabildang  mufs  die  innere  gleichen  Schritt  halten.  Die  Hand  kann  nur 
darstellen,  was  das  Auge  sieht,  das  Auge  sieht  aber  nur  mit  Hülfe  des  Ver- 
standes richtig.  Die  nachbildende  Hand  arbeitet  also  nicht  blos  im  Dienste 
des  Anges,  sondern  auch  des  verständigen  Urtheils. 

Zn  dem  Ende  ist  es  besonders  wichtig,  dafs  der  Unterricht  nicht,  wie 
oft  geschehen,  lediglich  auf  das  Copiren  von  Vorlegeblättern  beschränkt 
wird,  wobei  eine  methodische  Unterweisung  oft  ganz  ausgeschlossen  bleibt. 
Das  Zeichnen  blofs  nach  Vorlegeblättern  kann  das  Auge  verwöhnen,  weil 
das  nachzubildende  Object  demselben  dabei  immer  zu  nahe  gerückt  ist.  Es 
kann  auf  diese  Weise  vorkommen ,  dafs  Schüler  nach  jahrelangem  Zeichnen 
nicht  im  Stande  sind,  einen  Stuhl,  einen  Tisch,  oder  irgend  einen  körper- 
UfllieD  Gegenstand  richtig  nachzubilden. 

4.  Erfahrungsmäfsig  gehen  auch  auf  den  Gymnasien  die  meisten  Schüler 
sehon  ans  IV  und  III  ab,  um  sich  irgend  einem  Beruf  zu  widmen;  deshalb 
Ist  der  Lehrgang,  dies  berücksichtigend,  so  geordnet,  dafs  auch  solche  Schü- 
ler bei  ihrem  Abgang  aufser  der  Uebung  im  Freihandzeichnen,  schon  im 
Lniearzeichnen  geübt,  mit  der  Lehre  vom  Auf-  und  Grundrifs,  sowie  mit 
den  Elementen  der  Perspective  bekannt  gemacht  sein  und  eine  solche  Grund- 
lage im  Zeichnen  erhalten  haben  können,  dafs  sie,  wenn  es  der  künftige 
Beruf  eriieischt,  sich  im  Zeichnen  selbst  weiter  zu  helfen  im  Stande  sind. 
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Denn  was  sie  in  der  Schule  im  Zeichnen  erworben  haben  sollen  i  ist  nidit 
eine  mechanische  Handfertigkeit,  sondern  ein  auf  Verständnils  gegründetM 
Können.  —  Die  Handhabung  von  Lineal  und  Cirkel  und  deren  Benotsuay 
zum  architektonischen  Reiisen  wird  auf  Gymnasien  zweckmäfsig  den  ob«i«B 
Stufen  vorbehalten. 

Zum  Behuf  der  Bildung  des  ästhetischen  Sjnncs  und  im  ZusammenhangiB 
mit  den  übrigen  Gymnasialstudien  sind  die  Vorbilder  vorzugsweise  der  anti- 
ken Kunst  zu  entlehnen,  und  auf  den  oberen  Stufen  Gelegenheit  zu  nehmM, 
die  Schüler  nicht  nur  mit  den  antiken  Säulenordnungen,  sondern  auch  mit 
einigen  Hauptwerken  der  klassischen  Sculptur  und  Architektur  bekannt  bb 
machen. 

5.  Die  Realschulen  müssen,  wie  die  für  dieselben  erlassene  U.a. P.Ol 
V.  6.  Octb.  1859  hervorhebt,  nach  der  diesen  Anstalten  eigenthflmlichen  Be- 
stimmung, auch  zu  einer  gründlichen  Beschäftigung  mit  den  Gegenständen 
der  Natur,  der  Technik  und  der  Kunst  vorzubereiten,  dem  Unterricht  im 
Zeichnen  eine  vorzügliche  Pflege  angodeihen  lassen.  Er  kann  daselbst  mdir 
als  auf  den  Gymn.  auch  mit  dem  mathematischen,  naturgeschichtlichen  nnd 
geographischen  Unterricht  in  eine  förderliche  Wechselwirkung  gebracht  wer- 
den. Vorzugsweise  in  den  Realschulen  mufs  der  Zeichenunterricht  den  Schft- 
lern  zu  Anschauung  und  Erkenntnifs  bringen,  dafs  die  in  den  mathemal 
Körpern  sich  darstellenden  Gesetze  sich,  wenn  auch  versteckt,  in  den  naMr- 
liehen  Organismen  wiederfinden  und  den  Charakter  der  äufseren  Erscheinang 
derselben  wesentlich  bestimmen.  Je  mehr  die  Schüler  in  die  GesetsmAfid^ 
keit  der  Natur  eingeführt  werden,  desto  mehr  wird  sich  auch  ihr  SchOnhdtt- 
sinn  bilden. 

6.  Wenn  nach  der  Tendenz  der  Realschulen  das  Linearzeichnen  als  der 
für  diese  Anstalten  besonders  wichtige  Theil  des  Zeichnens  angesehen  wer- 
den mufs,  so  ist  damit  keineswegs  gesagt,  dafs  das  Freihandzeichnen  dasellMt 
vernachlässigt  werden  dürfe ;  dasselbe  mufs  vielmehr  bis  zu  Ende  des  Schnl- 
cursus  mit  Ernst  und  Strenge  fortgeführt,  und  immer  in  Beziehung  anf  per- 
spcctivische  Anschauung  gelehrt  werden.  Zu  empfehlen  ist,  dais  anf  der 
fünften,  nach  Befinden  auch  schon  auf  der  vorhergehenden  Stufe,  in  Be- 
ziehung zu  dem  naturgeschichtl.  Unterricht  u.  a.  auch  der  Knochenban  d« 
menschlichen  Köriiers  zum  Gegenstand  des  Zeichnens  gewählt  wird. 

Eine  gewisse  Uebung  und  Fertigkeit  im  Freihandzeichnen  muft  schon 
erworben  sein,  ehe  die  Schüler  das  eigentliche  Linearzeichnen  beginnen 
können.  Dieses  kann  auf  der  dritten  Sture  mit  der  Projectionslehre  beginnen, 
während  auf  der  vorletzten  die  Perspective  als  Wissenschalt  gelehrt,  nnf  der 
obersten  fortgesetzt,  und  die  Schattenconstruction  hinzugenommen  wird. 

7.  Um  zu  verhüten,  dafs  die  Unterweisung  im  Linearzeichnen  sn  einir 
Zeit  eintrete,  wo  es  den  Schülern  an  den  nöthigen  matliemat.  Vorken ntniaaan 
noch  fclilt,  hat  der  Zeichenlehrer,  sofern  er  das  Erforderliche  nicht  selbst  in 
seinen  Unterricht  aufnimmt,  sich  wegen  der  Anordnung  des  mathemat.  Lehr- 
plans  mit  dem  Director  und  dem  betreffenden  Lehrer  zu  verständigen. 

8.  Freihandzeichnen  und  Linearzeichnen  können  entweder  abweohseMi 
oder  neben  einander  in  getrennten  Stunden  gelehrt  werden.  Das  letztere  ge- 
schieht schon  in  einigen  Realschulen,  wo  2  Lehrer,  der  eine  fBr  das  Hand- 
zeichnen, der  andere  flir  das  Linearzeichnen,  angestellt  sind.  Für  solche  FUle 
ist  Aufmerksamkeit  darauf  nöthig,  dafs  die  innere  Einheit  und  die  gegen- 
seitigen Beziehungen  des  Freihand-  und  des  Linearzeichnens  durch  den 
Unterricht  bei  zwei  verschiedenen  Lehrern  nicht  beeinträchtigt  werden. 

9.  Die  Schüler  der  VI  sind  bisweilen  flir  den  Unterricht  im  Zeichnen 
noch  zn  wenig  entwickelt,  und  haben  mit  dem  Schreiben  noch  genug  n 
thun.  Dispensationen  vom  Zeichnen  sind  daher  in  dieser  Glasse  nach  dem  Er- 
messen des  Directors  zulässig.  Andrerseits  können,  wo  mit  dem  Oymnasinm 
oder  der  Realschule  Elementarclassen  verbunden  sind,  die  befähigten  Schiller 
derselben  auch  schon  mit  den  Uebungcn  der  ersten  Lehrstufe  des  Zeichnens 
beschäftigt  wcnion. 
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10.  In  den  Oymn.  ist  der  Zeichenunterricht  nach  dem  bestehenden  Lehr- 
plmn  nnr  bis  IV  inclos.  obligatorisch.  Es  kann  hierin  bei  aller  Hochschätzung 
des  Zeichnens  als  eines  allgemeinen  Bildungsmittels  in  Rücksicht  auf  die 
flbrigen  Aufgaben  des  Gymn.  nichts  geändert  werden.  Aber  die  Schüler  der 
oberen  Classen,  die  um  des  gewählten  Berufs  willen  oder  aus  Neigung  femer 
am  Zeiehennnterricht  Theil  nehmen  wollen,  müssen  dazu  Gelegenheit  haben. 

Die  C.  Verf.  ▼.  24.  Octb.  1837  hat  dies  vorgesehen,  indem  sie  die  Zeicben- 
BtDDden  so  zu  legen  vorschreibt,  dafs  den  Schülern  der  oberen  Classen  die 
Theiinahme  daran  möglich  ist  (s.  p.  76  f.).  Die  Erfahrung  lehrt,  dafs  in  Folge 
dieser  Einrichtung  an  vielen  Gymnasien  eine  grofse  Zahl  von  Schülern,  in  denen 
sich  vorher  unter  dem  Einflufs  einer  anregenden  Lehrmethode  Neigung  und 
Talent  zu  künstlerischer  Beschäftigung  entwickelt  hat,  von  III  an  freiwillig 
und  bis  in  die  obersten  Classen  den  Zeichenunterricht  zu  besuchen  fortfährt 

Eb  ist  in  dieser  Beziehung  zweckmäfsig,  dafs  die  Gymnasialdi rectoren 
den  Schfilem  der  betreff,  oberen  Classen,  so  oft  es  erforderlich  scheint,  von 
der  ihnei>  gebotenen  Gelegenheit  Kenntnifs  geben;  ferner  dafs,  wenn  mehr 
Schfller  der  oberen  Classen  sich  zur  freiwilligen  Theiinahme  am  Zeichen- 
uterricht  melden,  als  das  Liocal  beim  Unterricht  der  unteren  Classen  anf- 
Mhaien  kann,  oder  wenn  andere  Umstände  eine  Theiinahme  der  Schüler 
b&berer  Classen  an  den  Zeichenstunden  der  unteren  unthunlich  machen,  auf 
Ansetzong  aulserordentlicher  Stunden  angetragen  wird,  in  denen  die  Schüler 
höherer  Classen  nach  ihrer  Entwickelung  und  ihren  Zwecken  gemäfs  ange- 
lötet nnd  beschäftigt  werden  können.  Von  den  Directoren  solcher  Anstalten 
iit  in  dem  jährlichen  Schulprogramra  jedesmal  anzugeben,  wie  viele  Schüler 
der  einzelnen  3  oberen  Classen  während  des  abgelaufenen  Schuljahres  frei- 
willig am  Zeichenunterricht  Theil  genommen  haben. 

11.  Es  ist  zulässig  die  für  das  2ieichnen  bestimmten  zwei  wöchentlichen 
Standen,  sofern  pädagogische  Gründe  es  nicht  widerrathen,  zusammenzulegen, 
und  eben  so,  besonders  in  den  Realschulen,  die  für  die  oberen  Classen  als 
Minimom  angesetzte  Stundenzahl  nach  BedÜrfnifs  zu  vermehren. 

12.  Die  für  die  Realschulen  erlassene  Unterrichtsordnung  weist  darauf  hin, 
difs  die  Selbstthätigkeit  der  Schüler  anzuregen  ist,  sich  auch  aufser  der 
Sehale  nach  freier  Wahl  mit  Gegenständen  der  Natur  nnd  Kunst  zu  be- 
lehäftigen,  und  dafs  das  Naturzeichnen  eine  dazu  besonders  empfchlcnswcrthe 
Uebnng  ist.  Die  Lehrer  können  den  Schülern  dabei  sehr  nützlich  sein,  wenn 
ne  dieselben  von  Zeit  zu  Zeit  begleiten,  sie  das  im  Freien  sich  Darbietende 
richtig  sehen  lehren,  und  ihnen  Anleitung  geben,  für  die  Aufnahme  eines 
Gegenstandes  den  richtigen  Standpunct  einzunehmen. 

13.  Der  Unterricht  im  Zeichnen  hat  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  der 
Schale  eigenen  Gebiets  zu  halten.  Sie  hat  nicht  die  Aufgabe  Künstler  vor- 
inbilden,  sondern  vielmehr,  die  Schüler  in  den  elementaren  Voraussetzungen 
der  Kunst  zu  üben:  im  Vcrständnifs  der  Formen,  Sicherheit  des  Blicks  und 
Aagenmafses,  Festigkeit  und  Leichtigkeit  der  Hand.  Es  kommt  bei  dem, 
was  die  Schüler  zeichnen,  weniger  darauf  an,  dafs  es  sich  malerisch  aus- 
nehme, als  dafs  es  corroct  sei.  —  Auf  das  Nachbilden  von  landschaftlichen 
Vorlegeblättem  wird  oft  ein  Mafs  von  Zeit  und  Mühe  verwandt,  welches  zu 
dem  Nutzen  dieser  Uebungen  nicht  in  richtigem  Verhältnifs  steht.  Der  Lehrer 
täuscht  sich  dabei  sehr  leicht  über  die  Schüler,  und  diese  sich  über  sich 
selbst;  ihr  Formensinn  kann  dabei  völlig  unentwickelt  und  ungeübt  bleiben. 

14.  Wenn  wie  bei  jedem  Unterricht  so  auch  im  Zeichnen  nur  der  Lehrer 
gute  Fortsehritte  seiner  Schüler  erzielen  kann,  der  es  versteht,  ihnen  Lust 
zur  Sache  einzuflöfsen,  so  darf  das  darauf  gerichtete  Bestreben  doch  nicht 
vergessen,  dafs  es  sich  um  einen  ernsten  Lehrgegenstand  handelt.  Das  wahr- 
haft bildende  Element  des  Zeichenunterrichts  wird  beeinträchtigt  oder  un- 
wirksam gemacht,  wenn  sich  die  Schüler  gewöhnen,  ihn  lediglich  als  ein 
Amüsement  anzusehen.  Der  jugendlichen  Neigung  zu  Spielereien  wird  bis- 
weilen, z.  B.  in  Anwendung  des  papier  pell6  u.  dgl.  m.,  eben  so  im  Colori- 
ren,  wozu  die  Schule  wegen  der  Beschäftigung  mit  Noth wendigerem  in  der 
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Regel  keine  Zeit  hat,  und  das  der  PriTatbesohftftigang  flberlasaen  werden 
mufs,  Vonchub  geleistet.  Auch  von  der  schwarzen  Kreide  lassen  manche  Ldi- 
rer  aus  Nachgiebigkeit  gegen  die  Wünsche  der  Schüler  viel  lu  früh,  und  ehe 
diese  in  scharfer  und  sauberer  Darstellung  der  Contoure  hinl&ngllch  geflbt 
sind,  Gebrauch  machen.  Statt  dessen  ist  sehr  zu  empfehlen,  von  Zeit  sa 
Zeit  auch  mit  der  Feder  (und  chinesischer  Tusche)  zeichnen  zu  lassen,  weoi^» 
stens  die  Hauptformen  und  Umrisse  der  Gegenstände.  Erst  wenn  die  nOthfge 
Sicherheit  in  den  unentbehrlichen  elementaren  Grundlagen  erreicht  ist,  alio 
erst  auf  den  oberen  Stufen,  kann  und  mufs  der  Unterricht  den  individaellea 
Neigungen  der  Schüler  gröfsere  Zugeständnisse  machen. 

15.  Bei  der  Wahl  der  Vorlegeblätter  darf  aufser  der  methodischen  nnd 
ästhetischen  auch  die  pädagogische  Rücksicht  nicht  aufser  Acht  gelassen 
werden.  Es  ist  Sache  der  Directoren,  die  Zeichenlehrer  hierin  mit  ihrem 
Rath  zu  unterstützen. 

16.  Zu  den  Erfordernissen  fUr  den  Zeichenunterricht  gehört  in  jeder 
höheren  Schule  aufser  dem  noth wendigen  Vorrath  an  Vorlegeblättem  nnd 
plastischen  Modellen  ein  für  die  Aufgabe  des  Unterrichts  wohlgelegenes  Lehr> 
Zimmer  mit  hinlänglichem  Licht.  Es  darf  darin  an  Gegenständen  biklender 
Anschauung  nicht  fehlen :  Abbildungen  vorzüglicher  und  charakteristisdisr 
Kunstwerke,  Büsten,  Ornamente,  Architektonisches  u.  dgl.  m.  sind  der  fs- 
eignetste  Schmuck  des  Locals.  Die  tägliche  Anschauung  trägt  wesentlieli 
zur  Erweckung  der  Fähigkeiten  bei.  Ohne  einen  eigenen  in  dieser  Wdss 
ausgestatteten  Zeichensaal  kann  eine  Lehranstalt  in  die  erste  Ordnung  der 
Realschulen  nicht  aufgenommen  werden*'. 

Aus  einer  C.  Verf.  v.  20.  Octb.  1863:  „Die  K.  Prov.  SchnlcoUecian 
werden  veranlafst,  die  Gymnasialdirectorcn  auf  Nr.  10  der  dem  Lehrplan  oei- 
gegebenen  Bemerkungen,  die  Theilnahme  der  Schüler  der  oberen  Classan 
ajp  Zeichenunterricht  betreffend,  besonders  hinzuweisen,  und  es  den  Diieeto- 
ren  allgemein,  sowie  den  Glassenordinarien  zur  Pflicht  zu  machen,  auch  desi 
Zeichenunterricht  die  gebührende  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Der  Erfolg 
desselben  hängt  nicht  allein  von  der  eigenen  künstlerischen  Tüchtigkeit  des 
Lehrers,  von  seinem  methodischen  und  pädagogischen  Geschick,  und  von 
dem  Vorhandensein  der  äufseren  Unterrichtserfordemisse ,  sondern  eben  so 
von  dem  Interesse  ab,  das  die  Direction  der  Schule  dem  Gegenstande  wid- 
met,  und  auch  ihrerseits  in  den  Schülern  rege  zu  erhalten  weifs.  Es  wird 
zwockmäfsig  sein,  auf  den  Censuren  die  Stufe  zu  vermerken,  welche  der 
betreffende  Schüler  im  Zeichnen  erreicht  hat^ 

C.  Verf.  V.  18.  Mai  1864:  „Nach  einer  Mittheilung  des  H.  Min.  fttr  Han- 
del etc.  ist  beim  hiesigen  K.  Gewerbeinstitut  wiederholt  die  WahmehmnM| 
gemacht  worden,  dafs  es  den  dem  Studium  der  Mechanik  sich  daselbst  wif 
mondcn  jungen  Leuten,  welche  ihre  Ausbildung  auf  Gymnasien  nnd  Resl- 
schulen  erhalten  haben,  an  den  erforderlichen  Fertigkeit  im  Zeichnen  fehlt 
Um  diesem  Mangel,  soweit  es  auf  den  höheren  Lehranstalten  möglich  ist,  slh 
suhelfen,  veranlasse  ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  die  Directoren  der  Gym- 
nasien und  Realschulen  anzuweisen,  dafs  sie  sowohl  diejenigen  Schaler, 
welche  später  auf  das  Gewerbeinstitut  überzugchen  beabsichtigen,  bei  Zeittn 
auf  das  daselbst  unerläfsliche  Erfordemifs  einer  genügenden  Fertigkeit  üi 
Freihand-  und  Linearzeichnen  aufmerksam  und  eine  gewissenhafte  Benntsn]^p 
des  Zeichenunterrichts  ihnen  zur  Pflicht  machen,  wie  auch  den  Zeichen- 
lehrern empfehlen,  sich  der  betreffenden  Schüler  in  dieser  BesiehnDg  beson- 
ders ansunehmen^.  Vrgl.  p.  125. 

Schreiben.  U.  u.  P.  0.:  „Der  Schreibunterricht  bedarf  keiner 
gröfsern  als  der  im  Lehrplan  angesetzten  Zahl  von  Stunden.  Dieselbe  läfiiC 
sich  noch  beschränken,  wenn  s.  B.  auch  die  orthographischen  Uebungen  in 
Deutschen  ebondiizu  benutzt  werden,  und  wenn  jeder  Lehrer  bei  jeder  schrill 
liehen  Arbeit  auf  gute  und  reinliche  Ilandschrifl  hält*'. 
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Stenographie.  C.  Verf.  v.  29.  Juli  1862:  „Es  ist  neuerdings  von  ver- 
sehiedenen  Seiten  der  Wunsch  laut  geworden,  daGs  die  Stenographie  in 
den  Lehrplan  der  höheren  Schulen,  d.  i.  der  Gymnasien,  Progymnasien,  Real- 
und  höheren  Bflrgerschulen  aufgenommen  werden  möchte ;  auch  ist  die  Sache 
in  Folge  eingegangener  Petitionen  bereits  Gegenstand  der  Landtagsverhand- 
longen  geworden.  —  Indem  ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien  veranlasse,  sich 
imter  Berflcksichtignng  vomehmli6h  der  principiellen  Aufgaben  der  höheren 
Sehnlen  über  die  Zweckmäßigkeit,  und  demnächst  über  die  Ausfahrbarkeit 
der  beantragten  Einf&hrung  gutachtlich  zu  äufsem,  bemerke  ich  zur  Ver- 
atiiidignng  darüber  noch  Folgendes: 

läe  Stenographie  hat  thatsächlich  auch  unter  den  Schülern  der  öffent- 
fichen  höheren  Lehranstalten  ohne  Zuthun  der  Unterrichtsverwaltung  schon 
eine  nicht  unbedeutende  Verbreitung  gefunden.  Die  Benutzung  von  Glassen- 
zimmeni  für  privaten  Unterricht  darin  wird  gestattet,  und  einige  städtische 
Sdiuipatronate  haben  aus  eigenem  Entschlufs  Geldmittel  fUr  denselben  be- 
willigt. Wenn  darüber  hinaus  jetzt  ein  allgemeiner  facultativer  Unterricht 
io  der  Stenographie  gewünscht  wird,  so  hat  dies  den  Sinn,  dafs  er  unter 
der  Antorität  der  Unterrichtsverwaltnn^  in  demselben  Verbältnifs  als  ein 
iilegflreuder  Gegenstand  des  Lehrplans  eintrete,  in  welchem  sich  z.  B.  das  He- 
hrtiaehe  auf  dem  Gymnasial^ehrplan  befindet;  d.  h.  es  wird  auf  jeder  höheren 
Sehnle  Gelegenheit  zur  Erlernung  der  Stenographie  gegeben ;  der  Etat  der 
Sehnle  nimmt  eine  Position  f&r  den  betreffenden  Lehrer  auf;  derselbe  gehört 
nun  Lehrercollegium ;  der  Director  hat  den  Unterricht  mit  zu  beaufsichtigen, 
Bnd  die  Leistungen  der  Schüler,  die  daran  Theil  nehmen,  werden  ebenso 
wie  lüle  übrigen  in  den  Censuren  und  Abgangszeugnissen  beurtheilt. 

Die  meisten  Wünsche  gehen  darauf,  dafs  der  Unterricht  nach  dem 
SMsesehen  System  ertheilt  werde;  andere  erklären  sich  fUr  das  Gabelsber- 
nnche.  Ziemlich  allgemein  wird  von  den  Petenten  fftr  zweckmäfsig  erachtet, 
miß  der  Unterricht  auf  die  Classen  III  und  II  beschränkt,  und  daselbst  in 
2  wöchentl.  Stunden  während  der  ganzen  Cursusdauer  dieser  Classen  er- 
fteflt  werde. 

Ob  es  ttöthig  ist,  zuvörderst  alle  Directoren  in  der  Sache  zu  hören, 
fiberlaaae  ich  dem  Ermessen  der  K.  Prov.  Schulcollegien:  jedenfalls  sind  aber 
die  Directoren  solcher  Anstalten  zur  Aeufserung  über  iure  Erfahrungen  auf- 
nfordem,  an  denen  in  der  bisherigen,  von  der  Aufsichtsbehörde  nicht  con- 
trolirten  Weise  stenographischer  Unterricht  ertheilt  worden  ist". 

Die  hierauf  eingegangenen  Gutachten  stimmten  mit  ganz  vereinzelten 
Ausnahmen  in  folgenden  Puncten  überein: 

1.  An  sich  ist  nicht  zuzugeben,  dafs  der  Unterricht  in  der  Stenographie 
Elemente  allgemeiner  geistiger  Bildung  mittheilt:  er  vermittelt  nur  eine 
mechanische  Fertigkeit,  die,  auch  abgesehen  von  dem  noch  nicht  geschlich- 
teten Streit  der  Systeme,  in  die  Schule  schon  deshalb  nicht  gehört,  weil  sie 
die  Aneignung  einer  guten  Handschrift  hindert,  und  noch  mehr  weil  sie 
Ülr  die  eigentliche  Au%abe  der  höheren  Bildungsanstalten  eher  nachtheilige 
Folgen  hi£en  mufs.. 

2.  Die  factischen  Verhältnisse  unserer  Gymnasien  und  Realschule  nöthi- 
gen,  jede  nicht  durch  ein  dringendes  Bedarfnifs  gebotene  Erweiterung  des 
L^rplans  und  Vermehrung  der  Schülerarbeit  (besonders  in  den  mittleren 
Classen,  wo  der  Uebergang  in  die  obersten  Classen  vorbereitet  wird)  ent- 
schieden abzuwehren,  und  ebenso  eine  neue  Belastung  des  Etats  zu  ver- 
hüten. —  Es  kann  weder  verlangt  noch  erwartet  werden,  dafs,  was  im  Fall 
der  Einführung  nöthig  sein  würde,  alle  Lehrer  der  betreff.  Anstalten  sich 
die  Stenographie  so  weit  aneignen,  um  das  von  ihren  Schülern  Geschriebene 
lesen  zu  können. 

3.  Für  diejenigen,  welche  stenographisch  schreiben  lernen  wollen,  sind 
die  privatim  dazu  dargebotenen  Gelegenheiten  vollkommen  ausreichend. 

Hienach  ist  dem  Antrag  auf  Einuihrung  der  Stenographie  in  die  preuCs. 
h(^eren  Lehranstalten  keine  weitere  Folge  gegeben  worden. 
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10.  Oesangr. 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Goblens  v.  12.  Dcb.  1841: 
yyWir  finden  uns  zu  der  Vermuthung  veranlafst,  dafs  an  einigen  Qvmn.  der 
Provinz  nur  die  Schüler  der  untersten  und  mittlem  Classen,  and  auch  letitere 
nicht  immer  mit  dem  zur  Sicherstellung  des  Zwecks  erforderlichen  Nach- 
druck zur  regelroäfsigen  Theilnahme  an  dem  Gesangunterricht  angehalten 
werden,  die  oberen  Olassen  aber  sich  von  jeder  diesfölligen  Verpflichtung  ent- 
bunden erachten.  Um  dieser  Irregularität  zu  begegnen,  wollen  wir  hiedureh 
bestimmen,  dafs  säramtliche  Schüler  von  VI  aufwärts  bis  III  incl.  dem  Ar 
ihre  Abtheilung  angeordneten  Gesangnnterricht  regelmäisig  beizuwohnen 
verpflichtet  sind,  und  dafs  nur  denjenigen  Secundanem  und  Primanern  die 
Dispensation  von  diesem  Unterricht  zu  ertheilen  ist,  welchen  es  nach  den 
Erfahrungen  und  nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  des  Gresanglehrers  in 
dem  Mafso  an  musikalischer  Anlage  fehlt,  dafs  ein  weiterer  Erfolg  dieaea 
Unterrichts  bei  ihnen  nicht  erwartet  werden  kann.  Sollte  sich  bei  einem 
oder  dem  andern  Schüler  schon  in  den  untersten  und  mittlem  Claasen  Man- 
gel an  natürlicher  Begabung  in  de^  Grade  herausstellen,  dafs  es  rathsaa 
erscheint,  sie  zur  Theilnahme  an  den  praktischen  Gesangübungen  nieht 
ferner  heranzuziehen,  so  werden  sie  dennoch  durch  ihre  regolmlusige  An- 
Wesenheit  nicht  nur  in  der  Theorie  der  Musik  eine  gewisse  Sicherheit  er> 
langen,  sondern  auch,  was  als  Hauptzweck  des  Gesangunterrichts  an  Qymn. 
zu  betrachten  ist,  den  Gehörsinn  als  das  Organ  bilden  und  veredlen,  wefohea 
auf  die  Kegungen,  Thätigkeiten  und  Aeufserungen  unsers  inneren  Wesena 
einen  unberechenbaren  Einflufs  ausübt. 

Sie  wollen  demnach  das  Erforderliche  anordnen  und  die  Chiseenordi- 
narien  nicht  nur  zu  einer  genauen  diesfalligen  Gontrole  der  Schüler,  sondera 
auch,  falls  dieses  für  nöthig  erachtet  wird,  zu  anderweiter  Unterstfltznng  dea 
Gesanglehrers  veranlassen". 

C.  Verf.  V.  1.  Apr.  1851:  „Von  musikalisch •  technischer  Seite  ist  bei 
mir  in  Anregung  gebracht  worden,  dafs  der  Gesangunterricht  in  den 
Schulen  nicht  immer,  und  namentlich  in  den  Jahren  der  Mutationsperiode 
der  menschlichen  Stimme,  diejenigen  Rücksichten  beobachte,  welche  enoider* 
lieh  sinvi,  um  das  Stiramorgan  vor  verderblichen  Einflüssen  zu  sichern  nnd 
krankhafter  Disposition  vorzubeugen.  Ich  habe  hierüber  das  Gutachten  der 
Wisscnschaftl.  Deputation  für  das  Medicinalwesen  erfordert.  Diese  hat  sieh 
dahin  ausgesprochen,  dafs  vornehmlich  auf  die  Schonung  des  Stimmorgant 
in  den  Pubertätsjahren  beider  Geschlechter,  insbesondere  bei  den  Knj5»ea, 
einen  Zeitraum,  der  physiologisch  und  musikalisch  vom  14.  bis  zum  18.  Lebena- 
jähre  auszudehnen,  Rücksicht  zu  nehmen  sei,  indem  aus  dem  Mangel  solcher 
Berticksichtigung  nach  den  zahlreichsten  Erfahrungen  sich  oft  dauemd  naeh- 
thcilige  Folgen  ergäben.  Aufscrdem  sei  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dab 
auch  im  zarteren  Alter  die  Kinderstimmen  vor  zu  grofser  Anstrengung  ge» 
sichert  blieben.  Vor  vollendetem  7.  Lebensjahre  sei  der  Gesangunterrient 
überhaupt  nicht  anzufangen  und  namentlich  sei  Sorge  zu  tragen,  dab  die 
Kinder  nicht  zu  viel  hinter  einander  sängen.  Die  Dauer  einer  Stunde,  die 
gew<)hnlichen  Pausen  beim  Wechsel  der  Gesangstücke  eingerechnet,  sei  Ar 
die  einzelne  Kinderstimme  jedenfalls  eine  zu  grofse  Anstrengung. 

Ich  mufs  zwar  voraussetzen,  dafs  die  umsichtigen  Gesanglehrer  flberall 
mit  den  eben  angeführten  (Grundsätzen  vertraut  sein  werden,  veranlasse  in- 
defs  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  die  Vorstände  der  Schulen  auf  die  danach 
erforderlichen  Mafsregeln  aufmerksam  zu  machen,  und  den  danach  eventL 
zu  regelnden  Betrieb  des  Gesangunterrichts  ihrer  näheren  Fürsorge  sa  em- 
pfehlen«. 

C.  Verf.  V.  23.  Mai  1859:  „Auf  da^enige,  worauf  beim  Gesangnnter> 
rieht  der  Gymn.  im  Interesse  der  Schüler,  welche  sich  später  dem  geist- 
lichen Stande  zu  widmen  beabsichtigen,  besonders  Gewicht  gelegt  werden 
mufs,  ist  schon  früher  aufmerksam  gemacht  worden.   Das  dortige  £  Consist 
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hat  es  neoerdingB  wiederholt  als  eine  häufig  von  ihm  gemachte  Wahrneh- 
mung bezeichnet,  dafs  die  jungen  evangel. Theologen  besonders  imChoral- 
gesang  aufseroidentlich  vernachlässigt  sind. 

Bei  der  Wichtigkeit,  welche  der  Kenntnifs  und  Uebung  des  liturgischen 
md  des  Ghonügesangs  wie  überhaupt  für  die  evangelische  Jugend,  so  ins- 
besondere für  die  Bildung  der  zukünftigen  Theologen  beizulegen  ist,  und 
bei  der  Pflicht  der  Schule,  zu  demjenigen,  was  für  Studirende  der  Theologie 
Meiin  auf  der  Universität  geschieht,  den  Grund  zu  legen,  veranlasse  ich  das 
K.  Prov.  Sehnlcoil.  dem  Gegenstande  seine  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  und 
die  ZweckmäTsigkeit  der  an  den  evangel.  Gymn.  dortiger  Provinz  beim  Ge- 
nngunterricht  jetzt  bestehenden  Einrichtungen  zu  prüfen.  Es  wird  ange- 
messen sein,  dafs  der  betreffende  Departementsrath  Gelegenheit  nehme,  dies 
bei  persönlicher  Anwesenheit  in  den  einzelnen  Gymn.  zu  thun.  Es  ist  nament- 
lich darauf  zu  halten,  dafs  eine  nicht  zu  beschränkte  Zahl  der  üblichsten 
Gh oral melo dien  sicher  und  bis  zur  Fertigkeit,  sie  ohne  Begleitung  zu  sin- 
ken, eingeübt  werde,  und  dafs  bei  jeder  Anstalt  ein  Verzeichnifs  derselben  vor- 
handen sei,  so  dafs  bei  gelegentlichen  Schalinspectionen  der  Revisor  nach 
freier  Wahl  die  Melodien  daraus  bezeichnen  kann,  welche  er  von  den  Schü- 
lern vorgetragen  zu  hören  wünscht''. 

Der  Mittheilung  vorstehenden  Min.  Erlasses  an  die  Directoren  der  schles. 
evangel.  Gymn.  fügte  das  K.  Prov.  Schulcoll.  in  Breslau  (1.  Juni  1859) 
Folgendes  hinzu:  „Wir  veranlassen  Ew.  etc.  hienach,  in  gemeinsamer  Be- 
ladiung  mit  dem  Gesang-  und  den  Religionslehrem  unter  Berücksichtigung 
des  kirchl.  Gottesdienstes,  der  Schulanaachten  und  der  dem  Gesangunter- 
rleht  gewidmeten  Zeit,  die  Zahl  und  Reihenfolge  derjenigen  Choralmelodien 
festzustellen,  welche  bis  zu  der  Sicherheit  eingeübt  werden  sollen,  dafs  ein 
Theil  ohne  jede  Beihülfe  und  ein  anderer  Theil  mit  etwaniger  Unterstützung 
eines  die  Strophen  anhebenden  Vorsängers  ohne  Begleitung  gesungen  werden 
können,  und  dies  Verzeichnifs  binnen  8  Wochen  einzureichen. 

Unü  solche  Fertigkeit  zu  erreichen,  ist  es  zweckmäfsig,  in  den  unteren 
Qesangstufen  auf  das  Einüben  der  Melodien  durch  das  Ohr  mittels  Vorsin- 
gen und  Nachsingenlassen  besonderen  Nachdruck  zu  legen  und  dahin  zu 
streben,  dafs  möglichst  viele  der  Sänger  befähigt  werden,  ohne  Hülfe  die 
Melodien  anzugeben  und  ganz  durchzusingen.  Der  Nachdruck,  der  so  auf 
das  Behalten  der  Melodien  und  das  Einzelsingen  gelegt  wird,  unterstützt 
wesentlich  die  Achtsamkeit  der  Sänger  auf  die  Tonfolge,  und  die  erzielte 
Sicherheit  im  Singen  der  eingeübten  Choräle  mehrt  die  Kraft  der  schnellen 
und  sichern  Auffassung.  Diese  Uebungen  im  einstimmigen  Choralgesange 
mnd  anch  in  den  für  den  Chorgesang  bestimmten  Stunden  behufs  Einprägung 
schwieriger  und  Repetition  schon  eingesungener  Melodien  fortzusetzen  und 
dahin  zu  wirken,  dafs  in  den  gemeinsamen  Andachten  die  betreff.  Choral- 
verse nach  den  geläufig  gewordenen  Melodien  ohne  alle  Instrumentalbeglei- 
tung unter  Leitung  eines  Mitschülers  gesungen  werden  können.  Die  Ton- 
Qnd  MelodienauflTassung  und  Sicherheit  im  Singen  wird  aber  auch  dadurch 
wesentlich  gef(5rdert,  dafs  in  dem  Chorgesange  möglichst  selten  Instrumental- 
begleitung angewandt  wird.  Aus  diesem  wie  aus  anderem  pädagogisch  wich- 
tigen Grunde  sind  d^er  für  den  Chor  möglichst  solche  Gesangstücke  auszu- 
wählen, welche  nach  Melodie  und  Harmonie  leicht  fafsbar,  in  der  Tonlage  wie 
In  den  Intervallen  für  die  einzelnen  Stimmen  leicht  sangbar,  und  nach  ihrem 
Giarakter  leicht  verständlich  und  darstellbar  sind,  so  dafs  ein  nach  allen 
Seiten  hin  möglichst  vollendeter  Vortrag  derselben  erzielt  werden  kann. 

Um  insbesondere  den  Zweck  mit  den  künftigen  Theologen  zu  erreichen, 
so  ist  diesen  nahe  zu  legen,  einen  wie  wichtigen  Antheil  an  dem  evangel. 
Gottesdienste  der  Kirchengesang  habe;  sie  sind  dringlich  zur  Theilnahme 
an  den  Gesangstunden  zu  bewegen,  und  von  ihnen  ist  vorzugsweise  die 
Sicherheit  im  Singen  der  Choral melodien  und  das  Interesse  zu  beanspruchen, 
dafo  sie  in  Gesangstunden  und  Schulandachten  den  einstimmigen  Choralge- 
sang mit  ihrer  Stimme  leiten  können*'. 
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U.  a.  P.  0.:  „Die  pädagogische  und  sittliche  Bedentang  de«  Gessng« 
Unterrichts  ist  für  alle  Schulen  ohne  Unterschied  sehr  erbeblich.  Der  ein- 
fache Choral-  und  Volksgesang  ist  auch  in  den  oberen  Classen  neben  dem 
mehr  künstlerischen  fortdauernd  zu  pflegen. 

Zur  Zeit  des  Stimmwechsels  sind  die  Schüler  vom  Gesangunterrioht  sa 
dispensiren;  sie  haben  sich  aber  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Prüfung  ihrer  Befilhi- 
gung  dem  Gesanglehrer  wieder  vorzustellen. 

£s  ist  wünschenswerth  I  dafs  der  Gesanglehrer  und  eben  so  der  Turn- 
lehrer auch  durch  anderweitigen  Unterricht  dem  LehrercoUegium  der  Real- 
schule näher  angehören''. 

Ueber  eine  zweckmäfsige  Einrichtung  des  Gesangnnterriohts  wird  in 
Verbindung  mit  einem  Nachweis  mustergültiger  Lehrmittel  und  Uebang»- 
stücke  in  kurzem  eine  Min.  Verfügung  erscheinen. 

11.  Tomen. 

C.  Verf.  V.  24.  Ocb.  1837  (s.  p.  24):  „Das  Min.  will  auch  der  körper- 
lichen Ucbungen  gedenken,  deren  allgemeine  Einführung  von  der  Mehr- 
zalil  der  K.  Prov.  Schulcollegicn  und  von  fast  allen  Directorcn  und  Lehrern 
der  Gymn.  nicht  nur  lebhaft  empfohlen,  sondern  auch  als  ein  unabweisbares 
Bedürfnifs  der  Gegenwart  dargestellt  wird.  Gewifs  verkennt  das  Min.  den 
vielfachen  Nutzen  regelmäfsigcr,  gehörig  geordneter  und  mit  Einsicht  ge- 
leiteter Leibesübungen  nicht,  und  theilt  die  Ansicht  aller  unbefangenen  und 
erfahrenen  Freunde  der  Jugend,  dafs  die  körperliche  Ausbildung  der  Schfller 
in  den  Gymn.  eben  so  wenig  als  die  geistige  dem  Zufall  zu  überlassen  ist, 
und  dafs,  wo  unvermeidlich  die  meiste  Zeit  geistigen  Uebungen  gewidmet 
werden  mufs,  es  desto  nothwendiger  wird,  die  für  die  Körperbildung  er- 
übrigten Stunden  sorgfaltig  auszukaufen.  Auch  kann  für  die  allgemeine  Ein- 
führung der  Leibesübungen  bei  den  Gymn.  geltend  gemacht  werden,  dafa 
der  Staat,  während  er  einerseits  durch  seine  gesteigerten  Anforderungen  bei 
der  Prüfung  seiner  künftigen  Beamten  die  Jugend  schon  in  den  Gymn.  inr 
Gewöhnung  an  eine  erhöhte  geistige  Anstrengung  nöthigt,  andrerseits  von 
eben  dieser  Jugend,  um  den  Beschwerden  während  des  pflichtm&laigen 
Dienstes  im  Königl.  Heere  gewachsen  zu  sein,  einen  gesunden  rüstigen  nnd 
wohl  ausgebildeten  Körper  verlangt,  und  dafs  es  folglich  sehr  ratMam  ist, 
diese  beiderseitigen  Forderungen  durch  eine  passende  Mafsregel,  die  allge- 
meine Einfuhrung  geregelter  I^ibesübung^n,  zu  vermitteln  und  auszugleichen. 
Aber  nicht  ohne  Grund  kann  gefragt  werden ,  ob  die  körperlichen  Uebun- 
gen ihrer  Natur  nach  in  den  Kreis  der  Gymnasialbtidung  gehören,  ob  nach 
der  allgemein  bis  jetzt  bestehenden  gesetzlichen  Verfassung  des  öffentlichen 
Unterrichts  den  (^ymn.  und  nur  ihnen  die  Verpflichtung  obliegt,  wie  für  die 
geistige,  ebenso  für  die  körperliche  Erziehung  und  Ausbildung  ihrer  Schfller 
zu  sorgen,  ob  sie  Vermögen  und  Mittel  besitzen,  die  Schwierigkeiten  ihrer 
ohnehin  verwickelten  Aufgabe  noch  durch  diese  neue  Sorge  zu  steigern  nnd 
zu  vermehren,  und  endlich,  ob  die  Behauptung  sich  als  wahr  bestätigt,  dsis 
die  körperliche  Ausbildung  der  Jagend  in  den  Gymn.  dem  Zufall  überlassen 
ist,  wenn  sie  auch  künftig  wie  bisher  der  pflichtmäfsigen  Sorge  der  Eltern 
anheimgestcllt  bleibt.  Das  Min.  nimmt  keinen  Anstand,  diese  Frage  im  all- 
gemeinen zu  verneinen,  und  hievon  nur  die  Gymn.  auszunehmen,  welche 
mit  einem  Alumnat  verbunden,  und  somit  verpflichtet  sind,  sich  statt  der 
Eltern  der  Sorge  auch  für  die  körperliche  Ausbildung  ihrer  Zöglinge 
lu  unterziehen.  Von  den  Gymn.  kann  nur  verlangt  werden,  dafs  sie  die 
körperliche  Gesundheit  ihrer  Schüler  während  der  Lehrstunden  möglichst  vor 
jeglichem  nachtlieiligeii  Einflufse  schützen  und  bei  den  Aufgaben  für  die 
häuslichen  Arbeiten  ihnen  die  zur  Erholung  und  zu  körperlichen  Uebongen 
erforderliche  Mufse  übrig  lassen.  Dieser  Ansicht  ungeachtet  ist  das  Min. 
weit  entfernt,  dem  löblichen  Eifer  aller  der  Directoren  und  Lehrer  entgegen- 
treten zu  wollen,  welche  ihre  treu  gemeinte  Sorge  für  das  Heil  der  iluem 
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ünterrieht  anvertmiten  Jugend  aach  auf  die  körperliche  Ansbildaiig  der- 
selben auszudehnen  besonders  deshalb  für  räthlioh  und  nothwendig  erachten, 
damit  durch  sweckmäbige  Einrichtung  körperlicher  Uebnngen  dem  verderb- 
lichen Einfluls  einer  verweichlichenden  häuslichen  Erziehung  gesteuert,  der 
rechte  Sinn  und  die  wahre  Achtung  auch  für  körperliche  Ausbildung  geweckt 
and  gewonnen,  und  die  Gymnasialjugend  sowohl  mit  den  Mitteln,  dieselbe  auf 
eine  vemfinftige  Weise  zu  fördern,  bekannt  gemacht,  als  auch  durch  Warnung, 
Belehrung  und  Beispiel  von  allem  dem,  was  auf  die  Gesundheit  des  Körpers 
schädlich  einwirkt,  abgezogen  und  für  aufgegebene  unzeitige  Genüsse  durch 
Freuden  und  Erholungen,  die  dem  Jugendalter  entsprechend  und  erspries- 
lich  sind,  entschädigt  werde.  Es  ist  hiebei  nicht  zu  übersehen,  dais  auch 
ohne  künstlich  veranstaltete  Leibesübungen  schon  durch  angemessene  Er- 
holungen der  Jugend  in  der  freien  Natur  fUr  die  Entwickelung  ihres  Kör- 
pers und  selbst  zur  Erreichung  noch  anderer  die  ganze  Bildung  fördernder 
Zwecke  sehr  viel  geschehen  kann.  Indessen  bei  dem  sehr  günstigen  Ergebnils, 
welches  die  schon  seit  längerer  Zeit  bei  mehreren  Gymn.  wieder  eingeführten 
körperlichen  Uebungen  nach  dem  Urtheil  der  K.  Prov.  Schulcollegien  gehabt 
haben,  trägt  das  Min.  weiter  kein  Bedenken,  auch  bei  den  übrigen  Gymn.  die 
Einführung  geregelter  körperlicher  Uebungen  unter  Leitung  und  Aufsicht  eines 
hiezn  geeigneten  Lehrers  und  unter  Verantwortlichkeit  des  Directors  hie- 
durch  ausdrücklich  zu  gestatten.  Jeden  Schüler,  der  seine  Untauglich keit 
zu  solchen  Uebungen  nicht  durch  ein  ärztliches  Zengnifs  nachweisen  kann, 
zur  Theilnahme  an  denselben  zu  verpflichten,  scheint  eben  so  wenig  räthlicb, 
als  auf  den  Erfolg  dieses  Unterrichts  selbst  in  dem  Zeugniis  der  zur  Univer- 
sität abgehenden  Schüler  Rücksicht  zu  nehmen.  Vielmehr  genügt  es  für  den 
beabsichtigten  Zweck,  wenn  den  Schülern  bei  jedem  Gymn.  Gelegenheit  zu 
regelmäßigen  körperlichen  Uebungen  unter  Aufsicht  und  Leitung  eines  Leh- 
rers gegeben  und  die  Theilnahme  von  der  freien  Wahl  der  Schüler  und  von 
der  Zustimmung  der  Eltern  abhängig  gemacht  wird.  Zur  Bestreitung  der 
Kosten,  welche  aus  einer  solchen  Einrichtung  erwachsen,  so  wie  des  den 
Lehrern  billigerweise  zu  gewährenden  Honorars,  ist  entweder  ein  ange- 
messener au(serordentlicher  Beitrag  von  den  an  diesen  Uebungen  theilnehmen- 
den  Schülern  zu  erheben,  oder  nach  Befinden  der  Umstände  das  vierteljährl. 
Schulgeld  für  alle  Schüler  etwas  zu  erhöhen,  wenn  sich  nicht  durch  eine 
freie  Uebereinknnft  besonders  mit  den  städt.  Behörden,  der  Aufwand  ganz 
oder  gröfetentheils  decken  läfst,  wie  solches  nach  vorliegenden  Beispielen 
bei  gehöriger  Einleitung  und  möglichster  Beschränkung  der  Anforderungen 
wohl  zu  erwarten  ist.  Ueber  die  Art  und  Form,  in  welcher  diese  körper- 
lichen Uebungen  zur  Erreichung  des  beabsichtigten  Zwecks  in  den  verschie- 
denen Gymn.  einzurichten  sein  werden ,  enthält  sich  das  Min.  für  jetzt  der 
näheren  Vorschriften,  und  überläfst  den  K.  Prov.  Schulcollegien  nach  dem  noch 
zu  erfordernden  Gutachten  der  Directoren  und  Lehrer  und  unter  Berück- 
nchtigwag  der  verschiedenen  örtlichen  Verhältnisse  die  weiter  nöthigen  Mals- 
regeln zu  ergreifen.  Nur  mufs  der  Zweck  dieser  Leibesübungen,  die  Gesund- 
heit der  Jugend  zu  stärken  und  ihren  körperlichen  Anlagen  den  hinreichenden 
Grad  der  Entwickelung  zu  verschaffen,  überall  mit  Strenge  als  wesentlichste 
nnd  unerläfslichste  Bedingung  ins  Auge  gefafst  und  den  Directoren  und 
Lehrern  der  Gymnasien,  bei  welchen  die  Einführung  solcher  körperlichen 
uebungen  nöthig  und  thunlich  erscheint,  mit  der  Berechtigung  die  Verpflichtung 
auferlegt  werden,  auch  diesen  Zweig  des  Unterrichts  zu  leiten  und  zu  beaufsich- 
tigen und  von  demselben  alles  Ungehörige  und  Zweckwidrige  fem  zu  halten''. 

G.  0.  V.  6.  Juni  1842  (an  die  Min.  des  Kriegs,  des  Innern  und  des 
Unterrichts):  „Ich  theile  ganz  die  in  Ihrem  gemeinschaftlichen  Bericht  vom 
29.  Apr.  d.  J.  entwickelte  Ansicht,  da(s  es  bei  den  gröfseren  Ansprüchen, 
welche  an  die  geistige  Ausbildung  der  Jugend  nach  dem  Entwickelungsgange 
nnd  dem  jetzigen  Standpuncte  der  Bildung  gemacht  werden  müssen,  noui- 
weodig  sei,  der  Erhaltung  und  Kräftigung  der  körperlichen  Gesundheit  eine 
besondere  Sorgfalt  zu  widmen,  und  durch  eine  harmonische  Ausbildung  der 
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gstigen  and  körperlichen  Kräfte  dem  Yaterlande  tüchtige  S<ttine  sa  enfeben. 
nun  die  Gymnastik,  wenn  sie  auf  den  angedeuteten  einfiuihen  Zweck  be- 
schrftnkt  und  von  ihr  alles  entfernt  gehalten  wird,  was  die  physischen  und 
insbesondere  die  moralischen  Nachtheile  des  früheren  Tumwesens  herbei  ge- 
ftihrt  hat,  besonders  geeignet  erscheint,  die  Erreichung  des  angegebenen  Zie- 
les zu  befördern,  so  genehmige  Ich  Ihren  Vorschlag,  dais  die  Leibesflbongen 
als  ein  nothwendiger  und  unentbehrlicher  Bestandtheil  der  m&nnlichen  Er- 
nehung  förmlich  anerkannt  und  in  den  Kreis  der  Volkserziehnngsmittel  auf- 
genommen werden.  Die  Gymnastik  soll  demgemäis  dem  Ganzen  des  Er- 
riehungswesens  angereiht,  mit  den  öffentlichen  Lehranstalten  verbanden,  anter 
die  Aufsicht  der  Directoren  derselben  gestellt,  und  es  soll  daflir  gesorgt  wer- 
den, dafs  die  körperlichen  Uebungen  in  gehöriger  Vollständigkeit,  aber  mit 
der  durch  den  Zweck  bedingten  Einfachheit  und  mit  Entfernung  alles  Ent- 
behrlichen und  blofsen  Schaugepränffes  vorgenommen  werden.  Dabei  mnfii 
jedoch  die  Theilnahme  an  diesen  Uebungen  lediglich  von  dem  freien  Ermes- 
sen der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  abhängig  bleiben. 

Friedrich  Wilhelm^ 

G.  Verf.  V.  7.  Febr.  1844:  „Nachdem  ich  durch  die  in  Folge  meiner 
G.  Verf.  V.  10.  Aug.  1842  eingegangenen  Berichte  der  K.  Prov.  SchulcoUegien 
and  der  K.  Regierungen  von  dem  gegenwärtigen  Zustande  der  verschiedenen, 
bereits  bestehenden  Tumanstalten  nähere  Kenntnifs  erhalten  habe,  sehe  ich 
mich  veranlafot  behufs  der  weitem  Ausführung  der  A.  Ordre  vom  6.  Juni  1842 
mittels  welches  S.  Maj.  der  König  zu  genehmigen  geruht  haben,  dafo  die 
Leibesfibnngen  als  ein  nothwendiger  und  unentbehrlicher  Bestandtheil  der 
männlichen  Erziehung  in  den  Königl.  Staaten  förmlich  anerkannt  weiden 
sollen,  die  Gesichtspuncte  näher  zu  bezeichnen,  nach  welchen  den  bereits 
vorhandenen  Tumanstalten  eine  allgemeinere  Verbreitung  und  bestimmtere 
Richtung  zu  geben  und  überhaupt  diese  wichtige  Angelegenheit  fernerhin  za 
behandeln  ist. 

1.  Um  der  landesväterlichen  Absicht  Sr.  Hai.  des  Königs  gemäfs  durch 
eine  harmonische  Ausbildung  der  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  dem 
Vaterlande  tüchtige  Söhne  zu  erziehen,  und  alles  möglichst  entfernt  zu  haKeo, 
was  nach  den  bis  jetzt  gemachten  Erfahrungen  physische  oder  moraltsche 
Naohtheile  bei  der  Behandlung  des  Tumwesens  zur  Folge  haben  könnte,  ist 
die  Gymnastik  überall  auf  den  einfachen  Zweck  zu  beschränken,  dafs  der 
menschliche  Körper  mit  seinen  Kräften  durch  eine  angemessene,  den  verschie- 
denen Lebensaltem,  Ständen  und  Lebenszwecken  der  Jugend  entsprechende 
Reihenfolge  von  wohl  berechneten  Uebungen  ausgebildet  und  befähigt  werde, 
in  jeglicher  Beziehung  des  sittlichen  Lebens  der  Diener  und  Träger  des  ihm 
einwohnenden  Geistes  zu  sein. 

2.  Aus  diesem  nicht  nur  auf  die  Entwickdung  und  Stärkung  der  körper- 
lichen Kräfte,  sondem  auch  auf  Anstand,  Ausdrock  und  gefällige  Form  der 
Bewegungen  gerichteten  und  mit  der  Wehrpflichtigkeit  jedes  preufsischen 
Unterthans  innig  verbundenen  Zwecke  der  Gymnastik  folgt,  dafs,  da  die  Aus- 
bildung des  Geistes  und  des  zum  Dienste  desselben  bestimmten  Leibes  nach 
den  eigenthümlichen  Anlagen  jedes  einzelnen  Menschen  die  Aufgabe  jeglicher 
Erziehung  ist,  die  Gymnastik  sich,  wie  der  Körper  dem  Geiste,  so  auch  dem 
die  Ausbildung  der  geistigen  Kräfte  des  Menschen  bezweckenden  Unterrichte 
überall  unteroninen  und  sich  den  Verfügungen,  durch  wcldie  dieser  geleitet 
wird,  unbe<lingt  unterwerfen  mu(s.  Die  Gymnastik,  wenn  sie  in  diesem  natür- 
lichen und  richtigen  Verhältnifs  zu  der  geistigen  Ausbildung  und  den  dieselbe 
beabsichtigenden  Mitteln  erhalten  wird,  bUdct  in  dem  System  des  öffentlichen 
Unterrichts  ein  eben  so  nothweniges  als  nützliches  Glied.  Sie  darf  jetzt  in 
demselben  um  so  weniger  fehlen,  iemehr  besonders  in  den  höheren  Ständen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  die  lonlerangen,  welche  an  die  geistige  Aas- 
bÖdang  gegenwärtig  gemacht  werden,  und  nach  dem  Entwickelungsgange 
Ottd  dem  jetzigen  Standpuncte  der  Bildung  gemacht  werden  müssen,  im  Ver- 
gMeh  mit  fHlheren  Zelten  gesteigert  worden,  je  grOfiicre  Anstrengungen  der 
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geistigen  Eiifte  zur  ErflUhing  dieser  Forderungen  nnvermeidlieh  sind,  und 
je  dringender  es  daher  ist,  durcti  die  Aufnahme  der  GymnastÜL  in  den  Kreis 
der  ^entliehen  ünterrichtsgegsnstände  ein  Gleicligewicht  anfzusteUen,  welches 
die  körperliche  Gesundlieit  erhalten  und  befördern  und  diese  vor  jeglicher, 
bei  der  erhöhten  geistigen  Anstrengung  möglichen  Gefiihrdung  schfltzen  und 
schirmen  könne. 

3.  Da  es  der  Jugend  des  platten  Landes  nicht  an  Gelegenheit  zur 
Uebong  der  körperlichen  Erttfte  fehlt,  und  daher  dort  die  Einführung  der 
Gymnastik  weniger  nöthig  scheint,  so  ist  diese  Malsregel,  um  mit  ihrer  Aus- 
fmimng  der  Allerh.  Bestimmung  gemäis  allmählich  vorzuschreiten,  für  jetzt 
nur  auf  die  Jugend  in  den  Städten  zu  beschränken,  und  soll  vorläufig  mit 
jedem  Gymnasium,  jeder  höheren  Stadtschule  und  jedem  Schullehrer-Seminar 
eine  Tumanstalt  verbunden  werden,  welche  nicht  als  etwas  für  sich  Bestehen- 
des, sondern  vielmehr  als  eine  die  Schule  und  ihr  Geschäft  ergänzende  und 
fordernde  Einrichtung  zu  betrachten  und  zu  behandeln,  und  folglich  mit  der 
Schale,  zu  welcher  sie  gehört,  in  eine  vollkommene  Uebereinstimmung  zu 
bringen  und  in  solcher  sorgfältig  zu  erhalten  ist 

4.  Ueberall  und  hauptsächlich  in  den  gröfiieren  Städten  ist  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  dafs  jedes  Gymnasium  und  jede  höhere  Bürgerschule  auch  eine 
besondere,  nur  fthr  die  Jugend  der  betreff.  Schule  bestimmten  Tumanstalt, 
und  somit  jede  der  ebengedachten  Unterrichtsanstalten  ihr  gedecktes  und  ge- 
schlossenes Tnmhaus  für  die  Uebungen  im  Winter  und  bei  sonst  ungünstiger 
Witterung,  und  ihren  eigenen  Turnplatz  im  Freien  erhalte.  In  Städten,  wo 
sdches  wegen  örtlicher  Verhältnisse,  wegen  unzureichender  Mittel  oder  wegen 
anderer  erheblichen  Ursachen  nicht  wohl  ausführbar  ist,  kann  indessen  auch 
eine  und  dieselbe  Tumanstalt  zugleich  für  ein  Gymnasium  und  eine  höhere 
Bürgerschule  und  nöthigenfalls  selbst  für  mehrere  Schulen  dieser  Art  zur 
gemeinschaftlichen  Benutzung  bestimmt  und  eingerichtet  werden.  Die  nülieren, 
zur  sichern  Erreichung  des  im  obigen  angedeuteten  Zweclcs  der  Gymnastik 
dienlichen  Bedingungen,  unter  welchen  eine  solche  gemeinschaftliche  Be- 
nutzung einer  gymnast.  Anstalt  von  Seiten  zweier  und  selbst  mehrerer  Schulen 
zulässig  ist,  hat  die  Aufsichtsbehörde  zu  berathen  und  festzustellen. 

5.  Auch  fernerhin  soll,  wie  bisher,  die  thätige  Theilnahme  der  Jugend 
an  den  schon  bestehenden  oder  noch  zu  errichtenden  Tumanstalten  lediglich 
von  dem  freien  Ermessen  der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  abhängig  blei- 
ben. Hiebei  ist  von  den  Directoren,  Vorstehern  und  Lehrem  der  Gymnasien, 
höheren  Bfirgerschnlen  und  Sohullehrer-Seminarien  vertrauensvoll  zu  erwarten, 
dafe  sie  ihrerseits  zur  Förderang  des  gymnastischen  Unterrichts  bereitwillig 
mitwirken,  durch  zweckroäfsige  Einrichtung  desselben  die  Gleichgültigkeit 
und  selbst  die  Abneigung,  mit  welcher  noch  viele  die  Gymnastik  betrachten, 
aUmählich  beseitigen,  und  für  dieselbe  sowohl  bei  ihren  Schülern  als  auch 
bei  deren  Eltem  die  Theilnahme  erwecken  werden,  ohne  welche  sie  nicht  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  gelangen  kann. 

6.  Die  bisherige  Erfahrang  hat  ergeben,  dafs  die  Gymnastik  mit  gutem 
Erfolge  und  mit  erfreulicher  Theilnahme  auch  von  Seiten  der  bereits  erwach- 
senen Schüler  besonders  in  den  Anstalten  betrieben  wird,  wo  der  gymnastische 
Unterricht  einem  wissenschaftlich  gebildeten  Lehrer  eines  Gymnasiums  oder 
einer  höheren  Bürgerschule,  der  zugleich  als  ordentlicher  Glassenlehrer  fort- 
während Gelegenheit  hat,  die  Schüler  näher  kennen  zu  lernen  und  auf  sie  in 
allen  wesentlichen  Beziehungen  einzuwirken,  anvertraut  worden.  Auf  Grand 
dieser  Erfahrung  und  zur  Verminderung  der  durch  die  Tumanstalten  er- 
wachsenden Rosten  ist  die  Annahme  von  Lehrem,  welche  blofs  zur  Erthei- 
lung  des  gymnastischen  Unterrichts  befähigt  und  nur  mittels  desselben  ihren 
Lel^nsunterhalt  zu  gewinnen  genöthigt  sind,  möglichst  zu  vermeiden;  viel- 
mehr ist  die  unmittelbare  Leitung  der  gymnast.  Uebungen  in  der  Regel  einem 
ordentlichen  Lehrer  und  zwar  der  oberen  Classen  der  betreflf.  gelehrten  oder 
höheren  Bürgerschule  zu  fibertragen.  Zu  dem  Ende  ist  von  jetzt  an  bei  der 
Wiederl>e8etzung  erledigter  Lehrstellen  an  Gymnasien,  höheren  Bürgerschulen 
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und  Sohidlerer-Semiiiarieii  aaoh  die  Rücksicht  ro  nehmen,  dafii  ftr  jede  dieeer 
Anstalten  einige  oidentliohe  Lehrer  gewonnen  werden,  welche  aalser  den 
übrigen  erforderlichen  Eigenschaften,  anch  in  den  Leibesflbungen  rieh  die 
nöthige  Durchbildung  verschafft  und  sich,  um  dieselbe  leiten  zu  können,  mit 
den  Gesetzen,  nach  welchen  der  Unterricht  in  der  Gymnastik  swecknUUsig 
SU  ertheilen  ist,  genflgend  vertraut  gemacht  haben. 

7.  Dem  Director  der  Schule,  mit  welcher  eine  Tumanstalt  verbunden 
wird,  und,  wenn  dieselbe  mehreren  Schulen  gemeinschaftlich  ist,  den  sämmt- 
Uchen  Directoren  derselben  in  einer  für  diesen  Fall  noch  näher  zu  bestimmen- 
den Weise,  liegt  es  ob,  über  die  Leibesübungen  die  unmittelbare  Aufsicht  zu 
ftUiren;  ihnen  sind  die  Lehrer  der  Gymnastik  unterzuordnen,  und  sie  sind 
ffU  alles,  was  dem  Zweck  der  Jugen(fl>ildung  im  allgemeinen  und  der  Gym- 
nastik im  besondem  widerstreitet,  verantwortlich  zu  machen.  Wie  es  einer- 
seits die  Pflicht  der  Directoren  ist,  jeder  falschen  Richtung  und  möglichen 
Ausartung  der  Gymnastik  von  Anfang  an  vorzubeugen,  eben  so  ist  andnnr- 
seits  von  ihnen  zu  verlangen,  dafs  sie  in  richtiger  Würdigung  des  beilsamen 
Einflusses,  den  zweckmäfsig  betriebene  Leibesübungen  nicht  nur  auf  die  kör- 
perliche, sondern  auch  auf  die  geistige  Entwickelung  und  auf  die  Bildung 
der  Jugend  zur  Ordnung,  Zucht  und  Sitte  behaupten,  sich  ernstlich  bestreben, 
die  ihrer  Leitung  anvertraute  Schule  mit  der  ihr  angehörigen  TumansUlt  in 
den  wirksamsten  Zusammenhang  zu  bringen,  und  beide  zu  Einem  lebens- 
vollen Ganzen  zu  vereinigen. 

8.  Die  Leibesübungen  sind  bd  den  Gymnasien  und  höh.  Bürgerschulen, 
mit  welchen  kein  Alumnat  verbunden  ist,  in  der  Regel  auf  die  sdmlfreien 
Nachmittage  des  Mittewochs  und  des  Sonnabends  zu  verlegen.  Zu  dem  Ende 
ist  anch  der  Lectionsplan  dieser  Anstalten  von  jetzt  an  so  einzurichten,  dmis 
an  diesen  Nachmittagen  der  häusliche  FleiCi  fQr  die  Schule  nicht  in  Ansprudi 

Smommen  und  den  Schülern  nicht  zugemuthet  werde,  insbesondere  vom 
ittewoch  zum  Donnerstage  gröisere  schnfUiche  Arbeiten  zu  Hause  ansuferti- 
gen.  In  Städten,  wo  die  kleinere  Schülerzahl  und  die  übrigen  örtlichen  Ver- 
hältnisse es  gestatten ,  kann  zwar  auch  täglich,  wie  mehrere  K.  Prov.  9chnl- 
coUogien  und  K.  Regierungen  in  Vorschlag  gebracht  haben,  nach  Beendigung 
des  nachmittägl.  Schulunterrichts,  eine  Stunde  zum  Besuch  der  Tumanstalt 
verwandt  werden.  Da  aber  jener  Vorschlag  nicht  überall  und  nicht  in  ieder 
Jahreszeit  ausftlhrbar,  auch  zur  genügenden  Lösung  der  dem  gymnast  Unter- 
richt zu  stellenden  Aufgabe  ein  mehrstündiger  Betrieb  der  körperlichen  Uebun- 
gen  und  der  mit  ihnen  abwechselnden  gemeinsamen  gymnast.  Spiele  erfbrder- 
Qch  ist,  so  werden  in  der  Regel  die  schulfreien  Nachmittage  des  Mittewochs 
und  des  Sonnabends  dem  Unterricht  in  der  Gymnastik  vorzubehalten  sein. 

9.  Die  Art  und  Weise,  wie,  und  die  Reihenfolge,  in  welcher  die  ver- 
schiedenen Leibesübungen  zu  betreiben  sind,  näher  zu  bezeichnen,  kann  nidit 
die  Aufgabe  einer  Vemigung  sein ,  und  beschränke  ich  mich  daher  auf  die 
aUgemeino  Andeutung,  dafs  der  gymnast.  Unterricht  überall  in  gehöriger 
Vollständigkeit,  aber  mit  der  durch  den  Zweck  bedingten  Einfachheit  und 
mit  Entfernung  idles  Entbehriichen  und  bloflM^n  Schaugepränges,  wie  jedes 
steifen  und  unlebendigen  Mechanismus  ertheilt,  und  von  Seiten  des  Lenren 
vor  allen  Dingen  das  richtige  Mafo  einer  wohlberechneten  Abwechslung  swi- 
sohen  der  ernsten  Strenge  der  körperlichen  Uebungen  und  der  heiteren  Frei- 
heit der  gvmnast  Spiele  inne  gehalten  werden  mufs. 

10.  Um  der  Schuljugend  den  wichtigen  Zweck  der  Leibesübungen  stets 
gegenwärtig  zu  erhalten  und  bei  ihr  eine  lebendige  Theilnahme  für  dieselben 
SU  wecken,  ist  in  den  von  den  Prüfungscommissionen  bei  den  Gymnasien, 
höh.  Bürgerschulen  und  Schullehrer-Seminarien  reglomentsmäfsig  zu  ertheüen- 
den  Zeugnissen  der  Reife  von  jetzt  an  ausdrücklich  zu  bemerken,  ob  und 
mit  wol<»iem  Erfolge  die  zu  Entlassenden  den  Unterricht  in  der  Gymnastik 
benutzt  haben. 

11.  Obwohl  in  der  Regel  nur  die  Schüler  der  Gymn.  und  höh.  Bflrger- 
•ebiilen   tum  Besuch  der  mit  denselben  in  Verbindung  stehenden  Turnan- 
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stalten  befeehtigt  dnd,  so  kann  doch  unter  Bedingungen,  welche  die  K.  Re- 
gierung mit  dem  K,  Prov.  Schnlcoll.  zu  berathen  und  näher  festzuBteOen  bat, 
ausnahmsweise  auch  solchen  jungen  Leuten,  welche  ihren  Unterricht  und  ihre 
Erziehung  nur  durch  Privatlehrer  und  in  Privatschulen  erhiüten,  der  Zutritt 
SU  den  Öffentlichen  gymnast  Anstalten  gestattet  werden. 

12.  Die  aus  der  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  Tumanstalten  und 
der  (Ür  dieedben  nOthigen  Räumlichkeiten  erwachsenden  Kosten,  so  wie  die 
den  Lehrern  der  Gymnastik  zu  gewährenden  Besoldungen  oder  Remuneratio- 
nen, sind  den  Allerh.  Bestimmungen  gemäfs  zuvörderst  aus  den  Fonds  der 
Schulen,  an  wdche  sich  die  gymnast  Anstalten  anschliefsen,  demnächst  aus 
den  mit  Rückncht  auf  die  Verschiedenheit  der  Ortlichen  Verhältnisse  festzu- 
stellenden Beiträgen  der  die  gymnast  Anstalten  besuchenden  Jugend,  und 
wo  auch  diese  nicht  ausreichen,  mittels  eines  angemessenen  Zuschusses  von 
Seiten  der  betreff,  städt.  Cremeinden  zu  decken.  Die  Beitrage  der  die  Tum- 
anstalten besuchenden  Schüler  sind  wie  das  gewöhnliche  Schulgeld  an  die 
betreff.  Schulcasse  zu  entrichten  und  in  keinem  Fall  ist  den  Lehrern  der  Gym- 
nastik die  Einziehung  iener  Beiträge  zuzumuthen;  ebenso  beziehen  diese 
Lehrer  die  ihnen  fflr  ihren  Unterricht  in  der  Gymnastik  billigerweise  zu 
gewährende  Besoldung  oder  Remuneration  nur  aus  der  betreffenden  Schul- 
casse. Da  endlich  nach  der  bisherigen  Erfahrung  mit  Grund  zu  hoffen  und 
XU  erwarten  ist,  da(s  sich  besonders  in  der  gegenwärtigen  Zeit  die  allgemeine 
Theilnahme  auch  dem  Offentl.  Unterricht  in  der  Gymnastik  immer  mehr  zu- 
wenden werde,  so  hat  die  K.  Regierung  das  gemeinnützige  Bestreben  derer, 
wdche  durch  Beschafiting  der  zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  gymnast 
Anstalten  unentbehrlichen  und  etwa  fehlenden  Mittel  dieser  für  die  Erziehung 
der  Jugend  so  wichtigen  Angelegenheit  ihre  Theilnahme  bethätigen  und  ledig- 
lich SU  dem  ebengedachten  Zweck  einen  Verein  bilden  wollen,  nach  Befinden 
der  Umstände  in  angemessener  Weise  zu  fördern.  Es  versteht  sich  jedoch 
von  selbst,  da(s  von  solchen  Vereinen  ein  Einfluls  auf  die  Leitung  der  gym- 
nast Anstalten  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  kann*'.  — 

C.  Verf.  V.  22.  Apr.  1844:  „Bei  der  Bestimmung  unter  Nr.  5  meiner 
Verf.  ▼.  7.  Febr.  d.  J.  (s.  p.  139)  hat  nicht  die  Absicht  obgewaltet,  dafis  erst 
eine  posithre  Erklärung  von  Seiten  der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  darflber 
abgewartet  werden  soU,  ob  sie  die  Theilnahme  ihrer  SOhno  oder  Pflegebe- 
fohlenen an  den  schon  bestehenden  oder  noch  zu  errichtenden  Tumansüüten 
wollen.  Da  zufolge  der  G.  0.  y.  6.  Juli  1842  die  Leibesübungen  als  ein  notii- 
wendiger  und  unentbehrlicher  Bestandtheil  der  männlichen  Erziehung  in  den 
KOnigL  Staaten  förmlich  anerkannt  werden  sollen,  so  folgt  hieraus,  Sau  auch 
die  'Dieflnahme  an  diesen  Uebungon  von  allen  Schülern  als  Regel  vorauszu- 
letzen  und  nur  auf  die  motivirte  Erklärung  der  Eltern  oder  ihrer  Stellver- 
treter, dals  sie  die  Theilnahme  ihrer  Angehörigen  nicht  wollen,  eine  Dispen- 
Bation  und  zwar  in  ähnlicher  Art  zu  ertheilen  ist,  wie  dies  bei  einzelnen 
anderen  Unterrichtsgegenständen,  namentlich  unter  gewissen  Bedingungen 
auch  bei  einem  integrirenden  Theile  des  Gymnasialunterrichts,  dem  Griechi- 
ichen,  geschieht.  Obwohl  mit  Grund  zu  erwarten  ist,  dals  die  Eltern  oder 
deren  SteUvertreter,  von  deren  freiem  Ermessen  die  Theilnahme  ihrer  Ange- 
hörigen an  den  Leibesübungen  der  Allerh.  Bestimmung  gemäls  abhängig 
bleiben  soll,  in  richtiger  Würdigung  des  wohlthätigen  Einflusses,  welchen  an- 
gemessene und  zweckmälsig  geleitete  Leibesübungen  auf  die  Jugend  behaup- 
ten, ihre  Angehörigen  an  denselben  bereitwillig  werden  Theil  nehmen  lassen 
und  nicht  omie  dringende  Motive  eine  Dispensation  für  ihre  Angehörigen 
nadisuchen  werden,  so  scheint  es  mir  dennoch  räthlich,  auf  die  noch  ob- 
waltenden VorurtheUe  mancher  Eltern  gegen  das  Turnen  eine  schonende 
Rücksicht  zu  nehmen,  und  auch  in  den  hoffentlich  seltenen  Fällen,  wo  ohne 
vollgenfigende  Motive  die  Dispensation  von  den  Theilnahme  an  den  Leibes- 
übungen nachgesucht  wird,  einem  solchen  Verlangen  zu  willfahren. 

In  Rücksicht  auf  die  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  in  dem  Bericht  v.  6. 
v.  M.  näher  entwickelten  Verhältnisse  will  ich  hiedurch  genehmigen,  daGs  bei 
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allen  Anstalten  dortiger  Provinz,  wo  der  Aufwand  ftir  die  Einrichtong  mid 
Unterhaltung  der  Turnplätze,  sowie  für  die  den  Lehrern  der  Gymnastik  an 

gewährende  Besoldung  oder  Remuneration  weder  aus  den  Fonds  der  betreff, 
chule  noch  aus  Zuschüssen  der  betreff,  städt  Gemeinde  gedeckt  werden  kann, 
von  allen  Schülern  mit  Ausnahme  der  l>eischüler  ein  massiger ,  nach  den 
jedesmaligen  Ortsverhältnissen  zu  bestimmender  Zusatz  zu  dem  bisherigen 
Schulgelde ,  welcher  aber  bei  keiner  Schule  mehr  aJs  1  Thlr.  jährl.  betngen 
darf,  durch  die  Schulclasse  eriioben  werde.  £ine  solche  mä&ige  Erhöhung 
des  Schulgeldes  erscheint  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  die  Schule  dnnS 
den  Unterricht  in  den  Leibesübungen  ihre  bisherigen  Leistungen  im  Interesse 
aller  Schüler  erweitert  und  die  TheUnahme  an  den  Leibesübungen  seitens  aller 
Schüler  als  Regel  gelten  muis." 

Aus  einer  C.  Verf.  v.  26.  Mai  1860:  —  „Der  gymnastische  Unterricht, 
wie  dessen  Ertheilung  in  der  Central -Tumanstalt  zu  Berlin')  gelehrt  wird, 
steht  in  engem  Zusammenhang  mit  dem  gegenwärtig  in  der  K.  Armee  zur 
Anwendung  gebrachten  System  der  militoir.  AusbUdung  des  Soldaten.  Es 
mufs  also  Werth  darauf  gelegt  werden,  dafo  abgesehen  von  der  Bedeutung 
des  Turnens  in  pädagogischer  und  körperlicher  Beziehung,  die  Möglichkeit 
geboten  ist,  durcn  den  richtigen  Betrieb  der  gymnast.  Uebungen  in  der  Schale 
unmittelbar  die  Wehrhaftmachung  des  Volks  fördern  zu  können. 

Der  Betrieb  der  Gymnastik  nach  dem  in  der  Ccntral-Tumanstalt  befolg- 
ten System  erfordert  nicht  kostspielige  Einrichtungen  und  Apparate,  und  kann 
also  die  Einführung  desselben  von  Seiten  des  Kostenpuncts  bei  den  meisten 
Schulen  keine  erheoliche  Schwierigkeit  finden.  Die  meisten  städt  Communen 
werden,  wenn  ihnen  die  Sache  richtig  vermittelt  wird,  keinen  Anstand  neh- 
men, für  die  männliche  Jugend  ihrer  Schule  geordnete  gymnast.  Uebungen 
einzuführen,  und  wo  gröfsere  Schulsysteme  vorhanden  sind,  geeignete  Lehrer 
in  der  hies.  Central-Tumanstalt  ausbilden  zu  lassen.  —  Die  gymnast.  Uebun- 
gen Vrerden  sich  mit  den  jugendlichen  Spielen  und  mit  der  Begehung  vater- 
ländischer Festtage  in  angemessene  Verbindung  bringen  lassen,  und  wird  es 
nur  darauf  ankommen ,  die  Bevölkerung  den  Nutzen  der  gymnast  Uebungen 
und  deren  Zusammenhang  mit  der  Wchrhaftigkcit  des  Volks  verstehen  in 
lehren,  und  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  die  angemessene  Leibesfibong 
der  Jugend  zur  Volkssitte  werde.  ^  — 

C.  Verf.  V.  10.  Sptb.  1860;  —  „Hinsichtlich  des  Turnens  bei  den 
höheren  Unterrichtsanstaltcn  wird  vielfach,  wenn  nicht  überwiegend,  geklagt 
daib  dasselbe  noch  der  nöthigen  Theilnahmc  und  des  wünschenswerthen  Au^ 
Schwungs  entbehre.  Es  wird  in  dieser  Beziehung  auf  die  Unpopularität  hin- 
gewiesen, in  der  das  Turnen  bei  dem  Publicum  im  allgemeinen  noch  stehe; 
auf  die  Abneigung  vieler  Eltern  gegen  die  eingeftlhrtcn  Uebungen,  welche 
zum  Nachsuchen  um  Dispensation  von  dem  Unterricht  f)ihre.  Dem  Turnen 
fehle  noch  vielfach  die  Thcilnahme  der  I^hror  und  der  Schüler;  jene  wohnten 
den  Uebungen,  für  deren  Besuch  sie  nicht  remunerirt  würden,  nur  selten  bei, 
und  fehle  also  ihrerseits  die  für  die  Schüler  wünschcnswerthc  Ermuntoning. 
Den  jfln^ren  Schülern  fehle  ebenfalls  das  ermunternde  Beispiel  der  älteren, 
welche  sich  von  II,  noch  mehr  aber  von  I  ab,  dem  Turnen  zu  entziehen  Nei- 
gung zeigten.  Häusliche  Arbeiten  für  die  Schule,  Privatunterricht  in  den 
neueren  Sprachen,  in  Musik  und  Zeichnen,  sowie  das  Baden  imd  der  Sch\rimm- 
nnterricht  seien  für  die  Schüler  der  oberen  Classen  theüs  wirkliche  Ursachen, 
theils  dienten  sie  zum  Vor^'and,  um  den  Turnunterricht  zu  versäumen.  In 
den  meisten  Fällen  sei  aber  Bequemlichkeit,  Geschmack  an  den  Erholungen 
und  Vergnügungen  der  Erwachsenen  und  das  Streben  nach  dem  greifbar 
Nützlichen  der  eigentliche  Grund  der  Versäumnisse.  Nützten  Leistungen  io 
Turnen  zum  Aufsteigen  in  eine  höhere  Classe,  oder  zur  Erlangung  des  Zeug- 
nisses der  Kcifü  im  Abiturientcnezamen ,  oder  gewahrten  sie  Vortheilc  für 

>)  S.  Abth.  IL 
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Ableistung  des  Militsirdieiistes ,  dann  würde  die  Betheill^g  ohne  Zweifel 
eine  aUgemeinere  sein.  Bei  strenger  Controle  und  Handhabung  der  Disciplin 
lasse  sich  wohl  die  Anwesenheit  der  älteren  Schüler  auf  dem  Turnplatz  ei^ 
swingen,  nicht  aber  die  Lust  zum  Turnen,  und  der  Anblick  einer  greisen 
Anzuil  iUterer  Schüler,  die  lässig  und  verdrossen  dastehen,  oder  in  ungeschick- 
ten Bewegungen  ihren  Verdruis  über  den  ihnen  angethanenen  Zwang  und 
flire  Milsi^htnng  der  Uebungen  kund  gäben,  wirke  entmuthigend  und  ver- 
fUirend  auf  die  jüngeren  Schüler. 

Diesen  Klagen  gegenüber  stehen  aber  auch  die  erfreulichen  Erfahrungen, 
dais  namentlich  dura  den  Einfluls  tüchtig  vorgebildeter  und  in  ihrem  Fach 
mit  Einsicht  und  Hingebung  arbeitender  Turnlehrer  bei  richtiger  Unterstützung 
seitens  der  Directoren  und  ihrer  Collegen  die  gymnast.  Uebungen  auf  Gym- 
nasien und  sonstigen  höheren  Unterrichtsanstalten  nicht  nur  ein  Gegenstand 
der  allgemeinen  Theilnahme  und  Betheiligung  geworden  sind,  sondern  ^nch 
einen  sehr  erspriefslichen  Einfluls  auf  die  Disciplin,  die  sittliche  Haltung  und 
männliche  Erstarkung  der  Schüler  geübt  haben. 

Es  kann  nur  wiederholt  in  Erinnerung  gebracht  werden,  dals  die  Schulen 
den  gymnast  Unterricht  als  einen  integrirenden  Theil  ihrer  Aufgaben  anzu- 
sehen und  zu  behandeln,  und  in  ihren  Anforderungen  an  die  geistige  Thätig- 
keit  und  Beschäftigung  der  Schüler  für  jenen  Zeit  und  Raum  frei  zu  lassen 
haben.  Wird  Bequemlichkeit,  Genulssucht  und  Sinn  für  das  nur  greifbar 
Nützliche  als  ein  in  der  Jugend  der  gegenwärtigen  Zeit  liegender  Grundzug 
bezeichnet,  der  sie  von  der  Hingabe  an  die  gymnast  Uebungen  abziehe,  so 
ist  nicht  aufser  Betracht  zu  lassen,  dafo  gerade  in  den  letzteren  ein  wirk- 
sames Correctiv  gegen  Verweichlichung  und  Verflachung  geboten  ist,  da&  es 
aber  bei  beabsichtigter  HeUung  eines  Schadens  unerlälsliche  Bedingung  \at, 
der  natürlichen  Abneigung  gegen  das  Heilmittel  nicht  schwächlich  nachzu- 
geben. 

Was  das  greifbar  Nützliche  der  gymnast  Uebungen  betrifft,  so  darf  wohl 
angenommen  werden,  daCs,  deren  richtigen  Betrieb  vorausgesetzt,  auch  dem 
jugendlichen  Verständnifs  der  Werth  einer  geordneten  in  richtig  abgemessener 
Anstrengung  Erholung  gewährenden  körperlichen  Uebung,  der  sich  aus  der- 
selben ergebenden  leiblichen  Frische,  Gewandtheit  der  Gliedmaisen,  Sicherheit 
in  der  Anwendung  und  Beherrschung  derselbeu,  des  durch  die  Zuverlässigkeit 
des  Körpers  erhöhten  Muthes  und  der  von  derselben  getragenen  Baschheit 
und  Festigkeit  des  Entschlusses,  durch  Belehrung  und  Anschauung  klar  ge- 
macht werden  kann.  Es  ist  aber  auch  nicht  aufser  Acht  zu  lassen,  dals  bei 
der  erweiterten  Bedeutung ,  welche  dem  gymnast.  Unterricht  in  der  Jugend- 
erziehung auf  Allerh.  Anordnung  in  Verbindung  mit  der  Vorbereitung  auf  die 
militair.  Ausbildung  gegeben  werden  soll,  baldigst  Mafsregeln  werden  getroffen 
werden,  in  deren  Folge  Versäumnisse  in  der  gymnast  Ausbildung  für  die  be- 
treu Individuen  materielle  Nachtheile  mit  sich  führen  müssen,  wie  z.  B.  die 
Frage  zu  entscheiden  ist,  ob  weiterhin  die  Berechtigung  zum  einjähr.  freiwilL 
Militairdienst  nicht  von  nachgewiesener  erfolgreicher  gymnast  Uebung  ab- 
hängig zu  machen  ist  Ebenso  wird,  sobald  nur  an  den  betreff.  Anstalten  der 
Turnunterricht  vollständig  organisirt  ist,  die  von  den  Schülern  für  den  gym- 
nast Unterricht  bewiesene  Theilnahme  und  die  erlangte  Fertigkeit  bei  Er- 
theQung  des  Zeugnisses  der  Reife  in  Betracht  zu  ziehen  und  m  demselben 
XU  erwähnen  sein.  Sollte  bei  irgend  einem  Lehrercollegium  bis  jetzt  Mangel 
an  Interesse  für  den  in  Rede  stehenden  Gegenstand  den  Erfolg  des  Unter- 
richts beeinträchtigt  haben,  so  wird  es  nur  der  Hinweisung  auf  die  theils  ver- 
änderten, tiieils  in  weiterer  Entwickelung  begriffenen  Verhältnisse  bedürfen, 
um  auch  ohne  äufsere  Nöthigung,  die  eventl.  aber  auch  wird  eintreten  müssen,* 
^e  nach  dieser  Seite  hin  bestehenden  Mängel  zu  beseitigen. 

Wenn,  wie  oben  erwähnt,  fUr  den  ungenügenden  Erfolg  des  gymnast. 
Unterrichts  ein  theUweiser  Grund  in  der  Lässigkeit  der  Schüler  und  deren 
snderweiter  zu  greiser  Belastung,  sowie  in  der  Abneigung  mancher  Eltern 
gegen  die  auf  den  Turnplätzen  vorgenommenen  Uebungen  gefunden  wird,  so 
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ist,  soweit  hier  das  sittliche  Veihalten  der  Schfiier  und  deren  eCwsnige  Ueber^ 
lastung  mit  Schularbeiten  in  Betracht  kommt,  das  Nöthige  bereits  bemerkt 
Besteht  aber  gegen  die  vorsunehmenden  Uebungen  jene  Abneigung,  und  wäre 
diese  begründet,  so  mufs  angenommen  werden,  dau  an  den  betreif.  Orten  der 
gymnast.  Unterricht  unzweckmäßig  eingerichtet  ist,  und  wahrscheinlich  das 
Geräthetumen  nebst  einer  blolsen  materiellen  Uebung  der  KOrperkraft  sa  sehr 
in  den  Vordergrund  tritt  Hier  wird  zunächst  von  Seitei^  der  Anstalt  durch 
Befolgung  eines  rationellen  Systems  der  Gymnastik  Abhülfe  zu  schaffen,  und 
namentlich  dahin  zu  streben  sein,  dafs  die  IiYei-,  Ordnungs-  und  taktogym- 
nastischen  Uebungen  theils  zur  £rweckung  eines  Gemeingeftlhls,  indem  sich 
die  Schüler  als  Glieder  eines  geschlossenen  Ganzen  erkennen  lernen,  theils 
zur  Vorbereitung  auf  den  künftigen  Militairdienst  ihre  angemessene  Berück- 
aichtig^ng  finden.  Die  Marsch-  und  Evolutionsiibangen  weiden  SO  einzurichten 
sein,  da(s  die  Schüler  die  nöthige  Bekanntschaft  mit  den  eingeführten  Wendun- 
gen und  Schwenkungen,  mit  dem  Formuren  der  Massen  in  Coionne  und  Linie, 
mit  dem  Deployiren  etc.  erlangen.  Die  Tarnspiele  werden  sich  dahin  ein- 
richten lassen,  dafs  die  wünschenswerthe  Fertigkeit  im  Abschätzen  der  Di- 
stanzen, im  Auskunden  und  Durchsuchen  coupirten  Terrains  etc.  Berücksichti- 
gung findet  Sind  solche  Uebungen  eingerichtet,  so  wird  die  Abneigung  der 
Eltern  aufhören,  und  schwächliche  Schüler  werden  höchstens  von  dem  Ge- 
räthetumen, nicht  aber  von  den  Frei-,  Ordnungs-  und  taktogymnastischen 
Uebungen  zu  dispensiren  sein.  Hinsichtl.  der  erwähnten  Uebungen  ist  aber 
immer  festzuhalten,  dafs  sie  Turnübungen  und  Spiele  sind,  und  nicht  in  mi- 
litair.  Spielerei  ausarten  und  den  Knaben  nicht  vorab  das  bieten  dürfe,  was 
von  dem  Manne  gefordert  ^rd,  weshalb  auch  der  Gebrauch  von  Gewehren 
bei  den  gymnast.  Uebungen  ebenso  entbehrlich  wie  anszuschliefsen  ist 

Einem  qualificirten  Turnlehrer  wird  es  auch  nicht  schwer  feülen,  in  die 
Schwimmübungen  und  andere  körperliche  Exercitien,  wie  das  Schutt* 
schuh  laufen,  diejenige  Ordnung  und  Gemeinsamkeit  der  Schüler  zu  brin- 
gen, welche  den  wünschenswerthen  Zusammenhang  mit  dem  eigentlichen  gym* 
nast.  Unterricht  aufrecht  erhält. 

Ein  besonderer  Werth  wird  darauf  zu  legen  sein,  dafs  sich  in  nächster 
Nähe  des  Schullocals  ein  Turnplatz,  resp.  eine  Turnhalle  befindet,  damit  bk 
den  üblichen  Pausen  des  Schulunterrichts  oder  in  daftir  zu  gewinnenden 
gröfseren  Zeitabschnitten  classen-  und  abtheilungsweise  wenigstens  Frei-  und 
Ordnungsübungen  angestellt  werden  können,  in  welchem  Fall  die  gröfeeren 
entlegneren  Turnplätze,  vielleicht  seltener,  zu  ausgedehnteren  Gesammtflbun- 
gen  und  Spielen  benutzt  werden  können. 

Bei  Fernhaltung  alles  Absonderlichen  und  Renommistischen  wird  doch 
vorzusehen  sein,  daia  das  Turnwesen  der  Schüler  als  eine  Gemeinschaft  auch 
sein  Recht  erhält,  in  die  Aeuiserlichkcit  zu  treten.  Gemeinsame  Kleidung, 
Fahnen  und  andere  etwa  mit  der  geschichtl.  Entwickelung  der  betreff.  Anstalt 
in  Verbindung  stehende  Abzeichen,  gemeinsamer  Zug  zum  Turnplatz  unter 
Trommelschall  oder  Abeingung  vateriändischer  Lieder,  Gesang  während  des 
Turnens,  sind  hieher  gehörige  Dinge,  deren  Auswahl  und  Benutzung  der  Ein- 
sicht und  dem  Tact  der  betreff.  Anstalten  überlassen  bleiben  mu(s.  Es  wbd 
sich  femer  empfehlen,  jährlich  ein  Tumfest  abzuhalten,  welches  einen  Naoh- 
mittag  hindurch  auf  dem  Tumplatz  unter  entsprechenden  Spielen,  Vorträgen 
und  Gesängen  gefeiert  wird.  Emen  Theil  dieses  Festes  bildet  das  Probetumen, 
in  welchem  vor  dem  LchrercoUegium  und  dem  Vorstand  der  Anstalt  Proben 
von  der  eriangten  gymnast.  Ausbildung  abgelegt  werden.  Hiemit  kann  die 
^Irtheilung  von  Prämien  verbunden  werden.  Jähriich  wenigstens  einmal 
eine  gölMre  Turafahrt  anzustellen  wird  der  Organismus  jeder  Anstalt  ge- 
statten. 

Nach  diesen  Andeutungen  veranlasse  ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  den 
Betrieb  des  gymnast  Unterrichts  bei  den  höh.  Untorrichtsanstalten  in  erneuerte 
Anregung  zu  bringen.  Das  Hauptaugenmerk  wird  darauf  zu  richten  sein, 
da(s  baldmöglichst  alle  Gymnasien  und  Realschulen  in  den  Besitz  onlentlich 
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▼orgebiideter  und  wohl  qualifioirter  Turnlehrer  geUmgen,  und  werde  ich  dar- 
auf gerichteten  Anträgen  in  den  einzelnen  Fällen  gern  jede  mOg^ehe  Förderang 
angedeihen  lassen. 

Min.  Verf.  v.  4.  Dcb.  1861  (auf  den  Antrag  eines  Magistrats,  besondem 
Fechtunterricht  für  die  Vorturner  betreffend):  —  -Es  ist  richtig,  dab  die 
Hfiüfo,  welche  gettbte  Vorturner  beim  Unterricht  zahlreicher  Schalermassen 
gei^Uiren,  tou  grolsem  Werth  ist,  und  dafis  es  eine  Hauptaufgabe  des  Tum- 
fehrers  ist:  sich  diese  Hülfe  zu  sichern.  Bei  dem  lebhaften  Interesse,  welches 
dem  Berielkt  zufolge  dort  aHgemein  ftlr  das  Turnen  im  Publicum  und  an  den 
Schulen  herrschend  ist,  läist  sich  erwarten,  dais  es  den  dazu  befähigten  älteren 
Sehfllem  des  Gymnasiums  und  der  Realschule  eine  Ehre  und  Freude  sein 
wird,  als  Vorturner  den  Lehrer  zu  unterstfltzen,  und  dals  sie  es  nidit  als  eine 
auf  Lohn  wartende  Arbeit  ansehen  werden.  Es  wird  daher  um  sie  dazu  willig 
sa  machen  nicht  noch  eines  besondem  Impuhies  bedürfen,  wie  sich  dies  auch 
an  anderen  Anstalten,  wo  das  Turnen  mit  Lust  getrieben  wird,  nicht  nOthig 
erwiesen  hat  —  Dals  den  Vorturnern  au&er  den  Prämien,  welche  der  Magf 
strat  zu  diesem  ZwocIl  anzukaufen  Wbsichtigt,  zur  Belohnung  ein  über  &a 
Stolsfechten  hinausgehender  Fechtunterricht  ertheilt  werde,  kann  nicht  ge- 
nehmigt werden.  Die  in  dem  Gutachten  des  Gymnasialdirectors  dagegen 
geltena  gemachten  Bedenken  sind  in  pädagogischer  Erfahrung  begründet  und 
Yeilangen  Berücksichtigung. 

Hienach  kann  ich  mich  nicht  veranlalst  sehen,  die  von  dem  K.  Prov. 
Sefanleoll.  in  der  Sache  erlassene  Verfügung,  durch  welche  in  entsprechender 
Anfiassong  dem  Fechtunterricht  der  Schüler  die  nöthigen  Schranken  angewiesen 
werden,  au&uheben,  erkläre  mich  vielmehr  mit  derselben  ganz  einverstanden." 

C.  Verf.  V.  4.  Apr.  1865:  „Der  Fortgang  des  Turnens  bei  der  männ- 
liehen  Jugend  wird  vielfach  durch  den  Mangel  bedeckter  Locale  behindert, 
in  weldiem  die  Uebungen  bei  schlechtem  Wetter  und  im  Winter  abgehalten 
werden  kOnnen.  Bei  sämmtlichen  seit  längerer  Zeit  neu  erbauten  Schullehrer- 
Seminarien  ist  hierauf  Rücksicht  genommen ,  und  sind  zweckmäßige  Tum- 
aUe  eingerichtet  worden.  Ein  Gleiches  empfiehlt  sich  für  die  anderen  höheren 
Unlerrichtsanstalten.  Die  K.  Prov.  SchulcoUegien  veranlasse  idi,  bei  Neu- 
hauten  solcher  Anstalten,  oder  bei  Reparaturbauten,  die  hiezu  Gelegenheit  bie- 
ten, hierauf  Rücksicht  zu  nehmen  und  die  Einrichtung  eines  zweckmäisigen 
Tnrnsaales  als  zu  erfüllende  Forderung  zu  stellen.^ 

Min.  Verf.  v.  14.  Apr.  1866  (an  die  K.  Regierung  zu  Danzig):  „In  der 
Danziger  Zeitung  v.  3.  d.  M.  ist  der  Plan  entwickelt,  auf  dem  Wege  des 
Actienuntemehmens  eine  lYimhalle  zu  errichten,  welche  auch  für  die  Tum- 
flbungen  sämmtlicher  Schulen  der  Stadt  bestimmt  sein  soll.  Es  wird  dabei 
insden  3  höheren  Unterrichtsanstalten  sowie  aus  den  Mittel-  und  Elementar- 
sehulen  auf  eine  Zahl  von  mindestens  4000  Tumschülem  gerechnet,  die,  in 
Serien  von  400  Schülern  getheilt,  wöchentl.  2  Stunden  turnen  könnten. 

Auf  Grund  von  Verhandlungen,  die  über  ähnliche  Pläne  und  Einrichtun- 
gen in  anderen  Städten  Statt  gefunden  haben,  sehe  ich  mich  veranlalst,  die 
L  Regierung  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dals  die  projectirte  Einrichtung 
fllr  die  Schäen,  soweit  sich  deren  Wesen  aus  der  Skizze  erkennen  läfst,  zur 
Genehmigung  seitens  der  Schulverwaltung  nicht  geeignet  sein  würde.  Diese 
hat  vielmehr  bei  Tumeinrichtungen  für  städtische  Schulen  von  folgenden  Ge- 
liditspuncten  auszugehen: 

1.  Das  Turnen  der  männlichen  Jugend  ist  ein  integrirender  Thefl  des 
Schulunterrichts,  woraus  folgt,  dafs  jede  Schule  für  sich  abgesonderten  Tum- 
«nterricht  haben  mufs,  die  Vereinigung  mehrerer  oder  aller  Schulen  zu  ge- 
meinsamem Turnunterricht  aber  nicht  statthaft  ist.  Die  EintheUung  der  Schü- 
ler f&r  den  Turnunterricht  schliefst  sich  am  zweckmäßigsten  an  die  bereits 
Yoihandene  Eintheilung  derselben  nach  Schulclassen  an. 

2.  In  der  Regel  muls  jede  Schule  ihren  eigenen  Turnlehrer  haben,  womit 
üeht  ausgeschlossen  ist,  dals  ein  und  derselbe  Lehrer  für  mehrere  Schulen  fun- 
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giren  ktnn.  Das  letztere  wird  indessen  nnr  fllr  den  Fall  znlisstg  sein,  wenn 
die  zweckm&Tsigste  Einriehtang,'  dafs  nämlich  ein  oder  mehrere  ordentliche 
Mitglieder  des  Lehrercolle^ums  den  Tumanterricht  besorgen,  anter  den  g»> 
gebenen  Verhältnissen  nicht  aosf&hrbar  ist.  Jedenfalls  ausgeschlossen  rnaCs 
aber  die  Einrichtung  bleiben,  dafs  ein  aufserhalb  der  Schale  stehendes  selb- 
ständiges Turnlehrercollegium  den  Turnunterricht  der  Schule  besorgt.  Wenn 
nicht  besondere  Hindemisse  entgegenstehen,  wird  auch  fQr  den  Fall,  da(a 
nicht  ein  ordentlicher  Lehrer  der  betreff.  Schule  den  Tumanterricht  b^rgt, 
der  besonders  mit  Erthcilung  desselben  beauftragte  Lehrer  Mitglied  des 
Lehrercollegiums  sei  and  an  den  Conferenzen  desselben  Theil  nehmen  mflssen. 

3.  Der  Tumunterricht  der  Schulen  unterliegt  der  Organisation  und  Aaf> 
sieht  der  ordentlichen  Schulaufsichtsbehörden  und  kann  nicht  an  deren  SteQft 
ein  aufseihalb  derselben  stehendes  Curatorium  oder  ähnlicher  Vereinsaoa- 
schufs  treten. 

Ich  überlasse  es  der  K.  Regierung,  je  nach  Lage  der  Sache  die  städti- 
schen Behörden  von  Danzig  mit  diesen  leitenden  Gesichtspuncten  bekannt 
in  machen,  damit  nicht  mit  Einrichtungen  vorc^egangen  wei^e,  denen  später» 
sofern  es  sich  nm  eine  Betheiligung  der  Schulen  an  denselben  handelt,  die 
Genehmigung  versagt  werden  müfiste''.  — 

12.  Hodegetik  ffir  die  zur  Unirersität  Uebergehendem. 

G.  Verf.  y.  5.  Dcb.  1845  (Min.  Eichhorn):  „Ans  den  Berichten  der 
K.  ProT.  SchulooUegien  habe  ich  entnommen,  dafs  die  Gymnasialschfller  vor 
ihrem  Abgange  zur  Universität  anf  verschiedene  Weise  je  nach  den  An- 
sichten der  betreff.  Directoren  über  eine  zweckmäfsige  Einrichtung  und  An- 
oidnung  ihrer  akademischen  Stadien  belehrt  werden,  ich  bin  zwar  im  wesent- 
lichen damit  einverstanden,  dafs  dieser  fUr  eine  erspriefsliche  Benutzang  der 
den  Universitätsstudien  gewidmeten  Zeit  sehr  wichtige  Gegenstand  auch  (imer 
dem  Wohlwollen  nnd  der  Liebe  der  Directoren  überlassen  bleiben  mnfs:  bei 
den  häufig  vorkommenden  Mifsgriffen  der  Studirenden  in  der  Wahl  der  Vor- 
lesungen und  in  der  Anordnung  ihrer  Studien  kann  ich  jedoch  nicht  umhiOt 
die  Angelegenheit  der  besondem  Aufmerksamkeit  der  K.  Prov.  Schulcollegiea 
dringend  zu  empfehlen".  — 

M  i  n.  V  e  r  f.  V.  2  4.  J  a  n.  1 8  4  6  (Min.  Eichhorn  an  das  K.  Prov.  SchnlcolL  la 
Posea;  den  übrigen  Prov.  SchulcoU.  mitgctheilt) :  „Auf  den  Bericht  v.  27.  v.  M. 
erkläre  ich  mich  damit  einverstanden,  dafs  der  den  Abiturienten  nach  be- 
standener Maturitätsprüfung  von  dem  Dir.  des  Gymnasiums  oder  einem  be- 
sonders dsavL  geeigneten  Lehrer  zu  haltende  Vortrag  über  die  zweckmäfsigito 
Benutzung  der  akadem.  Studienzeit  nicht  sowohl  mit  systematischer  VoU- 
ständigkcit,  als  vielmehr  in  der  Form  väterlicher  und  wohlgemeinter  Rath- 
schlägo  und  Andeutungen  ffohaltcn  werde.  Dem  Collegium  bleibt  überlassen, 
die  Directoren  hierauf  aufmerksam  zu  machen  und  den  Gegenstand  ihrer 
besondem  Fürsorge  nochmals  zu  empfehlen.  —  Auf  den  Vorschlaf,  bei  allen 
Facultäten  der  inländischen  Universitäten  sogen.  Studienpläne  autstellen  nnd 
diese  den  Studirenden  als  Leitfaden  bei  der  Betreibung  der  Fachstudien 
einhändigen  zu  lassen,  mufs  ich  Bedenken  tragen  einzugehen.  Auch  be- 
zweifle ich .  dafs  eine  solche  Einrichtung  den  vorgedachten  hodegetischso 
Vorträgen  förderlich  sein  würde ,  da  es  bei  diesen  nicht  auf  speoielle  An- 
leitungen zum  zweckmäfsigen  Betrieb  des  künftigen  Fachstadioms  abge- 
sehen ist".  — 

Von  den  in  Folge  dieser  Anregung  seitens  der  K.  Prov.  Schalcollegien 
an  die  Gymn.  Directoren  erlassenen  C.  Verfügungen  spricht  die  des  K.  P.  Seh. 
C.  za  Coblenz,  21.  Mai  1846,  sich  dahin  aus:  —  „Die  EinfÜhrang  hode- 
getischer  Vorträge  als  eines  eigenen,  stehenden  und  durch  ein  ganzes  Jalff 
oder  Halbjahr  in  einer  oder  mehr  wöchentl.  Stunden  fortlanfenden  Lebrfacba 
können  wir  nicht  wünschen.  Abgesehen  davon,  dafs  sich  die  Zeit  fUr  Sirfehe 
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YorMga  in  dem  vor^chriebenen  Normalplan  nicht  ennitteln  lassen  würde, 
hat  sich  ans  den  triftigsten  Gründen  die  allgemeine  Ueberzengung  bewährter 
Schnlm&nner  dahin  gestaltet,  dafs  nicht  eine  fernere  Erweiterung  der  Gym- 
nanalstndien  ins  Mannichfaltige,  sondern  Goncentration  nnd  Intensivitftt  der- 
■elben  als  eine  wesentliche  Bedingung  fruchtbarer,  gründlicher  und  liebe- 
voller Beschäftigung  mit  denselben  zu  betrachten  ist:  und  mit  diesem  Grund- 
■ats  wfirde  die  Aufnahme  eines  eigenen  neuen  Lehrfachs  in  den  Kreis  dieser 
Studien  nur  schwer  zu  vereinigen  sein. 

Dafs  aber  die  Jfin^inge  der  oberen  Gymnasialclassen  über  ihren  gegen- 
wärtigen und  künftigen  Beruf,  über  ihr  verhalten  zu  demselben  und  die 
richtige  Art  ihr  Ziel  zu  erreichen«  nicht  blos  durch  gelegentliche  Winke,  also 
mehr  oder  weniger  zufällig  und  lückenhaft,  sondern  durch  planmäfsige  Mit* 
theilung  ihrer  Lehrer  möglichst  ins  klare  gesetzt  werden,  wird  als  sehr  wün* 
achenswerth,  ja  als  ein  Bedürfnifs  betrachtet  werden  müssen.  Vielerlei  zum 
Theil  sehr  trübe  und  verworrene  Einflüsse  wirken  zusammen,  um  in  diesen 
Jünglingen  irgend  eine  Ansicht  von  ihrer  Aufgabe,  jetzt  als  Schüler  der 
oberen  Classe,  demnächst  als  Studenten,  von  dem  Werth  oder  Unwerth  ein- 
seiner  Studien,  von  dem  ihnen  zustehenden,  angemessenen  Verhalten  etc. 
hervorzurufen.  Unter  diesen  Einflüssen  darf  eine  planmäisige  Belehrung 
seitens  der  Schule  nicht  fehlen,  wenn  diese  gethan  haben  will,  was  an  ihr 
ist.  Individuelle  Belehrungen  bei  gegebenen  Gelegenheiten  bleiben  daneben 
Bedürfnifs;  sie  finden  aber  gerade  die  zweckmä&gste  Grundlage  in  allge- 
meinen Paränesen. 

Zuvörderst  wird  also  dafür  zu  sorgen  sein,  dafs  das  Bewufstsein  der 
Jünglinge  in  den  oberen  Glassen  über  ihre  Aufgabe  und  Stellung  als 
Z^linge  dieser  obersten  Stufe  der  Anstalt  sich  nicht  blos  unter  dem 
Einflttis  wechselnder  und  sich  widersprechender  Ansichten  ihrer  sonstigen 
Umgebungen  und  mannichfaltiger,  oft  verworrener  Leetüre,  sondern  auch 
äwceh  ausdrückliche  Belehrung  seitens  der  Schule  klar  feststellen  könne. 
Die  Bedeutung  und  das  gegenseitige  Verhältnifs  und  allgemeine  Ziel  der 
Stadien,  welche  die  Schule  ihnen  zur  Pflicht  macht,  nnd  deren  bedeutendste, 
s.  B.  das  Studium  der  Glassiker,  ihnen  so  oft  als  unnütz  verdächtigt  werden, 
der  Werth  freier  Privatstudien  und  die  richtigen  Grundsätze  für  dieselben, 
der  nnzerreifsbare  Zusammenhang  zwischen  sittlicher  und  wissenschaftlicher 
Bildung,  die  Aufgabe  der  oberen  Glassen,  der  ganzen  Anstalt  ein  Vorbild 
semeinsamen  geistigen  und  sittlichen  Strebens  zu  sein:  dies  und  ähnliches 
sind  Gegenstände,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  allen  Schülern  der  oberen  Glas- 
ten in  zusammenbangender,  bündiger  Darstellung  vorgehalten  werden  müssen. 
Der  angemessene  Zeitpunct  dafür  ist  in  §.  49  des  Abitur.  Prüfungsreglements 
V.  4.  Juni  1834  bereits  bezeichnet  und  die  daselbst  den  Directoren  zur  Pflicht 
gemachten  zweckdienlichen  Erinnerungen  werden  sich  meistens  schon  zu 
einer  prägnanten  Paränese  in  dem  bezeichneten  Sinne  gestaltet  haben. 

Sodann  wird  die  Schule  sich  bei  der  Wahl  des  Berufs  ihrer  Zöglinge 
licht  lediglich  passiv  verhalten  dürfen,  wenn  sie  das  Ihrige  thun  will.  Diese 
Wahl,  sowohl  die  des  akadem.  Studiums  überhaupt,  als  eines  besondem 
I^nltätsstudiums  wird  zwar  nur  zu  oft  aus  den  unzulänglichsten  Motiven 
nnd  auf  ganz  verworrene  Vorstellungen  hin  getroffen  und  früh  festgestellt; 
^e  Schule  aber,  welche  so  oft  die  Verfehltheit  solcher  Wahl  wahrnimmt, 
wird  darum  von  den  wirklich  berechtigten  Momenten  einer  solchen  Wahl 
nicht  zu  schweigen  haben;  und  wenn  eine  Belehrung  der  Einzelnen  und 
ihrer  Angehörigen  in  dieser  Hinsicht  schwierig  und  oft  mifslich  ist,  so  wird 
es  um  so  angemessener  sein,  in  allgemein  gehaltenen,  regelmäfsig  wieder- 
kehrenden Mittheilungen  den  Jünglingen  von  dem  Zeitpunct  an,  wo  sich  ein 
klares  BewuCstsein  in  ihnen  bildet,  also  etwa  von  dem  Eintritt  in  II  an,  die 
objectiven  Motive  richtiger  Berufswahl  bestimmt  zu  vergegenwärtigen,  nnd 
die  änderen  wie  die  inneren  Bedingungen  akademischer  Studien  überhaupt, 
nnd  der  einzelnen  Facultätsstudien  und  deren  besondere  Anforderungen  an 
die,  welche  sich  ihnen  widmen,  die  Bedeutung  und  Nothwendigkeit  fortge- 
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setzter  allgemeiner  Stadien,  sodann  die  Leiden  nnd  Freuden  der  Yeraehied6* 
nen  Bemfsarten,  ihnen  bündig  vorzuhalten. 

Wann  dieses  geschieht,  ist  weniger  wichtig,  als  dafs  es  regelmi&ig  und 
wiederholt  geschieht,  da  vielen  Gymnasiasten  sonst  nirgends  zu  grflndllcheni 
Verfahren  bei  der  Entscheidung  über  die  Wahl  ihres  Lebensweges  Anlaft 
gegeben  wird,  wenn  es  nicht  die  Schule  thut  Jedenfalls  wird  es  aber  so 
zeitig  als  thunlich  geschehen  müssen,  da  es  fKr  Abiturienten  meist  zu  sgSX 
kommen  würde.  Passend  möchte  daher  eine  solche  Mittheilung  an  die  bdden 
oberen  Classen  alljährlich  in  Verbindung  mit  den  oben  erw&nten  Mitthei- 
lungen, wie  sie  §.  49  des  Prttfungsreglem.  fordert,  erfolgen«  Bei  der  notii- 
wendig(9n  Allgemeinheit  und  Gedrängtheit  solcher  Mittheilungen  ist  nicht  sa 
besorgen,  da»  dieselben  mit  den  encyklopädischen  und  methodologiaehen 
Vorlesungen  der  Universitäten  in  Widerspruch  gerathen*'. » 


Erziehung  und  Disciplin. 

Eine  allgemeine  von  der  Oberaufsichtabehörde  erlassene  Diadplinar» 
Ordnung  fUr  die  höheren  Schulen  besteht  nicht  Ebensowenig  haben 
bisher  alle  Prov.  Schulcollegien  die  für  ihr  Aufeichtsgebiet  geltenden 
disciplinarischen  Grundsätze  in  einer  allgemeinen  Anweisung  festgestellt 
Die  wichtigsten  derselben  sind  in  den  Directoren- Instructionen^)  ent- 
halten. Bei  gleichen  fundamentalen  Principien  finden  in  der  AusfÜhmng 
unter  dem  Einflufs  localer  und  anderer  Verhältnisse  groGse  Verschieden- 
heiten Statty  wie  aus  den  in  Abschnitt  X  zusammengestellten,  von  den 
Prov.  Behörden  gebilligten  Schulordnungen  einzelner  Anstalten  ersehen 
werden  kann.   Hinzu  kommt  folgendes: 

Die  Erziehung  und  Disciplin  der  Schule  hat  ihren  tieferen  Grund 
an  der  Pflege  des  religiösen  Sinnes  und  Lebens  der  Schüler.  Dabei  so* 
wie  bei  allem,  was  im  Unterricht,  in  den  Einrichtungen  und  der  gesamm- 
ten  Thätigkeit  der  Schule  durch  die  Gewöhnung  an  Gehorsam,  Ordnung, 
Pünctlichkeit,  Aufmerksamkeit,  Fleifs,  gute  Sitte,  einen  erziehenden  Ein- 
flufs übt,  ist  die  Persönlichkeit  der  Directoren  und  Lehrer  von  einer 
Wichtigkeit,  welche  für  eine  freie,  von  gegebenen  Vorschriften  unabhän- 
gige Einwirkung  Raum  verlangt.  Deshalb  ist  auf  diesem  ganzen  Gebiet 
vieles  zunächst  dem  pflichtmälsigen  Ermessen  der  Prov.  Aufsichtsbehör- 
den, und  von  diesen  weiter  den  Directoren  und  LehrercoUegien  ttber- 
lassen.  Die  Grenzen  der  somit  für  eine  individuelle  Auffassung  nnd 
Behandlung  der  Schuldisciplin  gestatteten  Freiheit  ergeben  sich  aus  den 
nachfolgenden  Mittheilungen. 

1.   Kirchenbesuch  und  Schalandachten. 

Eine  Theilnahme  der  e  vangel.  Schüler  am  Gottesdienst  der  Kirchen- 
gemeinden  findet  nach  alter  Sitte  unter  geordneter  Betheiligung  äsx 
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meUten  höheren  Schalen  Statt.    Bei  grofser  Schüler- 

n*T^iTfch^i3der  Zahl  von  Kirchensitzen  wechseln  die  Glassen 

darin  ab.  An  vielen  Anstalten  nehmen  die  con- 

lea  Lehrern  und  deren  Familien  auch  an  der  h. 

tler  Kirche  Theil. 

7.  Octb.  1864  (an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  za  Goblenz): 

Ftfgube  der  Schule  schliefst  nach  ihrer  religiösen  Seite 

lii^  Erzklumg  zu  williger  Theilnahme  an  den  Ordnungen 

ji^  weshalb  darauf  zu  halten  ist,  dafs  in  Bezug  auf  Kirchen- 

jüeame  Aliendmahlsfeier  überall  die  hergebracnte  gute  Sitte 

»<v^^Qegt,  und  ditis  bei  neuen  Anstalten  eine  entsprechende  Ord- 

^vürde, 

k:iTin  t]er  Kircheobesuch  und  die  Theilnahme  an  der  Abend- 

piiflng-ogiacfaen  Gründen  nicht  ebenso  wie  die  gewöhnlichen 

ngen  behandelt  und  mit  äufscrcn  Zwangsmitteln  geregelt 

rin  sich  zulässig  und  zweckmäfsig,  so  müfsten  normative 

L^ier  eine  gleichmäfsige  Verbindlichkeit  für  alle  Anstalten 

hLibcD,  Uüd  würden  doch,  namentlich  in  gröfseren  Städten, 

ihren  sein* 

■<■'  kaoti  sich  hierin  überhaupt  nur  als  Helferin  des  Hauses  an- 

targemrira  der  grOfsere  llieil  dieser  besonderen  Erziehungs- 

me  kiinn  Eii^h  dabei  weder  in  Widerspruch  mit  der  elterlichen 

n,  nach  dieselbe  mit  ihren  Mitteln  völlig  übertragen  wollen. 

imnatei]  und  bei  denjenigen  Schülern,  deren  Eltern  nicht  am 

wohnen,  wird  sie  einen  weitergehenden  Anspruch  erheben, 

treC  Anordnungen  für  die  Eltern  einzutreten  das  Recht  haben. 

die  am  Ort  der  Schule  wohnenden  Eltern  die  Hülfe  derselben 

fiung  ablehnen  und  die  Sorge  für  den  Kirchenbesuch  ihrer 

übernehmen  zn  wollen  erklären,  kann  ihnen  nicht  gewehrt 

•ohen  Füllen  hat  die  Schule  bei  wahrgenommener  Vemachlässi- 

ii,Tiote  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  Eltern  dem  geistlichen 

:^smf  und  tnufa  sich  vorbehalten,  nachtheiligen  Folgen  solcher 

1^:  I.^t  fallenden  Vernachlässigung,  wenn  sie  sich  innerhalb  des 

,  Gebiets  der  Schule  bemerklich  machen,  mit  ihren  disciplinari- 

'Jn  entgegen  zu  treten."  — 

Sehlller  der  kathol.  höheren  Lehranstalten  wohnen  moisten- 
.  ich  vor  Anfang  der  Schulstunden  unter  Aufsicht  der  Lehrer 
bei;  ebenso  an  den  Sonn-  und  Feiertagen,  an  denen  sie 
^  bei  vielen  Schulen  auch  den  Nachmittagsgottesdienst  be- 
CiDc  TheÜDahme  an  den  h.  Sacramenten  findet  mehrmals  im 

i*rf.  dos  Prov.  Schulcoll.  zu  Breslau  v.  27.  Febr.  1844, 

r(  ctoren  der  kathol.  Gymn.  in  Schlesien:  „Es  ist  die  Wahrnehmung 

A  utdcD,  dafa  an  dem  tägl.  Gottesdienst,  bei  welchem  die  die  kathol. 

ten  beaucbcnden  Schüler  zu  erscheinen  verpflichtet  sind,  keiner  der 

llieil  nimmt  und  Aufsicht  über  die  Schüler  führt.   Mag  diese  Nicht- 

ime  der  I^hrer  auf  einem  Herkommen  oder  auch  auf  einer  bisher 

anigesprochenen  Verpflichtung  beruhen,  so  kann  dieselbe  auf  die  Schüler 

ifal!«  nur  einen  nnchtheiHgen  Eindruck  machen,  wie  sie  auch  der  Ord- 

wjderstrebt,  dafs  da,  wo  die  Schule  als  solche  erscheint,  auch  eine  Re- 

itation  des  LehrercoKegiums  nicht  fehlen  darf.    Aus  diesen  Gründen 

mit  Rflckstclit  auf  die  von  dem  gesammten  Lehrercollegium  auch  durch 

e^iel  zu  r<irdcmde  religiüae  Erziehung  der  Jugend,  erscheint  die  Anord- 
g  notb wendig,  dals  die  kathol.  Schüler  stets  von  2  Lehrern,  von  einem 
vir  oberen  und  von  einem  der  unteren  Glassen,  in  die  Kirche  begleitet  wer- 
den.   Bei  der  Bestimmung  des  Wechsels  kann  der  Director  nicht  in  Betracht 
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kommen,  da  ihm  die  unanterbrochene  Aafeioht  über  alle  das  Gjisii.  betteff. 
ÄDgelegenheiten  obliegt,  und  er  daher  seinerseits  an  dem  Kirchenbesueh  ao 
oft  Theil  nehmen  wird,  als  er  mit  Rücksicht  auf  seine  einflulsreiohe  SteUnng 
für  nothwendig  hält  Erscheint  dem  Herkommen  gemäfs  bei  bcÜBonderen  ra- 
ligiösen  oder  anderen  Feierlichkeiten  die  Schule  öffentlich  theilnehmend,  ao 
versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  auch  das  ganze  Lehrercollegium  nicht  fehlen 
darf,  ohne  welches  die  Schule  fUs  solche  nicht  besteht  Wir  weisen  demnach 
£w.  etc.  an,  für  die  Folge  hienach  genau  zu  verfiüiren.'' 

Min.  Verf.  v.  6.  Mai  1859,  die  iüdischen  Schüler  betreffend:  „Die 
Annahme,  welche  das  K.  Prov.  SchulcolL  mit  Berufung  auf  Art.  12  der  Ver- 
fa^sungsurk.  vertritt,  dafs  es  für  jüdische  Eltern,  die  ihre  Söhne  in  christliche 
Schulen  schicken,  zu  den  bürgerlichen  Pflichten  gehöre,  dieselben  auch  Sonn- 
abends am  Unterricht  Theil  nehmen  zu  lassen,  und  dafs  deshalb  eine  Dis- 
pensation der  Juden  für  diesen  Tag  nicht  zu  gestatten  sei,  kann  als  zutreffend 
nicht  angesehen  werden.  Die  Schulverwaltung  kann  den  Ansprüchen  solcher 
Eltern,  welche  aus  religiösen  Motiven  ihre  Söhne  am  Sonnabend  ganz  oder 
für  die  Stunden  des  Gottesdienstes  vom  Schulbesuch  entbunden  zu  sehen 
wünschen,  die  gebührende  Berücksichtigung  nicht  versagen.  Demgemftfa  be- 
stimme ich,  datö  in  den  Fällen,  wo  die  Eltern  selbst  bei  dem  K.  Prov.  Schol- 
coU.  darum  nachsuchen,  jüdischen  Schülern  die  gedachte  Dispensation  ertheOt 
werde;  wobei  erstere  darauf  hinzuweisen  sind,  dafs  die  Schule  keinerlei  Ver- 
antwortung für  die  aus  derartigen  Schulversäumnissen  bei  den  betreff.  Schfilera 
entstehenden  Folgen  übernimmt" 

Oemeinaame  Andachten  vor  Beginn  des  Unterrichta  werden 
mit  den  evangel.  Schülern  an  den  meisten  höheren  Lehranstalten  tlfp- 
lich  gehalten.  Vrgl.  p.  81.  Sie  bestehen  gewöhnlich  in  Verlesung  einer 
Stelle  der  heil.  Schrift,  sn  welchem  Behuf  an  mehreren  Schnlen  von 
den  Keligionalehrem  Lectionarien  (bisweilen  auch  in  den  Programmen 
abgedruckt)  suaammengestellt  sind,  nach  denen  die  in  bestimmter  Reihen- 
folge die  Andacht  abhaltenden  Lehrer  sich  richten.  Meistentheila  achlielat 
sich  an  die  Verlesung  des  Schriftworts  ein  kurzes  Gebet  Choralgeaaog 
beginnt  und  schliefet  die  Andacht  Bei  vielen  Schulen  findet  anfaerdem 
Bonnabends  nach  der  letzten  Vormittagslection  eine  gemeinsame  Schlnfh- 
andacht  Statt,  welche  der  Director  abhält  nnd,  oft  im  Anschlufa  an  das 
Evangelium  oder  die  Epistel  des  folgenden  Sonntags,  zn  einer  ermahnen- 
den Ansprache  an  die  Schüler  benutzt. 

2.    Schul-  und  Disciplinarordnungen. 

Die  Schulordnung  der  Anstalt,  in  der  Regel  auch  die  wichtigsten 
der  bei  derselben  geltenden  disciplinar.  Bestimmungen  enthaltend,  wird 
meistentheils  bei  der  Aufhahme  eines  Schülers  den  Eltern  deaeelben 
aur  Kenntnifs  mitgetheilt,  als  Grundlage  einer  gegenseitigen  Ver- 
pflichtung. An  einigen  Schulen  wird  darüber  die  Unterzeichnung  einea 
Bescheinigungsformulars  verlangt,  z.  B.  des  Inhalts: 

«Die  Gesetze  des  Gymn.  zu  N.  sind  mir  mitgetheilt,  und  erkenne  ich 
dieselben  auch  für  mein  Verhältnifs  zu  dieser  Schule  als  bindend  an.* 

Bei  anderen  ist  die  Schulordnung  auf  dem  den  Eltern  einsuhlndi- 
genden  Inscriptionsschein  oder  auch  in  dem  Censurbuch  abgedruckt, 
welches  sie  für  ihre  Söhne  erhalten,  und  auf  dessen  erster  Seite  aae 
eine  derartige  Erklärung  unterschreiben: 

„Ich  verpflichte  mich  hiedurch,  darauf  zu  halten,  dafs  nachstehender 
Schul -(Disciplinar-)  Ordnung  von  meinem  Sohne  unbedingt  Folge  geleistet 
werde.* 
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Mio.  Verf.  v.  SO.Octb.  1865:  —  „Ew.  Wohlgeb.  VorsteUung  t.  U. 
d.  M.  liegt  eine  Dicht  satreffende  Auffassung  der  Disciplinarordnung 
für  die  höheren  Lehranstalten  der  dortigen  Provinz  zu  Grunde.  Die  Dis- 
dplinaroidnung  ist  kein  Gesetz  und  bediarf  deshalb  auch  nicht  der  für  Ge- 
aetae  Torgeschriebenen  Publication.  Sie  ist  vielmehr  eine  Zusammenstellung 
der  allgemeinen  Bedingungen,  unter  denen  die  höheren  Lehranstalten  die  Er- 
siehung und  den  Unterricht  der  ihnen  anzuvertrauenden  Kinder  übernehmen. 
Dieee  Bedingungen  festzustellen,  ist  Sache  der  Anstalten,  beziehungsweise 
der  ihnen  vorgeeetzten  Behörden.  Wer  sich  den  also  festgestellten  Bedingun- 

S  nicht  unterwerfen  kann  und  will,  muls  gerade  ebenso  wie  deijenige,  dem 
festgesetzte  Schulgeld  zu  hoch  erscheint,  auf  die  Benutzung  der  Anstal- 
ten verzichten  und  andere  Wege  aufsuchen,  um  seinen  Kindern  Unterricht 
und  Erziehung  nach  eigenem  Befinden  zu  verschaffen.  —  Sobald  feststand, 
da(a  Sie  entschlossen  seien,  die  Bedingungen  nicht  zu  erfüllen,  an  welche  die 
Diaeiplinarordnung  den  Besuch  der  Anstalt  far  ihre  Schüler  knüpft,  hatten 
Sie  femer  kein  Recht  mehr,  Ihren  Sohn  diese  Schule  besuchen  zu  lassen.^  — 

Die  nltchste  Unterstützung  zur  Durchführung  der  Schulordnung  hat 
der  Director  an  den  Classenordinarien.  Das  Institut  des  Ordi- 
nariato  stammt  aus  der  Zeit,  in  welcher  das  Fachlehrersystem  in  den 
böberen  Schulen  beseitigt  und  durch  das  Glassensystein  (s.  p.  27.  35) 
ein  innerer  Zusammenhang  der  Disciplin  sowie  der  wissenschaftlichen 
Anforderungen  und  des  didaktischen  Verfahrens  in  den  einzelnen  Classen 
hergestellt  werden  sollte.  Die  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837  (s.  p.  24)  legt 
dem  Ordinariat  für  das  Gedeihen  jeder  Schule  den  grollten  Werth  bei. 
Um  der  väterlichen  Obhut  und  Pflege  willen,  welche  daselbst  den  Ordi- 
narien für  ihre  Classen  zur  Pflicht  gemacht  wird,  empfehlen  es  einige 
der  Directoren -Instructionen,  so  viel  wie  möglich  diejenigen  Lehrer  su 
Ordinarien  zu  bestellen,  welchen  auch  der  Religionsunterricht  in  der 
Classe  anvertraut  ist.  An  einigen  evang.  Anstalten  ist  dies  so  durch- 
geführt, dafe  jeder  Ordinarius  auch  der  Religionslehrer  seiner  Classe  ist 

Bei  einigen  Anstalten  ist  die  in  älterer  Zeit  bei  vielen  Schulen 
bestehende  Einrichtung  wieder  aufgenommen  worden,  dafs  von  dem 
Director  bei  der  Aufnahme  eines  neuen  Schülers  ein  Lebenslauf  des- 
selben für  die  Dauer  seines  Aufenthalts  auf  der  Schule  angelegt,  und 
von  den  Ordinarien  durch  Aufzeichnung  der  zu  seiner  Charakteristik 
dienenden  Bemerkungen  fortgeführt  wird. 

Disciplinarordnung  für  die  höheren  Schulen  in  der  Prov. 
Westfalen  v.  24.  Apr.  1833: 

„Obwohl  jeder  Schüler  in  den  VorschrlfteD  der  Religion  und  in  der  Stimme 
seines  Gewissens  die  sichersten  Führer,  wie  für  sein  ganzes  Leben,  so  auch 
für  sein  Verhalten  in  der  Schule  hat,  so  haben  wir  doch  im  Nachfolgenden 
diejenigen  Hanptpuncte  zusammengestellt,  auf  deren  genaueste  Beachtung 
jede  Lehranstalt  rücksichtslos  halten  mufs,  wenn  der  Zweck  der  Schule  an 
ihren  Zöglingen  vollständig  erreicht  werden  soll.  Wir  verpflichten  daher  auch 
alle  Directoren  und  Vorstände  dieser  Anstalten,  auf  die  genaueste  Beobachtung 
nachstehender  Bestimmungen  zu  halten  und  halten  zu  lassen,  auch  Nieman- 
den in  die  Lehranstalt  aufzunehmen,  dessen  Vater  oder  väterlicher  Stell- 
vertreter sich  nicht  vorher  schriftlich  verpflichtet  hat,  allen  diesen  Bestimmun- 
gen für  seinen  Sohn  oder  Pflegebefohlenen  unbedingt  beizutreten. 

1.  A  u  f  n  ah  m  e  i  n  d  i  e  S  c  h  u  l  e.  Jeder  Schüler  hat  bei  seiner  Anmeldung 
nur  Aufnahme  ein  Entlassungszeugnifs  der  bisher  von  ihm  besuchten  Schule 
über  sein  Betragen,  den  Grad  der  Kenntnisse  und  die  Classe  oder  Classen- 
abtiieilung,  aus  der  er  abgegangen  ist,  beizubringen.  Hat  er  noch  keine 
e^ntliche  Schule  besucht,  so  ist  wenigstens  ein  beglaubigtes  Zeugniis  seines 
bisherigen  Privatlehrers  erforderlich.      2.  Auswärtige  Eltern. oder  Vormün- 
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der  haben  fiberdies  bei  der  Anmeldung  ihrer  Söhne  oder  M findel  dem  DIreetor 
der  Anstalt  einen  unbescholtenen,  am  Gymnasialorte  wohnhaften  Mann  nam- 
haft zu  machen,  dem  sie  die  specielle  Aufeicht  derselben  aniser  der  Schale 
▼ollständig  fibertragen  wollen,  und  dessen  Bereitwilligkeit  lur  Ffihmng  dieeer 
Aufsicht  nachzuweisen.  Auch  haben  sie  selbst  oder  durch  diese  Stellvertreter 
wegen  des  Unterkommens  ihrer  Söhne  oder  Mfindel  mit  dem  Director  Rflek- 

Sprache  zu  nehmen,  auch  ohne  dessen  und  des  Classenordinarios  Wisaen 
eren  Wohnung  weiterhin  nicht  zu  verändern«  Die  Stellvertreter  flbemehmen 
ferner  die  Pflicht,  fiber  das  sittliche  Betragen  der  ihnen  anvertranten  Schiller 
nach  den  Bestimmungen  der  Schule  zu  wachen,  keine  Unordnungen  sn  dnl- 
den,  und,  wo  solche  vorkommen,  den  Director  oder  Bector  davon  nngeaäniiit 
in  Kenntnifs  zu  setzen. 

8.  Verhältnifs  zwischen  der  Schule  und  ihrem  Zöglinge. 
Von  jedem  aufgenommenen  Schüler  wird  eine  unbedingte  Unterwerfung  unter 
alle  Gesetze  der  Anstalt  erwartet.  Auch  Eltern  und  Angehörige  können  ohne 
Zustimmung  der  Lehrer  keinen  Schfiler  von  der  Ordnung  des  Ganzen,  lüso 
auch  nicht  von  einzelnen  Unterrichtszweigen  oder  Lectionen  entbinden,  vid- 
mehr  ist  es  in  letzterer  Beziehung  Regel,  dafe  Dispensationen  von  Unterrichts- 
gegenständen gar  nicht  Statt  finden. 

4.  Verhältnifs  des  Schülers  zu  den  Lehrern.  Wie  ieder  Schiller 
zur  Achtung  und  Folgsamkeit  gegen  einen  ieden  Lehrer  verpflichtet  ist,  so 
ist  er  in  Hinsicht  auf  Fleifs  und  sittliche  Ffihrung  vorzfiglich  seinem  dasMi- 
lehrer  (Ordinarius)  zur  Aufsicht  und  Leitvng  fibergeben,  an  welchen  er  sieh 
in  allen  Fällen,  wo  er  des  Rathes  und  der  Weisung  bedarf,  wenden,  dem  er 
als  seinem  väterlichen  Freunde,  sein  volles  Vertrauen  schenken  wiid. 

5.  Kirchenbesnch.  Zu  einer  regelmäfsigen  Beiwohnung  des  Gottes- 
dienstes und  zur  Theilnahme  an  religiösen  Handlungen  bedarf  kein  wohl- 
gearteter Mensch,  sobald  er  auch  nur  einigermafsen  zu  dem  Bewulstsein  der 
beiligsten  und  höchsten  Angelegenheiten  aer  Menschheit  gelangt  ist,  eines 
äufsem  Antriebes.  Wann  aber  und  wo  die  Schule  auch  diesen  Theil  der  Er- 
ziehung besondem  Anordnungen  unterwirft,  da  ist  jeder  Schfiler  um  so  mehr 
verpflichtet,  der  väterlichen  Leitung  seiner  Anstalt  genaue  Folge  zu  leisten. 

6.  Schulbesuch.  Mit  allem  Erforderlichen  versehen,  soll  sich  der 
Schfiler  zur  bestimmten  Zeit  und  pfinctlich  vor  dem  Anfange  der  Lectionen 
in  der  Schule  einfinden  und  den  ihm  angewiesenen  Platz  einnehmen.  Ver- 
spätung, wenn  zumal  damit  ein  Versäumnifs  der  gemeinsamen  Morgenandacht 
verbunden  ist,  darf  durchaus  nicht  Statt  finden.  Wer  auch  gcgrflndete  Ab- 
haltung vom  Schulbesuche  hat,  darf  doch  nicht  ohne  persönlich  von  dem 
Director  oder  Ordinarius  eingeholte  Erlaubnifs  ausbleiben.  Nur  KrmnkheK 
macht  eine  Ausnahme;  doch  mufs  in  solchen  Fällen  sogleich  auf  eine  zuver- 
lässige Art  Anzeige  gemacht  werden.  Um  Schul  Versäumnisse  unter  dem 
blofsen  Vorgeben  von  Krankheit  zu  verhüten,  werden  die  Lehrer  in  verdächti- 
gen Fällen  eine  nähere  Untersuchung  veranlassen.  —  Dieselbe  Pfinctlichkeit, 
wie  im  täglichen  Schulbesuch,  wird  auch  in  der  Beobachtung  der  Ferienzdt 
erwartet.  Wen  Krankheit  an  der  pünctlichen  RQckkehr  bei  dem  Wiederanfange 
der  Lectionen  verhindert,  hat  dieses  unfehlbar  durch  ein  glaubhaftes  Zeug- 
nifs  zu  erweisen. 

7.  Häuslicher  Fleifs.  Die  mit  dem  öffentlichen  Unterricht  nicht  be- 
setzte Zeit  des  Tages  sollen  die  Schüler  sich  ffir  ihren  Privatfleifs  und  ihre 
Erholungen  angemessen  cintheilen,  auch  wenn  es  gefordert  wird,  einen  schrift- 
lichen Plan  darüber  vorzeigen.  —  So  weit  es  nöthig  ist,  wird  jede  Anstelt 
die  Eintheilung  der  Erholungs*  und  Arbeitszeit  noch  besonders  bestimmen, 
und  namentlich  Einrichtung  treffen,  dafs  ihre  Zöglinge  am  Abende  nicht  ra 
spät  aufserhalb  ihrer  Wohnungen  zubringen  oder  zur  Unzeit  Besuch  bei  sich 
dulden.  Den  hierüber  ergehenden  Bestimmungen  ist  die  pfinctlichste  Folge 
SU  leisten. 

8.  Ordnung  und  Anstand  in  der  Schule  und  auf  dem  Sehul- 
wege.  Jeder  Schfiler  ist  zur  Ordnung  und  Reinlichkeit  am  Körper,  in  KM- 
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düng,  Bttohern  und  Heften  Terpfliohtet  Er  hat  Repetitionen,  Prftparationen, 
AuearbeitiuigeQ,  Karten,  Zeichnungen,  kurz  jede  Arbeit  bo  zu  liefern,  Hefte 
nnd  Bfleher  so  zn  halten,  wie  sie  jeder  Lehrer  in  jeder  Hinsicht  von  ihm 
fordert.  Sein  Aeufseree  soll  den  Ausdruck  jugendlicher  Beeoheidenheit  und 
Eio&ehheit  an  sich  tragen  *,  daher  darf  er  auch  nicht  in  auffallender,  von  dem 
Anstände  nnd  der  guten  Sitte  abweichender  Tracht  in  der  Schule  erschei- 
nen. —  WiUirend  des  Unterrichts  ist  jede  fremdartige  Beschäftigung  oder 
gmr  aMohtliohe  Störung,  so  wie  unzeitiges  Fragen  und  Antworten  durch  die 
Natar  der  Sache  als  unzulässig  bezeichnet.  —  Die  Zeit,  welche  zwischen  den 
Lectionen  zur  Erholung  bestimmt  ist,  soll  nur  dieser  gemäis  und  auf  eine 
asstindige  Weise  benutzt  werden.  Rohes  und  zügelloses  Betragen  entehrt 
hier,  wie  fiberall,  den  Zögling  einer  höheren  Bildungsanstalt  Ebenso  wird 
ein  anstfindiges  nnd  geräuschloses  Betragen  anf  dem  Gange  zur  Schule  und 
inr  häuslichen  Wohnung  von  jedem  Schüler  erwartet.  Jedes  muthwillige  nnd 
unanständige  Verhalten  anf  dem  Schulwege  ist  von  Seiten  der  Schule  ernst- 
lich za  ahnden. 

9.  Achtung  vor  dem  SchuUocal.  Das  Bewulstsein,  einer  höheren 
Bildnngsanstalt  anzugehören,  soll  den  Schüler  auch  zur  Achtung  gegen  die 
Stätte  seiner  Bildung  bringen.  Er  muls  das  Schulgebäude  sowie  alles  Schul- 
geräth  nnd  alle  Unterrichtsmittel  fHr  unverletzlich  halten  und  in  keinem 
nlle  darin  etwas  mit  Wissen  und  Willen  beschädigen  oder  entstellen.  Sonst 
hiut  er  auÜBer  den  Kosten  der  Wiederherstellung  des  Verdorbenen  noch  eine 
besondere  Sehulstrafe  zu  erleiden.  Bleibt  der  Thäter  unentdeckt,  so  mufs  die 
betheiligte  Classe  fttr  den  Schaden  stehen. 

10.  Betragen  aufser  der  Schule  überhaupt  Der  Schüler  mufs 
fiberiiaapt  in  seinem  ganzen  Betragen  alles  vermeiden,  wodurch  er  sich  über 
sein  Alter  erhebt,  aus  seinem  Verhältnisse  als  Schüler  tritt  oder  gar  seine 
Sittlichkeit  in  Gefiihr  bringt  Untersagt  ist  deshalb:  a)  Auch  auiser  der  Schule 
alles  Auf&llende  in  seiner  Kleidung  und  alles  Anmafsende  in  seiner  ganzen 
änderen  Haltung,  b)  das  Tabackrauchen,  und,  falls  etwa  ausnahmsweise  bei 
Erwachsenen  die  ausdrückliche,  dem  Director  nachzuweisende  Erlaubnifs  des 
Vaters  oder  Vormundes  Statt  findet,  das  öffentliche  Tragen  der  Pfeife  und 
das  Rauchen  an  öffentlichen  städtischen  Vergnügungsörtem  oder  in  G^i^n- 
wart  der  Lehrer  ohne  deren  ausdrückliche  Genehmigung,  e)  Das  Baden  gegen 
den  Willen  und  die  Anweisung  der  Schule,  d)  Jede  lärmende  und  jede  die 
Leidenschaft  des  Spielens,  Trinkens  u.  s.  w.  nährende  Zusammenkunft  der 
Schüler  in  und  au/ser  dem  Hause,  e)  Der  Besuch  der  öfientlichen  Wirths- 
nnd  Caffeehäuser,  Billards,  Conditoreien  u.  s.  w.  sowohl  in  der  Stadt  als  in 
deren  unmittelbarer  Nähe,  anders  als  in  Gesellschaft  und  unter  Aufsicht  der 
Eltern  oder  solcher  Personen,  welche  die  Stelle  der  Eltern  zu  vertreten  und 
die  Bürgschaft  für  das  gesittete  Betragen  des  mitgenommenen  Schülers  zu 
übernehmen  geeignet  sind.  /)  Der  Besuch  des  Schauspiels  und  öffentlicher 
Balle,  wenn  nicht  nach  vorhergegangener  Zustimmung  der' Eltern  oder  deren 
Vertreter  die  Erlaubnils  des  Classenlehrers  eingeholt  ist,  welcher  ermessen 
wird,  ob  nach  Alter,  Betragen  und  Fleifs  des  Schülers  diese  Erlaubnis  ge- 
währt werden  könne  oder  nicht,  g)  Die  Benutzung  öffentlicher  Leihbibliotheken, 
an  deren  Stelle  die  Bibliothek  der  Schüler  tritt,  h)  Jede  Verbindung  der 
Schüler  unter  sich  oder  mit.  Anderen,  deren  Zweck  nicht  dem  Director  an- 
gezeigt und  von  demselben  gebilligt  ist. 

11.  Achtung  vor  den  Menschen  überhaupt  und  den  Vor- 
gesetzten insbesondere.  Der  Schüler  soll  diese  Achtung  beweisen: 
a)  Vor  sich  selbst,  indem  er  sich  jeder  ihn  entehrenden  Handlung,  jedes  Ver- 
gehens gegen  Scham  und  Zucht  enthält,  b)  Vor  seinen  Mitschülern,  indem 
er  sich  friedfertig  und  gefällig  zeigt,  empfangene  Beleidigungen  nicht  selbst 
rieht,  sondern,  wenn  eine  friedliche  Aussöhnung  nicht  erfolgt,  sie  vor  den 
Oassenlehrer  bringt,  nie  aber  lieblos  und  schadenfroh  gegen  seine  Mitschüler 
auftritt,  oder  sich  als  ein  strafbarer  Verläumder  und  unberufener- Zuträger 
leigt    c)  Vor  allen  Lehrern  und  Vorgesetzten  der  Anstalt,  sowie  überhaupt 
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gegen  ältere  Personen,  in  Beobachtung  des  &a(sem  Anstandes  sowohl^  als  in 
dnem  bescheidenen,  von  Offenheit  und  Wahrheit  zeugenden  Benehneii. 

12.  Censuren.  Um  Jedem  Schfiler  durch  Anerkennung  seines  FleilMB 
und  gesitteten  Betragens  eine  Aufmunterung  su  gewähren,  durch  £ünweisiing 
auf  seine  Mängel  aber  ihn  zur  Selbsterkenntnils  und  B^serung  so  Ahrea, 
und  aufserdem  die  Eltern  und  Angehörigen  in  den  Stand  zu  setsen,  Güi  das 
gute  Verhalten  desselben  nach  Kräften  mitzuwirken,  werden  für  die  unteren 
und  mittleren  Classen  vierteyährlich,  für  die  oberen  halbjährlich  Gensnien  bei 
jeder  Schule  ausgegeben.  Die  Mittheilung  derselben  geschieht  in  der  Begel 
durch  den  Schüler  selbst.  Dieser  hat  seine  Gensur  den  £ltem  oder  Pflegern 
vorzulegen,  und  dieselbe,  mit  deren  Unterschrift  versehen,  seinem. Clsaeen- 
lehrer  wiederum  vorzuzeigen.  Sollte  eine  Gensur  zur  gewöhnlichen  Zeit  an 
die  Angehörigen  nicht  gelangen,  so  werden  sie  vor  allem  den  Eingang  der- 
selben betreiben. 

13.  Mafsstab  der  Beurtheilung  der  Vergehen.  Wie  die  Ter- 
schiedenen  Vergehungen  an  sich  eine  Stufenreihe  in  Absicht  der  Strafbarkeit 
bilden,  so  können  auch  dieselben  Vergehen  wegen  der  sie  begleitenden  Um- 
stände in  verschiedenem  Grade  ahndungswerth  erscheinen.  Als  die  straf- 
würdigsten stehen,  nächst  den  allgemein  anerkannten  gröberen  moralisehen 
Vergehen,  z.  B.  Lügenhaftigkeit  und  Schamlosigkeit,  oben  an:  alle  Begongen 
und  Ausbrüche  der  Widersetzlichkeit  und  des  Ungehorsams,  sowie  jeder  an- 
haltende Unfleils,  weil  durch  sie  der  Zweck  des  Schulbesuchs  geradehin  ver- 
eitelt und  die  Oidnung  der  Schule  verletzt  wird.  Eine  schwere  verantwortong 
zieht  sich  femer  jeder  Schüler  durch  Verführung  seiner  Mitschüler  zu;  vor 
allem,  wenn  er  als  Urheber  erscheint,  und  sich  dabei  wohl  gar  eine  absidit- 
liche  Verabredung  zeigt.  Ungleich  strafbarer  erscheint  auch  ein  Schfiler  bei 
Wiederholung  eines  mihem  Vergehens;  femer  wenn  die  vorausgegangene 
Warnung  unbeachtet  geblieben  ist,  wenn  die  schon  frühere  Strafe  ihn  nicht 
zur  Sinnesänderung  geiführt  hat,  wenn  nicht  blofs  Leichtsinn  und  Uebereilnng, 
sondern  bewufstvolle  Absicht  in  seinem  Vergehen  sich  offenbart  Endlidi 
verdient  hartnäckiges  Leugnen  und  unredliche  Verstellung,  wo  offenes  Ge- 
ständnifs  und  aufnchtige  Reue  erwartet  werden  sollte,  eine  strengere  Ahn- 
dung. Wer  als  Zeuge  hehlen  oder  durchhelfen  wollte,  zieht  sich  ebensow<^ 
Strafe  zu ,  als  derjenige  auf  kräftigen  Schutz  gegen  etwanige  Anfeindungen 
rechnen  kann,  der  wahrheitsliebend  eine  geforderte  oder  sonst  schuldige  An- 
zeige über  Verirrangen  eines  Mitschülers  macht. 

14.  Strafen.  Allen  Strafen,  welche  die  Schule  nach  sorgfältiger  nad 
gewissenhafler  Erwägung  aller  Umstände  auszuüben  sich  genöthigt  sieht, 
liegt  die  reine  und  väterliche  Absicht  der  Lehrer  zum  Grande,  dra  straf- 
baren Schüler  zur  Besserang  und  Sinnesänderung  zu  fahren.  Jeder  Schfiler 
möge  denn  auch  durch  ein  untadeliges  Verhalten,  durch  Gehorsam  und  Fleiib 
die  Anstalt  der  traurigen  Nothwendigkeit  überheben,  zu  eigentlichen  Strafte 
zu  schreiten.  Bedeutsam  mag  jedem  Schüler,  auf  dessen  Einsicht,  Gefühl 
und  Willen  täglich  eingewirkt  wird,  schon  die  leiseste  Erinnerung  seines 
Lehrers  sein.  Reichen  Winke  und  Erinnerungen  nicht  mehr  hin,  so  folgen 
Verweise,  und  sie  werden  entweder  abgesondert  oder  öffentlich,  gelegMit- 
lich  oder  feierlich ,  in  Gegenwart  der  Glasse  oder  vor  der  Lehreroonferoia» 
endlich  vor  Schülern  und  Lehrern  zugleich  gegeben.  Hieran  schliefsen  sieh 
Bemerkungen  im  Tagebuche  der  Glasse  und  auf  der  Gensur,  oder 
nöthigenfiiUs,  besonders  bei  jungem  Schülern,  körperliche  Strafe  anfser 
oder  in  der  Glasse  oder  vor  der  Lehrerconferenz,  ferner  auch  anfser* 
ordentliche  Mittheilungen  über  die  schlechte  AuffÜhran^  an  £ltem 
nnd  Vormünder  an.  Sollte  ein  Schularrest  wirksamer  erscheinen,  aei  es 
in  der  Glasse  oder  im  Hause  eines  Lehrers,  so  wird  zu  dieser  Strafe  ga- 
schritten.  Wer  den  ihm  angewiesenen  Ort  gewissenlos  verliefse  nnd  dadurch 
das  schonende  Zutrauen  der  Lehrer  täuschte,  hat  Einschlufs  in  den  Garcer 
SU  erwarten.  Die  Garcerstrafe  kann  von  einer  Stunde  an  bis  auf  mehrere 
Tage,  mit  oder  ohne  die  gewöhnliche  Bequemlichkeit  und  Kost,  Statt  finden. 
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nnd  aafoerdem  murs  nach  Ablaof  der  Strafe  eine  Vergatang  fttr  den  Schnl- 
diener  in  dem  Malbe  entrichtet  werden,  wie  dies  jede  Anstalt  bestimmt  haben 
▼ird. 

Beloben  die  Schulstrafen  snr  Besserung  nicht  mehr  ans,  oder  wird  das 
Beispiel  und  der  Umgang  eines  Schülers  seinen  Mitschülern  gefährlich,  so 
tritt  die  Entfernung  von  der  Schule  ein ;  jedoch  wird  sie  zur  möglichsten  Scho- 
nnng  in  drei  Graden  festgesetzt:  a)  Der  erste  derselben,  die  stille  Entfer- 
nung, besteht  darin,  dau  der  Direotor,  oder  in  dessen  Auftrage  der  Glassen- 
lehrer,  die  Angehörigen  Ton  der  Aufführung  des  Zöglings  amtlich  benach- 
liohtigt  nnd  ihnen  den  Rath  ertheilt,  dafs  derselbe  möge  zurückgenommen 
werden.  Wenn  die  Angehörigen  diesem  Rathe  nicht  folgen,  so  trifft  den 
Straffälligen  fUrs  erste  noch  eine  angemessene  Schnlstrafe,  doch  mit  der  An- 
kündigung, dafs  er  bei  nicht  erfolgter  Besserung  mit  der  &)  Ausschi  iefsung 
werde  bestraft  werden;  und  die  Angehörigen  nahen  es  sich  dann  selbst  zu- 
anschreiben,  sobald  zu  diesem  zweiten  Strafgrade  geschritten  werden  mufs. 
In  diesem  Falle  sollen  die  Angehörigen  von  seiner  Ansschliefsung  unter 
aehriftUcher  Mittheilung  des  Conferenzbeschlnsses  ebenso  wie  die  Mitschüler 
in  Kenntnifii  gesetzt  werden.  Ist  er  ein  Fremder,  so  wird  auch  noch  der 
Polizei  eine  besondere  Anzeige  gemacht,  damit  er  nicht  l&nger  als  zur  Schule 
gehörig  nnd  unter  ihrer  Aufsicht  stehend  an^seben  werde,  e)  In  aulser- 
ordentüchen  Fällen,  wenn  die  Vergehungen  eines  Schülers  von  wirklicher 
Bösartigkeit  zeugen,  und  es  bedenklich  scheinen  mufs,  da(s  er  in  eine  andere 
Anstalt  zur  Gefahr  seiner  neuen  Mitschüler  aufgenommen  würde,  soll  die 
höchste  aller  Schulstrafen,  die  öffentliche  Verweisung,  eintreten.  Es  fin- 
det dabei  dasselbe  Verehren  wie  bei  der  Ansschliefsung,  aufserdem  aber  noch 
die  Bekanntmachung  an  alle  Gymnasien  und  höhere  Schulen  der  Provinz 
Statt,  deren  keine  den  Verwiesenen  aufnehmen  oder  zur  Abiturientenprflfung 
znlaflUBen  wird. 

Wer  auf  eine  der  drei  Arten  aus  einer  Anstalt  entfernt  ist,  kann  zwar 
noeh  ein  Abgangszeugnifs  erhalten;  doch  soll  es  der  strengsten  Wahrheit 
gemäfe  auch  die  Art  der  Entfernung  ausdrücklich  bemerken. 

15.  Entfernung  unfähiger  Schüler.  Mangel  an  natürlichen  Anlagen 
zu  wissenschaftlicher  Ausbildung  kann  zwar,  wenn  er  nicht  zugleich  mit  Un- 
fleifs  verbunden  ist,  an  sich  einem  Schüler  nicht  zum  Vorwurfe  gereichen; 
anf  der  andern  Seite  ist  ein  solcher  Schüler  aber  auch,  wenn  er  mit  Eigen- 
sinn eine  Bahn  verfolgen  will,  die  ihm  nun  einmal  von  der  Natur  verschlos- 
sen ist,  eine  grofse  Last  fUr  die  Schule.  Es  wird  daher  aufser  den  Bestim- 
mungen, wie  schon  anderweitig  wegen  der  Freischüler  getroffen  sind,  hie- 
durch  festgesetzt,  dafs  ein  jeder  Schüler,  wenn  er  den  vollständigen  Cursus 
seiner  Classe  zweimal  durchgemacht  hat,  und  doch  nicht  reif  zum  Aufsteigen 
befunden  wird,  eben  dadurch  als  ungeeignet  zu  dem  fernem  Besuche  der 
Anstalt  erklärt  werde  und  dieselbe  verlassen  müsse,  ohne  dafs  dieses  jedoch 
sls  Strafe  zu  betrachten  sei. 

16.  Abgang  von  der  Schule.  Von  den  Eltern  oder  dem  Vormunde 
eines  Schülers  wird  mit  Recht  erwartet,  dafs,  wenn  derselbe  die  Schule  verlas- 
sen soll,  sie  sich  deshalb  mit  dem  Lehrer  benehmen,  wenigstens  die  bestimmte 
Anzeige  davon  machen  werden.  Besonders  mufs  es  ihnen  wichtig  sein,  den 
auf  die  genauere  Kenntnifs  des  Schülers  gegründeten  Rath  der  Lehrer  über 
seine  Reife  zu  der  Abiturientenprüfung  zu  vernehmen  und  zu  befolgen.  Der 
Schüler,  dessen  Abgang  nicht  vor  dem  Anfange  eines  neuen  Semesters,  wo 
das  Schulgeld  halbjährlich,  oder  eines  neuen  Vierteljahrs,  wo  es  vierteliähr- 
lich  bezahlt  wird,  angezeigt  worden,  bleibt  in  dem  Verzeichnisse  der  Schüler 
und  mufs  das  Schulgeld  für  den  nächsten  Termin  entrichten.  Die  wirkliche 
Entlassung  und  das  darüber  auszustellende  Zeugnifs  kann  nicht  erfolgen,  so 
lange  der  Schüler  noch  Schulgeld  zu  zahlen  oder  sonstige  Obliegenheiten 
gegen  die  Schule,  wohin  wir  auch  die  Rückgabe  der  aus  der  Bibliothek  ge- 
Sehenen  Werke  rechnen,  zu  erfüllen,  oder  wenn  er  bis  zur  Einhändigung 
seines  Zeugnisses  sich  eines  Vergehens  schuldig  gemacht  hat,  welches  StnÜTe 
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▼erdient.  Er  wird  erst  jene  abtragen  oder  diese  erleiden  mllMen.  Jeder 
Schüler  ist  verpflichtet,  bei  seinem  Abgang  von  der  Schnle  von  seinen  Leh- 
rern und  dem  Director  Abschied  zu  nehmen.  Die  Unterlassung  dieser  dem 
gntgearteten  Gemüthe  so  natürlichen  Pflicht  soll  im  nächsten  Programm 
nach  dem  Befinden  der  Umstände  bemerkt  werden. 

17.  Gegenwärtige  von  dem  K.  Ministerium  der  geistL,  Unterrichts-  ete. 
Angelegenheiten  mittels  Rescripts  vom  1.  Aor.  o.  genehmigte  DisetpUnarotd- 
nung  tritt  bei  den  einzelnen  Anstalten  von  aem  Tage  ihrer  Bekanntmachung 
an  in  Kraft  und  Wirkung.  Jede  Anstalt  kann  derselben  mit  unserer  Ge- 
nehmigung noch  zusätzliche  Bestimmungen  nach  der  besondem  OertUchkelt 
anfügen.   Münster  etc.    K.  Prov.  SchulcoU.  von  Westfieüen.* 

Was  die  Zeitordnung  des  Unterrichts  betrifft,  deren  pllnctliche 
Einhaltung  die  Schulordnungen  einschärfen ,  so  beginnt  der  Unterricht 
siemlich  allgemein  Vormittags  im  Sommer  um  7,  im  Winter  nm  8|  Nach- 
mittags um  2  Uhr,  mit  der  bei  den  evang.  Schulen  alÜiergebrachten  Frei- 
haltung der  Mittew.  und  Sonnab.  Nachmittage,  wenn  sie  nicht  für  das  Tur- 
nen in  Anspruch  genommen  werden.  Zur  Erholung  wird  Vormitt  naeh  der 
Bweiten  Stunde  in  der  Regel  eine  Pause  von  15  Min.,  Nachmitt  iiadi 
der  ersten  Stunde  von  10  Min.  gegeben,  swischen  den  anderen  Standen 
Vormitt.  5  Min.  oder  keine  Pause.  —  Bei  mehreren  Schulen  ist  eingeführt, 
dafs  im  Wintersemester  während  der  Zeit  der  kürzesten  Tage,  Novh.| 
Dcb.,  Jan.,  um  die  Beleuchtung  der  Glassenzimmer  su  vermeiden ,  der 
Nachmittagsunterricht  pttnctlich  um  2  Uhr  beginnt  und  ohne  Zwiaehen- 
panse  bis  %  oder  V*  vor  4  Uhr  fortgeführt  wird.  —  An  einem  Gymnasinm 
in  Berlin  ist  zur  Beseitigung  der  Uebelstände,  welche  die  herkömmliehe 
Eintheilnng  des  Schultags  in  der  grofsen  Stadt  für  das  Familienleben 
nnd  durch  die  wiederholten  weiten  Schulwege  für  die  Kinder  mit  rieh 
führt,  versuchsweise  die  Einrichtung  getroffen,  sämmtlichen  Unterricht 
so  viel  wie  möglich  in  die  Vormittagsstunden  von  8  bis  1  Uhr  sn  legen. 
Nur  Dienstags  und  Freitags,  wo  um  11  Uhr  Vorm.  der  kirchl.  Katechn- 
menenunterricht  gegeben  zu  werden  pflegt,  hat  in  den  Claasen  IV,  in 
nnd  II  der  Nachmittagsunterricht  beibehalten  werden  müssen;  anfser- 
dem  wird  facnltativer  Unterricht,  wie  Hebräisch,  und  in  den  oberen 
Olassen  das  Zeichnen,  Nachmittags  ertheilt,  auch  Singen  und  in  spiterer 
Stunde  gegen  Abend  das  Turnen.  Die  Anstrengung  eines  5  stund.  Vor- 
mittagsunterrichts wird  den  Schülern  dadurch  erträglich  gemacht,  daili 
nm  10  und  um  12  Uhr  eine  Pause  von  10  Min.,  um  11  Uhr  eine  solche 
von  15  Min.  zum  Aufenthalt  im  Freien  Statt  findet 

C.  Verf.  v.  18.  Octb.  1865  (an  die  K.  Prov.  Schulcollegien  und  K.  Re- 
gierungen) :  „Das  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Stettin  hat  unter  dem  16.  v.  M.  in  Be- 
treff des  püncttichen  Anfangens  der  Lehrstunden  eine  zweckmäs- 
sige Verfügung  erlassen.  Ich  theile  dieselbe  (a)  hiebei  zur  Kenntnifsnahme 
sowie  mit  dem  Anheimstellen  mit,  nach  Befinden  eine  entsprechende  Anord- 
nung zu  treffen^. 

(a)  C.  Verf.  des  Prov.  SchulcoU.  zu  Stettin  v.  16.  Sptb.  1865: 
.Aus  den  auf  unsere  C.  Verf.  v.  15.  Juni  d.  J.  erstatteten  Berichten  geht  hervor, 
dafs  an  den  höheren  Lehranstalten  der  Provinz  in  Betreff  des  Anfanges  des  Vor- 
und  Nachmittagsunterrichts  eine  erhebliche,  durch  Verschiedenheit  der  loca- 
len  Verhältnisse  nicht  gerechtfertigte  Ungleichheit  obwaltet.  Während  mehrere 
Anstalten  seit  Jahren  Vor-  und  Nachmittags  immer  mit  dem  Glockenschlage 
8  (oder  7)  resp.  2  Uhr  ihre  Schulthltigkeit  beginnen,  lassen  andere  den  An- 
fang 5,  8,  10,  Ja  15  Minuten  später  geschehen.  Durch  die  letztere»  Willkür^ 
lieh  eingeführte  Praxis  entsteht  ein  Zeitverlust,  der  nicht  für  nnerfaeblich 
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eisehtet  werden  kAnn.  Je  mehr  die  weitere  aber  schwerlioh  wieder  so  be- 
sehrftnkende  Anadehnung  der  Ferien  in  neuerer  Zeit  neben  der  gesteigerten 
MgnniehfiUtigkeit  und  dem  grölseren  Umfange  der  Lehrgegenstände  den 
Spulen  die  Erftillang  ihrer  Aufgaben  erschwert,  desto  mehr  ist  (es  Pflicht 
derselben,  die  ihnen  für  den  Unterricht  zugemessene,  fUr  jeden  Lehrgegen- 
stand doch  immer  nur  Icnapp  ausreichende  Zeit  sorgfältig  auszukaufen  und 
sieh  nicht  unnöthig  zu  verkürzen. 

Wir  ordnen  deshalb  fQr  alle  Gymnasien  und  Realschulen  der  Provinz, 
wie  auch  für  das  Pädagogium  zu  Putbus  und  das  Progymnasium  zu  Demmin, 
hiednroh  an,  dafs  vom  An&nge  des  nächsten  Winterhalbjahres  an  der  Vor- 
mittagsunterricht oder,  wo  eine  solche  Statt  findet,  die  denselben  einleitende 
Sehnlandaoht  mit  dem  Schlage  8,  im  Sommer,  wo  es  das  Lehrercollegium 
den  Verhältnissen  angemessen  findet,  um  7,  der  Kachmittagsunterricht  mit 
dem  Schlage  2  Uhr  beginne,  und  machen  den  Directoren  zur  I^cht,  auf 
Pllnctlichkeit  in  dem  so  bestimmten  Anfang  init  Strenge  zu  halten.  Wo 
an  einsäen  oder  allen  Tagen  der  Woche  gemeinsame  Morgenandachten  der 
Sdinle  Statt  finden,  müssen  sich  zu  denselben  alle  Lehrer  der  ersten  Lectio- 
nea  des  Tags  einfinden,  sich  unmittelbar  nach  dem  Schlufs  der  Andacht  mit 
ihren  Schülern  aus  dem  Betsaal  in  die  Classenzimmer  begeben  und  dort 
ohne  Verzuff  den  Unterricht  beginnen. 

Nach  der  zweiten  Vormittagslection  ist  eine  Pause  von  15  Min.  zu 
machen  j  sirischen  den  übrigen  Vormittagslectionen  und  am  Nachmitt  um 
3  ühr  sind  die  Pausen,  aufaer  ausnahmsweise  an  sehr  heifsen  Tagen  und  bei 
lehr  vollen  Olassen,  nicht  über  10  Minuten  auszudehnen. 

Für  einige  Wochen  vor  und  nach  dem  kürzesten  Tage  ermächtigen  wir 
die  Directoren,  soweit  nach  Ihrem  Ermessen  dazu  Bedürfnils  ist,  alljährl.  die 
schon  an  mehreren  Anstalten  gebräuchliche  Anordnung  zu  treffen,  nach 
welchen  der  Nachmittagsunterricht  von  Punot  2  Uhr  ab  unter  Wegfall  Jeder 
andern  als  durch  den  Wechsel  der  Lehrer  geforderten  Unterbrechung  ertheilt 
and  zur  Vermeidung  der  Dunkelheit  schon  dV4  oder  d*>(  Uhr  geschlossen 
wird". 

Wegen  der  Ferien  s.  Abschn.VIi  10. 


3.   Beaufsichtigung  auswärtiger  Schüler. 

C.  Verf.  V.  31.  Juli  1824,  republicirt  und  auf  die  Realschulen 
susgedehnt  unter  dem  9.  März  1843:  .Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dals 
diejenigen  Schüler  von  Gymn.,  deren  Eltern,  Vormünder  oder  Pfleger  nicht  an 
dem  Orte  des  betreffenden  Gvmn.  wohnen,  wegen  Mangels  an  der  erforder- 
lichen häuslichen  Aufsicht  bisweilen  auf  Abwege  gerathen  und  einen  nach- 
theiligen Einfinis  auf  die  in  den  Gymn.  aufrecht  zu  erhaltende  gute  Disciplin 
üben.  Das  Min.  sieht  sich  daher  veranlafst,  hinsichtlich  der  gedachten  Schu- 
len  Folgendes  anzuordnen: 

1.  Jeder  Schüler  eines  Gvmn.  mufs,  wenn  seine  Eltern,  Vormünder  oder 
Pfleger  nicht  an  dem  Orte  des  Gymn.  wohnen,  von  diesen  zur  besondem 
Fürsorge  einem  tüchtigen  Aufseher  übergeben  sein,  der  dem  Director  des 
Gymn.  bei  der  Aufnahme  des  Schülers  namhaft  zu  machen  ist,  und  welcher 
über  seinen  Privatfleifs  und  sein  sittliches  Betragen  au&er  der  Schule  eine 
ernste  und  gewissenhafte  Aufsicht  zu  führen  hat.  2.  Ein  jeder  der  ge- 
dachten Schüler  hat  dem  Dir.  die  Wohnung,  welche  er  in  der  Stadt  zu  be- 
ziehen gedenkt,  bei  seiner  Aufnahme  anzuzeigen.  3.  In  einem  Wirths- 
hause  zu  wohnen,  oder  seine  Kost  an  der  Wirthstafel  zu  nehmen,  ist  keinem 
solcher  Schüler  verstattet.  ^  4.  Er  darf  während  seines  Aufenthalts  am 
Ojmn.  nicht  seinen  Aufseher  oder  seine  Wohnung  wechseln  ohne  vorherige 
Anzeige  bei  dem  Dir.  und  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  desselben. 

Das  K.  Consistorium  (Prov.  Schulcollegium)  wird  beauftragt,  diese  An- 
ordnung durch  die  Amtsblätter  öffentlich  bekannt  machen  zu  lassen,  dersel- 
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ben  gemäfii  das  weiter  Erforderliehe  an  die  Directoren  der  Gyaoaiien  Seiaea 
BesirlLB  zu  verfügen  und  zugleich  s&mmtliohen  Gymnaalallehrem  anf  ema 
angemessene  Weise  zu  empfehlen,  da(s  sie  aneh  auf  das  Betragen  ihcer 
Schiller  aulser  der  Schale,  soweit  es  nnr  immerhin  möglich  ist,  ihre  Aof- 
merksamkeit  und  Sorgfalt  richten,  wie  sie  denn  allerdings  befogt 
sind,  dieselben  wegen  ihres  unsittlichen  und  anstöuiigen  Be- 
nehmens aufser  der  Schule  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Die 
Lehrer,  besonders  aber  die  Directoren,  welche  in  dieser  Aufsicht  ^cfa  vor- 
theilhaft  auszeichnen,  werden  vom  Ministerio  besonders  berttcksichtigt  wer- 
den, sowie  dasselbe  dagegen  vernachlässigte  An&icht  nachdrücklidi  illgen 
wird«. 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Coblenz  v.  25.  Jan.  1883,  (nach 
dem  Vorgange  einer  vom  Min.  gebilligten  C.  Verf.  d.  Prov.  Schulcoll.  an 
Berlin  v.  7.  Dcb.  1832):  —  „1.  In  Gymnasien  und  ähnliche  höhere  Lehran- 
stalten können  nur  solche  Zöglinge  aufgenommen  werden,  welche  unter  der 
Aufsicht  ihrer  Eltern,  Vormfinder  oder  anderer  zur  Erziehung  junger  Leata 
geeigneter  Personen  stehen.  Schüler,  welche  ohne  geeignete  Aufsieht  sind, 
sollen  auf  Gymnasien  und  ähnlichen  Lehranstalten  nicht  geduldet  werden. 
2.  Bei  der  Aufnahme  junger  Leute,  deren  Eltern  oder  Vormfinder  nicht  aa 
Orte  wohnen,  haben  die  Directoren  der  genannten  Anstalten  sich  nachweiseo 
zu  lassen,  auf  welche  Weise  für  die  Beaufsichtigung  derselben  gesorgt  ist 
Halten  sie  die  getroffenen  Einrichtungen  nicht  für  ausreichend,  so  haMn  sie 
dies  den  Eltern  oder  Vormündern  zu  eröffnen,  und  den  Schüler  nicht  eher 
aufzunehmen,  bis  eine  anderweitige,  dem  Zweck  entsprechende  Einrichtang 
eetroffen  ist  3.  Ohne  Vorwissen  dos  Dir.  darf  kein  Schüler  in  eine  andere 
Aufsicht  gegeben  werden.  4.  Der  Dir.  ist  so  berechtigt  als  verpflichtet» 
von  dem  häuslichen  Leben  auswärtiger  Schüler  entweder  unmittelbar  oder 
durch  Lehrer  der  Anstalt  Kenntnils  zu  nehmen,  und  wenn  sich  hiebei  Uebel- 
stände  ergeben  sollten,  auf  deren  unverzügliche  Abstellung  zu  dringen. 
5.  Die  Ordinarien  haben  auch  ohne  besondem  Auftrag  des  Dir.  die  Ver- 
pflichtung, die  in  ihren  Classen  befindlichen  auswärtigen  Schüler  von  7M 
zu  Zeit  in  ihren  Häusern  zu  besuchen. 

6.  Findet  sich,  dafs  die  Aufsicht,  unter  welche  auswärtig  Schüler  ge- 
stellt worden,  unzureichend  ist,  oder  da(s  die  Verhältnisse,  m  welchen  sie 
sich  befinden,  der  Sittlichkeit  nachtheilig  sind,  so  ist  der  Director  be- 
rechtigt und  verpflichtet,  von  den  Eltern  oder  Vormündern  eine  Aende- 
rung  dieser  Verhältnisse  binnen  einer  nach  den  Umständen  zu  bestimmen- 
den Frist  zu  verlangen.  7.  Die  betreffenden  Eltern  und  Vormünder  sind 
verpflichtet  diese  Bestimmungen  zu  beachten,  und  die  Aufseher  ihrer  Söhne 
oder  Pflegeoefohlenen  von  denselben  in  Kenntnifs  zu  setzen.  Es  bleibt  aneh 
lediglich  ihnen  überlassen,  fQr  den  Fall,  dals  eine  Aufhebung  des  Verhält- 
nisses von  der  Anstalt  verlangt  werden  möchte,  mit  den  Aufsehern  ihrer 
Kinder  und  Pflegebefohlenen  die  erforderlichen  Verabredungen  zu  treffen. 

Bei  der. Aufnahme  der  betreffenden  Schüler  sind  die  Eltern  oder  Vor* 
mfinder  auf  diese  Bestimmungen  zu  verweisen,  und  es  ist  strenge  auf  die 
AusfiUirung  derselben  zu  halten.  Die  Ordinarien  haben  das  Ergebnift  ihrer 
Wahrnehmungen  bei  den  desfallsigen  Besuchen  in  der  Gonferenz  mitzntheilen. 
Dasselbe  ist  jedesmal  in  kurzen  Worten  in  das  Gonferenzprotokoll  anfzn- 
nehmen**. 

CVerf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Posen  v.  13.  Octb.  1856:  —«Der 
Uebelstand,  dals  Eltern,  nur  um  eine  billige  Pension  flir  ihre  Söhne  an  er- 
famgen,  diese  zu  Leuten  ohne  allen  sittlichen  Halt  oder  doch  ohne  den  raeh- 
ten  Sinn  ftlr  Erziehung  nnd  AnfBicht  ins  Haus  geben,  hat  in  mehreren  sehr 
aaffallenden  Beispielen  nnsere  Aufmerksamkeit  erregt  und  unsere  Sorge  in 
dringendster  Weise  in  Anspruch  genommen.  Wir  verkennen  nicht  die  Senwin- 
rigkeit,  welehe  theils  die  beschränkte  Zahl  solcher  Personen,  die  Penaionaira 
in  sich  zu  nehmen,  namentlich  in  kleineren  Städten,  fiberbanpt  im  Stande 
sind,  theils  die  grolse  Mfihwaltung,  welehe  wir  den  Directoren  der  höheren 
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Lehnoatalteii  snmiitheii,  der  Ansflihniiig  uDserer  Verf&gnng  entgegenstellen« 
IHe  Wichtigkeit  des  Zwecks  aber  wird,  wie  wir  zuverlässig  erwarten,  Ew.  etc. 
die  Mflhe  acht  scheaen  lassen  and  es  werden  Ihnen  da^i  die  Lehrer  Ihrer 
Anstalt  tren  aar  Seite  stehen,  um  Schüler  aas  solchen  Pensionen  au  entfer- 
sen,  in  denen  entweder  gar  keine  Aufsicht  über  den  Fleifo  und  das  sittliche 
Betragen  der  Pensionaire  besteht  oder  gar  in  sittlicher  Beziehnng  selbst  ein 
■chlecbtes  Beispiel  gegeben  wird.  Ein  bestimmterer  Mafsstab,  welche  Pen- 
■ionshalter  su  verwmen  seien,  läfst  sich  nicht  wohl  geben :  wir  mflssen  darin 
dem  Tmete  und  der  Umsicht  der  Directoren  vertrauen. 

Wo  aber  nach  Birer  Ueberzeugung  die  sittliche  Leitung  eines  Schfllera 
nicht  gesichert  ist,  werden  Sie  den  Eltern  dies  zu  eröffnen  und  dieselben 
anfzufordem  haben,  eine  andere  Pensionsanstalt  zu  wählen  und,  falb  dies 
nicht  fruchten  sollte,  die  Verweigerung  der  Aufnahme  in  die  Anstalt  öder 
bei  einem  schon  aufgenommenen  Schüler  die  Entfernung  aus  derselben  ein- 
treten lassen  müssen.  In  wie  weit  Sie  sich  dabei  der  Mitwirkung  der  städt 
PolizdbehOrde  nnd  der  Auskunft,  welche  dieselbe  zu  ertheilen  im  Stande 
•ein  wird,  bedienen  wollen,  geben  wir  Ihnen  anheim.  Zur  Vermeidung  von 
Geliisaigkeiten  gegen  die  Anstalt  wird  es  wohl  von  Nutzen  sein,  eine  Er- 
Ulning  der  Unzuverlässigkeit  der  betreff!  Pensionshalter  von  der  Ortsbehörde 
zn  eztrahiren;  es  liegt  ato  nahe,  dafs  die  gewöhnliche  Erklärung  von  Polizei- 
behörden, dals  gegen  die  betreff!  Person  etwas  Erhebliches  nicht  zu  erinnern 
ad.  nicht  ausreichen  kann,  um  ihr  auch  das  Vertrauen  auf  redliche  und  ein- 
rietitige  MitwirtLung  bei  der  Erziehung  von  Knaben  oder  jungen  Leuten  zu- 
zuwenden, sondern  dals  die  der  Ortsbehörde  vorzulegende  Frage  umfassender 
sein  und  die  specielle  Zuverlässigkeit  in  sittlicher  Beziehung  und  die  Be- 
fiihirang  zur  wirksamen  Aufsicht  über  den  Schüler  in  sich  schlielsen  mufo. 
Mit  vertrauen  erwarten  wir  aber,  daft  Sie,  wo  es  nöthig  wird,  auch  ohne 
Scheu  vor  dem  selbständigen  Entschlüsse  die  Zuverlässigkeit  und  Recht- 
idiaifenheit  der  Pensionshalter  mit  allem  Ernste  prüfen  und  strenge  darüber 
wachen  werden,  dals  die  häusliche  Erziehung  solcher  Pensionaire  nicht  in 
onwflrdige  Hände  gelegt  werde." 

Bei  mehreren  Anstalten  ist  eine  sogen.  SchUIercuratel  einge- 
richtet, behufs  welcher  den  Eltern  auswärtiger  Schüler  empfohlen  wird, 
sieh  für  dieselben  unter  den  Lehrern  einen  Tutor  zu  wählen,  der 
sich  ihrer  mit  Aufsicht  und  Berathung  annimmt,  nnd  im  Auftrage  des 
Directors  in  allen  Verhältnissen  der  Vermittler  zwischen  der  Schule 
and  den  Eltern  ist 

Bei  einigen  Schulen  ist  eingeführt,  dafe  diejenigen  Personen,  Pensions- 
halter  n.  8.  w.,  bei  denen  auswärtige  Schüler  von  ihren  Eltern  untergebracht 
sind,  einen  ihnen  vom  Dir.  vorgelegten  Bürgschaft  schein  unterschreiben, 
wodurch  sie  sich  verpflichten,  bei  ihren  Pflegebefohlenen  auf  die  nöthige 
Ordnung  und  auf  die  Beachtung  der  Schulgesetze  zu  halten  und  nöthigen- 
£üls  dem  Dir.  und  den  Ordinarien  auf  Befragen  und  unaufgefordert  Anzeige 
nnd  Auskunft  im  Interesse  der  Schuldisciplin  zukommen  zu  lassen. 

4.   Censuren. 

Die  wichtigsten  darauf  bezüglichen  CircnlarverfUgungen  sind  fol- 
gende: 

Min.  Verf.  v.  1.  Mai  1840  (an  das  Prov.  SchulcoU.  v.  Pommern):  „Das 
Min.  kann  sich  mit  den  Grundsätzen,  nach  welchen  das  Censurwesen  in 
den  Gymn.  der  dortigen  Prov.  bisher  geleitet  worden,  nur  einverstanden  er- 
Idären.  Die  Bezeichnung  der  Gensurzeugnisse  mit  Numem  hält  das  Min. 
Moch  nicht  für  angemessen,  und  hat  das  K.  Prov.  SchulcoU.  in  geeigneter 
Weise  zu  veranlassen,  dafs  in  sämmtlichen  Gymn.  der  Prov.  die  Zeugnisse 
ohne  Numem,  dagegen  um  so  ausführlicher  und  charakteristischer,  und 
nicht  mit  allgemeinen  Prädicaten  bei  den  einzelnen  Rubriken:  gut,  mittel- 
mifsig,  ziemlich  etc.,  ausgefertigt  werden.  Das  Min.  hat  zu  den  Directo- 
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ren  und  Lehrern  der  Gymn.  das  wohlbegründete  Vertraoen,  daCi  de  sieli 
der  vermehrten  Arbeit,  welche  für  sie  ans  der  Abfassang  der  Zeugnisse  ohaa 
Nnmem  in  der  oben  beseichneten  Weise  allerdings  erwächst,  im  Interesse 
ihrer  Schüler  und  des  wichtigen  Zwecks,  der  zu  erreichen  steht,  gern  unter» 
liehen  werden.  Da  eine  Gleichförmigkeit  in  der  Einrichtung  des  Gensar- 
wesens um  so  weniger  räthlich  erscheint,  Je  nöthiger  es  ist,  alles  su  ver* 
meiden,  da(s  dasselbe  nicht  in  einen  Mechanismus  ausarte,  so  kann  es  im 
übrigen  bei  den  Verschiedenheiten ,  welche  in  Betreff  des  Gensurwesens  bei 
den  einzelnen  Gymn.  nach  der  Eigenthümlichkeit  der  betreff.  Directoren  bis 
Jetzt  Statt  finden,  auch  femer  belassen  werden''. 

Min.  Verf.  v.  12.  Mai  1840  (an  das  E.  SchulcoU.  der  Rheinprov.): 
—  „Zu  dem  Wesen  der  Censur- Institution,  soll  sie  anders  ihrem  Zweck  in 
Bezug  auf  die  Schule,  die  einzelnen  Schüler  und  deren  Eltern  vollständig 
entsprechen  und  die  Lehrer  nöthigen,  ihre  Schüler  nach  ihrer  Individualität 
SU  beobachten  und  sich  in  den  Gonferenzen  über  die  bei  den  einzelnen  in 
Anwendung  zu  brinKcnden  Erziehungsmittel  zu  berathen,  soll  sie  dem  Leh- 
rercollegium  ein  sicheres  BewuTstsein  über  den  Geist  der  Schule  und  der 
einzelnen  Glassen  verschaffen,  eine  Vermittlerin  zwischen  Schule  und  Vater- 
haus werden,  und  die  Vortheile  der  öffentl.  Erziehung  mit  denen  der  Frfval» 
erziehung  vereinigen,  gehört  zunächst,  dafs  in  jedem  Gymn.  mit  aller  nur 
möglichen  Umsicht  und  Sorgfalt  Vorbereitungen  veranstaltet  und  Einrichtun- 

Sen  getroffen  werden,  um  vierteljährl.  oder  halbiährl.  nach  Verschiedenheit 
er  Glassen  ein  gründliches  und  vollständigdb  Urtheil  über  die  Leistangen 
einzelner  Schüler  und  ganzer  Glassen  abgeben  zu  können.  Zu  solchen  Vor- 
bereitungen und  Einrichtungen  rechnet  das  Min.  ein  nach  richtigen  pädagog* 
Grundsätzen  für  ^ede  Glasse  angelegtes  und  geführtes  Tagebuch,  die  Anora- 
nung  vierteljähriicher,  theils  vom  Dir.,  theils  von  den  Glasscnordinarien  sa 
haltender  Revisionen  der  schriftl.  Arbeiten  der  Schüler,  ein  zweckmäßig  an- 

Selegtes  Gensurbuch  für  jede  einzelne  Glasse  und  das  vierteljährl.  Girculiren 
esselben  bei  allen  Lehrern  der  betreff.  Glasse  nach  Beendigung  der  Revision 
der  schriftl.  Arbeiten,  und  endlich  eine  Generalconferenz  sämmüicher  Lehrer, 
in  welcher  auf  Grund  der  Tagebücher,  der  Revision  der  schriftl.  Arbeiten 
und  des  Ausfalls  der  Translocationsprüfungen  über  das  jedem  Schüler  so 
ertheilende  Gensurzeugnifs  berathen  und  entschieden  wird.  Demnächst  ist 
es  von  besonderer  Wichtigkeit,  dafs  die  in  obiger  Art  vorbereitete  Gensar 
in  dem  rechten  Geiste,  mit  angemessener  Würde,  in  Gegenwart  sämmtlicher 
Lehrer  und  Schüler  abgehalten,  dieser  Schulfeierlichkeit  ein  christlich -reli- 
giöser Gharakter  gegeben,  und  von  dem  betreff.  Dir.,  welcher  mit  den  Eigen- 
uiümlichkeiten  seiner  Schüler  vertraut  sein  muls,  gehörig  benutzt  werde^ 
um  durch  die  Art  und  Weise,  wie  er  das  Lob,  das  er  zu  spenden,  sowie  den 
Tadel,  den  er  im  Namen  des  Lehrercollegiums  auszusprechen  hat,  der  Eigen- 
thümlichkeit jedes  einzelnen  Schülers  anpafst,  die  ganze  Einrichtung  wahr> 
haft  segensreich  zu  machen  und  ihr  erst  die  rechte  Weihe  zu  verschaffeiu  — 
In  Hinsicht  der  zu  den  Gensuren  anzuwendenden  Formulare  mag  immer- 
hin einige  Verschiedenheit  obwalten,  und  ist  auf  dieselbe  um  so  weniger 
Gewicht  zu  legen,  als  sie  nicht  das  Wesentliche  der  ganzen  Einrichtung  be- 
trifft. Im  allgemeinen  erachtet  das  Ministerium  für  räthlich,  dafs  das  Foi^ 
mular  die  Rubriken:  1.  Schulbesuch,  a)  versäumt,  b)  verspätet; 
2.  Aufmerksamkeit,  häuslicher  Fleifs,  Fortschritte  in  den  Lehr- 
gegenständen; 3.  Betragen  (ohne  die  dreifache  Spaltung:  gegen  Lehrer, 
gegen  Mitschüler,  aufser  der  Schule);  4.  Besondere  Bemerkungen;  ent- 
halte, und  dafs  das  Gensurzeugnifs  in  den  einzelnen  Rubriken  ohne  Zahlea, 
dagegen  aber  um  so  ausnihrlioner  und  charakteristischer  abgefafst,  und  nicht 
mit  allgemeinen  Prädicaten  bei  den  einzelnen  Rubriken,  s.  B.  sehr  gut,  gnt^ 
mittelmäfsig,  ziemlich  u.  s.  w.  abgefertigt  werde.  Gegen  die  Beseichnaa« 
des  Gensurzeugnisses  mit  einer  das  Gesammturtheil  des  LehrercoU.  über  An^ 
führung,  Fleifs  und  Fortschritte  des  Schülers  aus  den  einzelnen  Rubrikeo 
snsammenfassenden  Zahl  1  oder  II  oder  III,  und  zwar  oben  sa  Anfing  dm 
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ZeagniiMfi  lä&ft  eioh  mit  Grand  anfahren,  dafo  es  schwer.  Ja  unmöglich  ist, 
AnniUirangf  Fleifo,  Fortschritte  durch  eine  Zahl  richtig  und  genau  zu  be- 
liehnen, und  diese  Bezeichnung  mit  Zahlen  gar  leicht  in  ein  mechanisches 
Verfiüiren  ausarten  kann,  welches  gerade  bei  dem  Censurwesen  auf  aJle  Weise 
▼ermleden  werden  mnis.  Dagegen  verkennt  das  Min.  auch  die  mannichfalti- 
fen  Vortheile  nicht,  welche  die  Anwendung  von  Zahlen  behufs  der  Bezeich- 
aang  des  ans  den  einzelnen  Rubriken  gezogenen  Oesammturtheils  den  Leh- 
rern wie  den  Schfllera  und  ihren  Angehörigen  gewähren  kann,  und  erachtet 
daher  für  angemessen,  da(s  den  LehrercoUegien  der  einzelnen  Gymn.  über- 
lassen werde,  die  Censurzeugnisse  oben  und  vor  den  einzelnen  Rubriken, 
die  ledenfiüls  in  Worten  ansgef&llt  werden  müssen,  ohne  oder  mit  einer 
Zahl  anszufertiffen. 

Die  Ansicht,  dais,  wenn  auch  die  erste  Fassung  des  allgemeinen  Ur- 
tfaefls  über  die  sittliche  Führang  dem  Ordinarius  der  betreff.  Classe  zu  über- 
lassen wftre,  doch  dem  Dir.  mit  der  Verantwortlichkeit  auch  die  Befugnüs  ein- 
znrtnmen  sei,  nach  gewissenhafter  Ueberzengung  zu  mildern,  und  selbst  zu 
indem,  kann  das  Mm.  nicht  billigen,  da  bei  einer  zweckmäßigen  Einrich- 
tang  des  ganzen  Censurwesens  das  jedem  einzelnen  Schule?  auch  in  Hinsicht 
anf  sittliche  Führang  zu  ertheilende  Censurzeugnils  in  einer  desfallsigen 
Cottferenz  berathen  und  beschlossen  werden  muls,  und  eine  Abänderung 
etnes  solchen  Conferenzbeschlusses  von  Seiten  der  betreff.  Ordinarien  oder 
des  Dir.  sich  mit  dem  Zweck  der  Censur  aus  naheliegenden  Gründen  nicht 
▼eremigen  UUst**. 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schuleoll.  zu  Breslau  v.  24.  Apr.  1856: 
—  ,Um  nach  dem  anerkannten  Bedürfnils  ein  gleichmäfsigeres  Veiiihren  bei 
Einrichtung  der  Censuren  zu  bewirken,  ordnen  wir  hiemit  an: 

1.  Censuren  werden  anf  allen  Gymn.  fUr  die  Classen  I— III  wenigstens 
hatt]»}ihrl.,  für  IV— VI  wenigstens  vierteljähri.  ertheilt.  2.  Die  Gensurzettel 
oder  die  den  Schülera  einzuhändigenden  Censurbücher  enthalten  aufser  den 
Angaben  der  CUsse,  des  Semesters  (oder  Quartals),  des  Namens  des  Schülers, 
der  Unterschrift  des  Directors  und  des  Ordinarius  besondere  Rubriken  för 
Betragen,  Fleifs,  Aufmerksamkeit,  Leistungen,  besondere  Be- 
nerkongen,  und  hier  die  festgesetzten  Prädicate. 

3.  2#ur  Bezeichnung  der  Leistungen,  des  Fleifses  und  der  Aufmerksam- 
keit ist  unter  den  Priidicaten  vorzüglich,  gut,  hinreichend,  nicht 
hinreichend,  gering  zu  wählen,  und  sind  alle  näheren  Bestimmungen 
durch  ein  sehr,  ziemlich,  noch,  fast,  kaum,  u.  dgl.  auszuschliefsen. 
4.  Die  Bezeichnung  des  Betragens  durch  Charakterisirung  oder  besondere 
FMIdlcate,  welche  dann  auf  dem  Censurzettel  nach  ihrer  Stufenfolge  anzu- 
geben sind,  bleibt  den  Gymnasien  anheimgestellt.  Werden  Prädicate  vorge- 
sogen, dann  istjedes  niedrigere  als  lob ens wert h  oder  gut,  wenn  es  durch 
seäe  Bedeutung  und  Stellung  unter  den  Prädicaten  einen  Tadel  enthält,  be- 
sonders zu  motiviren. 

5.  Durch  sorgfältige  Durchsicht  der  Concepte  zu  den  Gensuren  und 
durch  Besprechung  in  den  Censurconferenzen  haben  die  Directoren  dahin  zu 
wirken,  dafii  von  den  Lehrera  derselben  Anstalt  ein  gleichmäfsiges  Verfahren 
in  Anwendung  der  Prädicate  beobachtet  und  unbegründete  Strenge  ebenso- 
wohl als  schädliche  Milde  vermieden  werde.  6.  Da  die  Censuren  sich  auf 
das  ganze  Semester  (oder  Quartal)  beziehen,  sind  die  Prädicate  fUr  die  Lei- 
stungen von  den  Lehrera  nicht  allein  nach  den  in  einer  Prüfung  gegen  den 
Sehlnlli  des  Semesters  oder  Quartals  bekundeten  Kenntnissen  zu  bestimmen, 
sondern  hauptsächlich  nach  dem  in  der  ganzen  Zeit,  über  welche  die  Censur 
sieh  ausspricht,  wirklich  Geleisteten.  Danach  sind  die  an  einigen  Gymn.  be- 
stehenden, einige  Wochen  vor  dem  Schlufstermin  beginnenden  mündl.  Prü- 
fiängen  für  die  Censuren  einzustellen  und  durch  häufige  Repetitionen  zu  er- 


7.  Wenn  die  Leistungen  eines  Schülers  zur  Zeit  der  Versetzung  in  mehr 
als  2  Haoptfkchera  als  nicht  hinreichend  oder  als  gering  bezeichnet 
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Biad,  kann  in  der  Segel  nicht  erwartet  werden,  dafo  deiaelbe  während  der 
Dauer  auch  längerer  Ferien  die  vorhandenen  Mängel  werde  befleitM[en  kOnnen, 
und  iat  dann  eine  Nachprüfung  zum  Aufsteigen  in  eine  höhere  Ula|Me  nieht 
mehr  zu  gestatten.  Dabei  bleibt  selbstredend  nicht  ausgeschloesen,  dafo  ein 
Schüler  wegen  nicht  hinreichender  Leistungen  auch  nur  in  Einem  Haupt- 
fach nach  dem  Ermessen  des  Dir.  und  der  betrefif.  Lehrer  in  derselben  Claiae 
zurückbehalten  werden  kann.  Das  Zurückbleiben  in  der  Glasse  ist  auf  dem 
Gensurzettel  ausdrücklich  zu  bemerken''.  — 

Min.  Verf.  v.  28.  Jan.  1858  (an  das  Prov.  Schulcoll.  der  Prov.  Bnui- 
denburg):  —  »Es  ist  nothwendig,  die  jetzige  Verschiedenheit  in  der  Fona 
der  Gensuren  auf  diejenige  Uebereinstimmung  im  wesentlichen  zurflckau- 
fahren,  bei  welcher  das  eigenthümliche  Verfahren,  welches  sich  den  einzel- 
nen Anstalten  als  das  zweckmäCsigste  bewährt  hat,  freigelassen  bleibt  Dem* 
gemäfs  kann  ich  zwar  der  Ansicht  nicht  beistimmen,  nach  welcher  Numem 
als  zusammenfassende  Bezeichnungen  (über  der  Gensur)  nicht  ferner 
gebraucht  werden  sollen,  erachte  vielmehr,  auch  aus  pädagog.  Gründen,  fllr 
zulässig,  dafs  die  Anwendung  von  Numem,  wo  sie  entweder  für  alle  oder 
nur  für  die  unteren  und  mittleren  Glassen  bisher  gebräuchlich  gewesen  iiÄti 
beibehalten  werde.  Wenn  sich  aber  dabei  eine  so  grofse  Verschiedenhdt 
findet,  dafli  einige  Anstalten  sich  auf  die  Verwendung  von  überhaupt  nur 
8  Numem  (I,  II,  III)  beschränken,  andere  darüber  hinaus,  und  zum  TheU 
durch  Beifügung  von  Buchstaben  und  anderen  Zusätzen  bis  zur  Anwendung 
von  9  derartigen  Werthbezeichnungen  gehen,  so  ist  dies  Mifsverhältnils  aus- 
zugleichen. Um  die  Möglichkeit  der  Abstufung  weder  zu  sehr  zu  verengen, 
noch  zu  weit  auszudehnen,  empfiehlt  sich  am  meisten  das  Verfahren  der  An- 
stalten, welche  die  Numem  I,  II,  III  mit  Modification  des  mittleren  Prlr 
dioats  in  der  Weise  verwenden,  dals  folgende  5  Stufen  entstehen:  I,  IIa,  II, 
IIb,  III.  Diese  Bezeichnungsweise  ist  bei  denjenigen  Anstalten  anznoidneiL 
welche  überhaupt  von  Gensurnumem  Gebrauch  machen  wollen.  Sie  sind 
jedoch  nur  zur  Bezeichnung  des  Gesammtwerths  einer  Gensur  zu  gestatten, 
nicht  als  Specialprödicate  bei  den  einzelnen  Unterrichtsgegenständen  und  dM 
verschie<lenen  Rubriken  der  Beurtheilung. 

In  Betrefif  dieser  Rubriken  (Aufmerksamkeit,  häuslicher  Fleifs, 
Leistungen  oder  Fortschritte,  Betragen)  erkläre  ich  mich  damit  ein- 
verstanden, dafs  ein  alleiniger  Gebrauch  bestimmter  kurzer  Prädioate  nielit 
vorzuschreiben,  sondern  da(s  der  individuellen  Fassung  des  Urtheils,  je  nach- 
dem sie  den  Lehrern  selbst  am  bezeichnendsten  und  wirksamsten  erseheint, 
zumal  für  die  Beurtheilung  der  Schüler  in  den  oberen  Glassen  und  für  die 
Gharakterisirang  ihrer  sittlichen  Eigenthümlichkeit,  gebührende  Freiheit  ta 
gewähren  ist.  Wo  jedoch  von  feststehenden  Prädicaten,  mehr  oder  weniger 
zusammenfassend,  Gebrauch  gemacht  wird,  ist  eine  grölsere  Gleichmäfsigkeit 
als  jetzt  Statt  findet,  herzustellen  und  zu  dem  Ende  eine  zu  weit  gehend» 
Mannichfaltigkeit  und  Abstufung  der  Prädicate  und  die  Anwendung  zu  vager 
Ausdrücke  zu  verhindern.  Es  können  z.  B.  zur  Bezeichnung  der  Leistangen 
und  Fortschritte  4  Prädicate  sehr  wohl  genügen;  und  unter  denen,  welch« 
sich  als  geeignet  darbieten  und  herkömmlich  sind,  erscheint  die  Scala  voa 
sehr  gut,  gut,  mittelmäfsig,  nicht  befriedigend  als  die  zweck- 
mäfsigste.  Das  sittliche  Verhalten  wird  in  der  Regel  eine  mehr  individuali- 
sfarende  Beurtheilung  erfordern;  sofern  aber  kurze  Prädicate  benutzt  werdea. 
ist  aus  naheliegenden  Gründen  besonders  im  Lobe  Ma(k  zu  halten.  Bei 
einem  bescheidenen  und  ordnungsmäfsigen  Betragen  z.  B.  genügt  die  ein- 
fiiohe  Anerkennung  durch  das  Prädieat  gut,  ohne  weitere  Steigerung  des 
Lobes.  Ich  beabsichtige  indeis  nicht,  den  ausschliefslichen  Gebrauch  solcher 
Einsclprädicate  vorzuschreiben,  überlasse  es  vielmehr  dem  K.  Schulcoll.,  ia 
diceer  Hinsicht,  unter  Befolgung  der  eben  ausgesprochenen  allgemeinen  Graad- 
sätze,  diejenigen  Anordnungen  zu  trefifen,  welche  dasselbe  nach  Seiner  Kennt» 
nifs  des  bisher  an  den  einzelnen  Anstalten  befolgten  Verfahrens  für  zweck- 
mäisig  erachtet. 
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SchliefrUoh  bemerke  ich,  dafe  An  einigen  Anstalten  auf  die  Ausfertigung 
der  Censuren,  welche  den  Eltern  der  Scnfller  sugestellt  werden,  nicht  die 
nOÜiige  Sorgfalt  verwandt  wird;  mehrere,  die  mir  bei  Gelegenheit  von  Ein- 
gaboi  SU  Geeieht  gekommen  sind,  waren  kaum  leserlich  oder  mit  nicht  ver- 
«Hndliehen  Abktlrznngen  geschrieben. 

Ich  vertraue,  dals  das  K.  Schulcoll.  dem  fQr  das  WechselverhältnKs  von 
Sehnle  und  Hans  besonders  wichtigen  Gegenstande  sowohl  im  allgemeinen, 
wie  in  den  hier  zur  Sprache  gebrachten  Beziehungen  femer  Seine  ganze 
Aufmerksamkeit  widmen  werde**.       Vigl.  p.  154. 

G.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Posen  V.  22.  Apr.  1858:  —  „Wir 
finden  uns  veranlagt,  in  Betrefif  der  bei  den  Schfllercensuren  anzuwen- 
denden Prädicate  Folgendes  zu  bestimmen: 

In  Bezug  auf  die  Leistungen,  den  FleKs  und  die  Aufmerksamkeit  sind 
aar  sa  gebrauchen  die  Prädicate  vorzüglich,  gut,  befriedigend,  mit- 
tel mäfsig,  ungenügend,  und  diese  durch  keine  weiteren  Zusätze  wie 
liemlioh,  im  Ganzen,  kaum  n.  s.  w.  zu  modificiren.  In  Bezug  auf  das 
Betragen  werden  die  3  Prädicate  gut,  nicht  ohne  Tadel,  tadelhaft 
ausreichen.  Da  es  bei  dieser  Festsetzung  nur  unsere  Absicht  ist,  eine  Ueber- 
rtnstimmung  in  der  Bezeichnung  herbeizuführen,  und  den  Schülern  wie  den 
latem  derselben  durch  feststehende  Ausdrücke  einen  sichern  Anhalt  für  die 
Beortheilnng  des  Werthes  der  ertheilten  Censnren  zu  geben,  den  sie  bei  der 
•dur  verschiedenen  Deutung,  welcher  die  bisher  gebrauchten  Ausdrücke  an 
sieh  fthig  sind,  bisher  nicht  gehabt  haben,  so  versteht  es  sich  von  selbst, 
da&  jeder  eine  bestimmte  Thatsache  aussprechender  Zusatz  gestattet  ist.  Es 
wird  also  beispielsweise  dem  Piädicat  „Fleifs:  genügend^^der  Zusatz  „be- 
sonders in  der  Anfertigung  der  schriftl.  Arbeiten''  oder  „in  Anfertigung  der 
schriftl.  Arbeiten,  weniger  im  Erlernen  der  aufgegebenen  Pensa**  u.  s.  w.  ge- 
geben werden  kOnnen.  Bei  den  tadelnden  Prädicaten  ist  ein  derartiger  Zu- 
satz wünschenswerth,  da  es  wichtig  ist,  dals  die  Eltern  genauere  Eenntnift 
davon  erhalten ,  woran  es  ihre  Rinder  fehlen  lassen.  In  Bezug  auf  das  ge- 
tadelte Betragen  erscheint  ein  derartiger  Zusatz  in  den  meisten  Fällen  un- 
criäliilich.« 

Die  Aufeinanderfolge  der  Lebrobjecte  richtet  sich  nach  der  Aufstellung 
des  Normalplans  (p.  33  und  41),  wobei  im  einzelnen  hin  und  wieder  Unter- 
scheidungen vorkommen,  z.  B.  im  Deutschen  zwischen  den  schriftlichen 
Leistungen  und  der  Literaturkenntnifs  u.  dgl.  m.  —  Bei  vielen  Anstalten  sind 
Besdianenheit  der  Handschrift  und  Ordnung  der  Hefte  stehende  Gensur- 
rubriken. 

In  einigen  Anstalten  wird  der  Act  der  Gensurvertheilung,  damit 
derselbe  einerseits  vorzugsweise  in  der  Hand  des  Ordinarius  bleibe  und  ande- 
rerseits den  Gharakter  der  Oefifentlichkeit  für  die  Schule  nicht  verliere,  so 
at^o^^tei^»  ^^  j^®  Glasse  ihr  Gesammturtheil  und  die  einzelnen  Schüler 
ihr  besonderes  üröieil  durch  den  Ordinarius  im  Beisein  des  ganzen  Lehrer- 
eoUegiums  empfangen,  und  zwar  von  unten  aufsteigend  so,  dafs  immer  die 
nächst  höhere  Glasse  der  Gensur  der  nächst  unteren  beiwohnt,  nicht  umge- 
kehrt die  Schüler  der  niederen  Glassen  Zeugen  der  Gensur  der  höheren  sind. 

Die  Unterschrift  des  Vaters  oder  seines  Stellvertreters,  dafs  er  vom  In- 
halt der  Gensur  Kenntnüs  genommen,  wird  überall  verlangt 

üeber  Al^iangsseognisse  s.  Abschn.  VII. 

5.   Strafen. 

üeber  die  bei  den  höheren  Schulen  zur  Anwendung  kommenden 
Disciplinar-Strafmittel  und  die  Aufeinanderfolge  derselben  wird  im  all- 

£  meinen  auf  die  westflftl.  Disciplinarordnung  (p.  151  £f.)  sowie  auf  die 
hiüordnnng  einzelner  Anstalten  in  Abschn.  X  Bezug  genommen.    Im 
besondem  sind  aulserdem  erwähnenswerth: 

11» 
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C.  Verf.  des  K.  Prov.  SchulcolL  la  Mftgdebarg  y.  2.  Mai  1867: 
„Auf  Grund  einer  Revision  der  in  der  Directoren-IuBtroction  v.  1.  Dob.  1887 
enthaltenen  Bestimmungen  über  die  den  Directoren  und  LebterooUegiea  m- 
Btehende  Strafbefhgnils  haben  wir  hinsichts  der  Bedingungen,  unter  denen 
die  bisher  fiblichen  Schulstrafen  zur  Anwendung  gebracht  werden  können. 
Folgendes  festfj^tellt: 

*  Wenn  bei  leichteren  Vergehen  ein  Verweis  unter  vier  Augen  oder 
vor  der  Classe  genügt  so  wird  es  schon  als  eine  bedeutende  Schirfung  der 
Strafe  angesehen  werden  müssen,  wenn  die  Ertheilung  eines  Verweises  vor 
der  Lehrerconferenz  erfolgt. 

Anweisung  eines  besonderen  Platzes  oder  Hinnntersetien 
um  einen  oder  mehrere  Plätze  wird  nur  bei  Schülern  der  unteren  nnd 
.mittleren  Glassen  als  Strafe  angewendet  werden  kOnnen.  Dem  LehrercolL 
bleibt  es  fiberlassen,  die  näheren  Festsetzungen  zu  treffen,  wie  weit  dabei 
die  Befugnisse  des  einzelnen  Lehrers  gehen  sollen. 

Das  sogenannte  Nachsitzen  darf  nur  unter  Aufsicht  Statt  finden  nnd 
nur  um  das  Versäumte  nachzuholen.  Es  darf  diese  Strafe  jedoch  nicht  so 
angewendet  werden,  dals  die  Schüler  an  den  Tagen,  an  welchen  Naohmittaga- 


Unterricht  Statt  findet,  an  Benutzung  der  Zeit  von  12  bis  2  Uhr 
tagsessen  nnd  zur  Erholung  verhindert  werden.  Von  Jeder  Veriiängnng  die- 
ser Strafe  ist  dem  Director  vor  deren  Vollstreckung  Kenntniis  zu  gebm. 

Arrest  hinter  verschlossenen  Thüren,  jedoch  nur  unter  Beacniftignnf 
mit  schriftlichen  Arbeiten,  welche  im  Zusammenhange  mit  dem  vorlier- 
gehenden  Unterricht  stehen  müssen,  kann  nur  durch  Beschluls  der  Lehiw- 
oonferenz  verhängt  werden  und  zwar  höchstens  auf  die  Dauer  von  6  Stunden* 

Körperliche  Züchtigung  darf  als  eines  der  gewöhnlichen  Stnf* 
mittel  nicht  angesehen  werden ;  vielmehr  ist  es  Aufgabe  der  Erziehung,  die- 
selbe in  den  höheren  Schulen  gänzlich  entbehrlich  zu  machen.  Jedoch  wollen 
wir  gestatten,  dafo  diese  Strafart  an  Schülern  der  8  unteren  dassen  bei  Ane- 
brüchen  von  Bohheit,  die  eine  sofortige  ernste  Zurückweisung  erfMdem,  mr 
Anwendung  gebracht  werden  darf.  So  oft  ein  Lehrer  sich  hat  be^mmen 
lassen,  irgend  eine  körperliche  Züchtigung  vorzunehmen,  hat  er  jedesmal  an 
demselben  Tage  dem  Director  darüber  Anzeige  zu  machen. 

Geldstrafen  sind  in  den  höheren  Schulen  unter  keinen  Umständen 
gestattet 

Reichen  die  vorhandenen  Strafmittel  nicht  aus  und  zeigt  sieh  ein  Sehflier 
als  unverbesserlich,  und  tritt  wohl  gar  der  Fall  ein,  dafo  sein  längeres  Ver- 
bleiben der  Schule  selbst  nachtheilig  wird,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  auf  die 
Entfernung  desselben  hinzuwirken,  resp.  dieselbe  sofort  herbeizufUiren« 
Die  näheren  Modificationen,  unter  denen  dies  geschehen  kann,  sind: 

1.  das  consilium  abeundi,  welches  aem  Schüler  vor  versammdter 
Lehrerconferenz  auf  Beschlnfs  derselben  ertheilt  wird,  und  von  welchem 
Jedesmal  dem  Vater  oder  dem  Vormunde  durch  den  Director  Kenntnüa  in 
geben  ist; 

2.  die  stille  Entfernung,  indem  zunächst  der  Vater  oder  Vormund 
aufgefordert  wird,  den  Austritt  des  Schülers  aus  der  Schule  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  anzuzeigen,  so  dafs  die  Ausschliefsunff  nur  erfolgt,  wenn 
dieser  Aufforderung  nicht  rechtzeitig  Folge  geleistet  wird; 

8.  die  öffentliche  Verweisung  (Relegation),  von  welcher  uns  unter 
Einreichung  des  Gonferenzprotokolls  jedesmal  Kenntnils  zu  geben  ist 

Die  Entfernung  eines  Schülers  von  der  Schule  kann  nur  durch  Besehlufh 
der  Lehrerconferenz  erfolgen.  In  dem  unter  Nr.  8  aufgeftlhrten  Falle  findet 
Bekanntmachung  an  die  übrigen  höheren  Schulen  der  Provinz  Statt,  deren 
keine  den  Verwiesenen  wieder  aufnehmen  wird.  —  In  wie  weit  bei  einaelnen 
Instituten  ein  auf  Entfernung  lautender  Conferenzbeschluls  einer  hohem  Be- 
stätigung beduf,  wird  durch  die  besondere  Schulverfassung  festgestellt  In 
den  Abpuigszeugnissen  ist  die  Art  der  Entfernung  der  strengsten  Walubeit 
gemlUs  ausdrücklich  zu  bemerken. 
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Wir  TeraiilMBeii  die  Directoren,  die  Lehrer  von  diesen  Bestimmangen 
in  Kenntoifii  sn  setzen,  die  Beobachtung  derselben  gewissenhaft  zu  über- 
wachen nnd  auch  Sorge  zu  tragen,  dals  künftig  jeder  neu  angestellte  Lehrer 
rechtzeitig  hiemit  bekannt  gemacht,  werde.  Di&ei  bemerken  wir,  dais  es 
nicht  unsere  Absicht  ist,  in  den  disciplinarischen  Bestimmungen,  die  ftlr  die 
geschloesenen  Anstalten  auf  Grund  besonderer  Verordnung  gelten,  durch  die 
gegenwSrtige  Verfligung  eine  Abänderung  zu  bewirken." 

Gftrcerstrafe.  C.  Verf.  des  Prov.  Schnlooll.  zu  Coblenz  v. 
S4.  Apr.  1862:  „Auf  den  Bericht  y.  3.  d.  M.  erOfifnen  wir  der  Direction,  dals 
die  Gfljoerstrafe,  welche  um  ihrem  Zweck  zu  entsprechen  eine  seltene  bleiben 
mafii,  ohne  ausdrtickliche  Genehmigung  des  Directors  nicht  in  Anwendung 
kommen  darf.  Die  Direction  hat  Gegenwärtiges  den  Lehrern  der  Anstalt  zu 
eröffnen.'' 

Körperliche  Zflchtigung.  Verf.des  Prov.Schulcoll.  zu  Berlin 
▼.  9.  März  1843:  .Mit  Bezugnahme  auf  §.  12  der  Instr.  ftlr  die  Directoren 
der  geirrten  Schulen  der  Provinz  Brandenburg  v.  10.  Juni  1824  eröffnen 
wir  Ew.  etc.,  dals  es  das  Streben  der  Directoren  und  der  Lehrer  der  Gym- 
nasien sein  mufs,  durch  eine  ernste  Disciplin  und  eine  zweckmäisige  Be- 
nntinng  der  übrigen  Strafmittel  die  körperlichen  Züchtigungen  in  den 
Gymnasien  möglichst  entbehrlich  zu  machen,  und  dafs  es  bei  Anwendung 
dieses  Strafmittels  als  Grundsatz  gelten  mufs,  dals  mehr  der  moralische  Ein- 
drook  der  Strafe  als  der  körperliche  Schmerz  die  Besserung  des  zu  Be- 
strafenden bewirke.  Um  dies  zu  erreichen,  wird  den  Directoren  empfohlen, 
dafo  sie  nur  denjenigen  Lehrern,  auf  deren  pädagogische  Einsieht  und  Be- 
sonnenheit überhaupt  nnd  i^uf  deren  Mäfeigung  beim  Strafen  im  beeondem 
sie  sieh  verlassen  zu  können  glauben,  jene  Strafgewalt  anvertrauen,  und  die 
mit  derselben  versehenen  Lehrer  anweisen,  im  aflgemeinen  nur  in  den  selten- 
sten Fällen  gleich  nach  dem  Vergehen  des  Schülers  und  auch  nur  dann  an 
demselben  eine  körperliche  Züchtigung  zu  vollziehen,  wenn  die  Beschämung 
welche  er  dadurch  vor  seinen  Mitschülern  erleidet,  als  nöthig  für  seine 
BMsemng  erscheint,  oder  überhaupt  ein  Aufschub  der  Strafe  die  wohlthätige 
Wirkung  derselben  vermindern  würde,  und  die  körperliche  Züchtigung  so 
auszuftlhren ,  dafs  in  keiner  Weise  aus  derselben  ein  Nachtheil  für  die  Ge- 
sundheit des  Knaben  erwachsen  könne.  In  Rücksicht  hierauf  kann  es  nicht 
gestattet  werden,  dafs  bei  solchen  Bestrafungen  andere  Strafwerkzeuge  als 
ein  dünnes  Rohrstöckchen  oder  eine  Ruthe  in  Anwendung  kommen.  Auch 
werden  die  Lehrer  auf  die  Verantwortlichkeit  aufmerksam  zu  machen  sein, 
welche  sie  in  dem  Falle  haben,  wenn  eine  solche  Bestrafung  der  Gesundheit 
dM  Knaben  nachtheilig  wird;  es  ist  eventl.  von  einem  jeden  Mifsbrauch  der 
Art  nns  sofort  Anzeige  zu  erstatten.  Was  die  Bestrafungen  der  Schüler 
durch  Schuldiener  betrifft,  so  sind  sie,  weil  sie  nur  allzuleicht  den  Charakter 
einer  polizeiartigen  Züchtigung  annehmen,  im  allgemeinen  unstatthaft,  und 
wenn  es  sich  vielleicht  auch  bei  einzelnen  gröberen  Vergehen  jüngerer 
Knaben  rechtfertigen  Heise,  dafs  die  Züchtigung  auf  den  Beschlufs  der  Gon- 
ferenz  oder  des  Directors  in  Gegenwart  des  letzteren  durch  einen  Schuldiener 
mit  der  Ruthe  oder  einem  dünnen  Rohrstöckchen  vollzogen  wird,  so  müfste 
dies  doch  stets  als  eine  höchst  seltene  Ausnahme  zu  betrachten  sein,  und 
würde  in  Rücksicht  auf  das  Alter  des  Schülers  und  die  Natur  des  Vergehens 
vor  der  Anwendung  einer  solchen  Züchtigung  zu  erwägen  sein,  ob  nicht, 
wenn  von  anderen  Strafen  ein  Erfolg  nicht  zu  erwarten  ist,  die  Ausschließung 
ans  der  Schule  in  Anwendung  zu  bringen  sei.  In  hohem  Grade  ist  es  in 
dieser  Hinsicht  zu  mißbilligen,  da(s  eine  derartige  Züchtigung,  wie  es  an 
einigen  Gymnasien  geschehen  ist,  als  Folge  einer  Anzahl  tadelnder  Noten 
im  Glassen -Tagebuche  eintritt.  Ueberhanpt  wird  es  zweckmäfsig  sein,  eine 
solche  Bestrafung  nur  mit  Vorwissen  und  Zustimmung  der  Eltern  vollziehen 
ni  lassen. 

Nach  Mafsgabe  dieser  Grundsätze  wollen  Sie  sich  über  angemessene 
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Aasflbang  des  Rechts  zu  körperlichen  Zaohtignngeii  mit  den  Lehmn  der 
Ihrer  Leitung  anvertnaten  Anstalt  einigen  nnd  dieselben  stete  soigaam  Ober» 

wachen.*' 

Entfernung  von  der  Schale.  C.  Verf.  des  rhein.  ProT.  Schul- 
coli.  V.  22.  Jan.  1836:  „Die  Entfemnng  eines  Schülers  von  der  Schale  ist 
eine  in  ihren  Folgen  für  diesen  sowie  f&r  die  Angehörigen  desselben  so 
wichtige  Madsregel,  dafs  zn  derselben  nur  in  dem  Sufsersten  Falle  geschritten 
werden  darf.  Damit  bei  Anwendung  derselben  ttberall  möglichst  gleichmiüsig 
verfahren  werde,  so  bestimmen  wir  hiedurch  Folgendes: 

1.  Die  Entfernung  eines  Schülers  von  der  Schule  ist  in  der  Regel  nar 
dann  anzuwenden,  wenn  die  gewöhnlichen  Schulstrafen  auch  in  ihrer  Stei- 
gerung ohne  Erfolg  geblieben  sind,  und  Besserung  des  viel&ch  Bestraften 
anter  den  obwaltenden  Verhältnissen  nicht  zu  erwarten  ist.  Hierin  ist  von 
selbst  die  nothwendige  Berücksichtigung  des  Alters  des  Zöglings  angedeutet, 
und  dafs  bei  Schülern  der  niederen  Classen  nur  selten  die  Entfernung  noth- 
wendig  werden  kann. 

2.  Wird  dieselbe  in  der  Lehrerconferenz  beschlossen,  so  ist  laerat  die 
stille  Entfernung  in  der  Weise  zu  versuchen,  dala  der  Dir.  die  AngehOri- 

Sen  von  dem  Betragen  des  Schülers  amtlich  benachrichtigt,  und  denselben 
en  Rath  ertheilt,  den  Schüler  zurückzunehmen.  Bleibt  dieser  Rath  anbefolgt, 
so  trifft  den  Straffälligen  für  diesmal  eine  angemessene  Schalstrafe;  dem- 
selben wird  aber  zugleich  vor  der  Lehrerconferenz  bedeutet  und  den  An- 
gehörigen durch  den  Dir.  angezeigt,  dafii  bei  nicht  erfolgter  Bessemng  die 
Ausschliefsung  erfolgen  werde. 

8.  Erfolgt  die  Besserung  nicht,  so  ist  alsdann  die  Aasschliefsang 
zur  Ausfahrung  zu  bringen,  so  dafii  der  Dir.  den  Angehörigen  den  desfalls? 

gm  Ck>nferenzbeschlu(s  mittheilt   Ist  der  Schüler  ein  Fremder,  so  hsi  der 
ir.  auch  der  Polizei  Anzeige  zu  machen,  damit  der  Ausgeschlossene  nieht 
länger  als  unter  der  Aufsicht  der  Schule  stehend  betrachtet  werde. 

4.  Wenn,  besonders  bei  erwachsenen  Schülern,  die  Vergehongen  von 
wirklicher  Bösartigkeit  zeugen,  oder  bei  gröiserer  Unsittlichkeit  das  Beispiel 
und  der  Umgang  eines  Schülers  den  übrigen  gefährlich  werden  sollte,  so 
kann  es  in  solchen  aufserordentlichen  Fällen  nothwendig  werden,  sogleich 
zur  Ausschliefsung  zu  schreiten.  Die  Lehrerconferenz  hat  alsdann  noch  zn 
erwägen,  ob  der  Schüler  ohne  Bedenken  in  eine  andere  Anstalt  au^enommen 
werden  könne,  oder  ob  mit  dieser  Aufnahme  auch  für  seine  neuen  MitsehOler 
Qefahr  erwachsen  werde.  Im  ersten  Falle  kann,  wie  bei  den  unter  2.  nnd  S. 
enthaltenen  Fällen,  die  Ausschliefsung  ohne  unsere  Genehmigung  aasge- 
sprochen und  vollzogen  werden.  In  dem  dem  Schüler  auszustellenden  Zeng- 
nifs  ist  nach  einer  allgemeinen  Charakterisirung  desselben  am  Schiaase  an 
bemerken,  dafs  er  «still  von  der  Schule  entfernt*'  oder  «ausgeschlossen*  wor- 
den sei,  worauf  der  Dir.  eines  andern  Oymn.  der  Provinz  ihn  auf  erfolgende 
Anmeldung  aufzunehmen,  sich  jedoch  wegen  Mittheilung  der  näheren  Ver- 
hältnisse, welche  die  stille  Entfernung  oder  Ausschlielsun^  veranU^t  habeSi 
an  den  entlassenden  Director  zu  wenden  hat  —  Sollte  jedoch  die  Lehier* 
oonferenz  der  Ansicht  sein,  da(s  der  betreff.  Schüler  auf  ein  anderes  Qymn. 
nicht  aufgenommen  werden  dürfe,  so  hat  der  Dir.  ausführlich  an  uns  ma  be- 
richten und  unsere  Entscheidung  nachzusuchen.  Bestätigt  diese  die  Ansieht 
der  Lehrerconferenz,  so  werden  wir  sämmtliche  Directoren  der  Provina  von 
einem  solchen  Falle  in  Kenntnifs  setzen,  so  da(s  in  dem  Entlassangaaeognils 
dann  auch  nur  zu  bemerken  bt,  da(s  der  Schüler  ausgeschlossen  sei.  Die 
Angehörigen  desselben  werden  aber  durch  den  Dir.  von  unserer  Entscheidung 
in  Kenntnifs  gesetzt 

6.  In  dem  unter  2.  bezeichneten  Falle  erfolgt  niemals  eine  BdLsnnt- 
machung  an  die  übrigen  Schüler  der  Anstalt  Wird  die  Ausschlielsung  aosge- 
sprochen,  so  sind  die  übrigen  Schüler  der  Classe,  welcher  der  Ansgesohlosaens 
angehörte,  nur  dann  von  der  Ausschliebung  in  KenntniCi  zu  setzen,  wenn 
auch  die  Vergehen  des  Sohftleia  an  ilirer  Kenntnüa  fokomnen  sind.      6.  Im 
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Prognunm  ist  eintretenden  Falla  nar  zu  bemerken,  dafs  ein  Qihüler  ansge- 
Bchloseen  worden  ist;  der  Name  wird  jedoch  verschwiegen;  der  stillen  Ent- 
fernung geschieht  gar  keine  Erwähnung. 

Wie  hegen  zu  sämmtlichen  Directoren  und  Lehrern  das  Vertrauen,  dais 
me  bei  den  hienach  zu  beurtheilenden  Fällen  mit  Umsicht  verfahren,  und  die 
siir  Besserung  und  Erziehung  des  Einzelnen  zulässige  Milde  mit  der  Strenge 
in  vereinigen  wissen  werden,  welche  die  Erhaltung  der  Autorität  der  Schule 
und  ihrer  darin  begründeten  Wirksamkeit  erfordert." 

Min.  Verf.  v.  21.  Mai  1861:  —  „Durch  die  an  den  Director  N.  ei^ 
laseene  Verf.  v.  —  ist  der  betreff.  Disciplinarfal],  soweit  der  Schüler  N.  dabei 
implioirt  war,  angemessen  erledigt  worden.  Die  bei  diesem  Anlals  von  dem 
K.  Prov.  SohnlcolT.  ausgesprochenen  allgemeinen  disciplinarischen  Qrundsätze 
haben  im  wesentlichen  meine  Zustimmung.  Es  kann  dem  Vater  nicht  ge- 
wehrt werden,  seinen  Sohn  zu  jeder  Zeit  aus  der  Schule  zurückzunehmen, 
auch  in  dem  Fall,  da(s  eine  über  ein  Vergehen  desselben  begonnene  Unter- 
SQohnng  noch  nicht  beendigt  sein  sollte. 

Ich  bin  indeft  damit  nicht  einverstanden,  dafs  durch  solche  freiwillige 
Entfernung  die  Sache  abgethan,  und  der  Zweck,  den  eine  Relegation  haben 
würde,  damit  erreicht  sei.  Die  verletzte  sittliche  Ordnung  der  Schule  verlangt 
eine  Qenugtfauung;  sollte  diese  sich  auch  darauf  beschränken  müssen,  d& 
die  Schule  ihrem  Anspruch  an  den  ausgeschiedenen  Schüler  in  dem  Zeugnift 
über  ihn  einen  Ausdruck  giebt.  Lälst  sich  in  Folge  des  beschleunigten 
Al^i^^  des  Schülers  die  Untersuchung  nicht  zu  Ende  führen,  oder  ergiebt 
sieh  eine  unzweifelhafte  Strafbarkeit  desselben,  so  sind  im  erstem  Fall  die 
Umstände,  unter  denen  er  die  Schule  verlassen  ha^  und  der  auf  ihm  ruhende 
Verdacht  in  dem  Abgangszeugnifs  zu  vermerken,  und  ebenso  ist  in  dem 
andern  Fall  darin  zu  bezeugen,  da(s  er  sich  der  nach  den  Schulgesetzen  über 
ihn  zu  verhängenden  Strafe,  z.  B.  der  förmlichen  Relegation,  durch  den  Ab- 
nng  entzogen  habe.  Bei  schwereren  Vergehen  wird  es  der  Dir.  für  seine 
rflicbt  halten,  der  Polizei  oder  dem  Staatsanwalt  Anzeige  davon  zu  machen 
und  denselben  das  weitere  Verfahren  zu  überlassen.  In  dem  Fall  aber, 
dais  ein  Schüler  eine  ihm  auf  Grund  beendigter  Untersuchung  vom  Lehrer- 
collegium  zuerkannte  Carcerstrafe  schon  angetreten  hat,  mufs  die  Schule  fSr 
befugt  angesehen  werden,  ihn  erst  dann  zu  entlassen,  wenn  die  Zeit  der 
Strafe  veriaufen  ist"        Vrgl.  p.  155. 

C.  Verf.  des  K.  Schulcoll  der  Prov.  Brandenburg  v.  28.  Apr. 
1866:  „Es  sind  in  neuerer  Zeit  einzelne  Fälle  zu  unserer  Kenntnifs  gekom- 
men, dafs  Schüler  unfreiwillig  von  Anstalten  entfernt  worden  sind,  ohne  dafs 
uns  Anzeige  davon  gemacht  worden  wäre.  Die  Directoren  -  Instruction  v. 
10.  Juni  1824  giebt  in  §.  12  die  Bedingungen  an ,  unter  welchen  die  Direc- 
toren mit  der  Lehrerconferenz  befugt  sind,  die  äufserste  Schulstrafe,  die 
Relegation,  über  einen  Schüler  zu  verhängen.  Wir  dürfen  die  Ueber- 
leagung  hegen,  dafs  ein  solcher  Act  nur  dann  vollzogen  werden  wird,  wenn 
sich  bei  ruhiger  Erwägung  aller  Umstände  die  unfreiwillige  Entfernung  als 
unumgänglich  nothwendig  erweist.  Es  ist  darum  über  einen  solchen  Fall 
stets  in  dfer  Lehrerconferenz  ein  ausfahrliches  Protokoll  aufzunehmen,  aus 
welchem  der  Thatbestand  des  Vergehens  und  die  zwingende  Nothwendigkeit 
der  Strafe,  so  wie  das  Stimmenverhältnis  der  votirenden  Lehrer  klar  und 
deutlich  erkannt  werden  kann.  Dafs  die  Strafe  nur  dann  vollzogen  werden 
darf,  wenn  die  Mehrzahl  der  ordentlichen  Lehrer  des  Collegiums  über  die 
Nothwendigkeit  der  Entfernung  mit  dem  Dir.  einverstanden  ist,  ist  in  dem 
gsdachten  §.  ausdrücklich  ausgesprochen  worden.  Unter  Hinweisung  auf  diese 
Bestimmungen  der  Directoren -Instruction  ordnen  wir  hiemit  an,  dafs  fortan 
jedesmal,  wenn  eine  Relegation  beschlossen  worden  ist,  uns  alsbald  Abschrift 
des  bezüglichen  Gonferenzprotokolls,  und  zwar,  wo  ein  Ephorat  besteht,  durch 
dessen  Vermittelung,  in  allen  anderen  Fällen  aber  direct  eingereicht  werde. 
In  dem  Begleitberichte  ist  zugleich  anzuzeigen,  da(s  den  Eltern  oder  sonsti- 
gen nächsten  Angehörigen  des  betrefft  Schülers  hieven  zur  rechten  Zeit 
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^Eenntnirs  gegeben,  Aof  welche  Art  dem  Schüler  aelbst  die  Stnfe  «ngeklliidigt 
worden  iat" 

Von  einzelnen  gelegentlichen  Verfttgnngen  diBciplinarischer  Art 
mögen  noch  erwähnt  werden: 

G.  Verf.  V.  23.  März  1825:  „Bei  einigen  Gymnasien  ist  denSehflleni 
seither  gestattet  worden,  bei  dem  Einführen  oder  dem  Abgange  der  Lehrer, 
bei  Schalfeierlichkeiten  und  anderen  festlichen  Veranhusungen  Offentliehe 
Aufztige  mit  Musik  und  Fackeln  zn  halten,  und  sich  demnächst  za  einem 
Trinkgelage  zu  vereinigen.  Nach  der  bisherigen  Erfahrung  haben  solche  Fest- 
lichkeiten der  Schüler,  welche  sich  mit  ihrem  noch  gebundenen  Verhält- 
nifs  wenig  vertragen,  auf  die  Anfrechterhaltnng  der  Disciplin  in  den  betreffe 
Gymnasien  einen  nachtheiligen  EinfluCi  geäufsert  nnd  die  Schüler  zn  eiseoi 
tadelnswerthen  studentischen  Wesen  und  zu  Unordnungen  mancherlei  Art 
verieitet.  Das  Min.  beauftragt  daher  das  K.  Consistorinm,  drgl.  OffentUeha 
Aufzüge  und  Festlichkeiten  der  Schüler  bei  sämmtlichen  Gymnasien  Seinea 
Bezirks  ganzlich  zu  untersagen  und  hienach  das  weiter  Erforderliche  zu  ver- 
fügen." 

G.  Verf.  V.  19.  Febr.  1856  (an  die  K.  Regiemngen,  mitgetheilt  mach 
den  K.  SchulcoUegien):  „Es  ist  neuerdings  in  öfifentlichen  Blättern  anf  die 

Semeinschädlichen  Folgen  hingewiesen  worden,  welche  ans  der  Uebbaberei 
er  Jugend,  sich  Eiersammlungen  anzulegen,  mittelbar  hervorgehen«  te 
Betracht  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  veranlasse  ich  die  K.  Begieratt- 
gen,  die  Schulvorstände  Ihres  Ressorts  in  geeigneter  Weise  daraaf  himo- 
weisen,  nnd,  nöthigenfalls  mittels  bestimmter  Verbote,  bei  der  Schoyogend 
der  erwähnten  Neigung  möglichst  entgegen  zn  wirken." 

In  wichtiger  Beziehung  zur  Schnldisciplin  stehen  die  AnordnnngeB 
ttber  den  Turnunterricht  (s.  p.  136  £f.J  nnd  die  Mittheilnngen  dea 
nächsten  Abschnitts  über  die  hänsliche  Beschäftigung  der  Schaler 
(VI,  2),  die  Versetzung  in  höhere  Glassen  (VI,  6),  die  Be- 
schränkung des  Aufenthalts  in  einzelnen  GUssen  (VI,  7), 
den  üebergang  anf  andere  Schulen  (VI,  8)  nnd  ttber  die  Oe- 
anndheitspflege  in  öffentlichen  Schulen  (VI,  9). 


VI. 

Verschiedene  Einrichtungen  und  allgemeine 
Bestimmungen  für  die  höheren  Schulen. 

1.   Schulbücher. 

G.  Verf.  V.  14.  Juni  1848:  ,jEs  ist  bemerkt  worden,  dab  bei  der 
Einführung  neuer  Lehrbücher  m  den  Gymn.  und  höheren Schnlanstahett 
die  Bestimmung  des  |.  7 ,  4  nnd  5  der  Dienstinstruction  fttr  die  K.  Conai- 
storien  und  Prov.  SchulcoUegien  v.  23.  Octb.  1817  (s.  p.  5)  hie  und  da  nidit 
befolgt,  und  dafs  es  den  Directoren  der  Gymn.  und  anderen  höheren  Lehr> 
anstalten  überlassen  worden  ist,  die  Einführung  neuer  Lehrbücher  ohae 
weiteres  zn  veranlassen.  Ein  häufiger  Wechsel  der  Lehrbücher  ist  aber  aa 
•ioh  schon  nachtheilig  nnd  vemrsaoht  den  Eltern  der  Sehüler  aieht  m- 
^ledentende  Kosten.  Das  K.  SoholooUeginm  hat  deshalb  darüber  mi 
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daft  bei  .der  Wahl  neaer  Lehrbflcher  mit  Sorgfklt  verfahren  werde,  und  daher 
den  Direetoren  der  Gymn.  und  höheren  Unterrichtsanstaken  Seines  ReaBorts 
onter  Verweisnng  aaf  die  betreff.  Bestimmung  der  gedachten  Instruction  auf- 
zugeben, für  jede  Einführung  neuer  Lehrbflcher  die  Bestimmung  des  K.  Schul- 
eollegiams  einzuholen.  Letzteres  hat  alsdann,  insofern  das  Buch  nicht  schon 
frfiher  als  zur  Einführung  flberhaupt  geeignet  anerkannt  worden  ist,  zu 
meiner  Genehmigung  zu  berichten.'' 

C  Verf.  y.  15.  Jan.  1846  (an  die  K.  Regierungen):  „Ans  der  absohriffc- 
lieh  beiliegenden  Verfligung  an  die  K.  Proy.  Schnlcollegien  y.  U.  Juni  1843 
wird  die  K.  Regierung  ersehen,  was  ich  hinsichtlich  der  Einfahrung  neuer 
Sehulbflcher  in  den  Gymnasien  und  höheren  Schulanstalten  in  Gemäfeheit 
des  |.  7,  4  und  5  der  Dienstinstruction  für  die  K.  Consistorien  und  Proy. 
SchiücoUegien  y.  23.  Octb.  1817  zu  bestimmen  fflr  noth wendig  gefunden  habe. 
Nach  einem  mir  kürzlich  erstatteten  Bericht  eines  der  K.  Schulcollegien 
scheint  indessen  bei  Einführung  neuer  Lehrbflcher  in  den  höheren  Bflrger- 
schulen  nicht  überall  ein,  mit  den  Bestimmungen  der  gedachten  Dienst- 
instruction übereinkommendes,  Verfahren  beobachtet  zu  werden.  Theils  um 
dieses  herzustellen,  theils  um  zu  yerhflten,  dafs  unter  den  höheren  Bflrger- 
sehulen  wenigstens  einer  und  derselben  Provinz  eine  zu  grofse  Verschieden- 
hdt  hinsichtl.  der  in  ihnen  eingeführten  Lehrbücher  Statt  finde,  veranlasse 
ißh  die  K.  Regierung,  künftighin  bei  Einführung  neuer  Schulbücher  in  den 
von  Ihr  ressortirenden  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  die  unter  dem  14.  Juni 
1843  erlassene  und  für  die  Gymnasien  bereits  in  Geltung  getretene  Verfügung 
in  der  Weise  in  Anwendung  zu  bringen,  dafs  Dieselbe  die  von  den  Direetoren 
und  Etectoren  der  Real-  und  höheren  Bflrgerschulen  gemachten  Anträge  mit 
dem  Gutachten  Ihres  Schulraths  begleitet  dem  betreff.  K.  Si^ulcollegium  ein- 
reicht, wonach  dasselbe  Entscheidung  treffen,  oder  insofern  das  Buch  nicht 
schon  früher  als  zur  Einführung  überhaupt  geeignet  anerkannt  worden  ist, 
an  mich  wegen  der  Einführung  berichten  wird.** 

G.  Verf.  y.  28.  Apr.  1857:  „Die  Zahl  der  an  einzelnen  Gymnasien 
und  Realschulen,  und  die  Verschiedenheit  der  innerhalb  derselben  Provinz 
für  einige  Unterrichtsgegenstände  eingeführten  Schulbücher  ist  unverhältnifs- 
mäfsig  grofs.  Ich  sehe  mich  durch  diese  Wahrnehmung  veranlafst,  die  Be- 
stimmungen der  die  Einführung  von  Schulbüchern  TOtreff.  Verfügung  v. 
15.  Jan.  1846  in  Erinnerung  zu  bringen ,  und  den  Prov.  ünterrichtsbebörden 
aufsugeben,  auf  Verein&cbung  und  gröfsere  Uebereinstimmung  der  Unter- 
richtsmittel innerhalb  derselben  Provinz  hinzuwirken. 

Auch  für  diejenigen  Hülfsmittel  des  Unterrichts,  welche  von  Lehrern 
einer  Anstalt  verfaXst  sind,  bedarf  es,  wenn  sie  an  derselben  benutzt  werden 
sollen,  eines  besondem  Antrags. 

Ist  die  Einführung  eines  Buchs  für  ein  Gymnasium  oder  Progymnasium 
einer  Provinz  genehmigt  worden,  so  ist  solche  auch  für  andere  Gymn.  und 
Progymn.  derselben  Provinz  ohne  erneuerten  Antrag  zulässig;  das  gleiche 
Verhältnis  findet  bei  den  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  Statt;  doch  ist 
ein  für  Gymn.  und  Progymn.  genehmigtes  Schulbuch  dadurch  nicht  zugleich 
als  auch  mr  Real-  und  höhere  Bürgerschulen  genehmigt  anzusehen. 

Die  Direetoren  sowohl  der  Gymn.  und  Progymn.,  wie  der  höheren  Bürger- 
nnd  Realschulen,  sind  anzuweisen,  ein  genaues  Verzeichnifs  sämmtlicher  an 
der  betreff.  Anstalt  eingeführten  Lehrbücher  und  sonstiger  Hülfsmittel  des 
Unterrichts,  nach  den  Classenstufen  geordnet,  in  das  nächste  Programm  auf- 
zunehmen. Sofern  einzelne  der  darin  aufzuführenden  Schulbücher  ohne  die 
▼orschriftsmäfsige  höhere  Genehmigung  in  Gebrauch  genommen  sind,  ist  die- 
selbe nachträglich  einzuholen.  Die  späteren  Programme  haben  alsdann  nur 
die  von  mir  genehmigten  Abänderungen  in  dem  Bestände  der  Unterrichts- 
mittel anzuzeigen." 

G.  Ver£  v.  20.  Juni  1864:  „Ueber  die  Einführung  von  Schulbüchern 
tot  nüetat  durch  die  C.  Verf.  v.  28.  Apr.  1857  eine  allgemeine  Anordnung 
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getroffen  worden.  Durch  verschiedene  Wahmehmnngen,  inabesondere  mach 
davon,  dafs  bei  einigen  Anstalten  ein  zo  häufiger  Wechsel  in  den  Schol- 
bfichern  Statt  findet,  nnd  dafs  die  den  Eltern  der  SchfiJer  dadurch  Tcr- 
ursachten  Ausgaben  dabei  nicht  immer  die  gebfihrende  Berflcksichtigang 
finden,  sehe  ich  mich  veranla&t,  die  vorerwähnte  allgemeine  Verfügung  durch 
folgende  nähere  Bestimmungen  zu  ergänzen: 

1.  Die  Anträge  auf  Genehmigung  der  Einführung  neuer  Schalbttcher 
sind  jedesmal  vor  Beginn  des  Schuljahrs,  und  so  viel  wie  möglich  nicht  ver- 
einzelt, sondern  für  die  Anstalten  gleicher  Kategorie  in  demselben  Bericht 
verbunden  einzureichen.  2.  Es  ist  anzugeben,  wie  lange  das  variier  be- 
nutzte Buch  in  Gebrauch  gewesen  ist,  und  aus  welchen  GrQnden  die  Ab- 
schaffung gewünscht  wird.  3.  Ebenso  sind  iedesmal  die  Vorzflge  des 
neuen  Buchs  anzuzeigen,  um  derentwillen  dasselbe  an  die  Stelle  des  vorher 
gebrauchten  treten  soll.  4.  Endlich  ist  der  Preis  des  einzuführenden  Buchs 
anzugeben,  und  bei  einem  Wechsel  sowohl  der  Preis  des  neuen  wie  des 
vorher  gebrauchten." 

U.  u.  P.  0.:  „Fflr  die  Mehrzahl  der  Gegenstände  mufs  in  den  Real* 
schulen  ein  bestimmtes  Lehrbuch  zum  Grunde  gelegt  werden.  Der  grote 
Nutzen,  welchen  zweckmäfsi^  eingerichtete  Lehrbflcner  und  Leitfliden  ge- 
währen können,  indem  sie  dem  Schüler  für  seine  Thätigkeit  im  Präpariren, 
Durcharbeiten  des  Stoffs  und  beim  Repetiren  einen  sichern  Anhalt  geben, 
wird  oft  verkannt,  und  die  Wirkung  der  Freiheit  des  Lehrers  hoher  ange- 
schlagen, bei  welcher  er  die  Aufmerksamkeit  der  Schüler  ungetheilt  Ar  sich 
und  seinen  Vortrag  in  Anspruch  nimmt.  Gelingt  ihm  dies,  so  hat  das  Ver- 
fahren in  den  oberen  Classen  für  manche  Schüler  unläugbare  Vorzüge.  Nach 
häufiger  Wahrnehmung  werden  aber  die  meisten  ohne  ein  gedrucktes  Buch, 
welches  wenigstens  die  systematischen  Ucbersichten,  die  Terminologie,  Namen, 
Zahlen  u.  s.  w.  enthält,  in  der  Auffassung  des  Zusammenhanges,  in  der  Namen- 
schreibung etc.  die  nOthige  Sicherheit  nicht  erreichen.  Aus  diesen  Gründen 
ist  auf  den  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  mehr  als  bisher  geschehen 
auf  die  Einführung  solcher  Lehrbücher  hinzuwirken,  welche  für  die  ver- 
schiedenen Unterrichtstufen  nach  einheitlichen  Grundanschauungen  abgefafsl; 
den  anzueignenden  Stoff  in  einer  Weise  fixiren,  die  ebensowohl  für  die  Ver- 
mittel ung  des  Lehrers  Anknüpfungspuncte  darbietet  und  seiner  individuellen 
Behandlungsart  Freiheit  läTst,  als  dem  Schüler  eine  sichere  Anleitung  und 
die  nöthige  Hülfe  für  Auge  und  Gedächtnifs  gewährt,  ihm  Schreibarbeit  er- 
spart und  ihn  zum  Selbstdenken  und  Selbstarbeiten  nöthigt.  Es  ist  su  hoffen^ 
dafs  der  Fortschritt  des  Realschulwesens  in  diesem  Sinn  auch  der  Schnl- 
literatur  förderlich  sein  werde.'' 

Vrgl.  p.  101.  107.  108.  121.  123.  126. 


2.    Die  häusliche  Beschäftigung  der  Schüler. 

C.  Verf.  V.  24.  Octb.  1837  (s.  p.24):  „Die  häuslichen  Arbeiten 
bilden  ein  nothwendiges  Glied  in  dem  Organismus  des  Gymnasialunterrichtt. 
Es  reicht  nicht  aus,  dafs  der  Schüler  in  der  Lehrstunde  den  ihm  dargebotenen 
Stoff  in  sich  aufnehme,  sich  aneijpe,  und  dem  Lehrer  gegenüber  in  der 
Schule  auf  geeignete  Weise  Zeugnils  ablege,  ob  und  in  wie  weit  ihm  dieees 
gelungen.  Vielmehr  mufs  er  die  in  der  Schule  begonnene  Uebung  nnd  Thl^g- 
leit  auch  aulserhalb  derselben  fortsetzen  und  in  zweckmäfsirer  Art  veranlaul 
werden,  das  in  sich  Aufgenommene  auch  wieder  darzustellen  und  seine  aa 
den  einzelnen  Lehrgegenständen  gewonnene  Bildung  durch  freie  häusliche 
Arbeiten  zu  bethätigen.  Von  Seiten  der  Gymnasien  ist  daher  eine  umsichtig« 
Sorgfalt  vonnöthen,  dafs  in  Hinsicht  der  Aufgaben  zu  diesen  Arbeiten 
überall  das  richtige  Mals  beobachtet  und  von  den  Schülern  nichts  verlangt 
werdCi  was  ihrem  Bildongstande  nnaogemessen  and  mit  der  pflichtaÜaigM 
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Rfiekuoht  auf  die  Erhftltang  ihrer  körperlichen  Gesundheit  anvertrSglich  ist 
Um  mOgUchen  MilsgrifFen  in  dieser  Hinsicht  vorzubeugen,  ist  von  jetzt  an  in 
Allen  Gymn.,  wie  in  mehreren  bereits  seit  längerer  Zeit  geschieht,  zu  Anfang 
jedes  Semesters  in  einer  Conferenz  für  alle  Lehrfächer  und  Glassen  alles, 
was  Gegenstand  des  häuslichen  Fleifees  sein  soll,  nach  Reihefolge  und  Ver- 
tbeilung  der  Aufgaben  auf  die  Tage,  Wochen  und  Monate,  in  möglichster 
Bestimmtheit  zu  verabreden  und  durch  GonferensbeschluTs  anzuordnen.  Hie- 
be! ist  als  R^gel  festzuhalten,  dafs  keine  schriftliche  Arbeit  von  den  Schülern 
gefordert  werden  darf,  die  der  Lehrer  nicht  selbst  nachsieht.  Von  den  Auf- 

Sben  der  Lehrer  für  die  Ofifentlichen  Lehrstunden  darf  nicht  die  ganze  häus- 
he  Arbeitszeit  in  Anspruch  genommen  werden,  sondern  ein  angemessener 
Theil  derselben  mu(s  der  Erholung  und  der  freien  Selbstbeschättigung  der 
Sehfiler  verbleiben  und  auch  hierin  eine  Abstufung  nach  der  Verschiedenheit 
der  Glassen  Statt  finden.  Die  flQr  die  Schüler  der  oberen  Glassen  empfohlene 
Privatlectüre  der  griechischen,  lateinischen  und  deutschen  Glassiker  darf 
in  keinerlei  Art  erzwungen,  sondern  mufo  mit  der  sorgfiiltigsten  Berücksichli- 

Sng  der  Persönlichkeit,  Anlagen  und  Verhältnisse  der  Schüler  geleitet  wer- 
n.  Femer  ist  bei  allen  Gymn.  für  jede  Glasse  ein  Aufgabebuch  einzu- 
führen, in  welches  ieder  Lehrer  sogleich  beim  Unterricnt  seine  Aufgabe 
einträgt  oder  durch  den  Primus  der  Glasse  eintragen  läfst,  damit  jeder  Lehrer 
derselben  Glasse  ersehen  könne,  wie  weit  der  häusliche  Fleifs  der  Schüler 
für  eine  bestimmte  Zeit  schon  von  den  übrigen  Lehrern  in  Anspruch  ge- 
nommen ist,  und  damit  dem  Director  bei  der  Revision  der  Glassen  die  Ueber- 
sicht  der  häuslichen,  besonders  schriftlichen  Arbeiten  erleichtert  und  er  in 
den  Stand  gesetzt  werde  zu  beurtheilen,  ob,  wie  weit  und  von  wem  etwa 
cegen  den  Gonferenzbeschlufs  gefehlt  ist  Der  Glassenordinarius  mufs  anfser 
den  schriftlichen  Arbeiten,  deten  Gorrectur  ihm  nach  dem  Lectionsplan  ob- 
liegt, sämmtliche  Hefte  seiner  Schüler  monatlich  wenigstens  einmal  revidiren. 
Ebenso  mufs  der  Director  monatlich  wenigstens  in  Einer  Glasse  die  Schul- 
hefte seiner  besondem  Durchsicht  unterwerfen,  um  dadurch  sich  nicht  blos 
von  dem  Fleiis  und  den  Fortschritten,  sondern  auch  von  der  Zweckmäfsig- 
keit  and  der  Zahl  der  Aufgaben  Kenntnifs  zu  verschaffen»  Eine  vorzügliche 
Anfmerksamkeit  ist  den  Directoren  hinsichtlich  der  Aufgaben  zu  den  freien 
deutschen  und  lateinischen  Aufsätzen  zu  empfehlen  (s.  p.  90).  —  Wenn  alles 
dies  gehörig  beachtet,  wenn  in  allen  Glassen  und  in  allen  Disciplinen  der 
Vorschrift  gemäfs  zweckmäfsige  Lehrbücher  zum  Grunde  gelegt  und  dadurch 
die  häuslichen  Arbeiten  vermindert  werden,  wenn  endlich  eine  ernste  häus- 
liche Zucht  die  Schüler  anhält,  stets  zur  rechten  Zeit  zu  arbeiten,  und  sie 
eben  so  sehr  vor  nnnöthigem  Privatunterricht,  als  vor  zerstreuender  Gesell- 
schaft und  unzeitigen  Vergnügungen  bewahrt:  so  ist  von  den  häuslichen 
Arbeiten,  welche  das  Gymnasium  von  seinen  Schülern  verlangen  mufs,  kein 
Nachtheil  für  ihre  körperliche  Entwickelung  zu  besorgen  und  die  Schüler 
werden  überall  zu  ihrer  Erholung  wie  zu  ihrer  freien  Privatbeschäftigung 
hinreichende  Muise  übrig  behalten. **  — 

Für  die  verschiedenen  Schulaufgaben,  die  schriftlichen  Arbeiten, 
Präparationen,  Repetitionen,  Memoriren  u.  s.  w.  ist  an  vielen  Orten,  wo  eine 
Controle  ausführbar,  eine  nach  der  Jahreszeit  verschiedene  Arbeitszeit  fest- 
gesetzt, an  welche  zunächst  nur  die  auswärtigen,  in  Pension  wohnenden 
Schüler  gebunden  sind,  nach  der  sich  aber  meistens  auch  die  übrigen  bei 
ihren  Eltern  wohnenden  richten.  Aufser  durch  die  Jahreszeit  ist  die  Lage 
dieser  Arbeitstunden  auch  durch  den  Turnunterricht,  im  Sommer  durch  die 
Zeit  des  Badens,  Schwimmens  u.  s.  w.  bedingt.  An  einigen  Orten  dauert  die 
häusliche  Arbeitszeit  im  Sommer  des  Morgens  von  5  Uhr,  im  Winter  von 
6  Uhr  bis  zum  Beginn  des  Unterrichts,  am  Abend  2  bis  3  Stunden  der  vollen 
Wochentage  im  Sommer  von  5,  im  Winter  von  5V,  Uhr  an;  länger  für  die 
Schüler  der  beiden  oberen  Glassen ;  an  den  halben  Wochentagen  werden  auch 
Naehmittagstnnden  zur  Arbeit  bestimmt.    An  mehreren  Orten  besteht  die 
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Einriohtong,  cbüs  alle  Sehfiler  sich  im  Winter  von  einbreoheoder  DankeDieit 
aoi  im  Hochsommer  Jedenfalls  tob  9  Uhr  an,  za  Hanse  halten  mflssen. 

Die  Beobachtung  der  vorgeschriebenen  Tagesordnung  wird  von  dem 
Director  nnd  insbesondere  von  den  Ordinarien  durch  Hansbäuehe  überwadit 
Wo  eine  bestiiQmte  Tagesordnung  nicht  eingeführt  ist,  oder,  wie  in  daa 
grOlseren  Städten,  nicht  leicht  zu  controliren  sein  würde,  sind  die  Ordinariea 
verpflichtet,  die  Sehfiler  für  die  Eintheilnng  der  Zeit  zu  berathen,  wie  ande- 
rerseits die  Schüler  verpflichtet  sind,  über  die  Eintheilnng  ihrer  Zeit  auf  Er- 
fordern Rechenschaft  zu  geben. 

Die  häusliche  Arbeitszeit,  welche  bei  den  meisten  kathol.  Gymnasien  ftr 
alle  Glassen  und  Schüler  festgesetzt  ist  (im  Sommer  meist  von  5  bis  7,  im  Win- 
ter von  6  bis  8  Uhr  Ab.)  heifst  wie  die  Arbeitszeit  in  den  kathol.  Alumnaten 
Silentium.  Bei  mehreren  kathol.  Gymnasien  halten  die  Schüler  der  3  unte- 
ren Classen  dies  Silentium  unter  Anfsichtjüngerer  Lehrer,  die  dafllr  rema- 
nerirt  werden,  in  Glassensimmem  ab.  Wenn  ein  Vater  die  Verpfliehtaag 
übernimmt,  die  Schularbeiten  seiner  Söhne  selbst  zu  überwachen,  so  sind  sie 
aidit  genüthigt  am  Silentium  in  der  Schule  Theil  zu  nehmen;  sie  mfieeea 
sich  aber,  wie  auch  die  Schüler  der  oberen  Classen,  während  der  Zeit  dea 
Sflentiums  zu  Hause  halten.  Vrgl.  p.  152. 

VrgL  femer  p.  44,  in  Betreff  der  hänsl.  Arbeiten  in  den  unteren  Baal* 
Bohnldassen. 

Bei  mehreren  Anstalten  sind  Bestimmungen  über  die  hänslicben  Ar- 
beiten in  die  Schulordnung  aufgenommen.   Vrgl.  Abschn.  X. 

Ueber  das  Mafs  der  Schularbeiten  werden  an  den  meisten  Anataltn 
zu  Anfang  jedes  Schuyahres  oder  Semesters  vom  LehrercoUegium  Feetsetxn»» 
gen  getroffen  (s.  p.  171),  denen  bestimmte  Normen  zum  Grunde  liegen,  i.  B.  daft 
zu  jedem  Tage  nur  dreierlei  au%egeben  werden  darf,  d.  h.  Arbeiten  nur  m 
8  verschiedenen  Lectionen.  Oft  wird  für  alle  schriftlichen  Arbeitern 
der  Tag  der  Aufgabe  und  der  Termin  der  Ablieferung  vorher  für  das  gaaaa 
Semester  bestimmt  Als  Regel  gilt  im  allgemeinen  für  die  Gymnasien,  dafr 
deutsche  Arbeiten  in  VI  und  V  wOchentl.  je  eine  (überwiegend  orthographi* 
scher  Art)  aufgegeben  werden,  in  IV  und  lllb  alle  14  Tage,  in  III a  und  Üb 
alle  3  Wochen,  in  IIa  und  I  jeden  Monat  ein  deutscher  Aufsatz:  im  Latei* 
ni sehen  von  VI  bis  IIb  wöchentl.  ein  Exercitium,  in  IIa  alle  14  T.  ein 
Exercitium  und  vierteljährl.  ein  Aufsatz,  in  I  monatl.  2  Exercitien  und  da 
Aufsatz;  aufserdem  in  den  beiden  oberen  Classen  von  Zeit  zu  Zeit  kleiaa 
metrische  Uebungen;  im  Griechischen  in  IV  und  III  wüchentL  ein»  in 
II  und  I  alle  14  T.  ein  Exercitium;  im  Französischen  von  V  bis  I  aUe 
14  T.  eine  schriftl.  Arbeit.  Schriftliche  Aufgaben  im  Rechnen  and  in  der 
Mathematik  sind  meist  monatl.  2  mal  zu  Hause  zu  bearbeiten.  Bei  dea 
Realschulen  geschieht  dies  häufiger;  hinzukommen  daselbst  in  den  obe> 
reu  Classen  physikalische  und  chemische  Arbeiten,  auch  Aufgaben  ia 
Zeichnen;  im  Deutschen  ebenso  wie  bei  den  Gymn.;  im  Lateini- 
schen von  VI  bis  II  wöchentl.  ein  Exercitium;  ebenso  im  Französischen 
von  V  bis  II,  in  I  alle  14  Tage;  in  IIa  und  I  aufserdem  monatl.  ein  franzöa. 
Aufsatz;  im  Enrlisehen  von  III  bis  I  alle  14  T.  ein  Exercitiam;  anfaer- 
dem  in  II  a  und  1  monatl.  ein  Aufsatz. 

Bei  mehreren  Anstalten  ist  die  Einrichtung  getrofSen,  dafo  diejenigen 
Primaner,  welche  mit  einer  gröfseren  auf  freien  Privatstudien  nihenden  ArSeil 
beschäftigt  sind,  im  letzten  Jahre  von  einzelnen  Terminarbeiten  dispensifl 
werden.    Derartige  Arbeiten  (bei  den  Gymn.  auch  Valedietionsarbelten 

S mannt)  werden  bei  der  Abitnrientenprüfung  mitvorgelegt.  Vrgl.  den  gleiek 
Igenden  Abschn.  über  die  Privatlectüre. 

Gegen  Ueberbürdung  mit  häuslichen  Schularbeiten.  GLVert 
▼.  24.  Oetb.  1887.  a  p.  171.  —  (X  Verf.  v.  2a  Mai  1854:  ,Ba  wiid 
▼ielen  Selten  über  nnveriiiltnUhBäiaign  Bdaatnng  der  Schüler  «H  f  ~    " 
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SchnUrbeiteii  Klage  geftibrt,  die  sieh  naeh  verachiedenea  Wahrnehmaogen 
in  Being  auf  einen  Ineil  der  Gymnasien  als  begründet  erweist.  Die  C.  Verf. 
T.  24.  Oetb.  1837  enthält  allgemeine  BestimmnngeD,  deren  gewissenhafte  Be- 
folgung geeignet  ist,  Mifsgriffe  und  Vernachlässigungen  In  der  gedachten  Be- 
nebung  au  verbaten;  dieselbe  wird  den  Directoren  der  höheren  Lehranstal- 
teo  wiederholt  in  Erinnerui^  gebracht  Die  Lehrercollegien  sind  insbesondere 
darauf  aufmerksam  in  machen,  dafs  es  f&r  den  Zweck  des  Schulunterrichts 
hauptsächlich  auf  den  geistigen  Verkehr  mit  den  Schfllem  in  der  Lehrstunde 
selbst  ankommt,  so  dafii  diese  in  derselben  ebenso  zur  Freude  an  der  Selbst- 
thätigkeit  angeregt,  wie  andrerseits  angeleitet  werden,  in  aweckmäisiger 
Weise  su  Hmse  lu  arbeiten,  soweit  es  zur  Ergänzung  des  Schulunterrichts 
erforderlich  ist  Sehr  zu  Unrecht  werden  die  schriftlichen  häuslichen  Ar- 
beiten viel&ch  ftlr  das  Wichtigste  beim  Schulunterricht  gehalten,  und  dabei 
ehi  änlserliches  und  mechanisches  Verfiüiren  befolgt,  welches  in  leiblicher 
und  geistiger  Beziehung  abstumpfend  wirkt.  Weder  das  zulässige  Mais  noch 
die  Art  der  Arbeit  wird  ttbeiall  sorgfältig  erwogen  und  den  Kräften  der 
Sdiftler  angepafet,  besonders  wenn  bei  dem  Mangel  an  wahrer  Gollegialität 
und  hinlänglicher  Aufmerksamkeit  des  Ordinarius  die  Terschledenen  Lehrer 
derselben  Classe  ihre  Anforderungen  an  die  Schüler  nicht  ausgleichen.  Die 
Zahl  der  von  den  Schülern  zu  haltenden  Hefte  hat  an  mehreren  Anstalten 
zugenommen;  es  werden  nicht  blos  neben  den  eingeführten  Lehrbüchern  hin 
und  wieder  noch  besondere  Begelhefte  angelegt,  unnöthige  Ausarbeitungen, 
Abschriften,  Reinschriften  schon  gefertigter  Arbeiten  u.  dgl.  m.  verlangt, 
sondern  auch  dasjenige,  was  lediglich  eine  Sache  mannich faltiger  münd- 
licher Uebung  sein  sollte,  wie  in  den  unteren  und  mittleren  Glassen  das 
Uteinische  und  griechische  Decliniren  und  Conjngiren,  in  zu  ausgedehntem 
Mafse  zu  schriftlichen  Hausarbeiten  benutzt 

Die  unverhältnifsmäfslge  Zunahme  häuslicher  Arbeiten  wird  in  der  Regel 
für  ein  Zeichen  angesehen  werden  kOnnen,  dafs  es  den  betreffenden  Lehrern 
ao  Sinn  und  Geschick  fehlt,  die  Lehrstunde  ihrer  Bestimmung  gemäfs  zu 
benntsen,  und  in  vielen  Fällen  wird  darin  die  Ursache  ungen^nder  Fort- 
schritte der  Schüler  zu  suchen  sein.  Die  Zahl  der  von  den  Schülern  zu  lie- 
fernden Schularbeiten  ist  nicht  selten  so  grofs,  dafs  die  Lehrer  aufser  Stande 
sind,  sie  durchzusehen  und  genau  zu  controliren,  während  dies  selbstver- 
ständlich die  erste  Bedingung  einer  erfolgreichen  häuslichen  Thätigkeit  des 
Schülers  ist  Die  Directoren  sind  anzuweisen,  diesem  wichtigen  Gegenstande 
flire  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  Derselbe  ist  baldigst  in  Con- 
ferenzen  mit  den  Lehrern  zu  berathen,  die  Zahl  der  schriftlichen  und  ande- 
ren häuslichen  Arbeiten  und  der  von  den  Schülern  zu  haltenden  Hefte  ist 
festzusetzen  und  eventl.  zu  ermäfsigen.  Die  Directoren  haben  die  Ausfüh- 
rung dieser  Festsetzung  genau  zu  controliren,  von  der  Zweckmäfsigkelt  der 
häuslichen  Aufgaben  und  der  Sorgfalt  der  Gorrectur  sich  durch  wiederholte 
Revision  zu  überzeugen,  auch  zu  controliren,  ob  nicht  mit  den  sogenannten 
Strafarbeiten  (und  ebenso  mit  den  Ferienarbeiten)  sowohl  an  sich,  als 
auch  rücksichtlich  des  dabei  zu  beobachtenden  Mafses  Mifsbrauch  getrieben 
wird.  Das  K.  Prov.  Schulcollegium  wolle  die  Directoren  darauf  aufmerksam 
machen,  dafs  die  genaue  Beaufsichtigung  dieses  Gegenstandes  zu  den  wich- 
tigsten Aufgaben  und  Pflichten  ihres  Amtes  gehört''. 

In  ähnlichem  Sinne  spricht  sich  die  den  Gymn.  Lehrplan  betreffende 
C  Verf.  V.  7.  Jan.  1856  duüber.  aus;  s.  p. 35j  und  zur  U.  und  P.O.  v. 
6.  Ootb.  1859  wird  bemerkt:  „Immer  aufs  neue  ist  vor  einer  Belastung  der 
Schüler  mit  mechanischem  Sehreibwerk  zu  warnen;  der  Director  una  die 
Ordinarien  haben  dafür  zu  sorgen,  dafs  das  zulässige  Maft  häuslicher  Auf- 
gaben nicht  überschritten  werde.  Der  denselben  Gegenstand  betreffenden, 
ursprünglich  zunächst  auf  die  Gymnasien  bezüglichen,  VerfClgung  vom 
90.  Mai  1^4  muft  auch  auf  den  Realschulen  in  noch  grOfserem  Um&nge 
Genüge  geschehen,  und  bei  der  Mehrzahl  der  Gegenstände  ein  bestimmtes 
Lehrbadi  lum  Grunde  gelegt  werden". 
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C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Coblenz  v.  10.  Novb.  1865: 
.Es  kann  der  Aufmerksamkeit  der  Direetion  nicht  ent^ngen  sein,  da&  von 
Lehrern,  denen  es  an  KenntniTs  der  jugendlichen  Gemflthsart  oder  an  geisti- 
ger Autorität  über  die  Schiller  fehlt,  öfter  als  man  erwarten  mOohte,  ein  ver- 
derblicher Milsbrauch  mit  sogenannten  Straf  arbeiten  geübt  wird;  wir  fin- 
den uns  aber  yeranlaist,  auch  unsererseits  auf  diesen  Miubranch  hinzuweisen 
und  der  Direetion  zu  erklären,  dals,  indem  sie  demselben  wehrt,  sie  unaen 
.  Einverständnisses  sicher  sein  kann. 

Es  kann  nicht  in  Frage  kommen,  dafs  wenn  ein  Schüler  verständig  be- 
messenen Aufgaben  aus  Trägheit  oder  Leichtsinn  nicht  genügt,  er  dazu  ge- 
zwungen werden  mufii.  Wenn  aber  häusliche  Arbeiten,  die  nur  für  dfen 
Zweck  aufgegeben  werden  dürfen,  den  Schüler  in  planmäfsiger  Weise  in  seinen 
Kenntnissen  zu  befestigen  und  zu  fördern,  ihm  als  Strafe  für  Fehler  oder 
Vergehen  auferiegt  werden,  zu  denen  die  aufgegebene  Arbeit  in  keiner  Be- 
ziehnng  steht,  so  kann  ein  derartiger  Mifsgriff  nur  die  Wirkung  haben,  die 
häusl.  Arbeiten  dem  Schüler  widerwärtig  zu  machen ,  während  die  Schule  es 
zu  erstreben  hat,  dafs  der  Schüler  in  denselben  eine  willig  vorzunehmende 
Förderung  seiner  Bildung  erkennt.  Es  geht  dieser  Mifsgriff  indefe  zuweilen 
so  weit,  da(s  ein  massenhaftes  Abschreiben  oder  Niederschreiben  trivialer 
Sätze,  Paradigmen  u.  dgl.  oder  gar  von  Katechismusstücken,  von  Abschnitten 
der  bibl.  Geschichte ,  von  Kirchenliedern  oder  anderen  Gedichten  etc.  einem 
Schüler  als  Strafe  auferlegt  wird.  Wir  dürfen  uns  überzeugt  halten,  dafs  die 
Direetion  in  allen  derartigen  Mißgriffen,  wenn  sie  vorkommen  möchten,  nach- 
drücklich zu  steuern  wissen  wird*'. 

3.  Privatstudien. 

Die  nachstehende  Circ.  Verfügung,  wodurch  im  J.  1825  für  die  Gymna- 
sien neben  der  Glassenlectüre  alter  Autoren  eine  dieselbe  ergänzende  Privat- 
lectüre  angeordnet  wurde,  ist  nicht  mehr  als  allgemein  verpflichtend  anzu- 
sehen. Vrgl.  p.  171  aus  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837:  dais  die  PrivatlcctOre 
in  keinerlei  Art  erzwungen  werden  darf.  Die  Anordnung  vom  J.  1825  wird 
jedoch  nach  ihrem  Grundgedanken,  dafs  in  den  oberen  Classen  vor  allem  die 
Selbstthätigkcit  der  Schüler  für  die  Gymnasialstudien  in  Anspruch  zu  nehmen, 
in  den  meisten  Anstalten  befolg^  In  vielen  werden,  gemäls  der  C.  Verf.  v. 
12.  Jan.  1856  ( s.  Abschn.  VIT ) ,  auch  bei  den  Abiturientenprüfungen  niciil 
selten  beachtenswerthe  Proben  von  Privatstudien  der  Schüler  vorgelegt 
(vrgl.  p.  172). 

C.  Verf.  V.  11.  Apr.  1825:  „Bei  dem  Gymn.  in  Danzig  findet  die  Ein- 
richtung Statt,  dafs  die  Schüler  in  den  3  oberen  Classen  angehalten  werden, 
griechische  und  lateinische  Schriftsteller  für  sich  privatim  nach  einem  festen 
Plane  zu  lesen,  und  zwar  so,  dais  sich  diese  Privatlectüre  ergänzend  an  den 
Cyklus  der  öffentlich  gelesenen  und  erklärten  Schriftsteller  anschlieist,  und 
unter  der  Aufsicht  und  Controle  des  jedesmaligen  Classenordinarius  steht 
Diese  Einrichtung,  über  welche  die  Anlage  (a)  das  Nähere  enthält,  scheint 
dem  Min.  aus  mehreren  Gründen  sehr  zweckmäßig.  Das  K.  Consistorium 
wird  daher  aufgefordert,  die  Directoren  und  Lehrer  der  Gymnasien  Seines 
Bezirks  damit  bekannt  zu  machen,  und  sie  anzuweisen,  hinsichtlich  der  Privat- 
lectüre ihrer  Schüler  in  den  2  oder  3  oberen  Classen  eine  ähnliche  Einrichtung 
zn  treffen,  und  das  Angeordnete  durch  das  nächste  Schulprogramm  zur  öffent» 
liehen  Kenntnifs  zu  bringen*'. 

(a)  „Der  Zweck  der  Privatlectüre  griechischer  und  römischer  Autoren 
ist:  1.  die  Selbstthätigkeit  der  Schüler  zu  wecken,  2)  den  Cyklus  der  öffent- 
lich gelesenen  Autoren  dahin  zu  erweitem,  dais  die  Schüler  bei  ihrem  Ab- 
nnge  zur  Universität  eine  möglichst  umfassende,  jedoch  die  Grenzen  der 
Oymnaaialbildung  nicht  überschreitende  Bekanntschart  mit  den  vonügUebsten 
Erscheinungen  auf  dem  Gebiet  der  aHclassischen  Literatur  von  dem  Gymn. 
niitnehnien. 
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Um  den  zoent  angegebenen  Zweck  in  aeinem  ganzen  Umfange  zn  er- 
lefcben,  mflsBen  die  Ordinarien  der  8  oberen  Glassen  (denn  nur  anf  diese  ist 
die  Priyatiectflre  aoszndehnen)  es  sich  znr  angelegentiichsten  Pflicht  machen, 
ihren  Schfllem  eine  gründliche  Anleitung,  wie  sie  ihre  Privatstndien  betrei- 
ben sollen,  zn  ertheilen,  und  besonders  dahin  sehen,  dafs  die  Schfller  jede 
Schwierigkeit,  deren  Lösung  ihre  Kräfte  übersteigt,  sich  sorgfaltig  anmerken, 
und  alles,  was  ihnen  entweder  in  sprachlicher  oder  sachlicher  Hinsicht  als 
merkwfirdig  auffiillt,  in  wohlgeordnete  AdTcrsarien  eintragen.  Ueberdies  liegt 
dem  Ordinarius  ob,  in  m  nach  Verlauf  jedes  Monats,  in  II  und  I  aber  nach 
Yeriauf  jedes  Vierteliahrs,  sich  Ton  dem  Gelesenen  Rechenschaft  geben  zu 
lassen,  und  die  von  aen  Schfllem  nicht  gelösten  Schwierigkeiten  durch  gründ- 
Hehe  Erkl&rung  zu  beseitigen;  zu  welchem  Geschäft  der  Lehrer  theüs  einige 
Stunden  der  Offentiichen  Lectflre  benutzt,  theils  aber  auch,  was  namentlich 
bei  zahlreichen  Classen  nothwendig  ist,  mehrere  aulserordentliche  Stunden 
ansetzt. 

Die  Erreichung  des  zweiten  Zwecks  des  Privatstudiums,  Ergänzung  der 
Öffentlichen.  Lectflre  und  Erweiterung  derselben  bis  zu  dem  bezeichneten 
Grade,  wird  ledig^ch  durch  die  Wahl  der  öffentlich  zu  lesenden  Autoren  be- 
dingt, wobei  aber  TOr  allen  Dingen  darauf  zu  achten  ist,  da(s  nicht  zu  viele 
Schriftsteller  zu  gleicher  Zeit  in  einer  Classe  gelesen  werden.'' 

Die  Anordnung  derartiger  Privatstndien,  ihre  Ausdehnung,  Leitung,  Con- 
trole,  wird  den  Lenrercolle^en  überlassen.  In  der  Regel  bleiben  sie  auf  I 
und  IIa  beschränkt  Da(s  me  Schüler  mehr  oder  weniger  genöthigt  werden, 
Aber  ihre  Privatiectflre  auch  umfangreiche  Adversarien  anzulegen,  kommt 
wegen  der  naheliegenden  Gefahr,  dadurch  einen  mechanischen  und  Schein- 
fleOs  zu  begflnstigen,  nur  noch  selten  vor. 

Meistentheils  ist  nur  die  altclassische  Literatur  Gegenstand  einer 
geordneten  Privatlectüre;  bei  mehreren  Gymnasien  und  Realschulen  ist  diese 
jedoch  neuerdings  auch  auf  die  deutsche  Literatur  ausgedehnt  worden. 
(YrgL  den  nächsten  Abschn.  über  die  Sciifllerbibliotheken.)  Dabei  wird  den 
Schfllem  innerhalb  einer  bestimmten  vom  Lehrer  des  Deutschen  bezeichneten 
Zahl  von  Schriflen  die  Wahl  gelassen.  Nur  wenn  für  ein  Aufsatzthema  die 
Bekanntschaft  mit  einer  bestimmten  Schrift  nothwendig  ist,  wird  die  Leetüre 
deraelben  angemessene  Zeit  vorher  ausdrücklich  aufgegeben.  In  solchem  Fall 
geschieht  die  Gontrole  der  Leetüre  bei  der  vorgängigen  Besprechung  des 
Tbema's.  Gewöhnlich  wird  es  aber  den  Schülern  freigestellt,  auf  welche  Weise 
sie,  etwa  vierteljährlich  einmal,  von  ihrer  deutschen  Lcctüre  Rechenschaft  ab- 
legen wollen,  durch  schriftliche  Inhaltsangaben,  Nachweis  der  Disposition, 
Auszfige,  Bemerkungen,  memorirte  Stellen  n.  dgl.  m. 

Eingehende  Erörterangen  über  die  Zweckmäfsigkeit  der  Privatlectüre 
auf  höheren  Schulen  sind  in  den  gedruckten  Protokollen  preuisischer  Direc- 
torenconferenzen  der  letzten  Jahre  enthalten. 

Die  ^anze  Einrichtung  ist  auf  die  öffentlichen  Gymnasien  von  den  Alum- 
naten, wie  Schulpforte,  her  übertragen  worden,  in  denen  Privatstudien  der 
angedeuteten  Art  seit  alter  Zeit  üblich,  und'daftir  besondere  Studientage 
angesetzt  sind. 

Ans  einer  Min.  Verf.  v.  15.  Febr.  18G7:  Dafs  den  Alumnen  Studien- 
tage zu  selbs^wählter  Beschäftigung  ftei  gegeben  werden,  hat  sich  in  ge- 
ichloBsenen  Erziehungsanstalten  bewährt.  Dieselbe  Einrichtung  auch  bei  öffBnt- 
fiehen  Gymnasien  zu  treffen,  ist  nicht  ohne  Bedenken.  „Ich  zweifle  nicht,  dals 
ehizelne  Schfller  hinlänglichen  Trieb  zur  Selbstthätigkeit  haben,  um  von  dieser 
FVeiheit  den  beabsichtigten  Gebrauch  machen  zu  wollen  und  zu  können ;  aber 
es  weiden  ihrer  immer  nur  wenige  sein,  und  diesen  wflrde  man  zweckmäfsiger 
auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  eine  von  Zeit  zu  Zeit  ihnen  gewährte  Dispen- 
sation von  idlgemeinen  Terminarbeiten,  ein  freieres  Selbststudium  möglich 
machen  können.  Da  das  EL  Prov.  SchulcoU.  indessen  Werth  darauf  legt,  will 
ich  diese  Abweichung  von  der  allgemeinen  Schulordnung  bei  den  Gymnasien, 
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wo  sie  jetzt  üblich  ist,  aach  ferner  biB  «if  weiteres  gestatten,  in  der  Voraas- 
setzuDg,  dais  Dasselbe  die  Einrichtmiff  wieder  aufheben  wira,  sobald  Uebel- 
stände  dabei  hervortreten.  —  Realscnolen  sind  für  dergL  freie  Studientage 
noch  weniger  geeignet  als  die  Gymnasien,  nnd  i<^  wflnsche,  dals  sie  bei  den- 
selben femer  ni<^t  gestattet  werden.*' 

4.    Schüler bibliothek. 

Ans  einer  C.  Verf.  y.  16.  Aug.  1824: „Es  ist  daranf  Bedaeht 

zu  nehmen ,  da(s  bei  jedem  Gymnasium  eine  angemessene  ans  classisches 
deutschen  werken  bestehende  Schülerbibliothek,  welche  aussohlie&licli 
zur  Privatlectüre  zu  bestimmen  und  mit  steter  sorgfaltiger  Rficksicht  auf  dieses 
Zweck  zusammenzusetzen  ist^  allmählich  gegründet  werde.  Die  Kosten,  welche 
die  Anlegung  einer  solchen  Schülerbibliothek  verursachen  wird,  können  durch 
kleine  iwlserordentliche'  Beiträge,  welche  von  den  Schülern  bei  ihrer  Aufiiahme, 
Versetzung  oder  Entlassung,  oder  bei  anderweitigen  schicklichen  Gelegenheit^ 
lu  erheben  sind,  gedockt  werden,  und  bleibt  dem  K.  Gonsistorio  überlaasoo, 
nach  Seiner  nähern  Kenntnils  von  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Gymnaaiea 
und  ihrer  Schüler  in  dieser  Hinsicht  das  Weitere  zu  bestimmen  und  aosa- 
ordnen.** 

G.  Verf.  v.  25.  Apr.  1825:  „Dem  K.  Gonsist  wird  hieneben  Abschrift <) 
einer  von  dem  K.  Min.  des  Innern  und  der  Polizei  an  sämmtliche  Prov.  Ba- 
gierungen  erlassenen  Verf.  v.  8.  d.  M. ,  nach  welcher  den  Besitzern  und  Vor- 
stehern der  Leihbibliotheken  die  Verabfolgung  von  Büchern  an  Gym- 
nasiasten unbedingt  verboten  ist  zur  Eenntnifsnahme  und  weitem  Veranlassung 
mit  dem  ErOflftaen  zugefertigt,  dals  nunmehr  nach  der  völligen  Ausschlielraog 
der  Gymnasiasten  von  der  Benutzung  der  Leihbibliotheken  die  früher  ange- 
ordnete Mitwirkung  der  Dhrectoren  bei  Beau&ichtigung  dieser  Bibliotheken 
nicht  weiter  erforderlich  ist 

Zugleich  wird  das  K.  Gonsist  aufgefordert,  den  Directoren  der  Gyma. 
Seines  Bezirks  zur  Pflicht  zu  machen,  dals  sie  nicht  nur  bei  Anschaffung  tob 
neuen  Büchern  für  die  bei  iedem  Gymn.  theüs  schon  gegründete,  theüs  noeh 
lu  gründende  Schfllerbibliothek  mit  der  sorgftltigsten  Auswahl  verfahren, 
sondern  auch  beim  Verleihen  von  Büchern  aus  dieser  Bibliothek  an  die  eiii- 
leinen  Schüler  die  jedesmalige  BUdungstufe  und  das  Bedürfiiils  derselben 

gehörig  berücksichtigen  und  überhaupt  daranf  halten,   dafii  die  einzelnen 
chUler  beim  Benutzen  der  lllr  sie  bestimmten  Bibliothek  planmäisig  zu  Werke 
gehen.*' 

Die  Verantwortiichkeit  für  die  Auswahl  der  Bücher  trägt  das  Lehrer- 
oollegium  der  Anstalt  Es  darf  in  die  Schülerbibliotheken  kein  Buch  an^se- 
nommen  werden,  dessen  Zulässigkeit  demselben  nicht  irgendwie  ausreichend 
verbürgt  ist  Bei  vielen  Anstalten,  z.  B.  fast  durchgängig  bei  den  Gymnasien 
der  Ptov.  Sachsen,  ist  allmählich  nach  der  Verschiedenheit  des  Standpnneti 
der  unteren,  ndttieren  nnd  oberen  Glassen  ein  Kanon  von  Büchern  aufgestellt 


>)  C.  Ver£  des  Poliseiminiat  t.  8.  Apr.  1825:  „Da  dai  K.  Min.  der  gmU.  ele. 
Aaglgh.  M  in  rielfacher  Hinsiehi  bedenklieh  findet,  daüi  den  SekOlem  der  Ormm» 
wann  aueh  bedingnngiweise  die  Benuisnng  der  Leihbibliotheken  ffegen  eiaea  vaa 
dan  Angehörigen  oder  dem  Dir.  des  Gymn.  aoflgestellten  ErUabnibsdiein  geetattsi 
warda,  und  iah  der  Meinung  desselben,  dafs  nur  durch  ein  unbedingtes  allgemeinas 
Verbot  dem  Eigennuts  gewissenbser  Leihbibliothekare  und  den  Versuchen  dm 
Sehftlar,  dureh  Umwege  Eingmng  in  die  Leibbibliotheken  lu  erhalten,  aiit  ErMg 
SU  begegnen  sei,  nur  beitreten  kann,  so  wird  der  K.  Regierung  hiedurck  aufga- 
tmgaa,  den  Beeitieni  und  Vorstehern  der  Leihbibliotheken  nunmehr  die  Verabfel- 
gvag  TOB  Bfiebem  an  Schüler  unbedingt  in  untersAgen,  und  auf  die  Aufirackl- 
haltaag  dieses  Verbote  fbrtgaeeiii  aaehdrüeklich  in  ludteB.* 
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worden,  welche  nur  Einführung  in  die  Geschichte  nnd  in  die  vateil&ndische 
literatnr  vor  anderen  geeignet  sind.  Die  Lehrer  des  Deutschen  nnd  der  Ge- 
Bchicfate  soUen  daranf  halten,  dafii  diese  Bücher  mOgUchst  von  allen  Schülern 
der  betreffl  Classe  gelesen  werden.  Daneben  wird  in  den  Verzeichnissen  eine 
Zahl  anderer  Bücher  aufgeführt,  welche  zu  lesen  den  Schülern  auch  empfohleq^ 
aber  nicht  ebenso  zur  Fmcht  gemacht  gemacht  wird.  Die  Art  der  Controle 
dieser  deutschen  und  historischen  Privatlectüre  bleibt  dem  individuellen  Ver- 
fiiihren  der  Lehrer  überlassen.  Bei  den  Realschulen  um&ist  die  Auswahl  auch 
die  geeigneten  Werke  der  französischen  und  englischen  Literatur.  —  Die  Ver- 
waltung der  Schülerbibliothek  liegt  in  der  Regel  nicht  einem  einzelnen  Lehrer 
ob,  sondern,  um  Individualität  und  Bedürfiiils  der  SchtUer  so  viel  wie  mOg- 
lieh  zu  berücksichtigen,  meistens  den  Classenordinarien,  oder,  soweit  beides 
nicht  znsammenf3illt,  den  Lehrern  des  Deutschen. 

Vrgl.  auch  p.  90. 94. 96. 103. 112. 118. 119. 153. 155.  —  Eine  bibliotheca 
panperum,  welche  arme  gute  Schüler  bei  ihrer  Versetzung  in  höhere  Classen 
Bit  den  daselbst  erforderlichen  Schulbüchern,  auch  den  Lexieis  u.s.w.,  meistens 
mit  dem  Beding  der  späteren  Rückgabe,  versieht,  ist  bei  vielen  Gymnasien 
und  Realschulen  vorhanden  und  wird  durch  freiwiUige  Beiträge  erhalten. 

C.  Verf.  des  K.  Prov.Schulcoll.  zu  Magdeburg  v.  10.  März  1867: 
JHe  Erfahrung  hat  fast  in  aUen  FäUen,  wo  eine  gründliche  Revision  der 
Schul bibliotheken  vorgenommen  ist,  gezeigt,  dals  nicht  unbedeutende 
Verluste  und  Defecte  hervorgetreten  sind,  nnd  dais  die  Verausgabung  und 
Zorflelüieferung  der  Bücher  von  den  Bibliothekverwaltungen  nicht  mit  ge- 
nügender Aufmerksamkeit  controlirt  wird.  Um  dem  für  die  Zukunft  vorzu- 
beugen, verordnen  wir,  dals  bei  den  K.  Gymnasien  und  ^eminarien  kurz  vor 
dem  Schlufs  jedes  Schulsemesters  und  zwar  yoft  Beginn  der  Oster-  nnd  der 
MidiaeUsferien  alle  entliehenen  Bücher  ohne  Ausnahme,  sowohl  bei  der  Haupt- 
lehrer-  als  auch  bei  der  Schüler- Lesebibliothek  von  den  Entleihern  entweder 
sutickgeliefert,  oder  falls  der  Entleiher  sie  während  der  Ferien  zu  benutzen 
wünscht,  als  vorhanden  und  in  seinem  Besitz  noch  befindlich  vorgezeigt  wer- 
den, wogegen  er  einen  neuen  Empfangschein  an  Stelle  des  bisherigen,  der 
n  cassiren  ist,  auszusteUen  hat,  wie  dies  bei  einigen  Bibliotheken  bereits 
eingeführt  ist 

Die  Directoren  und  die  Bibliothekare  haben  dafür  zu  sorgen,  dafs  diese 
Zorücklieferung  resp.  Vorzeigung  zu  rechter  Zeit  den  Entleihern  gehörig  be- 
kannt gemacht  und  ihr  Folge  geleistet  wird. 

Zu  den  Bibliothek -Jabresrechnungen,  oder  wo  solche  mit  der  Haupt- 
rechnung der  Anstalt  verbunden  sind,  zu  dieser,  bat  der  Director  zu  beschei- 
nigen, dais  die  zweimalige  Rücklieferung  resp.  Vorzeigung  der  Bücher  Vor- 
schrift- und  ordnungsmäßig  erfolgt  ist,  eventl.  in  einer  Beischrift  anzuzeigen, 
welche  Defecte  sich  gezeigt  haben  und  was  zu  deren  Ersatz  und  Herbei- 
Bchaffung  geschehen  ist.^ 

5.    Dispensation  von  ünterricbtsgegenständen. 

Seit  der  allgemeinen  Einführung  des  Classensystems  (s.  p.  27)  kann 
IUI  der  Innern  Einheit  des  Lehrplans  willen  eine  Dispensation  nur  bei 
Nebenf^hern  (z.B.  Zeichnen,  Gesang,  Turnen,  vrgl.  p.  130. 134. 137. 138. 
139.  141.  144),  bei  anderen  aus  unumgänglicher  Rücksicht  auf  locale 
Verhältnisse  nur  ausnahmsweise  gestattet  werden  (s.  p.  152).  Letzteres 
geschieht  mit  dem  Unterricht  im  Griechischen  in  denjenigen  Städten, 
wo  neben  dem  Gymnasium  keine  Real-  oder  höhere  Bürgerschule  vor- 
handen ist  (s.  p.  33). 

Min.  Verf.  v.  11.  Octb.  1865:  —  „Obwohl  die  Einheit  des  Gymnasial- 
Mirplans,  in  welcher  die  griechische  Sprache  eine  so  bedeutende  Stelle  ein- 
nimmt und   zu  seinen  übrigen  Theilen  in  so  naher  Beziehung  steht,  eine 
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DispeiiBalion  von  diesem  Unterrichtsgegenstaiide  widerritii,  lamal  da  die 
flbenll  gemachte  nnd  Idoht  erkl&rliche  £r£üining  voriiegt,  dius  die  vom  Qrid- 
chisoheii  diBpensirteii  Schüler  in  der  Regel  auch  im  Latefaiiaehen  imd  in 
anderen  Gc^nstfinden  znrQckbleiben,  nnd  den  Unterricht  in  den  LectJoneo, 
jro  sie  mit  den  Griechisch  lernenden  Schfilem  verbunden  sind,  eraehweraB, 
BO  hat  doch  die  letzte  allgemeine  FestBetzong  über  den  Lehrjdan  (C.  Vert  t. 
7.  Jan.  1856;  s.  p.  31)  die  in  dieser  Beziehung  laut  gewordenen  Wünsche 
nicht  unberücksichtigt  hissen  woUen,  und  eine  Dispensation  in  deinenlgaa 
Städten  gestattet,  wo  neben  dem  Gymnasium  keine  Real-  odesr  hühere  Bürger- 
schule  bMteht.  An  den  meisten  Gvmnasien  solcher  Städte  haben  indefr  die 
Directoren  die  Dispensation  zu  verhindern  gewulst.  In  einigen  ist  dies  nidht 
SU  erreichen  gewesen,  und  man  hat  ebendaselbst  ftlr  die  diipensirten  Schüler 
hinsichtlich  des  einjährigen  Militaurdienstes  dieselbe  Berechtigung  in  Anspruch 
genommen,  wdche  den  Gymnasialschülem  zusteht,  die  an  i^en  Gegenständen 
Theil  nehmen. 

Eine  vüUige  Gleichstellung  beider  Arten  von  Schülern  war  nnTuHssjg, 
nicht  nur  weü  die  vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  meistentheüs  thi2^ 
sächlich  hinter  den  anderen  zurückstehen,  sondern  auch  deshalb,  weil  dadnnh 
die  Zahl  der  dispensirten  Schüler  sich  zum  NachtheU  des  Gymnasiums  bald 
sehr  vermehren  würde.  Des  Königs  Maj.  haben  jedoch  auf  meinen  und  der 
betheUigten  Herren  Ressortminister  Antrag  durch  A.  Ordre  v.  13.  Mai  d.  J. 
zu  genehmigen  geruht,  dais  die  vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  Bdcher 
Gymnasien,  bei  welchen  in  Ermangelung  einer  an  demselben  Ort  befindlichem 
Real-  oder  höheren  Bürgerschule  dergleichen  Dispensationen  übeihanpt  ge- 
stattet sind,  nach  mindestens  einjährigem  Besuch  der  11  das  Recht  aof  Zo- 
lassnng  zum  eiiyähr.- freiwillig.  Militairdienst  erwerben,  wenn  sie  befriedigende, 
von  der  Lehrerconferenz  festgestellte  Schulzeugnisse  vorzulegen  im  Stande 
ihid.  —  Die  betreffende  Vergünstigung  kann  nur  da  eintreten,  wo  nadh 
stehende  Bedingungen  erfÜUt  werden: 

1.  Der  Director  des  Gymnasiums  mufs  das  Gesuch  um  Dispensation  dnreh 
das  Alter,  oder  den  GesundDbeitszustand,  oder  die  geistigen  Anlagen,  oder  dnroh 
die  spätere  Bestimmung  des  Schülers  f^  hinlänglich  motivirt  halten,  und  in 
Jedem  einzelnen  Fall  die  Genehmigung  des  K.  Prov.  SchulcoUegiums  einheleB. 

2.  Die  Dispensation  darf  sich  nur  auf  den  griechischen  Unterricht  er* 
strecken;  namentlich  darf  ftlr  die  dispensirten  Schüler  keine  Vermindcnrung 
der  Lehistunden  oder  der  Anforderungen  im  Lateinischen  eintreten. 

3.  Statt  des  Griechischen  wird  den  davon  dispensirten  Schülern  zu  def^ 
selben  Zeit  Unterricht  in  neueren  Sprachen  oder  in  Kealgegenständen  im  Schnl- 
huse  ertheilt 

4.  Es  mufs  nachgewiesen  werden,  dais  die  besonderen  Erfordemiaa 
solcher  Nebendassen  an  Local  und  Lehrkräften  ausreichend  vorhanden  sind.  — > 
Bei  Gymnasien  königl.  Patronats  darf  der  Etat  durch  eine  Mehrausgabe  lom 
Zweck  der  Dispensationen  nicht  beschwert  werden. 

Die  erwähnte  Berechtigung  wird  immer  nur  auf  Widerruf  ertheilt,  und 
zurückgenommen,  wenn  die  Dispensationen  ftlr  das  betreff.  Gymnasium  be- 
sondere Unzuträglichkeiten  nach  sich  ziehen,  und  wenn  sich  bei  Revisionen 
oder  anderen  Gelegenheiten  wiederholt  erneot .  dais  die  dispensirten  Schüler 
in  ihrer  allgemeinen  Ausbildung  hinter  den  Anforderungen,  welche  in  den 
Classen  m  und  11  gestellt  werden  müssen,  erheblich  zurückbleiben.  —  Dafs  dto 
vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  zum  Abiturientenexamen  nicht  lUfe- 
lassen  werden,  ist  schon  in  der  C.  Verf.  v.  7.  Jan.  1856  bemerkt" 

Ueber  die  Zulässigkeit  der  Dispensation  vom  Lateinischen  in  den  Beal- 
sohnlen  3.  0.  s.  p.  45. 

6.    Aufnahme  und  Versetzung  in  höhere  Classen. 

Von  der  Aufnahme  in  die  untersten  Classen  der  höheren  Bchnlea 
••  p.  26. 
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C.  Verf.  Y.  34.  Ootb.  1837:  — r  „Dem  angeordneten  ClMseniyitem  g0> 
wätß  darf  die  Venetznng  aus  einer  Classe  in  die  andere  nicht  nach  ein  sei- 
lt an,  aondem  mnls  nach  allen  Lehrgegenständen  erfolgen,  es  mufs  folglich 
jeder,  welcher  auf  Versetzung  Anspruch  macht,  wenn  auch  nicht  in  allen 
L^irobjeeten  durchaus  ^eichmäfsig  fortgeschritten,  doch  in  den  Hanptlehr- 
gegenst&nden,  an  welchen  sich  seine  GesammtbOdung  am  fügiichsten  prüfen 
BUst,  KU  dem  f&r  die  lunächst  höhere  CUuse  unentbehrlichen  Grade  der  Reife 
gelaiigt  sein.'' 

U.  u.  P.  0.:  „Eine  ungehörige  Nachsicht  bei  der  Aijifnahme  der  Schüler 
In  die  oberen  Classen  hat  häufig  die  Folge  gehabt,  dals  der  Unterricht  in 
denselben  rieh  wieder  mit  den  Elementen  zu  beschäftigen  hatte,  die  er  vor- 
anseetzen  mufs,  dafis  zwischen  der  Bedeutung  und  Behandlung  der  wissen- 
schaftlichen Objecto  und  der  allgemeinen  Vorbereitung  und  Empfänglichkeit 
der  Schüler  ein  zu  greises  Bfifoverhältnils  Statt  fand,  dais  femer  der  Stand- 
ponct  der  in  dieselbe  Classe  aufgenommenen  Schüler  ein  zu  verschiedener 
war,  um  ein  einigermaiflen  gleichmäßiges  Fortschreiten  zuzulassen,  und  daft 
somit  die  Realschulen  ihre  Hauptaufgabe,  die  den  beiden  oberen  Classen  an- 
heimfallt, unter  solchen  Umständen  zu  erfüllen  aufoer  Stande  waren. 

Einer  angemessenen  Strenge  bedarf  es  besonders  auch  in  den  Fällen,  wenn 
bei  der  Anmeldung  junger  Leute  ftlr  höhere  Classen  anzunehmen  ist,  dals 
sie  nur  kurze  Zeit  auf  der  Schule  zu  bleiben  gedenken,  und  sich  lediglich 
zum  Zweck  baldiger  Erreichung  einer  Berechtigung  aufnehmen  lassen,  z.  B. 
wenn  rie  um  des  einjährigen  Militairdienstes  willen  die  Aufnahme  in  die  m 
oder  die  n  einer  Realschule  1.  Ordnung  nachsuchen. 

G.  Verf.  des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Münster  y.  28.  Dcb.  1858: 
•Die  bisherige  Praxis,  nach  welcher  die  in  die  Gymnarien  eintretenden 
Schüler,  welche  bisher  ein  solches  nicht  besucht  haoen,  nur  mündlich  ge- 
prüft,  oder  doch  bei  gleichzeitig  mündlicher  und  schriftlicher  Prüfung  ÜMr- 
wiegend  nach  dem  meist  günstigeren  Ergebnisse  der  erstem  beurÜieTlt  und 
eingeordnet  worden  sind,  hat  zu  mancherlei  Uebelständen  geführt,  und  nament^ 
lieh  dem  Eindringen  ungenügend  vorbereiteter  Recipienden  in  die  oberen 
Gvmnasialclassen  nicht  mit  demjenigen  Erfolge  entgegengewirkt,  bei  welchem 
alfein  ein  gleichmäfsiger  Standpunct  der  betreffenden  Classen  festgehalten  und 
ein  auf  gründlicher  Vorbildung  fortdauerndes  Fortschreiten  der  einzelnen  Schü- 
ler erzielt  werden  kann.  Zur  Beseitigung  dieser  Uebelstände  bestimmen  wir 
Folgendes: 

1.  Die  für  den  Eintritt  in  ein  G^nasium  angemeldeten  Schüler  sind 
der  Regel  nach  mündlich  und  schrifthch  zu  prüfen.  Von  der  schriftlichen 
P^fung  kann  nach  Umständen  bei  Recipienden  für  die  3  unteren  Classen, 
niemals  aber  bei  solchen  Examinanden  Abstand  genommen  werden,  welche 
für  den  Eintritt  in  eine  der  3  oberen  Classen  geprüft  werden.  3.  Die 
sehrifU.  Prüfung  ist  nicht  auf  die  Anfertigung  sogenannter  Exercitien  oder 
Pensen  (Uebersetzungen  aus  dem  Deutschen  in  eine  fremde  Sprache)  zu  be- 
schränken ;  es  sind  vielmehr  auch  Uebersetzungen  aus  den  fremden  Sprachen 
his  Deutsche,  Ausarbeitungen  mathematischer  Sätze  und  Aufgaben  aus  dem 
Bereiche  der  betreffenden  Classencnrse  zu  fordern.  3.  Aspiranten  fQr  eine 
der  beiden  oberen  Classen  (II  und  I)  haben  unter  jenen  Prüfungsarbeiten  stets 
auch  eine  freie  deutsche,  und  Aspiranten  für  die  I  auch  noch  eine  freie  latei- 
nische Ausarbeitung  über  ein  ihnen  zu  stellendes,  nicht  zu  schwieriges  Thema 
snznfertigen ,  auf  deren  Ausfall,  nachdem  sie  von  den  Fachlehrern  corrigirt 
worden  sind,  für  die  Beurtheilnng  der  Gesammtbefahigung  des  Recipienden 
em  besonderes  Gewicht  gelegt  werden  mufs.  Die  deutsche  und  lat.  Prüfungs- 
tibeit  der  in  die  I  wirklich  Aufgenommenen  ist  von  dem  Dir.  aufzubewahren, 
und  sobald  der  betreffende  Schüler  zur  Abiturientenprüfung  gelangt,  unserm 
Commissarius  mitvorzulegen.  4.  Wenn  ein  für  eine  bestimmte  Classe 
Geprüfter  nach  dem  Ergebnisse  der  Prüfung  zurücktritt,  so  ist  dem  von  ihm 
vo^elegten  Zeugnisse    der   zuletzt  besuchten  Schuhinstalt,    und   zwar   an 
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einer  SteUe,  welche  nicht  durch  Abschneiden  beseitigt  werden  kann,  folgender 
Vermerk  snizusetzen: 

„Inhaber  des  vorstehenden  Zengnisses  ist  am  . . .  (Datum)  bei  dem 

hies.  Qymnasium  pro  receptione  geprüft,  und  höchstens  für  den  Eim- 

tritt  in  die  . . .  (genaue  Bezeichnung  der  Classe  resp.  CUssenabtheiiaiig) 

fähig  befunden  worden." 

Aspiranten,  welche  ein  mit  solchem  Vermerk  versehenes  Schulzeugnils 

vorlegen,  sind  zwar  zur  Prüfung  zuzulassen,  dürfen  aber  in  keine  höhere,  ak 

die  in  dem  Vermerk  bezeichnete  Classe  gesetzt  werden." 

Bei  vielen  Schulen  werden  am  Ende  jedes  Cursus  in  allen  Classeo 
vor  I  besondere  VersetzungsprUfungen  gehalten,  meistens  nur 
mündlich,  und  zwar  gewöhnlich  im  Beisein  der  betreff.  Fachlehrer  der 
nKchst  höheren  Classe.  Verschieden  davon  sind  die  CiassenprUfnngeii, 
welche  in  vielen  höheren  Schulen  mindestens  einmal  im  Jahr  vor  oein 
versammelten  Lehrereollegium,  bisweilen  auch  vor  dem  daiu  eilige* 
ladenen  Schuicuratorium,  in  jeder  Classe  Statt  finden. 
Vrgl.  hier  unten  und  p.  163. 

7.   Beschränkung  des  Aufenthalts  in  den  Classen. 

C.  Verf.  V.  4.  März  1862:  „Unter  dem  10.  Mai  1828  ist  an  sämmtUehe 
K.  Piov.  Schulcollegien  die  Verfugung  erlassen,  dafs  ^^solche  Schüler  der  4 
unteren  Classen  eines  Gymnasiums,  welche  nach  dem  reiflichen  und  gewissen- 
haften eiustimmigen  Urtheile  sämmtlicher  Lehrer  aller  Bemühungen  ung^ 
achtet  sich  zu  den  Qjmnasialstudien  nicht  eignen,  und  wegen  lüingels  an 
Fähigkeit  und  Fleüs,  nachdem  sie  2  Jahre  in  einer  Classe  gesessen  haben, 
doch  zur  Versetzung  in  die  nächstfolgende  höhere  Casse  nicht  fttr  reif  ei^ 
klärt  werden  können,  aus  der  Anstalt  entfernt  werden  sollen,  nachdem  den 
EUem,  Vormündern  oder  sonstigen  Angehörigen  derselben  mindestens  eim 
Vierteljahr  zuvor  Nachricht  davon  gegeben  ist. 

£&  erscheint  zweckmäfsig,  dieselbe  Bestimmung  auch  auf  die  3  unteren 
tSassen  der  R  e  al  s  c h u  1  e n  auszudehnen.  Demnach  beauftrage  ich  die  K.  Prov. 
Schulcollegien.  die  betreff.  Dircctoren  zu  ermächtigen,  ein  entsprechendes  Ver- 
Uhren  bei  Scnülem  der  VI,  V  und  IV  dieser  Schulen  in  dem  Falle  eintreten 
in  lassen,  wenn  ihre  Lehrer  einstimmig  der  Ansicht  sind,  dais,  nachdem 
ihnen  auch  nach  2  jährigem  Aufenthalt  in  derselben  Classe  die  Versetzung 
noch  nicht  hat  zugestanden  werden  können ,  ein  längeres  Verweflen  auf  der 
Schule  nutzlos  ftlr  sie  sein  würde." 

Min.  Verf.  v.  3.  Juli  1861:  „Das  K.  Prov.  SchulcoU.  hebt  in  dem  Be- 
rieht vom  27.  Mai  d.  J.  mit  Recht  als  einen  greisen  Uebelstand  hervor,  daft 
in  der  Oberl  des  Gymn.  zu  N.  Schüler  sitzen,  welche  selbst  nach  2jähriMi 
Aufenthalt  in  dieser  Classe  das  Zeugnifs  der  Reife  für  die  Universitätstadiw 
nicht  haben  erlangen  können,  und  unzweifelhaft  ist  ernstlich  dahin  zu  wirkea, 
die  Oberl  von  solchen  zum  Stiidiren  nicht  befähigten  Schülern  zu  befireiea. 
Dennoch  nehme  ich  Anstand,  die  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  vorgeschlagene 
Bestimmung  im  allgemeinen  zu  treffen,  weil  dieselbe,  wenn  die  wiederholt 
eingeschärften  Vorschriften  wegen  der  Ascension  der  Schüler  streng  zur  Aa- 
wendung  gebracht  werden,  nicht  erforderlich  zu  sein  scheint.  Es  ist  mit  allea 
Mitteln  danin  zu  wirken,  dafs  kein  Schüler  nach  Oberl  versetzt  wicd,  wdeher 
nicht  die  sichere  Hoffnung  gewährt,  dafs  er  nach  Absolvimng  dieser  Classe 
den  Anforderungen  des  Abiturienten -Prüfungsregloments  entsprechen  werde. 
Der  Director  und  die  Lehrer  der  oberen  Classen  sind  daftlr  verantwortlieh 
zu  machen,  dais  kein  Schüler  ohne  die  erforderliche  Reife  nach  II  versetiti 
und  solche  Schüler,  welche  nach  2 jährigem  Aufenthalt  in  der  Oberil,  renk 
in  der  Unter I,  nicht  einstimmig  von  den  betreff.  Lehrern  nach  der  Unter!» 
req>.  Oberl ,  versetzt  werden  können ,  sofort  aus  der  Anstalt  entlassen  wer- 
den. —  Das  K.  Prov.  Schulcoll.  möge  sich  aUjährlich  das  über  die  Asceasioa 
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800  der  Obern  nnd  ans  der  Unterl  antonehmende  Protokoll  vorlegen  lasBen, 
um  sich  sn  flbenengen,  dafii  hienach  verfahren  worden  ist 

Sollte  ungeachtet  dieser  Strenge  bei  der  Aseension  ein  Ober -Primaner 
■ich  Bweimal  ohne  das  beabsichtigte  Resultat  der  Abitarientenprflfting  unter- 
lOgen  haben,  so  ist  der  Director  zu  verpflichten,  den  Eltern,  resp.  dem  Vor- 
mund desselben,  den  ernsten  Ratb  zu  ertheilen,  den  Schüler  ans  der  Anstatt 
■urflokEunehmen,  da  er  keine  Aussicht  habe,  ein  Zeugniis  der  Reifb  zu  er- 
langen. 

Diese  Ma&regeln  werden  hoffentlicb  dahin  führen,  dals  solche  unfUiige 
Schtller  dem  Gymn.  nicht  länger  in  der  Oberl  zur  Last  fallen.  Dals  dies  ohne 
neue  besondere  Bestimmungen  erreicht  werden  kann,  zeigen  die  Gymn.  der 
flbrigen  Provinzen,  in  welchen  Uebelstände  dieser  Art,  soviel  hier  bekannt^ 
seither  nicht  eingetreten  sind." 

Yrgl.  p.  155.  —  Allgemein  werden  die  Eltern  schon  durch  die 
viertel-  oder  halbjShrl.  Gensuren  seitens  der  Schule  darauf  aufmerksam 
gemacht,  wenn  ihr  Sohn  hinter  den  Anforderungen  seiner  Glasse  dauernd 
sorttckbleibt. 

8.    üebergang  auf  eine  andere  Anstalt. 

C.  Verf.  V.  9.  Mai  1826:  „Das  Min.  hat  wahrgenommen,  dafo  manche 
Dfarectoren  solche  Schüler,  die  von  einem  Gymnasio  abgegangen  sind,  wieder 
aufgenommen  haben,  ohne  von  ihnen  zuvor  die  Beibringung  eines  Zengnisses 
desienigen  Gymnasii  zu  fordern,  das  von  denselben  bisher  besucht  worden. 
Bei  diesem  verfahren,  welches  sich  mit  einer  guten  und  voitiohtigen  Schul- 
ncht  nicht  verträgt,  ist  häufig  der  Fall  eingetreten,  dafo  Schülern  bei  ihrem 
üebergange  von  einem  Gymnasio  zu  einem  andern  eine  höhere  Classe,  als 
sie  in  der  bisher  von  ihnen  besuchten  Schule  eingenommen  haben,  angewiesen, 
nnd  dadurch  dem  unverständigen  Wunsche  mancher  Eltern,  die  mehr  um 
lehneDe  Beförderung  als  um  wahre  und  gediegene  Ausbildung  ihrer  Söhne 
besorgt  sind,  auf  eine  die  Aufrechthaltnng  einer  tüchtigen  Zucht  in  den  Gymn. 
ersdiwerende  Weise  nachgegeben  worden.  Das  Min.  beauftragt  daher  das  K. 
Consist.,  sämmtliche  Directoren  der  Gymn.  Seines  Bereichs  aufs  gemessenste 
anzuweisen,  dals  sie  von  jetzt  an  keinen  Schüler  eines  andern  Gymn.  eher  auf- 
nehmen, als  bis  derselbe  von  Seiten  des  Directors  der  bis  dahin  von  ihm  be- 
suchten Schule  das  erforderliche  Zeugnils  wird  beigebracht  haben.  In  diesem 
Zeugniis  muls  die  Glasse,  in  welcher  der  betreff.  Schüler  bei  seinem  Abgange 
gewesen  ist,  und  der  Grad  seiner  Kenntnisse  nnd  Fähigkeiten,  sowie  auch 
alles  dasjem'ge,  was  sich  auf  seinen  Fleifs  und  auf  seine  religiöse  und  sittliche 
Bildung  bezieht,  genau  nnd  bestimmt  angegeben  werden.  Auch  hat  das  K. 
Consist.  bei  dieser  Veranlassung  sämmtlichen  Directoren  der  G^mn.  Seines 
Bereichs  bemerklich  zu  machen,  dafs  in  der  Regel  solchen  unmittelbar  von 
einem  andern  Gvmn.  kommenden  Schülern  eine  höhere  Classe  als  die,  in 
welcher  sie  bis  dahin  gewesen  sind,  nm  so  weniger  angewiesen  werden  darf, 
als  im  wesentlichen  alle  inländischen  Gvmn.  in  Bezug  auf  Lehrplan,  Lehr- 
▼er&ssung,  Classeneintbeilnng  und  Schulzncht  nach  demselben  wissenschaft- 
liehen Malsstabe  und  nach  gleichen  disciplinarischen  Grundsätzen  eingerichtet 
Bhid.«        Vrgl.  p.  179  f. 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  9.  Novb.  1839:  „Im 
Interesse  der  allgemeinen  Schulzncht  und  namentlich  zum  eignen  Vorthefle 
der  auf  Abwege  geraüienden  Jugend  scheint  es  zweckmäfsig,  dals  Schüler, 
welche  wegen  schlechter  Aufführung  von  einer  hohem  Schulanstalt  entfernt 
worden  sind,  in  eine  andre  Anstalt  der  Art  nicht  eher  aufgenommen  werden, 
als  bis  der  Dirigent  der  letztem  mit  dem  Vorsteher  der  Austalt,  aus  welcher 
der  Schüler  entlassen  worden  ist,  nähere  Rücksprache  genommen  hat  über 
dte  Ursache  der  Entfemung  und  über  die  Mittel,  welche  in  Anwendung  zu 
bringen  sehi  dürften,  um  emeuerte  Ausbrüche  der  Bohheit,  des  Ungehorsams 
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und  anderer  Fehler,  welche  die  Entfernung  eines  Schfllers  nothwendig  ge- 
macht haben,  zu  verhüten.  Demnächst  ist  einem  solchen  Sdifller  bei  der  Auf- 
nahme anzudeuten,  da(s  er  bei  dem  ersten  auffallenden  Beweise  der  Wiederkehr 
seiner  Fehler  werde  entlassen  werden,  und  die  Lehrer  der  Glasse,  in  welche 
derselbe  gesetzt  worden,  sind  besonders  zu  beauftragen,  ihn  mit  strenger 
Aufmerksamkeit  zu  beobachten. 

Indem  wir  Sie  veranlassen,  hienach  bei  der  Ihrer  Leitung  anvertrantea 
Anstalt  för  die  Zukunft  zu  verfahren,  bemerken  wir,  dals  cUe  Zeugnisse,  mit 
welchen  Schfller  der  obengedachten  Art  entlassen  werden,  zwar  sti^eng  der 
Wahrheit  gemäfs,  jedoch  dabei  auf  eine  Art  zu  fassen  sind,  da(s  sie  den 
irrenden  Zögling  den  Weg  zur  Besserung  auf  einer  andern  Bildnngsanatalt 
nidit  verscUieisen.*' 

C.  Verf.  des  Prov.  Sohulooll.  zu  Magdeburg  v.  24.  Sptb.  1859: 
nEw.  etc.  haben  in  dem  Glauben,  dafo  ein  von  einem  andern  Gymn.  mit  einem 
ordentlichen  Abgangszeugnüs  abgegangener  und  zur  Aufnahme  in  das  Ihier 
Leitung  anvertraute  Gymnasium  sich  meldender  Schüler  das  Recht  habe.  In 
dieselbe  Classe,  die  er  oisher  besucht  hat,  aufgenommen  zu  werden,  f&r  diese 
Art  von  Schülern  besondere  Receptionsprllfungen  nicht  ftir  erforderlich  ge- 
halten. Obwohl  unser  Schulrath  Sie  bereits  auf  das  Irrige  dieses  Glaubens 
aufmerksam  gemacht  hat,  finden  wir  uns  doch  veranlalst,  Ihnen  durch  eine 
besondere  Verfügung  folgende  Grundsätze  zu  gewissenhafter  Beachtung  bei 
der  Aufnahme  solcher  Sdiüler,  die  bisher  ein  anderes  Gymn.  besucht  haben, 
zu  empfehlen.  Das  Interesse  des  Unterrichts  und  der  Disciplin  verlaiu^  dafr 
kein  Schfller  eines  andern  Gymnasiums  in  das  dortige  anders  als  aufonuid 
einer  schrifU.  und  mündl.  Prüfung  aufgenommen,  una  einer  andern  Claaae  ak 
derjenigen  überwiesen  werde,  für  welche  er  nach  dieser  Prüfung  geeignet  be- 
funden worden.  Das  ZeugnÜs  des  bisher  von  ihm  besuchten  Gymn.  mu&  bei 
dieser  Prüfung  zum  Auseangspunct  dienen,  aber  auf  die  Frage,  für  welche 
Classe  er  geeignet  sei,  ohne  Eipfluls  bleiben.  Je  älter  ein  solcner  Schfller  ist 
und  je  weniger  er  von  Seiten  seines  sittlichen  Betragens,  seines  Fleilses  um 
seiner  Fortschritte  durch  das  Abgangszeugnils  des  andern  Gymn.  empfohlen 
wird,  um  so  weniger  darf  ihm  der  Uebergang  in  das  dortige  Gymn.  durch 
seine  Aufnahme  in  dieselbe  Glasse,  welcher  er  oisher  angehört  hat,  erleichtert 
werden,  falls  er  nicht  seine  volle  Befähigung  für  dieselbe  in  der  Reception»- 
prflfung  dargethan  hat  Mit  nachsichtsloser  Strenge  müssen  vor  allem  aiejeni- 
gen  Scnüler  vor  der  Aufnahme  geprüft  werden,  welche  von  einem  andern  G^mn. 
entfernt  worden  sind,  oder  unter  leichtfertigen  Vorwänden  dasselbe  verlassen 
haben,  während  bei  denjenigen,  die  ohne  nachweisbares  eigenes  Verschulden, 
z.  B.  m  Folge  der  Veränderung  des  Wohnorts  ihrer  Angehörigen ,  eine  andre 
Ldiranstalt  haben  verlassen  müssen,  eine  so  weit  gehende  Milde  der  Be- 
urtheilung  als  mit  dem  Bildungstande  der  Classe,  in  welche  sie  aufgenommen 
lu  werden  wünschen,  verträgUch  ist,  gerechtfertigt  und  empfeUenswerth  er- 
scheint" 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Königsberg  v.  20.  Jan.  1868: 
—  „Wir  finden  uns  veranlalst.  die  Directoren  der  zu  unserm  Ressort  gehöri- 
gen Gymn.  auf  die  ministerielle  Bestimmung  v.  9.  Mai  1826  wieder  aiumenk- 
sam  zu  machen  und  fügen  hinzu,  dafs  die  Versetzung  der  von  einem  andern 
Gymn.  kommenden  Schüler  in  eine  höhere  Classe  auch  nicht  durdi  eine  se- 

fenannte  Nachprtlfung,  welche  mit  ihnen  einige  Wochen  oder  Monate  naeh 
eren  Aufnahme  veranstaltet  wird,  bewirkt  werden  darf.  Vielmehr  ordnen 
wir  hiemit  an,  dafs  Schüler,  welche  zu  einem  andern  Gymn.  kommen.  Jeden- 
falls erst  nach  Ablauf  eines  vollen  Semesters  in  eine  höhere  Classe  versetil 
werden  dürfen,  als  diejenige  ist,  für  welche  sie  durch  das  Abgangszeugnis 
des  früher  von  ihnen  liesuchten  G^-mn.  als  qualificirt  bezeichnet  sind.  Diese 
Bestimmung  gflt  auch  für  diejenigen  Schüler,  welche  eine  Anstalt  ans  irgend 
einem  Grunde  veriassen,  dann  eine  kurze  Zeit  Privatunterricht  nehmen  und 
sich  nun  behufk  Aufnahme  in  eine  höhere  Classe  wieder  bei  einem  Gymn. 
anmdden.   In  dem  sogenannten  einstweiligen  Privatisiren  liegt  nicht 
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der  Uolie  YexBUoh,  dem  gerechtfertigten  Urtheil  frflheier  Lehrer  sa  entgehen 
und  sich  den  Zutritt  zu  höheren  Classen  auf  eine  leichtere  und  Bohnellere 
Weise  in  erschlieften,  als  er  ihnen  hei  ruhiger  Fortsetzung  ihrer  Gymnasial- 
■tadien  mf^ch  gewesen  wäre.  Schüler,  welche  unter  diese  Kategorie  fallen, 
werden  bei  der  Aufiiahme  emer  besonders  sorgföltigen  Prüfung  zu  unter- 
werfen sein.'' 

G.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  y.  13.  Mai  1864: 
i^Die  höheren  Untemchtsanstalten  der  gleichen  Kategorie  und  mit  denselben 
staatlichen  Berechtigungen  sind  im  wesentlichen  in  Bezug  auf  Lehiplan,  Lehr- 
verfiusmifr,  Classeneintheflung  und  Schulzucht  nach  demselben  wissenschaft- 
fiehen  Malsstabe  und  nach  gleichen  disdplinar.  Grundsätzen  eingerichtet  Wie 
im  greisen  Gkmzen  gilt  dies  auch  im  Einzelnen  bei  den  verschiedenen  Ab- 
stnmngen  in  untere,  mittlere,  obere  Classen.  Darum  ist  durch  das  Min.  Rescript 
Y.  9.  lud  1826  im  allgemeinen  bestimmt  worden,  dals  den  von  einem  andern 
Gymn.  kommenden  Schülern  eine  höhere  Glasse  als  die,  in  welcher  sie  bis 
dahin  gewesen,  oder  in  welche  sie  nach  dem  von  ihnen  vorzulegenden  Ab- 
nnmeugnüs  versetzt  worden  sind,  in  der  Regel  nicht  angewiesen  werden 
darf  Derselbe  Grundsatz  ist  selbstverständlich  auch  auf  die  Realschulen 
unter  einander  anzuwenden. 

Es  sind  einzelne  Fälle  zu  unserer  KenntnÜs  gekommen,  in  denen  ehie 
Umgehung  der  allgemeinen  Bestimmung  versucht  worden  ist  Dahin  gehören 
Ahnngszeugnisse,  in  welchen  trotz  dem,  dafs  der  SchtUer  in  die  höhere  Glasse 
sieht  versetzt  werden  konnte,  demselben  doch  die  allgemeine  Reife. für  die 
hOh«re  Glasse  zuerkannt  wird.  Oder  ein  Schüler,  der  keine  Aussicht  auf  Yer- 
setzong  hatte,  verlälst  kurz  vor  dem  Schluis  des  Semesters  die  Anstalt,  pri- 
vatiatrt  einige  Zeit  und  meldet  sich  dann  bei  einer  andern  Anstalt  zur  Auf- 
nahmeprüfung für  die  höhere  Glasse.  Oder  em  nicht  versetzter  und  nicht 
versetsungsfSuiiger  Schüler,  nachdem  er  die  bisherige  Anstalt  veriassen,  lälst 
Ml  bei  einer  andern  als  ein  überhaupt  durch  Privatunterricht  Vorbereiteter 
zur  Aufnahme  für  die  höhere  Glasse  prüfen.  Leider  sind  solche  durdi  die 
dgenen  Angehörigen  unterstützte  Täuschungen  nicht  immer  ohne  Erfolg  ge- 
loben. Ynr  finden  uns  deshalb  veranlagt,  unsre  G.  Verf.  v.  25.  Mai  1826 
und  Y.  8.  Febr.  1860  in  Erinnerung  zu  bringen,  wonach  Schüler,  welche  die 
Anstalt  wechseüi,  nur  auf  Grund  eines  Abgangszeugnisses  von  der  früher  be- 
sodidten  Schule  und  zwar  in  der  Regel  wieder  nur  in  diejemfi;e  Glasse,  in 
wdcher  sie  bis  dahin  gewesen,  resp.  in  welche  sie  versetzt  worden  sind,  auf- 
genommen werden  dürfen.  Um  aber  die  Aufrechthaltung  einer  tüchtigen 
aicht  nicht  zu  erschweren  und  der  Oberflächlichkeit  in  der  BUdung  und  dem 
Mangel  an  ernstem  FleÜse  möglichst  entgegenzuwirken,  verordnen  wir,  dafii 
dieAnfiiiahme  in  eine  höhere  Glasse  auch  dann  nicht  Statt  finden  darf^  wenn 
nicht  zwischen  dem  Abgange  von  der  früheren  und  der  Aufnahme  in  die  neue 
Schale  eine  Zeit  der  Privatvorbereitung  von  mindestens  V,  Jahre  liegt  Bei 
der  Aufiiahme  solcher  Schüler,  die  angeblich  nur  durch  Privatunterricht  vor- 
bereitet sind,  werden  die  Directoren  sich  vorher  von  der  Wahrheit  der  An- 
gäbe zu  überzeugen  haben.*' 

G.  Verf.  V.  30.  Novb.  1860:  „Das  Realschulreglement  v.  6.  Octb.  1859 
hat  den  Directoren  strenge  und  sorgfaltige  Aufnahmeprüfungen  zur  Pflicht 
gemacht,  ohne  dabei  hinsichtlich  der  Aufnahme  von  Schülern,  die  vorher  ein 
Gymnasium  besuclit  haben,  etwas  besonderes  festzusetzen.  Allgemein  gültige 
Beetimmungen  sind  darüber  nicht  zu  treffen:  es  mufs  vielmehr  der  gewissen- 
haften Beurtheilung  der  Directoren  überlassen  werden,  was  in  jedem  einzelnen 
Fan  das  Zweckmäfsigste  ist.  Eine  Prüfung  haben  dieselben  mit  jedem  zur 
Aufnahme  angemeldeten  Schüler  vorzunehmen,  und  dabei  ihr  Augenmerk 
^nsowohl  auf  die  Vorkenntnisse,  welche  nach  dem  Lehrplan  der  Real- 
schule bei  den  einzelnen  Glassen  vorhanden  sein  müssen,  als  auf  die  allge- 
meine geistige  AusbUdung  des  Schülers  zu  richten.  Danach  werden  bei  der 
Verschiedenheit  des  Lehiplans  des  Gvmnasiums  und  der  Realschule  Gym- 
aasialachttler  nur  in  seltenen  Fällen  aut  einer  Realschule  um  eine  Glasse  höher 
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flmetxt  werden  köniMn,  nnd  bei  den  oberen  CUween  wird  noh  in  der  Begel 
die  Nothwendigkeit  ergeben,  sie  tiefer  zu  setzen." 

9.   Sorge  für  die  Gesundheit  der  Schüler. 

Aus   einer  Min.  Verf.  v.  29.  März  1829:  „Hinsichtiich  der  an  die 
Schüler  der  Gymn.  zn  machenden  Anforderungen  hat  das  K.  Consist  nicht 

§enug  die  Schüler  der  oberen  und  theilweise  auch  der  mittleren  Classen  toii 
enen  der  unteren  Classen  unterschieden.  Was  jene  bei  schon  ausgebildeter 
geistiger  und  körperlicher  Kraft  in  einem  Lebensalter  von  17  bis  20  Jahren 
vermögen,  ist  nicht  von  Knaben  und  Jünglingen  zu  verlangen,  die  noch 
geistig  wenig  gebildet  sind  und  in  einem  zarten  Alter  von  10  bis  14  Jahren 
stehen.  Während  das  Min.  im  allgemeinen  für  nothwendig  erachtet,  daft  den 
die  Gvmn.  besuchenden  jungen  Leuten,  welche  sich  den  gelehrten  Studien 
und  demnächst  einem  Beruf  widmen  wollen,  welcher  Universitätstndien  er* 
fordert,  ihr  Vorhaben  nicht  zu  leicht  gemacht,  dals  ihnen  vielmelir  schon  in 
der  Schule  und  mittels  derselben  die  Beschwerden,  Mühseligkeiten  und  Auf- 
opferungen, welche  die  unvermeidlichen  Bedingungen  eines  erfolgreichen,  dem 
Dienst  des  Wissenschaft,  des  Staats  und  der  Kirche  gewidmeten  Lebens  sind, 
vergegenwärtigt  und  sie  früh  an  den  Ernst  ihres  Berufs  gewöhnt,  und  zur 
Erlangung  der  mit  demselben  verbundenen  Arbeiten  gestählt  werden,  hiebe 
es  andrerseits  gegen  alle  Regeln  einer  vemünfti^n  Erziehung  und  eines 
vorständigen  Unterrichts  handeln,  wenn  man  die  ScntUer  der  unteren  und  der 
oberen  Classen  der  Qymn.  nach  gleichem  Malsstabe  messen,  und  die  geistice 
Ausbildung  und  Erstarkung  derselben  durch  überspannte  und  dem  jedesmaO- 
gen  Standpuncte  ihrer  Kraft  nicht  gehörig  angepalste  Forderungen  bewirken 
wollte.  Hat  ein  solches  tadelnswerthes  Verfahren  aus  mifsverstandenem  Eifer, 
aus  Mangel  an  Erfahrung,  oder  aus  anderen  Gründen  in  den  hiesigen  oder  den 
übrigen  Gymn.  der  Prov.  Brandenburg  Statt  ^ftinden,  so  ttim.  die  Schuld 
hievon  zuvörderst  die  betreffenden  Lehrer,  Classenordinarien  und  Directoren, 
demnächst  aber  auch  das  K.  Consist  und  Prov.  Schulcoll. ,  welches  vermOfe 
der  demselben  ertheilten  Dienstinstruction  eben  so  befugt  als  verpflichtet  iat, 
sich  von  allen  Einrichtungen  in  den  Gymn.  Seines  Bezirks  fortwährend  in  der 
genauesten  Kcnntnifs  zu  erhalten,  und  alle  bei  dem  Erziehungs-  und  Unter» 
richtswesen  eingeschlichenen  Mißbrauche  und  angetroffenen  Mängel  durch  zweck* 
mäfoige  Anordnungen  unverzüglich  abzustellen.  Da  von  dem  Min.  keine  Anord- 
nung getroffen  ist,  durch  welche  sich  solche  überspannte  Anforderungen  an  die 
Schüler  irgendwie  rechtfertigen  liefiscn,  auch  das  Min.  vermöge  seiner  Stellung 
die  einzelnen  Fälle,  wo  von  Seiten  der  Directoren  und  Lehrer  das  richtige 
Mafs  in  ihren  Anforderungen  überschritten  wird,  weder  im  Detail  erfahron, 
noch  im  Zusammenhange  mit  den  specicilen  Einrichtungen  in  den  betreff.  Gymn. 
bourthoilen  kann,  so  lassen  sich  solche  Uebelständc  und  Mifsbräuche,  wenn 
sie  anders  wirklich  vorhanden  sind,  auch  nicht  durch  allgemeine  Verfügungen 
von  Seiten  des  Min.  beseitigen.  Dies  gilt  besonders  von  den  häusliehea 
Arbeiten  der  Schüler,  worüber  sich  nicht  fliglich  allgemeine,  fÄr  alle 
G}^mn.  und  alle  Classen  derselben  bindende  Vorschriften,  am  wenigsten  in 
Hinsicht  der  auf  diese  Arbeiten  zu  verwendenden  Zeit,  ertheilen  lassen,  ohne 
Gefalir  zu  laufen,  dafs  entwc<ler  zu  viel  oder  zu  wenig  gefordert  werde.  Die 
Aufgaben  zu  den  häusl.  Arbeiten  müssen  nach  der  gröberen  oder  geringerem 
Schwierigkeit  der  betreff.  Gegenstände ,  nach  der  Verschiedenheit  des  Stand- 
punctes  der  geistigen  Bildung  und  Befähigung  in  den  einzelnen  Classen,  umI 
selbst  mit  Rücksicht  auf  die  in<iividuellen  Kräfte  und  Bedürfnisse  der  Mehr- 
zahl der  jedesmaligen  Schüler  abgemessen  werden,  und  es  ist  die  Saclic  der 
I^hrer,  der  Classenordinarien  und  der  Directoren,  unablässig  darüber  n 
wachen,  dafs  in  der  fragt.  Beziehung  von  den  Schülern  nicht  mehr  gefordert 
werde,  als  mit  der  pflichtmäfsigen  Sorge  (tir  die  Erhaltung  ihrer  geisHgen  nnd 
körperlichen  Gesundheit  verträglich  ist.  Das  Min.  hegt  zu  der  Einsidbt,  der 
Erfahrung  und  dem  praktischen  Tact  der  Mehrzahl  desr  Directoren  nnd  Lehnr 
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der  Gymn.  das  wohlbegrflndete  Veitranen,  ds&  es  für  sto  rieht  erst  speeieller 
Vorswiften  bedarf,  nm  in  Hinsicht  der  von  ihren  Schülern  zu  fordernden 
hinsL  Arbeiten  das  richtige  Ma(s  zu  treffen.  Eben  so  wenig  kann  das  Min. 
äch  entschließen,  das  K.  Gonsist  seinem  Antrage  gemäfis  dsSiin  zu  ermächti- 
gen, mittels  der  Directoren  der  Qvmn.  darauf  zu  halten,  dafs  kein  SchtUer 
mehr  zur  Bearbeitung  auiser  den  Schulstunden  erhalte,  als  er  im  Durchschnitt 
in  etwa  3  Stunden  Sglich  zu  fertigen  im  Stande  wäre,  weil  es  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  geistigen  Fähigkeiten  der  SchtUer,  von  welchen  der  Eine 
schnell,  der  Andere  langsam  arbeitet,  völlig  unmöglich  ist,  in  Betreff  der  Zei^ 
^  sie  anf  ihre  hänsl.  Arbeiten  verwenden  sollen,  irgend  eine  genügende  all- 
gemeine Bestimmung  zu  machen.  Unbemerkt  kann  aber  das  Min.  nicht  lassen, 
dafs  den  SchtUem  der  oberen  Classen  wohl  zugemuthet  werden  kann,  sich 
täglich  5  Stunden  hindurch  aufeer  der  Schulzeit  sei  es  mit  Lösung  der  ihnen 
in  der  Classe  gestellten  Aufgaben  oder  mit  frei  gewählten  Arbeiten  zu  be- 
sehäftigen,  während  für  die  Schüler  der  unteren  Classen  täglich  3  häusliche 
Albeitstunden  genügen  mögen.  Es  bleibt  ledoch  dem  Gonsist  überlassen, 
wenn  dasselbe  auch  in  diesen  Beziehungen  Uebertreibungen  oder  andere  Mils- 
bitoche  auf  einem  oder  dem  andern  G^n.  bemerken  soUte,  deshalb  geeignete 
nähere  Bestimmungen  oder  andere  Vorkehr  zu  treffen  und  dadurch  den  ge- 
hegten Beeosgnissen  vorzubeugen  und  abzuhelfen.*^ (Vrgl.  p.  172  ff.) 

Eingang  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837  (s.  p.24):  „Aus  den  gutacht- 
lichen Berichten  sämmtlicher  K.  Prov.  Schulcoll.  über  den  Aufsatz  des  Medi- 
einalraths  Dr.  Lorinser:  Zum  Schutz  der  Gesundheit  in  den  Schulen 
hat  das  Bfin.  die  erfreuliche  Ueberzeugnng  gewonnen,  dais  in  den  diesseitigen 
Qymn.  der  Gresundheitzustand  der  Jugend  im  allgemeinen  recht  befriedigend 
und  in  der  bisherigen  Einrichtung  dieser  Lehranstalten  kein  hinreichender 
Grund  zu  der  beunruhigenden  Anklage  vorhanden  ist,  welche  der  p.  Lorinser 
gegen  die  deutschen  Gymn.  überhaupt  erhoben  hat.  Wenn  die  krankhafUm 
Encheinungen  des  Geistes  und  Körpers,  welche  der  p.  Lorinser  im  Wider- 
qffQche  mit  anderen  Aerzten  bei  dem  jungem  Geschlecht  bemerkt  zu  haben 
behauptet,  wirklich  vorhanden  sind,  so  ist  es  wenigstens  durch  die  bisherige 
Eifiihrang  in  keiner  Art  erwiesen,  dafs  durch  die  Gymn.  und  ihre  Verfassung 
jene  krankhaften  Anlagen  hervorgerufen  und  gesteigert  werden.  Das  Min. 
kann  sich  daher  auch  nicht  veranlaist  sehen,  auf  Grund  jener  Anklage  die 
bisherige  Verfassung  der  Gymn.  im  wesentlichen  abzuändern,  zumal,  da  die 
Sdrffe  wegen  Beschützung  der  Gesundheit  in  den  Gymn;  fortwährend  die  Auf- 
merksamkeit der  K.  Prov.  SchulcoUegien  in  Anspruch  genommen,  die  Lehrer- 
eoUegien  in  ihren  vorschriftsmäfsigen  Conferenzen  und  die  Gymnasialdirectoren 
in  ilffen  aufserordentlichen  Zusammenkünften  immer  von  neuem  aufs  emst- 
liehste  beschäftigt,  und  in  den  einzelnen  Provinzen  der  Königl.  Staaten  zweck- 
dienliche Anordnungen  hervorgerufen  hat,  damit  die  körperhche  und  geistige 
Gesundheit  und  Kräftigkeit  der  Jugend,  so  weit  die  Gymn.  auf  dieselben  ein- 
wirken können,  nicht  nur  nicht  gerährdet,  sondern  vielmehr  auf  jede  thunliche 
Weise  erhalten  und  gefördert  werde.  In  mehreren  Verfügungen  und  nament- 
Heh  in  der  C.  Verf.  vom  29.  März  1829  hat  das  Min.  diesen  hochwichtigen 
Gegenstand  den  K.  Prov.  SchulcoUegien  zur  sorgfaltigsten  Berücksichtigung 
▼on  neuem  dringend  empfohlen,  vor  jeder  Uebertreibung  nachdrücklichst  ge- 
warnt, und  sich  aufs  entschiedenste  dahin  ausgesprochen,  dafs  zwar  den 
Schülern  in  den  Gymn,  die  Beschwerden,  Mühseligkeiten  und  Aufopferungen, 
welche  die  unvermeidliche  Bedingung  eines  der  Wissenschaft  und  dem  Dienst 
des  Staate  und  der  Kirche  gewidmeten  Lebens  sind,  mittels  einer  stetig  und 
natui^mäfs  sich  entwickelnden  Bildung  vergegenwärtigt,  sie  früh  an  den 
Ernst  ihres  Berufs  gewöhnt  und  zum  muthigen  Vollbringen  der  mit  demselben 
verbundenen  Arbeiten  gestählt,  aber  alle  überspannte  und  dem  jedesmaligen 
Ständpuncte  ihrer  Kraft  nicht  gehörig  angepaiste  Forderungen  durchaus  ver- 
mieden werden  sollen. 

Wenn  auch  hienach  mit  Grund  anzunehmen  ist,  dais  bei  einer  umsichti- 
gen und  gewissenhaften  Ausführung  der  in  Bezug  auf  die  Gymn.  bereits  er- 
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lassenen  gesetzlichen  Vonchriften  die  geistige  nnd  körperiiehe  Gesundheit  der 
Jagend  nicht  gefährdet,  vielmehr  durch  den  Ernst  des  Unterridits  und  die 
Strenge  der  Zucht,  wie  sie  in  den  Gymn.  herrschen,  selbst  gegen  die  yerderb- 
lichen  Einflüsse  der  oft  verkehrten  häuslichen  Erziehung  nnd  der  materiellen 
Richtungen  der  Zeit  erfolgreich  geschtttzt  wird:  so  glaubt  das  Min.  dennoeh 
die  erfreuliche  Aufmerksamkeit  und  lebendige  Theünahme,  welche  der  Auftali 
des  p.  Lorinser  in  den  verschiedensten  Kreisen  der  Gesellschaft  gefunden  bat» 
nicht  unzweideutiger  ehren  zu  können,  als  indem  dasselbe  wesentUdie  in  den 
Gjmn.  wahrgenommene  Gebrechen  und  Mängel,  welche  der  gedeihlichen  Wii^- 
samkeit  dieser  Anstalten  hemmend  entgegentreten,  so  viel  als  möglich  abzu- 
stellen sucht. 

Die  gesetzliche  und  herkömmliche  Zahl  wöchentlicher  Lehrstanden 
ist  wie  die  ganze  Gymnasialeinrichtung  eben  so  wenig  auf  schwache  als  auf  vor- 
züglich begabte,  vielmehr  auf  Schüler  von  gewöhnlichen  'körperlichen  nnd 
geistigen  Kräften  berechnet.  Für  diese  sind  nach  vieljähriger  ärfahmng  nnd 
nach  dem  Urtheil  von  Aerzten  täglich  4  Lehrstunden  des  Vormittaga  nnd 
an  4  Tagen  der  Woche  2  Stunden  des  Nachmittags  nicht  zu  viel,  zumal  da 
in  allen  Gymn.  nach  der  zweiten  Stunde  des  Vormittags  nnd  nach  der  ersten 
Stunde  des  Nachmittags  den  Schülern  eine  viertelstündige  Erhdung  im  Frdea 
gegönnt  wird,  zwischen  jeder  der  übrigen  Lehrstunden  eine  Pans^  von  wenig- 
stens 5  Minuten  erlaubt  ist,  und  zwischen  dem  vor-  und  nachmittäglichen 
Unterricht  eine  gröfeere  Pause  von  2  Stunden  eintritt,  welche  in  der  Regel 
nicht  zu  Geistesarbeiten  verwandt  wird  (s.  p.  156).  Femer  gewähren  die  2 
fireien  Nachmittage,  die  Sonntage  und  die  verschiedenen  Hauptferien,  welehe 
etwa  den  sechsten  Theil  des  Jahres  einnehmen,  kleinere  und  gröfsere  Rohe- 

§nncte,  und  lassen  den  Schülern  zur  Abspannung  des  Geistes  und  zur  Uebany 
es  Körpers  Zeit  genug  übrig.  Bei  solchen  regelmälsigen  Unterbrechongen 
der  Lehrstunden .  wie  bei  der  ganzen  mehr  oder  weniger  erotematischen  Art 
und  Weise  des  Schulunterrichts  ist  ein  vier-  oder  sechsstündiger  Aufenthalt 
in  hellen,  luftigen,  geräumigen  und  mit  zweckmäfsigen  Tischen  und  SnbseAUen 
versebenen  Schnlzimmem  der  naturgemäßen  Entwickelnng  des  Körpers  nidit 
hinderlich  nnd  wird  überhaupt  ftlr  die  Gesundheit  der  Jugend  keine  andere 
Gefahr  haben,  als  die,  welche  von  jeder  sitzenden  Lebensart  nnzertrennlidi 
ist.  Das  Min.  kann  daher  eine  Verminderung  der  gesetzlichen  Zahl  von  SS 
wöcbentl.  Lohrstunden  nicht  für  begründet  erachten,  macht  aber  den  K.  Fror. 
Schulcollegien  nochmals  aufs  dringendste  zur  Pflicht,  eine  Ueberschreitanff 
dieser  Zahl  in  keinem  Falle  und  unter  keinerlei  Verwand  weiter  zu  dulden? 

C.  Verf.  V.  22.  Octb.  1858:  „Unter  den  Schülern  der  höheren  Lehr> 
anstalten  werden  leider  nicht  selten  Kurzsichtigkeit  und  An  gen- 
schwäche wahrgenommen.  Sind  auch  die  Ursachen  davon  gröfstenthefls 
anfserhalb  der  Schule  zu  suchen,  so  hat  sie  doch  die  Pflicht,  aach  ihrerseils 
solchen  Uebelständen  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  wehien 
und  die  Jugend  auch  in  dieser  Beziehung  an  das  zu  gewöhnen,  was  heilsaa 
und  schicklich  ist  Wo  dies  versäumt,  und  den  Schülern  z.  B.  gestattet  wird, 
während  des  Unterrichts  dauernd  in  gebückter  Haltung  zu  verharren,  könnea 
naohtheilige  Folgen  ftlr  die  Gesundheit  nicht  ausbleiben. 

Indem  ich  die  Aufsichtsbehörden  der  höheren  Schulen  veranlasse,  daftr 
Sorffe  zu  tragen,  da(s  diesem  Gegenstande  von  den  Directoren  and  Lehren 
hinfort  eine  sorgfaltige  Beachtung  gewidmet  werde,  mache  ich  mit  B^ng 
auf  den  oben  erwähnten  Anlais  insbesondere  darauf  aufmerksam,  dais,  soweit 
irgend  möglich,  alles  das  zu  beseitigen  ist,  wodurch  die  erforderliche  Hellig- 
keit der  Classenzimmer  beeinträchtigt  wird.  Im  Wintersemester  ist  za  ver- 
hindern, da(s  in  denienigen  Stunden,  welche  kein  volles  Tageslicht  haben, 
gelesen  oder  geschrieben  werde.  Der  Gebrauch  von  BriUen  ist  den  Schulen 
la  widenrathen,  die  Fälle  ausgenommen,  wo  die  Nothwendigkeit  uniweiM- 
haft  ist  oder  wo  eine  ärztliche  Anordnung  vorliegt. 

Bei  Anweisung  der  Plätze  wird  in  den  meisten  Fällen  anf  knrsaiehtige 
Böhmer  geeignete  Rfickiicht  genommen  werden  können.  Eine  gerade  Haltang 
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mnlb  den  SehtUani  mehr  und  mehr  znr  Oewöhnnng  werden,  weshalb  auch 
darmof  zu  sehen  ist,  dafs  sie  sieh  beim  Lesen  nicht  dauernd  über  das  auf 
dem  Tisch  liegende  Buch  bücken,  sondern  dasselbe  in  die  Hand  nehmen. 

Im  übrigen  nehme  ich  auf  dasjenige  Bezug,  was  in  der  €.  Verf.  v. 
90.  Hai  1864  (s.  p.  173  ff.)  über  das  in  den  Schreibarbeiten  der  Schüler  einzuhal- 
tende Maft  angeordnet  ist;  und  erwarte,  dals  bei  den  Schulrevisionen  die  im 
Voistefaenden  gegebene  Anregung  zum  Wohl  der  Jugend  zweckmäßig  werde 
benatzt  werden." 

G.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Goblenz  v.  15.  Jan.  1866: 
.Das  K.  Medic.  Gollegium  der  Rheinprovinz  hat  auf  unser  Ersuchen  die  in 
der  Anlage  (a)  enthaltenen  Anordnungen  und  Einrichtungen  zusammengestellt, 
i^cbe  durdi  die  pflichtmäisige  Fürsorge  für  die  Gesundheit  der  Schüler  ge- 
fordert werden.  Indem  wir  diese  ZusammensteUung  der  Direction  zugehen 
lassen,  empfehlen  wir  derselben,  auf  möglichste  Berücksichtigung  der  in  der- 
selben ansg^prochenen  Forderungen,  soweit  ihnen  dort  nicht  bereits  genügt 
ist,  njunentlich  auch  bei  eintretenden  baulichen  Veränderungen  und  Herstd- 
Iwig  neuer  Utensilien  entschieden  hinzuwirken.  Besonders  wird  auch  die  Be- 
schaffenheit der  Brunnen  und  der  Abtritte  fortgesetzte  Aufmerksamkeit  er- 
fordern, damit  die  Gesundheit  der  Schüler  nicht  durch  dieselbe  gefährdet 
werde.  *^ 

(d)  Sanitätspolizeiliche  Anordnungen  für  das  Schulwesen. 
.Die  Lage  der  Schule  sei  womöglich  an  einem  freien  Platze,  oder  doch 
m  einer  Strafse,  in  welcher  nach  hinten  Gärten  oder  freie  Räume  sich  be- 
finden. Die  beste  Lage  der  Schnhräume  ist  die  nach  Osten,  dann  die  nach 
Weeten  und  Süden,  die  schlechteste  die  nach  Norden.  Da  nicht  alle  SchuK 
linme  nach  Osten,  resp.  nach  Westen  oder  Süden  liegen  können,  so  möge 
für  die  jüngsten  Knaben,  also  für  die  unteren  Classen  am  ersten  diese  Lage 
gewählt  werden;  den  älteren  Knaben  sind  die  weniger  günstigen  Schiüräume 
aosnweisen ;  denn  den  jüngeren  Schülern  ist  die  sonnige  Lage  der  Schulräume 
viel  nöthiger,  als  den  älteren,  welche  schon  kräftiger  sind,  und  die  allenfall- 
sigen Nachthefle  weniger  gut  gelegener  Schulräume  leichter,  ertragen  können. 
Es  ist  fomer  erforderlich,  den  unteren  Classen  die  Zimmer  ebener  Erde  oder 
im  ersten  Stock  vorzubehalten,  damit  die  Knaben  nicht  durch  öfteres  Er- 
steigen höher  gelegener  Zimmer  ermüdet  werden,  und  den  Gefahren,  welche 
der  Gebrauch  der  Treppen  für  die  rasche  Jugend  hat,  weniger  ausgesetzt 
shid.  Dafs  die  Stuben  gedielt,  nicht  geestricht  sein  dürfen,  ist  in  unserm 
KUma  wohl  selbstverständlich. 

Es  ist  sehr  vortheilhaft,  und  daher  erforderlich,  dals  das  Licht  nur  von 
Einer  Seite  ins  Zimmer  komme,  dais  also  die  Fenster  nur  an  Einer  Seite 
sich  befinden,  und  nicht  sich  gegenüberstehen.  Dabei  ist  es  nöthig,  die  Schul- 
ÜLnke  so  aufzustellen,  dais  das  Licht  von  der  linken  Seite  der  Schüler  komme. 
Die  Fenster  müssen  durch  Vorhänge  oder  Rouleaux  gegen  das  Einfallen 
grellen  Sonnenlichtes  geschützt  werden  können.  Um  das  Licht  nicht  zu  grell 
lu  reflectiren,  mufs  der  Anstrich  der  Seitenwände  aus  einer  matten  Farbe, 
am  besten  lichtblau  oder  hellgrün,  bestehen,  wobei  zu  der  Farbe  keine  aus 
giftigen  Stoffen  bereitete  genommen  werden  darf.  Die  Decke  der  Stube  kann 
weifo  getüncht  sein. 

Der  Raum  derSchulstube  mufs  der  Anzahl  der  Schüler  entsprechend 
uid  ausreichend  sein.  Im  allgemeinen  scheint  als  Durchschnittszahl  9  bis 
13  Qfufs  für  jeden  Schüler  von  10  bis  20  Jahren  erforderlich  zu  sein.  Da  in 
den  höheren  Schulen  nur  höchstens  50  Schüler  in  einer  Classe  sein  sollen, 
so  würde,  als  Mittelzahl  10  angenommen,  der  Flächenraum  ungefähr  500  [Jfufs 
betragen  müssen,  also  etwa  20  Fuis  Breite  bei  25  Fufs  Länge. 

Die  Schultische  und  Sitzbänke,  zusammen  als  Schulbänke  bezeich- 
net, müssen  bequem  sein.  Nur  auf  diese  allgemeine  Weise  läfst  sich  deren 
notfawendige  Beschaffenheit  bezeichnen.  In  den  Schulen,  in  welchen  Knaben 
von  yerscniedener  Gröüse  und  Körpergestalt  zusammen  sitzen,  und  in  welchen 
nicht  nach  der  Gröfse,   sondern  nach  der  Fähigkeit  die  einzelnen  gesetzt 
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werden,  läist  es  sich  nicht  erreichen,  einem  jeden  einen  sdnem  KOipenii- 
Btande  angemessenen  Sitz  nnd  Tisch  zn  bieten.  Da  die  Knaben  nnr  im  gan- 
zen kurze  Zeit  sich  in  den  Classen  befinden,  nach  jeder  Stande  eine  kirne 
freie  Zeit  haben,  in  weicher  sie  sich  etwas  bewegen  können,  so  ist  nicht  sa 
beftlrchten,  dals  ans  einer  allenfallsigen  Unbequemlichkeit  während  des  Unter- 
richts irgend  ein  Nachtheil  für  den  Körper  entstehe.  Man  hat  zwar  behanptet| 
da(s  Rückgratsverkrümmangen  dadurch  verursacht  oder  begflnstigt  wei^kni. 
Indessen  halten  wir  diese  Befürchtung  nur  da  für  gerechtfertigt,  wo  schon 
krankhafte  Anlage  vorhanden  oder  gar  ausgebrochen  ist.  Solche  Fälle  ge- 
hören im  allgemeinen  zu  den  Ausnahmen,  und  möchten,  wenn  ihnen  nicht 
eine  sonstige  Berücksichtigung  zu  Theil  werden  kann,  wonl  zum  Unterbrechen 
des  Unterrichts  für  den  Einzelnen,  der  erst  von  seinem  Uebel  geheilt  werden 
mufs,  ehe  er  den  Unterricht  fortsetzt,  Veranlassung  geben.  Da  man  sonach 
nicht  für  jeden  einen  ihm  gerade  angemessenen  Sitz  und  Tisch  verschaffen 
kann,  so  ist  fiber  die  Erfordernisse  der  letzteren  nur  im  allgemeinen  etwa 
Folgendes  festzustellen: 

Der  Tisch  mufs  bei  jöngeren  und  kleineren  Schülern  wenigstens  8  bia 

10  Zoll,  bei  gröfseren  10  bis  12  Zoll,  besser  noch  bis  16  Zoll,  breit  sein,  nnd 
eine  kleine  Neigung  haben,  um  sowohl  das  Lesen  als  Schreiben  zu  eneich- 
tem.  Am  obem  Rande  ist  zum  Aufstellen  von  Tintegefalsen,  wenn  dieselben 
nicht  in  Löchern  angebracht  sind,  sowie  anderer  Gegenstände,  ein  horizontaler 
Ansatz  von  ungefähr  4  Zoll  Breite  nöthig. 

Es  ist  sel^  vortheilhaft,  wenn  mit  dem  Tische  die  Sitzbank  fest  ver- 
bunden ist  Diese  mufs  in  ihrer  Breite  der  Länge  des  Fuises  der  Schttler 
entsprechen ;  diese  beträgt  bei  Knaben  von  10  bis  14  Jahren  ungefUir  10  bis 

11  Zoll,  bei  Schülern  von  14  bis  20  Jahren  12  Zoll. 

Der  Zwischenraum  zwischen  Bank  und  Tisch  mufs  gleich  sein  dem  Dnroli- 
messer  des  Oberschenkels  in  seiner  gröfsten  Dicke,  also  dicht  am  Unterieibe. 
Dieser  Durchmesser  beträgt  bei  Knaben  von  10  bis  14  Jahren  8  ZoU,  bei 
älteren  8  bis  9  Zoll.  Jede  Sitzbank  soU  mit  einer  Lehne  versehen  sein, 
damit  der  Schüler  zeitweise  durch  Anlehnen  sich  etwas  ausruhen  kann.  Stehen 
nun  die  Schulbänke  in  einer  Reihe,  so  bietet  der  folgende  Tisch  der  vor- 
stehenden Bank  eine  Lehne.  Bei  der  letzten  Bank  bietet  diese  die  Wand, 
und  nur  in  dem  Falle,  dafs  die  Bank  frei  steht,  ist  an  derselben  eine  Lehne 
anzubringen.  Ein  Sitz ,  der  bequem  sein  soll ,  darf  nicht  höher  sein ,  als 
ungefähr  der  Unterschenkel  des  Sitzenden  lanff  ist  Bei  Knaben  von  10  bis 
14  Jahren  beträgt  die  Länge  des  Unterschenkels  ungefähr  16  bis  17  ZoD, 
bei  älteren  etwas  mehr,  ungefähr  18  Zoll,  die  Höhe  des  Sitzenden  muft  also 
diesem  entsprechen.  Für  die  Höhe  des  Tisches  ist  die  normale  Sehdistans 
ma&gebend.  Um  allenfallsige  Veranlassung  von  Kurzsichtigkeit  zn  verhüten, 
kommt  es  hier  darauf  an,  die  Höhe  des  Tisches  der  Sehweite  des  Sitzenden 
entsprechend  sein  zu  lassen.  Die  normale  Sehdistanz  für  mittlere  Druckschrift 
beträgt  in  dem  Alter  von  10  bis  20  Jahren  im  Durchschnitt  10  bis  12  Zofl. 
Dieses  Mafs  ist  auch  ungefähr  die  Hälfte  der  Länge  des  Körpers  vom  Siti- 
theU  bis  zum  Scheitel  gemessen  in  diesem  Alter.  Hieraus  und  aus  der  Höhe 
der  Sitzbank  (16  bis  18  Zoll)  kann  man  die  ungefähre  Höhe  des  Tisches  am 
untern  Rande  auf  26  bis  30  Zoll  bestimmen.  Bei  gröfseren  Schülern,  idso  in 
den  oberen  Classen,  wird  der  Tisch  um  1  oder  2  Zoll  höher  sein  müssen. 
Bei  dieser  Höhe  des  Tisches  wird  ebensowohl  ein  bequemes  Auflegen  des 
Armes  beim  Schreiben,  als  auch  eine  richtige  Haltung  des  Körpers  und  ebenso 
Schonunfi^  des  Auges  beim  Lesen  begünstigt  werden. 

Da£  die  Schulräume  hinreichend  hoch  seien,  ist  für  das  zum  Athmen 
nothwendige  Luftquantum  dringend  erforderlich.  Niedrige  Räume  wftrden 
bald  mit  der  ausgeathmcten  Kohlensäure  erfüllt  werden,  und  könnten  dadurch 
schädliche  Folgen  für  die  Lehrer  und  Schüler  bringen.  Die  Kohlensäure  ver- 
theilt  sich  in  dem  ganzen  Räume,  natürlich  enthält  dann  am  Ende  einer 
Stande  eine  höhere  Stube  nicht  so  viele  Procent  Kohlensäure  in  einem  Kubik- 
meter Luft,  als  eine  niedrige,  welche  dieselbe  Bodenfläche  hat,  und  die  ein- 
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iiuitfaiiiande  Luft  ist  daher  yerhältni£bmälkig  reiner  und  freier  von  Eohleni 
■tture,  ab  die  der  niedrigen  Sabe. 

Die  w&hrend  dei  Aufenthalts  von  Schfllem  in  dem  Räume  sich  anhäu- 
fende Kohlensäure,  welche  durch  das  Athmen  hier  sich  ansammelt,  kann  die 
Ursache  zu  Unwonlsein  der  Lehrer  und  Schiller  werden;  deshalb  erfordert 
die  Beinhaltnng  der  Schulluft,  welche  fast  q>rachwörtlich  geworden  ist, 
einige  Aufmerksamkeit  Wie  schon  erwähnt,  findet  nach  jeder  Stunde  eine 
knne  Unterbrechung  des  Unterrichts,  oft  bis  zu  einer  Yiertelstuiide  dauernd. 
Statt  In  dieser  freien  Zeit  wird  durch  öfteres  Oeffhen  der  Thttr  frische  Luft 
emtreten  und  schlechte  Luft  fortgehen;  auch  das  Oeffhen  der  Fenster,  welche 
in  der  bessern  Jahreszeit  tfaeilweise  geöffiiet  bleiben  können,  lä&t  frische 
Luft  einströmen :  in  der  kaltem  Jahreszeit  nebt  der  Ofen  Yerajilassung,  daDi 
Lnft  aas  der  Scnuhitube  entweicht,  und  darar  irische  Luft  durch  alle  Ritzen 
der  Thflre  und  Fenster,  selbst  die  Poren  der  Wände  eintritt,  vorausgesetzt, 
da(s  der  Ofen  seine  Luft  aus  der  Stube  empfängt  und  dessen  Thür  nicht 
liermetiseh  verschlossen  ist  Deshalb  ist  eine  künstiiohe  Ventilation  ^  solche 
Schulen,  welche  nur  einen  Theil  des  Tags  besetzt  sind,  nicht  erforderlich. 
Sie  kann  vollständig  ersetzt  werden,  selbst  wenn  der  Ofen  von  aufsen  ge- 
heizt wird,  wenn  am  Fenster  die  oberen  Scheiben  so  eingerichtet  sind,  da& 
sie  in  ihrem  untern  Theile  in  einem  Chamier  beweglich  soweit  geöffiiet 
werden  können,  um  die  Luft  eindringen  zu  lassen,  olme  dafo  der  Zug  die 
Schüler  treffe;  ähnlich  wie  dieses  in  KUchen  eingerichtet  ist 

Die  Erwärmung  der  Schulstnben  geschieht  in  hiesiger  Gegend 
meistens  durch  Heizung  gniseisemer  Oefen,  die  in  der  Stube  ihren  Feuerraum 
haben,  also  in  der  Stube  geheizt  werden.  Diese  Oefen  verursachen  durch  die 
oft  starke  strahlende  Wärme,  sowie  durch  den  Staub  der  Asche  und  des 
Rulses  manche  Unbequemlichkeit,  und  geben  nicht  die  behagliche  Wärme, 
wie  thOneme  oder  porzellanene  Oefen.  Bfittehi  der  eisernen  Oefen  wird  jedodi 
der  Raum  rascher  erwärmt:  allenfallsige  Reparaturen  erfordern  nicht  viele 
Z^  welche  bei  Thonöfen,  die  zudem  bei  mangelhafter  Behandlung  auch  ge- 
fthrlieh  sein  können,  oft  zeitraubend  sind.  Wenn  man  die  eisernen  Oefen 
mit  einem  Ifantel  nmgiebt  oder  einen  Schirm  vorstellt,  so  wird  die  strahlende 
Wärme  gemäisigt,  und  deren  Nachtheile  verhütet;  und  wenn  man  sich  der 
Fflllöfen,  welche  mit  Coaks  geheizt  werden,  und  die  bei  entsprechender  Gröise 
auch  gröisere  Räume  erwärmen  können,  bediente,  so  würde  selbst  das  oft 
störende  Nachlegen  von  Feuerungsmaterial  während  der  Stunde  unnöthig 
werden,  da  dieselbe  auf  einmal  das  für  eine  gewisse  Zeit,  z.  B.  8  Stunden, 
erforderliche  Heizmaterial  erhalten,  und  keines  Nachlegens  für  diese  Zeit  be- 
dürfen. Das  Reinigen  und  Anlegen  des  Heizmaterials  könnte  in  der  Zeit  ge- 
schehen, wann  keine  Schule  genalten  wird;  ein  selbst  zierlicher  Mantel  aus 
eisernem  Gitterwerk  oder  eine  PorzeUanhülle  könnte  den  Ofen  umgeben.  Die 
Anwendbarkeit  eiserner  Oefen  ist  sonach  solchen  von  anderm  Material  vorzu- 
ziehen, und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Schulstuben  nur  eine  gewisse  Zeit,  an 
4  Tagen  6,  höchstens  8  Stunden,  an  2  Tagen  nur  4  Stunden,  an  Sonn-  und 
Feiertagen  gar  nicht  geheizt  werden  müssen,  was  man  auf  die  rascheste,  be- 
qoemste  und  billigste  Weise  mittels  eiserner  Oefen  erreicht  Weil  eben  nur 
eine  kurze  Zeit  die  Räume  geheizt  werden,  ist  für  Schulen  von  einem  künst- 
Behen  Heizsystem,  z.B.  mittels  Luft -Wannwasser- Heizung  etc..  gänzlich  ab- 
zusehen; ohnedies  erfordert  eine  solche  eine  kostspielige  Einrichtung,  welche 
an  schon  eingerichteten  Schulen  nur  mit  grofsen  Unkosten  sich  herstellen 
lä&t,  und  deren  Theile  durch  die  muthwillige,  zerstörungslustige  Jugend  leicht 
beidiädigt  werden  können.  Die  Temperatur  im  Schulzimmer  soll  im  Winter 
an  den  vom  Ofen  entferntesten  Stellen  15<^  R.  niemals  übersteigen,  indeis 
wird  in  den  kalten  Tagen  dieser  Wärmegrad  an  diesen  Stellen  wohl  nie  er- 
reicht 

Ein  wichtiger  Gegenstand  für  die  Schulen  ist  die  Emrichtung  der  Ab- 
tritte,  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  als  Sittsamkeit  Am  besten 
ist  es,  wenn  die  Abtritte  sich  nicht  im  Hauptgebäude,  sondern  in  einem  da- 
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«ron  ffetrennten  Bau  befinden.  Fflr  die  Aufnabme  des  Kotfaes  itt  eine  ent- 
sprechend gnrofoe  Grube  herzusteUen,  welche  gut  yertralst,  oementirt  eefai 
mufs.  Um  die  mögliche  Durchdringung  der  Mauern  durch  Fikelstoife  und 
der  letzteren  Weiterverbreitung  z.  B.  zu  Brunnen  oder  Kellern,  zu  yeiMten, 
mfiMen  die  Boden-  und  Seitenmauem  noch  mit  einer  dicken  Lage  Sand  oder 
Lehm  umgeben  sein.  Ein  ftlr  die  gewöhnliche  Zeit  gut  verwirrter  Zugang 
mufs  die  Reinigung  der  Grube  zu  bestimmter  Zeit  leicht  bewerkstelfigen 
lassen.  Die  Reinigung  derselben  soll  nur  in  den  Ferien  geschehen  und  nnr 
wenn  eine  Reinigungsmaschine  zur  Verfügung  steht,  kann  sie  sn  jeder  Zeit 
Statt  finden. 

lieber  der  Grube  müssen  für  die  Pissoirs  und  ftlr  die  einzeben  Glaasen 
je  ein  Abtritt  errichtet  werden,  welche  hinlätiglich  Licht  durch  die  Fenster 
erhalten.  Der  Abtritt  mufs  eine  Brille  haben,  nicht  aber  blofs  eine  schmale 
Leiste,  auf  welcher  die  Knaben  sitzen  können.  Die  Höhe  derselben  richtet 
sich  nach  der  Höhe  der  Sitzbänke  der  verschiedenen  Classen.  Um  den  ans 
der  allgemeinen  Grube  entstehenden  Geruch  von  den  einzelnen  Abtritten  ab- 
zuhalten, empfiehlt  sich  die  Anbringung  einer  gulseisemen,  gut  emaillirten. 
trichterförmigen  Röhre,  welche  in  einem  eisernen  Becken  steht,  das  an  zwei 
Ketten  hängt  Dieses  Becken  schliefst  durch  den  wälsrigen  Inhalt  die  Röhre 
ab  und  Iftfst  das  Ilineinfallende  seitlich  in  die  Grube  abgehen. 

Sollte  durch  Frost  oder  Sonstiges  eine  Verstopfung  der  Röhren  entstehen, 
so  braucht  blos  eine  Kette,  welche  an  der  Brille  befestigt  ist,  losgelassen  sn 
werden,  um  allen  Inhalt  des  Beckens  zu  entleeren.  Diese  Vorrichtung  scheint 
uns  für  Schulabtritte  am  besten  geeignet,  und  eher  anwendbar,  als  ein  an  der 
Röhre  angebrachter  Ansatz,  der  fast  wie  ein  Ulmer  Pfisifenkopf  gekrthnmi 
einen  seitlichen  Abflufe  hat  Wenn  der  Inhalt  des  Ansatzes,  welcher  freilieh 
einen  Abschlufs  gegen  die  Dünste  der  Grube  bUdet,  gefiriert,  oder  die  ROfaie 
sich  sonst  verstopf^  so  hat  man  mit  dessen  Reinigung  und  Freimachung  viel 
Mühe.  Verschlüsse  mittels  Deckel,  die  in  Charnieren  sich  bewegen,  und  dergL 
Vorrichtungen  sind  kostspieligund  wegen  des  Verrostens  der  Ghurniere  raaeh 
aufser  Thätigkeit.  Ebenso  ist  Waterclosets  mit  Wasserieitung  sowie  Ponellaa- 
becken  anzubringen,  für  die  zerstörungslustige  Jugend  nicht  rathsam. 

Damit  die  auf  den  Abtritten  der  Schulen  so  oft  gefundenen  Schreiberrien 
und  Zeichnungen  nicht  Statt  finden  können,  ist  es  rathsam,  wenn  die  Bauart 
es  oriaubt,  einen  nicht  glatten,  sondern  vielmehr  recht  rauhen  Bewurf  der 
Wände  herzustellen,  und  die  Holztheile  z.  B.  die  Thttr,  innen  sandeln  zu  lassen. 
Dann  kann  der  Anstrich  hell  sein.  Ist  dieses  nicht  möglich,  so  lasse  man  den 
Anstrich,  die  Tttnchung,  in  grauer  Farbe  machen.  Die  Ab^tte  sehwaOi 
etwa  mit  Steinkohlentheer,  bestreichen  zu  lassen,  halten  wir  nicht  für  räthliei^ 
theils  wegen  des  Gestanks,  theüs  weU  der  Theer  sehr  schwer  trocknet,  theüi 
weil  CS  dadurch  zu  dunkel  wird,  was  auch  wieder  seine  NachtfaeUe  hat  Die 
Inschriften  völlig  unmöglich  zu  machen,  wird  wohl  nicht  gelingen;  wenn  die 
Knaben  nicht  mit  Bleistift  schreiben  können,  z.  B.  auf  dunkler  glatter  Flidw, 
so  werden  sie  das  mit  Kreide  thun.  Auf  rauher  Flache  ist  es  am  meistsa 
erschwert 

Das  Zugicisen  von  einer  den  Verhältnissen  entsprechenden  Menge  tm 
Eisonvitriollösung  in  die  Abtritte,  und  besonders  da,  wo  die  Abtritte  sich  im 
Hauptgebäude  befinden,  ist  zeitweise  anzuordnen,  und  ganz  besonders  aneh 
nach  acm  Ausreinigen  der  Grube,  weil  in  der  Zeit  sich  die  Gerüche  sehr 
lebhaft  zeigen. 

Ein  andrer  wichtiger  Gegenstand  ist  die  Beschaffäng  des  Trink  wassera. 
Wo  keine  Wasserieitung  besteht,  wird  das  Wasser  aus  Brunnen,  meist  mittels 
Pumpen,  beschafft  Ein  gutes  brauchbares  Trinkwasser  soll  ohne  Farbe,  otaM 
Geruch,  ohne  Geschmack,  besonders  ohne  Nachgeschmack,  sein,  also  klar  nid 
dnrolisichtig,  geruchlos  und  geschmacklos.  Je  nach  der  Beschaffenheit  des 
Itodons,  aus  welchem  das  Wasser  geschöpft  wird,  kann  das  Wasser  manoberM 
Abweicnungen  bieten,  ohne  dadurch  der  Gesundheit  nachtheUig  zu  sein.  Diese 
Abweiohungen  können  so  manniehfaltig  sein,  dafs  die  Frage,  ob  ein  bestin»* 
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tes  Bnnmeiiwisser  der  G^erandheit  naohtheilig  sei  oder  nicht,  nnr  die  specielle 
Analyse  eines  Cliemikers  entscheidet  Wenn  diese  besonders  schJklliehe  Bei- 
Biisconngen  znm  Bninnenwasser  darthnt,  so  ist  der  Bmnnen  durch  Reinigung, 
Yertiefimg  oder  sonst  nöthiffe  Veränderung  zu  bessern,  oder  wenn  dieses 
nieht  erreicht  wird,  zuzuwerfen.  Bei  Anlegung  neuer  Brunnen  ist  besonders 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  da(s  er  in  möglichst  weiter  Entfernung  von 
Senk-  oder  Abtrittsgruben  errichtet  werde.  Wie  grolk  diese  Entfernung  sein 
mllase,  richtet  sich  hauptsächlich  nach  der  Ortsbeschaffenheit,  und  besonders 
nach  der  des  Untergrundes,  je  nachdem  dieser  leicht  odesr  schwerer  durch- 
dringHcfa  ist  Es  UUst  sich  darüber  keine  bestimmte  Norm  festsetzen.  Coblenz 
8a.Dcb.  1865.  K.  Rhein.  Medic.  Ck)llegium.*' 

Aus  dem  sanitätspolizeil.  Regulativ  v.  8.  Aug.  1835,  das  Ver- 
halten bei  ansteckenden  Krankheiten  betreffend: 

.Hinsichtiich  der  Schule  sollen  zwar  die  gesetzlichen  Bestimmungen, 
die  den  Schulbesuch  befehlen,  in  keinem  von  einer  ansteckenden  Epidemie 
heimgesuchten  Orte  zur  strengen  Anwendung  kommen;  doch  soll  auch  die 
ffinzliche  Schlieisnng  nicht  olme  dringende  Noth  erfolgen,  und  nur  von  den 
SanititBCommissionen  besonders  darauf  gewacht  werden,  dals  in  den  Schul- 
limmeni  stets  eine  reine  Luft  erhalten  und  UeberfÜUung  vermieden  werde. 

An  ansteckenden  Krankheiten  leidende  Kinder  müssen  aus 
den  Schulen,  Fabriken  und  anderen  Anstalten,  in  denen  ein  Zusammenfluis 
von  Kindern  Statt  findet,  entfernt  worden,  und  sind  nicht  eher  wieder  zuzu- 
laaaetty  als  bis  ihre  völlige  Genesung  und  die  Beseitigung  der  Ansteckungs- 
fthi^^eit  ärztlich  bescheinigt  ist 

Ebenso  ist  aus  Familien,  in  welchen  Jemand  an  Pocken,  Scharlach,  Ma- 
sern und  anderen,  besonders  Kinder  gefährdenden  ansteckenden  Krankheiten 
leidet,  der  Besndi  der  Schulen  und  ähnlichen  Anstalten  denienigen  Kindern 
nieht  zu  gestatten,  welche  mit  dem  Kranken  in  fortwährendem  Verkehr  stehen." 

Girc  Rescript  (des  Unterrichtsministers  an  die  K.  Ober -Präsidenten) 
Y.  16,  Dcb.  1866:  „Die  Wahrnehmung,  dals  an  den  in  diesem  Jahre  von 
der  Cholera  heimgesuchten  Orten  hinsichtlich  der  Schulen  ein  sehr  ver- 
sehiedenes  Verfahren  befolgt  und  dais  hie  und  da  die  Schlielsung  derselben 
ohne  genügenden  Grund  l^glich  von  der  Polizeibehörde  angeordnet  worden 
Ist,  hat  mich  veränlalst,  von  der  Medicinalabtheilung  des  Ministerims  ein  Gut- 
achten über  die  Nothwendigkeit  derartiger  Mafsregeln  zu  erfordern.  Abschrift 
des  erstatteten  Gutachtens  theile  ich  Ew.  etc.  in  der  Anlage  (b)  zu  gefallifi^er 
KenntnÜsnahme  und  weiterer  Veranlassung  an  die  betreff.  Provinzialbehöraen 
behnfs  der  Nachachtung  in  wieder  vorkommenden  Fällen  ergebenst  mit" 

(b)  „  Die  unter  dem  1.  Juni  1831  erlassene  Instruction  über  das  bei  der 
Annäherung  und  dem  Ausbruch  der  Cholera  in  den  K.  Preuls.  Staaten  zu 
beobachtende  Verfahren  enthielt  (§.  34)  die  Bestimmung,  dais  auch  die  Schulen 
hl  dem  Orte  geschlossen  werden  sollen,  wo  die  Cholera  wirklich  ausgebrochen 
ist  Nachdem  aber  die  Seuche  nic^t  lange  nach  Erlais  dieser  Instruction  die 
hl  Gemälsheit  derselben  streng  cemirten  Landestheile  überschritten  hatte, 
lehrte  die  in  den  von  ihr  heimgesuchten  Orten  gewonnene  Erfahrung  bald, 
dais  viele  der  vorgeschriebenen  Schutzmafsregeln ,  weil  dieselben  sich  theils 
als  unausführbar,  theils  als  entschieden  unzweckmäisig  erwiesen,  auf  die  Dauer 
idclit  haltbar  waren. 

Die  Bestimmung  des  vorgenannten  §.  34  war  eine  der  ersten,  gegen 
welche  erhebliche  Remonstrationen  eingingen.  Schon  im  September  1831  gab 
der  Bericht  der  Regierung  zu  Bromberg,  über  die  Folgen  der  dort  angeordne- 
ten Schlielsung  der  Schulen,  vom  2.  ejusd.  Veranlassung,  die  Frage: 
Droht  der  Schulbesuch,  vorausgesetzt,  dais  dabei  die  nöthigen  Vorsichts- 
maisregeln zur  Anwenaung  kommen,  gröisere  Gefahr  in  Hinsicht  der  An- 
steckung als  der  übrige  Verkehr  unter  Menschen,  und  wird  der  gefürchteten 
VerscMeppun^  der  Krankheit  durch  die  Kinder  mittels  Schlielsung  der 
Schulen  wirkhch  vorgebeugt? 
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in  nähere  Erwägung  zu  sieben.  Da  hiebe!  in  Betracht  kam,  dafii  die  Mehr- 
zahl der  Eltern  nicht  in  der  Lage  sei,  ihre  Kinder  privatim  onterriefaten  w 
lassen  und  sie  unter  steter  Aufsicht  zu  halten,  dafo  daher  die  Mehrzahl  der 
Kinder  sich  aufsichtslos  in  und  aufser  dem  Hause  umhertreiben  und  im  nn- 
überwachten  Verkehr  mit  anderen  Menschen  der  Gefahr  der  Ansteckung  sich 
um  so  leichter  aussetzen  würden,  da(s  dagegen  die  durch  den  Scholbeeodi 
beförderte  Regelmäisigkeit  des  Lebens  und  Reinlichkeit  des  Körpers  die  Em- 
pfänglichkeit für  die  Krankheit  eher  zu  vermindern,  als  zu  erhöhen  im  Stande 
sei,  so  war  das  Resultat  dieser  Erwägung:  dafis  die  Schliefsung  der  Schale 
nicht  unbedingt  zweckdienlich  erscheine.  Damit  indessen  jeder  durch  den 
Schulbesuch  etwa  zu  befürchtenden  Grefahr  der  Ansteckung  vorgebeugt  werden 
wurde  unter  dem  22.  Sptb.  1831  eine  den  §.  34  der  vorgedachten  Instruction 
modificirende  C.  Verf.  erlassen,  nach  welcher  der  Schul  zwang  während 
herrschender  Cholera  zwar  aufgehoben,  der  Schulbesuch  aber  unter  bestimmten 
Vorsicbtsmaisregeln  gestattet  und  die  Schliefsnng  der  Schalen  nur  von  dem 
durch  die  äufserste  Noth  gebotenen  Beschluß  der  Localbehörden,  im  Einver- 
ständniTs  mit  der  Sanitätscommission,  abhängig  gemacht  weitlen  sollte. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  in  dieser  Verrogung  enthaltenen  Bestimmwi- 
gen  fand  seinen  definitiven  Ausdruck  in  §.  11  der  durch  A.  G.  Ordre  vom 
5.  Febr.  1832  bestätigten  neuen  Cholera-Instruction  vom  31.  Jan.  1832  und  ist 
demnächst  in  derselben  Fassung  auch  in  das  Regulativ,  betreff,  die  Mafsregebi 
gegen  die  Verbreitung  der  ansteckenden  Krankheiten  v.  8.  Aug.  1885 ,  au%e- 
nommen  worden  (s.  oben  p.  191). 

Nach  dieser  auch  für  die  sanitätspolizeiliche  Behandlung  der  Choleia 
madBgebenden  Vorschrift  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafo  die  neuerdings  an 
verschiedenen  Orten  von  der  Polizeivcrwaltung  der  Cboleraepidemie  wegen 
ohne  Angabe  besonderer  Gründe  angeordnete  Schliefsnng  sämmdicher  Schalen 
als  eine  gesetzlich  nicht  gerechtfertigte  und  schon  deslmlb  nicht  nothwend^ 
Maisregel  zu  erachten  ist. 

Dafs  aber  die  Nothwcndigkeit  und  Zweckmäßigkeit  der  Schlielsang  der 
Schulen  auch  abgesehen  hievon  in  Abrede  gestellt  werden  mufe,  ist  aas  den 
Motiven  zum  Erlafs  der  C.  Verf.  v.  22.  Sptb.  1831  sowie  des  Regulativs  t. 
8.  Aug.  1835,  deren  Bedeutung  durch  spätere  Erfahrungen  nicht  geschmitart 
worden  ist,  mit  Sicherheit  zu  entnehmen. 

Die  Schulen  werden  von  Kindern,  die  an  Cholera  erkrankt  sind,  selbst- 
redend nicht  besucht  Für  die  Annahme  aber,  dafs  die  Uebertragung  der 
Cholera  von  gesunden  Personen,  selbst  wenn  sie  Cholerakrankcn  nahe  ge- 
wesen sind,  auf  andere  Gesunde  an  einem  dritten  Orte  erfolgen  könne,  feldt 
es  an  jedem  Anhalt  Es  liegt  auch  dafür,  dais  eine  Verbreitung  der  Cholera 
irgendwo  durch  den  Schulbesuch  befördert  worden  sei,  kein  Beispiel  vor. 
Die  Schullocale,  welche  während  herrschender  Cholera  vorschriftsmäfsig  be- 
sonders gut  gelüftet  und  rein  gehalten  werden  sollen,  und  welche  dann,  wegen 
unvermeidlichen  Ausbleibens  vieler  Kinder,  an  UeberfÜllung  nicht  leiden  wer- 
den, sind  für  die  Kinder  als  Zufluchtstätten  zu  betrachten,  in  denen  diesel- 
ben wenigstens  während  der  Schulzeit  vor  der  Gefahr  der  Ansteckung  ge- 
schützt bleiben.  Die  heilsame  Wirksamkeit  des  dauernden  Schulbesncu  et- 
streckt  sich  aber  auch  auf  das  häusUche  Leben,  indem  die  Schularbeiten  eine 
regclmäfsigo  BeschäfHgung  geben,  welche  die  Kinder  in  der  Vornahme  ge- 
sundheitscnädlicher  Handlungen  beschränkt  Die  Gewöhnung  der  Jugend  end- 
lich an  unweigerliche  Erftlllung  ihrer  Pflicht,  selbst  unter  äufserlich  erschwe- 
renden Umständen,  darf  als  moralische  Kräftigung  für  ihr  ganzes  Leben  nicht 
hoch  genug  in  Anschlag  gebracht  werden.  Der  etwanigen  Furchtsamkeit  der 
Eltern  aber  ist  durch  Aufhebung  des  Schulzwangs  während  der  Cholerazeit 
geuHgend  Rechnung  getragen  worden. 

Ilienach  dürfte  es  selbst  schwer  werden,  die  Verhältnisse  dringender 
Noth  bezeichnen  zu  wollen,  unter  denen  die  Schliefsung  sämmtlicher  Scholn 
wegen  der  Cboleraepidemie  ausnahmsweise  gestattet  wäre.  Der  Fall  efaier 
so  grofsartigen  Calamität,  dafs  der  Ausbruch  der  Cholera  an  einem  Ort  die 
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AnflteQng  aller  gesetzlioben  Bande  znr  Folge  hätte,  würde  allerdings  aach 
die  Schlieftang  der  Schulen  daselbst  nöthig  machen.  Es  ist  dies  aber  ein 
Vorkommnils,  welches  wir  seit  35  Jahren  im  prenfeisohen  Staat  glücklicher- 
weise nicht  erlebt  haben.  Eher  kann  es  sich  ereignen,  da(s  Schnlen,  die  vor- 
sngsweise  von  auswärtigen  Kindern  frequentirt  weiden,  oder  die  auswärtige 
Kinder  im  Pensionat  oder  Alumnat  haben,  ihre  Thätigkeit  einzustellen  ge- 
nOthigt  werden,  wenn  Eltern  wegen  Ausbruchs  der  Cholera  an  dem  betreff. 
Ort  ihre  Kinder  zurückzuberufen  sich  veranlaist  finden.  Die  Schliefsung  dieser 
Schnlen  wird  dann  genehmigt  werden  müssen.  Es  kann  auch  hieraus  die 
Kothwendigkeit  der  Schliefsung  sämmtlicher  Schulen  in  dem  inficirten  Ort 
nicht  begründet  werden.  Berlin,  26.  Octb.  1866.  Abtheil,  für  die  Medicinal- 
angelegenheiten.  ^ 

Der  Mittheilnng  des  vorstehenden  Gutachtens  an  die  Schuldirectionen 
ftgte  das  K.  Prov.  Sohulcoll.  in  Berlin  (7.  Jan.  1867)  die  Bemerkung 
hinza: 

„Hieoach  darf  die  gänzliche  Schlieisung  der  Schule  nicht  ohne  drin- 
gende Noth  erfol^n.  Es  mufo  aber  besonders  darüber  gewacht  werden, 
QtJk  in  den  Sohnlzimmem  stets  eine  reine  Luft  erhalten  und  Ueberfüllung 
▼ermieden  wird,  auch  sind  Schulversäumnisse  zur  Zeit  der  Epidemie  nicht 
n  bestrafen." 

Gutachten  der  Medic.Abth.  des  Minist.,  Epileptische  in  Schulen 
betreffend,  v.  6.  Mai  1867:  „Wenngleich  es  ärztlicher  Erfahrung  nach  fest- 
steht, dafs  Schreck  durch  Anblick  eines  epileptischen  Anfalls  unter  gewissen 
Bedingungen  Epilepsie  selbst  oder  andere  GesundheitstOrungen  hervorzn- 
mfen  vermag,  so  wird  doch  aus  dett  Umstand,  dafs  neuerdings  in  hiesigen 
Schnlen  Fälle  von  epilept.  Krämpfen  vorgekommen  sind,  ein  genügender 
Anlafii  m  einer  allgemeinen  Mafsregel  in  Seser  Beziehung  für  die  Sohulver- 
waltnng  nicht  herzuleiten  sein.  Insofern  der  genuinen  Epilepsie  auf  Grund 
der  vorgedachten  ärztlichen  Er&hmng  eine  Uebertragbarkeit  auf  physischem 
Wege,  mithin  ein  gewisser  Grad  von  Ansteckungsfähigkeit  beizulegen  sein 
dttrne,  wtlrde  auf  die  sanitätspolizeil.  Behandlung  dieser  Krankheit  in  den 
Sdinlen  principiell  allerdings  §.  14  des  Regulativs  v.  8.  Aug.  1830  (s.  oben 
p.  191 )  in  Kraft  zu  treten  haben.  Betrachten  wir  iedoch  das  thatsächliche 
VerhältniliB  der  vielgestalteten  Krampfformen  im  kindlichen  Alter  gegen- 
über dem  Leben  in  der  Schule,  so  bieten  sich  folgende  Momente  der  Be- 
achtnng  dar: 

Die  vor  der  Pubertät  sich  einstellende  periodische  Epilepsie  führt  vor- 
zogsweise  Blödsinn  herbei.  Kinder,  welche  mit  habitueller  Epilepsie  behaf- 
tet sind,  bleiben  daher  bald  in  ihrer  geistigen  Ausbildung  und  Befähigung 
so  zurück,  da(s  sich  dieselben  zur  Theilnahme  am  öffentlichen  Unterricht 
überhaupt  nicht  zu  eignen  pflegen  und  an  und  fQr  sich  dem  Schulzwang 
nicht  anterliegen  dürfen.  Diese  Kategorie  der  Epileptiker  kommt  folglich  hier 
sieht  in  Frai^.  Auf  diejenigen  Schüler  aber,  welche  bei  übrigens  ungetrüb- 
ter Bildnngsfahigkeit  dennoch  während  des  Schulbesuchs  plötzlich  und  un- 
erwartet von  epileptischen  Krämpfen  befallen  werden  sollten,  kann  selbst- 
ferständlich  nur  die  im  Interesse  der  Schuldisciplin  überall  gebotene  Mafs- 
n^me  in  Anwendung  kommen,  dais  der  betreff.  Lehrer  dieselben,  wie  jeden 
mdem  zufällig  erkrankten,  so  schnell  als  möglich  aus  dem  Kreise  der 
Mitschüler  zu  entfernen  suchen  mufs.  Es  wird  jedoch  die  Ausdehnung  dieser 
Mtfsregel  bis  zum  gänzlichen  Ausschlufe  aller  zu  klonischen  oder  tonischen 
Krämpfen  etwa  disponirten  Kinder  von  der  ferneren  Theilnahme  am  Unter- 
rieht lediglich  aus  dem  Grunde,  um  die  gesunden  Schüler  vor  dem  Anblick 
dieser  Krämpfe  zu  schützen,  endlich  auch  deshalb  nicht  gerechtfertigt  er- 
leheinen,  weil  hiemit  dem  gelegentlichen  Anschauen  von  schweren  epilepti- 
■cben  Anfällen  anfserhalb  der  Schule  ohnehin  nicht  vorgebeugt  werden  kann. 

Hienach  mufs  es  bei  den  in  Rede  stehenden  Vorkommnissen  der  um- 
tiehtigen  Beurtheilnng  der  Directoren  überlassen  bleiben,  nach  Lage  jedes 
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einselnen  Falls  die  Anordnangen  zu  treffen,  welche  geeignet  sind,  die  danni 
entstehenden  Störungen  des  Unterrichts  und  die  mOglicnerweise  fttr  mndere 
Schiller  zn  befürchtenden  Übeln  Folgen  zu  verhüten."^ 

lieber  den  Einflols  des  Turnens  anf  die  Gesundheit  der  Sohfiler  s. 
p.  136  ff.  Vrgl.  auch  p.  184.  170  f. 

10.   Ferien. 

C.  Verf.  y.  6.  Novb.  1858:  „Durch  die  in  Folge  der  Cironlar-Ver- 
ffigung  vom  3.  Febr.  v.  J.  erstatteten  Berichte  ist  die  gegenwjirtig  bei 
den  Gymnasien,  den  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  geltende  Ferien- 
ordnung zu  meiner  Kenntniis  gebracht  worden.  Ich  bin  mit  den  in  dieser 
Beziehung  von  den  K.  Prov.  Scnulcollegien  und  den  K.  Regierungen  neuer- 
dings getroffenen  Anordnungen  im  wesentlichen  einverstanden,  sehe  mich 
jedoch,  behufs  definitiver  Regulirung  dieser  Angelegenheit,  zu  folgenden  all- 
gemeinen Festsetzungen  veranlaTst: 

Wenngleich  eine  Uebereinstimmung  in  Betreff  der  Daner  und  des  Be- 
ginns der  Ferien  bei  den  höheren  Lehranstalten  derselben  Provinz  wünschens- 
werth  ist,  so  sind  doch  diejenigen  Abweichungen  davon  auch  femer  zu  ge- 
statten, welche  theils  durch  die  stiftungsmäfsige  Eigenthümlichkeit  und  m 
localen  Verhältnisse  einzelner  Schulen,  theils  durch  die  Verschiedenheit  des 
oonfessionellen  Charakters  der  Anstalten  motivirt  werden  und  herkömmlich 
geworden  sind. 

Die  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  haben  sich  den  Gymnasien  der- 
selben Provinz  hinsichtlich  der  Ferien  möglichst  zu  conformiren.  Zn  dem 
Ende  wird  über  die  Ferienordnung  der  Gymnasien  seitens  der  K.  Prov. 
Sehnlcollegien  den  betreff.  K.  Regierungen  rechtzeitig  die  orforderiiche  Mitthei- 
Inng  gemacht  werden.  Wo  Anstalten  oeider  Kategorien  an  Einem  Orte  sieh 
befinden  und  aus  erheblichen  Gründen  in  der  Dauer  der  Ferien  nicht  über- 
einstimmen, ist  für  den  Wiederbeginn  des  Unterrichts  bei  beiden  derselbe 
Termin  anzusetzen. 

An  einigen  Anstalten  ist  die  Gesammtsumme  der  bisher  üblichen  Fe- 
rientage zu  grofs.  Es  ist  darauf  zu  halten,  dafs  innerhalb  eines  Jahres  das 
Mafs  von  10'/«  Wochen  nicht  überschritten  werde.  Aufser  Berechnung  bleiben 
dabei  die  kirchlichen  Festtage  der  betreffenden  Confession,  der  Gebortrtag 
Sr.  Maj.  des  Königs  und  einzelne  herkömmliche  Schulfesttage.  Der  Nach- 
mittag vor  dem  allgemeinen  Bufstage  ist  nicht  frei  zu  geben. 

Sogenannte  Markt-  und  Fastnachtsferien  sind  bei  der  Gesammtsumme 
der  iährlichen  Ferienzeit  in  Anrechnung  zu  bringen,  was  am  geeignetsten 
durch  Verkürzung  entweder  der  bei  einigen  Anstalten  zu  langen  Pfingsl- 
oder  der  Michaelisferien  geschehen  wird,  wo  letztere  von  den  Sommerferien 
getrennt  sind.  Uebrigens  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  die  einzelnen  Ferien- 
tage dieser  Art  allmählich  aufser  Gebrauch  zu  bringen,  so  weit  die  Sitte  des 
ö&ntlichen  Lebens  dies  zulässig  erscheinen  lä&t  —  Es  ist  nicht  zu  gestatten, 
dals  wegen  des  Namens-  oder  Geburtstages  des  Directors  oder  eines  Lehren 
der  regelmälsige  Unterricht  ausfalle. 

Ueber  die  Befugnifs,  bei  übermäfsiger  Hitze  oder  Kälte  Unterrieh^ 
stunden  ausfallen  zu  lassen,  sind  allgemeingültige  Bestimmungen  nicht  zo 
treffen;  die  für  dergleichen  aufserordentliche  Fälle  nöthigen  Anordnungen 
sind  vielmehr  dem  pfiichtmäfsigen  Ermessen  der  Directoren  zu  überlassen. 

Wo  die  grofsen  Ferien  in  die  Mitte  des  Sommersemesters  fiUlen  md 
nicht  mit  den  Herbstferien  verbunden  sind,  darf  ihre  Dauer  nicht  über 
4  Wochen  ausgedehnt  werden.  Es  ist  nicht  noth wendig,  dieselben  mit  An- 
fang Juli  beginnen  zu  lassen.  Vielmehr  ist  bei  Festsetzung  der  sogenannten 
Hundstagsferien  jedesmal  auf  die  Lage  von  Ostern,  sowie  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  dafs  das  Ende  der  Ferien  nicht  zu  nahe  mit  dem  Beginn  des 
Michaelis- Abiturientenexamens  zusammenkomme,  und  die  Vorbereitnngsseit 
für  die  zu  Michaelis  Statt  findenden  Versetzungsprüfuagen  nicht  sa  sehr 
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kflnt  werda  —  Wo  keine  eigentlichen  Sommerferien,  sondern  statt  deren 

S&ere  Herbstferien  ttblich  sind,  ist  der  Anfangstermin  derselben  nicht  vor 
1  15.  August  zu  setzen,  in  der  Regel  aber  nur  die  erste  Woche  der  Ferien 
noch  in  den  August  zu  verlegen. 

Um  die  zu  häufige  Wiederkehr  längerer  Unterbrechungen  des  Unter- 
richts und  das  nahe  Zusammentreffen  mit  den  Sommerferien  zu  vermeiden, 
sind  die  Pfingstferien  überall  so  weit  zu  beschränken,  dafo  sie,  einschliefelieh 
des  Sonnabends  vor  dem  ersten  Festtage,  nicht  mehr  als  5  Tage  betragen. 
Bei  spätem  Eintritt  des  Osterfestes  hat  es  kein  Bedenken,  die  Osterferien 
schon  einen  oder  einige  Tage  vor  Palmarum  beginnen  zu  lassen,  ohne  dafs 
dadurch  ihre  allgemeine  Dauer  verlängert  wird. 

Die  Aufnahme  neuer  Schüler  findet  innerhalb  der  Ferien  Statt;  es  sind 
jedoch  dabei  von  den  Directoren  nur  diejenigen  Lehrer  zur  Unterstützung  in 
Anspruch  zu  nehmen,  welche  am  Ort  der  ^hule  während  der  Ferien  oder 
Tor  Ablauf  derselben  anwesend  sind. 

An  mehreren  Lehranstalten  ist  zur  Beseitigung  der  Uebelstände,  welche 
inabesondere  für  die  Schüler  der  unteren  Classen  in  der  langen  Dauer  der 
Hauptferien  liegen,  die  Einrichtung  getroffen,  dafs  solche  Schüler,  sofern  ihre 
Eltern  es  wünschen,  täglich  einige  Stunden  während  der  Ferien  im  Schul* 
local  zubringen  und  daselbst  von  einem  oder  mehreren  Lehrern  bei  ihren 
Ferienarbeiten  beaufsichtigt  oder  anderweitig  beschäftigt  werden,  wofür 
letztere  eine  angemessene  Remuneration,  theils  aus  der  Schulcasse,  theils 
durch  eine  Vergütung  seitens  der  betreff.  Eltern,  erhalten.  Die  Directoren 
der  Anstalten,  bei  welchen  eine  derartige  Einrichtung  noch  nicht  versucht 
worden  ist,  sind  auf  die  Heilsamkeit  derselben  hinzuweisen ;  die  nöthige  Rück- 
sieht auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Schulen  macht  jedoch 
eine  allgemeine  Anordnung  darüber  unthunlich.  In  die  Jahresberichte  ist 
dne  Notiz  darüber  aufzunehmen,  wie  weit  in  den  Schulen  des  betreff. 
Ressorts  die  gedachten  Ferienbeschäftigungen  Eingang  gefunden  haben. 

Auf  das  rechtzeitige  Eintreffen  der  Schüler  nach  den  Ferien  ist  mit 
gtöüerer  Strenge  zu  halten,  als  es  an  eini|^n  Anstalten  bisher  geschehen  ist 

Die  im  Vorstehenden  gegebenen  Bestimmungen  sind  vom  neuen  Jahre  an 
zur  Ausführung  zu  bringen,  und  sodann,  zum  Nachweis  der  bei  den  ein- 
zelnen Anstalten  demgemäfs  geltenden  Ferienordnung,  von  den  Directoren 
in  die  Programme  von  1860  eine  genaue  Zusammenstellung  aller  im  Jahre 
1859  frei  gegebenen  Tage  und  Ferienzeiten,  mit  Angabe  des  Anfangs-  und 
Sehlulatages,  aufzunehmen. 

Ich  voranlasse  die  E.  Prov.  Schulcollegien  und  die  K.  Regierungen ,  die 
Directoren  der  höheren  Lehranstalten  Ihres  Ressorts  hionach  mit  der  erforder- 
lichen  Anweisung  zu  versehen.  ** 

Die  nach  vorstehender  Ferienordnung  bei  gleicher  Gesammtdauer 
sulXssige  Verschiedenheit  findet  thatsächlich  besonders  darin  Statt,  dafs 
die  Hauptferien  bei  den  evangel.  höheren  Schulen  der  östl.  Provinzen  im 
Sommer  liegen  und  den  Unterricht  des  Sommersemesters  unterbrechen, 
bei  den  meisten  kathol.  Anstalten  aber,  sowie  allgemein  in  der  Rhein- 
provinz  und  gröfstentheils  auch  in  Westfalen  in  den  Herbst  fallen  und 
nach  Beendigung  des  zu  Michaelis  begonnenen  Jahrescursus  anfangen. 

Bei  den  evangel.  Anstalten  der  östl.  Provinzen  beträgt  ziemlich  all- 
gemein die  Ferienzeit  zu  Ostern  14  Tage,  zu  Pfingsten  6T.,  im 
Sommer  4  Wochen,  zu  Michaelis  lOT.,  zu  Weihnachten  14 T. — 
Die  meisten  kathol.  Anstalten  haben  eine  Herbstferienzeit  von  6  bis 
5Vt  Wochen;  die  gröfste  Ausdehnung  demnächst  wird  in  der  Rhein- 
proYinz  den  Osterferien  gegeben. 

Die  in  obiger  Ferienordnung  empfohlene  Einrichtung  einer  Ferien - 
Bchnle  für  die  unteren  Classen  findet  bei  einer  nicht  geringen  Anzahl 
von  Gymnasien  und  Realschulen  Statt. 

18* 
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Aus  einer  C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulooll.  za  Berlin  v.  11.  Jani 

1868: „Wir  nehmen  VeranlaBsung,  darauf  aufmerksam  la  machen,  dab 

der  H.  Minister  mifsfällig  wahrgenommen  hat,  dafs  an  mehreren  Anstalten 
von  Seiten  vieler  Schfiler  namentlich  die  Sommerferien  oft  gani  willkflrlieh 
ausgedehnt  werden.  Wir  sind  deshalb  von  dem  H.  Min.  angewiesen  worden, 
den  Directoren  die  pflichtmäfsige  Strenge  in  Aufrechthaltnng  der  Ordnung 
in  Erinnerung  zu  bringen.  Wo  es  die  Directoren  und  Lehrer  daran  nicht 
fehlen  lassen,  kommen  Schul  Versäumnisse  nur  selten  vor.  In  den  Fftllen,  wo 
Eltern  in  dieser  Beziehung  gleichwohl  den  Anspruch  der  Schnle  an  ihre 
Söhne  verkennen  und  diese  längere  Zeit  vom  Unterricht  zurflckhalten,  wer- 
den sie  darauf  aufmerksam  zu  machen  sein,  dafs  sie  die  unausbleiblicheB 
Folgen  eines  unregelmäfsigen  Schulbesuchs  bei  ihren  Söhnen  sich  selbst  sn- 
suschreiben  haben.  Wo  in  einzelnen  Fällen  unabwendbare  Umstände  zu  einer 
Verlängerung  der  Ferien  nöthigen,  ist  doch  mit  aller  Entschiedenheit  daranf 
zu  halten,  dals  die  ErUiubnifs  dazu  bei  dem  Director  zu  rechter  Zeit  und  in 
rechter  Weise  erbeten  werde."  — 

Durch  C.  Verf.  v.  2.  Apr.  1863  war  angeordnet  worden,  den  Be- 
ginn und  Schlnfs  der  Ferien  so  zu  legen,  daA  der  Feier  der 
Sonn-  und  Festtage  nicht  durch  Verwendung  derselben  sa  Beiaen 
seitens  der  Schüler  Eintrag  geschehe.  Durch  eine  C.  Verf.  v.  3.  Febr.  1857 
war  diese  Anordnung  in  Erinnerung  gebracht  und  dabei  wiederholt  be- 
stimmt worden,  dafs  dadurch  die  Gesammtzahl  der  Ferientage  eines 
Jahres  nicht  vermehrt  werden  dttrfe,  auch  empfohlen,  den  Unterrieht 
deshalb  in  den  mittleren  Tagen  der  Woche  zu  beendigen  und  wieder 
zu  beginnen.  Die  Wahrnehmung,  dafs  diese  auf  das  Reisen  der  Schüler 
sn  nehmende  Rücksicht,  wonach  Anfang  und  Ende  der  Ferien  nicht 
mehr  mit  Anfang  und  Ende  der  bürgerlichen  Woche  zusammenfallen, 
gleichwohl  immer  wieder  Ueberschreitungen  der  Ferienzeit  verursacht, 
hat,  audh  in  Betracht  der  inzwischen  vermehrten  Communicationsmitteli 
dahin  geführt,  dafs  da,  wo  es  gewünscht  wird,  von  der  erwähnten  Be- 
stimmung abzuweichen  und  den  Schlnfs  der  Lectionen  auf  den  Sonn- 
abend, sowie  den  Wiederbeginn  derselben  auf  den  Montag  zu  legen  ge- 
stattet ist 

11.    Schul  Programme. 

Am  Schlufs  des  Schuljahrs,  gewöhnlich  bei  Gelegenheit  der  öffnit- 
lichen  Prüfung,  geben  die  höheren  Lehranstalten  seit  langer  Zeit  all- 
jährlich ein  Programm  heraus  als  eine  vornehmlich  für  die  Eltern  ihrer 
Schüler  und  das  grölsere  Publicum  bestimmte  Rechenschaft  von  ihrer 
Thätigkeit 

C.  Verf.  V.  23.  Aug.  1824:  „Um  hinsichtlich  der  Schulprogramme 
bei  allen  inländischen  Gymn.  theils  die  nöthige  Gleichförmigkeit  und  Voll- 
ständigkeit zu  bewirken,  theils  den  Vorstehern  der  Gymn.  dieses  Geschill 
durch  gemessene  Vorschriften  zu  erleichtem,  ordnet  das  Min.  Feiendes  an: 

1.  Zu  der  in  einem  jeden  Gymn.  jährlich  um  Ostern  oder  Michaelis  zu 
veranstaltenden  öffentl.  Prüfung  soll  durch  ein  in  Quartform  gedmcktei 
Pmrramm  eingeladen  werden.  Dem  K.  Gonsist  bleibt  es  aberlaiwen,  mit 
BflOKsicht  auf  die  provinziellen  oder  localen  Verhältnisse  und  die  bisherige 
Observanz  zu  bestimmen,  ob  diese  öffentl.  Prüfung  um  Ostern  oder  um  MichaeUs 
gehalten,  und  somit  auch  das  zu  derselben  einladende  Programm  um  den 
einen  oder  den  andern  Zeitpunct  ausgegeben  werden  soll. 

8.  Das  von  einem  jeden  Gymn.  jährlich  auszugebende  Programm  soD 
In  der  Regel  bestehen:  a)  ans  einer  Abhandlung  über  einen  ^ssensehaft- 
liohoki  dem  Beruf  eines  Schulmannes  nicht  ftemden,  ein  allgemeines  Interesse^ 
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mindesteiiB  der  gebfldeten  Stände,  am  Offentiiohen  Unterricht  im  mllgemeinen 
oder  an  dem  Gymn.  insonderheit  erweckenden  Qegenstand,  dessen  Wahl 
innerhalb  dieser  Grenzen  der  Beurtheilung  des  Verfiusers  überlassen  bleibt; 
anoh  soll  gestattet  sein,  statt  der  obengedachten  Abhandlung  eine  in  dem 
betreff.  Gymn.  schon  gehaltene  Rede  in  dem  Programm  abdrucken  zu  lassen, 
wenn  dieselbe  jenem  Zweck  entspricht,  oder  durch  innem  Werth  sich  be- 
sonders auszeicnnet:  b)  aus  den  Schulnachrichten. 

d.  Die  den  Scnulnaohrichten  voranzuschickende  wissenschaftliche 
Abhandlung  soll  abwechselnd  das  eine  Jahr  in  lateinischer,  das  andre  in 
deutscher  Sprache  geschrieben  werden,  und  nicht  blos  dem  Director,  sondern 
nach  den  simmtlichen  Oberlehrern  des  Gymn.  soll  nach  einer  von  dem  K. 
Consist.  nfther  zu  bestimmenden  Reihefolge  die  Verpflichtung  obliegen;  jene 
Abhandlung  zu  den  Sohulprogrammen  zu  liefern'). 

4.  Der  für  die  Schulnachrichten  bestimmte  zweite  Theil  des  Pro- 
gramms ist  auBschliefslich  von  dem  Dir.  des  Gymn.,  und  zwar  nur  in  deutscher 
Sprache  abzuflusen,  und  soll  folgende  Abschnitte  enthalten :  a.  Der  erste  Ab- 
■ehnitt  stellt  die  allgemeine  Lehrverfassung  des  Gymn.  dar,  führt  die  Glassen 
in  ihrer  Reihefolge  von  der  I  abwärts  auf,  und  bei  Jeder  derselben  1)  den 
Glaasenordinarius  und  die  übrigen  Lehrer,  2)  die  Lehrgegenstände  und  die 
fllr  einen  jeden  derselben  bestimmte  wOchentl.  Stundenzahl,  3)  die  Lehrbücher 
mit  bestimmter  möglichst  kurzer  Nachweisung,  was  während  des  Schuljahrs 
in  Jedem  Gegenstande  behandelt,  wo  angefangen,  wie  weit  vorgerückt,  und 
wie  viel  geleistet  worden  ist.  Es  können  in  diesem  Abschnitt  die  Lehrgegen- 
,stinde  die  Basis  ausmachen,  an  welche  sich  Lehrer  und  Lehrbücher  an* 
sdiliefsen,  so  dafs  es  gerade  nicht  noth wendig  ist,  die  Lehrer,  Lehrgegen- 
stinde  und  Lehrbücher,  Jedes  unter  einer  besondem  Rubrik  anzuführen. 
Dieser  Abschnitt  mufs  aufserdem  nicht  minder  wesentlich  alle  diejenigen  An- 
ordnungen vortragen,  welche  in  dem  Zeitraum,  für  welchen  das  Programm 
bestimmt  ist,  in  Beziehung  auf  innere  und  äuisere  Schuldisciplin,  LehrmeUiode, 
Lehrgegenstände  und  jede  andere  Verhältnisse,  sowohl  vom  Min.  und  dem 
Consut.,  als  von  der  Local-  und  ScbulbehOrde  erlassen  und  vorgeschrieben 
werden,  dergestalt  dafo  ans  dieser  Darstellung  eine  vollständige  Uebersicht 
ilter  diese  Gegenstände  betreff.  Veränderungen  hervorgeht,  und  dem  Publicum 
anfi»erdem  die  Uebersicht  des  ganzen  Lehrsystems  jährlich  gegeben  wird. 
Dieser  Abschnitt  hat  aber  zugleich  die  Bestimmung,  durch  öffentliche  Er- 
wähnung des  Geleisteten  dem  Fleifs  und  Eifer  derjenigen  Lehrer,  welche 
rieh  hierin  ausgezeichnet  haben,  die  verdiente  Gerechtigkeit  widerfahren  zu 
lassen,  weshalb  die  denselben  zu  Theil  gewordenen  Belobungen  und  An- 
eikennungen  in  demselben  anzuführen  sind.  —  b.  Der  zweite  Abschnitt  soll 
efaie  kurze  Chronik  des  Gymn.  von  dem  verflossenen  Schuljahr  enthalten. 
Als  regelmäCsige  Artikel  gehören  hieher  besonders:  1)  die  Eröffnung  des 
Schuljahrs,  2)  die  vaterländischen  Schul-  und  entwanige  andere  Feste  zum 
Andenken  an  die  Wohlthäter  der  Anstalt,  3)  Nachrichten  von  Veränderungen 
hn  Lehrer-  oder  Beamtenpersonal  des  Gymn.,  längere  Krankheiten  der  Lehrer, 
?on  der  für  solche  Zeit  angeordneten  Aushülfe  etc.  und  4)  aufserordentliche 
Ereignisse,  welche  sich  bei  einem  Gymn.  während  des  Jahres  zugetragen 
haben.  —  c.  Der  dritte  Abschnitt  soll  eine  statistische  Uebersicht  enthalten. 
welche  hauptsächlich  folgende  Puncto  zu  berücksichtigen  hat:  1)  die  Zahl 
der  Schüler,  sowohl  im  ganzen,  als  in  jeder  einzelnen  Glasse,  2)  eine  Angabe 
der  während  des  Schuljahrs  neu  aufgenommenen,  und  der  auf  die  Universität^ 
oder  zu  anderen  Lehranstalten,  oder  zu  anderen  Berufsarten  abgegangenen 
Schüler.  —  3)  Der  Stand  des  Lehrapparats;  neue  bedeutende  Vermehrungen 
desselben  in  möglichster  Kürze,  aber  mit  dankbarer  Erwähnung  der  GescKenke, 
welche  etwa  von  patriotischen  Wohlthätem  gereicht  worden  sind,  4)  die  dank- 
We  Erwähnung  der  zum  Besten  des  Gymn.  gemachten  frommen  Stiftungen 
und  der  Unterstützungen,  welche  die  Schüler  thcils  ans  öffentlichen,  theils 
tos  Privatmitteln  im  Laufe  des  Schuljahrs  erhalten  haben.  —  d.  Endlich  soll 

1)  Die  Verpflichtang  ist  später  auf  alle  ordentlichen  Lehrer  übergegangen. 
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der  vierte  Abschnitt  über  die  zu  veranstaltendeii  Öffentlichen  Prttfungen, 
Deolamations-  und  Redeübnngen,  und  namentlich  über  die  Clasaen,  welche 
bei  der  Priifung  auftreten,  die  Gegenstände  der  Prüfung  und  die  Lehrer, 
welche  dieselbe  vornehmen  werden,  über  die  einzelnen  Schüler,  welche  Reden 
halten  oder  declamircn  werden,  so  wie  endlich  über  den  Anfang  des  neuen 
Lehrcursus  und  über  die  zur  Prüfung  und  Aufnahme  neuer  Schüler  bestimm- 
ten Tage  die  erforderlichen  Anzeigen  enthalten. 

5.  Durch  diese  Bestimmungen  sollen  übrigens  die  Directoren  der  Gymn. 
bei  Abfassung  der  jährl.  Schulnachrichten  nicht  auf  die  oben  bezeichneten 
Rubriken  allein  beschränkt  sein;  vielmehr  bleibt  ihnen  unbenommen,  auch 
dasjenige,  was  sie  aus  ihren  Beobachtungen  für  einen  solchen  öffentlichen 
Schulbericht  Geeignetes  vorzutragen  wünschen,  und  unter  den  im  obigeo 
vorgeschriebenen  Artikeln  keine  angemessene  Stelle  findet,  in  der  Einleitung 
oder  am  Schlufs  der  Schulnachrichten  beizuHigcn. 

6.  Die  Kosten,  welche  der  Druck  des  jährl.  Schul  program  ms  verursachen 
wird,  sind  aus  den  etatsmäfsigen  Fonds  des  betreff.  Uymn.,  oder,  falls  diese 
hiezu  nicht  ausreichen,  mittels  eines  von  sämnitlichen  Schülern  des  Gymn. 
aufzubringenden  und  von  dem  K.  Consist.  näher  zu  bestimmenden  auber- 
ordentlichen  Beitrags  zu  bestreiten,  jedoch  hat  dasselbe  bei  Entwerfung  neuer 
Etats  für  die  Gymn.  Seines  Bezirks  darauf  zu  achten,  dafs  bei  einem  jeden 
Gymn.  zur  Bestreitung  der  Druckkosten  der  Schulprogramme  eine  angemessene 
Summe  möglichst  ausgeworfen  werde.  Vorausgesetzt,  dafs  die  den  Schul- 
nachrichten voranzuschickende  wisscnschaftl.  Abhandlung  keine  zu  grofsc  Aus- 
dehnung gewinnt,  kann  ein  solches  Schulprogramm  ganz  füglich  auf2  oder 
8  Bogen  in  Quartform  beschränkt,  und  somit  die  jährl.  Ausgabe  fUr  den 
Druck  desselben  nicht  so  bedeutend  werden,  dafs  dieselbe  irgend  einem 
Gymn.  zu  schwer  fallen  sollte." 

C.  Verf.  V.  16.  Juli  1841:  .Um  die  vielfachen  Verschiedenheiten  und 
zum  Theil  auffallenden  Mängel,  welche  seither  in  Hinsicht  der  Titelblätter 
der  von  den  Gymn.  jährlich  ausgehenden  Programme  bemerkt  worden  sind, 
für  die  Zukunft  zu  beseitigen,  und  die  Katalogisirung  dieser  Schulschriftcn 
zu  erleiehtem,  ist  es  erforderlich,  dafs  auf  dem  Titel  dieser  Schulschriften: 
a)  der  Name  der  betreff.  Anstalt,  b)  der  Sitz  derselben,  c)  das  Schuljahr, 
d)  die  Veranlassung,  e)  der  Inhalt,  und  endlich  f)  die  Vornamen  und  der 
Zuname  des  Verfassers  der  den  Schulnachrichten  vorangehenden  Wissenschaft!. 
Abhandlung  bestimmt  und  vollständig  angegeben  werden. 

Ich  beauftrage  deshalb  das  K.  Prov.  SchulcoU.,  hienach  die  Dir.  der 
Gymn.  Seines  Bereichs  mit  der  erforderlichen  Anweisung  zu  versehen  und 
denselben  zugleich  hinsichtlich  des  für  die  Schnlnachrichtcn  bestimmten  zwei- 
ten Theils  des  Programms  die  genaue  Beobachtung  der  desfallsigen  in  der 
C.  Verf.  V.  23.  Aug.  1824  enthaltenen  Vorschriften  erneuert  zur  Pflicht  zu 
machen.*' 

U.  u.  P.  0.:  „Jede  Real  seh  ule  veröffentlicht  alljährlich  ein,  eine  wissen- 
schaftl.  Abhandlung  und  Schulnachrichten  cnthaltencfes  Programm.  Dasselbe 
soll  von  den  factischen  Verhältnissen  der  Schule  und  von  ihrem  innem  Leben 
Nachricht  und  Zeugnifs  geben,  weshalb  auch  der  Stoff  der  wissenschaftlichen 
Beigaben  vorzugsweise  aus  den  der  Realschule  cigentliümlichen  Unterrichts- 
gebieten zu  entnehmen  sein  wird.  So  wiiuschenswerth  es  ist,  dafs  aufserdem 
unter  den  Gegenständen  von  allgemeinem  Interesse,  welche  für  die  Abhand- 
lungen SU  wählen  sind,  von  Zeit  zu  Zeit  auch  das  griechische  und  römische 
Alterthnm  berücksichtigt  werde,  um  Darstellungen  wichtiger  Seiten  dei 
Qffenttiohen  nnd  des  Privatlebens,  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit,  der 
Poesie  nnd  der  Kunst  der  Alten  zu  geben,  und  dergleichen  Gegenstände 
neh  dem  Verstindnifs  weiterer  Kreise  zugänglich  zu  machen,  so  eignen  sich 
streng  philologische  Untersuchungen  über  griech.  und  röm.  Sprache  und 
nna  lateiidach  geschriebene  Abhandlungen  nicht  für  ein  Realschul- 

die  Verwendiukg  der  Lehrkräfte  ist  eine  Uebersichtstabelle  nach 
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Antlogie  der  in  den  Gyrnnaaüdprogrammen  herkOmmliolien  anfznndimen. 
Die  Sohalnmchrichten  sind  auf  das  iflr  die  Öffentliche  Mit- 
theilung  Geeignete  zu  beschränken.*' 

a  Verf.  V.  17.  Jan.  1866:  »Bei  der  im  Jalire  1824  &it  die  Gymnasien 
getroffenen  allgemeinen  Anordnung  der  Herausgabe  jährlicher  Programme 
gehörte  es  su  der  ausgesprochenen  Bestimmung  solcher  Scbulschriften,  ein 
nlheres  Verhältnifs  der  Schule  auch  zu  den  Eltern  der  Schfiler.  so\ne  zu 
dem  grOIseren  Publicum  anzubahnen,  und  bei  demselben  eine  ErnOhung  der 
nieilnahme  an  den  Öffentlichen  Bildungsanstalten  zu  bewirken.  Auch  die 
den  Schnlnaohrichten  voranzuschickende  Abhandlung  sollte  des- 
halb einem  Gebiete  angehören,  welches  ein  allgemeines  Interesse  mindestens 
der  gebildeten  Stande  am  Öffentlichen  Unterricht  in  Anspruch  nimmt. 

Die  Realschulen  haben,  indem  sie  ihrer  Bestimmung  gemäb  dem 
Öffentlichen  Leben  und  den  praktischen  Berufsphären  näher  stenen  als  die 
Gymnasien,  ganz  besonders  die  Pflicht,  den  im  obigen  angedeuteten  Zusam- 
menhang festzuhalten  und  zu  pflegen.  Nach  den  bisherigen  Wahrnehmun- 
gen fehlt  noch  viel,  dals  diese  Pflicht  überall  richtig  gewürdigt  und  befolgt 
würde.  Wie  in  der  Behandlung  einzelner  Unterrichtsgegenstände,  namentlich 
des  Lateinischen  und  der  Geschichte,  bei  manchen  ^alschulen  eine  klare 
Erkenntnils  des  Unterschiedes  zwischen  Gymnasium  und  Realschule  noch 
Termifst  wird,  so  tragen  auch  viele  Realschulprogramme  noch  vOllig  ein  gym- 
nasiales Gepräge:  sie  nehmen  in  den  vorausgeschickten  Abhandlungen  auf 
den  Charakter  der  Schule  und  auf  das  Publicum,  für  welches  diese  in  die 
Oeffentlichkeit  ausgehenden  Zeugnisse  vom  Innern  Leben  der  Schule  vor- 
zugsweise bestimmt  sind,  keine  Rücksicht,  und  können  somit  auch  nicht 
dazu  dienen,  eine  nähere  Verbindung  zwischen  Schule  und  Haus  herzustellen. 
Die  in  der  U.  und  P.  0.  v.  6.  Octb.  1859  über  die  Pro^mme  enthaltenen  Be- 
stimmungen (s.  p.  198)  werden  dabei  ungehöriger  Weise  unbeachtet  gelassen. 

Ich  veranlasse  das  K.  Prov.  Schulcoll.,  diesem  Gegenstande  fBr  die  Real- 
sefanlen  Seines  Ressorts  eine  verstärkte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und 
in  Zukunft  namentlich  nicht  zu  gestatten,  dafs  die  Abhandlungen  der  Real- 
lehulprogramme  lateinisch  abgefafst  werden  oder  philologische  Detailunter- 
nchungen  u.  dgl.  m.  zum  Gegenstande  haben.  Wissenschaftliche  Arbeiten 
solcher  Art  zu  veröffentlichen,  kann  es  den  Verfassern  an  anderweitiger 
Gelegenheit  nicht  fehlen;  das  Realschulprogramm  ist,  so  schätzbar  die  Ar- 
beiten an  sich  sein  mögen,  nicht  der  Ort  dazu. 

Ebensowenig  kann  es  einem  Lehrer  an  Gegenständen  fehlen,  die  für 
den  Torher  angedeuteten  Zweck  der  Programme  geeignet  sind.  Das  Gebiet 
der  Geschichte  und  der  Literatur,  der  Natur  und  der  Kunst  bietet  uner- 
schöpflichen Stoff  dar;  und  die  Scheu,  die  Wissenschaft  zu  popularisiren, 
Bellte  der  Einsicht  weichen,  dafs  dies  auf  die  rechte  Weise  zu  thun  auch 
ein  Verdienst  und  eine  Kunst  ist.  In  vielen  Fällen  würde  passenden  Mit- 
teilungen aus  der  Geschichte  des  betreffenden  Landestheils,  der  Stadt  und 
der  Schule  selbst  ein  allgemeines  Interesse  entgegenkommen.  Nicht  selten 
werden  es  femer  die  besonderen  Verhältnisse  einer  Schule  wünschenswerth 
Bachen,  dals  eine  auf  den  Unterricht  oder  die  praktische  Pädagogik  bezüg- 
liehe  Frage  eingehend  behandelt  werde ,  um  auf  diesem  Wege  zu  einer  Ver- 
ständigung der  Betheiligten  beizutragen. 

Ich  wünsche,  dafs  sowohl  der  Departementsrath  des  K.  Prov.  Schulcoll., 
vie  die  Directoren  der  einzelnen  Anstalten  es  sich  angelegen  sein  lassen, 
aach  diesen  Gesichtspuncten  mehr  und  mehr  auf  die  Wahl  geeigneter  Gegen- 
ittode  für  die  Realsohulprogramme  hinzuwirken  und  dadurch  den  Nutzen 
derselben  zu  erhöhen.** 

Die  Anstalten  von  beschränkterem  Umfange ,  Progymnasien, 
höhere  Bürgerschulen ,  sind  nicht  gehalten,  dem  Programm  jedes- 
mal eine  Abhandlung  beizugeben.  Die  Schulnachrichteui  welche  sie  aber 
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aHjXliriioh  za  veröffentlichen  haben,  mttaeen  wie  bei  den  gfWberao  Ab- 
Btalten,  jedenfalls  enthalten: 

eine  Aneabe  der  absolvirten  Lehrpensa,  mit  Bezeichnmig  der  ein* 
geführten  Schalbttchery  die  bei  den  Abgangsprüfungen  gestellten  'Hie- 
mata,  eine  tabellarische  Uebersicht  der  Verwendung  der  I^hrkrtUte  nadi 
Classen  und  Fächern,  Mittheilung  derjenigen  von  den  SchulbehOrden  er- 
lassenen Verfügungen,  welche  für  ein  grOfseres  Publicum  von  Interesse 
sein  können,  die  Jahreschronik  der  Anstalt,  endlich  die  statistischen 
Verhältnisse  derselben,  mit  Bezeichnung  der  in  der  Oesammtfrequens 
der  Schule  enthaltenen  Unterschiede  der  Confession,  resp.  Religion. 

Zwischen  den  verschiedenen  Provinzen  der  Monarchie  findet  ein  geord- 
neter Austausch  der  Gymnasialprogramme  Statt,  und  ebenso  zwischen 
Prenfsen  und  den  übrigen  deutschen  Staaten,  sowie  auch  nach  wie  vor  mit 
Oesterreich.  Ueber  eine  erleichternde  Abänderung  der  darin  bestehenden 
Einrichtung  schweben  Verhandlungen.  —  Die  preufs.  Real-  und  höh. 
Bürgerschulen  theilen  sich  nach  freier  Uebereinkunft  gegenseitig  ihre 
Programme  mit,  theils  unmittelbar,  theils  durch  Vermittelung  der  Provmzial- 
behOrden. 

An  das  E.  Ministerium  haben  alle  inländischen  Real-  und  höh.  Bür- 
gerschulen, ebenso  die  Progymnasien,  jedesmal  nur  5  Exemplare  des 
Programms  zur  Geh.  Registratur  einzusenden. 


12.    Schulgeld  und  sonstige  Hebungen  von  den 

Schülern. 

Die  Bestimmung  der  Schulgeldsätze  und  bei  Anstalten  nicht  königL 
Patronats  die  Genehmigung  zu  einer  Modification  derselben  ist  der  Sehol- 
aufsichtsbehörde  (s.  p.  8),  resp.  dem  Unterrichtsminister,  vorbehalten. 
Für  einheimische  und  auswärtige  Schüler  und  auch  für  die  am  Seholori 
wohnenden  sind  die  Schulgeldsätze  nicht  überall  gleich.  Hie  und  da 
stufen  sie  sich  nach  den  Vermögensverhältnissen  und  den  Steuerbeitrigea 
der  Eltern  ab.  Bei  vielen  Schulen  wird  in  den  oberen  Classen  ein  hö- 
heres Schulgeld  als  in  den  niederen  gezahlt.  Die  kirchl.  Conlesaion  der 
Schüler  begründet  keinen  Unterschied  in  den  Zahlungsätsen.  Gegen- 
wärtig finden  in  den  einzelnen  Provinzen  folgende  Exbreme  der  jähr- 
lichen Schulgeldzahlung  bei  den  Gymnasien  Statt: 

HSehstn«  Sats.  iriedrifitor  Sali. 

Prov.  Prenfsen. 
24  TWr.  (Königsberg  Friedr.  CoU.)  14  Thlr.  m  VI  und  V,  16  in  IV 

18  Thlr.  in  den  3  unteren  Cl.,  24  in  den         III,  18  in  II  und  I  (die 
3  oberen  (Insterburg).  Gymn.). 

Prov.  Brandenburg. 
37  TWr.  (Brandenburg,  Ritterak.).  16  Thh-.  (Cottbus). 

30  TWr.  (Beriin,  Wilhelmsgymn.).  6  Thlr.  in  VI,  8  in  V,  14  in  IV 

15  in  III,  16  in  ü.  17  hi  I.  — 

Für  auswärtige  VI  bis  I  17  TUr. 

(Luckau). 

Prov.  Pommern. 

20  Thlr.  in  VI  und  V,  24  in  IV  und  lU,      12%  Thlr.  in  VI  und  V,  14%  in  IV 

28  in  II  und  I  (Stargard).  und  UI,  16%  in  II,  20%  in  I  (An- 

clam). 
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Prov.  SohleBien. 
Einheim.  16  Thlr.^  muBwärt.  18  Thir.      16  Thlr.  in  VI  bis  IV,  20  in  IE  bis 
in  VI  nnd  V;  einh.  18,  answ.  20  in         I  (u.  a.  in  Ratibor). 
IV  tind  III:  einh.  20,  answ.  24  in  II      16  Thlr.  (die  kathol.  Gymn.). 
und  I;  anuierdem  18  Sgr.  Turngeld 
(Schweidnitz). 

Prov.  Posen. 
21  Thlr.  in  VI  bis  rV:  21%  Thlr.  von      Die  einhdm.  Schüler  16%  Thhr.;  die 
m  bis  I  (Posen,  Ifariengymn.).  auswärt  20Vt  (Inowraclaw). 

Prov.  Sachsen. 

19  V,  Thlr.  in  VI  und  V,  25V.  in  IV  bis  I  8  Thlr.  in  VI,  8  V.  in  V,  lOV.  in  IV, 

(Magdeburg,  Kloster  U.  L.  Fr.)  12V.  in  lU,  14V»  in  h,  16V.  in  I 

(Schleusingen). 
Prov.  Westfalen. 

18  Thlr.  in  VI,  20  in  V,  22  in  IV,  12V.  in  VI  und  V,  14V.  in  IV  und 

24  in  m,  26  in  II,  28  in  I;  die  aus-  III,  16%  in  II  und  I  (Rheine), 

wärtigen  4  Thlr.  mehr  in  jeder  a.  10  Thlr.  in  VI  und  V,  12  in  IV  nnd 

(Dortmund).  III,  14  in  II,  16  in  I;  aufserdom 

16  Thlr.  in  VI,   18  in  V,  21  in  IV,  1  Thk.  Tumgeld  (Coesfeld). 
26  in  ni,  28  in  U,  30  in  I  (Bielefeld). 

Rheinprovinz. 
33  Thlr.  in  VI  und  V,  39  in  IV  und  III,      14  Thlr.  in  VI  und  V,  16  in  IV  und 
39  in  U,  41  in  I  (Elberfeld).  m,  18  in  II  und  I  (Mfinstereifel). 

Nebenzahlungen  unter  allerlei  Titeln  sind  bei  vielen  Schulen 
noch  aus  alter  Zeit  ttblich,  z.  B.  für  die  Versetzung;  fttr  Holz,  Licht, 
Tinte,  BeitrSge  fttr  die  Bibliothek,  für  den  physikal.  Apparat,  fttr  den 
Druck  der  Schulgesetze  und  der  Censnrformnlare,  zur  Besoldung  des 
Schuldieners  n.  dgl.  m.  Hin  und  wieder  wird  fttr  den  Unterricht  im 
Zeichnen  besondere  Zahlung  geleistet,  häufiger  noch  fttr  den  Turn- 
unterricht. 

Bei  den  Anstalten  königl.  Patronats  sind,  meist  gelegentlich  einer 
Schnlgelderhöhung,  die  Nebenzahlungen  allmählich  beseitigt  (s.  p.  204} 
nnd  nur  ein  Inscriptionsgeld  (in  der  Regel  2 Thlr.)  und  eine  Gebühr  fttr  die 
AuBStellnng  von  Abgangszeugnissen  (s.  den  nächsten  Abschn.)  beibehalten 
worden.  In  dem  Etatsentwurf  neuer  Anstalten  dürfen  auch  nur  diese 
beiden  Positionen  neben  dem  Schulgelde  in  Ansatz  gebracht  werden. 

Bei  fast  allen  Anstalten  königl.  Patronats  oder  Com^atronats  giebt 
es  eine,  meistentheils  auf  10  Procent  der  Gesammtfrequenz  berechnete, 
Zahl  von  Freistellen.  Zunächst  sind  die  Söhne  der  Lehrer  der  An- 
stalt frei  von  der  Schulgeldzahlnng;  femer  die  dritten  Brüder,  falls  die 
Eltern  darauf  antragen.  Schülern,  welche  in  der  Anstalt,  z.  B.  als 
Amannensis  des  Directors,  oder  in  der  Kirche,  mit  welcher  die  Schule 
zusammenhängt,  regelmäfsig  Dienste  leisten,  wird  meistens  Schulgeld- 
erlafii  gewährt.^  Die  Söhne  der  Ortsgeistlichen  gehören  nicht  mehr  überall 
wie  in  älterer  Zeit  zu  den  Freischülern;  vielmehr  ist,  nachdem  die  Be- 
freiung der  Lehrer  von  Entrichtung  der  Stolgebühren  an  vielen  Orten 
nach  nnd  nach  aufgehört  hat,  ebenso  auch  den  Geistlichen  die  freie 
Schale  fttr  ihre  Söhne  mehr  und  mehr  entzogen  worden.  In  nicht  wenigen 
Schulen  finden  diese  jedoch  in  der  festgesetzten  Quote  von  Freischülern, 
bisweilen  auch  darüber  hinaus,  noch  immer  observanzmäfsig  nächst  den 
Lehrenöhnen  Berücksichtigung,  zufolge  des  in  der  historischen  Ent- 
wickelang des  Schulwesens  gegebenen  Znsammenhangs  der  Schule  mit 
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der  Kirche  y  welcher  a.  a.  auch  in  nachstehender  Anordnung  anfireeht 
erhalten  wird: 

Min.  Verf.  (an  das  K.  Prov.  Schalcoll.  sa  Goblenz)  v.  8.  Novb.  1883: 
.Um  den  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  die  sich  der  Anfreohthaltang  der 
nir  die  Erlassung  des  Schula^eldes  bei  den  Gymn.  erüieilten  Vorschrif- 
ten rücksichtl.  der  Söhne  der  Lehrer  und  Prediger  entgcffensteUeOi  will  das 
Min.y  in  Erwägung,  dafs  das  Schulgeld  ursprünglich  als  ein  Honorar  flir  die 
Lehrer  zu  betrachten  ist,  und  obgleich  es  jetzt  in  die  Schnlcasse  fliefst,  doch 
zur  Besoldung  derselben  verwendet  wird,  es  aber  ungeeignet  sein  wtirde» 
wenn  die  Lehrer  sich  nicht  gegenseitig  das  Honorar  ftlr  ihre  Söhne  erlassen 
wollten,  femer  in  Betracht,  dafs  die  Schulanstalten  ursprflnglich  mit  den 
kirchlichen  in  der  genauesten  Verbindung  gestanden,  und  letzteren  snm  TheQ 
ihre  Dotation  zu  verdanken  haben,  mithin  die  bei  der  Kirche  und  Schale 
fungirenden  Beamten,  Pfarrer  und  Lehrer  in  einem  niUieren  collegialischen 
Verhältnisse  stehen,  hiemit  bestimmen,  da(s  den  Söhnen  der  bei  den  Ojnuk 
fungirenden  Lehrer  und  Beamten  und  der  Ortsprediger  und  Lehrer,  in  sofern 
diese  observanzmäfsig  bisher  von  der  Entrichtung  des  Schulgeldes  befreit 
gewesen,  sowie  den  durch  besondere  Stipulation  dazu  berechtigten  Sohfllem, 
ohne  Rücksicht  auf  die  vorschriftsmäOiige  Zahl  von  Freischülern,  das  Schul- 
geld so  lange  erlassen  werde,  als  die  Schule  wegen  ihres  Cnfleüses  oder 
unsittlichen  Betragens  sie  gänzlich  auszuschliefeen  sich  nicht  veranlagt  sieht^ 
dagegen  die  anderen  zur  Freischule  zugelassenen  Schüler  nur  so  lanse  ia 
Genufo  des  ihnen  bewilligten  Beneficiums  bleiben  können,  als  sie  dar«!  die 
erste  oder  zweite  Censur  sich  derselben  würdig  zeigen.*' 

Die  verhältnifsmäfsig  grö&te  Zahl  von  Freistellen  findet  sich  bd 
den  kathol.  Anstalten.  In  der  Rheinprovinz  werden  darchschnittlieh 
10  Procent  der  Schüler  ganz,  und  ebenso  viele  halb  vom  Schnlgeld 
freigelassen.  An  einigen  Anstalten  giebt  es  aaber  den  voll-  nnd  halb- 
zahlenden auch  %  V»y  V«  des  Schulgelds  zahlende  Schüler,  nnd  reieh 
dotirte  Anstalten  gewähren  das  Beneficium  des  freien  Unterrichts  weniger 
nach  einer  bestimmten  Berechnung,  als  nach  dem  vorhandenen  BedOrf- 
ni(8.  Regel  ist,  es  nicht  gleich  bei  der  Aufnahme,  sondern  nach  einer 
Zeit  der  Erprobung  zu  gewähren,  auch  immer  nur  auf  ein  Jahr  nnd 
mit  dem  Vorbehalt  der  Entziehung  bei  wahrgenommener  TrXffheit  nnd 
tadelnswerthem  Betragen.  Die  Gewährung  geschieht  meistens  durch  das 
Schulcnratorinm  oder  die  sonstige  nächste  Aufsichtsbehörde  auf  Vo^ 
schlag  des  Directors  oder  der  Lehrerconferenz.  Auf  gröbere  Gleieh- 
mäfsigkeit  in  Verleihung  der  freien  Schule  hat  folgende  Min.  Verf.  hin- 
gewirkt: 


C.  Verf.  V.  23.  Novb.  1857:  .Aus  den  in  Folge  meiner  C.  Verf.  tob 
3.  Jan.  1855  erstatteten  Berichten  geht  hervor,  dais  in  Ans^ung  der  Seh al- 
geldbefreiungen  bei  den  Gymnasien,  sowohl  in  den  verschiedenen  Pko- 
vinzen  des  Staats  als  auch  bei  den  einzelnen  Anstalten  einer  und  derMlben 
Provinz,  nach  sehr  abweichenden  Grundsätzen  verfahren  wird.  Es  ist  nicht 
meine  Absicht,  diese  Ungleichheiten,  welche  zum  Theil  in  dem  Entwickelan» 

fange  der  einzelnen  Anstalten  ihren  Ursprung  haben,  und  ohne  Schaden  IV 
ie  Sache  bestehen  bleiben  können,  allgemein  aufzuheben.  In  mehreren  B^ 
Ziehungen  besteben  jedoch  offenbare  Mißbrauche,  welche  der  Abstellnaf 
bedürfen. 

Bei  einigen  Anstalten  wird  die  Befreiung  auch  derjenigen  Schüler,  dmsi 
gegenüber  sie  eine  res  merae  facultatis  ist,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Wflrdif- 
keit  gewährt.  Hiemit  im  Zusammenhange  steht  die  Einrichtung,  der  lufolft 
bei  einzelnen  Anstalten  die  Befreiung  für  die  ganze  Dauer  der  Schnlseit  be- 
willigt und  somit  eine  fortgesetzte  Prüfung  der  Würdigkeit  ansgeschlo 
wild.    Sowohl  im  Interesse  der  Anstalten  als  auch  der  Schüler 


notiiwendig,  dafs  die  Schulgeldbefreinng  in  allen  Fällen  nur  wOrdigen  Schfi- 
lem  gewährt  und  beim  Wegfall  dieser  Bedingung  entzogen  wird.  Folgeweise 
würde,  nm  eine  fortgesetzte  Gontrole  hierüber  zu  ermöglichen,  festzusetzen 
sein,  dafo  die  Befreiung  vom  Schulgelde  über  die  Dauer  eines  Semesters, 
höchstens  eines  Schuljahres,  nicht  ausgedehnt  werden  darf.  Auch  möchte  es 
sich  empfehlen,  die  bei  der  greisen  Mehrzahl  der  Gymnasien  bereits  be- 
stehende Einrichtung,  dais  eine  Befreiung  nicht  sofort  beim  Eintritt,  sondern 
frfiliestens  vom  2.  Semester  ab  bewilligt  werden  darf,  allgemein  anzuordnen. 
Ein  zweiter  Punct  betrifft  die  Zahl  der  zulässigen  Befreiungen.  Ein  be- 
fHedigendes  Verhältnifii  in  dieser  Beziehung  besteht  nur  in  der  Rheinprovinz. 
Dort  dürfen,  abgesehen  von  den  Befreiungen  der  Lehrersöhne  etc..  Vi,  der 
Schüler  ganz,  Vi«  derselben  halb,  mithin  im  ganzen  15  Procent  der  vorhan- 
denen Schüler  votn  Schulgelde  befreit  werden.  —  Wenngleich  nun  die  Ver- 
hiltnisse  der  einzelnen  Provinzen  eine  durchgängig  gleichmäfsige  Behandlung 
der  Angelegenheit  nicht  gestatten,  so  habe  ich  doch  aus  den  eingegangenen 
Berichten  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  bei  vielen  Gymnasien  die  Schul- 
ireldbefreinngen  eine  Ausdehnung  gewonnen  haben,  welche  nicht  nur  das 
finanzielle  Interesse  der  Anstalten,  sondern  auch  den  Zweck  der  Gymnasial- 
bfldnng  insofern  beeinträchtigt,  als  den  Gymnasien  junge  Leute  zugeführt 
werden,  welche,  ohne  eine  höhere  Ausbildung  anzustreben,  die  Anstalt  nur 
sa  dem  Zweck  besuchen,  um  an  den  damit  verknüpften  Beneficien  Theil  zu 
nehmen.  Um  diesen  Uebelständen  zu  begegnen,  erscheint  es  wünschenswerth, 
wenigstens  fQr  jede  Provinz  unter  Berücksichtigung  ihrer  besonderen  Be- 
dflrfhiase  ein  Maximum  fQr  die  Schulgeldbefreiungen  festzusetzen,  welches 
bei  den  einzelnen  Anstalten  ohne  besondere  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schtü- 
eoUeginms  nicht  überschritten  werden  darf."  — 

In  den  städtischen  Anstalten  werden  im  allgemeinen  dieselben 
Grandsätze  befolgt;  einige  gewähren  die  freie  Schule^ mit  grofser  Libe- 
ralitSt;  nur  wenige  haben  gar  keine  Freistellen.  Den  Söhnen  der  Geist- 
lichen als  solchen  gewähren  die  Btädt.Patronate  nur  noch  selten  dieSchul- 
geldfireiheit;  auch  kann  für  sie  ebenso  wie  für  das  Gymnasium  selbst 
als  juristische  Person  die  frühere  gegenseitige  Connivenz  zwischen  Gkist- 
liehen  und  Lehrern  als  verpflichtend  nicht  angesehen  werden. 

Für  versäumten  Unterricht  mufs  das  Schulgeld  meistens  fortent- 
riebtet  werden.  Ist  die  Versäumnira  unverschuldet,  z.  B.  in  Krankheits- 
fUlen,  so  hört  die  Zahlungspflicht  gewöhnlich  dann  auf,  wenn  die  Ver- 
BiumniÜB  den  Zeitraum  überschreitet ,  für  welchen  das  Schulgeld  raten- 
weise erhoben  wird.  Ferien  sind  ohne  Einflufs  auf  die  Schulgeldzahlung. 
-  Vrgl.  p.  155. 

Die  Erhebung  des  Schulgeldes  geschieht  jetzt  meistentheils  viertel- 
jährlich praenumerando,  nur  selten  noch  monatl.  oder  postnum.  Solchen 
Eltern  y  denen  die  vierteljährl.  Vorausbezahlung  schwer  ftllt,  wird  an 
manchen  Anstalten  das  Schulgeld  bis  zum  dritten  Monat  gestundet 
Eingezogen  wird  das  Schulgeld  in  der  Hegel  durch  die  Classenordinarien, 
die  dasselbe  demnächst  an  die  Schulcasse  abführen.  Gröfsere  Anstalten 
haben  besondere  Schulgeldreceptoren,  die  für  ihre  Mühe  remunerirt 
werden;  an  anderen  wird  das  Schulgeld  unmittelbar  an  den  Rendanten 
der  Schulcasse  eingezahlt.  Rückstände  unterliegen  der  executivischen 
Beitreibung  im  Verwaltungswege,  wenn  sie  nicht  älter  als  2  Jahre  sind. 
Hin  nnd  wieder  wird  bei  der  Aufnahme  eines  Schülers  von  dem  Vater 
die  Unterzeichnung  einer  gedruckten  Verbindlichkeitserklärung  des  In- 
halts gefordert: 

—  „Ich  verpflichte  mich,  das  etats-  und  statutenmäfsige  Schulgeld.fÜr 
meinen  Sohn  in  den  eingeführten  vierteljährl.  Zahlungsterminen  praenum. 
imgesäamt  und  unerinnert  abzuzahlen,  im  Fall  jedoch  wider  Erwarten  dieses 
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Schulgeld  rflckstftndig  bleiben  sollte,  mich  der  Einsiehung  deMdben  dnr^ 
die  Verwaltungsbehörden  auf  meine  Kosten,  nach  Ma(sgabe  der  C.  Ordre  t. 
21.  Dcb.  1825  All.  a.  S-  42  unterwerfen  zu  wollen.*' 

Für  Anstalten  städtischen  oder  gemischten  Patronata  wird  die 
Bchulcasse  in  der  Regel  bei  der  städt  Kämmerei  verwaltet  In 
solchen  Fällen  pflegen  dadurch  Verwaltungskosten  fttr  die  Sehiile  nielit 
SU  entstehen.  Bei  Anstalten  königl.  Patronats  ist  die  Catoenftthmng 
als  widerrufliches  besoldetes  Nebenamt  einem  Lehrer  derselben  Schule, 
oder  einem  Staats*  oder  Oemeindebeamten  als  Rendanten  ttbertrageiL 
Jeder  Rendant  hat  die  gesetspiälsige  Dienstcaution  sn  stellen. 

G.  y  erf.  des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Berlin  y.  la  Octb.  1864:  J^ 
ist  zu  unserer  Kenntnifs  gekommen,  dafs  an  einigen  Anstalten  in  den  ein- 
zelnen Classen  zu  Weihnachten  oder  zu  Neiyahr  Gelabeitrige  zu  einem  Geld- 
geschenk  fflr  den  Schuldiener  von  den  Schülern  erhoben,  und  daA 
die  Sammlungen  zum  Theil  von  Lehrern  angeregt  und  veranstaltet  weiden. 
Nachdem  fast  ttberall  durch  Erhöhung  des  Schulgeldes  die  Extrazahlnngeo 
beseitigt  sind,  können  wir  es  nicht  fQr  gerechtfertigt  erachten,  von  den 
Schülern  zu  Gunsten  der  Schuldiener  eine  besondere,  wenn  auch  freiwillige 
Steuer  zu  erheben,  die  übrigens  als  Classensammlung  unter  Leitung  eines 
Lehrers  mehr  oder  minder  den  Charakter  der  Freiwilligkeit  veriiert  Wir 
veranlassen  die  Directoren,  wo  ein  solcher  Mitsbrauch  sich  eingeschlichen 
hat,  denselben  zu  beseitigen,  andrerseits  aber  darauf  zudachten,  da(s  eil 
solcher  sich  nicht  einschleiche.  Dabei  bleibt  es  dem  einzelnen  Schüler  na- 
benommen,  sich  für  besondere  ihm  speciell  erwiesene  Dienste  in  geeigneter 
Weise  gegen  den  Schuldiener  abzufinden.** 

G.  Verf.  desselben  SchulcoU.  v.  28.  Juli  1865:  ,pDureh  unne 
Verf.  V.  13.  Octb.  v.  J.  ist  angeordnet  worden,  dafs  die  bisher  an  einigen  An- 
stalten in  den  einzelnen  Classen  zur  Weihnachtszeit  üblich  gewesene  Ein* 
Sammlung  von  Geldbeiträeen  durch  die  Lehrer  zu  Geldgeschenken 
für  den  Schuldiener  nicht  femer  geduldet  werden  dürfe,  und  es  rind 
die  Directoren  veranlasst  worden,  einen  derartigen  Mifsbrauch  fttr  die  Za- 
kunft  zu  beseitigen,  resp.  zu  verhüten,  dafs  ein  solcher  sich  einschleiohe. 
Es  Ist  jetzt  zu  unsrer  Kenntnifs  gekommen,  dafs  dergl.  Sammlungen  an  ein- 
zelnen Anstalten  allerdings  nicht  mehr  unter  Leitung  der  Lehrer,  aber  doch 
von  den  Schülern  selbst  veranstaltet  sind. 

Wenn  es  auch  den  einzelnen  Schülern  unbenommen  bleiben  mag,  sieh 
für  besondere  ihnen  speciell  erwiesene  Dienste  in  geeigneter  Weise  gegen 
den  Schuldiener  abzufinden,  so  kann  es  doch  im  Interesse  der  Schuldisciplia 
unter  keinen  Umständen  gestattet  werden,  dafs  die  Schüler  ohne  ansdrflok- 
liehe  Genehmigung  des  DIrectors  zum  Zweck  einer  Geldsammlung  zusammen- 
treten, und  namentlich  sind  jetzt,  nachdem  fast  überall  durch  Erhöhung  des 
Schulgeldes  die  Extrazahlungen  beseitigt  sind,  dergleichen  Sammlungen  la 
Gunsten  des  Schuldieners,  welche  den  Charakter  einer  jahrlich  wiederkehroa- 
den  Steuer  haben,  durchaus  nicht  zu  dulden.*'  — 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Berlin  v.  14.  Dcb.  1865:  ,Aa 
einzelnen  Anstalten  finden  von  Schülern  für  bestimmte  Lehrer  alliihnieh 
wiederkehrende  Geburtstagsfeierlichkeiten  Statt,  die  mehr  oder  min- 
der einen  Grad  von  Oeffentlichkeit  erlangen  und  mit  Geldausgaben  rar  Ba- 
schaflfung  von  Fackeln,  Musik  u.  s.  w.  verbunden  sind.  Wenn  wir  anch  aa- 
erkenncn,  dafo  derartige  mehr  oder  minder  öffentliche  Ehrenerweisungen  aas 
edlen  Beweggründen  nervorgehen,  so  lälst  sieh  doch  anch  nicht  leugnen, 
dafs  sich  trotz  aller  Vorsicht  nicht  selten  gewisse  Unzutrigliehkeiten  qmoM 
vereinen.  So  sehr  anch  der  erste  Anlafs  ein  Act  der  Freiwilligkeit  gewesea 
sein  mag,  so  wird  doch  die  re^lmäisige  Wiederkehr  allmählich  etwas  Ge- 
wohnheitsmäfsiges  und  nimmt  leicht  den  Schein  des  Erforderlichen  aa.  Dil 
Geldsammlungen  unter  Schülern  verlieren  gar  zu  oft  den  Charakter  der  fMsa 
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Betbefligimgy  wie  denn  gerade  eine  Sammlang  ftlr  einen  solchen  Zweck 
kftnlioh  in  einer  Beschwerde  bei  uns  geführt  hat.  Und  insofern  dergleichen 
Kundgebongen  die  Schüler  über  ihre  eigentliche  Sphäre  hinausheben  und 
ein  gewisses  Zeichen  der  Anerkennung  in  sich  schlielsen,  welches  leicht 
schon  dnrch  blolse  Unterlassung  in  eine  entgegengesetzte  Demonstration 
ausarten  kann,  haben  sie  auch  etwas  Bedenkliches  rar  die  Disciplin  selbst. 
Wir  finden  uns  deshalb  veranlaTst  alle  derartigen  von  Schülern  veranstalteten 
aiyährlich  wiederkehrenden,  mehr  oder  weniger  in  die  Oeffentlichkeit  treten- 
den, mit  Geldausgaben  verbundenen  Ehrenbezeugungen  hiermit  allgemein  zu 
imtarBagen.  Ew.  etc.  wollen  dies  an  der  Ihrer  Leitung  anvertrauten  Anstalt 
beaehten.*"  VkI.  p.  168. 

Wegen  dfer  Zahlungen  für  Abgangszeugnisse  s.  den  nächsten  Ab- 
■ehnitt 


VlI. 

Abgangsprüfungen  und  Abgangszeugnisse. 

Beglement  fttr  die  Prüfungen   der  zu    den  üniversitXten 
übergehenden  Schüler,  v.  4.  Juni  1834. 

(Die  aniser  Kraft  gesetzten  Bestimmungen  des  Reglements  sind  weg- 
gelassen. Die  Zusätze  und  Modificationen,  welche  dasselbe  durch  die  C.  Verf. 
?.  12.  Jan.  1856  erhielt,  sind  gehörigen  Orts  in  M  beigeftigt;  aulserdem  die 
wichtigsten  anderen  der  das  Reglement  ergänzenden  Verfügungen.) 

C.  Verf.  V.  24.  Octb.  1837:  Bei  dem  über  die  Maturitäts- 
prflfiing  unter  dem  4.  Juni  1834  erlassenen  Reglement  waltete 
die  Absicht  vor,  die  Zielleistungen  des  Gymnasiums  seinem  Zweck 
gemlUa  nnd  zugleich  genauer  als  in  der  Instruction  vom  25.  Juni  1812 
geschehen  war,  festzustellen,  jedem  Lehrgegenstande  die  ihm  im  Or- 
ganisinus  des  Oymnasialunterrichts  gebührende  Geltung  zu  verschaffen, 
in  einem  enger  gezogenen  Kreise  des  positiv  zu  Lernenden  eine  gleich- 
mS&ige  nnd  intensiv  gründliche  Durchbildung  der  Schüler  herbeizu- 
führen nnd  die  einzelnen  Anforderungen  an  die  Abiturienten  so  zu 
ermlUaigen,  dafs  jeder  Schüler  von  hinreichenden  Anlagen  und  von 
gehörigem  FleiCs  der  letzten  Prüfung  mit  Ruhe  und  ohne  ängstliche 
und  in  der  nächsten  Folge  nach  der  Anstrengung  erschlaffende  Vor- 
bereitongsarbeit  entgegen  sehen  könnte.  Dieser  dem  Reglement  zum 
Gmnde  liegenden  Absicht  entsprechen  auch  die  einzelnen  Bestimmun- 
gen desselben.  Die  näheren  Momente,  welche  aus  dem  Begriff  der 
von  den  Abiturienten  zu  fordernden  Gesammtbildung  hervorgehen,  die 
Lehrgegenstände,  an  welchen  sie  sich  in  verschiedenen  Abstufungen 
bethätigen,  der  Malsstab,  nach  welchem  sie  beurtheilt  werden,  und 
die  Gesichtspuncte,  denen  die  Prüfungscommission  bei  ihrem  ganzen 
Geschäfte  folgen  soll,  sind  so  bestimmt  angegeben,  dafs  Voraus- 
setznngen  und  Folgerungen,  welche  mit  dem  Reglement  im  grellsten 
Widerspruch  stehen,  nicht  wohl  erwartet  werden  konnten.  Dennoch 
haben  sich  solche  Mifsverständnisse  geltend  zu  machen  gesucht.  So 
ist  behauptet  worden,  dafs  das  Reglement,  indem  es  allen  Fächern 
eine  entschiedene  und  normirte  Geltung  bei  der  Beurtheilung  der 
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Reife  eiorKame,  die  Sehttler  der  obersten  GlasBe  dti  letsta  Jahr  hin* 
dnroh  zu  einem  polyhiBtorisehen  Treiben  nnd  einem  eneyklopidisehen 
OedXchtnifsweBen  verurtheiley  von  ihnen  Terlange,  ttber  alles  in  sehn 
Jiüiren  historisch  Erlernte  in  wenigen  Standen  Rechenschaft  abso- 
legen,  und  den  Nntzeni  den  der  Unterricht  in  den  einseinen  Wissens- 
zweigen gewähre,  allein  nach  dem  abmesse.  Was  daTon  nachweislich 
behalten  worden.  Und  dennoch  wird  in  dem  Reglement  weder,  ein- 
zelnen, noch  vielen,  noch  allen  Lehrobjecten ,  sondern  nur  der  an 
ihnen  gewonnenen  Qesammtbildnng  des  Geprüften,  der  daroh  längere 
Beobachtung  begründeten  Eenntnifs  der  Lehrer  von  seinem  ganzen 
wissenschaftlichen  Standpnncte  nnd  dem  Oesammteindmck,  den  seine 
Prüfung  gemacht  hat,  in  Hinsicht  auf  die  Beurtheilang  seiner  Reife 
ein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt.  Durch  die  weitere  Bestimmung 
des  Reglements,  nach  welcher  die  Zulassung  zur  Prüfung  von  einem 
2jährigen  Aufenthalt  in  der  ersten  Classe  abhängig  gemacht  ist, 
soll  und  kann  bewirkt  werden,  dafs  der  Unterricht  in  der  ersten 
Classe  nicht  in  Abrichten  fUr  die  Prüfung  ausarte,  dafs  die  Schüler, 
um  bei  einem  stetigen  Fleifs  ohne  Uebereilung  in  ihrer  wissenschaft- 
lichen und  sittlichen  Ausbildung  langsam  reifen  an  können,  die  er- 
forderliche Zeit  behalten,  dafs  sie  sich,  statt  durch  ein  hastig  zn- 
sammengerafites  Wissen  verwirrt  und  erdrückt  zu  werden,  sicher  und 
gründlich  vorgebildet  mit  frischer  Kraft,  mit  freudigem  Math  und  mit 
freier  Umsicht  zur  letzten  Prüfung  stellen  können. 

Während  das  Reglement,  wie  es  sein  Zweck  erfordert,  die  aus 
dem  Gymnasialunterricht  sich  ergebenden  Gegenstände  der  schrifU. 
und  mündl.  Prüfung  aufzählt,  und  ftir  jeden  das  mittels  dieses  Unter- 
richts zu  erreichende  ideelle  Ziel  feststellt,  unterscheidet  dasselbe  diese 
letzteren  Bestimmungen,  welche  ausdrücklich  den  Prüfenden  nur  bei 
der  Schlufsberathung  zur  leitenden  Richtschnur  für  die  Ertheiinng  des 
Zeugnisses  der  Reife  dienen  sollen,  aufs  unzweideutigste  von  dem 
Mafsstabe,  der  für  den  Act  der  Prüfung  selbst  in  Anwendung  kommen, 
nnd  eben  kein  andrer  sein  soll,  als  der,  welcher  dem  Unterrieht  in 
der  ersten  Classe  und  dem  Urtheil  der  Lehrer  über  die  Leiaftnngen 
der  Schüler  dieser  Classe  zum  Grunde  liegt  So  unmöglich  ea  ist, 
dafs  ein  verständiger  Lehrer  der  ersten  Classe  von  seinen  Sehttleni 
verlange,  über  alles,  was  ihnen  in  dem  zweijährigen  Lehrcorsas  ge- 
lehrt und  vorgetragen  worden,  binnen  einigen  Stunden  Rechenschaft 
abzulegen,  und  so  wenig  es  ihm  einfallen  wird,  den  Grad  ihrer  dorch 
die  einzelnen  Lehrgegenstände  errungenen  geistigen  Bildung  nur  nach 
dem,  was  sie  auswendig  gelernt  nnd  behalten  haben,  abznmeaaen: 
ebenso  entfernt  ist  auch  das  Reglement  von  solchen  verkehrten  For- 
derungen, und  wenn  sie  nichtsdestoweniger  gemacht  werden  solMeo, 
so  ist  es  Pflicht  des  K.  Prüfungscommissarius,  einem  solchen  Unfag 
mit  Nachdruck  entgegen  zu  treten,  und  den  Geist  und  wesentliches 
Inhalt  des  Reglements  gegen  jegliche  Mifsdeutung  und  falsche  An- 
wendung seiner  einzelnen  Bestimmungen  geltend  zu  machen. 

Dem  Min.  gereicht  es  in  dieser  wichtigen  Angelegenheit  snr  Be- 
ruhigung, dafs  sämmtliche  K.  Prov.  SchulcoUegien  im  Einverständnilii 
mit  dem  Urtheil  unbefangener  und  umsichtiger  Schulmänner  die  For- 
derungen des  Reglements  an  den  zur  Universität  zu  entlassenden 
Schüler  nicht  für  zu  hoch  gestellt,  sondern  für  angemessen  nnd  eine 
Herabsetzung  derselben  für  nnräthlich  nnd  nnthunlich  erachten.  Be- 
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Bondera  erfreulich  ist  die  ans  mehreren  Prorinsen  der  K.  Staaten  er- 
folgte Anseige,  da&  der  Hauptzweck  des  Reglements,  eine  lebendige 
nnd  .  regelmSfiiige  Theilnahme  an  den  UnterrichtsgegenstKnden  zu 
wecken  y  der  tnmnltnarischen  Vorbereitung  ein  Ziel  zu  setzen  nnd 
durch  die  conseqnente  Richtung  der  Schiller  auf  das  Wesentliche  und 
Danemde  dem  unruhigen  und  leidenschaftlichen  Streben  der  Eitelkeit 
und  des  Ehrgeizes  einen  Zügel  anzulegen,  schon  in  mehreren  Gym- 
nasien glücklich  erreicht  wird. 

Wenn  ungeachtet  dieser  wohlthätigen  Wirkung,  die  das  neue 
Reglement  auf  das  Schnlleben  auszuüben  beginnt,  noch  immer  be- 
merkt wird,  dafs  die  Aussicht  auf  die  Prüfung,  weil  von  ihrem  Er- 
gehnib  eine  für  den  weitem  Lebensgang  und  die  Ehre  der  Schüler 
bedeutende  Entscheidung  abhängt,  bei  manchem  unter  ihnen  Unruhe, 
Angst  und  ein  erschlaffendes  Uebermab  der  Anstrengung  veranlafst, 
nnd  wenn  zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes,  der  mehr  oder  weniger 
mit  jeder  Prüfung  selbst  in  den  reiferen  Lebensjahren  verbunden  ist, 
eine  Vereinfachung  besonders  der  mündlichen  Prüfung  gewünscht 
wird:  so  ist  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  schon  durch  das  Regle- 
ment selbst  Yorgesehen,  welches  der  pflichtmäfsigen  Beurtheilung  der 
Prttfungscommissionen  anheimstellt,  die  mündliche  Prüfung  in  gewissen 
FSllen  zu  beschränken.  Das  Min.  darf  erwarten,  dafs  die  Prüfungs- 
commissionen von  dieser  Bestimmung  des  Reglements  den  angemessen- 
sten Gebrauch  zu  machen  fortwährend  bemüht  sein  werden.  Die  Re- 
ligionslehre, wie  von  mehreren  Seiten  in  Vorschlag  gebracht  ist, 
ganz  von  der  Prüftmg  auszuschlieisen,  erscheint  um  so  weniger  thun- 
lich,  je  nnerläislicher  es  ist,  dafs  der  abgehende  Schüler  gerade  in  dem 
wesentlichsten  und  wichtigsten  Lehrg^enstande  irgend  ein  Zeugnifs 
ablege,  in  wie  weit  er  die  ewigen  Wahrheiten  des  Ghristenthums  auf- 
gefalst  und  sich  ihren  lebendigen  Zusammenhang  zum  Bewuistsein 
gebracht  habe." 

„§.1.  Wer  zum  Bestehen  der  Maturitätsprüfung  vor  dem  Ab- 
gange zur  Universität  verpflichtet  ist.  Jeder  Schüler,  welcher 
ich  einem  Berufe  widmen  will,  für  den  ein  3-  oder  4jäbrige8  Universitäts- 
Studium  vorgeschrieben  ist,  mufs  sich  vor  seinem  Abgänge  zur  Universität, 
er  mag  eine  inländische  oder  auswärtige  Universität  besuchen  wollen,  einer 
Maturitätsprüfung  unterwerfen,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  er  seine  Vor- 
bereitung auf  einer  öffentlichen  inländischen  oder  auswärtigen  Schule  oder 
durch  Privatlehrer  erhalten  hat. 

§.2.  Zweck  der  Prüfung.  Der  Zweck  dieser  Prüfung  ist,  auszu- 
mitteln,  ob  der  Abiturient  den  Grad  der  Schulbildung  erlangt  hat,  welcher 
erforderlich  ist,  um  sich  mit  Nutzen  und  Erfolg  dem  Studium  eines  beson- 
dem  wissenschaftlichen  Fachs  widmen  zu  können. 

§.3.  Ort  derselben.  Die  Prüfung  wird  nur  bei  den  Gymnasien 
vorgenommen,  und  somit  ist  es  von  jetzt  an  nicht  mehr  gestattet,  dieselbe 
bei  den  K.  wissenschaftl.  Prfifungscommissionen  abzuhalten.  Die  Befug- 
nifs  zur  Maturitätsprüfung  wird  allen  Gymnasien,  die  als 
solche  von  dem  unterzeichneten  Ministerium  anerkannt  sind, 
in  gleichem  Mafse  ertheilt. 

§.4.  Zeit  der  Prüfung.  Die  Prüfung  findet  innerhalb  der  beiden 
letzten  Monate  eines  jeden  Semesters  statt 

§.5.  Prflfungsbehörde.  Die  Veranstaltung  der  Prüfung  ist  das 
Geschäft  der  bei  jedem  Gymnasium  befindlichen  Prüfungscommission,  welche 
besteht  aas:  a)  dem-  Director;  6)  den  Lehrern  des  Gymnasiums,  welche  den 
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Unterricht  in  die  obersten  GUaeen  beeorgen;  e)  einem  Mitgliede  dae  Epho- 
raths,  Scholarchata  oder  Cnratoriums  bei  den  Gymnasien,  wo  eine  solebe 
Local- Schulbehörde  vorhanden  ist;  d)  einem  Commissarios  des  K.  ProT. 
Schulcollegiums.  Der  letztere,  welcher  den  Vorsitz  in  der  Gommission  flüirt, 
nnd  die  ganze  Prüfung  zu  leiten  hat,  wird  dem  unterzeichneten  Ministerium 
zur  Grenehmigung  präsentirt,  sowie  es  für  das  unter  c.  genannte  Mitglied 
der  Gommission  der  Bestätigung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  bedarf.  ( Bei 
Behinderung  des  Schulraths  leitet  die  Prfifung  ein  stellvertretender  SL  Prfl- 
fungscommissarius  in  loco.) 

§.  6.  Anmeldung  zur  Prüfung.  Die  Abiturienten  haben  8  Monate 
vor  dem  beabsichtigten  Abgang  zur  Universität  beim  Director  ein  achrift- 
liches  Gesuch  um  Zulassung  zur  Prüfung  einzureichen,  und  demselben  ihren 
in  der  Muttersprache  geschriebenen  Lebenslauf  beizumgen.  [Ob  die  Abitu- 
rienten ihrem  Zulassungsgesuch  ein  curriculum  vitae  beizufügen  haben,  kann 
dem  Dafürhalten  der  einzelnen  Directoren  überlassen  werden.  Ein  sogenann- 
ter Lectflrebericht  ist  dabei  nicht  zu  erfordern.] 

C.  Verf.  V.  22.  Juni  1867:  „Die  Meldung  znr  Abitnrienten- 
p ruf ung  soll  bei  den  Gvmnasien  vorschriftsmäfsig  3.  bei  den  Reidschulen 
2  Monate  vor  Ablauf  des  betreff.  Schulsemesters  geschehen,  nnd  die  Prflfbng 
selbst,  sowohl  die  schriftliche  wie  die  mündliche,  innerhalb  der  beiden 
letzten  Monate  Statt  finden.  Diese  Bestimmungen  werden  nicht  Qberall 
eingehalten,  wie  denn  in  diesem  Jahr  an  einigen  Anstalten  für  die  in  Mi- 
chaelis Statt  findende  Prüfung  die  Meldung  schon  zu  Anfang  Mai,  d.  h.  in 
diesem  Jahr  zu  Anfang  des  Semesters,  und  für  die  um  Ostern  d.  J.  abge- 
haltene Prüfung  schon  im  Dcb.  v.  J.  angenommen  worden  sind.  Aehnlicne 
Abweichungen  von  den  Maturitätsprüfungsreglements  sind,  wie  ans  den 
auf  die  G.  Verf.  v.  6.  Dcb.  1865  erstatteten  Berichten  hervorgeht,  schon 
seit  längerer  Zeit  an  nicht  wenigen  Anstalten  vorgekommen,  und  so  auch 
der  Termin  für  die  schriftl.  Prüfung  vor  den  letzten  8  Wochen  des  Sohnl- 
cursus  angesetzt  worden,  ohne  da&  eine  unumgängliche  Nothwendlgkeit 
dazu  vorhanden  gewesen  wäre. 

Es  bedarf  keines  weitem  Nachweises,  dafs  dies  Verfahren,  darch 
welches  das  für  die  I  festgesetzte  Biennium  erheblich  verkürzt,  nnd  der 
ruhige  Fortgang  des  geordneten  Unterichts  in  I  vor  der  Zeit  gestOrt  wird, 
sowohl  für  die  Abiturienten,  wie  auch  für  die  zurückbleibenden  Schüler 
der  I  von  nachtheiligen  Folgen  sein  mufs. 

In  Folge  verschiedener  Wahrnehmungen  dieser  Art  veranlasse  ich  die 
K.  Prov.  Schulcolleglen,  da  wo  es  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  nOthig 
ist.  die  Directoren  Ihrer  resp.  Ressorts  mit  Weisung  dahin  zu  versehen, 
dais  die  oben  angegebenen  Termine  der  Meldung  und  der  schrifUiehen 
Prüfung  nicht  vorgeschoben  werden  dürfen,  dafs  vielmehr  bei  den  Gymn., 
wo  es  die  Verhältnisse  gestatten,  eine  Annäherung  an  den  für  die  Real- 
schulen festgesetzten  Termin  wünsch enswerth  ist  Es  Ist  femer  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen,  dafs  der  Raum  zwischen  der  schriftl.  und  der  mOndl. 
Prüfung  so  viel  wie  möglich  eingeschränkt,  die  mündl.  Prüfung  aber  so 
nahe  wie  irgend  thunlicn  an  das  Ende  des  Semesters  gelegt  werde,  aoch 
um  die  für  reit  erklärten  Schüler  nicht  nachher  noch  eine  unverhältaifii- 
mäfsig  lange  Zeit  in  der  Schule  zurückhalten  zu  müssen. 

Die  Dcpartementsräthe  ihrerseits  werden  es  sich  angelegen  sein  laasen, 
in  der  Aufeinanderfolge  der  Anstalten,  bei  welchen  sie  der  mündL  Prüfung 
beiwohnen,  angemessen  zu  wechseln,  damit  die  Uebelstände,  welche  von 
einer  frühen  Abhaltung  des  Abiturientenexamens  unzertrennlich  sind,  nicht 
immer  dieselben  Anstalten  treffen.*' 

§.7.  Bedingung  zur  Zulassung.  Das  Gesuch  der  Schüler  um  Zu- 
lassung zur  Prüfung  darf  erst  in  den  3  letzten  Monaten  des  vierten  Semesters 
ihres  Aufenthalts  in  I  erfolgen.  Der  pflichtmäfsigcn  Beurtheilung  des  Lehrer- 
ooUegiums  wird  indessen  anheim  gestellt^  Schüler,  welche  sich  durch  FleUs 
und  sittliche  Reife,  durch  ihre  Gesammtbildung,  sowie  durch  ihre  KenntniMe 
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in  den  einsdnen  UnterriohtsgegenBtänden  mnszeiehnen,  selbst  schon  in  den 
3  letzten  Monaten  des  dritten  Semesters  ihres  Aufenthalts  in  I,  jedoch  nur 
ausnahmsweise,  zur  Prüfung  zuzulassen. 

[Die  Znlassnng  zur  Ablturientenprafung  findet  in  der^ Regel  erst  nach 
einem  ^fthr.  Aufenthalt  in  I  Statt.  Wo  diese  Classe  in  eine  Ober-  und  Unterl 
getfaeilt  ist,  mögen  diese  räumlich  vereinigt  oder  getrennt  unterrichtet  wer- 
den, mflssen  die  Abiturienten  während  jenes  2jährigen  Aufenthalts  mindestens 
%  Jahr  der  Obwl  angehört  haben.] 

0.  Verf.  V.  11.  Dcb.  1851:  „Um  einerseits  die  Disciplin  unter  den 
Primanern  aufrecht  zu  erhalten,  und  um  andrerseits  den  nicht  seltenen 
Tersuchen  mittelmäßiger  Primaner,  durch  Privatunterricht  schneller  als 
anf  dem  Gymnasium  zur  Maturitäteq[>rflfung  zu  geUmgen,  sowie  um  dem 
einer  gründlichen  Ausbildung  gewöhnlich  nachtheiligen  Wechsel  im  Besuch 
der  Gymn.  während  des  Primacursus  möglichst  entgegenzuwirken,  bestimme 
ich  auf  die  von  den  K.  Prov.  Schulcollegien  erstatteten  Berichte  was  folgt: 

1.  Einem  Primaner,  welcher  im  Disciplinarwege  von  einem  Gymn. 
entfernt  wird,  ist,  wenn  er  an  einem  andern  Gymn.  die  Zulassung  zur  Ma- 
turitätsprüfung, sei  es  als  Abiturient,  sei  es  als  Extraneer,  nachsucht,  das- 
jeni£;e  Semester,  in  welchem  seine  Entfernung  von  der  Anstalt  erfolgt  ist, 
weder  auf  den  2jährigen  Primacursus,  noch  auf  den  im  §.  41  des  Prüfungs- 
reglements  v.  4.  Juni  1834  vorgesehenen  jährigen  Zeitraum  anzurechnen. 

2.  Nach  demselben  Grundsatz  ( ad  1 )  ist  zu  verfahren  bei  der  Zu- 
lassung solcher  Primaner  zur  Maturitätsprüfung,  welche  ein  Gymn.  will- 
kürlich um  einer  Schulstrafe  zu  entgehen  oder  aus  anderen  ungerecht- 
fertigten Gründen  verlassen  haben.  Dagegen  ist  die  Anrechnung  des  he« 
treff.  Semesters  mit  Genehmigung  des  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegiums 
dann  gestattet,  wenn  der  Abgang  von  dem  Gymn.  durch  Veränderung  des 
Wohnortes  der  Eltern  oder  Pflegeeltern,  oder  durch  andere  Verhältnisse, 
welche  den  Verdacht  eines  willkürlichen,  ungerechtfertigten  Wechsels  der 
Sdiulanstalt  ausschlielsen,  veranlaist  worden  ist. 

3.  Wenn  die  I  in  eine  Unter-  und  Oberl  getheilt  ist,  so  kommt  bei 
Berechnung  des  2jährigen  Primacursus  der  Aufenthalt  des  Schülers  in 
diesen  beiden  Classen  gleichmälsig  in  Betracht,  wogegen  der  im  §.41  des 
Prfifungsreglements  vom  4.  Juni  1834  vorgeschriebene  2jährige  Zeitraum 
von  dem  Abgang  aus  Ober  II  zu  berechnen  ist,  M]»  an  dem  betreff.  Gymn. 
die  II  in  2  Classen  getheilt  ist.'' 

C.  Verf.  V.  22.  Dcb.  1854:  „Die  Bestimmung  unter  Nr.  3  der  C. 
Verf.  V.  11.  Dcb.  1851,  über  deren  Auslegung  eine  Meinungsverschiedenheit 
obwaltet,  findet  keine  Anwendung  auf  Gymnasiasten,  welche  unmittelbar 
nach  Absolvirung  der  I  die  Maturitätsprüfung  zu  bestehen  wünschen,  und 
beabsichtigt  namentlich  nicht,  fUr  diese  die  reglementsmäfsigen  Bedii^un- 
gen  der  Zulassung  zur  Maturitätsprüfung  zu  ändern.  Die  gedachte  Verf. 
bezieht  sich,  wie  aus  dem  Eingange  derselben  zu  entnehmen,  im  allgemeinen 
nur  auf  solche  Gymnasiasten,  welche  ohne  genügenden  Grund  die  Gymnasien 
wechseln  oder,  um  sich  durch  Privatunterricht  zur  Maturitätsprüfung  vor- 
zubereiten, das  Gymn.  verlassen  haben,  oder  endlich  im  Disciplinarwege 
von  demselben  entfernt  worden  sind.  Sie  verordnet  insbesondere  unter 
Nr.  3  für  diejenigen  zu  diesen  Kategorien  gehörigen  Gymnasiasten,  welche, 
ohne  inzwischen  wiederum  ein  Gymn.  besucht  und  auf  demselben  den  voll- 
ständigen Primacursus  absolvirt  zu  haben,  der  Maturitätsprüfung  sich  unter- 
ziehen wollen,  dafs  der  im  §.41  des  Reglements  vorgeschriebene  2jährige 
Zeitraum  von  dem  Abgang  aus  Oberll  zu  berechnen  sei.  Aus  dieser  Be- 
stimmung, sowie  daraus,  dafs  es  nicht  die  Absicht  gewesen  ist,  diesen  Zeit- 
raum am  mehr,  als  um  ein  Semester,  nämlich  um  dasjenige,  in  welchem 
der  Abgang  oder  die  Entfernung  von  der  Anstalt  erfolgt  ist,  zu  verlängern, 
folgt  von  selbst,  dafs  bei  der  behufs  der  Zulassung  solcher  Schüler  zur 
Maturitätsprüfung  etwa  erforderlichen  Berechnung  des  2jährigen  Prima- 
cnrsns  ein  Unterschied  zwischen  Ober-  und  Unterl  nicht  gemacht  werden 
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darf,  data  mithin  der  Aufenthalt  in  beiden  Glaasen  gleicbmifirig  in  Betneht 
kommen  mais. 

In  Betreff  derjenigen  Gymnasiasten,  welche  nnmittelbar  nach  Abtol- 
virung  der  I  die  Prüfung  zu  bestehen  wünschen,  bleibt  es  bei  der  Regel, 
dafs  sie,  um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  2  Jahre  in  I  gesessen 
haben  müssen.  Für  diese  Schüler  bestimmt  die  C.  Verf.  v.  11.  Dcb.  1851 
nur  insofern  etwas  Neues,  als  denjenigen  unter  ihnen,  welche  voo  einem 
Gymn.  im  Disciplinarwege  entfernt  worden  sind,  oder  ohne  genügenden 
Grund  die  Anstalten  gewechselt  haben,  das  Semester,  in  welchem  dies  vor- 
gekommen ist,  nicht  angerechnet  werden  soll. 

Besteht  an  einem  Gymn.  die  I  aus  Ober-  und  Unter  I,  dergestalt,  dals 
der  Unterricht  für  diese  Abtheilungen  der  I  in  von  einander  getrennten 
Classen  ertheilt  und  das  reglementsmäfsige  Ziel  der  I  überhaupt  in  Unter  I 
nicht  erreicht  wird,  so  darf  ein  Schüler  der  Unter I  nicht  zur  Maturitäts- 
prüfung zugelassen  werden.  Die  Zulassung  ist  vielmehr  in  solchem  Fall 
von  der  Erreichung  der  obersten  Bildungstufe,  in  welcher  die  Gymnasial- 
bildung erst  ihren  Abschlufs  erlangt,  d.  i.  der  Ober!,  abhängig.  Ein  ein- 
jähriger Aufenthalt  in  einer  solchen  Oberl  ist  behufs  der  Zulassung  zur 
Prüfung  jedoch  nur  in  sofern  erforderlich,  als  es  dessen  zur  Erfüllung  des 
2jährigen  Primacursus  überhaupt  bedarf  Es  mufs  daher  ein  Schüler,  welcher 
8  oder  mehr  Semester  in  Unter!  gesessen  hat,  zur  Prüfung  auch  schon 
nach  einem  halbjährigen  Aufenthalt  in  Obcrl  zugelassen  werden.'  — 

§.8.  Verfahren  bei  der  Meldung  von  Untüchtigen.  Sollten 
sich  Schüler  melden,  bei  welchen  der  Dir.  im  Einverständnils  mit  ihren 
Lehrern,  in  Hinsicht  der  wissenschaftlichen  und  sittlichen  Bildung  nodi  nicht 
die  erforderliche  Reife  voraussetzen  darf,  so  hat  er  sie  alles  Ernstes  mit 
Vorhaltung  der  Nachtheile  eines  zu  friihzeitigen  Hineilens  zur  Universität 
von  der  Ausführung  ihres  Vorsatzes  abzumahnen,  auch  ihren  Eltern  oder 
Vormündern  die  nöthigen  Vorstellungen  zu  machen.  Indessen  kann  dem, 
welcher  schon  3  Semester  hindurch  Mitglied  der  ersten  Classe  gewesen  Ist, 
und  sich  im  vierten  Semester  zur  Prüfung  meldet,  die  Zulassung,  wenn  er 
der  Warnung  des  Directors  ungeachtet  darauf  besteht,  nicht  verweigert 
werden. 

§.  9.  Einleitung  der  Prüfung.  Der  Dir.  ist  verpflichtet,  dem 
K.  Commissarius  und  den  übrigen  Mitgliedern  der  Prüfungscommissionen  von 
der  geschehenen  Meldung  der  Abiturienten  zur  rechten  Zeit  Anzeige  zu 
machen,  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  K.  Commissarius  das  NOthige 
für  die  Prüfung  einzuleiten. 

[In  dem  tabellarischen  Verzeichnifs  der  Abiturienten,  weichet  dem 
K.  Commissarius  vorzulegen  ist  und  den  Geburts-Tag  und  Ort  der  einzelnen 
Abiturienten,  ihre  Confession,  den  Stand  des  Vaters,  die  Dauer  des  Aufent- 
halts auf  der  Schule  und  in  I,  sowie  das  gewählte  Facultätatudium  oder 
den  sonstigen  Lebensberuf  nachweisen  mufs,  haben  die  Directoren  in  einer 
besondem  Rubrik  auch  eine  kurze  Charakteristik  des  einzelnen  Schülers 
beizufügen,  aus  der  zu  entnehmen  ist,  ob  derselbe  nach  seiner  ganzen  Ent- 
wiokelnng,  soweit  sie  in  der  Schule  hat  beobachtet  werden  können,  die  er- 
forderliche geistige  und  sittliche  Reife  zu  Universitätstudien  besitzt.) 

§.  10.  Gegenstände  der  Prüfung.  Die  Abiturienten  werden  in 
folgenden  Sprachen  und  Wissenschaften  geprilft:  1.  Sprachen:  In  der 
deutschen,  lateinischen,  griechischen  und  französischen  Sprache; 
für  die  Abiturienten  der  Gymn.  des  Grofshcrzogth.  Posen  tritt  noch  die  Prflfang 
in  der  polnischen  Sprache  hinzu.  Diejenigen,  welche  sich  dem  Stodion 
der  Theologie  oder  Philologie  widmen  wollen,  müssen  sich  auch  einer  Prüfung 
in  der  hebräischen  Sprache  unterwerfen.  2.  Wissenschaften:  In 
der  Religionskenntnifs,  in  der  Geschichte,  verbunden  mit  Geo- 
graphie, in  der  Mathematik. 

§.  11.  Mafsstab  und  Grundsätze  für  die  Prüfung.  Bei  dem 
ganzen  Prüfungsgeschäft  ist  jede  Ostentation,  sowie  alles  zu  vermeiden,  was 
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den  regelmifslgen  Gang  des  Schalcursns  stören,  und  die  Schfller  bu  dem 
Wahne  verleiten  könnte,  als  sei  ihrerseits  bleib  zum  Bestehen  der  Prüfung, 
während  des  letzten  Semesters  ihres  Schulbesuchs  eine  besondre,  mit  an^er- 
oidentlieher  Anstrengung  verbundene  Vorbereitung  nöthig  und  förderlich. 
Der  Maisstab  für  die  Prüfung  kann  und  soll  derselbe  sein,  welcher  dem 
Unterricht  in  der  obersten  Classe  der  Gymnasien  und  dem  Urtheil  der  Lehrer 
fiber  die  wissenschafU.  Leistungen  der  Schüler  dieser  Classe  zum  Grunde 
liegt,  und  bei  der  SchlnOsberathung  über  den  Ausfall  der  Prüfung  soll  nur 
da^enige  Wissen  und  Können  und  nur  diejenige  Bildung  der  Schüler  ent- 
scheidend sein,  welche  ein  wirkliches  Eigenthum  derselben  geworden  ist 
Eine  soldie  Bildung  lädst  sich  nicht  durch  eine  flbermäfsige  Anstrengung 
während  der  letzten  Monate  vor  der  Prüfung,  noch  weniger  durch  ein  ver- 
worrenes Auswendiglernen  von  Namen,  Jahreszahlen  und  unzusammenhangen- 
den  Notizen  erjagen,  sondern  sie  ist  die  langsam  reifende  Frucht  eines  regel- 
mäiaigen,  während  des  ganzen  Gymnasialcursus  stätigen  Fleifses. 

Diese  Gesichtspuncte,  welche  das  ganze  Prüfungsgeschäft  leiten  sollen, 
•iiid  den  Schülern  der  oberen  Classen  bei  jeder  schicklichen  Gelegenheit 
möglichst  eindringlich  vorzuhalten,  damit  sie  zur  rechten  Zeit  und  auf  die 
rechte  Art  sich  eine  gediegene  Schulbildung  erwerben,  nicht  aber  durch  ein 
iweckwidriges  auf  Ostentation  berechnetes  sich  Abrichten  für  die  Prüfung, 
lieh  selbst  täuschen,  und  die  Prflfungsbehörde  zu  täuschen  suchen.  [Jemehr 
die  Schüler  gewöhnt  werden,  nicht  in  den  Anforderungen,  welche  am  Ende 
der  Schullaufbahn  ihrer  warten,  den  stärksten  Antrieb  zu  Anstrengungen  zu 
finden,  sondern  vielmehr  ihr  Interesse  am  Unterricht,  ihren  Fleifs  und  ihre 
Leistungen,  sowie  ihr  sittliches  Verhalten  während  der  Schulzeit  als  das 
eigentlich  Entscheidende  bei  dem  schliefislichen  Urtheil  über  Reife  oder  Nicht- 
reife anzusehen,  desto  mehr  wird  das  Abiturientenexamen  aufhören,  ein 
Gegenstand  der  Furcht  zu  sein.  Zu  den  sichersten  Mitteln,  dies  zu  erreichen, 
gehört  eine  angemessene  Strenge  bei  den  Versetzungen  in  den  oberen  Classen, 
an  der  es  oftmals  fehlt.] 

§.  12.  Formen  der  Prüfung.  Die  Prüfung  zerfällt  in  eine  schrift- 
liehe und  mündliche;  die  eine  dient  zur  Berichtigung  und  Ergänzung 
dksr  andern. 

§.13.  Sehr!  ft  liehe  Prüfung.  Mit  der  schriftlichen  Prüfung,  welche 
möglichst  bald  nach  der  Meldung  vorzunehmen  ist,  wird  der  Anfang  gemacht. 

§.  14.  Wahl  der  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prüfung.  Be- 
hufs der  schriftl.  Prüfung  sind  solche  Aufgaben  zu  wählen,  welche  im  Ge- 
sichtskreise der  Schüler  liegen,  und  zu  deren  augenblicklicher  Behandlung 
tof  eine  dem  Zweck  entsprechende  Weise,  Verstandf,  Ueberlegung  und  Sprach- 
kenntnisse ohne  specielle  Vorstudien  hinreichen,  und  über  welche  eine  aus- 
reichende Belehrung  durch  den  vorgängigen  Gymnasialunterricht  vorausgesetzt 
werden  kann.  Die  zu  stellenden  Aufgaben  dürfen  von  den  Abiturienten 
nicht  schon  früher  in  der  Schule  bearbeitet  sein.  —  [Von  den  Aufgaben  für 
die  Aufsätze  mufs  alles  ausgeschlossen  bleiben,  worüber  die  Abiturienten 
ihrer  Alterstufe  gemäfs  niit  eigener  Einsicht  oder  Erfahrung  zu  urtheilen 
nicht  im  Stande  sind.  Es  ist  ferner  darauf  zu  achten,  dals  die  Themata  nicht 
zu  allgemein  gefafst  werden,  sondern  die  Aufmerksamkeit  auf  ein  bestimmt 
begrenztes  Gebiet  lenken.  Durch  strenges  Festhalten  dieser  Bestimmungen 
wird  nicht  allein  den  leider  so  häufigen  Versuchen  zu  Unterschleifen  am 
besten  vorgebeugt,  sondern  auch  der  Zweck  des  deutschen  Aufsatzes,  näm- 
lich die  Ermittelung  der  Fähigkeit  des  Abiturienten,  einen  ihm  bekannten 
Gegenstand  mit  eigenem  Urtheil  aufzufassen  und,  wohlgeordnet,  in  klarer, 
richtiger  und  gebildeter  Sprache  darzustellen,  sowie  der  Zweck  des  lateini- 
schen Aufsatzes,  die  Ermittelung  der  grammatischen  Sicherheit  des  Abituri- 
enten und  seiner  Fähigkeit,  sich  lateinisch  correct  und  mit  einiger  Gewandt- 
heit auszudrücken,  dabei  am  sichersten  erreicht  werden.] 

§.  15.  Für  jede  schriftliche  Arbeit  werden  mehrere  Aufgaben  von  dem 
Dir.  und  den  prüfenden  Lehrern  vorgeschlagen ,  und  dem  K.  Gommissarius 
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Bur  AuBwahl  vorgelegt.  Dem  letztern  steht  es  frei,  nach  Befinden  der  Um- 
stände die  Aufgaben  selbst  zu  bestimmen.  Alle  zugleidi  sn  Prftfenden 
erhalten  dieselben  Aufgaben,  und  jede  derselben  wird  erst  in  dem  Augen- 
blick, wo  ihre  Bearbeitung  beginnen  soll,  den  Abiturienten  von  dem  Dir. 
mitgetheilt.  [Den  K.  Prov.  Schulcollegien  ist  unbenommen,  von  Zeit  zn  Zeit 
sämmtlichen  Gymnasien  der  betreff.  Provinz  in  einem  oder  in  allen  Gegen- 
ständen dieselben  Aufgaben  zu  den  schriftl.  Prüfungsarbeiten  zn  geben  and 
an  denselben  Tagen  bei  allen  Gvmn.  bearbeiten  zu  lassen;  ebenso  sind  die 
Gommissarien  der  K.  Prov.  Schulcollegien  befugt,  sich  nach  ihrem  Ermessen 
vorzubehalten ,  das  Dictat  zu  dem  lat.  und  griech.  Scriptum  erst  bei  ihrer 
Anwesenheit  zur  mQndl.  Prüfung  zu  bestimmen  und  die  üebersetznng  an- 
fertigen zu  lassen.  Geschieht  dies  nicht,  so  wird  das  Dictat  von  dem  b^reff. 
Lehrer  der  I  nach  eingeholter  Zustimmung  des  Directors  bestimmt] 

§.  16.  Arten  der  schriftlichen  Prüfungsarbeiten.  Die  schrift- 
lichen Prüfungsarbeiten  bestehen:  1.  in  einem  prosaischen,  in  der  Mutter- 
sprache abzufassenden  Aufsatz,  welcher  die  Gesammtbildung  des  Exami- 
nanden, vorzüglich  die  Bildung  des  Verstandes  und  der  Phantasie,  wie  aach 
den  Grad  der  stilistischen  Reife  in  Hinsicht  auf  Bestimmtheit  and  Folge- 
richtigkeit der  Gedanken,  sowie  auf  planmäfsige  Anordnung  und  AnsfÖhrang 
des  Ganzen  in  einer  natürlichen,  fehlerfreien,  dem  Gegenstande  angemessenen 
Schreibart  beurkunden  soll ;  2.  in  einem  lateinischen  Extemporale,  und 
in  der  freien  lateinischen  Bearbeitung  eines  dem  Examinanden  durch  den 
Unterricht  hinreichend  bekannten  Gegenstandes,  wobei  aulser  dem  allgemei- 
nen Geschick  in  der  Behandlung,  vorzüglich  die  erworbene  stilistische  Cor- 
reotheit  und  Fertigkeit  im  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  in  Betraeht 
kommen  soll;  3.  [Die  Fertigkeit  der  Abiturienten  im  Verständnils  griechi- 
scher Schriftsteller  kann,  wie  bei  den  lateinischen,  in  der  mündlichen  PrQfcing 
genügend  erforscht  und  dargethan  werden;  dagegen  eignet  sich  dieselb« 
weniger  dazu,  die  Sicherheit  des  Abiturienten  in  der  griechischen  Formen- 
lehre und  Syntax  zu  ermitteln.  Zu  diesem  Zweck  soll  vielmehr  an  die  Stelle 
der  ausfallenden  Uebersetzung  aus  dem  Griechischen  ein  kurzes  und  ein- 
&ches  griechisches  Scriptum  treten.  Dasselbe  ist  nicht  zu  einer  Stilflbung 
bestimmt,  sondern  lediglich  dazu,  die  richtige  Anwendung  der  erlernten 
grammat.  Kegeln  zu  documentiren,  in  welcher  Beziehung  der  Erlafs  v.  11.  Dcb. 
1828  (s.  p.  100)  mafsgebend  ist.  Die  K.  Prov.  Schulcollegien  sowie  die  Dirocto- 
ren  der  Gymn.  werden  genau  darüber  zu  wachen  haben,  dafs  das  flrriech. 
Scriptum  sich  innerhalb  der  diesem  Zweck  entsprechenden  Grenzen  halte.] 
4.  in  der  Uebersetzung  eines  grammatisch  nicht  zu  schwierigen  Pensums  aus  der 
Muttersprache  ins  Französische;  5.  in  einer  mathematischen  Arbeit, 
deren  Gegenstand  die  Lösung  zweier  geometrischen  und  zweier  arithmetischen 
Aufgaben  aus  den  verschiedenen  in  den  Kreis  des  Schulunterrichts  fallenden 
Theilen  der  Mathematik,  oder  eine  nach  bestimmten  vorher  anzugebenden 
Rücksichten  geordnete  Uebersioht  und  Vergleichung  zusammengehöriger  ma- 
thematischer Sätze  sein  soll.  [Bei  der  mathematischen  Arbeit  ist, 
unter  Beobachtung  der  im  §.16,  5  enthaltenen  Bestimmung,  dahin  zu  sehen, 
dafs  zur  Lösung  der  Aufgaben  nicht  sowohl  ein  besonderes  mathematisches 
Erfindungstalcnt,  als  eine  klare  Auffassung  der  einzelnen  Sätze  und  ihres 
Zusammenhangs  vorausgesetzt  werde.] 

Anm.  l.  In  den  Gymn.  des  Grofsherzog^.  Posen  tritt  zu  den  Gegen- 
ständen der  schriftl.  Prüfung  auch  noch  ein  deutscher  Aufsatz  für  die  Schaler, 
deren  Muttersprache  das  Polnische  ist,  und  umgekehrt  ein  polnischer 
Aufsatz  für  die,  welche  ursprünglich  deutsch  sprechen. 

Anm.  2.  Von  den  künftigen  Theologen  und  Philologen  ist  noch  eine 
Uebersetzung  eines  auf  der  Schule  nicht  gelesenen  Abschnitts  ans  einem  der 
histor.  Bücher  des  A.  Testam.,  oder  eines  kürzeren  Psalms  ins  Deutsche  nebel 
hinzugefügter  grammat.  Analyse  zu  fordern.*) 


1)   Au»  einer  Min.  Verf.  vom  J.  1858:    „Da  der  Unierrichl  im   Englischen 
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Anm.  3.  Sollten  sich  Abiturienten  finden,  welche  sich  zutrauen,  in 
eineai  oder  dem  andern  Unterrichtsgegenstande  mehr  als  das  gewöhnliche 
Mab  der  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  erreicht  zu  haben,  so  soll  ihnen  dies 
in  den  §.  28  B.  und  C.  erwähnten  Fällen  geltend  zu  machen  gestattet  wer- 
den. Es  sind  ihnen  alsdann,  nachdem  sie  die  vorschriftomäfsigen  und  von 
alleo  Abiturienten  zu  verlangenden  schriftlichen  Arbeiten  geliefert  haben, 
noch  besondere,  und  zwar  schwierigere  Aufgaben  zu  stellen,  die  ihnen  Ge- 
legenheit geben,  sich  in  der  fragl.  Beziehung  niüier  auszuweisen. 

[Durch  Min.  Verf.  v.  29.  Mai  1829  ist  für  die  Rheinprovinz  und 
ebenso  durch  Verf.  v.  19.  Aug.  1830  (26.  Juni  1836)  für  die  Prov.  Westfalen 
genehmigt  worden,  dafs  auch  in  der  Religionslehre  eine  schriftl.  Maturitäts- 
prfifung  Statt  finde.  Die  betreff,  schriftl.  Arbeiten,  der  passus  concemens  aus 
dem  Protokoll  über  die  mündl.  Prüfung  und  das  von  der  K.  wiss.  Prüfungs- 
eommission  abgegebene  Gutachten  über  diesen  Theil  der  Prüfung  werden 
resp.  der  bischöfl.  Behörde  und  dem  K.  Consistorium  mitgetheilt.j 

§.  17.  Bestimmung  der  auf  die  schriftlichen  Arbeiten  zu 
verwendenden  Zeit.  Zur  Anfertigung  der  schriftlichen  Arbeiten  ist 
die  Zeit  in  der  Art  zuzugestehen,  dals  mit  Einschlufs  der  Reinschrift  auf  den 
deutschen  Aufsatz  5,  den  lateinischen  5,  das  lateinische  Extemporale  2, 
die  französische  Arbeit  3,  die  mathematische  Arbeit  5  Stunden  verwandt 
werden.  [Zur  Anfertigung  des  griechischen  und  des  lateinischen 
Scriptums  sind,  nachdem  der  deutsche  Text  zu  denselben  vollständig  dictirt 
worden,  je  2  Stunden  zu  gewähren;  der  deutsche  Text  ist  den  Arbeiten  bei- 
inlegen.  Der  Gebrauch  von  Wörterbüchern  oder  Grammatiken 
ist  weder  bei  dem  lateinischen  noch  bei  dem  griechischen  Scriptum,  und 
eben  so  wenig  bei  der  französischen  Arbeit  gestattet. 

Für  den  lateinischen  und  den  deutschen  Aufsatz,  sowie  für  die 
mathematischen  Arbeiten,  sind  je  5  Vormittagstunden  zu  bestimmen, 
die  jedoch  bei  den  beiden  Aufsätzen  nöthigenfalls  um  eine  halbe  Stunde 
überschritten  werden  können.  Die  übrigen  Arbeiten  sind  auf  andere  Tage  so 
XU  vertheilen,  dafs,  einschliefelich  der  nicht  allgemein  verbindlichen  Ueber- 
setzung  aus  dem  Hebräischen  ins  Deutsche  und  ans  dem  Deutschen  ins 
Polnische,  im  ganzen  der  Zeitraum  einer  Woche  bei  dem  schriftlichen 
Examen  nicht  überschritten  wird.  Es  ist  bei  demselben  darauf  zu  halten, 
dafs  die  Abiturienten  erst  dann  die  Reinschrift  einer  Arbeit  beginnen,  wenn 
sie  dieselbe  im  Entwurf  vollendet  haben.]  Es  ist  nicht  erlaubt,  eine  Aus- 
arbeitung in  der  Art  zu  theilen,  dafs  ein  Theil  derselben  Vormittags  und  die 
Fortsetzung  Nachmittags  angefertigt,  und  den  Examinanden  eine  unbeauf- 
sichtigte Zeit  dazwischen  gelassen  werde. 

§.  18.  Vorschriften  für  die  Anfertigung  der  schriftlichen 
Arbeiten,  Protokoll  über  die  schriftliche  Prüfung.  Die  Anfertigung 
der  schriftlichen  Arbeiten  geschieht  womöglich  in  einem  Classenzimmer  des 
Gymn.,  unter  beständiger,  in  bestimmter  Folge  wechselnder  Aufsicht  eines 
der  zur  Prüfungscommission  gehörigen  Lehrer,  welcher  dafür  verantwortlich 
ist,  dals  die  ertheilten  Vorschriften  in  allen  Stücken  genau  befolgt  werden. 
Jede  Arbeit  mufs  auf  ganze,  aber  gebrochene  Bogen,  in  einer  leserlichen 
Handschrift  geschrieben,  und  in  der  Regel  unter  der  Aufsicht  eines  und  des- 
selben Lehrers  angefertigt  werden,  welcher  darauf  zu  achten  hat,  dafs  sie 
ohne  Unterbrechung  entworfen,  abgeschrieben  und  ihm  überliefert  werde.') 


smn  Lehrplan  der  Gymnasien  nicht  gehört,  sondern  nur  als  ein  gestatteter  Neben- 
onterricht  angesehen  werden  kann ,  so  entspricht  die  Aufnahme  dieser  Sprache 
unter  die  Prflftingsgegenstande  bei  dem  Abiturientenexamen  weder  den  über  das- 
selbe erlassenen  Anordnungen,  noch  der  Absicht,  dasselbe  zu  vereinfachen  und 
auf  die  Erforschung  der  wesentlichsten  Bedingungen  der  Reife  zu  beschränken." 

*)  Aus  einer  Min.  Verf.  v.  7.  Febr.  1838:  ^Bei  dem  lat.  Extemporale  ist 
die  Absicht,  die  Fertigkeit  des  Examinanden  im  augenblicklichen  Gebrauch  des  lat. 
Sprachidioms  zu  erforschen.    Dies  kann  auf  zweifache  Weise  geschehen,  entweder 
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In  einem  besondern  über  die  schriftliohe  Prüfung  und  deren  Ans&U 
muftunehmenden  Protokoll  wird  von  jedem  der  Aufseher  bemerkt,  in  welcher 
Zeit,  nnd  bei  welchem  Gegenstande  er  die  Aufsicht  geführt,  so  wie  mnch 
wann  Jeder  Examinand  die  aufgegebene  Arbeit  beendigt  hat. 

Wer  nach  Ablauf  der  vorschriftsmälsigen  Zeit  mit  der  Arbeit  nicht 
fertig  ist,  mufs  sie  unvollendet  abliefern.  Wird  einer  der  Examinanden  durch 
Erkrankung  an  der  Ausführung  seiner  Arbeiten  verhindert,  so  sind  ihm,  hUa 
er  nicht  für  dieses  Mal  seine  Meldung  zur  Prüfung  zurücknimmt,  neue  Auf- 
gaben Äir  seine  schriftlichen  Leistungen  zu  stellen. 

C.  Verf.  V.  29.  Mai  1855:  „Durch  die  Verf.  v.  24.  Febr.  1853  ist  be- 
stimmt worden,  dafs  Schüler  oder  fremde  Vaturitätsaspiranten,  welche  bei 
Anfertigung  der  schriftl.  Arbeiten  oder  bei  der  mündl.  Prüfung  sich  der 
Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel  oder  eines  Betrugs  schuldig 
machen,  oder  Anderen  dazu  behülflich  gewesen  sind,  sofort  von  der  Prüfung 
ausgeschlossen  und  auf  den  nächsten  Prüfungstermin  verwiesen  werden 
sollen.  Da  einzelne  in  Folge  dieser  Bestimmung  von  der  Prüfung  ausge- 
schlossene Schüler  und  fremde  Maturitätsaspiranten  bei  der  nächsten  Prüfuiu^ 
das  gleiche  gewissenlose  Verfahren  wiederholt  haben ,  so  bestimme  icn 
femer I  dafs  Schüler  oder  fremde  Maturitätsaspiranten,  welche  sich  zum 
zweiten  Mal  bei  Anfertigung  der  schriftl.  Prüfungsarbeiten  oder  bei  der 
mündl.  Prüfung  der  Benutzung  unerlaubter  Hülfsmittel  oder  des  Betrugs 
schuldig  machen,  nicht  nur  abermals  von  der  Prüfung  ausgeschlossen,  son- 
dern auch  zu  einer  neuen  Prüfung  nirgends  mehr  zugelassen  werden  sollen. 
Von  dieser  Bestimmung  sind  die  betreff.  Examinanden  vor  der  Prüfung  in 
Kenntnifs  zu  setzen.  In  Fällen,  wo  dieselbe  auf  einzelne  Schüler  oder  Ma- 
turitätsaspiranten angewendet  wird,  sind  die  Namen  der  davon  Betroffidnen 
sämmtlichen  K.  Prov.  Schnlcollegien,  resp.  den  K.  Regierungen,  mitzutheilen, 
welche  sie  den  ihnen  untergeordneten  Anstalten  bekannt  machen  werden.* 

C.  Verf.  V.  25.  Novb.  1857:  „Die  Wahrnehmung,  dafs  ünter- 
schleife  bei  den  Abiturientenarbeiten  ungeachtet  der  darauf  be- 
züglichen Anordnungen  immer  aufs  neue  und  so  auch  in  den  letzten  Jahren 
vorgekommen  sind,  nöthigt  dazu,  den  betreff.  Directoren  und  Lehrern  die 
größte  Wachsamkeit  und  Strenge  in  dieser  Beziehung  wiederholt  zur  Pflicht 
zu  machen.  Es  ist  jedoch  zur  Beseitigung  des  Uebels  von  noch  gröfserer 
Wichtigkeit,  dafs  dieselben  mehr,  als  es  im  allgemeinen  bisher  geschehen 
ist,  alles  dasjenige  vermeiden,  was  dazu  dienen  kann,  die  Abiturientenprüfung 
ängstlichen  Gemüthern  zu  einem  Gegenstande  rathloser  Furcht  zu  machen. 
Demgemäfs  veranlasse  ich  die  K.  Prov.  Scbulcollegien  unter  Bezugnahme 
auf  die  C.  Verf.  v.  12.  Jan.  v.  J. ,  den  Mitgliedern  der  Prüfungscommissionen 
an  den  Gymn.  in  Erinnerung  zu  bringen,  dafs  namentlich  für  die  deut- 
schen und  lateinischen  Aufsätze  keine  fern  liegenden,  dem  Ge- 
dächtnifs  der  Schüler  entrückten  Gegenstände*,  sondern  nur  solche  zu  Auf- 
gaben gewählt  werden  dürfen,  von  denen  mit  Sicherheit  vorausgesetzt 
werden  kann,  dafs  sie  den  Examinanden  aus  dem  Unterricht  geläufig  sein 
müssen.  Ist  der  Lehrer,  von  welchem  zunächst  die  Themata  entweder  zu 
dem   deutschen   oder    zu  dem   lateinischen  Aufsatz  vorzuschlagen   sind. 


indem  dio  Abiturienten  dasjenige,  was  der  Lehrer  ihnen  mündlich  und  langsam  in 
deutscher  Sprache  dictirt,  auf  der  Stelle  und  rasch  lateinisch  nachschreiben,  oder 
dAÜB  ihnen  ein  kurzes  deutsches  Pensum  gegeben  wird,  welches  sie  erst  deutsch 
niederschreiben  und  sodann  rasch  und  ohne  Benutzung  des  Wörterbuchs  ins  La- 
teinische übertragen.  Das  Min.  hält  das  letztere  Verfahren  für  das  zweckm&faigere." 
Das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Münster  hat  angeordnet,  dafs  den  deutschen 
Aufsätzen  bei  der  Maturitätsprüfung  eine  in  knapper  Form  ausgeftlhrte  Dispo- 
sition beigeftlgt  werde;  femer,  dafs  bei  der  hebräischen  Arbeit  diejenigen 
Wörter  und  Constructionen,  deren  Erklärung  jedenfalls  erwartet  wird,  vom  Lehnt 
bezeichnet  werden. 
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nicht  in  dem  Fall ,  dieselben  ans  dem  Gebiet  des  von  ihm  selber  in  I  er- 
theilten  Unterrichts  zn  nehmen,  so  ist  er  gehalten,  sich  zuvörderst  mit  dem 
betreff.  Fachlehrer  darüber  zu  verständigen. 

In  Bezue  anf  die  mathematischen  Aufgaben  ist  dieselbe,  gleich- 
falls durch  die  erwähnte  C.  Verf.  angeordnete  Rücksichtnahme  zu  sorg^ 
faltigerer  Beachtung  gleichzeitig  in  Erinnerung  zu  bringen.''  — 

§.  19.  Censur  und  Durchsicht  der  schriftlichen  Arbeiten. 
Die  schriftlichen  Arbeiten  der  Examinanden  müssen  von  den  betreff.  Lehrern 
genau  durchgesehen,  verbessert  und  mit  Angabe  ihres  Verhältnisses,  sowohl 
sn  dem  im  §.  28  A.  bestimmten  Mafsstabe,  als  zu  den  gewöhnlichen  Leistun- 
gen eines  Jeden  Examinanden  ausführlich  beurtheilt,  demnächst  dem  Director 
übergeben,  und  von  diesem,  nachdem  alle  übrigen  Mitglieder  der  Prüfungs- 
commission sie  gelesen  haben,  mit  dem  über  die  schriftliche  Prüfung  geführ- 
ten Protokoll  dem  K.  Commissarius  vorgelegt  werden.  Nach  Befinden  der  Um- 
stände kann  der  Dir.  noch  andere  Classenarbeiten  der  Abiturienten  aus  dem 
letzten  Jahre  beilegen ,  welche  ledoch  nicht  zur  entscheidenden  Richtschnur 
für  die  Prüfungscommission,  wohl  aber  dazu  dienen  sollen,  dafs  sich  die  Mit- 
glieder derselben  eine  möglichst  genaue  Eenntnifs  der  Abiturienten  erwerben 
und  sich  ein  selbständiges  Urtheil  über  sie  bilden.  [Der  ausftihrlichen  Be- 
urUieilung,  mit  welcher  nach  §.  19  des  Prüfungsreglements  die  schriftl.  Ar- 
beiten zn  versehen  sind,  ist  zum  Schlufs  ein  zusammenfassendes  Prädicat 
über  den  Werth  derselben  beizufügen.  Zu  dieser  Werthbezeichnung  sind  nur 
die  Prädicate:  „nicht  befriedigend,"  „befriedigend,"  „gut,"  „vor- 
züglich" anzuwenden,  alle  auderen  aber,  sowie  etwanige  Modificationen 
der  angegebenen,  z.B.  „ziemlich  befriedigend,"  „fast  genügend," 
, ziemlich  gut,"  „nothreif"  und  drgl.  zu  vermeiden.  Sollte  diese  Bestim- 
mung von  einem  der  beurtheilenden  Lehrer  nicht  beachtet  sein,  so  sind  dem- 
selben die  betreff.  Arbeiten  zur  Beifügung  des  angemessenen  Prädicats  wieder 
vorzulegen.] 

(Ein  Abiturient,  dessen  schriftliche  Arbeiten  sämmtlich  oder  der  Mehr- 
zahl nach  als  „nicht  befriedigend"  bezeichnet  worden  sind,  ist  von  der 
mündlichen  Prüfung  auszuschliefsen ,  wenn  die  Mitglieder  der  Prüfungscom- 
mission auch  nach  ihrer  Beurtheilung  der  bisherigen  Leistungen  desselben 
an  seiner  Reife  zu  zweifeln  Ursache  haben.] 

C.  Verf.  v.  23.  Octb.  1846:  —  „Was  die  Frage,  in  wie  weit  der 
Director  die  Abänderung  einer  ihm  unangemessen  scheinenden  Censur 
einer  Abiturientenarbeit  herbeizufuhren  hat,  betrifft,  so  liegt  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dafs  in  einem  solchen  Fall  der  Director,  weil  er  ver- 
pflichtet ist,  dafür  zu  sorgen,  dafs  zu  mifsfälligen  Urtheilen  über  die  Schule 
und  die  Leistungen  der  Lehrer  eine  begründete  Veranlassung  nicht  gegeben 
werde,  und  weil  nicht  nach  dem  Urheil  des  einzelnen  Lehrers  sondern,  wie 
§.26  des  Reglements  ausdrücklich  bestimmt,  nach  dem  der  ganzen  Com- 
mission  über  die  Reife  und  Nichtreife  der  Abiturienten  entschieden  wird, 
den  betreff.  Lehrer  auf  das  Unangemessene  oder  Ungenügende  der  Censur 
aufmerksam  zu  machen  hat,  und  ihn  von  der  Nothwendigkeit  der  Ab- 
änderung zu  überzeugen  sucht  Sollte  ihm  letzteres  nicht  gelingen,  so 
würde  er  bei  der  Abstimmung  über  das  Resultat  der  ganzen  Prüfung  sein 
abweichendes  Urtheil  über  die  einzelne  Censur  zu  Protokoll  abzugeben 
und  nicht*  erst  den  Einspruch  des  K.  Prüfungscommissarius  abzuwarten 
haben." 

§.20.  Mündliche  Prüfung,  Zahl  der  Examinanden;  Bestim- 
mung des  Tags  der  Prüfung.  Die  mündliche  Prüfung  mufs  stets,  die 
Zahl  der  Examinanden  mag  grofs  oder  gering  sein,  mit  gleicher  Sorgfalt  vor- 
genommen werden.  In  allen  Fällen  wo  mehr  als  12  Examinanden  vorhanden 
sind,  ist  sie  in  2  resp.  mehreren  auf  einander  folgenden  Terminen  abzuhalten. 
Den  Tag  zu  der  Prüfung  und  die  einem  jeden  Prüfungsgegenstande  zu  wid- 
mende Zeit  bestimmt  der  K.  Commissarius  im  Einverständnifs  mit  dem  Dir. 
des  Gymnasiums. 
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§.  21.  Anwesende  bei  der  mündlichen  Prüfang.  Simmtliehe 
Mitglieder  der  Prtifungscommission,  sowie  auch  die  Lehrer  des  Qymn^  welche 
nicht  zu  derselben  gehören,  sollen  bei  der  mflndl.  PrfifaDg  anwesend  sein: 
die  Mitglieder  der  Local-SchnlbehOrde,  wo  eine  solche  yorhanden  ist,  sind 
jedesmtd  von  dem  Dir.  besonders  einzuladen. 

§.22.  Bestimmung  der  Examinatoren  und  ihre  Pflichten.  Die 
mündl.  Prüfung  liegt  den  Lehrern  ob,  welche  den  Unterricht  in  den  betreff. 
Gegenständen  in  I  ertheilt  haben,  wofern  nicht  der  K.  Gommlssarius  andere 
Examinatoren  zu  bestellen  sich  veranlagt  findet.  Von  den  Lehrern  ist  zu 
erwarten,  dafis  sie  sich  bei  der  Prüfung  einer  zweckmäßigen  Methode  be- 
dienen, einem  jeden  Examinanden  Raum  und  Gelegenheit,  sich  klar  und  zu- 
sammenhangend auszusprechen,  gewähren,  und  überhaupt  die  Prüfung  so  ein- 
richten werden,  dafs  sich  bei  einem  Jeden  der  Grad  seines  Wissens  bestimmt 
ergebe.  Wenn  es  gleich  nicht  Sache  der  mündl.  Prüfung  ist,  die  von  den 
Abiturienten  gelieferten  schriftl.  Arbeiten  durchzugehen  und  zu  verbessern, 
so  bleibt  es  doch  den  prüfenden  Lehrern  unverwehrt,  ihre  Fragen  auch  an 
die  schriftl.  Arbeiten  der  einzelnen  Examinanden  anzuknüpfen.  Dem  K.  Com- 
missarius  steht  es  frei,  nicht  nur  durch  Instruction  der  Lehrer  und  nlttiere 
Bestimmung  der  Gegenstände  der  jedesmaligen  Prüfung  die  ihm  zweckdien- 
lich scheinende  Richtung  zu  geben,  sondern  auch,  wenn  er  es  für  nOthig  er- 
achtet, in  einzelnen  Gegenständen  selbst  die  Prüfung  zu  übernehmen. 

[Da  es  behufs  der  Ueberftlhrung  zu  der  Freiheit  der  Studien,  welche 
auf  den  Abgang  von  der  Schule  folgen  soll ,  von  der  gröfiiten  Wichtigkeit 
ist,  die  Selbstthätigkeit  der  Schüler  auf  den  obersten  Stufen  des  Gymnasial- 
nnterrichts  in  jeder  Weise  anzuregen  und  zu  begünstigen,  so  ist  es  suläsaigy 
zu  diesem  Ende,  bei  der  Wahrnehmung  ernstlichen  Privatfleifses,  in  geeigne- 
ten Fällen  einzelnen  Schülern  während  des  letzten  Jahres  ihres  Auronthalts 
in  I  Dispensation  von  einzelnen  Terminarbeiten  zu  ertheilen.  Es  wird  be- 
sondere Anerkennung  verdienen,  wenn  unter  den  bei  der  mündl.  Prüfung 
vorzulegenden  schriftlichen  Arbeiten  aus  dem  Biennium  von  I  sich  Proben 
solcher  eingehenden,  von  eigenem  wissenschaftlichen  Triebe  zeugenden  Ftivat- 
studien  der  Abiturienten  finden.] 

Aus  einer  C.  Verf.  v.  15.  Juli  1841:  „Mit  den  schriftl.  Prüfung»- 
arbeiten  der  Abiturienten  und  dem  über  die  schriftl.  Prüfung  geführten  Pro- 
tokoll sind  dem  K.  Gommlssarius  sämmtliche  in  I  von  den  Abiturienten 
angefertigte  schriftl.  Arbeiten  und  die  Censurcn,  welche  sie  bei  der  Ver- 
setzung aus  II  und  als  Primaner  erhalten  haben,  vorzulegen.''  — 

§.23.  Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung.  [Die  mündliche 
Prüfung  der  Abiturienten  soll  künftig  auf  diejenigen  Unterrichtsfacher  be- 
schränkt werden,  welche  den  sichersten  Anhalt  darbieten,  die  Reife  derselben 
zu  den  Universitätstudien  zu  beurtheilen,  nämlich  auf  das  Lateinische, 
das  Griechische,  die  Mathematik,  Geschichte  und  Religion,  wozu 
für  die  zukünftigen  Theologen  und  Philologen  das  Hebräische  kommt.  Sie 
hat  hauptsächlich  darauf  zu  achten,  ob  die  erforderlichen  Kenntnisse  ein 
sicherer,  mit  eigenem  Urtheil  verbundener  Besitz  des  Examinanden  geworden, 
nicht  eine  nur  zum  Zweck  der  Prüfung  in  das  Gedächtnifs  aufgenommene 
Sammlung  vereinzelter  Notizen  sind. 

Im  Lateinischen  und  Griechischen  werden  bei  der  mündlichen 
Prilfung  aus  den  Prosaikern  solche  Stellen  vorgelegt,  welche  noch  nicht  über- 
setzt und  erklärt  worden  sind,  aus  den  Dichtern  dagegen  solche,  welche 
früher,  jedoch  nicht  im  letzten  Semester,  in  den  oberen  Classen  gelesen  und 
erklärt  sind.  Der  K.  Gommlssarius  ist  befugt,  die  Prüfung  auf  die  Ueber- 
setzung  und  Erklärung  eines  prosaischen  Schriftstellers,  oder  wenn  zuerst 
ein  Dichter  vorgelegt  worden  ist,  einer  dichterischen  Stelle  zu  beschränken, 
wenn  dadurch  schon  ein  hinreichendes  Resultat  zur  Beurtheilung  der  Leistun- 
gen des  Abiturienten  gewonnen  worden  ist;  ebenso  kann  er  sich  die  Aas- 
wahl der  Stellen  vorbehalten.  Bei  der  Erklärung  derselben  sind  geeigneten 
Orts  aus  der  Metrik,  Mythologie,  Alterthumskundeu.  s.w.  Fragen  aainknflpfen; 
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ebenso  ist  bei  diesem  Theil  der  Prflfang  den  Schülern  Gelegenheit  eu  geben, 
ibre  Geübtheit  im  lateinisch  Sprechen  zu  zeigen. 

Bei  der  mündlichen  Prüfang  in  der  Religionslehre  ist  hanptsäcblich  zu 
ermitteln,  ob  die  Abiturienten  vom  Inhalt  und  Zusammenhang  der  heil.  Schrift, 
sowie  Yon  den  Grundlehren  der  kirchlichen  Gonfession,  welcher  sie  angehören, 
eine  sichere  Kenntniis  erlangt  haben. 

In  der  Mathematik  nahen  sich  die  Anforderungen  senau  innerhalb 
der  Grenzen  zu  halten,  welche  der  ftir  die  Gymnasien  geltende  Lehrplan 
festsetzt. 

In  der  Geschichte  hat  jeder  Abiturient  eine  ihm  von  dem  betreff.^ 
Lehrer  oder  dem  K.  Commissarius  gestellte  Angabe,  welche  entweder  aus 
der  griechischen,  der  römischen  und  der  deutschen  Geschichte  zu  entnehmen 
ist,  in  zusammenhangendem  Vortrage  zu  lösen;  aufserdem  sind  einzelne  Fra* 

Sm  zu  stellen,  aus  deren  Beantwortung  ersehen  werden  kann,  ob  die  Schüler 
e  wichtigsten  Thatsachen  und  Jahreszahlen  der  allgemeinen  Weltgeschichte 
inne  haben.  Die  brandenburgisch -preufsische  Geschichte  ist  jedesmal  zum 
Gegenstande  der  Prüfung  zu  machen.  Bei  der  geschichtl.  Prüfung  ist  stets 
audi  die  Geographie  zu  berücksichtigen,  diese  aber  nicht  als  ein  für  sich 
bestehender  Prflfungsgegenstand  zu  behandeln. 

Mne  mündliche  Prüfung  in  der  deutschen  Sprache  und  Literatur, 
in  der  phiosophischen  Propädeutik,  im  Französischen,  in  der 
Naturbeschreibung  und  Physik  findet  nicht  Statt  Bei  den  fremden 
Mataritätsaspiranten  sind  dagegen  auch  aus  diesen  Fächern  Fragen  zu  stellen, 
welche  sich  im  Deutschen  an  den  gelieferten  Probeaufsatz,  oder  an  ein  vor- 
zulegendes Lesestück  anschliefsen  können.] 

Die  Abiturienten,  welche  sich  dem  Studium  der  Theologie  oder  Philo- 
logie widmen  wollen,  haben  behufis  der  mündl.  Prüfung  im  Hebräischen 
eine  Stelle  aus  einem  der  historischen  Bücher  des  A.  Testam.  zu  übersetzen 
und  grammatisch  zu  analvsiren. 

Durch  tieferes  Eingehen  in  diejenigen  Unterrichtsgegenstände,  worin  der 
eine  oder  der  andere  Abiturient  mehr  als  das  Geforderte  glaubt  leisten  zu 
können,  ist  auch  bei  der  mündl.  Prüfung  der  im  §.  16  Anm.  3  angenommene 
Fall  zu  berücksichtigen. 

§.24.  [Erlafs  der  mündlichen  Prüfung.  Eine  Dispensation 
von  der  mündl.  Prüfung  ist  nicht  fQr  einzelne  Fächer,  sondern  für  die  ganze 
mündl.  Prüfung,  jedoch  nur  in  dem  Fall  zulässig,  wenn  die  Mitglieder  der 
Prüfnngscommission  nach  den  früheren  Leistungen  eines  Abiturienten  und 
auf  Grund  seiner  vorliegenden  schriftl.  Arbeiten  ihn  einstimmig  für  reif  er- 
klaren.] 

C.  Verf.  V.  2.  Novb.  1865:  „Es  ist  zu  meiner  Kenntnifs  gekommen, 
dafs  die  unter  dem  12.  Jan.  1856  getroffene  Bestimmung  über  die  Dispen- 
sation von  der  mündl.  Abiturientenprüfung  an  einzelnen  Gymn. 
nicht  genau  befolgt,  sondern  von  den  Prüfungscommissarien  bisweilen  die 
Dispensation  von  einzelnen  Gegenständen  der  mündl.  Prüfung  beschlossen 
wird.  Ich  veranlasse  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  dies  Verfahren,  wodurch  die 
Intention  der  Malsregel,  welche  eine  besondere  Auszeichnung  in  sich 
schliefst,  verfehlt  wird,  femer  nicht  zu  gestatten."  —  Eine  Min.  Verf.  v. 
S.Jan.  1867  rügt  die  grofse  Verschiedenheit,  mit  welcher  in  einer  Pro- 
vinz hinsichtl.  der  Dispensation  verfahren  werde,  indem  sie  bei  einem  Theil 
der  Gymnasien  unverhältnifsmäfsig  oft,  bei  einem  andern  änfserst  selten 
gewährt  worden  sei.  „Hienach  veranlasse  ich  die  K.  Schulcollegien  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dafs  in  Zukunft  die  pädagogischen  Rücksichten  beim  Abi- 
turientenexamen der  verschiedenen  Gymnasien  der  Provinz  nicht  so  weit 
wie  bisher  auseinandergehen,  und  dafs  also  einerseits  die  Dispensation  von 
der  mündl.  Prüfung  nur  solchen  Schülern  als  besondere  Auszeichnung  ge- 
wiüirt  werde,  welche  sich  derselben  in  jeder  Beziehung  durch  ihr  Verhal- 
ten, ihren  Fleils  und  den  befriedigenden  Erfolg  desselben  während  ihrer 
Schullaufbahn  würdig  gemacht  haben,   sowie  andrerseits,  dafs  solchen 
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Sohfilern,  bei  welchen  diese  Wflrdigkeit  Statt  findet,  die  darch  die  erwihnte 
Anordnung  beabsichtigte  Anerkennung  nicht  vorenthalten  werde."  — 

§.25.  Protokoll  über  die  mündliche  Prüfung.  Ueber  den  ganzen 
mündlichen  Prüfungsact  wird  ein  genaues  Protokoll  auf  gebrochenen  Bogen 
geftihrt;  der  Eingang  zu  diesem  Protokoll,  welchen  der  Dir.  schon  vor  dem 
Anfang  der  Prüfung  anfertigt,  oder  von  einem  der  prüfenden  Lehrer  anferti- 
gen liust,  enthält  die  Namen  der  gegenwärtigen  Mitglieder  der  Prüfungtcom- 
mission,  den  Vor-  und  Zunamen,  den  Geburtsort,  die  Confession,  das  Alter 
und  den  Aufenthalt  der  Examinanden  im  Gymn.  überhaupt,  und  in  I  ins- 
besondere. In  diesem  Protokoll,  welches  den  Gang  der  Prüfung  vollständig 
nachweisen  soll,  wird  mit  Bestimmtheit  und  Genauigkeit  bei  dem  Namen 
eines  jeden  Abiturienten  vermerkt,  wortlber  er  geprüft,  und  wie  er  darin  be- 
standen ist.  Ehe  die  Berathung  über  das  Endresultat  der  Prüfung  anhebt^ 
mufs  vor  allen  Mitgliedern  der  Prüfungscommission  das  Protokoll  sowohl  Aber 
die  schriftliche  (§.  18)  als  über  die  mündliche  Prüfung  vollständig  vorgelesen 
werden,  damit  jedes  Mitglied  das  Ganze  der  Prüfung  noch  einmid  übersehen 
könne,  ehe  es  seine  motivirte  Stimme  abgiebt.    (S.  zu  §.  47) 

§.26.  Berathung  über  den  Ausfall  der  ganzen  Prüfung,  Ab- 
stimmung. Nach  Beendigung  der  mündl.  Prüfung  treten  die  Examinirten 
ab,  und  es  wird  nun  mit  Rücksicht  auf  die  vorliegenden  schrifü.  Arbeiten, 
auf  den  Erfolg  der  mündl.  Prüfung  und  die  pflichtmäfsige,  durch  längere  Be- 
obachtung begründete  Kenntnifs  der  Lehrer  von  dem  ganzen  wissenschafU. 
Standpunct  der  Geprüften  über  das  ihnen  zu  ertheilende  Zeugnifs  die  freiesta 
Berathung  Statt  finden.  Die  Lehrer  der  einzelnen  Fächer,  welche  examinirt 
und  die  Arbeiten  beurtheilt  haben,  geben  zunächst,  jeder  in  seinem  Fache, 
ein  bestimmtes  Urtheil  über  die  Kenntnisse  des  Geprüften  in  dem  betreff. 
Fache.  Ueber  dessen  Annahme  oder  Modification  wird  alsdann  berathen. 
Falls  diese  Berathung,  in  welcher  dem  Gesammteindruck,  den  die  Prüfung 
jedes  einzelnen  Abiturienten  gemacht  hat,  in  Hinsicht  auf  die  Beurtheilang 
seiner  Reife,  ein  vorzüglicher  Werth  beizulegen  ist,  zu  keiner  Einigung  f&hrt» 
wird  zu  einer  förmlichen  Abstimmung  geschritten;  jedes  Mitglied  der  Prflfungt- 
commission  mit  Einschlufs  des  K.  Commissarius  hat  Eine  Stimme;  das  jüngste 
Mitglied  der  Commission  stimmt  zuerst,  der  K.  (Commissarius  zuletzt.  Wenn 
einzelne  Mitglieder  beim  Abstimmen  finden,  dafs  das  Votum  eines  andern 
Mitgliedes  besser  begründet  sei,  als  dasjenige,  welches  sie  selbst  schon  aus- 
gesprochen haben,  so  können  sie  ihr  früheres  Votum  zurücknehmen  und  ein 
neues  definitives  geben.  Sind  die  Stimmen  Hlr  und  wider  gleich,  so  giebt 
die  Stimme  des  K.  Commissarius  den  Ausschlag.  Sieht  derselbe  sich  bei  der 
Stimmcnsammlung  über  einen  Geprüften  noch  vor  der  Abgabe  seines  Votama 
überstimmt,  so  hat  er  die  Bcfugnifs  sich  selbst  vom  Votiren  zu  entbinden, 
und  entweder  den  durch  die  Stimmenmehrheit  gefafsten  Beschlufs  ohne 
weiteres  zu  bestätigen,  oder  demselben,  wenn  er  seiner  Ueberzeugung  wider- 
spricht, seine  Bestätigung  zu  verweigern.  Im  letztern  Falle  ist  die  Bekannt- 
machung des  Beschlusses  der  Prüfungscommission  auszusetzen  und  sind  die 
schriftl.  Arbeiten  nebst  dem  Prüfungsprotokoll  unter  AnHlhrung  der  Wei- 
gerungsgründe des  K.  Commissarius  der  vorgesetzten  Behörde  zur  Entschei- 
dung vorzulegen.  [Ob  die  Reife  zu  den  Universitätsstudien  vorhanden  ist, 
mufs  unter  den  Lehrern  in  den  Vorberathungen  so  weit  festgestellt  sein,  dafs 
es  nach  Beendigung  der  Prüfung  in  der  Regel  dartiber  unter  ihnen  keiner 
Debatte  bedarf,  da  für  die  Lehrer  des  Gymn.  das  auf  längere  Kenntnift  des 
Schülers  beruhende  Urtheil  die  wesentliche  Grundlage  ihrer  Entscheidang 
über  Reife  oder  Nichtreife  bildet,  die  Abiturientenprüfung  aber  dieses  UrtbeU 
vor  dem  Repräsentanten  der  Aufsichtsbehörde  rechtfertigen  und  zur  An- 
erkennung bringen,  sowie  etwa  noch  obwaltende  Zweifel  lösen  und  Lehrern 
und  Schülern  zugleich  zum  deutlichen  Bewufstsein  bringen  soll,  in  welehem 
Mafse  die  Aufgabe  des  Gymn.  an  denen,  welche  den  Cursus  desselben  abaol- 
virt  haben,  ernillt  worden  ist.] 

C.Verf.  V.  21.  März  1865:  —  „Diejenigen  Religionslehrer  der 
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Gymnasien  und  Realschulen ,  welche,  weil  sie  in  I  Unterricht  ertheilen, 
reglementsmlüsig  Mitg^lieder  der  Prflfangscommission  sind,  haben  sich  der 
Abstimmung  zn  enthalten,  wenn  es  sich  um  einen  Schfller  handelt,  der  an 
ihrem  Unterricht  in  I  nicht  Theil  nimmt*'  ~ 

§.27.  Censnr.  Bei  der  Berathang  nach  der  mündl.  Prüfung  wird 
ans  den  Schulcensuren  der  4  letzten  Semester  zugleich  ein  allgemeines  Ur- 
theil  über  den  Fleifs,  das  sittliche  Betragen  und  die  Charakterreife  der  Abi- 
turienten abgefafst,  da  dieses  eine  Stelle  im  Zeugnife  einzunehmen  hat. 

§.28.  Mafsstab  für  die  Ertbeiiung  des  Zeugnisses  der  Reife. 
Als  leitende  Richtschnur  bei  der  SchlnCsberathung  dienen  folgende  Bestim- 
mnngen: 

Das  Zeugnifs  der  Reife  ist  zu  ertheilen:  A.  wenn  der  Abiturient  1.  das 
Thema  ffir  den  Aufsatz  in  der  Muttersprache  in  seinen  wesentlichen 
Theilen  richtig  aufgefafst  und  logisch  geordnet,  den  Gegenstand  mit  Urtheil 
entwickelt,  und  in  einer  fehlerfreien,  deutlichen  und  angemessenen  Schreibart 
dargestellt,  überdies  einige  Bekanntschaft  mit  den  Hauptepochen  der  Literatur 
seiner  Muttersprache  besitzt.  Auffallende  Verstöfse  gegen  die  Richtigkeit  und 
Angemessenheit  des  Ausdrucks,  Unklarheit  der  Gedanken,  und  erhebliche 
Vernachlässigung  der  Rechtschreibung  und  der  Interpunction  begründen  ge- 
rechte Zweifel  m>er  die  Befähigung  des  Abiturienten; 

2.  wenn  im  Lateinischen  seine  schriftl.  Arbeiten  ohne  Fehler  gegen 
die  Grammatik  und  ohne  grobe  Germanismen  abgefafst  sind,  und  einige  Ge- 
wandtheit im  Ausdruck  zeigen,  und  er  die  weniger  schwierigen  Reden  und 
Philosoph.  Schriften  des  Cicero,  sowie  von  den  Geschichtschreibern  den  Sal- 
lostius  und  Livius  und  von  den  Dichtern  die  Eklogen  und  die  Aeneide  Virgils 
und  die  Oden  des  Horatius  im  ganzen  mit  Leichtigkeit  versteht,  sicher  in 
der  Quantität  ist,  und  über  die  gewöhnlichen  Versmalse  genügende  Auskunft 
geben  kann; 

3.  wenn  er  in  Ansehung  der  griechischen  Sprache  in  der  Formen- 
lehre nnd  den  Hauptregeln  der  Syntax  fest  ist,  und  die  Iliade  und  Odyssee, 
das  erste  und  fünfte  bis  neunte  Buch  des  Herodotus,  Xenophons  Cyropädie 
und  Anabasis,  sowie  die  leichteren  und  kürzeren  Platonischen  Dialoge  auch 
ohne  vorhergegangene  Präparation  versteht; 

4.  wenn  im  Französischen  seine  schriftl.  Arbeit  im  ganzen  fehler- 
los ist; 

5.  [wenn  er  in  der  Religion  vom  Inhalt  und  Zusammenhang  der  heil. 
Schrift,  sowie  von  den  Grundlehren  der  kirchlichen  Confession,  welcher  er 
angehört,  eine  sichere  Kenntnifs  erlangt  hat;] 

6.  wenn  er  in  Hinsicht  auf  die  Mathematik,  Fertigkeit  in  den  Rech- 
nungen des  gemeinen  Lebens  nach  ihren  auf  die  Proportionslehre  gegründe- 
ten Principien,  Sicherheit  in  der  Lehre  von  den  Potenzen  und  Wurzeln  und 
von  den  Progressionen,  femer  in  den  Elementen  der  Algebra  und  der  Geo- 
metrie, sowohl  der  ebenen  als  körperlichen,  Bekanntschaft  mit  der  Lehre  von 
den  Combinationen  und  mit  dem  binomischen  Lehrsatz,  Leichtigkeit  in  der 
Behandlung  der  Gleichungen  des  1.  und  2.  Grades  und  im  Gebrauch  der 
Logarithmen,  eine  geübte  Auffassung  in  der  ebenen  Trigonometrie,  nnd  haupt- 
Bächlicb  eine  klare  Einsicht  in  den  Zusammenhang  sämmtlicher  Sätze  des 
systematisch  geordneten  Vortrags  gezeigt  hat; 

7.  wenn  er  in  Hinsicht  der  Geschichte  und  Geographie  dargethan 
hat,  dafs  ihm  die  Umrisse  der  Länder,  das  Flufsnetz  in  denselben  und  eine 
orographische  Uebersicht  der  Erdoberfläche  im  grofsen  zu  einem  klaren  Bilde 
geordnet,  auch  ohne  Karte  gegenwärtig  sind,  er  in  der  politischen  Erd- 
beschreibung nach  ihren  wesentlichen  Theilen  bewandert  und  der  Umrisse 
des  ganzen  Feldes  der  Geschichte  kundig  ist,  besonders  sich  eine  deutliche 
und  sichere  Uebersicht  der  Geschichte  der  Griechen  und  Römer,  sowie  der 
Deutschen,  und  namentlich  auch  der  brandenburgisch-preufsischen  Geschichte 
zu  eigen  gemacht  hat; 

8.  wenn  er  endlich  in  Betreff  der  Physik  eine  klare  Einsicht  in  die 
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Hmoptlehren  fll>er  die  allgemeinen  Eigenschaften  der  KOrper,  die  Gesetie  des 
Gleichgewichts  und  der  Bewegung,  über  W&rme,  Licht,  Magnetismos  und  Elek- 
tricität  gewonnen,  nnd  sich  in  der  Natargeschichte  eine  hinreichend  begrfindele 
Kenntnife  der  allgemeinen  Classification  der  Natarprodncte  erworben  hat 

9.  Für  den  kflnftigen  Theologen  nnd  Philologen  tritt  noch  die  Fordemng 
hinan,  da(s  er  das  HebrSische  geläufig  lesen  kOnne  und  Bekanntschaft  mit 
der  Formenlehre  und  den  Hauptregeln  der  Syntax  darlege,  auch  leichte  Stellen 
aus  einem  historischen  Buche  des  A.  Testam.  oder  einem  Psalm  ins  Deutsche 
au  abersetzen  vermOge. 

B.  Um  jedoch  schon  auf  der  Schule  der  freien  Entwickdung  eigenthflm- 
licher  Anlagen  nicht  binderlich  zu  werden,  ist  auch  dem  Abiturienten  das 
Zeugnifs  der  Reife  an  ertheilen,  welcher  in  Hinsicht  auf  die  Muttersprache 
und  das  Lateinische  den  unter  A  gestellten  Forderungen  vollstiindig  ent- 
spricht, aufserdero  aber  entweder  in  den  beiden  alten  Sprachen  oder  in  der 
Mathematik  bedeutend  mehr  als  das  Geforderte  leistet,  wenn  auch  seina 
Leistungen  in  den  flbrig  bleibenden  Fächern  nicht  Yölliff  den  Anfordernngea 
entsprechen  sollten.  [Wiewohl  darauf  zu  halten  ist,  daJs  in  den  Gegenstän- 
den, in  welchen  geprüft  wird,  jeder  Abiturient  seine  Reife  bewähre,  so  können 
doch,  um  auch  der  individuellen  Richtung  Raum  zu  lassen,  für  geringere 
Leistungen  in  einem  Hauptobject  desto  befriedigendere  in  einem  andern  als 
Ersatz  angenommen  werden,  zu  welcher  Ermäßigung  der  Gesammtansprflcbe 
§.  28  B  des  Prüfungsreglements  ausdrücklich  ermächtigt.  Namentlich  soll  die 
Compensation  schwächerer  Leistungen  in  der  Maäematik  durch  Tonllg- 
lieh  philologische,  und  umgekehrt,  zulässig  sein.] 

C.  Obwohl  die  Neigung  mancher  Schüler,  welche  einzelne  Unterrichii- 
gegenstände  in  den  Gymn.  mit  Gleichgültigkeit  treiben,  weil  sie  dieselben 
für  ihren  künftigen  Beruf  weniger  nöthig  oder  sar  entbehrlich  halten,  keinee» 
wegs  begünstigt  werden  soll,  so  können  doch,  namentiich  bei  dem  schon 
vorgerückteren  Alter  einzelner  Abiturienten,  Fälle  eintreten,  wo  nicht  nur 
die  Billigkeit,  sondern  auch  das  Interesse  des  K.  Staatsdienstes  erheischt» 
bei  der  Frage  über  die  Reife  zu  den  Universitätstudien  auch  das  Fach,  desi 
die  Abiturienten  sich  widmen  wollen,  zu  berücksichtigen,  und  hienach  die 
Entscheidung  abzumessen.  Für  solche  Fälle,  die  als  Ausnidimen  von  der 
Regel  nusdrUcklich  zu  bemerken  und  besonders  zu  rechtfertigen  sind,  wird 
es  der  pflichtmäfsigen  Beurtheilung  der  Prüfungscommission  überiassen,  auch 
einem  solchen  Abiturienten,  welcher  in  einigen  Prilfungsgegenständen ,  die 
nicht  die  notbwendtge  Grundlage  seines  künftigen  Studiums  ausmachen» 
liiiitor  den  unter  A  gestellten  Forderungen  zurückgeblieben  ist,  das  Zeugnifs 
der  Reife  zuzusprechen,  wenn  er  in  Hinsicht  auf  die  Muttersprache,  das 
Lateinische  und  noch  zwei  der  übrigen  Prüfungsgegenstände,  die 
zu  seinem  künftigen  Beruf  in  näherer  Beziehung  stehen  nach  dem  einstimnii- 
gon  llrthcil  der  Prilfungscommission,  das  unter  A  Geforderte  leistet 

(Auf  Grund  der  lit.  C  §.28  des  Prüfungsreglements  ist  hinfort  nur  in 
dem  Falle  ein  Zeugnifs  der  Reife  zu  ertheilen,  wenn  die  Prüfungscommia- 
sionen  dazu  ausdrücklich  autorisirt  worden  sind.] 

C.  Verf.  V.  16.  Mai  1861:  „Bei  Gelegenheit  eines  Specialfalls  ist 
mir  von  der  betreff.  K.  Behörde  die  Wahrnehmung  mitgeUieilt  worden,  dafa 
die  Leistungen  der  Abiturienten,  welche  sich  der  railitairischen  Lauf- 
bahn zu  widmen  beabsichtigen,  von  Seiten  der  Prüfungscommissionen 
d«Mn  Anschein  nach  oft  mit  geringerer  Strenge  beurtheilt  werden,  als  es 
M  denen  geschieht,  die  zu  einem  Facultätstudium  auf  der  Universitil 
üi>orgehen  wollen.  Dafs  eine  derartige  Verschiedenheit  des  Mafsstabse 
zweckwidrig  sein,  und  das  Vertrauen  gefährden  würde,  welches  auf  die 
Urthcile  der  öffentl.  Lehranstalten  über  den  Bildungstand  der  von  ihnee 
Entlassenen  gesetzt  wird,  bedarf  keiner  besondem  Ausftlhmng.  Ich  ver- 
anlasse daher  die  K.  Prov.  Schulcollegien ,  die  Abiturienten  •  Prfifungsoom- 
missitmcn  daran  zu  erinnern,  dafs  nach  der  C.  Verf.  vom  12.  Jan.  1866  tob 
lit«  i)  |.  28  dos  Reglements  vom  4.  Juni  1834  bei  der  Abiturientenprllfiing 
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keine  Anwendung  gemacht  werden  darf,   es  rnüiste  denn  aasdrflokliche 
Antorisation  dazu  ertheilt  worden  sein.  Aus  gleicher  Veranlassung  sind  die 
Prfifangscommissionen  der  Realschulen  1.  0.  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dafe  nach  dem  Reglement  v.  6.  Octb.  1859  das  Prädicat  der  Reife  durch 
die  Rfioksicht  auf  den  erwählten  Beruf  nicht  motivirt  werden  darf.^ 
Die  Schüler  des  Grofsherzogtb.  Posen,  deren  Muttersprache  das  Polni- 
sche ist,  haben  in  allen  Fällen  auch  in  der  deutschen  Sprache  das  unter  A, 
1  Geforderte  au  leisten,  weil  denen,  die  sich  durch  die  Universitätstudien 
für  den  hohem  Staatsdienst  heranbilden  wollen,  die  hinreichende  Kenntnifs 
der  deutschen  Sprache  unerlälslich  ist. 

§.  29.  Mittheilung  des  Resultats  an  die  Geprüften.  Nach- 
dem Ton  der  Pdtfungscommission  den  in  den  §§.  11,  27  und  28  enthaltenen 
Bestimmungen  gemäfs  das  jedem  einzelnen  Abiturienten  zu  ertheilende  Zeug- 
nüs  aosgemittelt,  die  Beschlufsnahme  in  das  Protokoll  (§.  26)  aufgenommen, 
und  das  letztere  von  sämmtlichen  Mitgliedern  der  Prüfungscommission  unter- 
zeichnet ist,  werden  die  Geprüften  in  das  Zimmer  zurückgerufen,  und  der 
K.  Commissarius  macht  ihnen  das  über  sie  gefällte  Urtheil  in  der  Art  bekannt, 
daCi  sie  im  allgemeinen  erfahren,  ob  ihre  Leistungen  für  ein  Zeugnifs  der 
Reife  genügt  haben  oder  nicht.  Denen,  welche  für  reif  erklärt  sind,  ist  an- 
zukündigen, dais  sie  die  Schule  mit  dem  Schlufs  des  Semesters  verlassen  und 
zur  Universität  abgehen  können.  Denen  aber,  welche  noch  nicht  für  reif 
erachtet  sind,  wird  der  Rath  ertheilt,  die  Schule  noch  eine  Zeit  lang  zu  be- 
suchen, fsdls  Hoffnung  da  ist,  dafs  sie  dadurch  das  Fehlende  werden  ein- 
bringen können.  Nach  Ablauf  eines  halben  Jahres  können  sie  sich  zu  einer 
nochmaligen  Prüfung  (§.  6)  melden,  um  sich  das  Zeugnifs  der  Reife  zu  ver- 
dienen. Liegt  die  Ursache  von  dem  ungenügenden  Ausfall  der  ersten  Prüfung 
in  dem  Mangel  an  natürlichen  Anlagen,  so  hat  der  Dir.  in  Verbindung  mit 
den  übrigen  Lehrern  auch  jetzt  noch,  wie  sie  es  schon  früher  zu  thun  ver- 
püchtet  waren,  die  Wahl  eines  andern  Berufs  dringend  anzurathen.  Bleiben 
K^che  für  nicht  reif  Erklärte  bei  ihrer  Absicht,  die  Universität  zu  beziehen, 
10  ist  aach  ihnen  auf  ihr  Verhingen  das  Ergebnifs  ihrer  Prüfung  in  einem 
Zeugnifs  auszufertigen. 

§.  30.  Abfassung  des  Zeugnisses.  Auf  Grund  des  Prüfungs- 
protokolls (§§.  18,  25)  und  der  Censurbücher  (§.  27)  wird  in  deutscher  Sprache 
das  Zeugnifi  im  Concept  vom  Dir.  ausgefertigt  und  sämmtlichen  Mitgliedern 
der  Prfifhngscommission  zur  Mitzeichnung  vorgelegt,  demnächst  in  der  Rein- 
lehrifi  zuerst  von  dem  K.  Commissarius  unterschrieben  und  nntersiegelt, 
worauf  es  an  das  betreffende  Mitglied  des  Scholarchats,  Ephorats  oder  Cura- 
toriums,  jedoch  nur  zur  Unterschrift,  gelangt.  Dann  versieht  solches  der  Dir. 
mit  dem  Insiegel  der  Schule  und  seiner  Namensunterschrift,  welche  letztere 
endlich  auch  von  den  übrigen  Mitgliedern  der  Prüfungscommission  beige- 
fügt wird. 

§.  31.  Form  des  Zeugnisses.  Bei  der  Ausfertigung  des  Zeug- 
nisses, welches  eine  sorgfaltig  ausgeflUhrte  Charakteristik  des  Abiturienten, 
nach  seiner  sittlichen  Führung,  seinen  Fähigkeiten  und  deren  Entwickelung 
enthalten  mufs,  ist  folgendes  Schema  zu  beobachten: 

Zeugnifs  der  Reife 
für  den  Zögling  des  Gymnasiums  zu  .... 
N.  N.  (Vor-  und  Zunamen) 

aus (Gebnrtsort)  . .  Jahr  alt (Confession)  Sohn  des 

fNmme  und  Stand  des  Vaters)  zu (Wohnort  desselben)  (resp.  unter 

der  Vormondschaft  des  ....  (Name  des  Vormundes)  zu  ... .  (Wohnort 
desselben))  war  . .  Jahre  auf  dem  Gymnasium  in  ... .  (Ort) . .  Jahre  in 
der  ersten  Classe. 

I.  Sittliche  Aufführung  gegen  Mitschüler,  gegen  Vor- 
gesetzte und  im  allgemeinen.  Flelfs  und  wissenschaftliches 
Interesse.    (Unter  dieser  Rubrik  ist  die  Gesetzlichkeit,  Anständigkeit 
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üEf»  ÜHCi^caii  iberiiaopt,  nicht  blos  innerhalb  der  Schale 


um,  a  "^  «iSAtmi:^  ».  Vic^neuten  and  Mitschülern,  sondern  aach  aufaer- 
AH.>  4«swti««b  SIL  wixTBufi»^  und  auf  Grund  der  bisherigen  Schaleensüren 
^  «>aei  «ise  qk  ^sutfa  buherigen  Führung  des  Abiturienten  so  abza- 
c*.a?  aifr  «r  reac  Mioer  sittlichen  Tüchtigkeit  und  Charakterreife  so 
ft^cctivu  «Lfr  3iu^v*tt  «tiBBt  werde.  —  Behufs  der  Würdigung  des  Fleifses 
jfefs  jLntarwwi  sff  &  stattgehabte  oder  vermifste  Regel mäfeigkeit  im 
5c«iulMs&ni»  äu  V^wnene  Aufmerksamkeit  und  Theilnahme  an  allen  oder 
Auctoer  wadw^  n  nacbenden  Unterrichtsgcgenständen,  die  Selbsttbätig- 
fr-.i  r^  ;rmiimpöe^e,  Sorgfalt  und  Pünctlichkeit  nicht  nur  in  den  Schul- 
^f^^^^^«^  »fiSiMrx  anch  in  den  Privatarbeiten  zu  erwähnen.) 

IL  1^esxlBi«s^  ond  Fertigkeiten  (in  der  Religionslehre,  im 
Deatsckfz.  Lateinischen,  Griechischen,  Französischen,  in  der 
Ge5chick;e  sW  Geographie,  in  der  Mathematik  und  Physik.) 

Ina»  Ab^angszeugnifs  hat  sich  nicht  blos  über  den  Ausfall  der 
AKitarieamprtfting  auszusprechen,  sondern  allgemein  über  die  auf  der 
Schale  erroHkne  Bildung,  so  dafs  auch  der  Stand  der  Kenntnisse  in  den 
bei  der  Abitarientenprüfung  nicht  vorkommenden  Gegenständen  darin,  je 
nach  de«  Aosäül  der  Classcnexamina,  kurz  charakterisirt  wird.] 

(Die  TOB  dem  Abiturienten  in  den  einzelnen  Fächern  erlangten  Kennt- 
nisse sind  nicht  durch  einzelne  Wörter,  wie  vorzüglich,  sehr  gut  n. s.w. 
so  bezeichnen,  sondern  die  Ergebnisse  der  schriftlichen  und  mündlichen 
Prflfting  sind  nach  Anleitung  des  Prüfungsprotokolls  vollständig  und  in  der 
Art  auAtufÜhren ,  dafs  sich  daraus  deutlich  ersehen  läfst,  ob  und  in  wie 
weit  der  Abiturient  in  jedem  einzelnen  Gegenstande  den  gesetzlichen  An- 
foi^eitingen  genügt  oder  mehr  als  das  Geforderte  geleistet  hat.)  (Die  Ur- 
theile  Ober  die  Beschaffenheit  der  Kenntnisse  in  den  einzelnen  Lehrobjeeten 
sind  bei  jedem  derselben  zuletzt  in  ein  bestimmtes  Prädicat  („nicht  be- 
friedigend^  „befriedigend",  „gut",  „vorzüglich")  zusammen- 
la fassen,  so  dafs  in  einem  dieser  4  Prädicate  das  Resultat  der  Prüfung 
und  des  auf  Erfahrung  gegründeten  Urtheils  der  Lehrer  mit  Leichtigkeit 
flbersehen  und  das  Gesammtcrgcbnifs  als  hinlänglich  motivirt  erkannt  wer- 
den kann.) 

(In  allen  Fällen,  wo  die  in  §.  28  B  enthaltene  Bestimmung  auf  den 
Abiturienten  angewandt  ist,  sind  nicht  nur  die  Unterrichtsgegenstände,  in 
welchen  er  mehr  als  das  Geforderte  geleistet  hat,  sondern  auch  die,  in 
welchen  er  hinter  den  Anforderungen  zurückgeblieben  ist,  im  Zcugnifs 
gonau  nach  dem  Ergebnifs  der  Prfifung  zu  bemerken.) 

i>io  unterzeichnete  PrUfungscommission  hat  ihm  demnach,  da  er  jetit 
daB  hiesige  Gymnasium  vcrläfst,  um  . . .  (Theologie,  Kechta-  und  Camera!- 
Wissenschaft,  Arzneikunde,  Philologie  u.  s.  w.)  zu  studiren,  das  Zcagniili 

der    Rei  f  e 
ertheilt,  und  entlUfst  ihn  unter  (den  dem  betreff.  Abitaricnten  angemea- 
aenen  Belobungen,  Hoffnungen,  Wünschen,  Empfehlungen). 

den  . .  ten 18  . . 

Königliche  PrUfungs-Commission. 
(Siegel  dos  K.  (•ommissarius.)  N.  N.  K.  Commissarius. 
,    ,      o  i    I    N               (gez.)N.  N.  Director. 
(Siegel  der  Schule.)                         j^^  n.  Oberlehrer  u.  8.  w. 
Das  Zeugnifs  der  Nichtreife  wird  nur  auf  ausdrückliches  Verlangen 
des  (tcprüften  oder  seiner  Angehörigen  ausgefertigt,  nach  obigem  Schema, 
jo4loch  mit  WeglnsHung  des  Zusatzes  der  Keife  in  der  Ueberschrift,  und  statt 
doH  SehlusacH  wird  gesetzt:  Es  hat  ihm  hienach  in  der  PrUfung  vom  ..ten 
18..  das  Zeugnifs  der  Reife  nicht  zuerkannt  werden  können. 

0.  Verf.  V.  1 0.  Novb.  1851:  „Es  sind  mir  im  L4iufe  dieses  Jahres  meh- 
rere von  den  Abiturieuten-Prüfungscommissionen  ausgestellte  Mataritäts- 
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zeagnisse  vorgelegt  wordeo,  welche  durch  die  Unbestimmtheit  ihrer 
Fassang  za  gerechtem  Zweifel  Veranlassung  gegeben  haben,  ob  auf  den 
Grund  der  darin  ausgesprochenen  Urtheüe  den  Geprüften  das  Zeugnifs  der 
Reife  habe  ertbeilt  werden  können.  Da  solche  dem  Zweck  nicht  ent- 
sprechende Zeugnisse  den  Beweis  liefern,  dafs  bei  den  Prüfungen  in  ein- 
leinen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Reglements  v.  4.  Juni  1834  nicht  ge- 
hörig beobachtet  werden,  so  veranlasse  ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  die 
Prflmngscommissionen  auf  die  §§.  26, 28, 31  Anm.  ausdrücklich  zu  verweisen 
nnd  durch  Ihre  Gommissarien  mit  Strenge  darauf  zu  halten,  dafs  diese  Vor- 
schriften, befolgt  und  das  Maturitätszeugnifs  nur  dann  ertheilt  wird,  wenn 
das  Resultat  der  Prüfung  den  Bestimmungen  des  Reglements  entspricht. 
Das  Urtheil  über  dieses  Resultat  ist  mit  Bestimmtheit  und  ohne  alle  ver- 
schiedener Deutung  fähige,  beschränkende  Zusätze,  wie  ziemlich,  fast 
n.  dgl.  auszusprechen.^  — 

C.  Verf.  V.  13.  März  1852:  —  „In  meiner  Verf.  v.  10.  Novb.  v.  J. 
ist  ausdrücklich  auf  die  §§.  26,  28,  31  Anm.  des  Prüfungsreglements  hin- 
gewiesen, mithin  in  den  bestehenden  Vorschriften  nichts  abgeändert,  die 
Beachtung  derselben  vielmehr  ausdrücklich  angeordnet  worden.  Die  Ver- 
fügung verlangt  die  Abstellung  des  aus  mehreren  mir  vorgelegten  Matu- 
ritätszeugnissen erkannten  Mifsbrauchs,  die  Befähigung  der  Geprüften  mit 
allgemeinen  unbestimmten  Prädieaten,  welche  über  das  Gesammtergebnifs 
der  Prüfung  ein  bestimmtes  Urtheil  nicht  gewinnen  lassen,  zu  bezeichnen.  — 
Es  versteht  sich,  dafs  bei  Beurtheilung  des  in  den  einzelnen  Fächern  Ge- 
leisteten auch  fernerhin  die  Bestimmungen  des  Rescr.  v.  24.  Octb.  1837 
(s.  p.  205  ff.)  zur  Anwendung  kommen  können.  Eben  so  nothwendig  ist  es 
aber,  dafs  die  Beurtheilung  der  einzelnen  Fächer  mit  dem  Gesammtresultat 
in  einem  logischen  Zusammenhange  stehen  mufs,  nicht  also,  wie  mehrfach 
vorgekommen  ist,  das  Zeugnifs  der  Reife  ertheilt  werden  kann,  während 
die  Kenntnisse  in  vielen,  ^er  den  wichtigsten  Einzelfächem  als  ungenü- 
gend bezeichnet  werden.  Die  Prüfungscommissionen  haben  daher  den  Be- 
stimmungen des  Reglm.  und  den  ergänzenden  Bestimmungen  zu  folgen 
und  demgemäfs  über  das  Resultat  der  Prüfung  in  den  einzelnen  Lehr- 
gegenständen ihr  Urtheil  so  abzugeben,  dafs  der  wahre  Standpunct  der 
Geprüften  erkannt  werden  kann,  und  die  Entscheidung  über  das  Gesammt- 
ergebnifs der  Prüfung  motivirt  erscheint^ 

C.  Verf.  V.  5.  De b.  1861:  „Die  theolog.  Prüfungscommissionen  haben 
seit  längerer  Zeit  die  Wahrnehmung  gemacht,  dafs  es  den  Gandidaten  häufig 
an  derjenigen  Sicherheit  und  Fertigkeit  im  mündlichen  Gebrauch  der  la- 
teinischen Sprache  fehlt,  welche  für  mehrere  Theile  der  Prüfung  vor- 
ausgesetzt wird.  Vom  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  bei  den  theolog. 
Prüfungen  Abstand  zu  nehmen,  kann  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  fßr 
rathsam  erachtet  werden.  Es  ist  vielmehr  so  viel  wie  möglich  auf  Besei- 
tigung des  wahrgenommenen  Mangels  hinzuwirken. 

Der  zu  den  höheren  Studien  vorbereitende  Schulunterricht  schliefst 
Uebungen  im  lateinisch  Sprechen  ein,  und  sie  werden  auf  nicht  wenigen 
Gymnasien  mit  gutem  Erfolg  getrieben.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  erwarten, 
dafs  der  Erfolg  dieser  Uebungen  der  Schule  bis  zu  den  Gandidaten- 
prüfungen  ausreiche,  wenn  sie  in  der  Zwischenzeit  nicht  fortgesetzt  werden. 
Hierauf  die  zukünftigen  Theologen  bei  ihrem  Abgang  zur  Univer- 
sität aufmerksam  zu  machen,  wird  von  Nutzen  sein.  Demnach  veranlasse 
ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  Anordnung  zu  treffen,  erstlich,  dafs  in  den 
Maturitätszeugnissen  der  zum  Studium  der  Theologie  übergehenden 
Gymnasialschüler  ein  Vermerk  über  den  im  mündlichen  Gebrauch  der  latein. 
Sprache  erlangten  Grad  von  Fertigkeit  nicht  fehle,  und  sodann,  dafs  in  die- 
selben Zeugnisse  eine  Mahnung  aufgenommen  werde,  auf  der  Universität 
die  philologischen  Studien  überhaupt,  und  die  Uebungen  im  lateinisch 
Schreiben  und  Sprechen  im  besondem  nicht  zu  vernachlässigen. 

Philosoph.  Propädeutik,  vrgl.  p.95:  dafs  am  Schlufs  des  Urtheils 
Aber  das  im  Deutschen  Erreichte  auch  eine  Bemerkung  darüber  in  das 
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Zeugnils  aafzunehmen  ist,  ob  der  Abiturient  mit  den  Elementen  der  Psy- 
chologie and  der  Logik  sicher  bekannt  ist.** 

f.  32.  Einhändigung  des  Zeugnisses  und  Entlassung.  Die 
Zeugnisse  werden  den  Abgehenden  erst  bei  der  Entlassung  vom  Direetor  ein- 
gehändigt; bis  dahin  haben  sie  den  Schulunterricht  unausgesetit  zu  besuchen, 
und  sich  der  gewöhnlichen  Schulordnung  zu  unterwerfen.  Die  Entlassung 
der  Abgehenden  ist  in  jedem  Gymn.  entweder  beim  Schluls  der  öffentl.  Schol- 
prttfung  oder  bei  anderen  in  den  verschiedenen  Anstalten  flblichen  Öffent- 
lichen Feierlichkeiten  vorzunehmen,  und  es  ist  darauf  zu  halten,  dais  jeder 
von  der  Schule  mit  dem  Zeugnifs  der  Reife  zur  Universität  Abgehende  dabei 
anwesend  sei.  Hier  werden^  alle  fQr  reif  erklärten  und  die  Schule  wirklich 
verlassenden  Schüler  genannt,  mit  Ueberreichung  der  ihnen  ausgefertigten 
Zeugnisse.  Diese  Feierlichkeit  zweckmäfsig  einzurichten,  so  dafs  sie  autdie 
abgehenden  und  zurückbleibenden  Schüler,  sowie  auf  das  Publicum  die  beab- 
sichtigte Wirkung  äufsere,  und  die  Entlassung  der  Schüler  selbst  nach  der 
Individualität  eines  jeden  und  nach  dem  Inhalt  seines  Zeugnisses  zu  modifi- 
ciren,  wird  der  einsichtigen  Beurtheilung  der  Directoren  überlassen.  In  den 
jährl.  Schulprogrammen  sind  Namen  und  Geburtsort  der  Geprüften  und  f^ 
reif  Erklärten  nebst  Angabe  der  Zeit  ihres  Aufenthaltes  in  I,  des  ihnen  er- 
theilten  Zeugnisses,  des  gewählten  Facultätstudiums  und  der  Universität, 
welche  sie  zu  besuchen  gedenken,  aber  ohne  weitem  Zusatz,  aufzuführen. 

§.33.  Wirkungen  des  Zeugnisses  der  Reife  in  Bezug  auf  das 
Universitätstudium  und  auf  Zulassung  zu  den  Facultäts-  und 
Staatsprüfungen.  Nur  die  mit  dem  Zeugnifs  der  Reife  Versehenen 
sollen:  1.  auf  inländischen  Universitäten  als  Studirende  der  Theologie,  Ju- 
risprudenz und  Cameralwissenschaften,  der  Medicin  und  Chirurgie  und  der 
Philologie  angenommen  und  als  solche  bei  den  betreff.  Facultäten  inacribirt; 
2.  zu  den  Prüfungen  behufs  der  Erlangung  einer  akademischen  Würde  bei 
einer  inländischen  Facultät;  3.  sowie  späterhin  zu  den  angeordneten  Prfi- 
fungen  behufs  der  Anstellung  in  solchen  Staats-  und  Kirchenämtem,  zu  wel- 
chen ein  3  oder  4jährige8  Universitätstudium  nach  den  bestehenden  gesetz- 
lichen Vorschriften  erforderlich  ist,  zugelassen  werden. 

§«34.  Desgleichen  in  Bezug  auf  öffentl.  Stipendien.  Auch 
sollen  die  öffentlichen  Beneiicien  für  Studirende,  worin  immer  sie  bestehen 
mögen,  und  ohne  Unterschied,  ob  sie  königlich  sind  oder  von  Communen 
oder  andern  Corporationen  abhängen,  nur  an  solche  Studirende  conferirt  wer- 
den, welche  das  Zeugnils  der  Reife  besitzen.  Privat-  oder  Familienstiftungen 
können  hiedurch  nicht  beschränkt  werden.  Die  K.  Prov.  SchulcoUegien  and 
die  K.  Regierungen ,  sowie  alle  den  Gymnasien  vorgesetzte  Behörden  haben 
mit  Strenge  dahin  zu  sehen,  dafs  die  königlichen  oder  anderweitige  öffent- 
liche Stipendien  und  Beneiicien  keinem  ertheilt  werden,  bevor  er  das  vor- 
schriftsmäfsige  Examen  abgelegt,  und  sich  das  Zeugnifs  der  Reife  erworben 
hat.  Auch  werden  sämmtliche  Collatoren  öffentlicher  Stipendien  und  Bene- 
ficien  hiedurch  angewiesen,  alljährlich  ein  Verzeichnifs  derselben  und  ihrer 
Percipienten  mit  der  Bemerkung,  ob  sie  das  erforderliche  Zeugnifs  der  Reife 
erhalten  haben,  den  betreff.  K.  Regierungen  einzuschicken,  welche  befugt  sein 
sollen,  bei  illegalem  Verfahren  die  Oollation  aufzuheben.  Die  Universitäten 
sollen  gleiche  Verzeichnisse  der  Stipendien  und  Beneficien,  deren  Collation 
ihnen  zusteht,  und  ihrer  Percipienten  dem  unterzeichneten  Min.  einreichen. 

§.35.  Bedingungen  zur  Verstattung  der  Immatriculation  für 
die  Nichtreifen.  Um  das  Abgehen  der  zur  Zeit  noch  für  nicht  reif 
erklärten  Schüler  nicht  unbedingt  zu  verbieten,  ist  auch  solchen,  die  in  der 
Maturitätsprüfung  nicht  bestanden  sind,  zwar  die  Aufnahme  und  Immatricu- 
lation bei  den  inländ.  Universitäten  auf  Grund  selbst  des  Zeugnisses  der  Nicht- 
reife  zu  gestatten.  Sie  werden  aber  so  lange,  bis  sie  sich  ein  ZeugnÜa  der 
Reife  erworben  haben,  nur  bei  der  philosoph.  Facultät  in  einem  besondem 
für  sie  anzulegenden  Album  und  nicht  für  ein  bestimmtes  FacnltätsfiiAh  in- 
acribirt In  ihrer  Matrikel  ist  ausdrücklich  zu  bemerken,  da(s  sie  wefen  i 
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gdnden  Zeugnisses  der  Reife  nicht  zu  einem  bestimmten  Facoltätstadium 
xogekssen  worden. 

§.36.  Bedingungen  zur  Verstattung  der  Immatriculation 
fftr  die  gar  nicht  Geprüften.  Damit  denen,  welche  gar  keine  Maturi- 
tät^rflfung  bestanden  und  beim  Besuch  einer  inländ.  Universität  nur  die 
Absicht  haben,  sich  eine  allgemeine  Bildung  für  die  höheren  Lebenskreise 
oder  eine  besondre  für  ein  gewisses  Berufsfach  zu  geben,  ohne  dafs  sie  sich 
für  den  eigentlichen  gelehrten  Staats-  oder  Kirchendienst  bestimmen,  nicht 
die  Oelej^nheit  vorenthalten  werde,  welche  die  Universität  für  ihren  Zweck 
darbietet,  so  behält  sich  das  unterzeichnete  Min.  vor,  diesen  auf  Grund  eines 
Ton  ihnen  beizubringenden  Zeugnisses  über  ihre  bisherige  sittliche  Führung 
sur  Immatriculation  bei  den  inländ.  Universitäten,  so  wie  zur  Inscription  bei 
den  Philosoph.  Facultäten  eine  besondre  Erlaubnifs  zu  ertheilen.  Jedoch  ist 
in  ihrer  Matrikel  der  bestimmte  Zweck,  zu  welchem  sie  ohne  vorherige  Ma- 
turitätsprüfung mit  besondrer  Erlaubnifs  des  Min.  die  Universität  besuchen, 
ausdrücklich  anzugeben. 

G.  Verf.  V.  5.  Mai  1846:  „Da  ich  aus  mehrfachen  Gesuchen  wegen 
Wiederholung  der  Prüfung  pro  maturitate  entnommen  habe,  daft 
die  in  §.  3ö,  36  und  39  des  Reglements  für  die  Prüfung  der  zu  den  Univer- 
sitäten übergehenden  Schüler  vom  4.  Juni  1834  enthaltenen  Bestimmungen 
nicht  gleichmäfsig  aufgefaßt  und  angewendet  werden,  so  sehe  ich  mich 
▼eranlaist,  durch  nachfolgende  Erläuterungen  eine  gleichmäfsige  Anwen- 
dung der  bezeichneten  §§.  herbeizuführen,  durch  welche  einestheils  eine 
gründliche  Vorbildung  für  die  Universitätstudien  befördert,  andemtheils 
der  Besuch  der  Universitäten  auch  Denen  nicht  unbedingt  versagt  sein 
sollte,  welche  sich  ein  Zeugnifs  der  Reife  nicht  erworben  haben.  Da  diese 
Reife  am  sichersten  auf  den  für  den  Besuch  der  Universitäten  vorberei- 
tenden öffentlichen  Lehranstalten  gewonnen  werden  kann,  so  ist 

1.  denjenigen  Gymnasiasten  der  I  einer  Anstalt,  welche  zur  Prüfung 
pro  maturitate  zugelassen  worden  sind,  aber  ein  Zeugnifs  der  Nichtreife 
erhalten  haben,  die  Wiederholung  der  Prüfung  in  fedem  spätem  Termin 
zu  gestatten,  so  lange  sie  Schüler  des  Gymn.  bleiben,  oder  das  Gymn. 
zwar  verlassen,  jedoch  die  Universität  nicht  beziehen.  2.  Auch 
diejenigen,  welche  sich  durch  Privatunterricht  oder  auf  ausländ.  Gymnasien 
für  die  Prüfung  vorgebildet  haben,  können  dieselbe  mehrere  Male  wieder- 
holen, so  lange  sie  die  Universität  nicht  beziehen,  vielmehr  ihre 
Privatstudien  zu  genügenderer  Vorbildung  fortsetzen.  3.  Diejenigen, 
welche  die  Universität  mit  dem  Zeugnifs  der  Nicbtreife  bezogen  haben, 
und  nach  den  Bestimmungen  des  §.  35  bei  der  philosoph.  Facultät  inscribirt 
yrorden  sind,  können  nach  §.  39  während  ihres  Besuchs  der  Universität  die 
Maturitätsprüfung  nureinmal,abernichtöfter  wiederholen.  4.  Alle, 
welche  die  Universität  beziehen  und  bei  derselben  Vorlesungen  hören,  ohne 
zuvor  sich  einer  Maturitätsprüfung  unterworfen  zu  haben,  später  aber  sich 
ein  Zeugnifs  der  Reife  erwerben  wollen,  können  unter  allen  Umständen  nur 
2mal,  aber  nicht  öfter  zur  Prüfung  pro  maturitate  zugelassen  werden. 
Insofern  dieselben  nach  den  in  §.  36  enthaltenen  Bestimmungen  bei  der 
Philosoph.  Facultät  inscribirt  sind  und  darüber,  dafs  sie  eine  Anstellung  im 
eigentlichen  gelehrten  Staats-  und  Rirchendienst  nicht  beabsichtigen,  eine 
lehriftl.  Erklärung  abgegeben  haben,  können  dieselben  zur  Prüfung  pro 
maturitate,  durch  welche  sie  der  abgegebenen  Erklärung  ungeachtet  zur 
Anstellung  im  eigentlichen  gelehrten  Staats-  und  Kirchendienst  sich  die 
Bahn  eröffnen  könnten,  Jiur  mit  Genehmigung  des  Min.  der  geistl.  etc. 
Anglgh.  zugelassen  werden,  welche  sowohl  der  betreff.  Prüfungscommission, 
als  auch  später  bei  der  Immatriculation  als  maturi  und  dem  damit  ver- 
knüpften Beginn  eines  akadem.  Trienniums,  resp.  Quadrienniums,  vorzu- 
legen ist*' 

Bei  MittheiluuK  vorstehender  Verfügung  an  die  Universitätsouratoren 
ist  die  Bemerkung  hinzugefügt,  „dafs  alle  cuejenigen,  welchen  nadi  §«  36 
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des  Prüfangsreglements  die  besondre  Erlanbnifs  zur  Inscription  bei  der 
Philosoph.  Facultät  ertheflt  wird,  schriftlich,  und  zwar  am  angemessensten 
zum  Protokoll,  za  erklären  haben,  dafs  sie  eine  Anstellung  im  eigentlichen 
gelehrten  Staats-  und  Kirchendienst  nicht  beabsichtigen.  Denselben  ist  auch 
zugleich  bei  Ertheilung  jener  Erlaubnifs  schriftlich  oder  zum  Protokoll  zu 
eröffnen,  dafs,  wenn  sie  später  sich  zum  Beginn  des  akadem.  Trienninms, 
resp.  Quadrienniums,  ein  Zeugnifs  der  Reife  zu  erwerben  gesonnen  sein 
sollten,  die  Zulassung  zur  Prüfung  pro  maturitate  Yon  der  Beibringung  der 
Erlaubnifs  des  Min.  der  geistl.  etc.  Anglgh.  abhängig  bleibe,  welche,  falls 
der  Candidat  dereinst  seiner  Erklärung  ungeachtet  im  hohem  Staats-  und 
Rirchendienst  angestellt  zu  werden  beabsichtigt,  nur  ausnahmsweise  und 
ans  besonders  erheblichen  Gründen  werde  ertheilt  werden.** 

[C.  Verf.  V.  12.  Jan.  1856:  Denjenigen  Abiturienten,  welche  ein 
Zeugnifs  der  Reife  nicht  haben  erwerben  können  und  die  Schule  ver- 
lassen, ist  es,  sie  mögen  die  Universität  bezogen  haben  oder  nicht,  nor 
noch  ein  Mal  gestattet,  die  Prüfung  zu  wiederholen;  es  kann  dies  jedoch 
nur  in  der  Provinz  geschehen,  in  welcher  sie  das  Zeugnifs  der  Nichtreife 
erhalten  haben.] 

C.  Verf.  V.  25.  Apr.  1855:  „Nach  §.36  des  Prüfungsreglements  v. 
4.  Juni  1834  ist  dem  Min.  die  Befugnifs  vorbehalten,  ausnahmsweise  sol- 
chen jungen  Männern,  welche  keine  Maturitätsprüfung  bestanden  haben, 
jedoch  zur  Erwerbung  einer  allgemeinen  höhern  Bildung  eine  Universität 
zu  besuchen  wünschen,  die  Erlaubnifs  zur  Immatriculation  zu  ertheilen. 
Durch  Verf.  v.  9.  Octb.  1844  ist  diese  Befugnifs  den  aufserordentlichen 
Regierungsbevollmächtigten  delegirt,  und  durch  die  Verf.  v.  24.  Octb.  1848 
diese  Delegation  zurückgenommen  worden.  Nach  der  inzwischen  gemachten 
Erfahrung  sind  diejenigen  jungen  Leute,  welche,  um  blos  zu  ihrer  eigenen 
Fortbildung  die  Vorlesungen  an  den  Universitäten  benutzen  zu  können, 
bei  derselben  immatriculirt  zu  werden  wünschen,  deren  Immatriculation 
jedoch  bei  dem  Mangel  des  Zeugnisses  der  Reife  nicht  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung des  Min.  stattfinden  darf,  in  der  Regel  mit  den  Gesetzen  über 
die  Immatriculation  wenig  bekannt,  und  werden  Iq  solchem  Fall  dadurch, 
dafs  sie  erst  um  die  Zeit  des  Anfangs  der  Vorlesungen,  nachdem  sie  sich 
zur  Immatriculation  gemeldet  haben,  von  der  erforderlichen  Einholung  der 
Genehmigung  des  Min.  Kenntnifs  erhalten,  verhindert,  die  Vorlesungen  von 
Anfang  an  zu  hören.  Um  diese  Verhinderung  und  die  dadurch  erwachsen- 
den Uebelstände  für  die  Zukunft  möglichst  zu  beseitigen,  finde  ich  es  an- 
gemessen, die  fragl.,  dem  Min.  vorbehaltene  Befugnifs  den  Universitäts- 
curatoren,  resp.  den  üniversitätscuratorien,  jedoch  mit  Vorbehalt  des  Wider- 
rufs zu  delegiren,  und  ermächtige  ich  demnach  dieselben,  über  dergl. 
Gesuche  um  Zulassung  zur  Immatriculation  unter  Beachtung  der  sonstigen 
im  angeführten  §.  36  des  Reglements  v.  4.  Juni  1834  enthaltenen  Bestim- 
mungen zu  entscheiden,  indem  ich  nur  noch  bemerke,  dafs  der  §.  36  auch 
auf  die  von  den  Realschulen  mit  einem  Zeugnifs  der  Reife  entlassenen 
Schüler  Anwendung  findet" 

G.  Verf.  V.  25.  Apr.  1855:  „Im  Anschlufs  an  meinen  Erlais  vom 
heutigen  Tage,  durch  welchen  die  Universitätscuratoren  ermächtigt  sind^ 
die  nach  §.  36  des  Prüfungsreglements  v.  4.  Juni  1834  erforderliche  Er* 
laubnifs  zur  Immatriculation  ohne  vorgängige  Anfrage  bei  mir  zu  ertheilen, 
bringe  ich  den  C.  Erlafs  meines  H.  Amtsvorgängers  v.  5.  Mai  1846,  wonaolB. 
die  auf  Grund  des  §.  36  Immatriculirten  nicht  ohne  meine  besondre  Ge- 
nehmigung zur  Maturitätsprüfung  zuzulassen  sind,  mit  dem  Bemerken  im 
Erinnerung,  dafs  es  rathsam  sein  dürfte ,  diese  G.  Verf.  zugleich  mit  den 
darin  fQr  die  Immaturi  überhaupt  enthaltenen  Bestimmungen  von  Zeit  so 
Zeit  mittels  Anschlags  am  schwarzen  Brett  zur  Kenntnifs  der  betheiligten 
Studirenden  zu  bringen. 

Zweokmälsig  wird  es  sein ,  den  Aufenthalt  der  auf  Grund  des  §.  86 
Immatricnlirten  auf  der  Universität  sogleich  bei  deren  Zulassung  xor  Im- 
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matrioalatioii  anf  ein  bestimmtes  Zeitmaafs.  etwa  auf  3  Semester,  zu  be- 
schränken, die  Verlängemng  dieser  Frist  besondrer  Genehmignnff  vorzu- 
bdialten,  diese  jedoch  nicht  über  das  Trienniam  hinaas  za  ertheilen.  Es 
ist  dabei  in  Betracht  zu  ziehen,  dafs  erfahrungsmäfsig  einzelne  ätudirende 
der  gedachten  Kategorie  den  Aufenthalt  auf  der  Universität  zu  anderen 
Zwecken  als  zum  Studiren  benutzen,  und  die  nur  der  akadem.  Jugend 
tuffedachten  Vortheile,  insbesondere  auch  auf  dem  civilrechtlichen  (xebiet, 
miiabraachen.'' 

Min.  Verf.  v.  13.  Jan.  1863  (an  die  Universitätscuratorien):  „Die 
bisher  dem  Min.  der  geisü.  etc.  Anglgh.  vorbehaltene  Entscheidung  über 
Gesuche  um  Verlängerung  der  1  */,  jährigen  Studienzeit  solcher  Studirenden, 
die  auf  Grund  von  §.  36  des  Prüfungsreglements  v.  4.  Juni  1834  bei  der 
Philosoph.  Facultät  immatriculirt  worden,  will  iqh  mit  Rücksicht  auf  die 
seitdem  gemachten  Erfahrungen  bis  auf  weiteres  den  Univ.  Curatorien 
überlassen.*'  — 

Min.  Verf.  V.  9.  Octb.  1856  (an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin): 
ffDie  Abiturienten-Prüfungscommission  des  Gymn.  —  ist  im  Irrthum,  wenn 
sie  nach  Inhalt  ihres  hier  wiederbeigefügten  Berichts  unter  Nr.  4  des 
G.  Rescripts  vom  5.  Mai  1846  zwei  verschiedene  Fälle  zu  subsumiren  und 
hinsichtlich  der  Zulassung  der  auf  Grund  des  §.  36  des  Reglm.  v.  4.  Juni 
1834  Immatriculirten  zur  Maturitätsprüfung  einen  Unterschied  machen  zu 
dürfen  glaubt  zwischen  solchen,  welche  auf  dereinstige  Anstellung  im  ge- 
lehrten Staats-  oder  Kirchendienst  schriftlich,  verzichtet  und  solchen,  die 
einen  derartigen  Verzicht  nicht  erklärt  haben.  Ein  solcher  Unterschied 
besteht  nicht;  Jeder  auf  Grund  des  §.  36  Immatriculirte  muls  vor  der  Im- 
matriculation  die  Erklärung,  dafs  er  eine  Anstellung  im  gelehrten  Staats- 
oder  Kirchendienst  nicht  beabsichtige,  schriftlich  abgeben.  Für  die  Frage, 
ob  ein  solcher,  wenn  er  später  seine  Absicht  geändert,  oder  aus  irgend 
einem  andern  Grunde  zur  Maturitätsprüfung  zugelassen  zu  werden  wünscht, 
hiesu  ministerielle  Genehmigung  einzuholen  und  der  Prüfungscommission 
nachzuweisen  verpflichtet  sei,  ist  demnach  nicht  der  obengedachte  Verzicht, 
sondern  allein  der  Umstand  entscheidend,  dafs  die  Immatriculation  auf 
Grund  des  §.  36  erfolgt  ist.  Die  Prüfungscommissionen  werden  mithin,  um 
sicher  zu  gehen,  jeden  Prüfungscandidaten,  welcher  nach  den  Angaben  in 
seinem  „Lebenslauf"  bereits  immatriculirt  ist,^  zur  Vorlegung  entweder  des 
ihm  früher  zu  Theil  gewordenen  Zeugnisses  der  Nichtreife  oder  der  mini- 
steriellen Genehmigung  seiner  Zulassung  zur  Prüfung  aufzufordern  haben. 
Verschweigt  ein  Candidat,  dafs  er  bereits  immatriculirt  ist,  so  wird  sich 
das  bei  der  Umschreibung  seiner  Matrikel  ergeben  und  dann  das  weiter 
Erforderliche  nach  Lage  der  Sache  gegen  ihn  zu  veranlassen  sein.  Die 
Eingangs  genannte  Commission  ist  hienach  zu  belehren." 

§.37.    Vorschriften  in  Betreff  der  Immatriculation.        Zur 
Immatriculation  auf  einer  K.  preufs.  Universität  und  bei  der  akadem.  Lehr- 
anstalt in  Münster  ist  somit  fQr  Inländer,  sie  mögen  von  einem  inländ.  oder 
ausländ.  Gymn.,  oder  aus  Privatunterricht  (§.  41)  oder  nach  schon  begonne- 
nem akadem.  Studium  von  einer  Universität  des  In-  oder  Auslandes  kommen, 
^ie  Beibringung  des  von  einer  inländ.  Prüfungscommission  ausgestellten  Zeug- 
nisses über  die  Reife  oder  Nichtreife  des  Immatriculanden  oder  einer  be- 
Bondem  Erlaubnifs  des  unterzeichneten  Min.  erforderlich.  In  Fällen,  wo  ohne 
ein  solches  Zeugnifs,  oder  ohne  eine  solche  Erlaubnifs  des  Min.  die  Immatri- 
cnUtion  eines  Inländers  vollzogen  worden,  soll  nicht  nur  die  Matrikel  zurück- 
genommen, sondern  auch  an  dem  Rector  oder  Prorector,  welcher  dieselbe 
ertheilt  ha^  diese  C!ontravention  nach  Befinden  der  Umstände  gerügt  werden. 
§.38.    Einsendung  der  halbjährlichen  Listen  der  Immatri- 
culirten.       Jede  Universität  und  die  akadem.  Lehranstalt  in  Münster  hat 
halbjährlich  im  Dcb.  und  im  Juni  eine  genaue  Liste  der  bei  ihr  immatri- 
culirten Inländer,  mit  An^be  der  Schule,  welche  sie  besucht,  oder  bei 
welcher  sie,  falls  sie  durdi  Privatunterricht  gebildet  sind,  die  Maturitäts- 
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prüfang  bestanden  haben,  der  Art  des  erhaltenen  Zeagnisses  und  des  Fachs, 
dem  sie  sich  widmen,  an  das  unterzeichnete  Min.  einzureichen.  In  dieser 
Liste  sind  die  Studirenden,  welche  auf  ein  Zeugnifs  der  Nichtreife,  oder  in 
Folge  einer  besondern  Erlanbnifs  des  Min.  immatriculirt  und  bei  der  philo- 
Boph.  Facultät  inscribirt  worden,  getrennt  von  den  übrigen  aufzuführen. 

§.39.  Spätere  Erwerbung  des  Maturitätszeugnisses.  Denen, 
welche  mit  dem  Zeugnifs  der  Nichtreife  die  Universität  bezogen  haben,  und 
den  Wirkungen  dieses  ^Zeugnisses  entgehen,  oder  sich  die  Ehre  eines  vor- 
theilhaftern  Zeugnisses  erwerben  wollen,  soll  es  vergönnt  sein,  auch  während 
ihres  Besuchs  der  Universität,  noch  einmal  aber  nicht  öfter  die  Maturitftts- 
prtlfung  nachzusuchen,  und  sich  noch  nachträglich  ein  Zeugnifs  der  Reife 
zu  erwerben.  Uebrigens  versteht  es  sich,  dafs  solchen  nicht  im  Kreise  der 
Schule,  sondern  nur  vor  der  Prüfungscommission  des  betreff.  Gymn.,  das 
Zeugnifs,  welches  ihnen  auf  Grund  einer  nochmaligen  Maturitätsprflfang  er- 
theilt  worden,  einzuhändigen  ist.  Das  von  ihnen  abzuhaltende  gesetzliehe 
Triennium  und  resp.  Quadriennium  wird  aber,  wenn  sie  nicht  eine  desfallsige 
Dispensation  des  betreff.  K.  Min.  beibringen  können,  in  der  Regel  erst  von 
dem  Zeitpunct  ab  gerechnet,  wo  sie  das  Zeugnifs  der  Reife  erhalten  haben. 

§.  40.  Vorschrift  in  Bezug  auf  die  Abgangszeugnisse  der 
Universitäten.  Den  Universitäten,  und  namentlich  deren  Reotoren  oder 
Prorectoren  und  Decanen  wird  zur  Pflicht  gemacht,  die  Immatriculanden 
nicht  nur  unter  Angabe  des  Prüfungszeugnisses,  welches  sie  von  der  Schul- 
Prüfungscommission  erhalten  haben,  in  das  Album  einzutragen,  sondern  jedes- 
mal auch  in  der  Matrikel,  sowie  in  den  Zeugnissen,  welche  die  Studirenden 
bei  ihrem  Abgang  von  der  Universität  erhalten,  obige  Angabe  des  Abitari- 
entenzeugnisses,  mit  welchem  sie  auf  die  Universität  gekommen  sind,  oder 
des  Maturitätszeugnisses,  welches  sie  sich  vielleicht  nachträglich  während  der 
Universitätsjahre  (§.  39)  erworben  haben,  zu  resumiren. 

§.41.  Anweisung  zur  Prüfung  für  die  durch  Privatunterricht 
oder  auf  ausländischen  Gymn.  Gebildeten.  Diejenigen,  welche 
ein  ausländisches  Gymn.  besucht  haben,  oder  aus  Privatunterricht,  und  nicht 
unmittelbar  von  einem  Gymn.  zur  Universität  übergehen,  haben  die  Prüfung 
ihrer  Kenntnifsreife  unter  Einreichnng  der  Zeugnisse  ihrer  bisherigen  Lehrer 
über  ihre  Studien  und  ihre  sittliche  Führung  —  schriftlich  auf  die  in  §.  6 
bestimmte  Art  nachzusuchen,  und  sich  den  Anordnungen  dieses  Reglements 
zu  unterwerfen.  Jedoch  ist  die  Prüfung  Derer,  welche  bis  dahin  nur  Privat- 
unterricht genossen  haben,  nicht  mit  dem  Examen  der  zur  Universität  ab- 
gehenden Schüler  der  Gymn.  zu  verbinden,  sondern  abgesondert  anzustellen, 
nnd  bei  der  Berathung  über  den  Ausfall  einer  solchen  Prüfung  ist  auf  den 
Umstand,  dafs  die  Examinanden  kein  Gymn.  besucht  haben,  und  nicht  von 
ihren  bisherigen  Lehrern  geprüft  worden,  billige  Rücksicht  zu  nehmen.  Die 
im  §.  7  enthaltene  Bestimmung  leidet  auf  Diejenigen,  welche  nur  Privatunter 
rieht  erhalten  haben,  oder  nachweisen  können,  dafs  seit  ihrem  Abgange  aus 
der  zweiten  Classe  eines  Inland,  oder  ausländ.  Gymn.  schon  2  Jahre  verlosaen 
sind,  keine  Anwendung.  Für  ihre  Prüfung  und  die  Ausfertigung  des  Zeug- 
nisses haben  sie  die  vorgeschriebenen,  angemessenen  Gebühren  zu  erlegen. 
[Fremden  Maturitätsaspiranten  ist  es  hinfort  nicht  gestattet,  sich  das 
Gymn.,  an  welchem  sie  die  Prüfung  zu  bestehen  wünschen,  selbst  zu  wählen. 
Dieselben  haben  sich  vielmehr  behufs  der  Zulassung  zur  Prüfung  spätestens 
im  Jan.  oder  im  Juni  zu  dem  resp.  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis  Statt  finden- 
den Prüfungstermin,  je  nach  dem  Wohnort  ihrer  Eltern,  oder  nach  denyeni- 
ffen  Ort,  an  welchem  sie  zuletzt  ihre  Schulbildung  erhalten  haben,  an  das 
betreff.  Prov.  Schulcollegium,  unter  Einreichung  ihrer  Zeugnisse  and  eines 
deutsch  geschriebenen  curriculum  vitae,  zu  wenden  und  werden  von  dem- 
selben, unter  Berücksichtigung  ihrer  Confession  und  ihrer  anderweitigen 
Verhältnisse,  der  Prüfungscommission  eines  Gymn.  der  Provinz  zugewiesen. 
Bestehen  sie  die  Prüfung  nicht,  so  sind  die  Gommissionen  ermäohtigt|  de 
auf  eine  bestimmte  Zeit  zurückzuweisen.  Die  in  §.  41  des  Prü^ngsreglements 
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empfohlene  billige  RQckBicht  darauf,  dafs  solche  Externen  nicht  von  ihren 
bisherigen  Lehrern  geprüft  werden,  ist  häufig  als  eine  nnzeitige  Milde  der 
Benrtheilang  auch  bei  jungen  Leuten  geübt  worden,  die  ohne  dringende 
Gründe  und  gemeiniglich  nur  deshalb  aus  den  oberen  oder  mittleren  Classen 
eines  Gymn.  ausgetreten  sind,  um  den  vermeintlich  kürzern  und  leichtem 
Weg  der  Privatvorbereitung  statt  des  regelmä(sigen  Schulcursus  einzuschla- 
fen. Es  ist  aber  festzuhalten,  dafs  die  erwähnte  Rücksicht,  soweit  sie  bei 
der  Bedeutung  der  Maturitätsprüfung  überhaupt  zulässig  ist,  nur  für  diejeni- 
gen Examinanden  gelten  soll,  welche  vorher  ein  Gymn.  besucht  haben.] 

0.  Verf.  V.  25;Sptb.  1851:  „Es  sind  bisher  an  mehreren  Gymna- 
sien Schüler,  welche  aus  der  II  ausgetreten  und  seit  ihrem  Austritt  noch 
nicht  2  Jahre  lang  Privatunterricht  empfang^en  haben,  gegen  die  Bestim- 
mung des  S-  ^l  des  Prüfungsreglm.  vorläung  und  unter  Vorbehalt  meiner 
Genehmigung  zu  den  schriftl.  und  sogar  zu  den  mündl.  Maturitätsprüfungen 
zugelassen  worden.  Da  dieses  Verfahren  mit  der  für  die  Ordnung  der 
G^mnasialstudien  höchst  wichtigen  Vorschrift  des  Reglm.  nicht  überein- 
stimmt, und,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  eine  Dispensation  von  der- 
selben wohl  nur  in  den  seltensten  Fällen  als  nothwendig  nachgewiesen 
werden  kann,  so  veranlasse,  ich  die  K.  Prov.  Schulcollegien,  solche  in  dem 
Reglm.  nicht  vorbehaltene  Dispensation  nicht  mehr  zu  erth eilen  und  meine 
Autorisation  dazu  nur  dann  nachzusuchen,  wenn  sie  durch  die  Nothwen- 
digkeit  gerechtfertigt  zu  sein  scheint.  Die  Directoren  der  Gymn.  sind  an- 
zuweisen, alle  Dispensationsgesuche  dieser  Art  abzulehnen  und  die  betreff. 
Aspiranten  ohne  ausdrücklicne  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörde  zu 
den  Prüfungen  nicht  zuzulassen." 

C.  Verf.  V.  14.0ctb.  1841:  „Was  die  Ausfertigung  der  Zeugnisse 
für  fremde  Maturitätsaspiranten  betrifft,  welche  ein  ausländ. Gymn. 
besucht  haben  oder  aus  Privatunterricht  und  nicht  unmittelbar  von  einem 
inländischen  Gymnasium  zur  Universität  übergehen  wollen,  so  ist  aus  den 
von  denselben  beizubringenden  Zeugnissen  ihrer  bisherigen  Lehrer  über 
ihren  bis  dahin  bewiesenen  Fleifs  u.  s.  w.  das  Erforderliche  in  das  Prüfungs- 
zengnifii  zu  übernehmen,  und  falls  die  Zeugnisse  ihrer  bisherigen  Lehrer 
hierüber  keine  näheren  Data  enthalten,  solches  in  den  Prüfungszengnissen 
ausdrücklich  zu  bemerken.*' 

§.42.  Nachträgliche  Prüfung  der  Studirenden  derTheologio 
'tind  Philologie  im  Hebräischen.  Stndirendc  der  Theologie  und  Phi- 
lologie, welche  nicht  mit  der  erforderlichen  Renntnifs  des  Hebräischen 
<i.  &  A,  9)  die  Universität  bezogen ,  oder  erst  auf  der  Universität  sich  zum 
Studium  der  Theologie  oder  Philologie  gewandt  haben ,  also  auf  der  Schule 
nicht  im  Hebräischen  geprüft  worden,  können  sich  das  Zeugnifs  der  Reife 
für  diesen  einzelnen  Unterrichtsgegenstand  durch  eine  Prüfung  bei  einer  R. 
Wissenschaft!.  Prüfungscommission  nachträglich  erwerben,  müssen  jedoch  von 
diesem  Zeitpunct  an  noch  5  Universitätsemester  auf  das  Studium  der  Theo- 
logie und  resp.  Philologie  verwenden. 

§.43.  Anweisung  für  Ausländer.  Auch  für  Ausländer,  denen 
gestattet  worden,  sich  im  diesseitigen  Staatsdienst  um  eine  Anstellung  zu 
bewerben,  für  welche  ein  3-  oder  4jähriges  Universitätstudium  vorgeschrie- 
ben ist,  gelten  die  im  §.33,  3  gegebenen  Bestimmungen,  und  haben  die- 
selben, wenn  sie  in  Hinsicht  ihrer  Schnlbildung  kein  von  dem  betreff.  K. 
Min.  als  Vollgültig  anerkanntes  Zeugnifs  der  Reife  aus  ihrer  Heimath  beibrin- 
gen können,  sich  der  Maturitätsprüfung  bei  einem  inländ.  Gymn.  nachträglich 
in  unterwerfen. 

§.44.  Einsendung  der  Prtifungsverhandlungen.  Die  Direc- 
toren der  Gymn.  sind  verpflichtet,  sämmtliche  Abiturienten-Prüfungsverhand- 
langen  halbjährlich  und  unfehlbar  4  Wochen  nach  beendigter  Prüfung  bei 
dem  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegium  einzureichen,  auch  wenn  keine  Abituri- 
entenprüfnng  abgehalten  ist,  binnen  gleicher  Frist  hievon  Anzeige  zu  machen. 
Es  müssen  aber  die  Prüfungsverhandlungen  enthalten :  1.  eine  Abschrift  des 
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Aber  die  schrifU.  und  mfindl.  Prüfung  aufgenommeDen  ProtokollB;  2.  eine  Ab- 
schrift der  den  Abiturienten  ertheilten  Zeugnisse ;  3.  die  von  den  Abiturienten 
verfaisten  und  von  den  Lehrern  beurtheilten  schriftlichen  Arbeiten  im  Ori- 
ginal. — 

[Hinsichtlich  der  nach  §.44  des  Reglements  an  die  K.  Prov.  Schuleol- 
legien  und  demnächst  an  die  K.  wissenschaftl.  Prüfungscoramissionen  einin- 
sendenden  Prflfungsverhandlungen  kann  es  den  Directoren  tiberlassen  werden, 
statt  einer  Abschrift  des  über  die  mtindl.  und  schriftl.  Prflfung  aufgenomme- 
nen Protokolls  das  Original  vorzulegen,  welches  schliefslich ,  nachdem  die 
beiden  genannten  Behörden  davon  Kenntnifs  genommen,  den  betreff.  Diree- 
toren  zur  Gymnasialregistratur  zurflckzugeben  ist.] 

$.  46.  Den  K.  Prov.  SchulcoIIegien  liegt  ob,  diese  Verhandlungen  vor- 
läufig durchzusehen,  was  in  denselben  mangelhaft  befunden  wird,  zu  ver- 
vollständigen, insbesondere  die  schriftl.  Arbeiten  vorläufig  zu  prüfen,  sodann 
aber,  sobald  sämmtliche  Verhandlungen  der  Gymn.  eingegangen  sind,  solche 
der  betre£  R.  wissenschaftl.  Prüfungscommission  vorzulegen. 

§.  46.  Beurtheilung  derselben  durch  die  K.  wissenschaftL 
Prüfungscommissionen.  Die  R.  wissenschaftl.  Prüfungscommissionen 
veranstalten  sodann  eine  Revision  dieser  Prüfungsverhandlungen  und  legen 
ihr  Urtheil  in  einem  Gutachten  nieder,  welches  sie  unter  Beifügung  der  Ver- 
handlungen an  die  R.  Prov.  SchulcoIIegien  senden.  Die  Obliegenheit  der 
letzteren  ist,  dieses  Gutachten,  wenn  sie  demselben  völlig  beitreten,  unver- 
ändert oder  mit  den  nöthig  befundenen  Modalitäten  unter  Couvert  des  K. 
Prüfnngscommissarius  an  die  betreff.  Prüfungscommission  zur  Rcnntnifsniüinie 
und  Nachachtung  gelangen  zu  lassen. 

Aus  einer  G.  Verf.  v.  12.  Juni  1861:  —  „Dafs  aufser  der  Aufsieht, 
welche  die  Schulverwaltung  über  die  Einhaltung  der  über  die  Abiturienten- 

Srüfungen  erlassenen  Vorschriften  ftihrt,  an  die  Schlufsleistungen  der  höheren 
chulen  von  andrer  Seite  auch  ein  ausschliefslich  wissenschaftlicher  Maili- 
sfab  gelegt  wird,  hat  sich  als  heilsam  erwiesen.  Der  Zweck  wird  sich  je- 
doch auch,  und  vielleicht  sichrer,  erreichen  lassen,  wenn  nicht  immer  die 
ganze  Masse  der  Arbeiten  und  anderer  Schriftstücke  von  sämmtlichen  Gym- 
nasien und  Realschulen  der  Provinz  der  betreff,  wiss.  Prüfungscommission 
zugesandt  wird,  sondern  jedesmal  nur  ein  Theil  derselben.''  — 

C.  Verf.  V.  6.  Jan.  1862:  —  „Es  ist  nicht  erforderiich,  dafs  das  Gut- 
achten sich  auch  auf  die  mündliche  Prüfung  erstrecke.  Der  Dauptgegen- 
stand  desselben  sind  die  schriftl.  Arbeiten  sowohl  bei  den  Gymn.  wie  bei 
den  Realschulen.  Die  Protokolle  über  die  mündl.  Prüfung  nebst  den  übri- 
gen zu  den  Verhandlungen  gehörigen  Schriftstücken  sind  wie  bisher  des 
schriftl.  Arbeiten  beizuftigen.  Es  bleibt  den  R.  wiss.  Prüfung^commissionea 
überlassen,  wieweit  sie  bei  ihrem  Urtheil  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  Ar 
angemessen  halten.  —  Die  Gutachten  gelangen  wie  bisher  durch  die  K. 
SchulcoIIegien,  eventl.  von  den  Bemerkungen  derselben  begleitet,  zur  MH- 
theilung  an  die  Prüfungscommissionen  der  betreff.  Schulen.  Die  Mitglieder 
derselben  haben  durch  ihre  Unterschrift  zu  bezeugen,  dafs  sie  davon  Rennt- 
nifs  benommen.  —  In  der  mir  einzureichenden  Abschrift  der  Gutachten 
sind  diejenigen  Modificationen  derselben,  zu  denen  sich  die  Aufsichtsbehörde 
nach  ihrer  näheren  Renntnifs  der  Verhältnisse,  vor  Mittheilung  an  die  Di- 
rectoren etwa  veranlafst  gefunden  hat,  besonders  zu  bezeichnen  und  m 
motiviren.'' 

§.  47.  Damit  sich  das  Urtheil  der  R.  wissenschaftl.  Prüfungscommissk» 
immer  dann  schon  in  den  Händen  der  Abiturienten-Prüfungscommission  bei 
den  Gymn.  befinde,  wenn  diese  zu  einer  neuen  Prüfung  schreitet,  wird  feet- 
ffesetzt,  da(s  die  Verhandlungen  über  die  Abiturientenprüfungen,  rcsp.  in  dar 
Mitte  des  April  und  October  an  die  R.  Prov.  SchulcoIIegien  gesandt,  von 
diesen  spätestens  in  der  Mitte  resp.  des  Mai  und  November  den  R.  wisaen- 
sehaftl.  Prflfangscommissionen  Übermacht,  und  von  den  letzteren  nach  2  Mo- 
«^«ften,  also  in  der  Mitte  resp.  des  Juli  und  des.  Januar,  an  die  K«  Prov.  8ohil> 
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•  

eollegien  zurflekgesandt  werden  sollen.  Die  ebengedachten  Behörden  haben 
dann  daranf  zn  halten ,  dais  die  Urtheile  der  K.  wisaentohaftl.  Prüfungscom- 
miasionen  mit  den  beizulegenden  schriftl.  Prflfungaarbeiten  bis  resp.  zum 
1.  Ang.  nnd  1.  Febr.  an  die  betreff.  Abiturienten-Prüfungacommission  gelangen. 

(Mit  Rücksicht  auf  die  vermehrte  Zahl  der  höheren  Lehranstalten  und 
die  dadurch  erschwerte  Arbeit  der  Superrevision  ist  unter  dem  6.  Jan.  1862 
angeordnet  worden,  dafs  bis  auf  weiteres  nur  von  der  Hälfte  der  Gymnasien 
jeder  Provinz  die  Abiturientenarbeiten  jedes  Prüfungstermins  den  K.  wissen- 
schaftl.  Prflfungscommissionen  zur  Begutachtung  zugesandt  werden.  Die  Ar- 
beiten deijenigen  Gymn.,  bei  denen  nicht  der  Departementsrath  des  K.  Prov. 
Schulcolleginms,  sondern  ein  stellvertretender  Commissarius  die  Prüfung  ge- 
leitet hat,  werden  jedesmal  in  diese  Zahl  aufgenommen.  Die  Wahl  der  übrigen 
Gymn.  ist  dem  Dafürhalten  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  überlassen.  Die 
Abitnrientenarbeiten  der  Realschulen  werden  nach  wie  vor  sämmtlichden 
K.  Wissenschaft].  Prüfungscommissionen  zugesandt.) 

(„Es  ist  häufig  nicht  erreicht  worden,  dafs  die  Urtheile  der  K.  wiss. 
Prüfungscommissionen  sich  zu  der  in  §.  47  des  Reglm.  festgesetzten  Zeit  schon 
in  den  Händen  der  Prüfung^commissionen  der  Gymn.  befinden.  Vielmehr 
sind  die  Urtheile  oft  lange  nachher  erst  an  dieselben  gelangt  und  haben  den- 
selben in  solchen  Fällen  den  beabsichtigten  Nutzen  nur  in  beschränkterem 
Jfafse  gewähren  können.")  G.  Verf.  v.  3.  Aug.  1860:  —  „Um  dazu  beizu- 
tragen, dafs  der  Bestimmung  des  Prüfungsreglements  v.  4.  Juni  1834,  wonach 
die  Urtheile  der  K.  wiss.  Prüfungscommissionen  sich  immer  dann  schon  in 
den  Händen  der  Prüfungscommissionen  bei  den  Gymnasien  befinden  sollen, 
wenn  diese  zu  einer  neuen  Prüfung  schreiten,  mehr  entsprochen  werde,  be- 
stimme ich,  dafs  in  Zukunft  die  Prüfungsverhandlungen  von  den  Directoren 
spätestens  14  Tage  nach  beendigter  Prüfung  an  die  K.  Prov.  Schulcollegien 
eingereicht,  und  von  diesen  baldmöglichst,  nöthigenfalls  auch  ohne  von  der 
ganzen  Provinz  vollständig  aufgesammelt  zu  sein,  an  die  wiss.  Prüfungs- 
commissionen gesandt  werden.  Bei  den  schliefslich  hieher  einzureichenden 
Abschriften  ist  zu  vermerken,  wann  letzteres  geschehen  ist,  und  wann  die 
Gutachten  der  wiss.  Prüfungscommission  den  Directoren  mitgetheilt  wor- 
den sind. 

Bei  der  den  Directoren  hienach  zu  gebenden  Weisung  veranlasse  ich 
die  K.  Prov.  Schulcollegien,  auch  in  Betreff  des  Protokolls  über  die  mündl. 
Prüfung  die  Bestimmung  von  §.  25  des  Prüfungsrcglements  in  Erinnerung  zu 
bringen,  nach  welcher  das  Protokoll  den  Gang  der  Prüfung  vollständig  und 
genau  nachzuweisen  hat.  Das  Urthcil  der  K.  wiss.  Prüfungscommissionen  soll 
sich  nicht  auf  den  Befund  der  schriftlichen  Arbeiten  beschränken,  sondern 
sich  auch  auf  die  mündliche  Prüfung,  namentlich  bei  den  Lehrobjecten,  in 
welchen  schriftlich  nicht  geprüft  wird,  erstrecken.  (Vrgl.  aber  die  spätere 
Verf.  hinter  §.46.)  Dies  ist  nicht  ausführbar  bei  Protokollen,  welche  z.B. 
über  die  Prüfung  in  der  Religion  und  Geschichte  nichts  weiter  als  eine  sum- 
marische Angabe  der  Gegenstände  enthalten,  über  welche  geprüft  worden 
i8t,  nnd  weder  einen  Einblick  in  den  Gang  der  Prüfung  gestatten,  noch 
einem  Urtheil  über  die  Zweck  inäfsigkeit  der  gestellten  Fragen  und  über  die 
Beschaffenheit  der  von  den  Examinanden  dargelegten  Kenntnisse  zum  Anhalt 
dienen  können ;  wozu  andrerseits  keineswegs  eine  minutiöse  Aufführung  aller 
Einzelheiten  der  Prüfung  erforderlich  ist." 

§.  48.  Jahresbericht  der  K.  Prov.  Schulcollegien  über  die 
Abiturientenprüfungen.  Am  Schlufs  eines  jeden  Jahres  haben  die 
K.  Prov.  Schulcollegien  mittels  Berichts  dem  unterzeichneten  Min.  eine  Ab- 
schrift der  Urtheile  der  R.  wissenschaftl.  Priifungscommission  üV^r  die  aus 
den  Gymn.  ihres  Bereichs  zur  Universität  entlassenen,  und  auch  der  bei  den 
Gymn.  nur  behufs  der  Immatriculation  geprüften  Schüler  und  eine  tabellari- 
sche Uebersicht  einzureichen,  worin  in  der  hier  bestimmten  Folge  in  An- 
sehung jedes  Geprüften  a)  sein  vollständiger  Vor-  und  Zuname,  b)  seine  Con- 
fession,  c)  sein  Geburtsort,  d)  der  Stand  seines  Vaters,  e)  die  Zeit  seines 
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Anfenthalts  anf  der  betreff.  Schule  überhaupt,  f )  die  Daner  seines  Aufentlialli 
in  I,  g)  die  Angabe  des  PrüJfhngszengnisses,  h)  der  Universit&t,  anf  welcher 
er  studirt,  i)  und  des  von  ihm  gewählten  Facultätstudiums  enthalten  seil 
mufs.  Endlich  wird  in  einer  besondem  Columne  aufgeführt,  ob  und  weldbe 
Geprüfte  noch  mit  keinem  2^ugnif8  der  Reife  haben  versehen  werden  kOnnen, 
und  ob  sie  sich  vorgesetzt  haben,  länger  auf  dem  Gymn.  zu  bleiben  oder 
dasselbe  zu  verlassen. 

§.49.  Bekanntmachung  der  Bestimmungen  des  Reglements 
an  die  Schüler  der  beiden  obersten  Classen.  Aus  dem  obigen 
Reglement  sollen  die  Abschnitte,  welche  sich  auf  die  Zulassung  zur  Maturitäta- 
prüfnng,  und  auf  die  an  die  Abiturienten  zu  machenden  Anforderungen  bd 
der  schrifü.  und  mündl.  Prüfung  beziehen,  jährlich  zweimal,  zu  Anfang  des 
Sommer-  und  des  Wintersemesters,  den  versammelten  Schülern  der  beiden 
oberen  Classen  der  Gvmn.  von  dem  Dircetor  vorgelesen,  und  von  demselben 
mit  zweckdienlichen  Erinnerungen  begleitet  werden. 

§.60.  Einsetzung  dieses  Reglements.  Indem  das  Ministerium 
hiedurch  alle  bisherigen  Bestimmungen  und  Verordnungen,  soweit  sie  dem 
Inhalt  des  obigen  Reglements  widersprechen,  ausdrücklich  fUr  aufgehoben 
erklärt,  weist  es  zugleich  sämmtliche  Universitäten,  Gymnasien  und  gelehrte 
Schulen  der  K.  Staaten  hiedurch  an ,  sich  nach  diesem  Reglement  genau  so 
richten,  und  zwar  dergestalt,  dafs  schon  bei  den  auf  Michaelis  d.  J.  Statt 
habenden  Entlassungen  der  Schüler  und  den  Immatriculationen  anf  den  Uni- 
versitäten nach  diesem  Reglement  verfahren  werde.  Den  K.  Prov.  Gonsisto- 
rien  und  Schulcollegien  und  den  K.  Regierungen  wird  aufgetragen,  die  VoU- 
strecknng  dieses  Reglements,  so  weit  sie  dazu  mitzuwirken  haben,  mit  Nach- 
druck  zu  besorgen ,  und  mit  Ernst  auf  die  Ausführung  desselben  zu  halten« 
Ministerium  der  geistl.  etc.  Angelegenheiten.*' 


Reglement  für  die  AbiturientenprUfung  der  Realschulen 

V.  6.  Octb.  1859. 

„§.  1.  Zweck  und  Einrichtung  der  Prüfung  im  allgemeinen. 
Die  Prüfung  bildet  den  Abschliirs  des  gcsammten  Schulcursus  und  soll  er- 
mitteln, ob  die  Abiturienten  diejenige  Reife  erlang  haben,  welche  die  Bedin- 
gung der  den  Realschulen  veriiehenen  Berechtifi^unfi^n  ist.  Für  die  dabei  za 
stellenden  Anforderungen  ist  das  Bildungsziel  mafsgebend,  welches  überhaupt 
auf  den  Realschulen  erreicht  werden  soll  *).   Gegenstand  der  Prüfung  ist  <laher 


Erl&utr.  der  U.  und  P.O.:  »)  «Durch  die  A  bituriontcnprQfung  wird 
die  innere  OcnchloBPenheit  deH  SchulcurHU»  ausgedrückt,  und  in  den  Anforderung«! 
derselben  das  letzte  Ziel  bezeichnet,  welche»  die  Schule  erreichen  »oll.  Lehrer  und 
Schüler  bringen  durch  diese  Schlufnprüfung  nich  selber  und  allen  Betheiligten  zma 
Bewufstsein,  in  welchem  Grade  die  Aufgabe  der  Schule  erlTllIt  worden  int. 

Die  in  diesem  {.  enthaltene  Andeutung  über  die  leitenden  Ge!<icht«puncte  der 
Prüfung  entspricht  dem  Cliarakter  der  Realschule,  als  einer  höheren  wissenschaft- 
lichen Lehranstalt.  Ks  ist,  sofern  die  Abiturienten  jederzeit  ernsten  Heifs  bethltigt 
haben,  bei  dieser  Prüfung  wichtiger  nach  dem  zu  tragen,  wan  sie  wk^sen,  um  zv 
sehen,  ob  sie  es  recht  wiesen,  und  ob  es  eine  fnichtbare  Entwickelung  und  sichere 
Anwendung  hoffen  läfst,  ab«  nach  allen  Seiten  zu  erforschen  und  genau  fesUust^Ueo, 
was  sie  nÜht  wissen.  Vortraute  Bekanntschaft  mit  Wenigem  ist  unter  allen  Tm* 
standen  einer  notizenhaften  Kenntnifs  von  Vielem  vorzuziehen,  zumaU  wenn  diese, 
ledighch  zum  Fixamen  angeeignet,  nur  den  Schein  eines  gründlichen  Wissens  hat. 

Das  Reglement  weist  die  allgemein  gültigen  Anforderunfren  nach,  wobei  die 
fireie  Thatigkeit  strebsamer  und  besonders  begabter  Schüler  unverhindert  t»t  •  aiek 
in  einselnen  Oegenstlnden  höhere  Ziele  zu  setzen.    Den  Erfolgen  derartiger  aelh- 


233 

nicht  aoMchliefelich  das  Pensum  der  I,  sondern  alles  dasjenige,  was  in  dem 
L^urftoi  der  Realschule  von  fundamentaler  Bedeutung  ist  >) ,  so  jedoch,  dafs 
es  vonfl^ioh  auf  die  allgemeine  Ausbildung  des  wissenschaftlichen  Vermögens 
an  klarer  Erkenntnils  und  bewufstem  Verfahren,  mehr  auf  selbständige  Verar- 
beitung des  Stoffs,  als  auf  gedächtnifemäfsige  Aneignung,  und  nicht  sowohl 
auf  die  Regel  selbst,  als  auf  die  Fertigkeit  in  ihrer  Anwendung  ankommt 

Es  wurd  eine  schriftliche  und  eine  mündliche  Prüfung  abgehalten.  —  Für 
die  einzelnen  Unterrichtsobjecte  wird  der  Umfang  der  Anforderungen  folgen- 
dermalsen  bestimmt: 

$.2.  Die  Anforderungen  in  den  einzelnen  Objecten.  1.  Die 
Prüfung  in  der  Religion  hat  hauptsächlich  nachzuweisen,  da(s  die  Schüler 
mit  der  positiven  Lehre  ihrer  kirchlichen  Gonfession  bekannt  sind  und  eine 
genügende  Bibelkenntniis  besitzen. 

Demgemäis  muls  der  evangelische  Abiturient  die  Hauptstücke  des  Kate- 
ehismus  und  biblische  Belegstellen  dazu  kennen  und  verstehen,  mit  Anordnung, 
Inhalt  und  Zusammenhang  der  heU.  Schrift,  und  besonders  mit  den  für  den 
kiichl.  Lehrbegriff  wichtigen  Büchern  des  N.  Testam.  bekannt  sein.  Aus  der 
allgemeinen  Kirchengeschichte  mufe  er  die  wichtigsten  Begebenheiten  und  Per- 
sonen, genauer  das  apostolische  und  das  Reformationszeitalter  und  das  Augs- 
burgische Bekenntniis,  und  im  Zusammenhange  damit  die  wichtigsten  Con- 
feesionsunterschiede  kennen.  Einige  der  in  den  kirchl.  Gebrauch  aufgenom- 
menen Lieder  mufs  er  auswendig  wissen. 

Der  katholische  Abiturient  mufs  mit  der  kirchl.  Glaubens-  und  Sittenlehre, 
mit  den  Hauptmomenten  der  Geschichte  der  christl.  Kirche ,  den  wichtigsten 
Confessionsnnterschieden  und  mit  dem  Inhalt  der  heil.  Schrift  bekannt  sein. 

2.  Im  Deutschen  ist  Bedingung  der  Reife,  dais  der  Abiturient  im 
Stande  sei,  ein  in  seinem  Gesichtskreise  liegendes  Thema  mit  eigenem  Urtheil 
in  logischer  Ordnung  und  in  correcter  und  gebUdeter  Sprache  zu  bearbeiten. 
Ebenso  muls  der  mündliche  Ausdruck  einige  Sicherheit  in  präciser,  zusam- 
menhangender und  folgerichtiger  Rede  erkennen  lassen.  Auf  dem  Gebiet  der 
deutschen  Literaturgeschichte  muls  der  Abiturient  mit  den  wichtigstien  Epochen 
ihres  Entwickelungsganges  und  mit  einigen  Hauptwerken  seit  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  durch  eigene  Leetüre  bekannt  und  davon  Rechenschaft 
sa  geben  im  Stande  sein. 


Bt&ndiger  Studien  wird  bei  der  Abituricntenprüfung  die  Anerkennung,  welche  sie 
>^erdienen,  nicht  Torcnthalten  werden." 

1)  Mit  der  in  I,  §.  6  der  Realschulordnung  (s.  p.  42)  angeordneten  Einschrän- 
kung: „Bei  der  Mannichfaltigkeit  der  Unterrichtsgegenstände,  mit  denen  es  die 
^ealfichole  zu  thun  hat,  kann  die  Abiturientenprüfung  nicht  auf  das  Detail 
%liiiintlicher  Disciplinen  eingehen. 

Die  Anordnung  einer  abschliefsenden  Prüfung  in  mehreren  Objecten  auf  der 
Stufe  des  Uebergangs  nach  I  beabsichtigt  Tomehmlich  auch,  den  letzten  Theil  der 
Sehulzeit  Ton   aller  tumultuarischon  Vorbereitung  zur  AbiturientenprQfung,   insbe- 
Bosdere   Ton    dem   eiligen   und   nutzlosen  Repetiren  der  Namen,  Zahlen,  Formeln 
lind  drgL,  worauf  der  Unterricht  in  den  mittleren  Classen  gröfseren  Werth  zu  legen 
liatte,  frei  zu  machen.    Die  allgemeine  Bildungsaufgabe  der  ersten  Classe  und  die 
Beschaffenheit  der  daselbst  zu  behandelnden  Gegenstände  stellt  an  die  wisscnschafU. 
Befähigung  und   die  Selbstthätigkeit  der  Schüler  höhere  Anforderungen,   als  dals 
auf  dieser  Stufe  das  Gedächtnifs  noch  in  derselben  Weise  wie  rorher  in  Anspruch 
genommen  werden  dürfte.    DaTs,  namentlich  in  einzelnen  Theilen  der  Geographie, 
in  I  Ton  Zeit  zu  Zeit  eine  Repetition   aufgegeben  werde,  ist  dadurch  nicht  aus- 
geschlossen. 

Es  ist  zu  erwarten,  daCs  eine  zweckmäliBlge  Ausftlhrung  obiger  Anordnung 
dara  bettragen  werde,  die  erste  Classe  der  Realschulen  gleichmäfsiger  zu  machen, 
ihr  bestimmter  den  Charakter  einer  I  zu  geben,  und  zu  yerhflten,  dals  in  diese 
C3asse  Schüler  flbergehen,  welche  sich  nach  ihrer  ganzen  Entwickelung  ftLr  die- 
selbe nicht  eignen.^ 
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3.  Im  Lateinischen  mufo  der  Abiturient  bcföhigt  sein,  aas  Gisar, 
Sallust,  LiviuB  früher  nicht  gelesene  Stellen,  die  in  sprachlicher  und  sachlicher 
Hinsicht  keine  besonderen  Schwierigkeiten  haben,  und  ebenso  ans  Ond  und 
Virgil  solche  Stellen,  die  wenigstens  im  letzten  Semester  nicht  durchgenommen 
worden  sind,  mit  grammatischer  Sicherheit  in  gutes  Deutsch  zu  flbertragen; 
das  epische  und  elegische  Versmafs  mufs  ihm  bekannt  sein  0* 

4.  Im  Französischen  und  Englischen  mufs  grammatische  und 
lexicalische  Sicherheit  des  Verständnisses  und  eine  entsprechende  Ferlaigkett 
im  Uebersetzen  ausgewählter  Stellen  aus  prosaischen  und  poetischen  Werken 
der  olassischen  Periode  erreicht  sein.  Der  Abiturient  muCs  femer  des  schriftL 
Ausdrucks  so  weit  mächtig  sein,  dafs  er  über  ein  leichtes  historisches  Thema 
einen  Aufsatz  zu  schreiben  und  ein  Dictat  ans  dem  Deutschen  ohne  grobe 
Germanismen  und  erhebliche  Verstöfse  gegen  die  Grammatik  zu  flberMtzen 
im  Stande  ist.  Der  geschichtliche  Stoff  des  Thema*8,  das  aus  der  Literatur- 
geschichte nicht  zu  wählen  ist,  mufs  dem  Schüler  durch  den  Unterricht  hin- 
länglich bekannt  geworden  sein*).  Die  Fähigkeit  im  mündlichen  Gebraocb 
der  französischen  und  englischen  Sprache  mufs  wenigstens  zur  Angabe  des 
Inhalts  gelesener  Stellen,  zur  Erzählung  historischer  Vorgänge  und  zu  zu- 
sammenhangender Antwort  auf  französisch  oder  englisch  vorgelegte  und  an 
das  Gelesene  anknüpfende  Fragen  ausreichen.  —  Aus  der  Literaturgeschichte 
ist  genauere  Bekanntschaft  mit  einigen  Epoche  machenden  Autoren  und  Werkea 
beider  Literaturen  aus  der  Zeit  seit  Ludwig  XIV  und  der  Königin  Elisabeth 
erforderlich. 

5.  In  der  Geschichte  mufs  der  Abiturient  sich  eine  geordnete  lieber- 
sieht  über  das  ganze  Gebiet  der  Weltgeschichte  angeeignet  haben ,  die  grie- 
chische Geschichte  genauer  bis  zum  Tode  Alexanders  des  Gro&en,  die  römische 
bis  zum  Kaiser  Marcus  Aurelius,  die  deutsche,  englische,  französische,  beson- 
ders von  den  letzten  drei  Jahrhunderten  kennen,  und  die  brandenburg-preulsiscbe 
specieller  seit  dem  di^ährigon  Kriege,  so  dafs  von  der  Entwickelung  des  gegen- 
wärtigen europäischen  Staatensystems  eine  deutliche  Vorstellung  nachgewieeen 
werden  kann.  Dabei  mufs  eine  Bekanntschaft  mit  den  Hauptdaten  der  Chro- 
nologie und  eine  klare  Anschauung  vom  Schauplatz  der  Begebenheiten  vor- 
handen sein. 

G.  In  der  Geographie  wird  eine  allgemeine  Kenntnifs  der  physischen 
Verhältnisse  der  ErdobcrAüchc  und  der  politischen  Ländereintheilung  gefordert, 
mit  Berücksichtigung  des  für  die  überseeischen  Verbindungen  Europa*s  Be- 
deutenden ;  genauere  Kenntnifs  der  topischen  und  politischen  Geographie  von 
Deutschland  und  Preufsen,  auch  in  Beziehung  auf  Handel  und  internationalen 
Verkehr.  Die  Elemente  der  mathemat  Geographie,  nach  wissenschaftlicher 
Begründung. 

7.  Naturwissenschaften.  In  der  Physik  mufs  der  Abiturient 
diejenigen  Begriffe  und  Sätze,  und  ebenso  in  Betrefif  der  Versuche  die  Methoden 
kennen,  welche  auf  die  Entwickelung  der  physikal.  Wissenschaft  von  wesent- 
lichem Einflufs  gewesen  sind.  Bei  der  auf  Experimente  gegdindeten  Kenntnifs 
der  Naturgesetze  mufs  die  BeHihigung  vorhanden  sein,  dieselben  mathematisch 
zu  entwickeln  und  zu  begründen;  die  Schüler  müssen  eine  Fertigkeit  darin 
erworben  haben,  das  in  der  populairen  Sprache  als  Qualität  Gefafste  durch 
Quantitäten  auszudrücken.  Im  einzelnen  ist  das  Ziel:  Bekanntschaft  mit  den 
Gesetzen  des  Gleichgewichts  und  der  Bewegung,  der  Lehre  von  der  Wärme, 


')  .,Ini  LatoiniKchon  fordert  das  Reglement  hinsichtlich  der  Metrik  nur 
die  Kenntnif»  des  Hexameters  und  Pentametern.  Ea  ist  su  wanschen,  dal«  auch  die 
Bekannt<(chaA  mit  drni  jambischen  Versmafs  durch  Lesen  des  Phädru^  hinzukorame.'* 

•)  ..In  Betreff  der  schrif^I.  Prüfungjtarbeiten  im  Französischen  und  Eng- 
lischen wird  bemerkt,  dafri  f&r  die  Mehrzahl  der  Schüler  ein  nicht  lu  leichtes 
Exercitium  eine  sichrere  Probe  der  erlangten  Kenntnif«  und  Fertigkeit  zu  »eiii 
pfle^ft,  als  ein  freier  Aufsatz,  in  welchem  der  Abiturient  sich  möglicher  Weij«o  nicht 
über  den  otl  ziemlich  engen  Kreis)  der  ihm  bekannten  Phrasen  hinauswagu** 
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der  Elektricität,  dem  Magnetismus,  vom  Schall  und  vom  Licht.  In  der 
Chemie  und  Oryktognosie  wird  gefordert:  eine  auf  Experimente  gegrün- 
dete Kenntnils  der  stöchiomctrischen  und  Verwandtschaftsverhältnisse  der  ge- 
v5hiilichen  unorganischen  und  der  für  die  Ernährung,  sowie  für  die  Haupt- 
gewerbe wichtigsten  organischen  Stoffe.  Der  Abiturient  mufs  hiedurch  und 
durch  seine  Renntniis  der  einfachen  Mineralien  im  Stande  sein,  nicht  blos  die 
iweckmäfiiigsten  Methoden  zur  Darstellung  der  gebräuchlicheren  rein  chemischen 
PHlparate  zu  beschreiben  und  zu  benutzen,  sondern  auch  über  ihre  physikal.  j|^ 

Kennseichen  und  über  ihre  chemische  Verwendung,  Rechenschaft  zu  geben.  "^ 

^herlieit  im  Verständnils  und  Gebrauch  der  Terminologie  ist  dabei  ein  Havpt- 
erfordemifs.  Unklare  und  unbeholfene  Darstellung  in  den  physikalischen  und 
ehemischen  Arbeiten  begründen  Zweifel  an  der  Reife  des  Abiturienten  0- 

8.  Mathematik.    Der  Abiturient  hat  den  Nachweis  zu  liefern,  da(s 
er  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  Mathematik,  so  weit  sie  Pensum  der  oberen 
Clusen  ist  (Kenntnifs  der  Beweisführungen  so  wie  der  Auflösungsmethoden 
einfacher  Aufgaben  aus  der  Algebra,  die  Lehre  von  den  Potenzen,  Propor- 
Ifoneii,  Gleichungen,  Progressionen,  der  binomische  Lehrsatz  und  die  einfachen 
Reihen,  die  Logarithmen,  die  ebene  Trigonometrie,  Stereometrie,  die  Elemente 
der  beschreibenden  Geometrie,  analytische  Geometrie,  Kegelschnitte;  ange- 
wandte Mathematik:  Statik,  Mechanik)  sichere,  geordnete  und  wissenschaftlich 
begründete  Kenntnisse  besitzt,  und  dafs  ihm  auch  die  elementaren  Theile  der 
^iaeenschaft  noch  wohl  bekannt  sind.    Eben  so  mu(s  Fertigkeit  in  allen  im 
praktischen  Leben  vorkommenden  Rechnungsarten,  im  Rechnen  mit  allge- 
meinen Gröfsen  und  im  Gebrauch  der  mathematischen  Tafeln  vorhanden  sein. 
Auf  strenge  Beweisführung  und  auf  Fertigkeit  in  der  Lösung  der  Aufgaben 
ist  bei  der  Abiturientenprüfung  besondrer  Werth  zu  legen. 

9.  Im  Zeichnen  müssen  die  von  den  Abiturienten  vorzulegenden  Lei- 
tttangen  Arbeiten  aus  den  letzten  zwei  Jahren  des  Schulbesuchs  sein,  und 
de  im  Freihandzeichnen  und  im  geometrischen  Zeichnen  erlangte  Fertigkeit 
49arthnn. 

§.3.  Die  Prüfungscommission.  Die  Prüfungscommission  besteht 
^ns  dem  dazu  bestellten  K.  Commissarius ,  als  Vorsitzendem ,  einem ,  seitens 
<3e8  K.  Prov.  Schulcollegiums  bestimmten  Mitgliede  der  Local- Schulbehörde, 
tiem  Director  und  den  etatsmäfsigen  Oberlehrern  der  AnstÄlt,  sofern  diese 
&  I  wissenschaftlichen  Unterricht  crtheilen.  Die  aufscr  diesen  in  I  in  wisson- 
«chaftl.  Gegenständen  unterrichtenden  ordentl.  Lehrer  sind  auf  die  Zeit  der 
3)auer  dieser  Beschäftigung  Mitglieder  der  Commission.  Auch  die  nicht  zur 
^ktifungscommission  gehörigen  I^hreY  der  Anstalt  sind  verpflichtet  der  mündl. 
IMfiing  beizuwohnen,  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Local-Schulbehördo  sind 
Jedesmal  dazu  einzuladen,  haben  jedoch  an  der  Abstimmung  über  das  Er- 
^ebnils  der  Prüfung  keinen  Theil. 

§.4.  Zulassung  und  Meldung  zur  Prüfung.  Die  Zulassung  zur 
J^biturientenprüfung  wird  von  einem  2jährigen  Aufenthalt  in  I  abhängig  ge- 
macht. Wo  in  der  ersten  Classe  eine  Ober-  und  Unter I  bestimmt  unter- 
schieden wird,  mufs  der  Abiturient  mindestens  ein  Semester  der  Oberl  ange- 
hört haben.  Nach  erst  1  ■/,  jährigem  Besuch  der  I  kann  die  Zulassung  zur 
Prüfung  nur  ausnahmsweise  und  unter  besonderen  Umständen,  auf  einstim- 
migen Antrag  der  Prüfungscommission  von  der  Aufsichtsbehörde  der  Anstalt 
genehmigt  werden. 

Diejenigen  Schüler,  welche  sich  der  Prüfung  zu  unterziehen  wünschen, 
haben  2  Monate  vor  Ablauf  des  Semesters,  in  welchem  dieselbe  Statt  finden 
soll,  bei  dem  Director  schriftlich,  unter  Beifügung  einer  von  ihnen  selbst  deutsch 
vorfafsten  kurzen  Darstellung  ihrer  bisherigen  Lebensverhältnisse,  die  Zulas- 
Boog  nachzusuchen. 

Schülern,  welche  2  Jahre  lang  die  erste  Classe  besucht  haben  und  ein 


*)    «Es   ui  zulässig,   die  organische  Chemie  wie  vom  Unterricht  so  von 
der  AbiturientcnprüfuDg  auszuschlicfsen.'' 
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befriedigendes  Ergebnifo  des  Abitarientenexamens  nicht  hoffen  lassen,  oder 
denen  die  erforderliche  sittliche  Keife  noch  abgeht ,  kann  von  Sdten  der 
Lehrerconferenz  der  Rath  gegeben  werden,  davon  abzustehen:  zurflciqscwioBen 
werden  können  sie  nur  bei  Einstimmigkeit  der  Lehrer,  welche  Mitglieder  der 
Prüfiingscommission  sind.  Verlassen  die  betreff.  Schfller  in  solchem  FaU  die 
Anstalt,  so  erhalten  sie  ein  bloises  Abgangszeugnifs,  in  welchem  anzumeriLOB 
ist,  dals  sie  nicht  hinlänglich  vorbereitet  gewesen,  um  mit  Erfolg  an  der 
Abiturientenprüfung  Theil  zu  nehmen. 

Nachdem  in  der  Lehrerconferenz  über  die  Zulassung  Beschlnfo  gefiiUst 
wor4en ,  reicht  der  Director  dem  K.  Commissarius  das  Aber  die  beteeff.  Ver- 
hanäung  geführte  Protokoll  mit  dem  Yerzeichnils  der  Abiturienten  und  gleidi- 
zeitig  die  Vorschläge  zu  Aufgaben  für  die  schriftliche  Prflfnng  ein. 

Das  Verzeichniis  giebt  in  tabellarischer  Zusammenstellung  den  Greburts- 
Tag  und  Ort  der  einzelnen  Abiturienten,  ihre  Confcssion,  den  Stand  des  Vaters, 
die  Dauer  des  Aufenthalts  in  I  und  auf  der  Schule,  sowie  den  gewäUteo 
Beruf  an ,  und  enthält  aufserdem  in  einer  besondem  Rubrik  eine  kurze  Ch^ 
rakteristik  des  Schülers,  aus  der  zu  entnehmen  ist,  ob  nach  seiner  g^istigeii 
und  sittlichen  Entwicketung  die  erforderiiche  Reife  bei  ihm  als  vorhanden  an- 
zusehen und  der  Zweck  der  Schule  bei  ihm  erreicht  worden  ist 

§.5.  Die  schriftliche  Prüfung.  Die  Aufgaben  zu  den  schrift- 
lichen Prüfungsarbeiten  werden  von  den  betreff.  Lehrern  gewählt  und 
für  jede  Arbeit  2  vorgeschlagen,  welche  von  den  Schülern  noch  nicht  behan- 
delt worden  sind.  Der  K.  Prüfungscommissarius  trifit  die  Auswahl  unter  den 
Vorschlägen,  ist  aber  auch  befugt,  nach  Befinden  sämmtliche  oder  eimelne 
Aufgaben,  sowohl  für  einzelne  Anstalten,  wie  auch  dieselben  für  alle  Real- 
schulen des  ihm  zugewiesenen  Ressorts,  selbst  zu  stellen.  Alle  gleichaeitig 
zu  prüfenden  Schüler  einer  Anstalt  erhsüten  dieselben  Aufgaben.  Die  schrifl- 
liche  Ftüfiing  wird  anberaumt,  sobald  die  Entscheidung  des  R.  CommissariiH 
über  die  in  derselben  zu  bearbeitenden  Aufgaben  eingetroffen  ist 

Zu  der  schriftlichen  Prüfung  gehört:  1.  ein  deutscher  Aufsatz')»  6ii 
französischer  oder  englischer  Aufsatz,  3.  ein  Exercitium  in  einer  der 
neueren  Sprachen,  ein  englisches,  wenn  ein  französischer  Aufsatz  zu  fertige! 
ist,  und  umgekehrt  Die  Bestimmung  hierüber  trifft  der  K.  Commissarius,  wel- 
cher auch  befugt  ist,  in  beiden  Sprachen  statt  des  Aufsatzes  ein  Exercitium 
eintreten  zu  lassen,  4.  die  Lösung  von  4  mathematischen  AuQapabea: 
a)  aus  dem  Gebiet  der  Gleichungen  2.  Grades ,  b)  aus  dem  Gebiet  der  Fl*- 
nimetrie  oder  der  analytischen  Geometrie,  c)  aus  der  ebenen  Trigonometrie^ 
d)  aus  der  Stereometrie  oder  den  Kegelschnitten,  5.  die  Lösung  einer  Auf- 
gabe aus  der  angewandten  Mathematik  (Statik  oder  Mechanik),  einer 
physikalischen  Aufgabe  (Optik  oder  Wärmelehre),  und  einer  Aufgabe  ans 
der  Chemie.  Letztcrc  darf  nicht  zu  einer  Relation  über  einen  Abschnitt  des 
Systems  veranlassen,  sondern  ist  so  zu  wählen,  dafs  sie  Gelegenheit  giebt, 
Kenntnisse  ans  verschiedenen  Theilen  der  Chemie  und  Sicherheit  in  stöchio- 
metrischen  Rechnungen  zu  zeigen. 

Bei  den  Realschulen,  welche  die  polnische  Sprache  in  ihren  Lehr- 
plan  aufnehmen  müssen ,  kommt  für  die  betreff.  Schüler  noch  ein  Anfaati  in 
poln.  Sprache  oder  die  Uebersetzuug  eines  deutschen  Dictats  ins  Polniaelie 
hinzu,  je  nach  Bestimmung  des  K.  Commissarius. 

Dio  Aufgaben  werden  den  Schülern  erst  unmittelbar  vor  Beginn  der 
Arbeit  bekannt  gemacht. 

Bei  der  Aufgabe  aus  der  Chemie  (Nr.  5)  ist  der  Gebrauch  der  chemischen 
Tafeln  gestattet,  ebenso  bei  Nr.  4  c.  der  der  Logarithmentafeln.  Lexica  dürfen 
nur  bei  den  in  fremder  Sprache  abzufassenden  Aufsätzen  gebraucht  werd«i, 
aufserdem  weder  Grammatikon,  noch  Hefte,  Excerpte  oder  sonstige  HfllfsmitteL 

Für  jede  der  Arbeiten  Nr.  1.  2.  4.  5  sind  je  5  Vormittagstunden  Zeit  zn 


^)   Bei  den  wcHtßil.  und  rhcin.  Realnchulen  auch  ein  Aufsatz  aus  der  Religioo!«- 
lehre  (C.  Verf.  v.  16.  Febr.  18ii5;  27.  Aug.  1861);  vrgl.  p.  213. 
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geben :  fllr  Nr.  8  genflgen  8  Standen,  wobei  die  auf  das  Dentache  Dictet  des 
EzereniBins  veiwendete  Zeit  in  Abzu^  zu  bringen  ist^).  —  Wo  eine  polniBche 
Pdifangsarbeit  zu  machen  ist.  geschieht  dies  an  dem  noch  freien  Vormittag 
der  Woche  und  zwar  in  5  Standen,  wenn  die  Anfgabe  in  einem  Aufsätze 
besteht^  in  3  St,  wenn  ein  Exercitiam  gefordert  wird. 

£me  Uebersetzang  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  wird  in  der 
Begel  nicht  verlangt  Findet  der  K.  Commissarius  es  angemessen,  eine  solche 
mnageben,  so  sind  dafür  3  Stunden  anzusetzen. 

Von  dfer  Theflnahme  am  Nachmittagsunterricht  während  der  Woche  des 
Khrifti.  Examens  sind  die  Abiturienten  dispensirt. 

Die  Anfertigung  der  Arbeiten  geschieht  in  der  Regel  in  einem  Classen- 
limmer,  und  zwar  unter  der  ununterbrochenen,  nach  einer  zuvor  von  dem 
Dir.  bestimmten  Ordnung  wechselnden,  Aufsicht  eines  zur  Präfungscommission 
gehörigen  Lehrers.  Derselbe  bemerkt  in  dem  über  die  schriftliche  Prüfung 
an&onehmenden  Protokoll,  in  welcher  Zeit  und  bei  welchem  Gegenstande  er 
die  Aufsicht  geführt,  sowie  auch,  wann  jeder  Examinand  die  aufgegebene 
Arbeit  abgeliefert  hat.  —  Der  beaufsichtigende  Lehrer  hat  darauf  zu  achten, 
dais  keineriei  Gommunication  der  Schüler  beim  Arbeiten  Statt  finde  und  die 
Arbeiten  von  jedem  selbständig  gemacht  werden.  Unbeaufsichtigte  Pausen 
^rihrend  einer  und  derselben  Arbeit  sind  unzulässig. 

Wer  sich  der  Benutzung  uneriaubter  Httlfsmittel  oder  eines  Betrugs  beim 
Arbeiten  schuldig  macht,  oder  anderen  dazu  behülflich  ist,  wird  mit  Zurück- 
'vreiBung  von  der  Prüfung  bestraft,  was  den  Examinanden  vorher  bekannt  zu 
nachen  ist  Wo  die  Sache  unerweislich  ist,  oder  nur  ein  Verdacht  vorliegt, 
mnd  in  den  Fällen,  wo  überhaupt  eine  mildere  Beurtheilung  zulässig  erscheint, 
Ist  die  Prüfungscommission  der  Anstalt  befugt,  die  betreffenden  Abiturienten 
sieae  Aufgaben  separat  bearbeiten  zu  lassen.  Eine  Bemerkung  über  Vorfälle 
äeaer  Art  ist  nicht  in  die  Zeugnisse,  sondern  nur  in  die  Prüfungsprotokolle 
sn&unehmen. 

Wer  mit  seiner  Arbeit  nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Zeit  nicht 
Artig  ist,  mufs  sie  unvollendet  abgeben.  Die  abgelieferten  Arbeiten  hat  der 
Ampicient  zuvörderst  dem  Dir.  zu  übergeben,  der  sie  den  betreff.  Fachlehrern 
xor  Durchsicht  und  Beurtheilung  zustellt 

Die  Beurtheilung  hat  Milslungenes  von  Schlechtem  wohl  zu  unterscheiden, 
^imd  nimmt  zur  Bestätigung  oder  Ergänzung,  eine  Bemerkung  über  das  Ver- 
liiltnÜB  aut,  in  welchem  die  Prüfungsarbeit  zu  den  Glassenleistungen  des  Abi- 
^torienten  steht.  Das  Verhältnils  der  Arbeit  zu  den  vorschriftsmäisigen  Anfor- 
derungen ist  zuletzt  durch  eins  der  zusammenfassenden  vier  Prädicate  „nicht ' 
genügend,  genügend,  gut,  vorzüglich''  zu  bezeichnen.  Weitere  Modi- 
Icationen  der  Werthbezeicnnung  sind  bei  diesen  zusammenfassenden  Prädi- 
eaten  zu  vermeiden. 

Die  censirten  schriftl.  Arbeiten  circuliren  demnächst  bei  sämmtlichen  Mit- 
fUedem  der  Prüfungscommission,  und  werden  sodann  von  dem  Dir.  nebst 
dem  Protokoll  über  die  schriftl.  Prüfung  dem  K.  Commissarius  vorgelegt.  Den 
Exerdtien  wird  das  deutsche  Dictat  bcigeftigt,  in  welchem  auch  die  von  dem 
Lehrer  fhr  die  Uebersetzung  gegebenen  Vocabeln  und  sonstigen  Winke  bemerkt 
sein  müssen.  —  Freiwillige  Privatarbeiten  der  Abiturienten,  durch  welche  die- 
selben documentiren  zu  können  vermeinen,  dals  sie  in  einem  besondern  Fach 
höheren  als  den  allgemein  verbindlichen  Anforderungen  zu  genügen  im  Stande 
dnd,  können  beigelegt  werden. 

§.  6.  Die  mündliche  Prüfung.  Vor  Beginn  der  mündlichen 
Prüfung  wird  in  einer  von  dem  K.  Commissarius  (oder  von  dessen  für 
BehinderuDgsfmie  bestelltem  Vertreter)  zu  leitenden  Berathung  der  Prüfungs- 

*)  Es  iist  nachträglich  gestattet  worden ,  die  schrifU.  Prüfungflarbciten  in  der 
angrewandten  Mathematik,  Physik  und  Chemie  auf  2  yerschiedeno  Tage  zu  ver- 
thcUen,  jedoch  so,  daljs  die  Zeit  von  5  Stunden  fdr  alle  3  Arbeiten  dabei  nicht 
ftberachritten  wird. 
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commission  festgestellt,  ob  und  welche  Abitarienten  Yon  der  mündl.  Prüfiiiig 
entbunden,  und  ob  und  welche  von  derselben  ausgeschlossen  werden  solleB. 
Die  Dispensation  von  der  ganzen  mündl.  Prüfung  ist  in  dem  Fall 
zulässig,  wenn  die  Mitglieder  der  Prüfungscommission  einen  Abiturienten  andi 
nach  ihrer  Kcnntnifs  seiner  bisherigen  Leistungen  einstimmig  für  reif  und 
der  in  der  Dispensation  liegenden  Auszeichnung  für  würdig  erklären.  Dies 
wird  namentlich  bei  den  Schülern  geschehen  können,  die  zum  Zweck  der 
Prüfung  besondrer  Anstrengungen  nicht  bedurft  haben,  und  deren  gesammtes 
Wissen  als  die  Frucht  einer  gewissenhaft  angewendeten  Schulzeit  anzusehen 
und  ein  sicherer,  mit  eigenem  Urtheil  verbundener  Besitz  geworden  ist 

£in  Abiturient,  dessen  schriftliche  Arbeiten  sämmtlich  oder  der  Mehrzahl 
nach  als  „nicht  genügend*'  bezeichnet  worden  sind,  ist  von  der  mündL 
Prüfung  auszuschließen,  wenn  die  Prüfungscommission  auch  nach  seiaei 
früheren  Leistungen  an  seiner  Reife  zu  zweifeln  Ursache  hat  Auch  in  dieieia 
Fall  ist  Einstimmigkeit  des  Beschlusses  nöthig. 

Die  Gegenstände  der  mündlichen  Prüfung  sind:  Religion,  Geschichte 
und  Geographie,  die  lateinische,  die  französische  und  englische 
Sprache,  Mathematik,  Physik  und  Chemie. 

Die  Prüfung  wird  im  einzelnen  auf  diejenigen  Seiten  der  genannten  Ob- 
jecto beschränkt,  welche,  in  Verbindung  mit  den  Resultaten  der  schrifU.  Ptfl- 
fung  den  sichersten  Anhalt  zu  einem  Urtheil  über  die  Gesammtbildnng  des 
Examinanden  gewähren. 

Der  K.  Gommissarius  kann  eine  weitere  Reduction  der  mündlichen  Fi%r 
fung  eintreten  lassen,  wenn  der  Examinandus  in  einem  Fach  bereits  dareh 
die  schriftliche  Arbeit  seine  Reife  hinlänglich  dargethan  hat.  Derselbe  ist  be- 
fugt, wenn  er  es  ftir  zweckdienlich  erachtet,  in  einzelnen  Gegenständen  die 
Prüfung  selbst  zu  übernehmen. 

C.  Verf.  V.  22.  Febr.  186G:  —  ^Bei  der  mündl.  Abiturientenprüfbog 
an  Realschulen  findet  entweder  eine  gänzliche  Dispensation  von  der  mflndL 
IMifung  Statt,  oder  es  wird  in  allen  Gegenständen  geprüft  j  wobei  aber  der 
die  Prüfung  leitende  K.  Gommissarius  befugt  ist,  sie  bei  einzelnen  Schfilen 
nach  Befinden  auf  bestimmte  Seiten  der  Prüftingsgegenstände,  und  damit 
evcntl.  auf  ein  geringeres  Zeitmafs  zu  beschränken.*' 

In  der  Geschichte  sind,  aufser  einzelnen  Fragen  über  verschiedene 
Theilc  derselben ,  von  dem  I^hrcr  oder  von  dem  K.  Gommissarius  an  jeden 
Abiturienten  2  Fragen,  eine  aus  der  vaterländischen,  die  andre  aus  der  engli- 
schen oder  französischen  Geschichte  zu  richten,  welche  demselben  GelegcoMt 
geben,  über  einen  historischen  Charakter  oder  eine  folgenreiche  Begebenheit 
sich  im  Zusammenhange  auszusprechen. 

In  der  Naturgeschichte  wird  nicht  geprüft,  sofern  bei  der  Yersetsnug 
nach  I  die  erforderlichen  Kenntnisse  darin  nachgewiesen  sind  (s.  p.  42  und  23S). 

In  den  Naturwissenschaften  kann  die  mündl.  Priifung  auf  eine  Die- 
ciplin  beschränkt  werden,  nach  Bestimmung  des  K.  Gommissarius,  der  an  den 
verschiedenen  Terminen  damit  angemessen  zu  wechseln  hat  In  dem  natnr- 
wissonschaftl.  Fach ,  worauf  sich  die  schriftl.  Prüfung  bezogen  hat ,  kann  die 
mündliche  unterbleiben,  wenn  nicht  der  Ausfall  der  schriftl.  Arbeiten  eine  wei- 
tere Erforschung  des  Stjindes  der  darin  erworbenen  Kenntnisse  nöthig  macht 

In  <ler  englischen  und  französischen  Literatur  wird  nicht  examinirti 
eben  so  wenig  in  der  deutschen.  Der  K.  Gommissarius  wird  jedoch  Gelegen- 
heit nehmen,  von  einzelnen  Abiturienten  dariiber  Auskunft  zu  veriangcn,  ob 
sie  irgend  ein  gnUseres  Werk  der  deutschen  classischen  o<ler  auch  der  lU- 
gemein  wissenschaftlichen  Literatur  mit  der  Aufmerksamkeit  gelesen  nnd 
studirt  haben,  welche  sie  befiihigt,  vom  Inhalt  und  Zusammenhang  desselben 
Rechenschaft  zu  geben. 

Bei  den  einzelnen  Fragen  der  mündl.  Prüfung  ist  jedem  Examinanden 
so  viel  Zeit  einzuräumen,  dals  er  im  Stande  ist,  sich  klar  und  zuaamnen- 
hangend  auszusprechen. 

Ueber  den  Verlauf  des  ganzen  mündl.  Prüfungsacts  wird  von  den  nn» 
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weBenden  Cdnreni  in  vorher  bestimmter  Reihenfolge  ein  genaues  Protokoll 
gef&hrt. 

§.  7.  Feststellung  des  Resultats  der  Prüfung.  Nach  Beendi- 
gung der  mfindL  Prüfung  treten  die  Examinirten  ab,  und  die  Gommission  ver- 
einigt sich  xur  Schlufsberathung.  Zu  dem  Ende  wird  zuvörderst  das  Proto- 
koU  über  die  mfindl.  Prüfung  vorgelesen  und  das  Ergebnife  bei  den  einzelnen 
Abiturienten  für  jeden  Gegenstand,  worin  sie  mtindl.  geprüft  worden,  ebenfalls 
durch  eins  der  zusammenlassenden  Prädicate  (ungenügend,  genügend, 
gut,  vorzfiglich)  festgestellt 

Bei  der  sodann  erfolgenden  Abstimmung  über  den  in  den  einzelnen  Ob- 
jecten  überhaupt  erreichten  Grad  wird  das  Urtheil  des  betreff.  Fachlehrers 
mm  Gründe  gelegt,  und  das  Ergebnils  ebenfalls  durch  eins  der  vorerwähnten 
Prädicate  auiagedrückt,  das  seine  Stelle  auch  in  den  Entlassungszeugnissen 
am  Schlufs  der  einzelnen  Urtheile  findet,  welche  über  das  in  den  ver- 
Khiedenen  Fächern  vorhandene  Mais  des  Wissens  und  Könnens  ausgesprochen 
werden. 

Das  Gesammtresultat  eines  Zeugnisses  der  Reife  ist  am  Schlufs  des- 
lelben  als  „genügend,  gut  oder  vorzüglich  bestanden"  zu  bezeichnen. 
ZengniBse  der  Nichtreife  erhalten  am  Schlufs  die  Bezeichnung  „nicht  be-' 
standen.^ 

Die  Berathung  der  Prüfungscommission  ^)  hat  sich  daher  schließlich  mit 
der  Feststellung  dieses  Gesammtprädicats  zu  beschäftigen,  wobei  Folgendes 
XU  beachten  ist: 

Zulässige  Combination.  Der  Lehrplan  der  Realschule  bildet  eine 
Eänbeit,  deren  einzelne  Theile  gleichmäßig  den  Fleifs  und  die  Aufmerksam- 
keit jedes  Schülers  in  Anspruch  nehmen.  Wie  jedoch  in  den  beiden  obersten 
Classen  schon  mehr  als  vorher  der  eigenthümlichen  Befähigung  und  Neigung 
Baum  zu  lassen  ist,  sich  zu  bethätigen,  so  ist  es  zulässig,  auch  beim  Abi- 
torientenexamen  auf  besonders  hervortretende  Begabung  und  ernste  Selbst- 
tiiitigkeit  der  Schüler  so  weit  Rücksicht  zu  nehmen,  dais  vorzügliche  Leistun- 
gen in  einigen  Objecten  ein  geringeres  Mals  des  Wissens  und  Könnens  in 
anderen  ausgleichen,  einen  völligen  Mangel  jedoch  nicht  ersetzen  dürfen. 

Demgemäß  können,  unbeschadet  der  von  allen  Schülern  bei  der  Abi- 
tarientenprüfung  nachzuweisenden  allgemeinen  wissenschaftlichen  Vorbildung, 
namentlich  die  Mathematik  und  die  Naturwissenschaften,  unter  Berücksichti- 
^ng  des  von  dem  Abiturienten  erwählten  künftigen  Berufs,  mit  der  Ge- 
schichte, Geographie  und  den  Sprachen  in  angemessene  Compensation  treten. 
In  den  Abgangszeugnissen  darf  das  Prädicat  der  Reife  durch  die  Rücksicht 
ma£  den  erwählten  Beruf  nicht  motivirt  werden. 

Eine  specielle  Anweisung,  in  welchen  Fällen  die  allgemeinen  Zeugnifs- 
l)rädicate  „genügend,  gut,  vorzüglich  bestanden"  zu  erthcilen  sind, 
Icann  nicht  gegeben  werden.  Der  bei  den  Lehrern  vorauszusetzenden  Kennt- 
^iis  von  dem  Bildungstande  ihrer  Schüler  und  der  gewissenhaften  Erwägung 


*)  „Bei  der  Berathung  über  das  Ergebnif»  dos  Abiturientcncxamens  wird  es 
■unter  den  Lehrern  selbst  in  der  Regel  keiner  Debatte  bedürfen,  da  sie  sich  durch 
Vorbcrathungen  geeinigt  haben  müssen,  und  für  sie  das  auf  längerer  Kenntnifs 
dw  Schülers  beruhende  Urtheil  die  wesentliche  Grundlage  ihrer  Entscheidung  über 
Reife  oder  2(ichtreife  bildet.  Die  ganze  Abiturientenprüfung  soll  das  bei  den 
Lehrern  der  Hauptsache  nach  schon  vorhandene  Urtheil  vor  dem  Repräsentanten 
der  Aufsichtsbehdrde  rechtfertigen  und  zu  öffentlicher  Anerkennung  bringen,  sowie 
etwa  noch  vorhandene  Zweifel  lösen. 

Die  in  Betreff  der  Compensation  gctro/Tcnc  Bestimmung  hat  sich  enthalten 
müssen,  die  för  die  Beurtheilung  zuUlssigcn  gegenseitigen  Ausgleichungen  aufzu- 
zählen. Der  Mannichfaltigkeit  der  dabei  möglichen  Fälle  gegenüber  stellt  das 
Beglemcnt  den  allgemeinen  Gosichtspunct  für  das  V' erfahren  auf,  und  übcrläfst  die 
Entscheidung  im  einzelnen  auch  hierin  der  gewiäscnhafien  Erwägung  der  Prüfungs- 
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aUer  in  Betracht  zu  ziehenden  Umstände  Seitens  der  Prflfongscoiiniission  nuifii 
es  überlassen  werden,  hierin  das  Rechte  zu  treffen.  Das  höchste  Prägest  isC 
nur  da  anwendbar,  wo  aufser  einem  yorzüglichen  Ghrade  von  Kenntnissen  eine 
von  selbständigem  wissenschaftlichem  Interesse  zeugende  freie  Aneignung  des 
Wissensstoffs  bei  den  Abiturienten  anzuerkennen  ist  Bei  tadelhanem  Mtt- 
liehen  Verhalten  ist  jedoch  anch  in  diesem  Fall  das  Prädicat  ,,Yorzfi^ch"  la 
versagen. 

Bei  welchem  Stande  der  Kenntnisse  die  Reife  als  nicht  vorhanden  aim* 
sehen  ist,  kann  zumal  dann  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  ein  anbefriedk;endes 
Ergebnils  der  schriftl.  und  der  mündl.  Prüfung  mit  der  Beschaffenheit  &r  bis- 
herigen Classenleistungen  des  Abiturienten  fibereinstimmt 

Das  Resultat  der  Abstimmung  fiber  sämmtliche  Geprüfte  wird,  unter 
specieller  Angabe  des  Stimmenverhältnisses,  in  das  Protokoll  aufgenommen. 
Dasselbe  wird  von  lülen  Mitgliedern  der  Prüfungscommission  unterzeichnet 

Die  vorläufige  Biittheilung  fiber  den  Ausfall  der  Prüfung  an  die  Abitui- 
enten  geschieht  durch  den  K.  Gommissarius  oder  durch  den  Direetor  der 
Anstalt 

Der  K.  Gommissarius  hat  die  Beftignifs,  dem  Beschluls  der  Mehrheit  d« 
Prüfungscommission,  wenn  er  seiner  Ueberzeugnng  widerspricht,  die  Bettiti- 
gung  zu  versagen  und  die  Bekanntmachung  des  Beschlusses  zu  sospendirBn. 
In  solchem  Fall  hat  er  dafür  zu  sorgen,  daGi  die  schrifU.  Arbeiten  nebst  den 
Prüfungsprotokoll,  unter  Anführung  der  von  ihm  geltend  gemachten  Wei- 
gerungsgründo ,  dem  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegium  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt werden. 

§.  8.  Ausfertigung  der  Abitnrientenzeugnisse.  Die  Zeug^ 
nisse  werden  von  dem  Direetor  ausgefertigt,  demnächst  im  Entwurf  und  n 
der  Reinschrift  von  dem  K.  Gommissarius,  dem  Direetor  und  den  übrigen  Mit- 
gliedern der  Prüfungscommission  unterzeichnet.  Der  K.  Gommissarius  und  der 
Direetor  fügen  ihr  Dienstsiegel  hinzu. 

Die  Ausfertigung  der  Zeugnisse  geschieht  nach  folgendem  Schema: 

Zeugnifs  der  Reife  fUr  den  Zögling  der  Realschule  tu  •••• 
N.  N.  (Vor-  und  Zunamen)  aus  ... .  (Geburtsort),  . .  Jahr  alt,  .  .  Con- 
fessioni  Sohn  des ....  (Name  und  Stand  des  Vaters),  zu  ....  (Wohnort 
desselben)  [resp.  unter  Vormundschaft  des  ....  tu  •.•.],  war  •  •  Jahre 
auf  der  Schule,  . .  Jahre  in  der  ersten  Classe. 

Sittliches  Verhalten: 

Fleifs  und  wissenschaftliches  Interesse: 

Kenntnisse  und  Fertigkeiten:  (In  der  Religionslehrei 
der  deutschen,  lateinischen,  französischen,  englischen 
Sprache;  in  der  Geschichte,  Geographie;  in  den  Natur- 
wissenschaften; in  der  Mathematik;  im  Zeichnen;  im  Ge* 
sang;  im  Turnen.) 

Die  unterzeichnete  Prttfnngscommission  hat  ihm  demnach,  da  er 
jetzt  die  hiesige  Realschule  verläfst,  um  sich  dem  ....  zu  widmen,  daa 
Zeugnifs  der  Reife  mit  dem  Prädicat:  vorzüglich  (resp.  gut,  ge- 
nügend) bestanden  luerkannt  und  entläist  ihn  mit  ....  (Anadimk 
guter  Wünsche,  Hoffnungen,  Empfehlungen). 

....  den  .  .  ten  ....  18  . . 
(Siegel  des  Königl.  Gommissarius.)         N.  N.  Königl.  Gommissarius. 

N.  N.  Local-Schulcommisaarioi. 
(Schulsiegel.)  N.  N.  Direetor. 

N.  N.  Oberlehrer  u.  s.  w. 

Wo  wegen  der  poln.  Sprache  eine  Dispensation  vom  Englischen  hat  ein- 
treten müssen,  ist  dies  an  der  betreff.  Stelle  des  Zeugnisses  zu  vermerken  uad 
daselbst  ein  UrtheU  über  den  Stand  der  Kenntnisse  im  Pohiischen  anfiraaehmea. 
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Eben  so  wM  bei  Abiturienten,  welche  an  einem  facaltativen  Unterricht  im 
Italiäni sehen  Theil  genommen  haben,  die  darin  erlangte  Kenntnils  von 
dem  Lehrer  im  Abgangszeognila  beortheilt. 

Nach  dem  Examen  haben  die  Abiturienten  dem  Classenunterricht  wieder 
beizuwohnen  und  sich  bis  zur  förmlichen  Entlassung  in  allen  Dingen  der 
Schulordnung  zu  unterwerfen.  Die  Einhändigung  der  Zeugnisse  an  die  Abi- 
turienten geschieht  am  Schlufs  des  Semesters  in  einem  besondem  feierlichen 
Sehnlact,  oder  bei  Gelegenheit  der  öffentlichen  Prüfung.  Das  Ergebnils  der 
EntlasBungsprüfungen  ist  alljährlich  in  den  Programmen  zu  veröffentlichen, 
Ir  reif  erklärten  Schüler  unter  Beinigung  des  ihnen  ertheilten 


wobei  die  für  reif  erklärten  Schüler  unter  Beifügung 
Zeagnükprädicats  namhaft  zu  machen  sind. 

Das  Zeugnifs  der  Nichtreife  wird  nur  auf  ausdrückliches  Verlangen 

des  Geprüften  oder  seiner  Angehörigen  ausgefertigt,  nach  dem  obigen  Schema 

mit  Weglassung  des  Zusatzes  „der  Reife"  in  der  Ueberschrift,  und  mit  dem  Schluls : 

„Demnach  hat  ihm  bei  der  Abiturientenprüfong  vom  ....  das  Zeug- 

nÜB  der  Reife  nicht  zuerkannt  werden  können.'' 

Denjenigen  Abiturienten,  welche  ein  Zeugnifs  der  Reife  nicht  haben  er- 
langen können,  aber  gleichwohl  die  Schule  verlassen,  ist  es  nur  noch  einmal 
Siestattet,  die  Prüfung  zu  wiederholen;  es  kann  dies  jedoch  nur  in  der  Pro- 
'vinz,  resp.  dem  Regierungsbezirk,  Keschohon,  wo  sie  zum  ersten  Mal  geprüft 
'Worden  sind.  Bei  der  zweiten  Prüfung  finden  die  für  fremde  Maturitätsaspi- 
nunten  gegebenen  Bestimmungen  (§.  9)  auf  sie  Anwendung. 

§.9.  Fremde  Examinanden.  Junge  Leute,  die,  ohne  vorher  eine 
£ea]schule  besucht  zu  haben,  sich  ein  Zeugnils  der  Reife  nach  der  ftir  deren 
.Abiturienten  geltenden  Prüfungsinstruction  erwerben  wollen,  haben  sich  unter 
Vorlegung  von  Zeugnissen  über  ihren  BUdungsgang  an  die  betreff.  Prov.  Auf- 
Biehtsbehörde  zu  wenden,  welche  ermächtigt  ist,  dergleichen  Maturitätsaspi- 
X'anten  nach  Befinden  einer  bestimmten  Realschule  zuzuweisen.  Bei  der  schrinl. 
X^fung  ist  es  zulässig,  sie  mit  den  Abiturienten  der  Anstalt  zu  vereinigen. 
IDie  mündl.  Prüfung  der  Fremden  wird  besonders  abgehalten;  sie  richtet  sich 
zwar  nach  der  allgemeinen  Prüfungsordnung,  ist  aber  bei  aUen  Gregenständen 
ausgedehnter  und  geht  mehr  ins  Specielle,  als  es  bei  den  eigenen  Schülern 
«iner  Anstalt,  nach  der  nähern  Bekanntschaft  der  Lehrer  mit  diesen,  sowie 
viach  der  Translocationsprüfung  vor  dem  Eintritt  in  die  I,  nöthig  ist.  Es  kann 
^laher  den  fremden  Examinanden  auch  die  Anfertigung  eines  lateinischen 
Xxercitiums  und  der  Nachweis  der  erforderlichen  geographischen  und  natur- 
^eschichtlichen  Kenntnisse  nicht  erlassen  werde.  Bestehen  sie  die  Prüfung 
^cht,  so  sind  die  CommiBsioncn  befugt,  sie  auf  eine  bestimmte  Zeit  zurück- 
zuweisen, worüber  eine  Notiz  in  das  Zeugnifs  aufzunehmen  ist 

Vor  der  Zulassung  solcher  Maturftätsaspiranten ,  welche  aus  den  oberen 
Classen  einer  Realschule  abgegangen  sind,  ist  zu  prüfen,  ob  sie  sich  keine 
"^willkürliche  Abweichung  von  der  vorschriftsmärsigen  Gursusdauer  erlaubt  haben. 
iWe  Verfügung  vom  11.  Dcb.  1851  (s.  p.  209)  gut  in  ihrem  ganzen  Umfange 
auch  für  Realschulen. 

Die  von  jedem  fremden  Examinanden  zu  zahlenden  Prüfungsgebühren 
werden  auf  10  Thlr.  festgesetzt. 

§.  10.  Einsendung  und  Begutachtung  der  Prüfungsverhand- 
langen.  DerDirector  hat  innerhalb  4  Wochen  nach  Beendigung  der  Prüfung 
sämmtüche  Prüfungsverhandlungcn  (das  Verzeicbnils  der  Abiturienten  nebst 
ihren  Angaben  über  ihre  Lebensverhältnisse,  die  schriftl.  Arbeiten,  das  über  die 
»chriftl.  und  das  über  die  mündl.  Prüfung  geführte  Protokoll  und  den  Entwurf 
der  Entlassungszeugnisse)  dem  K.  Prov.  ScbulcoUegium  zu  übersenden,  durch 
welches  sie  der  betreff.  K.  wiss.  Prüfungscommission  zur  gutachtlichen  Aeuise- 
rung  sowohl  über  die  schriftl.  wie  über  die  mündl.  Prüfung  mitgetheilt  werden. 
Das  Gutachten  derselben  gelangt  durch  das  K.  Prov.  SchulcoUegium ,  eyentl. 
von  den  Bemerkungen  desselben  bogleitet,  an  den  Director,  zur  Mittheilung 
an  die  Prüfnngscommission  der  Schule.  Die  Mitglieder  derselben  haben  durch 
ihre  Unterschrift  zu  bezeugen,  dais  sie  davon  Kenntnils  genommen. 

16 
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Bei  den{eiilgeii  Realschulen,  welche  nm  Ressort  einer  K.  Begienuig  ge- 
hören, geschieht  die  Vermittelung  zuvörderst  zwischen  dieser  Behörde  und 
dem  K.  Prov.  Schulcollegium,  in  gleicher  Weise  und  zu  gleicher  Veranlassung. 

Abschrift  des  Gutachtens  der  K.  wiss.  Priifungscommission  und  der  etwa- 
nigcn  Bemerkungen  des  R.  Prov.  SchulcoUegiums  hat  die  betreff.  K.  Aufiiiehts- 
behörde  spätestens  im  März  jedes  Jahres  an  das  K.  Ministerium  einzureichen. 
Die  Modincationen  des  von  der  K.  wiss.  Prüfungscommission  abgegebenen 
Gutachtens,  zu  denen  die  Aufisichtsbehörde  sich  nach  ihrer  nähern  Kenntaiis 
der  Verhältnisse,  vor  Mittheilung  der  Urtheile  an  den  Director,  veranlalst  ge- 
funden hat,  sind  dabei  besonders  zu  bezeichnen  und  zu  motiviren.  Die  Ab- 
schrift enthält  nur  die  Urtheile  selbst  Ebenso  sind  die  begleitenden  Ver- 
ftlgungen  an  den  Director  nur  dann  abschriftlich  beizuftlgen,  wenn  sie  auf 
den  Inhalt  des  Gutachtens  in  bestimmten  Beziehungen  näher  eingehen.  — 
Die  Prflfungsverfaandlungen  und  Revisionsbescheide  werden  im  Archiv  der 
Schule  aufbewahrt 

Diejenigen  Abschnitte  des  vorstehenden  Prüftingsreglements,  welche  vor- 
zugsweise geeignet  sind,  die  Schüler  über  den  Zweck  und  die  Ajiforderungen 
der  Abiturientenprfifung  zu  unterrichten,  sind  von  Zeit  zu  Zeit  den  beiden 
oberen  Glassen  durch  den  Director  auf  angemessene  Weise  bekannt  zu  machen, 
resp.  in  Erinnerung  zu  bringen." 

In  einzelnen  Fällen,  wo  für  Schüler,  welche  die  Maturitätsprüfung  bei 
einer  Realschule  bestanden  hatten  und  sich  später  behufs  eines  Universitits- 
Studiums  als  Extraneer  auch  bei  einem  Gymnasium  prüfen  lassen  wollten, 
eine  Beschränkung  dieser  zweiten  Prüfung  auf  die  beiden  alten  Sprachen  naeh- 

Sesucht  wurde,  ist  ein  ablehnender  Bescheid  erfolgt,  weU  die  Verschiedenheift 
er  Anstalten  beider  Kategorien  sich  auch  auf  die  übrigen  Unterrichtsgegen- 
Btände  erstreckt   Vrgl.  p.  183. 


Die  Abiturientenprüfungen  der  Realschulen  zweiter  Ord- 
nung. „Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  vorstehenden  Abiturientenpifl- 
fungs- Reglements  finden  auch  auf  die  Realschulen  2.  Ordnung  Anwendung. 
Im  einzelnen  haben  die  Anforderungen  für  dieselben  zum  TheU  einen  ge- 
ringem Umfang,  in  Berücksichtigung  der  Erfahrung,  da(s  bei  unvollkommen 
eingerichteten  Realschulen  es  oft  einer  übermäfsigen  und  unzuträglichen  An- 
strengung der  Schüler  bedurft  hat,  um  die  Bedingungen  eines  S^ugnisses  der 
Reife  zu  erfüllen. 

Abgesehen  von  dem  hohem  Grade  der  gesammten  geistigen  DurchlMl- 
dung,  welche  nur  bei  der  den  Realschulen  1. 0.  gegebenen  innera  und  äulsem 
Organisation  erreichbar  und  gesichert  ist,  treten  daher  bei  den  Abiturienten- 
prüfungen der  Realschulen  2.  0.  im  einzelnen  Ermäfsigungen  der  Art  ein,  dafr 
namentlich  in  der  Religionslehre  eine  specieUere  KenntnUs  der  Kirchea- 
geschichte  und  der  Confessionsunterschiede  nicht  verlangt  wird.  —  Im  Latei- 
nischen  braucht  wie  der  Unterricht  so  die  Prüfung  nicht  über  Julius  Caesar 
und  Ovid  hinauszugehen.  —  Im  Französischen  und  Englischen  kau 
sich  die  Prüfungsarbeit  auf  die  Uebersetzung  von  Dictaten  l^schränken;  die 
Anfertigung  von  Aufsätzen  in  beiden  Sprachen  ist  nicht  erforderlich.  Für 
den  mündl.  Gebrauch  derselben  ist  die  Anfordcrang  nicht  so  hoch  zu  stellen, 
dafs  auch  die  Fähigkeit,  historische  Vorgänge  frei  und  zusammenhangend  da^ 
zustellen,  vorhanden  sei.  —  Bei  der  I*rüfung  in  der  Geographie  kann  von 
der  Beziehung  auf  Handel  und  internationalen  Verkehr  abgesehen,  in  der 
Mathematik  und  im  Zeichnen  aber  die  für  die  Realschulen  1.0.  erfoider 
liehe  Berücksichtigung  der  beschreibenden  Geometrie  ausgeschlossen  werden*''). 


^)  ^Die  Rubrik  „Lateinische  Sprache'^  mula  auch  auf  den  Abiturientea- 
songniflAen  derjenigen  Realschulen  zweiter  Ordnung  vorhanden  sein,  welche  darin 
keinen  oder  einen  facultativen  Unterricht  haben,  damit,  wenn  der  Abiturient  ohne 
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Abg^angsprUfungen  der  höheren  BttrgerBehnlen. 

„In  der  Religion  haben  die  Examinanden  einß  zusammenhangende  Kennt- 
nÜB  der  Glanbenslehre  der  kirchlichen  Confession,  welcher  sie  angehören,  dar- 
zttthun,  femer  eine  Bekanntschaft  mit  den  für  die  Glaubenslehre  und  die 
Geschichte  des  Reiches  Gottes  wichtigsten  Theilen  der  heil.  Schrift. 

Im  Deutschen  wird  verlangt  ein  correcter  mündlicher  und  schriftlicher 
Aosdruek,  mit  der  Befähigung,  ein  dieser  Bildungstufe  angemessenes  Thema 
sa  disponiren  und  zusammenhangend,  in  klarer  Ordnung,  schriftlich  zu  be- 
handeki.  Stilistische  Uebung  im  Uebersetzen  aus  den  fremden  Sprachen,  die 
auf  der  Schule  gelehrt  werden.  Gutes,  richtig  betonendes  Lesen,  und  der 
Nachweis,  dafs  ein  und  das  andere  Schriftwerk  aus  unsrer  classischen  Lite- 
ntar  mit  verständiger  Aufmerksamkeit  gelesen  ist. 

Im  Lateinischen:  Sicherheit  in  der  Formenlehre  und  der  Syntax. 
Verständnüs  des  bellum  gaUicnm  von  Julius  Cäsar  und  des  Ovid.  Metrische 
Kenntniis  des  Hexameters. 

Im  Französischen  und  Englischen:  Richtige  Aussprache  und  sichre 
Bekanntschaft  mit  den  Hauptthcilen  der  Grammatik.  Verständnils  von  Prosa- 
Btficken,  besonders  historischen  Inhalts,  sowie  von  leichten  Dichterstellen,  und 
ein  dazu  ausreichender  Vocabelvorrath;  Fertigkeit  in  correctem  Nachschreiben 
eines  französischen  und  englischen  Dictats. 

In  den  vorgenannten  3  fremden  Sprachen  müssen  die  Abiturienten  ein 
dieser  Stufe  angemessenes  Exercitium  ohne  grobe  Fehler  schreiben  können. 

In  der  Geschichte:  Allgemeine  Uebersicht  der  Weltgeschichte.  Die 
wichtigsten  Thatsachen  der  griechischen  Geschichte  bis  zum  Tode  ^exanders 
des  Greisen,  der  römischen  bis  zum  Kaiser  Marcus  Aurelius.  Specielle  Kennt- 
niis der  deutschen  und  der  preufsischen  Geschichte  seit  dem  dreiisigjährigen 
Kriege. 

In  der  Geographie:  Anschauliche  Kenntniis  der  wichtigsten  Verhält- 
nisse der  Erdoberfläche  und  der  Formation  der  Erdtheile.  Die  topische  und 
politische  Geographie  von  Europa  und  specieller  die  von  Deutscnland  und 
Prenfsen.  Das  Wichtigste  aus  der  Staatenkunde,  mit  besondrer  Rücksicht 
auf  (Kolonisation.  Die  Elemente  der  mathematischen  Geographie. 

In  der  Naturkunde:  Eine  auf  Anschauung  gegründete  Kenntniis  der 
eebräachlichsten  botanischen,  zoologischen  und  mineralogischen  Systeme ;  Be- 
kanntschaft mit  den  physiologischen  und  anatomischen  Kennzeichen  der 
Pflanzen-  und  Thierfamilien,-  welche  für  die  Flora  und  Fauna  der  Umgegend, 
f&r  die  gewöhnlich  im  Handel  und  in  der  Technik  vorkommenden  exotischen 
Formen  und  für  die  Physiognomie  der  botanischen  und  zoologischen  Provinzen 
der  Erde  von  besondrer  Wichtigkeit  sind.  Aus  der  Physik:  die  allgemeinen 
Eigenschaften  der  Körper;  Wärmelehre.  Die  für  die  Kenntniis  der  wichtigsten 
Naturgesetze  in  Betracht  kommenden  Grundlehren  der  Chemie. 

In  der  Mathematik  mu(s  erreicht  sein:  eine  gründliche  Kenntniis  der 
ebenen  und  körperlichen  Geometrie,  der  ebenen  Trigonometrie,  der  Gleichun- 
gen des  1.  und^2.  Grades,  der  Potenzlehre.  Theorie  und  Anwendung  der 
Logarithmen  und  der  Progressionslehre.  Fertigkeit  in  den  4  Grundrechnungs- 
arten, sowohl  in  ganzen  Zahlen,  wie  in  gewöhnlichen  und  Decimalbrüohen ; 
Fähigkeit,  Au&aben  aus  der  Gesellschafts-,  Mischungs-,  Münz-  und  Wechsel- 
reehnnng  mit  Sicherheit  des  Verfahrens  zu  lösen. 

Im  Zeichnen:  angemessene  Uebung  im  Freihandzeichnen;  Kenntniis 
der  Elemente  der  Perspective. 

Zum  Nachweis,  dafs  dies  Mals  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  nach 
Absolvirung  des  Schulcursus  erreicht  ist,  findet  eine  schriftliche  und 
eine  mündliche  Prüfung  Statt. 


KenntniÜB  des  Lateinischen  ist,  dioa  beim  amtlichen  Gebrauch  des  Zeugnisses  so- 
g^ch  aus  der  darüber  aufzunehmenden  J^otiz  an  der  betreffenden  Stelle  ersehen 
werden  kann. 

16* 
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Bei  denjentgen  Realschnlen,  welche  mm  Ressort  einer  K.  Begierang  ge- 
hören, geschieht  die  Vcnnittclung  zuvörderst  zwischen  dieser  Behörde  imd 
dem  K.  Prov.  Schulcollegium,  in  gleicher  Weise  und  zu  gleicher  Veranlassmig. 

Ahschrift  des  Gutachtens  der  K.  wiss.  I^ifungscommission  und  der  etw»- 
nigen  Bemerkungen  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  hat  die  betreff.  K.  Aafslehli* 
beliOrdc  spätestens  im  März  jedes  Jahres  an  das  K.  Ministerium  einzureichen. 
Die  Modincationon  des  von  der  K.  wiss.  Prüfungscommission  abgegebenen 
Gutachtens,  zu  denen  die  Aufsichtsbehörde  sich  nach  ihrer  nähern  KenntnUi 
der  Verhältnisse,  vor  Mittheilung  der  Urtheile  an  den  Director,  veranlaüit  ge- 
funden hat,  sind  dabei  besonders  zu  bezeichnen  und  zu  motiviren.  Die  Ab- 
schrift enthält  nur  die  Urtheile  selbst.  Ebenso  sind  die  begleitenden  Ver- 
ftgungen  an  den  Director  nur  dann  abschriftlich  beizuftigen,  wenn  sie  auf 
den  Inhalt  des  Gutachtens  in  bestimmten  Beziehungen  näher  eingehen.  — 
Die  Prflfungsverhandlungen  und  Revisionsbescheide  werden  im  Archiv  dm 
Schule  aufbewahrt 

Diejenigen  Abschnitte  des  vorstehenden  Prüfungsreglements,  welche  vor- 
zugsweise geeignet  sind,  die  Schüler  über  den  Zweck  und  die  Anfordeningen 
der  Abitarientenprüfung  zu  unterrichten,  sind  von  Zeit  zu  Zeit  den  beiäen 
oberen  Glassen  durch  den  Director  auf  angemessene  Weise  bekannt  zu  maclien, 
resp.  in  Erinnerung  zu  bringen." 

In  einzelnen  Fällen,  wo  für  Schüler,  welche  die  Matnritätsprflfting  bei 
einer  Realschule  bestanden  hatten  und  sich  später  behufs  eines  Üniversitilt- 
stndiums  als  Extraneer  auch  bei  einem  Gymnasium  prüfen  lassen  weihen, 
eine  Beschränkung  dieser  zweiten  Prüfung  auf  die  beiden  alten  Sprachen  naoli- 
gesucht  wurde,  ist  ein  ablehnender  Bescheid  erfolgt,  weil  die  Verschiedenheit 
der  Anstalten  beider  Kategorien  sich  auch  auf  die  übrigen  Unterrichtsgegen- 
stände  erstreckt   Vrgl.  p.  183. 


Die  Abiturientenprüfungen  der  Realschulen  zweiter  Ord- 
nung. „Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  vorstehenden  Abitnrientenpifl- 
fungs  -  Reglements  finden  auch  auf  die  Realschulen  2.  Ordnung  Anwendung. 
Im  einzelnen  haben  die  Anforderungen  ftlr  dieselben  zum  Theil  einen  ge- 
ringem Umfang,  in  Berücksichtigung  der  Erfahrung,  dafs  bei  unvollkommen 
eingerichteten  Realschulen  es  oft  einer  übermäfsigen  und  unzuträglichen  An- 
strengung der  Schüler  bedurft  hat,  um  die  Bedingungen  eines  Zeugnisses  der 
Reife  zu  erftillcn. 

Abgesehen  von  dem  hOhcrn  Grade  der  gesammten  geistigen  DnrehbA- 
dung,  welche  nur  bei  der  den  Realschulen  1.  0.  gegebenen  innem  und  äuiseni 
Organisation  erreichbar  und  gesichert  ist,  treten  daher  bei  den  Abiturienten- 
prüfungon  der  Realschulen  2.  0.  im  einzelnen  Ermäfsigungen  der  Art  ein,  dafr 
namentlich  in  der  Religionslehre  eine  speciellere  Kenntnils  der  Kirchen- 
geschiclite  und  der  Confessionsuntorschiede  niclit  verlangt  wird.  —  Im  Latei- 
nischen  braucht  wie  der  Unterricht  so  die  Prüfung  nicht  über  Julius  Caenar 
und  Ovid  hinauszugehen.  —  Im  Französischen  und  Englischen  knnn 
sich  die  IMlfungsarhcit  auf  die  Uebersctzung  von  Dictaten  beschränken;  die 
Anfertigung  von  Aufsätzen  in  beiden  Sprachen  ist  nicht  erforderlich.  PIr 
den  mündl.  Gebrauch  derselben  ist  die  Anforderung  nicht  so  hoch  zu  8tell6i^ 
dafs  auch  die  Fähigkeit,  historische  Vorgänge  frei  und  zusammenhangend  dar- 
zustellen^ vorhanden  sei.  —  Bei  der  IMifung  in  der  Geographie  kann  irm 
der  Beziehung  auf  Handel  und  internationalen  Verkehr  abgesehen,  in  der 
Mathematik  und  im  Zeichnen  aber  die  ftir  die  Realschulen  1.0.  crfoider- 
liehe  Berücksichtigung  der  beschreibenden  Geometrie  ausgeschlossen  werden"  ^). 


|)  ^Die  Rubrik  „Latoiniftche  Spracho**  mufs  auch  auf  den  AbiturientMh- 
longnisAon  derjenigen  Reidschulen  zweiter  Ordnung  vorhanden  Aein,  welche  darin 
keinen  oder  einen  facultativen  Unterricht  haben,  diamit,  wenn  der  Abiuirioat  okat 
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AbgangsprUfungen  der  höheren  BttrgerBehnlen. 

nln  der  Religion  haben  die  Examinanden  einfi  zusammenhaogende  Kennt- 
nift  der  Glaubenslehre  der  kirchlichen  Confession,  welcher  sie  angehören,  dar- 
mthim,  femer  eine  Bekanntschaft  mit  den  für  die  Glaubenslehre  und  die 
Geschichte  des  Reiches  Gottes  wichtigsten  Theilen  der  heil.  Schrift. 

Im  Deutschen  wird  verlangt  ein  correcter  mündlicher  und  schriftlicher 
Anadmck»  mit  der  Befähigung,  ein  dieser  Bildungstufe  angemessenes  Thema 
SU  disponiren  und  zusammenhangend,  in  klarer  Ordnung,  schriftlich  zu  be- 
bändern. Stilistische  Uebung  im  Uebersetzen  aus  den  fremden  Sprachen,  die 
auf  der  Schule  gelehrt  werden.  Gutes,  richtig  betonendes  Lesen,  und  der 
Nachweis,  da(s  ein  und  das  andere  Schriftwerk  aus  unsrer  classischen  Lite- 
imtor  mit  verständiger  Aufmerksamkeit  gelesen  ist 

Im  Lateinischen:  Sicherheit  in  der  Formenlehre  und  der  Syntax. 
Verständnifs  des  beUum  gallicnm  von  Julius  Cäsar  und  des  Ovid.  Metrische 
Kenntniis  des  Hexameters. 

Im  Französischen  und  Englischen:  Richtige  Aussprache  und  sichre 
Bekanntschaft  mit  den  Haupttheilen  der  Grammatik.  Verständnils  von  I^sa- 
Btficken,  besonders  historischen  Inhalts,  sowie  von  leichten  Dichterstellen,  und 
ein  dazu  ausreichender  Vocabelvorrath ;  Fertigkeit  in  correctem  Nachschieiben 
emes  französischen  und  englischen  Dictats. 

In  den  vorgenannten  3  fremden  Sprachen  müssen  die  Abiturienten  ein 
dieser  Stufe  angemessenes  Exercitium  ohne  grobe  Fehler  schreiben  können. 

In  der  Geschichte:  Allgemeine  Uebersicht  der  Welteeschichte.  Die 
wichtigsten  Thatsachen  der  griechischen  Geschichte  bis  zum  Tode  Alexanders 
des  Groisen,  der  römischen  bis  zum  Kaiser  Marcus  Aurelius.  Specielle  Kennt- 
nüs  der  deutschen  und  der  preußischen  Geschichte  seit  dem  areüsigjährigen 


In  der  Geographie:  Anschauliche  Kenntnils  der  wichtigsten  Verhält- 
nisse der  Erdoberfläche  und  der  Formation  der  Erdthelle.  Die  topische  und 
politische  Geographie  von  Europa  und  specieller  die  von  Deutscmand  und 
neufsen.  Das  Wichtigste  aus  der  Staatenkunde,  mit  besondrer  Rücksicht 
lof  Oolonisation.  Die  Elemente  der  mathematischen  Geographie. 

In  der  Naturkunde:  Eine  auf  Anschauung  gegründete  Kenntnifs  der 
gebräuchlichsten  botanischen,  zoologischen  und  mineralogischen  Systeme ;  Be- 
kanntschaft mit  den  physiologischen  und  anatomischen  Kennzeichen  der 
Pflimzen-  und  Thierfamilien,  welche  für  die  Flora  und  Fauna  der  Umgegend, 
f&r  die  gewöhnlich  im  Handel  und  in  der  Technik  vorkommenden  exotischen 
Formen  und  für  die  Physiognomie  der  botanischen  und  zoologischen  Provinzen 
der  Erde  von  besondrer  Wichtigkeit  sind.  Aus  der  Physik:  die  aUgemeinen 
Eigenschaften  der  Körper;  Wärmelehre.  Die  fUr  die  Kenntnifs  der  wichtigsten 
Naturgesetze  in  Betracht  kommenden  Grundlehren  der  Chemie. 

hl  der  Mathematik  mufs  erreicht  sein:  eine  gründliche  Kenntnils  der 
^nen  und  körperlichen  Geometrie,  der  ebenen  Trigonometrie,  der  Gleichun- 
gen des  1.  und  2.  Grades,  der  Potenzlehre.  Theorie  und  Anwendung  der 
Logarithmen  und  der  Progressionslehre.  Fertigkeit  in  den  4  Grundrechnungs- 
arten, sowohl  in  ganzen  Zahlen,  wie  in  gewöhnlichen  und  Decimalbrüchen ; 
FlÜiigkeit,  Au%aben  aus  der  Gesellschafts-,  Mischungs-,  Münz-  und  Wechsel- 
redmung  mit  Sicherheit  des  Verfahrens  zu  lösen. 

Im  Zeichnen:  angemessene  Uebung  im  Freihandzeichnen;  Kenntnils 
der  Elemente  der  Perspective. 

Zum  Nachweis,  dais  dies  Mafs  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  nach 
Absolvimng  des  Schiücursus  erreicht  ist,  findet  eine  schriftliche  und 
eine  mündliche  Prüfung  Statt. 


Kenntnifs  des  Lateinischen  ist,  dies  beim  amtlichen  Gebrauch  des  Zeugnisses  so- 
gleich aus  der  darüber  aufzunehmenden  ^otiz  an  der  betreffenden  Stelle  ersehen 
werden  kann. 

16* 
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• 

sweier  Lehrer  verBehen  sein.  Zeugnisse  einzelner  Lehrer  kennen  nur  als 
Ptivatnotis  f&t  die  Fortschritte  in  einzelnen  von  diesen  Lehrern  vorgetrage- 
nen Untoorrichtsfächem  dienen,  und  müssen  jenen  allgemeinen  ZengnisseD 
zum  Oninde  liegen,  finden  aber  für  sich  allein  bei  öfientlichen  Autoritäten, 
Verwaltangen  etc.  keine  Anwendung.** 

VerrTy.  17.  Apr.  1838:  „We^en  der  Gebühren  f&r  Schulzeugnisse  bei 
den  Gymnasien,  Progymnasien  und  höheren  Bürger-  (d.  i.  Real-)  Schulen  ist 
Folgendes  bestimmt: 

1.  Alle  Zeugnisse,  welche  genannte  Anstalten  einem  Schüler  während 
seines  Aufenthalts  auf  der  Schule,  oder  unmittelbar  bei  dem  Abgange  von 
derselben  ausstellen,  sollen  gebührenfrei  ausgefertigt  werden.  2.  Dagegen 
darf  fQr  Zeugnisse,  welche  ein  ehemaliger  Schüler  von  der  Anstalt  fordert, 
80  wie  für  Duplicate  früher  ausgestellter  Zeugnisse  1  Thlr.  an  Gebühren  (Ür 
den  Director,  oder  denjenigen  Classenlehrer,  welchem  er  die  Ausfertigung 
überträgt,  gefordert  werden.  3.  Für  Zeugnisse,  weldie  Schüler  zur  Er- 
langung eines  Familienstipendiums  nachsuchen,  ist  gleichfalls  1  Thlr.  an  Ge- 
bühren mit  gleicher  Bestimmung  zu  zahlen,  wofern  der  Schüler  nicht  zu  den 
Freischülern  gehört.  4.  Für  die  Abiturientenzeugnisse  bei  den  Gymnasien, 
Real-  und  höh.  Bürgerschulen  sind  15  Sgr.  an  Copialien  zu  zahlen,  wddie 
demjenigen  zukommen,  welcher  die  Reinschriften  der  Zeugnisse  anfertigt. 
5.  Wenn  endlich  bei  den  Abiturientenprüfungen  aufserdem  noch  ein  Beitrag 
an  die  Schulcasse  statutenmäfsig  gezahlt  ist,  so  verbleibt  es  auch  femer  bei 
diesem  Beitrage  0.*< 


VUL 

Geltung  der  Schulzeugnisse  in  öffentlichen 
Verhältnissen. 

Berechtigungen.  Bedingungen  der  Zulassung  zu  Prttfbngeo, 
Bildnngsinstituten  und  verschiedenen  Berufsarten. 

A.    Im  Civilgebiet 

1.  Universitätstudien  und  Zulassung  zu  den  Prüfungen 
für  den  höhern  Staats-  und  Kirchendienst. 

Das  Maturitätszeugnifs  eines  Gymnasiums  ist  erforderlich.  S.  p.  224. 

2.    Das  Baufach. 

Verf.  des  Min.  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentl.  Arbei- 
ten V.  18.  März   1855  §.12,  und  Nachtrag  v.  1.  Novb.  1859: 

—  „Bei  der  Meldung  zur  Aufnahme  in  die  K.Bauakademie 
SU  Berlin  ist  beizubringen  von  Denjenigen,  welche  die  PrUftingeD  für 
den  Staatsdienst  ablegen  wollen:  ein  Zeugnifs  der  Reife  des  Abgangs 
lur  Universität,  oder  ein  von  einer  Realschule  1.  0.  ausgestelltes  Abi- 
torientenzeugnifo  der  Reife." 

1)  Die  Praxis  hinBichdich  der  Zeugni/Hgebühren  ist  sehr  verschieden.  Für  die 
Aoifertigang  des  Abitorieiitenzeugnisscs  wird  an  yiclen  Schulen  nichts  entrichtet; 
an  «inigon  nach  obiger  Vert  '/.  Thhr.,  an  anderen  mehr,  bis  la  4  Tlür.   VrgL  p.201. 
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Ebenao  Verf.  ▼.  18.  Mars  18öö:  „§.  ö.  Wer  Bauführer  wer- 
den will,  hat  den  Nachweis  beizabringen  Über  die  Reife  des  Abgangs 
lor  Uni?er8itiit.^  —  Nachtrag  v.  l.Novb.  1859:  „Dem  behufs  der 
Znlasanng  zur  BauHihrerprüfung  von  dem  Candidaten  beizubringenden 
Nachweis  ttber  die  Reife  zur  Universitiit  soll  ein  von  einer  Realschule 
1.  0.  ausgestelltes  Zeugnifo  der  Reife  fortan  gleich  geachtet  werden.*' 

3.   Die  K.  Gewerbeakademie  zu  Berlin. 

Regulativ  für  die  Organisation  der  Oewerbeakademie  v.  23.  Aug. 
1860  fMin.  für  Handel  etc.) :  —  ^,§.  2.  Die  Bedingungen  der  Aufnahme 
sind:  a)  der  Bewerber  mufs  wenigstens  17,  und  darf  höchstens  27  Jahre 
alt  sein,  was  durch  einen  Oeburtschein  nachzuweisen  ist.  Nur  auiser- 
gewöhnliche  Umstände  können  eine  Ausnahme  veranlassen,  b)  Er  hat 
nachzuweisen,  dafs  er  entweder  bei  einer  zu  Entlassungsprüftiugen  be- 
rechtigten Prov.  Gewerbeschule,  oder  einer  Realschule,  oder  einem  Gym- 
nasium das  Zeugnifs  der  Reife  erlangt  hat.  —  Ausländer,  welche  dem 
Erfordemifs  zu  a)  entsprechen  und  eine  hinreichende  Vorbildung  dar- 
ttiun,  werden,  so  lange  es  die  Räumlichkeiten  gestatten,  zugelassen.'^ 

4.   Prov.  Gewerbeschulen. 

Reglement  für  die  Entlassungsprttfungen  bei  den  Prov.  Gewerbe- 
schulen V.  5.  Juni  1850  (Min.  für  Handel  etc.):  —  „§.  3.  Ein  Recht, 
sich  zu  der  Prüfung  zu  melden,  haben  —  b)  die  Zöglinge  von  Gym- 
nasien und  Realschulen,  welche  wenigstens  ein  Jahr  lang  Mitglieder 
der  ersten  Classe  einer  solchen  Anstalt  waren.  —  §.  4.  Die  der  Anstalt 
selbst  nicht  angehörigen  Examinanden  haben  sich  bei  der  Anmeldung 
zur  Prüfung  bei  dem  Director  zu  einem  abzuhaltenden  Tentamen  per- 
sönlich zu  stellen.''  Nachtrag  v.  1.  Novb.  1859:  „Die  Bestimmung, 
wonach  die  der  Prov.  Gewerbeschule  nicht  angehörigen  Examinanden 
vor  der  Zulassung  zur  Entlassungsprüfung  vor  dem  Dir.  der  Anstalt  ein 
Tentamen  abzulegen  haben,  wird  hinsichtlich  solcher  Candidaten,  welche 
das  ZeugniÜB  über  den  einjähr.  Aufenthalt  in  der  I  einer  Realschule  1. 
oder  2.  0.  aufzuweisen  haben,  aufser  Kraft  gesetzt." 

5.   Das  Bergfach. 

a)  Vorschriften  v.  21.  Dcb.  1863  (K.  Min.  für  Handel  etc.):  „§.  3. 
Schulbildung.  Wer  zu  den  technischen  Aemtern  der  Berg-, 
Hütten-  und  Salinen- Verwaltung  gelangen  will,  mufs  auf  einem 
Gymnasium  das  Zeugnifs  der  Reife  zur  Universität  erworben,  oder  auf 
einer  Realschule  1.  0.  die  vorschriftsmäfsige  Abgangsprüfung  bestanden 
haben.  Das  vorzulegende  Abgangszeugnii^  mufs  in  beiden  Fällen  die 
Reife  bekunden. 

b)  Bergakademie  in  Berlin.  Vorschriften,  durch  C.  0.  v. 
28.  Sptb.  1863  genehmigt:  „§.  10.  Zum  Besuch  der  Akademie  sind 
berechtigt  1.  diejenigen  Berg-,  Hütten-  und  Salinen-Beflissenen,  welche 
sich  dem  preufs.  Staatsdienst  widmen  wollen;  2.  die  immatriculirten 
Studirenden  der  K.  Friedr.  Wilhelms -Universität  hieselbst;  3.  die 
immatriculirten  Studirenden  der  K.  Gewerbeakademie  hieselbst." 

c)  Markscheiderprüfung.  Hinsichtlich  der  Zulassung  zur  Mark» 
Bcheiderprttfnng  besteht  nach  den  Vorschriften  v.  25.  Febr.  1856  und 
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dem  Maehtrag  sn  denselben  v.  31.  Octb.  1866  die  Anfordemog  ent- 
iMer  eine&  ZeugnisseB  der  Reife  für  die  erste  Clasee  eines  Gymnasiams 
oder  einer  Realschule  1. 0.,  oder  die  Bescheinignng  der  Reife  tarn  Ab- 
gaag.ans  der  ersten  Classe  einer  Realschule  2.  0.,  weicher  die  Be- 
fiognifiii  Abitnrientensengnisse  auszustellen,  beigelegt  ist  (K.  Min.  für 
Huidel  etc.). 

6.   Feldmesserprüfung. 

um  zur  Prüfung  als  Feldmesser  zugelassen  zu  werden,  ist  nach 
den  Vorschriften  ▼.  8.  Septb.  1831  erforderlich  die  Reife  zur  Entlas- 
sung aus  der  II  eines  Gymnasiums  oder  die  Reife  für  diejenige  Classe 
einer  andern  Lehranstalt,  welche  das  Min.  fUr  Handel  etc.  jener  Classe 
eines  Gymnasiums  gleich  achtet.  Bisher  ist  als  Regel  hiefÜr  das  Ab- 
gangszeugnifs  der  Reife  von  einer  Realschule  gefordert  worden,  aus- 
nahmsweise jedoch  die  Reife  für  die  Versetzung  in  die  erste  Classe 
einer  Realschule  1.  0.  für  genügend  angenommen.  Es  ist  die  Alwicht, 
für  die  Folge  dies  oder  das  Abgangszeugnifs  der  Reife  aus  der  ersten 
Classe  einer  Realschule  2.  0.  als  Regel  yorzuschreiben.  Die  Verhand- 
lungen über  den  Erlafs  neuer  PrUfungsvorschriftcn  für  die  Feldmesser 
sind  jedoch  noch  nicht  zum  Abschlufs  gediehen  (K.  Min.  für  Handel  etc.). 

7.   Das  Forstfach. 

Allgm.  Bestimmungen  über  Ausbildung  und  Prüfung  für  den  K. 
Forstverwaltungsdienst  v.  7.  Febr.  1864  (K.  Finanzmin.):  — 
,.§.  3.  Die  Zulassung  zu  der  Laufbahn  für  den  K.  Forstverwaltungs- 
dienst  kann  nur  Demjenigen  gestattet  werden,  welcher  1.  das  Zengnib 
der  Reife  als  Abiturient  von  einem  preufs.  Gymnasium  oder  von  einer 
preufs.  Realschule  1.  0.  erlangt  und  in  diesem  Zeugnifs  eine  unbedingt 
genügende  Censur  in  der  Mathematik  erhalten  hat;  2.  das  23.  Lebens- 
jahr noch  nicht  überschritten  hat. 

Regulativ  für  die  K.  Forstakademie  zu  Neustadt-Ebcrs- 
walde  y.  7.  Febr.  1864:  —  „§.  11.  Die  Anmeldungen  geschehen  schrift- 
lich vor  Ende  Febr.  und  Aug.  jedes  Jahres  bei  dem  Director.  §.  12. 
Die  Annahme  darf  nur  erfolgen,  wenn  der  Angemeldete  1.  das  25.  Lebens- 
jahr noch  nicht  überschritten  hat;  2.  das  Zeugnifs  der  Reife  von  einem 
preufe.  Gymnasium  oder  von  einer  preufs.  Realschule  1.  0.  erlangt  und 
in  diesem  Zeugnifs  eine  unbedingt  genügende  Censur  in  der  Mathematik 
erhalten  hat.'' 

Abänderungsbestimmungen  v.  16.  Juni  1866:  „Um  die 
üebelstände  zu  beseitigen,  welche  erwachsen,  wenn  bei  halbjährl.  Ein- 
tritt neuer  Studirenden  auf  der  Forstakademie  zu  Neustadt  •  Eberswalde 
alle  diejenigen,  welche  nicht  gerade  mit  dem  Beginn  des  2 jährigen 
Cursus  eintreten,  dem  laufenden  Cursus  sich  anschliefsen  müssen,  also 
die  meisten  Vorlesungen  nicht  in  richtiger  Reihenfolge  hören  können, 
ist  die  Einrichtung  getroffen,  dafs  fortan  alljährlich  ein  neuer  2jähri- 
ger  Cursus  beginnt,  und  die  Aufnahme  neuer  Studirenden  demgemälii 
•  V  auch  nur  einmal  al^ährlich  Statt  findet  Die  Forsteleven  werden  daher 
künftig  immer  nur  mit  dem  Beginn  eines  neuen  Lehrcursus  eintreten 
^  ^nnd  2  Abtheilungen  bilden,  für  deren  jede  gesonderte  Vorlesungen  ge- 
''     kalten  werden. 

Da  das  forstwissenschaftl.  Studium  am  zweckmäfsigsten  mit  dem 


'     41. 
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BommeraemeBter  begonnen  wird;  so  findet  kttnftig  die  Aufnahme  von  . 
Forateleven  bei  der  Akademie  zu  Neustadt-Eberswalde  jedesmal  nur  zu 
Osfeem  Statt,  und  es  kann  daher  auch  schon  su  Michaelis  d.  J.  der  Ein- 
tritt nicht  mehr  erfolgen.  DemgemSfs  lautet  §.  11  fortan:  Die  AniMl- 
dnngen  zum  Besuch  der  Akademie  sind,  mit  den  erforderlichen  Zeug- 
niasen  (§.  12)  begleitet,  schriftlich  vor  Ende  des  Monats  Februar  jedes 
Jahres  bei  dem  Dir.  einzureichen/' 

8.   Studium  der  Oekonomie  auf  den  K.  landwirthschaftl. 

Akademien. 

Nach  den  Regulativen  v.  Jahre  1858  ist  zur  Aufnahme  (in  die  In- 
stitute zu  Eldena,  Proskau,  Poppeisdorf)  ein  Zeugnifs  aus  der  I  eines 
Gymnasiums  oder  einer  anerkannten  Realschule  erforderlich.  Es  wird 
indefs  nicht  streng  darauf  gehalten ;  vielmehr  der  eignen  Erwägung  der 
Schüler  oder  ihrer  Eltern  überlassen,  ob  sie  nach  ihrem  Bildungstande 
befthigt  sind,  von  dem  Unterricht  vollen  Nutzen  zu  ziehen.  Dasselbe 
gilt  von  den  zu  Berlin  und  Halle  in  naher  Beziehung  zur  Universität 
stehenden  landwirthschaftlichen  Lehrinstituten. 

9.   K.  Gärtner-Lehranstalt  zu  Potsdam. 

Zur  Aufnahme  in  die  obere  Abtheilung  dieses  Instituts  ist  nach 
dem  Statut  v.  12.  März  1854  (und  Verf.  der  Oen.  Intendantur  der 
K.Gärten  v.  12.  Novb.  1859)  erforderlich:  ein  Zeugnifs  der  absol- 
virten  III  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  oder  ein  Zeug- 
nils aus  der  II  einer  Realschule  2.  0. 

10.   Apothekerlehrlinge. 

Nach  dem  Reglement  v.  11.  Aug.  1864  ist  zur  Annahme  er- 
forderlich ein  günstiges  Zeugnifs  über  den  mindestens  6monatl.  Besuch 
der  II  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  oder  der  I  einer 
Realschule  2.  0.,  oder  das  Abgangszeugnifs  der  Reife  von  einer  an- 
erkannten höhern  Bürgerschule.  (Dieselben  Anforderungen  wie  für  den 
einjähr.  Militairdienst;  s.  weiterhin  B,  3). 

11.   K.  Thierarzneischule  zu  Berlin. 

C.  Verf.  V.  25.  Mai  1860:  „Diejenigen  jungen  Leute,  welche 
zum  Studium  der  Thierheilkunde  auf  der  K.  Thierarzneischule  hie- 
selbst  als  Civileleven  zugelassen  werden  wollen,  haben  ihre  Befähigung 
dazu  durch  den  Nachweis  der  Reife  für  die  erste  Abtheilung  der  II 
eines  Gymnasiums,  oder  derselben  Classe  einer  Realschule  1.0.,  oder 
fQr  die  I  einer  Realschule  II.  0.,  oder  endlich  durch  das  Abgangszeug- 
nifs der  Reife  einer  zu  gültigen  Abgangsprüfungen  berechtigten  höhern 
Bürgerschule  darzuthun.'^  Ein  nachträglicher  Erwerb  derartiger  Zeug- 
nisse nach  erfolgter  Aufnahme  ist  nicht  mehr  zulässig.  Vrgl.  weiterhin  B,4. 

12.   Das  Postfach. 

Reglement  v.  S.Juni  1863  (Min.  für  Handel  etc.):  „Die  An- 
nahme von  Civilanwärtern  für  den  Postdienst  kann  erfolgen:  ate 
Poeteleve,  als  Postexpedienten- Anwärter  oder  als  Postexpeditions-Gehülfe. 
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^  a)  Der  Antrag  wegen  Annahme  als  Posteleve  ist  an  diejenige 
K.  0.  Postdirection  zu  richten ,  in  deren  Bezirk  sich  der  Wohnort  dea 
Bewerbers  befindet.  Der  Bewerber  darf  nicht  jUnger  als  17,  nnd  nidit 
ältar  als  25  Jahre  sein.  In  schulwissenschaftlicher  Beziehung  wird  äer 
Nachweis  der  Reife  als  Abiturient  von  einem  Gymnasium  oder  tob 
einer  Realschule  1.  0.  verlangt. 

b)  Die  Postexpedienten-Anwärter  haben  ein  Zengnifii  beisn* 
bringen,  dafs  sie  die  II  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.0. 
oder  die  I  einer  Realschule  2.  0.,  übrigens  stets  bei  der  Theilnahme 
am  Unterricht  in  allen  Gegenständen,  mindestens  ein  Jahr  lang  mit 
gutem  Erfolg  besucht,  oder  auf  einer  anerkannten  hohem  Bürgerschule 
ein  Abgangszeugnifs  der  Reife  erworben  haben.   Alter  wie  bei  a. 

c)  Junge  Männer,  welche  als  Postexpeditions-Gehttlfen  in 
den  Postdienst  eintreten  wollen,  haben  durch  Schulzeugnisse  darzuthnn, 
dafs  sie  diejenige  schulwissenschaftliche  Bildung  erworben  haben,  welche 
den  Anforderungen  an  die  Reife  für  II  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Realschule  1.  oder  2.  0.  im  allgemeinen  entspricht.  Hat  der  Bewerber 
seine  Schulbildung  weder  auf  einem  Gymnasium,  noch  auf  einer  Real- 
schule erhalten,  so  dient  jene  Anforderung  nur  als  Mafostab  für  die 
Beurtheilung,  ob  die  beigebrachten  anderweiten  Schulzeugnisse  im  all- 
gemeinen den  erforderlichen  Bildungsgrad  nachweisen.   Alter  wie  bei  a* 


13.    Civil  -  Supernumerariat. 

C.  Ordre  v.  10.  Novb.  1855:  „Auf  den  Antrag  des  Staatsministeriuns 
vom  7.  d.  M.  setze  ich  hinsichtlich  des  Mafses  der  Schulbildung  deoenigea 
Personen,  welche  zum  Civil-Supernumerariat  bei  den  Provinzial -Ver- 
waltungsbehörden zugelassen  werden  wollen,  hiedurch  fest,  dafs  diese  Personen 
das  Zeugnifs  der  Reife  entweder  für  die  erste  Classe  eines  Gymnasiums  oder 
aus  der  ersten  Classe  einer  Realschule  beizubringen  haben.  Ausnahmen  hie- 
von  können  nur  dann  gemacht  werden,  wenn  der  Anzustellende  seine  prak- 
tische Brauchbarkeit  und  Ausbildung  durch  mehrjährige  Beschäftigung  bei 
anderen  Behörden  in  vorzüglichem  Grade  nachgewiesen  hat.  Bei  Erfüllung 
dieser  Bedingungen  können  die  Präsidien  der  Provinzial -Verwaltungsbehörden 
die  Civil -Supernumerarien  selbständig,  ohne  Genehmigung  der  Ministerien, 
annehmen,  während  letzteren  vorbehalten  bleibt,  für  jc^e  Provinzial -Verwal- 
tungsbehörde eine  gewisse  Anzahl  von  Supernumerarien  zu  bestimmen,  welche 
ohne  ihre  Genehmigung  von  den  Präsidien  nicht  überschritten  werden  darfl 
Andere  Personen,  als  Civil -Supemumerarien,  Militair- Anwärter  und  solche 
Individuen,  welchen  etwa  im  Wege  der  Gnade  Anstellungsfahigkeit  verliehen 
ist  dürfen  zur  Beschäftigung  in  den  Subaltern-Büreaux  der  Prov.  Verwaltunge- 
behörden, auch  behufs  der  Probe,  ob  sie  zur  Annahme  als  Civü- Supemume- 
rarien sich  eignen,  nicht  zugelassen  werden." 

Durch  C.  0.  V.  5.  Octb.  1859  sind  alsdann  die  Realschulen  1. 0.  in 
der  betreffenden  Beziehung  den  Gymnasien  gleichgestellt  worden.  Dem- 
gemäfs  wird  nunmehr  (a)  im  allgemeinen  erfordert: 

Die  Beibringung  eines  Zeugnisses  der  Reife  für  die  I  eines  Ojnuiar 
f  siums  oder  einer  Realschule  1. 0.  oder  ein  Maturitätszeugnifs  von  einer 

Realschule  2.  0. 

rb)  Die  Bewerber  um  Annahme  bei  der  Verwaltung  der  in- 
directen  Steuern  dagegen  haben  sich  (C. Verf.  des  Finanimin. 
IT.  14.  Novb.  1859)  darüber  auszuweisen,  dafs  sie  die  I  entweder  eines 
Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  mindestens  ein  Jahr  lang  ntt 
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gutem  Erfolg  besucht,  oder  bei  einer  Realschule  2.  0.  ein  Zengnib  de| 
Beife  erworben  haben. 

SFttr  den  Jnstiz-Subalterndienst  (C.  0.  v.  5.  Novb.  1849) 
)rderlicb  ein  Zeugnifs  der  Reife  fttr  die  I  eines  Gymnasiums  oder 
einer  Realschule.  Durch  C.  0.  ▼.  10.  Juni  1861  ist  den  Präsidenten  der 
Obergerichte  die  Ermächtigung  ertheilt,  bei  Annahme  von  Civil -Super- 
nnmerarien  hinsichtlich  der  schulwissenschaftlichen  Anforderungen  Aus- 
nahmen eintreten  zu  lassen,  wenn  der  Anzustellende  seine  Brauchbarkeit 
und  Ausbildung  durch  mehrjährige  Beschäftigung  bei  Behörden  in  yor- 
zttglichem  Grade  nachgewiesen  hat. 

14.   Zum  technischen  Lehramt. 

a)  Nach  §.2  der  Instruction  für  die  Prüfung  der  Zeichenlehrer 
an  Gymnasien  und  Realschulen  v.  2.  Octb.  1863  ist  der  schriftlichen 
Meldung  um  Zalassung  zur  PrUifung  bei  einer  der  K.  Kunstakademien 
beizufügen:  ein  Zeugnife,  dafs  der  Examinand  ein  Gymnasium,  eine 
Realschule  1.  0.  oder  eine  anerkannte  höhere  Bürgerschule  bis  zur  II 
besucht  hat  oder  für  diese  Classe  reif  befunden  worden  ist;  oder  dafs 
er  die  II  einer  Realschule  2.  0.  durchgemacht;  oder  auch  eine  dem 
gleichstehende  schulwissenschaftliche  Bildung  anderweitig  erworben,  oder 
dais  er  seine  Bildung  auf  einem  Schullehrer -Seminar  erhalten  hat  und 
aus  diesem  mit  der  Qualification  für  das  Lehramt  entlassen  ist  (Zeug- 
nisse über  den  Ersatz  einer  regelmäfsigen  Schulbildung  sind  nur  an- 
nehmbar, wenn  sie  von  competenter  Seite  ausgestellt  worden  sind). 

b)  Im  E.  Musikinstitut  zu  Berlin  werden  junge  Leute  zu  Or- 
eanisten,  Cantoren,  Gesang-  und  Musiklehrern  an  Gymnasien,  Real-  und 
höheren  Bürgerschulen,  sowie  an  Schullehrer- Seminarien  ausgebildet. 
Zu  den  Bedingungen  der  Aufnahme  gehört  u.  a.:  ein  Alter  von  wenig- 
stens 17  Jahren  und  der  Nachweis,  dafs  der  Aufzunehmende  entweder 
ein  Gymnasium  bis  zur  II  besucht  habe,  oder  mit  dem  Wahlfähigkeits- 
zeugnifs  aus  einem  Schullehrer-Seminar  entlassen  sei.  Meldung  bei  der 
betreff.  E.  Regierung,  3  Monate  vor  Ostern  oder  Michaelis. 


B.   Im  militairischen  Oebiet. 

1.   Dienst  auf  Avancement  in  der  Armee. 

a)  Vom  Portepeefähnrichsexamen  sind  Diejenigen  dispen- 
sirt,  welche  bei  einem  Gymnasium  oder  bei  einer  Realschule  1.0.  ein 
Haturitätszeugnifs  erworben  haben.  0.  0.  v.  23.  Jan.  1849  und  v. 
22.  Sptb.  1859;  vrgl.  p.  220. 

b)  Die  Zulassung  zum  Fähnrichsexamen  wird  in  der  E.Ver- 
ordnung über  die  Ergänzung  der  Officiere  des  stehenden  Heeres 
V.  31.  Octb.  1861  abhängig  gemacht  von  der  Beibringung  eines  von 
dem  LehrercoUegium  eines  preufs.  Gymnasiums  oder  einer  preafs.  Real- 
schule 1.  0.  ausgestellten  Zeugnisses  der  Reife  ftir  I.  Es  wird  in  der 
deutschen,  lateinischen,  französischen  Sprache,  in  der  Mathematik,  Ge- 
schichte und  Geographie  geprüft;  auch  sind  Zeichnungen  vorzulegen. 
Die  Anmeldung  geschieht  bei  der  0.  Militair-Examinationscommission 
SU  Berlin. 


252 

G.  0.  y.  23.  Aug.  1865:  „ —  Die  Verordnang,  darch  welche  die 
Zulassung  zum  PortepeefähDrichsexamen  von  der  Beibringang  eme% 
Reifezeugnisses  Hir  die  I  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1. 0. 
abhängig  gemacht  ist,  tritt  erst  am  1.  Octb.  1867  ins  Leben').  —  In 
Gemfifsheit  Meiner  Ordre  v.  12.  Juli  1862  ist  die  Ablegung  der  Prüfung 
auch  femer  vor  dem  Eintritt  in  den  activen  Dienst  als  mafsgebende 
Bedingung  an  alle  diejenigen  jungen  Leute  zu  stellen ,  welche  mit  der 
ausgesprochenen  Absicht  auf  Beförderung  zum  Officier  zu  dienen  in  die 
Armee  einzutreten  wUnschen.** 

2.    Marinedienst. 

Verordnung  über  die  Ergänzung  der  Officiercorps  der  K.  Flotte 
y.  16.  Juni  1864:  „§.1.  Um  in  der  Kriegsmarine  im  Frieden  mit  Aus- 
sicht auf  Beförderung  fortzudienen,  erfiplgt  die  Einstellung  entweder  als 
Cadety  oder,  im  Fall  des  Uebertritts  aus  der  Handelsmarine,  als  Matrose. 
§.  2.  Die  Anmeldung  geschieht  bei  dem  Obercommando  der  Marine  unter 
Einreichung  eines  Nationale,  curriculum  vitae,  eines  von  dem  Lehrer- 
collegium  eines  preufs.  Gymnasiums  oder  einer  preufs.  Realschule  1. 0. 
ausgestellten  Zeugnisses  der  Reife  für  Ober  II  — .  §.  3.  FUr  die  Ein- 
stellung als  Cadet  mufs  die  wissenschaftl.  Qualification  zum  Seecadeten 
durch  die  Ablegung  der  Eintrittsprttfung  dargethan  sein.  Dieselbe  wird 
Anfangs  April  jedes  Jahres  bei  der  Marineschule  abgehalten.  8ie  kann 
nur  vor  dem  zurückgelegten  17.  Lebensjahr  Statt  finden.** 

Die  Prüfung  geschieht  in  der  Mathematik,  Physik,  Geographie,  in 
der  französischen  und  englischen  Sprache;  auch  mufs  eine  Freihand- 
zeichnung vorgelegt  werden.  Wenn  der  Angemeldete  das  Schulseugnib 
(§.  2)  nicht  besitzt,  wird  er  aufserdem  in  der  Geschichte,  im  Deutschen 
und  Lateinischen  geprüft. 

3.    Der  einjährige  Militairdienst. 

Militair-Ersatzinstruction  v.  9.  Dcb.  1858:  —  „§.  126. 
Wer  als  einjähriger  Freiwilliger  dienen  will,  hat  die  Berechtigung  dazu 
bei  der  Departements -Prtifungscommission  nachzusuchen.  Die  Anmel- 
dung darf  frühestens  im  Lauf  desjenigen  Monats  erfolgen,  in  welchem 
das  17.  Lebensjahr  zurUckgelegt  wird,  und  mufs  spätestens  bis  zum 
l.Febr.  desjenigen  Kalenderjahrs  Statt  finden,  in  welchem  das  20.  Lebens- 
jahr') vollendet  wird.  Bis  zum  1.  Apr.  des  letztgedachten  Jahrs  mufii 
der  Nachweis  der  Berechtigung  durch  die  bestandene  Prüfung  geführt 
sein.  Wer  diese  Termine  versäumt,  verliert  den  Anspruch  auf  die  Ver- 
günstigung zum  einjährigen  Dienst.  §.  130.  Die  Qualification  in  wissen- 
schaftlicher Beziehung  kann  entweder  durch  Atteste  nachgewiesen  oder 
durch  besondre  Prüfung  festgestellt  werden.*' 

Von  der  Zulassung  zum  einjährigen  Dienst  auf  Grund  vorgelegter 
Schulzeugnisse  handelt  §.  131.  Die  Bestimmungen  desselben  sind 
seit  Erlafs  der  Ersatzinstruction  in  Folge  neuer  Organisationen  im  höheren 
Schulwesen  theils  modificirt,  theils  erweitert  worden.    Was  danach  (ttr 


>)   Dem  Vernehmen  nach  iat  der  Termin  noch  weiter  hinausgeschoben  worden. 
^  FVlt  die  in  der  Provinz  Westfalen  Geborenen  ist  ausnahnutwoise  das  21.  Le* 
bensjahr  bestimmt. 
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die  einselnen  Kategorien  der  betreff,  höheren  Lehranstalten  jetzt  gültig 
iil^  Iftllit  sich  folgendermafsen  zusammenfassen: 

'     Den  Kachw^s  wissenschaftlicher  Qualification  für  die  Zulassung 
snm  einjXhr.  Dienst  können  durch  Schulzeugnisse  führen: 

a)  die  auf  Universitäten  Studirenden,  welche  von  einem 
niXnd.  Gymnasium  mit  dem  vorschriftsmäfsigen  Zeugnift  der  Reife  für 
die  Universität  versehen  sind; 

b)  die  Schüler  der  preufs.  Gymnasien  und  der  Realschulen 
1.  0.  aus  den  beiden  obersten  Classen ,  gleichviel  ob  diese  Glassen  in 
sich  getrennte  Abtheilungen  haben  oder  nicht;  die  Secundaner  jedoch 
nur,  wenn  sie  mindestens  ein  halbes  Jahr  der  II  angehört,  an  allen 
Unterrichtsgegenständen  Theil  genommen,  sich  das  bezügliche  Pensum 
gut  angeeignet  und  sich  gut  betragen  haben.  Die  Zeugnisse  darüber 
müssen  von  der  Lehrerconferenz  festgestellt  sein  (C.  Ordre  v.  22.  Sptb. 
1859^).    Ueber  die  vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  s.  f. 

e)  Die  Schüler  der  obersten  Glassen  preufsischer  Progymnasien 
nad  höherer  Bürgerschulen,  wenn  diese  Anstalten  bis  zur  II  incl. 
entwickelt  und  von  dem  Unterrichtsminister  als  resp*.  einem  Gymna- 
rium  oder  einer  Realschule  1.  0.  in  den  entsprechenden  Glassen  gleich- 
stehend anerkannt  sind,  auch  für  die  höheren  Bürgerschulen  hinsicht- 
lich der  betreff.  Berechtigung  die  königl.  Genehmigung  erfolgt  ist.  Die 
betreff.  Schüler  müssen  der  ersten  Glasse  mindestens  %  Jahr  angehört 
haben  und  die  Zeugnisse  wie  bei  b  von  der  Lehrerconferenz  festgestellt 
sein  (C.  Ordre  v.  13.  Mai  1865*). 

a)  Die  Schüler  der  Realschulen  2.  0.  nach  mindestens  halbjäh- 
rigem Besuch  der  I. 

e)  Die  Schüler  der  zu  gültigen  Abgangsprüfungen  berechtigten  und 
nicht  zu  c  gehörigen  höheren  Bürgerschulen,  wenn  sie  ein  Zeug- 
nifs  der  Reife  erworben  haben  (G.  Ordre  v.  22.  Sptb.  1859). 

f)  Für  die  vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  solcher 
Gymnasien,  bei  welchen  in  Ermangelung  einer  an  demselben  Ort  be- 
findlichen Real-  oder  höhern  Bürgerschule  dergleichen  Dispensationen 
überhaupt  gestattet  sind,  wenn  sie  mindestens  ein  Jahr  der  II  angehört 
haben,  und  befriedigende,  von  der  Lehrerconferenz  festgestellte  Schul- 
sengnisse vorzulegen  im  Stande  sind  (C.  Ordre  v.  13.  Mai  1865).  Vrgl.p.  178. 

g)  Der  höhern  Gewerbeschule  in  Barmen,  mit  der  eine  neue 
Organisation  derartiger  Anstalten  begonnen  hat  (vrgl.  p.  50),  ist  auf  den 
gemeinschaftlichen  Antrag  des  Min.  für  Handel  etc.  und  des  Unterrichts- 
ministers  durch  C.  0.  v.  22.  Sptb.  1866  zugestanden  worden,  bei  den 
Schülern,  welche  sie  nach  absolvirtem  Cursus  der  Anstalt  auf  Grund 
einer  besondern  Prüfung  entläfst,  den  Nachweis  der  wissenschaftl.  Qua- 

>)  Es  ist  nicht  selten,  dafs  Director  und  LehrercoUegium  ihren  KinfluTs  auf 
Eltern  und  Schüler  mit  gutem  Erfolg  dahin  geltend  machen,  dafs  letztere  erst 
nach  j&hrigem  Aufenthalt  in  11,  also  nach  erlangter  Reife  für  Ober  II,  das  Quali- 
fieationsattest  für  den  einjährigen  Dienst  in  Anspruch  nehmen. 

S)  Die  C.  0.  T.  13.  Mai  1866  ordnet  an,  dafs  für  die  höheren  Bürgerschulen 
obige  Gleichstellung  mit  den  Realschulen  1.  0.  in  jedem  specioUen  Fall,  nach  ror- 
gängiger  Revision  der  botreff.  Anstalten,  durch  gemeinschaftlichen  Bericht  der  Mi- 
nister des  Unterricht«,  des  Kriegs  und  des  Innern  bei  des  Könige  Maj.  zu  bean- 
tragen ist.  Auf  solche  Weise  ist  die  erweiterte  Berechtigung  bis  jetzt  rerliehen  den 
Höheren  Bürgerschulen  zn  Neuwied,  M.  Gladbach,  Bheydt,  Eupen,  Lüdenscheid, 
Crefeld  und  Mülheim  a.  Rhein. 
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lification  für  den  einjährigen  Hilitairdienst  durch  Abitnrientemengnim 
zu  führen. 

Aufser  den  erwähnten  Kategorien  öffentlicher  höherer  LehramCil- 
ten  haben  nach  gemeinsamem  Beschlnfs  der  Minister  des  Unterrichtii 
des  Kriegs  and  des  Innern  einige  wenige  unten  angegebene  Schulen, 
welche  überwiegend *),  oder  ganz*)  zu  den  Privatanstalten  gehöresi 
ausnahmsweise  und  auf  Widerruf  die  Befugnifs  erhalten;  auf  Omnd  be- 
sonderer Abgangsprüfungen  (wie  bei  e  und  g)  gültige  Atteste  für  den 
einjährigen  Militairdienst  auszustellen.  Die  Bedingungen  sind  in  jedem 
einzelnen  Fall  gewesen:  dafs  bei  einer  seitens  des  Unterrichtaministen 
angeordneten  Revision  das  Vorhandensein  aller  äuCseren  ErfordemisBe 
an  Localy  Lehrmitteln  u.  s.  w.  sowie  ein  Etat  nachgewiesen  würde, 
welcher  insbesondere  die  Erhaltung  tüchtiger  Lehrkräfte  sicher  atellte. 
Ebenso  mufste  in  der  Leitung  der  Anstalt,  in  der  Znsammensetzung  dea 
LehrercollegiumS;  im  Lehrplan  und  in  den  disciplinarischen  Einrichtun- 
gen eine  gewisse  Bürgschaft  für  die  den  besonderen  Anforderungen  ent- 
sprechenden Leistungen,  sowie  für  eine  befriedigende  pädagogische 
Wirksamkeit  vorhanden  sein;  endlich  mufste  es  nach  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen erreichbar  sein,  dails  bei  den  Abgangsprüfungen  jedesmal 
ein  Vertreter  der  betreff.  Schulaufsichtsbehörde  als  K.  Commisaarina  ni- 
gegen  ist 

Die  Zeugnisse  für  den  einjährigen  Dienst 

G.  Verf.  V.  dl.Octb.  1861:  „Nach  den  gutachtlichen  AeuIseruDgea 
der  K.  Prov.  SchulcoUegien  kann  eine  Modification  der  Bestimmung,  welche 
für  die  Schüler  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  1. 0.  die  Berechtigung 
zum  eiDJährigen  freiwill.  Militairdienst  von  einem  mindestens  halbjäh- 
rigen Aufenthalt  in  der  II  abhängig  macht,  als  ein  dringendes  Bedürf- 
nis nicht  angesehen  werden.  Wenn  es  daher  für  jetzt  bei  der  bestehenden 
Einrichtung  verbleibt  und  zuvörderst  über  den  Erfolg  derselben  weitere  Ex» 
fahrungen  abzuwarten  sind,  so  ist  es  doch  nothwendig,  auf  Mafsregeln  Be- 
dacht zu  nehmen,  die  den  Uebelständen,  welche  sie  zur  Folge  haben  kann, 
so  viel  wie  möglich  vorbeugen. 

Zu  dem  Ende  ist  nicht  nur  den  Directoren  wiederholt  in  Erinnerung 
zu  bringen,  dafs  die  Versetzung  nach  II  mit  Strenge  und  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  den  gewählten  künftigen  Beruf  des  Schülers  vorzunehmen  ist, 
sondern  es  ist  auch  anzuordnen,  dafs  in  Zukunft  die  Abgangszeugnisse  für 
die  nach  dem  ersten  halben  Jahr  aus  II  Abgehenden  ledesmal  von  der 
Lehrerconferenz  festgestellt  werden,  und  dafs  darin  ausdrücklich  bemerkt 
wird ,  ob  der  betreff.  Schüler  sich  das  bezügliche  Pensum  der  II  gut  an- 
geeignet und  sich  gut  betragen  hat.  —  Abgangszeugnisse,  welche  sich 
über  den  Stand  der  erworbenen  Kenntnisse  ungünstig  aussprechen,  werden 
von  den  Departements-Prüfungscommissionen  nicht  als  genügend  ansesebea 
werden,  und  die  Erfahrung,  dtafs  in  solchen  Fällen  eine  nachträglicne  Prfl- 
fang  zu  bestehen  ist,  wird  ihre  heilsame  Wirkung  nicht  verfehlen.''  ^ 

C.  Verf  V.  21.Dcb.  1861:  „Durch  die  C.  Verf.  v.  31.  Octb.  1861 
ist  angeordnet,  dafs  bei  den  Gymnasien  und  den  Realschulen  1.  0.  die  Ab- 
gangszeugnisse fQr  die  nach  dem  ersten  halben  Jahr  aus  II  abgehenden 
Schüler  jedesmal  von  der  Lehrerconferenz  festgestellt  werden,  und  dafii 
darin  ausdrücklich  bemerkt  wird,  ob  der  betreff.  Schüler  sich  das  bezüg- 
liche Pensum  der  II  gut  angeeignet  und  sich  gut  betragen 


*  -/ 


1)  Dio  Handelsakademie  lu  Danzig  (17.  Dcb.  1S52). 

*)  Die  (SchweiUersche)  Handeluchule  zu  Berlin  (3.  Febr.  1856),  daa  Päda- 
gogium dea  Dr.  Beheim  -  Schwarzbach  zu  Oftrowo  bei  Filehne  (9.  Dcb.  1863)  «ad 
das  Ersiehungsinstitut  dea  Dr.  Koriegam  zu  Bonn  (27.  Octb.  1866). 
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hat.  Wie  mir  bekannt  geworden,  sind  Zweifel  darüber  entstanden,  ob  das 
jjgat  angeeignet**  im  Sinne  des  „gut**  in  der  Scala  der  für  die  Ergebnisse 
der  Abiturientenprüfungen  festgesetzten  Prädicate  zu  verstehen,  oder  all- 
gemein zu  nehmen  ist,  und  nur  die  Zufriedenheit  der  Lehrer  mit  dem 
fleife  und  den  Fortschritten  des  Schülers  ausdrücken  soll. 

Die  Entstehung  und  der  Zusammenhang  der  Verfügung  ergiebt,  dafs 
letztere  Auffassung  die  richtige  ist.  Es  kam  darauf  an,  der  Meinung  ent- 
gegenzuwirken, als  genüge  ein  halbjähriger  Aufenthalt  in  der  II  an  und 
rair  sich,  um  ein  Qualificationszeugnife  fQr  den  einjährigen  freiwill.  Militair- 
dienst  zu  erlangen.  Die  Erwerbung  eines  solchen  Attests  sollte  viemehr 
Ton  dem  ernsten  Bemühen,  allen  Anforderungen  der  Schule  auch  nach  der 
Versetzung  in  die  II  zu  genügen,  abhängig  gemacht  werden.  In  dieser 
Beziehung  den  richtigen  Malsstab  anzulegen,  ist  Sache  des  gewissenhaften 
and  pädagogischen  Urtheils  der  Lehrerconferenz. 

Die  Bestimmung,  dafs  derartige  Zeugnisse  von  der  Lehrerconferenz 
festzustellen  sind,  gilt  auch  für  die  Fälle,  wo  die  betreff,  jungen  Leute  nach 
einem  längern  ais  halbjährigen  Aufenthalt  aus  der  II  abgehen. 

Hinsichtlich  derjenigen,  welche  erst  in  der  II  Schüler  einer  Anstalt 

S worden  sind,  und  bei  denen  die  Vermuthung  nahe  liegt,  dafs  es  ihnen 
liglich  um  das  Berechtigungsattest  zu  thun  ist,  bedarf  es  besondrer  Auf- 
merksamkeit darauf,  ob  sie  beim  Abgange  den  von  Seiten  der  Schule  zu 
stellenden  Anforderungen  wirklich  genügen.  Ist  dies  zweifelhaft,  so  wird 
sa  erwägen  sein,  ob  nicht  durch  eine  besondre  Prüfung  der  Stand  der 
Kenntnisse  des  Abgehenden  zu  ermitteln  ist. 

Eine  vorzeitige  Versetzung  solcher  Schüler,  die  aus  gleicher  Ver- 
anlassung erst  in  III  eingetreten  sind,  wird  die  den  Directoren  wiederholt 
inr  Pflicht  gemachte  Strenge  der  Beurtheilung  bei  dem  Uebergange  von 
m  nach  II  leicht  verhüten  können. 

Ich  beauftrage  das  K.  Prov.  SchulcoUegium,  die  Directoren  der  Gym- 
nasien und  der  Realschulen  1.  0.  Seines  Ressorts  dem  Vorstehenden  gemäis 
*iiiit  Anweisun|^  zuversehen  und  auf  genaue  Befolgung  derselben  zu  achten.* 
C.  Verf.  V.  11.  Octb.  1865:  „Die  Zeugnisse,  welche  behufs  der  Mel- 
dung zum  einjährigen  freiwill.  Militairdienst  nach  den  C.  Verfügungen  v. 
81.  Octb.  1861  und  v.  21.  Dcb.  1863  den  Schülern  der  II  in  den  Gymna- 
sien, Realschulen  1.0.  und  den  anerkannten  Progymnasien  ertheilt 
werden,  sind,  wie  in  verschiedenen  Fällen  zu  meiner  Kenntnife  gekommen, 
bisher  nicht  immer  in  zweckmäßiger  Form  ausgestellt  worden.  Zur  Her- 
stellung der  nöthigen  Ordnung  und  Gleichmälsigkeit  bestimme  ich  deshalb 
biemit,  dafs  für  den  angegebenen  Zweck  in  Zukunft  allgemein  das  beilie- 
^nde  Zeugnifsschema  (a)  zur  Anwendung  gebracht  werde. 

In  entsprechender  Weise,  nur  mit  Weglassung  der  Bemerkung  über 
die  Feststellung  des  Zeugnisses,  sind  die  Zeugnisse  gleicher  Bestimmung 
für  die  aus  der  I  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  abgehenden 
Schüler  einzurichten.  Jedenfalls  hat  sich  der  Director  oder  die  das  Zeug- 
nib  ausstellende  Lehrerconferenz  zu  enthalten,  dem  betreffenden  Schüler 
auf  dem  Zeugnifs  die  Berechtigung  zum  einjährigen  Dienst  zuzuerkennen, 
was  lediglich  Sache  der  K.  Ersatzcommission  ist,  welcher  das  Zeugnifs  zur 
Prüfung  vorgelegt  wird. 

Wie  von  allen  anderen  amtlich  ausgestellten  Zeugnissen  ein  Concept 
aufenbewahren  ist,  so  auch  von  diesen  behufs  der  Meldung  zum  einjährigen 
Militairdienst  ertheilten,  und  zwar  sind  letztere  in  ein  besondres  Buch 
einzutragen,  welches  bei  Gelegenheit  von  Revisionen  der  Anstalt  dem  Com- 
missarius  der  K.  Behörde  auf  Verlangen  vorzulegen  ist.^ 
(a)  Gymnasium  (Realschule  etc.)  zu  .... 

Zeagnifs   behufs   der   Meldung   zum   einjährigen   freiwilligen 
Militairdienst. 
N.  N.  geboren  zu  ....  am  . . . .,  ....  Confession,  Sohn  des  .... 
m  • .  • .,  hat  das  hiesige  (Name  der  Anstalt)  seit  ....  von  der  Glasse 
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•  •••  an  besucht  und  in  der  Seconda  seit  ....,  also  ..  Jahr,  geaesaen. 
Er  hat  in  den  von  ihm  besuchten  Ciassen  an  allen  ünterrichtsgegeii- 
■tXnden  Theil  genommen. 

1.  Schulbesuch  und  Betragen. 

2.  Aufmerksamkeit    und   Fleifs.     (Ob  er  allen  AnfordenmgeB  m 
genügen  ernstlich  bemüht  gewesen  ist.) 

3.  Fortschritte.     (In  welchem  Mafs  er  sich  das  bis  dahin  durchgenom- 
mene Pensum  der  Secunda  angeeignet  hat.) 

Vorstehendes  Zeugnifs  ist  in  der  Conferenz  vom  ....  d.  J.  fest- 
gestellt worden. 

....  den  . .  ten  ....  18  . . 

Director  und  Lehrercollegium  des  Gymnasiums. 
(Name  des  Directors.)     (Schulsiegel.)     (Name  des  Ordinarius  der  II.) 

Mil.  EfBatzinstr.  v.  9.  Dcb.  1858.  „§.  131,  2:  Die  Departements- 
Prüfungscommissionen  müssen  die  Atteste,  welche  ihnen  vorgelegt 
werden,  in  formeller  Beziehung  einer  genauen  Prüfung  unterwerfen.  Bei 
sich  erbebenden  Zweifeln  über  die  wissenBchaftliche  Befähigung  bleibt  den- 
selben überUssen,  die  in  §.132  vorgeschriebene  Prüfung  mit  dem  Ange- 
meldeten vorzunehmen.** 

§.  132:  Alle  die  Begünstigung  des  einjährigen  freiwill.  Dienstes  nach- 
suchenden jungen  Leute,  welche  kein  genügendes  SchulzeugniCi  vorlegen 
können,  müssen  geprüft  werden. 

Der  Zweck  der  Prüfung  geht  dahin  zu  ermitteln,  ob  der  junge  ManB 
den  Grad  wissenschaftlicher  Bildung  erlangt  hat,  welcher  ihn  zu  den  Lei- 
stungen eines  im  2.  Semester  des  ersten  Jahrescursus  stehenden  Schülers  der 
II  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1. 0.  oder  der  I  einer  Realschule 
2. 0.  befähigen  würde.  —  Die  hinreichende  Fertigkeit  im  Gebrauch  der  deut- 
schen Sprache  ist  durch  schriftliche  Clausurarbeiten  nachzuweisen.  — 

C.  Verf.  der  Min.  des  Kriegs  und  des  Innern  v.  Sl.Octb.  1863: 
„In  §.  129  der  Mil.Ersatzinstr.,  betreffend  die  personelle  Prüfung  der  snn 
einjährigen  freiwill.  Militairdienst  sich  meldenden  Individuen,  ist  u.a.  bestimmt 
worden,  dafs  der  Betheiligte  sich  über  seine  moralische  Qualification 
durch  ein  obrigkeitliches  Attest  auszuweisen  habe.  Auf  den  Antrag  eines 
K.  Prov.  SchulcoUegiums  finden  wir  uns  im  Einverständnifs  mit  dem  H.  Min. 
der  geistl.  etc.  Anglgh.  veranlafst,  diese  Bestimmung  dahin  zu  declariren:  dais 
in  Ansehung  der  Zöglinge  von  höheren  Schulen  (Gymnasien,  Realschulen, 
Progymnasien  und  höheren  Bürgerschulen)  das  mehrerwähnte  Attest  fortan 
nicht  mehr  von  den  Polizeibehörden,  sondern  von  den  Directoren  resp.  den 
Rectoren  der  betreffenden  Unterrichtsanstalten  auszustellen  ist*^  ~ 

4.   K.  Militair-Rofsarztschnle  zn  Berlin. 

Aus  den  Bestimmungen  des  Kriegsmin.  y.  19.  Apr.  1866: 
1.  Junge  Leute,  die  sich  dem  militairthierärztlichen  Beruf  widmen 
wollen  und  zu  ihrer  Ausbildung  hiefÜr  die  Aufnahme  in  die  Militair- 
Ro&arztschule  nachsuchen,  müssen  a)  ein  Gymnasium,  eine  Realschule 
oder  eine  zu  EntlassungsprUfungen  berechtigte  höhere  BUrgerschnle  bis 
n  besucht,  eventl.  das  Zeugni£  der  Reife  fUr  diese  Classe  erworben 
haben;  d)  am  1.  Novb.  des  Aufnahmejahres  das  24.  Leben^ahr  noch 
nicht  vollendet  haben;  e)  bei  der  Cavallerie,  Artillerie  oder  dem 
Tnun  in  den  Militairdienst  getreten  und  zur  Zeit  der  Anmeldung  in 
April  mindestens  6  Monate  gedient  haben. 

2.  lieber  die  erlangte  Schulbildung  sollen  sich  die  Bewerber  durch 
ein  ihre  Kenntnisse  nadi  den  verschiedenen  Diaciplinen  speciaiiaireodes 
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ZengnilB  von  einer  der  bezeichneten  öffentlichen  Bildungsanstalten  auh 
weisen. 

Nur  ausnahmsweise  und  im  Bedarfsfall  wird  aaf  solche  Aspiranten 
gerUcksichtigt  werden,  welche  nar  das  Tertianer -Zeugnifs  beibringen. 
Letztere  können  nach  beendigter  Studienzeit  nur  die  Staatsprüfung  zum 
Thierarzt  2.  Classe  ablegen,  wenn  sie  nicht  bei  besondrer  Qualification 
vor  oder  nach  dieser  Prüfung  durch  Beibringung  des  Zeugnisses  der 
Reife  für  die  n,  die  erforderliche  Zunahme  ihrer  Schnlkenntnisse  nach- 
weisen, und  ihnen  dann  nachtrSglich  die  Ablegung  der  höheren  Üiier- 
Irztlichen  Staatsprüfung  gestattet  wird.''   Vrgl.  p.  249,  A,  11. 


5.   Militairverwaltungsdienst*). 

a)  Verf.  des  K.  Kriegsmin.  v.  20.  Octb.  1869:  Civil -Aspiranten 
für  den  Militair-Intendanturdienst  haben  bei  ihrer  Meldung  ein 
Zengnifs  Über  den  einjahr.  Besuch  der  I  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Realschule  1.  0.  beizubringen. 

b)  Verf.  der  K.  Marineverwaltung  v.  29.  Novb.  1859:  Civil- Aspi- 
ranten für  den  Marine-Intendanturdienst  haben  bei  ihrer  Mel- 
dung ein  Zeugnifs  über  den  einjähr.  Besuch  der  I  eines  Gymnasiums 
oder  einer  Realschule  1.  0.,  oder  ein  Maturitätszeugnifs  von  einer  Real- 
Khale  2.  0.  vorzulegen. 

c)  Verf.  des  K.  Kriegsmin.  v.  20.  Octb.  1859  (und  I.März  1862): 
Civil- Aspiranten  für  den  militair.  Magazindienst  bei  den  Proviant- 
Imtem  haben  bei  ihrer  Meldung  ein  Zeugnifs  der  Reife  für  die  I  eines 
Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  oder  ein  Matoritätszeugnifs 
Ton  einer  Realschule  2.  0.  beizubringen. 


6.   Das  reitende  Feldjägercorps. 

Aufser  sonstigen  Erfordernissen  ist  für  die  Aufnahme  ein  von  einem 
Gymnasium  oder  einer  Realschule  1.  0.  ausgestelltes  Maturitätszeugnifs 
erforderlich. 

Deber  das  Cadetencorps  s.  Abschn.  IX. 


*)  C.  O.  T.  23.  Juli  1861  (an  den  Kriegsmin.):  ^ß^i  «l^r  von  Ihnen  hervor- 
S^hobenen  Nothwendigkeit ,  die  Zahl  der  Stellen  fQr  an8tellunge»föhige  resp.  ver- 
i<^Dgdberechtigte  Officiero  und  UnteroiHcicrc,  in  Bücluicht  auf  die  stattgeRiudene 
Organisation  der  Armee,  nach  Möglichkeit  zu  erhöhen,  bestimme  Ich  auf  Ihren 
Vorschlag:  1.  Die  Zulassung  von  sogenannten  Civil- Applicanten  in  allen  Zweigen 
^fr  Militair-  und  Civil  -  Administration  ist  fernerhin  nur  dann  statthaft,  wenn  das 
^i«iutliche  Interesse  solches  nach  Ihrem  persönlichen  Befinden  nothwendig  ver- 
langt,«   
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Recapitulation  von  p.  246  —  257  nach  den 
Zengnifsgraden 

(wobei  selbstTerst&ndlich  dor  höhere  Zeugnilsgrad  alle  Berechtigungen  n«  8.  w.  der 
niederen  Grade  in  sich  schlieüst). 

1.  Gymnasien. 

Mataritätszeugnirs:  A.  1,  2^  8,  öa,  7, 12a.        B.  la,  Sa,  6. 
Zeugnifs  aus  I:  A.  4,  8,  13b.        B.  6  a  nnd  b. 
Zengnilis  für  I:  A.  6c,  13a,  c.        B.  Ib,  5c. 
Zeugnifs  aus  11:  A.  6,  10,  11,  12  b.        B.  2,  3  b  und  f. 
Zeugnifis  für  II:  A.  9,  12c,  14  a  und  b.        B.  4. 

2.  Progymnasien. 

Im  allgemeinen  dieselben  Berechtigungen  wie   die  Oymnaaien, 
bis  U.   8.  B.  3  c.   Vrgl.  p.  19  und  die  Anmerk.  unten. 

3.  Realschulen  1.  0» 

Haturitätszeugnifs:  A.  2,  3,  6  a,  7,  12  a.        B.  la,  6^* 
Zeugnifs  aus  I:  A.  4,  8,  13  b.        B.  5  a  und  b. 
Zeugnifs  für  I:  A.  5c,  6,  13a  und  o.        B.  Ib,  5c. 
Zeugnifs  aus  II:  A.  10,  11,  12b.        B.  2,  3b. 
Zeugnifs  für  II:  A.  9,  12c,  14a.        B.  4. 

4.  Realschulen  2.  0. 

MaturitätszeugniA:  A.  3,  6c,  6, 13  a  und  b.       B.  5b  nnd  c. 
Zeugnifs  aus  I:  A.  4,  8,  10.        B.  3d. 
Zeugnifis  für  I:  A.  9,  11. 
Zeugnifii  fttr  ü:  A.  12  c.        B.  4. 

5.  Höhere  Bürgerschulen*). 

Haturitätszeugnifs:  A.  11,  12b.        B.  3e. 

Zeugnifs  aus  der  1.  Glasse  (II):  A.  14a.        B.  3c,  4. 

6.  Höhere  Gewerbeschulen  (s.  p.  60  und  263). 

Maturitätszeugnifs:  B.  3  g. 


1)  Vrgl.  auch  p.  226.  —  C.  Verf.  des  K.  Fror.  Schulcoil.  in  Coblen^       t 
T.  28.  Sptb.  1860:  ^Die  Direction  der  Realschule  zu  Dflsseidorf  hat  bereiu  rov^mr 
mehreren  Jahren  sich  an  die  p^rüfsercn  Ilandelsh&user   daselbst  gewendet  und  er-      ^^ 
reicht,   dals   eine   g^ofse  Anzahl  von  Kaufleuten  und  Fabrikanten   in   einer   dard^E^ 
die  DQsseld.  Zeitung  veröffentlichten  Erkinrung  sich  bereit  erklärt  haben,  Z^gliof 
der  Realschule,  welche  aus  I  derselben  mit  dem  Zeugnifs  der  Reife  abgehen,  w 
sie  in  ihr  QcschAfl  eintreten,  die  bei  ihnen  übliche  Lehrzeit  um  ein  Jahr  m  kftn 
Es  hat  die  vortheilhafte  Wirkung  gehabt,  dafs  manche  Schfiler  ihren  ScbulbetMld^ 
rerUngert  haben.''  —  Aohnlichcs  wird  aus  anderen  St&dten  gemeldet, 

*)  Das  Verhältnils  der  anerkannten  öclasttigen  höheren  Bürge rsebnlep'  * 
in  den  Realschulen  1.  0.  ist  principiell  ganz  gleich  dem  Verhältnifs  der  anerkaBB  — ^* 
ten  5clasfligen  Progymnasien  zu  den  GynmaHien.  Wenn  diese  Gleichheit  nach  obige — ^^ 
Uebersicht  in  Bezug  auf  gewährte  Berechtigungen  thatsächlich  nicht  durcbgeflih^^^ 
erscheint,  so  rührt  dies  einerseits  daher,  dafs  die  betreff".  Verftlgungen  zum  The—  '*' 
der  Zeit  vor  der  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  v.  6.  Octb.  1859  angehAre^^^« 
also  diese  höheren  Bürgerschulen  noch  nicht  berücksichtigen  konnten,  während  «-  ■ 
in   vielen  Fällen   unbedenklich   sein   würde,   den  Schülern  der  ertten  QaaM  (IK  ^ 
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Anerkeniinng  von  Zeagnissen  auswärtiger  Schulen. 

Hinsichtlich  der  von  auswärtigen  Gymnasien  ausgestellten  Maturi- 
tätszeugnisse,  welche  im  Unterrichtsministerium  zu  Berlin  behufs  der 
Anerkennung  präsentirt  wurden,  ist  bisher  die  Praxis  befolgt  worden, 
dafs  solche  Zeugnisse  aus  denjenigen  Staaten,  deren  Gymnasien  nach 
Lehrplan  und  Cursusdauer  im  wesentlichen  mit  den  preufsischen  über- 
einstimmen, auf  specielles  Gesuch  der  Interessenten  als  den  von  preufs. 
Gymnasien  ausgestellten  gleichgeltend  anerkannt  werden,  wenn  sie  nach 
ihrem  Inhalt  den  Anforderungen  des  preufs.  PrUfungsreglements  ent- 
sprechen*), und  wenn  im  Ministerium  kein  Zweifel  darüber  obwaltet, 
dafs  bei  den  betreff.  Anstalten  eine  den  beabsichtigten  Erfolg  sichernde 
Zusammensetzung  des  Lehrercollegiums  und  alles  sonst  zur  Erreichung 
des  Gymnasialziels  Erforderliche  vorhanden  ist. 

Eine  allgemeine  Anerkennung  der  Abiturientenzeugnisse  ohne  vor- 
gängige Prüfung  derselben  hat  bisher  nur  denjenigen  Staaten  gegenüber 
Statt  gefunden ,  bei  denen  auf  Grund  einer  anderweitigen  engem  Ver- 
bindung, wie  sie  z.  B.  durch  Militairconventionen  hergestellt  ist,  der  K. 
preufs.  Regierung  jederzeit  eine  unmittelbare  Eenntnifonahme  von  den 
Einrichtungen  und  Leistungen  der  betreff,  auswärtigen  Gymnasien  zu- 
steht. 

Durch  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  und  durch  «den 
üebergang  der  bisher  Thum-  und  Taxisschen  Poetverwaltung  an  Preu- 
ben  sind  andere  Einrichtungen  nöthig  geworden,  welche  vorbereitet 
werden. 


einer  anerkannten  höh.  Bürgerschule  unter  gleichen  Voraussetzungen  dieselben  Be- 
rechtigungen zuzuerkennen,  welche  den  Secundanern  einer  Realschule  1.  0.  zu- 
stehen, wenn  dies  auch  noch  nicht  bestimmt  ausgesprochen  worden  ist.  Ebenso  sind 
die  Progjmnasien  in  obiger  lediglich  den  bisher  erlassenen  Verfügungen  ent- 
sprechender ZusammensteUung  keineswegs  überall  da  erw&hnt,  wo  ihre  erste  Classe 
(11)  die  einer  Oynmasialll  zustehenden  Berechtigungen  ebenfalls  in  Anspruch 
nehmen  könnte. 

Andrerseits  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dafs  die  höheren  Bürgerschulen  in 
ihrer  dermaligen  Organisation  die  jüngsten  der  höheren  Lehranstalten  sind,  oft  in 
ihrer  Dotation  und  gesammten  Ausstattung  und  Einrichtung  noch  Manches  zu 
wünschen  übrig  lassen,  und  sich  überhaupt  noch  in  der  Zeit  der  Erprobung  be- 
finden. Sie  treten  aber  allmählich,  je  nachdem  sie  sich  in  ihren  inneren  und  äufeeren 
Yerbftltnissen  sowie  in  den  Ergebnissen  ihrer  Abgangsprüfungen  bewährt  erwiesen 
haben,  in  die  Hechte  der  entsprechenden  Classen  einer  Beakchule  1.  0.  ein,  wie 
oben  B.  3.  c  (p.  253)  zeigt.  Dieselbe  Gleichstellung  steht  solchen  mit  königl.  Qe- 
nebmigang  höher  berechtigten  h.  Bürgerschulen  jetzt  auch  hinsichtlich  des  Post- 
dienstes (s.  p.  249,  A,  12)  bevor. 

1)  Bei  sammarischer  Fassung  auswärtiger  Maturitätszeugnisse,  welche  keinen 
genfigenden  Aufschhüs  darüber  giebt,  was  in  den  einzelnen  Gegenständen  der 
PrOfiug  geleistet  worden  u.  s.  w.,  wird  zuvörderst  die  Beibringung  einer  amtlichen 
^eeieUeren  Declantion  erfordert. 
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IX. 

Oeffeiitliche  Erziehungsanstalten,  Alumnate, 

Convicte. 

Nachricht  von  ihren  Aufnahmebedingungen  u.  8.  w. 

(GbröÜBtentheiU  aus  den  von  den  Aufaiclitsbehl^rden  oder  den  InstitatsTonteheni  er- 
lassenen Bekanntmachungen.) 

A.   Evangelische  Anstalten. 

Provinz  Preufsen. 
Das  Königl.  Waisenhaus  zu  Königsberg  in  Pr. 

(Gegründet  von  Friodrichl  bei  seiner  Krönung  am  18.  Jan.  1701.   Friedrieli 

Wilhelm  rV  stiftete  1840  bei  der  Erbhuldigung  6  neue  Freistellen;  ebenso  KOnig 

Wilhelm  bei  seiner  Krönung  im  Jahre  1861.) 

Die  Gesammtzahl  der  Freistellen  beträgt  gegenwärtig  60.  Ana  dem 
Rejelm.  V.  ll.Dcb.  1866:  .Das  Königl.  WaiBenhans  hat  vomämlich  die 
Att^be,  verwaisete  Knaben  cnristlich  zu  erziehen.  Zu  diesen  Zöglin^n  tritt 
eine  kleine  Zahl  von  Pensionairen ,  die  wie  jene  ganz  in  die  Gemeinschaft 
des  Hauses  aufgenommen  sind  und  dieselben  VerpflichtUDgen  zu  erfüllen 
haben.  Am  Unterricht  nimmt  aufserdem  eine  bestimmte  Zahl  von  Stadt- 
schülem  Theil. 

Die  Gemeinschaft  der  Tiögliuge  und  Pensionaire  ist  der  erziehlichen  Ein- 
Wirkung  wegen  in  Familien  aus  10  bis  12  Köpfen  bestehend  eingetheflt, 
deren  jede  einem  Lehrer  zur  Aufsicht  und  Leitung  überwiesen  ist.  Der  Unter 
rieht  giebt  die  Vorbildung  für  Unter III  des  Gymnasiums,  doch  so,  daA 
der  der  Realschule  zugewiesene  Lehrstoff  verhältniCsmälsig  mehr  als  der 
des  Gymn.  betont  wird. 

Die  Schule  zählt  4  Classen,  die  der  Vorbereitungsclasse,  der  VI,  V  und 
IV  entsprechen.  In  der  3.  Gl.  beginnt  der  Unterricht  in  der  latein.  Sprache^ 
in  der  ersten  der  in  der  französischen.  Zur  Erlernung  der  griech.  Sprache 
wird  den  Schülern  der  l.Classe,  welche  Neigung  und  Befähigung  rar  eine 
weitere  Gymnasialbildung  zeigen,  Privatuntemcht  unentgeltlich  ertheilt.  I&it 
zelne  besonders  begabte  und  sittlich  zuverlässige  und  fleifsige  Waisenknaben 
besuchen  auf  Kosten  der  Anstalt  das  Gymn.  von  Unterlll  ab  und  werden 
für  die  akadem.  Laufbahn  vorbereitet.  Dieselben  erhalten,  wenn  sie  ernst 
und  strebsam  sind,  auch  auf  der  Universität  von  Seiten  des  Waisenhauses 
Unterstützungen,  soweit  die  dazu  bestimmten  Fonds  es  erlauben. 

Waisen  werden  im  Alter  von  8  bis  11  Jahren  aufgenommen.  Selbst- 
geprüfte  und  für  die  Aufnahme  designirte  Knaben  verlieren  die  Berechtigung 
zum  Eintritt,  wenn  vor  der  Vollendung  des  11.  Lebensjahrs  die  Anfnahme 
nicht  hat  erfolgen  können.  Pensionaire  können  auch  in  höherem  Alter  aitf* 
genommen  weisen,  aber  nur  unter  besonderen  Umständen  dann,  wenn  sie  des 
13.  Lebensjahr  überschritten  haben.  Die  Aufzunehmenden  müssen  kOrpeilieh 
und  geistig  gesund,  gut  gezogen  und  ihrem  Alter  angemessen  vorgebildet 
sein.  ~  Das  Pensionat  hat  20  Stellen,  deren  Besetzung  von  der  Bestimmung 
des  Directors  abhängt.  —  Auswärtige  Schüler  können  35  angenommen  werden. 

Die  Waisenknaben  werden  ganz  auf  königl.  Kosten  unterhalten.  Die  Pen- 
sionaire zahlen  für  den  Unterhalt,  Reinigung  der  Wäsche,  Unterricht,  Et- 
liehung  und  Versorgung  mit  Schreibmaterial,  Beleuchtung  u.  s.  w.  eine  Pen- 


261 

Bion  von  120  Thlr.  jährl.,  und  zwar  in  vierieljährl.  Raten  praenum.  Beim 
Eintritt  hat  jeder  einzelne  aolBerdem  für  die  Benutzung  der  Schlaf-  und 
anderweitigen  Utensilien  4  Thlr.  zu  erlegen.  Bekleidung  und  Bücher  haben 
die  Angehörigen  selbst  zu  beschaffen.  Soll  die  Besorgung  von  Seiten  der 
Anstalt  erfolgen,  so  sind  die  Familienlehrer  mit  dem  nöthigen  Vorschufs  zu 
▼ersehen.  Der  Verbrauch  des  Geldes  wird  genau  controlirt  und  den  Eltern 
nachgewiesen.  —  Die  auswärtigen  Schüler  zahlen  ein  Schulgeld  von  16  Thlr. 
jihrl.,  und  zwar  in  monatl.  Raten  praenum.  —  Die  Pensions-  und  Bettstell- 
gelder haben  die  Angehörigen  der  Pensionaire  direct  und  unerinnert  an  die 
K.  Waisenhauscasse  zu  zahlen.  Das  Schulgeld  dagegen  ist  an  die  Classen- 
lehrer  monatl.  praenum.  zu  entrichten  und  wird  von  diesen  an  die  K.  Waisen- 
hauscasse abgeführt. 

Die  Meldungen  der  Waisenknaben  zur  Aufnahme  in  das  Haus  werden 
bei  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  eingereicht,  am  zweckmäfsigsten  im  Lauf 
des  Winters,  spätestens  bis  zum  Ende  des  Mai,  da  im  Juni  die  Aufnahme- 
prüfung gehalten  wird.  —  Bei  der  Meldung  der  Waisenknaben  sind  folgende 
Atteste  einzureichen:  a)  Todtenschein  des  Vaters  resp.  auch  der  Mutter,  b)  das 
Taufzeugnifs,  c)  das  Schulzeugnifs,  d)  der  Impfschein,  e)  das  Gesundheits- 
zeognÜB  des  betreff.  Knaben,  f)  das  Armuthsattest.  —  Pensionaire  und  Stadt- 
Schüler  werden  dem  Director  gemeldet  und  reichen  bei  der  Aufnahme  ein 
Schulzeugnifs  ein.  —  Die  Waisenknaben  treten  in  der  Regel  zu  Michaelis  in 
die  Anstalt  ein,  Pensionaire  und  auswärtige  Schüler  werden  aufserdem  auch 
tu  Ostern  aufgenommen.  Zu  anderen  Zeiten  können  neue  Zöglinge  in  der 
Regel  nicht  angenommen  werden.  Der  Eintritt  mufs  an  dem  vom  Dir.  be- 
stimmten Tage  erfolgen;  widrigenfalls  die  Aufnahme  überhaupt  nicht  ge- 
schehen kann. 

Falls  die  Mutter  eines  gemeldeten  oder  bereits  aufgenommenen  Waisen- 
knaben sich  wieder  verheirathet,  so  ist  die  Anzeige  davon  dem  Dir.  sofort 
zu  machen.  In  der  Regel  erlischt  in  Folge  davon  die  Anwartschaft  oder  das 
gewährte  Beneficium,  worüber  nach  dem  Bericht  des  Dir.  das  K.  Prov.  Schul- 
eoll, entscheidet 

Die  ersten  Wochen  nach  der  Aufnahme  in  die  Anstalt  sind  als  Probe- 
zeit anzusehen.  Zöglinge  die  sittlich  bedenklich,  geistig  zu  schwach  begabt, 
körperlich  mit  irgend  einem  organischen  Leiden  behaftet  sind,  werden  ihren 
Mflttem  oder  Pflegern  zurückgegeben.  Auch  später  erfolgt  die  Ausschließung, 
wenn  ein  Zögling  der  Zucht  des  Hauses  hartnäckig  widerstrebt  und  sein  Ver- 
bleiben für  die  anderen  Knaben  nachtheilig  werden  könnte. 

Jeder  Waisenknabe  hat  mitzubringen :  a)  einen  doppelten  Anzug  für  den 
Winter,  desgl.  fUr  den  Sommer,  b)  3  Hemden,  c)  3  Paar  Socken;  wollene, 
wenn  der  Eintritt  zu  Michaelis,  baumwollene,  wenn  derselbe  zu  Ostern  erfolgt, 
d)  3  Taschentücher,  e)  3  Hälschen,  f)  2  Paar  Stiefel,  g)  1  Mütze,  h)  eine 
Bibel,  ein  Gesangbuch,  Kinderfreund  und  die  80  Kirchenlieder,  i)  ein  Paar 
Kimme,  eine  Zahnbürste,  Kleiderbürste.  —  Ein  Federbett  mitzubringen  ist 
gestattet.  Die  Anstalt  liefert  nur  wollene  Decken.  Für  alles  andere  sorgt 
die  Anstalt,  die  auch  beim  Abgang  die  Zöglinge  mit  einem  genügenden  Vor- 
rath  von  Kleidungs-  und  Wäschstücken  in  gutem  Zustande  ausrüstet.  Bei 
der  Unterbringung  der  Waisenknaben  steht  der  Dir.  den  Müttern  resp.  Vor- 
mündern mit  Ratn  und  Vermittel ung  bei.  —  Die  Kosten  etwaiger  Ferien- 
reisen tragen  die  Angehörigen.  Nur  ausnahmsweise  werden  an  Knaben,  die 
weit  zn  reisen  haben,  zu  den  grofsen  Ferien  Unterstützungen  gewährt. 

Die  Pensionaire  müssen  mitbringen  und  auf  ihre  Kosten  unterhalten: 
a)  an  Betten:  Ein  Zudeck,  Kopfkissen,  die  nöthigen  Laken  und  Bezüge. 
Matratze  und  eiserne  Bettstelle  liefert  die  Anstalt,  b)  an  Wäsche:  aufser  der 
nöthigen  Wäsche  zum  Wechseln  für  3  Wochen  ausreichend,  noch  3  Hand- 
tücher, ein  Paar  Badehosen,  3  Paar  wollene,  3  Paar  baumwollene  Strümpfe, 
c)  an  Kleidern:  doppelte  Sommer-  und  Winterbekleidnng,  Ueberzieher,  2  Paar 
Stiefel,  Mütze  u.  s.  w.  d)  an  Geräthen :  Kleider-  und  Schuhbürsten,  Kämme, 
Zabnbür8t6|  ein  Paar  Schlittschuhe,  ein  Lineal,  einen  Tornister  oder  ein  andres 
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Qeräth  fQr  etwanige  Reisen,  ein  Palt  zur  Aufbewahrung  der  Bflcher.  e)  die 
nöthigen  Bücher  werden  bei  der  Prüfung  näher  angegeben,  nach  Mafiigabe 
der  Classe,  der  der  Zögling  zugewiesen  wird.  Eine  Bibel,  Geaaogbach, 
Kirchenlieder,  Katechismus  sind  für  alle  Classen  nothwendig.  Gate  Unter- 
haltungschriften dürfen  mitgebracht  werden.  Unnütze  Bücher  werden  den 
Angehörigen  entweder  sofort  zurückgegeben,  oder  einstweilen  in  Verwahrung 
genommen.  Jeder  Zögling  hat  ein  genaues  Verzeichniis  seiner  Saehen  mit* 
zubringen  und  zu  führen.  Auch  müssen  sämmtliohe  Kleidungstficke,  Bfleher 
u.  s.  w.  mit  dem  Namen  und  der  Anstaltsnumer  des  betreff.  Zöglings  be- 
zeichnet sein.^ 

Lehr-  nnd  Erziehungsanstalt  zu  Jenkan. 

F.  ConradiBche  Stiftung,  ly«  Meile  von  Danzig.  50  Stellen.  Privat- 
pensionaire  finden  aufserdem  o.  30  Aufnahme.  Die  Zöglinge  wohnen  familien- 
weise bei  den  Lehrern  in  verschiedenen  Häusern.  Freistellen  sind  13.  Den 
Vorzug  bei  denselben  haben  auf  den  v.  Gonradischen  Stiftungsgütern  geborene 
Knaben.  Gesuche  um  Freistellen  sind  unter  Beifügung  obrigkeitlicher  Atteste 
über  Bedürftigkeit  und  geistige  Befähigung  an  das  Directorium  der  Stiftung, 
jetzt  zu  Händen  des  Geh.  Raths  v.  Groddeck  in  Danzig,  zu  richten;  ebenso 
die  Gesuche  um  halbfreie  Stellen. 

Die  übrigen  Anmeldungen  geschehen  bei  dem  Director  des  Instituts  in 
Jenkau.  Die  volle  Pension  beträgt  jährl.  lOOThlr.,  vierteljährl.  pränum.  ai 
die  v.  Conradische  Stiftungscasse  in  Danzig  zahlbar.  Die  Eltern  der  Pen- 
sionaire  verpflichten  sich,  aufserdem  für  die  erforderlichen  Lehrmittel,  als 
Bücher,  Schreib-  und  Zeichenmaterialien  u.  drgl.,  für  die  Bekleidung,  für 
Leib'  und  Bettwäsche  zu  sorgen,  auch  zum  Gebrauch  desselben  herzugeben: 
ein  BettgesteU  mit  Matratze,  Bezügen  und  Decken,  3  Handtücher,  3  Se^ 
vietten,  1  Speiselöffol  von  Silber  oder  Zinn  (mit  dem  Namen  oder  Wappen), 
Bürsten  und  Kämme,  Spaten  und  Harke,  welche  des  Zöglings  Eigenthum 
bleiben,  und  im  Stande  zu  erhalten. 

Der  Abgang  des  Zöglings  mufs  14  Tage  vor  dem  Schlufs  des  laufenden 
t^uartals  dem  Institutsdirector  angemeldet  werden;  widrigenfalls  die  Pensioa 
für  das  nächstfolgende  Vierteljahr  an  die  Gasse  zu  bezahlen  ist.  Das  Direo- 
torium  der  Stiftung  ist  berechtigt,  den  Zögling  zum  15.  des  zweiten  Monats 
im  Quartal  aus  der  Anstalt  zu  entlassen,  wenn  die  Zahlung  der  Pension  (llr 
das  laufende  Vierteljahr  am  1.  des  zweiten  Monats  dieses  Vierteljahrs  bei  der 
Gasse  nicht  eingereicht  ist.  Durch  die  Entlassung  wird  die  Verpflichtung  rar 
Bezahlung  der  Pension  für  das  laufende  Vierteljahr  nicht  aufgehoben. 

Die  Lehranstalt  als  solche  hat  gegenwärtig  die  Form  nnd  den  Um- 
fang einer  berechtigten  höheren  Bürgerschule  (s.  p.  47). 

Ausgezeichnete  und  bedürftige  Zöglinge  können  nach  ihrer  Entlassung 
zur  weitem  Ausbildung  in  Künsten,  Gewerben  und  Wissenschaften  aus  den 
Stipendienfonds  des  Instituts  unterstützt  werden. 


Provinz  Brandenburg. 

Das  Alumnat  des  K.  Joachimsthalschen  Gymnasiums 

zu  Berlin. 

Bekanntm.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  y.  2.  Juni  1864:  „1.  Zur  Auf- 
nahme in  das  Alumnat  des  Joachimsthalschen  Gymn.,  in  welchem  stiftungs- 
mäfsig  120  Stellen,  und  zwar  25  in  der  dritten  Alumnatsclasse,  75  in  der 
zweiten  (halbfreien),  20  in  der  ersten  (ganz  freien)  Alumnatselasse 
vorhanden  sind,  können  nur  die  in  der  Kur-  oder  Neumark  gebomen  Söhne 
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köniclicher  Unterthanen,  aas  anderen  Provinzen  des  preufsischen  Staats  nur 
die  Söhne  der  geistlichen  und  weltlichen  Militair-  und  Givildiener  des  Staats 
gelangen.  In  beiden  Fällen  müssen  die  Aufzunehmenden  evangelischen  Glau- 
bens sein. 

3.  Unter  diesen  120  Stellen  bestehen  in  dem  Alumnat  jdes  Joaohimsth. 
Gjrmn.  6  Stellen  fflr  junge  Leute  evang.  Glaubens  aus  dem  ehemaligen  Polen, 
welche  sich  dem  Studium  der  Theologie  widmen.  Bei  der  Auswahl  derselben 
soll  den  Eingebomen  der  Prov.  Westpreufeen  und  des  Grofsherzogth.  Posen, 
als  vormaliger  Bestandtheile  des  Königreichs  Polen,  vor  den  aus  dem  Ost- 
reichiachen  und  russischen  Polen  gebürtigen  der  Vorzug  gegeben,  und  sollen 
dieselben  resp.  von  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  zu  Posen  und  dem  E.  Prov. 
Schulcollegium  zu  Königsberg  i.  P.  angemeldet  werden;  im  übrigen  gelten 
für  sie  alle  hinsichtlich  der  Alumnen  überhaupt  bestehenden  Vorschriften. 

3.  Die  Anmeldung  zur  Aufnahme  erfolgt  bei  dem  unterzeichneten  Prov. 
Schulcollegium  unter  Einreichung  folgender  Zeugnisse:  a)  des  Taufscheins 
des  Aufzunehmenden,  aus  welchem  auch  dessen  Confession  hervorgehen  mufs; 
b)  eines  ärztl.  Zeugnisses  über  dessen  Gesundheitszustand;  c)  eines  ausführ- 
Uehen  Zeugnisses  über  die  sittliche  Führung,  den  bereits  genossenen  Unter- 
richt, die  Fähigkeiten  und  den  Stand  der  Kenntnisse  des  Aufzunehmenden, 
entweder  von  der  Schule,  welche  er  bisher  besucht  hat,  oder  von  den  bis- 
herigen Lehrern  desselben ;  d)  einer  amtl.  Bescheinigung,  dafs  die  Eltern  oder 
Vormünder  die  Kosten  des  Unterhalts  ihrer  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  in 
dem  Alumnat  des  Joachimsth.  Gvmn.  zu  bestreiten  vermögend  sind ;  e)  eines 
ärztlichen  Attestes  darüber,  dais  die  Vaccination  oder  I^vaccination  inner- 
halb der  letzten  2  Jahre  an  dem  Aufzunehmenden  wirksam  vollzogen  wor- 
den ist. 

Die  Anmeldungen  sind  fQr  den  Ostertermin  der  Aufnahme  bis  spätestens 
den  15.  Febr.,  und  ftlr  den  Michaelistermin  bis  zum  15.  Aug.  einzureichen. 

4.  Die  Aufnahme  erfolgt  nicht  vor  d^  18.  Lebensjahr  des  Auf- 
ranehmenden;  auch  mufs  derselbe  dann  mindeltens  die  erforderlichen  Vor- 
kenntnisse für  die  Unter III  des  Gymn.  besitzen. 

Das  Mafs  dieser  Kenntnisse  ist  in  folgender  Weise  bestimmt  worden: 
1)  In  der  Religion:  Kenntnifs  der  bibl.  Geschichte,  der  Folge  und  Ein- 
theilnng  und  des  Hauptinhalts  der  bibl.  Bücher,  sowie  des  luther.  Katechis- 
mus. 2)  Im  Deutschen:  die  Fertigkeit,  einen  gegebenen  geschichtl.  Stoff 
wohlg^rdnet  und  ohne  Fehler  gegen  Grammatik  und  Orthographie  schrift- 
lieh nachzuerzählen;  wobei  auch  eine  gute  Handschrift  mit  zur  Bedingung 
gemacht  wird.  3)  Im  Lateinischen:  Sicherheit  in  der  grammat.  Formen- 
lehre, Bekanntschaft  mit  den  Hauptregeln  der  Syntax  in  einfachen  Sätzen, 
und  genügende  Uebung,  dieselben  auch  ex  tempore  beim  Uebersetzen  aus 
dem  Deutschen  in  das  Lateinische  zur  Anwendung  zu  bringen;  ferner  einige 
Sicherheit  im  Verstehen  des  Com.  Nepos  oder  des  Jul.  Cäsar.  4)  Im  Griechi- 
sch en:  Kenntnifs  der  regelmäfsigen  Declination  der  Substantiva,  Adjectiva 
und  Pronomina,  der  Verba  pura  ohne  Contraction  und  der  Verba  muta;  Ge- 
übtheit in  der  Accentuation  aller  dieser  Formen  und  Kenntnifs  der  Haupt- 
regeln der  Accentlehre  überhaupt.  5)  Im  Französischen:  Kenntnifs  der 
Anfangsgründe  der  Grammatik,  Fertigkeit  im  Conjugiren  der  regelmäfsigen 
Zeitwörter,  sowohl  einzeln  als  mit  Frage  und  Verneinung,  Uebung  im  Lesen 
und  im  Verstehen  leichter  Sätze.  6)  In  der  Geschichte:  eine  Uebersicht 
der  denkwürdigsten  Begebenheiten  der  allgemeinen  Weltgeschichte.  7)  In 
der  Geographie:  Kenntnifs  der  Erdoberfläche  nach  Naturgrenzen  und  nach 
ftirer  polit.  Eintheilung,  und  genauere  Bekanntschaft  mit  den  europäischen 
Lindem.  8)  Im  Rechnen:  Fertigkeit  in  den  4  einfachen  Rechnungsarten 
und  der  Regeldetri  in  benannten  und  unbenannten,  sowohl  ganzen  als  ge- 
brochenen Zahlen,  und  genügende  Uebung,  eine  arithmetische  Aufgabe  im 
Kopf  und  auf  der  Tafel  mit  deutlicher  Einsicht  in  die  Gründe  des  Verfahrens 
aatealOsen. 

5.  Wer  bereits  das  15.  Lebensjahr  überschritten  hat,  kann  nur  in  dem 
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Fall  aufgenommen  werden,  wenn  seine  Vorkenntnisse  und  aetne  geistige  Ent- 
wickelung  seinem  Alter  angemessen  befunden  werden. 

6.  Die  znr  Aufnahme  angemeldeten  jungen  Leute  werden  lu  einer  kon 
vor  dem  Aufnahmetermin  (Ostern  und  Michaelis)  zu  veranstaltenden  Prfifang 
unter  Angabe  der  Zahl  der  erledigten  Stellen  und  der  zur  PrQfnng  geeigne- 
ten Anwärter  einberufen  und  die  tüchtigsten  unter  den  Geprfiften  mit  Vor^ 
behalt  nnsrer  Genehmigung  zur  Aufnahme  ausgewählt  Wer  bei  der  ersten 
Aufnahmeprüfung  nicht  genügt,  wird  nicht  öfter  als  noch  einmal  zn  einer 
solchen  zugelassen.  Den  Eltern  und  Vormündern  wird  empfohlen,  ehe  sie 
ihre  Söhne  und  Pflegebefohlenen  zur  Aufnahmeprüfung  stellen,  sidi  ander- 
weitig durch  eine  vorläufige  Prüfung  derselben  die  Ueberzeugung  zu  schaffen, 
dafs  sie  den  §.  4  aufgestellten  Forderungen  genügen. 

Sollte  der  Fall  eintreten,  dafs  Anwärter,  welche  zur  Aufnahme  geeignet 
erscheinen,  hauptsächlich  deshalb,  weil  nicht  eine  hinreichende  Zahl  von 
Stellen  erledigt  ist,  zurückgewiesen  werden  mülsten,  so  behalten  wir  ans 
vor,  diejenigen  unter  ihnen,  welche  Schüler  der  Anstalt  werden  oder  bleiben, 
in  dem  Fall,  dafs  sie  in  dieser  Probezeit  sich  als  völlig  geeignet  bewäh- 
ren, später  ohne  besondre  Prüfung  in  eine  der  zunächst  vacant  werdenden 
Stellen  einrücken  zu  lassen. 

7.  Sollte  ein  Zögling,  welcher  der  Aufnahme  würdig  befunden  worden, 
späterhin  den  Erwartungen  nicht  entsprechen,  und  sich  zur  Verfolgung  einer 
wissenschaftl.  Laufbahn,  oder  durch  sein  ganzes  Verhalten  für  den  Aufent- 
halt in  dem  Alumnat  nicht  geeignet  zeigen,  so  wird  dessen  Entlassung  aus 
der  Anstalt  vorbehalten. 

8.  Das  Alumnat  steht  unter  Leitung  des  Directors  als  Alumnats -In- 
spectors;  die  einzelnen  Alumnen  stehen  unter  der  speciellen  Aufsicht  be- 
sonderer im  Alumnat  wohnender  Lehrer  (Adjuncten),  an  welche,  als  ihre 
nächsten  Vorgesetzten,  sich  die  Alumnen  in  allen  ihren  Angelegenheiten 
zuerst  zu  wenden  haben,  sowie  auch  die  Angehörigen  der  Alumnen  gut 
thun  werden,  mit  denselbel^n  häufigen  Briefwechsel  zu  treten  >). 

9.  Die  Alumnen  des  Joachimsth.  Gymn.  erhalten  Unterricht,  Wobnunc, 
Heizung,  Licht  und  vollständige  Beköstigung  (Frühstück,  Mittag-  und  Abena- 
brot)  für  Rechnung  der  Anstalt;  für  Kleidung,  Wäsche,  Bücher  und  andere 
Bedürfnisse  hat  jeder  Alumnus  aus  eigenen  Mitteln  zu  sorgen.  Die  Wäsche 
kann  durch  eine  von  der  Anstalt  bestellte  Wäscherin  besorgt  werden;  ebenso 
hat  diese  besondere  Handwerker,  Buchhändler  u.  s.  w.,  von  denen,  unter  der 
Controle  der  Adjuncten,  das  Nöthige  zu  entnehmen  ist  10.  Haus-  und 
Tischgeräth  liefert  die  Anstalt;  alle  für  den  persönlichen  Gebrauch  des  Alum- 
nus bestimmten  Gegenstände,  namentlich  ein  Bett,  aus  einer  Matratze  von 
Seegras  oder  Pferdehaaren,  einem  Kopfkissen  von  gleicher  Beschaffenheit, 
2  wollenen  gezeichneten  Decken  und  den  uöthigen,  zu  einem  4wöchentL 
Wechsel  ausreichenden  Ueberzügen  und  Betttüchern  bestehend,  hat  jeder  Alum- 
nus mitzubringen  und  ein  Verzeichnifs  aller  mitgebrachten  Gegenstände  dem 
Lehrer,  unter  dessen  Aufsicht  er  steht,  zu  übergeben. 

11.  Jeder  Alumnus  hat  an  die  Anstalt  (in  der  3.  Alumnatsciasse) 
jährlich  58  Thlr.  Hausgeld  in  vierteljährlicher  Vorausbezahlung  zu  entrichten. 
12.  Wer  in  die  2.  Alumnatsciasse  (das  halbfreie  Alumnat)  auf- 
genommen ist,  hat  jährl.  30  Thlr.  Hausgeld  zu  zahlen.  13.  Die  1.  Alun- 
natsclasse  (das  ganz  freie  Alumnat)  ist  von  Zahlung  des  Hausgeldes 
entbunden. 

14.  Zu  dem  Genuls  des  halb  freien  Alumnats  sind  vorzugsweise  be- 
rechtigt: 1)  Die  in  Nr.  2.  erwähnten  Alumnen  aus  dem  ehemaligen  Polen;  2)  10« 
Neumärker  von  Adel,  insofern  sie  ohne  Vermögen  sind;  3)  die  etwa  in  dem 
Alumnat  befindlichen  Zöglinge  von  der  hiesigen  böhni.  Colonie,  welche  siek 
dem  Dienst  der  Kirche  widmen;  die  Zahl  derselben  bleibt  jedoch  stets  ant 

^)  Nouer<ling.-<  Ut  ciiio  Betheiligung  aller  ordentl.  Lehrer  des  Gymn.  aa  der 
Tutel  der  Alumnen  angeordnet  worden. 
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2  beschränkt;  4)  die  zur  Aufnahme  in  das  Alumnat  geeigneten  Zöglinge  des 
Waisenhaus^  zu  Oranienburg. 

Im  allgemeinen  wird  das  Beneficium  des  halbfreien  Alumnats  nur  solchen 
Alumnen  ertheilt,  welche  sich  bei  einem  langem  Aufenthalt  in  dem  Alum- 
nat dieser  Begünstigung  würdig  bewiesen  haben.  Das  ganz  freie  Alum- 
nat kann  nur  den  würdigsten  und  bedürftigsten  unter  den  Alumnen  bei 
Torzfiglicbster  Qualification ,  und  in  der  Regel  erst  in  den  obersten  Classen 
verliehen  werden. 

15.  Zur  Bestreitung  der  vierteljährl.  zu  leistenden  Zahlungen  (s.  11  und 
12)  und  der  sonstigen  Bedürfhisse  eines  Alumnus  ist  bei  dessen  Aufnahme 
eine  Summe  von  wenigstens  30Thlr.  an  die  Alumnenoasse  zu  zahlen  und 
vierteljährl.  durch  Erstattung  der  für  Rechnung  des  Alumnus  geleisteten 
^hlungen  sofort  zu  ergänzen.  Alle  für  einen  Alumnus  bestimmten  Gelder 
sind  an  den  Rendanten  der  Alumnencasse,  nicht  an  den  Alumnus,  ein- 
zusenden, wie  überhaupt  den  Alumnen  kein  Geld,  zu  welchem 
Zweck  es  auch  sei,  ohne  Vorwissen  des  nächsten  Vorgesetz- 
ten zugestellt  werden  darf.  Der  Rendant  darf  Zahlungen  von 
den  Alumnen  nicht  annehmen. 

16.  Zahlungen  für  die  besonderen  Bedürfnisse  eines  Alumnus  leistet  der 
Rendant  der  Alumnencasse  nur  auf  Anweisung  desjenigen  Lehrers,  unter 
dessen  Aufsicht  der  Alumnus  steht,  und  es  haben  die  Eltern  und  Vormünder 
demselben  wegen  der  fUr  ihre  Söhne  und  Pflegebefohlenen  zu  bewilligenden 
Aasgaben  schriftlich  die  erforderlichen  Mittheilungen  zu  machen. 

17.  Mit  Ablauf  eines  jeden  Vierteljahrs  legt  der  Rendant  die  Rechnung 
für  jeden  Alumnus,  und  sendet  die  Rechnungen,  nachdem  dieselben  von  dem 
seitens  des  unterzeichneten  Collegiums  dazu  bestimmten  Galculaturbeamten 
aaf  Grund  der  Bücher,  Beläge  und  in  calculo  als  richtig  bescheinigt  sind, 
nach  vorgängiger  Mittheilung  an  den  die  Aufsicht  über  den  Alumnus  führen- 
den Lehrer  und  mit  dessen  Unterschrift  verseheii^n  die  Angehörigen  des 
Alamnus  ab.  -    ^ 

18.  Haben  die  Eltern  oder  Vormünder  unterlassen,  dem  betreff.  Lehrer 
die  nOthigen  Mittheilungen  über  die  zu  bewilligenden  Ausgaben  zu  machen, 
So  können  sie  keine  Beschwerden  über  die  etwanige  Höhe  oder  Unzweck- 
mäfsigkeit  derselben  führen.  Etwanige  Beschwerden  über  die  Verwaltung 
4er  Alumnengelder  oder  über  versäumte  Rechnungslegung  sind  bei  dem 
Unterseichneten  Collegium  anzubringen.  Auf  Beschwerden,  welche  innerhalb 
dreier  Monate  nach  Ablauf  des  Vierteljahrs,  für  welches  die  Rechnung  gelegt 
ist,  angebracht  werden,  kann  keine  Rücksicht  genommen  werden. 

19.  Nach  geschehener  Einzahlung  der  jedesmaligen  Ergänzungsurome 
(».  15)  ist  der  Rendant  verpflichtet,  den  Eltern  und  Vormündern  die  Beläge 
Über  die  für  ihre  Söhne  und  Pflegebefohlenen  geleisteten  Zahlungen  auf  Er- 
fordern mitzutheilen;  sie  sind  aber  gehalten,  dieselben  binnen  4  Wochen 
postfrei  an  den  Rendanten  zurückzusenden;  3  Monate  nach  Ablaitf  eines 
jeden  Vierteljahrs  ist  der  Rendant  befugt,  die  Beläge  zu  vernichten. 

20.  Da  der  Rendant  für  die  Alumnen  keine  Vorschüsse  leisten  darf,  so 
Bind  die  Eltern  oder  Vormünder  derselben  verpflichtet,  die  zur  Erhaltung 
ihrer  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  erforderlichen  Gelder  pünctlich  einzu- 
senden. Sollten  Eltern  oder  Vormünder  sich  biebei  säumig  erweisen,  so  mufs 
der  Rendant  nach  fruchtlos  geschehener  Erinnerung  hievon  dem  Prov.  Schul- 
coll.  Anzeige  machen,  die  Anzeige  jedoch  dem  Dir.  zur  Beifügung  seiner 
etwanigen  Bemerkungen  vorlegen,  worauf  das  Erforderliche  veranlafst  wer- 
den soll.  Alumnen,  für  welche  die  nöthigen  Zahlungen  gänzlich  ausbleiben 
sollten ,  würde  sich  die  Anstalt  genöthigt  sehen  ihren  Eltern  oder  Vormün- 
dern zurückzusenden. 

21.  Wenn  ein  Alumnus  die  Anstalt  verlassen  soll,  so  ist  hievon  dem 
Dir.  3  Monate  vor  dem  Abgang  Anzeige  zu  machen;  in  allen  Fällen,  wo 
diese  Anzeige  unterblieben  ist,  hat  der  Alumnus  die  Zahlung  noch  für  das 
nächste  Vierteljahr  zu  leisten. 


22.  Aufser  den  Alamnen  werden  aacb  Pentionaire,  fOr  jetst  höehatens 
12,  in  die  Anstalt  aufgenommen,  welche  ftlr  Unterricht,  Wohnoog,  HeiBmig, 
Licht  und  Beköstigung  vollständige  Zahlung  leisten,  in  lülen  anderen  Be- 
ziehungen aber  den  Alumnen  gleich  geachtet  werden.  Wegen  der  Anfiiahme 
junger  Leute  als  Pensionaire  wendet  man  sich  an  den  Director.  Bei  ihnen 
wird  aufser  den  nöthigen  Vorkenntnissen  für  das  Oymn.  ein  gutes  sittliohet 
Verhalten  zur  Bedingung  gemacht,  und  es  ist  deshalb,  wenn  der  Angemeldete 
schon  eine  andre  Schule  besucht  hat,  ein  darüber  sprechendet  Zengnils  der 
Meldung  beizufügen.  Die  eingegangenen  and  geeigneten  Meldnngen  werden 
in  der  Regel  der  Reihenfolge  nach  berücksichtigt.  23.  DieJinrL  PenaioB 
mit  Einschlufs  des  Lehr-  und  des  Bibliothekgeldes  ist  auf  160  Thlr.  beatimait, 
welche  vierteljährl.  mit  40  Thlr.  yorausznzahlen  sind.  Bei  ausbleibender  Zah- 
lung mufs  das  Verhältnifs  als  aufgelöst  betrachtet  werden. 

24.  Zur  Bestreitung  der  kleinen  Ausgaben  für  einen  Pensionair  sind  bei 
dessen  Aufnahme  aufser  der  vierteljährl.  Pension  von  40  Thhr.  wenigstens 
25  Thlr.  an  die  Alumnencasse  einzuzahlen.  Ueber  die  Ergänzung  und  Ver- 
rechnung dieser  Gelder  gelten  die  Nr.  15—20  enthaltenen  Bestimmungen. 

25.  Wenn  Pensionaire  die  Anstalt  verlassen  sollen,  so  ist  hieven  dem 
Dir.  3  Monate  vorher  Anzeige  zu  machen;  in  allen  Fällen,  wo  diese  Anzeige 
unterblieben  ist,  hat  die  Anstalt  noch  die  Hälfte  der  Pension  für  das  nächste 
Vierteljahr  zu  fordern."    K.  Prov.  SchulcoUegium. 

Das  Schindlersche  Waisenhans  zu  Berlin. 

Es  werden  nur  Knaben  aufgenommen,  die  das  8.  Jahr  zurflekgelegt 
haben.  Sie  haben  alles  frei.  Wer  Anlagen  zum  Studiren  hat,  wird  in  der 
(Progymnasial-)  Schule  des  Waisenhauses  für  die  höheren  Ojmnasialclassen 
vorbereitet.  Solche  Zöglinge  gehen  in  der  Regel  auf  dasGvmn.  zum  gr.  Kloeler 
als  Freischüler  über  (wo  sie  meist  in  die  11  eintreten)  und  haben  in  der  „Com- 
munität''  daselbst  Theil  in  dem  Schindler.  Freitisch.  Studirende  erbalten  ans 
der  Schindler.  Legatencasse  Stipendien.  Die  zu  einem  6eweri>e  sich  vor- 
bereitenden Zöglinge  werden,  so  lange  sie  in  der  Lehre  sind,  nach  Bedflrftiils 
unterstützt.  Eine  Normalzahl  der  Zöglinge  besteht  nicht;  die  Aufnahme  richtet 
sich  nach  den  vorhandenen  Mitteln.  Gewöhnlich  beträgt  die  Zahl  20  bis  25. 
Darüber  hinaus  werden  Expectanzen  ertheilt  Den  Freitisch  erhalten  im 
Waisenhause  aufserdem  bis  zu  12  Gvmnasiasten  vom  Kloster  auf  Kosten  der 
Legatencasse.  Zu  den  Guratoren  gehört  u.  a.  der  Propst  und  der  Archidia- 
konus  von  St.  Nikolai.  (Meldung  bei  dem  Stadtgerichtsrath  v.  Cieti^ky).  Die 
Verwaltung  über  die  besondre  Schindler.  Legatencasse  führt  das  Ministerium 
der  St.  Nikolaikirche. 

Die  Communität  beim  Gymn.  zum  grauen  Kloster  in  Berlin. 

Dieselbe  ist  ein  Theil  der  5/rei7schen  Stiftung  am  Kloster.  Sie  gewährt 
12  Schülern,  meist  aus  1  und  II,  Wohnung,  Bett,  Heizung  und  Beleuchtung; 
ebenso  herkömmlich  auch  Frühstück  und  den  Mittagstisch,  der  nach  iS^ 
Stimmung  des  Stifters  24  Gymnasiasten  zu  Theil  wiid;  aufserdem  erhalten 
ihn  10  vom  Magistrat  bestimmte  Schüler. 

Inspector  der  Communität  ist  ein  Lehrer  des  Klosters.  Bewerbungen 
sind  an  den  Director  zu  richten.   Expectanzen  werden  nicht  ertheilt 

Das  Paulinum  zu  Berlin. 

Die  Erziehungsanstalt  dieses  Namens  ist  von  einem  ungenannten  Förderer 
christlicher  Bestrebungen  erbaut  und  dem  Centralausschufs  für  die  innere 
Mission  der  evangcl.  Kirche  übergeben  worden.  „Ihr  Zweck  ist,  Schüler  der 
Gymnasien,  welche  sich  durch  Grcistes-  und  Gemüthsanlagen  für  eine  höhere 
Ausbildung  besonders  befähigt  erweisen,  aufzunehmen,  und  so  anssabikten. 
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dals  sie  nicht  nnr  mit  allen  nöthigen  Kenntnissen  ausgerüstet,  sondern  auch 
in  ihrem  geistigen  und  religiösen  Leben  gründlich  gefordert,  und  im  evan- 
gelischen Glauben  fest  begründet  die  Universität  beziehen  können.  Das  Ziel 
der  Erziehung  in  der  Anstalt  ist,  dafs  die  Zöglinge  vor  ihrem  Abgange  von 
derselben,  in  freier  Selbstthätigkeit  jene  Festigkeit  des  Charakters  erlangen, 
welche  erwarten  Iftfst,  dafs  sie  bei  höherer  Ausbildung  nicht  nnr  ernstlich 
an  ihrer  eigenen  Vervollkommnung  arbeiten,  sondern  auch  in  der  Kraft  des 
Glaabens  und  der  Liebe  sich  berufen  fühlen  werden,  vornehmlich  als  Geist- 
liche und  Lehrer  ihren  Brüdern  zu  dienen. 

um  dies  Ziel  zu  erreichen,  sollen  solche  Knaben  und  Jünglinge  aufge- 
nommen werden,  welche  an  Leib  und  Seele  gesund,  von  evangelischen  Eltern 
geboren,  eine  gute  Erziehung  genossen,  und  bis  III  des  Gymn.  vorbereitet, 
Fleifs  und  gute  Anlagen  bewährt  haben.  Diesen  soll  als  Ersatz  fQr  das  Fa- 
milienleben in  der  Anstalt  eine  häusliche  Erziehung  und  eine  sorgfältige 
geistige  und  leibliche  Pflege  zu  Theil  werden;  den  wissenschaftl.  Unterricht 
geniefeen  sie  auf  einem  evangel.  nahe  gelegenen  Gymnasium.  Für  die  häus- 
liche Erziehung  ist  ein  theologisch  gebildeter  Inspector  angestellt,  welcher 
auch  fnr  den  Schulunterricht  Nachhülfe  gewährt,  und  denselben  auch  seiner- 
seits fruchtbar  zu  machen  sucht.  Er  ist  bemüht,  durch  väterlichen  Umgang, 
Belehrung,  Rath,  Uebung,  Erbauung,  die  Zöglinge  in  ihrer  geistigen  und  re- 
ligiösen Entwickelnng  zu  fordern,  und  dadurch  jene  Sicherheit  des  Herzens 
in  ihnen  zu  begründen,  welche  erfordert  wird,  um  einen  sichern  Grund  ftlr 
die  Ausbildung  auf  der  Universität  zu  legen. 

Zur  Wahl  des  geistlichen  oder  des  Lehrerberufis  findet  keinerlei  Nöthi- 

fung  oder  Ueberredung,  als  dem  Geiste  des  Evangeliums  widerstrebend, 
tatt;  vielmehr  ist  der  freien  Entwickelnng  und  selbständigen  Entschliefsung 
um  so  mehr  Raum  zu  lassen,  als  durch  die  religiöse  Erziehung  der  in  der 
Anstalt  empfangene  Segen  auch  von  Denen,  die  einen  andern  Beruf  wählen, 
der  evangel.  Kirche  znfliefsen  mufs.  Es  sollen  daher  auch  Knaben  aufgenom- 
men werden  dürfen,  deren  Eltern  veranlafst  sind,  sie  ftlr  einen  andern  Beruf 
zu  bestimmen,  sofern  sie  die  allgemeinen  vorher  erwähnten  Bedingungen  er- 
füllen, und  die  Eltern  des  festen  Willens  sind,  sie  im  entschieden  evangel. 
Glauben  zu  erziehen  und  erziehen  zu  lassen.  Die  Zahl  solcher  ebenfalls  auf- 
zunehmender 2^glinge  soll  aber  nie  die  Hälfte  der  Gesammtzahl  erreichen, 
damit  der  vorherrschend  religiöse  Charakter  der  Anstalt  nicht  beeinträchtigt 
werde.  Aus  der  Bestimmung  der  Anstalt  geht  hervor,  dafs  dieselbe  weder 
ein  Allen  geöffnetes  Pensionat,  noch  eine  Unterstützungsanstalt  für  arme 
Schüler  sein  soll,  dafs  sie  aber  beides  so  weit  sein  mufs,  als  es  zur  Erfül- 
lung seiner  Bestimmung  nöthig  und  nützlich  ist. 

Das  Local  hat  Raum  fUr  20  bis  25  Zöglinge,  für  den  Inspector  und 
seine  Familie,  sowie  ftlr  einen  Candidaten,  als  seinen  Gehülfen.  Es  ist  mit 
allem  Nöthigen  für  leibliche  und  geistige  Erfordernisse  versehen.  Neben  dem 
Wohnhause  ist  aufser  dem  Turnplatz  ein  grofser  Garten,  auch  zur  Benutzung 
der  Zöglinge." 

Die  Anmeldungen  für  das  Paulinum  geschehen  bei  dem  Centralausschufs 
f.  inn.  Mission  z.  H.  des  Dr.  Wiehern  in  Berlin.  Die  volle  Pension  beträgt 
300  Thlr. ;  doch  sind  unter  Umständen  auch  Ermäfsigungen,  sowie  ausnahms- 
weise auch  ganz  freie  Aufnahme  zulässig.  Schulgeld,  Bücher,  Kleidung, 
Wäsche  sind  besonders  zu  bezahlen ;  sein  Bett,  Matratze  und  wollene  Decken, 
bringt  jeder  Zögling  mit.  Hinsichtlich  des  Alters  und  der  Kenntnisse  ist  zur 
Aufnahme  in  das  Paulinum  die  Reife  für  Gymnasial  III  erforderlich. 

Das  Civil-WaisenhauB  zu  Potsdam. 

Diese  v.  Türksche  Stiftung  soll  vaterlosen  Kindern  solcher  Beamten  des 
Staats  und  der  Communen  aus  jedem  Fach,  welche  zu  ihrer  Wirksamkeit 
einer  sorgfältigem  Vorbildung  bedurft  haben,  unentgeltlich  freien  Unterricht 
und  eine  möglichst  vollkommene  Erziehung  gewähren»  Auch  die  Kinder  der 
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mit  akadem.  Würden  bekleideten  Aerzte  und  Apotheker,  imgleichen  solcher 
ausgezeichneten  Künstler,  welche  in  einem  öffentl.  Lehramt  gestanden  haben, 
gehören  mit  dahin. 

Verdienstlichkeit  des  Vaters  und  Bedürftigkeit  des  Kindes  entscheiden 
bei  der  Bewerbung  über  den  Vorzug  zur  Aufnahme.  Das  Alter  der  Kinder 
bestimmt  keine  Vorzüglichkeit  des  Anspruchs  auf  Aufnahme  und  schlieftt 
ebensowenig,  bis  zum  14.  Jahr,  davon  aus,  mit  dessen  Zurücklerung  aber 
jede  Bewerbung  aufhört,  sowie  diese  auch  für  die  wirkliche  Aufniäme  einet 
Knaben  in  das  Waisenhaus  vor  zurückgelegtem  8.  Jahr  des  Kindes  unsnlSasig 
ist.  —  Ist  ein  Kind  einmal  in  das  Waisenhaus  aufgenommen,  so  dauern  die 
Wohlthaten  desselben,  falls  keine  Veranlassung  es  zu  entfernen  eintritt,  so 
lange  fort,  als  es  das  Bedürfnifs  des  Kindes  in  Ansehung  des  Vermögens 
und  der  Ausbildung  bis  zu  der  demselben  gegebenen  künfSgen  Bestimmung 
erfordert. 

Von  den  jetzigen  37  Stellen  sind  6  vom  K.  Gen. -Postamt,  7  vom  K. 
Finanzministerium  (theils  für  Steuer-,  theils  für  Forstbeamten-Söhne),  4  vom 
K.  Justizministerium,  1  von  der  K.  Ober-Rechnungskammer,  je  1  von  der  K. 
Seehandlung,  der  K.  Bank,  dem  K.  Militair- Waisenhause,  dem  K.  Unterrichts- 
ministerium, der  V.  Reufsschen  Stiftung,  dem  K.  Kreisgericht  und  dem  class. 
Gesangverein  zu  Potsdam,  12  aus  den  eigenen  Mitteln  des  Civ.-Waisenh.  ge- 
stiftet. Das  neue  Anstaltsgebäude  ist  auf  50  Stellen  eingerichtet.  Zur  Stiftung 
einer  Stelle  ist  jetzt  Einzahlung  eines  Gapitals  von  4300  Thlr.  ( früher  von 
3000  Thlr.)  erforderlich.  --  (Von  den  jetzigen  37  Zöglingen  besuchen  26  das 
Gymn.,  7  die  Realschule,  4  die  höhere  Bürgerschule  zu  Potsdam.)  Die  Zög- 
linge bleiben  bis  zur  Ausbildung  ftir  ihren  künftigen  Lebensberuf,  also  audi 
bis  nach  bestandener  Abiturientenprüfung,  in  der  Anstalt  Sie  haben  in  der- 
selben alles  frei,  auch  die  Kleidung. 

Für  die  vom  K.  Unterrichtsmin.  zu  besetzende  Stelle  können  in  Betracht 
kommen  verwaiste  Kinder  eines  Geistlichen  oder  eines  Lehrers  an  einem 
Gymnasium,  oder  Seminar,  oder  auch  eines  Kreis-Hedicinalbeamten  aus  der 
Prov.  Brandenburg. 


Die  K.  Ritterakademie  zu  Brandenburg  a.  H. 

Aus  dem  Reglm.  v.  24.  Juli  1856:  Die  Ritterakademie  ist  eine  evangel. 
Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalt  für  Söhne  des  Adels  und  hohem  Bürger- 
standes. —  Die  Zahl  der  Zöglinge  beträgt  als  Maximum  60.  Bei  deren 
Zulassung  begründet  es  bis  zu  einer  Gesammtzahl  von  50  Zöglingen,  ein- 
schliefslich  der  Inhaber  der  Freistellen,  keinen  Unterschied,  ob  der  Aufzu- 
nehmende von  Adel  oder  aus  dem  höhern  Bürgerstande  ist.  Bei  Besetzung 
der  letzten  10  Stellen  von  51  bis  60  haben  aber  die  Söhne  kurmärkischer 
Rittergutsbesitzer  vor  allen  übrigen  den  Vorzug.  Der  Aufzunehmende  mufii 
das  11.  Jahr  zurückgelegt,  die  natürlichen  oder  Schutzpocken  gehabt  haben, 
gesund  und  von  besonderen  Krankheitsanlagen  frei  sein,  und  wenigstens  die 
zum  Eintritt  in  die  IV  nöthigen  Kenntnisse  besitzen.  — 

Die  auf  königl.  Stiftung  beruhenden  8  ganzen  und  8  halben  Freistellen 
bleiben  ausschliefslich  Hir  die  Söhne  kurmärk.  Rittergutsbesitzer  adligen  und 
bürgerlichen  Standes  bestimmt. 

Die  Anstalt  besteht  aus  4  Classen,  IV  bis  I,  und  aufserdem  in  einer  Vo^ 
bereitungsclasse,  nöthigenfalls  in  2  Abtheilungen,  für  solche  Knaben,  deren 
Aufnahme  in  die  Ritterakademie  gewünscht  wird,  die  aber  noch  nicht  die 
Reife  für  IV  haben.  — 

Die  Pension  beträgt  bis  auf  etwanige  weitere  Anordnung  fttr  einen  Nicht- 
beneficiaten  250  Thlr.  jährlich.  Der  Besitz  einer  vollen  Freistelle  entbindet 
von  dieser  Pensionszahlung  ganz,  der  einer  halben  Freistelle  setzt  dieselbe 
auf  125  Thlr.  herunter.  —  In  den  übrigen  Ausgaben  ist  fUr  Beneficiaten  und 
Nichtbeneficiaten  kein  Unterschied.  —  Bei  der  Aufnahme  werden  20  Thlr. 
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Gk)ld  und  beim  Abgang  5  Thlr.  Gold  an  die  Anstaltscasse  entrichtet.  Die 
Hospiten  entrichten  ein  Lehrgeld  von  36  Thlr.  jähriich;  halb  befreite  unter 
ihnen  von  18  Thlr.  (jetzt  die  Regel).  — 

Der  Cnrator  (z.  Z.  Landrath  v,  d.  Knesebeek)  vertritt  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Domherr  die  Rechte  des  Domcapitels  nnd  als  Beauftragter  der 
kurmärk.  Ritterschaft  die  Interessen  derselben  in  Betreff  der  Anstalt.  Er 
genehmigt  auf  den  Vorschlag  des  Directors  die  Aufnahme  der  Zöglinge  und 
Schüler,  sowie  deren  Entlassung,  wenn  sie  im  Disciplinarwege  nothwendig 
wird.  Auch  sind  die  Anträge  auf  Verleihung  der  Freistellen,  welche  S.  Maj. 
der  König  sich  vorbehalten  hat,  an  ihn  zu  richten;  er  prüft  dieselben  und 
befördert  solche  unter  gutachtlicher  Aeuiserung  zur  Erwirkung  der  königl. 
Entscheidung  an  den  Minister  der  geistl.  etc.  Anglgh.  — 

Der  Zögling,  welcher  in  die  Anstalt  aufgenommen  wird,  hat  folgende 
Gegenstände  mitzubringen:  A.  Für  das  Archiv  der  Anstalt:  1.  den  Tauf- 
schein; 2.  ein  ärztliches  Zeugnifs,  durch  welches  die  Impfung  der  Pocken 
und  seine  Gesundheit  beglaubigt  wird;  3.  ein  Abgangszeugnis  der  Anstalt, 
auf  welcher  er  bisher  gebildet  ist,  oder,  falls  er  privatim  unterrichtet  wurde, 
ein  Zeugnifs  seines  Lehrers  über  seine  sittliche  Führung,  seine  Anlagen, 
seinen  Fleifs  und  seine  Fortschritte.  B.  Für  den  Tutor:  das  vollständige 
Verzeichniis  der  von  ihm  in  die  Anstalt  mitgebrachten  unter  C.  bezeichneten 
Gegenstände.  C.  Für  seinen  eigenen  Gebrauch:  1.  Bibel,  Brandenb. 
Gesanfi^buch,  die  nöthigen  Schulbücher.  2.  Reifszeug  und  Reifsbrett,  Lineal, 
Schreibzeug,  Federmesser  und  Petschaft  3.  Stiefelknecht,  Kämme  und  Bür- 
sten. 4.  Ein  Besteck  von  Messer,  Gabel,  Efs-  und  Theelöffel.  ö.  Ein  Bett, 
das  in  der  Regel  aus  einer  Matratze,  einem  Keilkissen,  einem  Kopfkissen  und 
einer  Decke  besteht.  6.  Zwei  grauleinene  Tumanzüge  und  die  übrige  nöthige 
Elleidnng.  7.  Die  nöthige  Wäsche:  1  Duzend  Hemden,  Vorhemden,  Taschen- 
tücher und  Strümpfe,  V,  Duzend  Unterbeinkleider,  Servietten  und  Handtücher, 
2  Bettüberzüge  nebst  Laken. 

Das  Eintrittsgeld  ist  mit  der  Pension  sogleich  beim  Anzug  des  Zög- 
lings an  den  Rendanten  und  Oekonomie-Inspector  zu  entrichten  und  die 
vierteljahrl.  Pensionsrate  durch  einen  Vorschuls  für  die  nöthigen  Ausgaben 
des  Zöglings  auf  100  Thlr.,  ftir  einen  halben  Beneficiaten  auf  70  Thlr.,  zu 
er^nzen.  Für  einen  ganzen  Beneficiaten  werden  40  Thlr.  als  Vorschufs  ge- 
zahlt. Aus  dem  Vorschufs  werden  die  Zahlungen  an  die  Zöglinge  oder 
für  deren  Rechnung  durch  Vermittlung  und  auf  Anweisungen  der  Tutoren 
gezahlt.  —  Mit  Ablauf  des  Vierteljahrs  werden  die  Rechnungen  geschlossen 
lind  an  die  Väter  oder  Vormünder  der  Zöglinge  gesandt,  von  denen  der  Vor- 
schufs ungesäumt  wieder  an  den  Rendanten  auf  die  frühere  Höhe  zu  ersetzen 
ist.  —  Die  Zöglinge  sind  gehalten,  von  den  Geldgeschenken  oder  aufse;:- 
oidentlichen  Zuschüssen,  welche  ihnen  etwa  von  Hause  zugehen,  ihrem  Tutor 
Anzeige  zu  machen. 

Für  die  Pension  von  250  Thlr.  liefert  die  Anstalt:  Wohnung,  Möbel, 
Heizung,  Erleuchtung,  Frühstück,  Mittagbrot,  Abendbrot,  Aufwartung,  Wäsche, 
Bäder,  ärztliche  Aufsicht  und  Pflege,  Schulunterricht  nebst  Gesang-  und  Turn- 
unterricht, Focht-,  Tanz-  und  Schwimmunterricht.  — -  Privatunterricht  in  den 
Wissenschaften  und  in  der  Musik  wird  besonders  honorirt;  ebenso  der  Con- 
firmandeniinterricht,  wenn  solcher  nöthig  wird. 

Die  Aufnahme  neuer  Zöglinge  findet  in  der  Regel  zu  Ostern  und  zu 
Michaelis  Statt  Die  Anmeldungen  sind  vor  den  genannten  Terminen  an  den 
Director  zu  richten. 

Die  Meldung  des  Abgangs  erfolgt  V«  Jahr  zuvor;  wird  sie  verspätet, 
so  behält  die  Gasse  der  Anstalt  den  Anspruch  auf  die  Einzahlung  der  vollen 
Pension  für  das  nächstfolgende  Quartal. 

Jährlicher  Kostenetat  für  einen  Zögling  der  Ritterakade- 
mie. 1.  Pension  250  Thlr.  2.  Zweites  Frühstück  und  Vesperbrot  15  Thlr. 
3.  Taschengeld  (wöchentl.  fttr  einen  Quartaner  77,  Sgr.,  einen  Tertianer 
10  Sgr.,  einen  Secundaner  12'/,  Sgr.,  einen  Primaner  15  Sgr.)  auf  43  Wochen 
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nach  Abrechnung  der  Ferien  10  Thlr.  22%  Sn.  bu  21  Thlr.  15  Sgr.  4.  Bei- 
trag zur  Schfilerbibliothek  1 V,  Thlr.  5.  Schulbacher  6  Thlr.  6.  Nene  Klmder 
und  Schuhe  50  bis  60  Thlr.  7.  Dem  Flickschneider  IV,  Thlr.  8.  Ffir  Aus- 
besserung der  Wäsche  1  Thlr.  9.  Für  Stiefelwichse  1  Thlr.  10.  Neujahrs- 
geschenke den  Hausdienern  1  Thlr.  11.  Aufserordentliche  Ausgaben  20  Thlr. 
17  V.  Sgr.  bis  21  Thhr.  25  Sgr.    In  Summa  358  bis  380  Thlr. 

Das  K.  Pädagogium  zu  Züllichau. 

„Die  Zöglinge  sind  an  6  in  verschiedenen  Häusern  wohnende  Lehrer, 
welche  bis  auf  Einen  ihren  eignen  Hausstand  haben ,  vertheilt.  Die  Anstalt 
hat  für  100  Zöglinge  Raum,  und  nimmt  Knaben  von  ihrem  10.  Lebensjahr  an 
auf;  am  liebsten  solche,  welche  12 — 13  Jahr  alt  sind. 

Da  der  Erzieher  in  möglichst  weitem  Umfang  Vaterstelle  vertreten  soll, 
unterzieht  er  sich  auch  der  nicht  geringen  Mühwahung,  ebenfalls  f&r  die 
äufseren  Bedürfnisse  seines  Pflegeberohlenen  zu  sorgen.  Damit  er  das  Ver- 
halten desselben  in  allen  Beziehungen  genau  überschauen  und  beurtheilen 
kann,  ist  es  durchaus  nothwendig,  dafs  die  Eltern  ihrem  Sohn  kein  baares 
Geld  in  die  Hände  geben,  mindestens  nicht  ohne  Vorwissen  seines  Pflegers, 
auch  dafQr  sorgen,  dafs  nicht  gutmeinende  Verwandte  oder  Freunde  es  tbun. 
Dafs  der  Knabe  oder  Jüngling  mit  einigem  Gelde  hauszuhalten  lerne,  wird 
durch  Ertheilung  eines  wöchentl.  Taschengeldes,  das  nach  Verabredung  mit 
den  Eltern  2Vt  bis  10  Sgr.,  nicht  mehr,  beträgt,  hinlänglich  vorgesehen. 

Die  Zöglinge  wohnen,  je  nach  den  Räumlichkeiten,  4  bis  12  auf  einem 
Zimmer.  Das  Frühstück  erhalten  sie  auf  ihren  Wohnzimmern;  zu  Mittag 
und  Abend  essen  sie  mit  der  Familie  des  Directors.  Die  Anstalt  gewährt 
i^em  Zöglinge  einen  eignen  verschliefsbaren  Spind  zu  seinen  Büchern,  seiner 
Wäsche  und  seinen  Kleidern,  Tisch,  Stuhl  und  Bettstelle;  für  mehrere  einen 
gemeinsamen  Waschtisch  nebst  Zubehör.  Der  Zögling  mufo  ausgestattet  sein 
mit  einem  Bett,  Matratze  und  Decke,  für  den  Winter  Federbett  —  denn 
die  Schlafzimmer  werden  nicht  geheizt  — ,  einem  doppelten  Anzug,  einer 
Tumkleidung  von  Leinwand,  doppelter  Fufsbekleidung,  Vt  Duzend  Hemden, 
1  Duzend  Vorhemdchen,  V.  Duzend  Strümpfe,  Vt  Duzend  Handtücher,  1  Duzend 
Schnupftücher,  V«  Duzend  Servietten,  einem  Hausrock,  Morgenschuhen,  Käm- 
men, Haar-  und  Zahnbürsten  und  einem  ledernen  verschlicfsbaren  ReisekofTer. 

Die  Anstalt  verlangt  für  einen  Zögling  eine  jährl.  Zahlung  von  114  Thlr., 
vierteljährl.  im  voraus  zu  leisten.  Von  diesen  114  Thlr.  fliefsen  zur  Gasse 
der  üntcrrichtsanstalt:  für  den  Unterricht  36  Thlr.;  Kirchen-  und  Concert- 
beitrag  2  Thlr. ;  der  Lehrer,  dessen  Obhut  ein  Zögling  anvertraut  ist,  erhält 
für  seine  äufsere  Mühverwaltung  4  Thlr. ;  an  die  Oekonomie  werden  65  Thlr. 
gezahlt  und  für  Wohnung  nebst  Heizung  und  Reinigung  der  Zimmer  7  Thlr. 
berechnet,  im  ganzen  114  Thlr.;  bei  der  Aufnahme  wird  ein  für  alle  Mal  eine 
Inscriptionsgebühr  von  einem  Ducaten  und  ein  Antrittsgeld  von  5  Thlr.  ge- 
zahlt Was  der  Zögling  ftlr  Reinigung  der  Wäsche,  Ausbesserung  an  Klei- 
dern und  Schuhwerk,  zu  Beleuchtung,  Schulbüchern,  Schreibmaterialien  u.  s.  w. 
gebraucht,  wird  alles  von  seinem  Pfleger  bewilligt,  angewiesen  und  bezahlt, 
welcher  zu  diesem  Zweck  einen  vierteljährl.  Vorschufs  von  15  —  20  Thlr. 
empfängt,  vierteljährl.  über  die  gemachten  Ausgaben  Rechnung  legt  und  sieb 
mit  den  Eltern  verständigt,  und  dafür  eine  Rechnungsgebühr  von  1—3  Thlr. 
vierteljährl.  anzusetzen  hat;  auf  den  Wunsch  der  Eltern  sorgt  derselbe  auch 
für  Anschaffung  neuer  Kleider.*' 

Das  Waisenhaus  (eine  Steinhartsche  Stiftung)  fällt  mit  dem  Pädagogium 
zusammen,  indem  es  diesem  seine  Waisen  übergiebt.  —  Meldungen,  aueh 
wegen  ermäfsigter  Zahlungssätze  im  Pädagogium,  beim  Direetor  desselben, 
z.  Z.  Dr.  Ilanoic. 
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Das  Alumnat  des  Oymn.  zu  Frankfart  a.  0. 

Dasselbe  ist  auf  15  Stellen  berechnet.  5  Vollbeneficiaten  zahlen  dOThlr., 
4  Halbbeneficiaten  60Thlr.;  die  übrigen  6  Stellen  sind  für  Viertelbeneficiaten, 
welehe  iOThlr.  entrichten,  nnd  für  Pensionaire  bestimmt,  welche  lOOThlr. 
g<eben. 

Ueber  die  Anfnahme  nnd  Entlassung  der  Zöglinge  entscheidet  ebenso 
wie  iber  Ertheilung  nnd  Znrückziehang  der  Freistelle  das  6y  mnasialcaratorinm 
nach  Rficksprache  mit  dem  Director.  Bei  dem  Gnratorium  ist  die  Ezpectans 
nnd  Anfnahme  nachsnsuchen,  nnd  der  Abgang  '/«  Jahr  vorher  anzumelden. 
Einen  Vorzug  bei  Vergebung  der  Freistellen  gewährt  die  Angehörigkeit  zur 
lefonnirten  Gemeinde  in  Frankfurt,  Oberhaupt  die  refbrmirte  Confession  und 
Auszeichnung  durch  Fleifii  und  Betragen,  entschiedene  Bestimmung  zu  ge- 
lehrten Studien  und  längerer  Besuch  des  Gymn.  oder  doch  der  oberen  Glassen, 
besondere  Dürftigkeit  ud  Mher  ertheilte  Ezpectanz. 

Die  Zahlungen  gesöliehen  vierteljährl.  praenum.  Bei  der  Aufnahme  sind 
3  Thlr.  an  die  Mobiliarcasse  zu  entrichten;  anfserdem  vierteljährl.  15  Sgr. 
für  die  Aufwärterin,  IIV4  Sgr.  für  den  Arzt,  und  von  den  Halb-  nnd  Viertel- 
Alumnen  sowie  den  Pensionairen  15  Sgr.  Inspectorgebühren.  —  Die  Eltern 
haben  einen  Revers  auszastellen,  dafs  sie  sich  den  Gesetzen  der  Anstalt  un- 
terwerfen. 

Die  Anstalt  sorgt  für  Wohnung,  Heizung,  Licht,  FrfihstUck,  Mittag-  und 
Abendbrot  ^  Bett,  Waschbecken,  Messer  und  Gabeln  etc.  mufs  der  Alumnus 
mitbringen  und  ein  Verzeichnis  seiner  Sachen  dem  Inspector  bei  der  Auf- 
nahme Übergeben.  —  Von  Büchern  gewährt  die  Anstalt  u.  a.  die  Lexika. 

Das  Curatorium  geht  mit  einer  neuen  Organisation  und  Erweiterung  des 
Alumnats  um. 

Provinz  Pommern. 

Das-  K.  Pädagogium  zu  Pntbus  auf  Rügen. 

Lehr-  und  Erziehungsanstalt  mit  dem  vollständigen  Glassensystem  eines 
Gymnasiums.  „Die  Anstalt  hat  den  Zweck,  ihre  Zöglinge  sowohl  zu  einer 
allgemeinen  wissenschaftl.  Bildung,  als  namentlich  zn  der  für  die  Universitäts- 
Btndien  erforderiichen  wissenschaftl.  Reife  zu  führen,  und  auf  Grund  des 
evangelischen  Christenthums  religiös -sittlich  zu  erziehen.  Die  auf  diesem 
Grunde  beruhende  Erziehung  mit  der  wissenschaftl.  Ausbildung  zu  verbinden, 
ist  die  Aufgabe  des  Alumnats  und  seiner  Einrichtungen.*' 

Die  Aufnahme  in  dasselbe  geschieht  unter  folgenden  Bedingungen: 
1.  Jeder  Zögling  mufs  einen  Imp^chein,  ein  Zeugnifs  über  seine  bisherige 
sittliche  Führung  und,  wenn  er  schon  vorher  eine  andre  Anstalt  besucht 
hat,  ein  Abgangszeugnifs  derselben  beibringen.  2.  Die  jährl.  in  vierteljährl. 
Raten  praenum.  zu  zahlende  Pension  beträgt  200  Thlr.,  das  Aufnahmegeld 
1  Frd'or.  Anfserdem  wird  ein  Vorschafs  von  10  Thlr.  an  die  Casse  eingezahlt, 
um  die  etwa  nöthigen  Ausgaben  ftir  Taschengeld,  an  die  Handwerker  n.  s.  w. 
XU  bezahlen;  hierüber  wird  zu  Ende  des  Vierteljahrs  von  dem  Rendanten 
Bechnung  gelegt,  und  dann  der  Vorschnfs  wieder  bis  zur  Höhe  von  10  Thlr. 
ergänzt.  —  Für  die  Pension  wird  dem  Zögling  geliefert:  Wohnung,  Licht, 
Heizung,  Beköstigung,  Aufwartung,  Unterricht  und  Beaufsichtigung.  Auch 
liefert  die  Anstalt  die  nöthigen  Möbel,  Tisch-  und  Silberzeug. 

Für  Bücher,  sonstige  Lehrmittel,  Kleidung,  Leib-  und  Bettwäsche  und 
die  Reinigung  der  letzteren  haben  die  Zöglinge  selbst  zu  sorgen.  Die  Rei- 
nigung der  Wäsche  wird  auf  Wunsch  durch  Diener  der  Anstalt  fQr  20  Sgr. 
monatl.  übernommen.  — 

Der  Zögling  hat  aufser  den  Lehrmitteln,  Kleidung,  Leib-  und  Bettwäsche 
nebst  Betten  und  6  —  12  Handtüchern  nichts  mitzubringen.  — 
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Für  Erkrankte  ist  ein  besondres  Local  unter  Leitung  einer  Ftotorwittw« 
eingerichtet;  die  ärztliche  Pflege  besorgt  der  Hausarzt  der  Anstalt  unentgelt- 
lich; für  Arznei  u.  s  w.  haben  die  Zöglinge  die  Kosten  zu  tragen.  ^ 

„3.  Femer  werden  die  Eltern  der  Zöglinge  oder  deren  Stellvertreter  er- 
sucht, folgende  Bestimmungen  genau  zu  beachten:  a)  Die  Kflndigang  moüi 
ein  Tolles  Vierteljahr  vor  dem  gewünschten  Abgang  erfiilgen,  d.  h.  vor  dtm 
ersten  Januar,  April,  Juli,  October,  wenn  der  Abgang  resp.  am  1.  April, 
Juli,  October,  Januar  erfolgen  soll,  b)  Alle  Geldsendungen  sind  direct  n  die 
Gasse  (den  Rendanten)  oder  an  einen  Lehrer  der  Anstalt  zu  machen,  nicht 
durch  die  Zöglinge ;  auch  darf  den  letzteren  ohne  Kenntnifs  der  Lehrer  (Tu- 
toren) kein  Geld  gegeben  werden,  c)  Alle  Zusendungen  von  Lebensmitteln 
oder  drgl.  sind  im  allgemeinen  untersagt;  bei  besonderen  Veranlassungeo 
(Geburtstagen  u.  s.  w.)  ist  den  Tutoren  dayon  Anzeige  zu  machen.** 

In  dem  ursprünglich  auf  60  Zöglinge  berechneten  Alumnat  sind  30  Be- 
neficiatenstellen,  20  königliche  und  10  fürstliehe;  erstere  werden  durch 
den  Unterrichtsmin.  auf  Vorschlag  des  Prov.  Schateoll.  in  Stettin,  letztere 
durch  den  Besitzer  der  Grafschaft  Putbus  yerliehen,  sftmmtlich  an  Bewerber 
aus  allen  Provinzen  der  Monarchie.  Die  Anmeldungen  zu  Alumnen- 
stellen gehen  den  Bewerbungen  um  Beneficiatenstellen  stets  vor.  Die 
Zahl  der  zu  vergebenden  Beneficiatenstellen  wird  daher  vor  Anfang  jedes 
Schuljahrs  bestimmt;  bei  den  fiirstl.  Beneficiatenstellen  darf  eine  jeweilige 
Verringerung  nur  dann  erfolgen,  wenn  über  50  zahlende  Alumnen  sieh  mel- 
den. —  Außerdem  hat  der  jedesmalige  Fürst  «zu  Putbus  das  Recht,  2  gaoi 
freie  Alumnen-  oder  statt  deren  12  Unterrichts-Freistellen  an  Söhne  putbmer 
oder  auswärtiger  Eltern  zu  vergeben.  —  Die  Zahl  der  Halbpensionaire 
ist  auf  16  bei  den  Lehrern  wohnende  Zöglinge  beschränkt.  Die  Alumnen 
zahlen  jähri.  (s.oben)  200Thlr.,  die  Beneficiaten  80Thlr.  Kost-  und  Schul- 
geld; die  Halbpensionaire  und  auswärtige  Schüler  50  Thlr.  Schulgeld. 

Das  Jageteuffelsche  GoUegium  zu  Stettin. 

Eine  alte  Stiftung  fßr  24  Schüler  der  oberen  Glassen  des  Gymn.  Die- 
selben werden  in  allem  frei  gehalten.  „1.  Das  Gollegium  ist  eine  Lrziehungs- 
und  Bildungsanstalt  Hir  die  darin  aufgenommenen  Schüler.  Die  Oberaufsicht 
über  dasselbe  führt  der  jedesmalige  Stadts3mdikus  als  Inspector  des  CoUe- 
giums  und  die  Provisoren.  Die  Erziehung  und  Studienleitung  der  Alumnen 
sind  dem  Kesumtor  Gollegii,  einem  Lehrer  des  Gymnasiums,  als  dem  Vor- 
steher der  Anstalt,  übertragen.  2.  Das  (Kollegium  ist  nur  zur  Aufnahme  a^ 
eher  Schüler  bestimmt,  die  sich  den  Studien  widmen  wollen.  Die  Eltern 
oder  Angehörigen  derselben  haben  ihren  Antrag  an  das  Provisorat  des  Jage- 
teufifelschen  Gollegiums  zu  Händen  des  Stadtsyndikus  zu  stellen.  Dieeer  Ein- 
gabe sind  die  beiden  letzten  Schulzeugnisse  beizufügen.  3.  Ist  die  Aufnahme 
bewilligt,  so  haben  die  Eltern  oder  Vormünder  einen  Revers  dahin  ausiih 
stellen,  dafs  sie  für  den  Fall,  dafs  der  Alumnus  die  Anstalt  verlasse  ohne 
Abiturientenzcugnifs  und  ohne  seine  Studien  fortzusetzen,  als  Entschadigong 
für  jedes  Jahr  des  Aufenthalts  ihres  Sohnes  oder  Guranden  in  der  Anstalt 
20  Thlr.,  und  wenn  der  Freitisch  genossen  wurde,  für  jedes  Jahr  50  Thlr. 
aus  dem  bereitesten  Vermögen  zu  zahlen  sich  verpflichten.  Diesen  Reven 
giebt  der  Alumnus  an  den  Rendanten  des  Gollegiums  und  entrichtet  gleich- 
zeitig an  denselben  die  Receptionsgebühren.  Diese  betragen  3%  ThU.  ud 
für  den  Freitisch  6%  Thlr.  Hit  der  Quittung  hierüber  meldet  sich  dsr 
Alumnus  zur  definitiven  Aufnahme  bei  dem  Vorsteher  der  Anstalt* 

Alumnat  des  Bugenhagenschen  OymnasiumB 
zu  Treptow  a.  d.  R. 

Das  Alumnat  besteht  aus  Familiengruppon  von  16  bis  20  Zöglingen,  jede 
unter  einem  Lehrer  des  Gymn.  als  Inspector. 
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„1.  Der  AnfiBanehmende  mols  das  9.  Lebensjahr  erreicht  haben.  (Ein 
Jüngling  von  16  Jahren  ab  kann  nur  aufgenommen  werden,  wenn  er  die 
Kenntnisse  flir  II  hat.)  Er  mn(s  körperlich  gesand  and  darf  sittlich  nicht 
▼emaehlissigt  sein.  —  2.  Die  Eltern  oder  Vormünder,  welche  einen  solchen 
Knaben  dem  Alumnat  anvertrauen  wollen,  haben  ihre  Gesuche  einige  Monate 
Mber  bei  dem  DiiMtor  des  Gymi|.  anzubringen.  —  3.  Das  Kostgeld  ist 
auf  die  Summe  vpn  180  Thlr.  fQr  jeden  Zögling  festgesetzt  Vertraut  ein 
YalW  der  Anstalt  mehrere  Söhne  zugleich  an  und  wünscht  eine  Ermäisigung 
des  Kostgeldes,  so  soll  eine  solche  bis  auf  160  Thlr.  bewilligt  werden. 
•Predigersöhnen  soll  der  Eintritt  in  die  je  zehnte  Stelle  mit  einem  Kostgeld 
Ton  120  Thlr.  gestattet  sein.  —  Die  Besorgung  der  Wäsche  ist  nicht  Sache 
der  Anstalt;  fllr  das  Reinigen  des  Schuhwerks  und  der  Kleider  sind  jährlich 
8  Thlr.  IQ  entrichten.  Die  Abtragung  des  Kostgeldes  geschieht  vierteljährl. 
praennm.  an  den  Readanten  der  Anstalt  —  4.  Jeder  aufzunehmende  ^g- 
bng  muls,  autser  dopi>elt0r  Kleidung  und  doppeltem  Schuhwerk,  mitbringen: 
m)  1  Matratze,  2  Kopfkissen  mit  doppelten  Ueberzügen,  doppelte  Betttücher, 
doppelte  Ueberzflge  der  Bettdecken.  (Für  Knaben,  deren  körperlicher  Zustand 
ein  Federbett  wflnschenswerth  macht,  soll  auf  den  Wunsch  der  Eltern  ein 
iolehes  gestattet  werden.)  Auiserdem  als  Minimum:  b)  6  Hemden,  c)  6  Paar 
Strumpfe,  d)  4  Servietten,  e)  6  Handtücher;  ferner  f)  1  silberner  Efslöffel, 
Messer  und  Gabel  und  ein  Serviettenring.  —  5.  Kein  Zögling  darf  seine 
eigne  Gasse  führen  und  aufser  einem  Taschengeld  von  wöchentl.  höchstens 
5  Sgr.  mit  besonderen  Geldsendungen  versehen  werden.  —  6.  Wollen 
Eltern  und  Vormünder  ihre  Söhne  und  Pflegebefohlenen  aus  dem  Alumnat 
ansscheiden  lassen,  so  mufs  die  Kündigung  halbjährl.  erfolgen.    Bei  Ver- 

Öbungen  der  Zöglinge,  welche  eine  Entfernung  von  der  Schule  oder  dem 
amnat  gesetzlich  zur  Folge  haben,  tritt  dagegen  die  Entfernung  sofort 
nach  Benachrichtigung  der  Eltern  ein,  und  wird  in  diesem  Fall  das  Kost- 
geld für  das  laufende  Vierteljahr  nicht  zurückerstattet*' 


Provinz  Schlesien. 

Die  E.  Ritterakademie  zu  Liegnitz. 

Die  Zöglinge  oder  Hausalumnen  sind:  A.  Fundatisten,  nämlich:  a)  12 
königl.  Civilfundatisten,  b)  6  königl.  Militairfundatisten,  c)  2gräfl.Kospoth8che, 
d)  2  freiherrl.  Rothkirchsche  Fundatisten.  B.  Pensionaire,  welche  in  der 
Zahl  von  30  und  etlichen  der  Raum  aufzunehmen  verstattet.  —  Sämmtliche 
Zöglinge  tra^n  die  vorgeschriebene  Uniform.  Jedoch  ist  im  Hause,  auf  den 
Stuben  und  m  den  Schulstunden,  einfache  Givilkleidung  zu  tragen  erlaubt. 

Die  Civilfundatistenstellen  werden  auf  den  Vorschlag  des  Akade- 
miedireetorinms  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Breslau  auf  einen  Zeitraum 
von  5  Jahren  verliehen  an  Söhne  des  angesessenen  schlesischen  Adels,  sofern 
Vater  und  Sohn  in  dem  vormals  östreichischen  Herzogthum  Ober-  und  Nieder- 
sehlesien  geboren  sind.  Die  gegenwärtig  zum  Verwaltungsbezirk  der  Pro- 
vinz Schlesien  gehörigen  Landestheile  und  zwar  die  Grafschaft  Glatz  und 
von  der  frühem  Oberlausitz  die  Kreise  Görlitz,  Hoyerswerda,  Lauban  vor- 
mals sächsischen  Antheils,  und  Rothenburg  sind  von  der  Berechtigung  aus- 
geschlossen, während  die  Herrschaft  Schwiebus  (im  Kreise  Züllichau),  welche 
aar  Zeit  der  Gründung  der  Ritterakademie  zum  Ostreich.  Herzogthum  Nieder- 
schlesien gehörte,  daran  Theil  nimmt.  Auf  besondern  Antrag  wird  bisweilen 
auch  in  dem  Fall  eine  Freistelle  gewährt,  wenn  der  Vater,  obwohl  in  einer 
andern  Provinz  geboren,  seit  mehreren  Jahren  schlesischer  Grundbesitzer  ist. 

Vom  Akademiedirector  wird  eine  Liste  der  Anwärter  geführt,  in  welche 
mindestens  4  Jahre  vor  dem  gewünschten  Termin  der  Aufnahme  ihre  Söhne 
als  Expectanten  eintragen  zu  lassen,  den  Eltern  empfohlen  wird,  da  nur  in 
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dringenden  Fällen  von  der  Reihenfolge  in  der  Liste  der  Anwärter  abgewichen 
werden  kann.  Die  Gesnche  um  Verleihung  solcher  Freistellen  sind  unter 
Nachweis  der  schlesischen  Geburt  an  das  Akademiedireotorium  an  richten, 
von  welchem  dann  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  berichtet  wird.  Die  Einbeni- 
fong  erfolgt  durch  das  Akademiedirectorium. 

Behufs  der  Aufnahme  sind  folgende  Zeugnisse  erforderlich :  a)  das  Ta«fr 
zeugnifs  des  aufzunehmenden  Sohnes,  und  das  Taufieeugnlfs  des  Vaten  mm 
Ausweis  der  schlesischen  Geburt:  b)  ein  Vermögensattest  des  Vaters,  hi  wel- 
chem durch  den  K.  Landrath  beknndet  wird ,  dafs  zur  standesmäfoigen  Er- 
ziehung des  Sohnes  eine  Freistelle  erwünscht  sein  würde;  e)  ein  Zeogniik 
von  der  Schule,  welche  der  Knabe  besucht  hat.  Andernfalls,  wenn  er  dareh 
Hauslehrer  unterrichtet  worden,  wird  auf  Grund  einer  Prüfung  dnrch  den 
Dir.  die  Aufnahmefähigkeit  constatirt;  f)  ein  ärztliches  Attest  darüber,  daft 
die  Schutzblatternimpfung  oder  Nachimpfung  innerhalb  der  letzten  2  Jahre 
an  dem  Aufzunehmenden  vollzogen  worden  ist 

Die  Militairfundatistenstellen  werden  von  dem  K.  Kriegsmin.  anf 
6  Jahre  verliehen  an  Söhne  adliger  Officiere  aus  der  Prov.  Schlesien,  welche  anf 
Beförderung  in  die  Armee  einzutreten  beabsichtigen.  Nach  dem  Erlafs  des  K. 
Kriegsdepartem.  v.  8.  März  1848  ist  zur  Erlangung  einer  Militairfnndatisten* 
stelle  nothwendig:  1.  dafs  der  Vater  sowie  der  Sohn  geborene  Schleaier  sind, 
2.  dafs  die  Bedürftigkeit  des  Vaters  feststeht,  und  derselbe  erklärt,  seinen 
Sohn  für  den  Militairstand  zu  bestimmen,  3.  dafs  der  Knabe  gesnnd  and 
kräftig  und  dabei  vorauszusehen  ist,  dafs  er  sich  für  den  Militairstand  dereinst 
qualificiren  werde  (bekundet  dnrch  ein  Attest  eines  K.  Militairarztes). 

Hinsichtlich  der  Geburt  des  Sohnes  ist  nach  dem  obigen  Erlais  seitens 
des  K.  Kriegsmin.  in  Uebereinstimmung  mit  dem  K.  Min.  der  geistl.  eto. 
Anglgh.  nachgegeben,  dafs  auch  solche  Söhne  in  Schlesien  gebomer  (HB* 
eiere  zur  Expectanz  gelangen  können,  welche  zwar  nicht  selbst  in  Schlesien 
geboren,  deren  Väter  jedoch  daselbst  zur  Zeit  ihrer  beantragten  Notirnng 
ansässig  sind.  Die  Bewerbungen  um  Militairfundatistenstellen  sind  bei  dem 
Allgm.  Kriegsdepartement  des  K.  Kriegsmin.  zu  Berlin  anzubringen,  wohin 
auch  seitens  des  Akademiedirectoriums  die  in  Aussicht  stehenden  Vacanzen 
rechtzeitig  angezeigt  werden. 

Von  den  Familienfundatistcnstcllen  werden  die  gräfl.  Kospoth- 
schen  auf  3  Jahre  verliehen  an  Familicnglieder,  oder  in  Ermangelung  solcher 
an  Söhne  von  Adligen  im  Hcrzogth.  Oels.  Die  Anmeldungen  sind  zu  richten 
an  die  gräfl.  Kospothsche  Stiflungsverwaltung  in  Oels. 

Diese  Kospothschen  Fundatistcn  geniefsen  stiftungsmäfsig  freien  Prival- 
nnterricht  in  der  Mathematik;  auch  wird  zur  Anschaffung  von  Bedflrfnissei 
für  jeden  der  beiden  noch  die  Summe  von  48  Thlr.  jährlich  aus  der  Akadeasis* 
casse  gewährt. 

Die  freiherrl.  Rot hkirch sehen  Freistellen  verleiht  der  jedesmalige  ii 
Schlesien  angesessene  Senior  der  v.  Rothkirchschen  Familie  evangel.  Glaubens. 

Aufser  diesen  Fundatistenstcllen  hat  der  Convcnt  der  schlesisebsi 
Johanniter  2  Stipendien  zu  200  Thlr.  bestimmt  an  Söhne  von  schlea.  Jobaa- 
nitern.  Das  Stipendium  wird  an  den  Vater  rcsp.  den  Vormund  direct  gezahlt 
Bedingung  ist  femer,  dafs  der  Stipendiat  Zögling  der  Ritterakademie  sei.  Dsr 
Akademie  gelten  diese  beiden  gleich  wie  Pensionaire;  für  sie  ist  die  Pensioa 
nach  dem  Satze  für  Schlesier  (170  Thlr.  jährl.)  an  die  AkademiecaMe  li 
zahlen. 

Bewerbungen  um  diese  Stipendien  sind  an  den  Commendator  des  Oot- 
vents  der  schles.  Johanniter  zu  richten  (z.  Z.  Graf  Eberhard  Stoiber^  aal 
KrcppelhoO. 

Die  Aufnahme  in  das  Alumnat  erfolgt  nicht  vor  zurückgelegtem  12.  Le- 
bensjahr; auch  mufs  der  Aufzunehmende  dann  mindestens  die  erforderlicboi 
Vorkenntnisse  für  die  IV  des  Gymn.  besitzen. 

II.  An  Kosten  sind  für  einen  Pensionair  zu  entrichten:  1.  An  die  Game 
der  K.  Rittcrakademie:  Pension  jährlich  a)  fUr  Ausländer  300  Thlr.,  b)  fllr 
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Prenrsen  aoB  anderen  Provinzen  als  Schlesien  210  Thlr.,  c)  für  Schlesier 
170  Thlr.  2.  Jährliche  Beiträge  und  Bedürfnisse,  nämlich:  a)  zar  Unter- 
baltang  der  Krankenanstalt  jährl.  2  Thlr.,  b)  Neiyahrshonorar  für  den  Arzt 

3  Thlr.  (für  längere  Krankheit  wird  besonders  bezahlt),  c)  Neajahrsgeld  für 
daa  Domesticale  3  Thlr.  5  Sgr.,  d)  für  den  Fecht-  und  Turnunterricht  jährl. 
•6  Thlr.y  e)  Taschengeld  nach  Belieben.  Als  angemessener  Satz  wird  monatl. 
1  Thlr.  angenommen:  12  Thlr.,  f)  für  Reinigung  der  Wäsche  etc.  monatl.  1  Thlr. 
5  Sgr.:  14  Thlr.,  g)  für  Schuhwichse  an  den  betrefif.  Bedienten  monatl. 
5  Sgr.:  2  Thlr.,  h)  Remuneration  für  den  Rechnungsführer  monatl.  10  Sgr.: 

4  Thlr.,  in  Summa  46  Thlr.  5  Sgr.  3.  Eintrittsgelder  sind  ein  für  allemal 
für  den  Pensionair  zu  zahlen  31  Thlr.  12%  Sgr.  4.  Femer  sind  Kleidei; 
Stiefel,  Handschuhe  etc.,  Bücher,  Schreibmaterialien,  etwanige  Privatstunden 
in  der  Musik,  oder  in  den  Sprachen  und  Wissenschaften,  besonders  zu  hono- 
liren  und  werden  dem  Rechnungsführer  vierteljährlich  voraus  zur  Berechnung 
gezahlt.  Für  Pensionaire,  welche  gebome  Schlesier  sind,  wird  der  Reit- 
nnterricht  nicht  besonders  honorirt,  sondern  ist  mit  in  der  Pension  enthalten, 
sobald  die  Reihe  an  den  Zögling  kommt  Nichtschlesier  zahlen  dafür  monatl. 
3  Thlr. 

Die  Bekleidung  besteht  in  einem  blauen  Waffenrock  mit  gelben  Kragen- 
patten und  Aufschlägen,  Beinkleidern  von  grauem  Tuch  mit  rother  Biese 
(im  Sommer  von  weifsem  Drillich)  und  blauer  Mütze  mit  gelben  Streifen. 
Zur  Ersparung  der  Kosten  wird  jetzt,  wenn  Civilkleidungstücke  mitgebracht 
werden,  die  Anschaffung  der  Uniform  so  lange  beanstandet,  bis  die  Civil- 
kleider  abgetragen  sind. 

Die  erste,  und  zwar  einfache  Einkleidung  eines  Zöglings  kostet  wie 
folgt:  a)  der  Waffenrock  9  Thlr.  5  Sgr.,  b)  die  Tuchbeinkleider  4  Thlr.  25  Sgr., 
e)  die  Mütze  1  Thlr.  10  S^r.,  d)  der  Tumrock  von  grauer  Leinwand  1  Thlr. 

5  Sgr.,  e)  die  Tumbeinkleider  27 '/,  Sgr.,  f)  die  weifsdrillichnen  Hosen  für  den 
Sommer  2  llilr.  25  Sgr.,  g)  der  Mantel  (oder  Paletot)  16  Thlr.,  in  Summa 
36  Thlr.  7V,  Sgr. 

Die  gesammten  jährl.  Geldbedürfnisse  eines  Zöglings  übersteigen,  nach 
den  von  uns  gemachten  Erfahrungen,  in  der  Regel  nicht  die  Summe  von 
350  Thlr.,  und  könnten,  bei  guter  Wirthschaft  seitens  des  betreff.  Zöglings, 
wenn  kein  Privatunterricht  zur  Nachhülfe  nöthig  ist,  wohl  mit  300  Thlr.  be- 
stritten werden.  III.  An  sonstigen  Bedürfnissen  hat  jeder  Zögling  mitzu- 
bringen: a)  Ein  Gebett  Betten  mit  Matratze,  b)  Löffel,  Messer  und  Gabel, 
c)  ein  Tischtuch,  nicht  unter  4  Ellen  Länge,  und  6  Servietten,  welche  der 
Tafeidecker  gegen  einen  darüber  auszustellenden  Schein  in  Beschlufs  nimmt, 
und  bei  dem  Abgang  des  Zöglings  selbige  an  ihn  zurück  giebt,  6  Wisch- 
tücher, d)  hinreichende  Leibwäsche,  als :  9  Hemden,  4  Paar  Unterbeinkleider, 
12  Paar  Socken,  3  Unterjacken  für  den  Winter,  wenigstens  1  Duzend  Schnupf- 
tücher, 6  Handtücher,  e)  an  Utensilien:  1  Milch  topf  und  Tasse,  1  Leuchter 
und  Lichtscheere,  oder  Lampe,  1  Wasserkrug,  1  Trinkglas,  1  Waschbecken, 
1  Stiefelknecht,  1  Kleiderbürste  u.  s.  w. 

Ein  Fundatist  hat  alle  unter  II,  2  aufgeführten  Zahlungen  mit  Aus- 
nahme von  a.  b.  u.  d.  zu  leisten,  sowie  die  unter  III.  angegebenen  Bedürf- 
nisse mitzubringen.  —  Die  unter  II,  3  berechneten  Entreegelder  betragen 
für  den  Fundatisten  nur  12  Thlr.  22  V.  Sgr. 

Die  königl.  Fundatisten  erhalten,  mit  Ausnahme  der  beiden  jüngsten, 
auch  die  Bekleidung,  d.  h.  Waffenrock,  Tuchhosen  und  Mütze,  sowie  die 
weifsen  Hosen  für  den  Sommer,  unentgeltlich,  im  Werth  von  25  Thlr.  jährl., 
nc^t  Tnmanzng. 

K.  Waisen-  und  Schulanstalt  vor  Bunzlau. 

Reglm.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Breslau  v.  Dcb.  1860: 
^  Bestimmung  und  Bildungsziel  der  Anstalt.  1.  Die  K.  Waisen- 
nnd  Schulanstalt  vor  Bunzlau  ist  nicht  nur  für  Erziehung  und  Unterricht  von 
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Waisenknaben  bestimmt,  sondern  nimmt  aach  andere  ZOdinge,  und  zwar 
theils  als  Fandatisten,  theils  als  Freischüler  oder  Alumnen,  theili 
alsPensionaire,  theils  als  Stadtschüler  auf.  Hit  Ausnahme  der  letztem, 
welche  im  elterlichen  Hause  oder  bei  anderen  Familien  in  der  Stadt  oder 
Vorstadt  wohnen,  stehen  alle  diese  2^glinge  in  der  vollen  Lebensgemeinschaft 
des  Hauses:  derselben  schliefsen  sich  auch  für  die  wichtigsten  Ordnungen 
die  Söhne  der  Anstaltslehrer  und  Beamten  als  Hausschüler  an.  3.  Für 
die  erziehliche  Leitung  sind  die  Zöglinge  in  Familien  eingetheil^  über 
deren  jede  zunächst  ein  Familienlehrer  mit  seinen  Gehülfen  gesetzt  ist.  Diese 
Familien  sind  nicht  als  für  sich  bestehende  kleinere  Ganze,  sondern  nur  als 
Glieder  in  dem  Gesammtorganismus  der  Anstalt  zu  betrachten.  Bei  allen 
erziehlichen  Mafsnahmen  wird  als  hauptsächlichstes  Ziel  ins  Auge  gefaist, 
dafs  durch  eine  gesunde,  einfache,  geordnete  Lebensweise,  durch  Gewöhnung 
zur  Zucht  und  guten  Sitte,  durch  Gebet  und  Vermahnung  zum  Herrn  die 
Zöglinge  zu  gesunden,  frischen,  arbeitsamen,  ordentlichen  Menschen,  wie  z« 
ihres  Glaubens  freudig  sich  bewufsten  Christen  herangebildet  werden. 

3.  Der  Unterricht  giebt  die  Vorbildung  für  Gymnasial  II  oder  flir 
die  II  der  Realschule  oder  für  den  Eintritt  in  das  gewerbliche  Leben. 
Die  4  Lehrstufen,  welche  der  VI,  V,  IV,  III  entsprechen,  sind  durch  4  Glas- 
senstufen  repräsentirt,  von  denen  die  2  oberen  je  eine  Gymnasial-  und  eine 
B;ealclasse  enthalten.  Demgemäfs  beginnt  in  der  4.  Classe  der  Unterricht  Dir 
die  latein.  Sprache,  in  der  3.  der  für  die  französ.,  in  der  2.  Gvmnasbl- 
dasse  der  für  die  griech.,  in  der  ersten  Realdasse  der  für  die  engL 
Sprache.  Gymnasial-  und  Realclassen  sind  in  allen  Unterrichtsfächern,  mit 
Ausnahme  des  Religionsunterrichts  auf  der  obersten  Stufe,  getrennt  Der 
Lehrplan  für  beide  ist  den  für  diese  Bildungsgebiete  ergangenen  Anordnun- 
gen des  Unterrichtsmin.  v.  7.  Jan.  1856  und  vom  6.  Octb.  1859  entsprechend. 
Aulser  diesen  6  Glasscn  besteht  noch  eine  Hülfsclasse.  Diese  enthält  in  4  Ab- 
theilungen, welche  obigen  4  Classenstufen  parallel  sind,  die  vom  fremdspraeh- 
lichen  Unterricht  dispensirten  Schüler,  um  die  Aneignung  der  für  die  ge- 
wöhnlichen bürgerl.  Berufsarten  nothwendigen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
auch  während  derjenigen  Stunden  zu  üben,  welche  auf  den  4  Lehrstufen  dem 
Unterricht  in  fremden  Sprachen  zugewiesen  sind ;  in  den  übrigen  Unterrichts- 
filchern  gehören  diese  Schüler  den  Realclassen. 

4.  Der  körperlichen  Gesundheit  ist  zunächst  die  hohe  und  freie 
Lage  der  Anstalt^  aufserhalb,  aber  in  der  Nähe  der  Stadt,  zwischen  Gärten. 
Spiel-  und  Turnplatz  günstig.  —  Die  Wohn-,  Schlaf-  und  Classenzimmer  sind 

feräumig,  hoch,  licht;  die  Lebensordnungen  fest  geregelt,  zwischen  Arbeit, 
piel  und  sonstiger  kräftigender  Erholung  den  angemessenen  Wechsel  dar- 
bietend ;  die  Beköstigung  (für  alle  Zöglinge,  mit  Ausnahme  erkrankter,  gleioh) 
ist  einfach,  kräftig,  auch  durch  hinlängliche  Abwechslung  den  Gesundheits- 
rücksichten Rechnung  tragend. 

B.  Bedingungen  für  die  Aufnahme  in  die  Anstalt.  5.  Sämmt- 
liche  aufzunehmende  Knaben  sollen  in  der  Regel  nicht  unter  9,  nicht  über 
12  Jahr  alt,  dabei  müssen  sie  körperlich  undf  geistig  gesund,  sittlich  un- 
bescholten, im  Verhältnifs  ihres  Alters  gehörig  vorgebildet  sein.  —  6.  In  Be- 
treff der  Vorbildung  sind  folgende  Bestimmungen  mafsgebend:  a)  Bei 
der  Aufnahme  mit  dem  vollendeten  9.  Lebensjahr  müssen  die  eintretenden 
Zöglinge  durch  eine  tüchtige  elementare  Grundlegung  befähigt  sein,  den  in 
der  Anstalt  ihnen  zu  bietenden  Unterrichtstoff  leicht  und  sicher  sich  anza- 
eignen:  d.  h.  sie  müssen  leichtere  Sprachstücke  geläufig  und  mit  siemli^ 
richtiger  Betonung  lesen,  eine  leserliche  und  reinliche  Handschrift  schreibcHi, 
eine  vorcrzähltc  kleine  Geschichte  nacherzählen  und  ziemlich  richtig  auf- 
schreiben, nach  den  vier  Species  gleichbenannter  Zahlen  rechnen  könnea. 
Aufscrdein  wird  eine  angemessene  religiöse  Vorbildung,   wie  sie  in 


guten  Volkschule  bis  zu  dem  bezeichneten  I^bensalter  hin  erzielt  wird,  m- 
fordert.  b)  Erfolgt  die  Aufnahme  in  dem  Alter  von  gegen  11  oder  mskr 
als  11  Jahren,  so  mufs  mindestens  die  Reife  fUr  die  3.  Classe  nachge^ 
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werden^  widrigenfidls  die  betreff.  Knaben  Tom  Unterricht  in  fremden  Spra- 
chen diBpensirt  werden  müssen.  Auch  solche  Knaben,  welche  eine  Classe 
nicht  in  höchstens  2  Jahren  absolviren,  werden  von  diesem  Unterricht  dis- 

SeoBirt  oder  verlassen  die  Anstalt.  Eine  Ausnahme  hievon  findet  nur  dann 
tatt,  wenn  besondere,  längere  Zeit  andauernde  ungünstige  Verhältnisse  die 
Entwickelang  der  betreff.  Knaben  innerhalb  des  bezeichneten  Zeitraums  ge- 
hemmt haben.  c)  Knaben,  welche  bereits  das  12.  Lebensjahr  überschritten 
haben,  können  in  Beneficiatenstellen  gar  nicht  mehr,  als  Pensionaire  oder 
Stndtschfller  nur  ganz  ausnahmsweise  aufgenommen  werden,  und  müssen  in 
letzterm  Fall  mindestens  die  Reife  fQr  die  2.  Gymnasial-  oder  Realclasse 
nachweisen. 

7.  Die  sonstigen  Aufnahmebedingungen  sind  je  nach  den  Kategorien, 
in  welche  die  Zöglinge  eintreten  sollen,  verschieden  und  beziehen  sich  theils 
aof  Ortsangehörigkeit,  resp.  Abkunfk  und  Vermögensverhältnisse  der  Knaben, 
theils  auf  deren  gröisere  oder  geringere  Bildungsfahigkeit.  —  8.  Die  Zahl 
der  Waisenstellen  beläuft  sich  auf  60.  Von  denselben  werden  a)  47  durch 
das  unterzeichnete  K.  Prov.  Schul.  Coli,  von  Schlesien  mit  solchen  Knaben 
besetzt,  welche  wirkliche  Waisen  und  in  Schlesien  (einschliefsl.  der  preufs. 
Ober-Lausitz)  geboren  oder  mit  ihren  Eltern  einheimisch  geworden  sind.  Eine 
dieser  Stellen  kann  hin  und  wieder  auch  einem  Waisenknaben  aus  Gottbus 
Terliehen  werden.  b)  10  Stellen  besetzt  der  Minister  der  geistl.  etc.  An- 
gelgh.,  and  zwar  gewöhnlich  mit  Nichtschlesiern.  c)  2 Stellen  fUr  Waisen 
schlesischer  Postbeamten  besetzt  der  Hinister  für  Handel  etc.  d)  1  Stelle  für 
eine  Waise  aus  der  preufs.  Ober-Lausitz  besetzt  die  K.  Regierung  in  Liegnitz. 

9.  Die  Zahl  der  sonstigen  Beneficiatenstellen  beträgt  29.  Von  diesen 
sind  a)  25  königl.  Freischüler-  oder  Alumnen-,  b)  2  königl.  Extra- 
Alumnen -Stellen.  Diese  27  Stellen  sind  für  Söhne  weniger  bemittelter 
Qtem  ans  der  Prov.  Schlesien  (einschliefsl.  der  preufs.  Ober-Lausitz)  bestimmt 
und  werden  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  von  Schlesien  besetzt.  c)  1  frei- 
herrl.  v.  Rieh thofen sehe  Fundatistenstelle  besetzt  der  jedesmalige  Senior 
der  V.  Rieh  thofen  sehen  Familie  mit  einem  bürgerlichen  Knaben  aus  der 
Stadt  Striegau.  d)  1  Henckesche  Fundatistenstelle  ist  zunächst  für  te- 
stamentarisch näher  bezeichnete  Kategorien  von  Verwandten  des  Stifters 
dieser  Stelle  bestimmt.  In  Ermangelung  solcher  zunächst  berechtigter  Kna- 
ben kann  dieselbe  auch  verwaisten,  resp.  weniger  bemittelten  Knaben  aus 
Kotzenau,  auf  Vorschlag  des  Ortsgeistlichen  und  des  Schulvorstandes  in 
Kotzenau,  vom  Director  verliehen  werden.  e)  2  Rode r sehe  Fundatisten- 
Btellen  sind  zunächst  für  testamentarisch  näher  bezeichnete  Kategorien  von 
Verwandten  des  Stifters  dieser  Stelle  bestimmt. 

Diejenigen  Knaben,  welche  in  die  sub  a  — e  bezeichneten  Stellen  auf- 
genommen werden  sollen,  müssen  aufser  den  sonstigen  fUr  die  Annahme 
nOthigen  Erfordernissen  besonders  auch  eine  gute  Befähigung  fQr  diejenige 
höhere  Ausbildung  besitzen,  welche  die  Anstalt  in  den  oberen  latein.  Classen 
ihren  Zöglingen  zu  geben  bestimmt  ist.  Fehlt  einem  der  betreff.  Knaben  zur 
angemessenen  Erreichung  dieses  Ziels  die  hinlängliche  Anlage  oder  der  er- 
forderliche Fleifs,  so  mufs  demselben  dieses  Beneficium  versagt,  resp.  wieder 
entzogen  werden. 

10.  Für  Pensionaire  sind  51  Stellen  vorhanden,  deren  Besetzung  von 
der  Entscheidung  des  Dir.  abhängt.  —  11.  Für  Stadtschüler  sind  24  Stellen 
vorhanden,  welche  ebenfalls  der  Dir.  besetzt.  Auch  in  diesen  Stellen  dürfen, 
wie  in  den  Nr.  9  bezeichneten,  nur  solche  Knaben  sich  befinden,  welche  zu 
einer  höheren  Ausbildung  die  hinlängliche  Befähigung  besitzen. 

C.  Unterhaltungskosten  für  die  in  die  Anstalt  aufgenom- 
menen Zöglinge.  12.  Die  Waisenknaben  werden  ganz  kostenfrei  in  der 
Anstalt  unterhalten.  —  13.  Den  sonstigen  Beneficiaten  (Nr.  9),  wie  den  Pen- 
sionairen  wird  von  der  Anstalt  Wohnung,  nebst  den  nöthigen  Utensilien, 
Heizung,  Kost,  Unterricht,  erziehliche  Aufsicht  und  die  allgemeine  Haus- 
bediennng  gewährt.  —  HiefÜr  zahlen  die  Freischüler  jährlich  12,  die  Extra- 
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alamnen  36 ,  die  Pensionaire  100  Thlr.  Aufserdem  erlegt  ein  jeder  dieser 
Zöglinge  beim  Eintritt  2  Thlr.  für  die  Bibliothek,  1  Thlr.  für  die  Erhaltung 
der  Speisegeräthe ,  2  Thlr.  für  Instandhaltung,  resp.  Erneuerung  der  Woh- 
nungsutensilien. Die  Fundatisten  haben  weder  jährliche,  noch  einmalige  Zah- 
lungen an  die  Anstalt  zu  leisten.  —  Für  Stubenbeleuchtung,  Wische,  Be- 
kleidung, Schreibmaterialien,  Bücher,  ärztl.  Behandlung,  Medicamente,  ein 
kleines  Taschengeld  u.  dgl.  haben  die  Angehörigen  aller  dieser  ZOglinge  sii 
sorgen  und  zu  diesem  Behuf  die  betreff.  Familienlehrer  mit  ausreichendem 
Qeldvorschufs  zu  versehen.  Erfahrungsmäisig  betragen  diese  sogenannten 
Nebenkosten  für  Freischüler,  Extraalumnen  und  Pensionaire  bei  der  Mehr- 
zahl jährlich  35-40  Thlr.,  deren  Verbrauch  vom  Familienlehrer  genau  con- 
trolirt  und  rechnungsmäfsig  nachgewiesen  wird.  — 

15.  Sämmtliche  Pensions-,  Kost-  und  Schulgelder  müssen  an  die  K. 
Waisen-  und  Schul-Anstaltscasse  vierteljährl.  vorausbezahlt  werden.  —  16.  Es 
wird  Sorge  dafür  getragen,  dafs  die  Nebenkosten  für  die  Alumnen,  Fonda- 
tisten  und  Pensionaire  möglichst  beschränkt  werden.  Namentlich  wird  hin- 
sichtl.  etwanigen  Privatunterrichts,  wie  etwaniger  obligatorischer  Geschenke 
Folgendes  besonders  bemerkt: 

a)  Da  die  Anstalt  durch  den  von  ihr  selbst  gewährten  Unterricht  bis 
zu  den  oben  bezeichneten  höheren  Bildungszielen  diejenigen  Zöglinge  fUhrt, 
welche  bei  überhaupt  hinlänglicher  Befähigung  dazu  und  bei  ansreiohendem 
Fleifs  den  2 jähr.  Cursus  der  1.  Classe  absplviren,  so  ist  Privatunterricht  in 
den  eigentlichen  Schuld isciplinen  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Nur  aus- 
nahmsweise und  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen,  welche  störend  auf  die 
Entwickelung  einzelner  Zöglinge  eingewirkt  haben,  darf  derselbe  genommen 
werden,  und  es  ist  dazu  jedesmal  die  besondre  Erlaubnifs  des  Dir.  nöth^, 
welcher  darauf  zu  sehen  hat,  dafs  in  solchen  Fällen  die  für  einzelne  Dise^ 
plinen  etwa  nöthig  erachtete  private  Nachhülfe  mit  dem  in  der  Anstalt  selb^ 
ertheilten  Unterricht  in  die  richtige  Beziehung  gesetzt  werde.  Der  Tarn- 
Unterricht,  an  welchem  alle  Zöglinge  Theil  zu  nehmen  verpflichtet  sind,  wird 
nnentgeltl.  ertheilt;  fQr  den  Unterricht  im  Schwimmen,  falls  die  Theilnahne 
eines  Zöglings  daran  von  den  Angehörigen  gewünscht  wird,  zahlt  jeder  1  Thlr. 
an  den  betreff.  Anstaltslehrer.  In  der  Musik  dürfen  die  Knaben  von  dasa 
qualificirten  Seminaristen  gegen  eine  verhältnifsmäfsig  billige  Remunerattoa 
unterrichtet  werden.  Die  Waisenknaben  werden  auch  in  diesen  3  Stflokea 
unentgeltlich  unterwiesen.  b)  Aufserordentl.  Abgaben  an  die  Anstalt  oder 
die  in  derselben  irgendwie  wirkenden  Personen  finden  nicht  Statt  Auch 
Geschenke,  zumal  solche,  welche  an  Geburtstagen  der  Lehrer,  zu  Weihnach- 
ten oder  sonst  regelmäfsig  wiederkehren  möchten,  werden  aus  höheren  er- 
ziehlichen Rücksichten  grundsätzlich  und  ausdrücklich  verbeten.  Dagegen 
ist  beim  Abgang  jeder  Zögling  —  mit  Ausnahme  der  Waisenknaben  —  Ar 
das  Abgangszeugnils,  welches  er  von  der  Anstalt  empfängt,  zu  einem  Geld- 
geschenk von  beliebiger  Höhe  verpflichtet,  dessen  Betrag  der  am  Jubelfeste 
der  Anstalt  von  früheren  Zöglingen  derselben  für  Errichtung  einer  neoen 
Waisenstellc  fundirten  Stiftung  zuwächst. 

D.  Anmeldung  und  Aufnahme  der  Zöglinge.  17.  Die  Meldmi- 
gen  zur  Aufnahme  in  die  Anstalt  werden  bei  dem  Director  gemacht  Hievoa 
sind  nur  ausgenommen  die  Bewerbungen  um  die  8b  — d  und  9c,  d,  e  auf- 
geftihrtcn  Bencficiatenstellen.  Für  die  10  Min jsterial -Waisenstellen  nimüeh 
werden  die  Anträge  unmittelbar  bei  dem  Unterriclitsmin. ,  für  die  3  Post- 
Waisenstellen  bei  dem  Handelsmin.,  für  die  1  Ober- Lau sit zische  Waisett- 
stcllo  bei  der  K.Regierung  zu  Licgnitz,  für  die  Freiherrlich  v.  Richthofen  sehen 
Fundatistenstelle  bei  dem  Senior  der  v.  Rieh tho fenschen  Familie,  ffir  die 
Ucnckesche  Fundatistenstelle,  falls  dieselbe  nicht  von  den  testamentJuriteh 
zunächst  berechtigten  Verwandten  des  Stifters  unmittelbar  beim  Dir.  beaa- 
sprucht  wird,  bei  dem  Ortsgeistlichen  in  Kotzenau,  für  die  beiden  Röder* 
sehen  Fundatistenstellen  bei  dem  jedesmal  Hir  diese  Stiftung  geordneten  Fand- 
licncurator,  eventl.  bei  dem  Gemeinderath  zu  Niederlinda  l^i  Görliti  gemacht. 
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18.  Der  Aufhahmetermin  ist  in  der  Regel  Ostern  jedes  Jahres.  Zu  an- 
deren Zeiten,  innerhalb  des  Scbuljahrsy  können  nur  selten  und  ausnahmsweise 
neue  Zöglinge  angenommen  werden.  Die  Meldungen  zu  Beneficiatenstellen 
werden  am  besten  im  September,  zu  Pensionair-  und  Stadtschülerstellen  im 
Januar  jedes  Jahres  gemacht  Doch  sind  andere  Meldungstermine  nicht  aus- 
geschlossen« 

19.  Bei  der  Meldung  sind  folgende  Atteste  einzureichen:  1)  für 
Waisenknaben  a)  der  Todtenschein  des  Vaters  mit  Angabe  des  Vor- 
mnndes,  b)  das  Taufzeugnifs  des  betrefif.  Knaben,  o)  dessen  Schul- 
aeugniTs,  nebst  Probearbeiten,  ans  denen  der  Bildungstand  des  Gemeldeten 
SU  ersehen  ist,  d)  der  Impfschein,  e)  das  Gesundheits-,  f)  das  Be- 
dllrftigkeitsattest;  2}  für  Freischüler  und  Extraalumnen  sind  die 
vorstehend  unter  b— f,  3)  für  Pensionaire  die  unter  b—e  aufgeführten 
Atteste  erforderlich. 

20.  Die  Aufnahme  der  Pensionaire  bestimmt  der  Dir.  nach  eignem 
Ermessen  in  Gemäisheit  der  darüber  bestehenden  allgemeinen  Bestimmun- 
gen. —  Die  Ezpectantenlisten  der  gemeldeten  Waisenknaben,  Freischüler 
und  Eztraalumnen  reicht  derselbe  im  November  jedes  Jahres  dem  K.  Prov. 
Schulcoll€|^um  ein,  welches  die  für  den  nächsten  Ostertermin  aufzunehmen- 
den Beneficiaten  der  bezeichneten  Kategorien  auswählt  und  den  Dir.  mit  der 
Einberufung  derselben  beauftragt.  Die  resp.  Eltern  oder  Vormünder  dieser 
ansffewählten  Knaben  haben  spätestens  4  Wochen  nach  Empfang  der  Be- 
nacbriobtigung  dem  Dir.  die  schriftl.  Erklärung  abzugeben,  dafs  sie  das  ver- 
liehene Beneficium  für  den  betreff.  Knaben  annehmen  und  denselben  zu  der 
bestimmten  Zeit  der  Anstalt  zuführen  wollen.  Wird  dies  unterlassen,  so  er- 
lischt das  Beneficium  für  den  Knaben,  und  es  wird  an  Stelle  desselben  ohne 
weitere  Rückfrage  einer  der  von  der  Behörde  ernannten  Reservisten  einbe- 
rufen. —  Solchen  Knaben,  deren  Sittlichkeit,  Bildung  oder  Gesundheitszustand 
bei  der  Ueberbringung  den  früher  eingereichten  Berichten,  Probearbeiten  und 
Gesondheitscheinen  nicht  entspricht,  kann  nach  Mafsgabe  der  VerhIUtnisse 
die  Aufnahme  vom  Dir.  versagt  werden. 

21.  Falls  die  Mutter  eines  angemeldeten  Waisenknaben  sich  wieder  ver- 
heirathet,  so  ist  die  Anzeige  davon  sofort  dem  Dir.  zu  machen,  welcher 
solche  Meldlinge,  da  sie  aufgehört  haben,  wirkliche  vaterlose  Waisen  zu  sein, 
der  Behörde  nicht  mehr  zur  Aufnahme  vorschlagen  darf.  —  Erfolgt  die 
Wiederverheirathung  einer  solchen  Mutter  während  des  Aufenthalts  ihres 
Sohnes  in  der  Anstalt,  so  ist  auch  hievon  sofort  Anzeige  zu  machen,  und  es 
erlischt  das  gewährte  Beneficium  in  der  Regel  je  nach  den  besonderen  Umstän- 
den entweder  sofort  oder  spätestens  mit  dem  zunächst  folgenden  Ostertermin. 

22.  Diejenigen  Eltern  oder  Vormünder,  deren  Söhne  oder  Mündel  von 
der  unterzeicnneten  Behörde  noch  nicht  haben  zur  Aufnahme  in  Beneficiaten- 
stellen ausgewählt  werden  können,  werden  hievon  zwischen  Weihnachten  und 
Ostern  durch  den  Dir.  mit  der  Aufforderung  in  Kenntnife  gesetzt,  dafs  sie 
lu  Michaelis  desselben  Jahres  ein  erneuertes  Schul-  und  Gesnndheitszeugnils 
über  die  betreff.  Knaben  einzureichen,  auch  über  etwanige  bedeutendere  Ver- 
änderungen, welche  in  den  Familienverhältnissen  derselben  eingetreten  sein 
möchten,  zu  berichten  haben.  Auf  Grund  dieser  Berichte  und  erneuerten 
Zeugnisse  werden  solche  Knaben  in  den  Expectantenlisten  weitergeführt  und 
der  Behörde  das  nächste  Mal  wiederum  zur  Auswahl  mit  bezeichnet.  Würde 
ein  solcher  Knabe  jedoch  bis  zu  dem  zunächst  folgenden  Aufnahmetermin  hin 
das  receptionsfahige  Alter  von  12  Jahren  überschritten  haben,  so  erfolgt 
statt  jener  Benachrichtigung  die  Rücksendung  der  eingeschickten  Zeugnisse 
und  die  Löschung  in  der  Expectantenliste.  —  Falls  für  einen  Knaben,  der 
noch  im  receptionsfähigen  Alter  steht,  jener  Aufforderung  zur  Eingabe  eines 
erneuerten  Zeugnisses  nicht  Genüge  geleistet  wird,  so  gilt  dies  als  ein  Zei- 
chen, dafe  das  früher  erbetene  Beneficium  nicht  mehr  begehrt  wird,  und  es 
erfolgt  die  Löschung  in  der  Expectantenliste,  sowie  die  Rücksendung  der 
froheren  Atteste  an  die  Angehörigen. 
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£.  Sachen,  welche  beim  Eintritt  in  die  Anstalt  mitsnbrin- 
gen  sind.  23.  Jeder  Waisenknabe  hat  mitzubringen:  a)  einen  toU- 
ständigen  tuchenen  Anzag,  nebst  einer  Mütze  nnd  einem  Paar  Stiefeln, 
b)  3  gute  Hemden,  c)  2  Paar  wollene  nnd  2  Paar  zwimene  oder  banm- 
woUene  Strümpfe,  d)  3  Taschentücher,  e)  3  Halstücher,  f)  3  Ser- 
vietten, g)  ein  Paar  Schlafschuhe,  h)  ein  Feder-  und  ein  Taschenmesser^ 
i)  wo  möglich  ein  Geringes  an  Gelde,  welches  der  Familienlehrer  aufbewahrt 
und  bei  besonderen  Gelegenheiten  zu  kleinen  Ausgaben  verabreicht.  Für 
alles  übrige  und  später  Köthige  sorgt  die  Anstalt,  welche  auch  beim  Ab- 
sang jeden  Waisenknaben  mit  fast  allen  der  oben  aufgeführten  Sachen  in 
fast  neuem  Zustande  wieder  ausstattet.  Für  die  spätre  Abholung  und  Unter- 
bringung der  Waisenknaben  haben  aber  die  Angehörigen  derselben  sn  sorgen, 
wie  dieselben  auch  die  Kosten  etwaniger  Ferienreisen  tragen  müssen.  — 
24.  Pensionairc,  Freischüler,  Extraalumnen  und  Fundatisten 
müssen  mitbringen  und  auf  ihre  Kosten  im  guten  Stande  halten,  resp.  er- 
neuen:  a)  An  Betten:  Ein  leichtes  vollständiges  Gebett  (wo  mOglieli 
eine  Matratze  statt  des  Unterbettes),  eine  wattirte  Decke  für  die  Sommer^ 
monate  und  einen  Strohsack.  Stroh  und  Bettstelle  gewährt  die  Anstalt 
b)  An  Wäsche:  Aufser  der  nöthigen  Bett-  und  Leibwäsche,  zum  Weehtelm 
für  3—4  Wochen  ausreichend,  einige  Servietten,  4—6  Handtücher,  4—6  Vor- 
hemdchen oder  Kragen ,  3  Paar  wollene ,  eben  so  viel  zwirnene  oder  baum- 
wollene Strümpfe,  2  Schürzen  zum  Vorbinden  beim  Reinigen  der  Stiefel, 

2  Abwischtücher ,  2  Paar  Unterziehbeinkleider  und  1  Paar  Badehosen.  e) 
An  Kleidern:  Doppelte  Sommer-  und  doppelte  Winterkleidung  (nebst  dasi 
gehörigen  Zeugresten  zur  Ausbesserung),  einfach  und  dauerhaft,  geflUlis^,  ohne 
irgend  etwas  auffallendes  zu  haben;  Mantel  oder  Paletot  oder  Ueberxidirock; 
ein  SchlaQäckchen  (Schlafrock  nicht);  wenigstens  2  Paar  Stiefel,  eine  cdn* 
fache  Mütze,  ein  Paar  einfache  schwarzledeme  Schlafschuhe  und  ein  Paar 
Handschuhe  für  den  Winter.  d)  Messer,  Gabel,  Löffel  nnd  drgl.  Gerith 
zum  Essen,  zum  Waschen,  zum  Schreiben  etc.  e)  Die  zu  gebranehendea 
Bücher  sind,  nach  Mafsgabe  der  Glasse,  welcher  die  einzelnen  Zöglinge  an- 
gewiesen werden,  hier  anzuschaffen.  Sämmtliche  Sachen  müssen,  soweit  dies 
thunlich,  mit  dem  Namen  und  der  Anstaltsnumer  des  betreff.  Zöglings  be- 
zeichnet sein.  Ein  genaues  Verzeichnifs  aller  mitgebrachten  Sa<»ien  mois 
sogleich  beim  Eintritt  dem  betreff.  Familienlehrer  übergeben  werden. 

G.  Gonfirmation  und  Abgang  der  Zöglinge.  26.  Die  Zöglinge 
werden  in  der  Kegel  im  15.  Lebensjahr  confirmirt;  doch  kann  unter  Jmsoii- 
deren  Umständen  die  Conürmation  vom  Dir.  weiter  hinausgeschoben  werden. 
Sie  findet  regelmäfsig  am  Mittewoch  vor  dem  Palmsonntag  statt  Den  Vo^ 
bereitungsunterricht  ertheilt  der  Dir.,  die  Bereitung  zum  Sacrament  in  des 
letzten  8—10  Stunden  der  Ortsgeistliche.  —  27.  Den  Abgangstermin  fllr  Ä 
Benefi eisten  bestimmt  der  Dir.    Der  Abgang  der  übrigen  Zöglinge  ist 

3  Monate  vorher  dem  Dir.  anzuzeigen.  Falls  dies  unterbleibt,  müssen  die 
Zahlungen  an  die  Gasse  noch  für  das  nächste  Quartal  geschehen.**  K.  Prov. 
SchulcoUegium  für  Schlesien. 

Pädagogium  der  Brüdergemeinde  zu  Nisky. 

Zu  Niskv  bei  Görlitz  besteht  eine  „Erziehungsanstalt  für  Jüngere  Knabea' 
und  ein  „Pädagogium.**    In  jene  können  Zöglinge  vom  7.  Jahr  an  eintreCM 
•      Un - 


und  erhalten  daselbst  den  Unterricht  der  VI  und  V  eines  Gymnasiums, 
rend  die  I^hrclassen  des  Pädagogiums  ungefkhr  den  4  oberen  Gl.  eines  Gymn. 
entsprechen.  In  das  Pädagogium  werden  nur  solche  Knaben  anfgenomnea, 
welche  zuvor  mindestens  ein  Jahr  in  der  Erziehungsanstalt  für  jüngere  Knaben 
zu  Nisky  oder  in  einer  andern  Erziehungsanstalt  der  Brüdergemeinde  angt- 
briicht  haben.  Die  Pension  beträgt  iährlich  150  Thlr.  Durch  die  Nebenaos- 
gaben  für  verschiedene  Bedürfnisse  belaufen  sich  die  Gesammtkosten  duroh- 
schnittlich  auf  240  Thlr.    „Erziehungsanstalten  für  jüngere  Knaben*  hat  die 
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Brttdergemeinde  in  Prenfsen  aalkerdem  noch  zn  Gnadenberg  bei  Bunzlaa, 
SU  Gnadenfrei  bei  Beichenbach  in  Schles.  und  zu  Neuwied  am  Rhein. 

Provinz   Sachsen. 

K.  Landesschale    Pforta. 

Bekanntm.  des  K.  Prov.  Schulooll.  zu  Magdeburg  v.  10.  Febr. 
1864:  „§.  1.  Die  K.  Landesschule  ist  der  Absicht  ihrer  Stifter  und  ihrer 
eigenthfimlichen  Ver&ssung  nach  eine  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalt,  in 
der  eine  bestimmte  Anzahl  junger  Leute  evangel.  Confession  innerhalb  einet 
gesetzlieh  bestimmten  Zeitraums  vom  reifem  Knabenalter  an  bis  zum  Ueber- 
gang  auf  die  Universität  für  das  höhere  wissenschaftliche  Leben  oder  für  den 
eigentlichen  Gelehrtenberuf  vorbereitet  wird.  Es  kann  und  soll  daher  die 
Aufnahme  in  dieselbe  nur  solchen  Knaben  gestattet  sein,  an  denen,  neben 
iittlicher  Tflchtigkeit  und  Unverdorbenheit,  eine  ernstliche  Neigung  und  eine 
entschiedene  Fähigkeit  zu  den  höheren  Studien  wahrnehmbar  ist,  und  welche 
nieht  blofo  eine  allgemeine  Bildung  fUr  den  bürgerlichen  und  geselligen  Be- 
darf, sondern  eine  tüchtige  Vorbereitung  für  die  Anforderungen  des  gelehrten 
Standes  zu  erhalten  wünschen. 

§.  2.  Obwohl  diese  Schule  eine  Wohlthätigkeitsanstalt  insofern  ist,  als 
die  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Verpflegung  zum  gröfsten  Theil  von  ihr 
sdbst  bestritten  werden,  so  darf  sie  doch  keineswegs  als  eine  Verpflegungs- 
anstalt für  Söhne  dürftiger  Eltern  angesehen  werden.  Es  ist  den  Behörden 
allee  daran  gelegen,  dafs  die  Wohlthaten  in  derselben  zwar  bedürftigen,  aber  \ 

sogleich  talentvollen  und  für  die  gelehrten  Studien  vorzüglich  geeigneten 
Knaben  zu  Theil  werden,  und  nur  bei  gleichen  Anlagen  und  Vorkenntnissen 
der  Aufzunehmenden  soll  die  gröfsere  Dürftigkeit  als  ein  Moment  der  Ent- 
•Äeidung  zu  Gunsten  der  letztem  gelten. 

Eben  so  unstatthaft  und  der  wichtigen  Bestimmung  dieser  Landesschule 
widerstreitend  ist  dicf  Voraussetzung,  dab  Jünglinge  von  verdorbenen  Sitten, 
die  vielleicht  schon  von  anderen  Schulen  als  nutzlose  und  schädliche  Glieder 
tusgestofsen  worden,  dieser  Anstalt  übergeben  werden  könnten,  um  durch  die 
fai  ihr  Statt  findende  strenge  Zucht  auf  einen  bessern  Weg  gebracht  zu  werden. 

$.  3.  Da  schon  bei  der  Aufnahme  ein  Entwicklungsgrad  des  Geistes 
und  Körpers  vorausgesetzt  wird,  wobei  der  Zögling  einer  festen  Regel  und 
itrengen  Ordnung  aus  eigner  Kraft  zu  folgen  vermag,  so  ist  zum  Eintritt  in 
die  Anstalt  erforderlich:  a)  dafs  der  Aufzunehmende  das  12.  Jahr  zurück- 
gelegt habe.  Das  Alter  von  12  —  14  Jahren  ist  in  jeder  Hinsicht  für  die 
Aufttiahme  das  geeignetste.  Nach  zurückgelegtem  15.  Lebensjahre  kann  die 
Aufnahme  nur  dann  Statt  finden,  wenn  der  Aufzunehmende  in  der  mit  ihm 
anzustellenden  Prüfung  mindestens  für  Tertia  superior,  nach  zurückgelegtem 
16.  Lebensjahre  nur  dann,  wenn  er  mindestens  für  Secunda  inferior  reif  be- 
funden wird.  Ausnahmen  hievon  werden  von  uns  nur  in  einzelnen  Fällen 
gestattet  werden,  wo  etwa  die  Verspätung  in  der  Ausbildung  des  Aufzu- 
nehmenden durch  besondere  Umstände  verursacht  ist;  auch  behalten  wir  uns 
vor,  in  diesem  Fall  die  Aufnahme  an  besondere  Bedingungen  zu  knüpfen; 
b)  dafs  die  Gesundheit  und  normale  Beschaffenheit  seines  Körpers  hinläng- 
lich bescheinigt  werde;  wobei  zu  bemerken  ist,  dais  Schwerhörigkeit,  Blöd- 
uchtigkeit,  auffallende  Schwere  der  Zunge  und  Stottern  Fehler  sind,  die 
sich  am  wenigsten  mit  der  ganzen  Einrichtung  der  Landesschule  vertragen, 
e)  dais  er  nicht  sittlich  verwöhnt  oder  vernachlässigt  sei.  d)  dafs  er  die 
§.  4  näher  bezeichneten  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  besitze,  auch  sich  eine 
hinlängliche  Geübtheit  im  Auswendiglernen  erworben  habe. 

lä  sind  daher  den  Gesuchen  um  die  Aufnahme  beizufügen:  1.  ein  Ge- 
borts-  und  Taufschein;  2.  ein  Gesundheitsattest:  3.  ein  ärztliches  Attest 
über  die  innerhalb  der  beiden  letzten  Jahre  an  dem  Aufzunehmenden  voll- 
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zog^ne  Schutzblattemimpfang  oder  Nachimpfung,  ohne  weichet  die  Aiifiuihme 
nicht  Statt  finden  kann;  4.  ein  von  der  Anstalt,  worin  der  Knabe  bisher  er- 
zogen wurde,  oder  von  seinem  bisherigen  Privatlehrer  ausgestelltes  ausf&hr- 
liches  und  ganz  bestimmtes  Zeu^ifs  über  seine  Sitten,  AnTagen  und  Kennt- 
nisse. Auch  dann,  wenn  der  Knabe  nicht  unmittelbar  von  einer  andern  Schule 
nach  Pforta  kommt,  auf  einer  solchen  aber  vor  längerer  oder  kfirzerer  Zelt 
gewesen  ist,  muls  das  ihm  bei  seinem  Abgang  von  dort  ausgestellte  Zengnifii 
miteingeschickt  werden. 

§.  4.  Für  die  Aufnahme  in  Unter  III  werden  im  ganzen  dieselben  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  gefordert,  wie  auf  anderen  Gymnasien  der  Monarchie 
iür  dieselbe  Classe,  also:  a)  in  der  deutschen  Sprache:  richtiffes  Lesen; 
eine  reine  deutliche,  möglichst  feste  Handschrift,  und  Bekanntaohaft  mit  den 
Regeln  der  Sprache  in  dem  Grade,  dafs  der  Aufzunehmende  im  Stande  sei, 
seine  Gedanken  schriftlich  und  mündlich,  ohne  grobe  Verstöfse  gegen  die 
Rechtschreibung  und  die  Grammatik,  auszudrücken.  b)  im  Lateinischen: 
Kenntnifs  der  grammat.  Formen  und  Hauptregeln,  die  Fertigkeit,  ein  aaf 
dieselben  berechnetes  Exercitium  aus  dem  Deutschen  ins  Lateinische,  und 
mündlich  eine  leichte  Stelle  aus  dem  Ck>melius,  Caesar  oder  Ovidius  ohne 
grobe  Fehler  zu  übersetzen ;  ein  ausreichender  Vorrath  von  Wörtern  nnd  Be- 
kanntschaft mit  den  Regeln  der  lateinischen  Prosodie  und  den  AnfangsgrQn- 
den  der  Verskunst.  c)  im  Griechischen:  fertiges,  richtiges  Lesen; 
fertiges  und  richtiges  Decliniren  und  Conjugiren,  und  zwar  letzteres  aaf  die 
ganze  regelmäfsige  Conjugation  sowohl  der  Verba  in  »  als  in  fit  bezogen. 
Aus  dem  Deutschen  ins  Griechische  mu(s  der  Aufzunehmende  leichte  S&e, 
wie  sie  zu  Anfang  des  ersten  Cursus  von  Jacobs  Elementarbnch  stehen, 
mit  richtiger  Beobachtung  der  Accente  übertragen,  und  aus  dem  Griechischen 
ins  Deutsche  ein  leichtes  historisches  Stück,  wie  sie  der  2.  Cursus  des  eben 
erwähnten  Buchs  enthält,  übersetzen  können.  d)  in  der  Geschichte  und 
Geographie:  in  jener  Uebersicht  der  Hauptperioden  und  ihrer  wichtigsten 
Ereignisse  und  genauere  Kenntnifs  der  brandenburgisch -preulsischeii  Ge- 
schichte, in  dieser  eine  allgemeine  Kenntnits  der  Erdoberfläche  nach  ihrer 
physischen  und  politischen  Eintheilung  und  eine  genauere  Bekanntschaft 
mit  der  Geographie  Deutschlands  und  vorzüglich  des  preufeischen  Staats, 
e)  Mathematik.  In  der  Arithmetik:  volle  Fertigkeit  und  Sicherheit  im  Na- 
meriren  und  praktischen  Rechnen  bis  zur  sogenannten  einfachen  Regel  de  tri 
in  ganzen  Zahlen  und  Brüchen  (gemeinen  wie  Decimalbrüchen)  einschliefsl. ; 
in  der  Geometrie:  praktische  Bekanntschaft  mit  den  in  den  Elementen  der 
ebenen  Geometrie  vorkommenden  Linien,  Winkeln,  Figuren;  Fertigkeit  in 
der  Angabe  ihrer  Eintheilung,  gegenseitigen  Verwandtschaft  und  Yerschiedett- 
heit  und  im  Gebrauch  des  Lineals  und  Cirkels  zur  Constniction  derselben 
Raumgröfsen.  f)  in  der  Religion:  Sichres  Auswendigwissen  der  Hsnpl- 
stficke  des  luther.  Katechismus  und  einer  Anzahl  von  geistl.  Liedern,  Kennt- 
nis der  Hauptbeweisstellen  der  christl.  Religionslehre  und  Bekanntschaft  mit 
der  bibl.  Geschichte  und  der  Bedeutung  der  christl.  Feste. 

In  Betreff  derjenigen  Knaben,  welche  durch  Privatunterricht  vorbereitet 
worden,  ist  den  Vätern  oder  deren  Stellvertretern,  namentlich  wenn  sie 
weiter  entfernt  wohnen,  dringend  anzuempfehlen,  dats  sie  ihre  Söhne  oder 
Pflegebefohlenen  bei  einem  benachbarten  Gymn.  einer  vorläufigen  Prfifoiig 
unterwerfen  lassen,  um  auf  diese  Art  zu  einem  sichrem  Urtheil  über  die- 
selben zu  gelangen. 

§.  5.  In  Bezug  auf  diejenigen,  welche  nur  in  Oberlll  oder  in  Unterll 
aufgenommen  werden  können,  werden  die  Anforderungen  in  entsprechender 
Weise  gesteigert.  Es  wird  daher  neben  verhältnifsmäfsig  gröfserer  Sicherheit 
in  den  vorher  bezeichneten  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  noch  im  besondem 
gefordert:  a)  dafs  sie  in  der  deutschen  Sprache  einige  Gewandtheit  in 
freien  Bchriftlichcn  Aufsätzen  und  im  mündliehen  Vortrag  besitzen:  b)  im 
Lateinischen,  dafs  sie  verhältnifsmäfsig  schwerere  Exercitien  ans  aem  Deo^ 
sehen  ins  Lateinische  übersetzen  können  und  einige  Uebung  in  der  lateini- 
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sehen  Verskunst  besitzen,  and  fttr  Unter II  noch  besonders,  dafs  sie  aufser 
den  oben  bezeichneten  Schriften  auch  die  leichteren  Reden  und  Briefe  des 
Cicero  und  die  Fasten  des  Ovid  verstehen ;  c)  in  der  Geschichte,  dafs  sie 
mit  der  griechischen,  und  wenn  sie  in  Unter II  aufgenommen  werden  wollen, 
auch  mit  der  römischen  Geschichte  genauer  bekannt  sind;  d)  in  der  Geo- 
graphie, dafs  sie  eine  genügende  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  euro- 
päischen und  aufsereuropäischen  Ländern  in  physischer  und  politischer  Hin- 
Bicht  besitzen;  e)  Mathematik:  für  Ober III,  dafs  sie  die  Anfangsgründe 
der  Buchstabenrechnung  und  die  Planimetrie  bis  zur  Lehre  von  den  Parallelo- 
grammen mit  Ausschluß  der  Gleich  flächigkeit  derselben;  für  Unter  II,  dafs 
Bie  die  einfachen  Gleichungen  und  die  Rechnung  mit  entgegengesetzten  Zahl- 
grOfsen  und  die  Sätze  der  Planimetrie  von  der  Gleich  flächigkeit  bis  zum  py- 
thagoreischen Satz  einschliefslich  inne  haben ;  f )  dafs  sie  in  der  Religion  eine 
▼erhältnifsmäfsig  genauere  und  umfassendere  Kenntnifs  der  heil.  Schrift  und 
der  wichtigsten  Glaubenswahrheiten  besitzen.  — 

§.  6.  Die  Eltern  und  Vormünder,  welche  für  einen  mit  diesen  unerläfs- 
lichen  Vorkenntnissen  ausgerüsteten  Knaben  um  die  Aufnahme  nachsuchen 
wollen  und  denselben  einer  der  letztern  unmittelbar  vorangehenden  Prüfung 
nnterwerfen  zu  können  glauben,  haben  ihre  Gesuche  wenigstens  3  Monate 
vorher  bei  der  unterzeichneten  Behörde  oder  den  in  den  folgenden  §§.  ge- 
nannten Oollatoren  anzubringen. 

§.  7.  Die  bei  der  Landesschule  gegründeten  Stellen  sind:  a)  140Frei- 
Btellen,  bestehend  aus  60  königlichen,  69  städtischen,  5  Domstift-Naumburgi- 
Bchen,  5  adligen  Geschlechtstellen  und  der  sogenannten  Organistenstelle, 
b)  20  alte  Koststellen,  c)  20  neufundirte  Koststellen,   d)  20  Extraneerstellen. 

§.8.  Königliche  Stellen,  welche  von  der  unterzeichneten  Behörde 
vergeben  werden,  sind  im  Ganzen  100.  Unter  diesen  sind  34  königliolw 
Freistellen.  Diese  sollen  laut  K.  0.  0.  v.  16.  Juli  1840  an  solche  Bewerber 
aus  allen  Provinzen  verliehen  werden,  welche  der  unterzeichneten  Behörde 
halbjährl.  durch  eine  in  den  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern  und  der  Fi- 
nanzen zusammenzustellende,  vom  Unterrichtsminister  ihr  zuzufertigende 
Uebersicht  namhaft  gemacht  worden  sind. 

§.  9.  Die  übrigen  königl.  Stellen ,  welche  zur  unmittelbaren  Oollatur 
der  unterzeichneten  Behörde  gehören,  sind:  10  ordentliche  Gnadenstellen,  8 
anfserordentliche  Gnadenstellen,  5  Capellstellen,  3  Famulaturstellen,  bei  wel- 
chen letzteren  dem  Rector  das  Vorschlagsrecht  zusteht.  Diese  Stellen  sind 
insgesammt  Freistellen.  Dazu  kommen  20  alte  Koststellen,  für  welche  jähr- 
lich ein  Kostgeld  von  21  Thlr.  26  Sgr.  3  Pf.  an  die  Schulcasse  gezahlt  wird. 

Gesuche  um  diese  Stellen,  welche  a)  zunächst  für  evangelische  Knaben, 
die  im  Herzogthum  Sachsen  und  zwar  zu  einer  Zeit  geboren  sind,  wo  auch 
ihre  Eltern  preufsische  Unterthanen  im  Herzogthum  waren,  und  zur  Zeit  der 
Verleihung  der  Stelle  noch  sind;  demnächst  b)  aber  auch  für  Knaben,  deren 
Eltern  zur  Zeit  der  Verleihung  der  Stelle  preufsische  Unterthanen  im  Her- 
zogthum sind,  gegründet  sind,  —  und  unter  diesen  vorzugsweise  an  Be- 
dürftige und  Unbegüterte  auf  Grund  genügender  Bescheinigung  wirklicher 
Bedürftigkeit  verliehen  werden,  müssen  bei  der  unterzeichneten  Behörde  an- 
gebracht werden. 

§.  10.  Aufser  obigen  Alumnatstellen  sind  vom  diesseitigen  Gouvernement 
wegen  der  grofsen  Anzahl  von  Gesuchen,  die  nicht  immer  befriedigt  werden 
können,  noch  20  neufundirte  Koststellen  bei  der  Anstalt  gestiftet,  für 
welche  ein  Kostgeld  von  80  Thlr.  jährl.  an  die  Schulcasse  entrichtet  wird. 
Die  Percipienten  dieser  für  Unterthanen  aus  allen  Provinzen  gegründeten 
Stellen  haben  sonst  alles  frei  und  stehen  ganz  in  dem  Verhältnis  der  Alum- 
nen. Gesuche  um  diese  Koststellen  werden  mit  den  3  erwähnten  Attesten 
an  die  unterzeichnete  Behörde  gerichtet. 

§.11.  Für  den  Anfang  werden  in  der  Regel  nur  neufundirte  Kost- 
Btellen  verliehen,  die  übrigen  von  der  Aufsichtsbehörde  zu  vergebenden  Stellen, 
insbesondre  die  königl.  ganzen  Freistellen  werden  in  der  Regel  erst  nach 
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einiger  Zeit  und  an  solche  Schüler  verliehen,  die  Bich  durch  Fleüa  nnd  Be- 
tragen bewährt  haben  and  die  zugleich  bedürftig  sind.  Ausnahmen  sind  ins- 
besondre bei  Waisen  zulässig.  Für  diejenigen  Stellen,  welche  noch  nicht 
durch  die  unterzeichnete  Behörde  definitiv  verliehen  sind,  wird  dem  Beetcv 
eine  gröfsre  Anzahl  Knaben  bezeichnet.  Dieselben  weiden  zunächst  nur  zur 
Prüfung  zugelassen.  Der  Rector  und  das  Lehrercollegium  wählen  diejenigen 
aus,  die  am  meisten  geeignet  erscheinen.  Die  Aufhimme  erfolgt  unter  Vor- 
behalt der  Genehmigung  des  Prov.  Schulcollegii  und  dessen  definitiver  Be- 
stimmung über  die  ihnen  zu  gewährende  Beneficiatenstelle. 

§.  12.  Freistellen,  über  welche  das  Patronatsrecht  den  Städten  des  Her- 
zogthums  Sachsen  zusteht,  sind  69,  nämlich  folgende  für  nachbenannte  Städte: 
1  Beigem,  1  Beizig,  1  Bitterfeld,  l  Brehna,  1  Brück,  3  Delitzsch,  1  Dflbeo, 
1  Eckartsberga,  l  Eilenburg,  1  Freiburg,  l  Gräfenhainchen,  1  Herzberg,  1 
Jessen,  1  Kemberg,  1  Kindelbück,  4  Langensalza,  1  Laucha,  1  Liebenwerda, 

1  Mücheln,  2  Mühlberg,  7  Naumburg,  1  Niemegk,  1  Osterfeld,  1  Ortrand,  1 
Prettin,  5  Sangerhausen,  1  Schlieben,  1  Schmiedeberg,  1  Schweinitz,  1  Senften- 
berg,  2  Tennstädt,  1  Thamsbrück,  3  Torgau,  1  Uebigau,  1  Wahrenbrflck,  8 
Weifsenfels,  2  Weifsensee,  3  Wittenberg,  1  Zahna,  l  ZOrbig,  5  Zeitz.  Wer 
eine  dieser  Stellen,  welche  gleichfalls  nur  für  Angehörige  des  Herzogthnms 
Sachsen  im  Sinne  des  §.  9  bestimmt  sind,  nachsuchen  will,  hat  sein  Gesuch 
unter  Beibringung  der  oben  §.  3  gedachten  Zeugnisse  bei  der  betreff.  Stadt- 
behörde einzureichen;  es  gilt  aber  hiebei  als  ausdrückliches  Gesetz :  dafoder 
Eingebome  der  Stadt  vor  dem  Auswärtigen,  der  Arme  vor  dem  Begüterten, 
der  Geschicktere  vor  dem  weniger  Geschickten  den  Vorzug  hat  Die  Stadt- 
behörden haben  nach  geschehener  Wahl  die  Genehmigung  derselben  bei  dem 
unterzeichneten  Prov.  Schulcollegium  nachzusuchen,  von  welchem  sodann 
Mich  das  Erforderliche  wegen  der  Aufnahme  verfügt  wird.  Sowohl  diese  wie 
die  in  den  folgenden  §§.  aufgeführten  Freistellen  werden  den  Percipienten 
für  ihre  ganze  Schulzeit,  nicht  für  einen  willkürlichen  Zeitraum  ertheilt  Auoh 
dürfen  dieselben  ohne  die  bei  uns  nachgesuchte  und  gewährte  Genehmigung 
niemals  V.  Jahr  oder  noch  länger  zu  Gunsten  einzelner  Bewerber  unbeeetit 
gelassen  werden.  In  jedem  Fall,  wo  gegen  diese  Anordnung  gefehlt  wird, 
fällt  das  Besetzungsrecht  einer  solchen  offnen  Stadt-  oder  Patronatstelle 
der  unterzeichneten  Behörde  auf  die  nächsten  6  Jahre,  resp.  auf  die  nächste 
Verleihungsperiode  (§.  33)  anheim.  Desgleichen  werden  Stellen,  deren  Ver- 
leihung nicht  spätestens  8  Tage  vor  dem  Aufhahmetermin  angezeigt  ist,  von 
der  unterzeichneten  Behörde  besetzt.  §.  13.  Das  Domstift  zu  Naum- 
burg vergiebt  5  Freistellen,  und  zwar  1  die  Ritterschaft,  2  das  Domcapitul, 

2  die  Herren freiheit.  Dafs  Eingebome  den  Auswärtigen,  Bedürftige  bei  glei- 
cher Qualification  den  Wohlhabenden  vorangehen,  ist  auch  bei  der  Collation 
dieser  Stellen  gesetzlich,  wie  denn  überhaupt  die  oben  §.  9  und  12  beschrie- 
bene Modalität  auch  hier  Statt  findet.  §.  14.  Adlige  Geschlechtsteilen 
stehen  zu:  2  den  Grafen  von  Marschall,  2  den  von  Wolffersdorf,  1  dem  Be- 
sitzer des  Ritterguts  Grofskmehlen ,  und  sind  ursprünglich  ftir  Söhne  dieser 
Familien  gestiftet;  sie  können  aber  auch  anderen  qualificirten  Knaben  von 
den  Collatoren  ertheilt  werden.  §.  15.  Die  erst  später  gegründete  Orga- 
nistenstelle, deren  jedesmaliger  Percipient  unter  Aufsicht  und  Leitung  des 
Musikdirectors  in  der  Kirche  und  im  Betsaal  die  Orgel  zu  spielen  verpflichtet 
ist,  wird  von  dem  Rector  besetzt.  §.  16.  Expectanzen  auf  alle  vorgenannten 
Stellen  werden  nicht  ertheilt,  sondern  die  Collation  findet  erst  einige  Monate 
vor  der  zu  Ostern  und  Michaelis  eintretenden  Erledigung  Statt 

§.17.  Die  Zahl  der  Extraneerstellen  ist  auf  20  festgesetzt*).  Unter 
Eztraneem  werden  solche  Schüler  verstanden,  die  zwar  an  dem  Unterricht  in 
der  Anstalt  Theil  nehmen,  aber  fQr  Wohnung  und  Verpflegung  bei  einem 

^)  Auch  einigo  Scmi-Eztraneer  werden  zugelassen.  Sie  haben  aulser 
dem  Unterricht  im  Alumnat  Wohnung,  Heizung  und  Erleuchtung  und  zahlen  daftlr 
60  Thlr.  an  die  Schulcasse.  Die  Kost  haben  sie  bei  einem  Lehrer  oder  bei  ihren 
Eltern.  —  Meldung  beim  Rector. 
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Lehrer  ii«eh  einem  mit  demselben  zn  treffenden  Prirttabkonimen  bezahlen. 
(In  der  Regel  werden  dOOThlr.  dafür  entriehtet.)  Uebrigens  stehen  sie  in 
Anaehong  der  Schulzucht  den  Alumnen  gleich  und  mflssen  sieh  ohne  Aus- 
nahme luien  Gesetzen  und  Anordnungen  der  Schule  unterwerfen.  Wegen 
Aafiiahme  eines  Extmneers  mufk  die  Genehmigung  der  unterzeichneten  Be- 
hörde entweder  durch  die  Angehörigen  selbst  oder  durch  denjenigen  Lehrer, 
SQ  dem  der  Knabe  in  Kost  kommen  soll,  eingeholt  werden;  auch  sind  dem 
Geeach  die  §.  3  vorgeschriebenen  Atteste  beizufügen.  Nur  die  ordentlichen 
Lehrer  sind  berechtigt,  junge  Leute  als  Extraneer  in  Kost  zu  nehmen.  Als 
Extraneer  kOnnen  auch  Ausländer  aufgenommen  werden. 

§.  18.  Die  Aufnahme  findet  in  zwei  Hauptterminen  des  Jahrs,  im  Früh- 
jahr Donnerst,  und  Fieit.  nach  Ostern,  und  im  Herbst  am  1.  Montag  nnd 
Dtnatag  im  Octb.  Statt.  Wenn  der  Bewerber  in  dem  Termin  sich  nicht  ein- 
findet, anch  der  Rector  eine  Anzeige  über  die  Gründe  davon  nicht  erhält, 
wird  angenommen  werden,  der  Betheiligte  verzichte  auf  die  Stelle,  und  über 
dieselbe  anderweitig  verfügt  werden. 

S.  19.  Die  bei  aer  Aufnahme  seit  den  ältesten  Zeiten  üblichen  Gebühren 
bestehen  in  10  Thlr.  20  Sgr.,  einem  Eintrittsgeschenk  an  die  Gasse  der  Schul- 
bibliothek (als  Minimum  1  Thlr.)  und  5  Sgr.  für  den  Aufwärter.  Die  Ge- 
bühren, die  jeder  zu  entrichten  hat,  der  zu  der  gesetzlichen  Zeit  die  Schule 
verlftis^  oder  früher  von  ihr  abgeht  oder  auch  entfernt  werden  mufs,  betragen 
10  Tbhr.  12  Sgr.  6  Pf.  und  für  den  Aufwärter  5  Sgr.  Die  Gebühren  bei  der 
Aufnahme  und  dem  Abgange  werden  durch  den  Tutor  oder  durch  den  Ren- 
danten  der  Alumnatscasse  an  das  Schulrentamt  abgeführt. 

S.  20.  Die  jährl.  Ausgaben,  welche  sich  bestimmen  lassen,  sind:  a) 
18  Thlr.  jährl.  Beitrag  zur  Schulcasse  von  jedem  Inhaber  einer  neufundirten 
Koststelle,  12  Thlr.  desgleichen  von  jedem  Inhaber  einer  der  übrigen  Stellea« 
Ganz  Unbemittelten  kann  der  Beitrag  zur  Schulcasse,  auf  Grund  des  beizu- 
bringenden Bedürftigkeitsattestes,  gleich  bei  ihrem  Eintritt  vom  Rector  er- 
kasen  werden:  Extraneer  dagegen  zahlen  immer  36  Thlr.  fQr  Theilnahme  am 
Unterricht  und  sonstigen  Einrichtungen  der  Anstalt.  Die  Zahlung  selbst  ge- 
lehieht  durch  den  Rendanten  der  Alumnatscasse  resp.  durch  den  Tutor  des 
Extraneers  an  das  Schulrentamt  in  vierteljährK  Raten,  die  auch  bei  dem  noch 
nieht  yoUendeten  oder  erst  angefangenen  Vierteljahr  oder  auch  in  Fällen 
ÜDgerer  Abwesenheit  eines  Zögling^  zu  entrichten  sind.  Diese  Anordnung 
hkaet  auch  ihre  Anwendung  auf  die  unter  b  und  c  aufgeführten  Zahlungen, 
b)  6  Thlr.  dem  Waschmann  fQr  das  Reinigen  der  gewöhnlichen  Wäsche.  Es 
ist  jedoch  gestattet,  bei  den  Eltern  und  Angehörigen  waschen  zu  lassen, 
e)  3  bis  4  Thlr.  für  Wichsen  der  Schuhe  und  Stiefel.  d)  2  bis  3  Thlr.  un- 
gefähr zur  Bestreitung  kleiner  Unkosten. 

In  Ansehung  des  Taschengeldes  ist  es  der  Bestimmung  der  Eltern  und 
Tormflnder  überlassen,  ob  sie  es  und  wie  viel  sie  bewilligen  wollen.  Als 
Maximum  ist  aber  7  Sgr.  6  Pf.  wöchentlich  festgestellt,  das  auch  bei  Extra- 
Beern  nicht  überschritten  werden  darf.  —  Für  Privatzeicbnstunden  wird, 
wenn  5  Schülcy^  zusammentreten,  für  2  Stunden  wöchentl.  1  Thlr.  viertel- 
^rlieh  bezahlt  Extraneer  zahlen  das  Doppelte.  Für  Ciavierstunden  zahlt 
der  Alumnus  vierteljährl.  für  je  eine  wöchentliche  Slunde  2  Thlr.,  der  Ex- 
tnuieer  3  Thlr. 

(.  21.  Die  übrigen  in  den  vorstehenden  Paragraphen  nicht  aufgeführten 
Ausgaben  können  nicht  genau  angegeben  werden  und  hängen  von  dem  freien 
Willen  der  Eltern  und  vormUnder  ab;  es  wird  indefs  denselben  die  gröfste 
ISinfiushheit  und  möglichste  Beschränkung  in  dieser  Beziehung,  besonders  in 
Hinsieht  der  Kleidung,  zur  strengen  Pflicht  gemacht,  und  haben  dieselben 
sieh  die  Schuld  lediglich  allein  beizumessen,  wenn  ihnen  hierin  ein  Mehr- 
aufwand zur  Last  flUlt  §.  22.  Zur  Verhütung  alles  unnöthigen  und  zur 
mOgliehsten  Erleichterung  des  nöthigen  Aufwands  ist  die  Einrichtung  ge- 
troffen, dais  alles  zur  Bekleidung  der  Zöglinge  gehörige  Bfaterial,  was  in 
Pforta  selbst  angeschafft  werden  soll,  nur  von  bestimmten  Ejtufleuten  in 
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Naumburg  und  anderswo,  mit  welchen  die  Tutoren  sich  in  Verbindung  ge- 
setzt haben,  nach  eingeholter  schriftlicher  Erlaubnifs  von  Seiten  der  letzteren 
durch  die  Schüler  bezogen  werden  darf.  In  gleicher  Absicht  ist  ein  Buch- 
händler verpflichtet  worden,  den  Schillern  durch  Vermittelung  der  Tutoren 
die  nöthigen  Bücher  und  Karten  zu  den  billigsten  Preisen  zu  liefern,  sowie 
auch  in  Fforta  selbst  Anstalten  zur  Beschaffung  des  erforderlichen  Schreib- 
materials getroffen  sind.  Endlich  sind  auch  ftir  die  Anfertigung  und  Aus- 
besserung des  BcdarfiB  der  Schüler  an  Kleidern  u.  s.  w.  bewährte  Handwerker 
aus  der  Nähe  angestellt  und  verpflichtet,  und  zwar  in  der  Kegel  je  2  jeder 
Art|  zwischen  denen  der  Schüler  zu  wählen  hat,  damit  den  Uebelständen  der 
Nichtconcurrenz  vorgebeugt  werde.  Alle  Geldzahlungen  dürfen  nur  durch  die 
Tutoren  resp.  den  Kcndantcn  der  Alumnatscasse  an  die  Kaufleute  etc.  gehen. 
Eltern  oder  Vormünder,  welche  Zöglinge  der  Anstalt  mit  Geld  zu  eigen- 
mächtigem Ankauf  von  Kleidern,  Büchern  und  drgl.  verschen,  haben  sich 
allein  die  Unannehmlichkeiten  zuzuschreiben,  die  für  ihre  Sühne  oder  Pflege- 
befohlenen daraus  hervorgehen  können.  Dagegen  bleibt  es  Eltern  oder  Vor- 
mündern unbenommen  und  wird  selbst  dringend  empfohlen,  ihre  Kinder  und 
Pfleglinge  während  der  Ferien  mit  neuen  Kleidungstückcn  auszustatten,  oder 
ihnen  auch  nach  Pforta  selbst  Tuch,  Sommerzeug  und  drgl.  sowohl  verarbeitet 
wie  unverarbeitet  zu  übersenden. 

§.  23.  Jeder  Z<)gling  mu(s,  aufser  mindestens  doppelter  Kleidung  und 
doppeltem  Schuhwerk,  mitbringen:  a)  eine  Matratze  nebst  Keilkissen  and 
einer  wollenen  oder  wattirten  Decke,  b)  doppelte  BetttUcher  und  doppelte 
Ueberzüge;  c)  6  Ilemden;  d)  6  Paar  Strümpfe;  c)  4  Servietten;  f)  4  Uand- 
tfichcr;  g)  Schreibzeug;  h)  l  Koffer.  —  Kleidung  und  Wäsche  mufs  mit  dem 
vollständig  ausgeschriebenen  Geschlechtsnamen  bezeichnet  sein.  §.  24.  Femer 
sind  mitzubringen  die  Bücher  flir  den  Schulunterricht  in  den  betreff.  Classen. 

§.  25.  Bei  der  mündlichen  Prüfung  und  der  Aufnahme  können  die  Väter 
und  Vormünder  selbst  gegenwärtig  sein.  §.  26.  Um  die  Zöglinge  aufser 
der  allgemeinen  beständigen  Aufsicht  der  Lehrer,  worunter  sie  stehen,  noch 
einer  besondern  und  nähern  Leitung  zu  übergeben,  ist  die  Einrichtung  ge- 
troffen, dafs  jeder  Schüler  mit  allen  seinen  Angelegenheiten  sogleich  bei  sei- 
ner Aufnahme  von  dem  Kcctor  einem  ordentl.  Lehrer  als  seinem  künftigen 
Tutor  überwiesen  wird.  In  der  Kegel  flndct  hicboi  die  Keihenfulgc  der 
Lehrer  mit  Einsclilufs  des  Kectors  Statt;  jedoch  wird  auf  die  Wünsche  der 
Eltern,  wenn  sie  aus  früherer  Bekanntschaft  oder  auf  Grund  einer  andern 
nähern  persönlichen  Beziehung  ihren  Sohn  einem  bestimmten  Lehrer  em- 
pfehlen wollen,  Rücksicht  genommen.  Es  ist  indefs  nöthig,  dafs  Eltern  und 
Vormünder,  die  einen  Lehrer  besonders  zum  Tutor  ihrer  Söhne  und  Pflege- 
befohlenen wünschen,  sich  mit  diesem,  resp.  mit  dem  Kcctor  vor  dem  Ke- 
ceptionstermiu  in  Corrcspondenz  setzen;  widrigenfalls  sie  nicht  erwarten  dürfen, 
einen  zu  spät  ausgesprochenen  Wunsch  berücksichtigt  zu  sehen.  §.  27.  In 
dem  Vcrhuitnifs  <ics  Tutors,  der  durch  die  nahen  und  vielfachen  Berührungen, 
worin  er  mit  dem  an  ihn  Empfohlenen  kommt,  und  durch  freundliche  An- 
näherung und  väterliche  Ermunterung  auf  das  Gcniüth,  die  Sittlichkeit,  den 
Flcifs  und  die  Ordnungsliebe  <led  Schülers  unmittelbar  zu  wirken  sucht,  auch 
in  etwa  eintretenden  schwierigen  Fällen,  wie  bei  Krankheiten  oder  anderen 
unglücklichen  HreignisHcn,  rathend  und  lielfend  dem  Zi'tgling  zur  Seite  steht 
und  überall  zwischen  Eltern  und  Kind,  wie  zwischen  Eltern  und  der  Schule 
verniittelud  und  verständigend  eintritt,  liegt  so  viel  Fruchtbares  und  Wuhl- 
thätiges,  dafs  darin  die  Eltern  und  ihre  Stellvertreter  die  stärkste  Aufforde- 
rung finden  werden,  den  Tutoren  ihrer  Kinder  ein  volles  und  wohlmeinende! 
Vertrauen  zu  schenken,  ohne  welches  die  wahre  Absicht  dieser  Einrichtung 
gänzlich  verfehlt,  und  durch  welches  allein  die  nicht  geringe  Mühwaltung, 
die  für  die  I^lirer  daraus  erwächst,  erleichtert  und  vergolten  wird. 

Mit  dieser  wesentlichen  Ansicht  ist  es  unverträglich,  wenn  Eltern  die 
C:issenvrrw;iltung  als  das  einzige  o<Ier  auch  nur  als  das  Hauptgeschäft  des 
Tutors  betrachten,  wenn  sie  irgend  eine  Angelegenheit,  die  für  das  äussere 
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oder  innere  Leben  des  ZOglingB  von  Bedeutong  itt,  mit  ihren  Kindern  ver- 
handeln und  festsetzen,  ohne  vorher  das  Urtheil  und  den  RaCh  des  Tutors 
Temommen,  ihn  wenigstens  benachrichtig  zu  haben,  oder  sich  wohl  gar  Ver- 
heimlichungen, Beschönigungen  und  Entstellungen  in  Bezug  auf  ihre  Kinderi 
Tielleicht  gemeinschaftlich  mit  ibaen,  gegen  ihn  erlauben. 

S.  38.  Ffir  die  eigentliche  Cassnuahrung  der  Alumnen  ist  ein  Rendant 
tagestellt,  welcher  anstatt  der  Tutoren  die  Aaszahlungen  für  und  an  die 
Alumnen  besorgt,  soweit  sich  nicht  die  Tutoren  dieselben  vorbehalten,  dar- 
über Rechnung  führt  und  vierteljährl.  und  zwar  immer  in  der  ersten  Hälfte 
dee  auf  den  Abschlnfs  des  Vierteljahrs  folgenden  Monats  die  Rechnung  nebst 
Belägen  an  die  Väter  oder  deren  Stellvertreter  einsendet.  Die  Aufsicht  über 
£innabme  nnd  Ausgabe  der  Empfohlenen  wird  jedoch  nur  von  den  Tutoren 
sef&hrt,  indem,  abgesehen  von  den  an  die  Schulcasse  zu  leistenden,  durch 
oeren  Quittung  zu  belegenden  Zahlungen,  keine  Ausgabe  ohne  einen  von 
dem  betreffenden  Tutor  unterschriebenen  Zettel  geschehen  darf  und  die  von 
dem  Oaasenf&hrer  an  die  Väter  oder  deren  Stellvertreter  einzusendende  Rech- 
nnng^  von  dem  Tutor  revidirt  nnd  durch  seine  Unterschrift  als  richtig  an- 
ericannt  wird.  —  Es  ist  dem  Rendanten  durch  die  ihm  von  der  unterzeich- 
neteo  Behörde  ertheilte  Instruction  streng  untersagt,  für  irgend  einen  Alumnus 
aafser  in  Krankheitsfällen  Vorschüsse  zu  leisten,  nnd  ist  deshalb,  damit  es 
nicht  an  den  nöthigen  Mitteln  fehle,  angeordnet  worden,  dafs  für  jeden  neu 
aufgenommenen  Schüler  bei  seinem  Eintritt  anfiier  dem  Eintrittsgelde  und 
dem  Beitrai"  aar  Bibliothek  (§.  19),  je  nachdem  ihm  eine  Freistelle  oder  eine 
alte  Koststelle  oder  eine  neufundirte  Koststelle  verliehen  worden  ist,  ein  Vor- 
aehafs  von  resp.  25  Thlr.,  30  Tblr.  oder  60  Thlr.  an  den  Rendanten  eingezahlt 
and  dieser  Vorschufs  von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  durch  weitere  Ein^lung 
Immer  wieder  ergänzt  werden  soll,   wofern  den  Vätern  oder  deren  Stell- 
Tertretem  nicht  von  dem  Gassenführer  mit  Genehmigung  des  Rectors  ein 
liGberer  oder  niedrigerer  Betrag  bezeichnet  wird.    Zugleich  ist  von  uns  be- 
stimmt worden,  da(s,  wenn  der  Aufforderung  zur  Ein^lung  auch  nach  ge- 
■ehehener  Erinnerung  nicht  Folge  geleistet  wird,  dem  Rector  hievon  Anzeige 
gemacht  werden  soll,  der,  wenn  die  Beschaffung  der  Gelder  nicht  bewirkt 
werden  kann,  ermächtigt  ist,  die  Entlassung  des  Schülers  bei  uns  zu  bean- 
tragen.  Der  Rendant  erhält  ftlr  dieses  Geschäft  von  jedem  Alumnus  eine  Re- 
mnneration  von  jährl.  2  Thlr.,  welche  in  Quartalraten  praenum.  in  Rechnung 
gestellt  werden.       §.29.  Alle  Sendungen  von  Geld  an  die  Schüler, 
unter  welchem  Namen  und  von  wem  es  auch  geschehen  möge,   sind  zur 
Verhütung  von  Unregelmäfsigkeit  und  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  ein 
für  alle  Mal  auf  das  strengste  untersagt    Nahrungsmittel  zu  senden ,  ist  bei 
der  reichlichen  Kost  der  Alumnen  überflüssig  und  wird  nicht  gewünscht, 
da  es  zu  mancherlei  Unfug  Anlafs  giebt.   Nur  für  Weihnachten  mag  es  ge- 
stattet bleiben,  eine  Ergötzlichkeit  oder  ein  angemessenes  Geschenk  in  Geld 
sn  überschicken,  jedoch  mufs  letzteres  stets  an  den  Tutor  übersandt  werden, 
dessen  BeurÜieilung  es  überlassen  ist,  ob  er  dasselbe  ganz  oder  nur  theil- 
weise  in  die  Hände  des  Empfohlenen  zu  geben  für  zweckmäfsig  befindet. 
Sonst,  wenn  auch  der  Tutor  mit  Genehmigung  der  Eltern  fQr  gut  erachtet, 
dem  Empfohlenen  nach  dem  Hinaufrücken  in  die  erste  Classe  kleine  Summen 
sn  eigner  Verwaltung  und  Berechnung  zu  übergeben,  mu(s  das  Geld  den- 
noch bis  zum  Abgang  an  den  Tutor  resp.  den  Rendanten  der  Alumnatscasse 
gesandt  werden.    Gegen  die  Zeit  des  Abgangs  selbst  wird  es  besonders  nö- 
äig  sein,  die  noch  zu  machenden  Ausgaben  durch  sattsamen  Vorschuß  zu 
deeken,  keineswegs  aber  darf  den  Schülern  selbst,  die  wohl  bei  dieser  Ge- 
legenheit unter  mancherlei  Vorwänden,  der  Abgangsgebühren,  des  Reisegeldes, 
verschiedener  Remunerationen  etc.,  früher  gemachte  heimliche  Schulden  be- 
zahlen wollen  und  auf  diese  Hoffnung  hin  solche  Schulden  machen,  Geld 
übersandt  werden.   Eltern  oder  Verwandte,  die  diesen  mit  der  Disciplin  der 
Anstalt  im   genauesten   Zusammenhang  stehenden   Anordnungen  entgegen 
ihren  Kindern  oder  Angehörigen  ohne  Wissen  der  Tutoren  Geld  schicken 
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oder  bei  der  Rückkehr  nach  den  Ferien  mitgeben,  haben  ra  gewirtigen, 
da£s  dieselben  ohne  weiteres  von  der  Anstalt  entfernt  werden. 

§.  30.  Ans  mancherlei  auch  sittlichen  Gründen  ist  es,  gemachten  Er- 
fkhrungen  zufolge,  noth wendig,  dafs  die  gröfsre  Ferienzeit  im  Sommer  von 
Allen  zum  Verreisen  und  zu  einer  neu  belebenden  Erholung  benutst  werde, 
zumal  da  während  dieser  Ferien  aller  Unterricht  wegfällt  und  im  Schulhanse 
wegen  der  durch  die  nöthigen  Reparaturen  und  lUinigungen  der  Loeale  ye^ 
ursachten  Unruhen  das  Wohnen  der  Schüler  nicht  gedeihlich  ist  In  den 
Sommerferien  muts  daher  jeder  Zögling  verreisen.  Aus  ähnlichen  Gründen 
ist  auch  das  Verreisen  in  den  Weihnachtsferien  in  der  Regel  als  hlkshft 
wünschenswerth  zu  empfehlen.  Uebrigens  haben  die  Eltern  und  Vormünder, 
besonders  die  entfernter  wohnenden,  in  Zeiten  gegen  die  Tutoren  sich  in 
erklären,  ob  und  wohin  und  auf  welche  Art  ihre  Söhne  und  Pflegebefohlenen 
reisen  sollen,  auch  das  nöthige  Reisegeld  mitzuschicken,  oder  sofern  das 
letztere  wegen  bereits  geleisteten  Vorschusses  nicht  nöthig  ist,  die  dazu  be- 
stimmte Summe  genau  namhaft  zu  machen.  —  Dürftigen  Schülern  kann  be- 
sonders in  dem  Fall,  wenn  die  weitere  Entfernung  ihres  Heimathsorts  einen 
gröfsem  Aufwand  an  Reisekosten  nöthig  macht,  eine  Reiseunterstützung  ge- 
währt werden.  Diejenigen  Eltern  oder  Vormünder,  welche  eine  solche  Unte^ 
Stützung  in  Anspnich  nehmen  wollen,  haben  ihr  Gesuch  einige  Wochen  vor 
den  Ferien  bei  dem  Rector  einzureichen.  Es  wird  den  Eltern  zu  besondrer 
unerläfslicher  Pflicht  gemacht,  ihre  Söhne  den  Termin  der  Rückkehr  pünotlich 
einhalten  zu  lassen,  da  das  Längerausbleiben  durch  nichts  als  darch  einge- 
tretene, mit  einem  glaubwürdigen  ärztlichen  Atteste  zu  bescheinigende  Krank- 
heit entschuldigt  werden  kann. 

§.  31.  In  allen  Erkrankungsfällen  wird  den  Alumnen  in  einem  besondem 
Krankenlocal  Wartung  und  angemessene  Speisung  nebst  ärztlicher  nnd  wnnd- 
ärztlicher  Pflege  unentgeltlich  zu  Theil.  Doch  sind  hierin  die  Kosten  f&r  die 
nöthigen  Heilmittel  und  Arzeneien  nicht  mitinbegrififen ,  welche  von  den 
resp.  Eltern  oder  Vormündern  getragen  werden  müssen.  In  schweren  Krank- 
heitsfällen, wo  der  Dienst  des  oesteTlten  Krankenwärters  nicht  ausreicht  und 
es,  nach  Gutachten  des  Arztes,  noch  des  aufserordentlichen  Beistandes  anderer 
Personen  zur  Pflege,  zu  Nachtwachen  u.  s.  f.  bedarf,  sind  die  Eltern  oder 
Vormünder  verpflichtet,  die  aufserordentlicho  Hülfe  besonders  zu  vergüten. 

§.  32.  Halbjähriich,  um  Ostern  und  Michaelis,  wird  Examen  gehalten  nnd 
über  jeden  Zögling  vom  gesammten  Lehrercollegio  eine  Censur  abgefafst,  nnd 
den  Eltern  oder  Vormündern  durch  den  Tutor  zugesendet  Nacn  Mafsgabe 
dieser  Censur  und  auf  Grund  der  motivirten  Urtheile  sämmtlicher  am  Unter- 
richt der  betreff.  Classe  Theil  nehmenden  Lehrer  werden  vom  Rector  die 
Schul-  und  Abgangszeugnisse  für  die  Einzelnen  ausgefertigt. 

§.  33.  Die  Dauer  des  vollständigen  Lehrcursus  in  Pforta  ist  für  alle 
Alumnen  ohne  Ausnahme  und  auch  für  die  inländischen  Extraneer  auf  6  Jahre 
so  festgesetzt,  dafs  in  der  Regel  auf  jede  der  4  Classen  von  Unter III  bis 
Ober  II  1  Jahr,  auf  I  2  Jahre  gerechnet  werden.  Wer  nach  2  Jidiren  nicht 
aus  der  untersten  Classe  oder  nach  1  y,  Jahren  nicht  aus  einer  der  übrigen 
Classen  mit  Ansschlufs  der  ersten,  versetzt  werden  kann,  muis  als  untüchtig 
entfernt  werden.  Wer  dagegen  bei  der  Aufnahme  in  eine  höhere  Classe 
kommt  oder  aus  der  untersten  Classe  schon  nach  V,  Jahr  versetzt  wird  nnd 
dann  regelmäfsig  fortrückt,  ist  nicht  gehalten,  das  Sexennium  auf  der  Anstalt, 
sondern  nur  das  Biennium  in  I  zuzubringen.  Wenn  Eltern  oder  Vormünder 
Veranlassung  finden,  ihre  Söhne  oder  Pflegebefohlenen  vor  Beendigung  ihres 
vollen  Schulcursus  von  der  Anstalt  abzurufen,  so  haben  sie  dieses  in  Zeitra 
dem  Rector  und  dem  Tutor  ihres  Sohnes  oder  Mündels  anzuzeigen  nnd  sich 
das  nöthige  Abgang^zeugnifs  vom  erstem  zu  erbitten.  In  diesem  wird  die 
Ursache  des  frühern  Abganges  ausdrücklich  bemerkt.  Eben  so  wird  in  den 
Zeugnissen  fQr  solche  Zöglinge,  die  grober  Ungesetzlichkeiten  und  Vergehen 
wegen  von  der  Schule  entfernt  werden  müssen,  jedesmal  die  Ursache  ihrer 
Entfernung  von  der  Anstalt  ausdrücklich  aufgeführt.  Zum  Abiturientenexamen 
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können  in  der  Regel  nar  diejenigen  zugelusen  weiden,  welche  2  Jahre  in 
der  I  gesessen  haben.  In  besonderen  Fällen  kann  SohQiem,  die  sich  durch 
Fleirs  und  gute  Aufführung  empfehlen,  auch  nach  Verlauf  dee  Sexenniums 
ihre  Schniaeit  nm  ein  halbes,  auch  wohl  ganzes  Jahr  mit  Beibehaltung  ihrer 
Stelle  auf  Grund  einer  mit  dem  Lehrercollegium  gepflogenen  Berathnng  durch 
den  Reotor  verlängert  werden. 

S.  34.  Zöglingen  der  Anstalt,  dfe  sich  wihrend  des  Aufenthalts  auf  der- 
selben durch  Fleiu  und  sittliches  Verhalten  ausgezeichnet  haben,  und  dfo 
der  Unterstfltzung  bedOiftig  sind,  können,  wenn  sie  auf  der  Universität  Leipzig 
Btadiren,  die  von  dem  Kurfürsten  Moritz  ftir  pfortaische  Zöglinge  gestifteten 
Stipendien,  imgleichen  das  im  Jahr  1844  gestiftete  Ilgensche  Stipendium, 
worüber  den  Lehrern  das  Collaturrecht  übertragen  ist,  verliehen  werden. 

K.  Prov.  SchulcoUegium  der  Prov.  Sachsen. 

Die  Klosterschule  zu  Rofsleben. 

(Nachr.  v.  18.  Hai  1857.)  Eine  v.  Witzlebensche  Stiftung  in  der 
«)ldenen  Aue  in  Thüringen.  Gegenwärtig  führt  der  0.  Präsident' der  Prov. 
Sachsen  o.  Witzieben  die  Erbadministration.  —  Das  Institutsgebäude  hat  aulber 
€lem  ökonomischen  Local,  den  Lehrerwöhnungen ,  den  Speise-  und  Classen- 
localen  und  einer  Gapelle  16  Wohnungen  zur  Aufnahme  von  64  jungen  Leuten, 
^e  für  dl«  Universität  wissenschaftlich  und  sittlich  vorbereitet  werden. 

Anfser  diesen  Zöglingen,  den  Alumnen,  finden  andere  als  aufserordent- 
liche  Kostgänger  in  den  Wohnungen  der  5  ersten  Lehrer  einschlielsl.  des 
Bectors  und  des  Predigers  Platz.  Da  aber  dadurch  die  Zahl  der  Schüler  nur 
maf  etwa  100  gesteigert  werden  kann,  so  hat  die  Anstalt  bisher  die  Gestalt 
und  den  Ton  eines  greisen  Familienkreises  sich  bewahren  können.  Die  Alum- 
nen wohnen  in  jenen  Zimmern  gewöhnlich  je  4  beisammen,  so  dafs  auf  jeder 
Stnbe  ein  Schüler  der  1.  Classe  an  der  Spitze  steht,  der  als  Senior  auf  Fleifs 
und  gute  Sitte  der  jüngeren  Genossen  zu  halten  verpflichtet  ist  Im  Winter 
stndiren  die  Alumnen  in  grölseren  Localen  unter  Aufsicht  der  Inspeotoren, 
sn  welchen  die  ältesten  und  zuverlässigsten  Schüler  der  1.  Gl.  vom  Lehrer- 
Gollegiam  bestellt  werden.  —  Die  Lebensordnnng  der  Alumnen  nnd  der  Ex- 
traneer  ist  nach  gleichen  Gesetzen  fest  geregelt  und  die  Disciplin  keine  andre, 
als  sie  ein  christliches  und  gebildetes  Familienleben  in  einem  so  greisen  Kreise 
erfordert 

Für  das  körperliche  Gedeihen  dienen :  ein  grofser  Spielplatz,  eine  Tum- 
anstalt,  femer  ein  naher  grofser  Wald,  das  Ziel  der  täglichen  Spaziergänge, 
in  der  Badezeit  ein  Flulsbad,  und  im  Winter  zuweilen  eine  Eisbahn  auf  den 
Wiesen.  Für  Krankheitsfälle  ist  ein  Schularzt  angestellt,  der  im  Ort  selbst 
wohnt  —  Zur  Erreichung  der  wissenschaftl.  Zwecke  bestehen  4  Glassen, 
pariülel  den  4  obersten  Glassen  der  Gymnasien.  Der  Unterricht  wird  von 
7  Lehrern  ganz  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  ertheilt,  welche  für  alle 
prenfsischen  Gymn.  gelten. 

Aufgenommen  werden  nur  solche  Schüler,  welche  a)  wenigstens  das 
12.  Jahr  zurückgelegt  haben  und  einer  guten  Gesundheit  geniefsen,  b)  sitt- 
flch  unverdorben  sind  und  c)  die  nöthige  Vorbildung  besitzen.  —  Schüler 
von  mehr  als  16  Jahren  werden  in  der  Kegel  nur  recipirt,  wenn  sie  die  Reife 
für  eine  der  beiden  oberen  Glassen  nachweisen.  — 

Die  Aufnahme  erfolgt  zu  Ostern  und  zu  Michaelis,  am  ersten  Montag 
nach  Ostern  nnd  am  zweiten  Montag  nach  Michaelis,  nur  in  ganz  besonderen 
Fällen  auch  aufser  diesen  beiden  Terminen.  Am  Tage  vorher  müssen  die 
Recipienden  eintreffen.  — 

Die  Meldung  zur  Aufnahme  ist  spätestens  ein  Vierteljahr  vorher  bei 
dem  Rector  der  Anstalt  (z.  Z.  Dr.  Lothholz)  einzureichen  und  durch  folgende 
Zeugnisse  zu  vervollständigen:  a)  ein  Zeugnifs  der  froher  besuchten  Anstalt 
oder  der  Privatlehrer,  welches  sich  über  Anlagen,  Fleifs,  Kenntnisse,  sitt- 
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liehea  Veriialten  eta  näher  anaspricht,  b)  den  Taufsobein,  c)  den  ImpfiMhem, 
d)  den  Confinnationschein  für  die  bereits  coofirmirten  Recipienden.  Die  noch 
nicht  conflrmirten  Schüler  werden  nach  einem  vorbereitenden  Unterricht  durch 
den  Geistlichen  der  Anstalt  (s.  Z.  Prof.  Burghardt)  am  Sonntag  Judica  con- 
firmirt. 

Ein  Vierteljahr  vor  der  eigcntl.  Prüfung  ftir  die  Aufnahme  haben  die 
Recipienden  durch  Einsendung  ihrer  wShrend  des  letzten  Quartals  gefertig- 
ten deutschen,  lateinischen  und,  wenn  solche  vorhanden  sind,  griechischen 
Bchriftl.  Arbeiten,  die  sie  mit  der  Correctur  im  Alltagsgewande  einschicken, 
ihre  Aufnahmefähigkeit  nachzuweisen.  Kann  dann  der  Kector  ein  Zengnifs 
der  Aufnahmefähigkeit  ausstellen,  so  präsentirt  derselbe  die  Gemeldeten  dem 
Erbadministrator  und  holt  dessen  Genehmigung  ein  zur  Aufnahme  und  resp. 
zur  Eintragung  in  die  Liste  der  Anwärter  za  den  Freistellen.  —  Von  den 
eingesendeten  Arbeiten  wird  vorausgesetzt,  dafs  sie  ohne  Ufilfe  des  Lehrers 
gefertigt  seien.  Erweiset  sich  diese  Voraussetzung  beim  Receptionsezamen 
als  irrig,  so  ist  die  Zurückweisung  des  Recipienden  die  unvermeidliche  Folge.  — 
Die  eigentliche  schrifll.  und  mündl.  Prüfung  für  die  Aufnahme  erfolgt  an  den 
oben  angeführten  Tagen. 

Die  Forderungen  für  die  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  sind  folgende: 
a)  in  der  Religion  Bekanntschaft  mit  der  biblischen  Geschichte,  mit  den 
Hauptstücken  des  luther.  Katechismus,  mit  den  Hauptbeweisstellcn  der  chrisU. 
Religionslehre  und  einigen  Kernliodern  der  Kirche;  b)  im  Deutschon  eine 
reine  deutliche  Handschrift  und  die  Fähigkeit,  sich  ohne  grobe  Veratö&e 
gegen  Rechtschreibung  und  Grammatik  mündl.  und  schriftl.  aaasudrücken ; 
c)  im  Lateinischen  sichre  Kenntnifs  der  Formen,  der  wichtigsten  syntakt. 
Regeln  und  der  gewöhnl.  Wörter  und  Phrasen,  sowie  die  Fiwigkeit,  dem- 
gemäfs  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  und  umgekehrt  ohne  grobe  Fehler 
zu  übersetzen ;  d)  im  Griechischen  richtiges  und  fertiges  Lesen,  Kennt- 
nifs der  grammat.  Formen  bis  zum  Verbum  barytonon  einschliefslich  und 
einige  Uebung  im  Uebersetzen  leichter  Sätze  aus  dem  Griechischen  ins 
Deutsche;  e)  in  der  Geschichte  und  Geographie  Kcnntni(a  der 
wichtigsten  welthistor.  Begebenheiten  und  geograph.  Verhältnisse,  besonders 
Deutschlands;  f)  in  der  Mathematik  blois  Fertigkeit  im  gewöhnlichen 
Rechnen.  —  Dem  weiter  Vorgeschrittenen  wird  bei  dieser  Prüfung  Gele- 
genheit gegeben,  Kenntnisse  zu  zeigen,  die  zur  Aufnahme  in  eine  höhere 
Classe  berechtigen. 

Mitzubringen  sind:  ein  Tischbestcek ,  eine  Matratze  nebst  einer  Fries- 
oder Steppdecke  für  den  Sommer,  und  einer  Federdecke  für  den  Winter, 
wenn  die  Kinder  an  solche  gewöhnt  sind;  ferner  eine  Decke  über  daa  Bett 
zu  breiten,  die  nöthigc  Wäsche  etc.  Die  Bettstellen  sind  Inventar  der  Anstalt. 
Ein  Schreibpult  mit  Bücherschrank  und  Commode  ist  hier  alt  zu  kaufen  oder 
wird  neu  in  vorgeschriebener  Form  gefertigt. 

Bei  der  Aufnahme  werden  8'/,  Thlr.  bezahlt  und  ebensoviel  beim  Ab- 
gang, wann  und  wie  derselbe  aucli  erfolge.  Die  Meldung  zum  Abgang  der 
Alumnen,  sowie  der  Extranecr,  bei  letzteren  auch  zum  Eintritt  ins  Alumnat, 
mufs  spätestens  ein  Vierteljahr  vorher  erfolgen;  geschieht  sie  später,  so  fallen 
bei  den  Alumnen  die  feststehenden  Ab^^abcn,  bei  den  Extraneern  die  Pension 
des  ersten  \'ierteljahrs  nach  dem  Abgang  oder  nach  dem  Eintritt  ins  Alum- 
nat den  Eltern  noch  zur  Last.  ~  An  feststehenden  Abgaben  haben  jährL 
zu  entrichten:  A.  Die  Alumnen,  denen  eine  Freistelle  nicht  conferirt  ist: 
a)  für  Wohnung,  Heizung,  Aufwartung  einschliefsl.  das  Stiefelputzen  und 
ftir  Mittags-  und  Abundtisch  zusammen  110  Thlr.  18  Sgr.  b)  für  Unterricht, 
Seelsorge,  Unterhaltung  der  Bibliothek  und  der  mathemat.  und  phyaikal. 
Instrumente  20  Thlr.,  in  Summa  130 Thlr.  18  Sgr.  B.  Die  Alumnen,  denen 
eine  Freistelle  conferirt  ist,  entrichten  Gö  Thlr.  18  Sgr.  jährl.  für  Mittags- 
und Abendtisch  wenif;er,  sonst  aber  dieselben  Abgaben;  also  im  Ganzen  jäbrL 
GO  Thlr.  —  Nur  für  die  bedürftigsten  Inhaber  von  Freistellen  können,  wenn 
sie  diese  Bedürftigkeit  durch  ein  amtl.  Attest  nachweisen,  diese  Abgaben  bis 
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taf  den  Betrag  Yon  40  Thlr.  jährl.  nach  dem  ErmeBsen  des  ErbadminiBtraton 
ennäfsigt  werden.  G.  Die  Extraneer,  welche  im  Hause  eines  Lehrers 
wohnen,  sahlen  dem  Lehrer  eine  besonders  au  yenbredende  Pension,  die 
Jedoch  nicht  weniger  als  250  Thlr.  jährl.  betragen  soll,  und  der  Anstalt  jähri. 
an  feststehenden  Abgaben  36  Thlr.  —  Das  Kostgeld  der  Alnmnen,  wie  die 
Pension  der  Extraneer,  wird  in  {gleichen  viertelj&hrl.  Raten  ohne  Rücksicht 
anf  Ferien  berechnet.  Dasselbe  gilt  von  dan  übrigen  Abgaben. 

Freistellen  werden  in  der  Regel  nicht  gleich  bei  der  Aufnahme  nnd 
nicht  allein  nach  der  frühern  oder  spätem  Meldung,  sondern  je  nach  dem 
Bedfirfnils  und  der  Würdigkeit  und  bei  gleichen  Umständen  nach  der  frühem 
oder  spätem  Eintragung  in  die  Expectantenliste  conferirt,  nachdem  der  Schüler 
im  Lauf  des  ersten  jäirs  sich  dieses  Beneficii  durch  Fleifs  und  gute  Sitte 
würdig  gezeigt  hat  Es  giebt  30  Freistellen;  über  8  verfaß  der  Erbadmini- 
stntor  als  solcher,  6  yergiebt  die  Wolmirstädt-Blauenhönsche  Linie,  jetzt 
▼ertroten  durch  den  unterzeichneten  Erbadministrator,  6  vei^ebt  die  Wol- 
mirstädt-Rothenhöfische  Linie,  zur  Zeit  durch  den  General  Ferd.  v.  Witzleben 
in  Schwerin  und  dessen  Brüder  vertreten,  10  werden  von  der  Werbenschen 
Linie  und  zwar  zur  Zeit  durch  deren  Senior,  den  Kammerherrn  Leop.  v.  Witz- 
leben zu  Miltenberg  im  Königreich  Baiern,  verliehen.  —  Die  Gesuche  um 
Freistellen  sind  entweder  unmittelbar  an  die  genannten  H.  H.  Collatoren 
oder  mittelbar  an  den  Rector  der  Anstalt  einzureichen,  der  eine  Nebenliste 
über  die  Expectanten  führt,  und  über  die  Erledigung  der  Stellen  sowie  über 
die  Würduikeit  der  Expectanten  an  die  H.  H.  Collatoren  berichtet. 

Der  Betrag  der  Ausgaben  für  Bücher,  Schreibmaterialien,  Kleidung, 
Wäsche,  Taschengeld  (in  der  Regel  nicht  über  10  Sgr.  wöchentl.),  Briefporto, 
Reisegeld  n.  drgl.  ist  von  der  Bestimmung  der  Eltern  und  der  Sparsamkeit 
der  Zöglinge  abhängig.  Den  Eltem  und  Vormündern  wird  empfohlen,  ihre 
Söhne  und  Pflegebefohlenen  während  der  Ferien  mit  den  nöthigen  Kleidung- 
st&cken  auszustatten.  Für  Anfertigung  neuer  Kleidungstücke  am  hiesigen 
Ort  ist  stets  die  specielle  schriftliche  ErlaubniCB  der  Eltern  resp.  Vormünder 
erforderlich.  Die  speciellere  Aufsicht  über  die  vorstehend  erwähnten  Aus- 
gaben und  die  ganze  Rechnungsführung  übernimmt  Einer  der  Lehrer.  Kein 
Schüler  darf  seine  Gasse  selbst  verwalten,  sondern  wird  gleich  bei  seiner 
Aufnahme  damit  an  denjenigen  Lehrer  als  seinen  künftigen  Tutor  gewiesen, 
welchen  eben  die  Reihe  trifft.  Diesen  Tutor  haben  die  Eltern  und  Vormün- 
der vierteljährl.  praenum.  mit  den  nöthigen  Geldmitteln  zu  versehen.  Es  kann 
den  Eltem  und  Vormündern  die  sorgfältige  Beachtung  dieser  Bestimmung 
nicht  dringend  genug  empfohlen  werden,  da  den  Tutoren  nicht  angesonnen 
werden  kann  und  darf,  Vorschüsse  aus  ihren  eigenen  Mitteln  zu  gewähren. 
Der  Tutor  mufs  selbst  von  allen  Geldsendungen,  die  unmittelbar  an  die 
Sdifller  gelangen  sollen,  zuvor  unterrichtet  werden,  verwaltet  alle  Ökonom. 
Angelegenheiten  nach  getroffner  Uebereinkunft  mit  den  Eltern  und  Vor- 
mündern, sendet  am  Schlufs  jedes  Semesters  die  Rechnungen  ein  nebst  Nach- 
richten über  die  ganze  Haltung  des  Schülers;  wie  er  denn  überall  die  Ver- 
mittelnng  zwischen  den  Eltern  nnd  Vormündern  einerseits  und  der  Anstalt 
andrerseits  übernimmt.  Rofsleben.  Der  Erbadministrator. 

Die  Klosterschule  zu  Donndorf. 

V.  Wertherasche  Stiftung,  unweit  Roisleben  gelegen.  18  Freistellen.  Dem 
Beetor  ist  gestattet,  anfserdem  12  Pensionaire  aufzunehmen,  so  dafs  das 
Maximum  der  Schülerzahl  auf  30  festgesetzt  ist.  Die  Freistellen  werden  von 
dem  Erbadministrator  vergeben  (z.  Z.  Freiherr  o.  Werthem  auf  Wiche).  Die 
Schule  als  solche  hat  2  Classen,  welche  der  V  und  IV  eines  Gymnasiums  ent- 
sprechen. Gefordert  wird  bei  der  Aufnahme:  Vollendung  des  10.  Leben^ahrs 
nnd  die  filr  den  Eintritt  in  eine  V  erforderlichen  Elementarkenntnisse.  Eine 
bestimmte  Herkunft  ist  nicht  Bedingung  der  Aufbahme.  —  Die  Zahlungen 
der  18  Beneficiaten  bestehen  lediglich  in  Unterrichtsgeld  (12  Thlr.  10  Sgr. 
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jShrl.),  Anfwärtergeld  (5  Thlr.  20  Sgr,  bis  6  Thlr.  12  Sgr.  6  Pf.),  irztl  Hononr 
(4  Thlr.),  Beiträe^n  für  Tarnen  und  fär  kleine  Schulbedilrfniase  (1  Thlr.  2  Sgr. 
bis  1  Thlr.  5  Sgr.)  Die  Pensionaire  haben  im  allgemeinen  gleiche  Zahlungen  za 
leisten  wie  die  Alumnen.  Das  Kostgeld  beträgt  130  Thlr.  —  Es  wird  beabsich- 
tigt, die  Cl.  V  wegfallen  zu  lassen  und  statt  derselben  eine  III  hinzoBafDgen, 
die  Zahl  der  Freistellen  um  6  zu  vermehren  und  aufserdem  12  Koststellen 
zu  gründen  mit  einem  Pensionsmtz  von  120  Thlr.,  auch  für  die  Beneficiaten 
alle  Zahlungen,  au&cr  einem  Antritts-  und  Abgangsgeld  von  je  1  Thlr.  auf- 
zuheben. Bedingung  der  Aufnahme  wird  dann  das  12.  Lebensjahr  nnd  die 
Reife  für  IV  sein.  Dem  Rector  werden  2  Ai^juncten  zur  Seite  stehen,  die 
mit  den  Zöglingen  zusammen  wohnen. 


Das  Alumnat  im  Pädagogium  des  Klosters  U.  L.  Fr.  zu 

Magdeburg. 

(Nachr.  v.  12,  Juni  1857.)  Das  Pädagogium  des  Klosters  U.  L.  Fr. 
umfafist  ein  vollständiges  Gymnasium  und  ein  Alumnat.  Letztere  kann 
nach  seiner  Räumlichkeit  72  Zöglinge  aufnehmen.  Die  Meldung  für  dasselbe  ge- 
schieht ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  vorher  beim  Propst  und  Dir.  des  Klosters. 
Der  Meldung  ist  beizufügen:  a)  ein  Zeugnifs  über  die  Fähigkeiten,  die  Voi^ 
kenntnisse  und  das  sittliche  Verhalten  des  Aufzunehmenden,  welches,  wenn 
er  schon  eine  öffentliche  Lehranstalt  besuchte,  von  dem  Dirigenten  derselben 
ausgestellt  sein  mufs;  b)  ein  Impfattest. 

In  das  Alumnat  können  nur  solche  Schüler  aufgenommen  werden,  welehe 
mindestens  die  IV  erreicht  und  das  12.  I^bensjahr  zurückgelegt  haben.  Die 
Gewährung  des  Gesuchs  um  Aufnahme  hängt  besonders  auch  von  den  ent- 
standenen Vacanzen  ab.  Die  Vorbildung  des  für  die  IV  oder  ftir  eine  noeh 
höhere  Classe  in  das  Alumnat  Aufzunehmenden  wird  in  der  Regel  dem  Lehr- 
gang und  den  Anforderungen  des  Pädagogiums  vollkommner  entsprechen, 
wenn  derselbe  wenigstens  auch  den  Unterricht  unsrer  V  als  Stadtschttler 
genossen  hat.  Die  Abmeldung  der  Alumnen  mufs  ein  volles  Vierteljahr 
vorher  geschehen. 

Zu  zahlen  ist  an  die  Gasse  des  Klosters  bei  der  Aufnahme  3  Thlr. 
Eintrittsgeld  und  3  Thlr.  zum  Tischservice.  Beim  Abgang  bezahlt  jeder 
Schüler  für  das  Abiturienten -Prüfiingszcugnifs  2'/.  Thlr.,  für  jedes  andre 
Abgangszeugniis  1  Thlr.  Da  das  Kloster  seine  Einkünfite  für  die  Schnl- 
und  Erziehungsanstalt  verwendet^  so  ist  es  ihm  möglich,  die  jährl.  Pension 
eines  Alumnus  auf  120  Thlr.,  mit  Einschlufs  des  Schulgelds,  zu  stellen, 
auch  einer  Anzahl  dürftiger  und  hoffnungsvoller  Zöglinge  die  Pension  ent- 
weder ganz  oder  zum  Theil  zu  erlassen.  Die  Pension  der  Alumnen  wird  in 
Quartalzalilungon  und  zwar  im  ersten  Monat  jedes  Quartals  voraus  entrichtet 
Sollte  die  Pension  nicht  in  den  bestimmten  Terminen  abgeführt  wcnlen,  so 
wird  die  Administration  des  Klosters,  welcher  dies  obliegt,  die  Eltern  oder 
Vormünder  an  die  Zahlung  erinnern.  Wer  2  Quartalzahlungen  schuldet,  kann 
nur  dann  Schüler  der  Anstalt  bleiben,  wenn  die  ganze  Schuld  sofort  abge- 
trabten wird.  In  der  Mitte  Decembers  darf,  des  Rechnungsabschlusses  wegen, 
Niemand  mit  seinen  Zahlunj;on  im  Rückstand  sein. 

Zur  Zeit  bestehen  bei  <icm  Alumnat  folgende,  aus  den  Einkünften  dei 
Klosters  Hiefsende  Beneficien,  welche,  auf  Vorschlag  des  Convents  onter 
Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  ausschliefslich  an  dürftige,  durch  Fldb 
und    sittliche   Aufführung   sich   auszeichnende   Z<")glinge  verliehen   werden: 

a)  20  Heneficion,  welche  20  Alumnen  einen  völligen  Erlafs  der  jährlichen 
Pension  von  120  Thlr.  gewähren,  aber  nur  Primanern  und  Secundanem,  in 
seltenen    Füllen    auch    wohl    einem   Obertertianer,   ertheilt   wenlen   dürfen; 

b)  If)  Benctici(?n  der  Art,  dafs  15  Alumnen  an  der  festgesetzten  Pension  \ 
crladscn  werden,  ein  jeder  derselben  also  jährl.  an  Pension  nur  30  Thlr.  in 
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entrichten  hat;  c)  15  Bcneficion  der  Art,  dafs  15  Alumnen  nur  die  Hälfte  der 
festgesetzten  Pension  mit  60  Thir.  jährl.  entrichten.  Qesuohe  um  Verlei- 
hang  dieser  Beneficien  sind  schriftlich  bei  dem  Propst  und  Dir.  des  Klosters 
einxoreichen  und  können  nur  dann  Berücksichtigung  finden,  wenn  von  den 
bestehenden  Beneficien  eins  erledigt  ist,  die  Bedürftigkeit  des  Zöglings  fest- 
steht nnd  das  Lehrercollegium  sich  ftir  die  Würdigkeit  desselben  ausgespro- 
chen hkL  Daher  erhalten  meist  nur  solche  Alumnen  ein  Beneficium,  welche 
sich  schon  eine  Zeit  lang  in  Fleifs  und  Betragen  bewährt  haben. 

Aus  dem  Kloster -Bergeschen  Studienfonds  erhält  das  Pädagogium  die 
Summe  von  200  Thlr.  in  halbjährl.  Katen.  Hieraus  werden  ganze  Beneficien 
von  50  Thlr.  und  halbe  von  25  Thlr.  gebildet  und  halbjährl.  verliehen  an 
dürftige,  dem  Universitätstudium  künftig  sich  widmende  Schüler,  welche  be- 
reits in  der  3.  Glasse,  von  oben  gerechnet,  sich  befinden  und  denen  von  dem 
Lehrercollegium  das  Zeugnifs  guter  Fähigkeiten,  eines  vorzüglichen  Fleifses 
and  eines  stets  guten  Betragens  ertheilt  wird.  Am  Ende  der  Monate  April 
nnd  October  jedes  Jahrs  werden  die  Vorschläge  zur  Verleibunff  von  dem 
ProiMt  nnd  Dir.  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  eingereicht,  welches  hierauf  die 
wirkliche  Stipendien  Verleihung  anordnet.  Diese  Unterstützungsgelder  werden 
Yierteljährl.  von  der  Gasse  des  Klostors  nur  an  die  Eltern  oder  Vormünder 
der  Beneficiaten  gegen  Quittung  gezahlt,  welche  sich  gegen  den  Propst  und 
Dir.  Aber  die  zweckmäfsige  Verwcndang  der  erhaltenen  Summen  auszu- 
weisen haben. 

Der  Alumnus  hat  mitzubringen:  ein  vollständiges  Bett,  die  nöthige 
Leib-  nnd  Bettwäsche,  Handtücher,  Waschbecken,  eine  Lampe,  Trinkglas, 
Tasse  etc.  Wollen  die  Angehörigen  das  Reinigen  der  Wäsche  nicht  selbst 
besorgen  lassen,  so  geschieht  dies  ftir  ihre  Rechnung  von  Wäscherinnen, 
welche  das  Kloster  dazu  annimmt.  Stiefel  und  Kleider  reinigen  die  Haus- 
diener gegen  eine  vierteljährl.  Vergütung  von  1%  Thlr.  Die  übrige  Bedie- 
nung, aufeer  der  Krankenpflege,  verrichtet,  soweit  sie  die  eigenen  Bedürf- 
nisse des  Alumnus  erfordern,  das  Dienstpersonal  des  Klosters  unentgeltlich. 

Je  6  Alumnen  wohnen  zusammen  auf  einem  Wohnzimmer  und  schlafen 
zusammen  in  einem  dabei  liegenden  Schlafzimmer.  Jede  Stubengcnossen- 
schaH;  umfafst  Schüler  verschiedener  Classcn  und  steht  unter  einem  Alumnus 
aas  der  Zahl  der  obersten  Schüler  (Senior),  der  verpflichtet  ist,  unter  seinen 
Stubengenossen  auf  Zucht  und  Ordnung,  Fleifs  und  Beobachtung  der  Schul- 
gesetze zu  halten.  Die  Stnbengenossenschaften  werden  halbjährl.  nach  den 
über  die  Eigenthümlichkeiten  der  einzelnen  Alumnen  gemachten  Erfahningen 
vom  Prorector  aufgestellt  und  in  gemeinsamer  Beratbung  sämmtlicher  Lehrer 

SK>rdnet  Mehrere  Lehrer  wohnen  und  leben  unter  den  Zöglingen,  essen 
ittags  nnd  Abends  mit  ihnen  gemeinschaftlich  an  einem  Tisch,  und  suchen 
durch  Wohlwollen  und  Fürsorge  einen  offnen  und  vertrauensvollen  Anschlufs 
des  Zöglings  an  ihre  Person  zu  bewirken.  An  der  Beaufsichtigung  und 
den  Erziehungsarbeiten  des  Alumnats  nehmen  auch  die  übrigen  Mitglieder 
des  Lehrercollegiums,  mit  Ausnahme  der  wissenschaftlichen  Hülfslehrer  und 
der  technischen  Lehrer,  Theil.  Neben  je  3  Stubengenossenschaften  wohnt 
im  Alumnat  ein  unverheiratheter  Lehrer,  welcher  die  nächste  Aufsicht  über 
das  ganze  Leben  und  Treiben  dieser  3  Genossenschaften  führt,  der  Stube n- 
inspector;  aufserdem  besorgt  in  täglichem  Wechsel  einer  der  Lehrer  die 
allgemeine  Aufsicht  über  die  pünctliche  Durchführung  der  Tagesordnung,  der 
Tagesinspector;  dabei  ist  jeder  Alumnus  einem  Lehrer  als  seinem  beson- 
dern Fürsorger  und  Berather  in  allen  persönlichen  Angelegenheiten,  seinem 
Tutor,  zugetheilt.  Der  Director  ist  der  Vorsteher  des  ganzen  Alumnats. 
Erhebliche  Ereignisse  und  Disciplinarfalle  im  Alumnat  werden  sofort  zur 
Kenntnifis  des  Prorectors  und  des  Dircctors  und  zu  deren  weiterer  Verfügung 
gebracht  Gemeinsame  Beratbung  und  Erledigung  finden  die  Angelegenheiten 
des  Alumnats  in  den  wöchentlichen  oder  aufserordentUchen  Lehrerconferenzen. 
Der  Tutor  eines  Alumnus  ist  Stellvertreter  der  Eltern  in  allen  Angele- 
genheiten desselben,  die  Mittelsperson  zwischen  der  Anstalt,  dem  Zögling 
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und  den  Eltern;  daher  erstreckt  sich  seine  Fürsorge  Aber  das  ganxe  leibUehe 
nnd  geistige  Wohl  seines  Anvertrauten.  Mit  dem  Tutor  haben  sich  die  An- 
gehörigen des  Alumnus  beim  Eintritt  zu  berathen  und  zu  einigen,  in  welcher 
Weise  für  die  Bedürfnisse  desselben,  deren  Befriedigung  die  Anstalt  nickt 
tibemommen  hat,  gesorgt  werden  soll,  namentlich  auch  über  die  HOhe  des 
Taschengelds,  das  wöchentl.  7  bis  15  Sgr.  betragen  kann,  nie  aber  20  Sjfr. 
fibersteigen  darf,  auch  wenn  Frühstück  und  Vesperbrot  zu  bestreften  ist, 
über  die  Ausgaben  für  Licht,  Schreibmaterialien,  Bücher,  Wäsche,  Kleidang- 
stücke ete.  —  und  wie  viel  etwa  außerdem  auf  nützliche  und  lehrreiche  Dinge 
verwendet  werden  darf.  Es  ist  nicht  zulässig,  dafs  der  Alumnus  über  das 
Geld  zu  allen  diesen  Ausgaben  selbständig  verföge;  selbst  der  Primaner  unter- 
liegt in  dieser  Beziehung  noch  gewissen  Beschränkungen  der  Obhut  Daher 
führt  der  Tutor  die  Gasse  seines  Schutzbefohlnen.  Demzufolge  sind  lüKe 
Gelder,  die  für  einen  Alumnus  verwendet  werden  sollen,  unmittelbar  und  nnr 
an  dessen  Tutor  gegen  Quittung  einzusenden,  und  dieser  ttbergiebt  am  Ende 
jedes  Quartals  den  Eltern  oder  dem  Vormund  eine  von  dem  Dir.  durch- 
gesehene, mit  den  Quittungen  der  Empfanger  belegte  Rechnung  aller  fllr 
den  Alumnus  bestrittenen  Ausgaben  zur  Abnahme  und  Rückäufserung.  Mit 
dem  Anfang  des  folgenden  Quartals  ist  der  Vorschufii  zu  den  bevorstehenden 
Ausgaben  ausreichend  zu  erneuern,  so  dafs  der  Tutor  nicht  genOthigt  wild, 
Gelder  auszulegen.  Wie  der  Dir.  stets  bereit  sein  wird,  die  Wünsche  der 
Eltern  oder  des  Vormunds  bei  der  Ernennung  des  Tutors  zu  berücksichtigen, 
eben  so  erforderlich  ist  es,  dafs  sie  dem  Tutor  mit  Offenheit  nnd  Vertrauen 
entgegen  kommen. 

Sollte  ein  Alumnus  erkranken,  so  wird  zu  seiner  Heilung  der  klöster- 
liche Arzt  gerufen.  Auf  dessen  Rath  bezieht  der  Kranke  eins  der  Kranken- 
zimmer und  es  wird  zu  seiner  Bedienung  eine  besondre  Krankenwärtern! 
angenommen;  der  Tutor  giebt  den  Angehörigen  Nachricht.  Das  ärztlidie 
Honorar,  die  Kosten  ftlr  Heilmittel,  Wartung  und  Pflege  tragen  die  Angehö- 
rigen des  Alumnus.  — 

Alumnat  des  GymnaBiums  zu  Burg. 

1.  Zweck  und  Ziel  des  mit  dem  hiesigen  Gymn.  verbundenen  Alumnats 
ist,  den  ihm  übcrgcbenen  Zöglingen  einerseits,  soweit  es  möglich  ist,  die 
Pflege  des  elterlichen  Hauses  zu  ersetzen,  andrerseits  eine  sorgfältige  Beanf- 
sichtigung  ihrer  Studien  und  treue  Ueberwachung  des  ganzen  Lebens  zu  ge- 
währen ;  Hauptgosichtspunct  für  seinen  Beginn,  wie  für  seine  ganze  kflnft^ 
Entwickelung  ist  daher  der,  dafs  der  Charakter  des  Familienlebens  in  ihn 
möglichst  gewahrt  werde.  Als  höchste  Zahl  künftiger  Entwickelung  wird  die 
Zahl  von  Sö  Alumnen  angenommen.  2.  Die  Oberleitung  des  Ganzen  liegt 
in  den  Händen  de^  Gymnasialdirectors  (z.  Z.  des  Dr.Frick,  Begründers  des 
Alumnats).  «3.  Die  nächste  Leitung  haben  sodann  ein  in  der  Anstalt 
wohnender  Alumnatsinspector  und  eine  Hausmutter,  welche  die  leibliehe 
Pflege  der  Alumnen  besorgt  und  alle  diejenigen  Pflichten  erfüllt,  welche  lieh 
aus  ihrer  Stellung  von  selbst  ergeben.  Aufserdem  übt  in  jedem  Zimmer  ein 
Vertrauensschüler,  Senior,  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Jüngeren  Schttkff. 

4.  Die  Pension,  welche  in  vicrteljährl.  (ausnahmsweise  auch  monad.) 
Raten  praennm.  an  den  Dir.,  der  zunächst  die  Gasse  selbst  verwaltet,  eie- 
zuzahlen  ist,  beträgt  1*20  Thlr.  Gründung  von  Beneficiatenstellen  nnd  &- 
mäfsigung  des  Satzes  für  bedürftige  und  würdige  Schüler  wird  erstrebt. 
Der  Z^^gling  erhält  für  diese  Pension  Wohnung,  Mobilien,  vollständige  Be- 
köstigung, Licht,  Heizung  und  Aufwartung.  Jeder  Zögling  hat  mitzubrin- 
gen: Bettstelle  und  Hottzeug,  Handtücher  und  Servietten,  und  ein  Schreib- 
zeug. Für  die  Beschaffung  von  Messer,  Gabel,  Löffel,  Tasse,  Glas  hat  er 
beim  Kintritt  1  Thlr.  zu  zahlen;  für  ärztl.  Behandlung  in  gewöhnlichen  Krank- 
hcitHfällen  jahrl.  1  Thlr.  an  den  Arzt.  Für  die  Wäsche  hat  er  selbst  n 
sorgen.   Für  das  Reinigen  der  Kleider  und  Stiefel  werden  von  denen,  welche 
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noh  nicht  selbst  damit  befassen  wollen,  monatlich  5  Sgr.  entrichtet  Weitere 
Ansgmben  entstehen  nicht  Jeder  Zögling  deponirt  aber  bei  seiner  Aufnaiime 
eine  Summe  von  ö  Thlr.  als  Bestand,  aus  welcher  das  wöchentl.  Taschengeld, 
sowie  sonstige  kleine  Ausgaben,  zu  denen  die  Eltern  ihre  Einwilligung  geben, 
kleine  Rechnungen  für  Ausbesserungen  etc.  bestritten  werden,  die  yiertel- 
jahrL  sn  ergänzen  ist,  und  deren  Rest  beim  Abgang  des  SchQlers  eurück- 
etstattet  wird. 

5.  Für  die  Ferien  wird  das  Verreisen  der  Zöglinge  gewünscht,  für  die 
grolsen  Sommerferien  dasselbe  ihnen  zur  Verpflichtung  gemacht.  Wünschen 
die  Eltern  aus  besonderen  Gründen,  dals  ein  Zögling  w&hrend  der  anderen 
Ferien  in  der  Anstalt  bleibe,  so  wird  dafür  eine  entsprechende,  vom  Dir.  fest- 
nsetzende  Vergütung  entrichtet  Auf  die  kurzen  Pfingstferien  findet  diese 
Bestimmung  keine  Anwendung. 

6.  Dem  Abgang  mnfs,  wofern  er  nicht  vom  Abiturientenezamen  ab- 
hingt, Tierteljährl.  Kündigung  voraufgehn. 

7.  Von  dem  Taschengeld,  aufser  welchem  die  Zöglinge  keinerlei  Geld 
in  die  Hände  bekommen  sollen,  dessen  Höhe  die  Eltern  bestimmen  und  das 
Jedesmal  am  Sonnabend  Abend  ausgezahlt  wird,  sind  alle  kleineren  Ausgaben 
(s.  B.  <lie  Schreibmaterialien)  zu  bestreiten.  Ausbesserungen  an  Kleidung- 
stücken  und  am  Schuhwerk  werden  nur  bei  besonderen,  von  der  Anstalt  ge- 
wählten Handwerkern  bestellt.  Die  Anschaffung  von  Büchern  und  Kleidung- 
Stücken,  soweit  sie  nicht  von  den  Eltern  selbst  übernommen  wird,  unter- 
liegt der  Controle  des  Alumnatsinspectors,  welcher  die  Anweisung  auf  die 
Lieferung  der  betreff.  Gegenstände  ertheilt  und  die  Rechnungen  der  Zög- 
linge beglaubigt.  Ueber  alle  Ausgaben,  welche  nicht  vom  Schüler  selbst 
ans  seinem  Taschengelde  bestritten  werden,  wird  vom  Zöglinge  unter  Auf- 
sicht des  Alumnatsinspectors  Buch  geführt  und  die  Beläge  Tierteljährl.  den 
Eltern  zugestellt. 


A.  H.  Francke's  Stiftungen  zu  Halle  a.  S. 

1«  Die  Waisenanstalt. 

(Nachr.  y.  10  Apr.  1863.)  „Die  Waisenanstalt  in  den  Franckischen 
Stiftungen  hat  zum  Zweck,  entweder  ganz  verwaiste  oder  doch  vaterlose 
Kinder  evangelischer  Confession,  vorzüglich  Söhne  aus  den  mittleren  Ständen, 
welche  in  der  Ehe  erzeugt,  unvermögend,  gesund  und  nicht  verwahrlost  sind, 
^nz  kostenfrei  zu  erziehen  und  für  den  künftigen  Beruf  zu  unterrichten. 
Die,  welche  zu  stndiren  wünschen  und  nach  sorgfaltiger  Prüfung  dazu  fQr 
fähig  erkannt  werden,  bleiben  in  der  Anstalt  bis  zum  Uebergang  auf  die 
Universität ;  alle  anderen  bis  zum  Eintritt  ins  bürgerliche  Leben,  nach  zuvor 
erfolgter  Confirmation,  welche  gesetzlich  in  dem  Alter  von  14  Jahren  Statt 
findet.  Die  Aufnahme  in  die  Anstalt  tritt  in  der  Regel  nach  dem  zurück- 
gelegen 10.  Jahre  ein;  das  Alter  von  12  und  mehr  Jahren  schliefst  ver- 
ussungsmäfsig  von  der  Aufnahme  aus.  Diese  kann  aus  jeder  Familie  nur 
einem  Mitgliä  gewährt  werden. 

Die  Gesuche  um  Aufnahme  sind  bei  dem  Directorium  der  Franckischen 
Stiftungen  schriftlich  einzureichen  und  müssen  eine  möglichst  genaue  Schil- 
derung der  besonderen  Verhältnisse  des  Aufzunehmenden  enthalten.  Das 
Anhaltungschreiben  ist  zu  begleiten  a)  mit  dem  Todtenschein  des  Vaters, 
b)  dem  Taufzeugnifs,  c)  dem  Impfungs-  und  Gesundheitsattest,  d)  dem  Schul- 
zengnifs  des  Kindes,  e)  einem  gerichtlichen,  von  der  betreff!  vormundschafl- 
lichen  Behörde  ausgestellten  Ausweis  über  das  Vermögen  desselben,  sowie 
f)  einem  gehörig  beglaubigten  Attest  über  die  Unvermögenheit  der  Mutter. 
Genügen  die  eingesandten  Zeugnisse,  so  wird  die  Waise  zunächst  in  das 
VerzeichniJb  der  Aufzunehmenden  oder  in  die  Expectantenliste  eingetragen; 
jedoch  geschieht  dieses  nicht  vor  dem  vollendeten  6.  Lebensjahr. 
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Wenn  das  aufzunehmende  Kind  einiges,  jedoch  nicht  hinlängliches  Ver- 
mögen besitzt,  so  mufs  zugleich  die  Erklärung  gegeben  werden,  dadi  wenig- 
stens die  Zinsen  dieses  Vermögens,  so  lange  das  Kind  auf  der  Anstalt  ist, 
dieser  regelmäfsig  zufliofsen  sollen.  Eine  gleiche  Bewandtnifs  hat  es  mit  dem 
Vermögen,  welches  Vaterlosen  während  ihres  hiesigen  Aufenthalts  zuiallt; 
es  mtttöte  denn  sein,  dafs  dasselbe  grofs  genug  wäre,  um  die  ganze  Erzie- 
hung davon  bestreiten  zu  können,  in  welchem  Fall  das  betreff.  Kind  die 
Anstalt  verlassen  mufs.  Werden  aus  irgend  einer  Casse  für  ein  aufgenom- 
menes Kind  Erziehungsgelder  gezahlt,  so  müssen  diese  für  die  Zeit,  wo  das- 
selbe in  der  hiesigen  Anstalt  erzogen  wird,  an  dieselbe  eingezahlt  werden. 

Die  wirkliche  Aufnahme  der  Expectanten  findet  nach  der  Reihenfolge 
des  Alters  und  der  Zeitfolge  der  Anmeldung  Statt  Sobald  Stollen  in  der 
Anstalt  erledigt  werden,  wird  den  Angehörigen  derer,  welche  die  Reihe  trifft, 
dies  in  Zeiten  angezeigt,  und  der  Termin  der  Aufnahme  bestimmt.  Wenn 
der  Einberufene  zur  bestimmten  Zeit  nicht  eintrifft,  auch  keine  Anzeige  des- 
falls  erfolgt,  so  wird  angenommen,  dafs  man  auf  das  Recht  der  Aufnahme 
ftlr  immer  verzichtet  habe.  Bei  einer  etwanigen  Wiederverheirathung  der 
Mutter  eines  Expectanten  erlischt  die  durch  die  Notirung  gegebene  Anwart- 
schaft auf  die  wirkliche  Aufnahme  desselben.  Sollten  Expectanten,  bevor 
sie  die  Einladung  zum  Eintritt  erhalten,  anderweitig  untergebracht  oder  ver- 
storben sein,  so  darf  man  erwarten,  liievon  in  Kenntnifs  gesetzt  zu  werden. 
Die  Neuankommenden  haben  sich  unmittelbar  nach  ihrer  Ankunft  dem  In- 
spector  der  Waisenanstalt  persönlich  vorzustellen,  welcher  das  Weitere  für 
sie  besorgen  wird. 

Die  Angehörigen  der  in  die  Anstalt  aufgenommenen  Kinder  haben  sieh 
jeder  unmittelbaren  Einwirkung  auf  die  Erziehungs-  und  Unterrichtsverhilt- 
nisse  derselben  gänzlich  zu  enthalten.  Gehörig  angebrachte  Wünsche  werden 
indefs  geprüft  und  möglichst  berücksichtigt  werden.  Es  wird  namentlich  den 
Angehörigen  zur  Pflicht  gemacht,  den  Kindern  während  ihres  Aufenthalts 
in  der  Anstalt  durchaus  kein  Geld  ohne  Wissen  des  Inspectors  der  Anstalt 
zukommen  zu  lassen.  Wollen  sie  den  Kindern  ein  kleines  wöchentl.  Taschen- 
geld, wie  es  zwcckmäfsig  ist,  verabreicht  wissen,  so  darf  dies  nur  durch  den 
Inspcctor  geschehen,  den  sie  darum  angehen  müssen.  —  Die  Erfahrung  hat 
gelehrt,  (lafs  den  Kindern  sogar  gröfsere  Summen  heimlich  zugeschickt  wü^ 
den  sind.  Diejenigen,  welche  sich  dies  erlauben  sollten,  haben  es  sich  selbst 
zuzuschreiben,  wenn  die  Kinder  als  solche,  die  dürftigeren  Platz  machen 
müssen,  zurückgeschickt  werden. 

Für  die  den  Wissenschaften  bestimmten  Zöglinge  mufs  die  Festsetzung 
der  Zeit,  wann  sie  die  Universität  beziehen  sollen,  lediglich  dem  Ermessen 
ihrer  I^hrer  und  Vorgesetzten  überlassen  bleiben. 

Diejenigen  Zöglinge,  welche  sich  nicht  zum  Studiren  eignen,  können 
zwar  von  ihren  Angeh<)rigen  zu  jeder  Zeit  abgerufen  werden;  jedoch  sind 
diese  und  besonders  die  resp.  Vormünder  verpflichtet,  dieselben  nach  vorher- 
geschehener Anzeige  und  erfolgter  Confirmation  unweigerlich  zu  der  be- 
stimmten Zeit  zurückzunehmen.  Desgleichen  sind  die  Angehörigen  und 
Vormünder  verpflichtet,  die  uns  anvertrauten  Zöglinge  wieder  zurückzuneh- 
men, sobald  ihnen  die  Anzeige  zugekommen  ist,  dafs  dieselben  nach  ange- 
stellter Horgfiiltiger  Untersuchung  entweder  für  den  Zweck  ihres  Hierseins 
gänzlich  untauglich,  oder  für  ihre  Mitzöglinge  geradezu  schädlich  befunden 
worden. 

Jeder  Orphanus,  der  regelmäfsig  entlassen  wird,  erhält  bei  seinem  Ab- 
gang eine  vollständige  Kleidung,  oder  wenn  es  ausdrücklich  verlangt  wird, 
statt  derselben  ein  angemessenes  Geschenk  an  baarem  Golde.  Die  Anstalt 
hat  durchaus  keine  Verpflichtung,  für  die  Kinder  nach  ihrer  Entlassung  in 
sorgen,  wird  jedoch,  wo  sich  ihr  Gelegenheit  darbietet,  dieselben  passend  un- 
terzubringen, deren  Angehörige  davon  in  Kenntnifs  setzen."   Das  Directorinm. 
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8.   Die  mit  der  latein.  Hauptsehule  und  der  Beabehule  yerbundene 
Pensioiiganstalt. 

(Nachr.  ▼.  IB.  Juli  1866.)  Die  Penflionsanstalt  in  den  Franckischen 
Stiftungen  ist  ftlr  solche  Knaben  bestimmt,  welche  die  lateinische  Hauptschule 
oder  die  Realschule  dieser  Stiftungen  besuchen  sollen.  Die  lat  Haupt- 
schale  yerfol^t  den  allgemeinen  Zweck  der  Gymnasien  unsers  Vaterlandes 
and  hat  als  eine  Vorbereitungschule  wissenschaftlicher  Bildung  die  Bestim- 
mnngy  ihre  Zöglinge  vorzugsweise  für  das  akadem.  Studium  und  den  eigent- 
Udien  Oelehrtenberuf  grilndlich  vorzubereiten,  ohne  die  Theilnahme  derer 
aoscnschliefsen,  für  welche  zum  Eintritt  in  eine  administrative  Laufbahn, 
6mm  Bau-,  Berg-,  Forst-,  Steuer-  oder  Postfach  oder  in  den  Officierstand  der 
Besuch  eines  Gymn.  verlangt  oder  gestattet  wird.  Die  Realschule  gehört 
n  den  Realschulen  erster  Ordnung. 

Der  Pensionsanstalt  sind  in  dem  am  mitüern  Hof  der  Stiftungen  stehen- 
den gröfsten  Gebäude  3  neben  einander  gelegene  Abtheilungen  eingeräumt 
Diese  enthalten  in  4  Etagen  39  zur  Aufnahme  der  Alumnen  bestimmte  Wohn- 
zimmer, neben  jedem  die  entsprechenden  Schlafkammem.  Die  Zimmer  der 
einen  Abtheilung  werden  von  4— -ö  Zöglingen  bewohnt,  die  der  beiden  anderen 
von  8—9.  Die  allgemeine  Aufsicht  über  das  Institut  führt  das  Directorium 
der  gesammten  Stiftungen,  die  specielle  Leitung  ist  dem  jedesmaligen  Rector 
der  lat.  Hauptschule  (z.Z.  Condir.  Dr.^(2/er)  anvertraut.  Unter  ihm  wirken  7, 
zugleich  bei  der  lat  Schule  angestellte,  Lehrer  als  Specialaufseher  für  je 
5—6  Stuben.  Zur  Verwaltung  der  Ökonom.  Angelegenheiten  der  Anstalt  und 
der  Zöglinge  insbesondre  ist  ein  eigner  Beamter  (z.  Z.  Inspeotor  Beschnidt) 
angestellt.  Alle  Genannten  haben  ihre  Wohnungen  in  unmittelbarem  An- 
sehlntfl  an  die  der  Alumnen. 

Der  Gesundheit  der  Zöglinge  sind  die  reine  Luft,  das  treffliche  Wasser, 
die  freien  Spielplätze  innerhalb  der  Stiftungen,  welche  auch  Gelegenheit  zu 
Turnübungen  bieten,  sehr  förderlich.  Daher  sind  die  Stiftungen  vor  epidem. 
Krankheiten  bisher  auch  dann  bewahrt  geblieben,  wenn  solche  in  der  Stadt 
herrschten.  In  Krankheitsfallen  werden  dfe  Zöglinge  auf  das  besondre  Kranken- 
hims  der  Anstalt  gebracht  und  genicisen  dort  unter  der  ärztlichen  Behand- 
long  des  Anstaltsarztes  der  sorgfältigsten  Pflege.  Ein  junger  Assistenzarzt 
hat  seine  Wohnung  im  Krankenhause  selbst.  —  Während  der  Ferien  können 
die  Alumnen,  wenn  ihre  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  es  erlauben,  ver- 
leisen;  für  die  4wöchentl.  Herbstferien  ist  es  durch  die  Verhältnisse  geboten, 
da(s  alle  die  Anstalt  verlassen. 

Sämmtliche  Zöglinge  essen  zusammen  unter  Aufsicht  des  Inspectors  und 
eines  Lehrers. 

Der  Mittagstisch  kann  nach  Wahl  und  Bestimmung  der  Eltern  in  zwei- 
facher Weise  gewährt  werden.  An  dem  sogen,  zweiten  Tisch  wird  nur  3  Mal 
in  der  Woche  Fleisch,  an  den  übrigen  Tagen  blofs  Gemüse  verabreicht;  die 
4n  dem  sogen,  ersten  Tisch  speisenden  erhalten  täglich  Braten  oder  Koch- 
fleisch resp.  Fleischeswerth  an  Eier-  oder  Mehlspeisen  und  aufserdem  zuvor 
Bnppe.  Für  Frühstück  und  Vesperbrot  haben  die  Zöglinge  selbst  zu  sorgen. 
C^  ist  ihnen  iedoch  Gelegenheit  geboten,  solches  von  dazu  angenommenen 
brauen,  welche  in  dem  Gebäude  der  Anstalt  wohnen  und  unter  besondrer 
Gontrole  stehen,  zu  kaufen. 

Die  Anmeldungen  zur  Aufnahme  sind  an  den  rechnungsführenden 
Inspector  (Benehnidt)  zu  richten.  Dieselben  müssen  zeitig  gemacht  werden, 
^eU  man  sonst  genöthigt  sein  könnte,  wegen  Mangels  an  Raum  die  Auf- 
nahme zu  der  gewünschten  Zeit  zu  versagen.  Bei  der  Anmeldung  ist  1)  das 
Taufiseugnils  des  Recipienden,  2)  ein  Zeugnifs  über  Gesundheit  und  erfolgte 
Bevaccination  desselben  und  3)  ein  drgl.  über  die  Bildung,  welche  er  bisher 
empfangen  und  über  sein  sittliches  Verhalten  einzureichen.  Auch  ist  eine 
Erklärung  darüber  erforderlich,  für  welche  Schule  derselbe  bestimmt  ist,  ob 
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er  ein  Zimmer  zu  4  oder  zu  8  Personen  bewohnen  bo11|  und  ob  er  CUvier 
zu  spielen  beabsichtigt  oder  nicht. 

Die  Aufnahmen  finden  zu  Ostern  und  zu  Michaelis  Statt.  Es  ist  wauchens- 
werth,  dafs  die  Eltern  oder  Angehörigen  die  Zöglinge  bei  der  Aufnahme 
hieher  begleiten,  damit  über  die  ganze  Einrichtung,  insbesondre  bezfiglich 
der  Speisung,  des  zur  Bestreitung  des  Frühstflcks  auszusetzenden  Taaeben- 
gelds  u.  s.  w.  das  Nähere  mündlich  besprochen  werden  kann. 

Mitzubrin;;en  hat  der  Neueintretende  ein  Bett,  (welches  Jedoch  aach  inr 
Miethe  gegeben  werden  kann)  nebst  Bettw&sche.  Femer  mufo  er  mit  dop- 
pelter Kleidung,  doppeltem  Turnanzug,  mit  der  nöthigen,  genau  gezeichneteD 
Leibwäsche  und  mit  Handtüchern  versehen  sein.  Ferner  t^dflrfen  diejenigen, 
welche  Stuben  zu  4  — 5  Zöglingen  bewohnen  sollen,  eines  Arbeitspalts,  wel- 
ches Jedoch  zwcckmäfsig  hier  am  Ort  zu  beschaffen  ist.  Ueber  alle  mitge- 
brachten Gegenstände  ist  dem  luspector  ein  Verzeichnifs  zu  behändigen,  n^k 
welchem  die  Bestände  bei  den  Zöglingen  von  Zeit  zu  Zeit  revidirt  werden. 

Die  Kosten  anlangend  so  sind  beim  Eintritt  an  die  Gasse  des  Institnti 
zu  entrichten:  wenn  der  Zögling  am  1.  Tisch  speist  1  Thlr.  10  Sgr.,  wenn  er 
am  2.  speist  1  Thlr.  5  Sgr.,  wovon  resp.  20  Sgr.  und  15  Sgr.  dem  SpeisewirA 
für  Anschaffung  und  Erhaltung  des  Bestecks  zufliefsen.  Die  sonstigen  Ein- 
trittsgelder betragen  bei  der  lat.  Hauptschule  fUr  die  Prüfung  20,  f&r  die 
SchuIcRsse  15  Sgr.,  bei  der  Realschule  beides  Je  1  Thlr. 

Die  für  die  weitre  Daner  des  Aufenthalts  entstehenden  Kosten  sind  theili 
bestimmte,  theils  Ungewisse.  Zu  enteren  gehören  1.  das  Pensionsgeld. 
Dies  beträgt  Hir  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung  etc.  bei  den  Zöglingen  aaf 
Stuben  zu  4— 5  Alumnen  5  Thlr.,  bei  denen  auf  Stuben  zu  8—9  8  Thlr.  und 
aufserdcm  für  Remuncrirung  des  Arztes,  Stiefelwichsen,  Besteckreinigung, 
Matrntzenmiethe  und  Feuerversicherung  der  Effecten  von  Jedem  1  Thlr.  pro 
Quartal.  Daneben  haben  die  bereits  confirmirten  Zöglinge,  wenn  sie  auf 
Stuben  zu  4— 5  wohnen,  5  Sgr.,  sonst  2  Sgr.  6  Pf.  für  den  Prediger,  Schüler 
der  unteren  Classen  für  die  Reinigung  des  Kopfes  5  Sgr.;  diejenigen,  die  das 
Bett  von  der  Anstalt  entleihen,  1  Thlr.  15  Sgr.;  diejeniffen,  welche  steh  die 
Kleider  von  dem  Anfwärter  reinigen  lassen,  7  Sgr.  6Pl;  diejenigen,  welebe 
Ciavier  spielen,  den  auf  sie  zu  repartirenden  Antheil  an  der  Miethe  für  die 
Instrumente,  quartaliter  zu  entrichten.  Noch  werden  Jedem  alljährlich  fir 
das  Sonnen  der  Betten  im  Sommer  1  Sgr.  3  Pf.,  für  die  Flufsbäder  10  Sgr., 
und  zu  Weihnachtsgeschenken  an  die  Bettfrau  5  Sgr. ,  an  den  Speisewirtk 
beim  2.  Tisch  2  Sgr.  G  Pf.,  beim  1.  5  Sgr.  in  Anrechnung  gebracht.  2.  Die 
Schulgelder.  Diese  betragen  bei  der  latein.  Hauptschule  für  die  Gl.  I  a.  11 
5  Thlr.,  für  die  Gl.  III  u.  IV  4'/,  Thlr.,  für  die  Gl.  V  u.  VI  4  Thlr.,  bei  der 
Realschule  für  die  Gl.  I  u.  II  6  Thlr.,  für  die  Gl.  III  -V  5  Thlr.,  für  die  a  VI 
4  Thlr.  quartiilitcr.  Für  zu  erthcilcnde  Schulzeugnisse  wird  1  Thlr.,  für  ein 
Maturität8zeugnifs2V.  Thlr.  gezahlt.  3.  DieTischgelder.  Sie  sind  fizirt  für 
den  1.  Tisch  auf  1  Thlr.  7  Sgr.  6  Pf.,  für  den  2.  Tisch  auf  21  Sgr.  pro  Woche, 
so  lange  der  Preis  des  ßrotkoms  nicht  über  40  Thlr.  pro  Wimpel  g^lt.  G^t 
derselbe  über  diesen  Satz  hinaus,  so  erhält  der  Speisewirth  eine  Zulage  von 
resp.  1  Sgr.  6  Pf.  und  1  Sgr.  pro  Woche,  welche  sich  wiederholt,  sobald  der 
Preis  die  nächsten  10  Thlr.  überschritten  hat.  Sollte  das  Directorinm  sieh 
veranlafst  finden,  dem  Speisewirth  für  aufserordentliche  Fälle  noch  weiter 
gehende  Zulagen  zu  bewilligen,  so  haben  die  Eltern  der  Zöglinge  sich  solche 
cbcnfiills  gefallen  zu  lassen.  Zu  bemerken  ist,  dafs  bei  kürzrer  Abwesenheit 
der  Zöp:linge  die  Wochen  voll  berechnet  werden.  4.  Die  Taschengelder. 
Ihre  Höhe  richtet  sich  nach  der  Bestimmung  der  Eltern,  darf  jedoch  10  Sfrr. 
wOchentl.  in  der  Regel  nicht  überschreiten.  Davon  sind  auch  die  Kosten  Ar 
Frühstück  und  Vesperbrot  zu  bestreiten.  Die  Beträge  werden  wöchentl.  aa 
Mittowoch  und  Sonna!)end  den  ZJ3glingen  durch  den  rechnungführenden  In- 
spoctor  ausgezahlt. 

Zu  den  ihrem  Betrage  nach  im  voraus  nicht  zu  bestimmenden  Kostet, 
welche  durch  den  Aufenthalt  der  Zöglinge  auf  dem  Institut  veranlafst 
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deo,  gehören  namentlioh  die  Aascmben  für  Scbabwerk,  Kleidang  und  Wäsche, 
für  das  Waschen  der  letztem,  tür  Bücher,  Schreibmaterialien  und  sonstige 
Gegenst&nde,  für  andere  kleine  Bedürfnisse,  für  die  Theilnahme  an  etwa  zn 
gestattenden  Vergnügungen,  und  die  Reisegelder  zn  den  Ferienreisen. 

Bezüglich  ihrer  ist  zu  bemerken,  dafs  zur  Vermeidung  von  Ueberthene- 
rangen  für  die  Beschaffung  der  gewöhnlich  vorkommenden  Bedürfnisse  be- 
stimmte Handwerker,  Kaufleute  und  sonstige  Personen  angenommen  sind, 
welche  unter  specieller  Controle  der  Anstalt  stehen.  Im  übrigen  ist  es  nach 
der  hiesigen  Verfassung  allgemeine  Regel,  dalis  die  Alumnen,  abgesehen  von 
den,  namentlich  zur  Beschaffung  des  Frühstücks  und  Vesperbrots  bestimmten 
Taschengeldern,  kein  Geld  in  die  Hände  bekommen  dürfen,  um  selbst  die 
Ausgaben  für  ihren  Aufenthalt  zu  bestreiten.  Vielmehr  ist  der  rechnung- 
fÜhrande  Inspector  des  Instituts  dazu  angestellt,  um  in  dieser  Beziehung  alles 
Erforderliche  für  sie,  resp.  die  Eltern  und  Vormünder  zu  besorgen.  Es  haben 
daher  die  Angehörigen  ihn  mit  dem  nöthigen  Geldvorrath  fortdauernd  zu 
▼ersehen,  und  derselbe  leistet  davon  nicht  nur  die  feststehenden  und  wieder- 
kehrenden Zahlungen  an  die  betheiligten  Gassen  und  Personen,  sondern  be- 
sorgt und  bestreitet  für  die  Alumnen  auch  alle  sonstigen  vorfallenden  Be- 
dflnhisse.  Für  jeden  Zögling  wird  zu  Ende  eines  jeden  Kalenderquartals  ein 
Extract  aus  dessen  Gonto  aufgestellt  und,  nachdem  derselbe  von  dem  Vor- 
steher geprüft  worden,  den  Eltern  und  Vormündern  übersendet,  um  dadurch 
von  der  Verwendung  der  eingezahlten  Geldbeträge  Ueberzengping  zu  gewinnen. 
Werden  Verpflegungsgelder  nicht  bei  Beginn  jedes  Quartals  in  genügender 
Höhe  eingesendet,  resp.  wenn  sie  im  Lauf  desselben  erschöpft  sein  sollten, 
auf  Anzeige  des  rechnungflihrenden  Inspectors  alsbald  wieder  ergänzt,  so 
haben  die  Augehörigen  es  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  den  Zöglingen  bis 
auf  weitres  die  Befriedigung  der  laufenden  Bedürfnisse  an  Taschengeld  etc. 
versagt  werden  mufs.  —  Erleichterung  der  Kosten  durch  Betheiligung  der 
ZOglinge  an  den  bei  der  Anstalt  vorhandenen  Beneficien  kann  nur  nach  Bei- 
bringung eines  Zeugnisses  über  die  Bedürftigkeit  und  erst  dann  gewährt 
werden,  wenn  der  Zögling  sich  bereits  in  der  Anstalt  bewährt  hat.  Jedoch 
wird  gern  darauf  Rücksicht  genommen,  dafs  gleichzeitig  mehrere  Brüder 
sieh  auf  derselben  befinden.  Die  Beneficien  bestehen  theils  in  freier  Woh- 
nung, theils  in  unentgeltlicher  Gewährung  des  Abendtisches,  bei  vorzüglicher 
Führung  auch  des  ganzen  Tisches.  Bei  der  lat.  Hauptschule  kann  nach  Vor- 
sehlag des  Lehrercollegii  auch  Erlafs  an  Schulgeld  gewährt  werden,  nicht 
ebenso  bei  der  Realschule.  Die  Verleihung  der  Beneficien  hängt  von  dem 
Directorio  der  Stiftungen  ab.  Eigentliche  Freistellen,  welche  einen  ganz 
kostenfreien  Aufenthalt  gewährten,  hat  die  Anstalt  nicht. 

Die  Correspondenz  über  die  Zöglinge  wird  während  deren  Anwesenheit 
ebenfalls  von  dem  Inspector  Betchnidt  geführt.  Indessen  ist  auch  der  Gon- 
dheetor  Dr.  Adler  jederzeit  bereit,  namentlich  über  alle  die  Erziehung  be- 
treffenden Verhältnisse  die  gewünschte  Auskunft  zu  ertheilen. 

Der  Austritt  eines  Zöglings  ist  ein  Vierteljahr  vor  dem  Abgangstermin 
ansn^igen.  Wird  dies  unterlassen,  so  sind  die  Beträge  für  Wohnung  und 
Unterridit  noch  fllr  das  auf  den  Abgangstermin  folgende  Quartal  fortzuzanlen." 
Das  Direotorium. 

8«  Das  K.  Pädagogium. 

(Nachr.  v.  Jahr  1864.)  Das  Pädagogium  wurde  fast  gleichzeitig  mit 
dem  Waisenhause  (1695)  als  eine  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalt  für  Söhne 
bemittelter  Eltern,  die  man  einer  nicht  allzuzahlreichen  Schule  anzuvertrauen 
wflnsdite,  gestiftet  Ursprünglich  war  sie  ausschlielslich  für  solche  Zöglinge 
bestimmt,  welche  auf  der  Anstalt  selbst  wohnten;  allmählich  traten  auch 
solche  hinzu,  welche  in  der  Stadt  wohnten  und  nur  die  Unterrichtstunden 
besuchten.  Beide  Arten  von  Zöglingen,  Hausscholaren  und  Stadtscho- 
lar en,  sind  seitdem  in  allen  Unterrichtstunden  vereinigt. 
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Der  Dircctor  der  Franckischen  Stiftungen  (z.  Z.  Br.  Kramer)  ist  seit  alten 
Zeiten  zugleich  Dir.  des  Pädagogiums;  zur  Seite  steht  ihm  ein  Inspector  (z.  Z. 
l^f.  Dr,  Daniel),  Die  Lehrer  der  Schule  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  zu- 
gleich Specialaufseher  und  £rzicher  der  Hausscholarcn.  Jeder  hat  eine  bis 
S  Stuben  unter  seiner  nähern  Aufsicht,  und  die  darauf  wohnenden  3  bis  höch- 
stens 9  Zöglinge  sind  seiner  besondem  Leitung  untergeben.  Er  wohnt  auf 
demselben  Flur,  also  mitten  unter  ihnen,  ist  ihr  beständiger  Führer  und  Kath- 
gebcr,  sowohl  bei  ^vissenschaftl.  Bestrebungen,  als  in  der  CharakterbUdang, 
und  hat  selbst  ttber  ihre  Ökonom.  Einrichtungen  zu  wachen,  obwohl  hiezu  ein 
eigner  Beamter  unter  dem  Titel  eines  Kendanten  und  Hausiaspectors  angesteDt 
ist,  der  unter  der  Mitwirkung  und  I^itung  des  Inspectors  und  Dir.  die  Oeko- 
nomie  der  Zöglinge  zu  regeln  hat 

Beim  Unterricht  ist  der  Hauptzweck,  wie  bei  den  preufsischen  Gymnasien 
Oberhaupt,  deren  allgemeiner  Lehrplan  auch  hier  als  mafsgebend  gilt,  den 
Scholaren  eine  tdditige  Vorbildung  ftlr  die  Universitätstudien  zu  geben:  in- 
dessen dient  derselbe  Bildungsgang  auch  denen,  welche  aus  II  oder  I  abgehen, 
um  sich  einem  andern  Benifsleben  zu  widmen,  zur  angemessensten  Vorberei- 
tung. Die  Zöglinge  müssen  sämmtlich  an  aUen  Unterrichtsgegenständen  Thefl 
nehmen.  Das  Englische,  Musik,  Tanzen,  Reiten  und  Fechten  wird  nur,  fiUb 
es  gewünscht  wird,  durch  Privatunterricht,  wozu  vorzügliche  Gelegenheit  vor- 
handen ist,  gelehrt  Doch  wünscht  man  die  Gegenstände  des  Lernens  nicht 
zu  sehr  vervielfältigt,  da  der  öffentliche  Unterricht  die  jugendlichen  Kräfte 
ausreichend  in  Anspruch  nimmt  Auch  kann  der  Unterricht  im  Reiten  und 
Fechten  nur  Scholaren,  die  wenigstens  in  II  snp.  sitzen,  gestattet  werden. 

Die  Zöglinge  wohnen  je  3  auf  einem  Zimmer.  Die  Beleuchtung  und 
Heizung  wird  von  der  Anstalt  besorgt  Mitzubringen  hat  jeder  nauascbolar 
aufser  den  nöthigen  Kleidungstücken  und  der  Leibwäsche :  ein  Bett  nebst  der 
dazu  gehörigen  Bettwäsche  und  eine  Matratze,  3  Servietten  und  4 — 6  Uand- 
tflchcr.  Auf  Rechnung  der  Scholaren  werden  ohne  besondre  Anfrage  bei  den 
Eltern  durch  die  Anstalt  alle  nothwendigcn  Unterrichtsmittel,  als  Schnlbfleher, 
Zeichn  -  und  Schreibmaterialien ,  sowie  alle  nothwendigen  kleinen  Bedürfnisse 
angeschafft  und  Reparaturen  an  Schuhwerk  und  Kleidern  besorgt.  Zur  An- 
schaffung von  neuen  Kleidungstücken  ist  die  Anstalt  ebenfalls  bereit,  wenn 
dies  von  Seiten  der  Eltern  gewünscht  wird ;  doch  ist  in  diesem  Falle  eine  be- 
stimmte schriftliche  Instruction  ftlr  den  Rcndantcn  nöthig.  Es  winl  hiebet 
bemerkt,  dafs  alles  auffallende  im  Schnitt,  aller  Luxus  als  unvereinbar  mit 
dem  Zweck  der  Anstalt  vermieden  wird. 

Die  Kosten  ftlr  einen  Hausscholaren  bestehen  nach  obigem  theils  in  ge- 
wissen, thcils  in  veränderlichen  Ausgaben.  A.  Gewisse  Ausgaben:  1.  Beim 
Eintritt  ein  fiir  allemal  an  Eintrittsgeld  7  Thlr.  27  Sgr.  G IH".,  wovon  4Thlr.  2i»SgT. 
der  Casso  der  Anstalt,  3  Thlr.  7  Sgr.  6  Pf.  dem  Speisewirth  ftlr  Messer,  Gabel 
und  silbernen  Löffel  zufallen.  2.  Wiederkehrende  Quartalausgaben:  ;i2  Thlr.: 
a)  an  Pcnsionsgeld  flir  Wohnung,  Heizung,  Licht,  öffentlichen  Unterricht,  Spe- 
cialaufsicht, Bedienung,  Möbel;  2t)  Thlr.  27  Sgr.:  b)  ftlr  den  Mittags-  und  Abend- 
tisch auf  13  Wochen,  a  2»/,,  Thlr.  wöchentlich.  Die  Zeit,  in  welcher  der  Scholar 
den  Tisch  nicht  genossen ,  wird  nach  Ablauf  des  Quartals  berechnet  und  ta 
der  nächston  Kechnung  den  Eltern  gutgeschrieben.  Eine  Abwesenheit  tob 
1—3  Tajjcii  kommt  dem  Speisewirth  zu  gut;  2 Thlr.  22  Sgr.  6  Pf.:  c)  ftlr  kleine 
fcststohonde  Artikel:  für  den  Arzt,  Kloiderkehren ,  Stiefelwichsen,  Neujahn- 
goschenko,  Aufsicht  auf  die  Wäsche  etc.;  l.-J  Thlr.:  d)  an  Taschengeld  auf 
V\  Wochen,  wofiir  Frühstück  und  Vosperbrod  zu  beschaffen  ist;  3  Thlr.  15 Sgr.: 
e)  quarfaliter  bis  4  Thlr.  ftlr  das  Waschen,  Plätten  etc.,  und  Ausbessem  der 
WäHclio.  In  Summa  qnartaliter:  Hl  Thlr.  4  Sgr.  <5  Pf.  —  Wenn  einem  Hans- 
scholarcn  eine  Stipendiatonstolle  bovilligt  wird,  so  werden  für  ihn  an  Pensions- 
gcldorn  viortcljiihri.  nur  H  Thlr.  b<»zjihlt,  mithin  die  Quartalausgabe  um  24  Thlr. 
vermindert.  3.  l>oim  Abgang:  2  Thlr.  als  Geschenk  für  die  Bedienten, 
loS^rr.  fiir  Abschrift  des  Abgangszeugnisses. 

H.  Ungewisse  oder  veränderliche  Ausgaben.   Die  veränderiicben 
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AoBgaben  betreffen  die  von  der  Anstalt  oder  den  Angehörigen  erlaubten  Ver- 
gnflgungen  und  Reisen ,  die  Krankheitsfalle,  die  Anschaffung  kleiner  Bedürf- 
niBse,  der  BQcher,  der  Zeichn-  und  Schreibmaterialien,  die  Honorare  für  Pri- 
yatanterricbt.  Wenn  ein  Zögling  der  Anstalt  gut  cqnipirt  übergeben  wird, 
Mine  Effecten  schont,  bei  Anscliaffnng  neuer  Effecteu  mit  Sparsamkeit  ver- 
fSäari,  keine  kostspieligen  Reisen  unternimmt;  wenn  er  soweit  vorbereitet  ist, 
dab  er  nicht  der  Nachhülfe  durch  viele  Privatstunden  bedarf,  so  kann  er  ahi 
GhuuEpensionair  mit  400  Thlr.,  als  Stipendiat  mit  300  Thlr.  alle  Ausgaben  bo- 
sUdten.  Es  hängt  wesentlich  von  der  Einrichtung  ab,  welche  die  geehrten 
Angehörigen  treffen,  ob  die  Anstalt  eine  verhältnifimäfsig  billige  oder  theure 
wtbk  aoU.  —  Die  Gelder  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  werden  von  den  An- 
gehörigen vierteljährl.  praenum.  entweder  unmittelbar  an  die  Oasso  des  K. 
Fidagogii  oder  an  den  Dir.  eingesendet,  der  sie  dann  dem  Rendanten  über- 
giebt 

Das  Alumnat  des  Gymnasiums  su  Torgau. 

Reoiganisirt  1863  und  auf  ca.  60  Zöglinge  berechnet.  Es  werden  nur 
Sdiüler  der  4  oberen  CUissen  aufgenommen,  und  keiner  unter  dem  12.  Le- 
bensjahr. Die  Zöglinge  stehen  unter  der  Aufsicht  zweier  Gymnasiallehrer  als 
Stabeninspectoren.  Die  Oberaufsicht  führt  der  Director.  Die  übrigen  Lehrer 
des  Gymn.  nehmen  nach  einer  bestimmten  Zeiteintheilung  an  der  Aufsicht  Thoil. 

Jedem  Zögling  wird  bei  seinem  Eintritt  in  das  Alumnat  ans  der  Zahl 
der  Lehrer  durch  den  Dir.  ein  Tutor  zugewiesen,  auf  dessen  Rath  und  Vor« 
lÄrifken  er  in  allen  persönlichen  Angelegenheiten  angewiesen  ist,  der  ihm 
is^Bondre  auch  seine  Casse  führt  und  die  für  ihn  seitens  der  Eltern  oder 
Aag^Origen  bestimmten  Gelder  gegen  Quittung  in  Empfang  m'mmt.  Primaner, 
we^e  sich  durch  Zuverlässigkeit  empfohlen  haben,  können  durch  Gonferenz- 
besehlufii  das  Recht  erhalten,  ihre  Gasse  selbst  zu  führen. 

Das  Alumnat  befindet  sich  in  einem  Flügel  des  Schulgebäudes.  Darin 
wohnen  le  8  auf  einem  Zimmer,  und  schlafen  insgesammt  auf  einem  eine 
Tiei^  höher  gelegenen  Saal.  Auiser  der  Wohnung  mit  dem  nöthigen  Mo- 
biliar  nebst  Bettstellen  erhalten  sie  seitens  der  Anstalt  Heizung,  Licht,  ärzt- 
lÜie  Behandlung,  Aufwartung  und  Beköstigung.  Dafür  ist  zu  zahlen  ein 
Ftoosionsgeld  von  80  Thlr.  jährlich.  Jedoch  ist  eine  Ermäfsigung  dieses  Be- 
tngs  vorbehalten  bei  besondrer  Dürftigkeit  und  Würdigkeit,  zumal  wenn  der 
ZOgling  dem  Alumnat  längere  Zeit  angehört  hat;  auch  werden  die  Alumnen, 
l)eM)nder8  die  Stubenoberen,  bei  Bewilligung  von  Schulgeldbefreiung  und  an- 
dren Beneficien  der  Sdiule  vorzugsweise  berücksichtigt. 

Das  Alumnat  des  Gymnasiums  zu  Schleusingen. 

Dasselbe  befindet  sich  unter  dem  Namen  Commnnitätim  Schulgebäude. 
El  wohnen  darin  27  auswärtige  Schüler  gemeinsam  unter  Aufsicht  eines  Leh- 
ren und  Oberaufsicht  des  Directors.  Mehr  als  27  können  zur  Zeit  nicht  placirt 
Verden ;  die  Berücksichtigung  der  Angemeldeten  richtet  sich  sowohl  nach  der 
Bedürftigkeit  als  auch  nach  der  sittlichen  Zuverlässigkeit  und  wissenschaftl. 
Tllehtigkeit.  Aufiier  einem  ^ringen  An-  und  Abzugsgeld  und  Beitrag  für  die 
Bedienung  ist  Wohnung,  Heizung  und  Licht  unentgeltlich.  Die  Alumnen  leben 
naeh  einer  festgesetzten  Tagesordnung  und  bestimmten  Gesetzen,  in  deren 
Anfrechthaltung  der  Inspector  von  2  Censoren  (den  ältesten  Schülern)  und  Sub- 
eensoren  unterstützt  wird.  Im  Convict  oder  Cib'us,  einer  ans  Staatsmitteln 
>vb?entionirten  alten  Stiftung,  finden  20  Schüler  freien  Mittags-  und  Abend- 
tiich.  Das  Beneficium  wird  in  ganzen  und  halben  Stellen  zunächst  und  vor- 
zugsweise,  jedoch  nicht  ausschliefslich,  an  Alumnen  verliehen.  Der  Convict, 
sowie  der  sogenannte  Brottisch,  an  welchem  21  jüngere  Schüler  einen  Frei- 
tisch haben,  steht  ebenfalls  unter  Aufsicht  des  Alnmnatsinspectors.  —  Eine 
£nreitemng  des  Alumnats  wird  beabsichtigt. 
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Rheinprovinz. 

Mit  dem  K.  Gymnasiam  za  Wetzlar  ist  seit  1858  ein  Pensionat 
verbunden.  Dasselbe  befindet  sich  im  Schulhaose  und  steht  unter  Aufsicht  des 
Gymnasialdirectors.  Die  Zahl  der  Pensionaire  (jeder  zahlt  160  Thlr.)  darf  12 
nicht  übersteigen.  Schfller,  die  von  einer  andern  Anstalt  ausgeschlossen  sind, 
werden  darin  nicht  aufgenommen. 

Pensionat  der  höhern  Bürgerschule  su  M.  Gladbach. 

pDio  Erziehungsanstalt  zu  M.  Gladbach,  von  der  Erfahrung  ausgebend, 
dafs  jede  Erziehung  ohne  Familienleben  einseitig  und  mangelhaft  bleibt,  bat 
es  sich,  um  ihre  Aufgabe  vollständig  lOsen  zu  kOnnen,  zum  Geseti  gemacht, 
durch  stete  GemeinschaH  der  Zöglinge  mit  dem  Rector  und  seiner  Familie 
einen  einheitlichen,  eng  verbundenen  Familienkreis  darzustellen.  Die  Richt- 
schnur für  die  Behandlung  unserer  Zöglinge  ist  das  Wort  Gottes,  und  vor- 
nehmlich der  Grundsatz,  dafs  die  Furcht  Gottes  aller  Weisheit  Anfang  ist 
Eine  bestimmte  Hausordnung  soll  der  Eigenmächtigkeit  und  Regellosigkeit 
wehren,  und  an  Gehorsam  und  Pflnctlichkeit  gewöhnen;  eine  feste,  aber  von 
christlicher  Liebe  getragene  häusliche  Zucht  soll  alles  fem  halten,  was  den 
Frieden  unsers  Familienlebens  stören  könnte:  die  Beaufsichtigung  der  Zög- 
linge in  den  Stunden  der  Arbeit  und  der  Erholung  soll  nicht  die  Individnalitit 
verkümmern,  sondern  eine  gesunde  Entwickelung  derselben  fördern,  und  ohne 
dem  glücklichen  Frohsinn  der  Jugend  beengenden  Zwang  ansuthun,  dem  Mntb- 
willen  und  der  Zügellosigkeit  Schranken  setzen. 

Für  die  Gesundheit  der  Zöglinge  wird  durch  einfache  kräftige  Kost,  dnrefa 
reffelmüfsige  Abwechslung  zwischen  Arbeit  und  Erholung,  durch  frisches,  fröh- 
liches Tummeln  in  freier  Luft  und  während  des  Sommers  durch  geordnete 
Turnübungen  und  durch  Baden  unter  gehöriger  Beaufsichtigung  ^rge  gs* 
tragen.  Zur  Bewegung  im  Freien  gewähren  die  ausgedehnten  Gartenanlagen 
der  Anstalt,  welche  zugleich  den  geräumigen  l\implatz  einschliefsen,  hinläng- 
lichen Raum,  während  zugleich  die  Umgegend  zalilreiche  Zielpuncte  für  wei- 
tere Spaziergänge  an  den  schulfreien  Nachmittagen  darbietet  Die  Lage  der 
Anstalt  ist  der  Gesundheit  günstig,  da  dieselbe  auf  einem  sorgfaltig  gewählten 
freien  Platz  an  der  Anhöhe,  auf  welcher  die  Stadt  liegt,  ihre  Stelki  hat 

Die  höh.  Bürgerschule,  hinsichtl.  der  Berechtigimg  zum  einjährigen  Mi- 
litairdicnst  den  Realschulen  1.  0.  gleichgestellt,  ist  vorzugsweise  zur  Vorbe- 
reitung ftir  den  kaufmännischen  oder  gewerblichen  Beruf  bestimmt. 

Für  Unterricht,  Kost,  Wohnung,  Heizung,  Licht,  Bedienung,  Bett  nnd 
Wäsche  werden  vierteljährl.  08  Thlr.  praenum.  am  1.  Octb.,  1.  Jan.,  1.  Apr. 
und  1.  Juli  gezahlt  Sollen  Z()glinge  während  der  Ferien  in  der  Anstalt  bleiben, 
so  wird  für  die  Ostcrfcricn  eine  Vergütung  von  15  Thlr.,  für  die  Ucrbstierien 
von  25  Thlr.  berechnet.  Nebenkosten  finden  nicht  Statt  und  worden  demnadi 
nur  die  nöthigcu  baaren  Auslagen  vierteljährl.  in  Rechnung  gebracht 

Die  Aufnahme  neuer  Zöglinge  findet  gewöhnlich  im  Herbst  oder  zu  Osten 
Süitt.   Das  Alter  derselben  darf  nicht  unter  9  und  nicht  über  Iti  Jahre  sein. 
Jeder  Aufzunehmende,  der  bereits  eine  Schule  besucht  hat,  mufs  ein  Abgaagi- 
zcugiiifs  vou  derselben  vorlogen.   Der  Austritt  aus  der  Anstalt  mufs  vor  des    - 
Bcginu  des  letzten  Vierteljahrs,  also  spätestens  am  31.  Decb.  oder  am  30.  t«"  — 
angezeigt  werden;  widrigenfalls  noch  für  ein  weitres  Vierteljahr  Zahlung  iL— 
leisten  ist.   Alle  Anmeldungen  sind  an  den  Rector  der  Anstalt  (z.  Z.  Dr,  Lithmi}^ 
zu  riebton.   Weitere  Auskunft  werden  aufserdem  auch  die  Mitglieder  des  Cn-— 
ratoriums   gern   orthoilon."    Joder  Zögling  hat  die  nöthigc  Ausstattung  ai^ 
Kleidern,  Wüsche,  Büchern  otc.  mitzubringen. 
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B.   Katholische  Anstalten. 
Provinz  Preufsen. 

Mit  dem  Gymnasium  zu  Braunsberg  hat  die  DiöcesanbehOrde  einen 
Gonylct  verbunden  ftlr  solche  bedürftige  Schüler,  welche  sich  dem  Studium 
der  kath.  Theologie  widmen  wollen,  mindestens  14  Jahre  alt  sind  und  in  die 
ni  des  Gymn.  eintreten  können.  Derselbe  ist  (1843)  in  einem  besondem 
Hause }  nahe  dem  Gymnasium,  eröffnet  worden.  Die  Unterhaltungskosten 
flieisen  aus  einem  besonders  gesammelten  Fonds  (bursa  paupemm)  und  aus 
freiwilligen  Gaben  der  Diöcesanen.  Kach  den  Statuten  vom  23.  (31.)  Dcb.  1841 
miXL  ein  Geistlicher,  resp.  der  Keligionslehrer  des  Gymn.,  Präfect  des  Convicts 
sein;  zu  Conservatoren,  welche  nach  Anhörung  des  Gymn.  Dir.  dem  Bischof 
und  dem  Domcapitel  die  Aufnahmevorschläge  machen,  sind  2  Mitglieder 
des  Domcapitels  bestimmt  Neben  Fundatistcn  können  auch  weniger  unbe- 
mittelte Gymnasiasten  als  Pensionäre  zugelassen  werden  gegen  mäfsige 
Zahlung,  sämmtliche  Convictoren  müssen  am  Gymnasial  Unterricht  im  Polni- 
schen Theil  nehmen.    Circa  SO  Zöglinge. 

Diejenigen  Freizöglinge,  welche  die  Absicht  Theologie  zu  studiren  später 
aufgeben,  und  verpflichtet,  der  Anstalt  die  auf  ihre  Erziehung  verwandten 
Kosten  zurückzuerstatten. 

Convictorium  und  Alumnat  beim  Gymn.  zu  Gonitz. 

In  der  1822  ßL  ausgebauten  Augustiner -Klosterkirche  ist  (1826)  ein 
.Convictorium  ad  St  Augustinum"  eröffnet  worden,  in  welchem 
kath.  Schüler  der  beiden  oberen  Classen  von  vorzüglichem  Talent,  aufser 
Wohnung,  Kost,  Licht  und  Heizung  frei  erhalten.  8  ordentliche  und  die  1 
aoiserordentliche  bischöfl.  Freistelle  für  Aspiranten  des  Pricsterstandes  und 
3  Freistellen  für  Aspiranten  des  höhern  Lehramts.  Aufserdem  besteht  in 
dem  ehemaligen  Klostergebäude  ein  „Alumnat  ad  St.  Augustinum"  ftir  20 
kath.  Schüler  der  mittleren  und  unteren  Classen.  Dieselben  erhalten  darin 
nur  freie  Wohnung  und  müssen  ihren  Tisch  bei  dem  Convictsökonomen  nehmen. 
Ueber  die  Aufnahme  beschlieist  das  Lehrercolle^um.  Das  Alumnat,  als 
Vorstufe  zum  Convict,  steht  unter  dem  kath.  Religionslehrer  als  Convicts- 
iuqiector. 

Regulativ  für  das  Convictorium  v.  23.  Aug.  1850:  „1.  Die 
Aspiranten  müssen  katholischer  Religion,  unbemittelt,  von  guten  Sitten  und 
mit  dem  erforderlichen  vorzüglichen  Talent  versehen  sein.  2.  Die  Freistellen 
sind  nach  dem  Verhältnifs  von  V,  solcher  Schüler  bestimmt,  welche  die 
Absicht  haben,  sich  dem  geistl.  Stande  zu  widmen.  Auf  den  Ueberrest  haben 
"neidgeii  vorzüglich  Anspruch,  welche  sich  dem  hohem  Lehrfach  widmen 


8.  Zur  Besetzung  der  für  zukünftige  Geistliche  bestimmten  Stellen  gelten 
folgende  Bestimmungen:  a)  Das  gesammte  LehrercoU.  des  Gymn.  hat,  wenn 
dne  dieser  Stellen  zur  Erledigung  kommt,  durch  einen  Conferenzbeschluis 
wenigstens  2  seiner  Ansicht  nach  würdige  Gymnasiasten  mit  Angabe  der 
Stimmenzahl,  welche  sich  für  dieselben  entschieden  hat,  dem  Bischof  von 
Oolm  in  Vorschlag  zu  bringen,  b)  In  der  Regel  sind  nur  Gymnasiasten  der 
2  oberen  Classen  dazu  auszuwählen;  jedoch  bleibt  es  zulässig,  auch  Schüler 
anderer  Classen  vorzuschhigen,  wenn  entweder  ganz  besondere  Gründe  für 
deren  Berücksichtigung  sprechen,  oder  in  den  oberen  Cl.  sich  entweder  keine 
bedürftige  oder  kdne  ganz  würdige  Aspiranten  befinden,  c)  Aus  den  in 
YoncUag  gebrachten  Aspiranten  übertriigt  der  Bischof  die  erledigte  Stelle 
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demjenigen,  welcher  ihm  den  Vorzug  zu  verdienen  scheint    d)  Dem  Bischof 
bleibt  CS  vorbehalten,  selbst  Gymnasiasten  dem  Lehrercoll.  zur  Uebcrtragung 
erledigter  Stellen   namhaft    zu  machon.     Sollte  in   einem  solchen  Fnll  das 
Lehrercoll.  nicht  zustimmen  können,  so  hat  dasselbe  seine  AblehnungagrGnde 
dem  Bischof  ausführlich    mitzuthcilen.     e)  Falls  ein  Convictorist   yor  dem 
Uebcrgang  zu   dem  eigentlichen  theoL  Stadium  sich  einem  andern  Stande 
wi<Imen  oder  als  Geistlicher  in   eine  andere  Diöcese  tibertreten   sollte,  so 
bleibt  derselbe  verpflichtet,  die  genossene  Unterstützung  nach  einer  in  richtigem 
Verhältnifs  zu  dem  Convictoriumsotat  stehenden  Summe  zu  erstatten.    Bei 
der  Aufnahme  ist  der  Kecipiend  von  dieser  Verpflichtung  in  Kenntnifs  zu 
setzen,  und  kann  diese  Summe  auf  Grund  einer  eoenfalls  bei  der  Aufnahme 
abzufassenden  protokollar.  Erklärung  der  Eltern   resp.  VormOnder  der  Be- 
cipienden,    zurückgefordert  werden,     f)   Dem  Bischof  sind    die   halbjährL 
Censurcn  der  Inhaber  der  geistl.  Gonvictstellen  zur  Kenntnilsnabme  dorch 
die  Gymn.  Direction  in  beglaubigter  Abschrift  mitzutheilen  ^  auch  steht  dem 
Bischof  das  Recht  zu,   sich  persönlich  oder  durch  Commissarien  von  der 
Lebensweise  der  betreff.  Convictoristcn  in  Kenntniis  zu  setzen,  um  sich  dis 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  ob  dieselbe  mit  denjenigen  Anforderungen  im 
Einklang  steht,  welche  an  Aspiranten  des  geistlichen  Standes  zu  machen  sind. 
4.   Zur  Besetzung  derjenigen  Stellen,  welche  vorzugsweise  zukünftigen 
Lehrern  höherer  Lehranstalten  vorbehalten  bleiben,  schUigt  das  Lehrer^ 
dem  K.  l^v.  Schulcoll.  geeignete  Schüler  zur  Auswahl  vor.    5.  SoUten  sich 
keine  Schüler  vorfinden,  welche  sich  dem  hohem  Lehrfach  zu  widmen  ge- 
denken, oder  unter  diesen  keine  der  Empfehlung  würdige  Individuen  befinden, 
so  haben  auch  ftlr  diese  Stellen  zukünftige  Theologen  den  Vorzug,  und  werden 
zu  dem  Ende  dem  K.  Prov.-Schulcoll.  geeignete  Schüler  des  Gymn.  durch 
den  Bischof  in  Vorschlag  gebracht.    6.  In  dem  Gouvictorium  befinden  sich 
11  Freistellen.    Die  12.  Stelle  wird  für  die  Zeit  ihres  Bestehens  durch  den 
Bischof  mit  einem  Aspiranten  des  geistlichen  Standes  besetzt" 


Provinz  Schlesien. 

Convict  des  Matthiasgymnasiams  zn  Breslan. 

Mit  dem  35  Freistellen  enthaltenden  Convict  (Alumnat)  ist  ein  Pen- 
sionat verbunden,  dessen  Ueberschüsse  in  die  Alumnatscasse  fliefeen.  Ab 
der  Spitze  des  Instituts  steht  ein  Regens  und  ein  Proregens,  unter  der  Ao^ 
sieht  des  Gymnasialdirectors.  Die  Freistellen  werden  auf  VorschUg  des  leb- 
tem  vom  K.  Prov.  Schulcoll.  verliehen.  In  der  Regel  wird  kein  Schüler  be- 
rücksichtigt, der  noch  im  ersten  Jahr  der  Gvmnasialstndien  steht  l^ 
Freizöglinge  (Fundatisten)  erhalten  Wohnung,  Licht,  Heizung,  Erienohtongi 
Beköstigung,  nicht  Kleidung.  ^ 

Pensionaire  sind  zulässig  soweit  der  Raum  es  gestattet.  Dies  iit  »ir 
ebenfalls  35  der  Fall,  so  dafs  die  Gesammtsumme  der  Zöglinge  70  betij^ 
Verschiedene  Pensionsätze:  140  Thlr.  (Pensionaire  des  I.Tisches),  100  TTj^ 
(Pensionaire  des  2.  Tisches),  60  Thlr.  (Oommensalen),  je  nach  den  Anfo(d^ 
rungen  der  Eltern,  namentlich  in  Bezug  auf  Tisch  und  Wohnnng.  Nebet- 
kosten  für  den  Aufseher  und  den  Convictdiener. 

Das  Orphanotropheum  in  Breslau  (1720  vom  Kurf.  Ersbisehof  ^ 
Mainz,  als  Bischof  von  Breslau,  gestiftet)  ist  eine  Erziehungsanstalt  für  ^ 
waisete  Kinder  armer  adliger  Eltern.  Ursprünglich  für  12  Knaben  und  12  V^ 
eben  begründet,  ist  sie  1806  durch  eine  Schenkung  des  damaligen  Domh^i^ 
und  Archidiak.  «.  Strachttitz  auf  20  Knaben  und  eben  so  viel  MidehesJ^ 
bracht  worden ,  welche  darin  bis  zum  zurückgelegten  14.  Lebensjahr  y^' 
ständig  erhalten,  bekleidet  und  verpflegt,  nnterriohtet  und  enogea  wcriA** 
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Die  Aiiüuiliiiie  geschieht  Dicht  vor  dem  vollendeten  7.  Lebensjahr.  Das  Lehr- 
nnd  Aufiiichtspersonal  besteht  aus  einem  Hofmeister,  einer  Hofmeisterin,  einer 
Goavemante,  2  Lehrern,  und  emem  Studenten  als  Präceptor.  —  Die  in 
daa  Qymnasium  tibergehenden  Knaben  werden  meist  in  die  lY  gesetzt.  Sie 
worden  nach  Ihrem  Austritt  aus  der  Waisenanstalt  in  der  Regel  entweder 
durch  eins  der  von  dem  Jnstizr.  v.  Kranichstädt  gestifteten  Stipendien,  oder 
durch  eins  der  für  Adlige  gestifteten  und  unter  der  Verwaltung  des  Dom- 
capitelB  stehenden  Stipendien  für  die  Dauer  ihrer  Studienzeit  unterstützt 

Convictorium  des  Gymnasiums  zu  Glatz. 

Dasselbe  enthält  36  Fundatistenstellen,  28  ganze  und  8  halbe  Fun- 
dalionen. Die  Inhaber  ganz  freier  Stellen  erhalten  Wohnung,  Heizung,  Er- 
leachtung und  Kost  An  6  der  Freizöglinge  wird  au(serdem  noch  jährlich 
nach  einer  mit  Rücksicht  auf  Bedürfhifs,  Fleifs  und  Betragen  getrofl&ien  Auswahl 
die  Summe  von  je  10  Thlr.  als  Beihülfe  für  die  Kleidung  gegeben.  Die  Zahl 
dar  Pensionaire  ist  in  der  Regel  geringer  als  die  der  Fundatisten:  sie 
aUen  am  Tisch  der  Vorsteher  100  Thlr.,  am  Tisch  der  Fundatisten  60  Thlr. 
Kostgeld;  die  Halbpensionaire  33  Thhr. 

Mit  dem  Gymnasium  zu  Neisse  ist  ein  Convict  verbunden,  welcher 
10  Schülern  (Fundatisten)  unentgeltlich  Wohnung  und  Beköstigung  gewährt 
Aulserdem  werden  in  demselben  Pensionaire  au^nommen. 


Provinz  Posen. 

Mit  dem  K.  Mariengymnasium  zu  Posen  ist  seit  1836  ein  Alumnat 
verbunden,  Jetzt  für  60  bedürftige  Schüler  der  oberen  Gl.,  welche  kath.  Theo- 
logie Studiren  woUen.  Sie  haben  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung,  Kost  nod 
^hulunterricht  frei.  Regens  und  Subregens  des  Alumnats  sind  die  beiden 
Icath.  ReUgionslehrer  des  Gymn.  Das  Alumnatsgobäude  ist  ein  Gonventshaus 
^es  vormal.  Bernhardiner -Klosters. 

Die  Meldung  um  Aufnahme  geschieht  schriftlich  bei  dem  Director  des 
Crymn.,  der  mit  dem  Lehrercoll.  darüber  entscheidet  und  die  Genehmigung 
^es  K.  Prov.  Schulcoll.  einholt.  Auch  über  die  Entfernung  eines  Schülers 
4ms  dem  Alumnat  beschlielst  das  Lehrercollegium.  Die  Zöglinge  müssen 
preuls.  Unterthanen,  und  mindestens  schon  V,  Jahr  Schüler  einer  der  3  oberen 
Uassen,  incl.  Unter  IH,  sein,  und  sich  durch  Fleifs,  Fortschritte  und  Betragen 
die  Zufriedenheit  ihrer  Lehrer  erworben  haben.  Bei  der  Aufnahme  wird  mit 
Sohn  und  Vater  eine  Verhandlung  folgendes  Inhalts  aufgenommen: 

£b  erscheint  der und  erklärt:        „Ich erkläre  hiemit  meinen 

Entachlufs  mich  dem  geistlichen  Stande  für  die  vereinigten  Erzdiöcesen 
Gnesen  und  Posen  widmen  zu  wollen,  und  verpflichte  mich,  die  mir  wäh- 
rend meines  Aufenthalts  auf  dem  K.  Gymn.  resp.  Alumnat  aus  Staats^ 
fonds  bisher  gewordene  oder  künftig  noch  zu  TheU  werdende  Unterstützung, 
mit  90  Thlr.  pro  Jahr  berechnet,  aus  meinem  jetzigen  oder  künftigen  Ver^ 
mögen  an  die  Alumnatscasse  zurückzuzahlen,  wenn  ich  1.  entweder 
meinen  Entschlufs,  in  den  geisU.  Stand  zu  treten,  nicht  bis  zum  vollendeten 
30.  Jahr  in  der  Art  in  Ausführung  bringe,  dals  ich  bis  dahin  die  Priesterweihe 
erhalte;  2.  oder  wenn  ich  meinen  Eutschluls,  mich  dem  geistl.  Stande 
XU  widmen,  vor  oder  nach  dem  angegebnen  Zeitpunct  ändern,  namentlich 
•  wenn  ich  einen  andern  Beruf  statt  des  geistlichen  ergreifen  soUte;  3.  oder 
wenn  ich  die  Erzdiöcese  Gnesen  und  Posen  verlassen  sollte,  um  meine 
Dienste  einer  andern  Diöcesc  zu  widmen;  4.  oder  wenn  ich  wegen  Un- 
üeiüeBj  wegen  tadelhafter  Führung  oder  aus  einem  andern  ähnlichen  Grunde 
ans  dem  Gymn.  oder  dem  Alumnat  entfernt  werden  soUte."  —  „Ich  geneh- 
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mige  vorstebendo  Erklärung  meines  Sohnes  ( —  Mündels)  und  flbttoehme 
zugleich  die  Verpflichtung  desselben  als  Selbstschuldner.*' 

Zwei  filtere  Convicto,  der  «.  Lubranskische  (seit  1519)  und  der 
ü.  Szoldrskischc  (seit  1646),  haben  den  Zweck  je  11  Gymnasiasten  (namentlich 
adligen)  Wohnung  und  Beköstigung  zu  geben ;  der  9.  PrzyluikiBf^e  Convict 
(seit  1810)  gewährt  2  Freistellen.  — 


Provinz  Sachsen. 

Zu  Heiligenstadt  im  Eichsfeld  besteht  seit  1858,  von  dem  Bisehof 
Dr.  Conr,  Martin  gegründet,  ein  bischöflicher  Convict  unter  dem  Namen  „  Se- 
min arium  Bonifaciauum".  Die  aufzunehmenden  Zöglinge  müssen  die 
Reife  für  die  III,  mindestens  für  die  IV  des  Gymn.  haben.    Einige  ~ 


sind  ganz  frei;  in  anderen  werden  80,  in  anderen  40  Thlr.  jähri.  gesahlt 
Dafür  erhalten  die  Zöglinge  Wohnung,  Kost,  Beleuchtim^,  Heizung.  Die 
ganzen  und  die  halben  Freistellen  weitlen  immer  nur  auf  ein  halbes  Jahr 
verliehen.  An  der  Spitze  des  Convicts  steht  ein  Präses.  Localaufsichts- 
behörde  ist  ein  aus  Geistlichen  gebildetes  Curatorium,  in  welchem  der  Diii- 
ffcnt  des  bischöfl.  Commissariats  den  Vorsitz  fOhrt  und  ein  geistl.  Hit^ied 
des  Lehrercollegiums  Sitz  und  Stimme  hat  —  Die  Hauswirthschaft  wird  von 
Nonnen  geftihrt. 

Das  Seminar  nimmt  vorzugsweise  solche  auf,  welche  Neigung  zum  geisti. 
Stande  kund  geben;  doch  werden  auch  andere  gegen  Entrichtung  der  voUen 
Pension  aufgenommen.  —  Aufser  Kleidern  und  Leibwäsche  haben  die  Knaben 
nichts  mitzubringen.  Das  Stiefelputzen  besorgen  die  Seminaristen  selbst  in 
einem  dazu  eingerichteten  Zimmer.  Zahl  der  Zöglinge  im  Jahr  1867 :  30.  — 
Bei  ihrer  Aufnahme  haben  sich  die  Zöglinge  durch  Ausstellung  eines  Rever- 
ses zu  verpflichten,  nach  Vollendung  ihrer  Studien  för  jedes  Jahr  Aires 
Aufenthalts  in  der  Anstalt  von  dem  aufgewendeten  Kostgelde  etwas  zurttek- 
zuzahlen.  Ebenso  machen  sie  sich  verbindlich,  falls  sie  vor  Vollendung  der 
Gymnasialstudien  freiwillig  aus  dem  Seminar  austreten,  oder  entlassen  we^ 
den,  demselben  die  darin  genossenen  Wohlthaten  so  bald  wie  möglich  zu 
ersetzen. 

Provinz  Westfalen. 

Münster. 

Das  bischöfl.  Knabenseminar  daselbst,  nach  dem  ersten  münBt0^ 
sehen  Bischof  Collegium  Ludgeriannm  genannt,  wird  durch  den  Bischof 
und  die  Geistlichkeit  unterhalten.  Aufnahme  darin  finden  Schüler  des  Gym- 
nasiums von  Ober  UI  bis  I,  welche  zum  ersten  Drittheil  ihrer  Classe  gehören 
und  die  Absiebt  haben,  sich  dem  geistl.  Stande  zu  widmen.  Ein  Toeil  der 
Zöglinge  zahlt  eine  jähri.  Pension  von  100  Thlr.,  andere  75,  50,  25  Thlr.  oder 
nichts.  Wer  die  Absicht,  Theologie  zu  studiren,  aufgiebt,  kann  JedeneÜ 
wieder  austreten,  ist  aber,  sofern  er  eine  Freistelle  gehabt  hat,  verpflichtet, 
ftlr  die  im  Collegium  zugebrachte  Zeit  nachträglich  die  volle  Pension  von 
100  Thlr.  zu  entrichten.  Vorsteher  ist  ein  Geistlicher:  der  Präses;  unter  ihm 
führt  die  Aufsicht,  namentlich  beim  Studiren,  ein  andrer  Geistlicher:  der  Prär 
ceptor.  Bei  ihren  häuslichen  Arbeiten,  bei  Tisch  und  auf  ihren  Spaziergängen 
sind  die  Zöglinge  immer  beisammen  und  unter  Aufsicht.  Das  Collegium  kann 
70  Alumnen  aufnehmen.   An  das  Gymnasium  haben  sie  Schulgeld  zu  zahlen. 

Aufserdem  besteht  in  Münster  der  gräfl.  v.  Galen  sehe  adlige  Con- 
vict, eine  Stiftung  des  i'^ürstbischofe  Bernhard  v.  Galen  (1654).    Es  werdeo 
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darin  nnr  adlige  kfttholiBche  Schüler  des  Gynm.  aufgenommen  von  (IV  bis  I). 
Sie  haben  alles  frei,  ohne  Rücksicht  auf  spätre  StandeswahL  Der  Convict 
ist  anf  12  Zöglinge  berechnet  Der  jetzige  Präses,  ein  Geistlicher,  ist  augleich 
Dooeot  der  Akademie  in  Münster.    Aolserdem  ein  Präceptor. 

Ebendaselbst  dasCollegiumHeerde,  eine  Familienstiftung.  Die  Zög- 
linge besnchen  das  63rmnasium  ebenfalls  von  IV  bis  I.    12  Stellen. 

Paderborn. 

Im  Jahre  1847  hat  der  Bischof  Dr.  Franz  Drepper  ans  freiwilligen  Gaben 
eincn^  bischöfl.  Convict  (Knabenseminar)  gestiftet,  als  PSanzschnle  für 
künftige  Kleriker  des  Bisthoms.  Aufnahme  finden  nur  solche  Knaben,  welche 
die  Reife  für  die  Gymnasial  UI  nachweisen.  Alle  Alumnen  besuchen  das 
Gymnasium.  Ganze,  V4  und  halbe  Freistellen.  Auch  werden  Pensionairo 
angenommen  (monatiüch  9  Thlr.  Vergütung  ftlr  die  gesammte  Verpflegung, 
mit  Ansschlnls  der  Kleidung).  Der  Convict  steht  unter  einem  Präses  und 
einem  besondem  Aufsichtscomitö,  welches  den  Greneralvicar  der  Diöcese  zum 
Yorsitienden  hat. 

Rheinprovinz. 

Die  Ritterakademie  zu  Bedburg. 

Prospectus  v.  1.  Sept  1851:  „Die  Rheinische  Ritterakademie  ist 
von  den  kathol.  Mitgliedern  der  rhein.  ritterbürtigen  Genossenschaft  zunächst 
ffir  die  Söhne  ihrer  FamUien  1841  gegründet,  dann  aber  auch  allen  kathol. 
deutschen  Familien  ohne  Unterschied  des  Standes  mit  der  Beschränkung  er- 
(Mfhet  worden,  dats  die  ganze  Anzahl  nicht  60  Zöglinge  übersteigen  soü.  Die 
Akademie  ist  eine  Erziehungs-  und  Lehranstalt,  welcno  sich  den  bestimmten 
Zweck  gesetzt  hat,  ihren  Zöglingen  eine  sittlioh-reli^öse  Ausbildung  nach ''den 
Grundsätzen  der  kathol.  Kirche  und  eine  classische  Vorbildung  zu  Universität- 
Studien  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Mitteln  zu  geben,  wie  es  alle 
preulsischen  Gymnasien  thun. 

Die  Erziehung  insbesondre  ist  eme  Hauptsorge  der  Anstalt.  Zunächst 
nimmt  sie  die  Leitung  und  Pflege  des  elterlichen  Hauses  in  Gesundheit  und 
Krankheit  auf,  und  sucht  durch  Ueberwachung,  Grewöhnung  und  Gesittigung 
das  Böse  Leibs  und  der  Seele  abzuhalten  und  das  Gute  und  Rechte  im  Innern 
imd  Aeutsem  derselben  zu  pflanzen  und  weiter  zu  bUden.  Die  Erziehung 
ist  dann  aber  auch  bestrebt,  aie  ganze  Persönlichkeit  des  Menschen  im  Kinde 
m  würdigen,  um  sie  nach  dem  Begriff  des  Worts  ans  dem  leiblichen  in  das 
geistige  Leben  und  seine  göttliche  Ordnung  hervorzuziehen  und  hinaufzuge- 
feiten  (educare).  Gosen  die  Begrifb-  und  Sprachverwirrung  unsrer  Zeit  lälst 
fie  Anstalt  sich  in  der  Wahl  der  Mittel  und  Wege  von  den  Grundsätzen  der 
heiL  kathol.  Kirche  leiten,  und  hält  daran  fest,  dafs  der  innerste  Kern  des 
edeln  Menschen  und  aller  seiner  Anlagen,  wie  er  in  dem  unersättlichen 
Glaubens-.  Wissens-,  Gewissens-  und  Willensdrange  aller  Menschen  zu  Tage 
tritt,  in  Gott  seinen  Ausgangs-,  Mittel-  und  Ruhepunct  habe,  dafs  er  daher 
hiebt  anders  zur  naturgemäfson  AusbUdung  gebracht  werden  könne,  als  durch 
Anwendung  des  grofsen  historischen  Erziehungsplans  der  christlichen  Offen- 
bamng.  Die  edeln  natürlichen  und  übernatürlichen  Anlagen  und  Kräfte  ver- 
langen, wenn  sie  nicht  in  Einseitigkeit  verkümmern  soUen,  vor  allem  auch 
sehon  im  Kinde  die  volle  Nahrung  der  christl.  Glaubens-  und  Sittenlehre. 
Ihre  lebendige  Vermittelung  durch  Belehrung,  Gewöhnung,  Vertrauen,  Hin- 
gelrang,  Liebe  und  Ernst  der  Erzieher  ist  die  Grundlage  und  Aufgabe  der 
Erziebung.  Die  Anstalt  erkennt  in  der  eindringlichen  Belebung  dieser  Be- 
liefanngen  das  Geheimnüs  jeder  befriedigenden  menschlichen  Erziehnng,  und 
Irt  in  dieser  Rieiitnng  bestrebt^  ihre  Zöglinge  zu  Gott  hinzugcldten,  und  mit 
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ihm.  als  ihrem  Mittelpunct  zu  verbinden,  ihnen  GottverCrauen  und  Gottesfludit^ 
Wanriuiftigkeit  und  Sittenreinheit,  wahre  Ehre  und  sichern  Mntfa  wie  fMe 
Treue  gegen  den  König,  ihren  Herrn,  und  gegen  ihr  Vaterland  eininlHMM, 
wie  überhaupt  auf  diesem  Boden  die  Wohlerzogenheit  zu  begrflnden,  welche 
Einheit  der  Persönlichkeit  schafft,  der  Tugend  wahren  Reiz,  dem  finCsem  An- 
stand geltenden  Ausdruck  verleiht  und  in  Gresittung  und  Charakter  das  seit» 
liehe  und  ewige  Heil  sichert." 

„Der  wisseusehafU.  Unterricht  wird  von  9  gesetzlich  qualiflcirten  Lehrern 
ertheilt.  Die  Aufsicht  über  die  Zöglinge  aufserhalb  der  Unterrichts-  und 
Arbeitstunden  besorgt  bei  Tag  und  Nacht  ein  geistlicher  Inspector.  —  Für 
die  leibÜche  Ausbildung  und  Haltung  der  Zöglinge  ist  im  Winter  durch  Unter- 
richt im  Fechten  und  lanzen,  im  Sommer  durch  Turnübung,  Schwimmen  und 
militair.  Exerciren  genügend  gesorgt.  Die  leibliche  Gresundheit  überhaupt  iit 
durch  hohe  und  grofse  Schul-  und  Wohnräume,  durch  einfache  und  gut  zu- 
bereitete Nahrung,  durch  die  ungehinderte  freie  Bewegung  auf  dem  phrttei 
Lande  und  die  genaue  Ordnung  so  gefördert,  dals  die  gesunden  Zöglinge  er- 
fahrungsmäfsig  bisher  kräftig  und  stark ,  die  schwächlichen  gesnndf  wurden. 

Zur  Aufnahme  in  die  Anstalt  wird  ein  Alter  von  10  Jahren  vorausgesetiL 
und  folgende  Zeugnisse  der  Anmeldung  beigefügt:  1.  ein  Geburts-  und  Tauf- 
schein, 2.  ein  Impfschein  und  ärtzliches  Gesundheitsattest,  3.  ein  ZengnÜs 
über  sittliche  Führung  und  Kenntnisse.  Die  Anmeldungen  geschehen  bei  dem 
Oberdirector  (z.  Z.  Rudolphi)  und  zwar  am  besten  im  Herbst,  vor  Anfang  des 
Schuljahrs,  im  Sptb.,  können  aber  auch  zu  jeder  andern  Zeit  gemacht  werden. 
—  Für  Wohnung,  Nahrung,  Pflege,  Bedienung,  Wäsche,  ärtzl.  Behandlung, 
Unterricht,  eingeschlossen  Zeichnen,  Tanzen,  Fechten,  Schwimmen  und  Exei^ 
ciren ,  wird  jährl.  ein  Pensionsgeld  von  300  Thhr.  entrichtet  Die  2^Iuncea 
dos  Pensionsgeldes  werden  nach  dem  Kalenderjahr  gerechnet  und  geachehea 
quartalweise  mit  75  Thlr.  praenum.,  jedesmal  am  15.  Dcb.,  15.  März,  16.  Juni, 
15.  Sept.  an  den  Rendanten  der  Akademie,  und  werden  nicht  zurückgegeben. 
Da  die  Einrichtungen  so  getroffen  sind,  dafs  der  Besuch  eines  ^nzen  Semesten 
vorausgctzt  wird,  so  kann  weder  ein  frciwüliger  noch  unfreiwüliger  Austritt 
von  der  Zahlung  des  ganzen  Semesters  mit  150  Thlr.  entbinden.  Die  Ab- 
meldungen müssen  3  Monate  vor  dem  Austritt  am  Ende  eines  Semesten 
schriftl.  an  den  01>crdirector  der  Anstalt  gemacht  werden;  geschieht  dies  nicht, 
so  mufs  das  Pensionsgeld  auch  für  das  folgende  Quartal  mit  75  Thlr.  cntriek- 
tct  werden.  Krankheitszufälle  enthoben  nicht  von  diesen  Verbindlichkeiten.  — 
Als  Eintrittsgeld  zahlt  jeder  Zögling  20  Thlr. ;  als  Bauschsumme  für  Anschaf- 
fung und  Unterhaltung  von  Bettzeug  und  Leinwand  wenlcn  ein  fUr  alle  Mal 
60  Thlr.,  als  Vorschufsgcld  gleich  beim  Eintritt  30  Thlr.  und  als  Austrittsgeld 
20  Thlr.  bezahlt. 

Ans  dem  genannton  Vorschufsgcldc  werden  vor  allem  die  Taschengelder 
von  1  Thlr.  bis  zur  III  incl.  und  von  1  Thlr.  15  Sgr.  ftlr  II  und  I  monatlieh 
den  Zöglingen  gegeben.  Ferner  werden  aus  dem  Vorschufsgelde  die  Aus- 
lagen fiir  sonstige  Bedürfnisse  der  Zöglinge,  Reparaturen  an  Kleidungstflckea 
etc.  bestritten  und  den  Eltern  monatl.  resp.  halbjährl.  verrechnet  —  Die 
Zöglinge  tragen  Uniform,  deren  Einrichtung  den  Eltern  nach  der  Anmeldoag 
mitgethcilt  wird.  Am  Ende  jedes  Monats  Tvird  den  Eltern  Bericht  flbcar  die 
sittl.  Führung,  wissenschaftl.  Thätigkeit,  Gesundheitszustand  und  extraordinain 
Ausgaben  gegeben.  Halbjährliche  Zeugnisse  melden  den  Eltern  den  erreicfam 
Standpunct  der  Classe  und  der  sittl.  Führung." 

MUnstereifel. 

Mit  Genehmigung  der  »Staatsbehörden  hat  der  Cardinal  -  Erzbisehof  toa 
Cöln,  Dr.  J.  r.  GeiKSfl,  (18r»t))  ein  erzbischöfliches  Knabenseminar 
( Convict  zum  heil.  Joseph )  mit  dem  Gymnasium  verbunden.  An  der  Spine 
desselben  stehen  2  Lazaristenpriester ,  denen  einige  Fratres  zugetheüt  aiad. 
Die  Alumnen   empfangen  Wohnung,   Heizung  und  Verpflegung.     Die  Zahl 
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der  ZOglfnge  befzigt  44;  sie  müssen  bei  der  Anfhahme  mindestens  für  m 
reif  wein;  Quartaner  werden  nur  ausnahmsweise  zugelassen.  Ein  Theil  der 
AlaniBn  lahk  120  Thlr.  Pension:  andere  90,  60,  30  Thlr.;  noch  andere  haben 
Freiitdlen  inne.  Die  erforderlicnen  Zuschflsse  erfolgen  aus  dem  erzbischöfl. 
Priesterseminar  zu  OMn, 

Beim  Gymnasium  zu  Emmerich  besteht  eine  Hoppenache  Almosen- 
und  Studienstiftung.  Durch  C.  0.  v.  29.  Febr.  1864  ist  genehmigt  worden, 
dafe  der  nicht  in  Immobilien  bestehende  Theil  dieser  Stiftung  zur  Errichtung 
eines  Gonvicts  für  kathol.  Gymnasiasten  daselbst  verwendet  werde.  Die  Er- 
bauung eines  Gonvictoriums  ist  eingeleitet  Nach  dem  bereits  genehmigten 
Stetut  sollen  die  Anmeldungen  an  die  Administratoren  der  Stiftung  gerichtet 
werden.  Die  speoielle  Leitung  wird  einem  unter  dem  Gymnasialdirector 
atehenden  Regens  fibergeben,  der  dem  Lehrercollegium  angehört;  in  der  Regel 
«dl  OB  der  Religionslehrer  sein.  Es  wird  ein  Kostgßld  zu  entrichten  sem; 
doch  ist  die  Verleihung  von  ganzen,  halben  und  Viertels-Freistellen  an  dfirftige 
Sohfiler  yorgesehen. 

Zn  Gaesdonk  bei  Goch^  unweit  Cleye,  besteht  ein  vom  Bischof  von 
Xflnster  ressortirondes,  vom  Bischof  Droste  zu  VUcherina  1846  gegründetes 
Privatgymnasium,  Colleginm  Augustinianum,  mit  Knabensemmar.  Es 
umfafiit  auiser  einer  Vorbereitungschisse  die  Gymnasialclassen  von  ni  bis  I, 
und  nimmt  c.  130  Zöglinge  auL  Die  f&r  Universitätstudien  vorbereiteten 
machen,  abweichend  von  der  für  die  Extraneer  erlassenen  aUgemeinen  Bestim- 
mung (s.  p.  228),  das  Maturitätsexamen  sämmtlich  beim  Gymnasium  zu  Münster. 

Nenfs. 

Hit  dem  Gymnasium  daselbst  hat  (1852)  der  Cardinal  -  Erzbischof  2>r. 
Jok,  V.  Geiisel  ein  erzbischöfliches  Knabenseminar  (Seminarium 
pnerorum  Marianum)  verbunden.  CJonvictsgebäude :  das  restaurirte  Ge- 
Dinde  des  vormal.  St  Sebastianus-Klosters.  Das  Seminar  ist  auf  47  Zöglinge 
berechnet  und  wird  von  3  Lazaristenpriestem  beaufsichtigt.  Ueber  die  Aufnahme 
der  Zöglinge  entscheidet  die  erzbischöfl.  Behörde.  Dieselben  zahlen  120  Thhr. 
Kostgeld  an  die  Seminar-,  und  bestimmte  Sohulgeldsätze  an  die  Schulcasse.  Bei 
der  Mehrzahl  finden  Ermälsigungen  des  Kostgeldes  Statt  auf  */^,  V,,  '/, ;  ganz 
frei  sind  nur  sehr  wenige.  Ein  bestimmtes  Alter  ist  für  die  Aufnahme  nicht 
vorgeschrieben;  als  Regel  gilt,  dais  die  Reife  für  III  vorhanden  sei. 

Zu  Linz  am  Rhein  ist  unlängst  von  Minoritenbrüdem  einConvict  er- 
richtet, dessen  Zöglinge  daaProgymnasium  daselbst  besuchen. 

Trier. 

Neben  dem  Gvmnasium  daselbst  ist  (1840)  ein  Gonvict  für  arme  Knaben 
nnd  Jfinjdinge  verbunden  worden,  welche  sich  dem  geistl.  Stande  widmen 
wollen  (Se  minariumpuerorum).  Leitung  und  Verwaltung  desselben  stand 
anfangs  unter  einem  Privatverein,  dessen  Mitglieder  sich  zu  bestimmten  Geld- 
oder Naturalbeiträgen  verpflichtet  hatten;  1847  ist  sie  auf  den  bischöflichen 
Stuhl  übergegangen.  Zum  Venivaltungsrath  des  Gonvicts  gehören  der  Regens 
des  bischöf  1.  ^esterseminars  und  3  andere  vom  Bischof  ernannte  Mitglieder; 
uiiserdem  jedesmal  auch  der  Gymnasialdirector.  Von  den  jetzigen  196  Zög- 
Imgen  sind  155  Schüler  des  Gymn.  —  Die  (jouvictoristen  zahlen  ein  Kostgeld 
von  jährlieh  100  Thhr.  Befreiung  von  dieser  Zahlung  oder  Ermäfisigung  kann 
nor  ^  solche  eintreten,  welche  den  mittleren  oder  oberen  Gymn.classen 
angehören.    In  der  Regel  ist  das  Kostgeld  auf  50,  30,  25  Thhr.  ermäfsigt 

Im  Jahre  1841  ist  dem  Gonvict  hinzugefügt  das  alte  bischöf  1.  Seminar 
mm  heiligen  Banthus,  dessen  Beneficiaten  (ursprünglich  6,  allmählich 
vermehrt)  Wohamg,  Kost,  Schulunterricht,  Schulbücher  und  aulserdem  Unter- 
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rieht  im  Gesang  und  in  der  Mnsik  gegen  die  Verpflichtniig  frei  besidien,  an 
Sonn-  und  Festtagen  sich  am  Ohorgesang  in  der  Kamedralkirche  xa  bctheiligen. 
Für  jeden  Seminaristen  werden  aas  der  Stiftung  100  Thlr.  jährlich  an  dte  Con- 
viotsoasse  gezahlt.  —  Convict  und  Banthus-Seminar  sind  in  denselbeii  Riamcn 
untergebracht. 

Hedingen  bei  Sigmaringen. 

Neben  dem  Gymnasium  daselbst  hat  der  Ordinarius  der  DiOcese,  En- 
bischof  von  Froiburg,  Dr.  Hnn.v.VicoH,  (1856)  im  Gcbnrtshause  des  heil 
Fidelis  einen  Knabenconvict  errichtet,  Seminarium  puerornm  Fide- 
lianum.  Derselbe  hat  die  Bestimmung,  Knaben  und  Jünglingen,  welche  sieh 
dem  kath.  geistlichen  Stande  widmen  wollen,  im  Geist  und  nach  Anordnung 
der  Kirche  ttir  denselben  zu  erziehen.  Aufnahmebedingungen  sind :  ein  Lebens- 
alter nicht  über  15  Jahre,  gutes  Betragen,  Befähigung,  Keife  f)1r  die  III,  min- 
destens für  die  IV  des  Gymn.  Wenn  die  Räumlichkeiten  es  gestatten,  kOnnen 
auch  Schüler  der  untersten  Classen  aufgenommen  werden,  sowie  solche,  Aber 
deren  künftigen  Beruf  noch  nicht  entschieden  ist.  Die  Zöglinge  zahlen  150  fl., 
wenn  sie  aus  HohcnzoUern  sind;  alle  anderen  180  ü.  Dafür  erhalten  sie 
Wohnung,  Kost,  Heizung,  Licht  und  Bedienung.  Eine  Freistelle,  Stipendkn 
und  partieller  Erlafs  der  Zahlungen  werden  immer  nur  auf  ein  halbes  Jahr 
verlienen  und  nur  bei  nachgewiesener  Würdigkeit  weiter  bewilligt.  An  der 
Spitze  des  Seminars  steht  ein  Geistlicher  als  Präses,  der  einen  Präfecten,  ge- 
wöhnl.  einen  jungen  Geistlichen,  zum  GehtUfen  hat.  Das  Curatorium  bes^it 
aus  6  bis  8  Mitgliedern,  zu  denen  auch  der  Gvmnasialdirector  gehört.  Ueba 
Aufnahme  und  Entlassung  der  Zöglinge  so^iie  über  Bewilligung  und  Entziehung 
der  Beneficien  macht  das  Curatorium  dem  erzbischöfl.  Stuhl  Vorschläge.  Wer 
ausscheidet,  ohne  das  Ziel  der  AnstiUt  erreicht  zu  haben,  und  Beneficien  in 
derselben  genossen  hat,  ist  gehalten,  diese  ihr  zu  ersetzen,  sobald  er  dazu 
im  Stande  ist.  Die  Alumnen  sind  Mitglieder  einer  Marianischen  CongregatkNiy 
als  solche  jedoch  den  entsprechenden  Beschränkungen  der  Schulordnung  unter- 
worfen. I>er  Beitritt  zu  der  Congregation  wird  den  Alumnen  empfohlen,  niebt 
zur  Pflicht  gemacht. 


Das  K.  Cadetencorps. 

(Bestimmungen  v.  1.  Jan.  1857)  Das  Cadetencorps  hat  den  Zweck, 
den  Söhnen  von  Ofücicren  die  Mittel,  sowie  den  Söhnen  aller  Classen  von 
Staatsbürgern  die  Gelegenheit  zur  Erziehung  und  Ausbildung,  und  zwar  mit 
vorherrschender  Rücksicht  auf  den  Kriegsdienst,  zu  gewähren.  Sein  Haupt- 
zweck ist  demnach,  eine  Pflanzschule  ftir  das  Ofneiercorps  des  Heeres  zu  sein. 
—  Das  Corps  besteht  gegenwärtig  aus  2,  der  Formation  und  den  |Midagog. 
Einrichtungen  nach  verschiedenen,  dem  jedesmaligen  Alter  der  Zöglinge  ent- 
sprechend organisirten  Abtheilungen:  A.  Aus  den  Anstalten  zu  Cnlm. 
Potsdam,  WahlHtatt  und  Bensberg  mit  dem  Lehrplan  der  unteren  nna 
mittleren  Classen  eines  Gymn.,  für  Zöglinge  in  dem  Alter  von  10  bis  15  Jah- 
ren. B.  Aus  dem  Cadetenhause  zu  Berlin,  mit  dem  Lehrplan  der  oberen 
Classen  eines  (lymn^isiums*),  und  einer  Classc  Selecta,  in  welcher  die  nn- 
niittelbare  Borufshildung  beginnt,  filr  Zöglinge  zwischen  15  und  18  Jahren. 

Das  Cadetenc()r|)8  enthält  etatsmiiisige  königl.  Stellen,  und  gewährt  ancfa 
aufscrdem  Ponsionaireii  Aufnahme.  Die  Zr)g]inge  l>eider  Kategorien  erhalten 
Unterhalt,  Bekleidung,  Erziehung  und  Unterricht.  Sie  werden  nach  Beendigung 
der  betretf.  Unterrichtscurse,  je  nach  dem  Grade  ihrer  erworbenen  Kenntnisse 

^)  Cionnucr:    einer  KeaNchule.     Zu    don   Vornn?«taltcn  (A)  werden    in  koi 
Plön  und  Oranicnstein  hinzukommen. 


und  ihrer  Ffihrnng,  Seiner  Maj.  dem  König  Eur  Einstellnng  in  das  Heer  entweder 
als  Offidere,  als  PortepeefUhiiriche  oder  als  Gemeine  in  Vorschlag  gebracht. 

1.  Zur  Aufnahme  der  etatsmäfsigen  Gadeten  ist  die  Anzahl  von 
720  Stellen  bestimmt,  von  denen  240  mit  einem  jährl.  Erziehungsbeitrag 
von  30  Thir.,  240  mit  einem  jährl.  £rziohungsbeitrag  von  60  Thlr.  und  2^ 
mit  einem  jährl.  firziehungsboitrag  von  100  Thlr.  verbunden  sind. 

2.  Als  Pensionaire  können  so  viele  Zöglinge  aufgenommen  werden ,  als 
die  Räumlichkeiten  nach  erfolgter  Aufnahme  von  720  etatsmäfsigen  Gadeten 
solassen.  Die  jährl.  Pension  beträgt  23Gllilr.  —  Ausländer  können  nur 
dann,  wenn  ihre  Aufnahme  ohne  Beeinträchtigung  der  Inländer  möglich  ist, 
auf  Grund  einer  besondem  königl.  Genehmigung  und  gegen  Zahlung  einer 
Pension  von  336  Thlr.  aufgenommen  werden.  —  Zu  der  Zsälung  der  Pension 
tritt  für  beide  Kategorien  noch  die  Verpflichtung  zur  Tragnng  der  Kosten  f&r 
die  Leibwäsche,  Schulbücher,  Schreib-  und  Zeichnmaterialicn ,  wofür  eine 
Aversionalsnmme  von  jährl.  24  Thlr.  zu  zalilen  ist. 

3.  Fflr  die  Söhne  solcher  activcn  unbemittelten  Officiere  des  stehenden 
Heeres,  welche  eine  Berechtigung  ftlr  etatsmälsige  Stellen  nicht  haben,  kann 
anf  Grund  der  G.  0.  vom  1.  Febr.  1855  die  Pension  ermäfsigt  werden. 

I.  Königliche  Gadeten.  Auf  dieWohlthat  der  Aufnahme  in  etats- 
m&isige  Stellen  haben  einen  Anspruch: 

A.  Im  Bereich  des  Officierstandes:  1.  die  Söhne  vor  dem 
Femde  gebüebner  oder  durch  unmittelbar  im  Dienst  erlittne  Beschädigungen 
invalide  gewordner  OfGciere  des  stehenden  Heeres,  des  Seebataillons  und 
der  Landwehr;  2.  die  Söhne  unbemittelter  Officiere  des  stehenden  Heeres 
und  des  Seebataillons.  Stabsofüciere  vom  Rang  des  Kegimentscommandeurs 
mid  Generale  haben  keine  Ansprüche  auf  etatsmäfsige  Stellen.  3.  die  Söhne 
unbemittelter  pensionirter  gut  gedienter  Officiere  des  stehenden  Heeres  und 
der  Landwehr;  4.  die  Söhne  ohne  Pensionsberechtigung  verstorbner  Land- 
wehrofficierc  in  dem  Fall,  dafs  die  Väter  einem  Feldzug  beigewohnt  haben; 
5.  die  Söhne  unbemittelter,  nur  mit  dem  Officicrcharakter  beliehener,  nicht 
pttentirter  Officiere,  wenn  letztere  eine  Dienstzeit  von  25  Jahren  im  stenenden 
Heere  erreicht  haben. 

Insofern  demnächst  Stellen  offen  sind  B.  Im  Bereich  des  Unter- 
off! cierstandes  1)  die  Söhne  solcher  Unterofficicrc  des  stehenden  Heeres 
find  der  Landwehr,  welche  entweder  vor  dem  Feinde  geblieben,  oder  in  Folge 
Von  Verwundungen,  welche  sie  im  Dienst  erlitten  haben,  amputirt  worden 
sind;  2.  die  Söhne  von  unbemittelten  Untcrofficicrcn,  sofern  die  letzteren 
25  Jahre  im  stehenden  Heere  gut  gedient  haben;  und  zwar  in  beiden  Fällen, 
Wenn  dieselben  während  der  activen  Dienstzeit  der  Väter  geboren  sind. 

G.  Im  Bereich  des  Givilstandes:  die  Söhne  bedürftiger  Staats- 
bfirj^cr  jeder  Glasse,  welche  dch  durch  besondere,  mit  persönlicher  Gefahr  ver- 
bundne  Einzelhandlungen  Verdienste  um  den  Staat  erworben  haben. 

Fflr  alle  aufzunehmenden  Zöglinge  besteht  die  Bedingung,  dafs  sie  einer 
lefritimen  Ehe  entsprossen  sind,  und  fiir  die  Söhne  der  Ofuciere  des  stehenden 
Qeeres  aulserdcm  die  Bedingung,  dais  diese  Ehe  schon  während  der  activen 
tMenstzeü  der  Väter  bestanden  hat;  bei  den  Officioren  und  Unterofficiereu  der 
t^ndwehr  aber,  dafs  die  Söhne  zu  denenigen  Zeit  geboren  waren,  in  welcher 
^e  Väter  ihre  Ansprüche  auf  die  Auraalime  erworben  haben. 

Die  Anmeldung  zu  den  etatsmäfsigon  Stellen  des  Gadetencorps  erfolgt 
zwischen  dem  8.  und  9.  Lebensjahr  der  Knaben.  Da  der  Andrang  zu  diesen 
Stellen  grofo,  der  jährl.  Abgang  aus  ihnen  <ibcr  verhältnifsmäfsig  nur  gering^ 
Ist,  so  ist  es  rathsam ,  den  bezeichneten  Termin  genau  einzuhalten ,  da  im  * 
entgegengesetzten  B'all  zu  spät  angemeldete  allen  zur  vorgoschriebnen  Zeit 
uotirten  und  gleichberechtigten  Expcctünten  nachstehen  und  dadurch  leicht  in 
den  Fall  kommen  können,  ganz  unberücksichtigt  zu  bleiben. 

Zur  Prüfung  und  Feßtstollung  der  Ansprüche,  sowie  zur  Vortheilung  der 
berechtigten  Expectanten  in  die  einzelnen  Zahlungskategorion  ist  die  Gommis- 
sion  zur  Aufnahme  von  Knaben  in  das  Gadetencorps  eingesetzt. 
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Ihr  yorsitzender  ist  der  jedesmaligo  General -loBpectenr  des  MQitair-Er- 
ziehungB-  und  Bildungswesens  (z.  Z.  der  General  der  Infanterie  Dr.  e.  Pmckfr)\ 
Mitglieder  sind  aulseiäem  ein  Delegirter  des  Kriegs-  und  ein  dergleichen  des 
Cultus- Ministeriums,  sowie  der  jedesmalige  Commandeur  des  CadetoMtrps 
(i.  Z.  General  v.  Freyhold) ,  der  zugleich  das  ausfiilirende  Mitglied  der  Com- 
mission  ist.  In  dieser  Function  hat  der  Commandeur  des  Cadetencorps  die 
Expectantcnlisten  anlegen  zu  lassen,  und  müssen  deshalb  alle  Anmeldungen 
bei  ihm  geschehen.  Dieselben  erfolgen  mittels  einfachen  portopfliehtigen  An- 
Bchrcibens  an  das  Com  mundo  des  Cadetencorps  und  unter  UcifUgung  des 
Taufzeugnisses  und  des  Nationais,  dessen  Rubriken >)  mit  der  grO&tcn  Ge- 
nauigkeit auszufüllen  sind.  Die  einzureichenden  Nachrichten  müssen  von  com- 
petenter  Seite  attestirt,  und  von  denjenigen  amtlichen  Zeugnissen  begleitet  sein, 
welche  die  Aufnalimeberechtigung  begründen. 

Die  Aufnahme  in  die  einzelnen  Kategorien  der  etatsmüfsigen  Stellen 
des  Corps,  sowie  die  etwanige  Versetzung  aus  einer  Zahlungskategorie  in 
eine  andre,  erfolgt  auf  Grund  der  Vorschläge  der  Aufnahmecommission  dnrcfa 
königl.  Entscheidung.  Die  Einberufung  der  Expeetanten  in  die  neu  zu  be- 
setzenden Stelleu  geschieht  durch  den  Commandeur  des  Cor)»s  in  der  Kegel 
alljährlich  einmal,  und  zwar  zum  Beginn  dos  Cursus,  Anfangs  Mai,  aus 
der  Zahl  derjenigen  notirten  Knaben,  deren  Aufnahme  in  die  etatsmäfsigen 
Stellen  genehmigt  worden,  nach  Mafsgabe  entstehender  Vacanzen;  wobei  der 
Grad  der  Anspriiche  und  der  ]Iülfsl>edürfligkelt,  letztro  besonders  bei  der 
Vertheilung  in  die  verschiedenen  Zahlungskategorien,  entscheidend  winl.  Die 
aufzunehmenden  Zfjglinge  müssen  am  1.  Mai  des  Jahrs  der  Aufnahme  das 
10.  Lebensjahr  vollendet  und  das  15.  noch  nicht  überschritten  haben,  nicht  nur 
die  zur  Aufnahme  erforderliche  körperliche  und  geistige  Entwickeluiig,  son- 
dern auch  die  erforderliche  wissenschaftl.  Ausbildung  besitzen.  Expeetanten, 
die  bis  zum  voUendenten  15.  LfCbeusjahr  wegen  Mangels  an  vacanten  Stellen 
nicht  einberufen  worden  konnten,  werden  von  der  Liste  gestrichen. 

II.  P  e  n  s  i  0  n  a  i  r  e.  Die  Anmeldung  derienigen  Knaben,  welche  nnr  ab 
Pensionaire  aufgenommen  werden  können,  erfolgt  ebenfalls  bei  dem  Comman- 
deur des  Cadet^^ncorps.  Da  die  Aufnahme  von  Knaben  als  Pensionaire  nnr 
zwischen  dem  vollendeten  10.  und  15.  Lebensjahr  zulässig  ist,  untl  ihre  Zahl 
durch  die  yorbandenen  Räumlichkeiten  bedingt  winl,  so  kann  die  Anmeldung 
von  dem  vollendeten  9.  Lebensjahr  ab  erfolgen.  Dem  Anschreiben  an  den 
Commandeur  des  Corps  ist  flir  jeden  Knaben  ein  Nationale  und  das  Tauf- 
zeugnifs  beizulegen. 

Diejenigen  unbemittelten  Officiere  des  stehenden  Heeres,  welche  eine  Be- 
rechtigung Hir  etatsmäfsige  Stellen  nicht  haben,  Hir  welche  dagegen  eine  Er- 
mäfsigung  der  Pension  auf  15()  Tlilr.  eintritt,  müssen  behufs  IMifung  ihrer 
Einnahmen  dem  Anschreiben  einen  Nachweis  derselben  beilegen,  und  solchen 
von  ihrer  zuständigen  Behörde  attostiren  lassen.  Auch  sind  von  ihnen  alle 
nach  erfolgter  Anmeldung  in  den  Vermögens  Verhältnissen  der  Eltern  oder 
der  Knaben  eingetretenen  Veränderungen  dem  Commandeur  des  Corps  an- 
zuzeigen. 

Zur  Aufnahme  in  die  Pensionairstellen  können  alle  legitimen  Si^hne  preußi- 
scher Unterthanen  gelangen,  und  erfolgt  die  Einbemfung  der  dazu  notirten  Ex- 
peetanten in  die  vacanten  Stellen  durch  den  Commandeur  des  Corps  im  Namen 
der  AufnahmecommJäsion,  und  zwar  jährlich  zum  Reginn  des  Cursus,  Anfangs 
Mai.  Die  Vertheilung  der  Pensionaire  auf  die  verschiedenen  Institute  bleibt 
dem  Conimundeur  vurbehalten ,  wobei  im  allgemeinen  die  Rücksicht  auf  die 
Lage  de»  Wohnorts  der  Eltern  mafsgebend  ist. 

Reim  Kintreffen  im  (Jadetencorps  wenh-n  die  Neuaufzunehmenden  zuerst 
ärztlich  untersucht  und  miisAcn  zurückgewiesen  wenlen,  wenn  sie  mit  solchen 
krirperliehen  relilern,  (groftter  Kurzsichtigkeit,  Schwerhörigkeit,  Stottern.  Ge- 

')  Das  Sohoin.i  dos  Nationale  wird  bei  dem  AiifnahmegOKiich  vom  Comiiuuido 


813 

lenkkrmoUielten,  PUttfÜ&eii,  MillsgeBtaltungen,  Schwäche  der  Körpercoostitation) 
behaftet  smd,  welche  später  den  Eintritt  in  die  Armee  verhindern  würden. 

Mephdem  die  körperliche  Befahigong  zum  Eintritt  festgestellt  ist,  folgt 
&fb  MWog  der  wissenschaftlichen  Reife.  Im  allgemeinen  whrd  von  den 
lljilurigen  Knaben  die  Reife  für  V,  12  und  13jähr.  für  IV,  14 jähr,  für  UI  emes 
Gymnasiiims  veriaogt  —  Knaben,  die  den  an  sie  gestellten  Anfbrderongen 
bei  der  Eintrittsprflfung  nicht  genügen,  werden  ihren  Angehörigen,  und  iwar 
ud  deren  Kosten,  unTcrzüglich  lurückgeschickt  Dieselben  hiä)en  sich  also 
^lor  der  Absendnng  der  einberufenen  Expeetanten  zu  versichern,  ob  diese  die 
OEfordeiüohe  körperliche  Tüchtigkeit  und  die  verhingte  Wissenschaft!.  Ans- 
bOdimg  besitzen. 

Die  in  die  etatsmäfirigen  Stellen  einer  Anstalt  einberufenen  Expeetanten  er- 
halten zu  ihrer  Reise  dorthin  einen  Postfreipais.  In  dem  Fall,  in  welchem  kein 
Gebrauch  von  demselben  gemacht  wird,  findet  eine  Geldvergütung  dafOr  nicht 
Stetty  und  ist  der  Postpafe  alsdann  an  den  Commandeur  des  Gadetencorps 
nrtckznschicken. 

Alle  Einbemfhen  haben  bei  ihrer  Ankunft  in  dem  Cadetenhanse  dem 
Dir.  desselben  die  Zeugnisse  über  den  Erfolg  ihres  frühem  Unterrichts,  den 
iHipfrdieitt  und  ein  ärztl.  Attest  vorzulegen,  wdches  dem  Arzt  der  Anstalt 
als  Anhalt  für  seine  Untersuchung  dient. 

Die  Erziehungsbeiträge  und  Pensionen  werden  in  halbjähri. 
Baten  zum  1.  Mai  und  1.  Novb.  jedes  Jahrs  praenum.  und  portofrei  an  die 
Osaae  des  Cadetenhanses  in  Berlin  eingesandt;  für  alle  diejenigen  Zöglhige 
jedoch,  deren  Väter  ein  Einkommen  aus  Staatscassen  beziehen,  wird  die 
AMihrang  dieser  Beträge  an  die  vorgenannte  Gasse  durch  die  K.  General- 
IGütaircasse  für  Rechnung  des  betreff.  Einzahlers  bewirkt.  Nur  dieEriegung 
der  ersten  Rate  eines  Erziehungsbeitri^  oder  einer  Pension,  berechnet  vom 
Monat  der  Auüiahme  fncl.  bis  zum  nächsten  Zahlungstermin,  geschieht  un- 
ttittelbar  an  die  Gasse  der  Anstalt,  in  welche  der  Knabe  aufgenommen  wird. 

Die  Zahlungen  der  Erziehungsbeiträge  und  Pensionen  erfolgen  unter 
«Qen  Umständen  für  den  vollen  Monat,  vom  Tag  des  Eintritts  bis  zum  de- 
tnüfven  Ausscheiden  eines  Zöglings,  ohne  Rücksicht  anf  vorherige  Beurlau- 
bongen  oder  Versäumnisse. 


X. 

Beispiele  von  urkundlichen  tind  anderen 
Bestimmungen  für  einzelne  Anstalten. 

L   SchulBtatuteiL   (Vrgi.  p.  18  f.) 

Statut  für  das  Gymnasium  und  die  damit  verbundene 
Realschule  zu   Colberg. 

1.  Das  Gymnasium  wird  aus  städtischen  Mitteln  dauernd  unterhalten. 
S.  Dasselbe  ist  demnach  städtischen  Patronats  und  wird  den  öffentlichen 
Ciymnasien  beigeziUilt  3.  Es  hat  wie  al^derartige  Lehranstalten,  Gorpora- 
tionsrechte  und  ist  demnach  zur  Annahm^on  Schenkungen,  Vermächtnissen 
nnd  Unterstützungen  befugt.  4.  Die  dem  Gymn.  zu  überweisenden  Fonds 
rind  von  den  städt  Behörden  dauernd  garanürt,  in  einem  von  dem  K.  Prov. 
Sefanlcoll.  von  Pomaiem  genehmigten  Etat  angestellt,  und  nur  mit  Genehm!- 
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guug  der  gedachten  Bchonlo  zn  verwenden.  5.  Zu  den  im  Veriauf  der  Zeit 
und  nach  der  Entscheidung  des  K.  l^v.  Schnlcoll.  sich  als  nothwendig  heraus- 
stellenden  Mehrbedflrfuissen  sind  die  erforderlichen  Zuschüsse  ans  städt  Mitteln 
zu  gewahren.  Zu  den  Mchrbcdürfnissen  gehört  unter  anderen  nicht  1ilo(s  die 
Errichtung  und  Dotirung  neuer,  durch  das  Bedürfnifs  gebotner  Lehrerstellen, 
sondern  auch  die  den  Zeitverhältnissen  entsprechende  Erhöhung  einzelner 
vocationsmälsiger  Hcsohlungcn. 

G.  Zweck  und  Ziel  (los  Gymn.  ist,  allen  Anforderungen,  welche  die 
Staatsbehönlen  iU)orhaupt  an  die  (rymnasien  stellen,  in  solcher  Weise  zu  ge- 
ntigen, dafs  neben  der  griludlichen  wissenschaftl.  Ausbildung  der  Sdifller  die 
christliche  Erziehung  derselben  auf  dem  Gninde  des  Wortes  Gottes  und  der 
kirchl.  Bekenntnisse  erstrebt  wird.  Es  versteht  sich  tlbrigens  von  selNt, 
dafs  hiedurch  den  Kindern  jüdischer  Glaubensgenossen  der  Besuch  der  An- 
stalt keineswegs  verwehrt  ist.  7.  Das  Gymnasium  steht,  was  den  Leh^ 
plan,  die  Schuldisciplin  bctrifil,  gleich  anderen  öffentlichen  Gymnasien,  un- 
mittelbar unter  dem  K.  Prov.  Schuleoll.  in  Stettin;  die  Disciplinargcwalt  Aber 
den  Director  und  die  Lehrer  steht  ausschliefslich  dieser  BehÖnIc  zu.  8.  (Um- 
fang der  Anstalt). 

{),  Zur  Wahrung  der  Interessen  der  Anstalt,  und  namentlich  auch  mr 
Ucborwachung  und  Erhaltung  dos  ohristl.  Charakters  derselben  ist  von  der 
Patronatsbehtirde  ein  Curatorium  angeordnet.  10.  Dem  Cur.  steht  die  Wahl 
des  Dir.  und  der  Lehrer  einschliefsl.  der  Ascensionen  in  höhere  und  besser 
dotirte  Stellen  des  (vymn.  zu,  soweit  nicht  das  K.  Prov.  Schulcoll.  die  Stellen  zn 
besetzen  hat.  IL  Bei  der  Wald  des  Dir.  und  der  Lehrer  der  Anstalt  sind  nur 
solche  Personen  zu  berflck sichtigen ,  welche  ihre  Wissenschaft!,  und  pä<lagog. 
l^lchtigkeit  nach  den  bestehenden  (icsetzen  dargethan  haben,  hinsiehtl.  ihrer 
Christi,  evangelischen  (icsinnung  Vertrauen  einflöfsen  und  bereit  sind,  sich  vor 
ihrer  Anstellung  schriftlieh  zu  veqiflichten,  nichts  zu  lehren,  was  dem  Worte 
Gottes  zuwider  ist,  wie  solches  in  den  Bekenntnifsschriften  der  hiesigen  evangel. 
Kirchengemoinde ,  insonderheit  dem  lutlier.  Katechismus,  ausgelegt  und  be- 
zeugt ist.  12.  Der  Zusammenhang  des  Gvmn.  mit  der  Kirche  soll  anch  inso- 
fern festgehalten  werden,  dafs  die  Schüler  nicht  blofs  zum  fleifsigen  Besuch 
des  Gottesdienstes  angehalten  werden,  sondeni  anch,  soweit  dies  dem  K. 
Prov.  Schulcoll.  angcuiesson  erscheint,  bei  Ausftlhrung  der  liturg.  t'höre  und 
anderer  kirchl.  Ge.säu;;c  mitzuwirken  haben.  Die  Zwecke  der  Schule  dilrfen 
darunter  nicht  leiden. 

13.  Die  Disposition  über  die  Mittel  des  Gymnasiums  innerhalb  der  Gren- 
zen des  Etats  steht  auflschliefslich  dem  Curatorium  zu;  doch  hat  der  Dir. 
allein,  mit  der  ^'o^pHichtUI)g,  dem  Cur.  alljährlich  Beclinung  zu  legen,  über 
die  unter  dem  Titel  der  Ausgabe:  „Zu  Utensilien  und  deren  Unterhaltung" 
ausgo^sctzte  Summe  freie  Disposition.  I)ie  SOhne  des  Dir.  und  der  Lehrer 
d(>s  Gymn.  sind  von  Entrichtung  des  Schulgelds  frei.  Dem  Cur.  bleibt  das 
Kcclit' vorbehalten,  in  einzohien  Fällen  würdigen  und  bedürftigen  >Schülem 
das  Schulgehl  ganz  oder  thoilwelse  zu  erlassen.  14.  Das  Cassenwesen  des 
(rvuin.  wird  nach  Anordnung  und  unter  Beaufsichtigung  des  Magistrats  ge- 
führt; doch  ist  dem  Cur.  und  dem  Gemeinderath  die  Jahresrechnung  zur 
Einsicht  vorzulegen.  —  {l^bl}.  Der  Magistrat. 

Statut  des  Gymnasiums  zu  Burg. 

1.  Das(;ymn.  strht  uuttT  stä<itischeni  Patninat  und  wird  von  der  >^tadt- 
gciuoinde  lUirg  dauonid  nntorhalten ,  dergestalt,  d;Us  letztre  auch  alle  dieje- 
niiron  Mitt<'l  zu  irt'widnpn  hat,  welch«»  nach  Communalbesehlufs  oder  Entsciici- 
dun;r  der  /.uHtiindliren  r>ehörden  uothwendig  sind,  um  den  etwa  im  I^uf  ilor 
/('ir  sich  hi'raur>stplh  lidon  Bodürfhisscn  der  Anstalt  und  <len  danach  »taats- 
sritig  an  diesdho  zu  niachrndcn  Auforderungou  zu  genügen. 

-J.  Das  (iymn.  erhalt  eine  giei(;he  Einrichtung  mit  den  übrigen  Gvmna- 
sien  des  prculs.  Staats  und  erstrebt  mit  diesen  ein  und  das8ell>c  LelirzicL 
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Neben  der  aUgemeinen  und  besondorn  wisBenschafti.  Ausbfldunff  werden  die 
Gnindsfttse  der  eyangelisch- christlichen  Erziehung  zur  Rioht8<mnur  genom- 
men r^die  Lehrer  sollen  daher  sämmtlich  der  evangel.  Kirche  angehören.  — 
Die  Avfrahme  der  Sdiüler  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  deren  Confession. 

&  Die  dem  Gymn.  zu  überweisenden  Fonds  sind  in  einem  von  den  beiden 
CommoDAlbehörden  verfassungsmäfsig  zu  beschliefsenden  und  von  dem  K.  Prov. 
SohuJci^  zu  genehmigenden  £tat  ai^zustellen  und  danach  zu  verwenden.  Die 
GoBfle  des  Gymn.  whrd  als  eine  Specialcasse  der  städL  Gassen  von  dem  Ren- 
dmaten  der  letztem  unter  Aufsicht  des  Magistrats  verwaltet.  4.  AuCser 
den  etatsmälsig  nachgewiesenen  Ausgaben  übernimmt  die  Stadtgemeinde 
Borg  nachfolgende  besondere  Verpfliäitungen :  a)  die  Gewährung  und 
künftige  bauliche  Unterhaltung  eines  mit  ausreichenden  Räumlichkeiten  Yet- 
aehenen  Gymnasialgebäudes:  b)  die  den  Zwecken  des  Gymnasiums  ent- 
iprechende  Ergänzung  der  Schulbibliothek;  c)  die  Gewährung  der  gesetz- 
ttchen  Pensionen  an  die  dienstunfähig  gewordenen  Gymnasiallehrer. 

5.  Zur  Wahrung  der  inneren  und  äuiseren  Interessen  des  Gymn.  ist  die 
auf  Grund  der  Verordnung  vom  26.  Juni  1811  zusammengesetzte  städt  Schul- 
depntation  berufen,  welcher  der  jedesmalige  Dir.  des  Gymn.  als  stimmberech- 
tigtes Mitglied  hinzutritt  6.  Die  Wahl  des  Dir.  und  der  Lehrer  am  Gymn. 
«folgt  durch  den  Magistrat  nach  Anhörung  der  Schnldeputation.  7.  Ab- 
inderungen  dieses  Statuts  bedürfen  der  Genehmigung  der  zuständigen  Staats- 
behörden. —  (1863).  Der  Magistrat. 

Statut  des  Gymnasiums  zu  Wernigerode. 

Nachdem  die  städt.  Behörden  zu  Wernigerode  beschlossen  haben,  das 
Iriaherige  Lyceum  daselbst  zu  einem  vollständigen  Gymnasium  zu  erweitem, 
ist  fllr  die  fernere  Unterhaltung  und  Einrichtung  dieses  Gymn.,  unter  Vor- 
behalt höherer  Bestätigung,  das  nachfolgende  Statut  entworfen  und  zum  Zei- 
ftem  der  Rechtsverbindlichkeit  unterzeichnet: 

1.  Das  Gymnasium  zu  Wernigerode  steht  unter  städtischem  Patronat 
S.  Die  städt.  Behörden  übernehmen  die  dauernde  Unterhaltung  desielben  und 
verpflichten  sich,  auch  alle  diejenigen  Mittel  zu  gewähren,  ^raehe  nach  Ent- 
scheidung der  competenten  Behörden  erforderlich  smd ,  um  den.  im  Lauf  der 
Zeit  sich  herausstellenden  Bedürfhissen  der  Schule  zu  genügen.  3.  Die 
Fonds  des  Gymn.  werden  getrennt  von  der  Kämmereicasse  in  der  bisherigen 
Weise  verwaltet  Etwanige  Ueberschüsse  der  Schulcasse  dürfen  nicht  in  die 
lübnmereicasse  abgeführt  werden,  sondern  werden  für  die  Zwecke  der  Schule 
capitaliairt  oder  verwendet 

4.  Die  Verbindung,  in  wdcher  ihrer  Entstehung  und  Entwickelung  nach 
die  Anstalt  allezeit  zur  Kirche  gestanden  hat,  wird  auch  in  Zukunft  fortbo- 
tteheuy  und  müssen  demgemäß,  wie  seither,  so  auch  künftigdie  sämmtüchen 
Lehrer  der  evangel.  Confession  angehören.  —  5.  Die  Wahl  der  Lehrer 
erfolgt  auf  Grund  des  Vertrags  v.  30.  Jan.  1717,  mit  Ausnahme  des  Hectors, 
welcher  nach  dem  Beschluls  der  städt  Behöraen  v.  4.  Aug.  1863  von  dem 
regierenden  Grafen  zu  Stolberg -Wernigerode  ernannt  wird. 

6.  Abänderungen  dieses  Statuts  bedürfen  der  Genehmigung  der  compe- 
tenten  königlichen  und  gräflichen  Behörden.  —  (1863).  Magistrat  und  Stadt- 
verordnete. 

Vorstehendes  Statut  des  Gymn.  zu  Wernigerode  whrd  m  Gemäfsheit  des 
t.  26  des  Eecesses  v.  13.  Aug.  (17.  Sptbr.)  1822  hiedurch  von  nur  genehmigt 
Wernigerode,  20.  Octb.  1863.    Anton  GC  zu  Stolberg. 

Statut  der  Realschule  1.0.  zu  Hagen. 

%.  Die  Realschule  ist  eine  Lehranstalt  der  Stadt  E[agen.  Die  Stadt 
erhält  dieselbe  und  übt  sämmtliche  Patronats-  und  Aufsiohtsrechte  aus,  so- 
weit nicht  der  staatlichen  Oberaufinchtsbehörde  besondere  Rechte  vorbehalten 
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sind.  2.  Die  Stadt  übt  ihr  Patronats-  and  Aufsichtsrecht  Ober  die  Anstalt 
durch  ein  Onratorium  aus,  welches  ftlr  dieselbe  den  Triigor  der  änderen 
Corporationsrochte  bildet 

Dasselbe  besteht  aus  8  Mit^iedem :  a)  dem  Bfirgermeister  der  Stadt 
als  Vorsitzendem;  b)  dem  Director  der  Anstalt;  c)  3  von  den  Stadt- 
verordneten zu  wählenden  Mitgliedern;  d)  3  von  der  ObenuifirichtsbehOrd« 
ans  Einwohnern  der  Stadt  zu  ernennenden  Mitgliedern;  unter  diesen  eis 
evangel.  Harrcr.  Die  Amtsthätigkeit  der  bei  c)  und  d)  genannten  Mitglie- 
der währt  je  6  Jahre.  Die  Hechte  und  laichten  des  Curatoriums  sowie 
die  Art  ihrer  Ausübung  regelt  die  Dienstinstruction  desselben. 

3.  Die  Kealschulc,  nach  ihrem  confessionellen  Charakter  eine  evangelische» 
ist  eine  Realschule  erster  Ordnung  nach  Mafsgabe  der  Unterrichts-  und  Prt- 
tiings-Ordnung  v.  i>.  Octb.  18r)9.  4.  Das  LehrercoUegium  besteht  ans  eines 
Director,  3  Oberlehrern,  3  ordentlichen  Lehrern  und  2  Elementarlehrem,  tob 
denen  einer  besonders  ftir  den  Zeichnunterricht  qualificirt  sein  mala.  Fttr 
den  kathol.  Religionsunterricht  soll  erforderlichen  Falls  Sorge  getragen  we^ 
den.  Eine  Vermehrung  der  Lehrkräfte  bleibt  ftlr  den  Fall  des  BedOrfnisiSi 
vorbehalten.  —  5.  Die  Pensionirung  <los  Directors  und  der  Lehrer  der  Reri- 
schule  geschieht  nach  den  Bestimmungen  des  (Gesetzes  v.  28.  Mai  1846.  Da 
Pensionsfonds  wird  nach  den  Bestimmungen  des  Pensionsreglementa  gebildet 

6.  Die  Oassenverwaltung  der  Realschule  wird  von  dem  Curatorium  selb- 
ständig und  auf  (jrund  dos  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zo  entwerfen- 
den Et4its  geführt.  Zu  der  Schulcasse  winl  von  Seiten  der  Stadt  a)  ein 
jährlicher  Zuschufs  von  350()  Thlr.,  b)  eine  Garantie  flir  das  einzunehmende 
Schulgeld  bis  zur  Summe  von  3500  Thlr.  gewährt.  —  7.  Die  Stadt  sorgt  ftr 
die  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  flir  die  Realschule  erforderlichen  Kaom- 
lichkeiten  und  Utensilien. 

8.  Abänderungen  dieses  Statuts  können  nur  durch  das  Cnratorinm  mit 
Genehmigung  der  stiUitlichen  Oberaufsichtsbehürde  gemacht  werrlen.  Bei 
Aendeningen,  welche  Geldangelegenheiten  betreffen,  mnfs  anch  die  Genehmi- 

gang  des  Stadtvorstandes  eingeholt  werden.  —   (18G2).  Stadtverordnete  und 
uratorium. 

Statuten   des   FrogymnasiumB  zu   Moers. 

1.  Djis  evangel.  Progvmnasium  (Adolphinnm)  zu  Moers  hat  den  Zweck, 
seinen  Schfilem  eine  gründliche,  auf  die  höheren  wissenschaftl.  Studien  vor- 
bereitende Bildung  und  eine  christliche,  den  («rundsätzen  der  evangd. 
Kirche  entsprechende  Erziehung  zu  geben.  2.  Die  innre  Einrichtung  der 
Schule  entspricht  der  Organisation  der  preufs.  Gymnasien,  und  es  haben  dem- 
gemäfs  die  mit  den  Classen  der  letzteren  gleichnamigen  Classen  der  Anstatt 
gleiche  Ziele  und  Rechte  mit  jenen.  3.  Die  Anstalt  besitzt  seit  ihrer  Stif- 
tung die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person,  welche  sie  von  jetzt  an  unter 
dem  Namen  „evangel.  I^gvmnasium  zu  Moers*'  ausüben  wird,  und  wird 
nach  nälierer  Bestimmung  dieses  Statuts  durch  das  Scholarchat  nnd  dessen 
Vorsitzendon  vortreten. 

4.  Das  Scholar  Chat  besteht  aus:  a)  dem  Bürgermeister  der  Stadt  Moers, 
sofern  dorsellK»  Mitglied  der  ovangel.  (Gemeinde  daselbst  ist,  andernfalls  einem 
von  dorn  K.  i*rüv.  Schulcoll.  auf  den  Vorscliiag  des  Scholarchats  zu  ernennen- 
den, dor  ovangol.  (Jonieindo  angohr>rigen  Bürger  von  Moers;  b)  den  beiden 
Pfarrorn  dor  ovaiig.  Ciomoinde  zu  Moers:  c)  dem  Rector  der  Anstalt;  d)  einem 
vc>n  dor  Stadtveronlnotonvornammlung  aus  ihrer  Mitte  filr  die  Dauer  seines 
.Mandats  als  Stadtvorordneton  zu  wähjonden  evang.  Mitglied :  e)  dem  von  dfo 
'1  lioilnrlinnTu  an  dor  14.  Dcb.  lö<»0  fiir  die  Schule  eröffneten  Subscription 
ab^^oonluotoii  Mit.i:li«Hl.  Die  unfer  d)  und  e)  erwähnten  Mitglieder  l>e«iüHen 
dor  liostäti;;iingdes  K.  Prov.  Schulcollegiums.  o.  Kin  von  der  Staatsaufi»ichts- 
l)o}ir»rdo  bestellt ur  K.  (Jompatronatscommissar  ist  zu  allen  Sitzungen  des 
Schularchats    unter  Angabe  der  zu  verhandelnden  Gegenstände  einuiladeo 
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und  hat  in  allen  Angelegenheiten  volles  Stimmrecht,  wie  auch  das  Recht, 
?on  den  Acten  des  Scholarchats  jederzeit  Einsicht  zu  nehmen.   Die  amtliche 
Oonmondena  zwischen  dem  Scholarchat  und  den  Staatsbehörden  geht  durch 
•eine  H&nde.       6.  Den  Vorsitz  im  Scholarchat  führt  der  Bfirgermeistcr  oder 
das  aa  seine  Stelle  ernannte  Mitglied.     Das  Scholarchat  ist  beschlußfähig, 
wenn  mindestens  4  Mitglieder  zugegen  sind.    Es  beschliefst  nach  Stimmen- 
nehrheit    Bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  — 
Das  Scholarehat  versammelt  sich  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  minde- 
iftens  aber  viertelj&hrl.  einmal  zur  Entgegennahme  eines  Berichts  des  Rec- 
tors  Aber  den  Innern  und  äulsem  Stand  der  Schule.    Die  Berufung  zu  den 
fifitznngen  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden  nnter  Mittheilung  der  Tagesordnung, 
«nd  iwar,  aufrer  in  dringenden  Fällen,  mindestens  2  Tage  vorher.    Auf  den 
Antrag  zweier  Mitglieder  ist  der  Vorsitzende  verpflichtet,  eine  Sitzung  anzu- 
benamen.    Die  B^hltisse  des  Scholarchats  werden  in  ein  besondres  Buch 
eingetragen  und  von  den  Anwesenden  unterzeichnet.      8.  Der  Vorsitzende 
bt  a)  die  Verhandlungen  des  Scholarchats  zu  leiten  und  die  Beschlüsse  vor- 
Bibereiten;  b)  die  Acten  und  Urkunden,  mit  Ausnahme  der  Obligationen, 
lelefae  im  Verwahrsam  des  Rendanten  bleiben,  aufzubewahren;  c)  die  An- 
weisungen auf  die  Schulcasse  nach  den  Beschlüssen  des  Scholarchats  zu  er- 
tiMölen;  d)  die  Casse  mindestens  einmal  vicrteljährL  unter  Zuziehung  eines 
ton  dem  SchoUrchat  abzuordnenden  Mitglieds  zu  revidiren;    e)  die  Anstsdt 
kl  Processen  zu  vertreten  nnd  ihre  Rechte  zu  wahren;  demnach  geschieht 
die  Behändignng  von  Vorladungen  und  Zustellungen  an  die  Anstalt  gültig 
tt  die  Person  aes  Vorsitzenden,    f)  Verträge  und  andere  Rechtsgosääfte 
jeder  Art  namens  der  Anstalt  nach  den  Beschlüssen  des  Scholarchats  abzu- 
lehlielsen  und  zu  vollziehen.    Bei  Ausleihung  und  Rückzahlung  von  Capita- 
fini  ist  der  Rendant  zuzuziehen. 

9.  Das  Scholarchat  beschliefst  über  alle  äulseren  und  VermOgens- 
tsfelegenheiten  der  Anstalt  Dasselbe  hat  demnach  insbesondre  a)  ftlr  die 
mae  nnd  rentbare  Unterbringung  der  Capitalien  zu  sorgen,  b)  die  recht- 
Mitige  Einziehung  der  Schulgelder,  Zinsen  und  freiwUligen  Beitrüge  zu  über- 
wicfaen,  c)  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Gebäude  der  Anstalt  in  baulichem  Zu- 
itind  erhalten  werden,  d)  den  Jahresetat  aufiEUstellon  und  die  Jahresrechnung 
n  revidiren,  o)  die  Einkünfte  der  Anstalt  nach  Mafsgabe  des  Stets  zu  ver- 
wenden, f)  an(soretatsmä(sige  Ausgaben  zu  bcschliei'sen ,  g)  das  Schulgeld, 
die  Insoriptionsgebühren  And  die  Gebühren  für  Ertheilung  der  Abgangszeug- 
iJBse  festzusetzen.  Das  Schulgeld  wird  halbjährl.  praenum.  erhoben.  Die 
SAhne  der  Anstaltslehrer  sowie  der  ovangel.  Harrer  zu  Moers  sind  von  der 
Zfehlnng  desselben  befreit  Aufserdem  ist  das  Ouratorium  der  Hartziug-Claus- 
thalschen  Stiftung  befolgt,  nach  Ma&gabe  des  aus  der  Fuudationscasse  in  die 
Sehaleasse  fliefsenden  Betrags  einer  Anzahl  von  evangel.  Schülern  der  Stadt 
Moers  ganze  oder  theilweise  Freistellen  zu  ertheilen,  h)  den  Rendanten  zu 
«nennen  und  die  Gantion  desselben  festzusetzen,  und  i)  den  Schuldiener  zu 
bestellen.  —  Zu  denjenigen  Beschlüssen,  welche  das  Scholarchat  in  Ausübung 
der  vorstehend  unter  d),  f),  g),  h)  und  i)  bezeichneten  Befugnisse  fafst,  sowie 
a  Verftaiserangen  und  Erwerbungen  von  Immobilien  ist  die  Genehmigung 
4n  Prov.  Schnicoll.  erforderlich. 

10.  Das  Scholarchat  hat  femer  sowohl  den  Rector  als  die  ordentlichen 
ind  HOlfslehrer  der  Anstalt  unter  Genehndgung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu 
berufen  und  hiebei  nicht  nur  auf  wissenschaftl.  Tüchtigkeit  und  pädagog. 
Befilugang,  sondern  insbesondre  auch  auf  christliche  und  patriotische  Ge- 
afannng  gewissenhaft  Rücksicht  zu  nehmen,  auch  denselben  in  der  Berufungs- 
iikan<fo  einen  christlichen  Lebenswandel  und  eine  treue,  den  Zwecken  der 
Anstalt  entsprechende  Amtsführung  zur  Pflicht  zu  machen.  Der  Rector  nnd 
atnundiehe  Lehrer  müssen  der  evangel.  Kirche  angehören.  Die  Wahl  des 
Reeton  nnd  der  Lehrer  erfolgt  durch  schriftl.  Abstimmung.  Gewählt  ist, 
wer  die  abeolote  Mehrheit  der  Stimmen  auf  sich  vereinigt  Bei  Stimmen- 
gMdiheit  giebt  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.    Mindestens  14  Tage  vorher 
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hat  dos  Scholarcliat,  soweit  dies  möi^lioh  ist,  3  Candidaten  lu  beKdchneu, 
welche  bei  der  Wahl  allein  in  Betracht  geMgen  werden  dftrfen.  Stimmen, 
welche  auf  andere  Candidaten  abgegeben  weiden,  sind  ungfiltig. 

11.  lOnsichtlich  der  inneren  Angelegenheiten  der  Schule  hat  das  Scholar- 
chat folgende  Rechte,  besiefaungsweisc  Pflichten:  a)  den  von  dem  ReOtor  xo 
entwerfenden  allgemeinen  Lehr-  und  Lectionsplan  zn  begutachten,  b)  die 
Einführung  solcher  Schulbücher,  welche  den  evangel.  Charakter  der  Schule 
berühren,  zu  begutachten  und  der  ihm  durch  die  Stifter  der  Anstalt  auto- 
legten Pflicht  gemäCs  dahin  zu  wirken,  dafs  dieser  Charakter  nicht  beeinträch- 
tigt werde,  c)  ein  oder  mehrere  Mitglieder  zur  Beiwohnnng  der  Schulstunden 
in  Gegenwart  des  Rectors  abzuordnen,  d)  bei  den  SchulprQfungen,  sowohl 
den  öffentlichen  als  den  nicht  öffentlichen  in  den  einzelnen  Classen  zu  ver 
anstaltenden,  in  corpore  oder  durch  eine  Deputation  zu  erscheinen,  e)  den 
Lebenswandel  und,  soweit  es  möglich  ist,  die  Amtsführung  der  Lehrer  za 
überwachen  und  etwanige  in  dieser  Beziehung  sich  herausstellende  Uebel- 
ständo  bei  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  zum  Vortrag  zn  bringen. 

12.  Der  Rector  ist  der  nächste  Vorgesetzte  der  übrigen  Ijchrer.  Dnrefa 
ihn  wird  die  amtliche  Verbindung  der  Schule  und  der  Lehrer  mit  dem  K. 
Prov.  SchulcoU.  sowohl  als  mit  dem  Scholarchat  vermittelt  Er  entwirft  den 
Lehr-  und  Lectionsplan,  verthoilt  die  Unterrichtsgegenstände  und  Standen 
unter  die  einzelnen  liOhrer  und  überwacht  die  Amtsführung  und  den  Lebens- 
wandel der  letzteren.  Er  hat  es  sich  zur  besondem  Aufgabe  zu  macheo, 
das  collegialische  und  wissenschaftl.  Leben  der  Lehrer  zu  fbrdom.  Zu  den 
öffentl.  Jahrcsprüfiingen  ladet  er  durch  ein  gedrucktes  Programm  ein,  wel- 
chem eine  abwechselnd  von  ihm  und  den  ordentlichen  Lehrern  zu  verfiuisende 
wissenschaftl.  Abhandlung  beizufügen  ist.  Er  entläfst  die  abgehenden  Scfaffler 
am  Schlufs  der  öffentlichen  Jahresprüfungen  mit  einer  AimHie.  Er  über 
wacht  mit  den  Lehrern  den  Lebenswandel  der  SchfUer  au&er  der  Schule. 
Der  Rector  erhält  bei  seinem  Amtsantritt  eine  Dionstinstruction,  welche  unter 
Beachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  der  für  die  Gymnasialdirectores 
der  Rheinprovinz  erlassenen  Instruction  anzupassen  ist  —  13.  Der  RMtor 
und  die  ordentlichen  Lehrer  der  AnstUt  haben  nach  Mafsgabe  der  für  die 
Lehrer  der  K.  Gymnasien  bestehenden  Bestimmungen  Ansprüche  auf  Pension 
aus  den  Mitteln  der  Anstalt. 

14.  Der  Unterricht  wird  täglich  mit  Gebet  eröffnet,  welches  ein  IaAov 
zu  halten  hat.  15.  Es  ist  Aufgal)e  der  Anstalf,  auf  einen  regelmäfsiges 
Besuch  des  Gottesdienstes  von  Seiten  der  Schüler  hinzuwkken;  die  Leucr 
haben  durch  Aufsicht  und  Beispiel  dazu  zu  helfen.  16.  Am  Geburtstag 
Sr.  Mai.  des  Königs  und  bei  anderen  passenden  Gelegenheiten  sind  Schulfeste 
mit  öffentlichem  Redeactus  zu  veranstalten.  Hiebei  hält  der  Rector  oder 
einer  der  ordentlichen  Lehrer  die  Festrede.  17.  In  Hinsicht  des  Anfangs 
des  Schuljahrs,  der  Daner  der  Ferien,  der  Zahl  der  wöchontl.  und  tägl.  Un- 
torrichtstundcn,  der  Schulzucht,  der  zeitweisen  Dispensation  vom  Schulbesnek 
oder  von  einzelnen  Unterrichtsßichem  u.  drgl.  finden  lediglich  die  allgemd- 
nen  und  besonderen  höheren  Bestimmungen  Anwendung. 

18.  Abänderungen  gegenwärtiger  Statuten  bedürfen  der  GcnehmignsK 
des  K.  Unterrichtsmiu.  und  sind  nur  dann  zulässig,  wenn  dadurch  der  ttit- 
tungsmäfsige  Charakter  und  Zweck  der  Anstalt  nicht  beeinträchtigt  wird,  and 
wenn  wenigstens  5  Mitglieder  des  Scholarchats  dieselben  übereinstimmend 
beantragen  oder  denselben  zustimmen.  —  (1862).  Das  Scholarchat  des  Fn>- 
gymnasiums. 

Vorstehendes  Statut  wird  hiedurch  mit  dem  Vorbehalt  bestätigt,  dsli 
der  Oberaufsichtsbehörde  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Rocht  gewahrt  bleibti 
unabhängig  von  den  durch  das  Scholarcliat  etwa  zu  beantragenden  Abänds- 
rungen  solche  Modificationon  des  Statuts  anzuordnen,  welche  sie  zur  Ensi- 
chung  des  Zwecks  der  Anstalt .  unbeschadet  des  stiftungsmäfsigen  confioBsiD- 
nellen  Charakters  derselben,  tiir  nothwendig  erachtet  Coblens.  K.  Prov. 
SchulcoUegium. 
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Statut  fttr  die  höhere  Bürgerschule  zu  Solingen. 

1.  Die  hierige,  durch  Rescript  des  K.  Unterrichtsmin.  y.  31.  Febr.  1865 
m  AbgangBprflfongen  im  Sinne  des  Reglements  y.  6.  Octb.  1859  berechtigte 
höhere  Bürgerschule  ist  ein  städtisches  Institut. 

2.  Die  Verwaltung  der  Schule  liegt  einem  Curatorium  ob,  welches 
besteht:  a)  aus  dem  Bürgermeister  der  Stadt,  als  Vorsitzendem;  b)  aus 
dem  jedesmaligen  Präses  des  Prosbyterii  der  gröfsem  eyangel.  Gemeinde; 
c)  aus  dem  jedesmaligen  Präses  des  Presbyterii  der  kleinem  eyangel.  Ge- 
meinde; d)  aus  dem  Pfarrer  der  kathol.  Gemeinde;  e)  aus  dem  Rector 
der  Anstalt;  f)  aus  5  Bürgern  der  Stadt,  welche  das  Collegium  der  Stadt- 
verordneten wählt,  und  yon  welchen  diesem  Collegio  3  angehören  müssen. 
Von  diesen  letztgenannten  Mitgliedern  scheiden  in  den  beiden  ersten  Jahren 
Je  2  ans,  im  jedesmaligen  3ten  Jahr  aber  das  5te;  die  Ausgeschiedenen  sind 
wieder  wählbar. 

3.  Das  Curatorium  hat  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
die  Wahl  des  Rectors,  der  Lehrer  und  sonstigen  Beamten  der  Anstalt  zu 
▼oilziehen  und  die  Berufsurkunden  auszufertigen.  Bei  diesen  Wahlen  ist 
dasselbe  durch  Confessionsrücksichten  nicht  gebunden.  —  4.  In  allen  äufseren 
Angelegenheiten,  mit  Ansnahmo  deijenigen  Fälle,  für  welche  die  Genehmi- 
gung der  Staatsbehörden  gesetzlich  yorgeschrieben  ist,  sowie  deijenigen,  ftlr 
welche  der  Stadtyerordnetenycrsammlung  die  Boschliefsung  ausdrücklich  yor- 
bdialten  ist,  kann  dasselbe  selbständig  verfügen. 

5.  Dem  Stadtverordnetencollegio  sind  vorbehalten :  a)  die  Feststellung 
des  jährlich  aufzustellenden  Etats  und  der  Schulgoldsätze,  ersteres  unter  Vor- 
behalt der  Zustimmung  der  K.  Regierung;  b)  die  Dechargirung  der  Jah- 
fesrechnnng:  c)  die  Genehmigung  zu  Einrichtungen  und  Ausgaben,  für 
welehe  der  Etat  die  Mittel  nicht  auswirft,  und  der  Fonds  für  Extraordinaria 
nicht  ausreicht,  sowie  die  Niederschlagung  von  Einnahmen,  welche  der  Etat' 
vorsieht. 

6.  In  Betreff  der  inneren  Angelegenheiten  der  Anstsilt  bewegt  sich  das 
Coratorium  innerhalb  der  Befugnisse,  welche  den  Curatorien  der  höheren 
Sdhnlen  überhaupt  eingeräumt  sind.  7.  Dasselbe  besorgt  seine  Geschäfte 
nach  einer  Instruction,  welche  das  Collegium  der  Stadtverordneten  zu  geneh- 
mfffen  hat  und  welche  der  Bestätigung  der  K.  Regierung  unterliegt.  8.  Ab- 
in&mngen  dieses  Statuts  bedürfen  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde.  — 
(1S65).  Bürgermeister  und  delegirte  Stadtverordnete. 

Statut  der  Realschule  2.0.  in  Essen. 

1.  Die  Realschule  erhält  6  aufsteigende  Classen;  der  Cnrsus  in  der  VI, 
V  nnd  rV  und  in  der  Regel  auch  in  der  III  und  II  dauert  je  ein  Jahr,  in 
der  I  zwei  Jahre.  Die  Realschule  ist  eine  Realschule  2.  Ordnung  nach  Mais- 
gabe der  U.  nnd  P.  0.  y.  6.  Octb.  1859.  Der  Unterricht  im  Lateinischen  ist 
von  dem  Lehrplan  der  Schule  ausgeschlossen;  dagegen  hat  die  Schule  die 
Aufgabe,  in  allen  übrigen  Unterriditsgegcnständen  alle  Anforderungen  zu  er- 
füllen, wdlche  nach  %,  2  des  Prüiüngsreglements  y.  6.  Octb.  1859  an  eine 
Realschule  1.  0.  gestellt  werden. 

2.  Die  Stadtgemeinde  Essen  unterhält  die  Schule  und  übt  sämmtliche 
Fatronatsrechte  über  dieselbe,  vorbehaltlich  des  den  Staatsbehörden  zustehen- 
den Oberaufsichtsrechts  aus.  Zur  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  und  dem 
Unterricht  der  Schule  sind  alle  christlichen  Gonfessionen  gleich  berechtigt, 
nnd  ist  die  Wahl  zum  Lehrer  der  Anstalt  und  zum  Mitglied  des  Curatoriums 
nnabhingig  von  der  Gonfession,  zu  welcher  der  Gewählte  sich  bekennt  Der 
ehristliohe  Religionsunterricht  erfolgt  jedoch  für  die  Schüler  einer  jeden  Gon- 
fession durch  einen  derselben  Gonfession  angehörenden  Lehrer. 

3.  Als  Organ  der  Stadt  bei  Ausübung  der  Patronatsrochto  und  Verwal- 
tung der  Schule  wird  ein  aus  7  Mitgliedern  bestehendes  Guratorium  einge- 
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setzt.  Der  Bürgermeister  und  der  Director  der  Anstalt  geboren  von  Amts- 
wegen  zu  seinen  Mitgliedern  mit  voller  Stimmberechtignng.  Der  Bürger- 
meister kann  indefs  mit  seiner  Vertretung  im  Cur.  ein  fttr  alle  Mal  einen 
Beigeordneten  beauftri^n.  Die  5  übrigen  wählt  die  Stadtverordnetenver- 
sammlung aus  ihrer  Mitte  oder  aus  der  Bürgerschaft.  Aiyähxiich  zn  Ende 
des  Jahrs  scheidet  das  der  Dienstzeit  nach  älteste  Mitglied  aas.  Die  ersten 
4  Mate  entscheidet  über  den  Austritt  das  Loos.  Die  aasscheidenden  Mitglie- 
der sind  wieder  wählbar.  Den  Vorsitz  im  Cur.  führt  der  Bürgermeister  oder 
der  denselben  ständig  vertretende  Beigeordnete.  Für  die  Fälle  einer  vorüber- 
gehenden Verhinderung  desselben  wird  ein  stellvertretender  Vorsitzender  mll- 
jüMich  zu  Anfang  des  Jahrs  von  dem  Cur.  aus  seiner  Mitte  erwählt. 

4.  Das  Cur.  steht  unter  der  unmittelbaren  Aufeicht  der  K.  Regiernng. 
Demselben  steht  die  Wahl  des  Directors  und  der  Lehrer  der  Anstalt  vorbe- 
haltlich der  Genehmigung  der  Staatsbehörde  zu.  Im  übrigen  ist  dasselbe  bd 
Ausübung  der  Patronatsrechtc  der  Stadt  und  Leitung  der  Verwaltung  folgen- 
den Beschränkungen  unterworfen :  a)  Die  Genehmigung  der  Stadtverordne- 
tenversammlung ist  orfordcriich  zur  Feststellung  des  £tats,  Bewilligung  aniser- 
etatsmäfsiger  Ausgaben  sofern  dadurch  die  Grenzen  des  £xtraordinariiUDS 
des  Spocial-Schuletats  überschritten  werden,  insbesondre  zur  Crcimng  neuer 
Lehrstellen,  neuer  Classcn,  zur  Bewilligung  von  neuen  Gehältern,  Gehaits- 
ertiöhungen  und  Remunerationen,  femer  zur  Festsetzung  oder  Abändenmg 
der  Schulgeldsätze  und  zur  Niederschlagung  von  Schulgeldern,  die  bereili 
für  oxccutoriscli  erklärt  sind.  b)  Die  Jahresrechnung  wird  durch  den  Bflr 
germeister  der  Stadtverordnetenversammlung  zur  Prüfung,  Feststellung  und 
Entlastung  vorgelegt  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Gescbäftagaag 
des  Cur.  werden  einer  später  festzustellenden  Instniction  vorbehalten« 

5.  Die  an  der  Schalanstalt  definitiv  angestellten  Lehrer  sind  pensioiie- 
berechtlgt.  Die  Höhe  der  Pension,  welche  die  Stadt  Essen  den  Lehrern  n 
zahlen,  bestimmt  sich  nach  der  Verordnung  v.  28.  Mai  1846  über  die  Penno- 
nirung  der  Lehrer  an  höheren  Lehranstalten,  und  soll  dabei  der  §.  13  statt 
des  §.  14  zur  Anwendung  kommen.  Auch  soll  in  Betreff  der  Bildung  eines 
Pensionsfonds  der  Allerh.  Erlafs  v.  13.  März  1848  zur  Anwendung  kommen. 

0.  Zu  geeigneter  Zeit  soll  mit  der  Realschule  verbunden  wcnlen  eine 
Vorschule  von  2  Classen  mit  je  einjährigem  Lehrcursus,  welche  tlcn  Zweck 
hat,  zur  Erlernung  der  für  den  Eintritt  in  VI  erforderlichen  Elementar 
keiintnisse  Gelegenheit  zu  geben.  Dieselbe  steht  ebenfalls  unter  der  Leituof 
des  Dir.  der  Koiilschule  und  unter  der  Aufsicht  und  Verwaltung  des  Real- 
schulcuratoriums.  AufBcrdcm  wird  die  städtische  Handwerker -FortluldungB- 
scliulc  so  lan^^c  der  Iwoitung  des  Rcalschuldirectors  und  Ouratoriums  unter- 
worfen, bis  dieselbe  zu  einer  Gewerbeschule  em'oitert  werden  möchte. 

7.  Abänderungen  des  Statuts  können  nur  durch  die  Stadtveronineten* 
Versammlung  nach  Anhörung  dos  Cur.  beschlossen  werden  und  boilürfen  der 
Genehmigung  der  K.  Regierung.  (1863).  Der  Bürgermeister.  Die  Stadt^'erord- 
nctenversammlung. 

2.   Instructionen  für  Schulouratorien  und  ähnL 
Localbehörden '). 

Gymnasium   und  Realschule  sn  Colberg  (vrgl.  p.  313). 

1.  Mit  (lonehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  von  Pommern  ist  von  da 
Patronatsbehördo  des  hiesigen  Gvmnasium  zur  Wahrung  der  Interessen  det- 
selbon  ein  Curatcirium  angeorctnet  worden,  welches  dem  K.  Prov.  SchuleoU. 
untor^rcordnot  und  demselben  hiusichtl.  seiner  Wirksamkeit  verant\i-ortlich  ist 

0  S.  ]>.  13  f.  --  Boi  in.inchen  AnsUlten  sind  Bestimmungen  Ober  dai  OurMoriiiB 
gleich  in  da.i  Schubutut  aufgenommen;  vrgL  p.  310  ff.  (Möri,  Solingen,  £m«o). 
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2.  Daaielbe  besteht:  a)  aus  dem  Bürgermeister,  b)  aus  dem  ersten  Geistlichen 
der  Stadt,  c)  aus  dem  Director  der  Anstalt,  d)  aus  sswei  anderen  Magistrats- 
Personen,  e)  aus  2  Mitgliedern  der  Stadtverordnetenversammlung.  Die  ad  d) 
und  e)  erwähnten  Glieder  des  Cur.  werden  für  die  Zeit,  auf  welche  sie  den 
Teq>.  beiden  städtischen  Behörden  angehören,  von  dem  Magistrat  gewählt  und 
Ist  bei  ihrer  Wahl  darauf  Bedacht  zu  nehmen ,  dals  es  Männer  sind ,  deren 
CAiarakter  und  Befähigung  den  Zwecken  des  Curatorii  entspricht  Die  Wahl 
dersdben  mu(s  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  genehmigt  werden. 

3.  Das  Cur.  bildet  ein  CoUegium  mit  gleicher  Stimmberechtigung  seiner 
Mitglieder.  Wenn  die  Minorität  einen  von  der  Majorität  gefafsten  Beschluß 
für  nnzweekmä(sig  oder  nachtheilig  hält,  ist  sie  nicht  blois  berechtigt,  sondern 
auch  yerpfliohtet,  ihr  abweichendes  Votum  entweder  zu  Protokoll  zu  geben, 
oder  je  nach  den  Umständen  dasselbe  in  einem  an  das  K.  Prov.  Schulcoll. 
la  erstattenden  Bericht  zu  motiviren.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die 
Stimme  des  Vorsitzenden.  Den  Vorsitz  führt  der  Bürgermeister.  Die  Berichte 
und  Verfilgnngen  des  Cur.  müssen  von  mindestens  4  Mitgliedern  vollzogen 
werden.  Die  Unterschrift  des  Dir.  ist  unter  jedem  Bericht  und  jeder  Ver- 
fügung erforderlich. 

4.  Zu  den  Functionen  des  Curatorii,  welche  unentgeltl.  übernommen  wer- 
den, gehört  insbesondre     a)  die  Wahl  des  Directors  und  der  Lehrer  nach  Ma(s- 

£be  des  Schuistatuts.  Die  Einführung  des  Directors  und  der  Lehrer  erfolgt  nach 
lordnung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  durch  den  von  demselben  ernannten  Com- 
missariusj  b)  die  moralische,  und  soweit  solche  vom  Dir.  beansprucht, 
oder  in  einzelnen  Fällen  von  der  Oberaufsichtsbehörde  angeordnet  wird,  die 
materielle  Unterstützung  und  Wirksamkeit  zur  Förderung  des  christlichen 
Gastes,  des  wissenschaftlichen  Strebens  und  sittlichen  Gedeihens  der  Anstalt, 
sowie  c)  zur  Hinwirkung  auf  die  genaue  Befolgung  der  Gesetze  und  An- 
ordnungen der  Staatsbehörden  hinsichtl.  der  Gymnasien;  d)  die  Kenntnüs- 
nahme  von  der  Handhabung  der  Schuldisciplin;  weshalb  ihm  von  aUen  wichtigen 
Disciplinarfallen  durch  den  Dir.  Mittheilung  zu  machen  ist,  und  Local-Schul- 
gesetze  in  Bezug  auf  das  Verhalten  der  Schüler  in-  und  auTserhalb  der  Schule 
sieht  ohne  Zuziehung  des  Cur.  erlassen  werden  dürfen:  o)  die  Kenntnife- 
nahme  von  der  Beachtung  des  zu  Grunde  gelegten  Lehrplans  seitens  der 
Lehrer,  weshalb  diesfallige  begründete  Aufragen  dem  Dir.  zu  Jeder  Zeit  vor- 
gelegt werden  dürfen.  In  besonderen  Fällen  darf  demgemäfs  durch  Beschlufs 
ein  Mitglied  zum  Besuch  von  Unterrichtstunden  in  Begleitung  oder  nacli  vor- 
hergegangener Benachrichtung  des  Dir.  autorisirt  werden.  Das  geistl.  Mitglied 
aber  ist,  so  oft  es  dem  Cur.  angemessen  erscheint,  zum  Besuch  der  Religion- 
Stunden  zu  ermächtigen. 

Wie  aber  für  die  vorschriftsmäfsige  Ausführung  des  Lehrplans  nur  der 
Dir.  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  verantwoitlich  ist,  so  steht  auch  dem  Dir.  aus- 
Bchlieislich  das  Recht  zu,  auf  die  Lectionen  der  Lehrer  mit  Rath  und  Wei- 
sungen einzuwirken:  etwanige  Differenzen  zwischen  dem  Cur.  und  dem  Dir. 
hinsichtl.  des  Lehrplans  sind  im  Schofe  des  Cur.  durch  Verständigung  auszu- 
reichen, und  wenn  diese  nicht  gelingt,  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zur  Entscheidung 
vorzulegen ;  f.  Theilnahmo  an  den  öffentl.  Pi-üfungen  und  Acten  auf  Ein- 
ladung des  Directors.  Ein  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  ernennendes  Mitglied 
gehört  zu  der  Abiturienten  -  Prüfungscommission,  und  sind  die  Abgangszeug- 
nisse von  demselben  mitzuvollziehen ;  g)  die  Sorge  für  die  Stellvertretung 
behinderter  Lehrer,  wenn  diese  Behinderung  längere  Zeit  dauern  mufs  und 
eine  Vertretung,  mit  welcher  aufserordentliche  Kosten  verbunden  sind,  von 
dem  Dir.  nothwendig  erachtet  wird:  h)  die  Aufsicht  über  die  bei  dem 
Gymn.  vorhandenen  Lehrmittel,  die  Bibliothek,  den  physikal.  Apparat  eto., 
sowie  Sorge  für  deren  Unterhaltung  und  Vervollständigung  nach  Mafsgabe 
des  Etate  gebührt  dem  Dir.  und  den  von  diesem  aus  der  Zahl  der  Lehrer 
xn  bestellenden  Specialaufsehern.  Das  Cur.  ist  berechtigt,  alle  diese  Apparate 
und  Sammlungen  von  Zeit  zu  Zeit  einer  genauen  Revision  zu  unterwerfen. 
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i)  die  DiBpositioii  Über  die  Mittel  des  Gymn.  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats 
nach  Mafi^be  des  Statuts. 

5.  Zu  unmittelbaren  Eingriffen  und  Anordnungen  in  Schulangelegenheiten, 
wofür  zunächst  der  Dir.  verantwortlich,  ist  das  Cur.  nicht  berechtigt,  wohl 
aber  verpflichtet,  auf  etwanige  Uebelstände  den  Dir.  aufmerksam  an  machen 
und  deren  Abstellung  gehörigen  Orts  zu  beantragen.  6.  Die  besonderen 
Rechte  und  Pflichten  des  Dir.  und  der  Lehrer  sind  seitens  der  K.  Anfsichts- 
behörde  durch  Instructionen  vorgezeichnet.  In  CoUisionsfallen  zwischen  dem 
Cur.  und  dem  Dir.  bleibt  die  Entscheidung  dem  K.  Prov.  Schuleoll.  vorbehalten. 

7.  Das  Cur.  hält  regclmäfsig  jeden  Monat  eine  Sitzung  und  aulserdem 
so  oft  es  erforderlich  ist  Der  Dir.  ist  vcrflichtet  jeder  Sitzung  beizuwohnen, 
und  dürfen  in  seiner  Abwesenheit  Beschlüsse  in  wichtigen  Sachen  nicht  ge- 
faist  werden.  Alle  Vcrftigungen,  Eingaben  und  Anschreiben  an  das  Curatorinm 
müssen  unmittelbar  nach  ihrem  Eingehen  von  dem  Vorsitzenden  den  übrigen 
Mitgliedern  vorgelegt  werden.  8.  Ueber  jede  Sitzung  wird  ein  von  den  An- 
wesenden zu  vollziehendes  Protokoll  aufgenommen  und  über  die  Corrcspondenz 
des  Cur.  ein  besondres  Journal  geftihrt.  Das  Archiv  des  Cur.  steht  unter 
Aufsicht  des  Vorsitzenden. 

9.  Sobald  vorstehende  Instniction  von  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  genehmigt 
ist,  tritt  sie  in  Kraft  und  kann  nur  unter  ausdriicklicher  Zustimmung  dieser 
Behörde  abgeändert  werden.  —  (1857).  Der  Magistrat. 

Die  Friedr.  Werderscho  atädt.  Gewerbeschule  zu  Berlin 
(RooLich.  2.  O.). 

Die  nächste  Aufsichts-  und  Verwaltungsbörde  der  Gewerbeschule  bOdet 
ein  Curatorium,  welches  aufser  dem  Stadtschulrath  aus  3  bis  5  Personen 
besteht,  unter  denen  sich  wenigstens  ein  Mitglied  des  Magistrats  und  en 
Mitglied  der  Stadtverordnetenversammlung  l)efinden  mufs.  In  Bezng  auf 
die  Wahl  der  Mitglieder  und  die  Ressortverhältnisse  des  Cur.  sind  die  Be- 
stimmungen des  §.  50.  der  Städteordnung  v.  HO.  Mai  1853  mafsgebend.  Das 
Cur.  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  a)  darauf  zu  halten ,  dafs  die  Bestim- 
mungen des  Schulstatuts  überall  genau  befolgt  wenlen :  b)  nicht  nur  durch 
Beiwohnung  der  öffentlichen  Jahres-  und  halhjährl.  lYüfungen ,  so^ne  der 
sonstigen  Schulfeierlichkeiten,  sondern  auch  durch  andemi'eitigen  Besuch  der 
Lehrstunden  seitens  des  StAdtschuIraths  in  Gemeinschaft  mit  den  etwa  von 
dem  Cur.  hiemit  zu  beauftragenden  Mitgliedern  desRellton  von  dem  Zustande 
der  Schule  und  den  Erfolgen  des  Unterrichts  Kenntnifs  zu  nehmen;  c)  den 
Etat  der  Schule  flir  jede  neue  Etatsperiode  zu  outwerfen  und  dem  Magistrat 
zur  Genehmigung  vorzulegen;  d)  die  Zahlung  der  im  Etat  vorgesehenen 
Ausgaben  innerhalb  der  (Frenzen  dos  Etats  anzuweisen  ((Wa  Auswahl  uml  Be- 
stellung der  wi8sensohaftl.  Apparate  und  Unterrichtsmittel  bleibt  dorn  Director 
nach  vorherigem  Vomohmen  mit  dorn  Curatorium  überlassen) :  e)  die  Jahres- 
rechnung der  Schule  abzunehmen  und  mit  seinen  Bemerkungen  dem  Magistrat 
zu  übersenden ;  f )  armen  und  würdigen  Schülern  <len  ganz  oder  halb  freiet 
Unterricht  innerhalb  des  festgesetzten  Trocentsatzes  der  Freischüler  zn  be 
wiUigen:  g)  zur  Wiederljosetzung  erledigter  onientlicher  I/'hrsteUen,  so- 
wie zur  Hefi>nlerung  und  (rehaltsverbesserung  <ler  I, ohrer  nach  vorheri^o 
Erfonlern  der  gutachtl.  Aoulsorung  dos  Dir.  dem  BI:igistnit  Vorsehläge  lO 
machon;  h)  die  llülfslehrer,  denen  aufsorordentliche  Ix^hrstunden  gegen  eil 
besondres  Honorar  übertragen  wenlen  sollen,  nach  gloiohmäfsigcr  Vemehmnn; 
dos  <TUt:*chton8  dos  Dir.  anznnelimon:  i)  <lie  von  dem  Dir.  zn  cntwerfenileB 
Lehrpläne  von  demselben  ontgegeiiziinohmon ,  zu  prüfen  und  mit  seinen  Bo- 
merkungon  bogloitot,  dorn  K.  Prov,  SchulcoU.  zur  Bestätigung  vorzulesren: 
k)  die  Jahroshoriclito  über  die  Anstalt  von  dem  Dir.  ontgogonzunehmeB 
und  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  üborroiohon.  1)  In  den  Fällen,  wo  die  Knt- 
fenuing  eines  Schülers  von  der  Anstilt  nach  dem  ßeschluls  der  I^hrer  ftkr 
nothwendig  gohalton  winl,   kann  /.war  dor  Dir.,  insofern  or  mit  die^m  I^ 
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Bchhils  einveratMiden  ist^  die  Entferanng  verfügen,  ist  jedoch  verpflichtet,  die 
von  ihm  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Lehrercollegium  verfügte  Entfernung 
eines  Schfilers  nachträgiich  zur  Kenntnifs  des  Cur.  zu  bringen.  m)  Das 
Gor.  ist  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet,  alle  Angelegenheiten,  welche  die 
seiner  speeiellen  Fürsorge  anvertraute  Anstalt  betreifen,  in  Berathung  zu 
nehmen  und  das  zur  Förderung  derselben  Geeignete  durch  Berichterstattung 
«n  den  Magistrat  und  beziehungsweise  an  das  E.  SchulcoU.  zu  veranlassen. 
Das  Cor.  hat  jedoch  bei  diesen  Berathungen,  soweit  sie  die  wissenschaftl. 
Oiganisation,  den  Unterricht  und  die  Disciplin,  sowie  die  Amtsführung  und 
die  persönlichen  Verhältnisse  der  Lehrer  betreffen,  auch  die  Ansicht  des 
Dir.  zu  vernehmen  und  zu  dem  Ende  denselben  zu  den  Conferenzen  in  welchen 
Aber  diese  Angelegenheiten  berathen  werden  soll,  einzuladen.  —  (1858).  Der 
Magistrat. 

Die  stSdt  Gymnasien  zu  St.  Elisabet  und  zu  St.  Magdalena  in 

Breslau. 

1.  Der  Ma|^8trat  ist  ausschliefslich  Patron  der  hiesigen  städt.  Gym- 
nasien zu  St  Elisabet  und  St.  Maria  Magdalena.  Die  unmittelbare  Verwal- 
tung jedes  derselben  wird  unter  Oberaufsicht  und  Leitung  des  Magistrats 
von  einem  Curatorium  geführt. 

2.  Das  Curatorium  besteht:  a)  aus  einem  gelehrten  Mitgliede  des  Ma- 
gistrats als  Vorsitzendem,  b)  aus  2  von  der  Gemeindevertretung  gewählten 
Mitgliedern,  und  c)  aus  dem  jedesmaligen  Bector  des  Elisab.  und  des  Mag- 
dal.  —  3.  Das  Cur.  ist  das  Organ  des  Magistrats  in  Beziehung  auf  alle  das 
Gymn.  betreffende  Angelegenheiten.  Es  %hrt  insbesondre:  a)  die  ourrente 
iiusre  Verwaltung  nach  Mafsgabe  der  vori  ihm  entworfnen,  vom  Gemeinde- 
imth  genehmigten  und  vom  Magistrat  bestätigten  Etats,  begutachtet  die  ge- 
gen die  Verwaltungsrechnnng  gezogenen,  von  dem  Kechnungsleger  beant- 
worteten Bevisionserinnerungen,  sorgt  für  Erledigung  der  Bevisionsentschei- 
dungen,  überwacht  die  ordnungsmäfsige  Erhebung  der  Schulgelder,  und  sorgt 
fiberhaupt  für  die  Ausfahrung  der  von  dem  Magistrat  erlassenen  Veroi3- 
Bungen;  b)  es  beantragt  die  zur  Verwaltung  erforderlichen  Mafsregeln  und 
Einrichtungen,  soweit  die  etatsmäfsigen  Fonds  nicht  ausreichen ;  c)  es  beauf- 
sichtigt das  Schullocal  und  die  zu  demselben  gehörigen  Utensilien,  und  sorgt 
für  die  bauliche  Instandhaltung  der  Localien  sowie  fUr  die  Anschaffung  des 
Beheizungsmaterials,  überhaupt  für  die  ganze  Hausökonomie;  d)  es  nimmt 
den  von  dem  Bector  zu  präsentirenden  Haushälter  auf  Kündigung  an  und 
entläist  denselben  nach  Befinden,  unter  Berücksichtigung  der  Annahmebe- 
dingungen. 

4.  Die  inneren  Verhältnisse  und  Einrichtungen  des. Gymn.,  d.  h.  alles 
was  die  Ordnung,  den  Gang  und  den  Geist  des  Lehrwesens  betrifft,  ge- 
hören zum  Bereich  des  Bectors,  wie  denn  für  dessen  Verhältnifs  und  Stellung 
die  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen  unter  Berücksichtigung  der  eigen- 
thümlichen  VerhiUtnisse  des  Elisab.  und  des  Magdal.  mafsgebend  sind.  5.  Das 
Cur.  ist  befugt,  allen  feierlichen  Schulacten,  namentlich  auch  der  Einführung 
neuer  Lehrer,  beizuwohnen.  Bei  den  Abiturientenprüfungen  wird  das  Cur. 
durch  seinen  Vorsitzenden  vertreten.  Auch  ist  derselbe  berechtigt,  wenn  er 
es  für  nöthig  erachtet,  in  Schulangelegenheiten  mit  dem  Lehrercoll.  persön- 
lich zu  verbandeln,  oder  den  Verhandlungen  zwischen  Bector  und  Lehrer- 
collegium beizuwohnen. 

6.  Dm  Schularchiv  verwaltet  der  Dir.;  auch  steht  demselben  die  Ver- 
waltung der  Bibliothek,  des  physikalischen  Apparats,  der  Sammlungen  und 
der  Lehrmittel  überhaupt  zu.  Bei  neuen  Anschaffungen  wird  der  Bector  je- 
doch auch  in  dieser  Beziehung  sich  sorgfaltig  innerhalb  der  etatsmäfsigen 
Grenzen  halten.  7.  Der  Bector  hat  alle  aufsergewöhnlichen,  das  Gymn. 
betreffenden  Vorgänge,  namentlich  auch  längere  Verhinderungen  einzelner 
Lehrer,  die  wegen  der  Vertretung  getroffenen  Anordnungen,  Veränderungen, 
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im  Lehrercoll.  (durch  Abgang,  Tod),  Erledigung  von  Freistenen  der  SebfUer, 
sowie  wichtige,  bedenkliche  Disciplinarfalle  dem  Cur.  unyerzflglich  anzniei- 
gen.  Wird  die  Ausweisung  eines  Schalers  von  dem  Bector  und  dem* Lehrer^ 
coli,  beschlossen,  so  ist  der  Fall  von  dem  Rector  mit  den  Beweggründen 
für  die  Entfernung  dem  Cur.  jedesmal  alsbald  mitzutheilen.  Ist  Aber  die 
Ausweisung  eines  Schülers  der  Kector  und  die  Mehrzahl  des  Lehrercoll. 
verschiedner  Ansicht,  so  gebührt  die  Entscheidung  dem  Curatoriam. 

8.  Das  Cur.  ist  berechtigt,  bei  Veränderungen  in  der  Organisation  des 
Gymn.  über  neu  anzustellende  oder  zur  Vertretung  anzunehmende  Lehrer 
und  über  die  Verleihung  der  Freistellen  an  bedürftige  und  würdige  Schüler 
mit  seinem  Gutachten  vor  der  Beschlufsfassung  des  Magistrats  gutachtlich 
gehört  zu  werden.  Ueberhaupt  aber  hat  das  Cur.  das  Wohl  des  Gymn. 
wahrzunehmen  und  die  Rechte  desselben  zu  vertreten.    9.  Das  Cur.  ist  ve^ 

S fliehtet,  jederzeit  über  seine  Verwaltung  dem  Magistrat  Auskunft  und 
:echenschaft  zu  geben.  10.  Die  Beschlüsse  des  Cur.  werden  nach  Stimmen- 
mehrheit gefafst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden. 11.  Auf  besondern  und  motivirten  Antrag  eines  jeden  Mitglieds 
des  Cur.  ist  der  Vorsitzende  verpflichtet,  eine  Conferenz  anzuberaumen.  — 
12.  Ergänzungen  und  Abänderungen  dieser  Instruction  bleiben  vorbehalten.  — 
(1853).    Der  Magistrat. 

Gymnasium  zu  Seehausen  in  der  Altmark. 

1.  Das  Curatorium,  dessen  gesetzliche  Befugnisse  und  Pflichten  nnd 
dessen  Verbal tnifs  zum  Magistrat  nach  den  Vorschriften  der  §§  26  flf.  der 
Min.  Instruction  für  die  Stadtmagistrate  v.  25.  Mai  1835  zu  benrtheilen  sint^ 
besteht  Statuten uiälsig  aus:  a)  dem  Bürgermeister  resp.  dessen  gesetzlichem 
Stellvertreter,  als  Vorsitzendem,  b)  dem  jedesmaligen  Stadtverordnetenvor^ 
Steher,  c)  einem  vom  Magistrat  gewählten  Magistratsmitgliede,  d)  einem  toi 
den  Stadtverordneten  zu  wählenden  Mitgliede  dieser  Behörde,  e)  dem  ersten 
Geistlichen  der  Stadt,  f)  dem  Dir.  des  Gymn.,  g)  einem  siebenten  von  den 
genannten  G  Personen  zu  erzählenden  Einwuhner  der  St^t,  der  eine  höhere 
wisscnschaftl.  Bildung  besitzt.  Für  die  durch  Wahl  hervorgegangenen  Mit- 
glieder ist  die  Bestätigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  erforderlich. 

2.  Eine  definitive  Entscheidung  st^ht  dem  Cur.  in  allen  zu  seiner  Cog- 
nition gelangenden  Angelegenheiten  nicht  zu;  dasselbe  hat  vielmehr  nar 
sein  Gutachten  ab/.ugeben,  Vorschläge  zu  machen,  Mängel  und  etwanig« 
Verbcsserungen  zur  Sprache  zu  bringen  und  die  Aufsichtsbehörde  um  Aus- 
führung der  gefafsten  Beschlüsse  zu  ersuchen,  sofern  der  Magistrat  sich  da- 
mit einverstanden  erklärt.  Insbesondre  hat  das  Curatorium  über  folgende 
Angelegenheiten  sein  motivirtes  Gutachten  abzugeben:  a)  über  die  Ver 
Wendung  der  Fonds  und  Einkünfte  des  Gymn.  resp.  die  Vermehrung  der 
selben,  soweit  der  Nonnaletat  nicht  darüber  anderweitig  disponirt ;  b)  Aber 
die  Angemessenheit  und  Richtigkeit  der  Etats  und  Jahresrechnungen ;  c)  über 
die  niithigen  Gebäude,  die  Bestimmung  der  einzelnen  Localitäten,  die  n- 
forderlichen  Neubauten  und  Reparaturen  an  und  in  denselben ;  d)  über  di0 
Beschatl'ung  und  Vermehrung  der  Bibliotheken,  der  sonstigen  Lehrmittel, 
Apparate,  üteusiliiMi,  sowie  tler  Inventarienstücko  jeglicher  Art;  e)  über 
die  Erweiterung  der  Lehranstalt,  die  Einrichtung  neuer  Classen,  Trennung 
dcrHclben,  Vermehrung  der  Lehrkräfte;  f)  über  die  Anstellung  neuer 
Lohrer,  deren  C^uiiliticatiuu,  über  ihre  Ascension,  über  die  Beurlaubung  and 
Vertretung  erkrankter  oder  für  längre  Zeit  behinderter  Liehrer,^ber  deren 
Pensionirung,  die  Höhe  der  zu  bewilligenden  Besoldungen,  Pensionen,  Gra* 
titiciitiunen  u.s.  w.;  g)  über  Ertheilung  von  Schulgeldbefreiungen  an  wflr 
di<^e  niid  bedürftige  Schüler  nach  Anhörung  des  Dir.;  h)  üW  alle  SOB* 
sti>;eu  (ie^onstiuide,  hinsichtlich  deren  entweder  das  K.  l'rov.  SchulcoU.  oder 
der  Magistrat  die  Annicht  des  Cur.  zu  vernehmen  wünscht.  * 

3.  Sitzungen  des  Curaturiums  werden  nach  Bedttrfnils  abgehalten,  die 
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Hitglieder  werden  dazu  daroh  den  Vorsitzenden  besonders  eingeladen.  Auf 
schriftL  Antrag  eines  Mitglieds  ist  der  Vorsitzende  zur  Anberaumung  einer 
Sitzung  verpflichtet,  insofern  der  Gegenstand  der  Berathung  angegeben  ist. 
Zar  BeMshiufonahme  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  4  Mitgliedern  erfor- 
derlich; die  Beschlüsse  werden  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  gefafst. 
4.  Falls  das  Gnratorium  in  pleno  oder  durch  einzelne  Deputirte  sich  von  den 
inneren  Verhältnissen  und  Zuständen  der  Anstalt  durch  den  Besuch  dersel- 
ben Ueberzeugung  verschaffen  will,  ist  dem  Dir.  davon  vorher  Kenntnifs  zu 
geben.  —  5.  Abänderungen  dieser  Instruction  können  nur  unter  Genehmi- 
gung des  K.  Prov.  Schulcoll.  getroffen  werden.  —  (1863).    Der  Magistrat. 

Höhere  BUrgerBchule  zu  Delitzsch. 

1.  Das  Guratorium  (bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  zweiten 
Ha^tratsmitgliede,  dem  Rector,  dem  1.  städt.  Geistlichen  und  2  Mitgliedern 
der  Stadtverordnetenversammlung)  hat  im  allgemeinen  die  Aufgabe,  namens 
der  Gemeinde  Obsorge  für  alles  das  zu  tragen,  was  das  Wohl  und  das  Ge- 
deihen der  Anstalt  im  ganzen  wie  im  einzelnen  zu  fördern  geeignet  ist,  insoweit 
übrigens  diese  Obsorge  ohne  Eingriffe  in  die  Attributiouen  der  vorgesetzten 
Schulbehörde  und  des  Rectors  der  Anstalt  sich  geltend  macht.  2.  Die 
beiden  Stadtverordneten  bedürfen  der  Bestätigung  durch  die  K.  Regierung; 
sie  scheiden  aus,  wenn  sie  aufhören  Stadtverordnete  zu  sein. 

3.  Das  Cur.  steht  zu  dem  Magistrat  zu  Delitzsch,  als  dem  Patron  der 
Schule,  im  allgemeinen  in  dem  Verhältnifs  einer  städtischen  Verwaltungs- 
deputation, fungirt  als  dessen  Organ,  und  hat  sich  demgemäfs  nach  den 
Beatimmungen  des  §.  26  der  Ministerial-Instruction  Hir  die  Stadtmagistrate 
V.  26.  Mai  1835  zu  richten.  4.  Das  Cur.  bat  über  alle,  die  Schule  betreffen- 
den laufenden  Verwaltungsangelegenheiten  zu  berathen.  Dahin  gehören 
namentlich:  a)  Aufstellung  des  £tats  der  Schule,  b)  Instandhaltung 
der  Schullocalien  und  Beschaffung  der  nöthigen  Mobiliargegenstände,  c)  die 
Anfaicht  über  alle  zur  Schule  gehörigen  Lehrmittel,  als:  die  Bibliothek,  die 
naturhistor.  Sammlungen,  chemischen  und  physikal.  Apparate  und  Werk- 
zeuge, deren  Erhaltung  und  Vermehrung,  d)  die  Pensionirung  dienstun- 
fähiger Lehrer.  Ucber  die  vorgenannten  Gegenstände  hat  das  Cur.  entweder 
endgültig  zu  beschliefsen  oder,  wenn  der  Gegenstand  zur  Entscheidung  des 
Magistrats  gehört,  diesem  das  aus  der  Berathung  hervorgehende  Gutachten 
zur  Beschlufsnahme  vorzulegen.  Das  Cur.  hat  alle  Anschaffungen  für  die 
Schulbedürfnisse  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  zu  beschaffen,  auch  über 
den  etatamäfsigen  Betrag  ftir  Instandhaltung  der  Schulutensilien  zu  verfü- 
gen. 6.  Das  Cur.  entscheidet  über  die  Gesuche  um  Befreiung  vom  Schul- 
geld oder  Ermäßigung  desselben  und  zwar  durch  Stimmenmehrheit.  Bei 
Stimmengleichheit  ist  auf  die  Stimme  des  Magistrats  zu  provociren.  7.  Die 
Annahme  und  Entlassung  der  Schüler,  die  Ausstellung  der  Schulzeugnisse, 
die  Aufrechterhaltung  der  Disciplin,  die  Entwerfung  des  Lehrplans,  die  An- 
ordnung der  Classen Prüfungen ,  die  Inspection  über  Classen  und  Lehrer,  so- 
wie überhaupt  die  Regelung  der  inneren  Schulangelegenheiten,  unter  Be- 
rücksichtigung der  Lehrerconferenz,  steht  dem  Rector  zu;  doch  hat  derselbe 
auch  hier  bei  aUen  außergewöhnlichen  Fällen,  namentlich  in  allen  strenge- 
ren Disciplinarfällen,  insbesondre  bei  der  vom  Lehrercoll.  beschlossenen 
Entfernung  eines  Schülers  von  der  Anstalt,  dem  Cur.  sofort  Anzeige  zu  er- 
statten. 8.  Das  Cur.  nimmt  an  allen  feierlichen  Schulhandlungcn  Theil 
nnd  wird  als  solches  auch  zu  der  mündl.  Prüfung  der  Abiturienten  einge- 
laden, ohne  dafs  es  jedoch  bei  der  Abstiminun<^  über  das  Ergebnifs  dersel- 
ben sich  zu  betiieiligen  berechtigt  ist.  9.  Bei  Anstellung  von  Lehrern,  bei 
notbwendig  erscheinenden  Veränderungen  in  den  bisherigen  Verhältnissen, 
sowie  bei  allen  die  Schule  angehenden  Einrichtungen  ist  von  den  städt.  Be- 
hörden zunächst  das  Cur.  mit  seinem  Gutachten  und  seinen  Vorschlägen 
ra  hören. 
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10.  In  Perioden  von  3  zu  3  Jahren  ist  der  Etat  der  Anstalt  seitens 
des  Cur.  neu  zu  bcrathen  nnd  dem  Magistrat  znr  Feststellung  yorsulegen, 
welcher  denselben  der  K.  Kegierang  zur  Genehmigung  einreicht.  11.  Inner- 
halb des  festgestellten  und  genehmigten  Etats  erfolgt  die  Bestimmung  Ober 
die  Verwendung  der  einzelnen  Positionen,  wo  solche  veränderlich  oder  von 
besonderm  Ermessen  abhängig  ist,  durch  das  Cur.  Die  Zahlungsanwei- 
sungen ergehen  in  allen  Fällen  von  dessen  Vorsitzendem,  bei.verftnderlicben 
Positionen  auf  Grund  der  vom  Rector  bescheinigten  Beläge;  bei  den  bestimm- 
ten und  unveränderlichen  Positionen  auf  Grund  des  Etats. 

12.  Urlanbsbewilligungen  fQr  den  Rector  ertheilt  der  Vorsitzende  bis 
zu  8  Tagen ,  für  längre  Zeit  sind  dieselben  bei  der  K.  Regierung  nachzu- 
suchen. Die  übrigen  Lehrer  haben  wegen  einer  Abwesenheit  wanrend  der 
Ferien  nur  dem  Rector  Anzeige  zu  machen.  Während  der  Schulzeit  kann 
ihnen  dieser  bei  noth wendigen  Reisen  auch  bis  zu  Ö  Tagen  Urlaub  geben; 
zu  einer  längern  Abwesenheit  bedürfen  sie  aber  der  Erlaubnifs  der  R.  Re- 
gierung, von  welcher  der  Rector  dann  dem  Vorsitzenden  des  Cur.  Anzeige 
zu  machon  hat.  13.  Der  Vorsitzende  des  Cur.  leitet  und  vertheilt  die  Ge- 
schäfte, beruft  die  Mitglieder  zu  den  Sitzungen  und  zeichnet  die  Correspon- 
denz.  Den  Vorsitz  führt  der  Bürgermeister,  in  dessen  Behinderung  der 
Beigeordnete.  Die  Beschlüsse  des  Cur.  werden  nach  Stimmenmehrheit  ge- 
fafst;  bei  deren  Gleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Ueber 
die  gefafsten  Beschlüsse  wird  eine  kurze  Verhandlung  aufgenommen.  — 
(1865).    Der  Magistrat. 

Realschule  1,0.  zu  Siegen. 

1.  Das  Curatorium  bildet  die  nächste  Aufsichts-  und  Verwaltungs- 
behörde der  evangel.  Realschule  I.  0.  daselbst  unter  der  Oberaufsicht  des 
K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Münster.  2.  Dasselbe  besteht  aus  8  Mitgliedern,  de- 
ren 4  von  jedem  der  beiden  Compatrone  der  Anstalt  ernannt  werden.  Von 
Seiten  der  städt.  Behörden  gehören  zum  Cur.:  a)  der  zeitige  Bürgermeister, 
b)  3  von  den  Stadtverordneten  auf  je  6  Jahre  gewählte  und  von  dem  K. 
Prov.  Schulcoll.  bestätigte  Mitglieder.  Von  den  4  der  Staatsbehörde  zur 
Besetzung  zuständigen  Stollen  werden :  c)  2  durch  das  K.  Prov.  Schulcoll. 
mit  solchen  Männern  ans  dem  Bürger-  nnd  Beamtenstande  der  Stadt  Siegen 
besetzt,  von  denen  ein  besondrer  Grad  von  Einsicht  und  Interesse  für  die 
Angelegenheiten  der  Realschule  erwartet  werden  darf;  d)  zu  der  dritten 
Stelle  von  derselben  Behörde  einer  der  evangel.  Ortsgeistlichen  berufen,  nnd 
e)  die  vierte  ständig  dem  jedesmaligen  Director  übertragen.  Sämmtliche 
Mitglieder  des  Curatoriums  müssen  der  evangel.  Confession  angehören.  Sollte 
dies  bei  der  ad  a)  bezeichneten  Person  nicht  der  Fall  sein,  so  ist  statt  des- 
selben durch  Wahl  des  Magistrats  ein  andres  Mitglied  dieser  Behörde  sa 
bestimmen.  Die  ad  c)  und  d)  genannten  Mitglieder  des  Cur.  werden  von 
dem  K.  Prov.  Schulcoll.  auf  je  6  Jahre  ernannt,  können  jedoch  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  von  neuem  zu  Mitgliedern  des  Cur.  bestellt  werden.  Von  deo 
unter  c)  genannten  Mitgliedern  hat  eins  in  besonderm  Auftrag  des  K.  Pro?. 
Schulcoll.  die  Functionen  eines  K.  Commissarius  nach  Mafsgabe  der  0. 0. 
V.  10.  Jan.  1817  und  der  darauf  bezügl.  Min.  Instr.  v.  24.  Jan.  ejusd.  (s.  p.14) 
wahrzunehmen. 

3.  Der  Wirkungskreis  des  Cur.  erstreckt  sich  auf  die  äufseren  nnd 
inneren  Angelegenheiten  der  Realschule.  1.  In  jener  Beziehung  liegt  ihm 
ob:  a)  die  gewissenhafte  Erhaltung  und  Vermehrung,  sowie  die  stiftungs- 
mäfsige  und  zwcckgemäfse  Verwendung  und  Verwaltung  der  Fonds  und 
Einkünfte  der  Anstalt,  welche  zugleich  die  Beaufsichtigung  des  Cassenwesens, 
die  Aufstellung  des  Etats  nnd  die  Vorrevision  der  vom  Rendanten  gelegten 
Rechnung  miteinschliofst;  b)  die  Vertretung  wohlerworbner  Rechte  der  &al- 
schule.  2.  Rücksichtlich  der  inneren  Angelegenheiten  hat  das  Cur.  a)  darauf 
zu  sehen,  dafs  in  der  Anstalt  die  allgemeinen  und  besonderen  Anordnungen 
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der  StMtBbehördeQ  Btets  beachtet  und  sowohl  von  Lehrern  als  SohiUern  der 
Anstalt  deren  Ehre  und  Blühen  möglichst  gefördert  werden;  b)  die  Be- 
dfirfnisse  der  Anstalt  an  Lehrkräften  und  Lehrmitteln  zu  berathen  und  auf 
deren  Beschaffung  hinzuwirken;  insbesondre  c)  die  Besetzung  erledigter 
oder  neu  errichteter  Lehrerstellen  mit  Ausnahme  der  3  obersten  Lehrer- 
stellen, was  jedoch  die  Abgabe  gutachtlicher  Vorschläge  auch  in  Betreff 
dieser  Stellen  nicht  ausschliefst,  durch  Wahl  und  Bestallung  unter  Beobach- 
tung der  Staatsgesetze  zu  bewirken,  auch  in  gleicher  Weise  die  Unterbeamten 
der  Anstalt  (Rendanten  und  Schuldiener)  auf  halbjährl.  Kündigung  anzu- 
nehmen und  mit  Instruction  zn  versehen ;  d)  in  der  Abiturienten-Prflfungs- 
eommJBsion  der  Realschule  sich  durch  ein  aus  seiner  Mitte  gewähltes  stimm- 
fEhiges  Mitglied  vertreten  zu  lassen;  endlich  e)  durch  Beiwohnen  der 
Sehnlfeierlichkeiten,  der  öffentlichen  und  Glassenprüfnngen,  sowie  der  von 
einem  Commissarins  des  K.  Prov.  Schulcoll.  abgehaltenen  Abitnrientenprfl- 
fangen  nnd  Schnlrevisionen  sich  in  steter  KenntnSis  von  dem  Innern  Zustande 
der  Realschule  zu  erhalten. 

4.  Der  Vorsitzende  des  Cur.  wird  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  ernannt, 
nnd  in  Verhinderungsfällen  durch  das  seinem  Sitz  im  Cur.  nach  älteste 
Mitglied  vertreten.  Derselbe  hat  die  eingehenden  Geschäftsachen  zn  er- 
brechen nnd  in  das  Journal  des  Cur.  einzutragen,  sie  unter  die  verschiede- 
nen Mitglieder  zur  Bearbeitung  zu  vertheilen  und  für  einen  regelmäfsigen 
nnd  schnellen  Geschäftsbetrieb  Sorge  zu  tragen,  wobei  ihm  die  Beschaffung 
der  erforderlichen  Canzleiaushülfe  etc.  für  die  im  Etat  zu  diesem  Zweck 
ausgesetzte  Ausgabeposition  überlassen  ist.  5.  Die  Geschäftsführung  des 
Cnr.  ist  eine  collegialische,  und  daher  jedes  einzelne  Mitglied  desselben  eben- 
so berechtigt  wie  verpflichtet,  überall  und  nach  besten  Kräften  das  Wohl 
der  Anstalt  zu  fördern,  die  dahin  führenden  Anträge  dem  Cur.  vorzulegen, 
und  die  ihm  zugeschriebnen  Arbeiten  rasch  und  gründlich  zu  erledigen, 
auch  den  Sitzungen  des  CoUegiums  regelmäfsig  beizuwohnen.  6.  Die  letz- 
teren werden  monatl.  einmal  an  einem,  ein  für  alle  Mal  festgesetzten  Tage 
al^faalten;  in  aufserordentlichen  Fällen  ist  der  Vorsitzende  auch  zum  Zu- 
sammenberufen aufserordentlicher  Sitzungen  berechtigt.  Die  Beschlüsse  des 
Cur.,  zu  dessen  Beschlufsfähigkeit  die  Anwesenheit  des  Vorsitzenden  oder 
seines  Stellvertreters  und  wenigstens  4  anderer  Mitglieder  erforderlich  ist, 
werden  nach  Stimmenmehrheit  gefafst,  und  hat  bei  Stimmengleichheit  der 
Vorsitzende  die  den  Ausschlag  gebende  Stimme.  Glaubt  die  Minorität  sich  bei 
dem  gefalsten  Majoritätsbeschlufs  nicht  beruhigen  zu  können,  so  steht  es  ihr 
wie  jedem  einzelnen  Mitglied  des  Curatoriums  frei,  ein  Separatvotum  zu  den 
Acten  zu  geben,  eventl.  dem  Bericht  an  die  vorgesetzte  Behörde  beizufügen. 

7.  Während  der  Sitzung  oder  gleich  nach  deren  Beendigung  werden 
die  Beschlüsse  unter  summarischer  Angabe  der  vorhergegangenen  Verhand- 
inngen von  einem  aus  der  Mitte  des  Cur.  auf  längre  Zeit  erwählten  Proto- 
kollführer in  ein  fortlaufend  geführtes  Protokollbuch  eingetragen  und  von 
allen  Anwesenden  unterzeichnet  Von  den  Ausfertigungen  sind  Bestallungen 
nnd  Etats  der  Regel  nach  von  allen  Mitgliedern  des  CoUegiums  zu  vollziehen. 
Berichte,  Zahlungsanweisungen  und  Documcnte  bedürfen  wenigstens  dreier 
Unterschriften,  unter  denen  sich  jedoch  jedesmal  die  des  Vorsitzenden  (oder« 
seines  Stellvertreters)  und  des  K.  Commissarius,  wenn  derselbe  nicht  abwe- 
send, befinden  müssen.  Die  gesammtc  übrige  Dicnstcorrespondenz  des  Cur. 
wird  von  dem  Vorsitzenden  allein  unterzeichnet. 

8.  Mit  der  Function  eines  Cassencurators  wird  durch  Wahl  des  Cur. 
eins  seiner  Mitglieder  betraut,  welches  unter  der  Leitung  des  Vorsitzenden 
die  specielle  Ffärung  des  Cassenwcsens  beaufsichtigt,  die  vierteljährl.  Cassen- 
revisioncn  abzuhalten,  an  den  aufserordentlichen,  in  speciellem  Auftrag  des 
K.  Prov.  Schulcoll.  commissariscb  abgehaltenen  Cassenrevisionen  Theil  zn 
nehmen,  und  im  Collegio  alle  auf  die  Vermögensverwaltung  bezüglichen  An- 
gelegenheiten zu  bearbeiten  hat.  Eine  Bestellung  besonderer  Commissionen 
SU  schnellerer  Erledigung  einzelner  Zweige  des  Geschäftsbetriebes,  z.B.  zur 
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BeaufisichtigüDg  und  Erhaltung  der  Gebäalichkeiten,  bleibt  dem  eignen  Er- 
messen des  Cur.  resp.  seines  Vorsitzenden  überlassen. 

9.  Der  Dir.  der  Realschale,  welcher  in  seiner  Stellans  als  solcher  der 
nächste  Vorgesetzte  der  Lehrer  und  Schüler  ist,  und  fdt  Sbb  Gedeihen  der 
Anstalt  durch  Unterricht  und  Disciplin  bei  eigner  Verantwortlichkeit  zu 
sorgen  hat,  wird  dem  Cur.  über  die  inneren  Verhältnisse  alle  diejenigen 
Mittheilungen  machen,  welche  erforderlich  sind,  um  ihn  in  seinem  Beruf  mit 
Erfolg  unterstützen  zu  können.  Namentlich  hat  er  dem  Cur.  auch  die  von 
dem  LehrercoU.  für  nothwendig  erachteten  Ausweisungsbeschlüsse  mit  deren 
Beweffgründen  zur  Kenntniisnahme  mitzutheilen.  10.  Im  Uebrigen  dienen 
dem  Dir.  der  Schule  in  Beziehung  auf  die  innre  Leitung  der  Anstalt,  des 
Unterrichts  und  der  Zucht  lediglich  die  von  der  hohem  und  höchsten  Be- 
hörde erlassenen  und  ergehenden  Vorschriften  und  Anordnungen  zur  Richt- 
schnur. —  Damit  jedoch  das  Cur.  in  steter  Kenntnifs  von  den  auf  das  Un- 
terrichtswesen etc.  bezüglichen  allgemeinen  Verordnungen  u.  s.  w.  bleibe,  und 
die  ihm  hinsichtlich  der  inneren  Angelegenheiten  der  Schule  obliegenden 
Verpflichtungen  erfüllen  könne,  hat  der  Dir.  auch  von  deren  Inhalt  dem 
Cur.  Mittheilung  zu  machen ,  sofern  sie  ihm  nicht  etwa  von  dem  K.  Prov. 
SchulcoII.  durch  Einschlufs  an  das  Cur.  zugefertigt  worden  sind.  Dabei  ist 
als  Regel  festzuhalten,  dafs  die  vorstehend  und  bei  Nr.  9  gedachten  Mitthei- 
lungen, sowie  überhaupt  die  Communication  zwischen  dem  Cur.  und  dem 
Dir.,  mit  Vermeidung  eines  weitläufigen  Schriftwechsels  durch  mündliche 
Verhandlung  und  Besprechung  in  den  Sitzungen  des  Cur.  zu  erledigen  sind. 

11.  Zur  Besorgung  der  Cassengeschäfte  wird  ein  besoldeter,  cautions- 
pflichtiger  Rendant  auf  Widerruf  angenommen,  welcher  unter  Aufsicht  des 
Cur.  und  specieller  Controle  des  Cassencurators  das  Cassen-  und  Rechnungs- 
wesen der  Anstalt  nach  den  diesen  Gegenstand  betreffenden  allgemeinen  Vor- 
schriften, und  den  ihm  gegebenen  oder  noch  zu  ertheilenden  besonderen  An- 
weisungen zu  verwalten  hat.  —  Münster.   1866.   K.  Prov.  Schulcolleginm. 

Höhere  Bürgerschule  zu  Boppard. 

1.  Das  Curatorium  ist  bestimmt,  die  I^calaufsicht  über  die  Schule, 
insoweit  solche  nicht  dem  Rector  instructionsmäfsig  übertragen  ist,  zu  führen, 
das  Casscn-  und  Rechnungswesen  der  Anstalt  zu  leiten  und  bei  Besetzung 
der  Lehrerstellcn  die  der  Gemeinde  als  Begründerin  derselben  zustehenden 
Patronatsrechto  auszuüben. 

Die  K.  Regierung  zu  Coblcnz  ist  die  ihm  unmittelbar  vorgesetzte  Dlenit- 
behörde.  2.  Das  Curatorium  besteht  a)  aus  dem  jedesmaligen  Bürgermeister, 
b)  aus  dem  jedesmaligen  Rector  der  Anstalt,  c)  aus  3  durch  die  Stadtver- 
ordnetenversammlung zu  wälilendcn  Mitgliedern,  von  welchen  2  letzrer  Ver- 
sammlung angehören  müssen  und  eins  der  evangel.  Confession  angehören 
darf.  Der  Bürgermeister  ist  Präses  des  Curatoriums  und  wird  in  Fällen  der 
Abwesenheit  oder  Verhinderung  durch  einen  der  Beigeordneten  vertreten. 
Die  Mitglieder  verwalten  ihre  Stellen  als  Ehrenämter  unentgeltlich.  Ihn 
Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  K.  Regierung.  3.  Die  ad  a)  und  b)  genannten 
PerAODcn  sind  ständige  Mitglieder  des  Cur.;  die  ad  c)  bleiben  3  Jahre  lang 
in  Function ,  können  aber  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wieder  gewählt  werden. 
Sofern  eins  der  letztgenannten  Mitglieder  vor  Ablauf  der  3  Jahre  ausscheidet, 
tritt  eine  neue  Wahl  ein ;  der  Neuemannte  fungprt  jedoch  nur  für  die  von 
dem  Ausjs^eschicdcnen  nicht  erfüllte  Zeit.  Bei  eintretendem  Wechsel  des 
Hürgormeisters  tritt  bis  zur  Wiederbesetzung  der  Stelle  dessen  Stellvertreter 
mit  ;;leichem  Recht  auch  in  das  Cur.  Die  Mitgliedschaft  der  2  nothwendig 
au<«  der  Stadtverordnetenversammlung  gewühlten  Mitglieder  hört  von  den 
Augenblick  an  auf,  wo  dieselben  nicht  mehr  Mitglieder  dieser  Versammlung  sind. 

4.  Dem  Cur.  untergeordnet  sind  der  Rendant  der  Schulcasse  und  der 
Schuldicner,  welcher  Ictztre  indessen  zunächst  an  den  Rector  der  Schule 
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nr  Dienstleistung  gewiesen  ist.  Bendant  und  Schuldiener  werden,  so  lange 
die  Bendantur  mit  der  städt  Empfangerstelle  und  die  Schuldieneratelle  mit 
der  des  Pedellen  Air  die  Elementarsohulen  vereinigt  ist,  nach  den  betreff, 
metsl.  Bestimmungen  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählt.  Im 
TiennnngB&ll  geht  dies  Becht  auf  das  Cur.  ttber  und  hat  K.  Begierung  die 
BeBtätigung. 

Die  Auslagen  für  Canzleibedttrfnisse  werden  aus  dem  Fonds  der  Anstalt 
bestritten. 

5.  Die  innre  Verfassung  des  Cur.  ist  coUegialisch ;  Stimmenmehrheit 
entscheidet;  bei  Gleichheit  der  Stimmen  entscheidet  die  des  Vorsitienden. 
Die  Oaitigkeit  der  Beschlüsse  ist  durch  die  vorherige  Einladung  sämmtlicher 
nnd  die  Anwesenheit  wenigstens  dreier  Mitglieder  bedingt.  6.  Das  Cur.  ver- 
sammelt sich,  so  oft  es  die  Angelegenheiten  des  Dienstes  erfprdern,  auf  Ein- 
ladung des  Vorsitzenden.  Dem  Antrag  zweier  Mitglieder  auf  Berufung  einer 
Sitinng  ist  letztrer  stets  Folge  zu  geben  verpflichtet;  dem  Antrag  Eines 
Mitglläes  nur  in  den  bei  16,  a  und  18,  3  vorgesehenen  Fällen. 

7.  Das  Cur.  vertritt  die  Gemeinde,  welcher  die  Dotation  nnd  Unterhaltung 
der  Anstalt  obliegt,  in  allen  dieselbe  betreffenden  Angelegenheiten,  wählt  die 
Ldirer  einschliefsl.  des  Bectors  und  schlägt  solche  der  K.Beg.  zur  Genehmigung 
resp.  Bestätigung  vor.  8.  In  Bezug  auf  diese  Wahl  wird  Folgendes  hieduroh 
fiestgesetzt:  a)  Wenn  eine  Lehrerstelle  erledigt  wird,  hat  das  Cur.  in 
einer  besonders  dazu  bestimmten  Sitzung,  in  welcher  der  Bector  nothwendig 
anwesend  sein  und  den  Vortrag  fibernehmen  muis,  die  zunächst  von  diesem 
ausgehenden,  sowie  die  anderweitigen  Vorschläge  zur  Wiederbesetzung  der 
Stelle  zu  berathen ,  namentlich  die  Qualification  der  in  Betracht  kommenden 
Oandidaten  sorgfaltig  zu  prüfen.  b)  Die  Mitglieder  des  Cur.  müssen  daher 
vorher  schon,  aufser  den  vorsohriftsmäfsigen  Qualificationszeugnissen  (Prfi- 
ftingsattesten)  in  Bezug  auf  wissenschaftliche  Geltung,  Lehrfähigkeit,  Wandel 
und  Sitte  möglichst  vollständige  Auskunft  über  diejenigen  Männer,  welche 
in  Vorschlag  kommen  oder  sich  für  die  Stelle  melden ,  einziehen  und  diese 
Auskunft  dem  Bector  behufs  seines  dem  Cur.  zu  haltenden  Vortrags  mit- 
theilen, c)  Der  Bector  besonders  ist  verpflichtet,  dem  Cur.  in  seinem  Vor- 
trag über  das,  was  von  den  zu  Wählenden  für  die  Anstalt  nnd  nach  den 
denallsigen  Bestimmungen  für  die  eröfineto  Stelle  gefordert  werden  mufs, 
vollständige  Mittheilung  zu  machen  und  auf  dessen  Beobachtung  hinzuwirken. 

d)  Auf  den  demnächst  erfolgten  Vortrag  schreitet  das  Cur.  in  der  sub  a)  er- 
iHUinten  Sitzung  zur  Wahl  und  nimmt  über  dieselbe  ein  vollständiges  von 
allen  bei  denselben  anwesend  Geweseneu  zu  unterschreibendes  Protokoll  auf. 

e)  Dieses  Wahlprotokoll,  dem  die  Zeugnisse  des  Candidaten  und  die  eventuellen 
Beweise  der  über  ihn  gewonnenen  Auskunft  beigefügt  werden  müssen,  sendet 
das  Cur.  mit  motivirendem  Bericht  an  die  K.  Begierung  zur  Genehmigung 
resp.  Bestätigung  der  Wahl.  f)  Auf  Grund  solcher  Genehmigung  wird  so- 
damü  dem  Anzustellenden  von  dem  Cur.  die  Vocation  und  allgemeine  In- 
struction ausgefertigt.  g)  Da  eine  schleunige  Wiederbesetzung  einer  er- 
ledigten Lehrerstelle  für  die  Anstalt  vor  allem  nothwendig  ist,  so  wird  das 
Cur.  verpflichtet,  innerhalb  der  ersten  2  Monate  nach  Erledigung  der  Stelle 
für  deren  Wiederbesetzung  zur  Wahl  zu  schreiten  oder  eine  Verlängerung 
der  Wahlfrist  bei  der  K.  Begierung  nachzusuchen,  jedenfalls  aber  für  Gewin- 
nung einer  geeigneten  commissarischen  Lehrkraft  sofort  Sorge  zu  tragen  und 
Antri^^  zu  stellen. 

9.  Für  den  Fall,  dafs  nach  erfolgter  Erledigung  der  Bector-  oder  einer 
Lehrcrstelle  seitens  des  Cur.  ein  vorschriftsmäfsig  qualificirter  Schulmann 
innerhalb  der  bei  Nr.  8  bestimmten  Zeit  zur  Wiederbesetzung  der  Stelle  nicht 
in  Vorschlag  gebracht  sein  würde,  ist  K.  Begierung  befugt,  jene  Stelle  bis 
zur  vorschriftsmäfsig  erfolgten  Besetzung  derselben  gegen  eine  aus  Mitteln 
der  Stelle  zu  gewährende  Bemuneration  commissarisch  verwalten  zu  lassen, 
anter  der  Mafsgabe  jedoch,  dafs  dazu  stets  ein  Schulmann  kathol.  Confession 
aoseraehen  weide. 
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10.  Das  Cur.  hat  in  Betreff  der  äarBeren  VerfaältniBse  der  Anstalt  dafar 
zu  sorgen,  dafs  alles,  was  die  Ausstattung,  Unterhaltung  und  die  gesammte 
äufsre  Einrichtung  der  Schullocale  betrifft,  in  möglichst  gutem  Zuatand  sei. 
Ihm  liegt  auch  die  Verwaltung  des  Vermögens  und  die  Leitung  des  Rech- 
nungswesens ob.     11.  Das  Cur.  hat  sieh  in  der  ihm  anvertrauten  Verwaltang 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  beziehungsweise  den  Anordnungen  K.  B^ 
gierung  zn  richten.    Im  einzelnen  wird  noch  Folgendes  bemerkt:        a)  das 
Cur.  hat  vor  allem  darauf  zu  sehen,  dafs  alle  der  Anstalt  gebührenden  Ein- 
nahmen prompt  sur  Verfallzeit  eingezogen  und  gehörig  verrechnet,  die  Au- 
gaben  ebenso  geleistet,  der  Haushalt  ökonomisch  gellhrt,  die  Gaaeen-  nod 
Kechnuugsordnung  gewissenhaft  gehandhabt  werde.      b)  Zur  Niederechlagonf 
unbeibringlich  geachteter  Einnahmen  und  zu  Nachlässen  hat  das  Gnr.  die 
Genehmigung  K.  Regierung  nachzusuchen,      c)  Zu  allen  sfichlicfaen  Ausgabea, 
fttr  welche  der  Etat  einen  Credit  eröffnet,  und  zu  welchen  nach  den  allge- 
meinen Bestimmungen  der  K.  Kegierung  die  Genehmigung  nicht  vorbehaltca 
ist,  ist  das  Cur.  befugt.       d)  Ist  ein  Credit  erschöpft  äer  vorauanehtlieb 
nicht  ausreichend,  so  mufs  das  Cur.,  allem  vorgängig,  sogleich  den  erfor- 
derlichen Zuschufs  resp.  die  Erweiterung  des  Credits  mit  Nachweisung  der 
Deckungsmittel  und  die  Genehmigung  der  Ausgabe  bei  der  K.  Begiormg 
nachsuchen.       e)  Ohne  specielle  Autorisation  darf  das  Cur.  keine  Vonchfloe 
gewähren ,  noch  dergleichen  vorschufs weise  Zahlungen  anweisen.       f}  Die 
im  Etat  für  die  Bibliothek,  die  anderen  Sammlungen  und  fElr  die  Lehrq>piite 
festgesetzten  Summen  stehen  zur  Disposition  des  Kectors,  welcher  jedoeh 
dadiber  die  Lehrerconferenz  zu  hören  hat  und  für  die  Zweckmäfsigkeit  der 
Verwendung  dem  Cur.  und  der  K.  Regierung  verantwortlich  ist    Die  dee- 
fallsigen  Ausgaben  werden  auf  Grund  der  mit  der  Bescheinigung  des  Beeion 
über  die  Richtigkeit  und  Preiswttrdigkeit  der  Lieferung  versehenen  Liquidt- 
tionen  von  dem  Cur.  bei  der  Schulcasso  zur  Zahlung  angewiesen.       g)  Dia 
jährl.  Rechnungen  werden  von  dem  Cur.  abgenommen  und  mit  dem  ProtolcoU 
seiner  Vorrevision  der  K.  Regierung  zur  Superre Vision  und  Dechaige  T(ff> 
gelegt.    Eine  Abschrift  der  gelegten  und  abgenommenen  Rechnung  ist  der 
Stadtverordnetenversammlung  zur  Kenntnifsnahme  mitzutheilen. 

12.  Das  Cur.  hat  die  Befugnifs,  dürftigen  und  dabei  würdigen  Sohfllen 
auf  den  Vorschlag  des  Rectors  den  ganzen  oder  theilweisen  Erlals  des  Sehul- 
gelds  nach  den  betreffenden  allgemeinen  Bestimmungen  sowie  Unterstfituug 
zur  Anschaffung  von  Schulbüchern  aus  den  dazu  bestimmten  etatsmäfingea 
Fonds,  endlich  auch  die  sonst  etwa  künftig  vorhandenen  Benefiden  la  De- 
willigen. 

13.  Auf  die  inneren  Verhältnisse  der  Anstalt,  namentl.  anf  den  UniM^ 
rieht  und  die  Disciplli 
so  berechtigt^  als  ver 
selben 


ineren  veriiHiiDisBe  uer  ünssaii,  namenu.  aui  aen  uom' 
iplln,  übt  das  Cur.  keinen  directen  Einflufs,  ist  aber  ebea 
erpfiichtet,  seine  Wünsche  und  Bedenken  in  Betreff  der 
i  dem  Rector  resp.  der  K.  Regierung  mitzutheilen.  Schnlgesetie  oder 
sonst  wesentliche  Abänderungen  der  Innern  Einrichtung  müssen  von  des 
Rector  dem  Cur.  vorgelegt  werden,  und  gehen  mit  dem  Gutachten  des  letiten 
zur  Bestätigung  an  die  K.  Regierung.  Das  Cur.  hat  auf  die  Einladung  des  Bee* 
tors,  insofern  es  die  Mitglieder  ermöglichen  können,  den  öffentlichen  Prüflmga* 
und  Censuren  der  Anstalt  beizuwohnen,  und  ist  befugt,  wenigstens  ein  v* 
glied  zu  den  übrigens  nicht  öffentlichen  Classenpriifungen  zn  delegirsn. 

14.  Die  Einrichtnng  des  Geschäftsgangs  im  einzelnen  bleibt  dem  Gir< 
und  namentlich  dem  Vorsitzenden,  der  für  denselben  verantworlich  ist»  Aber 
lassen.  Letzterm  steht  das  Recht  zu,  alle  Sachen  zum  Vortrag  lu  sdireibeDi 
während  in  der  Regel  nur  die  Sachen  von  Belang  im  versammelten  Giv- 
vorgetragen  werden  sollen.  Im  Uebrigen  wird  über  die  GeschäftsvertheilBi>K 
im  allgemeinen  Folgendes  vorgeschrieben:  15.  Der  Vorsitzende  resp.  s^ 
Stellvertreter  erbricht  alle  eingehenden  Sachen  und  schreibt  dieselben  de* 
betreff.  Mitgliede  zu.  Er  revidirt  demnächst  die  Concepte  der  schriftl.  A^ 
gaben,  Verfiigungen  und  Berichte  und  bearbeitet  selbst  alle  Generalien  nid 
das,  was  auf  die  Verhältnisse  zu  den  Behörden  sowie  die  Peisonalien  i* 
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Cur.  Bezug  hat  16.  Der  Rector  bearbeitet  alle  Angelegenheiten,  welche 
das  Innre  der  Anstalt  berühren  und  die  Personal-  und  Gebaltsvcrhältnisse 
der  Lehrer  betreffen.  Er  bringt  die  Bedürfnisse  der  Schule  zur  Sprache  und  ist 
das  Organ  für  die  Wünsche  etc.  des  LehrercoUegiums.  Insbesondre  erhält  er 
a)  das  Cur.  von  dem  innem  Zustande  der  Anstalt  durch  Vortrag  darüber  in  des- 
sen Sitzungen  in  Kenntnifs,  und  ist  befugt,  auf  eine  gemeinsame  Berathung  über 
Angelegenheiten  der  Schule  anzutragen.  Schulgesetze  und  Anträge  auf  we- 
sentliche aufserordentliche  Abänderungen  der  inneren  Einrichtungen  legt  er 
dem  Cur.  zur  Begutachtung  vor,  ehe  deren  Bestätigung  bei  der  K.  Regierung 
nachgesucht  werden  kann.  b)  Gesuche  um  freie  Schule,  Beneficion  u.  drgl. 
werden  an  ihn  gerichtet  und  von  ihm  dem  Cur.  zur  Entscheidung  vorgetragen. 
Fflr  die  Beobachtung  der  hierüber  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  ist 
er  speciell  verantwortlich.  c)  lieber  Veränderungen  in  den  Ix>calien  der 
Anatolt  und  in  den  Apparaten  und  Utensilien  derselben,  sowie  über  Gehalts- 
eiliöhungen,  Remunerationen  und  dergl.  fUr  Lehrer  und  Beamte  der  Anstalt, 
können  nur  in  seiner  Anwesenheit  gültige  Beschlüsse  gefafst  werden.  d)  Er 
mufs  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  bei  7  und  8  vorstehend  darauf 
bedacht  sein,  dem  Cur.  für  die  Besetzung  erledigter  Stellen  geeignete  Per- 
sonen namhaft  machen  zu  können,  und  bedürfen  die  zu  treffenden  Wahlen 
•einer  Mitwirkung  zu  ihrer  Gültigkeit.  In  den  Fällen  sub  c)  und  d)  müssen 
die  betreffenden  Berichte  an  die  K.  Regierung  von  ihm  mitnnterzcichnet  sein. 

17.  Dem  Bürgermeister  als  Vorsitzendem  des  Curatoriums  liegen  haupt- 
sftehlich  diejenigen  Geschäfte  ob,  welche  sich  auf  das  Bau-,  Cassen-  und 
Beehnungswesen  der  Anstalt  beziehen.  Er  führt  daher  die  nächste  Aufsicht 
Aber  die  Buchführung  des  Rendanten,  hält  die  monatlichen  Cassenrevisionen, 
und  sorgt  dafür,  dafs  diese  immer  gleichzeitig  mit  der  Revision  der  übrigen 
Gassen  erfolgen,  welche  der  Rendant  etwa  sonst  noch  zu  verwalten  hat.  Er 
kann  jedoch  diese  und  sonstige  Geschäfte  dem  einen  oder  andern  der  von 
den  Stadtverordneten  gewählten  Mitglieder  Übertragen,  sowie  es  demselben 
auch  unbenommen  ist,  einzelne  Gegenstände  ohne  Rücksicht  auf  die  im 
Gegenwärtigen  bemerkte  Eintheilung  zuzuschreiben,  mit  Ausnahme  jedoch 
der  bei  IG  dem  Rector  zugewiesenen  Gegenstände,  welche  demselben  unbe- 
dingt verbleiben  müssen. 

18.  Im  allgemeinen  hat  das  Cur.,  namentlich  der  Vorsitzende,  aber  auch 
jedes  andre  Mitglied  an  seinem  Theil,  für  eine  gründliche  und  zugleich 
prompte,  dabei  stets  den  Vorschriften  entsprechende  Bearbeitung  der  ihm 
anvertrauten  Angelegenheiten  vorzugsweise  zu  sorgen.  Alle  Verfügungen 
U.8.W.  müssen  im  Concept  neben  dem  Mitgliede,  welches  solche  bearbeitet,  von 
dem  Vorsitzenden,  in  allen  Cassenangele^enheiten,  falls  der  Vorsitzende  diesel- 
ben bearbeitet,  noch  von  einem  andern  Mitgliede  gezeichnet  sein,  und  dürfen  in 
keinem  Fall  ohne  solche  Mitzeichnungen  ausgefertigt  werden.  Jedem  Mitzeich- 
nenden steht  es  zu,  seine  abweichende  Ansicht,  wenn  diese  nicht  schon  bei 
der  Berathung  beseitigt  worden  ist,  im  Concept  zu  bemerken  und  auf  Vortrag 
anzutragen.  Diesen  wird  der  Vorsitzende  bestimmen.  Die  Reinschriften  und 
Berichte  werden  vom  Vorsitzenden  und  wenigstens  2  Mitgliedern,  unter  denen 
sich  in  Cassen-  und  Rechnungsangelegenhciten ,  wenn  der  Bürgermeister 
diesen  Geschäftszweig  einem  andern  Mitgliede  tibertragen  hat,  immer  der 
Üusencurator  befinden  mufs,  die  Ausfertigungen  von  Beschlüssen,  Verträgen 
ond  bleibenden  Acten  nothwendig  von  den  bei  der  Bcschlufsfaasung  zugegen 
gewesenen  Mitgliedern  vollzogen. 

19.  Jede  Abänderung  und  Ergänzung  der  gegenwärtigen  Instruction  darf 
nur  unter  Mitwirkung  der  Stadtverordnetenversammlung  und  mit  Genehmi- 
Sang  K.  Regierung  eintreten.  —  (I8G4).  Bürgermeister  und  Stadtverordnete. 

Realschule  1.0.  zu  Cöln. 

1.  Das  Curatorium  (bestehend  aus  dem  0. Bürgenneister,  dem  Director 
und  dem  städt.  Schulinspector  als  ständigen  Mitgiedern,  ferner  aus  2  Stad^ 
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vorordneten  and  aas  2  von  den  Stadtverordneten  zu  wihleBdan  Bflrgera, 
die  dem  Handels-  und  Gewerbestande  angehören)  hat  im  allgemeinen  di« 
Aufgabe»  Namens  der  Gemeinde  Obsorge  rar  alles  das  xu  tragen,  was  daa 
Wohl  und  das  Gedeihen  der  Anstalt  im  ganzen  wie  im  einseinen  za  fördern 
geeignet  ist,  insoweit  übrigens  diese  Obsorge  ohne  Eingriff  in  die  Attribn- 
tionen  der  vorgesetzten  Schulbehörde  und  des  Dir.  der  Anstalt  sich  gel- 
tend macht. 

2.  Dasselbe  hat  über  alle  die  Schule  betreffenden  laufenden  Verwaltnnn- 
angelegenheiteu  zu  bcrathen.  Dahin  gehören  namentlich:  a)  Aufstellnng  des 
Etats  der  Schule,  b)  Instandhaltung  der  SchuUocalien  und  Beschaffung  der 
nöthigen  Mobiliargegenstände,  c)  Die  Aufsicht  über  alle  zur  Schule  ge- 
hörigen Lehrmittel,  als  die  Bibliothek,  die  naturhistor.  Sammlungen,  chemi- 
sche und  physikalische  Apparate  und  Werkzeuge,  deren  Erhaltung  und  Vei^ 
mehrung ;  d)  die  Pensionirung  dienstunfähiger  Lehrer,  lieber  die  vorgenannten 
Gegenstände  hat  das  Cur.  entweder  endgültig  zu  beschlielsen  oder,  wenn  der 
Gegenstand  zur  Entscheidung  des  Gemeinderaths  gehört,  diesem  das  aus  der 
Berathung  hervorgehende  Gutachten  zur  Beschlufsnahme  vorzulegen.  3.  Daa 
Cur.  hat  alle  Anschaffungen  für  die  Schulbedürfhisse  innerhalb  der  Orenaea 
des  Etats  zu  beschaffen,  auch  über  den  etatsmäCiigen  Betrag  für  Instandhal- 
tung der  Gebäude  und  der  Utensilien  zu  verfügen.  4.  Das  Cur.  entscheidet 
über  die  Gesuche  um  Befreiung  vom  Schulgeld  und  zwar  durch  Stimmenmehr- 
heit. Bei  Stimmengleichheit  ist  die  Stimme  des  Vorsitzenden  entscheidend. 

5.  Die  Leitung  der  Schule  verbleibt  wie  bisher  dem  Director  der  An- 
stalt  Daa  Cur.  ist  gleichwohl  befugt  und  gehalten,  von  dem  Zustande  der 
Schule  in  didaktischer  und  disciplinarischer  Beziehung  und  namentlich  von 
der  Amtsführung  des  Lehrerpersonals  fortwährend  Kenntnifs  zu  nehmen  and 
in  geeigneten  Fällen  bei  vorkommenden  Dienstwidrigkeiten,  Mifobr&achen, 
oder  Unregelmäfsigkeiten  den  Director  zu  unterstützen  und  eventl.  der  vorgi^ 
setzten  Behörde  Bericht  zu  erstatten.  6.  Der  Lectionsplan  wird  von  des 
Dir.  dem  Cur.  vorgelegt,  welches  darüber  sein  Gutachten  zu  erstatten  hat 
Vorschläge  zur  Abänderung  desselben  hat  der  Dir.  der  K.  Behörde  inr  Ent- 
scheidung vorzulegen.  7.  Behufs  Besetzung  der  Lehrerstellen,  sowie  der 
Stelle  eines  Schuldieners  hat  das  Cur.  die  von  ihm  ausgewählten  Candidatei 
dem  Gemeinderath  vorzuschlagen. 

8.  Das  Cur.  versammelt  sich  in  der  ersten  Ilälfte  der  Monate  Febr.,  Mai, 
Aug.  und  Novb.  auf  Einladung  des  Vorsitzenden;  aufserdem  auch  dann,  wem 
letztrer  dies  für  nöthig  erachtet  oder  von  drei  Mitgliedern  unter  Angabe  des 
Berathungsgegenstandes  eine  Versammlung  beantragt  wird.  9.  Alle  3  Jahre 
tritt  einer  der  beiden  Gemeindeverordneten,  sowie  eins  der  beiden  Mitglieder 
aus  dem  Handels-  und  Gewerbestande  aus,  und  zwar  zum  ersten  Mal  dnrcbi 
Loos.  Die  Austretenden  können  wiedergewählt  werden.  Die  Gemeindeverord- 
neten treten  desgleichen  aus,  wenn  sie  aufliören  Mitglieder  des  Gemeinde- 
raths zu  sein.  —  (1853). 


Instruction  für  den  Verwaltungsrath  des  Gymnasialfonda  la 
Saarbrück. 

1.  Zweck.  Besorgung  der  äufscren,  namentlich  der  ökonomischen,  An- 
gelc^eiiheiten  des  Gymnasiums.  2.  Zusammensetzung:  der  st&dt.  Bfln^ 
ineister,  im  allj^enieinen  Interesse  fUr  das  Schulwesen  der  Stadt,  sowie  rück* 
8ichtl.  (les  Zuschusses  aus  der  Stadtcasse  und  der  Bauverbindlichkeit  derselben; 
der  (iyinnasialdirector,  im  nächsten  Interesse  des  Gymn.,  und  wegen  genaotf 
Konntnissc  der  Bedürfnisse  desselben;  ein  Mitglied  des  Stadtraths,  für  die 
baulichen  und  r.konnniischen  Angelegenheiten;  ein  rechtsverständiger  K- 
Beamter;  ein  Kcchnungsverständiger.  Diese  5  Mitglieder  verwalten  ihr« 
Steilen  hei  dem  Verwaltungsrath  als  Ehronstellen  unentgeltlich. 

3.  Geschäftsgang.    Die  Mitglieder  versammeln  sich,  so  oft  et  die  su 
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benthenden  QegenBt&nde  erfordern,  wobei  das  zuerst  bezeichnete  Mitglied 
den  Vorsitz  hat,  alle  eingehenden  Sachen  erbricht,  jedoch  sogleich  an  das 
betreff.  Mitglied  zur  Bearbeitung  oder  zum  Vortrag,  zu  welchem  letztern  ins- 
besondre alle  Bewilligungen  gehören,  gelangen  lälst.  Die  specielle  Einrichtung 
des  Gesch&ftsgangs  bleibt  dem  Verwaltungsrath  überlassen,  wobei  indessen 
bemerkt  wird,  dals  die  Correspondenz  mit  der  vorgesetzten  Behörde  durch 
die  Hfinde  des  K.  Commissarii  geht.  4.  Die  Geschäfte  werden  so  vertheilt: 
a)  dab  der  Gymnasialdir.  alle  Gehaltsangelcgenheiten  der  Lehrer  und  alles 
da^enige,  was  auf  die  Bedürfnisse  und  Unterrichtsmittel  der  Anstalt  Be- 
zog ha]^  zur  Sprache  bringt  und  bis  dahin  bearbeitet,  wo  der  Gegenstand 
dem  3.  oder  5.  Mitgliede  zufallt,  b)  Dieses  letztre  bearbeitet  alle  Gassen- 
und  Rechnungsangelegenheiten,  beaufsichtigt  die  Geschäftsführung  des  Gym- 
naaialcassenrendanten ,  besorgt  die  Abnahme  der  Rechnungen,  die  Etatsan- 
fertigong  etc.  und  hält  gemeinschaftlich  mit  dem  ersten  Mitgliede  die  all- 
monatlichen Gassenrevisionen  ab.  c)  Dem  3.  Mitgliede  ist  die  Bearbeitung 
nnd  Beanfjsichtignng  der  baulichen  und  ökonomischen  Angelegenheiten  zu 
flbertragen.  d)  Dem  ersten  Mitgliede  verbleibt  hienach  aufser  der  Direction 
die  Bearbeitung  derjenigen  Angelegenheiten,  welche  auf  das  allgemeine 
iolkre  Gedeihen  der  Anstalt,  und  auf  die  von  der  Stadtcasse  dieserhalb  zu 
leistenden  Zuschflsse  Bezug  haben.  5.  Die  Berichte  und  Schreiben  des 
Verwaltungsraths  müssen  von  3  Mitgliedern  und,  insofern  sie  Rechnungs- 
nnd  Gassensachen  betreffen,  von  dem  5.  Mitgliede  mitunterzeichnet  sein. 

6.  Pflichten  und  Befugnisse  des  Verwaltungsraths.  a)  Derselbe  hat 
dahin  zu  sehen,  dals  die  Einn^men,  auf  welche  das  Bestehen  der  Anstalt 
gegründet  ist,  zur  Verfallzeit  gehörig  eingezogen  werden,  zur  Niederschlagung 
aneinziehbarer  Rückstände  aber  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde 
einzuholen.  Die  Schulgeldlisten  werden  von  demselben  vollzogen,  die  nieder- 
zuschlagenden Ausfälle  aber  von  dem  K.  Commissarius  begutachtet,  b)  Bei 
Capitalienanlagen  ist  die  der  Gymnasialcassc  zugegangene  G.  Verf.  v.  26. 
März  1826  zu  befolgen.  Zu  Gapitalsanlagen  kann  der  Verwaltungsrath  den 
Rechner  ermächtigen;  indessen  mufs,  wenn  die  Ablage  geschehen  soll,  der 
vorgesetzten  Behörde  Anzeige  und  gleichzeitig  Vorschlag  zu  Wiederanlage 
gemacht  werden,  c)  Da  die  Zahlung  der  Lehrergehälter  nach  dem  Etat  und  den 
speciellen  Verfügungen  der  vorgesetzten  Behörde  geschieht,  so  bedarf  es 
der  besondern  Anweisung  des  Verwaltungsraths  dazu  nicht.  Dagegen  ist 
derselbe  verpflichtet,  dafOr  zu  sorgen,  dafs  bei  der  Fälligkeit  die  Mittel  dazu 
jederzeit  in  der  Gasse  vorhanden  sind,  d)  In  Betreff  der  übrigen  Ausgaben 
kann  der  Verwaltungsrath  in  den  Grenzen  der  Etatstitel,  mit  Ausschluß  des 
Utels  für  Bauten,  insofern  solche  nicht  aus  städt.  Mitteln  bestritten  werden, 
nnd  des  Titels  „Insgemein'',  frei  disponiren  und  auf  die  Gymnasialcassc  an- 
weisen, wobei  aber  das  rechnungsverständige  Mitglied  zu  sorgen  hat,  dafs  alle 
Ausgaben  gehörig  justificirt  werden,  e)  Bei  Etatsüberschreitungen  sind  in 
den  diesfalligen  Anträgen  die  Deckungsmittel  aus  Ersparungen  bei  anderen 
Titeln  oder  sonstigen  Fonds  nachzuweisen,  f)  Bei  baulichen  Gegenständen  sind 
die  Ueberschläge,  resp.  Anschläge  des  betreffenden  Baubeamten  bis  50  Thlr., 
ohne  weitres  der  vorgesetzten  Behörde  zur  Genehmigung  einzureichen.  An- 
schläge über  50  Thlr.  sowie  sämmtliche  Baurevisionsnachweisungen  sind 
zuvor  dem  K.  Regierungsbaurath  zur  Superrevision  zuzustellen,  g)  Anwei- 
Bungen  auf  den  Titel  „Insgemein^  ertheilt  nur  das  Prov.  Scbulcollegium. 

7.  Alle  inneren  Angelegenheiten  des  Gymn.,  namentlich  alle  den  Lehr- 
plan, die  Disciplin  und  die  Amtsführung  der  Lehrer  betreffenden  Gegenstände, 
ressortiren  lediglich  von  dem  Dir.  desselben,  der  die  besonderen  Instructionen 
und  Verfügungen  der  vorgesetzten  Behörde  zu  befolgen  hat  (1827).  K.  Rhein. 
Prov.  Scbulcollegium. 
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Statut  über  die  Einrichtung  desE.  Compatronats  beim  Oymnasiain 
und  der  Realschule  zu  Inster  bürg.    (Vrgl.  p.  16.) 

Nachdem  zur  Unterhaltung  des  Stadtgymnasiums  zu  Insterbnrg  ein  Staats- 
zuschufs  von  1500  Thlr.  jährl.  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  vom  1.  Jan. 
1863  ab  bewilligt  worden,  so  tritt  in  Gemäfsheit  der  A.  C.  0.  v.  10.  Jan. 
1817  der  Staat  als  Corapatron  der  gedachten  Anstalt  ein,  in  welchem  Bezug 
Folgendes  festgesetzt  wird : 

1.  Das  K.  Prov.  Schulcoll.  ernennt ,  unter  Vorbehalt  der  Bestätigung 
durch  den  Minister  der  geistl.  etc.  Anglgh.,  einen  zur  Stelle  wohnenden  Com- 
missarius,  welcher  die  Patronatsrechte  rücksichtlich  des  bewilligten  Staats- 
zuscbusses  wahrnimmt.    Zu  diesem  Behuf  verhandelt  der  K.  Commissarius 
in  allen  dazu  geeigneten  Fällen  mündl.  oder  schriftl.  mit  dem  Magistrat,  be- 
züglich mit  dessen  Vorsitzendem.    Zur  Berathung  über  die  Angelegenheiten 
des  Gymn.  findet  vierteljährl.  eine  ordentliche  Sitzung  Statt;  au&eroracntliche 
aufscruem,  so  oft  die  Verhältnisse  es  erfordern.    Der  Bürgermeister  führt  in 
der  Sitzung  den  Vorsitz.    Die  Beschlüsse  erfolgen  durch  Stimmenmehrheit; 
die  Stimme  des  K.  Commissarius  gilt  der  Stimme  eines  Magistratsmitglieds 
gleich;   bei  Stimmengleichheit   entscheidet  die   Stimme   des    Vorsitzenden. 
2.  Ueber  Einnahme  und  Ausgabe  des  Gymn.,  einschlicfslich  des  Staatszuschusses» 
werden  durch  das  Patronat  von  3  zu  3  Jahren  Etats  entworfen  und   durch 
das  K.  Prov.  Schulcoll.  dem  Minister  der  geistl.  etc.  Angelgh.  zur  Bestäti- 
gung eingereicht.    Nach  diesem  Etat  findet  die  Verwaltung  der  Gymn.casse 
durch  die  Beamten  der  Stadthaupteasse  unter  der  Oberaufsicht  des  Magistrats 
und  des  K.  Commissarius  als  Vertreter  des  K.  Compatronats  Statt.    Nach 
Ablauf  jedes  Vierteljahrs  wird   ein  Rechnungsextract  über  Einnahme  nnd 
Ausgabe  der  Gy mnasialcasse ,  und  aufserdem  nach  dem  SchluCi  des  Jahn 
die  gcsammte  Jahresrechnung  nebst  den  Belägen  dem  K.  Prov.  Schulcoll. 
zur  Abnahme  und  Decbargirung  eingereicht.  Der  Staatszuschufs  wird  viertel- 
jährl. praenum.  aus  der  K.  Rcgienings-n<auptcas3e  in  Gumbinnen  erhoben, 
und  bei  der  Gymnasialcasse  gebucht.    3.  Die  Erhebung  des  Schulgelds  von 
den  Schülern  des  Gymn.  winl  durch  dieses  Statut  nicht  geändert.    Etwanige 
Ersparnisse  aus  dem  Staatszuschufs  dürfen  nur  für  die  /wecke  des  Gymo« 
einschlicfsl.  der  Realchissen  desselben   und   mit  Zustimmung  der  Aufsichti— 
bchördc  verwendet  werden.    Anträge  dieserluill)  sind  von  dem  gemeinschaft- 
lichen Patronat  bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  stellen.    4.   Die  Wahl  de^ 
Dir.,  der  Lehrer  und  des  Schuldieners  findet  in  gemeinschaftlicher  Sitzung 
des  Patronats   nach  vorgängiger  Berathung  in   der  durch    1.  festgesetztem 
Abstimmungsweisc  Statt.     Die   Gewählten  werden  dem  K.  Prov.  SchulcolL  -^ 
nur  in  einem  gcmcinschaftl.  Bericht  zur  Bestätigung  präsentirt.    5.  Von  de^ 
Gehältern  zahlen  der  Dir.  und  die  Lehrer  zum  städt.  Lehrerpensionsfunds  deis 
gcsctzl.  Boitra«^,  und  wird  durch  dioscs  Statut  in  der  Verpflichtung  zur  ZahlungT 
dieses  Beitrages  nichts  geändert.  Dio  Zahlung  etwaniger  Pensionen  erfolgt  durcli 
die  St:idt  nach  Mafsgabc  des  Einkommensbetrngs,  incl.  des  Zuschusses  aus 
den    vom   Staat   bewilligten  1500  Thlr.     6.  Die    (Tymnasialbibliothek 
wird  durch   einen  von  dem  Dir.  der  Anstalt  vorgeschlagnen  und   von  dem 
Patronat  bestätigten  Lehrer  verwaltet.     Derselbe  ist  verbunden,   einen  fort- 
laufenden Katalog,  welcher  durch  die  Eintragung  der  angeschaflften  Bücher, 
der  ])hysikal.  und  mathemat.  Instrumente,  der  Musikalien  und  der  Vorlegeblatter 
für  den  Zeichnunterricht  berichtigt   wird,  und  aufserdem  einen  nach  den 
Wissenschaften  geordneten  Realkatalog  zu  Hlhren.    Von  dem  fortlaufendes 
oder  Acccssionskatalo;:  erhält  das  Patronat  ein  Exemplar.  Für  die  ordnungs* 
mäfsifre   Verwaltung   der  Bibliothek    ist    der  Director   der  Anstalt    mitver 
antwortlirh.     Innerhalb  des  betreffenden   Etatstitels  steht    die   BestiraraunK 
über  dl«*  Ansehalfiing  neuer  Bücher,   Instrumente  etc.  der  Lehre rconforeoi 
zu:   der  Dir.  ist  verpflichtet,  ein  besondres  Verzeichniis   der  innerhalb  dw 
«lahrs  ert\i]*;ten  AnschatVungen  dem  Patronat  vor  Jahresschlufs  einzureichen. 
Zu  joder  Uebcrschrcitung  dieses  Etatstitels  ist  iudefs  die  vorgängige  Geoelf 
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migniig  diW  Patronats  erforderlich.  7.  Die  bauliche  fiinrichtang  des  Gymn. 
iat,  Torbehaltl.  des  Rechts  der  Aufsichtsbehörde,  ausschlieisl.  Sache  des 
stidt.  Patronats  ohne  Mitbetheiligong  dM  K.  Gommissarius. 


3.   Vocationsurkanden  für  Directoren  und  Lehrer. 

(Vrgl.  p.  16.) 

(Königsberg  i.  Pr.)  Nachdem  die  Stelle  eines  Directors  des  hies. 
altstftdlGymnasinms  erledigt  worden,  haben  wir  den  H.N.N.  za  seinem 
Naehfolger  erwählt  Wir  berufen  also  kraft  des  uns  zustehenden  Patronats  den 
H.  N.  N.  zum  Director  des  hies.  altstüdt.  Gymn.  in  der  Erwartung,  dafs  er  alle 
Pflichten  und  Obliegenheiten  des  ihm  übertragnen  Amts,  mögen  sie  schon 
foatsteben  oder  durch  höhere  Anordnungen  noch  festgestellt  werden,  gewissen- 
haft und  treu  erf&llen ,  namentlich  die  ihm  obliegenden  12  wöchentl.  Unter- 
riebtat.  pfinctlich  wahrnehmen,  und  sich  stets  so  uihren  werde,  wie  es  einem 
pflichttreuen  Dir.  und  Lehrer  eignet  und  gebührt.  Auch  darf  derselbe  kein 
Kebeiiamt  übernehmen,  noch  mit  der  Ertheilung  von  Privatstunden  sich  be- 
fasicn.  Dagegen  versprechen  wir  dem  H.  N.  N.  alle  die  Rechte  und  Vor- 
ifige,  welche  mit  dem  Amt  eines  Dir.  des  altstädt  Gymn.  verbunden  sind, 
und  aichem  ihm  namentlich  zu  —  (Besoldung).  —  (1863).  Magistrat  K.  Haupt- 
uad  Reddenzstadt 

(Königsberg  in  Pr.)  Nachdem  die  Stelle  des  Directors  der  hies. 
hohem  Burgschule  [Realschule  1.0]  erledigt  worden,  haben  wir  Hir  die- 
selbe den  H.  N.  N.  erwählt  Wir  ernennen  und  berufen  also  kraft  des  uns  zu- 
stdienden  Patronats  den  H.  N.  N.  zum  Dir.  der  hohem  Burgschule  und  1  ordent- 
liehen  Lehrer,  in  der  sichern  Erwartung,  dals  derselbe  dem  in  ihn  gesetzten 
Verirmuen  entsprechen,  und  seine  Pflichten,  zu  denen  auch  die  Ertheilung  von 
12  bia  14  Lehrstunden  wöchentl.  gehört,  mit  regem  Eifer  erHillen,  das  Wohl 
der  ihm  überwiesenen  Schule  kräftigst  fördern  und  überhaupt  sich  so  führen 
werde,  wie  es  einem  Dir.  und  Vorsteher  einer  höhern  Lehranstalt  eignet  und 
gebührt  —  Insbesondre  verpflichten  wir  ihn,  für  die  Ausführung  des  vor- 
gezeiehneten  Lehrplans  gewissenhaft  Sorge  zu  tragen,  die  Lehrer  im  Unter- 
richt zu  beaufsichtigen,  fUr  Aufrechthaltung  guter  Ordnung  und  Disciplin 
der  ihm  anvertrauten  Jugend  mit  Treue  und  Umsicht  zu  wachen,  in  wichtigen 
Angelegenheiten  der  Schule  mit  dem  H.  Schulinspector  zu  conferircn,  im 
kirchl.  und  polit  Verhalten  überall  sich  würdig  zu  beweisen,  und  den  übrigen 
Lehrern  sowie  der  Schuljugend  mit  musterhaftem  Beispiel  vorzugehen.  — 
Dagegen  versprechen  wir  dem  H.  N.  N.  alle  die  Rechte  und  Vorzüge,  welche 
mit  dem  Amt  eines  Dir.  der  h.  Burgschule  verbunden  sind.  Insbesondre 
sichem  wir  demselben  als  Einkommen  zu  ~.  Director,  Hofprediger  und 
Assessoren  des  evang.  deutsch-reformi^ten  Collegii  der  Burgkirche. 

(Frankfurt  a.  0.)  Wir,  der  Magistrat  der  Haupt-  und  Handelstadt 
Frankfurt  a.  0.,  und  wir,  das  Curatorium  des  hies.  Friedrichsgymna- 
sinms,  Urkunden  und  bekennen  hiemit,  dafs  wir  in  die  Stelle  des  in  den 
Ruhestand  getretenen  Dir.  N.  N.  den  zeitherigen  Prorcctor  an  vorgedachter 
Schale,  H.  N.  N.  gemeinschaftlich  erwählt  haben.  Kraft  dieses  berufen  wir 
daher  den  H.  N.N.  zum  Director  des  Friedr.Gymn.  mit  der  Verpflichtung,  für 
leine  Person  wöchentl.  bis  zu  12  Lehrstunden  zu  ertheilen.  Hinsichtl.  seiner 
blonderen  Obliegenheiten  und  Rechte  verweisen  wir  denselben  lediglich  auf 
die  seitens  der  K.  Provinzialbehörde  für  die  Directoren  der  gelehrten  Schu- 
len in  der  Provinz  Brandenburg  erlassene  Dienstinstruction,  sowie  auf  die 
aufiierdem  von  den  betreffl  K.  Instanzen  ergangenen  oder  weiterhin  zu  ema- 
nirenden,  auf  derartige  Schulen  sich  beziehenden  Verordnungen ;  bemerken 
iber  gleichzeitig,  daJb  das  unterzeichnete  Cur.  auf  Grund  der  K.  Concession 
V.  24.  Febr.  16^  und  des  K.  Privilegiums  v.  28.  Aug.  ej.  a.  die  nächstvorge- 
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»etzte  LocalbehOrde  des  Friedr.  Gvmn.  in  allen  Aneelei^nheitei^dmelben 
ist,  und  als  solche  von  dem  Dir.  die  gebührende  Aohtung  und  Folgsamkeit 
erwarten  mufs.  Wo  es  sich  jedoch  um  die  Interna  des  Gymnaainma  handelt, 
hat  der  Dir.  ein  volles  Stimmrecht  in  den  Gonferenzen  des  Curatorii  zu  Oben, 
und  wird  er  zu  diesen  Gonferenzen  miteingeladen  werden,  insofern  in  sol- 
chen nicht  persönh  Angelegenheiten  des  Dir.  selbst  zu  verhandeln  sind.  Wir 
vertrauen  übrigens,  es  werde  dem  H.  Dir.  N.  N.  in  dem  wichtigen  ihm  jetzt 
von  uns  übertragnen  Amt  eine  wahrhafte  Gewissenssache  sein,  durch  ange- 
messene Einwirkung  auf  das  ihm  untergebne  Lehrercoll.,  durch  Handhabung 
einer  acht  pädagogischen  Disciplin  in  allen  Glassen  der  Anstalt,  durch  Unterricht 
und  Beispiel  dahin  zu  arbeiten,  dafs  unser  Friedr.  Gymn.  bis  in  die  fernsten 
Zeiten  sich  als  eine  gesegnete  Pflanzstätte  unwandelbarer,  dem  erhabnen 
Königshause  gewidmeter  Unterthanentreue,  aufopfernder  Vaterlandsliebe  und 
christlicher  Frömmigkeit  bewähre.  Dagegen  soll  derselbe  bei  der  von  uns 
vorausgesetzten  tadellosen  Erfüllung   seiner  Obliegenheiten  nicht  nur  vom 

ab  das  mit  seinem  Amt  verbundne  Einkommen  pfinctlich  erhalten, 

sondern  sich  auch,  soweit  solches  von  uns  abhängt,  luäftiger  Unterstütmog 
und  wohlwollender  Fürsorge  versichert  halten  dürfen.  Sollte  jedoch  H.  Dir. 
N.  N.  seine  nunmehrige  Stellung  einmal  aufzugeben  gedenken,  so  moA  de^ 
selbe  seine  Entlassung  6  Monate  vorher,  und  zwar  nur  zu  Ostern  oder  in 
Michaelis,  bei  uns  nachsuchen.  Vorstehende  Bestallung  haben  wir  unter 
unsrer  Unterschrift  ausfertigen  und  mit  unseren  Siegeln  versehen  lassen.  So 
geschehen  u.  s.  w.  (1863).  Der  Magistrat  Das  Guratorium  des  Friedrichi- 
gymnasiums. 

(Neu-Ruppin)  Nachdem  Se.  Maj.  der  König  mittels  G.G.  v.  ^  geruht 
haben,  den  H.  N.N.  als  Director  unsere  Friedr.  Wilhelmsgymnasiniss 
zu  bestätigen,  so  berufen  und  bestellen  wir  hiemit  denselben  in  dieser  Eigei- 
Bchaft  und  in  dem  festen  Vertrauen,  dafs  er  sein  Amt  nach  der  den  Gymn.  Dirsc- 
toren  ertheilten  Dienstiustruction,  sowie  nach  den  höhern  Orts  späterhin  ertheil- 
ten  und  noch  ergehenden  Anordnungen  mit  allem  Fleils  verwalten,  die  wissen- 
schaftl.  und  sittl.  Bildung  der  das  Gymn.  besuchenden  Jugend  gewissenhaft 
und  ernstlich  befördern,  überhaupt  alle  Pflichten  eines  treuen  und  reohl- 
schaffnen  Jugendlehrers  nach  den  vorhandenen  und  noch  erfolgenden  Ge- 
setzen und  Anordnungen  des  Staats  und  der  vorgesetzten  Behörden  getreo- 
lich  erfüllen,  insbesondre  sich  auch  angemessen  beim  Unterricht  selbst  m 
betheiligen  und  darauf  halten  werde,  dafs  sämmtl.  übrige  Lehrer  des  Gymn. 
ihre  Pflichten  aufs  gewissenhafteste  und  eifrigste  erfüllen;  wogegen  wir  dem 
H.  Dir.  N.  N.  das  mit  seiner  Stelle  verbundene  jährl.  etatsmäfsige  baare  Ge- 
halt von vom ab  zusichern,  ihm  die  Pensionsberechtigung  vom 

Tag  seines  Eintritts  ins  Lehramt  zugestehen,  ihn  auch  bei  allen  seineo- 
Rechten  und  Einkünften,  soweit  solches  in  unseren  Kräften  steht,  schützen^ 
wollen.  Sollte  H.  Dir.  N.  N.  seine  Stelle  hier  dereinst  wieder  aufgebeife. 
wollen,  so  mufs  uns  dieselbe  6  Mon^  vorher,  und  zwar  zum  1.  April  oder 
1.  Octb.,  schriftlich  gekündigt  werden.  (1864).  Der  K.  Gompatronatscommissa- 
rius.    Das  Patronat.  % 

(Gottbus)  Nachdem  das  Directorat  bei  dem  hies.  Friedr.  Wil- 
helm sgymnasi  um  durch  die  Pensionirung  des  bisherigen  Dir.  erledigt 
worden,  so  ist  unter  Zuziehung  des  H.  Superint.  N.N.  von  dem  unterzeion- 
neten  Magistrat  der  H.  N.N.  einstimmig  zum  Dir.  des  hies. Gymn.  erwählt  wer 
den.  Wir  berufen  demnach  den  H.  N.  N.  kraft  des  uns  zustehenden  iuris  vo- 
candi  zum  Dir.  des  hies.  Friedr.  Wilh.  Gymn.,  und  haben  zu  ihm  das  Ver 
trauen,    dafs   er  die  ihm  als  Dir.  verfassungsmäfsig   obliegenden  Pflichten 

gewissenhaft  erfüllen,  sich  die  wissenschaftl.  Ausbildung  der  Zöglinge  d» 
rymn.  möglichst  angelegen  sein  lassen,  die  Ordnung  gehörig  handhaben) 
und  für  das  Gedeihen  der  Anstalt  nach  Kräften  sorgen  werde.  Bei  einem  etwt- 
nigen  Abgange  mufs  er  seine  Stelle  3  Monate  vorher  kündigen.  Dagegen  soll 
der  H.  Dir.  N.  N.  die  mit  diesem  Amt  verknüpften  Einnahmen ,  als > 
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▼om  1.  d.  M.  ab  unweigerlich  beziehen  und  geniefisen.  Zu  Urkund  dessen  haben 
wir  dfese  Vocation  unter  des  Magistrats  gewöhnlichem  Siegel  und  der  geord- 
neten Unterschrift  ausgefertigt.   (1855).  Der  Superintendent.   Der  Magistrat 

(Stettin)  Nachdem  wir  den  H.N.N.  zum  Director  an  der  h]e8.Friedr. 
Wilh.  [Real-]  Schule  nach  dem  uns  zustehenden  Patronatsrecht  gewählt 
haben,  so  bedtätigen  wir  denselben  in  diesem  seinem  Amt  auf  Lebenszeit.  — 
Wir  halten  uns  dabei  überzeugt,  dafs  derH.Dir.N.N.  den  Obliegenheiten  seines 
Amts  mit  gewissenhafter  Treue  und  mit  Ausdauer  nach  aJlen  seinen  Kräften 
nachkommen,  auch  in  seinem  Wandel  ein  Vorbild  für  Lehrer  und  Schüler 
sein  werde.  —  (Einkommen)  — .  Urkundlich  unter  unserm  Siegel  und  der 
Terordneten  Unterschrift  ausgefertigt.  (1S55).  Der  Magistrat. 

(Stolp)  Nachdem  S.  Maj.  der  König  mittels  A.  C.  0.  v.  —  die  von 
nna  getrofl^e  Wahl  bestätigt  haben,  berufen  und  bestellen  wir  als  die  Mit- 
glieder des  ordnungsmäCsig  eingesetzten  Guratorii  des  hies.  städt  Gymn. 
inft  des  uns  nach  den  Statuten  der  Anstalt  zustehenden  Rechts  den  U.  N.  N. 
sam  Director  unsers  städt.  Gymnasiums  unter  der  Voraussetzung,  dafs 
derselbe  Sr.  Maj.  dem  König  mit  unverbrüchlicher  Treue  und  Ergebenheit 
dienen,  den  Staatsgesetzen  und  den  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden 
Gehorsam  beweisen,  sämmtliche  Pflichten  seines  Amts  mit  Eifer  und  Gewissen- 
haftigkeit erfüllen  und  bei  regem  wissenschaftlichen  Streben  sowie  untadel- 
haftem  Wandel  die  Leitung  der  Anstalt  dergestalt  führen  werde,  dafs  das  Ge- 
deihen derselben  gefordert  wird.  Besonders  aber  verpflichten  wir  ihn,  dafs  er 
im  Verein  mit  den  Lehrern  der  Anstalt  gemäfs  der  auch  von  ihm  anerkannten 
Bestimmung  des  Gymn.  Statuts  als  Ziel  seiner  Wirksamkeit  nicht  blos  die 
gründliche  wissenschaftl.  Ausbildung,  sondern  auch  die  christliche  Erziehung 
und*  Unterweisung  der  ihm  anvertrauten  Jugend  auf  dem  Grunde  des  Wortes 
Gottes,  wie  solches  in  dem  luther.  ELatechismus  ausgelegt  und  bezeugt  ist, 
erstrebe,  und  dadurch  nach  dem  Mafs  seiner  Kräfte  an  dem  Ausbau  des 
Reiches  Gottes  auf  Erden  mitzuhelfen  sich  bemühe.  Dagegen  sichern  wir 
etc.  —  Endlich  verpflichten  wir  uns,  bei  einer  etwa  nothwendig  werdenden 
Pensionirung  demselben  seine  bisherige  Dienstzeit  in  derselben  Weise,  als 
ob  er  an  einem  königl.  Gymn.  augestellt  wäre,  in  Anrechnung  zu  bringen.  — 
Falls  H.  N.  N.  seine  hiesige  Stellung  aufzugeben  sich  dereinst  entschliefsen 
sollte,  so  ist  er  gehalten,  dieselbe  6  Monate  vorher,  und  zwar  entweder  auf 
Ostern  oder  auf  Mich.,  zu  kündigen.  —  Urkundlich  ist  diese  Vocation  durch 
Beidruckung  des  grölsern  Insiegels  der  Stadt  beglaubigt  und  durch  unsre 
eigenhändige  Unterschrift  vollzogen.    (1863).    Das  Gymnasialcuratorium. 

(Salzwedel)  Nachdem  der  zeitherige  Dir.  am  hies.  Gymnasium  einem 
anderweitigen  Ruf  gefolgt  ist,  so  hat  der  unterzeichnete  Magistrat  als  Patron 
der  Anstalt  den  H.  N.  N.  zum  Director  des  hiesigen  Gymnasiums  aus- 
erwählt, berufen  und  ernannt,  und  wird  demselben  über  diese  seine  Beru- 
fung, welche  mittels  A.C. 0.  v.  —  genehmigt  worden  ist,  gegenwärtige  Be- 
Btallung  ertheilt. 

1.  Seine  Rechte  und  Pflichten  richten  sich  nach  denjenigen  Gesetzen 
imd  allgemeinen  Instructionen  fUr  die  Gymn.  Directoren,  welche  gegenwärtig 
bestehen  oder  künftig  erlassen  werden,  sowie  nach  der  für  das  hiesige  Gymn. 
bestehenden  besondern  Einrichtung  und  Verfassung.  2.  In  letztrer  Be- 
tiebung  wird  unter  anderm  namentlich  bemerkt,  dafs  mit  dem  Patronat  des 
Magistrats  auch  das  Cnratorium  über  die  Anstalt  verbunden  ist  3.  Wichtige 
Veränderungen  am  Gymn.  und  Schulfeierlichkeiten  darf  der  H.  Dir.  nicht 
%nders  veranlassen  als  mit  Vorwissen,  und  wo  dieselbe  ausreicht,  mit  Ge- 
nehmigung des  Patronats.  4.  Die  Anzahl  der  Lehrstuuden  des  H.  Dir. 
Wird  auf  wöchentl.  12  festgesetzt;  im  Fall  der  Noth  ist  er  jedoch  verpflichtet, 
^um  Besten  der  Anstalt  vorübergehend  auch  mehr  Stunden  zu  ertheilen. 
5.   Nimmt  sich  derselbe  während  der  Schulzeit   einen  Stägigen  oder 
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kflrzera  Urlaub,  so  hat  er  ihn  dem  Magistrat  annizeigen;  bei  etnen  Utagera 
Urlaub  geht  sein  Gesuch  durch  den  Biagistrat  an  das  K.  Prov.  SchuleolL 
6.  Ist  der  Dir.  gesonnen,  einem  anderweiten  Ruf  an  folgen,  so  hat  er  da 
Vierteljahr  vorher  bei  dem  Patronat  davon  Anzeige  au  machen  und  seine  Ent- 
lassung ans  dem  Amt  nachzusuchen,  die  jedoch  nur  an  Ostern  nod  Michaelis 
gewährt  zu  werden  braucht.    (1863).   Der  Biagistrat. 

(Nordhausen)  Nachdem  S.  Maj.  der  KOnig  die  Wahl  des  —  anm  Di- 
rector  der  Realschule  hieselbst  mittels  A.C.O.  v.—  au  genehmigen  geruht 
haben,  vociren  wir  den  genannten  H.  N.N.  in  Kraft  des  uns  zustehenden  Collsr 
turrechts  dergestalt,  daJs  derselbe  die  Directorialgeschäfte  mit  Gewissenhaf* 
tigkeit  ausübe,  den  wichtigsten  Theil  des  Unterrichts  bis  au  18  wOchentL 
Lehrstunden  selbst  übernehme,  in  regelmäfsigen  Gonferenzen  über  die  Inter- 
essen der  Anstalt  mit  den  übrigen  Lehrern  berathe,  und  namentlich  daraaf 
halte,  dafs  der  Jugend  das  Wort  Gottes,  wie  dasselbe  in  der  heil.  Schrift 
gegründet  und  in  den  Bekenntnifsschriflten  der  evangel.  Kirche  wiederholt 
worden  ist,  in  reinem  und  rechtem  Verstände,  ohne  Einmischung  willkflrlioher 
Deutung,  treu  vorgetragen,  die  Jugend  femer  in  allem,  was  zur  Bildung  ihrss 
Geistes  und  Herzens  erforderlich  ist,  unverdrossen  und  mit  allem  Eiter  un- 
terwiesen, und  die  ihm  anvertraute  Anstalt  somit  eine  Pflanzschnle  gottei- 
f&rchtiger  und  kenntnifsreicher  Männer  werde,  im  übrigen  sich  selbst  aber 
eines  achtbaren,  stillen  und  friedfertigen  Lebenswandels  vor  Gott  und  Men- 
schen befleifsige.  —  Die  der  Realschule  aus  öffentlichen  Fonds,  Geschenken, 
Beiträgen  der  Schüler  u.  s.  w.  als  Eigenthum  überwiesenen  und  noch  ferner 
anzuscnaffenden  wissenschaftl.  Sammlungen,  die  Bibliothek,  die  physikali- 
schen Apparate  und  alle  sonstigen  Inventarienstttcke  hat  H.  N.  N.  unter 
seine  besondre  Aufsicht  zu  nehmen,  ein  genaues  Inventarinm  und  Rechnung 
darüber  zu  fahren,  bei  eigner  Verantwortlichkeit  darauf  zu  halten,  da(s  alle 
diese  Gegenstände  vollständig  und,  soweit  ein  nothwendiger  und  regelmiM- 
ger  Gebrauch  dies  zulälst,  unbeschädigt  erhalten  werden,  —  und'  uns  alljähiL 
im  Jan.  die  Rechnung  in  duplo  mit  Belägen  und  eine  Abschrift  des  Inven- 
tars einzureichen.  —  H.  N.  N.  ist  Mitglied  der  in  unserm  Auftrag  dem  gs- 
sammten  bies.  Schulwesen  vorstehenden  Schulcommission  und  verpflich- 
tet, an  deren  Sitzungen  und  Arbeiten  Theil  zu  nehmen,  derselben  auch  in 
Betreff  der  von  ihm  dirigirten  Schule  Bericht  zu  erstatten  und  etwanige 
neue  Einrichtungen  zur  Prüfung  und  Berathung  vorzulegen.  —  Uebrigeni 
versteht  es  sich  von  selbst,  daJs  H.  N.  N.  allen  Bestimmungen  der  voige- 
setzten  Staatsbehörden  und  unseren  Anordnungen  in  Schnlangelegenheiten, 
soweit  sie  ihn  und  seine  Schule  betreffen,  willige  Folge  zu  leisten  verpflich- 
tet ist.  —  Im  Fall  H.  N.  N.  einem  anderweiten  Ruf  zu  folgen  gesonnen  sein 
sollte,  so  hat  er  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  entweder  zu  Ostern  oder  in 
Michaelis,  uns  davon  Anzeige  zu  machen  und  die  Entlassung  nachzusuehen. 
Dagegen  sollen  ihm  —  zugesichert  und  in  allem  der  gebührende  Sehuta  ge- 
leistet werden.  —  Urkundlich  haben  wir  gegenwärtige  Vocation  eigenbte- 
dig  unterschrieben  und  mit  unserm  Stadtsiegel  bedruckt.  So  gesohehea 
u.  s.  w.    (1855).    Der  Magistrat. 

(Dortmund)  Der  bisherige  I.Oberlehrer  und  Pror.  am  hies.  Gym- 
nasium H.  N.N.  wird  hiedurch  zum  Director  an  dem  hies.  Gymn.  in  der 
Erwartung  von  uns  ernannt,  dafs  er  Sr.  Maj.  dem  König  untertnftnig,  trea 
und  gehorsam  sein,  die  Pflichten  seines  Amts  den  bestehenden  und  noicb  la 
erlassenden  Vorschriften  gemäfs  mit  gewissenhaftem  Eifer  und  Fleük  e^ 
ftlllen,  den  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörde  willig  Folge  leisten,  sei- 
nen Mitarbeitern  mit  Liebe  und  gebührender  Achtung  begegnend  einen  gntea 
Sinn  im  Lehrercoll.  zu  erwecken  und  zu  befestigen  sion  bemühen,  fiberill 
mit  gutem  Beispiel  vorgehen,  das  sittliche  und  geistige  Gedeihen  der  ihia 
anvertrauten  Jugend  mit  Sorgfalt  und  Wohlwollen  fördern,  und  fiberhanpt 
durch  Wort  und  That,  soweit  es  seine  amtliche  Stellung  ihm  möglich  macht, 
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danof  liiiiwirken  werde,  daft  ein  den  Zwecken  nnd  Gesetzen  des  Staats, 
sowie  der  Lehre  and  Bestimmung  der  Kirche  entsprechender  Geist  die  An- 
slalt  beseele  nnd  dafs  das  öffentliche  Vertrauen  für  dieselbe  gewonnen  und 
gesichert  werde.  Daftlr  soll  derselbe  das  mit  ihm  vereinbarte  Diensteinkommen 
in  beaiehen  und  sich  aller  sonstigen  mit  seinem  Amt  verbnndnen  Rechte 
nnd  Befugnisse  zu  erfreuen  haben.  Sollte  er  seine  Stellung  aufzugeben  ge- 
denken, 80  hat  er  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  zu  Ostern  oder  Michaelis, 
uns  Anzeige  davon  zu  machen  und  seine  Enthissung  nachzusuchen.  (1857). 
Das  Guratorium  des  Gymnasiums. 

(Gfitersloh)  Nachdem  die  von  dem  unterzeichneten  Cur.  getroffhe Wahl 
des  H.  N.N.  zum  Director  des  hies.  evangel.  Gymnasiums  durch  A.C.O. 
V.  —  genehmigt  worden  ist,  so  wird  demselben  die  folgende,  seine  Dienstver- 
biltniase  näher  bestimmende  Bestallung  ertheilt.  Wir  hegen  das  feste  Ver- 
trauen zu  ihm,  dafs  er  bei  aller  Treue  und  bei  allem  Fleifs  in  der  nöthigen 
wissenschaftl.  Ausbildung  der  Jugend  das  heilige,  geoffenbarte  Wort  Gottes, 
wie  es  unsre  evangel.  luther.  Kirche  lauter  und  rein  lehrt,  im 'Unterricht 
wie  in  der  Erziehung  als  Grund  und  Ziel  erkenne,  im  Wandel  und  Leben 
sieh  als  ein  christliches  Vorbild  für  Lehrer  und  Schüler  darstelle  und  sich 
so  verhalten  wolle,  wie  es  dem  Dir.  einer  solchen  Anstalt  wohl  ansteht  und 
gebührt.  Insbesondre  wird  derselbe  Sr.  Maj.  dem  König  unterthänig,  treu 
nnd  gehorsam  sein  und  den  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden  in  allen 
Amtsangelegenheiten  willig  Folge  leisten;  er  wird  der  ihm  zur  Leitung  an- 
vertrauten Anstalt  würdig  und  den  bestehenden  oder  noch  zu  erlassenden 
Anordnungen  und  namentlich  auch  den  speciellen  Statuten  unsers  Gymn. 
gemüfl  vorstehen,  für  die  Erhaltung  der  Oidnung  in  derselben  nach  bestem 
Wissen  und  aus  allen  Kräften  Sorge  tragen,  die  Schulzucht  mit  wohlwollen- 
dem treuem  Ernst  handhaben,  die  mit  seinem  Amt  verbundenen  Lehrstun- 
den, deren  Anzahl  auf  höchstens  16  für  die  Woche  festgesetzt  wird,  und  son- 
stiige  Verpflichtungen  nach  dem  genehmigten  Lehrplan  treu,  gewissenhaft 
mid  pfinctlich  abwarten  und  übenül  durch  Lehre  und  That,  Ermahnung  und 
Beispiel  dahin  wirken,  dafs  Ordnungsliebe,  Fleifs,  Anstand,  christliche  Frömmig- 
keit und  christlicher  Glaube  in  der  ganzen  Anstalt  immerfort  wohne  und  walte, 
das  öffentliche  Vertrauen  für  dieselbe  gewonnen  und  ihr  Gedeihen  gefördert 
werde.  Wenn  derselbe  sich  so  als  ein  treuer  Diener  des  Königs  und  ge- 
wissenhafter Vorsteher  einer  wichtigen  Lehranstalt  beweisen  wird,  so  soll  er 
sieh  stets  des  kräftigen  Schutzes  seiner  Vorgesetzten  in  allen  Rechten  und 
Befugnissen  seines  Amts  nach  Maisgabe  der  Gesetze  zu  erfreuen  und  das 
mit  dem  letztern  verbundene  etatsmäfsige  Einkommen  zu  beziehen  haben. 
Sollte  er  seine  Stellung  aufzugeben  gedenken,  so  hat  er  uns  ein  halbes  Jahr 
vorher,  nnd  zwar  zu  Ostern  oder  Michaelis,  davon  Anzeige  zu  machen  und  seine 
Entlassung  nachzusuchen.  —  Der  Herr,  dessen  Wort  sagt:  Die  Lehrer  wer- 
den leuchten  wie  des  Himmels  Glanz  und  die  so  viele  zur  Gerechtigkeit 
führen  wie  die  Sterne  immer  und  ewiglich,  der  wolle  ihn  mit  Muth  und  Kraft 
ausrüsten  nnd  seine  treuen  Dienste  lassen  gesegnet  sein  zur  Förderung  des 
Reiches  Gottes  und  zur  Ehre  seines  heiligen  Namens.  (1855).  Das  Gurato- 
rium des  evangel.  Gymnasiums. 

(Landsberg  a.W.)  Der  unterzeichnete  Magistrat  hat  Sie  zum  Lehrer 
ondCollaborator  an  der  höh.  Bürger-  (Real-)  Schule  erwählt  und  vocirt 
Sie  daher  dergestalt,  dafs  Sie  1.  in  der  Schule  nach  bestem  Wissen  und 
Kräften  arbeiten,  Ihre  Pflichten  als  Lehrer  in  ihrem  ganzen  Umfang  erfüllen, 
die  Schulordnung,  die  Dienstinstruction  und  den  Lectionsplan  genau  befolgen, 
auf  gehörige  Disciplin  halten  und  die  Anweisungen  Ihrer  vorgesetzten  Be- 
hörden willig  befolgen;  2.  die  Jugend  mit  Eifer  und  Fleifs  zur  Ordnung, 
Thätigkeit  und  Gottesfurcht  anhalten,  die  Unterriohtstunden  mit  Pfinctlichkeit 
aliwarten,  in  den  vorgeschriebenen  Lehrobjecten  die  Kinder  gründlich  unter- 
richten nnd  sie  so  viel  wie   möglich  zu  moralisch  guten  Menschen  ihrer 
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kflnftigen  BeBtimmung  ffemäfs  erziehen,  sich  hiebe!  der  Geduld  und 
tat  beleidigen  und  durch  eine  liebevolle  Behandlung  sich  derselbeD  Vertraneii, 
Liebe  und  Achtung  erwerben  und  bemüht  sein  sollen,  solche  dnreh  ein 
wohlgeordnetes  Ehrgefühl  zu  leiten,  und  nur  im  Nothfiiül  angemessene  Be- 
strafungen anzuwenden:  3.  sofern  Veränderungen  wegen  der  Stonden  und 
Unterrichtsgegenstände  beliebt  werden  sollten,  Sie  sich  solche  willig  gefidlen 
lassen ;  4.  auf  Erfordern  sonn-  und  festtägl.  den  Gesang  in  den  Stadtkirehen 
unterstfitzen,  auch  an  den  etwa  auszuführenden  Kirchenmusiken  Theil  nehmen 
und  sich  den  Vorübungen  zu  letzteren  mitunterziehen ;  5.  jederseit  sieh  eine 
Versetzung  an  eine  der  hiesigen  Schulen  gefallen  lassen,  sofern  Ihnen  nnr 
Ihr  jetziges  Gehalt  gewährt  wird.  Dagegen  haben  Sie  ffir  Ihre  Mfihwaltnng 
überhaupt  —  jährl.  Gehalt  aus  der  Kämmereicasse  zu  beziehen.  Indem  wir 
überzeugt  sind,  dafs  Sie  Ihre  Obliegenheiten  so  wie  es  einem  treuen  und 
gottesfürchtigen  Lehrer  zukommt,  gewissenhaft  erfüllen  werden,  wünschen 
wir  Ihnen  dazu  Kraft  und  Gesundheit,  und  obgleich  Ihnen  das  Bewn&tsein 
überall  Ihre  Berufspflichten  erHillt  zu  haben,  der  vorzüglichste  Lohn  sein 
wird,  so  werden  wir  uns  auch  stets  bemühen,  Ihnen,  soviel  in  unseren  Kräften 
steht,  zu  beweisen,  wie  dankbar  wir  dies  anerkennen.  Urkundlich  unter 
unserm  Siegel  und  Unterschrift  ausgefertigt.  (1855).  Der  K.  Superintendent 
und  Oberpfarrer.    Der  Magistrat. 

(Barmen)  Im  Namen  Gottes!  Nachdem  das  Cur.  der  hies.  Real- 
schule den  H.  N.  N.  zum  Lehrer  an  der  hies.  Realschule  erwählt  und  der 
H.  Min.  der  geistl.  etc.  Anglgh.  die  Anstellung  desselben  genehmigt  hat,  be- 
ruft das  Cur.  den  H.  N.  N.  in  sein,  ihm  hier  zu  übertragendes  Amt  nnter 
folgenden  Bedingungen:  1.  dals  derselbe  allen  Pflichten  eines  treuen  Lehrers 
und  Erziehers,  wie  sie  in  einer  christl.  Gesinnung  begründet  sind  und  wie 
die  bestehenden  und  noch  zu  erlassenden  allgemeinen  und  besonderen  Verord» 
nungen  sie  vorschreiben,  gewissenhaft  nachkomme,  seinen  Collegen  mit 
Achtung  begegne  und  sich  denselben  in  Liebe  und  Vertrauen  zu  einem  ge- 
meinsamen Wirken  anschliefse,  den  Schülern  aber  aJs  Muster  geregelter 
Thätigkeit,  Frömmigkeit  und  Tugend  vorleuchte,  und  das  Wohl  der  Anstalt^ 
für  welche  er  berufen  ist,  nach  Kräften  zu  befördern  bemüht  sei;  S.  dafs 
derselbe  als  Lehrer  in  maximo  27  Lehrstunden,  wie  sie  ihm  nach  dem  jedes- 
mal festzustellenden  Lehrplan  von  dem  Dir.  der  Anstalt  werden  sugewiesea 
werden,  zu  übernehmen,  pfinctlich  zu  halten,  und  im  Verhinderungsfall  den 
Dir.  zur  gehörigen  Zeit  begründete  Anzeige  darüber  zu  machen  sich  ▼e^ 
pflichte ;  3.  dafs  er  den  häusl.  Fleifs  der  Schüler  auf  jede  zweckmäfsise  WeiM 
und  nach  dem  von  den  sämmtl.  Lehrern  zu  berathenden  und  von  dem  IMr. 
festzustellenden  Plan  in  Anspruch  nehme,  auf  die  pünctliche  und  selbst* 
thätige  Ausarbeitung  des  Aufgegebenen  sorgfalig  halte,  die  Correctnren  aber 
in  der  Weise  gemeinnützig  mache,  dafs  dadurch  die  Lectionen  selbst  so 
wenig  als  möglich  unterbrochen  werden;  4.  dafs  er  die  Privat-  und  öffent- 
lichen Prüfungen  der  Schüler  unter  näherer  Anleitung  des  Dir.,  so  viel  ibfl 
dabei  obliegt,  so  einrichte,  und  sein  Urtheil  über  die  Schüler  behnft  der 
wöchcntl.  und  halbjährl.  Zeugnisse  so  gewissenhaft  abgebe,  dafs  darmns  der 
intolloctuellc  und  moralische  Standpunct  der  Schüler  unzweideutig  hervor 
gehe;  5.  dafs  er  den  ordcntl.  und  aufserordentl.  Lehre rconferenzen,  wie  die- 
selben von  dem  Dir.  angeordnet  werden,  regelmäGsig  beiwohne,  das  Wohl 
der  Anstalt  darin  berathen  und  durch  die  zu  fassenden  Beschlüsse  erstrebea 
helfe,  auch  zu  einer  folgerechten  Aufrechthaltung  und  Durchführung  der 
Schulgesetze  kräftigst  mitwirke ;  6.  dafs  er  sich  verpflichte,  in  keine  Stellnng 
einzutreten,  welche  seiner  Wirksamkeit  in  der  Schule  Eintrag  thnn  könnte. 
Was  in  diese  Rubrik  gehöre,  unterliegt  der  Beurtheilung  des  Cnratoriuns. 
7.  Dafs  er  sich  den  Statuten  sowie  den  Anonlnungen  des  Cur.  und  des  Dir. 
der  Anstalt  gleich  den  anderen  Lehrern  unterwerfe,  und  überhaupt  dem  Cur. 
und  dem  Dir.  die  gehörige  Achtung  und  Folge  erweise;  8.  dafs  in  dem  Fall, 
wo  er  zum   Uebertritt   in  andere  Verhältnisse  sich    entschliefst   und 
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Stelluog  als  Lehrer  der  hies.  Realschule  aufzugeben  gedenkt,  er  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  gemäfs  zu  rechter  Zeit  dem  Cur.  die  Anzeige  davon 
mache  und  seine  Entlassung  nachsuche.  —  Die  treue  Erfüllung  dieser  mit 
der  Stelle  Terbundenen  Pflichten  werden  wir  jederzeit  mit  Dank  erkennen^ 
and  unsrerseits  dem  H.  N.  N.  mit  Liebe  und  Achtung  entgegenkommen. 
Zur  Belohnung  seiner  Bemühungen  sichern  wir  ihm  —  (Einkommen)  —  zu. 
Einen  schOnem  Lohn  wünschen  wir  demselben  im  Blick  auf  die  Früchte 
seiner  Arbeit  und  auf  eine  reiche  Ernte  in  der  Ewigkeit. 

Urkundlich  ist  gegenwärtige  Bestallung  unter  Beidrückung  des  Schul- 
siegels durch  eigenhändige  Unterschrift  vollzogen,  sowie  in  2  gleichlautenden 
Exemplaren  ausgefertigt^  wovon  das  eine  dem  H.  N.  N.  übergeben,  das  andre 
aber  in  das  Schularchiv  hinterlegt  worden  ist.  So  geschehen  etc.  (1855). 
IhB  Cnratorium  der  Realschule. 

(Görlitz)  Nachdem ,  so  berufen  und  ernennen  wir  hiedurch  kraft 

des  uns  zustehenden  Patronatsrechts  den  H.  N.  N.  zum  ordentlichen 
Lehrer  am  hies.  Gymnasium  dergestalt,  dafs  derselbe  dies  Amt  zum  Ter- 
min Ostern  dieses  Jahres  anzutreten  hat  Es  geschieht  dies  in  dem  festen 
Vertrauen,  daCB  H.  N.  N.  das  ihm  übertragne  Amt  mit  genauer  Beobachtung 
der  gesetzl.  Vorschriften,  unwandelbarer  Treue  und  strenger  Gewissenhaftig- 
keit verwalten,  seinen  nächsten  Vorgesetzten,  dem  H.  Dir.  sowie  dem  Patronat 
und  dem  geordneten  Gurator  des  Gymn.  schuldige  Achtung  und  Folge  bewei- 
sen, durch  Unterricht  und  Beaufsichtigung  in  und  aulser  der  Schule,  sowie 
durch  efgnes  untadelhaftes  Beispiel  die  Erhöhung  der  Sittlichkeit,  die  Aus- 
bildung des  Verstandes  und  die  Veredlung  des  Herzens  bei  der  ihm  anver- 
trauten Jugend  f&rdem,  sie  in  der  Achtung  gegen  die  Gesetze  und  Ein- 
riditangen  des  Vaterlandes,  in  der  Ehrfurcht  gegen  S.  Maj.  den  König  und 
sein  erhabnes  Haus,  in  den  Grundsätzen,  welche  unsre  neil.  Religion  aus- 
spricht und  welche  die  allgemeine  Wohlfahrt  befestigen,  erziehen,  die  Lehr- 
standen, welche  ihm  übertragen  werden,  bis  zur  Zahl  von  26  wöchentl.  St., 
worunter  24  eigentliche  Unterrichtstunden,  namentlich  auch  in  Vertretungs- 
fiUlen,  bei  Vacanzen  oder  Behinderung  der  übrigen  Lehrer,  pünctlich  abhalten, 
sich  auf  dieselben  sorgsam  vorbereiten,  und  keine  derselben  ohne  Vorwissen 
and  Genehmigung  des  H.  Dir.  aussetzen,  von  dem  angeordneten  Lehrplan  nicht 
abweichen,  solchem  vielmehr  genau  nachgehen,  die  ihm  etwa  zu  übertragenden 
Nebenämter  am  Gymn.,  namentlich  die  Beaufsichtigung  der  mit  dem  Gymn. 
verbundenen  Institute  und  Sammlungen,  unter  den  verfassungsmäfsigen  Be- 
dingungen übernehmen,  sich  den  durch  Gesetz,  Statut,  Einrichtung  und  Ge- 
wohnheit beim  hies.  Gymn.  begründeten  Obliegenheiten  bereitwillig  unter- 
aehen,  ohne  schriftl.  Genehmigung  des  Curators  und  des  Dir.  keine  Lehr- 
stonden  an  anderen  Instituten  oder  zum  Privatunterricht  übernehmen ,  sich 
mit  der  ihm  ausgesetzten  Besoldung  ohne  Ansprüche  auf  Nebeneinkünfte 
begnügen,  Geschenke  weder  direct  noch  indirect  von  irgend  Jemand  fordern, 
and  sich  überhaupt  so  verhalten  werde,  wie  er  es  vor  Gott,  seinen  Vorge- 
setzten und  seinem  eignen  Gewissen  verantworten  kann. 

Dagegen  wird  derselbe  das  ihm  bewilligte  Einkommen  —  von  Zeit 
seines  Amtsantritt  ab  —  zu  geniefsen  und  sich  bei  Beziehung  desselben  der- 
jenigen Unterstützungen  zu  erfreuen  haben,  welche  er  etwa  von  Seiten  des 
Patronats  bedürfen  würde.  Gegen  Entrichtung  der  nach  dem  Pensionsrcglm. 
f&r  die  Lehrer  am  hies.  Gymn.  festgesetzten  Pensionsbeiträge  wird  demselben 
bei  seiner  etwa  eintretenden  Dienstunfähigkcit  die  im  Rcglm.  unter  den  darin 
enthaltenen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  festgesetzte  Pension  zuge- 
sichert. —  Urkundlich  ist  diese  Vocation  in  doppelten  Exemplaren  ausgefertigt 
und  in  gewöhnlicher  Form  vollzogen  worden.   (1856).    Der  Magistrat. 
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4.  Schul-  und  Disciplinarordniiiigen  einselner  AnstaKeiL 

(Vrgl.  p.  148  flf.) 

Schulordnung   des   K.  Friedrichscollegiums  su  Königs- 
berg in  Pr. 

Die  nachstehenden,  von  dem  K.  Prov.  Schnlcoll.  bestätigten  Bestim- 
mungen hat  nicht  nur  jeder  Schüler  des  Friedrichscollegiums  su  befolrai, 
sondern  auch  die  Eltern  resp.  deren  Stellvertreter  yerpmchten  sich,  indem 
sie  ihre  Pflegebefohlnen  der  Anstalt  übergeben,  ihrerseits  auf  die  Befolgung 
derselben  hinzuwirken.  Der  in  das  Gymn.  eintretende  Schüler  versprich^ 
die  Pflichten  der  Wahrhaftigkeit,  des  Fleifses,  des  Gehorsams,  und  der  Ehr- 
erbietung gegen  alle  Lehrer  der  Anstalt  und  der  Verträglichkeit  mit  seinen 
Mitschülern  in  und  autserhalb  der  Schule  gewissenhaft  zu  erfüllen.  Im  be- 
sondem  sind  folgende  Bestimmungen  zu  beachten: 

1.  Bei  der  Aufnahme  (zu  Ostern  oder  Michaelis)  ist  dem  Dir.,  fiüls  der 
Aufzunehmende  bereits  eine  andre  Schulanstalt  besucht  hat,  ein  Abgaags- 
zeugnifs  vorzulegen,  und  die  Schüler,  deren  Eltern  nicht  am  Ort  wohnen, 
haben  dem  Dir.  einen  geeigneten  Aufseher  nachzuweisen,  der  mit  dem  be- 
treff. Ordinarius  das  häusl.  Leben  derselben  überwacht  und  der  Schale  dar- 
über Auskunft  zu  ertheilen  hat.  Kein  Schüler,  dessen  Eltern  nicht  am  Ort 
wohnen,  darf  seine  Wohnung  und  die  Person  seines  Aufoehers  ohne  Geneh- 
migung des  Dir.  wählen  oder  wechseln.  Auch  ist  dem  Ordinarius  jede  Ve^ 
änderung  der  Wohnung  und  des  Aufsehers  anzuzeigen.  —  Ungeeignete 
Pensionen  müssen  auf  Anordnung  des  Dir.  verlassen  werden. 

2.  Keine  Lehrstunde  darf  ohne  dringenden  Grund  versäumt  werden. 
Wird  ein  Schüler  durch  Krankheit  am  Besuch  der  Schule  gehindert,  so  mn(s 
dies  dem  Ordinarius  sobald  als  möglich  angezeigt  und  beim  Wieaerbeaacli 
der  Schule  eine  von  dem  Vater  oder  dessen  Stellvertreter  ausgestellte  schriftt. 
Entschuldigung  beigebracht  werden.  Nur  von  den  Schülern  der  I  und  H 
wird,  so  lange  sie  sich  des  Vertrauens  würdig  zeigen,  eine  schrifü.  Entschul- 
digung nicht  verlangt. 

Erkrankt  ein  Schüler  in  der  Schule,  so  hat  er  sich  von  dem  Lehrer, 
welcher  gerade  Unterricht  ertheilt  oder  von  dem  Dir.  Entlassung  zu  erbitten« 
Zu  jeder  Schulversäumnifs  aus  anderen  Ursachen,  namentlich  auch  vor  dem 
Beginn  und  nach  dem  Schlufs  der  Ferien,  hat  der  Schüler  die  Erlaubnilii-a 
des  Dir.,  die  aber  nur  bei  wichtigen  Veranlassungen  ertheilt  werden  ^•"v 
vorher  mit  dem  schriftl.  Nachweis  einzuholen,  d^s  sein  Gesuch  auf  dem — 
Wunsche  seines  Vaters  oder  der  Angehörigen,  welche  dessen  Stelle  vertre— - 
ten,  beruhe.  —  Dem  Ordinarius  ist  die  vom  Dir.  ertheilte  Gen^migung^ 
wenn  irgend  thunlich,  sogleich  vorzulegen. 

3.  Während  der  Pausen  um  10  und  3  Uhr  haben  sich  die  Schüler  dec 
Classen  von  VI  bis  III  einschliefsl. ,  soweit  sie  nicht  durch  Bescheinignngem 
nachweisen,  dafs  aus  Gesundheitsrücksichten  eine  Ausnahme  zu  machen  isU 
auf  dem  Hofe  aufzuhalten.    Während  der  Schulzeit,  auch  der  Pausen,  darr 
kein  Schüler  das  Gymnasiallocal  resp.  den  Schulhof  ohne  Erlaubnils  ver- 
lassen.       4.   Die  Classenzimmer  müssen   reinlich   und  ordentlich  gehaltm 
werden,  ebenso  die  Wände  und  Thüren  der  Schulgebäude.    Jeden  Sohades, 
welcher  an  dem  Schuleigenthum  angerichtet  wird,  hat  der  Thäter  zu  ersetzen. 
Ist  derselbe  nicht  zu  ermitteln,  so  haftet  die  ganze  Glosse  fär  den  Schadea. 
Muthwillige  Beschädigungen  werden  aufserdem  bestraft, 

5.  Der  Austritt  aus  Unterrichtstunden,  an  welchen  nicht  alle  Schüler 
Theil  zu  nehmen  verbunden  sind,  ist  nur  am  SchluCs  des  Semesters  auf 
eine  vom  Dir.  einzuholende  Genehmigung  gestattet. 
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6.  Der  Besuch  yon  Wirthshäasern  und  ähnlichen  Offentl.  Orten  ist  den 
Schfilem  nur  in  Begleitung  ihrer  Eltern  oder  solcher  Personen,  welche  deren 
Stelle  zu  vertreten  geeignet  sind,  gestattet.  —  Unbedingt  verboten  sind 
Trinkgelage  und  Kartenspiele,  eben  so  das  Tabackrauchen  auf  der  Strafe, 
an  öffentlichen  Orten  und  in  Gegenwart  eines  Lehrers.  Schüler  der  unteren 
and  mittleren  Classen  haben  sich  des  Rauchens  überhaupt  zu  enthalten.  — 
Vereine  mehrerer  Schüler,  zu  welchem  Zweck  es  auch  sei,  dürfen  nur  mit 
Genehmigung  des  Dir.  bestehen.  —  7.  Ohne  besondre  Erlaubnifs  der  Väter 
oder  deren  Stellvertreter  dürfen  Schüler  unter  einander  nichts  verkaufen, 
kaufen  oder  vertauschen.  Auch  wo  eine  solche  Erlaubnifs  ertheilt  ist,  ge- 
hört die  Vollziehung  nicht  in  die  Schule. 

8.  Wenn  ein  Schüler  2  Jahre  in  einer  der  unteren  Classen  gesessen, 
ohne  die  Reife  Air  die  höhere  erlangt  zu  haben,  kann  er  durch  Beschluls 
der  Lehrerconferenz  entlassen  werden.  9.  Die  Schulzeugnisse  und  Sitten- 
befte  bringt  jeder  Schüler  am  nächsten  Schultage  nach  der  Aushändigung, 
von  seinem  Vater  oder  dessen  Stellvertreter  unterschrieben,  zurück.  Qiebt 
der  Inhalt  dem  Vater  zu  besonderen  Bemerkungen  Anlafs,  so  sind  dieselben 
nicht  auf  die  Zeugnisse  oder  in  die  Sittenhefte  zu  schreiben,  sondern  versie- 
gelt an  den  Dir.  oder  Ordinarius  zu  richten. 

10.  Das  Schulgeld  (6  Thlr.)  wird  ebenso  wie  das  Tumgeld  (10  Sgr.) 
und  das  Lesegeld  und  der  Beitrag  zum  Classenschatz  vierteljährl.  voraus- 
gesahlt.  Wer  Aufschub  der  Zahlung  wünscht,  hat  darüber  eine  schriftl.  An- 
zeige von  seinem  Vater  oder  dessen  Stellvertreter  beizubringen.  Länger  als 
höehstens  bis  zum  Ende  des  2.  Monats  jedes  Quartals  kann  die  Zahlung  nie 
gestandet  werden.  —  Freischule  resp.  Erlafs  des  halben  Schulgelds,  kann 
nur  an  solche  Schüler  ertheilt  werden,  welche  das  Friedrichscollegium  min- 
destens ein  halbes  Jahr  besucht,  sich  durch  Betragen,  Flei&  und  Leistungen 
die  Zufriedenheit  ihrer  Lehrer  erworben  haben  und  notorisch  bedürftig  sind.  — 
Freier  Unterricht  resp.  Erlafs  des  halben  Schulgelds  wird  nur  zu  Ostern  oder 
äichaelis  auf  schriftl.  Antrag  des  Vaters  oder  seines  Stellvertreters  bewilligt, 
und  zwar  immer  nur  höchstens  auf  1  Jahr,  kann  aber  jederzeit  demjenigen 
Schüler  sofort  entzogen  werden,  welcher  sich  solcher  Vergünstigung  unwür- 
dig zeigt.  Nach  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  freie  Schule  bewilligt  ist, 
wird  über  die  Fortgewährung  dieser  Vergünstigung  von  neuem  entschieden. 
Bemerkt  wird  hiezu,  dafs  der  Schulgelderlafs  10  Procent  der  Gesammtschüler- 
uM  nicht  übersteigen  darf.  —  11.  Zeitweilige  Abmeldungen  eines  Schülers 
begründen  keinen  Anspruch  auf  Erlafs  des  inzwischen  falligen  Schulgelds.  — 
12.  Auüser  dem  Schulgeld  sind  noch  folgende  Zahlungen  an  die  Gasse  zu 
leisten:  a)  Bei  der  Aufnahme  in  die  Vorschule,  in  VI,  V  und  IV:  1  Thlr., 
ia  III  — I:  2  Thlr.    b)  Bei  der  Zulassung  zur  Abiturientenprüfung  4  Thlr. 

13.  Diejenigen  Schüler  der  oberen  Classen,  welche  sich  die  Berechti- 

Sing  zum  einjähr.  Militairdienst  erwerben  wollen,  haben  sich  deshalb  vor 
m  1.  Febr.  desjenigen  Kalenderjahrs,  in  welchem  sie  das  20.  Lebensjahr 
vollenden,  bei  der  E.  Departements -Prüfungscommission  unter  Einreichung 
der  vorschriftsmäfsigen  Zeugnisse  zu  melden. 

14.  Soll  ein  Schüler  das  Gymn.  verlassen,  so  hat  dies  der  Vater  oder 
dessen  Stellvertreter  dem  Dir.  mündl.  oder  schriftl.  anzuzeigen.  Auch  dem 
Ordinarius  ist  Anzeige  zu  machen,  doch  kann  diese  durch  den  Schüler  selbst 
erfolgen.  Erfolgt  diese  Anmeldung  nicht  spätestens  bis  zu  dem  Tage,  an 
welchem  der  Unterricht  für  das  neue  Schulquartal  beginnt,  so  bleibt  der 
Schüler  zur  Zahlung  des  Schulgelds  für  das  gedachte  Quartal  verpflichtet. 

Nachdem  der  Abgehende  allen  seinen  Pflichten  gegen  das  Gymn.  ge- 
nfigt, namentlich  nachgewiesen  hat,  dafs  ihm  etwa  anvertraute  Bücher  und 
Zeichnungen  zurückgegeben  sind,  erhält  er  auf  Verlangen  ein  Abgangs- 
seugnife.  — 

Alle  Schüler,  welche  abgehen  wollen,  auch  die  für  reif  erklärten  Abi- 
turienten, bleiben  bis  zu  ihrer  wirklichen  Entlassung  allen  Gesetzen  der  An- 
stalt unterworfen.    (1865).    Director  und  LehrerooUegium. 
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Schulgesetze  des  E.  GymnasiamB  sn  Marienwerder. 

1.  Die  Anmeldung  neuer  Schfller  zur  Aufnahme  in  das  Gymn.  geschieht 
bei  dem  Dir.  desselben,  und  zwar  in  der  Regel  zu  Ostern  und  Michaelis  an 
bestimmten  durch  das  Programm  oder  öffentl.  Bekanntmachung  bezeichne- 
ten Tagen.  2.  Jeder  neu  Aufzunehmende,  der  vorher  eine  andre  I^hr- 
anstalt  besucht  hat,  mufs  bei  seiner  Anmeldung  dem  Dir.  ein  Zeugnifs  Ton 
dem  Vorsteher  dieser  Anstalt  vorlegen.  3.  Die  Angehörigen  der  von 
auswärts  kommenden  Schüler  haben  dieselben  in  eine  nach  Ermessen  des 
Dir.  geeignete  Aufsicht,  Wohnung  und  Kost  zu  geben.  Jede  Pensionsver- 
finderung  unterliegt  der  vorher  einzuholenden  Genehmigung  des  Directora. 
4.  Mit  der  Aufnahme  macht  sich  der  Schüler  aufser  zu  den  allgemeinen 
Pflichten  des  Gehorsams  und  der  Ehrerbietung  gegen  seine  Lehrer,  des 
Fleifses,  der  Aufmerksamkeit  in  den  Lehrstunden  und  eines  wohlgesitteten 
Betragens  in  und  aufser  der  Schule  auch  noch  zur  Beobachtung  folgender 
bmondorer  Vorschriften  verbindlich: 

5.  Jeder  Schüler  ist  zum  pünctl.  Besuch  der  Lehrstunden  verpflichtet, 
wenn  er  nicht  durch  Krankheit  oder  andere  unabweisbare  Abhaltungen  ver- 
hindert ist  6.  Im  Fall  der  Krankheit  hat  er  beim  Wiedereintritt  in  die 
Schule  dem  Ordinarius  ein  Zeugnifs  seines  Vaters  oder  Aufsehers  vorzulegen, 
in  welchem  die  Behinderung  durch  Krankheit  und  die  Dauer  derselben  be- 
scheinigt wird.  7.  Bei  allen  anderen  Abhaltungen  kann  die  Schulversinm- 
ni(s  in  der  Regel  nur  dann  als  gerechtfertigt  angesehen  werden,  wenn  die 
Erlaubnifs  dazu  vorher  von  dem  Dir.  und  dem  Ordinarius  durch  schriftl. 
oder  mttudl.  Ansuchen  der  Angehörigen  erlangt  ist  8.  Jeder  Schaler 
hat  sich  pünctl.  zu  dem  Beginn  der  Lehrstunden  im  Classenzimmer  einzu- 
finden und  den  ihm  angewiesenen  Platz  nicht  ohne  Erlaubnifs  des  Lehren 
zu  verlassen.  9.  Sümmtlicho  Bücher  und  Hefte  müssen  vorschriftsmäCug, 
sauber  und  rein  gehalten  werden.  10.  Für  jede  Beschädigung  des  Schul- 
eigenthums  leisten  die  Thäter  vollen  Ersatz;  in  geeigneten  Fällen  treten 
aufserdem  noch  besondere  Schulstrafen  ein.  1 1.  Der  häusl.  Fleifs  und  die  Ar- 
beitszeit unterliegt  der  Festsetzung  und  Beaufsichtigung  des  Ijehrercolleginois. 
12.  Privatunterricht  darf  nur  mit  Erlaubnifs  des  Dir.  ertheilt  oder  genommen 
werden.  13.  Kein  Schüler  darf  ohne  Aufsicht  seiner  Eltern  oder  deren  Stell- 
vertreter öffentliche  Wirthshäuser  oder  Vcrgnflgung8orte  besuchen.  14.  Die 
Theilnahme  an  Bällen  und  der  Besuch  des  Theaters  durch  die  nicht  einhei- 
mischen Schüler  unterliegt  der  (venelimigung  des  Dir.  oder  des  Ordinarius. 
15.  Die  Benutzung  der  öffentlichen  Leihbibliotheken  ist  verboten.  16.  Das 
Tabackrauchen  wird  als  dem  jugendlichen  Alter  unangemessen  1>ezeichnet 
und  in  den  Strafsen,  an  öffentlichen  Orten,  wie  auch  in  Gegenwart  eines 
Lehrers  ausdrücklich  verboten.  —  17.  Die  Abiturienten  haben  auch  nach 
bestandner  Abgangsprüfung  bis  zu  ihrer  wirklichen  Entlassung  die  Schnl- 
orduung  in  jeder  Hinsicht  zu  befolgen. 

18.   Die  Geldleistungen  der  Schüler  bestehen  in  Folgendem:    a)    Ein- 
trittsfi^cbühren ,   welche   nebst  Bibliotheksbeitrag  in   den   3  oberen  Claieei 
3  Thlr.,  in  den  3  unteren  2  Thlr.  betragen;    b)  Schulgeld,  welche«  f&r  VI: 
3  Thlr.,  V :  3  Thlr.,  IV :  4  Thlr.,  III:  4  Thlr.  2  Sgr.  6  Pf.,  11 :  5  Thlr.,  I:  5  Thlr 
7  S«cr.  G  I*f.  vicrteljährl.  beträgt;  c)  Tumgeld  7  Sgr.  6  Pf  vicrteljährl. ;  d)  Bef 
tra;;  /ur  Erhaltung  und  Vermehrung  der  Schülerbibliothek  G  Sgr.  vierteljähr 
für  die  Clasi^n  von   I   bis  IV  einschliel'sl.;    e;  Abgangsgebühren:   1  TU 
und  für  ein  Ahiturientenzeugnifs:  1  Ducaten.        Alle  diese  Zahlunf^n  ziv 
soweit  Mio  wiederkehren,  quartaliter  praenum.  und  nur  an  den   Kcndaat 
zu  ciitrirhteii,   dessen   Quittung  auflicwahrt    werden   mufs.     Jeder  SehOf 
(lo8.s«'n  Abgang  nicht  innerhalb  der  3  ersten  Tage  des  Quartals  schriftl.  ' 
Eltirn  oder  Vormund   angemeldet   ist,   bleibt   zu   allen  Zahlungen   für 
laufende  Quartal  verpflichtet. 
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19.  Die  Verbindlichkeit  dieser  Vorschriften  für  ihre  SOhne  erkennen 
Eltern  und  Vormünder  dadurch  an,  dafe  sie  dieselben  der  Anstalt  über^^ 
ben.  —  (1866).    Das  Lehrercollegium. 

Schulordnung  der  städt.  Realschule  1.0.  zu  Tilsit. 

I.  Gliederung,  Zweck  und  Ziel.  1.  Die  städt.  Realschule  1.  0. 
nt  Tilsit,  mit  welcher  eine  3ciassige  Vorbereitungschule  verbunden  ist. 
besteht  aus  6  aufsteigenden  Classen,  deren  jede  von  einer  untern  und 
einer  obem  Abtheilung  gebildet  wird.  Da  die  Unter-  und  Ober III  in  be- 
sonderen Classen  unterrichtet  werden,  so  sind  also  7  getrennte  Stufen 
vorhanden.  2.  Die  Anstalt  hat  den  Zweck  und  das  Ziel,  allen  durch  die 
Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  v.  6.  Octb.  1859  gestellten  Anforderungen 
in  genügen. 

IL  Aufnahme.  1.  Die  Aufnahme  neuer  Schüler  erfolgt  in  der  Re- 
gel zu  Ostern  vor  dem  Beginn  des  Schuljahrs  und  zu  Michaelis  vor  dem 
Beginn  des  neuen  Semesters:  der  Termin  zur  Anmeldung  und  Prüfung  wird 
bekannt  gemacht  Die  Aurnahme  mitten  im  Cursus  kann  nur  ausnahms- 
weise, z.B.  bei  Anzug  der  Eltern,  geschehen.  Ein  von  dem  Vorsteher  der 
bisher  besuchten  Schule  ausgestelltes  Abgangszeugnifs  und  Hefte  des  Schü- 
lers müssen  bei  der  Aufnahmeprüfung  vorgelegt  werden.  2.  Für  die  Auf- 
itthme  in  die  Unter  VI,  welche  in  der  Regel  nicht  vor  dem  vollendeten 
9.  Lebensjahr  und  am  besten  zu  Ostern  erfolgt,  ist  erforderlich :  (s.  p.  25).  — 
Die  Schüler  der  1.  Glasse  der  Vorbereitnngschule,  welche  nach  vorheriger 
Prüfung  für  reif  zum  Austritt  erklärt  worden  sind,  werden  ohne  weitre 
Prüfling  in  die  Realschule  aufgenommen,  haben  auch  ein  Abgauffszeugnifs 
nnd  Hefte  nicht  vorzulegen.  3.  Für  jeden  in  die  Realschule  aufgenomme- 
nen Schüler  ist  ein  Inscriptionsgeld  im  Betrag  des  monatl.  Schulgelds  der 
Glasse,  in  welche  er  aufgenommen  wird,  und  2*/,  Sgr.  fQr  die  ihm  einzu- 
hindigende  gedruckte  Schulordnung  an  den  Dir.  zu  entrichten.  4.  Die 
Angehörigen  der  von  auswärts  kommenden  Schüler  haben  für  die  zu  wäh- 
Imde  Pension  die  Genehmigung  des  Dir.  einzuholen.  5.  Mit  der  Auf- 
nahme verpflichtet  sich  jeder  Schüler  ohne  Ausnahme,  die  Schulordnung  ge- 
wissenhaft zu  beobachten,  deren  Verbindlichkeit  auch  die  Eltern  und  ihre 
Vertreter  dadurch  anerkennen,  da(s  sie  ihn  der  Anstalt  übergeben,  zu  deren 
Befolgung  sie  ihn  daher  nöthigenfalls  anhalten  müssen.  Im  allgemeinen 
mufs  jeder  Schüler  willigen  Gehorsam  und  Ehrerbietung  gegen  alle  Lehrer 
der  Anstalt  in  und  aufser  der  Schule,  gespannte  Aufmerksamkeit  in  den 
Lehrstunden,  regelmäfsig  angestrengten  Fleifs  und  ein  sittliches  Betragen, 
insbesondre  Bescheidenheit,  Verträglichkeit,  Wahrhaftigkeit  und  Sittenrein- 
heit an  den  Tag  legen. 

III.  Schulgeld.  1.  Das  Schulgeld,  dessen  Zahlung  mit  dem  Monat 
des  Eintritts  in  die  Anstalt  beginnt,  beträgt  monatl.  in  der  VI  und  V:  1  Thlr., 
in  der  IV  und  III:  1  Thlr.  10  Sgr.,  in  der  U  und  I:  1  Thlr.  20  Sgr.  Der 
Schüler  zahlt  es  praenum.  in  den  beiden  ersten  Scbultagen  des  Monats  an 
den  von  der  städt  Behörde  dazu  ernannten  Einnehmer,  welcher  den  Empfang 
desselben  in  ein  gedrucktes  Quittungsbuch  einträgt,  das  der  Schüler  anzu- 
schaffen nnd  jedesmal  mitzubringen  hat.  2.  Das  Schulgeld  ist  unter  allen 
Umständen,  auch  wenn  der  Schüler  längre  Zeit  am  Schulbesuch  gehindert 
ist,  so  lange  fort  zu  zahlen,  bis  sein  völliger  Abgang  von  der  Schule  schriftl. 
oder  persönl.  durch  die  Angehörigen  dem  Dir.  angezeigt  worden  ist.  Für 
den  Monat  des  Austritts  aus  der  Anstalt  ist  es  also  nur  dann  nicht  zu  zah- 
len, wenn  der  Abgang  vor  dem  ersten  Tag  des  Monats  gemeldet  worden 
ist.  Rückständiges  Schulgeld  wird  von  der  betreff.  Verwaltungsbehörde  bei- 
getrieben.  3.  Auswärtigen  Schülern,  welche  2  Monate  das  Schulgeld 
schuldig  bleiben,  wird  der  fernere  Schulbesuch  unbedingt  untersagt. 

rv.  Daner  des  Unterrichts  und  der  Ferien.  1.  Der  Unterricht 
beginnt  genau  nach  der  Schuluhr,  und  zwar  Morgens  im  Sommer  um  7  Uhr, 
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im  Winter  um  8  Uhr  mit  der  Morgenandacht,  Nachmittags  nm  2  Ulir.  Um 
9,  resp.  10  Uhr  und  um  3  Uhr  ist  eine  Pause  von  15  Minuten,  von  deoen 
10  der  vorhergehenden,  5  der  nachfolgenden  Stunde  abgerechnet  werden.  S. 
Die  Dauer  und  Lage  der  Ferien  regelt  sich  nach  den  lülgemeinen  gesetzlichen 
Anordnungen. 

V.  Theilnahme  an  den  Lectionen  und  Versäumnisse.  1.  Jeder 
Schüler  ist  zu  rcgelmäisigcr  Theilnahme  an  allen  Lectionen  und  Uebnngen 
seiner  Classe  verpflichtet.  Katholische  und  jüdische  Schüler,  wie  auch  die 
Söhne  von  Dissidenten,  welche  ihren  Austritt  aus  der  Kirche  vor  Gericht  er- 
klärt und  dem  Dir.  nachgewiesen  haben,  sind  von  der  Theilnahme  an  den 
Religionstunden  der  Schule  auf  schriftliches  Verlangen  des  Vaters  oder  Vor- 
munds zu  entbinden;  doch  müssen  sie,  wenn  sie  noch  nicht  confirmirt  sind, 
bescheinigen,  daüs  sie  bei  einem  Religionslehrer  ihrer  Confession,  resp.  dem 
Prediger  der  Dissidentengemeinde,  diesen  Unterricht  geniefsen.  Vom  Untei^ 
rieht  im  Zeichnen  und  Turnen  wird  nur  auf  Grund  eines  äntl.  Attests  dis- 
pensirt.  Dasselbe  gilt  vom  Gesangunterricht,  wenn  nicht  durch  die  Schule 
selbst  eine  Entlassung  erfolgt.  Zur  Zeit  des  Stimmwechsels  werden  die 
Schüler  vom  Gesangunterricht  dispensirt;  sie  haben  sich  aber  bei  Beginn  jedes 
Semesters  zur  Prüfung  ihrer  Befähigung  dem  Gesanglehrer  wieder  vorzusteilea. 

2.  Der  Turnunterricht  wird  während  des  Sommers  Mittewochs  und  Sonnabends 
in  je  2  Nachmittagst.  von  2  Lehrern  der  Anstalt  ertheilt,  und  es  wird  daftr 
jed[on  Sommer  15  Sgr.  Tumgeld  praenum.  an  den  Schulgelderheber  gegen  Quit- 
tung gezahlt.   Uebcr  das  Wintertumen  wird  besondre  Bestimmung  vorbehalten. 

3.  Scbulversäumnisse  können  nur  durch  dringende  Nothwendigkeit  entschnidict 
werden.  Wird  ein  Schüler  durch  Krankheit  oder  andere  plötzlich  eintretende 
Hindemisse  vom  Schulbesuch  abgehalten,  so  muis  dies  spätestens  binnen  94 
Stunden  dem  Ordinarius  oder  dem  Dir.  angezeigt,  bei  anderen  unvermeidUehes 
Versäumnisseu  des  Schul-  und  Turnunterrichts  aber  die  ErlMibnifo  dazu  vorher 
bei  dem  Dir.  resp.  dem  ersten  Turnlehrer  eingeholt  werden.  Beim  Wieder 
besuch  der  Schule  muüs  in  jedem  Fall  durch  eine  «dem  Ordinarius  einm- 
händigende  Bescheinigung  der  Angehörigen  oder  deren  Stellvertreter,  welcke 
im  Classenbuch  niedergelegt  wird,  nachgewiesen  werden,  wie  lange  und  aoi 
welchem  Grund  die  Schule  versäumt  worden  ist  4.  Vor  Anfang  der 
Ferien  zu  verreisen  oder  erst  nach  dem  Beginn  der  Lectionen  anzukom- 
men, ist  durch  MinisterialerlaGs  untersagt.  Treten  der  rechtzeitigen  Ankunft 
unumgängliche  Ilindernisse  entgegen,  so  mufs  dies  nachgewiesen  werden. 
5.  Nichtevangelische  Schüler  sind  an  ihren  Hauptfeiertagen  vom  Schulbe- 
such befreit.  Jüdische  Schüler  werden,  wenn  ihre  Eltern  selbst  bei  des 
K.  Prov.  SchulcoU.  darum  nachsuchen,  am  Sonnabend  ganz  oder  dBir  die 
Stunden  des  Gottesdienstes  vom  Schulbesuch  entbunden;  die  Schule  aber 
übernimmt  keinerlei  Verantwortung  ftlr  die  aus  derartigen  Schulversäumnisses 
entstehenden  Folgen. 

VI.  Verhalten  in  der  Schule.  1.  Kein  Schüler  soll  die  Morgenan- 
dacht  versäumen  oder  überhaupt  sich  verspäten,  aber  auch  nicht  früher,  all 
eine  Viertelstunde  vor  Beginn  des  Unterrichts  sich  einfinden.  Diejenigen  wekhe 
ausnahmsweise  früher  kommen  sollten,  haben  sich,  so  lange  das  Schnlhaii 
noch  nicht  geöffnet  ist,  vor  demselben  ruhig  und  anständig  zu  verhalten; 
nach  Oeffnung  desselben  um  V«  darf  kein  Schüler  auf  dem  vor  dem  Scbol- 
gcbäudc  befindl.  Schulplatz  und  ohne  besondem  Grund  auf  dem  Scholbof 
bleiben.  2.  Sofort  nach  dem  Eintritt  hat  sich  jeder  Schüler  in  seine  Classe 
und  auf  seinen  Platz  zu  begeben,  den  Anfang  des  Unterrichts  rahig  sn  er- 
warten und  denjenigen  Mitschülern,  welche  zu  Classenaufsehem  ernannt  sini 
und  in  Abwesenheit  des  Lehrers  auf  Ruhe  und  Ordnung  zu  halten  habee, 
Gehorsam  zu  leisten.  Die  Classenaufseher  müssen  daher  zuerst  in  der  Schule 
sein  und  sie  zuletzt  verlassen ;  sie  haben  das  Classeneigenthum  zu  verwahren 
und  den  Schlüssel  zum  Classeuschrank  vom  Schuldiener  jedesmal  in  Emp&og 
zu  nehmen  und  wiederabzuliefem.  Sollte  durch  plötzliche  Hindemisse  eine 
Classe  ohne  Lehrer  bleiben,  so  sind  die  Classenaufseher  verpflichtet,  spiteetCM 
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nm  V4  dem  Dir.  Anzeige  zu  madhen.  3.  Die  Achtung  vor  dem  Lehrer  er- 
iieiBcht,  dafii  bei  seinem  Eintritt  in  die  Glasse  jeder,  in  den  Lehrstanden  der 
TOB  ihm  gefragte  Schüler  in  der  Regel  aufstehe,  wenn  nicht  der  Unterricht 
sdbst  das  Sitzenbleiben  erfordert  Störung  des  Unterrichts  durch  Hinausgehen 
n.  8.  w.  mufe  vermieden  werden.  Absehen  und  Unselbständigkeit  bei  An- 
jfertigung  der  hausl.  Arbeiten,  wie  auch  Vorsagen,  Abschreibenlassen  und 
willUrliche  Durchsicht  fremder  Arbeiten,  wodurch  dem  Mitschüler  geschadet 
and  der  Lehrer  getäuscht  wird ,  sind  unsittlich.  4.  Zur  Unterstützung  des 
GedSchtnisses  wvrd  die  Anlegung  eines  Aufgabebuchs  empfohlen ;  nachlässige 
Sdifller  müssen  ein  solches  sich  anlegen.  Unkenntnifs  der  Aufgaben  ant- 
aohuidigt  den  Wegfall  der  häusl.  Arbeit  nicht.  Jüdische  Schüler,  welche  am 
Sonnal^nd  nicht  schreiben,  dürfen  daraus  fOr  sich  keine  Entschuldigung  her- 
leiten. 5.  Jeder  Schüler  mufs  die  zum  Unterricht  nöthigen  Bücher,  Hefte 
mid  anderen  Materialien  besitzen,  dieselben  sauber  halten  und,  so  weit  möglich, 
mit  seinem  Namen  bezeichnen.  Die  gedruckten  Schulbücher  dürfen  nicht 
Bit  Uebersetzungen  und  dergl.  überschrieben  werden;  gedruckte  üeber- 
tetznngen  der  Schulschriftsteller,  dem  Unterricht  fremde  Bücher,  Spielzeug 
md  andres  Ungehörige  werden,  wenn  sie  in  die  Glasse  mitgebracht  werden, 
weggenommen.  Die  Hefte  müssen  voi^  kindischer  Malerei  und  Schnörkeln 
frei  sein,  stets  in  guter  Ordnung  sich  beenden,  und  zur  Vermeidung  von  Ver- 
wechslang und  Zeitverlust  auch  auf  dem  Deckel  die  Bezeichnung  des  Inhalts 
und  den  Namen  tragen;  in  jeder  schriftl.  Arbeit  mufs  die  Handschrift  gut 
mid  reinlich  sein.  Die  einzelnen  Arbeiten  müssen  von  Anfang  bis  zu  Enda 
jedes  Halbjahrs  fortlaufend  numerirt  und  mit  dem  Datum  der  Abgabe  ver- 
sehen sein;  auch  etwa  ausfallende  Arbeiten  sind  zur  Gontrole  mit  den  ihnen 
lakommenden  Numem  zu  bezeichnen.  6.  Jeder  Schüler  mufs  ordentlich 
imd  reinlich  gekleidet  zur  Schule  kommen  und  diejenigen  Bücher  u.  s.  w., 
welche  er  jedesmal  braucht,  mitbringen;  das  Dianum  und  Federn  müssen 
stets  mitgebracht  werden.  Er  ist  verpflichtet,  seine  sämmtl.  Sachen  nach 
dem  Schluß  der  Schulstunden  wieder  mit  nach  Hause  zu  nehmen;  in  gerecht- 
fertigten und  vom  Ordinarius  gestatteten  Ausnahmefällen  hat  der  Gustos  die 
Ekachen  einzuschlieüsen.  7.  Die  Schonung  der  Glassenzimmer  und  der  in 
ihnen  befindlichen  Gcräthschaften,  Karten  u.  s.  w.,  wie  des  Schulgebäudes 
überhaupt,  wird  jedem  Schüler  zur  Pflicht  gemacht.  Insbesondre  wird  das 
Beschmutzen  der  Wände  und  Thüren,  das  Beschreiben  und  Zerschneiden  der 
Tische  und  Fenster,  die  Besudelung  der  Fufsböden  durch  Wegwerfen  von 
Papier,  von  abgenutzten  Federn  oder  im  Unterricht  gebrauchten  Pflanzen, 
von  Obstkemen  u.  s.  w. ,  sowie  die  Verunreinigung  der  Tintenfässer  und  der 
darin  k>efindl.  Tinte  ausdrücklich  untersagt.  Jeder  Schüler  ist  für  die  saubre 
Haltung  seines  Platzes  verantwortlich,  bei  Beschädigung  mufs  Ersatz  geleistet 
werden.  8.  Während  der  Pausen  darf  kein  Schüler  sich  mit  schriftl.  Arbeiten 
l>e8chäftigen.  Allen  Schülern,  welche  nicht  durch  Krankheit  daran  gehindert 
sind,  wM  in  ihrem  eignen  Interesse  bei  schönem  Wetter  der  Geuuis  der 
frischen  Luft  und  die  Erholung  durch  angemessene  Bewegung  und  trauliches 
Gespräch  auf  dem  Schulplatz  empfohlen.  Herumjagen  oder  Balgen  ist  weder 
auf  dem  Schulhof  und  Schulplatz,  noch  auf  dem  Turnplatz  gestattet.  Die 
angrenzenden  Gartenzäune  dürfen  nicht  bestiegen,  noch  viel  weniger  über- 
stiegen werden.  Die  Gartenanlagen  des  Schulplatzes,  deren  Gedeihen  die 
Freude  und  die  Ehre  aller  und  jedes  Einzelnen  sein  soll,  müssen  geschont 
werden.  Kein  Schüler  darf  den  Schulplatz  ohne  Erlaubnifs  der  Aufsicht 
fthrenden  Lehrer  verlassen.  Im  Sommer  wird  während  der  beiden  Pausen 
den  Schülern  der  unteren  und  mittleren  Giassen  Trinkwasser  von  dem  Schul- 
diener im  Schulhof  gereicht;  die  beiden  oberen  Giassen  erhalten  Wasserflasche 
und  Gläser  in  das  Zimmer.  Das  Betreten  des  abgeschlofsnen,  hinter  dem 
H»ise  liegenden  Hofes,  wo  sich  die  Pumpe  befindet,  ist  untersagt  und  darf 
nur  ausnahmsweise,  mit  besondrer  Genehmigung  eines  Lehrers,  geschehen. 
—  Beim  Wechsel  derjenigen  Lectionen,  nach  denen  keine  Pause  ist,  muis 
da«  Hinausgehen   möglichst  vermieden  werden.         9.   Kein  Schüler  darf 


848 

gegen  einen  andern,  mOgen  beide  in  derselben  oder  in  verschiedenen  CUssen 
sitzen,  einen  herrischen  Ton  annehmen ;  noch  weni^r  darf  die  Gesammtheit 
der  hohem  Abtheilung  einer  Ciasse  der  niedem  befehlen  wollen.  Böswillige 
Neckereien  oder  Miishandlungen  von  Mitschülern  sind  streng  verboten.  — 
Der  rechte  Ciassengeist  besteht  darin,  dafs  jeder  SchtUer  eine  Ehre  darem 
setzt,  durch  gutes  Betragen,  Aufmerksamkeit  und  FleÜs  seine  Eltern  nnd 
Lehrer  zu  erfreuen.  Sollte  einem  Schüler  Unrecht  geschehen,  hat  er  in  be- 
scheidner Weise  sich  an  den  Ordinarius,  bei  wichtigeren  Fällen  an  den  Dir. 
zu  wenden,  und  den  Ausgang  der  Untersuchung  zu  erwarten.  10.  Wenn 
das  Zeichen  dos  Stundenschlusses  mit  der  Glocke  gegeben  wird,  hat  sich  der 
Sdifiler  so  lange  ruhig  auf  seinem  Platz  zu  verhalten,  bis  der  Lehrer  ge- 
schlossen hat  Beim  Hinansgehen  ans  dem  Schulhause  ist,  wie  beim  Hin^ 
gehen,  alles  Eilen  und  Drängen  verboten.  Aufser  den  Lehr-,  Nachhülfe-  nnd 
Nachbleibestunden  darf  sich  kein  Schüler  ohne  Eriaubnils  des  Dir.  im  Scfanl- 
hause  aufhalten. 

YU.  Verhalten  aufserhalb  der  Schule.  1.  Die  Furcht  Gottes 
ist  der  Weisheit  Anfang,  und  religiöse  Bildung  giebt  auch  der  Wissensdiaft 
die  höhere  Weihe.  Darum  mufs  sich  kein  Schüler  erst  durch  Strafe  som 
häusl.  Fleifs,  insbesondre  für  die  ^ligionstunde  nöthigen  hissen.  Damm 
werden  auch  alle  Schüler  zur  eifrigen  Theilnahme  am  Gottesdienst  hiemit 
ermahnt.    Dafs  alle  confirmirten  Schüler  die  Feier  des  heiligen  Abendmahls 

ehrl.  mit  der  Schule  begehen,  ist  sehr  wünschenswerth;  von  den  auswärtigen 
shülem  wird  dies  besonders  erwartet.  In  der  Kirche,  wie  in  der  Religion- 
stunde  und  bei  Schulandachten,  hat  der  Schüler  auch  äufserlich  alles  Unpas- 
sende, alles  die  allgemeine  Andacht  Störende  zu  vermeiden.  2.  Auch  auuer- 
halb  der  Schule  und  Kirche  mufs  der  Schüler  alles  vermeiden,  was  begründeten 
Anstofs  erregt,  was  Sitte  und  Anstand  verletzt,  was  seinem  und  dem  Ruf  dtt 
Anstalt  nachtheilig  werden  könnte.  Lärmen,  Balgen,  Werfen  mit  Schneebällen 
u.  drgl.  auf  den  Strafsen  und  besuchten  Spaziergängen,  ganz  besonders  aneh 
mit  Schülern  anderer  Anstalten,  femer  Beschädigung  von  Bäumen  und  An- 
pflanzungen und  andrer  Unfug  sind  streng  verboten.  Ebenso  ist  alle  auf- 
fällige Kleidung,  alles  unpassende  nnd  renommistische  Gebahren,  alles  wodurch 
der  Schüler  sich  über  sein  Alter  erhebt,  und  aus  seinem  Verhältnils  als  Schüler 
heraustritt,  durchaus  untersagt,  z.  B.  das  Tragen  von  Stöcken  u.  s.  w.,  das 
Tabackrauchon,  der  Besuch  von  Kegelbahnen,  Billardzimmern,  Bier-  und  Wem- 
stuben  in  und  aufserhalb  der  Stadt,  Zusammenkünfte  zu  Kartenspielen,  Fecht- 
übungen oder  Trinkgelagen  u.  s.  w.  Conditorcien  und  Gasthäuser  zu  besuchen, 
ist  den  Schülern  nur  unter  Aufsicht  ihrer  Eltern  und  Pensionswirthe  gestattet 
3.  Bei  dem  jäbri.  Spaziergange  der  Schule  dürfen  die  Schüler  in  keiner  Weise 
die  ihnen  gegönnte  Freiheit  mifsbrauchen ,  insbesondre  sich  nicht  durch  Ent- 
fernung vom  Sammelplatz  der  Aufsicht  der  Lehrer  entziehen.  Getränk  in 
gröfsrer  Quantität  zu  bestellen  oder  hinzuschaffen  ist  untersagt.  Gerade  hier 
wo  die  grölste  Oeffentlichkeit  herrscht,  werden  die  Schüler,  besonders  der 
oberen  Classen,  sich  in  jeder  Hinsicht  als  Schüler  einer  höhern  Anstalt  sa 
zeigen,  vor  allem  durch  Anstand  bei  ungezwungner  Heiterkeit  und  dnicii 
weises  Malshalten  sich  auszuzeichnen  haben.  4.  Die  auswärtigen  Schüler 
stehen  unter  der  Aufsicht  ihrer  Pensionswirthe,  welche  für  die  Beobachtung 
der  Schulordnung,  soweit  dieselbe  das  Verhalten  aufserhalb  der  Schule  be- 
trifft, mitverantwortlich  und  der  Schule  über  die  Pcnsionaire  genaue  Aus- 
kunft zu  geben  schuldig  sind.  Pensionswirthen,  die  ihre  Pflicht  nicht  erfüllen, 
wird  die  Erlaubnifs,  Schüler  aufzunehmen,  von  dem  Dir.  entzogen.  Der  Dir. 
und  die  Lehrer  haben  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  auswärtigen  Schüler  aneh 
in  ihren  Pensionen  zu  inspiciren.  Jede  Pensionsveränderung  unterliegt  der  vorher 
einzuholenden  Genehmigung  des  Dir.  In  Wirthshäusern  Kost  und  Wohnung 
zu  nehmen,  ist  den  Schülern  verboten.  Schulbücher  und  andere  Gegenstände 
ohne  schriftl.  Erlaubnifs  der  beiderseitigen  Eltern  und  des  Ordinarius  zu  verkau- 
fen oder  zu  kaufen,  zu  vertauschen  oder  einzutauschen,  ist  untersagt  Oeffonti. 
Leihbibliotheken  dürfen  von  Schülern  nicht  benutzt  werden ;  die  Schülerii)ibliotii6k 
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der  AüBtalt  giebt  den  Schülern  die  fQr  sie  geeignete  Lectfire  unentgeltlich. 
6.  Wie  die  Schale  einerseits  regelmäßigen  Fleils  von  den  Schülern  fordert, 
10  empfiehlt  sie  andrerseits  zur  Bewahrung  der  Gesundheit  und  Kräftigung  des 
KOrpers  tfigl.  Spaziergänge  und  warnt  vor  einer  auch  die  Augen  schwächenden 
Uebertreibung  im  Arbeiten  bis  in  die  Nacht  hinein.  Jeder  Schüler  hat  tägl. 
bestimmte  Arbeitstunden  sich  festzusetzen,  in  diesen  jede  Störung,  jeden  ^- 
rach  fern  zu  halten  und  sich  zu  gewöhnen,  die  Arbeiten  möglichst  bald  nach- 
dem sie  angegeben  worden  zu  machen.  Ebendarum  hat  auch  jeder  Schüler, 
welcher  Privatstunden  nehmen  will,  die  Erlaubnils  des  Dir.  nachzusuchen; 
dies  gilt  nicht  vom  Musikunterricht;  dagegen  ganz  besonders  vom  Tanzunta^ 
lieht,  welcher  hi  der  Regel  mit  Rückschritten  in  der  Schule  verbunden  bt. 
In  gleicher  Weise  muis  zur  Ertheilung  von  Privatstunden  ieder  Schüler  erst 
die  Genehmigung  des  Dir.  einholen.  Privatlehrer  in  den  Schuldisciplinen  dürfen 
in  keinem  Fall  den  Schülern  bei  dem  vom  Lehrer  zu  corrigirenden  schriftl. 
Arbeiten  helfen,  was  auch  den  Eltern  und  Pensionswirthen  ans  Hera  ge- 
legt wird.  7.  Das  Baden  ist  nur  an  den  polizeilich  angewiesenen  Plätzen, 
sowie  in  den  Badeanstalten  gestattet  und  sittlicher  Anstand  dabei  zur  Pflicht  ^ 
gemacht.  Vor  dem  Betreten  des  noch  nicht  festgefromen  Eises  wird  ernstlich 
gewarnt.       8.  Allen  Schülern  wird  ein  höfliches  Betragen  gegen  Jedermann,  » 

Ehrerbietung  gegen  ältere  Personen  überhaupt,  wie   besonders  gegen  die 
Obrigkeit  und  die  Vorgesetzten  der  Schule  zur  Pflicht  gemacht    Die  Schüler 
der  oberen  Classen  aber  sollen  stets  sich  bewufst  sein,  dab  sie  die  Pflicht  habea^ 
durch  gute»  Beispiel  in  jeder  Beziehung  den  unteren  Classen  vorzuleuchteii  ^v 
und  die  ihnen  zu  Theil  werdende  Achtung  überall  zu  rechtfertigen.  -^v    # 

Vin.  Strafen.     1.  Kleinere  Vergehen  werden  durch  angemessene  Schul-  \ 

strafen  (Erinnerung,  Warnung,  Notat,  Nachbleiben)  gerügt  Gröbere  Vergehen, 
namentlich  wenn  ein  Schüler  hartnäckigen  Unfleiis,  stete  Unordnung  oder 
Lügenhaftigkeit  beweist,  wenn  er  wiederholt  die  Schule  willkürlich  versäumt, 
wenn  er  Gefundenes  behält  oder  Anderen  Gehöriges  entwendet,  wenn  er  Zeug- 
nisse fälscht  oder  selbst  unterschreibt,  wenn  er  die  Gesetze  der  Schamhaftig- 
kelt  verletzt,  wenn  er  Bierstuben  und  drgl.  besucht  oder  Schulden  macht,  wenn 
er  widersetzlich  ist,  einen  Lehrer  schwer  beleidigt  oder  mit  anderen  Schülern 
SU  strafbarer  Auflehnung  comptottirt,  ziehen,  je  nach  dem  Grade  des  Ver- 
gehens, mehrstündigen  i^st  (äer  (bei  Schülern  unterer  und  mittlerer  Classen) 
körperl.  Züchtigung  durch  den  Lehrer ,  stille  Entfernung  oder  öffentl.  Ver- 
weisung aus  der  Schule  nach  sich.  Bei  der  stillen  Entfernung  ist  der  un- 
mittelbare Eintritt  in  eine  andre  höhere  Lehranstalt  gestattet;  mit  der  öfifentl. 
Verweisung  dagegen  ist  zufolge  höherer  Anordnung  eine  zeitweise  Ausschlie- 
irang  vom  Unterricht  verbunden  und  zwar  auf  ein  Vierteljahr  beim  Uebergang 
auf  eine  höhere  Lehranstalt  der  Provinz,  auf  ein  halbes  Jahr  beim  Uebergang 
auf  eine  hiesige  Schule.  2.  Die  Nachbleibestunden  werden  für  die  unteren 
imd  mittleren  CUssen  wöchentl.  2  Mal  unter  Aufisicht  eines  Lehrers  gemein- 
sam in  einem  Classenzimmer  abgehalten;  jedem  nachbleibenden  Schüler  wird 
von  demienigen  Lehrer,  welcher  ihm  die  Strafe  ertheüt  hat,  eine  Arbeit  für 
die  Nachbleibestunde  aufgegeben.  Bei  mehrstündigem  Arrest,  und  wenn 
Schüler  oberer  Classen  mit  Arrest  bestraft  werden,  hat  der  betreff.  Schüler 
sich  bei  dem  Dir.,  welcher  für  Bolche  aufsergewöhnliche  Fälle  die  Aufsicht 
übernimmt,  zu  melden  und  am  Ende  der  Stra&eit  die  ihm  aufgegebne  Arbeit 
vorzuzeigen. 

IX.  Zeugnisse.  1.  Die  Schüler  der  unteren  und  mittleren  Classen 
müssen  ein  Sittenbuch  sich  anlegen ,  in  welches  der  Ordinarius  aus  dem 
dassenbuch  einträgt,  ob  oder  wie  oft  der  Schüler  getadelt  worden  ist  (In 
den  oberen  Classen  haben  nur  solche  Schüler,  welche  häufiger  zu  Klagen 
Veranlassung  geben,  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen  also  nicht  rechtfertigen, 
ein  Sittenbuch  anzulegen).  Ein  solches  Sittenzeugnils  erhält  der  Sextaner, 
Quintaner  und  Quartaner  jeden  Sonnabend,  der  Unter-  und  Ober -Tertianer 
(Schüler  der  oberen  Classen  nur  ausnahmsweise)  ieden  zweiten  Sonnabend, 
imd  am  nächsten  Montag  mufs  es,  mit  der  Unterschrift  des  Vaters  oder  Pen- 
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Bionswirths  ycrschen,  wieder  eingeliefert  werden.  In  denselben  Terminen  er- 
hält auch  der  Dir.  durch  den  Ordinarius  jeder  Glasse  die  fortlaufende  Ge- 
sammtttbersicht  über  die  Verspätungen,  Versäumnisse,  Notate  und  Anesta 
der  einzelnen  Schüler.  2.  Am  Schleus  jedes  Vierteljahrs  vor  den  Ferien 
erhält  jeder  Schüler  ein  Zeugnife  über  sein  Betragen,  seine  AufmerkBamkeü, 
seinen  Flcifs  und  seine  Leistungen  in  den  einzelnen  Unterrichtsgegenständen; 
auch  wird  die  Summe  aller  versäumten  Stunden,  Verspätungen,  Notate  und 
Arreste  in  dasselbe  eingetragen.  Beim  Wiederbeginn  des  Unterrichts  sind 
diese  Zeugnisse,  von  dem  Vater  oder  Versorger  unterschrieben,  dem  Ordinariof 
vorzuzeigen ;  auswärtige  Schüler  haben  zugleich  die  Unterschrift  des  Pensioni- 
whrths  beizubringen.  3.  Die  Urtheile  der  vierteliährl.  Zeugnisse  werden 
über  Betragen,  Aufmerksamkeit  und  Fleiis  in  besonderen  Censnrconferenzen, 
über  die  Leistungen  von  jedem  einzelnen  Lehrer  ertheilt.  Auf  Grund  aller 
Urtheile  wird  der  Grad,  welchen  jedes  Zeugnils  verdient,  bestimmt  nach  fü- 
gender Ordnung:  1.  Grad:  durchgängiges  Lob;  2.:  überwiegendes  Lob;  3.: 
Lob  und  Tadel  gleich:  4.:  überwiegender  Tadel;  5.:  durchgängiger  Tadel 
4.  Auf  jedem  vierteljährl.  Zeugniis  wird  auch  die  Classennumer  verzeichnet, 
welche  angiebt  a)  welchen  Platz  der  Schüler  am  Schlufs  des  Vierteljahrs  in  der 
Classe  erhält,  b)  wie  viel  Schüler  überhaupt  die  Classe  zählt.  Bei  der  das- 
sennuroer  kommen  vorzugsweise  die  Leistungen  in  Anrechnung,  welche  niefat 
blos  von  seiner  Aufmerksamkeit  und  seinem  Fleiis,  sondern  auch  von  seinen 
Fähigkeiten  abhangen  und  hier  im  Vergleich  zu  den  Leistungen  seiner  Mit- 
schüler bcurtheilt  werden.  5.  Das  gemeinschaftliche  Zusammenwirken  des 
Hauses  und  der  Schule  ist  geeignet,  die  Schüler  wesentlich  zu  fördern.  Die 
Eltern  und  Pensionswirthe  werden  daher  dringend  ersucht,  die  SittenbOcber 
und  vierteljährl.  Zeugnisse  sich  regelmäfsig  vorlegen  zu  lassen  und  sorgfiütig 
zu  beachten.  Etwa  abweichende  Ansichten  und  Bemerkungen  aber  sind  ii 
den  Zeugnissen  nicht  am  Ort:  vielmehr  sind,  wie  überhaupt  so  auch  in  der 
gleichen  Fällen,  Besuche  bei  den  Lehrern,  besonders  dem  Ordinarius  oder  des 
Dir.,  höchst  wünschenswerth.  Für  solche  und  andere  amtliche  Besprechunra 
mit  dem  Dir.  wird  gebeten,  abgesehen  von  dringenden  Fällen,  die  Stunoea 
von  11  bis  1  Uhr  zu  wählen. 

X.  Cursus  und  Versetzung.  1.  Der Cursus  beginnt  zu  Ostern  und 
ist  in  VI,  V,  und  IV  1  jährig,  in  III  (Unter-  und  Oberlll),  II  und  I  2jährig. 
2.  Die  Versetzung  in  eine  höhere  Abtheilung  erfolgt  halbjährl.,  die  in  eine 
höhere  Classe  nur  zu  Ostern.  Bei  jeder  Versetzung  wird  ein  Versetzungt- 
geld  im  Betrag  von  15  Sgr.  an  den  Ordinarius  gezahlt,  welches  unverkürzt 
nlr  die  Lehrer-  und  Schülerbibliothek  der  Anstalt  verwendet  wird.  3.  Die 
Versetzung  wird  auf  Grund  eines  schriftl.  UrtheUs  der  Classenlehrer  über  die 
Reife  oder  Nichtreife  des  Schülers,  sowie  einer  schriftl.  und  mündliches 
Prüfung,  welche  ganz  besonders  bei  der  Versetzung  nach  1  von  entscheidender 
Bedeutung  ist,  vom  LehrercoUegium  in  einer  Conferenz  beschlossen.  Alle 
Gesuche  der  Angehörigen  um  nachträgliche  Abänderung  des  Beschlussei 
müssen  unborf  ick  sichtigt  bleiben.  4.  Schüler,  welche  durch  ihr  Betragen  lo 
vielfachen  Klagen  Veranlassung  geben,  haben  wegen  sittlicher  Unreife  anf 
Versetzung  keinen  Anspruch.  Solche  Schüler  der  unteren  und  mittleres 
Classen  (VI,  V,  FV,  Unter-  und  Ober III),  welche  sich  nach  dem  einstimmiges 
Urtheil  aller  Lehrer  zu  dem  wissenschaftl.  Unterricht  der  Realschule  ntefat 
eignen,  namentlich  solche,  welche  wegen  Mangels  an  Fleifs  und  Fähigkeit 
auch,  nachdem  sie  2  Jahre  hindurch  in  einer  und  derselben  Classe  gesesses 
haben,  noch  nicht  zur  Versetzung  in  die  nächst  höhere  Classe  ftlr  reif  erkliit 
werden  können,  werden  aus  der  Anstalt  still  entfernt,  wenn  auf  die  ihren  As- 
gehörigen  ein  Vierteljahr  zuvor  davon  gegebene  Nachricht  der  Abgang  nicht 
freiwillig  geschieht.  5.  Die  Schüler  der  II  werden  mit  den  Fordemnges 
ftir  die  Versetzung  nach  I,  die  Schüler  der  I  mit  den  Forderungen  ftr  die 
Abituriontenprfifung  und  dem  Zweck  der  letztem  alljährl.  nach  dem  B^ias 
des  Schuljahrs  durch  den  Dir.  bekannt  gemacht. 

XL  OeffenHiche  Prüfung.        1.  Die  öffentl.  Prüfung  s&mmtiieliflr 
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Gassen  wird  jähr],  an  den  beiden  ersten  Tagen  der  Woche  nach  Palmsonntag 
gehalten y  eventl.  wenn  das  Osterfest  nach  dem  lö.  April  fallt,  eine  Woche 
ffflher.  Von  dieser  Prüfung  darf  sich  kein  Schiller  ausschliefsen,  auch  nicht 
die  Abiturienten,  welche  vielmehr  auch  nach  dem  Examen  dem  Classenunter- 
lidit  beimwohnen  nnd  bis  zu  ihrer  Entlassung  in  allen  Dingen  sich  der  Schul- 
oidmuig  zn  unterwerfen  haben.  Die  letzteren  müssen  es  als  eine  Pflicht  gegen 
ifeh  mid  die  Schule  ansehen,  auch  dem  Publicum  Rechenschaft  von  ihren 
Kenntnissen  nnd  der  Anwendung  ihrer  Schulzeit  abzulegen.  2.  Zugleich 
mit  der  Offentl.  Prüfung  wird  eine  Ausstellung  der  während  des  Schuljahrs 
von  den  Schülern  gefertigten  Zeichnungen  nnd  der  Probeschriften  veranstaltet. 
Sobald  eine  Zeichnung  zu  Ende  gebracht  Ist,  hat  der  Schüler  die  Classe,  in 
weicher  er  sitzt,  seinen  Namen  nnd  das  Datum  des  Anfangs  und  der  Vollen- 
dung darauf  zn  schreiben,  und  dem  Dir.,  welcher  die  Zeichnungen  sammelt, 
einsDrelchen. 

XII.  Bene fielen.  Die  Beneflcien,  welche  Schülern  der  Anstalt  zu 
Tlieil  werden  können,  sind :  1)  Freischule,  d.  h.  Befreiung  vom  Schul-,  Tum- 
ood  Versetzungsgeld;  sie  wird  gewährt:  a)  den  Söhnen  der  Lehrer  an 
ideeigen  Gffentl.  städt  Schulen;  b)  jedem  dritten  Sohn  hiesiger  Einwohner, 
wenn  2  ältere  die  Anstalt  gleichzeitig  besuchen,  und  jedem  vierten  (resp. 
ftnften)  bei  3  (resp.  4)  schon  in  der  Anstalt  befindlichen  älteren  Söhnen,  von 
denen  der  dritte  (und  resp.  vierte)  dann  halbe  Freischule  erhält;  c)  10 
bedfbrftlgen  nnd  würdigen  Söhnen  hiesiger  Einwohner  auf  Antrag  des  Dir. 
dnreh  besondem  Beschlufs  des  Magistrats,  jedoch  in  der  Regel  nur  solchen, 
welche  bereits  in  der  IV  oder  einer  hohem  Classe  sitzen,  und  nur  so  lange, 
ab  rie  mindestens  den  dritten  Grad  sich  erwerben.  Auch  auswärtige  Schüler 
•dien»  wenn  2  oder  mehr  Brüder  derselben  die  Realschule  besuchen,  je  nach 
den  Umständen  Ermäfsigung  oder  Erlafs  des  Schulgelds  durch  besondre 
Bewilligung  der  Stadtverordnetenversammlung  erlangen.  2.  Leihung  von 
Sehnlbüchem  oder  eine  kleine  Geldunterstützung  aus  dem  erst  begründeten 
Unterstützungsfonds  für  arme  nnd  würdige  Schüler,  zu  welchem  Wohlthäter 
BeitrSge  liefern. 

XIII.  Abgang.  1.  Die  Meldung  zum  Abgang  mufs  schriftl.  oder  per- 
sOdL  durch  die  Angehörigen  sowohl  der  Zahl-  als  der  Freischüler  bei  dem 
Db.  erfolgen.  Zahlschüler  werden  auf  Abschnitt  III,  2  nochmals  hingewiesen. 
Für  das  Abgangszeugnifs  ist  1  Thlr.  an  den  Dir.  zu  entrichten.  Abgehende 
Sebfiler  haben  die  Pflicht,  bei  ihren  sämmtlichen  Lehrern  sich  zu  verabschieden. 
pSt  folgen  noch  einzelne  Bestimmungen  über  die  Maturitätspriifung,  s.  p.  209  f.]. 

XIV.  Berechtigungen.    S.  p.  246  ff. 

Schuiordnnng  des  E.  Wilhelmsgymnasinms  zn  Berlin. 

1.  Bei  der  An&ahme  in  das  Gymn.  ist,  wenn  der  Schüler  bereits  eine 
andre  Schule  besucht  hat,  ein  Abgangszeugnifs  von  dieser  vorzulegen.  2.  Das 
Schulgeld  beträgt  für  jedes  Vierteljahr  7  %  Thlr.  und  ist  praenum.  zu  zahlen. 
Uebeor  den  Empfang  wird  jedesmal  Quittung  verabfolgt.  Die  Zahlung  ist 
aneh  dann  zu  leisten,  wenn  der  Abgang  eines  Schülers  von  den  Eltern  oder 
deren  Stellvertretern  nicht  vor  dem  Beginn  des  neuen  Quartals  dem  Dir.  der 
Anstalt  angezeigt  ist.  3.  Die  Schüler  sind  zur  Tbeilnahmo  an  sämmtl. 
Unterrichtstunden  ihrer  Classe  verpflichtet.  Nur  für  das  Hebräische  und  für 
das  Zeichnen  in  den  oberen  Classen  wird  die  Theünahme  nicht  gefordert, 
wofern  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  beim  Beginn  des  Cursus  anzeigen, 
dab  sie  dieselbe  nicht  wünschen.  Es  wird  jedoch  erinnert,  da(s  die  Theil- 
nähme  am  Hebräischen  für  das  spätere  Studium  der  Theologie  oder  PhUolo- 
gie  gesetzlich  angeordnet  ist  Aufserdem  sind  Dispensationen  da  statthaft, 
wo  sie  durch  Rücksichten  auf  das  religiöse  Bekenntnils  motivirt  erscheinen. 
Anch  dürfen  dieselben  für  den  Gesang-  und  Turnunterricht,  aber  nur  in  dem 
Flui  nachgesucht  werden,  wenn  es  auf  ärztl.  Anordnung  geschieht  und  ein 
irztl.  Attest  beigebracht  werden  kann.        4.   Wenn  Schüler  aus  anderen 
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Veranlassungen  als  wegen  Krankheit  den  Schulbesuch  aussetzen  sollen,  so 
ist  die  Zustimmung  liiezu  vorher  bei  dem  betreff.  Ordinarius  einsuholeD. 
Im  Fall  einer  Erkrankung  ist  schon  am  ersten  Tag  des  Ausbleibens  An- 
zeige von  derselben  cu  machen  und,  wenn  die  Abwesenheit  länger  als  einen 
Tag  dauert,  auch  beim  Wiedererscheinen  des  Schülers  ein  von  den  Eltern 
oder  deren  Stellvertretern  ausgestellter  Entschuldigungschein  vonulegen, 
in  weichem  Ursache  und  Dauer  der  Versäumnils  genau  angegeben  ist 
5.  Auf  dem  Wege  zur  Schule  und  aus  der  Schule  ist  jeder  ungerechtfertigte 
Aufenthalt  auf  der  Strafee  und  jedes  unschickliche  Benehmen  von  den  Schfl- 
lem  zu  vermeiden.  Auch  sollen  dieselben  zur  rechten  Zeit  und  nicht  früher 
als  10  Minuten  vor  dem  Beginn  des  Unterrichts  im  Schulgebäude  erscheinen 
und  nach  Beendigung  desselben  nicht  eigenmächtig  in  den  Räomen  der  An- 
stalt verweilen.  6.  Die  Schüler  sind,  sofern  sie  nicht  durch  Gesundheits- 
rücksichten daran  verhindert  werden,  angewiesen,  wenn  das  Wetter  es  irgend 
znläfst,  während  der  Pausen  zwischen  den  Unterrichtstunden  sich  auf  den 
Höfen  des  Schulgebändes  zu  erholen,  aber  ungebührliches  Schreien  und  wil- 
des Herumjagen  auf  denselben  zu  unterlassen.  In  den  Räumen  des  Uansei 
haben  sie  sich  alles  unnöthigen  Heriimlaufens  und  überlauten  Sprechens  un- 
tereinander zu  enthalten  und  jede  Störung  zu  vermeiden.  7.  Die  Tum- 
geräthe  sind  nur  während  des  Turnunterrichts  zu  benutzen.  Unbetheiligta 
können  als  Zuschauer  bei  letzterm  nicht  zugelassen  werden.  8.  Jede 
Beschädigung  der  Wände,  Tische,  Bänke  oder  sonstiger  Gcräthschäften  der 
Schule  verpflichtet  den  Thäter  oder,  wenn  dieser  sich  nicht  ermitteln  laAt, 
die  dabei  anwesend  gewesenen  Schüler  zum  Schadenersatz.  9.  W^enn  keil 
Lehrer  sich  im  Classcnzimmer  beflndct,  so  haben  die  aus  den  Schülern  emana- 
tcn  Aufseher  auf  Ruhe  und  Ordnung  zu  halten.  Die  übrigen  Schüler  sind 
denselben  in  diesem  Fall  zum  Gehorsam  verpflichtet 

10.  Kein  Schüler  darf  ohne  die  nothwendigen  Bücher  und  vorschrifti' 
mäfsigcn  Hefte  oder  das  orforderiiche  Schreib-  und  Zeichnmatcrial  in  der 
Schule  erscheinen.  Unsaubere  und  unvollständige  Schulbücher,  namentlich 
auch  überschriebne  Exemplare  derselben,  werden  nicht  geduldet.  Das  Mit- 
bringen ungehöriger  Gegenstände  ist  untersagt.  11.  Schulbücher  dürfen 
von  den  Schülern  nicht  verkauft  werden.  12.  Jeder  Schüler  von  IV  ab- 
wärts hat  sich  ein  Aufgabebuch  zu  halten,  in  welchem  von  ihm  der  Stunden- 
plan seiner  Classe  umi  die  tägl.  Aufgaben  zu  hüusl.  Arbeiten  regelmäünj^ 
einzutragen  sind. 

13.  Es  ist  den  Schülern  verboten,  ohne  Begleitung  ihrer  Eltern  oder 
deren  Stellvertreter  in  öflentliche  Vergnügungslocale  oder  Conditoreien  ta 
gehen.  14.  Verstöfee  gegen  die  Schulordnung  sind  an  jedem  Schüler  strsf- 
bar  und  ziehen,  wenn  sie  nach  vorangegangenen  Rügen  und  Strafen  sich 
wiederholen,  ebenso  wie  Ungehorsam  gegen  die  Lehrer  un<l  UnverträgUeb- 
kcit  gegen  die  Mitschüler,  namentlich  aber  auch  grübe  Verletzung  der  ü^ 
böte  der  Sittlichkeit  und  des  Anstandes,  Entfernung  von  der  Anstalt  nach 
sich.  15.  Jedem  Schüler  wird  tlber  sein  Verhalten  und  seine  Leistungen 
in  der  Schule  am  Schlufs  jedes  Vierteljahrs  ein  Zeugnifs  ausgestellt,  welcoei 
er  an  dem  auf  demselben  jedesmal  zu  bezeichnenden  Termin  mit  der  Unter 
Schrift  seines  Vaters  oder  des  Stellvertreters  desselben  dem  Ordinarius  seiner 
Ciiisse  wieder  aufzuzeigen  hat.  Sämmtliche  Censuren  sind  von  den  Scbfllern 
aufzubewahren,  solange  sie  die  Anstalt  besuchen.  IG.  Scheint  es  aulser- 
dem  wünschcnswertli,  den  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  von  besimdrer 
Mangelhaftigkeit  der  Leistungen  oder  von  der  Tadelhaftigkeit  iles  Benehmeni 
eines  Schülers  Mittheilung  zu  machen,  so  kann  auch  das  Aufgal>ebnch  des- 
selben zur  Kinzeichnung  der  erforderlichen  Bemerkungen  seitens  der  Schnle 
benutzt  oder  der  Schüler  augewiesen  werden,  die  Arl>eit,  die  der  Rüge  wflr 
di>i:  schien,  seinen  Eltern  oder  I^flegem  zur  Kenntnifsmüime  vorzulegen  nnd 
doron  Unterschrift  dem  Lehrer  aufzuzeigen. 

17.  Behufs  eiumtitlugen  Zusammenwirkens  von  Schule  und  Hans  wird 
es  erwünscht  sein,  wenn  sich  die  Eltern  und  Pfleger  der  Schüler  mit  den 
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Dir.  der  Anstalt  und  dem  betreff.  Classenlehrer  in  Verbindung  erhalten.  Es 
wird  besonders  empfohlen ,  Nachhülfestunden  nicht  ohne  Mitwissen  und  Mit- 
wirken der  betreff.  Lehrer  zu  veranstalten  und  auch  "von  etwaniger  Beab- 
äditigang  oder  dem  Stattfinden  anderweitigen  Privatonterrichts  der  Schule 
Kenntnifo  zu  geben.  18.  Es  ist  unzulässig,  daCs  die  Angehörigen  der 
Schfiler  die  Lehrer  derselben  während  der  Schulzeit  aufsuchen  und  Lehrer 
oder  Schfiler  aus  den  Classen  rufen,  um  mit  ihnen  zu  sprechen.  19.  Jede 
bei  den  Schfllem  und  deren  Eltern  oder  Pflegern  eingetretene  Wohnungs- 
yeränderung  ist  in  der  Schule  anzuzeigen.  Die  Wahl  von  Pensionsorten  nir 
auswärtige  Schfiler  darf  nicht  ohne  Zustimmung  des  Dur.  erfolgen.  20.  Die 
Eltern  und  deren  Stellvertreter  verpflichten  sich,  indem  sie  mre  Söhne  und 
Pflegebefohlenen  dem  K.  Wilbelmsgvmnasium  übergeben,  auch  ihrerseits  zur 
Aunechthaltung  der  Schulordnung  desselben  mitzuwirken.  — 

Schnlordnung  der  Louisenstädt.  Gewerbeschule  zu  Berlin 

(Bealsch.  2.  O.) 

1.  Jeder  Schfiler  hat  sich  bei  seiner  Aufnahme,  wenn  er  schon  Unter- 
richt genossen  hat,  fiber  das  Ma(s  seiner  erlangten  Vorbildung,  sowie  über 
sein  früheres  sittliches  Verhalten  in  der  vom  Dir.  nach  Mafsgabe  der  hierüber 
erlassenen  Vorschriften  zu  bestimmenden  Art  auszuweisen.  2.  Bei  der 
Aufnahme  in  die  Schule  wird  ein  Eintrittsgeld  von  3  Thlr.  entrichtet.  Das 
Schulgeld  beträgt  in  allen  Classen  vierteljährl.  6V4  Thlr.  und  wird  in  den 
ersten  8  Tagen  jedes  Quartals  praenum.  an  den  Schulgeldreceptor  bezahlt. 
Nach  Ablauf  der  ersten  6  Wochen  des  Quartals  werden  die  Sohulgeldreste 
durch  den  Magistrat  auf  dem  Wege  der  Execution  eingezogen.  Das  Schul- 
geld wird  erlassen,  wenn  ein  Schüler  wegen  nachgewiesner  Krankheit  ein 
ganzes  Kalenderquartal  hindurch  die  Schule  hat  versäumen  müssen,  oder 
wenn  dem  Dir.  vor  dem  Beginn  eines  Quartals  angezeigt  worden  ist,  data 
der  Schüler  ein  volles  Quartal  von  Berlin  abwesend  sein  und  demnächst  die 
Schule  wieder  besuchen  werde.  Für  einzelne  Monate  findet  kein  Erlafs  des 
Schulgelds  Statt;  es  sei  denn,  dafs  weniger  bemittelten  Eltern  diese  Ver- 
gfinstigung  auf  Nachsuchen  vom  Magistrat  bewilligt  würde.  —  Gesuche  um 
Gewährung  oder  Verlängerung  des  ganz  oder  halb  freien  Unterrichts  sind 
an  den  Magistrat  zu  adressiren  und  in  der  ersten  Woche  des  März  oder  des 
Sptb.  unversiegelt  beim  Dir.  einzureichen.  3.  Auswärtige  Schüler,  oder 
solche,  welche  nicht  bei  ihren  Eltern  wohnen,  dürfen  ihre  Wohnung  nur 
nach  vorgängiger  Genehmigung  des  Dir.  wählen  oder  wechseln.  Das  Haupt 
der  Familie,  in  welcher  ein  solcher  Schüler  Wohnung  nimmt,  mufs  geeignet 
und  bereit  sein,  die  Aufsicht  über  seinen  häusl.  Fleifs  und  sein  Betragen 
zu  fibernehalP^  um  der  Schule  gegenüber  als  Stellvertreter  des  Vaters  zu 
gelten  und  zu  handeln.  Findet  der  Dir.,  dafs  die  Aufsicht,  unter  welche 
ein  solcher  Schüler  gestellt  ist,  nicht  genügt,  oder  dafs  die  Verhältnisse,  in 
welchen  er  sich  befindet,  der  Sittlichkeit  nachtheilig  sind,  so  hat  er  von 
den  Eltern  oder  dem  Vormund  eine  Aenderung  dieser  Verhältnisse,  resp. 
einen  Wechsel  der  Wohnung,  binnen  einer  von  ihm  zu  bestimmenden  Frist 
zu  verlangen.  Die  Eltern  oder  der  Vormund  sind  verpflichtet,  diesem  Ver- 
langen nachzukommen,  und  es  bleibt  lediglich  ihnen  überlassen,  sich  dieser- 
halb  mit  den  betreff.  Personen  auseinanderzusetzen. 

4.  Der  Schüler  soll  allen  Lehrern  der  Anstalt,  auch  denen,  die  nicht 
in  seiner  Classe  unterrichten,  Gehorsam  und  Ehrerbietung  beweisen.  5.  Der 
Schfiler  soll  gegen  seine  Mitschüler  freundlich  und  verträglich  sein.  Auch 
gegenseitige  Schonung  ihres  Eigenthums  sind  sich  die  Schüler  schuldig. 
Tausch  und  Handel  mit  demselben  zu  treiben  ist  nicht  erlaubt.  Schulbücher 
dflrfen  von  den  Schülern  nicht  ohne  Vermittelung  der  Eltern  oder  des  Vor- 
munds verkauft  werden.  — -  Geldsammlungen  unter  den  Schülern  fQr  irgend 
welche  Zwecke  bedfirfen  der  ausdrficklichen  Genehmigung  des  Dir.      Jeder 
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Schüler  ist  verpflichtet,  an  dem  gesammten  Unterricht  seiner  diaae  und  an 
allen  ftir  das  SohuUeben  der  ganzen  Schule  oder  seiner  Claaae  getroffnen 
Einrichtungen  Theii  an  nehmen,  soweit  er  nicht  ansdrflcklich  Ton  dem  Dir. 
dispensirt  ist.  Wenn  die  Dispensation  von  dem  Gesang-  oder  Tomunterriebt 
oder  irgend  eine  andre  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  Ordnnnff  der 
Schule  auf  bestimmte  oder  unbestimmte,  kürzre  oder  längre  Zeit  durch  Ge- 
sundheitsrücksichten geboten  erscheint,  so  ist  vom  Vater  des  Schfllera  oder 
von  dessen  Stellvertreter  beim  Dir.  ein  von  einem  ärztl.  Attest  begleitetes 
schriftl.  Gesuch  einzureichen.  Jede  Dispensation  hat  nur  Geltung  tftr  den 
vom  Dir.  ausdrücklich  anzugebenden  Zeitraum. 

7.  Jeder  Schüler  ist  zum  regelmäfsigen  Schulbesuch  verpflichtet 
Wenn  durch  Krankheit  eine  Schulversäumniis  veranlafst  wird,  so  hat  der 
Schüler  bei  seiner  Wiederkehr  in  die  Schule  dem  Ordinarius  eine  sehriflL 
Entschuldigung  von  seinem  Vater  oder  dessen  Stellvertreter  mit  bestimmter 
Angabe  über  die  Dauer  der  Krankheit  vorzulegen;  im  Fall  einer  voraus- 
sichtlich langem  Krankheit  ist  innerhalb  der  ersten  3  Tage  der  Versäamnift 
dem  Ordinarius  schriftl.  Anzeige  zu  machen.  Zu  jeder  anaem  Schulveraftnm- 
nifs  muis  vorher  die  ErlaubniCs  des  Dir.  nachgesucht  werden.  Diese  Be- 
stimmungen finden  nicht  nur  auf  die  Unterrichtstnnden,  sondern  auch  anf 
die  Prüfungen,  die  Gensurvertheilungen,  die  Schulfeste  und  alle  anderen  Ar 
die  ffanze  Anstalt  oder  einzelne  Classen  angeordneten  Veranstaltungen  An- 
wendung. 

8.  Der  Schüler  soll  sich  in  reinlichem  Anzug,  mit  allen  vorgeschriebe- 
nen Büchern,  Heften  und  Geräthschaften  versehen,  rechtzeitig  im  Classei- 
zimmer  einfinden  und  sofort  seinen  bestimmten  Platz  einnehmen.  Auf  dea 
Weg  zur  Schule  und  aus  der  Schule  ist  jeder  ungerechtfertigte  AnfenthaK 
auf  der  Strafse  und  jedes  unschickliche  Benehmen  zu  vermeiden.  Das  Sehal- 
haus  wird  10  Min.  vor  dem  Schulan&ng  geöffnet  Vor  dieser  Zeit  dOrto 
sich  die  Schüler  nicht  an  der  Hausthür  sammeln  und  nicht  in  der  Nähe  der 
Schule  aufhalten.    Nicht  zur  Schule  gehörige  Gegenstände  dürfen  nieht  niil- 

Sebracht  werden.        9.  In  den  Lehrstunden  ist  von  jedem  Schüler  anstia- 
ige  Haltung,  ununterbrochne  Aufmerksamkeit  und  th&tige  Theilnahme  n 
verlangen.    Die  Classe  und  den  ihm  darin  angewiesenen  Platz  darf  er  ohae 
Erlaubniis  des  Lehrers  nicht  verlassen.        10.  Die  Ordnung  in  den  Classea- 
zimmern,   im  Schulhof  und  in  allen  anderen  Localitätcn  der  Schule  dsif 
nicht  gestört  werden.    Jeder  SchtUer  hat  zunächst  für  seinen  Platz  einso- 
stehen;  er  mufs  denselben  rein  erhalten  und  darf  nichts  auf  den  Boden  dsi 
Zimmers  werfen.  Wer  Eigenthum  der  Schule  beschädigt,  hat,  abgesehen  tos 
einer  nach  Befinden  der  Umstände  zu  verhängenden  Schulstrafe,  den  Sehnte 
nach  Anordnung  des  Dir.  oder  des  Glassenordinarius  vollständig  zu  ersetzei. 
11.   In  allen  Localitäten  der  Schule  ist  ein  ruhiges  und   anständigst 
Verhalten  zu  beobachten.    Während  der  Pausen  sollen  sich  4I||  Schüler,  Mh 
fem  sie  nicht  durch  Gesundheitsrücksichten  daran  verhindert  werden ,  vd 
wenn  das  Wetter  es  irgend  zuläüst,  auf  dem  Schulhof  erholen,  dabei  ab« 
ungebührliches  Schreien  und  wildes  Herumjagen  vermeiden:  die  zur  Schsk 
gehörigen  Räumlichkeiten  darf  kein  Schüler  ohne  Erlaubniis  des  betreff,  is- 
spicirendcn  Lehrers  verlassen.        12.   Nach   dem  Schlufs  der  LehrsUuite 
hat  jeder  Schüler,  sofern  ihn  nicht  die  bestimmte  Anordnung  eines  seiotf 
Lehrer  zurückhält,  sofort  die  Räume  der  Anstalt  zu  verlassen  und,  sowsB 
nicht  vom  Classenordinarius  eine  Ausnahme  ausdrücklich  gestattet  ist^  iflii* 
sämmtlichcn  Sachen  mitzunehmen. 

13.  Die  häusl.  Arbeiten  hat  jeder  Schüler  regelmäßig,  sorgsam  iw 
ohne  jede  fremde  Hülfe  auszuführen.  Gemeinschaftl.  Anfertigung  von  S^ 
arbeiten  darf  nur  nach  vorgängiger  Erlaubnifs  der  Lehrer  Statt  findes*  " 
Die  Hefte  der  Schüler  müssen  nach  der  Vorschrift  der  Lehrer  eiof^ 
richtet  sein  und,  wie  sämmtliche  Schulbücher,  stets  sauber  und  ordestlick 
gehalten  werden.  —  Die  in  Betreff  der  Aufgabebücher  von  den  Qaasenorii' 
narien  getroffnen  Anordnungen  sind  pünctlich  zu  beobachten. 
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14.  Der  Besach  von  Wirthshäusern,  Conditoreien  und  anderen  Vergnü- 
gangslocalen  ist  den  Schülern  nur  in  Begleitung  der  Eltern  oder  der  Stell- 
vertreter derselben  gestattet.  —  Die  Benutzung  der  Offentl.  Leihbibliotheken 
ist  den  Schülern  nicht  erlaubt.  —  In  den  Stralsen  der  Stadt,  auf  Spazier- 
gingen und  an  Offentl.  Orten,  wie  auch  in  Gregenwart  eines  Lehrers,  Tabaok 
sa  rauchen,  ist  den  Schülern  untersagt.  —  Die  Theilnahme  an  öffentl.  Ver- 
einen ist  verboten. 

15.  Dreimal  im  Jahr,  und  zwar  zu  Michaelis,  Weihnachten  und  Ostern, 
erhält  jeder  Schüler  ein  schriftl.  Zeugnifs,  welches  er  am  ersten  Tag  nach 
den  auf  die  Censnrvertheilung  folgenden  Ferien,  vom  Vater  oder  von  dessen 
Stellverteter  unterzeichnet,  aber  nicht  mit  weiteren  Bemerkungen  versehen, 
seinem  Ordinarius  zurückzustellen  hat.  Die  Hefte,  in  welche  diese  Zeug- 
nisse eingetragen  werden,  erhalten  die  Schüler  bei  itirem  Abgang  als  Eigen- 
tiiom.  16.  Scheint  es  aufserdem  wünschenswerth,  dem  Vater  oder  dessen 
Stellvertreter  von  besondrer  Mangelhaftigkeit  der  Leistungen  oder  von  der 
Tadelhaftigkeit  des  Benehmens  eines  Schülers  Mittheilung  zu  machen,  so 
kann  auch  das  Anfgabebuch  desselben  zur  Einzeichnung  der  erforderl.  Be- 
merkungen seitens  des  Ordinarius  benutzt  und  der  Schüler  angewiesen  wer- 
den, diese  Bemerkungen  zur  bestimmten  Zeit  mit  der  Unterschrift  des  Va- 
ters oder  seines  Stellvertreters  dem  Ordinarius  wieder  vorzulegen.  —  Verstöise 
eegen  die  Schulordnung,  beharrlicher  Unfleifs  und  Vergehen  gegen  die  (Ge- 
bote <les  Anstands  und  der  Sittlichkeit  ziehen  Straten  nach  sich.  Die 
höchste  Strafe  ist  die  Entfernung  von  der  Anstalt,  lieber  jede  Arreststrafe 
wird  dem  Schüler  von  seinem  Classenordinarius  ein  Schein  mit  kurzer  An- 
gabe des  Grundes  ausgestellt,  welcher  dem  letztem  zu  der  dafür  bestimmten 
Zeit  mit  der  Unterschrift  des  Vaters  oder  seines  Stellvertreters  vorzulegen 
ist  Allen  diesen  Unterschriften  dürfen  Bemerkungen  nicht  hinzugerogt 
werden. 

17.  Behufs  einmüthigen  Zusammenwirkens  von  Schule  und  Haus  wird 
et  erwünscht  sein,  wenn  sich  die  Eltern  der  Schüler  und  deren  Stellvertreter 
mit  dem  Dir.  und  dem  betreff.  Classenordinarius  in  Verbindung  erhalten. 
Es  wird  besonders  empfohlen,  Nachhülfestunden  nicht  ohne  Mitwissen  und 
Mitwirken  der  betreff.  Lehrer  zu  veranstalten  und  auch  von  etwaniger  Beab- 
sichtigung oder  dem  Stattfinden  anderweitigen  Privatunterrichts  der  Schule 
Kenntnifs  zu  geben.  18.  Es  ist  den  Angehörigen  der  Schüler  nicht  ge- 
stattet, die  Lehrer  während  ihrer  Unterrichtstunden  aufzusuchen  und  Lehrer 
oder  Schüler  aus  den  Classen  zu  rufen,  um  mit  ihnen  zu  sprechen. 

19.  Der  Abgang  eines  Schülers  von  der  Schule  ist  4  Wochen  vor 
dem  beabsichtigten  Abgangstermin  dem  Dir.  durch  eine  schriftl.  Erklärung 
des  Vaters  oder  seines  Stellvertreters  anzuzeigen.  Die  Entlassung  des  Schü- 
lers aus  seinem  Verhältnifs  zur  Schule  seitens  des  Dir.  erfolgt  jedoch  nicht, 
solange  dsMBchüler  noch  Schulgeld  zu  zahlen,  oder  sonstige  Obliegenheiten 
gegen  dieWRiule  zu  erfüllen,  oder  eine  ihm  zuerkannte  Strafe  abzubüfsen 
hat.  Bei  der  Entlassung  erhält  der  Schüler  kostenfrei  ein  Abgangszeugnils.  — 
Jeder  Schüler,  dessen  Abgang  von  der  Schule  nicht  durch  den  Vater  oder 
dessen  Stellvertreter  vor  dem  Beginn  des  neuen  Quartals  angezeigt  ist, 
bat  das  Schulgeld  för  dasselbe  in  seinem  vollen  Betrag  zu  zahlen. 

20.  Die  Eltern  und  deren  Stellvertreter  verpflichten  sich,  indem  sie 
ihre  SOhne  und  Pflegebefohlenen  der  Louisenstädtischen  Gewerbeschule  über- 
geben, auch  ihrerseits  zur  Aufrechthaltung  dieser  Schulordnung  nach  Kräf- 
ten mitzuwirken.  Wenn  die  Eltern  oder  der  Vormund  eines  Schülers  sol- 
cher Verpflichtung  nicht  nachkommen,  auch  nachdem  sie  amtlich  an  dieselbe 
erinnert  worden  sind,  so  muls  der  betreffende  Schüler  die  Schule  ver- 

(1866). 
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Schulgesetze  für  die  Realschule  2.0.  sn  Lttbben. 

1.  Die  Aufnahme  neuer  Schüler  findet  in  der  Regel  zu  Ostern,  bedin- 
gungsweise zu  Michaelis  oder  auch  sonst  im  Lauf  des  Schuljahrs  Statt: 
der  Aufzunehmende,  der  von  einer  andern  Schule  zu  uns  kommt,  mu(s  ein 
Abgangszeupiifä  vor  seiner  Aufnahme  beibringen.  —  Jeder  Zögling  voroflich- 
tet  sich  bei  seiner  Aufnahme  die  nac^hstehenden  (Jesetze  der  Lübbener  Schule 
gewissenhaft  zu  befolgen;  die  Eltern  oder  \'ormünder  nehmen  von  denselben 
Kenntnifs. 

2.  Jeder  Schüler  soll  nicht  hlofs  selber  vollständig?,  ordentlich  und  rein- 
lich gekleidet,  ^ewanchen  und  gekämmt  yait  Schule  kommen,  sondern  auch 
seine  Hüchcr  und  Hefte  sauber  halten;  letztere  sind  mit  festen  blauen  Scha- 
len und  durchiJTänp;;  mit  einem  Löschblatt  zu  versehen ;  jede  Arl)eit  zeigt  die 
Numer  und  den  vor^ceschricbnen  Ah^aheta;?,  der  ;;euau  innezuhalten  ist. 
3.  Kein  Schüler  darf  eher  aln  eine  \'iertel.stunde  vor  Anfang  des  Unterrichts 
sich  in  der  Nähe  des  Schulhauscs  einfinden,  und  früher  als  10  Minuten  vor 
dem  Schlage  in  die  (Jlasse  treten ;  wer  nach  dem  Glocken  schlage  in  «lie  Clar^se 
tritt,  kommt  zu  spät.  4.  Sobald  der  Schüler  in  die  Classe  einKOtreten  ist, 
setzt  er  sich  auf  seinen  Platz  und  erwartet  dort  die  Ankunft  des  Lehrers, 
bei  dessen  Eintritt  er  sich  erhebt.  5.  Vor  dem  Schlufs  der  Unterricht- 
Stunden  darf  der  Schüler  das  Schulhaus  ohne  P>laubnirs  des  Lehrers  nicht 
verlassen.  (>.  Nur  Krankheit  vornehmlich  entschuldigt  das  Versäumen  dca^aB 
Schulunterrichts;    die   Erkrankung;  ist    dem   Classenlehrer   sofort   anzuzeigend^ 

und  nachher  durch  einen  Entschuldigungszettel  der  Eltern  zu  bescheinigen. 

Erlaubnifs  zu  Schulversäumnisscn  aus  anderen  triftigen  Gründen  hat  der  Schü 

1er  schriftlich  zunächst  bei  seinem  Classenlehrer  zu  erbitten  und  diesen  Zotte        1 
mit  der  Unterschrift  desselben  dem  Dir.  zur  Kestätigung  vorzulegen.     Die 
selbe  Form  der  Nachsuchun;;  um  Urlaub  haben  auch  <lie  auswärtigen  Schule     — r 

zu  beobachten,  wenn  sie  an  einzelnen  schulfreien  Tagen  oder  in  den  Markt ■ 

ferien  verreisen  wollen.  7.  Für  die  Turnstunden,  das  Butinisiren ,  di  — < 
Mefsübungen  und  das  Astronomiren  gelten  dieselben  Bestimmungen,  wie  f)^»J 
die  übri;,'en  Lehrstunilen.  H.  Die  Schüler  der  ersten  4  Clas.Hen  haben  nich=^t 
blofs  den  ölfentliehen  (iottesilienst  zu  liesuchen,  8ün<lern  sind  auch  zum  «■*■      ^ 

sang  der  liturgischen  Clir»re  verpHichtet.        \K    Die  »chriftl.  ertheilten  Con«i ::a- 

ren  händigt  der  Soliüler  seinen  Eltern  oth^r  seinem  Vornumtl  zur  Unterschrl     "rf 
ein  und,   so   unterschrieben,    zei;rt   er   sii*  in  cler  ersten  Stunde  des  nachsät 
darauffolgenden  Selinlta^rs  <leni  Classenlehrer   vor.         lo.    Dii'jenijren  l*rim,=.3- 
ner,  welche  die  Aluturientenprüfun;;  zu  machen  beabsichti;?en,  haben  diese  m,ü 
Vierteljahr  vorher  dem  Dir.  seliriftlieb  anzuzei;ren.  Jeder  andre  Schüler,  wtlch  «£?r 
abzudrehen  gedenkt,   hat  dies  dem   Classenlehrer  und  dem   Dir.   mindeste  -sru 

8  Ta;re  vorher  anznzei;cen:    wi(lri;renfalls  er  noch  einen  Monat  länger    il  £«S 
Seliul;:eld  bezahlt.         11.    Durcli  Elirfureht   vor  dem  Alter,  Eltrwbietiin;:  jx-tv 
gen  Miinner  von  Verdienst  und  Würde,  Höfjit'hkeit  ;rejren  .ledecBlÄnn  wenloa 
sich    uiirjen»  Sdiiiler    auszeichnen;    insbesondre    ist   :d)er  jeder  .^^ehüler  iJ«*n 
sännntl.  Lrhrern  der  liirsiiren  Scliulm  Khn'rl>ie(unj;  uml  (iehursam   sehuMii:. 
1*J.    Unter  ein.nidiT  sollen  di<»  S«'hüler  im  l»etra;?en  sittlich,   schandiaft.  frit^i- 
lieh  un<I  verträ;:lioli.  nberliiiupt  anstiindii:  sein,    (iehässi*:!*  An;;eberei  ist  vor- 
fMHit:  wirkllclie  rniri'zo.i;enh«*it  und  ;rrobe  l*el)ertretuni:  der  Si'liul;reset2e  hM 
je«lrr  Schüler  zur  Anzei^re   zu  brin;;eu.         Vi.   Sich   selbst  Hecht  zu  schalTeB 
bei  Streitiirkeiten  derSrhülrr  unter  einander  ist  strent:  untersagt.     14.  SrlinMen, 
l>al;;iMi,  Werfen,  z.  1».  mit  Selineebiijlen.  und  überhaupt  alles,  w;is  tür  Aii«!i'r* 
belästi;reinl  ist,  unterbleibt  nicht  blols  in  der  Classe,   auf  dem  Schulhi»f  unJ 
auf  dem  Sinelplatz   vur  der  Sehule,  sondiTn   auch   ;;anz  besonders  auf  «In» 
Sehulwe;re.        1.'».    Di«'  Sehulraunie  und  Sehul;,^eriithseliaften  müssen  niiclicW 
rein  erhalten  und   ;reseh.Mit  werden:    Ih'runiwerfen   von  r>n»t,   Obstab^ranion, 
Tapierstiicken  und  dt-nrleiili«'»   \<i   nntersaut.         l»).    Jede  l»eschädi::unjr  li^r 
Schul^ciTÜthschaften  winl  ilureh<M'ld  ersetzt:  kann  der  Tluiter  nicht  ermittelt 
werden,  so  trügt  die  gerammte  Classe   «len  Schaden;    mutliwilHijo   BcscLiJi- 
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gang  wird  überdies  bestraft.  17.  Niemand  darf,  was  er  in  oder  vor  der 
Schule  geiiinden,  sich  eigenmächtig  zueignen,  sondern  hat  es  dem  Classen- 
lehrer  resp.  dem  Dir.  zu  übergeben.  18.  Der  Besuch  öflfentlicher  Ver- 
gnügungsörter,  als  Gasthäuser  aller  Art,  Conditorcien ,  Billards  u.  s.  w.  ist, 
auiser  in  Gesellschaft  der  Eltern  oder  Pfleger,  dagegen  der  Besuch  der  öflfentl. 
Gerichtsverhandlungen  unbedingt  verboten.  19.  Tabackrauchen,  Spielen  um 
Greld,  sowie  Zusammenkünfte  von  Schülern  auf  ihren  Stuben  zu  gemeinsamen 
Gelagen  sind  in  keiner  Weise  erlaubt.  20.  Das  Lesen  der  Bfloher  aus 
hierorts  etwa  bestehenden  Leihbibliotheken  ist  besonders  streng  verboten. 
21.  Die  Eltern  oder  Vormünder  der  auswärtigen  Schüler  haben  l^i  der  Auf- 
nahme derselben  dem  Dir.  ihre  Wohnung  und  ihren  Aufseher  anzuzeigen  und 
dürfen  weder  Wohnung  noch  Aufseher  ohne  Vorwissen  und  Genehmigung 
des  Dir.  wechseln.  22.  Auch  in  ihrem  häusl.  Leben  sind  die  auswärtigen 
Schüler  der  genauesten  Aufsicht  des  Dir.  und  ihres  Classenlehrers  unter- 
worfen, ohne  deren  Erlaubnifs  ihnen  auch  das  Besuchen  des  Theaters  und 
die  Theilnahme  am  Tanzunterricht  nicht  gestattet  ist.  23.  In  einem  Wirths- 
hause  zu  wohnen  oder  daselbst  zu  essen  ist  gesetzlich  verboten.  24.  Die 
Abiturienten  sind  nach  bestandner  Prüfung  bis  zu  dem  Augenblick  ihrer 
Entlassung  von  keinem  einzigen  der  vorstehenden  Gesetze  entbunden.  — 
(1856).    Das  Lehrercollegium. 

Schulordnung  des  Gymnasiums  zu  Pyritz. 

1.  Zweck  und  Ziel  des  Gymn.  in  Pyritz  ist  laut  seines  Statuts,  allen 
Anforderungen,  welche  die  Staatsbehörden  überhaupt  an  die  Gymnasien  stellen, 
in  solcher  Weise  zu  genügen,  dafs  neben  der  griindlichen  wissenschaftl.  Aus- 
bildung der  Schüler  die  christliche  Erziehimg  und  Unterweisung  derselben 
auf  dem  Grunde  der  heil.  Schrift  als  des  Wortes  Gottes  erstrebt  wird,  wie 
solches  in  dem  luther.  Katechismus  ausgelegt  und  bezeugt  ist.  Diesem  Zweck 
entsprechend  soll  das  ganze  Leben  der  Schüler  in  und  aufserhalb  der  Schule 
georanet  sein. 

2.  Die  Anmeldung  von  Schülern  zur  Aufnahme  in  das  Gymn.  und  in 
die  damit  verbundne  Vorschule  mufs  bei  dem  Dir.  in  der  Regel  zu  Ostern 
oder  Michaelis  vor  dem  Beginn  des  Schul halbjahrs,  unter  Vorlegung  eines  von 
dem  Vorsteher  der  bis  dahin  besuchten  Schule  auszustellenden  Abgangszeug- 
nisses geschehen.  3.  Mit  der  Aufnahme  macht  sich  der  Schüler  verbindlich, 
willigen  Gehorsam  und  Ehrerbietung  gegen  alle  Lehrer  der  Anstalt,  ununter- 
brONchne  Aufmerksamkeit  in  den  Lehrstunden,  regelmäfsigen  angestrengten 
Fleifs  und  ein  gesittetes,  durch  Bescheidenheit,  Verträglichkeit,  Wahrhaftig- 
keit und  Reinheit  sich  empfehlendes  Betragen  überall  zu  beweisen.  Aufser- 
dem  verpük^et  er  sich,  folgende  besondere  Vorschriften  gewissenhaft  zu 
beobachte^jpleren  Verbindlichkeit  für  ihre  Söhne  die  Eltern  dadurch,  dafs 
de  dieselben  der  Anstalt  übergeben,  anerkennen. 

4.  Jeder  Schüler,  welcher  nicht  bei  seinen  Eltern  wohnt,  ist  in  eine 
nach  dem  Ermessen  des  Dir.  geeignete  Aufsicht,  Wohnung  und  Kost  zu  ge- 
ben ;  auch  ist  zu  einem  Wechsel  in  dieser  Hinsicht  jedesmal  die  Genehmi- 
gung des  Dir.  einzuholen. 

5.  Jeder  Schüler  hat  alle  seine  Lehrstunden,  wenn  er  nicht  durch  Krank- 
heit oder  andre  unabweisbare  Abhaltung  behindert  ist,  regelmäfsig  zu  be- 
suchen. Wird  jedoch  ein  Schüler  durch  Krankheit  am  Schulbesuch  verhindert, 
10  ist  dem  Classenordinarius  vor  Beginn  der  nächsten  Lection  davon  Anzeige 
zu  machen,  und  demselben  beim  Wiedereintritt  des  Schülers  eine  schriftliche 
Bescheinigung  des  Vaters  oder  Aufsehers  über  die  Behinderung  durch  Krank- 
heit und  ihre  Dauer  vorzulegen.  6.  Bei  allen  anderen  Abhaltungen  wird  die 
Schnlversäumnifs  nur  dann  als  gerechtfertigt  angesehen,  wenn  die  Erlaubnils 
dazu  vorher  bei  dem  Dir.  nachgesucht  und  wirklich  erlangt  worden  ist. 

7.  Zu  den  idlgemein  verbindlichen  Unterrichtsgegenständen  gehört  auch 
das  Turnen.    Dispensation  von  demselben  wird  nur  auf  Grund  eines  ärztli- 
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chen  Attests  ertheilt.  Zur  Dispensation  eines  Schülers  vom  Unterricht  im 
Griechischen,  die  nur  in  besonderen  Verhältnissen  und  nur  Schfilem,  bei  de- 
nen es  feststeht,  da(s  sie  das  Abiturientenexamen  dereinst  nicht  machen 
sollen,  erüieilt  werden  kann,  mufs  die  Genehmigung  des  EL  ProT.  Schulcoll. 
in  einer  durch  den  Dir.  einzureichenden  Eingabe  vom  Vater  oder  Vormund 
nachgesucht  werden.  Auch  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daft  am  g^ecL 
Unterricht  nicht  theilnehmende  Gymnasiasten  hinsichtl.  der  Bereclrtigung 
Eum  einiähr.  Militairdienst  den  übrigen  nicht  gleich  geachtet  werden.  Von 
der  Theilnahme  am  hebr.  Unterricht  kann  nur  dcijenige  SchQler  dispensirt 
werden,  der  laut  einer  schriftl.  Erklärung  des  Vaters  oder  Vormunds  auf 
keinen  Fall  Theologie  oder  Philologie  studircn  soll. 

8.  Jeder  Schüler  hat  sich  pünctiich  Vormittags  innerhalb  der  letzten 
10  Min.  vor  8  und  Nachmittags  ebenso  vor  2  Uhr  in  seiner  Glasse  einzufin- 
den. Mit  dem  Schlage  8  Uhr  beginnt  die  Morgenandacht  der  Schule,  welcher 
Jeder  Schüler  beizuwohnen  verpflichtet  ist,  und  unmittelbar  nachher  der  Vor- 
mittagsunterricht; der  Nachmittagsunterricht  beginnt  mit  dem  Schlage  2  Uhr. 
Um  9  und  um  11  Uhr  tritt  ftir  den  Wechsel  der  Lehrer  eine  Pause  von 
5  Min.  ein,  in  welcher  die  Schüler  das  Classenzimmcr  in  der  Regel  nicht  ver- 
lassen sollen.  Um  10  Uhr  Vormittags  und  um  3  Uhr  Nachmittags  findet 
eine  Pause  von  10  Min.  Statt,  in  welcher  in  der  Regel  alle  Schüler  sich  aoT 
den  Schulhof  zu  begeben  und  dort  in  geziemender  Ordnung  sich  anfznhaltei^^ 

haben.    Jede  andre  Unterbrechung  des  tJnterrichts,  namentlich  das  Hinaus 

gehen  während  der  Lehrstunden ,  ist  zu  vermeiden  und  darf  dasselbe  iedcn 

nüls  nur  mit  ausdrücklicher  Erlaubnifs  des  unterrichtenden  Lehrers  geschehen - 

9.   Jeder  Schüler  soll,  soweit  nicht  von  dem  Dir.  eine  Ausnahme  besondcr^s^ 
gestattet  ist,  sich  in  dem  Lehrzimmer  sofort  nach  dem  Eintritt  mit  Ruh^^a 
und  Ordnung  auf  seinen  Platz  setzen  und  den  Anfang  des  Unterrichts  er  — " 
warten.    Den  aus  der  Zahl  der  Schüler  bestellten  Classenaufeehem,  welch^^^ 
in  Abwesenheit  des  Lehrers  in  der  Glasse  auf  gute  Ordnung  zu  halten  habenHHB, 
ist  dabei  willige  Folge  zu  leisten.      10.   Die  Schüler  sollen  ordentlich  nn^^Nl 
reinlich  gekleidet  und  mit  den  erforderlichen  Büchern,  Heften  und  Materialie        -n 
in  guter  Beschaffenheit  versehen  zur  Schule  kommen.    Den  Text  der  SchuZZU- 
bücner  fremder  Sprachen  mit  der  Uebersctzung  einzelner  Wörter  o<ier  fr^nn        »r 
Sätze  zu  beschreiben,  ist  nicht  gestattet.    So  beschriebno  Exemplare,   \^^'  3e 
auch  gedruckte  Uebersetzungcu  (ler  Schulautoren,  worden,  wenn  sie  in  d     :dc 
Glasse  mitgebracht  werden,  confiscirt.    Ohne  Erlaubnifs  des  Vaters  oder  V(^v  r- 
munds  und  des  Ordinarius  darf  kein  Schüler  Schulbücher  verkaufen.     11.      ^Mn 
den  Lehrstunden  mufs  icde  Störung  des  Unterrichts  ^-ermieden  werden ,  ik»  j- 
mentlich  ist  alles  Plaudern,  Vorsagen,  Absehen  strafbar:  ebenso  bei  der  A_  n* 
fertigung  häuslicher  Schularbeiten  jeder  Versuch   den  Lehrer  zu   täusche*  n. 
12.  Für  jede  Beschädigung  des  Eigenthums  der  Schule  durch  Schüler  ist  v  m^n 
dem  Schuldigen,  oder,  wenn  derselbe  nicht  ermittelt  werden  kalli^  unter  U  ^^ls- 
ständon  von  der  betroff.  Classe  nach  der  Bestimmung  des  Dir.  TOller  Erssiktx 
zu  leisten.       13.   Alle  Schüler  sollen  sich  brüderlich  mit  einander  vertrag<c^o, 
keiner  den  andern  zum  Bösen  vorfilhren,  sondern  jeder,  soweit  er  kann,  se  m  ve 
Mitschüler  davon  zurückhalten  und  durch  Wort  und  Beispiel  zu  Ordnuxx^. 
Floifs  und  Sittlichkeit  antreiben.    Br»8willige  Neckereien  oder  Milshandlune^n 
von  Mitschülern,  besonders  von  neu  aufgenommenen  oder  versetzten,  s"»wi 
strafbar. 

14.  Alle  Schüler  evangol.  Confession,  welche  conflrmirt  sind  oder  «w 
Gonfirmation  vorbereitet  werden,  haben  alle  Sonn-  und  Festtage  regeloiäi^i? 
an  dem  (iottosdienst  auf  den  ihnen  in  der  Kirche  angewiesenen  Plätzen  Tb«? 
zu  nehmen,  wie  die  confirniirton  auch  au  den  Schulcommunionen.    GesucJ^ 
um  Dispoiisiition  sind  heim  Dir.  odijr  denjenigen  Lehrern  anzubringen,  weif/* 
zu  ihrer  Krthoilung  von  diesem  ermächtigt  werden.    Bei  der  AustÜhrung  der 
liturg.  C'lir.re  und   anderer  kirclil.  Ciesänge  hat  jeder  Schüler,  der  vom  1^- 
dazu  fiir  fiiliig  erachtet  wird,  nach  dessen  Anordnung  mitzuwirken. 

15.  Wie  die  Schule  von  jedem  ihrer  Zöglinge  einen  regelmiKugen,  tJk 
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Lehrgegenstinde  seiner  Classe  umfassenden  Fleils  fördert,  so  erwartet  sie 
nicht  minder  von  jedem,  dais  er  dabei  sorgfältig  auf  die  Bewahrung  und  Be- 
festigung seiner  Gesundheit,  insbesondre  auf  Schonung  seiner  Augen  und 
die  Krättagung  seines  Körpers  bedacht  sei.  Tägliche  angemessene  Bewegung 
im  Freien  in  den  Erholungstunden  wird  dringend  empfohlen,  und  Tor  jeder 
Uebertreibung  im  Arbeiten,  namentlich  vor  dem  Sitzen  bis  tief  in  die  Nacht 
liinein,  ernstlich  gewarnt. 

16.  Die  häusl.  Arbeitszeit  der  Schfiler,  welche  täglich  in  der  Regel  für 
die  beiden  unteren  Classen  2,  für  die  mittleren  3,  flir  die  oberen  4  Stunden 
beträgt,  wird  zu  Anfang  jedes  Semesters  vom  Lehrercollegium  auf  bestimmte 
Stunden  des  Tags  festgesetzt,  in  welchen  jede  Störung,  namentl.  jeder  Be- 
such, femgehalten  werden  mufs.  Erlaubnils  zur  Abweichung  von  der  festge- 
setzten Ordnung  hat  der  Schüler  bei  semem  Ordinarius  nachzusuchen. 

17.  Jeder  Schüler,  der  Privatstunden  nehmen  oder  geben  will,  hat  dazu 
die  Genehmigung  des  Dir.  nachzusuchen.  Dies  gilt  besonders  auch  vom 
Tanzunterricht;  dagegen  vom  Musikunterricht  nur  bei  Schülern,  die  nicht  bei 
ihren  Eltern  wohnen.  18.  Zusammenkünfte  von  Schülern  zu  Trinkgelagen, 
Kartenspiel  und  anderen  ihre  sittliche  oder  wissenschaftl.  Bildung  beeinträch- 
tigenden Zwecken  smd  untersagt;  wie  überhaupt  jeder  Schüler  nachtheiligen 
Umgang  fem  zu  halten  hat  19.  Kein  Schüler  darf  ohne  Begleitung  seiner 
Eltern  oder  der  Stellvertreter  derselben  öffentl.  Wirthshäuser,  Bier-  und  Gaffee- 
hiuser  oder  Kuchenläden  in  der  Stadt  und  deren  Umgebung  besuchen.  Oeffent- 
lich,  wie  auch  in  Gegenwart  eines  Lehrers,  Taback  zu  rauchen,  ist  den  Schü- 
lern verboten.  20.  Zur  Theilnahme  an  Tanzvergnügungen,  wie  auch  zum 
Besuch  von  Theatervorstellungen  und  Concerten,  bedarf  jeder  Schüler,  der 
nicht  bei  seinen  Eltern  wohnt,  jedesmal  die  Erlaubnüs  des  Dir.  21.  Kein 
Schfiler  darf  eine  öffentliche  Leihbibliothek  benutzen.  * 

22.  und  23.  (Zahhingen  der  Schüler).  —  24.  Der  Abgang  eines  Schülers 
■mls  von  dem  Vater  oder  Vormund  dem  Dir.  mündl.  oder  schrifU.  in  der 
Regel  wenigstens  14  Tage  vor  Ablauf  des  betreff.  Vierteljahrs  angezeigt 
weriden.  Erfolgt  diese  Meldung  nicht  vor  Beginn  des  Unterrichts  im  Viertel- 
jahr, so  hat  der  Schüler  für  dieses  das  ganze  Schulgeld  zu  entrichten.  —  (1859). 

Schulgesetse  für  das  Gymnasium  zu  Stolp. 

„Die  Furcht  des  Herrn  ist  der  Weisheit  Anfang.^ 
L  Aufnahme  undAufs  ich  t.  1.  Die  Anmeldung  neuer  Schüler  zur 
Aufnahme  in  das  Gymn.  oder  die  mit  demselben  verbundene  höh.  Bürger-  und 
Vorbereitangschule  geschieht  durch  den  Vater  oder  dessen  Stellvertreter  bei 
dem  Dir.,  in  der  R^el  zu  Ostern  und  Michaelis,  an  bestimmten,  durch  das 
Programm  oder  öffentl.  Bekanntmachung  bezeichneten  Tagen.  Jeder  neu  Auf- 
nu^mende,  der  vorher  eine  andre  Lehranstalt  besucht  hat,  mufs  bei  seiner 
Anmeldung  dem  Dir.  ein  Zeugnils  von  dem  Vorsteher  dieser  Anstalt  vorlegen. 
Zmr  Aufbäume  in  die  VI  ist  nach  höherer  Verfügung  in  der  Regel  Vollendung 
dee  9.  Lebensjahrs  erforderlich.  2.  Auswärtige  Schüler  sind  unter  die  Ftlr- 
sorge  zuverlässiger  hier  wohnender  Personen  zu  stellen,  die  über  ihr  sittliches 
Venialten  und  ihre  häusliche  Thätigkeit  gewissenhafte  Aufsicht  zu  führen  und 
in  Bezug  auf  die  Schule  für  sie  die  Eltern  in  ihren  Rechten  und  Pflichten  zu 
▼ertreten  haben.  Für  die  Wahl  der  Pension  und  jeden  Wechsel  derselben 
bedarf  es  der  Genehmigung  des  Directors.  Schüler,  denen  es  in  einer  Pension 
ao  der  nötiiigen  Aufsicht  fehlt,  können  vom  Dir.  gezwungen  werden,  dieselbe 
sa  verlassen.  Selbständig  in  einem  Wirthshause  zu  wohnen  oder  an  einer 
Wirthstafel  zu  speisen  ist  keinem  gestattet 

n.  Schulbesuch.  3.  Jeder  Schüler  ist  zur  Theilnahme  an  den  sämmtl. 
Leotkmen  seiner  Classe  verpflichtet.  Nur  Confessions-  oder  Religionsunter- 
lebied  kann  vom  Religionsunterricht,  ärztl.  Attest  von  den  Sing-  und  Tum- 
flbungen,  von  den  ersteren  auch  Mangel  an  natürl.  Anlage,  eine  Dispensation 
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begründen,  die  jedoch  bei  dem  Dir.  nachgesucht  werden  miÜB.  Am  hebrSiachen 
Unterricht  Theil  zu  nehmen  sind  nur  diejenigen  verpflichtet,  welche  Theologie 
oder  Philologie  zu  studiren  beabsichtigen.  4.  Im  Fall  einer  Krankheit  hat 
der  Schüler  bei  seinem  Wiedereintritt  in  die  Schule  dem  dassenlehrer  em 
Zeugnüs  seines  Vaters  oder  des  Stellvertreters  desselben  vorzulegen ,  in 
welchem  die  Behinderung  durch  Krankheit  und  die  Dauer  derselben  be- 
scheinigt wird.  Bei  allen  anderen  Abhaltungen  wird  die  Schulversäumnifii 
nur  dann  als  gerechtfertigt  angesehen,  wenn  die  Erlaubnifs  dazu  vorher  bei 
dem  Director  nachgesucnt  und  wirklich  erlangt  worden  ist  5.  Jeder 
Schüler  mufs  zu  der  ftir  den  Anfang  seiner  Lehrstunden  bestimmten  Zeit  in 
seinem  Lehrzimmer  und  nicht  eher  als  höchstens  eine  Viertelstunde  vor  Beginn 
des  Unterrichts  beim  Schulgcbäude  sich  einfinden.  Während  der  Pause  dürfen 
die  Schüler  das  Classenzimmer  verlassen,  aber  nicht  über  die  unmittelbare 
Umgebung  des  Gymn.  hinaus  sich  entfernen.  Aufserhalb  der  Pause  darf  das 
Classenzimmer  nur  mit  ausdrückl.  Erlaubnifs  des  Lehrers  verlassen  werden. 
6.  Das  Betreten  eines  andern  als  des  eignen  Glassenzimmers  ist  keinem 
Schüler  aufser  im  Auftrag  eines  Lehrers  gestattet.  7.  Im  Schulgebäude  und  auf 
dem  Hof  soll  sich  jeder  ruhig  betragen,  die  I^ehrzimmer  als  geweihte  Stätten 
der  Geistesbildung  ehren  und  worthhalten,  vor  aller  Beschmutzung  und  Ver- 
letzung des  Katheders,  der  Tische,  Bänke »  Schulgeräthschaflen,  Fufeböden 
und  Wände  sich  sorgfaltig  hüten.  Für  jede  Beschädigung  des  Eigenthums 
der  Schule  ist  voUer  Ersatz  zu  leisten;  ist  sie  aus  Böswilligkeit  oder  MuÜi- 
wiUen  veriibt,  so  unterliegt  sie  aufserdem  nachdriicklicher  Bestrafung. 

m.  Sittliches  Verhalten  der  Schüler.  8.  Sämmtl.  Schüler  sind 
allen  Lehrern  der  Anstalt  pünctl.  Gehorsam  schuldig.  Ihr  Betragen  unterein- 
ander soll  sittsam  und  verträglich  sein;  Neckereien  und  Bedrückungen  der 
Mitschüler  werden  ernstlich  geahndet.  9.  Die  Schüler  sollen  Höflichkeit 
gegen  Jedermann,  insbesondre  Ehrerbietung  gegen  die  Mitglieder  des  Cura- 
toriums  und  alle  Lehrer  der  Anstalt  beweisen.  10.  Ueberall  soll  jed^ 
Schüler  auf  Ehrbarkeit  und  Anstand  in  seinem  Aeufsem  halten  und  den 
hierauf  bezügl.  Weisungen  seiner  Lehrer  pünctlich  nachleben.  Jede  Art  von 
Renommisterei  im  öffcntl.  Auftreten  ist  untersagt  11.  Ohne  Begleitung  seiner 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  darf  kein  Schüler  Wirthshäuser,  Conditoreien, 
Weinstuben,  Billards,  Kegelbahnen  oder  andere  drgl.  Vergnügungsorte  innerhalb 
oder  aufserhalb  der  Stadt  besuchen.  12.  Zum  Besuch  von  Tanzstunden 
ist  die  Genehmigung  des  Dir.  einzuholen.  Den  Schülern  der  I  und  II  wird 
der  Regel  nach  die  Erlaubnifs  zu  Tanzstunden  nicht  ertheilt.  Zum  Besuch 
von  Theatern  und  Tanzvergnügungen,  die  aufserhalb  eines  Familieukreisce 
Statt  finden,  haben  auswärtige  Schüler  die  Erlaubnifs  des  Dir.  einzuholen. 
13.  Das  Rauchen  auf  den  Strafsen  und  an  öffentl.  Orten  ist  den  Schülern  un- 
bedingt untersagt;  ebenso  sind  alle  Zusammenkünfte  zu  Trinkgelagen,  Karten- 
spiel und  anderen  ihre  sittl.  oder  Wissenschaft!.  Bildung  beeinträchtigenden 
Zwecken  streng  verboten. 

IV.  Benutzung  der  Schülerbibliothek.  14.  Die  Benutzung 
öfifentl.  Leihbibliotheken  ist  den  Schülern  untersagt ;  dagegen  hat  jeder  dai 
Recht  und  die  Pflicht,  die  Schttlcrbibliothok  gewissenhaft  zu  eigner  Fort- 
bildung zu  benutzen.  15.  Der  Schüler  hat  die  entliehenen  Bücher  in 
sauberm  Zustande  zu  erhalten  und  wieder  abzuliefern.  Für  Beschädignng 
oder  Beschmutzung  derselben  hat  er  einzustehen,  ebenso  verlorne  zu  e^ 
setzen. 

V.  Abgang.  16.  Will  ein  Schüler  die  Schule  verlassen,  so  mn(s  der 
bevorstehende  Abgang  mindestens  8  Tage  vorher  dem  Dir.  und  Classenorcü- 
narius  schriftlich  durch  die  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  angezeigt  werden, 
üeber  die  Abiturienten  gelten  besondere  Bestimmungen.  17.  Ein  Abgangs- 
zeugnifs  wird  erst  eingehändigt,  wenn  der  Schüler  eine  Bescheinigung  bei- 
bringt, dafs  er  seine  Verbindlichkeiten  gegen  die  Schulcasse  erfüllt,  ebenso 
eine  von  dem  Bibliothekar,  dafs  er  keine  Bücher  mehr  von  der  Schüler-  oder 
Unterstützungsbibliothek  habe.        18.    Auch  nach  bestandner  Abiturienten* 
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Prüfung  bleiben  die  Schüler  allen  Gesetzen  der  Schule  yerpflichtet,  bis  sie 
von  dem  Dir.  aus  der  Anstalt  entlassen  sind.  —  (1864).  Das  Gymnasialcura- 
toriuni. 

Schulordnung  für  das  Domgymnasium  und  die 
Realschule  (1.0.)  zu  Colberg^). 

1.  Das  Domgymnasium  zu  Colberg  ist  wie  überhaupt  die  Gymnasien 
und  Realschulen  unscrs  Vaterlandes  eine  öffentliche  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalt, welche  die  Bestimmung  hat,  ihre  Zöglinge  theils  für  das 
akadem.  Studium,  theils  für  alle  Zwecke  des  bürgerl.  Lebens,  welche  eine 
höhere  Schulbildung  erfordern,  vorzubereiten.  Letztres  ist  vorzugsweise  Ziel 
der  Realclassen,  während  die  Reife  für  die  eigentlichen  Universitätstudien  nur 
in  den  Gymnasialclassen  erworben  werden  kann.  Die  ganze  Anstalt  erstrebt 
tonach  den  Anforderungen  der  Staatsbehörden  entsprechend  ebensowohl  eine 
gründlich  wissenschaftl.  Ausbildung  der  Schüler,  als  deren  christl.  Erziehung 
auf  dem  Grunde  des  Wortes  Gottes  und  der  kirchlichen  Bekenntnisse. 
2.  Das  Gymn.  zählt  3  Yorschulclassen  und  2  untere  GL,  welche  die  gemein- 
same Vorbildung  für  die  übrige  Anstalt  gewähren;  sodann  2  mittlere  und  2 
obere  Ol.,  denen  eben  so  viele  Realcl.  parallel  gehen.  Die  je  3  obersten  (Gym- 
nasial- und  Real-)  Glassen  haben  21ährigen  Cursus,  die  übrigen  1  jährigen; 
iede  besteht  wieder  aus  2  zur  Zeit  beim  Unterricht  nicht  getrennten  Abthei- 
lungen. 

Unterricht.  3.  Die  Unterrichtsgegenstände  der  Vorschule  sind 
Religion,  Deutsch,  Rechnen,  Schreiben,  Singen  und  vorbereitend  auch  Greo- 
graphie;  die  fremden  Sprachen  beginnen  erst  im  eigentlichen  Gymnasium. 

4.  In  den  Gymnasialclassen  wird  in  folgenden  Gegenständen  unter- 
richtet: a)  Sprachen:  1.  Deutsch,  2.  Lateinisch,  3.  Französisch  von  V  an, 
4.  Griechisch  von  IV  an,  5.  Hebräisch  von  II  an.  b)  Wissenschaften: 
1.  Religion,  2.  Mathematik,  und  zwar  elementares  Rechnen  von  VI  — IV, 
Geometrie  und  Aritmetik  III— I  (vorbereitend  schon  in  IV),  3.  Geschichte  und 
Geographie,  diese  in  VI— III,  jene  in  IV— I;  4.  Naturwissenschaften  als  Natur- 
geschichte in  VI  und  V,  als  Naturlehre  oder  Physik  in  II  und  I.  c)  Fertig- 
keiten: 1.  Schreiben  in  VI  und  V,  2.  Zeichnen  in  VI— IV,  3.  Gesang  in 
VI — I:  doch  ist  er  in  den  beiden  oberen  Ol.  nur  für  die  unten  zu  nennenden 
Freiscnfiler  verpflichtend.   Ueber  das  Turnen  siehe  unten  11. 

5.  Da  die  Unterricbtsgegenstände  also  zu  einem  in  sich  abgeschlofsnen 
Ganzen  ineinandergreifen,  so  ist  der  Fortschritt  in  jedem  einzelnen  durch 
die  Theilnahme  an  allen  bedingt.  Doch  können  vom  Hebräischen  am  Anfang 
jedes  Semesters  diejenigen  Secundaner  und  Primaner  dispensirt  werden,  welche 
durch  Bescheinigung  ihrer  Eltern  nachweisen,  dafs  sie  voraussichtlich  weder 
Theologie  noch  Philologie  studiren  werden.  Den  Dispensirten  steht  die  Theil- 
nahme an  besonderen  englischen  Stunden  offen;  ebenso  ist  auch  für  Tertianer, 
Secundaner  und  Primaner  Gelegenheit,  sich  im  Zeichnen  weiter  za  vervoll- 
kommnen; ein  Wechsel  mitten  im  Halbjahr  ist  jedoch  nicht  zulässig. 

6.  In  den  Realclassen  wird  in  folgenden  Gegenständen  unterrichtet: 

a)  Sprachen:  1.  Deutsch,  2.  Lateinisch,  3.  Französisch,  4.  Englisch  von  UI  an. 

b)  Wissenschaften:  1.  Religion,  2.  Rechnen  und  Mathematik,  3.  Geschichte 
und  Geographie,  4.  Naturkunde,  5.  Physik  und  6.  Chemie  von  II  an.  c)  Fertig- 
keiten: 1.  Zeichnen,  2.  Schreiben  in  IV,  3.  Singen  in  IV  und  lU  (in  den 
oberen  Gl.  wie  im  Gvmn.). 

7.  Um  den  Schülern  den  Unterrichtstoff  der  ganzen  Anstalt  zu  leben- 
digerer Anschauung  zu  bringen  und  zu  einer  freieren  mündl.  Darlegung 'auch 
in  gröfseren  Kreisen  Veranlassung  und  Uebung  zu  gewähren,  werden  von 
Zeit  zu  Zeit  (in  der  Regel  monaü.  einmal)  in  der  Aula  vor  den  oberen  und 
mittleren  Gl.  und  mehreren  Lehrern  Redeübungen  gehalten.  Die  Vorträge  bei 

1)  Der  Sohulordnimg  tCir  das  Gymn.  zu  Wittenberg  nacbgebüdet 
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diesen  Uebangen  werden  sowohl  in  deutscher  als  in  firemden  £k>nolien  ge- 
halten, und  sind  theils  selbständige  Reden  und  Abhandlungen  nistoiisoheii, 
mathemat.  oder  naturwissenschaftl.  Inhalts ,  theils  Mittheilnngen  ans  einieinea 
Lectionen  und  Büchern,  namentlich  auch  Recitationen  prosaischer  und  poeti- 
scher Abschnitte  aus  vaterländischen  und  fremden  Classikem,  letateve  bald 
im  Original  bald  in  (eigner)  Uebersetzung. 

Erziehung.  8.  Die  Erziehung,  welche  die  Anstalt  ihren  ZOgtingen 
gewährt,  erstreckt  sich  nicht  blo(s  auf  die  Unterrichtszeit,  sondern  (soweit 
dies  einer  öffentl.  Schule  möglich  ist)  in  Gemeinschaft  mit  den  Ettem  anoh 
auf  das  Leben  der  Schüler  aulserhalb  derselben. 

9.  Im  aUgemeinen  hat  jeder  Schüler  an  jedem  Lehrer,  insbesondre  aber 
an  seinem  Ordinarius  einen  Erzieher  in  und  aulserhalb  der  Schule,  und  sidi 
so  oft  er  Rath  bedarf  zunächst  an  ihn  zu  wenden. 

10.  Zur  Weckung  und  Nährung  des  religiösen  Sinnes  und  kirehL  Be- 
wuTstseins  wird  regelmälsiger  Kirchenbesuch  und  Betheiligung  am  Abendmahl 
warm  empfohlen.  Die  Feier  des  letztem  wird  jährl.  im  Octb.  von  den  Lehren 
begangen  und  sämmtliche  confirmirte  Schüler  eingeladen,  soweit  sie  ni^ 
durch  triftige  Gründe  abgehalten  sind,  sich  ihnen  anzusohlieisen.  In  jeden 
Hauptgottesdienst  der  Domkirche  führt  auf  dem  Schfllerchor  ein  Lehrer  die 
Aufsicht.  Die  Freischüler  sind  verbunden,  allsonntägl.  dem  Hanptgottesdienst 
(auiserdem  auch  herkömmlichen  oder  hohem  Orts  besonders  angeordneten 
Festlichkeiten)  auf  dem  Orgelchor  beizuwohnen  und  zur  Ausführung  der  fituig. 
Chöre  mitzuwirken. 

11.  Einen  wesentlichen  Theil  der  Erziehung  bilden  die  Tumflbungeii, 
welche  im  Sommer  unter  Leitung  eines  Lehrers  angestellt  werden;  von  Y  an 
kann  nur  auf  ein  ärzti.  Zenguifs  davon  dispensirt  werden. 

Prüfungen  und  Versetzungen.  12.  Die  Prüfungen  sind  entweder 
Classenprüfungen,  oder  öffentliche,  oder  Abgangsprüfungen.  In  den  Glassen- 
prüfhngen  haben  sich  die  Schüler  nur  vor  ihren  Lehrern,  m  den  öffentUchei 
vor  ihren  Eltern  und  den  sonstigen  Freunden  der  Anstalt,  in  den  Abgugs- 
prüfungen  vor  dem  Staat,  dem  sie  einst  dienen  wollen,  über  ihre  Leistangea 
auszuweisen. 

13.  Die  Classenprüfungen  werden  vierteljährl.  in  den  einzelnen  ClasseD 
abgehalten  und  sind  theils  mündliche,  theils  schriftliche;  von  ihrem  AusM 
hängt  (mit  Berücksichtigung  der  früher  hervorgetretenen  Leistungen)  die  Yv- 
Setzung  des  Schülers  ab.  Und  zwar  findet  die  Versetzung  aus  einer  Clasie 
in  die  andre  in  der  Regel  nur  zu  Ostern  Statt  j  aus  einer  Abtheilung  in  die 
andre  (sofern  sie  im  Unterricht  nicht  getrennt  smd)  kann  vierteljährl.  verseilt 
werden.  Die  Bangordnung  innerhalb  der  Abtheilungen  wird  beim  Eintritt  in 
die  Classe  von  der  Lehrerconferenz  besonders  festgesetzt;  im  übrigen  riditflt 
sie  sich  nach  den  Censuraumero. 

14.  Die  öffentliche  Prüfung  sämmtlicher  Classen  wird  Ostern  vor  dem 
SchluJs  des  Schuljahrs  abgehalten  und  jedesmal  durch  ein  Programm  voiliv 
angezeigt.  Da  sie  vorzugsweise  im  Interesse  der  Localbehörden  und  desFü- 
blicums  angestellt  wird,  so  hängt  ihre  Bedeutung  wesentlich  von  derXheilnaluM 
ab,  deren  sie  sich  von  dieser  Seite  zu  erfreuen  hat  Auch  die  ProbeechrifisD 
und  Probezeichnungen  der  Schüler  werden  dabei  zur  Ansicht  auageletft 

15.  Die  Abgangs-  oder  Maturitätsprüfung  wird  je  nach  BedürmÜb  sa 
Ostem  oder  zu  Michaelis  vor  der  E.  Prüfungscommission,  welcher  auCser  6m 
Dir.  und  den  in  I  unterrichtenden  Lehrern  ein  Mitglied  des  Curatoriums  an- 
gehört, unter  dem  Vorsitz  des  K.  CV)mmissarius  und  in  Gegenwart  des  Cura- 
toriums und  Lehrercollegiums  nach  der  vom  Staat  festgesetzten  Ordnung  ab- 
gehalten. 

Oeffentliche  Feierlichkeiten.  16.  Die  öffentl.  Feierliobkeiteii, 
welche  die  Anstalt  im  Lauf  des  Jahrs  begeht,  beziehen  sich  theOs  auf  du 
Vaterland,  den  Staat  und  die  Stadt,  theils  unmittelbar  auf  die  Schule  aeftit 

17.  Um  in  unseren  Zöglingen  die  Liebe  zum  allgemeinen  deutschen  Val0^ 
lande  lebendig  zu  erhalten,  wird  einer  von  den  Hanptehrentagen  desseflND 
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aoB  nenerer  Zeit,  z.  B.  der  18.  Juni  oder  18.  October,  durch  eine  Tumfabrt, 
ein  Turnfest,  oder  ähnlich  gefeiert 

18.  Damit  die  Schüler  ferner  schon  früh  das  Staatsoberhaupt  und  in  ihm 
den  Staat  selbst,  dem  sie  angehören,  lieben  und  achten  lernen,  wird  der  Ge- 
burtstag Sr.  Maj.  des  Königs  durch  eine  von  einem  Lehrer  gehaltne  Festrede 
feieriich  begangen. 

19.  Am  25.  Febr.  wird  der  Geburtstag  des  1725  in  Colberg  gebomen 
Dichters  Runler  durch  einen  Redeactus  feierlich  begangen.  Ein  Freigeben 
Bämmtlicher  Lectionen  findet  weder  an  diesem  Tage  Statt,  noch  am  6.  Febr., 
an  welchem  die  Anstalt  das  Andenken  der  Wohlthäterin  Frau  Doroth.  Crolow 
begeht;  die  Rede  hält  an  letzterm  Tage  stiftungsmäfeig  der  Director. 

20.  Die  für  die  Schule  wichtigste  Feier  ist  die  Entlassung  der  für  reif 
eriüärten  Abiturienten,  wobei  dieselben  selbstgearbeitete  Vorträge  halten. 

Disciplin.  21.  Für  alle  Classen  werden  Classenbücher  gehalten,  in 
welche  nicht  nur  die  fehlenden,  sondern  auch  Lob  und  Tadel,  sowie  Be- 
merkungen über  Nachsitzen  u.  s.  w.  eingetragen  werden.  Es  bestehen  nämlich 
für  diejenigen  Schüler  der  unteren  und  mittleren  Classen,  welche  das  Auf- 
gegebene mangelhaft  gelernt  oder  gearbeitet  haben,  wöchentlich  2  besondere 
Aroeitstunden,  wo  unter  Aufsicht  eines  Lehrers  das  Versäumte  nachgeholt 
wird. 

22.  Ueber  wiederholte  und  schwere  Vergehen  gegen  die  Schulordnung 
wird  zunächst  vom  Ordinarius  und  dem  Dir.,  unter  Umständen  Ton  der  ganzen 
Ldirerconferenz,  berathen.  Die  Schuldigen  werden  mit  mehrstündigem  Ein- 
sdilieisen  oder  noch  strenger  bestraft,  auch  nach  Befinden  die  Eltern  sofort 
von  dem  Vorfall  in  Kenntnils  gesetzt. 

23.  Die  Vorschüler  sowie  die  Sextaner,  Quintaner  und  Quartaner  (aus- 
nahmsweise auch  noch  Tertianer)  erhalten  vierteljährl.,  die  übrigen  halbjährl. 
auf  einem  gedruckten  Formular  eine  vollständige  Censur  über  Betragen,  Auf- 
merksamkeit, Fleifs  und  Leistungen;  auch  in  die  Censurbücher  der  oberen 
€3.  werden  zu  Johannis  und  zu  Weihnachten  allgemeine  Urtbeile  eingetragen. 

24.  Die  Güte  der  Censur  stuft  sich  nach  5  Graden  ab,  welche  durch  die 
Fkidicate  1.  recht  gut,  2.  gut,  3.  genügend,  4.  wenig  genügend,  5.  ungenügend 
beaseichnet  sind. 

25.  Der  Ausfall  der  Censur  und  Versetzung  wird  beim  Schlu(s  des 
Vierteljahrs  in  Gegenwart  des  Lehrercollegiums  und  der  übrigen  (jedesmal 
der  hohem)  Classen  vom  Dir.  bekannt  gemacht. 

26.  Jeder  Schüler  mufs  sich  die  Censur  von  seinem  Vater  (bez.  Mutter 
oder  Vormund)  unterschreiben  lassen,  beim  Wiederbeginn  der  Schale  seinem 
Ordinarius  vorzeigen,  und  dann  aufbewahren.  ^ 

27.  Auf  Grund  der  Censuren  wird  das  Abgangszeugnils  ausgestellt,  wozu 
mter  Umständen  sämmtliche  früheren  Censuren  einzureichen  sind. 

28.  Wer  sich  in  die  bestehende  Schulordnung  nicht  fflgen  will,  wird  den 
Instructionen  der  höheren  Schulbehörden  gemäis  von  der  Anstalt  entfSsmt, 
und  erhält  ein  Zeugnils,  worin  diese  Thatsache  nebst  ihrer  Veranlassung  un- 
verh(^en  ausg^prochen  ist 

Ferien.  29.  Die  Ferien  dauern  gemäfs  höherer  Verfügung  1.  zu 
Ostern  13  Tage  vom  Karmittewoch  bis  zum  Montag  nach  Quasimodogeniti 
einschlieisl.,  2.  zu  Pfingsten  5  Tage  vom  Sonnabend  bis  zum  Mitte^och,  3.  m 
den  Hundstagen  4  Wochen  vom  Donnerstag  nach  dem  1.  Sonntag  des  Juli 
bis  zum  betreff.  Mittewoch  des  August,  4.  zu  Michaelis  10  Tage  vom  letzten 
Sonnabend  des  Sptb.  bis  zum  entsprechenden  Montag,  5)  zu  Weihnachten 
12  Tage,  wenn  der  24.  Dcb.  auf  einen  Sonnabend,  Sonntag  oder  Montag  fallt, 
in  allen  übrigen  Fällen  13  Tage,  in  wechselndem  Verhältnils  zu  den  Wochen- 
tagen. 

SO.  Von  den  auswärtigen  Schülern  wird  es  in  ihrem  eignen  Interesse 
wie  in  dem  der  Anstalt  gewünscht,  dafs  sie  die  Ferien  womöglich  sämmtlich 
nieht  hier  verleben,  sondern  zur  Rückkehr  in  die  FamUie  benutzen. 

31.  Anfkngs-  und  Schlulstag  der  Ferien  sind  ptlnctlich  einzuhalten,  und 
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die  Eltern  und  Vormünder  werden  ersucht,  eine  Ueberschreitang  jener  Ter- 
mine nicht  ohne  die  triftigsten  Gründe  verstatten,  bez.  beantragen  zu  wollen. 
Leistungen  an  die  Schulcasse.  32.  Das  Schulgeld  wird  am  Ende 
des  ersten  Monats  in  jedem  Vierteljahr  praennm.  entrichtet,  und  beträgt  viertel- 
iährl.  fOr  die  Vorschule  je  2  Thlr.,  für  die  beiden  unteren  Cl.  4,  für  die  mitt- 
leren 5,  für  die  oberen  6  Thlr.,  ohne  Unterschied  zwischen  Gymnasium  und 
Realschule. 

33.  Aufser  dem  Schulgeld  haben  die  Schüler  gleichzeitig  folgende  (ein- 
malige oder  jährliche)  Zahlungen  an  die  Gymnasialcasse  im  Raihliause  zn 
leisten:  a)  Aufnahmegeld:  in  die  Vorschule  1  Thlr.,  in  die  übrigen  Cl. 
2  Thh*.  b)  Bibliothekgeld:  in  der  Vorschule  V4Thlr.,  in  den  übrigen  CL 
V,  Thlr.  c)  Holzgeld  fftr  das  Winterhalbjahr  20  Sgr.  d)  Versetzungsgeld: 
nach  VI  1 V4  Thlr.  (Nachschufs  der  Hälfte  des  Aufnahme-  und  Bibliothe^elds), 
in  die  übrigen  Cl.  '/.  Thlr.  e)  Turngeld  in  den  eigentlichen  G3rmna8ial-  und 
Realclassen  1  Thlr.  f )  Beim  Abgang  von  der  Schule  1  Thlr,  und  zwar  wird 
für  ein  Abituricntenzeuguils  aulserdem  1  Thlr.,  für  ein  gewöhnliches  Abgangs- 
zeugnifs  aber  nichts  entrichtet. 

34.  Nur  wer  3  Monate  hindurch  wegen  Krankheit  die  Schule  nicht  be- 
sucht hat,  ist  für  diese  Zeit  von  Zahlung  des  Schulgelds  entbunden.  Ferner 
kann  der  Erlafs  des  halben  oder  ganzen  Schulgelds  anerkannt  armen  und  mit 
Erfolg  üeifsigen  Schülern  gewährt  werden,  zu  welchem  Behuf  eine  Eingabe 
an  das  Gymnasialcuratorium  (zu  Händen  des  H.Bürgermeisters)  zu  machoi 
ist.  Diese  Freischüler  sind  dann  gehalten,  soweit  sie  nicht  vom  Dir.  (auf 
Zeugnifs  des  Gcsanglehrers)  dispensirt  werden,  an  den  Singstunden  durch 
alle  Classen  und  an  Ausführung  der  liturg.  Chöre  im  sonntägl.  Hauptgottes- 
dienst u.  s.  w.  sich  zu  betheiligen. 

Unterstützungen  und  Prämien.  35.  Das  Gymnasialcuratorium 
hat  aufser  der  Befreiung  vom  Schulgeld,  die  Anstalt  selbst  aufser  der  Hfilft- 
bibliothek,  aus  welcher  ärmere  Schüler  auf  ein  Halbjahr  Schulbücher  geliehen 
erhalten,  keine  Untersttitzungen  zu  gewähren.  Dagegen  besteht  a)  ein  von 
hiesigen  Einwohnern  gebildeter  Verein  zur  Unterstüzung  ärmerer  Gymnasi- 
asten und  Realschüler;  b)  eine  Sülfflow- Stiftung,  aus  deren  Zinsen  jähri. 
zu  Ostern  ein  Realsecundaner  ein  Buch  erhält;  c)  ein  Ramler  -  Denkmal- 
comit^,  welches  alljährl.  die  Feier  des  25.  Febr.  anordnet,  dazu  Concurrenz  um 
eine  Preisaufgabc  eröffnet,  und  dem  Sieger  ein  auf  der  Universität  zu  erheben- 
des Geldpräminm  verleiht. 

36.  Ferner  hat  das  Gymn.  jährl.  30  Thlr.  aus  der  Gymnasialcasse  zu  Prä- 
mien zu  verwenden.  Diese  bestehen  in  Büchern,  welche  nach  dem  Ermessen 
des  Lchrercoll.-  bu  Weihnachten  an  flcifsige  und  strebsame  Schüler  vertheilt 
werden. 

37.  Endlich  besteht  eine  Anzahl  von  Legaten  sowohl  für  Schüler  als  für 
Studircnde,  über  deren  Verwendung  theils  der  hies.  Magistrat,  theils  besonders 
bestimmte  Collatoren  verfügen. 

Aufnahme  und  Abgang.  38.  Die  AufViahme  in  die  Anstalt  findet 
vornehmlich  zu  Ostern  Statt;  doch  können  unter  gewissen  Einschränkungen 
auch  zu  Michaelis  und  ausnahmsweise  auch  innerhalb  des  Halbjahrs  Schüler 
aufgenommen  werden.  Es  ist  wünschenswerth,  dafs  die  Eltern  oder  Vormün- 
der vor  der  Aufnahme  selbst  aus  der  Schulordnung  sich  unterrichten,  wM 
die  Anstalt  ihren  Zöglingen  bietet,  und  was  sie  von  ihnen  fordert;  die  Ver- 
bindlichkeit aller  Vorschriften  derselben  wird  eben  durch  die  Aufnahme  an- 
erkannt. 

39.  Jeder  neu  Aufzunehmende  hat,  sofern  er  schon  Unterricht  genossen, 
ein  Zeugnifs  von  der  bisher  besuchten  Anstalt  oder  seinem  Privatlehrer;  falls 
er  aber  noch  nicht  unterrichtet  worden,  wenigstens  eine  schrifll.  Angabe  über 
Namen,  Geburtstag,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters,  oder  hiesige  Wohnung» 
mitzubringen. 

40.  Da  zur  Aufnahme  fn  die  VI  nach  höheren  Verfügungen  mindestens 
Vollendung  des  9.  Jahrs  erforderlich  ist,  die  Vorschule  aber  Sjährigen  Cursos 
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hat:  so  wird  in  diese  nur  nach  Yoliendetem  6.  Jahr  aufgenommen,  ohne  dafti 
es  irgend  welcher  Vorkenntnisse  bedarf. 

41.  In  jede  Gymnasial-  oder  Realclasse  können  zu  Ostern  solche  Knaben 
angenommen  weraen.  welche  mit  den  neu  in  die  Glasse  versetzten  Schäem 

§leichen  Wissensstand  nachweisen,  zu  Michaelis  jedoch  nur  die,  von  denen 
ie  Prüfung  ergiebt,  dals  sie  mit  den  bereits  ein  Halbjahr  darin  sitzenden 
fortkommen  können.  Beispielsweise  kann  zu  Michaelis,  wer  noch  gar  kein 
Französisch  gehabt  hat,  nicht  nach  V,  wer  noch  kein  Griechisch  kennt,  nicht 
nach  IV  kommen. 

42.  Die  Prüfung  wird  an  besonders  bekanntgemachten  Tagen  (in  der 
Regel  gegen  das  Ende  der  Ferien)  vom  Dir.  im  Verein  mit  einigen  Lehrern 
mündl.  und  schrifU.  vorgenommeu.  Hierauf  erfolgt  sogleich  die  (eventuelle) 
Aufnahme  unter  Verpiichtung  auf  die  Schulordnung,  von  welcher  der  Schü- 
ler ein  Exemplar  erhält. 

43.  Von  anderen  Anstalten  Verwiesene  werden  nur  nach  voraufgegange- 
nem Conferenzbeschluls  der  Lehrer  und  erfolgter  Genehmigung  der  hohem 
Behörde  zugelassen. 

44.  Sollte  sich  bei  einem  aufgenommenen  später  ein  solcher  Mangel  an 
natürl.  Anlagen  zeigen,  dafs  er  auch  bei  angestrengtem  Fleiis  dem  Unterricht 
nicht  folgen  kann,  so  wird  sein  eignes  Wohl  erheischen,  dafs  er  die  Schule 
verläfst,  oder  sie  mit  einer  andern  vertauscht.  Insbesondre  soll  höherer  Ver- 
f&gung  gemäfs  ein  Schüler  der  VI,  V  oder  IV  (ebenso  Gymnasial  HI),  wenn 
er  selbst  nach  2J  ährigem  Glassensitz  nicht  versetzt  werden  kann  und  nach 
einstimmigem  ürtheil  der  Lehrer  ein  längeres  Verweilen  auf  der  Schule 
nutzlos  für  ihn  sein  würde,  aus  derselben  entfernt  werden,  nachdem  den  El- 
tern ein  Vierteljahr  vorher  Nachricht  gegeben  worden. 

45.  Auswärtige  Schüler  sind  in  eine  nach  des  Dir.  Ermessen  geeignete 
Anfisicht,  Wohnung  und  EoflH;  zu  geben.  In  Wirthshäusem  zu  wohnen  ist 
nicht  zulässig. 

46.  Der  Abgang  von  der  Anstalt  wird  in  der  Regel  nur  zu  Ostern  (oder 
Michaelis)  ohne  Nachtheil  Statt  finden,  und  ist  jedenfalls  dem  Dir.  und  Ordi- 
narius rechtzeitig  anzuzeigen. 

(47.  £f.   Bestimmungen  ans  dem  Maturitätsprüfungsreglm.  s.  p.  205  ff.] 

Schulbesuch.  1.  Jeder  Schüler  hat  alle  Lehrstunden  regelmälsig  zu 
besuchen,  wenn  er  nicht  durch  Krankheit  oder  andere  unabweisbare  Abhal- 
tungen gehindert  ist. 

2.  Im  FaU  der  Krankheit  haben  die  Schüler  der  mittleren  und  unteren 
Gl.  beim  Wiedereintritt  in  die  Schule  eine  Bescheinigung  der  l^rn^er  Auf- 
seher mitzubringen,  worin  die  Krankheit  und  deren  Dauer  a,n^iigSben  ist. 
In  den  beiden  oberen  Gl.  ist  gleich  beim  Beginn  der  Krankheit  eine  schriftl. 
Anzeige  rechtzeitig  einzusenden,  und  auch  wenn  die  Erkrankung  in  der  Schule 
eintritt,  nicht  zu  versäumen. 

3.  Bei  allen  anderen  Abhaltungen  wird  die  Schulversäumnüs  nur  dann 
als  gerechtfertigt  angesehen,  wenn  vorher  die  Erlaubnifs  dazu  vom  Ordinarius 
und  nächstdem  vom  Dir.  eingeholt  worden  ist. 

4.  Beim  Wiedererscheinen  hat  sich  jeder  bei  den  Lehrern,  deren  Stun- 
den er  versäumt  hat,  zu  melden. 

Verbalten  in  der  Schule.  5.  Früh  um  8  Uhr  (im  Sommer  um 
7  Uhr)  und  Nachmittags  um  2  Uhr  wird  das  erste  Mal,  5  Minuten  später  das 
zweite  Mal  mit  der  Schulglocke  geläutet  Innerhalb  der  letzten  Viertelstunde 
vor  dem  Glockenschlag  haben  sich  die  Schüler  in  der  Glasse  einzufinden;  bis 
zum  zweiten  Läuten  muls  alles  zur  Lection  vorbereitet  sein. 

6.  Wer  zu  spät  kommt,  hat  sich  beim  Lehrer  zu  melden,  ehe  er  an 
seinen  Platz  geht. 

7.  Der  Schüler  hat  sich  nicht  nur  mit  den  für  die  besondre  Stunde 
nothwendigen  Büchern  und  Hülfsmitteln  zu  versehen,  sondern  für  jede  Le 
ohne  Unterschied  Diarium  und  Federn  bei  sich  zu  führen. 
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8.  Ohne  Eriaubnifii  des  Lehren  darf  keiner  das  Claaseniimfiier  reilaaeen, 
ohne  Anftraff  des  Lehrers  keiner  ein  fremdes  betreten. 

9.  Anung  und  Ende  jeder  Stnnde  wird  durch  das  Länten  aaMeben; 
nach  der  2.  Vormittagstunde  sowie  Nachmittags  3  Uhr  tritt  eine  Zwudien- 
panse  bis  zu  15  Min.  ein,  in  welcher  alle  das  Zimmer  verlassen  dflrfen. 
Sohnlgebäude  und  Hof  zu  verlassen,  ist  aulser  der  Yormittagspanae  ohne  be- 
sondre Erlanbnifs  nicht  verstattet. 

10.  Während  der  Lectioncn  hat  jeder  mit  Aufmerksamkeit  dem  Vortrag 
des  Lehrers  zu  folgen  und  jede  Störung  der  allgemeinen  Ruhe  durch  Plau- 
dern und  drgl.  zu  vermeiden.  Ruhe  und  Ordnung  mufs  in  den  Classen  auch 
^^ihrend  der  Pausen  herrschen;  darüber  dais  es  geschehe,  hat  der  Primus  in 
wachen,  Ruhestörer  aber  dem  eintretenden  Lehrra  anzuzeigen. 

11.  Etwanige  Beschädigungen  der  Tische,  Bänke,  Schulgerftthe  oder 
Zimmer  sind  soweit  möglich  zu  ersetzen,  mindestens  mit  10  Sgr.  sa  blUsen; 
Ist  der  Thäter  nicht  ausfindig  zu  machen,  so  haftet  die  ganze  Classe  f&r 
denselben. 

Verhalten  gegen  Lehrer  und  Schüler.  12.  Je  mehr  Vertrauen 
der  Schüler  dem  Lelvror  entgegenbringt ,  desto  leichter  wird  es  ihm  werden, 
alle  seine  Pflichten  gegen  denselben  zu  erfüllen,  die  der  Wahrheit,  des  Ge- 
horsams und  der  Dankbarkeit. 

18.  Wer  nicht  mit  eigenen  Kräften  arbeitet,  sondern  den  Lehrer  mündL 
oder  schrifll.  über  das  was  er  selbst  weifs  zu  täuschen  sucht,  —  wer  andere 
dabei  unterstützt,  —  wer  endlich  weder  die  von  ihm  selbst  begangenen  Feh- 
ler offen  eingesteht,  noch  über  andere  auf  Befragen  antwortet  was  er  weii% 
der  verletzt  die  Pflicht  der  Wahrheit. 

14.  Gehorsam  ist  der  Schüler  allen  Anordnungen  des  Lehrers  schuldig: 
je  mehr  er  sich  dabei  selbst  zu  überwinden  weifs,  desto  gewinnreicher  wäd 
diels  für  die  Entwickelung  seines  Charakters  sein.  GUuabt  er  sieh  gegen 
Tadel  entschuldigen  zu  können,  so  hat  er  diofs  bescheiden  und  cur  rraites 
Zeit  zu  thun. 

15.  Treue  und  freudige  Erfüllung  aller  Pflichten  ist  schon  thatsSchllcfaer  ^ 
Dank  für  des  Lehrers  Mühe ;  aber  auch  äuiseriich  kann  or  sich  darin  zeigeo,          ^ 
dais  der  abgehende  die  Anstalt  nicht  verläist,  ohne  von  seinen  Lehrern  Ab- 
schied zu  nehmen. 

16.  Alle  Schüler  sollen  sich  brüderlich  mit  einander  vertragen,  und  ni- 
mentlich  die  neu  hinzukommenden  freundlich  aufnehmen,  keiner  den  anden 
zum  Bösen  verführen,  sondern  ein  jeder,  so  weit  er  kann,  seine  MitschtUer 
davon  zurückhalten,  und  durch  Wort  und  Beispiel  zu  Ordnung,  FleÜs  nnd 
gutem  Betragen  anregen.  l  ~ 

Hftttslicher  Fleifs.  17.  Nächst  dem  Gehorsam  ist  der  Fleils  die  1^ 
Haupttugend  eines  Schülers.  Die  Zeit  nach  den  Nachmittagstunden  ist  der 
zur  Bewahrung  und  Festigung  der  Gesundheit  nothwendigen  Erholung  ge- 
widmet; Jedoch  von  G  Uhr  an  sollen  die  Schüler  sich  zu  Hause  aufhalten 
und  diese  Zeit  zur  Fertigung  der  aufgegebenen  Arbeiten  verwenden,  aneh 
Besuch  möglichst  fem  halten;  nur  ausdrücklicher  Auftrag  der  Eltern  ent- 
schuldigt die,  welche  sich  um  diese  Zeit  aufserhalb  treffen  lassen.  Den  Pri- 
manern wird  die  Entwerfung  eines  eignen  Arbeitstundenplans  vertrauensvoO 
überlassen;  spätestens  um  10  Uhr  müssen  sie  aber  jedenfalls  zu  Hause  soB' 

18.  Die  Praeparation  bezieht  sich  vorzugsweise  auf  die  Lesung  der  Schriftr 
steller,  von  deren  Verständniis  der  Schüler  durch  mündl.  gewandte  Ueber 
Setzung  Zeugnils  ablegen  soll.  Jene  muls  durchweg  eine  schrifd.  sein  sid 
darf  sich  nicht  auf  blofses  Nachschlagen  und  Aufschreiben  von  Vocabeln  be* 
schränken,  welche  jedenfalls  auswendig  zu  lernen  sind. 

19.  Alles  durch  häusl.  Fleüs  und  durch  Aufmerksamkeit  in  der  Qm^ 
Gewonnene  mufis  von  Zeit  zu  Zeit  unaufgefordert  wiederholt  werden. 

20.  Sehr  wichtig  ist  sodann  gewissenhaftes  Auswendiglernen;  je  mehr 
nk  im  Gedächtnils  haben,  desto  sichrer  fühlen  wir  uns  auf  den  betreff.  WisseBi' 
gebieten;  hier  ¥rird  auch  der  Fleils  des  Schülers  am  zweifellosesten  erkaast 
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21.  Die  Bchriftl.  Arbeiten  (Extemporalia,  Scripta,  AnfsSiae)  gewäldllk, 
abgesehen  von  der  Darlegung  der  Kenntnisse  im  einzelnen,  Gelegenheit,  den 
Ansdrack  und  das  Denken  zu  üben,  und  bilden  so  die  nothwendij^  Vorschide 
mm  Bedenlemen.  Die  Frucht  des  Tom  Schüler  hierauf  verwendeten  ftulsem 
und  innem  FleÜses  zeigt  sich  unausbleiblich :  selbst  die  Pünctlichkeit  im  Ab- 
Kefem  ist  mindestens  eine  gute  Schule  für  das  spätere  Leben. 

22.  Namentlich  in  den  oberen  Classen  bedarf  der  häusl.  Fleils  einer 
Ei^finzimg  der  Schulaufgaben  durch  Privatarbeiten,  deren  Gegenstand  gro(sen- 
tiieils  frei  gewählt  werden  kann.  Je  sorgfaltiger  die  Uebersetzungen,  Auszüge, 
Inhaltsangaben,  Analysen  n.  s.  w.  gearbeitet  sind,  desto  grölser  wird  der  Ge- 
winn sokmer  Arbeiten'  sein. 

23.  Wenn  ältere  Primaner  1  oder  2  Semester  zur  Anfertigung  einer  um- 
fiungreichen  lat  Prif«larbeit  als  Valediction  verwenden  wollen:  so  kOnnen 
ihnen  (gewissenhafte  Selbständigkeit  jener  Arbeit  vorausgesetzt)  einzelne  der 
Umfenden  Terminarbeiten  erlassen  werden. 

Sonstiges  Verhalten  der  Schüler  in  und  anfser  der  Schule. 
24.  Ordnung  und  Reinlichkeit  muis  jeder  Schüler  in  idlem  beobachten.  Die 
Sehreibhefte  müssen  beschnitten  sein  und  einen  starkem  Umschlag  haben. 
Von  den  Schriftstellern,  welche  gelesen  werden,  hat  sich  jeder  correcte,  nicht 
so  alte  Ausgaben  (und  zwar  ohne  Anmerkungen,  wo  es  nicht  ausdrücklich 
anders  gestattet  ist)  anzuschaffen  und  ordentlich  einbinden  zu  lassen,  lieber- 
schriebt  oder  sonst  augenscheinlich  ungeeignete  Ausgaben  werden  confiscirt 

25.  lieber  jeden  etwa  nOthig  werdenden  Wohnungswechsel  muls  vorher 
mit  dem  Ordinarius  und  dem  Dir.  Rücksprache  genommen  werden. 

26.  Anständiges,  gesittetes  und  bescheidnes  Betragen  auch  auCserhalb 
der  Schule  wird  iedem  ZQj^ling  derselben  zur  Pflicht  gemacht  Zusammen- 
künfte von  Schülern  zu  Xxinkgelagen,  Kartenspiel  und  anderen  ihre  sittl. 
oder  wissenschaftl.  Bildung  oeeinträchtigenden  Zwecken  sind  verboten.  Keiner 
darf  ohne  Aufsicht  seiner  Eltern  oder  geeigneter  Stellvertreter  derselben 
Mfentliche  Wirthshänser  und  Restaurationen  besuchen.  Das  Tabackrauchen 
auf  der  Strafse  und  an  öffentl.  Orten  ist  verboten;  Schülern  der  oberen 
(Sassen  kann  es  nur  ausnnhüsweise  für  den  einzelnen  Fiül  gestattet  werden. 

27.  Zur  Theihiahme  an  Tanzvergnügungen,  welche  anuerhalb  emes  Fa- 
■iKenkreises  Statt  finden,  sowie  zum  Besuch  des  Theaters  bedarf  es  für 
aoswärtige  Schüler  der  Erlaubnils  des  Ordinarius  und  des  Directors. 

28.  Dieselbe  Erlaubnüs  ist  zur  Betheiligung  am  Tanzunterricht  erfor- 
deilich,  welcher  übrigens  höchstens  ein  Semester  um  das  andre  Statt  fin- 
den darü 

29.  Beun  Baden  in  der  See  hat  sich  jeder  genau  nach  de|||g||ffemeinen 
Toraehriften,  insbesondre  den  Anweisungen  des  von  der  Badedm^von  ange- 
stellten Bademeisters  zu  richten;  nach  dem  Turnen  darf  kemer  baden,  theils 
aaa  Gesundheitsgründen,  theils  nm  der  Arbeitszeit  nicht  zu  viel  Abbruch 
wa  thon. 

30.  Kein  Schüler  darf  eine  öffentl.  Leihbibliothek  benutzen.  Dagegen 
iteht  die  Schüleibibliothek  der  Anstalt  allen  offen;  die  Lehrerbibliothek  kann 
von  den  Schülern  der  oberen  Gl.  in  besonderen  Fällen  benutzt  werden. 

31.  Das  geliehene  Buch  muls  nach  der  festgesetzten  Zeit  (spätestens  in 
4  Wochen)  vom  Empfanger  selbst  zurückgeliefert  werden.  Wer  ein  Buch 
veriiert  oder  beschädigt,  hat  den  Schaden  zu  ersetzen. 

32.  Für  die  aus  der  Hülfsbibliothek  auf  je  ein  Halbjahr  geliehenen 
Bfieher  ist  ein  Leihzettel  eüiznreichen;  im  übrigen  gelten  auch  hier  die  vori- 
gen BestuDmnngen. 

Turnen.  33.  Die  Turnübungen  müssen  eben  so  regelmäfsig  und  pünct- 
Hch  besucht  werden  als  die  eigentlichen  Schulstunden;  in  Krankheitsfällen 
int  das  gleiche  Verfahren  zu  beobachten. 

34.  Dem  Turnlehrer  zur  Seite  stehen  die  Vorturner,  welchen  es  bj|On- 
ders  oUiegt,  den  Geist  der  Ordnung,  der  Sitte  und  jugendlich  frischer  ^pm- 
dlgkeit  am  Werk  zu  wecken  und  zu  erhalten. 
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35.  Ea  wird  erwartet,  dafe  von  einer  im  Sommerhalbjahr  angcurteUten 
Tamfalirt,  sobald  dazu  Lectionen  freigegeben  werden,  keiner  sich  aosschlielst  — 
(1863).    Das  Curatorium. 

Schulordnung  der  Realschule  1.  0.  am  Zwinger  sn  Breslau. 

1.  Die  Aufnahme  neuer  Schüler  erfolgt  an  Ostern  und  Michaelis,  sonst  • 
nur  ausnahmsweise.  Jeder  aufzunehmende  Schüler  muls  vorher  dem  Dir.  an- 
gemeldet sein  und  wird  einer  Prüfung  unterzogen,  deren  Termin  vorher 
öffenti.  bekannt  gemacht  wird.  Nach  dem  Ausfall  dieser  Prüfung  und  nach 
Mafsgabe  des  vorhandenen  Platzes  erfolgt  die  Inscription.  Jeder  Schüler,  der 
bereits  eine  Lehranstalt  besucht  hat,  hat  ein  Zeugnifii  von  derselben  beiza- 
bringen. 

2.  Beim  Empfang  des  Inscriptionscheins  zahlt  jeder  einheimische  Schüler 

1  Thlr.,  jeder  auswärtige  2  Thlr.  Inscriptionsgebühren,  welche  für  die  Schul- 
bibliothek verwendet  werden.  Mit  der  Entgegennahme  des  Inscriptionsoheins 
tritt  für  die  Eltern  und  deren  Stellvertreter  die  Verpflichtung  zur  Schulgeld- 
zahlung und  zur  Beachtung  der  bestehenden  Schulordnung  ein. 

3.  An  Schulgeld  hat  in  allen  Classen  monatl.  praenum.  jeder  einheimische 
Schüler  1 V,  Thlr.,  jeder  auswärtige  2  Thlr.  an  den  Glassenordinarius,  der  da^ 
über  quittirt,  zu  zahlen,  aufserdem  2 7,  Sgr.  Tumgeld.    Besuchen  mehr  als 

2  Brüder  gleichzeitig  die  Anstalt,  so  haben  nur  die  2  jüngsten  das  Schul- 
geld zu  entrichten.  Zweifel  über  Ortsangehörigkeit  der  Eltern  enscheidet  der 
Magistrat.  Derselbe  verfolgt  auch  die  Ausschliefsung  eines  Schülers  von  der 
Anstalt,  wenn  er  mit  der  Zahlung  des  Schulgelds  längere  Zeit  in  Rest  bleibt 
Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Schulgelds  ||(BBteht  bis  zu  dem  Monat 
einschliefslich,  in  welchem  der  Abgang  des  Schülers  dem  Dir.  angezeigt  wor^ 
den  ist;  Krankheit  des  Schülers  entbindet  nicht  von  dieser  Verpflichtung. 

4.  Jeder  Schüler,  der  nicht  hierorts  bei  seinen  Eltern  wohnt,  muu  in 
einer  Familie  untergebracht  oder  einer  Person  übergeben  sein,  welche  efaie 
genügende  Aufsicht  über  ihn  zu  führen  vermag,  und  der  Schule  gegenüber 
alle  Verpflichtungen  in  Stelle  der  Eltern  übernimmt.  Keinem  Schüler  ist  er- 
laubt, seine  Kost  an  einer  öffentlichen  Wirthstafel  zu  nehmen.  Jeder  Woh- 
nnngs-  und  Pensionswechsel  ist  sofort  dem  Glassenordinarius  anzuzeigen. 

5.  Kein  Schüler  darf  des  Religionsunterrichts  entbehren;  diejenigen, 
welche  ihn  nicht  in  der  Anstalt  cmprangen,  haben  sich  regelmäfsig  darüber 
auszuweisen,  von  wem  ihnen  derselbe  ertheilt  wird.  Auch  den  Schülern  iüdi- 
scher  R^don  liegt  diese  Verpflichtung  wenigstens  bis  zum  vollenaeten 
14.  Lebeflihr  ob.  Zur  Theilnahme  an  den  Schulandachten  sind  alle  Schüler 
evangel.  Glaubens  verpflichtet. 

6.  Latein  und  Französisch  sind  obligate  Lehrgegenstände.  In  III  beginnt 
der  Unterricht  im  Englischen  und  Polnischen;  ieder  Schüler  hat  an  einer 
dieser  beiden  Sprachen  theilzunehmen.  Die  Wahl  bleibt  den  Eltern  übe^ 
lassen;  jedoch  ist  ein  spätres  Eintreten  in  eine  dieser  Lectionen  oder  ein 
Wechsel  derselben  nicht  zulässig. 

7.  Jeder  Schüler  hat  an  allen  obligatorischen  Unterrichtsgegenständen 
theilzunehmen.  Wo  Dispensationen  zulässig  sind,  ist  dazu  stets  die  Genehmi- 
gung des  Dir.  erforderlich.  Bis  III  einschliefslich  kann  kein  Schüler  vom 
Zeichnen  ganz  entbunden  werden.  Zur  Theilnahme  am  Turnen,  resp.  zur 
Zahlung  des  Turngelds,  sind  alle  Schüler  verpflichtet;  nur  Unfähigkeit  dazs 
und  Gesundheitsrücksichten  gestatten  Dispensation  auf  Zeit  oder  ^r  immer. 
Dasselbe  gilt  von  den  practisch- chemischen  Uebungen  und  den  botan.  £x- 
cursionen. 

8.  Die  Osterferien  dauern  vom  Sonnabend  vor  Palmsonntag  bis  eis- 
scWlefsl.  Montag  nach  der  Ostcrwoche.  Die  Pfingstferien  vom  Sonnabend  vor 
PflifeBten  bis  einschliefsl.  Mittewoch  nach  demselben.  Die  Sommerferien  dauen 
4  Wochen.   Die  Michaelisferien  vom  Sonnabend  nach  dem  Michaelistage  bii 
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einschliefsl.  den  nächsten  Montag  über  B  Tage.   Die  Weihnaohtsferien  ^m 
23.  Deb.  bis  einschliefoi.  den  3.  Januar. 

9.  Schulbesuch.  Mufs  die  Schule  wegen  Krankheit  versftnmt  werden, 
80  hat  jeder  Schüler  sich  sofort  bei  seiner  Rückkunft  in  die  Schule  schriftl. 
darfiber  auszuweisen.  Bauert  die  Krankheit  über  3  Tage,  so  ist  dem  Dir. 
oder  Classenordinarius  Anzeige  hievon  zu  machen.  Zu  jeder  andern  Schul- 
versänmnils  ist  die  Genehmigung  des  Dir.  vorher  einzuholen.  Kein  Schüler 
darf  eine  Schulstunde  verlassen  ohne  Erlaubnis,  auch  nicht  im  Fall  eines 
Unwohlseins.  Willkürliche  Schulversäumnisse  unterliegen  den  gesetzl.  Strafen ; 
desgleichen  unerlaubte  frühere  Abreise  vor  Anfang  und  spätere  Zurückkunft 
nftch  dem  Schluls  der  Ferien.  Auch  die  Abiturienten  sind  bis  zu  ihrer  förm- 
lichen Entlassung  zum  Besuch  der  Schule  verpflichtet  und  den  Schulgesetzen 
unterworfen.  An  kathol.  Feiertagen  sind  die  kathol.,  an  hohen  jüdischen 
Festen  die  jüd.  SchtHnr,  in  Erwartung  dafs  sie  an  solchen  den  €k)ttesdien8t 
besuchen,  vom  Schulbesuch  entbunden. 

10.  Eine  Gensur  über  Schulbesuch,  Fleifs,  Aufmerksamkeit,  Fortschritte 
und  Betragen  erhalten  die  Schüler  der  I  bis  III  am  Schulschlufs  vor  den 
Oster-,  den  Sommer-,  Michaelis-  und  Weihnachtsferien;  die  Schüler  der  IV 
bis  VI  ebenda  und  aulserdem  noch  Mitte  Febr.,  vor  Pfingsten  und  Mitte  Novb. 
Dies  Zeugnifs  hat  jeder  Schüler  sofort  seinem  Vater,  resp.  dessen  Stellvertreter, 
Vonnund,  vorzulegen  und  mit  dessen  Unterschrift  versehen  dem  Ordinarius 
wieder  einzuhändigen. 

11.  Wie  regelmäfsiger  Schulbesuch,  Fleifs  und  Aufmerksamkeit,  so  sind 
auch  Ordnung  und  Pünctiichkeit  zum  Fortschreiten  unerläfslich.  Jeder  Schüler 
mufs  daher  stets  mit  den  erforderl.  Unterrichtamitteln,  Schulbüchern,  Schreib- 
heften, Zeichnmaterial  u.  s.  w.  versehen  sein,  hat  dieselben  rein  und  sauber 
tu  halten  und  darf  nichts  davon  in  der  Schule  zurücklassen,  noch  was  ihm 
selbst  fehlt  von  anderen  ift  der  Schulzeit  entlehnen.  Alle  Schularbeiten  sind 
pünctlich  zu  liefern;  ebenso  sind  Schulzengnisse,  Entschuldigungs-,  Arrest- 
tettel  pünctlich  abzuliefern,  geliehene  Bücher  rechtzeitig,  besonders  beim 
Abffang  von  der  Schule,  zurückzustellen.  Wer  ein  geliehenes  Buch  verliert, 
mufs  es  ersetzen.  Wer  Eigenthum  der  Schule  oder  eines  Mitschülers  be- 
schädigt, mufs  den  Schaden  ersetzen  und  wird,  wenn  es  absichtlich  geschehen, 
anfserdem  straffällig.  Auch  wird  es  sich  jeder  gesittete  Schüler  zur  Pflicht 
machen,  die  Glassenräume  vor  Verunreinigung  durch  Obst  und  dergleichen 
tu  l>ewahren. 

12.  Jeder  Schüler  hat  nicht  blos  den  Lehrern,  deren  Unterricht  er  eben 
geniest,  unbedingt  Gehorsam  zu  leisten,  sondern  den  Mahnungej^edes  Leh- 
rers der  Anstalt  willig  Gehör  zu  geben,  überhaupt  sämmtli^B^  Lehrern 
ttbenül  die  gebührende  Ehrerbietung  zu  erweisen.  ^^^ 

13.  Es  ist  die  Pflicht  jedes  Schülers,  sich  wie  überall  so  besonders 
seinen  Lehrern  gegenüber  der  Wahrhaftigkeit  zu  befleifsigen,  sich  vor  ab- 
sichtlicher Täuscnung,  auch  vor  falscher  Angeberei  zu  hüten,  aber  auf  Be- 
fragen des  Lehrers  onne  Rückhalt  die  volle  Wahrheit  zu  sagen.  Jeder  Schüler 
hat  indefs  die  Pflicht,  wenn  er  lose  Reden  oder  Handlungen  wahrnimmt, 
welche  die  Sittlichkeit  oder  die  Pietät  gegen  die  Schule  oder  deren  Lehrer 
verletzen,  solche  sofort  dem  Classenordinarius  oder  dem  Dir.  zur  Eenntnifs 
an  bringen. 

14.  Nicht  blos  während  der  Lectionen  sondern  auch  in  den  Respirien, 
in  allen  Schnlräumen  wie  auch  anfserhalb  der  Schule,  insbesondre  auf  dem 
Wege  nach  und  ans  der  Schule  sollen  die  Schüler  Anstand  und  gute  Sitte 
bewahren;  insbesondre  gilt  dies  von  dem  Benehmen  gegen  Schüler  anderer 
Anstalten,  denen  sie  auf  dem  Schulwege  begegnen. 

15.  Ausdrücklich  verboten  ist  es,  fremde  nicht  zum  Schulunterricht  ge- 
hörige Bücher  oder  Spielereien  in  die  Schule  mitzubringen  oder  sich  tau 
damit  zu  beschäftigen.  Die  Benutzung  Öffentlicher  Leihbibliotheken  ist  JU- 
nem  Schüler  gestattet.  V 

16.  Der  Besuch  ron  Schanklocalen  und  Billardstuben  ist  allen  Schmem 
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streng  untersagt;  auch  der  Besuch  von  Gonditoreien  ohne  Begteitmig  der 
Eltern.  Tabaekrauchen  an  öffentlichen  Orten  ist  unter  keinen  UmstiadeB  ge- 
stattet und  wird  bestraft. 

17.  Ueber  jede  strengere  Strafe  (Arrest  u.  s.  f.)  erhalten  die  Angehöri- 
gen, in  der  Regel  durch  den  Schüler  selbst,  sofoitige  schriftl.  Mittheiiang. 
Um  sich  von  der  richtigen  Abgabe  derselben  und  der  Kenntniisnahme  seitens 
der  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  zu  überzeugen,  ist  der  Ordinarins  ange- 
wiesen, diese  Bescheinigung  (Arrestzettel),  auf  welcher  ein  «Gelesen*  and. 
nichts  weiter  zu  vermerken  ist,  sich  von  dem  Schüler  Tags  darauf  wieder- 
vorlegen  zu  lassen.    Geringere  Vergehen  eines  Schülers  werden  durch  an — 
gemessene  Schulstrafen  geahndet;  gröbere  z.  B.  Verletzung  der  Schamhaftii^^ 
keit,  schwere  Beleidigung  eines  Lehrers,  Fälschung  von  Attesten  jeder  Ar^ 
Veruntreuungen,   Schuldenmachen,  Besuch  von  Sohankloealen,   Widersetz 
lichkeit,  rohes  Benehmen,  sowie  hartnäckiger  Unfleib  nnd  wiederholte  wüMr- 
kürliche  Schulversäumnifs,  ziehen  die  Entfernung  des  Schülers  von  der 
stalt  nach  sich. 

18.  Soll  ein  Schüler  die  Anstalt  verlassen,  so  mu(s  derselbe  Ton       _ 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  bei  dem  Dir.  al^meldet  werden.     In  B«. 
treff  der  Schulgeldzahlung  ist  §.  3  zu  beachten.    Das  Abgangszengnifii  wind 
von  dem  Classenordinarius  auf  Grund  der  Oensuren  ausgerertigt  and  vom 
dem  Dir.  vollzogen.     Dasselbe   kann  vorenthalten  werden,  im  Fall   noeh 
Schulgeldreste  bestehen,  oder  von  der  Schule  geliehene  Bücher  and  difß, 
noch  nicht  zurückgestellt  sind,  oder  der  Schüler  noch  einer  Bestrafung  oa- 
terliegen  soll. 

19.  Die  erwachsenen  Schüler,  welche  die  Vergünstigung  des  einjilr. 
Militairdienstes  beanspruchen,  werden  erinnert,  da(s  sie  sich  deshalb  bei  der 
K.  Departements  -  Prüfungscommission  fUr  einjährige  Freiwillige  vor  das 
1.  Febr.  des  Jahrs  zu  melden  haben,  in  welchem  sie  20  Jahr  alt  werden.  — 
(1864).    Der  Magistrat 

Schulgesetze  des  Gymnasiums  zu  Hirschberg. 

1.  Die  Aufnahme  in  das  Gymn.  erfolgt  nach  vorgängiger  Prüfung  i> 
der  Regel  nur  zu  Ostern  und  ist  vor  dem  Beginn  des  Unterrichts  an  des 
hiezu  bestimmten  Tagen  bei  dem  Dir.  nachzusuchen.  2.  Von  selbst  ve^ 
steht  es  sich,  dafs  alle  Schüler  bis  zu  ihrem  Abgang  vom  Gymn.  den  Sehil- 
gesetzen  unbedingt  nachzuleben  haben.  Aber  auch  die  Eltern,  Vormflnder 
und  deren  Stellvertreter  sind  verpflichtet,  mit  den  Einrichtungen  des  Gyns* 


sich  bekoM  zu  machen,  und  ihrerseits  nicht  nur  jede  absichtliche  StOronc 
derselben  m  vermeiden,  sondern  auch  der  Erreichung  des  Sehulzweckf  m 
der  Befolgung  der  Schulgesetze  möglichst  förderlich  zu  werden.  3.  Jeder 
Schüler  mufs  sich  pünctiich  nach  dem  Schlage  der  Stadtuhr  zum  Anftag 
der  Lehrstunden  Vor-  und  Nachmittags  in  seiner  Glasse  einfinden,  und  weder 
durch  zu  spätes  Kommen  das  Gebet  oder  den  Unterricht  stören,  noch  duck 
zu  frühes  Erscheinen  Veranlassung  zu  Unordnungen  geben.  Der  Anfitff 
der  Schule  ist  früh  um  8  Uhr.  Die  Lehrstunden  beginnen  auf  ein  mit  der 
Schulglocko  gegebnes  Zeichen.  Jeder  Schüler  muis  dann  auf  dem  ih0 
durch  die  Classenordnung  angewiesenen  Platze  sein.  4.  Während  der 
Lehrstunden  kann  das  Herausgehen  einzelner  Schüler  nur  in  AusnahmefsUefl 
verstattet  werden ;  wer  Anlässe  vorgiebt,  um  sich  auf  einen  Theil  derStnsde 
dem  Unterricht  zu  entziehen,  wird  der  Befugnifs  verlustig,  die  in  den  oberei 
Classen  vom  Lehrer  eingeräumt  werden  kann,  in  Nothfällen  aach  ohne  be- 
sondres Ausbitten  das  I^ehrzimmer  zu  verlassen.  5.  Wird  die  AbrofsoC 
eines  Schülers  von  Eltern  oder  Freunden  verlangt,  so  steht  es  dem  Lehrer 
zu,  über  die  Zulässigkeit  derselben  zu  entscheiden  und  solche  nach  Beiiodet 
der  Umstände  entweder  zurückzuweisen  oder  bis  zum  Schlufs  der  Lehrstande 
zu  verschieben.  Schüler  des  Gymn.  sind  für  sich  nicht  befugt,  während 
der  Unterrichtszeit  an  der  Thür  einer  Classe  behufs  eines  soldieD  Heiaü- 
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rofens  aninklopfen.  Wer  dies  thut,  wird  dem  Ordinarius  seiner  Classe  sor 
üntersachung  angezeigt  werden.  6.  So  lange  die  Lehrstanden  dauern, 
steht  es  keinem  Schüler  frei,  ohne  besondre  Erlanbniis  nach  Hause  zu  gehen. 
Privatunterricht  darf  nie  mit  den  öffentlichen  Lehrstunden  zusammenfallen. 
7.  Bei  jedem  Stundenwachsel  wird  eine  5  Minuten  lange  Erholung  gestattet, 
nach  der  2.  Lehrstunde  Vormittags  ein  Respirium  von  10  Minuten.  Wäh- 
rend dieser  Zeit  kann  jeder  Schüler  das  Lehrzimmer,  nicht  aber  den  Bereich 
des  Gymn.  verlassen.  8.  Wenn  der  Lehrer  einmal  genöthigt  sein  sollte 
die  Glasse  allein  zu  lassen,  so  übernimmt  der  Primus  oder  ein  andrer  von 
dam  Classenordinarius  bestellter  Aufseher  das  Geschäft,  über  Ruhe  und  Ord- 
nung zu  wachen.  Beleidigungen  gegen  den  Aufseher  während  oder  wegen 
Ausübung  der  ihm  obliegenden  Au&cht  werden  mit  geschärfter  Strafe  geahn- 
det. 9.  Kein  Schüler  darf  den  ihm  angewiesenen  Platz  eigenmächtig 
verändern.  10.  Abgänge  von  Speisen,  Kerne,  Schalen,  Papier  etc.  im 
Lehrzimmer  herumzuwerfen.  Wände,  Bänke,  Tische,  Landkarten  und  andere 
Schulgeräthe  zu  beschmutzen  oder  zu  beschädigen ,  ist  schon  durch  die  all- 

ß meinen  Gesetze  der  Sitte  und  des  Anstands  untersagt  Für  eigentliche 
Schädigungen  ist  von  dem  Thäter  Schadenersatz  zu  leisten;  falls  aber 
der  Thäter  nicht  zu  ermitteln  ist,  bleibt  vorbehalten,  nach  Umständen  der 
ganzen  Classe  den  Schadenersatz  aufzulegen.  Ueberhaupt  sollen,  wie  über- 
all so  auch  im  Schulgebäude,  die  Schüler  ein  gesittetes  Betragen  beobachten, 
nnd  die  älteren  Schüler  hierin  den  jüngeren  mit  gutem  Beispiel  vorgehen. 
Was  sich  nirgends  ziemt,  ziemt  sich  in  der  Schule  am  wenigsten. 

11.  Kein  Schüler  darf  sich  von  irgend  einem  Gegenstande  des  öffentl. 
Unterrichts  ausschlielsen.  Dispensation  von  den  Gesangstunden  muCei  unter 
Einreichung  eines  ärztl.  Zeugnisses  beim  Dir.  nachgesucht  werden.  Dispen- 
sation vom  Griechischen  soll  nur  in  ganz  seltenen  AusnahmeföUen  gewährt 
werden;  sie  ist  von  den  Eltern  oder  Vormündern  des  Schülers  bei  dem  un- 
terzeichneten K.  Prov.  Schulcoll.  nachzusuchen.  Jeder  künftige  Theolog  und 
Philolog  muis,  sobald  er  in  die  II  getreten  ist,  auch  an  den  hebräischen 
Stunden  Theil  nehmen  und  darf  den  Besuch  dieser  Lectionen  nicht  ohne  aus- 
drückliche Genehmigung  des  Dir.  wiederaufgeben.  Kathol.  Schüler  besuchen 
den  ihnen  zugewiesenen  Religionsunterricht  ihrer  Confession;  Schülern  jüdi- 
sdier  Religion  wird  auf  besondcm  Antrag  der  Eltern  beim  Dir.  die  Theil- 
nahme  am  Religionsunterricht  des  Gymn.  gestattet  12.  Wird  ein  Schüler 
krank  oder  sonst  durch  zwingende  Gründe  vom  Schulbesuch  abgehalten,  so 
haben  seine  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  es  dem  Ordinarius  seiner  Classe 
oder  dem  Dir.  sofort  und  vor  der  ersten  Versäumnits  zu  melden  und  dem 
Sehfiler  bei  seiner  Wiederkehr  in  die  Classe  eine  schrifU.  Bescheinigung  zum 
Ausweis  bei  den  Lehrern,  deren  Lection  er  versäumt  hat,  mitzo^^eben.  Im 
Fall,  dals  Eltern  oder  Aufseher  abwesend  sind,  kann  eine  von  ihm  selbst 
geschriebne  und  unterschriebne  Erklärung  vorläufig  angenommen  werden. 
18.  Um  aulser  den  Ferien  wegen  einer  Reise  oder  anderer  Ursachen  aus 
der  Schule  bleiben  zu  dürfen,  mufs  der  Schüler  seinem  Ordinarius  ein  schriftl. 
Gesuch  der  Eltern  übergeben  und  mit  solchem  nach  erhaltner  Bewilligung 
des  Ordinarius  bei  dem  Dir.  zur  Genehmigung  sich  melden.  Ohne  diese 
Genehmigung  ist  es  keinem  Schüler  gestattet  aus  der  Schule  wegzubleiben. 
Wenn  ein  Schüler,  dessen  Eltern  nicht  am  Ort  wohnen,  verreisen  will,  auch 
ohne  Lectionen  zu  versäumen,  als  Sonnabend  Nachm.  oder  Sonntags,  so  soll 
ev  jedesmal  vorher  die  Erlaubnifs  seines  Ordinarius  erbitten.  14.  Auch 
bei  jeder  Schulfeierlichkeit,  bei  Censuren,  Prüfungen,  dem  gemeinschaftl. 
Morgengebet,  dem  Wochenschlufs  etc.  soll  jeder  pünctlich  erscheinen  und 
mr  Ferienzeit  weder  vor  dem  Schlufs  der  Schule  abreisen,  noch  beim  An- 
fiuig  derselben  ausbleiben. 

15.  In  allen  Lehrstunden  mufs  jeder  Schüler  die  nöthigen  Schulbücher 
und  Schreibmaterialien  mitbringen.  Ein  Diarium  mufs  immer  zur  Hand  sein. 
Mit  fremdartigen  Büchern,  selbst  wenn  sie  aus  den  Bibliotheken  des  Gymn. 
sind,  und  mit  sonst  nicht  in  die  Lection  gehörenden  Dingen  darf  sich  bei 
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Strafe  der  Wegnahme  keiner  befassen.  16.  Die  aofgegebnen  Arbeiten 
soll  jeder  in  reinlichen  Heften  mit  Fleifs  angefertigt  aar  vorgeechriebnen 
Zeit  abliefern  und  auf  jeder  Arbeit  sowohl  den  Tag  der  Aufgabe,  als  den 
der  Abliefernng  verzeichnen.  Auf  die  Lectionen  soll  jeder  wohl  vorbereitet 
erscheinen,  ihnen  mit  Aufmerksamkeit  beiwohnen  und  das  Vorg^tragne  ge- 
wissenhaft repetiren.  Nachlässigkeit  und  Unfleifs  werden  mit  Nachsitzen, 
Ausschliefsung  von  den  Scbulprämien,  nöthigenfalls  auch  mit  Garcer,  Degra- 
dation oder  Verlust  der  Schulgeldlegate  bestraft.  Wenn  ein  Schüler  2  Jahre 
in  einer  Glasse  gesessen  hat,  und  doch  nicht  zum  Aufsteigen  in  die  nächst 
folgende  höhere  reif  befunden  wird,  so  kann  er  nach  den  darüber  bestehen- 
den Verordnungen  aus  der  Lehranstalt  entfernt  werden. 

17.  Ehrerbietung  und  Gehorsam  gegen  die  Lehrer,  Sittlichkeit,  Beeehei- 
denheit,  Anstand  im  Benehmen  wie  in  der  Kleidung  mufs  von  jedem  Schüler 
gefordert  werden,  er  befinde  sich  wo  er  wolle.  18.  Besonders  solMeder  sich 
von  allem  entfernt  halten,  was  seinem  Schulverhältnifs  fremd  ist,  als  Theilnahme 
an  Studentengesellschaften,  gemeinschaftlichen  Trinkgelagen  und  Glückspiel, 
Führung  von  Rappieren,  Schieisgewehr,  Reitpeitschen,  auffallender  Kleidung 
und  ähnlicher  Dinge,  welche  vom  ruhigen,  wissenschaftlichen  Leben  abwenden 
und  zu  Dünkel  und  Eitelkeit  verleiten.  Primaner,  welche  sich  in  so  zweck- 
widriges Treiben  einlassen,  haben  aufser  den  auf  Uebertretung  der  Schal- 
gesetze stehenden  Strafen  zu  gewärtigen,  dafs  sie  auf  kürzre  oder  Iftngre 
Zeit  nicht  zur  Abiturientenprüfung  zugelassen  werden.  19.  Das  Tabaok- 
rauchen  ist  allen  Schülern  aufser  denen  der  1.  Glasse  gänzlich  verboten  und 
kann  auch  bei  Primanern  nur  in  den  Schranken  des  Anstands  geduldet 
werden;  namentlich  soll  es  nie  auf  den  Strafsen  der  Stadt  oder  in  G^egea- 
wart  von  Lehrern  oder  sonstigen  Respectspersonen  geschehen.  20.  Ohne 
Aufsicht  der  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  ist  der  Besuch  öffentl.  Wirths- 
und  Schenkhäuser,  Billards,  Zuokerbäckereien  und  Vergnügungsörter  in  und 
aufser  der  Stadt  untersagt;  doch  soll  besonders  den  Schülern  der  oberen 
Glassen  nicht  verwehrt  sein,  auf  gröfseren  Spaziergängen  in  einer  bestimm- 
ten Weite  von  der  Stadt  in  ein  ländliches  Wirthshaus  einzukehren,  um  eine 
Erfrischung  zu  geniefsen.  In  welchem  Umkreis  dies  Verbot  gilt,  wird  ihnen 
von  Zeit  zu  Zeit  durch  den  Dir.  bekannt  gemacht  werden.  Aber  auch  zu 
diesen  entfernten  Wirthsbäusern  sollen  sie  sich  nicht  in  zahlreichen  Gesell- 
schaften begeben,  und  keiner  darf  diesen  Besuch  zur  Gewohnheit  werden 
lassen.  21.  Jeder  Schüler,  dessen  Eltern  nicht  am  Ort  wohnen,  mnOi, 
wenn  er  sich  nicht  in  einer  Pensionsanstalt  befindet,  zuverlässigen  Wirths- 
leuten  übergeben  sein,  welche  für  die  Regelmäfsigkeit  des  SchulbesuehB 
ihrer  Pflegebefohlenen  durch  Ausstellung  glaubwürdiger  Atteste  in  Erkran- 
kungsfällen und  bei  anderen  triftigen  Ursachen  der  Schulversäumnifs  haften, 
über  die  sittliche  Führung  der  ihnen  untergebenen  Schüler  in  Gremeinschaft 
mit  den  betreff.  Ordinarien  wachen  und  überhaupt  in  Beziehung  auf  die 
Verbältnisse  der  Schule  die  Stelle  der  Eltern  vertreten.  Die  Wahl  der 
Wohnungen  bei  der  Aufnahme  in  das  Gymn.,  sowie  der  etwanige  Wechsel 
derselben  darf  nicht  ohne  vorherige  Meldung  beim  Ordinarius  und  ausdrück- 
liche Genehmigung  des  Dir.  getroffen  werden.  22.  In  einem  Wirthshauie 
zu  wohnen  oder  rcgelmäfsig  in  einem  öfiontl.  Speisehause  zu  essen,  ist  kei- 
nem Schüler  verstattet.  23.  Kein  Schüler,  dessen  Eltern  nicht  hier  woh- 
nen, darf,  abp^esehen  von  den  polizcil.  Einrichtungen,  ohne  Genehmigung 
seines  Ordinarius  fremde  durchreisende  Schüler  oder  andere  junge  Leute  be- 
herbergen oder  sie  im  Wirthshause  besuchen.  Auch  jeder  Verkehr  mit  Pe^ 
sonen,  welche  ein  Gewerbe  daraus  machen,  etwas  zur  öffentlichen  Sohtn 
auszustellen,  ist  verboten.  24.  Wer  Tanzstunden  nehmen  will,  hat  dies 
vorher  seinem  Ordinarius  anzuzeigen  und,  wenn  seine  Eltern  nicht  h\ßt 
wohnen,  die  schriftl.  Einwilligung  derselben  einzureichen.  Söhne  auswärti- 
ger Eltern  dürfen  Bälle  und  sonstige  Tanzvergnügen  nicht  ohne  Erlaubnis 
ihres  Ordinarius  und  nicht  selbständig,  d.  h.  nicht  ohne  besondre  Einladung 
von  Seiten  einer  Familie  besuchen;  für  einheim.  Schüler,  welche  in  Beeret- 
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fang  ihrer  Eltern  theilnehmen  wollen,  ist  die  Anzeige  beim  Ordinarius  aas- 
reichend. Der  Besach  von  Maskenbällen  kann  keinem  'Schüler  gestattet 
werden.  25.  Die  Theilnahme  an  irgend  einem  Verein,  welcher  Art  er 
aach  sei,  ist  allen  Schülern  untersagt.  Ausnahmen  unterliegen  der  beson- 
dem  Genehmigung  des  Dir.  26.  Kein  Schüler  darf  ohne  Vorwissen  seines 
Ordinarius  das  Theater  besuchen,  jüngere  Schüler  in  der  Regel  nur  in  Be- 
reitung von  ihren  Eltern  oder  deren  Stellvertretern.  Der  Besuch  benach- 
barter Theater  ohne  die  Eltern  ist  wegen  des  späten  Nachhausekommens 
l^zlich  untersagt.  Das  Baden  sowie  das  Schlittschuhlaufen  ist  nur  an  dem 
Ton  der  Polizei  jedesmal  ausgesteckten  Platz  und  nur  nach  der  im  Gymn. 
bestehenden  Ordnung  erlaubt.  Das  Herumziehen  auf  den  Straften  am  spä- 
ten Abend  ist  durchaus  untersagt.  27.  Die  Benutzung  öffentl.  Leihbiblio- 
theken ist  keinem  Schüler  gestattet.  Die  Büchersammlungen  der  Schule 
selbst  bieten  dem  Leselustigen  unterhaltende  und  belehrende  Werke  in  hin- 
Iftnglicher  Zahl  dar.  Wer  ein  Buch  aus  einer  der  Bibliotheken  des  Gymn. 
erhält,  muCei  dasselbe  sauber  halten  und  zur  rechten  Zeit  wiederabgeben. 
Wer  es  beschmutzt,  verfallt  in  verhältnifsmäfsige  Strafe,  wer  hinein  schreibt 
oder  malt,  oder  es  gar  verliert,  mufs  es  neu  anschaffen.  Jeder  Wechsel 
und  Umtausch  der  geliehenen  Bücher  unter  den  Schülern  selbst  ohne  Vor- 
wissen und  Erlaubnils  des  Bibliothekars  ist  zu  Erhaltung  der  Ordnung  durchaus 
verboten.  28.  Beim  Ankauf  von  Büchern  aller  Art  haben  die  Schüler 
den  Rath  der  Lehrer  einzuholen.  Ausgaben  der  Autoren  mit  Anmerkungen 
sollen  vor  dem  Ankauf  dem  Dir.  oder  Ordinarius  zur  Genehmigung  des  Ge- 
hnuchs  vorgewiesen  werden.  Ankauf  und  Verbreitung  von  Nachdrücken  ist 
den  Schülern  gänzlich  untersagt;  ebenso  der  Gebrauch  von  deutschen  Ueber- 
letznngen  der  Autoren  beim  Unterricht  und  von  theilweise  oder  ganz  über- 
Bchriebnen  Exemplaren,  welche  von  den  Lehrern  weggenommen  werden 
lullen.  29.  Verkauf  von  Büchern  oder  sonstigen  Gegenständen  ihres  Eigen- 
tfaums  kann  den  Schülern  nicht  gestattet  werden. 

BO.  Das  Betragen  der  Schüler  in  ihrem  wechselseitigen  Umgang  soll 
sittlich,  schamhaft,  anständig  und  verträglich  sein.  Jede  lieblose  Neckerei 
and  Bedrückung  anderer  ist  streng  untersagt.  Keiner  darf  sich  ein  unrecht- 
mäfsiges  Uebergewicht  über  Mitschüler  anmafsen,  die  Neuen  der  Classe  mifs- 
handeln  oder  verhöhnen,  sich  einen  Anhang  verschaffen  oder  eine  Partei 
stiften.  Alles  Zusammentreten  zu  ungesetzlichen  Zwecken,  sowie  öffentliches 
oder  geheimes  Einverständnifs  zu  gemeinschaftlichen  Uebertretungen  ist  im 
höchsten  Grade  strafbar.  31.  Kein  Schüler  darf  bei  Anfertigung  seiner 
scbriftl.  Arbeiten  sich  fremder  Hülfe  bedienen,  keiner  dem  andern  solche  ge- 
währen. Im  Uebertretungsfall  unterliegen  beide  der  Bestrafung.  Ist  die 
nnschung  beim  Abiturientenexamen  verübt  oder  versucht,  so  erfolgt  Aus- 
aebliefsung  von  der  weitem  Prüfung.  Durch  Wiederholung  dieses  Vergehens 
wird  Zurückweisung  von  der  Prüfung  für  immer  verwirkt  32.  Schwere 
Vergehen  in  und  aufser  der  Schule,  als  Entwendung  fremden  Eigenthums, 
Zarflckbehalten  des  Gefundnen,  Mifshandlung  der  Mitschüler,  Beleidigung 
und  Bedrückung  solcher,  welche  erst  neu  angenommen  oder  in  eine  höhere 
Classe  versetzt  sind,  Sünden  gegen  die  Gesetze  der  Schamhaftigkeit  und 
Zflchtigkeit,  grobe  Ungebühr  gegen  Lehrer  oder  Verführung  anderer  dazu, 
nicht  zu  bändigende  Rohheit,  beharrlicher  Unfleifs  und  muth willige  Schul- 
▼ersänmnils  ziehen  gänzliche  Entfernung  vom  Gymn.  nach  sich.  33.  Die 
Zeugnisse  der  Lehrer,  die  zu  bestimmten  Zeiten  jedem  Schüler  in  den  Censur- 
bflchem  ausgestellt  werden,  bringt  dieser  von  den  Eltern  oder  Vorgesetzten 
anterschrieben  seinem  Ordinarius  zurück.  Fälschung  des  Zeugnisses  selbst 
oder  der  Unterschrift  wird  als  schweres  Vergehen  bestraft. 

84.  Diejenigen  Schüler,  welche  ihre  Militairverpflichtung  mit  einem 
Jahr  lösen  wollen,  haben  sich  vor  dem  1.  Febr.  desjenigen  Jahrs,  in  welchem 
sie  das  20.  Jahr  vollenden,  bei  der  mit  dieser  Angelegenheit  beauftragten 
K.  Gommission  in  Liegnitz  unter  Einreichung  eines  Gymn.zeugnisses  zu  mel- 
den.     35.  Wenn  ein  Schüler  das  Gymn.  zu  verlassen  beabsichtigt,  so  haben 


874 

dessen  Eltern  oder  Vormünder  sich  deshalb  mündl.  oder  schrifU.  an  d«B 
Dir.  zu  wenden  mit  der  Meldung  des  Entlassungstags  nnd  der  niehalMi  B6> 
Stimmung  des  Abgehenden,  worauf  derselbe,  wenn  es  verlangt  wird,  daa 
durch  den  Ordinarius  ausgefertigte,  vom  Dir.  unterseiohnete  nnd  nnteiai^ 
gelte  Abgangszeugnifs  erhält  und  entlassen  wird.  Bis  dahin  bleibt  er,  mach 
wenn  er  als  Abiturient  bereits  die  Prüfung  bestanden  hat,  allen  Geaetaeo 
des  Gymn.  unterworfen.  36.  Den  Begräbnissen,  zu  welchen  die  Beglei- 
tung der  Schule  vom  Dir.  angeordnet  wird,  sind  alle  Schfller  beisawohneii 
verpflichtet  Confsssionelle  Bedenken  dagegen  in  einzelnen  Fällen  aiiid  von 
den  Eltern  bei  dem  Dir.  anzubringen.  37.  Jeder  Schfller,  der  aich  an 
Sonn-  und  Festtagen  am  hiesigen  Ort  befindet,  ist  zum  Besuch  d«r  Kirehe 
seiner  Confession  verpflichtet.  Die  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  ist  Ge- 
genstand der  Censuren;  desgleichen  die  unterlassene  Theilnahme  an  den 
ochulcommunionen. 

38.  Alle  zu  leistenden  Zahlungen  mflssen  sowohl  wegen  der  Ordnung 
der  Classenrechnungen,  als  auch  um  den  Schüler  selbst  an  Ordnung  sn  ge- 
wöhnen, zur  bestimmten  Zeit  geleistet  werden,  und  zwar  so  lange,  ala  die 
förmliche  Abgangsanzeige  noch  nicht  erfolgt  ist  39.  Die  zu  leistenden 
Zahlungen  sind  folgende:  a)  Aufnahmegebühr  für  jeden  neuen  Schfller  an 
die  Schulcasse:  3  Thlr.  Jede  andre  Gebühr,  welche  etwa  bisher  bei  der 
Aufnahme  gezahlt  worden  ist,  insbesondre  das  Inscriptionsgeld,  ist  abgesehaüL 
b)  Das  Schulgeld  vierteljährl.  praenum.  fUr  jeden  Schfller  der  VI,  V,  lY: 
4  Thlr.,  III,  II,  I:  5  Thlr.   c)  Der  Frühlingszuschufs  für  jeden  Schfller:  5  Sgr. 

d)  Bei  jeder  Versetzung  aus  VI  nach  V,  und  ans  V  nach  IV:  7y«  Sgr^^  aas 
IV  nach  III:  15  Sgr.,  aus  III  nach  II:  22*/.  Sgr.,  ans  li  nach  i:  1  Thlr.; 

e)  ein  monatl.  beliebiger  Beitrag  zur  Glassenbibliothek :  f)  beim  Abgau: 
für  ein  gewöhnliches  Schulzeugnifs:  y,  Thlr.,  für  ein  ADiturientenaengnils: 
3  Thlr.  j  ein  beliebiger  Beitrag  an  die  Bibliothek  in  Geld  oder  Bfldiem. 
Ermäfsigung  oder  Erlafs  des  Schulgelds  findet  in  der  Regel  nur  nach  Maß- 
gabe der  vorhandenen  Schullegate  statt,  und  letztere  können  nur  bei  Fleiis, 
gutem  Betragen  nnd  bescheinigtem  Unvermögen  bewilligt  werden.  —  (1864). 
K.  Schulcoll.  für  Schlesien. 

Schulgesetze  für  das  Gymnasium  zu  Bunzlan. 

1.  Alle  bei  dem  Dir.  zur  Aufnahme  in  das  Gymn.  sich  Anmeldendea 
werden  durch  diesen  einer  Aufnahmeprüfung  unterworfen.  2.  Den  An- 
meldungen mflssen  die  erforderl.  Zeugnisse  beigefügt  werden,  bevor  die  Auf- 
nahme erfolgen  kann.  3.  Nach  vollzogener  Inscription  ist  jeder  Schfller, 
resp.  dessen  Eltern  oder  verantwortliche  Aufseher,  zur  genauen  Befolgung 
sämmtlicher  Schulgesetze  verpflichtet.  4.  Als  erste  Anforderung  wird  j^ 
dem  Schüler  ein  moralisches,  anständiges  und  bescheidnes  Betragen  sowohl 
in  als  aufser  der  Schule  zur  Pflicht  gemacht  Alles  Auffallende  in  der  Klei- 
dung ist  zu  vermeiden.  5.  Die  Schfller  haben  sich  erst  kurz  vor  Beginn 
der  Stunden  in  ihren  Classen  einzufinden  und  ruhig  ihre  bestimmten  PUtit 
einzunehmen.  Jedes  Umhertreiben  auf  dem  SchuTplan  vor  und  nach  der 
Schule  ist  untersagt.  6.  Das  zur  Erholung  auf  dem  Schnlplan  bestimmte 
Respirium  von  10  bis  lO'/«  Uhr  steht  unter  Aufsicht  eines  Lehrers,  dessen 
Anordnungen  genau  zu  befolgen  sind.  7.  Jeder  Schüler  ist  zu  r^elmiifa. 
Schulbesuch  und  zur  Theilnahme  an  allen  Schulfeierlichkeiten  verpflichtet 
8.  Schulversäumnisse  können  nur  nach  vorher  erfolgter  Anzeige  an  den  Or- 
dinarius mit  Genehmigung  des  Dir.  ausnahmsweise  gestattet  werden.  In 
Krankheitsfällen  ist  eine  gUubwürdige  Bescheinigung  an  den  Ordinarius  ein- 
zusenden. 9.  Jede  Abwesenheit  von  der  Classe  ohne  die  bei  Nr.  8  bezeich- 
neten Modalitäten  wird  als  willkürliche  Schulversäumnils  bestraft.  Dasselbe 
nlt  auch  besonders  von  jedem  Ausbleiben  über  die  verstattete  Zeit  nach  den 
Ferien  und  von  jeder  frühem  Entfernung  vor  dem  Beginn  der  Ferien. 

10.  Allen  Schülern  wird  den  Lehrern  gegenüber  der  pflnetliohate  Ge- 
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horsam  nod  die  gebührende  Aohtung,  den  Mitschfllern  gegenüber  Verträglich- 
keit geboten.  Streitigkeiten  nuter  den  Schülern  nnd  die  sogenannte  Selbst- 
httlfe  Bind  untersagt.  Gegründete  Beschwerden  müssen  dem  Ordinarias 
erforderlichen  Falls  dem  Dir.  zur  Abhülfe  vorgelegt  werden.  11.  Jede 
nnnOthige,  oder  gar  muthwillige,  unmittelbare  oder  mittelbare  Störung  und 
Unterbrechung  des  Unterrichts  ist  verboten.  12.  Beschädigungen  an  Tischen, 
Biaken  und  Schulgeräthschaften  müssen,  aufser  der  etwa  erforderlichen 
Diaeiplinarstrafe,  von  dem  Thäter  ersetzt  werden.  Ist  dieser  nicht  zu  er- 
mitteln, so  hat  die  betreffende  Classe  für  den  entstandnen  Schaden  anzu- 
kommen. 13.  Schulbücher,  Hefte  und  Schreibmaterialien  sind  in  Ordnung 
nnd  zu  stetem  Gebrauch  bereit  zu  halten.  Die  aufgegebenen  Arbeiten 
mfiesen  pünctlich  abgeliefert  werden  und  in  vorgeschriebner  Weise  abge- 
fikfet  sein.  14.  Die  aus  den  Classenbibliotheken  empfangenen  Bücher  sind 
BorgflUtig  in  Acht  zu  nehmen:  Beschädigungen  an  denselben  verpflichten 
inm  vouen  Ersatz.  —  Benutzung  öffentlicher  Leihbibliotheken  ist  unbedingt 
nntersagt  15.  Der  Besuch  öffentlicher  Vergnügungsiocale  jeder  Art  incl. 
der  Gonditoreien  ist  unter  keinerlei  Vorwand  gestattet,  aulser  in  Begleitung 
der  Eltern,  oder  eines  Lehrers,  oder  mit  speciell  eingeholter  Erlaubnifs  des 
Ordinarius.  16.  Ohne  besondre  Genehmigung  des  Dir.  dürfen  die  Schüler 
nicht  zu  irgend  einem  Verein  unter  sich  zusammentreten;  Theilnahme  an 
anderweitigen  Vereinen  und  öffentlichen  Versammlungen  ist  nicht  gestattet 
17.  Oeffentl.  Tabackrauchen  ist  unbedingt  verboten :  auch  das  Taback- 
nmchen  in  der  eignen  Wohnung  könnte  nur  bei  den  Schülern  der  obersten 
Classe  in  dem  Fall  ungestraft  bleiben,  wenn  die  ausdrückliche  Genehmigung 
der  Eltern  nachgewiesen  ist  18.  Der  Verkauf  von  Büchern,  Heften  und 
anderweitigen  Gegenständen  ohne  schriftl.  Erlaubnisschein  der  Eltern  ist 
ebenso  wie  jedes  Borgen  und  Tauschen  untersagt. 

19.  Auswärtige  Schüler  sind  unter  die  Controle  der  Anstalt  gestellt, 
nnd  die  Pensionshalter  verpflichtet,  dem  revidirenden  Lehrer  jede  erforderte 
Auskunft  zu  ertheilen.  Das  Beziehen  derartiger  Wohnungen  und  die  Ver- 
änderung derselben  unterliegt  der  speciellen  Genehmigung  des  Dir.  Das 
Speisen  im  Gasthause  ist  nicht  gestattet.  20.  Die  von  der  Schule  aus- 
gestellten Classencensuren  sind,  mit  der  Unterschrift  der  Eltern  oder  deren 
Vertreter  versehen,  jedesmal  an  dem  von  dem  Classenordinarius  bezeichne- 
ten Tage  diesem  wieder  einzuhändigen.  Jede  Fälschung  der  Gensuren  zieht 
die  strengste  Strafe  nach  sich.  21.  Die  Schüler  sind  zur  Theilnahme  an 
dem  Vormittagsgottesdienst  an  Sonn-  und  Festtagen  verpflichtet.  Versäum- 
nisse desselben  sind  vorher  den  betreff.  Ordinarien  anzumelden,  oder  nach- 
her gegründet  zu  entschuldigen.  22.  Bereits  confirmirte  evangel.  Schüler 
haben  an  der  2  mal  im  Jahr  zum  Semesterschlufs  Statt  findenden  Abend- 
mahlsfeier Theil  zu  nehmen,  nnd  können  davon  nur  auf  den  ausdrücklichen 
Wunsch  der  Eltern  dispensirt  werden.  23.  Kein  Schüler  darf,  ohne  die 
schriftliche  Genehmigung  seines  Vaters  oder  Vormunds  beigebracht  zu  ha- 
ben, die  Anstalt  verlassen;  widrigenfalls  er  das  Schulgeld  noch  für  das 
nächste  Vierteljahr  zu  bezahlen  hat 

24.  Das  Schulgeld  wird  monatl.  praenum.  an  den  städt  Cassenbeamten 
segen  dessen  Quittung  gezahlt.  Die  Schulgeldsätze  sind  in  I:  jährl.  24Thlr.; 
U:  fQr  einheimische  20,  auswärtige  24;  HI:  16,  18;  IV:  14,  16;  V.  10,  12: 
VI:  8,  lOThlr.  Für  diejenigen,  welche  am  Unterricht  im  Englischen  Theil 
iidimen,  tritt  eine  Erhöbung  des  Schulgelds  um  4  Thlr.  jährl.  ein.  25.  Bei 
der  Aufnahme  ist  zu  entrichten:  an  Prüfungs-  und  Inscriptionsgebühren 
1  Thlr.;  beim  Abgang:  für  ein  gewöhnliches  Abgangszeugnifs  15  Sgr.,  für 
ein  Abiturientenzeugnifs  2  Thlr.  —  (1861). 

Schulgesetze  des  Gymnasiums  zu  Schweidnitz. 

Aufnahme  der  Schüler.  1.  Jeder  in  das  Gvmn.  aufzunehmende 
Schüler  mufii  dem  Dir.  vorgestellt,  von  ihm  geprüft  und  eingeschrieben  wer- 
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den,  worauf  seine  EinfÜhrang  in  die  seinen  Kenntnissen  ftngemesaeiie  i 
erfolgt;  doch  ist  derselbe  verpflichtet,  sich  znvor  über  seine  bisherige  Er- 
ziehung und  sittliche  Führung  durch  ein  Zeugnils  seiner  bisherigen  Lehrer  aus- 
zuweisen ;  auch,  wenn  seine  Eltern  oder  Vormünder  der  Aufnahme  nicht  bei- 
wohnen können,  deren  schriftliche  Einwilligung  hiezu  beizubringen.  Anlaer- 
dem  ist  die  Beibringung  eines  Taufscheins   und   Impfattests  erforderiich. 

2.  Die  Aufnahme  in  das  Gymn.  darf  in  der  Regel  nicht  vor  dem  10.  Lebens- 
jahr erfolgen.  3.  [Die  ftir  die  Aufnahme  in  die  unterste  Classe  erforderL 
Vorkenntnisse.  S.  p.  25.]  4.  Für  das  Receptionsattest  und  das  Einschrei- 
ben, zur  Erweiterung  der  Gymn.  Bibliothek,  ftir  ein  Exemplar  der  Schulgeaetie 
und  für  den  Schuldiener  entrichtet  der  neu  aufgenommene  Schüler  sogleich 
bei  seiner  Aufnahme  2  Thlr.  an  die  Gymn.  Gasse. 

Schulbesuch.  1.  Der  Unterricht  wird  in  ganzjährigen  Cnrsen  er 
theilt;  daher  auch  die  Versetzung  der  Zöglinge  in  die  höheren  dassen  nur 
alljährl.  erfolgt.  (Nur  in  sehr  vereinzelten  Fallen  ist  davon  Abstand  ge- 
nommen worden).  2.  Der  Unterricht  wird  nach  Anleitung  des  Lections- 
plans  ertheilt.  Er  dauert  Vormitt.  von  8  bis  12  Uhr,  Nachm.  von  2  bis  4  Uhr. 
Die  Classenzimmer  werden  früh  um  7*/,  Uhr,  Nachmitt.  um  IV4  Uhr  geöffnet. 
Kein  Schüler  darf  früher  erscheinen;  doch  müssen  alle  Zöglinge  um  8  Uhr 
und  2  Uhr  versammelt  sein.  Jeder  zu  spät  kommende  ist  gehalten,  sobeM 
das  Gebet  begonnen  hat,  das  Ende  desselben  vor  der  Thür  ruhig  abzuwarten. 

3.  Jeder  Schüler  ist  verpflichtet,  an  sämmtlichen  Unterrichtstunden  seiner 
Classe  Theil  zu  nehmen;  daher  müssen  die  jüdischen  Zöglinge  auch  des 
Sonnabends  sämmtl.  Lehrstunden,  mit  Ausnahme  der  Religionstunden,  be- 
suchen. Von  der  Theilnahme  am  Gesangunterricht  darf  sich  kein  zum  Singen 
fähiger  Schüler  ausschliefsen.  Die  Dispensation  vom  Turnen  erfolgt  nur  auf 
Grund  ärztl.  Atteste.  4.  Jeder  Schüler,  der  sich  den  akadem.  Studien  zn 
widmen  oder  überhaupt  der  Abiturientenprüfang  zu  unterziehen  beabsichtigti 
mufs  das  Griechische,  jeder  Theologie  oder  Philologie  Studirende  auberden 
noch  das  Hebräische  erlernen.  5.  Wird  ein  Schüler  krank  oder  ans  an- 
deren gültigen  Gründen  vom  Schulbesuch  abgehalten,  so  mufs  er  von  seinen 
Eltern  oder  den  Stellvertretern  derselben  bei  dem  Ordinarius  schriftlich  ent- 
schuldigt werden.  Ebenso  darf  keiner  der  Schüler,  deren  Eltern  in  Ortschaf- 
ten wohnen,  die  weiter  als  1  Meile  von  Schweidnitz  entfernt  sind,  den 
Sonnabend- Nachm.  und  Sonntag  oder  irgend  einen  einzelnen  Festtag  zum 
Besuch  der  Heimath  oder  anderer  Ortschaften  ohne  Genehmigung  des  Ordi- 
narius verwenden.  Für  eine  Abwesenheit,  die  länger  als  2  Tage  dauert, 
oder  zum  Verreisen  vor  dem  Beginn  der  Ferien  ist  die  Erlaubnifs  des  Dir. 
schriftl.  einzuholen.  In  jedem  Fall  aber  hat  sich  jeder  Schüler  wegen  länge- 
rer sowohl  als  kürzerer  Abwesenheit,  insofern  dieselbe  aus  triftigen  Gründen 
nicht  gleich  anfänglich  entschuldigt  werden  konnte,  bei  seinem  Wieder- 
erscheinen durch  ein  Zeugnifs  seiner  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  bei  den- 
jenigen Lehrern,  deren  Stunden  er  ausgesetzt  hat,  zu  rechtfertigen. 

Verhalten  in  und  aufserhalb  der  Schule.  1.  Jeder  Schüler 
behält  in  der  Classe  den  ihm  von  dem  Classenlehrer  angewiesenen  Plati 
und  darf  sich  keineswegs  erlauben  denselben  beliebig  zn  wechseln.  2.  Ist 
ein  Schüler  gcnöthigt  während  des  Unterrichts  die  Classe  zu  verlassen,  so 
erbittet  er  sich  die  Erlaubnifs  von  dem  gegenwärtigen  Lehrer.  Ohne  Ge> 
nehmigung  des  Lehrers  darf  sich  keiner,  selbst  im  Fall  auf  der  Strafse  Fene^ 
lärm  oder  irgend  ein  Auflauf  entstände,  aus  der  Schule  eigenmächtig  ent- 
fernen. 3.  Alles,  was  die  Aufmerksamkeit  stört,  z.  B.  Essen,  Plaudern, 
alle  Arten  von  Spiciwerk,  besonders  das  Schnitzeln  an  den  Tischen,  das  Le- 
sen fremder  Bücher,  das  Umherziehen  in  der  Classe,  Necken  und  StoCsen, 
mufs,  weil  es  auf  den  Unterricht  störend  einwirkt  und  dem  Anstand  entge- 
gen int^  bei  strenger  Ahndung  unterbleiben.  Ungehöriges,  als  fremde  Bücher, 
Spielzeug,  Stahl,  Stein,  Schwamm,  Pulver  und  drgl.  in  die  Schule  mitzubringen 
wird  unter  Androhung  nachdrücklicher  Strafe  verboten.  Gegenstände  dieser 
Art  werden  von  den  Lehrern  sofort  in  Beschlag  genommen  und  dem  Db. 
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eingehändigt  4.  Venmachter  Schaden  in  den  Classen,  an  den  Wänden, 
Thflren,  Oefen,  Fenstern,  Tischen,  Bänken,  Stühlen  sowie  an  sonstigen  Schal- 
geräthen  wird  von  dem  Thäter  ersetzt.  Kann  derselbe  nicht  ermittelt  wer- 
den, so  ist  die  ganze  Classe  zum  Schadenersatz  verpflichtet.  Veranreinignng 
der  Lehrzimmer  durch  Kerne,  Schalen  oder  Stiele  von  Früchten  wird  eben- 
&ns  bestraft.  Wer  ein  Bach  aus  der  Gymn.  Bibliothek  erheblich  beschädigt, 
zahlt  den  Ladenpreis  und  erhält  dann  das  Buch  als  Eigenthum.  5.  Beim 
Stundenwechsel  ist  das  Hinaussehen  aus  den  Fenstern  und  alles  Lärmen  und 
Singen  in  den  Classen,  auf  den  Fluren  oder  Treppen,  sowie  alles  unnöthige 
Laufen  in  den  Hofraum  streng  verboten;  am  wenigsten  aber  dürfen  während 
dieser  Zeit  die  Schüler  sich  Balgereien  und  Mifshandlungen  unter  einander 
erlauben.  6.  £s  wird  in  sämmtl.  Classen  streng  und  bei  nachdrücklicher 
Strafe  verboten,  die  Neuaufgenommenen  und  Versetzten  irgend  einer  Be- 
drückung oder  unverständigen  Behandlung  zu  unterwerfen.  Der  Classen- 
nealing  selbst,  der  sich  eine  solche  Unwürdigkeit  gefallen  läfst  ohne  den 
Schutz  der  Gesetze  aufzurufen,  soll  verhältnifsmäfsig  bestraft  werden.  Ueber^ 
haupt  darf  kein  Schüler  gegen  einen  andern  einen  herrischen  Ton  annehmen; 
anch  darf  in  keinem  Fall  die  Gesammtheit  der  höhern  Abtheilung  einer  Gl. 
über  die  andre  niedre  irgendwie  gebieten  wollen.  7.  Im  Fall  in  der  Schule 
Unordnungen  oder  Störungen  eintreten,  so  ist  jeder  Schüler  verpflichte^ 
dem  die  Untersuchung  leitenden  Lehrer  das,  was  ihm  bekannt  ist,  zu  ent- 
decken. Jede  Verheimlichung  erscheint  strafwürdig.  8.  Jeder  Schüler 
hat  dafür  zu  sorgen,  dals  sein  Anzug  rein  und  ordentlich  sei,  und  überhaupt 
an  seinem  Körper  Reinlichkeit  herrsche;  widrigenfalls  er  Absonderung  von 
seinen  Mitschülern  oder  sogar  gänzliche  Zurückweisung  zu  erwarten  hat 
Keiner  darf  sich  durch  auffallende  Kleidung  oder  irgendwie  anstöfsige  Tracht 
bemerklich  machen..  Stöcke  oder  Sporen  zu  tragen  ist  streng  verboten. 
Diejenigen  Schüler,  welche  bei  dem  Militair  eingetreten  sind,  dürfen  in  Uni- 
form, jedoch  ohne  Seitengewehr,  in  der  Schule  erscheinen.  9.  Jeder 
Schüler  mufs  mit  dem  zum  Unterricht  nöthigen  Material,  wie  mit  Büchern, 
Atlanten,  Reifszeug,  Heften  und  drgl.  ausgestattet  sein.  10.  Jeder 
Schüler  ist  gehalten,  sich  auf  alle  Lectionen  ohne  Ausnahme  gehörig  vor- 
zubereiten, und  die  ihm  aufgegebenen  schriftlichen  Arbeiten  an  dem  von 
dem  Lehrer  festgesetzten  Tage  zur  bestimmten  Stunde  abzuliefern.  Die 
Lehr-  und  Schreibebücher  müssen  so  rein  als  nur  immer  möglich  gehalten 
werden.  Das  Einzeichnen  der  Vocabeln  oder  der  Uebersetzung  in  die  ge- 
druckten Bücher  wird  bei  nachdrücklicher  Ahndung  untersagt.  Auch  darf 
kein  Schüler  dem  andern,  welcher  gefragt  oder  geprüft  wird,  auf  irgend  eine 
Weise  einzuhelfen  suchen.  Aufs  strengste  aber  wird  verboten,  dafs  ein 
Schüler  anderen  in  Anfertigung  der  schriftl.  Arbeiten  zu  Hülte  komme. 
Schüler  der  beiden  oberen  Classen  dürfen  Schülern  der  unteren  Classen  nur 
mit  Bewilligung  des  Dir.  Privatunterricht  ertheüen. 

11.  Alle  Schüler,  sie  mögen  zu  den  oberen  oder  unteren  Classen  des 
Gymn.  gehören,  sind  verpflichtet,  allen  Lehrern  der  Anstalt  ohne  Ausnahme 
sowohl  in  als  aufserhalb  der  Schule  mit  gebührender  Achtung  und  Zuvor- 
kommenheit zu  begegnen  und  ihren  Anordnungen  und  Weisungen  den  un- 
bedingtesten Gehorsam  zu  leisten.  Wer  dies  unterläfst  oder  sich  sonst  grober 
Vergehungen  gegen  seine  Lehrer  schuldig  macht,  hat  nicht  nur  körperliche 
Züchtigung  oder  Carcerstrafe,  sondern  nach  Mafsgabe  der  Vergehungen  auch 
völlige  Entfernung  aus  der  Schule  zu  gewärtigen.  12.  Wer  ohne  Erlaub- 
nüs  der  Eltern  oder  des  Vormunds  Schulden  macht,  was  Anderen  gehört, 
entwendet,  das  Gefundne  nicht  znrückgiebt,  sich  lügenhaft  beweist,  die  ihm 
ertheilten  Censnren  oder  Zeugnisse  fälscht,  sich  strafbarer  Verführung  seiner 
Mitschüler  schuldig  macht,  die  Gesetze  der  Züchtigkeit  und  Schamhaftigkeit, 
sei  es  in  oder  aufser  Schule,  verletzt,  sich  einem  dauernden  Unfleifs  mit  oft- 
maliger Veijßäumung  der  Lehrstunden  ohne  Noth  überläfst,  wird  ans  der 
Schule  verstoisen.  Dasselbe  trifft  den,  welcher  durch  ein  öffentlich  gegebe- 
nes Aergemifs  dem  Gymn.  Schande  gemacht  hat.       13.  Auf  dem  Wege 
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zur  Schale  und  aus  der  Schule  ist  jeder  Schüler  gehalten,  das  mOlUire  Stoben 
wie  das  Umbertreiben  und  Spielen  mit  anderen  auf  StraueB  und  OrontlieheB 
Pl&tzen  zu  unterlassen.  14.  Den  Scbfilem  sämmtlicher  Oaaaen  wird  bei 
nachdrücklicher  Strafe  verboten,  sich  mit  Pulver,  Pistolen,  Flinteo  oder 
sonstigen  Feuerwaffen  zu  befassen.  Auch  wird  den  Zugringen  anfii  streng^ 
untersagt,  auf  den  Promenaden  Bäume  oder  Pflanzungen  zu  besebidigen 
oder  andern  Unfug  auszuüben.  15.  Schwimmübnngen  and  das  ScbUtt- 
schuhlaufen  dürfen  nur  an  polizeilich  bestimmten  Orten  anter  Aafiriebt  and 
mit  Beachtung  des  Anstands  vorgenommen  werden.  16.  Aolser  der  Sehale 
hat  jeder  Schüler  im  Umgang  mit  anderen  Personen  unausgesetst  ein  reeht- 
liebes,  gefalliges  und  bescheidnes  Betragen  zu  beobachten,  namenüicb  Ehr- 
erbietigkeit gegen  ältere  Personen,  gegen  die  Vorgesetzten  der  Anstalt  and 
gegen  die  Obrigkeit  an  den  Tag  zu  legen.  17.  Kein  Zögling  darf  ohne 
Aufsicht  der  Eitern,  Vormünder  oder  Lehrer  Ck)nditoreien,  (^(Mhinser,  das 
Billard,  Wein-  oder  Bierhäuser  und  Branntweinläden  in  oder  anfserfaalb  der 
Stadt  besuchen.  Karten-  und  Würfelspiel,  wie  überhaopt  j^liebes  Spiel  osi 
Geld ,  sind  bei  nachdrücklicher  Ahndung  untersagt  Das  Theater  darf  nir 
selten  besucht  werden,  und  diejenigen  Schüler,  deren  Eltern  nieht  am  Ort 
sind,  haben  die  Erlaubnifs  zum  Besuch  desselben  bei  dem  Ordinarios  eion- 
holen.  Laute  Aeufserungen  des  Beifalls  und  des  Mifs&llens  im  Theater  siad 
untersagt.  Das  Tabackrauchen  ist  verboten.  Ein  mehrzähliges  Zasammea- 
kommen  der  Gymnasiasten  mit  Studenten  ist  streng  untersagt,  wie  fiberhanpt 
jede  Vorübung,  durch  welche  Gymnasien  zu  Vorschulen  studentischen  Tra- 
bens gemacht  werden.  Deshalb  sind  auch  Fechtübungen,  gemeinsehafUicbe 
Fahrten  und  Gelage,  aufs  emsUichste  verboten.  18.  Kein  Schüler  darf 
einem  andern  ohne  Einwilligung  der  beiderseitigen  Eltern  Bfleber  oder  an- 
dere Gegenstände  verkaufen  oder  von  ihm  kaufen  oder  ertanschen.  19.  Leüh 
bibliotheken  zu  benutzen  ist  den  Zöglingen  nicht  gestattet.  20.  Sebfller 
dürfen  sich  nicht  erlauben,  ohne  Genehmigung  des  Dir.  Anzeigen  in  OfllBat- 
licbe  Blätter  einrücken  zu  lassen.  21.  SämmtUche  Schüler,  deren  Elten 
am  Ort  des  Gymn.  nicht  einheimisch  sind,  müssen  von  diesen  der  Obhvt 
und  Aufsicht  umsichtiger  und  gebildeter  Pfleger  anvertraut  werden.  Ohne 
die  Genehmigung  des  Dir.  darf  die  Wahl  der  Quartiere  nicht  erfolgen ;  aoek 
darf  kein  Schüler  während  des  Besuchs  des  Gymn.  seine  Wohnung  wechseln, 
ohne  dem  Dir.  Anzeige  gemacht  und  die  Erlaubnifs  desselben  nachgesaeht 
zu  haben.  In  einem  Wirthshause  zu  wohnen  oder  Kost  an  der  Wirthstafel 
zu  nehmen,  ist  keinem  Zögling  gestattet.  Die  Pfleger  selbst  sind  fllr  die 
Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Gymn.,  inwieweit  dieselben 
die  Führung  der  Zöglinge  aufserhalb  der  Schule  anlangen,  mitverantwor^ 
lieh  und  dem  Gymn.  über  die  ihnen  anvertrauten  Schüler  zu  jeder  Zeit  ge* 
wissenhaft  Auskunft  zu  geben  verpflichtet.  Die  Nichterfüllung  dieser  Ver> 
pflichtungen  kann  die  Entziehung  der  Erlaubnifs,  Pensionaire  aufzanebmen, 
zur  Folge  haben.  Diese  auswärtigen  Schüler  sind,  gleichwie  die  eltemloeea, 
der  väterlichen  Fürsorge  ihres  Ordinarius  in  sittlicher  Hinsieht  anfseriialb 
der  Schule  unterworfen.  Wohnung,  Kost  und  VerhältniCei  der  SebOlw  m 
ihren  Wirthen  müssen  zu  seiner  Kenntnifs  gelangen;  sie  werden  von  fhm 
in  ihren  Wohnungen  besucht.  Seinen  Weisungen  und  Warnungen  nnfe 
Folge  geleistet  werden  bei  Vermeidung  der  Anzeige  an  den  Dir.  sn  weitrsr 
Veranlassung. 

Kirchenbesuch.  1.  Sämmtliche  Schüler  evangel.  oder  katboL Con» 
fession  sind  verpflichtet,  dem  Gottesdienst  ihrer  Kirche  beizuwohnen.  2.  Von 
jedem  confirmirten  Zögling  evangel.  Glaubens  wird  die  gröfste  Bereitwillig» 
keit  zur  Theilnahme  an  der  in  Gemeinschaft  mit  den  Lehrern  des  GynUi 
halbjährl.  zu  begehenden  Feier  des  heil.  Abendmahls  erwartet 

Di  sei  pl  in.  1.  Den  Zöglingen  sämmtlicher  Classen  werden  Gensaren 
über  die  Führung,  die  Aufmerksamkeit,  den  Fleifs  und  die  Leistungen  viertsl* 
)ährl.  vom  Dir.  ertheilt.  Die  empfangenen  Censurbücher  haben  aie  Sebfller 
mit  der  Unterschrift  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  versehen  in  den 
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14Ta£en  oder,  wofern  nach  Ertheilaog  der  Gensaren  Ferien  eintreten,  un- 
Biittelbar  nach  denselben  an  den  Ordinarius  zurückzuliefem.  Zur  Begrün- 
dung und  weitem  Ausführung  dieser  öffentlichen,  nur  allgemeine  Ergebnisse 
enthaltenden,  durch  die  Schfiler  selbst  an  die  Eltern  zu  bringenden  Censu- 
len  wird  för  jeden  einzelnen  ein  zweites  Censurbuch  gehalten,  welches  mit 
der  Angabe  seines  Namens,  seines  Alters,  seiner  Herkunft  u.  s.  w.  versehen 
ihn  vom  Anfang  seines  Schullebens  bis  zu  dessen  Beendigung  begleitet,  im 
SehnlarchiT  bleibt,  und  auch  für  die  Folge  als  Quelle  und  Nachweis  aller 
etwa  f&r  ihn  auszustellenden  Zeugnisse  dient  2.  Vergehungen  der  Schü- 
ler ziehen  nach  Verhältnils  ihrer  Erheblichkeit  und  der  Umstände,  die  dabei 
obwalten.  Nachsitzen  in  den  Classen,  Heruntersetzung  und  Carcerstrafe,  in 
den  unteren  und  mittleren  Classen  nöthigenfalls  auch  körperliche  Züchtigung 
nach  sich.  3.  Für  jede  Classe  werden  nach  dem  Vorschlag  der  Ordinarien 
▼on  dem  Dir.  mindestens  2  Decurionen  ernannt  Ihre  Pflicht  ist  in  Abwe- 
senheit des  Lehrers  Ordnung  und  Ruhe  zu  erhalten,  auf  anständiges  Betra- 
Sn  der  Schüler  auf  dem  Schulwege  zu  sehen  und  erhebliche  Vergehen  den 
ihrem  anzuzeigen.  Dieselben  sind  verpflichtet,  zuerst  in  der  Schule  zu 
erscheinen. 

Beneficien  und  Prämien.  1.  Nur  solche  Schüler,  deren  Hülfsbe- 
dflrftigkeit  erwiesen  ist,  und  die  sich  durch  Führang,  Fleifs  und  Leistungen 
ein  ZeugniCEi  der  Zufriedenheit  erworben  haben,  können  das  Beneficium  der 
Freischule  erlangen;  doch  müssen  sie  mindestens  die  Anstalt  ein  halbes. Jahr 
besucht  haben.  2.  Das  ertheilte  Beneflcium  der  Freischule  wird  Schülem, 
die  im  Flei(s  nachlassen  oder  durch  ihre  Führung  nicht  befriedigen,  entzogen. 
8.  Bei  Ertheilung  von  Stipendien  und  Prämien  werden  nur  Zöglinge  be- 
rücksichtigt, die  sich  durch  ihr  Betragen,  durch  Fleifs  und  Kenntnisse  vor- 
tiieilhaft  ausgezeichnet  haben. 

Ferien.  1.  Der  Sonntag,  die  bekannten  einzelnen  Festtage  und  die 
Nachmittage  Mittewochs  und  des  Sonnabends  sind  frei.  2.  Die  Osterferien 
dauern  vom  Sonnabend  vor  Palmsonntag  bis  Montag  nach  Ostem  (indus.). 
8.  Die  Pfingstferien  von  Sonnabend  vor  dem  Fest  bis  Mittewoch  nach  dem- 
selben (indus.).  4.  Die  Sommerferien  beginnen  in  der  Mitte  Juli,  dauem 
bis  Mitte  Aug.  und  umschliefsen  30  Tage.  5.  Die  Herbstferien  fallen  in 
das  Ende  Sptb.  und  Anfang  Octb.  und  dauem  10  Tage.  6.  Die  Weih- 
nachtsferien dauem  vom  23.  Dcb.  bis  3.  Jan.  (inclus.).  7.  Das  Gymn. 
feiert  noch  den  Geburtstag  des  Königs,  das  Schulstiftungsfest,  den  ersten 
Tag  des  Festes  der  Kirchweihe  und  das  Heydianum.  8.  Kein  Schüler 
darf  vor  Anfang  der  Schulferien  verreisen,  oder  sich  länger  als  sie  bestimmen 
der  Schule  entziehen,  wenn  die  Erlaubnifs  hiezu  nicht  durch  die  Eltern  oder 
Vormünder  bei  dem  Dir.  schriftlich  nachgesucht  worden  ist  Sind  Schüler 
dnrch  nicht  vorauszusehende  Umstände  verhindert  worden,  zu  rechter  Zeit 
wieder  einzutreffen,  so  ist  eine  schriftl.  Entschuldigung  der  Eltern  oder  Vor- 
münder beizubringen. 

Abgang.  Entlassung.  Schulgeld.  1.  Kein  Schüler  darf  vor 
Beendigung  des  14.  Jahrs  und  vor  der  Confirmation  die  Schule  verlassen, 
um  zu  der  gewählten  Lebensbeschäftigung  überzugehen.  2.  Das  Aus- 
scheiden eines  Schülers  aus  der  Anstalt  mufe  von  dem  Vater  oder  dessen 
Stellvertreter,  mit  Ausnahme  dringender  Fälle,  mindestens  14  Tage  vor  Ab- 
gang desselben  dem  Dir.  angezeigt  werden.  Wird  diese  Anzeige  unterlassen, 
so  kann  der  Schüler  im  Scbülerverzeichnifs  nicht  in  Abgang  gebracht  wer- 
den, und  die  Eltem,  Vormünder  oder  Pfleger  bleiben  zur  Entrichtung  des 
Schulgelds  verpflichtet.  3.  Veriäfst  der  Schüler  das  Gymn.,  so  ist  er  ver- 
pflichtet, von  dem  Dir.  und  den  übrigen  Lehrem  mit  gebührendem  Dank 
Abschied  zu  nehmen.  4.  Jeder  Schüler  mufs  bei  seinem  Ausscheiden  aus 
der  Anstalt  bei  dem  Dir.  die  Ausfertigung  eines  Entlassungszeugnisses  nach- 
suchen, und  hat  für  Ausstellung  des  Zeugnisses,  zur  Erweiterang  der  Biblio- 
thek und  an  Gebühren  für  den  Schuldiener,  2  Thlr.  an  die  Gymn.  Gasse  zu 
Entrichten.      5.  [Bestimmungen  über  die  Abiturientenprüfhng.   S.  p.  205  ff.] 
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6.  Das  Schulgeld  beträgt  monatlich  a)  fttr  einheimische  Schflier:  in  VI  und 
V:  1%  Thlr.,  IV  und  III:  IV.  Thlr.,  II  nnd  I:  1%  Thlr.:  b)  answirtige 
in  VI  nnd  V  1'/,  Thlr.,  IV  nnd  111:  ly.  Thlr.,  II  und  I:  2  Thlr.  Aolaerdea 
zahlt  jeder  monatl.  1  y,  Sgr.  Tumgeld.  7.  Das  Schul-  und  Tnmgeld  wird 
monatl.  vorausbezahlt,  und  mufs  innerhalb  der  ersten  8  Tage  jedes  Monati 
unfehlbar  entrichtet  sein.  Verbliebene  Reste  werden  durch  die  GtssenTer- 
waltung  dem  Gymnasialcollegium  angezeigt  und  deren  Einziehung  sodaaB 
auf  dem  gesetzl.  Wege  ohne  Verzug  veranlafst  8.  Der  Empang  des 
Schulgelds  wird  in  ein  Quittungsbuch,  das  der  Schüler  jederzeit  mitzubringen 
hat,  eingetragen,  damit  Eltern  und  Pfleger  sich  von  der  richtigen  AblieferuBg 
flberzeugen  können,  und  so  jede  mögliche  Unordnung  vermieden  werde; 
9.  Wer  vor  dem  15.  eines  Monats  in  das  Gymn.  aufgenommen  wird  oder  an 
diesem  Tage  oder  nach  demselben  entlassen  wird,  zahlt  den  vollen  Betnf 
des  Monats;  auch  geht  die  Zahlung  des  Schulgelds  fort,  wenn  aoch  eil 
Schüler  lange  aussetzen  sollte.  10.  Von  jedem,  der  aus  einer  niedem  in 
eine  höhere  Classe  versetzt  wird,  erhält  der  Schuldiener  2%  Sgr.  Notorisdi 
arme  sind  von  dieser  Zahlung  frei. 

Die  Eltern,  Vormünder  oder  Pfleger  der  Schüler  des  Gymn.  verpflichten 
sich  bei  der  Aufnahme  ihrer  Söhne,  Mündel  oder  Pflegebefohlenen,  auf 
keinerlei  Weise  den  Gesetzen  der  Anstalt  entgegen  zu  irirken.  —  (1861). 
Das  Gymnasialcollegium. 

Schulgesetze  des  kaihol.  Gymnasiums  zu  Neifse. 

1.  Die  Anmeldung  der  Schüler  erfolgt  bei  dem  Dir.,  welchem  sie  von 
den  Eltern  oder  Pflegern  vorgestellt  werden  nnd  dem  das  Tauf-,  Impf-  nnd 
Elementarschalzeugnifs  vorzulegen  ist.  2.  Schüler,  welche  aus  einem  Gvmn. 
in  ein  andres  Übergehen,  oder  sich  durch  Privatunterricht  zum  Eintntt  in 
eine  höhere  Classe  hinlänglich  vorbereitet  glauben,  müssen  sich,  die  ertteret 
durch  ein  Zeugnifs  jenes  Gymn.,  welches  sie  verlassen  haben,  die  letztem 
durch  eine  mit  ihnen  vorzunehmende  Prüfung,  für  welche  2  Thlr.  zu  ent- 
richten sind,  ausweisen,  in  welche  Classe  einzutreten  sie  entweder  nach  jenes 
Zeugnifs  oder  nach  dieser  Prüfung  geeignet  sind.  3.  Das  Schulgeld  ist  an 
die  Cassenvcrwaltung  des  Gymn.  vierteljährl.  voraus  zu  bezahlen.  Ermäisi- 
gung  oder  völliger  Erlafs  desselben  kann  nur  in  seltenen  Fällen,  nur  Schü- 
lern, die  sich  bei  anerkannter  Armuth  durch  Talent,  Fleifs  und  sittliche 
Führung  ausgezeichnet  haben,  und  niemals  vor  Ablauf  des  ersten  Schuljahn 
gewährt  werden  und  hört  bei  eintretendem  Unfleifs  und  tadelnswertber  Anf- 
nihrung  sogleich  auf.  Aufser  dem  Schulgeld  ist  von  den  Neuaufgenommenea 
noch  1  Thlr.  Einschreibegebühr  zu  entrichten.  4.  Die  Wahl  der  Wohomi- 
gen  für  auswärt.  Schüler  hängt  von  der  Bestätigung  des  Dir.  und  des  Classea* 
Ordinarius  ab;  bei  beabsichtigtem  Wohnungswechsel  haben  auswärt.  Schüler 
die  Genehmigung  des  Ordinarius  einzuholen;  die  erfolgte  Wohnnngsverfinde- 
rung  haben  die  auswärtigen  wie  die  einheimischen  Schüler  dem  Dir.  nnd 
dem  Ordinarius  anzuzeigen. 

5.  Der  Schüler  ist  verpflichtet,  dem  Dir.  und  den  Lehrern,  als  denjeni- 
gen, welche  sein  sittliches  und  geistiges  Wohl  zu  fördern  nnd  die  Stelle 
seiner  Eltern  zu  vertreten  berufen  sind,  Ehrfurcht  und  Hochachtung  in  be- 
weisen, und  zwar  nicht  nur  äufserlich,  sondern  vozüglich  durch  pflnctliehen 
Gehorsam  und  durch  gewissenhafte  Befolgung  aller  ihrer  Weisnngen  nnd 
Ermahnungen.  i).  Ein  jeder  sei  gegen  seine  Mitschüler  verträglieh  nnd 
liebreich  und  dienstfertig.  Er  gebe  an  seinem  Theil  das  Beispiel  der  Ord- 
nungsliebe, des  Flcifsos  und  der  Sittlichkeit.  Wer  andere  zum  Bösen  verleitet^ 
wird  bestraft  oder  nach  Umständen  von  der  Schule  verwiesen. 

7.  Die  Schüler  sind  verpflichtet,  alle  Lehrstunden  ohne  Ausnahme  n 
besuchen.  8.  Abwesenheiten  müssen  durch  glaubwürdige  Zeugnisse  ge- 
rechtfertigt werden;  Gesuche  um  Urlaub  sind  beim  Dir.  anzubringen.  Sehflter, 
welche  erst  nach  bereits  begonnenem  Unterricht  von  den  Ferien  zurflekkeiireni 
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werden,  wenn  nicht  die  triftigsten  Gründe  der  Verapätung  geltend  gemacht 
werden  können,  nicht  mehr  aufgenommen.  Wer  bei  einer  länger  anhaltenden 
Abwesenheit  nach  4  Wochen  dem  Dir.  nicht  Anzeige  zugehen  läfot,  wird  als 
aasgeschieden  betrachtet.  9.  Zu  den  Schulstunden  finde  sich  der  Schüler 
weder  zu  Mh  noch  zu  spät  ein.  Er  bringe  die  erforderl.  Bücher,  Schreib- 
und Zeichnmaterialien,  desgl.  ein  reinliches  Heft  zu  gelegentlichen  Vermerken 
mit,  und  nehme  ruhig  den  ihm  vom  Ordinarius  angewiesenen  Platz  ein. 
10.  Während  der  Lection  beschäftige  sich  der  Schüler  ausschlielslich  mit 
dem  Gegenstande  des  Unterrichts.  Jede  andre  Beschäftigung  und  Störung 
wird  streng  gerügt.  Mitgebrachte  nicht  zur  Sache  gehörige  Bücher,  Efs- 
wamren  u.  s.  w.  werden  weggenommen.  Auch  während  der  Zwischenzeiten 
Terluüte  sich  jeder  ruhig;  alles  Schreien,  Hinaus-  und  Herumlaufen,  Rin- 
gen n.  8.  w.  ist  untersagt  11.  Was  vom  Besuch  der  Schulstunden  und 
dem  Betragen  in  denselben  gesagt  worden,  gilt  in  erhöhtem  Mals  vom  Reli- 
gionsnnterricht  und  den  Religionsübungen  in  der  Schule  und  Kirche.  12.  Der 
Sdifller  ist  verbunden,  jederzeit,  insbesondre  aber  bei  vorfallenden  Unordnun- 
gen dem  Lehrer  genaue  und  gewissenhafte  Auskunft  zu  geben.  Jede  Ver- 
neimlichune  oder  gar  unwahre  Aussage  wird  aufs  strengste  bestraft.  Haben 
mehrere  Schüler  einem  Lehrer  etwas  vorzutragen,  so  darf  dies  nicht  in  Masse, 
sondern  immer  nur  einzeln  und  mit  der  demselben  schuldigen  Ehrfurcht  ge- 
schehen. 13.  Keiner  der  jüngeren  Schüler  darf  einen  Correpetitor,  noch 
einer  der  älteren  Privatstunden  ohne  Genehmigung  seines  Ordinarius  annehmen. 
14.  Die  Zeit  aufser  der  Schule  hat  der  Schüler  zu  fleifsiger  Wiederholung  des 
Yorgetragnen,  zu  sorgfötiger  Ausarbeitung  der  Aufgaben  und  zur  Vorbereitung 
anf  die  nächsten  Lectionen  zu  verwenden.  Die  Abendstunden  gehören  un- 
bedingt dem  häusl.  Fleils  an.  15.  Die  aus  der  Jugendbibliothek  des  Gymn. 
empfangenen  Bücher  sind  sorgfaltig  in  Acht  zu  nehmen;  beschädigte  Bücher 
mitaen  so  wie  verlorne  ersetzt  werden.  Die  Benutzung  der  Leihbibliotheken 
ist  dorchaus  untersagt. 

16.  Wenn  Schüler  zu  Spielen  oder  Leibesübungen  sich  vereinigen,  so 
darf  dies  nur  auf  eine  Niemanden  belästigende  Weise  geschehen.  Der  Ge- 
bnmch  des  Schiefsgewehrs,  des  Schiefspulvers  und  alles  dessen,  woraus  Ge- 
fidir  erwachsen  könnte,  ist  streng  verboten.  Das  Baden  ist  nur  an  besonders 
dasn  bestimmten,  von  der  Polizei  für  sicher  erklärten  Plätzen  und  in  an- 
stiadiger  Badekleidung,  so  wie  das  Schlittschuhlaufen  und  alles  andre  Ver- 
gnügen auf  dem  Eise  erst  dann  und  da  erlaubt,  wann  und  wo  die  Gefahr- 
MMtekeit  gleichfalls  von  der  Polizei  festgestellt  ist.  17.  Kein  Schüler  darf 
Wein-y  Bier-  oder  Caffeehäuser  u.  s.  w.  besuchen,  aufser  in  Begleitung  der 
Eltern  oder  Pfleger  oder  eines  Lehrers  der  Anstalt.  Die  Kost  an  einer  öffentl. 
Wlrthstafel  zu  nehmen  ist  keinem  Schüler  gestattet.  Zum  Besuch  von  Schau- 
spielen, Ballen,  Concerten  u.  s.  w.  müssen  sich  einheim.  Schüler  mit  der  Er- 
laatniifs  ihrer  Eltern  oder  Pfleger  ausweisen,  auswärtige  aber  die  Genehmi- 
ning  des  Ordinarius  nachsuchen.  Trinkgelage,  Commerce,  alle  Ungebühr  auf 
Btrmuen  und  Plätzen,  alles  sogenannte  studentische  Treiben,  das  öffentl. 
lÜMekranehen,  der  Gebrauch  der  Rappiere  ist  verboten. 

18.  Im  Verlauf  des  Schuljahrs  werden  2  halbjährl.  Prüfungen  nebst  Cen- 
mren  Aber  den  Fleifs  und  die  sittliche  Führung  der  Schüler,  über  die  unteren 
Classen  noch  aufserdem  2  Censuren,  mit  allen  aber  am  Ende  des  Schuljahrs 
ebe  öffentl.  Prüfung  abgehalten,  welchen  Prüfungen  und  Censuren  alle 
Sehfller  beizuwohnen  gehalten  sind.  19.  Das  bei  den  Censuren  und  Prfl- 
Angen  erlangte  Zeugnils  hat  der  Schüler  seinen  Eltern  oder  Pflegern  vor- 
nilegen,  nnd,  nachdem  es  von  denselben  unterschrieben  worden,  dem  Ordi- 
Btfias  sn  überreichen.  Fälschung  der  Unterschrift  oder  des  Zeugnisses  selbst 
irird  streng,  nach  Umständen  mit  Verweisung  bestraft.  20.  Versetzung 
in  höhere  Classen  findet  in  der  Regel  nur  am  Ende  jedes  Classencursus  Stat^ 
und  wird  zur  Benachrichtigung  der  Eltern  oder  Pfleger  ausdrücklich  im  Zeug- 
aifii  vermerkt  Prüfungen  nicht  versetzter  Schüler  nach  den  Ferien  können 
irnr  gestattet  werden,  wenn  die  betreff.  Lehrer  die  Erwartung  hegen  dürfen, 
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daTs  das  Verafiamte  wShrend  der  Ferien  befriedigend  nachgeholt  werden  I 
Sehfller,  welche  in  einer  der  4  unteren  Claasen  2  Jahre  geaetsen,  ohne  Ter- 
aetst  zu  werden,  haben  die  Anstalt  zu  verlassen,  wovon  jedoch,  wie  tob  der 
in  jedem  andern  Fall  nothwendig  gewordnen  Entfernung,  den  Elteni  Maeh* 
rieht  ertheilt  wird.  21.  Schüler,  welche  sich  Ungehoraam,  Unfleifs  md 
Unsittlichkeit  zu  Schulden  kommen  lassen,  verlieren,  abgerechnet,  daCs  sie  in 
eine  angemessene  Schulstrafe  verfallen,  auch  jeden  Anspruch  anf  Unteratfitsoi- 
gen,  Stipendien  u.  s.  w.,  da  diese  nur  für  untadelhafte  ZOgUnge  der  Anatrit 
bestimmt  sind. 

22.  Diejenigen  Schfller,  welche  das  Recht,  ein  Jahr  als  Freiwillige  im 
E.  Kriegsheer  zu  dienen,  erlangen  wollen,  müssen  sich  vor  dem  1.  Febr.  des- 
jenigen Kalenderjahrs,  in  welchem  sie  20  Jahre  alt  werden,  bei  einer  der  K.  De- 
partements-Prüfungscommissionen melden  und  mindestens  ein  halbes  Jahr  den 
Unterricht  in  der  II  mit  gutem  Erfolg  genossen  haben.  23.  Will  ein  Schüler 
das  Gymn.  verlassen,  so  ist  er  gehalten,  unter  Beibringung  der  Einwilligaag 
seiner  Eltern  oder  Pfleger  es  dem  Dir.  zu  melden,  und,  wie  sich  bei  gesitteCm 
Jünglingen  von  selbst  versteht,  von  ihm  und  den  Lehrern  der  Anatalt  Ab- 
schied zu  nehmen.  —  (1864.)  Director  und  Lehrercollegium. 

Statut  der  an  der  stttdt.  Realschule  zu  Neifse  fttr  die  Schttler  be- 
stehenden Krankencasse. 

1.  Die  Krankencasse,  welche  erfahrungsgemäfs  zur  Erleichterung  dar 
Betroffenen  und  zur  Herstellung  einer  geordneten  Krankenpflege  der  Sraülcr 
heilsam  gewirkt  hat,  beruht  auf  dem  Princip  der  (Gegenseitigkeit  uod  ge- 
währt allen  Schülern  ohne  Ausnahme  freie  ärztliche  Behandlung  dnrch  <ki 
Arzt  der  Anstalt  und  freie  Medicin. 

2.  Die  Kosten  werden  durch  gleichmäfsige  Beiträge,  za  welchen  allf 
Schüler  verpflichtet  sind ,  gedeckt.  Der  vierteljährl.  Beitrag  ist  Ar  jetst  flr 
jeden  Schüler  auf  5  Sgr.  angesetzt  und  wird  zugleich  mit  dem  fiwtaMi 
durch  die  Realschulcasse  eingezogen.  Aus  den  Ueberschüssen  wird  ein  » 
servefonds  angesammelt,  der  zur  Deckung  des  Deficits,  welches  in  dnsdacii 
für  den  Gesundheitszustand  der  Schüler  ungünstigen  Jahren  entatehen  kau, 
angewendet  wird.  Hat  der  Reservefonds  die  Höhe  von  500  Thlr.  erreicht,  lo 
tritt  eine  Ermäfsigung  der  Beiträge  ein. 

3.  Die  Rcalschulkrankencasse  wird  unter  Aufsicht  des  Magistrats  fl 
Neifse  von  dem  Dir.  der  Realschule  verwaltet.  Derselbe  giebt  den  Schfikn 
durch  Ausfertigung  einer  Krankenkarte  die  Anweisung  auf  freie  Medial 
und  freie  ärztl.  Behandlung  durch  den  Arzt  der  Realschule,  und  veranUfit 
die  Zahlung  der  ihm  zu  übergebenden  ärztl.  Liquidationen  und  Arzneirechaü- 
gen  durch  Ueberweisung  an  die  Realschulcasse.  Die  Rechnungslening  Hb« 
Einnahme  und  Ausgabe  der  Krankencasse  findet  durch  die  städt  Kämincrti 
in  der  üblichen  Weise  Statt,  und  bildet  diese  Berechnung  fortan  einen  be- 
sondern Titel  im  Etat  der  Realschule.  Die  Kämmereicasse  flbergiebt  jikri- 
im  Febr.  dem  Dir.  einen  Rechnungsextract  über  die  Verhältnisse  der  Knakff 
cassc  zur  Berichterstattung  im  nächsten  Programm.  4.  Der  Arzt  der  Bstl* 
schule  wird  auf  Vorschlag  des  Dir.  durch  den  Magistrat  gewählt  Daa  Hoaoitf 
des  Arztes  beträgt  für  jetzt  jähri.  40  Thlr.  Das  Verhältnils  dea  Arstei  flf 
Anstalt  ist  ein  contractiiches  und  von  beiden  Seiten  durch  halbjährL  Rflsdi- 
gung  löslich.  Zu  der  Kündigung,  welche  von  Seiten  der  Anstalt  dnrch  dtt 
Dir.  erfolgt,  ist  die  Genehmigung  des  Magistrats  erforderlich.  Die  Medi»- 
mente  werden  aus  den  beiden  Apotheken  innerhalb  der  Stadt  abwechaeN 
je  ein  Jahr  entnommen,  so  lange  die  Besitzer  derselben  der  Anstalt  denselbei 
Kabutt,  letzt  25  proc,  bewilligen.  Der  Arzt  macht  auf  dem  Recept  den  Vfl^ 
merk,  uafs  das  Mcdicaroent  ftlr  Rechnung  der  Krankencasse  zu  verabfolg 
ist.  5.  Sollen  der  Realschul-Krankencasse  durch  Wohlthäter  Vennäehtaiii> 
zugewendet  werden,  so  wird  aus  denselben  ein  von  dem  oben  (2)  erwibntts 
Reservefonds  unabhängiger  Fonds  gebildet,  dessen  Zinsen  dazu  ve 
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werden,  Ar  innere  Schüler,  die  Schulgelderm&feigang  oder  Freiscbule  ge- 
Bieiben,  den  Beitrag  zur  Krankencasse  zu  zahlen.  6.  Abänderungen  in 
d«D  vorstehenden  Bestimmungen,  z.  B.  firmäfsigung  des  Beitrags  der  Schüler, 
JMShung  des  Honorars  für  den  Arzt,  Annahme  eines  Wundarztes,  können 
BBT  auf  Antrag  des  Dir.  und  mit  Genehmigung  ^s  Magistrats  vorgenommen 
weideo.  —  (1854). 

Schulordnung  für  das  Friedr.-Wilhelmsgymnasium  zu  Posen. 

1.  Jeder  zur  Aufnahme  sich  meldende  Schüler  hat  ein  Taufzeugnifs 
oder  einen  geriohtL  Geburtschein,  und  falls  er  bereits  eine  andre  Schulanstalt 
beancht  hat,  ein  Zeugnils  von  dem  Vorsteher  dieser  Anstalt  beizubringen. 

5.  Jeder  Schüler,  dessen  Vater  oder  Vormund  nicht  am  Ort  des^Gymn.  wohnt, 
■inlli  von  diesen  zur  besondem  Fürsorge  einem  tüchtigen  Aufseher  übergeben 
■ein.  der  dem  Dir.  gegenüber  mündl.  oder  auf  Verlangen  schriftl.  sich  ver- 
pflichtet, über  Privatfleifs  und  sittliches  Betragen  aufserhalb  der  Schule  eine 
ernste  und  gewissenhafte  Aufsicht  zu  führen.  3.  Ohne  Zustimmung  des 
Dir.  darf  weder  die  Person  des  Aufsehers,  noch  die  Wohnung  auswärtiffer 
Sdifller  gewechselt  werden.  4.  Kein  Schüler  darf  seine  Kost  an  der  Wiruis- 
tafel  nehmen.  In  einem  Wirthshause  zu  wohnen,  aulser  bei  nahen  Verwandten, 
ist  auswärtigen  Schülern  nicht  gestattet. 

6.  Kein  Schüler  soll  sich  früher  als  10  Min.  vor  7,  8,  9  Uhr  Vormitt. 
und  2,  3  Uhr  Nachmitt  am  Gymn.  einfinden,  auch  nicht  aufser  der  Schulzeit 
eigenmächtig  in  einem  Lehrzimmer  oder  im  Schulhause  verweilen.  In  den 
Faoeen  zwischen  den  Lehrstunden  darf  kein  Schüler  ohne  besondre  Erlaub- 
nüs  eines  Lehrers  das  Gymn.  und  den  zu  ihm  gehörigen  Hof  verlassen. 

6.  Im  Schulgebäude  und  auf  dem  Hof  mufs  zu  allen  Zeiten  während,  vor 
md  nacli  den  Schulstunden  Anstand  und  Ordnung  herrschen.  Das  Verweilen 
d^.  JSehfiler  auf  den  Treppen  und  Gängen,  das  Hinaussehen  aus  den  Fen- 
gtepi'  aewie  alles  Schreien,  Lärmen  u.  s.  w.  ist  verboten.  Während  der  Pau- 
Kn  follen  die  Schüler  der  4  unteren  Classen  (VI  bis  Unter  111),  wenn  sie  in 
der  Classe  bleiben,  ruhig  auf  ihrem  Platz  verweilen.  7.  In  das  Gymn. 
darf  nichts  Ungehöriges,  wie  Spielereien,  dem  Unterricht  fremde  Bücher  und 
dxgl.  mitgebracht  werden.  Gegenstände,  welche  im  Schulzimmer  oder  sonst 
Innerhalb  des  Schulgebäudes  und  des  dazu  gehörigen  Hofs  gefunden  werden, 
[dnd  sofort  an  den  Dir.  oder  den  Classenordinarius  abzugeben.  8.  Bekannt- 
Biaehangen  in  der  Classe  sind  den  Schülern  nur  im  Auftrag  eines  Lehrers 
featatte^  Geldsammlungen  nur  mit  Genehmigung  des  Dir.  zulässig. 

9.  In  und  au(serhalb  der  Schule  sollen  die  Schüler  in  reinlicher  und 
aaatändiger  Kleidung  erscheinen,  jede  auffällige  und  anstöfsige  Tracht  ver- 
Bieiden.  Ebenso  haben  sie  auf  Reinlichkeit  und  Ordnung  in  ihrem  Classen- 
aimmer  zu  achten,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  es  nicht  durch  Kerne,  Schalen, 
Fq>ier  oder  sonstwie  verunreinigt  werde  und  namentlich  jeder  Beschädigung, 
Verunstaltung  oder  Zerstörung  der  Classenutensilicn  aller  Art,  besonders  der 
Hache,  Bänke  u.  s.  w.  des  Schulzimmers  und  des  Schulgebäudes  sich  zu  ent- 
halten. Wer  an  den  genannten  Gegenständen  etwas  beschädigt,  hat  dasselbe 
aaf  eigene  Kosten  wieder  herzustellen  und  nach  Befinden  der  Umstände 
flberdies  eine  angemessene  Strafe  zu  gewärtigen.  10.  Jeder  Schüler  hat 
allen  Lehrern  des  Gymn.  ohne  Ausnahme  in  und  aufser  der  Schule  ehrer- 
bietige Achtung  und  Gehorsam  zu  erweisen.  In  den  Lehrstunden  ist  er  ver- 
pflichtet,  jede  Ermahnung  und  Rüge  ohne  Widerrede  hinzunehmen.  Während 
der  Unterrichtszeit  ist  es  nicht  gestattet,  ohne  Aufforderung  des  Lehrers  sich 
an  vertheidigen,  erst  nach  dem  Ende  derselben  steht  es  ihm  frei,  in  der  Woh- 
nnng  des  Lehrers,  oder  wenn  dieser  es  erlaubt,  im  Conferenzzimmer  dies  in 
besäieidner  Weise  zu  thun.  11.  Auf  dem  Weg  zur  Schule  und  von  der 
Schule  nach  Hause,  sowie  auch  aufser  der  Schule  haben  sich  die  Schüler 
eines  bescheidnen,  anständigen  und  gesitteten  Betragens  zu  befleilsigen. 
12.   Der  Besuch  von  Wirths-  und  Caffeehäusern,  Conditoreien,  Wein-,  Bier- 
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Stäben  n.  b.  w.  in  der  Stadt  und  in  der  nShem  Ummbang  derselben,  eowie 
des  Sommertheaters,  ohne  Begleitung  der  Eltern  oder  Pfleger  ist  nnteisagt 
Die  Erlanbnifs  zum  Besuch  des  Stadttheaters  mufs  von  aoswtrtigen  Schllleni 
beim  Ordinarius  nachgesucht  werden.  Schüler  der  beiden  nntersten  Gyma.- 
olassen  dfirfen  nur  in  Begleitang  ihrer  Eltern  oder  Pfleger  ins  Theater  gehen. 
Alle  Zusammenkünfte  und  Vereinigungen  mehrerer  Schüler  in  Trinkgelagen, 
Kartenspiel  u.  s.  w.  oder  zu  einem  andern  nicht  ausdrücklich  gebilligten  oder 
erlaubten  Zweck  sind  verboten;  desgleichen  die  Theilnahme  an  Öffentlichen 
Aufzügen.  13.  Das  Tabackrauchen  an  öffentl.  Orten,  auf  Strafsen  und  in 
Gegenwart  eines  Lehrers  der  Anstalt  ist  untersagt 

14.  Zur  Leetüre  für  die  Schüler  ist  eine  besondre  Bibliothek  eingerichtet; 
dagegen  die  Benutzung  öffentl.  Leihbibliotheken  untersagt.  Wer  in  ein  Buch 
der  Schülerbfbliothek  schreibt,  malt,  es  verdirbt  oder  verliert,  mufs  es  nea 
anschaffen  oder  den  Werth  desselben  ersetzen.  15.  Ohne  Bewilligung  der 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dürfen  die  Schüler  Bücher  oder  sonstiges 
Eigenthum  weder  verkaufen,  noch  vertauschen. 

16.  Die  Schulstunden  müssen  regelmäfsig  besucht  werden.  Dnroh  Krank- 
heit veranlafste  Versäumnisse  sind  schriftl.  durch  die  Eltern  oder  Pfleger, 
spätestens  sobald  der  Schüler  wieder  in  die  Classe  zurückkehrt,  in  ent- 
schuldigen. Wenn  ein  Schüler  durch  Unwohlsein  genöthigt  wird,  nach  Hanio 
zu  gehen,  so  hat  er  den  Lehrer,  in  dessen  Stunde  er  erkrankt,  am  Erlaob- 
nifs  zu  bitten.  In  anderen  Fällen  mufs  die  Genehmigung  znr  Schnlversänn- 
nifs  vorher  und  zwar  für  einzelne  Stunden  beim  Ordinarius,  für  mehr  ab 
eine  Stunde  bei  dem  Dir.  eingeholt  werden.  Namentlich  darf  kein  Schüler 
ohne  besondre  Erlanbnifs  des  Dir.  vor  Beginn  der  Ferien  verreisen,  noch  sie 
über  die  gesetzmäfsige  Frist  ausdehnen;  nach  der  ansdrflckl.  Vorschrift  der 
vorgesetzten  Behörden  kann  das  eine  wie  das  andre,  sowie  überhaupt  eine 
nicht  durch  Krankheit  begründete  Schnlversäumnifs  nur  bei  dringenden  Vc^ 
anlassungen  gestattet  werden. 

17.  Die  Theilnahme  am  Singen  ist  den  Schülern  der  beiden  ikens 
Classen  freigestellt.  Bei  den  übrigen  Schülern  kann  nur  der  gtasUeb 
Mangel  an  Anlage  oder  der  körperliche  Gesundheitszustand  eine  Dispensatioi 
begründen.  Zur  Theilnahme  am  Zeichnen  sind  die  unteren  Classen  bis  IV 
incl.  verpflichtet;  Sextaner  dürfen  ausnahmsweise  nach  dem  Erroeseea  dci 
Dir.  dispensirt  werden.  Die  am  Sing-  oder  Zeichnunterricht  freiwillig  theil* 
nehmenden  Schüler  der  oberen  Classen  sind  stets  für  ein  volles  Halbjahr 
gebunden.  An  den  Turnübungen  hat  jeder  Schüler  während  des  Sommer 
halbjahrs  Theil  zu  nehmen,  sofern  ihn  nicht  ein  körperliches  Leiden  ent- 
schuldigt. Eine  Versäumnifs  des  Gesang-,  Zeichn-  und  Turnunterrichts  iit 
wie  Jede  andre  Schnlversäumnifs  zu  entschuldigen.  18.  Die  viertel-  oder 
halbjährl.  ertheilten  Censuren  sind  am  ersten  Schultag  nach  den  Ferien  too 
den  Eltern  oder  dem  Vormund  unterschrieben  dem  Ordinarius  der  Clstf^ 
vorzuzeigen. 

19.  Das  Schul-,  Tum-  und  Bibliotheksgeld  beträgt  jähri.  21  Thlr.  16  Sgr. 
Für  die  Aufnahme  ist  1  Thlr.,  für  ein  Abgangszeugnifs  1  Thlr.  an  die  GymS'- 
Casse  zu  entrichten.  Wenn  ein  Schüler  das  Gymn.  verlassen  will,  so  hat  ff 
zunächst  eine  schriftl.  Erklärung  darüber  von  seinen  Eltern  oder  deren  Stell- 
vertreter dem  Dir.  vorzuzeigen,  ferner  durch  eine  Bescheinigung  des  Biblio- 
thekars der  Schülerbibliothek,  des  Zeichnlehrers  und  des  Rendanten  der 
Gymn.Casse  nachzuweisen,  dafs  er  seinen  Verbindlichkeiten  gegen  die  As- 
stalt  nachgekommen  ist.  Wer  das  vierteljährl.  praennm.  zu  entriehtendfl 
Schulgeld  am  Zahlungstermin  schuldig  bleibt,  kann  von  der  Anstalt  entfers^ 
werden.  Diejenigen  Primaner,  welche  die  Abiturientenprüfung  sn  bestehen 
wünschen,  haben  sich  mit  dem  Beginn  des  letzten  Vierteljahrs  beim  Dir.  k" 
melden,  sind  aber  nach  bestandner  Prüfung  bis  zur  förmlichen  Entlassoflif 
durch  den  Dir.  zur  Theilnahme  am  Unterricht,  wie  zur  Beobachtung  dff 
Schulordnung  verpflichtet. 

20.  Die  Eltern  und  Vormünder,  welche  ihre  Kinder  oder  Mündel  de^ 
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K.  evani^i.  Friedr.  Wilhelmsgymn.  anvertrauen,  verpflichten  sich,  Hand  in 
Hand  mit  dem  Lehrercoll.  nach  Kräften  zur  Beobachtung  der  vorstehenden 
Schulordnung  beizutragen.  Sollten  sie  ihr  diese  Unterstützung  nicht  nur  nicht 
«ew&hren,  sondern  ihr  sogar  zuwiderhandeln,  so  w&rde  die  Anstalt,  in  der 
ueberzeugung,  da(s  ohne  einmüthiges  Zusammenwirken  von  Haus  und  Schule 
eine  gedeihliche  Erziehung  nicht  möglich  ist,  sich  genötbigt  sehen,  ihnen 
flue  Kinder  oder  Mündel  zurückzugeben.  —  (1866). 

Vorstehende  Schulordnung  habe  ich  gelesen. 

(Unterschrift  der  Eltern  oder  des  Pflegers.) 

Ordnung  für  auswärt.  Schüler  beim  Gymnasium  zu  Onesen. 

Die  Ooncession  zur  Aufnahme  von  auswärt  Schülern  ab  Pensionair^, 
erhalten  nur  solche  Einwohner  der  Stadt,  welche  sich  zur  strengsten  Beach- 
tung nachstehender  Bestimmungen  verpflichten:  1.  Der  Pensionshalter 
fibemimmt  an  Stelle  der  Eltern  der  bei  ihm  wohnenden  Schüler  die  Sorge 
daftlr,  dafs  dieselben  aufser  der  Schule  ein  ruhiges,  gesittetes  und  arbeitsa- 
mes Leben  führen.  2.  Kein  Schüler  darf  als  Pensionair  aufgenommen 
werden,  der  nicht  eine  schriftl.  Erlaubnifs  dazu  vom  Dir.  der  Anstalt  vor- 
weist 3.  In  Häusern,  in  welchen  Gast-  oder  Schankwirthschaft  betrieben 
wird,  dürfen  Schüler  nicht  wohnen.  4.  Mehr  als  6  Schüler  dürfen  in  der 
Begel  nicht  in  derselben  Pension  zusammen  wohnen.  5.  Für  jeden  der- 
selben mufs  ausreichender  Platz  zu  ungestörtem  Arbeiten,  so  wie  im  Winter 
genügendes  Licht  vorhanden  sein.  6.  Es  ist  jedesmal  bestimmt  und  klar 
abzumachen,  in  welchen  Fristen  die  Kündigung  des  Miethsverhältnisses  Statt 
SU  finden  bat,  und  ob  dasselbe  auf  einen  Monat,  ein  Vierteljahr  u.  s.  w.  ab- 
geschlossen worden  ist  7.  Nach  6  Uhr  Abends  darf  sich,  besonders  im 
Winter,  kein  Schüler  aus  seiner  Wohnung  entfernen,  es  sei  denn  mit  Vor- 
«iMmü  und  ansdrückl.  Erlaubnifs  seines  Pensionshalters,  welcher  dann  auch 
^|tte  ^rantwortlichkeit  für  das  Betragen  des  Schülers  während  seiner  Ab- 
weiebfeift  vom  Hause  übernimmt.  8.  Tabackrauchen,  Kartenspiel,  Genuls 
geistiger  Getränke  darf  in  den  Wohnungen  der  Schüler  unter  keinen  Um- 
Bänden  gelitten  werden;  ebensowenig  zahlreicher  Besuch  oder  Versamm- 
lungen anderer  Schüler.  9.  Erkrankt  ein  Schüler,  so  hat  er  dies  durch 
einen  von  seinem  Wirth  unterschriebnen  Entschuldigungszettel  gleich  am 
ersten  Tage,  an  welchem  er  die  Schule  deswegen  versäumen  mufs,  anzuzei- 
gen. Scbulversäumnifs  aus  anderen  Gründen  als  wirklicher  Erkrankung, 
darf  der  Wirth  niemals  dulden.  10.  Sollte  ein  Schüler  den  Anordnungen 
seines  Wirths  in  Beziehung  auf  das  oben  unter  7.  8.  9.  Gesagte  nicht  ge- 
horchen wollen,  so  ist  sofort  dem  Ordinarius  desselben  oder  dem  Dir.  Anzeige 
davon  zu  machen,  ebenso  beim  Hervortreten  von  Unordnung  und  Unfleils. 
11.  Demjenigen  Pensionshalter,  welcher  die  unter  7.  8.  9.  verbotenen 
ünre^elmäisigkeiten  duldet,  resp.  nicht  zu  sofortiger  Anzeige  bringt,  wird 
sogleich  die  Ooncession  entzogen  und  es  müssen  die  betreff.  Schüler  auf  der 
Stelle  ausziehen,  ohne  dafs  der  Wirth  weitere  Ansprüche  an  sie  als  bis  zum 
Tag  des  Auszugs  machen  kann.  Dasselbe  geschieht,  sobald  in  einer  Pen- 
sion ein  ungestörtes  Arbeiten  der  Schüler  oder  eine  genügende  Ueberwacbung 
derselben  nicht  vorausgesetzt  werden  kann.  —  (1864).   Stadt  Schuldeputation. 

Gesetze  für  die  latein.  Hauptscbnle  zu  Halle  a.S. 

1.  Die  Anstalt  verfolgt  den  allgemeinen  Zweck  der  Gymnasien  unsers 
Vaterlandes,  und  hat  die  Bestimmung  ihre  Zöglinge  zu  wissenschaftl.  Studien 
auf  Universitäten  und  höheren  Fachschulen  vorzubereiten ,  sowie  diejenigen 
SU  unterrichten,  welche  für  die  Bedürfhisse  des  bürgerlichen  Lebens  oder 
ft&r  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst  eine  höhere  Schulbildung  sich  zu  er- 
w^ben  geneigt  und  genötbigt  sind. 
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2.  Die  Aufnahme  erfolgt  in  der  Regel  nur  su  Anfimg  iedes  Halbjahn. 
Der  Aufzunehmende  hat  sich  vorher  bei  dem  Rector  zu  melden,  ein  Zeug- 
nifs  über  seine  sittl.  Führung  und  den  Stand  seiner  Kenntnioae  von  minm 
früheren  Lehrern  beizubringen  und  sieh  einer  Prüfung  zu  unterwerfen,  deieo 
ErgebniCs  die  Glasse  bestinunt  in  welche  er  gesetzt  wird.  Vor  dem  10.  Le- 
bensjahr kann  in  der  Regel  Niemand  aufgenommen  werden.  Fflr  die  Anf- 
nahme  wird  1  %  Thlr.  an  die  Schulcasse  entrichtet.  8.  Answfirtige  Sohfl- 
1er,  welche  nicht  Zöglinge  der  Pensions-  oder  der  Waisenanstalt  sind,  dürfen 
nur  in  solchen  Häusern  Wohnung  und  Kost  nehmen,  deren  Wahl  der  Bee- 
tor  gutgeheifsen  hat.  Von  jeder  Veränderung  haben  sie  demselben  ebenso 
wie  dem  Ordinarius  Anzeige  zu  machen  und  sich  die  Genehmigung  daxn  sn 
erbitten.  Selbständigkeit  in  der  Wohnung  ohne  genügende  Anfuolit  kann 
nicht  gestattet  werden. 

4.  Das  jähri.  Schulgeld  beträgt  in  VI  und  V  16,  in  IV  und  m  18,  in 
n  und  I  20  Thlr.  und  wird  in  vierteljährl.  Raten  an  den  Rendanten  der 
Schulcasse  vorausbezahlt.  Gänzlicher  oder  theilweiser  Erlab  kann  nnr  be- 
dürftigen und  besonders  würdigen  Schülern  bewilligt  werden,  erstreckt  sieh 
aber  immer  nur  auf  ein  Halbjahr. 

5.  Regelmäfsiger  Schulbesuch  ist  die  erste  Bedingung  zur  Erreichung 
des  Schulzwecks.  Wer  durch  Erkrankung  am  Schulbesuch  gehindert  ist, 
mufs,  wenn  er  in  der  Anstalt  wohnt,  sich  sofort  bei  den  Lehrern  in  der  ▼0^ 
schriftsmäfsigen  Weise  entschuldigen  lassen.  Die  Stadtschüler  haben,  weno 
sich  ihre  Krankheit  über  den  dritten  Tag  ausdehnt,  ihrem  Ordinarius  eine 
vorläufige  beglaubigte  Mittheilung  davon  zu  machen,  alle  aber  bei  ihren 
Wiedererscheinen  durch  schriftl.  Zeugnifs  ihrer  Eltern  oder  deren  hiesiger 
Stellvertreter,  in  zweifelhaften  Fällen  auch  durch  ärztl  Bescheinigung,  neh 
über  die  Versäumnifs  und  deren  Nothwendigkeit  auszuweisen,  und  diese  Ent- 
schuldigung dem  Ordinarius  und  sämmtlichen  Lehrern,  in  deren  Lectionea 
sie  gefehlt  haben,  vorzulegen.  6.  Der  Unterricht  beginnt  Vormitt.  im 
Sommer  um  7,  im  Winter  um  8  Uhr,  Nachmitt  stets  um  2  Uhr.  Jeder  8eM- 
1er  mufs  sich,  mit  den  nöthigen  Büchern,  Heften  und  Schreib materiitteiM>fl^ 
sehen,  von  */^l,  resp.  V48,  und  von  */^2  Uhr  an  pünctlich  dazu  einfinden, 
ohne  Aufenthalt  auf  den  Treppen  sich  in  sein  Lehrzimmer  begeben  nnd  den 
Beginn  des  Unterrichts  ruhig  abwarten.  7.  Während  des  Unterrichts  mnli 
ununterbrochene  Ruhe  und  ungetheiltc  Aufmerksamkeit  herrschen.  Jede  fremd- 
artige Beschäftigung,  alles  Vorsagen  und  Einflüstern  ist  untersagt.  Kein 
Schüler  darf  während  der  Lection  ohne  dringende  Noth  und  ohne  BewOIi- 

fang  des  Lehrers  sich  entfernen.  In  Krankheitsfallen  ist  die  Erlaubnifs  die 
chule  zu  verlassen  bei  dem  betreff.  Lehrer  und  dem  Rector  nachzosuohen. 
8.  Nach  den  2  ersten  Vormittagstunden  sind  10,  zwischen  den  übrigen 
Lectionen  je  5  Min.  zur  Erholung  bestimmt.  Während  derselben  ist  es  aen 
Schülern  gestattet,  sich  auf  dem  innem  Hof,  aber  auch  nur  auf  diesem,  auf- 
zuhalten, bis  das  mit  der  Glocke  gegebne  Zeichen  in  die  Classen  zurück- 
ruft. Spielen  und  Lärmen  auf  dem  Hof  ist  untersagt.  Die  in  den  Classen 
zurückbleibenden  Schüler  haben  sich  jedes  Unfugs,  namentlich  des  Hemm- 
laufens, des  Stehens  auf  Tischen  una  Bänken,  des  Heraussehens  aus  den 
geöffneten  Fenstern  und  drgl.,  zu  enthalten.  9.  Nach  Beendigung  der 
Lectionen  mufs  jeder  Schüler  das  Lehrzimmer  und  das  Schulhaus  ruhig  nnd 
ohne  weitem  Aufenthalt  verlassen.  10.  Alles  Verunreinigen,  Beschädigen 
und  Verderben  der  Lehrapparate,  der  Goräthe,  Wände,  Fenster  und  Oefen 
ist  bei  Strafe  der  Herstellung  auf  Kosten  des  Thäters  und  sonstiger  Ahn- 
dung des  Muthwillens  oder  gar  der  Böswilligkeit  untersagt  Läfst  sich  der 
Thäter  nicht  ermitteln,  so  haftet  die  GUsse  fUr  jeden  in  ihrem  Lehrzimmer 
angerichteten  Schaden. 

11.  Jeder  Schüler  ist  zunächst  und  hauptsächlich  an  den  Ordinaiisi 
seiner  Glasse  gewiesen,  und  verpflichtet,  den  Anordnungen  und  Einrichtungen 
desselben  willig  und  pünctlich  nachzukommen  und  ihm  über  sein  Thun  nnd 
Treiben  wahrhaftig  und  aufrichtig  Rechenschaft  zu  geben.   Er  hat  von  den- 
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■elben  Aber  die  zweckmäTsige  Benutzung  des  Unterrichts,  über  die  Einrich-' 
toDg  seiner  Studien  und  die  Wahl  der  Privatlectare  Anleiftung  und  Unter- 
Blfitsnng,  auch  über  sonstige  Verhältnisse  seines  Lebens  väterlich  wohlmei- 
nende Berathnng  zu  erwarten.  12.  Jeder  Schüler  ist  allen  Lehrern  der 
Anstalt  unbedingten  Gehorsam  schuldig.  Ueberhaupt  soll  er  Achtung  vor 
dem  Alter,  Höflichkeit  gegen  Jedermann,  besonders  gegen  Fremde,  ^wei- 
sen. Aufser  der  äulsem  Höflichkeit,  welche  er  jedem  Lehrer,  wo  er  ihm 
begegnet,  schuldig  ist,  wird  er  durch  aufrichtiges  Vertrauen,  ohne  Heuchelei 
and  Verstelluqg,  durch  ein  gefalliges  und  bescheidnes  Benehmen,  durch 
Bedlichkeit  und  Wahrhaftigkeit  die  seinem  Verhältoifs  entsprechende  Ge- 
sinnung an  den  Tag  legen,  vor  Lüge  aber.  Trotz  und  Widerspenstigkeit  sich 
ernstlich  bewahren.  Bei  vermeintlichem  Grunde  zur  Rechtfertigung  darf  er 
diese  nur  in  dem  Ton  der  Bescheidenheit  und  Ehrerbietung  vorbringen  und 
muls  sich  dabei  stets  der  Wahrhaftigkeit  befleifsigen. 

13.  Unter  einander  haben  die  Schüler  Gefälligkeit,  Verträglichkeit  und 
fireandliches  Wohlwollen  zu  beweisen.  Die  jüngeren  Schüler  werden  den 
Vorstellungen  und  Mahnungen  ihrer  älteren  Mitschüler  gern  Gehör  geben, 
nnd  die  älteren  sich  bemühen,  ienen  in  allen  Stücken  mit  einem  guten  Bei- 
spiel voranzugehen  und  darin  die  wahre  Ueberlegenheit  des  gereiftem  Alters 
SU  erweisen.  14.  Verspottung,  Neckereien  oder  gar  Mifshandlungen,  be- 
sonders neu  in  eine  Classe  eintretender  Schüler,  sind  durchaus  untersagt. 
Ueberhaupt  ist  jede  Beleidigung,  sie  geschehe  durch  Worte  oder  mit  Thät- 
liehkeit,  so  wie  jedes  Unrecht  gegen  die  Person  und  das  Eigenthum  eines 
Andern  straffällig.  Alle  Selbsthülfe  und  Selbstrache  ist  verboten.  Ein  be- 
leidigter Schüler  mufs  mit  seiner  Klage  sich  zunächst  an  den  Ordinarius  und 
nach  Umständen  an  den  Rector  wenden. 

15.  Keiner  darf  in  auffallender  und  von  guter  Sitte  abweichender  Tracht 
erscheinen.  Das  Tragen  studentischer  Abzeichen  ist  verboten;  die  Nach- 
ahmung akadem.  Verbindungen  wird  besonders  hart  gestraft.  Das  Zuschaun 
bei  Stadentenduellen  ist  streng  verboten.  16.  Die  Theilnahme  an  politi- 
webm  Iteeinen  jeder  Art,  der  Besuch  politischer  Versammlungen  und  der 
OfTentliclien  Gerichtsverhandlungen  ist  durch  allgemeine  Landesgesetze  unter- 
sagt. 17.  Das  Tabackrauchen,  besonders  auf  der  Strafse  und  an  öffent- 
lichen Orten,  ist  untersagt  18.  Der  Besuch  von  Wirthshäusem,  Gondito- 
reien,  Restaurationen  und  anderen  derartigen  Localen  ohne  unmittelbare  Auf- 
sieht der  Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  ist  untersagt.  Oeffentliche  Orte  in 
einer  gröfsern  Entfernung  von  der  Stadt  dürfen  nur  unter  gewissen  Ein- 
■chrinkungen  und  nie  von  einer  gröfsern  Anzahl  besucht  werden.  19.  Zu- 
aammenkflnfte  von  Schülern  zu  Trinkgelagen,  Sohmausereien,  Spiel  und  an- 
derm  Mttlsiggang  sind  verboten;  ebenso  alles  Zusammentreten  zu  ungesetz- 
lichen Zwecken,  sowie  sittliches  oder  geheimes  Einverständniis  zu  gemein- 
sc^ftlicher  Ungebühr.  20.  Die  Schüler  sollen  nicht  unter  einander  mit 
ihren  Büchern  und  Effecten  Handel  treiben.  Solche  von  Mitschülern  gekaufte 
Gegenstände  müssen  unentgeltlich  zurückgegeben  werden. 

21.  Von  dem  häuslichen  Fleifs  des  Schülers  wird  nicht  blos  sorgfältige 
Vorbereitung  und  fleifsige  Wiederholung,  sondern  auch  gründliche  Bearbei- 
tang  and  saubre  Reinschrift  der  schriftl.  Aufgaben  und  sichres  Auswendig- 
lernen der  zum  Memoriren  aufgegebenen  Stücke  gefordert.  Fremde  Beihülte 
bei  der  Bearbeitung  der  Aufgaben,  der  Gebrauch  überschriebner  und  den 
Sdinlsweck  sonst  vereitelnder  Ausgaben  von  Schriftstellern,  sowie  aller  Hül&- 
mittel,  welche  die  eigne  Thätigkeit  hindern  uhd  die  Arbeit  in  schädlicher 
Weise  erleichtem,  ist  untersagt  22.  Gewissenhafter  Privatfleifis,  der  sich 
nicht  blos  auf  flüchtige  Leetüre  beschränkt,  sondern  auch  durch  mannichfal- 
tige  schriftliche  Arbeiten  bewährt,  wird  von  allen  Schülern,  ganz  besonders 
Ton  denen  der  oberen  Glassen,  erwartet.  23.  Ueber  Privatunterricht  in 
inend  einer  Wissenschaft,  Sprache  oder  Kunst  werden  die  Schüler  am  besten 
nut  ihren  Ordinarien  sich  berathen,  um  alles  Uebermafs  geistiger  Anstrengung 
sa  Tenneiden.    Ohne  die  Genehmigung  des  Rectors  dürfen  sie  keinen  Pri- 
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vatanterricht  nehmen.  —  24.  Die  Benutzung  der  Offenti.  Bibliothek  steht 
den  Schülern  der  oberen  Glassen,  die  der  Lesebibliothek  aämmtUohen  Scha- 
lem frei.  Ein  geliehenes  Buch  darf  keinem,  auf  dessen  Namen  et  nieht 
eingetragen  ist,  überlassen,  und  muls  von  dem  Empfänger  selbst  aar  festge- 
setzten Zeit  zurückgeliefert  werden.  In  der  Schule  darf  ein  solches  Bneh 
nicht  gebraucht  werden.  Wer  ein  Buch  verliert  oder  beschftdigt»  hat  es  so 
ersetzen.  —  Das  Entlehnen  von  Büchern  aus  Leihbibliotheken  ist  nicht 
gestattet. 

25.  Die  gesetzl.  Ferien  fallen  zu  Ostern  vom  Freitag  vor  Palmamm 
excl.  bis  zum  Dinstag  nach  Quasi modogeniti  excl.;  zu  Pfingsten  vom  Frei- 
tag Nachm.  vor  dem  Fest  excl.  bis  zum  Mittewoch  nach  dem  Fest  incl.;  io 
Sommer  eine  Woche,  beginnend  am  Freitag  vor  der  Woche,  in  welche  der 
1.  Juli  fallt:  zu  Michaelis  4  Wochen,  von  denen  3  in  den  Sptb.  und  eine  in 
den  Octb.  rällt;  zu  Weihnachten  vom  23.  Dcb.  incl.  bis  zum  3.  Jan.  exd. 
Das  Verreisen  vor  dem  Beginn  und  das  spätere  Eintreffen  nach  dem  AbUaf 
derselben  ist  nicht  erlaubt.  Nur  eine  durch  ärztl.  Zeugnifs  beglaubigte  Krank- 
heit oder  sonst  triftige  Gründe  können  letztres  entschuldigen.  Das  Yet- 
reisen  auiser  der  Ferienzeit  wird  nur  in  dringenden  Fällen  genehmigt 

26.  Wer  die  Schule  zu  verlassen  beabsichtigt  (was  in  der  Regel  nnr 
zu  Ostern  und  zu  Michaelis  geschehen  kann),  hat  die  schriftl.  Erlaabnifs  sei- 
ner Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter  beizubringen  und  erhält  dann  ein  Ab- 
gangszeugnifs,  fUr  welches  1  Thlr.  an  den  Rendanten  der  Schulcasse  an  en^ 
richten  ist.  27.  Solche  Schüler  der  unteren  Glassen,  die  den  Cursns 
wiederholt  durchgemacht  haben,  ohne  doch  die  Reife  für  die  höhere  Classe 
zu  gewinnen,  werden  zum  Abgchn  veranlafst,  wenn  die  Lehrer  darüber  ein- 
stimmig sind,  dals  denselben  Lust  und  Fähigkeit  fehle  das  zu  lernen,  wu 
das  Gymn.  bietet.  28.  [Von  der  Maturitätsprüfung.  S.  p.  205  ff.]  Für  das 
Maturitätszeugnifs  worden  2'/.  Thlr.  an  den  Rendanten  bezahlt. 

29.  Die  Strafen,  welche  gesetzwidrig  handelnde  Schüler  treffen,  stei- 
gern sich  von  der  Zurechtweisung  im  Stillen  bis  zu  der  Offentl.  Answdamig 
aus  der  Schule  nach  Mafsgabe  des  Vergehens,  der  dabei  obwaltenden  Um- 
stände, der  früheren  Führung  und  der  Eigenthümlichkeit  eines  jeden  Schü- 
lers. —  (1865). 

Schulgesetze  ftir  das  Gymnasium  zu  Wernigerode. 

1.  Die  Anstalt  fordert  von  ihren  Schülern,  dafs  sie  sich  eines  gottet- 
fürchtigen  Sinnes  befleifsigen.  Das  Gvmn.  ist  in  der  St.  Sylvestrikirche  einge- 
pfarrt,  und  die  Schüler  sind  verpflichtet,  regelmäfsig  an  dem  Hauptgottes- 
dienst dieser  Kirche,  und  soweit  sie  connrmirt  sind,  an  der  jährl.  am  1.  Ad- 
vcntsonntag  für  Lehrer  und  Schüler  abzuhaltenden  gemeinschaftl.  Abend- 
mahlsfeier Theil  zu  nehmen.  Schüler,  welche  nach  dem  bisherigen  Gebrauch 
in  anderen  Parochicn  Confirmandenunterricht  erhalten,  sind  so  lange  von  der 
Verpflichtung,  die  St  Sylvestrikirche  zu  besuchen,  entbunden,  nm  dem 
Gottesdienst  in  den  betreff,  anderen  Pfarrkirchen  beiwohnen  zu  können.  Wün- 
schen aufser  diesem  Fall  die  Eltern  eines  Schülers,  welche  in  andere  Ge- 
meinden eingcpfarrt  sind,  dafs  ihr  Sohn  regelmäfsig  anstatt  der  Sylvestrikirche 
die  Pfarrkirche  der  Eltern  besuche,  so  bedarf  es  dazu  einer  tJcsondem  Ge- 
nehmigung des  Dir.  und  des  Anstaltsgeistlichen,  welche  nur  ertheilt  werden 
kann,  wenn  sich  die  Eltern  schritll.  verpflichten,  für  den  regelmäfsigen  Kir- 
chenbesuch ihres  Sohns  zu  sorgen  und  denselben  persönlich  zu  überwachen. 

2.  Die  Schüler  sind  jedem  I^hrer  der  Anstalt  gegenüber  zu  pfinctliehem 
Gehorsam  und  ehrerbietigem  Betragen  verpflichtet.  Im  Verkehr  mit  Er 
WHcbäencn  sollen  sie  sich  anständiger  Bescheidenheit  befleifsigen,  unter  ein- 
ander sich  freundlich  und  gefällig  zeigen  und  jeder  an  seinem  Theil  daxa 
beitragen,  dafs  ein  anetändigcr  Ton  und  gute  Sitte  in  der  Schule  benreebe. 
3.  Auf  dem  Wege  zur  Schule  sowie  auf  dem  Heimwege  haben  sich  die 
Schüler  eines  gesitteten  Benehmens  zu  befleifsigen,  sich  rechtzeitig  in  ihrea 
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Chmen  einiufinden,  ihre  Plätze  einzunehmen  und  hier  alMhpa  vermeiden, 
WM  sie  lersirenen  könnte.  4.  Das  Hinausgehen  während  <Kr  Lehrstunden 
iit  im  allgemeinen  untersagt  und  kann  nur  ausnahmsweise  von  dem  betreffen- 
den Lehrer  erlaubt  werden.  5.  In  den  Zwisohenminuten  haben  die  Scha- 
ler innerhalb  und  aufserhalb  des  Schulgebäudes  alles  aufTällige  Lärmen  und 
Schreien  sn  vermeiden.  6.  Die  Censoren  sind  verpflichtet,  während  der 
FMuen  abwechselnd  in  den  Classenzimmem  zu  bleiben,  und  stets  in  Abwe- 
senheit des  Lehrers  auf  Ordnung  zu  sehen.  Auffallende  Ordnungswidrigkeiten 
haben  sie  dem  Ordinarius  anzuzeigen;  ihren  Erinnerungen  sollen  die  Glassen- 
sehfiler  willig  Folge  leisten.  7.  Die  Lehrzimmer  dürfen  in  keiner  Weise 
vernnreinigt  oder  beschädigt  werden.  Wer  sich  Beschädigungen  der  Zimmer 
oder  des  Schnleigenthums  überhaupt  zu  Schulden  kommen  lälst,  hat  den 
Schaden  zu  ersetzen.  Wenn  der  Thäter  nicht  zu  ermitteln  ist,  so  mußi  die 
gmnxe  Classe  fUr  den  Schaden  haften.  8.  Wenn  ein  Schüler  durch  Krank- 
heit am  Sehulbesuch  verhindert  ist,  mufs  der  Ordinarius  noch  an  demselben 
Tag  davon  schriftlich  benachrichtigt  werden.  Zu  jeder  andern  Sohulver- 
tlamnifs  bedarf  es  der  vorherigen  Genehmigung  des  Ordinarius  und  des  Dir. 
Wer  die  Schule  versäumt  hat,  mufs  sich  nach  seiner  Rückkehr  bei  dem 
Ordinarius  und  bei  jedem  Lehrer  melden,  in  dessen  Unterricht  er  gefehlt 
Jbat.  9.  Die  Schüler  sind  verpflichtet,  die  von  der  Schule  festgesetzte 
Tkgeaordnung  zu  beobachten,  nach  welcher  gewisse  Stunden  der  Arbeit, 
anoere  der  Erholung  gewidmet  sind. 

10.  Jeder  nichteinheimische  Schüler  ist  an  einen  Lehrer  als  an  seinen 
iMeondem  Tutor  gewiesen,  dessen  väterlichen  Rath  er  in  allen  Angelegen- 
heiten in  Anspruch  nehmen  kann.  Auch  sind  alle  nichteinheim.  Schüler 
der  Hausinspection  durch  die  Lehrer  jederzeit  unterworfen.  IL  Jeder 
Schüler,  welcher  Privatunterricht  nehmen  oder  ertheilen  will,  bedarf  dazu 
dst  Genehmigung  des  Dir.  12.  Die  Benutzung  von  öffentlichen  Leih- 
l»iUiotheken  ist  untersagt 

18.  Der  Fleifo  soll  zunächst  den  aufgegebenen  Arbeiten  gewidmet  sein, 
die  mit  Sorgfalt  ausgeführt  und,  wenn  sie  der  Correctur  des  Lehrers  unter- 
liegen, mit  Pünctlichkeit  abgeliefert  werden  müssen.  Wer  eine  Aufgabe 
irgend  welcher  Art  zu  arbeiten  verhindert  worden  ist,  hat  dies  dem  betreff. 
Läirer  sofort  beim  Beginn  der  Lehrstunde  selbst  anzuzeigen.  Indels  wird 
von  den  erwachsenen  Schülern  erwartet,  dafe  sie  auch  privatim  für  sich 
arbeiten  und  dem  Bath,  der  ihnen  in  dieser  Beziehung  von  den  betreff. 
Lehjrem  gegeben  wird,  willig  folgen.  14.  Zerstreuende,  von  den  Studien 
abf&hrende  Gesellschaft  soll  jeder  Schüler  vermeiden.  Insbesondre  sind  unter- 
sagt Schülerverbindungen,  Zusammenkünfte  einer  grOfsem  Zahl  von  Schü- 
lern in  Privathäusem  oder  öffentlichen  Localen,  Kartenspiel  der  Schüler 
nnter  sich,  Schmansereien  und  Gelage,  welche  Veranlassung  sie  auch  haben 
mögen.  Femer  ist  den  Schülern  die  Theilnahme  an  Vereinen  und  öffentlichen 
Versammlungen  Erwachsener  untersagt;  Ausnahmen  in  besonderen  Fällen 
können  nur  durch  den  Dir.  gestattet  werden.  Wer  das  Theater  besuchen  oder 
an  einem  Ball  Theil  nehmen  will,  bedarf  dazu  der  Einwilligung  des  Ordina- 
rios  und  des  Dir.;  ebenso  darf  sich  kein  Schüler  ohne  deren  Erlaubnis  am 
Taninnterricht  betheiligen.  15.  Untersagt  ist  ferner  der  Besuch  von  Con- 
ditoreien  und  Restaurationen  aller  Art  in  der  Stadt  und  in  deren  nächster 
Umgebung,  aufser  wenn  die  Schüler  daselbst  unter  Aufsicht  der  Eltern  oder 
geeigneter  Stellvertreter  derselben  erscheinen.  16.  Das  Tabackrauchen, 
als  dem  jugendlichen  Alter  nacbtheilig,  kann  von  der  Schule  nicht  gebilligt 
werden.  Wer  öffentlich  rauchend  betroffen  wird,  wird  streng  bestraft. 
17.  Das  Tragen  auffälliger  Kleid ungstücke  sowie  das  Tragen  und  Benutzen 
TOD  Waffen  ist  untersagt  18.  Kein  Schüler  darf  ohne  ErUubnifs  seines 
Ordinarius  Nachts  Jemand  in  seiner  Wohnung  beherbergen. 

19.  Auswärtige  Schüler  dürfen  die  Anstalt  nur  besuchen,  sofern 
lie  nnter  eine  Aufsicht  gestellt  sind,  welche  der  Dir.  als  geeignet  anerkennt, 
Qnd  dürfen  ohne  dessen  Genehmigung  in  kein  andres  Aufsichtsverhältnils 


390 

treten.  Ihre  fl|thiiung  dürfen  sie  nur  mit  Genehmigang.  des  Dir.  wihleii, 
und  haben,  wenn  sie  eine  Miethswohnnng  beziehen,  einen  Revers  ihres  jedes- 
maligen Haaswirths  nach  dem  festgesetzten  Formular  >)  beisabringen.  vToh- 
Bung  oder  Tisch  in  einem  öffentlichen  Wirthshaus  zu  nehmen  ist  Binen  nicht 
gestattet 

20.  Wer  die  Schule  verUssen  will,  hat  davon  dem  Dir.  rechtzeitig  An- 
seige  zn  machen;  abgehende  Schüler  haben  sich  bei  ihren  Lehrern  gebüh- 
rend zu  verabschieden. 

21.  Jeder  in  die  Anstalt  tretende  Schüler  verpflichtet  sieh  bei  seiner 
Aufnahme  durch  Handschlag  zu  gewissenhafter  Beobachtung  der  Schul- 
gesetze. —  (1865). 

Schulordnung  für  das  Gymnasium  zu  Salzwedel. 

1.  Das  Gymn.  .hat  die  geistige  und  sittlich -reli^Ose  Ausbildung  seinsr 
Zöglinge  auf  dem  unerschütterlichen  Grunde  des  Ohnstenthums  zum  ZwscIl 

2.  Diesen  Zweck  durch  Wccknng  acht  wissenschaftl.  Geistes  und  Förderung 
christlichen  Sinnes  und  Wandels  an  den  Schülern  zu  erreichen,  ist  die  Aufgabe 
des  gesammten  Unterrichts  und  der  Erziehung,  welche  das  Gvmn.  gewährt. 

3.  Diese  Erziehung  erstreckt  sich  nicht  blos  auf  die  Schule  selbst,  sondern, 
soweit  dies  einer  öffentl.  Anstalt  möglich  ist,  auch  auf  das  Leben  der  Schüler 
aulserhalb  derselben.  4.  Zur  Weckung  und  Nahrung  des  christlich  frommen 
Sinnes  und  des  kirchl.  Bewufstseins  hält  die  Schule  darauf,  dals  die  Schüler 
unter  Aufsicht  der  Lehrer  dem  sonntägl.  Gottesdienst  an  den  ihnen  angewiese- 
nen Plätzen  beiwohnen,  und  dafs  die  bereits  confirmirten  an  der  2  mal  im  Jahr 
Statt  findenden  gemeinsamen  Abendmahlsfcier  der  Lehrer  und  Schiller  Thefl 
nehmen.  Die  Mitglieder  des  Singchors  insbesondre  sind  verpflichtet,  allsonn- 
tägl.  die  liturg.  Gesänge  beim  Hauptgottesdienst  in  der  Marien-  und  Katharinen- 
kirche  auszunihren.  —  5.  Einen  wescntl.  Theil  der  Erziehung  bilden  die  Turn- 
übungen, an  welchen  sämmtlichc  Schüler  Theil  zu  nehmen  haben.  Wer  wegen 
körperlicher  Gebrechen  dispensirt  zu  sein  wünscht,  mu(s  durch  ein  ärztl.  Attest 
die  Dispensation  nachsuchen. 

l.  1.  Die  Aufnahme  in  die  Anstalt  findet  in  der  Regel  zu  Ostern  Statt:, 
zu  Michaelis  können  nur  solche  Schüler  in  die  einzelnen  Classen  aufgenommen 
werden,  von  denen  die  I'rüfung  ergiebt,  dafs  sie  mit  den  bereits  ein  Halbjs' 

darin  sitzenden  fortkommen  ki^nnen.        2.    Der  Aufzunehmende  mu(s  vi  

seinen  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  bei  dem  Dir.  angemeldet  werden,  un<f^~  i 
hat  ein  Entlassungszeugnifs  der  von  ihm  bisher  besuchten  Schule  oder  eiL  a 
Zeugnils  seines  rävatlehrers  beizubringen.  3.  Zu  der  Aufnahme  nach  \w-  l 
ist  nach  den  gesetzl.  Bestimmungen  die  Vollendung  des  9.  Jahrs  erfordeiiieh       -- 

4.  Die  Aufnahme  in  eine  bestimmte  Classc  hängt  von  dem  Ergebnis  der 
dem  Neuanfzunchmenden  anzustellenden  Prüfung  ab.  5.  Sollte  bei 
Aufgenommenen  später  ein  solcher  Mangel  an  natüri.  Anlagen  hervor 
dafs  er  auch  bei  angestrengtem  Fleifs  dem  Unterricht  nicht  folgen  kann, 
wird  es  sein  eignes  Wohl  erheischen,  dafs  er  die  Anstalt  verläfst  Insbesondre^ 
sollen  höheren  Anordnungen  gemäfs  solche  Schüler  der  4  unteren  Classeo  -^ 
welche  nach  dem  reiflichen  Urtheil  der  Lehrer,  aller  Bemühungen  ungeachtet — -^ 
sich  zu  den  Gymnalstudien  nicht  eignen  und  wegen  Mangels  an  Fähigket^^ 
und  Fleifs,  nachdem  sie  2  Jahre  in  einer  Classe  gesessen  haben,  doch  voa^^ 

1)  Der  KererA  Uutot:  .So  lange  N.  N. ,  Schüler  dcA  Qrmn.,  bei  mir  tietB^=^^ 
Wohnung  hat,  verpflichte  ich  mich,  nach  allen  meinen  Kräften  dahin  su  wirk»  '* 
dafp  derselbe  die  Schulgesetze,  wie  »olche  mir  mitgetheilt  sind,  pftncclich  b^lfrr 
und  Verleiaunpen  derselben,  welche  mir  bekannt  worden,  einem  der  Uerren  Grm — ' — 
nasialtohrcr  sofort  anzuzeigen.  Sollte  dem  obengenannten  Schüler  von  dem  If 
Dir.  aufgegeben  werden,  eine  andre  Wohnung  zu  bezichen,  so  verpflichte  ich  mick^^  ' 
nnr  ftkr  die  Zeit,  in  welcher  der  Schüler  bei  mir  gewohnt  hat.  Miethc  oder  Ko«t  '^ 
geld  in  An*pruch  zu  nehmen.-      Vrgl.  p.  159. 
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Yenetzang  in  die  nächstfolgende  höhere  Classe  nicht  ftir  i|tterklärt  werden - 
können,  ans  der  Anstalt  entfernt  werden,  nachdem  den  4HK  Vormflndem 
oder  sonstigen  Angehörigen  derselben  mindestens  ein  Vier^^Rr  zuvor  Nach- 
lieht  davon  gegeben  ist 

6.  Ist  der  neu  aufzunehmende  Schüler  ein  auswärtiger,  so  muls  seitev 
der  Eltern  oder  Vormünder  dem  Dir.  zuvor  die  Familie  bestimmt  genannt 
'werden,  in  welcher  er  untergebracht  und  deren  Obhut  er  übergeben  werden 
flolL  Diese  übernimmt  die  Pflicht,  über  das  sittliche  Betragen  desselben  auiser 
der  Schule  zu  wachen,  keine  Unordnungen  zu  dulden  und,  wo  solche  vor- 
l^ommen  sollten,  den  Dir.  oder  Ordinarius  sofort  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen. 
7.  Ohne  Vorwissen  des  Ordinarius  und  Grenehmigung  des  Dir.  darf  kein  Schüler 
aeine  Wohnung  verändern.  Dem  Dir.  steht  es  zu,  wenn  es  sich  ergiebt,  dalli 
ein  Schüler  in  seiner  Wohnung  nicht  gut  aufgehoben  ist,  nöüiigenfalls  eine 
Veränderung  derselben  zu  fordern.  In  einem  Wirthshause  zu  wohnen  und  an 
einer  Wirthstafei  zu  essen  ist  nicht  gestattet  8.  Bei  der  Aufni^me  eines 
Schülers  werden  die  vorschriftsmäls.  InscriptionsgebOhren  im  Betrag  von  2  Thlr. 
entrichtet  9.  Jeder  Schüler  ist  zu  unbedingter  Unterwerfung  unter  die 
Qesetsse  und  Anordnungen  der  Schule  verpflichtet 

10.  Der  Abgang  von  der  Anstalt  wird  in  der  Regel  nur  zu  Ostern 
(oder  Michaelis)  ohne  Nachtheil  Statt  finden  und  mufs  dem  Dir.  und  Ordi- 
narius rechtzeitig  von  den  Eltern  oder  deren  Stellvertretern  sclmfU.  angezeigt 
werden;  widrigenfalls  die  Schulcasse  zur  Forterhebung  des  Schulgelds  be- 
leebtigt  ist  11.  Kein  wohlgesitteter  Schüler  wird  sich  der  Pflicht  entziehen, 
bei  seinem  Abgang  von  sämmtlichen  Lehrern  gebührend  Abschied  zu  nehmen. 

11.  Verhalten  gegen  die  Lehrer.  1.  Jeder  Schüler  ist  zu  ehrer- 
bietigem Betragen  und  zu  pünctlichem  Gehorsam  gegen  jeden  Lehrer  ver- 
pflichtet. Wer  absichtlich  und  mit  Ueberlegung  seinen  Lehrern  den  Gehorsam 
verweigert,  hat  der  härtesten  Strafe  bis  zur  Entfernung  von  der  Anstalt  sich 
m  gewärtigen.  2.  Neben  dem  Gehorsam  ist  die  Hauptpflicht  des  Schülers, 
aeloen  Lehrern  gegenüber  die  Wahrhaftigkeit,,  welche  sich  besonders  darin 
zeigt,  dals  er  weder  mündl.  noch  schriftl.  die  Lehrer  über  seine  Leistungen 
m  täuschen  sucht,  dals  er  die  von  ihm  selbst  begangenen  Fehler  offen  ein- 

rteht,  und  auch  über  andere  auf  Befragen  ein  wahres  Zeugnils  ablegt. 
In  allen  Stücken,  wo  ein  Schüler  des  Raths  und  der  Belehrung  bedm, 
hat  er  sich,  wie  an  seine  Lehrer  überhaupt,  so  insbesondre  an  den  Ordinarius 
seiner  Classe  und  den  Dir.  zu  wenden,  deren  väterlicher  Fürsorge  und  lieben- 
der Theilnahme  er  sich  fest  versichert  halten  darf.  4.  Jeder  Schüler  über- 
UUst  die  Einrichtung  und  Leitung  seiner  Studien,  sowie  die  Anweisung  semes 
Platzes  in  der  Schule  unbedingt  seinen  Lehrern,  und  behelligt  sie  nicht  mit 
Gesuchen  um  Abänderung  wohlbedachter  und  mit  allseitiger  Berücksichtigung 
seines  Besten  von  denselben  getroffenen  Anordungen.  5.  Glaubt  der  Schüler, 
da(8  ihm  Unrecht  geschehen  sei,  so  darf  er  allerdings  nachträglich  deshalb 
bescheidene  Vorstellungen  machen,  während  des  Unterrichts  aber  keinen  Wider- 
spruch erheben. 

III.  Verhalten  gegen  Mitschüler.  1.  Alle  Schüler  der  Anstalt 
sollen  mit  einander  friedfertig  und  freundlich  verkehren  und  namentlich  neue 
Ankömmlinge  mit  Liebe  und  Wohlwollen  unter  sich  aufnehmen.  Jede  muth- 
willige  oder  gar  bösartige  Neckerei,  sowie  alle  Versuche  der  älteren  Schüler 
einer  Classe,  die  jüngeren  zu  unterdrücken  oder  in  Abhängigkeit  zu  erhalten, 
werden  streng  geahndet.  2.  Jeder  Schüler  hat  den  von  den  Lehrern  be- 
ateUten  Classenaufsehem  willig  Folge  zu  leisten  und  sie  in  der  Ausübung  ihrer 
Pflicht  in  keiner  Weise  zu  stören.  3.  Wer  über  erlittenes  Unrecht  seitens 
seiner  Mitschüler  zu  klagen  hat,  darf  nicht  sein  eigner  Richter  sein  wollen, 
■omdem  mufs  durch  Anzeige  bei  seinen  Lehrern  Abhülfe  nachsuchen.  4.  Sollte 
Jemand  wiederholt  Böswilligkeit  und  Rohheit  im  Betragen  gegen  Mitschüler 
offenbaren  oder  sie  zu  strafbaren  Dingen  verfiihren  und  auf  ernste  desfallsige 
Warnungen  nicht  hören,  so  kann  er  auf  dem  Gynm.  nicht  länger  geduldet 
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IV.  Verhttjton  in  der  Schale.  1.  Der  Schfller  darf  nicbt  frflher 
als  eine  Viertellipide  vor  dem  Schlage  der  ersten  Unterrichtstande  sowohl 
Vormitt.  aJs  NMlhmitt.  im  Gymnasialgebäude  oder  in  der  Nähe  desselben  steh 
einfinden  und  hat  sich  sofort  auf  seinen  Platz  zu  begeben.  Jedes  Zospit- 
kommen  ohne  eine  von  dem  Lehrer  als  genügend  anerkannte  Entscbnldigung 
ist  strafflUlig.  2.  Während  des  Unterrichts  darf  der  Schüler  die  Classe  nur 
ganz  ausnahmsweise  und  in  dringenden  Nothfallcn  mit  aosdrflcklicher  Erlaob- 
nifs  des  I^hrers  verlassen.  Ein  fremdes  Classenzimmer  darf  keiner  ohne  Ad*- 
trag  des  I^hrers  betreten.  3.  Lärmendes  Laufen  und  Spielen  anf  dem 
Schulhof  in  den  Pausen  ist  untersagt,  und  der  für  die  freie  Bewegung  der 
Schüler  angewiesene  Raum  darf  nicht  überschritten  werden.  4.  In  dea 
Classen  nnd  in  dem  gesammten  Schullocal  überhaupt  soll  jeder  Schfller  sieh 
anständig  und  gesittet  betragen.  Beschädigungen  an  Tischen,  Bänken,  Fes- 
stem  u.  s.  w.,  überhaupt  an  allem  Eigenthum  der  Schule,  müssen  die  Urtieber, 
nnd  wenn  dieselben  nicht  zu  ermitteln  sind,  die  ganze  Classe  ersetien,  sb- 
gesehen  von  der  anderweitigen  Strafe.  In  gleicher  Art  werden  alle  Vemnreini- 
gnngen  der  SchuUocalo  auf  Kosten  des  Urhebers  derselben,  resp.  der  gam 
Classe,  nach  Mafsgabe  der  darüber  vom  Dir.  oder  der  Lchrerconfereni  { 
troffenen  Bestimmungen  beseitigt.  5.  Kein  Schüler  darf  sich  weigern, 
bei  dem  Unterricht  gebrauchten  GrCgenstände,  als  Instnimente,  Landkarten, 
Bücher  n.  s.  w.  wieder  an  ihren  Ort  zu  bringen  nnd  ähnliche  kleine  Schal- 
geschäfte  seiner  Classe  zu  übernehmen.  6.  Die  in  den  Cüissen  besteUten 
Aufseher  sind  für  die  Aufrechthaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  in  den  Pansen 
nach  der  festgesetzten  Norm  verantwortlich. 

7.  Jede  durch  Krankheit  oder  plötzlich  eintretende  unvermeidliche  Hin- 
demisse herbeigeführte  Versäumnifs  mnls  entweder  sofort  schriftl.  oder  dnreh 
einen  zuverlässigen  Boten  angemeldet  oder,  wo  dies  nicht  möglich  ist,  bei 
der  Wiederkunft  des  Schülers  durch  eine  schriftl.  von  den  Eltern  oder  dem 
Hauswirth  oder  dem  Arzt  bescheinigte  Entschuldigung  gerechtfertigt  werden. 

8.  Sieht  sich  Jemand  gcnöthigt,  die  Schule  wegen  Unwohlseins  zu  verlassen, 
so  hat  er  die  Erlaubnifs  des  Lehrers,  dessen  Lcctionen  er  zunächst  versänmty 
nachzusuchen  und  späterhin  ebenfalls  die  schriftl.  Entschuldigung  einzurdchen. 

9.  Im  übrigen  darf  kein  Schüler,  ohne  vorher  dazu  die  Erlaubnifli  von  seinen 
Classenlohrcm  eingeholt  zu  haben,  die  Schule  versäumen,  und  nicht  den  An- 
gehörigen, sondern  den  Lehrern  steht  es  zu,  die  Zulässigkeit  der  erbetoen 
Erlaubnifs  zu  prüfen  und  darüber  zu  entscheiden.  Umfafst  die  Versänmnib 
einen  ganzen  Tag,  so  ist  unter  Vorzeigung  der  schriftl.  Erlaubnifs  des  Ordi- 
narius auch  die  Genehmigung  des  Dir.  nachzusuchen.  10.  Auch  die  Abi- 
turienten müssen  bis  zu  ihrer  Entlassung  die  Schule  unausgesetzt  besuchen 
und  bleiben  ihrer  Zucht  bis  dahin  unbedingt  unterworfen.  11.  Fortgesetz- 
ter unordentlicher  Schulbesuch  hat  Entfernung  von  der  Anstalt  zur  Folge. 

12.  Bei  bevorstehenden  Ferien  darf  Niemand  ohne  ausdrückliche  Eriaub- 
nifs  des  Dir.  vor  dem  Schlufs  der  Schule  abreisen  oder  nach  dem  Wieder 
beginn  derselben  zu  spät  wiederkommen.  Sollte  eingetretne  Krankheit  der 
Grund  des  langem  Ausbleibens  sein,  so  mufs  sie  gehörig  bescheinigt  werden. 
13.  Auch  zwischen  Sonnabend  und  Montag  darf  kein  Schüler  verreisen  oder 
über  Land  gehn,  ohne  nach  Vorzeigung  der  schriftl.  Erlaubnifs  des  Ordinariu 
durch  den  Dir.  dazu  ermächtigt  zu  sein.  14.  Sollten  während  der  Schul- 
zeit Familienverhältnisse  oder  erhebliche  Gesundheitsriicksichten  das  Verreiset 
eines  Schülers  wünschenswerth  machen,  so  mufs  derselbe  durch  Beibringung 
eines  Schreibens  der  Eltern  oder  Angehörigen  die  Erlaubnifs  dazn  bei  dem 
Dir.  nachsuchen. 

15.  Bücher  und  Sachen,  welche  nicht  zu  dem  laufenden  Unterricht  er 
forderlich  sind,  mit  in  die  Schule  zu  bringen  ist  verboten.  Wenn  Mifsbraneh 
damit  getrieben  wird,  werden  sie  confiseirt.  16.  Von  den  für  die  Lectionen 
erforderlichen  Büchern  hat  sich  jeder  die  von  den  Lehrern  bezeichneten  Aas- 
gaben anzuschaffen  und  sie  gehörig  einbinden  zu  lassen.  Uebcrschriebene  oder 
sonst  ungeeignete  Exemplare  worden  nicht  geduldet.        17.   Jeder  Schfller 
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hat  dk  ihm  schriftl.  ausgestellte  Censor  seinen  Eltern  odeMbnnündern  ein- 
luhittdigen  und  mit  deren  Unterschrift  versehen  seinem  OMpuius  nach  den        9^ 
Ferien  wieder  vorzulegen.        18.  Die  Zahlung  des  Schulgelds  mufs  praenum.         "* 
in  den  ersten  Tagen  jedes  Vierteljahrs  zu  einer  von  dem  LehrercoII.  festgeseti« 
feea  und  vorher  in  den  Classen  bekanntgemachten  Zeit  geleistet  werden. 

V.  Verhalten  aufserhalb  der  Schule.  1.  Der  gesammte  sitt- 
Holie  Geist  der  SchtUer  findet  seine  Hauptnahrung  in  der  ihnen  zukommenden 
wissenschafll.  Beschäftigung.  Gewissenhafter  häuslicher  Fleils  ist  daher  die 
erste  und  unerläfslichste  Anforderung,  welche  an  den  Schüler  in  Bezug  auf 
■ein  Verhalten  an&er  der  Schule  gestellt  werden  muDs.  2.  Dais  aber  die  Be- 
schäftigung mit  den  Wissenschaften  auf  die  Bildung  von  Herz  und  Gemfith 
heilsam  einwirke  und  die  feinere  Gesittung  fördere,  davon  liefere  der  Schüler 
dnreh  sein  ganzes  Verhalten  den  Beweis.  Er  vermeide  daher  in  seinem  ge* 
sammten  Betragen  alles,  wodurch  er  sich  über  sein  Alter  erhebt,  aus  seinen 
Veriiältnissen  als  Schüler  tritt,  seine  Sittlichkeit  in  Gefahr  bringt  und  seinem 
wie  der  Anstalt  gutem  Ruf  schadet  3.  Insbesondre  vermeide  er  alles  Anf- 
allende in  seiner  Kleidung  und  alles  Anmafsende  und  Ungebührliche  in  seiner 
gaoien  äufsem  Haltung,  suche  dagegen  durch  Einfochhel^  Anspruchslosigkeit 
uid  Bescheidenheit  in  seinem  Auftreten  den  Bei&U  aller  Besseren  si^  zu 
erwerben. 

4.  Gegen  seinen  Hauswvth  und  seine  Hausgenossen  befleüsige  er  sich 
eines  h(yflichen  und  zuvorkommenden  Benehmens  und  zeige  sich  gegen  seine 
W<^thäter,  namentlich  gegen  seine  Tischgeber,  dankbar.  5.  Der  Besuch 
von  Gonditoreien,  Wirthshänsem  oder  Bierstuben  ist  den  SchtUem  untersagt 
6.  Von  den  Offentl.  Vergnügungsorten  dürfen  die  Schüler  nur  die  jedesmiU 
von  dem  LehrercoII.  als  angemessen  bezeichneten  und  auch  diese  nur  sparsam 
und  mit  Beobachtung  der  Sitte  und  des  Anstands  besuchen.  In  Begleitung 
ihrer  Eltern  oder  solcher  Angehörigen,  die  Eltemstelle  vertreten,  dürfen  Schüler 
■nanahmsweise  auch  andere  öffentl.  Orte  besuchen.  7.  Zum  Besuch  von 
Bällen,  Goncerten,  Schauspielen,  zur  Theilnahme  an  Landpartien  und  ähn- 
Uefaen  Vemiügungen  ist  die  Erlaubnils  des  Ordinarius  gemäls  der  von  der 
Lehreroonferenz  getrofifhen  Bestimmung  jedesmal  nachzusuchen.  8.  Das 
Tabackrauchen,  als  dem  jugendlichen  Alter  nachtheilig,  kann  von  der  Schule 
n^t  gebilligt  werden.    Wer  öffentlich  rauchend  betroffen  wird,  wird  streng 

9.  Zur  Bildung  von  Gesang-  und  ähnlichen  Vereinen  bedarf  es  der  Er- 
laabnüs  des  Dir. :  zur  Theilnahme  am  Tanzunterricht  ist  die  Erlaubnils  des 
Ordinarius  und  Dir.  erforderlich.  10.  Die  von  der  Lehreroonferenz  fest- 
gesetzten häusl.  Arbeitstunden  sind  pünotlich  inne  zu  halten.  Während  der- 
selben ist  das  Besuchen  der  Schüler  untereinander  nicht  gestattet,  das  über- 
haupt nicht  zeitzersplittemd  werden  darf.  11.  Nach  Einbruch  der  Dunkelheit 
hat  sich  jeder  SchtUer  zu  Hause  zu  halten.  Ist  er  ausnahmsweise  veranla&t 
aossugehen,  so  mufs  er  seinen  Hauswirth  davon  in  Kenntnils  setzen,  damit 
derselbe  nöthigenfklls  über  sein  Verbleiben  Auskunft  geben  kann.  12.  Unter 
dem  Vorwand  nreundschaftlichen  Umgangs  sich  zum  Trinken,  Rauchen,  Karten- 
Bf^len  u.  s.  w.  zu  vereinigen  ist  streng  untersagt,  wie  denn  schon  der  Haus- 
irirth  dergleichen  nicht  dulden  darf  und  die  Pflicht  hat,  dem  Dir.  oder  Ordi- 
narius davon  Anzeige  zu  machen.  13.  Zur  Beherbergung  von  Fremden, 
auch  wenn  es  Bekannte  oder  Verwandte  sein  sollten,  muls  der  Hauswirth 
seine  Einwilligung  geben  und  der  Polizeibehörde,  wie  dem  Dir.,  noch  vor  Ein- 
bruch der  Nacht  davon  Anzeige  gemacht  werden.  14.  Die  Schüler  dürfen 
nur  in  der  Badeanstalt  des  G^n.  zu  der  von  der  Lehreroonferenz  festgesetz- 
ten Zeit  baden,  und  haben  sich  dabei  streng  nach  den  zur  Aufrechthaltnng 
der  Ordnung  getroffenen  Bestimmungen  zu  richten. 

15.  Oeffentliche  Leihbibliotheken  darf  der  Schüler  nicht  benutzen.  16.  Da- 
gegen steht  die  Schülerbibliothek  der  Anstalt  allen  offen.  Die  Lehrerbibliothek 
kann  von  den  Schülern  der  oberen  Classen  in  besonderen  Fällen  benutzt  wer- 
den.   17.  Ein  geliehenes  Buch  darf  keinem,  auf  dessen  Namen  es  nicht  ein- 
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getragen  ist,  ifcjjaBoen ,  Bondem  mnfB  von  dem  Empfanger  seHMt  snrflek- 
geliefert  weraeK  18.  Wer  ein  Bach  beschädigt  oder  verliert»  hat  es  la  e^ 
setzen. 

Schlierslich  wird  noch  hinzugefügt,  da(s  Zusätze  zu  dieser  Scholordnong, 
wenn  sie  von  der  Lchrerconferenz  f!lr  nöthig  befunden  werden  sollten,  den 
Schülern  bekannt  gemacht  werden  und  wie  alle  vom  Dir.,  dem  Ordinarius 
and  einzelnen  Lehrern  zur  Ausftlhrung  der  allgemeinen  Gesetze  sa  treffimdea 
besonderen  Bestimmungen  gleich  verbindende  Kraft  haben.  —  (1865). 

Schulordnung  für  das  Gymnasium  zu  Burg. 

1.  Die  Anstalt  erwartet  von  ihren  Schfllem,  dafs  sie  sich  dnes  gottes- 
fürchtigen  Sinns  und  Wandels  befloilsigen  und  denselben  auch  dnrdi  regel- 
mäfsige  Theilnahme  an  dem  öffentlichen  Gottesdienst  und,  sofbm  sie  coflm^ 
mirt  sind,  an  der  jährl.  gemeinsamen  Feier  des  heil.  Abendmahls  bethitigen. 
2.  Die  Schfller  sind  jedem  Lehrer  der  Anstalt  gegenüber  zu  pttnctiichem  Ge- 
horsam und  ehrerbietigem  Betragen  verpflichtet  Im  Verkehr  mit  Erwachsenn 
sollen  sie  sich  des  Anstands  und  der  Bescheidenheit  befleüsigen,  untereinander 
sich  freundlich  und  gefäUig  zeigen  und  jeder  an  seinem  Theil  dazu  beitragen, 
dafs  ein  anständiger  Ton  und  gute  Sitte  in  der  Schule  herrsche  und  rieh  amh 
nach  anfsen  hin  zeige.  8.  Auf  dem  Wege  zur  Schule,  sowie  auf  dem  Heun- 
wege  haben  sich  die  Schüler  eines  gesitteten  Benehmens  zu  befleifo^^en,  M 
rechtzeitig,  innerhalb  der  letzten  10  Min.  vor  dem  Schlage  der  ersten  Unter 
richtstunde,  mit  allem  Erforderlichen  versehen  in  ihren  Classen  einznfincton, 
ihre  Plätze  einzunehmen  und  in  Ruhe  den  Beginn  des  Unterrichts  abzuwarten. 
Das  Auseinandergehen  am  Schlufe  des  Vor-  und  Nachmittagsunterrichts  mnli 
in  Ruhe  und  Ordnung  geschehen.  4.  Das  Herausgehen  während  der  Lehr 
stunden  und  der  kleinen  Pausen  ist  im  allgemeinen  untersagt  und  kann  Mir 
ausnahmsweise  von  dem  betreff.  Lehrer  gestattet  werden.  Hingegen  haben  in 
den  grofsen  Pausen  sämmtliche  Schüler  sich  auf  den  Schulhof  zu  begeben, 
sofern  das  Bleiben  in  den  Classenzimmem  nicht  der  Witterung  wegen  al- 
gemein angeordnet  oder  einzelnen  aus  Rücksicht  für  die  Gesundheit  bcflonden 
gestattet  wird.  —  Auch  während  dieser  Pausen  darf  sich  Niemand  ohne  be- 
sondre Erlaubnifs  aus  dem  Bereich  der  Anstalt  entfernen.  5.  In  den  Zwi- 
schenminuten haben  die  Schüler  innerhalb  und  aofserhalb  des  Schulgebäades 
jeden  Unfug  zu  vermeiden,  insbesondre  alles  Lärmen  und  Schreien  zu  unter 
lassen.  Die  zu  Aufsehern  ernannten  Schüler  müssen  auch  während  der  Eiaopt- 
pausen  abwechselnd  in  den  Classenzimmem  bleiben  und  auf  Ordnung  sehen. 
Ordnungswidrigkeiten  haben  sie  sofort  anzuzeigen;  ihren  Erinnerungen  soUen 
die  Schüler  willig  Folge  leisten.  6.  Die  Lehrzimmer  und  SchulgeriÜie 
dürfen  in  keiner  Weise  verunreinigt  oder  beschädigt  werden.  Wer  sich  Be- 
schädigungen der  Zimmer  oder  des  Schuleigenthums  irgend  einer  Art  in 
Schulden  kommen  läfet,  hat  den  Schaden  zu  ersetzen.  Wenn  der  Thäter  MA 
zu  ermitteln  ist,  so  muis  die  ganze  Glasse  für  den  Schaden  haften. 

7.  Ist  ein  Schüler  durch  Krankheit  am  Schulbesuch  verhindert^  so  nmfii 
der  Ordinarius  an  demselben  Tage  benachrichtigt  werden.  Bei  dem  Wieder 
eintritt  hat  der  Schüler  eine  schrifU.  Entschuldi^ng  vorzulegen.  —  Zu  jeder 
andern  Schulversäumniis  bedarf  es  der  vorherigen  Genehmigung  des  Ordi- 
narius und  des  Dir.  Wer  die  Schule  versäumt  hat,  muls  sich  nach  seiner 
Rückkehr  bei  dem  Ordinarius  und  bei  jedem  Lehrer  melden,  in  dessen  Unter 
rieht  er  gefehlt  hat. 

8.  Die  Schüler  haben  eine  bestimmte  Tagesordnung  zu  beobachten,  lo 
dafs  täglich  gewisse  Stunden  der  Arbeit,  andere  der  Erholung  gewidmet  sind. 
9.  Am  Abend  haben  sich  die  Schüler  von  der  durch  die  Schule  je  nach  des 
Jahreszeiten  festgesetzten  Stunde  an  zu  Hause  zu  halten.  Sind  sie  ausnahms- 
weise veranlafst  auszugehen,  so  müssen  sie  im  Stande  sein,  sich  deshalb  ge- 
nügend zu  rechtfertigen.  Nichteinheimische  Schüler  haben  ihren  Hanswiitb 
von  solchem  Ausgang  in  Kenntnüs  zu  setzen,  damit  derselbe  nöthigenfiiDi 
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ober  ihr  Verbleiben  Auskunft  geben  kann.  10.  Alle  «phteinheimischen 
Sehfller,  in  besonderen  Fällen  auch  einheimische,  sind  der  HMnnspection  durch 
dfe  Lehrer  jederzeit  unterworfen. 

11.  Jeder  Schüler,  welcher  Privatunterricht  nehmen  oder  ertheilen  wül, 
bedarf  dazu  der  Genehmigung  des  Dir.  12.  Der  Fleifs  soll  zunächst  den 
aii4g:egebenen  Arbeiten  gewidmet  sein,  die  mit  aller  Sorgfalt  auszuführen  und 
pAnctilch  abzuliefern  sind.  Wer  eine  Aufgabe  irgend  einer  Art  zu  arbeiten 
verhindert  worden  ist,  hat  dies  dem  betreff.  Lehrer  sofort  vor  dem  Beginn 
der  Lehrstunde  selbst  anzuzeigen.  Von  den  erwachsenen  Schülern  wird  er- 
wartet, dafs  sie  auch  privatim  für  sich  arbeiten  und  dabei  den  Rath  der  be- 
tnS.  Lehrer  gern  suchen  und  willig  annehmen.  13.  Untersagt  ist  die  Be- 
nutzung von  gedruckten  oder  schriftl.  Uebersetzungen  der  Schulautoren,  sowie 
von  fremden  Heften  und  überschriebenen  Exemplaren  der  Schriftsteller. 

14.  Zerstreuende,  von  den  Studien  abführende  Gresellschaft  soll  jeder 
Schiller  vermeiden.  Insbesondre  sind  untersagt:  Schülerverbindungen,  Zu- 
sammenkünfte von  Schülern  in  Privathäusern  oder  öffentl.  Localen  zu  un- 
erlaubten  Zwecken.  Zur  Bildung  von  Gesangvereinen  oder  wissenschaftl. 
Kränzchen  bedarf  es  der  Erlaubnils  des  Dir.  Wer  das  Theater  oder  Concerte 
beenchen,  oder  an  einem  Ball  Theil  nehmen  will,  bedarf  dazu  der  Einwilligung 
des  Ordinarius  und  des  Dir.  Ebenso  darf  sich  kein  Schüler  ohne  deren  Wissen 
am  Tanzunterricht  betheiligen.  15.  Untersagt  ist  der  Besuch  von  Con- 
ditoreien  und  Restaurationen  aller  Art  in  der  Stadt  und  in  deren  nächster 
Umgebung,  aulser  wenn  die  Schüler  daselbst  unter  Aufsicht  der  Eltern  oder 
geeigneter  Stellvertreter  derselben  erscheinen.  Den  Schülern  der  I  und  11  wird 
imter  Umständen  durch  besondre  Festsetzung  der  Besuch  einzelner  Gffenti. 
Yergnügungsorte  während  der  Sommermonate  gestattet  werden.  Bei  weiteren 
Gbasiergängen  nach  benachbarten  Ortschaften  ist  das  Einkehren  in  anständige 
Churthäuser  auf  kurze  Zeit  zum  Zweck  der  Erholung  und  Erquickung  zwar 
«stattet;  doch  sind  alle  regelmäfsigen  Zusammenkünfte  auch  an  solchen 
Orten  verboten.  16.  Das  Tabackranchen  als  dem  jugendl.  Alter  nachtheilig, 
kann  von  der  Schule  nicht  gebilligt  werden.  Wer  rauchend  betroffisn  wird, 
setzt  sich  der  Bestrafung  aus.  17.  Untersagt  ist  das  Tragen  auffälliger 
Kleidungstücke  und  Kopfbedeckungen,  sowie  das  Tragen  und  Benutzen  von 
Waffen.  18.  Untersagt  ist  das  Borgen  oder  Verborgen  von  Gteld,  sowie 
das  Spielen  in  der  Lotterie.  —  Schüler  dürfen  Bücher  an  Mitschüler,  Anti- 
qoare  oder  sonst  wen  nur  mit  Erlaubniis  der  Eltern  unter  Mitwissen  des  Or- 
dinarius verkaufen.  19.  Untersagt  ist  die  Benutzung  von  Leihbibliotheken. 
90.  Kein  Schüler  darf  ohne  Erlaubniis  seines  Ordinarius  des  Nachts  Jemand 
in  seiner  Wohnung  beherbergen. 

21.  Den  nichteinheim.  SchfUem  ist  während  der  Schulzeit  auch  an  freien 
Tagen  oder  zwischen  Sonnabend  und  Montag  nicht  gestattet,  ohne  Erlaubniis 
des  Ordinarius  und  des  Dir.  zu  verreisen.  22.  Auswärtige  Schwer  haben 
vor  der  Wahl  ihrer  Wohnung,  sowohl  bei  ihrer  Aufnahme  wie  bei  jedem 
■pitem  Wechsel,  die  Genehmigung  des  Dir.  einzuholen.  Ohne  dessen  Genehmi- 
gung darf  kein  Schüler  eine  Wohnung  wählen.  —  Wohnung  oder  Tisch  in 
einem  Offentl.  Wirthshause  zu  nehmen,  ist  nicht  gestattet 

23.  Das  Schulgeld  (zur  Zeit  Jähri.  18  Thlr.  für  VI  und  V,  20  Thlr.  für 
IV  und  III,  24  Thlr.  för  II  und  I,  aufserdem  5  Sgr.  vierteljährl.  an  Bibliotheks- 
geld für  die  Classen  IV  bis  I)  ist  vierteljährl  praenum.  an  den  den  Schülern 
▼OTfaer  bezeichneten  Terminen,  in  der  Regel  im  Lauf  der  1.  .Woche  des  Febr., 
Mai,  Aug.  und  Novbr,  pünctlich  und  wohlabgezählt  zu  entrichten. 

24.  Die  Oensuren,  welche  die  Anstalt  an  die  SchfUer  der  oberen  Classen 
(I  und  II)  halbjährl.  zu  Ostern  und  Michaelis,  an  die  Schüler  aller  übrigen 
Claasen  aufserdem  noch  zu  Johannis  und  Weihnachten  ertheilt,  sind  mit  der 
Unt^Bchrift  des  Vaters  oder  dessen  Stellvertreters  versehen  dem  Ordinarius 
in  der  jedesmaligen  ersten  Stunde  nach  den  Ferien  vorzulegen. 

25.  Wer  die  Schule  verlassen  will,  hat  dies  dem  Dir.  rechtzeitig  durch 
eine  schriftl.  Erklärung  des  Vaters  oder  dessen  Stellvertreters  mitzntheilen, 
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die  aus  der  SoÜUer-  oder  Unterstfitzungsbibliothek  entUehenen  BOcfaer  ab- 
sageben,  die  VSpflichtungen  gegen  die  Gymnasialcasse  vorher  sn  erftUeB 
und  sich  bei  seinen  Lehrern  gebührend  zu  verabschieden. 

26.  Die  Lehrer  der  Anstalt  sind  bereit,  namentlich  den  nichteinhein. 
Schülern  mit  ihrem  Kath  und  ihrem  Beistand  in  allen  Angelegenheiten,  in 
welchen  die  Schüler  sie  dafür  in  Anspruch  nehmen,  zur  Seite  zu  stehen.  Die 
Wahl  eines  besondem  Tutors  als  eines  ständigen  Berathers  aus  der  Zahl  dar 
Lehrer  wird  den  Eltern  der  Schüler  oder  deren  Stellvertretern  fiberlaasen, 
unter  Umständen  auch  die  Bestellung  eines  solchen  durch  den  Dir.  und  das 
Lehrercoll.  veranla&t. 

27.  Jeder  in  die  Anstalt  tretende  SchtUer  verpflichtet  sich  bei  sehier 
Aufnahme  zu  gewissenhafter  Beobachtung  der  Schulordnung.  ~  (1866).  Das 
LehrercoUegiam. 

Diflciplinarordnung  der  Realschule  und  des  Gymnasiums  ni 

Barmen. 

1.  Die  Realschale  zu  Barmen  und  das  mit  derselben  verbundene  Gym- 
nasium haben,  wie  alle  evangel.  Schulen,  nicht  blofs  die  Bestimmung,  ihrea 
Schülern  ein  gewisses  Mals  nützlicher  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  beisubringei, 
sondern  vor  allem  die  höhere,  em  christliches  Gemeinwesen  zu  sein,  in  dessen 
Ordnungen  die  Kinder  zu  selbständigen,  sittlichen  Persönlichkeiten  heranreifen 
können.  Die  ganze  Anstalt  mu(s  defshalb,  bei  aller  Mannichftdtigkeit  der  an 
ihr  wirkenden  Lehrkräfte,  bei  aller  Verschiedenheit  unter  den  ilir  fiberwiese- 
nen  Schülern,  doch  ein  Ganzes  bilden,  das  von  Einem  Geist  getragen  sa 
Einem  Ziele  hinstrebt.  Wenn  es  vorzugsweise  die  Aufgabe  des  Directors  ist, 
diesen  Gesammtgeist  der  Schule  zu  wecken,  zu  pflegen  und  aufrecht  lu  er- 
hiüten:  so  haben  doch  auch  alle  Glieder  des  Lehrercoll.  die  heiUge  Pflicht 
den  Dir.  bei  diesen  seinen  Bemühungen  au&  kräftigste  zu  unterstützen  una 
durch  willige  Unterordnung  und  freudige  Eingliederung  in  die  Gesammtheit 
dazu  mitzuwirken,  da(s  das  christliche  Leben  der  Schule  in  seinem  gesunden, 
geordneten  Gange  erhalten  werde. 

2.  Der  herrschende  Geist  jeder  evangel.  Schule  mufe  der  Geist  einer  aof 
dem  Grunde  des  Glaubens  ruhenden  Sittlichkeit  sein,  und  die  Disciplin  ihre 
Berechtigung  und  ihre  Zielpuncte  im  Worte  Gottes  haben.  Demüthiger  Ge- 
horsam der  Schüler  gegen  die  Lehrer,  strenge  Sittsamkeit  in  Wort  und  Werk, 
emsiger  Fleifs,  stille  Sammlung  und  Hingabe  an  den  Unterrichtsgegenstand, 
dazu  Pünctlicbkeit  und  Sauberkeit,  sowie  Treue  auch  im  Beobachten  der 
äufsom  Schulordnung,  diese  Schülertugenden,  ohne  welche  die  Anstalt  nichl 
einmal  ihre  Unterrichtszwecke  zu  erreichen  vermag,  können  nur  dann  in  dem 
Mafs  herrschend  wenlcn,  dafs  jeder  einzelne  in  sie  von  selbst  hineingezogn 
wird,  wenn  das  ganze  lehrercoll.  im  Glauben  innig  verbunden  ist  und  mit 
den  Schülern  sich  unter  das  Wort  Gottes  und  dessen  heilige  Zucht  stellt, 
wenn  also  durch  das  Gebet  ein  Band  heiliger  Gemeinschaft  sich  um  die  ganse 
Schule  schlingt.  Defshalb  sind  die  Morgenandachten,  die  Feiern  des  Schnl- 
anfangs  und  Schulschlusses,  die  Ermahnungen  des  Ordinarius  ieder  Classe 
beim  Wochenschlufs  und  die  Erinnerungen  und  Gebete  des  Dir.  bei  der  Gen- 
survertheilung  unentbehrliche  Mittel  der  Disciplin.  3.  Diejenigen  Momente. 
in  welchen  das  sonst  so  ruhelos  weiter  fluthcnde  Schulleben  zum  StUlstano 
kommt  und  mit  sich  selbst  Abrechnung  hält,  indem  es  das  in  einem  bestimm- 
ten Abschnitt  Geleistete  pnlfend  überschaut,  sind  überhaupt  für  den  Geist 
der  Schule  von  hon^orragendcr  Wichtigkeit,  und  es  kommt  wesentlich  daraof 
an,  boi  der  Abfassung  dor  Ccnsuren  wie  bei  der  Vertheilung  derselben  mit 
allem  Ernst  heiliger  Pflichttreue  und  mit  besonnener  Weisheit  zu  verfahren. 
Es  empfiehlt  sich  dabei,  im  Ix>bc  Mafs  zu  halten  und  den  Ehrgeiz  nicht  an- 
nöthig  aufzustacheln,  dagegen  in  den  Schülern  die  Gesinnung  zu  erwecken, 
welcher  es  zur  h(*>chsten  l-'reudc  gereicht,  wenn  es  möglich  gewesen  den  An- 
forderungen der  Lehrer  Genüge  zu  leisten. 
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4.  Eigentliche  Strafen  sollten  in  jeder  chriBtlichen  Schale  durch  den 
Geist  derselben  mehr  und  mehr  überflüssig  werden,  wozu  insbesondre  die 
Lehrer  mit  dem  Dir.  dadurch  beitragen  können,  dais  sie  sich  selbst  in  der 
strengsten  Disciplin  halten  durch  Pünctlichkeit  und  Treue  den  Schülern  vor- 
leachten  und  durch  väterliche  Liebe  ihre  Gegenliebe  zu  gewinnen  suchen. 
Denn  wenn  die  Lehrer  mit  Fleifs  und  Hingabe  arbeiten,  vor  geistiger  Zer- 
streuung sich  hüten  und  durch  die  eigne  innerliche  Sammlung  auch  die 
Sehfller  zur  Sammlung  zwingen,  wenn  sie  bei  ihren  Vorträgen  sich  der  Klar- 
heit und  Anschaulichkeit  befleilsigen,  und  es  sich  zur  Regel  machen,  die 
aaae  Classe  zur  Mitthätigkeit  heranzuziehen  und  durch  rechtzeitiges  Fragen 
die  Einzelnen  immer  wieder  zur  Aufmerksamkeit  anzuregen:  so  können  unter 
dem  Gnadenbeistand  Gottes  Strafen  und  Zuchtmittel  mehr  und  mehr  entbehr- 
lieh und  ohne  Anwendung  von  Zwang  oder  Gewalt  die  Ordnung  aufrecht  er- 
halten werden,  besonders  in  dem  Fall,  dais  die  frühere  Erziehung  der  SchtUer 
nicht  in  Widerspruch  gestanden  hat  mit  dem  evangelischen  Geist,  der  die 
Schule  erftUlt.  5.  Weil  aber  der  Lehrer  mit  väterlicher  Autorität  bekleidet, 
hl  Ober  die  Schüler  an  Gottes  Statt  gesetzt  ist,  so  hat  er  nicht  blos  das 
Kedit,  sondern  auch  die  Pflicht,  den  Gehorsam  nöthigcnfalls  durch  Strafen 
lu  erzwi^n  und  die  Schüler  durch  Züchtigung  auf  die  Bahn  der  Ordnung 
und  des  Fleilses  zurückzulenken.  Die  Strafe  des  Lehrers  wird  aber  am  wirk- 
samsten sein,  der  von  der  hohen  und  heiligen  Bedeutung  seines  Berufe,  un- 
sterbliche Menschenseelen  an  Gottes  Statt  zu  bilden  und  zu  erziehen,  am 
▼dikommensten  durchdrungen  ist  Denn  wo  in  eigner  Erfahrung  die  Macht 
der  Sünde  erkannt  und  in  Reue  und  Glauben  der  Friede  eines  guten  Ge- 
wissens gefunden  ist,  wo  insbesondre  in  Christo  auch  die  göttliche  Grerech- 
tiriieit  zur  Gewiisheit  geworden,  die  die  Sünde  straft  und  gestraft  wissen 
mHy  da  wird  am  ersten  den  Kindern  gegenüber  mit  dem  Ernst,  der  über 
die  Sünde  zürnt,  das  herzlichste  Erbarmen  mit  ihrer  Schwachheit  sich  verbin- 
den und  bei  jeder  Strafverhängung  die  liebevoUe  Weisheit  walten,  die  einen 
gesegneten  Erfolg  der  Züchtigung  verbürgt. 

6.  Die  Träger  der  Disciplin  sind  in  geordneter  Stufenfolge  die  Lehrer, 
die  Ordinarien  und  der  Director.  Die  einheitl.  Leitung  liegt  dem  Director 
ob,  der  jedoch  in  den  weiterhin  näher  bestimmten  Fällen  die  Mitwirkung  der 
Lehrerconferenz  in  Anspruch  zu  nehmen  hat.  Von  Wichtigkeit  ist  insbeson- 
dre die  Stellung  des  Ordinarius.  Derselbe  hat  zu  allen  Schülern  seiner 
Classe  mö^ichst  in  ein  näheres,  persönliches,  väterlich  fürsorgendes  Verhält- 
nÜs  zu  treten  und  vorzugsweise  den  Verkehr  zwischen  der  Schule  und  den 
latem  zu  vermitteln.  Wie  alle  Disciplinarfälle  in  der  Classe  durch  die  CoUe- 
gen  ihm  mitgetheilt' werden,  bringt  er  dieselben  auch,  soweit  dies  nach  §.  8 
nOtiliig  ist.  zur  Cognition  des  Dir.  und  macht  wiederum  dessen  Anordnungen 
und  Bescnlüsse  des  Lehrercoll.  der  Classe  bekannt.  Um  Ueberbttrdung  der 
Schüler  zu  verhüten,  hat  der  Ordinarius  das  Ma(s  der  ihnen  von  den  ver- 
schiedenen Lehrern  aufgegebenen  Arbeiten  zu  überwachen,  wie  er  auch  über 
Quren  häuslichen  Fleifs  und  über  ihren  sitti.  Wandel  auiserhalb  der  Schulzeit 
vorzugsweise  die  Aufsicht  führt. 

7.  Die  erste  Stufe  der  Strafe,  die  in  der  Competenz  jedes  einzelnen 
Lehrers  liegt,  ist  der  Tadel,  der  strengere  Verweis  und  die  ernste  längere 
&mahnung,  wozu  bei  Unfleifs  das  Bestellen  des  Schülers  zum  Nachlemen 
oder  zum  Aufsagen  im  Hause  des  Lehrers  oder  im  Schullocal  hinzutritt 
8.  Bei  wiederholtem  Unfleifs  ^der  Ungehorsam .  bei  nicht  zu  überwindender 
Unaufmerksamkeit  oder  Leichtfertigkeit,  sowie  oei  Vergehen  gegen  die  Schul- 
ordnung oder  e^egen  die  Sittsamkeit  dient  als  Strafe  das  Notat  im  Classen- 
bnch.  Der  Lehrer  legt  nämlich  den  Tadel  des  Schülers  mit  mehr  oder  we- 
niger genauer  Motivirung  im  Classenbuch  schriftlich  nieder.  Auf  diese 
Notate  gründet  der  Ordinarius  beim  WochenschluCs  seine  Ermahnungen  und 
dietirt  auf  Grund  derselben  nöthigcnfalls  die  Strafe  des  Nachsitzens,  welche 
auch  bei  dem  Notat  selbst  von  dem  Lehrer  beantragt  werden  kann.    SoUte 
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der  Ordinarios  Bedenken  tragen,  auf  einen  Antrag  dieser  Art  einzugeben,  so 
hat  er  den  Fall  dem  Dir.  znr  Entscheidung  vorzulegen:  wobei  jedoch  vorut- 
gesetzt  wird,  dais  jeder  Ordinarius  sich  bemühen  werde,  die  Antorit&t  selber 
Mitlehrer  in  der  Classe  in  aller  Weise  aufrecht  zu  erhalten.  9.  Das  Nadt- 
sitzen  findet  in  3  Abstufungen  statt,  zu  1,  1*A  und  2  Stunden.  Unter  der 
Aufsicht  eines  Lehrers,  wozu  jeder  in  einer  vom  LehrercoU.  näher  festxasetzen- 
den  Reihenfolge  verpflichtet  ist,  beschäftigen  sich  die  nachsitzenden  SchlOer 
mit  den  Aufgaben,  welche  ihnen  der  Ordinarius  zu  diesem  Zweck  ertheilt  hat 
In  der  Regel  dient  die  Zeit  Sonnab.  von  12  bis  2  Uhr  zum  Nachsitaen.  Aof 
den  Namen  des  nachsitzenden  Schülers  wird  vom  Ordinarius  ein  Strafzettel 
ausgefertigt  und  von  dem  Dir.  mitunterschrieben,  durch  dessen  Uebencndung 
die  Angehörigen  des  Bestraften  von  der  Vollziehung  der  Strafe  in  Kenntnifi 
gesetzt  werden.  Am  nächsten  Schultag  wird  dieser  Straizettel  mit  der  ün- 
terschrift  des  Vaters  durch  den  betreff.  Schiller  dem  Ordinarius  wieder  em- 
gehändigt  10.  Reicht  die  Strafe  des  Nachsitzens  allein  nach  dem  Urtbefl 
des  Ordinarius  nicht  aus,  oder  wiederholt  sich  dieselbe  Öfter  und  in  knnen 
Zwischenräumen,  so  ist  der  Schüler  auberdem  noch  vor  den  Dir.  zu  citim 
und  von  diesem  zu  ermahnen,  oder  vor  das  versammelte  LehrercoUegium  m 
berufen,  damit  er  vor  demselben  aus  dem  Munde  des  Dir.  eine  feierliche  und 
ernste  Ermahnung  empfange,  wobei  ihm  zugleich  die  nächste  Strafotafe  an- 
gedroht werden  mag.  11.  Wenn  diese  Malsregcl  wirkungslos  bleibt,  oder 
im  Fall  ^Oberer  Vergehen  gegen  die  Sittsamkeit  oder  annallenden  Trotzes 
und  mutnwilligen  Ungehorsams  gegen  die  Schulgesetze  hat  der  Ordinarins 
bei  dem  Dir.  eine  schwerere  Strafe  zu  beantragen,  welche  a)  ftlr  die  Schü- 
ler der  3  unteren  Gl.  in  körperlicher  Züchtigung,  b)  ftlr  die  Schüler  der  3 
oberen  Gl.  in  Garcer  besteht  Der  Dir.  legt  solche  Disciplinarfälle  jedesmal 
der  Lehrerconferenz  zur  Entscheidung  vor.  Die  Züchtigung  ist  von  dem  Cr 
dinarius  der  Glasse  oder  von  dem  Lehrer,  gegen  welchen  die  Versündigung 
Statt  gefunden  hat,  zu  vollziehen.  Schlagen  lassen  durch  den  Pedell  ist  nicht 
gestattet  Die  Zahl  der  Schläge  und  die  Dauer  der  Garcerstrafe  ist  in  jedem 
Fall  auf  das  sorgsamste  nach  den  Umständen  zu  bemessen.  Mit  der  Cfarcer 
strafe  ist  die  Reducining  der  Kost  auf  Wasser  und  Brod  verbanden.  Der 
Dir.  hat  die  Glasse,  der  die  Bestraften  angehören,  oder  bei  besonders  bekannt 
gewordenen  gröberen  Unsittlichkeiten  und  Unordnungen  die  ganze  Schale 
von  der  Vollziehung  dieser  Strafen  und  den  Gründen  derselben  in  Kenntnift 
zu  setzen,  unter  Hinweisung  auf  die  Schulgesetze  und  Schülerpflichten,  mit 
ernster  Verwarnung  vor  ähnlichen  Uebcrtretungen. 

12.  Sind  alle  diese  Schulstrafen  auch  in  ihrer  Stcigenmg  ohne  Erfolf 
geblieben,  und  ist  die  Besserung  des  vielfach  Bestraften  unter  den  obwal- 
tenden Umständen  nieht  zu  erwarten,  (wobei  das  Alter  in  Betracht  kommei 
muCs,  so  dafs  jüngere  Schüler  nur  selten  werden  als  unverbesserlich  anzusehea 
sein):  so  kann  die  Lehrerconferenz  die  Entfernung  des  Schülers  von  der 
Schule  beschliersen.  Diese  Entfernung  ist  aber  zuerst  als  stille  Entfemmfr 
so  zu  versuchen,  dafs  der  Dir.  die  Angehörigen  des  Schülers  von  dem  B^ 
tragen  desselben  amtlich  in  Kenntnils  setzt  und  ihnen  den  Rath  ertheilt,  ihi 
zurflckzunehmen.  Findet  dieser  Rath  keine  Berücksichtigung,  so  ist  der 
Schüler  zunächst  mit  einer  angemessenen  Schulstrafe  zu  belegen  nnd  ihm  so- 
wie den  Eltern  anzuzeigen,  dafs  er  bei  nächster  Wiederholung  seiner  Ve^ 
gehen  oder  bei  ausbleibender  Besserung  von  der  Anstalt  werde  aasgeschlossen 
werden.  13.  Bessert  sich  der  Schüler  nicht,  so  hat  die  Lehrereonferetf 
die  Ausschliefsung  auszusprechen,  und  der  Dir.  den  Angehörigen  davon  aatL 
Kenntnife  zu  geben.  Der  Schüler  hat  dann  sofort  die  Anstalt^  der  au8waiti|e 
auch  die  Stadt  zu  verlassen.    Bei  besonders  gravirenden  Fällen,  bei  Ver; 

fchen,  welche  Bösartigkeit  zeigen,  oder  bei  Criminalverbrechen ,  sowie  bei 
ünden  gegen  das  6.  resp.  7.  Gebot,  welche  die  Anstalt  mit  Ansteckung  b^ 
drohen,  kann  von  Seiten  des  Lchrereoll.  ohne  den  vorher  angedeuteten  Stafet* 
fortschritt  von  Strafen  sogleich  auf  Ausschliefisung  resp.  stille  Entfemnig  tt- 
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knnt,  nnd  dieser  Beschluls  unverzüglich  in  Ausf&hrnng  gebracht  werden. 
14»  Dabei  hat  das  Lehrercollegium  aber  zu  erwägen,  ob  der  Bestrafte  auch 
anderen  Anstalten  ^föhrlich  sein  würde,  oder  ob  dessen  Uebergang  in  solche 
imdiftdlieh  sei.  Findet  sich  das  erstere,  so  tritt  die  Ansschliefoung  cum  in- 
fimia  ein,  welche  jedoch  nicht  ohne  weitres  von  dem  LehrercolL  verh&ngt 
weiden  darf.  Vielmehr  hat  der  Dir.  darüber  durch  das  Curatorium  einen 
saBfthilichen  Berieht  an  das  K.  Proy.  SchulcoU.  einzureichen,  und  diese  dann 
den  Act  der  Ausschließung  zu  vollziehen,  worauf  auch  aUe  anderen  Anstal- 
ten der  Provinz  von  demselben  amtl.  in  Kenntnils  gesetzt  werden.  15.  Bei 
den  Abgangszeugnissen  ist  die  Ausschließung  am  Schluls  zu  erwähnen,  doch 
deiit,  ob  dieselbe  cum  infamia  geschehen  sei.  Zur  Kenntnis  der  übrigen 
Sehfller  wird  sie  nur  dann  und  so  weit  gebracht,  als  die  Ursache  derselben 
m  ihrer  Kenntnils  gelangt  war.  Im  Programm  wird  die  Ausschlielsung  ohne 
Namennennung  erwähnt;  der  stillen  Entfernung  geschieht  keine  Erwähnung. 
16.  Von  den  Straffrollziehungon,  welche  unter  11—13  erwähnt  sind,  hat  der 
Dir.  in  iedem  Fall  dem  Curatorium  resp.  dem  Präses  desselben  Mittheilung 
ra  machen. 

17.  Ergänzende  Bestimmungen  zu  dieser  Disciplinarordnung  hat  auf 
Antrag  des  Dir.  die  Lehrerconferenz  zu  beschliefsen  und  treten  dieselben  so- 

?ieh  in  QtUtigkeit,  wenn  sie  nicht  mit  den  oben  niedergelegten  Grundsätzen 
Widerspruch  stehen. 

18.  AUgemeine  gesetzl.  Verordnungen  nnd  ministerielle  Verfügungen, 
die  fiber  die  Disciplin  in  Realschulen  und  Gymnasien  etwa  noch  erlassen 
irerden  dürften,  würden  auch  diese  Disciplinarordnung  modificiren.  ~  (1862). 
Das  Curatorium. 


Behnlgesetie  für  die  höhere  Bürgerschule  lu  Mülheim  a.  Rh. 

1.  Der  SchtUer  ist  verpflichtet,  an  aUen  im  Lehrplan  vorgeschriebenen 
Dnterrichtsgegenständen  regelmäfsig  Theil  zu  nehmen.  Dispensationen  finden 
nnr  vom  Turnen  und  Gesang  auf  Grund  ärzti.  Atteste  Statt.  Versäumnisse 
mflssen  entweder  durch  den  Ordinarius  resp.  Rector  vorher  genehmigt,  oder, 
wo  dieses  nicht  möglich  war,  durch  glaubwürdige  Bescheinigung  als  unum- 
gJbiglich  nachträglich  erwiesen  werden.  Vergnügungsreisen  entschuldigen 
nieht  Die  Ferien  beginnen  und  schlieCsenftir  jeden  gleich  pünctlich.  2.  Für 
sDe  Zeitbestimmungen  ist  die  Schuluhr  mafsgebend.  Kein  Schüler  darf  sich 
elier  als  10  Min.  vor  Anfang  der  Lchrstunden  auf  dem  Schulhof  oder  vor 
dem  SchuUocal  einfinden,  noch  nach  der  Schulzeit  dort  verweilen.  3.  Im 
Behnlgebäude  ist  aUes  Hin-  nnd  Herlaufen  und  Lärmen  untersagt,  namentlich 
das  Poltern  auf  der  Treppe.  Gleich  nach  dem  Eintritt  verfügt  sich  der  Schü- 
ler in  sein  Classenzimmer,  wo  er  den  ihm  angewiesenen  Platz  sofort  einnimmt 
imd  nicht  wieder  veriäfet.  Streng  verboten  ist  das  Betreten  der  Tische. 
L  Verboten  ist:  a)  Alles  Schreiben  vor  den  Unterrichtstunden  und  in  den 
Pansen;  b)  das  Mitbringen  von  fremdartigen  Gegenständen  und  Büchern; 
e)  das  Zurücklassen  von  Büchern  in  den  Classen.  5.  Alle  Beschmutzungen 
nnd  Beschädigungen  von  Dingen,  die  der  Schule  angehören,  werden  nach 
Maftgabe  des  dabei  hervortretenden  MuthwUIens  aufis  strengste  bestraft  Der 
Ibtter  ist  zur  völligen  Wiederherstellung  und  zum  Ersatz  verpflichtet,  und 
wo  er  nicht  ermittelt  wird,  muls  die  ganze  Classe,  nach  Umständen  die  Ge- 
lammtheit  der  Schüler,  dMr  aufkommen.  6.  Kränkungen  von  Mitschülern 
lind  streng  untersagt;  Schutz  bei  den  Lehrern  zu  suäien  ist  Recht  und 
Pffiefat  7.  Schulbücher,  Hefte  und  Schreibmaterialien  sind  nach  Vorschrift 
•nmsdiaffen  und  zu  halten. 

8.  InBezugaufdas  Verhalten  aufser  der  Schule  ist  untersagt:  a)  Oeffent- 
liefaea  Tabackrauchen;  b)  der  Besuch  von  Bällen  und  Tanzvergnügen;  c)  der 
Besnoh  öffenü.  Wirthshäuser  jeder  Art,  sofern  er  nicht  in  Begleitung  der 
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Eltern  oder  ihrer  Stellvertreter,  eines  Lehrers  oder  naeh  spedeli  voriier  ein- 
geholter Erlanbnife  des  Ordinarius,  Statt  findet;  d)  die  Benutzung  yon  Leih- 
bibliotheken; e)  die  Theilnahme  an  den  Gerichtsverhandlungen. 

9.  Schüler,  welche  in  einzelnen  oder  allen  Fächern  hinter  dem  Stand- 
punct  der  Classe  zurückbleiben ,  erhalten  im  Lauf  des  Semesters  Interimt- 
zeugnisse  damit  die  Eltern  rechtzeitig  von  den  hervortretenden  Mfingein  in 
Kenntnils  gesetzt  werden.  Diese  Zeugnisse  sind,  gleich  den  Stralzettein,  mit 
der  Unterschrift  der  Eltern  oder  deren  Vertreter  versehen,  innerhalb  der 
auf  denselben  bezeichneten  Frist  dem  Ordinarius  wieder  einzuhändigen.  Ebenso 
sind  die  regelmäßigen  Oster-  und  Herbstzeugnisse  nach  Beginn  des  neuen 
Semesters  mit  der  nöthigen  Unterschrift  vorzuzeigen.  Jede  Fälschung  ziriit 
die  strengste  Strafe  nach  sich.  10.  Der  freiwillige  Austritt  aus  der  Schule 
erfolgt  durch  mündl.  oder  schriftl.  Abmeldung  beim  Rector  seitens  der  Eltern 
oder  ihrer  Stellvertreter.  Erfolgt  diese  nicht,  so  ist  der  Scbttler  auch  im  fol- 
genden Semester  noch  zur  Zahlung  des  Schulgelds  verpflichtet. 

11.  Die  Reihenfolge  der  Strafen,  welche  nach  einfachen  und  ver- 
schärften Verweisen  eintreten,  ist  folgende:  a)  Ausweisung  aus  dem  Classen- 
zimmer.  Der  Schüler  hat  sich  unmittelbar  vor  der  Thür  aufeustellen;  b)  Arrest 
im  Classenzimmer  unter  Aufsicht  eines  Lehrers;  c)  einfache  Scliulstrafe  mit 
Strafzettel;  d)  Carcer  mit  Strafzettel;  e)  erster  Grad  der  Verweisung  (consU. 
abeundi) ;  f )  Sofortige  Ausschliefsung  aus  der  Anstalt.  In  besonderen  Fällen, 
wo  z.  B.  Frevel  gegen  Zucht  und  Sitte,  Verführung  der  Mitschüler  u.  drji^L 
vorliegen,  wird  die  Gonferenz  erwägen,  ob  ein  längeres  Verweilen  des  Schü- 
lers in  der  Anstalt  für  dieselbe  gefahrlich  sein  würde  und  nach  Umständen 
sofort  die  Ausscliliefsung  aussprechen. 

12.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  der  Schüler  in  allen  Dingen,  auch 
in  solchen,  die  in  diesen  Schulgesetzen  m'cht  vorgesehen  sind,  sich  dem  Ge- 
meingeist der  Schule  fügen  und  den  Lehrern  Gehorsam  leisten  mufs.  Gleich 
den  Eltern  werden  sie  ihn  nur  gezwungen  strafen,  dagegen  gern  ihm  mit 
Rath  und  Schutz  aUzeit  zur  Seite  stehen.  — 


Gottesdienstordnung  für  daskathol.  Gymnasium  zu  Emmerich. 

1.  Jedes  Schuljahr  beginnt  mit  einer  feierlichen  Messe  de  Spiritu  sancto: 
„Spiritus  Domini  replevit  orbem  tcrrarum,*'  und  schliefst  mit  einem  feierliches 
Hochamt  und  dem  „Te  Deum  laudamus.*'  2.  Die  kathol.  Schüler  besucheo 
unter  Aufsicht  der  Lehrer  während  der  Schulzeit  des  Jahrs  täglich  die  Man- 
sterkirche.  Der  von  dem  Religionslehrer  des  G^nnn.  zu  haltende  Gottosdienst 
ist  theils  ein  sonn-  oder  festtäglicher,  theils  ein  gewöhnlicher,  an  den  Wochen- 
tagen um  %  8  Uhr.  An  den  Sonn-  und  Festtagen  wird  um  8  Uhr  eine  b. 
Messe  gelesen,  unter  welcher  die  Schüler  theils  stiü  beten,  theils  zur  Erbauunj: 
angemessene  Lieder  singen.  Während  der  Messe  und  zwar  nach  dem  Krio- 
gelium  wird  den  Schülern  das  sonn-  oder  festtägl.  Evangelium  vorgelesen  uod 
ein  passender  christlicher  Unterricht  angereiht.  Nachmittags  findet  ein  halb- 
stünd.  Gottesdienst  um  2  Uhr  Statt  und  besteht  in  Gesang ,  Gebet,  Betrach- 
tung der  Litanei,  nach  Verschiedenheit  der  kirchl.  Zeiten.  3.  Die  h.  Sarr<- 
mente  werden  den  Schülern  von  dem  Religionslehrer  des  Gymn.  gespendet 
und  zwar  das  h.  Sacrament  des  Altars  ie  um  die  sechste  Woche,  wobei  <li^ 
Hauptfeste  als  Anhaltspunct  dienen.  Die  Schüler,  welche  noch  nicht  zur  h. 
Communion  zugelassen,  aber  von  dem  Religionslehrer  des  Gvmn.  zur  Beicht« 
vorbereitet  und  als  fähig  angenommen  sind,  gehen  das  Jahr  hindurch  mit  ^ 
übrigen  Schülern,  welche  schon  communicirt  haben,  zur  Beichte.  4.  P** 
Feier  der  österlichen  Communion  wird  für  die  Gymnasialschüler  auf  PaIi»' 
Sonntag  festgesetzt.  Den  Neocommunicanten  ist  am  2.  oder  3.  Sonnt,  oics 
Ostern  oder  auch  in  feste  Ludgeri  am  3.  Mittew.  nach  Ostern  von  dem  B^ 
ligionslchrer  des  Gymn.  unter  üblichen  FeierUchkeiten  die  erste  h.  OompB- 
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nion  zu  ertheflen.  5.  Am  Frohnleicbnamstag  nehmen  die  kathol.  Schüler 
an  der  öffentlichen  Procession  Xhefl  und  begleiten  dieselbe  unter  Aafeicbt 
der  Lehrer  in  ordnungsmälaiger  und  würdiger  Stimmung,  wobei  sie  wie 
auch  anderswo  der  Fall  ist,  zunächst  vor  der  Geistlichkeit,  welche  das  Sanc- 
tisaimum  mit  sich  führt,  ihre  Stelle  finden.  6.  Bei  dem  Gottesdienst  am 
Geburtsfest  Sr.  Maj.  des  Königs  ist  während  der  feierlichen  Gymnasialmesse 
die  Gelegenheit  wahrzunehmen,  um  die  Liebe  und  Treue  gegen  den  Regen- 
ten, das  königl.  Haus  und  das  Vaterland  bei  der  studirenden  Jugend  zu 
wecken  und  zu  beleben.  7.  Bei  Sterbefällen  eines  Lehrers  oder  Schülers 
liemt  es  sich  von  Seiten  des  Gymn.  zum  Andenken  an  den  Abgeschiedenen 
ein  Todtenamt  zu  halten.    (1844). 
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ANHANG. 


Von  höheren  Töchterschulen. 

Die  als  höhere  Töchterachnlen  bezeichneten  Anstalten  fttr  die 
Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  sind  nach  Lehrplan  and  sonstigen 
inneren  und  äafseren  Einrichtungen  sehr  verschieden.  Eine  gesetsliche 
Norm  für  die  Organisation  dieser  Schalen  ist  nicht  vorhanden.  Die 
Gründe,  welche  bei  den  öffentl.  höheren  Schulen  für  die  männliche 
Jugend  eine  im  wesentlichen  übereinstimmende  Einrichtung  der  An- 
stalten gleicher  Kategorie  nöthig  machen,  kommen  bei  den  höh.  Töchter- 
schulen nicht  in  Betracht.  Ihr  Name  wird  allgemein  auf  diejenigen 
weiblichen  Schulen  angewandt,  in  denen  ein  über  den  Lehrplan  der 
Elementarschule  hinausgehender  Unterricht  ertheilt  wird,  ohne  dafii  ihr 
unterscheidender  Charakter  irgendwie  näher  bestimmt  wäre. 

Die  Mehrzahl  der  höh.  Töchterschulen  sind  Privatuntemehmongen. 
Bei  der  grofsen  Wichtigkeit,  welche  eine  zweckmäfsig  geleitete  Er- 
ziehung und  Unterweisung  des  weiblichen  Geschlechts  für  die  Familie 
und  dadurch  für  die  Wohlfahrt  des  Staats  hat,  nimmt  die  öffentl.  Unter- 
richtsverwaltung bei  Ausübung  ihres  allgemeinen  Aufsichtsrechts  darauf 
Bedacht,  eine  zweckmäfsige  Einrichtung  der  Lehrpläne,  einsichtige 
Leitung,  Verwendung  hinreichend  qualificirter  Lehrkräfte,  und  was  eine 
gedeihliche  Wirksamkeit  dieser  Schulen  sonst  erfordert,  herbeizuführen, 
und  jedenfalls  offenbare  Mifsbräuche,  z.  B.  übermäfsige  Classenfrequenzen, 
zu  weit  gehende  Anforderungen  an  die  Arbeitskraft  der  Schülerinnen, 
sowie  die  schädlichen  Einflüsse  zu  entfernen,  welche  von  einer  bereit- 
willigen Nachgiebigkeit  gegen  vorübergehend  herrschende  Zeitrichtungen 
herrühren. 

Dies  Gebiet  des  höheren  Schulwesens  wartet  indefs  noch  auf  die- 
jenige Regelung,  deren  es  bedarf,  um  vor  dem  Mifsbrauch  der  ihm  gebüh- 
renden Freiheit  gesichert  zu  sein.  Pädagogik  und  Unterrichtsverwiütang 
sind  noch  damit  beschäftigt,  die  weiblichen  Schulen  auf  den  Weg  gröfserer 
Unabhängigkeit  von  dem  Vorgange  der  für  die  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend  bestimmten  Anstalten  zu  fUhren,  die  wesentliche  Ver- 
schiedenheit der  ihnen  beiden  gestellten  Aufgabe  zum  Bewufstsein  der 
Betheiligten  zu  bringen,  und  so  den  Gefahren  und  Nachtheilen  einer 
Verkennung  dieses  Unterschiedes,  wie  sie  sich  bisweilen  in  geistiger 
Vorbildung  und  als  Folge  übermäfsiger  Anstrengung  in  gestörter  Ge- 
sundheit und  Lebensfreude  zeigen,  vorzubeugen. 
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Die  Verschiedenheit  der  höheren  Töchterschalen  tritt  schon  ftufter- 
lich  in  ihrem  Umfang  hervor.  Es  giebt  deren  von  nnr  2  Classen,  nnd 
andere  bis  zu  12  Classenstnfen,  womit  selbstverständlich  verschiedene 
Anfordernngen  hinsichtlich  des  Alters  und  der  Vorkenntnisse  für  die 
Aufnahme  in  Verbindung  stehen.  Die  Lehrgegenstände  sind  fast  durch- 
gängig je  nach  den  Classenstufen  dieselben,  mit  dem  Unterschiede,  dafs 
einige  z.B.  Englisch,  Italiänisch,  weibl.  Handarbeiten,  bei  mehreren 
Anstalten  nicht  obligatorisch  sind,  die  Theilnahme  daran  vielmehr  in 
das  Belieben  der  Eltern  gestellt  ist.  Viele  höh.  Töchterschulen  lassen 
jetzt  die  Nachmittagstunden  vom  Unterricht  ganz  frei,  oder  verlegen 
nur  facnltative  Lehrgegenstände,  besonders  die  weibl.  Handarbeiten, 
dahin.  Im  Eintreten  der  Lehrgegenstände,  in  der  ihnen  gewidmeten 
Stundenzahl  und  in  ihrer  Fortführung  bis  zu  höheren  Classen  finden 
grofiie  Verschiedenheiten  Statt  Französisch  und  Englisch  z.  B.  ist  bei 
einigen  den  oberen  Classen  vorbehalten;  ebenso  das  Zeichnen  und  der 
eigentliche  Oeschichtsunterricht;  andere  beginnen  damit  und  namentlich 
mit  dem  Französischen  schon  in  den  unteren  Classen.  Für  das  Deut- 
sche sind  in  einigen  Schulen  für  den  Beginn  8,  10,  12  Stunden  wöchentl. 
angesetzt;  andere  halten  6,  täglich  eine,  für  genügend.  Schreibunterricht 
findet  sich  hin  und  wieder  auch  noch  in  den  oberen  Classen.  —  Die 
gröfseren  Schulen  haben  meistentheils  ein  selbständiges  Lehrercollegium, 
auf  dessen  Mitglieder  hinsichtl.  der  Besoldung,  der  PensionsansprUche  u.  s.  w. 
die  Bestimmungen  für  die  Lehrer  der  übrigen  öffentlichen  Schulen  ana- 
loge Anwendung  finden.  Bei  der  Mehrzahl  der  Privat -Töchterschulen 
sind  die  anderweitig  angestellten  Lehrer  meist  nur  mit  einzelnen,  be- 
sonders honorirten  Stunden  beschäftigt.  Die  Leitung,  welche  bei  den 
kathol.  Mädchenschulen  immer  eine  weibliche  ist,  ist  bei  den  öffentlichen 
evangel.  höh.  Töchterschulen  fast  ausnahmslos  einem  Director  anvertraut. 
Dieselben  haben  meistens  mehr  Lehrer  als  Lehrerinnen ;  bei  den  Privat- 
Töchterschulen  pflegt  dies  umgekehrt  zu  sein. 

Nicht  wenige  höhere  Töchterschulen  haben  eine  Selectaclasse,  in 
welcher  denjenigen  Schülerinnen,  die  den  Schulcursus  durchgemacht 
haben,  Gelegenheit  dargeboten  wird,  sich  zu  Lehrerinnen  auszubilden. 
Einrichtungen  dieser  Art  werden,  wenn  sie  sich  hinlänglich  entwickelt 
und  bewährt  haben,  als  Lehrerinnen-Seminare  anerkannt. 

Die  Vorsteher  der  mit  einem  anerkannten  Seminar  verbundenen 
höh.  Töchterschulen  sollen  den  Titel  Director,  die  der  übrigen  den 
Titel  Rector  führen. 

Da  aus  den  oben  angeführten  Gründen  eine  allgemeine  Lehr- 
ordnung für  die  höh.  Töchterschulen  nicht  mitzutheilen  ist,  so  kann  die 
Art  des  Bestehenden  nur  an  einzelnen  Beispielen  näher  dargelegt  wer- 
den. Als  geeignet  dazu  bieten  sich,  da  auf  die  Mannichfaltigkeit  der 
Privat -Töchterschulen  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden  kann,  2 
königliche  und  2  städtische  höh.  Töchterschulen  in  Berlin  dar:  a)  die 
Angustaschule  und  die  Elisabetscbule;  b)  die  erste  und  die  zweite 
Stadt  höh.  Töchterschule. 

a)  1.  «Der  Zweck  der  K.  Augustaschule,  wie  der  jeder  höheren 
Töchterschule,  ist,  ihre  Schülerinnen  so  zu  erziehen  und  zu  unterrichten,  da(s 
sie  nach  der  Schulzeit  als  Mitglieder  einer  nach  dem  vernünftigen  Urtheü  der 
Zeitgenossen  gebildeten  Familie,  derselben  sowohl  im  Hause,  als  in  einer  ent- 
sprechenden Geselligkeit  Ehre  machen.  Sie  müssen,  was  der  Confirmanden- 
Unterricht  an  Kenntnlls  der  heü.  Schrift,  des  Katechismus  und  des  G^sang- 
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baohs  voraasaetzt,  mit  möglichst  entwickeltem  YentSndmfii  sieh  an 
haben,  ihre  Muttersprache  richtig  und  mit  Gewandtheit  sprechen  und  schrei- 
ben und  mit  den  Mnsterschriftstellem  derselben  bekannt  gemacht  worden  sdn. 
Ein  gründlicher  Unterricht  in  der  Formenlehre  und  S^tax  der  französischen 
Sprache  mufs  ihr  grammatisches  Sprachverständnifs  bilden  helfen;  sie  mflssen 
das  Französische  wie  das  Englische  verstehen  und  sich  in  beiden  Sprachen 
ausdrücken  lernen. 

Der  Rechnunterricht  gewährt  vorzugsweise  den  VortheO  formaler  geisti- 
ger Bildung.  Die  Schülerinnen  sollen  durch  stufenmäfsig  geordnete  fleilsige 
Uebung  in  den  Grundoperationen,  sowie  durch  Einführung  in  das  Verständ- 
nifs  der  Bruchrechnungen  und  anderer  höherer  arithmetischer  Zahlenverfaült- 
nisse  zugleich  in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  einfachen  Aufig^aben  merkan- 
tilen Verkehrs  zu  lösen. 

Der  Unterricht  in  den  realen  Wissenschaften,  der  Geographie,  Geschichte 
und  Naturgeschichte  soll  den  Kreis  der  Anschauungen  des  jungen  Mädchens 
zweckmäßig  erweitem,  ihre  Phantasie  regelnd  beschäftigen,  sie  die  Werke 
€k)ttes  um  sie  her  sinnig  betrachten  und  die  nutzbare  Verwendung  derselben 
kennen  lehren. 

Die  Schülerinnen  sollen  durch  die  Unterweisung  in  den  technischen  Gegen- 
ständen zunächst  eine  gute  Handschrift  schreiben  lernen,  im  Zeichnen  wo- 
möglich so  weit  kommen,  dals  sie  Natur-  und  Kunstgegenstände,  die  sie  in 
der  Wirklichkeit  erfreut  haben,  durch  Nachbildung  für  die  Erinnerung  fest- 
zuhalten und  kleine  Verzierungen,  welche  künstlichen  Stickereien  zu  Grunde 
liegen,  aufzuzeichnen  im  Stande  sind.  Der  Gesang  soll  der  Ausdruck  natür- 
licher, besonders  frommer  Empfindungen,  das  gemüthliche  Band  zwischen  den 
Schülerinnen  und  der  Unterricht  in  demselben  aufserdem  fttr  Stimmbegabte 
die  Grundlage  höherer  Ausbildung  sein.  Endlich  hält  die  Schule  viel  auf  ^ 
Handarbeiten,  weil  die  Uebung  in  denselben  den  häuslichen  Sinn  bef^rdorn 
hilft  und  dem  Haushalt  den  wesentlichsten  Nutzen  bringt;  sie  werden  daher 
fleÜsig  und  systematisch  betrieben. 

Die  Augustaschule  besteht  aus  8  Classen,  deren  4  untere  wieder  in  2  Ab- 
theilungen getheilt  sind,  welche  meist  in  gesonderten  Räumen  unterrichtet 
werden.  Dadurch  ist  sie  in  den  Stand  gesetzt,  das  Wesen  einer  höheren 
Töchterschule  besonders  in  sofern  zu  realisiren,  als  dem  Unterricht  die  breiteste 
Grundlage  ausgedehnter  und  solider  elementarischer  Uebungen  nicht  fehlt.* 

Uebersicht  des  Lehrplans: 


Classe  !  VIU  '  VII 


VI 


IV  I   III 


II 


Religion i      3 

Deutsche  Sprache |    12 

Französische  Sprache.  .  .      — 
Englische  Sprache    .  .  .  .  i    — 

Rechnen  

Geographie 

Geschichte 

Naturwissenschaft.  .  .  . 

Schreiben 

Zeichnen 

Gesang 

Handarbeiten 


Summa 


2   !     2 
4    '     T 


2 

6 
6 

2 
2 
2 
2 
2 
2 

4 


2 
6 
6 
2 
2 
2 
2 
2 

2 
2 


26    I    26    ,    27    I    29    I    32    I    32    I    32    ,    32 


Zum  Zweck  der  Ausbildung  von   Lehrerinnen   besteht  bei  de^^ 
Augustaschule  ein  „Seminar*^  und  „  Oberclassen ".   Das  Seminar  nimmt  seines^ 
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Zöglinge  fflr  den  ganzen  Schultag  in  Anspruch,  die  Oberclassen  nur  auf  gewisse 
Stunden.  Der  Gursus  im  Seminar  ist  3-,  in  den  Oberclassen  2 jährig.  Die 
Lehrerinnenprüfung  kann  nach  gesetztl.  Bestimmung  nicht  vor  dem  vollende- 
ten 18.  Lebensjahr  abgelegt  werden.  Das  Seminar  bildet  vorzugsweise  Lehre- 
rinnen für  Schulen ;  die  Oberclassen  werden  mehr  von  künftigen  Erzieherinnen 
besucht.  Die  Abgangsprüfung  ist  für  beide  dieselbe.  Im  Seminar  wird  der 
Unterricht  unentgeltlich  ertheUt.  —  Anmeldungen  für  dasselbe  spätestens  bis 
com  31.  Aug.  jedes  Jahrs  bei  dem  Leiter  der  Anstalt  (z.  Z.  Dir.  Merget), 

a)  2.  Die  K.  Elisabetschule  hat  TClassen,  jedoch  die  4.  bis  7.  je  in 
eine  obere  und  untere  Abtheilung,  in  verschiedenen  Lehrzimmem,  getheOt 
Seit  dem  Jahr  1866  wird  der  Wissenschaft!,  und  obligatorische  Unterricht  in 
den  3  oberen  Gl.  nur  in  den  Vormittagstunden  ertheilt.  Die  Nachmittag- 
Stunden  sind  für  den  facultativen  Unterricht  in  weibl.  Handarbeiten  bestimmt 
Die  Zahl  der  Lehrstunden  ist  gleichzeitig  in  der  ersten  Gl.  auf  27,  in  der 
zweiten  und  dritten  auf  26  reducirt 


b)  1.  Lehrplan 
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Summt 

i    2(> 

26 

26 

26 

26 
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28 

28 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

b)  2.  Die  zweite  städt.  höh.  Töchter- (Victoria-)  Schule,  1867 
eröffnet,  ist  auf  9  Gl.  mit  je  einjährigem  Gursus  berechnet.  Die  Aufnahme 
geschieht  nicht  vor  dem  vollendeten  6.  Lebensjahr.  Der  ganze  Schulcursus 
kann  also  bis  zum  15.  Lebensjahr  durchgemacht  sein.  Auf  anderen  Anstalten 
bleiben  die  Schülerinnen  wohl  ois  zum  17.  und  18.  Jahr.  —  Der  Lehrplan  der 
Victoriaschule  ist  einfacher  als  der  bei  b)  1,  die  Stundenzahl  geringer.  Der 
obligatorische  Unterricht  wird  nur  in  den  Vormittagstunden  ertheilt.  Das  Eng- 
lische ist  facultativ  und  wird  in  Nachmittagstunden  gelehrt;  ebenso  ist  es  für 
die  Gl.  VI  bis  I  mit  dem  Unterricht  in  weibl.  Handarbeiten ;  obligatorisch  sind 
sie  nur  in  den  untersten  Glassen.  In  einigen  Nachmittagstunden  findet  auch 
ein  facultativer  Turnunterricht  Statt. 
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G.  Verf.   der   E.  Regierung   zu   Königsberg  in  Pr.  v.  18.  Mai 

1858: „Durch  Besenwerden   einzelner  Eltern  and   durch  Revision»- 

berichte  ist  es  zu  unsrer  Kenntnife  gekommen,  dafii  dieselben  Uebelstände, 
welche  in  Betreff  der  häuslichen  Arbeiten  der  höL  Bürger- (Real-) Schu- 
len unlängst  eine  besondre  Min.  Verf.  veranlafst  haben  (s.  p.  172  f.)  fast  in 
noch  höheim  Ma&  in  vielen  Privat-Töchterschulen  vorhanden  sind,  und  hier 
noch  bedenklichere  Folgen  haben.  So  hat  es  sich  bei  diesen  Revisionen 
herausgestellt,  dals  10  bis  14  jähr.  Mädchen  durchschnittl.  jeden  Tag  3  bis  4 
Stunden  fUr  die  Schule  zu  arbeiten  gehabt.  Rechnet  man  hinzu,  dab  die 
meisten  Mädchen  durch  Privat-  und  Uebungstnnden  in  der  MusLk,  durch 
Handarbeiten,  auch  durch  kleine  Dienste,  die  sie  den  Möttem  bei  Leitung 
des  Hauswesens  zu  leisten  haben,  vielfach  in  Anspruch  genommen  werden, 
so  ergiebt  sich  ein  Mafs  von  Arbeit,  bei  welchem  Mädchen  so  jugendlichen 
Alters  nur  zu  leicht  Grefahr  laufen,  alle  Jugendfrische  einzubttlsen,  und  geistig 
wie  leiblich  zu  verkümmern. 

Wir  sehen  uns  deshalb  veranlafst,  die  Magistrate  und  Stadtschul-Depa- 
tationen  zu  beauftragen,  den  oben  erwähnten  Erlafs,  soweit  die  näheren  Ver- 
hältnisse es  zulässig  erscheinen  lassen,  auch  auf  die  in  den  Aufsichtskreisen 
der  Magistrate  und  Stadtschul-Deputationen  vorhandenen  Privat-TiVohterschnlea 
fortan  in  Anwendung  zu  bringen.  Besonders  machen  wir  darauf  aufmerksam, 
dafs  auch  in  den  zuletzt  genannten  Schulen  von  jedem  Lichrer  der  geistige 
Verkehr  mit  der  Jugend  in  den  Lehrstunden  selbst  als  die  Hauptaufgabe  des 
Unterrichts  angesehen  werden  muls,  dals  deshalb  das  Dictiren  von  Heften 
fortzulassen  ist,  und  dafs  zu  freien  Aufsätzen,  sei  es  in  der  Muttersprache 
oder  in  einer  fremden,  nur  Aufgaben  gewählt  werden  dürfen,  die  dem  Bfl- 
dungsgrade  der  Schülerinnen  angemessen  sind,  und  vorher  im  Unterricht  die 
nöthige  Besprechung  gefunden  haben.  Ebenso  gilt  auch  hier,  was  dort  in 
Betroff  der  fortzulassenden,  geistig  abstumpfenden  häusl.  Beschäftigangen  ge- 
sagt ist,  und  wozu  ganz  besonders  das  Einüben  von  Declinations-  und  Con- 
jugationsformen,  durch  häufiges  Niederschreiben  derselben  oder  das  mehma- 
lige  Niederschreiben  einzelner  Abschnitte  eines  Buchs,  wie  solches  nicht  selten 
als  Strafarbeit  aufgegeben  zu  werden  pflegt,  gehört.  Was  die  in  jenem  Er- 
lafs aufgeführten  und  auch  hier  anwendbaren  Bestimmungen  betrifft,  so  heben 
wir  hervor,  dafs  gerade  fiir  Töchterschulen  das  angeordnete  Aufgabebnch  eu 
um  so  dringenderes  Bedürfhifs  ist,  als  die  Vorsteher  oder  Vorsteherinnen 
dieser  Anstalten  sich  häufig  genöthigt  sehen,  eine  unverhältnifsmäfsig  grobe 
Zahl  von  Lehrern  und  Lehrerinnen  zu  engagiren ,  so  dafs  ohne  das  hier  an- 
geordnete Aufgabebuch,  welches  von  jedem  Lehrer  vor  jeder  Aufgabe  einge- 
sehen werden  mufs,  eine  Ueberbürdung  mit  häusl.  Arbeiten  fast  unvermdd- 
lich  ist. 

Endlich  heben  wir  hervor,  dafs  in  gewöhnlichen  Privat -Töchterschulem 
für  die  häusl.  Arbeiten  in  sämmtl.  Classen  oder  Abtheilungen  nicht  mehr  als 
höchstens  2  Stunden  tägl.  in  Rechnung  gebracht  werden  dürfen;  nur  in  dem. 
beiden  obersten  Classen  der  den  wirklichen  höheren  Töchterschulen  gleich-- 
stehenden,  mehr  als  4classigen  Privat-Töchterschulen  kann  diese  Zeit  ans^ 
nahmsweise  auf  3  Stunden  tägl.  ausgedehnt  werden,  wobei  aber  selbetredenA^ 
die  Sonn-  und  Festtage  nicht  in  Rechnung  zu  bringen  sind.  —  Je  schwieri— 
ger  übrigens  schon  wegen  der  meistens  grofsen  Zahl  und  des  dazu  so  hiufi-- 
gen  Wechsels  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  die  Leitung  namentlich  jeder  grö-^ 
iseren  Privat-Töchterschule  an  sich  ist,  und  ie  weniger  geneigt,  wenn  aach^ 
bcfiihigt,  die  meisten  Vorsteher  oder  Vorsteherinnen  zu  einer  entschicdneop» 
Einwirkung  auf  die  einzelnen ,  in  so  loser  Verbindung  mit  ihnen  stehenden»- 
Lehrer  und  Lehrerinnen  zu  sein  pflegen,  obschon  eine  solche  Einwirkung  be^ 
einer  gedeihlichen  Leitung  dieser  Anstalten  unerläfslich  ist,  um  so  mehr  ha^ 
ben  die  Magistrate  und  Stadtschul-Deputationen  die  Verpflichtung,  nanientlicha 
durch  die  technischen  Mitglieder  der  Schuldeputationen  den  Vorstehern  oder" 
Vorsteherinnen  dieser  Anstalten  den  nöthigen  Rath  und  Beistand  an  gewäh- 
ren und  die  Anstalten  selbst  überwachen  zu  lassen. 
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Vorstehender  firlals  ist  in  einer  der  nächsten  Sitzungen  der  Schuldepu- 
tfttionen  snm  Vortrag,  demnächst  aber  zur  Anwendung  zu  bringen,  und  ha- 
ben über  den  Erfolg  die  Kreis -Schulinspectoren  in  den  nächsten  Schulvisita- 
tiODsberichten  sich  eingehend  zu  äuisem.^ 


Die  Lnisenstiftung  zu  Berlin. 

(Bekanntm.  v.  1.  Mai  1863.)  „Für  Eltern  und  Vormünder,  welche 
ihre  Kinder  und  Pflegebefohlenen  der  Luisenstiftung  anvertrauen  wollen, 
wird  Folgendes  bekannt  gemacht:  Die  Luisenstiftung  verfolgt  gleichzeitig 
den  dreifachen  Zweck:  1.  Erzieherinnen  auszubilden,  2.  weibl .  Zög- 
linge zu  unterrichten  und  zu  erziehen.  3.  Mädchen,  die  ftir  den  Gesinde- 
stand  bestimmt  sind,  zu  ihrem  Berat  anzuleiten.  Die  Luisenstiftung  be- 
kennt sich  mit  allen  ihren  Angehörigen  zur  evangel.  Kirche. 

L  Zum  Eintritt  in  die  Anstalt  als  Erzieherin  ist  erforderlich,  da(s 
die  Au&unehmendo  1.  ein  Alter  von  18  bis  22  Jahren  erreicht  habe,  2.  wirk- 
lich beabsichtige,  dem  Lehr-  und  Erziehungsfach  mit  entschiedener  Neigung 
für  diesen  Beraf  sich  dauernd  zu  widmen,  3.  die  erforderliche  Bildungsfähig- 
keit besitze  und  insbesondre  auch  mit  Kindern  umzugehen  wisse,  4.  gesun- 
den Körpers,  auch  frei  von  kleinen  körperlichen  Gebrechen  und  Fehlern  der 
Sinn-  und  Sprachorgane  sei,  5.  unbescholtenen  Kufes  sei,  und  6.  sich  die 
unten  näher  bezeichneten  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  bereits  angeeignet  habe. 

Den  Gesuchen  um  Aufnahme  als  Erzieherin  ist  daher  bcizuftigen :  a)  ein 
Taufschein,  b)  ein  Gesundheits-  und  Blatternimpfattest,  c)  ein  Zeugnife  des 
Pfarrers  des  Orts,  wo  die  Aufzunehmende  wohnt,  über  ihre  sittliche  Führang, 
ihre  Bildungsfahigkeit  und  ihre  Kenntnisse. 

In  Beziehung  auf  Kenntnisse  wird  mindestens  gefordert:  1.  in  der 
deutschen   Sprache:    richtiges   und  fliefsendes  Lesen,    eine  gebildete  Aus- 

Sprache,  eine  reine  deutliche  Handschrift,  und  Bekanntschaft  mit  den  Regeln 
er  Sprache  in  dem  Grade,  dafe  die  Aufzunehmende  im  Stande  sei,  ihre  Ge- 
danken schriftl.  und  mündl.  ohne  Verstöfse  gegen  die  Rechtschreibung  und 
gegen  die  Grammatik  auszudrücken;  2.  im  Französischen:  Kenntniis  der 
regelm.  und  unregelmäfsigen  Formenlehre  und  der  Hauptregeln  der  Syntax; 
die  Fertigkeit,  eine  hierauf  berechnete  Aufgabe  aus  dem  Deutschen  ins  Fran- 
zösische, und  eine  Stelle  aus  einem  leichten  französischen  Schriftsteller  ohne 
Schwierigkeit  ins  Deutsche  zu  übersetzen;  ein  ausreichender  Vorrath  von 
Wörtern  und  die  Fähigkeit,  ein  französisches  Gespräch  zu  verstehen  und 
demselben  folgen  zu  können;  3.  einige  Fertigkeit  im  Lesen  leichter  eng- 
lischer Schriftsteller;  4.  in  der  Religion:  Auswendigwissen  der  Hauptstücke 
des  luther.  Katechismus,  Kenntnifs  der  Hauptbeweisstellen  der  christlichen 
Religionslehre  und  Vertrautheit  mit  derbibl.  Geschichte;  5.  im  Rechnen: 
volle  Fertigkeit  und  Sicherheit  im  Numeriren  und  im  Rechnen  mit  ganzen 
und  gebrochnen,  unbenannten  und  benannten  Zahlen j  6.  Geschichte 
nnd  Geographie.  In  jener:  Uebersicht  der  Hauptpenodon  und  ihrer  wich- 
tigsten Ereignisse:  in  dieser:  eine  allgemeine  Kenntniis  der  Erdoberfläche, 
nach  ihrer  physiscnen  und  polit.  Eintheilung,  und  eine  genauere  Bekanntschaft 
mit  der  Geographie  Deutschlands,  besonders  des  preulsischen  Staats;  7.  in 
der  Musik:  Kenntnifs  der  Noten  und  einige  Fertigkeit  im  Ciavierspielen, 
und  8.  ausgebildete  Geschicklichkeit  in  den  weibl.  Handarbeiten.  Anfeer- 
dem  wird  Liebe  zur  Ordnung,  Einfachheit,  Pünctlichkeit  und  gewissenhafte 
PflichterfüDung  bei  den  eintretenden  Erzicherinnen  vorausgesetzt. 

Jede  Erzieherin  hat  ein  Noviciat  von  einigen  Monaten  zu  bestehen  und 
erst  nach  Ablauf  der  Probezeit  wird  über  ihre  Aufnahme  entschieden.  Fällt 
die  Entscheidung  günstig  ftir  sie  aus,  so  mufs  sie  noch  angeloben,  die  ihr 
als  Erzieherin  obliegenden  Pflichten  gewissenhaft,  unverdrossen  und  treu  er- 
füllen  zu  wollen.     Der  Eintritt  der  Erzieherinnen  erfolgt  gewöhnlich  am 
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Donnerstag  nach  Ostern  und  am  1.  Octb.  Die  Erzieherinnen  verbleiben 
3  Jahre  in  der  Luisenstiftung  und  haben  während  dieser  Zeit  thefls  ihre  eigne 
Vorbildung  ftlr  ihren  kflnftigen  Beruf  zu  Tollenden,  lu  welchem  Behuf  sie 
an  einzelnen  Lectionen  des  Pensionats  als  Zuhörerinnen  Thefl  nehmen,  aber 
aufserdem  noch  be^ondem  Unterricht  in  der  deutschen  Literatur,  in  den  neueres 
Sprachen  (Französisch  und  Englisch),  im  Rechnen,  in  der  Pädagogik  und  in 
der  Musik  erhalten,  theils  unter  der  Anleitung  der  Vorsteherinnen  der  Luisen- 
stiftung, die  jüngeren  Zöglinge  zu  unterrichten  und  über  diejenigen ,  welche 
ihnen  besonders  anvertraut  worden,  die  Aufsicht  zu  ftlhren,  theils  endlich 
den  Unterricht  in  den  unteren  Classen,  der  ihnen  überwiesen  wird,  zu  erthei- 
len.  Zu  dem  Ende  sind  4  Zöglinge  und  eine  Wärterin  einer  jeden  Erziehe- 
rin als  eine  kleine  Familie  zugesellt,  fttr  welche  ihr  die  nächste  Sorge  ob- 
liegt, Speciell  hat  sie  auch  die  Führung  der  ihr  zngetheilten  Wärterin  so 
überwachen. 

Die  Erzieherinnen  haben  nicht  nur  die  fortlaufenden  tägl.  Belehrungen, 
welche  sie  von  den  Vorsteherinnen  erhalten,  zu  beachten,  sondern  den  letzte- 
ren auch  in  der  Conferenz,  am  Schlufs  jeder  Woche,  noch  ihre  besonderen 
Beobachtungen  und  Erfahrungen  in  Betreff  der  ihrer  Obhut  anvertrauten 
Zöglinge  mitzntheilen,  über  die  Behandlungsweise  der  letzteren  Rechenschaft 
abzulegen,  und  die  desfallsige  Belehrung  und  Anweisung  zu  erwarten. 
Halbjährl.  hat  jede  Erzieherin  über  die  ihr  zugewiesenen  Zöglinge  und  den 
Erfolg  der  ihnen  gewidmeten  Sorgfalt  ein  schritu.  Zeugnifs  auszustellen,  wel- 
chem das  Urtheil  der  betreff.  Lehrer  über  die  in  den  verschiedenen  Untei^ 
richtsgegenständen  gemachten  Fortschritte  beigeftigt  wird.  Die  Erzidie- 
rinnen  erhalten,  mit  Ausnahme  der  Bekleidung,  ftlr  welche  sie  selbst  zu  sor- 
gen haben,  Unterricht  und  Ausbildung,  Wohnung,  Heizung,  Licht,  Kost  und 
Reinigung  der  Wäsche,  mit  Ausnahme  der  Kleider  und  feinen  Wäsche,  nn- 
entgoltlicD.  Wenn  sie  sich  durch  Taleirt  und  Eifer  besonders  auszeichnen, 
so  wird  ihnen  im  2.  Jahr  ihres  Aufenthalts  in  der  Luisenstiftung  eine  kleine 
aufecrordentl.  Remuneration  bewilligt  werden.  Einer  jeden  Erzieherin  wird 
bei  ihrer  Entlassung  über  ihre  sittliche  Führung,  ihre  geistigen  Anlagen  nnd 
deren  Entwickelung,  sowie  über  die  von  ihr  erlangten  Kenntnisse  und  Fer- 
tigkeiten, ein  von  dem  Verein  und  von  den  Vorsteherinnen  der  Luisenstiftung 
ausgestelltes  Zeugnifs  eingehändigt 

IL  Die  Zöglinge,  deren  Aufnahme  in  die  Luisenstiftung  gewünscht 
wird,  müssen  1.  ein  Lebensalter  von  12  bis  15  Jahren  erreicht  haben  nnd 
noch  nicht  confinnirt  sein,  2.  gesunden  Körpers  sein  und  sich  darüber 
ausweisen,  dafs  sie  die  natdrlichen  oder  die  Schutzblattem  gehabt  haben. 
3.  bildungsfähig  und  für  Unterricht  und  Erziehung  empfanglich  sein,  und 
darthun,  dafs  sie  im  Deutschen  richtig  und  geläufig  lesen,  auch  fertig  schrei- 
ben können,  und  in  dem  Numeriren  und  den  Operationen  der  Addition,  Sub- 
traction,  Multiplication  und  Division  mit  ganzen  unbenannten  Zahlen  sicher, 
sowie  auch  mit  der  bibl.  Geschichte  und  den  Uauptstücken  des  kleinen  luther. 
Katechismus  bekannt  sind. 

Den  Gesuchen  um  Aufnahme  als  Zögling  sind  daher  beizuschlielsen: 
a)  ein  kirchlicher  Taufschein ,  auf  einem  Stempelbogen  zu  15  Sgr. ,  b)  ein 
ärztl.  Gesundheitszcugnifs  und  das  Blattemimpfattest. 

Die  aufzunehmenden  Zöglinge  müssen  mitbringen:  1.  eine  Matratze 
nebst  Kopfkissen  von  Pferdhaaron,  einen  Strohsack,  eine  Steppdecke  für  den 
Sommer,  eine  Federdecke  fiir  den  Winter,  die  erfordert.  Laken  und  Ueber- 
zUge  zum  3  maligen  Wechsel.  (Die  Bettdecken  sind  für  alle  Zöglinge  gleich, 
und  werden  auf  Rechnung  des  Zöglings  angeschafft),  2.  8  Handtücher,  8  Ser- 
vietten, die  nöthige  Leibwäsche,  und  zwar  12  Hemden,  18  Paar  Strümpfe, 
94  Taschentücher  und  8  Nachthauben  ohne  Frisur;  jeder  einzelne  Gegen- 
stand gehörig  gezeichnet.  Ferner  an  Kleidungstücken  2  FlanellunterrOcke, 
8  weiuie  Unterröcke,  6  Nachtcamisole,  die  nöthigen  Sommer-  und  Winter- 
Meider,  einen  Morgenüberrock,  und  endlich  einen  Tumanzug  von  grauem 
OinglMa,  einen  Regenschirm  und  Morgenschuhe,    3.   ein  Messer,  eine  Gabel, 
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mk  Serviettenband  and  einen  Efslöffel,  4.  an  Büchern:  eine  Bibel,  ein  Ber- 
linev  Gesangbach  einen  Handatlas  (v.  Sydow).  Alle  diese  Gegenstände 
werden  den  Zöglingen  beim  Ausscheiden  aus  der  Luisenstiftung  wieder  mit- 
gegeben. Einen  Schrank  zur  Aufbewahrung  der  KleidungstUcke,  Wüsche, 
racfaer,  Schreib-  und  Zeichnmaterialien,  der  Musikalien  u.  s.  w.  finden  die 
Zöglinge  in  der  Anstalt  und  haben  für  denselben  jährl.  1  Thlr.  Miethe  zu 
eatricäen. 

Fflr  jeden  Zögling  ist  ein  Jahrgeld  von  300  Thlr.  in  vierteljährl.  Raten 
nun  voraus  an  die  Gasse  der  Luisenstiftung  gegen  Quittung  des  Vereins  zu 
uhlen.  Dafür  empfangen  die  Zöglinge:  1.  Nahrung,  Wohnung,  Heizung, 
Beleuchtung  und  Aufwartung,  2.  in  den  verschiedenen  Clas8eni3)theilungen 
Unterricht  in  der  christl.  Glaubens-  und  Sittenlehre,  in  der  deutschen,  franzö- 
sisehen  und  in  den  Anfangsgründen  der  englischen  Sprache,  im  Rechnen,  in 
der  Erdbeschreibung  und  Geschichte,  in  den  Naturwissenschaften,  soweit  sie 
in  den  weiblichen  Erkenntnifskreis  gehören,  im  Schönschreiben,  im  Zeichnen, 
UQ  Clavierspiel,  im  Singen,  im  Tanzen,  im  Turnen,  endlich  in  weibl.  Hand- 
arbeiten. 

Der  Unterricht  im  Clavierspiel  ist  unzureichend  und  kann  sich  nur  auf 
^Q  ersten  Anfangsgründe  erstrecken.  Es  ist  daher  noch  ein  Privatunterricht 
ciibrderlich,  welcher  in  1%  Stunden  wöchentl.  durch  die  Lehrer  der  Anstalt 
^rtheilt  und  diesen  mit  V,  Thhr.  für  eine  Stunde  houorirt  wird.  —  Auch  in 
der  engl.  Sprache  wird  der  Privatunterricht  in  der  obem  Classe  durch  den 
jl^hrer  in  der  Stiftung  ertheilt,  wodurch  eine  Ausgabe  von  etwa  1  Thlr.  monatl. 
I^rbeieeführt  wird.  Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  Hir  Schuhe,  Handschuhe, 
^bxeib-,  Zeichn-,  Strick-,  Näh-  und  Stickmaterialien,  sowie  zur  Befriedigung 
öderer  kleiner  Bedürfnisse ,  ist  Mr  jeden  Zögling  ein  monatl.  Taschengeld 
von  3  Thlr.  erforderlich ,  welches  in  vierteljährl.  Raten  zum  voraus  der  Vor- 
'^herin  der  Luisenstiftung  zuzustellen  ist  1  Thlr.  von  diesem  Taschengeld 
Jii^  monatl.  den  Zöglingen  ausgehändigt,  welche  über  dessen  Verwendung 
^u  Vorsteherinnen  der  Stiftung  und  ihren  Eltern  Rechnung  ablegen  müssen. 
Vrae  von  diesem  Taschengeld  nicht  ausgegeben  wird,  ist  den  Eltern  als  er- 
j^^irt  zu  berechnen.  Wird  von  den  Eltern  gewünscht,  dafs  gröfeere  Ausga- 
^u  für  die  Garderobe  gemacht  und  dafs  die  Wäsche  von  der  Anstalt  aus 
w&Borgt  wird,  so  muls  für  diese  Auslagen  Geld  deponirt  werden.  —  Die  ärztl. 
^ege  übernimmt  der  bei  der  Luisenstiftung  angestellte  Arzt.  Die  Kosten 
lür  die  Medicin  sind  von  den  Zöglingen  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten. 
Die  Aufnahme  der  Zöglinge  in  die  Luisenstiftung  findet  in  2  Hauptter- 
l^iiien  des  Jahrs,  am  Donnerstag  nach  Ostern  und  am  7.  Octb.  Statt  Auf 
^^gere  Zeit  zu  verreisen,  ist  den  Zöglingen  nur  während  der  Sommer-  und 
^  Weihnachtsferien  gestattet;  die  Zeit  der  ersteren  ist  auf  4,  und  die  der 
■^tzteren  auf  2  Wochen  beschränkt  Den  Eltern  und  Vormündern  wird  em- 
pfohlen, ihre  Kinder  und  Pflegebefohlenen  den  Termin  der  Rückkehr  püncüich 
^halten  zu  lassen,  da  das  längere  Ausbleiben  durch  nichts  als  durch  eine 
^^eutende,  mit  einem  ärztl.  Zeugnifs  zu  bescheinigende  Krankheit  entschul- 
dig werden  kann.  In  Hinsicht  der  Kleidung  der  Zöglinge,  für  welche  die 
*-'tcm  und  Vormünder  derselben  zu  sorgen  haben ,  wird  Einfachheit  und  Be- 
^bränkung  auf  das  empfohlen,  was  das  wirkliche  Bedürfnifs  und  der  Anstand 
^^beischen.  Jeder  unpassende  Kleiderluxus  ist  streng  untersagt.  Schmuck- 
**<ihen  dürfen  die  Zöglinge  in  der  Anstalt  nicht  fahren.  Halbjährl.,  zu 
Patern  und  Michaelis,  wird  über  die  Fortschritte,  den  Fleifs  und  die  sittl. 
'  Ehrung  jedes  Zöglings  von  der  Erzieherin  und  den  betreff.  Lehrern  und  Leh- 
''^tlnnen  eine  Censur  abgefafst,  und  den  Eltern  und  Vormündern  zugesandt. 
w  Die  Dauer  des  Aufenthalts  der  Zöglinge  in  der  Luisenstiftung  ist  in  der 
£f^gel  zu  3  Jahren  angenommen;  binnen  dieser  Zeit  können  sie  bei  gehörigem 
^^eüs  zur  kirchl.  Gonfirmation  reif  werden.  Die  Einsegnung  geschieht  durch 
r^  Prediger  der  Anstalt  Abmeldungen  der  Zöglinge  müssen  ein  Viertel- 
^r  vor  den  Aufhahmeterminen  geschehen.  In  Fällen,  wo  dies  unterlasfen 
^^,  hat  die  Stiftung  noch  die  Pension  für  das  nächste  Vierteljahr  zu  fordern. 
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III.  Zu  den  Wärterinnen  werden  Töchter  in  dem  Alter  von  12  bis 
14  Jahren  gewählt;  sie  erhalten  in  der  Anstalt  nnentgeltl.  WohDang,  Kost^ 
Reinigung  der  Wäsche,  Unterricht  und  Bildung  für  fliren  Beruf;  ftr  die  Klei- 
dung sorgen  die  Eltern,  Verwandten  und  Wohlthäter;  die  Unteriialtung  der 
Kleider  liegt  den  Wärterinnen  selbst  ob.  Jahrl.  empfangt  eine  jede  Wirterii 
einen  Lohn  von  16  Thlr. ,  welcher  ihr  von  der  Aiutalt  gesammelt  und  bei 
ihrer  Entlassung,  sofern  derselbe  nicht  schon  früher  theilweise  zur  Kleidung 
verwandt  ist,  im  ganzen  ausgezahlt  wird.  Die  Entlassung  der  Wärterinnen 
erfolgt  nach  ihrer  kirchl.  Confirmation  oder  in  dem  dazu  geeigneten  Alter. 
Bei  guter  AufHihrung  dürfen  sie  erwarten,  dafs  die  Luisenstiftong  in  Vetbift- 
düng  mit  den  Eltern,  Verwandten  und  Wohlthätem  für  ihre  Unterbringung 
sorgen  werde. 

Die  Gesuche  um  Aufnahme  als  Elrzieherin  oder  als  ZOgling  sind  frmakiit. 
an  den  Verein  für  die  Luisenstiftung  (zu  Händen  des  EL  Schnlrath^ 
Dir.  Dr,  KiefsUng)  zu  richten,  während  diejenigen,  welche  als  Wärterinnei^ 
einzutreten  wünschen,  sich  an  die  Vorsteherin  der  Luisenstiftung  (z.  Z.  FnüL^ 
lein  o.  Reiswitz)  zu  wenden  haben.*' 

Die  weibl.  Bildungsanstalten  zu  Droyfsig. 

(Bekanntmachungen  v.  24.  Apr.  1867.)  I.  .In  der  unter  unmittel- 
barer Leitung  des  Min.  der  gcistl.  etc.  Anglgh.  stehenden  Bildnngsanstalt  ftr 
evangel.  Gouvernanten   und   Lehrerinnen   an  höh.  TOchterzchulen  so 
Droyfsig  bei  Zeitz,  Regbz.  Merseburg,  beginnt  im  Aug.  d.  J.  ein  neuer  Cur8ii% 
zu  welchem  der  Zutritt  einer  Anzahl  junger  Damen  offen  steht  —  Der  Cnravi 
dauert  3  Jahre.    Die  Entlassung  der  Zöglinge  erfolgt  nach  einer  vor  eiaer 
königl.  Commission  bestandenen  Prüfung  und  mit  einem  von  der  erstem  auf- 
gestellten Qualificationszeugiiifs  ftlr  den  Beruf  als  Erzieherinnen  und  Lehrerinnea 
in  Familien  und  in  höh.  Töchterschulen. 

Die  Uauptaufgabo  der  Anstalt  ist,  für  den  hohem  Lehrerinnenberaf  |^ 
eignete  evangel.  Jungfrauen  zunächst  in  christlicher  Wahrheit  und  in  chiüt- 
lichom  Leben  selbst  so  zu  begründen,  dafs  sie  befähigt  und  geneigt  werdfi» 
die  ihnen  später  anzuvertrauenden  Kinder  im  christlichen  Glauben  und  in  der 
Christi.  Liebe  zu  erziehen.  Sodann  sollen  sie  theoretisch  und  practisch  mit 
einer  guten  und  einfachen  Unterrichts-  und  Erziehungsmethode  bekannt  f^^ 
macht  werden,  in  welcher  letztem  Beziehung  sie  in  dem  mit  dem  Gonm- 
nantcninstitut  verbundenen  Töchterpensionat  lehrend  und  erziehend  bescbsfti^ 
werden.  Ein  besondres  Gewicht  wird  auf  die  Ausbildung  in  der  fraoxOa- 
schen  und  englischen  Sprache,  sowie  in  der  Musik  gelegt.  Der  Unterricki 
in  Gcscliichte,  in  Literatur  und  in  sonstigen  zur  allgemeinen  Bildung  gehöri- 
gen Gegenständen  findet  seine  volle  Vertretung  unter  vorzugsweiser  Bertek- 
sichtigung  der  Zwecke  weiblicher  Bildung,  weshalb  iede  Verflachung  zu  vn- 
meiden  und  die  notliwendige  Vertiefung  des  Gemüthslebens  zu  erzielen  gespekl 
\iird.  —  Die  Einrichtung  der  Anstalt  bietet  zur  Betheiligung  an  häusl.  Aibdtn, 
soweit  diese  das  Gebiet  auch  der  körperlichen  Pflege  und  Erziehung  angehea, 
geordnete  Gelegenheit. 

Die  Zöglinge  zahlen  eine  in  monatl.  Katen  voraus  zu  entrichtende  Pbi- 
sion  von  105  1  hlrn.  jährl.,  wofiir  sie  den  gesammten  Unterricht,  volle  Bek(Wi" 
gung,  Bett  und  Bettwäsche,  Heizung  und  Beleuchtung,  sowie  ärztl.  Pflege  rad 
Modicin  fiir  vorübergehendes  Unwohlsein  frei  haben.  Für  die  Anstalten  i^ 
ein  besondrer  Arzt  angenommen. 

Die  Meldungen  zur  diesjähr.  Aufnahme  sind  spätestens  bis  zum  I.JbIi 
d.  J.  unmittelbar  an  mich  einzureichen.  Denselben  ist  beizuf&gen:  1.  ^ 
Geburt«-  und  Taufschein,  wobei  bemerkt  wird,  dafs  die  Aufzunehmeoden  du 
17.  Lebensjahr  erreicht  haben  müssen;  2.  ein  Zeugnüs  der  Ortspolizeibehdi^ 
über  die  sittliche  Führong;  ein  eben  solches  von  dem  Ortsgebtiichen  v» 
Seelsorger  über  das  Leben  der  Aspirantin  in  der  Kirche  und  christL  Geneii- 
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Schaft  In  demsdben  ist  zugleich  ein  Urtheil  Aber  die  Kenntnisse  der  Aspi- 
rantin in  den  christi.  Reügionswahrheiten  und  in  der  bibl.  Geschichte  nach 
Hafisgabe  des  Regulativs  vom  2.  Octb.  1854  auszusprechen ;  3.  ein  Zeugnils 
des  Detre£f.  K.  Kreispb^sikus  über  normalen  Gesnndheitzustand ,  namentlich 
dais  die  Bewerberin  nicht  an  Gebrechen  leidet,  welche  sie  an  der  Ausübung 
des  Eniehungs-  und  Lehrberufs  hindern  werden,  und  dafo  sie  in  ihrer  körper- 
fichen  Entwickelnng  genügend  vorgeschritten  ist,  um  einen  3jährigen  Aufent- 
halt in  dem  Institut  ohne  Greföhrdung  für  ihre  Gresundheit  übernehmen  zu 
kOnnen :  4.  eine  Erklärung  der  Eltern  oder  Vormünder,  oder  sonst  glanb- 
luift  geführter  Nachweis,  daCs  das  Pensionsgeld  von  105  Thlr.  jährl.  auf  3  Jahre 
gesahlt  werden  soll;  5.  ein  selbstgeschriebner  Lebenslauf,  aus  welchem 
der  bisherige  BUdangsgang  der  Aspirantin  zu  ersehen  und  auf  die  Entwicke- 
lnng ihrer  Neigung  zu  dem  erwählten  Beruf  zu  schlielsen  ist;  6.  die  aus 
den  zuletzt  besuchten  Schulen  und  Bildnngsanstalten  erhaltenen  Zeugnisse; 
7.  au(serdem  hat  sich  die  Bewerberin  bei  einem  von  ihr  zu  wählenden  Dir. 
oder  Lehrer  einer  hohem  öffentl.  Unterrichtsanstalt,  oder  bei  einem  K.  Schul- 
i^th  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  und  ein  Zeugnifs  desselben  über  ihre  Kennt- 
lusse  in  der  deutschen,  englischen  und  französischen  Sprache  und  Literatur, 
sowie  in  den  Realgegenständen  beizubringen.  Diesem  Zeugnifs  sind  die  schriftl. 
ms^fertigten  und  censirten  Prüfungsarbeiten  beizufügen.  Hinsichtl.  der  er- 
l&nsten  musikal.  Ausbildung  genügt,  wenn  nicht  das  Zeugnifs  eines  Musik- 
▼erständigen  beigebracht  werden  kann,  die  eigne  Angabe  über  die  seither 
betriebenen  Studien.  Fertigkeit  in  den  gewöhnlichen  weibl.  Handarbeiten 
^fird  vorausgesetzt. 

Jungfrauen,  welchen  es  Ernst  ist,  in  einer  wohlgeordneten  christi.  Ge- 
B^einschaft  sich  zu  einem  würdigen  Lebentberuf  vorzubereiten,  werden  dazu  in 
der  Bildungsanstalt  zu  Droylsig  eine  Gelegenheit  finden,  die  auch  weniger 
wohlhabenden  einen  lohnenden  Beruf  sichert. 

In  das  mit  dem  Gouvemanteninstitut  verbundene  Pensionat  fflr  evan- 
^el.  Töchter  höherer  Stände  können  ebenfalls  noch  Zöglinge  vom  10. 
^  zum  16.  Lebensjahr  Aufnahme  finden.  Dieselben  sind  bei  dem  K.  Seminar- 
^^.  Eritzinger  in  Droyfsig  anzumelden,  von  welchem  auch  ausftihrl.  Programme 
*ber  das  Pensionat  bezogen  werden  können.  Das  neu  ausgegebene  Programm 
»ntet: 

In  Verbindung  mit  dem  zu  Droyfsig  von  des  verew.  H.  Fürsten  von 
^hönburg-Waldenourg  gestifteten  evangel.  Lehrerinnenseminar  und  der  Bil- 
dnngsanstalt  für  Gouvernanten  besteht  eine  Erziehungsanstalt  fUr  evangel. 
Tö^ter  höherer  Stände.  Die  vereinigten  Schul-  und  Erziehungsanstalten  stehen 
nnter  der  unmittelbaren  Leitung  und  Aufeicht  des  K.  preufs.  Min.  der  geistl. 
etc.  Anglgh.  zu  Berlin.  Die  Erziehungsanstalt  fOr  Töchter  ist  auf  höchstens  50 
Stellen  berechnet.  Aufgenommen  können  werden  evangel.  Kinder  vom  10.  bis 
zam  16.  Lebensjahr.  Die  Aufnahme  findet  in  der  Regel  zu  Ostern  und  Anfang 
Sptb.  jedes  Jahrs  Statt.  Ausnahmen  sind  in  dazu  geeigneten  Fällen  zulässig. 
Der  Abgang  eines  Zöglings  ist  ein  Vierteljahr  vorher  aem  Seminardir.  anzu- 
zeigen. Bei  der  Anmeldung  ist  ein  ärztl.  Zeugnifs  über  den  Gesundheitszustand 
des  Kindes  beizubringen,  in  welchem  namentlich  bescheinigt  wird,  dafs  das 
Kind  nicht  an  Krämpfen  leidet,  sowie  die  natürlichen  Blattern  überstanden 
hat,  oder  mit  Scbutzblattem  geimpft  ist.  Das  Pensionsgeld  beträgt,  ärztl.  Be- 
handlung und  Medicin  in  Krankheitsfällen  eingeschlossen,  jährl.  205  Thlr.,  die 
in  vierteljährl.  Raten  praenum.  zu  zahlen  sind.  Zeitweise  Abwesenheit  aus  der 
Anstalt  entbindet  nicht  von  der  Zahlung  der  Pension.  Besonders  berechnet 
wird  nur  die  Besorgung  der  Leibwäsche;  Bett  und  Bettwäsche  wird  von  der 
Anstalt  geliefert.  Die  Kinder  wohnen,  in  Familiengruppen  vertheilt,  nnter 
steter  Aufsicht  des  Lehrerpersonals  und  der  Gouvernanten  in  dem  zweck- 
mäfsig  eingerichteten,  frei  gelegenen  Anstaltsgebäude. 

Der  Flecken  Droyfeig,  Residenz  des  Prinzen  von  Schönburg- Waldenbnxg, 
liegt  im  Kreis  Weifeenfels,  Regbz.  Merseburg,  Prov.  Sachsen,  nahe  bei  2^itz. 
Der  Ort  ist  von  den  Eisenbahnstationen  Naumburg,  Weifsenfeis  md  Zeitz 


412 

leicht  zu  erreichen.  Die  Hügelkette,  welche  hier  beginnt  and  sich  weiterhin 
zum  Thüringer  Wald  erhebt,  ist  mit  fruchtbaren  Feldern  und  reichem  Laub- 
wald bedeckt  und  von  dem  nahen,  lieblichen  Elsterthal  durchschnitten.  Die 
Luft  ist  rein  und  stärkend,  die  Gesundlieitsverhältnftse  des  Orts  sind  Ober- 
haupt günstig.  Der  Garten  der  Anstalt,  der  ftirstl.  SchIors[>ark,  sowie  die  un- 
mittelbar an  die  Anstalt  sich  anschliefsenden  Waldpartieu,  eine  stundenlange 
Lindenallee,  ein  ftir  das  Institut  eingerichtetes  FluJsbad,  Tamfibungen,  ver- 
bunden mit  der  ländlichen  Stille,  bieten  der  körperlichen  Entwickelung  jeite 
wünschenswcrthe  Unterstützung.  Aerztl.  Ilülfe  wird  von  dem  im  Ort  wohnen- 
den Anstaltsarzt  geleistet.  Die  Bespcisung  in  der  Anstalt  ist  überall  ein&ch 
und  reichlich. 

Das  Pensionat  wie  die  übrigen  Erziehungs-  und  Schuianstalten  in  Droy^ 
big  verfolgen,  dem  AVillen  ihres  verew.  Stifters  entsprechend,  eine  entschiedet^ 
evangelisch-christliche  Richtung.  Die  in  demselben  durch  Erziehung  und  Unter^ 
rieht  angestrebte  Bildung  soll  die  eigenthümlichen  Bedürfnisse  des  weibl.  G^^ 
mütlis-  und  Geisteslebens  mit  aller  Umsicht  berücksichtigen,  und  xugleieb 
in  die  reiche  Sphäre  des  weibl.  Berufs  für  das  Reich  Gottes  einführen.   Nicli^-^ 
der  Schein   der  Wissenschaft,   noch    die  glänzende,   inhaltlose  Form,   nicket 
ein  abstractes  oder  weichliches,  den  heiligen  Ordnungen  Gottes  entfremdet^ 
Leben  soll  angestrebt  werden,  sondern  eine  bei  aller  Berücksichtignng  der 
Schranken  der  weibl.  Natur  gründliche  Bildung,  und  ein  Leben,  welches  in 
einer  aus  innrer  Wahrheit  hervorblühendcu   edlen  Form   lebenskräftig  uod 
opferfähig  an  Familie,    Vaterland  und  Kirche   mit  klarer  Erkenntnifs,  nut 
warmer,  dankbarer  Liebe  sich  anschliefst,  und  in  deren  Arbeit  und  FOrderuBg 
mit  freudiger  Hingabe  eingeht.   So  wird  diese  Bildung,  wie  hoch  sie  auch  du 
Gute  in  dem  Fremden  achtet  und  sich  aneignet,  in  ihrem  innersten  Wesea 
eine  deutsclie  bleiben  und  die  Tradition  des  edlen  deutschen  Frauencharaktan 
in  seiner  Tiefe,  Einfachheit  und  Thatkraft  bewahren.  Die  Erziehung,  auf  den 
Worte  Gottes  sicher  ruhend,  soll  das  ganze  Leben  des  Kindes  in  den  Kreis 
der  IIoi%tmg  ziehen,  ihm  eine  Gehüliin  zur  Erlangimg  eines  kindlichen,  freoiü- 
gen  und  frommen  Geistes  werden.  Dies  Bestreben  findet  seine  Unterlage  nnd 
Pflege  in  den  gemeinsamen  Morgen-  und  Abendandachten,  in  der  Untemeisnn; 
im  Worte  Gottes,  in  der  Beaufsichtigung  und  Leitung,  die  in  demselben  SIdb 
von  den  Lehrerinnen  und  Gouvernanten  geübt  winl,  endlich  in  den  Gottes- 
dienston,   an  denen  die  Anstalten  Theil  nehmen.    Dazu  tritt  die  reiche  nnd 
fruchtbare  Uobung  gegenseitiger  Ilülfe  und  Liebe,  welche  das  gemeinswc 
Leben  der  Zöglinge  fordert  und  mit  sich  bringt. 

Der  Unterricht  wird  so  ertheilt,  dafs  er  zugleich  die  Zucht  des  Geiste» 
an  dem  ganzen  Menschen  üben  kann.  In  äufserlicher  Beziehung  winl  beinerku 
dafs  für  fähige  Zöglinge  von  der  Selecta  des  Pensionats  aus  der  Eintritt  in 
das  (louvernantoninstitut  ohne  besondre  Prüfung  gestattet  winl.  Die  kleine 
Zahl  »lor  Zöglinge  wie  die  Fülle  der  erziehenden  Kräfte  gestatten  es,  ctwMi- 
gcn  Verirrungen  und  Einseitigkeiten  vorzubeugen,  wie  sie  wohl  sonst  bei  eine«' 
AnstjUtsorzichung  hervortreten.  Es  soll  hier  die  einzelne  Persönlichkeit  ip 
ihrer  eigenthümlichen  Entwickelung  volle  Aufmerksamkeit  und  Berücksichti- 
gung fiiiden,  wir  das  elterliche  Haus  sie  übt,  zugleich  al)er  auch  das  Bewußt- 
sein dor  Gemoinschaft  geweckt  und  gestärkt  werden. 

Die  nufsero  Gestaltung  des  Lebens  soll  wahr  und  einfach  sein»  und  di«? 
Sitte  dorjenigen  gleichen,  die  von  der  edlen  deutschen  Familie  dareerffHt 
wird.  Die  Kleidung  ist  nn'^glichst  einfach  zu  halten.  Die  Turnübungen  mael*** 
auch  einen  Turnanzug  nötliig,  der  indefs  am  Ort  leicht  l»eschatTt  wenien  k»nn. 
Sämnitliche  Wuseln»  etc.  niufs  gezeichnet  sein.  An  Sen'ietten  ist  7i  Duienu. 
an  Handtüchern  ebensoviel  mitzubringen. 

Was  den  Unterricht  betritt^,  so  soll  sich  derselbe   von  den  ElemenW 
stufen  bis  zu  dem  Ziel  einer  wuhleingerichteten  höh.  Töchterschule  erstrecken- 
Dafs  in  Auswahl  und  Behandlung  des  UnterrichtstolTs  wissenschaftliches  Schein-      | 
wesen  ebenso  ausgeschlossen  ist,  wie  der  christl.  Unteni'eisung  überall  eine 
malsgebende  Stellung  eingeräumt  wird,  erhellt  aus  dem  früher  Gesagten. 
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Die  herzliche,  klare  Aneignung  des  Heils  in  Christo  Jesu,  wie  sie  dem 
Kinde  in  der  hefl.  Taufe  versiegelt  ist,  bleibt  der  oberste  Zweck  des  Religions- 
Qiiterrichts.  In  das  kirchl.  Bekenntniis  wird  durch  den  Unterricht  nach  dem 
Intlier.  Katechismus  eingeführt;  der  Confirmandenuntorricht  und  die  Einseg- 
nung kann  seitens  des  Ortsgeistlichen  erfolgen.  Die  Beziehungen  zur  äufsem 
Qud  imiem  Mission  fehlen  nicht,  so  dafs  nach  allen  Seiten  hin  ein  lebendig 
christlich-kirchliches  Bewufstsein  und  Gemcindeleben  angebahnt  wird. 

Der  Unterricht,  besonders  in  der  vaterländ.  Geschichte  und  Literatur, 
loll  in  die  lebendige  Gemeinschaft  mit  Itirst  und  Volk,  mit  dem  Vaterland 
und  seinen  Gütern,  mit  seiner  Vergangenheit  und  Gegenwart  einführen.  Vor- 
xtt^weise  sollen  die  Schätze  der  Literatur,  in  dem  Licht  des  Evangeliums 
betrachtet  und  nach  dem  Bedürfnifs  der  weibl.  Eigenthümlichkeit  ausgewählt 
nnd  behandelt,  den  Töchtern  ein  reicher  Quell  von  Erquickung,  Läuterung 
und  Kräftigung  für  (reist,  Gemtith  und  Geschmack  werden.  —  In  ähnlicher 
Weise  soll  dem  weibl.  Wesen  der  Unterricht  im  Gesang  und  Clavierspiel  die- 
nen. Derselbe  bildet  einen  integrirenden  Theil  des  Gesammtun terrichts.  — 
In  der  englischen  und  französischen  Sprache  und  Literatur  soll  fehlerfreier 
lehriftl.  Ausdnick  und  Verständnifs  der  prosaischen  sowie  der  leichteren 
p(>etiBchen  Stücke  unter  allen  Umständen  erreicht  werden.  Dazu  kommt  die 
Oonversation  in  beiden  Sprachen.  Der  Unterricht  wird  durch  Nationallehre- 
rinnen  mitbesorgt.  Alle  übrigen  Unterrichtsfächer  finden  ihre  angemessene 
Vertretung. 

An  dem  Pensionat  arbeiten  4  Lehrer  und  6  Lehrerinnen;  die  häusl.  Ar- 
beiten der  Pensionaire  werden  von  den  älteren  Zöglingen  des  Gouvemanten- 
öiatitutfl  überwacht  nnd  geleitet 

Die  Anmeldungen  zur  Aufnahme  von  Töchtern  in  die  Erziehungsanstalt 
^  Droyfeig  sind  portofrei  an  die  Seminardirection  zu  richten:  von  Seiten  der- 
Klben  wird  auch  die  Correspondenz  über  die  Zöglinge  mit  aen  Angehörigen 
^terhalten  werden." 

n.  „Zu  Anfang  Aug.  d.  J.  findet  bei  dem  evangel.  Lehrerinnen-Se- 
D^inar  zu  Droyfsig  bei  Zeitz,  Regbz.  Merseburg,  eine  neue  Aufnahme  von 
Jjingfrauen  Statt,  welche  sich  für  den  Lehrerinnenberuf  ausbilden  wollen. 
^*i8  genannte  Seminar  nimmt  Zöglinge  aus  allen  Provinzen  der  Monarchie 
wif.    Der  Cursus  ist  2jährig. 

Das  Seminar  hat  den  Zweck,  auf  dem  Grunde  des  evangel.  Bekenntnisses 
ßuristliche  Lehrerinnen  filr  den  Dienst  an  Elementar-  und  Bürgerschulen  aus- 
zubilden, wobei  nicht  ausgeschlossen  wird,  dafs  die  in  ihm  vorgebildeten  Leh- 
rerinnen nach  ihrem  Austritt  Gelegenheit  erhalten,  in  Privatverhältnissen  für 
wistiiche  Erziehung  und  für  Unterricht  thätig  zu  werden.  Der  Unterricht 
Qea  Seminars  und  die  Uebung  in  der  mit  demselben  vcrbundnen  Töchter- 
Jf  hule  erstrecken  sich  auf  alle  ftir  diesen  Beruf  erforderlichen  Kenntnisse  und 
J^^rtigkeiten,  den  Unterricht  in  der  französischen  Sprache  und  in  Handarbei- 
J^ii  miteingeschlossen.  Die  Zöglinge  des  Seminars  wohnen  in  dem  fiir 
J*^8en  Zweck  vollständig  eingerichteten  Anstaltsgebäude.  Das  Leben  in 
^^i"  Anstalt  ruht  auf  dem  Grunde  des  Wortes  Gottes  und  christlicher  Ge- 
'»^einschaft. 

^  ^  Für  den  Unterricht,  volle  Beköstigung,  Wohnung,  Bett  und  Bettwäsche, 
'^^izung  und  Beleuchtung  sowie  für  ärztl.  Pflege  und  Medicin  wird  eine  in 
^onatl.  Raten  voraus  zu  zahlende  Pension  von  65  Thlr.  jährl.  entrichtet, 
^^itweise  Abwesenheit  aus  der  Anstalt  entbindet  nicht  von  der  Fortzahlung 
^^r  Pension.  —  Es  sind  Fonds  vorhanden  zur  Unterstützung  für  würdige 
^^d  bedürftige  Zö|^linge;  eine  solche  kann  jedoch  in  der  Regel  erst  vom 
^«  Jahr  des  Aufenmalts  ab  gewährt  werden. 

^  Die  Zulassung  zu  dem  Seminar  erfolgt  auf  Vorschlag  der  betreflf.  K. 
^^gierung,  resp.  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  in  Berlin,  durch  mich  unter 
jorbchalt  einer  vierteljährigen  Probezeit.  Die  Zulassung  zu  der  diesjähr. 
Aufnahme  ist  bis  spätestens  zum  1.  Juni  bei  derjenigen  K.  Regierung,   in 
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deren  Yerwaltunfsbezirk  die  Bewerberin  wohnt,  unter  £3nreiehiiiig  folgender 
Schriftstficke  und  Zeugnisse  nachzusuchen:  1.  Gebnrti-  und  Tanlseheiii, 
wobei  bemerkt  wird,  dais  die  Bewerberin  am  1.  Ootb.  d.  J.  nicht  unter  17  Jahre 
alt  sein  darf;  2.  ein  Zeugniis  eines  E.  Kreisphyrikus  Aber  normalen  Ge- 
sundheitszustand, namentlich,  da(s  die  Bewerberin  nicht  an  Bmstsohwiohe, 
Eurzsichtigkeit,  Schwerhörigkeit,  sowie  an  anderen  die  Ausfibung  des  Übt- 
amts  behindernden  Gebrechen  leidet,  auch  in  ihrer  kOrpeilicheu  Entwickeinag 
soweit  vorgeschritten  ist.  um  den  Aufenthalt  im  Seminar  ohne  GefiihrdiiQg 
ihrer  Gesundheit  fibemenmen  zu  können.  Zugleich  ist  ein  Zengnils  Aber 
stattgefundene  Impfung  yorzulegen;  3.  ein  Zeugnifs  der  Ortapolizeibehörde 
über  die  sittliche  Führung  der  Aspirantin;  ein  ebensolches  von  ihrom  Seelsorger 
fiber  ihr  Leben  in  der  Kirche  und  in  der  christl.  Gremeinschafi;  4.  ein  von 
der  Bewerberin  selbst  verfafster  Lebenslauf,  aus  welchem  ihr  bisheriger  Ldbens- 
gang  zu  ersehen  und  auf  die  Entwickelung  ihrer  Neigung  zum  Lehrberuf  n 
schlielsen  ist  Dies  Schriftstack  gflt  zugleich  als  Probe  der  Handschrift; 
5.  eine  Erklärung  der  Eltern  oder  Vormünder,  dafs  dieselben  das  Pensioiis- 
geld  von  65  Thlr.  jähri.  auf  2  Jahre  zu  zahlen  sich  verpflichten. 

Im  Fall  von  der  Bewerberin  auf  Unterstützung  Anspruch  gemacht  wird, 
ist  ein  von  der  Ortsbehörde  ausgestelltes  Armuthszeugnils  beizubringen,  tu 
welchem  die  Vermögensverhältnisse  der  Bewerberin  und  ihrer  Angehörigea 
genau  zu  ersehen  sind. 

Zur  Aufnahme  in  das  Seminar  sind,  mit  Ausnahme  der  Ausbildang  ii 
der  Musik,  diejenigen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  erforderlich,  wie  sie  in 
dem  Regulativ  vom  2.  Octb.  1854  fttr  die  Vorbildung  der  Seminarpräparandee 
bezeichnet  sind;  aufserdem  Fertigkeit  in  weibl.  Handarbeiten.  Ein  Anfiui; 
im  VerständnÜs  der  französischen  forsche,  sowie  im  Glavierspiel ,  Geeaqg 
und  Zeichnen  smd  erwünscht*'    Bmm.    Der  Minister  etc. 


BeriehtIgiiBgeii. 

Seite  65  Zeile  8  ▼on  oben  ist  zu  lesen:  p.64,  stttt  p.  6. 
.    254  unten:  C.Yerf.  ▼.  21.  Dcb.  1863,  statt:  1861. 
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VORREDE. 


ilnf  die  im  vergangenen  Jahr  zunächst  im  Interesse  der  neu- 
prenfsischen  Landestheile  von  mir  herausgegebenen  gesetzlichen  Verord- 
nungen ttber  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  höheren  Schulen  in 
Prenlsen  folgt  hier  eine  Sammlung  derjenigen  Bestimmungen,  welche 
sich  im  Gebiet  derselben  Schulen  auf  das  Lehramt  und  die  Lehrer  be- 
stehen. Beide  Abtheilungen  haben  einen  engen  Zusammenhang,  weshalb 
in  der  vorliegenden  zweiten  an  mehreren  Stellen  behufs  einer  Vervoll- 
ständigung der  Angaben  auf  die  erste  hat  verwiesen  werden  können. 
Ueb^  den  Plan  des  Ganzen  ist  in  der  Vorrede  zu  Abth.  I  das  Nöthige 
bemerkt.  Es  wiederholt  sich  in  der  zweiten  Abtheilung,  dafs  bei  einigen 
Gegenständen  auch  ältere  Verfügungen  haben  aufgenommen  werden  müs- 
sen, die,  obwohl  nicht  mehr  durchweg  gültig,  doch  durch  spätere  nicht 
aufgehoben  sind,  sondern  an  denselben  nur  eine  Modification  oder  Er- 
gänzung erhalten  haben. 

Bei  den  im  X.  Abschnitt  mitgetheilten  Instructionen,  Statuten  u.s.w. 
einzelner  Anstalten  war  nicht  die  Absicht,  Muster  des  Inhalts  oder  der 
Passung  aufzustellen,  vielmehr  nur  Beispiele  davon  zu  geben,  wie  die 
Allgemeinen  Bestimmungen  sich  unter  besonderen  localen  Verhältnissen 
individualisiren,  namentlich  aber  die  Art  der  FUrsorge  zu  zeigen,  welche 
ftlr  Lehrer -Wittwen  und  Waisen  an  nicht  wenigen  Schulen  bereits  gute 
Frttchte  getragen  hat. 

Der  Anhang  Über  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  weibliehen  Bildnngs- 
aostalten  entspricht  dem  Anhang  in  Abth.  I  Über  höhere  Töchterschulen. 

In  die  Nachträge  (p.  387  ff.)  haben  noch  die  Bestimmungen  der  un- 
längst publicirten  Ersatzinstruction  des  norddeutschen  Bundes  aufgenom- 
men werden  können. 

Im  Uebrigen  enthält  auch  diese  Abtheilung  nur  diejenigen  Bestim- 
mungen, welche  für  die  altprenfsischen  Landestheile  erlassen  sind  und 
daselbst  noch  Geltung  haben.  Bei  ihrer  üebertragnng  auf  die  neuen 
Provinzen  der  Monarchie  ist  das  Absehen  der  Unterrichtsverwaltung  im- 
mer darauf  gerichtet  gewesen,  sie  mit  dem,  was  sich  daselbst  vorfindet 
und  bewährt  hat,  in  Harmonie  zu  setzen,  soweit  dies  die  Nothwendig- 
keit  principieller  Uebereinstimmung  irgend  gestattete.  Der  allmähliche 
Verlauf  dieses  Verfahrens  wird  auf  mehreren  wichtigen  Gebieten  Neues 
ergeben,  das  auch  den  alten  Provinzen  zu  gute  kommt,  z.  B.  (Abth.  I) 
in  der  Organisation  der  Realschulen,  in  den  Maturitäts-PrUfungsvorschrif- 
ten  für  die  höheren  Schulen  in  Hannover,  Hessen,  Nassau  und  Schles- 
wig-Holstein, und  nicht  minder  (Abth.  U)  in  den  Instructionen  für  die 
K.  wisBensebafU.  PrUfungscommissionen  an  den  Universitäten  zu  Göt- 
tingen, Marburg,  Kiel.  Sobald  der  in  diesen  Beziehungen  jetzt  noch 
foiidauerade  provisorische  Zustand  in  definitive  Anordnungen  überge- 

Kngen  ist,  wird  dasjenige,  wodurch  die  Verfügungen  gegenwärtiger 
nmlung  dabei  erweitert  oder  abgeändert  sind,  als  eine  Ergänzung 
denelben  zusammengestellt  und  mitgetheilt  werden.  — 


IV 

Der  mannichfaltige  Inhalt  beider  Abtheilnngeo  des  Bnchs  rührt  aus 
sehr  verschiedenen  Zeiten  her ;  die  innere  Einheit  des  Geistes,  aas  dem 
das  preufsische  höhere  Schulwesen  sich  bisher  fortentwickelt  hat,  ist 
gleichwohl  leicht  darin  erkennbar.  Dafs  zugleich  in  der  ganzen  Samm- 
lung der  Nachweis  des  BemUhcns  um  ein  wohlgeordnetes  Schalwesen 
vorliegt,  würde  von  geringem  Werth  sein,  wenn  die  Ordnung  an  sich 
für  das  höchste  Ziel  genommen  wUre.  Dem  Blick  unbefangener  Prüfung 
kann  es  nicht  entgehen,  dafs  dies  nicht  der  Fall  ist,  dafs  vielmehr  in- 
nerhalb der  zusammenhaltenden  Ordnung,  welche  die  Verhältnisse  eines 
grofsen  Staats  uöthig  machen,  das  Interesse  wahrhaft  wissenschaftlicher 
und  sittlicher  Bildung  und  die  darauf  gegründete  Wohlfahrt,  Kraft  and 
£hre  der  Nation  der  Ursprung  aller  getroffenen  Bestimmungen  ist,  and 
dafs  in  ihrer  Aufeinanderfolge  das  consequente  Streben  der  Regierang 
sich  kundgiebt,  das  dadurch  gegebene  Ziel  immer  sichrer  zu  erreichen. 
Die  gegenwärtige  zweite  Abtheilung  handelt  von  dem,  worauf  es  dazu 
vor  allem  ankommt. 

Dem  allseitigen  Begehren  nach  erprobten  und  fUr  höhere  Schalen 
qualificirten  Lehrkräften  kann  jetzt  kaum  noch  genügt  werden :  die  vor- 
handenen Anstalten  dehnen  sich  aus,  zahlreiche  neue  entstehen,  theili 
in  Folge  des  vermehrten  Bildungstriebs,  theils  unter  dem  EinflaCs  des 
Zusammenhangs,  in  welchen  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  Norddeatsch- 
land  mit  der  Schulbildung  gesetzt  ist;  ebenso  werden  akademisch  vor- 
bereitete Lehrer  häufig  da  verlangt,  wo  man  sich  früher  mit  Elementar- 
lehrern begnügte.  So  entsteht  eine  unverhältnifsmäfsig  vermehrte  Nach- 
frage, die  nicht  ohne  Gefahr  ist,  weil  sie  eine  Versuchung  für  Unberufene 
werden  kann.  £s  widerspricht  dem  Wesen  des  Lehramts  and  der  hohen 
Bedeutung,  welche  es  für  das  Gemeinwohl  hat,  wenn  es  des  frühen  Er- 
werbs wegen  als  Mittel  zum  Zweck,  und  mehr  als  ein  Geschäft  denn 
als  ein  Beruf  gewählt  und  getrieben  wird.  Der  Schulverwaltung  ist  diese 
Gefahr  nicht  verborgen,  und  sie  sieht  in  einer  unruhig  erregten  Zeit,  die 
ohnehin  geistiger  Vertiefung  nicht  günstig  ist,  keine  gröfsere  Aufgabe  vor 
sich,  als  das  hervortretende  Bildungsbedürfnifs  durch  genügende  und 
wohlbcfähigte  Kräfte  in  die  rechten  Bahnen  zu  leiten,  in  denen  mehr 
als  eine  oberflächliche  Durchschnittsbildung  zu  erreichen  ist 

In  den  bestehenden  Prüfungsordnungen,  den  Instructionen  zur  Füh- 
rung des  Lehramts  u.  s.  w.  kann  kein  Hindernifs  sondern  nur  eine  Hülfe 
bei  dieser  Aufgabe  gefunden  werden,  sobald  man  den  Zusammenhang 
und  die  Intention  der  betreffenden  Bestimmungen  beachten  will.  Kennt- 
nisse sind  zum  Lehramt  eine  uothwendige  Voraussetzung:  aber  es  ver- 
langt viel  mehr;  denn  die  Wissenden  sind  darum  noch  keine  Lehrer, 
und  die  Lehrer  noch  keine  Pädagogen.  An  diese  höchsten  Erfordernisse 
eines  mit  Geist  und  Liebe  ert'afsten  Berufs  reicht  keine  Instruction.  Ak>er 
die  gegebenen  Vorschriften  wollen  und  können  die  unentbehrliche  Grund- 
lage eines  fruchtbaren  selbständigen  Strebens  sichern,  und  dazu  helfen, 
dafs  auch  hier  die  mannichfaltigen  Gaben  des  Geistes  sich  zu  genaeinem 
Nutzen  erweisen. 

Möchte  nun  das  Buch  in  diesem  Sinne  der  Kenntnifs  und  richtigea 
Würdigung  unsers  höhern  Schulwesens  förderlich  sein! 

Zur  Ilerstellung  der  zweiten  Abtheilung  hat  mir,  was  ich  schlieis- 
lich  zu  erwähnen  nicht  unterlassen  darf,  Herr  Professor  Polte,  jetit 
Director  des  Gymnafliums  zu  Meseritz,  eine  dankenawerthe  Uülfe  geleistet 

Berlin,  am  20.  April  I8i;8.  L.  W. 
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Verordnungen  und  Gesetze 


für 


die  höheren  Schulen  in  Pren&en. 


ZWEITE  ABTHEILUNO. 

Das  Lehramt  und  die  Lehrer. 


das  dreijährige  Universitätstudinm  festgesetzt  worden.  —  Nichdem 
nunmehr  bereits  die  übrigen  Staatsbehörden  angewiesen  worden,  k^ine  Can- 
didaten  zum  Examen  zuzulassen,  oder  zur  praktischen  Bildung  anzanehmen, 
die  nicht  dieser  Verordnung  nachgekommen  sind,  so  geben  Wir  auch  Ench 
hiedurch  auf,  £uch  bei  den  von  Euch  anzusetzenden  Predigern  oder  studirten 
Lehrern  nach  dieser  Vorschrift  genau  zu  achten." 

Min.  Verf.  V.  19.  März  1819  (an  die  K.  Consistorien  und  Prov.  Sehnl- 
collegien):   „Durch  einen  Befehl  Sr.  Maj.  des  Königs  v.  7.  Apr.  1804  ist  die 
Dauer  des  Universitätstudii  auf  3  Jahre  festgesetzt,  die  genaue  Beobacbtang 
dieser  Frist  nächstdem   allen  Staats-Prüfungsbehörden   zur  Pflicht  gemacht, 
denselben  vorgeschrieben,  Keinen  zu  den  ersten  Staatsprüfungen  zuzulassen, 
der  nicht  entweder  das  triennium  academicum  ganz  absolvirt,  oder  den  Erla£i 
eines  Theils  desselben  von  dorn  Chef  des  Departements,  bei  welchem  er  sich 
prüfen  lassen  will,   erlangt  hat;    endlich  ist  zur  Erwerbung  dieses  Erlasset 
eine  bei  der  Facultät,   zu   welcher  der  Studirende  gehört,   wohlbestandne 
Prüfung  und  ein  darüber  erhaltnes  Zeugnifs  als  wesentliche  Bedingung  ge- 
fordert worden.  —  Durch  die  Unruhen  der  Kriegsjahre,   welche  so   mancbe 
Störung  des  Studienwesens  veranlafst  haben,  ist  auch  die  genaue  Beobachtung 
dieser  Einrichtung  unterbrochen  worden.    Ihre  Aufrechterhaltung  ist  aber  um 
so  nothwendiger,  als  ein  3jähriges  akadem.  Studium  für  manche  Fächer  kann 
hinreicht,  Hir  andere  eben  genügt,  und  noch  dazu  der  einjährige  Dienst  der 
Freiwilligen  im  stehenden  Heer  dabei   in  Anrechnung  kommt,    so  dalli  die 
gewissenhafteste  Benutzung  der  Zeit  erfordert  wird,    wenn   selbst  bei  voller 
Absolution  des  triennii  der  Zweck  des  Universitätstudii  erreicht  werden  soll; 
eine  Abkürzung  dieser  Frist  aber,  da  nur  ein  besonders  angestrengter,  kaom 
zu  erwartender  Fleifs  die  Verminderung  der  ohnehin  kurzen  Zeit  des  Stndü 
zu  ersetzen  vermag,  gewils  so  selten  gehörig  begründet  sein  wird,  dalä  sie 
bei  der  allgemeinen  Bestimmung  ganz  aufser  Betracht  gelassen  werden  kann. 
Das  Minist,  hat  sich  daher  bewogen  gesehen,    die  Verordnung  wegen  dei 
triennii  academici  sämmtlichen  von  ihm  abhängenden  Staats-Prümngswhörden 
wieder  in  Erinnerung  zu  bringen,   und  denselben   zugleich  den  Beschluls  n 
eröffnen,   dafs   künftig   gar   keine  Dispensation  von  dem   erwähnten  triennio 
mehr  ertheilt  werden  soll." 

Aufserdem  ist  die  Bestimmung  eines  akademischen  TricDniums  im- 
plicite  in  den  Prüfungsvorschriften  enthalten,  s.  Abth.  I  p.  207,  224— 
228  und  hier  den  folgenden  Abschn.  IL 

Mindestens  die  Hälfte  des  Trienniums  mufs  auf  einer  inlSodischeo 
Universität  zugebracht  sein: 

G.  0.  V.  30.  Juni  1841  an  das  K.  Staatsministerium  (G.  S.  1841  p.  139i: 
„Nachdem  bereits  in  der  C.  0.  v.  13.  Octb.  1838,  durch  welche  der  Bewcfc 
der  Universitäten  in  den  deutschen  Bundesstaaten  den  diesseitigen  Unte^ 
thanen  allgemein  wiederum  gestattet  worden,  denselben  zugleich  die  Vtf- 
pflichtung  auferlegt  ist,  insofern  sie  sich  nach  vollendeten  Studien  um  eii 
öflfentliches  Amt  oder  um  die  Zulassung  zur  medicin.  Praxis  bewerben  woUei, 
eine  Zeitlang  auf  einer  Landesuniversität  zu  studiren,  wiU  Ich  nunmehr  osc^ 
dem  Antrag  des  Staatsmin.  v.  17.  d.  M.  diese  Studienzeit  auf  einen  leitnsB 
von  ly,  Jahren  hicmit  fostsetzen.  Von  dieser  Verpflichtung  Meiner  Unttf- 
thanen,  3  Semester  ihrer  Studienzeit  auf  einer  inländ.  Universität  zuzubringeOt 
Süll  der  Chef,  in  dessen  Departement  ein  Studirender  künftig  seine  erste  Ar 
Stellung  zu  suchen  beabsichtigt,  in  einzelnen  Fällen  zu  dispensiren  befa|< 
sein,  wenn  ein  solches  Gesuch  dnrch  den  Genufs  von  Stipendien  oder  dortli 
besondere  Familienverhältnisse  begründet  werden  kann.  Diese  Dispenstdon 
BoU  sich  aber  der  Kegel  nach  nicht  auf  das  letzte  Jahr  der  Studienzeit  ^ 
strecken.^ 

C.  Verf.  V.  2.').  Aug.  1858,  die  Akademie  zu  Münster  betreib' 
„Der  §.  GG  der  Statuten  der  theolog.  und  philosoph.  Akademie   zu  Ufiss^ 
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V.  12.  Nov.  1882  verpflichtete  diejenigen  Studirenden,  welche  sich  dem 
hohem  Lehrfach  bei  den  Gymnasien  widmen,  and  zu  dem  Ende  die  akadem. 
Lehranstalt  zu  Münster  bezogen,  aulser  der  auf  dieser  Anstalt  zugebrachten 
Zbü  noch  2  Jahre  hindurch  eine  yoUständige  Universität  zu  besuchen.  Dieser 
§  ist  durch  die  C.  0.  v.  9.  Aug.  d.  J.  dahin  abgeändert  worden,  daCs  mit  dem 
Ablauf  des  gegenwärtigen  Studienjahres  zn  Mich.  1858  folgende  Bestimmung 
an  dessen  Stelle  tritt: 

Denjenigen  Studirenden,  welche  sich  dem  höh.  Lehramt  bei  den  Gym- 
nasien und  bei  den  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  höh.  Bürger-  [Real-] 
Schulen  widmen,  und  zu  dem  Ende  die  akadem.  Lehranstalt  beziehen,  soll 
die  Zeit  ihres  Aufenthalts  auf  derselben  für  das  akadem.  Triennium  voll- 
ständig angerechnet  werden.^ 

Bestimmte  Vorschriften  über  die  Anwendung  des  akademi- 
schen Trienniums  bestehen  nicht;  jeder  Hörzwang  ist  aufgehoben. 
Indirect  üben  die  Anforderungen  der  später  zu  bestehenden  Examina 
eine  Einwirkung  auf  die  Wahl  der  CoUegia  und  die  Theilnahme  an  den 
Hebungen,  zn  denen  die  Universität  Gelegenheit  giebt.  Aufserdem  wird, 
wie  bisweilen  das  Gymnasium  schon  den  Abiturienten  durch  hodegetische 
Rathschläge  zu  Hülfe  kommt  (s.  Abth.  I  p.  146  ff.),  anch  auf  den  Uni- 
versitäten die  Beachtung  eines  Studienplans  empfohlen.  Als  Beispiel 
derartiger  besonders  auch  auf  die  künftigen  Lehrer  berechneter  Stu- 
dienpläne wird  nachstehend  zuerst  ein  älterer,  aber  nach  seinem  In- 
nern Werth  gröfstentheils  noch  nicht  veralteter,  mitgetheilt^). 

Stadienplan  der  philosophischen  Facultät  der  Universität  zu 
Bonn,  v.  LOctb.  1837. 
„Die  der  philosoph.  Facultät  zugewiesenen  Lehrfächer  begreifen  Philo- 
sophie, Philologie,  Geschichte,   reine  Mathematik   als  Grundwissenschaften, 
aowerdem  die  angewandte  Mathematik  nebst  den  Naturwissenschaften,  im- 

f  eichen  die  Staatswissenschaften.  Hierauf  beruht  die  Scheidung  derselben  in 
Abtheilungen,  welche  sind  die  philosophische,  die  philologische,  die  historisch- 
staatswissenschaftliche,  die  mathematisch -naturwissenschaftliche.  Jede  von 
diesen  hat  einen  abgesonderten  Studienplan  ausgearbeitet  in  folgenden  Ent- 
würfen, welche  im  Namen  der  gesammten  Facultät  dargeboten  werden. 

a)  Philosophischer  Studienplan.  1.  Uebersicht.  Für  den  Wech- 
sel der  Dinge  das  Unwandelbare,  für  die  veränderlichen  Erscheinungen  ihren 
beharrlichen  Grund  zu  suchen,  und  nach  dem  Sein  und  Wissen  an  sich  zu 
forschen,  nöthigt  ein  uns  tief  eingepflanzter  Trieb,  aus  welchem  das  Bedürfnils 
snr  Philosoi^ie ,  wie  ursprünglich  erwachsen ,  so  in  jedem  strebsamen  Geist 
sich  stets  von  neuem  erzeugt.  Aus  dem  reinen  Triebe  zum  Wissen  hervorge- 
gangen, war  Philosophie  die  Mutter  aller  besonderen  Wissenschaften,  und  hat 
auch  jetzt,  nachdem  diese  längst  zu  abgesonderter  Behandlung  gediehen,  in 
stetec  Wechselbeziehung  mit  ihnen  sie  zu  lebendiger  Einheit  zu  verbinden, 
daher  theUs  die  allen  gemeinsamen  Grundsätze  und  Formen  zu  erforschen, 
theils  das  allen  gemeinsame  Endziel  zu  immer  deutlicherer  Bestimmtheit  des 
Bewulstseins  zu  erheben,  —  in  Bezug  auf  Geschichte  und  Naturwissenschaft, 
auf  das  Reich  der  Freiheit  und  Nothwendigkeit  Für  die  Naturwissen- 
schaften Üieilt  die  Philosophie  den  Beruf  der  Grundlegung  mit  der  Mathematik, 
indem  so,  wie  diese  die  allgemein  gültigen  und  nothwendigen  Grölsenbestim- 
mungen  entwickelt,  mittels  deren  die  Erscheinungen  nnfehlbare  Mafebestim- 


*)  Die  Studienpläne  haben  ebenso  wie  die  in  diesem  und  dem  n&ohsten 
Abschnitt  mitgetheilten  Instructionen  und  Reglements  zu  ihrer  Zeit  die  Genehmigung 
des  Ministeriums  erhalten. 


mongen  erhalten,  so  sie  die  allgemein  gültigen  Begriffe  und  UrÜieile  aiuinittelt 
und  bearbeitet  y  mittels  deren  die  Wahrnehmungen  xur  Er&hnmg  erhoben 
werden.  Begründung  der  histor.  Wissenschaften  gehört  der  Phüosopbie  inao- 
fern  allein  an,  inwiefern  sie  die  Aeulserungen  freier  Selbstbestimmung,  ihre 
inneren  Beziehungen  und  ihren  Erfolg  zum  Hauptgegenstand  haben,  und  diese 
in  unbedingten  sittlichen  Anforderungen  mit  Werthbestimmungen  ihr  Regulativ 
und  die  Norm  ihrer  Beurtheilung  finden. 

Die  bezeichneten  2  Hauptzweige  der  Philosophie  als  Begrflnderin  der 
Erfahrungswissenschaflen  setzen  Untersuchungen  über  das  Denken  und  Er- 
kennen, ihre  Principien  und  Formen  voraus  und  erhalten  ihren  gemeinaamen 
Abschlufs  in  der  Wissenschaft  vom  letzten  unbedingten  Grunde  and  der 
letzten  unbedingten  Ursache,  wie  der  Welt  der  natürlichen  Veränderungen, 
so  des  Reiches  der  Freiheit.  Je  nachdem  man  jene  Untersuchungen  und  diese 
Wissenschaft  als  ausschlicfslich  dem  erkennenden  Bewufstsein,  oder  als  ihm 
gemeinsam  mit  dem  handelnden  betrachtet  hat,  ist  die  Philosophie  in  theo- 
retische und  praktische,  oder  in  Physik,  Ethik  und  Dialektik  getheift  worden. 
Nach  der  einen,  wie  nach  der  andern  Eintheilungsweise  kommt  der  Logik, 
als  der  Wissenschaft  von  den  JTormen  und  Gesetzen  des  vermittelnden  Den- 
kens, die  Stelle  einer  Propädeutik  zu;  und  ihr  schliefst  sich  die  Erfahrungs- 
Seelenlehre  an,  die,  geleitet  durch  Thatsachen  des  Bewulstseins,  die  Seelen- 
thätigkeiten  ihren  verschiedenen  Richtungen  und  Entwickelungsweisen  nach, 
möglichst  vollständig  auszumitteln,  zu  ordnen  und  zu  bestimmen  unternimmt, 
auf  die  Weise  aber  den  übrigen  philosoph.  Disciplinen  ihre  Aufgaben  nach- 
zuweisen bestrebt  ist. 

Die  Logik  leitet  durch  die  ihrem  zweiten  synthetischen  Theil  angehOrigen 
vorbereitenden  Untersuchungen  über  die  Quellen  unserer  Begriffe  und  Urtheile 
zu  der  Metaphysik  über,  als  der  Wissenschaft  von  den  Grundbedingungen 
der  Erkenntniis  und  ihrer  Realität.  Aus  der  Metaphysik  aber  entwickeln  sich 
als  nächste  Anwendungen  derselben  einerseits  Naturphilosophie,  andrf^ 
seits  rationale  Psychologie.  Der  Ethik,  als  Wissenschaft  von  den  unbe- 
dingten Werthbestimmungen  unserer  Handlungen,  der  ihnen  zu  Grunde  liegen- 
den Gesinnung  und  von  ihren  Zwecken  schliefst  sich  die  philosoph.  Rechtslebre 
an,  als  Lehre  von  den  Schranken,  welche  die  freie  Thätigkeit  des  sinnlich 
vernünftigen  Einzelwesens  in  seinem  Zusammenwirken  mit  anderen  sinnlich 
vernünftigen  Einzelwesen  anzuerkennen  hat.  Aus  beiden  zusammen  in  ihrer 
Anwendung  auf  die  Geschichte  ergeben  sich  einerseits  die  Politik,  oder  Wissen- 
schaft vom  Staat,  seinem  Zweck  und  den  den  inneren  und  äufeeren  Verhilt- 
nissen  angemessenen  Formen  ihrer  Verwirklichung;  andrerseits  Philosophie 
der  Geschichte,  welche  die  den  histor.  Entwickelungen  der  Freiheit  zu  Gninde 
liegenden  Gesetze  und  Bedingungen  zu  entdecken  bestrebt  ist. 

Weder  aus  der  erkennenden,  noch  sittlich  handelnden  Thätigkeit,  noch 
aus  beiden  zusammengenommen  läfst  sich  das  künstlerisch  bildende  Vermögen 
genügend  ableiten,  vielmehr  dient  dieses  jenen  zur  Ergänzung  und  zn  eigen- 
thümliclicr  Art  der  Verwirklichung.  Die  Normen  der  künstlerischen  Bildung»- 
und  Auffassungskraft  in  den  verschiedenen  Richtungen  ihrer  Entwickelung. 
als  das  an  sich  Gefallende  auszumitteln,  ist  die  Aesthetik  bestimmt,  in  dereo 
Gebiet  die  Rhetorik,  als  Theorie  der  Wohlredenheit,  eine  der  vurzüglich«teB 
Stellen  einnimmt.  Wie  das  erkennende,  handelnde  und  bildende  VermOg» 
in  den  Jahren  der  Kindheit  und  Jugend  auszubUden,  hat  die  Pädagogik  u 
lehren,  welcher  Anweisung  zu  richtiger  Einrichtung  des  akadem.  Lebens  nnd 
Studiums  hinzukommt.  Abschlufs  erhält  die  philosoph.  Forschung  in  ihren 
verschiedenen  Richtungen,  zunächst  denen  der  Metaphysik  und  EtMk,  dorek 
die  Religionsphilosophie. 

Auf  die  höchsten  und  schwierigsten  Gegenstände  des  Wissens  gerichtet, 
und  mit  allen  übrigen  Wissenschaften  in  lebendigster  Wechselbeziehung,  kin" 
die  l^hilosophie  oinestheils  nur  nach  und  nach  und  nicht  in  stetigen  Fort- 
schritten ihrem  Endziel  sich  annähern,  diis  Resultat  der  ihr  zugewaaJtei 
Forschung  daher  auch  nur  in  ihrer  Geschichte  erkannt  werden;  die  ihre  fürt- 


nnd  Rflckschritte  entweder  der  Zeitfolge  nach,  oder  davon  unabhängig  kritisch 
Tergleichend  darzustellen  und  zu  begreifen  unternimmt:  andemtheils  vermögen 
die  ihr  zugewendeten  Studien  ebensowenig  abgesondert  von  gründlichen  und 
nmfassenden  histor.,  naturwissenschaftl.  und  mathemat  Kenntnissen  ihren  Zweck 
SU  erreichen,  wie  diese,  philosophischer  Grundlegung  gänzlich  zu  entbehren. 
Nur  durch  zweckmäfsige  Verbindung  realer  oder  wctischer,  und  formaler 
oder  philosophischer  Studien,  kann  jenen  höhere  Einigung  und  tiefere  Begrün- 
dung, diesen  die  nöthige  Umsicht  und  Anwendbarkeit  zu  Theil  werden. 

2.  Studienplan.  Unter  den  hier  verzeichneten  oder  angedeuteten  Lehr- 
fächern der  Philosophie  giebt  es  deren,  welche  allen  Stndirenden  gleicher- 
mafsen,  andere,  welche  den  verschiedenen  Facultätsgenossen  vorzugsweise  zu 
empfehlen  sind.  Zu  jenen  gehören  für  das  erste  Halbjahr:  1.  Anweisung  zur 
gehörigen  Einrichtung  des  akadem.  Lebens  und  Studiums;  2.  Einleitung  in 
das  Studium  der  Philosophie ;  3.  Logik  oder  Logik  mit  Methaphysik  verbunden; 
für  das  zweite:  1.  krit.  Vergleichung  der  vornehmsten  Lehrgebäude;  2.  Psy- 
chologie; für  die  folgenden:  1.  Encyklopädie  der  philosoph.  Wissenschaften; 
2.  Ethik.  Von  den  übrigen  sind  den  Theologen  und  den  der  höheren  Schul- 
wissenschaften Beflissenen  vorzugsweise  zu  empfehlen:  Pädagogik,  Rhetorik, 
Aesthetik,  Methaphvsik,  Geschichte  der  altem  und  neuem  Philosophie,  Philo- 
sophie der  Geschichte,  Religionsphilosopbie. 

Was  Die  betrifft,  welche  sich  der  Philosophie  weihen,  um  einst  als  akadem. 
Lehrer  derselben  aufzutreten,  so  haben  sie  vorzugsweise  zu  bedenken,  dafii 
acht«  Philosophie  nur  gedeihen  kann  in  einem  mit  mathemat.,  physikal..  ge- 
schieht].  und  sprachl.  Kenntnissen  reich  ausgestatteten  Geiste;  woraus  rolgt, 
dafs  sie  zwischen  den  hierauf  bezügl.  Lehrfachem  und  den  phüosophischen 
Zeit  und  Kraft  verhältnifsmäfsig  zu  vertheilen  haben. 

b)  Philologischer  Studienplan.  Die  philologische  Section  der  phi- 
losoph. Facultät  hat  aufser  dem  Beruf  für  Philologen  im  engem  Sinne  des 
Worts  die  andre  Bestimmung,  auf  die  Studirenden  aus  allen  Facultäten  vor- 
bereitend, und  zum  Zweck  der  allgemeinen  Geistesbildung  zu  wirken.  Allzu- 
sehr nimmt  leider,  bei  der  grofsen  Erwciterang  der  Lehrkreise  und  der  Masse 
verschiedenartiger  Gegenstände,  die  sich  mit  dem  Reiz  der  Neuheit  andrängen, 
der  Eifer  der  Theologen,  und  besonders  der  Juristen  und  der  Mediciner,  die 
auf  den  Schulen  erworbenen  Kenntnisse  von  der  alten  Literatur,  in  einem 
ssa  ihrer  Auffassung  mehr  heranreifenden  Alter,  zu  erweitem  und  zu  befestigen, 
seit  einiger  Zeit  ab.  Dafs  die  deutsche  Gelehrsamkeit  die  Achtung  des  Aus- 
landes erworben  hat ,  verdankt  sie  zum  Theil  der  philolog.  Basis ,  worauf  sie 
mehr  oder  weniger  unmittelbar  mbt;  und  es  würde  sich  unfehlbar  rächen, 
wenn  wir  die  allgemeine  Uebung  der  alten  Sprachen  und  den  Zusammenhang 
mittels  derselben  mit  so  vielen  der  lautersten  Quellen  des  Wissens  und  der 
tüchtigsten  Hülfsmittel  zu  gelehrter  Ausbildung,  bis  auf  die  neueste  Zeit  hin, 
sollten  in  Abnahme  gerathen  lassen.  Studirende  von  ernstem  Sinn  werden 
dem  alten  Gebrauch,  von  dessen  guten  Gründen  Ueberlegung  und  Beispiele 
sie  leicht  überzeugen  können,  nicht  untreu  werden,  sich  nicht  durch  eine 
unruhige  Neuerungsucht  der  Zeit  fortreifsen  lassen,  und  nicht  dem  gegen- 
wärtigen Zeitalter,  nach  der  selbstgefälligen  Einbildung,  die  leicht  ein  jedes 
von  sich  fafst,  zu  viel,  dem  vergangnen  zu  wenig  zutrauen. 

Nach  dem  Vorgang  und  Muster  der  class.  Philologie  hat  sich,  aufser  der 
hebräischen  und  arabischen,  in  unseren  Tagen  eine  indische  und  eine  altdeut- 
sche in  raschem  Fortschritt  entwickelt:  und  auch  die  fremden  neueren  Spra- 
chen werden  nicht  mehr  blos,  wie  enemals,  durch  Sprachmeister  gelehrt, 
sondern  durch  die  Behandlung  der  Sprachlehre  und  die  Erklärung  der  Schrift- 
steller der  übrigen  Philologie  angenähert.  Die  hies.  Universität  vereinigt  die  so- 
genannten Fächer  auch  äufserlich  in  einer  besondem  Abtheilung  der  pnilosojph. 
Facultät.  Unter  diesen  so  vereinigten  Zweigen  allgemeiner  Philologie  empfeh- 
len sich  die  vaterländ.  Literatur  und  Sprache  und  die  der  anderen  neueren  ge- 
büdeten  Nationen  derWifsbegierde  mehr  allgemein;  während  die  orientalischen 
Sprachen  nur  den  Orientalisten,  den  Theologen  und  den  Sprachforscher  angehen. 
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Was  sodann  die  Philologie  in  dem  üblichen  engern  Sinn  betrifft,  m  ist 
der  Beruf  des  Philologen  vorzugsweise  ein  gelehrter,  ein  solcher,  der  ihn  auch 
im  prakt.  Leben  mehr,  als  wenigstens  sehr  Viele  in  manchen  anderen  der 
wissenschaftlich  gebildeten  Stände,  mit  der  Gelehrsamkeit  in  fortgeaetstea 
und  unmittelbarem  Zusammenhang  erhält.  Die  Bestimmung  der  Philologie 
für  den  Staat  ist  im  allgemeinen  von  zweierlei  Art.  Die  eine  besteht  darin, 
dafs  sie  die  Kenntniis  der  alten  Sprachen  und  des  class.  Alterthnms  flberbaopt 
durch  Unterricht  fortpflanze  und  lebendig  erhalte;  die  andre  ist,  dais  sie  die 
Quellen  und  Urkunden  dieser  Kenntnifs  in  ihrer  Lauterkeit  zu  bewahren,  her- 
zustellen, zu  erläutern^  nach  den  Einsichten  und  Bedflrfnissen  des  Zeitalters 
zu  würdigen  und  anwendbar  zu  machen  strebe.  Ohne  eine  ausgebreitete  und 
verhältnilsmärsig  gleiche  Anstrengung  in  beiden  Gebieten  der  Thädgkeit,  ist 
in  keinem  von  beiden  Gedeihen  und  Fortschritt  auf  die  Dauer  zu  erwarten: 
und  doch  beruhen  auf  einer  blühenden  Philologie  nicht  blos  die  wissenschaft- 
liche und  mittelbar  die  ächte  allgemeine  Bildung,  sondern  auch  die  Erhaltung 
des  gesammten  gesellschaftl.  Zustandes ,  im  Vaterlande  und  in  anderen  Lia- 
dem  Europa*s,  als  auf  einer  ihrer  Hanptgnmdlagen.  Auch  bei  der  Grttnduni^ 
philologischer  Scminarien,  in  der  Art,  wie  sie  bestehen,  scheint  den  nm  die 
Wissenschaft  und  unser  Vaterland  verdienten  Männern,  welche  sie  zuerst  eu- 
föhrten,  der  doppelte  Zweck  schon  vorgeschwebt  zu  haben,  gründliche  Lehrer 
und  Erklärer  der  alten  Sprachen  und  Geisteswerke  und  Forscher  und  heu- 
heiter derselben  auszubilden. 

Auf  den  gedachten  Unterschied  in  der  Philologie,  als  einer  in  sich  abge- 
schlofsnen  Berufswissenschaft,  wird  der  Studirende  wohlthun,  von  AnCang  an 
und  fortwährend  Rücksicht  zu  nehmen.  Das  Lehramt  können  selten  tnefa 
diejenigen,  welche  die  Wissenschaft  selbst  zu  fördern  und  anzubauen  sieh 
vorzugsweise  berufen  fühlen,  von  sich  weisen:  aber  man  kann  darauf,  ak 
auf  das  Ziel  und  den  Vcreinigungspunct  seiner  akadem.  Studien,  sich  bescbiio- 
ken,  ohne  darum  seinem  Fleiis  und  seiner  wissenschaitl.  Ausbildung  eon 
Grenzen  zu  setzen.  Auch  nach  den  Fähigkeiten  und  dem  (irade  der  Witf- 
begierde  und  Selbstthätigkeit  können  im  allgemeinen  2  Classen  Unterschiedes 
werden,  mit  denen  häung,  obwohl  keineswegs  immer,  die  beiden  Richtnogeo 
zur  gelehrten  und  zur  prakt.  Philologie  (insoweit  sie  überhaupt  trennbar  «nd^ 
zusammentreffen.  Von  der  Prüfung  seiner  selbst  nach  diesen  einfachsten  Un- 
terscheidungen wird  also  jeder  bei  der  Wahl  und  der  Bildung  seines  Studien- 
plans auszugehen  haben. 

Das  class.  Alterthum  hat  einen  ganzen  Kreislauf  der  Bildung,  in  nitnr- 
gemäfser  Ent Wickelung  der  höchsten  Anlagen,  vollendet,  und  schliefst  entweder 
Vorbilder  oder  doch  Ausgangs-  und  Anknüpfungspuncte  für  die  meisten  Arten 

feistiger  Bestrebungen  in  sich.  Philosophie,  Geschichte,  Poesie  und  Kumt 
heorie  derselben ,  und  viele  andre  Nahrung  des  Geistes  kann  aus  ihm  on- 
mittelbar  gezogen  werden.  Wer  sich  daher  in  ihm  und  in  seiner  Litentir 
auf  die  rechte  Art  einheimisch  zu  machen  sucht,  läuft  weniger ,  als  wer  »^ 
einer  besondern  Wissenschaft  widmet,  die  Gefahr  der  Einseitigkeit  und  Un- 
voUständigkeit  bei  geringrer  Theilnahme  an  anderen  allgemeinen  Vorbeiti- 
tungsgegonständen.  Demungeachtet  wird  kein  Philologe  versäumen,  die  wieb- 
tigsten  Vorlesungen,  die  mit  seinem  Ilauptstudium,  welches  ein  Sttidinm  dei 
Menschen ,  des  Geistes  und  der  Sprache  ist ,  in  näherer  Verbindung  steh«, 
zu  hören :  als  da  sind ,  über  Geschichte  der  Philosophie  und  einzelne  ThfUf 
der  Philosophie,  über  allgm.  Weltgeschichte,  neuere  Geschichte,  auch  über  die 
alte,  vorgetragen  von  dem  Professor  der  Geschichte,  über  mehrere  der  neoerf» 
Sprachen  und  Literaturen,  so  wie  über  die  altdeutsche,  über  die  allgm.  Litera- 
turgeschichte,  die  gegenwärtig  auf  den  meisten  Universitäten  vemachUfri^?' 
wird,  über  Mathematik  und  Physik.  Die  Ausbreitung  in  weiteren  Kreisen  de* 
Wissens  und  des  Kachdenkens  mufs  indefe  immer  im  Verhältnifs  stehen  W 
dem  er^'ählten.  sehr  schwierigen  Berufstudium,  das  vorzüglich  in  unseren 
Tagen  grofse  Ausdehnung  und  innere  Durchbildung  immer  mehr  gewinnt  ^ 
der  Zeit  und  der  Anstrengung,  die  dasselbe  nothwendig  erfordert,  wenn  dsiin 


Grflndlichkeit,  Fertigkeit  überhaupt  Tüchtigkeit  erlangt  werden  soll.  Keinem 
Zeitalter  ist  mehr  als  dem  unsrigen  die  von  dem  ionischen  Weisen  ausge- 
aprochne  Wahrheit  gesagt:  9  nolv/na&iri  roy  v6ov  oh  rgit^tt. 

Wenn  diese  Bemerkungen  allgemein  gelten,  so  erfordert  von  denjenigen, 
die  sich  ein  stets  fortgesetztes,  geistiges  und  wissenschafü.  Streben,  denkend, 
sammelnd  und  forschend,  zum  Lebensplan  setzen,  und  sich  zu  schriftsteUe- 
rischer  Thätigkeit  in  irgend  einem  Theil  der  Alterthumswissenschaften  aus- 
rüsten, der  jetzige  Stand  derselben,  dafs  sie  sobald  als  möglich,  d.h.  sobald 
sie  zu  einiger  Uebersicht  des  Ganzen  und  zur  Unterscheidung  ihrer  eigenen 
Anlagen  und  besonderen  Neigungen  gelangt  sind,  auiser  dem  vorgedachten 
weitem  Studienkreis  überhaupt  noch  insbesondre  mit  dem  Theil  desselben, 
der  mit  dem  von  ihnen  als  Philologen  zu  fassenden  Plan  in  engrer  Verbin- 
dung steht,  sich  in  weiterm  Umfang  vorbereitungsweise  bekannt  machen. 
Weil  sie  eine  in  sich  vollendete  und  abgerundete  Bildung  umfafst  und  man- 
nichfaltige  Studien  verbindet,  darum  hat  die  Philologie  auch  zu  den  meisten 
der  im  erweiterten  Umfang  des  Wissens  jetzt  in  besonderen  Kreisen  gepfleg- 
ten Wissenschaften  eine  natürliche  verwandtschafU.  Beziehung.  Die  Sprache, 
das  historische  und  politische,  das  poetische  Altoi*thum,  die  Kunst,  die  My- 
thologie stehen  mit  der  Grammatik  anderer  Sprachen  und  der  allgemeinen 
vergleichenden,  mit  der  Geschichte,  der  Philosophie,  der  Poesie,  der  Kunst, 
der  Mythologie  anderer  Völker  und  Zeiten  in  einer  wissenschafü.  Verbindung, 
die  bis  auf  einen  gewissen  Punct  zu  verfolgen,  nothwendig  ist,  und,  auf  die 
rechte  Art  weiter  zu  verfolgen,  nur  erspriefslich  für  die  Sache  und  die  sich 
ihr  widmenden  Individuen  sein  kann.  Wer  z.  B.  sein  Augenmerk  vorzüglich 
auf  die  Alterthümer  oder  das  innre  Volks-  und  Staatsleben  der  Alten  richtet, 
der  wird,  auiser  den  allgm.  histor.  Vorlesungen,  auch  die  allgm.  Politik  und  Sitten- 
geschichte, die  Institutionen  und  Geschichte  des  röm.  Rechts  und  andere  Ge- 
genstände in  seinen  Kreis  ziehen.  Dafs  auch  zwischen  den  Naturwissenschaften 
und  der  griechisch-röm.  Philologie  eine  Gemeinschaft  bestehen  könne,  haben 
die  gröfsten  Männer,  auch  der  neuern  Zeit ,  in  jenen  anerkannt,  und  vorzüg- 
liche Philologen  durch  ihr  Beispiel  bewiesen.  Sollte  auch  zu  jeder  Zeit  der 
Einzelne  bei  dem  ausgezeichnetsten  Talent  und  Fleifs  ungestraft,  ja  zur  Er- 
reichung gewisser  Zwecke  mit  Vortheil  sich  mehr  und  mehr  in  dem  Objeot 
seiner  Thätigkeit  beschränken  dürfen,  so  mufs  im  allgemeinen  von  der  heu- 
tigen class.  Philologie  die  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Philologie,  der 
Geschichte,  der  Literatur,  der  Philosophie,  der  Poesie,  der  Kunst  überhaupt 
um  so  bereitwilliger  unterhalten  werden,  als  andrerseits  häufig,  aus  Unkennt- 
ni(s  der  gro(sen  prakt.  Bestimmung  und  der  dadurch  bedingten  und  gesicherten 
Einheit  der  Alterthums Wissenschaft,  sowie  oft  zugleich  auch  aus  Verkennung 
ihres  wahren  Gehalts  und  Wesens,  der  Wahn  gehegt  und  verbreitet  wird, 
dais  dieselbe,  in  ihre  Theile  zerlegt,  den  anderen  in  einem  besondem  Gegen- 
stand universellen  Fächern  zugeordnet  werden  sollte,  damit  gewissen  syste- 
matischen Begriffen  genügt  werde.  Die  Anwendung  von  dieser  allgemeinen 
Ansicht  auf  den  Studienplan  der  Einzelnen  wird  sich  leicht  ergeben,  jenach- 
dem  ihre  Fortschritte  und  die  zur  Befriedigung  ihrer  Wifsbegierde  in  den 
verschiedenen  Fächern  dargebotenen  Vorlesungen  sie  zur  eignen  Wahl  und 
Ueberlegung  oder  zur  Besprechung  mit  Lehrern,  denen  sie  besondres  Ver- 
trauen  schenken,  veranlassen.  Es  ist  die  hier  in  Erwähnung  gebrachte  Zurathe- 
ziehung  der  Lehrer  auch  überhaupt  nicht  genug  zu  empfehlen. 

Wenden  wir  uns  von  den  Ilülfs Wissenschaften  des  PhUologen  zu  seinem 
besondem  Hauptstudium,  so  kann  hier  die  im  vorigen  gemachte  Unterscheidung 
wegfallen,  da  die  gewöhnliche  Zeit  des  akadem.  Cursus  nicht  gestattet,  in 
Ansehung  der  zu  hörenden  Vorlesungen  mehr  von  Einem  zu  fordern,  als 
sweckmä&ig  für  Alle  erkannt  werden  mufs. 

Das  Alterthum  soll  als  ein  Ganzes,  im  ganzen  Zusammenhange  seiner 
BOdung  und  seiner  Verhältnisse,  begriffen  werden,  weil  nur  so  das  Meiste 
gründlich  erkannt  werden  kann,  als  eine  Welt  für  sich ;  und  im  Leben  wirkt 
alles  auf  einander  ein.  Da  diese  Erkenntnifs  am  meisten  durch  die  Sprachen 
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vermittelt  wird,  die  Sprache  anch  schon  an  sich  in  ihrer  Eigentfaflmlichkeit 
und  ihren  Entwickelungen  theilB  Urelement,  theils  Hanptbestandtheil  einer 
jeden  Nationalcultur  ist,  da  überdem  die  Einübunia:  und  Ergrfindung  and  die 
geistige  AufTassnng  der  Sprachen  ganz  vorzüglich  des  aiäaltenden  Fleiises 
bedaif,  so  wird  auf  sie  unausgesetzt,  neben  allem  andern,  so  viel  Zeit,  als 
von  anderen  gleichfalls  nothwendigen  Gegenständen  nur  irgend  erfibrigt  werden 
kann,  verwandt  werden  mfissen.  Grammatisch,  exegetisch,  kritisch,  sowie 
praktisch  durch  Schreiben,  Uebersetzcn,  Sprechen,  wird  viel  leichter  ein  jeder 
für  diesen  Zweck  zu  wenig,  als  zu  viel  thun. 

,  Grofeentheils  in  Verbindung  mit  dem  Studium  der  Sprachen  wird  das 
der  Literatur  betrieben.  Doch  hat  das  letztre  auch  eine  andre  Seite  and 
nimmt  andre  Thätigkeiten  des  Geistes  in  Ansprach.  In  dieser  Hinsiebt  geht 
aus  dem  allgemeinen  Grundsatz  einer  zusammenhangenden  und  vollständigen 
Erkenntnifs  des  Alterthums  die  Regel  hervor,  so  viel  als  möglich,  von  den 
Hauptclassen  der  Schriftsteller,  der  epischen,  lyrischen,  dramat.  Dichter,  der 
Geschichtschreiber,  Philosophen,  Redner,  und  aus  den  Hauptperioden  beider 
Literaturen,  keine  ganz  zu  vernachlässigen,  sondern  mit  den  wichtigsten  aos 
allen  nach  und  nach  auch  durch  die  Vorlesungen  darüber  sich  näher  bekannt 
zu  machen:  anfserdem  aber  auch  der  Geschichte  der  Literatur  im  ganzen, 
ihrer  Innern  Entwickelung,  ihrer  gesetzmäisigen  Gattungen,  ihres  Geistes  ond 
ihrer  Wirkungen  besondern  Fleifs  zu  widmen. 

Unter  die  Merkmale  der  höchsten  und  der  eigenthflmlichen  Bildung,  n 
der  sich  das  Alterthum  erhoben  hat,  und  durch  die  es  vorzüglich  lehrreich 
iWr  immer  geworden  ist,  gehört  das  Plastische,  ein  reiner  und  scharfbestimmt^r 
Sinn  für  die  Form.  Hiedurch  behaupten  die  eigentlichen  plast  Künste  allge- 
meine Wichtigkeit  und  sind  sie  reich  an  Aufschlüssen  auch  ftir  die,  welche 
nicht  durch  besondre  Anregung-  ihres  eignen  Sinnes,  oder  durch  die  Anwend- 
barkeit des  Inhalts  der  Kunstwerke  angetrieben  sein  sollten,  sich  mit  ihnen 
zu  beschäftigen.  Wie  viel  außerdem  die  Denkmäler,  als  die  andre  Quelle 
unsrer  Alterthumskunde  zum  Verständnifs  der  Poesie  und  der  Mythologie 
im  einzelnen,  zur  Kenntnifs  alterthümlicher  Zustände  beitragen,  ist  bekinnl 
Immer  mehr  hat  daher  auch  die  Ueberzcugung  sich  verbreitet,  dafs  sie  rar 
Vollständigkeit  eines  philolog.  Studiencursus  allgemein  gehören. 

Aufscr  den  3  bisher  bemerkten  Bestandtheilen  der  alterthüml.  Bildung, 
Sprache,  Literatur  und  Kunst,  deren  Kenntnifs  zum  Theil  an  den  Wer 
ken  selbst,  zum  Theil  durch  Theorie  und  Geschichte  derselben  erworben  wird, 
sind  noch  2  andere,  die  Religion  und  das  äufsre  Leben,  die  mit  Recht  in 
gröfserm  Zusammenhange  und  strengrer  Absonderung  auch  besonders  behin- 
delt  und  vorgetragen  werden.  Beide,  obwohl  in  ungleichem  Verhältnifs.  rind 
auf  die  unmittelbare  Kenntnifs  sowohl  der  Literatur  als  der  Monumente  xn 
begründen,  und  dienen  diesen  hinwiederum  zu  klarerem  und  ausgedehnteren 
Verständnifs.  —  Bei  diesem  Ineinandergreifen  der  sogenannten  realen  oder 
histor.  und  theoret.  Disciplinen  untereinander,  und  unter  diesen  und  den 
grammat.  und  exegot.- kritischen  Studien  gegenseitig,  versteht  es  sich  von 
selbst,  dafs  kein  Haupttheil  auch  der  erstgenannten,  nämlich  Literaturge 
schichte,  Kunstgeschichte,  Religionsgeschichte,  Geschichte  der  alten  Philosophie, 
Staatsgeschichte  und  Altcrthflmer,  ohne  wesentlichen  Nachtheil  zurückgesetit 
werden  würde. 

c)  Ilistorisch-staatswissenschaftlicher  Studienplan.  Seitdem 
die  Geschichte  auf  den  einheimischen  Gymnasien  gründlicher  und  umfassender 
als  oheraala  gelehrt  wird,  hat  sich  hie  und  da  die  Meinung  eingestellt,  mm 
werde  auf  der  Schule  hinreichend  mit  histor.  Kenntnissen  ausgestattet,  und 
bodürfe  auf  diesem  Felde  der  Universität  nicht  weiter.  Diese  Behauptung 
zeugt  von  geringer  Einsicht  in  das  Wesen  der  histor.  Stu<lien,  und  müfi** 
unfehlbar,  wenn  ihr  Folge  geleistet  würde,  auf  alle  übrigen  wissenschiftl* 
Fächer  einen  höchst  nachtheiligen  Einflufs  haben. 

Da  die  Erlernung  von  Namen  und  Zahlen  nnerläfslich  ist,  und  alle  ge- 
schieht!. Kenntnifs  auf  der  Grundlage  des  Gedächtnisses  ruht,  so  kann  lUi^ 
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ding«  diese  Fähigkeit  nicht  zeitig  genug  gefibt  werden,  und  der  Schulunter- 
richt hat  schon  viel  geleistet,  wenn  die  daraus  entlassenen  Zöglinge  eine 
chronolo^.  und  geograph.  Uebersicht  des  Qanzen  auf  die  Universität  mitbringen, 
und  in  dem  äuTsem  Gerüst,  dem  Fachwerk,  in  welches  alle  mehr  ins  einzelne 
gehende  Ausfüllungen  hineingeordnet  werden  müssen,  mit  einiger  Sicherheit 
bewandert  sind.  Der  wesentliche  Gehalt  der  Geschichte  kann  aber*  erst  in 
reiferen  Jahren  gehörig  gefafst  werden,  so  dafe  von  dieser  Seite  selbst  der 
akadem.  Unterricht  nur  als  eine  Vorbereitung  zu  fortgesetztem  Forschen  und 
Nachdenken  zu  betrachten  ist.  Mit  der  in  eigenen  Wirkungskreisen  einge- 
sammelten Erfahrung,  mit  der  Beobachtung  des  Zeitalters  und  seiner  vor- 
waltenden Richtungen,  erwirbt  der  gebildete  Mann  in  gleichem  Mais  eine 
tiefere  Einsicht  in  die  Bedeutung  der  grofsen  Weltbegebenheiten,  und  in 
die  Ursachen  der  geistigen  und  sittl.  Fortschritte  und  Rückschritte  des  Men- 
schengeschlechts. 

Die  ehemals  auf  deutschen  Universitäten  üblichen  Vorträge  beschränkten 
rnch  meistens  auf  alte  Weltgeschichte,  europäische  Staatengeschichte,  und 
deutsche  Reichsgeschichtc.  Die  neuere  Zeit  hat,  vermöge  einer  mehr  durch- 
greifenden Ausübung  der  histor.  Kritik  und  berichtigter  Ansichten,  in  dieser 
Eintheilung  wichtige  Veränderungen  herbeigeftlhrt. 

Die  alte  Weltgeschichte  wurde  ehemals  an  dem  Faden  der  hebräischen 
üeberlicferunff ,  dann  an  dem  niemals  verwirklichten  Begriff  der  Weltmonar- 
chieen  fortgenlhrt,  und  mit  dem  Anfang  der  christl.  Zeitrechnung  geschlossen. 
Diese  Behandlungsweise  kann  jetzt  nicht  mehr  genügen,  wiewohl  man  nicht 
nmbin  kann,  von  den  herkömml.  Vorstellungsarten  wegen  ihres  weit  verbrei- 
teten Einflusses  Kenntnifs  zu  nehmen.  Man  hat  eingesehen,  dafs  die  beglau- 
bigte Geschichte  erst  mit  den  ältesten  gleichzeitigen  Zeugnissen  beginnt, 
welche  mittelbar  oder  unmittelbar  zu  uns  gelangt  sind,  und  dafs  der  gesammte 
firflbere  Zeitraum,  in  welchen  die  Verbreitung  der  Menschengeschlechter  über 
den  Erdboden,  die  Gründung  der  ältesten  Religionen  und  Gesetzgebungen, 
Oberhaupt  die  Anfange  der  Cultur  fallen,  nur  ein  Gegenstand  combinatorischer 
Ejritik  oder  philosophischer  Betrachtung  sein  kann.  Die  Aufgabe  hiebei  ist, 
theils  die  unter  den  wunderbaren  Verkleidungen  der  Sage  verborgne  Wahr- 
heit anszumitteln,  theils,  wo  keine  stätige  Erzählung  möglich  ist,  aus  frag- 
mentar.  Nachrichten  und  vereinzelten  Spuren  einen  allgemeinen  Abrifs  von 
den  Schicksalen  und  Zuständen  der  Völker  zu  entwerfen. 

Wiewohl  nun  also  die  Grenze  des  myth.  Zeitraums  viel  weiter  herabge- 
rQckt  werden  mufste,  so  ist  der  histor.  in  gleichem  Mafs  auf  der  andern  Seite 
angewachsen,  indem,  statt  der  willkürl.  Schlufsepoche  mit  dem  Anfang  der 
christl.  Zeitrechnung,  die  alte  Weltgeschichte  bis  zur  Zerstörung  des  west- 
römischen Reichs  fortgefllhrt  wird:  weil  erst  von  hier  an  durch  die  W^ande- 
mngen,  Eroberungen  und  Mischungen  der  Völker,  und  durch  die  Gründung 
der  europäischen  Staaten  eine  neue,  wesentlich  vcrschiedne  Ordnung  der 
Dinge  auf  demselben  Schauplatz  eintritt.  In  der  dunklen  Vorzeit  erfordert 
die  Prüfung  mehr  Zeit,  als  die  Wiederholung  des  Ueberlieferten  und  bisher 
auf  Glauben  angenommenen ;  und  in  den  helleren  Zeiten  ist  es  nicht  darum 
SQ  thun,  blos  einen  bequemen  Auszug  aus  den  Berichten  der  alten  Geschicht- 
Bcbreiber  zu  liefern,  sondern  manche  von  diesen,  meistens  als  der  dramati- 
schen Geschichte  fremd,  beiseit  geschobene  Gegenstände,  namentlich  Staats- 
verwaltung und  Staatsökonomie,  müssen  vorzugsweise  beleuchtet  werden. 
Es  ist  demnach  kaum  möglich,  eine  genügende  Darstellung  der  alten  Welt- 
geschichte nach  allen  obigen  Gesichtspuncten  in  eine  halbjährige  Vorlesung 
zasammenzudrängen ;  und  man  hat  sehr  zweckmäfsig  Eintheüungen,  sei  es 
nach  Epochen  oder  Völkern,  vorgenommen,  wo  dann  die  Geschichte  der  Grie- 
chen und  der  hellenischen  Staaten,  und  die  Geschichte  der  Römer,  wegen 
ihrer  grofsen  Wichtigkeit  för  das  tiefere  Verständnifs  der  beiden  class.  Lite- 
raturen besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdienen. 

Man  pflegte  sonst  die  Beiwörter  aUgemein  oder  universal  der  alten  Ge- 
schichte ansscnliefslich  vorzubehalten.   Allein  sogar  diese  kann  jene  Beiwörter 


10 

im  strengsten  Sinne  nicht  verdienen:  denn  durch  den  SvnehronismiiB 
kein  Zusammenhang  in  das  vereinzelt  Bestehende  gebracht  werden,  und  et 
ist  oft  unvermeidlich,  die  ethnograph.  Darstellung  zu  Hfilfe  zu  nehmen.   Dem- 
nach läfst  sich  die  universalhistor.  Behandlung  ebensowohl  wie  auf  das  Alter* 
thum  auf  die  folgenden  Zeiträume,  das  Mittelalter,  die  neuere  und  die  nenate 
Zeit  anwenden.   Eine  gemeinsame  Reh'gion,  und  der  Kampf  gegen  eine  mndrfl^ 
welche  gleichfalls  nach  unbegränzter  Verbreitung  strebte,  auf  denselben  Be- 
griffen ruhende  Verfassungen,  gemeinschaftl.  Unternehmungen,  viele  Aehnlieli- 
keiten  in  den  Sitten  und  der  Denkart  der  europäischen  Völker,  neben  d« 
Eigcnthttmlichkeit  des  romanischen,   des  germanischen  und   des  sUvitchen 
Stammes  machen  die  welthistor.  Zusammenfassung  sogar  nothwendjg.    Der 
Schauplatz  dieser  allgm.  Geschichte  ist  im  Vergleich  mit  dem  Alterthumkeinei- 
wegs  beschränkter :  vielmehr  dehnt  er  sich  weiter  nach  Norden  ans ,  nmfafrt 
schon  im  Mittelalter  die  das  mittelländische  Meer  umgebenden  L&nder,  und 
erstreckt  sich  in  der  neuem  Zeit,  vermöge  des  Welthandels  und  der  euro- 
päischen Ansiedelungen  und  Eroberungen,  auf  alle  übrigen  Welttheile. 

Neben  dieser  unentbehrl.  Uebersicht  des  Ganzen  bleibt  es  gieichwobl  sdn 
nützlich,  die  Geschichte  der  einzelnen  europäischen  Staaten  von  deren  Grün- 
dung an  bis  auf  die  neuste  Zeit  zu  verfolgen.  Die  deutsche  Reichsgeschicbte 
wurde  sonst  als  die  Grundlage  der  Verfassung  in  publicistischer  Hinsicht  mit 
grofser  Ausführlichkeit  behandelt.  Da  letzt  bei  ganz  umgestalteten  Verhält- 
nissen jenes  prakt.  Interesse  grofsentheils  wegfällt,  so  wird  für  die  DarsteUnog 
der  socialen,  industriellen  und  geistigen  Entwickelungen  der  deutschen  Natioa 
um  so  mehr  Raum  gewonnen.  —  Die  Geschichte  der  preulsichen  Monarchie 
ist  zwar  in  den  Vorträgen  über  die  neuere  Zeit  im  allgemeinen  mit  enthalten, 
doch  ist  eine  genauere  Belehrung  über  die  Entwickelung  der  Vaterland.  Ver 
hältnisse,  wie  sie  nur  in  einer  besondem  Vorlesung  möglich  ist,  jedem  eia- 
heimischen  Studireuden  sehr  zu  empfehlen;  ftir  den  künftigen  Gcschäftsmaai 
aber  im  Fache  der  Justiz  oder  der  Verwaltung  ist  sie  unentbehrlich. 

Man  hat  gewöhnlich  sehr  verschiedenartige  Dinge  unter  dem  Namen  der 
historischen  Hülfswissenschafl^jen  zusammengeworfen.  Die  Chronologie  and  die 
Geographie  sind  aber  vielmehr  wesentliche  Bestandtheile,  da  zur  vollständigen 
Kenntnifs  jeder  Begebenheit  die  Bestimmung  nach  Zeit  und  Ort  gehört  Der 
histor.  Theil  dieser  Wissenschaften  (wobei  die  mathematisch-astronom.  Elemente 
schon  vorausgesetzt  werden)  erfordert  allerdings  eine  gelehrtere  Elrörteniag, 
als  auf  Schulen  erwartet  werden  kann.  Besonders  muis  das  Stadium  der 
nach  Zeiträumen  geordneten  alten  Geographie  immer  mit  dem  geschichtlichoi 
gleichen  Schritt  halten.  Wahre  Hülfswissenschaften  sind  die  historische  Lite- 
ratur  und  die  Quellenkunde,  d.  h.  die  Kenntnifs  der  Denkmäler,  der  Inschriften 
(Epigraphik),  der  Urkunden  (Diplomatik  und  Heraldik),  überhaupt  alles  dessen, 
was  aufser  den  Berichten  der  Geschichtschreiber  über  die  Vorzeit  AufiMhldi 
gewähren  kann.  —  Da  bei  der  Specialität  der  Geschichte  eine  fast  ins  unend- 
liche gehende  Verzweigung  stattfindet,  so  darf  eine  stoffartige  Vollständig- 
keit in  den  akadem.  Vorträgen  nicht  bezweckt  werden.  Es  kommt  dartof 
an,  die  allgemeinen  Gesichtspuncte  aufzustellen,  die  leitenden  Ideen  mitza- 
theilen  un<l  alles  mit  dem  Geist  der  Kritik  zu  durchdringen,  damit  der  Zb- 
hörcr  in  den  Stand  gesetzt  werde,  die  für  sein  besondres  Fach  nOtbi- 
gen  Kenntnisse  durch  Privatstudien  nach  einer  richtigen  Methode  cn  er- 
gänzen. 

Für  den  Philologen  ist  die  alte  Weltgeschichte,  nebst  der  begleitendes 
Geographie,  insbesondre  die  (ieschichte  der  Griechen  und  Römer,  der  wich- 
tigste Theil  der  histor.  Studien.  Der  künftige  Schulmann  darf  jedoch  aach 
die  übrigen  Fächer  nicht  vernachlässigen,  in  welchen  er  vermöge  seines  Be- 
rufs verpfiiehtet  werden  kann  Unterricht  zu  ertheilen. 

d)  Mathematik  und  Naturwissenschaft.  Wenn  der  Cursns  auf 
3  Jahre  berechnet  wird  und  der  Studirende,  was  gewöhnlich  der  FaQ  ist, 
mit  dem  Wintersemester  beginnt,  so  werden  für  das  1.  Semester  Mathematik 
und  Physik,  für  das  2.  Mineralogie,  Botanik  und  Chemie  vorgeschlagen,  FSr 


11 

diefenigen,  welche  mit  dem  Sommenemester  ihr  Studium  beginueii,  findet 
bloB  eine  Umkehrnng  der  beiden  ersten  Semester  gegen  einander  Statt. 

Für  das  3.  (Winter-)  Semester  werden  Geognosie  y  Kryptogamenkunde, 
aUgm.  Naturgeschichte,  für  das  4.  (Sommer-)  Semester  Zoologie  und  Zootomie, 
einselne  Zweige  der  (Chemie,  Wiederholung  der  Physik,  Botanik  und  Minera- 
logie,  für  das  5.  und  6.  Semester  höhere  Mathematik,  Astronomie  und  prakt. 
Uebungen  in  den  sämmtl.  Naturwissenschaften  vorgeschlagen. 

Die  Ursachen,  welche  es  wünschenswerth  machen ,  dafs  auch  Theologen 
beider  Facultäten ,  sowie  Juristen  und  in  der  philosoph.  Facultät  die  zu  den 
Abtheilungen  der  eigentl.  Philosophie,  der  Philologie  und  Geschichte  sich  hal- 
tenden Studirenden  einen  Theil  der  Anfangszeit  ihrer  Studien  den  Natur- 
wiaaenschaften  zuwenden  mögen,  sind  von  zweierlei  Art,  nämlich  der  Werth 
derselben  für  die  allgm.  BOdnng,  und  der  weit  verbreitete  Nutzen  des  natur- 
hifltor.  Wissens.  Die  wissenschaftl.  Bildung  bleibt  in  der  That  nur  zu  leicht 
einseitig  und  mangelhaft,  wenn  sie  sich  auf  das  sogenannte  Brodstudium 
beschränkt,  von  Wissenschaften  hingegen,  wie  die  obengenannten,  die  nie  in 
Stagnation  kommen  können,  da  sie  sich  immer  wieder  aus  einer  stets  lautem 
(^elle,  der  Natur,  erfrischen,  kann  ein  lebendiger,  wohlthätiger  Einflufs  für 
das  ganze  Wissen  nicht  ausbleiben.  Andrerseits  aber  greifen  die  Naturwissen- 
fldiatten  in  alle  bürgerl.  Lebensverhältnisse  so  ein,  und  machen  sich  nament- 
lich beim  Landgeistlichen,  Rechtsgelehrten,  JugendUehrer  auf  so  mannichfaltige 
und  gewöhnlich  so  unvorhergesehne  Weise  geltend,  dais  es  NachtheUe  mit 
flieh  bringt,  darin  fremd  zu  sein,  indem  der  darin  auf  der  Universität  ver- 
■iamte  Unterricht  später  oft  durch  nichts  wiederersetzt  werden  kann. 

Aus  diesen  Gründen  ist  daher  den  Theologen  beider  Facultäten,  den 
Juristen,  den  der  Philosophie,  Philologie  und  der  Geschichte  Beflissenen  der 
Besuch  eines  Collegiums  aus  den  experimentirenden  und  eines  aus  den  be- 
fdireib.  Naturwissenschaften,  also  der  Physik  oder  Chemie,  und  der  Zoologie, 
Botanik  oder  Mineralogie  zu  empfehlen,  unter  Berücksichtigung,  da&  den 
flbrigen  zur  eigentl.  Brodwissenschaft  gehörigen  Studien  dadurch  kein  Eintrag 
geschehe,  was  bei  gehörigem  Flei(s  und  bei  gehöriger  Eintheilung  der  Zeit 
wohl  nicht  leicht  der  Fall  sein  dürfte,  namentlich  ist  es  für  künftige  Schul- 
männer unerläfslich ,  sich  wenigstens  mit  der  Begrenzung  der  Naturwissen- 
schaften bekannt  zu  machen,  da  diese  einen  Theü  des  Unterrichts  auf  Schulen 
und  Gymnasien  ausmachen." 

Neuerdings  haben  sich  die  Docenten  der  philosoph.  Facultät  bei 
der  K.Akademie  zu  Münster,  in  Betracht  der  grofsen  Schwierigkeiten, 
welche  sich  den  Studirenden  bei  dem  weiten  Umfang  jeder  speciellen 
Fachwissenschaft  sowohl,  als  der  mit  derselben  in  inniger  Beziehung 
stehenden  übrigen  Disciplinen,  hinsichtlich  der  zweckmäfsigen  Anord- 
nung und  Reihefolge  der  Studien  entgegenstellen,  sowie  bei  der  Erfah- 
rung ,  dafs  die  Studirenden  nicht  selten  durch  Vernachlässigung  dieses 
wichtigen  Gesichtspuncts  in  Nachtheile  gerathen,  die  später  schwer  zu 
beaeitigen  sind,  veranlafst  gesehen,  einen  Studienplan  auszuarbeiten, 
welchen  die  Facultät  den  Studirenden  als  einen  wohlgemeinten  Rath- 
geber  darbietet.   Es  ist  der  folgende  (v.  27.  März  1866): 

„Die  philosoph.  Facultät  jeder  Universität  und  so  auch  die  der  hiesigen 
Akademie  umfafst  folgende  Lehrfacher:  1.  Philosophie,  2.  Mathematik, 
3.  Naturwissenschaften,  und  zwar:  a)  Chemie,  b)  Physik,  c)  und  d)  Mine- 
ralogie und  Geognosie,  e)  Zoologie,  f)  Botanik.  4.  Geschichte  und  ihre 
Hülfswissenschaften,  Geographie  und  Chronologie.  5.  Philologie,  und  zwar: 
m)  classische  Philologie,  b)  deutsche  Sprache  und  Literatur,  c)  neuere  Sprachen, 
d)  morgenländische  Sprachen.  6.  Schöne  Künste  (Aesthetik,  Rhetorik, 
Kunstgeschichte) . 

^ese  Lehrfächer  sind  bestimmt:  X.  Diejenigen  auszubUden,  welche  nach 
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vollendeteiD  Gymnasialcursus  sich  eine  allgemeine  GeistesbQdnng  fibeiliaiipt 
erwerben  wollen,  2.  insbesondre  das  Stadium  der  Theologie  votnibereitei 
und  zu  unterstützen,  3.  die  Ausbildung  derjenigen  Studirenden  zu  eraielen, 
welche  sich  dem  Lehrfach  bei  den  Gymnasien  und  RemlsehnleB 
oder  auch  dem  akademischen  Lehrfach  widmen  wollen. 

Der  folgende  Studienplan  hat  die  unter  3.  genannten  Studirenden  tot 
zugsweise  im  Auge  und  bezweckt,  dieselben  in  den  Fächern,  denen  tie  mck 
besonders  widmen,  zurechtzufQhren,  sie  mit  dem  Umfang  derselben  und  dem 
Zusammenhang  der  einzelnen  dahin  gehörenden  Disciplinen  bekannt  n 
machen,  und  fiber  den  Weg,  den  sie  einzuschlagen  und  das  Ziel,  welches  «t 
zu  erreichen  haben,  zu  belehren.  —  Für  den  unter  2.  bezdcbneten  Zweck 
handelt  der  besondre  Abschnitt  am  Schlufs  „fiber  den  philosophischen  CnrBOS 
der  demnächst  zum  Studium  der  Theologie  übergehenden  Studurenden.'*  Doch 
wird  auch  diesen,  so  wie  denen,  welche  nach  1.  nur  die  allgemeine  wissen- 
schaftliche Ausbildung  erstreben,  von  wesentlichem  Nutzen  sein,  sowohl  dn 
Inhalt  und  die  Wichtigkeit  aller  in  dem  Studienplan  behandelten  Fieber 
kennen  zu  lernen,  als  auch,  wenn  sie  nach  innerm  Beruf  ein  Lehrfiusb  vor- 
zugsweise für  sich  wählen  wollen,  zu  wissen,  wie  sie  in  demselben  sidi 
grfindlich  ausbilden  können.  —  Uebrigens  mu(s  auch  denen,  welche  späterlÜB 
als  Lehrer  eines  besondem  Fachs  auftreten  wollen,  also  den  vorfaer  unter 
3.  genannten,  hier  an  das  Herz  gelegt  werden,  dais  sie  neben  dem  Stndhui 
ihres  Hauptfachs  nicht  nur  diejenigen  Fächer,  welche  dem  Wesen  nach  n 
jenem  in  der  nächsten  Beziehung  stehen,  ¥rie  die  Mathematik  sar  Natur- 
wissenschaft, die  Geschichte  zur  Philologie  und  umgekehrt,  düe  classische 
Philologie  zu  den  übrigen  philologischen  Fächern,  nicht  aufser  Acht  lassen, 
sondern  dafs  sie  auch  über  diese  Kreise  hinaus  sich  diejenigen  wiasensehaft- 
liehen  Kenntnisse  zu  erwerben  trachten,  welche  von  jedem  auf  allgemeine 
wissenschaftliche  Bildung  Anspruch  Machenden  gefordert,  dem  kflnftiget 
Lehrer  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  aber  wegen  des  aUgemenwn 
Zwecks  des  hohem  Schulunterrichts  auch  durch  das  Reglement  ftr  die  Prt- 
fung  pro  facultate  docendi  geboten  werden.  Der  Studirende  mufs  sich  des 
innem  Bandes  bewufst  werden,  welches  alle  zur  philosoph.  Facultät  gehörende 
Disciplinen  umschliefst.  Und  dazu  bietet  ihm  das  akademische  Triennina 
die  beste  Gelegenheit.  Die  Vernachlässigung  dieses  Gesichtspuncts  führt  znr 
Einseitigkeit  und  zu  später  schwer  zu  beseitigenden  NachtheUen. 

L  a)  Philosophie.  Wenn  es  Aufgabe  der  Philosophie  im  allgemeinen 
ist,  das  objcctiv  Gegebene  in  seinen  höchsten,  übersinnlichen  Gründen  und 
Beziehungen  zu  erforschen,  soweit  die  Kraft  der  menschlichen  Vernunft 
reicht,  so  ist  die  Grundbedingung,  unter  welcher  allein  die  Phüosophie  dieser 
Aufgabe  zu  genügen  vermag,  ein  richtiges,  geordnetes  und  geschärftes 
Denken.  Denn  Unklarheit,  Verworrenheit  und  Schwäche  des  Denkens  ist 
schon  mit  jedem  andern  gediegenen  Wissen  unvereinbar,  geschweige  denn, 
wenn  es  sich  handelt  um  das  Eintreten  in  die  höchsten  Gebiete  des  mensch- 
lichen Wissens.  Ein  klares,  geordnetes  und  geschärfies  Denken  wird  aber 
nur  dann  möglich  sein,  wenn  man  sich  einerseits  wissenschaftlich  verstiadigt 
über  die  Gesetze  und  über  den  ganzen  Proccls  des  menschlichen  DenkenSi 
und  die  Bedingungen  der  formalen  und  materiellen  Wahrheit  der  Erkenntnift 
rrforscht,  und  wenn  man  dann  andrerseits  auf  der  Grundlage  dieses  Wissen- 
schaft). Vorstiindnisscs  des  Denkens  dasselbe  auch  übt  und  praktisch  lor 
Anwendung  bringt.  Um  jedoch  den  Zweck  des  wissenschaftl.  VerstandnisMS 
dos  menschlichen  Denkens  vollkommen  zu  erreichen,  ist  es  wiederum  noth- 
wendijr,  dafs  eine  wisscnschaftl.  Entwickelung  der  Seelenkräfle  des  Menschen 
Überhaupt,  so  wie  ihres  gegenseitigen  Verhältnisses  zu  einander  vorausgehe. 
Denn  die  Denkkraft  des  Menschen  steht  mit  den  übrigen  Seelenkrmften  in 
der  innigsten  \'erbindung,  und  eine  klare  Einsicht  in  die  Denkkraft  und 
ihre  Thiitigkeit  wird  nur  unter  der  gedachten  Voraussetzung  ermöglicht  sein. 

Daraus  folgt,  dafs  der  philosoph.  Cursus  nothwendig  beginnen  mOsse  mit 
der  Psychologie,  und  dafs  dann  an  dieselbe  die  Logik  sich  mnnchliefien 


18 

aliase.  Die  Fsvcbologie  ist  die  VoraiuwetBung  der  Logik,  und  die  Logik  ist 
wiedemm,  wie  Aristoteles  mit  vollem  Recht  sagt,  das  Organon  der  Philosophie. 
Wie  aber  diese  beiden  Disciplinen  in  die  philosoph.  Wissenschaft  einführen, 
so  verhalten  sie  sich  auch  einleitend  in  das  akademische  Studium  überhaupt 
Denn,  wie  schon  erwähnt,  jede  Wissenschaft,  mag  dieselbe  was  immer  rar 
einen  Charakter  haben,  fordert  ein  logisch  richtiges  und  geschärftes  Denken, 
wenn  sie  mit  Frucht  gepflegt,  nnd  nicht  blos  äu(seriich  dem  Geist  angeklebt 
werden,  sondern  innerlich  mit  demselben  verwachsen,  sein  volles  geistiges 
Eigenthum  werden  soll. 

Sind  nun  aber  Psychologie  und  Logik  vorausgegangen,  dann  kann  und 
molB  in  den  eigentlichen  Mittelpunct  der  Philosophie,  in  die  Metaphysik 
eingetreten  werden.  In  der  Metaphysik,  als  der  Lehre  von  dem  Seienden  als 
lolclien,  müssen  die  h(k$hsten  Fragen,  welche  der  menschliche  Geist  sich 
nothwendig  stellen  muis,  und  auch  von  jeher  sich  gestellt  hat,  vom  Stand- 
ponet  der  Vernunft  aus  wissenschaftlich  erörtert,  und  so  weit  möglich  beant- 
wortet und  begründet  werden.  Indem  aber  die  Metaphvsik  den  höchsten 
Gknnd  und  die  höchsten  Gesetze  alles  Seienden  erforscht,  stützt  sie  sich 
einerseits  auf  die  Resultate  der  übrigen  Wissenschaften,  andrerseits  gibt  sie 
aber  anch  den  Principien  derselben  ihre  höchste  Begründung,  indem  sie  die- 
icdben  eben  auf  den  höchsten  Grund  und  auf  die  höchsten  Gesetze  aUes  Er- 
kennbaren zurückführt  Insofern  nimmt  die  Metaphysik  im  Bereich  der 
höheren  Wissenschaften  eine  centrale  Stellung  ein,  wie  denn  diese  Wissen- 
sehaften,  so  weit  sie  philosophisch  bebandelt  werden,  aus  der  Metaphysik 
dasjenige  entlehnen,  dessen  sie  für  den  gedachten  Zweck  benöthigt  sind. 

Von  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  des  Seienden  geht  endlich  die 
Philosophie  fort  zur  wissenscbaftliehen  Erörterung  des  menschlichen  Handelns, 
d.  h.  an  die  Metaphysik  schlieist  sich  die  philosoph.  Ethik  und  die  philosoph. 
Baohts-  und  Staatslehre  an.  Die  Philosophie  schreitet  hier  bereits  fort  zur 
Anwendung  der  in  der  Metaphysik  gewonnenen  Resultate,  und  zwar  werden 
diese  hier  angewendet  auf  die  Bestimmung  des  Wesens  und  der  Gesetze  der 
Sittlichkeit  und  des  Rechts.  Auf  der  Grundlage  der  metaphys.  Grundlehren 
werden  die  sittliche  Idee  sowie  die  Rechtsidee  entwickelt,  und  zwar  sowohl 
in  abstracto,  als  auch  nach  den  verschiedenen  Beziehungen,  welche  sie  in 
ihrer  concreten  Verwirklichung  aufweisen. 

Damit  ist  der  Cursus  des  eigenüich  philosoph.  Systems  abgeschlossen.  An 
das  System  schliefst  sich  nun  die  Gescnichte  der  Philosophie  an.  Die- 
selbe hat  zur  Aufgabe,  der  Entwickelung  der  Philosophie  im  Lauf  der  Jahr- 
knnderte  nachzugehen,  die  ^roise  Arbeit  der  Geister,  welche  sie  an  die  Er- 
forschung der  höchsten  Wanrheiten  gesetzt  haben,  kennen  zu  lernen,  und 
die  Systeme  der  hervorragendsten  Träger  der  Philosophie  zu  jeder  Zeit  zum 
klaren  Verständnifs  zu  bringen.  Indem  aber  die  Geschichte  der  Philosophie 
seigt,  wie  die  gröDsten  und  hervorragendsten  Geister  aller  Jahrhunderte  über 
die  gröisten  Fragen,  welche  den  menschlichen  Geist  überhaupt  beschäftigen 
können,  gedacht  haben,  indem  sie  die  Fortschritte  aufweist,  welche  der 
menschliche  Geist  in  der  Erkenntnis  der  Wahrheit  gemacht,  so  wie  die  Irr- 
tfaflmer  darlegt,  in  welche  er  hin  und  wieder  in  seinem  Streben  nach  £r- 
kenntnils  hineingerathen  ist,  giebt  sie  den  verschiedenen  Lehrsätzen  des 
philosoph.  Systems  selbst  ihre  ganze  und  volle  Aufklärung,  und  verhält  sich, 
von  diesem  Standpunct  aus  betrachtet,  ergänzend  zum  philosoph.  System 
selbst 

1.  b)  Pädagogik.  Die  Pädagogik,  als  die  wissenschafü.  Erziehungs- 
und  Unterrichtslehre,  ist  für  den  Geistlichen  sowohl  als  auch  fUr  den  Lehrer 
unbedingt  nothwendig.  Denn  beide  haben  die  Aufgabe  der  Erziehung  und 
des  Unterrichts  der  Jugend,  und  beide,  Erziehung  und  Unterricht,  können 
nor  nnter  der  Bedingung  ihren  Zweck  erfüllen,  wenn  sie  nicht  princip-  und 
planlos  sind,  sondern  nach  bestimmten  Principien  und  nach  einem  bestimmten 
Plan  sich  gestalten.  Und  die  Entwickelung  dieser  Principien,  sowie  die  Dar- 
Idgong  des  Ganges,  welchen  Erziehung  und  Unterricht  im  allgemeinen  ein- 
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zuhalten  haben,  ist  eben  die  Aufgabe  der  wisaeuBchafU.  Pädagogik,  h 
derselben  Weise  aber,  wie  die  Geschichte  der  Philosophie  lum  System  der 
Philosophie,  verhält  sich  auch  die  Geschichte  der  Pädagogik  zur  i>ädagogiseben 
Lehre  selbst.  Indem  die  Greschichte  der  Pädagogik  der  Entwickelnng  und 
dem  Fortschritt  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  sowohl  in  der  Theorie 
als  auch  in  der  Praxis  durch  alle  Jahrhunderte  hindurch  nachgeht,  gewinan 
dadurch  die  pädagogischen  Lehrsätze  selbst  an  Klarheit  und  Verstindnili, 
und  wird  der  praktisch  pädagogische  Blick  mehr  und  mehr  geschärft  vad 
sicher  gemacht. 

2.  Mathematik.  Die  Mathematik  verdankt  ihren  Namen  derAchtnnf:, 
welcher  dieselbe  sich  im  Alterthum  erfreute.  Die  Griechen  nannten  die 
Mathematik  vorzugsweise  die  Wissenschaft  ,,Mathesis  oder  Mathemata'';  «e 
betrachteten  dieselbe  als  die  Grundlage  aller  Wissenschaften.  Die  Mathernttä 
hat  die  Vergleichung  der  Gröfsen  zum  Gegenstande:  sie  zerfäUt  bekanntlich 
in  die  Lehre  von  den  Raumgröfsen  —  „Geometrie"  und  von  den  ZaMeih 
gröüsen  —  „Arithmetik**.  Hauptsächliches  Bildungsmittel  auf  Gymnasien  ist 
die  nach  der  Methode  der  Alten  behandelte  Geometrie  der  Ebene  und  des 
Raums.  Dem  zukünftigen  Lehrer  der  Mathematik  kann  es  nicht  genoc 
empfohlen  werden,  sich  mit  derselben  gehörig  vertraut  zu  machen.  Es  wira 
in  einem  jeden  Semester  in  den,  die  Elemente  sowohl  der  Geometrie,  ib 
auch  der  Algebra  betreffenden,  mathematischen  Uebungen  Gelegenheit  ge- 
geben, die  Methoden  kennen  zu  lernen,  nach  welchen  schwierigere  Anfgabei 
und  Sätze  in  diesen  Disciplinen  zu  behandeln  sind,  und  zugleich  sich  Kennt- 
nifs  von  den  Erweiterungen  zu  verschaffen,  welche  die  Elemente  der  Wissen- 
schaft in  den  neueren  Zeiten  erfahren  haben.  —  An  die  Elementargeometrie, 
welche  nur  die  Theorie  der  geraden  Linie,  des  Kreises  und  der  von  ienea 
Linien  begrenzten  Figuren  zum  Gregenstand  hat,  schliefst  sich  die  nach  der 
Methode  der  Alten  behandelte  Lehre  der  Kegelschnitte,  der  Parabel,  Ellipse 
und  Hyperbel  an.  Den  auf  dem  Gvmnasium  behandelten  Elementen  der 
Algebra,  welche  in  der  Regel  nicht  über  die  Gleichungen  des  2.  Grades  mit 
2  unbekannten  Gröfsen  hinausgehen,  reiht  sich  die  allgemeine  Theorie  der 
Gleichungen  an  mit  ihren  bis  zum  4.  Grade  reichenden  allgemeinen  Auf- 
lösungsmethoden,  und  endlich  die  Behandlung  numerischer  Gleichungen  höben 
Grades.  —  Die  Eigenschaften  der  den  Potenzen  entsprechenden  Facultäten. 
die  Lehre  der  Binomialcoüffieienten,  die  Analysis  der  algebraischen  Functionen, 
die  combinatorischc  Analysis  schlieisen  sich  den  obigen  Untersuchungen  an. 

—  Die  ebene  Trigonometrie  erhält  eine  Erweiterung  durch  die  sphärische 
Trigonometrie,  welche  eine  unmittelbare  Anwendung  in  der  sphäriscben 
Astronomie  erhält.  Eine  übersichtliche  Darstellung  der  Erscheinungen  der 
Stemenwelt  im  allgemeinen,  unter  Berücksichtigung  der  mathemat.  Geo- 
graphie, mit  Umgehung  des  rechnenden  Thciles,  geht  der  sphärischen  Astro- 
nomie voran. 

Die  sogenannte  analytische  Geometrie,  welche  ihr  Entstehen  Cartesini 
verdankt,  lehrt  die  Eigenschaften  der  Linien  und  Flächen  durch  eine  sj- 
gebraische  Gleichung  zwischen  2  oder  mehreren  Veränderlichen,  den  Coordi* 
naten,  darzustellen.  Die  gerade  Linie  in  der  P]bene  und  im  Raum,  die  ebenes 
und  krummen  Flächen  im  Raum,  die  Kreislinie  und  die  Kegelschnitte  werdea 
einer  besondern  Erforschung  mit  Hülfe  der  analyt.  Geometrie  unterworfei. 

—  Die  Untersuchungen  über  die  Eigenschaften  der  Zahlen  ftihrcn  zu  inttr- 
essantcn  Resultaten.  Die  von  Gaufs  eingeführte  Lehre  der  Congruenzeo  d*r 
Zahlen  und  deren  Anwendung  zur  Auflösung  der  sogenannten  Diophantiscbeo 
Gleichungen,  die  Theorie  der  Kettenbrüche  und  Theilbnichreihen  und  fl«* 
vielfachen  Anwendungen  bilden  den  Gegenstand  einer  besondern  Vorleson?- 

—  Das  wichtigHte  Ergcbnifs,  welches  aus  der  analytischen  Geometrie  hervor- 
gegangen, ist  die  Differential-  und  Integralrechnung.  Die  von  Fermat  anJ 
Barrow  vorbereitete  Idee  trat  durch  die  gleichzeitige  Erfindung  der  InfiDit^ 
sinialrechnung  durch  Newton  und  Leibnitz  ins  Leben.  Die  Kenntntfs  der 
(irenzverhültnisse,  welche  die  Basis  der  Differentialrechnung  bildet,  war  dei 
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Mathemmtikeni  des  Alterthnms  nicht  fremd.  Zweck  der  Vorlesung,  welche 
dch  der  Reichhaltigkeit  des  Stoffs  wegen  auf  2  Semester  erstreckt,  ist,  die 
Zuhörer  in  den  Stand  zn  setzen,  aucn  für  die  Zukunft  mit  Leichtigkeit  in 
den  Geist  der  Bflcher  einzudringen,  welche  den  wichtigen  Gegenstand  der 
bShem  Mathematik  behandeln.  Es  werden  neben  den  ifebungen  in  der  Be- 
handlung der  Difiterential-  und  Integralformeln  vielfache  Anwendungen  auf 
die  Untersuchungen  der  Curven  und  Flächen  höherer  Ordnung  und  der 
transscendenten  Curven  gemacht.  Hieran  schliefet  sieh  in  einer  besondem 
Vorlesung  noch  als  Anwendung  die  Lehre  vom  Gleichgewicht  und  der  Be- 
wegung der  Körper,  die  analytische  Mechanik. 

3.  Naturwissenschaften.  Die  Naturwissenschaften  bieten  in  dem 
gegenwärtigen  Zustande  ihrer  Entwickelung  durch  den  greisen  Umfang  und 
die  Beschaffenheit  ihres  Inhalts  demjenigen,  welcher  sich  denselben  zu  widmen 
beginnt,  eigenthttmliche  Schwierigkeiten.  Es  ist  hergebracht,  sie  in  die  5 
Hauptfächer:  Zoologie,  Botanik,  Mineralogie  und  Geognosie,  Chemie,  Physik 
dnzutheilen,  von  denen  die  3  ersten  unsere  Kenntnisse  über  die  Thiere,  die 
Pflanzen,  die  Mineralien  und  Gesteinsarten  zusammenfassen,  während  die 
beiden  letzteren,  allgemeinem  Inhalts,  das  bis  jetzt  genauer  erforschte  Ver- 
balten der  Materie  überhaupt,  die  Zusammensetzung  und  Wechselwirkung  der 
Körper,  darstellen.  Diese  Abtheilungen  sind  jedoch  der  Natur  der  Sache  nach 
sieht  scharf  geschieden,  sondern  ihre  Gebiete  gehen  vielfach  in  einander 
Aber;  jedes  dieser  Fächer  ist  mehr  oder  weniger  auf  die  Benatzung  der  Re- 
■nltate,  welche  in  den  anderen  erzielt  wurden,  angewiesen.  So  ma(s  die 
Geognosie,  um  die  geschichteten  Gesteine  der  Erde  zu  charakterisiren,  die 
Organisation  der  Reste  ans  der  untergangnen  Fauna  und  Flora,  welche  hier 
eli^eschlossen  liegen,  untersuchen  und  daher  zoologische  und  botanische 
Stadien  voraussetzen.  Die  3  Disciplinen,  welche  oben  zuerst  genannt  wurden, 
nehmen  in  gröfserm  oder  geringerm  Grade  auf  die  Erfahrungen  und  Gesetze, 
welche  die  Chemie  und  Physik  über  die  Körper  im  allgemeinen  gewonnen 
kaben,  Rücksicht.  Der  Mineraloge  sucht  die  chemische  Zusammensetzung 
der  Mineralien  auf,  und  charakterisirt  dieselben  durch  ihre  physikal.  Eigen- 
schaften. Bei  der  Erklärung  der  Gesteinsbildung  liefert  das  Verhalten  der 
Beetandtheile  zam  Wasser,  zur  Atmosphäre,  zur  Wärme  dem  Greognosten  die 
werthvoUsten  Anhaltspunote.  In  dem  Maus,  als  die  Physiologie  der  Pflanzen 
und  Thiere  fortschreitet,  werden  daselbst  die  Ergebnisse  der  Chemie  und 
Physik  von  immer  gröfsrer  Bedeutung.  Letztere  Disciplinen  selbst  sind 
endlich  gegenwärtig  so  mit  einander  verschmolzen,  dafe  die  AufsteDung  einer 
Grenze  zwischen  ihren  Gebieten  unmöglich  geworden  ist. 

Die  Mehrzahl  der  Studirenden,  welche  an  der  Akademie  mit  den  Natur- 
wissenschaften sich  beschäftigen  und  später  selbst  an  den  höheren  Schulen 
dieselben  zu  lehren  beabsichtigen,  hat  ihre  Bildung  auf  den  Gymnasien  er- 
worben, in  deren  Unterrichtsplane  dieses  Fach  eine  untergeordnete  Rolle 
einnimmt.  In  keiner  Disciplin  sind  daher  die  Vorkenntnisse,  mit  welchen 
dieselben  die  Akademie  betreten,  geringer  und  in  keiner  ist  die  sorgfältige 
Benutzung  der  kurzen  akadem.  Zeit  nöthiger.  Die  Studien,  welche  die  ein- 
zelnen Zweige  unsers  Naturwissens  bei  demjenigen,  der  sie  beginnt,  voraus- 
setzen, sind  verschieden.  Für  ein  eingehendes  Verständnifs  der  in  irgend 
einem  Theil  der  Physik  erzielten  Resultate  wird  die  Kenntnifs  der  Methoden, 
welche  die  Grundlagen  der  anal}i;i8chen  Geometrie,  sowie  der  Differential- 
niid  Integralrechnung  bilden,  unentbehrlich.  Bei  dem  Studium  der  Chemie 
hl  ihrer  heutigen  Entwickelung  werden  solche  mathemat.  Kenntnisse  nicht 
erfordert,  sondern  die  Verhältnisse,  welche  hier  vorkommen,  sind  jedem,  der 
den  Anforderungen  der  Abiturientenprttfung  in  der  Mathematik  genügt,  bereits 
geläufig  geworden.  Ebenso  setzen  die  3  übrigen  Fächer,  wenn  von  der 
KrystaUographie,  welche  die  sphär.  Trigonometrie  und  die  Elemente  der 
analvt.  Geometrie  zur  Anwendung  bringt,  abgesehen  wird,  jene  mathemat 
Ausbildung  nicht  voraus.  Diese  letztre,  sowie  der  Zusammenbang,  in  dem 
die  einzelnen  Fächer  der  Naturwissenschaften  unter  einander  stehen,  bedingen 
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wesentlich  die  Reihenfolge,   in  welcher  der  Anf&nger  am  zweekiii&(aigite& 
sich  mit  denselben  beschäftigt. 

Da  ftir  das  Verständnifs  jedes  Fachs  die  Kenntnisse,  welche  die  Zu- 
sammensetzung der  Körper  betreffen,  mehr  oder  weniger  erforderlich  sind, 
so  empfiehlt  es  sich,  das  Studium  der  Naturwissenschaften  im  ersten  Semester 
mit  der  allgemeinen  Experimentalchemie  zu  beginnen.  Die  physikal.  ye^ 
haltnisse,  welche  die  chemischen  Vorgänge  begleiten,  sind  zum  Theil  schon 
im  Gymnasialunterricht  vorgekommen,  und  können  leicht  so  weit  erörtert 
werden,  als  es  hier  nöthig  ist. 

An  die  Chemie  werden  sich  die  Vorlesungen  über  allgemeine  Botanik, 
allgemeine  Zoologie  und  Mineralogie  anreihen.  Da  die  Studirenden  der 
Naturwissenschaften  gleichzeitig  der  Mathematik  sich  befleißigen,  so  geht  des 
oben  genannten  Vorlesungen,  die  sich  zweckmälsig  über  die  3  ersten  Semester 
vertheilen,  das  wichtige  Studium  der  Elemente  der  hohem  Mathematik  parallel 
Analyt.  Geometrie,  Differential-  und  Integralrechnung  werden  in  dieser  Zeit 
so  weit  betrieben  sein,  da(s  in  dem  vierten  Semester  der  Anbau  der  Physik 
mit  Erfolg  begonnen  werden  kann. 

Der  Studirende  wird  selbst  hiebei  zur  Einsicht  gelangen,  dafs,  wie  nöthig 
eine  Uebersicht  über  das  Gesammtgebiet  der  Naturwissenschaften  auch  ist, 
dem  Einzelnen  es  doch  unmöglich  wird,  die  sämmtlichen  Fächer  in  ihrer 
gegenwärtigen  Ausbildung  gleich  eingehend  zu  betreiben.  Er  wird  sich,  ohne 
seine  Ausbildung  zum  künragen  Lehrer  aufser  Acht  zu  lassen,  um  so  mehr 
zu  einer  Einschränkung  entschliefsen  müssen,  als  die  Vorlesungen  und  die 
Leetüre  von  Handbüchern  in  keinem  Fach  genügen.  Will  er  nicht  an  der 
Oberfläche  bleiben  und  auf  Selbständigkeit  des  Urtheils  verzichten,  so  mofr 
er  selbst  zur  Beobachtung  und  Anstellung  von  Versuchen  übergehen  und 
Anleitung  darin  suchen.  Je  nach  den  individuellen  Neigungen  und  Anlagen 
wird  ein  Theil  der  Studirenden  sich  mehr  zur  Physik  and  Chemie  hingezogen 
fühlen,  ein  andrer  den  beschreibenden  Fächern  gröfsres  Interesse  schenken. 
Wir  haben  daher  im  Folgenden  diese  Richtungen  näher  zu  berücksichtigen. 
Um  in  der  Chemie  weitere  Fortschritte  zu  machen,  wird  das  Arbeiten  im 
Laboratorium  unerläfsHch.  Erst  hier  gelangen  die  Gegenstände,  welche  in 
der  Vorlesung  besprochen  wurden,  insbesondre  die  Methoden  der  chemischen 
Forschung  zum  vollen  Verständnifs.  Der  Sinn  flir  Beobachtung  wird  geweckt 
und  geschärft;  der  Candidat  eignet  sich  diejenige  Sorgfalt,  Genauigkeit  nod 
Geschicklichkeit  im  Arbeiten  an,  ohne  welche  keine  Resultate  in  den  expeii- 
mentalen  Wissenschaften  zu  erzielen  sind.  Bei  der  Ausführung  jeder  Ope- 
ration sieht  er  seine  Kenntnisse  und  sein  Urtheil  in  Anspruch  genommen  nod 
gelangt  in  der  leichtesten  und  angenehmsten  Weise  allmählich  zur  Selbstän- 
digkeit und  Herrschaft  über  das  umfangreiche  Material.  Die  qualitative  und 
quantitative  Analyse,  die  Grundlagen  der  heutigen  Chemie,  werden  nur  selten 
noch  in  Vorlesungen  behandelt,  sondern  sogleich  an  Beispielen  praktiflch 
erlernt.  Kein  andres  naturwissenschaftliches  Fach  ist  seinem  Inhalt  nach  Ar 
experimentale  Arbeiten  geeigneter  und  gestattet  mit  verhält nifsmäfsig  ge* 
ringen  Mitteln  so  viele  Candidaten  gleichzeitig  und  andauernd  zu  boschäfUgea 
Das  chemische  Laboratorium  wird  daher  mit  Recht  gegenwärtig  als  Vor- 
schule für  alle  Experimcntaluntersuchungen  betrachtet,  und  die  Mehrzahl  der 
jüngeren  Naturforscher,  welche  sich  diesen  widmen,  ist  aus  demselben  he^ 
vorgegangen.  Erst  nachdem  der  Studirende  bereits  praktische  Erfahrunges 
gewonnen,  wird  er  mit  Nutzen  und  Interesse  Vorlesungen  über  organiwb« 
Chemie  hören  und  sich  mit  den  verwickeiteren  Verbindungen,  welche  die 
letzten  Jahrzehnde  hier  erzielt  haben,  beschäftigen. 

Was  das  Studium  der  Physik  betriflft,  so  ist  es  bei  der  heutigen  Ans- 
(lohnung  diosos  (lobicts  unmöglich,  die  sämmtlichen  Zweige  dersell>eD  iü 
Lauf  eines  Ilallijahrs  abzuhandeln.  Die  Vorlesung  winl  entweder  2  .Semester 
umfassen,  oder  einzelne  Haupttheilo  werden  den  Gegenstand  besondrer  V«)r- 
trage  abgeben.  Zwischen  der  Physik  und  den  mathemat.  Disciplinen  besteht 
die  innigste  <  rcgenseitigkeit.    Während  letztere  der  tiefem  Erfoncbmig  der 
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Natur  die  wesentlichsten  Dienste  leisten,  haben  die  Verhältnisse,  welche  in 
der  Physik  dem  Creist  entgegentreten,  vielfach  zur  Auffindung  und  Ausbildung 
der  mathemat.  Methoden  Veranlassung  gegeben.  Eine  unerschöpfliche  Quelle 
für  mathemat  Probleme  ist  unsre  Disciplin  und  bei  ihrer  hohen  formalen 
Ausbildung  neben  der  Geometrie  das  geeignetste  Feld,  auf  dem  der  Studi- 
rende  den  (reist  und  das  Verständnis  der  höhern  Mathematik  sich  aneignen 
kann.  Experimentale  Arbeiten  lassen  sich  wegen  der  Kostbarkeit  der 
Apparate  in  der  Physik  im  allgemeinen  nur  denienigen  anvertrauen,  welche 
bereits  einen  gewissen  Grad  von  Geschicklichkeit  im  chemischen  Laboratorium 
erworben  haben.  Sie  erfordern  aufserdem  gröfsre  Reife  des  Urtheils  und 
des  mathemat.  Wissens  und  werden  daher  erst  in  den  letzten  Semestern  zu 
unternehmen  sein. 

Diejenigen  Stndirenden,  welche  den  beschreibenden  Naturwissenschaften 
ein  gröisres  Interesse  widmen,  und  in  den  ersten  Semestern  sich  bereits  die 
Uebersicht  über  die  Elemente  der  Mineralogie,  der  Botanik  und  Zoologie 
erworben  haben,  werden  in  den  späteren  zu  einem  eingehenden  Studium  aer 
einzelnen  Theile  derselben  übergehen.  Der  Candidat,  welcher  sich  die  nöthigen 
Vorkenntnisse  aus  der  Bphär.  Trigonometrie  und  den  Elementen  der  analyt. 
Geometrie  gesammelt,  beginnt  nun  die  specielle  KrystalloKraphie.  Die  Be- 
schäftigung mit  der  Geognosie  und  der  Paläontologie  wird  ebenfalls  eintreten. 
Pmktische  Uebungen  auf  dem  Museum  gehen  den  Vorträgen  parallel,  und 
geognost  Excursionen,  soweit  es  die  hiesigen  Verhältnisse  gestatten,  lassen 
■ich  anknüpfen.  —  In  gleicher  Weise  sind  die  späteren  Semester  dem  Stn- 
direnden der  Zoologie  und  Botanik  für  die  Betreibung  der  einzelnen  Theile 
dieser  Fächer  bestimmt.  Der  erstre  wird  als  Grundlage  weitrer  Ausbildung 
^h  vor  allem  eine  genaue  Kenntnils  des  anatom.  Baus  des  menschlichen 
Körpers  verschaffen  müssen.  Daran  reihen  sich  sodann  die  vergleichende 
Anatomie  und  Physiologie,  sowie  das  specielle  Studium  der  einzelnen  Classen 
und  Ordnungen  (Mastozoologie,  Ornithologie,  Entomologie  etc.).  —  In  der 
Botanik  tritt  die  Anatomie  und  Physiologie  der  Gewächse  mit  Einschluß 
ihrer  Entwickelungsgeschichte  in  den  Vordergrund,  und  hieran  schliefet  sich 
die  genauere  Beschäftigung  mit  der  Svstematik  und  den  Specialtheilen  der 
Wissenschaft.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  auch  in  diesen  Fächern  mit 
dem  Anhören  der  Vorlesungen  eine  fleifsige  Theilnahme  an  den  Excursionen 
und  praktischen  Uebungen  zu  verbinden  ist.  Erst  nachdem  obige  Kenntnisse 
erworben  sind,  wird  die  Geschichte  der  Wissenschaft  und  die  Lehre  von  der 
geograph.  Verbreitung  der  Thiere  und  Pflanzen  mit  Erfolg  betrieben  werden 
können. 

4.  Geschichte.  Die  Grundlage  aller  histor.  Studien  bildet  unbestritten 
die  Geschichte  der  alten  Welt,  sowohl  im  allgemeinen,  als  besonders  ftir  die- 
jenigen, welche  sich  zu  Lehrern  an  Gvmnasien  u.  s.  w.  ausbilden  wollen. 
Die  Vorträge  über  alte  Geschichte  zerfallen  nach  der  Natur  der  Sache  in  3 
Hanptabtheilungen :  a)  Geschichte  der  alten  oriental.  Völker  und  Staaten 
mit  der  ganzen  ihnen  angehörigen  ältesten  Cultur.  ~  Daran  schliefst  sich 
b)  die  Geschichte  Griechenlands  in  zwei  Hauptabtheilnngen ;  1.  bis  zur 
Monarchie  Alexanders  von  Macedonien,  2.  Geschichte  der  aus  der  grofsen 
maced.- griech.  Monarchie  hervorgegangenen  Staaten  in  Europa,  Asien  und 
Afrika  bis  zu  ihrer  Einverleibung  in  das  röm.  Reich,  wodurch  die  Ausdeh- 
nung und  Einwirkung  der  griech.  Cultur,  im  weitem  Sinne  genommen,  auf 
einen  groisen  Theil  der  östl.  Welt  dargelegt  wird.  Um  auch  für  die  frühere 
Zeit  die  Ausdehnung  und  Einwirkung  des  griech.  Lebens  in  Handel  und 
Cnltur  an  allen  Küstenländern  des  Mittelmeers  und  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  Meeren  von  den  Säulen  des  Herkules  bis  zur  Mündung  des  Tanais 
und  Phasis  darzustellen,  kann  die  Geschichte  des  griech.  Colonialwesens 
dienen.  Es  wird  überall  in  den  Vorträgen  über  die  einzelnen  Theile  der 
ffriech.  Geschichte  neben  dem  polit.  Leben  auf  Entwickelung  der  einzelnen 
Staaten  und  ihrer  Verfassungen,  auf  die  Hauptmomente  der  Cultur  in  ihren 
verschiedenen  Beziehungen  und  des  socialen  Lebens  Rücksicht  zu  nehmen 
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sein,  c)  Geschichte  des  römischen  Staats  ebenfalls  in  2  Abtheflongen: 
1.  von  Anfang  bis  zn  Ende  des  Freistaats,  2.  die  rOmische  Monarchie  Ms 
zu  ihrer  Auflösung  im  Westen.  Bei  diesen  Vorträgen  wird  yor  allem  zu 
berücksichtigen  sein  die  Entwickelung  der  Gesetzgebung,  Verfassung  und  des 

ganzen  politischen  und  socialen  Lebens  im  Innern  und  die  systemat  Aus- 
ehnung  der  röm.  Macht  über  den  gröfsten  Theil  der  alten  Welt 

Allgemeine  Geschichte  des  Mittelalters.  An  die  Auflösung  des 
weström.  Reichs  schliefet  sich  die  Geschichte  der  nun  auftretenden  Völker 
germanischen  Stammes  und  der  neuen  durch  sie  gebildeten  Staaten  in  Europa, 
m  Asien  das  Auftreten  der  Araber  und  die  Geschichte  der  damit  in  Verbindung 
stehenden  Staaten,  woneben  die  Schicksale  des  oström.  Kaiserthnms  bis  xo 
seiner  gänzlichen  Auflösung  zur  Sprache  kommen.  Auch  hiebei  werden  die 
äufseren  polit.  Verhältnisse  und  die  Entwickelung  des  innem  Lebens  in 
Staatenbildung,  Cultur  und  Religion  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  be- 
rücksichtigt. Die  Geschichte  des  Cbristenthums  und  die  Ausbildung  der 
Kirchenverfassung,  deren  Anfänge  schon  in  der  röm.  Kaisergeschiohte  vo^ 
kommen,  wird  hier  besonders  in  ihrer  Beziehung  zn  den  Staatsverhältniseea 
näher  betrachtet.  Auch  diese  Vorträge  zerfallen  in  2  Abtheilungen :  a)  bii 
zur  Zeit  der  Kreuzzüge,  b)  von  da  bis  zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts. 

Allgemeine  Geschichte  der  neuern  Zeit.  Diese,  in  ihrem  ü^ 
Sprunge  schon  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrh.  vorbereitet  und  angebahnt, 
schliefst  sich  unmittelbar  an  das  Ende  des  15.  Jahrh.  an.  Es  weraen  hier 
diejenigen  Momente,  welche  den  Charakter  der  neuem  Zeit  in  Kirche  und 
Staat  bedingen,  ferner  die  Geschicke  der  wichtigeren,  in  die  groisen  Welt- 
begebenheiten seit  dem  Anfange  des  16.  Jahrh.  eingreifenden  und  sie  weeh- 
sels weise  bedingenden  Staaten,  besonders  in  ihrer  polit  Stellung  zu  einander 
entwickelt,  dabei  deren  polit.,  kirchl.  und  culturgeschichtl.  Entwickelung  ntt 
Rücksicht  auf  das  Ganze  behandelt  Sie  zerfällt  in  2  Hauptabschnitts: 
a)  bis  zur  grofsen  französ.  Staatsumwälzung  am  Ende  des  vorigen  Jünt- 
hunderts,  b)  diese  selbst  mit  ihren  Folgen  und  Wirkungen  bis  zur  Gegeih 
wart,  in  passenden  Unterabtheilungen. 

Hiemit  wäre  das  ganze  Gebiet  der  allgemeinen  Geschichte  in  seinem 
Zusammenhange  abgeschlossen.  Da  indessen  das  deutsche  Reich  verbunden 
mit  dem  röm.  Kaiserthum  in  den  Zeiten  des  Mittelalters  alle  anderen  europ. 
Staaten  überragt  und  den  Charakter  des  Mittelalters  mehr  oder  weniger  be- 
stimmt, da  die  Bildung  und  Entwickelung  des  ganzen  german.  Staats-  mid 
Verfassungswesens  hier  am  deutlichsten  in  seiner  Entstehung,  Blflthe  und 
auch  in  seinem  Vorfall  dargestellt  werden  kann,  und  die  Geschichte  dee 
deutschen  Reichs  uns  am  nächsten  liegt,  so  schliefsen  sich  besondere  Vortrige 
über  die  Geschichte  des  deutschen  Reichs,  besonders  im  Mittelalter,  an  die 
Vorträge  über  allgemeine  Geschichte  an,  wobei  ein  Hauptaugenmerk  auf  die 
Geschichte  des  german.  Verfassungswesens,  auf  die  Verbindung  DeutscUands 
mit  Italien  durch  das  Kaiserthum,  die  damit  zusammenhangenden  Streitir 
keiten  zwischen  Kaiserthum  und  Papstthum,  deren  Einwirkung  auf  die  Schici- 
sale  beider  Länder  und  der  übrigen  europ.  Staaten  zu  werfen  ist  —  Daneben 
laufen  Vorträge  über  die  Geschichte  der  wichtigeren  europ.  Staaten  von  ihrem 
Entstehen  bis  jetzt,  insbesondre  über  prcufsische  Geschichte  und  Landeskande 
und  über  Provinzialgeschichte  Westfalens  und  des  Rheinlands,  femer  Vorige 
über  die  Geschichte  wichtiger  Zeiterscheinungen,  z.  B.  die  Kreuzzüge,  (6» 
Seefahrten  und  Entdeckungen  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrb.,  nebst  dem 
damit  zusammenhangenden  Colonialwesen  und  Handel  der  Portugiesen,  Spt- 
nier,  Holländer,  Engländer  etc.,  und  der  Rückwirkung  dieser  VerfaähD^ 
auf  diese  Staaten  und  ganz  Europa  selbst  Es  wird  in  diesen  Vorträgen  uf 
viele  wichtige  Momente  näher  eingegangen,  als  es  in  den  Vorträgen  Aber 
allgemeine  Geschichte  möglich  ist.  —  Als  Hülfswissenschaften  der  G^schidite 
werden  die  allgemeine  und  besondre  Geographie  und  die  Grundsätze  der 
wissenschaftlichen  Chronologie  dem  Studirenden  besonders  empfohlen. 

5.  Philologie.    Philologie  im  allgemeinen  Sinne  des  Worts  nmfiiAt 
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■immtiiche  «af  Grammatik,  Ejritik  und  Hermeneutik  bemhenden  Stadien  und 
ErkenntoiBse.  Es  gehören  dahin:  a)  CiaMiscbe  Philologie;  b)  Deutsche 
Sprache  und  Literatur;  c)  Neuere  Sprachen:  d)  Morgenländisohe  Sprachen. 
Es  folgt  daher:  a)  Classische  Philologie.  Unter  olassischer  Philologie 
Tersteht  man  den  Inbegriff  derjenigen  Studien,  welche  die  Erkenntnis  des 
gesammten  classische n  d.  h.  griechischen  und  römischen  Alterthums  mittels 
der  uns  aus  demselben  übrig  gebliebenen  Denkmäler  zum  Ziel  haben.  Man 
sennt  sie  auch  einfach  Philologie,  als  Mittelpunct  aller  auf  gleichen  Grund- 
lagen beruhenden  wissenschaftl.  Bestrebungen,  und  so  wird  sie  auch  hier  nur 
Philologie  genannt  werden.  Als  Erkenntnis  derjenigen  Völker,  welche  sowohl 
auf  die  staatliche  Entwickelung  der  Menschheit,  ak  auch  auf  ihre  geistige 
Bildung  den  gröfsten  Einflufs  ausgeübt  haben  und  zum  Theil  noch  immer 
■nsflben,  nimmt  die  Philologie  in  der  Gesammtheit  der  Wissenschaften,  welche 
den  Gegenstand  des  menschlichen  Wissens  überhaupt  ausmachen,  eine  Haupt- 
stelle ein,  und  daraus  geht  ihre  allgemeine  Bedeutung  hervor,  wodurch  sie 
TOu  Wichtigkeit  für  jedfen  ist,  der  sich  allgemein  wissenschaftlich  ausbil- 
den will. 

Ihre  besondre  Bedeutung  hat  sie:  1.  für  den  Theok>gen,  vermöge  des 
Zusammenhangs  der  h.  Urkunden  und  der  ersten  Anfänge  des  Ghristenthums 
mit  der  Sprache  und  dem  Leben  der  alten  Völker,  2.  für  den  Geechichts- 
ÜMTBcher,  weU  die  Schriften  des  Alterthums  nicht  blols  die  Hauptquelle  der 
allen  Geschichte  sind,  sondern  auch  der  grölsre  Theil  der  Quellen  der  mittlem 
und  neuem  Geschichte  in  den  Sprachen  der  beiden  dass.  Völker  verfaftt  ist, 
8.  für  den  Sprachforscher,  und  zwar  a)  wegen  der  hohen  Ausbildung,  welche 
die  beiden  dass.  Sprachen  erlangt  haben,  b)  weü  in  dem  dass.  Alterthum  die 
Grammatik  im  allgemeinen  Sinne  des  Worts  zuerst  wissenchaftlich  ausgebildet 
worden  ist;  4.  für  die  redenden  sowohl  als  auch  die  bildenden  Künste 
(Poesie,  Beredsamkeit,  Plastik),  wegen  der  vollendeten  Muster  jc^icher  Gattung, 
die  dort  geschaffen  und  uns  .überliefert  sind;  6.  endlich  und  ganz  beson- 
dfen  für  den  künftigen  Lehrer  des  Griechischen  und  Lateinischen  an  höh. 
Unterrichtsanstalten. 

Wenn  es  nun  für  jeden,  dem  seine  allgemeine  wissenschaftl.  Ausbildung 
am  Herzen  liegt,  namentlich  aber  denjenigen,  welche  den  oben  unter  1—4 
genannten  Gegenständen  ihre  Studien  zuwenden,  von  Wichtigkeit  und  noth- 
wendig  ist,  mit  der  dass.  Philologie  in  lebendigem  Verkehr  sich  zu  erhalten, 
so  Ist  es  doch  für  die  zuletzt  genannten  künftigen  Lehrer  das  aUergröfste 
Erfordemifs  zum  Zweck  ihrer  Ausbildung  auf  der  Akademie,  zu  wissen, 
was  und  wie  sie  ihr  Fach  stndiren  sollen.  Für  diese  daher  gelten  vorzugs- 
weise folgende  Andeutungen: 

Da  das  gesammte  geistige,  staatliche  und  übrige  Leben  der  Griechen 
und  Römer,  dessen  Erkenntidls  Zweck  und  Ziel  der  class.  Philologie  ist,  in 
dee  uns  erhaltenen  Denkmälem  dieser  Völker  enthalten  ist.  und  nur  daraus 
geeehöpft  werden  kann,  so  sind  diese  Denkmäler  die  Quellen  des  dassisch- 
phttologischen  Studiums.  Dieselben  bestehen  aus  1.  den  Werken  der  Lite- 
nftor,  2.  den  Inschriften.  3.  den  Werken  der  Kunst  und  anderen 
üeberbleibseln  (Architektur,  Plastik,  Münzen  u.  s.  w.).  Unter  diesen  Quellen 
M  aber  die  HauptqueUe  die  Literatur,  weil  ohne  dieselbe  auch  die  anderen 
flieht  verstanden  werden  können.  Daher  auf  diese  das  classisch-philologisohe 
Stndiam  zunächst  und  hauptsächlich  gerichtet  ist.  Um  das  Alterdium  aus 
der  Literatur  d.  h.  den  uns  übrig  gebliebenen  schriftstellerischen  Denkmälern 
kennen  zu  lernen,  müssen  diesell^n,  wie  auch  die  übrigen  Denkmäler,  zn- 
aiehst  verstanden  werden.  Die  erste  Aufgabe  der  Philologie  ist  also  das 
fieMge  Verständniis  der  Schriften  des  Alterthums.  Diese  Thätigkeit,  also 
die  Kunst  des  richtigen  Verstehens  resp.  Erklärens  wird  Hermeneutik  ge- 
nannt, zugleich  der  Name  der  Disciplin,  welche  die  dabd  zu  befdgenden  Grund- 
■itee  entwiekelt 

Da  aber  zwdtens  der  Text  der  alten  Schriftsteller  im  Lauf  der  Zeit  und 
dnioh  die  Art,  wie  derselbe  fortgepflanzt  worden  ist^  vielfache  Veränderangen 
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erlitten,  nnd  sich  ton  seiner  ursprflnglichen  Fassung  entfernt  hat,  »»^ 
selbst  Unächte  oder  von  zweifelhaftem  Ursprung  auf  nns  gekommen  iat^  so  :.. 
die  zweite  und  wesentlichste  Thätigkeit  der  Philologie  die  Kritik,  cLh.  die 
Untersuchung  und  Beurtheilung  des  Aechten  und  Unächten,  sei  es  in  Ben|^ 
auf  das  Ganze  einer  Schrift  oder  auf  ihre  Fassung  im  Einzelnen,  d.  h.  den  Text 

In  der  Hermeneutik  und  Kritik  also  besteht  die  Hanpttfaitigkeit  dei 
Philologen.  Sie  sind  die  Grundlagen,  auf  denen  die  Erkenntnils  des  Alto- 
thnms  aufgebaut  wird.  Beide  haben  ihre  bestimmten  Gesetze,  aof  dena 
das  richtige  Verfahren  beruht.  Diese  Gesetze  behandeln  die  Disdplinen  der 
Hermeneutik  und  Kritik. 

Um  nun  zum  Verständnils  der  Schriftsteller  zu  gelangen,  dazu  ist  dse 
erste  Erfordemils  Kenntnils  der  Sprache,  also  Grammatik  und  zwar  a)  der 
griechischen,  b)  der  römischen  (lateiniscnen)  Sprache.  Als  Mittel  und  Schlflseel 
zu  allem  andern  mufe  sie. als  die  Fundamentalwissenschaft  der  Philologie  be- 
zeichnet werden. 

Dazu  kommt  bei  Dichtem  zweitens  die  Wissenschaft  der  Metrik  oder' 
der  Versmafse,  deren  sich  die  alten  Dichter  bedient  haben,  eine  sehr  wichtue 
Wissenschaft,  ohne  welche  weder  die  hermeneutische  und  noch  weniger  & 
kritische  Aufgabe,  welche  der  Philologie  obliegt,  gehörig  gelöst  werden  kau. 

Beide,  die  Grammatik  und  Metrik,  machen,  weil  sie  die  Form  betreiüB^ 
in  welcher  der  Gedanke  dargestellt  ist,  die  formalen  Theile  der  Philotogie 
ans.  Das  andre  Hauptmittel  des  Verständnisses  der  Literatur  ist  die  Kesiit- 
nils  des  Materiellen  oder  Sachlichen  (Realen),  weiches  derselben  zu  Grunde 
liegt  Dies  ist  enthalten  in  dem  gesammten  Leben  nnd  Wissen  des  Atta- 
thums,  dessen  Inbegriff  Alterthumskunde  (im  besondem  auch  wohl  Alter 
thümer)  genannt  wird.  Dieselbe  zerfällt  in  folgende  Theile:  1.  die  Kenntaift 
der  räumlichen  Verhältnisse,  die  Geographie  und  Topographie  des  Altertfanas, 
2.  die  politische  Geschichte  der  Griechen  und  Römer  mit  ihrer  HfUlswissen* 
Schaft,  der  Chronologie,  welche  sich  mit  der  genauen  Bestimmung  der  ZA 
der  Ereignisse  beschäftigt,  3.  die  Kenntnils  der  polit  Institute  des  Aller 
thums  (politische  Alterthümer),  4.  die  Kenntnils  des  Privatlebens  deaselbei 
(PrivatalterthOmer),  5.  Geschichte  der  Religion,  bestehend  ans  a)  Mytho- 
logie oder  der  Lehre  von  den  Vorstellungen  vom  göttlichen  Wesen,  b)  der 
Lehre  vom  Cultus  (gottesdienstliche  Alterthümer),  6.  Geschichte  der  KonsC 
(nämlich  der  bildenden  und  zeichnenden  Künste,  auch  Archäologie  der  Kunst 
genannt),  7.  Geschichte  der  Literatur  (oder  der  in  der  Sprache  dargestell- 
ten Ideen),  8.  Grcschichte  der  Wissenschaften  oder  der  wissenschaftL  Ad^ 
klärung. 

Aus  diesen  Disciplinen  hat  der  Philologe  jederzeit  zu  entnehmen,  wsi 
zum  Verständnifs  der  Schriften  des  Alterthums  erforderlich  ist  Dieselben  smd 
also  insofern  Httlfsmittel  der  Hermeneutik  und  Kritik. 

Da  jedoch  diese  sub  1  bis  8  genannten  Theile  der  Alterthumsknadt 
mit  Einscblufs  der  Grammatik  und  Metrik  nur  aus  der  Literatur  mit  Zniie- 
hung  der  übrigen  Quellen  geschöpft  und  ermittelt  werden  können,  so  siid 
sie  andrerseits  ein  Ergebuifs  der  hermeneut.  und  krit  Thätigkeit;  der  Phfls* 
lege  hat  sie  aus  den  Quellen  selbst  aufzubauen  oder  doch  zu  vervollständigei 
und  zu  berichtigen,  und  so  seinerseits  die  Hauptaufgabe  der  Fliilologie:  dii 
Gesammterkenntnifs  des  Alterthums  nach  allen  seinen  Zweigen  und  Riehtuom 
nach  allen  Theilen  seines  äufsern  und  innern,  practischen  und  theoretisdies 
Lebens  wieder  herzustellen,  —  zu  erfüllen  helfen.  Ehe  er  aber  an  diese 
Aufgabe,  welche  das  höchste  Ziel  der  philologischen  Thätigkeit  bildet,  Hssd 
anlegen  kann,  mu(s  er  sich  mit  den  class.  Schriftstellern  hermenmitiseh  nid 
kritisch,  und  mit  den  genannten  Disciplinen,  soweit  sie  gegenwärtig  befass- 
delt  sind,  an  der  Hand  guter  Führer  (mündlicher  Vorträge  der  Lehrer,  Abi- 
gaben ,  Lehrbücher  über  einzelne  Zweige  der  Alterthumskunde)  gehörig  be- 
kannt machen.  Und  das  ist  die  Hauptaufgabe  des  Philologen  während  setser 
akademischen  Studien.  Die  Art,  wie  dies  zweckmäisig  geschehen  könne,  ioB 
nuu  näher  bezeichnet  werden. 
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Es  ist  im  Vorhergehenden  hinlänglich  hervorgehoben  worden,  dafe  die 
Hermeneatik  und  Kritik,  die  Hauptthätigkeiten  d^  Philologen,  so  sn  sagen 
die  Organe  des  philolog.  Schaffens  sind.  Sein  Hauptaugenmerk  hat  der  Phi- 
Idogie-Studirende  daher  zunächst  auf  das  Lesen  der  Glassiker,  deren  richtiges 
mid  genaues  Verstehen  und  kritische  Behandlung  zu  richten.  Hiezu  geben 
ihm  die  Vorlesungen,  welche  die  Erklärung  der  Schriftsteller  zum  C^gen- 
stende  haben,  die  beste  Anleitung,  auf  welche  er  daher  ein  vorzügliches  Qe- 
wieht  zu  legien  hat  Im  Zusammenhange  damit  stehen  Vorlesungen  tlber 
Grammatik  und  Metrik,  desgleichen  die  Theorie  der  Hermeneutik  und  Kritik, 
welche  letzteren  in  der  Regel  in  der  sogleich  näher  zu  besprechenden  Ency- 
klopädie  der  Philologie  vorzukommen  pflegen.  In  Verbindung  mit  dieser 
Oaase  von  Vorlesungen  mufs  die  Privatlectüre  der  Glassiker  gesetzt  werden, 
am  besten  im  Anschlufs  an  die  in  den  Vorlesungen  erklärten  SchriftsteUer, 
übrigens  möglichst  vom  Leichtem  zum  Schwerem  fortschreitend. 

Als  Uebersicht  des  gesammten  Grebiets  der  Philologie,  des  Wesens  und 
Zusammenhangs  ihrer  einzelnen  Theile  unter  sich,  des  gegenwärtigen  Stand- 
piraets  der  Wissenschaft  und  ihrer  Quellen  und  Hülfsmittel  kann  die  Vorlesung 
Aber  Encvklopädie  der  Philologie,  zumal  verbunden  mit  der  Methodo- 
logie, welche  zum  prakt  Studium  die  erforderliche  Anleitung  giebt,  nicht  frtUi 
genug  gehört  werden,  obwohl  sie  auch  dem  bereits  Vorgerflckten  von  hohem 
Ratzen  ist  Dasselbe  gilt  von  der  damit  im  nächsten  Zusammenhange  stehen- 
den Geschichte  der  Philologie.  Unter  den  übrigen  systemat  Vorlesun- 
gen bat  die  über  Geschichte  a)  der  griech.,  b)  der  rOm.  Literatur 
ate  Inbegriff  des  gesammten  Quellenmaterials  und  derjenigen  Gebiete,  auf  de- 
nen der  Geist  des  Alterthums  sich  am  glänzendsten  offenbart  hat,  für  den 
Fhflologie-Studirenden  die  höchste  Bedeutung. 

Als  G^sammtdarstellung  des  antiken  Lebens  aufgefafst,  nach  seiner 
pmkt  (äu&em)  und  theoret.  (innem)  Seite  und  daher  als  Inb^riff  aller  den 
materiellen  (realen)  Theil  der  Philologie  bildenden  Disciplinen  gegenüber  den 
fimnalen  Fächem  der  Grammatik  und  Metrik  nehmen  sodann  die  sogenannten 
Alterthttmer:  a)  griechische,  b)  römische  die  nächste  Stelle  ein.  Alle  realen 
Thefle  der  Alterthumswissenschaft  kommen  hier  zur  Sprache,  mit  gröfsrer 
Ansführlichkeit  jedoch  die  auf  die  polidschen  und  religiösen  Institute  und 
das  Privatleben  bezüglichen,  während  die  übrigen  in  besonderen  Discij^inen 
nnd  Vorlesungen  umfassender  abgehandelt  werden.  Zu  diesen  letzteren  ge- 
hören aus  dem  äufsem  Leben  der  Völker  die  Geographie  und  Geschichte 
(nämlich  politische  oder  Staatsgeschichte),  ans  dem  Innem  aber  die  Geschichte 
der  Religion  (gewöhnlich  Mythologie  genannt)  und  die  Geschichte  oder  Ar- 
chäologie der  Kunst  Von  den  beiden  letzteren  steht  die  Religion  zur 
Literatur,  namentlich  der  Poesie  und  den  Künsten,  als  Hauptqnelle  der  von 
denselben  dargestellten  Ideen  in  der  nächsten  Beziehung,  während  die  Kunst 
dasjenige  Gebiet  des  geistigen  Lebens  des  Alterthums  offenbart,  auf  welchem 
der  antike  (^ist  anerkanntermaisen  die  höchste  und  unübertroffene  Meister- 
schaft sich  errangen  bat  Hier,  nämlich  in  der  Kunstgeschichte,  kommen 
anch  die  oben  unter  den  Quellen  N.  3  genannten  aus  dem  Alterthum  auf 
nns  gekommenen  Denkmäler  der  Kunst,  deren  Erklärang  und  Beurtheilung  zur 
Sprache,  wogegen  die  eben  daselbst  sub  2  genannten  Inschriften  eine  Neben- 
qnelle,  theils  der  Literatur,  theils  der  Alterthümer  bilden,  deren  wissenschaftl. 
Behandlung  Epigraphik  oder  Inschriftenkunde  genannt  wird. 

Soweit  es  geschehen  kann,  ist  es  gut,  die  nier  angegebne  Reihenfolge 
der  Vorlesungen  festzuhalten;  allein,  da  es  nicht  eben  gewifs  ist,  ob  sich 
gerade  Gelegenheit  darbieten  werde,  eine  in  einem  Semester  versäumte  Vor- 
fesung  in  einem  der  nächsten  dos  akadem.  Trienniums  zu  hören ,  so  ist  es 
rathaamer,  die  Vorlesimgen  so  wie  sie  sich  darbieten  anzunehmen.  Die  phi- 
loloff.  Disciplinen  haben  zwar  alle  Beziehung  zu  einander,  aber  keinen  solchen 
miuhemat.  Zusammenhang,  dafs  die  eine  nothwendig  die  andre  voraussetzte. 
Eins  jedoch  muls  wie  allem  voraus,  so  ununterbrochen  neben  allem  andern 
fortgehen,  fleilsiges  und  gründliches  Lesen  der  Glassiker. 
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Die  besondre  Aufmerksamkeit  der  Studirenden  der  Phik>logie  Terdieiit 
aniser  den  Vorlesungen  das  philologische  Seminar,  welches  flmen  Ge- 
legenheit giebt,  von  ihren  in  den  Vorlesungen  und  durch  Privatfldls  ermt- 
benen  Kenntnissen  prakt.  Anwendung  zu  machen.  Die  in  demselben  TOfkom- 
menden  Uebungen  in  der  exeget  und  krit  Behandlung  der  Schriftstaller,  im 
mündl.  und  schriftl.  Gebrauch  des  Lateinischen,  die  Aunätse  und  DispntstioBei 
über  schwierigere  Gegenstände  der  Alterthumswissenschaft  dienen  nicht  aar 
dazu,  ihre  Kenntnisse  zu  klären,  zu  befestigen  und  zu  erweitern,  sonden 
wirken  auch  anregend  und  belebend,  und  sind  die  besten  VorbereitoogeB  fflr 
ihren  künftigen  Lehrerberuf. 

Schliefslich  werden  die  Studirenden  der  class.  Philologie  auf  die  sab  h. 
0.  d.  folgenden,  mit  diesem  Fach  aufs  engste  zusammenhangenden  FUne 
hingewiesen. 

b)  Deutsche  Sprache  und  Literatur.  Seit  längerer  Zeit  ist  die 
deutsche  Philologie  der  Wissenschaft  des  griechisch -röm.  Alterthums  eben- 
bürtig an  die  Seite  getreten.  Durch  die  so  bedeutend  gestiegne  Kenntnifii 
der  ältesten  morgenländ.  Sprachen,  namentlich  des  Sanskrit  und  Zend,  welche 
ebenso  wie  die  griechische,  lateinische  und  deutsche,  zu  dem  gemeiBsamei 

grofsen  Stamm  der  indo-germanischen  gehören,  hat  die  sprachvergleicheiide 
rammatik  an  Umfang  und  Gestalt  bedeutend  gewonnen,  und  erweitert  sich 
mit  jedem  Tage.  Die  Früchte  dieser  Bestrebungen  müssen  sowohl  den  alten 
Sprachen,  als  der  genauem  Kenntnifs  der  Entwickelung  und  der  Geachicto 
der  deutschen  Sprache  zu  gute  kommen.  So  wird  denn  für  den  sokfinfUgea 
Philologen  eine  genaue  Kenntnils  der  deutschen  Sprache  in  ihrer  frOliesleB 
Zeit,  so  wie  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ihrer  Ausbildung  bis  zor  Neu- 
zeit ein  unabweisbares  Bedürfniis.  Er  wird  demnach  Vorträge  hören  über 
Sanskrit  und  über  vergleichende  Grammatik;  vorzüglich  aber  wird  die  ge- 
nauere Kenntnifs  der  ältesten  deutschen  Mundarten,  des  Gothischen,  Althoä- 
deutschen,  des  Mittelhoch-  und  Niederdeutschen,  so  wie  die  Erkläning  der 
in  denselben  vorhandenen  Denkmäler  für  ihn  einen  Hauptgegenstand  IMol 
Daran  schliefst  sich  die  Geschichte  der  deutschen  Literatur,  nament- 
lich der  poet.  und  Schöngeist.  Darstellung,  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart, welche  des  bedeutenden  Umfangs  wegen  in  mehrere  Abtheilongen  zer- 
fällt, wie  die  ältere  und  neuere  Geschichte  der  deutschen  Literatur,  die  Ge- 
schichte des  Epos  (mit  Erklärung  der  Nibelungen  oder  des  Parceval),  der 
Lyrik  (mit  Erklärung  der  Gedichte  Walther's,  Nitfaart's  u.  A.)  bis  anf  Goethe 
und  Uhland,  des  Drama*s  (von  den  geistl.  Schauspielen  des  14.  Jahrh.  bis  n 
Schiller). 

c)  Studium  der  neueren  Sprachen.  Zunächst  kommen  hier  ia 
Betracht  die  romanischen  Sprachen,  also  das  Italiänische,  Spanische,  Ports- 
giesische  und  vorzüglich  das  Französische  (sammt  dessen  älteren  Mundarten, 
namentlich  dem  Proven^alischen),  femer  die  englische  Sprache,  wegen  des 
innern  Zusammenhangs  der  Bildung  und  Literatur  jener  Völker  sowohl  nit 
der  lateinischen  und  deutschen  Sprache  und  Literatur,  als  auch  wegen  def 
Bedürfnisses  im  äufsem  Verkehr  der  Völker.  Ist  aus  dem  letztem  Gmnde 
Fertigkeit  im  mündl.  und  schriftl.  Gebrauch  dieser  Sprachen,  vorzfigüch  dci 
Französischen  und  Englischen,  längst  als  ein  allgemeines  Bedürfniis  des  Ge- 
bildeten anerkannt,  so  handelt  es  sich  für  den  werdenden  Philologen  znnächit 
um  genaue  und  klare  Einsicht  in  den  Ursprung  und  die  nach  Jahrhnndertes 
fortschreitende  Eutwickclung  jener  Sprachen  bis  zur  Gegenwart,  sowie  ua 
die  Kenntnifs  ihrer  Eigcnthümlichkeitcn,  des  Sprachgebrauchs  der  verBchi^ 
denen  Gattungen  und  Schriftsteller,  der  Grammatik  und  Synonymik  der 
lebenden  Mundarten.  Es  werden  demnach  die  Studirenden  dieses  Fachs  Vo^ 
träge  zu  hören  haben:  1.  über  wissenschaftl.  Grammatik  der  romanisches 
Sprachen  überhaupt  (nach  Friedrich  Diez  Vorgang);  2.  über  italiänisclie, 
(spanische),  französische  und  englische  Grammatik,  Etymologie  und  Syno- 
n^ik ;  3.  Erklämng  und  Auslegung  von  Hauptwerken  dieser  verachiedeDea 
Literaturen  aus  älterer  und  neuerer  Zeit,  wie  die  des  Dante,  Petrarca»  Aiioelo 
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und  Tasso,  des  Rabelais,  Montaigne,  Corneille,  Racine  u.  A.,  des  Shakeroeare, 
Hflton,  Scott  und  Byron ;  4.  Geschichte  der  italiänischen,  der  ^auzösischen 
und  der.  englischen  Literatur,  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart; 
5.  zu  prakt  Zwecken  dienen  Uebungen  im  schriftl.  und  mttndl.  Gebrauch 
der  genannten  Sprachen,  welche  besonders  auch  die  Feinheiten  der  Aus- 
qirache  und  das  Landschaftliche  und  Mundartliche  zu  beachten  haben. 

d)  Morgenländische  Sprachen.  Den  Zwecken  unsrer  Facultät 
li^^  am  nächsten  2  Hauptstämme  derselben,  und  zwar  a)  die  indogermani- 
aoben  Mundarten,  namentlich  das  Sanskrit,  Zend  und  das  Persische,  wegen 
ihres  Zusammenhangs  mit  dem  Griechischen,  Lateinischen  und  Deutschen; 
b)  die  semitischen  Sprachen,  wegen  ihrer  Wichtigkeit  fOr  das  Studium  des 
A.  Test  dem  zukünftigen  Theologen  unentbehrlich,  nämlich  das  Hebräische, 
Ghaldäische,  Syrische,  Aethiopische  und  das  Arabische.  Mit  der  Grammatik 
dieser  Sprachen  wird  überall  der  Anfang  gemacht  werden  müssen.  Es  wird 
alsdann  die  Auslegung  solcher  Schriften  und  Lesestttcke  folgen,  welche  so- 
wohl auf  die  älteste  Gestalt  dieser  Sprachen,  als  auf  ihre  mit  der  Zeit  fort- 
aehreitende  Entwickelung  hinweisen,  und  muls  dabei  möglichst  mit  Prosa  und 
Boesie  abgewechselt  werden.  —  Bei  der  noch  lebenden  arab.  Sprache  wird 
der  Unterschied  ihrer  Gestalt  in  den  ältesten  erhaltenen  Schriften,  namentlich 
im  Koran  und  in  den  Poesien  der  Moallakat  und  Hamasa,  yerglichen  mit 
dem  heutigen  Gebrauch,  sowie  im  Hebräischen  jener  des  alten  Idioms  gegen 
das  Rabbinische,  nachzuweisen  sein.  —  Ueber  die  Literaturgeschichte  der 
Lider,  Perser,  Araber,  so  wie  über  die  zahlreichen  talmud.  SchriftsteUer  unter 
den  Juden,  im  Mittelalter  bis  zur  Neuzeit,  handeln  besondere  Vorträge. 

6.  Schöne  Künste,  Aesthetik,  Rhetorik,  Poetik,  Kunst- 
geschichte. Von  gröfster  Wichtigkeit  ist  fOr  die  richtige  Benrtheilung  des 
Werths  der  Meisterwerke  antiker  Kunst  und  Poesie  sowohl,  als  für  die  Bil- 
dung des  Geschmacks  überhaupt,  das  Studium  der  Aesthetik  und  der  mit 
ihr  aufs  innigste  verknüpften  Rhetorik  und  Poetik.  Ohne  die  Kenntnifs  ihrer 
Grundgesetze  giebt  es  keine  richtige  Einsicht  in  die  Schönheit  und  Erhaben- 
heit der  Muster  prosaischer  und  poetischer  Darstellung,  keine  Benrtheilung 
des  Aechten  und  Unächten  auf  diesem  Gebiet  Mit  der  Kenntnifs  der  antiken 
Poesie  steht  die  Geschichte  der  Kunst  des  Alterthums  so  wie  die  Kunde  ihrer 
Denkmäler,  die  Archäologie,  im  engsten  Bezug.  Es  ist  nicht  möglich,  von 
dem  Geist,  der  Schönheit  und  Vortrefflichkeit  der  greisen  Muster  m  jeder 
Art  der  Darstellung  zu  klaren  Vorstellungen  zu  gelangen,  sowie  das  ge- 
sammte  Leben  der  Alten  richtig  aufzufassen,  wenn  nicht  zuvor  die  erhaltenen 
Denkmäler  antiker  Kunst  nach  jeder  Richtung  hin  aufs  genaueste  er- 
kannt sind.  ^ 

Ueber  den  philosoph.  Cursus  der  demnächst  zum  Studium  der 
Theologie  übergehenden  Studirenden. 

In  den  Disciplinarstatuten  der  K.  Akademie  zu  Münster  ist  auf  Grund 
des  §.  65  der  akadem.  Statuten  vorgeschrieben :  §.  48.  Jeder,  der  auf  der 
Alcademie  kathol.  Theologie  stndiren  will,  muls  für  das  erste  Jahr  seines 
Studiums  sich  bei  der  philosoph.  Facultät  inscribiren  lassen  und  sich  wäh- 
rend dieses  Jahrs  ausschliefslich  nur  der  allgemeinen  wissenschaftl.  Ausbil- 
dung befleilsigen.  §.  44.  Der  Studirende  ist  verpflichtet,  in  jedem  Semester 
dieses  philos.  Jahrs  wenigstens  4  Hauptvorlesungen  der  pbilos. Facultät 
sn  besuchen.  Unter  Hauptvorlesungen  können  nur  solche  Vorlesungen  ver- 
standen werden,  welche  einen  Haupttheil  eines  wissenschaftl.  Fachs  behan- 
deln und  daher  mindestens  3mal  wöchentl.  gelesen  werden.  Die  Wahl  dieser 
Vorlesungen  ist  zwar  dem  Studirenden  überlassen,  doch  muls  er  am  Schluis 
des  phflosoph.  Studienjahrs  nachweisen,  da(s  er  aus  jeder  Disciplin  der 
philosoph.  Facultät,  nämlich:  1.  der  eigentlichen  Philosophie,  2.  der  Phi- 
tologie,  3.  der  Geschichte,  4.  der  Mathematik,  5.  der  Naturwissenschaft 
wenigstens  Eine  Hauptvorlesung  gehört  hat.  Von  der  Erfüllung  dieser  Vor- 
edirift  ist  seine  Aufnahme  in  die  theol.  Facultät  abhängig,  indem  dieselbe 
nur  auf  ein  von  dem  Dekan  der  phflosoph.  Facultät  ausgestelltes  ZeugnÜs, 
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dafis  der  Studirende  den  philosoph.  Cursus  Torachriflsmäisig  beendigt  habe, 
erfolgen  kann. 

Diese  Bestimmungen  dienen  einestheils  zur  Ausführung  des  im  §.  33 
der  akadem.  Statuten  ausgesprochnen  Zwecks  der  philosoph.  Facnltat,  „das 
Studium  der  Theologie  vorzubereiten  und  zu  unterstützen^;  überhaupt  aber 
haben  sie  den  Zweck,  dem  Theologen  den  Weg  vorzuzeichnen,  auf  weldien 
er  sich  die  (Wt  seinen  künftigen  Beruf  und  seine  Stellung  im  Leben  so  erfor- 
derliche allgemeine  wissenschaftl.  Ausbildung  und  höhere  Geistesbildung  an- 
eignen kann.  Es  mufs  daher  von  jedem,  zu  dem  in  Rede  stehenden  philosopL 
Cursus  verpflichteten  Studirenden,  dem  seine  allgemeine  wissenschaftl.  Aus- 
bildung am  Herzen  liegt,  erwartet  werden,  dafs  er  sich  nicht  lediglich  anf 
jene  4  Hauptvorlesungen  in  jedem  der  beiden  Semester  beschränken,  sondern 
nach  seinem  Geschmack  und  seiner  Vorliebe  für  ein  besondres  Fach  noch 
andere  Vorlesungen  hören  werde. 

Wer  aber  zwar  mit  der  Absicht,  demnächst  zum  Studium  der  Theologie 
überzugehen,  die  Akademie  bezieht,  mit  derselben  aber  die  Vorbereitung  vm 
Gymnasiallehrfach  verbinden  will,  ist  nicht  gehalten,  die  im  Vorstehen- 
den genannten  Vorlesungen  aus  allen  Gebieten  der  philosoph.  Facultät  schon 
während  des  ersten  Jahrs  zu  hören,  sondern  kann  die  Mehrzahl  seiner  Yw- 
lesungen  sofort  aus  demjenigen  Lehrfach  wählen,  in  welchem  er  später  ab 
Gymnasiallehrer  wirken  will;  also  neben  den  aus  dem  Fach  der  eigentliebea 
Philosophie,  welche  die  Grundlage  der  allgemeinen  wissenschaftl.  Bildung 
ausmachen  (Psychologie,  Logik,  Metaphysik,  Geschichte  der  Philosophieji 
entweder  vorzugsweise  philologische  und  historische  oder  mathematische  od« 
naturwissenschaftliche.  Die  übrigen  ihm  noch  noth wendigen  philosoph.  Vor- 
lesungen wird  er  zwar  keineswegs  vernachlässigen,  er  kann  sie  aber  auf  die 
späteren  Semester  vertheilen.  Uebrigens  mufs  schlielslich  noch  auf  den 
Schlufs  des  §.  43  der  Disciplinarstatuten  aufmerksam  gemacht  werden,  wo- 
nach auch  pderjenige,  der  sich  nach  Ablauf  des  ersten  (des  philosopUschen) 
Jahrs  bei  der  theolog.  Facultät  hat  inscribiren  lassen,  nichts  destoweniger 
das  Studium  der  philosoph.  Disciplinen  fortsetzen  muls."  Diese  Bestimmong 
hat  lediglich  darin  ihren  Grund,  dafs  der  Theologe  es  sich  angelegen  sein 
lasse,  die  durch  den  einjährigen  philosoph.  Cursus  bezweckte  allgemeine 
wissenschaftl.  Ausbildung  in  möglichster  Vollständigkeit  zu  erreichen.  Die 
zweckmäfsige  Auswahl  der  Vorlesungen  sowohl  für  den  philosoph.  Cureni, 
als  auch  weiterhin  wird  jeder  aus  dem  vorhergehenden  allgemeinen  Studien- 
plan leicht  von  selbst  trefifcn  können." 


Die  Berücksichtigung  der  besonderen  Bedürfnisse  künftiger  Lehrer 
an  höheren  Schulen,  welche  früher  u.  a.  auf  die  Wahl  und  die  Inter- 
pretation der  classischen  Autoren  von  wesentlichem  Einflufs  war,  ist  in 
neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  zurückgetreten;  ebenso  ist  es  bei  der  in* 
nehmenden  Theilung  auch  der  wissenschaftlichen  Arbeit  Studirenden  der 
Philologie,  Philosophie,  Mathematik,  Geschichte  jetzt  selten  möglich,  is 
anderen  wissenschaftl.  Gebieten,  aus  denen  sie  ein  specielles  Fach- 
studium nicht  machen  können,  z.  B.  in  der  Theologie  und  in  den  Nata^ 
Wissenschaften,  auf  der  Universität  eine  Anleitung  zur  Erwerbung  de^ 
jenigen  allgemein -wissenschaftlichen  Bildung  zu  erhalten,  welche  fttr 
den  Schulmann  von  grofser  Wichtigkeit  ist. 

Um  denjenigen  Studirenden,  welche  sich  nicht  der  Theologie  wid- 
men, aber  nach  Beruf  und  Neigung  die  Absiebt  haben,  sich  bei  der  Prü- 
fung pro  facultate  docendi  auch  eine  Qualification  für  den  Keligions- 
unterricht  zu  erwerben,  die  Vorbereitung  dazu  zu  erleichtern,  auftcr- 
dem  aber  allgemein  den  künftigen  Lehrern  schon  auf  der  üniversitiit 
Gelegenheit  zu  geben,  sich  auf  die  Anforderungen,  welche  in  Being  anf 
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Kenntiiirs  der  Religionslehre  bei  der  Prüfung  fttr  das  Lehramt  an  jeden 
Candidaten  gestellt  werden,  yorzabereiten,  veranlafste  ein  Min.  Rescr. 
▼.  9.Dcb.  1853  die  theölog.  Facaltäten,  auf  diesen  Zweck  berechnete 
Vorlesungen  zu  halten,  wie  es  in  früherer  Zeit  in  Tübingen,  Bonn, 
GOltingen,  Halle  geschehen  ist,  ohne  dafs  der  Mangel  eines  streng 
wissensehaftl.  Charakters  dergl.  apologetische  und  auf  einen  weitem 
Kreis  als  den  der  Theologie  Studirenden  berechnete  Vorlesungen  bei 
der  Universität  in  Mifscredit  gebracht  hätte.  In  dem  erwähnten  Rescr. 
wird  bemerkt: 

—  „Bei  den  von  den  E.  wissensehaftl.  Prüfungscommissionen  abgehal- 
tenen PrQiungen  der  Candidaten  des  hohem  Scbulamts  hat  sich  seit  meh- 
reren Jahren  ergeben,  dafs  diese  Candidaten  in  der  Religionswissenschaft 
häufig  nur  mangelhafte,  ja  nicht  selten  ungenügende  Kenntnisse  besitzen. 
Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  dieser  Mangel  zum  Theil  wenigstens  darin 
seinen  Grund  bat,  dafs  die  Studirenden  der  Philologie  während  ihres  akadem. 
Stadiums  nur  selten  ihre  religionswissenschaftl.  Kenntnisse  erweitern  und  ver- 
tiefen, theils  weil  es  ihnen  bei  dem  Umfang  der  philolog.  Studien  an  Zeit 
fehlt,  theologische  Vorlesungen  zu  hören,  theils  weil  diese  Vorlesungen  in 
der  ausführlichem  Behandlung  der  einzelnen  theolog.  Disciplinen  ein  zusam- 
menhangendes theologisches  Studium  voraussetzen,  nicht  aber  das  Bedürfnifs 
deijenigen  berücksichtigen,  welche  eine  dem  Standpuiftt  ihrer  sonstigen  wis- 
sensehaftl. Bildung  entsprechende  Erweiterang  und  Begründung  ihrer  Reli- 
gionskenntnisse  suchen.  Diesem  Bedürfniüi  könnte  durch  die  Festsetzung 
ehier  4jährigen  Studienzeit  für  die  Philologen  entsprochen  werden ;  allein  ab- 
ffesehen  von  den  gegen  eine  solche  Ausdehnung  der  Studienzeit  sprechenden 
Urttnden  würden  dabei  die  Studirenden  anderer  Facultäten  unberücksichtigt, 
und  auch  in  dieser  Weise  bei  der  in  sich  begründeten  Theilung  und  Ab- 
flsenznng  der  einzelnen  theolog.  Disciplinen  der  Erfolg  zweifelhaft  bleiben. 
Gesicherter  würde  dieser  erscheinen,  wenn  innerhalb  einer  jeden  theolog. 
Facnltät  eine  in  etwa  4  wöchentl.  Stunden  durch  2  Semester  fortgesetzte 
Voriesung  über  Religionswissenschaft  in  der  Art  gehalten  würde,  dafs  die 
Glanbens-  und  Sittenlehre  in  einer  die  geschichtliche  Entwickelung  und  die 
Symbolik  berücksichtigenden,  zugleich  in  das  Verständnifs  der  heil.  Schrift 
nnd  der  Bekenntnifsschriften  tiefer  einführenden  Weise  vorgetragen  wür- 
den.« - 

Min.  Rescr.  v.  10.  Mai  1856:  In  Verfolg  der  Verf.  v.  9.  Decb.  1853 
wegen  Anordnung  religionswissenschaftl.  Vorlesungen,  insbesondre  für  die 
ktlnftigen  Candidaten  des  höh.  Schulamts,  sind  die  Gutachten  der  theolog. 
Facultäten  eingegangen  und  sprechen  sich  fast  sämmtlich  für  die  Zweck- 
mälsigkeit  solcher  Voriesnngen  aus,  wenngleich  die  Ansichten  über  den  Um- 
fang und  die  Be^enzung  des  Inhalts  mannichfach  auseinander  gehen.  Ich 
will  es  der  Beurtheilung  der  theolog.  Facultäten  überlassen,  in  welcher  Weise 
der  beabsichtigte  Zweck  am  besten  erreicht  werden  kann,  und  beschränke 
mich  auf  den  Wunsch,  dafs  von  den  theolog.  Facultäten  Fürsorge  getroffen 
werden  möge,  dafs  in  jedem  Studieniahr  den  Studirenden,  welche  nicht  bei 
der  theologischen  Facultät  eingeschneben  sind,  Gelegenheit  geboten  werde, 
religionswissenschaftl.  Vorträge  zu  hören.  Für  eine  ausdrückliche  Verpflich- 
tung der  künftigen  Candidaten  des  höh.  Schulamts  zur  Theilnahme  an  diesen 
Vorlesungen  haben  sich  nur  wenige  Gutachten  ausgesprochen,  und  ich  habe 
nmsomehr  von  einer  solchen  Verpflichtung  absehen  zu  dürfen  geglaubt,  als 
bereits  bestimmt  ist,  dafo  solche  Candidaten,  welche  bei  der  Prüfung  pro  fac. 
doc.  ungenügende  Kenntnisse  in  der  Religionswissenschaft  zeigen,  ungeachtet 
der  in  anderen  Fächem  erworbenen  Qualification  doch  erst  dann  angestellt 
werden  dürfen,  wenn  sie  in  einer  wiederholten  Prüfung  auch  in  der  Religions- 
wissenschaft befriedigende  Kenntnisse  nachgewiesen  haben."  — 

Dafs  auch  im  Gebiet  der  Naturwissenschaften  dergl.  Vorlesungen 


24 

dafs  der  Stiidirende  den  philosoph.  Cursus  vorachriflsmlüflig  beendigt  habe, 
erfolgen  kann. 

Diese  Bestimmungen  dienen  einestheils  zur  Ansfahrung  des  im  §.  3S 
der  akadem.  Statuten  ausgesprochnen  Zwecks  der  philosoph.  FacoHit,  „dii 
Studium  der  Theologie  vorzubereiten  und  zu  untersttltzen^;  überhaupt  aber 
haben  sie  den  Zweck,  dem  Theologen  den  Weg  vorzuzeichnen,  auf  welebea 
er  sich  die  ftlr  seinen  künftigen  Beruf  und  seine  Stellung  im  LfCben  so  erfor- 
derliche allgemeine  wissenschafll.  Ausbildung  und  höhere  Geistesbildung  an- 
eignen kann.  Es  mufs  daher  von  jedem,  zu  dem  in  Rede  stehenden  philosoph. 
Cursus  verpflichteten  Studirenden,  dem  seine  allgemeine  Wissenschaft!.  Aus- 
bildung am  Herzen  liegt,  erwartet  werden,  daüs  er  sich  nicht  lediglich  auf 
jene  4  flauptvorlesungen  in  jedem  der  beiden  Semester  beschränken,  sondern 
nach  seinem  Geschmack  und  seiner  Vorliebe  für  ein  besondres  Fach  noch 
andere  Vorlesungen  hören  werde. 

Wer  aber  zwar  mit  der  Absicht,  demnächst  zum  Studium  der  Theologie 
überzugehen,  die  Akademie  bezieht,  mit  derselben  aber  die  Vorbereitung  zum 
Gymnasiallehr  fach  verbinden  will ,  ist  nicht  gehalten ,  die  im  Vorstehen- 
den genannten  Vorlesungen  aus  allen  Gebieten  der  philosoph.  Facultit  schoB 
während  des  ersten  Jahrs  zu  hören,  sondern  kann  die  Mehrzahl  seiner  Vo^ 
lesungen  sofort  aus  demjenigen  Lehrfach  wählen,  in  welchem  er  später  ab 
Gymnasiallehrer  wirken  will;  also  neben  den  aus  dem  Fach  der  eigentlicben 
Philosophie,  welche  die  Grundlage  der  allgemeinen  Wissenschaft!.  BUdnng 
ausmachen  (Psychologie,  Logik,  Metaphysik,  Geschichte  der  Philosophie)^ 
entweder  vorzugsweise  philologische  und  historische  oder  mathematische  oder 
naturwissenschaftliche.  Die  übrigen  ihm  noch  nothwendigen  philosoph.  Xot- 
lesungen  wird  er  zwar  keineswegs  vernachlässigen,  er  kann  sie  aber  auf  die 
späteren  Semester  vertheilen.  Uebrigens  mufs  schlielslich  noch  auf  den 
Schlufs  des  §.  43  der  Disciplinarstatuten  aufmerksam  gemacht  werden,  wo- 
nach auch  ^derjenige,  der  sich  nach  Ablauf  des  ersten  (des  philosophischen) 
Jahrs  bei  der  theolog.  Facultät  hat  inscribiren  lassen,  nichts  destoweniger 
das  Studium  der  philosoph.  Disciplinen  fortsetzen  mufs."  Diese  Bestimmung 
hat  lediglich  darin  ihren  Grund,  dafs  der  Theologe  es  sich  angelegen  sein 
lasse,  die  durch  den  einjährigen  philosoph.  Cursus  bezweckte  allgemeine 
Wissenschaft!.  Ausbildung  in  möglichster  Vollständigkeit  zu  erreichen.  Die 
zweckmäfsige  Auswahl  der  Vorlesungen  sowohl  für  den  philosoph.  Ciuvoi, 
als  auch  weiterhin  wird  jeder  aus  dem  vorhergehenden  allgemeinen  Stadies- 
plan  leicht  von  selbst  treffen  können." 


Die  Berücksichtigung  der  besonderen  Bedürfnisse  künftiger  Lehrer 
an  höheren  Schulen ,  welche  früher  u.  a.  auf  die  Wahl  und  die  Inter- 
pretation der  clasBiBchen  Autoren  von  wesentlichem  £infln(s  war,  ist  ia 
neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  zurückgetreten;  ebenso  ist  es  bei  der  n- 
nehmenden  Theilung  auch  der  wissenschaftlichen  Arbeit  Studirenden  der 
Philologie,  Philosophie,  Mathematik,  Geschichte  jetzt  selten  möglich,  ii 
anderen  wissenschaftl.  Gebieten,  aus  denen  sie  ein  specielles  Fach- 
studium nicht  machen  können,  z.  B.  in  der  Theologie  und  in  den  Nat1l^ 
Wissenschaften,  auf  der  Universität  eine  Anleitung  zur  Erwerbung  de^ 
jenigen  allgemein -wissenschaftlichen  Bildung  zu  erhalten,  welche  flr 
den  Schulmann  von  grofser  Wichtigkeit  ist. 

Um  denjenigen  Studirenden,  welche  sich  nicht  der  Theologie  wid- 
men, aber  nach  Beruf  und  Neigung  die  Absicht  haben,  sich  bei  der  Prü- 
fung pro  facultate  docendi  auch  eine  Qualification  fUr  den  Religioos- 
Unterricht  zu  erwerben,  die  Vorbereitung  dazu  zu  erleichtern,  aufeer- 
dem  aber  allgemein  den  künftigen  Lehrern  schon  auf  der  Univertititt 
Gelegenheit  zu  geben,  sich  auf  die  Anforderungen,  welche  in  Besng  uf 
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Kenntnifs  der  Religionslehre  bei  der  Prtlfung  fttr  das  Lehramt  an  jeden 
Candidaten  gestellt  werden,  vorzubereiten,  yeranlafste  ein  Min.  Res  er. 
▼.  9.Dcb.  1853  die  theölog.  FacaltKten,  auf  diesen  Zweck  berechnete 
Vorlesangen  sa  halten,  wie  es  in  früherer  Zeit  in  Tübingen,  Bonn, 
Gottingen,  Halle  geschehen  ist,  ohne  dafs  der  Mangel  eines  streng 
wissensehaftl.  Charakters  dergl.  apologetische  nnd  anf  einen  weitem 
Kreis  als  den  der  Theologie  Studirenden  berechnete  Vorlesungen  bei 
der  Universität  in  Mifscredit  gebracht  hätte.  In  dem  erwähnten  Rescr. 
wird  bemerkt: 

—  „Bei  den  von  den  K.  wissensehaftl.  Prflftingscommissionen  abgehal- 
tenen Prüflingen  der  Candidaten  des  hohem  Schulamts  hat  sich  seit  meh- 
reren Jahren  ergeben,  dafs  diese  Candidaten  in  der  Religionswissenschaft 
häufig  nur  mangelhafte,  ja  nicht  selten  ungenügende  Kenntnisse  besitzen. 
Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  dieser  Mangel  zum  Theil  wenigstens  darin 
seinen  Grund  hat,  dafs  die  Studirenden  der  PhUologie  während  ihres  s^adem. 
Studiums  nur  selten  ihre  religionswissenschaftl.  Kenntnisse  erweitern  und  ver- 
tiefen, theils  weil  es  ihnen  bei  dem  Umfang  der  philolog.  Studien  an  Zeit 
fehlt,  theologische  Vorlesungen  zu  hören,  theils  weU  diese  Vorlesungen  in 
der  ausführlichem  Behandlung  der  einzelnen  theolog.  Disciplinen  ein  zusam- 
menhangendes theologisches  Studium  voraussetzen,  nicht  aber  das  Bedürfnifs 
derjenigen  berücksichtigen,  welche  eine  dem  Standpuiftt  ihrer  sonstigen  wis- 
sensehaftl. Bildung  entsprechende  Erweiterang  und  Begründung  ihrer  Reli- 
gionskenntnisse  suchen.  Diesem  BedürfhÜs  könnte  durch  die  Festsetzung 
einer  4jährigen  Studienzeit  für  die  Philologen  entsprochen  werden ;  allein  ab- 
gesehen von  den  gegen  eine  solche  Ausdehnung  der  Studienzeit  sprechenden 
Gründen  würden  dabei  die  Studirenden  anderer  Facultäten  unberücksichtigt, 
und  auch  in  dieser  Weise  bei  der  in  sich  begründeten  Theilung  und  Ab- 
mnzung  der  einzelnen  theolog.  Disciplinen  der  Erfolg  zweifelhaft  bleiben. 
Gesicherter  würde  dieser  erscheinen,  wenn  innerhalb  einer  jeden  theolog. 
Facultät  eine  in  etwa  4  wöchentl.  Stunden  durch  2  Semester  fortgesetzte 
Vorlesung  über  Religionswissenschaft  in  der  Art  gehalten  würde,  dafs  die 
Glaubens-  und  Sittenlehre  in  einer  die  geschichtliche  Entwickelung  und  die 
Symbolik  berücksichtigenden,  zugleich  in  das  Verständnifs  der  heU.  Schrift 
vokd  der  Bekenntnifsschriften  tiefer  einführenden  Weise  vorgetragen  wür- 
den." - 

Min.  Rescr.  v.  10.  Mai  1856:  In  Verfolg  der  Verf.  v.  9.  Decb.  1853 
wegen  Anordnung  religionswissenschaftl.  Vorlesungen,  insbesondre  für  die 
künftigen  Candidaten  des  höh.  Schulamts,  sind  die  Gutachten  der  theolog. 
Facultäten  eingegangen  und  sprechen  sich  fast  sämmtlich  für  die  Zweck- 
mäisigkeit  solcher  Vorlesungen  aus,  wenngleich  die  Ansichten  über  den  Um- 
fang und  die  Be^enzung  des  Inhalts  mannichfach  auseinander  gehen.  Ich 
will  es  der  Beurtheilung  der  theolog.  Facultäten  überlassen,  in  welcher  Weise 
der  beabsichtigte  Zweck  am  besten  erreicht  werden  kann,  und  beschränke 
mich  auf  den  Wunsch,  dafs  von  den  theolog.  Facultäten  Fürsorge  getroffen 
werden  möge,  dafs  in  iedem  Studienjahr  den  Studirenden,  welche  nicht  bei 
der  theologischen  Facultät  eingeschrieben  sind,  Gelegenheit  geboten  werde, 
religionswissenschaftl.  Vorträge  zu  hören.  Für  eine  ausdrückliche  Verpflich- 
tung der  künftigen  Candidaten  des  höh.  Schulamts  zur  Theilnahme  an  diesen 
Vorlesungen  haben  sich  nur  wenige  Gutachten  ausgesprochen,  und  ich  habe 
nmsomehr  von  einer  solchen  Verpflichtung  absehen  zu  dürfen  geglaubt,  als 
bereits  bestimmt  ist,  dafs  solche  Candidaten,  welche  bei  der  Prüfung  pro  fac. 
doc.  ungenügende  Kenntnisse  in  der  Religionswissenschaft  zeigen,  ungeachtet 
der  in  anderen  Fächern  erworbenen  Qualification  doch  erst  dann  angestellt 
werden  dürfen,  wenn  sie  in  einer  wiederholten  Prüfung  auch  in  der  Religions- 
wissenschaft befriedigende  Kenntnisse  nachgewiesen  haben.*'  — 

Dafs  auch  im  Gebiet  der  Naturwissenschaften  dergl.  Vorlesungen 
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wUnschenswerth  y  war  schon  frliher,  gelegentlich  einer  Instmetion  fttr 
die  naturwlBBenschaftl.  Prüfung  ausgesprochen  worden: 

Min.  Res  er.  V.  2.  De  ob.  1842  (an  die  Regiernngs-BevollmSchtlgten  bei 
den  Universitäten):  —  „Ich  kann  mir  indessen  von  der  Instruetfon,  weldie 
nur  den  regulirenden  Mafsstab  (Wr  die  Prüfung  der  Candidaten  des  bOh. 
Schulamts  in  den  Naturwissenschaften  abgeben  soll,  nur  dann  ehien  fllr  dei 
Unterricht  in  den  Gymnasien  und  höh.  Bürger-  [JE^]  Schulen  ersprielsliehea 
Erfolg  versprechen,  wenn  es  gelingt,  auf  den  diesseitigen  Universitäten  zweck- 
mäfsige  Vorlesungen  über  allgemeine  Naturgeschichte  in  ihrer  Anwendanf 
auf  den  Gymnasial-  und  hohem  Schulunterricht  zu  veranstalten.  Eine  solche, 
in  Einem  Semester  und  etwa  in  5  bis  6  wöchentl.  Stunden  zu  vollendende 
Vorlesung  über  Naturkunde  überhaupt,  oder  einstweUen  nur  über  Natnr- 
Wissenschaft  im  Umfange  der  sogenannten  allgemeinen  Naturgeschichte  mfilsts 
auf  das  Bedürfhifs  künftiger  Schulmänner  berechnet  und  von  einem  besondeit 
tflchtigen  Lehrer  übernommen  werden,  welcher  im  Stande  wäre,  divch  &- 
selbe  seine  Zuhörer  in  das  Vcrständnifs  der  Natur  und  ihrer  besonderen  Reiche 
auf  eine  wissenschaftliche  und  die  allgemeine  Bildung  des  künft^n  Sdinl- 
manns  fördernde  Weise  einzuleiten.  Ew.  etc.  ersuche  ich  daher,  den  einen  oder 
den  andern  Lehrer  der  dortigen  Universität,  von  welchem  sich  nach  seinea 
bisherigen  Leistungen  und  seiner  ganzen  wissenschaftlichen  Richtung  das 
befriedigende  Lösung«  der  im  Obigen  angedeuteten,  allerdings  achwferigea 
Aufgabe  erwarten  läTst,  zur  Ankündigung  einer  auf  das  Bedürfidla  kfinftigar 
Schulmänner  berechneten  Vorlesung  über  allgemeine  Naturgeschichte  nm  ao 
mehr  zu  veranlassen,  als  mit  Wahrscheinlichkeit  vorauszusehen  ist,  da(s  eine 
solche  Voriesung  auch  von  Seiten  der  Studirenden,  welche  sich  nicht  gerade 
dem  hohem  Schulfache  widmen  wollen,  Theilnahme  finden,  und  anä  aif 
sie  einen  wohlthätigen  Einflufs  ausüben  werde."  —  Vrgl.  p.  11. 

Der  Erfolg  vorstehender  Anregungen  ist  bisher  hinter  den  Wünschet 
der  Unterrichtsverwaltung  zurückgeblieben,  indem  derartige  Vorleanngei 
nur  selten  gehalten  werden. 

In  näherem  Zusammenhange  mit  den  Erfordernissen  des  Lehrmmli 
an  höheren  Schulen  stehen  die  mit  den  Universitäten  verbandenei 
Seminarien,  sofern  sie  zu  einer  selbständigen  Anwendung  der  Wiasei- 
Schaft  Anleitung  geben.  Der  künftige  Schulmann  findet  in  ihnen  Ge- 
legenheit, sowohl  mit  der  Methode  einer  genauen,  der  Sache  nnd  der 
Form  gerecht  werdenden  Interpretation,  sowie  mit  den  Oesetien  wiatei- 
schaftlicher  Forschung  und  Kritik  bekannt  zu  werden,  und  dnrch  eigae 
üebnng  einen  wissenschaftlichen  Gegenstand  correct,  methodisch  und  in 
angemefsner  Form  behandeln  zu  lernen. 

Verschieden  von  diesen  Seminarien,  welche  innerhalb  der  üniveni- 
tätszeit  benutzt  werden  können,  sind  die  zu  unmittelbarer  Vorbereitoa; 
auf  die  Schulpraxis  bestimmten  pädagogischen  Seminarien,  n 
denen  der  Zutritt  in  der  Regel  erst  nach  absolvirter  Prüfung  pro  hetü- 
täte  docendi  gestattet  ist.  Selbstverständlich  sind  alle  diese  lostititc^ 
wenn  auch  zunächst  für  die  Provinz,  wo  sie  sich  befinden,  bestimoly 
doch  in  ihrer  Wirksamkeit  auf  diese  nicht  beschränkt.  Namentlich  sisd 
die  betreffenden  Einrichtungen  in  Berlin  als  Centralinstitnte  aninaehei* 


Gegeostande  erlassen  werden;  doch  würden  sie  den  Zweck  ihrer  Theilnahme 
darchans  verfehlen,  wenn  sie  ihre  Abhandinngen  aus  dem  schon  vorhandnen 
Yorrath  ihrer  Kenntnisse  schöpfen  wollten.  Das  Gebiet  der  Religions-  und 
Sittengeschichte,  die  Staatsverfassungen  des  Alterthums,  die  Charakteristik 
einselner  Schriftsteller  können  auch  ohne  streng  philologische  Bildung  so 
behandelt  werden,  dafe  der  Bearbeiter  für  sich  mehrfachen  Nutzen  ziehen 
kann,  wenn  er  einigen  Fleifs  darauf  zu  wenden  Zeit  und  Willen  hat. 

§.  16.  Die  mündl.  Uebungen  bestehen:  a)  im  Disputiren  über  die  ein- 
gereiäiten  Abhandlungen,  welche  von  2  Opponenten  sorgfaltig  durchlesen, 
und  dann  nach  Form  und  Inhalt  beurtheilt  werden.  Ea  müssen  daher  die 
Abhandlungen  den  Opponenten  wenigstens  8  Tage  vor  der  Disputation,  und 
dem  Dir.  2  Tage  vorher  zur  Durchsicht  übergeben  werden,  b)  Im  freien 
Uebersetzen  der  griech.  und  latein.  Classiker,  welche  zu  diesem  Zweck  von 
dem  Dir.  gewählt  sind.  Derjenige,  welcher  an  der  Reihe  ist,  hat  sich  sorg- 
ftltig  vorzubereiten,  nm  nicht  nur  fertig  und  fliefsend  den  Schriftsteller,  und 
iwar  die  griech.  Prosaiker  lateinisch,  die  Dichter  deutsch,  zu  übertragen, 
aondem  auch  von  seiner  Uebersetzung  Rechenschaft  zu  geben,  das  Anomale, 
Dunkle  oder  Verworrene  in  einzelnen  Stellen  zu  bemerken,  und  soviel  ihm 
•eioe  Hülfismittel  edauben,  zu  erläutern.  Von  den  übrigen  wird  erwartet, 
dafe  sie  über  alles,  was  ihnen  auch  nach  der  Erklärung  des  Dir.  dunkel  ge- 
blieben, Auskunft  fordern.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dals  sie  nur 
dann  von  ihrer  Theilnahme  an  diesen  Vorträgen  Nutzen  ziehen  können, 
wenn  sie  sich  vorher  mit  dem  zu  übersetzenden  Schriftsteller  bekannt,  ge- 
macht haben. 

§.  17.  Obgleich  zu  erwarten  ist,  dals  junge  Männer  mit  Sinn  und  in- 
nerm  Beruf  für  phUolog.  Studien  diese  vom  Staat  ihnen  zu  ihrer  Ausbildung 
dargebotne  Gelegenheit  schon  von  selbst  benntzen  werden,  so  hat  das 
MiaSst  es  dennoch  für  zweckmäfsig  befunden,  von  den  400  Thlm.,  welche 
nur  Unterhaltung  des  philolog.  Seminars  jährl.  ausgesetzt  sind,  zu  Unter- 
atlltzungen  für  die  oraentl.  Mitglieder  desselben  die  Summe  von  350  Thlr. 
Jährl.  zu  bestimmen.  Der  Vertheilung  dieser  Summe  werden  die  Sätze  von 
S  Portionen   zu  50  Thlr.  und   von   5  Portionen   zu  40  Thlr.  zum  Grunde 

Sdegt,  aber  dergestalt,  dafs  dieselben  nach  den  größeren  oder  geringeren 
naprflchen,  welche  sich  die  Seminaristen  durch  Fleiis,  Fortschritte  und 
•ittliche  Aufführung  erwerben,  für  jeden  vermehrt  oder  vermindert  werden, 
Jedoch  den  Satz  von  50  Thlr.  bei  keinem,  auch  die  gesammte  Unterstützungs- 
anrnme  nicht  überschritten  werden  darf.  Die  Vertheilung  geschieht  immer 
nnr  auf  ein  Jahr,  so  da&  jeder  Seminarist  sich  durch  anhaltenden  Fleifs  den 
lll^tffesetzten  GenoÜs  einer  Portion  immer  neu  erwerben  muis.  Ueber  die 
jihrl.  Vertheilung  macht  der  Dir.  seine  Vorschläge  in  dem  von  ihm  an  das 
Minist,  zn  erstattenden  Jahresbericht  Auf  die  erfolgte  Genehmigung  des 
Minist,  wird  die  Zahlung  vom  Universitätscuratorio  auf  die  Universitätscasse 
angewiesen.  Sollte  in  einem  Jahr  nicht  die  ganze  Unterstützungsumme 
mter  die  ordentl.  Mitglieder  vertheilt  sein,  so  können  Anträge  zur  Bewilligung 
des  Ersparnisses  auch  für  aufserordentliche  Mitglieder  gemacht  werden.  Da 
anch  vorausgesetzt  wird,  dafs  die  Leitung  der  Studien  im  Seminario  den 
Mitgliedern  häufige  Gelegenheit  geben  wird,  sich  einzelne  philolog.  Gegen- 
stände zur  besondem,  der  Bekanntmachung  einst  würdigen  Bearbeitung  zu 
wählen,  so  sollen  die  Seminaristen,  die  bei  ihrem  Austritt  aus  dem  Seminario 
durch  dergi.  Proben  ihres  FleÜses  und  ihrer  Gelehrsamkeit  sich  auszeichnen, 
Ar  die  Kosten  des  Drucks  und  ihrer  Promotion,  auf  den  Vorschlag  des  Dir. 
nodt  Genehmigung  des  Minist  aus  dem  Uuiversitätsfonds  entschädigt  werden. 
Obliegenheiten  des  Directors.  §.  18.  Bei  der  Aufnshme  eines 
Mitglieds  wird  der  Dir.  zwei  sich  allerdings  durchkreuzende  Rücksichten  zu 
vereinigen  suchen:  1.  dals  er  m'cbt  durch  Aufnahme  der  Schwächeren  den 
Geist  des  Instituts  herabstimme  und  dasselbe  zu  einem  gewöhnlichen  Dispu- 
tatorinm  ausarten  lasse;  2.  dafs  er  auch  keinen  Lernbegierigen,  der  den 
guten  Willen  hat  Versäumtes  nachzuholen,  zurückweise.   Das  Angemessenste 
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zuhören  und  sich  dadurch  die  Expectanz  auf  vacante  Stellen  erwerben  wollen. 
§.  7.  Schulamtocandidaten,  oder  von  den  Staatsbehörden  schon  bernfene  und 
angestellte  Schulmänner,  denen  erlaubt  worden  ist,  sn  ihrer  wisaeBsehiftl. 
Vervollkommnung  noch  eine  Zeitlang  die  Universität  zu  besncben,  haben 
bei  gehöriger  Qualification  Zutritt  zu  dem  Seminar  und  nehmen  thätigeB 
Antheil  an  demselben. 

§.  8.  Sowie  ein  unsittliches,  rohes,  Mangel  an  wissenschaftl.  Geist  nnd 
an  Sinn  für  edlere  Bildung  verrathendes  Betragen  der  Aufnahme  ganz  ns- 
würdig  macht,  ebenso  hat  es  auch  die  Ausscnlielsung  zur  unmittelbaren 
Folge,  und  der  Dir.  des  Seminars  ist  verpflichtet,  jeden,  der  eines  solchen 
Betragens  sich  schuldig  macht,  oder  von  dessen  Untflchtigkeit  nnd  Trägheit 
er  sich  überzeugt  hat,  sofort  aus  demselben  zu  entfernen.  §.  9.  Oft  wieder* 
holte,  nicht  motivirte  Versäumung  der  Stunden,  vorzüglich  derjenigen,  welehs 
zum  Erklären  der  Schriftsteller  bestimmt  sind,  begründet  auf  Seiten  des  IXr. 
die  Voraussetzung,  dafs  der  Versäumende  durch  andre  Studien  sa  sehr  be- 
schäftigt sei,  um  den  Zweck  seiner  Theilnahme  am  Seminar  sa  erfÜlea, 
und  daher  seine  Stelle  im  Seminar  für  das  nächste  Halbjahr  aufgeben  werde. 
§.  10.  Noch  weit  mehr  gilt  diese  Voraussetzung  von  denjenigen,  welche  die 
sie  treffenden  Arbeiten  nicht  übernehmen  können  oder  wollen. 

Mündliche  und  schriftliche  Uebungen.  S.  11.  Die  Mitglied« 
des  Seminars  kommen  wöchentl.  in  4  Stunden  zusammen,  in  welchen  rtgA^ 
mäfsig  schriftl.  und  mündl.  Uebungen,  die  immer  in  latein.  Sprache  sa- 
zustellen  sind,  mit  einander  abwechseln  und  der  Reihe  nach  alle  Mitglied« 
treffen.  Für  diejenigen,  welche  sich  ausschliefslich  der  Philologie  widmen, 
oder  sonst  dazu  Neigung  verrathen ,  wird  der  Dir.  in  einer  der  4  wOchesd. 
Stunden  Uebungen  im  Schreiben  der  griech.  Sprache  veranlassen.  {.  12.  Die 
schriftl.  Uebungen  bestehen  in  Ausarbeitungen  über  antiquar.  Geffenstäade 
und  class.  Schriftsteller.  Jedes  ordentl.  Mitglied  liefert  alle  halbe  Jahr  min- 
destens 2  solche  Ausarbeitungen.  Wer  diese  nicht  zur  bestimmten  Zeit  ohne 
gegründete  Entschuldigung  abliefert,  mufs  deswegen  nothwendig  snsgs* 
schlössen  werden.  Die  schriftl.  Arbeiten  werden  aufbewahrt,  am  nOChtges- 
falls  Urtheile  über  einzelne  Mitglieder  damit  bei  dem  Ministerio  zu  belegen. 

§.  13.  Die  für  alle  schriftl.  Ausarbeitungen  der  Seminaristen  geltende 
Bedingung  ist,  dafs  dieselben  einige,  wenn  auch  unvollendete  Resultate  dei 
eignen  Nachdenkens  und  Forschens  enthalten,  nicht  schnell  zasammenge* 
raffte,  dem  Verfasser  längst  bekannte  Notizen.  §.  14.  Da  indefs  das  |»^ 
lolog.  Seminar  nicht  ausschliefslich  dem  Unterricht  der  Philologen  bestinnt 
ist,  sondern  auch  Anderen  Gelegenheit  geben  soll,  sich  auszubilden,  so  gekt 
daraus  ein  doppelter  Maasstab  für  die  Ansprüche  hervor,  welche  an  die 
schriftl.  Arbeiten  gemacht  werden.  Von  den  eigentlich  philolog.  Mitglieden, 
vorzüglich  denen,  welche  schon  einige  Zeit  theilgenommen  haben,  wird  billig 
gefordert,  dafs  sie  sich  hinlängliche  Zeit  vorher  auf  die  zu  liefernde  All- 
handlung vorbereiten,  indem  sie  einen  oder  mehrere  Schriftsteller  in  Besof 
auf  den  gewählten  Gegenstand  aufmerksam  durchlesen,  und  die  dabei  g*- 
machten  Bemerkungen  zu  einem  Ganzen  zu  vereinigen  suchen.  Die  WaU 
des  zu  behandelnden  Gegenstandes  hängt  zwar  von  jedem  der  Mitarbeiter 
ab ,  doch  wird  es  rathsam  sein ,  sich  darüber  mit  dem  Dir.  zu  bespreehei, 
damit  sie  nicht  einen  unfruchtbaren,  oder  den  Kräften  des  einzelnen  nickt 
angemefsnen  Gegenstand  treffe.  Der  Dir.  wird  immer  bereit  sein,  jedes 
eine  Anzahl  Themata  für  grammat.  oder  antiquar.  Untersuchungen,  wie  äe 
von  Studirenden  ausgeführt  werden  können,  vorzuschlagen.  In  Rflckiiekt 
auf  die  Form  wird  von  den  ordentl.  und  aufscrordentl.  Mitgliedern  gefbrdeft, 
dafs  ihre  Abhandlungen  in  latein.  Sprache,  und  nicht  nur  grammat.  richtig, 
sondern  auch  so  ab^efafHt  werden,  dafs  die  auf  die  Bildung  des  Stils  gewes* 
dcte  Sor^fiilt  sichtbar  hervortritt,  welches  bei  fortgesetztem  Stadium  dtf 
dazu  geeignetsten  Classiker  nicht  schwer  zu  erreichen  ist. 

§.  15.  Den  nicht  philolo«;.  Mitgliedern  kann,  wenn  sie  durch  ihr  Haopt- 
Studium  bereits  »ehr  beschäftigt  sind,  die  längre  Beschäftigang  mit  Eises 
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Gegenstände  erlassen  werden;  doch  wOrden  sie  den  Zweck  ihrer  Theilnahme 
dorchans  verfehlen,  wenn  sie  ihre  Abhandlungen  aus  dem  schon  vorhandnen 
Yorrath  ihrer  Kenntnisse  schöpfen  wollten.  Das  Gebiet  der  Religions-  und 
Sittengeschichte,  die  Staatsverfassungen  des  Alterthums,  die  Charakteristik 
einzelner  Schriftsteller  können  anch  ohne  streng  philologische  Bildung  so 
behandelt  werden,  dafe  der  Bearbeiter  für  sich  mehrfachen  Nutzen  ziehen 
kann,  wenn  er  einigen  Fleifs  darauf  zu  wenden  Zeit  und  Willen  hat. 

§.  16.  Die  mündl.  Uebungen  bestehen:  a)  im  Disputiren  über  die  ein- 
gereiäiten  Abhandinngen,  welche  von  2  Opponenten  sorgfaltig  durchlesen, 
und  dann  nach  Form  und  Inhalt  beurtheilt  werden.  Es  müssen  daher  die 
Abhandlnngen  den  Opponenten  wenigstens  8  Tage  vor  der  Disputation,  und 
dem  Dir.  2  Tage  vorher  zur  Durchsicht  übergeben  werden,  b)  Im  freien 
Ueberaetzen  der  griech.  und  latein.  Classiker,  welche  zu  diesem  Zweck  von 
dem  Dur.  gewählt  sind.  Derjenige,  welcher  an  der  Reihe  ist,  hat  sich  sorg- 
ftkig  vorzubereiten,  um  nicht  nur  fertig  und  fliefsend  den  Schriftsteller,  und 
iwar  die  griech.  Prosaiker  lateinisch,  die  Dichter  deutsch,  zu  übertnigen, 
sondern  anch  von  seiner  Uebersetzung  Rechenschaft  zu  geben,  das  Anomale, 
Dunkle  oder  Verworrene  in  einzelnen  Stellen  zn  bemerken,  und  soviel  ihm 
seine  Hülfismittel  eilauben,  zu  erläutern.  Von  den  übrigen  wird  erwartet, 
dais  sie  über  alles,  was  ihnen  auch  nach  der  Erklärung  des  Dir.  dunkel  ge- 
blieben, Auskunft  fordern.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dals  sie  nur 
dann  von  ihrer  Theilnahme  an  diesen  Vorträgen  Nntzen  ziehen  können, 
wenn  sie  sich  vorher  mit  dem  zu  übersetzenden  Schriftsteller  bekannt,  ge- 
macht haben. 

§.  17.  Obgleich  zn  erwarten  ist,  dals  junge  Männer  mit  Sinn  und  in- 
nerm  Beruf  für  philolog.  Studien  diese  vom  Staat  ihnen  zu  ihrer  Ausbildung 
daigebotne  Gelegenheit  schon  von  selbst  benntzen  werden,  so  hat  das 
Minist  es  dennoch  für  zweckmäßig  befunden,  von  den  400  Thlm.,  welche 
nur  Unterhaltung  des  philolog.  Seminars  jährl.  ausgesetzt  sind,  zu  Unter- 
■tfltxongen  fOr  die  oraentl.  Mitglieder  desselben  die  Summe  von  350  Thlr. 
tthri.  zn  bestimmen.  Der  Vertheilung  dieser  Summe  werden  die  Sätze  von 
3  Portionen   zu  50  Thlr.  und   von   5  Portionen   zu  40  Thhr.  zum  Grunde 

Sdegt,  aber  dergestalt,  dafs  dieselben  nach  den  größeren  oder  geringeren 
Dsprüchen,  welche  sich  die  Seminaristen  durch  Fleils,  Fortschritte  und 
sittliche  Aufführung  erwerben,  für  jeden  vermehrt  oder  vermindert  werden, 
jedoch  den  Satz  von  50  Thlr.  bei  keinem,  auch  die  gesammte  Unterstützungs- 
samme  nicht  überschritten  werden  darf.  Die  Vertheilung  geschieht  immer 
nnr  auf  ein  Jahr,  so  dals  jeder  Seminarist  sich  durch  anhaltenden  Fleils  den 
fortgesetzten  Gena(^  einer  Portion    immer  neu   erwerben  muls.     Ueber  die 

2brL  Vertheilung  macht  der  Dir.  seine  Vorschläge  in  dem  von  ihm  an  das 
inist.  zu  erstattenden  Jahresbericht.  Auf  die  erfolgte  Genehmigung  des 
Minist,  wird  die  Zahlung  vom  Universitätscuratorio  auf  die  Universitätscasse 
angewiesen.  Sollte  in  einem  Jahr  nicht  die  ganze  Unterstützungsumme 
mter  die  ordentl.  Mitglieder  vertheilt  sein,  so  können  Anträge  zur  Bewilligung 
des  Ersparnisses  auch  für  aufserordentiiche  Mitglieder  gemacht  werden.  Da 
auch  vorausgesetzt  wird,  dafs  die  Leitung  der  Studien  im  Seminario  den 
Mitgliedern  häufige  Gelegenheit  geben  wird,  sich  einzelne  philolog.  Gegen- 
stände zur  besondern,  der  Bekanntmachung  einst  würdigen  Bearbeitung  zu 
wählen,  so  sollen  die  Seminaristen,  die  bei  ihrem  Austritt  aus  dem  Seminario 
durch  dergl.  Proben  ihres  Fleifees  und  ihrer  Gelehrsamkeit  sich  auszeichnen, 
ftr  die  Kosten  des  Drucks  und  ihrer  Promotion,  auf  den  Vorschlag  des  Dir. 
mit  Genehmigung  des  Minist  aus  dem  Uuiversitätsfonds  entschädigt  werden. 
Obliegenheiten  des  Directors.  §.  18.  Bei  der  Aufnshme  eines 
Mit^ieds  w&d  der  Dir.  zwei  sich  allerdings  durchkreuzende  Rücksichten  zn 
vereinigen  suchen:  1.  dals  er  nicht  durch  Aufnahme  der  Schwächeren  den 
QeiBt  des  Instituts  herabstimme  und  dasselbe  zu  einem  gewöhnlichen  Dispu- 
tatorium  ausarten  lasse;  2.  dafs  er  auch  keinen  Lernbegierigen,  der  den 
guten  Willen  hat  Versäumtes  nachzuholen,  zurückweise.   Das  Angemessenste 


1.  werden  über  einen  beitimmten  Theil  der  reinen  oder  angewandten  Ma&e- 
matik  abwechselnd  von  den  verschiedenen  Mitgliedern  zusammenhangende 
Vorträge  gehalten,  wobei  ein  oder  mehrere  Bücher  als  Grundlage  dienen 
können.  Ea  sind  hiebei  von  Seiten  des  Dirigenten  nnd  der  Zuhörer  Einwürfe 
und  anderweitige  Bemerkungen  gestattet.  2.  a)  werden  kleinere  Aufgaben  am 
der  reinen  und  angewandten  Mawematik  gegeben,  welche  von  B&mmtl.  Mitgtie- 
dem  zu  lösen  sind;  b)  werden  von  einzelnen  Mitgliedern  grölsere  Auaarbeitns- 
gen  über  ein  besondres  Thema  aus  der  reinen  oder  angewandten  MathematÜL 
angefertigt  Die  Themata  zu  diesen  Arbeiten  sind  entweder  aelbatgewahlt, 
oder  werden  auf  VerUngen  von  den  Dirigenten  gegeben.  Die  Löean^en  der 
kleineren  Aufgaben  sowohl,  als  die  gröfseren  Ausarbeitungen  werden  m  dasa 
festgesetzten  Stunden  besonders  durchgenommen.  Die  gröfseren  Arbeiten 
circuliren  zuvor  bei  den  Mitgliedern,  und  werden  einem  derselben  yonogs- 
weise  zur  Beurtheilung  übergeben.  §.5.  Die  Arbeiten  der  physika- 
lischen Abtheilung  bestehen  eben&lls  1.  in  zusammenhangenden  yo^ 
trägen,  welche  abwechselnd  von  den  Mitgliedern  über  einen  bestimmten 
Zweig  der  mathemat  Phvsik  gehalten  werden;  2.  in  selbständigen  Arbeiten 
derselben,  welche  entweaer  rein  theoretisch  sind,  oder  auf  Grund  einer  mar 
themat.  Theorie  eigene  Beobachtungen  in  Messungen  erfordern. 

§.  6.  Für  jede  der  gröfseren  Ausarbeitungen  können  die  Dirigenten  bei 
dem  Minist,  durch  das  stellvertretende  Curatoriam  um  eine  Remuneration 
einkommen,  welche  sich  jedoch  höchstens  auf  20  Thlr.  belaufen  darf.  Aulser  . 
dem  kann  für  die  physilLal.  Arbeiten,  wo  es  nöthig  gefunden  wird,  ein  E^ 
satz  der  bei  den  anzustellenden  Beobachtungen  stattfindenden  Unkosten 
ertheilt  werden.  Bei  dem  Antrag  auf  die  Remuneration  wird  auch  die  grOfne 
oder  geringre  Theilnahme  an  den  anderen  Arbeiten  des  Seminars  berfiek- 
sichtigt,  sowie  die  Studienjahre  und  die  Anforderungen,  welche  aich  daiaof 
begründen  lassen.  Bei  Ausarbeitungen ,  welche  wissenschaftl.  Werth  haben, 
wenn  sie  nachträglich  durchgearbeitet  eine  Form  erhalten,  in  welcher  sie 
dem  Druck  übergeben  werden  können,  wird  aufserdem  eine  auiserordentUehe 
Remuneration  von  10  Thlr.  bewilligt.  Diese  Arbeiten  werden  zur  Bekannl- 
machung  in  gelehrten  Zeitschriften  empfohlen.  §.  7.  Noch  nicht  zur  Mit- 
gliedschaft befähigte  Studirende,  sowie  angestellte  Lehrer  können  nsek 
geschehener  Meldung  bei  den  resp.  Dirigenten  als  freie  Zuhörer  an  daa 
Uebungen  des  Seminars  theilnehmen,  ohne  jedoch  auf  eine  Remuneratioo 
Ansprüche  machen  zu  können. 

§.  8.  Jeder  der  Dirigenten  hält  ein  Journal ,  worin  die  laufenden  A^ 
beiten  des  Seminars  verzeichnet  werden,  sowie  eine  Angabe  der  gröiser^ 
Ausarbeitungen  der  Mitglieder.  Dasselbe  wird  alljährl.  dem  Minist,  im  Ori- 
ginal vorgelegt,  nebst  einem  summar.  Jahresbericht  und  den  in  dieser  Zeit 
publicirten  Arbeiten  des  Seminars.''  Etat:  350  Thlr. 

Das,  ebenfalls  im  Jahr  1834,  bei  der  Universität  zu  Königsberg  er- 
richtete Seminar  für  die  Naturwissenschaften  ist  1852  wegea 
Mangels  an  Theilnahme  eingegangen. 


Universität   zu   Berlin. 

1.    Das  philologische  Seminar« 

Rglm.v.  28.  Mai  1812. 

Dasselbe  stimmt  der  Hauptsache  nach  mit  dem  p.27  ff.  mitgetheilten  flbe^ 
ein.  Die  Zahl  der  ordentl.  Mitglieder  wurde  auf  8  festgesetzt,  mit  dem  Vo^ 
behalt,  sie  nach  Befinden  zu  vermehren.  —  Etat:  600  Thlr. 
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2«  Dag  mathematigolie  Seminar. 

Rglm.  y.  4.  Octb.  1864. 

„S*  1*  I>a8  Seminar  ist  ein  öffentliches,  mit  der  Universität  verbnndnes 
Institnty  welches  den  Zweck  hat,  denjenigen  Studirenden  der  mathemat  Wis- 
senschaften, die  bereits  eine  gewisse  Summe  von  Kenntnissen  sich  erworben 
haben,  zu  selbstthätiger  Anwendung  derselben  Anleitung  zu  geben  und  sie 
durch  literarische  Unterstützung  weiter  auszubilden,  damit  künftig  durch  sie 
die  mathemat.  Studien  erhalten,  fortgepflanzt  und  gefördert  werden  mögen. 
|.  3.  Die  Direotion  des  Seminars  führen  in  der  Regel  2  von  dem  Minister 
damit  beauftragte  Professoren  der  philosoph.  Facultä^  welche  die  Uebungen 
der  Seminaristen  abwechselnd  leiten. 

§.  3.  Als  ordentl.  Mitglieder  des  Instituts  sind  nur  diejenigen  immatri- 
enlirten  Studirenden  zuzulassen,  welche  sich  vorzugsweise  der  Mathematik 
widmen  und  mindestens  schon  ein  Jahr  auf  der  hies.  oder  einer  andern 
Universität  studirt  haben.  Ausländer  können  unter  denselben  Bedingungen 
ao^l^ommen  werden ,  als  Inländer.  §.  4.  Dre  Aufnahme  erfolgt  auf  Grund 
eines  von  den  Directoren  anzustellenden  Ck)lloquiums  und  einer  von  dem  Aspi- 
laaten  einzureichenden  schriftl.  Probearbeit,  wodurch  zu  ermitteln  ist,  ob  er 
regen  wissenschaftl.  Sinn  und  diejenigen  Vorkenntnisse  besitzt,  welche  nöthig 
md,  um  an  den  Uebungen  des  Seminars  mit  Nutzen  Antheil  nehmen  zu 
kSonen.  Die  schriftl.  Probearbeit  kann  ausnahmsweise  erlassen  werden, 
wenn  das  Colloquium  hinreichende  Gewähr  für  die  wissenschaftl.  Tüchtigkeit 
des  Aspiranten  giebt.  §.  5.  Die  Anzahl  der  ordentl.  Mitglieder  darf  nicht 
mehr  als  12  betragen.  Die  Directoren  sind  jedoch  befugt,  auch  über  diese 
Zähl  hinaus  einige  Studirende,  welche  die  nöthige  Vorbildung  besitzen,  als 
aoiaerordentl.  Mitglieder  an  den  Uebungen  des  Seminars  Theil  nehmen  zu 
lassen.  §.  6.  Sollte  ein  Mitglied  sich  der  thätigen  Theilnahme  an  den 
Uebungen  des  Seminars  ungeachtet  vorgängiger  Warnung  entziehen,  so  steht 
den  Directoren  das  Recht  zu,  dasselbe  von  der  Theilnahme  an  dem  Seminar 
«iszaschliefeen. 

§.  7.  Die  Versammlungen  des  Seminars  finden  wöchentl.  einmal  Statt, 
VOL  einer  Zeit,  welche  so  zu  wählen  ist,  dafe  sie  nach  Bedürfnifs  bis  auf 
2  Stunden  und  darüber  ausgedehnt  werden  können.  §.  8.  Die  wissen- 
sehaftl.  Uebungen  der  Seminaristen  sind  theils  mündliche,  theils  schriftliche. 
IMe  mündl.  Uebungen  bestehen  in  freier  Besprechung  über  bestimmte  ma- 
themat. Probleme  und  Fragen,  welche  von  den  Directoren  gestellt,  oder  von 
den  Seminaristen  selbst  autgeworfen  werden  können,  und  in  freien  Vorträgen 
der  Seminaristen  über  das,  was  sie  selbst  gearbeitet,  oder  über  Abhandlun- 
gen, welche  sie  durchstudirt  haben.  Die  schriftl.  Arbeiten  bestehen  theils 
in  kleineren  Ausarbeitungen  von  Sätzen  und  Aufgaben,  welche  von  den  Di- 
rectoren gestellt  und  in  der  Regel  so  gewählt  werden,  dafs  sie  sich  in  fort- 
laufender Reihenfolge  über  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Mathematik  verbreiten 
und  zusammen  eine  genauere  Erkenntnifs  desselben  vermitteln;  theils  in 
fln-öfseren  Arbeiten,  deren  Themata  aus  beliebigen  Fächern  entnommen,  von 
den  Directoren  vorgeschlagen  oder  von  den  Seminaristen  selbst  gewählt 
werden.  Die  schriftl.  Arbeiten  sind  von  den  Seminaristen  an  die  Directoren 
abzugeben  und  werden  von  diesen  beurtheilt. 

§.  9.  Denjenigen  Seminaristen,  welche  sich  durch  Fleifs  und  rege 
Theilnahme  an  den  mündl.  Uebungen,  sowie  durch  die  gelieferten  schriftl. 
Arbeiten  besonders  auszeichnen ,  werden  auf  Grund  eines  am  Schlufs  jedes 
Semesters  von  den  Directoren  einzureichenden  motivirten  Berichts  von  dem 
Minister  Geldprämien  bewilligt.  In  diese  halbjährl.  Berichte  werden  zugleich 
die  Nachrichten  über  die  in  dem  verflofsnen  Semester  angestellten  Uebun- 
gen, über  die  eingelieferten  Arbeiten  und  über  den  Zustand  des  Seminars 
aufgenommen. 

S.  10.     Zum  Gebrauch   für  die  mündl.  Uebungen  im  Seminar,  sowie 
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für  die  Stadien  und  Arbeiten  der  Mitglieder  wird  eine  Handbibliothek  der 
besten  und  nützlichsten  mathemat  Schriften  angelegt  und  erhalten,  deren 
möglichst  freie  Benutzung  unter  Controle  der  Directoren  den  Seminaristen 
gewährt  wird.*"  Etat:  400Thlr.,  wovon  160  Thlr.  zu  Prämien,  2öOThlr.  für 
die  Bibliothek  verwandt  werden. 


Universität  zu  Greifswald. 

1.    Das  philologische  Seminar« 

Rglm.  V.  8.  Febr.  1822. 

-Nachdem  das  Minist,  für  gut  befunden,  die  philolog.  (jeaellschaft  in 
Greifswald  für  eine  öffentl.  Anstalt  zu  erklären,  hat  es  für  nöthig  erachtet, 
dieselbe  mit  nachstehender  Instruction  zu  versehen.  [Es  folgen  (§.1-7) 
allgemeine  Anordnungen,  welche  ganz  dem  p.  27  ff.  mitgetheilten  Reglement 
entsprechen.] 

§.  8.  An  der  Leitung  der  Anstalt  sollen  nie  mehr  als  2  Lehrer  Antbdl 
nehmen,  wovon  der  eine  für  jetzt  die  Direction,  der  andre  die  Inspectioi 
führt.  Beide  besorgen  gemeinschaftlich  die  Angelegenheiten  der  Anstilt, 
und  vereinigen  sich  freundschaftlich  über  alle  inneren  Gegenstände,  Aber 
welche  in  gegenwärtiger  Instruction  keine  bestimmten  Vorschriften  gegebei 
sind.  §.  9.  Die  Uebungen  der  philolog.  Gesellschaft  sind  folgende :  1.  grilndL 
Erklärung  der  griech.  und  latein.  Schriftsteller  nach  allen  Rücksichten  \n4 
mit  allen  Hülfsmitteln,  die  zur  wahren  und  erschöpfenden  Auslegung  noth- 
wendig  sind;  2.  Uebungen  im  Lateinschreiben,  sowohl  zum  Aneignen  eiaei 
acht  latein.  Stils,  als  überhaupt  zur  Befl)rderung  einer  tiefem  und  bessert 
Kenntnifs  der  latein.  Sprache;  3.  schriftl.  latein.  Ausarbeitungen,  bald  Aber 
Abschnitte  aus  Autoren,  bald  über  einzelne  Aufgaben  aus  allen  Theilen  der 
Alterthumswissenschaft.  Die  Themata  zu  den  Ausarbeitungen  werden  foi 
den  Mitgliedern  selbst  gewählt  oder  von  dem  Dir.  aufgegeben ;  die  crforderL 
Hülfsmittel,  sowie  die  rechte  Art  der  Behandlung  mit  den  Mitgliedern  be- 
sprochen. Zu  dem  Ende  werden  die  nöthigen  Bücher  von  der  K.  Univeni' 
tatsbibliothck  ihnen  verabfolgt,  und  wenn  diese  an  andere  Studirende  oder 
an  Personen,  die  nicht  angestellte  Docenten  sind,  schon  ausgeliehen  seit 
sollten,  zum  Gebrauch  für  die  Mitglieder  der  philolog.  Gesellschaft  eingefor- 
dert. Jedes  ordcntl.  Mitglied  liefert  alle  halbe  Jahr  mindestens  2  Ausarbei- 
tungen. Wer  diese  nicht  zur  bestimmten  Zeit  ohne  gegründete  Entschuldi- 
gung abliefert,  mufs  defswegen  noth wendig  ausgeschlossen  werden.  Diete 
Arbeiten  wird  der  Dir.  einem  oder  mehreren  Mitgliedern  vorher  aur  hent' 
theilung  geben,  ehe  er  selbst  sie  prüft.  Die  Beurtheilung  kann  schrifU.  ein- 
gereicht werden ;  doch  mufs  in  jedem  Fall  darüber  mündlich  disputirt  werdet. 
Die  schriftl.  Arbeiten  werden  aufbewahrt,  um  nöthigenfalls  Urtheile  ftber 
einzelne  Mitglieder  damit  bei  dem  vorgesetzten  Ministerio  zu  belegen.  4.  FSr 
diejenigen,  welche  sich  ausscbliefslicb  der  Philologie  widmen,  oder  sotit 
dazu  Neigung  verrathen,  wird  der  Dir.  Uebungen  im  Schreiben  der  grieek 
Sprache  in  einer  wöchentl.  Stunde  veranlassen.  5.  Uebungen  im  geregeltet 
Disputiren  über  gelehrte  Gegenstände  werden  theils  die  Interpretation  der 
Schriftsteller  und  die  Beurtheilung  der  schriftl.  Ausarbeitungen  von  telbit 
veranlassen,  theils  sollen  von  Zeit  zu  Zeit  Theses  zum  Disputiren  aufgegebet 
und  einzelne  Fragen  zur  Beantwortung  vorgelegt  werden.  §.  10.  Sämitt* 
liehe  Verhandlungen  der  philologischen  Gesellschaft  geschehen  nur  in  latdt. 
Sprache. 

§.11.  Für  die  Uebungen  der  philolog.  Gesellschaft  werden  neben  der  $.9,4 
erwähnten ,  dem  Schreiben  in  griech.  Sprache  gewidmeten  wöcheoU.  Stub 
an  3  Tagen  der  Woche  Abendversammlungen  von  6  bis  8  Uhr  Statt  findet, 
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vwk  denen  eine  der  Interpretation  eines  latein.,  eine  der  eines  griech.  Schrift- 
itellerSy  die  dritte  dem  Lateinschreiben,  sowie  der  Benrtheilnng  der  Ansar- 
beitangen  und  der  übrigen  Uebungen  gewidmet  sein  wird.  Hievon  werden 
3  Abendversammlungen  bei  dem  Dir.  genalten  werden,  dem  allein  die  Beor- 
tfaeilnng  der  Ausarbeitungen  und  die  Leitung  der  besonderen  Disputirflbungen 
obliegt,  die  dritte  aber  bei  dem  Inspector. 

1. 12.  [Prämien  für  die  ordentL  Mitglieder  bis  zum  Betrage  von  30  Thlr.; 
übrigens  wie  p.  29  §.  17.] 

1. 13.  Um  die  philolog.  Studien  und  insbesondre  die  Geläufigkeit  im 
elass.  latein.  Ausdruck  auf  der  Universität  zu  Grei&wald  noch  mehr  zu  be- 
fördern, findet  das  Minist,  es  zweckmäfsig,  mit  der  philolog.  Gesellschaft 
die  jährl.  Aufstellung  von  2  oder  3  Preisaufgaben  zu  verbinden,  von  denen 
die  eine  antiquarischen  Inhalts  sein,  die  beiden  anderen  Gegenstände  betreffen 
sollen,  bei  denen  die  Erfindung  des  Stoffs  keinen  bedeutenden  Schwierig- 
keiten unterworfen  ist,  wo  es  daher  vorzüglich  nur  auf  class.  röm.  Darstellung 
ankommt.  —  Bei  der  Lösung  dieser  Preisaufgaben  können  nur  die  Mitglieder 
der  philolog.  Gesellschaft  concurriren.  Die  Aufgaben  werden  zunächst  am 
schwarzen  Brett,  für  die  Folge  auch  durch  ein  Programm  bekannt  zu  machen 
sein.  —  Die  Preisarbeiten  müssen  spätestens  am  1.  Juni  dem  Dir.  auf  eine 
bei  Preisarbeiten  herkömmliche  Weise,  d.  h.  ohne  Namen  des  Verfassers, 
jedoch  mit  einem  Motto  versehen  und  begleitet  von  einem  versiegelten ,  mit 
demselben  Motto  beaufschrifteten  und  den  Namen  des  Verfassers  enthaltenden 
Zettel  eingereicht  werden.  —  Das  Minister,  wird  sodann  auf  den  von  dem 
Dir.  und  dem  Insp.  gemeinschaftlich  einzureichenden  Bericht  über  die  zu 
ertbeilenden  Preise  entscheiden,  und  diese  Entscheidung  wird  am  Geburts- 
tag Sr.  Maj.  des  Königs  durch  ein  von  dem  Dir.  zu  schreibendes  Programm 
und  durch  eine  an  demselben  Tage  Nachm.  zu  haltende  öffentl.  Sitzung  der 
philolog.  Gesellschaft  dem  Publicum  bekannt  gemacht  werden. 

§.  14.  Jährl.  am  Schlufs  der  Sommervorlesungen,  und  spätestens  vor 
Anfang  des  neuen  Lectionscursus  ist  ein  von  beiden  Vorstehern  gemein- 
iehaftlich  auszuarbeitender  Bericht  an  das  Minist,  zu  erstatten,  in  welchem 
eine  Uebersicht  der  angestellten  Uebungen  gegeben  wird,  die  Mitglieder 
genannt,  die  ausgezeichneten  unter  denselben  in  wissenschaftlicher  Hinsicht 
näher  charakterisirt,  und  Probearbeiten  von  ihnen  beigebracht  werden.  Empfeh- 
lungen von  Subjecten,  welche  der  Anstellung  in  Lehrämtern  sich  schon 
wtMig  zeigen,  können  hiemit  füglich  verbunden  werden.*'   Etat:  200  Thlr. 


2.    Das  historiselie  Semimar. 

Rglm.  V.  29.  Aug.  1863. 

„%.  1.  Das  Seminar  hat  den  Zweck,  Studirende  in  das  Quellenstudium 
der  Geschichte  und  in  die  Kenntnifs  der  histor.  Literatur  einzuführen,  auch 
dieselben  für  den  Unterricht  in  der  Geschichte  vorzubereiten.  §.  2.  Die 
Anmeldung  zum  Eintritt  in  das  Seminar  erfolgt  im  Beginn  jedes  Studien- 
semesters bei  dem  Dir.  des  Instituts.  Derselbe  genehmigt  die  Zulassung 
bei  genügender  Vorbildung  des  Bewerbers.  Ein  Honorar  wird  für  die  Theil- 
nahme  am  Seminar  nicht  entrichtet.  §.  3.  Die  Zahl  der  ordentl.  Mit- 
glieder des  Seminars  darf  6  nicht  übersteigen.  Aufserdem  werden  aufser- 
oidentl.  Mitglieder  zu  den  Uebungen  des  Seminars  zugelassen. 

|.  4.  Die  Uebungen  finden  in  der  Regel  wöchentl.  einmal  Statt;  sie 
werden  an  bedeutende  Geschichtschreiber  und  Chronisten,  namentlich  des 
Alterthums  und  des  Mittelalters,  angeknüpft.  §.  5.  Die  ordentl.  Mitglieder 
des  Seminars  sind  verpflichtet,  der  Reihe  nach  über  einen  bestimmten  Ab- 
schnitt den  Vortrag  zu  übernehmen,  und  die  dabei  sich  ergebenden  Fragen 
kritisch  zu  erörtern.  §.  6.  Sämmtliehe  Seminarmitglieder  haben  über 
hiator.  Themata,  deren  Feststellung  durch  den  Dir.  des  Seminars  erfolgt. 
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Abhandlungen  zn  liefern.    Dieselben  werden  durch  die  Semiiuiriitan  towoiil 
wie  durch  den  Dir.  beurtheilt. 

S.  7.  Am  Scblurs  jedes  Semesters  kann  demjenigen  ordentl.  Seminari- 
sten, welcher  die  beste,  eines  Preises  würdige  Arbeit  geliefert  and  aoeh 
sonst  bei  den  Uebungoo  des  Seminars  sich  als  strebsam  bew&hrt  hat,  von 
dem  Dir.  des  Seminars  eine  Prämie  von  25  Thlr.  zuerkannt  werden. 
Kommt  in  einem  Semester  die  Prämie  nicht  zur  Ertheilung,  so  dflrfen  in 
dem  folgenden  2  Prämien,  jede  zu  25  Thlr.  gewährt  werden.  Ist  eine  Zn- 
erkennung  des  altern  Prämienbetrags  auch  dann  noch  nicht  möglieb,  so  hat 
der  Dir.  des  Seminars  über  die  Verwendung  desselben,  unter  Vorlegung  be- 
stimmter Anträge,  die  Entscheidung  des  vorgesetzten  Minist  auf  dem  geord- 
neten Wege  einzuholen." 


Universität  zu  Breslau. 

1.   Das  philologische  Seminar. 

Rglm.  V.  15.  Jan.  1868. 

„§.  1.  Das  philologische  Seminar  hat  den  Zweck,  Studirende  der  Philo- 
logie mit  der  Technik  und  Methodik  der  philologischen  Hermeneutik  und 
Kritik  bekannt  zu  machen,  sie  durch  Uebungen  verschiedner  Art  in  daa  Innre 
der  Wissenschaft  einzuführen  und  ihnen  Anregung  und  Anleitung  zn  wissen- 
schaftlicher Selbsttbätigkeit  und  eigner  Production  zu  geben.  §.  2.  Die 
Leitung  des  Seminars  wird  in  der  Regel  durch  das  vorgeordnete  Ministerion 
2  Directoren  aus  der  Zahl  der  Professoren  der  Philologie  übertragen.  Au* 
nahmsweise  kann  auch  ein  dritter  Professor  zur  Theilnahme  an  der  Directioo 
berufen  werden.  Die  Directoren  sind  einander  coordinirt.  Die  Fübranf 
der  Directorialgeschäfte  wechselt  jährlich.  Zu  jedem  Directorialbescblufii  iit 
Einstimmigkeit  erforderlich,  so  lange  2  Directoren  vorhanden  sind;  unter 
dreien  entscheidet  die  Majorität.  §.  3.  Jede  weitre  Bestimmung  des  Ve^ 
hältnisses  der  Directoren  gegeneinander  wird  ihrer  freundschaftlichen  Einigosf 
überlassen;  auch  wird  ihnen  in  Ansehung  der  Innern  Organisation  der  Anstalt 
und  ihrer  Thätigkeit  für  dieselbe  ganz  die  Freiheit  gestattet,  die  den  aki- 
demischen  Lehrern  in  Ansehung  der  Wahl  und  Einrichtung  ihrer  Vorlesungei 
zusteht.  §.  4.  Zu  den  Uebungen  der  Mitglieder  werden  wöchentlich  4 
Stunden  angesetzt,  wovon  auf  jeden  der  Lehrer,  so  lange  ihrer  2  »ind» 
2  Stunden  kommen.  Für  den  Fall  des  Hinzutritts  eines  dritten  Lehren 
wird  die  Anzahl  und  Vcrthcilung  der  Stunden  ihrem  gemeinsamen  Ermesset 
überlassen.  Uebrigens  stellt  jeder  von  ihnen  diese  Uebungen  unabhängig  von 
dem  foder  den)  anderen  nach  seiner  Individualität  an.  Dafs  sie  nicht  einerlei 
Schriftsteller  wählen,  oder  in  irgend  einer  andern  W^eise  sich  gegenseitig  ii 
ihrer  Thätigkeit  hemmen,  versteht  sich  bei  ihrer  collegialischen  Vereinignnf 
zu  dem  gemeinschaftlichen  Zweck  von  selbst. 

§.  5.    Die  Mitglieder  sind  thoils  ordentl.,  theils  aufserordentliche.  D' 
Zahl  jener  ist  auf  10  bestimmt,  die  der  letztern  darf  20  nicht  Übersteigen.  V 
Aufnahme  in  beide  Kategorien  erfolgt  nach  Directorialbeschlurs.        §.  6.  7 
Aufnahme  als  aufserordentl.  Mitglied  ist  Bedingung  der  Eintritt  in  mindest' 
das  zweite  Semester  des  philolog.  Studiums  und  die  Einliefernng  einer  Arf 
aus  dem  Gebiet  der  griech.  oder  rüm.  Philologie,  die  von  den  Directoren 
genügendes  Zeugnifs  hinreichender  Vorbildung  und  der  Befähigung  zu  eigv 
selbständigen  Leistungen  erachtet  wird.        §.  7.    Die  ordentl.  .Mitglieder 
den  aus  der  Zahl  der  aufserordentl.  von  den  Directoren  gewählt,   inder 
die  erledigten  ordentl.  Stellen  denjenigen  verleihen,  die  durch  ihr©  m 
liehen  Arbeiten  und  ihre  sonstige  Theilnahme  an  den  Uebungen  dea 
nars  sich  als  vorzugsweis  geeignet  bewährt  haben.        Nur  solche  Stod/ 
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cUe  bereits  aaf  einer  aDdem  Universität  einem  Seminar  angehört  haben  und 
sich  Aber  ihre  Tüchtigkeit  ausweisen,  können  von  vornherein  za  ordentl. 
Mitgliedern  aufgenommen  werden.  §.  8.  Die  jäbrl.  Dotation  des  Seminars 
beträgt  300  Thlr.  Dieselbe  wird  zu  Stipendien  der  ordentl.  Mitglieder  ver- 
wandt Die  Höbe  der  Stipendien  ist  auf  15  Thlr.  fttr  das  Halbjahr  festgesetzt. 
Die  Auszahlung  derselben  an  die  Mitglieder  erfolgt  gegen  Ende  des  Semesters 
durch  die  akademische  Gasse  auf  Anweisung  des  Universitätscuratonums. 

§.9.  Die  Uebungen  bestehen  vorzugsweise:  1.  in  genauer  Inter- 
pretation griech.  und  röm.  Schriftsteller  mit  beständiger  Rücksicht  auf 
Kritik;  2.  in  schriftlichen,  lateinisch  geschriebenen  Ausarbeitungen,  in 
der  Regel  über  Stellen  oder  Abschnitte  von  Schriftstellern,  die  exegetische 
und  kritische  Schwierigkeiten  darbieten;  doch  sind  auch  Arbeiten,  die  Qe- 
genstände  aus  den  verschiedenen  Zweigen  der  Alterthumswissenschaft  be- 
handeln, namentlich  aus  dem  Gebiet  der  Grammatik,  aber  auch  aus  dem  der 
Literaturgeschichte,  der  Alterthümer  u.  s.  w.  nicht  ausgeschlossen.  Die  Wahl 
des  Thema's  steht  den  Studirenden  frei:  die  Lehrer  werden  ihnen  dabei  ihren 
Rath  nicht  vorenthalten,  aber  auch  hieoei  möglichst  die  Selbständigkeit  und 
Selbstthätigkeit  der  Mitglieder  zu  erwecken  suchen.  Jedes  ordentl.  Mitglied 
liefert  in  jedem  Semester  eine  solche  Arbeit  ein,  und  nur  derjenige,  der  dieser 
Bedingung  genügt  hat,  und  dessen  Arbeit  probemäfsig  erfunden  ist,  erhält 
das  Stipendium  ausgezahlt.  Die  Beurtheilung  der  Arbeiten,  deren  Vertheilung 
anter  sich  dem  Ermessen  der  Directoren  anheimfällt,  erfolgt,  nachdem  sie  bei 
möglichst  vielen  Mitgliedern  circulirt  haben,  durch  eines  der  Mitglieder  in 
einer  Sitzung  des  Seminars;  an  die  Recension  knüpft  sich  freie  Disputation 
nnd  die  Beurtheilung  durch  den  Lehrer;  3.  in  Disputationen  über  schwie- 
rige Stellen  griech.  und  iatein.  Schriftsteller  nach  freier  Wahl  der  Mitglieder 
oder  nach  Proponirung  durch  den  Lehrer.  §.  10.  Zur  Theilnahme  an  allen 
diesen  Uebungen  sind  die  ordentl.  Mitglieder  verpflichtet;  die  aufserordentl. 
Mitglieder  können  sowohl  schriftliche  Arbeiten  einliefern,  als  sich  stets  an 
allen  Verhandlungen  im  Seminar  betheiligen;  Interpretationen,  Recensionen 
oder  Disputationen  können  ihnen  nur  mit  besondrer  Bewilligung  des  betreff. 
Directors    übertragen    werden.  §.11.    Mitglieder,    die    sich    als    un- 

fUiig  oder  beharrlich  trag  erweisen,  oder  in  sittlicher  Beziehung  Anstofs 
erregen,  können  durch  Beschlufs  der  Directoren  ausgeschlossen  werden. 
(.  12.  Jährlich  am  Schlufs  des  Sommersemesters  wird  ein  gemeinsamer  Be- 
richt über  die  Thätigkeit  und  den  Zustand  des  Seminars  von  den  Direc- 
toren an  das  vorgeordnete  Minist,  eingereicht,  dem  die  schriftl.  Arbeiten  der 
Mitglieder  beigefügt  werden.  §.  13.  Sollten  sich  zeitweise  nicht  10  zu 
ordentl.  Mitgli^ern  geeignete  Studirende  finden,  oder  sollten  Stipendien  an 
ordentl.  Mitglieder  aus  dem  in  §.  9  bezeichneten  Grunde  nicht  zur  Erhebung 
kommen,  so  sind  die  Directoren  befugt,  nach  gemeinsamem  Beschluis  diese 
Summen  als  Prämien  für  die  besten  aufserordentl.  Mitglieder  zu  verwenden. 
Auch  diese  Auszahlungen  erfolgen  auf  Anweisung  des  Universitätscurato- 
riams.  §.  14.  Alle  dem  vorstehenden  Reglement  entgegenstehenden  oder 
von  demselben  abweichenden  Bestimmungen  des  Reglements  v.  5.  April  1812 
sind  hiedurch  aufgehoben." 

2.    Das  historisohe  Seminar. 

Rglm.  V.  7.  Sptb.  1863. 

,,§.  1.  Das  Seminar  hat  die  Aufgabe,  sowohl  in  die  Methode  historischer 
Forschung  einzuführen,  als  auch  tüchtige  Lehrer  für  den  Unterricht  in  der 
Geschichte  an  höheren  Scb ulanstalten  vorzubilden.  §.  2.  Es  besteht  sonach 
aus  einer  wissenscbaftl.  und  einer  prakt.  Abtheilung.  Die  Arbeiten  dieser 
Abtheilungen  werden  unabhängig  von  einander  betrieben. 

§.  3.  Die  Uebungen  der  wissenscbaftl.  Abtheilung  finden  in  der  Regel 
wöchentl.  einmal  Statt.     Es  werden   histor.  Quellenschriften   gelesen   und 
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erläutert,  krit.  Untersachnngen  angestellt  ond  monograph.  Abbindlmigea 
nach  den  Quellen  von  den  Mitgliedern  ausgearbeitet 

§.  4.  In  der  prakt.  Abtheilung  werden  in  der  Regel  in  3  wOchenfl. 
Stunden,  entsprechend  dem  Qeschichtsunterricht  in  den  verschiedenen  dasseo 
höherer  Schulen,  Vorträge  gehalten,  Entwürfe  zu  geschichtlichen  Anftitsei 
gemacht  und  durchgesprochen,  sowie  auf  die  Erwerbung  der  erfordert  Qaelles- 
kunde  und  Literaturkenntnifs  Bedacht  genommen. 

§.  5.  Von  den  dem  Seminar  bewilligten  200  Thlm.  erhalten  die  besten 
Arbeiten  der  wissenschaftl.  Abtheilung  Prämien  bis  zum  Oeeammtbetrsg 
von  140  Thlr.,  die  der  praktischen  bis  zum  G^sammtbetrag  von  60  Thlr., 
welche  auf  Antrag  der  Directoren  des  Seminars  alljährl.  von  dem  Minister 
bewilligt  werden.  —  Wenn  in  einem  Jahr  die  Summe  von  200  Thlr.  wegen 
Mangels  an  tüchtigen  Arbeiten  nicht  völlig  zur  Vertheiinng  kommt,  so  kann 
der  Best  entweder  für  das  folgende  Jahr  zu  aufserordentlichen  Bewillignngea 
disponibel  gehalten  oder  der  Studentenbibliothek  zur  Anschaffang  histor. 
Werke  nach  den  Vorschlägen  der  beiden  Directoren  des  Seminars  fibe^ 
wiesen  werden. 

§.  6.  Die  Leitung  des  Seminars  übernehmen,  vorbehaltl.  späterer  An- 
ordnungen, die  beiden  gegenwärtigen,  ordentl.  Professoren  der  Geschichte 
an  der  Universität  in  der  Art,  dafs  sie  von  Jahr  zu  Jahr  miteinander  in  der 
Leitung  der  wissenschaftl.  und  prakt.  Abtheilung  wechseln.  Die  Vorschläge 
wegen  Bewilligung  der  Prämien  sind  von  dem  Dir.  jeder  Abtheilnng  selb- 
ständig zu  machen. 

§.  7.  Studirende,  welche  in  das  Seminar  einzutreten  wünschen,  haben 
sich  unter  Beibringung  ihres  Abiturientenzeugnisses  bei  den  Directoren  sn 
melden,  welche  berechtigt  sind,  mit  ihnen  eine  besondre  Prüfung  anzustellen, 
und  über  ihre  Aufnahme  entscheiden.  —  Jedem  Eintretenden  steht  frei, 
entweder  an  den  Uebungen  beider  Abtheilungen,  oder  auch  nur  einer  de^ 
selben  theilzunehmen.  —  Ein  besondres  Honorar  wird  von  den  Mitglieden 
des  Seminars  nicht  entrichtet. 

§.  8.  Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet,  die  Uebungen  der  von  ihm  ge- 
wählten Abtheilung  regelmäfsig  zu  besuchen  und  die  ihm  zugewiesenen  Ar 
beiten,  Vorträge  u.  s.  f.  zu  rechter  Zeit  zu  erledigen.  Wer  diesen  Verpflich- 
tungen wiederholt  nicht  nachkommt,  oder  durch  sein  Verhalten  überhaupt 
sich  als  störend  für  die  Zwecke  des  Seminars  erweist,  kann  auf  Antrag  dei 
betreff.  Dir.  durch  den  Curator  der  Universität  von  der  fernem  Theilnahm« 
an  dem  Seminar  überhaupt  ausgeschlossen  werden.  Ist  ein  Mitglied  einer 
Abtheilung  solchergestalt  ausgeschlossen  worden,  so  kann  seine  Wiederauf- 
nahme, resp.  die  Aufnahme  in  die  von  dem  andern  Dir.  geleitete  Abtheilnng, 
nur  mit  Zustimmung  des  Cur.  der  Universität  erfolgen.** 

8.  Das  mathematisch -physikalische  Senüiiar. 

Vorlauf.  Statut  vom  Jahr  1863. 

„§.  1.  Das  Seminar  soll  den  Studircnden  Anregung  und  Anleitung 
bieten  zu  selbständigen  Untersuchungen  in  der  Mathematik  und  mathemat 
Physik.  Die  Leitung  übernehmen  die  Professoren  der  Mathematik  —  und 
der  Physik  — .  Sie  stellen  unabhängig  von  einander  Themata  zu  kleineren 
und  gröfseren  schriftl.  Arbeiten,  und  ertheilcn  den  Mitgliedern  des  Seminan 
Kath  und  Anleitung  für  die  Bearbeitung.  Die  specielle  Einrichtung  und 
Anordnung  dieser  Uebungen  bleibt  ihnen  überlassen.  §.  2.  Mitglieder  dei 
Seminars  können  werden  die  Studirenden  der  Mathematik  und  der  Physik; 
sie  können  es  auch  nach  ihrem  Abgang  von  der  Universität  bleiben,  bis  sie 
eine  feste  Anstellung  erlangt  haben. 

i^.  3.  Von  denjenigen  Mitgliedern  des  Seminars,  welche  sich  dnreh 
l)e8ondorn  Fleil's  und  tüchtige  Leistungen  ausgezeichnet  haben,  erhalten  6 
Hm  L^nde  jedes  Semesters  eine  Remuneration  von  je  15  Thlr.    Dieselbe  wird 
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la  gleiehen  Theilen  von  den  Dirigenten  des  Seminars  an  diejenigen  Mit- 
glieder, welche  unter  ihrer  resp.  Leitung  gearbeitet  haben,  verliehen.  Es 
soll  dabei  lediglich  anf  die  Tüchtigkeit  der  Leistungen,  nicht  auf  etwanige 
Bedürftigkeit  Kficksicht  genommen  werden.  Sind  nicht  6  Mitglieder  des 
Seminars  dieser  Auszeichnung  für  würdig  befunden  worden,  so  geht  das 
erflbrigte  Geld  auf  das  nächste  Semester  über  und  es  kann  bei  vorkommen- 
den Ersparnissen  die  doppelte  Summe  als  Remuneration  verliehen  werden. 

§.  4.  Zur  Anschaffung  der  wissenschaftl.  Hül&mittel,  welche  für  die 
Arbeiten  der  Mitglieder  des  Seminars  erfordert  werden,  sind  40  Thlr.  jährl. 
ausgesetzt,  von  denen  die  eine  Hälfte'  für  Bücher  verwendet,  die  andre  dem 
physikal.  Gabinet  als  Entschädigung  für  den  Verbrauch  von  Instrumenten 
and  Präparaten  überwiesen  wird.  Die  Bücher  werden  in  der  bei  dem 
physikal.  Gabinet  schon  vorhandenen  mathemat.- physikal.  Bibliothek  ver- 
ehiigt. 

§.  5.  Die  Auszahlung  des  zur  Verfügung  des  Seminars  stehenden 
Geldes  geschieht  durch  die  E.  Universitätsquästur.  Ueber  die  Verausgabung 
des  Geldes  und  die  Thätigkeit  des  Seminars  wird  am  Ende  jedes  Universi- 
tfttsjahrs  ein  summarischer  Jahresbericht  von  den  Dirigenten  vorgelegt.*' 
Etat:   220  Thlr. 


Universität  zu  Halle. 

1.    Das  philologisclie  Seminar. 

Revidirtes  Reglement  v.  7.  Novb.  1857. 

„§.1.  Das  philologische  Seminar  hat  als  ein  mit  der  Universität  ver- 
bandnes  öffentliches  Institut  den  Zweck,  das  Studium  der  class.  Literatur 
und  Alterthumswissenschaft  unter  den  Studirenden,  welche  dasselbe  zu  ihrem 
eigentl.  Lebensberuf  gewählt  haben,  durch  prakt.  Uebungen  zu  beleben  und 
in  befruchten,  und  auf  diesem  Wege  Lehrer  dieses  Fachs  für  Gymnasien 
nnd  höhere  Lehranstalten  zu  bilden.  §.  2.  Dieser  Anstalt  sind  die  beiden 
ordentl.  Professoren  der  Alterthumswissenschaften  in  der  philosoph.  Facultät 
als  Directoren  vorgesetzt,  denen  die  gemeinschaftl.  Leitung  derselben  mit 
wesentlich  gleichen  Rechten  in  Folge  des  ihnen  gewordnen  Auftrags  obliegt 

§.  3.  Zur  Aufnahme  in  das  philolog.  Seminar  sind  in  der  Regel  nur 
diejenigen  befähigt,  welche  vorzugsweise  den  class.  Alterthumswissenschaften, 
nicht  aber  einer  andern  Facultätswissenschaft  sich  widmen,  und  zwar  regel- 
mäisig  erst  dann,  wenn  sie  bereits  V,  Jahr  entweder  auf  der  Universität  zu 
Halle  oder  auf  einer  andern  inländ.  Universität  immatriculirt  gewesen  und 
schon  mehrere  Vorlesungen  ihres  Fachs  gehört  haben.  §.  4.  Die  Aufnahme 
ist  allezeit  bedingt  durch  Lieferung  einer  genügenden  Probearbeit  in  latei- 
nischer Sprache,  bei  deren  Einreichung  zugleich  das  Schulzeugnifs  des  betreff. 
Studirenden  über  die  von  ihm  erlangte  Reife  zu  den  akadem.  Studien  bei- 
gefügt werden  mufs.  Die  Aufnahme  selbst  hängt  demnächst  von  der  Ent- 
sdiliefsung  beider  Directoren  ab,  zu  welchem  Zweck  am  Anfang  und  am 
Schlnis  jedes  Semesters  eine  gemeinschaftliche  Gonferenz  zu  halten  ist. 
§.  5.  Ausländer  können,  auch  wenn  sie  wieder  in  ihre  Heimath  zurückzu- 
kehren beabsichtigen,  gleich  den  inländ.  Studirenden  als  ordentl.  Mitglieder 
in  das  Seminar  aufgenommen  werden,  insofern  sie  sich  durch  Talente  und 
Eifer  in  ihrem  Studium  auszeichnen. 

§.  6.  Die  Tbeilnahme  der  ordentl.  Mitglieder  des  Seminars  dauert  3 
Jahre  und  kann  nur  in  seltenen  Fällen  verlängert  werden,  in  welchem  Fall 
es  jedoch  der  Genehmigung  des  Universitätscuratoriums  bedarf.  §.  7.  Die 
Zahl  der  ordentl.  Mitglieder  wird  auf  15  beschränkt.  Aufserdem  können 
durch  gemeinsamen  Beschluis    der  Directoren  Expectanten   aufgenommen 
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werden.  §.  8.  Scbulamtscandidaten  oder  von  den  StaatsbehGrdeii  tehon 
berufene  und  angestellte  Schulmänner,  denen  erlaubt  worden  iat,  zu  ihrer 
wissenschaftl.  Vervollkommnung  noch  den  Vorlesungen  der  Univertkit 
beizuwohnen,  haben  bei  gehöriger  Qualification  Zutritt  zum  Seminar 
und  können  von  den  Dircetoren  zu  den  prakt.  Uebungen  der  Semina- 
risten zugelassen  werden.  §.  9.  Die  Directoren  sind  ebenso  befugt  wie 
verpflichtet,  Studirende,  welche  sich  durch  ihr  Verhalten  wider  allea  Er- 
warten der  Mitgliedschaft  am  Seminar  unwürdig  erweisen  sollten,  aas  dem 
letztern  zu  entfernen.  Es  ist  jedoch  hievon  in  jedem  etwa  vorkommende! 
Fall  das  Universitätscuratorium  berichtlich  in  Eenntnifs  zu  setzen. 

§.  10.  Die  prakt.  Uebungen,  zu  denen  nach  §.  1  die  Mitglieder  des 
Seminars  angeleitet  werden  sollen,  bestehen :  a)  vorzugsweise  in  der  Er- 
klärung griechischer  und  lateinischer  Schriftsteller  nach  allen  Beziehnngei 
und  unter  Benutzung  aller  zu  Gebot  stehenden  Hülfsmittel,  b)  in  Uebonmi 
im  Lateinschreiben,  um  theils  die  Aneignung  eines  ächtlatein.  Stils  zo  for- 
dern, theils  überhaupt  eine  tiefre  Kenntnifs  der  latein.  Sprache  herbeizn- 
führen,  sowie  nach  Befinden  in  Uebungen  im  Griechischen  zu  ähnlichen 
Zwecken,  c)  in  der  Abfassung  von  Ausarbeitungen  über  geeignete  Gegei- 
stände  aus  dem  Gebiet  der  class.  Alterthumswissenschaften,  d)  in  geregeltes 
Disputationen  über  Gegenstände  der  oben  genannten  Disciplinen;  endlieh 
e)  in  Conversatorien ,  um  die  Mitglieder  mit  dem  Geist  und  der  Literatur 
jener  Disciplinen  bekannt  zu  machen. 

§.11.  Sowohl  die  mündl.  als  die  schriftl.  Uebungen  des  Seminars  we^ 
den  nur  in  latein.  Sprache  angestellt.  Die  Aufgaben  zu  den  Ausarbei- 
tungen werden  entweder  von  dem  einen  und  andern  Director  geteilt,  oder 
sie  werden  von  den  Mitgliedern  des  Seminars  selbst  gewählt.  In  beiden 
Fällen  werden  die  Directoren  es  an  Andeutungen  über  die  erforderl.  Bücher 
nicht  fehlen  lassen  und  sollen  diese  letzteren  seitens  der  Universitätsbiblio- 
thek vorzugsweise  den  Mitgliedern  des  Seminars  verabfolgt  werden.  El 
wird  von  denselben  erwartet,  dafs  sie  in  jedem  Semester  eine  solche  Auf- 
arbeitung liefern  und  soll,  wenn  von  einem  Mitglied  des  Seminars  dieser 
Anforderung  im  LAuf  eines  Semesters  nicht  genfigt  wird,  den  Directorei 
die  AusschliefsuDg  anbeiragestellt  sein.  Die  eingelieferten  Arbeiten  werdet 
von  dem  betreff.  Dir.,  nachdem  derselbe  eine  vorläufige  Kenntnifs  dsToa 
genommen,  einem  geeigneten  Mitglicde  zur  Beurtheilung  übergeben,  ob 
Disputirübungcn  zu  veranlassen.  Erst  wenn  diese  letzteren  geschlossen  sind, 
erfolgt  die  Kritik  der  Arbeit  durch  den  Dir.,  wobei  derselbe  ebenso  wie  bei 
den  Disputirübungcn,  vorzüglich  den  latein.  Stil  und  die  latein.  Rede  e^ 
forderlichen  Falls  zu  rectificiren  hat.  Die  Disputationen  können  im  Uebriges 
abwechselnd  auch  über  Theses  gehalten  werden. 

§.  12.  Die  Ziihl  der  Uebungstunden  wird  wöchentlich  auf  4  festgestellt, 
von  donen  2  vorzugsweise  der  Interpretation  eines  griech.  und  eines  latein. 
Schriftstellers,  die  beiden  übrigen  den  Disputirübungcn,  den  Conversatorien 
und  der  Kritik  der  gelieferten  Arbeiten  bestimmt  sein  sollen.  Die  Directoren 
thcilcu  sich  in  diese  Stundenzahl  und  legen  in  den  Interpretationstunden 
abwechselnd  in  jedem  Semester  der  eine  einen  griech.,  der  andre  einen 
latein.  Schriftsteller  zu  Grunde.  §.  13.  Die  Mitglieder  des  Seminars  sind 
gehalten,  die  sämmtl.  Uebungstunden  regelmäfsig  zu  besuchen  und  im  Ver 
säuinniräfiill  bei  dem  betreff.  Dir.  sich  zu  entschuldigen.  Um  aber  die  Be- 
^clmärsigkeit  des  Besuchs  zu  befördern,  sollen  die  Uebungstunden  so  tn- 
boruuiut  werden,  dals  eine  Collision  mit  üauptcoUegien,  deren  Besuch  den 
Mit<;liedern  nuthwcndig  ist,  vermieden  wird.  §.  14.  Es  wird  erwartet,  dib 
während  der  Abwesenheit  oder  Krankheit  eines  der  Directoren  der  andre 
einstweilen  dessen  Uebungstunden  übernehmen  wird. 

§.  15.  Obgleich  es  keineswegs  die  Absicht  ist,  die  Theilnabme  am 
Seminar  zu  einer  Erwerbsquelle  für  bedürftige  Studirende  zu  machen,  viel- 
mehr die  Erwartung  gehegt  wird,  dafs  die  in  dem  Seminar  gebuCne  Ge- 
legenheit, sich  in  der  class.  Philologie  allseitig  auszubilden,  auch  ohne  Ue- 
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wihrang  ftufeerer  Vortheile  fleifsig  benutzt  werden  wird,  so  ist  dennoch  zu 
mehrerer  Anfmanteran^  der  Mitglieder  des  Seminars,  sowie  am  ihnen  die 
zeitige  Ansohafifung  nnentbehrlicber  Hiilfsmittel  für  ihr  Studium  zu  erleich- 
tem, die  Summe  von  3B0  Thlr.  ausgesetzt  worden.  Die  Gröfse  der  halb- 
|ährl.  aus  diesem  Fonds  auf  Grund  eines  gemeinsamen  Beschlusses  der 
Directoren  anzuweisenden  und  nach  erfolgter  Genehmigung  des  Universitäts- 
cnratoriums  auszuzahlenden  Prämien  ist  zwar  nach  dqjn  in  jedem  Semester 
bewieanen  Fleifs  und  Studienfortschritt  der  Mitglieder  des  Seminars  zu  be^ 
messen  und  kann  hiernach  bald  gesteigert,  bald  gemindert  werden ;  indessen 
ist  doch  dahin  zu  sehen,  dafs  regelmäisig  die  Prämien  für  die  4  am  meisten 
Bioh  auszeichnenden  Mitglieder  halbjährl.  die  Summe  von  20  Thlr.  und  für 
jedes  von  6  anderen,  welche  durch  Vorkenntnisse,  Talente  und  Fleifs  zu 
guten  Erwartungen  berechtigen,  die  Summe  von  10  Thlr.  betragen,  so  dafs 
nur  der  Ueberrest  des  zur  Disposition  stehenden  Fonds  zu  kleineren  Prämien 
verwendet  wird.  Der  Satz  von  40  und  von  20  Thlr.  jährl.  darf  iedoch  nur 
in  dem  Fall  überschritten  und  bis  auf  60  und  30  Thlr.  erhöht  werden, 
wenn  für  die  15  Mitglieder  des  Seminars  der  Prämienfonds  eines  Jahrs  nicht 
erschöpft  werden  sollte.  In  diesem  Fall  bleibt  es  den  Directoren  unbenom- 
men, auch  auf  Bewilligung  einer  aufserordentl.  Unterstützung  für  einen  der 
ELzpectanten  in  motivirter  Weise  beim  Universitätscuratorium  anzutragen. 
g.  16.  Da  sich  voraussehen  lä&t,  dafs  die  im  Seminar  gelieferten  Aus- 
arbeitungen den  Mitgliedern  von  Zeit  zu  Zeit  den  Stoff  für  eine  Dissertation 
oder  sonstige  selbständige  Schrift  liefern  werden,  deren  Veröffentlichung 
daroh  den  Druck  beim  Austritt  aus  dem  Seminar  wfinschenswerth  erscheint, 
so  ist  zur  Bestreitung  der  Druckkosten  für  eine  solche  Schrift  eine  Unter- 
statzang  von  15  Thlr.  jährl.  bestimmt.  Ueber  den  Vorschlag  auf  Bewilligung 
dieser  Summe  für  ein  sich  auszeichnendes  Mitglied  des  Seminars  berathen 
Ü6h  die  Directoren  gemeinschaftlich  und  wird  alsdann  auf  ihre  desfallsige 
Anzeige  durch  das  Universitätscuratorium  die  höhere  Genehmigung  ein- 
geholt. 

'  §.  17.  Zur  Vermehrung  der  bereits  bestehenden  Seminarbibliothek, 
irelche  in  einem  besondem,  zugleich  zum  Lesecabinet  für  die  Mitglieder  des 
Sominars  dienenden  Zimmer  des  Universitätsbibliothekgebäudes  aufbewahrt 
wird,  ist  jährl.  die  Summe  von  20  Thlr.  ausgesetzt,  über  deren  Verwendung 
die  Directoren  sich  mit  einander  zu  verständigen  haben.  Dabei  wird  der 
Zweck  der  gedachten  Bibliothek  fortdauernd  zu  beachten  sein,  welcher  dahin 
geht,  den  Mitgliedern  des  Seminars  für  die  in  demselben  zu  behandelnden 
Sehriftsteller  einen  möglichst  vollständigen  Apparat  darzubieten.  Die  un- 
mittelbare locale  Aufsicht  über  die  Seminarbibliothek,  deren  Benutzung 
durch  ein  besondres  Regulativ  näher  geordnet  ist,  führt,  namentlich  während 
der  festgesetzten  Bibliothekstunden  ein  bewährtes,  von  den  beiden  Directoren 
gemeinschaftlich  zum  Custos  bestelltes  Mitglied  des  Seminars. 

§.  18.  Alljährl.,  am  Schlufs  des  Sommersemesters,  oder  doch  spätestens 
innerhalb  4  Wochen,  nachdem  der  Wintercursus  begonnen,  haben  die  Di- 
rectoren mittels  des  Universitätscuratoriums  einen  ausführl.  Bericht  über  den 
Fortgang  des  Seminars  an  das  Ministerium  einzureichen.  In  diesem  Bericht 
ist  eine  Uebersicht  der  angestellten  Uebungen  {u  geben;  femer  sind  alle 
Mitglieder  des  Seminars  namentlich,  mit  Bezeichnung  ihres  Alters,  ihres 
Vaterlandes,  der  Schule,  wo  sie  gebildet,  und  der  Dauer  ihres  bisher.  Auf- 
enthalts auf  der  Universität  aufzurühren,  nicht  minder  in  Ansehung  der  vor- 
züglichsten Individuen  eine  Charakteristik  ihrer  Anlagen,  ihrer  Kenntnisse 
and  besonderen  Fähigkeiten  beizufügen,  und  endlich  die  stattgehabte  Prä- 
mien verth  eil  ung  anzuzeigen.  Mit  diesem  Bericht  sind  die  besseren  der  ge- 
lieferten Ausarbeitungen  einzureichen.  Auch  bleibt  es  den  Directoren  über- 
lassen, in  Verbindung  mit  dieser  Berichterstattung  auf  solche  Mitglieder  des 
Seminars,  welche  zu  einer  geeigneten  Anstellung  sich  schon  während  ihrer 
Theilnahme  an  den  Seminarübungen  würdig  gezeigt,  durch  eine  besondre 
Empfehlung  aufmerksam  zu  machen.**    Etat:  500  Thlr. 
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2.  Seminar  ffir  Mathematik  und  die  gesammten  NaturwineBBchaftei« 

Reglement  v.  27.  Novb.  1839. 

§.  1.  Der  Zweck  des  Seminars  für  Mathematik  and  die  gesammten  Na- 
turwissenschaften ist  Anleitung  zum  Selbststadium  and  sam  Lehrrortng 
der  bezeichneten  Wiasenschaften  zu  geben,  mit  besondrer  Besidiang  uf 
Bildung  solcher  Lehrer  für  Gymnasien  und  Realschulen,  welche  befähigt 
seien,  nicht  blos  zur  Fortpflanzung,  sondern  auch  zur  Erweitemng  der  WineB- 
schaft  etwas  beizutragen.  §.  2.  Dieses  Seminar  ist  als  ein  Universitäts- 
institut  zu  betrachten,  wird  unter  den  Universitätsinstituten  im  Leetiont- 
katalog  und  amtl.  Verzeichnissen  angezeigt,  und  genieCit  alle  Rechte,  weicht 
die  anderen  wissenschaftl.  Institute  hiesiger  Universität  genielsen. 

§.  3.  Vorsteher  sind  die  jedesmaligen  Professoren  der  einzelnen  nata^ 
wissenschaftl.  und  mathemat.  Fächer.  §.  4.  Jedem  dieser  Professoren  in 
es  überlassen,  die  ihm  für  sein  specielles  Fach  angemessen  scheinende  Eil- 
richtung  zur  Erreichung  des  im  §.  1  ausgesprochnen  Hauptzwecks  zn  treffet, 
und  zu  diesem  Zweck  nach  Gutdünken  auch  besondere  Bestimmungen  fest- 
zusetzen, insofern  sie  den  allgemeinen  das  ganze  Institut  nmfassenden  Ai- 
ordnungen  keinen  Eintrag  thun.  §.  5.  Zur  Besorgung  der  auf  das  Game 
sich  beziehenden  Geschäfte  wählen  die  Vorsteher  der  einzelnen  Seetioiei 
aus  ihrer  Mitte  jährl.  einen  Dir.,  welcher  gemeinschaftliche  Berathoagn 
veranlagt  und  leitet,  und  die  Mitglieder  des  Seminars  zu  allgm.  Versam» 
lungen  einladet,  abgehenden  ein  allgm.  2^ngnifs,  mit  Zuziehung  der  ebiiel- 
nen  Vorsteher  ausstellt  (s.  §.  9)  und  die  nöthigen ,  seien  es  OiFentUche  oder 
von  den  vorgesetzten  Behörden  verlangte,  Berichte  im  Namen  des  Semiaiii 
erstattet. 

§.6.  Mitglieder  des  Seminars  können  werden:  I.  alle  förmlich  imM- 
triculirte  Studenten,  welche  sich  speoieller  mit  Mathematik  oder  irgend  eines 
Zweige  der  Naturwissenschaft  beschäftigen  wollen ;  2.  alle  diejenigen,  wel^ 
fQr  ein  specielles  mathemat.  oder  naturwissenschaftl.  Fach  blos  bei  der  pbi- 
losoph.  Facnltät  inscribirt  sind,  wozu  namentlich  Pharmaceuten  and  tos 
Real-  oder  Gewerbschulen  mit  guten  Zeugnissen  Euüassene  gehören;  3.  bt- 
reits  angestellte  oder  nach  bestandner  Prüfung  einer  Anstellung  entgegei* 
sehende  Lehrer,  welche  sich  noch  in  einem  speciellen  mathemat.  oder  natur 
wissenschaftl.  Fach  ausbilden,  oder  auch  als  Repetenten  hülfreich  werden 
wollen. 

§.7.  Der  vollständige  Cursus  für  diejenigen,  die  sich  dem  Lehr&eh 
widmen,  ist  auf  3  Jahre  berechnet,  kann  aber  in  besonderen  Fällen  nacb 
Umständen  verkürzt  oder  verlängert  werden.  Anderen,  namentlich  bereiti 
angestellten  Lehrern,  oder  solchen,  die  einer  baldigen  Anstellung  entgegei 
sehen,  und  sich  nur  in  besonderen  Fächern  der  Mathematik  und  Naturwiesen- 
Schäften  weiter  ausbilden  wollen,  ist  die  Theilnahme  auf  unbestimmte  Zeit 
verstattet.  §.8.  Diejenigen  Studirenden,  welche  als  wirkl.  Mitglieder  ii 
das  Seminar  eintreten  wollen,  und  die  zur  Aufnahme  in  dasselbe  erforder 
liehen  Vorkenntnisse  besitzen,  haben  die  Obliegenheit,  in  jedem  Semetter 
wenigstens  in  Einem  Fach  als  thätige  Theilnehmer  zu  arbeiten ,  und  werdcs 
in  einem  besonders  dazu  bestimmten  Buch  verzeichnet.  §.9.  Nur  die- 
jenigen Mitglieder,  welche  sich  vor  ihrem  Abgang  einer  besondem  PrflfiiBf 
unterwerfen,  erhalten  ein  förmliches,  von  dem  Dir.  und  den  Vorstehern  nDte^ 
schriebncs  und  von  dem  Decan  der  philosoph.  Facultät  beglaubigtes  Abgangi- 
zcugnii's  über  ihre  Fortschritte  in  der  Mathematik  und  in  den  Natarwistes- 
Schäften  nach  den  einzelnen  Fächern  und  ihre  Befähigung  als  Lehrer.  Dei 
übrigen  Mitgliedern  steht  es  frei,  sich  über  ihre  Theilnahme  und  Leistung 
Privatzeugnisse  der  einzelnen  Lehrer  geben  zu  lassen. 

§.  10.  Die  Arbeiten  der  Mitglieder  bei  den  einzelnen  Seetionen  könnet 
sich  entweder  auf  freie  Vorträge  über  einzelne  Materien,  oder  Referate  Ober 
ausgezeichnete  ältere  und  neuere  Abhandlungen  mathemat  nnd  natorwisses- 
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sehaffcl.  Inhalts,  oder  »nf  Darlegnng  der  Resultate  eigenthümlicher  Unter- 
sachangen  beziehen.  Doch  sollen  darüber  geflissentlich  keine  allgemeinen 
Bestimmongen  gemacht,  sondern  es  jedem  Vorsteher  der  Section  allein  über- 
lassen werden,  der  Natur  des  ihm  anvertrauten  Fachs  gemäfs,  diese  Arbeiten 
nach  Gutdünken  anzuordnen  und  zu  leiten.  Zu  Mittheilungen  aber  in  den 
allg^.  Versammlungen,  wozu  der  jedesmalige  Dir.  einzuladen  hat,  empfehlen 
■ich  aunäcbst  solche  Abhandlungen,  welche  die  Theilnahme  mehrerer  Sectionen 
in  Anspruch  nehmen. 

§.11.  Das  bei  der  medicinischen  Facultät  begründete  pharmaceut.  Insti- 
tat  schliefst  sich  seiner  Tendenz  nach  dem  zunächst  zum  Kreise  der  Philo- 
soph. Fscaltät  gehörigen  allgm.  mathemat  und  naturwissenschaftl.  Seminar 
an.  Beide  Ansädten  werden  sich  bestreben,  sich  hülfreich  und  förderlich 
KU  sein.  §.  12.  Aach  zu  techn.,  den  einzelnen  mathemat.  und  naturwissen- 
schaftl. Fftchern  angemefsnen  Arbeiten  werden  die  sich  darbietenden  Gelegen- 
heiten benutzt  weiden  und  insbesondre  wird  im  Zeichnen  naturhistor.  Gegen- 
sttede  denjenigen,  die  es  wünschen,  der  akadem.  naturhistor.  Zeichnlchrer 
Unterricht  ertheilen. 

§.  13.  Die  äu&eren  Yortheile  (abgesehen  von  den  wissenschafll.),  welche 
den  ordentl.  Mitgliedern  bei  dem  Seminar  zu  Theil  werden,  sind:  1.  diejenigen 
Torreehte,  welche  die  Universitätsbibliothek  allen  Theilnehmern  an  denjenigen 
Seminarien  gewährt,  welche  als  Universitätsinstitute  im  Lectionskatalog  an- 
geseigt  sind:  2.  dmckwürdige  Abhandlungen  der  Mitglieder  können,  so- 
weit es  die  Fonds  gestatten,  Prämien  erhalten ;  den  hierüber  von  Seiten  des 


IKiectoriums  zu  machenden  Anträgen  gemäfs :   3.  Abhandlungen  der  Semi- 
naristen ,   welche  auf  irgend  eine  Weise  zur  Erweiterung  der  Wissenschaft 
h^crmgen,  werden  von  den  Vorstehern  an  irgend  eine  geeignete  Zeitschrift 
«it    eineAi  Vorwort  begleitet  eingesendet  werden;   4.  ebenso  werden  die 
Vorsteher  darauf  Rücksicht  nehmen ,  dais  wenn  Assistentenstellen  bei  den 
Iwer  Direction  anvertrauten  Instituten  zu  besetzen  sind,  solche,  soweit  es 
im  Umstünde  gestatten,  vorzugsweise  durch  Seminaristen  besetzt  werden; 
S.  diejenigen  Seminaristen,  welche   sich  bei  dem  Austritt  aus  dem  Seminar 
dsi^  eine  schriftstell.  Arbeit  vortheilhaft  auszeichnen,   werden   nach  dem 
Voncbls^  der  Vorsteher  mit  Genehmigung  des  Minist,  für  die  Kosten  des 
l^cka  dieser  Arbeit  als  Dissertation  bei  ihrer  Promotion  aus  dem  Univer- 
üi^ondB,    falls   dieser   hiezu  verwendbare  Mittel   darbietet,   entschädigt 
^*rien." 


AI. 


8.  Dss  theologiscli- pädagogische  Seminar. 

Regulativ  v.  18.  Febr.  1856. 
Der  Zweok  des  Instituts  ist,  die  pädagog.  Ausbildung  künftiger 


|wfÄr  Gymnasien  und  Bürger-  [Real-]  Schulen  sowohl  theoretisch  als  prak- 
M^Tornbereiten.  §.2.  Das  Seminar  bildet  eine  besondre  Abtheiiung  des 
Albeolog.  Facultät  der  Universität  Halle-Wittenberg  gehörigen  Seminars,  so 
%■  uf  das  pädagog.  Seminar  die  für  sämmtl.  Abtheilungen  des  theolog.  Se- 
^  ittlementsmäisig  bestehenden  gemeinsamen  Bestimmungen  ebenfalls 
-  finden.  §.  3.  Daher  wird  die  Direction  stets  einem  hiezu  geeig- 
^^  «dentL  oder  aufserordentl.  Professor  der  theolog.  Facultät  übertragen. 
ii  Der  Dir.  hat  planmäfsig  für  die  Bildung  der  Seminaristen  zu  sorgen 
—  Bd»  a«M  T5ji^h  den  §.  9  ff.  gegebenen  Bestimmungen  zu  richten.  Ihm 
'  -^  iiie  Wahl  der  Mitgliäer  zu,  sowie  auch  er  allein  die  für  die 
[istni  AuagefTorfenen  Stipendien  verleiht  und  deren  Anweisung  beim 
^^tit»cuTMoritim  beantragt.  Indessen  darf  er,  weder  in  Ansehung  der 
^r  Mitglieder,  ooch  auch  in  Ansehung  der  Stipendienverleihung  will- 
^  ^erfahieo,  vielmehr  hat  er  sich  zunächst  in  Betreff  der  Aufnahme 
*  ^  ui  dem  (.  1  angegebnen  Zweck  des  Instituts  herfliefsenden  Bedin- 
^t^  lu  halten.    §.5.  Sut  solche  Studirende  sind  aufzunehmen,  welche 
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nachweisen,  da(8  sie  wenigstens  schon  1%  Jahr  stadirt  und  in  dieser  ZeiU. 
ihre  Kenntnisse   in   den  auf  den  preufs.  Gvmnasien   and  Bdrger-  [Rcal-]^ 
Schulen  üblichen  Unterrichtsgegenständen  befestigt  und  erweitert,  anlaerdei^ 
auch  eine  gewisse  Reife  des  Urtheils  über  darauf  bezügl.  praktische  Frag«^ 
erlangt  haben.   Da  sich  dies  am  geeignetsten  aus  einer  Aosarbeitung  fibesr 
eine  in  die  Pädagogik  einschlagende  Aufgabe,  sowie  aus  der  Betheiligu^ 
an  den  Uebungen  des  Seminars  ersehen  läfst,  so  wird  beides  der  Anfioiüiiii^ 
unter  die  Mitglieder  des  Seminars  in  der  Regel  voraufgehen  mflssen.   Aac> 
ist  diese  Aufnahme  durch  die  Beibringung  eines  Testimonium  morum  bedingt 
§.  6.  Auch  schon  geprüfte  Schulamtscand.  können  aufgenommen  werden,  dw 
ein  vortheilhaftes  Zeugnifs  von  einer  K.  wissenschaftl.  Prfifungscommisiiof 
aufzuweisen  haben.    Ein   solches  Zeugnifs  überhebt  sie  der  auadrfickl.  Er 
füllung  der  den  Studirenden  im  §.  5  gestellten  Bedingungen. 

§.7.  Die  Seminaristen  sind  verpflichtet,  den  Cyklus  von  pädagog.Vor 
lesungen,  welcher  von  Seiten  des  Dir.  gehalten  wird,  regelmäßig  zu  ^uehei. 
§.  8.  Die  Hauptdisciplinen ,  welche  jenen  Cyklus  bilden ,  sind  Pädagogik, 
allgemeine  Didaktik  und  Geschichte  des  Erzieh ungs-  und  Unterrichtsweseai 
Wenn  der  Dir.  für  zweckmäfsig  erachtet,  daneben  noch  Didaktik  einzeloer 
Unterrichtsgegenstände  vorzutragen,  und  manche  pädago^.  Systeme  von  Be- 
deutung, auch  wohl  die  Literärgeschichte  der  Pädagogik  besonders  in  be- 
handeln ,  so  dürfen  sich  die  Seminaristen  in  solchen  Fällen  nicht  von  der 
Theilnahme  ausschliefsen.  §.  9.  Zugleich  mflssen  sie  Aufsätze  pädagog.  Inhilti^ 
insonderheit  beurtheilende  Referate  über  die  hier  einschlagende  Litentir 
ausarbeiten  und  dieselben  bei  dem  Dir.  des  Seminars  einreichen.  Ein  jedes 
Mitglied  des  Seminars  hat  in  jedem  Semester  einen  Aufsatz  za  liefern.  Dieie 
Arbeiten  circuliren  unter  den  Mitgliedern  und  werden  in  den  regelmäfsign 
Sitzungen  des  Seminars  besprochen  und  beurtheilt.  Dem  Ermesseft  des  Dir. 
wird  anheimgestelU,  einzelne  Aufsätze  nicht  in  Girculation  zu  setzen,  sonden 
dieselben,  ohne  eine  Besprechung  darüber  zu  veranlassen,  selbst  zu  bew* 
theilen.  Unbeurtheilt  darf  kein  Aufsatz  bleiben.  §.  10.  Neben  diesen,  auf  die 
theoretische  Bildung  der  Seminaristen  berechneten  Beschäftigungen  habei 
sich  die  Mitglieder  des  Seminars,  um  noch  in  die  Schulpraxis  eingeführt  n 
werden,  den  prakt.  Vorübungen,  welche  ihnen  durch  den  Dir.  geboten  werdet, 
unweigerlich  zu  unterziehen.  §.  11.  Die  prakt  Uebungen  bestehen  vomehmlick 
in  Lcctionen,  welche  im  Seminar  selbst  mit  Schülern,  die  der  Dir.  zu  dieses 
Behuf  in  das  Auditorium  kommen  läfst,  über  einen  vorher  bestimmten  G^ 
genstand  gehalten  werden.  Nach  Entfernung  der  Schüler  fordert  der  Kr. 
zur  Bcurtbeilung  der  stattgehabten  Lection  auf  und  giebt  endlich  sein  eiguci 
Urtbeil.  Die  bereits  vorgeschrittneren  Mitglieder  des  Seminars  haben  nach 
vorheriger  Anweisung  und  Anleitung  des  Dir.  von  Zeit  zu  Zeit  in  den  CluseB 
gewiegter  Lehrer  in  den  Schulen  der  Franckischcn  Stiftungen  zu  hospitireo. 
§.12.  Zu  wcitrer  selbständiger  Uebung  der  Seminaristen  im  Unterricht  soUei 
dieselben  in  der  einen  oder  andern  Schule  der  Franck.  Stiftungen  Unterrieht 
ertheilen,  wodurch  der  Dir.  Gelegenheit  finden  wird,  sie  in  ihrer  prakt.  Ant* 
bildung  zu  fördern. 

§.  13.  Das  Seminar  besteht  aus  12  Mitgliedern,  von  welchen  6  zur  l.nndfi 
zur  2.  Classe  gehören.  Im  allgemeinen  werden  die  Uebungen  der  beides 
Classen  dieselben  sein;  doch  sind  vornehmlich  die  Mitglieder  der  1.  CUae 
zu  den  prakt.  Uebungen  heranzuziehen.  In  keinem  Fall  verleiht  die  Zeit  der 
Mitgliedschaft  in  der  2.  Gl.  des  Seminars  irgend  ein  Recht  des  Eintritts  ia 
die  1.  Gl.  Offenbare  Vernachlässigung  der  vorgeschriebenen  Uebungen  dei 
Seminars  hat  die  Entziehung  der  Mitgliedschaft  zur  Folge,  worüber  illeis 
der  Dir.  zu  entscheiden  hat.  Die  Dauer  der  Mitgliedschaft  wird  f&r  Studi- 
rende  auf  2»  für  Schulamtscandidaten  auf  1  Jahr  festgesetzt  §.  14.  Auch  kii> 
eine  unbestimmte  Anzahl  von  Expectanten  zugelassen  werden;  nur  dflrfei 
dieselben  nicht  an  den  prakt.  Uebungen  der  Seminaristen  thätigen  Anibei 
nehmen;  wohl  aber  ist  ihnen  gestattet,  den  theoret.  Vorlesungen  des  Dir. 
beizuwohnen ,  die  Besprechungen  über  die  pädagog.  Aufsätze  der  Semitt* 
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rbten  oder  die  resp.  Kritiken  des  Dir.  aDznhOren,  selbst  Ansarbeittingen 
pädagogischen  Inhalts  einzureichen  und  darüber  das  Urtheii  des  Dir.  zu  ver- 
nehmen. 

§.  15.  Das  Institut  hat  nach  dem  Etat  der  Universität  eine  jährl.  Einnahme 
von  675  Thlr.  6  Sgr.  und  soll  dieselbe  so  verwandt  werden:  a)  dem  Dir. 
125  Thlr.;  b)  zu  Stipendien:  für  Seminaristen  der  1.  CL,  und  zwar  zu  1  Stip. 
für  ein  zum  Senior  zu  bestellendes  Mitglied  70  Thlr.  und  zu  5  Stip.  ä  50  Thlr. 
(sasammen  320  Thlr.);  für  Seminaristen  der  2.  Cl.  zu  6  Stip.  ä  30  Thlr.  (zu- 
sammen 180  Thlr.);  c)  für  die  Bibliothek  25  Thlr.;  d)  Insgemein  25  Thlr. 
6  Sgr. 

§.  16.  Der  Dir.  hat  an  das  Ministerium  jährl.  im  Dcb.,  in  Verbindung  mit 
den  Berichten  der  Dirigenten  der  einzelnen  Abtheilungen  des  theolog.  Semi- 
nars, über  das  Seminar  einen  summarischen  Bericht  zu  erstatten,  welchem 
die  über  die  Verhältnisse,  Bildung  und  Fortschritte  der  Seminaristen  zu  füh- 
renden Protokolle,  sowie  auch  die  gelieferten  schriftl.  Arbeiten  beizulegen 
sind.    Dieser  Bericht  ist  durch  das  Universitätscuratorium  einzureichen.** 


Akademie  zu  Münster. 

Das  pliilologisoh- pädagogische  Seminar. 

Reglement  v.  30.  Jan.  1854. 

„§.1.  Das  Seminar  hat  den  Zweck,  die  daran  theilnehmenden  Studi- 
renden  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  class.  Alterthumskunde  auszubilden, 
and  dadurch  insbesondre  zur  tüchtigen  Führung  des  Lehramts  an  Gymnasien 
und  Progymnasien  vorzubereiten.  §.  2.  Dies  soll  geschehen:  1.  durch 
philolog.  Erklärung  griech.  nnd  latein.  Schriftsteller;  2.  durch  mündl.  Vorträge 
der  Mitglieder  nnd  schriftl.  Uebungen  aus  dem  Gebiet  der  Alterthnmswissen- 
sehaft. 

§.  3.  Um  die  griech.  und  latein.  Schriftsteller  richtig  erklären  zu  können 
lind  die  alten  Sprachen  mit  Erfolg  zu  lehren,  bedarf  es  genauer  und  voll- 
ständiger Eenntnifs:  1.  der  Grammatik  beider,  sowie  der  deutschen  Sprache; 
8.  der  Gesetze  der  Kritik  und  Hermeneutik.  §.  4.  Die  Theorie  dieser 
Gegenstände  wird  bei  den  Seminaristen  vorausgesetzt,  oder  bleibt  den  aka- 
dem.  Vorlesungen  überlassen.  Das  Seminar  giebt  Anleitung  zur  Anwendung 
derselben,  und  bringt  sie  zum  klaren  Bewufstsein  bei  der  Auslegung  der 
elass.  Schriftsteller  durch  die  Mitglieder.  §.  5.  Von  den  class.  Schrif^ 
steilem  sind  jedesmal  diejenigen  zu  wählen,  welche  den  Vorkenntnissen  der 
Seminaristen  angemessen  sind,  und  deren  tiefre  Kenntnifs  ihr  zukünftiger 
Beruf  verlangt.  §.  6.  Diese  Schriftsteller  werden  4  mal  wöchentl.  in  latein. 
Sprache  durch  die  Mitglieder  mündl.  erklärt.  §.  7.  Besonders  ist  bei  der 
Erklärung  auf  Klarheit  und  Fafslichkeit  des  Ausdrucks ,  sowie  auf  Richtig- 
keit der  Latinität  des  jedesmal  Erklärenden  zu  achten. 

§.  8.  Die  Gegenstände  der  schriftl.  Uebungen  können  sich  die  Semina- 
risten selbst  aus  dem  Gesammtgebiet  der  Alterthumswissenschaft  wählen; 
in  der  Regel  sollen  es  indefs  Auslegungen  schwieriger  Abschnitte  aus  den 
alten  Schriftstellern  sein.  Die  von  den  Seminaristen  getroffne  Wahl  eines 
Gegenstandes  zur  schriftl.  Uebung  bedarf  jedoch  der  Genehmigung  des  be- 
treff. Docenten.  §.  9.  Solche  schriftl.  Arbeiten  haben  die  Mitglieder  2  mal 
im  Halbjahr  zur  Offentl.  Beurtheilung  einzuliefern.  Nach  derselben  werden 
die  Arbeiten,  bis  zur  Erstattung  des  Jahresberichts,  bei  dem  betreff.  Lehrer 
anfbewahrt,  am  in  vorkommenden  Fällen  die  Behörden  von  den  Leistungen 
der  Seminaristen  in  Kenntnife  zu  setzen.  §.  10.  Auf  die  Beurtheilung  der 
schrifü.  Arbeiten  und  die  sich  daran  knüpfenden  Disputationen  wird  wöchentl. 
eine  Stunde,  unter  abwechselnder  Leitung  der  Vorsteher,  verwendet* 
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(.  11.  Die  Mitglieder  des  Seminars  theflen  sieh  in  oxdentliohe,  suCmt 
ordentliche  und  Auscultanten.  Die  Anzahl  der  ordentl.  Mitglieder  tmcbiinkt 
sich  auf  6,  der  aufserordentlichen  auf  8.  Unter  diesen  ordentL  und  au£Be^ 
ordentl.  Mitgliedern  wechseln  die  mflndl.  Uebnngen.  Die  Anzahl  der  Anscol- 
tauten  bleibt  dem  Ermessen  der  Vorsteher  ttberlassen.  (.  13.  Zar  Ein- 
reichung  der  schriftl.  Arbeiten  in  der  gesetzm&fsigen  Zeit  sind  die  ordeoü. 
Mitglieder  verpflichtet.  Von  den  aufserordentl.  weisen  solche  Arbeiten  zwar  < 
nicht  streng  gefordert,  jedoch  als  ein  Beweis  des  Fleilses  bei  der  Bestin — 
mung  über  die  Aufnahme  zu  ordentl.  Mitgliedern  berflcksichtigt. 

§.  13.   Um  als  ordentliches  Mitglied  in  das  Seminar  anfgenommen  wetdtmm 
zn  können ,  mufs  der  Studirende   1.  ein  vollst&ndiges  Gymn.  besucht  babea^ 
und  ein  in  den  phiiolog.  und  geschichtl.  Fächern  redbt  günstiges  Abiturienten. — 
zeugnifs  vorweisen  können;   2.  ein  Jahr,  oder  darüber,  an  einer  philosopl^ 
Facultät  studirt  haben;  3.  vor  den  Vorstehern  des  Seminars  ein  sehrinL, 
und  nach  Befinden  auch  ein  mflndl.  Examen  in  den  erforderl.  Vorkenntnisse» 
bestehen.       §.  14.  Zur  Aufnahme  als  aufserordentl.  Mitglied  werden  dieselbei 
Bedingungen,  wie  §.13  sie  angiebt,  erfordert,  mit  Ausnahme  von  Nr.  2,  indem 
V,  Jahr  höherer  Studien  an  einer  philosoph.  Facultät  zu  diesem  Zweck  ge- 
nügen soll.        §.  15.   Wer  die   im  Seminar  anzustellenden  Uebnngen  ent- 
weder insgesammt  oder  theilweise  anzuhören  wünscht,  ohne  selbst  mitsnar 
beiten ,  darf  dies  nur  den  betreff.  Vorstehern  bittweise  vortragen  und  ihie 
Entscheidung  abwarten.        §.  l6.    Die  aufserordentl.  Mitglieder  haben  du 
Vorrecht,  als  ordentl.  Mitglieder,  nach  §.  13,  ebenso  die  Auscultanten  all 
aufserordentl.,  nach  §.  14,  aufgenommen  zu  werden.    Im  Fall  einer  grOften 
Concurrenz  entscheidet  nicht  allein  die  Anciennetät,  sondern  auch  die  gröCffe 
durch  ein  Examen  zu  erprobende  Fähigkeit. 

§.  17.  Jedem  ordentl.  Mitglied  des  Seminars  wird  )ährL  eine  Uster 
stützung  von  50  Thlr.  zur  Anschaffung  von  literar.  Hfllfomitteln  bewUligt; 
und  in  halbjährl.  Raten  ausgezahlt. 

§.  18.  Die  ordentl.  Mi^lieder  können  als  solche  nur  3  volle  Jahre  m 
Seminar  verbleiben,  und  es  müssen  besondere  Gründe  entscheiden,  ob  de« 
einzelnen  diese  Frist  noch  um  ein  ganzes  oder  halbes  Jahr  verlängert  werdei 
kann. 

§.  19.  Sowohl  den  ordentl.,  als  den  aufserordentl.  Mitgliedern  ist  die 
unmittelbare  Benutzung  der  Paulinischen  Bibliothek,  nach  den  Statuten  der 
selben ,  gestattet.  §.  20.  Die  ordentl.  Mitglieder  des  Seminars  aind  nt 
pflichtet,  bei  Promotionen  in  der  philosoph.  Facultät  als  Opponenten  aate- 
treten,  wenn  sie  durch  den  Vorstand  des  Seminars  dazu  aafgefordeit 
werden. 

§.21.  Die  in  §.  17  erwähnte  Unterstützung  wird  nur  so  lange  aoibe 
zahlt,  als  die  Mitglieder  sich  derselben,  nach  dem  übereinstimmenden  Urtbeil 
der  Vorsteher  des  Seminars,  nicht  durch  ordnungswidriges  Betragen  an1ri^ 
dig  machen.  Die  im  Seminar  beschäftigten  Lehrer  werden  darauf  seta* 
dafis  die  sämmtl.  Uebungen  von  den  Mitgliedern  regelmäfsig  besucht  werdes, 
und  auch  über  diesen  Punct  jedesmal  am  Schlufs  eines  Halbjahrs  geaeis- 
same  Rücksprache  nehmen.  §.  22.  Sollte  einmal  ein  Seminarist  durch  Nseb- 
lässigkeit  in  seinen  Arbeiten,  Trägheit,  Un folgsam keit,  oder  überhaupt  durch 
unsittl.  Betragen,  dem  Zweck  dieser  Anstalt  nicht  mehr  entsprechen,  eo  ist 
demselben  von  den  Vorstehern  der  fernere  Antheil  am  Seminar  zn  unter 
sagen ,  wozu  indefs  bei  den  ordentl.  Mitgliedern  noch  die  Zustimmung  dei 
K.  Curatoriums  einzuholen  ist. 

§.  23.  Den  ordentl.  Mitgliedern  des  Seminars,  welche  sich  auaieichseti 
wird  vorzugsweise  die  Aussicht  auf  Anstellung  als  Lehrer  an  K.  Gyno,  ud 
Progyranasien  eröffnet 

§.  24.  Im  Novb.  jedes  Jahrs  ist  über  die  Leistungen  des  Seminars  in  den 
Ictztverflofsnen  Studienjahr  an  das  vorgesetzte  Ministerium  ein  aosfOhriickcf 
Bericht  zu  erstatten,  welchem  einzelne  schrifU.  Arbeiten  der  Seminariiiii 
beizufügen  sind."    Etat:  500  Thlr. 
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Universität  zu  Bonn. 

1.   Das  philologische  Seminar. 

Rglm.  V.  16.  Febr.  1819. 

Im  wesentlichen  gleiches  Inhalts  mit  den  Reglements  der  philoL  Semi- 
mre  in  Königsberg,  Greifswald,  Berlin;  abweichend  nur: 

.§.  12.  Besonderer  Ursachen  wegen  ist  für  nötbig  befunden,  dafs  bei 
der  rheinischen  Universität  eine  2^it  lang  wöchentl.  mehr  Stunden  auf  das 
Seminarium  verwendet  werden,  als  bei  den  übrigen  zu  geschehen  pflegt 
Za  den  Uebungen  der  Seminaristen  werden  daher  wöchentl.  5  St.  angesetzt, 
mid  da  gründliches  Verstehen  als  die  wahre  Grundlage  des  philolog.  Studiums 
aniasehen  ist,  die  Uebungen  in  der  Auslegung  also  auch  in  dieser  Rück- 
sicht vorzüglich  wichtig  erscheinen,  so  werden  die  Seminaristen  wöchentl. 
4  St  mit  der  Interpretation  eines  griech.  und  eines  latein.  Schriftstellers  be- 
schäftigt sein,  und  jeder  der  Lehrer,  indem  beide  sich  in  diese  Stunden 
theilen,  abwechselnd  der  eine  einen  griech.,  der  andre  einen  latein.  Schrift- 
steller interpretiren  lassen.  Die  5.  Stunde  bleibt  zur  Beurtheilnng  der  schriftl. 
Aufsätze,  und  zuweilen  zum  Disputiren,  und  die  Leitung  dabei  führt  der  Dir. 
mit  dem  Inspector  abwechselnd  eine  Woche  um  die  andre."  Etat:  600  Thlr. 

2.   Das  historische  Seminar. 

Statut  V.  18.  Mai  1865. 

§.  1.  Das  Seminar  hat  den  Zweck,  in  die  Methode  der  histor.  Forschung 
einzuführen.  Es  zerfällt  in  2  Abtheilungen,  von  denen  die  erste  für  Greüb- 
tere,  die  zweite  fQr  Anfänger  bestimmt  ist.  §.  2.  Die  2.  Abtheilung  wird 
in  halbjährl.  Wechsel  von  einem  der  Directoren  geleitet,  bei  welchem  auch 
die  Meldungen  zum  Eintritt  in  dieselbe  zu  machen  sind. 

§.  3.  Wer  in  die  1.  Abtheilung  einzutreten  wünscht,  hat  sich  bei  allen 
Directoren  zu  melden,  welche  dann  über  seine  Aufnahme  Beschlufs  fassen. 
(.  4.  In  dieser  Abtheilung  leitet  jeder  der  Directoren  histor.  Uebungen  in 
einer  Stunde  wöchentlich.  §.  5.  Jedes  Mitglied  dieser  Abtheilung  ist  ver- 
pflichtet, an  sämmtl.  Uebungstunden  Theil  zu  nehmen,  im  Lauf  des  Semesters 
mindestens  Eine  schriftl.  Arbeit  bei  einem  der  Directoren  nach  seiner  Wahl 
einzuliefern,  und  im  übrigen  den  Weisungen  der  Directoren  in  den  Angele- 
genheiten des  Seminars  Folge  zu  leisten. 

§.  6.  In  jedem  Semester  können  den  beiden  Abtheilungen  nach  Mafs- 
nbe  der  disponibeln  Mittel  Prämien  ertheilt  werden.  Die  Verkündigung  der 
Prftmienvertheilung  steht  der  gesammten  Direction  zu. 

§.  7.  Die  Jahresberichte  des  Seminars  werden  von  den  Directoren  ge- 
meinschafU.  erstattet.''  Etat:  300  Thlr. 


8«   Das  mathematische  Seminar« 

Rglm.  V.  4.  Octb.  1866. 
{.  1.  Der  Zweck  des  Seminars  besteht  darin,  den  Studirenden  Anlei- 
tung zu  einem  planmäfsigen  Studium  der  Mathematik  zu  geben,  sie  im  Ver- 
stä^nifs  mathemat.  Werke  zu  unterstützen,  in  mündl.  Vortrag  und  schriftl. 
Darstellung  zu  üben  und  zu  selbständigen  Arbeiten  anzuleiten.  §.  2.  Die 
Leitung  der  Uebungen  ist  2  Vorstehern  übertragen,  welche  in  allen  Ange- 
legenheiten des  Seminars  gemeinschaftlich  beschlieisen.  In  Sachen,  worüber 
sie  sich  nicht  einigen  können,  steht  die  Entscheidung  dem  Curator  der 
Universität  und  nötigenfalls  dem  vorgesetzten  Minister  zu.    Die  Vorsteher 
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haben  sieh  Aber  die  wfthrend  des  Semesten  in  bebaadeladeB 
▼oriier  sa  ventftndigen,  flbrigens  aber  leiten  sie  die  Uebanfsa  niibhingig 
Ton  einander.  §.  8.  Die  Gegenstände  der  Hebungen  können  ans  dea  ge> 
sammten  Gebiet  der  Mathematik  mit  Einsehlnis  der  matfiemaHsehea  Fhjiik 
gewählt  werden. 

§.  4.  Jeder  Stadirende,  der  in  das  Seminar  an^nommen  an  werdet 
wflnscht,  hat  nachzuweisen,  dafo  er  diejenigen  Kenntnisse  bedtat»  weldM  ftr 
das  Studium  der  hohem  lüithematlk  möraerlieh  sind.  Den  Vontehera  ist 
anheim  gestellt,  sich  dessen  durch  eine  Prflfhnff  m  versioheni. 

I.  5.  Es  steht  Jedem  der  Vorsteher  frei,  die  von  ihm  geleltetoii  Debo-^ 
ffen  in  einem  awiemchen  Gursus,  einem  niedem  und  einem  hOhern,  abn-^ 
halten  und  nach  BedflrMb  2  oder  mehr  Stunden  wOdientL  auf  dieeema  s^ 
Tcrwenden.  §.  6.  Die  Mitglieder  des  Seminars  haben  sieh  in  der  Bftgäi 
an  den  von  den  beiden  Vorstehern  geleiteten  Uebungen  an  betiieillgen,  s»> 
weit  ihre  Kenntnisse  dies  thunlieh  erschehien  lassen.  Sollte  die  B<  ' 
an  beiden  Abtheilungen  eine  Ueberbflrdung  einselner  Studirenden 
lassen,  so  kann  denselben  gestattet  werden,  sieh  auf  die  Theilnahme  aa  ] 
Abtheilung  su  beschränken. 

(.  7.  Sollte  sich  ein  Mitgtied  der  tiiätigen  Theflnahme  aa  den  üe 
des  Seminars  ungeachtet  vorgängiger  Warnung  entaiehen,  so  sind  die  ' 
stdier  befhgt,  dasselbe  von  dem  Seminar  ausiusohlieben.  §•  8.  De^Mg« 
Mitgliedern,  welche  sich  durch  Fleifii  und  rege  Theilnahme  an  den  Ueboas 
sowie  durch  die  gelieferten  schriftl.  Arbeiten  besonders  ausaeichnea,  wem 
auf  Grund  eines  am  Schlufs  Jedes  Semesters  von  den  Vorstehern  eiam- 
reichenden  Berichts  von  dem  Gnralor  der  Universität  Geldprämien  bewQllil 
Bei  Verleihung  dieser  Prämien  kommt  es  nicht  auf  Äe  Bedlirfti|^dtt^  sos- 
dem  lediglich  auf  die  Leistungen  der  Mitglieder  an. 

(.9.  Zum  Gebrauch  bei  den  Uebungen  Im  Seminar,  sowie  bei  im 
Studien  und  Arbeiten  der  Mitglieder  wird  eine  Handbibliothek  angelegt  isl 
unterhalten,  deren  möglichst  fireie  Benutaung  unter  Gontrole  der  Vofstekr 
den  Mitgliedern  gewährt  wird. 

§.  10.  Am  Schluls  des  akadem.  Jahrs  wird  von  den  Vorstehen  äs 
Bericht  über  die  Verhältnisse  des  Seminars  durch  Vermittelung  des  CunK» 
der  Universität  an  das  vorffcsetste  Minist  erstattet."  Zu  Prämien  sind  Jihri. 
170  Thlr.,  zur  Vervollständigung  der  Bibliothek  des  Seminar«  JährL  50TUr. 
bestimmt. 

4.   Das  naturwissensekaftlieke  SeMlaar. 

Reglement  v.  39.  Aug.  1845. 

§.  1.  Das  Seminarium  ffir  die  gesammten  Naturwissenschaften,  wefel« 
bei  der  Universität  zu  Bonn  besteht,  nimmt  unter  den  Instituten  deiaslbis 
die  entsprechende  Stelle  ein  und  wird  gleich  ihnen  im  Leetionenver»^hsifr 
aufgeführt.  Der  Zweck  desselben  Ist,  das  Studium  der  NaturwissenschsAü 
bei  den  Studirenden  zu  fördern  und  Lehrer  f&r  das  naturwissensehaftl.  ftßk 
an  höheren  Unterrichtsanstalten  zu  bilden. 

§.  2.  Für  den  Unterricht  im  Seminar  sind  wOchenti.  5  Standen  be- 
stimmt, nämlich  für  jedes  Unterrichtsfach  eine,  und  es  soll  hiesu  die  nämllcki 
Stunde  ffir  jeden  der  5  ersten  Wochentage  festgesetst  werden,  soweit  esaH 
sonst  zu  nehmenden  Rficksichten  vereinbar  sein  wird;  anfserdem  witföis 
besondere  Stunden  für  prakt.  Uebungen  der  Seminaristen  venJ>redet. 

§.  3.  Das  Seminar  besteht  aus  den  Vorstehern  und  den  Mll^^iedcfa 
§.  4.  Vorsteher  sind  die  ordentl.  Professoren  für  die  Naturwisseuehsta 
zu  Bonn,  nämlich  der  Professor  der  Physik,  der  Chemie,  der  Mlaenkgi^ 
der  Botanik  und  der  Zoologie.  Sie  leiten  die  Arbeiten  In  den  5  LehrOelNni 
des  Instituts  und  haben  die  Handbibliothek  des  Seminars  Jeder  in 
Faoh  an  aberwachen  und  nach  Möglichkeit  au  vermehiea«    Aaeh 
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illa  2  Jahre  aiu  ihrer  Mitte  einen  Director,  weleher  das  Seminar  vertritt, 
den  regelmlUsigen  Gang  der  Arbeiten  überwacht,  die  zur  Aufnahme  sieh 
meldenden  Mitglieder  in  das  Album  einträgt,  und  nach  den  Beschlttssen  der 
Qesammtheit  der  Vorsteher  Berichte  an  die  vorgesetzte  Behörde  erstattet, 
die  von  allen  unterzeichnet  werden. 

§.  5.  Mitglied  des  Seminars  kann  jeder  Studirende  der  Universität 
Bonn  sein,  welcher  mit  den  Naturwissenschaften  sich  ernstlich  zu  beschäf- 
tigen beabsichtigt  und  in  das  Institut  auf  die  gesetzlich  vorgeschriebne 
Weise  aufgenommen  ist  Die  Beschäftigung  mit  den  Naturwissenschaften 
besteht  im  Hören  der  darüber  statthabenden  Vorlesungen,  im  unmittelbaren 
Forschen  und  im  Studiren  von  Schriften  naturhistorischen  Inhalts.  In  den 
Vorlesungen  ist,  wenn  sie  Nutzen  stiften  sollen,  eine  den  Fassungskräften 
angemefsne  Vertheilung,  sowj^  ein  Fortschreiten  vom  allgemeinen  der  Wis- 
sensehAft  zu  den  besonderen  Theilen  zu  beobachten.  Das  unmittelbare  Stu- 
dium geschieht  durch  Anschauung  und  Versuche,  wozu  Uebungen  im  Sam- 
meln und  Gonserviren  der  Naturkörper,  sowie  im  Experimentiren  ein  wesent- 
lidies  Bedflrfnifs  sind.  Dazu  eine  zweckmäfsige  Anleitung  den  Mitgliedern 
%a  geben,  ist  eine  der  Bestimmungen  des  Seminars  und  es  sollen  dazu  be- 
sondere Stunden,  unabhängig  von  den  Lehrstunden,   festgesetzt  werden.  ^ 

§.  6.  Zur  Belehrung  der  Mitglieder  und  zur  Förderung  ihrer  Studien 
dient  die  Handbibliothek  des  Seminars,  sowie  dasjenige,  was  dasselbe  an 
Apparaten  besitzt  oder  zur  Disposition  hat,  namentlich  ein  zusammengesetztes 
Mikroskop.  Diese  sämmtl.  Gegenstände  stehen  unter  der  allgemeinen  Auf- 
sieht des  Directors  und  der  speciellen  Verantwortlichkeit  jedes  der  Vor- 
steher, hinsichtlich  seines  Fachs.  Die  Seminaristen  können  solche  jedoch, 
soweit  die  Vorsteher  es  in  jedem  einzelnen  Falle  rathsam  finden,  geliehen 
erhalten  gegen  einen  Schein  und  gegen  das  Versprechen,  beim  Gebrauch 
die  möglichste  Sauberkeit  und  Schonung  beobachten  zu  wollen. 

§.  7.  Die  Aufnahme  in  das  Seminar  geschieht  von  dem  Dir.  durch 
Eintragung  in  das  Album  und  Ertheilung  einer  Matrikel,  in  welche  jeder 
der  Vorsteher  seinen  Namen  einträgt.  Die  Theilnahme  ist  auf  5  Semester 
ÜBStgesetzt,  kann  indessen  nach  Umständen  verlängert,  aber  nur  in  solchen 
Fällen,  wo  ein  Mitglied  ausgezeichnete  Fortschritte  macht,  oder  schon  beim 
Eintritt  mehr  als  gewöhnliche  Kenntnifs  besitzt,  abgekürzt  werden.  Die  An- 
zahl der  Mitglieder  des  Seminars  darf  20  nicht  überschreiten,  als  nur  mit 
Zustimmung  sämmtlicher  Vorsteher.  Zur  Aufnahme  qualificirt  das  Zeugnifs 
der  akademischen  Reife  von  einer  Examinationscommission,  in  dessen  Er- 
mangelung genügende  Beweise  der  Befähigung  zum  Eintritt  vorgelegt  wer- 
den müssen.  — -  Jedes  Mitglied  ist  zum  fleifsigen,  möglichst  unausgesetzten 
Besuch  der  Lehrstunden  verpflichtet. 

§.  8.  Die  Mitglieder  des  Seminars  zerfallen  in  3  Classen ,  nämlich  in 
Anseultanten ,  wirkliche  und  aulserordentliche  Mitglieder.  §.  9.  Wer  in 
das  Seminar  eintritt,  ist  zuerst  Auscultant  für  alle  jene  Fächer,  in  deren 
Kreis  die  Vorlesungen  fallen,  welche  er  hört.  Die  Auscultanten  sind  a)  Zu- 
liörer  bei  den  Verhandlungen  in  den  Seminarstunden;  sie  haben  b)  Zweifel 
und  Schwierigkeiten,  auf  welche  sie  bei  ihren  naturwissenschaftl.  Studien 
gestofsen,  behufs  einer  Besprechung  vorzutragen  und  c)  über  die  Fortschritte, 
welche  sie  im  Verständnifs  der  von  ihnen  dermalen  gehörten  Vorlesungen 
gemacht  haben,  sich  auszuweisen. 

§.  10.  Mit  dem  zweiten  oder  dritten  Semester  geht  der  bisherige  Aus- 
enltant  in  die  Classe  der  wirkl.  Mitglieder  über.  In  dieser  Eigenschaft  hat 
er  a)  freie  Vorträge  über  ein  von  dem  Vorsteher  ihm  aufgegebnes  oder  mit 
dessen  Genehmigung  von  ihm  gewähltes  Thema  zu  halten;  b)  er  hat,  von 
dem  Vorsteher  aufgefordert,  Anfragen  der  Auscultanten  zu  beantworten, 
oder  Unterredungen  über  Gegenstände  des  Fachs  mit  ihnen  anzustellen; 
c)  er  hat  in  Stunden,  wo  es  der  Vorsteher  thunlich  findet,  Schüler  von 
Gymnasien  oder  Bürgerschulen  zu  versammeln,  diesen  über  naturwissenschaftl. 
Gegenstände  Unterricht  zu  ertheüen,  um  sich  eine  zweckmäßige  Lehrmethode 
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anzueignen.  §.11.  Als  aufserordentl.  Mitglieder  kOnnen  Stadirende  in 
das  Seminarium  aufgenommen  werden,  die  sich  nur  in  einem  oder  andern 
Zweige  der  Naturwissenschaften  auszubilden  wünschen.  Sie  besuchen  nur 
die  Seminarstunden  dieser  Fächer  und  haben  Theil  an  der  Benutzang  der 
Bibliothek  und  der  Apparate,  können  jedoch  bei  den  Stipendien  nicht  coii- 
curriren  und  kein  förmliches  Abgangszeugnifs,  sondern  nur  Atteste  der  ein- 
zelnen Vorsteher  erhalten. 

§.  12.  Am  Ende  des  Sommersemesters  wird  in  jeder  der  5  Abthetlon- 
gen  des  Seminars  eine  Aufgabe  zur  schriftl.  Bearbeitung  geatellt,  welche 
zugleich  als  eine  Preisaufgabe  zur  Bewerbung  um  eins  der  im  §.  15  erwähn- 
ten Seminarstipendien  betrachtet  wird.  Diese  Aufgaben,  um  deren  Lösung 
nur  Mitglieder  der  2.  Ciasse  mit  Ausschi iefsung  der  beiden  anderen  sich  be- 
werben können,  werden  betreffen  a)  Darlegupg  eigner  Beobachtungen  und 
Versuche,  b)  systemat.  Zusammenstellung  von  Lehren  oder  Erfahrungen  auf 
dem  Gebiet  der  Naturkunde,  c)  neue  aus  bekannten  Versuchen  oder  Beob- 
achtungen abgeleitete  Folgerungen.  Die  Abhandlungen  werden,  mit  Ve^ 
schweigung  des  Namens  der  Verfasser,  in  der  näml.  Art,  wie  bei  den  Preis- 
bewerbungen  bei  den  Facultaten,  im  Juni  des  folgenden  Jahrs  an  die  Vo^ 
Steher  eingeliefert,  sodann  in  den  Seminarstunden  vorgelesen,  censirt  and 
der  Preis  ertheilt.  Es  ist  jedem  Seminaristen  freigestellt,  die  Au^be  in 
mehreren  der  ö  Fächer  zu  bearbeiten;  keiner  aber  kann  zur  SohlnfsprQfimg 
zugelassen  werden  oder  ein  Stipendium  erhalten,  der  nicht  wenigstens  in 
Einer  Abtheilung  eine  Aufgabe  bearbeitet  hat  Wohlhabende,  welche  kein 
Stipendium  zur  Belohnung  für  ihre  Arbeiten  erhalten  können,  werden  dem 
Minist  belobend  namhaft  gemacht. 

§.  13.  In  der  Regel  haben  die  Seminaristen  den  sämmtl.  Unterrieht- 
stunden  beizuwohnen ;  wünschen  jedoch  einzelne  von  ihnen  nur  Einem  Fadi, 
oder  einigen  Fächern  ihre  Thätigkeit  zu  widmen,  so  steht  ihnen  in  des 
letzten  Semestern  ihres  Seminarcursus  frei,  nur  die  betreff.  Seminarstundes 
mit  Ausscblufs  der  übrigen  zu  besuchen.  In  diesem  Fall  bedarf  es  jedoeh 
einer  Anzeige  bei  dem  Dir.,  welcher  die  Vorsteher,  deren  Lehrstunden  der 
Seminarist  nicht  weiter  zu  frequentiren  gedenkt,  davon  in  Eenntnils  setzt 

§.  14.  Sämmtl.  Mitglieder  des  Seminars  haben  in  den  ersten  Tages 
jedes  beginnenden  Semesters  sich  sowohl  bei  dem  Dir.,  als  bei  den  Vorstehera 
zu  melden.  Wer  diese  Meldung  unterläfst  oder  sich  ohne  gegründete  Ent- 
schuldigung verspätet,  hat  einen  Verweis  zu  gewärtigen  und,  wenn  der 
Fall  sich  wiederholt,  die  Ausschliefsung  aus  dem  Seminar. 

§.  15.  Zur  Unterstützung  der  Seminaristen  und  zur  Belebung  ihres 
Fleifses  sind  5  Stipendien,  jedes  zu  20  Thlr.  gestiftet,  welche  jährl.  beim 
Schlufs  des  Sommersemesters  an  solche  ordentl.  Mitglieder  ertheilt  werden, 
welche  durch  Würdigkeit  in  wissenschaftl.  und  sittl.  Hinsicht  sowie  durch 
legitime  Armutbszeugnisse  zur  Berücksichtigung  geeignet  erscheinen.  Sollten 
nicht  5  so  qualificirte  Inländer  vorhanden  sein,  so  können  auch  Ausländer 
berücksichtigt  oder  Einem  Mitgliede  2  Stipendien  zu  Theil  werden.  Bleibt 
dennoch  ein  Ueberschufs,  so  ist  dieser  dem  Bibliotheksfonds  zuzuweisen. 
Bei  Erwägung  der  Würdigkeit  wird  auf  den  wissenschaftl.  Werth  der  ein- 
gereichten Abhandlung  (§.  11)  vorzugsweise  Rücksicht  genommen.  Aucii 
kann  durch  Einlieferung  einer  ausgezeichneten  Arbeit  in  2  Abtheilungen 
des  Seminarunterrichts  die  Anwartschaft  auf  2  Stipendien  erworben  werden. 
Die  Zutheilung  unterliegt  der  Genehmigung  des  K.  Curators  der  üniversitit, 

§.  16.  Wer  nach  regelmäfsig  vollbrachtem  Cursus  das  Seminar  ver- 
lassen will,  hat  in  jeder  der  5  Abtheilungen  eine  Prüfung,  wobei  sämmtl. 
Seminaristen  anwesend  sind,  zu  bestehen,  und  erhält  nach  dem  Ergebnili 
derselben  ein  von  allen  Vorstehern  unterschriebnes  Abgangszeugnifs.  In 
dem  Zeugnifs  wird  bemerkt,  ob  sich  der  Abgehende  in  allen  Zweigen  der 
Naturkunde  ausgebildet,  oder  ob  er  nur  einige  Fächer,  und  welche  vorzngn- 
weise  er  studirt  habe.  Wer  das  Seminar  früher  verläfst,  kann,  ebenso  wie 
ein  aufserordentliches  Mitglied,  kein  allgm.  AbgangszeugniKa,  Bondem  nur 
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aoielle  Zeugnisse  der   einzelnen  Vorsteher  über  seinen  Fleifs  und  seine 
>rt8cbritte  erhalten. 

§.  18.  Jährlich  vor  Anfang  des  Wintersemesters  wird  von  Seiten  des 
iminars  ein  Bericht  über  seine  Arbeiten  und  Leistungen  während  des  ab- 
lAufenen  Jahrs  an  das  vorgesetzte  K.  Minist,  erstattet.  In  demselben 
srden  die  Mitglieder  genannt,  und  erwähnt,  welcher  Classe  sie  angehören; 
wird  eine  Uebersicht  über  die  in  jedem  Fach  gehaltenen  Vorträge  ge- 
ben; es  werden  die  gelieferten  Probearbeiten  vorgelegt,  die  vornehmsten 
itglieder,  d.  i.  die,  welche  sich  ausgezeichnet  haben,  nach  ihren  Anlagen, 
»iatnngen  und  nach  der  Richtung  ihrer  Studien  charakterisirt  und  die  £r- 
•bnisse  der  Stipendientheilung  angezeigt.  Diese  Berichte  werden  nach 
irgängiger  Berath schlagung  der  Vorsteher,  vom  Dir.  entworfen  und  von 
mmtliohen  Vorstehern  unterzeichnet.*'    Etat:  415  Thlr. 

Aufser  den  Seminarien  finden  sich  an  jeder  prenfs.  Universität  zahl- 
iehe  Veranstaltungen  mehr  privater  Natur,  worin  einzelne  Docenten, 
eist  im  Anschlufs  an  ihre  Vorlesungen,  den  Studirenden  Gelegenheit 
(ben,  zu  erproben,  in  welchem  Grade  sie  Selbständigkeit  der  Auf- 
Bsnng  und  Klarheit  des  Denkens  mit  Präcision  und  Sicherheit  der 
arstellung  zu  verbinden  im  Stande  sind.  Dahin  gehören  die  in  den 
sctionsverzeichnissen  der  Universitäten  erwähnten  Disputatorien  und 
caminatorien ,  die  griechischen,  lateinischen,  archäologischen,  philo- 
phischen,  pädagogischen,  mathematischen  u.  a.  Gesellschaften ;  Ueber- 
tsnngsUbungen ;  Conversatorien  über  Fragen  verschiedener  wissen- 
baftlicher  Gebiete;  physikalische,  chemische,  zoologische  Uebungen; 
ognostische  Excursionen  n.  dgl.  m.,  sämmtlich  mittelbar  insbesondre 
leh  der  Vorbereitung  zum  Lehramt  förderlich. 


B.    Seminarien  nach  der  üniversitätszeit 

Dafs  ausnahmsweise  auch  in  die  für  Studirende  bestimmten  fach- 
Imenschaftlichen  Seminarien  Schulamtscandidaten  zur  Theilnahme  an 
n  Uebungen  zugelassen  werden,  ist  in  den  meisten  der  mitgetheilten 
ataten  erwähnt;  vrgl.  p.  28,  31,  38,  40,  42,  44.  Das  eine  der  mit  der 
liversität  zu  Halle  verbundenen  Seminarien  (s.  p.  43)  und  ebenso  das 
iininar  der  Akademie  zu  Münster  sind  ausdrücklich  auch  als  pädago- 
sche  bezeichnet  Alle  übrigen  so  benannten  liegen  jenseits  der  akadem. 
adienzeit  und  haben  die  gemeinsame  Aufgabe,  Candidaten  des  höh. 
halamts  in  die  prakt.  Erfordernisse  des  Lehrerberufs  unter  steter  Ver- 
ndnng  mit  wissenschaftlichen  Uebungen  einzuführen. 

Königsberg  in  Pr. 

Das  K.  pädagogische  Seminar  für  höhere  Schulen. 

Statut  V.  23.  Dcb.  1864. 
„§.  1.  Der  Zweck  des  pädagog.  Seminars  ist  die  pädagog.  und  wissen- 
iiafU.  Ausbildung  von  Lehrern  für  die  Gymnasien  und  Realschulen  des  preufs. 
satt.  §.  2.  Zur  Erreichung  dieses  Zwecks  dient  die  Unterrichtsthätigkeit 
r  Mitglieder  an  den  höh.  Lehranstalten  zu  Königsberg  und  die  Beschäfti- 
ng  derselben  mit  pädagog.  und  fachwissenschaftl.  Gegenständen  in  regel- 
UUgen  Versammlungen. 
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anzneii^en.  §.11.  Als  aufserordeDtl.  Mitglieder  können  Stadirende  in 
das  Seminariam  aufgenommen  werden,  die  sich  nur  in  einem  oder  andern 
Zweige  der  Naturwissenschaften  auszubilden  wünschen.  Sie  besuchen  nur 
die  Seminarstunden  dieser  Fächer  und  haben  Theil  an  der  Benatzung  der 
Bibliothek  und  der  Apparate,  können  jedoch  bei  den  Stipendien  nicht  oon- 
curriren  und  kein  förmliches  Abgangszeugnifs,  sondern  nur  Atteste  der  ein- 
zelnen Vorsteher  erhalten. 

§.  12.  Am  Ende  des  Sommersemesters  wird  in  jeder  der  5  Abtfaeilnn- 
gen  des  Seminars  eine  Aufgabe  zur  schriftl.  Bearbeitung  gestellt,  welche 
zugleich  als  eine  Preisaufgabe  zur  Bewerbung  um  eins  der  im  (.  15  erwähn- 
ten Seminarstipendien  betrachtet  wird.  Diese  Aufgaben,  um  deren  Lösung 
nur  Mitglieder  der  2.  Ciasse  mit  Ausschliefsung  der  beiden  anderen  sich  be- 
werben können,  werden  betreffen  a)  Darlegupg  eigner  Beobachtungen  nnd 
Versuche,  b)  systemat.  Zusammenstellung  von  Lehren  oder  Erfiihrungen  auf 
dem  Gebiet  der  Naturkunde,  o)  neue  aus  bekannten  Versnchen  oder  Beob- 
achtungen abgeleitete  Folgerungen.  Die  Abhandlungen  werden,  mit  Ve^ 
schweigung  des  Namens  der  Verfasser,  in  der  näml.  Art,  wie  bei  den  Preti- 
bewerbungen  bei  den  Facultäten,  im  Juni  des  folgenden  Jahrs  an  die  Vor- 
steher eingeliefert,  sodann  in  den  Seminarstunden  vorgelesen,  censirt  und 
der  Preis  ertheilt.  Es  ist  jedem  Seminaristen  freigestellt,  die  Aufgabe  in 
mehreren  der  5  Fächer  zu  bearbeiten;  keiner  aber  kann  zur  SchlufsprflfuBg 
zugelassen  werden  oder  ein  Stipendium  erhalten,  der  nicht  wenigstens  ia 
Einer  Abtheilung  eine  Aufgabe  bearbeitet  hat  Wohlhabende,  weiche  keia 
Stipendium  zur  Belohnung  für  ihre  Arbeiten  erhalten  können,  werden  des 
Minist,  belobend  namhaft  gemacht. 

§.  13.  In  der  Regel  haben  die  Seminaristen  den  sammtl.  Unterricht- 
Stunden  beizuwohnen ;  wünschen  jedoch  einzelne  von  ihnen  nur  Einem  Faek, 
oder  einigen  Fächern  ihre  Thätigkeit  zu  widmen,  so  steht  ihnen  in  dei 
letzten  Semestern  ihres  Seminarcursus  frei,  nur  die  betreff.  Seminarstaodet 
mit  Ausschi ufs  der  übrigen  zu  besuchen.  In  diesem  Fall  bedarf  es  jedock 
einer  Anzeige  bei  dem  Dir.,  welcher  die  Vorsteher,  deren  Lehrstundeo  der 
Seminarist  nicht  weiter  zu  frequentiren  gedenkt,  davon  in  Kenntnifii  setzt. 

§.  14.  Sämmtl.  Mitglieder  des  Seminars  haben  in  den  ersten  Tiges 
jedes  beginnenden  Semesters  sich  sowohl  bei  dem  Dir.,  als  bei  den  Vorstehen 
zu  melden.  Wer  diese  Meldung  unterläfst  oder  sich  ohne  gegründete  Ent- 
schuldigung verspätet,  hat  einen  Verweis  zu  gewärtigen  und,  wenn  der 
Fall  sich  wiederholt,  die  Ausschliefsung  aus  dem  Seminar. 

§.  15.  Zur  Unterstützung  der  Seminaristen  und  zur  Belebung  ibrei 
Fleifses  sind  5  Stipendien,  jedes  zu  20  Thlr.  gestiftet,  welche  jährl.  bei« 
Schlafs  des  Soinraersemesters  an  solche  ordentl.  Mitglieder  ertheilt  werden, 
welche  durch  Würdigkeit  in  Wissenschaft!,  und  sittl.  üinsicht  sowie  durch 
legitime  Armuthszeugnisse  zur  Berücksichtigung  geeignet  erscheinen.  Sollte« 
nicht  5  so  qualificirte  Inländer  vorhanden  sein,  so  können  auch  Ausltoder 
berücksichtigt  oder  Einem  Mitgliede  2  Stipendien  zu  Theil  werden.  Bleibt 
dennoch  ein  Ueberschufs,  so  ist  dieser  dem  Bibliotheksfonds  zuzuweisei. 
Bei  Erwägung  der  Würdigkeit  wird  auf  den  wissenschaftl.  >Verth  der  ein- 
gereichten Abhiinillung  (§.  11)  vorzugsweise  Rücksicht  genommen.  Auch 
kann  <Iurch  Einlieferung  einer  ausgezeichneten  Arbeit  in  2  Abtheilungen 
des  Seminiirunterrichts  die  Anwartschaft  auf  2  Stipendien  erworben  werden. 
Die  Zutheilung  unterliegt  der  Genehmigung  des  K.  Curators  der  Univeniut. 

§.  1().  Wer  nach  regclmäfsig  vollbrachtem  Cursus  das  Seminar  rer 
lassen  will,  hat  in  jeder  der  5  Abtheilungen  eine  Prüfung,  wobei  sämmtl. 
Scminaristten  anwesend  sind,  zu  bestehen,  und  erhält  nach  dem  Erf^bniü 
derselben  ein  von  allen  Vorstehern  unterschriebnes  Abgangszeugnift.  !• 
dem  Zeugiiifs  wird  bemerkt,  ob  sich  der  Abgehende  in  allen  Zweigen  der 
Naturkunde  ausgebildet,  oder  ob  er  nur  einige  Fächer,  und  welche  von^ 
weise  er  studirt  habe.  Wer  das  Seminar  früher  verläist,  kann,  ebenso  ^ 
ein  aufserordentliches  Mitglied,  kein  allgm.  AbgangszeugniCi,  tondem  9»f 
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speoielle  Zeugnisse  der  einzelnen  Vorsteher  über  seinen  Fleifs  und  seine 
Fortschritte  erhalten. 

§.  18.  Jährlich  vor  Anfang  des  Wintersemesters  wird  von  Seiten  des 
Seminars  ein  Bericht  über  seine  Arbeiten  and  Leistungen  während  des  ab- 
gelanfenen  Jahrs  an  das  vorgesetzte  E.  Minist,  erstattet.  In  demselben 
werden  die  Mitglieder  genannt,  und  erwähnt,  welcher  Classe  sie  angehören; 
es  wird  eine  Üebersicht  über  die  in  jedem  Fach  gehaltenen  Vorträge  ge- 

Siben;  es  werden  die  gelieferten  Probearbeiten  vorgelegt,  die  vornehmsten 
itglieder,  d.  i.  die,  welche  sich  ausgezeichnet  haben,  nach  ihren  Anlagen, 
Leistungen  und  nach  der  Richtung  ihrer  Studien  charakterisirt  und  die  Er- 
gebnisse der  Stipendientheilung  angezeigt.  Diese  Berichte  werden  nach 
vorgängiger  Berathschlagung  der  Vorsteher,  vom  Dir.  entworfen  und  von 
s&mmtlichen  Vorstehern  unterzeichnet.*'    Etat:  415  Tblr. 

Anfser  den  Seminarien  finden  sich  an  jeder  preufs.  Universität  zahl- 
reiche Veranstaltungen  mehr  privater  Natur,  worin  einzelne  Docenten, 
meist  im  Anschlufs  an  ihre  Vorlesungen,  den  Studirenden  Gelegenheit 
geben,  zu  erproben,  in  welchem  Grade  sie  Selbständigkeit  der  Auf- 
üaasang  und  Klarheit  des  Denkens  mit  Präcision  und  Sicherheit  der 
Darstellung  zu  verbinden  im  Stande  sind.  Dahin  gehören  die  in  den 
Lectionsverzeichnissen  der  Universitäten  erwähnten  Disputatorien  und 
Ezaroinatorien ,  die  griechischen,  lateinischen,  archäologischen,  philo- 
sophischen, pädagogischen,  mathematischen  u.  a.  Gesellschaften ;  Ueber- 
setzungsUbungen ;  Conversatorien  über  Fragen  verschiedener  wissen- 
schaftlicher Gebiete;  physikalische,  chemische,  zoologische  Uebungen; 
geognostische  Excursionen  n.  dgl.  m.,  sämmtlich  mittelbar  insbesondre 
anch  der  Vorbereitung  zum  Lehramt  förderlich. 


B.    Seminarien  nach  der  Universitätszeit 

Dafs  ausnahmsweise  auch  in  die  für  Studirende  bestimmten  fach- 
wissenschaftlichen Seminarien  Schulamtscandidaten  zur  Theilnahme  an 
den  Uebungen  zugelassen  werden,  ist  in  den  meisten  der  mitgetheilten 
Statuten  erwähnt;  vrgl.  p.  28,  31,  38,  40,  42,  44.  Das  eine  der  mit  der 
Universität  zu  Halle  verbundenen  Seminarien  (s.  p.  43)  und  ebenso  das 
Seminar  der  Akademie  zu  MUnster  sind  ausdrücklich  auch  als  pädago- 
gische bezeichnet  Alle  übrigen  so  benannten  liegen  jenseits  der  akadem. 
Studienzeit  und  haben  die  gemeinsame  Aufgabe,  Candidaten  des  höh. 
Schulamts  in  die  prakt.  Erfordernisse  des  Lehrerberufs  unter  steter  Ver- 
bindung mit  wissenschaftlichen  Uebungen  einzuführen. 

Königsberg  in  Pr. 

Das  K.  pädagogische  Seminar  für  höhere  Schulen. 

Statut  V.  23.  Dcb.  1864. 
„§.1.  Der  Zweck  des  pädagog.  Seminars  ist  die  pädagog.  und  Wissen- 
schaft. Ausbildung  von  Lehrern  für  die  Gymnasien  und  Realschulen  des  preufs. 
Staats.  §.  2.  Zur  Erreichung  dieses  Zwecks  dient  die  Unterrichtsthätigkeit 
der  Mitglieder  an  den  höh.  Lehranstalten  zu  Königsberg  und  die  Beschäfd- 
gnng  derselben  mit  pädagog.  und  fachwissenschaftl.  Gegenständen  in  regel- 
QuUsigen  Versammlungen. 
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§.  3.  Die  Leitung  des  Seminars  geschieht  durch  die  beiden  Depirte- 
mentsräthe  des  E.  Prov.  Schulcollegiums  zu  Königsberg,  deren  jeder  die  Se- 
minaristen seiner  Confession  beaufsichtigt. 

§.4.  Die  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder  wird  einstweflen  auf  6  featgesetit, 
von  denen  in  der  Regel  4  der  evangel.  und  2  der  kathol.  Confession  ange- 
hören. Die  Wahl  der  Mitglieder  erfolgt  durch  die  beiden  Dirigenten.  Bedin- 
gung des  Eintritts  ist  die  befriedigende  Ableistung  der  Prfltung  pro  fncutt. 
docendi.  Die  Dauer  der  Mitgliedschaft  erstreckt  sich  anf  höchstens  3  Jahre, 
von  denen  das  erste  als  das  gesetzmäfsige  Probejahr  gilt;  sie  eriischt  jedoch 
durch  die  Anstellung  eines  Mitgliedes  an  einer  öffentl.  Lehranstalt  Das  Aot- 
scheiden  aus  dem  Seminar  darf  in  der  Regel  nur  mit  dem  Sehlnis  eines 
HalbjiUii's  eintreten.  §.  5.  Neben  den  ordenti.  Mitgliedern  darf  eine  ange- 
mefsne  Anzahl  aufserordentlicher  Mitglieder  aufgenommen  werden.  Dieselhea 
nehmen  an  den  Seminarsitzungen  gleich  den  ordenti.  Mitgliedern  Theil,  sind 
aber  zu  einer  Unterrichtsthätigkeit  nicht  verpflichtet  und  beziehen  k^n  Se- 
minarstipendium (§.  16).  §.  6.  Den  ordenti.  Mitgliedern  des  Seminars  werdet 
8  bis  10  wöchentl.  Lehrstunden  an  einem  Gymn.  oder  einer  ftealschole  is 
Königsberg  nach  Anordnung  des  Dir.  dieser  Anstalt  übertragen.  Die  Ueber- 
weisung  der  Mitglieder  an  die  einzelnen  Anstalten  geschieht  dfurch  den  betreC 
Dirigenten  mit  Zustimmung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  Bei  mehr  als  einjährigem 
Aufenthalt  im  Seminar  ist  den  Mitgliedern  womöglich  Gelegenheit  sn  gebe% 
an  verschiedenen  Anstalten  zu  unterrichten. 

§.  7.  In  ihrer  Unterrichtsthätigkeit  sind  die  Seminaristen  den  Anord- 
nungen des  Dir.  der  betreff.  Lehranstalt  gleich  jedem  andern  Lehrer  unter 
werfen.  Sie  sind  verpflichtet,  den  Lehrerconferenzen  beizuwohnen,  nehmen  aber 
an  den  Abstimmungen  nicht  Theil.  §.  8.  Die  Unterrichtsthätigkeit  der 
Seminaristen  unterliegt  zugleich  der  Aufsicht  der  Seminardirigenten.  §.9. 
Die  ordenti.  Mitglieder  des  Seminars  haben  femer  das  Recht  und  die  Pflicht, 
die  Unterrichtstunden  der  übrigen  Lehrer  zu  besuchen.  Die  Reihenfolge  and 
der  Umfang  dieser  Besuche  wird  durch  den  betreff.  Dirigenten  des  Semiiuui 
im  Einvernehmen  mit  dem  Dir.  der  Anstalt  geordnet. 

§.  10.  Aufserdem  versammeln  sich  die  Mitglieder  des  Seminars  in  wöchentl. 
28tündigen  Sitzungen  zu  pädagog.  und  fachwissenschaftl.  Beschäftigunjren. 
§.  11.  Diese  Sitzungen  finden  unter  der  Leitung  des  betreff.  Dirigenten  St*tt 
Der  erste  Theil  jeder  Sitzung  ist  der  pädagog.  Ausbildung  der  Seminaristni 
gewidmet.  Zu  derselben  gehört  die  Beurtheilung  der  bisher.  Lehrthätigkfit 
der  Seminaristen  durch  den  Dirigenten,  die  Besprechung  der  von  den  Semi- 
naristen während  des  Besuchs  anderer  Lehrstunden  gemachten  Beobachtunges, 
die  Kritik  der  von  den  Mitgliedern*  eingelieferten  pädagog.  Abhandlungen, 
sowie  die  Einführung  in  die  wichtigsten  Systeme  und  Methoden  der  Erziebmf 
und  des  Unterrichts.  Die  letzte  Beschäftigung  gründet  sich  in  der  Regel  am 
das  vorgängige  Lesen  der  betreff.  Werke,  über  welche  die  Seminaristen  ii 
der  Sitzung  Bericht  zu  erstatten  haben.  §.  12.  Der  zweite  Theil  der  Sitzoog 
ist  für  die  wissenschaftl.  Fortbildung  der  Mitglieder  bestimmt  Dieselbe  g^ 
schiebt  thcils  durch  die  Beurtheilung  der  von  den  Mitgliedern  eingelieferte« 
fachwissenschaftl.  Abhandlungen,  theils  durch  Berichte  der  Seminaristen  Aber 
wissenschaftl.  Werke,  theils  durch  Erklärung  eines  griech.  oder  röm.  Schrift- 
stellers nach  Anordnung  der  Dirigenten.  §.  13.  Neben  den  besonderen 
Sitzungen  der  evangel.  und  kathol.  Seminaristen  (§.  10,  11,  12.)  finden  gemein- 
schaftl.  Sitzungen  der  vereinigten  beiden  Abtheilungen,  mindestens  eine  ii 
jedem  Vierteljahr,  Statt,  in  welchen  von  einem  oder  mehreren  Mitgliedern 
nach  vorgängiger  Festsetzung  ein  wissenschaftl.  oder  pädagog.  Vortrag  g^ 
halten  wird. 

§.  14.  Jedes  ordenti.  Mitglied  hat  jähri.  2  Abhandlungen  zu  liefern  ($.  U 
und  12),  von  denen  die  eine  der  Pädagogik  und  ihren  Hülfswissenschaften, 
die  andre  der  besondern  Fachwissenschaft  des  Seminaristen  zu  entnehmen  ti^ 
Die  Wahl  desThema*s  erfolgt  nach  Rücksprache  mit  dem  Dirigenten;  die  sii 
das  class.  AI terthum  bezüglichen  Abhandlungen  sind  in  latein.  Sprache  abiufsww 
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zn  welchem  Amt  es  auch  sei,  ins  Ausland  übergeht.  Ist  er  ein  Ausländer, 
so  zahlt  er  in  diesem  Fall  das  ganze  Stipendium  zurück.  —  Ausländer 
können  nur  bei  überwiegender  Qualification  und  unter  der  ausdrücklichen 
Versicherung,  dafii  sie  eine  Anstellung  in  den  preufsischen  Staaten  wünschen 
und  nur  hier  annehmen  wollen,  aufgenommen  werden.  Kommen  sie  diesem 
Versprechen  nicht  nach,  so  zahlen  sie  das  ganze  hier  genofsne  Stipendium 
der  Seminariencasse  zurück.  —  Die  Zeit,  in  welcher  der  Aufenthalt  im  Se- 
minario  verstattet  ist,  erstreckt  sich  höchstens  auf  4  Jahre. 

§.7.  Obliegenheiten  der  Seminaristen  im  allgemeinen.  Im 
allgemeinen  wird  von  den  Seminaristen  erwartet,  dals  sie  sich  sowohl  dem 
Dir.  des  Seminarii  als  auch  dem  Dir.  des  Gymnasii,  an  welchem  sie  lehren, 
wie  auch  den  anderen  Personen,  welche  mit  der  Au&icht  des  Seminarii  be- 
auftragt sind,  auf  die  gehörige  Art  unterordnen.  Sodann  dafs  sie  sich  un- 
unterbrochen zu  einer  allgemeinen  Brauchbarkeit  im  Schnlfach  vorbereiten, 
dafs  sie  ein  jedes  der  ihnen  obliegenden  Geschäfte  mit  Eifer  und  Fleifs  ver- 
riehten,  auf  die  Abhandlungen  und  andere  schriftlichen  Aufsätze  Zeit  und 
Anstrengung  wenden,  dieselben  regelmäfsig  nach  der  festgesetzten  Ordnung 
abliefern  und  circuliren  lassen,  sich  auf  ihre  Lehrstunden  nicht  blofs  in  Hin- 
sicht des  Materials,  sondern  auch  der  pädagogischen  Form  vorbereiten,  die 
Disciplin  mit  Besonnenheit  und  den  bestehenden  Gesetzen  der  Anstalt  gemäfs 
handhaben,  und  so  nach  allen  Seiten  ihrer  künftigen  Bestimmung  enl^egen- 
reifen. 

§.  8.  Einzelne  Obliegenheiten,  a)  Hauptübungen.  1.  Um  den  oben 
§.  2.  angegebnen  Zweck  des  Seminarii  zu  erreichen,  und  zwar  zuerst  um  den 
Dir.  desselben  von  dem  ununterbrochnen  Fortschritt  der  einzelnen  in  Er- 
werbung des  wissenschaftl.  Materials  zu  überzeugen,  haben  die  Seminaristen 
wissenschaftl.  Abhandlungen  abzufassen,  deren  Prüfung  besondere  Zusammen- 
künfte gewidmet  sind.  2.  Zur  Ausbildung  der  Kenntnisse  in  dem  theoret. 
Theil  der  Pädagogik  und  Didaktik  haben  sie  pädagog.  Aufsätze  zu  liefern, 
welche  eben  so  in  besonderen  Zusammenkünften  besprochen  werden.  3.  Um 
die  prakt.  Brauchbarkeit  der  Mitglieder  und  ihre  Lehrgeschicklichkeit  zu  er- 
höhen, werden  ihnen  Lehrstunden  in  den  hies.  deutschen  Gymnasien  über- 
tragen, welche  von  dem  Dir.  des  Seminarii  zwar  unmittelbar  bestimmt  wer- 
den, in  welchen  sie  aber  zunächst  unter  der  Leitung  des  Dir.  des  Gymnasii, 
dem  sie  zugesellt  sind,  stehen. 

b)  Nebenübungen.  Neben  diesen  3  Hauptübungen  gehen  noch  andere, 
welche  jedesmal  nach  dem  Bedürfnils  der  einzelnen  sich  richten  und  an  be- 
stimmte Zeiten  nicht  gebunden  sind.  Dahin  gehört  u.  a. :  Die  Anhörung  von 
Vorträgen  schon  gebildeter  Lehrer,  Anschauung  ihrer  Methode  und  Disciplin, 
das  ist  Hospitiren.^ 

[Um  über  die  6  wöchentl.  Lehrstunden,  welche  an  einer  höh.  Ber- 
liner Schule  zu  ertheUen  jedes  Seminarmitglied  verpflichtet  ist,  noch  mehr 
öffentl.  Lehrstunden  zu  übernehmen,  bedm  es  der  Genehmigung  des  Se- 
minardirectors. 

Von  jedem  Seminarmitglied  ist  jährl.  eine  wissenschaftliche  und  eine 
pädagog.  Abhandlung  zu  liefern;  aUe  14  Tage  findet  eine  2stündige  Zu- 
gammenkunft  unter  Vorsitz  des  Seminardirectors  zur  Kritik  dieser  Abhand- 
lungen und  den  damit  zusammenhangenden  Erörterungen  Statt. 

Die  Themata  für  die  wissenschaftl.  Abhandlungen  sind  sei  es 
nach  eigner  Wahl  der  Mitglieder  unter  Gutheüsung  des  Dir.,  sei  es  auf 
Vorschlag  des  Dir.,  dem  speciellen  Studiengebiete  der  einzelnen  Mitglieder 
KU  entnehmen.  Die  Abhandlungen  aus  dem  philolog.  Gebiet  werden  la- 
teinisch abgefafst:  doch  kann  der  Dir.  in  geeigneten  Fällen,  wo  die  An- 
wendung der  latein.  Sprache  weder  der  latein.  Sprachfertigkeit,  noch  der 
vertieften  Behandlung  der  Sache  förderlich  sein  würde,  Ausnahmen  ge- 
statten. 

Eine  rein  formale  Kritik  der  wissenschaftl.  Abhandlungen 
wird  dem  Dir.  des  Seminars  auch  in  solchen  FäUen  möglich  sein,  wo  der 
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Zweck  geht  im  aUgemeinen  hervor:  1.  dafii  ein  jeder  Seminarist  In  irgend 
einer  der  Schulwissenschaften  eine  solche  Masse  von  Kenntnissen  be- 
sitzen müsse,  dafs  er  als  Lehrer  in  einer  obem  Glasse  auftreten  könne,  in 
den  übrigen  Kenntnissen  aber  nicht  fremd  sei,  nnd  dafs  er  Ton  seinem 
Bestreben,  darin  fortzurücken,  von  Zeit  zu  Zeit  der  Directioa  des  Semraarn 
Proben  ablege.  2.  Dafs  er  die  Wissenschaft  der  Pädagogik  unablässig 
Btudiren,  sich  historisch  und  philosophisch  dieselbe  zu  eigen  machen  müsse 
und  von  diesem  Bestreben  ebenfalls  Beweise  ablege.  3.  Dab  er  sieh 
Lchrergeschicklichkeit  erwerbe;  dals  er  daher  a)  dieselben  Kenntnisse  nach 
richtiger  Auswahl  auf  ganz  verschiedenen  Stufen  des  Unterrichts  yorautragea 
verstehe;  b)  bei  der  Mittheilung  des  Stoffs  zugleich  die  empfangende  Knft 
errege  und  erhöhe  und  sich  mit  Leichtigkeit  und  Geschmeidigkeit  zwischen 
beiden  Puncten  bewege;  c)  dafs  er  Lehre  und  Disciplin  mit  gletcho*  Ge- 
schicklichkeit verbinde. 

Der  Punct  1  und  2,  bezieht  sich  auf  die  theoret.  Bildung,  der  3.  auf 
die  praktische,  und  das  Ganze  sind  die  allgemeinen  Grundsätze,  nach  weLchea 
die  Uebungen  im  Seminario  angeordnet  sind.*' 

[Das  pädagog.  Seminar  verfolgt  nicht  den  gleichen  Zweck,  wie  die  aa 
den  Universitäten  bestehenden  wissenschaftl.  Fachseminarien,  Studirende  ä 
die  Methode  der  wissenschaftl.  Forschung  auf  einem  bestimmten  Gebiet 
einzuführen;  es  soll  vielmehr  Candidaten  des  höh.  Lehramts  auf  den  erstes 
Schritten  ihrer  prakt.  Laufbahn  begleiten  und  dadurch  ihre  didaktisch -pä- 
dagogische Tüchtigkeit  möglichst  fördern  und  sichern.  Aus  diesem  Zweck 
ergeben  sich  die  nothwcndigen  Voraussetzungen  der  Aufnahme  von  Mit- 
gliedern in  das  Seminar  und  die  wesentlichen  Forderungen  an  die  Beschäf- 
tigung der  aufgenommenen  Mitglieder. 

Vorausgesetzt  mufs  werden,  dafs  die  in  das  Seminar  aufzunehmeodn 
Mitglieder  die  positiven  Kenntnisse  auf  den  Gebieten,  auf  denen  zu  unter- 
richten sie  beabsichtigen,  bereits  erworben  haben.  Es  ist  daher  erfonkr- 
lieh,  dafs  das  von  den  Aufzunehmenden  vorzulegende  Zengnifs  einer  wissen- 
schaftl. Prüfungscommission  über  die  bestandne  Lehramtsprüfung  zn  dem 
Ernst  ihres  Strebens  und  zu  der  Gründlichkeit  ihres  Arbeitens  Vertnoen 
einflöfse.  — 

Für  die  nach  Erfüllung  dieser  Vorbedingungen  aufgenommenen  Mit- 
glieder sorgt  das  Seminar  negativ,  indem  es  verhütet,  daCs  Lehramts- 
candidaten  sogleich  beim  Beginn  ihrer  prakt.  Thätigkeit  mit  Sorgen  der 
Schule  oder  der  Subsisteuz  Überbürdet,  und  dadurch  die  Anlage  zur  Lehr- 
tüchtigkeit  und  das  wissenschaftl.  Streben  zugleich  erstickt  werden;  po- 
sitiv, indem  es  einerseits  die  ersten  Unterrichtsversuche  der  Mitglieder 
einer  aufmerksamen  Beobachtung  unterzieht  und  die  Methode  des  unter-  . 
richts  selbst  zum  Gegenstande  ihres  Nachdenkens  macht,  und  indem  ei 
andrerseits  die  fiir  den  Lehrer  an  höh.  Schulen  unerläfsliche  Verbindunf 
zwischen  der  prakt.  Thiitigkeit  und  dem  eignen  Weiterarbeiten  anf  dem 
Gebiet  einer  bestimmten  Wissenschaft  aufrecht  erhält.] 

„%. 'S.  Direction  des  Seminarii.  Das  Seminarium  erhält  einen  von 
den  Vorstehern  der  hiesigen  Gymnasien  ganz  unabhängigen  Director. 

§.  G.  W  a h  1  d  e  r  M  i t gl  i  e d  e r.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Semintfü 
hängt  einzig  von  dem  Director  desselben  ab. 

In  Hinsicht  des  Alters  darf  der  Aufzunehmende  nicht  über  die  Wre 
der  leichten  Hildungsfähigkeit  im  ganzen,  nicht  unter  dem  20.  nnd  nicbt 
über  das  30.  .Jalir  hinaus  sein.  —  Er  mufs  ausdrücklich  erklären,  dafo  « 
eine  vorzüghche  Nei«j:ung  zum  Lehrfach  habe  und  sich  fQr  dasselbe  M*- 
drücklioli  bestimme,  dafs  er  unmittelbar  aus  dem  Seminario  in  kein  PredijJt- 
üdcr  andres  Amt  übertreten  wolle,  es  sei  denn,  dafs  mit  demselben  «o* 
Schulstelle  verbunden  sei.  Tritt  er  in  ein  Seminar,  so  mufs  er  sich  ve^ 
pflichten,  sich  wenigstens  3  Jahre  demselben  zu  widmen,  oder  die  IW^* 
des  genofsnen  Stipendii  zurückzuzahlen.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  e»* 
Seminarist   unmittelbar   aus   dem  Seminar  oder  vor  Ablauf  jener  3  J^* 
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zu  welchem  Amt  es  auch  sei,  ins  Ausland  übergeht.  Ist  er  ein  Ausländer, 
so  zahlt  er  in  diesem  Fall  das  ganze  Stipendium  zurück.  —  Ausländer 
können  nur  bei  überwiegender  Qualification  und  unter  der  ausdrücklichen 
Versicherung,  dals  sie  eine  Anstellung  in  den  preufsischen  Staaten  wünschen 
und  nur  hier  annehmen  wollen,  aufgenommen  werden.  Kommen  sie  diesem 
Versprechen  nicht  nach,  so  zahlen  sie  das  ganze  hier  genofsne  Stipendium 
der  Seminariencasse  zurück.  —  Die  Zeit,  in  welcher  der  Aufenthalt  im  Se- 
minario  verstattet  ist,  erstreckt  sich  höchstens  auf  4  Jahre. 

§.7.  Obliegenheiten  der  Seminaristen  im  allgemeinen.  Im 
allgemeinen  wird  von  den  Seminaristen  erwartet,  dafs  sie  sich  sowohl  dem 
Dir.  des  Seminarii  als  auch  dem  Dir.  des  Gymnasii,  an  welchem  sie  lehren, 
wie  auch  den  anderen  Personen,  welche  mit  der  Au&icht  des  Seminarii  be- 
auftragt sind,  auf  die  gehörige  Art  unterordnen.  Sodann  dafs  sie  sich  un- 
unterbrochen zu  einer  allgemeinen  Brauchbarkeit  im  Schulfach  vorbereiten, 
dals  sie  ein  jedes  der  ihnen  obliegenden  Geschäfte  mit  Eifer  und  Fleifs  ver- 
richten, auf  die  Abhandlungen  und  andere  schriftlichen  Aufsätze  Zeit  und 
Anstrengung  wenden,  dieselben  regelmäfsig  nach  der  festgesetzten  Ordnung 
abliefern  und  circuliren  lassen,  sich  auf  ihre  Lehrstunden  nicht  blofs  in  Hin- 
sicht des  Materials,  sondern  auch  der  pädagogischen  Form  vorbereiten,  die 
Disciplin  mit  Besonnenheit  und  den  bestehenden  Gesetzen  der  Anstalt  gemäfs 
handhaben,  und  so  nach  allen  Seiten  ihrer  künftigen  Bestimmung  enl^egen- 
reifen. 

§.  8.  Einzelne  Obliegenheiten,  a)  Hauptübungen.  1.  Um  den  oben 
|.  2.  angegebnen  Zweck  des  Seminarii  zu  erreichen,  und  zwar  zuerst  um  den 
Dir.  desselben  von  dem  ununterbrochnen  Fortschritt  der  einzelnen  in  Er- 
werbung des  wissenschaftl.  Materials  zu  überzeugen,  haben  die  Seminaristen 
wissenschafil.  Abhandlungen  abzufassen,  deren  Prüfung  besondere  Zusammen- 
künfte gewidmet  sind.  2.  Zur  Ausbildung  der  Kenntnisse  in  dem  theoret. 
Hieil  der  Pädagogik  und  Didaktik  haben  sie  pädagog.  Aufsätze  zu  liefern, 
welche  eben  so  in  besonderen  Zusammenkünften  besprochen  werden.  3.  Um 
die  prakt.  Brauchbarkeit  der  Mitglieder  und  ihre  Lehrgeschicklichkeit  zu  er- 
höhen, werden  ihnen  Lehrstunden  in  den  hies.  deutschen  Gymnasien  über- 
tragen, welche  von  dem  Dir.  des  Seminarii  zwar  unmittelbar  bestimmt  wer- 
den, in  welchen  sie  aber  zunächst  unter  der  Leitung  des  Dir.  des  Gymnasii, 
dem  sie  zugesellt  sind,  stehen. 

b)  Nebenübungen.  Neben  diesen  3  Hanptübungen  gehen  noch  andere, 
welche  jedesmal  nach  dem  Bedürfnifs  der  einzelnen  sich  richten  und  an  be- 
stimmte Zeiten  nicht  gebunden  sind.  Dahin  gehört  u.  a. :  Die  Anhörung  von 
Vorträgen  schon  gebildeter  Lehrer,  Anschauung  ihrer  Methode  und  Disciplin, 
das  ist  Hospitiren.*' 

[Um  über  die  6  wöchentl.  Lehrstunden,  welche  an  einer  höh.  Ber- 
liner Schule  zu  ertheUen  jedes  Seminarmitglied  verpflichtet  ist,  noch  mehr 
öffentl.  Lehrstunden  zu  übernehmen,  bediuf  es  der  Genehmigung  des  Se- 
minardirectors. 

Von  jedem  Seminarmitglied  ist  jährl.  eine  wissenschaftliche  und  eine 
pädagog.  Abhandlung  zu  liefern;  alle  14  Tage  findet  eine  28tündige  Zu- 
sammenkunft unter  Vorsitz  des  Seminardirectors  zur  Kritik  dieser  Abhand- 
lungen und  den  damit  zusammenhangenden  Erörterungen  Statt. 

Die  Themata  für  die  wissenschaftl.  Abhandlungen  sind  sei  es 
nach  eigner  Wahl  der  Mitglieder  unter  Gutheifsung  des  Dir.,  sei  es  auf 
Vorschlag  des  Dir.,  dem  speciellen  Studiengebiete  der  einzelnen  Mitglieder 
zu  entnehmen.  Die  Abhandlungen  aus  dem  philolog.  Gebiet  werden  la- 
teinisch abgefafst:  doch  kann  der  Dir.  in  geeigneten  Fällen,  wo  die  An- 
wendung der  latem.  Sprache  weder  der  latein.  Sprachfertigkeit,  noch  der 
vertieften  Behandlung  der  Sache  förderlich  sein  würde,  Ausnahmen  ge- 
statten. 

Eine  rein  formale  Kritik  der  wissenschaftl.  Abhandlungen 
wird  dem  Dir.  des  Seminars  auch  in  solchen  FäUen  möglich  sein,  wo  der 
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Stellung  bei  einem  neuen  Gymn.,  tritt  also  bei  einem  jeden  jihri.  einmal  ein. 
4.  Um  über  die  Auswahl  und  die  Form  des  ünterrichta  desto  grfindlidier 
sich  belehren  zu  können,  müssen  die  Seminaristen  sich  auf  den  Stoff  der 
Vorträge,  dem  sie  als  Hospites  beiwohnen,  vorbereiten. 

Andemtheils  aber,  da  dieses  Torgeschriebne  Hospitiren  der  Vorbereitong 
wegen  nur  sehr  beschränkt  sein  kann,  steht  den  Seminaristen,  um  den  an- 
gegebnen Zweck  desto  vollkommner  zu  erreichen,  frei,  und  ist  ihnen  sogar 
zu  empfehlen,  auch  bei  anderen  Lehrern  des  Gymn.,  an  welchem  sie  eben  ar- 
beiten, zu  hospitiren,  wozu  ihnen  nach  geziemender  Anzeige  die  Vergflnstiguttg 
nicht  entstehen  wird. 

§.16.  Antheil  an  den  Schulconferenzen.  Die  Seminaristen  stdiei 
zu  dem  Dir.  des  Gymn.,  dem  sie  zugesellt  sind,  in  dem  Yerhältnils  jüngerer 
Freunde ;  sie  sind  während  ihres  Aufenthalts  an  dem  Gymn.  wirkliche  Lehrer 
desselben,  sie  haben  daher  das  Recht  und  die  Pflicht,  ihre  Stimme  bei  dei 
Censuren  abzugeben,  bei  den  eigentlichen  Schulconferenzen  zugegen  an  seil, 
den  öffentl.  und  Privatexaminibus  beizuwohnen,  die  Grundsätze  der  Diseiplio 
und  der  Methode,  das  Ineinandergreifen  der  einzelnen  Theile  der  Sehnte 
kennen  zu  lernen,  und  sich  so  zu  einem  ieden  Standpnnct  in  den  Schnl- 
ämtem  fähig  zu  machen.  Die  Bereitwilligkeit  der  Directoren,  über  dicw 
Puncto  ihnen  Auskunft  zu  geben,  ist  keinem  Zweifel  unterworfen;  es  wird 
also  nur  von  ihnen  abhangen,  sich  eine  Anschauung  von  mehreren  Orgaa- 
sationen  von  Anstalten  zu  erwerben,  die  zur  Erreichung  desselben  Zimb 
sich  eigenthümlicher  Mittel  bedienen. 

§.  18.  Benutzung  der  Bibliothek.  Da  für  das  Seminarinm  eiM 
besondre  Sammlung  von  Büchern  und  anderen  Lehrmitteln  vorhanden  ist, 
und  aus  dem  hiezu  im  Etat  des  Instituts  ausgeworlben  Quanto  vermeint 
wird,  so  steht  es  den  Schulamtscandidaten  überdies  frei,  davon  zu  jeder  Zdt, 
sowohl  zum  Behuf  ihrer  Lehrstunden  auf  dem  Gymn.,  als  auch  an  ihres 
Privatstudien,  Gebrauch  zu  machen,  doch  also,  dafs  nicht  einer  durch  des 
andern  daran  behindert  und  beschränkt  werde.  Und  da  diese  Bibliothek  dei 
Seminarii  2  Classen  von  Büchern  enthält,  nämlich:  1.  die  vorzüglicheren  pft* 
dagog.  Schriften,  und  2.  Hülfsbücher  zu  jedem  Gegenstand  des  Unterricbtt, 
zur  Vorbereitung  und  Instruction  für  den  Lehrer,  so  wird  in  Ansehung  der 
ersteren  festgesetzt,  dafs  jeder  Schulamtscandidat  solche  gegen  einen  ausn* 
stellenden  Schein  mit  nach  Hause  nehmen  kann,  jedoch  auf  nicht  längre 
Zeit  als  14  Tage.  Was  aber  die  2.  Classe  von  Büchern  betrifft,  so  mfissett 
die  dazu  gehörigen  Lexika  immer  in  der  Bibliothek  bleiben,  und  in  derselben 
genutzt  werden.  Die  anderen  Bücher  dieser  Classe  angehend,  so  wird  derei 
Gebrauch  auch  aufser  dem  Gymn.  gestattet,  jedoch  mit  der  Einschrankoof* 
dafs,  sobald  irgend  ein  andrer  derselben  benöthigt  sein  sollte,  solche  sofort 
zurückgeliefert  werden,  wie  denn  überdies  alle  Vierteljahre  an  einem  be 
stimmten  Tage  alle  Bücher  zurückgeliefert  werden  müssen,  um  den  freieD 
und  allgemeinen  Gebrauch  desto  mehr  zu  befördern.  Uebrigens  wird  die 
Leetüre  der  pädagog.  Bücher  .den  Schulamtscandidaten  öfters  Stoff  zu  dei 
von  ihnen  auszuarbeitenden  Vorlesungen  verschaffen  können.  Die  unmittdbtie 
Aufsicht  über  diese  Bibliothek  wechselt  unter  den  Seminaristen  selbst  der 
Reihe  nach.  Wegen  ihrer  Einrichtung  und  zweckmäfsigen  Ii^hrung  der  Kt- 
talo^e  das  Nöthigc  anzuordnen,  ist  das  Geschäft  der  die  Oberannicht  fBli* 
rendcn  Direction  des  Seminarii,  welche  nur  dem  jährl.  zu  erstattenden  Bericht 
über  das  Seminarinm  ein  Verzeichnifs  der  neu  angeschafften  Bücher  beim- 
legen  hat."  — 
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Stettin. 

Das  K.  Seminar  ffbr  grelehrte  und  höhere  Bürger-  [Real-]  Schulen« 

Statut  V.  3.  Juli  1844. 

„§.1.  Der  Zweck  des  Seminars  ist,  Lehrer  ftlr  Gymnasien  und  höhere 
Bürgerschulen ,  besonders  der  Prov.  Pommern,  zu  bilden  und  daher  den  Mit- 

§liedem  dieses  Instituts  Gelegenheit  zu  geben,  sowohl  theoret.  als  prakt.  sich 
iejenigen  £insichten,  Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten  anzueignen,  durch 
welche  der  glückliche  Erfolg  ihrer  künftigen  Wirksamkeit  als  oraentl.  Lehrer 
an  höheren  Unterrichtsanstalten  begründet  und  gesichert  wird.  Das  Seminar 
gewährt  hienach  eine  Uebergangsstnfe  von  der  Wissenschaft!,  in  die  amü. 
Thätigkeit  und  stellt  sich  als  eine  Anstalt  zur  unmittelbaren  Vorübung  und 
Einleitung  in  den  künftigen  Beruf  dar. 

§.  2.  Aus  dieser  Bestimmung  des  Seminars  ergiebt  sich:  1.  dafs  bei 
jedem  Seminaristen  bereits  die  allgm.  Sprach-  und  wissenschaftl.  Kenntnisse 
▼orausgesetzt  werden,  welche  erforderlich  sind,  um  in  irgend  einem  Lehr- 
fach nicht  allein  in  den  unteren,  sondern  auch  in  den  mittleren  oder  oberen 
Classen  eines  Gymn.  unterrichten  zu  können ;  2.  dafs  er  für  den  Beruf  des 
Lehrers  und  das  Studium  der  Pädagogik  Neigung  und  Fähigkeit  habe,  sowie 
den  Willen,  dafür  immer  tüchtiger  zu  werden;  dafs  er  danach  strebe,  die 
von  ihm  erworbenen  Kenntnisse  auch  Anderen  auf  eine  den  Greist  anregende 
und  bildende  Weise  mitzutheüen,  einen  gründlichen,  strengen  Unterricht  mit 
einer  festen,  ernsten  Disciplin  zu  verbinden,  um  so  dereinst  als  wahrer  Lehrer 
und  Erzieher  auf  die  Entwickelung  der  Geisteskraft  und  die  Bildung  einer 
in  jeder  Beziehung  tüchtigen  Gesinnung  in  seinen  Schülern  mit  Erfolg  ein- 
wirken und  auf  Gründlichkeit  des  Wissens  hinarbeiten  zu  können.  —  Der 
Dir.  hat  sich  vor  dem  Aufnahmevorschlage  in  angemefsner  Weise  von  dem 
Vorhandensein  dieser  Eigenschaften  bei  den  Recipienden  zu  überzeugen. 

§.  3.  Der  Dir.  des  Seminars  ist  dem  K.  Prov.  Schulcoil.  der  Prov.  Pom- 
mern untergeordnet,  welchem  er  auf  Erfordern  über  alle  Angelegenheiten  des 
Seminars  Bericht  zu  erstatten  hat.  Er  hat  sowohl  das  Ganze  zu  leiten,  als 
über  die  einzelnen  Seminaristen  die  unmittelbare  Aufsicht  zu  führen.  Ihm 
liegt  es  ob,  sowohl  ihre  wissenschaftl.  und  pädagog.  Studien ,  als  auch  ihre 
prakt.  Uebungen  im  Unterrichten  anzuordnen  und  zu  regeln,  und  es  bleibt 
ihm  überlassen,  einzelne  Seminarmitglieder  für  kurze  Zeit  einem  geübten  und 
gebildeten  Lehrer  zuzugesellen,  damit  sie  in  dessen  Lehrstunden  hospitiren 
und  auch  durch  seine  besondre  Anleitung  Gelegenheit  gewinnen,  in  eihen 
Gegenstand  des  Unterrichts,  welchen  sie  als  ihr  Hauptfach  betrachten,  tiefer 
einzudringen. 

§.  4.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Seminars  ist  auf  4  festgestellt. 

§.  5.  Das  Seminar  steht  mit  dem  Gymn.  zu  Stettin  in  der  genausten 
Verbindung.  Die  Seminaristen  sind  aber  in  Absicht  auf  ihre  Unterrichts- 
fibungen  weder  an  eine  bestimmte  Classe  der  Lehranstalt  noch  an  unabänder- 
liche Gegenstände  des  Unterrichts  gebunden,  sondern  werden  nach  der  Be- 
stimmung des  Dir.  an  die  verschiedenen  Classen  vertheilt.  damit  sie  die  Art, 
ein  Lehrobject  nach  den  verschiedenen  Fähigkeiten  und  Vorkenntnissen  der 
Schüler  zu  behandeln,  kennen  lernen  und  in  dem  Fortrücken  aus  einer  niedem 
in  eine  höhere  Classe  einen  immer  neuen  Antrieb  zu  fortgesetztem  Studium 
ihrer  Wissenschaft  und  Kunst  erhalten. 

§.  6.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Seminars  hängt  von  dem  Dir.  unter 
Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoil.  ab,  welche  derselbe  bei  Einreichung 
und  Begutachtung  sämmtlicher  Meldungen  und  vorgelegten  Zeugnisse  vor 
der  Aufnahme  nachzusuchen,  auch  etwanige  Vorschläge  der  gedachten  Be- 
hörde zu  berücksichtigen  hat.  Die  Aufnahme  erfolgt  unter  nachstehenden 
Bedingungen:   1.  dala  der  Aufzunehmende  sein  Zeugnils  der  Reife  für  die 
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Universität,  ein  Zengnifs  über  das  zarflckgelegte  Trienninm  und  seiiie  Uni- 
yersitätstudien,  sowie  sein  Prüfungszeugnifs  über  das  yorschriftsm&lsigc  Exa- 
men pro  facult.  docendi  zuvor  beibringe;  2.  dafe  er  in  Hinsicht  des  Alters 
nicht  unter  dem  20.  und  nicht  über  das  dO.  Lebensjahr  hinaus  sei;  3.  dafr 
er  schriftl.  erkläre,  unmittelbar  aus  dem  Seminar  in^  jedes  ihm  von  dem  K. 
Prov.-Schulcoll.  zu  überh-agende  Lehramt  an  einer  höh.  Unterrichtsanstalt  der 
Provinz  übergehen  zu  wollen.  Tritt  er  in  ein  Schnlamt,  so  mufs  er  sich  ver- 
pflichten, wenigstens  3  Jahre  sich  demselben  zu  widmen,  oder  die  Hälfte  des 
bezognen  Seminargehalts  zurückzuzahlen.  Dasselbe  findet  Statt,  wenn  eis 
Seminarist  sich  weigert,  eine  ihm  vom  K.  Prov.  Schnlcoll.  übertragne  Lehrer- 
steile  anzunehmen  oder  vor  Ablauf  jener  3  Jahre,  zu  welchem  £aat  es  aoek 
sei,  ins  Ausland  übergeht. 

§.  7.   [Militairverhältnisse.   S.  Abschn.  V.] 

§.  8.  Die  Seminaristen  sind  zugleich  Hülfslehrer  des  Gymn.  und  als  solche 
verbunden,  wöchentlich  10  Unterrichtstunden  in  demselben  zu  ertheflen.  ^ 
haben  damit  zugleich  das  Recht  und  die  Pflicht,  ihre  Stimme  über  ihre  Schfl- 
1er  bei  Censuren,  bei  Rangordnungen  und  Versetzungen  abzugeben,  bei  den 
allgemeinen  Lehrerconfercnzen  zugegen  zu  sein,  den  Prüfungen  beizuwohoM, 
die  Grundsätze  der  Methode  und  Disciplin  kennen  zu  lernen,  und  sich  so  flr 
ihren  künftigen  Beruf  nach  allen  Seiten  hin  auszubilden. 

§.  9.  Die  von  den  Seminarmitgliedem  in  einer  von  dem  Dir.  näher  n 
bestimmenden  Ordnung  und  Zeitfolge  zu  liefernden  Ausarbeitungen  bezieben 
sich  theils  auf  Unterrichtsgegenstände  höherer  Lehranstalten,  theils  auf  ä» 
Theorie  der  Pädagogik  und  die  Methodik  des  Unterrichts.  Unter  dem  Vor- 
sitz des  Dir.  versammeln  sich  dieselben  alle  Monate  ein-  oder  zweimal  rar 
Prüfung  einer  Abhandlung,  nachdem  diese  vorher  unter  sämmü.  Mitgliedai 
zur  schriftl.  Beurtheilung  circulirt  hat.  Diese  Zusammenkünfte  sind  von  dm 
Dir.  auch  dazu  anzuwenden,  den  Seminaristen  über  die  bei  ihren  Studien  n 
verfolgenden  Richtungen  und  ihre  Lehrpraxis  (§.3)  die  nöthig^  Winke  md 
Anweisungen  zu  geben,  sie  auf  die  neusten  Fortschritte  der  Wissenschift 
überhaupt  und  ihres  Fachs  insbesondre  aufinerksam  zu  machen,  ihnen  die 
neusten  dahin  einschlagenden  Schriften  zu  nennen,  und  von  Zeit  zu  Zeit, 
wenn  sie  mit  denselben  bekannt  geworden,  eine  mündl.  oder  schriftl.  Relatioi 
darüber  aufzutragen,  ein  und  das  andre  Mitglied  zur  Beschreibung  des  Gancei 
seiner  Studien  und  zur  Darlegung  des  bei  den  öffentl.  Lehrstunden  von  ibm 
befolgten  Plans  zu  veranlassen. 

§.  10.  Im  allgemeinen  wird  von  den  Seminarmitgliedem  erwartet,  dili 
sie  sich  dem  Dir.  völlig  unterordnen,  auf  das  Schulamt  gründlich  und  pltt* 
mäfsig  vorbilden,  die  schriftl.  Abhandlungen  und  Aufsätze  mit  Sorgfalt  betf- 
beilen  und  pUnctlich  abliefern,  auf  die  ihnen  im  Gymn.  zu  übertragendes 
Lectionen  sich  gehörig  vorbereiten  und  die  Disciplin  nach  den  bestehendet 
Gesetzen  und  Einrichtungen  der  Schule  mit  Ruhe  und  Besonnenheit  hand- 
haben, zugewiesene  Stellvertretungen  bereitwillig  übernehmen,  eine  nach  Ud- 
standen  ihnen  anzuvertrauende  Specialaufsicht  über  verwahrloste  Schüler,  damit 
sie  durch  Ermahnungen  und  Gewöhnung  an  Thätigkeit  bessern  Sinn  in  ihnei 
zu  erwecken  versuchen  und  sich  selbst  dadurch  in  der  Erziehung  üben,  auf 
unbestimmte  Dauer  führen,  überhaupt  jedes  ihnen  obliegende  Geschäft,  wo- 
hin auch  für  den  Zweck  ihrer  umfassendem  prakt.  Ausbildung  ein  einstweiliges 
Ordinariat  in  einer  untern  oder  mittlem  Classe  gehören  kann,  mit  Eifer  ud 
Fleifs  verrichten  werden.  Auffallende  und  zur  Gewohnheit  gewordne  Pflichtver 
Säumnisse,  sowie  anstöfsiger  Lebenswandel,  oder  eine  während  des  Aufenthalt! 
im  Seminar  hervortretende  Nichtbefähigung  zum  Lehramt  können  auf  den 
bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  stellenden  Antrag  des  Dir.  Entlassung  aus  dem 
Seminar  nach  sich  ziehen. 

§.11.  Da  für  das  Gymn.  eine  besondre  Sammlung  von  Büchern  ood 
an(l(»ron  Lehrmitteln  vorhanden  ist,  so  steht  es  den  SeminarmitgGcdera ,  irie 
den  übrigen  Lehrem  der  Anstalt  frei,  davon  zu  jeder  Zeit,  sowohl  zur  Be- 
nutzung für  ihre  Lehrstunden,  als  auch  für  ihre  Privatstudien  Gebnoch  so 
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machen.  §.  12.  Jedes  Seminannitglied  bezieht  ans  dem  Seminarfonds  ein 
jährl.  Stip.  von  150  Tblr.,  welches  in  vierteljährl.  Raten  ge^en  dessen  Quittung 
ausgezahlt  wird.  Aufserdem  erhalten  die  Seminaristen  freie  Wohnung  mit 
einem  MObelinventarium  in  dem  zu  diesem  Zweck  dem  Seminar  überwie- 
senen, dem  ICarienstift  zugehörigen  Hanse.  Anch  wird  allen  auf  den  deshalb 
j&brl.  bei  dem  Prov.  SchulcoU.  zu  stellenden  Antrag  des  Dir.  eine  Brennholz- 
▼ergQtignng  von  9  Thlr.  für  jeden  bewilligt  werden,  sofern  die  dem  Seminar 
bestimmten  Fonds  dazu  ausreichen. 

§.13.  Die  Mitglieder  des  Seminars  sind  von  der  Abhaltung  des  vor- 
schriftsmälsigen  Probejahrs  befreit,  statt  dessen  ihnen  das  erste  Jahr  ihres 
Aufenthalts  im  Seminar  angerechnet  wird.  Als  regelmäßige  Daner  dieses 
Anfenthalts  sind  3  Jahre  bestimmt;  doch  kann  diese  Zeit  auf  den  Antrag 
des  Dir.  bei  Subjecten,  von  welchen  der  Zweck  des  Seminars  nachweislich 
frfiher  erreicht  ist,  auf  2  Jahre  herabgesetzt  werden.  Nach  beendigtem  Trien- 
niam  resp.  Bienninm  scheiden  sie  aus  der  Anstalt,  haben  jedoch  von  Seiten 
des  K.  Prov.  Schulooll.  unter  Voraussetzung  gehöriger  Qualification  vorzugs- 
weise BerOcksichtigung  bei  Besetzung  von  Stellen  Königl.  Patronats  an  Gymna- 
flien,  sowie  vorkommenden  Falls  Empfehlung  bei  anderen  Patronatsbehörden 
m  erwarten.  Es  steht  jedoch  jedem  qualificirten  Seminaristen  frei,  nach  einjäh- 
rigem Aufenthalt  im  Seminar  in  eine  Schulstelle  fiberzugehen.  Von  der  ge- 
nannten Königl.  Behörde  können  auch  für  den  Fall  einer  nothwendigen  in- 
terimistischen Aushülfe  bei  einer  andern  Lehranstalt  der  Provinz  geeignete 
Seminarmitglieder  gegen  billige  Remuneration  statt  des  inzwischen  von  ihnen 
aafinigebenden  und  ihren  Stellvertretern  als  Remuneration  zufallenden  Semi- 
nargehaits  in  Anspruch  genommen  werden,  jedoch  höchstens  2  derselben 
^eichzeitig;  wie  überhaupt  dabei  auf  die  etwa  für  das  Gymn.  zu  Stettin  er- 
wachsenden Verlegenheiten  billige  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Da.  das  Seminar 
aber  nicht  lediglich  als  ein  Provinzialinstitut  zu  betrachten  ist  (§.  1),  so  wird 
das  El.  Minist  die  Seminaristen  vorkommenden  Falls  auch  anderen  K.  Schul- 
coUegien  zu  angemeisner  Beförderung  empfehlen. 

§.  14.  Der  Dir.  hat  nach  Ablauf  jedes  Jahrs  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  über 
den  innem  und  äulsem  Zustand  des  Seminars  Bericht  zu  erstatten,  welches 
denselben,  mit  seinen  gutachtl.  Aeufserungen  begleitet,  dem  K.  Minist,  einzu- 
senden hat.  Dem  Jahresbericht  ist  eine  Tabelle  über  die  äufseren  Verhältnisse, 
die  Bildung  und  Fortschritte  der  Seminaristen  beizulegen. 

§.15.  Zur  Unterhaltung  des  Seminars  sind  jährl.  aus  dem  Fonds  des 
Marienstifts  1200  Thlr.  bestimmt,  wovon  600  Thlr.  zu  den  Stipendien  der 
4  Seminarmitglieder,  50  Thlr.  zur  Vermehrung  der  Gymn.Bibliothek,  deren 
unbeschränkte  Benutzung  auch  den  Seminaristen  zusteht,  360  Thlr.  zur  Be- 
soldung eines  beim  Gymn.  zu  Stettin  anzustellenden  Hülfslehrers  verwandt 
werden.  Die  übrigen  190  Thlr.  will  das  K.  Minist,  theils  zu  der  dem  Dir.  des 
Seminars  jährl.  zu  bewilligenden  Remuneration,  theils  zu  den  oben  erwähnten 
Brennholzvergütigungen  und  Gratificationen ,  besonders  für  tüchtige  Semina- 
risten, theils  ad  extraordinaria  bestimmen,  und  hat  der  Dir.  alljährl.  im  Jahres- 
bericht zu  deren  Verwendung  gutachtliche  Vorschläge  zu  machen  und  die 
Entscheidung  des  K.  Minist,  durch  das  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  erwarten.  —  Das 
Gehalt  einer  Seminarvacanz  wird  den  dieselbe  übertragenden  Seminarmitglie- 
dem  wie  das  eigne  ausgezahlt,  und  das  Curatorium  des  Marienstifbs  wird  zu 
diesem  Behuf  am  Schluß  jedes  Jahrs  dem  Dir.  durch  seinen  Rendanten  einen 
Extract  der  Seminarrechnung  mit  Angabe  des  Cassenbestandes  vorlegen  lassen.^ 
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Breslau. 

Das  K.  pädAgogische  Seminar« 

Instruction  v.  11.  Apr.  1863. 

„§.  1.  Zweck  des  Seminars  ist  die  wissenschaftl.  und  prakt.  Auabfldang 
für  das  Lehramt  an  höheren  Unterrichtsanstalten. 

§.2.  Die  Direction  des  Seminars  wird  unter  der  unmittelbaren  Anftidit 
des  Ministeriums  von  den  beiden  Schulräthen  des  Prov.  Schulcollegiams  ge- 
führt. Einer  von  ihnen  übernimmt,  alle  2  Jahr  mit  dem  andern  abweehselDd, 
als  erster  Dir.  die  specielie  Leitung  des  Seminars.  Jeder  leitet  beständig  die 
prakt.  Unterrichtsübungen  der  Mitglieder  seiner  Confession.  §.  3.  Die  spe- 
cielie Leitung  des  ersten  Dir.  besteht  hauptsächlich  in  der  Abhaltung  der 
wöchentl.  Versammlungen.  Diesen  beizuwohnen  ist  der  zweite  Dir.  berechtigt; 
auch  ist  derselbe  von  den  das  Seminar  im  allgemeinen  betreffenden  Anord- 
nungen in  Kenntnifs  zu  setzen.  Aulserdem  besorgt  der  erste  Dir.  die  Cone- 
spondenz  des  Seminars,  ist  Referent  bei  Erstattung  des  Jahresberichts  an  dai 
K.  Ministerium ,  hat  die  Bibliothek  zu  verwalten  und  über  die  AnschsdOTim; 
von  Büchern  dem  K.  Ministerium  jährlich  Rechnung  zu  legen. 

§.  4.  Das  Seminar  nimmt  6  ordentl.  Mitglieder  auf,  von  denen  3  evangeL 
und  3  kathol.  Confession  sind.  Ausnahmsweise  können,  falls  geeignete  eis- 
heim.  Candidaten  nicht  vorhanden  sind,  auch  Ausländer  aufgenommen  werdes. 
Wenn  eine  Stelle  für  die  eine  Confession  erledigt  ist,  so  kann  dieselbe  doreh 
ein  Mitglied  der  andern  Confession  auf  so  lange,  jedenfalls  auf  ein  Semester, 
besetzt  werden,  bis  sich  ein  geeigneter  Bewerber  der  betreff.  Confession  nei- 
det Aufser  diesen  ordentl.  Mitgliedern  sind  auch  aulserordentliche  zuzohutei, 
falls  sie  den  im  §.  5  vorgeschriebenen  Anforderungen  entsprechen.  Ihre  Zifei 
ist  nicht  beschränkt;  an  dem  Stipendium  nehmen  sie  nicht  Theil. 

§.  5.  Der  als  ordentliches  Mitglied  Aufzunehmende  muis  unter  30  Jahre  ilt 
und  sittlich  unbescholten  sein,  die  Prüfung  vor  einer  K.  wissenschaftl.  Prüfuogi- 
commiss.  bestanden  und  in  derselben  mindestens  die  Befähigung  nachgewieiei 
haben,  in  den  alten  class.  Sprachen  und  im  Deutschen  oder  in  der  Geschichte 
und  Geographie,  oder  in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften  bii 
in.  incl.  unterrichten  zu  können.  Vor  bestandner  Prüfung  kann  die  AufDahoe 
nur  in  dem  Fall  gestattet  werden,  wenn  der  Aspirant  auf  einer  inländ.  Uni- 
versität rite  promovirt  ist,  oder  in  einzelnen  Ausnahmefällen,  wenn  der  Aspi- 
rant in  einem  auf  Antrag  der  Direction  von  der  K.  wissenschaftl.  Prüfung»- 
commission  angestellten  Tentamen  hat  erkennen  lassen,  dafs  er  die  Prüfung 
pro  facult.  docendi  zu  bestehen  mindestens  in  Jahresfrist  befähigt  sein  wird. 

Erwirbt  er  sich  binnen  Jahresfrist  das  Zeugnifs  der  facultas  docendi 
nicht,  so  wird  ihm  d:is  Stipendium  entzogen  und  hat  er  das  Ziel  nach  2  Jah- 
ren nicht  erreicht,  so  wird  er  aus  dem  Seminar  entlassen. 

§.  6.  Ueber  die  Aufnahme  der  Mitglieder  entscheiden  die  Directomi. 
Können  sie  sich  über  eine  Aufnahme  nicht  einigen,  so  haben  sie  gemeis- 
schaftlich  die  Entscheidung  des  K.  Minist,  einzuholen. 

§.7.  Von  den  Mitgliedern  des  Seminars  wird  erwartet,  dafs  sie  eines 
christlich  sittlichen  Lebenswandel  führen,  Treue  und  Eifer  in  dem  ihnen  tn- 
gcwiesnen  Wirkungskreise  beweisen  und  angelegentlich  an  ihrer  wissenschaftl 
Fortbildung  arbeiten.  Den  Anordnungen  und  Anweisungen  der  Directoren 
haben  sie  willij^  Fol^e  zu  leisten. 

§.  8.  Die  Mitglieder  werden  an  einem  Gymnasium  ihrer  Confession  odK 
an  einer  Realschule  in  Breslau  praktisch  beschäftigt.  An  welche  Anstalt  ein 
Mitj^lied  f^ewiesen  werden,  ob  und  wann  es  mit  einer  andern  Anstalt  wechseln 
eoll,  bleibt  dem  betreff.  Director  zu  bestimmen  überlassen.  §.  9.  Die  Vor- 
steher der  Anstalten  werden  es  sich  zur  Pflicht  machen,  bei  Ueberweisun^ 
von  Lehrstunden   au   die  Seminaristen  das  Prüfungszeugnils  derselben  vsA 
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die  Wfinsche  des  betreff.  Seminardirecton  sn  berttckaichtigen.  Sie  werden 
die  Mitglieder  als  Probecandidaten  betraehten,  dieselben  in  den  Gesammt- 
orgamsmoB  der  Anstalt  in  Bezug  auf  Leiirrerfassung,  Methode  und  Zucht 
einführen,  sie  zu  den  Conferenzen  einladen,  ihnen  insbesondre  das  Besuchen 
anderer  Lehrstunden  empfehlen  und  ihnen  ulr  ihre  prakt.  Ausbildung  in  jeder 
Weise  förderlich  sein.  Dem  betreff.  Dir.  des  Seminars  ist  von  dem  Vorsteher 
oder  von  den  Lehrern  der  Anstalt  auf  Verlangen  Auskunft  über  die  Leistun- 
gen und  das  Verhalten  des  Candidaten  zu  geben.  §.10.  Der  Seminarist 
hat  an  der  Anstalt,  welcher  er  zugewiesen  ist,  wOchentl.  4  bis  6  Stunden 
Unterricht  zu  übernehmen.  Aulserdem  können  ihm  im  Fall  der  Noth,  jedoch 
nicht  ohne  Genehmigung  des  betreff.  Dir.  des  Seminars,  einige  Vertretung- 
stunden, auch  gegen  Remuneration,  übertragen  werden.  Sonst  ist  ihm  die 
Zeit  znm  eignen  Studium  möglichst  frei  zu  lassen.  Die  Uebemahme  von 
Frivatstunden  ist  von  der  Genehmigung  des  betreff.  Seminardir.  abhängig. 
Der  Seminarist  ist  verpflichtet,  den  Lehrerconferenzen  der  Anstalt,  an  welcher 
er  beschäftigt  wird,  regelmäfsig  beizuwohnen. 

§.  11.  Da  der  Seminarist  in  den  Lehrstunden  den  ordentl.  Lehrer  ver- 
tritt, so.  hat  er  sich  mit  diesem  in  ein  näheres  VerhältniCs  zu  setzen,  zur 
bessern  Erreichung  des  gemeinsamen  Zwecks  dessen  Lehrstunden  öfters 
la  besuchen  und  mit  ihm  das  Pensum,  den  Lehrgang,  die  Schüleraufgaben 
KU  besprechen.    Der  betreff.  Lehrer  wird  seinem  Vertreter  eine  möglichst 

Snaue  Anweisung  geben,  dessen  Lehrstunden  oft  besuchen,  darüber  wachen, 
(s  er  das  Lehrziel  erreiche,  und  ihm  mit  Rath  und  That  beistehen.  §.  12. 
Der  Seminarist  hat  femer,  behufs  weitrer  prakt.  Ausbildung,  der  Bereicherung 
seiner  Erfahrung,  der  KenntnKsnahme  von  verschiedenen  Behandlungsweisen 
der  Schüler  und  der  Lehrgegenstände  auf  den  verschiedenen  Stufen  des  Un- 
t^richts  und  behufs  der  Einsicht  in  den  Organismus  und  den  gesammten 
Lehrbetrieb  nicht  nur  die  Lehrstunden  in  den  verschiedenen  Classen  der  An- 
stalt, welcher  er  zugewiesen  ist,  sondern  auch  nach  Anordnung  und  nöthigen- 
£sUs  durch  Vermittelung  des  betreffenden  Dir.  Lehrstunden  in  anderen  Anstal- 
ten der  Stadt  zu  besuchen.  §.  13.  In  Bezug  auf  Schulzucht  und  Schul- 
ordnung hat  der  Seminarist  sich  nach  den  bestehenden  Einrichtungen  der 
betreff.  Anstalt  zu  richten  und  die  deshalb  von  dem  Vorsteher  derselben 
einiuholende  Instruction  und  dessen  besondere  Anweisungen  zu  befolgen. 
§.  14.  Die  Erziehung  der  Schüler  soll  dem  angehenden  Lehrer  nicht  minder 
«la  die  Bildung  der  intellectuellen  Geisteskräfte  derselben  am  Herzen  liegen. 
Er  hat  an  seinem  Theil  durch  Beispiel  und  Unterricht  mitzuwirken,  dals  ein 
christlich  sittlicher  und  ein  patriotischer  Sinn  in  der  Jugend  lebendig  werde. 
Wird  ihm  von  dem  Vorsteher  der  Anstalt  ein  verwahrloster  und  verkommner 
Schüler  seiner  Classe  zu  besondrer  Aufsicht  übergeben,  so  hat  er  sich  des- 
sdben  mit  Ernst  und  Sorgfalt  anzunehmen  und  keine  Mühe  zu  scheuen, 
dessen  Besserung  zu  bewirken,  wobei  er  sich  vornehmlich  mit  dem  Glassen- 
ordinarius  zu  berathen  hat. 

§.  15.  Den  Versammlungen  des  Seminars  haben  die  ordentl.  Mitglieder 
desselben  regelmäfsig  beizuwohnen.  Diese  werden  mit  Ausnahme  der  Ferien- 
seit  in  der  Regel  wöchentl.  unter  dem  Vorsitz  des  jedesmaligen  ersten  Dir. 

S halten.  Vorträge  der  Mitglieder  und  Erörterungen  über  pädagog.  und  di- 
kt  Gegenstände  bilden  vorzugsweise  den  Stoff  der  Unterhaltung  und  dienen 
einerseits  zur  Besprechung  der  Praxis,  andrerseits  zu  Belebung  des  wissen- 
schaftl.  Strebens.  §.  16.  Die  ordentl.  Mitglieder  des  Seminars  haben  in  der 
Regel  in  jedem  Semester  eine  Wissenschaft!.  Abhandlung  zu  liefern.  Die  Auf- 
gaben für  diese  Abhandlungen  sind  aus  dem  Kreise  der  Schulwissenschaften 
und  aus  dem  Gebiet  der  theoret.  und  prakt  Pädagogik  und  Didaktik  zu  wählen. 
Der  Seminarist  erhält  letztere  Aufgaben  von  dem  ersten  Dir.,  die  ersteren 
von  einem  Mitgliede  der  K.  wissenschaftl.  Prüfungscommission  durch  den 
Dir.  Es  steht  jedoch  dem  Seminaristen  auch  frei,  eine  oder  mehrere  Auf- 
gaben selbst  vorzuschlagen  und  die  Billigung  derselben  von  dem  betreff. 
Mitgliede  der  Prüfungscommission,  bezügl.  dem  Dir.  einzuholen. 
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§.  17.  Die  Abhandlungen  werden ,  wenn  sie  philologisohe  und  «ntkiiui- 
risohe  Gegenstände  betreffen,  lateinisch,  sonst  deutsch  bearbeitet  1^  wenien 
zunächst  von  den  Mitgliedern  des  Seminars,  nachdem  sie  allen  zm  KenntaUi 
gekommen  sind,  schriftlich  kurz  beurtheilt  Die  Arbeiten  aus  dem  Gebiet  der 
Pädagogik  und  Didaktik  werden  mit  den  Bemerkungen  der  Mitglieder  dea 
zweiten  Dir.  vorgelegt  und  dann  in  den  gewöhnlichen  Versammlungen  dm 
Seminars  einer  eingehenden  Kritik  unterworfen.  Die  philologischen,  antiqua- 
rischen, historischen,  mathematischen  und  naturwissenschaftl.  Arbeiten  gebea 
mit  den  Bemerkungen  der  Seminaristen,  nachdem  der  erste  Dir.  von  ihnen 
Kenntnifs  genommen  hat,  an  den  zweiten  Dir.  und  demnächst  an  die  K.  wissen- 
schaftl.  Prüfungscommission ,  deren  betreff.  Mitglieder  dieselben  am  Ende  des 
Jahrs  in  einer  Versammlung  aller  Seminaristen  und  der  beiden  Directom 
mit  ihren  Verfassern  durchgehen  und  dabei  Winke  und  Andeutungen  fb 
fernere  Studien  geben. 

§.  18.  Der  einjähr.  Aufenthalt  im  Seminar  wird  als  Probejahr  angereeh- 
net.  Diejenigen  Mitglieder,  welche  sich  im  Seminar  als  besonders  befähig 
erwiesen  haben,  sollen  bei  Erledigimg  von  Schulämtem  vorzugsweise  bertek- 
sichtigt  und  zu  Anstellungen  ausdrücklich  empfohlen  werden.  Jedes  ordentL 
Mitglied  erhält  als  Stipendium  iährl.  125  Thlr.  in  monatl.  Raten.  Allen  Mit- 
gliedern werden  auf  das  ZeugniJs  des  betreff.  Dir.  Bücher  von  allen  4  OifeotL 
Bibliotheken  in  Breslau  zum  häusl.  Gebrauch  verabfolgt 

§.  19.  Der  Aufenthalt  im  Seminar  dauert  in  der  Regel  2  Jahre.  Ob  naek 
Verlauf  von  2  Jahren  in  einzelnen  Fällen  die  Mitgliedschaft  veriängert  werdet 
kann,  bleibt  dem  Ermessen  der  Direction  überlassen.  Länger  als  auf  4  Jahn 
darf  dieselbe  indefs  nicht  ausgedehnt  werden.  Dem  Ausscheidenden  wird  toi 
der  Direction  auf  Verlangen  ein  Zeugpiiis  über  den  Aufenthalt  im  Seminar 
uod  seine  darin  bewiesne  pädagog.  und  didakt.  Thätigkeit  ansg^steUt 

§.  20.  Die  ordentl.  Mitglieder  müssen  nach  ihrem  Ausscheiden  ans  des 
Seminar  mindestens  3  Jahre  in  Preufiien  im  Schulamt  bleiben,  oder,  wni 
sie  Inländer  sind,  die  Hälfte,  wenn  sie  Ausländer  sind,  das  Ganze  des  gc- 
nofsnen  Stipendiums  zurückzahlen.  Diese  Verpflichtung  wird  dem  Semisi- 
risten  bei  seiner  Aufnahme  zu  Protokoll  bekannt  gemacht,  ist  aber  dvek 
diese  Bekanntmachung  nicht  bedingt. 

§.  21.  Für  die  Bibliothek  sind  gute  in  das  Gebiet  der  Schulwissenscbif- 
ten  und  der  Pädagogik  gehörende  Werke  anzuschaffen.  Die  unmittelbare 
Aufsicht  über  dieselbe  wechselt  unter  den  Seminaristen.  Wörterbücher,  Laod- 
karten  und  Kupferwerke  dürfen  in  der  Regel  nur  im  Local  der  Bibliothek 
benutzt  werden.  Die  übrigen  Bücher  werden  den  Seminaristen  gegen  einea 
Empfangschein  auf  4  Wochen  und,  wenn  ihrer  kein  Andrer  bedarf,  auch  auf 
längre  Zeit  geliehen.    Die  Bibliothek  wird  jährlich  revidirt. 

§.  22.  Zur  Unterhaltung  des  Seminars  sind  aufser  der  Remuneration  der 
Directoren  jährlich  800  Thlr.  bestimmt  und  auf  den  allgemeinen  Schulfonds 
des  Breslauer  Regierungsdepartements  angewiesen.  Hienach  werden  750  Tblr. 
für  die  G  ordentl.  Mitglieder  und  50  Thlr.  zur  Erweiterung  der  Bibliothek  und 
zu  aufserordentl.  Ausgaben  verwandt.  Zur  Zahlung  der  Stipendien  an  die 
jedesmaligen  ordentl.  Mitglieder  wird  die  betreff.  Gasse  auf  Antrag  des  ersten 
Dir.  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  angewiesen.  Ueber  Ersparnisse  durch  erledigte 
Stipendien  kann  nur  mit  besondrer  Genehmigung  des  K.  Ministeriums  verfB^ 
werden." 

Magdeburg. 

Der  mit  dem  Pädagogium  des  Klosters  U.  L.  Fr.  rerbvndiie  Candldata* 

conylct. 

Statut  V.  17.  Juli  u.  31.  Oct.  1861. 
„1.  Der  Conviet  hat  den  Zweck  durch  wissenschafll.  und  prakt.  Anleiton^ 
tüchtige  Rcligionslehrer  für  die  höheren  evangelischen  Schulen  zu  bilden,  die 
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xugleieh  befähigt  sind,  ordentliche  Mitglieder  der  Lebrercollegien  zu  werden, 
und  sich  bei  dem  übrigen  wissenschafU.  Unterricht  zu  betheiligen.  §.  2.  Der 
Convict  ist  vorzugsweise  für  Gandidaten  der  Theologie  bestimmt,  welche  das 
Zeugniis  pro  licentia  concionandi  mindestens  mit  dem  Prädicat  gut  erworben 
haben  müssen  und  Willens  sind,  sich  dem  hohem  Schulfach  auf  mehrere 
Jahre  oder  für  immer  zu  widmen.  Es  kOnnen  jedoch  auch  Candidaten  der 
Philologie,  welche  Neigung  und  innem  Beruf  zar  Ertheilun^  des  Religions- 
unterrichts haben,  Aufnahme  finden,  besonders  wenn  sie  aar  der  Universität 
schon  theolog.  Studien  getrieben  haben.  Die  Gesammtzahl  der  Candidaten 
wird  auf  6  festgestellt.  §.  3.  Der  Convict  steht  wegen  seiner  engen  Verbin- 
dung mit  dem  Pädagogium  des  Klosters  U.  L.  Fr.  unter  der  allgemeinen  Auf- 
sicht des  Propstes  und  Directors ,  hat  aber  in  dem  geistl.  Inspector  des  Kl. 
seinen  besondern  Vorsteher. 

§.  4.  Die  Bewerbung  um  Aufnahme  geschieht  schriftlich  nnd  ist  an  den 
geistl.  Inspector  unter  Beifügung  des  Abiturienten-  und  Universitätszeugnisses, 
sowie  einer  lateinisch  oder  deutsch  geschriebnen  Skizze  des  Lebens-  und 
Bildungsganges  des  Bewerbers  zu  richten.  Die  Candidaten  der  Theologie 
haben  das  in  der  ersten  theolog.  Prüfung  erworbne  Zeugnifs  beizufügen.  Es 
gereicht  ihnen  zu  besondrer  Empfehlung,  wenn  sie  auf  der  Universität  philo- 
logischen, historischen  und  philosophischen  Studien  nicht  fremd  geblieben 
sind.  Die  Genehmigung  der  Aufnahme  wird  von  dem  geistl.  Inspector  in  €re- 
meinschaft  mit  dem  Propst  und  Director  des  Pädagogiums,  dem  der  erstre 
die  Bewerbungschreiben  nebst  Anlagen  zur  Kenntnifsnahme  vorzulegen  bat, 
bei  uns  beantragt.  §.  5.  Die  Candidaten  erhalten  im  Kloster  freie  Wohnung, 
Mittags  und  Abends  Beköstigung  am  Alumnentisch,  und  diejenige  Bedienung, 
auf  welche  die  Alumneninspectoren  observanzgemäfsen  Anspruch  haben. 
AuTserdem  erhält  jeder  ein  Geldstipendium  von  monatl.  10  Thlm. ').  Sehr  be- 
dürftigen Candidaten  kann  in  besonderen  Fällen  auch  eine  aufserordentl.  Un- 
terstützung gewährt  werden.  §.  6.  Der  Aufenthalt  im  Convict  wird  auf  1 V, 
bis  2  Jahre  bestimmt.  Mindestens  ein  volles  Jahr  demselben  anzugehören, 
mnfs  sich  jeder  Candidat  bei  der  Aufnahme  verpflichten.  Besonders  tüchtigen 
Candidaten  kann  ausnahmsweise  schon  nach  Ablauf  des  ersten  Jahrs  von 
dem  Convictsvorstand  Erlaubnifs  ertheilt  werden,  sich  zur  Prüfung  pro  facult. 
docendi  zu  melden.  Wenn  ein  Candidat  sich  nicht  mit  willigem  Geist  in  die 
Ordnung  des  Convicts  fügt,  oder  es  an  Pflichteifer  und  Fleifs  fehlen  läfat, 
oder  durch  Wandel  und  Benehmen  Anstofs  giebt,  oder  sich  sonst  ungeeignet 
für  den  Lehrerberuf  erweist,  hat  der  geistl.  Inspector  seine  Ausschliefsung 
aus  dem  Convict  bei  uns  in  einem  motivirten,  von  dem  Propst  und  Dir.  des 
Klosters  genehmigten  und  mitunterschriebnen  Bericht  zu  beantragen.  §.  7.  Wenn 
ein  Candidat  die  Prüfung  pro  facult.  docendi  besteht,  so  wird  ihm  auf  Grund 
eines  günstigen,  von  dem  Dir.  des  Pädagogiums  und  dem  geistl.  Inspector 
gemeinschaftlich  ausgestellten  Zeugnisses  über  seine  pädagog.  und  didakt. 
Befähigung  die  Ableistung  eines  Prob^ahrs  erlassen.  Die  Candidaten  ver- 
pflichten sich  bei  ihrem  Eintritt  in  den  Convict,  sich  nach  bestandner  Prüfung 
wenigstens  4  Jahre  der  prakt.  Thätigkeit  im  Lehramt  an  inländ.  Gymnasien 
oder  Realschulen  zu  widmen. 

§.  8.  Dem  geistl.  Inspector  liegt  es  zunächst  ob ,  die  Beschäftigung  der 
Candidaten  nach  ihrer  wissenschaftl.  und  prakt.  Seite  zu  leiten  und  überhaupt 
denjenigen  geistigen  Verkehr  mit  ihnen  zu  pflegen,  der  ihnen  zu  einer  ge- 
deihlichen und  erfolgreichen  Benutzung  ihres  Aufenthalts  im  Convict  förder- 
lich sein  kann.  §.  9.  Die  Beschäftigungen  der  Candidaten  bestehen  in  theolog. 
und  solchen  allgemein  wissenschaftlichen  Studien,  die  mit  den  Aufgaben  des 
Unterrichts  und  der  Erziehung  einen  unmittelbaren  Zusammenhang  haben, 
aul^erdem  in  prakt.  Uebungen.  §.  10.  Neben  dem  geistl.  Inspector  sind  für 
die  specielle  Fortbildung  der  Candidaten  in  den  sprachlichen  und  historischen 


1)  Seit  1867:  12  Thh-.  monatlich. 
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JTinnWIii'i  dw  Gymnasialaiiteniolits  iwei  phllok«.  L«hnr  am  Conviok  ba- 

I.1L  Die  YOB  dem  geittLInspeetor  sa  Idtonden  pnktUclNumi  beitahn: 
«)  I«  «xegettochen  Uebangen  im  N«  TetUm.;  b)  in  Dnkt  Behulalang  dofpBft> 
ttiekir  und  ethiseher  Hanptpanete  nach  ihrer  biUi  B^grikndong  mid  wmar. 
Qeeteltang,  beides  mit  Rüeksioht  auf  die  Erfordaraiiae  doe  fteligionmniiiiiiciü 
In  den  oberen  Claaeen;  e)  in  bospitirender  Theilnabme  an  TenMUedeBen  Lad> 
tionen  .dea  Pidagoginma,  namentlich  am  ReUgkmaanteRieht  den  geiatL  In» 
roeetors;  d)  in  Abhaltung  einzehier  ünterrichtBtnnden ,  Tomgaweiae  in  dar 
BeUgion;  e)  in  der  von  Zeit  an  Zeit  atattfindenden  Abhaitnug  raneiaaan« 
Morgen-  und  Abendandachten  im  Alumnat;  f)  in  periodiaehen  Oonffeienabe- 
nnfrahuneen,  welche  der  geiatl.  Inapector  au  leiten  bat,  ttber  die  beiaa  Uni» 
rieht  und  bei  den  Ansprachen  der  Candidaten  gemaohten  Wahmaknngaa 
üäd  auch  weitere  didakt  und  p&dagog.  und  beaonßre  DiMdpUnarfragen.  Die« 
GonÜBrenaverhandlungen  sind  jedeamal  von  einem  der  CSaDdidaten_aeiviM.ii 
einem  besondem  Prätokollbuch  wiederzugeben  und  mllaaen  dean 
Dir.  dea  Klosters,  so  oft  er  es  verlangt^  Ton  dem  geiatL  Tnapector  i 
Torgelegt  werden.  §.  12.  Die  apeciellen  Bestimmungen  an  §.  11  eX  d),  e)  kmmm 
dem  geistL  Inspector  au;  doch  hat  er  dasn  in  Jedem  einaelnen  Fall  die  Ga- 
nehm%uog  dea  Propstes  und  Direotora  verlier  einauliolen.  1. 13.  Den  Öi- 
t«rrichtstunden  und  den  geistlichen  Ansprachen  ({.  lld,  e)  hat  der  gaÜ 
Inspector  so  oft  wie  möglich  persönlich  bdsuwolmen.  In  aUen  FUleap  «• 
der  geiatl.  Inspector  anderweitig  beschäftigt  ist.  haben  die  GandidalBO  äflk 


den  allgemeinen,  für  die  Probecandidaten  geltenaen^Bestfanmangen,  sowie  i 

-  'ea  UBter 


besonderen  Anordnungen  dea  Propatea  nnd  Dir.  in  Betreff  dea  1 
der  Handhabung  der  Diseiplin  unbedingt  an  nnterwerfen^). 

§.  14.  Die  Candidaten  sind  an  eine  beaondre  dieaem  Statnt  beigaAlgli 
Haus-,  Studien-  und  Lebensordnung  gebunden,  deien  Anfteoiitfaaltaag  m 
Ueberwaohung  hauptaächlich  dem  geutL  Inmector  ala  ihrem  niehatsn  V•^ 
gesetaten  obliest  §.  15.  In  dem  ProDSt  und  Dir.  dea  Kloalara  haben  aie  im 
gemeinsamen  Vorgesetaten  alier  am  Pidtfoginm  Lehrenden  nnd  Lemeadw 
an  erkennen  und  zu  ehren.  §.  16.  Dem  Pr^t  und  Dir.  liegt  ob,  bdhnib  dn 
nach  §.  7  von  ihm  nnd  dem  geistl.  Inspector  gemdnschaftlioh  anaanataUeate 
Zeugnisses  nicht  nur  die  Unterrichtstunden,  welche  die  Gandidaton  ertheOii» 
von  Zeit  zu  Zeit  zu  besuchen  nnd  an  diese  Besudie  Rath  nnd  BelehnmK  ff 
knfipfen,  sondern  anch  jeden  einaelnen  Candidaten  vor  Anaatellong  jasH 
Zeugnisses  eine  oder  mehrere  Probelectionen  in  seiner  nnd  dea  geiatL  laapM- 
tors  Qegenwart  luüten  zu  lassen.  §.  17.  Zu  jeder  Abweichung  von  der  Baaf 
und  Lebensordnnng  bedürfen  die  Candidaten  oer  Erlanbniia  dea  geiatL  Inip0O> 
tors.  Sofern  dabei  der  Untenicht  oder  die  Alnmnatsverhftltniaae  betrofti 
werden ,  hat  sich  der  Inspector  zuvOrderst  der  Zustimmung  dea  Propatat  ff 
versichern.  §.  18.  Unter  dem  Vorsita  des  Prov.Schuiraths  findet  viertsKikL 
eine  Conferenz  der  sämmtl.  am  Convict  beschäftigten  Lehrer  mit  Znaiswf 
des  Propstes  und  Dir.  des  Klosters  Statt,  in  welcher  alle  inneren  nnd  änfiwiM 
Angelegenheiten  des  Convicts  erörtert,  die  an  den  Candidaten  gemachtea  E^ 
fahrungen  ausgetauscht  und  Ordnung  und  Regelung  der  weiteren  StodiiB 
derselben  besprochen  werden.  Aus  besonderm  iUlais  können  anch  aafto^ 
ordentliche  Conferenzen  berufen  werden. 

§.  19.  Der  geistl.  Inspector  erstattet  jährlich  hn  Januar  einen  Beridit  flbff 
den  Candidatenconvict  und  die  einzelnen  Mitglieder  desselben,  welcher  atf 
durch  den  Propst  und  Director  und  von  uns  urschriftiich  dem  BLHuhitf 
fiberreicht,  au(serdem  aber  abschriftl.  dem  K.  Consistorium  anr  RftuntnifensH* 
mitgetheilt  wird.^   Magdeburg.  K.  Prov.  Schnlcdtogium. 


>)  Seit  1862  ist  den  Conrictsmitgliedern  eine  grOfiire  Selbständigkeit 
geriomt,  indem  sie  auf  Viertel-  und  h  Jbe  Jahre  mit  einleben  Lehretandw  ~ 
werden,  auf  Omnd  deren  sie  auch  in  den  Censaren  ein  Urthsü 
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Haas-,  Stadien-  and  Lebensordnung  für  die  Mitglieder  des 

Convicts. 

„Zweck,  Einrichtang  and  Leitung  des  Gandidatenconvicts  ergeben  sich 
aus  dem  Statut  desselben,  welches  jedem  Oandidaten  bei  seinem  Eintritt  zur 
Borgfiältigsten  Kenntniisnahme  und  JSefolgung  i^ler  ihn  betreff.  Pnncte  mitge- 
theUt  wird.  Aulserdem  sind  die  Gandidaten  zu  folgender  Haus-,  Studien«  und 
Lebensordnung  verpflichtet: 

a)  Sie  haben  sich  hinsichtl.  der  Zeit  des  Au&tehens  und  der  Mittags- 
und Abendmahlzeiten  nach  den  Zeichen  zu  richten,  welche  durch  die  Alum- 
natsglocke  den  Alumnen  und  Aiumneninspectoren  gegeben  werden;  b)  sie 
nehmen  regelmäßig  an  den  Schulandachten  des  Klosters  Theil,  nämlich  an 
der  aligemeinen  Morgenandacht  des  Montags  und  an  der  auf  das  Alumnat 
beschriUikten  Abendandacht  des  Sonnabends.  Auch  wird  erwartet,  da(s  sie 
an  den  sonntägl.  Gemeindegottesdiensten,  sowie  an  den  Schulcomrounionen 
im  Dom,  bei  welchem  das  Kloster  eingepfarrt  ist,  sich  regelmäfsig  betheiligen ; 
c)  an  jedem  Wochentag  haben  sich  die  Gandidaten  entweder  bea  dem  geistl. 
Inspector  oder  bei  einem  der  §.  10  des  Statuts  bezeichneten  Lehrer  zu  einer 
in  der  Regel  2stündigen  Zusammenkunft  zu  versammeln,  in  der  ihnen  durch 
Unterricht  und  Besprechung  Anleitung  für  ihre  Studien  ertheilt  wird;  d)  die 
übrige  Arbeitszeit  des  Tags  haben  sie  ihren  Privatstudien  zu  widmen,  inso- 
fern sie  nicht  durch  eine  ihnen  übertragne  Lehrstunde  oder  durch  Hospitiren 
in  den  Glassen  (vrgl.  §.  11  des  Statuts)  in  Anspruch  genommen  werden ;  e)  es 
wird  erwartet,  dals  sie  in  ihren  Mu&estunden  sich  nur  einer  solchen  Gesellig- 
keit hingeben  werden,  die  ihnen  geistige  Anregung  und  Förderung  in  ihrem 
Beruf  zu  gewähren  geeignet  ist.*^ 


Anderweitige  praktische  Anleitung  der  Schulamts- 
candidaten. 

Seit  dem  Jahre  1855  wird  vom  Ministerium  der  Plan  verfolgt,  ein- 
zelnen durch  didakt.  Wirksamkeit  besonders  bewährten  Lehrern  mehrere 
Schnlamtscandidaten  (jedoch  gleichzeitig  nicht  mehr  als  3),  die  bei  der 
Prüfung  pro  facult.  docendi  eine  genügende  Befähigung  gezeigt  haben, 
zu  specieller  Anleitung  zuzuweisen.  Es  wird  dabei  im  allgemeinen  das 
Verfahren  befolgt,  dafs  die  Gandidaten  zuerst  mehrere  Wochen  dem 
Unterricht  des  Ldirers,  der  ihnen  zum  Vorbild  dienen  soll,  hospitirend 
beiwohnen,  später  in  seiner  Gegenwart  selbst  Versuche  im  Unterrichten 
in  verschiedenen  Glassen  und  Gegenständen  machen,  aufser  der  Glassen- 
zeit  aber  durch  freie  oder  an  die  Lehrstanden  des  Tags  anknüpfende 
Besprechungen  über  Methode  u.  s.  w.  angeregt  und  geübt  werden.  Bis 
jetzt  finden  derartige  Einrichtungen  nur  in  Berlin  Statt.  —  Die  beauf- 
tragten Lehrer  erhalten  für  ihre  Bemühung  eine  bestimmte  jährl.  Re- 
muneration. Den  Gandidaten  wird  ein  fest  normirtes  Stipendium  nicht 
in  Aussicht  gestellt;  denjenigen  jedoch,  die  dessen  besonders  bedürftig 
sind,  zumal  wenn  sie  nicht  in  Berlin  wohnen,  sondern  aus  der  Provinz, 
nm  die  Vortheile  eines  solchen  nähern  Verhältnisses  zu  einem  altern 
Lehrer  zu  geniefsen,  nach  Berlin  kommen,  werden  vom  Minister  Unter- 
stützungen gewährt.  Es  ist  die  Absicht,  ähnliche  Einrichtungen  auch 
in  Provinzialstädten  zu  treffen,  wo  die  Schulen  und  die  Lehrercollegien 
von  mäfsigerm  Umfang  noch  mehr  geeignet  sind,  die  Gandidaten  so- 
gleich beim  Eintritt  in  den  Lehrerberuf  daran  zu  gewöhnen,  sich  als 
Glieder  dem  Ganzen  anzuschlieisen. 

5* 
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Anleitung  zum  Unterricht  in  den  neueren  Sprachen. 

Nachricht  vom  Jahre  1861:  „Seit  Ostern  v.J.  ist  mit  dem  Frie- 
drichsgymnasium hieseihst  ein  unter  Leitung  des  Prof.  Dr.  Herrig  gestelltes 
Institut  zur  Ausbildung  von  Lehrern  für  die  neueren  Sprachen  v^unden. 
Die  Zahl  der  ordenti.  Mitglieder  ist  für  jetzt  auf  3  festgesetzt  Als  ordentl. 
Mitglieder  werden  nur  solche  Schulamtscandidaten  aufgenommen,  wetehe  vor 
einer  K.  wissenschaftl.  Prüfungscommission  das  Examen  pro  faeult.  dooendi 
bestanden  haben.  Aufserdem  werden  Hospitanten  zngelasseUi  die  aueh  aus 
den  Studirenden  gewählt  werden  können,  wenn  sie  mindestens  4  Semester 
bereits  absolvirt  haben.  Sämmtl.  Mitglieder  des  Instituts  werden  in  schriftL 
Ausarbeitungen  und  freien  Vorträgen  in  den  betreff.  Sprachen  geübt,  nnd 
erhalten  eine  specielle  Anleitung  für  das  prakt.  Lehramt.  Die  ordentlichea 
Mitglieder  wohnen  anfangs  dem  Unterricht  des  Prof.  H.  in  verschiedeneB 
Classen  bei,  um  eine  Anschauung  seines  Verfahrens  zu  gewinnen,  spater 
ertheilen  sie  selbst  im  Beisein  des  Prof.  H.  in  einzelnen  Classen  Unto- 
rieht.  Die  Theilnahme  an  diesen  Uebungen  beschränkt  sich  ftlr  die  ordeotL 
Mitglieder  in  der  Regel  auf  ein  Semester.  Mittellosen  wird,  wenn  ne  siek 
durch  gute  Leistungen  hervorgethan  haben,  eine  Unterstützung  gewährt" 

Anleitung  zum  Unterricht  in  der  Mathematik  nnd  Physik. 

Seit  dem  Jahre  1855  werden  dem  Prof.  Dr.  Schellhaeh  am  K.  Friedr.- 
Wilhelmsgymnasium  zu  Berlin  alljährl.  einige  Schulamtscandidaten  zu  spe* 
cieller  Anleitung  im  mathemat  und  physikal.  Unterricht  überwiesen.  Dieselbes 
lernen  zunächst  den  Unterricht  und  die  Methode  des  genannten  Lehrers  dureh 
Hospitiren  in  seinen  Lectionen  kennen  und  suchen  im  persönl.  Verkehr  und 
in  besonderen  Conferenzen  mit  demselben  eine  vollständige  und  klare  Ein- 
sicht seines  Verfahrens  und  seiner  Unterrichtsziele  zu  gewinnen,  und  behnt* 
dein  sodann  unter  seiner  Aufsicht  zuerst  in  einzelnen  Stunden  bestimmte 
Aufgaben,  später  ganze  Abschnitte  und  Disciplinen.  Auch  in  den  mittleren 
und  unteren  Classen  giebt  Prof.  8.  den  Candidaten  ebensowohl  anschauliche 
Kenntnifs  einer  zweckmäfsigen  Lehrmethode  wie  des  den  Schülern  mitzutbet- 
lenden  Lehrstoffs.  Sämmtliche  Uebungen  sind  darauf  berechnet,  dafs  die  Cau- 
didaten  den  Zusammenhang  aller  Theile  des  mathemat-physikal.  Unterrichts, 
seinen  Organismus  und  seine  Bedeutung  für  die  Bildung  der  Jugend,  itie 
auch  die  wichtigsten  Erscheinungen  der  Literatur  und  die  allgm.  Verordnun- 
gen, welche  für  Gymnasien  und  Realschulen  erlassen  sind,  sich  zu  klaren 
Verständuifs  bringen.  Der  Dir.  des  Gymnasiums  betheiligt  sich  hieran  and 
sucht  demselben  Zweck  durch  Besprechungen  mit  den  Candidaten  forderlich 


Gesangunterricht 

Das  K.  Mnsikinstitnt  zu  Berlin. 

Nachricht  vom  Jahre  1833:  „Das  Institut  hat  den  Zweck,  junge 
Leute  zu  Organisten,  Cantoren,  Gesang-  und  Musiklehrern  an  Uyn- 
nasien  und  Schullehrcrseminarien  auszubilden. 

Die  Lehrgegenstände  desselben  sind:  \.  Unterricht  im  Orgelspiel.  2. 
Vortrag  über  die  Construetion  der  Orgel.  3.  Unterricht  im  Ciavierepid 
4.  Theorie  der  Musik,  bestehend  a)  in  der  Harmonielehre,  b)  in  der  Lehre 
vom  doppelten  Contrapunet  und  der  Fu^e.  5.  Gesangunterricht  6.  b- 
strumentil-  und  Vocalübungen  zur  Ausführung  classischer  Musikwerke. 

Obgleich  der  Cursus  nur  ein  Jahr  währt,  nämlich  von  Ostern  bis  wieder 


69 

Ostern,  oder  von  Michaelis  bis  wieder  Michaelis,  so  wird  doch  nach  Umstän- 
den auch  eine  2jährige  Theilnahme  an  dem  Unterricht  in  der  Anstalt  ge^ 
stattet 

Die  Bedingungen  zur  Aufnahme  in  das  Institut  sind  folgende:  1.  Ein 
AKer  von  wenigstens  17  Jahren;  2.  Da(s  der  Aufzunehmende  entweder 
ein  Gymn.  bis  zur  II  besucht  habe,  oder  mit  dem  Wahlfähigkeitszeugnifii  aus 
einem  Schullehrerseminar  entlassen  sei;  3.  Dafs  er  die  nöthigen  Vorkennt- 
nisse  in   der  Musik  und  die  erforderliche  Fertigkeit  im  Ciavierspiel  habe; 

4.  Dafe,  obgleich  sämmtliche  Unterrichtsgegenstände  unentgeltlich  ertheilt 
werden,  derselbe  die  Kosten  seines  Aufenthalts  in  Berlin  bestreiten  könne; 

5.  Dafs  derselbe  aufser  den  erforderl.  vorgenannten  Attesten  einen  von  ihm 
selbst  verfafsten  Lebenslauf  mit  kurzer  Erwähnung  über  seine  Erziehung  und 
Bildung  sowohl  in  wissenschafll.  als  musikal.  Hinsicht  4  Wochen  vor  der  Auf- 
nahme an  das  K.  Ministerium  einreiche,  von  welchem  er  den  weltern  Bescheid 
KU  erwarten  hat.  6.  Dafs  derselbe  vor  seiner  Aufnahme  in  das  Institut  sich 
einer  Prüfung  des  Directors  unterziehe. 

Schliefslich  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  die  Zahl  der  ordentl.  Zöglinge 
des  Instituts  sich  nur  auf  20  erstrecken  darf,  jedoch  mit  Genehmigung  des 
K.  Ministeriums  noch  6  angehenden  Musikern ,  die  nicht  zu  Organisten  und 
Cantoren  sich  ausbilden  wollen ,  die  Theilnahme  an  den  theoret.  Lectionen 
gestattet  werden  kann.*' 

Turnanterricht. 

Die  K.  Central -Tnmanstalt  zu  Berlin. 

C.  Verf.  V.  18.  Aug.  1851:  —  „Mit  dem  1.  Octb.  d.  J.  tritt  an  Stelle 
der  bisher  bestandnen  Central-Bildungsanstalt  für  Lehrer  in  den  Leibesübun- 
gen eine  für  das  Ressort  des  K.  Kriegsministeriums  und  des  K.  Min.  der  geisÜ. 
Anglgh.  gemeinschaftlich  eingerichtete  Central -Turnanstalt  in  Wirksamkeit. 
In  derselben  sollen  in  einem  jedesmal  v.  1.  Octb.  bis  30.  Juni  dnuernden  Cur- 
sns  eine  Anzahl  von  höchstens  18  Militair-  und  eben  so  viel  Civileleven  ge- 
meinschaftlich unterrichtet  und  unter  Zuhülfenahme  der  erforderlichen  Hfilfs- 
wissenschaften ,  namentlich  der  Anatomie  und  Physiologie,  zu  Lehrern  der 
Gymnastik  ausgebildet  werden.  Die  letztre  soll  aus  dem  von  ihr  bisher 
innegehaltnen  Stadium,  einer  mehr  oder  weniger  isolirt  stehenden  Uebung 
der  Körperkräfte,  heraustreten,  und  unter  angemefsner  Berücksichtigung  des 
Lingschen  Systems  auf  rationellem  Wege  betrieben  und  für  das  Gesammtge- 
biet  der  Erziehung  der  männlichen  Jugend  fruchtbarer  zu  machen  gesucht 
werden. 

Die  Anstalt  wird  geleitet  von  einem  zum  Dirigenten  derselben  ernannten 
K.  Hauptmann.  Unter  demselben  arbeiten  die  erforderlichen  Militair-  und  Ci- 
▼illehrer,  so  wie  ein  Arzt.  In  der  Anstalt  werden  tägl.  im  Durchschnitt  5  Stun- 
den prakt.  und  theoret.  Unterricht  ertheilt.  Der  gesammte  Unterricht  ist  un- 
entgeltlich. 

In  der  Anstalt  werden  vorzugsweise  junge  Schulmänner  ihre  Ausbildung 
finden,  welchen  künftig  der  Unterricht  in  der  Gymnastik  an  Gymnasien,  Real- 
nnd  Bürgerschulen  und  SchuUehrerseminarien  zu  übertragen  ist.  Dieselben  . 
werden  ihren  Aufenthalt  in  Beriin,  wenn  auch  in  beschränktem  Mais,  auch 
zu  ihrer  Vervollkommnung  in  anderen  Zweigen  des  Wissens  mitbenutzen 
können.  Unterstützungen  der  Eleven  können  flir  jetzt  nur  in  den  dringend- 
sten und  besonders  motivirten  Fällen  in  Aussicht  gestellt  werden.  Für  künf- 
tig erwarte  ich  die  Anmeldungen  zum  Eintritt  in  die  Central-Tumanstalt 
spätestens  bis  zum  1.  Aug.  jedes  Jahrs.'' 

Nachricht  v.  Jahre  1859:  „Die  K.  Tnmanstalt,  ursprünglich  ntfrfKr 
die  Zwecke  der  Armee  und  deren  Bildungsanstalten  gegründet,  erhielt  im 
Jahre  1850  die  erweiterte  Bestimmung,  zugleich  für  me  öffentl.  Civil-Ensie- 
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bungs-  und  Bildungsanstalten,  zuverlässige,  theoretisch  and  praktisch  koadise 
Lehrer  der  Gymnastik  auszubilden.  Die  Anstalt  steht  seitdem  unter  dm 
Ressort  der  R.  Ministerien  des  Kriegs  und  der  geistl.,  Unterrichts-  und  Me- 
dic.-Anglgfa. 

In  dem  erwähnten  Jahr  wurde  f&r  die  Anstalt  auf  einem  vor  dem  Neuen 
Thor  gelegenen,  4  Morgen  umfassenden  Grundstock  ein  eignes  Gebäude 
errichtet.  Dasselbe  enthält  in  seinen  unteren  Räumen  als  Uebungslocale  den 
gedielten  Rttstsaal  (70'  lang,  45'  breit)  und  den  Fechtsaal  mit  Asphaltfufo- 
boden  (60'  laug,  30'  breit),  femer  2  Garderobe-  und  Erholungsnmmer,  ein 
kleines  Ordonanzzimmer  und  die  Dienstwohnung  des  Portiers;  in  den  oberen 
Biäumen  einen  Vortragsaal,  ein  Bibliothekszimmer  und  die  Dienstwohnung 
des  Dirigenten.  Hinter  dem  Gebäude  befindet  sich  ein  geräumiger,  hufetsen- 
ft)rmiger  Uebungsplatz,  um  denselben  eine  Laufbahn  mit  Hindernissen  (Gräben, 
Traversen  u.  s.  w.)  und  eine  freie  Laufbahn  von  300  Wegschritte  Umfang. 

Bei  der  Ausrüstung  der  Anstalt  mit  Uebungsgerfisten  und  anderen  zum 
prakt.  Unterricht  erforderlichen  technischen  Apparaten  ist  die  Befolgung  eines 
rationellen  gymnast.  Uebungsbetriebs  mafsgebend  gewesen,  so  &ft  davon 
jene  theils  völlig  überflüssigen,  theils  zu  geradehm  schädlichen  Uebungen 
verleitenden  Apparate,  welche  man  auf  Turnplätzen  und  in  Tumanstalten  lo 
sehen  gewohnt  ist,  ausgeschlossen  blieben.  Die  Bibliothek  enthält  Werke 
überHülfswissenschaften  der  Gymnastik  (Anatomie,  Physiologie,  Diätetik  u.8.w.), 
über  Gymnastik  und  Turnwesen ;  ferner  militair.  und  pädagog.  Werke  und 
Zeitschriften.  Für  die  anatomischen  Vorträge  sind  u.  a.  noch  lebensgroise 
Abbildungen  vorbanden,  sowie  ein  vollständiges  menschliches  Skelett  und 
einige  kleinere  Präparate. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Anstalt  führt  eine  Direction,  bestehend  ans 
einem  militair.  Director  und  einem  Givildirector.  Die  Leitung  des  Unterriehti 
ist  einem  Dirigenten  übertragen,  der  zugleich  Curator  der  Gassen-  und  Ve^ 
tv^altungscommission  der  Anstalt  ist.  Das  etatsmäfsige  Lehrerpersonal  besteht 
aufser  dem  Dirigenten  aus  einem  militair.  Lehrer,  einem  Arzt  (^r  die  ana- 
tomischen Vorträge)  und  aus  2  Civillehrern." 

Bekanntm.  v.  17.  Juni  1859:  „Am  1.  Octb.  d.  J.  wird  an  der  K.  Cen- 
tral •  Tumanstalt  hicselbst  ein  neuer  Cursus  für  Civileleven  beginnen  und 
6  Monate  dauern.  Vorzugsweise  zur  Aufnahme  geeignet  sind  junge  Schul- 
männer, welchen  später  der  Unterricht  in  der  Gymnastik  an  Gymnasien,  Real- 
und  Bürgerschulen,  sowie  an  SchuUehrerseminarien  übertragen  werden  kann, 
oder  solche  bereits  fungirende  Turnlehrer,  welche  sich  weiter  vervollkomm- 
nen und  mit  dem  Betrieb  einer  pädagogisch  -  rationellen  Gymnastik  näher 
bekannt  machen  wollen.  Den  Eleven  verbleibt  neben  ihrer  Beschäftigung  in 
der  Central-Turnanstalt  Zeit  zu  anderweiter  Ausbildung.  Sofern  fOr  einiehM 
Eleven  die  Noth wendigkeit  und  Angemessenheit  einer  ihnen  den  Aufenüialt 
hicselbst  erleichternden  Unterstützung  nachgewiesen  wird,  kann  ihnen  eine 
solche  bewilligt  werden." 

Nachricht  v.  Jahr  1865:  „Die  Eleven  der  K.  Central -Tumanstalt 
erhalten  wöchcntl.  20  bis  21  Unterrichtstunden,  welche  auf  die  Vormittage 
von  8  bis  12  Uhr  vertheilt  sind.  Aufserdem  mufs  jedoch  vom  Novb.  ab  unter 
Anleitung  und  Aufsicht  der  Lehrer  jeder  selbst  eine  Tumlection  in  der  Woche 
erthoiien.  Die  übrige  Zeit ,  soweit  dieselbe  nicht  zu  häusl.  Repetitionen  be- 
nutzt wird,  können  die  Eleven  zu  ihrer  anderweitigen  Ausbüdung  verwenden. 
Der  Unterricht  in  der  Anstalt  ist  unentgeltlich,  und  hat  die  K.  Beh()rde  nicht 
blos  bei  vielen  Eleven  die  Stellvertretung  auf  Kosten  des  Staats  resp.  der 
betreff.  Communen  verfügt,  sondern  auch  bei  weitem  der  Mehrzahl  monad. 
Unterstützunp^en  bewilligt. 

Um  den  Eleven  auch  in  anderen  Beziehungen  den  Aufenthalt  in  Berlin 
nutzbar  zu  machen,  sind  seitens  des  Civildirectors  für  dieselben  unentgelt- 
liche Curse  in  der  Physik,  Zoologie  und  im  Zeichnen  eingerichtet,  und  ist 
ihnen  die  Theilnahme  an  den  Uebungen  und  Aufführungen  der  Singakadeaie, 


71 

sowie  der  freie  Besuch  der  K.  Theater  bei  classischen  Vorstellangen  ermög- 
licht worden. 

Die  grö&re  Anzahl  der  Eleven  hat  anch  die  Vermehrang  des  Lehrer- 
personals nOthig  gemacht.  Es  ist  noch  ein  zweiter  Civillehrer  angestellt,  und 
sind  fflr  den  diesjähr.  Cursns  2  Hülfslehrer  berufen  worden.  Den  Fechtunter- 
richt ertheilt  vorläufig  mit  Unterstützung  dieser  3  Lehrer  ein  besondrer  Fecht- 
meister. 

Das  Unterrichtspensum  für  jede  Woche  wird  in  einer  besonders  dazu 
angesetzten  Gonferenz  von  dem  ersten  Givillehrer  mit  den  übrigen  Lehrern 
vorher  besprochen  und  durchgeübt.  In  entsprechender  Weise  hält  es  der 
Fechtmeister  mit  dem  Fechtunterricht,  für  welchen  die  Eleven  in  3  Ordnungen 
getheilt  sind. 

Den  Wissenschaft!,  und  theoret.  Unterricht  ertheilt  der  erste  CiviUehrer 
in  besonderen  Instructions-  oder  Vortragstunden,  und  ist  derselbe  überhaupt 
för  den  Betrieb  des  Unterrichts  verantwortlich.  Den  applicatorischen  Unter- 
richt der  Eleven  beaufsichtigen  der  1.  u.  2.  GivUlehrer,  jand  sind  ersterm  die 
2  Hülfslehrer  zur  Unterstützung  zugetheilt.  Die  Verausgabung  der  Bücher 
aus  der  Bibliothek  der  Anstalt  besorgt  der  2.  Givillehrer. 

Der  Unterrichtstoff:  Vorträge  über  Anatomie,  Physiologie  und 
Diätetik;  über  die  Geschichte  und  Entwickelung  der  Leibesübungen.  Der 
prakt.  Unterricht  im  Turnen  erstreckt  sich  auf  folgende  Uebungsgattungen: 

1.  Freiübungen  (im  Octb.  u.  Novb.  3  Stunden,  in  den  übrigen  Monaten  1  resp. 
1%  St.  wöchentl.);   2.  Uebungen  mit  Handgeräthen  (in  den  ersten  2  Monaten 

2,  in  den  letzten  1  — IV,  St  wöchentl.):  3.  Uebungen  an  den  Gerüsten  und 
Geräthen  (wöchentl.  6  St,  jeden  Tag  eine).  4.  Unterricht  im  Fechten  (Stofo- 
fechten  im  Octb.  und  Novb.  wöchentl.  in  4,  von  da  ab  in  3.  St;  Hiebfechten 
(wöchentl.  in  3  St.  vom  Dcb.  ab). 

Für  den  applicatorischen  Unterricht  im  Turnen  sind  das  K.  Seminar  für 
Stadtschulen  und  die  unteren  Glassen  des  Joachimsthal.  Gymn.  in  Berlin  von 
IV  abwärts  herangezogen. 

Es  möge  auch  der  Tumspiele  Erwähnung  geschehen,  von  denen  die 
beliebtesten  bei  günstiger  Witterung  gegen  Ende  des  Gursus  im  Freien  durch- 
genommen und  eingeübt  werden." 

Bekanntm.  v.  7.  Jul.  1865:  „Am  2.  Octb.  d.  J.  wird  in  der  K.  Central- 
Tumanstalt  hieselbst  wiederum  ein  6monatl.  Gursus  für  Givileleven  beginnen. 
Zu  demselben  können  aufeer  solchen  Schulmännern,  denen  der  Turnunterricht 
an  Gymnasien,  Real-  und  höh.  Bürgerschulen  una  an  Schullehrerseminarien 
übertragen  werden  soll,  auch  solche  Elementarlehrer  zugelassen  werden,  welche 
dazu  geeignet  sind,  für  die  Ausbreitung  des  Turnens  in  weiteren  Kreisen 
thätig  zu  sein.  Der  gesammte  Unterricht  in  der  Anstalt  wird  unentgeltlich 
ertheilt,  und  können  in  dazu  geeigneten  Fällen  auch  einzelnen  Eleven  Unter- 
stfitzungen gewährt  werden.  Die  Anmeldungen  zum  Eintritt  sind  an  die  be- 
treff. K.  Prov.  Schulcollegien,  resp.  Regierungen  vor  dem  5.  Aug.  d.  J.  zu 
reichen,  und  ist  denselben  ein  ärztl.  Zeugnifs  beizufügen,  dals  der  Körper- 
sustand und  die  Gesundheitsbeschaffenheit  des  Bewerbers  die  Ausbildung  im 
Turnen  gestattet" 

G.  Verf.  V.  29.  Mai  1866:  „Für  den  1.  Octb.  d.  J.  habe  ich  wiederum 
die  Eröffnung  eines  6monatl.  Gursus  in  der  K.  Gentral-Turnanstalt  hie- 
selbst für  Lehrer  und  Schulamtscandidaten  in  Aussicht  genommen.  Die  Be- 
dingungen, unter  welchen  Eleven  in  die  Gentral-Turnanstalt  Aufnahme  finden, 
sind  aus  den  früheren  hierauf  bezügl.  Bekanntmachungen  und  Verfügungen 
bekannt ;  ich  mache  nur  noch  ausdrücklich  darauf  aufmerksam,  dals  ein  Eleve 
hier  zu  seiner  Existenz  monatl.  mindestens  25  Thlr.  braucht,  und  dals  aulser 
der  nöthigenfalls  zu  bewilligenden  laufenden  Unterstützung  aufserordentliche 
Bewilligungen  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  die  Her-  und  Rückreise  und 
Aehnliches  von  hier  aus  nicht  erfolgen  können.  Auch  empfiehlt  es  sich,  Leh- 
rer in  noch  nicht  zu  vorgerücktem  Alter  und  vorzugsweise  solche  auszuwäh* 
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len  f  die  noch  nicht  verheirathet  sind ;  iedenfalls  ist  yerfaeirmtheteii  Lelireni 
abzurathen,  ihre  Familie  mit  hieher  zu  bringen.  Hienach  veraoliuBse  ich  ^ 
K.  Regierung,  für  den  bevorstehenden  Cursus  aus  Ihrem  VerwaltUQgBbeüik 
mindestens  2  geeignete  Lehrer  oder  Schulamtscandidaten  zur  Aufnahme  k 
Vorschlag  zu  bringen.  Die  Anmeldungen  erwarte  ich  spätestens  bis  sam 
1.  Aug.  d.  J.«  

Zu  den  Veranstaltungen  wissenschaftlicher  Vorbereitung,  welche  theils 
unmittelbar,  theils  entfernter  dem  Lehramt  an  höheren  Schulen  zn  gnte 
kommen,  gehören  auch  das  französische  und  das  archäologische  Reise- 
stipendinm. 

Das  französische  Belsestipendium. 

Zur  Ausbildung  von  Lehrern  für  den  Unterricht  in  der  franzQsiscbeB 
Sprache  ist  von  Friedrich  Wilhelm  IIL  durch  C.  0.  v.  2.  Dec.  1838 
ein  Stipendium  von  400  Thlr.  gestiftet  worden.  Dasselbe  wird  auf  des 
Vorschlag  des  Unterrichtsministers  vom  Könige  an  solche  junge  MlDner 
verliehen,  welche  sich  durch  grammatische  und  literarhistorische  Studies 
genügend  vorbereitet  und  auch  im  Schreiben  und  Sprechen  des  Frai- 
zösischen  eine  solche  Fertigkeit  bereits  erworben  haben,  dafs  zu  er- 
warten ist,  sie  werden  sich  durch  einen  einjfihrigen  Aufenthalt  in  Frank- 
reich diejenige  feinere  Ausbildung  im  Gebrauch  der  Sprache  aneignea 
können,  welche  nur  dort  zu  erlangen  ist. 

Bis  zum  Jahre  1857  wurde  das  Stipendium  alljährlich  verliehen. 
Um  jedoch  den  betrefifenden  jungen  Männern  für  einen  einjähriges  Aaf- 
enthalt  in  Frankreich  ausreichendere  Mittel  zu  gewähren,  als  es  nach 
den  veränderten  Zeitumständen  400  Thlr.  waren ,  wurde  durch  G.  0.  t. 
26.  Oct.  1857  bestimmt,  dafs  das  Stipendium  hinfort  innerhalb  3  Jahre 
nicht  mehr  3mal,  sondern  2 mal  mit  je  600  Thlr.  bewilligt  werde.  Die 
Anträge  auf  Verleihung  des  Stip.  bei  des  Königs  Maj.  bedürfen  der  Zu- 
stimmung des  Finanzministers. 

Französische  Stipendiatenstellen  am  R.  franzOs.  Gymna- 
sium zu  Berlin.  Im  Jahre  der  Stiftung  des  französ.  Reisestipendiums,  18% 
erhielt  auch  der  Antrag  des  Unterrichtsministers  die  königl.  Genehmiguo||f, 
dafs  auf  den  Etat  der  genannten  Anstalt  2  Stipendien  von  je  200  Thlr.  jihd. 
gebracht  würden  für  2  Candidaten  des  höh.  Schulamts,  welche  mit  der  soast 
erforderlichen  Bildung  einige  Fertigkeit  im  Gebrauch  der  französ.  Sprache 
verbinden,  und  sich  dieselbe  so  weit  aneignen  wollen,  dafs  sie  sich  ihrer  ab 
der  Unterrichtaprache  bedienen  können.  Mit  dem  Stipendium  wird  von  dem 
Candidaten  die  Verpflichtung  übernommen,  im  französ.  Gymnasium  12  Lehr- 
stunden wöchentl.  zu  ertheilen,  und  in  ihrer  schulfreien  Zeit  an  Uebuogeo 
Thcil  zu  nehmen ,  welche  der  Dir.  des  Gymn.  zu  ihrer  Vervollkommnung  ia 
der  französ.  Sprache  anstellt.  Die  Stipendiaten  haben  die  Aussicht,  beiva- 
canzcn  im  Lchrercollegium  derselben  Anstalt  vorzugsweise  berQcksiehtigt, 
oder  zu  Lehrern  der  französ.  Sprache  an  anderen  Schulen  besonders  empfbbtea 
zu  werden.  Seit  mehreren  Jahren  ist  jedes  dieser  Stipendien  auf  300  TUr. 
erhöht. 

Das  archäologische  Belsestipendium. 

Statut  V.  3.  Febr.  1860  (u.  4,  Febr.  1865). 
„%.  1.   Um  die  archäolog.  Studien  zu  beleben,  und  die  anschauliche  Keant* 
nifs  dos  class.  Alterthums  möglichst  zu  verbreiten,  insbesondre  um  für  dai 
röm.  Institut  für  archäolog.  Correspondenz  leitende  Kräfte  und  f&r  die  vattf* 
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ISnd.  Universitäten  Lehrer  der  Archäologie  heranzubilden,  werden  mit  dem 
genannten  Institut  in  Rom  bis  auf  weitres  2  jährl.  Reisestipendien ,  ein  jedes 
im  Belauf  von  600  Thlr.,  verbunden,  welche  den  nachstehenden  Bestimmun- 
gen gemäfs  vergeben  werden  sollen. 

§.  2.  Zur  Bewerbung  um  die  gedachten  Stipendien  wird  der  Nachweis 
erfordert,  dafs  der  Bewerber  entweder  an  einer  preu(s.  Universität,  resp.  an 
der  Akademie  zu  Münster  die  philosoph.  Doctorwürde  erlangt,  oder  das  Exa- 
men pro  facult.  docendi  in  Preufsen  bestanden  und  in  demselben  fQr  den 
Unterricht  in  den  alten  Sprachen  in  der  obersten  Gymnasialclasse  die  Befä- 
higung nachgewiesen  hat.  Der  Bewerber  hat  femer  nachzuweisen,  da& 
swischen  dem  Tage,  an  welchem  er  promovirt  worden  ist  oder  das  Ober- 
lehrerexamen absolvirt  hat,  eventl.  wo  beides  stattgefunden,  dem  spätem 
von  beiden,  und  dem  Tage,  an  welchem  das  nachgesuchte  Stip.  für  ihn  fällig 
werden  würde  (§.8),  höchstens  ein  Sjähriger  Zwischenraum  liegt 

§.  3.  Der  Bewerber  hat  femer  die  gutachtliche  Aeulsemng  der  philosoph. 
Facultät  einer  preuls.  Universität  oder  der  Akademie  zu  Münster  oder  anch 
einzelner  bei  einer  solchen  Facultät  angestellten  Professoren  der  Philologie 
und  Archäologie  über  seine  bisherigen  Leistungen  upd  seine  Befähigung  zu 
erwirken  und  seinem  Gesuch  beizufügen ;  auch  falls  er  schon  literar.  Leistun- 
gen aufzuweisen  hat,  womöglich  dieselben  miteinzusenden.  Ferner  sind  in 
dem  Gesuch  die  besonderen  Reisezwecke  kurz  zu  bezeichnen.  Dalh  unter  den 
Reisezielen  in  der  Regel  Rom  mitinbegriffen  sei,  liegt  im  Geist  der  Stiftung. 

Bei  Gesuchen  um  Verlängerang  des  Stipendiums  finden  diese  Bestim- 
nnngen  keine  Anwendung.  Dagegen  ist  hier  eine  flbersichtl.  Darstellung  der 
biaherigen  Reiseerlebnisse  in  das  Gesuch  aufzunehmen  und  wird,  falls  der 
Stipendiat  bereits  in  Rom  sich  aufgehalten  hat  oder  noch  aufhält,  über  seine 
Leistungen  und  seine  Befähigung  das  Gutachten  des  rOm.  Secretariats  des 
Instituts  einzuholen  sein. 

§.  4.  Die  Gesuche  um  eine  Ertheilung  des  Stip.  sind  in  jedem  Jahr  vor 
dem  15.  Mai  desselben  an  die  Centraldirection  des  archäolog.  Instituts  nach 
Beriin  einzusenden,  welche,  durch  wenigstens  3  in  Berlin  anwesende  Mitglieder 
vertreten,  die  Wahl  vornimmt.  Bei  gleicher  wissenschaftl.  Tüchtigkeit  wird 
sie  denjenigen  Bewerbern  den  Vorzug  geben,  die  neben  der  unerläfslichen 
philolog.  Bildung  sich  bereits  einen  gewissen  Grad  kunstgeschichtlicher  Kennt- 
nisse und  monumentaler  Anschauungen  zu  eigen  gemacht  haben  und  welche 
dem  archäol.  Institut  in  Rom ,  den  Landesuniversitäten  oder  dem  Museum  in 
Berlin  dereinst  nützlich  zu  werden  versprechen.  §.  5.  Die  beiden  Stipen- 
dien können  nicht  cumulirt,  noch  auf  länger  als  1  Jahr  vergeben  werden; 
doch  ist  die  Verlängerung  des  Genusses  auf  ein  zweites  Jahr  zulässig. 
|.  6.  Dispensation  von  den  in  den  §§.  2, 3, 5  aufgestellten  Vorschriften  ertheiit 
hl  besonderen  Fällen  der  Minister  nach  Anhörung  der  Centraldirection. 

§.  7.  Die  von  der  Centraldirection  getroffne  Wahl  ist  iährl.  vor  dem 
1.  Juli  unter  Beilegung  der  sämmtl.  eingelaufenen  Gesuche  und  unter  Angabe 
der  Motive  dem  Minister  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Die  sohlieisl.  Entschei- 
dung wird  in  der  Regel  vor  Ablauf  des  Sptb.monats  dem  Empfänger  mitge- 
theilt,  sowie  im  K.  preufs.  Staatsanzeiger  bekannt  gemacht  werden.  §.8. 
Das  Stip.  wird  jährl.  am  1.  Octb.  fällig,  und  der  ganze  Jahresbetrag  auf  einmal 
dem  Bewerber  oder  seinem  gehörig  Bevolhnächtigten  durch  die  Generälcasse 
des  Ministeriums  gegen  Quittung  ausgezahlt.  §.  9.  Stipendien ,  die  nicht 
▼ergeben  worden  sind,  werden  auf  das  nächstfolgende  Jahr  übertragen,  und 
ingleich  mit  den  in  diesem  Jahr  verfügbaren  oidenti.  Stipendien  nach  den- 
selben Normen  vergeben. 

§.  10.  Der  Stipendiat  ist  verpflichtet,  so  lange  er  in  Rom  verweilt,  an 
den  Sitzungen  des  Instituts  regelmälsigen  Antheil  zu  nehmen.  Er  hat  über- 
dies während  seiner  Reise  die  Zwecke  des  Instituts  nach  Möglichkeit  zu 
fordern  und  nach  Beendigung  derselben  über  deren  Ergebniis  einen  summa- 
riM^en  Bericht  an  die  Centraldirection  einzusenden.^ 
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IL 

Die  Prüfungen  für  das  höhere  Schulamt 

Die  wissenschaftlichen  Prüfungscommissionen^). 

Nach  der  Instruction  v.  23.  Dec.  1816,  deren  Fassung  in  vieka 
einzelnen  Bestimmungen  den  jetzt  bestehenden  Verhältnissen  der  Schal- 
Verwaltung  nicht  mehr  entspricht,  haben  die  wissenschafkl.  Prfifangi- 
commissionen  im  Auftrag  der  K.  Prov.Schulcollegien  die  PrUfnngea 
der  Candidaten  des  höhern  Schulamts  abzuhalten  und  die  Verhandlongea 
der  AbiturientenprUfungen  zu  revidiren  *).  Aufserdem  sind  die  K.  Pwr. 
SchuIcoUegien  befugt,  ihnen  Einrichtungs-  und  Lehrpläne  der  Gymnaaieii 
ebenso  Lehrbücher  und  andere  ins  gelehrte  Schulwesen  einschlageide 
Gegenstände,  zu  gutachtlicher  Aeufserung  mitzutheilen.  —  Die  Mitglieder 
der  Commissionen  werden  vom  Minister  auf  Ein  Jahr  ernannt  Der  Di- 
rector  der  Commission  erstattet  in  Angelegenheiten  der  Candidatenprii- 
fungen  dem  Minister  unmittelbar  Bericht.  —  Diese  PrttftiDgen  mOasei 
immer  in  gemeinschaftl.  Zusammenkünften  geschehen,  dürfen  nieht  wtm 
den  einzelnen  Mitgliedern  in  ihren  Wohnungen  vorgenommen  werden. 


Reglement  ffir  die  Prttfongen  der  Candidaten  des  hohem  SehilMiti 

T.  12.  Dec.  1866. 

§.  1.  Prüfungsbehörde.  Die  Prüfungen  fOr  das  Lehramt  an  hOhena 
Schulen  (pro  facultate  docendi)  werden  von  den  K.  wissenschafUichen  M- 
ftingscommiasionen  abgehalten. 

§.  2.  Schulamtscandidaten.  Der  Prüfung  pro  facultate  dooendi 
haben  sich  diejenigen  Candidaten  zu  unterziehen ,  welche  sich  die  Qoilü- 
cation  als  wissenschaftliche  Lehrer  an  Gymnasien,  Progymnasien,  Realschnlea 
oder  höheren  Bürgerschulen  erwerben  wollen. 

§.3.  Meldung  zur  Prüfung.  Die  Meldung  zur  Prüfung  geachiefct 
schriftlich  bei  einer  der  K.  wissenschaftl.  Prüfungscommissionen  mit  Bezetek- 
nung  sowohl  der  Fächer,  als  auch  der  Classenstufe  (obere,  mittlere,  untere) 
für  welche  der  Candidat  seine  Lehrbefahigung  darzuthun  gedenkt.  Dem  Ge- 
such sind  beizufügen: 

1.  das  Gymnasialzeugnifs  der  Reife  für  die  Universitätstudien; 

2.  das  Univcrsitiitsabgangszeugniffl  über  das  vollendete  akademisdie 
Triennium '). 

Bei  denjenigen  Schulamtscandidaten,  welche  sich  vorzugsweise  für  dm 
Unterricht  in  den  neueren  Sprachen  an  Realschulen  bestimmen,  wird  als  ent- 
sprechende Ergänzung  des  Trienniums  auch  der  Nachweis  eines  oder  zweier 
zum  Zweck  der  Spracherlernung  in  Frankreich  oder  England  zagebrtcbtff 
Semester  angenommen. 

3.  Ein  ortsobrigkeitliches  Zeugnife  über  den  Lebenswandel,  sofern  iw»- 

1)  Dieselben  sind  im  Jahre  1816  an  die  Stelle  der  1810  erriebtetea  ^Wi««- 
schaftl.  Deputationen-  getreten.  Ueber  das  Historische  rrgl.  Wiese,  Histor.-itsoA 
Darstellung  de«  höh.  Schulw.  in  Preufscn  p.  6  ff.  703  ff. 

»)  S.  Abth.  I  p.  230.  241. 

')  Mindestens  U/t  Jahr  der  Studienzeit  mofs  auf  einer  inlindifchen  Uii^«* 
^itJ\t  zugebracht  sein  (vrgl.  p.  2). 
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Bohen  dem  Abgang  des  Candidaten  von  der  Universität  und  seiner  Meldung 
zur  Prüfung  mehr  als  ein  Jahr  vergangen  ist; 

4.  eine  Darstellung  der  bisherigen  Lebensverhältnisse  des  Candidaten, 
worin  nicht  nur  der  vollständige  Name,  Geburtsort,  Alter,  Herkunft,  Glau- 
bensbekenntnifs  anzugeben,  sondern  auch  über  die  genofsne  Schulbildung 
and  den  Gang  der  Studien  das  Nöthige  mitzutheilen  ist.  Es  ist  besonders 
erwünscht,  wenn  dabei  auch  die  Theünahme  an  den  Uebungen  eines  der  mit 
den  Universitäten  und  mit  der  Akademie  zu  Münster  verbundenen  Seminarien 
nachgewiesen  wird. 

Dieser  Lebenslauf  ist  in  lateinischer  Sprache  abzufassen ;  nur  den  künf- 
tigen Lehrern  der  neueren  Sprachen  ist  dabei  der  Gebrauch  der  französischen 
oder  der  englischen  Sprache,  den  Lehrern  der  Mathematik  und  der  Naturwis- 
senschaften aber  aulser  diesen  beiden  auch  der  Gebrauch  der  deutschen 
Sprache  verstattet 

§.  4.  Die  R.  wissenschaftl.  Prüfungscommissionen,  von  denen  die  in  Bres- 
lau für  die  Provinzen  Schlesien  und  Posen  angeordnet  ist,  sind  nur  verpflichtet 
war  Annahme  der  Meldung  1.  soleher  Candidaten,  welche  das  letzte  Jahr  der 
akademischen  Studien  bei  der  am  Ort  der  Commission  befindlichen  Univer- 
sität oder  Akademie  absolvirt  und  bis  zur  Meldung  ihren  bleibenden  Aufent- 
halt in  der  Provinz  gehabt,  oder  innerhalb  des  ersten  Jahrs  seit  ihrem  Ab- 
gang von  der  Universität  sich  zur  Prüfung  gemeldet  haben;  2.  derjenigen, 
wdche  der  betreffenden  Provinz  durch  Geburt  oder  durch  den  Wohnsitz  ihrer 
Eltern  angehören;  sowie  3.  derjenigen  Candidaten  aus  anderen  Provinzen, 
welche  für  eine  Beschäftigung  an  einer  hohem  Lehranstalt  der  betreffenden 
Provinz  in  Aussicht  genommen  sind.  Candidaten,  welche  hienach  einen  An- 
spruch auf  Zulassung  nicht  haben,  können  von  den  wissenschaftl.  Prüfungs- 
oommissionen,  wenn  die  Zahl  der  abzuhaltenden  Prüfungen  sich  unverhältnifs- 
m&isig  bei  ihnen  häuft,  zurückgewiesen  werden. 

Hinsichtlich  der  Nachprüfungen  s.  §.  37. 

§.  5.  Schulamtscandidaten ,  welche  die  in  §.  3,  1.  2.  angegebenen  Zeug- 
nisse nicht  beizubringen  vermögen,  dürfen  nur  auf  die  von  ihnen  selbst  nach- 
snsachende  ausdrückliche  Erlaubnifs  des  Ministers  der  Unterrichtsangelegen- 
heiten  zugelassen  werden. 

Wenn  die  Commission  bezweifelt,  ob  ein  Candidat  die  erforderliche  Tüch- 
tigkeit besitze  oder  für  die  Prüfung  hinlänglich  vorbereitet  sei,  so  steht  es 
ihr  zwar  frei,  dem  Candidaten  den  Eintritt  in  die  Prüfung  zu  widerrathen;  der- 
Btibe  ist  ihm  jedoch,  wenn  er  bei  seinem  Entschlufs  verharrt,  nicht  zu  versagen. 

Bei  erheblichen  Zweifeln  an  der  sittlichen  Unbescholtenheit  eines  Candi- 
daten ist  derselbe  zurückzuweisen. 

§.  6.  Wenn  nichtpreufsische  Schulamtscandidaten  sich  der  Prü- 
fung zu  unterziehen  wünschen,  so  haben  die  Commissionen  unter  Festhaltung 
der  in  §.  3  enthaltenen  Bestimmungen  die  Gesuche  anzunehmen  und  wenn  sie 
dieselben  für  berücksichtigungswerth  halten,  mittels  gutachtlichen  Berichts, 
welchem  die  vorschriftsmäßigen  Zeugnisse  n.  s.  w.  beigefügt  sind,  die  Geneh- 
migung bei  dem  Minister  zu  beantragen.  Zulassungsgesuche,  welche  die  betref- 
fende Commission  nicht  befürworten  kann,  sind  zurückzuweisen. 

§.  7.  Jüdische  Schulamtscandidaten,  welche  sich  über  ihre  Be- 
fUiigung  zum  hohem  Lehramt  das  Zengnifs  einer  wissenschaftl.  Prüfungs- 
oommission  zu  erwerben  wünschen,  können  unter  den  vorschriftsmäfsigen 
Bedingungen  zur  Prüfang  zugelassen  werden.  Es  ist  ihnen  aber  zu  eröffnen, 
dafs  sie  durch  Ablegung  der  Prüfung  einen  Ansprach  auf  Zulassung  zum 
Probejahr  oder  auf  Anstellung  im  Lehrfach  an  den  dem  christlichen  Bekennt- 
nis angehörigen  öffentlichen  höheren  Lehranstalten  der  Monarchie  nicht  er- 
werben. Die  Religionslehre  wird  bei  jüdischen  Examinanden  nicht  in  den 
Kreis  der  Prüfungsgegenstände  gezogen'). 

^)  C.  Verf.  y.  30.  Aug.  1836:  „DerwissenseluifU.  Prüfongscommiadon  wird 
hiedorch  er(^ffnet,  wie  es  keinem  Bedenken  unterliegt,  daia  dieselbe  «ach  f&r  In- 
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§.8.  Unterschied  der  facultas  dooendi  für  Gymnasieii  und 
Realschulen.  Der  verschiedne  Umfang  der  Schulen  gleicher  Kategorie, 
der  Gymnasien  und  Progymnasien  einerseits ,  sowie  der  Real-  und  h^Mieren 
Bürgerschulen  andrerseits,  begründet  keine  Verschiedenheit  des  Prüfangsrer- 
fahrens.  Auch  der  ArtuDterschied  zwischen  Gymnasium  und  Realsehnle  hat 
keinen  wesentlichen  EinfluCs  auf  die  wissenschaftliche  Prüfung:  er  ist  nur 
für  die  methodische  Anwendung  wichtig,  welche  die  Lehrer  in  den  Tersetue- 
denartigen  Anstalten  von  ihrem  Wissen  zu  machen  haben. 

Es  ist  daher  je  nach  den  verschiedenen  Unterrichtsfächern  von  den  kflaf- 
tigen  Lehrern  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  eine  im  allgemeinen  gleiche 
wissenschaftliche  Vorbereitung  zu  fordern.  Dies  schliefst  jedoch  in  einxehMi 
Fällen  eine  BerücksichtigUDg  der  verschiedenen  Unterrichtsziele  in  beiderifli 
Anstalten  nicht  aus.  Ueber  die  Art  und  das  Mafs  dieser  Berücksiehtignf 
ist  bei  den  einzelnen  Gegenständen,  wo  sie  zulässig,  das  NOtbige  bemai± 

Principiell  richtet  sich  die  Prüfung  nach  den  Anforderungen  des  Gymna- 
siums, und  die  einem  Candidaten  zuerkannte  BeHihigang  zum  Unterricht 
an  Gymnasien  qualificirt  ihn  im  allgemeinen  zugleich  für  den  Unterrieht  aa 
Realschulen.  Einzelne  Ausnahmen  hievon,  in  denen  fDr  den  Unterricht  aa 
Realschulen  besondere  Anforderungen  gestellt  werden,  enthalten  die  H*^ 
26,  30. 

Wenn  auf  den  Wunsch  eines  Candidaten  oder  nach  dem  Embnüs  der 
Prüfung  die  Quah'fication  in  einzelnen  Fächern  oder  überhaupt  auf  Realaefanki 
beschränkt  wird,  so  ist  dies  in  dem  Prüfungszeugnifo  ausdrücklich  ansngebea. 

§.9.  Gegenstände  der  Prüfung.  Die  Prüfung  erstreckt  sieh  L  aif 
die  allgemeine  Vorbildung,  welche  Jeder,  der  sich  dem  Lehramte  wid- 
met, besitzen  mufs;  2.  auf  die  speciellen  wissenschaftlichen  Fleher, 
in  denen  der  Candidat  zu  unterrichten  beabsichtigt 

§.10.  Die  allgemeineBildung.  Jeder  Schulamtscandidat,  weiter 
in  höheren  Lehranstalten  unterrichten  will,  mufs  den  Forderungen  lülgemeiacr 
Bildung  in  der  Religionslehre  seiner  Confession,  in  der  PhUosophie  nnd  Kda- 
gogik,  in  der  Geschichte,  Geographie  und  in  Sprachkenntnissen  genflgei. 
Das  in  dieser  Beziehung  von  jedem  Candidaten  zu  Fordernde  ist  weiteihiB 
bei  den  einzelnen  Gegenständen  angegeben.  Das  Vorhandensein  der  aflgs- 
meinen  Bildung  ist  nur  in  denjenigen  der  genannten  Gegenstände  ftlr  si^ 
zu  erforschen,  in  welchen  der  Candidat  eine  facultas  docendi  nicht  in  enrer 
ben  beabsichtigt.  In  der  Pädagogik  wird  demnach,  da  dieselbe  einen  Uoter 
richtsgegenstand  der  höheren  Schulen  nicht  bildet,  der  Stand  allgemeiBCr 
Vorbildung  bei  jedem  Candidaten  ermittelt,  (s.  §.  28).  Im  übrigen  Ueibt  der 
Commission  überlassen,  von  einer  Erforechung  der  allgemeinen  BOdang  »• 
weit  abzusehen,  als  sie  durch  ein  vorzügliches  AbiturientenzengnÜs  ante 
Frage  gestellt  ist. 

Die  Commission  hat  in  ihrem  Prüfungsverfahren  die  Forderungen  a^|:^ 
meiner  Vorbildung  sorgfältig  von  den  Anforderungen  zu  unterscheiden,  wdät 
behufs  der  Qualification  zum  Unterricht  in  den  betreffenden  Gegenständen  ge- 
stellt werden  müssen. 

§.  n.  Die  wissenschaftlichen  Fächer,  in  denen  ehie  facnKas  do- 
cendi erworben  werden  kann,  sind: 

länder  zu  achtende  Schulamtscan didaten  jüdischen  Glaubens  snr  Prüfung  pro  hak 
docendi,  unter  den  in  dem  Reglement  v.  20.  Apr.  1831  gesetatich  TorgetckriebesM 
Bedingungen,  zulassen  kann;  wobei  es  sich  Ton  selbst  Tersteht,  dalii  in  dir  ait 
ihnen  vorzunehmenden  Prüfung  die  christl.  Theologie  nicht  in  den  Kreis  der  Prt* 
fun^sgogenntände  zu  ziehen  ist.  Jedoch  bat  die  Commission  allen  solehen  sick  W 
Prüfung  pro  facult.  doc.  meldenden  Candidaten  jüdischen  Glaubens  sogleich  n  er* 
öffnen,  daf«  sie,  in  Folge  der  Bekanntmachung  des  K.  Staatsministerü  r.  4.  Dcb.  18Ä 
vrcdcr  zur  Abhaltung  des  gesetzlich  vorgescbriebnen  Probejahrs,  noeh  lur  AnrtfB*H 
im  Lehrfach  [an  christlichen  Schulen]  zugelassen  werden  können.*' 
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1.  das  philologisch- historische  Fach; 

2.  das  mathematisch-naturwissenschaftliche  Fach; 

3.  Religion  und  Hebräisch; 

4.  die  neueren  Sprachen. 

§.12.  FormderPrüfung.  Die  Prüfung  pro  facultate  docendi  besteht 
in  schriftlichen  Arbeiten  und  einer  mündlichen  Prüfung,  woran  sich  Probe- 
lectionen  anschliefsen  können  (s.  §.  19). 

§.13.  DieschriftlichePrüfung.  Jeder  Schulamtscandidat  hat  einen 
Au^tz  über  ein  philosophisches  oder  pädagogisches  Thema  zu  liefern,  und 
aniserdem  eine  oder  zwei  Aufgaben  aus  dem  Gebiet  derjenigen  Fachwissen- 
schaften zu  bearbeiten,  für  welche  er  sich  gemeldet  hat.  Bei  der  Wahl  der 
Gegenstände  wird,  soweit  es  mit  dem  Zweck  der  Prüfung  vereinbar  ist,  auf 
die  besonderen  Studien  und  auf  die  Wünsche  des  Gandidaten,  desgleichen 
auf  seinen  wissenschaftlichen  Standpunct  angemefsne  Rücksicht  genommen, 
oder  ihm  auch  unter  mehreren  Aufgaben  die  Wahl  gelassen. 

Die  Ablieferung  der  Arbeiten  geschieht  binnen  einer  6  monatlichen  Frist, 
unter  genauer  Angabe  der  benutzten  Hülfsmittel  und  mit  der  an  Eides  St^tt 
beigefügten  schriftlichen  Versicherung,  dafs  sie  ohne  fremde  Hülfe  angefertigt 
sind.  Auf  besonders  motivirtes  Gesuch  kann  eine  weitre  Frist  von  höchstens 
6  Monaten  gestattet  werden.  Wird  auch  diese  neue  Frist  nicht  eingehalten, 
so  erlöschen  die  gestellten  Aufgaben. 

Diejenigen  Arbeiten,  welche  die  classische  Philologie  und  die  alte  €re- 
schichte  betreffen,  sind  in  lateinischer  Sprache  abzufassen;  doch  ist  für  das 
Fach  der  alten  Greschichte  in  einzelnen  Fällen  auch  die  deutsche  Sprache  zu- 
lässig. Aufgaben  aus  dem  Gebiet  der  neueren  Sprachen  sind  in  derjenigen 
Sprache  zu  bearbeiten,  auf  welche  sie  sich  beziehen.  In  den  übrigen  Wis- 
senschaften geschieht  die  Abfassung  in  deutscher  Sprache,  wenn  nicht  der 
Examinand  selbst  die  Uteinische,  französische  oder  englische  wählt 

Die  eingereichten  Arbeiten  sind  von  demjenigen  Mitgliede  der  Commis- 
rion,  in  dessen  Fach  sie  gehören,  schriftlich  zu  beurtheilen. 

Die  Commission  ist  befugt,  wenn  sie  es  zu  näherer  Erforschung  der  wissen- 
sehafU.  Ausbildung  eines  Gandidaten  für  zweckmäfsig  erachtet,  aufser  den 
oben  bezeichneten  Arbeiten  noch  eine  oder  die  andre  Aufgabe  als  Glausurarbeit 
ohne  Hülfsmittel  von  demselben  bearbeiten  zu  lassen,  namentlich  die  Ueber- 
setzung  eines  deutschen  Textes  ins  Griechische,  Lateinische,  Französische, 
Englische,  ebenso  die  Lösung  mathematischer  Aufgaben. 

Bei  völlig  ungenügender  Beschaffenheit  der  schriftlichen  Prüfungsarbeiten, 
und  wenn  nach  dem  darin  sich  aussprechenden  Bildungstande  auch  von  der 
Anfertigung  neuer  Arbeiten  ein  günstigeres  Resultat  sich  nicht  erwarten  läfst, 
wird  der  betreffende  Gandidat  vor  der  mündlichen  Prüfung  zurückgewiesen 
(s.  §.  35). 

§.14.  Ausnahmebestimmungen.  Von  der  Bearbeitung  eines  fach- 
wissenschaftlichen Thema's  können  diejenigen  Gandidaten  entbunden  werden, 
welche  nach  einer  förmlichen  mündlichen  Prüfung  und  auf  Grund  einer  durch 
den  Druck  bekannt  gemachten  und  öffentlich  vertheidigten  Inaugural-Disser- 
tation  bei  einer  inländischen  Universität  oder  bei  der  Akademie  zu  Münster 
eu  Doctoren  der  Philosophie  promovirt  worden  sind.  Falls  ein  solcher  Gan- 
didat eine  bis  in  die  oberen  Glassen  reichende  facultas  docendi  auch  für 
Lehrfächer  in  Anspruch  nimmt,  welche  einem  seiner  Dissertation  fremden 
Gebiet  angehören,  so  hat  er  für  diese  Fächer  die  vorgeschriebenen  schrift- 
lichen Arbeiten  zu  liefern.  Von  der  Einreichung  eines  deutschen  Aufsatzes 
Über  ein  philosophisches  oder  pädagogisches  Thema  (§.  13)  können  die  pro- 
movirten  Gandidaten  nicht  entbunden  werden. 

In  gleicher  Weise  kann  die  Gommission  auch  eine  von  der  philosophi- 
sehen  Facultät  einer  inländischen  Universität  oder  der  Akademie  zu  Münster 
gekrönte  Preisschrift  oder  eine  andre  von  dem  Gandidaten  etwa  schon  heraus- 
gegebne Schrift  als  Ersatz  einer  schriftlichen  Prüfungsarbeit  gelten  lassen. 

Sollte  ein  Gandidat,  der  von  einer  inländischen  philosophischen  Facultät 
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zum  Doctor  der  Philosophie  promovirt  worden  ist,  bei  der  mflndüehen  Pril- 
fiing  so  mangelhafte  Kenntnisse  und  eine  so  unznlängliohe  aUgemeine  Bfldnng 
zeigen,  dafs  ihn  die  Commission  als  nicht  bestanden  abweisen  mfifste,  so  ist 
ein  solcher  Fall  jedesmal  dem  K.  Ministerium  von  dem  Director  der  Commis- 
sion unter  Einreichung  des  Protokolls  anzuzeigen. 

Wegen  der  Gandidaten,  welche  eine  theologische  Prflfung  bestanden  ha- 
ben, s.  §.  27. 

§.  15.  Die  mündliche  Prüfung.  Die  mündliche  Prflfang  hat  zn  er- 
forschen, ob  der  Candidat  aufser  der  für  den  hohem  Schulunterricht  unent- 
behrlichen allgemeinen  Bildung  ein  für  denselben  ausreichendes  Wissen  in 
seinen  Specialfachem  besitzt  und  ihren  Zusammenhang  mit  verwandten  Ge- 
bieten des  Lehrplans  kennt.  Dem  Ermessen  der  Commission  bleibt  überiassea, 
ob  und  wie  weit  bei  der  mündlichen  Prüfung  auf  die  gelieferten  schnfklicbei 
Arbeiten  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Die  Prüfung  derjenigen  Candidaten,  welche  in  der  dassischen  Phnok)gie 
eine  facultas  docendi  für  die  oberen  Gymnasialclassen  erwerben  wollen,  ist  so 
weit  in  lateinischer  Sprache  zu  halten,  daCs  die  Fertigkeit  des  Candidaten  m 
mündlichen  Gebrauch  derselben  beurtheilt  werden  kann.  Ein  entsprecbendei 
Verfahren  findet  bei  der  Prüfung  in  den  neueren  Sprachen  Statt  (s.  §.  25). 

§.  16.  Es  dürfen  nicht  mehr  als  3  Candidaten  in  einem  Termin  geprfift 
werden.  Die  Ansetzung  der  Termine  für  das  ganze  Jahr  bleibt  den  Coa- 
missionen  überlassen.  Während  der  Universitätsferien  finden  keine  PrfiÄia- 
gen  Statt 

§.17.  Der  mündlichen  Prüfung  mufs  aufser  dem  examinirenden  Mitgliede 
ledesmal  auch  der  Director  und  mindestens  noch  ein  Mitglied  der  Oommissioo 
beiwohnen. 

§.  18.  lieber  die  mündliche  Prüfung  jedes  Examinanden  wird  ein  be- 
sondres Protokoll  aufgenommen,  das  von  sämmtlichen  Mitgliedern  der  Cob- 
mission  zu  unterzeichnen  und  nebst  den  schriftlichen  Prüfungsarbeiten  des 
Acten  beizufügen  ist. 

§.19.  Probelectionen.  Ob  eine  Probelection  nach  der  mündlichen 
Prüfung  und  zur  Ergänzung  derselben  abzuhalten  ist,  wird  von  dem  betreffea- 
den  Fachexaminator  bestimmt.  Derselbe  ist  bei  der  Probelection  gegenwärtiir: 
den  übrigen  Commissionsmitgliedem  bleibt  dies  überlassen.  Der  Lehrer,  dwwn 
Unterrichtstunde  für  die  Lection  in  Anspruch  genommen  wird,  ist  ebenfil}! 
gegenwärtig,  sowie  selbstverständlich  dem  Director  der  Anstalt  der  Zutritt 
frei  steht. 

Wenn  Probelectionen  stattgefunden  haben,  wird  über  den  Ausfall  der- 
selben eine  Bemerkung  in  das  Prüfungszeugnifs  aufgenommen. 

üeber  die  nach  dem  Probejahr  abzuhaltenden  Probelectionen  s.  $.  40. 

§.20.  Grade  der  facultas  docendi.  Nach  dem  Ergebnifs  der  p^ 
saramten  Prüfung  stellt  die  Commission  denjenigen  Candidaten,  welche  die 
Prüfung  bestanden  haben,  ein  Zeugnife  entweder  des  ersten  oder  d« 
zweiten  oder  des  dritten  Grades  aus,  womit  im  allgemeinen  ein  Zeoir- 
nifs  entweder  für  die  oberen  (Prima  und  Ober-Secunda),  oder  die  mitt- 
leren (Unter-Secunda,  Ober-  und  Unter- Tertia),  oder  die  unteren  CUss^d 
(Quarta,  QuintA,  Sexta)  bezeichnet  wird. 

§.  21.   Allgemeiner  Unterschied  der  drei  Zeugnifsgrade. 

I.    Zu  einem  Zeugnifs  ersten  Grades  ist  erforderlich! 

1.  (renügende  allgemeine  Bildung. 

2.  A.  Im  philologisch  -  historischen  Fach: 

Entweder  a)  die  Befähigung,  die  griechische,  lateinische  und  deut- 
sche Sprache  durch  alle  Classen,  aufserdem  aber  Geschichte  oaJ 
(reographie,  oder  Religion,  in  den  mittleren  Classen, 

Oder  b)  die  griechische  und  lateinische  Sprache,  sowie  die  Geschicbf 
und  Geographie  durch  alle  Classen,  aufserdem  aber  die  deotKbe 
Sprache,  oder  Religion,  in  den  mittleren  Classen, 

Oder  c)  Geschichte  und  Geographie  durch  alle,  Griechisch  «od  U- 
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teiniscb  in  den  mittleren  Classen,   aofiterdem  aber  Religion  oder 
Deutsch  ebenfalls  in  den  mittleren  Classen  bu  lehren. 

B.  Im  mathematisch  •naturwissenschaftlichen  Fach: 
Entweder  a)  die  Befähigung,  Mathematik  und  Physik  bis  incl.  Prima, 

ausserdem  aber  die  philosophische  Propädeutik  in  Prima,  oder  die 
beschreibenden  Naturwissenschaften,  oder  Religion,  oder  Lateinisch 
und  Deutsch,  oder  eine  der  neueren  Sprachen  in  den  mittleren 
Classen, 
Oder  b)  Chemie  und  die  beschreibenden  Naturwissenschaften  durch 
alle  und  Mathematik  in  den  mittleren  Classen,  auiserdem  aber  Phy- 
sik und  Deutsch,  oder  Religion,  oder  Lateinisch  und  Deutsch,  oder 
eine  der  neueren  Sprachen,  in  den  mittleren  Classen  zu  lehren. 

C.  In  der  Religion  und  im  Hebräischen: 

Die  Befähigung,  in  beiden  Gegenständen  durch  alle  Classen,  aufser- 
dem  aber  entweder  im  Deutschen,  oder  im  Französischen,  oder  in  der 
Geschichte,  ebenfalls  bis  incl.  Prima,  im  Lateinischen  und  Griechi- 
schen aber,  oder  in  der  Mathematik  und  Physik,  in  den  mittleren 
Classen  zu  unterrichten. 

D.  Im  Fach  der  neueren  Sprachen: 

Die  Befähigung,  das  Französische  und  Englische  durch  alle  Ckis- 
sen,  aufserdem  aber  entweder  die  beiden  alten  Sprachen,  oder  Latei- 
nisch und  Deutsch,  oder  Religion,  oder  Geschichte  und  Geographie, 
oder  Mathematik  und  die  beschreibenden  Naturwissenschaften,  in  den 
mittleren  Classen  zu  lehren. 
n.  Zu  einem  Zeugnils  zweiten  Grades  ist  erforderlich: 

1.  Genügende  allgemeine  Bildung. 

2.  Die  Befähigung  in  den  mittleren  Classen  zu  unterrichten 

A.  entweder  im  Grichischen,  Lateinischen  und  Deutschen,  oder  im 
Griechischen,  Lateinischen,  in  der  Geschichte  und  Geographie; 

oder  B.  in  der  Mathematik,  Physik  und  mindestens  einer  beschrei- 
benden Naturwissenschaft,  oder  in  sämmtlichen  beschreibenden  Na- 
turwissenschaften j 

oder  C.  in  der  Rehgion,  auiserdem  aber  entweder  in  den  beiden  al- 
ten Sprachen,  oder  im  Deutschen,  oder  im  Französischen,  oder  in 
der  Geschichte  und  Geographie,  oder  in  der  Mathematik  und  Physik; 

oder  D.  in  beiden  neueren  Sprachen,  aufserdem  aber  entweder  im 
Lateinischen  und  Deutschen,  oder  im  Deutschen,  in  der  Geschichte 
und  Geographie,  oder  in  der  Mathematik  und  in  einer  der  beschrei- 
benden Naturwissenschaften ; 

3.  endlich  die  Befähigung,  aufserdem  noch  in  einigen  Gegenständen  in  den 
unteren  Classen  zu  unterrichten. 

Wenn  aufser  den  bei  IL  2.  A.  B.  C.  D.  zusammengefafsten  Lehrgegen- 
ständen noch  eine  weitre  Befähigung  nachgewiesen  wird,  so  gereicht 
dies  dem  Candidaten  zur  Empfehlung  und  ist  im  Zeugnifs  zu  vermerken, 
die  allgemeine  Bezeichnung  des  Zeugnisses  wird  dadurch  nicht  geändert. 
Dasselbe  gilt  von  den  Fällen,  wo  ein  Candidat  in  den  unter  IL  2.  A.  B. 
C.  D.  zusammengenommenen  Gegegenständen  eine  Lehrbefähigung  auch 
noch  ftir  Ober  -  Secunda,  oder  in  einem  derselben  ftir  Prima  nachweist 

Ein  Zeugnifs  zweiten  Grades  wird  auch  dann  ertheilt,  wenn  zwar 
die  ftir  ein  Zeugnifs  ersten  Grades  erforderlichen  fachwissenschaftlichen 
Kenntnilse  vorhanden  sind,  die  allgemeine  Bildung  aber  unzureichend  ist 
in.  Ein  Zeugnifs  dritten  Grades  wird  ertheilt: 
wenn  entweder  bei  fach  wissenschaftlichen  Kenntnissen,  die  für  ein  Zeugnifs 
anreiten  Grades  hinreichen  würden,  die  allgemeine  Bildung  ungenügend  ist, 
oder  wenn  bei  einer  im  allgemeinen  genügenden  Vorbildung  die  fachwissen- 
schaftlichen Kenntnisse  für  ein  Zeugnifs  zweiten  Grades  nicht  genügen. 

§.  22.   In  die  Zeugnisse  derjenigen  Candidaten,  welche  den  Anforderungen 
der  allgemeinen  BUdung  in  der  Religionslehre,  oder  in  der  PhUosophie,  oder 
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in  der  Geschichte  nicht  genügt  haben,  wird  die  Bestimmang  «nfgenommen, 
dafs  sie  vor  ihrer  definitiven  Anstellong,  sich  Aber  AasfBUang  dieser  Lfic^e 
in  einer  Nachprüfung  vor  einer  wissenschaftL  Prüfangscommission  aiusuweisen 
haben  1). 

Dasselbe  gilt  von  den  Schnlamtscandidaten  katholischer  Confession, 
welche  in  der  Religionslehre  nicht  geprüft  werden  konnten,  weil  es  der  Com- 
mission,  bei  der  sie  sich  zur  Prüfung  gestellt  hatten,  an  einem  für  die  Ab- 
haltung dieser  Prüfung  bestimmten  Mitgliede  katholischer  Confession  fehlte. 

In  die  Zeugnisse  zweiten  und  dritten  Grades  kann  die  Empfehlung  auf- 
genommen werden,  sich  zur  Erlangung  des  hohem  Grades  nach  einiger  Zeit 
einer  Ergänznngsprüfung  zu  unterziehen  (vrgl.  §.  37). 

Der  CJommission  ist  überlassen,  auf  Grund  des  Resultats  der  vorherge- 
gan&^enen  Prüfung  zu  bestimmen,  wie  lange  Zeit  nach  derselben  eine  Nach- 
prümng  erst  Statt  finden  könne. 

Zur  Beförderung  in  eine  Oberlehrerstelle  ist  ein  Zeugnifo  erforderüdi, 
welches  aufser  der  Lehrbefähigung  für  die  mittleren  Glassen  mindestens  is 
zwei  Lehrgegenständen  die  facultas  docendi  für  Prima  nachweist 

Die  K.  Prov.Schulcoll.  können  auch  bei  Gandidaten  und  Lehrern,  wdche 
ein  Zeugnifs  ersten  Grades  erworben  haben,  behufs  ihrer  Beförderung  in  eine 
Oberlehrerstelle  eine  Nachprüfung  anordnen,  wenn  diese  seit  der  ersten  Prüfung 
längre  Zeit  hindurch  an  öffentlichen  Anstalten,  oder  in  den  betreffendeo 
Fächern  in  oberen  Glassen  nicht  unterrichtet  haben. 

Wird  nur  eine  nothdürftig  bis  Quarta  reichende  UnterrichtsbefÜhigun; 
dargethan,  so  ist  der  Gandidat  als  nicht  bestanden  anzusehen,  und  nur  aus- 
nahmsweise zur  Abhaltung  des  Probejahrs  zuzulassen.  Die  definitive  Anstel- 
lung bleibt  von  der  Beibringung  eines  genügenden  Prüfungszeagnisses  ab- 
hängig. 

Wegen  der  Zeugnisse  für  ausschliefsliche  Fachlehrer  der  nenerea 
Sprachen  s.  §.25. 

In  Betreff  der  katholischen  Religionslehrer  s.  §.  27. 

§.23.  Mafs  der  Anforderungen  in  den  einzelnonGegenständea. 

A.  Die  griechische  und  lateinische  Sprache.  Für  den  Unter 
rieht  in  den  unteren  C hissen  ist  sichre  Kenntnifs  der  griechischen  and 
lateinischen  Elementargrammatik  das  Hanpterfordemifs.  Der  Candidat  muk 
die  Regeln  fest  im  Gedächtnis  haben  und  beim  Uebersetzen  richtig  ann- 
wenden wissen.  Die  Schriftsteller,  welche  von  Anfängern  gelesen  werden, 
mufs  er  richtig  übersetzen  können  und  die  zu  ihrer  Interpretation  unentbehr 
liehe  Kenntnifs  der  Geschichte  und  der  Einrichtungen  des  Alterthums  besitzen. 

^)  C.  Verf.  T.  3.  März  1848:  .,Au8  den  mir  vorgelegten  XachweisaDgvs 
der  von  den  wissenschaftl.  Commiisionen  pro  facult  docendi  geprüften  CandidiücB 
des  höh.  Schulamts  habe  ich  ersehen,  dafs  das  Resultat  der  Prüfung  in  der  Re- 
ligion und  Philosophie  noch  immer  in  einzelnen  Fällen  ein  durchaus  ungenügende»  ist 

Zwar  sind  mittels  Verf.  y.  23.  März  1844  die  philosoph.  FacultHten  TeFanhürt 
worden ,  möglichst  dahin  zu  wirken ,  dafs  die  dem  höh.  Schulamt  sich  widmendffl 
Studirenden  auf  die  betreff.  Vorschriften  des  PrOfung^reglm.  v.  20.  April  1831  aof- 
merkuam  gemacht  würden.  Da  aber  diese  Mafsregel  den  gewünschten  Erfolg  noch 
nicht  gehabt  hat,  so  ist  es  nöthig,  durch  strengre  Aufrechthaltung  der  VorsdirifteB 
die  Examinanden  zu  veranlassen,  mehr  als  bisher  ihrer  Pflicht  lu  genügen. 

Ich  veranlasse  deshalb  die  K.  wbsenschafU.  Prüfungsconmiissionen  hieoiit.  ia 
die  Zeugnisse  derjenigen  Gandidaten,  welche  in  den  theolog.  und  philosoph.  Keoat- 
nissen  den  Forderungen  des  Reglements  nicht  entsprechen,  ausdrücklich  die  Be- 
stimmung aufzunehmen ,  dafs  der  Candidat  vor  seiner  definitiven  AnsteUanf  ^ 
über  seine  theolog.  und  philosoph.  Kenntnisse  in  einer  zweiten  Prüfung  vor  eiiMr 
wisscnschaftl.  Prüfungncommission  genügend  auszuweisen  habe.  —  Dasselbe  gilt  »oA 
von  den  Schnlamtscandidaten  kathol.  Confession,  welche  in  den  Religiontkenntaiwei 
nicht  geprüft  werden  konnten,  weil  es  der  Prüfungscommission  an  ein«m  für  ^ 
Abhaltung  dieser  Prüfung  bestimmten  Mitgliede  kathol.  Confesaion  fehlte.* 
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Von  den  Lehrern  der  mittleren  Olasseh  ist  sichre  Kenntnils  der 
nieoluschen  und  lateinischen  Grammatik  zu  fordern,  durch  welche  sie  sich  be- 
fähigt erweitfsn,  das  Eigenthümliche  der  alten  Sprachen  richtig  aaÜEufassen 
nnd  ihren  Schülern  eine  auch  über  die  «mgbaren  Schulbücher  hinausgehende 
Anleitung  zu  geben.  Schriftsteller  wie  Homer  und  Xenophon,  Virgil,  Cicero, 
Liyius  und  Cäsar  müssen  sie,  mit  Ausnahme  besonders  schwieriger  Stellen, 
ohne  erheblichen  Anstois  übersetzen  können.  Das  Wichtigste  aus  der  alten 
Literatur  und  Geschichte,  aus  den  Alterthümem,  der  Mythologie  nnd  aus  der 
antiken  Metrik  muls  ihnen  mindestens  so  weit  bekannt  sein,  da(s  sie  es  bei 
der  Erklärung  der  Schriftsteller  weder  übersehen,  noch  unrichtig  vortragen, 
und  wo  ihre  eigenen  Kenntnisse  unzureichend  sind,  sich  durch  Benutzung 
der  besten  Hülfsmittel  zu  unterrichten  wissen. 

Für  die  Befähigung  zum  philologischen  Unterricht  in  den  oberen 
C lassen  wird  aulser  einer  wissenschaftlich  begründeten  Kenntnifs  der 
griechischen  und  lateinischen  Grammatik  ehi  gründliches  Studium  und  Be- 
leeenheit  in  den  Classikem  beider  Sprachen,  besonders  denjenigen,  welche 
In  Prima  und  Secunda  gelesen  zu  werden  pflegen,  allgemdne  Bekannt- 
schaft mit  der  Geschichte  und  dem  gegenwärtigen  Standpunct  der  Philologie, 
Vertrautheit  mit  der  philologischen  Methodik,  sowie  Sicherheit  und  Fertigkeit 
im  schriftlichen  und  mündlichen  Gebranch  der  lateinischen  Sprache  verlangt. 
In  den  philologischen  Disciplinen,  namentlich  der  griechischen  und  römischen 
literatnrgeschichte,  den  Alterthümem,  der  Mythologie  und  der  Metrik,  ist 
von  dem  Candidaten  eine  specielle  Kenntnifs  aller  Tneile  zwar  nicht  zu  ver- 
langen, doch  mu(s  seine  JEYüfung  die  Ueberzeugung  gewähren,  dafs  er  sich 
mit  den  Hauptthellen  dieser  Disciplinen  eingehend  bMchäftigt  hat,  nnd  die 
Fähigkeit  besitzt,  die  Lücken  seiner  Kenntnisse  darin  durch  selbständige 
Studien  zu  ergänzen.  Aulser  der  allgemeinen  geschichtlichen  Bildung  ist  für 
einen  philologischen  Lehrer  der  oberen  GymnasialcUissen  jedenfalls  eine  ge- 
nauere Kenntnifs  der  alten  Geschichte  erforderlich.  Wenn,  was  fOr  dieselbe 
Unterrichtstufe  besonders  wünschenswerth,  der  Candidat  darthun  kann,  dafs 
er  seine  Studien  auch  auf  die  Archäologie  der  Kunst  ausgedehnt  hat,  so  ist 
dies  in  dem  Prüfungszeugiüfs  zu  erwähnen. 

Im  allgemeinen  wird  indefs  bemerkt,  dafs,  so  unentbehrlich  dem  philo- 
logischen Lehrer  der  oberen  Classen  die  Kenntnifs  der  Hülfswissenschaften 
der  Philologie  ist,  die  Art  der  Prüfung  doch  dem  Trachten  nach  einem  brei- 
ten enoyklopädischen  Wissen  nicht  Vorschub  lebten  darf,  sondern  den  Erweis 
eines  auf  ein  engres  Gebiet  beschränkten  Studiums,  welches  einige  Selb- 
ständigkeit der  Forschung  und  des  Urtheils  erkennen  läfst,  höher  anzuschla- 
gen hat  Wenn  ein  Candidat  sich  mit  einem  der  in  Betracht  kommenden 
Autoren  vorzugsweise  beschäftigt  hat,  so  ist  dies  bei  der  mündlichen  Prü- 
fung zu  berücksichtigen. 

Für  den  lateinischen  Unterricht  an  Realschalen  können  die  Anforderun* 
gen  philologischer  Gelehrsamkeit  ermäfsigt  werden ;  doch  sind  jedenfalls  die 
fllr  die  mittleren  Gymnasialclassen  erforderlichen  Kenntnisse  der  griechischen 
wie  der  lateinischen  Sprache  und  Literatur  zu  verlangen. 

Diejenigen  Candidüten,  welche  keinen  philologischen  Unterricht  ertheilen 
wollen,  müssen  doch  einen  leichtem  lateinischen  Text  zu  übersetzen,  und 
besonders  auch  über  die  B^eutung  der  griechischen  und  lateinischen  Termi- 
nologie ihres  wissenschaftlichen  Fachs  Rechenschaft  zu  geben  im  Stande  sein. 

§.24.  B.  Die  deutsche  Sprache.  Für  die  Befähigung  zum  deut- 
schen Unterricht  in  den  unteren  und  mittleren  Classen  ist  aufser  be- 
friedigender Darstellung  in  dem  Prüfungsaufsatz  sichre  Kenntnifs  der  deut- 
schen Elementargrammatik,  Bekanntschaft  mit  der  Synonymik  der  Sprache, 
mit  den  wichtigsten  Bestimmungen  der  Stil-  und  Dispositionslehre,  ferner 
einige  Kenntnifs  des  Entwickelungsganges  der  neuem  deutschen  Literatur, 
sowie  endlich  die  Fähigkeit  zu  verlangen,  ein  nicht  schwieriges  deutsches 
Gedicht  angemessen  und  richtig,  auch  hinsichtlich  des  Versbaus,  zu  erklären. 

Wer  nir  den  deutschen  Unterricht  auch  der  oberen  Classen  befiihigt 
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erklSrt  werden  will,  malB  in  seiner  schriftlichen  Dtrstellang  eines  gebildeCen 
Sinn  für  die  Form  erkennen  lassen,  mit  der  Theorie  des  Stils»  den  bedei- 
tendsten  Erscheinungen,  ^wie  mit  dem  Entwiokelangsgmnge  der  deatiehen 
Literatur,  besonders  mit  der  poetischen  Literatur  der  classisehen  Periode  des 
Mittelalters  und  der  neuern  Zeit,  bekannt  sein,  und  in  ihrer  AnfBusmig 
ästhetisches  Urtheil  zeigen.  Aufserdem  hat  derselbe 

entweder  eine  solche  Kenntnifs  der  historischen  Entwiekelong  der 
Sprache  darzuthun,  dafs  er  althochdeutsche  und  mittelhochdeatacbe  Texte 
zu  lesen  und  zu  erklären  versteht,  und  auch  über  die  Gesetze  der  dentseheB 
Wortbildung  Rechenschaft  zu  geben  weifs, 

oder  m  der  Philosophie  diejenigen  ttber  die  Anforderungen  der  allge- 
meinen Bildung  hinausgehenden  Kenntnisse  nachzuweisen,  welche  ihn  beA- 
higen,  die  philosophische  Propädeutik  auf  Gymnasien  zu  lehren. 

Ob  die  bei  jedem  Schulamtscandidaten  erforderliche  allgemeine  Bil- 
dung in  der  deutschen  Sprache  bei  denen,  die  darin  nicht  nnterrieirtei 
wollen,  vorhanden  ist,  namentlich  ob  sie  dieselbe  sicher  und  angemeaeen  si 
gebrauchen  wissen,  hat  die  Gommission  hinreichende  Gelegenheit  bei  dea 
übrigen  Theilen  der  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  sa  erkeaaee; 
weshalb  eine  besondre  Prüfung  in  dieser  Hinsicht  nicht  stattfindet. 

§.25.  0.  Die  neueren  Sprachen.  Die  Befähigung,  das  FraaaOiii^ 
und  Englische  in  den  unteren  und  mittleren  Glassen  sn  lehren,  ist 
als  nachgewiesen  zu  erachten,  wenn  der  Gandidat  eine  im  ganzen  feblerkM 
Uebersetzung  eines  nach  Inhalt  und  Ausdruck  nicht  besonders  sehwierigca 
Abschnitts  aus  dem  Deutschen  ins  Französische,  resp.  ins  £nfl[liaebe,  ah 
schriftliche  Glansurarbeit  j^liefert,  und  in  der  mündlichen  Prflfanr  darge- 
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than  hat,  dafs  er  mit  richtiger  Aussprache  und  mit  genügender 

der  französischen,  resp.  der  englischen  Elementargrammatik  Geläufigkeit  i 

Uebersetzen  und  Erklären  vorgelegter  Stücke  aus  classisehen  Schriftitellen, 

allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  Erscheinungen  der  betreffw- 

den  Literatur  und  einige  Fertigkeit  im  mündlichen  Gebranch  der  Sprache 

verbindet. 

Für  den  Unterricht  bis  incl.  Prima  ist  erforderlich,  dafa  der  fran- 
zösische und  englische  Aufsatz  eine  gewisse  Geläufigkeit  und  Sieherfaett 
im  Gebrauch  der  Sprache,  sowohl  in  Bezug  auf  Eigen thümlichkeit  des  Aas- 
drucks  als  auch  auf  die  grammatischen  Gesetze  der  Sprache,  erkennen  lasse. 
Die  mündliche  Prüfung  ist  darauf  zu  richten,  ob  der  Gandidat  Sicherheit 
in  der  Grammatik  und  Kenntnifs  der  Metrik  besitzt,  ob  er  mit  den  herTo^ 
ragendsten  Erscheinungen  der  Literatur  bekannt  ist,  und  einige  Werke  der 
bedeutendsten  Scbriftsteller,  namentlich  der  classisehen  Periode  mit  eia- 
gehendem  Verständnifs  gelesen  hat,  auch  sich  mündlich  in  guter  Ansspraebe 
correct  und  sicher  auszudrücken  weifs.  So  weit  es  erforderlich  ist,  letstref 
zu  ermitteln,  wird  die  Prüfung  in  französischer,  resp.  englischer  Sprache 
abgehalten.  Kenntnifs  der  Hauptergebnisse  der  romanischen  Sprachforscboif 
und  der  geschichtlichen  Entwickelnng  beider  Sprachen  ist  wfinschenswerdL 

Die  Erforschung  der  allgemeinen  Vorbildung  (s.  §.  10)  ist  bei  den  kftsf 
tigen  Lehrern  der  neueren  Sprachen  insbesondre  auch  darauf  zn  richteii 
ob  sie  eine  hinlängliche  KenntniCs  der  lateinischen  Grammatik  besitzen. 

Schulamtscandidaten,  welche  aufser  der  erforderlichen  allgm.  BUdoif 
eine  Unterrichtsbefäbigung  nur  für  das  Französische  und  Engliscbe,  oder  sir 
für  eine  von  beiden  Sprachen,  nachzuweisen  im  Stande  sind,  können  bei  h^ 
heren  Lehranstalten  nur  ausnahmsweise  als  besondere  Fachlehrer  eintreteaosi 
sind  von  der  Asccnsion  im  Lehrercollcgium  der  betreffenden  Anstalt  aasfe* 
schlössen.  Sie  erhalten,  wenn  ihre  Befähigung  für  alle  Glassen  in  beidei 
Sprachen  ausreicht,  ein  Zeugnifs  zweiten  Grades;  wenn  sie  sich  nur  aof  eise 
der  beiden  Sprachen  bis  incl.  Prima,  oder  für  beide  nur  auf  die  mittleret 
Glassen,  erstreckt,  ein  Zeugnifs  dritten  Grades. 

Auch  wer  nicht  in  den  neueren  Sprachen  unterrichten  will,  mnfr  doch 
einen  leichtem  französischen  Schriftsteller  zu  übersetzen  im  Staude  sein. 
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Schnlamtfloandidaten,  welche  fQr  den  Unterricht  in  der  polnischen 
Sprache  ein  Qualificationszengnifs  zu  erwerben  wünschen,  können  sich  bei 
der  K.  wissenschaftL  Prttfangscommission  za  Breslau  einer  Prüfung  unterzie- 
hen. Für  die  verschiedenen  Zeugnifsgrade  kann  in  solchem  Fall  die  polnische 
Sprache  an  die  Stelle  der  englischen  treten, 

§.26.  D.  Geschichte  und  Geographie.  Für  den  geographischen 
und  historischen  Unterricht  in  den  unteren  und  mittleren  blassen  ist 
erforderlich,  da(s  der  Candidat  sich  eine  auf  sicheren  geographischen  und 
chronologischen  Kenntnissen  beruhende  Uebersicht  der  allgemeinen  und  eine 
genauere  Bekanntschaft  mit  der  yaterländischen  Geschichte  erworben  und 
mit  guten  Httlfsmitteln  vertraut  gemacht  hat 

Fttr  den  Geschichtsunterricht  der  oberen  Glassen  wird  eine  mit  klarer 
geograph.  Anschauung  verbundne  Kenntnifs  der  alten  Geschichte,  Bekannt* 
aehaft  mit  den  Religionen,  dem  öffentl.  und  privaten  Leben  der  lüten  Völker. 
Vertrautheit  mit  dem  Entwickelungsgange  der  allgm.  Weltgeschichte  und 
besonders  mit  der  Geschichte  des  deutschen  Volks,  sowie  mit  der  preufs.  Ter- 
ritorialgeschichte  verlangt  Mit  der  Methode  der  kritischen  Geschichtsfor- 
schung und  mit  den  Hauptwerken  der  histor.  Literatur  über  das  classische 
Alterthum  und  über  Deutschland  mufs  der  Candidat  bekannt  sein,  und  bereits 
in  irgend  einem  Theil  der  Geschichte  ein  selbständiges  Quellenstudium  betrie- 
ben haben.  £r  mufs  deshalb  die  Geschichtschreiber  des  dassischen  Alterthums 
nnd  anfiierdem  mindestens  auch  die  französ.  in  ihrer  Sprache  lesen  können. 

Wenn  ein  Candidat  quellenm&lsigo  Studien  der  alten  oder  mittlem 
Geschichte  nicht  gemacht  hat,  aber  mit  den  Thatsachen  selbst  und  ihrem 
Zmiammenhange  wohl  bekannt  ist,  auch  in  der  Geschichte  der  Erfindungen, 
der  Reisen  und  der  Entdeckungen,  sowie  der  internationalen  Verkehrsver* 
hiltnisse  älterer  und  neuerer  Zeit  gute  Kenntnisse  an  den  Tag  legt,  so  kann 
er,  bei  Erfüllung  der  sonstigen  Bedingungen  für  die  Geschichte,  auch  in  den 
oberen  Classen  der  Realschulen  befähigt  erklärt  werden. 

Für  den  geograph.  Unterricht  in  den  oberen  Classen  haben  die  Candidaten 
diursathnn,  dafs  sie  in  allen  Theilen  der  geograph.  Wissenschaft  planmäfsige 
Stadien  gemacht  und  sich  eine  derartige  Detailkenntnifs  darin  angeeignet 
haben,  dafs  sie  die  Länder  der  Erde  sowohl  nach  ihrer  natürlichen  Beschaffen- 
heit und  deren  Einflufs  auf  die  Eigenthümlichkeit  und  Entwickelung  der 
Völker  als  auch  nach  ihren  politischen  Zuständen  kennen,  und  dadurch  in 
den  Stand  gesetzt  sind,  den  geschichtlichen  und  geographischen  Unterricht 
aaf  fruchtbare  Weise  mit  einander  zu  verbinden.  Wer  diesen  Anforderungen 
nicht  genügt,  mufs,  um  in  der  Geographie  die  volle  Unterrichtsbefähignng 
für  Realschulen  zu  erhalten,  eine  Nachprüfung  bestehen,  was  in  dem 
Prflfungszeugniis  zu  bemerken  ist. 

Bei  den  Candidaten,  welche  keinen  historischen  oder  geographischen  Un- 
terricht ertheilen  wollen,  genügt  eine  durch  Chronologie  und  Geographie  be- 
gründete allgemeine  Bekanntschaft  mit  der  Weltgeschichte,  wie  sie  jedem 
wissenschaftlich  gebildeten  Manne  unentbehrlich  ist  Insbesondre  darf  einem 
Lehrer  die  Geschichte  nnd  Geographie  des  deutschen  und  preufsischen  Va- 
terlandes nicht  fremd  sein. 

§.27.   E.  Theologie  und  Hebräisch.  Für  die  Befähigung  zum  evan- 

£)lischen  Religionsunterricht  in  den  unteren  und  mittleren  Classen 
t  Bekanntschaft  mit  Inhalt  und  Zusammenhang  der  heiligen  Schrift  und 
mit  dem  kirchlichen  Lehrbegriff  auf  Grund  der  vornehmsten  symbolischen 
Bücher,  sowie  Kenntnifs  der  Hauptmomente  der  geschichtlichen  Entwickelung 
der  christlichen  Kirche  zu  fordern.  Die  Religionslehrer  der  mittleren  Clas- 
sen müssen  auch  das  Neue  Testament  in  der  Grundsprache  zu  lesen  und  zu 
erklären  verstehen. 

Die  Befähigung  zum  Religionsunterricht  in  den  oberen  Classen  kann 
nur  den  Candidaten  zugesprochen  werden,  welche  sich  mit  Inhalt  und  Zusam- 
menhang der  heiligen  Schrift  durch  anhaltende  Beschäftigung  genau  bekannt 
gemacht  haben,  nnd  in  demjenigen ,  was  Gegenstand  der  theologischen  Dis- 
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oiplinen  der  Einleitung  in  das  Alte  und  Neue  Testament,  sowie  der  biblisehen 
Archäologie  bildet,  bewandert  sind.  Es  ist  femer  von  ihnen  ra  TerUiifeB, 
dafs  sie  die  christliche  Glaubens-  und  Sittenlehre  in  ihren  Grandsitsea  ent- 
wickeln und  wissenschaftlich  begründen  können,  von  der  Kirchengesehiehte 
aber  sich  nicht  blos  eine  allgemeine  Uebersicht,  sondern  auch  eine  n&heie 
Eenntnifs  derjenigen  Personen  und  Begebenheiten  angeeignet  haben,  welche 
für  die  Entwickelung  der  Kirche  und  des  kirchlichen  Lehrbegriflfs  von  eB^ 
Bchiedenem  Einflufs  gewesen  sind. 

Gandidaten  der  evangelischen  Theologie,  welche  sieh  darüber 
ausweisen  können,  dafs  sie  die  erste  oder  die  zweite  theologische  Prflfong 
gut  bestanden  haben,  wird  beim  Examen  pro  facultate  docendi  die  aehrif^ 
Sehe  Arbeit  aus  dem  Gebiet  des  Religionsunterrichts  erlassen.  Die  mttnd- 
liehe  Prüfung  in  der  Religionswissenschaft  erstreckt  sich  bei  ihnen  beson- 
ders auf  die  eigenthümlichen  Erfordernisse  des  Religionsunterrichts  der  hö- 
heren Schulen,  Ebenso  wird  bei  den  von  einer  inländischen  theologischei 
Facultät  promovirten  Licentiaten  der  evangelischen  Theologie  ver&hren. 

Katholische  Geistliche,  welche  eine  Anstellung  als  Religionslek- 
rer  an  einem  Gymnasium  nachsuchen,  werden,  wenn  sie  zu  Doetoren  oder 
Licentiaten  der  Theologie  auf  einer  inländischen  Universität  oder  Akademie 
rite  promovirt  sind,  oder  das  vorschriftsmäfsige  Diöcesanexamen  pro  eort 
bestanden  haben,  einer  Prüfung  in  den  theologischen  Wissenschaften  nicht 
unterworfen,  müssen  aber  ihre  Befähigung,  den  Religionsunterricht  aof  den 
verschiedenen  Bildungstufen  zu  ertheilen,  vor  dem  betreffenden  Mitglieds 
der  Prüfungscommission  nachweisen  und  ein  Zeugnifs  für  die  facultas  do- 
oendi  im  Hebräischen  erwerben.  Für  die  Anstellungsfahigkeit  als  Religioas- 
lehrer  an  Real-  und  höheren  Bürgerschulen  bedarf  es  dieses  Zengniases  nicht 
Nach  einem  der  drei  Grade  werden  die  Zeugnisse  dieser  beiden  Claasen  ven 
Religionslehrem  nicht  bezeichnet^). 

Bei  denjenigen  Schulamtscandidaten,  welche  sich  nicht  für  den  Bau- 
gionsunterncht  bestimmen  wollen,  ist  darauf  zu  sehen,  ob  sie  die  von  jedem 
Lehrer  einer  höhern  Unterrichtsanstalt  zu  fordernde  Kenntnifs  der  HanpHeh- 
ren  und  eine  allgemeine  Uebersicht  über  die  Geschichte  ihrer  Kirche  be- 
sitzen, und  aufserdem,  ob  sie  mit  dem  Inhalt  und  Zusammenhang  der  heiL 
Schrift  hinreichend  bekannt  sind. 

Bei  der  Prüfung  im  Hebräischen  ist  eine  wohlbegründete  KenntnUi 
der  Formenlehre  und  der  Syntax  dieser  Sprache,  sowie  einige  Fertigkeit  im 
Uebersetzen  und  Erklären  der  historischen  Schriften  des  Alten  Testameati 
und  der  Psalmen  erforderlich. 

Für  die  Lehrer  der  classiscben  Philologie  ist  es  nicht  nothwendig,  aber 
wünscbenswerth ,  dafs  sie  sich  einer  Prüfung  im  Hebräischen  unterwerfea; 
wenn  sie  es  unterlassen,  wird  dies  in  dem  Prüfungszeugnifs  ausdrücklich  er- 
wähnt. 

§.28.  F.  Philosophie  und  Pädagogik.  Von  jedem  Schulamtseaa- 
didaten  ist  Kenntnifs  der  wichtigsten  logischen  Gesetze  und  der  Hanptthit- 
sachen  aus  der  empirischen  Psychologie  zu  fordern.  Ebenso  mufs  jeder 
sich  darüber  ausweisen  können,  dafs  er  eine  der  wichtigeren  philosophische! 

»)  Min.  Verf.  v.  8.  Mai  1832:  —  ,Die  katholiachen  Geistliche», 
welche  dad  K.  Prov.  Schulcoll.  alfl  Rcligionslehrcr  an  den  kathol.  Gymn.  aniastcUd 
beabsichtigt,  und  die  nicht  etwa  auf  einer  inländischen  Akademie  zu  Doetoren  o^ 
Licentiaten  der  Gottesgelahrtheit  rite  promovirt  nind«  sollen  sich  suTor  in  Hiniic^ 
ihrer  theol.  Bildung  und  Gelehrsamkeit  einer  nchrifil.  und  mfindl.  PrQfuDg  uowr- 
wcrfen,  und  diese  aurtschliefslich  von  dem  für  das  Fach  der  kathol.  Theologie  ^ 
nannten  Mitgliede  der  K.  wissenschaftl.  Prufung8Commission  abgehalten  werden.  Ob 
übrigens  der  als  Religionslehrer  anzustellende  kathol.  Geistliche  nich  noch  in  eix* 
oder  dem  andern  wissenschaftl.  Fache  von  <ler  gedachten  Commission  prüfen  U*«** 
und  den  Unterricht  in  demselben  übernehmen  will,  soll  von  seiner  freien  ^»hl 
abhängig  äüin."  — 
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Schriften,  deren  Wahl  ihm  freisteht,  mit  Aufmerksamkeit  and  Verstandnifs 
gelesen  hat.  Die  eigne  mündliche  und  schriftliche  Darstellung  mufs  bei 
jedem  Schulamtscandidaten  erkennen  lassen,  dafs  er  bereits  zu  einiger  Selb- 
ständigkeit und  zu  innrer  Ordnung  der  Gedankenbildnng  gelangt  ist.  Es 
mufs  temer  bei  jedem  Gandidaten  einige  Kenntniis  der  Geschichte  der  Phi- 
losophie, bei  den  Philologen  namentlich  der  alten,  und  eine  allgemeine  Be- 
kanntschaft mit  der  Geschichte  der  neueren  Pädagogik  und  den  wesentlich- 
sten Bestimmungen  der  Methodik  vorhanden  sein. 

An  diejenigen  Gandidaten,  welche  in  der  philosophischen  Propä- 
deutik unterrichten  wollen,  ist  vor  allem  die  Forderung  zu  stellen,  dafe 
sie  durch  Bekanntschaft  mit  den  metaphysischen  Fundamentalbegriffen  Ein- 
sicht in  das  Wesen  der  Philosophie  erlangt  haben.  Im  besondem  ist  zu 
▼erlangen,  dafs  sie  mit  der  formalen  Logik  nach  Aristoteles  und  Kant,  mit 
der  empirischen  Psychologie  und  den  Hauptepochen  der  Geschichte  der  Phi- 
losophie vertraut  sind,  und  sich  die  genauere  Kenntnifs  eines  der  wichti- 
geren philosophischen  Systeme  nach  eigner  Wahl  angeeignet,  auch  das  Stu- 
dium der  allgemeinen  Grammatik  nicht  versäumt  haben.  AuÜBerdem  müssen 
sie  genauere  Bekanntschaft  mit  der  Geschichte  der  Pädagogik,  besonders 
mit  ihrer  Entwickelung  seit  dem  16.  Jahrhundert,. nachweisen. 

§.29.  G.  Mathematik  und  Physik.  Zum  mathematischen  und 
Rechnunterricht  in  den  unteren  Classen  genügt  Kenntnifs  der  elemen- 
taren Planimetrie  und  Stereometrie,  der  gemeinen  Arithmetik,  der  Buch- 
stabenrechnung und  der  Methodik  des  Rechnunterrichts. 

Für  die  mittleren  Classen  ist  Kenntnife  der  ebenen  und  körperli- 
chen Geometrie,  der  ebnen  und  sphärischen  Trigonometrie,  der  Algebra  bis 
zu  den  Gleichungen  des  3.  und  4.  Grades,  der  analytischen  Theorie  der  gera- 
den Linie  und  der  Ebene  mit  Anwendung  auf  die  Kegelschnitte,  der  Grund- 
lehren der  Differential-  und  Integralrechnung,  sowie  der  Hauptsätze  der 
Statik  erforderiich. 

Für  den  mathematischen  Unterricht  in  den  oberen  Classen  sind  nur 
die  Gandidaten  befähigt  zu  erachten,  welche  sich  in  der  Prüfung  als  ausgebil- 
dete Mathematiker  zeigen,  und  in  die  höhere  Geometrie,  die  höhere  Analysis 
und  analytische  Mechanik  soweit  ein|fedrungen  sind,  dafs  sie  auf  diesen  Ge- 
bieten eigne  Untersuchungen  mit  Erfolg  anstellen  können. 

In  Betreff  der  Physik  ist  für  den  Unterricht  in  den  mittleren 
Realschulclassen  eine  übersichtliche  Kenntnifs  des  ganzen  Gebiets  dieser 
Wissenschaft  verbunden  mit  einer  deutlichen  Einsicht  in  das  Wesen  der 
wichtigsten  Naturerscheinungen  und  Gesetze,  sowie  Bekanntschaft  mit  der 
Einrichtung  und  dem  Gebrauch  der  einfacheren  physikalischen  Instrumente 
zu  fordern. 

Für  den  Unterricht  in  den  oberen  Classen  ist  aulserdem  Kenntnifs 
der  Theorien  der  mathemat.  Physik  und  der  daraus  sich  ergebenden  Methoden 
nebst  genauerer  Kenntnifs  der  physikalischen  Instrumente  und  Uebung  in 
ihrer  Behandlung  zu  fordern;  ferner  ist  als  Erfordemiis  des  Unterrichts  in 
der  mathematischen  Geographie  Kenntnifs  der  Elemente  der  Astronomie  zu 
verlangen. 

Alle  Gandidaten,  welche  sich  der  Prüfung  in  der  Mathematik  und 
Physik  unterziehen,  haben  in  den  Naturwissenschaften  (Chemie,  Minera- 
logie, Zoologie,  Botanik),  auch  wenn  sie  darin  nicht  unterrichten  wollen, 
diejenige  allgemeine  Bildung  darzuthun,  welche  sie  zu  einem  richtigen  Ur- 
theil  über  den  Inhalt  und  Umfang  derselben,  sowie  über  ihr  Veihältnifs  zu 
den  anderen  Wissenschaften  befähigt. 

§.30.  H.  Chemie  und  beschreibende  Naturwissenschaften. 
In  der  Chemie  ist  die  Kenntnifs  dessen  erforderlich,  was  zur  Verständigung 
über  die  wichtigsten  physikalischen  und  physiologischen  Vorgänge  unent- 
behrlich und  in  die  neueren  Lehrbücher  der  Physik  und  der  chemischen 
Technologie  aufgenommen  ist,  namentlich  die  Kenntnifs  von  dem  chemischen 
Procefs,  von  den  einfachen  chemischen  Stoffen,  von  den  Verhältnissen  und 
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Verbindangsgesetzen  derselben,  von  den  in  ihnen  wirksamen  Gegeii8itaeB«.i.w. 
Im  Experimentiren  mufs  der  Gandidat  einige  Fertigkeit  erlangt  haben.  Fflr 
den  Unterricht  in  Prima  ist  aniserdem  die  Kenntnife  der  chemischen  Te^- 
nologie,  der  wichtigsten  Theile  der  organischen  Chemie,  Fertigkeit  in  der 
qualitativen  und  einige  Uebung  in  der  quantitativen  Analyse,  sowie  der 
weiter  unten  näher  bezeichnete  Umfang  der  Kenntnisse  in  der  Minemlogie 
erforderlich. 

In  der  Zoologie,  Botanik  nnd  Mineralogie  ist  snm  Unte^ 
rieht  in  den  unteren  und  mittleren  Classen  derjenige  Giuididat  ffir 
befähigt  zu  erachten,  welcher  die  häufig  vorkommenden,  namentlich  die  ein- 
heimischen, Naturproducte  aus  eigner  Anschauung  kennt,  die  charmkteriirti- 
schen  Merkmale  derselben  anzugeben  weifii,  mit  den  Grundsätzen  einer  natv^ 
gemäfsen  Anordnung  und  den  naturhistorischen  Systemen,  sowie  mit  des 
allgemeinen  geognostischen  Verhältnissen  und  den  gangbarsten  Anaichtes 
über  die  Bildungsgeschichte  der  starren  Erdrinde  bekannt  ist. 

Von  dem  Candidaten,  der  sich  für  den  naturwissenschafU.  Unterricht  in  dsa 
oberen  Classen  und  für  dies  Lehrfach  vorzugsweise  an  Realschulen  he* 
stimmen  will,  ist  eine  genauere  Kenntnils  aller  Uauptformen  der  drei  Nato^ 
reiche  zu  fordern.  In  der  Zoologie  und  Botanik  mufs  derselbe  aneh  eine 
genügende  Bekanntschaft  mit  den  allgemeinen  Lehren  der  Physiologie  mit 
der  Lebensweise  namentlich  der  einheimischen  Thiere,  und  mit  der  geogia* 
phischen  Verbreitung  der  wichtigsten  Thiere  und  Pflanzen  darlegen,  die 
Principicn  der  natürlichen  Systematik,  das  Wesentliche  der  versehiedenea 
naturhistorischen  Systeme  und  deren  geschichtlichen  Zusammenhang  kennea. 
In  der  Mineralogie  ist  die  Eenntnifs  von  den  Hauptabtheilungen  des  orykts- 
gnostischen  Systems,  von  den  Elementen  der  Krystallographie,  von  to 
wichtigsten  Kry stallgestalten,  von  der  chemischen  Constitution  und  dem  phy- 
sikalischen Verbalten  einzelner  vorzüglich  merkwürdiger  Snbstansen,  nnd  n 
der  Geognosie  die  Kenntnifs  der  wichtigeren  Felsartcn,  der  charakteristi- 
schen, besonders  zur  Unterscheidung  der  Formationen  dienenden  FetrefiieteB, 
der  Lagerungsverhältnisse  und  des  geographischen  Vorkommens  der  Fo^ 
mationen,  sowie  eine  auf  allgemeine  naturhistorische  Kenntnisse  begrflndcte 
Ansicht  über  die  Bildungsgeschichte  des  Erdkörpers  zu  verlangen. 

Bei  der  ganzen  Prüfung  ist  hauptsächlich  darauf  zu  sehen,  ob  der  Candida! 
mit  genauen  Kenntnifsen  in  wenigstens  Einer  der  beschreibenden  Natorwit- 
senschaften  eine  nach  dem  gegenwärtigen  Standpunct  hinreichend  tiefe  Aof* 
fassung  verbindet,  um  die  Elemente  mit  Bezug  auf  das  Princip  nnd  du 
Wesen  jeder  Wissenschaft  lehren  und  aus  eignem  sichern  Wissen  erliaten 
zu  können. 

Jeder  Lehrer  der  beschreibenden  Naturwissenschaften  mufs  anefa  die 
für  den  Unterricht  in  den  mittleren  Classen  erforderlichen  mathemati- 
schen Kenntnisse  besitzen. 

Wenn  die  naturgeschicbtlichen  Kenntnisse  bei  einem  Candidaten  nicbt 
in  dem  Umfange  vorhanden  sind,  welchen  das  Bedürfuifs  der  Realsehnles 
erfordert,  so  wird  dies  in  dem  Prüfungszeugnifs  bemerkt,  und  für  die  Aa- 
Stellung  an  einer  Realschule  eine  Nachprüfung  zur  Pflicht  gemacht. 

§.31.  Allgemeine  Be^stiramungen.  1.  In  jedem  wissenschaftli- 
chen Gebiet,  worin  der  Examinand  eine  facultas  docendi  erwerben  wül,  bat 
er  auch  eine  angemefsno  Kenntnifs  der  Literatur  desselben  darzuthnn. 

2.  Bei  jeder  hohem  Qualification ,  welche  einem  Candidaten  znerkanat 
wird,  mul's  fiir  die  Prüfung  im  allgemeinen  die  Voraussetzung  gerechtferti^ 
sein,  diifs  er  den  Anforderungen  der  vorhergehenden  niederen  Stufen  in  ^ 
nügen  im  Stande,  dnfs  also  z.  B.  der  philolog.  Lehrer  der  oberen  Classen  in  der 
Eiementargraniinatik,  Prosodie  u.  s.  w.  keinerlei  Unsicherheit  zeige,  und  ^ 
ebenso  der  mathematische  Lehrer  der  oberen  Classen  auch  den  RechDODtf^ 
riebt  in  der  Sexta  und  Quinta  zu  ertheilen  geschickt  ist 

§.  32.  Nach  Beendigung  der  mündlichen  Prüfung  findet  über  das  C^ 
gebnifs  derselben   unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  des  Aosfidls  der 


87 

sehriftlioben  Arbeiten  eine  mflndliche  Berathung  and  Abstimmnng  nnter 
den  Mitgliedern  der  Gommiseion  Statt  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
die  Stimme  des  Directors. 

§.33.  Abweisung.  Candidaten,  welche  die  Prüfung  nicht  bestehen, 
dürfen  erst  nach  einem  halben  Jahr  ein  Gesuch  um  Zulassung  zu  einer 
nenen  Prüfung  emreichen,  falls  nicht  von  der  Commission  ein  Iftngrer  Zeit- 
raum dafür  bestimmt  ist  (y^l.  §.35).  Wer  anch  bei  der  zweiten  Prüfung 
für  nichtbestanden  erklärt  wird,  ist  nur  mit  Erlaubnifs  des  Ministers  zu 
einer  nochmaligen  Prüfung  zuzulassen.  Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung 
ist  unstatthaft. 

§.  84.  Form  des  Zeugnisses.  Auf  Grund  des  Prüfungsprotokolls 
wird  dem  Candidaten  ein  von  dem  Dhrector  und  allen  übrigen  Mitgliedern 
der  Commission  unterschriebnes  Zengnifs  ausgestellt,  welches  enthält: 

a)  den  vollständigen  Namen,  den  Geburts-Ort  und  Tag,  die  kirchliche 
Confession  des  Candidaten,  den  Stand  seines  Vaters,  die  Angabe  der  Schule 
und  des  Zeugnisses,  mit  welchem  er  von  derselben  abgegangen  ist,  endlich 
der  Universität,  resp.  der  Universitäten,  welche  er  besucht,  sowie  des  aka- 
demischen Grades,  den  er  etwa  bei  einer  inländischen  Facultät  erworben  hat; 

b)  eine  Darlegung  des  Ergebnisses  der  in  den  verschiedenen  Fächern 
abgehaltnen  Prüfung,  wobei  auch  der  Mängel,  welche  in  der  wissenschaft- 
liehen Ausbildung  des  Candidaten  bemerkt  worden  sind,  Erwähnung  zu 
thnn  ist; 

c)  die  bestimmte  Angabe  des  von  dem  Candidaten  erworbnen  und  in 
der  Schrift  hervorzuhebenden  Zeugnilsgrades,  wobei  eine  zusammenfassende 
Bezeichnung  der  Gegenstände  und  Classen  hinzuzufQgen  ist,  für  welche  dem 
Candidaten  die  facultas  docendi  zuerkannt  worden. 

Es  bleibt  dem  Ermessen  der  Commission  überlassen,  je  nach  der  Per- 
sönlichkeit und  Bildung  des  Candidaten  an  dieser  Stelle  aucn  ein  empfehlen- 
des Urtheil  über  dessen  allgemeine  Beföhigung  zum  Lehramt  hinzuzufügen. 

d)  Schließlich  eine  Bemerkung,  wodurch  der  Candidat  angewiesen  wird, 
sich  nnter  Einreichung  des  Zeugnisses  bei  dem  K.  Schulcollegium  der  Provinz, 
in  welcher  er  beschäftigt  zn  werden  wünscht  und  seinen  Aufenthalt  zu 
nehmen  gedenkt,  schriftlich  zu  melden,  und  sich  dem  betreffenden  K.  Pro- 
Tinziid-Schulrath  womöglich  persönlich  vorzustellen,  insbesondre  auch  um 
wegen  des  Probejahrs  (s.  §.  40)  Auskunft  und  Anweisung  zn  erhalten. 

In  die  Prüfungszeugnisse  nicht preufsischer  Candidaten  ist  die 
Bemerkung  aufzunehmen,  dafs  sie  durch  Ertheilung  des  Zeugnisses  einen 
Anspruch  auf  Verwendung  im  preufsiscben  Schuldienst  nicht  erworben  haben. 

§.  35.  Anch  denjenigen  Candidaten,  welche  die  Prüfung  niclit  bestanden 
haben,  ist  ein  Zengnifs  auszustellen  und  darin  ausdrücklich  zu  bemerken, 
nach  welchem  Zeitraum  es  ihnen  gestattet  ist,  sich  zu  einer  neuen  Prüfung 
zu  melden.  Von  dieser  Zeitbestimmung,  sowie  von  den  Gründen  der  Ab- 
weisung des  Candidaten  erhalten  die  übrigen  K.  wissenschaftl.  Prüfungscom- 
missionen eine  Mittheilung. 

§.36.  Nichtpreufsischen  Schulamtscandidaten  oder  Lehrern, 
welche  entweder  unmittelbar  von  den  K.  preufsiscben  Unterrichtsbehörden 
oder  mit  Genehmigung  derselben  in  den  diesseitigen  Schuldienst  berufen 
worden  sind,  kann,  wenn  sie  genügende  Zeugnisse  vorlegen,  die  Prüfnne 
erlassen  werden,  eventl.  bleibt  die  Bestimmung,  ob  und  in  wie  weit  sie  sich 
derselben  zu  unterwerfen  haben,  oder  ob  sie  davon  dispensirt  werden,  bis 
dahin  vorbehalten ,  dafs  die  Prov.  Aufsichtsbehörde  sie  aus  der  Unterrichts- 
prazis  näher  kennen  gelernt  hat  und  darüber  an  den  Minister  gutachtlich  zn 
berichten  im  Stande  ist 

§.37.  Nachprüfungen.  Wenn  Schulamtscandidaten  oder  Lehrer 
sieh  eine  ÜACultas  docendi  in  Gegenständen ,  worin  sie  dieselbe  noch  nicht 
besitzen,  erwerben,  oder  die  bereits  erworbne  erweitern,  oder  wenn  sie  die 
Ergänzung  der  in  ihrer  allgemeinen  Bildung  wahrgenommenen  Lücken  nach- 
weisen wollen,  so  können  sie  sich  zu  einer  solchen  Nachprüfting  unmittelbar 
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bei  der  K.  wissenschaftl.  Prüfangscommissloii,  von  welcher  de  Torlier  g«pfift 
worden,  oder  auch  bei  der  Oommiasion  deijenigen  Provinz  melden,  ia  weleher 
sie  beschäftigt  sind.  Die  Zulassung  bei  einer  andern  Gommission  bedarf  der 
Genehmigung  des  Ministers. 

Dem  Ermessen  der  Commission  bleibt  es  anheimgestellt,  ob,  wenn  es 
sich  nicht  um  die  allgemeine  Bildung  handelt,  in  solchen  Fillen  and  ebenso 
bei  den  nach  §.  22  yorbehaltenen  Prafungen,  schriftliche  Prafangaarbeitoi 
erforderlich  sind.  Die  mündlichen  Nachprüfungen  werden  nach  den  Yor- 
stehenden  allgemeinen  Bestimmungen  abgehalten. 

An  den  Ergänzungsprttfungen  fttr  einzelne  Gegenstände  nehmen  ante 
dem  Director  nur  diejenigen  Mitglieder  der  Commission  TheU,  für  derea 
Prüfungsfächer  der  Candidat  eine  erweiterte  LehrbeflUiignng  su  erwerbea 
wflnschi  Ist  der  Director  der  Commission  zugleich  der  alleinige  Facheza- 
minator,  so  hat  aufser  ihm  noch  ein  von  ihm  zu  bestimmendes  Mitglied  der 
Commission  der  Prüfung  beizuwohnen. 

§.38.  Zeugnifs  über  Nachprüfungen.  Wenn  durch  das  Et- 
gebnifs  der  Nachprüfung  eine  Erhöhung  des  Zeugnilsgrades  bewirkt  wird, 
so  hat  das  darüber  auszustellende  Zeugnifs  die  wesentlichen  Ergebnisse  der 
frühem  Prüfung  nach  dem  darüber  vorliegenden  Zeugnisse  aufeunehmea 
und  mit  Rücksicht  darauf  die  Fortschritte  des  Geprüften  anzugeben.  Zeug- 
nisse dieser  Art  werden  von  allen  Mitgliedern  der  Commission  unteraehriebea. 
Ein  Gleiches  geschieht  bei  Ausstellung  deijenigen  Zeugnisse,  welche  über 
eine  nach  §.  22  behufs  Beförderung  in  eine  Oberlehrerstelle  angeordnete 
Nachprüfung  zu  ertheilen  sind.  Zeugnisse  über  das  Ergebnila  der  für  ein- 
zelne Gegenstände  ohne  Aenderung  des  Zeugnilsgrades  bestandenen  £r|^ 
Zungsprüfungen  werden  von  denjenigen  Mitgliedern  unterzeichnet,  welche 
an  aer  Prüfung  theilgenommen  haben. 

§.  39.  Prüfungsgebühren.  An  Gebühren  werden  für  eine  Prflfuag 
8  Tbaler,  für  eine  Nachprüfung  (§.  22,  37,  38)  4  Thlr.  und  für  die  um 
Zeugnisse  zu  verwendenden  Stempel  %  Thlr.  entrichtet  Erfolgt  die  Zurück- 
weisung des  Candidaten  schon  vor  der  mündlichen  Prüfung  (§.  13),  ao  werden 
die  Prüfungsgebühren  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 

§.40.  Probejahr  undProbelectionen  nach  demselben.  Die 
praktische  Befähigung  der  Schulamtscandidaten  wird  nach  dem  ErgebnÜi 
eines  Probejahrs  beurtheilt,  welches  sie  an  einem  Gymnasium  oder  einer 
Realschule  nach  den  darüber  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  abzuhalten 
haben.  Nach  Ablauf  des  Probejahrs  werden  von  den  Schulamtacandidatea, 
falls  der  betreffende  Prov.  Schulrath  es  für  nöthig  erachtet,  in  seiner  Geget- 
wart  eine  oder  mehrere  Probelectionen  gehalten.  Auf  Grund  derselben,  oder 
wo  sie  nicht  für  nöthig  erachtet  worden,  auf  Grund  des  Zeugnisses  des  Di* 
rectors  der  Anstalt  und  des  Ordinarius  der  Classe,  in  welcher  der  Candidit 
während  des  Probejahrs  unterrichtet  hat,  wird  ihm  darüber  ein  Zengnift  tob 
dem  K.  Prov.  Schulcollegium  ausgestellt  Dies  Zeugnifs  bildet  eine  weseatr 
liehe  Ergänzung  des  dem  Candidaten  über  das  Ergebnifs  der  wissenschaft- 
lichen Prüfung  ertheilten  Zeugnisses  und  ist  bei  Bewerbungen  um  eine  Leb- 
rerstelle  jedesmal  mitvorzulegen. 

§.41.  Alle  früheren  von  dem  gegenwärtigen  Reglement  abweicbenda 
Bestimmungen  über  die  Prüfung  der  Candidaten  des  höheren  Schulamts  sind 
aufgehoben."   Berlin.        Der  Minister  pp. 

Das  vorstehende  Reglement  wurde  den  K.  wissenscbaftl.  Prttfangt- 
commissionen  mittels  folgender  Verf.  v.  24.  Dec.  1866  vom  Mis. 
mitgetheilt: 

„Das  unter  dem  20.  Apr.  1831  erlafsne  Reglement  für  die  Prüfungen  der 
Candidaten  des  höh.  Schulamts  entspricht  dem  gegenwärtigen  Bedürfails 
nicht  mehr.  Die  Entwickelung  sowohl  der  Wissenschaften,  wie  des  Schal- 
wesens selbst  und  die  nach  und  nach  angeordneten  Modificationen  der  Pr^ 
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fangsTortohriften  haben  eine  neue  Redactum  derselben  nöthig  gemacht 
Naehdem  darüber  die  K.  Prov.-SchulcoUegien  iind  die  K.  wiesenschaftl.  Prtt- 
fangscommisaionen  sowie  mehrere  Directoren  höherer  Schnlen  zu  Ratiie 
gezogen  worden,  habe  ich  onter  dem  12.  d.  M.  ein  neues  Präfangsreglement 
eriaasen,  welches  nunmehr  in  Kraft  tritt.  Die  K.  wissensehaftl.  Prfifungs- 
eommission  empflingt  hiebei  ..  Abdrücke  dayen  zur  Vertheüang  an  die 
Commissionsmitglieder,  eins  zu  Ihren  Acten. 

Ueber  die  Ausführung  des  neuen  Reglements  bemerke  ich  Fol- 
gendes: 

Bestimmte  Vorschriften  sind  als  Grundlage  und  Anhalt  für  die  yon  den 
wissensehaftl.  Prüfungscommissionen  zu  stellenden  Anforderungen  unent- 
behrlich. Es  ist  jedoch  festzuhalten,  dafs  die  dafür  im  Reglement  gegebenen 
einzelnen  Bestimmungen  viel  mehr  den  Zweck  haben,  das  bei  den  Anforde- 
rungen zu  wahrende  Princip  darzustellen,  als  dafs  sie  für  jeden  Fall  in  der 
groisen  Mannichfaltigkeit  von  Verhältnissen,  welche  sich  der  Prüfungsbehörde 
sur  Beurtheilung  darbieten,  eine  absolute  Norm  zu  geben  beabsichtigen.  Als 
ein  solches  Princip  ist  leicht  erkennbar,  dafs  die  künftigen  Lehrer  der  Gym- 
nasien und  Realschulen  sich,  weil  diese  Anstalten  keine  Fachschulen  sind, 
früh  mit  dem  Gedanken  vertraut  machen  sollen,  es  werde  von  ihnen  nicht 
die  ausschliefsliche  Vertretung  eines  wissensehaftl.  Special&chs.  sondern  die 
Betheiligung  an  der  gesammten  pädagogischen  und  didaktischen  Aufgabe 
der  Schule  erwartet  Wenn  im  Zusammenhange  damit  zu  dem,  was  jeder 
Gandidat  in  seinem  Hauptfach  zu  leisten  hat,  überall  auch  in  NebenHichern 
sowie  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Vorbildung  für  das  Lehramt  Anforde- 
rungen gestellt  werden,  so  soll  doch,  wie  auch  in  §.  28  gelegentlich  der 
philolog.  Hülfswissenschaften  bemerkt  ist,  der  bei  einem  weiten  Umfang 
enoyklopädischer  Studien  unvermeidlichen  Oberflächlichkeit  mit  diesen  An- 
forderungen nicht  Vorschub  geleistet,  vielmehr  soll  auf  wissenschaftliche  Ver- 
tiefung, Zucht  des  Denkens  und  Selbständigkeit  des  Urtheils  am  meisten 
Werth  gelegt  werden.  Zu  beurtheilen,  in  welchem  Verhältnifs  beide  An- 
sprüche in  jedem  besondem  Fall  zu  berücksichtigen  sind,  mufs  den  wissen- 
sehaftl. Prüfungscommissionen  überlassen  bleiben.  Eine  Vorschrift  dafür  läist 
sich  eben  so  wenig  geben,  wie  für  die  richtige  Anffiissung  des  Standpuncts 
geistiger  Entwickelung,  welche  bei  den  Schulamtscandidaten  unmittelbar  nach 
den  akadem.  Studien  überhaupt  schon  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 
Unter  den  Ergebnissen  der  Prüfung  wird  oft  dasjenige,  was  der  Gandidat 
nach  seinem  ganzen  geistigen  Vermögen  und  Streben  hoffen  läfst,  wichtiger 
sein,  als  was  schon  völlig  erreicht  ist  Was  in  dieser  Beziehung  für  das 
frühere  Reglement  in  der  Girc.  Verfügung  v.  3.  Febr.  1888  erinnert  worden, 
behält  seine  Gültigkeit  auch  fUr  die  Anwendung  der  neuen  Prüfungsordnung: 

„Von  der  Einsicht  und  dem  Tact  der  K.  wissensehaftl.  Prüfungscom- 
missionen erwartet  das  Ministerium  vertrauensvoll,  dafs  sie  die  Vorschriften 
des  Reglements  überall  aufs  zweckmäfsigste  in  Anwendung  bringen  werden. 
Besonders  bei  den  Prüfungen  pro  facult  docendi,  welche  gewöhnlich  un- 
mittelbar nach  dem  Abgange  der  Examinanden  von  der  Universität  Statt 
finden,  ist  niemals  aufser  Acht  zu  lassen,  dafs  das  kurze  akadem.  Triennium 
fäat  nur  zur  Sammlung  des  Materials  hinreicht,  dafs  bei  den  künftigen  ge- 
lehrten Schulmännern  mit  ihrem  Berufsleben  das  höhere  Studium,  die  geistige 
Belebung  und  die  fruchtbare  Verarbeitung  der  gesammelten  Kenntnisse  recht 
eigentlich  erst  beginnt,  und  dafs  folglich  in  der  Prüfung  pro  facult.  doeendi 
nicht  sowohl  ein  vollständiges,  tiefes  und  in  allen  seinen  Tbeilen  abge- 
rundetes Wissen  und  eine  Gediegenheit  des  wissensehaftl.  Erkennens  zu 
verlangen,  als  vielmehr  darauf  zu  sehen  ist,  ob  die  Examinanden  neben  den 
allgemeinen  Kenntnissen,  die  einmal  für  ihren  künftigen  Beruf  nothwendig 
sind,  in  Einem  der  Hauptfsicber  einen  tüchtigen  Grund,  um  darauf  weiter 
bauen  zu  können,  wirklich  gelegt,  und  die  von  ihnen  auf  der  Universität 
vorzugsweise  getriebenen  Wissenschaften  mit  Verstand  aufgefafst  und  mit 
Geist  verarbeitet  haben." 
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Bei  den  im  Jahre  1867  zur  Prttfang  sich  meldenden  Osndidiften  vM 
es  eine  billige  BerttckBiohtigang  verdienen,  wenn  dieselben  bei  ihrer  Yoibe- 
reituog  nocn  die  Bestimmangen  des  frühem  Reglements  sor  BMtsehnnr 
genommen  haben. 

Im  AnschluTs  an  einzelne  §§.  des  neuen  Reglements  nehme  ich  ferner 
Veranlassung,  Folgendes  theils  als  Motivirung  der  getroffenen  Bestimmmigei, 
tiieils  als  Erlänterung  derselben  hinzuzafQgen: 

„Zu  §.8:  Weshalb  dem  Untersehiede  der  Gymnasien  und  Real- 
schulen keine  weitergehende  Einwirkung  auf  das  Mais  nnd  die  Art  der 
Anforderungen  eingeräumt  worden,  ergiebt  sich  ans  dem  Zosamaeiihange 
des  Reglements.  Zu  den  in  der  Sache  selbst  Kegenden  Orflnden  kommt 
hinzu,  dafs  durch  eine  Verschiedenheit  der  Prflfungszengnisse  den  Lehren 
der  Uebergang  von  der  einen  Art  Schulen  zu  der  andern  nieht  enehweit 
werden  durfte. 

Zu §.13:  EinebestimmteFrist  für  die  Ablieferung  der  sehrifUidMi 
Prüfungsarbeiten  anzusetzen,  erschien  nothwendig,  weil  naeh  den  na  der 
frühem  Praxis  gemachten  Erfahrangen  die  Gewährung  einer  nnbeatiamten 
Ablieferangszeit  nicht  selten  die  Folge  hat,  dafs  die  Oindidaten  sich  in  weit 
ausgedehnte  Vorarbeiten  einlassen  und  schliefslich  nicht  im  Stande  aindy  den 
gesammelten  Stoff  zu  sichten  und  zu  einer  wohlzusammenhangenden  Einheit 
zu  verarbeiten. 

Zu  §.  16:  Ebenso  ist  es  wttnschenswerth,  da(s  die  Gitation  znr  mflnd- 
liehen  Prüfung  nicht  lange  nach  Ablieferung  der  schrifUiehen  Arbeiten 
und  jedenfalls  nicht  später  äs  V,  Jahr  danach,  erfolge.  Eine  lange  Frist 
pflegt  Unbefangenheit  und  Sammlung  bei  den  äindidaten  nicht  sa  rermeh- 
ren,  und  ist  auch  sonst  nicht  in  ihrem  Interesse. 

Zu  §.  19:  Die  Probelectionen  konnten  aus  verschiedenen  Gründen 
in  der  bisher.  Weise  als  nothwendiger  und  integrirender  Theil  der  PrflAng 
nicht  beibehalten  werden.  Die  vorhandne  Lehrgabe  und  die  Fähigkeit,  von 
den  gesammelten  Kenntnissen  methodisch  Gebrauch  zu  machen,  kann  in  den 
meisten  Fällen  erst  dann  mit  einiger  Sicherheit  beurtheilt  werden,  wenn  dem 
Candidaten  die  Schulpraxis  nicht  mehr  fremd  ist:  weshalb  die  Probelectionea, 
soweit  sie  überhaupt  erforderlich,  an  das  Ende  des  Probejahrs  gelegt  wordei 
sind  (s.  §.  40).  Da  es  jedoch  andrerseits  vorkommen  kann,  dafs  es  einem 
Examinator  bei  Lehrgegenständen,  in  denen  das  Moment  der  Kenntnisse  nicht 
das  wesentlich  entscheidende  ist,  z.  B.  in  der  Religion,  für  sein  Urtheil  über 
die  Befähigung  des  Candidaten  unentbehrlich  ist,  seine  Behandlung  des  Leb^ 
Stoffs  kennen  gelernt  zu  haben,  so  sind  Probelectionen  nnmittelbwr  nach  der 
mündlichen  Prüfung  und  im  Zusammenhange  mit  derselben  in  fiieultativer 
Weise  beibehalten  worden. 

Zu  §.20:  Die  Unterscheidung  der  Classenstufen,  wonach  IV  noch 
zu  den  untern,  Unter II  noch  zu  den  mittleren  GUssen  gezählt  wird,  erieick> 
tert  eine  angemefsne  Abgrenzung  der  für  die  einzelnen  Unterrichtsgegen- 
stände zu  ertheilenden  Qualification ;  weshalb  für  die  Zwecke  des  Reglements 
hierin  eine  Abweichung  von  der  herkömmlichen  Annahme,  welche  le  3  der 
aufeinanderfolgenden  6  Classen  als  untere,  mittlere  nnd  obere  betraehtet,  zu- 
lässig erschien. 

Zu  §.  21 :  Alle  Gombinationen  der  Lehrbefähi^nnr,  wekhesieh 
in  Folge  besonderer  Neigungen  und  Studien  der  Examinanden  dartnetea 
ktmnen,  zusammenzustellen  war  eben  so  wenig  möglich  oder  nöthig,  wie  eia 
völlig  gleiches  Mafs  entsprechender  Anforderungen  bei  den  versehiedenea 
Fächern  genau  abzuwägen.  Die  richtige  Anwendung  der  ftlr  die  Feststelinng 
des  Zeugnifsgrades  im  Reglement  enthaltenen  principiellen  Norm  anf  jedes 
concreten  Fall  bleibt  dem  Ermessen  der  Gommissionen  anheimgestellt,  sowie 
ihnen  auch  vertraut  werden  darf,  dafs  sie  die  nicht  ganz  vermeidliehe  Cs- 
bestimrotbeit  einzelner  Ausdrücke  je  nach  den  vorliegenden  Umständen  im 
Sinne  des  Reglements  zu  deuten  wissen. 

Zu  §.  22 :  Eine  Empfehlung,  sich  zur  Erlangung  eines  hOhera  Unte^ 
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richtsgrades  nach  einiger  Zeit  einer  Ergänzungsprüfung  zu  unterziehen, 
findet  als  Ausdruck  des  Vertrauens  zu  dem  Candidaten  angemessen  im  Prü- 
fungszeugnifs  ihre  Stelle.  Dagegen  ist  es  nicht  zweckmäfsig,  dem  Candi- 
daten, wie  bisher  nicht  selten  geschehen,  zu  attestiren,  er  sei  geeignet,  den 
Unterricht  z.  B.  bis  II  zu  ertheilen,  dafs  derselbe  ihm  aber  später  bei  weitrer 
Fortbildung  auch  in  I  werde  übertragen  werden  können.  Derartige  Bemer- 
kungen geben  dem  Gesammturtheil  einen  schwankenden  Charakter,  haben 
bisweilen  die  Folge,  das  wissenschaftl.  Streben  der  Candidaten  eher  abzu- 
schwächen, als  anzuspornen,  und  scheinen  spätere  Ansprüche  zu  reohtfertigeui 
ohne  dafs  ihnen  nach  Lage  der  Verhältnisse  immer  genügt  werden  kann. 

Zu  §.24:  Dafs  die  für  den  deutschen  Unterricht  in  den  unteren  und 
mittleren  Cl.  geforderte  Kenntnifs  der  deutschen  Elementargrammatik  sich 
nur  auf  das  Neuhochdeutsche  bezieht,  ergiebt  der  Zusammenhang  des  §. 
Ebendaselbst  ist  für  den  Unterricht  in  den  oberen  Cl.  eine  Compensation 
zwischen  der  histor.  Grammatik  der  deutschen  Sprache  einerseits  und  der 
Philosoph.  Propädeutik  andrerseits  angenommen.  Dieselbe  liegt  weniger  in 
der  Natur  der  Sache  selbst,  als  sie  dem  Bedürfnifs  der  oberen  Classen  ent- 
spricht. Auch  ist  auf  solche  Weise,  da  es  nicht  angemessen  schien,  gründ- 
liche Kenntnifs  des  histor.  Entwickelungsganges  der  Sprache  schon  jetzt  zu 
einem  unerlä(sl.  Erfordemifs  für  den  deutschen  Unterricht  in  den  oberen 
Cl.  zu  machen,  in  dem  Falle,  dafs  der  Examinand  solche  Studien  nicht  ge- 
macht hat,  für  eine  Gleichmäfsigkeit  der  Anforderungen  gesorgt.  Wie  beide 
sur  Wahl  und  in  Parallele  gestellte  Anforderungen  nach  dem  Inhalt  des  § 
andere  gemeinsame  Anforderungen  in  Bezug  auf  ästhetische  Bildung  und 
Literaturgeschichte  zur  Voraussetzuuff  haben,  so  hat  auch  das  Prüfungs- 
seugnifs  im  Deutschen  sich  nicht  auf  ein  Uruieil  etwa  über  die  Kenntnifii 
der  deutschen  Sprachgeschichte  zu  beschränken. 

Zu  §.  25:  Lehrer,  welche  nur  im  Französischen  und  im  Engli* 
sehen,  oder  nur  in  einer  von  beiden  Sprachen  zu  unterrichten  verstehen, 
können  an  höheren  Lehranstalten  oft  nicht  ausreichend  und  dem  Schul- 
bedürfnifs  entsprechend  beschäftigt  werden;  die  Aufnahme  ausschliefslicher 
Fachlehrer  dieser  Art  in  die  Lehrercollegien  ist  deshalb  nicht  wünschens- 
werth.  Der  in  neuerer  Zeit  von  Elementarlehrem  oder  anderen  jungen 
Männern,  die  entweder  keine  Gymnasial-  oder  keine  Uni versitätstudien  oder 
beide  nicht  gemacht,  nicht  selten  eingeschlagne  Weg,  sich  durch  einen  Auf- 
enthalt in  Frankreich  oder  England  die  Unterrichtsbefähigung  für  die  neueren 
Sprachen  zu  erwerben,  ist  somit  nicht  geeignet,  sie  sicher  zu  dem  Ziel  zu 
führen,  welches  sie  erreichen  zu  können  meinen.  Der  §  hat  in  dieser  Be- 
ziehung um  so  mehr  eine  bestimmte  Anordnung  aussprechen  müssen,  als  sich, 
wenn  solche  Schulamtscandidaten  ausnahmsweise  zum  Examen  pro  facult 
docendi  zugelassen  worden  sind,  nur  zu  oft  ergeben  hat,  dafs  sie  die  Mängel 
ihrer  Vorbildung  nicht  genügend  auszugleichen  vermocht  hatten.  —  Der 
Fall,  dafs  derartige  Sprachlehrer  in  den  unteren  Cl.  der  Gymnasien  oder 
Realschulen  auch  für  andere  Gegenstände  als  Elementarlehrer  Verwendung 
finden  können,  ändert  in  der  Bestimmung  des  §  nichts. 

Zu  §§.29  und  30:  Die  von  den  künftigen  Lehrern  der  Physik  gefor- 
derte Bekanntschaft  mit  pbysikal.  Instrumenten  und  einige  Uebung  im  Ge- 
brauch derselben  sich  zu  erwerben,  finden  die  Studirenden  im  gewöhnlichen 
Lauf  der  Dinge  oft  keine  sich  von  selbst  darbietende  Gelegenheit  Das 
Reglement,  mit  dessen  Bestimmungen  sich  frühzeitig  bekannt  zu  machen  im 
Interesse  der  Studirenden  liegt,  soll  ihnen  die  Anregung  geben,  sich  selber 
nm  solche  Gelegenheit  zu  bemühen.  Andrerseits  kann  den  Candidaten  der 
Rath  des  Examinators  bei  seiner  Meldung  dazu  behülflich  sein.  Dasselbe 
gilt  von  der  Erwerbung  der  einem  Lehrer  der  Naturgeschichte  unentbehr- 
lichen Bekanntschaft  mit  den  Hauptregeln  für  Anlegung  und  Conservirung 
naturhistoriscber  Sammlungen.  Wegen  der  bei  demselben  Unterrichtsfach 
unerläfslichen  Bekanntschaft  mit  der  aus  den  alten  Sprachen  entnommenen 
wissenschaftl.  Terminologie  ist  in  §.  23  das  Nöthige  vorgesehen. 
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Zu  §.  31:  Die  Voraassetzung ,  dafs  die  Fähigkeit  in  den  oberen  d.  ni 
unterrichten  die  für  die  unteren  ohne  weitres  einschliefse,  trifft  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  besonderen  Erfordernisse  der  niederen  und  der  hAherei 
Stufen  in  manchen  Fällen  nicht  zu,  z.  B.  beim  Religionsunterricht.  I^ 
Urtheil  darüber,  wie  weit  von  der  in  Nr.  2  des  §  enthaltnen  Vonii88etsQn| 
deshalb  in  einzelnen  Fällen  -im  Interesse  der  Schule  abzusehen  ist,  bdu 
überwiegend  der  Schulleitung  überlassen  bleiben. 

Zu  §.32:  Der  Abstimmungsmodus  ist  bisher  bei  den  yerschiede- 
nen  Commissionen  verschieden  gewesen,  und  bleibt  auch  femer  dem  TMHi- 
halten  derselben  überlassen.  Das  Verfahren,  wonach  zuvörderst  auf  Gmnd 
des  Totaleindrucks  der  Prüfung  festgestellt  wird,  ob  der  Candidat  dieselbe 
bestanden  hat  oder  nicht,  scheint  indefs  den  Vorzug  vor  demjenigen  sa  ve^ 
dienen,  welches  mit  einer  Feststellung  des  Ergebnisses  in  den  einzelnen 
Prüfungsfächern  beginnt. 

Zu  §.  34:  Bei  Ausfertigung  der  Zeugnisse  ist  auf  eine  die 
Benutzung  erleichternde  äufsre  Anordnung  dadurch  Bedacht  zu  nehmen, 
dafs  die  Angaben  nicht  in  einem  ununterbrochnen  Zusammenhange  fort- 
geführt werden,  sondern  in  angemefsner  Unterscheidung  dentlieh  für  das 
Auge  hervortreten. 

Zu  §.36:  Hinsichtlich  der  nichtpreufs.  Schulamtscmndidaten 
wird  die  bisherige  Praxis  beibehalten,  nach  welcher  die  von  mnswirtigeB 
wissenschaftl.  Prüfungscommissionen  ertheilten  Befahigungszeugnisee  in  der 
Regel,  für  den  Eintritt  in  das  Lehramt  als  geniigend  anerkannt  worden  sind. 
Nach  den  während  einer  Probezeit  gemachten  Wahrnehmungen  wird  sodann 
bestimmt,  ob  die  betreffenden  Candidaten  sich  entweder  dem  Examen  pro 
facult  docendi  in  seinem  ganzen  Umfange,  oder  nur  zur  Ergänzung  der 
vorgelegten  Zeugnisse,  sei  es  in  einzelnen  Gegenständen,  oder  in  Bezug  anf 
die  allgemeine  Bildung  zu  unterwerfen  haben,  oder  ob  ihnen  die  Nachprüfung 
ganz  zu  erlassen  ist. 

Ueber  das  Colloquium  pro  rectoratu  ist  keine  Bestimmung  in  das 
Reglement  aufgenommen  worden,  weil  in  Zukunft  darüber,  ob  ein  snm  Di- 
rector  designirter  Schulmann  sich  über  seine  Qualification  dazu  vorher  noch 
besonders  auszuweisen  hat,  in  jedem  einzelnen  Fall  Beschluß  gefaist,  und 
die  Abhaltung  des  Colloquiums,  wenn  ein  solches  stattfinden  soll,  den  K. 
Prov.  Schulcollegien  übertragen  werden  wird. 

Da  das  Reglement  nicht  nur  eine  Instruction  für  die  Abhaltung  der 
Prüfungen  ist,  sondern  zugleich  die  Bestimmung  hat,  den  Candidaten  des 
höhern  Schulamts  hinsichtlich  der  in  der  Prüfung  von  ihnen  zu  erfüllenden 
Anforderungen  zur  Richtschnur  zu  dienen  und  auf  ihre  Studien  einzuwirken, 
so  ist  wünschenswerth,  dafs  ihnen  dasselbe  rechtzeitig  bekannt  werde.  Die 
HH.  Directoren  der  K.  wissenschaftl.  Prüfungscommissionen  werden  daher 
veranlafst,  soweit  es  erforderlich  scheint,  die  Schulamtscandidaten  bei  ihrer 
Meldung  zur  Prüfung  auf  das  Reglement  hinzuweisen.  Es  wird  dafür  ge- 
sorgt werden,  dafs  in  einer  bestimmten,  den  Directoren  namhaft  za  machen- 
den Buchhandlung  am  Sitz  der  Commission  immer  Exemplare  vorräthig  sind." 

C.  Verf.  V.  13.  Dcb.  1867  (an  die  K.  wissensch.Prüfungscommissionen): 
„Die  Bestimmungen  des  Reglements  für  die  Prüfungen  der  Candidaten  des 
höh.  Schulamts  v.  12.  Dcb.  1Ö66  machen  eine  neue  Anordnung  für  die  Jahres- 
berichte der  K.  wissenschaftl.  PrUfungscommissionen  nöthig.  Unter  Aufhebung: 

1.  der  Verfügung,  durch  welche  im  Jahr  1821  ein  detaillirter  Naehweis 
der  Ergebnisse  in  jedem  einzelnen  Prüfungsgegenstand  bei  jedem  Candidaten 
angeordnet,  und  2.  der  Verfügung,  durch  welche  im  Jahr  18^  die  Hin- 
zufUgung  einer  statistischen  Uebersicbt  der  abgehaltenen  Prüfungen  vorge- 
schrieben ist, 

bestimme  ich  daher,  dafs  von  diesem  Jahr  an  der  von  dem  Direotor  ai 
mich  zu  erstattende  Jahresbericht  über  die  Thätigkeit  der  Commiaaion  ti^ 
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mnf  die  AuBfttllang  der  anliegenden  Uebersichtstabelle  beschränkt  Dieselbe 
entspricht  in  Bezog  auf  Art  and  Grad  des  Prflfungsergebnisses  den  Unter- 
Bcheidnngen,  welche  §.  21  des  Reglements  darflber  festsetzt. 

Wenn  auf  solche  Weise  die  Berichterstattung  wesentlich  vereinfacht 
worden  ist.  so  hat  doch  ein  Eingehen  auf  die  geistigen  Eigenthümlichkeiten 
der  geprüften  Candidaten  dabei  nicht  ganz  ausgeschlossen  werden  sollen. 
Die  letzte  Rubrik  „Allgemeine  Bemerkungen^  ist  besonders  dazu  bestimmt, 
ein  Urtheil  Aber  den  gesammten  Eindruck  aufzunehmen,  welchen  die  Per- 
sönlichkeit des  Candidaten  und  die  Erweisung  seines  geistigen  Vermögens 
gegenfiber  den  Aufgaben  des  Lehrerberufs  bei  der  Prüfung  gemacht  hat 
£b  ist  um  so  mehr  zu  wünschen,  dafs  dieser  Eindruck  gleich  nadi  beendigter 
Prüfung  von  der  Commission  möglichst  fixirt  werde,  als  die  Probelectionen, 
welche  der  Commission  früher  Gelegenheit  gaben,  den  Candidaten  auch  nach 
Seiten  seiner  Lehrgabe  einigermafeen  kennen  zu  lernen  und  zu  beurtheilen, 
jetzt  in  der  Regel  wegfallen. 

Zieht  es  die  Commission  vor,  diese  Bemerkungen,  statt  sie  mittels 
kurzer  Prädicate  in  die  letzte  Rubrik  der  Tabelle  einzutragen,  abgesondert 
davon  ausführlicher  zusammenzustellen,  so  ist  ihr  dies  unbenommen.^ 

C.  Verf.  V.  24.  Dcb.  1866  (an  die  K.  Prov.  Schulcollegien;  gleichzeitig 
den  K.Regierungen  mitgetheilt) :  „Das  K.  Prov.  Schnlcoll.  empfängt  biemit 
eine  Abschrift  der  an  die  K.  wissenschaftl.  Prüfungscommissionen  unter  dem 
heutigen  Datum  zu  dem  neuen  Reglement  für  die  Prüfungen  der  Candidaten 
des  höh.  Schulamts  erlafenen  Verfügung  [p.  88  ff.  ]  nebst  . .  Exemplaren  des 
Reglements  zur  Kenntnifsnahme. 

In  Betreff  der  Abhaltung  des  Colloqnii  pro  rectoratu  wird  demnächst 
besondre  Verfügung  ergehen.  Ebenso  werden  die  für  das  Probejahr  jetzt 
geltenden  Bestimmungen  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  in  einer  neuen  Zusammen* 
Stellung  mitgetheilt  werden. 

DtSä  geprüfte  Candidaten  der  Theologie,  ohne  das  Examen  pro  fa- 
cnlt  docendi  gemacht  zu  haben,  auch  femer  geeigneten  Falls  auf  einige  Zeit 
als  Lehrer  der  unteren  und  mittleren  Cl.  angenommen  werden,  wird  durch  das 
neue  Reglement  nicht  verhindert.  Ebenso  können  nach  wie  vor  in  den 
unteren  Cl.  der  höh.  Schulen  auch  tüchtige  Elementarlehrer  beschäftigt, 
eventl.  in  einzelnen  Fällen  mit  meiner  Genehmigung  (vergL  C.  Verf.  v.  2. 
Jan.  1863)  [s.  Abschn.  III]  angestellt  werden. 

Die  Bewerbung  um  Anstellung  für  die  unteren  Cl.  höherer  Schulen 
wird  künftig  auch  auf  das  Zeugnils  einer  wohlbestandnen  Prüfung  pro 
Bohola  zugelassen,  und  dabei  auf  den  Nachweis  der  Befähigung  fllr  die 
besonderen  pädagog.  und  didakt.  Anforderungen  dieser  Classen  vorzugsweise 
Rücksicht  genommen  werden.  Die  Revision  des  betreff.  Reglements  ist  im 
Werk  und  behalte  ich  mir  darüber  weitere  Mittheilung  vor. 

Schliefslich  nehme  ich  Veranlassung,  hinsichtlich  der  Gymnasialschüler, 
welche  den  Lehrerberuf  erwählen,  aus  der  C.  Verordnung  v.  4.  Febr.  1838  das- 
jenige, was  auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  höh.  Lehranstalten 
seine  unveränderte  Wahrheit  und  Wichtigkeit  hat,  hiemit  wie  folgt  in  Erinne- 
rung zu  bringen  und  der  Nachachtung  zu  empfehlen: 

„Die  Directoren  der  Gymnasien,  welche  den  ganzen  Entwickelungsgang 
der  ihrer  Leitung  anvertrauten  Jugend  zu  übersehen  vermögen,  scheinen 
dem  Minist,  vorzüglich  geeignet,  um  die  Schüler  in  den  oberen  Cl.,  welche 
sich  späterhin  dem  höhern  Schulamt  zu  widmen  gedenken,  näher  zu  beob- 
achten, und  diejenigen  unter  ihnen,  deren  ganze  Persönlichkeit  sich  wegen 
Mangels  an  den  erforderl.  Anlagen  des  Geistes  und  Gemüths,  sowie  an  dem 
eben  so  nöthigen  beharrlichen  und  fruchtbringenden  Fleifs  zum  Lehrstande 
untauglich  erscheint  auf  jede  schickliche  Weise  mit  der  ganzen  Macht  ihres 
Einflusses  von  der  Wahl  eines  Standes  abzurathen,  in  welchem  für  Keinen, 
der  ihn  ohne  wahrhaften  Innern  Beruf  ergreift,  Gedeihen  und  Befriedigung 
zu  hoffen  ist.    Diejenigen  Schüler  der  oberen  Cl.  aber,  welche  sich  für  das 
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höhere  Lehrfach  befttimmen,  und  nach  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  gegrün- 
dete Hoffnung  erwecken ,  daia  sie  dereinst  in  demselben  etwas  TQehtiges 
oder  gar  Ausgezeichnetes  leisten  werden,  sind  von  den  Directoren  der  Gym- 
nasien frühzeitig  nicht  nur  auf  die  Bedeutung,  den  Umfang  nnd  die  Schwie- 
rigkeiten der  Aufgabe,  die  sie  sich  gestellt  und  mit  der  Zeit  za  lOeen  haben, 
bei  jeder  passenden  Gelegenheit  im  allgemeinen  aufmerksam  xn  isachen, 
sondern  auch  insbesondere  nach  Anleitung  des  Prttfungsreglements  in  nahen 
Kenntnifs  aller  der  Anforderungen  zu  setzen,  welche  s[>aterhin  die  PrOfung 
pro  facult  docendi  an  sie  machen  wird.  Da  femer  nach  den  bisher.  Erhhr 
rungen  diejenigen,  welche  sich  dem  höh.  Lehrfiich  widmen,  selten  aof  der 
Universität  ihre  vorbereitenden  Studien  planmäfsig  einrichten,  und  deshalb 
in  vielen  Fällen  das  ihnen  vorgesteckte  Ziel  verfehlen,  so  wflnscht  das 
Ministerium  recht  dringend,  dafs  die  Directoren  oder  auch  geeignete  Lehrer 
der  Gymnasien,  ihnen  im  letzten  Semester  vor  ihrem  Abgang  eine  gehörige 
Anleitung  geben,  bei  welcher  eben  so  wohl  auf  die  Forderungen  des  Regle- 
ments und  auf  die  wesentlichen  Bedürfnisse  der  gelehrten  Soholen,  als  anf 
die  Hauptrichtung,  welche  der  Einzelne  vermöge  seiner  eigenthflmlichen  An- 
lagen und  Fähigkeiten  in  seinen  Universitätstudien  zu  verfolgen  Willess 
ist,  die  nöthige  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Das  Minist,  hegt  zu  den  Directoren  und  Lehrern  der  Gymnasien  das 
wohlbegründete  Vertrauen,  dafs  sie  auf  eine  desfisllsige  angemessene  Auf- 
forderung des  K.  Prov.  SchulcoUe^iums,  sich  zum  Heil  der  Schulen  den  im 
obigen  angedeuteten  Sorgen  und  aufserordentl.  Bemühungen  bereitwillig 
unterziehen,  und  mit  ihrer  gereiften  Einsicht  und  ihren  väterlichen  Rath- 
schlagen  gern  denen  auch  noch  auf  ihrem  weitem  Entwickelnngsgange  fö^ 
derlich  sein  werden,  welche  schon  auf  der  Schule  die  ermuthigende  Ueber- 
zeugung  gewonnen  haben,  dafs  der  Unterricht  und  die  Ersiehnng  der  Jagend 
der  Beruf  ihres  Lebens  ist."  — " 

C.  Verf.  v.  11.  Febr.  1867  an  die  E.  wissenschaftL  Prttftingt- 
commissionen  (den  E.  Prov.  SchulcoUegien  und  E.  Regterangen  mit- 

getheilt): 

„In  der  die  Ausführung  des  Prüfungsreglm.  v.  12.  Dcb.  1866  betreifen- 
den  G.  Verf.  v.  24.  desselben  Monats  [p.  88  ff.]  sind  allgemeine  Gesichtspuncte 
angegeben,  von  welchem  aus  einzelne  Bestimmungen  des  Reglm.  aufzufassen 
und  zu  behandeln  sind. 

Zu  demselben  Zweck  bemerke  ich  nachträglich  über  das  Verhiltnirs 
von  b  und  c  bei  dem  philologisch-bistor.  Fach  in  §.  21. 1,  dais,  wenn  bei  i 
und  b  der  Schwerpunct  auf  der  Philologie  liegt,  er  bei  c  auf  die  Ge- 
schichte fällt.  Es  ist  deshalb  bei  b  als  genügend  anzusehen,  wenn  der 
Examinand  hauptsächlich  in  der  mit  der  Philologie  in  enger  Verbindung 
stehenden  alten  Geschichte  gründliche  Kenntnisse  besitzt,  während  bei  c 
vielmehr  das  ganze  Gebiet  der  Geschichte,  welches  neuerdings  für  das  Mittel- 
alter und  die  Zeit  nach  der  Reformation  eine  so  grofse  Ausoehnung  erhalten 
hat,  in  Betracht  kommt. 

Zu  der  Bestimmung  unter  IT,  2.  B.  in  demselben  §  bemerke  ich,  dafs 
dieselbe  an  §.30,  nach  welchem  von  jedem  Lehrer  der  beschreibenden 
Naturwissenschaften  auch  mathematische  Kenntnisse  zu  fordem  sind, 
seine  Ergänzung  findet.  Um  jedoch  diese  Nebenforderung  nicht  zu  sehr  za 
erschweren,  kann  für  ein  Zeugnifs  2.  Grades  bei  guten  naturwissenschaftl 
Kenntnissen  auch  der  Nachweis  der  mathemat.  LehrbeHihigung  für  die 
unteren  Gl.  als  genügend  angesehen  werden.'* 
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Das    Probejahr. 

C.  Verf.  ▼.  30.  März  1867:  „Das  anter  dem  12.  Dcb.  v.J.  erlafsne 
Baglement  fOr  die  Prfifang  der  Candidaten  des  höh.  Schulamts  macht  eine  . 
ZuMmmenstellang  der  jetzt  für  das  Probejahr  faltigen  Bestimmangen 
nothwendig.    Es  sind  folgende: 

1.  Alle  pro  facultate  docendi  geprüfte  Schalamtscandidaten  mflssen, 
bevor  sie  sich  zu  einer  Anstellung  im  gelehrten  Schulfach  melden  dürfen, 
mindestens  ein  Jahr  lang  bei  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule  in 
praktischer  Unterrichtsübnng  gestanden  haben.  Das  Probejahr  soll  dem  Can- 
didaten Gelegenheit  geben,  seinen  künftigen  Beruf  in  seinem  ganzen  Umfang 
kennen  zu  lernen  und  seine  Kräfte  für  denselben  zu  üben,  der  Aufsichtsbe- 
hörde aber  ein  Urtheil  über  seine  prakt  Befähigung  ermöglichen. 

Die  K.  Prov.  Schulcollegien  erhalten  alljährlich  von  der  K.  wissenschaftL 
Prflfungscommission  der  betreff.  Provinz  ein  Verzeichniis  der  Candidaten, 
welche  bei  der  letztem  die  Prüfung  pro  facultate  docendi  bestanden  hiU)en, 
mit  Angabe  des  Umfangs  und  Maises,  in  welchem  demselben  die  Uaterrichts- 
befähigung  zuerkannt  worden  ist.  Die  Schalamtscandidaten  ihrerseits  werden 
durch  eine  in  das  PrüfungszeugnÜs  aufgenommne  Bemerkung  aufgefordert, 
»ich  unter  Einreichung  desselben  bei  dem  K.  ScbulcoUegium  der  Provinz, 
in  welcher  sie  beschäftigt  zu  werden  wünschen  und  ihren  Aufenthalt  zu 
nehmen  gedenken,  schriftlich  zu  melden,  besonders  auch  um  wegen  des 
Probejahrs  Auskunft  und  Anweisung  zu  erhalten. 

3.  Das  Probejahr  kann  in  der  Regel  nur  an  einem  Gvmnasium  oder 
einer  vollständigen  Realschule,  nicht  an  einem  Progymnasium  oder  einer 
höh.  Bürgerschule  abgehalten  werden. 

Die  Wahl  des  Gvmnasiums  oder  der  Realschule  steht  den  Candidaten 
iwar  frei,  doch  bedarf  die  Annahme  eines  Probanden  in  jedem  Fall  der  Ge- 
nehmigung des  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegiums.  Diese  Behörden  sind  nach 
der  ihnen  beiwohnenden  nähern  Kenntnifs  der  Verhältnisse  auch  befugt,  einen 
Cftndidaten  einer  bestimmten  Anstalt  zu  überweisen.  Soweit  es  das  Interesse 
der  Schulen  zuläfst,  wird  auf  die  besonders  auch  durch  die  Sorge  für  ihre 
Snbsistenz  bedingten  Wünsche  der  Candidaten  Rücksicht  genommen. 

Das  Probejahr  mufs,  wenn  zu  einem  Wechsel  nicht  dringende  Gründe 
vorliegen,  an  einer  und  derselben  Anstalt  absolvirt  werden.  Ist  der  Wechsel 
zugleich  der  Uebergang  in  eine  andre  Provinz,  so  hat  sich  der  Candidat  da- 
selbst dem  betreff.  K.  Prov.  Schulrath  wiederum  womöglich  persönlich  vor- 
instellen. 

In  der  Regel  dürfen  die  evangel.  Candidaten  nur  an  einer  evangelischen^ 
die  kathol.  nur  an  einer  katholischen  Anstalt  behufs  ihrer  prakt.  Ausbildung 
zugelassen  werden^). 

Die  Annahme  eines  ausländischen  Candidaten  zum  Probejahr  bedarf  der 


1)  C.  Verf.  T.  4.  Jan.  1864:  „Auf  den  Bericht  v.  3.  r.  M.,  das  Probejahr 
der  Sehulamtflcandidaten  betreffend,  erwiedere  ich,  dafs  die  Bestimmiing  der  C.  Verf. 
T.  26.  M&rs  1827,  wonach  evangeL  Candidaten  nur  an  einer  erangeliachen,  katho- 
lische nur  an  einer  kathol.  Unterrichtsanstalt  als  Probanden  zugelassen  werden 
■ollen,  nach  wie  ror  als  Regel  festzuhalten  ist.  Ausnahmen  von  derselben  sind  in 
einxelnen  F&llen  aus  billiger  Rücksicht  auf  besondere  Umst&nde  wie  an  erangel., 
so  auch  an  kathoL  Anstalten  genehmigt  worden,  und  bei  den  Verhältnissen  der 
Hauptstadt  der  Monarchie,  wo  riele  junge  M&nner  sich  ku  wissenschafÜ.  Zwecken 
und  Kur  Benutzung  Ton  Centralinstituten  aufhalten,  wird  es  auch  künftig  nicht  ver- 
mieden werden  können,  dafs  kathol.  Schulamtscandidaten  bei  den  hiesigen  erangel. 
Anstalten  cum  Probejahr  zugelassen  werden.  Allgemeines  ist  darüber  nicht  fest- 
snsetcen;  die  EntschUefsung  muls  yiehnehr  für  jeden  einzelnen  Fall  rorbehalten 
bleiben.** 
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Genehmigung  des  Ministers ,  welche  von  dem  betreff.  ProT.  Schnledllegiam 
SU  beantragen  ist. 

An  keiner  Anstalt  dflrfen  zugleich  mehr  als  2  Probanden  beschiftigt 
werden. 

Den  Mitgliedern  der  pädagog.  und  didakt.  Seminarien  werden  gemlA 
der  für  dieselben  geltenden  besonderen  Bestimmungen,  die  Ton  ihnen  ia 
öffentl.  Schulen  instructionsmäfsig  ertheilten  Unterrichtstnnden  als  Probejahr 
angerechnet. 

3.  Die  Zahl  der  dem  Gandidaten  zu  fiberweisenden  Standen  beträgt 
6  bis  8  wöchentlich.  Nur  in  dem  Fall,  dafs  durch  Erkrankung  einet  Lehren 
oder  durch  andere  Ursachen  das  Bedürfnifs  einer  Aushülfe  entsteht,  toUea 
die  Probanden  verpflichtet  sein,  die  Anstalt  nach  Anordnung  des  Directors 
durch  Uebemahme  von  Vicariatstunden  zu  unterstützen. 

Die  ihnen  als  Probanden  übertragenen  Lectionen  haben  die  Gandidatea 
während  des  ersten  Jahrs  in  der  Regel  unentgeltlich  zu  ertheilen ;  doeh  kann 
ihnen,  wenn  die  Mittel  der  Anstalt  es  zulassen,  eine  angemeCuie  Remune- 
ration gewährt  werden. 

Wo  die  Verhältnisse  einer  Anstalt  dazu  nöthigen,  die  noch  unerprobten 
Gandidaten  sofort  in  die  Zahl  der  vollbeschäftigten  Lehrer  einzureihen»  wo 
sie  deshalb  nicht  sowohl  Probanden  als  Hülfslehrer  sind,  werden  sie  für  die 
ganze  ihnen  zugewiesno  Stundenzahl  remunerirt.  Eine  Ausnahme  hieven 
wird  nur  bei  denjenigen  Gandidaten,  die  als  Mitglieder  eines  Seminars  und 
im  Genufs  eines  Stipendiums  eine  bestimmte  Zahl  wöchentlicher  Standen 
unentgeltlich  zu  geben  verpflichtet  sind,  insofern  gemacht,  als  diesen  nur 
der  aufser  den  Pflichtstunden  übertragne  Unterricht  zu  remnneriren  ist. 

4.  Die  erste  Aufgabe  der  Probanden  besteht  darin,  da(s  sie  nch  be- 
mühen, durch  Hospitiren  in  den  Lehrstunden  und  durch  Rücksprache  mit 
dem  Director,  den  Glassenordinarien  und  einzelnen  Lehrern  eine  Ansehauaog 
des  ganzen  Organismus  der  Schule  zu  gewinnen.  Nicht  minder  liegt  ihnen 
ob,  sich  mit  der  bei  derselben  geltenden  Discipllnarordnung  baldigst  vertraat 
zu  machen. 

Der  Gandidat  hospitirt  zuerst  vornehmlich  bei  demjenigen  Lehrer,  den 
er  demnächst  in  einem  Theil  seiner  Lehrstunden  vertreten  soll  und  sucht 
sich  mit  dem  Standpunct  der  betreff.  Schüler  genau  bekannt  zu  machen. 

Die  Glassen  und  die  Gegenstände,  in  welchen  der  Gandidat  unterrichten 
soll ,  werden  vom  Dir.  der  Anstalt  mit  Berücksichtigung  des  Prüfungsseug- 
nisscs  bestimmt  und  zwar  so,  dafs  die  Thätigkeit  desselben  soviel  wie  mög- 
lich concentrirt  wird. 

Der  Gandidat  darf  jedoch  nicht  das  ganze  Jahr  hindurch  in  einer  und 
derselben  Glasse  beschäftigt  werden,  sondern  es  ist  ihm  wenigstens  im 
zweiten  Semester  Gelegenheit  zu  geben,  seine  Kräfte  auch  in  anderen  und 
höheren  Glassen,  wenn  auch  nur  in  der  Behandlung  kürzerer  Lehrabschnitte^ 
zu  versuchen. 

Die  Lehrer,  welche  der  Gandidat  vertritt,  haben  sich  fortwährend  als 
die  eigentlichen  Lehrer  des  betreff.  Fachs  und  der  betreff.  Glasse  zu  betrach- 
ten, und  daher  anfangs  allen  Lectionen  des  Gandidaten  beizuwohnen,  ihm 
nach  den  Stunden  die  etwa  nöthigen  Bemerkungen  zu  machen,  und  sobald 
ihm  eine  selbständigere  Leitung  der  Glasse  vertraut  werden  kann,  von  Zeit 
zu  Zeit  noch  die  Lectionen  zu  besuchen.  Hauptsächlich  haben  ab^r  die  Di* 
rectoren  selbst,  sowie  die  betreff.  Glassenordinarien  die  Thätigkeit  der  Pro- 
banden zu  beobachten,  sich  über  Inhalt  und  Form  ihres  Unterrichts  mit  ihnea 
zu  besprechen ,  sie  auf  methodische  und  disciplinarische  Mifsgriffe  aufmerk- 
sam zu  machen,  und  ihnen  überall  mit  ihrer  gereiften  Erfahrung  und  ihrem 
sachkundigen  Rath  zu  Hülfe  zu  kommen. 

Dies  geschieht  auch  durch  die  Hinweisung  auf  Schriften,  welche  fttr 
die  Oricntirung  über  das  Schulwesen  überhaupt,  sowie  über  einzelne  pädagog. 
und  didakt.  Fragen  von  Wichtigkeit  sind;  ebenso  durch  die  Mittheilang  von 
allgemeinen  die  Schulorganisation  betreffenden  amtl.  Verfügungen. 


97 

5.  Die  Probaaden  sind  als  wirkliche  Lehrer  der  Anstalt  za  betrachten, 
an  welcher  sie  beschäftigt  werden  und  haben  deshalb  auch  das  Recht  nnd 
die  Pflicht,  bei  den  Gensaren  der  von  ihnen  unterrichteten  Sohfiler,  jedoch 
anter  Revision  des  Classenordinarins,  ihre  Stimme  abzugeben.  Ebenso  woh- 
nen sie  den  allgemeinen  Lehrerconferenzen  der  Anstalt  bei,  nnd  haben, 
wenn  sie  eine  ganze  Lehrerstelle  vertreten,  auch  volles  Stimmrecht;  andern- 
fidls  steht  es  ihnen  nur  für  die  Gegenstände  ihres  Unterrichts  zu. 

6.  Ueber  das  Ergebnifs  des  Probejahrs  wird  dem  Oandidaten  durch  das 
betreff.  K.  Prov.  Schulcollegium  ein  Zeugnils  ausgestellt  Die  Grundlage  des- 
selben bildet  das  von  dem  Dir.  der  Anstalt,  an  welcher  der  Candidat  sein 
Probejahr  gehalten  hat ,  über  ihn  abgegebne  und  von  den  betreff.  Glassen- 
ordinarien  mitunterschriebne  Zeugnils.  Dasselbe  enthält  ein  Urtheil  über 
die  von  dem  Oandidaten  an  den  Tag  gelegte  prakt.  Befähigung  und  seine 
g^ammte  Thätigkeit,  über  sein  Verhalten  gegen  die  Schüler,  seinen  Fleiis, 
seine  Strebsamkeit,  Pünctlichkeit  und  sittliche  Führung. 

Das  K.  Prov.  Schulcollegium  kann,  zumal  wenn  der  Departementarath 
bereits  Gelegenheit  gehabt  hat,  von  der  Wirksamkeit  des  Oandidaten  un- 
mittelbar Kenntnifs  zu  nehmen,  sich  dies  Zeugnils  vollständig  aneignen  und 
ohne  weitres  mit  seiner  zustimmenden  Unterschrift  versehen.  Dasselbe  ist 
aber  in  allen  Fällen  auch  befugt,  nach  Befinden  Anordnung  zu  treffen,  daft 
ein  Oandidat  zuvörderst  in  Gegenwart  und  nach  näherer  Bestimmung  des 
Departementsraths  eine  oder  mehrere  Probelectionen  halte,  in  weichem 
Fall  das  K.  Prov.  Schulcollegium  das  Zeugni(s  erst  nach  dem  darüber  er- 
statteten Bericht  des  Departementsraths  ausstellt 

Die  den  Mitgliedern  von  Seminarien  (s.  2.)  über  das  Probejahr  zu  erthei- 
lenden  und  ebenfalls  zunächst  an  das  K.  Prov.  Schulcollegium  einzusendenden 
Zeugnisse  müssen  auch  von  dem  Dir.  des  Seminars  unterzeichnet  sein. 

Wenn  das  Probeiahr  an  einer  zum  Ressort  einer  K.  Regierung  gehören- 
den höh.  Schule  abgehalten  ist,  so  sendet  diese  Behörde  das  von  dem  betreff. 
Director  darübec  ausgestellte  nnd  von  dem  Departementsraih  mitunterzeich- 
nete Zeugnifs  an  das  K.  Schulcollegium  der  Provinz  zur  Kenntnilsnahme 
und  weitern  Veranlassung. 

Es  macht  hinsichtlich  des  Zeugnisses  keinen  Unterschied,  ob  der  Pro- 
bandus  nur  6  bis  8  Stunden  wöcbentl.  ertheilt  hat,  oder  ob  er  ausnahmsweise 
gleich  mit  der  vollen  Stundenzahl  eines  angestellten  Lehrers  beschäftigt  ge- 
wesen ist 

Das  Zeugnils  über  den  Ausfall  des  Probejahrs  bildet  eine  wesentliche 
Ergänzung  des  dem  Oandidaten  über  das  Ergebnils  der  wissenschaftl.  Prüfung 
ertioeilten  Zeugnisses  und  ist  bei  Bewerbungen  um  eine  Lehrerstelle  jedes- 
mal mitvorzulegen. 

7.  Tritt  der  Fall  ein,  dafs  es  an  Gelegenheit  fehlt,  einen  Schulamtscan- 
didaten  alsbald  nach  der  Prüfung  einer  höh.  Lehranstalt  zur  Ableistung  des 
Probejahrs  zuzuweisen,  oder  ihn  nach  dem  Probejahr  an  einer  öffentl.  Schule 
anzustellen,  resp.  zu  beschäftigen,  so  dafs  derselbe  z.  B.  in  die  Stellung  eines 
Hauslehrers  eintritt  oder  sich  einstweilen  auf  Privatbeschäftigung  beschränkt, 
so  ist  ein  solcher  Oandidat  bei  seiner  Meldung  aufzufordern,  den  etwanigen 
Wechsel  seines  Aufenthaltsorts  dem  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegium  anzu- 
«eigen.  Die  Departementsräthe  werden  ihrerseits  soweit  tbunlich  von  den 
peraönl.  Verhältnissen  und  den  Studien  solcher  Oandidaten  Notiz  nehmen  und 
sie  mit  ihrem  Rath  unterstützen,  oder  sie  in  dieser  Beziehung  an  den  Direc- 
tor der  dem  Oandidaten  nächsten  höh.  Lehranstalt  weisen. 

8.  Ungeprüfte  Oandidaten  dürfen  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers 
als  Lehrer  an  höh.  Schulen  beschäftigt  werden.  Die  Anträge  für  derartige 
Ausnahmen  sind  auf  höchstens  2  Semester  zu  stellen.  Die  in  solcher  Weise 
vor  der  Prüfung  pro  facult.  docendi  im  Lehramt  zugebrachte  Zeit  wird  dem 
Oandidaten  nur  in  besonderen  Fällen,  über  die  zu  berichten  ist,  als  Probe- 
jahr angerechnet 

9.  Von  den  K.  Schulcollegien  wird  über  das  von  Oandidaten  des  höh. 

7 
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Sohulamis  an  Gymnasien,  resp.  Realschulen,  der  Provini  absolvirta  Probejahr 
nach  Ostern  nnd  nach  Michaelis  jedes  Jahrs  ein  C!ollectivbericht  nach  Maß- 
gabe der  Circularverfügungen  v.  11.  Apr.  1863  o.  ▼.  35.  Octb.  1864  erstattet 
In  denselben  CoUectivbericht  werden  auch  diejenigen  Gandidaten  auf- 
genommen ,  welche  das  Probejahr  an  einer  unter  der  Au&iobt  einer  K.  Re- 
gierung der  Provinz  stehenden  höh.  Schule  (s.  6.)  abgehalten  haben.* 

C.  Verf.  V.  14.  Aug.  1867:  „In  §.  6  der  das  Probejahr  der  Schulamts- 
candidaten  betreffenden  C.  Verf.  v.  30.  März  d.  J.  ist  u.  a.  bestimmt  worden, 
dafs,  wenn  das  Probejahr  bei  einer  zum  Ressort  einer  K.  Regierung  gehören- 
den Anstalt  abgehalten  ist,  diese  Behörde  das  von  dem  Rector  resp.  Direetor 
darüber  ausgestellte  und  von  ihrem  Departementsrath  mitunterzeichnete  Zeng- 
nifs  an  das  E.  Schulcollegium  der  Provinz  zur  Kenntnisnahme  und  weiten 
Veranlassung  sendet. 

Zur  Vermeidung  von  Unzuträglichkeiten,  welche  bei  diesem  Verfiduea 
eintreten  können,  habe  ich  nachträglich  die  Anordnung  getrofflen,  dafs  in  dem 
angegebnen  Fall  den  Schulamtscandidaten  kein  von  dem  Regiemngs-Schnlrsth 
mitunterzeichnetes  Zeugnifs  ausgestellt  wird,  sondern  dais  die  betreffende 
K.  Regierung  sich,  unter  Benutzung  des  von  dem  Rector,  resp.  Direetor,  der 
Schule  erstatteten  Berichts,  in  einem  Schreiben  an  das  K.  SchnlcoHeginm  der 
Provinz  über  das  Ergebnils  des  Probejahrs  ausspricht. 

Dem  betreff.  K.  Prov.  Schulcollegium  bleibt  es  überhissen,  entweder  anf 
Grund  dieser  Mittheilung  dem  Gandidaten  das  Zeugniis  auszustellen,  oder, 
wenn  demselben  der  Rector,  resp.  Direetor,  einer  solchen  Schule  unbekannt 
ist,  d^r  Departementsrath  des  K.  Prov.  Schulcollcgiums  auch  keine  Gele^n- 
heit  gehabt  hat,  die  Lebrthätigkeit  des  Gandidaten  zu  beobachten,  letzterm 
aufzugeben,  sich  behufs  Abhaltung  von  Probelectionen  an  dem  von  dem  De- 
partementsrath ihm  zu  bestimmenden  Ort  einzufinden;  worauf  dann  das 
Zeugniis  erst  nach  dem  Ergebnils  dieser  Lectionen  ausgefertigt  und  dem  Gan- 
didaten eingehändigt  werden  kann. 

Zu  demselben  §.  6  gedachter  Gircularverftlgnng  bemerke  ich  hinsichtlich 
der  Unterschrift,  da&,  wenn  der  Dir.  der  Anstalt  und  der  betreff*.  Ordinarius 
dasjenige  Fach,  in  welchem  der  Probandus  seinem  Ptüfungszeugnifs  gemlA 
ausschliefslich  oder  vorzugsweise  beschäftigt  worden  ist,  nicht  auch  ihrcrseiti 
bei  der  Anstalt  vertreten  oder  vertreten  können,  das  Zeugnifs  auch  von  dem 
betreff.  Fachlehrer  mitzuunterzeichnen  ist,  beispielsweise  also  von  dem  Ma- 
thematikus,  falls  nicht  der  Direetor  oder  der  Ordinarius  die  Stelle  eine« 
solchen  bekleidet.  Diese  Bemerkung  weist  selbstverständlich  zugleich  anf  die 
Verpölchtung  hin,  dafs  in  solchen  Fällen  der  Fachlehrer  die  'niätlgkeit  der 
betreff.  Gandidaten  auch  seinerseits  zu  beobachten  hat. 

Was  die  Stempelpflichtigkeit  der  Zeugnisse  über  das  Probejalir 
betrifft,  so  können  dieselben  nur  in  denjenigen  Fällen  ohne  besondem  Stempel 
ausgefertigt  werden,  wenn  sie  unmittelbar  unter  das  Zeugnifs  pro  facoH. 
docendi  zur  Ergänzung  desselben  gesetzt  werden.  Geschieht  dies  nicht,  son- 
dern erfolgt  die  Ausfertigung  in  der  Form  eines  selbständigen  Zeugnisses  auf 
bcsonderm  Bogen,  so  bedarf  es  dazu  den  bestehenden  Vorschriften  gemi6, 
auch  der  Verwendung  eines  besondem  Stempels. 

Die  zwei  letzteren  nachträgl.  Bestimmungen  zu  der  C.  Verf.  v.  30.  Min 
d.  J.  sind  den  Directoren  der  Gymnasien  und  Realschulen  zur  Beachtnn; 
mitzutheilen." 

Vrgl.  in  Betreff  der  Militairverhältnisse  der  SchuUmtscandi- 
daten  Abschn.  V. 


Prüfung  von  Elemcntarlehrern  in   fremden  Sprachen. 

Bekanntm.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  9.  Mai  18^2: 
gFür  diejenigen  Elementarlehrer,  welche  in  hiesigen  mittl.  und  höh.  Knaben- 
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schulen  im  Lateinischen,  im  Französischen  oder  im  Englischen  au  unter- 
richten wünschen,  soll  im  Febr.  jedes  Jahrs  bei  dem  hies.  Seminar  für  Stadt* 
scdiulen  eine  Prüfung  abgebalten  werden. 

Dieselbe  kann  nach  dem  Wunsch  der  Examinanden  auf  eine,  auf  zwei 
oder  alle  vorgenannten  Sprachen  sich  beziehen. 

Jede  dieser  Prüfungen  besteht:  1.  in  einer  Uebersetzung  aus  der  betrefif. 
Sprache  und  einer  schrifU.  Uebersetzung  in  dieselbe;  2.  in  einer  mündl. 
Ftfifung  zur  Ermittelung  der  grammat  Kenntnisse  und  der  Einsicht  des  Eza- 
minandus  in  die  method.  Behandlung  des  betreiSf.  UnterrichtiBgegenstandes; 
3.   in  einer  Probelection. 

Auf  Grund  des  über  den  Ausfall  der  Prüfung  zu  erstattenden  Berichts 
der  PrüfuDgscommission  werden  die  betreff.  Zeugnisse  von  uns  ausgefertigt 

Für  cUe  TheUnahme  an  dieser  Prüfung  hat  jeder  Examinandus  bei  seiner 
persönl.  Anmeldung  zu  derselben  an  den  Dir.  des  Seminars  für  Stadtschulen, 
wenn  die  Prüfung  in  einem  Gegenstande  erfolgen  soll  2  Thlr.,  wenn  in  zweien 
4  Thlr.,  wenn  in  dreien  6  Thlr.  an  Prüfungsgebühren  zu  entrichten.  Die 
schrifU.  Anmeldungen  zu  dieser  Prüfung  erfolgen  bei  uns  bis  zum  15.  Jan. 
jedes  Jahrs  unter  Einreichung  eines  Lebenslaufis,  in  welchem  insonderheit  die 
Angabe  über  die  Vorbereitung  zu  dem  fremdsprachlichen  Unterricht  enthalten 
sein  muls,  und  des  Zeugnisses  der  Lehrerbefahigung.*' 


Instruction  für  die  Prüfung  der  Zeiohnlehrer  an  Gym* 
nasien  und  Realschulen,  y.  2.  Oct.  1863: 

„  §.  1.  Wer  als  Zeichnlehrer  an  einem  Gymn.  oder  einer  Realschule 
(desgl.  an  einer  hob.  Bürgerschule)  angestellt  zu  werden  wünscht,  hat  sieh 
luvor  persönl.  einer  Prüfung  vor  einer  der  EL  Akademien  zu  Berlin,  Düssel- 
dori  oder  Königsberg  zu  unterwerfen. 

§.  2.  Der  schriftl.  Meldung  bei  der  betreff.  Akademie  um  Zulassung  zur 
Prüfung  ist  beizufügen:     1.  Eine  kurze  Darstellung  des  bisher.  Lebensganges; 

2.  ein  Zeugnifs ,  dafs  der  Examinand  ein  Gymn. ,  eine  Realschule  1.  0.  oder 
dne  anerkannte  höh.  Bürgerschule  bis  zur  II  besucht  hat,  oder  für  diese 
Qasse  reif  befunden  worden  ist,  oder  dafs  er  die  II  einer  Realschule  2.  0. 
durchgemacht,  oder  auch  eine  dem  gleichstehende  schulwissenschaftl.  Bildung 
anderweitig  erworben,  oder  dafs  er  seine  Bildung  auf  einem  Schullebrer- 
Seminar  erhalten  hat  und  aus  diesem  mit  der  Qualification  für  das  Lehramt 
entlassen  ist  (Zeugnisse  über  den  Ersatz  einer  regelmäßigen  Schulbüdung 
sind  nur  annehmbar,  wenn  sie  von  competenter  Seite  ausgestellt  worden  sind); 

3.  ein  Zeugnifs,  dafs  er  eine  Kunstakademie  oder  das  Atelier  eines  aner- 
kannten Künstlers  längre  Zeit  besucht,  und  daselbst  in  den  wesentlichsten 
Fächern  seine  Studien  gemacht  hat;  4.  ein  Zeugnifs  über  seine  sittliche 
Führung;  5.  eine  kurzgefaßte  Darstellung  der  Methode,  welche  er  beim 
Unterricht  zu  befolgen  gedenkt. 

§.  3.    Die  Prüfung  wird  im  Local  der  betreff.  Akademie  abgehalten. 
Der  Examinand  mufs  sich  in  derselben  befähigt  erweisen, 

A.  Im  Freihandzeichnen  1.  Einen  Kopf  nach  der  Natur,  oder  einen 
Gypsabgufs,  oder  irgend  einen  andern  körperlichen  Gegenstand  in  den  verschie- 
densten Stellungen  mit  Licht  und  Schatten  zu  zeichnen,  und  gleichzeitig  eine 
verständliche,  auf  den  Regeln  der  Hülfslinien  beruhende  Anweisung  zum  Zeich- 
nen desselben  in  jenen  verschiedenen  Stellungen  zu  geben;  2.  eine  Zeich- 
nung nach  einem  plastischen  Ornament  mit  2  Kreiden  in  gutem  Vortrag  aus- 
zuführen;       3.  einen  Baum  oder  eine  landschaftl.  Studie  zu  zeichnen. 

B.  Im  Zeichnen  mit  Lineal  und  Cirkel,  sowie  in  der  Theorie, 
Bind  die  Forderungen  an  die  Lehrer  für  Gymnasien  verschieden  von  denen 
für  die  Lehrer  an  Realschulen  zu  stellen  und  zwar  an  letztere  höher. 
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Ffir  die  Lehrer  an  Gymnasien  ist  als  Minimum  in  fordern:  1.  (Mnd- 
liehe  Bekanntschaft  mit  der  Lehre  von  den  geometr.  ProjeetioneB  einfiMher 
gradflächiger  und  krummflächiger  Körper  nebst  der  Gonstroctkm  ihrer  SchiMen, 
Dis  zur  Zeichnung  von  Grundrissen,  Aufrissen  und  Durchschnitten  ^n£uker 
architektonischer  Gegenstände;      2.  Kenntniis  der  PerspectiTe. 

Von  Denjenigen,  welche  an  Realschulen  unterrichten  wollen,  ist  aniser- 
dem  zu  verlangen:  1.  Kenntnifs  der  beschreibenden  Geometrie;  2.  so  viel 
aUgemeine  Kenntniis  des  Technischen  der  Baukunst  und  der  Maschinenkunde, 
da&  sie  die  dahin  gehörenden  Gegenstände  correct  und  sauber,  eeometriaeh  wie 
isometrisch  zeichnen  und  auch  perspectivisch  mit  Licht  und  S<»atten  Tersehea 
anschaulich  machen  können;  3.  einige  Fertigkeit  im  Planzeidmen,  und 
Kenntniis  der  wichtigsten  Methoden  desselben. 

§.  4.  Der  Candidat  hat  femer  in  der  mündl.  Prüfung  darzuthun:  1.  £me 
allgemeine  Kenntniis  der  alten,  mittehUterlichen  und  neuem  Konstgesdnehte 
mit  Einschluis  der  Baukunst;  2.  eine  aUgemeine  Kenntniis  der  Anatomie 
des  menschlichen  Körpers,  bmonders  der  Knochen ;  3.  Kenntniis  der  wich- 
tigsten Methoden  des  Zeichnunterrichts  überhaupt  (Peter  Schmidt,  Dopuis  etc.) 
und  der  bewährtesten  Hfllfismittel  für  den  Unterricht 

§.  5.  Denen ,  welche  bei  einer  Akademie  den  Cursus  absolvirt  haben 
und  den  prüfenden  Lehrem  vortheilhaft  bekannt  sind,  können  die  Aiobe- 
arbeiten  ganz  oder  zum  Theil  erlassen  werden. 

§.  6.  Hat  der  Candidat  die  Prüfung  nicht  bestanden,  so  darf  er  sich 
erst  nach  Verlauf  eines  Jahrs  zu  einer  neuen  Prüfung  melden.  Betrifft  die 
wahrgenommne  Unzulänglichkeit  nur  die  theoret  Fädier,  so  kann  die  Md- 
düng  schon  nach  einem  halben  Jahr  wiederholt  werden. 

§.  7.  Das  dem  Candidaten  auf  Grund  der  bestandnen  Prüfung  ansm- 
stellende  Zeugnifs  wird  nach  folgendem  Schema  abgefaist: 

N.  N.  gebürtig  aus  ... ,  alt ... ,  ...  Confession,  hat  nach  beigebrachtes 
Zeugnissen  das  Gymnasium  (Realschule  etc.)  bis  zur . . .  besucht  (resp.  seine 
Bildung  durch  Privat-  oder  durch  Selbstunterricht  erlangt)  und  seine  Stadien  ii 
der  Zeichnkunst  in  der  ...  Anstalt  (resp.  bei  dem  Lehrer  N.  N.)  zu  ...  gemacht 

Nach  den  von  ihm  abgelegten  Proben  und  der  an  ihm  wahrgeiMmunnea 
aUgemeinen  BUdung  erkennt  die  Akademie  ihn  als  hinreichend  befähigt 
(ZeugnÜs  3.  Grades)  (resp.  wohlbefähigt  ...  Zeugnifs  2.  Grades  ...,  oder 
als  vorzüglich  befähigt  ...  Zeugnils  1.  Grades)  an,  um  als  Zeichnlehrer 
an  einem  Gymnasium  (resp.  an  einer  Realschule,  oder  sowohl  an  einem  Gym- 
nasium wie  an  einer  Realschule^))  angestellt  zu  werden. 

Die  Zeugnisse  sind  durch  das  Siegel  der  Akademie  und  durch  die  Unter 
Schriften  des  Directors  und  des  Secretairs  zu  legalisiren. 

§.  8.  Für  jedes  derartige  Zeugnils  sind  von  den  Candidaten,  aolser  dea 
gesetzlich  vorgeschriebnen  Stempel,  4  Thlr.  Grebühren  zu  entrichten. 

§.  9.  Die  durch  den  Unterricht  an  höh.  Schulen  noch  nicht  bewährtes 
Lehrer  haben  an  der  Anstalt,  an  welche  sie  bemfen  werden,  zuvörderst  eis 
Probejahr  zu  bestehen,  jedoch  mit  einer  dem  (jehalt  der  Stelle  gleichkom- 
menden Remuneration.  Nach  Ablauf  des  Probejahrs  wird  ihnen  über  ihre 
darin  bewiesne  pädagog.  und  didakt.  Befähigung  ein  Zeugniis  von  dem  Dir. 
der  Anstalt  ausgestellt,  welches  bei  anderweitigen  Bewerbungen  mitvona- 
legen  ist 

§.  10.  Auch  Personen,  welche  nicht  die  bestimmte  Absicht  haben,  sick 
dem  Unterricht  an  Gymnasien  oder  Realschulen  zu  widmen,  die  aber  eil 
gültiges  Zeugnifs  über  ihre  Geschicklichkeit  zu  erhalten,  desgleichen  Ansländer, 
die  ein  von  einer  preuCsiBchen  Akademie  ausgestelltes  Qualificationszeagnilii 
zu  erwerben  wünschen,  können,  sofern  kein  Bedenken  im  einzelnen  Fall  eat- 
gegcnstebt,  unter  denselben  Bedingungen  zur  Prüfung  zugelassen  werden." 
Berlin.    Der  Minister  etc. 


*)  Die  Qualification  für  den  Unterricht  an  BeaUchulen  Bchlieist  dt»  tti  im 
Unterricht  an  Gymnasien  in  sich,  nicht  umgekehrt. 
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Zum  vorstehenden  Reglement  gehören  folgende  Begleitverfttgnn« 
gen  V.  20.  Cot.  1863: 

a.  (An  jede  der  3  K.  Kunstakademien).  „Der  K.  Akademie  lasse  ieh 
faiebei  ..  Exemj^are  des  Abdrucks  der  Bestimmungen  snigefaen,  welche  ich 
auf  Grund  der  eingegangenen  sachverständigen  Gutachten  Aber  den  Unter- 
ileht  im  Zeichnen  auf  Gymnasien  und  Realschulen  unter  dem  2.  d.  M.  er- 
lassen habe. 

Bei  den  Verhandlungen  über  den  Gegenstand  ist  von  verschiedenen 
Seiten  darauf  hingewiesen  worden,  da(s  es  wesentlich  zur  Hebung  des  Unter- 
richts im  Zeichnen  auf  den  höh.  Schulen  gereichen  müsse,  wenn  das  Gtohalt 
der  Zeichnlehrer  erhöht,  und  denselben  innerhalb  der  LehrercoUegien  eine 
bedeutendere  Stellung  angewiesen  werde.  Ich  bemerke  hiezu,  daft  sich  da- 
rüber aUgemdne  Vorschrmen  nicht  geben  lassen,  und  dals  in  beiden  Beasie- 
hungen  zur  Herbeiftlhrung  befriedigender  Verhältnisse  das  Meiste  immer  von 
den  Lehrern  selbst,  von  ihrer  Persönlichkeit,  Bildung  und  Leistungsfähigkeit 
abhangen  wird. 

Die  Anordnung  der  C.  Verf.  v.  13.  Ai^.  1824,  wonach  die  technischen 
Lehrer  nicht  definitiv  angestellt  werden,  aufzuheben,  kann  ich  nicht  fOr  rath- 
sam  halten.  Die  Genehmigung  fester  Anstellung,  biMonders  an  Realsdnden, 
wird  jedoch  wie  bisher  so  auch  künftig  nicht  versagt  werden,  wenn  sie  von 
sttdt.  Patronaten  beantragt  wird.  Die  Besoldung  der  Zeichnlehrer  steht  bei 
iHteht  wenigen  Anstalten  schon  jetzt  in  angemeisnem  VerhältnÜii  zu  dem  Auf- 
wand von  Kraft  und  Zeit,  der  ihnen  zugemuthet  wird,  und  ebenso  zu  den 
BMoldungen  der  übrigen  Lehrer.  Wo  dies  noch  nicht  der  Fall  ist.  und  be- 
sonders an  den  Realschulen,  wo  gröfsere  Ansprüche  an  die  Zeichnlehrer  ge- 
macht werden  müssen,  wird  darauf  Bedacht  genommen ,  und  durch  die  lYo- 
vinzialbehörden  darauf  hingewirkt  werden,  dals  die  äulsre  Läse  der  Zeichn- 
l^irer  verbessert  wird  und  ihre  berechtigten  Wünsche  hieiin  gebührende 
Berücksichtigung  finden. 

Die  Directoren  der  höh.  Schulen  sind  daran  erinnert  worden,  dals  es  zu 
ihren  Pflichten  gehört,  auch  dem  Unterricht  im  Zeichnen  fortdauemd  ihre 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  von  den  Fortschritten  der  Schüler  von  Zeit  zu 
2Seit  Kenntnifs  zu  nehmen,  und,  sofern  es  Noth  thut,  den  betreff.  Lehrern  in 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  Disciplin  Beistand  zu  gewähren.  Die 
Zeichnlehrer  weisen,  soweit  es  ihnen  selbst  erwünscht  sein  kann,  zu  den 
Lehrerconferenzen  zugezogen ;  die  Fortschritte  der  Schüler  werden  regelmälsir 
auf  den  Censnren  beurtheilt;  vorzügliche  Leistungen  und  mit  Sorgnlt  und 
FleÜs  ausgefQhrte  Arbeiten  werden  wie  bisher  durch  Lob  und  andere  Beweise 
der  Anerkennung,  z.  B.  durch  Prämien,  ausgezeichnet  werden.  £s  fehlt  nicht 
an  Erfalming,  da(s  bei  vorhandner  Tüchtigkeit  des  Lehrers  alles  dies  hinreicht, 
dem  Unterricht  den  beabsichtigten  Erfolg  und  dem  Lehrer  als  solchem  eine 
geachtete  Stellung  zu  sichern. 

Bei  den  Prüfungen  der  Zeichnlehrer  Schuldirectoren  zuzuziehen,  wie 
vcNTgeschlagen  worden  ist,  würde  sich  schwer  durchführen  lassen.  Die  Absicht 
des  VorscUags  wird  sich  sichrer  durch  das  angeordnete  Probejahr  erreichen 
lassen. 

Wenn  in  §.26  der  Prüfhngsinstruction  bestimmt  wird,  dals  über  den 
Ersatz  einer  mangelnden  regelmäfsigen  Schulbildung  nur  solche  Zeugnisse 
angenommen  werden  dürfen,  welche  von  competenter  Seite  ausgestellt  worden 
sind,  so  hat  dies  den  Sinn,  dafs  die  betreff.  Zeugnisse,  z.B.  von  Schuldirec- 
toren, Geistlichen,  oder  anderen  Personen  in  ähnlicher  öffentl.  Amtstellung 
ausgestellt  sein  müssen. 

Dafs  iunge  Männer  an  den  Akademien  selbst  genügende  Gelegenheit 
finden ,  sich  zu  Zeichnlehrem  auszubilden ,  ist  wünschenswerth.  Ob  sich  zu 
dem  Ende  neue  Veranstaltungen  treffen  lassen,  mu(s,  als  mit  der  Organisation 
der  Akademien  zusammenhangend,  weitrer  Erwägung  vorbehalten  bleiben, 
und  konnte  auf  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Reglements  keinen 
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EinfloOi  haben.  Einstweilen  mnifi  es  nach  wie  vor  den  betrefll  LehraaitaasiH- 
ranten  überlassen  bleiben,  wo  und  wie  sie  ihre  Ausbildnng  saehen  woUen. 

Die  bei  Aushändigung  des  Zeugnisses  zu  erhebenden  Prfifiingagebfibren 
(§.8  der  Instruction)  werden  am  Schlnfo  jedes  Jahrs  unter  die  bei  den  Prfl- 
fungen  betheüigt  gewesenen  akadem.  Lehrer  gleichmäßig  yertheüt  Es  bleibt 
unbenommen,  nach  Befinden  die  Gebühren  zu  erlassen. 

Schliefslich  bemerke  ich,  dals  die  Prüfungsinstruction  ▼.  2.  d.  M.  sich  nur 
auf  die  Gymnasien  und  Realschulen  bezieht  und  nicht  zugleich  fOr  die  Prfifoog 
der  Lehrer  an  Kunst-  und  Gewerkschulen  malsgebend  kf 

b.  (An  die  E.  Prov.  SchulcoUegien  und  die  K.  Regierungen).  nDas  K. 
Prov.  Schulcollegium  empfangt  hiebei  ..  Exempljcire  des  neuen  Beglemenli 
ftir  den  Unterricht  im  Zeichnen,  zu  eignem  Gebrauch  und  cur  Vertheilaiig 
an  die  Directoren  und  Bectoren  der  höh.  Lehranstalten  Seines  Beesorts.  Bei- 
gefügt ist  aulserdem  eine  Abschrift  der  an  die  K.  Kunstakademien  bei  dieser 
Gelegenheit  erlafsnen  Verfügung,  zur  Kenntnüsnahme  und  Beachtung. 

Das  K.  Prov.  Schulcollegium  wird  veranlafst,  die  Gymnasialdireetona 
auf  Nr.  10  der  dem  Lebrplan  beigegebenen  Bemerkungen,  die  TheQnahme 
der  Schüler  der  oberen  Classen  am  Zeichnunterricht  betreffend  (s.  Abth.Ijp.ldI), 
besonders  hinzuweisen,  und  es  den  Directoren  allgemein,  sowie  den  Cäassen 
Ordinarien,  zur  Pflicht  zu  machen,  auch  dem  Zeichnunterricht  die  gebfllirende 
Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Der  Erfolg  desselben  hängt  nicht  allein  toi 
der  eignen  künstlerischen  Tüchtigkeit  des  Lehrers,  von  seinem  method.  und 
pädagog.  Geschick,  und  von  dem  Vorhandensein  der  äulseren  Unterricht•e^ 
fordernisse,  sondern  ebenso  von  dem  Interesse  ab,  das  die  Direetion  der 
Schule  dem  Gegenstande  widmet,  und  auch  ihrerseits  in  den  Schalem  rege 
SU  erhalten  weifs.  Es  wird  zweckmäßig  sein,  auf  den  Censuren  die  Suä 
zu  vermerken,  welche  der  betreff.  Schüler  im  Zeichnen  erreicht  hat. 

Wo  an  Anstalten  Königlichen  Patronats  die  Besoldung  eines  Zeicbnldi- 
rers  nach  dem  Dafürbalten  des  K.  Prov.  SchulcoUegiums  zu  niedrig  ist,  wid 
SU  den  Leistungen  desselben  nicht  in  richtigem  Verhältnifis  steht,  wird  daa 
K.  Prov.  Schuicellegium  nicht  unterlassen ,  geeignete  Anträge  zu  stellen  uod 
ebenso  die  Patronate  anderer  Schulen  dazu  anzuhalten,  da(s  sie  die  unn- 
reichenden  BeBoldungcn  der  Zeichnlehrer  verbessern.  Namentlich  sind  vor- 
kommenden Falls  die  Kealschalpatronate  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daft 
sie  nicht  hoffen  können,  tüchtige  Lehrkräfte  für  den  Zeichnunterricht,  wie  er 
an  den  Realschulen  ertheilt  werden  mufis,  zu  gewinnen,  wenn  sie  denselbei 
die  Lehrerstellen  nicht  durch  Gewährung  eines  angemelsnen  Gehalts  anneha- 
bar  machen.'' 

Prüfung  der  Turnlehrer. 

Rglm.  V.  29.März  1866. 

„§.  1.  Zur  Abhaltung  der  Prüfungen  wird  zunächst  in  Berlin  eine  Cos- 
mission  errichtet.  Dieselbe  besteht:  1.  aus  dem  Civildirector  der  K.  Ces- 
tral-Tumanstalt  als  Vorsitzendem,  2.  dem  Unterrichtsdirigenten  derselben, 
3.  einem  Oivillehrer,  4.  dem  Lehrer  der  Anatomie  an  derselben,  5.  tos 
einem  von  dem  Minister  zu  ernennenden  anderweiten  Turnlehrer. 

Die  Errichtung  von  solchen  Prüfungscommissionen  in  den  Provinset 
wird  vorbehalten. 

§.  2.  Der  Prüfung  durch  diese  Commission  haben  sich  alle  diejeni|rei 
zu  unterziehen,  welche,  ohne  von  der  K.  Ccntral-Tumanstalt  mit  dem  B^ 
fahi/^^un^szeu^nifs  entlassen  zu  sein,  vom  1.  Oetb.  1868  ab  als  Turnlehrer  u 
(UTentl.  hr)h.  Unterrichtsanstalten,  nämlich  an  Gymnasien,  Progymnasien,  Keil* 
und  höh.  Bürgerflchulcn,  sowie  an  Schullehrerseminarien  angestellt  werdet, 
oder  in  dieser  Eigenschaft  weiter  fungiren  wollen.  Anträge  der  Pnmnzial- 
behörden,  Turnlehrer  letztrer  Kategorie  auf  Grund  ihrer  bewährten  Leistnagea 
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von  Ablegimg  der  Prttfhng  zn  entbinden,  sind  bis  Eum  1.  Jan.  1868  an  den 
Minister  zu  richten. 

§.  3.  Die  Prüfung  findet  jährl.  za  Ende  März  in  der  K.  Central-Toman- 
statt  zu  Berlin  Statt. 

§.  4.  Die  Anmeldung  mufs  bis  zum  1.  Jan.  jedes  Jahrs  bei  dem  Minister 
doreh  die  betreff.  K.  ProT.  SchulcoUegien  oder  Rc^erungen  erfolgen,  und  sind 
derselben  beizufügen:  a)  der  Taufschein,  b)  der  Lebenslauf  des  ABpi- 
ranten,  c)  Zeugnifs  über  die  von  ihm  erworbne  Schul-  und  Lehrerbildung, 
d)  Zeugnisse  über  seine  seitherige  Wirksamkeit  ids  Lehrer  oder  Beschäftigung 
aia  Turnlehrer. 

§.  5.  Die  schrifü.  Prüfung  besteht  in  der  Anfertigung  einer  Clausurarbeit 
aus  dem  Bereich  der  pädagog.  Gymnastik.  Die  prakt.  Prüfung  erstreckt  sich: 
1.  auf  Darlegung  der  körperl.  Fertigkeit  des  Examinanden  in  den  gymnast 
üebungen  des  Schulturnunterrichts;  2.  auf  Ablegung  einer  Probelection 
sor  Documentirung  des  nöthigen  Lehrgeschicks. 

§.6.  Die  mündl.  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  allgemeine  KenntnÜs 
der  geschichtl.  Entwickelung  des  Turnwesens,  Zweck  und  Ziel  des  Turnens, 
Charakteristik  der  3  neueren  Systeme  von  Jahn-Eiselen,  Spiefs.  Ling-Rothstein; 
auf  die  allgemeine  Eenntnüs  der  gymnast.  Literatur  und  auf  die  genaue  Be- 
kanntschaft mit  der  gymnast.  NomencUtnr;  auf  dieKenntnifs  der  technischen 
Einrichtung  der  Uebungsgerüste,  sowie  der  Anlage  von  Turnplätzen. 

§.7.  Für  den  Timilehrer  ist  die  Eenntnüs  des  menschlichen  Kölners 
nach  Seiten  der  Anatomie  und  Physiologie  dringend  wünschenswerth.  Die- 
B^e  kann  nur  unvollkommen  auf  dem  Wege  des  Privatstudiums  erlangt 
werden«  Da  aber  der  jetzt  vorgeschriebncn  Prüfung  sich  hauptsächlich  pri- 
vatim vorgebildete  Turnlehrer  unterziehen  werden,  so  soll  es  den  Examinan« 
den  bis  auf  weitres  freigestellt  sein,  die  Prüfung  in  der  Anatomie  und  Phy- 
siologie abzulehnen.  Für  diejenigen,  welche  sich  derselben  unterziehen  wollen, 
wird  bemerkt,  dals  der  betreff.  Unterricht  in  der  Central-Tumanstalt  unter 
Benutzung  der  erforderl.  Anschauungsmittel  und  Präparate  folgende  Ziele 
erstrebt:  1.  Kenntniis  des  Knochengerüsts  als  Grundlage  des  Bewegungs- 
apparats; der  Schädelknochen  nur  ganz  im  allgemeinen;  der  Enochenverbin- 
dnngen  (Gelenke)  und  der  wichtigsten  Bänder  und  Knorpel,  namentiich  an 
den  Extremitäten;  2.  die  Kenntnifs  des  wülkürlichen  Muskelsystems:  der 
Lagenverhältnisse  und  Wirksamkeit  der  wichtigsten  Muskeln  und  ihrer  Grup- 
piiung  nach  den  Gliedmalsen  und  deren  Bewegungen;  8.  die  Kenntnifs 
der  Athmungs-  und  Verdauungsorgane  im  aUgemeinen,  die  wichtigsten  Sätze 
über  den  Emähmngs-  und  Umbildungsprocefii,  über  das  Blntgefäfe-  und  Ner- 
vensystem ;  4.  Gesundheitslehre  (Diätetik),  soweit  sie  bei  dem  Betrieb  des 
Turnens  in  Betracht  kommt.  Kenntnifs  der  ersten  nothwendigen  Hülfsleistun- 
gen  bei  eingetretenen  Körperverletzungen. 

§.  8.  Diejenigen  Examinanden,  welche  zugleich  Fechtunterricht  ertheilen 
wollen,  werden  im  Stofs-  und  Hiebfechten  noch  besonders  geprüft. 

§.  9.  Wer  die  Prüfung  besteht,  erhält  ein  Befähigungszeugnils  mit  einem 
der  drei  Hauptprädicate :  „sehr  gut",  „gut"  oder  „genügend". 

§.  10.   Gebühren  sind  für  die  Prüfung  nicht  zu  entrichten." 

Das  vorstehende  Reglement  wurde  den  K.  Prov.  SchulcoUegien  und 
K.  Regierungen  mittels  folgender  Verf.  v.  4.  Apr.  1866  vom  Min. 
mitgetheilt: 

„In  Verfolg  meines  Eriasses  v.  22.  Juli  1864  (s.  Aul.  a)  erhält  das  E. 
Prov.  Schulcollegium  beifolgend  . .  Exemplare  des  Reglements,  die  Prüfung 
von  Turnlehrer- Aspiranten  betreffend,  zur  weitem  Veranlassung  mit  dem  Be- 
merken, dais  die  erste  derartige  Prüfung  Ende  März  1867  stattfinden  wird, 
wonach  die  Anmeldungen  bis  zum  1.  Jan.  desselben  Jahrs  bei  mir  eingereicht 
sein  müssen. 

Welche  der  bereits  fimgirenden  Turnlehrer  auf  Grund  ihrer  bewährten 
Leistungen  nach  Malsgabe   des  letzten  Satzes  im  §.  2  von  Ablegung  der 
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Prü(aiig  zu  entbinden  sind,  hat  das  K.  Prov.  Sohnloollegiam  settig  in  sofg- 
faltige  Erwägung  zu  ziehen  und  über  derartige  DiBpenBaüotien  bis  na 
1.  Jan.  1868  eingehend  an  mich  zu  l>eriohten.  Wo  eine  hOlL  Unterricliti- 
anstalt  noch  keinen  qualificirten  Turnlehrer  besitzt  und  also  die  AnsteUimg 
eines  solchen  zum  1.  Octb.  1868  nothwendig  wird,  wird  es  sich  sanftchst 
empfehlen,  die  Ausbildung  eines  der  jüngeren  Lehrer  der  betreff!  Anstalt  is 
den  beiden  noch  bevorstenenden  Cursen  der  K.  Central-Tamanstalt  in  Ans* 
sieht  zu  nehmen.^ 

(a)  C.  Verf.  v.  22.  Juli  1864:  „Bereits  in  der  C.  Vert  ▼.  22.  v.M. 
habe  ich  dem  K.  ProT.  Schulcollegium  mitgetheilt,  wie  es  nothwendig  ersdnen, 
die  Turnlehrer  an  den  höh.  Unterrichtsanstalten  und  Seminarien  kfinf^g  be- 
hufs Nachweises  ihrer  Befähigung  einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Den  Ent- 
wurf eines  hierauf  bezügl.  Reglements  lasse  ich  dem  K.  Prov.  SdinlcoUeginm 
mit  folgendem  Bemerken  zur  gutachtlichen  Aeufisemng  zugehen: 

Die  materiellen  Anforderungen  an  die  BQdnng  eines  Turnlehrers  sind  so 
bemessen,  wie  es  das  Bedürfhifs  und  die  Wiohtiäceit  der  Sache  erheischt 
Diese  Bildung  wird  unter  den  jetzt  bestehenden  Verhältnissen  am  sichorslen 
durch  Absolvirung  eines  Cnrsus  in  der  K.  Central-Tnmanstalt  hiesdbst  er- 
reicht; die  Erwerbung  derselben  auf  anderm  Wege  wird  indessen  YOIlstinAg 
freigelassen,  und  werde  ich,  sobald  es  die  Vernältnisse  gestatten,  bemflht 
sein,  in  den  Provinzen,  wo  möglich  in  den  Universitätstädten ,  Veransinltas- 
gen  in  das  Leben  zu  rufen,  die  es  namentlich  den  Studirenden  der  Philologie 
möglich  machen,  während  ihrer  Studienzeit  sich  die  zur  Prüfung  als  Turn- 
lehrer erforderliche  Ausbildung  zu  verschaffen.  Sobald  dieses  hat  geschehen 
können,  wird  auch  die  Frage  zu  erwägen  sein,  wo  und  wie  hi  den  Ihroviuen 
Ck)mmissionen  einzurichten  sind,  um  die  Ablegung  der  Prüfung  äulserlk^  sa 
erleichtem."  — 


Das   Golloqninm  pro   rectoratn. 

C.Verf.  V.  21.  Febr.  1867. 

Die  Colloquia  pro  rectoratu  werden  in  Zukunft  gemäls  meiner  Verfügon; 
vom  24.  Dcb.  v.  J.  (s.  p.  92)  nicht  mehr  von  den  E.  Wissenschaft!.  Prüimigs- 
commissionen,  sondern  von  den  K.  Prov.  SchulcoUeg^en  abgehalten  werden. 
Ob  ein  Colloquium  und  bei  welchem  Prov.  Schulcollegium  dasselbe  stattfinden 
soll,  darüber  bleibt  die  Bestimmung  für  jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten. 
Die  Einberufung  dazu  kann  sowohl  bei  den  zu  Directoren  von  Gym- 
nasien oder  Realschulen,  wie  bei  den  zu  Rectoren  von  Progymnasien  oder 
höh.  Bürgerschulen  Designirten  erfolgen.  Zur  Abhaltung  des  Colloqninmi 
tritt  jedesmal  unter  dem  Vorsitz  des  Chefs  des  betreffenden  K.  Prov.  Schul- 
collegiums  oder  des  von  ihm  dazu  bestimmten  Vertreters,  eine  Commissioa 
zusammen,  deren  Mitglieder  die  technischen  Departementsräthe  für  das  höhere 
Schulwesen  sind.  Ausserdem  wird  je  nach  dem  vorliegenden  Fall  der  Di- 
rector  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  zur  Theihiahme  an  dem  Col- 
loquium eingeladen. 

lieber  die  allgemeinen  Gesichtspuncte,  welche  bei  der  Designation  in 
einer  Directorstelle  überhaupt  und  eventl.  sodann  bei  Abhaltung  eines  CoDo- 
quiums  mafsgebend  sind,  bemerke  ich  Folgendes: 

In  den  Berichten  über  die  Besetzung  von  Directorstellen  sprechen  sich, 
gemäls  der  C.  Verf.  v.  3.  Febr.  1843  und  vom  6.  Febr.  1847 ,  die  Provm- 
zialbehOrden  entweder  nach  eigner  längerer  Beobachtung  oder  auf  Grund 
sorgfältiger  Erkundigung  darüber  aus,  ob  und  wie  weit  sie  den  Vorgeschlage- 
nen, resp.  Gewählten,  zur  Schulleitung  befähigt  halten.  Sie  haben  sidi  chff- 
Qber  eiQ  bestimmtes  Urtheil  gebildet,  ob  es  ein  Mann  ist,  der  nach  semeiii 
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iMsherigen  Wuicen  and  Verhalten  fOr  einen  redlichen  und  seHMtändigen  GhA- 
rmkter  gelten  mulB,  beseelt  von  edler  und  woblwdlender  Gesinnung,  von  tauf- 
liobtiger  Liebe  zn  sdnem  Beruf,  zu  König  und  Vaterland,  von  Acntung  vor 
Geaetz  und  Ordnung,  von  klarer  und  ungeüürbter  Religiosität:  ob  er  in  seinem 
Lehramt  mustergebende  Treue  und  Geschicklichkeit  sowohl  in  der  wissen- 
flchaftl.  Belehrung,  Anregung  und  Leitung,  wie  auch  in  der  sittlichen  Be- 
wahrung, Besserung  und  Förderung  seiner  Schüler  bewiesen  hat,  und  ob  sich 
von  ihm  erwarten  läfst,  dals  er  die  zur  Leitung  einer  hohem  Lehranstalt  im 
Innern  und  zu  ihrer  Vertretung  nach  .anlsen  nöthige  Menschenkenntniisy 
gesellige  Bildung.  Umsicht,  Besonnenheit  und  tactvoUe  Energie  beweisen 
werde,  sowie  da&  es  ihm  an  Sinn  und  Befähigung  für  die  administrative 
Seite  des  Amts  nicht  fehle.  Literarische  Thätigkeit  und  schriftstellerischer 
Raf  sind  schätzbare  Eigenschaften ;  entscheidend  können  sie  für  die  Empfeh- 
long  zu  einer  Directorstelle  nicht  sein.  Die  wissenschaftl.  Qualification  muis 
vollständig  documentirt,  also  die  Fähigkeit,  in  den  oberen  Classen  zu  unter- 
richten, durch  Zeugnisse  über  die  abgelegte  Prüfung  und  über  die  praktische 
Lehrerwirksamkeit  nachgewiesen,  eventl.  vorher  eine  Dispensation  von  diesem 
Erfordemifs  ausnahmsweise  ertheilt  worden  sein. 

Es  ist  zu  erwarten,  dafs  es  nach  einer  derartigen  eingehenden  Bericht- 
erstattung in  der  Regel  eines  Colloquiums  weiter  nicht  bedürfen  wird.  Wenn 
ein  solches  gleichwohl  angeordnet  wird,  so  hat  dasselbe  zwar  neben  den  allen 
höheren  Schalen  gemeinsamen  Gesichtspuncten  vorzugsweise  diejenige  Schnl- 
kiUegorie  ins  Auge  zn  fassen,  um  welche  es  sich  in  dem  besondem  Fall 
handelt,  kann  sich  aber  auf  dieselbe  nicht  beschränken,  weU  z.  B.  das  dem 
Bealschulgebiet  Eigenthümlicbe  sich  durch  den  Gegensatz  des  Gymnasialen 
am  bestimmtesten  nachweisen  läfet. 

Zwischen  der  Designation  zu  einer  Gvmnasialdirector-  und  der  zu  ei^er 
Ptogymnasialrector-Stelle  ist  ein  wesentlicher  Unterschied  um  so  weniger  za 
machen,  als  die  meisten  Progjrmnasien  die  Tendenz,  sich  zu  einem  Gvmna- 
sium  zu  vervollständigen,  in  sich  tragen.  Es  wird  nur  zu  beachten  bleiben, 
dafs  zu  Progymnasialrectoren  auch  jüngere  Männer  designirt  werden,  bei 
denen  der  Grad  von  Reife  der  Amtserfahrung  und  des  pädagog.  Urtfaeils, 
welchen  ein  designirter  Gymnasialdirector  schon  erreicht  haben  muft,  noch 
nicht  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Dasselbe  gilt  von  den  zu  Rec- 
toren  höherer  Bürgerschulen  designirten  Lehrern,  bei  denen  außerdem  zu 
berücksichtigen  ist,  dafs  zur  Leitung  dieser  mehr  dem  praktischen  Leben 
der  mittleren  Stände  zugewandten  Unterrichtsanstalten  nicht  dieselbe  Weite 
des  wissenschaftl.  Gesichtskreises  erforderlich  ist,  welche  z.  B.  der  Director 
einer  Realschule  1.  0.  besitzen  mufs. 

Das  Ck)lloquium  ist  keine  Prüfung,  wird  auch  nicht  in  lateinischer,  son- 
dern in  deutscher  Sprache  geführt;  es  müfete  denn  sein,  da(s  besondre 
Veranlassung  vorläge,  die  bei  Directoren  von  Gjnnnasien  und  Rectoren  von 
Progymnasien  vorauszusetzende  Fertigkeit  im  mündl.  Gebrauch  des  Lateini- 
schen durch  den  technischen  Departementsrath  constatiren  zu  lassen. 

Die  Unterredung  bezieht  sich  vornehmlich  auf  pädagogische  und  didak- 
tische Gegenstände.  Sie  giebt  dem  Designirten  Gelegenheit,  seine  Ansichten 
über  den  Begriff  der  Erziehung,  über  die  höchsten  Gesichtspuncte  für  Unter- 
richt und  Disciplin,  über  den  Einüufs  derselben  auf  die  Bildung  des  WUlens 
und  des  Charakters,  über  den  Zweck  und  die  relative  Wichtigkeit  der  ein- 
zelnen Unterrichtsgegenstände,  über  ihr  gegenseitiges  Verhältnils  innerhalb 
des  besondem  Schnlorganismus ,  sowie  über  die  Geschichte  derselben  darzu- 
legen. Zum  Gegenstand  der  Unterredung  eignet  sich  femer  die  Art  und 
Weise,  wie  das  religiöse  und  das  sittliche  Gemhl,  der  Sinn  für  das  Schöne, 
das  Verstandes-  und  das  gedächtniismälsige  Auffassen  durch  einzelne  Lehr- 
objecte  zu  fbrdem  sind;  ebenso  die  beim  Unterricht  allgemein  und  nach  be- 
sonderen Anfordemngen  anzuwendende  Methode,  die  Emrichtung  von  Lehr- 
und  Lectionsplänen,  die  Abgrenzung  der  Gurse  nach  einer  gegebnen  Classen- 
aahl,  die  Wahl  der  Lehrmittel,  Lehrbücher,  Schriftst^er,  Art,  Ordnung  und 
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Mais  der  schrifU.  Arbeiten.  Nicht  minder  verdient  sor  Sprftobe  g^raoht  su 
werden  der  Werth  einzelner  Disciplinareinrichtangen,  die  Einwirkung  der 
Schule  auf  häusliche  und  Volkserziehung.  und  die  Rüekwirknng  dieser  anf 
die  Schule;  endlich  auch  das  Verhältnits  des  Directors  an  AmtsgOBOSsen, 
Vorgesetzten,  Schfllem.  ihren  Eltern  und  dem  Publicum  übeiiianpt 

Bei  allen  diesen  Gegenständen  wird  es  für  den  Zweck  des  GoQoqiiiiimi 
mehr  anf  Bestimmtheit  und  Klarheit  der  Antworten,  Sicherheit  der  Uebe^ 
Zeugung,  Leichtigkeit  in  andere  Vorstellungen  einzugehen,  auf  Wärme  fSr 
die  den  Aufgaben  der  Schule  zu  Grunde  liegenden  höheren  Ideen  ankommen, 
als  auf  genaue  Uebereinstimmung  mit  den  in  der  Commission  yertretenea 
Ansichten  oder  mit  den  Lehrsätzen  eines  besondem  philosopL  Svstems. 

Das  Golloquium  bietet  vielfache  Veranlassung  aar,  die  jedem  Direetor 
unentbehrliche  Bekanntschaft  mit  den  für  das  höhere  Schulwesen  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  bei  den  Designirten  in  Anspruch  zu  n^men. 
Das  Geschäftliche  ihres  künftigen  Berufs  kann  ihnen  zwar  erst  durch  die 
Praxis  selbst  geläufig  werden;  doch  wird  es  ihnen  dazu  förderlich  sein,  wenn 
der  betreffende  Departementsrath  ihnen  bei  ihrem  Aufenthalt  am  Siti  des 
K.  Prov.  Schulcollegiums  Gelegenheit  giebt,  sich  mit  den  Normen  fBr  die  Ve^ 
waltung  der  Externa,  z.  B.  hinsichtlich  des  Etats-  und  Rechnungswesens, 
durch  unmittelbare  Anschauung  bekannt  zu  machen. 

lieber  das  Ergebnifs  des  Colloauiums  wird  kein  Zeugnifii  ansgestdlt, 
sondern  mit  Einsendung  des  Protokolls  ein  kurzer  gutachüicher  Berieht 
erstattet. 

Mit  den  unter  den  Verhältnissen  der  gegenwärtigen  Zeit  wachsenden 
Schwierigkeiten  und  Aufgaben  der  Schulleitung  und  des  Lehrerbemft  über- 
haupt steigert  sich  auch  für  alle  an  der  Schulverwaltung  Betheili^ten  die 
Pflicht,  darür  Sorge  zu  tragen,  dals  es  an  tüchtigen  Kräften  dazu  nicht  fehle. 
Wie  deshalb  unlängst  gelegentlich  des  neuen  Lehrer-Prüfungsreglements  den 
Directorcn  die  Theilnahme  in  Erinnerung  gebracht  ist,  mit  welcher  sie  dnn 
Streben  derjenigen  unter  ihren  Schülern,  die  sich  dem  Dienst  der  Schnle 
widmen  wollen,  zu  Hülfe  kommen  können,  und  wie  es  von  ihnen  erwartet 
wird,  dafs  sie  es  an  wissenschaftlicher  und  sonstiger  Anregung  der  jüngeren 
Lehrer,  sich  für  die  höheren  Aufgaben  des  Unterrichts  zu  befähigen,  nidit 
fehlen  lassen :  ebenso  wird,  wie  ich  vertraue,  die  Aufmerksamkeit  der  Schnl- 
räthe  und  Directoren  mehr  und  mehr  darauf  gerichtet  sein,  Lehrern,  bei 
denen  sich  das  Talent  der  Schulleitung  ankündigt,  in  geeigneter  Weise  zur 
Ausbildung  desselben  behülflich  zu  sein.  Es  ist  für  die  Wohlfahrt  des  Staats 
auch  auf  diesem  Gebiet  alles  daran  gelegen,  dals  der  rechte  Mann  die  rechte 
SteUe  finde.«  —  Vrgl.  p.  109. 


III. 

Anstellung. 

üeber  die  wissenschaftlichen  resp.  technischen  Anfor- 
derungen für  den  Eintritt  in  das  Lehramt  s.  Abschn.  n. 

Einige  Verfügungen  erinnern  an  rechtzeitige  Absolvirnng 
der  Prüfungen: 

Min.  Verf.  v.  19.  Dcb.  1863:  „Nach  dem  Bericht  —  ist  die  Zahl  der 
Schulamtscandidaten,  welche  auch  im  gegenwärtigen  Schulsemester  ohne  eine 
Prüfung  bestanden  zu  haben  an  höh.  Lehranstalten  der  Provinz  unterrichten, 
sehr  beträchtlich.  Die  Zulassung  ungeprüfter  Candidaten  zum  Unterricht  wM 
sich  unter  den  obwaltenden  Umständen  nicht  ganz  vermeiden  lassen;  es  ist 
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aber  nicht  zu  dulden,  dafii,  wenn  sie  es  angebflhrlich  lange  verschieben,  sich 
der  Torschriftsmälsigen  Prüftmg  zn  unterziehen,  sie  dennoch  von  einem  Jahre 
zom  andern  in  ihrer  Stellung  belassen  werden.  —  Es  ist  im  eignen  Interesse 
der  Candidaten,  dafs  sie  auf  jede  Weise  angehalten  werden,  ihrer  Verpflich- 
tung hinsichtlich  des  Examens  nachzukommen.  Nach  der  0.  Verf.  v.  2.  Jan. 
d.  J.  darf  der  Antrag  auf  Zulassung  ungeprüfter  Candidaten  zum  Lehramt 
auf  höchstens  2  Semester  gestellt  werden.  Ich  veranlasse  das  K.  Prov.  Schul* 
coli.,  künftig  in  jedem  FaB,  wo  eine  solche  Zulassung  nicht  zu  umgehen  ist, 
dem  betreff.  Candidaten  zu  erklären ,  sie  geschehe  nur  ausnahmsweise  und 
unter  der  Bedingung,  dafs  er  spätestens  in  Jahresfrist  das  Examen  pro  facult 
doc.  absolvirt  habe,  und  er  werde  unfehlbar  wieder  entlassen  werden,  wenn 
er  diese  Bedingung  unerfüllt  lasse.^ 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Coblenz  v.  27.  Juni  1851 
(vom  K.  Minist  den  übrigen  K.  Prov.  Schulcollegien  mitgetheilt) :  „Obwohl  zur 
Besetzung  der  in  unserm  Verwaltungsbezirk  zur  Erledigung  kommenden 
Lehrstellen  eine  ausreichende  Anzahl  von  Schulmännern  vorhanden  ist,  so 
sehen  wir  uns  doch  mehrfach  aulser  Stande,  den  an  uns  gerichteten  Gesuchen 
um  definitive  Anstellung  zu  entsprechen,  weil  die  betreffenden,  namentlich 
jüngeren  Schulmänner  sich  oft  nicht  nur  unmittelbar  nach  der  Beendigung 
ihrer  i^adem.  Studienzeit  nicht  die  Lehrbefähigung  in  einem  oder  mehreren 
Unterrichtsfächern  für  alle  Classen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Bealschiüe 
erworben  haben,  sondern  es  auch  später  versäumen,  ihre  wissenschafU.  Fort- 
bildung durch  Privatstudien  soweit  zu  fördern,  dals  sie  bei  der  Besetzung 
höherer  und  besser  dotirter  Lehrstellen  füglich  Berücksichtigung  finden  können. 
Sowohl  in  theikehmendem  Interesse  an  dem  Gedeihen  des  Lehrstandes  als 
der  Schule  müssen  wir  es  daher  als  sehr  wünschenswertii  erachten,  dafo  dte 
Gymnasialdirectoren  bei  den  vielfachen  Beziehungen,  in  welche  dieselben  zu 
den  Mitgliedern  des  Lehrstandes  treten,  den  betreff.  Schulmännern  bei  jeder 
zweckdienl.  Veranlassung  in  geeigneter  Weise  einen  mahnenden  Antrieb  geben, 
daCi  sie  mit  Eifer  an  ihrer  weitem  wissenschafU.  Ausbildung  fortarbeiten  und 
den  Erfolg  ihres  Strebens  auch  durch  Zeugnisse  einer  K.  wisssenschafti.  Ftü- 
fkingscommission  förmlich  und  vorschriftsmälsig  nachweisen. 

Indem  wir  die  Direction  veranlassen,  in  diesem  Sinne  zur  Förderung 
der  gedachten  wichtigen  Angelegenheit  nach  Kräften  mitzuwirken,  nehmen 
wir  zugleich  Gelegenheit,  auf  ein  der  vorerwähnten  Absicht  entgegentretendes 
Hindemiis  aufmemsam  zu  machen,  welches  durch  die  oft  vorkommende  Ver- 
heirathung  Junger,  wenig  bemittelter  und  noch  nicht  angestellter  Schulmänner 
hervorgerufen  wird. 

[Im  Folgenden  wird  nicht  nur  auf  die,  später  durch  die  C.  0.  v.  21.  Octb. 
1863  aufgehobne,  Verpflichtung,  bei  definitiver  Anstellung  nach  der 
Verheirathung  die  Frau  bei  der  Allgm.  Wittwenversorgungsanstalt  einzukaufen, 
und  auf  die  in  diesem  Fall  vorgeschriebne,  durch  das  Gesetz  v.  17.  Mai  1856 
ebenfalls  beseitigte,  Bestimmung,  sowohl  für  die  Zukunft  ein  Capital  einzu- 
legen, resp.  ein  solches  zu  verzinsen,  wie  für  die  Vergangenheit  die  Retar- 
datzinsen  zu  zahlen,  —  sondern  auch  auf  die  vielen  Sorgen  und  Hemmun- 
gen hingewiesen,  welche  bei  zu  früher  Verheirathung  einer  gründlichen  und 
unbefangnen  Beschäftigung  mit  wissenschaftl.  Studien  leicht  entgegen  treten.] 

Daher  veranlassen  wir  die  Direction  namentlich  im  Interesse  der  jünge- 
ren Schulmänner  diese  bei  passender  Gelegenheit  auf  die  vorgedachten  Ver- 
hältnisse und  deren  Folgen  aufmerksam  zu  machen  und  sie  nöthigenfalls 
durch  wohlwollenden  Rath  in  geeigneter  Weise  zu  belehren.^ 

Pädagogische   Anforderungen. 

C.  Verf.  V.  20.  De b.  1848:  —  „Der  Schule,  von  der  Elementar-  und 
Volkschule  an  bis  zu  den  Gymnasien,  ist  die  Aufgabe  gestellt,  die  ihr  an- 
vertrauten Zöglinge  nicht  allein  mit  Kenntnissen,  welche  durch  spätere  wissen- 
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flchaftliche  Stadien  oder  im  praktischen  Leben  erweitert  und  eigiiiit 
können,  auszarOsten)  sondern  auch,  was  das  Wesentlichste  ist,  sie  n  Stairts- 
bflrgem  za  erziehen,  welche  die  Religion,  die  Sitte  und  das  Geaeti  aditsa, 
ihr  Vaterland  und  ihren  Fürsten  lieben,  welche  den  "Vnilen  und  die  Kraft 
besitzen,  ihr  eignes  Hauswesen  zu  leiten  und  mit  edler  Hingebmiir  sieh  dem 
Wohl  der  Gemeinde  und  des  Staats  zu  widmen.  Dals  die  Schnleii  dies« 
Aufgabe  genügen,  verlangen  mit  Recht  die  Eltern,  die  Gemeinden  und  Be- 
zirke, fQr  deren  Kinder  sie  errichtet  sind.  Die  Staatsregierong  hat  dalttr  n 
sorgen,  dafs  ihre  Institutionen  dem  Zweck,  und  die  Organe,  denen  der  Un- 
terricht und  die  Erziehung  anvertraut  wird,  ihrem  Beruf  eniqiredien. 

Das  Gelmgen  der  Bemühungen,  ein  nach  allen  Seiten  hin  befriedigendes 
Schulwesen  zu  erhalten  oder  zu  schaffen,  hängt  wesentlich  von  Denan  ab^ 
welchen  die  Leitung,  der  Unterricht  und  die  Erziehung  der  Jagend 
traut  ist.  Der  Lehrer  an  einer  öffentlichen  Schule  muu  neben  der  i 
schaftlichen  auch  die  sittliche  Bildung  besitzen,  die  ihn  befthlgt, 
Zöglingen  in  jeder  Beziehung  zum  Vorbild  zu  dienen.  Er  darf  keine  bObere 
Aufgabe  fttr  sich  anerkennen,  als,  seinem  selbsterwählten  Bemfe  treu,  fm 
Unterricht  und  im  Umgang  mit  seinen  Schülern  alles  zu  vermeiden,  was  die 
naturgemälse  und  gesunde  Entwickelung  der  Jugend  irgendwie  stOren.  tm 
ihr  nicht  begriffen  und  richtig  gewürdigt  werden,  oder  gar  auf  die  Innigkeik 
des  religiösen  Geftlhls,  zu  welchem  Glauben  es  sich  auch  neigen  möge,  aaf 
die  Achtung  vor  allem  Edlen  und  Guten  von  nachtheiligem  Einflalh  sein  kamt 
Wer  diese  Eigenschaften  nicht  besitzt  und  sich  anzueignen  nicht  bemüht  Is^ 
hat  seinen  Beruf  als  Lehrer  verfehlt.'' 

C.  Verf.  V.  12.  Juli  1824:  —  „Bei  Anstellungen  im  Lehrfiush  ist  voi 
dem  unabänderlichen  Grundsatz  auszugehen,  dafo  öflentl.  Lehranstalten  weder 
durch  bloise  wissenschaftliche  Bildung  der  Zöglinge,  noch  dadurch,  dafr  auf 
ihnen  nur  keine  schädlichen  und  vei^erblichen  Gesinnungen  und  Riehtimgei 
erzeugt  und  befördert  werden,  ihren  Zweck  erreichen,  sonctem  da&  der  letalen 
neben  der  wissenschaftlichen  Bildung  auch  darin  besteht,  in  den  ZögUnM 
Gesinnungen  der  Anhänglichkeit,  der  Treue  und  des  Gehorsams  ge«ttdeB 
Landesherm  und  den  Staat  zu  erwecken  und  zu  befestigen,  und  dau  daher 
Lehrstellen  nur  denjenigen,  die  auch  in  dieser  letztgedachten  Beziehung  voDei 
Vertrauen  verdienen,  übertragen  werden  sollen." 

G.  Verf.  V.  6.  Febr.  1847:  „Aus  den  von  den  K.  Prov.  Schulcollegiei 
erstatteten  Verwaltungsberichten  sowohl  als  auch  auf  anderen  We^en  habt 
ich  gern  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dals  die  Lehrercollegien  an  den  Gjb- 
nasien   im   allgemeinen  die  wissenschaftliche  Aufgabe  dieser  Anstalten  ii 

§  flichttreuer  Erfüllung  ihres  Berufs  zu  lösen  bemüht  sind ,  und  die  K.  Fror. 
chulcollegien  sich  ebenso  angelegen  sein  lassen,  durch  angemebne  Leltanf^ 
und  Beaufsichtigung  dieser  Anstalten,  sowie  durch  zweckmäfsige  Einwirkon; 
auf  die  Thätigkeit  der  Lehrercollegien  die  Gymnasien  auf  dem  anerkanat 
befriedigenden  Standpunct,  welchen  sie  in  wissenschaftlicher  Beziehnng  et- 
reicht  haben,  zu  erhalten  oder  durch  Beseitigung  entgegenstehender  Binder 
nisse  demselben  zuzuführen.  Es  wird  mir  stets  zu  besondrer  Genngthaong 
gereichen,  diese  Thätigkeit  der  Provinzialbehörden  überall  zu  untersttttzeo, 
durch  Berücksichtigung  der  zur  fortschreitenden  Hebung  der  Gymnasien  ent- 
weder schon  ausgesprochenen  oder  noch  näher  vorzubereitenden  Vorschlage 
in  Beziehung  auf  deren  innre  Organisation  zu  erleichtem  und  ihr  zogleiä 
den  wünschenswerthen  Erfolg  dadurch  immer  mehr  zu  sichern. 

Mit  nicht  gleicher  Beruhigung  kann  ich  mich  über  die  Resultate  der 
erziehenden  Thätigkeit  der  Gymnasien  aussprechen,  da  die  Aeuisenm- 
pen  über  den  Fleifs  und  die  unbefangne  Hingebung  der  Schüler  an  ihre 
Aufj^^abe  und  drren  Erfüllung,  über  bescheidnes  und  die  Grenzen  angemefimer 
iugcndlicher  Bestrebungen  und  Beschäftigungen  nicht  überschreitendes  Ver- 
halten derselben  keineswegs  überall  günstig  lauten.  Weit  entfernt,  die  Vr- 
Sachen  der  hiehergehörigen  Erscheinungen  in  dner  minder  pflichttreiieQ  Wirk- 
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Mmkeit  der  Lehrer  hinaichtlich  der  Erziehung  der  Jngend  su  sucheD,  da  der 
häufig  «nlserfaalb  der  Lehrercollegiea  liegende  Einflnfs  auf  die  Schfiler  der 
Gymnauen  Vieles  hinreichend  erklärt,  habe  ich  mich  doch  dringend  veran- 
lattt  gefunden,  den  K.  Prov.  SchulcoUegien  in  Erinnerung  zu  bringen,  dafii 
neben  der  wissenschaftliehen  Befähigung  der  Lehrer  besonders  in  unsrer  Zeit 
die  pädagogische  Tüchtigkeit  derselben  die  gröfste  Aufmerksamkeit 
erfordert,  um  durch  deren  entschiedenen  Einflufe  die  nachtheiligen  Einwir- 
kungen, welchen  die  Schüler  häufig  außerhalb  der  Schule  ausgesetzt  sind, 
durch  ein  stärkres  Gegengewicht  innerhalb  derselben  zu  schwächen,  wenn 
nicht  völlig  au&uheben.  Ich  muls  daher  angelegentlich  wünschen,  da(b  überall 
bMonders  aber  bei  der  Anstellung  oder  Beförderung  der  Lehrer  in 
die  oberen  Classen  der  pädagogischen  Tüchtigkeit  derselben  mindestens  eine 
gieiohe  Berücksichtigung  zu  Theil  werde,  wie  der  wissenschaftlichen  Befähigung, 
und  da(s  die  K.  Prov.  SchulcoUegien  sich  besonders  bei  ihren  Anträgen  auf 
Ernennung  oder  Beförderung  von  Lehrern  in  die  oberen  Classen  auf  den  Grund 
eigner  fSdster  Ueberzeugung  darüber  bestimmt  aussprechen,  ob  von  dem  An- 
zustellenden auch  eine  entschiedne  und  erfolgreiche  Einwirkung  auf  die  sitt- 
liche Richtung  und  die  ganze  Anschauungs-  und  Auffassungsweise  der  Jugend 
erwartet  werden  darf. 

Die  Wichtigkeit  der  pädagogischen  Kraft  eines  Mannes  tritt  aber  in 
ihrer  ganzen  Bedeutung  hervor,  wenn  es  darauf  ankommt,  die  Leitung  des 
Gymnasiums  dem  rechten  Manne  zu  übertragen.  Die  wissenschaftliche 
Befähigung  ist  auch  in  diesem  Fall  leichter  zu  ermitteln;  schwieriger  aber 
ist  es,  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  der  künftige  Dirigent  nicht 
nur  selbst  eine  richtige  Anschauung  der  Lebensverhältnisse  besitze,  sondern 
auch  mit  der  erforderlichen  Gesinnungs-  und  Charaktertüchtigkeit  ausgestattet 
sei,  und  durch  eine  Vertrauen  und  Achtung  einflöfsende  Persönlichkeit  im 
Wc^  liebevollen  Ernstes  derselben  innerhalb  des  Lehrereollegiums  Geltung 
zu  verschafflan  und  durch  dieses  sowohl  als  durch  eigne  consequente  und 
kräftige  Einwirkung  die  Jugend  für  dieselbe  zu  gewinnen,  in  ihr  zu  befestigen, 
und  dadurch  für  Religion,  Vaterlandsliebe  und  gewissenhafte  Treue  in  allen 
Verhältnissen  des  Lebens  zu  erziehen.  Je  bestimmter  sich  des  Königs  Maj. 
di^n  ausgesprochen  haben,  deSa  nur  solchen  Männern  die  Leitung  der  höhe- 
ren Unterrichtsanstalten  übertragen  werden  soll,  desto  nachdrücklicher  mu(s 
ich  die  K.  Prov.  SchulcoUegien  veranlassen,  sich  bei  allen  Ihren  Vorschlägen 
zu  Directorstellen,  sie  mögen  von  Ihnen  selbst  oder  von  den  zur  Beru- 
fung berechtigten  Patronatsbehörden  ausgehen,  die  möglichst  sichre  Ueber- 
zeugung von  der  Tüchtigkeit  der  Berufenen  oder  Vorzuschlagenden  in  Be- 
ziehung auf  die  hier  näher  hervorgehobne  Seite  zu  verschaffen,  und  in  den 
an  mich  zu  erstattenden  Berichten  darüber  ausführiich  und  bestimmt  auszu- 
sprechen, damit  ich  in  den  Stand  gesetzt  werde,  meine  desfallsigen  Anträge 
bei  des  Königs  Maj.  gehörig  zu  motiviren.  Die  Schwierigkeit,  sich  in  dieser 
Beziehung  eine  vollständige  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  habe  ich  bereits 
sneriLAunt;  es  kommt  aber  darauf  an,  nichts  unversucht  zu  lassen,  um  diese 
Ueberzeugung  sich  in  dem  Mais  zu  verschaffen,  als  die  jedesmaligen  Ver- 
hältnisse es  gestatten.'' 

Im  Uebrigen  s.  Abschn.  IV  von  den  Amtspflichten. 

Religiöse   Qualification. 

Ueber  die  allgemeine  Prüfung  der  Schulamtscandidateu  in  der  Re- 
ligionslehre  s.  p.  76  u.  80. 

Separ.  Lutheraner.  C.  Verf.  v.  24.  Juli  1847  (an  die  K.  Re- 
gierungen): —  „Die  Verhältnisse  der  von  der  Landeskirche  sich  getrennt 
haltenden  Lutheraner  sind  durch  die  denselben  ertheUte  Generalconcession 
geordnet  und  festgesteUt    Der  Lehrbegriff  derselben  befindet  sich  m  Ueber- 
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eioBtimmunip  mit  dem  Ldubegriff  de^nigen  Angehörigen  der  evaageL  Lan- 
dMkirdbe,  wekhe  du  hitherisclie  Bekenntnis  festhalten;  es  UUat  akh  daher 
diw  Fall  ii>>hl  denken,  da(a  ein  lu  ihnen  üb^etretener  Lehrer  den  ihm  ob- 
liegD^nden  ReKgionsmiteRieht  so  ertheilt  und  xugleich  zn  der  evangel.  Ejrebe 
me  Micke  Stelhmg  einnimmt,  dafs  er  der  ihm  vorgesetzten  Scboibehörde 
kMM«  Grand  mr  Beschwerde  nnd  der  Gemeinde  in  seinem  Unterricht  und 
inmiem  Vefkaton  kernen  Anstols  giebt.  Für  diesen  Fall  liegt  keine  Ver- 
aaUa»mn^  tw«  einen  solchen  Lehrer  aus  seinem  Amt  an  ennemen.  Uebt 
d^K^n  Mn  Veihiltnüs  zn  den  sich  getrennt  haltenden  Lutheranern  auf 
m»e  Wliksamkeit  als  Lehrer  einer  evangel.  Gemeinde  einen  nachtheiligea 
Eisi«»«  und  «nhebt  namentlich  die  letztre  gegen  ihn  Beschwerde,  so  ge- 
«alief  skk  die  Sache  anders;  es  wird  alsdann  die  eventL  Forderung  der 
0<«Mtadi^  dals  er  ans  seinem  Amt  entfernt  werde,  nicht  unberflcksichtigt 
^tfetNnl  dar««. 

Ist  nftadich  ein  Lehrer  als  evangelischer  Schnllehrer  einer  Gemeinde 
as^^iN^eill  wenden,  so  hat  er  damit  auch  die  Verpflichtung  übernommen,  die 
Kiader  der  Gemeinde  nicht  nur  in  den  eigentlichen  Religionstanden,  sondern 
jiKck  in  den  übrigen  Unterrichtsgegenständen,  welche  mehr  oder  minder  an 
«iea  Rel^nonsuntericht  sich  anschliefsen  und  auf  dessen  Grundlagen  sich  is- 
rtkcklvl^ehea,  in  dem  Glauben  und  in  der  Confession  zu  unterrichten,  welcher 
il^  i^^meinde,  als  deren  Schullehrer  er  berufen  worden,  zugethan  ist.  Insofen 
w  Jfie  kirchl.  Gemeinschaft  mit  dieser  Gemeinde  aufhebt,  kann  der  letzten 
■kkc  ngemuthet  werden,  ihm  ihre  Kinder  femer  anzuvertrauen,  und  iit, 
vtsn  der  vorausgegangne  Versuch  freundlicher  Verständigung  fruchtlos  bleibt, 
aaf  dem  Wege  der  formlichen  Disciplinaruntersuchung  ül^r  seine  fernere 
iMkhigung  oder  Nichtbefähigung  zur  Verwaltung  des  Schulamts  in  der  betred 
iieneinde  zu  entscheiden. 

In  solchen  Fällen  kann  es  sich  indessen,  wie  sich  von  selbst  versteht, 
nicht  um  die  Entsetzung  eines  Lehrers  als  Strafe  für  eine  uncrlanbte  Hand- 
lung oder  ein  Amtsvergehen,  sondern  nur  um  dessen  eventl.  Entlassung  anf 
Grund  einer  durch  seine  eigenen  Handlungen  eingetretnen  Un^higkeit  nr 
fernem  Verwaltung  des  von  ihm  unter  anderen  Voraussetzungen  ttberaommnen 
bosondern  Schulamts  handeln. 

Nach  Mafsgabe  dieser  Grundsätze  wolle  die  K.  Regierang  in  den  T0^ 
liegenden  und  ferner  etwa  eintretenden  Füllen  verfahren.^ 

C.  Verf.  V.  15.  März  1851  (an  die  K.  Regicmngen  und  die  K.  Prur. 
Sohulcollegien) :  „Auf  Grund  der  C.  Verf.  v.  24.  Juli  1847,  ist  im  vor.  Jahre 
^•on  einer  der  K.  Regiemngcn  die  Disciplinamntersuchung  in  den  durch  die 
Verordnung  v.  11.  Juli  1849  vorgeschriebenen  Formen  gegen  einen,  an  eiotf 
oonfessionell  ovangel.  Schule  angestellten  Lehrer  aus  dem  Grande  eiugelettet, 
weil  derselbe  in  die  Gemeinschaft  der  von  der  evangel.  Landeskirche  sieb 
getrennt  haltenden  Lutheraner  eingetreten  war.  Das  Plenum  der  gedachten 
Regierung  hat  jedoch  die  angeführte  Verordnung  auf  diesen  Fall  nicht  f&r 
anwendbar  erachtet,  da  der  Confessionswechsel  an  sich  ein  strafbares  Amti- 
vergchen  nicht  in  sich  schliefsc,  und  dcmgcmäfs  dahin  entschieden,  da£i  der 
Angeschuldigte  wegen  Veränderung  der  Confession  mit  einer  Disciplinantrafe 
niclit  zu  belegen  sei.  Diese  Entscheidung  ist  von  dem  R.  StaatsministeriuD 
bostiiti|j^t  wonlen.  Dasselbe  hat  aber  zugleich  beschlossen,  dafs  mir  yono- 
behalten  und  zu  überlassen  sei: 

im  Verwaltungswege  darüber  Entscheidung  zu  treffen,  ob  durch 
(las  Ausscheiden  des  Angeschuldigten  aus  der  evangel.  Landeskirche  »eine 
Ernennung  zum  Lehrer  bei  einer  evangel.  Schule  und  die  Bestätigung  seiner 
Vocation  zu  dieser  Stelle  ungültig  geworden,  mithin  sein  Ausscheiden  aai 
diesem  Lehramt  zu  bewirken  sei. 

Demgemäfs  habe  ich  die  betreff.  K.  Regierang  veranlalst,  über  diese 
Frage  unter  Berücksichtigung  des  Sachverhältnisses  Entscheidung  zu  treffen 
md  die  Entlassung  des  betreff.  Lehrers  zu  verfügen. 
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Die  K.  Regiening  aetsM  ich  bievon  mit  der  Veranlassung  in  Eeimtnils, 
vorkommenden  ralls  nach  Malsgabe  des  Beschlusses  des  K.  Staatsministerinms 
hinaichtl.  der  Lehrer  an  confessionell-evangel.  oder  kathol.  Schulen,  welche 
aas  der  betreff.  Confession  ausscheiden,  zu  verfahren.^ 

Dissidenten.  G.  Verf.  v.  8.  Mai  1847:  „Nachdem  durch  das 
Allerh.  Patent  t.  30.  März  d.  J.  die  Freiheit  des  Austritts  aus  den  in  der 
Monarchie  bestehenden  anerkannten  Kirchen  in  bestimmte  gesetzliche  Formen 
gebracht  worden  ist,  wird  es  zur  Erfüllung  der  gleichzeitig  in  dem  Patent 
den  Offentl.  aufgenommenen  Kirchen  gemachten  Zusage  des  Schutzes  ihrer 
Gerechtsame  erforderlich,  MaCsregeln  zu  treffen,  durch  welche  diese  Kirchen 
gegen  das  Eindringen  fremder  Elemente  in  ihren  eignen  Dienst,  und  na- 
mentlich in  die  ihnen  zugehörigen  Schulen  gesichert  werden. 

1.  (Von  Elementarschulen). 

2.  Was  das  Verhältnifs  der  übrigen  Lehranstalten,  welche  mit  einer 
oder  der  andern  Kirchengemeinde  in  keinem  unmittelbaren  äuisem  Zusammen- 
hang stehen,  den  sich  bildenden  Dissidentenvereinen  gegenüber  betrifft,  so 
ist  zur  richtigen  Würdigung  dieses  Verhältnisses  zunächst  festzuhalten,  daia 
diese  Anstalten  wegen  des  von  ihnen  zu  erwartenden  erziehenden  Ein- 
floBses  auf  die  ihnen  anvertraute  Jugend  hinsichtlich  ihres  innem  Zusammen- 
hangs mit  einer  der  anerkannten  Kirchen,  und  dleserhalb  besonders  in  Be- 
treff der  SteUung  ihrer  Lehrer  zu  einer  oder  der  andern  dieser  Kirchen  einen 
bestimmten  kirchlichen  Charakter  an  sich  tragen  und  daher  audi  nicht  umhin 
können,  eine  bestimmte  kirchliche  Richtung  zu  verfolgen.  Wenn  daher  solche 
Anstalten  auch  aus  Fonds  der  bürgerlichen  Gemeinden  gegründet  worden 
sind  und  unterhalten  werden,  und  jedem  Schüler  ohne  Rücksicht  auf  sein 
GHaubensbekenntnifs  Aufnahme  gewähren,  so  ist  doch  immer  nach  der  be- 
stehenden Landesverfassung,  oder  Statuten-  und  observanzmäfsig  hinsichtiich 
der  Anstellung  der  an  ihnen  fungirenden  Lehrer  deren  Bekenntnifs  zu  einer 
der  anerkannten  Landeskirchen  als  unerläisiche  Bedingung  bisher  festgehalten 
worden. 

In  diesem  herkömmlichen  Verhältnils,  dafe  alle  öffentlichen  Unter- 
richtsanstalten der  Monarchie  entweder  evangelische,  oder  katholische,  oder 
Btatutenmäisig  Simultananstalten  sind,  und  dais  daher  nur  Lehrer,  welche  sich 
zur  evangelischen  oder  katholischen  Kirche  bekennen,  an  ihnen  angestellt 
werden  können,  ist  auch  fernerhin  nichts  zu  ändern.  Wie  daher  den  in  Folge 
des  A.  Patents  v.  30.  März  sich  bildenden  Dissidentenvereinen  neben  der  Frei- 
heit, besondere  Schuleinrichtungen  für  ihre  Angehörigen  nach  Mafsgabe  der 
bestehenden  Gesetze  zu  treffen,  eine  andre  Betheiligung  an  den  bestehen- 
den öffentiichen  hohem  Unterrichtsanstalten  nicht  zu  gestattten  ist,  als  dais 
es  ihnen  unbenommen  bleibt,  ihre  Kinder  denselben  ferner  anzuvertrauen,  — 
ebenso  kann  weder  ein  aus  den  anerkannten  Landeskirchen  ausgetretner 
Lehrer  in  seiner  Stellung  an  einer  öffentlichen  Schule  verbleiben,  noch  femer 
ein  solches  Individuum  an  bestehenden  öffentiichen  Schulen  als  Lehrer  ange- 
stellt werden."  — 

Juden.  Gesetz  v.  23.  Juli  1847:  —  „Von  der  Leitung  und  Be- 
anfsichtigung  christlicher  Cultus-  und  Unterrichtsangelegenheiten  bleiben 
die  Juden  allgemein  ausgeschlossen.  An  Universitäten  können  Juden,  soweit 
die  Statuten  nicht  entgegenstehen,  als  Privatdocenten,  aufserordentliche  und 
ordentliche  Professoren  der  medicinischen,  mathematischen,  naturwissenschaft- 
lichen, geographischen  und  sprachwissenschaftlichen  Lehrfacher  zugelassen 
werden.  Von  allen  übrigen  Lehrfachern  an  Universitäten,  sowie  von  dem 
akadem.  Senat  und  von  den  Aemtem  des  Decans,  Prorectors  und  Rectors 
bleiben  sie  ausgeschlossen.  An  Kunst-,  Gewerbe-,  Handels-  und  Navigations- 
schulen können  Juden  als  Lehrer  zugelassen  Werden.  Außerdem  bleibt  die 
Anstellung  der  Juden  als  Lehrer  auf  jüdische  Unterrichtsanstalten  beschränkt*' 

VigL  hinsichtlich  des  Probejahrs  p.  75. 
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Min.  Verf.  v.  19.  Novb.  1867:  —  „Die  über  den  Bereieh  d«  Ete- 
mentarschulen  hinausgehenden  Lehranstalten  sind  xwiefacher  Art  Sie  haben 
1.  neben  der  ^timmong,  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  ndtantheilen,  aneh 
einen  pädagogischen  Zweck:  oder  2.  sie  sind  lediglieh  auf  die  Ufttheünag 
von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  beschränkte  Fachschulen. 

Zu  der  erstem  Art  gcuQÖren  die  Gymnasien,  die  Real-  und  höheren  Bfir- 
gerschnlen;  zu  der  zweiten  die  technischen  Anstalten,  Gewerbeschulen,  poly- 
technische Schulen  u.  dgl.  m. 

Den  Schulen  erstrer  Art  ist  zur  Erreichung  ihres  pädagogischen  Zwecks 
ein  religiöser  Charakter  unentbehrlich.  Die  wichtigsten  Erafehnngsmittel  sind 
von  demselben  abhängig  und  können  nur  wirksam  werden,  wenn  die  Lehrer 
einer  solchen  Anstalt  den  Schülern  gegenüber  im  wesentlichen  eine  Einheit 
bilden. 

Demgemäfs  sind  die  Gymnasien,  Real-  und  höh.  Bürgerschulen  in  den 
altpreufii.  I^tnrinzen  alle  entweder  evangelisch  oder  katholisch,  oder  in  ein- 
zelnen Fällen  simultan,  wobei  dann  über  dem  Unterschied  der  beiden  Gon- 
fessionen  die  Einheit  aoch  in  dem  christlichen  Charakter  der  Schule  toc^ 
banden  ist  • 

In  den  neuerworbenen  Landestheilen  finden  sich  auch  2  unlängst  tob 
mir  anerkannte  jüdische  Realschulen,  welche  entsprechend  für  ihren  päda- 
gogischen Zweck  die  Grundlage  in  der  jüdischen  Religion  haben. 

Von  den  hieraus  erkennbaren,  aus  der  Natur  der  Sache  herrorgehenden 
Grundsätzen  der  Organisation  höherer  Schulen  kann  nicht  abgegangen  wer- 
den.« -  Vrgl.  p.  111  die  Verf.  v.  8.  Mai  1847. 

lieber  die  Qualification  hinaichti.  der  allgm.  MilitaiTdienst- 
pflicht  B.  AbBchn.V. 

NOthige  Auskunft  vor  der  Anstellnng. 

C.  Verf.  y.  12.  Juni  1851:  —  „Die  K.  Prov.  SchulcoUegien  und  K.  Re- 

fiemngen  werden  wiederholt  veranlafst,  sich  bei  allen  Anstellungen,  Bef^r- 
erungen,  Bestätigungen  etc.  über  die  betreflf.  Person  zuverlässige  Kenntniis 
zu  verschaffen.  Zeugnisse,  namentlich  aus  ältrer  Zeit,  welche  von  den  Be- 
werbern prodncirt  werden,  sind  in  der  Regel  nicht  für  genügend  anzusehen; 
vielmehr  wird  zur  vollständigen  Feststellung  des  Sachverhältnisses  eine  amt- 
liche Rückfrage  bei  der  betreff.  Behörde  nothwendig  sein.**  Vrgl.  in  Abechn.VII 
die  C.  Verf.  v.  22.  Jan.  1851. 

C.  Verf.  (des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Berlin)  v.  19.  Apr.  1864:  „Wir 
finden  uns  veranlafst  anzuordnen,  dals,  um  Rückfragen  bei  den  Directoren 
überflüssig  zu  machen,  bei  Anträgen  der  Patxonatsbehörden  auf  Anstelhug 
von  Lehrern  und  auf  Beschäftigung  von  Hülfslehrcm,  das  Gutachten  der  Di- 
rectoren über  die  Bedürfhisse  der  Anstalt  an  Lehrkräften  und  in  wie  weit 
durch  die  Anträge  den  Bedürfnissen  entsprochen  wird,  den  übrigen  Schrift- 
stücken beigefügt  werde." 

C.  Verf.  (des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Berlin)  v.  13.  Juli  1865:  „Bei  dem 
in  neuerer  Zeit  häufig  vorkommenden  Lehrerwechsel  ereignet  es  sich  nicht 
selten,  dafs  Lehrer  zur  Anstellung  gelangen,  über  deren  persönl.  und  bisherige 
amtl.  Verhältnisse  die  in  den  vorgelegten  Zeugnissen  enthaltenen  meist  nur 
kurzen  Angaben  oft  nicht  die  erforderl.  Auskunft  geben.  Wir  finden  uns  da- 
her veranlaist,  hiemit  anzuordnen,  dafs  von  jetzt  an  bei  Anträgen  auf  An- 
stellungen den  übrigen  Anlagen  jedesmal  auch  eine  von  dem  Vorgeschlagnen 
verfafste  kurze  Selbstbiographie  beigefügt  werde ,  welche  nicht  nur  über  die 
äufseren  Verhältnisse  des  Candidaten  als  über  Name,  Ort,  Tag  und  Jahr  der 
Geburt,  Herkunft,  Glaubensbekenntnifs ,  frühere  Bildung  u. s.w.  die  nöthigen 
Angaben  enthalten,  sondern  auch  über  den  Gang  seiner  Studien,  etwanige 
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idiriftstellerische  Thätigkeit,  bisherige  amtl.  Stellung  n. s.w.  nfthere  Mitthei- 
langen  enthalten  mnCs.  Dasselbe  hat  stattzufinden,  wenn  ein  bereits  ange- 
stellter Lehrer  von  einer  diesseitigen  Anstalt  an  eine  andre  diesseitige  Ober- 
Seht,  damit  diese  Notizen  den  Acten  der  neuen  Anstalt  einverleibt  werden 
Onnen." 


Anstell  ungsordnang. 

C.  Verf.  y.  3.  Febr.  1843:  „Die  Dienstinstmetion  der  Prov.  Consistorien 
YOm  23.  Octb.  1817  flbertrug  dieser  Behörde  in  1.  7  die  Anstellung  und  Be- 
förderung der  Lehrer  bei  den  gelehrten  zur  Universität  entlassenden  Schulen 
und  bei  den  SchuUehrerseminarien,  machte  ihr  iedoch  in  Rücksicht  der  Rec- 
toren  und  oberen  Lehrer  bei  den  gelehrten  Schulen,  imgleichen  der  Directoren 
der  Schullehrerseminarien  zur  Pflicht,  die  Genehmigung  des  vorgesetzten 
Minist  der  geistl.  etc.  Angigh.  einzuholen.  Diese  den  Prov.  Consistorien  bei- 
gelegte Beragnifs  wurde  durch  die  A.  0.  v.  20.  Septb.  1819  suspendirt,  und 
die  Besetzung  aller  Lehrstellen  bei  den  genannten  Anstalten  unmittelbar  von 
dem  Minist,  abhängig  gemacht.  Die  A.  0.  v.  31.  Dcb.  1825 ,  betreffend  eine 
Abänderung  in  der  bisher.  Organisation  der  Provinzial- Verwaltungsbehörden 
Bt^te  zwar  das  Anstellungsreoht  der  Provinzialbehörde  wieder  her,  allein  die 
A.  0.  V.  8.  März  1826  erachtete  die  bisherige  Einwirkung  des  Minist,  auf  die 
Anstellung  und  Beförderung  des  gesammten  Lehrerpersonals  an  den  Gym- 
nasien und  Schullehrerseminarien  auch  fernerhin  für  rathsam,  und  so  ver- 
blieb wesentlich  dem  Minist,  die  ihm  seit  dem  Jahre  1819  übertragne  Aus- 
übung jenes  Anstellungsrechts,  welches  die  A.  0.  v.  10.  Jan.  1836  nur  insofern 
modincirte,  als  sie  das  Erfordemifs  der  unmittelbaren  Allerb.  Bestätigung  der 
Gymnasialdirectoren  in  Gemäfsheit  des  Gesetzes  vom  27.  Octb.  1810  wieder 
herstellte. 

Da  indessen  die  Gründe  nicht  mehr  bestehen,  durch  welche  die  Suspen- 
dirung  der  angefahrten  gesetzl.  Bestimmungen  veranlaist  worden,  so  habe  ich 
mich  für  verpflichtet  gehalten,  bei  des  Königs  Maj.  darauf  anzutragen,  dafs 
das  Recht  zur  Anstellung  und  Beförderung,  resp.  Bestätigung,  der  Lehrer  an 
den  Gymnasien  und  Schullehrerseminarien  unter  Erhaltung  einer  angemelsnen, 
in  der  Einheit  der  Monarchie  begründeten  und  bereits  in  den  früheren  Bestim- 
mungen vorgesehenen  Einwirkung  des  Ministeriums  auf  die  Beförderung  des 
gesammten  Lehrerpersonals  den  Provinzialbehörden  durch  eine  gesetzl.  Ver- 
ordnung zurückgegeben,  dafs  femer  die  in  den  letzten  Decennien  zu  voll- 
ständigerer Organisation  entwickelten  und  auf  den  Grund  eines  ausreichenden 
Classensystems  und  Lehrplans  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  Real- 
schulen in  Betreff  der  Anstellung  ihrer  Lehrer  den  Gymnasien  gleichgestellt 
und  den  Directoren  der  Gvmnasien,  Realschulen  und  Schullehrerseminarien 
die  der  Wichtigkeit  ihrer  Aufgabe  und  Stellung  entsprechende  Auszeichnung 
der  Allerhöchsten  Ernennung  oder  Bestätigung  für  die  Zukunft  zugestanden 
werden  möge.  Auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums  haben  des  Königs 
Maj.  nunmehr  unter  dem  9.  Dcb.  v.  J.  allergnädigst  diejenige  Verordnung  zu 
erlassen  geruht,  welche  in  der  Gesetzsammlung  für  1843  in  No.  1  zur  öffentl. 
Kenntnifs  gebracht  worden  ist       [Die  C.  0.  v.  9.  Dcb.  1842  s.  Abth.  I  p.  5  f.] 

Indem  ich  zu  den  K.  Prov.  Schulcollegien  und  zu  den  K.  Regierungen 
das  wohlbegründete  Vertrauen  hege,  da(s  Sie  das  Ihnen  verliehene  Anstellungs- 
reeht  stets  mit  derjenigen  Umsicht  und  Gewissenhaftigkeit  ausüben  werden, 
welche  die  so  wichtige ,  das  Gedeihen  der  höh.  Unterrichtsanstalten  so  we- 
sentlich bedingende  Besetzung  der  Lehrstellen  erfordert,  veranlasse  ich  Die- 
selben zugleich  zur  Beachtung  nachfolgender  Bestimmungen: 

1.  Die  Erledigung  einer  Directorstelle  oder  einer  solchen  Lehrstelle,  zu 
deren  Verleihung  es  meiner  Genehmigung  bedarf,  ist  unmittelbar  nach  dem 
Eintritt  der  Erledigung  anzuzeigen. 

2.  Wegen  Wiederbesetzung  einer  Dureotorstelle  sind  sobald  als  möglich 
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und  späteBtens  6  Wochen  nach  Erledigung  derselben  unter  genauer  EiOitMuag 
aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  und  Bezeichnung  dei^enigen  Eigen- 
schaften, welche  aufiser  den  allgemeinen,  eine  erfolgreiche  Direction  häm- 
senden  Erfordernissen  dem  neuen  Director  in  seiner  besondem  Stellung  nicht 
fehlen  dürfen,  Vorschläge  einzureichen,  die  etwanigen  Bewerber  um  die  Stelle 
namhafl  zu  machen  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  die  Provinsialbehörde 
veranlassen,  den  Vorgeschlagenen  vor  den  übrigen  zu  empfehlen.  Die  Ein- 
berufung zum  Colloqulum  pro  rectoratu  darf  niemals  ohne  meine  Genehmigung 
erfolgen. 

3.  Die  zur  Ernennung  eines  Lehrers  erforderl.  Genehmigung  ist  eben- 
falls spätestens  6  Wochen  nach  der  Erledigung  der  Stelle  einzi^olen.  Simmt- 
Hche  Bewerber  um  eine  solche  Stelle  sind  unter  Beifügung  der  Zeugnisse 
derselben  namentlich  anzuführen  und  ist  die  getroffne  Wahl  vollständig  zu 
motiviren. 

4.  Wenn  es  sich  um  Bestätigung  eines  Directors  oder  Lehrers  handelt, 
welcher  von  dem  berechtigten  Patron  der  Anstalt  erwählt  ist,  so  mu(s  die  in 
Antrag  zu  bringende  Genehmigung  oder  Verwerfung  der  getroffnen  Wahl  von 
der  Provinzialbehörde  vollständig  motivirt  werden. 

5.  In  den  Anstellungsurkunden  ist  die  von  mir  ertheilte  Genehmigung^ 
zur  Anstellung  oder  Bestätigung  zu  erwähnen. 

6.  Etatsmälsige  Hülfslehrer  und  solche  technische  Lehrer,  welche  aoC 
Kündigung  angenommen  werden,  sind  ohne  meine  vorherige  Genehmigung 
anzustellen  oder  anzunehmen;  jedoch  ist  nach  eingetretner  Veränderunf^ 
jedesmal  anzuzeigen,  wer  angestellt  oder  angenommen  worden  ist. 

7.  Insofern  das  etatsmälsige  Gehalt  einer  Stelle,  welches  in  den  unter 
2,  3  und  4  angeführten  Fällen  jedesmal  anzugeben  ist,  verändert  werdecft 
soll,  bedarf  es  dazu  des  besondem  Antrags  und  meiner  Genehmigung.*' 

G.  Verf.  V.  2.  Jan.  1863  (an  die  K.  Prov.  Schulcollegien) :  „Des  König« 
Maj.  haben  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums  in  Bezug  auf  die  Aus- 
führung der  Verordnung  v.  9.  De b.  1842,  die  Anstellung  der  Directoren  und 
Lehrer  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  betreffend,  durch  A.  Ordre  vom 
10.  Novb.  v.J.  mich  zu  ermächtigen  geruht,  die  Modification  des  bisherigen 
Verfahrens  eintreten  zu  lassen,  dafs  die  den  K.  Prov.  Schulcollegien,  resp.  den 
K.  Regierungen ,  obliegende  Verpflichtung,  für  die  Anstellung,   Beförderung 
oder  Bestätigung  sämmtlicher  ordentlicher  Lehrer  an  Gymnasien,   Kcal-  und 
höheren  Bürgerschulen  meine  Genehmigung  einzuholen,  bis  auf  weitree  dahin 
beschränkt  werde,  dafs  diese  Genehmigung  von  den  Ftov.  Schulcollegien  nur 
für  die  Oberlehrer  an  den  Gymnasien,  den  Realschulen  1.  0.  und  den  mü 
Berechtigungen  versehenen  Progymnasien,  sowie  für  die  Rectoren  der  leti- 
teren,   und  eben  so  von  den  liegierungen  nur  für  die  Oberlehrer  an  des 
Realschulen  2.  0.  und  an  den  als  höhere  Bürgerschulen  nach  der  Untenrichts- 
und  Prüfungsordnung  v.  6.  Octb.  1859  anerkannten  Lehranstalten .  sowie  filr 
die  Rectoren  der  letzteren,  einzuholen  sei,  die  Anstellung,  Befbrderung  oder 
Bestätigung  aller  übrigen  Lehrer  an  den  Schulen  der  genannten  Kategories 
aber  den  betreff.  Provinzialbehörden    Überlassen  werde.     In  Bezug  auf  ät 
Dircctorstellcn  an  den  Gymnasien  und  Realschulen,   sowie  in  Bezug  auf  dif 
Director-  und  Lehrerstellen    an  den  Schullehrerseminarien,    soll  es  bei  der 
Verordnung  v.  9.  Dcb.  1842  verbleiben. 

Die  A.  Ordre  hat  den  Zweck,  den  die  Anstellnng  und  Bestätigung  dff 
Lehrer  an  den  höh.  ünterrichtsanstalten  betreffenden  Geschäftsgang  zu  rtt- 
einfachen  und  zu  diesem  Ende  die  Befugnisse  der  Provinzialbehörden  xngt 
messen  zu  erweitern.  Indem  ich  von  der  mir  darin  ertheilten  Allerfa.  Er 
mächtijrung  Gebrauch  mache  und  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  die  Anstellni|r. 
resp.  Bestiitigunff,  der  Lehrer  an  den  Gymnasien,  den  Realschulen  l.  0.  und 
den  mit  Berechtigungen  versehenen  Progymnasien,  vorbehaltlich  der  im  Fol- 
gondon  näher  bezeichneten  Ausnahmen,  zur  selbständigen  Ausübung  hiedareh 
übertrage,  darf  ich  erwarten ,   dafe  das  K.  Prov.  Schulcollegium  hierin  ebea 
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80  sehr  einen  Ansdnick  des  Ihm  gewidmeten  Vartranens  erkennen,  als  sich 
der  anf  Dasselbe  übergehenden  gesteigerten  Verantwortlichkeit  in  vollem  Ma(s 
bewnist  sein  werde. 

Das  K.  Prov.  Schnlcollegiam  hat  bei  den  nnnmehr  Seiner  selbständigen 
Entschliefisang  überlassenen  Anstellungen  und  Bestätigungen  von  Lehrern 
jedesmal  das  gesammte  bisherige  amtliche  und  anlseramtliche  Verhalten  der 
m  Betracht  kommenden  Personen  sorgfaltig  zu  prüfen^  nnd  sich  die  Ueber- 
zeugnng  zu  verschaffen,  dafs  dieselben  nicht  allein  die  zu  dem  Amt  erfor- 
derliche wissenschaftliche  oder  technische  Qualification  besitzen,  sondern  auch 
in  pädagogischer  Hinsicht  den  Aufgaben  ihres  Berufs  gewachsen  sind,  und 
dals  an  ihrem  Privat-  und  öffentlichen  Leben  kein  Vorwurf  haftet.  Personen, 
welche  diesen  an  jeden  Lehrer  zu  machenden  Forderungen  nicht  genOgen. 
sind  von  der  Anstellung  als  Lehrer  an  Gymnasien,  Progymnasien,  Real-  una- 
höh.  Bflrgerschulen  fem  zu  halten. 

In  welcher  Weise  das  K.  Prov.  SchulcoUegium  sich  hierüber  die  nöthige 
zuverlässige  Kenntnils  zu  verschaffen  hat,  bleibt  dem  gewissenhaften  Ermessen 
desselben  überlassen.  Jedenfalls  ist  aber  darauf  zu  halten,  dals  die  Anzu- 
stellenden nicht  nur  ihre  Prüfungszeugnisse  vorlegen,  sondern  auch  über  ihr 
Probejahr  und  eventl.  über  die  der  neuen  Anstellung  vorhergehende  prak- 
tische Thätigkeit  sich  vollständig  ausweisen.  Die  den  Gandidaten  und  Leh- 
rern selbst  eingehändigten  Zeugnisse  der  Direotoren  können  in  dieser  Be- 
ziehung als  ausreichend  nicht  angesehen  werden.  Erforderlichen  Falls  ist 
die  frühere  Dienstbehörde  des  Lehrers  um  nähere  Auskunft  über  ihn  zu 
ersuchen.  Auch  bleibt  es  dem  K.  Prov.  SchulcoUegium  unbenommen,  wie 
überhaupt,  so  auch  in  besonderen  Fällen,  bei  entstehenden  Bedenken,  und 
wenn  bei  der  Centralbehörde  eine  nähere  Kenntnils  der  Personen  und  Ver- 
hältnisse vorausgesetzt  werden  kann,  eine  Anfrage  hieher  zu  richten. 

Eine  regelmäßige  Berichterstattung  an  mich  findet  in  Zukunft  nur  noch 
in  folgenden  Fällen  Statt: 

1.  Ueber  die  Besetzung  der  Director-,  Rector-  und  etatsmäfsigen  Ober- 
lehrerstellen an  Gymnasien,  Progymnasien  nnd  Realschulen  1.  0.  Die  Voca- 
tionen  sind  nur  für  die  an  städtischen  Gymnasien  oder  Realschulen  berufenen 
Directoren  zur  Bestätigung  einzusenden. 

Die  Zahl  der  etatsmäfsigen  Oberlehrerstellen  ist  bei  den  einzelnen 
Gymnasien  in  Folge  der  C.  Verf.  v.  27.  März  1845  festgestellt  worden.  Inso- 
fern es  jetzt  einer  Abänderung  des  seitdem  bestehenden  Zahlenverhältnisses 
der  Oberlehrerstellen  zu  den  übrigen  Stellen,  oder  in  derselben  Beziehung 
bei  einzelnen  Gymnasien  und  Realschulen,  sowie  bei  den  Progymnasien, 
überhaupt  noch  einer  Festsetzung  bedarf,  erwarte  ich  darüber  gutachtlichen 
Bericht 

Von  der  Erledigung  einer  Director-  oder  einer  Oberlehrerstelle  ist  sofort 
hieher  Anzeige  zu  machen. 

Für  vacante  Oberlehrerstellen  sind  nur  solche  Lehrer  in  Vorschlag  zu 
bringen,  welche  die  Qualification  erworben  haben,  in  einem  Hauptfach,  resp. 
in  den  Fächern,  in  welchen  ihnen  in  den  obersten  Classen  Unterricht  über- 
tragen werden  soll,  bis  inclus.  I  zu  unterrichten.  Die  nach  ihrer  allgemeinen 
geistigen  Befähigung  zum  Unterricht  in  den  oberen  Classen  geeigneten  Lehrer 
sind,  wenn  sie  eine  so  weit  gehende  formeUe  Qualification  noch  nicht  be- 
sitzen, dazu  anzuhalten,  dafs  sie  sich  rechtzeitig  einer  Nachprüfung  unter- 
ziehen. 

2.  Ueber  die  Anstellung  der  Religionslehrer  ist  nach  vorgängigem 
Benehmen  mit  den  betreff,  geistlichen  Behörden  jedesmal  zu  berichten. 

3.  Einer  Berichterstattung  bedarf  es  femer  nicht  nur  bei  Gründung 
neuer  Stellen,  sondern  auch  in  allen  den  Fällen,  wo  mit  Anstellungen  oder 
Ascensionen  Etatsveränderungen  verbunden  sind;  desgleichen  wenn  bei  Kö- 
nigl.  Anstalten  oder  bei  solchen,  die  einen  Zuschuls  aus  Staatsfonds  be- 
ziehen, durch  die  Pensionimng  eines  Lehrers  der  Etat  berührt  wird;  ebenso 
wenn  die  Remuneration  eines  stellvertretenden  Lehrers  sich  nicht  innerhalb 
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des  Besoldungsetats  der  Anstalt  hält    Die  commissarische  VerwaKung  einer 
etatsmäfsigen  Lehrerstelle  ist  nicht  Ober  2  Jahre  binana  an  gestatten. 

lieber  Zulagen,  die  den  Lehrern,  aach  dem  Director  und  den  Oberlebrem 
einer  städtischen,  aus  Staatsmitteln  nicht  subventionirten  Anstalt  vom  Patronat 
gewährt  werden,  bedarf  es  keines  Berichts. 

4.  In  Betreff  der  Beschäftigung  oder  Anstellung  analändiscber  Candi- 
daten  und  Lehrer  verbleibt  es  bei  den  darüber  erlasseüen  Bestimmungen. 

5.  Elementarlehrer  sind  bei  Gymnasien  als  ordentliche  Lehrer  mit 
dem  Recht  der  Ascension  nicht  anzustellen.    Sofern  das  K.  Prov.  Sehuloolle- 

fium  es  in  einzelnen  Fällen  gleichwohl  im  Interesse  eines  Gymnasiums  halt, 
als  die  Anstellung  eines  Elementarlehrers  für  andere  als  die  technischen 
Fächer  ausnahmsweise  erfolge,  ist  dazu  meine  Genehmigung  einzuholen. 

6.  Ungeprüfte  Candidaten  dürfen  nur  mit  meiner  Genehmigung  als 
Lehrer  an  höheren  Schulen  beschäftigt  werden.  Die  Anträge  für  derartige 
Ausnahmen  sind  auf  höchstens  2  Semester  zu  stellen.  Die  in  solcher  Weise 
vor  der  Prüfung  pro  facult.  docendi  im  Lehramt  zugebrachte  Zeit  wird  dem 
Candidaten  nur  in  besonderen  Fällen,  über  die  zu  berichten  ist,  als  Probejahr 
angerechnet. 

Wie  lange  den  Schulamtscandidaten,  die  wegen  unzulänglicher  PrQfungs- 
Zeugnisse  nur  provisorisch  angestellt  werden  können,  Frist  zur  Nachprüfung 
behufs  Erwerbung  einer  ausgedehnteren  Qualification  zu  geben  ist,  wird  denm. 
pflichtmäfsigen  Ermessen  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  überlassen. 

Es  bleibt  vorbehalten,  die  dem  K.  I^v.  Schulcollegium  durch  gegen  — 
wärtige  Verfüguuff  ertheilten  Befugnisse  je  nach  den  sich  ergebenden  Be- 
dürfnissen und  Ertahrungen  zu  erweitem  oder  zu  beschränken.  Dals  in  alleim 
den  Fällen,  wo  aus  besonderen  Gründen  wegen  Anstellung,  Beförderung  oder 
Versetzung  eines  Lehrers  meinerseits  eine  Anweisung  ergeht,  diese  an  be- 
folgen ist,  entspricht  der  K.  Verordnung  vom  9.  Dcb.  1842.  Es  behält  dabei 
sein  Bewenden,  ohne  dafs  jedoch  von  Erledigung  der  Stellen,  deren  Besetzung 
nunmehr  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  zusteht,  jedesmal  Anzeige  zu  machen  ist 

Die  Eingangs  mitgetheilte  A.  Ordre  v.  10.  Novb.  v.  J.  schlie&t  die  Be- 
stimmung in  sich,  dafs  zum  Ressort  einer  E.Regierung  gehörige  Progvm- 
nasien,  wenn  sie  bis  zur  II  entwickelt  und  in  Folge  dessen  mit  besoncferen 
Berechtigungen  versehen  sind ,  in  das  Ressort  des  K.  Schulcollegiums  der 
Provinz  übergehen. 

Die  nach  der  bisherigen  Ordnung  über  das  von  den  einzelnen  Schul- 
amtscandidaten abgeleistete  Probejahr  hieher  zu  erstattenden  Berichte  faUen 
letzt  weg.  Ich  behalte  mir  vor,  wegen  eines  jährl.  CoUectivberichts  über  die 
betreff.  Candidaten ,  sowie  über  die  von  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  ver- 
fügten, resp.  bestätigten,  Anstellungen  demnächst  Anordnung  zu  treffen. 

Wegen  Veröffentlichung  solcher  Anstellungen  hat  das  K.  Prov.  Schulcol- 
legium Seinerseits  das  Nöthige  zu  veranlassen."  — 

Vorstehende  C.  Verf.  wurde  den  K.  Regierungen  mittels  Res  er.  v. 
2.  Jan.  1863  mitgetheilt:  „Bei  Mittheilung  einer  Abschrift  der  in  Betreif 
der  Anstellung  der  Directoren  und  Lehrer  an  den  höh.  Unterrichtsanstalten 
unter  heutigem  Datum  an  die  K.  Prov.  Schulcollegien  erlafsnen  Verfflgnng 
übertrage  ich  den  K.  Regierungen  in  Bezug  auf  die  Anstellung,  Beförderung 
und  Bestätigung  der  Lehrer  an  den  zu  Ihrem  Ressort  gehörigen  Real-  und 
höh.  Bürgerschulen  dieselben  Befugnisse,  welche  nunmehr  den  K.  Prov.  Schol- 
collegien  hinsichtl.  der  Gymnasien,  Progymnasien  und  Realschulen  l.  0.  xü- 
stehen.  Die  in  der  Verfügung  enthaltenen  allgemeinen  Anordnungen  aini 
speciellen  Bestimmungen  sind  von  den  K.  Regierungen  in  entsprechender 
Weise  zu  beachten." 

Gegen  provinzielle  Absonderung.  Aus  einer  Min.  Verf.  y- 
0.  Mai  1867:  —  „Gemäfs  der  C.  Verf.  v.  2.  Jan.  1863  steht  ietzt  iwar  die 
Besetzung  der  ordentl.  Lehrersteilen   an   den  Königlichen   höheren  Schoko 


117 

den  K.  Prov.  Schalcollegien  ohne  vorg&ngige  Berichterstattung  hieher  zu; 
dabei  muls  aber  die  Einheit  der  Verwaltung  soviel  wie  möglich  gewahrt 
werden,  und  darf  die  Trennung  nach  ProvinzeA  nicht  so  weit  gehen,  dafs  ein 
Lehrer  dafür  belohnt  wird,  wenn  er  sich  bestimmen  lälst,  nicht  von  einer 
KOnigl.  Anstalt  einer  Provinz  an  eine  Königl.  Anstalt  einer  andern  Provinz 
überzugehen.^  — 

C.  Verf.  V.  23.  De b.  1850:  Jn  den  letzten  Jahren  haben  sich  wieder- 
holt einzelne  Candidaten  des  hohem  Schulamts  mit  der  Bitte  um  baldige 
Anstellung  in  irgend  einer  Provinz  des  Staats  hieher  gewendet,  da  in  der- 
jenigen Provinz,  welcher  sie  durch  Geburt  angehören,  oder  in  welcher  sie 
das  Probejahr  abgehalten,  eine  nahe  Aussicht  auf  Anstellung  sich  ihnen  nicht 
eröffne.  Solche  Candidaten  sind  bei  gegebner  Veranlassung  dem  einen  oder 
andern  K.  Prov.  Schulcollegium  zur  BerQcksichtigung,  jedoch  ohne  Erfolg 
namhaft  gemacht,  in  einem  einzelnen  Fall  aber  ist  dem  Candidaten  geant- 
wortet worden,  die  E.  Prov.  SchuIcoUegien  hätten  nur  ihre  eigenen  Candi- 
daten anzustellen,  als  'bilde  iede  einzelne  Provinz  ein  in  sich  abgeschlofenes, 
mit  den  übrigen  Theilen  der  Monarchie  in  keiner  Verbindung  stehendes 
Ganze.''  [Behufs  weitrer  Veranlassung  wird  ein  Verzeichnüs  der  noch  dis- 
ponibeln  Candidaten  eingefordert].  — 

Das  Devolutionsrecht 

Die  kirchenrechtl.  Vorschriften  des  A.  L.  R.  über  das  ins  devolutio- 
nifl  finden  analoge  Anwendung  auch  bei  den  Schulen: 

Th.  II.  Tit.  11,  §.398:  „Kommt  die  Präsentation  innerhalb  6  Monaten 
nicht  ein,  und  ist  auch  vor  Ablauf  dieser  Frist  eine  Verlängerung  nicht  nach- 
gesucht oder  nicht  zugestanden  worden,  so  fällt  die  Besetzung  der  Pfarre 
rar  diesen  Fall  den  geistl.  Oberen  anheim.''  —  Vrgl.  die  in  Abscnn.  VIII  mit- 
getheilte  landrechtl.  Bestimmung  über  Entlassung  aus  dem  Amt. 


Religionslehrer. 

üeber  die  Mitwirkung  der  geistlichen  Behörden  bei  Anstellung  der 
Beligionslehrer  an  höheren  Schulen  s.  Abth.  I  p.  10. 

1.   Evangelische. 

C.  Verf.  V.  7.  Juli  1854  (republicirt  unter  dem  16.  Octb.  1854  zu 
entsprechender  Anwendung  auf  die  Real-  und  höh.  Bürgerschulen): 

„Aus  mehreren  mir  vorliegenden  Berichten  über  den  evangel.  Religions- 
unterricht in  den  Gymnasien  mufs  ich  schliefsen,  dafs  an  denjenigen  Anstalten, 
für  welche  nicht  Ein  evangel.  Religionslehrer  für  alle  Classen  angestellt  ist, 
bei  der  Wahl  der  Classenlehrer,  denen  dieser  Unterricht  anvertraut  werden 
mufe,  nicht  mit  der  Sorgfalt  verfahren  wird,  welche  die  Berücksichtigung  des 
wichtigen  Lehrgegenstandes  erheischt. 

Ich  sehe  mich  deshalb  veranlafst,  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  empfehlen, 
angelegentlichst  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  in  den  vorhandenen  Lehrercol- 
legien  der  Religionsunterricht  möglichst  tüchtigen  Männern  und  solchen  an- 
vertraut werde ,  welche  in  der  Prüfung  vor  der  wissenschaftl.  Prüfungscom- 
mission als  dazu . wissenschaftlich  befähigt  anerkannt  sind,  zugleich  auch  die 
Eigenschafben  des  Gemüths  besitzen,  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  mit 
Ei^olg  zu  leiten  und,  selbst  erftlllt  von  dem  Glauben  an  die  Heilswahrheiten 
des  Christenthums ,  christliche  Erkenntnifs  und  Gesinnung  in  den  Zöglingen 
zu  wecken  und  zu  pflegen  im  Stande  sind. 

Mit  gleicher  Sorgfalt  hat  das  K.  Prov.  SchulcoU.  bei  der  Wahl  neu  an- 
zoBteUender  Religionslehrer,  resp.  ihrer  interimist.  Vertreter,  zu  verfohren  und 
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sich  deshalb  rttcksichtl.  der  Vorzoschlagenden  zuvor  mit  den  K.  ConsistorieB, 
resp.  den  Gen.  Superintendenten,  welche  in  Gemftftheit  ihrer  Inttmction  aodi 
aar  die  religiöse  and  kirchliche  Tendenz  der  Schalen  ihr  Aagenmerk  n 
richten  haben,  und  bei  denen  sich  eine  nähere  Bekanntschaft  mit  den  fät 
den  Religionsunterricht  geeigneten  Schulmännern  und  zu  interimistiacher  Ver- 
tretung befähigten  Candidaten  des  Predigtamts  voraussetzen  UUat,  zo  be- 
nehmen. 

Den  Anträgen  auf  Bestätigung  der  fOr  den  Beligionsanterricht  anzu- 
stellenden Lehrer  hat  das  K.  Prov.  Schulcoll.  künftig  die  Erklärung  des  K. 
Consistoriums  und  des  betreff.  Gen.  Superintendenten  beizufDgen.** 

Min.  Verf.  v.  12.  Octb.  1863:  „Nach  dem  Bericht  «-  wird  an  mehre- 
ren Gymnasien  der  Provinz  der  Religionsunterricht  noch  von  Lehrern  ertheüt, 
die  ihre  Befähigung  dazu  nicht  nachgewiesen  haben.  Unter  Bezugnahme  auf 
die  Verf.  v.  —  spreche  ich  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  die  Erwartung  aoa,  daft 
es  diese  Unregelmäfsigkeit  thunlich  bald  beseitigen  wird.  —  Es  ist  jedoch 
darauf  zu  halten ,  deSa  keinem  Lehrer  zur  Pflicht  gemacht  werde,  sich  nach- 
träglich die  formelle  Qualification  für  den  Religionsunterricht  za  erwerben, 
wenn  er  dazu  nicht  durch  eigne  Neigung  und  innem  Beruf  bestimmt  wird. 

Ich  bin  mit  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  einverstanden ,  daüi  es  vorzoziebeo 
ist,  wenn  ordentl.  Lehrer  einer  Anstalt  den  Religionsunterricht  ertheilen,  all 
wenn  er  einzelnen  Geistlichen  übertragen  wird,  die  zu  der  Schule  in  einem 
nähern  Verhältnis  nicht  stehen  und  an  anderm  Unterricht  nicht  betheUigt 
sind,  und  wünsche  deshalb,  dafs  bei  der  Besetzung  erledigter  LehrersteUen 
hierauf  überall  gebührende  Rücksicht  genommen  werde.  Andrerseits  wird  fllr 
jetzt  noch  an  vielen  höheren  Schulen  beim  Religionsunterricht  die  Hülfe  der 
Ortsgeistlichen  nicht  entbehrt  werden  können,  auch  einstweilen  dem  HerkoD* 
men  gemäfs  in  ihrer  geistl.  Amtsqualification  em  Ersatz  fQr  den  formellea  Nach- 
weis, den  Unterricht  an  höheren  Schulen  ertheilen  zu  können,  geftinden  werdeo 
müssen.  Eine  Regelung  dieses  Verhältnisses  kann  nur  im  Zusammenhänge 
allgemeiner  Anordnungen  über  den  Religionsunterricht  erfolgen  und  mois  den- 
selben vorbehalten  werden."  — 

2.  Die  AnstelluDg  katholischer  Religionslehrer  an  höheren 
ünterrichtsanstalten  erfolgt  durch  die  betreff.  Schulbehörde,  bedarf  je- 
doch in  jedem  Fall  der  Zustimmung  der  kirchlichen  Behörde.  Hinsicht- 
lich der  Erwerbung  der  bischöfl.  Genehmigung  besteht  keine  feste  Praxis. 
Entweder  weist  sich  der  Bewerber  um  eine  Keligionslehrerstelle  gegen 
die  besetzende  Behörde  über  den  bereits  erlangten  Besitz  einer  missio 
canoDica  aus:  denn  erst  durch  die  ihm  ertheilte  bischöfl.  Genehmigung 
ist  seine  Qualification  vollständig  dargethan;  oder  die  besetzende  Sehnt- 
behörde  übernimmt  es,  ihrerseits  über  die  kanonische  Befähigung  eioei 
Bewerbers  mit  der  kirchlichen  Behörde  in  Communication  zu  treten. 
Die  missio  canonica  wird  entweder  für  eine  bestimmte  Stelle,  oder  in 
allgemeiner  Fassung  ertheilt. 


Technische  Lehrer. 

C.  Verf.  V.  13.  Aug.  1824:  „Das  Minist,  sieht  sich  veranlafst,  hiedoith 
anzuordnen:  1.  dafs  die  Gesang-,  Zeichn-  u.  Schreiblehrer  bei  de« 
Gymnasien  von  jetzt  an  nicht  weiter,  wie  es  wohl  bisher  der  Fall  gewcsea, 
förmlich  anj^estellt ,  sondern  nur  auf  gegenseitige  halbjährl.  Kündigung  ange- 
nommen werden;  2.  die  gedachten  Hülfslehrer  sollen  bei  ihrer  Annahoe 
nicht  gleich  den  ordentl.  bestellten  Lehrern  vereidigt,  vielmehr  sollen  ihnea 
nur  ein  dem  Inhalt  der  gesetzl.  vorgeschriebnen  Eidesformel  gieichea  Ver 
sprechen  abgenommen,  ihnen  die  Bedingung  der  augenblicklichen  Entfenmnf» 
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fUki  sie  im  mindesten  gegen  ihr  an  Eides  Statt  gegebnes  Versprechen  han- 
deln sollten,  aasdrücklich  gemacht,  und  ein  hierüber  abzufassendes  Protokoll 
von  ihnen  unterzeichnet  werden.^ 

C.  Verf.  y.  Apr.  1827:  „Um  zu  bewirken,  dais  zu  den  Zeichnleh- 
rerstellen an  den  Gymnasien  und  höh.  Bürger-  [Real-]  Schulen  nur  solche 
Subjecte  gewählt  und  m  Vorschlag  gebracht  werden,  welche  nicht  nur  die 
erforderliche  Kunstfertigkeit  sondern  auch  die  nicht  weniger  nöthige  Lehrge- 
schicklichkeit besitzen,  will  das  Minist,  hiedurch  festsetzen,  dais  in  der  Re^el 
von  jetzt  an  bei  Besetzung  der  gedachten  Stellen  nur  solche  Candidaten,  die 
mit  einem  genügenden  Qualificationsattest  der  hiesigen')  EL  Akademie  der 
Künste  versehen  sind,  berücksichtigt  werden,  und  dafs  solche  in  Concurrenz 
mit  anderen,  die  ihre  Tüchtigkeit  aJs  Lehrer  nicht  sonst  nachweisen  können, 
den  Vorzug  haben  sollen.  Das  Minist,  beauftragt  die  K.  Prov.  Schulcoll.  etc. 
dieser  Bestimmung  nicht  nur  selbst  in  vorkommenden  Fällen  bei  Schulen 
Königl.  Patronats  gewissenhaft  nachzukommen,  sondern  dieselbe  auch  den 
Btädt.  Patronaten  zur  Nachachtung  bekannt  zu  machen." 

C.  Verf.  V.  10.  Novb.  1830:  —  „Es  sind  keine  Musiklehrer  von 
K.  Behörden  anzustellen,  welche  nicht  auch  in  Ansehung  ihrer  Tüchtigkeit 
zum  Gesangunterricht  bei  einem  Schullehrerseminar  oder  einem  hiezu  beauf- 
tragten Sachverständigen  gepriift  worden  sind  und  darüber  ein  genügendes 
Zengnifs  beigebracht  haben,  oder,  im  Fall  das  vorgelegte  Zeugnifs  für  das 
ihnen  zu  übertragende  Amt  nicht  ausreicht,  sich  zu  einer  zweiten  Prüfung 
nach  einer  bestimmten  Frist  anheischig  machen." 


Anstellang  von  Ausländern. 

Erfordernifs  ist  eine  wohlbestandne  Prüfung  vor  einer  inländ.  PrU- 
fangscommission. 

C.  Verf.  V.  15.  Juli  1832:  —  „Des  Königs  MaJ.  haben  mittels  A.  0. 
V.  30.  V.  M.  zwar  gestatten  wollen ,  dafs  ausländische  junge  Scbulamtscandi- 
daten,  vorausgesetzt,  dafs  sie  sich  über  die  Bildung,  welche  sie  erhalten  und 
über  ihre  sittliche  Würdigkeit  durch  vorschriftsmäisige  Zeugnisse  ausweisen 
können,  zu  den  Candidatenprüfungen  zugelassen  werden,  ihnen  aber  ein  Wahl- 
nnd  Anstellungsfahigkeits- Attest  nur  unter  der  Bedingung  zu  ertheilen  ist, 
wenn  ihnen  das  Zeugnifs  der  unbedingten  Tüchtigkeit,  vorzüglich  oder  sehr 

fut  bestanden  zu  haben,  gegeben  werden  kann,  von  welcher  Bestimmung 
ie   sich  Meldenden   schon  vor  der  Prüfung  in  KenntniTs  zu  setzen  sind.** 
Vrgl.  p.  75  und  95  f. 

Durch  Anstellung  erhalten  Ausländer  die  Eigenschaft  als  prenfs. 
ünterthanen: 

Gesetz  v.  31.  Dcb.  1842.  §.  6  (G.  S.  v.  1843  p.  15):  „Eine  von  Uns 
unmittelbar  oder  von  Unseren  Central-  oder  Provinzialbehörden  voUzogne  oder 
bestätigte  Bestallung  für  einen  in  den  preufs.  Staatsdienst  aufgenommnen 
Ausländer  vertritt  zugleich  die  Stelle  der  Naturalisationsurkunde.  —  In  den 
Vorschriften  über  die  Zulassung  von  Ausländem  zum  Staatsdienst  wird  durch 
diese  Bestimmung  nichts  geändert." 

C.  Verf.  V.  5.  Jan.  1848:  „Nachdem  durch  das  Gesetz  über  die  Er- 
werbung und  den  Verlust  der  Eigenschaft  als  preufs.  Unterthan  v.  31.  Dcb. 
1842  die  Erwerbung  dieser  Eigenschaft  für  Ausländer  wesentlich  erleichtert 
worden  und  der  Naturalisirte  durch  Empfang  der  Natnralisationsurkunde  alle 

')  Später  auch  auf  die  K.  Akademien  eu  Königsberg  in  Pr.  und  su  Düssel- 
dorf ausgedehnt. 
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Rechte  und  Pflichten  eines  PreuCsen  erwirbt,  ist  es  schon  mehr^M^h  Yorfp- 
Jsommen,  dafs  die  Naturalisation  vorzugsweise  zum  Zweck  des  Eintritts  in 
den  preufs.  Staatsdienst  nachgesucht  und  auf  diese  Weise  das  den  Aualinden 
bei  einer  Bewerbung  um  Anstellung  im  preols.  Staatsdienst  entgegenstehende 
Hindemifs  umgangen  wird.  Dafs  hiednrch  unter  Umständen  Aasländer,  welche 
naturalisirt  worden,  günstiger  gestellt  sind,  als  gebome  Prenfisen,  läfst  sich 
nicht  verkennen,  da  letztere  vor  der  Anstellung  im  Staatsdienst  nachzuweisen 
haben,  dafs  sie  in  Preufsen  der  allgemeinen  Militairpflicht  GenQge  geleistet 
resp.  die  Befreiung  von  derselben  in  den  vorgeschriebenen  Formen  erlangt 
haben,  während  in  beiden  Beziehungen  in  den  meisten  deutschen  Bandes- 
staaten und  sonst  im  Auslande  bei  weitem  weniger  strenge  Bestimmnngen 
bestehen  als  in  Preufsen,  und  die  zu  Naturalisirenden  nur  nachweisen  mtlssen, 
dafs  sie  der  Militairpflicht  in  ihrem  bisher.  Vaterland  genügt  oder  dort  davon 
befreit  sind. 

Um  diesem  Uebelstande  abzuhelfen,  haben  des  Königs  Maj.  aaf  den 
Antrag  des  Königlichen  Staatsministeriums  mittels  A.  0.  v.  17.  Octb.  v.  J.  zn 
bestimmen  geruht, 

dafs  Personen,  welche  die  Eigenschaft  als  prenfs.  Unterthanen  erst  durch 
Ertheilung  einer  Naturalisationsurkunde  erworben  haben,  im  Staats-,  sowie 
im  Kirchen-  und  Schuldienst  ohne  vorgängige  ausdrückliche  Geneh- 
migung des  Departementschefs  nicht  angestellt  werden  sollen. 

Dem  fernem  AUerh.  Befehl  gemäfs  soll  diese  Genehmigung  nur  dann 
ertheilt  werden, 

wenn  von  der  Anstellung  besondrer  Nutzen  fUr  den  Staats-,  Kirchen- 
oder  Schuldienst  zu  erwarten  ist,  und  der  Anzustellende,  vorausgesetzt,  dali 
er  noch  im  militairpflicht.  Alter  sich  befindet,  der  Militairpflicht  durch  per- 
sönlichen Dienst  in  seiner  frühem  Heimath  oder  im  preufii.  Heer  genügt, 
oder  durch  ein  Zeugnifs  der  preufs.  Ersatzbehörde  seine  Untauglichkeit  zum 
Militairdienst  nachgewiesen  hat. 

Die  K.  Regiemng  veranlasse  ich,  hienach  bei  der  Anstellung  natnrafi- 
sirter  Ausländer  im  Ressort  der  Kirchen-  und  Schulverwaltung  voikommenden 
Falls  zu  verfahren.  Da  übrigens  Ausländer,  welche  noch  nicht  die  Eigen- 
schaft als  preufs.  Unterthan  erworben  haben,  selbstredend  nicht  günstig:« 
gestellt  werden  können,  als  die  naturalisirten  Ausländer,  so  ist,  insoweit  die 
Zulassung  von  Ausländem  zum  preufs.  Staatsdienst  nach  den  bestehenden 
Bestimmungen  überhaupt  zulässig  erscheint,  hiebei  ebenfalls  nach  den  in  der 
A.  0.  V.  17.  Octb.  V.  J.  vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  verfahren." 

C.  Verf.  V.  23.  Mai  1862:  „Nach  Vorschrift  der  A.  Ordre  v.  17.  Octb. 
1847  sollen  Personen,  welche  die  Eigenschaft  prcnfsischer  Unterthanen  erst 
durch  Ertheilung  einer  Naturalisationsurkunde  empfangen  haben,  im  Staats- 
sowie  im  Kirchen-  und  Schuldienst  ohne  vorgängige  ausdrückl.  Genehmigung 
des  Departementschefs  nicht  angestellt  werden.  Diese  Genehmigung  war 
nur  dann  zu  ertheilen,  wenn  von  der  Anstellung  besondrer  Nutzen  für  den 
Staats-,  Kirchen-  oder  Schuldienst  zu  erwarten  war,  und  wenn  der  Anzn- 
stellende,  vorausgesetzt,  dafe  er  sich  noch  im  militairpflicht.  Alter  befand,  der 
Militairpflicht  durch  persönl.  Dienst  in  seiner  frühem  Heimath  oder  im  preiüs. 
Heer  genügt,  oder  durch  ein  Zeugnifs  der  preufs.  Ersatzbehörde  seine  Un- 
tauj^lichkcit  zum  Militairdienst  nachgewiesen  hatte.  In  der  neuem  Zeit  ist 
jcdocli  mehrfach  das  Bedenken  entstanden,  ob  die  Bestimmungen  des  er- 
wühntcn  AUerh.  Erlasses,  insoweit  derselbe  für  die  Anstellung  natunüisirter 
Ausländer  d<as  Erforderaifs  einer  vorgängigen  ausdrückl.  Genehmigung  des 
Departementschefs  vorgeschrieben  und  die  Ertheilung  dieser  Genehmigunic 
an  die  Bedingung  geknüpft  hat,  dafs  von  der  Anstellung  besondrer  Nutzen 
für  den  Dienst  zu  erwarten  sei,  noch  in  Kraft  bestehen,  oder  ob  dieselben 
durch  Art.  4  der  Verfassungsurkunde,  wonach  die  öffentl.  Aemter  unter  Ein- 
haltung der  von  den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen  für  lüle  dazu  Be- 
fähigten gleich  zugänglich  sein  sollen,  ihre  Gültigkeit  verloren  haben. 
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Zur  Erledigung  dieser  Zweifel  und  um  den  Unterschied  zwischen  Denen, 
welche  die  Eigenschaft  preulsischer  Unterthanen  durch  Abstammung  oder 
Legitimation  und  solchen  Personen,  welche  diese  Qualität  durch  Naturalisation 
erworben,  aufzuheben,  haben  des  Königs  Maj.  das  Staatsminist,  mittels  A.  0. 
Y.  27.  Jan.  d.  J.  zu  ermächtigen  geruht,  von  der  Anwendung  der  Bestimmun- 
gen des  Erlasses  v.  17.  Octb.  1847,  soweit  dieselben  nicht  auf  die  Militair- 
Ycrhältnisse  der  Anzustellenden  Bezug  haben,  künftighin  abzusehen. 

Die  E.  Regierung  setze  ich  hievon  mit  Bezug  auf  das  Rescr.  v.  5.  Jan. 
1848  zur  Xachachtung  in  vorkommenden  Fällen  mit  dem  Bemerken  in  Eennt- 
nifs,  dafs  es  hinsichtlich  der  nicht  naturalisirten  Ausländer  bei  den  bisherigen 
Grundsätzen  sein  Bewenden  behält."  Demnach  bleibt  zu  jeder  solchen  Be- 
rufhng  die  Genehmigung  des  Ministers  erforderlich. 


A  m  t  s  e  i  d. 

Durch  C.  Verf.  V.  24.  Apr.  1815  wurde  den  K.  Regierungen  eine 
Eidesformel  mitgetheilt, 

.wonach  sämmtliche  Lehrer  an  öffentl.  Erziehungs-  und  Schulanstalten  aller 
Grade,  an  protestantischen  sowohl  als  katholischen,  wenn  sie  das  erste  mal 
ein  öffentl.  Schulamt  antreten,  nachdem  ihnen  die  Fliehten  desselben  bekannt 
gemacht  worden,  den  Amtseid  leisten  sollen.  Bei  weitrer  Beförderung  ist 
üinen  mit  Zurückweisung  auf  ihren  ersten  Eid  das  feierliche  Versprechen  treuer 
Erfüllung  der  Pflichten  des  neuen  Amts  abzunehmen." 

Die  gegenwärtig  für  alle  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsbeam- 
ten geltende  Eidesnorm  ist  (Staatsmin.beschlufs  v.  12. Febr.  1850): 

„Ich  N.  X.  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden,  dafs, 
nachdem  ich  zum  —  des  —  bestellt  worden,  Sr.  Königlichen  Majestät  von 
Preufsen,  meinem  Allergnädigsten  Herrn,  ich  unterthänig,  treu  und  gehorsam 
sein  und  aUe  mir  vermöge  meines  Amts  obliegenden  Pflichten  nach  meinem 
besten  Wissen  und  Gewissen  genau  erfüllen,  auch  die  Verfassung  genau  be- 
obachten will,  so  wahr  mir  Gott  helfe." 

Der  Diensteid  muls  von  dem  Schwörenden  YoUständig  ausgesprochen 
werden;  doch  ist  dabei  Jedem  freizustellen,  den  Eidesworten  am  Schlufs 
die  seinem  religiösen  Bekenntniis  entsprechende  Bekräftigungsformel  hinzu- 
zufügen. 

Die  Königl.  Verordn.  v.  6.  Mai  1867  erneuert  vorstehende  Eides- 
vorschrift mit  der  ferneren  Bestimmung: 

„Bei  den  im  mittelbaren  Staatsdienst  stehenden  Beamten  tritt  diejenige 
Eidesnorm  hinzu,  mittels  deren  diese  Beamten  sich  den  bestehenden  Bestim- 
mungen und  den  besonderen  Verhältnissen  gemäls  dem  unmittelbaren  Dienst- 
berm  zu  verpflichten  haben. 

Der  obige  Eid  verpflichtet  den  Schwörenden  nicht  nur  für  die  zur  Zeit 
der  Eidesleistung  von  ihm  bekleideten,  sondern  auch  für  alle  ihm  etwa  später 
zu  übertragenden  Aemter." 

C.  0.  V.  10.  Febr.  1835:  .Auf  die  Anfrage  des  Staatsminist,  v.  — ,  die 
Diensteide  betreffend,  setze  Ich  fest:  dafs  der  Beamte,  der  entweder  in  seinem 
bisherigen  Ressort  eine  anderweitige  Amtsvrirksamkeit  erhält,  oder  zu  einem 
andern  Verwaltungzweige  übergeht,  auf  den  früher  von  ihm  geleisteten  Dienst- 
eid zu  verweisen  ist,  dabei  aber  schriftlich  oder  zum  Protokoll  zu  erklären 
hat,  dafs  er  sich  bei  Uebemahme  des  neuen,  speciell  zu  benennenden  Amts 
durch  den  zuvor  abgeleisteten  Eid  für  alle  seine  neuen  Amtsverhältnisse 
eidlich  verpflichtet  erachte.''  — 
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Bei  denien.  Lehrern,  welche  nur  Yersnchsweise  aaf  ein  Jahr  oder  anf 
eine  andre  Destimmte  Zeit  angestellt  sind,  resp.  angestellt  werden,  bedarf 
es  einer  förmlichen  Eidesleistung  nicht,  vielmehr  soll  an  deren  Statt  eise 
Yerpflichtang  mittels  Handschlags  zur  ErfÜllnne  der  fibemommenen  Pfiichtn 
und  zur  Treue  gegen  des  Königs  Maj.  hinreichen.  Ueber  jede  sdche  Ver- 
pflichtung ist  ein  Protokoll  aufzunehmen.    (1834). 


Bestallungen  und  Vocationen. 

Die  Directoren  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  landeaher^ 
liehen  Patronats  erhalten  eine  vom  König  vollzogne  Bestallung.  Den 
nach  erfolgter  königlicher  Genehmigung  der  Wahl  den  Directoren  der 
Gymnasien  und  Realschulen  anderer  Patronate  zu  ertheilenden  Voca- 
tionen wird  durch  den  Unterrichtsminister  eine  beglaubigte  Abschrift 
der  K.  Genehmigungsordre  beigefügt. 

Die  Rectoren  der  königl.  Progymnasien  und  höh.  Bürgerachulen, 
sowie  die  Oberlehrer  der  königl.  höheren  Lehranstalten  aller  Kat^ 
gorien  erhalten  im  Namen  und  Auftrag  des  Ministers  eine  Bestallung 
durch  die  Provinzial  -  Aufsichtsbehörden ,  welche  ihrerseits  kraft  eigner 
Befugnifs  allen  übrigen  Lehrern  königlicher  Schulen  eine  Bestallung  au- 
fertigen. 

Die  Vocationen  aller  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen  nicht  landet- 
herrl.  Patronats  bedürfen  der  Bestätigung  durch  die  betreff.  Proviniial- 
behördeu;  zu  welcher  diese  bei  den  Oberlehrerstellen  zuvor  die  Gendi- 
migung  des  Ministers  einzuholen  haben.   Vrgl.  Abth.  I  pp.  16  n.  335  ff. 

Die  Bezeichnung  der  Anstalt,  für  welche  die  Anstellung  ^olgt, 
und  die  Höhe  des  Einkommens  der  Stelle  wird  bei  Schulen  landesherrL 
Patronats  nicht  in  die  Bestallung  aufgenommen,  sondern  dem  betrefll 
Lehrer  durch  das  Zufertigungsrescript  mitgetheilt: 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  18.  Juni  1833:  1.  „In  allen  BestaDungen, 
welche  ein  bestimmtes  Dienstverhältnifs  andeuten,  in  welchem  der  Beamte  xa 
einer  gewissen  Behörde  etc.  stehen  soll,  wenn  also  Jemand  zum  Vorstand 
einer  Behörde  oder  eines  einzelnen  Dienstzweigs  ernannt  wird,  mofs  die  Be- 
hörde genannt  werden,  bei  welcher  die  Anstellung  erfolgt  In  allen  änderet 
Fällen  aber  kommt  die  nähere  Bezeichnung  der  Behörde,  der  Anstidt,  dei 
Orts,  wo  die  Anstellung  erfolgt,  nicht  in  die  Bestallung,  sondern  in  die  Ver- 
fügung, mit  welcher  die  Bestallung  zugefertigt  wird. 

2.  Der  Betrag  des  Gehalts  oder  Einkommens  soll  gleichfalls  nicht  ii 
die  Bestallungen  aufgenommen,  sondern  dem  betreff.  Individuo  durch  du 
Zufertigungsrescript  oder  durch  abschriftl.  MittheUung  der  an  die  betrHt 
Gassen  oder  Behörden  ergangenen  Anweisungen  eröffnet  werden,  wieTiel 
derselbe  nach  dem  Etat,  oder  falls  Abweichungen  von  demselben  eintreten, 
nach  den  deshalb  besonders  ergangenen  Bestimmungen  an  Gehalt  und  Emo- 
lumenten  zu  beziehen  hat." 

Bei  Versetzung  eines  Directors,  Oberlehrers  oder  Lehrers  von  einer 
königlichen  an  eine  andre  königliche  Anstalt  wird  eine  neue  Bestallaof; 
oder  besondre  Berufungsurkunde  nicht  ausgefertigt.  Die  Versetzung  g^ 
schieilt  einfach  durch  Verfügung  der  betreff.  Behörde. 

Im  Uebrigen,  auch  wegen  Einführung  der  Directoren,  s.Abth.1 
p.  10.  —  Die  Einfuhrung  der  Lehrer  geschieht  in  der  Regel  durch  des 
Director. 

Wegen  der  Stempelvorschriften  vrgl.  Abschn.  IV. 
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Rang  und  Titel. 

Die  Rangordnung  in  den  Lehrercollegien  höherer  Schulen  ist: 
Director  (Rector),  etatsmäfs.  Oberlehrer,  etatsmäfs.  ordentliche 
Lehrer,  Wissenschaft!.  HUifslehrer,  technische  und  Eiementar- 
lehrer. 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  «u  Berlin  v.  4.  Juli  1865:  „Es 
hat  sich  herausgestellt,  dafs  von  einzelnen  Directoren  in  der  den  Programmen 
beigefQgten  Uebersichtstabelle  der  Lehrer  und  derLectionen  sämmtUche 
Hülfslebrer  mit  der  einfachen  Bezeichnung  „Lehrer*'  aufgeführt  werden.  Da- 
durch wird  der  Irrthum  veranlafst,  als  ob  an  der  betreff.  Anstalt  eben  so  viel 
etatsmäfsige  ordentliche  Lehrerstellen  vorhanden  wären,  was  doch  nicht  der 
Fall  ist.  Jedes  Gymnasium  und  jede  Realschule  hat  aufser  dem  Director  eine 
bestimmte  Anzahl  etatsmälsiger  Ober-  und  ordentlicher  Lehrerstellen.  Dazu 
kommen  an  einzelnen  Anstalten,  theils  dauernd,  theils  auf  die  Zeit  des  Be- 
dürfnisses in  der  Regel  nur  Hir  ein  Semester  genehmigte  wissenschafU.  Hülfs- 
lebrer, endlich  die  technischen  Lehrer  für  Schreiben,  Zeichnen,  Singen  und 
Turnen.  Letztere  Gegenstände  werden  an  kleineren  Anstalten  meist  von 
einem  Lehrer  mit  Seminarbüdnng  vertreten,  der  auch  noch  eitiigen  wissen- 
schaftlichen Unterricht  in  den  untersten  Classen  ertheilen  kann  und  darum 
anch  vocationsmäfsig  als  ordentlicher  Gymnasial-,  resp.  Realschul -Elementar- 
lehrer angestellt  ist.  Als  Wissenschaft!.  Hülfslebrer  fungiren  an  einigen  An- 
stalten Ortsgeistliche,  Predigt-  und  Schulamtscandidaten,  Schulamtscandidaten, 
Probanden  und  Mitglieder  des  E.  pädagog.  Seminars ,  selbst  noch  nicht  pro 
&calt  docendi  geprüfte  Candidaten. 

Da  die  Programme  in  gewissem  Sinne  einen  officiellen  Charakter  haben, 
so  ist  es  zweckmäfsig,  dafs  aus  ihnen  bei  der  Aufzählung  der  Lehrer  das 
wirkliche  Verhältnifs  derselben  an  der  Anstalt  sofort  erkannt  werden  kann. 
Darum  sind  auch  die  verschiedenen  Kategorien  der  Lehrer  nach  dem  Etat 
bemerklich  zu  machen.  Dies  läist  sich  ermöglichen,  wenn  eine  doppelte 
Ziffercolonne  angewendet  wird,  in  deren  ersterer  die  Ziffern  durchlaufen  von 
1  (Director)  bis  x  (letzter  Htilfs-  resp.  technischer  Lehrer),  deren  zweite  aber 
bei  jeder  Kategorie  immer  wieder  von  1  beginnt;  wobei  unbesetzte  Stellen 
durch  vacat  kenntlich  zu  machen  sind.    Solche  Kategorien  sind: 

1.  (etatsmäfeige  zum  Unterschiede  von  Titular-)  Oberiehrer  (Prorector, 
Professor).  2.  (etatsmäfeige)  ordentliche  Lehrer  (Professor,  Oberlehrer). 
3.  wissenschaftl.  Hülfslebrer;  wobei  die  flir  die  Dauer  genehmigten  mit  ihrem 
sonstigen  Charakter  zuerst  genannt  werden,  denen  die  für  ein  Semester  ge- 
nehmigten folgen  und  je  nach  ihrer  Qualification  als  Predigt-  und  Schulamts- 
candidaten, wenn  sie  pro  licentia  concionandi  und  pro  racult.  docendi,  als 
Schulamtscandidaten,  wenn  sie  pro  facult.  docendi  geprüft  worden,  zu  bezeich- 
nen sind.  Die  Mitglieder  des  K.  pädagog.  Seminars,  sowie  die  Probanden  sind 
als  solche  kenntlich  zu  machen,  endlich  die  noch  nicht  pro  facult.  docendi 
geprüften  sind  einfach  als  Candidaten  zu  benennen.  Wenn  ein  ordentlicher 
Lehrer  zugleich  ein  technisches  Fach  vertritt,  so  ist  das  in  Parenthese  (zu- 
gleich z.  B.  Turnlehrer)  anzugeben.  4.  Technische  Lehrer,  die  nicht  als 
ordentliche  Lehrer  vocationsmäfsig  angestellt  sind.  Die  festangestellten  Leh- 
rer mit  Seminarbildung,  die  entweder  ausschliefslich  oder  nur  neben  anderem 
auch  noch  technischen  Unterricht  geben,  sind  in  der  Reihe  der  ordentlichen 
Lehrer  als  Gymnasial-  resp.  Realschul-Elementarlehrer  aufzuführen. 

Die  Lehrer  an  den  Vorschulen  sind  hinter  sämmtlichen  Lehrern  der 
Hauptanstalt  als  „Eleraentarlehrer"  zu  erwähnen  und  etwanige  Hülfslebrer 
an  derselben  als  solche  zu  bezeichnen. 

Zugleich  machen  wir  darauf  aufmerksam,  dafs  in  Berichten,  in  Lections- 
plänen,  in  Programmen  nicht  selten  Lehrer  und  Schulamtscandidaten  als 
Doctoren  der  Philosophie  bezeichnet  werden,  von  denen  nach  den  dies- 
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seitigen  Acten  nicht  bekannt  ist,  dafe  sie  diese  Würde  erworben  haben.  Bd 
dem  Milsbraach,  der  in  neuerer  Zeit  mit  dem  Doctortitel  getrieben  wird, 
empfehlen  wir  den  Directoren,  diesen  Titel  in  amtl.  Schriftstflcken  keinem  Leh- 
rer oder  Candidaten  beizulegen,  der  zur  Führung  desselben  nicht  berechtigt 
ist.  Wenn  ein  Lehrer  oder  während  seiner  Beschäftigung  an  der  Ansitalt  ta 
Gandidat  diese  akademische  Würde  erlangt,  so  ist  dies  unter  Einreidinng  euei 
Abdrucks  des  Diploms  anzuzeigen  ^).'' 

Der  Directortitel.  G.  Verf.  v.  10.  Jan.  1842  (an  die  K.  Regiemn- 
gen) :  Aus  den  von  den  K.  Regierungen  über  die  Verleihung  des  Titels  Diiee- 
tor  an  Vorsteher  öffentlicher  Schulen  erstatteten  Berichten  hat  sich  ers^Mi, 
da(s  bisher  dieser  Titel  in  der  Regel  nur  Vorstehern  höherer  Unterri<»t8aB- 
stalten  und  zwar  meist  auf  den  Antrag  der  betreff.  K.  Regiemng  vom  Mini- 
sterium der  geisü.  etc.  Anglgh.  beigelegt  worden  ist  Nur  in  wenigen  Fillea 
ist  die  BeUegung  desselben  von  Provinzialbehörden  oder  mit  deren  Geneh- 
migung von  Magistraten  als  Patronen  ausgegangen,  auch  nur  in  Beltenea 
Ausnahmen  an  Dirigenten  solcher  Institute  erfolgt,  deren  Bestimmung  iwar 
über  den  gewöhnlichen  Elementarunterricht  hinausgeht,  aber  doch  das  deo 
höheren  Schulanstalten  vorgesteckte  Ziel  nicht  erreicht  Mitunter  hat  die  Ve^ 
leihung  des  Directortitels  eine  Auszeichnung  fElr  Männer  von  ungewOhnUchen 
Diensteifer  und  erprobter  Amtsthätigkeit  bezweckt,  oder  es  ist  dieser  Titel 
Vorstehern  höherer  Schulanstalten  blos  darum  beigelegt  worden,  um,  nament- 
lich bei  neu  errichteten  Schulen  dieser  Art,  die  Wirksamkeit  der  Vorstdier 
von  der  der  Vorsteher  der  allgemeinen  Stadt-  und  gröiseren  Volkacholea, 
welche  gewöhnlich  Rectoren  hei&en,  zu  unterscheiden. 

Damit  fortan  eine  feste  Regel  in  dem  Gebrauch  des  Titels  Direetor 
beobachtet  werde,  insofern  damit  nicht  lediglich  eine  factische  BexeichnQii; 
des  Vorsteheramts  ausgedrückt,  sondern  ein  amtlicher  Ehrentitel  bengelegt 
und  in  öffentl.  Verhandlungen  davon  Gebrauch  gemacht  werden  soll,  ist  kfim- 
tig  darauf  zu  sehen,  da&  nur  die  Diriffenten  der  höheren  SchnlaiisiiUea, 
nämlich:  der  vollständigen  Gymnasien,  der  öffentl.  Schullehrerseminare  mid 
der  vollständigen,  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  Realschalen,  des 
Titel  Directoren  derselben  fuhren,  und  auch  in  officiellen  Schreiben  so  be- 
nannt werden. 

Die  jetzigen  Vorsteher  an  Anstalten,  welche  zu  den  vorerwähnten  niclit 
gehören,  sollen,  insofern  sie  sich  mit  Genehmigung  der  betreff.  Staatsbehörde 
im  Besitz  und  Gebrauch  dieses  Titels  befinden,  darin  belassen  werden;  lof 
ihre  Nachfolger  aber  soll  er  nicht  übergehen. 

Indem  ich  noch  bemerke,  da(s  vorstehende  Verfolgung  nur  die  DirigeDtei 
derjenigen  Schul-  und  Unterrichtsanstalten  betrifft,  welcne  zu  dem  Reisoft 
des  mir  anvertrauten  Ministerii  gehören,  fordere  ich  die  K.  Regiemng  laC 
sich  hienach  zu  achten  und  gelegentlich  an  die  betreffenden  Patronatsbehördes 
das  Erforderliche  zu  verfügen."   Der  Minister  etc. 

Rangverhältnifs   im   öffentlichen   Leben. 

C.  0.  V.  23.  De b.  1843  (an  den  Min.  der  geistl.  etc.  Anglgh.):  „Ich  be- 
stimme auf  Ihren  Bericht  v.  3.  Octb.  d.  J.,  dafs 

1.  die  ordentl.  Professoren  derjenigen  Unterrichtsanstalten,  welche  ein- 
zelne Facultätcn  einer  Universität  umfassen,  ebenso  wie  nach  der  Ordre  v. 
13.  Novb.  1^17  die  ordentl.  Professoren  der  Universitäten  den  Rang  eines  Re- 
p^ierun^a-  und  Ober-Landesgerichtsraths,  und  die  aufserordentl.  Professores 
jener  Unterrichtsanstalten  gleich  den  aufserordentl.  Professoren  der  UniTersi- 
tätcn  den  Rang  eines  Regierungs-  und  Oberlandesgerichtsassessors  haben: 

')  Der  Titel  eines  Doctors  der  Philosophie  wird,  aufscr  bei  LebrfrB, 
die  au8  dem  Aunlando  berufen  nind,  amtlich  nur  dann  berücksichtigt»  wenn  er  Mf 
einer  inländ.  Universität  rite  erworben  worden  Ist. 
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2.  dafii  die  Direotoren  der  Kanstakademien,  der  Gymnasien  und  der 
▼ollständigen,  za  Entlassungsprfifungen  berechtigten  hOh.  Bürger-  [Real-]  Scha- 
len den  ordentl.  Professoren  der  Universitäten  im  Range  gleich  stehen,  und 

3.  da(s  alle  übrigen  Professoren  bei  denselben,  sowie  die  Directoren 
der  Schallehrerseminarien  den  Rang  der  aufserordentl.  Professoren  der  Uni- 
versitäten erhalten  soUen.  Jedoch  behalte  Ich  Mir  vor,  besonders  ausgezeich- 
neten Seminardirectoren  auf  Ihren  Vorschlag  auch  den  Rang  der  ordentl. 
Ftofessoren  an  den  Universitäten  zu  verleihen.  — 

Die  Verleihung  des  Prädicats  als  Professor  an  Lehrer,  welche  nicht  zu 
den  ordentl.  Professoren  der  Universitäten  und  den  zu  1.  erwähnten  Unter- 
ricbtsanstalten  gehören,  bleibt  Ihnen  künftig  überlassen.  Denjenigen  unter 
den  zu  3.  erwähnten  Professoren ,  welchen  dieser  Titel  durch  ein  landesherrl. 
Pfttent  beigelegt  worden  ist,  verbleibt  für  ihre  Person  der  Rang  eines  Titular- 
rsths  2.  Classe.  Ich  überlasse  Ihnen,  diese  Bestimmungen  zur  Kenntniüs  der 
Behörden  zu  bringen." 

Diese  Allerh.  Bestimmung  ist  von  Seiten  des  Ministers  unter  dem  2  6.  F  e  b  r. 
1843  publicirt  worden. 

G.  Verf.  V.  7.  Novb.  1846  (an  die  K.  Ober-Präsidenten):  „Es  ist  wieder- 
holt von  verschiedenen  Seiten  der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  dafs  den  Mit- 
|diedem  der  LehrercoU.  bei  den  Gymn.  und  den  neben  ihnen  stehenden  höh. 
Bürger-  [Real-]  Schulen  ein  bestimmter  Rang  beigelegt  werden  möchte,  wie 
dieses  in  Betreff  der  Directoren  der  höh.  Unterrichtsanstalten  geschehen  ist, 
um  jene  Lehrer  bei  ihrem  verdienst!.  Beruf  und  ihrer  höheren  Wissenschaft!. 
Bildung  vor  einer  gewissen  Zurückstellung  zu  sichern,  die  sich  nicht  blols 
durch  ihre  äufserüch  oft  beschränkte  Lage  erklären  läist.  Wenngleich  eine 
solche  Rangbestimmung  hinsichtlich  der  Directoren  wegen  ihrer  auch  dem 
Publicum  gegenüber  einflulsreichen  und  häufig  das  öffentliche  Leben  berflh- 
lenden  Stellung  angemessen  scheine,  so  habe  ich  doch  um  so  mehr  Bedenken 
getragen,  dieser  Bestimmung  weitre  Ausdehnung  auch  auf  den  Rang  der 
einzelnen  Lehrer  zu  geben,  äs  es  mir  angemessen  schien,  derartige  Aeufser- 
Bchkeiten  von  dem  Lehrer-,  wie  von  dem  geistlichen  Stande  fem  zu  halten, 
lud  bei  der  Würdigung  ihres  Berufs  das  Moment  der  Wissenschaft!.  Bildung 
und  der  auf  die  Entwicklung  der  geistigen  Kräfte  der  Jugend  gerichteten 
Thätigkeit  neben  der  Persönlichkeit  der  Einzelnen  allein  entscheiden  zu 
lassen,  zumal  der  dem  Director  einer  hohem  Unterrichtsanstalt  beigelegte 
Rang  nicht  darüber  in  Zweifel  lassen  könne,  welche  Bedeutung  auch  den 
Lehrem  selbst  beigelegt  werde,  die  gewissermafsen  auch  durch  ihn  und  sein 
Verhältnifs  eine  theilnehmende  Rangstellung  erhalten.  Eine  genauere  ab- 
stufende Classification  schien  überdies  nicht  räthlich  zu  sein,  da  nach  den 
Directoren  und  Gymnasialprofeseoren,  welche  den  ordentl.  und  auiserordentl. 
Professoren  der  Universitäten  gleichgestellt  worden  sind  und  in  ein  andres 
Verhältnifs  nicht  füglich  gebracht  werden  konnten,  zu  Rangkategorien  hätte 
herabgestiegen  werden  müssen,  welche  leicht  eine  unangemeisne  Parallelisi- 
rang  veranlassen  konnten."  — 

Bei  verschiedenen  Gelegenheiten  ist  vom  Ministerium  ausgesprochen 
worden,  dafs  bei  den  höheren  Lehranstalten  der  Professortitel  eine 
sparsam  gewährte  Auszeichnung  Derjenigen  bleiben  soll,  welche  in 
HanptlehrfSchern  die  Qnalification  für  die  obersten  Ol.  besitzen,  und 
sich  nicht  nur  als  Lehrer  vorzüglich  bewährt,  sondern  auch  in  wissen- 
schaftlicher Beziehung  von  vortheilhafter  Seite  bekannt  gemacht  haben. 

An  einigen  Gymnasien  in  Westpreufsen ,  sowie  in  den  Provinzen 
Brandenburg,  Schlesien  und  Sachsen  ist  der  Professortitel  mit  einer  be- 
stimmten Ziäil  von  Oberlehrerstellen  stiftungsmäfsig  oder  durch  besondre 
Verleihung,  oder  nach  altem,  anerkannten  Herkommen  verbunden.  Den 
K.  Prov.  SchulcoUegien  ist  zur  Pflicht  gemacht  darauf  su  sehen,  dals 
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in  solche  Stellen  nur  Lehrer  aseendiren  oder  berufen  werden,  welche 
den  für  Ertheilung  des  Professortitels  Torgeschriebenen  wissensehaftl. 
Anforderungen  völlig  entsprechen,  und  der  in  demselben  liegenden  Aus- 
zeichnung in  jeder  Beziehung  würdig  sind. 

Directoren  erhalten  in  der  Regel  nicht  mehr  den  Professor- 
titel. 

Min.  Verf.  v.  20.  März  1839:  „Es  scheint  dem  Minist  nicht  r&tUicfa, 
den  Directoren  der  Gymnasien  den  Professortitel  zu  yerleihen-,  theüs  weil 
derselbe  für  sie  nach  der  Ansicht  des  Minist  keine  Auszeichnung  mehr  ist, 
theils  weil  das  Prädicat  Director  das  Amt,  welches  die  Vorsteher  da 
Gymnasien  verwalten,  zweckmäßig  bezeichnet,  und  somit  passender  ist  sb 
der  Professortitel,  welcher  seither  und  mit  wenigen  Ausnahmen  nur  an  Gym- 
nasiall ehrer,  die  sich  durch  eine  lange  Dienstzeit  oder  durch  wissenschaft- 
liche Leistungen  Ansprüche  auf  ein  öffentl.  AnerkenntniTs  erworben  hatten, 
verliehen  worden  ist.  Das  Minist,  erachtet  überdies  für  nöthig,  dals  bei  den 
Directoren  und  Lehrern  der  Titelsucht  in  keinerlei  Weise  Vorschub  geleistet, 
vielmehr  einem  solchen  Streben  überall  entgegengearbeitet  werde."  — 

Bei  dem  Titel  Oberlehrer  findet  die  Unterscheidung  von  etati- 
mäfsigen  und  Titular- Oberlehrern  Statt  Letztere  gehören  zn  den  in 
der  Ordnung  der  Lehrercoliegien  auf  die  etatsmäCsigen  Oberlehrer  fol- 
genden ordentlichen  Lehrern. 

Aus  der  G.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837: „Zur  Aufmunterung  der 

Classenordinarien  hat  das  Minist  beschlossen,  ihnen  von  jetzt  an  das  Prädicat 
Oberlehrer  ausschliefslich  beizulegen,  dagegen  den  bisherigen  Untersdued 
zwischen  Ober-  und  Unterlehrem  um  so  mehr  aufeuheben,  als  es  nOtiiig 
scheint,  der  irrigen  Vorstellung  entgegenzutreten,  dals  die  Fähigkeit,  des 
Unterricht  in  den  oberen  Classen  zu  ertheUen,  wie  achtungswerth  flbrigeis 
auch  das  hiezu  erforderliche  Mafs  von  Gelehrsamkeit  und  wissenschafUielier 
Bildung  ist  und  bleibt,  schon  an  sich  eine  höhere  Würde  verleihe,  und  dsn 
betreff.  Lehrer  ohne  weitres  einen  so  bedeutenden  Vorzug  gebe  vor  denen, 
die  zufolge  des  ihnen  ertheilten  Prüfungszeugnisses  nur  zum  Unterricht  in 
den  unteren  und  mittleren  Classen  befugt  sind."  — 

Min.  Verf.  v.  27.  Febr.  1838:  „Nach  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  v.J. 
will  das  Minist,  das  Prädicat  Oberlehrer  ausschliefslich  den  Classenordina- 
rien beilegen,  welche  sich  als  solche  während  längrer  Zeit  in  jeder  Beziehung 
bewährt  und  ausgezeichnet  haben.  Die  Lehrer  der  Mathematik  und  der 
Naturwissensch.  sind,  vorausgesetzt,  dafs  sie  die  zu  einem  gelehrten  Schul- 
amt nöthige  allgm.  wissenschaftl.  Bildung  besitzen,  und  neben  den  für  ihr 
specielles  Fach  bestimmten  Lectionen  auch  in  anderen  Lehrgegenständen  unter- 
richten können,  von  der  Wirksamkeit  der  Classenordinarien  nicht  ausge- 
schlossen und  dem  Minist  sind  nicht  wenige  Gymnasien  bekannt,  wo  die 
Lehrer  der  Mathematik  und  Naturwissensch.  mit  dem  besten  Erfolg  auch 
als  Ordinarien  thätig  sind.  Ucberdies  hält  das  Minist  ftir  den  Lehrer  der 
Mathematik,  wenn  es  für  ihn  eines  besondem  Prädicats  bedarf,  das  desMi- 
thematikus,  welches  bei  vielen  Gymnasien  herkömmlich  ist,  fOr  das 
passendste.  Auch  behält  sich  das  Minist,  vor,  ausgezeichneten  Lehrern  der 
Mathematik  und  der  Naturwissensch.,  die  sich  durch  namhafte  wissenschaftl 
Leistungen  vortheilhaft  bekannt  gemacht  und  während  längrer  Zeit  in  ihrem 
Fach  mit  einem  besonders  glücklichen  Erfolge  gelehrt  haben,  zu  ihrer  Auf- 
munterung das  Prädicat  Professor  beizulegen. 

Dafs  alle  Classenordinarien,  auch  die  jüngsten,  welche  in  unteren  Classen 
mit  gutem  Erfolg  unterrichten,  das  Prädicat  Oberlehrer  erhalten  sollen,  ist 
jedoch  keineswegs  die  Absicht;  vielmehr  mufs  in  jedem  einzelnen  Fall  bei 
dem  Minist,  auf  Ertheilung  des  gedachten  Prädicats  für  einzelne  Classen- 
ordinarien unter  Nachweisung  ihrer  Verdionstlichkeit  angetragen  werden.'' 
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C.  Verf.  V.  27.  März  1845:  „Bei  den  Anträgen  auf  Verleihang  des 
Oberlehrertitels  an  ordentliche  Lehrer  der  Gjrmnasien,  resp.  der  zu  Entlas- 
soBgsprttfungen  berechtigten  Real-  und  höh.  Bürgerschulen  sind  die  E.  Prov. 
SchulcoUegien  und  die  E.  Regierungen  in  neuerer  Zeit  nicht  immer  von  glei- 
chen Grundsätzen  ausgegangen.  Ich  sehe  mich  daher  veranlafst,  fflr  künftige 
Fälle  Folgendes  zu  bestimmen: 

Der  Titel  Oberlehrer  ist  entweder  mit  der  SteUe,  welche  der  Lehrer 
einnimmt,  von  selbst  yerbunden  [etatsmäfsige  Oberl.],  oder  wird  als  persön- 
liche Auszeichnung  für  besonders  erworbene  Verdienste,  abgesehen  TOn  der 
beeondem  Natur  der  Stelle,  verliehen  [Titular-Oberl.]. 

Zu  denjenigen  Lehrstellen,  mit  welchen  der  Titel  Oberlehrer  verbunden 
isty  dürfen  nur  solche  Schulmänner  gewählt  und  vorgeschlagen  werden,  die 
nach  der  Vorschrift  des  Reglements  für  die  Prüfung  pro  facult  docendi  ihre 
Befähigung  für  den  Unterricht  in  den  beiden  oberen  Classen  dargethan  haben. 

Rücksichtl.  der  Verleihung  des  Titels  Oberlehrer  als  persönliche  Aus- 
zeichnung der  nicht  in  den  gedachten  oberen  Lehrstellen  stehenden  ordentl. 
Lehrer  bleibt  es  bei  der  Bestimmung  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837,  wonach 
dazu  nur  diejenigen  ordentl.  Lehrer  vorgeschlagen  werden  dürfen,  welche 
durch  längre  Verwaltung  des  Ordinariats  einer  Classe  sich  als  besonders  tüch- 
tige Lehrer  und  Erzieher  bewährt  und  sich  um  die  Schule  ein  bedeutendes 
Verdienst  erworben  haben. 

Für  jedes  Gymnasium  resp.  jede  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigte 
Real-  und  höh.  Bürgerschule  sind  diejenigen  Lehrstellen,  deren  Inhabern  das 
Prädicat  Oberlehrer  als  mit  dem  Amt  verbunden  beizulegen  ist,  fest  zu  be- 
stimmen. Es  ist  dabei  als  Regel  anzunehmen,  dafs  bei  einem  Gvmnasium 
resp.  einer  Realschule  mit  7  ordentlichen  Lehrern  (mit  Ausschluß  des  Di- 
rectors)  3  Stelleu  als  Oberlehrerstellen  zu  bezeichnen  sind.  Bei  umfang- 
reicheren und  mit  einer  gröfsem  Zahl  von  ordentl.  Lehrern  versehenen  An- 
stalten, deren  I  und  II  etwa  in  2  von  einander  getrennte  Abtheilungen  zer- 
fidlen, kann  die  Zahl  der  Oberlehrerstellen  den  Verhältnissen  nach  angemessen 
Termehrt  werden.  Wo  den  Inhabern  der  Oberlehrerstellen  besondere  Titel, 
wie  Professor,  Prorector,  Conrector  etc.  stiftungsmälsig  beigelegt  sind,  soll  in 
diesen  Titulaturen  auch  für  die  Zukunft  nichts  geändert  werden.  Die  Unter- 
scheidung der  Lehrer  durch  Bezeichnung  als  Ober-  und  Unterlehrer  bleibt 
jedoch  2U)geschafft.  Es  sind  vielmehr  die  Inhaber  der  Oberlehrerstellen  als 
Oberlehrer  resp.  mit  den  ihnen  stiftungsmäfsig  zukommenden  Titeln,  alle 
flbrigen  ordentlichen  Lehrer  dagegen,  insofern  ihnen  für  ihre  Person  das 
Primcat  Oberlehrer  oder  ein  andrer  Titel  stiftungsmäfsig  nicht  beigelegt  ist, 
als  ordentliche  Lehrer  zu  bezeichnen  und  so  aucn  in  den  Etats  der 
betreff.  Anstalten  aufzufahren." 

Minist.  Verf.  V.  6.  Apr.  1857:  —  „In  eine  Lehrerstelle,  mit  welcher 
der  Oberlebrertitel  verbunden  ist,  d.  h.  in  eine  etatsmäfsige  Oberlehrerstelle 
Unnen  nnr  solche  Lehrer  eintreten,  welche  die  facult.  docendi  für  die 
oberen  Classen  in  vorschriftsmäfsiger  Weise  erworben  haben.  Davon  hängt 
aber  die  Verleihung  des  Titeis  eines  Oberlehrers  nicht  ab,  welcher  auch 
solchen  Lehrern  verliehen  werden  kann,  die  sich  eine  Reihe  von  Jahren  hin- 
durch als  Ordinarien  der  mittleren  und  unteren  Classen  didaktisch  und  pä- 
dagogisch vorzüglich  bewährt  haben.  Dieser  Titel  berechtigt  jedoch  keines- 
wegs zum  Eintritt  in  eine  etatsmäfsige  Oberlehrerstelle,  und  würde  eine  des- 
fidlsige  irrige  Meinung  bei  der  Verleihung  desselben  zu  berichtigen  oder  der 
^tstehung  derselben  vorzubeugen  sein."  — - 

üeber  die  für  den  Eintritt  in  eine  etatsmäfs.  Oberlehrerstelle  er- 
forderliche wissenschaftl.  Qualification  s.  auch  pp.  80  u.  115. 

Bei  BerechnuDg  des  Verhältnisses,  in  welchem  die  Zahl  der  Ober- 
lehrerstellen in  einem  LehrercoUeginm  zu  der  Zahl  der  anderen  Lehrer 
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in  solche  Stellen  nur  Lehrer  aseendiren  oder  berufen  werden,  welche 
den  für  Ertheilnng  des  Professortitels  Torgeschriebenen  wisaensehaftL 
Anforderungen  yöUig  entsprechen,  und  der  in  demselben  liegenden  Aus- 
zeichnung in  jeder  Beziehung  würdig  sind. 

Directoren  erhalten  in  der  Regel  nicht  mehr  den  Professor- 
titel. 

Min.  Verf.  v.  20.  März  1839:  „Es  scheint  dem  Minist  nicht  rSthlieh, 
den  Directoren  der  Gymnasien  den  Ftofessortitel  zu  yerleihen-y  theils  weil 
derselbe  für  sie  nach  der  Ansicht  des  Minist  keine  Auszeichnung  mehr  ist, 
theils  weil  das  Prädicat  Director  das  Amt,  welches  die  Vorsteher  6a 
Gymnasien  verwalten,  zweckmäisig  bezeichnet,  und  somit  passender  ist  ib 
der  Professortitel,  welcher  seither  und  mit  wenigen  Ausnahmen  nur  an  Gym- 
nasial 1  ehrer,  die  sich  durch  eine  lange  Dienstzeit  oder  durch  wissenschaft- 
liche Leistungen  Ansprüche  auf  ein  öffentl.  Anerkenntnils  erworben  hattai, 
verliehen  worden  ist.  Das  Minist,  erachtet  überdies  für  nOthig,  dals  bei  den 
Directoren  und  Lehrern  der  Titelsucht  in  keinerlei  Weise  Vorschub  geleistet, 
vielmehr  einem  solchen  Streben  überall  entgegengearbeitet  werde.**  — 

Bei  dem  Titel  Oberlehrer  findet  die  Unterscheidung  von  etate- 
mäfsigen  und  Titular- Oberlehrern  Statt  Letztere  gehören  zu  den  ia 
der  Ordnung  der  Lehrercoliegien  auf  die  etatsmäCsigen  Oberlehrer  fol- 
genden ordentlichen  Lehrern. 

Aus  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837: „Zur  Aufmunterung  der 

Classenordinarien  hat  das  Minist  beschlossen,  ihnen  von  jetzt  an  das  Prädicat 
Oberlehrer  ausschliefslich  beizulegen,  dagegen  den  bisherigen  Unterschied 
zwischen  Ober-  und  Unterlehrem  um  so  mehr  aufzuheben,  als  es  Mbig 
scheint,  der  irrigen  Vorstellung  entgegenzutreten ,  dals  die  Fähigkeit,  dei 
Unterricht  in  den  oberen  Classen  zu  ertheüen,  wie  achtungswerth  fibrigent 
auch  das  hiezu  erforderliche  Mafs  von  Gelehrsamkeit  und  wissenschaftlidier 
Bildung  ist  und  bleibt,  schon  an  sich  eine  höhere  Würde  verleihe,  und  dem 
betreff.  Lehrer  ohne  weitres  einen  so  bedeutenden  Vorzug  gebe  vor  denen, 
die  zufolge  des  ihnen  ertheilten  Prüfungszeugnisses  nur  zum  Unterricht  m 
den  unteren  und  mittleren  Classen  befugt  sind."  — 

Min.  Verf.  v.  27.  Febr.  1838:  „Nach  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  v.J. 
will  das  Minist  das  Prädicat  Oberlehrer  ausschliefslich  den  Classenordina- 
rien beilogen,  welche  sich  als  solche  während  längrer  Zeit  in  jeder  Beziehong 
bewährt  und  ausgezeichnet  haben.  £>ie  Lehrer  der  Mathematik  und  der 
Naturwissensch.  sind,  vorausgesetzt,  dafs  sie  die  zu  einem  gelehrten  Schal- 
amt nöthige  allgm.  wissenschaftl.  Bildung  besitzen,  und  neben  den  für  ihr 
specicllcs  Fach  bestimmton  Lectionen  auch  in  anderen  Lehrgegenständen  unter- 
richten können,  von  der  Wirksamkeit  der  Classenordinarien  nicht  aos^^ 
schlössen  und  dem  Minist,  sind  nicht  wenige  Gymnasien  bekannt,  wo  die 
Lehrer  der  Mathematik  und  Naturwissensch.  mit  dem  besten  Erfolg  anch 
als  Oniinaricu  thätig  sind.  Ueberdies  hält  das  Minist  filr  den  Lehrer  der 
Mathematik,  wenn  es  für  ihn  eines  besondem  Prädicats  bedarf,  das  des  Ma- 
thematikus,  welches  bei  vielen  Gymnasien  herkömmlich  ist,  für  das 
passendste.  Auch  behält  sich  das  Minist,  vor,  ausgezeichneten  Lehrern  der 
Mathematik  und  der  Naturwissensch.,  die  sich  durch  namhafte  wissenschaftL 
Leistungen  vortheilhaft  bekannt  gemacht  und  während  längrer  Zeit  in  ihrea 
Fach  mit  einem  besonders  glücklichen  Erfolge  gelehrt  haben,  zu  ihrer  Aaf- 
muutcrung  das  Prädicat  Professor  beizulegen. 

Dafs  alle  Classenordinarien,  auch  die  jüngsten,  welche  in  unteren  Gawen 
mit  f^utem  Erfolg  unterrichten,  das  Prädicat  Oberlehrer  erhalten  sollen,  ist 
jedoch  keineswegs  die  Absicht;  vielmehr  mufs  in  jedem  einzelnen  Fall  b« 
dem  Minist,  auf  Ertheilung  des  gedachten  Prädicats  für  einzelne  Classen- 
ordinarien unter  Nachweisung  ihrer  Verdionstlichkeit  angetragen  werden.* 
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C.  Verf.  V.  27.  März  1845:  „Bei  den  Anträ^n  auf  Verleihung  des 
Oberlehrertitels  an  ordentliche  Lehrer  der  Gymnasien,  resp.  der  zu  Entlas- 
sangsprttfangen  berechtigten  Real-  und  höh.  Bürgerschulen  sind  die  E.  Prov. 
Scbulcollegien  und  die  K.  Regierungen  in  neuerer  Zeit  nicht  immer  von  glei- 
chen Grundsätzen  ausgegangen.  Ich  sehe  mich  daher  yeranlafst,  fflr  künftige 
Fille  Folgendes  zu  bestimmen: 

Der  Titel  Oberlehrer  ist  entweder  mit  der  SteUe,  welche  der  Lehrer 
einnimmt,  yon  selbst  verbunden  [etatsmäisige  Oberl.],  oder  wird  als  persön- 
liche Auszeichnung  für  besonders  erworbene  Verdienste,  abgesehen  von  der 
beeondem  Natur  der  SteUe,  verliehen  [Titular-Oberl.]. 

Zu  denjenigen  Lehrstellen,  mit  welchen  der  Titel  Oberlehrer  verbanden 
ist,  dürfen  nur  solche  Schulmänner  gewählt  und  vorgeschlagen  werden,  die 
nach  der  Vorschrift  des  Reglements  für  die  Prüfung  pro  facult.  docendi  ihre 
Befähigung  für  den  Unterricht  in  den  beiden  oberen  Classen  dargethan  haben. 

Rücksichtl.  der  Verleihung  des  Titels  Oberlehrer  als  persönliche  Aus- 
zeichnung der  nicht  in  den  gedachten  oberen  Lehrstellen  stehenden  ordentl. 
Lehrer  bleibt  es  bei  der  Bestimmung  der  C.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837,  wonach 
dazu  nur  diejenigen  ordentl.  Lehrer  vorgeschlagen  werden  dürfen,  welche 
dnrch  längre  Verwaltung  des  Ordinariats  einer  Classe  sich  als  besonders  tüch- 
tige Lehrer  und  Erzieher  bewährt  und  sich  um  die  Schule  ein  bedeutendes 
Verdienst  erworben  haben. 

Für  jedes  Gymnasium  resp.  jede  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigte 
Real-  und  höh.  Bürgerschule  sind  diejenigen  Lehrstellen,  deren  Inhabern  das 
Fridicat  Oberlehrer  als  mit  dem  Amt  verbunden  beizulegen  ist,  fest  zu  be- 
stimmen. Es  ist  dabei  als  Regel  anzunehmen,  dafs  bei  einem  Gvmnasium 
resp.  einer  Realschule  mit  7  ordentlichen  Lehrern  (mit  Ausschluß  des  Di- 
rectors)  3  Stelleu  als  Oberlehrerstellen  zu  bezeichnen  sind.  Bei  umfang- 
reicheren und  mit  einer  gröfsem  Zahl  von  ordentl.  Lehrern  versehenen  An- 
stalten, deren  I  und  II  etwa  in  2  von  einander  getrennte  Abtheüungen  zer- 
liülen,  kann  die  Zahl  der  Oberlehrerstellen  den  Verhältnissen  nach  angemessen 
▼endehrt  werden.  Wo  den  Inhabern  der  Oberiehrerstellen  besondere  Titel, 
wie  Professor,  Prorector,  Conrector  etc.  stiftungsmäfsig  beigelegt  sind,  soll  in 
diesen  Titulaturen  auch  für  die  Zukunft  nichts  geändert  werden.  Die  Unter- 
scheidung der  Lehrer  durch  Bezeichnung  als  Ober-  und  Unterlehrer  bleibt 
jedoch  abgeschafft.  Es  sind  vielmehr  die  Inhaber  der  Oberlehrerstellen  als 
Oberlehrer  resp.  mit  den  ihnen  stiftungsmäfsig  zukommenden  Titeln,  alle 
flbrigen  ordentlichen  Lehrer  dagegen,  insofern  ihnen  für  ihre  Person  das 
Prädicat  Oberlehrer  oder  ein  andrer  Titel  stiftungsmäfsig  nicht  beigelegt  ist, 
als  ordentliche  Lehrer  zu  bezeichnen  und  so  aucn  in  den  Etats  der 
betreff.  Anstalten  aufzuführen.^ 

Minist.  Verf.  V.  6.  Apr.  1857:  —  „In  eine  Lehrerstelle,  mit  welcher 
der  Oberlehrertitel  verbunden  ist,  d.  h.  in  eine  etatsmäfsige  Oberlehrerstelle 
können  nur  solche  Lehrer  eintreten,  welche  die  facult.  docendi  für  die 
oberen  Classen  in  vorschriftsmäfsiger  Weise  erworben  haben.  Davon  hängt 
aber  die  Verleihung  des  Titels  eines  Oberlehrers  nicht  ab,  welcher  auch 
solchen  Lehrern  verliehen  werden  kann,  die  sich  eine  Reihe  von  Jahren  hin- 
durch als  Ordinarien  der  mittleren  und  unteren  Classen  didaktisch  und  pä- 
dagogisch vorzüglich  bewährt  haben.  Dieser  Titel  berechtigt  jedoch  keines- 
wegs zum  Eintritt  in  eine  etatsmäfsige  Oberlehrerstelle,  und  würde  eine  des- 
£tllsige  irrige  Meinung  bei  der  Verleihung  desselben  zu  berichtigen  oder  der 
Entstehung  derselben  vorzubeugen  sein."  — 

Ueber  die  für  den  Eintritt  in  eine  etatsmSfs.  Oberlehrerstelle  er- 
forderliche wissenschaftl.  Qnalification  s.  auch  pp.  80  u.  115. 

Bei  Berechnung  des  Verhältnisses^  in  welchem  die  Zahl  der  Ober- 
iehrerstellen in  einem  Lehrercollegium  zu  der  Zahl  der  anderen  Lehrer 
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in  demselben  steht,  werden  die  Httlfslehrer,  ebenso  die  technischen  und 
die  Elementarlehrer,  nicht  mitgezählt. 

Ascensionen  inoerhalb  der  etatsmftüs.  Oberlehrerstellen  bedttrfen  der 
Genehmigung  des  Ministers. 

Katholische  Religionslehrer.  Min.Verf.  ▼.  2.  Jnli  1838:  „Daa 
Minist,  ist  mit  dem  Antrage  des  E.  Prov.  Schulcolleginms,  betreffend  die  den 
Religionslehrem  an  den  kathol.  Gymnasien  zu  gebende  äufsere  Stellonf 
einverstanden,  und  genehmigt  hiemit,  dafs  die  ordentlichen  Religionslehrer, 
welche'  den  Religionsunterricht  durch  alle  Classen  des  Gymnasiums  und  dm 
hebräischen  in  den  oberen  Classen  ertheilen,  die  Andachtsttbungen  der  Gvin- 
nasiasten  leiten,  und  zu  dem  Behuf  selbstredend  sich  über  ihre  Bildung  bii- 
reicbend  ausgewiesen  haben  müssen,  den  Oberlehrern  im  Range  gleicb- 
gestellt  werden,  und  mit  diesen  an  den  betreff.  Gymnasien  nach  der  An- 
ciennität  rangiren." 

Beim  Ausscheiden  aus  dem  Lehramt  wird  der  Professor-  oder  der 
Oberlehrer -Titel  nicht  ertheilt. 

Min.  Verf.  v.  15.  Febr.  1865:  „Der  Director  N.  hat  für  den  Lehrer 
N.,  dessen  Pensionirung  zu  Ostern  d.  J.  bevorsteht,  die  Verleihung  des  Ober 
lehrertitels  erbeten.  Ich  beauftrage  das  K.  Prov.  SchulcoUegium,  den  Dir.  N. 
dahin  zu  bescheiden,  dafs  einem  Lehrer  bei  seiner  Emeritirung  eine  derartige 
Auszeichnung  durch  einen  höbern  Titel  nach  den  bestehenden  Verwaltangs- 
grundsätzen  nicht  gewährt  werden  kann.'* 


Der  Titel  Musikdirector. 

Minist.  Bekanntm.  v.  9.  Juli  1850:  „Es  haben  in  neuerer  Zdt  so 
häufig  Bewerbungen  um  Bewilligung  des  Prädicats  Musikdirector,  dessen  Er 
theilung  von  mir  ausgeht,  stattgefunden,  dafs  ich  micb,  um  die  Würde  der 
durch  diese  Auszeichnung  angedeuteten  künstlerischen  Stellung  aufrecbt  n 
erhalten,  vcranlafst  gesehen  habe,  die  Bedingungen,  unter  welchen  das  ge- 
nannte Prädicat  ertheilt  wird,  einer  Revision  zu  unterziehen.  Nachdem  ich 
darüber  das  Gutachten  der  musikal.  Section  der  K.  Akademie  der  Künste 
entgegengenommen,  habe  ich  gegenwärtig  die  Bestimmung  getroffen,  dils 
bei  der  ohnehin  möglichst  zu  beschränkenden  Ertbeilung  des  Priidicats  Musik- 
director in  Zukunft  nur  solche  Musiker  berücksichtigt  werden  sollen,  welche 
eine  allgm.  wissenschaftl.  und  gründliche  musikal.  Bildung  besitzen,  wh 
durch  gröfsere  musikal.  Compositionswerke,  die  Anerkennung  gefunden,  be- 
kannt gemacht  und  sich  vornehmlich  auch  durch  die  Direction  bedeutender, 
aus  feststehenden  musikal.  Einrichtungen  hervorgegangener  MusikauffÜbrun- 
gen  mit  Erfolg  bewährt  haben.  Zugleich  behalte  ich  mir  vor,  in  den  ein- 
zelnen Fällen  das  Gutachten  der  durch  die  musikal.  Section  der  K.  Akademie 
der  Künste  vertretenen  Sachverständigen  einzuholen. 

Ich  bringe  das  Vorstehende  zur  öffentl.  Kenntnifs,  damit  zur  Vermeidan; 
unbegründeter  Gesuche  und  zurückweisender  Bescheide  bei  künftigen  Be- 
werbungen um  das  genannte  Prädicat  auf  die  von  mir  gestellten  unerUrs- 
lichen  Bedingungen  und  auf  die  nach  den  Umständen  erfordert.  BeibrinfruDi: 
der  Zeugnisse  über  die  vollständige  ErfQUung  der  letzteren  die  nOthige  Bflck* 
sieht  genommen  werde." 
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Amtspflichten. 

Die  wesentUchBten  Dienstvorschriften  für  das  Lehramt  waren  firtt- 
her  allgemein  in  den  Instmetionen  für  die  Oymnasialdirectoren  znsam- 
mengefafst;  nur  vereinzelt  fanden  sich  auch  Instructionen  fttr  die  Clas- 
aenordinarien  und  für  die  Lehrer.  Bei  der  zunehmenden  Ausdehnung 
der  meisten  höheren  Schulen  erhielt  das  Institut  der  Classenordinarien 
eine  gröfsre  Wichtigkeit;  ebenso  erschien  es  rathsam,  die  jungen  Lehrer 
gleich  bei  ihrem  Eintritt  in  das  Lehramt  mit  ihren  hauptsächlichsten 
Pflichten  in  demselben  und  mit  einigen  leitenden  Oesichtspuncten  be- 
kannt zu  machen.  Wie  durch  diese  Rücksicht  eine  Aussonderung  der 
auf  das  Ordinariat  und  die  allgemeine  Führung  des  Lehramts  bezüg- 
lichen Bestimmungen  veranlafst  wurde,  so  machten  auüserdem  die  Ent- 
wickelung  des  Realschulwesens  und  die  inzwischen  erlassenen  allge- 
meinen Verordnungen  eine  Revision  der  älteren  Directoreninstructionen 
nöthig.  Sie  ist  im  Jahre  1862  vom  Ministerium  angeordnet  worden. 
Die  in  Folge  dessen  *)  von  den  K.  Prov.  Schulcollegien  berathenen  und 
neu  aufgestellten  Instructionen  für  die  Directoren,  die  Classen- 
ordinarien und  die  Lehrer  sind  nachstehend  mitgetheilt.  Sie  ent- 
halten bei  gleichen  Grundprincipien  eine  Mannichfaltigkeit  provinzieller 
Bestimmungen.  Die  Directoreninstructionen  zeigen  übereinstimmend, 
dals  der  erweiterte  Umfang  der  höheren  Schulen  und  im  Zusammenklang 
damit  ebenso  die  Vermehrung  wie  der  häufige  und  rasche  Wechsel  des 
Lehrerpersonals  in  denselben  mit  Nothwendigkeit  dazu  geführt  hat,  die 
Autorität  der  Vorsteher  diesen  complicirten  Verhältnissen  gegenüber  in 
jeder  zulässigen  Weise  zu  stärken,  und  zu  der  Stellung,  welche  die 
Schulrectoren  ältrer  Zeit  gröfstentheils  einnahmen,  zurückzukehren. 

Wie  die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Instructionen  für  die  Di- 
rectoren,  die  Classenordinarien  und  die  Lehrer  nicht  nur  auf  die  Gym- 
nasien, sondern  auch  auf  die  Realschulen  1.  0.  Anwendung  finden,  so 
dienen  sie  in  analoger  Weise  auch  für  die  unter  der  Aufsicht  König- 
licher Regierungen  stehenden  Progymnasien,  Realschulen  2. 0.  und  höh. 
Bürgerschulen  zur  Richtschnur. 

Instructionen  für  die  Directoren  der  Gymnasien  und 
der  Realschulen  1.  0. 

Provinz    Preufsen. 

Instr.  vom  Jahre  1867. 

„I.  Allgemeine  Stellung  des  Directors.  §.1.  Der  Director 
ist  der  Vorsteher  des  Gymnasiums  ( der  Realschule )  und  hat  als  solcher  die 
Leitung  sämmtlicher  Angelegenheiten)  welche  das  Wohl  der  Anstalt  betreffen. 

II.  Verhältnifs  zu  den  Behörden.  §.2.  Das  K.  Prov.  Schulcol- 
legium  ist  die  dem  Dir.  zunächst  vorgesetzte  Staatsbehörde.  In  diesem  Ver- 

*)  Die  westßU.  Directoreninstruction  war  bereits  im  Jahre  1856  revidirt  worden. 
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bältnifs  der  Unterordnung  ist  er  einerseits  das  Organ,  durch  weichet  dai 
K.  Prov.  Schulcoll.  alle  die  Anstalt  betreffenden  Vermgungen  zur  Aosführang 
bringt,  und  andrerseits  von  allen  das  Gedeihen  der  Anstalt  fördernden  oder 
hemmenden  Zuständen  Kenntnifs  erhält  §.  3.  Demnach  hat  der  Dir.  alle 
an  die  Anstalt  gerichteten  Schreiben  zu  eröffnen  and  die  von  derselben  auf- 
gehenden Schreiben  und  Zeugnisse  anzufertigen,  zn  vollziehen  und  erforde^ 
liehen  Falls  mit  dem  Amtsiegel  zu  beglaubigen.  §.  4.  £r  hat  die  an  ihn 
gerichteten  Verfügungen  des  K.  Prov.  Schulcoll.  unverzflglich  io  Anaffihnuig 
zu  bringen,  oder  falls  besondere  Umstände  diese  Ansmhrung  bedenklicE 
machen ,  darüber  sofort  zu  berichten.  §.  5.  Er  hat  die  ihm  obliegenden 
Berichte  ungesäumt  und  mit  gewissenhafter  Treue  zu  erstatten  nnd  aneh 
ohne  besondre  Aufforderung  über  alle  wichtigeren  Angelegenheiten  der  An- 
stalt an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten.  §.  6.  Namentlich  hat  er  die 
Erledigung  eines  Lehramts  sofort  anzuzeigen  und  das  hiedurch  entstehende 
Bedürfnifs  der  Anstalt  dem  Prov.  Schulcoll.,  bei  Anstalten  nicht  KOnigl.  Zi- 
tronats auch  dem  Patron,  näher  zu  bezeichnen;  er  ist  zugleich  befugt,  für 
die  Wiederbesetzung  der  erledigten  Stelle  bestimmte  Vorschläge  zu  machen. 
§.  7.  Der  Dir.  ist  verpflichtet,  dem  Commissarius  des  Prov.  Schulcoll.  jeglicbe 
Auskunft  bereitwillig  und  rückhaltlos  zu  ertheilen,  welche  derselbe  in  Bezug 
auf  die  Anstalt  von  ihm  fordert.  §.  8.  Bei  Anstalten  nicht  KOoigl.  PMro- 
nats  ist  der  Dir.  verpflichtet,  auch  dem  Patron  halbjährliche  Frequenslittea 
und  Abschrift  des  von  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  bestätigten  Lectiont- 
plans  einzureichen. 

§.  9.  Der  Dir.  ist  befugt,  aufserhalb  der  Perien  in  dringenden  Fällen 
sich  selbst  auf  4  Tage  zu  beurlauben  und  sich  einen  Stellvertreter  la 
bestellen ;  für  einen  längern  Urlaub  hat  er  die  Genehmigung  des  K.  Prov. 
Schulcoll.  einzuholen  und  wegen  seiner  Stellvertretung  geeignete  Vorschlige 
zu  machen.  Bei  nicht  Königl.  Anstalten  hat  er  zugleich  dem  Patronat  von 
seiner  Beurlaubung  Anzeige  zu  erstatten  nnd  aufserdem  die  Genehmignng 
desselben  nachzusuchen ,  falls  der  von  ihm  erbetne  Urlaub  die  Daner  voa 
14  Tagen  überschreitet  oder  besondere  Stellvertretungskosten  vemraadit 
Verreist  der  Director  innerhalb  der  Ferienzeit,  so  hat  er  vorher  dem  K.  Prov. 
Schulcoll.  seinen  Stellvertreter  namhaft  zu  machen.  §.  10.  Falls  der  Dir. 
aus  seinem  Amt  auszuscheiden  beabsichtigt,  so  ist  er  verpflichtet,  seine  Kün- 
digung mindestens  3  Monate  vor  dem  Schlufs  des  Halbjahrs  dem  K.  Prov. 
Schulcoll.  und  bezüglich  auch  dem  Patronat  der  Anstalt  einzureichen,  falls 
nicht  seitens  des  Patronats  eine  6  monatl.  Kündigungsfrist  festgesetzt  ist 

III.  Verhältnifs  zu  der  Anstalt.  A.  Im  allgemeinen.  §.11. 
Wie  der  Dir.  für  die  gedeihliche  Verwaltung  der  ganzen  Anstalt  verantwort- 
lich ist,  so  darf  auch  seiner  Kenntnifs  nichts  entzogen  werden,  was  auf  das 
Wühl  derselben  von  Einflufs  ist.  Demnach  gebührt  ihm  die  Betheilignng  aa 
Bau-,  Etats-  und  Cassenwesen  insoweit,  dals  er  über  alle  baulichen  Verin- 
derungen,  über  die  Etatsentwürfe  und  über  die  Verwendung  etwaniger  Castea- 
überschüsse  zuvor  gutachtlich  zu  hören  ist.  Desgleichen  hat  er  bei  dea 
Königl.  Anstalten  Kenntnifs  von  den  Quartalsabschlüssen  und  der  Jahresredi- 
nung  zu  nehmen  und  dieselben  vor  Einreichnng  an  die  Behörde  mitzuTolI- 
ziehen.  Aufserdem  ist  er  an  den  Königl.  Anstalten  bei  allen  Cassenrevisioneo 
zuzuziehen. 

§.  12.  Dem  Dir.  liegt  die  Aufsicht  über  das  Schulgebäude,  die  Schol- 
Utensilien,  die  Bibliotheken  und  sonstigen  Sammlungen  der  Anstalt  ob.  lü 
einer  der  Lehrer  mit  der  besondem  Verwaltung  einer  solchen  Sammlan; 
beauftragt,  so  verbleibt  doch  dem  Dir.  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Ober 
aufsieht.  §.  13.  Die  nach  einer  bestimmten  leicht  übersichtlichen  Ordnim; 
zu  veranstaltende  Anlegung  und  Verwaltung  des  Schularchivs,  an  wel- 
chem Hufser  den  amtl.  Verfügungen  auch  die  Entwürfe  der  zu  erstatteDdea 
Berichte,  die  Bau-  und  Kechnungsacten ,  das  Schulalbum,  die  Censurbfieher 
und  Entwürfe  der  Abgangszeugnisse,  die  Abiturientenprüfungsverhandlungva 
und  die  Protokolle  über  die  Lehrcrconferenzen  gehören,  steht  lediglieb  den 
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Dir.  zu.  Desgleichen  gebührt  ihm,  bezflgl.  sehiem  Stellvertreter,  der  aus- 
aohlie&liche  Gebrauch  des  Schulsiegeis. 

§.  14.  Der  Dir.  entscheidet  nach  vorgängiger  Prüfung  und  auf  Grund 
der  Torgeiegten  Zeugnisse  über  die  Aufnahme  eines  Schülers.  Er  ist  befugt, 
die  Aumahme  solcher  Zöelinge  zu  verweigern,  von  denen  er  nach  Ausweis 
ihrer  Zeugnisse  einen  Nachtheil  für  die  Zucht  der  Anstalt  zu  befürchten  hat. 

§.  15.  Obwohl  der  Dir.  die  Wünsche  der  Lehrer  rücksichtl.  der  Stunden- 
vertheilung  anzuhören  hat,  so  steht  doch  ihm  allein,  vorbehaltlich  der  Ge- 
nehmigung des  K.  Prov.  Schulcolleffiums  die  Festsetzung  des  Lehr-  und 
Stundenplans  ohne  vorgängige  Berathung  in  der  Conferenz  zu. 

§.  16.  Der  Dir.  hat  unter  eigner  Verantwortlichkeit  den  amtl.  Theil  der 
jährl.  S'chulprogramme  selbständig  abzufassen  und  für  die  Ab&ssung  der 
denselben  beizufügenden  wissenschaul.  Abhandlung  zu  sorgen.  Diese  Ab- 
handlung ist  in  der  Regel  in  bestimmter  Reihenfolge  von  dem  Dir.  und  den 
ordentl.  Lehrern  der  Anstalt  zu  liefern.  §.  17.  Der  Dir.  hat  die  öffentl. 
Schulprüfungen  oder  Redeacte  zu  ordnen  und  die  Einladungen  zu  denselben 
zu  erlassen.  §.  18.  Die  Maturitätsprüfungen  erfolgen  nach  Anordnung  des 
EL  Gommissarius  in  Gemäfsheit  der  dafür  besonders  erlassenen  Bestimmungen. 

§.  19.  Der  Dir.  hat  darüber  zu  wachen,  dafs  der  Schuldiener,  welcher 
ihm  nach  Mafsgabe  seiner  Instruction  zu  pünctlichem  Gehorsam  verpflichtet 
ist,  seine  Amtsobliegenheiten  treu  und  gewissenhaft  erfülle. 

B.  Zu  den  Lehrern.  §.20.  Der  Dir.  ist  einerseits  vorsitzendes 
Mitglied  des  Lehrercollegiums  und  andrerseits  Vorgesetzter  jedes  einzelneu 
Lehrers.  §.  21.  Demnach  hat  derselbe  im  Auftrag  des  K.  Prov.  SchulcolL 
jeden  neu  angestellten  Lehrer  zu  vereidigen,  bezügl.  wenn  dieser  Eid  schon 
früher  geleistet  ist,  zu  verpflichten  und  in  sein  Amt  einzuführen. 

§.22.  Der  Dir.  hat  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Lehrerconfe« 
renzen;  er  beruft  dieselben  mindestens  einmal  im  Monat  und  aufserdem  so 
oft  als  Berathungsgegenstände  vorliegen.  Volles  Stimmrecht  in  der  Conferenz 
besitzen  sämmtliche  ordentl.  Lehrer,  die  wissenschaftlichen  Hülfslehrer  und  die 
Probecandidaten ,  letztere  jedoch  nur,  falls  sie  eine  volle  Lehrerstelle  ver- 
treten ;  andernfalls  nur  für  die  Gegenstände  ihres  Unterrichts.  Die  technischen 
Lehrer  nehmen  nur  dann  regelmäfsig  an  der  Conferenz  Theil,  wenn  sie  als 
ordentl.  Lehrer  fest  angestellt  sind ;  aufserdem  bleibt  ihre  Theilnahme  und 
ihr  Stimmrecht  auf  Gegenstände  ihres  Unterrichts  beschränkt.  Ebenso  steht 
denjenigen  Geistlichen,  welche  nicht  an  der  Anstalt  fest  angestellt  sind, 
sondern  nur  den  Religionsunterricht  als  aufserordentl.  Lehrer  ertheilen ,  das 
Stimmrecht  nur  über  die  Zöglinge  ihrer  Confession  zu.  §.  23.  Ueber  die 
Verhandlungen  in  den  Conferenzen  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  wozu  der 
jüngste  ordentl.  Lehrer  verpflichtet  ist,  falls  nicht  ein  andrer  Lehrer  freiwillig 
und  unter  Zustimmung  des  Dir.  die  Führung  desselben  übernimmt.  Das 
Protokoll  wird  am  Schlufs  der  Sitzung  vorgelesen  und  von  sämmtl.  anwesen- 
den Lehrern  unterschrieben.  §.  24.  Bei  Abstimmungen  stimmt  der  dem 
Range  nach  jüngste  Lehrer  zuerst,  der  älteste  zuletzt;  bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  die  Stimme  des  Directors.  Falls  der  Dir.  von  einem  Beschluis 
der  Mehrheit  einen  wesentlichen  Nachtheil  für  die  Anstalt  besorgt,  so  ist  er 
befugt,  die  Ausführung  dieses  Entschlusses  bis  nach  eingegangner  Entschei- 
dung des  E.  Prov.  Scbulcoll.  auszusetzen ,  an  welches  er  sofort  unter  Ein- 
reichung des  Protokolls  zu  berichten  hat.  §.  25.  In  der  Conferenz  sind 
die  Verfügungen  des  K.  Prov.  Scbulcoll.,  bezügl.  die  Schreiben  des  Patronats, 
soweit  beide  nicht  besonders  für  den  Dir.  bestimmt  sind,  mitzutheilen. 
Aufserdem  sind  Gegenstände  der  Berathung  alle  allgemeinen  Anordnungen 
didaktischer  und  disciplinarischer  Art,  das  Verhalten  der  Schüler  in  beiden 
Beziehungen,  die  Ausführung  des  Lehrplans,  die  methodische  Behandlung 
einzelner  Unterrichtsfacher,  die  Censuren  und  Versetzungen,  die  Ergänzung 
der  wissenschaftl.  und  techn.  Sammlungen  der  Anstalt  und  sonstige  Ange- 
legenheiten, welche  zu  dem  Zweck  der  Anstalt  in  unmittelbarer  Beziehung 
stehen.  Beschwerden  eines  Lehrers  über  den  Dir.  können  nie,  Streitigkeiten 
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anter  Lehrern  nur  dann  Berathungsgegenstand  sein,  wenn  die  betreif.  Lehrer 
damit  einverstanden  sind.  §.  26.  Der  Dir.  ist  berechtigt,  snr  Beratfamig 
fiber  die  Behandlung  einzelner  Lehrfächer  besondere  Fachconferensen 
zu  berufen,  in  welchen  nur  die  betheiligten  Lehrer  aa  erscheinen  haben. 
§.  27.  In  den  Versetzungsconferenzen  stimmen  ttber  die  Versetsnng  der 
Schüler  nur  die  Lehrer  der  betreff.  Glasse,  der  Ordinarius  der  nächst  höhen 
Classe  und  der  Dir.  ab.  Ueber  die  Versetzung  entscheidet  die  Stimmenmeh^ 
heity  jedoch  mit  der  Mafsgabe,  da(s  der  Dir.  gegen  die  Versetzung  eines  Schft- 
lers,  dessen  Reife  er  Ursache  hat  zu  bezweifeln,  ein  entscheidendes  Veto  em- 
zulegen  befugt  ist.  §.  28.  Die  Verhandlungen  nnd  Beschlüsse  der  Gonferens 
sind,  insoweit  sie  nicht  ausdrücklich  zur  Mittheilung  an  Andere  bestimmt 
sind,  als  Amtsgeheimnifs  zu  behandeln. 

§.  29.  Der  Dir.  hat  die  Lehrer  anzuhalten,  da(s  sie  durch  wfirdicei 
Verhalten  und  treue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  ihren  Stand  ehren  und  aUes 
meiden,  was  ihnen  in  der  Achtung  der  Schüler  und  der  Eltern  nachtheilig 
sein  könnte.  §.  30.  Wenn  ein  Lehrer  sich  Nachlässigkeiten  im  Dienst, 
Verwendung  seiner  Kräfte  für  Privatzwecke  zum  Nachtheil  seiner  amUichen 
Obliegenheiten,  Uebertretung  der  Schulordnung  oder  ein  der  WOrde  des 
Lehrstandes  unangemefsnes  Benehmen,  sei  es  in  oder  auOier  der  Schule,  sa 
Schulden  kommen  läfst,  so  hat  der  Dir.  ihm  darüber  emsUiche  Vorstellnng 
zu  machen,  und  wenn  diese  nicht  fruchten  sollte,  desgl.  bei  eigentlichen  Ver 
gehungen  und  starken  Mifsgriffen,  sofort  an  das  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  berich- 
ten. Privatunterricht  in  denjenigen  Gegenständen,  welche  in  der  Schale 
gelehrt  werden ,  dürfen  die  Lehrer  Schülern  der  Anstalt  nur  mit  Genehsu- 
gung  des  Dir.  und  nur  in  aufserordentlichen  Fällen  ertheilen.  §.  31.  Ebenso 
hat  der  Dir.  diejenigen  Lehrer,  welche  in  disciplinar.  oder  didakt  Beziehong 
die  allgemeinen  Vorschriften  unbeachtet  lassen,  in  einseitiger  Selbstflbe^ 
Schätzung  ihre  eigenen  Wege  gehen  und  die  zur  Erreichung  des  ganzen 
Zwecks  der  Anstalt  erforderliche  Harmonie  des  Zusammenwirkens  sämnt- 
lieber  Lehrer  stören,  mit  coUegialischer  Schonung  und,  wo  es  nOthig  ist, 
auch  mit  Ernst  und  Nachdruck  zurechtzuweisen. 

§.  32.  Insbesondre  hat  der  Dir.  die  Probecandidaten  mit  den  allge* 
meinen  Bestimmungen  über  die  Schulverwaltung  bekannt  zu  machen  nsd 
denselben  die  erforderl.  pädagog.  und  didakt.  Anleitung  zu  gewähren.  §.  33. 
Der  Dir.  hat  auf  den  pünctlichen  Beginn  der  Schulstunden  streng  zu  haltet 
und  jede  ungebührliche  Ausdehnung  der  Zwischenpausen  zu  verhüten.  Er 
darf  ferner  nicht  zulassen,  dafs  ein  Lehrer  ohne  gegründete  Ursache  ood 
ohne  seine  vorgängige  Genehmigung  eine  Lehrstunde  aussetze  oder  mit 
einem  andern  Lehrer  tausche. 

§.  34.  Bei  Erkrankung  eines  Lehrers  steht  lediglich  dem  Dir.  die  An- 
ordnung der  Vertretung  zu,  wobei  derselbe  jedoch  auf  die  sonstige  Belastnag 
der  übrigen  Lehrer  die  gebührende  Rücksicht  nehmen  wird.  §.  3a.  Der 
Dir.  ist  befugt  bei  dringenden  Veranlassungen  einzelnen  darum  nachsnchendei 
Lehrern  einen  Urlaub  von  höchstens  8  Tagen  zu  ertheilen. 

§.  36.  Alle  Eingaben  der  Lehrer  an  die  vorgesetzten  Staatsbehörden, 
bezügl.  an  das  Patronat,  sind  nur  durch  Vermittelung  des  Dir.  und  erforde^ 
licheu  Falls  von  seinem  Gutachten  begleitet  einzureichen. 

C.  Zu  dem  Unterrichtszweck  der  Anstalt  §.37.  Dem  Dir. 
ist  die  Leitung  des  gcsammten  Unterrichts  übertragen,  an  welchem  er  sick 
selbst  in  angcmefsner  Weise,  in  der  Regel  durch  Uebernahme  von  10—12 
wöcbentl.  I^hrstunden,  zu  betheiligen  hat.  Er  hat  diesen  Unterricht  in  Ge- 
mäfshcit  der  allgm.  Bestimmungen  so  zu  ordnen,  dafs  einerseits  das  der 
ganzen  Anstalt  wie  den  einzelnen  Classen  gesteckte  wisaenschaftl.  Ziel  mS^ 
liehst  vollständig  erreicht,  andrerseits  die  Einheit  der  gesammten  Geistes- 
bildung mit  verständiger  Berücksichtigung  der  jugendlichen  Kräfte  derZüf- 
lingc  gewahrt  werde.  §.  38.  Demnach  hat  er  bei  der  Anordnung  dei 
Lchrplans  (§.  15)  neben  der  wisscnschaftl.  Bildung  der  Lehrer  auch  i^ 
pädagog.  und  didakt.  Befähigung  für  bestimmte  Unterrichts-  and  Alteistafes 
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in  der  Weise  za  berticksichtigen,  dafs  die  WirkungskreiBe  der  einzelnen 
Lehrer  in  einander  greifen  und  zur  Erreichung  des  Gesammtzwecks  sich 
gegenseitig  unterstützen.  §.  39.  Zu  diesem  Behuf  hat  er  durch  Abhaltung 
von  Fachoonferenz^n  ($.  26)  dahin  zu  wirken,  dafs  die  didakt.  Grundsätze 
und  Lehrweisen  der  verschiedenen  Lehrer  in  den  einzelnen  Unterrichtszweigen 
sich  nicht  widerstreiten,  sondern  in  Einklang  und  in  gemeinschaftliche  Be* 
*  Ziehung  zu  dem  allgemeinen  Bildungsziel  gesetzt  werden.  §.  40.  Ebenso 
hat  er  darauf  zu  achten ,  dafs  bei  Anordnung  der  häusl.  Aufgaben  und  na- 
mentlich der  schriftlichen  Arbeiten  seitens  der  einzelnen  Lehrer  ebenso  die 
Rflcksicht  auf  die  übrigen  Unterrichtsfächer  wie  auf  die  Leistungsfähigkeit 
des  jugendlichen  Alters  streng  beobachtet  werde. 

§.  41.  Zu  seinen  wesentlichen  Obliegenheiten  gehört,  dafs  er  die  Unter- 
richtstunden der  einzelnen  Lehrer  fleifsig  besuche,  die  etwanigen  Abwege 
und  Nachlässigkeiten  derselben  ins  Auge  fasse,  die  schriftl.  Arbeiten  sämmt- 
licher  Classen  von  Zeit  zu  Zeit  durchsehe  und  seine  Bemerkungen  demnächst 
in  der  Gonferenz,  oder  falls  er  dies  angemefsner  findet,  dem  betreff.  Lehrer 
besonders  mittheile.  §.  42.  Zur  einheitlichen  Durchführung  des  Lehrplans, 
wie  zur  gegenseitigen  Anregung  der  Lehrer  ist  er  befugt,  in  regelmäisigem 
Wechsel  Lectionen  anzuordnen,  welche  von  den  betreff.  Lehrern  für  die  ver- 
schiedenen Fächer  und  Classen  im  Beisein  der  übrigen  Fachlehrer  abgehalten 
werden  und  bei  genügendem  Anlafs  nach  Methode  und  Ergebnifs  demnächst 
in  der  Conferenz  zur  collegialischen  Erörterung  kommen.  §.  43.  Desglei- 
chen ist  der  Dir.  befugt,  zu  genauer  Feststellung  des  Unterrichtsergebnisses 
Versetzungsprüfungen  im  Beisein  der  näohstbe£eiligten  Lehrer  abhalten  zu 
lassen. 

§.  44.  Die  öffentl.  Prüfungen  am  Schlufs  des  Schuljahrs  haben  den  Zweck, 
anter  Fernhaltung  jeder  geflissentlichen  Schaustellung  den  Eltern  von  den 
Leistungen  der  Anstalt  Kenntnifs  zu  geben  und  dadurch  das  Vertrauen  und, 
die  wohlwollende  Theilnahme  derselben  zu  erregen  und  zu  erhalten.  Der* 
Dir.  hat  daher  die  Pflicht,  die  Einladungsprogramme,  die  Vorträge  der  Schüler 
sowie  die  Prüfungen  selbst  so  einzurichten,  dafs  diesem  Zweck  in  würdiger 
Weise  entsprochen  werde. 

D.  Zu  der  sittlichen  Aufgabe  der  Anstalt.  §.45.  Die  Schule 
hat  es  als  ihre  wesentlichste  Aufgabe  zu  betrachten,  mit  der  wissenschaftl. 
Aasbildung  der  Zöglinge  auch  eine  christliche  Gesinnung  in  ihnen  zu  wecken 
and  sie  zu  einem  derselben  entsprechenden  Wandel  anzuleiten.  Der  Dir. 
wird  deshalb  die  Pflege  eines  christlichen  Geistes  und  Wandels  als  seine 
heiligste  Pflicht  betrachten,  zu  dem  Ende  den  Religionslehrer  aufs  kräftigste 
unterstützen,  die  Theilnahme  der  Schüler  an  dem  öffentl.  oder  dem  besondern 
Gjmnasialgottesdienst,  soweit  dies  ausführbar  ist,  durch  die  Lehrer  beauf- 
sichtigen und  dahin  wirken,  dals  ein  religiöser  Charakter  das  ganze  Leben 
der  Anstalt  durchdringe  und  den  Schülern  in  den  Lehrern  das  Vorbild  eines 
christlichen  Lebens  vorleuchte. 

§.46.  Die  disciplinarische  Wirksamkeit  des  Dir.  erstreckt  sich 
über  die  Schnlzucht  in  allen  ihren  Bichtungen  und  mufs  jederzeit  mit  der- 
jenigen Kraft  und  Umsicht  verbunden  sein,  welche  die  Aufrechterhaltung  der 
Schulordung  und  die  Handhabung  der  Zucht  sichert.  §.  47.  Demnach 
hat  der  Dir.,  da  das  Zusammenwirken  der  Lehrer  in  sittlicher  und  discipli- 
nar.  Beziehung  von  besondrer  Wichtigkeit  ist,  dieselben  in  den  Gonferenzen 
zu  ausführlichen  Mittheilungen  über  den  Fleifs  und  das  Betragen  ihrer 
Schüler  zu  veranlassen  und  die  Mafsregeln  mit  ihnen  zu  berathen,  welche 
geeignet  sind,  tadelnswerthen  oder  gar  verderblichen  Richtungen  einzelner 
Zöglinge  oder  ganzer  Classen  mit  Erfolg  entgegenzuwirken. 

§.  48.  Da  auf  die  sittliche  Entwickelung  der  Schüler  das  häusl.  Leben 
derselben  von  entschiedenstem  Einflufs  ist,  so  gebührt  der  Schule  auch  die 
Aufsicht  über  dasselbe  bei  den  auswärtigen  Schülern.  Demnach  steht  dem 
Dir.  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  einzelnen  Pensionate  für  die 
auswärtigen  Schüler  zu,  wobei  jede  Pension,  in  welcher  der  Zögling  der 
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und  Angele^nhciten  der  Anstalt,  sie  mögen  die  Personen  des  Lehrereolle- 
^ums,  den  Gesandbeitszustand  der  Lehrer  und  Schüler,  oder  die  didaktischen 
und  disoiplinarischen  Einrichtungen  und  Zustande  betreffen,  aach  nnaafge- 
fordert  zu  berichten,  auch  den  Gommissarien  desselben  jeae  amtliehe  Ans- 
knnft  bereitwillig  su  ertheilen. 

Wo  besondere  Coratorien,  Ephorate  oder  Patronate  bestehen,  unter- 
liegt das  Verhältnifs  des  Dir.  zu  denselben  besonderen  Bestimmongen. 

In  Betreff  der  Portofreiheit  aller  dienstlichen,  stets  mit  dem  Schul- 
Siegel  zu  venchlieCsenden  Schreiben  und  Sendungen,  sind  die  Bestimmungen 
de«  Regulativs  über  die  Portofreiheit  in  Staatsdienstangelegenheiten  ▼.  3.  Febr. 
186^  und  die  späteren  abändernden  und  ergänzenden  Bestimmungen  sorg- 
liltlg  zu  beachten. 

§.3.  Verhalten  zu  den  Lehrern  der  Anstalt.  Der  Dir.  ist 
der  nächste  Vorgesetzte  aller  an  der  Anstalt  fungirenden  Lehrer,  Probecan- 
didaten  und  Unterbeamten.  Er  wird  indefs  in  Betreff  dieser  seiner  Stellung 
nicht  au(ser  Acht  lassen,  dafs  die  von  den  Lehrern  zu  erwartende  Willfährig- 
keit nur  in  dem  äufsersten  Fall  aus  dem  Subordinationsverhältnib  hervor- 
gehen darf,  ihre  Hauptquelle  aber  in  einer  auf  seinen  musterhaften  Wandel, 
sein  umsichtiges  Benehmen,  seine  Gelehrsamkeit  und  Lehrgeschicklichkeit, 
seine  strenge  Pflichterfüllung  und  Berufstreue  gegründeten  Autorität  haben 
mufs.  Wenn  er  hienach  jedem  Lehrer  mit  Theilnahme  und  Achtung  begegnet 
und  überall  pflichtgemäß  das  Interesse  seiner  Amtsgenossen  wahrzunehmen 
sich  bemüht,  so  wird  er  nur  in  seltenen  Fällen  genöthigt  sein,  die  Form  des 
Befehls  zu  wählen.  Der  Dir.  ist  das  vermittelnde  Organ  zwischen  der  vor- 
gesetzten Behörde  und  den  Lehrern  und  Beamten  der  Anstalt;  er  hat  daher 
alle  ihr  Amt  und  ihre  Stellung  betreffenden,  an  die  Aufisichtsbehörden  ge- 
richteten Eingaben  mit  seinem  Gutachten  zu  begleiten. 

§.4.  Anstellung  und  Einführung  der  Lehrer.  Dem  Dir.  liegt 
ob,  die  neu  angestellten  Lehrer  in  das  ihnen  übertragne  Amt  förmlich  ein- 
zuweisen, ihnen  hiebei  die  Pflichten,  welche  ihnen  dasselbe  auferlegt,  unter 
Hinweisung  auf  ihre  Instruction ,  ausführlich  und  eindringlich  bekannt  za 
machen  und  sie  bei  den  höh.  Lehranstalten  Königl.  Patronats  in  Vorschrift»- 
mftfsiger  Weise  eidlich  zu  verpflichten  oder  die  Verpflichtung  auf  den  etwa 
schon  früher  geleisteten  Eid  zu  bewirken.       Ebenso  hat  er,  wenn  ein  Lehrer 

4.  Einsendung  der  Abiturienten  arbeiten  nebst  Protokollen  etc.,  4  Woche« 
nach  dem  mOndl.  Examen. 

5.  Eine  tabcll.  Ucbersicht  der  im  Lauf  des  Kalenderjahrs  bei  der  Anstalt  ge- 
prüften Maturitatsaspiranten  rcsp.  Abiturienten,  im  Octobcr. 

6.  Ein  Verzcichnirs  der  an  der  Anstalt  beschäftigten  Candid.  prob,  und  un- 
geprüften Candidaten,  halbjährl.  zu  Michaelis  über  die  zvl  Michaelis  des  Vorjihn 
eingetretenen,  Ostern  über  die  zu  Ostern  des  Vorjahrs  eingetretenen. 

7.  Ein  Vcrzcichnifs  der  im  Lauf  des  Jahrs  im  LehrercoUcgium  eingctreteaen 
Verinderungen,  zum  1.  Novb. 

8.  Ein  Verzeichnifs  der  für  den  Fall  einer  Mobilmachung  der  Armee  unab- 
kömmlichen Lehrer,  in  der  ersten  IlAlflo  des  Octb. ;  Nachtrag  im  April  jedes  Jahr». 

9.  Verwaltifngsbericht  nebst  Nachweisung  aller  vorhandenen  Lehrer,  alle  5 
Jahre,  zu  Ende  des  letzten  Jahrs  der  Verwaltungsperiode,  f&r  die  Gymna^^ien  n 
Ende  1867,  1870  etc.,  für  die  Realschulen  zu  Ende  1809,  1872  etc.  (Ver£  t. 
6.  Aug.  1863). 

10.  Anzeige  der  angemeldeten  Abiturienten  nebst  Charakteristik  derselbea. 
evcntl.  Vacatanzeige,  nach  den  C.  Verff.  v.  30.  Juli  1862  und  24.  Octb.  1867. 

11.  Von  den  An.<)taltcn  Königl.  Fat ronat8  halbjUhrl.  14  Tage  nach  Beginn  da 
Semesters  ein  Verzeichnifs  der  Freischüler  und  Stipendiaten. 

12.  Das  Frogramm  der  Anstalt  in  der  vorgeschriebnen  Anxahl  spite^teu 
14  Tage  nach  dem  Schlufs  des  Schuljahrs. 

Die  Aufsre  Form  der  Berichte  ist  nach  unsrer  Verfügung  v.  15.  Dcb.  iM 
einzurichten. 
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Beine  Stellung  aufzugeben  beabsichtigt,  die  Anzeige  davon  entgegenzu- 
nehmen, in  dem  darüber  an  uns  zu  erstattenden  Bericht  die  dadurch  zur 
Erledigung  kommenden  Lehrfächer,  für  welche  bei  der  Anstellung  eines  Nach- 
folgers gesorgt  werden  muls,  genau  zu  bezeichnen,  und  wenn  ihm  ein  geeig- 
neter Mann  bekannt  ist,  die  Aufmerksamkeit  der  wahlberechtigten  Behörde 
auf  denselben  hinzulenken.  Bei  einem  eingetretnen  Todesfall  oder  bei 
dem  plötzlichen  Abgang  eines  Lehrers  ist  uns  aufserdem  noch  anzuzeigen, 
in  welcher  Weise  fttr  die  einstweilige  Vertretung  der  erledigten  Stelle  ge- 
sorgt worden  ist. 

§.5.  Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Lehrer.  Wie  es 
die  Aufgabe  des  Dir.  ist,  jedem  Lehrer  diejenige  Thätigkeit  anzuweisen,  für 
welche  er  am  meisten  geeignet  ist,  und  in  allen  den  Geist  wahrer  CoUe- 
gialität  zu  pflegen,  so  ist  es  auch  seine  Pflicht,  darüber  zu  wachen,  da&  die 
Lehrer  alle  ihre  amtlichen  Obliegenheiten  nach  ihrer  Instruction  genau  er- 
füllen. Eintretende  Zwistigkeiten  unter  ihnen  hat  er  nach  Möglichkeit  zu 
schlichten,  vorkommende  Miisgriffe  und  Ungehörigkeiten  auch  in  ihrem  aufser- 
amtlichen  Auftreten,  insbesondre  in  politischer  und  kirchlicher  Beziehung 
zunächst  mit  humaner  Schonung  zu  rügen,  aber  bei  Nichtbeachtung  solcher 
Winke  und  Mahnungen  ihnen  mit  Ernst  und  Nachdruck  zu  steuern. 

Er  ist  befugt,  den  ihm  untergebenen  Lehrern  und  Unterbeamten  War- 
nungen und  Verweise  zu  ertheilen,  mufs  aber  grobe  Pflichtverletzungen  der- 
selben der  vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  anzeigen.  Wenn  Gefahr  im  Verzuge 
ist,  kann  der  Dir.  einem  seiner  Untergebenen  die  Ausübung  der  Amtsver- 
ricbtungen  vorläufig  untersagen,  hat  aber  darüber  sofort  an  uns  zu  berichten 
(Disciplinargesetz  v.  21.  Juli  1BÖ2  §§.  18  u.  54). 

§.6.  Beurlaubung  und  Vertretung  der  Lehrer.  Wenn  ein 
Lehrer  durch  Krankheit  oder  sonst  durch  unabwendbare  Hindemisse  von 
der  Ab  Wartung  seiner  Lectionen  abgehalten  wird,  so  hat  der  Dir.  das  Nöthige 
Bur  Vertretung  desselben  durch  die  anderen  Lehrer  und  nur  in  den  drin- 
gendsten Fällen  durch  Gombination  einzelner  Classen  anzuordnen. 

Urlaub  ist  er  befugt  den  darum  nachsuchenden  Lehrern  in  begründeten 
Fällen  bis  zur  Dauer  von  8  Tagen  zu  ertheilen,  wenn  für  eine  angemefsne, 
in  jedem  Fall  von  der  Genehmigung  des  Dir.  abhängige  Vertretung  gesorgt 
werden  kann.  Längere  Beurlaubungen  sind  bei  uns  nachzusuchen,  und  ist 
dabei  jedesmal  anzuzeigen,  wie  die  Vertretung  angeordnet  werden  soll. 

.§.7.  Probecandidaten.  Die  der  Anstalt  zur  Abhaltung  des  vor- 
schriftsmäfsigen  Probejahrs  Überwiesenen  Schulamtscandidaten  hat  der  Dir. 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  (Min.  Rescr.  v.  30.  März  1867)  in  ange- 
mefsner  Weise  zu  beschäftigen  und  theils  selbst,  theils  durch  die  betreff. 
Classenordinarien  und  Lehrer  zu  leiten  und  zu  unterstützen.  Er  hat  zugleich 
dahin  zu  wirken,  dafs  dieselben  auch  aufserhalb  ihres  Unterrichts  den  ganzen 
Organismus  der  Schule  kennen  lernen,  und  insbesondre,  dafs  sie  an  den 
Conferenzen  und  allen  Schulacten  regelmäfsig  theilnehmen. 

§.8.  Schuldiener.  Alle  in  nächster  Beziehung  zu  der  Anstalt 
stehenden  Personen  als  Scbuldiener,  Aufwärter  u.  s.  w.  sind  der  unmittelbaren 
Aufsicht  des  Dir.  unterworfen.  Derselbe  hat  darauf  zu  sehen,  dafs  sie  nach 
ihrer  Instruction  ihre  Pflichten  genau  erfüllen,  sich  keine  Ungehörigkeiten 
erlauben  und  durch  ihr  oder  oder  der  Ihrigen  Betragen  den  Schülern  kein 
böses  Beispiel  geben.  Wird  dergleichen  bemerkt,  so  hat  der  Dir.  zunächst 
selbst  in  der  geeigneten  Weise  Abhülfe  zu  schaffen  und,  wenn  dieselbe  nicht 
erreicht  wird,  den  betreffenden  Fall  zu  unsrer  Kenntnifs  zu  bringen.  Ins- 
besondre wird  die  strengste  Wachsamkeit  den  Directoren  derjenigen  An- 
stalten anempfohlen,  mit  welchen  Alumnate  oder  Pensionate  verbunden  sind. 

§.9.  Lehrerconferenzen.  Die  Lehrerconferenzen  sollen  dazu 
dienen ,  das  Interesse  jedes  Lehrers  an  der  Anstalt  zu  wecken  und  in  allen 
die  Ueberzeugung  lebendig  zu  erhalten,  dafs  sie,  in  welcher  Classe  auch 
beschäftigt,  dennoch  wesentliche  Glieder  eines  organischen  Ganzen  sind. 
Dieselben  werden  unter  dem  Vorsitz  des  Dir.  regelmä&ig  alle  14  Tage  zu 
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bestimmten,  aufserhalb  der  gewöhnlichen  Schulzeit  fidlenden  Stunden  and 
au&erdem,  so  oft  es  dem  Dir.  nöthig  erscheint,  abgehalten.  Es  wird  in  ihnea 
alles  zur  Berathung  gebracht,  was  zur  Erhaltung  guter  Zucht,  anr  Beförde- 
rung des  Fleifses  und  der  Fortschritte  der  Schüler,  überhaupt  zur  aweek- 
mälsigen  Ausführung  des  aufgestellten  Lectionsplana  eine  gemeinsame  Be- 
sprechung wünschenswerth  macht;  ferner  was  in  Betreff  der  VersetxangeB, 
Censnren  und  solcher  einzelnen  Vergehen,  bei  denen  es  sich  um  strengere 
Scbulstrafen  oder  unfreiwillige  Entfernung  eines  Schülers  handelt,  featsustellea 
ist,  endlich  alles,  wobei  gemeinsame  Berathung  angemessen  oder  nothwei^ 
erscheint.  Auch  hat  der  Dir.  in  den  Gonferenzen  die  amtlichen  Erlasse  der 
Behörden  mitzuthoilen,  falls  ihr  Inhalt  nicht  eine  sofortige  Bekanntmachung 
auf  dem  Wege  des  Umlaufs  erfordert.  Seiner  Beurtheilung  ist  hiebei  aa- 
heimgestellt,  zwischen  den  Verfügungen,  welche  die  Gresammtheit  der  Lehrer 
angehen ,  und  denjenigen ,  welche  nur  seine  Stellung  als  Dir.  betreffen  oda 
eine  persönliche  Beziehung  haben,  zu  unterscheiden.  Der  Dir.  stellt  die  aar 
Besprechung  kommenden  Gegenstände  sowie  ihre  Reihenfolge  fest  nnd  leitet 
die  Verhandlungen.  Er  hat  dahin  zu  wirken,  dafs  in  ihnen  der  Qeiat  der 
Eintracht,  Mäfsigung  und  Offenheit  herrsche,  und  dafo  durch  sie  die  einzelaea 
Lehrer  eine  lebendige  Anregung  und  genaue  Kenntnifs  der  Anstalt  erhalten. 

Stimmrecht  haben  bei  denselben  die  Lehrer  der  Anstalt  nach  Mafegabe 
der  Bestimmungen  im  §.  8  der  Lehrerinstruction.  Abstimmungen  finden  bei 
allen  Disciplinarfallen  sowie  bei  Versetzungen  und  der  Ertheilnng  von  Zeug- 
nissen Statt;  aufserdem  da,  wo  sie  der  Dir.  für  angemessen  halt.  Bei  Ab- 
stimmungen hat  der  Dir.  die  Fragen  zu  stellen  und  die  Stimmen  an  forden 
dergestalt,  da(s  die  Mitglieder  der  Gonferenz  in  einer  bei  dem  nadi  den 
Dienstalter  jüngsten  stimmberechtigten  Lehrer  beginnenden,  aufwirta  steigen- 
den Reihenfolge  yotiren  und  er  selbst  seine  Stimme  zuletzt  abgiebt,  welche 
bei  Stimmengleichheit  entscheidet.  In  dem  Fall,  wenn  die  Mehrzahl  der 
stimmberechtigten  Lehrer  mit  seiner  Ansicht  nicht  fibereinstimmt ,  aoU  der 
Dir.  das  Recht  haben,  dasjenige,  was  seiner  gewissenhaften  Ueberzengnng  nai^ 
für  das  Wohl  des  Ganzen  das  Beste  ist,  festzuhalten  und,  wenn  die  Sache 
Eile  hat,  unmittelbar  zur  Ausführung  zu  bringen  mit  der  Bedingung,  dals 
der  eingetretne  Dissensus  und  die  Gründe  fQr  denselben  zu  Protokoll  ge- 
bracht werden  und  unter  Einreichnng  desselben  unsre  Entscheidung  einzn- 
holen  ist. 

Ueber  die  Ausführung  der  Gonferenzbeschlüsse  hat  der  Dir.  zu  wachen 
und  darf  keine  willisürliche  Abweichung  von  denselben  seitens  der  Lehrer 
gestatten.  Für  jede  Conferenzverhandlnng  ist  in  einem  vom  Dir.  aufm- 
bewahrenden  Buch  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  von  den  anwesenden 
Mitgliedern  zu  unterschreiben. 

Auf  die  durch  die  Min.  Verf.  v.  7.  Jan.  1856  angeordneten  Fachconferen- 
zen  wird  besonders  hingewiesen. 

§.  10.  Aufnahme  und  Beaufsichtigung  der  Schüler.  Dem 
Dir.  liegt  es  ob,  die  neu  ankommenden  Schüler  allein  oder  unter  Zuziehung 
anderer  Lehrer  zu  prüfen  und  ihnen  die  Classe,  in  welche  sie  nach  den 
Mafs  ihrer  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  und  dem  ganzen  Standpunct  ihrer 
Entwickelung  gehören,  resp.  auch  ihren  Platz  in  derselben,  zu  bestimmen. 
Die  Aufnahme  in  die  Vorschule  darf  in  der  Regel  nicht  vor  dem  voUendetea 
6.,  in  die  VI  nicht  vor  dem  vollendeten  9.  Lebensjahr  geschehen.  Eine 
frühere  Aufnahme  ist  bei  körperlich  und  geistig  besonders  entwickelten 
Knaben  ansnahmsweise  zulässig,  wenn  an  dem  vorsehriftsmäfsigen  Alter  nicht 
über  6  Monate  fehlen ;  bei  noch  gröfsrer  Abweichung  von  der  obigen  Kegd 
ist  in  jedem  einzelnen  Fall  unsre  Genehmigung  erforderlich. 

Von  jedem  neu  aufzunehmenden  Schüler,  welcher  bereits  eine  öffent- 
liche Schule  besucht  hat,  hat  der  Dir.  ein  ordnungsmäisig  ausgestelltes  Ab- 
gangszcugnifs  zu  fordern ,  dasselbe  dem  Ordinarius  der  Claase,  in  welche  er 
gesetzt  wird,  mitzutheilen  und  im  Archiv  aufzubewahren.  Schüler,  welehs 
von  Anstalten  gleicher  Kategorie  kommen,  dürfen  nicht  in  eine  höhere  Gb«e 
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gesetzt  werden,  wenn  nicht  zwischen  dem  Abgang  von  der  frühern  and  der 
Aufnahme  in  die  neue  Schule  eine  Zeit  der  Privatvorbereitung  von  minde* 
Btens  y.  Jahr  liegt 

Die  Aufnahme  eines  verwiesenen  SchOlers  darf  nicht  eher  erfolgen,  als 
bis  der  Dir.  mit  dem  Vorsteher  der  Anstalt,  aus  welcher  er  entlassen  worden 
ist,  über  die  Ursachen  der  Entfernung  und  über  die  Mittel  zu  seiner  Besse- 
rung sich  in  Vernehmen  gesetzt  bat.  Er  ist  bei  dem  ersten  an£fallenden 
Beweise  der  Wiederkehr  seiner  Fehler  zu  entlassen;  die  Lehrer  der  Classe, 
in  welche  er  gesetzt  worden  ist,  sind  besonders  zu  beauftragen,  ihn  mit 
strenger  Aufmerksamkeit  zu  beobachten. 

Primanern,  welche  im  Disciplinarwege  von  einer  Anstalt  entfernt  worden 
Bind,  oder  dieselbe  willkürlich,  um  einer  Schulstrafe  zu  entgehen,  oder  aus 
anderen  ungerechtfertigten  Gründen  verlassen  haben,  ist  bei  der  Aufnahme 
auf  eine  andre  Anstalt  das  Semester,  in  welchem  die  Entfernung  erfolg^ 
auf  den  2jährigen  Primacursus  nicht  anzurechnen. 

Der  Dir.  bat  jeden  neu  aufgenommenen  Schüler  in  das  Album  der 
Schule,  resp.  der  Vorschule,  mit  Vor-  und  Zunamen,  Angabe  des  Tags  und 
Orts  der  Geburt,  der  Confession,  der  früher  etwa  besuchten  Schule,  der 
Classe,  in  welche  er  gesetzt  wird,  sowie  des  Standes  und  Wohnorts  des 
Vaters  oder  Vormunds  einzutragen. 

Auswärtige  Schüler  müssen  zur  besondem  Fürsorge  einem  geeigneten 
Aufseher  übergeben  werden,  welcher  über  ihren  Privatfleifs  und  ihr  sittliches 
Betragen  aufser  der  Schule  eine  ernste  und  gewissenhafte  Aufticht  zu  führen 
hat  Die  Wahl  desselben  bedarf  der  Genehmigung  des  Dir.;  ein  Wechsel 
der  Wohnung  und  des  Aufsehers  darf  nicht  ohne  vorherige  Anzeige  beim 
Dir.  und  ausdrückliche  Einwilligung  desselben  erfolgen. 

Der  Dir.  verpflichtet  die  neu  eintretenden  Schüler  zur  genauen  Beobach- 
tung der  Schulordnung  und  überweist  sie  den  Ordinarien  ihrer  Glassen  zur 
nähern  Beaufsichtigung.  Doch  wird  er  selbst  sich  in  möglichst  genauer 
Kenntnifs  von  den  Sitten,  dem  Fleifs  und  den  Fortschritten  jedes  einzelnen 
Schülers  zu  erhalten  suchen,  so  dais  er  im  Stande  ist,  den  Eltern  auf  Er- 
fordern Rath  und  Auskunft  in  Betreff  derselben  zu  ertiieilen  und  in  der 
Conferenz  über  Gegenstände  der  Disciplin  aus  eigner  Ueberzeugung  seine 
mitrathende  und  entscheidende  Stimme  abzugeben.  »  Der  Dir.  und  die 
Lehrer  haben  auch  auf  das  Betragen  der  Schüler  aufser  der  Schule,  soweit 
es  nur  immer  möglich  ist,  ihre  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  zu  richten,  und 
Bind  befugt,  dieselben  wegen  unsittlichen  und  anstöfsigen  Benehmens  aufser 
der  Schule  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

§.11.  Schulordnung  und  Glassenordinarien.  Jede  Anstalt 
mufs  eine  Schulordnung  haben,  welche  die  allgemeinen  Bedingungen, 
unter  denen  sie  die  Erziehung  und  den  Unterricht  der  ihr  anzuvertrauenden 
Schüler  übernimmt,  und  die  nöthigen  Vorschriften  für  das  Verhalten  der 
Schüler  enthält  Der  Dir.  hat  dieselbe  nach  Berathung  mit  dem  Lehrer- 
colleginm  zu  entwerfen  oder  zeitgemäTs  zu  ändern  und  uns  zur  Prüfung  und 
Bestätigung  einzusenden.  Er  hat  Veranstaltungen  zu  treffen,  da(s  sie  den 
Eltern  und  Pflegern  der  Schüler  als  Grundlage  der  gegenseitigen  Verpflich- 
tung zur  Kenntnifs  mitgetheilt  und  daüs  ihr  Inhalt  den  Schülern  von  Zeit 
zu  Zeit  eingeschärft  werde. 

Die  nächste  Unterstützung  zur  Durchführung  der  Schulordnung  hat  der 
Director  an  den  Glassenordinarien.  Er  hat  dieselben  bei  jedesmaliger 
Einreichnng  des  Lectionsplans  uns  zur  Genehmigung  namhaft  zu  machen, 
und  dazu  diejenigen  Lehrer  auszuwählen,  welche  einerseits  mit  eigner  Lehr- 
tüchtigkeit und  richtiger  Erkenntnifs  des  Zusammenhangs  und  Zwecks  der 
Unterrichtsgegenstände  den  erforderlichen  Ernst  des  Gbarakters  verbinden, 
andrerseits  aber  auch  durch  die  Zahl  und  die  Beschaffenheit  der  von  ihnen 
zu  ertheilenden  Lectionen  in  den  betreff.  Glassen  eine  solche  Stellung  ein- 
nehmen, da(s  sie  auf  die  Haltung  und  gedeihliche  Entwickelung  derselben 
einen  überwiegenden  Einfluß  auszuüben  im  Stande  sind.   Es  erscheint  darum 
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wflnschcnswertb,  dalii  die  Ordinarien  auch  den  Religionsonterriolit  in  ihier 
Classe  ertheilen  können.  Die  den  Ordinarien  übertragenen  Befngnuse  ond 
Pflichten  sind  durch  eine  besondre  Instruction  geordnet,  flber  deren  genaue 
Beobachtung  der  Dir.  zu  wachen  hat.  Insbesondre  hat  der  Dir.  die  ?on 
ihnen  zu  führenden  Glassenbücher,  welche  aufser  einem  Verzeichnifs  der 
Schüler  die  erforderlichen  Rubriken  zur  Eintragung  der  abwesenden  und  zn 
spät  gekommenen  Schüler,  der  in  den  Lehrstunden  durchgenommenen  Lehr- 
pensa  und  der  häusl.  Aufgaben ,  der  Bemerkungen  der  Lehrer  über  Fleifr 
und  Betragen  der  Schüler  und  der  über  sie  verhängten  Strafen  enthalten 
müssen,  mindestens  einmal  im  Monat  seiner  Durchsieht  zn  unterwerfen. 

Für  Alumnate  oder  Pensionate,  welche  mit  einer  Anstalt  Terbnnden 
sind  und  stets  wenigstens  der  Mitaufsicht  des  Dir.  untergeben  sein  müssen, 
sind  die  besonderen  Reglements  mafsgebend. 

§.  12.  Grundsätze  und  Hauptmittel  der  Disciplin.  Vor 
Allem  ist  es  die  heilige  Pflicht  des  Dir.,  über  den  gesammten  in  Unterrieht 
und  Zucht  herrschenden  Qeist  der  seiner  Leitung  anvertrauten  Anstalt  zu 
wachen.  Er  mufs  auf  das  ernstlichste  bemüht  sein,  reinen  nnd  kindlichen 
Sinn  bei  den  Schülern  zu  erhalten,  durch  Gewöhnung  an  strengen  Gehorsam 
und  pflichttreue  Gesetzmäfsigkeit  und  durch  Erziehung  zu  aufrichtiger  Got- 
tesfurcht Vergehungen  unter  ihnen  möglichst  vorzubeugen.  Demgeniäfe  wird 
er  Jeder  verderblichen  Richtung  der  Schüler,  möge  sie  sich  in  Verkehrtheit 
und  Unlauterkeit  der  Gesinnungen  und  Bestrebungen,  in  nnstatthaftem  Be- 
such öffentlicher  Vergnügungsorte,  in  unziemender  Kleidung,  in  anmafaenden 
Hervortreten  nach  aufsen  oder  wie  irgend  sonst  äuCsem,  mit  Ernst  nnd 
Nachdruck  entgegentreten. 

Nächst  einem  gründlichen  nnd  anregenden  Unterricht  sind  die  Hanpt- 
mittel  zur  Erhaltung  einer  guten  Schulzucht  die  Erweekung,  Pflege  und 
Erhaltung  des  religiös -sittlichen  Gefühls  der  Schüler  nnd  das  übereinstim- 
mende Verfahren  sämmtlicher  Lehrer  in  der  Behandlung  derselben.  Es  ist 
daher  die  Pflicht  des  Dir.,  nicht  allein  dem  Religionsunterricht  besondre 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  und  ihn  stets  nach  Möglichkeit  den  bewährte- 
sten Lehrern  anzuvertrauen,  sondern  auch  den  Besuch  des  öffentl.  Gtottet- 
dienstcs,  wo  er  nicht  als  eine  gemeinsame  Pflicht  unter  Aufsicht  der  Lehrer 
eingerichtet  werden  kann,  durch  Ermahnung  und  eignes  Beispiel  zu  fördern 
und,  wo  es  ausführbar  ist,  durch  gemeinsame  Abendmahlsfeicr  der  Lehrer 
und  Schüler  eine  christlich  fromme  Gesinnung  zu  beleben.  Ebenso  hat  er 
darauf  zu  sehen,  dafs  jedenfalls  der  Anfang  des  täglichen  Unterrichts  mit 
Gebet  oder  Schriftvorlesung  geschehe,  und  dafs  die  angeordneten  oder  her- 
kömmlichen gemeinsamen  Schulandacbten  und  die  Schulfeierlichkeiten,  wie 
zum  Anfang  und  zum  Schlufs  des  Schuljahrs,  am  Geburtstag  Sr.  Maj.  des 
Königs,  an  besonderen  Erinnerungstagen  und  bei  den  Entlassungen  der 
Abiturienten,  in  würdiger  Weise  abgehalten  werden. 

Nicht  minder  ist  es  die  Pflicht  des  Dir.,  das  sittliche  Verhalten  so- 
wohl einzelner  Schüler  als  ganzer  Classen  zum  Gegenstand  der  Oonferens- 
berathung  zu  machen  und  ebenso  durch  Besprechungen  mit  den  Lehren 
die  unumgänglich  noth wendige  Einheit  in  der  Handhabung  der  Disciplin  von 
Seiten  des  gesammten  Lehrercollegiums  zu  begründen  und  zu  erhalten. 

§.  13.  Beaufsichtigung  der  Schüler  innerhalb  der  Schule. 
Zur  Verhütung  von  Ungehörigkeiten  hat  der  Dir.  insbesondre  darüber  lo 
wachen,  nicht  allein,  dals  die  Lehrer  ihre  Unterrichtstunden  zn  rechter  Zeit 
anfanj^en  und  schliefsen,  sondern  auch,  dafs  vor  dem  Anfang  der  Lectionen 
und  in  den  Pausen  zwischen  denselben  eine  ausreichende  regelmäfsige  Be- 
aufsichtigung der  Schüler  durch  die  Lehrer  stattfindet,  und  dafs  jeder  die 
letzte  Vor-  oder  Nachmittagstunde  ertheilende  Lehrer  das  Classenzimmer  erst 
nach  der  Entfernung  aller  Schüler  verläfst.  Nicht  minder  hat  er  für  au»- 
reichende  Beaufsichtigung  der  Schüler  während  der  Turnübungen  Sorge  xa 
tragen. 

Was  zur  Schonung  der  Gesundheit  der  Schüler  beim  Unterricht,  inabe- 
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Bondre  zur  Verhütang  der  Enrzsichtigkeit  von  Seiten  der  Schale  geschehen 
kann,  mufs  der  Dir.  sorgfältig  in  Anwendung  bringen  lassen. 

Beim  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  ist  nach  dem  Regulativ  v. 
8.  Aug.  1835  zu  verfahren,  und  beim  Ausbruch  der  Cholera  insbesondre 
das  Min.  Rescr.  v.  16.  Dcb.  1866  und  die  C.  Verf.  v.  7.  Jan.  1867  zu  beachten. 

§.14.  Die  Gensuren  der  Schüler.  Ein  wichtiges  Mittel,  um  auf 
das  Streben  und  Benehmen  der  Schüler  einzuwirken  und  zugleich  das  Zu- 
sammenwirken der  häusl.  Erziehung  mit  der  Schule  zu  befördern,  sind  die 
Censuren.  Sie  sind  jährlich  4  oder  mindestens  3  mal  zu  bestimmten  Zeiten 
auszufertigen,  und  sollen  eine  möglichst  vollständige  Beurtheilung  jedes 
Schülers,  sowohl  nach  seinem  Verhalten  im  allgemeinen  als  auch  nach  seinen 
Fortschritten  und  Leistungen  in  den  einzelnen  Unterrichtsgegenständen  ent- 
halten. Der  Dir.  hat  darauf  zu  sehen,  dals  sowohl  in  den  speciellen  Ur- 
theilen  der  einzelnen  Lehrer,  als  in  den  allgemeinen  Urtheilen  über  Betragen 
und  Fleiis,  welche  stets  in  einer  Conferenz  zu  berathen  sind,  unbeschadet 
der  nothwendigen  Strenge  und  Unparteilichkeit  der  Ton  väterlicher  Milde 
vorwalte,  sowie  dafs  die  durch  Unterschrift  des  Dir.  und  der  betreff.  Ordi- 
narien vollzogenen  Censuren  den  Schülern  in  angemefsner  Weise  übergeben 
werden.  Unter  Umständen  sind  sie  den  Eltern  oder  Pflegern  der  Schüler 
unmittelbar  zu  übersenden;  jedenfalls  ist  die  Unterschrift  derselben  zur  Be- 
stätigung, dafs  sie  von  ihnen  gelesen  worden  sind,  zu  verlangen. 

§.15.  Schul  strafen.  Sofern  bei  Unfleiis  oder  tadelhaftem  Ver- 
halten der  Schüler  Ermahnungen  und  Rügen  seitens  der  Lehrer  erfolglos 
bleiben,  mufs  zu  Strafen  geschritten  werden,  lieber  Art  und  Maft,  sowie 
über  die  Ausführung  derselben  hat  der  Dir.  nach  Berathung  mit  dem  Lehrer- 
eollegium  innerhalb  der  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  gegebenen 
Schranken  das  Erforderliche  festzusetzen,  um  eine  gleichmäfsige  Anwendung 
derselben  durch  alle  Lehrer  herbeizuführen.  Er  ist  unter  Umständen  befugt, 
einzelnen  Lehrern  den  Gebrauch  gewisser  Strafen  ganz  zu  untersagen.  In- 
wieweit die  einzelnen  Lehrer  Schulstrafen  anzuordnen  befugt  sind  und  wie 
hiebei  zu  verfahren,  ist  in  der  Dienstinstruction  für  die  Lehrer  §.  6  bestimmt. 
Dem  Dir.  liegt  es  ob,  die  genaue  Befolgung  dieser  Vorschriften  zu  über- 
wachen. In  Betreff  der  körperlichen  Züchtigung  wird  noch  besonders  auf 
unsre  Verf.  v.  9.  März  1843  hingewiesen.  —  Die  Carcerstrafe  kann  nur  von 
dem  Director  oder  auf  Conforenzbeschlnfs  verhängt  werden. 

Sind  aber  die  gewöhnlichen  Mittel  der  Zucht  ohne  Erfolg  geblieben, 
und  ist  der  Unfleifs  oder  die  Rohheit  in  dem  Betragen  eines  Schülers  so 
grofs  geworden,  dafe  der  Zweck  des  Unterrichts  an  demselben  ganz  verfehlt 
wird,  oder  hat  ein  Schüler  sich  ein  so  grobes  Vergehen  zu  Schulden  kom- 
men lassen,  dafs  die  Disciplin  durch  das  von  ihm  gegebne  böse  Beispiel 
gefährdet  würde,  so  bleibt  nur  übrig,  einen  solchen  Schüler  von  der  Anstalt 
KU  entfernen.  Der  Director  soll  dazu  die  Befngnifs  haben ;  jedoch  unter  der 
Beschränkung,  dals  die  Mehrheit  der  ordentl.  Lehrer  des  CoUegiums  über 
die  Nothwendigkeit  der  Entfernung  mit  ihm  einverstanden  ist,  und  unter 
der  Bedingung,  dals  der  Fall  mit  den  Beweggründen  der  Entfernung  den 
Eltern  und  Pflegern  des  betreff.  Schülers  zur  rechten  Zeit  zur  Kenntnifs  ge- 
bracht und  unter  Vorlegung  des  ConferenzprotokoUs  uns  sofort  Bericht  er- 
stattet werde. 

Wenn  ein  Schüler  eine  Anstalt  verläfst,  um  sich  einer  Strafe  zu  ent- 
ziehen, so  ist  dies  ausdrücklich  im  AbgangszeagnÜs  zu  bemerken. 

Ueber  die  Entfernung  unfähiger  Schüler  aus  den  unteren  Classen  ist 
die  Min.  Verf.  v.  4.  März  1862  zu  beachten. 

§.  16.  Grundlehrplan.  Schulbücher.  Es  ist  die  Aufgabe  des 
Dir.,  auf  Grund  der  geltenden  allgemeinen  Bestimmungen,  der  Min.  Verord- 
nungen V.  24.  Octb.  1837  und  7.  Jan.  1856  für  Gymnasien,  der  Unterrichts- 
und Prüfungsordnung  für  Realschulen  vom  6.  Octb.  1859  den  eigenthümlichen 
Verhältnissen  der  seiner  Leitung  anvertrauten  Anstalt  gemäis  den  Grund- 
lehrplan derselben  nach  vorhergegangner  Berathung  mit  den  Fachlehrern  zu 
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entwerfen  und  in  geeigneten  Zeiträumen  za  revidiren.  Derselbe  ist  in  den 
Conferenzen  zur  Besprechung  zu  bringen,  damit  die  Lehrer  mit  der  üebe^ 
sieht  über  den  gesammten  Unterrichtstoff  ein  dentiiches  Bewalstsein  über 
die  Pensa  und  Classenziele  und  über  ihr  gegenseitiges  Verhaltnils  zur  Er- 
reichung derselben  erlangen.  Daneben  sind  in  den  Fachconferensen,  in 
welchen  die  Lehrer  der  besonderen  Fächer  zu  Berathungen  über  Stofl^  Me- 
thode und  Hülfsmittel  derselben  zusammentreten,  Fachlehrpläne  auszuarbeiten 
und  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidiren:  sie  bilden  die  Ausführung  des  Grund- 
lehrpUns,  geben  den  Anhalt  zu  seiner  Verbesserung  und  sind  sugleieh  die 
Speoialinstructionen  für  jeden  neu  eintretenden  Lehrer. 

Zur  Einführung  neuer  Schulbücher  und  sonstiger  Unterrichtsmittel,  flir 
welche  in  jedem  einzelnen  Fall  die  Fachlehrer  zu  hören  sind,  bedarf  der 
Dir.  unsre  Genehmigung.  Für  die  in  dieser  Beziehung  zu  stellenden  An- 
träge ist  nach  den  Min.  YerfL  v.  28.  Apr.  1857  und  20.  Juni  1864  zu  ve^ 
fahren. 

§.17.  Jährliche  Leotionspläne.  Für  jedes  Schuljahr  hat  der 
Dir.  einen  Lectionsplan  nach  vorangegangner  Berathung  mit  dem  Lehrv- 
oollegiam  zu  entwerfen  und  4  Wochen  vor  dem  Beginn  desselben  zur  Prü- 
fung und  Genehmigung  uns  einzureichen.    Derselbe  muls  enthalten: 

1.  Die  Pensentabelle,  in  welcher  die  Lehrgegenstände  nach  den 
Classen  übersichtlich  aufgeführt,  die  Lehrstoffe  für  das  betreff.  Schnljshr 
möglichst  bestimmt  angedeutet,  die  Stundenzahl,  die  Lehrbücher  und  die 
häusl.  Arbeiten  angegeben  werden.  Abweichungen  von  dem  Grundlehrphui 
sind  in  dem  Begleitbericht  zu  erwähnen  und  zu  motiviren;  2.  die  Leh- 
rertabelle, in  welcher  die  Namen  der  Lehrer  und  die  ihnen  übertrageneD 
Stunden  in  der  Form  der  in  den  Schulprogrammen  üblichen  Tabelle  über 
die  Vertheilung  der  Lehrstunden  aufzuführen  sind.  Derselben  ist  ein  Ve^ 
zeichnifs  der  Ordinarien  und  der  Religionslehrer  beizufügen;  3.  die  Stua- 
dentabelle,  in  welcher  die  Vertheilung  der  Lectionen  auf  die  einzelnen 
Stunden  und  Tage  der  Woche  anzugeben  ist. 

Da  die  Umstände  mitunter  die  gleichzeitige  Aufstellung  der  3  Tabdlen 
nicht  gestatten,  so  ist  es  zulässig,  die  Lehrer-  und  die  Stundentabelle  spiter 
als  die  Pensentabelle  einzusenden;  doch  muls  die  Einsendung  jedenfalls  so 
zeitig  erfolgen,  dafs  die  Prüfung  und  Genehmigung  noch  vor  dem  Beginn 
des  Schuljahrs  möglich  ist.  Für  jede  während  des  Schuljahrs  nöthig 
werdende  dauernde  Abänderung  ist  unsre  Genehmigung  erforderlich.  Für 
das  2.  Semester  bedarf  es  der  Einsendung  der  Lehrer-  und  der  Stunden- 
tabelle nur  dann ,  wenn  durch  den  Eintritt  neuer  Lehrer  oder  sonstige  Ve^ 
hältnisse  Abänderungen  in  der  Vertheilung  der  Lectionen  nothwendig  sind. 

Für  die  Feststellung  des  Lectionsplans  ist  das  Bedürfnifs  der  Anstalt 
mafsgebend.  Der  Dir.  wird  zwar  die  billigen  Wünsche  der  Lehrer  hinsichtlich 
der  Zeit  und  der  Gegenstände,  soweit  es  ohne  Nachtheil  möglich  ist,  berück- 
sichtigen ;  doch  ist  er  befugt  zu  verlangen,  dafs  jeder  Lehrer  den  ihm  übe^ 
wiesnen  Unterricht  übernehme.  In  welchen  Lehrobjecten  und  Classen  ein 
Lehrer  mit  Erfolg  unterrichten  kann,  giebt  theils  das  Prüfungszeugnifs,  theils 
die  nachmalige  Erfahrung  über  die  pädagogische  und  didaktische  Befähigung 
und  die  wissenschaftl.  Weiterbildung  desselben  an.  Zu  Abweichungen  von 
den  Bestimmungen  des  Prüfungszeugnisses  ist  unsre  Genehmigung  erfor- 
derlich. ~  Bei  der  Vertheilung  der  Lectionen  an  die  Lehrer  hat  der  Dir. 
auch  auf  die  von  ihnen  zu  besorgenden  Correcturen  Rücksicht  zu  nehmen 
und  diese  Arbeit  auf  geeignete  Weise  und  nach  Möglichkeit  auszugleichen. 
Eine  ähnliche  Berücksichtigung  wird  er,  soweit  es  ausführbar  ist,  auch  den 
Classenordinarien  zu  Theil  werden  lassen. 

§.  18.  Durchführung  des  Lectionsplans.  Es  ist  die  Pflicht  des 
Dir.,  darüber  zu  wachen,  daCs  der  für  das  Schuljahr  genehmigte  Lehrplan  in 
sämmtlichen  Classen  durchgeführt  werde,  und  dafs  kein  Lehrer  eigenmächtig 
von  demselben  abweiche  oder  ein  andres  Lehrbuch  als  das  vorgeschriebne 
zu  Grunde  lege.    Er  hat  zu  dem  Ende  die  einzelnen  Classen  oftmals  lu  be- 
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flachen,  und  sofern  einige  Leiirotunden  gleichzeitig  mit  den  seinigen  fallen, 
sich  lieber  zuweilen  darch  einen  der  anderen  Lehrer  vertreten  zu  lassen,  als 
diese  wichtige  Pflicht  zn  versäumen.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dafs  in  den  von 
ihm  zn  genehmigenden  Arbeitsplänen  (Instruction  fflr  die  Ordinarien  §.  6} 
ein  angemefones  Verhältniis  der  häusL  Arbeiten  hergestellt  und  alles  unnütze 
Schreibwesen  vermieden  werde.  Deshalb  hat  er  von  Zeit  zu  2^it  und  min- 
destens einmal  im  Jahr  die  schriftl.  Arbeiten  der  Schiller  in  abwechselnder 
Ordnung  je  aus  einer  Classe  nach  der  andern  zu  revldiren.  Seinem  Ermessen 
bleibt  es  überlassen,  ob  er,  um  die  Durchführung  des  Lectionsplans  zu 
sichern,  regelmäfsig  wiederkehrende  Classenprfifungen  in  einzelnen  Gegen- 
ständen in  seiner  und  anderer  Lehrer  Gegenwart  anordnen  will. 

Kein  Lehrer  darf  ohne  die  Genehmigung  des  Dir.  eine  Lehrstunde  aus- 
fallen lassen.  Der  Dir.  selbst  ist  befugt,  unter  besonderen  Umständen  den 
Unterricht  in  einzelnen  Glassen  oder  in  der  ganzen  Anstalt  für  einzelne 
Stunden  auszusetzen:  fßr  die  Dauer  eines  Tags  bedarf  er,  aufser  bei  her- 
kömmlichen Gelegenneiten  oder  ganz  auiserordentlichen  Anlässen,  unsrer 
vorherigen  Genehmigung:  doch  ist  in  dem  letztem  Fall  uns  davon  sofort 
Anzeige  zu  machen. 

Ueber  die  Zulässigkeit  der  Dispensationen  einzelner  Schüler  vom  Zeich- 
nen, Gesang  und  Turnen  wird  auf  den  Lehrplan  für  den  Unterricht  im 
Zeichnen  vom  2.  Octb.  1863  —  §.  9  —  und  die  Min.Verff.  v.  1.  Apr.  1851, 
V.  22.  Apr.  1844  und  10.  Sptb.  1860,  sowie  hinsichtl.  des  Griechischen  auf 
Gymnasien  auf  die  Min.  Verf.  v.  11.  Octb.  1865  besonders  hingewiesen. 

§.19.  Versetzung  der  Schüler.  Jeder  Versetzung  der  Schüler 
aas  einer  niedem  in  die  nächst  höhere  Classe  geht  ein  schriftliches  und 
mündliches  Translocationsexamen  voran,  über  dessen  Einrichtung  der  Dir. 
nach  vorgängiger  Berathung  in  der  Conferenz  das  Nähere  anzuordnen  hat. 
Die  Versetzung  selbst  wird  in  der  Ck>nferenz  festgestellt,  und  steht  für  die- 
selbe jedem  stimmberechtigten  Lehrer  der  Classe  ein  Votum  zu,  welches  sich 
auf  die  Gesammtleistungen  der  Schüler  zu  gründen  hat;  jedoch  gebührt  dem 
Dir.  in  zweifelhaften  Fällen  auf  seine  Verantwortlichkeit  die  Entscheidung. 

§.20.  Prüfungen  und  Schulfeierlichkeiten.  Hinsichtl.  der 
Prüfung  der  Abiturienten  wird  auf  die  besonderen  darüber  erlassenen  Regle- 
ments und  die  erläuternden  Verfügungen  verwiesen.  Bei  Anordnung  der 
am  Schlufs  des  Schu]jahrs  in  den  meisten  Anstalten  üblichen  öffentl.  Prü- 
fiingen  ist  von  dem  Dir.  Sorge  zu  tragen,  dafis  der  Zweck  derselben  durch 
einnche  Darlegung  des  wirklich  Geleisteten  erreicht  werde  und  hinsichtl. 
der  Gegenstände  wie  der  auftretenden  Lehrer  und  Classen  die  geeignete 
Abwechslung  stattfinde.  —  Die  zweckmäfsige  Einrichtung  und  Abhaltung 
aller  auf  Grund  allgemeiner  Bestimmungen  oder  besondem  Herkommens 
an  veranstaltenden  Schnlfeierlichkeiten  sowie  der  Abiturientenentlassungen 
liegt  dem  Dir.  ob.  Er  ist  befugt,  für  dieselben  die  Mitwirkung  der  Lehrer 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

§.21.  Abgangs- und  sonstige  Zeugnisse.  Die  Abgangszeugnisse 
sind  vom  Dir.  oder,  wenn  er  es  anordnet,  von  dem  betreff.  Oidioarius  abzu- 
essen. Es  ist  in  ihnen  auf  Grund  der  Urtheile  der  Lehrer  die  sittliche 
Führung  und  der  Fleifs  der  abgehenden  Schüler,  sowie  ihre  in  den  einzelnen 
Fächern  des  Unterrichts  erlangten  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  mit  gewissen- 
hafter Genauigkeit  zn  beurtheilen.  Jedes  Abgangszeugnifs  und  jedes  andre 
von  der  Schule  auszustellende  Zeugnifs  ist  von  dem  Dir.  zu  unterschreiben 
und  mit  dem  Schulsicgel  zu  untersiegeln,  das  Concept  aber  im  Archiv  zn 
bewahren.  Die  Zeugnisse  behufs  der  Zulassung  zum  einjährigen  freiwilligen 
Ifilitairdienst  sind  nach  Maisgabe  der  Minist.  Verf.  v.  31.  Octb.  1861  und 
21.  Dcb.  1863  festzustellen. 

§.22.  Schul  Programme.  Der  Dir.  hat  für  die  vorschriftsosäfsige 
Abfassung  des  am  Ende  jedes  Schuljahrs  zu  veröffentlichenden  Programms, 
f&r  den  Druck  und  die  Vertheilung  desselben,  sowie  für  die  Einsendung  der 
vorgeschriebenen  Exemplare,  welche  spätestens  14  Tage  nach  dem  Schlufisi 
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des  Schuliahrs  erfolgen  mufs,  za  sorgen.  Einige  Exemplare  desselben  i 
in  der  Bibliothek  und  im  Archiv  der  Schnle  aufbewahrt  werden.  Die  Ab- 
fassung der  wissenschaftl.  Abhandlung,  welche  in  der  Regel  dem  Dir.  and 
den  Oberlehrern  der  Anstalt  zukommt,  kann  er  auch  einem  geeigneten  er 
dentl.  Lehrer  übertragen.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dafs  für  dieselbe  panende 
Gegenstände  gewählt  werden  und  ist  befugt,  ungeeignete  Aufsätse  zurfick- 
zuweisen.  In  Betreff  der  Anordnung  und-  des  Inhalts  der  stets  von  dem  Dir. 
zu  verfassenden  Schulnachrichten  wird  auf  die  Minist  Verf.  v.  23.  Ang.  1824, 
16.  Juli  1841  und  17.  Aug.  1863,  sowie  auf  die  Erläuterungen  znr  R^bchnl- 
ordnung  und  die  Minist.  Verf.  v.  17.  Jan.  1866  verwiesen. 

§.23.  Lehrapparat  Dem  Dir.  steht  die  Oberaufsicht  Qber  die 
zum  allgemeinen  Gebrauch  stehenden  Lehrmittel,  über  die  Lehrer-  nnd 
Scbülerbibliothck ,  über  den  ph^sikal.  Apparat  und  andere  Sammlungen  der 
Anstalt  zu.  Die  besondre  Aufsicht  über  einzelne  Sammlungen  hat  der  Dir. 
in  der  Regel  einzelnen  Lehrern  mit  unsrer  Genehmigung  zu  fibertngeB; 
doch  hat  er  alljährlich  dieselben  einer  Revision  zu  unterwerfen,  die  Verzekh- 
nisse  und  hieher  gehörigen  Inventarien  durchzugehen  und  auf  deren  stete 
Vollständigkeit  zu  halten. 

§.24.  Archiv  derSchule.  Dem  Dir.  lieft  die  Anlegung,  Erhaltung 
und  Anordnung  des  Schularchivs  ob.  Er  hat  die  Verfügungen  der  Behördci 
oder  was  sonst  in  Betreff  der  Schule  ihm  Bemerkenswerthes  zugeht,  gehörig 
aufzubewahren  und  planmäfsig  in  besondere  Aotenstflcke  also  zu  vertheileo, 
dafs  nach  seinem  Abgang  sein  Nachfolger  oder  während  einer  Abwesenheit 
sein  Stellvertreter  sich  gehörig  orientiren  und  sich  mit  leichter  Mühe  aui 
den  vorhandenen  Materialien  über  die  Lage  der  Anstalt  unterrichten  kann. 
Zu  diesem  Zweck  hat  er  auch  die  Goncepte  der  von  ihm  zu  erstattendei 
Berichte  oder  wenigstens  eine  Notiz  von  ihrem  Hauptinhalt  und,  was  voa 
seiner  anderweiten  amtlichen  Correspondenz  von  bleibendem  Interesse  vA, 
aufzubewahren  und  gehörigen  Orts  einzuordnen,  sowie  über  den  schriftL 
Verkehr  ein  Dienstjoumal  mit  Pünctlichkeit  zu  führen.  Aniserdem  ge- 
hören das  Album  der  neu  aufgenommenen  Schüler,  die  Goncepte  der  Ces- 
suren  und  Abgangszeugnisse,  die  Prüfungsverhandlungen,  Lehrpläne,  Confe- 
renzprotokolle  u.  s.  w.  in  das  Archiv,  welches  vom  Dir.  unter  besondera 
Verschlufs  gehalten  werden  mufs. 

§.25.  Vermögensverwaltung.  Die  Verwaltung  des  Vermögens 
berührt  zwar  in  der  Regel  den  Dir.  nicht  unmittelbar,  doch  wird  er  bei  den 
nahen  Zusammenhange  der  Geldmittel  und  der  durch  diese  zu  erreichenden 
Zwecke  auch  den  finanziellen  Verhältnissen  der  Anstalt  seine  Aufmerksam- 
keit nicht  entziehen,  vielmehr  überall  nach  Möglichkeit  auf  deren  Verbesse- 
rung hinzuwirken  bemüht  sein.  Insbesondre  wird  dem  Dir.  die  Sorge  fflr 
die  Erhaltung,  Vermehrung  und  Statuten mäfsige  Verwendung  der  etwa  v<»- 
handenen,  für  wohlthätige  Zwecke  bestimmten  Nebenfonds  der  Anstalt  (Leh- 
rerwittwcncassen ,  Untcrstützungs-  und  Stipendienfonds  u.  s.  w.),  sowie,  wo 
dergleichen  bis  jetzt  nicht  vorhanden  sind,  deren  Begründung  dringend  ani 
Herz  gelegt 

§.26.  Gebäude  und  Utensilien.  Unter  allen  Umständen  liegt 
dem  Dir.  die  Aufsicht  über  das  Schulgebäude,  den  Turnplatz  und  das  ge- 
sammtc  Utensilieninventarium  ob.  Er  hat  darauf  zu  achten,  dafs  sie  sieh  stets 
in  einem  solchen  Zustande  befinden,  welcher  den  regelmäfsigen  und  unge- 
störten Fortgang  des  Unterrichts  gestattet  und  für  die  Gesundheit,  Rahe, 
Sicherheit  und  Bequemlichkeit  der  Lehrer  und  Schüler  erforderlich  ist  und 
deshalb  die  verschiedenen  Räume  der  Anstalt,  sowie  die  Utensilien  und  Ge> 
rüthe  der  Classenzimmcr  von  Zeit  zu  Zeit  einer  bcsondem  Besichtigung  m 
unterwerfen. 

Bei  allen  Anstalten,  welche  nicht  Königl.  Patronats  sind,  oder  besondere 
Curaturien  haben,  hat  der  Dir.  seine  Anträge,  welche  etwa  nothwendige  Re- 
paraturen, Abstellung  von  Milsständen  oder  Anschaffungen  betreffen,  zunächst 
dem  Patronat  resp.  dem  Curatorium  einzureichen  nnd  erst  dann,  wenn  sie 
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an  dieser  Stelle  keine  oder  seines  Erachtens  keine  genfigende  Erledigung 
gefunden  haben,  der  Königl.  Behörde  yorzalegen. 

Die  Locale  der  Schule  dtlrfen  za  anderen  als  den  Zwecken  der  Anstalt 
nur  mit  Genehmigung  der  vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  nach  dem  Bericht 
des  Directors  benutzt  werden.  Für  die  Anstalten  der  Stadt  Berlin  bleiben 
die  Bestimmungen  unsrer  Verf.  v.  19.  Apr.  1855  mafsgebend. 

§.27.  Beurlaubung,  Vertretung  und  Abgang  des  Directors. 
Ton  Jeder  Abwesenheit,  welche  den  Dir.  länger  als  3  Tage  von  seinem 
Wohnort,  auch  während  der  Ferien  entfernt,  hat  derselbe  uns  vorher  An- 
seige  zu  machen  und  zugleich  den  mit  seiner  Stellvertretung  beauftragten 
Lehrer  namhaft  zu  machen,  damit  der  amtliche  Verkehr  zwischen  uns  und 
der  Anstalt  keine  Störung  erieidet  Für  jede  Abwesenheit  während  der 
Schulzeit,  welche  die  Dauer  von  einer  Woche  fiberschreitet,  hat  er  Urlaub 
nachzusuchen,  auch  für  die  zweckmäßige  Vertretung  seiner  Lectionen  selbst 
%u  sorgen.  Von  dem  erhaltnen  Urlaub  ist  dem  Patronat,  resp.  Curatorium, 
Anzeige  zu  machen.  Bei  plötzlichen  Verhinderungen  des  Dir.  oder  bei 
seinem  Ableben  tritt,  sofern  nicht  etwas  andres  angeordnet  worden  ist,  der 
erste  Oberlehrer  der  Anstalt  sofort  bis  auf  weitres  in  die  Wahrnehmung  der 
Amtsgeschäfte  ein."  Berlin.  K.  Prov.  Schulcollegium. 


Provinz    Pommern. 

Instr.v.  IT.Mai  1867. 

„§.1.  Amtliche  Stellung  und  Pflichten  eines  Directors  im 
allgemeinen.  Der  Director  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  ist 
berufen,  eine  solche  Anstalt,  nebst  der  etwa  mit  ihr  verbundnen  Vorschule 
wa  beaufsichtigen,  zu  leiten  und  nach  aufsen  zu  vertreten.  Er  mufs  stets 
das  Wohl  derselben  im  Auge  haben  und  ihr  innres  und  äufsres  Gedeihen  so 
sn  fördern  suchen,  dafs  sie  ihren  in  der  geistigen  und  zum  Theil  auch  leib- 
lichen Erziehung  der  Schaler,  insbesondre  in  der  christlich-religiösen,  sitt- 
lichen und  wissenschaftlichen  Ausbildung  derselben  bestehenden  Zweck  durch 
Unterricht  und  Disciplin  mehr  und  mehr  erfülle.  Zu  diesem  Zweck  soll  er 
alle  Lehrer  und  Schüler  der  Anstalt  mit  Einsicht,  Kraft  und  Festigkeit,  mit 
herzlichem  Wohlwollen  und  strenger  Gerechtigkeit  leiten  und  ihnen  mit  dem 
Beispiel  christlichen  Wandels  treuer  Pflichterfüllung,  wissenschaftlichen  Stre- 
bens  und  eifriger  Lebrthätigkeit  allezeit  vorangehen.  Er  vornehmlich  ist  für 
das  Gedeihen  der  ihm  anvertrauten  Anstalt  und  den  Geist,  der  in  ihr  waltet, 
verantwortlich,  und  wird  dahin  zu  streben  haben,  dafs  sowohl  die  Lehrenden 
als  die  Lernenden  Ein  Geist  durchdringe  und  belebe,  der  christliche  Geist 
der  Demuth,  der  Liebe  und  Eintracht,  dafs  unter  ihnen  emsiger  Fleifs  und 
reine  Sitte  herrsche,  und  dafs  so  die  Schule,  was  sie  im  evangelischen  Sinne 
■ein  soll,  eine  Werkstätte  des  heiligen  Geistes  werde. 

§.2.  Verhalten  gegen  die  Staatsbehörden  und  die  evange- 
lische Kirche.  Als  Staatsbeamter  ist  der  Dir.  seinem  Diensteide  gemäis 
▼erpflichtet,  „Sr.  Maj.  dem  König  unterthänig,  treu  und  gehorsam  zu  sein,  und 
alle  ihm  vermöge  seines  Amts  obliegenden  Pflichten  nach  seinem  besten 
Wissen  und  Gewissen  genau  zu  erfüllen,  auch  die  Verfassung  gewissenhaft 
sn  beobachten.^  Er  hat  in  Achtung  des  Bekenntnisses  und  der  Ordnungen 
der  evangel.  Kirche  zu  leben  und  zu  lehren.  Theilnahme  an  Vereinen  und 
Versammlungen,  welche  statutenmäfsig  oder  factisch  eine  der  Staatsregierung 
oder  der  evangel.  Kirche  feindselige  Tendenz  haben,  wie  auch  an  derartigen 
Agitationen  und  öffentl.  Demonstrationen  ist  ihm  untersagt. 

Die  ihm  zunächst  vorgesetzte  Staatsbehörde  ist  das  unterzeichnete  Pro- 
▼inzial-Schulcollegium.  Er  hat  alle  ihm  von  diesem  zugehenden  Verfügungen 
genau  zu  beachten  und  ausztiführen,  oder  etwa  sich  ergebende  Bedenken  so- 
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fort  zur  Anzeige  zu  bringen,  die  periodischen  oder  sonst  von  ihm  erfoidertai 
Berichte  ^)  zur  rechten  Zeit  treu  und  vollständig  zu  erstatten,  Aber  alle  wiek- 
tigeren  Angelegenheiten  der  Anstalt,  sie  mögen  die  Personen  des  Lelnerool- 
legiums  oder  die  didakt.  und  disciplinar.  Einrichtungen  und  Zustände  betreffei, 
auch  unaufgefordert  zu  berichten ,  und  den  Commissarien  jederzeit  fiber  die 
Verhältnisse  der  Anstalt  die  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  ertbeOen.  los- 
besondre  wird  der  Dir.  zu  dem  Rath ,  welchem  das  Departement  dar  Gyn- 
nasien  und  Realschulen  der  Provinz  zur  Verwaltung  fibergeben  ist,  als  seines 
Vorgesetzten,  in  nähere  amtl.  Beziehung  treten.  Dem  General-Superintendeottt 
der  Provinz  steht  es  zu,  den  Religionsunterricht  und  die  sonst  sur  Pflege  des 
religiösen  Lebens  der  Schule  getroffenen  Einrichtungen  zu  revidiren  und  dmeh 
Belehrung  und  Ermahnung  darauf  einzuwirken. 

Für  Brief-,  Geld-  und  Packetsendungen  (letztere  bis  zum  Gewicht  voi 
20  Pfd.  mit  jeder  abgehenden  Post) ,  welche  eigene  Angelegeiüieiten  der  An- 
stalt und  ihr  eigenes  Interesse  betreffen  und  bei  welchen  nicht  das  Intereise 
eines  bei  ihr  angestellten  Individuums  oder  einer  Privatoerson  ooncurrirt,  lo- 
wie  für  den  dienstl.  Schriftwechsel,  welcher  das  Oberaufsiohtsrecht  des  Stasti 
zum  Zweck  hat,  steht  dem  Dir.  Portofreiheit  zu.  Er  hat  die  betraC 
Schreiben  mit  dem  von  ihm  allein  zu  führenden  Schulsiegel  zu  verschliefe^ 
sie  auf  der  Adrefsseite  als  „Königl.  Dienstsache*'  oder  „HerrschafU.  Scbol- 
sache*'  zu  bezeichnen  und  sich  dabei  die  Vorschriften  des  in  den  R^emngs- 
Amtsblättem  vom  J.  1862  abgedruckten  Regulativs  über  die  Portofreibeit  is 
Staatsdienst- Angelegenheiten  vom  3.  Febr.  1862,  besonders  in  Absdinitt  1. 
und  4.  und  in  Nr.  28  des  Anlage- Verzeichnisses,  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 
Die  von  seinen  UntergebeneD  an  die  Aufsichtsbehörde  gerichteten  und  iluD 
eingehändigten  Eingaben  hat  der  Dir.  bei  der  Einreichung  sogleich  mit  sehien 
Gutachten  zu  begleiten. 

Zur  Uebemahme  eines  Nebenamts,  auch  einer  Vormundschaft  ud 
des  Amts  eines  Stadtverordneten,  bedarf  der  Director  unsrer  Ctonehmignag. 

§.  3.  Directorenconferenzen.  Die  zur  Erörterung  pidagogiseher 
Fragen  seit  dem  Jahr  1861  von  uns  angeordneten  Directorenconferenses 
hat  der  Director  als  ein  Mittel  zur  Anregung  und  Belehrung  für  ihn  und  di0 
übrigen  Theilnehmer  und  zur  Förderung  der  Lehrer  zu  ^nutzen,  und  n 
diesem  Zweck  durch  Leitung  der  Vorberathnngen  in  dem  LehrercoUeginm, 
durch  Berichterstattung  über  ihre  Ergebnisse,  Abgabe  von  Gutachten,  Auf- 
arbeitung von  Referaten,  durch  Betheiligung  an  den  Gonferenzberathongei 
selbst  und  an  der  Abfassung  der  darüber  zu  führenden  Protokolle  mitss- 
wirken. 

§.4.  Verhalten  gegen  die  Ortsbehörden.  Wo  eineSchuleeb 
besondres  Scholarchat  oder  Curatorium  hat,  da  ist  solche»  innerhalb  der 
durch  seine  Geschäftsinstruction  bestimmten  Grenzen  als  die  nächstvorgesetzle 
Behörde  der  Schule  anzusehen  und  zu  respectiren.  Es  gehört  zu  den  Anf- 
gaben  des  Dir.,  der  in  der  Regel  Mitglied  dieser  Local  -  Schulbehörde  iili 
ihr  Interesse,  wie  auch  das  Interesse  des  Patronats,  für  das  Gede&en  der 
Schule  rege  zu  erhalten,  auf  Verbesserung  derselben  bei  ihnen  nach  Mögüdh 
keit  hinzuwirken,  und  zur  Beseitigung  vorhandener  Mängel  und  Uebelstiii^ 
ihre  Mitwirkung  zu  gewinnen.  Mit  den  Ortsbehörden  überhaupt  und  ihres 
Mitgliedern  hat  der  Dir.  sich  zum  Heil  der  Anstalt  eines  guten  VemehoM« 
zu  oefleifsigen  und  ihnen  die  gebührende  Achtung  zu  erweisen. 

§.5.  Verhalten  gegen  die  Eltern  und  Pfleger  der  Schüler. 
Da  die  Eltern,  welche  ihre  Söhne  der  Anstalt  übergeben  und  dadurch  die 
Verbindlichkeit  ihrer  Gesetze  und  Ordnungen  für  dieselben  anerkennen,  rot- 
züglich  dem  Dir.  einen  bedeutenden  Theil  ihrer  elterlichen  Autorität  abtretet, 
so  hat  dieser  das  hierin  sich  kundgebende  Vertrauen  bei  sorgfaUtigem  Feit- 
halten  an  den  nothwendigen  Forderungen  der  Schule  durch  freundhches  Est- 


*)  S.  gleich  hinter  der  Instruction,  p.  169. 
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ffegemkommen  in  &ilen  das  Gedeihen  ihrer  Kinder  betreflfenden  Angelegen- 
heiten zu  ehren.  Er  hat  das  Zosammenwirken  der  häosl.  Erziehung  mit  der 
Schule  dnreh  mfindl.  und  schrifU.  Verkehr  mit  den  Eltern  und  Pflegern  der 
Schüler  möglichst  zu  fördern,  und  darauf  auch  besonders  bei  Ausfertigung 
der  Censuren  Bedacht  nehmen  zu  lassen.  S.  §.  19.  Von  gröberen  Verge- 
hungen  der  Schüler  und  den  ihnen  dafür  zuerkannten  Strafen  sind  die  An- 
gehörigen ungesäumt  zu  unterrichten.  Bei  hartnäckigem  Unfleiis  oder  ent- 
achiedner  Unuihigkeit  eines  Schülers  mufs  dem  Vater  oder  dem  Vormund 
rechtzeitig  der  Rath  gegeben  werden,  ihn  zurflc^unehmen.  Etwanige  Be- 
schwerden der  Eltern  und  Pfleger  über  das  Ver&hren  einzelner  Lehrer  muis 
der  Dir.  mit  Ruhe  und  Aufmerksamkeit  anhören,  ihnen,  wo  sie  gegründet 
Bind,  abhelfen  und  alles  der  Billigkeit  wie  der  Würde  seines  Amts  gemäls 
▼ermittehi,  oder,  wo  unser  Einschreiten  nöthig  scheint,  sofort  berichten  und 
nnsrer  Entscheidung  die  Sache  anheimsteUen. 

FaUs  er  selbst  oder  einer  der  Lehrer  in  ihrer  Dienstverwaltung  persön- 
lich beleidigt  und  ihr  amtliches  Ansehn  gekränkt  oder  gefäihrdet  worden, 
hat  der  Dir.  nach  Umständen  entweder  unmittelbar  oder  durch  das  Scholar- 
ehat,  bez.  Curatorium,  oder  durch  Berichterstattung  an  uns  die  angemeftne 
Gtonugthuung  auf  gesetzlichem  Wege  zu  suchen. 

Das  Interesse  der  Angehörigen  der  Schüler  an  der  Lehranstalt  und  ihr 
Vertrauen  zu  derselben  ist  auf  jede  geeignete  Weise  zu  erhalten  und  zu 
stärken.  Dazu  dienen  auch  Einladungen  zur  TheUnahme  an  öffentL  Prüfungen 
und  Schulfeiern. 

§.6.  Einführung  und  Instruction  der  Lehrer.  Der  Dir.  ist 
der  nächste  Vorgesetzte  der  an  der  Anstalt  iungirenden  Lehrer,  Gandidaten 
und  Unterbeamten ,  welche  ihn  in  allen  ihren  amtl.  Beziehungen  als  solchen 
in  erkennen  und  seinen  Anordnungen  Folge  zu  leisten  haben.  Es  liegt 
ihm  ob,  wo  es  nicht  durch  ein  Mitglied  einer  vorgesetzten  Behörde  geschieht, 
jeden  neu  angestellten  Lehrer  in  das  CoUegium  einzuführen  und  dem  Schüler- 
oOtns  vorzustellen,  ihn  in  das  ihm  übertragne  Amt  unter  Mittheilung  der  für 
dassdbe  geltenden  Instruction  einzuweisen  und  die  Vereidigung,  bez.  Ver- 
pflichtung durch  Handschlag  an  Eidesstatt,  vorschriffcsmälsig  vorzunehmen. 
In  der  Regel  werden  nur  die  ordentlichen  Lehrer  und  wissenschaftlichen  Hülfe- 
lehrer bei  ihrer  festen  Anstellung  feierlich  eingeführt  und  vereidigt  und,  wenn 
de  den  Diensteid  bereits  frtlher  geleistet  haben,  auf  denselben  von  neuem 
durch  Handschlag  verpflichtet  Der  Dir.  hat  den  neu  eingetretenen  Lehrer 
mit  dem  Umfange  seiner  Obliegenheiten  genau  bekannt  zu  machen  und  ihm 
in  der  Erfüllung  derselben  nach  bestem  Wissen  mit  Rath  und  That  beizu- 
stehen. Immer  mufs  er  darauf  denken,  jedem  Lehrer,  soweit  als  möglich, 
diejenige  Thätigkeit  zu  übertragen,  für  welche  er  am  meisten  geeignet  ist, 
und  jc^en  an  den  Platz  stellen,  wo  er  am  besten  wirken  und  der  Anstalt 
am  meisten  nützen  kann. 

§.7.  Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Lehrer.  Wie  der 
IHr.  den  geltenden  Vorschriften  und  Ordnungen  gemäls  jedem  Lehrer  den 
Kreis  seiner  Amtsthätigkeit  anzuweisen  hat,  so  liegt  ihm  auch  ob,  darüber 
in  wachen,  dafs  die  Lehrer  alle  Pflichten,  die  ihnen  ihr  Amt  auferiegt,  genau 
erfüllen  und  sich  durch  ihr  Verhalten  sowohl  in  als  aulser  dem  Aint  der 
Achtung,  des  Ansehens  und  des  Vertrauens,  die  ihr  Beruf  erfordert,  würdig 
zeigen.  (Disciplinargesetz  v.  2L  Juli  1852,  §.  2).  Er  wird  ihnen  nicht  bleu 
als  Vorgesetzter,  sondern  zugleich  als  Mitarbeiter  an  einem  gemeinsamen 
Werk  mit  der  jedem  gebührenden  Achtung  begegnen,  sie  mit  Liebe  zur  An- 
stalt und  freudigem  Eifer  für  ihren  Beruf  zu  erfüllen  suchen,  Zwistigkeiten 
imter  ihnen  nach  Möglichkeit  schlichten,  einen  von  edler  Sitte  durchdrungnen 
Verkehr  und  den  Aufgaben  ihres  Berufs  entsprechenden  Geist  unter  ihnen 
in  fördern  und  ein  einträchtiges  Zusammenwirken  aller  zu  dem  rechten  Ziel 
herbeizufahren  und  zu  erhalten  sich  bemühen.  Vorkommende  Mifsgriffe 
und  Ungehörigkeiten,  auch  in  dem  aufseramtlichen  Verhalten  der  Lehrer,  hat 
der  Dir.  zunächst  mit  humaner  Schonung  zu  rügen,  bei  Nichtbeachtung  solcher 

10* 


148 

Winke  und  Mahnungen  ihnen  aber  mit  Ernst  und  Nadidniok  n  Btenera. 
Er  ist  befugt,  den  ihm  untergebenen  Lehrern  und  Unterbeamtan  Warmmgea 
und  Verweise  zu  ertheilen  (Disciplinargesets  y.  21.  Juli  1868,  $.18),  moA 
aber  grobe  Pflichtverletsnngen  der  Lehrer  uns  anieigen.  Wenn  Qendir  im 
Verzuge  ist,  kann  der  Dir.  einem  seiner  Untergebenen  die  Ausübuiig  der 
Amtsverrichtungen  vorläufig  untersagen,  hat  ab«r  darttber  sofort  an  ms  n 
berichten  (Ebenda  §.  54). 

§.8.  Probecandidaten  und  provisorische  Lehrer.  Vonoffs- 
weise  bedürfen  der  aufmerksamen  Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Dir.  die 
an  der  Anstalt  ihr  Probejahr  abhaltenden  Gandidaten  und  alle  an  derselbei 
provisorisch  beschäftigten  Lehrer.  Er  hat  ihnen  für  ihr  didakt  und  pidi 
verfahren  sowohl  durch  prakt  Anleitung  und  mflndL  Besprechnng  als 
durch  Hinweisung  auf  das  Studium  geeigneter  Schriften  und  dureh  Mitthei 
wichtigerer  das  Schulwesen  betreffender  allgemeiner  Verfügungen  FOrdenutf 
zu  gewähren,  und  sie  vor  Miisgriffen  und  ungehörigem  Verhalten  in  und 
auiser  der  Schule  durch  Rath  und  geeignete  Anweisung  zu  bewahren. 

§.  9.  Schuldiener.  Der  Dir.  mufs  darauf  halten,  daih  Jeder  ander 
Schule  angestellte  Diener  seiner  Instruction  gemäfo  seine  Pflichten,  besonden 
in  Beziehung  auf  die  Reinlichkeit  der  Locale  und  das  Heiien  der  Oefea, 
genau  erfQlle  und  dals  er  sowohl  wie  die  Seinigen  sich  geziemend  betrage 
und  den  Schülern  kein  böses  Beispiel  gebe.  Ein  ungehöriges  Verhalten  m 
der  Dir.  zu  rügen  und  nach  Umständen  der  Behörde,  welche  den  Soholdiener 
angestellt  hat,  zur  weitem  Veranlassung  anzuzeigen. 

§.  10.  Lehrerconferenzen.  Der  Dir.  beruft  und  leitet  als  Vo^ 
sitzender  die  Gonferenzen  des  Lehrercollegiums,  welche  zur  Förderung  der 
richtigen  Einsicht  von  der  Aufgabe  der  Schule  und  des  willigen  Zusammen- 
wirkens aller  ihrer  Lehrer,  sowie  zur  Berathung  und  Beschluisnahme  über 
Angelegenheiten  der  Schule  gehalten  werden  sollen.  Gegenstände  der  Be- 
sprechung in  den  Gonferenzen  sind  besonders:  Stoff  und  Methode  des  Unter 
nchts,  die  Lehr-  und  Lectionspläne,  die  einzu^renden  Lehrbücher  und 
Ausgaben .  Anschaffung  von  Büchern  für  die  Bibliothek  und  von  Ldnmit^ 
teln;  Fleiis,  Fortschritte  und  Betragen  der  Schüler,  worüber  die  dassenordi- 
narien  regelmäfsige  Mittheilungen  zu  machen  haben,  die  Anordnung  der 
Prüfungen  und  der  Schulfeierlichkeiten,  die  Gensuren  und  Versetzungen  der 
Schüler,  die  ErtheiUmg  von  Prämien  und  Beneficien,  wichtige  DisciplinarvtMr- 
fälle  und  deren  Bestrafung  u.  a. ;  nach  Umständen  auch  allgemein  wissen- 
schaftliche, besonders  pädagogische  Fragen.  Auch  hat  der  Dir.  hier  die  voa 
uns  oder  anderen  Behörden  eingegangenen ,  die  Schule  betreffenden  Verfli- 
gungen,  welche  zur  Kenntnifsnahme  des  Gollegiums  geeignet  sind,  mitiuthei- 
len,  falls  ihr  Inhalt  nicht  eine  sofortige  Mittheilung  auf  dem  Wege  des  Um- 
laufs nöthig  macht.  Persönliche  Angelegenheiten  einzelner  Lehrer,  weldie  mit 
der  Aufgabe  der  Schule  nicht  unmittelbar  zusammenhangen,  gehören  nicht 
in  die  Gonferenz. 

Im  einzelnen  bestimmen  wir  noch  Folgendes:  a)  Die  Gonferenzen  des 
Gollegiums  sind  alle  14  Tage  zu  bestimmten  auiserhalb  der  gewöhnliches 
Schulzeit  fallenden  Stunden  und  aufserdem,  so  oft  es  dem  Dir.  nothwendig 
scheint,  abzuhalten.  Nach  seinem  Ermessen  kann  der  Dir.  über  gewisse  Gegen- 
stände auch  einen  Theil  des  LehrcrcoU.,  namentlich  die  Lehrer  einzelner  Fächer 
oder  einzelner  Glassen,  zu  besonderen  Berathungen  (Fachconferenien, 
GlassenconfercDzen )  berufen.  b)  Volles  Stimmrecht  in  der  Gonferenz  ha- 
ben aufser  dem  Dir.  nur  die  ordenü.  Lehrer  und  die  pro  facult  doeendi  oder 
pro  schola  geprüften  Wissenschaft!.  Hülfslehrer  des  Gymn.,  bez.  der  JE^ealschole, 
auch  Probecandidaten,  wenn  sie  eine  ganze  Lehrerstelle  vertreten.  Andere 
Probanden,  die  dort  angestellten  Elementarlehrer  und  ungeprüfte,  zur  Aus- 
hülfe beschäftigte  Gandidaten  müssen  den  allgemeinen  Lehrerconferenzen  der 
Anstalt  beiwohnen,  wenn  der  Dir.  sie  nicht  bei  besonderen  zu  ihrer  Theil- 
nähme  nicht  geeigneten  Berathungen  ansschlielst;  ein  Stimmrecht  steht  ümen 
nur  über  die  von  ihnen  unterrichteten  Schüler  und  für  die  Gegenstände  ihres 
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Unterrichts  za.  Die  technisohen  Lehrer  und  die  Lehrer  der  Vorschule  wohnen 
den  Gonferenzen  in  der  Regel  nicht  bei,  können  aber  von  dem  Dir.,  so  oft 
es  Ihm  angemessen  erscheint,  zu  den  Berathungen  des  LehrercoUegiums  hin- 
angezogen werden.  c)  Der  Dir.  leitet  die  Verhandlungen.  Er  hat  dabei 
die  Fn^^  zu  steUen,  die  verschiedenen  Meinungen  der  GoUegen  mit  Ruhe 
nnd  Wohlwdien  anzuhören,  auf  die  Erörterung  ihrer  Ansichten  und  Vor- 
sehlilge  angemessen  einzugehen,  die  Ergebnisse  der  Berathung  zusammen* 
znfisssen.  Beim  Abstimmen  giebt  im  Fall  der  Stimmengleichheit  sein  Votum 
den  Ausschlag.  d)  Die  von  der  Conferenz  ordnungsmäßig  nnd  innerhalb 
ilver  Befiigniis  gefa&ten  Beschlüsse  sind  für  jeden  Lehrer  bindend,  und  steht 
keinem  die  Befugnifs  zu,  davon  willkürlich  abzuweichen.  Der  Dir.  hat  sein 
Aogenmerk  darauf  zu  richten,  dals  die  gefafsten  Beschlüsse  auch  .wirklich 
zur  Ausführung  gelangen,  darf  aben  wenn  ein  Beschluls  gegen  sein  Votum 
dnich  Stimmenmehrheit  gefaist  ist,  dessen  Ausführung  suspendiren,  indem  er 
sogleich  an  uns  berichtet  und  unsre  Entscheidung  nachsucht.  e)  Die  Vor* 
himdlungen  und  Beschlüsse  der  Conferenz  sind  als  Amtsgeheimnisse  zu  be- 
handeln. Insoweit  sie  ausdrücklich  zur  Mittheilnng  an  Andere  bestimmt  sind, 
darf  diese  nur  auf  dem  jedesmal  bezeichneten  oder  durch  das  Herkommen 
geordneten  Wege  geschehen.  f )  lieber  jede  Conferenz  wird  in  einem  von 
dem  Dir.  au&ubewahrenden  Buch  ein  Protokoll  angenommen,  in  welchem 
wenigstens  die  Hauptgegenstände  der  Verhandlungen  und  Mittheilungen,  sJle 
nir  Kenntnils  gebrachte  Verfügungen,  die  gestellten  Anträge  und  die  ge* 
fa&ten  Beschlüsse  aufzuzeichnen  sind.  Zu  dessen  Führung  ist  der  dem  Dienst- 
dtter  nach  jüngste  unter  den  anwesenden  ordentl.  Lehrern  verpflichtet;  jedoch 
kann  dieselbe  vom  Dir.  fOr  einzelne  Verhandlungen  oder  für  ein  ganzes 
Semester  auch  einem  andern  Lehrer  mit  Zustimmung  des  letztem  übertragen 
WBiden. 

%.  11.  Beurlaubung  und  Vertretung  der  Lehrer.  Zu  Reisen 
iBnerhalb  der  durch  allgemeine  (v.  8.  Juni  1857  und  16.  Novb.  1858)  oder 
besondere  Vorschriften  festgesetzten  Ferienzeit  bedürfen  die  Lehrer,  soweit 
flmen  nicht  in  derselben  Amtsgeschäfte  obliegen,  keines  Urlaubs.  Dodi 
mllssen  sie  dem  Dir.  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  und  wohin  sie  reisen  vorher 
anzeigen.  Zu  nothwendigen  Reisen  auiserhalb  der  Ferien  oder  zur  noth- 
wendigen  Ausdehnung  einer  Ferienreise  über  die  Ferienzeit  hinaus  ist  der 
Dir.  befugt,  den  Lehrern  bis  zur  Daner  einer  Woche  Urlaub  zu  ertheilen. 
Er  kann  die  Ertheilung  desselben  an  die  Bedingung  knüpfen,  dals  der  den 
Urlaub  nachsuchende  Lehrer  selbst  für  seine  zweckmäfsige  Vertretung  sorge, 
welche  aber  jedenfalls  der  Genehmigung  des  Dir.  unterliegt. 

Ist  ein  Lehrer  durch  sonstige  unabwendbare  Hindemisse,  namentlich 
durch  Krankheit,  von  der  Abwartung  seiner  Lectionen  abgehalten,  so  liegt 
dem  Dir.  ob,  die  nöthige  Vertretung  durch  andere  Lehrer  anzuordnen,  wol^i 
Glassencombinationen  möglichst  zu  vermeiden  sind.  Gesuche  der  Lehrer 
um  Beurlaubung  auf  länger  als  eine  Woche  mn(8  der  Dir.  mit  seinem  Gut- 
achten und  der  Angabe,  ob  und  wie  für  die  Vertretung  gesorgt  werden  könne, 
ans  dnreichen. 

§«  12.  Beurlaubung,  Abgang  und  Vertretung  des  Directors. 
Wenn  der  Dir.  selbst  zu  verreisen  beabsichtigt,  —  wozu  er  für  Reisen  inner- 
halb der  Schulzeit,  sobald  seine  Abwesenheit  die  Dauer  von  3  Tagen  über- 
schreitet, bei  uns  Urlaub  nachsuchen  mufs,  ftir  kleinere  Reisen  aber  in  der 
Sdiulzeit  und  für  Reisen  in  den  Ferien  keines  Uriaubs  bedarf,  —  so  hat  er 
efaiem  der  Lehrer,  der  dazu  geeignet  und  auf  sein  Ersuchen  bereit  ist,  in 
der  Regel  dem  ihm  zunächst  stehenden  Oberlehrer,  die  stellvertretende  Lei- 
tung der  Anstalt  und  die  ihm  obliegende  Aufsicht  über  die  Localion  und 
Sammlungen  derselben  zu  übertragen,  auch  selbst  für  die  zweckmäfsige  Ver- 
tiieilnng  seiner  Lectionen  zu  sorgen.  Ist  kein  geeigneter  Vertreter  zu  finden, 
•0  muu  die  Reise  unterbleiben.  Von  jeder  Abwesenheit,  welche  den  Dir. 
auf  eine  Nacht  oder  länger  von  seinem  Wohnort  entfemt,  ihrer  Dauer  und 
dem  Ziel  der  Reise  ist,  auch  wenn  kein  Urlaub  erforderlidi,  also  auch  in  den 
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Ferien,  uns  vorher  Anzeige  zn  machen,  und  zugleich  der  mit  der  SCdhw- 
tretung  beauftragte  Lehrer  zu  bezeichnen,  damit  der  amttiehe  Verkelv 
zwischen  uns  und  der  Anstalt  iLcine  Störung  erleide.  Bei  pMtitiehen  Ver- 
hinderungen des  Dir.,  sowie  bei  Erledigung  seiner  Stelle  durcn  Abgang  od« 
Ableben  desselben,  tritt,  sofern  nicht  etwas  andres  von  uns  Torgetebeo  wor- 
den, der  erste  Oberlehrer  als  commissarischer  Dirigent  sofort  in  die  Walv- 
nehmung  der  Amtsgeschäfte  ein,  bis  von  uns  weitres  darttber  Terfligt  wor- 
den ist. 

Wenn  der  Dir.  die  Absicht  hat,  die  Anstalt  zu  yeiiassMiy  wo  mnls  « 
seine  Entlassung  bei  der  Behörde,  welche  ihn  angestellt  hat,  nachsoclML  Er 
darf  sie,  falls  durch  die  Vocation  oder  ein  besondfres  Abkommen  niclit  androi 
festgesetzt  ist,  nur  auf  Michaelis  oder  Ostern  und  zwar  nach  mindeiteBS  € 
Monate  vorhergegangner  Kündigung  fordern.  In  keinem  Fall  darf  er  oeiM 
Stellung  eher  verlassen,  als  er  von  uns  oder  mit  unsrer  Genehmigaog  loae 
Entlassung  erhalten  hat 

§.13.  Erledigung  einer  Lehrerstelle.  Wenn  die  Eriedtgng 
einer  Lehrerstelle  durch  den  beabsichtigten  Abgang  eines  Lehrers  bevormt, 
so  hat  der  Dir.  uns  und  der  wahlberechtigten  Behörde  die  Lehrflcher  ann- 
zeigen,  fQr  welche  bei  der  Bestellung  eines  Nachfolgers  gesorgt  wodeo  moA^ 
und  wenn  ihm  ein  zum  Nachfolger  geeigneter  Mann  bekannt  ist,  &  Aa^ 
merksamkeit  der  wählenden  Behörde  auf  denselben  hinzulenken.  Dendb« 
Behörde  und  uns  ist  die  durch  den  Tod  oder  den  plötzlichen  Abgang  enm 
Lehrers  eingetretne  Erledigung  einer  Stelle  unver^^lich  anzuzeigen  nnd  ii 
diesem  Fall  uns  aufserdem  zu  berichten,  in  welcher  Weise  fOr  die  einstweiligi 
Vertretung  der  erledigten  Stelle  gesorgt  oder  zu  sorgen  seL 

§.  14.  Aufnahme  der  Schfller.  Dem  Dir.  liegt  ob,  die  zir 
Aufnahme  in  die  Schule  Angemeldeten  entweder  allein  oder,  wenn  er  wS, 
unter  Zuziehung  eines  und  des  andern  Lehrers,  namentlidi  des  betreff.  Ordi- 
narius,  zu  prüfen  und  nach  dem  Mafe  ihrer  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  d» 
Glasse,  in  welche  sie  eintreten  sollen,  und,  wenn  er  nicht  dies  dem  OrdinariBi 
überlassen  will,  auch  ihren  Platz  in  derselben  zu  bestimmen.  Die  Zeit  äa 
Aufnahme  ist  zwar  in  der  Regel  Ostern  und  Michaelis ;  indefs  darf  der  Dir. 
auch  zu  jeder  andern  Zeit  Aufnahmefähigen  den  Eintritt  nicht  verweigen, 
wenn  die  Frequenz  der  Glasse,  in  welche  der  Angemeldete  pa&t,  es  gestattet 
Die  Aufnahme  darf  in  die  Vorschule  nicht  vor  Vollendung  des  6.,  in  du 
Gymnasium  oder  die  Realschule  nicht  vor  Vollendung  des  9.  LebenaiahrB  ge- 
schehen; nur  bei  körperlich  und  geistig  besonders  kräftigen  Knaoen  au- 
nahmsweise  schon  einige  Monate  früher. 

Unerläfslich  ist  vor  der  Aufnahme  schon  Unterrichteter  die  Voriegmig 
eines  Zeugnisses  über  den  bis  dahin  genofsnen  Unterricht  und  das  sittliehi 
Verhalten  und,  wenn  der  Angemeldete  bereits  eine  öffentl.  Schale  beenekt 
hat,  eines  vom  Vorsteher  amtlich  ausgefertigten  Entlassungszeugnisaes  um 
derselben,  welches  dann  im  Schularchiv  bis  zum  künftigen  Abgang  des  ScM- 
lers  aufzubewahren  ist.  Jeder  neu  aufgenommne  Schfller  ist  in  das  Alba 
der  Schule,  bez.  in  das  getrennt  davon  zu  haltende  Album  der  Vorschule, 
mit  Vor-  und  Zuname,  Angabe  des  Tags  und  Orts  der  Greburt,  der  Goa- 
fession,  der  etwa  früher  besuchten  Schule,  der  Zeit  der  Aufniüime,  der  CHaase, 
in  welche  er  gesetzt  wird,  des  Namens,  Standes  und  Wohnorts  des  Vaten, 
boz.  auch  des  Vormunds  und  des  Aufsehers,  einzutragen.  In  diesem  sorg- 
faltig  aufzubewahrenden  Album  ist  später  bei  dem  Namen  jedes  SehlllerB  & 
Zeit,  wann,  und  die  Glasse,  aus  welcher  er  abgegangen,  seine  fernere  Be- 
stimmung u.  dgl.  zu  notiren.  Der  Dir.  verpflichtet  die  nea  eintretendei 
Schüler  zu  genauer  Beobachtung  der  Schulordnung  und  überweist  sie  dei 
Ordinarien  ihrer  Glassen  zu  weitrer  Leitung. 

§.  15.  Beaufsichtigung  der  Schüler.  Eine  Bedingung  derAsA 
nähme  mufs  sein,  dafs  jeder  Schüler,  der  nicht  unter  Au&icht  von  Elten 
oder  nahen  Angehörigen  im  Ort  wohnt,  einem  geeigneten  Aufseher  Hbergebsi 
sei,  der  über  seinen  Fleils  und  sein  sittl.  Betragen  auiser  der  Schule  si 
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wachen  hat  Die  Wahl  desselben  bedarf  der  Genehmigung  des  Directors. 
Ebenso  ist  zur  Yerändening  des  Aufsehers  und  der  Wohnung  auswärtiger 
Schüler,  welche  der  Dir.  unter  Umständen  fordern  darf,  jedesmal  die  Geneh- 
migung des  Dir.  im  voraus  einzuholen.  Da  dieser  darauf  achten  muis,  dalli 
die  auswärtigen  SchfUer  passend  untergebracht  werden,  wird  er  auch  auf  die 
Einrichtung  und  Beschaffenheit  der  am  Ort  befindlichen  Pensionate  sein  Augen- 
merk richten.  Mit  der  Anstalt  verbundene  Alumnate  von  öffentlichem  Cha- 
rakter mflssen  der  Oberaufsicht  oder  wenigstens  der  Mitaufsicht  des  Dir. 
untergeben  sein.  Der  Dir.  und  alle  Lehrer  haben  die  Pflicht,  dahin  zu 
sehen,  dalli  kein  Schiller  ohne  zwingende,  jedesmal  als  solche  nachzuweisende 
Veranlassung  den  Unterricht  versäume,  und  dafs  sowohl  innerhalb  der  Schule, 
als  auch  auiserhalb  derselben  unter  den  Schülern  die  gehörige  Ordnung,  Zucht 
und  Sitte  herrsche;  wo  sie  von  ihnen  etwas  Tadelnswerthes  hören  oder  sehen, 
haben  sie  zu  dessen  Rüge  und  Abstellung  das  Angemeisne  zu  thun.  Sie 
sind  befugt,  wegen  unsittlichen  und  anstöuigen  Benehmens  auch  auüser  der 
Schule  ihre  Schaler  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  (Min.  Verf.  v.  31.  JuU 
1824). 

Vornehmlich  aber  liegt  die  disciplinar.  Leitung  und  Beau&ichtigung  der 
Schfller  dem  Dir.,  den  Ordinarien  und  denjenigen  Lehrern  ob,  wel(^en  sie 
jener  im  besondem  überträgt.  —  Der  Dir.  hat  sich  fortlaufend,  soweit  als 
möglich,  in  genauer  Eenntnifs  von  dem  Betragen,  dem  Fleifii  und  den  Fort- 
sehritten jedes  SchtUers  zu  erhalten,  um  nöthigenfalls  selbst  auf  ihn  einwirken 
und  seinen  Angehörigen  die  erforderliche  Auskunft  ertheilen  zu  können. 

§.  16.  Grundsätze  und  Hauptmittel  der  Disciplin.  Der  Dir. 
und  alle  Lehrer  nehmen  zu  ihren  Schülern  eine  väterliche  Stellung  ein.  Darin 
Hßgtf  dais  sie  nicht  blofs  als  AufBcher  und  Richter  auf  die  äuiare  Beobachtung 
der  gesetzl.  Ordnung  zu  halten  haben,  sondern  vornehmlich  bemüht  sein 
mflssen,  von  innen  heraus  das  rechte  Verhalten  der  Schüler  hervorzurufen, 
also  die  Gesinnung,  auf  welcher  dies  beruhen  soll,  in  ihnen  zu  erwecken  und 
lebendig  zu  erhalten.  Sie  werden  es  als  eine  heilige  Pflicht  ansehen,  dies 
durch  das  eigne  Beispiel  eines  pflichttreuen,  sittlich  ernsten  und  frommen 
Wandels,  durch  sorgfältige  und  übereinstimmende  Anleitung  und  Gewöhnung 
der  Schüler,  durch  liebevolle  Belehrung  und  Zurechtweisung  und,  wo  es  nöthig 
ist,  durch  strenge,  aber  gerechte  Strafen  zu  erreichen. 

Jeder  verderblichen  Richtung  der  Zöglinge,  möge  sie  sich  in  Unfleiis, 
unsittlichen  oder  verkehrten  NeigungQp,  unpassendem  Umgang,  störenden 
Verbindungen  und  Vergnügungen,  in  unstatthaflem  Besuch  öffentlicher  Ver- 
gnflgungsörter  und  Gasthäuser,  ungeziemender  Kleidung,  anmalsendem  Axt 
treten  <^er  irgendwie  sonst  änfsem,  hat  der  Dir.  sowohl  allein  als  in  Gemeln- 
sehaft  mit  den  Lehrern  kräftig  entgegen  zu  wirken,  und  durch  Weckung  und 
Belebung  eines  edlen  Wetteifers  in  den  Studien,  durch  Gewöhnung  an  stren- 
gen Grehorsam  und  feste  Ordnung  und  durch  Erziehung  zu  aufHehtiger 
Uottesfbrcht  Vergehungen  möglichst  vorzubeugen.  Der  ganze  in  Unterricht 
und  Zucht  waltende  Geist  der  Schule,  dessen  Träger  und  Pfleger  vorzugs- 
weise der  Dir.  sein  soll,  mufs  dem  Willen  der  Schüler  eine  Richtung  geben, 
welche  sich  bei  ihnen  später  in  acht  wissenschaftlichem  Streben,  in  pflicht- 
mlfiiiger  Bemfserfflllung,  in  Achtung  vor  Gesetz  und  Recht,  in  Uebung  guter 
Sitte,  in  warmer  Vaterlandsliebe  und  treuer  Anhänglichkeit  an  S.  Maj.  den 
König  und  in  einer  würdigen  kirchlichen  Haltung  bethätigt.  Zur  Belebung 
patriotischen  Sinnes  wird  aufser  anderen  Schulfesten  die  von  dem  Dir.  all- 
Jährl.  zu  veranstaltende  Feier  des  Geburtstags  Sr.  Maj.  des  Königs  dienen. 

Zur  Pflege  des  religiösen  Sinnes  und  Geistes  der  Jugend  empfehlen  wir 
den  Directoren  femer,  nicht  allein  auf  die  zweckmäfsigste,  fHr  Verstand  und 
Gemüth  der  Jugend  gleich  heilsame  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  be- 
sonders zu  achten,  sondern  auch  auf  einen  regelmäfsigen  Ejrchenbesuch  der 
Schüler  und  durch  Veranstaltung  von  Schulcommnnionen  auf  einen  gemein- 
sehaffcl.  Gennis  des  heU.  Abendmahls  hinzuwirken.  Sie  haben  darauf  zu 
sehen,  dafii  der  Anfang  und,  soweit  es  ihnen  angemessen  erscheint,  auch  der 
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Schlufs  des  tägl.  Unterrichts  mit  Gebet  geschehe,  dab  die  Morgen-  md 
WochenschlnCsandachten  der  Schule,  welchen  sie  in  der  Regel  beiwobnei 
müssen,  erbaulich  abgehalten  und  dadurch  sowohl,  wie  durch  den  religitan 
Charakter,  der  das  ganze  Leben  der  Schule  und  besonders  die  SchoUeiaVeh- 
keiten  durchdringen  muls,  auf  das  Eine,  was  Noth  ist  und  was  dem  WIssea 
und  Wollen  der  Menschen  die  höhere  Weihe  giebt,  das  (lemfith  der  Jogead 
hingeführt  werde.    S.  die  Min.  Verf.  v.  10.  October  1826  [Abth.  I  p.  80  f.]. 

Auch  das  leibliche  Wohl  der  Schüler  wird  dem  Dir.  am  Herzen  h^gea, 
und  was  dazu  durch  zweckmäfsige  Veranstaltung  der  Tumfltangen,  geneüi- 
Bchaftl.  Spaziergänge  und  drgl.,  durch  Schonung  der  Gesandelt  beim  Unter- 
richt, besonders  durch  Verhütung  der  Eurzsichtigkeit  von  Seiten  der  Schals 
geschehen  kann,  mnfs  der  Dir.  sorgsam  in  Anwendung  bringen  lassen. 

§.17.  Schulordnung.  Eine  Schulordnung,  welche  die  Bedingoa- 
gen,  zu  deren  Erfüllung  die  Eltern  der  Schüler  gegen  die  Schule  yerpfliciitet 
sind,  bezeichnet  und  Vorschriften  für  das  Verhalten  der  Schüler  giebl,  nmfr» 
wo  eine  solche  nicht  vorhanden  ist  oder  der  Revision  bedarf,  von  dem  Dir. 
nach  Berathung  mit  dem  Lehrcrcollegium  entworfen  oder  verbessert,  daraif 
dem  Scholarchat  oder  Curatorium,  wo  ein  solches  vorhanden  ist,  snr  Bern- 
theilung  vorgelegt  und  demnächst  uns  znr  Prüfung  und  Bestätigung  eini»- 
sandt  werden.  Dasselbe  gilt  auch  in  Bezug  anf  die  für  Alumnate  oder 
Pensionsanstalten,  wo  solche  mit  einer  Schule  verbunden  sind,  entweder  schon 
vorhandenen  oder  noch  zu  entwerfenden  Statuten  und  besondem  Disdplinar 
Verordnungen. 

§.  18.  Classenbücher.  Zur  Controle  über  den  regelmäCsigen  Fort- 
gang des  Unterrichts  und  das  Verhalten  der  Schüler  dienen  die  CiasaenbCIcker, 
deren  eins  in  jeder  Classe  unter  Aufsicht  des  Ordinarius  geführt  wird.  £i 
mufe  anfser  einem  Verzeichnifs  der  Schüler  die  erforderl.  Rubriken  rar  Ein- 
tragung der  abwesenden  und  zu  spät  gekommenen,  der  zu  jeder  Lehrstande 
gegebenen  Aufgaben  und  von  Bemerkungen  der  Lehrer  über  Fleüs  und  Be- 
tragen der  Schüler  enthalten.  Der  Dir.  hat  diese  Bücher  allwüchenti.  dnich- 
zusehen. 

§.19.  Censuren.  ^  Mit  Beachtung  der  Notizen  des  Glassenbachi 
werden  vierteljährl.  oder  m'indestens  halbjährl.  allen  Schülern  Censnren  ertbeak, 
in  denen  sich  die  Anstalt  über  den  Standpunct  des  einzelnen  Schülers  ii 
Beziehung  auf  seine  Leistungen  in  jedem  einzelnen  Lehrgegenstand  und  über 
Führung,  Fleils  und  Aufmerksamkeit  desselben  seinen  Angehörigen  gegen- 
über ausspricht.  Auf  die  sorgfaltige  und  hinreichend  ausführliche  Abfassoog 
der  Censurcn  durch  die  einzelnen  Fachlehrer  und  vornehmlich  durch  den  Or- 
dinarius hat  der  Dir.  um  so  mehr  zu  halten,  je  mehr  darauf  für  die  Hand- 
habung der  Disciplin  in  der  Schule  und  fUr  das  Zusammenwirken  derselbei 
mit  der  Zucht  des  elterlichen  Hauses  zur  Förderung  der  Schüler  ankommt 
S.  oben  §.  5.  Die  Censuren  sind,  nachdem  die  einzelnen  Lehrer  schriftlid 
ihre  Urtheilc  abgegeben  haben,  hinsichtlich  der  zusammenzufassenden  U^ 
theile  unter  Leitung  des  Dir.  von  allen  Lehrern  der  Classe  zu  berathen,  tob 
Ordinarius  auszufertigen,  mindestens  von  diesem  und  dem  Dir.  zu  unter- 
schreiben und  von  dem  letztem  oder  vom  Ordinarius  an  die  Schüler  mit  in- 
gemefsncr  Feierlichkeit  auszutheilen ;  unter  Umständen  sind  sie  den  Ange- 
hörigen unmittelbar  zuzuschicken. 

§.20.  Schul  strafen.  Ueberall,  wo  die  Erhaltung  einer  guten  Dis- 
ciplin unter  den  Schülern  Bestrafung  nothwcndig  macht,  haben  die  Directoren 
daliin  zu  schon,  dafs  die  Strafe  selbst  zweckmäfsig  sei  und  bei  aller  Strengt 
den  Charakter  ruhigen  Ernstes  und  väterlichen  Wohlwollens  an  sich  trage. 
Niemals  darf  der  Dir.  eine  Strafe  über  einen  Schüler  verhängen,  ohne  den- 
selben voriier  selbst  gehört  zu  haben.  Ueber  Art  und  Mafs  der  Strafen, 
die  an  jeder  Schule  zur  Anwendung  kommen  sollen,  hat  das  LehrerooUegioa 
innerhalb  der  durch  allgemeine  Vorschriften  rä;ebenen  Schranken  das  £^ 
forderliche  zu  verabreden  und  festzusetzen.  Der  Dir.  ist  unter  Umstanden 
befugt,    einzelnen  Lehrern  den  Gebrauch   gewisser  Strafen  gana  ra  unter- 
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sagen,  aiidi  anzuordnen,  dals  ihm  der  Lehrer  entweder  vorher  oder  sogleich 
nachher  Anzeige  mache  oder  dieselben  im  Classenbuch  notire. 

Als  allgemeine  Grundsätze  sind  folgende  zu  beobachten:  a)  Straf- 
arbeiten  dürfen  in  der  Regel  nur,  wenn  Aufgegebnes  nachlässig  gearbeitet 
oder  gelernt  ist,  zur  Verbefsrung  oder  Wiederholung  desselben,  oder  zur  Be- 
soh&ftigung  während  der  Verbüfsung  einer  Freiheitstrafe  aufgegeben  werden, 
b)  Das  Nachsitzen  in  den  Classen  darf  nicht  ohne  gehörige  Aufsicht  und 
€k>ntroie  der  jedesmal  aufzugebenden  Arbeit  stattfinden.  Wenigstens,  wenn 
diese  Strafe  tilr  länger  als  eine  Stunde  verhängt  wird,  muls  der  Lehrer  dem 
Dir.  und  den  Eltern  oder  Aufsehern  davon  sogleich  Anzeige  machen,  c) 
Körperliche  Strafen  dürfen  nur  da,  wo  die  übrigen  pädagog.  Strafmittel 
nicht  ausreichen,  und  nur  bei  jüngeren  SchQlem  bis  IV  mnauf  mit  Mä&igung 
und  Vorsicht  in  Anwendung  kommen ;  in  aulserordentl.  Fällen,  jedoch  immer 
nur  auf  Beschluis  des  Lehrercollegiums,  auch  in  lU.  „Die  Schulzucht  darf 
niemals  bis  zu  Mifshandlungen,  weiche  der  Gesundheit  der  Kinder  auch  nur 
auf  entfernte  Art  schädlich  werden  könnton,  ausgedehnt  werden.^  (A.  L.  R. 
Th.  n.  Tit  12  §.  50).  d)  In  allen  wichtigeren  Disoiplinarfällen  muls  der 
Dir.  zugezogen  werden,  der  dann  nach  Befinden  der  Umstände  entweder 
allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  Ordinarius  oder  anderen  Lehrern  die 
Sache  untersucht  und  erledigt  oder  sie  d^r  Lehrerconferenz  zur  BeschlüCs- 
fiusung  über  die  Strafe  vorträgt.  e)  Auf  Garcerstrafe  kann  nur  der 
Dir.  selbst,  in  der  Regel  nach  Besprechung  mit  dem  Ordinarius  der  betrefiEl 
Classe,  oder  die  Lehrerconferenz  erkennen.  Sie  duf  nur  bei  Schülern  der 
4  oberen  Classen  angewandt  und  in  der  Regel  nicht  über  6  Stunden  ausge- 
dehnt werden. 

f )  Zeigt  sich  die  Zucht  der  Schule  mit  ihren  gewöhnlichen  Mitteln  an 
einem  Schüler  nicht  wirksam  oder  hat  ein  Schüler  durch  ein  grobes  Vergehen 
sich  der  Gemeinschaft  mit  seinen  Mitschülern  unwürdig  gemacht  und  ist  von' 
seinem  weitem  Bleiben  an  der  Anstalt  ein  verderblicher  Einfluls  auf  an- 
dere Schüler  und  ein  erheblicher  Naohtheil  für  den  Ruf  der  Anstalt  zu  er- 
warten, so  ist  derselbe  von  ihr  zu  entfernen.  Im  besondem  ist  vorge- 
sd^eben,  dafs  solche  Schüler  der  VI,  V  und  IV,  welche  nach  2jährigem 
Aufenthalt  in  derselben  Classe  noch  nicht  haben  versetzt  werden  können  und 
welchen  nach  dem  einstimmigen  Urtheil  ihrer  Lehrer  ein  längres  Verweilen 
auf  der  Schule  nutzlos  sein  würde,  aus  derselben  entfernt  werden  sollen, 
nachdem  dem  Vater  oder  Vormund  mindestens  ein  Vierteljahr  zuvor  Nach- 
richt davon  gegeben  sei.  (Min.Verf.  v.  4.  März  1862).  Die  Entfernung  darf 
immer  nur  von  der  Lehrerconferenz  nach  reiflicher  Erwägung  aller  Umstände 
verhängt  werden.  Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  von  dem  Rath  zur  Weg- 
nahme eines  Schülers,  den  auch  der  Dir.  allein  zu  ertheilen  befugt  ist,  dessen 
Befolgung  aber  zu  erzwingen  ihm  allein  nicht  zusteht  Die  Entfernung 
geschieht  entweder  in  der  schonendem  Form  der  stillen  Entferanng, 
nämlich  so,  dafs  an  den  Vater  oder  Vormund  die  Aufforderang  gerichtet 
wird,  den  Schüler  sogleich  (unter  Umständen  mit  dem  Schluls  des  laufenden 
Vierteljahrs)  von  der  Anstalt  zurückzunehmen,  oder,  bei  Nichtbefolgung  einer 
solchen  Auffordemng  oder  bei  Vergehungen,  durch  welche  ein  grölseres 
Aei^erails  gegeben  ist,  in  der  Form  der  Relegation,  durch  welche  der 
Schüler  von  der  Anstalt  sofort  verwiesen  wird.  Von  jeder  Relegation  muls 
der  Dir.  dem  Vater  oder  dem  Vormund  des  Schülers  sogleich  Nachricht  geben 
und  uns  unter  Anzeige  der  Veranlassung  Bericht  erstatten.  Ein  von  einer 
Anstalt  relegirter  Schüler,  dessen  Entfernung  im  Abgangszeugnils  jedesmal 
mit  diesem  Ausdruck  bezeichnet  werden  mms,  darf  an  einer  andem  Lehr- 
anstalt unsers  Ressorts  nur  mit  unsrer  Genehmigung  aufgenommen  werden. 

§.  21.  Abgangs-  und  sonstige  Schulzeugnisse.  Wenn  der 
Vater  oder  Vormund  für  einen  Schüler  ein  Abgangs-  oder  ein  andres  Zeug- 
niis  verlangt,  so  ist  ein  solches  gegen  die  durch  den  Etat  der  Anstalt  fest- 
gesetate  Gebühr  von  dem  Dir.  oder,  falls  er  das  anordnet,  von  dem  Ordi- 
narius der  betreff.  Classe  nach  den  Censuren  des  Schülers  und  den  einzu- 
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holenden  Urtbeilen  der  Lehrer  seiner  Classe  abzufassen,  darin  die  dasse  nad 
die  Stufe  derselben,  aus  welcher  er  austritt,  anzngeben  und  die  altffiehe 
Führung,  die  Theflnahme  am  Unterricht  und  der  Fleila,  sowie  die  in  den 
einzelnen  Fächern  des  Unterrichts  eriangten  Kenntnisse  nnd  FertigkeiteB  mit 
gewissenhafter  Genauigkeit  zu  benrtheilen. 

Für  die  aus  II  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  naeh  min- 
destens halbjährigem  Aufenthalt  in  dieser  Glasse  Abgebenden  müssen  ia 
Rücksicht  auf  die  Berechtigung  zum  einjähr,  freiwilligen  Müitairdienst  die 
Abgangszeugnisse  jedesmal  von  der  Lehrerconferenz  festgeateUt  nnd  darin 
ansdrUcklich  bemerkt  werden,  ob  der  betreff.  Schüler  sich  das  bezM.  Pte- 
sum  der  II  gut  angeeignet  iind  sich  gut  betragen  habe.  (Min.VerL  t.  9L 
Octb.  1861  und  21.  Dcb.  1863).  Diese  Zengnisse  und  die  gleicher  Bestim- 
mung fQr  die  aus  I  abgehenden  Schüler  sind  nach  einem  vorigeecfariebnea 
Schema  auszustellen  und  die  Goncepte  in  ein  besondres  Buch  einmtragen. 
(Min. Verf.  v.  11.  Octb.  1865).  Damit  die  rechtzeitige  Meldnng  mm  ein- 
jähr.  Militairdienst  nicht  versäumt  werde,  mnfs  der  Dir.  am  Schloft  iedei 
Jahrs  die  Schüler  der  oberen  Glassen  anr  die  Bestimmung  des  §.  126  Kr.  1 
der  Militair-Ersatzinstruction  v.  9.  Dcb.  1858  aufmerksam  maelieB,  nieh 
welcher  die  Berechtigung  znm  einjährigen  freiwill.  Militairdienst  spitesteM 
bis  zum  1.  Febr.  desjenigen  Kalenderjahrs  bei  der  betreff.  Departement» 
Prüfungscommission  nachzusuchen  ist,  in  welchem  das  20.  Lebensjahr  voHasdel 
wird,  und  wer  diesen  Termin  versäumt,  den  Anspruch  anf  die  Yergflurt^nag 
zum  einjährigen  Dienst  verliert 

Die  Reife  für  eine  höhere  Glasse  darf  abgehenden  Schfilem  nidit  mit 
milderer  Beurtheilung  zugesprochen  werden,  als  den  an  der  Anstalt  bleiben- 
den. Jedes  Abgangszeugniis  und  jedes  andre  von  der  Schale  anaiasteDende 
Zeugnifs  ist  vou  dem  Dir.  zu  nnterschreiben  und  mit  dem  Schnlsiegel  n 
untersiegeln,  das  Goncept  aber  oder  eine  Abschrift  im  Archiv  anfzabemhrea. 
—  Die  „Zeugnisse  der  Reife*'  sind  den  Abiturienten  bei  der  Entlmsrang  voi 
dem  Dir.  mit  angemefsner  Feierlichkeit  einzuhändigen. 

§.22.  Lehr  plan.  Die  Gestaltung  des  Unterrichts  wird  dnrdi  fi« 
geltenden  allgemeinen  Vorschriften  (Normallehrplan),  ftir  die  Gymnasto  na* 
mentlich  durch  die  Min.  Verordnungen  vom  24.  Octb.  1837  nnd  7.  Jan.  185^ 
fQr  die  Realschulen  durch  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  y.  6.  Octb. 
1859,  und  aufserdem  durch  besondere  Anordnungen,  welche  für  die  einzelnei 
Anstalten  getroffen  sind,  bestimmt.  Zu  beachten  ist  besonders  auch  d« 
Min.  Eriafs  v.  26.  April  1867,  durch  den  ein  specieller  Lehrplan  der  Gym- 
nasien und  der  Realschulen  1.  0.  als  ein  Beispiel  für  die  Weise  mitgetneiK 
wird,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Lehrplans  Im  einiefaiei 
zweckmäfsig  zur  Ausführung  gebracht  werden  können.  Die  Aufgabe  dm 
Dir.  ist,  auf  dieser  Grundlage  den  Lehrplan  der  ganzen  Anstalt  ihren  elgei* 
thümlichen  Verhältnissen  gemäfs  im  einzelnen  mögUchst  zweckmäfsig  in  ge- 
stalten und  dahin  zu  wirken,  dafs  er  von  allen  Lehrern  recht  erfalst  nnd 
genau  ausgeführt  werde.  Zu  dem  Ende  empfiehlt  es  sich,  ihn  im  ganzen, 
wie  in  seinen  einzelnen  Theilen,  in  den  Lehrerconferenzen  zum  Gegenstände 
wiederholter  sorgfältiger  und  gründlicher  Erörterungen  zu  machen,  d^  g^ 
deiblichste  Weise  seiner  Ausführung  zu  erwägen  und  dadurch  in  jedem  Lehrer 
ein  lebendiges  Interesse  an  dem  geistigen  Leben  der  ganzen  Anstalt  mid 
dessen  Förderung  und  bei  allen  ein  möglichst  harmonisches  Zusammenwirken 
hers'orzurufen  und  zu  erhalten. 

Aus  solchen  Bcrathungen  sowohl  des  ganzen  Lehrercolleginrns  als  aodi 
der  Lehrer  der  besonderen  Fächer  gehen  die  Fachlehrpläne  hervor,  in  denea 
jeder  einzelne  Lehrgegenstand  nach  Stoff,  Methode  und  Hfilfsmltteln  durch 
alle  Cl.'ussen  der  Schule  unter  scharfer  und  bestimmter  Ab^nznng  des  einer 
jeden  zupredachten  Pensums  verfolgt  wird.  Dieselben  smd  von  dem  Dir. 
oder  einem  von  ihm  damit  beauftragten  Lehrer  auszuarbeiten  nnd  bOdea, 
wie  sie  in  der  Conferenz  berathen  und  von  uns  mit  etwa  verfligten  Abände- 
rungen genehmigt  sind,  die  Special  -  Instruction  für  die  Behandlung  der  cia- 
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seliien  Lebrgegenstände,  durch  welche  jeder  neu  eintretende  Lehrer  in  den 
ganzen  Gang  derselben  eingeführt  wird.  Sie  sind  bei  jeder  Anstalt  von  Zeit 
XU  Zeit  einer  Revision  zu  unterwerfen,  damit  das  Lehrercollegium  sich  stets 
wissenschaftlich  und  didaktisch  mit  der  Sache  vertraut  erhalte  und  keine  auf 
dem  betreff.  Gebiet  hervortretende  neue  und  bedeutsame  Erscheinung  unbe- 
achtet vorabergehe. 

In  den  Schulbüchern  und  sonstigen  Unterrichtsmitteln  ist  um  der  den 
Eltern  dadurch  erwachsenden  Kosten  und  anderer  Nachtheile  willen  ehi  zu 
häufiger  Wechsel  sorgfältig  zu  vermeiden.  Zur  EinfQhrung  neuer,  bei  welcher 
•0  weit  als  möglich  auf  ihre  Vereinfachung  und  Uebereinstimmung  innerhalb 
der  Provinz  gesehen  werden  mufii,  bedarf  es  jedesmal  eines  besondem  An- 
trags an  uns,  in  welchem  unter  Beifügung  eines  Exemplars  anzugeben  ist, 
wie  lange  das  durch  ein  neues  zu  ersetzende  Buch  in  Gebrauch  gewesen  sei, 
aas  welchen  Gründen  die  Abschaffung  gewünscht  werde,  welche  Vorzüge  das 
neue  habe,  in  welchen  Glassen  es  gebraucht  werden  solle,  welches  die  Preise 
des  neuen  und  des  alten  seien.  Solche  Anträge  der  Art,  fQr  welche  wir 
die  Genehmigung  des  H.  Ministers  nachzusuchen  haben,  müssen  vor  dem 
Beginn  des  Schuljahrs,  spätestens  bez.  bis  zum  1.  Febr.  oder  1.  Aug.  bei 
UDB  eingehen. 

§.23.  Lectionsplan.  Durch  Anwendung  des  Lehrplans  auf  ein 
besl^mmtes  Schuljahr  und  die  in  demselben  bei  der  Anstalt  obwaltenden 
Verhältnisse  entsteht  der  Lectionsplan  für  das  Schuljahr.  Der  Dir.  hat 
denselben  in  3  Tabellen  zu  entwerfen,  sowohl  für  das  Gymnasium,  bez. 
die  Realschule,  als  auch  für  die  etwa  vorhandne  Vorschule,  deren  Classen 
i^r  nicht  als  Septima,  Octava  zu  bezeichnen  sind.  L  In  der  Lections- 
oder  Pensentabelle  sind  alle  Lehrgegenstände  nach  einander  aufsufahren  und 
für  jeden  folgende  Rubriken  neben  einander  auszufüllen:'  1.  Classen  und 
Lehrer,  2.  Zahl  der  wöchentlichen  Lehrstunden,  3.  Lehrbücher,  4.  Pensa, 
5.  ob  und  wie  oft  schriftliche,  vom  Lehrer  zu  corrigirende  Arbeiten  ange- 
fertigt werden  sollen.  Die  Pensa  für  das  betreffende  Schuljahr  sind  m^^Iichst 
Knau  zu  bestimmen  und  für  die  Glassen,  welche  einen  2jährigen  Cursus 
ben,  ist  zugleich  anzugeben,  welcher  Theil  des  ganzen  Pensums  der  Classe 
etwa  für  das  andre  Schuljahr  aufbehalten  bleibt  II.  Die  Lehrertabelle 
enthält  in  der  ersten  Rubrik  die  Namen  und  Titel  der  Lehrer  nach  ihrer 
Bangfolge,  in  den  folgenden  die  Lehrstunden  der  einzelnen  Classen  nach  Ge- 
genstand und  wöchentlicher  Zahl,  so  geordnet,  dals  ersichtlich  ist,  von  wel- 
chem Lehrer  sie  gegeben  werden  sollen.  Aufserdem  muis  in  dieser  Tabelle, 
deren  Form  der  in  den  Schulprogrammen  allgemein  gebräuchlichen  tabellari- 
schen Nachweisung  über  die  geschehene  Verwendung  der  Lehrkräfte  ent- 
spricht, die  beabsichtigte  Vertheilung  der  Ordinariate  bemerkt  werden. 
in.  Die  Zeittabelle  oder  der  Stundenplan  giebt  die  Vertheilung  der  Lectionen 
und  der  Lehrer  jeder  Classe  auf  die  einzehien  Tage  der  Woche  od  die 
Tagstunden  an. 

Ueber  die  Länge  der  Unterrichtstunden  und  der  Pausen  zwischen  ihnen 
8.  uns.  Verf.  v.  16.  Spt.  1865.  —  Die  Abfassung  des  Lectionsplans  steht  dem 
Dir.  allein  zu;  jedoch  mnis  derselben  in  der  Regel  eine  sorgfältige  Berathnng 
mit  den  Lehrern  vorangehen,  in  welcher  namentlich  auch  Anzahl  und  Mau 
der  von  den  Schülern  zu  liefernden  und  von  dem  Lehrer  zu  corrigirenden 
schriftlichen  Arbeiten  und  regelmäfsigen  Lemanfgaben  zu  erwägen  ist,  damit 
bei  den  Schülern  ein  gleichmäfsig  angestrengtes,  gründliches  Arbeiten  und 
sichres  Fortschreiten  ohne  üeberbürdung  bewirkt  werde. 

Ueber  die  Rücksichtnahme  auf  den  Confirmandenunterricht  siehe  die 
Min. Verfüg,  v.  16.  Octb.  1860.  —  Bei  der  Vertheilung  der  Fächer,  Stunden 
und  Ordinariate  unter  die  einzelnen  Lehrer,  für  welche  immer  an  erster  Stelle 
das  Bedürfnifs  der  Anstalt  mafsgebend  ist,  muIs  der  Dir.  nach  Möglichkeit 
auf  die  Neigungen  und  billigen  Wünsche  eines  jeden  Lehrers  und  vorzüglich 
auch  auf  das  richtige  Verhältnifs  der  Zahl  der  Lehrstnnden  zu  den  mit  ihnen 
verknüpften  Vorbereitungen  und  Correcturen  Rücksicht  nehmen.  Durch  Ascen- 
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sion  in  eine  höhere  Stelle  wird  kein  Lehrer  aller  Verpfliehtmig  com  Untef^ 
richten  in  den  unteren  Classen  überhoben,  und  keinem  kann  die  Befagijfii 
eingeräumt  werden,  das  Ordinariat  einer  bestimmten  Glasae  in  Anspruch  a 
nehmen  oder  abzulehnen. 

Die  Zahl  der  wöchentl.  Unterrichtstunden  eines  jeden  Lehrers  ist  gewQhi- 
lieh  durch  die  Vocation  oder  das  Herkommen  bestimmt;  un  aUgemeinen  gilt 
aber  als  Regel,  dafs  der  Dir.  12  bis  16,  ein  etatsmäfinger  Oberlehrer  SO  bis  2S, 
ein  ordentl.  Lehrer  22  bis  24,  ein  wissenschaftl.  Httlfslehrer  24,  ein  teehn.  Leh- 
rer und  ein  £lementarlehrer  26  bis  28  wöchentl.  Lehrstanden  m  ertheilen  hat 

Die  Lehrfächer  und  die  Classen,  in  welchen  jeder  Lehrer  mit  Erfok 
nnterrichten  kann,  sind  nach  seinem  Prflfiingsseognils  und  seinem  praktboi 
dargethanen  Geschick  zu  bestimmen.  Wenn  der  Dir.  einem  Lehrer  UnteiTidit 
in  einem  Lehrgegenstande  flbertragen  will,  in  welchem  er  entweder  gar  nidit 
geprüft  oder  in  der  Prüfung  pro  facult.  docendi  zu  nnterrichten  nicht  ftÜg 
befunden  worden  ist,  so  muls  dazu  in  jedem  einzelnen  Fall  nnsre  Qenehai- 
gung  ausdrücklich  nachgesucht  werden. 

Der  Lectionsplan  für  das  Schuljahr  ist  jedesmal  4  Wochen  vor  dem 
Beginn  desselben  in  den  Tabellen  I  und  II  zur  Genehmignng  bei  uns  einn- 
reichen,  und  sollten  die  Umstände  dann  eine  Aufstellung  desselben  noch  mehl 
in  allen  Theilen  gestatten,  wenigstens  so  vollständig  iJs  mOglidi  mit  Vorbe- 
halt spätrer  Ergänzung.  Zu  jeder  im  Lauf  des  Schuljahrs  nöthig  werdeiMte 
Abänderung  des  eingereichten  Plans  ist  ebenfalls  nnsre  Genehmigung  redM- 
zeitig  nachzusuchen;  namentlich  vor  Beginn  des  zweiten  Semesters,  wo  nklit 
selten  die  Tabelle  II  neu  anfisustellen  und  wenigstens  14  Tage  vorlier  ver- 
zulegen sein  wird.  —  £twanige  Abweichungen  von  dem  NormAUehiplaa 
müssen  in  dem  Begleitbericht  ausdrücklich  erwähnt  und  motivirt  werasn. 
Der  genehmigte  Lectionsplan  muls  mit  den  dazu  "von  uns  etwa  gemachtei 
Bemerkungen  zu  Anfang  des  Schuliahrs  sämmtlichen  Lehrern  aar  Kenntiifa- 
nahme  und  Nachachtung  mitgetheilt  werden  und  in  einer  Abschrift  im  Coa- 
ferenzzimmer  stets  ausliegen. 

§.24.  Classenrevisionen.  Dafs  jeder  Lehrer  den  Lecüonspiai 
mit  den  dazu  getroffenen  Bestimmungen  genau  befolge,  die  ihm  flberwiesenei 
Lehrge^enstände  ohne  eigenmächtige  Aenderung  in  Lehrstoff,  Lehrbflchen 
und  anderen  Lehrmitteln  in  einer  dem  Standpunct  seiner  Schüler  entsprechen- 
den, Aufmerksamkeit  und  Fleifs  derselben  anregenden  Weise  behandle,  die 
ihm  übertragenen  Lehrstunden  pünctlich  anfange  und  abwarte,  die  mit  den- 
selben verbundenen  Correcturen  regelmäfsig  und  sorgfaltig  ausführe,  hat  der 
Dir.  aufmerksam  zu  Überwachen.  Er  mufs  zu  dem  Zweck  die  einzelnen  Leh^ 
stunden  fleifsig  besuchen  und  um  auch  solche  besuchen  zu  können,  welche 
mit  seinen  eigenen  gleichzeitig  fallen,  sich  lieber  zuweilen  in  letzteren  dwnk 
einen  der  anderen  Lehrer  vertreten  lassen,  als  dies  wichtige  Geschäft  ver- 
säumen. Er  mufs,  um  sich  auch  mit  dem  Standpunct  der  einzelnen  CUssea, 
mit  dem  Flcifa  und  den  Fortschritten  der  einzelnen  Schüler  bekannt  zn  er 
halten,  dieselben  zuweilen  selbst  mündlich  oder  schriftlich  prüfen  und  jährlich 
wenigstens  in  jeder  Classe  einmal  die  Hefte  der  Schüler  seiner  besonders 
Durchsicht  unterwerfen,  wodurch  er  zugleich  von  der  Zweckmäfsigkeit  und 
der  Zahl  der  gestellten  Aufgaben  Kenntnifs  erhalten  wird.  (S.  d.  Min.  Verl 
V.  20.  Mai  1854.  Realschulordnung.  Erläutr.  g.  E.).  Anfserdem  empfiehlt  sieb 
die  Einrichtung,  dafs  dem  Dir.  von  allen  oder  gewissen  schriftL  Arbeitea 
jedesmal  die  besten  und  schlechtesten  nebst  einem  VerzeichnifB  der  Fehler- 
zahl aller  Arbeiten  vorgelegt  werden. 

§.25.  Versetzung.  Gegen  den  Schlufs  eines  Halbjahrs,  wo  eine  Ver- 
setzung von  Schtilorn  einer  Classe  in  die  höhere  stattfinden  soll,  wird  in  jener 
eine  schriftl.  und  mündl.  VersetzungsprUfung  von  dem  Dir.  und  den  betreiL 
Lehrern  angestellt.  Bei  der  milndl.  ist  die  Anwesenheit  des  entaprechendei 
Fachlehrers  der  höhern  Classe  in  der  Kegel  zu  fordern,  und  die  schriftL  Prü- 
fungsarbeiten sind  demselben  nach  vollzogner  Gorrectnr  mitzutheüen.  Ein  Ver- 
zeichnifs  aller  Schüler  der  Classe,  welche  das  Pensum  derselben  abeolTirt  1 
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ist  mit  Bemerkungen  über  den  von  jedem  erlangten  Grad  der  Reife  vom  Or- 
dinarius nach  Rficksprache  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Glasse  aufzustellen 
und  dem  Dir.  vor  der  mfindl.  Prüfung  vorzulegen,  deren  Ergebnisse  dieser 
notirt  Unter  Mittheilung  derselben  ist  die  Versetzung  in  der  Conferenz 
sa  berathen,  wobei  der  Ordinarius  zuerst  seine  Vorschli^e  zu  machen  und 
jeder  Lehrer  der  Glasse  sein  Votum  abzugeben ,  jedoch  der  Dir.  auf  seine 
Verantwortlichkeit,  nach  seiner  gewissenhaften  Ueberzeugung  von  der  Reife 
des  Schülers  allein  zu  entscheiden  hat.  Für  reif  kann  ein  Schüler  nur  erach- 
tet werden,  wenn  seine  Ausbildung  im  wesentlichen  dem  Ziel  der  Glasse  ent- 
spricht Bei  entschiedner  Unreife  ist  die  Versetzung  immer  zu  versagen;  ist 
aber  die  Reife  zweifelhaft,  so  darf  die  Versetzung  geschehen,  wenn  anzuneh- 
men ist,  dals  der  Schüler  dem  Unterricht  in  der  hohem  Glasse  mit  Nutzen 
folgen  und  zugleich  das  Fehlende  nachholen  kann,  und  wenn  mit  Rücksicht 
daniuf  die  Versetzung  dem  Dir.  nach  Berathung  mit  den  Lehrern  ohne  Nach- 
tiieil  für  die  Anstalt  und  zur  eignen  wissenschaftl.  und  sittl.  Förderung  des 
Schülers  rathsam  erscheint. 

Im  Hinblick  auf  die  Berechtigung  zum  einjährigen  freiwill.  Mihtairdienst, 
welcher  fSr  die  Schüler  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  1.  0.  von  einem 
mindestens  halbjährigen  Aufenthalt  in  der  II  abhängt,  ist  besonders  vorge- 
Bohrieben  (Min. Verf.  v.  31.  Octb.  1861),  dafii  die  Versetzung  nach  II  mit 
Strenge  und  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  gewählten  künft^en  Beruf  des 
Schülers  vorzunehmen  sei. 

§.26.  Abiturientenprüfung.  Die  Prüfung  der  Schüler,  welche 
ans  der  obersten  Glasse  mit  dem  Zeugnils  der  Reife  abgehen  wollen,  ist  nach 
den  deshalb  ergangenen  Verordnungen,  bei  den  Gymnasien  vornehmlich  nach 
dem  Reglm.  v.  4.  Juni  1834  und  den  Min.  Erlassen  v.  15.  Juli  1841 ,  12.  Jan. 
1866  und  5.  Dcb.  1861,  bei  den  Realschulen  nach  dem  Rgim.  v.  6.  Octb.  1859, 
bei  beiden  unter  Beachtung  unserer  Verff.  v.  16.  Dcb.  1867  und  15.  Aug.  1860, 
Ton  dem  Dir.  zu  veranstalten. 

§.27.  Oeffentliche  Prüfungen  und  Redeactus.  Bei  Anord- 
nimg der  am  Schluls  des  Schuljahrs  in  den  meisten  Anstalten  stattfindenden 
Offsntl.  Prüfung  hat  der  Dir.  dahin  zu  sehen ,  dafs  der  Zweck  derselben ,  das 
Publicum  in  Berührung  mit  dem  innem  Schulleben  zu  setzen  und  sein  Inter- 
esse für  die  Anstalt  wach  zu  erhalten,  durch  einfache  und  angemessen  wech- 
•elnde  Darlegung  des  von  der  Schule  wirklich  Geleisteten  erreicht  werde. 
Ob  öffenti.  Redeübungen  und  Declamationen  der  Schüler  mit  diesen  Prüfungen 
oder  mit  der  Geburtstagsfeier  Sr.  Maj.  des  Königs  oder  mit  der  feierlichen 
Entiassung  der  Abiturienten  verbunden,  oder  in  besonderen  Actus  angestellt 
werden  sollen,  bleibt  dem  Ermessen  des  Dir.  überlassen,  der  für  ihre  schick- 
Uehe  Veranstaltung  zu  sorgen  hat. 

§.28.  Schulprogramm.  Dem  Dir.  liegt  ob,  für  die  vorschrifts- 
mftisige  Abfassung  des  gegen  Ende  jedes  Schuljahrs  herauszugebenden  Schul- 
programms, (^  dessen  Druck,  Vertheilung  und  die  von  uns  angeordnete  Ein- 
sendung von  Exemplaren  zu  sorgen,  auch  dafür,  dais  in  der  Bibliothek  und 
in  dem  Archiv  der  Schule  je  ein  Exemplar  für  immer  aufbewahrt  werde. 
Vornehmlich  erinnern  wir  hierbei  an  die  Min.  Verordnungen  v.  23.  Aug.  1824 
xaad  17.  Aug.  1863  und  in  Betreff  der  Realschulen  besonders  an  die  Erläute- 
rongen  zu  der  Realschulordnung  A.  III.  §§.  1—4,  g.  E.  und  die  Min.  Verf.  v. 
17.  Jan.  1866.  Bei  den  Schulnacnrichten  darf  eine  tabellarische  Uebersicht  der 
Leotionenvertheilung  unter  die  Lehrer  nicht  fehlen,  aus  der  ersichtlich  ist, 
welche  Lehrer  im  letzten  Semester  des  Schuljahrs  an  der  Anstalt  und  der 
etwa  damit  verbundnen  Vorschule  unterrichtet,  in  welchen  Gegenständen  und 
Classen,  und  wie  viel  wöchentliche  Stunden  in  jedem  sie  gegeben  haben. 
Mitzutheilen  sind  femer  alljährlich:  die  von  den  Abiturienten  bei  der  Prüfung 
in  den  deutschen  und  lateinischen,  bez.  englischen  und  französischen,  Aufsätzen 
behandelten  Themata,  wie  auch  die  von  ihnen  bearbeiteten  mathemat,  bez. 
'  lysikal.  und  ehem.,  Prüfangsaufgaben,  die  an  der  Schule  eingeführten  Lehr- 
icher,  die  Zahl  der  Schüler  in  den  einzelnen  3  oberen  Gymnasialclassen, 
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welche  während  des  abgelaufhen  Sohuljahrs  freiwillig  am  Zeiohniintenieht 
theilgenommen  haben.  Welche  Beträge  einzelne  Lehrer  ala  Unteratfitsongea 
erhalten  haben,  ist  nicht  anzugeben,  und  überhaupt  aus  den  VeHUgangen  der 
vorgesetzten  Behörden  nur  das  fQr  die  öffentliche  Mittheilnng  Geeignete  anf-. 
zunehmen. 

Die  den  Schulnachrichten  voranznschickende  Abhandlung  hat  der  Dir. 
entweder  selbst  zu  verfassen,  oder  mit  ihrer  jedesmal  ein  Vierteljahr  vor  den 
£nde  des  Schuliahrs  zu  fordernden  Lieferung  einen  der  Lehrer  in  einer  ge- 
wissen Reihenfolge  der  Regel  nach  zu  Anfang  des  Schuyahra  in  beanftragea. 
Der  Dir.,  welchem  die  Abfassung  der  Schulnachrichten  allein  obliegt,  ist  aoeh. 
in  Bezug  auf  den  übrigen  Theil  des  Programms  dafOr  verantwortlieh,  daft 
er  von  passendem  Inhalt  sei.  —  Die  Einsendung  der  vorgeschriebnen  ZaU 
von  Exemplaren  des  Programms  an  die  Geh.  Registratur  des  K.  Ministeriami 
nnd  an  uns  mufs  spätestens  14  Tage  nach  dem  Schluls  des  Schu^ato  ge- 
schehen. 

§.29.  Archiv.  Die  Verfügungen  der  Behörden  und  waa  sonst  tob 
bemerkenswerthen,  die  Anstalt  betreffenden  Schriftstücken  dem  Dir.  ingeht, 
muis  dieser  gehörig  aufbewahren,  planmäfsig  nach  dem  Inhalt  in  bestimmte 
Actenstücke  vertheilen  und  so  ordnen,  dais  beim  Abgang  oder  audi  nur  bd 
Abwesenheit  des  Dir.  sein  Nachfolger  oder  Stellvertreter  leicht  die  inr  Fort- 
führung der  Directionsgeschäfte  nötbigen  Schriftstücke  finden  und  sich  sogleiek 
von  den  ffir Jede  Sache  vorhandenen  Vorschriften  und  Verhandlungen  Kenn^ 
nifs  verschaffen  kann.  Zu  dem  Ende  müssen  auch  die  Goncepte  der  von  den 
Dir.  erstatteten  Berichte  oder  wenigstens  eine  Notiz  von  ihrem  Hauptinhalt 
nnd  was  von  seiner  anderweitigen  amtl.  Gorrespondeni  von  bleibendem  Ib- 
teresse  ist,  aufbewahrt  und  gehörigen  Orts  eingeordnet  werden.  Aua  dietes 
Actenstücken ,  dem  Album  der  Aufgenommenen,  den  CJonferenzprotokoüeOf 
Lehrplänen ,  Prüfungsverhandlungen ,  den  Zeugnib-  nnd  Censurbflchera,  dei 
Inventarien  der  Lehrmittel,  dem  Amtsblatt  der  K.  Regierung,  einer  Samoi- 
lung  der  Programme  der  Anstalt  u.  drgl  besteht  das  Archiv  deraelben, 
welches  allein  unter  der  Aufsicht  des  Dir.  steht  und  von  diesem  unter  b^oa- 
derm  Verschlufs  gehalten  werden  mufs.  Sollte  es  von  ihm  beim  Antritt 
seines  Amts  nicht  in  gehöriger  Ordnung  vorgefunden  sein,  so  liegt  ihm  ob, 
fOr  ihre  baldige  Herstellung  zu  sorgen. 

§.30.  Vermögensverwaltung.  Wenn  auch  der  Dir.,  wie  in  der 
Regel,  mit  der  Verwaltung  des  Vermögens  der  Anstalt  nicht  unmittelbar  n 
thun  hat,  so  wird  er  doch  bei  dem  nahen  Zusammenhange  der  Geldmittel 
nnd  der  durch  diese  zu  erreichenden  Zwecke  auch  den  finanziellen  Verhält- 
nissen der  Schule  seine  Aufmerksamkeit  nicht  entziehen,  vielmehr  ttberal 
nach  Möglichkeit  auf  deren  Verbessening  hinzuwirken  bemüht  sein.  Ini- 
besondre aber  wird  dem  Dir.  die  Sorge  für  die  Erhaltung  und  VermehmofT 
der  etwa  vorhandenen,  f(ir  wohlthätige  Zwecke  bestimmten  Nebenfonds  da 
Anstalt  ( Lehrerwittwencassen ,  Stipendienfonds,  Prämienstiftungen  u.  d^) 
sowie,  wo  solche  bis  jetzt  nicht  vorhanden  sind,  für  deren  Begründung  aal 
Herz  gelegt.  Er  führt  darüber  die  Aufsicht,  soweit  diese  der  Schule  selbet 
und  nicht  einer  andern  Corporation  oder  Behörde  stiftungsmäüiig  lusteht 
Jedenfalls  hat  aber  der  Dir.  in  Betreff  der  für  Schüler  der  Anstalt  bestimmtes 
Bcneficicn  und  Stipendien  darauf  zu  achten,  dals  sie  nicht  Unwürdigen  ge- 
geben werden. 

§.31.  Gebäude  und  Geräthe.  Unter  allen  Umständen  liegt  deo 
Dir.  die  Aufsicht  über  die  zur  Anstalt  gehörenden  Gebäude,  den  SchnlhoC 
den  Turnplatz  und  die  dort  befindlichen  Mobilien,  Geräthe  und  Lehrmittel 
ob.  Er  hat  darauf  zu  achten,  dafs  sie  unbeschädigt  erhalten  bleiben  nnd  sick 
stets  in  einem  Zustande  befinden,  welcher  den  regelmäfsigen  und  ungestörten 
Fortgang  des  Unterrichts  gestattet  und  für  die  Geaundheit,  Sicherheit  nwl 
Bequemlichkeit  der  Lehrer  und  Lernenden  zu  fordern  ist.  Etwa  nothwendiice 
Keuaraturen  und  Anschaffungen  hat  der  Dir.  deshalb  rechtzeitig  entweder 
selbst  ausführen  zu  lassen  oder,  soweit  er  dazu  nicht  befugt  ist,  sie  bei  der 
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competenten  Behörde  zu  beantragen.  —  Alle  Räume  der  Anstalt,  die  Tische 
und  Bänke  der  Classenzimmer,  die  Utensilien  und  Lehrmittel  sind  von  dem 
Dir.  häufig  besonders  zu  besichtigen  und  unter  Vergleichung  der  vorhandenen 
und  stets  sorgfältig  zu  führenden  Inventarien  mindestens  alle  Jahr  einmal 
förmlich  zu  revidiren.  Die  Benutzung  von  Localen  der  Anstalt  zu  anderen 
ab  unmittelbaren  Zwecken  derselben  darf  nur  mit  unsrer  Genehmigung  nach 
dem  Bericht  des  Dir.  geschehn.  (Min.  Verf.  v.  9.  Juni  1854). 

8.32.  Bibliothek  und  andere  Sammlungen.  Die  Lehrer-  und 
die  Schülerbibliothek,  der  physikal.  Apparat  und  alle  anderen  der  Anstalt  ge- 
hörigen Sammlungen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Dir.,  welcher  auf  ihre  sorg- 
ftltige  Erhaltung,  gute  Ordnung,  angemefsne  Vermehrung  und  zweckmäßige 
Benutzung  fortwährend  zu  achten  hat.  Die  besondre  Aufsicht  über  einzelne 
Sammlungen  hat  der  Dir.  in  der  Regel  einzelnen  Lehrern  mit  unsrer  Geneh- 
migung zu  übertragen;  jedoch  bleibt  er  für  die  Verwaltung  derselben,  beson- 
dera  auch  ihre  vollständige  Katalogisirung,  verantwortlich  und  muis  daher 
bei  ihnen  mindestens  jährUch  einmiU  in  Verbindung  mit  den  Specialaufsehem 
eine  genaue  Revision  vornehmen.^   Stettin.  K.  Prov.  SchulcoUeginm. 

.Anhang.  A.  Periodisch  einzureichende  Berichte:  1.  DerVerwal- 
tungsbericht,  nebst  Nachweisung  aller  vorhandenen  Lehrer,  von  3  zu  3  Jahren, 
für  die  Gymnasien  in  den  Jahren  1868,  1871,  1874  und  so  fort;  für  die  Real- 
eehulen  1870,  1873,  1876  u.  s.  f.,  jedesmal  in  der  ersten  Woche  des  Januar. 
Verf.  V.  18.  Febr.  1860.  2.  Veränderungsnachweisung  des  Lehrerpersonals 
für  das  Kalenderjahr  jährl.  im  Novb.  Verf.  v.  16.  Apr.  1863.  3.  Nachwei- 
aong  der  Probecandidaten  jährl.  im  April  und  Novb.  Verf.  v.  1.  Mai  1863  und 
16.  Novb.  1864.  4.  Hauptnachweisung  der  bei  einer  Mobilmachung  der 
Annee  unabkömmlichen  Lenrer,  jährl.  in  der  ersten  Hälfte  des  Octb. ;  evenU. 
Yeränderungsnachweisung  im  April.  Verf.  v.  25.  Aug.  1862.  5.  Der  Lec- 
tionspUm  4  Wochen  vor  dem  Beginn  des  Schuliahrs;  evenü.  eine  neue  Lehrer- 
tabelle wenigstens  14  Tage  vor  dem  Anfang  des  2.  Semesters.  S.  oben  §.  23. 
6.  Anzeige  der  Zahl  der  angemeldeten  Abiturienten  an  den  Departemcnts- 
ntfa.  eventi.  eine  Vacatanzeige ,  vor  dem  15.  Jan.  und  15.  Juli  jedes  Jahrs. 
Verf.  V.  16.  Decb.  1857.  7.  Die  Abiturientenprüfungs- Verhandlungen  binnen 
14  Tagen  nach  beendigter  Prüfung.  Verf.  v.  15.  Aug.  1860.  8.  Nachwei- 
cnng  der  in  dem  Kalenderjahr  geprüften  Abiturienten,  jährl.  im  Octb.  Verf. 
▼.  20.  Febr.  1860.  9.  Frequenzlisten  binnen  14  Tagen  nach  dem  Semester- 
•chlufii.  S.  dieselbe  Verf.  10.  Das  Programm  der  Anstalt  in  der  vorge- 
■ohriebnen  Zahl  von  Exemplaren,  spätestens  14  Tage  nach  dem  Schluls  des 
Schuljahrs.  S.  oben  §.  28.  11.  Am  Schluis  des  Jahrs  sind  die  Schüler  der 
oberen  Classen  an  die  rechtzeitige  Meldung  zum  eiiyähr.  Militairdienst  zu  er- 
hmem.  S.  oben  §.  21. 

Uebersicht  nach  den  Monaten:  Januar  1.6.  März  5.  April  3. 
i.  7. 9. 10.  Juli  6.  September  5.  October  4.  7.  8.  9. 10.  Novem- 
ber 2.  3.       December  11. 

B.  Regeln  für  die  Form  der  Berichte.  Die  Berichte  sind  auf  halb^e- 
brochenen  ganzen  Bogen  zu  schreiben,  —  rechts :  oben  das  Datum,  dann  der 
Text  des  Berichts,  endlich  die  Namensunterschrifl,  —  links  oben  eine  kurze 
Angabe  des  Inhalts,  eine  Bezeichnung  der  etwanigen  veranlassenden  Verfü- 
gung nach  Datum  und  Numer,  und  die  Adresse.  Wenn  ein  Bericht  aus 
melieren  Bogen  besteht,  müssen  diese  vor  der  Einreichung  gehörig  zusammen- 
geheftet werden.  Packete  und  andere  Einsendungen  sind  immer  mit  Be- 
gleitberichten zu  versehen.  Unter  Umständen  ist  es  zalässig,  diese  brevi  manu 
«öf  das  einzusendende  Schriftstück  zu  schreiben.  Verschiedenartige  Gegen- 
stände dürfen  nicht  in  Einen  Bericht  zusammengefa&t  oder  mit  Einem  Be- 
l^eitbericht  verbunden  werden.^ 
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Provinz    Schlesien. 

Infltr.v.  1.  Octb.  1867. 

„§.  1.  Die  gegenwärtige  Instniction  betrifft  die  Pflichten  und  Befogniaie, 
welche  den  Directoren  der  Gymnasien  und  der  Realschulen  I.  0.  in  der  Pro?. 
Schlesien  hinsichtl.  der  inneren  und  äulseren  Yerhiltnisse  der  ihnen  nuet- 
trauten  Anstalten  obliegen  und  zustehen. 

§.2.  Allgemeine  Pflichten  des  Directors.  Der  Director  ist 
der  nächste  Vorstand  der  Anstalt  und  daftlr  verantwortlich,  dafii  der  Zweck 
derselben,  wissenschaftliche  Bildung  und  Erziehung  der  Jugend  su  wahrer 
Gottesfurcht,  edler  Sitte  und  aufopfernder  Vaterlandsliebe,  erreicht  werde, 
sowie  er  hinsichtlich  der  äufseren  Verhältnisse  verpflichtet  ist,  allen  Schaden 
von  der  Anstalt  abzuwenden  und  für  ihren  Vortbeil  zu  sorgen. 

§.3.  Vorgesetzte  des  Directors.  Die  nächste  staatKehe  BehOrde 
für  den  Dir.  ist  das  unterzeichnete  E.  Prov.  Schulcollegium.  Wenn  eine  An- 
stalt ein  besondres  Ephorat  oder  Curatorinm  hat,  dann  ist  der  Dir.  verpflichtet, 
die  Befugnifs  desselben  in  den  zutreffenden  Fällen  zunächst  lu  beachten  und 
sich  an  dasselbe  zu  wenden ;  auch  wird  er  es  sich  angelegen  sein  lassen,  sieh 
mit  dem  bestellten  Ephorus  oder  Curator  überall  in  gutem  Vernehmen  n 
halten  und  ihm  die  ffebührende  Achtung  zu  erweisen. 

§.4.  Geschäftsverkehr.  Als  Organ  der  StaatsbehiMe  hat  der 
Dir.  alle  bestehenden  Anordnungen  und  ihm  zugehenden,  die  Anstalt  be- 
treffenden Verfügungen  auszuführen  oder  etwanige  Bedenken  dagegen  wo- 
fort  zur  Anzeige  zu  bringen,  die  periodischen  oder  von  ihm  erforderten  Be- 
richte pünctlich  zu  erstatten,  über  alle  wichtigen  Angelegenheiten  su  berichten 
und  den  Commissarien  der  BehOrde  jede  verlangte  Auskunft  Aber  die  Ve^ 
hältnisse  der  Anstalt  zu  geben. 

§.5.  Stellung  des  Directors  zu  den  Lehrern.  Der  Dir.  ist 
erstes  und  vorsitzendes  Mitglied  des  Lehrercoll^ums.  Wie  das  Interesee 
der  ganzen  Anstalt,  hat  er  auch  das  der  Lehrer  überall  wahrzunehmen.  Amt- 
liche Eingaben  der  Lehrer  an  eine  der  Behörden  werden,  wenn  nicht  beson- 
dere Gründe  eine  Ausnahme  rechtfertigen,  durch  ihn  unter  Beifügung  seines 
Gutachtens  eingereicht.  Eine  besondre  Sorge  wird  es  für  ihn  sein,  auf  die 
Weckung  und  Erhaltung  eines  wissenschaftlich  strebsamen  und  zugleich  col- 
legialischen  Geistes  der  Lehrer,  auf  eine  würdige,  aus  dem  lebendigen  Be- 
wufstsein  ihrer  Berufsaufgabe  entspringende  Haltung  derselben  und  auf  ein 
möglichst  übereinstimmendes  Verfahren  in  Methode  und  Zucht  hinzuwiiteo, 
und  das  gesammte  Lehrerpersonal  durch  Wort  und  Beispiel  auf  treue  und 
gewissenhafte  Pflichterfüllung  in  allen  Obliegenheiten  des  Amts  hinzuweisen. 
Auf  etwanige  Versäumnisse,  Milsgriffe  und  Unzulässigkeiten  in  dem  amtlichen 
wie  in  dem  aufseramtlichen  Verhalten  der  Lehrer  wird  er  zuerst  mit  mikier 
Schonung  aufmerksam  machen,  ihnen  aber  bei  Nichtbeachtung  seiner  Vor- 
stellungen und  Weisungen  mit  Ernst  und  Entschiedenheit  entgegentreten. 
Der  Dir.  ist  befugt,  Lehrer  zu  einer  amtlichen  Besprechung  im  Confereni- 
oder  in  seinem  Arbeitszimmer  aufzufordern.  Dieselben  Pflichten  wie  gegen 
die  Lehi*er  hat  der  Dir.  gegen  die  wissenschaftl.  Hülfslehrer,  Probecandidsten 
und  technischen  Lehrer;  namentlich  hat  er  die  Beaufsichtigung  und  praktische 
Anleitung  der  Probecandidaten  als  eine  der  Hauptpflichten  seines  Amts  n 
betrachten  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  die  Vorschriften,  welche  in  dem 
Min.  Erlafs  V.  30.  März  1867  enthalten  sind,  genau  zur  Ausführung  gebracht 
werden. 

§.6.  Besondere  Pflichten  gegen  die  Lehrer.  Dem  Dir.liegt 
es  ob,  den  neu  angestellten  Lehrer  förmlich  in  sein  Amt  einzuftihren,  an 
mit  allen  seinen  Pflichten  und  mit  gegenwärtiger  Instruction  bekannt  sa 
machen,  und  ihn,  wenn  die  Anstalt  Eönigl.  Patronats  ist,   vorschriftsmäCng 
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zu  vereiden,  wie  er  auch  frühzeitig  von  dem  beabsichtigten  Abgang  eines 
Lehrers  und  von  einem  Todesfall  im  Lehrercollegium  nnverzflglich  Anzeige 
zu  machen  und,  wenn  ihm  ein  zum  Nachfolger  geeigneter  Mann  bekannt  ist, 
die  Aufmerksamkeit  des  Patronats  auf  denselben  zu  lenken  hat.  Für  die 
Olassenordinariate  hat  er  die  dazu  geeigneten  Lehrer  vorzuschlagen. 

§.7.  Vertretung  des  Directors  und  derLehrer.  Bei  Verhin- 
derungen durch  andauernde  Krankheit  oder  durch  Reisen,  auch  während 
der  Ferien,  hat  der  Dir.  uns  unter  Bezeichnung  seiner  Vertretung  Anzeige 
zu  machen.  Muls  er  während  der  Schulzeit  länger  als  8  Tage  verreisen, 
dann  ist  bei  uns  ein  Urlaub  nachzusuchen.  Bei  plötzlichen  Verhinderungen 
des  Dir.,  sowie  bei  Erledigung  der  Directorstelle  hat,  insofern  nicht  von  uns 
etwas  andres  vorgesehen  ist,  der  erste  Oberlehrer  die  Direotionsgeschäfte  bis 
auf  wcitres  wahrzunehmen. 

Für  nothwendigo  Reisen  der  Lehrer  aufserhalb  der  Ferienzeit  kann  der 
Dir.  auf  4  Tage  Urlaub  ertheilen  und  die  Vertretung  anordnen;  frtr  längre 
Zeit  ist  ein  Urlaubsgesuch  durch  den  Dir.  an  uns  zu  richten,  in  welchem  zu- 
gleich Vorschläge  fflr  die  Vertretung  zu  machen  sind.  In  Krankheitsfällen 
der  Lehrer  ordnet  der  Dir.  die  Vertretung  an  und  macht  uns  darüber  bei 
voraussichtlich  längrer  Dauer  der  Krankheit  Anzeige. 

§.8.  Verhalten  gegen  die  Unterbedienten  der  Anstalt.  Die 
Hanshältcr,  Aufwärter,  Schnldiener,  wie  alle  die  in  nächster  Beziehung  zu 
der  Anstalt  stehenden  dienenden  Personen  sind  der  unmittelbaren  Aufsicht 
des  Dir.  unterworfen,  welcher  darüber  zu  wachen  hat,  da(s  sie  nicht 
allein  ihre  Pflichten  nach  den  ihnen  ertheilten  Dienstinstructionen  genau  er- 
füllen, sondern  auch,  dals  weder  sie  noch  ihre  Angehörigen  durch  ihr  Be- 
tragen die  Würde  der  Anstalt  beeinträchtigen  oder  den  Schülern  Anstois 
geben.  —  Den  Directoren  derjenigen  Anstalten,  mit  welchen  Ck)nvicte,  Alum- 
nate oder  Pensionate  verbunden  sind,  wird  in  dieser  Beziehung  die  strengste 
Wachsamkeit  anempfohlen. 

§.9.  Beaufsichtigung  der  Anstaltsgebäude  und  des  Inven- 
tars. Unter  der  Oberaufsicht  des  Dir.  stehen  alle  zu  der  Anstalt  gehören- 
den Schul-,  Kirchen-,  Wohnungs-  und  Convictsgebäude  und  Pertinonzstücke 
mit  dem  der  Anstalt  gehörenden  Inventar,  und  hat  derselbe  dafür  zu  sorgen, 
dals  Gebäude  und  Pertinenzstücke  mit  Inbegriff  des  Turnplatzes  nicht  ohne 
nnsre  Erlaubnis  zu  einem  andern  Zweck  als  wozu  sie  für  die  Anstalt  be- 
stimmt sind,  verwandt  werden.  —  Nothwendigo  Reparaturen  an  den  Gebäuden 
oder  dem  Inventar  sowie  Neubeschaffungen  sind  der  betreff.  Behörde  rocbt- 
seitig  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§.  10.  Beaufsichtigung  des  Lehrapparats.  Ebenso  stehen 
unter  der  Oberaufsicht  des  Dir.  alle  zum  allgm.  Gebrauch  bestimmten  Lehr- 
mittel der  Anstalt  —  Für  den  mathematisch-physikal.  Apparat,  für  das  ehem. 
Laboratorium,  die  natnrhistor.  Sammlungen,  oie  Lehrer-  und  Schülerbibliothek, 
die  Musikalien,  Zeichnapparato  und  Vorschriften  sind  in  der  Regel  aus  der 
ZM  der  Lehrer  besondere  Aufseher  zu  wählen.  —  Die  Wahl  des  Aufsehers 
der  Bibliothek  bedarf  unsrer  Bestätigung.  Der  Dir.  hat  das  sämmtl.  In- 
ventar und  die  Lehrmittel  mindestens  einmal  im  Jahr  zu  revidiren  und  über 
die  Revision  ein  der  Jahresrechnung  beizufügendes  und  abschriftlich  aufzu- 
bewahrendes Protokoll  aufsunehmen. 

§.  11.  Archiv  der  Schule.  Das  Schnlarchiv  steht  unter  alleiniger 
Anfrieht  des  Dir.  In  demselben  sind,  nach  bestimmten  Rubriken  geordnet, 
die  Verfügungen  der  Behörden,  die  Concepte  der  erstatteten  Berichte,  die 
•onstige  amtl.  Gorrespondenz  und  andere  amtl.  Schriftstücke,  die  Censurbücher 
der  Schüler  und  das  Album  der  Anstalt  aufzubewahren.  Von  den  Verfü- 
gungen der  Behörden  ist  ein  nach  den  Gegenständen  und  der  Zeitfolge  ge- 
ordnetes Verzeichnifs  anzufertigen,  resp.  fortzuführen,  damit  Jeder,  den  es 
angeht,  mit  Leichtigkeit  die  einen  bestimmten  Gegenstand  betreffenden  An- 
ordnungen auffinden  kann. 

$.  12.  Cassenverwaltung.       Hat  die  Anstalt  eine  besondre  Cassen- 
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Provinz    Schlesien. 

Instr.y.  l.Octb.  1867. 

„§.  1.  Die  gegenwärtige  Instractioii  betrifft  die  Pflichten  nnd  BefiigniMe, 
welche  den  Directoren  der  Gymnasien  und  der  Realachnlen  I.  0.  in  der  Pror. 
Schlesien  hinsichü.  der  inneren  und  äu&eren  Verhältnisse  der  Ihnen  anfe^ 
tränten  Anstalten  obliegen  nnd  zustehen. 

§.2.  Allgemeine  Pflichten  des  Directors.  Der  Diredor  Ist 
der  nächst«  Vorstand  der  Anstalt  und  dafür  verantwortlich,  dafo  der  Zwed 
derselben,  wissenschaftliche  Bildung  nnd  Erziehung  der  Jugend  sn  wahrer 
Gottesfurcht,  edler  Sitte  und  aufopfernder  Vaterlandsliebe,  erreicht  werde, 
sowie  er  hinsichtlich  der  äusseren  Verhältnisse  verpflichtet  ist,  allen  Schadet 
von  der  Anstalt  abzuwenden  nnd  für  ihren  Vortheil  zu  sorgen. 

§.3.  Vorgesetzte  des  Directors.  Die  nächste  staatliehe  Behöiie 
für  den  Dir.  ist  das  unterzeichnete  K.  Prov.  Schulcollegium.  Wenn  eine  Ai- 
stalt  ein  besondres  Ephorat  oder  Guratorinm  hat,  dann  ist  der  Dir.  verpflichtet 
die  Befugnifs  desselben  in  den  zutreffenden  Fällen  zunächst  zu  beachten  md 
sich  an  dasselbe  zu  wenden ;  auch  wird  er  es  sich  luigelegen  sein  lassen,  ack 
mit  dem  bestellten  Ephorus  oder  Gurator  flberall  in  gutem  Vernehmen  n 
halten  nnd  ihm  die  gebührende  Achtang  zu  erweisen. 

§.4.  Geschäftsverkehr.  Als  Organ  der  StaatsbehlMe  hal  der 
Dir.  alle  bestehenden  Anordnungen  und  ihm  zugehenden,  die  Anstalt  be* 
treffenden  Verfügungen  auszuführen  oder  etwanige  Bedenken  dagegen  so- 
fort zur  Anzeige  zu  bringen,  die  periodischen  oder  von  ihm  erforderten  Be- 
richte pünctlich  zu  erstatten,  über  alle  wichtigen  Angelegenheiten  in  beriehtea 
und  den  Gommissarien  der  Behörde  jede  verlangte  Auskunft  Aber  die  Vc^ 
hältnisse  der  Anstalt  zu  geben. 

§.5.  Stellung  des  Directors  zu  den  Lehrern.  Der  THr.U 
erstes  und  vorsitzendes  Mitglied  des  Lehrercollegiums.  Wie  das  IntereM 
der  ganzen  Anstalt,  hat  er  auch  das  der  Lehrer  überall  wahrznn^men.  Ant- 
liehe  Eingaben  der  Lehrer  an  eine  der  Behörden  werden,  wenn  nicht  beaos- 
dere  Gründe  eine  Ausnahme  rechtfertigen,  durch  ihn  unter  Beifügung  seinci 
Gutachtens  eingereicht.  Eine  besondre  Sorge  wird  es  für  ihn  sein,  anf  die 
Weckung  und  Erhaltung  eines  wissenschaftlich  strebsamen  und  zugleich  col- 
legialischen  Geistes  der  Lehrer,  auf  eine  würdige,  aus  dem  lebeiäigen  6e- 
wufstsein  ihrer  Berufsaufgabe  entspringende  Haltung  derselben  und  aof  eil 
möglichst  übereinstimmendes  Verfahren  in  Methode  und  Zucht  hinzuwirkei, 
und  das  gesammte  Lehrerpersonal  durch  Wort  und  Beispiel  anf  treue  vd 
gewissenhafte  Pflichterfüllung  in  allen  Obliegenheiten  des  Amts  hinznweisfi. 
Auf  etwanige  Versäumnisse,  Mifsgriffe  und  Unzulässigkeiten  in  dem  amtlicbei 
wie  in  dem  aufseramtlichen  Verbalten  der  Lehrer  wird  er  zuerst  mit  milder 
Schonung  aufmerksam  machen,  ihnen  aber  bei  Nichtbeachtung  seiner  Vor 
Stellungen  und  Weisungen  mit  Ernst  und  Entschiedenheit  entgegentrete. 
Der  Dir.  ist  befugt,  Lehrer  zu  einer  amtlichen  Besprechung  im  Conferem- 
oder  in  seinem  Arbeitszimmer  aufzufordern.  Dieselben  Pflichten  wie  gegn 
die  Lehrer  hat  der  Dir.  gegen  die  wissenschaftl.  Hülfslehrer,  ProbecandidMü 
und  technischen  Lehrer;  namentlich  hat  er  die  Beaufsichtigung  und  praktiscbe 
Anleitung  der  Probecandidaten  als  eine  der  Hauptpflichten  seines  Amts  ii 
betrachten  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  die  Vorschriften,  welche  in  des 
Min.  Erlafs  v.  30.  März  1867  enthalten  sind,  genau  zur  Ausftlhmng  gebracht 
werden. 

§.  G.  Besondere  Pflichten  gegen  die  Lehrer.  Dem  Dir.  Kegt 
es  ob,  den  neu  anfrestellten  I^hrer  förmlich  in  sein  Amt  einzuführen,  ibi 
mit  allen  seinen  Illichten  und  mit  gegenwärtiger  Instruction  bekannt  n 
machen,   und  ihn,  wenn  die  Anstalt  Königl.  Patronats  ist,   vorschriftsmillH; 
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mit  den  Lehrern  anzustellen,  damit  jeder  nicht  allein  durch  den  im  Conferenz- 
Zimmer  stets  yorliegenden  Lectionsplan,  sondern  auch  durch  die  Mittheilungen 
seiner  Colinen  in  den  Stand  gesetzt  werde,  seine  Stellung  zu  dem  ganzen 
Unterricht  zu  übersehen  und  um  so  mehr  zur  Erreichung  des  Gesammtziels 
beizutragen. 

§.  16.  Dauer  der  Unterrichtszeit.  Anfang  and  Ende  des  Schul- 
jahrs, Ferien  und  die  tägliche  Schulzeit  sind  durch  besondere  Anordnungen 
festgesetzt.  Ueber  genaue  Beachtung  dieser  Anordnungen  hat  der  Dir.  zu 
wachen  und  insbesondre  darauf  zu  sehen,  dafs  die  Lectionen  pünctlich  ange- 
fangen und  abgewartet  worden.  Die  Kespirien  zwischen  den  Lehrstunden 
sind  nicht  über  5  Minuten,  die  Hauptrespirien  um  10  Uhr  Vorm.,  wenn  von 
8  bis  12  Uhr  unterrichtet  wird,  nicht  über  15  Minuten  auszudehnen.  Während 
der  Respirien  dürfen  die  Schüler  nicht  ohne  Aufsicht  gelassen  werden. 

§.17.  Aufnahme  neuer  Schüler.  Die  Aufnahme  neuer  Schüler 
in  die  Anstalt  ist  Sache  des  Dir.  Sie  geschieht  zur  leichtern  Durchführung 
des  Lehrplans  in  der  Regel  nur  am  Anfang  des  Schuljahrs.  Neu  aufzuneh- 
mende Schüler,  welche  den  publicirten  Anmeldungstermin  ohne  begründete 
Entschuldigung  versäumen,  sind  zurückzuweisen.  Vor  dem  yollendeten 
9.  Lebensjahr  ist  in  der  Regel  kein  Schüler  aufzunehmen.  —  Ueber  die  Classe, 
für  welche  der  aufzunehmende  zu  bestimmen  ist,  entscheidet  das  ErgebniCs 
einer  sorgfaltigen  Prüfung,  wobei  das  vorzulegende  Abgangszeugnifs  der  von 
ihm  bis  dahin  besuchten  Schule  berücksichtigt  werden  kann,  und  insofern 
berücksichtigt  werden  mufs,  als  kein  Schüler  in  eine  höhere  Classe  zu  setzen 
ist,  als  wofür  das  Zeugnifs  ihn  befähigt  erklärt.  Zu  der  Prüfung  kann  der 
Dir.  diejenigen  Lehrer  heranziehen,  welche  in  der  Classe,  für  welche  der 
Schüler  nach  seinem  Zeugnifs  geeignet  erscheint,  unterrichten;  schliefslich 
entscheidet  er  über  die  dem  Schüler  anzuweisende  Classe.  Die  aufge- 
nommenen  Schüler  macht  der  Dir.  mit  der  Disciplinarordnung  bekannt,  trägt 
Bie  nach  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Confession,  Geburtsort,  Stand  und  Wohn- 
ort des  Vaters  in  das  Album  der  Anstalt  ein  und  überweist  sie  den  Ordi- 
narien ihrer  Classen. 

§.18.  Regelmäfsige  Classenprüfungen.  Ein  Mittel,  die  genaue 
Dorohftihrung  des  Lehrplans  zu  sichern  und  den  Dir.  sowohl  als  die  Lehrer 
In  steter  Bekanntschaft  mit  den  Leistungen  der  einzelnen  Classen  zu  erhalten. 
Bind  auch  die  regelmäfsigen  Classenprüfungen.  Sie  werden  jährlich  wenigstens 
einmal  in  jeder  Classe  von  den  in  ihr  unterrichtenden  Lehrern  in  Gegenwart 
des  Dir.  und  der  übrigen  Lehrer  abgehalten;  wo  ein  Curatorium  besteht, 
können  auch  die  Mitglieder  desselben  zu  diesen  Classenprüfungen  eingeladen 
werden.  Der  Dir.  bestimmt  die  Gegenstände  und  Abschnitte  derselben,  in 
welchen  geprüft  werden  soll.  In  der  auf  die  Prüfung  folgenden  Conferenz 
wird  das  Ergobnifs  derselben  gründlich  erörtert  und  nach  seinen  Hauptzügen 
in  das  Protokoll  aufgenommen. 

§.19.  Oeffentliche  Prüfungen  und  Schulfeierlichkeiten. 
Die  Anordnung  der  am  Schlufs  des  Schuljahrs  stattfindenden  öffentl.  Prüfun- 

fm ,  der  besonderen  Schulfeste  und  der  Feier  des  Geburtstags  Sr.  Maj.  des 
Onigs  wird  unter  Berücksichtigung  der  an  jeder  Anstalt  herkömmlichen 
Einrichtungen  nach  vorhcrgegangner  Berathung  mit  dem  LehrercoUegium  der 
achliefslichcn  Bestimmung  des  Dir.  anheimgegeben.  Auch  die  Wahl  der  bei 
den  Schulfeierlichkeiten  vorzutragenden  Reden  und  Gedichte  bedarf  der  Ge- 
nehmigung des  Directors. 

§.20.  Versetzungen.  Versetzungen  in  höhere  Classen  werden  in 
der  Regel  am  Schlufs  des  Schuljahrs  vorgenommen.  Sie  erfolgen  nach  einer 
eingehenden  Berathung  in  der  Conferenz,  welche  auf  die  Resultate  der  Classen- 
leistnngen  und  der  Versetzungsprüftmg,  wenn  eme  solche  stattgefunden  hat, 
Rflcksicht  nehmen  wird.  Schüler,  welche  in  den  Sprachen  oder  Wissen- 
•chafien  nach  der  Ueberzeugung  der  betreff.  Lehrer  die  erforderliche  Reife 
nicht  erhmgt  haben,  dürfen  nicht  versetzt  werden.  In  zweifelhaften  FäUen 
ist  eine  specielle  schriftl.  und  mündl.  Prüfung  vonsunehmen,  nach  welcher  der 
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Dir.,  der  entlassende  und  der  aufnehmende  Ordinarins  über  die  Versetxuig 
entscheiden.  Nach  bekannt  gemachter  Versetzung  dürfen  keine  Sefafiler  m^ 
nachträglich  versetzt  werden.  —  Hinsichtlich  der  Prüfung  der  cor  UniversHit 
abgehenden  Schüler  ist  das  Erforderliche  für  die  Gymnasien  in  dem  Bglm. 
V.  4.  Juni  1834  und  in  anderen  höheren  Verordnungen,  namentlich  in  dem 
Min.  Erlafs  y.  12.  Jan.  1856  und  für  die  Realschulen  in  der  UnterriohtB-  und 
Prüfungsordnung  v.  6.  Octb.  1859  angeordnet 

§.21.  Abgangszeugnisse.  Wie  die  zur  Universitfit  abgehendea 
Schüler  erhalten  alle  anderen ,  auf  Anforderung  ihrer  Eltern  die  Anstalt  w- 
lassenden  Schüler  ein  Abgangszeugnifs.  I^tztres  ist  von  dem  Dir.  unter  Zu- 
ziehung des  Ordinarius  und  der  übrigen  betbeiligten  Lehrer  anssniertigen. 
Es  enthält  aufser  der  Angabe  der  Glasse  und  deren  Abtheilung,  aus  welcher 
der  Schüler  austritt,  eine  vollständige  Charakteristik  desselben  nach  aeinem 
sittlichen  Standpunct  und  seiner  wissenschaftlichen  Befähigung,  welche  letztre 
unter  Anwendung  der  in  der  Verf.  v.  24.  Apr.  1866  vorgeschriebenen  Piidi- 
cate  zu  bezeichnen  ist.  Aufscrdem  ist  der  Grund  des  Austritts  and,  wenn 
dieser  am  Schlufs  des  Schuljahrs  erfolgt,  auch  bestimmt  anzugeben,  ob  der 
Schüler  in  die  höhere  Classe  aufzusteigen  befähigt  ist.  Die  Abgangsseng- 
nisse ,  sowie  die  einem  Schüler  während  des  Autenthalts  auf  der  AmSfcalt  für 
die  Anmeldung  zum  einjähr.  Militairdienst,  zu  Stipendien  etc.  von  dem  Dir. 
auszustellenden  Zeugnisse  werden  von  ihm  und  dem  Ordinarius  untersehiieba 
und  mit  dem  Schulsiegel  versehen.  Die  Concepte  der  Zeugnisse  werden  im 
Schularchiv  aufbewahrt. 

§.22.  Ertheilung  von  Censuren.  Amtliche  Zeugnisse  über  den 
Fleifs  und  die  Leistungen  der  Schüler  in  jedem  einzelnen  Lebrffegenstsade 
sowie  über  ihre  Führung  sind  auch  die  Censuren.  —  Sie  werden  für  die 
unteren  und  mittleren  Classen  am  Ende  des  Quartals,  für  die  oberen  am 
Ende  des  Semesters  nach  Anordnung  der  Verf.  v.  24.  Apr.  1856  angefertigt 
und  ausgetheilt.  Für  die  rechtzeitige  Eintragung  der  voxigeschriebeDeB 
Prädicate  in  die  im  Archiv  autzubewahrenden  CensurbOcher  haben  ^  Ordi- 
narien zu  sorgen.  Der  Dir.  hat  dahin  zu  wirken ,  dals  bei  der  Bestimmung 
der  Prädicate  von  allen  I^hrem  gleichmäfsig  verfahren  werde.  Die  Bekannt- 
machung der  Censuren  erfolgt  in  einem  Censuract  durch  den  Dir.  in  Gegen- 
wart der  Lehrer.  Die  den  Schülern  eingehändigten  Censurzettel  sind  von  den 
Eltern  oder  Vormündern  unterschrieben  beim  Anfang  des  neuen  Quartals  oder 
Semesters  dem  Classenordinarius  wieder  vorzulegen. 

§.23.  Religiöse  Erziehung  der  Schüler.  Ebensosehr  als  die 
intellectuolle  Auebildung  der  Schüler  durch  den  Unterricht  mu(s  ihre  religiöi- 
sittliche  Bildung  dem  Dir.  und  allen  Lehrern  am  Herzen  liegen.  lieber 
die  Wichtigkeit  des  Religionsunterrichts  sind  die  Schüler  bei  passenden  Ge- 
legenheiten in  angemefener  Weise  zu  belehren.  Wo  sich  ein  gemeinsamer 
Gottesdienst  für  die  Anstalt  unter  Aufsicht  der  Lehrer  wegen  Örtlicher  Hin- 
dernisse nicht  einrichten  läfst,  sind  doch  die  Schüler  zum  Besuch  des  OffratL 
Gottesdienstes  anzuhalten,  imd  werden  sowohl  der  Dir.  als  die  Lehrer  dniefa 
Mahnung  und  Beispiel,  sowie  insbesondre  auch  durch  Theilnahme  an  5fli(Hit- 
lichen,  gemeinsamen  kirchl.  Feierlichkeiten,  namentlich  der  Abondmahlsfeier, 
den  religiösen  Sinn  zu  beleben  suchen.  Der  von  der  Anstalt  angeordneten 
Morgenandacht  haben  wenigstens  die  in  der  ersten  Stunde  des  Tags  nntsr 
richtenden  Lehrer  beizuwohnen. 

§.24.  Schulgesetze.  Die  Disciplinarordnung  ist  im  Anfang  eiaet 
jeden  Semesters  den  versammelten  Schülern  in  Anwesenheit  der  Lehrer  tot- 
zulesen.  lieber  Beobachtung  der  Schulgesetze  hat  der  Dir.  zu  wachen,  und 
mit  den  Lehrern,  namentlich  mit  den  Ordinarien,  dahin  zu  wirken,  daft  die 
Schüler  an  strengen ,  auf  Gottesfurcht  gegründeten  Gehorsam  gewöhnt  nod 
mit  IJebo  zu  edler  Sitte  und  zur  Wahrheit  erfüllt  werden.  Je  mehr  es  den 
Lehrercollegium  gelingt,  den  rechten  Geist  in  der  Anstalt  zu  wecken  und  n 
erhalten,  desto  mehr  wird  den  Vergehungen  der  Schüler  vo^nebengt,  nwi 
desto  seltner  werden  Bestrafungen  werden. 
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mit  den  Lehrern  anzustellen,  damit  joder  nicht  allein  durch  den  im  Conferenz- 
Zimmer  stets  yorliegenden  Lectionsplan,  sondern  auch  durch  die  Mittheilungen 
seiner  Coüegen  in  den  Stand  gesetzt  werde ,  seine  Stellung  zu  dem  ganzen 
Unterricht  zu  übersehen  und  um  so  mehr  zur  Erreichung  des  Gesammtziels 
beizutragen. 

§.  16.  Dauer  der  Unterrichtszeit.  Anfang  und  Ende  des  Schul- 
jahrs, Ferien  und  die  tägliche  Schulzeit  sind  durch  besondere  Anordnungen 
festgesetzt.  Ueber  genaue  Beachtung  dieser  Anordnungen  hat  der  Dir.  zu 
wachen  und  insbesondre  darauf  zu  senen,  dafs  die  Lectionen  pünctlich  ange- 
fangen und  abgewartet  werden.  Die  Kespirien  zwischen  den  Lehrstunden 
sind  nicht  über  5  Minuten,  die  Hauptrespirien  um  10  Uhr  Vorm.,  wenn  von 
8  bis  12  Uhr  unterrichtet  wird,  nicht  über  15  Minuten  auszudehnen.  WiUirend 
der  Respirien  dürfen  die  Schüler  nicht  ohne  Aufeicht  gelassen  werden. 

§.17.  Aufnahme  neuer  Schüler.  Die  Aufnahme  neuer  Schüler 
in  die  Anstalt  ist  Sache  des  Dir.  Sie  geschieht  zur  leichtern  Durchführung 
des  Lehrplans  in  der  Regel  nur  am  Anfang  des  Schuljahrs.  Neu  aufzuneh- 
mende Schüler,  welche  den  publicirten  Anmeldungstermin  ohne  begründete 
Entschuldigung  versäumen,  sind  zurückzuweisen.  Vor  dem  yollendeten 
9.  Lebensjahr  ist  in  der  Regel  kein  Schüler  aufzunehmen.  —  Ueber  die  Classe, 
für  welche  der  aufzunehmende  zu  bestimmen  ist,  entscheidet  das  Ergebnis 
einer  sorgfaltigen  Prüfung,  wobei  das  vorzulegende  Abgangszeugnifs  der  von 
ihm  bis  dahin  besuchten  Schule  berücksichtigt  werden  kann,  und  insofern 
berücksichtigt  werden  mufs,  als  kein  Schüler  in  eine  höhere  Classe  zu  setzen 
ist,  als  wofür  das  Zeugnils  ihn  befähigt  erklärt.  Zu  der  Prüfung  kann  der 
Dir.  diejenigen  Lehrer  heranziehen,  welche  in  der  Classe,  für  welche  der 
Schüler  nach  seinem  Zeugnifs  geeignet  erscheint,  unterrichten;  schliefslich 
entscheidet  er  über  die  dem  Schüler  anzuweisende  Classe.  Die  aufge- 
nommenen Schüler  macht  der  Dir.  mit  der  Disciplinarordnung  bekannt,  trägt 
sie  nach  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Confession,  Geburtsort,  Stand  und  Wohn- 
ort des  Vaters  in  das  Album  der  Anstalt  ein  und  überweist  sie  den  Ordi- 
narien ihrer  Classen. 

§.  18.  Regelmäfsige  Classenprüfungen.  Ein  Mittel,  die  genaue 
Durchführung  des  Lehrplans  zu  sichern  und  den  Dir.  sowohl  als  die  Lehrer 
in  steter  Bekanntschaft  mit  den  Leistungen  der  einzelnen  Classen  zu  erhalten, 
Bind  auch  die  regelmäfsigen  Classenprüfungen.  Sie  werden  jährlich  wenigstens 
einmal  in  jeder  Classe  von  den  in  ihr  unterrichtenden  Lehrern  in  Gegenwart 
des  Dir.  und  der  übrigen  Lehrer  abgehalten;  wo  ein  Curatorium  besteht, 
können  auch  die  Mitglieder  desselben  zu  diesen  Classenprüfungen  eingeladen 
werden.  Der  Dir.  bestimmt  die  Gegenstände  und  Abschnitte  derselben,  in 
welchen  geprüft  werden  soll.  In  der  auf  die  Prüfung  folgenden  Conferenz 
wird  das  Ergcbnifs  derselben  gründlich  erörtert  und  nach  seinen  Hauptzügen 
in  das  Protokoll  aufgenommen. 

§.19.  Oeffentliche  Prüfungen  und  Schulfeierlichkeiten. 
Die  Anordnung  der  am  Schlufs  des  Schuljahrs  stattfindenden  öffentl.  Prüfun- 
gen, der  besonderen  Schulfcste  und  der  Feier  des  Geburtstags  Sr.  Maj.  des 
Königs  wird  unter  Berücksichtigung  der  an  jeder  Anstalt  herkömmlichen 
Einrichtungen  nach  vorhcrgegangner  Berathung  mit  dem  LehrercoUegium  der 
Bchliefsliohon  Bestimmung  des  Dir.  anheimgegeben.  Auch  die  Wahl  der  bei 
den  Schulfeierlichkciten  vorzutragenden  Reden  und  Gedichte  bedarf  der  Ge- 
nehmigung des  Directors. 

§.20.  Versetzungen.  Versetzungen  in  höhere  Classen  werden  in 
der  Regel  am  Schlufs  des  Schuljahrs  vorgenommen.  Sie  erfolgen  nach  einer 
eingehenden  Berathung  in  der  Conferenz,  welche  auf  die  Resultate  der  Classen- 
leistongen  und  der  Versetzungsprüfung,  wenn  eine  solche  stattgefunden  hat, 
Bficksicht  nehmen  wird.  Schüler,  welche  in  den  Sprachen  oder  Wissen- 
schaften nach  der  Ueberzeugung  der  betreff.  Lehrer  die  erforderliche  Reife 
nicht  erlangt  haben,  dürfen  nicht  versetzt  werden.  In  zweifelhaften  Fällen 
ist  eine  specielle  schriftl.  und  mündl.  Prüfung  vorzunehmen,  nach  welcher  der 
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Anstalt  ein  nach  den  bestehenden  Vorschriften  eingerichtetes  Ptogramm  m 
veröffentlichen.  Die  Zasammenstellung  der  Schalnachrichteu  liegt  dem 
Dir.  allein  ob.  Die  Abfassnng  der  voranzustellenden  Abbandlnng  wechselt 
in  der  Regel  zwischen  ihm  und  den  etatsmäfsigen  Oberlehrern,  äe  fllbrigea 
Mitglieder  des  CoUegiums  sind  zur  Lieferung  von  Abhandlungen  für  das 
Programm  nicht  verpflichtet,  wohl  aber  berechtigt^  Breslau.  K.  Fror. 
Schulcollegium. 

Provinz    Posen. 

Instr.  V.  30.  Jan.  1868. 

„§.  1.  Der  Dircctor  ist  Vorsteher  der  Anstalt  und  hat  als  solcher  die 
Leitung  sämmtlicher  Angelegenheiten,  welche  das  Interesse  derselben  im  tU- 
gemeinen  und  im  einzelnen  betreffen.  £r  wird  daher  bedacht  sein,  das  Ge- 
deihen der  ihm  anvertrauten  Anstalt  in  jeder  Beziehung  und  mit  allen  seinen 
Kräften  zu  fi5rdem.  Insbesondre  hat  er  sein  Streben  darauf  za  richten,  die 
seiner  Leitung  anvertraute  Jugend  zu  wahrer  Frömmigkeit  und  an  einem 
sittlichen  Wandel  zu  erziehen,  den  Geist  ächter  Vaterlandsliebe,  aufrichtiger 
Liebe  und  Treue  gegen  den  König  und  willigen  Gehorsams  gegen  die  Gesetie 
in  ihre  Herzen  zu  pflanzen  und  zu  pflegen,  allen  einer  solchen  GesinDuag 
widerstreitenden  Richtungen  und  Bestrebungen,  falls  sie  sich  innerhalb  der 
Anstalt  wahrnehmbar  machen  sollten,  mit  Ernst  und  Entschiedenheit  entgegen 
zu  treten  und  erforderlichen  Falls  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  davon  Anzeige  so 
machen. 

Für  seine  verschiedenen  Dienstverhältnisse,  welche  sich  aus  den  ver 
schiedenen  Verhältnissen  der  Anstalt  ergeben,  wird  ihm  folgende,  seine  amt- 
lichen Befugnisse  und  Verpflichtungen  näher  bestimmende  Instruction  ge- 
geben. 

§.  2.  Dienstverhältnifs  des  Directors  zu  dem  K.Prov.  Schul- 
collegium. Das  K.  Prov.  Schulcoll.  ist  die  dem  Dir.  zunächst  vorgesetzte 
Staatsbehörde.  In  diesem  Verhältnifs  der  Unterordnung  ist  er  einerseits 
das  Orgau,  durch  welches  das  K.  Prov.  Schulcoll.  alle  die  Anstalt  betreffenden 
Anorduiingen  und  Verfügungen  zur  Ausführung  bringt,  andrerseits  d« 
Organ ,  durch  welches  diese  Behörde  sich  von  dem  Zustande  der  Anstalt  in 
beständiger  Kcnntnifs  erhält.    Demnach  hat  der  Director: 

1.  alle  an  die  Lehranstalt  gerichteten  Schreiben  zu  eröffnen,  die  tod 
derselben  ausgehenden  Schreiben  anzufertigen  und  zu  vollziehen,  und  die  von 
ihm  allein  oder  gemeinschaftlich  mit  den  Lehrern  auszustellenden  Zeugnisse 
mit  dem  Amtstempel  zu  beglaubigen;  2.  die  an  ihn  gerichteten  Ver- 
fügungen des  K.  Prov.  Schulcoll.  pünctlich  in  Ausführung  zu  bringen ,  oder, 
wenn  Umstände  obwalten,  welche  ihm  die  Ausführung  bedenklich  erscheinen 
lassen,  darüber  sofort  zu  berichten  und  weitre  Bescheidung  abzuwarten; 
3.  über  alle  wichtigeren  Angelegenheiten  der  Anstiilt,  sie  mögen  die  Personen 
des  Lchrercollegii  oder  die  Einrichtungen  und  Zustände  derselben  betreffen, 
an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten;  4.  die  von  ihm  geforderten  Be^ 
richte  rechtzeitig  und  mit  gewissenhafter  Treue  zu  erstatten;  5.  dem  Com- 
missarius  des  K.  Prov.  Schulcoll.  jegliche  Auskunft  bereitwillig  zu  ertheilen, 
welche  derselbe  in  Bezug  auf  die  Anstalt  von  ihm  fordert;  G.  die  auf  be- 
sonderen Verfiigungen  des  K,  Prov.  Schulcoll.  beruhenden  periodischen  Be- 
richte, Listen  etc.  zu  den  daftlr  festgesetzten  Terminen  pünctlich  und  xw- 
schriftsmaföig  einzureichen;  7.  für  jede  die  Dauer  von  24  Stunden  über 
schreitende,  nicht  durch  Krankheit  bedmgte,  Abwesenheit  vom  Amt  während 
der  Schulzeit  bei  dem  K.  Prov,  Schulcoll.  um  Uriaub  zu  bitten ,  für  den  Fall 
einer  Ferienreise  aber  und  bei  andauernder  Krankheit  der  Behörde  Anzeige 
zu  machen  und  einen  Stellvertreter  in  Vorschlag  zu  bringen,  sowie  die  Ge- 
nehmigung desselben  abzuwarten. 
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§.  ^.  Strafen.  Erscheint  die  Anwendung  höherer  Schnlstrafen, 
nämlich  des  Garcers,  kOiperlicher  Züchtigung  oder  Verweisung  von  der  An- 
stalt durchaus  geboten,  dann  entscheidet  darüber  das  Lehrercolleginm.  — 
Körperliche  Züchtigungen  sind  nur  in  den  unteren  Classen,  und  auch  dort  nur 
mit  Mäßigung  zulässig ,  nie  aber  durch  den  Schuldiener  auszuführen.  — 
Ueber  eine  Verweisung  hat  der  Dir.  unter  abschrifü.  Mittheilung  des  betreff. 
Passus  aus  dem  Conferenzprotokoll  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  alsbald  nachträg- 
lich zu  berichten.  Den  Eitern  eines  verwiesnen  Schülers  und,  wenn  derselbe 
ein  auswärtiger  ist,  auch  der  Polizeibehörde  des  GymnasiaJorts  ist  sofort 
von  dem  gefafsten  Conferenzbeschlufs  Anzeige  zu  machen. 

§.26.  Lehrerconferenzen.  Zur  Regelung  des  ganzen  Schulwesens 
in  Unterricht  und  Erziehung  dienen  hauptsächlich  die  Lehrerconferenzen.  Sie 
sind  theils  allgemeine  ,  theils  besondere,  für  bestimmte  Zwecke  berufene 
Fachconferenzen.  Beide  hat  der  Dir.  zu  leiten.  Sie  werden  aufser  den 
Schulstunden  und  zwar  die  ersteren  regelmäfsig  zweimal  im  Monat  gehalten. 
Au&erdem  kann  bei  besonderen  Veranlassungen  der  Dir.  auch  aufserordentl. 
Conferenzen  berufen.  Gegenstand  der  Berathung  in  den  Conferenzen  ist 
alles,  was  den  Lehrplan,  Mittel  und  Methode  des  Unterrichts,  Fleifs  und 
Fortschritte  der  Schüler,  Prüfungen,  Schulfeierlichkeiten,  Censuren,  Classen- 
Versetzungen,  die  Disciplin,  kurz  das  ganze  Schulleben  betrifft.  In  ihnen 
wird  auch  Mittheilung  gemacht  von  den  die  ganze  Anstalt  betreffenden  Ver- 
fügungen der  Behörden,  falls  ihr  Inhalt  nicht  eine  sofortige  Mittheilung  im 
Wege  des  Umlaufs  nöthig  macht.  Welche  Verfügungen  mehr  den  Dir.  allein 
als  das  gesammte  Lehrercolleginm  angehen,  hat  der  Dir.  in  jedem  einzelnen 
Fall  zu  beurtheilen. 

§.27.  Stimmrecht  in  den  Conferenzen.  Sitz  und  Stimmein 
der  Conferenz  haben  die  ordentlichen  Lehrer  und  die  etatsmäfisigen  wissen- 
schaftl.  Hülfslehrer.  ZeitweUig  an  der  Anstalt  zur  Aushülfe  beschäftigte  Can- 
didaten  und  Probecandidaten,  sowie  technische  Hülfslehrer  nehmen  an  den 
Conferenzen  ohne  Stimmrecht  Theil,  können  indefs  auch  in  einzelnen  Fällen 
von  dem  Dir.  unter  eigner  Verantwortung  von  einer  zu  ihrer  Theilnahme 
nicht  geeigneten  Berathung  ausgeschlossen  werden.  —  Diejenigen  christl. 
fieligionslehrer,  wek^he  nicht  zum  Lehrercolleginm  gehören,  haben  bei  Be- 
rathung der  Censuren,  der  Versetzungen  und  schwerer  Disciplinarvergehen, 
soweit  es  Schüler  ihrer  Confession  betrifft,  volles  Stimmrecht. 

§.28.  Abstimmung.  Der  versitzende  Dir.  hat  bei  der  Abstimmung 
über  Fragen,  welche  nach  den  betreff.  Anordnungen  von  dem  Lehrercolleginm 
entschieden  werden  müssen,  im  Fall  der  Stimmengleichheit  die  entscheidende 
Stimme.  Ist  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  gegen  seine  Ansicht,  dann 
hat  er  wegen  seiner  Verantwortlichkeit  für  das  Ganze  das  Recht,  seine  An- 
sicht aufrecht  zu  erhalten  und,  wenn  die  Sache  Eile  hat,  zur  Ausführung  zu 
bringen.  In  letzterm  Fall  hat  er  sofort  unter  Einreichung  des  Conferenz- 
protokolls  nnsre  Entscheidung  einzuholen,  bis  zu  deren  Eingang  die  Lehrer 
seinen  Anordnungen  Folge  zu  leisten  verpflichtet  sind.  In  allen  Fällen 
sind  die  Lehrer  berechtigt,  die  Aufnahme  ihrer  Ansicht,  wenn  sie  von  der 
des  Dir.  abweicht,  in  das  Protokoll  zu  verlangen,  wie  ihnen  auch  eventl.  der 
Recurs  an  uns  freisteht. 

§.29.  Beschlufsfassung  und  ProtokoUirung.  Die  nach  den 
bestehenden  Anordnungen  von  der  Conferenz  gefafsten  Beschlüsse  sind  für 
jedes  Mitglied  des  Lehrercollegiums  bindend,  und  hat  der  Dir.  für  die  Aus- 
führung derselben  Sorge  zu  tragen.  Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der 
Conferenzen  sind,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  zur  Mittheilung  an  Andere 
bestimmt  sind,  als  Amtsgeheimnisse  zu  behandeln.  Das  über  jede  Con- 
ferenz aufgenommne  Protokoll  wird  vor  dem  Schlufs  derselben  verlesen  und 
von  dem  Dir.  und  dem  Protokollführer  unterzeichnet.  Protokollführer  ist  der 
jüngste  ordentl.  Lehrer.  Unter  Zustimmung  des  Dir.  kann  aber  auch  ein  an- 
drer Lehrer  die  Führung  des  Protokolls  freiwillig  übernehmen. 

§.  30.   Programmabfassung.        Am  Ende  des  Schuljahrs  hat  die 
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Anstalt  ein  nach  den  bestehenden  Vorschriften  eingerichtetes  Frognaam  n 
veröffentlichen.  Die  Zusammenstellung  der  Schnlnachrichten  liegt  dem 
Dir.  allein  ob.  Die  Abfassung  der  voranzustellenden  Abbandlang  wechsek 
in  der  Regel  zwischen  ihm  und  den  etatsmäfsigen  Oberlehrern.  Die  fibrigei 
Mitglieder  des  Collegiums  sind  zur  Lieferung  von  Abhandlnngen  f&r  das 
Programm  nicht  verpflichtet,  wohl  aber  berechtigt*'  Breslan.  K.  Fror. 
Schulcollegium. 

Provinz    Posen. 

Instr.  V.  30.  Jan.  1868. 

„§.  1.  Der  Director  ist  Vorsteher  der  Anstalt  und  hat  als  solcher  die 
Leitung  sämmtlicher  Angelegenheiten,  welche  das  Interesse  derselben  im  aB- 
gemeinen  und  im  einzelnen  betreffen.  £r  wird  daher  bedacht  sein,  das  Ge- 
deihen der  ihm  anvertrauten  Anstalt  in  jeder  Beziehung  und  mit  allen  seinei 
Kräften  zu  fordern.  Insbesondre  hat  er  sein  Streben  darauf  zq  richten,  die 
seiner  Leitung  anvertraute  Jugend  zu  wahrer  Frömmigkeit  und  m  eines 
sittlichen  Wandel  zu  erziehen,  den  Geist  ächter  Vaterlandsliebe,  aufrichtif^ 
Liebe  und  Treue  gegen  den  König  und  willigen  Gehorsams  gegen  die  Gesetie 
in  ihre  Herzen  zu  pflanzen  und  zu  pflegen,  allen  einer  solchen  GesinDVif 
widerstreitenden  Richtungen  und  Bestrebungen,  falls  sie  sich  innerhalb  der 
Anstalt  wahrnehmbar  machen  sollten,  mit  Ernst  und  Entschiedenheit  entgcgei 
zu  treten  und  erforderlichen  Falls  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  davon  Anzeige  a 
machen. 

Für  seine  verschiedenen  Dienstverhältnisse,  welche  sich  aus  den  Ter 
schiedenen  Verhältnissen  der  Anstalt  ergeben,  wird  ihm  folgende,  seine  amt- 
lichen Befugnisse  und  Verpflichtungen  näher  bestimmende  Instraction  gt- 
geben. 

§.2.  Dicnstverhältnifs  desDirectors  zu  dem  K. Prov.  Schul- 
collegium. Das  K.  Prov.  Schulcoll.  ist  die  dem  Dir.  zunächst  vorgesetiie 
Staatsbehörde.  In  diesem  Verhältnids  der  Unterordnung  ist  er  einer^pin 
das  Organ,  durch  welches  das  K.  Prov.  Schulcoll.  alle  die  Anstalt  betreffeades 
Anordnungen  und  Verfügungen  zur  Ausführung  bringt,  andrerseits  d*i 
Organ ,  durch  welches  diese  Behörde  sich  von  dem  Zustande  der  Anstalt  ia 
beständiger  Kcnntnifs  erhält.    Demnach  hat  der  Director: 

1.  alle  an  die  Lehranstalt  gerichteten  Schreiben  zu  eröffnen,  die  toi 
derselben  ausgehenden  Schreiben  anzufertigen  und  zu  vollziehen,  und  die  tvi 
ihm  allein  oder  gemeinschaftlich  mit  den  Lehrern  auszustellenden  Zengnhste 
mit  dem  Amtstempel  zu  beglaubigen;  2.  die  an  ihn  gerichteten  Ver- 
fiigungeu  des  K.  Prov.  Schulcoll.  pünctlich  in  Ausführung  zu  !)ringen,  odw. 
wenn  Umstände  obwalten,  welche  ihm  die  Ausführung  l>edenklich  erscboin« 
lassen,  darüber  sofort  zu  berichten  und  weitrc  Bescheidung  abzuwarten: 
3.  über  alle  wichtigeren  Angelegenheiten  der  Anstalt,  sie  mögen  die  Personea 
des  Lehrercollegii  oder  die  Einrichtungen  und  Zustände  derselben  betreffen, 
an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten;  4.  die  von  ihm  geforderten  B^ 
richte  rechtzeitig  und  mit  gewissenhafter  Treue  zu  erstatten;  5.  dem  Com- 
missarius  des  K.  Prov.  Schulcoll.  jegliche  Auskunft  bereitwillig  zu  ortheüen. 
welche  derselbe  in  Bezug  auf  die  Anstalt  von  ihm  fordert;  G.  die  auf  l*- 
sonderen  Verfiigungen  des  K.  Prov.  Schulcoll.  beruhenden  periodischen  Bf- 
richte,  Listen  etc.  zu  den  dafür  festgesetzten  Termineu  püuctiich  und  yd^ 
schriftsniiifsig  einzureichen;  7.  für  jede  die  Dauer  von  24  Stunden  über 
schreitende,  nicht  durch  Krankheit  bedingte,  Abwesenheit  vom  Amt  wähn'o^ 
der  Schulzeit  bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  um  Urlaub  zu  bitten,  für  den  FiO 
einer  Ferienreise  aber  und  bei  andauernder  Krankheit  der  Behörde  Aoiei^ 
zu  machen  und  einen  Stellvertreter  in  Vorschlag  zu  bringen,  sowie  die  tl^ 
nehmigung  desselben  abzuwarten. 
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§.3.  Verhältoifs  des  Dir.  za  den  Lehrern  der  Anstalt  Der 
Dir.  ist  einerseits  vorsitzendes  Mitglied  des  Lebrercollegii  und  andrerseits  Vor- 
gesetzter jedes  einzelnen  Lehrers.  In  erstrer  Beziehung  hat  er  wenigstens 
alle  4  Woehen  sämmtliche  Lehrer,  mit  Ausnahme  der  technischen  Hilfslehrer, 
zu  einer  Conferenz  zu  versammeln,  die  Berathungen  über  alle  diesem  Collegio 
flberwicsenen  Angelegenheiten  zu  leiten,  nnd  durch  Abstimmung  die  Entschei- 
dung aller  der  Fragen  zu  bewirken,  Aber  welche  nach  den  bestehenden  be- 
sonderen Vorschriften  nicht  ihm  allein,  sondern  dem  Lehrercollegio  die  Ent- 
scheidung zusteht  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  seinige  den  Ausschlag. 
In  Fällen,  in  denen  er  ohne  Nachtheil  für  die  Anstalt  dem  seiner  Ansicht 
widerstreitenden  Beschlnfs  der  Mehrzahl  der  Lehrer  sich  nicht  unterwerfen 
zn  dürfen  glaubt,  ist  er  berechtigt,  die  Ausführung  des  Beschlusses  vorläufig 
zu  snspendiren  und  unter  Einreichung  des  ConferenzprotokoUs  die  Entschei- 
dung des  K.  Prov.  Schulcoll.  nachzusuchen.  Ueber  die  Verhandlungen  in  den 
Conferenzen  ist  ein  Protokoll  zu  führen  und  von  sämmtlichon  in  der  Confe- 
renz anwesenden  Lehrern  zu  unterschreiben.  Zur  Führung  des  Protokolls  ist 
der  jüngste  unter  den  ordentlichen  Lehrern  verpflichtet,  wenn  nicht  ein 
andrer  Lehrer  freiwillig  und  mit  Zustimmung  des  Dir.  dieselbe  übernimmt 

Als  Vorgesetzter  der  Lehrer  hat  er  folgende  nähere  Pflichten  und  Be- 
fugnisse : 

1.  liegt  ihm  im  allgemeinen  ob,  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  darauf  zu 
achten,  dafe  alle  Lehrer  durch  würdiges  Verhalten  innerhalb  wie  außerhalb 
des  Amts  und  durch  treue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  ihren  Stand  ehren  und 
alles  meiden,  was  ihnen  in  der  Achtung  der  Schüler  und  des  Publicums  nach- 
tfaeilig  sein  könnte ;  2.  hat  er  nicht  nur  selbst  alles  sorgfältig  zn  vermeiden, 
was  das  Ansehn  eines  Lehrers  bei  der  Jugend  schmälern  könnte,  sondern 
auch,  falls  etwa  Mitglieder  des  Lehrercollegiums  sich  in  dieser  Beziehung 
etwas  zu  Schulden  kommen  lassen  sollten,  sie  auf  ihre,  das  Vertrauen  des 
Pablicums  schwächende  und  die  Wirksamkeit  der  Anstalt  beeinträchtigenden 
Ungehörigkeiten  aufmerksam  zu  machen,  nöthigonfalls  ernstlich  zn  verwarnen, 
und  wenn  dies  nicht  fruchten  sollte,  desgleichen  bei  eigentlichen  Vergehen 
nnd  starken  Mifsgriffen,  sofort  an  das  E.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten ;  3.  hat 
er  diejenigen  Lehrer,  welche  in  disciplinarischer  oder  didaktischer  Beziehung 
die  allgemeinen  Vorschriften  unbeachtet  lassen,  in  einseitiger  Selbstüber- 
schätzung ihre  eigenen  Wege  gehen  und  die  zur  Erreichung  des  ganzen 
Zwecks  der  Anstalt  erforderliche  Harmonie  des  Zusammenwirkens  sämmtlicher 
Lehrer  stören,  zwar  mit  collegialischer  Schonung,  aber,  wo  es  nöthig  ist,  auch 
mit  Ernst  und  Nachdruck  zurechtzuweisen. 

4.  Auf  regelmäfsige  Abhaltung,  sowie  auf  pünctlichen  Beginn  und  Schluis 
der  Lehrstunden  hat  er  mit  Entschiedenheit  zu  halten,  und  etwanigen  Nach- 
lässigkeiten einzelner  Lehrer  mit  Ernst  entgegenzutreten.  5.  Bei  drin- 
genden Veranlassungen  ist  er  befugt,  einzelnen  Lehrern  einen  Urlaub  von 
höchstens  8  Tagen  zu  ertheilcn.  In  solchen  Fällen,  sowie,  wenn  ein  Lehrer 
durch  Krankheit  oder  durch  andere  unabwendbare  Hindemisse  seine  Lectionen 
zu  halten  aufscr  Stande  ist,  hat  er  für  die  Stellvertretung  desselben  durch 
die  anderen  Lehrer  mit  möglichster  Vermeidung  von  Classencombinationcn 
Bu  sorgen,  solcher  Vorkommnisse  aber  in  den  zu  erstattenden  Schulberichten 
zu  erwähnen. 

6.  Für  die  pünctliche  Einlieferung  der  den  jährl.  Programmen  beizu- 
fügenden wissenschaftlichen  Abhandlung  hat  er  durch  rechtzeitige  Erinnerung 
desjenigen  Lehrers,  der  nach  der  festgesetzten  Reihenfolge  oder  nach  vor- 
gängiger mit  seiner  Zustimmung  erfolgter  Verabredung  unter  den  Lehrern 
dieselbe  abzufassen  hat,  Sorge  zu  tragen. 

7.  Jeden  neu  eintretenden  Lehrer  hat  er  mit  angemefsner  Feierlichkeit 
in  sein  Amt  einzuführen,  die  vorschriftsmäßige  Vereidigung  desselben  oder 
die  Verpflichtung  auf  den  etwa  schon  geleisteten  Staatseid  vorzunehmen,  ihn 
mit  dem  ganzen  Umfang  seiner  Pflichten  ausführlich  bekannt  zu  machen, 
endlich  ihn  sowohl  in  Bezug  auf  die  Handhabung  der  Disciplin  als  aof  die 
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Bämmtlichen  Schülern  der  betreffenden  Glassen  zu  ertheilenden  Gensaren 
hat  er  das  Erforderliche  anzuordnen  und  die  yorschriftsmäTsige  Ausführung 
zu  überwachen,  auf  ordnungsmäßige  Führung  der  Classenbücher  zu  halten, 
und  die  den  abgehenden  Schülern  zu  ertheilenden  S^ugnisse  den  bestehen- 
den Vorschriften  gemäfs  entweder  allein  oder  in  Oemeinschaft  mit  den  dazu 
bestimmten  Lehrern  auszustellen. 

Bei  der  Aufnahme  solcher  Schüler,  die  vorher  andere  Anstalten  besucht 
haben,  hat  er  deren  Sittenzeugnisse  sorgfältig  zu  prüfen  und,  wenn  es  er- 
forderlich erscheint,  genauere  Ermittelungen  anzustellen.  In  Bedenken  er- 
regenden Fällen  ist  er  befugt,  ihnen  die  Aufnahme  nur  versuchsweise  zu 
gestatten  und  sie  ohne  weitros  zu  entlassen,  wenn  nach  dem  Urtheil  des 
Olassenordinarins  und  der  übrigen  Lehrer  der  betreff.  Classe  die  Disciplin 
und  die  Sittlichkeit  durch  das  Botragen  derselben  gefährdet  wird. 

§.7.  Dienstverrichtungen  des  Dir.  in  Beziehung  auf  das 
körperliche  Wohl  der  Zöglinge.  Der  Dir.  hat  auch  auf  das  körper- 
liche Wohl  der  Schüler,  soweit  innerhalb  der  Schulräume  dafür  gesorgt 
werden  kann ,  unausgesetzt  zu  achten.  Es  liegt  ihm  zu  diesem  Behuf  ob, 
dem  Schuldiener  die  gröfste  Reinlichkeit  in  allen  Schulräumen,  sowie  die 
regelmäfsige  Lüftung  der  Unterrichtslocale  zur  Pflicht  zu  machen,  und  darauf 
zu  halten,  dafs  er  den  ihm  ertheilten  Anweisungen  nachkomme.  Er  hat 
für  zweckmäfsige  Einrichtung  der  Schul  tische  und  Bänke  Sorge  zu  tragen.  Et 
hat  wiederholt  auf  die  Verfügungen  hinzuweisen,  welche  über  die  Haltung 
des  Körpers,  über  die  Schonung  der  Augen  und  der  Stimme  von  den  K.  Be- 
hörden erlassen  worden  sind,  und  die  Aufmerksamkeit  der  Lehrer  auf  diesen 
Gegenstand  hinzulenken.  —  In  Betreff  der  Beaufsichtigung  der  Schüler  wäh- 
rend der  Pausen,  in  welchen  dieselben  auf  dem  Schulhof,  Spiel  -  oder  Tarn* 
platz  sich  aufhalten,  hat  er  das  Erforderliche  anzuordnen.  —  Wenn  eine 
Ueberfüllung  einzelner  Glassen  in  Aussicht  steht,  hat  er  dem  K.  ProT. 
Schulooll.  rechtzeitig  Anzeige  zu  machen  und  die  erforderlichen  Anträge  ma 
stellen. 

§.8.  Dienstverrichtungen  des  Dir.  in  Bezug  auf  die  äufsereii 
Hülfsmittel  der  Schule.  1.  Die  Schulbibliothek  und  sämmtliche  dem 
Gymnasium  gehörige  Sammlungen  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Dir.  Die 
besondre  Aufsicht  über  einzelne  Sammlungen  kann  er  einzelnen  Lehrern 
übertragen ;  jedoch  bleibt  er  für  die  genaue  Führung  des  Inventariums  nach 
den  besteheuden  Vorschriften  stets  verantwortlich.  —  2.  Für  die  Ergänzung 
und  Vermehrung  des  Lehrapparats  und  der  Schulutensilien,  sowie  für  die 
Erhaltung  und  Ausbesserung  der  Gebäulichkeiten  hat  er  Sorge  zu  tragen^ 
und  soweit  dies  nöthig  ist,  das  Erforderliche  rechtzeitig  bei  der  zuständigen 
Behörde  zu  beantragen;  auch,  wenn  die  unter  seiner  Leitung  stehende  An- 
stalt städtischen  Patronats  ist,  erforderlichen  Falls  die  Vermittelung  des  K» 
Prov.  Schulcoll.  in  Anspruch  zu  nehmen.  3.  Er  führt  die  Aufsicht  Qber 
die  Verwaltung  der  Schulbibliothek  und  hat  gegenüber  dem  Bibliothekar 
alle  Rechte  und  Befugnisse,  die  aus  diesem  Verhältnifs  und  der  damit  ver> 
bundnen  Verantwortlichkeit  entspringen.  4.  Das  Archiv  hat  er  zu  vei^ 
walten  und  stets  in  Ordnung  zu  halten,  namentlich  aber  dafür  Sorge  la 
tragen,  dais  die  eingehenden  Numern  pünctlich  in  das  Journal  eingetragen 
und  die  Acten  gehenet  werden. 

Den  Schuldiener,  der  unter  des  Directors  specieller  Aufsicht  steht,  und 
allen  Anordnungen  desselben  Folge  zu  leisten  hat,  hat  er  zur  pünctlichea 
und  ordnungsmäfsigen  Erfüllung  aller  ihm  übertragenen  Verrichtungen,  im» 
mentlich  in  Beziehung  auf  die  Reinhaltung  der  Locale  und  das  Heizen  der 
Oefen  anzuhalten.^    Posen.    K.  Prov.  Sohulcollegium. 
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Provinz    Sachsen. 

Instr.  V.  2.  Mai  1867. 

„§.  1.  Allgemeine  Verpflichtung.  Der  Dir.  ist  ftir  die  Gesammt- 
wohlfahrt  der  seiner  Leitung  anvertrauten  Schule  verantwortlich.  Seine  Be- 
fugnisse und  Pflichten  erstrecken  sich  über  die  äniseren  und  inneren  Ange- 
legenheiten derselben  nach  Mafsgabe  der  nachfolgenden  allgemeinen  Dienst- 
instruction. 

§.  2.  Dienstverhältnifs  zu  der  vorgesetzten  K.  Aufsichtsbe- 
hörde. Die  dem  Dir.  zunächst  vorgesetzte  K.Behörde,  deren  Aufsicht  der- 
selbe hinsichts  der  ganzen  Verwaltung  seines  Amts  untergeben  ist,  ist  das 
unterzeichnete  K.  Prov.  Schulcoliegium.  Wie  er  von  uns  alle  auf  die  Schule 
bezügl.  Verfügungen  erhält,  so  hat  er  auch  an  uns  die  vorgeschriebenen  regel- 
mäCsigen  und  die  außerordentlich  geforderten  oder  nüthig  werdenden  Berichte 
zu  erstatten. 

§.3.  Dienstverhältnifs  zu  Privatpatronaten  oder  Guratorien. 
Wo  ein  Privatpatronat  oder  Guratorium  besteot,  gelten  die  verfassungsmäfeigen 
Bestimmungen  über  das  Verhältnils  desselben  zu  der  Anstalt  und  dem  Dir.; 
die  Rechte  und  Pflichten  des  letztern  hinsichtlich  der  innern  Leitung  der  An- 
stalt bleiben  auch  hier  nach  Mnfsgabe  der  gegenwärtigen  Dienstanweisung 
dieselben,  als  ob  er  unmittelbar  unter  unsrer  Aufsicht  stände. 

§.4.  Amtlich«  Stellung  zum  Lehrercollegium.  Als  I^iter 
der  Schule  ist  der  Dir.  der  nächste  Vorgesetzte  des  Lehrercollegiums.  Alle 
Lehrer  haben  sich  in  jeder  amtl.  Angelegenheit  zunächst  an  ihn  zu  wenden, 
seine  Anordnungen  in  Betreff  des  Unterrichts  und  der  Disciplin  zu  befolgen 
und  seine  darauf  sich  beziehenden  Aufträge  auszurichten.  Dagegen  ist  er 
seinerseits  verbunden,  ihnen,  dem  Ernst  und  der  Pünctiichkeit  der  Geschäfte 
unbeschadet,  überall  mit  Vertrauen  und  Freundlichkeit  ermunternd  zu  be- 
gegnen, ihren  billigen  Wünschen,  ihren  Erfahrungen,  ihren  Vorschlägen  alle 
Rücksicht  zu  widmen  und  sich  ihrer  überall  mit  Rath  und  That  anzunehmen. 
Gesuche  der  Lehrer,  die  auf  ihr  Amt  und  ihre  Stellung  sich  beziehen,  gelan- 
gen durch  den  Dir.  mit  seinem  Gutachten  begleitet  an  uns. 

§.5.  Einheitlicher  Geist  im  Lehrercollegium.  Lehrercon- 
ferenzen.  Wissenschaftliche  Vereinigungen.  Als  eine  besonders 
wichtige  Aufgabe  wird  es  der  Dir.  ansehen,  in  dem  Lehrercollegium  einen 
lebendigen  Gomeinsinn,  heilsame  Uebereinstimmung  in  Ansichten  und  Grund- 
sätzen und  reges  Streben  nach  wissenschaftlicher  und  pädagogischer  Fortbil- 
dung zu  wecken  und  zu  pflegen.  Hiezu  bieten  namentlich  die  Gonfereuzen 
Gelegenheit,  welche  unter  dem  Vorsitz  des  Dir.  aufserhalb  der  Lectionszeit 
mindestens  alle  14  Tage  abzuhalten  sind;  aufserdem  so  oft  dazu  aufserordent- 
liche  Fälle,  auch  auf  Antrag  einzelner  Mitglieder  des  Lehrercollegiums,  Ver- 
anlassung geben. 

Die  GonfcrcnzvcrhandluDgen  müssen  daher  nicht  nur  die  gewöhnlichen 
regelmälsig  wiederkehrenden  Berathuugen  über  Lehr-  nnd  Lectiousplan,  Gensur 
der  Schüler,  Disciplinarfälle,  Schulprüfungcn ,  Versetzunjp:en,  Vorschläge  zu 
Beneficicn  und  Prämien  u.  s.  w.  umfassen,  sondern  es  mutö  aufserdem  in  den- 
selben auch  öfter  der  Geist  und  der  Zustand  einzelner  Glassen,  der  Flcifs, 
die  Fortschritte  und  djis  sittliche  Leben  einzelner  Schüler  gewürdigt,  die 
Methodik  einzelner  Lehrfächer  erörtert,  die  Zweckmäfsigkeit  einzelner  Lehr- 
bücher bcurtheilt  und  nach  Zeit  und  Umständen  auch  in  allgemeine  pädago- 
gische Fragen  eingegangen  werden.  Dem  Ermessen  des  Dir.  ist  es  überlassen, 
in  Fällen,  die  ihm  geeignet  erscheinen,  auch  besondere  Gonfereuzen  der  Fach- 
lehrer zu  berufen.  In  den  Gonfereuzen  werden  alle  die  Anstalt  betreffenden 
Verfügungen  der  Behörden  zur  Kenntni(s  und  Nachachtung  des  Lehrercolle- 
^ums  gebracht,  insofern  nicht  ihr  Inhalt  eine  scbneUre  Mittheilung  durch 
Umlauf  fordert  oder  eine  Mittheüung  nnnöthig  oder  ungeeignet  ist,  was  zu 
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erwägen  dem  gewissenhaften  Urtheil  des  Dir.  anheimgegeben  wird.  Wenn 
in  der  Conferenz  zur  Herbeiführung  von  Beschlüssen  zur  Abstimmung  ge- 
schritten wird ,  so  hat  in  Fällen  der  Stimmengleichheit  der  Dir.  die  entschei- 
dende Stimme  zu  geben.  Wenn  ein  durch  Stimmenmehrheit  gefaCster  Be- 
schlufs  der  gewissenhaften  amtl.  Ueberzeugung  des  Dir.  entsclSeden  wider- 
streiten sollte,  so  steht  demselben  das  Recht  zu,  der  AnsfÜhmng  dieses 
Beschlusses  Anstand  zu  geben,  bis  anf  schleunig  erstatteten  Bericht  nnare 
Entscheidung  erfolgt  ist.  lieber  jede  Conferenzverhandlung  ist  ein  amtL 
Protokoll  aufzunehmen,  das  bei  den  Schulacten  aufbewahrt  wird.  Die  Fflhmng 
des  Protokolls  geschieht  durch  einen  der  Lehrer,  die,  mit  Ausschlnla  des  Dir., 
in  der  Regel  in  diesem  Geschäft  abwechseln. 

Um  einen  Vereinigungspunct  für  die  Nährung  des  wissenschafilicheii 
Strebens  der  Lehrer  zu  bilden,  wird  der  Dir.  bemüht  sein,  auch  sonstige  Za- 
sammenkünfte  der  Lehrer  zur  Verhandlung  wissenschaftlieher  Fragen  einm- 
richten. 

§.  6.  Lehr-  und  Lectionsplan.  Bei  der  Organisation  des  Unter- 
richts hat  der  Dir.  die  für  die  Lehrverfassung  bestehenden  allgemeinen  und 
besonderen  Vorschriften  genau  zu  beachten  und  den  in  Gemäisheit  derselben 
bei  der  Anstalt  eingeführten  Lehrplan  von  Zeit  zu  Zeit  in  allgemeinen  und 
Fachconferenzen  einer  Revision  zu  unterwerfen.  Zu  den  nOthigen  oder  wfla- 
schenswerthen  Abänderungen  desselben,  sowie  zu  der  Einführung  neuer  Lehr- 
und  Uebungsbücher  hat  er  unsre  Genehmigung  einzuholen.  Die  Vertheilang 
der  Lectionen  unter  die  Lehrer  steht  dem  Dir.  allein  zn^  doch  hat  er  dabä 
sowohl  die  Individualität,  Kenntnisse,  Erfahrungen,  Neigung  und  Wfliisd»e 
jedes  Lehrers,  soviel  als  thunlich  und  soweit  es  mit  aem  Bedürfhifs  der 
Schule  vereinbar  ist,  zu  berücksichtigen ,  als  auch  besonders  darauf  Bedaebt 
zu  nehmen,  dafs  die  innerlich  am  nächsten  verwandten  Lehrobjecte  mOgUdut 
in  Einer  Hand  liegen.  Auch  hat  er  dafür  Sorge  zu  tragen,  dals  die  auf  ein- 
ander folgenden,  wie  die  neben  einander  in  derselben  Olasse  unterrichtenden 
Lehrer  alle  ein  deutliches  Bewußtsein  über  die  Unterrichtspensa  und  Classen* 
ziele  und  über  ihr  gegenseitiges  Verhältnis  zur  Erreichung  derselben  haben* 
Zur  Führung  von  Ordinariaten  wird  er  möglichst  nur  bewährte  Lehrer  in 
Vorschlag  bringen  und  darauf  bedacht  sein ,  dafs  dieselben  schon  nach  den 
Lectionen,  die  sie  in  der  betreff.  Classe  ertheilen,  einen  entscheidenden  Ein- 
flufs  auf  die  Schüler  ausüben  können. 

Den  jährlichen  Lehr-  und  Lectionsplan,  bestehend  in  übersichtlicher  Zu- 
sammenstellung der  den  einzelnen  Lehrern  zugewiesenen  Lectionen,  Bezeidi- 
nung  der  Classenordinarien  und  genauer  Angabe  der  in  den  einzelnen  Claaaea 
zu  behandeluden  Lehrabschnitte  hat  der  Dir.  an  dem  festgesetzten  Termin 
bei'  uns  zur  Bestätigung  pünctlich  einzureichen.  Ebenso  hat  derselbe  fibsr 
die  später  etwa  nöthig  werdenden  Modificationen  zu  berichten. 

§.7.  Classenbesuch.  Erregung  des  wissenschaftl.  Geistes. 
Revision  der  schriftl.  Arbeiten.  Durch  fleifsiges  Besuchen  der  Classea 
hat  der  Dir.  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  der  genehmigte 
Lectionsplan  auf  eine  zweckmäfsige  Weise  von  den  Lehrern,  sowohl  in  Ab- 
sicht auf  pünctiiche  und  sorgflUtige  Abwartnng  der  Lehrstnnden  und  der  damll 
verbundenen  Arbeiten  als  auch  in  Absicht  auf  Methode  des  Unterrichts  oaä 
Anregung  des  Fleifses  der  Schüler  ausgeführt  und  eine  angemeisne,  dem  pft- 
dagogischen  Zweck  entsprechende  Disciplin  gehandhabt  wird.  Jn  dieser  wSt 
grofscm  Ernst  zu  führenden  Aufsicht  wird  der  Dir.  stets  ein  wohlwollende^ 
aufmunterndes  Vertrauen,  die  freundliche  Gesinnung,  mit  bedächtigem  RatiM 
zu  Hülfe  zu  kommen,  und  die  Achtung  bewähren,  welche  der  Einsicht,  der  Lehr> 
freiheit  und  dem  Fleifs  jedes  Lehrers  gebührt.  Dabei  wird  der  Dir.  stete 
eingedenk  sein,  dafs  er  in  seiner  eignen  Lehrthätigkeit  ein  vorbildliches  Bei- 
spiel zu  geben  berufen  ist,  und  dafisi  die  tiefre  Anregung  des  wissensehaflL 
Geistes  der  Schüler,  wie  er  sich  namentlich  auch  in  fleusigen  PrivatstndiflM 
kundgiebt,  vor  allem  von  ihm  selbst  ausgehen  mufs. 

Insbesondre  hat  der  Dir.  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafis  hinsichti.  der  bloe- 
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liehen ,  namentlich  schriftL  Arbeiten  der  Schüler  das  rechte  Mafs  und  eine 
angemefiine  Vertheilung  stattfindet.  Aach  hat  er  von  der  Beschaffenheit  der 
Themata  zn  den  Aufsätzen  fieifsig  Kenntnifs  zu  nehmen  und  jeder  Unange- 
messenheit dabei  vorzabeugen.  Er  mufs  daher  monatlich  wenigstens  in 
Einer  Glasse  die  Sohulhefte  seiner  besondem  Durchsicht  unterwerfen,  um 
dadurch  sich  nicht  blofs  von  dem  Fleiis  und  den  Fortschritten  der  Schüler, 
sondern  auch  von  der  Zweckmäfsigkeit  und  der  Zahl  der  Aufgaben,  sowie 
von  der  Sorgfalt  der  Correcturen  Kenntnifs  zu  verschaffen.  Um  ermitteln 
so  können,  ob  die  Fristen  der  hiusl.  Correcturen  innegehalten  sind,  bat 
der  Dir.  dafür  zu  sorgen,  dafs  jeder  Schüler  unter  seiner  Arbeit  den  Monats- 
tag der  Ablieferung  und  jeder  Lehrer  das  Datum  der  Rückgabe  bemerke. 

§.8.  Aufsicht  über  das  Verhalten  der  Lehrer.  Auch  auf 
das  Verhalten  der  Lehrer  aufserhalb  ihrer  Berufsthätigkeit  hat  der  Dir.  seine 
Aufmerksamkeit  zu  richten.  Wenn  ein  Lehrer  in  dieser  oder  jener  Beziehung 
auf  Aergemifs  gebende  Abwege  gerathen  und  sich  eines  seine  erzieherische 
Wirksamkeit  gefährdenden  Verhaltens  schuldig  machen  sollte,  hat  der  Dir. 
mn  uns  zu  berichten. 

§.9.  Einführung  und  Vereidigung  der  Lehrer.  Die  feier- 
liche Einführung  jedes  neu  angestellten  Lehrers  in  das  Gollegium  der  Lehrer 
und  in  sein  Amt  erfolgt  durch  den  Dir.,  die  Vereidigung  dagegen  wird  com- 
missarisch  nach  besondrer  Bestimmung  bewirkt  Der  Dir.  bat  bei  der  Ein- 
führung den  Lehrer  mit  seinen  Geschäften  und  Obliegenheiten  bekannt  zu 
machen,  mit  den  nöthigen  Hülfsmitteln  zum  Unterricht,  seinem  Rath  und 
seinen  Belehrungen  liebreich  zu  unterstützen,  und  alles  anzuwenden,  ihn  in 
den  rechten  Weg  zn  leiten.  Mit  besondrer  Aufmerksamkeit  hat  er  sich  in 
Oemäfshelt  der  darüber  bestehenden  Verordnungen  der  Ausbildung  der  seiner 
Lehranstalt  überwiesenen  Probecandidaten  anzunehmen. 

§.10.  Vertretungder  Lehrer.  Urlaub.  Wenn  ein  Lehrer  durch 
Krankheit  oder  andere  aufserordentliche  Umstände  verhindert  ist,  seine  Amts- 
geschäfte zn  versehen,  so  hat  der  Dir.  die  Vertretung  zn  ordnen.  Urlaub 
m  nothwendigen  Reisen  der  Lehrer  kann  derselbe  bis  zu  3  Tagen  ertheilen, 
einen  langem  Urlaub  aber  hat  er  bei  uns  zn  beantragen.  Wenn  der  Dir. 
selbst  seine  Amtsthätigkeit  zu  unterbrechen  genöthigt  ist,  so  hat  er  nicht 
nur  für  angemefsne  Vertretung  seiner  Lectionen  zu  sorgen,  sondern  zugleich 
die  Directionsgeschäfte  dem  nächstfolgenden  Lehrer  nach  ihm  zu  übertragen. 
Zu  einer  nothwendigen  Reise  auf  nicht  mehr  als  3  Tage  bedarf  derselbe 
keines  Urlaubs,  zu  einer  langem  Reise  hat  er  Urlaub  bei  uns  nachzusuchen. 
Ueber  jeden  Fall  eines  durch  uns  entweder  für  einen  Lehrer  oder  für  ihn 
selbst  ertheilten  Urlaubs  hat  der  Dir.  da ,  wo  ein  Privatpatronat  oder  Gura- 
torium  besteht,  dasselbe  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen.  Will  der  Dir. 
während  der  Ferien  verreisen,  so  hat  er  davon  uns,  resp.  auch  dem  Privat- 
patronat oder  Curatorium,  Anzei^  zu  machen  unter  Angabe  zugleich,  welcher 
Lehrer  an  seiner  Statt  die  laufenden  Creschäfte  besorgen  und  die  Aufsicht 
Aber  die  Localitäten  und  Sammlungen  der  Anstalt  führen  wird. 

§.11.  Erledigung  von  Lehrerstellen.  Wird  eine  Lehrerstelle 
erledigt,  so  hat  der  Dir.  hierüber  schleunig  unter  Angabe  des  Einkommens 
derselben  sowie  der  Vertretung  während  der  Vacanz,  an  uns  zu  berichten 
und  nach  Befinden  sein  Gutachten  wegen  Wiederbesetznng  der  Stelle  abzu- 
geben. Steht  die  Anstalt  unter  einem  Privatpatronat,  so  hat  der  Dir.  sich 
sunächst  an  diese  Behörde  zu  wenden,  welche  alsdann  die  weitre  Bericht- 
erstattung zu  bewirken  hat. 

§.  12.  Disciplin.  Für  die  Handhabung  und  Aufreohterhaltung  der 
Disciplin,  welche  sich  die  Erziehung  der  Schüler  zur  Gottesfurcht  und  Fröm- 
migkeit, zur  Wahrhaftigkeit  und  Lauterkeit,  zu  treuem  Fleifs  in  der  Wissen- 
schaft und  zu  willigem  Gehorsam  zur  Aufgabe  macht  und  aus  deren  Be- 
schaffenheit sich  der  Geist  einer  Lehranstalt  am  deutlichsten  kundgiebt,  ist 
der  Dir.  unmittelbar  verantwortlich.  Wie  er  dabei  sich  stets  bewnfst  sein 
wird,  dals  das  Verhältniis  von  Erziehern  zu  den  ihnen  anvertrauten  Zöglingen 
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ein  v&terliches  sein  soll,  bei  welchem  ernste  Zucht  and  nrnsiehtige  Milde 
einander  durchdringen»  so  wird  er  vor  allem  eingedenk  bleiben,  da(k  teiiie 
und  der  Lehrer  vorbildliche  Haltung  am  meisten  geeignet  ist,  die  Scholar 
vor  verderblichen  Richtungen  und  verkehrten  Bestrebungen  zu  bewahres 
und  in  ihnen  diejenige  Gesinnung  zu  erzeugen,  von  der  sich  erwarten  lifst, 
dafs  sie  dereinst  als  Männer  in  gewissenhafter  Berufserfällung,  in  Ehrfarcht 
für  göttliche  und  menschliche  Ordnung,  in  Liebe  und  Treue  gegen  König 
und  Vaterland  sich  bewähren. 

§.13.  Pflege  religiös-sittlicher  und  vaterländischer  Ge- 
sinnung. Jenen  guten  Geist  christlicher  Zucht  zu  pflegen  ist  der  Reli- 
gionsuntenicht,  welchem  der  Dir.  die  sorgsamste  Aufmerksamkeit  zu  widmet 
hat,  unmittelbar  bestimmt.  Aber  nicht  minder  wird  der  Dir.  darauf  halten, 
dafs  auch  der  übrige  Unterricht  in  stetem  Hinblick  auf  die  Aufgaben  der 
Erziehung  ertheilt  wird,  und  dafs  der  in  den  Schülern  erregte  wissenschaft- 
liche Geist  eine  Hauptstütze  des  sittlichen  Geistes  wird. 

Unmittelbar  auf  den  guten  Geist  der  Gesammtheit  der  Schüler  einsa- 
wirken,  hat  der  Dir.  besondre  Gelegenheit  bei  den  Schulversammlungen,  bei 
Eröffnung  und  Schlufs  der  Schulhalbjahro ,  bei  Entlassung  der  Abiturienten 
und  bei  sonstigen  Schulfeierlichkeiten,  die  alle  mehr  oder  weniger  cinei 
religiösen  Charakter  tragen  werden.  Ueberhaupt  wird  der  Dir.  die  Pflege  des 
religiösen  Lebens  durch  zweckmäfsige  Einrichtung  gemeinsamer  Morgenaa- 
dachtcn,  gemeinsamer  Feier  des  heil.  Abendmahls,  sowie  durch  Fördemag 
des  sonntägl.  Kirchenbesuchs  sich  eifrigst  angelogen  sein  lassen.  Auf  den 
tiefen  und  sichern  Grunde  christlicher  Gottesfurcht  wird  allein  auch  die  Auf- 
gabe der  vaterländischen  Erziehung  der  Jugend  gedeihlich  gelöst  werdei 
können.  Insbesondre  wird  der  Dir.  hiebei  die  Feier  der  vaterländisches 
Feste  und  wichtiger  Gedenktage  unsrer  Geschichte  benutzen,  frühzeitig  ii 
der  Jugend  ehrfurchtsvolle  Treue  gegen  den  König,  hingebende  Liebe  zam 
Vaterlande  und  dankbare  Würdigung  der  grofsen  Vorzüge  zu  gründen,  deren 
sich  unser  Staatswesen  durch  das  Königliche  Regiment  erfreut. 

§.  14.  Sorge  für  die  leibliche  Ausbildung  der  Jugend.  Dt 
die  Schule  auch  die  leibliche  Ausbildung  der  Jugend  zu  pflegen  und  n 
leiten  hat ,  so  wird  der  Dir.  dem  gymnastischen  Unterricht  (Turnunterricht) 
seine  sorgsamste  Aufmerksamkeit  widmen,  und  bemüht  sein,  denselben  auch 
für  die  geistige  und  sittliche  Kräftigung  der  Jugend  fruchtbar  zu  machen. 
Ueberhaupt  wird  derselbe  sich  angelegen  sein  lassen,  in  der  Schule,  sowie 
aufserhalb  derselben  alles  der  Gesundheit  der  Jugend  Nachtheilige  fern  xn 
halten,  sowie  alle  Einrichtungen  zu  treffen,  durch  welche  das  leibliche  Ge- 
deihen der  Schüler  gefördert  wird. 

§.15.  Uebcroinstimmung  der  häusl.  Erziehnng  mit  der  Schnl- 
erziehung.  Verhältnifs  zu  den  Eltern  der  Schüler.  Um  die  notb- 
wendige  und  heilsame  Uebereinstimmung  der  häuslichen  Erziehung  und  Ant- 
sieht  mit  der  Schulcrziehung  möglichst  zu  fördern,  ist  der  Dir.  verpflichtet, 
mit  den  Eltern  der  Zöglinge,  sowie  mit  denjenigen,  deren  Pflege  und  Auf- 
sicht sie  sonst  übergeben  sind,  so  oft  es  der  Fleifs  und  die  Aufführung  der 
Schüler  rathsam  macht,  über  deren  wissonschaftl.  und  sittl.  Gedeihen  bera- 
thendo  Rücksprache  zu  halten  und  ihre  Mitwirkung  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Er  wird  dies  iuäbesondre  dann  bei  Zeiten  thun,  wenn  ein  Schüler  aus  Mangel 
an  Fähigkeit,  Fleifs  und  Fortschritten  sich  für  die  wissenschaftl.  Studien  eat- 
schieden  nicht  eignet,  oder  wenn  seine  Aufführung  zu  erheblichen  Klacei 
Veranlassung^  giebt  und  ernstliches  Einschreiten  nothwendig  macht.  Dabd 
raufs  von  dem  Dir.  erwartet  werden,  dafs  er  durch  gebührende  Achtung  der 
Kochte  der  Eltern,  sowie  durch  freundliches  Eingehen  auf  die  Eigenrhflo- 
lichkcit  jedes  einzelnen  Zöglings  es  versteht,  sich  das  Vertrauen  der  Elten 
und  des  rnblicums  überhaupt  für  das  Eltern  und  Lehrern  gcmeins-im  ob- 
liegende Werk  der  Jugenderziehung  zu  gewinnen. 

§.  1(>.  Aufsicht  über  das  Verhalten  der  Schüler  aufserhalb 
der  Schule.        Da  sich  die  Leitung  und  Ucberwachung  des  Verhaltens  der 
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Sohfller  auch  auf  das  Leben  derselben  auüserhalb  der  Schule  zu  erstrecken 
hat,  hat  der  Dir.  im  Verein  mit  den  übrigen  Lehrern,  insbesondre  den  Tu- 
toren und  Ordinarien,  in  geeigneter  Weise,  auch  durch  Besuchen  der  Schüler 
in  ihren  Wohnungen,  dafür  zu  sorgen,  dafs  dieselben  in  ernster  häuslicher 
Zucht  angehalten  werden,  zur  rechten  Zeit  zu  arbeiten,  und  eben  so  sehr  vor 
lerstreuender  Gesellschaft  als  unzeitigen  Vergnügungen  bewahrt  werden. 

§.17.  Schulgesetze.  Die  sogenannten  Schulgesetze,  in  welchen 
die  Vorschriften  für  das  gesammte  Verhalten  der  Schüler  kurz  zusammen- 
xnfassen  sind,  hat  der  Dir.  in  Berathnng  mit  dem  Lehrercollegium  zu  ent- 
werfen und  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Revision  zu  unterziehen.  Dieselben  be- 
dürfen unsrer  Bestätigung.  Dabei  wird  der  Dir.  nicht  aus  dem  Auge  ver- 
lieren, dafs  der  Hauptzweck  aller  für  die  Disciplin  getroffenen  äufserlichen 
Veranstaltungen  nur  darin  bestehen  kann,  dafs  den  Vergeh ungcn  der  Schüler 
möglichst  vorgebeugt  und  dadurch  die  Strafe  möglichst  selten  werde. 

§.  18.  Strafen.  Wenn  zur  Aufrechthaltung  der  Disciplin  positive 
Strafen  nöthig  sind,  so  hat  der  Dir.  darauf  zu  achten,  dafs  dieselben  mit 
ruhiger  Besonnenheit,  väterlichem  Wohlmeinen  und  unparteiischer  Gerechtig- 
keit vollzogen  werden.  Die  dabei  dem  Dir.  und  dem  Lehrercollegium  zuste- 
henden Befugnisse  sind  durch  besondere  Bestimmungen  festgesetzt. 

§.  19.  Censuron.  Als  ein  wichtiges  Erziehungsmittel  sind  die  Gen- 
suren zu  behandeln,  welche  den  Schülern  am  Schlufs  eines  jeden  Halbjahrs, 
in  den  unteren  und  mittleren  Glassen  vierteljährl.  zu  erthoilen  sind.  Die 
Censuren  sind  auf  Grund  der  von  sämmtliohen,  in  jeder  Glosse  unterrichten- 
den Lehrern  abgegebenen  Urtheile  von  dem  Glassenordinarins  abzufassen  und 
mindestens  von  diesem  und  dem  Dir.  zu  unterschreiben.  Wie  der  Dir.  dar- 
auf zu  achten  hat,  dafs  die  Gensuren  ein  gewissenhaftes  Urtheil  über  Betragen, 
Fleife  und  Leistungen  der  Schüler  enthalten,  sowie  in  einer  besondern  Rubrik 
die  etwa  für  nöthig  befundenen  speciellen  Bemerkungen,  so  wird  er  sich  auch 
anfi;elegen  sein  lassen,  den  Act  der  Gensuraustheilung  an  die  Schüler  mög- 
lidast  fruchtbar  zu  machen. 

§.20.  Versetzungen.  Bei  den  Versetzungen  hat  der  Dir.  darauf 
sü  sehen,  dals  die  einzelnen  Schüler  in  Sprachen  und  Wissenschaften  die 
erforderliche  Reife  für  die  nächst  höhere  Glasse  erreicht  haben;  ganz  vor- 
süglich  aber  mufs  er  darauf  halten,  dafs  die  Versetzungen  in  die  obere  Bil- 
dungstufe mit  Strenge  und  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  gewählten  künftigen 
Beruf  des  Schülers  vorgenommen  werden.  Seinem  Ermessen  bleibt  es  über- 
lassen, besondere  Versetzungsprüfungen  in  Gegenwart  der  zunächst  bethei- 
ligten Lehrer  anzuordnen. 

§.  21.  Abiturientenprüfung.  Die  Pflichten  des  Dir.  bei  der  Abi- 
turientenprüfung sind  durch  besondere  Vorschriften  bestimmt. 

§.22.  Abgangs- und  sonstige  Zeugnisse.  Schulsiegel.  Für 
die  ohne  Abiturientenprüfung  abgehenden  Schüler  fertigt  der  Dir.  die  Zeug^ 
nisse  aus.  Diese  Zeugnisse  müssen  die  vollständige,  gewissenhafte  Gharakte- 
ristik  des  Schülers  nach  seinem  wissenschaftl.  und  sittl.  Standpunct  ent- 
halten. Ebenso  stellt  der  Dir.  alle  übrigen  etwa  geforderten  Zeugnisse  aus. 
Zur  Führung  des  Schulsiegcis  ist  er  allein  berechtigt. 

§.23.  Aufnahme  neuer  Schüler.  Hinsichtl.  der  Aufnahme  neuer 
Sohüler  liegt  dem  Dir.  die  Prüfung,  die  Verpflichtung  und  die  Einführung 
in  den  Schülerkreis  ob.  Die  Prüfung,  durch  welche  die  Glasse  für  den  Auf- 
sanehmenden  bestimmt  wird,  findet  in  der  Regel  unter  Mitwirkung  der  zu- 
nächst beteiligten  Lehrer  statt  Pflicht  des  Dir.  ist  es,  die  Aufgenommenen 
in  das  amtl.  Schülerverzeichnifs  (Inscriptionsbuch  oder  Album)  einzutragen 
nach  Vor-  und  Zunamen  nebst  Geburtsort,  Jahr  und  Tag  der  Geburt,  Stand 
und  Wohnort  des  Vaters  (resp.  des  Vormunds),  Tag  der  Aufnahme  und  Glasse, 
in  welche  der  Schüler  zunächst  gesetzt  worden.  Beim  Abgang  ist  später  zu 
vermerken,  wann,  aus  welcher  Glasse  und  zu  welcher  Bestimmung  der  Schüler 
abgegangen  ist.  Der  Dir.  darf  keinen  Schüler,  der  schon  eine  andre  Lehr- 
anstalt ^ucht  hat,  ohne  Zeugnils  von  derselben  aufnehmen.   Die  bei  der 
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Aufnahme  neuer  Schüler  vorzulegenden  Impfscheine  hat  der  Dir.  nach  ge- 
nommner  Einsicht  zurOckzugeben.  Ein  Schüler,  welcher  von  einer  andern 
Lehranstalt  entfernt  worden  ist,  darf,  wofern  nicht  seine  Aufnahme  höhern 
Orts  ausdrücklich  untersagt  worden  ist,  bedingungsweise  aufgenommen  wer- 
den ;  aber  es  ist  dem  gewissenhaften  Ermessen  des  Dir.  überlassen,  die  Auf- 
nahme zu  versagen,  wenn  dieselbe  den  Schülern  der  eignen  Anstalt,  zumal 
bei  dem  gerade  in  der  betreffenden  Glasse  herrschenden  Geist,  ernstlich  Ge&hr 
zu  bringen  droht. 

In  Betreff  der  Wahl  eines  besondem  Tutors  aus  der  Zahl  der  Lehrer 
fSr  die  auswärtigen  Schüler  ist  der  Dir.  verpflichtet,  die  Eltern  zu  berathen. 
Die  Wahl  des  Pensionswirths  sowie  jeder  Wechsel  der  Pension  unterliegt 
seiner  Genehmigung.  Auch  ist  er  berechtigt,  sobald  sich  herausstellt,  dau 
die  Pension  nicht  geeignet  ist,  sofort  eine  Aenderung  herbeizuführen. 

§.24.  Schulfeierlichkeiten.  Die  Schulfeierlichkeiten  hat  der 
Dir.  zu  ordnen  und  dazu  die  betreff.  Behörden,  Eltern  der  Zöglinge,  Gönner 
und  Freunde  der  Jugendbildung  einzuladen.  Aufser  den  alljährl.  öffentlich 
zu  haltenden  Schulprüfnngen  hält  der  Dir.  auch  besondere  Glassenprüfungen 
in  Gegenwart  der  Lehrer  ab. 

§.25.  Programm.  Hinsichtlich  des  jährl.  einmal,  zu  Ostern  oder  m 
Michaelis,  auszugebenden  Programms  ist  nach  den  bestehenden  Vorschriftan 
zu  verfahren. 

§.  26.  Aufsicht  über  die  wissenschaftl.  Institute  und  Samm- 
lungen u.  s.  w.  Ueber  alle  mit  der  Anstalt  verbundenen  wissenschaftl.  In- 
stitute, namentlich  die  Schulbibliothek,  die  Lesebibliothek,  die  physikal.  and 
mathemat.  Apparate,  die  Kunstsammlungen  n.  s.  w.,  sowie  über  die  Tumaa- 
stalt,  hat  der  Dir.  die  Oberaufsicht  zu  führen,  und  dafür  zu  sorgen,  dafis  die 
Inventarien  ordnungsmälsig  geführt,  die  gehörig  geprüften  Zugänge  darin 
nachgetragen,  die  Abgänge  als  unvermeidlich  nachgewiesen  und  die  als  voi^ 
banden  verzeichneten  Stücke  richtig  vorgefunden  werden. 

§.27.  Archiv.  Dem  Dir.  liegt  es  ob,  alle  die  Anstalt  betreffenden 
Verfügungen  der  vorgesetzten  Behörden  oder  was  sonst  Bemerkenswerth« 
der  Anstalt  zugeht,  gehörig  aufzubewahren  und  so  zu  ordnen,  da(s  bei  seinem 
Abgang  oder  bei  seiner  Abwesenheit  sein  Nachfolger  oder  sein  Stellvertreter 
sich  sogleich  die  nöthigen  Kenntnisse  über  alles  Vorkommende  verschalRM 
kann.  Zu  dem  Ende  mufs  der  Dir.  alle  Goncepte  der  von  ihm  erstatteten 
Berichte  und  seine  anderweitige  Correspondenz  aufbewahren.  Aus  dieeü 
Actenstücken,  den  Verzeichnissen  der  Schüler,  den  Gonferenzprotokollen,  dik 
Goncepten  der  ausgestellten  Zeugnisse,  den  Oensurbüchem  und  allen  sonatlMi 
die  Anstalt  betreffenden  Papieren  besteht  das  Archiv  der  Schule,  welohee 
unter  Aufsicht  und  Verschlufs  des  Dir.  allein  steht. 

§.28.  Aufsicht  über  die  Localitäten  und  Utensilien.  In 
Betreff  der  Localitäten  der  Schule  und  aller  dazu  gehörigen  Utensilien  ImI 
der  Dir.  dafür  zu  sorgen,  dafs  dieselben  in  gutem  Stande  und  in  Ordnong 
und  Sauberkeit  erhalten  werden.  Im  Innern  der  Anstalt  wird  er  sich  mn§ßh 
legen  sein  lassen,  alles,  was  die  Gesundheit,  Ruhe,  Sicherheit  und  Beqoeerf 
lichkeit  fördert,  sorgfaltig  zu  beachten.  '< 

§.29.  Bene fielen.  In  Ansehung  der  bei  der  Anstalt  vorhandene« 
Stiftungen  von  Stipendien  und  Beneficien  sind  deren  bestehende  Verfassung«! 
zu  befolgen.  Wenn  die  Verleihungsvorschläge  von  der  Anstalt  ausgetMe^ 
so  hat  der  Dir.  dieselben  nach  vorausgegangner  Berathung  mit  den  flbrigMi 
Lehrern  abzugeben  und  sorgsam  dahin  zu  sehen,  dafs  die  Beneflbien  itiv 
ursprünglichen  Zweck  gemäfs  verliehen  und  bei  gleicher  Bedürftigkeit 
züglich  die  fähigen,  fleißigen  und  sittlich  würdigen  Schüler  bedacht  wer 

§.30.  Schulcasse.  Bei  Verwaltung  der  Schulcasse,  sei  es,  dafii  dll^ 
selbe  von  dem  Dir.  oder  durch  einen  andern  Beauftragten  geführt  wird,  htk 
der  Dir.  die  darüber  bestehenden  Vorschriften ,  namentlich  auch  in  Betreff 
des  Schulgelderlasses,  gewissenhaft  zu  beobachten. 

§.31.   Schuldiener  und  sonstige  Unterbeamte.        Die  Sdinl* 
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diener  und  die  etwanigen  anderen  Unterbeamten  der  Anstalt,  inwiefern  letz- 
tere nicht  unmittelbar  unter  der  Verwaltungsbehörde  stehen,  sind  der  Auf- 
sicht und  Ck)ntrole  des  Dir.  unterworfen  und  haben  sich  in  allen  ihren  Dienst 
betreffenden  Dingen'  nach  seinen  Bestimmungen  genau  zu  richten. 

§.32.  Verhältnifs  der  allgemeinen  Dienstinstruotion  zu  den 
besonderen.  Bei  allen  denjenigen  Instituten,  deren  eigenthümliche  Ver- 
hältnisse es  bedingen,  dafs  dem  Dir.  noch  eine  besondre  Instruction  ertheilt 
wird,  gelten  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  allgemeinen  Dienst- 
instruction  nur  in  so  weit,  als  dieselben  durch  jene  besondre  nicht  abgeändert 
sind."    Magdeburg.  K.  Prov.  SchulcoUegium. 


Provinz  Westfalen. 

Instr.  y.  26.  Juli  1856. 

„§.  1.  Die  gegenwärtige  Instruction  begreift  die  Pflichten  und  Befug- 
nisse, welche  den  Directoren  der  Gymnasien  der  Provinz  Westfalen  hinsicht- 
lich der  inneren  und  äufseren  Verhältnisse  der  ihnen  anvertrauten  Anstalten 
obliegen  und  zustehen. 

§.  2.  Der  Dir.  ist  für  die  Gesammtwohlfahrt  der  ihm  anvertrauten  An- 
stalt verantwortlich.  Er  hat  daher  die  Verpflichtung,  allen  Schaden  von 
derselben  abzuwenden,  Vortheil  derselben  zuzuwenden,  oder  doch  die  Auf- 
merksamkeit der  Behörden  darauf  zu  richten.  Seiner  unmittelbaren  und  aus- 
schliefst. Leitung  sind  die  inneren  Angelegenheiten,  die  Sorge  für  den  ge- 
sammten  Unterricht  und  die  Disciplin  der  Anstalt  überwiesen,  und  in  dieser 
Beziehung  ist  der  Director 

§.3.  zuvörderst  das  Organ  der  vorgesetzten  Staatsbehörden, 
als  deren  nächste  er  das  unterzeichnete  K.  Prov.  SchulcoUegium  zu  erkennen 
hat.  Alle  ihm  zugehenden,  die  Anstalt  betreffenden  Anordnungen  und  Verfü- 
gungen hat  er  daher  auszuführen  oder  etwa  sich  ergebende  Bedenken  sofort 
Eur  Anzeige  zu  bringen,  die  periodischen  oder  von  ihm  erforderten  Berichte 
pünctlich  zu  erstatten,  über  alle  wichtigeren  Angelegenheiten  der  Anstalt, 
sie  mögen  die  Personen  des  Lehrercoll.  oder  die  didaktischen  und  disciplinar. 
Einrichtungen  und  Zustände  betreffen,  zu  berichten,  den  Commissarien  jeder- 
zeit über  die  Verhältnisse  der  Anstalt  Auskunft  zu  ertheilen,  und  am  Schluis 
des  Schuljahrs  einen  erschöpfenden  Bericht  über  die  gesammte  äufsre  und 
innre  Lage  der  Anstalt  einzureichen. 

§.4.  Der  Dir.  ist  ferner  erstes  und  vorsitzendes  Mitglied  des 
LehrercoU.  Als  solches  leitet  er  die  Conferenzen  des  Coli.,  welche, 
weil  nirgends  mehr  als  im  Schulwesen  von  der  richtigen  Einsicht,  der  Ueber- 
einstimmung  und  dem  guten  Willen  der  Zusammenarbeitenden  das  Grelingen 
des  ganzen  Werks  abhängt,  regelmäisig  gehalten  werden  sollen,  und  in  denen 
alles  zur  Berathung  gebracht  werden  wird,  was  das  Material  und  die  Methode 
des  Unterrichts,  den  Fleiis  und  die  Fortschritte  der  Schüler,  die  öffentl.  und 
die  Classenprüfungen,  die  Schulfeierlichkeiten,  Censuren  und  Translocationen, 
die  Disciplin  etc.  betrifft,  überhaupt  alles  dasjenige,  worüber  eine  Berathung 
mit  mehreren  nothwendig,  angemessen  oder  wünschenswerth  ist.  In  diesen 
Conferenzen  werden  von  dem  Dir.  auch  die  von  uns  oder  anderen  Behörden 
eingegangenen,  das  Ganze  betreffenden  Verfügungen  dem  Lehrercoll.  mit- 
getheilt,  falls  nicht  deren  Inhalt  eine  sofortige  Mittheilung  im  Wege  des 
Umlaufs  nöthig  macht.  Welche  Verfügungen  viel  mehr  vor  den  Dir.  allein, 
als  vor  die  Gesammtheit  der  Lehrer  gehören,  wird  in  iedem  einzelnen  Fall 
leicht  zu  erkennen  sein,  und  ist  natürlich  der  Beurtheilung  des  Dir.  anheim 
gestellt    Im  einzelnen  fügen  wir  noch  folgende  Bestimmungen  hinzu: 

a)  Die  Conferenzen  werden  mindestens  2mal  in  jedem  Monat  zu  be- 
stimmten aufserhalb  der  gewöhnlichen  Schulzeit  fallenden  Stunden  gehalten. 
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Bei  anfserordentHohen  Veranlassungen  beruft  der  Dir.  aueh  aiÜBerdem  die 
Conferenz.  b)  Sitz  und  Stimme  in  der  Conferenz  hat  jeder  ordentl.  Lehrer 
mit  Einschlufs  der  etatsm.  Wissenschaft!.  Hülfsiehrer,  jedoch  mit  der  Ver- 
pflichtung, sich  derselben  zu  begeben,  wenn  ein  ihn  persönlich  betreffender 
Gegenstand  zur  Sprache  kommt.  Bios  technische  auf  Kfindigang  angenom- 
mene Hülfslehrer  gehören  nicht  als  stimmende  Mitglieder  in  die  Conferenz, 
können  jedoch  in  geeigneten  Fällen  zu  den  Berathungen  des  LehrercoU.  hin- 
zugezogen werden.  Die  an  der  Anstalt  etwa  beschäftigten  Probeeandidaten 
haben  in  den  Conferenzen  Sitz,  aber  kein  Stimmrecht  In  einzelnen  beson- 
deren Fällen  ist  dem  Dir.  gestattet,  unter  eigner  Verantwortung  Probeean- 
didaten von  den  zu  ihrer  Theilnahme  nicht  geeigneten  Berathungen  ansza- 
schliefsen.  Wo  nach  unserm  Erlals  v.  17.  Juni  1852  Religionslehrer,  welche 
nicht  dem  Lehrercoli.  angehören,  bei  der  Berathung  schwieriger  Disciplinar 
falle  zu  den  Conferenzen  hinzugezogen  werden,  haben  dieselben  bei  deren 
Bcurtheilung  auch  ein  volles  Stimmrecht.  c)  Der  Dir.  führt  den  Vorsiti 
in  der  Conferenz,  regelt  den  Gang  der  Verhandlungen,  und  hat  bei  der  Ab- 
stimmung über  diejenigen  Fragen,  über  welche  nach  den  betreff,  besonderen 
Verordnungen  die  Entscheidung  nicht  ihm  allein,  sondern  dem  ganzen  Lehrer- 
coli. zusteht,  im  Fall  der  Gleichheit  die  den  Ausschlag  gebende  Stimme. 
Jedoch  auch  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  Lehrer  mit  seiner  Ansicht  niebt 
übereinstimmt,  soll  er  wegen  der  ihm  obliegenden  Verantwortlichkeit  fOr 
das  Ganze  das  Recht  haben,  dasjenige,  was  nach  seiner  gewissenhaften 
Ueberzeugung  für  das  Wohl  des  Ganzen  das  Beisre  ist,  festzuhalten,  nnd, 
wenn  die  Sache  Eile  hat,  unmittelbar  zur  Ausführung  zu  bringen:  er  ist 
jedoch  in  solchem  Fall  verpflichtet,  unter  Einreichung  des  Conforenzproto- 
kolls  unsre  Entscheidung  sofort  einzuholen,  bis  zu  deren  Eingang  die  Lehrer 
seinen  Anordnungen  Folge  zu  leisten  verpflichtet  sind.  d)  Die  von  der 
Conferenz  ordnungsmäfsig  und  innerhalb  ihrer  Befugnisse  gefafsten  BeadiUliee 
sind  für  jedes  Mitglied  des  lehrercoli.  bindend,  und  steht  keinem  Lehrer 
die  Befugnifs  zu,  davon  willkürlich  und  unter  dem  Vorwand  abzuweichen, 
dafs  er  selbst  die  Verantwortlichkeit  für  solche  Abweichungen  übernehme. 
Der  Dir.  hat  daher  sein  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dais  die  ge&Oiten 
Beschlüsse  auch  wirklich  zur  Ausführung  gelangen.  Die  Verhandlangen  und 
Beschlüsse  der  Conferenz  sind,  insoweit  sie  nicht  ausdrücklich  zur  Mitthei- 
lung an  Andere  bestimmt  sind,  als  Amtsgeheimnisse  zu  behandeln,  e)  lieber 
jede  Conferenz  wird  ein  in  ein  besondres  Buch  einzutragendes  Protokoll 
aufgenommen,  und  von  allen  Anwesenden  unterzeichnet  Das  Geschäft  des 
Protokollführcns  liegt  in  der  Regel  dem  jüngsten  Mitgliede  des  Coli,  ob, 
kann  jedoch  unter  Zustimmung  des  Dir.  auch  von  einem  andern  Lehrer  frei- 
willig —  dann  aber  mindestens  auf  ein  Semester  —  übernommen  werden. 

§.  5.  Iraglcichen  hat  der  Dir.  alle  von  dem  ganzen  Lehrercoli.  soa* 
gehenden  schriftlichen  Acte,  Documente  etc.  auszufertigen,  oder  wenn  (wie 
bei  Zeugnissen,  Censuren  etc.)  diese  Ausfertigung  von  den  Classenordintnen 
geschieht,  dieselben  mitzuvollziehen,  und  wo  nöthig  mit  dem  von  ihm  alleio 
geführten  Dienstsiegel  zu  beglaubigen.  §.  6.  Auch  hat  der  Dir.  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dafs  alles,  was  in  Bezug  auf  die  Anstalt  von  den  Behörden 
verfügt  wird  oder  sonst  von  Schriftstücken  ßemerkenswerthcs  derselben  iQ- 
geht,  gehörig  journalisirt,  planmäfsig  in  bestimmte  Actenstücke  vertheilt  nnd 
so  geordnet  werde,  dafs  beim  Abgang  oder  auch  nur  bei  Abwesenheit  de« 
Dir.  sein  Nachfolger  oder  Stellvertreter  sich  sogleich  die  nöthige  KenntnKs 
über  alles  Vorkommende  verschaffen  könne.  Zu  dem  Ende  mtissen  aacb 
die  Concepte  der  von  dem  Dir.  erstatteten  Berichte  und  seine  anderweitig 
amtliche  Correspondenz  aufbewahrt  und  gehörigen  Orts  eingeordnet  werden. 
Ebenso  ist  ein  nach  den  Gegenständen  und  der  Zeitfolge  tibersichtlich  ge- 
ordnetes Verzeichnifs  der  von  den  vorgesetzten  Behörden  erlassenen  Ve^ 
fügungen  erforderlich,  welches  ieden,  besonders  auch  die  neu  eintretenden 
Lehrer  in  den  Stand  setzt,  sich  über  das  in  einer  bestimmten  Beziehung 
Angeordnete  zu  unterrichten.    Aus  diesen  Actenstticken ,  dem  Album  der 
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Aufgenommenen,  den  C!onferenzprotoko]len ,  Prüfangsverhandlungen  und 
Fachlehrerberichten,  den  Zeagnife-  und  GensurbOchem,  den  Katalogen  der 
Lehrmittel,  und  allen  übrigen,  die  ganze  Anstalt  wie  deren  Lehrer  und 
Schüler  betreffenden  Papieren  besteht  das  Archiv  des  Gymn.,  welches  unter 
Aufeicht  des  Dir.  allein  steht,  und  zu  dessen  sichrer  Aufbewahrung  ein  ver- 
Bchliefsbarer  Schrank  erforderlich  ist. 

§.  7.  Der  Dir.  ist  drittens  der  nächste  Vorgesetzte  der  an  der  An- 
ttalt  fnngirenden  Lehrer,  Probecandidaten  und  unterbedienten,  welche  ihn 
in  allen  ihren  amtl.  Beziehungen  als  solchen  zu  erkennen  und  seinen  An- 
ordnungen Folge  zu  leisten  haben.  In  dieser  Beziehung  hat  er  zunächst 
jeden  neu  angestellten  Lehrer  in  das  Collegium  einzuführen,  in  das  ihm  über- 
tragne Amt  einzuweisen,  die  vorschriftsmäfsige  Vereidung,  beziehl.  Verpflich- 
tung auf  den  bereits  früher  geleisteten  Diensteid,  vorzunehmen,  und  ihm  in 
der  ErfQllung  seiner  Obliegenheiten  nach  bestem  Wissen  mit  Rath  und  That 
beizustehen.  Ebenso  hat  er,  wenn  ein  Lehrer  seine  Stellung  aufzugeben  be- 
mbsichtigt,  die  stets  bei  ihm  zuerst  anzubringende  Anzeige  davon  entgegen- 
zunehmen, in  dem  darüber  zu  erstattenden  Bericht  die  dadurch  zur  Erledi- 
gung kommenden  Lehrfächer,  für  welche  bei  der  Bestellung  eines  Nachfolgers 
gesorgt  werden  mufs,  genau  zu  bezeichnen,  und  wenn  ihm  ein  dafür  ge- 
eigneter Mann  bekannt  ist,  die  Aufmerksamkeit  der  Behörde  auf  denselben 
hinzulenken.  Bei  einem  eingetretnen  Todesfall  ist  aufserdem  noch  anzuzeigen, 
in  welcher  Weise  für  die  einstweilige  Vertretung  der  erledigten  Stelle  ge- 
sorgt worden  ist. 

§.  S.  Wenn  der  Dir.  selbst  zu  verreisen  beabsichtigt,  —  wozu  bei 
Reisen  innerhalb  der  Schulzeit  unsere  Genehmigung  erforderlich  ist,  sobald 
seine  Abwesenheit  die  Dauer  einer  Woche  überschreitet,  —  so  hat  er  einem 
der  Oberlehrer,  in  der  Regel  dem  ihm  zunächst  stehenden,  die  stellvertretende 
Leitung  der  Anstalt  zu  übertragen,  auch  selbst  für  die  zweckmäfsige  Ver- 
theilung  seiner  Lectionen  Sorge  zu  tragen.  Von  jeder  Abwesenheit,  welche 
den  Dir.  auf  mehr  als  3  Tage  von  der  Anstalt  entfernt,  ist,  auch  wenn  kein 
eigentlicher  Urlaub  erforderlich,  uns  rechtzeitig  Anzeige  zu  machen  und 
der  mit  der  Stellvertretung  beauftragte  Lehrer  zu  bezeichnen,  damit  der 
amtliche  Verkehr  zwischen  uns  und  der  Anstalt  in  keiner  Weise  eine  Störung 
erleide.  Bei  plötzlichen  Verhinderungen  des  Dir.,  sowie  bei  Erledigung 
seiner  Stolle  durch  Abgang  oder  Ableben  desselben,  tritt,  sofern  nicht  etwas 
andres  von  uns  vorgesehen  worden,  der  1.  Oberlehrer  als  commissarisoher 
Dirigent  sofort  in  die  Wahrnehmung  der  Amtsgeschäfite  ein,  bis  von  uns 
weitres  darüber  verfügt  worden  ist 

§.  9.  Ist  ein  Lehrer  erkrankt,  oder  durch  sonstige  unabwendbare  Hin- 
demisse von  der  Abwartung  seiner  Lectionen  abgehalten,  so  liegt  dem  Dir. 
ob,  auf  die  ihm  zu  rechter  Zeit  zu  machende  Anzeige  die  nöthige  Vertretung 
durch  andere  Lehrer  anzuordnen,  wobei  schädliche  Combinationen  möglichst 
zu  vermeiden  sind.  Lehrer,  welche  auiserhalb  der  gesetzlichen  Ferienzeit 
oder  über  dieselbe  hinaus  Reisen  zu  machen  beabsichtigen,  bleiben  —  auch 
abgesehen  von  dem  erforderl.  Urlaub,  den  sie ,  wenn  ihre  Abwesenheit  die 
Daner  einer  Woche  nicht  überschreitet,  bei  dem  Dir.,  und  für  eine  längre 
Abwesenheit  durch  den  Dir.  bei  uns  nachzusuchen  haben  —  von  der  Ge- 
fälligkeit ihrer  Amtsgenossen  hinsichtl.  der  nöthigen  Vertretung  abhängig, 
nnd  haben  selbst,  unter  Aufsicht  und  Mitwirkung  des  Dir.,  für  die  vortheil- 
bafteste  Bewerkstelligung  derselben  zu  sorgen.  Dagegen  tritt  für  die  Lehrer 
eine  Verpflichtung  zur  Uebernahme  erledigter  Stunden  anfser  in  Krankheits- 
fällen ihrer  Amtsgenossen  auch  dann  ein,  wenn  ein  Lehrer  durch  gesetzlich 
gerechtfertigte  Gründe  von  der  Abwartung  seiner  Functionen  abgehalten  ist, 
oder  wenn  nach  dem  Abgang  eines  Lehrers  dessen  Stelle  nicht  gleich  wieder 
besetzt  werden  könnte.  Inwiefern  in  geeigneten  Fällen  den  stellvertretenden 
Lehrern  nach  Mafsgabe  der  übernommenen  Mehrarbeit  aus  dem  Einkommen 
der  erledigten  Stelle,  soweit  es  nicht  etwa  den  Hinterbliebenen  eines  ver^ 
storbnen  Lehrers  für  die  Gnadenzeit  verwilligt  worden  ist,  eine  Remune- 
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ration  zu  gewähren,  wozu  die  bezügl.  Anträge  daroh  den  Dir.  an  das  Cnra- 
torium,  beziehlich  an  uns  selbst,  zu  richten  sind,  bldbt  nach  den  Umsüiiden 
besondrer  Entscheidung  vorbehalten. 

§.  10.  Für  diejenigen  Lehrer,  welche  sich  zu  Terheirathen  beabnchtigea, 
hat  der  Dir.  den  vorschriftsmälsigen  Heirathsconsens  bei  dem  PriaidenteD 
unsers  Coli,  nachzusuchen  und  dabei  anzuzeigen,  bis  zn  welchem  Betrag 
der  betreff.  Lehrer  seiner  künftigen  Ehegattin  eine  Pension  bei  der  allgm. 
Wittwencasse  zu  versichern  beabsichtige,  auch  denselben  za  pflnetlieher 
Einhaltung  des  in  dem  Consens  festzusetzenden  Versicherungstermins  aa- 
zuhalten.  Wenn  Lehrer,  deren  Einkommen  nicht  400  Thlr.  beträgt  und 
welche  aufserdem  kein  Vermögen  besitzen,  die  Erstattung  der  Beitri^  für 
eine  der  Wittwe  zu  versichernde  Pension  von  100  Thlm.  nach  der  A.  C  0. 
y.  17.  Apr.  1820  aus  Staatsfonds  beanspruchen,  sowie  wenn  Wittwe  oder 
Kinder  eines  verstorbnen  Lehrers  nach  dem  Min.  Erlafs  y.  15.  Novb.  1866 
die  Verwilligung  einer  Gnadenzeit  in  Anspruch  nehmen  können,  so  hat  der 
Dir.  auch  die  hierauf  bezügl.  Anträge  bei  uns  einzubringen  und  für  deren 
vollständige  Begründung  Sorge  zu  tragen. 

§.11.  Wie  der  Dir.  überall  das  Interesse  seiner  Amtagenossen  wahmi- 
nehmen  hat,  weshalb  auch  alle  ihr  Amt  und  ihre  Stellung  betreffenden,  sa 
die  Aufsichtsbehörden  gerichteten  Eingaben  derselben,  wo  nicht  durch  be- 
sondere Gründe  eine  Ausnahme  gerechtfertigt  erscheint,  zunächst  an  ihn 
zu  richten  und  von  ihm  sogleich  mit  seinem  Gutachten  zu  begleiten  sind: 
so  liegt  ihm  andrerseits  auch  die  Verpflichtung  ob,  mit  Sorgfalt  and  Ge- 
wissenhaftigkeit darauf  zu  achten,  dafs  sie  durch  würdiges  Verhalten  nnd 
treue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  ihren  Stand  ehren,  sich  das  Vertrauen  ihrer 
Schüler  und  die  Achtung  des  Publicums  sichern  und  dadaroh  ihrer  unter- 
richtlichen  und  erziehenden  Thätigkeit  einen  gedeihlichen  Boden  bereites. 
Besonders  wird  der  Dir.  sich  um  das  Lehrercoll.  verdient  machen,  wean  ei 
ihm  gelingt,  die  Mitglieder  desselben  zu  edler  Geselligkeit,  namentlich  in 
privaten  Vereinigungen  zu  wissenschaftl.  Zwecken  anzuregen.  Aach  werden 
alle  seine  Anordnungen  und  Rathschläge  nur  dann  die  rechte  Wirksamkeit 
haben  können,  wenn  er  dieselben  durch  sein  Beispiel  unterstützt,  nnd  in 
jeder  Beziehung  Vorbild  der  Treue  und  Gewissenhaftigkeit  ist.  —  Vorkom- 
mende Mifsgriffe  und  Ungehörigkeiten,  auch  in  dem  auiseramtl.  Verhaltes 
der  Lehrer,  hat  er  zunächst  mit  humaner  Schonung  zu  rügen,  bei  Nichtbe- 
achtung solcher  Winke  und  Mahnungen  ihnen  aber  mit  Ernst  und  Nachdruck 
zu  steuern,  auch  nicht  zu  gestatten,  dafs  ein  Lehrer  ohne  unsre  Genehmigno; 
Nebenämter  übernehme. 

§.  12.  Die  der  Anstalt  zur  Abhaltung  der  vorschriftsmäfsigen  Probezeit 
überwiesenen  SchulamtscAudidaten,  sowie  diejenigen  Candidaten,  welche  etwi 
nach  Vollendung  derselben  zu  ihrer  fernem  Ausbildung  an  der  Anstalt  ab 
freiwillige  Hülfsarbeiter  beschäftigt  werden,  stehen  während  dieser  Dienstzeit 
zu  dem  Dir.  in  dem  Unterordnnngsverhältnifs  wirklicher  Lehrer,  weshalb 
ihm,  abgesehen  von  der  durch  besondere  Vorschriften  geregelten  AnleitoDf 
solcher  Candidaten  zu  einer  künftigen  selbständigen  fruchtbringenden  Amta- 
führung,  für  deren  Beaufsichtigung  alle  diejenigen  Pflichten  obliegen,  welcbe 
er  nach  §.11  gegen  die  wirklichen  Lehrer  der  Anstalt  selbst  wahrzunehmen  hat 
§.  13.  Endlich  aber  sind  auch  alle  in  nächster  Beziehung  zu  der  Schule 
stehenden  dienenden  Personen ,  als  die  Aufwärter,  Pedelle  u.  s.  w.  der  nur 
mittelbaren  Aufsicht  des  Dir.  unterworfen,  und  hat  der  letztre  daher  allef 
Fleilses  sein  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dais  dieselben  nicht  nur  nach  den 
ihnen  speciell  ertheilten  Instructionen  ihre  Pflichten  genau  erfüllen,  sonderi 
auch  den  Schülern  durch  ihr  und  der  Ihrigen  Betragen  kein  böses  Beispiel 
geben.  Wird  dergleichen,  oder  eine  sonst  unangemefsne  oder  gar  verbotae 
Beziehung  zu  einem  Schüler  bemerkt,  so  hat  der  Dir.  dagegen  sofort  entitr 
lieh  einzuschreiten,  und  nach  Umständen  dem  Gymnasialcuratorium,  wenn 
ein  solches  vorhanden,  sonst  aber  uns  selbst  zu  weitrer  Veranlassung  Anzeige 
zu  machen. 
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§.  14.  Der  Dir.  ist  viertens  Dirigent  des  gesammten  innern  Getriebes 
der  Anstalt  in  Hinsicht  sowohl  des  Unterrichts  als  der  Erziehung  der  ihr  zur 
Bildung  anvertrauten  Jugend. 

Die  Grundlage  des  Unterrichts  bildet  der  allgemeine^  unter  dem  26.  Novb. 
18d5  für  die  Gymn.der  Prov.  festgestellte  Lehrplan  mit  den  Modifioationen, 
welche  unter  dem  14.  Dcb.  1837  und  dem  7.  Jan.  1856  f&r  alle,  und  aufser- 
dem  durch  specielle  Anordnungen  für  einzelne  Anstalten  getroffen  worden 
sind.  Die  Aufgabe  des  Dir.  ist  nun,  vor  allem  dahin  zu  wirken,  dafs  dieser 
Lebrplan  von  dem  Lehrercoll.  als  ein  organisches  Ganze  erfafst  und  verstan- 
den, da(s  er  im  ganzen  wie  in  seinen  einzelnen  Theilen  in  den  Conferenzen 
zum  Gegenstande  wiederholter  sorgfaltiger  und  gründlicher  Erörterungen  ge- 
macht, die  gedeihlichste  Weise  seiner  Ausführung  erwogen,  und  dadurch  in 
Jedem  einzelnen  Mitglied  des  Lehrercoll.  ein  lebendiges  Interesse  für  eine 
fruchtbringende  Fortentwickelung  der  ganzen  Anstalt  hervorgerufen  und  er- 
halten werde.  Die  bei  dieser  Durcharbeitung  des  Lehrsjstems  leitenden 
Gesichtspuncte  stehen  zwar  im  allgemeinen  theils  durch  höhere  Verordnun- 
gen, theils  durch  die  zum  Gemeingut  gewordne  und  sich  immer  schärfer 
entwickelnde  Idee  des  höheren  deutschen  Unterrichtswesens  schon  fest;  allein 
im  einzelnen  ist  noch  vieles  durchzubilden,  sowohl  was  den  Umfang,  als  be- 
sonders die  Methode  und  die  Hülfsmittel  der  verschiedenen  Unterrichtszweige 
betrifft:  und  wiederum  hat  jede  Anstalt  nach  der  Eigenthümlichkeit  ihrer 
Mittel,  ihrer  Lehrer,  ihrer  Oertlichkeit  und  ihres  ganz  besondem  Standpuncts 
recht  sorgfältig  zu  überlegen,  wie  gerade  sie  auf  dem  angemefsnen  Wege 
sich  dem  Ziel  nähern  könne  und  müsse.  Ein  günstiger  Erfolg  solcher  Er- 
örterungen ist  jedoch  nur  dann  zu  erreichen,  wenn  durch  eine  fortgesetzte, 
von  dem  Dir.  mit  Einsicht  geleitete  Verständigung  innerhalb  des  Lehrercc^l. 
die  Einheit  des  ganzen  Strebens  der  Schule  in  allen  Lehrzweigen  und  Classen 
ftufirecht  erhalten  wird. 

Ein  wesentliches  Förderungsmittel  für  die  Erreichung  dieses  Zwecks 
bietet  das  Institut  der  Fachlehrer  dar,  dessen  allmähliche  Durchführung  da- 
her auch  an  denienigen  Anstalten,  wo  es  wegen  eigenthümlicher  Schwierig- 
keiten bis  jetzt  keinen  Eingang  hat  finden  können,  dringend  zu  wünschen 
ist  Obwohl  nämlich  der  Dir.  die  höhere  Uebersicht  des  Ganzen  haben  und 
den  Mittelpunct  bilden  mufs,  in  welchem  Erkenntnils  und  Praxis  ihre  Ein- 
heit finden,  so  kann  er  doch  nicht  alles  allein  thun,  und  eine  Theilung  der 
umfiMsenden  Arbeit  wird  in  jeder  Hinsicht  zweckmäisig  sein.  Zu  dem  Ende 
▼ertheilen  die  Mitglieder  des  Coli,  die  Hauptfitoher  des  Unterrichts  in  der 
Art  unter  einander,  da(s  der  einzelne  ein  einzelnes  Fach  für  einige  Zeit  zu 
specieller  Bearbeitung  und  Beaufsichtigung  übernimmt,  sich  mit  dem  Stoff, 
den  Hülfsmitteln,  der  Methode,  den  wissenschaftl.  Fortschritten  dieses  Fachs, 
den  dasselbe  betreffenden  Verordnungen  u.  s.  w.  gründlich  bekannt  macht, 
und  die  methodische  Durchführung  durch  die  ganze  Anstalt  oder  eine  ihrer 
Büdnngstufen  als  seine  besondre  Aufgabe  betrachtet  Einem  jeden  wird 
natürlich  dasjenige  Fach  zufallen,  in  welchem  er  selbst  am  meisten  beschäf- 
tigt ist;  allein  seine  Sorge  erstreckt  sich  auch  über  seine  eigne  Lehrerthätig- 
keit  hinaus  auf  die  übrigen  Lehrer,  welche  in  demselben  Zweige  unterrichten. 
Mit  ihm  als  dem  Hauptfachlehrer  haben  sie  zunächst  das  Ineinandergreifen 
des  Unterrichts  zu  überlegen  und  ihn  in  der  Entwerfung  des  Lehrplans  (s. 
unten)  zu  unterstützen ;  zugleich  wird  er  selbst  wohlthun,  wenn  er  sich  eine 
kurze  Chronik  über  sein  Fach  anlegt,  in  welche  er  sowohl  literarische  No- 
tizen, eigene  Bemerkungen,  Beobachtungen  und  Erfahrungen,  Verordnun- 
gen u.  s.  w.,  als  auch  den  genehmigten  Fachlehrplan  nach  seinen  Hauptum- 
rissen einträgt.  Ebenso  ist  er  es,  von  welchem  hauptsächlich  die  Vorschläge 
zu  Anschaffungen  von  Büchern  und  andern  Lehrmitteln  für  das  von  ihm  ver- 
tretne  Lehrfach  erwartet  werden.  Für  einige  Fächer,  wie  z.  B.  das  mathe- 
matisch-physikalische, das  historisch -geographische,  häufig  auch  für  die 
deutsche  Sprache,  wird  sich  die  Bestimmung  der  Hauptfachlehrer  leicht  treffen 
lassen,  da  dieselben  schon  meistentheils  eigenen  Hauptlehrern  zugetheilt  sind. 
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Abfr  «uoli  fiir  die  alten  Sprachen  ist  es  sehr  ersprieialich ,  die  oben  an<^ 
deutete  Vertheilung  vorzunehmen,  und,  wenn  nicht  alle  Lehrer  gleichiehig 
ein  Hauptfach  bekommen  können,  mit  den  Fächern  von  Zeit  zu  Zeit  u 
weehseln,  oder  jüngere  Lehrer  älteren  als  Correferenten  zuzuordnen,  damit 
die  Theiinahmo  Aller  an  dem  lebendigen  Fortschreiten  des  Ganzen  erbalteo 
werde.  Bei  kleineren  Anstalten  wird  die  Ausführung  freilich  leichter  sein; 
aber  auch  die  gröfseren  Lehrercollegien  können  sie  sich  dadurch  erleichtern, 
dafs  sie  die  Sorge  für  die  unteren  Olassen  von  der  für  die  oberen  trennen, 
und  die  Fachlehrer  in  beiden  Hälften  wieder  auf  angemelsne  Weise  in  Ver- 
bindung bringen. 

Aus  diesen  Vorarbeiten  der  Hanptfachlehrer  und  der  mit  ihnen  in  des- 
selben Fächern  beschäftigten  Amtsgenossen  gehen  alsdann  die  methodisehet 
oder  Fachlehrpläne  hervor,  in  denen  jeder  einzelne  Lehrgegenstand  nach 
Lehrstoff,  Methode  und  Hülfsmittcln  durch  alle  Classen  der  Schule,  noter 
scharfer  und  bestimmter  Abgrenzung  des  einer  jeden  zugetheilten  Lehnb- 
schnitts,  verfolgt  wird.  Dieselben  bilden,  nachdem  sie  in  der  Conferens  b^ 
ratben  und  von  uns  unter  den  eventl.  nothwendigen  Modificationen  genelh 
migt  worden  sind,  die  Spccialinstructionen  für  die  Behandlung  der  einzelnea 
Unterrichtsgegenstände,  durch  welche  jeder  neu  eintretende  Lehrer  in  dea 
ganzen  Gang  derselben  eingeführt  wird :  sie  sind  übrigens  von  Zeit  zu  Zeit 
einer  Revision  zu  untcniverfen,  damit  das  LehrercoUegium  sich  stets  wissen- 
schaftlich und  didaktisch  in  Vertrautheit  mit  der  Sache  erhalte,  und  keine 
auf  dem  betreffenden  Gebiet  hervortretende  neue  und  bedeutsame  Erschei- 
nung unbeachtet  vorübergehe. 

§.  15.  Die  geordnete  Durchführung  des  allgemeinen  LehrpUnt  und  der 
denselben  nach  den  besonderen  Verhältnissen  jeder  Anstalt  näher  bestimmen- 
den und  erläuternden  Spccialinstructionen  setzt  nun  noch  eine  Reihe  rot 
Anordnungen  voraus,  die  wir  im  folgenden  kurz  zusammenfassen,  und  deren 
genauste  Aufrechthaltung  wir  den  Dir.  zur  Pflicht  machen : 

a)  Damit  der  Cursus  der  einzelnen  Classen  ganz  regelmäfsig  abgehaltea, 
und  jeder  einzelne  Lehrer  mit  Recht  verpflichtet  werden  könne,  ihn  für  seine 
Lebrgegenständo  bis  zu  dem  der  Classe  vorgesteckten  Ziel  durchzuführen, 
ist  03  notbwendig,  dafs  nur  einmal  im  Jahr,  und  zwar  zu  Anfang  des  Schul- 
jahrs, die  Aufnahme  solcher  Schüler  Statt  finde,  welche  den  Gymnadisl- 
cursus  von  vorn  beginnen.  Wer  zu  einer  andern  Zeit  aufgenommen  sein  wül, 
mufs  schon  so  viele  Kenntnisse  besitzen,  dafs  er  in  irgend  eine  Classe  paCit. 
Die  den  aufzunehmenden  Schülern,  welche  das  9.  Lebensjahr  vollendet  haben 
müssen,  anzuweisende  Classe  wird  nach  einer  sorgfältigen  Prüfung  ihres  Bil- 
dungstiiudes  bestimmt,  in  Beziehung  auf  welche  wir  auf  unsre  C.  Verf.  r. 
28.  Dcb.  Ib53  Bezug  nehmen.  Für  diese  Prüfungen  erscheint  ein  ähnliches Vo^ 
fahren,  wie  bei  den  Versetzungen  (s.  unten  c.)  angemessen,  so  dafs  dieselben 
in  Gegenwart  des  ganzen  Lebrercoll.  durch  die  von  dem  Dir.  damit  bejiaf- 
tragteu  Lehrer  vorgenommen  werden,  und  über  das  Ergcbnifs  eine  gemeinsame 
Bcrathung  entscheide.  Ist  dies  Verfahren  wegen  der  grofsen  Anzahl  und  der 
Verscbiedenartigkeit  der  Examinanden  überhaupt  oder  aus  besonderen  Grün- 
den in  einzelnen  Fällen  nicht  anwendbar,  so  müssen  aufser  dem  Dir.  oder 
einem  von  letzterm  zu  ernennenden  Vorsitzenden  mindestens  noch  2  Lehrer 
an  der  Prüfung  theilnehmen.  Die  zur  Aufnahme  geeignet  befundenen  tngi 
der  Dir.  nach  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Geburtsort,  Confession,  Stand  und 
Wohnort  des  Vaters  in  das  sorgfältig  zu  führende  und  aufzubewahrende 
Album  der  Anstalt  ein,  und  überweist  sie,  nachdem  sie  auf  die  Disciplin4^ 
Ordnung  verpflichtet  worden,  in  angemefsner  Weise  den  Ordinarien  ihrer 
Classen  zu  weitrer  Leitung.  Alle  Auuunehmenden  haben  zuvor  ein  Zeu^iii 
über  den  bis  dabin  genofsnen  Unterricht  und  ihr  sittliches  Verhalten,  uod 
wenn  sie  bereits  eine  öffentliche  Schule  besucht,  ein  Entlassungszeugniis  aas 
der  letztem  vorzulegen. 

b)  Ebenso  mufs  es  Regel  sein,  dafs  nur  Eine  Versetzung  im  Sebul- 
jahr,  und  zwar  zu  Anfang  desselben  stattfinde.    Es  wird  angemessen  lein, 
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weno  das  Lehrercoll.  schon  längre  Zeit  vor  deren  Eintritt  sich  über  den 
Standpnnct  der  einzelnen  Classen  und  ihrer  Schüler  verständigt,  nm  in  der 
noch  Übrigen  Zeit  des  Schuljahrs  besonders  diejenigen  Schüler  ins  Auge 
fassen  zu  können,  welche  in  einzelnen  Zweigen  des  Unterrichts  zurückge- 
blieben, aber  unter  strenger  Beaufsichtigung  und  Leitung  das  Versäumte 
nachzuholen  noch  iin  Stande  sind.  c)  Die  Berathung  über  die  Versetzung 
selbst  geschieht  in  der  Conferenz  (§.  4),  und  hat  dabei  jeder  Ordinarius  über 
seine  Classe  den  Vortrag.  Auf  die  Ueberzcugung,  welche  er  und  die  übrigen 
in  der  Classe  unterrichtenden  Lehrer  von  den  Gesammtfortschritten  eines 
Schülers  in  den  Sprachen  und  Wissenschaften  nnd  Won  seiner  Keife  über- 
haupt erlangt  haben,  sowie  bei  denjenigen  Schülern,  über  welche  eine  Ein- 
stimmigkeit des  Urtheils  nicht  hat  erzielt  werden  können,  auf  vorhergegan- 
gene mündl.  und  schriftl.  Prüfung  mufs  der  Versetzungsbeschlufs  begründet 
werden,  ohne  dafs  irgend  einer  andern  Rücksicht  ein  Eiuflufs  auf  denselben 
gestattet  würde.  Insbesondre  darf  weder  das  Lebens-  noch  das  Glassenalter 
eines  Schülers,  noch  der  Umstand,  dafs  er  bei  einem  seiner  Lehrer  Privat- 
unterricht genossen  habe,  oder  dafs  ihm  in  der  höhern  Classe  durch  solchen 
Privatunterricht  fortgeholfen  werden  solle,  noch  endlich  der  auf  das  Privat- 
interesse gegründete  Antrag  der  Eltern  oder  sonstigen  Angehörigen  auf  die 
Beschlufsnahme  Einflufs  gewinnen :  vielmehr  hat  das  Lehrercoll.  dabei  ledig- 
lich seiner  gewissenhaften  Ueberzeugung  zu  folgen,  ohne  dem  Gedanken  Raum 
SU  geben,  dafs  ein  Schüler,  der  wegen  mangelhafter  Bildung  nicht  für  ver- 
aetzungsfähig  erachtet  worden,  deshalb  die  Anstalt  verlassen  werde.  Bei 
etwa  eintretenden  Zweifeln  über  die  Versetzungsfahigkeit  eines  Schülers  ent- 
scheiden der  Dir.,  der  versetzende  und  der  aufnehmende  Ordinarius.  Nach- 
trägt. Versetzungen  einzelner  Schüler  nach  bereits  bekanntgemachter  Trans- 
loeation,  wie  sie  nach  dem  Wunsch  mancher  Eltern,  welche  mehr  um  schnelle 
Beförderung,  als  nm  wahre  und  gediegne  Ausbildung  ihrer  Söhne  besorgt 
sind,  hie  und  da  vorzukommen  pflegen,  sind  ebensowohl  unzulässig,  als  es 
SU  mifsbilligen  ist,  Schülern  für  einen  gewissen  Termin  die  Versetzung  im 
Toraus  zuzusichern. 

§.  16.  Die  Anwendung  des  allgemeinen  Lehrplans  und  der  aus  ihm  her- 
vorgegangenen methodischen  Lehrpiäne  auf  die  gegebenen  Verhältnisse  jeder 
einzelnen  Anstalt  für  ein  bestimmtes  Schuljahr  regelt  der  jedesmalige  Lec- 
tionsplan  für  dieses  Schuljahr.  Der  Dir.  hat  denselben  4  Wochen  vor  dem 
Schlufs  des  vorhergehenden  Schuljahrs  nach  vorgängiger  Conferenzberathung 
mit  dem  ganzen  Lehrercoll.  nach  der  Form  der  vorgeschriebenen  Schemata 
za  entwerfen,  mit  allen  zur  leichtern  Uebersicht  erforderlichen  Notizen  zu 
versehen,  und  alsdann  zur  Genehmigung  bei  uns  einzureichen.  In  welchen 
Lehrobjecten  und  Classen  jeder  einzelne  Lehrer  beschäftigt  werden  darf,  ist 
in  seinem  Prüfungszcugnifs  angegeben.  Aufser  in  Fällen  augenblicklichen 
Bedürfnisses  darf  nur  mit  unsrer  Genehmigung  und  unter  dem  Vorbehalt 
einer  Nachprüfung  über  die  Bestimmungen  desselben  hinausgegangen  werden. 

Die  Vertheilung  der  Fächer  und  Stunden  unter  die  einzelnen  Lehrer, 
für  welche  lediglich  das  BedÜrfnifs  der  Anstalt  mafsgebcnd  und  entscheidend 
ist,  steht  mit  Vorbehalt  unsrer  Genehmigung  dem  Dir.  allein  zu,  und  darf 
dabei  der  Ansicht  mancher  Lehrer,  als  seien  sie  durch  die  Ascension  in  eine 
höhere  Stelle  aller  Verpflichtung  zum  Unterrichten  in  den  unteren  Classen 
überhoben,  eine  Geltung  nicht  eingeräumt  werden.  Uebrigens  wird  hiebei 
der  Dir.,  soviel  thunlich,  auf  die  Neigung  und  Wünsche  seiner  Amtsgenossen, 
nnd  vorzüglich  auch  auf  das  richtige  Verhältnifs  der  Lehrstunden  zu  den 
mit  ihnen  verknüpften  anderweiten  Arbeiten,  besonders  den  Vorbereitungen 
and  der  sorgfältigen  Corrcctur  der  schriftl.  Arbeiten ,  billige  Rücksicht  neh- 
men, und  nicht  weniger  selbst  bereit  sein,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Lection  in 
einer  untern  Classe  zu  übernehmen,  um  seinen  Amtsgenossen  zu  zeigen, 
wie  der  Unterricht  in  den  Elementen  in  fruchtbringender  Weise  ertheilt 
werden  müsse.  Andrerseits  aber  wird  der  Dir.  dabei  nicht  übersehen,  dafs 
jüngere  zu  höheren  Erwartungen  berechtigende  Lehrer  nicht  zu  lange  bei 
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ausschlicfBÜcher  Einübung  der  Elemente  in  den  unteren  Clmssen  festgehalten 
und  dadurch  frühzeitig  abgemüdet  werden  dürfen ;  er  wird  vielmehr  solchen 
Lehrern  Gelegenheit  geben,  sich  auch  in  höheren  Classen  zu  versuchen  und 
dadurch  auch  für  wissenschaftl.  Bestrebungen  lebendig  zu  erfaaltep,  damit 
die  Schule  zugleich  eine  Schule  für  ihre  Lehrer  sei.  Bis  zu  welcher  Zahl 
wöchentl.  Lehrstunden  die  Thätigkcit  jedes  Lehrers  in  Anspruch  genommen 
werden  könne,  läfst  sich  zwar  nicht  durch  allgemein  gültige  Vorschriften 
festsetzen,  da  hiebei  Gegenstand  der  Lectionen,  Frequenz  der  Classen,  etwa- 
nige  Ordinariatsgeschüfte  und  andere  Rücksichten  mit  entscheidend  sein 
müssen;  es  bleibt  jedjbh  eine  nähere  Bestimmung  über  das  Maximum  der 
von  den  einzelnen  Lehrern  zu  erthoilenden  Lehrstunden  vorbehalten.  Wie 
der  Lectionsplan  selbst,  so  ist  auch  die  mit  ihm  zusammenbangende  Be- 
setzung der  Classenordinariate  (s.  unten)  stets  nur  auf  ein  Jahr  gültig,  dabei 
lediglich  durch  das  obwaltende  Bedürfniis  bedingt,  und  steht  d[aher  keinem 
Lehrer  die  Befugnifs  zu ,  auf  Grund  seines  Rangverhältnisses  im  LehrercolL 
ein  Ordinariat  überhaupt  oder  das  Ordinariat  einer  bestimmten  Classe  in 
Anspruch  zu  nehmen  oder  abzulehnen. 

§.  17.  Der  Lectionsplan  bildet,  sobald  er  von  uns  für  ein  bestimmtes 
Schuljahr  genehmigt  worden,  die  feste  Norm  des  Unterrichts  für  diese  Zeit, 
und  liegt  daher  dem  Dir.  die  Verpflichtung  ob,  dafür  Sorge  za  tragen ,  daft 
derselbe  nun  auch  in  einer  dem  Zweck  der  Anstalt  entsprechenden  Weise 
zur  Ausführung  gebracht  werde,  und  sich  kein  Lehrer  von  ihm  in  einseiti^r 
und  willkürlicher  Weise  abzuweichen  gestatte.  Insbesondre  müssen  gleidi 
zu  Anfang  des  Schuljahrs  nach  gemeinsamer  collegi alischer  Berathang  die 
Lehrabschnitte  in  den  einzelnen  Disciplinen  für  die  beiden  Semester,  nach 
Umständen  auch  für  noch  kürzere  Abschnitte  des  Schu^ahrs,  festgestellt, 
sowie  Anzahl  und  Mafs  der  häusl.  schriftl.  Arbeiten  b^timmt  werden,  welche 
jeder  Lehrer  von  den  Schülern  der  einzelnen  Classen  einzufordern,  beziehlieh 
zu  verbessern,  hat.  Bei  dieser  letztern  Bestimmung  ist  vorzüglich  auf  Gründ- 
lichkeit und  sichres  Fortschreiten  zu  sehen,  und  jedenfalls  mit  BÄcksicht 
auf  die  geistige  und  körperliche  Entwickelung  und  Gesundheit  der  Jogimd 
ein  vernünftiges  Mafs  zu  halten,  auch  wohl  darauf  zu  achten,  dafs  die  Schfi- 
ler  in  den  unteren  und  mittleren  Classen  ebensowohl  einer  sorgfältigen  An- 
leitung zu  Präparation,  als  einer  fortdauernden  Controle  dersel^n  bedürfen. 
Dafs  jeder  Lehrer  die  getroffenen  Bestimmungen  genau  einhalte,  die  ihm 
überwiesenen  Lchrobjecte  ohne  eigenmächtige  Aenderung  in  Lehrstoff,  Lehr 
büchcm  und  anderen  Lehrmitteln  in  einer  dem  Standpunct  seiner  Schüler 
entsprechenden,  Fleifs  und  Thätigkeit  derselben  anregenden  Weise  behandle, 
die  ihm  übertragenen  Lehrstunden  pünctlich  anfange  und  abwarte,  die  mit 
denselben  verbundenen  Correcturen  regelmäfsig  und  sorgfältig  erledige,  hat 
der  Dir.  durch  fleifsigen  Besuch  der  einzelnen  Lehrstunden  ohne 
irgend  eine  persönliche  Rücksicht  zu  überwachen,  und  sofern  einzelne  der- 
selben mit  seinen  eigenen  gleichzeitig  fallen,  sich  zur  Erreichung  des  frag- 
lichen Zwecks  lieber  je  zuweilen  in  letzteren  durch  einen  der  anderen  Lehrer 
vertreten  zu  lassen,  als  jenes  wichtige  Geschäft  zu  versäumen.  Ueber  etws 
bemerkte  Abweichungen  von  dem  lectionsplan,  Mängel  in  der  Methode,  der 
Disciplin  etc.  wird  erden  betreff.  Lehrern  freundliche,  und  wenn  es  erforderlich 
ist,  ernste  Erinnerungen  machen,  diejenigen  aber,  welche  in  solcher  Bezie- 
hung die  allgemeinen  oder  seine  spcciellen  Anordnungen  unbeachtet  lassen, 
und  in  einseitiger  Selbstüberschätzung  ihre  eigenen  Wege  gehen,  mit  Nach- 
druck zum  Befolgen  jener  Vorschriften  anhalten.  Zugleich  hat  der  Dir.,  um 
mit  dem  Standpunct  der  einzelnen  Classen  sowie  mit  dem  Fleifs  und  den 
Leistungen  ihrer  Schüler  stets  in  Kenntnifs  zu  bleiben,  sich  öfter  (an  den 
gröfseren  Gymnasien  wenigstens  alle  Semester,  an  den  kleineren  alle  Quar- 
tale) die  Ausarbeitungshefte  der  Schüler  vorlegen  zu  lassen  und  mit  seinem 
Revisionsvermerk  zu  versehen,  auch  in  genauer  Befolgung  nnsrer  Verf.  v. 
23.  Juni  1854  mit  unausgesetzter  Sorgfalt  darauf  zu  achten,  dafs  das  unge- 
achtet wiederholter  Verbote  immer  von  neuem  sich  einschleichende  Dictiren 
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in  den  Classen  nirgends  Platz  greife,  und  ebenso  jede  mechanische,  die 
Schüler  besonders  in  den  unteren  GL  geistig  mifshandelnde  Heft-  und  Ta- 
bellenschreiberei gänzlich  unterbleibe;  wodurch  aber  das  Anfertigen  sorg- 
fUtiger  schriftlicher  Uebersetzungen  aus  den  fremden  Sprachen  in  die  eigne 
(In  Prosa  und  Versen)  keineswegs  verworfen  werden  soll. 

§.  18.  Neben  den  vorbezeichneten  Revisionen  der  Classen  und  der  schriftl. 
Schularbeiten  findet  sich  ein  wesentliches  Mittel,  die  geregelte  Durchführung 
des  Lectionsplans  zu  sichern  und  den  Dir.  in  einer  steten  Bekanntschaft  mit 
den  Leistungen  der  einzelnen  Classen  zu  erhalten,  i||kder  Abhaltung  regel- 
mäfsig  wiederkehrender  ClassenprUfungen,  bei^enen  in  bestimmten 
Zeiträumen  eine  Classe  nach  der  andern,  und  zwar  so,  dafe  jede  mindestens 
einmal  im  Schuljahr  an  die  Reihe  kommt,  von  den  in  ihr  unterrichtenden 
Lehrern  in  Gegenwart  des  Dir.  und  der  übrigen  Lehrer  in  einem  Theil 
ihrer  Unterrichtsgegenstände  gründlich  geprüft  werden  mufo.  Diese  Prüfun- 
gen sind  zugleich  vorzüglich  geeignet,  auch  in  den  übrigen  Lehrern  eine 
dem  Gedeihen  der  Anstalt  fSrdersame  Anschauung  des  Ganzen  derselben 
SU  bilden,  das  Vorzügliche,  welches  ein  jeder  Lehrer  durch  seine  Methode 
in  einem  einzelnen  Unterrichtszweige  leistet,  zum  Gemeingut  aller  und  über- 
haupt das  Vorbild  der  älteren  und  geübteren  Lehrer  für  die  jüngeren  bil- 
dend zu  machen,  endlich  unter  den  Schülern  ein  lebendiges  Emporstreben 
nach  tüchtigen  Leistungen  zu  erwecken;  weshalb  bei  ihnen  viel  mehr,  als 
bei  öffentlichen  Prüfungen  aller  Classen  vor  einem  gemischten  Publicum,  in 
das  Einzelne  einzugehen,  und  in  einer  auf  jede  Prüfung  folgenden  Conferenz 
deren  Ergebnifs  gründlich  zu  erörtern,  auch  nach  seinen  Hauptzügen  in  das 
Protokoll  aufzunehmen  ist.  Die  Mitglieder  des  Curatoriums  sind,  wo  ein 
solches  vorhanden,  zum  Besuch  dieser  Classenprüfungen  berechtigt,  und  des- 
halb von  den  Terminen  derselben  in  Kenntniu  zu  setzen. 

§.  19.  Hinsichtl.  der  am  Schlufs  des  Schuljahrs  stattfindenden  öffentlichen 
Prüfung  verbleibt  es  bei  dem  für  jede  einzelne  Anstalt  durch  die  örtlichen 
Verhältnisse  begründeten  Herkommen.  Jedenfalls  aber  ist  daran  festzuhalten, 
daÜB  derartige  Prüfungen  sich  stets  auf  eine  einfache  Darlegung  des  wirk- 
lich Geleisteten,  mit  Vermeidung  alles  unnützen,  bei  verständigen  Zuhörern 
nur  Mi&trauen  erregenden  Prunks  beschränken.  Ob  die  öffentlichen  Rede- 
tlbungen  mit  den  Schulprüfungen  oder  mit  den  eigentlichen  Schul  festen, 
insbesondre  mit  der  Geburtstagsfeier  Sr.  Maj.  des  Königs,  verbunden  werden 
sollen,  bleibt  dem  Ermessen  der  einzelnen  Anstalten  überlassen.  Die  Wahl 
der  Gedichte  und  Vortragsgegenstände  für  diese  Redeübungen  bedarf  stets 
der  Genehmigung  des  Directors. 

§.20.  Die  Prüfung  der  zur  Universität  abgehenden  Schüler  ist  durch 
das  Reglm.  v.  4.  Juni  1834  und  die  auf  dessen  Ausführung  bezüglichen 
höheren  Verordnungen  vollständig  geregelt  worden,  weshalb  es  hier  hinreicht, 
auf  dieselben  Bezug  zu  nehmen.  Wir  weisen  jedoch  darauf  hin,  dafs,  wenn- 
gleich der  Departementsrath  unsers  Collegiums  als  K.  Commissarius  in  der 
K.  Abitur.  Prüfungscommission  den  Vorsitz  zu  führen  und  deren  Verhand- 
lungen bis  zu  ihrem  Abschlufs  zu  leiten  hat,  dem  Dir.  als  dem  an  Ort  und 
Stelle  befindlichen  Geschäftsführer  der  gedachten  Commission  die  Einleitung 
der  Priifungsverbandlungen,  die  Beaufsichtigung  der  schriftl.  Prüfung,  die 
Herbeiführung  der  etwa  erforderl.  Comraissionsberathungen,  die  Aushändigung 
der  Prüfungszeugnisse  und  die  rechtzeitige  Einsendung  der  Prüfungsacten 
bei  persönlicher  Verantwortlichkeit  übertragen  ist.  §.  21.  Die  Ausfertigung 
der  Abgangszeugnisse  für  die  ohne  Abiturientenprüfung  abgehenden  Schüler 
geschieht  im  Auftrag  des  Dir.  durch  die  betreffenden  Classenordinarien 
(§.  22),  welche  jedoch  zuvor  auch  das  Urtheil  der  übrigen  betheiligten  Leh- 
rer einzuholen  haben.  Diese  Zeugnisse,  deren  Fassung  in  schwierigeren 
Fällen  stets  zuvor  in  der  Conferenz  zu  berathen  ist,  müssen  zufolge  der 
Min.  Rescr.  vom  9.  Mai  und  12.  Juni  1826  die  vollständige  und  gewissenhafte 
Charakteristik  des  Schülera  nach  seinem  wissenschaftl.  und  sittlichen  Stand- 
punct,  die  Classe  und  deren  Stufe  aus  welcher  er  austritt,  und  namentlich 
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auch  den  Umstand  enthalten,  ob  er  etwa  die  Anstalt  verlaBse,  weil  ihn  seine 
Lehrer  noch  nicht  reif  zur  Versetzung  oder  zur  Abiturientenprfifung  erachten. 
Diese,  sowie  die  einem  Schüler  etwa  während  seines  Aufenthalts  in  der 
Anstalt  erforderlichen,  gleichfalls  von  den  Ordinarien  auszustellenden  Zeng- 
nisse  (zur  Anmeldung  zum  Militairdienst,  zu  Stipendien  eto.)  werden  von 
dem  Dir.  mitvollzogen  und  mit  dem  Schulsiegel  beglaubigt. 

§.  22.  Hinsichtl.  der  erziehenden  Thätigkeit  der  Schule  bildet  die 
Pflege  des  religiösen  Sinnes  und  Geistes  der  Jugend  den  Mittel- 
punct,  von  welchem  ^b  ihre  Bestrebungen  ihren  Ausgang  nehmen  mflssen. 
Die  Dir.  werden  es  alher  als  ihre  wichtigste  Pflicht  ansehen,  auf  diesen 
Punct  mit  allen  Mitteln,  welche  der  Schule  zu  Gebot  stehen,  hinzuwirken; 
sie  werden  den  Religionsunterricht,  wenn  nicht  für  denselben  ein  besondrer 
Lehrer  bestimmt  ist,  den  bewährtesten  und  gereifbesten  unter  den  Lehrern 
auftragen,  auch  den  Besuch  des  öfifentl.  Gottesdienstes,  wenn  er  sich  örtlicher 
Hindernisse  wegen  nicht  als  eine  gemeinsame  Pflicht  unter  Aufsicht  der 
Lehrer  einrichten  lassen  sollte,  wenigstens  durch  Beispiel,  Mahnung  und 
zweckmäfsige  Nachfrage  von  Seiten  der  Ordinarien  und  Religionslehrer  in 
der  ersten  Religionstunde  der  Woche  zu  befördern,  durch  gemeinsame  Abend- 
raahlsfeier  der  Lehrer  und  Schüler  eine  christlich-fromme  Gesinnung  zu  be- 
leben suchen,  und  so  durch  den  religiösen  Charakter,  der  das  ganze  Leben 
der  Schule  durchdringen  mufs,  durch  die  tägliche,  dem  Unterricht  vorheh 
gehende  gemeinsame  Morgenandaclit ,  welcher  wenigstens  die  wittirend  der 
nächstfolgenden  Lehrstunde  unterrichtenden  Lehrer  beizuwohnen  haben,  anf 
das  Eine,  was  Noth  thut  und  was  dem  Wissen  und  Wollen  des  Menschen 
erst  die  höhere  Weihe  giebt,  das  Gemüth  der  Jugend  hinführen.  Endlieii 
ist  es  für  diesen  Zweck  wichtig,  die  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden  Schulfeste, 
wie  das  Geburtsfest  Sr.  Maj.  des  Königs  und  andere  periodisch  wiederkek- 
rende  mit  der  Geschichte  der  einzelnen  Anstalten  zusammenhangende  Erinne 
rungstage,  und  nicht  minder  die  Schulversammlungen  zum  Anfang  und  sdd 
Scblufs  des  Schuljahrs,  bei  Abiturieutenentlassungen  etc.,  zu  benutzen  und 
hier  von  Seiten  der  Directoren  belehrend,  ermahnend,  warnend  und  ermnn- 
ternd  alles  dasjenige  zur  Sprache  zu  bringen,  was  zur  Belebung  frommes 
Sinnes  und  zur  Erhaltung  guter  Sitte  beitragen  kann. 

§.  23.  Eine  ebenso  heilige  Pflicht  des  Dir.  ist  es,  jeder  verderWichen 
Richtung  der  Schüler,  möge  sie  sich  in  Verkehrtheit  und  Unlauterkeit  der 
Gesinnungen  und  Bestrebungen,  in  unerlaubtem  Besuch  öffentlicher  Vcrgnfi- 
gungsörter,  ungeziemender  Kleidung,  Anmafsung  im  Betragen,  oder  wie  irgend 
sonst  äufsern,  entgegen  zu  arbeiten,  ganz  besonders  aber  einen  frommen  nnd 
kindlichen  Sinn  in  ihnen  zu  erhalten,  sie  dabei  an  strengen  Gehorsam  zn 
gewöhnen  und  so  ihr  ganzes  Wesen  früh  mit  dem  Geist  der  W^rhafdgkeit 
und  des  auf  Gottesfurcht  gegründeten  Gehorsams  zu  erfüllen.  Wenn  nun 
auch  die  untrüglichste  Quelle  eines  solchen  Geistes  unter  den  Schülern  in 
dem  Geist  der  Lehrer  liegt,  und  ihre  Tüchtigkeit  im  Wissen,  in  der  Gesin- 
nun«:  und  im  Leben  die  sicherste  Stütze  der  gut^n  Zucht  und  Ordnung  in 
der  Schule  ist,  so  sind  doch  auch  äufsero  Veranstaltungen  für  die  Disciplin  e^ 
forderlich.  Bei  ihnen  ist  es  Hauptsache,  dafs  durch  die  feste  Ordnung  sowohl 
der  ganzen  Schule,  wie  einer  jeden  Classe  den  Vergehungen  der  Schüler 
möglichst  vorgebeugt  und  dadurch  die  Strafe  möglichst  selten  werde;  wenn 
diese  aber  dennoch  nöthig  geworden,  dafs  sie  mehr  den  Charakter  einer  un- 
abänderlichen Handhabung  der  allgemeinen  Schulordnung,  als  den  einer  Will- 
kür des  einzelnen  Lehrers  oder  des  Directors  an  sich  trage. 

Zu  jenen  äufseren  Anordnungen  gehören:  a)  die  bei  allen  Anstalten 
eingeführte  Bestellung  von  Classenordinarieu,  als  der  nächsten  Vorsteher  einer 
Classe  oder  einer  Abtheilung  derselben,  denen  aufser  dem  Hauptunterricht 
(§.  16)  vorzüglich  auch  die  Sorge  für  die  sittliche  Haltung  derselben  obliegt 
Wir  haben,  ohne  jedoch  die  übrigen  in  der  betreff.  Classe  unterrichtenden 
Lehrer  von  der  Mitwirkung  für  den  vorgedachten  Zweck  zu  entbinden,  die 
wichtigsten  Pflichten  der  Ordinarien  in  einer  besondem  Instruction  zusammen- 
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gefafsi  b)  die  geregelte  UDd  ununterbrochne  Aufsicht  der  Schulgebäude 
vor  dem  Anfang  und  nach  dem  Schloffl  der  Lectionen  sowie  während  des 
Stundenwechsels,  als  in  denjenigen  Zeitpuncten,  während  welcher  die  meisten 
Unordnungen  von  Seiten  der  Schüler  vorzukommen  pflegen.  Wir  setzen  des- 
halb fest,  dafs  das  Schullocal  Vor-  und  Nachmittags  längstens  15  Minuten 
vor  dem  Beginn  des  Unterrichts  geöffnet,  und  nach  dem  Schluls  desselben 
sogleich  wieder  geschlossen  werde,  auch  dafe  jeder  die  letzte  Vor-  und  Nach- 
mittagstunde ortheilende  Lehrer  das  Glassenzimmer  erst  nach  der  Entfernung 
aller  Schüler  zu  verlassen  habe.  Für  die  Pausen  mufß  es  Regel  sein,  dau 
wenigstens  die  jüngeren  Schüler  nie  oder  dodi  nur  Im  Nothfall,  und  auch 
dann  nur  wenige  Minuten,  im  Schulzimmer  ohne  Au&ioht  allein  sind,  c)  Die 
regelmäfsige  Führung  der  Classenbücher,  deren  sich  eins  in  jeder  Classe 
unter  Aufsicht  und  Verschlufs  des  Ordinarius  befindet,  und  welches  aufser 
den  Namen  der  Schüler  auch  die  erforderlichen  Rubriken  enthiüten  mufs, 
damit  in  diesen  von  jedem  in  der  Classe  unterrichtenden  Lehrer  jede  rügens- 
werthe  Vergehung  oder  Versäumnils  des  einzelnen  Schülers  möglichst  kurz 
und  einfach  bemerkt  werden  könne.  Dieses  Buch  wird  in  den  Conferenzen 
bei  der  Bcrathung  über  den  Zustand  der  Classen  und  ihrer  Schüler  und  bei 
der  Anfertigung  der  Oensuren  zum  Grunde  gelegt  und  ein  Auszug  daraus 
kann  in  einzelnen  Fällen  der  Censur  hinzugefügt  werden,  zur  Notiz  für  die 
Eltern  und  zum  Beleg  eines  hartem  Tadels.  d)  Die  periodisch  wieder- 
kehrende Ertheilung  der  Censuren,  in  denen  sich  die  Anstalt  über  den  Stand- 
punct  des  einzelnen  Schülers  in  Beziehung  auf  seine  Leistungen  in  jedem 
einzelnen  Lehrgegenstande  wie  auf  seine  Führung  seinen  Angehörigen  gegen- 
über in  amtlicher  Weise  ausspricht.  Die  für  diesen  wichtigen  Act  der  Schul- 
ordnung leitenden  Gksichtspuncte  haben  wir  in  unsrer  C.  Verf.  v.  29.  Dcb. 
1834  zusammengefafet  und  auf  deren  Grund  successiv  für  die  einzelnen  An- 
stalten die  erforderlichen  Anordnungen  getroffen,  auf  welche  deshalb  hier 
Bezug  genommen  werden  kann.  §.  24.  In  gleicher  Weise  ist  die  Hand- 
habung der  Dlsciplin  im  engern  Sinne  inzwischen  durch  die  unter  unsrer 
Mitwirkung  von  der  Directorenconferenz  entworfne,  von  dem  K.  vorgesetzten 
Minist,  genehmigte  Disciplinarordnung  vom  1.  Apr.  1833  geregelt  worden,  so 
dafs  diese  überall  die  Grundlage  bildet,  nach  welcher  mit  Berücksichtigung 
der  für  iede  einzelne  Anstalt  noch  ergangenen  Specialbestunmungen  in  vor- 
kommenden Fällen  verfahren  wird. 

§.25.  An  der  Leitung  der  äufseren  Angelegenheiten  der  An- 
stalt nimmt  der  Dir.,  wenn  derselben  kein  Curatorium  vorgesetzt  ist,  in  der 
Weise  und  dem  Umfang  Theil,  wie  dies  von  uns  in  jedem  einzelnen  Fall 
angeordnet  worden  ist.  Besitzt  die  Anstalt  ein  Curatorium,  so  ist  der  Dir. 
ständiges  Mitglied  desselben  mit  Sitz  und  Stimme  in  allen  Angelegenheiten 
derselben,  soweit  sie  nicht  ihn  persönlich  betreffen.  Es  wird  hier  seine  Haupt- 
aufgabe sein ,  das  Interesse  des  Cur.  für  das  Gedeihen  der  Schule  stets  rege 
und  lebendig  zu  erhalten,  hiezu  von  Zeit  zu  Zeit  deren  gesammten  Zustand 
dem  Cur.  offen  darzulegen,  zur  Beseitigung  vorhandener  Mängel  und  Uebel- 
stände  dessen  Mitwirkung  zu  gewinnen,  etwanige  Differenzen  mit  dem  Lehrer- 
coll.  in  wohlwollend  umsichtiger  Weise  auszugleichen,  und  bUlige  Wünsche 
seiner  Amtsgenossen,  soweit  sie  mit  dem  höhern  Zweck  der  Anstalt  und  deren 
Mitteln  vereinbar  sind,  nach  Möglichkeit  zu  fördern.  Wenn  ihm  nun  auch 
der  Natur  der  Sache  nach  als  Mitgliede  des  Cur.  vorzugsweise  die  Bearbei- 
tung der  auf  das  Innre  der  Anstalt  bezüglichen  Fragen  zufallen,  die  Lage 
ihres  Haushalts  dagegen  ihn  nicht  unmittelbar  berühren  wird,  so  wird  er  doch 
bei  dem  nahen  Zusammenhange  der  Geldmittel  und  der  diu'ch  diese  zu  er- 
reichenden Zwecke  auch  den  finanziellen  Verhältnissen  der  Anstalt  seine  Auf- 
merksamkeit nicht  entziehen,  vielmehr  überall  nach  Möglichkeit  auf  deren 
Verbesserung  hinzuwirken  bemüht  sein.  Insbesondre  aber  wird  dem  Dir.  die 
Sorge  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung  der  etwa  vorhandenen,  für  wohl- 
thätige  Zwecke  bestimmten  Nebenfonds  der  Anstalt  (Lehrerwittwencassen, 
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Stipendionfonds  etc.),  sowie,  wo  de^eichen  bis  Jetzt  nicht  vorhanden  sind, 
für  deren  Begrflndnng  dringend  ans  Herz  gelegt 

§.  26.  Unter  allen  Umständen  liegt  dem  Dir.  die  Aufsicht  Aber  das 
Schnlgebändo  einschlielsl.  des  Turnplatzes  ob:  er  hat  hiernicht  blos  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dafs  dasselbe  ohne  unsre  Erlaubnüs  zu  keinen  der  unmittel- 
baren Bestimmung  der  Anstalt  fem  liegenden  Zwecken  verwandt  werde, 
sondern  auch  darüber  zu  wachen,  dafe  das  Gebäude  nebst  Qefen  und  Feuerungs- 
gcräthschaften  sich  stets  in  einem  Zustande  befinde,  welcher  den  regelmäinmi 
und  ungestörten  Fort^Mg  des  Unterrichts  gestattet.  Etwa  nothwendige  Re- 
paraturen hat  er  deshalb  rechtzeitig  bei  uns ,  beziehl.  dem  Cur.,  zur  Anzeige 
zu  bringen  und  auf  deren  AusifÜhrung  zu  dringen,  wobei  er  zur  Erspamils 
von  Zeit  und  Vermeidung  des  Schreibwerks  ermächtigt  sein  soll,  kleinere 
Reparaturen  bis  zum  Betrag  von  2  Thlr.,  und,  wenn  Gefahr  im  Verzuge, 
auch  gr5(sere  bis  zum  Betrag  von  6  Thr.,  sofort  und  ohne  vorhergegangne 
Anfrage  ausfuhren  zu  lassen,  sofern  nur  nachträglich  deren  Nothwendigkdt 
in  überzeugender  Weise  von  ihm  dargethan  wird. 

§.  27.  Endlich  gehOrt  zu  den  Pflichten  des  Dir.  noch  die  Anfticht  über 
das  gesammte  Utensilieninventarium  der  Anstalt,  und  die  dersdbea 
gehörigen  Lehrmittel.  Die  besondre  Sorge  für  einzelne  Abtfaeilungen  des 
Inventars  ist  in  der  Regel  einzelnen  Lehrern  zu  fibertragen,  welche  aie  Ka- 
taloge führen,  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Vorhandnen  soigen, 
das  Neuangeschaffte  nachtragen,  und  etwa  entstandene  Schäden  sofort  zur 
Anzeige  bringen.  Der  Dir.  fShrt  jedoch  die  Oberaufsicht  und  hat  von  Zeit 
zu  Zeit  die  Kataloge  durchzusehen  und  mit  dem  vorhandnen  Bestände  sa 
vergleichen,  auch  die  von  den  Specialaufsehem  ausgestellten  Inventarisatiott»- 
atteste  mitzuvoUziehen.  Gegen  das  Ende  eines  jeden  Schuljahrs  ist  eine  all* 
gemeine  Revision  des  Scbulinventariums  durch  den  Dir.  unter  Zuziehung  der 
ftir  die  einzelnen  Theile  desselben  bestellten  Specialaufseher  vorzunehmen, 
an  welcher,  wenn  die  Anstalt  ein  Cur.  besitzt,  dasselbe  durch  einen  Deps- 
tirten  aus  seiner  Mitte  sich  zu  betheiligen  befugt  ist,  und  zu  welcher  alle 
etwa  ausgeliehenen  Bücher  etc.  ohne  Ausnahme  zurflckgeliefert  werden  mfisseo. 
Das  Original  des  darüber  aufgenommnen  Protokolls  wird  der  Jahresrechnnng 
beigefügt,  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben  aber  im  Gymnasialarchiv  zu- 
rückbehalten. Dabei  ist  aus  pädagog.  Gründen  unerläßlich,  dafs,  abgesehen 
von  der  vorerwähnten  allgemeinen  Revision,  der  Dir.  die  verschiedenen  Räume 
der  Schule,  auch  den  Carcer,  die  Appartements  u.  s.  w.  ebenso  wie  die  Tische 
und  Bänke  der  Classenzimmer  von  Zeit  zu  Zeit  einer  besondem  Besichtigung 
unterwerfe. 

Für  die  Verwaltung  der  Bibliothek  verweisen  wir  auf  die  von  uns 
unter  d.  5.  Juli  d.  J.  erlassene  Instr.,  und  bemerken  hiebe! ,  dafs  wenngleich 
die  Wahl  der  obengedachten  Specialaufseher  über  einzelne  Zweige  des  Schnl- 
inventars  der  Regel  nach  der  Lehrerconferenz  überlassen  ist,  doch  die  fUr 
die  beiden  wichtigsten  Theile  derselben,  die  Gymnasialbibliothek  und  die 
naturwissenschaftl.  Apparate  und  Sammlungen,  in  Vorschlag  gebrachten  Custo- 
den  unsrer  Bestätigung,  und  sobald  mit  diesen  Functionen  etatsmäfsige  Re- 
munerationen verbunden  sind,  auch  der  Zustimmung  des  Cur.,  wo  ein  soldies 
vorhanden,  bedürfen. 

§.  28.  Die  Einrichtung  des  am  Schlufs  jedes  Schuljahrs  von  der  Anstalt 
zu  veröflfentlichenden  Programms  ist  durch  den  Min.  Erlafs  vom  23.  Aug. 
1824  genauer  bestimmt  worden.  Die  Zusammenstellung  der  Schnlnachrichten, 
in  denen  jedoch  die  Berührung  alles  dessen ,  was  nicht  vor  ein  grOfsres  Pu- 
blicum gehOrt,  mit  Umsicht  zu  vermeiden  ist,  liegt  dem  Dir.  allein  ob;  die 
Abfassung  der  vorausgeschickten  Abhandlung  wechselt  der  Regel  nadi 
zwischen  ihm  und  den  etatsmäfsigen  Oberlehrern ;  er  wird  jedoch  nicht  unte^ 
lassen,  auch  die  jüngeren  zur  Lieferung  der  Programmabhandlung  berech- 
tigten wenngleich  nicht  verpflichteten  Lehrer  auf  die  Gelegenheit,  durch 
solche  Arbeiten  von  ihren  Studien,  wie  von  dem  Gange  ihrer  pädagogiechen 
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Fortbildnng  Proben  abzulegen,  hinzuweiaen,  und  8ie  bei  der  Auswahl  der  für 
solche  Bearbeitung  geeigneteten  Stoffe  mit  seinem  Rath  zu  unterstützen.*' 
Mfinster.  K.  Prov.  SchnlcoUegium. 


Rheinprovinz. 

*  Instr.  V.  15.  Juli  1867. 

„§.  1.  Der  Director  ist  Vorsteher  der  Anstalt  und  hat  als  solcher 
die  Leitung  sämmüicher  Angelegenheiten,  wdche  das  Interesse  derselben  im 
allgemeinen  und  im  einzelnen  betreffien. 

§.  2.  Das  K.  Prov.  SchnlcoUegium  ist  die  ihm  zunächst  vorgesetzte 
Staatsbehörde.  Durch  ihn  werden  alle,  die  Anstalt  betreff^enden  Anordnungen 
und  VerflQgungen  dieser  Behörde  zur  AusfOhrung  gebracht,  und  wird  dieselbe 
Yon  allen  den  Zweck  der  Anstalt  fördernden  oder  hemmenden  Zuständen  in 
Kenntnils  gesetzt.  Demnach  hat  er  1.  alle  an  die  Lehranstalt  gerichteten 
Schreiben  zu  eröffnen  und  die  von  der  Lehranstalt  ausgehenden  Schreiben 
anzufertigen  oder  anfertigen  zu  lassen,  zu  vollziehen  und,  wo  es  nöthig  ist, 
mit  dem  Amtsiegel  zu  beglaubigen ;  2.  die  an  ihn  gerichteten  Verfügun- 
gungen  des  K.  Prov.  Schulcoll.  unverzüglich  in  Ausführung  zu  bringen,  oder, 
wenn  Umstände  obwalten,  welche  die  Ausfahrung  bedenklich  machen  könnten, 
darüber  sofort  zu  berichten  und  weitern  Beschluls  abzuwarten:  3.  über 
alle  wichtigeren  Angelegenheiton  der  Anstalt  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu 
berichten :  4.  die  von  ihm  geforderten  Berichte  ungesäumt  und  mit  ge- 
wissenhafter Treue  zu  erstatten:  6.  den  C!ommissarien  des  K.  Prov.  Schul- 
coll. iegliche  Auskunft  bereitwillig  zu  ertheilen,  welche  dieselben  in  Bezug 
auf  die  Anstalt  von  ihm  fordern. 

Endlich  hat  er 

6.  zu  den  durch  besondere  Verfügungen  festgesetzten  Terminen:  a)  einen 
ausführlichen  und  vollständigen  Bericht  über  den  ganzen  innem  nnd  äufsem 
Zustand  der  Anstalt,  nebst  Vorschlägen  zu  etwanigen  Verbesserungen  etc.  zu 
erstatten ;  b)  die  Statist.  Uebersicht  des  Lehrerpersonals  nach  den  vorgeschrie- 
benen Bestimmungen  genau  aufzustellen;  c)  den  für  das  folgende  Schul- 
jahr entworfnen  Lectionsplan;  d)  eine  Frequenzliste;  e)  eine  Angabe 
der  Freischüler  und  f )  eine  Liste  der  einer  Maturitätsprüfung  unterzogenen 
Schüler  nach  den  darüber  besonders  ertheiiten  Vorschriften  einzureichen. 

§.3.  Er  ist  Vorsteher  des  Lehrercollegiums  und  Vorgesetzter 
jedes  einzelnen  Lehrers.  In  erstrer  Beziehung  hat  er,  wenigstens  alle  4 
Wochen,  sämmtliche  Lehrer,  mit  Ausnahme  derer,  denen  Unterricht  bei  der 
Anstalt  nur  als  ein  Nebenamt  übertragen  ist,  und  der  techn.  Hülfslehrer,  zu 
einer  allgm.  Conferenz  zu  versammeln.  In  geeigneten  Fällen  kann  er  auch 
die  nicht  regelmäfsig  theilnehmenden  Lehrer  zuziehen.  Die  Conferenzen 
eröffnet,  leitet  und  schliefst  der  Dir. ;  er  bringt  in  denselben  alles,  dessen  ge- 
gemeinsame Berathung  das  Wohl  der  Anstalt  fördern  kann,  selbst  zur  Sprache 
oder  beauftragt  einzelne  Lehrer,  über  derartige  Gegenstände  der  Conferenz 
Vortrag  zu  halten,  und  gestattet  den  Lehrern,  Angelegenheiten,  die  er  für 
die  Conferenz  geeignet  findet,  zur  Besprechung  zu  bringen.  Verfügungen 
der  höheren  Behörden,  welche  zur  KenntnUsnuime  durch  sämmtliche  Lehrer 
bestimmt  sind,  theilt  der  Dir.  in  den  Conferenzen  mit.  Allgemein  methodische 
Fragen,  das  gegenseitige  Verhältnifis  der  einzelnen  Unterrichtsfacher,  das  Mals 
der  häusl.  Arbeit  der  Schüler,  die  Grundsätze  der  Schulzucht,  und  Disciplinar- 
fUle,  welche  schwerere  Strafen  nothwendig  machen,  die  Anordnung  der  Prü- 
fungen und  Schulfeieriichkeiten  sind  Gegenstände  der  allgm.  Conferenzen.  Zu 
Berathungen  über  den  Fleiis,  die  Fortschritte  und  die  Sitte  der  einzelnen 
Schüler  sind  sämmtl.  Conferenzglieder  einzuladen:  es  sind  indeis  nur  die 
Lehrer  der  betreff.  Classe  oder  des  betreff.  Cötus  emer  Classe  gehalten,  den- 
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selben  beizuwohnen.  Ueber  den  Lehrgang  und  die  Unterrichtsmittel  fUr  die 
yerschiedenen  Unterrichtsgegenstände  yeranhiüst  der  Dir.,  so  oft  er  es  nMng 
findet,  Fachconferenzen ,  an  welchen  säromtliche  Lehrer  des  Faefas  sich  n 
betheiligen  haben,  und  denen  die  übrigen  ordentL  Lehrer  beisawohnen  be- 
rechtigt sind.  Die  Versetzungen  der  Schüler  werden  unter  Vorsitz  des  Dir. 
in  einer  Conferenz  der  Lehrer  der  Glasse  oder  des  Classencötns,  in  welcher 
der  Schüler  sitzt,  und  der  Glasse,  in  die  er  aufsteigen  soll,  berathen,  naeb- 
dem  vor  diesen  Lehrern  die  erfordert.  Versetzungsprflfungen  von  dem  Dir. 
oder  den  von  dem  Dir.  dazu  beauftragten  Lehrern  angestellt  sind.  Bei  der 
Aufnahme  eines  neuen  Schülers  kann  der  Dir.  eine  Berathang  der  Lehrer 
derjenigen  Classon,  in  deren  eine  der  Schüler  aufzunehmen  sein  wird,  rer- 
anlassen.  Die  Aufnahme  von  Schülern,  die  aus  anderen  Anstalten  verwiese« 
sind,  läfst  er  von  der  Gcsammtconferenz  berathen.  Zu  den  Classenprfiftu^ 
im  Lauf  des  Schuljahrs  hat  er  die  Lehrer  der  betreffenden  nnd  der  nächst- 
folgenden Glasse  zuzuziehen.  Ueber  die  Verhandlungen  in  den  aHgemeineH 
und  den  Specialconferenzen  ist  ein  Protokoll  zn  führen.  Den  ProtokoIlfUirer 
bestimmt  der  Dir.,  sofern  er  nicht  vorzieht,  dasselbe  gans  oder  theilweise 
dem  jüngsten  Lehrer  zu  diotiren.  Das  Protokoll  wird  von  simmtlicben  ii 
der  Gonferenz  anwesenden  Lehrern  unterschrieben.  Die  Entscheidung  Ober 
die  nach  Berathung  in  den  Gonferenzen  zn  treffenden  Anordnungen  steht  den 
Dir.  zu,  welcher  die  Conferenz  von  derselben  in  Kenntnifs  setzt.  Ist  die 
Mehrheit  der  ordentl.  Lehrer  wegen  einer  solchen  Anordnung  andrer  Ansicht 
als  der  Dir.,  so  hat  er  ihr  zu  gestatten,  diese  Ansicht  im  Protokoll  auszn- 
sprechen  und  zu  begründen,  und  wenn  die  Mehrheit  es  verlangt,  den  betreff. 
Theil  des  Protokolls  mit  seinem  Bericht  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  vorzulegen, 
und  bis  zu  dessen  Entscheidung  der  zu  treffenden  Anordnung  Anstand  za 
geben.  Diese  Entscheidung  hat  er  jedesmal  einzuholen,  wenn  er  wegen 
Ausschliefsung  eines  Schülers  entgegengesetzter  Ansicht  mit  der  Mehrheit 
der  ordentlichen  Lehrer  ist. 

§.4.  Als  Vorgesetzter  der  einzelnen  Lehrer  hat  der  Dir.  fol- 
gende nähere  Pflichten  und  Befugnisse:  1.  Es  liegt  ihm  im  aligcmeineD 
ob,  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  darauf  zu  achten,  dafs  sie  durch  würdij^et 
Verhalten  und  treue  Erfüllung  ihrer  Pflichten  ihren  Stand  ehren  und  alles 
meiden,  was  ihnen  in  der  Achtung  der  Schüler  und  des  Publicuros  nachtheilig 
sein  könnte.  2.  Er  hat  nicht  nur  selbst  alles  sorgfältig  zu  vermeideo. 
was  das  Ansehn  eines  Lehrers  bei  der  Jugend  schmälern  könnte,  sondern 
auch  diejenigen  Lehrer,  die  sich  in  dieser  Beziehung  etwa  Mifsgriflfe  zu 
Schulden  kommen  lassen,  auf  solche,  dem  Vertrauen  des  Publicums  und  der 
Wirksamkeit  der  Anstalt  nachtheilige  Ungehörigkeiten  aufmerksam  zu  machen 
und  sie  nöthigenfalls  ernstlich  zn  verwarnen.  3.  Ebenso  hat  er  diejeni^a 
Lehrer,  welche  in  disciplinar.  oder  didakt.  Beziehung  die  allgemeinen  Vor 
Schriften  unbeachtet  lassen,  in  einseitiger  Selbstüberschätzung  ihre  eigenoo 
Wcfco  gehen  und  die  zur  Erreichung  des  ganzen  Zwecks  der  Anstalt  erfor 
derlichc  Harmonie  des  Zusammenwirkens  sämmtlicher  Lehrer  stören,  mit 
Schonung,  aber,  wo  es  nöthig  ist,  auch  mit  Ernst  und  Nachdruck  zurecbt/o- 
wcisen.  4.  Wenn  ein  Lehrer  sich  Nachlässigkeiten  im  Dienst,  Venreo- 
dung  seiner  Kräfte  zu  Privatzwecken  zum  Nachtheil  ssiner  amtl.  Ot^liepeD- 
hcitcn,  Ucbertrctung  der  Schulordnung  und  ein  der  Würde  des  Lehrer»taötieft 
unantiremorsncs  Benehmen,  sei  es  in  der  Schule  oder  anlserhalb  dersellieD.  xa 
Schulden  kommen  läfst,  so  hat  er  ihm  darüber  ernstliche  Vorstellungen  ra 
machen,  und  wenn  diese  nicht  fruchten  sollten,  sowie  bei  eigentlichen  Ver- 
gehangen  und  starken  Mifsgriffen,  sofort  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zn  be- 
richten. 

Privatunterricht  in  denjenigen  Gegenständen,  welche  in  der  Schnle 
golelirt  worden,  dürfen  die  Lehrer  Schülern  der  Anstalt  nur  mit  seiner  in»- 
nchinigunf^  ertheilcn,  welche  indefs  nur  in  aufserordentlichen  Füllen  gegebeo 
werden  darf.  Zur  Uebernahme  von  Nebenämtern,  sowohl  seitens  de* 
Dir.  als  der  Lehrer  ist  die  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.  cioauholeii. 
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5.  Er  darf  nicht  zulassen,  dafs  ein  Lehrer  ohne  gegründete  Ursache  und 
ohne  ihm  Anzeige  davon  gemacht  zu  haben,  eine  Lehrstunde  aussetzt.  Sollte 
ein  Lehrer  die  Lehrstunden  nicht  pünctiich  anfangen  oder  schliefen,  so  hat 
er  diesem  Mifsbrauch  entschieden  zu  begegnen. 

6.  Bei  dringenden  Veranlassungen  ist  er  befugt,  einzelnen  darum  nach- 
suchenden Lehrern  einen  Urlaub,  jedoch  von  nicht  mehr  als  8  Tagen  zu 
ertheilen.  Solche  Fälle  sind  in  dem  Jährl.  Schulbericht  speciell  anzufahren. 
Wenn  ein  Lehrer  durch  Krankheit  oder  andere  unabwendbare  Hindemisse, 
seine  Lectionen  zu  halten  aufser  Stande  ist,  so  hat  er  für  die  Stellver- 
tretung desselben  durch  die  anderen  Lehrer  mit  möglichster  Vermeidung 
von  Classencombinationen  zu  sorgen.  Ist  er  selbst  aufiser  der  Ferienzeit 
EU  verreisen  genöthigt,  so  hat  er  für  eine  mehr  als  4tägigo  Abwesenheit  die 
Grenehmigung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  einzuholen  und  wegen  seiner 
Stellvertretung  geeignete  Vorschlftge  zu  machen.  Seine  Abwesenheiten  wäh- 
rend der  Ferienzeit  hat  er  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  unter  Angabe  seines  Ver- 
treters im  voraus  anzuzeigen. 

7.  Für  die  rechtzeitige  Abfassung  der  den  Programmen  beizufügen- 
den wissenschaftl.  Abhandlung,  welche  ihm  und  den  sämmtiichen  definitiv 
angestellten  wissenschaftl.  Lehrern  nach  einer  bestimmten  Reihenfolge  zu- 
kommt, hat  er  zu  sorgen  und  die  Abhandlungen  vor  dem  Druck  sich  vor- 
legen zu  lassen. 

8.  Jeden  neu  eintretenden  Lehrer  hat  er  mit  angemefsner  Feier- 
lichkeit in  sein  Amt  einzufahren,  die  vorschriftsmäßige  Vereidigung  desselben 
oder  die  Verpflichtung  auf  den  etwa  schon  geleisteten  Staatseid  vorzunehmen, 
ihn  mit  dem  ganzen  Umfang  seiner  Pflichten  ausführlich  bekannt  zu  machen, 
endlich  ihn  sowohl  in  Bezug  auf  die  Handhabung  der  Disciplin  als  auf  die 
Hfllfsmittel  des  Unterrichts  nach  Möglichkeit  zu  unterstützen. 

9.  Die  Schulamtscandidaten,  welche  bei  der  Anstalt  das  Probejahr 
abhalten,  hat  er  nach  den  bestehenden  Vorschriften  in  angemefoner  Weise  zu 
beschäftigen  und  theils  selbst,  theils  durch  die  betreff.  Classenordinarien  zu 
leiten  und  zu  unterstützen  und  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  dahin  zu  wirken, 
dafs  den  Candidaten  ihre  Beschäftigung  bei  der  Anstalt  für  ihre  wissenschaftl. 
und  prakt.  Ausbildung  nützlich  und  förderlich  werde. 

10.  Die  Erledigung  einer  Lehrerstelle  hat  er  dem  K.  Prov.  Schul- 
eoll, ungesäumt  anzuzeigen,  und  dabei  sich  über  die  bei  Wiederbesetzung 
derselben  in  Betracht  kommenden  Erfordernisse  gutachtlich  zu  äufeem.  Er- 
folgt die  Wiederbesetzung  einer  Stelle  durch  die  Staatsbehörden,  so  kann  er 
bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  geeignete  Personen  in  Vorschlag  bringen.  Steht 
die  Wahl  der  Lehrer  einer  Localbehörde  zu,  so  finden  die  Wahlverhandlungen 
unter  seiner  Mitwirkung  Statt;  Bedenken,  die  er  etwa  gegen  eine  von  der 
Localbehörde  getroffne  Lehrerwahl  hegt,  hat  er  sofort  dem  K.  Prov.  Schulcoll. 
vorzutragen. 

§.  5.  Da  ihm  aufser  den  von  ihm  als  Lehrer  zu  ertheilenden  Unterricht- 
standen die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  übertragen  ist,  so 
hat  er  die  zu  seiner  Verfügung  gestellten  Lehrkräfte  im  allgemeinen  so  zu 
ordnen  und  in  Thätigkeit  zu  setzen,  dafs  die  in  dem  Abiturientenreglement 
bezeichnete  wissenschaftl.  Bildung  und  der  für  die  einzelnen  Bildungstnfen 
Yorgezeichneto  Grad  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  auf  dem  im  allgemei- 
nen Lehrplan  verzeichneten  Wege  möglichst  vollständig  erreicht  werde. 

Demgemäfs  hat  er:  1.  den  Le  et  ionsplan  für  jedes  Schuljahr  nach 
vorhergcgangner  Anhörung  der  Lehrer  in  der  Art  zu  ordnen,  da(s  jedem 
Lehrer  der  seinen  Kräften  und  seiner  Qualification  angemefsne  Wirkungskreis 
angewiesen  werde ,  und  sämmtliche  Wirkungskreise  der  einzelnen  Lehrer  so 
snsammenstimmen  und  ineinandergreifen,  dafs  sie  dem  allgemeinen  Zweck 
der  Anstalt  bestens  entsprechen.  Die  Zahl  der  jedem  Lehrer  zu  übertragen- 
den Lehrstunden  bestimmt  er  unter  Berücksichtigung  der  auf  Correcturen, 
Verwaltung  der  Bibliothek  oder  Apparate  etc.  von  den  einzelnen  zu  verwen- 
denden Zeit  nach  Maisgabe  der  vocationsmälsigen  Verpflichtung  eines  jeden. 
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Zugleich  mit  der  Aufsteilung  des  Lectionsplans  weiset  er  die  Classenor- 
dinariate  den  geeigneten  Lehrern  zu,  wobei  er  dafür  ca  somn  hat,  dalf 
jedem  Ordinarius  in  der  Classe  oder  dem  Classencötos  seines  Orainariats  eise 
möglichst  grofse  Zahl  von  Lehrstunden  zufallt 

2.  Femer  hat  er  den  Unterricht  in  jeder  Classe  bei  den  yersehfedeneB 
Lehrern  so  zu  regeln  und  zu  beaufsichtigen,  dals  ein  zweckmäfinges,  mk 
verständiger  Berücksichtigung  der  Gesundheit  und  der  Kräfte  der  Sckfilcr 
geordnetes  stufenweises  Fortschreiten  stets  gesichert  Ueibe;  8.  dahin  n 
wirken,  dafs  die  didaktischen  Grundsätze  und  Lehrweisen  der  verschiedcBea 
Lehrer  in  den  einzelnen  Unterrichtszweigen  sich  nicht  widerstreiten,  sondera 
in  Einklang  gebracht  werden. 

4.  Um  diese  Zwecke  möglichst  vollständig  zu  erreichen  und  zagleich 
bei  sämmtl.  Lehrern  ein  gemeinsames  lebendiges  Interesse  an  dem  Ge£ubeii 
der  Anstalt  zu  erregen  und  zu  erhalten,  hat  er  vor  dem  Anfang  der  Leltf> 
stunden  eines  jeden  Schuljahrs  eine  besondre  Gonferenz  zu  halten,  in  w^eber 
in  ieder  Disciplin  und  für  jede  Classe  die  Jahrespensa  im  allgemeinen  be- 
rathen  und  sodann  von  dem  Dir.  festgestellt  werden,  und  besonders  aoeh 
durch  ihn  bestimmt  wird,  wie  viele  häusl.  und  schriftl.  Arbeiten  jeder  Lehrer 
von  den  Schülern  der  einzelnen  Classon  wöchontl.  einzufordern  hat  Bei 
dieser  letztern  Bestimmung  ist  vorzüglich  auf  Gründlichkeit  und  sichres  Foct- 
schreiten  zu  sehen  und  jedenfalls,  mit  Rücksicht  auf  die  körperliche  £Dt- 
wickelung  und  Gesundheit  der  Jugend,  ein  vernünftiges  Mafs  zu  halten.  Von 
dem  desmllsigen  Protokoll  hat  er  spätestens  14  Tage  nach  dem  Anfang  des 
Schuljahrs  Abschrift  mit  dem  erforderl.  Erläuterungsbericht  an  das  K.  Prov. 
Schulcoll.  einzureichen. 

6.  Zu  seinen  wesentlichen  Obliegenheiten  gehört,  dals  er  die  Lehrstundeo 
der  einzelnen  Lehrer  möglichst  fleilsig  besuch^  die  etwanigen  Abwege  ood 
Nachlässigkeiten  scharf  ins  Auge  fafst,  die  schriftl.  Arbeiten  simmtlicber 
Classen  von  Zeit  zu  Zeit  durchsieht  und  seine  Bemerkungen  demnächst  den 
betreff.  -Lehrern  mittheilt.  6.  Auiser  den  gewöhnlichen  Besuchen  der  Leh^ 
stunden  hat  er  wenigstens  einmal  im  Schuljahr  eine  Revision  der  einzehtfi 
Classen  anzustellen.  Bei  diesen  Revisionen  ist  besonders  darauf  zu  sehen, 
inwiefern  den  im  Anfang  des  Schuljahrs  gegebenen  Bestimmungen  über  die 
Pensa  und  die  schriftl.  Arbeiten  der  Schüler  von  den  einzelnen  Lehrern  jire- 
nügt  worden  ist.  Die  bei  diesen  Revisionen  gemachten  Bemerkungen  sIokI 
in  der  Gonferenz  zur  Kepntnils  und  zur  Nachachtung  mitzutheilen. 

7.  Ein  Wechsel  in  den  von  den  Schülern  zu  gebrauchenden  Lehr-  ond 
Lesebüchern  ist  von  dem  Dir.  nur  im  Fall  entschiednen  Bedürfnissei 
nach  Berathung  mit  den  betreff.  Lehrern  in  einem  motivirten  Bericht,  welchem 
schriftliche  Gutachten  der  betreff.  Lehrer  beizufügen  sind,  bei  dem  K.  Prov. 
Schulcoll.  zu  dem  dafür  vorgeschriebnen  Termin  zu  beantragen. 

8.  Er  hat  mit  Sorgfalt  darüber  zu  wachen,  dafs  bei  den  Versetzun- 
gen der  Schüler  nach  den  bestehenden  Vorschriften  verfahren  werde,  ond 
einem  etwanigen  unpraktischen  Optimismus  einzelner  Lehrei»  nicht  nachia- 
geben.  —  9.  Die  neu  aufgenommenen  Schüler  sind  von  dem  Dir.  in  dis 
Album  der  Schule  einzutragen  und  den  Classenordinarien  zuzuweisen,  welcbe 
sie  in  die  ihnen  angewicsne  Classe  einführen  und  sie  mit  der  Schulordnaur 
bekannt  zu  machen  haben.  Aufnahme  von  Schülern  im  Lauf  des  Schal- 
jahrs oder  im  Anfang  des  2.  Semesters  findet  nur  ausnahmsweise  und  in 
aufserordentlichen  Fällen  statt. 

10.  Am  Schlafs  eines  jeden  Schuljahrs  wird  eine  öffentliche  Schal- 
prüfung gehalten,  welche  den  Zweck  hat,  dem  Publicum  von  den  Iiei«nn- 
gen  der  Anstalt  Kenntnifs  zu  geben,  und  dadurch  das  Vertrauen  und  dl^ 
wohlwollende  Theilnahme  desselben  zu  erregen  und  zu  erhalten.  Der  FHr. 
hat  dahor  die  Pflicht,  die  Einladungsprogramme,  die  öffentlichen  Roden,  sowie 
die  Prü fanden  selbst  so  einzurichten  und  zu  ordnen,  da&  diesem  Zweck  in 
würdiger  Weise  entsprochen  werde. 

§.  G.    Die  Schule  hat  es  als  ihre   wesentliche  Aufgabe   zu   betraehteo, 
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» 

mit  der  wissenschaftl.  Ausbildung  ihrer  Zöglinge  auch  eine  christliche  Ge- 
sinnung in  ihnen  zu  wecken  und  sie  zu  einem  derselben  entsprechenden 
Wandel  anzuleiten. 

Der  Dir.  wird  deshalb  1.  die  Pdege  eines  christlichen  Geistes  und 
Wandels  als  seine  heiligste  Pflicht  betrachten,  zu  dem  Ende  auch  den  oder 
die  Religionslehrer  mit  allen  der  Schule  zu  Gebot  stehenden  Mitteln  anfii 
kräftigste  unterstützen,  die  Theilnahme  der  Schüler  an  den  öffentlichen  oder 
an  dem  besondem  Anstaltsgottesdienst  durch  die  Lehrer  der  Anstalt  beauf- 
sichtigen, und  dahin  wirken,  da(s  ein  religiöser  Charakter  das  ganze  Leben 
der  Anstalt  durchdringe  und  den  Schülern  in  den  Lehrern  das  Vorbild  eines 
christlichen  Lebens  vorleuchte.  2.  Seine  disciplinarische  Wirksamkeit  er- 
streckt sich  Aber  die  Schulzucht  in  allen  ihren  Richtungen  und  mufii  jeder- 
zeit mit  derjenigen  Kraft  verbunden  sein,  welche  die  Aufrechterhaltung  der 
Schulordnung  und  die  Handhabung  der  Zucht  sichert.  3.  Zu  diesem  Zweck 
hat  der  Dir.  seine  Aufmerksamkeit  unausgesetzt  auf  den  sittlich  -  religiösen 
Zustand  der  einzelnen  Schüler  sowohl  als  der  verschiedenen  Glassen  zu 
richten.  4.  Sowie  er  selbst  die  Zucht  im  allgemeinen  überwacht  und  für 
die  genaue  Ausführung  der  für  die  Anstalt  mit  Genehmigung  des  K.  Prov. 
Schulcoll.  getroffenen  Disciplinarbestimmungen  sorgt,  hat  er  den  Lehrern,  be- 
sonders den  Classenordinarien,  die  erforderl.  Instruction  über  den  ihnen  zu- 
kommenden Theil  der  Disciplin  zu  ertheilen  und  auf  die  pünctl.  Ausführung 
dieser  Instruction  zu  halten. 

5.  Um  sich  des  Zwecks  möglichst  vollkommen  zu  versichern,  dafii  im 
Innern  der  Schule  Fleifs,  Ordnung  und  christliche  Sitte  stets  vornerrschen 
und  einzelne  Bestimmungen  der  Schulordnung  weder  durch  unzeitige  Nach- 
sicht oder  Schlaffheit  der  Lehrer,  noch  durch  üble  Gewohnheiten  der  Schüler 
ihre  Geltung  verlieren,  hat  er  die  Lehrer  in  den  Conferenzen  zu  ausführli- 
chen Mittheilungen  über  den  Fleils  und  das  Betragen  ihrer  Schüler  zu  ver- 
anlassen und  nach  Berathung  mit  ihnen  die  Mafsregeln  anzuordnen,  welche 
geeignet  sind,  unlöblichen  Richtungen  einzelner  Zöglinge  oder  ganzer  Glassen 
entschieden  entgegen  zu  wirken.  6.  Ebenüb  hat  er  auf  alles  genau  und 
mit  aller  Berücksichtigung  der  elterlichen  Gewalt  und  Autorität  zu  achten, 
was  aufeer  der  Schule  auf  die  sittliche  Führung  und  den  Fleifs  der  Schüler 
einen  nachtheiligen  Einflufs  haben  könnte,  namentlich  auch  dafür  zu  sorgen. 
dais  die  auswärtigen  Schüler  bei  ordentlichen  Bürgern  und  auf  keinen  Fall 
in  Wirthshäusem ,  wenn  nicht  etwa  verwandtschaftliche  Verhältnisse  eine 
Ausnahme  rechtfertigen,  untergebracht  werden.  7.  Der  Besuch  von  Wirths- 
häusem, gleichviel  ob  dieselben  sich  innerhalb  der  Stadt  oder  in  der  Nähe 
der  Stadt  befinden,  ist  den  Schülern  streng  zu  untersagen,  und  die  Erlaubnifs 
dazu  ihnen  nur  in  besonderen  Fällen  und  stets  unter  der  Bedingung  zu  er- 
theilen, dafs  sie  gehörig  beaufsichtigt  sind.  8.  Um  das  Leben  der  Schüler 
auiserhalb  der  Schule  vor  üblen  Gewohnheiten  möglichst  zu  schützen  und 
den  häusl.  Fleifs  derselben  gehörig  zu  beaufsichtigen,  hat  der  Dir.  nicht  nur 
selbst  einzelne  Schüler,  besonders  die  auswärtigen,  von  Zeit  zu  Zeit  in  ihren 
Wohnungen  zu  besuchen,  sondern  auch  darauf  zu  halten,  dafs  die  Classen- 
ordinarien die  ihrer  Classe  angehörigen  Schüler  auf  ihren  Stuben  fleifsig  be- 
suchen. Er  hat  sich  dabei  gegenwärtig  zu  erhalten,  dals  die  Wirksamkeit 
der  Hausbesuche  wesentlich  darauf  beruht,  dafs  sie  als  ein  Erweis  väterlichen 
Wohlwollens  von  den  Schülern  erkannt  werden.  Da  diese  Seite  der  dis- 
ciplinar.  Aufsicht  von  grofser  Wichtigkeit  ist,  so  hat  er,  um  hierin  keine  Nach- 
lässigkeit einschleichen  zu  lassen,  in  den  monatl.  Conferenzen  die  Classen- 
ordinarien der  Reihe  nach  zu  befragen,  ob  und  welche  Schüler  sie  seit  der 
letzten  Conferenz  besucht  und  welche  Wahrnehmungen  sie  dabei  gemacht 
huaben,  und  die  Antworten  zu  Protokoll  zu  vermerken. 

9.  Da  es  zu  den  wesentlichen  Eigenschaften  eines  guten  Lehrers  ge- 
hört, gewöhnliche  jugendliche  Unarten  mit  Ruhe  und  Milde  zu  behandeln,  so 
hat  der  Dir.  eine  besondre  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten,  dafii  die  Lehrer 
in  dieser  Beziehung  die  Vorschriften  einer  vernünftigen  Pädagogik  gehörig 
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beachten  und  sich  durch  dergleichen  Unarten  nicht  zu  nngeeigneten  Strafen 
oder  gar  leidenschaftlichen  Ausbrüchen  hinreiisen  lassen.  10.  Sind  eimdne 
Lehrer  wider  Erwarten  zu  solchen  Milsgriffen  geneigt  und  yerfidleii  sie  wie- 
derholter Mahnung  ungeachtet  in  denselben  pädagogischen  Fehler^  so  ist  er 
befugt,  ihnen  jede  körperliche  Züchtigung  und  sonstige  strengere  Strafen  tof 
eine  bestimmte,  die  Dauer  eines  Schuljahrs  nicht  überschreitende  Zeit  ni 
untersagen.  Solche  Fälle  sind  in  dem  Jahresbericht  besonders  anznltihraL 
11.  Sollten  Lehrer  Beweise  von  roher  Gesinnung  und  somit  ai^h  von  pida- 
gogischer  Unfähigkeit  dadurch  geben,  da(s  sie  zu  wiederholten  Malen  Sdnmpf- 
Wörter  nnd  Spitznamen  gegen  ihre  Schüler  gebrauchen,  so  hat  er  davon  des 
K.  ProY.  Schulcollegium  Anzeige  zu  machen. 

12.  Da  die  Strafe  des  Nachsitzens  ohne  Aufsicht  in  den  Claasen  dmth 
die  Erfahrung  als  unzweckmäßig  und  für  die  Sitten  der  Schüler  sogar  all 
bedenklich  erwiesen  ist,  so  hat  der  Dir.  darauf  zu  halten,  dais  jene  Strafe 
nur  unter  der  Bedingung  verfiigt  werde,  dafii  der  b^reff.  Lehrer  persOnfieh 
die  Aufsicht  während  der  Zeit  des  Nachsitzens  führt  und  ihm  und  den  Ehen 
oder  Pflegeeltern  sofort  Anzeige  macht.  Carcerstrafe  bedarf  jedesmal  der 
Genehmigung  des  Directors.  13.  Die  Strafen  für  gröbere  Unarten  nnd 
Vergehen,  wie  muthwillige  Beschädigung  der  Lehrzimmer  oder  der  UtensiUeii, 
wiederholte  gröbere  Uebertretung  der  Schulordnung,  Mi&handlung  der  Mit- 
schüler, freches  Lügen,  Widersetzlichkeit  und  Trotz  gegen  Lehrer,  Diebstüilt 
Strafsenunfug  und  sonstige  gröbliche  Verletzungen  der  Sittlichkeit,  werden 
in  der  Lehrerconferenz  berathen  nnd  von  dem  Dir.  bestimmt,  sofern  nicht 
gemäfs  §.  3  a.  E.  die  Entscheidung  des  K.  Prov.  SehulcoUegiams  einzu- 
holen ist. 

14.  Zu  den  allgemeinen  Disciplinarmitteln  gehören  die  am  ScUnis  eines 
jeden  Viertel-  oder  Halbjahrs  den  sämmtlichen  Schülern  der  betreff.  Classea 
zu  ertheilenden  Censurzeugnisse,  welche  überdem  noch  den  Zweck  haben, 
den  Eltern  oder  Vormündern  zuverlässige  Auskunft  über  Sitte,  Fleiis  nnd 
Fortschritte  ihrer  Söhne  oder  Pflegebefohlenen  zu  ertheflen.  Der  Dir.  bat 
dafür  zu  sorgen,  dafs  die  darüber  bestehenden  besonderen  Vorschriftea 
pünctlich  beobachtet  und  namentlich  die  diesen  Censuren  zu  Grunde  zu  legen- 
den Classenbüchcr  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  geführt  werden.  Die  Censaren 
läfst  er  unter  Mitwirkung  der  übrigen  Lehrer  der  betreff.  Classe  von  den  Ot- 
dinarien  entwerfen,  stellt  sie  fest  und  vollzieht  sie  mit  denselben.  15.  Aniser 
den  regelmäCäigen  Censuren  ist  den  abgehenden  Schülern,  welche  sich  einer 
Maturitätsprüfung  nicht  unterziehen,  ein  ausführliches  Zeugnils  auszusteUes, 
in  welchem  die  sittliche  Führung  derselben,  sowie  ihre  in  den  einzelnen 
Fächern  des  Unterrichts  erlangten  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  mit  gewissen- 
hafter Genauigkeit  beurtheilt  sind.  Diese  Zeugnisse  lälst  der  Dir.  durch  den 
Ordinarius  der  Classe,  in  welcher  der  zu  entlassende  Schüler  zuletzt  unter- 
richtet worden  ist,  auf  Grund  der  in  das  Classenbuch  eingetragenen  UrtbeUe 
und  der  Censuren  entwerfen,  stellt  sie  fest  und  vollzieht  sie  mit  dem  Ordi- 
narius im  Concept  und  in  der  Reinschrift.  16.  Ueber  die  Maturitätsprä- 
fungen  und  die  auf  Grund  derselben  zu  ertheUenden  Zeugnisse  geben  die 
Abiturienten reglements  die  erforderlichen  Vorschriften. 

17.  Bei  solchen  neu  aufzunehmenden  Schülern,  die  vorher  andere  Anstalten 
besucht  haben,  hat  der  Dir.  die  Sittenzeugnisse  sorgfaltig  zu  prüfen.  Er^ben 
sich  dabei  Gründe  zum  Verdacht,  so  ist  er  befugt,  ihnen  die  Aufnahme  nnr 
versuchsweise  zu  gestatten  und  sie  ohne  weitres  wieder  zu  entlassen,  wenn 
er  nach  dem  Urthcil  des  Classenordinarius  und  der  wissenschafü.  Lehrer  der 
betreff.  Classe  und  durch  seine  eigenen  Wahrnehmungen  sich  überzeugt  hü, 
dais  die  Disciplin  durch  das  Betragen  desselben  gefährdet  wird. 

18.  Soweit  der  Dir.  bei  Verleihung  von  Freistellen ,  Stipendien  und  an- 
deren Beneficicn  an  Schüler  mitzuwirken  hat,  hat  er  deren  Würdigkeit  nnd 
Bedürftigkeit  genau  zu  berücksichtigen,  nachdem  er  den  Ordinarius  und  die 
übrigen  Lehrer  befragt  hat 

§.  7.  Als  Mitglied  der  für  die  Anstalt  bestehenden  OrtUchen  Behörde  bü 
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der  Dir.  die  für  dieselbe  ergangne  Instruction  zu  beachten  und  die  ihm  in 
derselben  zugewiesne  Stellung  und  Aufgabe  in  Vertretung  der  Schul-  und 
Lehrerinteressen  mit  Umsicht  wahrzunehmen. 

§.  8.  Die  Schulbibliothek  und  sämmtliche  der  Anstalt  gehörige  Samm- 
lungen und  Lehrapparate  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Dir.  Ueber  de- 
ren Vermehrung  aus  den  im  Etat  der  Anstalt  dafClr  ausgeworfenen  Mitteln  ver- 
nimmt er  die  Wünsche  der  Lehrer  und  entscheidet  über  die  Anschaffungen. 

1.  Die  besondre  Aufsicht  über  einzelne  Sammlungen  kann  er,  vorbe- 
haltlich der  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.,  einzelnen  Lehrern  über- 
tragen; jedoch  bleibt  er  für  die  genaue  Führung  des  Inventariums  und  Kar 
talogs,  rar  die  Ordnung  und  Sicherheit,  fQr  die  conservatorisclft  Behandlung 
der  Sammlungen  stets  verantwortlich.  Er  führt  dann  die  Oberaufsicht  über 
die  Verwaltung  der  Schulbibliothek  und  der  anderen  Sammlungen ,  und  hat 
gegen  den  Bibliothekar,  resp.  Aufseher,  alle  Rechte  und  Befugnisse,  die  aus 
diesem  Verhältnifs  und  der  damit  verbundnen  Verantwortlichkeit  entspringen. 
2.  Ueber  die  Ergänzung  und  Vermehrung  der  Schulutensilien,  sowie  über 
Erhaltung  und  Ausbesserung  der  Gebäulichkeiten  hat  er  das  Erforderliche 
SHir  gehörigen  Zeit  bei  den  betrefft.  Behörden  zur  Sprache  zu  bringen;  es  steht 
ihm  jedoch  frei ,  über  wichtigere  Angelegenheiten  dieser  Art  auch  noch  be- 
sonders an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten.  3.  Die  Schulacten ,  die 
Conferenzprotokolle  und  das  Album  nimmt  er  unter  seine  besondre  Verwah- 
rung und  sorgt  dafür,  dafs  sie  nach  besimmten  Rubriken  in  einer  Ordnung 
gehalten  werden,  welche  eine  das  Auffinden  des  Einzelnen  erleichternde  Ueber- 
sicht  gewährt.  Ein  geordnetes  Dienstjoumal  über  den  schriftl.  Verkehr  hat 
er  pünctlich  zu  führen.  Wichtigere  Schreiben  und  Berichte,  die  von  ihm  aus- 
gehen, sowie  die  von  der  Anstalt  ausgestellten  Zeugnisse  hat  er  im  Concept 
zu  den  Acten  zu  bringen.  Er  hat  4.  darüber  zu  wachen,  da(s  der  Schui- 
diener,  der  zunächst  an  seinen  Befehl  gewiesen  ist,  seiner  Instruction,  vor- 
züglich in  Beziehung  auf  die  Reinlichkeit  der  Locale,  das  Heizen  der  Oefen 
and  auf  sittliche  Aufführung,  pünctlich  nachkomme. 

§.  9.  1.  Da  die  Eltern,  welche  ihre  Söhne  der  Anstalt  übergeben  und 
der  Ordnung  derselben  unterwerfen,  ihr  Vertrauen  vorzüglich  dem  Dir.  schen- 
ken, indem  sie  vorzüglich  ihm  einen  bedeutenden  Theil  ihrer  väterlichen 
Autorität  abtreten,  so  hat  der  Dir.  dieses  Vertrauen  durch  freundliches  Zuvor- 
kommen in  allen,  das  wissenschaftliche  und  sittlich -religiöse  Gedeihen  ihrer 
Kinder  betreffenden  Angelegenheiten  zu  ehren  und  zu  rechtfertigen,  und  ihnen 
bereitwiUig  jede  Auskunft  zu  ertheilen,  welche  elterliche  Liebe  und  Sorge 
von  ihm  begehren  möchte.  Namentlich  wird  er  auswärtigen  Eltern  auf  ihren 
Wunsch  schriftl.  Nachrichten  von  dem  sitti.  und  wissenschaftl.  Leben  ihrer 
Söhne  selbst  geben  oder  durch  den  betreff.  Ordinarius  geben  lassen.  2.  Den 
Ortsbehörden  hat  er  gebührende  Achtung  zu  beweisen  und  hierin  den  Lehrern 
wie  den  Schülern  mit  einem  guten  Beispiel  voranzugehen.  3.  In  allen 
Fällen,  wo  Schüler  wegen  polizeilicher  Vergehungen  oder  sonst  von  den  Orts- 
behörden amtlich  in  Anspruch  genommen  werden,  oder  wo  dieser  Behörden 
Mitwirkung  zur  Verhütung  solcher  Vergehungen  und  zur  Aufrechthaltung 
der  Sitte  und  Zucht  der  Schüler  aufserhalb  der  Schule  wünschenswerth  oder 
nothwendig  ist,  hat  er  sich  in  angemefener  Weise  mit  ihnen  zu  benehmen. 

§.  10.  Es  wird  dem  Dir.  zur  besondern  Pflicht  gemacht,  allen  dem 
Frieden  der  christlichen  Confessionen,  den  Gesetzen  des  Staats  und  der  Treue 
und  Ergebenheit  gegen  S.  Maj.  den  König  nachtheUigen  Richtungen  und  Be- 
strebungen entschieden  entgegen  zu  treten  und  der  vorgesetzten  Behörde 
davon  zeitig  Kenntnifs  zu  geben. 

§.  11.  Sollte  der  Dir.  Willens  sein,  seine  Stelle  zu  verändern  oder  auf- 
zugeben, so  ist  er  verpflichtet,  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  entweder 
zu  Ostern  oder  zu  Michaelis,  keineswegs  aber  in  der  Mitte  eines  Schulseme- 
Bters,  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  davon  schriftlich  Anzeige  zu  machen  und  resp. 
seine  Entlassung  nachzusuchen.^    Coblenz.  K.  Prov.  SchulooUegium. 
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Die  Directorenconferenzen,  za  denen  sich  von  3  zn  3  Jah- 
ren gämmtliche  Gymnasial-  nnd  Realschal-Directoren  einer  Provinz  (für 
jetzt  nur:  Westfalen,  Pommern,  Prenfsen,  Schlesien^  Posen)  versammelny 
um  nnter  Vorsitz  der  betreff.  Prov.  SchulrSthe  allgemein  wichtige  pädago- 
gische nnd  didaktische  Gegenstände  in  Berathang  zn  nehmen,  erfordern 
in  ihrer  Vorbereitung  durch  die  Wahl  und  vorläufige  Besprechung  der 
Themata  im  Kreise  der  Lehrercollegien,  und  ebenso  nachher  in  der 
Verwerthung  ihrer  Resultate,  mancherlei  Thätigkeit  seitens  der  Direo- 
toren.  Die  pommersche  Instruction  hat  eine  Bemerkung  darüber  aof- 
genommen.   Vrgl.  p.  146. 

üeber  die  Fachconferenzen,  welche  unter  Leitung  der  Direc- 
toren  gehalten  werden,  vrgl.  Abth.  I  pp.  34  und  79  und  hier  pp.  132, 
133,  142,  148,  154,  162,  165,  168,  171,  181,  190. 

In  Betreff  der  von  den  Directoren  zu  erstattenden  Berichte,  ein- 
zusendenden Frequenzlisten  u.  drgl.  m.  vrgl.  pp.  135  f.,  159, 189. 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  15.  Dcb.  1865:  „Da 
wir  öfters  zu  bemerken  Gelegenheit  gehabt  haben,  dals  die  bei  uns  eingehenden 
Berichte  in  der  äufsernForm  nicht  denjenigen  Anforderungen  entsprechen, 
welche  nach  den  Regeln  des  Geschäftsgangs  daran  gemacht  werden  müssen, 
so  finden  wir  uns  veranlalst,  unter  Hinweisung  auf  unsre  unter  dem  3.  Octb. 
1836  erlalsne  und  durch  die  Amtsblätter  der  K.  Regierungen  zu  Potsdam  nnd 
zu  Frankfurt  a.  0.  bekannt  gemachte  Verordnung  folgende  Bestimmungen  za 
treffen,  resp.  zu  erneuern: 

1.  Jeder  Bericht  ist  auf  die  rechte  Seite  eines  in  der  Mitte  gebrochnen 
Bogens  leserlich,  ohne  Abkürzungen  und  mit  deutschen  Buchstaben  zu  schrei- 
ben.   Besteht  ein  Bericht  aus  mehreren  Bogen,  90  müssen  diese  gehörig  ge- 
heftet werden.        2.  Auf  der  linken  Seite  unter  dem  obem  Rande  ist  Ort^ 
Tag  und  Jahr  und  darunter  möglichst  kurz  der  Inhalt  des  Berichts  zu  be* 
merken.   [Neuerdings  ist  allgemein  vorgeschrieben,  das  Datum  oben  auf  dia 
rechte  Seite  zu  setzen].        3.  Wird  der  Bericht  auf  eine  von  uns  erlaisiM 
Verfügung  erstattet,  so  ist  oben  gleich  unter  dem  Vermerk  ad  2.  die  nähere 
Bezeichnung  dieser  Verfügung  nach  Datum,  Litera  und  Numer,  welche  lete- 
teren  sich  in  den  Verff.  unten  linker  Hand  befinden,  anzugeben,  z.  B.  ad  reser: 
(ad  circul.)  9,  XII.  1865.  —  S.  Nr.  9852.        Wird  im  Gontext  auf  diesseitige 
Verfügungen  Bezug  genommen,  so  ist  von  diesen  ebenfalls  das  Datum  und    ■ 
die  Numer  anzuführen.       4.  Jede  Beilage  des  Berichts  ist  durch  einen  RuA    ' 
strich  neben  der  betreff.  SteUe  auf  der  linken  Seite  des  Bruchs  zu  bezeichnea.    j 
Sind  der  Beilagen  mehrere,  so  werden  solche  mit  fortlanfenden  Nnmem  oder    ' 
Buchstaben  versehen,  welche  beide  auch  auf  den  Randstrich  gesetzt  werden 

5.  Acten.  Karten,  Bücher,  Tabellen,  Listen,  überhaupt  Schriftstücke  odflT 
Drucksachen  Jeder  Art,  sind   stets  mit  einem  Begleitbericht  einzureichee.    I 

6.  Gegenstände  verschiedner  Art  dürfen  nicht  in  einen  Bericht  zusammflK  ! 
aufgenommen  werden;  es  ist  vielmehr  über  jeden  einzelnen  Gegenstand  sie  j 
besondrer  Bericht  zu  erstatten.  Dies  gUt  namentUch  auch  von  den  auf  voiy  \ 
gängige  Verfügungen  zu  erstattenden  Berichten.  7.  Wird  brevi  mann  untar*  ; 
Uebersendung  eines  Originaldecrets  über  einen  Gregenstand  Auskunft  verlangt  \ 
so  kann  diese,  insofern  die  Sache  sich  kurz  erledigen  läist,  unter  dem  Deoiei  i 
gegeben  werden.  Erfordert  die  Auskunft  aber  eine  gröisre  Ausführlichkeit  x 
so  muls  ein  besondrer  Bericht  erstattet  werden.  Jedenfalls  ist  das  Originib  :^ 
decret  mit  den  etwanigen  Beilagen  wieder  urschrifUich  zurückzureichaiW  ; 
8.  Lehrer,  deren  persönl.  Verhältnisse  berichtlich  zur  Sprache  gebradit  werda%  ] 
sind  auoh  mit  ihrem  Vornamen  aufzufahren.  9.  Die  verlangten  BerieUt  | 
müssen  in  der  bestimmten,  jedesmal  nach  Verhältnils  der  Umstände  bemeÄnOB^  ^ 

\ 
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resp.  durch  generelle  Verfügungen  schon  ein  für  allemal  festgesetzten,  Frist 
erstattet  werden.  Kann  der  Termin  aus  besonderen  Gründen  nicht  einge- 
halten werden,  so  ist  jedesmal  und  zwar  innerhalb  der  gesetzten  Frist,  unter 
Angabe  der  Yerhinderungsgründe,  davon  Anzeige  zu  machen  und  um  Ge- 
währung einer  Nachfrist  nachzusuchen.  Geschieht  dies  nicht,  so  ergeht  ein 
portopflichtiges  Excitatorinm  nach  Befinden  der  Umstände  unter  Androhung 
einer  Ordnungstrafe." 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  6.  Aug.  1863:  „Der 
H.  Minister  hat  aus  den  Jahresberichten  der  Gymnasialdirectoren  über  die 

Jahre das  sehr  verschiedne  Verfahren  kennen  gelernt,  welches  dabei 

beobachtet  worden  ist.  Während  nämlich  einige  Berichte  in  zweckmäßiger 
Weise  alles  wesentlich  in  Betracht  Kommende  eingehend  besprächen,  auch 
mit  Angabe  dessen,  was  für  eine  gedeihliche  Weiterentwickelung  der  betrefll 
Anstalten  besonders  zu  wünschen  wäre,  begnügten  sich  andere  mit  einigen 
Notizen  über  die  Externa  der  Schule,  so  dals  über  das  innre  Leben  derselben, 
sowohl  in  wissenschaftlicher  wie  in  pädagogischer  Beziehung,  über  die  Erfolge 
in  den  verschiedenen  Unterrichtsgegenständen,  über  den  in  den  Lehrercol- 
legien  herrschenden  Geist  und  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Lehrer  aus 
solchen  Berichten  nichts  entnommen  werden  könnte.  Der  H.  Minister  hat  des- 
halb zu  erwägen  gegeben,  ob  nicht  den  Directoren  unter  Wegfall  der  bishe- 
rigen jährlichen  Berichte,  von  denen  eine  sofortige  Besprechung  aller  wich- 
tigen Puncto  nicht  jedesmal  erwartet  werden  könnte,  für  die  Berichterstattung 
über  eine  3 jährige  Verwaltungsperiode,  ohne  die  Freiheit  der  individuellen 
Behandlung  unnöthig  zu  beschränken,  bestimmte  von  jedem  zu  beachtende 
Qesichtspuncte  anzugeben  wären.  In  dieser  Beziehung  wird  auf  die  neuer- 
dings von  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  zu  Stettin  erlafsne  allgemeine  Vor- 
schrift hingewiesen. 

Demnach  modificiren  wir  unsre  Veifügung  v.  10.  März  1860  dahin^  dais 
nnter  Wegfall  der  bisherigen  Jahresberichte  periodisch  von  3  zu  3  Jahren 
von  den  Directoren,  resp.  Dirigenten,  Verwaltungsberichte  an  uns  erstattet 
werden. 

Damit  aber  das  Wesentliche  und  Wichtige  jederzeit  wirklich  zur  Sprache 
gebracht  werde,  bezeichnen  wir  im  Folgenden  oie  Gegenstände,  über  welche 
rieh  der  Verwaltungsbericht  stets  zu  verbreiten  hat,  und  die  Reihenfolge,  in 
welcher  dieselben  zu  behandeln  sind. 

L  Lehrercollegium.  HinsichÜ.  der  Nach  Weisungen  tlber  die  persön- 
lichen Verhältnisse  der  definitiv  angestellten  Lehrer  bewendet  es  bei  unsrer 
Verf.  V.  10.  März  1860.  Dagegen  sind  hier  zu  erwähnen  die  Probecandidaten 
und  sonstigen  provisorisch  beschäftigten  wissenschaftlichen  und  technischen 
Hfllfslehrer  mit  Angabe  ihrer  wöchentl.  Stundenzahl,  ob  die  Zahl  der  etats- 
mäfsigen  Lehrer  zur  Besorgung  des  wissenschaftl.  Unterrichts  hinreichend, 
eventl.  für  welche  Disciplinen  eine  Verstärkung  erforderlich  ist,  ob,  resp. 
welche  von  den  ordentl.  Lehrern  sogenannte  Extrastunden  geben  und  bis  zu 
welcher  Zahl  wöchentlich.  Ueber  die  von  den  vorhandenen  Lehrern  geübte 
amtiiche  Thätigkcit,  über  ihr  Verhältnifs  unter  einander,  zu  dem  Director  und 
XU  den  Schülern  wird  sich  der  Verwaltungsbericht  im  allgemeinen  auszu- 
sprechen haben,  wobei  besondre  Begabung  und  besonders  erfolgreicher  Eifer 
einzelner  Lehrer  für  die  sittliche  und  intellectuelle  Ausbildung  der  Schüler 
hervorzuheben,  aber  auch  nicht  zu  verschweigen  ist,  wenn  ein  Lehrer  einen 
erheblichen  Mangel  an  Lehrgeschick  oder  Pflichttreue  zeigen,  oder  sich  die  ^ 

erforderliche  Autorität  bei  den  Schülern  und  Achtung  des  Publicums  nicht  ^ 

zu  erwerben  oder  zu  erhalten  vermocht  haben  sollte.  Es  ist  zu  bemerken, 
ob  durch  längre  Krankheit  einzelne  Lehrer  in  ihrer  Wirksamkeit  gehemmt, 
ob  in  den  Conferenzen  allgemeine  didaktische  und  pädagogische  Fragen,  das 
Znsammenwirken  der  Lehrer  für  den  Unterricht,  die  Brauchbarkeit  der  ein- 
geführten Lehrbücher  erörtert,  in  Fachconferenzen  Theile  des  Lehrplans  der 
Sehnle  und  welche  besprochen  sind,  ob  wissenschaftliche  Vereine  nnter  den 
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Lehrern  bestehen,  ob  durch  öffentliche  Vorträge  der  Lehrer  eine  inteUectoeUe 
Einwirkung  auf  das  Publicum  stattfindet  u.  s.  w. 

II.  Frequenz  der  Anstalt.  In  dieser  Beziehung  erwarten  wir  im 
Verwaltungsbericht  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Frequenz,  welche 
die  Anstalt  in  den  einzelnen  Classen  und  im  ganzen  zu  Aufanff  jedes  der 
betreff.  Jaiire  und  zum  Schluis  des  letzten  gehabt  hat,  mit  AngM)e  des  Ab- 
gangs und  Zugangs  in  den  einzelnen  Classen,  der  ConfessionsY^iltnisse, 
der  Berufskreise,  aus  denen  die  Schüler  kommen,  und  wie  sich  die  Zahl  der 
einheimischen  Schüler  zu  der  der  auswärtigen  verhält.  Zeigt  diese  üebersicht 
ein  bedeutendes  Steigen  oder  Sinken  der  Gesammtfrequenz  und  der  Freqnem 
einzelner  Classen,  eine  über  die  Zahl  von  50  Schülern  in  den  unteren  und 
mittleren,  40  in  den  oberen  hinausgehende  UeberfÜllnng  einzelner  Classen, 
resp.  Cötus,  so  sind  die  Ursachen  solcher  Erscheinungen  zu  erOrtem  und  die 
Mittel  anzugeben,  welche  zur  Abhülfe  der  in  dieser  Beziehung  etwa  vorhan- 
denen Uebelstände  ergriffen  sind  oder  desiderirt  werden.  AuffleJlende  Er- 
scheinungen in  Betreff  der  Altersverhältnisse  der  Schüler  und  der  Zeit,  w^cbe 
sie  in  den  einzehien  Classen  zubringen,  werden  bei  dieser  Rubrik  zu  berüh- 
ren sein. 

Hieher  gehOrt  femer,  was  etwa  in  Beziehung  auf  die  Aufiiahme  der 
Schüler  und  ihre  allgemeine  Vorbildung,  die  Anstalten,  aus  denen  sie  n 
kommen,  das  Alter,  mit  welchem  sie  einzutreten  pflegen,  bemerkenswerth  ist, 
namentlich  die  Angabe,  ob  die  Regel,  da&  in  die  unterste  Classe  kein  Selifi- 
1er  vor  dem  Beginn  des  10.  Lebensjahrs  aufgenommen  werden  soll ,  streng 
festgehalten  wird,  oder  in  wie  vielen  Fällen  etwa  eine  Ausnahme  gemacht 
worden  ist. 

Endlich  ist  hier  die  Zahl  und  das  durchschnittl.  Alter  der  Abiturienten 
anzugeben,  welche  in  jedem  der  betreff.  Jahre  die  Anstalt  mit  dem  Zeugnils 
der  Reife  verlassen  haben,  und  was  in  Beziehung  auf  Steigerung  oder  ye^ 
minderung  dieser  Zahl,  auf  die  Facultäten  oder  Berufsarten,  zu  denen  die 
Abiturienten  und  sonst  Abgegangene  sich  gewandt  haben,  etwa  der  Herror- 
faebung  werth  erscheint,  insbesondre  ob  auf  den  Abgang  ans  der  Unter n 
die  Berechtigung  zum  einjähr,  freiwill.  Militairdienst  einen  ersichtlichen  Eia- 
ßub  ausübt. 

ni.  Disciplin.  Bei  der  Beschreibung  des  sittlichen  Zustandes  der  An- 
stalt wird  es  hauptsächlich  darauf  ankommen ,  ob  Gottesfurcht  und  gesunde 
christliche  Frömmigkeit,  Lemlust  und  wissenschaftliches  Streben,  Pietät  gegen 
die  Lehrer,  willige  Unterordnung  unter  die  Zucht  der  Schule,  Wahrhaftigkeit 
und  Offenheit,  Züchtigkeit,  frische  jugendliche  Munterkeit  vorwaltet,  oder  ob 
die  entgegengesetzten  Richtungen  in  bedenklicher  Weise  sich  geltend  machen. 
Ueber  aie  etwa  nothwendig  gewordenen  schweren  Strafen  ist  mit  kurzer  An- 
gabe der  Vergehungen  zu  berichten,  und  insbesondre  genau  anzugeben,  wie 
viele  Schüler  in  jedem  der  betreff.  Jahre  verwiesen  und  wie  viele  still  ent- 
fernt worden  sind.  Etwanige  Excesse  ganzer  Classen  oder  sonst  einer  grO- 
fsem  Anzahl  gemeinsam  betheiligter  Schüler  sind  zn  erwähnen.  Desgleichen^ 
ob  aus  dem  Besuch  von  Wirthshäusern  und  anderen  öffentlichen  Orten ,  ob 
durch  Schulversäumnisse,  namentlich  vor  und  nach  den  Ferien,  Nachthefle 
für  die  Lösung  der  Aufgabe  der  Schule  erwachsen  sind,  und  welches  dar 
Erfolg  der  dagegen  ergriffenen  Zuchtmittel  gewesen  ist. 

Die  etwa  vorhandenen  unter  dem  Einflufs  der  Direction  stehenden  Alum- 
nate und  deren  Erfolge,  sowie  die  sonst  wegen  angemcfsner  Unterbringung 
und  Ueberwachung  auswärtiger  Schüler  bestehenden  Einrichtungen,  Fest- 
setzung der  häusl.  Arbeitszeit,  Hausbesuche  und  drgl.  sind  ihrer  Wirksam- 
keit nach  zu  erörtern. 

IV.  Unterricht  und  Lehreinrichtungon.  Hier  ist  anzugeben,  ob 
der  Normallehrplan,  wie  er  für  die  Gymnasien  in  den  Min.  Verff.  v.  24.  OcÄ. 
1837  und  7.  Jan.  1856,  für  die  Realschulen  in  der  Unterrichtsordnung  t. 
6.  Octb.  1859  aufgestellt  worden,  genau  durchgeführt  ist,  oder  welche  Abwei- 
clmngen  von  demselben  bestehen,  resp.  noch  bestehen,  und  aus  welchen  Gründen. 
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Es  sind  fiber  das  darchschnittliche  Verhältnifs  der  Leistongen  der  ein- 
zelnen Classen  in  den  verschiedenen  Lehrgegenständen  nnd  damit  über  den 
Erfolg,  den  der  Unterricht  der  Anstalt  nach  dem  Urtheil  des  Dir.  bei  der 
Mehrzahl  der  Schüler  erzielt  hat,  Bemerkungen  zu  machen  nnd  wenn  sich 
hierin  aufßaUende  Erscheinungen,  Vorliebe  oder  Vernachlässigung  einzelner 
Disciplinen  im  allgemeinen  oder  in  besonderen  Classen  zeigen  sollten,  sind 
die  Gründe  zu  erörtern  und  die  Mittel  zur  Herbeiführung  normaler  Zustände 
zu  bezeichnen.  Es  ist  auch  darüber  zu  berichten,  in  wie  weit  der  häus- 
liche Fleifs  der  Schüler  den  Anforderungen  entsprochen  habe,  ob  das  rechte 
Mafs  in  der  Aufgabe  häuslicher  Schularbeiten  überall  beobachtet  sei,  was 
zur  Anregung  von  Privatstudien  und  Erweckung  freier  Selbstthätigkeit  unter 
den  Schülern  geschehen  und  mit  welchem  Erfolge,  ob,  resp.  in  welcher  Weise, 
Ferienbeschäftigungen  Eingang  gefunden  haben. 

Femer  ist  die  Einrichtung  der  Turnübungen  nnd  wie  sich  die  Schüler 
daran  betheiligen,  zu  besprechen,  sowie  was  sonst  etwa  von  Seiten  der  Schule 
zur  Kräftigung  der  körperlichen  Gesundheit  der  Schüler,  z.  B.  durch  Veran- 
staltung gemeinschaftlicher  Spaziergänge,  geschehen  ist. 

Die  vorerwähnten  Rubriken  werden  in  jedem  Verwaltungsbericht  zu 
beachten  sein;  aber  wie  weit  und  wie  erschöpfend  über  alle  unter  denselben 
erwähnten  Puncto  sich  auszusprechen  die  Directoren  Veranlassung  haben 
werden,  bleibt  ihrem  Ermessen  überlassen:  nur  muls  aus  dem  Bericht  nach 
diesen  angegebenen  Richtungen  hin  der  Zustand  der  Anstalt  klar  erkannt 
werden  können. 

Bei  einzelnen  Anstalten  wird  Veranlassung  sein,  auch  noch  manches 
Andre  zu  berühren.   Dahin  ist  zu  rechnen: 

V.  Der  Zustand  der  Schuliocalien,  des  Lehrapparats,  sofern  in  dieser 
Hinsicht  erhebliche  Verbesserungen,  resp.  Vermehrungen,  stattgefunden  haben 
oder  desiderirt  werden. 

VI.  Das  Verhältnils  der  Anstalt  zum  Patronat.  resp.  Coratoriom,  zur 
Kirche,  zum  Publicum,  soweit  darin  etwas  Ungewöhnuches  hervorgetreten  ist 

VIL  Schulfeierlichkeiten  zur  Pflege  und  Belebung  des  religiösen,  pa- 
triotischen und  ästhetischen  Sinns  der  Schüler,  die  Einrichtung  der  Schulan- 
dachten, die  gehaltenen  Schulcommunionen,  die  Einwirkung  der  Schule  auf 
den  Eirchenbesnch  der  Schüler. 

VIIL  Finanzielle  Verhältnisse,  Lehrerbesoldungen,  Beneficien,  Stipendien, 
mit  der  Anstalt  verbundene  Wittwencassen,  müde  Stiftungen,  Verdbe  zur 
Unterstützung  hülfsbedürftiger  Schüler  u.  s.  w. 

Angelegenheiten,  die  im  Vorstehenden  nicht  erwähnt  worden,  sind 
selbstredend  von  dem  Verwaltungsbericht  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  von 
Erheblichkeit  sind,  wie  es  auch  keiner  besondern  Erinnerung  bedarf,  dafii 
auch  in  der  Zwischenzeit  alle  wichtigen  Ereignisse  zur  Kenntnüs  der  Auf- 
sichtsbehörde zu  bringen  sind.  Dagegen  sind  Anträge  in  Bezug  auf  Abän- 
derungen oder  neue  Einrichtungen  nicht  mit  den  Verwaltungsberichten  zu 
verbinden,  sondern  in  besonderen  Berichten  zu  stellen. 

Schließlich  erinnern  wir  die  Directoren  nochmals  an  die  pünctliche  Inne- 
haltung des  Termins  zur  Einreichung  dieser  Berichte,  wonach  dieselben  noch 
vor  Ablauf  jedes  3.  Jahrs  bei  uns  eingehen  müssen." 

üeber  die  den  Directoren  obliegende  Sorge  für  die  Schulpro- 
gramme vrgL  Abth.  I  p.  196  ff.  nnd  hier  pp.  131  ^  143 ,  157,  165, 
167,  188. 

Durch  C.  Verf.  V.  9.  Aug.  1856  sind  die  Directoren  angewiesen  worden, 
von  denjenigen  Programmen,  deren  wissenschaftliche  Abhandlung  einen  Theil 
der  Geschichte  Deutschlands  oder  Preulsens  zum  Gegenstande  hat,  bald  nach 
deren  Erscheinen  ein  Exemplar  an  das  Directorium  der  K.  Staatpirchive  in 
Berlin  einzusenden. 
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Archivordnung. 

G.  Verf.  des  K.  Prov.  SohnlcollegiumB  zu  Coblenz  v.  11.  Juni 
1859:  „Obgleich  in  der  für  die  Gymnasialdirectoren  der  Rheinprovinz  be* 
Btimmten  Dienstinstruction  angeordnet  ist,  dals  der  Director  eines  Gymnasiams 
die  Schnlacten  nnter  seine  besondre  Verwahning  zu  nehmen,  una  dafür  zu 
sorgen  habe,  dafs  sie  in  gehöriger  Ordnung  gehalten  werden,  so  hat  sich 
docm  in  einzelnen  Fällen  ergeben,  dals  dieser  Bestimmung  nicht  in  der  Weise 
entsprochen  worden  ist,  wie  es  ein  geregelter  Geschäftsgang  erheischt  Wir 
nehmen  daher  Veranlassung,  die  Directoren  noch  besonders  daran  zu  erinnern, 
dais  alles,  was  in  Bezug  auf  die  Anstalt  von  den  Behörden  verfügt  wird  oder 
sonst  wie  von  Schriftstücken  Bemerkenswerthes  Denselben  zugeht,  joumalisirty 
planmäfsig  in  bestimmte  Actenstücke  vertheilt  und  so  geordnet  werden  mufs, 
dafs  beim  Abgang  oder  auch  nur  bei  Abwesenheit  des  Directors  sein  Nach- 
folger oder  Stellvertreter  sich  die  nöthige  Kenntnils  über  alles  Vorkommende 
verschafifen  könne,  und  bemerken  noch  ausdrücklich,  dafs  auch  die  Concepte 
der  erstatteten  Berichte  und  die  anderweitige  amtliche  Correspondenz  aufbe- 
wahrt und  an  geeigneter  Stelle  den  Acten  einverleibt  werden  müssen.^ 

0.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Stettin  v.  1.  Juli  1867: 
-Aus  den  auf  unsere  Verfügung  v.  —  erstatteten  Berichten  geht  hervor,  daft 
die  Nothwendigkeit  einer  bessern  Ordnung  der  Archive  bei  den  höh.  Schulen 
unsers  Ressorts  und  des  Erlasses  einer  in  dieser  Angelegenheit  durchgreifen- 
den Verordnung  noch  dringender  ist,  als  wir  anzunehmen  Veranlassung 
hatten.  Unter  Berücksichtigung  des  Inhalts  der  Berichte  haben  wir  nun  ein 
Archivrepertorinm  (a)  entwerfen  lassen,  welches  wir  den  Directoren  hie- 
bei  mit  folgenden  Vorschriften  zufertigen: 

Die  in  demselben  mit  Numem  angegebenen  Actenstücke  müssen,  soweit 
nicht  besondere  Umstände  eine  Abweichung  gerechtfertigt  erscheinen  lassen, 
in  dem  Archiv  gesondert,  und,  soweit  das  nicht  nach  der  Natur  der  Schrift- 
stücke nnzweckmäfsig  ist,  in  Pappdeckel  ordnungsmäfsig  geheftet  vor- 
handen sein.  Einzelne  Actenstücke  in  noch  speciellere  zu  theilen,  ist  zulässig 
und  unter  Umständen  eropfehlenswerth.  Da(s  aufser  den  in  unserm  Entwurf 
angegebenen  Actenstücken  je  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzelnen 
Anstalten  auch  noch  andere  vorhanden  seien,  ist  nicht  ausgeschlossen  und 
zuweUen  nothwendig.  Wenn  ein  Schriftstück  nach  seinem  Inhalt  in  verschie- 
dene Actenstücke  gehört,  ist  es  zu  Einem  zu  bringen  und  den  anderen  ent- 
weder eine  Abschrift  oder  ein  Extract  oder  eine  Notiz  einzufügen.  Die  Con- 
cepte der  zu  erstattenden  Berichte  sind  nicht  etwa  in  ein  Buch,  sondern  auf 
besondere  Blätter  zu  schreiben ,  und  diese  zu  den  betreff.  Actenstücken  n 
bringen. 

Die  Ordnung  der  Actenstücke  unter  allgemeine  Titel  kann  eine  andeie 
sein,  als  die  in  dem  beiliegenden  Entwurf  nach  A  bis  L.  vorgeschlagne.  Doeh 
wird  sich  bei  den  meisten  Archiven,  namentlich  denen  jüngerer  Anstalteoi 
diese  Ordnung  ohne  grofise  Schwierigkeit  durchführen  lassen.  —  Ein  G^ 
schäftsioumal  zu  führen,  empfehlen  wir  und  zwar  nach  dem  in  der  Beilage 
mitgetheilten  Schema. 

Die  Herstellung  einer  diesen  Vorschriften  entsprechenden  Ordnung  in 
dem  Schnlarchiv  muis  bis  zum  Ende  dieses  Jahrs  erfolgen.  Wir  haben  ub- 
sem  Departementsrath  beauftragt,  im  nächsten  Jahr  die  Archive  sämmtlich 
zu  revidiren  und  solche  Revisionen  periodisch  zu  wiederholen.  Ueber  des 
Befund  bei  jeder  Revision  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  und  eingereiclit 
werden." 

(a)  Entwurf  eines  Archivrepertoriums  für  die- höheren  Lehr- 
anstalten in  Pommern. 
A.  Die  Anstalt  im  Ganzen.        1.  Allgemeine,  die  höh.  Schulen  im 
ganzen  betreffende  Verordnungen.        2.  Das  Amtsblatt  der  K.  Regiemuff. 
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3.  A6ta  speciaUa  betreffend  die  Erriohtnng  der  Anstalt  and  die  Bildung 
neuer  Classen.  4.  Die  Errichtung  der  Vorschule.  5.  Die  K.  Aufsichts- 
behörden und  Revisionen  der  Anstalt.  6.  Das  Scholarohat  resp.  Cura- 
torium.  7.  Die  Portofreiheit  in  Dienstangelegenheiten.  8.  Allgemeine 
Verordnungen  betreff,  die  Einreichung  von  Verwaltungsberichten  und  Statist. 
Nachweisungen.  9.  Concepte  der  Verwaltungsberichte  und  der  mit  ihnen 
einzureichenden  Nachweisungen  der  Lehrer.  10.  Allgm.  Vorschriften  über 
Abfassung  und  Einsendung  der  Programme.  11.  Acta  spec.  betreff,  die 
Abfassung  und  Emreichung  des  Programms  der  Anstalt.  12.  Eine  Samm- 
lung der  Programme  der  Anstalt  13.  Acta  betreff,  die  Geschichte  der 
Anstalt  14.  Acta  betreff,  die  Beziehung  zu  anderen  Schulen,  Glückwunsch- 
schreiben zu  Jubiläen  u.  drgl.  m. 

B.  DerDirector.  1.  Allgemeine  Verordnungen  über  die  Anstellung 
und  die  Instruction  der  Directoren.  2.  Acta  betreff,  die  Directorencon- 
ferenzen.        3.  Acta  spec.  betreff,  die  Anstellung  des  Directors  der  Anstalt 

C.  Die  Lehrer.  1.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Anstellung 
und  die  Pflichten  der  Lehrer,  auch  die  Instruction  der  Classenordinarien. 
2.  Ein  Verzeichnifs  aller  an  der  Anstalt  beschäftigten  Lehrer  und  Candidaten 
mit  den  Bescheinigungen  über  den  Empfang  der  Lehrer-  und  der  Ordinarien- 
Instruction.  3.  Verordnungen  betreff,  die  Prüfung  pro  facultate  docendi 
und  die  Zusammensetzung  der  Wissenschaft!.  Prüfungscommission.  4.  Acta 
spec.  betreff,  die  Anstellung,  Vereidigung,  Titel,  das  Einkommen  und  den 
Abgang  der  Lehrer  der  Anstalt.  5.  Zeugnisse  der  Lehrer.  6.  Acta 
spec.  betreff,  die  Nachweisungen  von  den  Veränderungen  im  Lehrercollegium. 
7.  Acta  spec.  betreff,  das  Verhalten  der  Lehrer,  Urlaubsgesuche,  Vertretung, 
Nebenämter  u.  drgl.  8.  Acta  betreff,  den  Einkauf  in  die  E.  allgm.  Witt- 
wenverpflegungsanstalt.  9.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Militairpflicht 
der  Lehrer.  10.  Acta  spec.  betreff,  die  Militairpflicht  der  Lehrer,  Recla- 
mationen  u.  drgl.  11.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Probecandidaten. 
12.  Acta  spec.  betreff,  die  Probecandidaten  der  Anstalt  13.  Acta  betreff. 
die  Lehrer  an  der  Vorschule.  14.  Acta  betreff,  die  Lehrerconferenzen 
(Protokollbuch). 

D.  Die  Unterbeamten.  1.  Acta  betreff,  den  Rendanten.  2.  Acta 
betreff,  den  Schuldiener. 

E.  Aufnahme,  Abgang  und  Disciplin  der  Schüler.  1.  Allgm. 
Verordnungen  betreff,  die  Aufnahme,  die  sittliche  Leitung  und  die  Entfernung 
der  Schüler.  2.  Acta  betreff,  die  Gesundheitspflege  der  Schüler.  3.  Acta 
spec.  betreff,  die  Schulordnung  der  Anstalt  4.  Acta  spec.  betreff,  die 
Aufnahme  der  Schüler  (dabei  die  von  den  Schülern  bei  der  Aufnahme  vor- 
gelegten Zeugnisse).  5.  Album  der  Schule.  6.  Album  der  Vorschule. 
7.  Acta  spec.  betreff,  die  Frequenzlisten.  8.  Acta  spec.  betreff,  die  Dis- 
ciplinarfallo.  9.  Acta  betreff,  die  Censuren.  10,  Acta  betreff,  die  Mi- 
litairpflicht der  Schüler.  11.  Concepte  der  Zeugnisse  behufs  der  Meldung 
zum  einjährigen  Militairdienst.  12.  Concepte  sonstiger  Abgangs-  und  an- 
derer Zeugnisse  für  Schüler.  13.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  das  Ver- 
hältnifs  zu  gewissen  Berufsarten.  14.  Acta  betreff.  Alumnate  oder  Pen- 
sionate. 

F.  Der  Unterricht.  1.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  den  Unter- 
richt und  die  wissenschaftl.  Beschäftigung  der  SchiUer  überhaupt  (darin  die 
Verfügung  über  den  Anfang  der  Unterrichtszeit  und  die  Dauer  der  Pausen). 
2.  Acta  betreff,  die  Einführung  von  Schulbüchern.  3.  Acta  spec.  betreff, 
den  Lectionsplan.  4.  Acta  betreff,  die  religiöse  Unterweisung  (auch  die 
Schulandachten,  Kirchenbesuch ,  Schulcommunionen,  Confirmandenunterricht, 
Aufsicht  des  General-Superintendenten  u.  drgl.).  5.  Acta  betreff,  den  Unter- 
richt im  Deutschen  und  in  der  philosoph.  Propädeutik.  6.  Acta  betreff, 
den  Unterricht  im  Lateinischen  und  Griechischen.  7.  Allgm.  Verordnungen 
betreff,  die  Dispensation  vom  Griechischen.  8.  Acta  spec.  betreff,  die  Dispen- 
sation vom  Griechischen.       9.  Acta  betreff,  den  Unterricht  im  Hebräischen, 
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10.  im  FranzösiBchen,  11.  im  Englischen,  12.  in  dex  Geschiolile  vaaA  Geo- 
graphie, 13.  in  der  Mathematik  und  im  Rechnen,  14.  in  der  Phjdc, 
Chemie  und  Naturbeschreibung,  15.  im  Zeichnen  und  Schreiben,  16.  im 
Gesang,  17.  im  Turnen.  18.  Die  Dispensation  vom  Tumunteniclit 
19.   Den  Privatunterricht  der  Lehrer. 

G.  Schulprüfungen.  1.  Acta  betreffend:  die  VenetsmigBprtlfiah 
gen,  Glassenrevisionen  des  Directors  und  Versetzungen,  2.  die  öffimtlielMi 
Prüfungen,  3.  die  Einsetzung  der  Prfifungscommission  ftbr  AaswSrtige  naeh 
dem  Reglement  v.  23.  März  1846.  4.  Die  Verhandlungen  der  hienaefa  ah- 
gehaltenen  Prüfungen.  5.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  MatnriütBprl- 
fung.  6.  Urtheile  der  wissenschaftl.  Prüfungscommission.  7.  Acta  spee. 
betreff,  die  jährl.  Nachweisungen  der  geprüften  MaturitätsaspiranteiL  8.  Die 
Verhandlungen  der  einzelnen  Maturitätsprüfungen. 

H.  Ferien  und  Schulfeste.  1.  Acta  betreffend  die  Ferien.  3.  Die 
ordentlichen  Schulfeierlichkeiten,  3.  Aulserordentiiche  Schulfeste.  4.  Die 
Jubiläen  der  einzelnen  Lehrer. 

L  Vermögensverwaltung.  1.  Acta  betreff,  den  Etat  der  Anstalt 
2.  Rechnungsachen.  8.  die  Hebungen  von  den  Schülern.  4.  Die  Sehnl- 
geldbefreiungen.  5.  Die  Lehrerwittwencasse  der  Anstalt,  und  bo  für  jede 
mit  der  Anstalt  verbundne  Stiftung  ein  besondres  Aetenstüok. 

K.  Gebäude  und  Geräthe.  1.  Allgm.  Verordnungen  (m.  B.  Aber  Be- 
nutzung der  Schuliocale  zu  anderen  Zwecken,  über  die  Instandhaltmig  der 
Dienstwohnungen  etc.)  2.  Acta  spec.  betreff!  Reparaturen.  3.  betreC 
die  Benutzung  der  SchuUocale. 

L.  Bibliothek  und  andere  Sammlungen.  1.  Acta  betreff!  dk 
Verwaltung  und  die  Revisionen  der  Bibliothek  und  der  anderen  Sammhiagea. 
2.  Acta  spec.  betreff,  die  Vermehrung  der  Hauptbibliothek  dnidi  Ankaof  oder 
Geschenke.  3.  Acta  betreffend  die  Schülerbibliothek.  4.  Die  cor  An- 
schaffung empfohlenen  Bücher.  5.  Das  physikaL  Cabinet  (Inventar).  6.  Die 
naturgescbichtl.  Sammlungen  (Inventar).  7.  Die  der  Anstalt  gehörenden 
Kunstwerke  und  Apparate  für  den  Zeichnunterricht  (Inventar).  8.  IKe 
geograph.  und  geschichtl.  Lehrmittel  (Inventar).  9.  Die  MnsikaKen  (Inrea- 
tar).      10.  Das  Archiv  der  Anstalt  nebst  Repertorium  desselben  and  JounuL' 

Das  zum  Geschäftsjournal  cmpfohlne  Schema  hat  die  Rubriken: 
1.  Laufende  Numer.  2.  Datum  der  Sache  und  der  Präsentation.  3.  Name 
und  Wohnort  des  Absenders.  4.  Kurzer  Inhaft  der  Sadie.  5.  Knne  As- 
gabe  dessen,  was  zur  Erledigung  der  Sache  geschehen  ist  6.  BezdchnoBf 
der  Acten,  zu  welchen  die  Sachen  gebracht  sind. 


Bestimmungen   über   die   Portofreiheit. 

Alle  dienstliche  Correspondenz  ist  portofrei ,  sobald  sie  das  Obe^ 
aufsichtsrecht  des  Staats  zum  Zweck  hat.  Die  näheren  Vorachriftei 
über  die  Portofreiheit  sind  in  dem  Regulativ  über  die  Portofreibeit  f. 
7.  Febr.  1862  und  in  der  Zusammenstellung  (namentlich  Art  9)  der  bis 
auf  weitres  für  das  norddeutsche  Postgebiet  in  Portofreiheitsangele- 
genheiten mafsgebenden  Grundsätze  v.  1.  Jan.  1868  enthalten.  Die  iiach- 
stebend  abgedruckte  C.Verf.  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  zu  Münster  f. 
9.  Sptb.  1854  giebt  eine  auch  jetzt  noch  genügende  Zasammenstelhing 
aller  in  dieser  Beziehung  zu  beachtenden  Bestimmungen: 

„Das  Präsidium  der  hiesigen  K.  Regierung  hat  in  Erwigang,  dals  (• 
schwor  sei,  die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Postfreiheit  der  Cent- 
spondouz  und  Sendungen  auf  besondere  Verhältnisse  jedwmai  ricfatii?  anco- 
wenden  und  dadurch  sowohl  den  Unannehmlichkeiten  einer  Rüge  oder  Be- 
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Btrafüng  zu  entgehen,  als  zu  vermeiden,  da(s  dem  Postfiflcus  Postgefälle  ent- 
zogen werden,  über  den  Postverkehr  im  Ressort  der  K.  Regiemng  und  der 
von  ihr  ressortirenden  Behörden  und  Beamten  eine  Zusammenstellung  der 
Portofreiheits-  und  Portopflichtigkeitsverhältnisse  ausarbeiten  und  drucken 
lassen,  in  welcher  auch  die  Bestimmungen  über  den  Postverkehr  der  niederen 
und  höheren  Lehranstalten  berücksichtigt  sind.  Ew.  etc.  lassen  wir  ein  Exem- 
plar dieser  Zusammenstellung  in  der  Anlage  zugehen  und  machen  Sie  auf  fol- 
gende daraus  zu  entnehmende  Bestimmungen  aufmerksam: 

1.  Amtlicher  Schriftwechsel  mit  den  vorgesetzten  Behörden  in  Oberauf- 
Bicbtsachcn,  sowie  mit  deren  Büreauz  (Registratur,  Casse  etc.)  soweit  die  un- 
mittelbare Elinsendung  von  Schriftstücken  an  letztere  angeordnet  worden,  ist 
portofrei.  2.  Desgl.  mit  dem  Departementsrath  als  Specialcommissarins 
für  bestimmte  ihm  überwiesene  Angelegenheiten,  namentlich  Abiturienten- 
prüfungsachen  und  drgl.,  ist  portofrei.  3.  Desgl.  der  verschiedenen  An- 
stalten unter  einander,  soweit  es  sich  um  allgemeines  Gymnasialinteresse,  be- 
sonders in  disciplinarischen  Angelegenheiten,  handelt,  ist  portofrei.  4.  Desgl. 
zwischen  dem  Director  und  seinem  Stellvertreter,  resp.  dem  Praeses  Curatorii, 
wenn  erstrer  sich  in  dienstlichen  Angelegenheiten  aufserhalb  seines  Wohn- 
sitzes befindet,  ist  portofrei. 

5.  Ist  erstrer  in  Privatangelegenheiten  abwesend,  so  ist  die  genannte 
Correspondenz  portopflichtig.  6.  Desgl.  mit  den  Eltern  und  Angehöri- 
gen der  ihm  anzuvertrauenden  oder  anvertrauten  Schüler,  ist  portopflichtig. 
7.  Desgl.  mit  dritten  Personen,  als  Mechanikern,  Buchhändlern,  Naturalien- 
händlem  etc.  über  Bestellungen  für  die  Anstalten,  ist  portopflichtig. 

Packetsendungen  mit  den  ad  1.  bezeichneten  Adressen  sind  portofrei 
ebne  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  ad  2  — 4  bis  zu  20  Pfd.  posttäglich 
portofrei,  ad  5-— 7  portopflichtig.  (Daher  ad  7  möglichst  freie  Ablieferung 
auszubedingen.).*' 

Für  die  Cassenverwaltung  Königlicher  Anstalten  ist  folgende, 
dem  Regulativ  über  die  Portofreiheit  vom  3.  Februar  1862  entnommne  Be- 
stimmung beachtenswerth. 

„Der  amtliche  Schriftwechsel  mit  den  Bankanstalten,  die  Beförderung 
der  den  Königl.  Anstalten  gehörenden  Gelder,  welche  behufs  der  zinsbaren 
Belegung  bei  der  Bank  von  den  betreff.  Verwaltungsbehörden  den  Bank- 
anstalten überschickt  werden  oder  von  diesen  zurückkommen,  sowie  die 
Uebersendung  der  aus  diesem  Verkehr  mit  der  Bank  entspringenden  Zins- 
zalilungen  ist  portofrei. '^ 

Der  oben  erwähnte  Artikel  9  der  über  die  Behandlung  des  Portofreiheits- 
wesens im  norddeutschen  Postgebiet  zusammengestellten  Grundsätze  lautet: 
„Es  bleiben  einstweilen  aufrecht  erhalten: 

1.  Die  in  einzelnen  Staaten  des  norddeutschen  Bundes  bestehenden 
Portofreiheiten  für  solche  Sendungen  in  Staatsdienstangelegenheiten, 
welche  nach  den  Vorschriften  von  Art.  4  oder  ö  dieser  Zusammenstellung 
von  der  Portofreiheit  im  Umfang  des  norddeutschen  Postgebiets  ausgeschlossen 
sein  würden,  weil  sie  sich  entweder  auf  den  gewerblichen  Geschäftsbetrieb 
einer  Behörde  oder  Anstalt  beziehen  oder  ein  Privatinteresse  ganz  oder  theil- 
weise  betreffen.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Portofreiheiten  in  Bergwerksange- 
legenheiten, Steuersachen,  Stempelangelegenheiten,  Justizsachen  u.  s.  w. 

2.  Die  Portofreihoiten  staatlicher  oder  anderer  öffentlicher  Corpora- 
tionen  und  Institute,  namentlich  der  Kirchen,  Schulen^),  Gemeinden,  ferner 
die  Portofreiheiten  solcher  milden  Stiftungen  oder  Privatvereine,  welche  zwar 
nicht  in  Art.  7  und  8  aufgeführt  sind,  jedoch  bisher  Portofreiheit  genossen 
haben,  desgleichen  die  bestehenden  persönlichen  Portofreiheiten. 


>)  PriratBchulen  genieCien  keine  Fortofreiheit« 
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beachten  and  sich  durch  dergleichen  Unarten  nicht  zu  nngeeigneCen  Strafen 
oder  gar  leidenschaftlichen  Ausbrüchen  hinreilsen  lassen.  10.  Sind  «nselne 
Lehrer  wider  Erwarten  zu  solchen  Miisgriffen  geneigt  und  vorfiülen  sie  wie- 
derholter Mahnung  ungeachtet  in  denselben  pädagogischen  Fehler,  so  ist  er 
befugt,  ihnen  jede  körperliche  Züchtigung  und  sonstige  strengere  Strafen  anf 
eine  bestimmte,  die  Dauer  eines  Schuljahrs  nicht  überschreitende  Zeit  zn 
untersagen.  Solche  Fälle  sind  in  dem  Jahresbericht  besonders  anzufahren. 
11.  Sollten  LfChrer  Beweise  von  roher  Gesinnung  und  somit  auch  von  päda- 
gogischer Unfähigkeit  dadurch  geben,  dafis  sie  zu  wiederholten  Malen  Schimpf- 
wörter und  Spitznamen  gegen  ihre  Schüler  gebrauchen,  so  hat  er  davon  dem 
K.  Prov.  Schulcollegium  Anzeige  zu  machen. 

12.  Da  die  Strafe  des  Nachsitzens  ohne  Aufsicht  in  den  Classen  dareh 
die  Erfahrung  als  unzweckmädsig  und  für  die  Sitten  der  Schüler  sogar  ab 
bedenklich  erwiesen  ist,  so  hat  der  Dir.  darauf  zu  halten,  dafo  jene  Strafe 
nur  unter  der  Bedingung  verfiigt  werde,  da(s  der  betreff.  Lehrer  persönlick 
die  Aufsicht  während  der  Zeit  des  Nachsitzens  führt  und  ihm  und  den  Ehen 
oder  Pflegeeltern  sofort  Anzeige  macht  Carcerstrafe  bedarf  jedesmal  der 
Genehmigung  des  Directors.  13.  Die  Strafen  für  gröbere  Unarten  und 
Vergehen,  wie  muthwillige  Beschädigung  der  Lehrzimmer  oder  der  UtensilieB, 
wiederholte  gröbere  Uebertretung  der  Schulordnung,  Mißhandlung  der  Mit- 
schüler, freches  Lügen,  Widersetzlichkeit  und  Trotz  gegen  Lehrer,  DiebstakL 
Strafeennnfug  und  sonstige  gröbliche  Verletzungen  der  Sittlichkeit,  werdea 
in  der  Lehrerconferenz  borathen  und  von  dem  Dir.  besdmmt,  sofern  nicht 
gemäfs  §.  3  a.  E.  die  Entscheidung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  einia- 
holen  ist. 

14.  Zu  den  allgemeinen  Disciplinarmitteln  gehören  die  am  Scblnüs  äim 
jeden  Viertel-  oder  Halbjahrs  den  sämmtlichen  Schülern  der  betreff.  Glassei 
zu  ertheilenden  Censurzeugnisse,  welche  überdem  noch  den  Zweck  habes, 
den  Eltern  oder  Vormündern  zuverlässige  Auskunft  über  Sitte,  Fleifo  nad 
Fortschritte  ihrer  Söhne  oder  Pflegebefohlenen  zu  ertheilen.  Der  Dir.  kit 
dafür  zu  sorgen,  dafs  die  darüber  bestehenden  besonderen  VorBchriftei 
pünctlich  beobachtet  und  namentlich  die  diesen  Gensuren  zu  Grunde  au  legeo- 
den  Glassenbücher  mit  gewissenhafter  Sorgfalt  geführt  werden.  Die  Gensmei 
läfst  er  unter  Mitwirkung  der  übrigen  Lehrer  der  betreff.  Glasse  von  den  Or- 
dinarien entwerfen,  stellt  sie  fest  und  vollzieht  sie  mit  denselben.  15.  Ante 
den  regelmäßigen  Gensuren  ist  den  abgehenden  Schülern,  welche  sich  einer 
Maturitätsprüfung  nicht  unterziehen,  ein  ausführliches  Zeugnife  auszusteUeif 
in  welchem  die  sittliche  Führung  derselben,  sowie  ihre  in  den  einzehMi 
Fächern  des  Unterrichts  erlangten  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  mit  gewisset- 
hafter  Genauigkeit  beurthcilt  sind.  Diese  Zeugnisse  lä^t  der  Dir.  dnrch  dei 
Ordinarius  der  Glasse,  in  welcher  der  zu  entlassende  Schüler  zuletzt  untff- 
richtet  worden  ist,  auf  Grund  der  in  das  Glassenbnch  eingetragenen  Urtheflc 
und  der  Gensuren  entwerfen,  stellt  sie  fest  und  vollzieht  sie  mit  dem  Ordi- 
narius im  Goncept  und  in  der  Reinschrift  16.  Ueber  die  MatnritätBprt- 
fungen  und  die  auf  Grund  derselben  zu  ertheUenden  Zeugnisse  geben  die 
Abiturientenregloments  die  erforderlichen  Vorschriften. 

17.  Bei  solchen  neu  aufzunehmenden  Schülern,  die  vorher  andere  Anataftet 
besucht  haben,  hat  der  Dir.  die  Sittenzeugnisse  sorgfältig  zu  prüfen.  Er^ebca 
sich  dabei  Gründe  zum  Verdacht,  so  ist  er  befugt,  ihnen  die  Aufnahme  bv 
versuchsweise  zu  gestatten  und  sie  ohne  wcitres  wieder  zu  entlassen,  wem 
er  nach  dem  Urtheil  des  Glassenordinarius  und  der  wissenschaftl.  Leluw  da 
betreff.  Glasse  und  durch  seine  eigenen  Wahrnehmungen  sich  überzeugt  hst. 
dafs  die  Disciplin  durch  das  Betragen  desselben  gefährdet  wird. 

18.  Soweit  der  Dir.  bei  Verleihung  von  Freistellen ,  Stipendien  und  «• 
deren  Benoficien  an  Schüler  mitzuwirken  hat,  hat  er  deren  Würdigkeit  üoJ 
Bedürftigkeit  genau  zu  berücksichtigen ,  nachdem  er  den  Ordinarins  nnd  & 
übrigen  Lehrer  befragt  hat. 

§.  7.  Als  Mitglied  der  für  die  Anstalt  bestehenden  örtlichen  BebMe  1^ 
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der  Dir.  die  für  dieselbe  ergangne  Instruction  za  beachten  und  die  ihm  in 
derselben  zngewiesne  Stellang  und  Aufgabe  in  Vertretung  der  Schul-  und 
Lehrerinteressen  mit  Umsicht  wahrzunehmen. 

§.  8.  Die  Schulbibliothek  und  sämmtliche  der  Anstalt  gehörige  Samm- 
lungen und  Lehrapparate  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Dir.  Ueber  de- 
ren Vermehrung  aus  den  im  Etat  der  Anstalt  daf&r  ausgeworfenen  Mitteln  ver- 
nimmt er  die  Wünsche  der  Lehrer  und  entscheidet  fiber  die  Anschaffungen. 

1.  Die  besondre  Aufsicht  über  einzelne  Sammlungen  kann  er,  vorbe- 
haltlich der  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcoll.,  einzelnen  Lehrern  über- 
ragen; jedoch  bleibt  er  für  die  genaue  Führung  des  Inventariums  und  Ka- 
talogs, rar  die  Ordnung  und  Sicherheit,  für  die  conservatorisclft  Behandhing 
der  Sammlungen  stets  verantwortlich.  Er  führt  dattn  die  Oberaufsicht  über 
die  Verwaltung  der  Schulbibliothek  und  der  anderen  Sammlungen,  und  hat 
gegen  den  Bibliothekar,  resp.  Aufseher,  alle  Rechte  und  Befugnisse,  die  aus 
diesem  Verhältnis  und  der  damit  verbundnen  Verantwortlichkeit  entspringen. 
2.  Ueber  die  Ergänzung  und  Vermehrung  der  SchulutensUien,  sowie  über 
Erhaltung  und  Ausbesserung  der  Gebäulichkeiten  hat  er  das  Erforderliche 
zur  gehörigen  Zeit  bei  den  betreff.  Behörden  zur  Sprache  zu  bringen;  es  steht 
ihm  jedoch  frei ,  über  wichtigere  Angelegenheiten  dieser  Art  auch  noch  be- 
sonders an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  berichten.  3.  Die  Schulacten ,  die 
CfOnferenzprotokolle  und  das  Album  nimmt  er  unter  seine  besondre  Verwah- 
rung und  sorgt  dafür,  dafs  sie  nach  besimmten  Rubriken  in  einer  Ordnung 
gehalten  werden,  welche  eine  das  Auffinden  des  Einzelnen  erleichternde  Ueber- 
sicht  gewährt.  Ein  geordnetes  Dienstjoumal  über  den  schriftl.  Verkehr  hat 
er  pünctlich  zu  führen.  Wichtigere  Schreiben  und  Berichte,  die  von  ihm  aus- 
gehen, sowie  die  von  der  Anstalt  ausgestellten  Zeugnisse  hat  er  im  Ck>ncept 
zn  den  Acten  zu  bringen.  Er  hat  4.  darüber  zu  wachen,  da(s  der  Schiü- 
diener,  der  zunächst  an  seinen  Befehl  gewiesen  ist,  seiner  Instruction,  vor- 
züglich in  Beziehung  auf  die  Reinlichkeit  der  LocaJe,  das  Heizen  der  Oefen 
und  auf  sittiiche  Aufführung,  pünctlich  nachkomme. 

§.  9.  1.  Da  die  Eltern,  welche  ihre  Söhne  der  Anstalt  übergeben  und 
der  Ordnung  derselben  unterwerfen,  ihr  Vertrauen  vorzüglich  dem  Dir.  schen- 
ken, indem  sie  vorzüglich  ihm  einen  bedeutenden  TheU  ihrer  väterlichen 
Autorität  abtreten,  so  hat  der  Dir.  dieses  Vertrauen  durch  freundliches  Zuvor- 
kommen in  allen,  das  wissenschaftliche  und  sittiich- religiöse  Gedeihen  ihrer 
Kinder  betreffenden  Angelegenheiten  zu  ehren  und  zu  rechtfertigen,  und  ihnen 
bereitwiUig  jede  Auskunft  zu  ertheUen,  welche  elterliche  Liebe  und  Sorge 
von  ihm  begehren  möchte.  Namentlich  wird  er  auswärtigen  Eltern  auf  ihren 
Wunsch  schriftl.  Nachrichten  von  dem  sitti.  und  wissenschaftl.  Leben  ihrer 
Söhne  selbst  geben  oder  durch  den  betreff.  Ordinarius  geben  lassen.  2.  Den 
Ortsbehörden  hat  er  gebührende  Achtung  zu  beweisen  und  hierin  den  Lehrern 
wie  den  Schülern  mit  einem  guten  Beispiel  voranzugehen.  3.  In  allen 
Fällen,  wo  Schüler  wegen  polizeilicher  Vergehungen  oder  sonst  von  den  Orts- 
behörden amtlich  in  Anspruch  genommen  werden,  oder  wo  dieser  Behörden 
Mitwirkung  zur  Verhütung  solcher  Vergehungen  und  zur  Aufrechthaltung 
der  Sitte  und  Zucht  der  Schüler  aufserhalb  der  Schule  wünschenswerth  oder 
nothwendig  ist,  hat  er  sich  in  angemefsner  Weise  mit  ihnen  zu  benehmen. 

§.  10.  Es  wird  dem  Dir.  zur  besondem  Pflicht  gemacht,  allen  dem 
Frieden  der  christlichen  Gonfessionen,  den  Gesetzen  des  Staats  und  der  Treue 
und  Ergebenheit  gegen  S.  Maj.  den  König  nachtheUigen  Richtungen  und  Be- 
strebungen entschieden  entgegen  zu  treten  und  der  vorgesetzten  Behörde 
davon  zeitig  Kenntnifs  zu  geben. 

§.  11.  Sollte  der  Dir.  Willens  sein,  seine  Stelle  zu  verändern  oder  auf- 
zugeben, so  ist  er  verpflichtet,  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  entweder 
zu  Ostern  oder  zu  Michaelis,  keineswegs  aber  in  der  Mitte  eines  Schulseme- 
Bters,  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  davon  schriftlich  Anzeige  zu  machen  und  resp. 
seine  Entiassung  nachzusuchen.^    Goblenz.  K.  Prov.  Schulcollegium. 
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Die  Directorenconferenzeiiy  zh  denen  sich  von  3  in  3  Jah- 
ren sämmtliche  Gymnasial-  und  Realschal-Directoren  einer  Provinz  (fttr 
jetzt  nur:  Westfalen,  Pommern,  Prenfsen,  Schlesien,  Posen)  verBammeln, 
um  unter  Vorsitz  der  betreff.  Prov.  Schnlräthe  allgemein  wichtige  pidago- 
gische  und  didaktische  Gegenstände  in  Berathang  zu  nehmen,  erfordern 
in  ihrer  Vorbereitung  durch  die  Wahl  und  vorliufige  Besprechong  der 
Themata  im  Kreise  der  Lehrercolleglen,  und  ebenso  nachher  in  der 
Verwerihung  ihrer  Resultate,  mancherlei  ThStigkeit  seitens  der  Diree- 
toren.  Die  pommersche  Instruction  hat  eine  Bemerkung  dartlber  auf- 
genommen.  VrgL  p.  146. 

üeber  die  Fachconferenzen,  welche  unter  Leitung  der  Direc- 
toren  gehalten  werden,  vrgl.  Abth.  I  pp.  34  und  79  und  hier  pp.  133, 
133,  142,  148,  154,  162,  165,  168,  171,  181,  190. 

In  Betreff  der  von  den  Directoren  zu  erstattenden  Berichte,  ein- 
zusendenden Frequenzlisten  u.  drgl.  m.  vrgl.  pp.  135  f.,  159, 189. 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  15.  Dcb.  1865:  „Dt 
wir  öfters  zu  bemerken  Gelegenheit  gehabt  haben,  dais  die  bei  uns  eingehenden 
Berichte  in  der  äufsernForm  nicht  denjenigen  Anforderungen  ent^recfaen, 
welche  nach  den  Kegeln  des  Geschäftsgangs  daran  gemacht  werden  mfiasen, 
so  finden  wir  uns  yeranlalst,  unter  Hinweisung  auf  unsre  unter  dem  3.  Octb. 
1836  erlaOsne  und  durch  die  Amtsblätter  der  K.  Regierungen  zu  Potsdam  und 
zu  Frankfurt  a.  0.  bekannt  gemachte  Verordnung  folgende  Bestimmnngen  xn 
treffen,  resp.  zu  erneuern : 

1.  Jeder  Bericht  ist  auf  die  rechte  Seite  eines  in  der  Mitte  gebroehnen 
Bogens  leserlich,  ohne  Abkürzungen  und  mit  deutschen  Buchstaben  zu  sehr«- 
ben.  Besteht  ein  Bericht  aus  mehreren  Bogen,  so  müssen  diese  gehörig  ge- 
heftet werden.  2.  Auf  der  linken  Seite  unter  dem  obem  Rande  ist  Ort, 
Tag  und  Jahr  und  darunter  möglichst  kurz  der  Inhalt  des  Berichts  zu  be- 
merken. [Neuerdings  ist  allgemein  vorgeschrieben,  das  Datum  oben  auf  die 
rechte  Seite  zu  setzen].  3.  Wird  der  Bericht  auf  eine  von  uns  erlalsne 
Verfügung  erstattet,  so  ist  oben  gleich  unter  dem  Vermerk  ad  2.  die  nähere 
Bezeichnung  dieser  Verfügung  nach  Datum,  Litera  und  Numer,  welche  letz- 
teren sich  in  den  Verff.  unten  linker  Hand  befinden,  anzugeben,  z.  B.  ad  rescr: 
(ad  circul.)  9,  XII.  1865.  —  S.  Nr.  9852.  Wird  im  Context  auf  diesseitige 
VeHügungen  Bezug  genommen,  so  ist  von  diesen  ebenfalls  das  Datum  und 
die  Numer  anzuführen..  4.  Jede  Beilage  des  Berichts  ist  durch  einen  Rand- 
strich neben  der  betreff.  Stelle  auf  der  linken  Seite  des  Bruchs  zu  bezeichnen. 
Sind  der  Beilagen  mehrere,  so  werden  solche  mit  fortlaufenden  Numem  oder 
Buchstaben  versehen,  welche  beide  auch  auf  den  Randstrich  gesetzt  werden. 

5.  Acten.  Karten,  Bücher,  Tabellen,  Listen,  überhaupt  Scluiftstücke  oder 
Drucksachen  jeder  Art,   sind    stets  mit  einem  Begleitbericht   einzureichen. 

6.  Gegenstände  verschiedner  Art  dürfen  nicht  in  einen  Bericht  zusammen 
aufgenommen  werden;  es  ist  vielmehr  über  jeden  einzelnen  Gegenstand  ein 
besondrer  Beriebt  zu  erstatten.  Dies  gut  namentlich  auch  von  den  auf  vo^ 
gängige  Verfügungen  zu  erstattenden  Berichten.  7.  Wird  brevi  manu  unter 
Uebcrsendung  eines  Originaldecrcts  über  einen  Gegenstand  Auskunft  veriangt, 
so  kann  diese,  insofern  die  Sache  sich  kurz  erledigen  lä&t,  unter  dem  Decrei 
gegeben  werden.  Erfordert  die  Auskunft  aber  eine  gröfsre  Ausfiihriichkeit 
so  mufs  ein  besondrer  Bericht  erstattet  werden.  Jedenfalls  ist  das  Origioal- 
decret  mit  den  ctwanigen  Beilagen  wieder  urschriftlich  zurückzureicben. 
8.  Lehrer,  deren  persönl.  Verhältnisse  berichtlich  zur  Sprache  gebracht  werden, 
sind  auch  mit  ihrem  Vornamen  aufzuführen.  9.  Die  verlangten  Bericbte 
müssen  in  der  bestimmten,  jedesmal  nach  Verhältnils  der  Umstände  bemeünen, 
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resp.  durch  genereUe  Verfügongen  schon  ein  fflr  allemal  festgesetzten,  Frist 
erstattet  werden.  Kann  der  Termin  aus  besonderen  Gründen  nicht  einge- 
halten werden,  so  ist  jedesmal  und  zwar  innerhalb  der  gesetzten  Frist,  unter 
Angabe  der  Verhinderungsgründe,  davon  Anzeige  zu  machen  und  um  Ge- 
währung einer  Nachfrist  nachzusuchen.  Geschieht  dies  nidit,  so  ergeht  ein 
portopflichtiges  Excitatorinm  nach  Befinden  der  Umstände  unter  Androhung 
einer  Ordnungstrafe. ^ 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  6.  Aug.  1863:  „Der 
H.  Minister  hat  ans  den  Jahresberichten  der  G3rmnasiiddirectoren  Aber  die 

Jahre das  sehr  verschiedne  Verfahren  kennen  gelernt,  welches  dabei 

beobachtet  worden  ist.  Während  nämlich  einige  Berichte  in  zweckmäfbiger 
Weise  alles  wesentlich  in  Betracht  Kommende  eingehend  besprächen,  auch 
mit  Angabe  dessen,  was  für  eine  gedeihliche  Weiterentwickelung  der  betreff. 
Anstalten  besonders  zu  wünschen  wäre,  begnügten  sich  andere  mit  einigen 
Notizen  über  die  Externa  der  Schule,  so  da&  über  das  innre  Leben  derselben, 
sowohl  in  wissenschaftlicher  wie  in  pädagogischer  Beziehung,  über  die  Erfolge 
in  den  verschiedenen  Unterrichtsgegenständen,  über  den  in  den  Lehrercol- 
legien  herrschenden  Geist  und  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Lehrer  aus 
solchen  Berichten  nichts  entnommen  werden  könnte.  Der  H.  Minister  hat  des- 
halb zu  erwägen  gegeben,  ob  nicht  den  Directoren  unter  Wegfall  der  bishe- 
rigen jährlichen  Berichte,  von  denen  eine  sofortige  Besprechung  aller  wich- 
tigen Puncto  nicht  jedesmal  erwartet  werden  könnte,  für  die  Berichterstattung 
über  eine  3jährige  Verwaltungsperiode,  ohne  die  Freiheit  der  individuellen 
Behandlung  unnöthig  zu  beschränken,  bestimmte  von  jedem  zu  beachtende 
Gesichtspuncte  anzugeben  wären.  In  dieser  Beziehung  wird  auf  die  neuer- 
dings von  dem  K.  Prov.  Schulcollegium  zu  Stettin  erlalsne  allgemeine  Vor- 
schrift hingewiesen. 

Demnach  modificiren  wir  unsre  Verfügung  v.  10.  März  1860  dahin,  da(s 
unter  Wegfall  der  bisherigen  Jahresberichte  periodisch  von  3  zu  3  Jahren 
von  den  Directoren,  resp.  Dirigenten,  Verwaltungsberichte  an  uns  erstattet 
werden. 

Damit  aber  das  Wesentliche  und  Wichtige  iederzeit  wirklich  zur  Sprache 
gebracht  werde,  bezeichnen  wir  im  Folgenden  die  Gegenstände,  über  welche 
sich  der  Verwaltungsbericht  stets  zu  verbreiten  hat,  und  die  Reihenfolge,  in 
welcher  dieselben  zu  behandeln  sind. 

L  Lehrercollegium.  Hinsich tl.  der  Nachweisungen  über  die  persön- 
lichen Verhältnisse  der  definitiv  angestellten  Lehrer  bewendet  es  bei  unsrer 
Verf.  V.  10.  März  1860.  Dagegen  sind  hier  zu  erwähnen  die  Probecandidaten 
und  sonstigen  provisorisch  beschäftigten  wissenschaftlichen  und  technischen 
Hülfslehrer  mit  Angabe  ihrer  wöchentl.  Stundenzahl,  ob  die  Zahl  der  etats^ 
mäfsigen  Lehrer  zur  Besorgung  des  wissenschaftl.  Unterrichts  hinreichend, 
eventl.  für  welche  Disciplinen  eine  Verstärkung  erforderlich  ist,  ob,  resp. 
welche  von  den  ordentl.  Lehrern  sogenannte  Extrastunden  geben  und  bis  zu 
welcher  Zahl  wöchentlich.  Ueber  die  von  den  vorhandenen  Lehrern  geübte 
amtliche  Thätigkoit,  über  ihr  Verhältnifs  unter  einander,  zu  dem  Director  und 
zu  den  Schülern  wird  sich  der  Verwaltungsbericht  im  allgemeinen  auszu- 
sprechen haben,  wobei  besondre  Begabung  und  besonders  erfolgreicher  Eifer 
einzelner  Lehrer  für  die  sittliche  und  intellectuelle  Ausbildung  der  Schüler 
hervorzuheben,  aber  auch  nicht  zu  verschweigen  ist,  wenn  ein  Lehrer  einen 
erheblichen  Mangel  an  Lehrgescbick  oder  Pflichttreue  zeigen,  oder  sich  die 
erforderliche  Autorität  bei  den  Schülern  und  Achtung  des  Publicums  nicht 
zu  erwerben  oder  zu  erhalten  vermocht  haben  sollte.  Es  ist  zu  bemerken, 
ob  durch  längre  Krankheit  einzelne  Lehrer  in  ihrer  Wirksamkeit  gehemmt, 
ob  in  den  Ck>nferenzen  allgemeine  didaktische  und  pädagogische  Fragen,  das 
Znsammen  wirken  der  Lehrer  für  den  Unterricht,  die  Brauchbarkeit  der  ein- 

feführten  Lehrbücher  erörtert,  in  Fachconferenzen  Theile  des  Lehrplans  der 
chule  und  welche  besprochen  sind,  ob  wissenschaftliche  Vereine  unter  den 
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Es  sind  über  das  darchscbnittliche  Verhältniis  der  Leistungen  der  ein- 
zelnen Classen  in  den  verschiedenen  Lebrgegenständen  und  damit  über  den 
Erfolg,  den  der  Unterriebt  der  Anstalt  nacb  dem  UrtbeU  des  Dir.  bei  der 
Mehrzabl  der  Schüler  erzielt  hat,  Bemerkungen  zu  machen  und  wenn  sich 
hierin  auffallende  Erscheinungen,  Vorliebe  oder  Vernachlässigung  einzelner 
Disciplinen  im  allgemeinen  oder  in  besonderen  Classen  zeigen  sollten,  sind 
die  Gründe  zu  erörtern  und  die  Mittel  zur  Herbeiführung  normaler  Zustände 
zu  bezeichnen.  Es  ist  auch  darüber  zu  berichten,  in  wie  weit  der  häus- 
liehe  Fleifs  der  Schüler  den  Anforderungen  entsprochen  habe,  ob  das  rechte 
Mais  in  der  Aufgabe  häuslicher  Schularbeiten  überall  beobachtet  sei,  was 
zur  Anregung  von  Privatstudien  und  Erweckung  freier  Selbstthätigkeit  unter 
den  Schülern  geschehen  und  mit  welchem  Erfolge,  ob,  resp.  in  welcher  Weise, 
Ferienbeschäftigungen  Eingang  gefunden  haben. 

Ferner  ist  die  Einrichtung  der  Turnübungen  und  wie  sich  die  Schüler 
daran  betheiligen,  zu  besprechen,  sowie  was  sonst  etwa  von  Seiten  der  Schule 
zur  Kräftigung  der  körperlichen  Gesundheit  der  Schüler,  z.  B.  durch  Veran- 
staltung gemeinschaftlicher  Spaziergänge,  geschehen  ist 

Die  vorerwähnten  Rubriken  werden  in  jedem  Verwaltungsbericht  zu 
beachten  sein;  aber  wie  weit  und  wie  erschöpfend  über  alle  unter  denselben 
erwähnten  Puncto  sich  auszusprechen  die  Directoren  Veranlassung  haben 
werden,  bleibt  ihrem  Ermessen  überlassen:  nur  muls  aus  dem  Bericht  nach 
diesen  angegebenen  Richtungen  hin  der  Zustand  der  Anstalt  klar  erkannt 
werden  können. 

Bei  einzelnen  Anstalten  wird  Veranlassung  sein,  auch  noch  manches 
Andre  zu  berühren.   Dahin  ist  zu  rechnen: 

V.  Der  Zustand  der  SchuUocalien,  des  Lehrapparats,  sofern  in  dieser 
Hinsicht  erhebliche  Verbesserungen,  resp.  Vermehrungen,  stattgefunden  haben 
oder  desiderirt  werden. 

VL  Das  Verhältniis  der  Anstalt  zum  Patronat,  resp.  Guratorium,  zur 
Kirche,  zum  Publicum,  soweit  darin  etwas  Ungewöhnuches  hervorgetreten  ist 

VII.  Schulfeierlichkeiten  zur  Pflege  und  Belebung  des  religiösen,  pa- 
triotischen und  ästhetischen  Sinns  der  Schüler,  die  Einrichtung  der  Schulan- 
dachten, die  gehaltenen  Schulcommunionen,  die  Einwirkung  der  Schule  auf 
den  Kirchenbesuch  der  Schüler. 

VIII.  Finanzielle  Verhältnisse,  Lehrerbesoldungen,  Beneflcien,  Stipendien, 
mit  der  Anstalt  verbundene  Wittwencassen,  milde  Stiftungen,  Veräne  zur 
Unterstützung  hülfsbedürftiger  Schüler  u.  s.  w. 

Angelegenheiten,  die  im  Vorstehenden  nicht  erwähnt  worden,  sind 
selbstredend  von  dem  Verwaltnngsbericht  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  von 
Erheblicl^eit  sind,  wie  es  auch  keiner  besondem  Erinnerung  bedarf,  dafii 
auch  in  der  Zwischenzeit  alle  wichtigen  Ereignisse  zur  Kenntnils  der  Auf- 
sichtsbehörde zu  bringen  sind.  Dagegen  sind  Anträge  in  Bezug  auf  Abän- 
derungen oder  neue  Einrichtungen  nicht  mit  den  Verwaltungsberichten  zu 
verbinden,  sondern  in  besonderen  Berichten  zu  stellen. 

Schlielslich  erinnern  wir  die  Directoren  nochmals  an  die  pünctliche  Inne- 
haltung des  Termins  zur  Einreichung  dieser  Berichte,  wonach  dieselben  noch 
vor  Ablauf  jedes  3.  Jahrs  bei  uns  eingehen  müssen." 

üeber  die  den  Directoren  obliegende  Sorge  für  die  Schulpro- 
gramme vrgl.  Abth.  I  p.  196  ff.  und  hier  pp.  131,  143,  157,  166| 
167,  188. 

Durch  G.  Verf.  V.  9.  Aug.  1856  sind  die  Directoren  angewiesen  worden, 
von  denjenigen  Programmen,  deren  wissenschafUiche  Abhandlung  einen  Theil 
der  Geschichte  Deutschlands  oder  Preufeens  zum  Gegenstande  hat,  bald  nach 
deren  Erscheinen  ein  Exemplar  an  das  Directorium  der  K.  Staatparchive  in 
Beriin  einzusenden. 
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3.  Acta  specialia  betreffend  die  Errichtung  der  Anstalt  und  die  Bildnng 
neuer  Classen.  4.  Die  Errichtung  der  Vorschule.  5.  Die  K.  Aufsichts- 
behörden und  Revisionen  der  Anstalt.  6.  Das  Scholarchat  resp.  Cura- 
torium.  7.  Die  Portofreiheit  in  Dienstangelegenheiten.  8.  Allgemeine 
Verordnungen  betreff,  die  Einreichung  von  Verwaltnngsberichten  und  Statist. 
Nachweisungen.  9.  Concepte  der  Verwaltungsberichte  und  der  mit  ihnen 
einznrdchenden  Nachweisungen  der  Lehrer.  10.  Allgm.  Vorschriften  über 
Abfassung  und  Einsendung  der  Programme.  11.  Acta  spec.  betreff,  die 
Abfassung  und  Einreichung  des  Programms  der  Anstalt.  12.  Eine  Samm- 
lung der  Programme  der  Anstalt.  13.  Acta  betreff,  die  Geschichte  der 
Anstalt.  14.  Acta  betreff,  die  Beziehung  zu  anderen  Schulen,  Glückwunsch- 
schreiben zu  Jubiläen  u.  drgl.  m. 

B.  DerDirector.  1.  Allgemeine  Verordnungen  über  die  Anstellung 
und  die  Instruction  der  Directoren.  2.  Acta  betreff,  die  Directorencon- 
ferenzen.        3.  Acta  spec.  betreff,  die  Anstellung  des  Directors  der  Anstalt. 

C.  Die  Lehrer.  1.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Anstellung 
und  die  Pflichten  der  Lehrer,  auch  die  Instruction  der  Classenordinarien. 
2.  Ein  Verzeichnifs  aller  an  der  Anstalt  beschäftigten  Lehrer  und  Candidaten 
mit  den  Bescheinigungen  über  den  Empfang  der  Lehrer-  und  der  Ordinarien- 
Instruction.  3.  Verordnungen  betreff,  die  Prüfung  pro  facultate  docendi 
und  die  Zusammensetzung  der  wissenschafU.  Prüfungscommission.  4.  Acta 
spec.  betreff,  die  Anstellung,  Vereidigung,  Titel,  das  Einkommen  und  den 
Abgang  der  Lehrer  der  Anstalt  5.  Zeugnisse  der  Lehrer.  6.  Acta 
spec.  betreff,  die  Nachweisungen  von  den  Veränderungen  im  LehrercoUegium. 
7.  Acta  spec.  betreff,  das  Verhalten  der  Lehrer,  Urlaubsgesuche,  Vertretung, 
Nebenämter  u.  drgl.  8.  Acta  betreff,  den  Einkauf  in  die  K.  allgm.  Witt- 
wenverpflegungsanstalt.  9.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Militairpflicht 
der  Lehrer.  10.  Acta  spec.  betreff,  die  Militairpflicht  der  Lehrer,  Recla- 
mationen  u.  drgl.  11.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  die  Probecandidaten. 
12.  Acta  spec.  betreff,  die  Probecandidaten  der  Anstalt.  13.  Acta  betreff. 
die  Lehrer  an  der  Vorschule.  14.  Acta  betreff,  die  Lehrerconferenzen 
(Protokollbuch). 

D.  Die  Unterbeamten.  1.  Acta  betreff,  den  Rendanten.  2.  Acta 
betreff,  den  Schuldiener. 

E.  Aufnahme,  Abgang  und  Disciplin  der  Schüler.  1.  Allgm. 
Verordnungen  betreff,  die  Aufnahme,  die  sittliche  Leitung  und  die  Entfernung 
der  Schüler.  2.  Acta  betreff,  die  Gesundheitspflege  der  Schüler.  3.  Acta 
spec.  betreff,  die  Schulordnung  der  Anstalt  4.  Acta  spec.  betreff,  die 
Aufnahme  der  Schüler  (dabei  die  von  den  Schülern  bei  der  Aufnahme  vor- 
gelegten Zeugnisse).  5.  Album  der  Schule.  6.  Album  der  Vorschule. 
7.  Acta  spec.  betreff,  die  Frequenzlisten.  8.  Acta  spec.  betreff,  die  Dis- 
ciplinarfalle.  9.  Acta  betreff,  die  Censuren.  10.  Acta  betreff,  die  Mi- 
litairpflicht der  Schüler.  11.  Concepte  der  Zeugnisse  behufs  der  Meldung 
zum  eii^ährigen  Militairdienst.  12.  Concepte  sonstiger  Abgangs-  und  an- 
derer Zeugnisse  für  Schüler.  13.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  das  Ver- 
hältnils zu  gewissen  Berufsarten.  14.  Acta  betreff.  Alumnate  oder  Pen- 
sionate. 

F.  Der  Unterricht.  1.  Allgm.  Verordnungen  betreff,  den  Unter- 
richt und  die  wissenschaftl.  Beschäftigung  der  Schüler  überhaupt  (darin  die 
Verfügung  über  den  Anfang  der  Unterrichtszeit  und  die  Dauer  der  Pausen). 
2.  Acta  betreff,  die  EinfUburung  von  Schulbüchern.  3.  Acta  spec.  betreff, 
den  Lectionsplan.  4.  Acta  oetreff.  die  religiöse  Unterweisung  (auch  die 
Schulandachten,  Kirchenbesuch ,  Schulcommunioncn,  Confirmandenunterricht, 
Aufsicht  des  General-Superintendenten  u.  drgl.).  5.  Acta  betreff,  den  Unter- 
richt im  Deutschen  und  in  der  philosoph.  Propädeutik.  6.  Acta  betreff. 
den  Unterricht  im  Lateinischen  und  Griechischen.  7.  Allgm.  Verordnungen 
betreff,  die  Dispensation  vom  Griechischen.  8.  Acta  spec.  betreff,  die  Dispen- 
sation vom  Griechischen.       9.  Acta  betreff,  den  Unterricht  im  Hebräischen, 
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10.  im  Französischen,  11.  im  Englischen,  12.  in  der  Geschiolita  und  Geo- 
graphie, 13.  in  der  Mathematik  und  im  Beohnen,  14.  in  der  Phyrik, 
Chemie  und  Naturbeschreibung,  15.  im  Zeichnen  und  Schreiben,  16.  in 
Gesang,  17.  im  Turnen.  18.  Die  Dispensation  vom  Tomimtenidit 
19.   Den  Privatunterricht  der  Lehrer. 

G.  Schulprüfungen.  1.  Acta  betreffend:  die  Vergetrongsiitflfna- 
gen,  Classenrevisionen  des  Directors  und  Versetzungen,  2.  die  OflfeotiiclMi 
Prüfungen,  3.  die  Einsetzung  der  Prttfungscommission  für  Answirtige  nach 
dem  Reglement  v.  23.  März  1846.  4.  Die  Verhandlungen  der  hienacfa  ab- 
gehaltenen Prüfungen.  5.  Allgm.  Verordnungen  betr^.  die  MatnritiUBprt- 
fung.  6.  UrtheUe  der  wissenschaftl.  Prüfungscommission.  7.  Aeta  spec 
betreff,  die  jährl.  Nachweisungen  der  geprüften  Maturitätsaspiranten.  8.  Die 
Verhandlungen  der  einzelnen  Maturität^rüfungen. 

H.  Ferien  und  Schulfeste.  1.  Acta  betreffend  die  Ferien.  3.  Die 
ordentlichen  Schulfeierlichkeiten,  3.  Aulserordentliche  Schulfeste.  4.  Die 
Jubiläen  der  einzelnen  Lehrer. 

L  Vermögensverwaltung.  1.  Acta  betreff,  den  Etat  der  Anstalt 
2.  Rechnungsachen.  3.  die  Hebungen  von  den  Schülern.  4.  Die  Schnl- 
geldbefreiungen.  5.  Die  Lehrerwittwencasse  der  Anstalt,  und  so  für  jede 
mit  der  Anstalt  verbundne  Stiftung  ein  besondres  Aotenstüok. 

K.  Gebäude  und  Geräthe.  1.  Allgm.  Verordnungen  (z.  B.  über  Be- 
nutzung der  SchuUocale  zu  anderen  Zwecken,  über  die  Instandhahnng  der 
Dienstwohnungen  etc.)  2.  Acta  spec.  betreff.  Reparaturen.  3.  beCie£ 
die  Benutzung  der  SchuUocale. 

L.  Bibliothek  und  andere  Sammlungen.  1.  Acta  betreff,  die 
Verwaltung  und  die  Revisionen  der  Bibliothek  und  der  anderen  Samnünngea. 
2.  Acta  spec.  betreff,  die  Vermehrung  der  Hauptbibliothek  durch  Ankauf  oder 
Geschenke.  3.  Acta  betreffend  die  Schfilerbibliothek.  4.  Die  sw  An- 
schaffang  empfohlenen  Bücher.  5.  Das  phyaikaL  Cabmet  (Inventar).  6.  Die 
naturgescbichtl.  Sammlungen  (Inventar).  7.  Die  der  Anstalt  gefaOrendeB 
Kunstwerke  und  Apparate  für  den  Zeichnunterricht  (Inventar).  8.  IHe 
geograph.  und  geschichtl.  Lehrmittel  (Inventar).  9.  Die  MnnkaKen  (InTen- 
tar).      10.  Das  Archiv  der  Anstalt  nebst  Repertorium  desselben  und  Journal' 

Das  zum  Geschäftsjournal  empfohlne  Schema  hat  die  Rubriken: 
1.  Laufende  Numer.  2.  Datum  der  Sache  und  der  Präsentation.  3.  Name 
und  Wohnort  des  Absenders.  4.  Kurzer  Inhalt  der  Sache.  5.  Knne  An- 
gabe dessen,  was  zur  Erledigung  der  Sache  geschehen  ist  6.  Bezdchnong 
der  Acten,  zu  welchen  die  Sachen  gebracht  sind. 


Bestimmungen   über   die   Portofreiheit. 

Alle  dienstliche  Correspondenz  ist  portofrei^  sobald  sie  das  Ober- 
aufsichtsrecht des  Staats  zum  Zweck  hat.  Die  näheren  Vorscbriflei 
Über  die  Portofreiheit  sind  in  dem  Regulativ  über  die  Portofreiheit  t. 
7.  Febr.  1862  und  in  der  Zusammenstellung  (namentlich  Art  9)  der  bif 
auf  weitres  für  das  norddeutsche  Postgebiet  in  Portofreiheitsangele- 
genheiten mafsgebenden  Grundsätze  v.  1.  Jan.  1868  enthalten.  Die  Dach- 
stehend  abgedruckte  C.Verf.  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  sn  Mttnster  v. 
9.  Sptb.  1854  giebt  eine  auch  jetzt  noch  genügende  Zusammensteilimg 
aller  in  dieser  Beziehung  zu  beachtenden  Bestimmungen: 

„Das  Präsidium  der  hiesigen  K.  Regierung  hat  in  Erwägnng,  da&  et 
schwer  sei,  die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Po  st  fr  ei  he  it  der  Con«- 
spondcnz  und  Sendungen  auf  besondere  Verhältnisse  jedesmal  richtig  anin- 
wenden  und  dadurch  sowohl  den  Unannehmlichkeiten  einer  Rflge  oder  Be- 
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Sträfling  zu  entgehen,  als  zu  vormeiden,  da(s  dem  Postfiscos  Postgefälle  ent- 
zogen werden,  über  den  Postverkehr  im  Ressort  der  K.  Regierung  und  der 
von  ihr  ressortirenden  Behörden  und  Beamten  eine  Zusammenstellung  der 
Portofireiheits-  und  Portopflichtigkeitsverhältnisse  ausarbeiten  und  drucken 
lassen,  in  welcher  auch  die  Bestimmungen  fiber  den  Postverkehr  der  niederen 
und  höheren  Lehranstalten  berücksichtigt  sind.  £w.  etc.  lassen  wir  ein  Exem- 
plar dieser  Zusammenstellung  in  der  Anlage  zugehen  und  machen  Sie  auf  fol- 
gende daraus  zu  entnehmende  Bestimmungen  aufmerksam: 

1.  Amtlicher  Schriftwechsel  mit  den  vorgesetzten  Behörden  in  Oberauf- 
Bicbtsachen,  sowie  mit  deren  Bflreauz  (Registratur,  Casse  etc.)  soweit  die  un- 
mittelbare Einsendung  von  Schriftstücken  an  letztere  angeordnet  worden,  ist 
portofrei.  2.  Desgl.  mit  dem  Departementsrath  als  Specialcommissarins 
für  bestimmte  ihm  überwiesene  Angelegenheiten,  namentlich  Abiturienten- 
prüfungsachen  und  drgl.,  ist  portofrei.  3.  Desgl.  der  verschiedenen  An- 
stalten unter  einander,  soweit  es  sich  um  allgemeines  Gymnasialinteresse,  be- 
sonders in  disciplinarischen  Angelegenheiten,  handelt,  ist  portofrei.  4.  Desgl. 
zwischen  dem  Director  und  seinem  Stellvertreter,  resp.  dem  Praeses  Curatorii, 
wenn  erstrer  sich  in  dienstlichen  Angelegenheiten  aufserhalb  seines  Wohn- 
sitzes befindet,  ist  portofrei. 

5.  Ist  erstrer  in  Privatangelegenheiten  abwesend,  so  ist  die  genannte 
Correspondenz  portopflichtig.  6.  Desgl.  mit  den  Eltern  und  Angehöri- 
gen der  ihm  anzuvertrauenden  oder  anvertrauten  Schüler,  ist  portopflichtig. 
7.  Desgl.  mit  dritten  Personen,  als  Mechanikern,  Buchhändlern,  Naturalien- 
händlem  etc.  über  Bestellungen  für  die  Anstalten,  ist  portopflichtig. 

Packetsendungen  mit  den  ad  1.  bezeichneten  Adressen  sind  portofrei 
ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  ad  2  — 4  bis  zu  20  Pfd.  posttäglich 
portofrei,  ad  5—- 7  portopflichtig.  (Daher  ad  7  möglichst  freie  Ablieferung 
ansznbedingen.).^ 

Für  die  Cassenverwaltung  Königlicher  Anstalten  ist  folgende, 
dem  Regulativ  über  die  Portofreiheit  vom  3.  Februar  1862  entnommne  Be- 
stimmung beachtenswerth. 

„Der  amtliche  Schriftwechsel  mit  den  Bankanstalten,  die  Beförderung 
der  den  Königl.  Anstalten  gehörenden  Gelder,  welche  behufs  der  zinsbaren 
Belegung  bei  der  Bank  von  den  betreff.  Verwaltungsbehörden  den  Bank- 
anstalten überschickt  werden  oder  von  diesen  zurückkommen,  sowie  die 
Uebersendung  der  aus  diesem  Verkehr  mit  der  Bank  entspringenden  Zins- 
zaUungen  ist  portofrei. '^ 

Der  oben  erwähnte  Artikel  9  der  über  die  Behandlung  des  Portofreiheits- 
wesens im  norddeutschen  Postgebiet  zusammengestellten  Grundsätze  lautet: 
„Es  bleiben  einstweilen  aufrecht  erhalten: 

1.  Die  in  einzelnen  Staaten  des  norddeutschen  Bundes  bestehenden 
Portofreiheiten  für  solche  Sendungen  in  Staatsdienstangelegenheiten, 
welche  nach  den  Vorschriften  von  Art.  4  oder  ö  dieser  Zusammenstellung 
von  der  Portofreiheit  im  Umfang  des  norddeutschen  Postgebiets  ausgeschlossen 
sein  würden,  weil  sie  sich  entweder  auf  den  gewerblichen  Geschäftsbetrieb 
einer  Behörde  oder  Anstalt  beziehen  oder  ein  Privatinteresse  ganz  oder  theU- 
weise  betreffen.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Portofreiheiten  in  Bergwerksange- 
legenheitcn,  Steuersachen,  Stempelangelegenheiten,  Justizsachen  u.  s.  w. 

2.  Die  Portofreiheiten  staatlicher  oder  anderer  öffentlicher  Corpora- 
tionen  und  Institute,  namentlich  der  Kirchen,  Schulen^),  Gemeinden,  ferner 
die  Portofreiheiten  solcher  milden  Stiftungen  oder  Privatvereine^  welche  zwar 
nicht  in  Art.  7  und  8  aufgeführt  sind,  jedoch  bisher  Portofreiheit  genossen 
haben,  desgleichen  die  bestehenden  persönlichen  Portofreiheiten. 


')  PriratBchulen  geniefsen  keine  Fortofreiheit« 
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Die  Portofreiheiten  zu  1.  a.  2.  erstrecken  sich  nicht  auf  das  eanie  nord- 
deutsche Postgebiet,  sondern  bleiben  auf  denjenigen  ränmlichen  und  aaeUidMi 
Umfang  beschränkt,  für  welchen  sie  bisher  Geltung  hatten. 

Die  nach  Mafsgabe  dieses  Artikels  portofreien  Sendungen  aud,  sowdt. 
nicht  besondere  Ausnahmen  bestehen,  als  solche  von  den  Poetanatalten  nv 
dann  anzuerkennen,  wenn  sie: 

a)  mit  einem  amtlichen  Siegel  oder  Stempel  Terschlossen  oderoffea 
oder  unter  Kreuz-  oder  Streifband  zur  Post  gegeben  sind;  b)  die  Porto- 
fr  eiheitsvcrmerk  als  „Staats-  u.  s.  w.  Dienstsache",  „Kirchensacbe*, 
„Schulsache",  „Angelegenheit  der  N.  N.  Stiftung"  oder  „des  N.  N.  Vcrems*' 
oder  eine  dem  entsprechende  Bezeichnung  enthäten^  c)  durch  eigenhän- 
dige Namensunterschrift  des  Absenders  oder  des  mit  der  Absendong  bniof- 
tragten  und  der  Postanstalt  namhaft  gemachten  Vertreters  der  absendenden 
Stelle  unter  dem  Portofreiheitsvermerk  beglaubigt  sind. 

Als  amtliches  Siegel  im  Sinn  dieses  Artikels  ist  das  Siegel  der  betrdL 
Behörde,  Anstalt,  Kirche,  Schule,  Gemeinde,  Stiftung,  resp.  des  betretL  Ver- 
eins, zu  betrachten.  Das  Erfordemils  eines  amtlichen  Siegels  flUt  Innweg 
bei  den  persönlichen  Portofreiheiten,  femer  in  den  Fällen,  in  welchen  dsr 
Absender  ein  unmittelbarer  Staats-  oder  Bnndesbeamter  oder  eine  active  Mi- 
litairperson  ist,  sich  nicht  im  Besitz  eines  amtlichen  Siegels  befindet  und  diei 
auf  der  Adresse  ausspricht.  —  Bei  Sendungen,  welche  von  einer  BehMe 
oder  einem  die  Stelle  einer  Behörde  vertretenden  einzelnen  Beamten  aas- 
gehen,  ist  die  Beglaubigung  des  Portofreiheitsvermerks  (zu  c.)  nicht  er 
forderlich." 

Artikel  11:  „Wird  eine  portopflichtige  Mittheilnng  einer  porto- 
freien Sendung  hinzugefügt,  oder  ein  portopflichtiger  Gegenstand  mit 
einem  portofreien  zusammengepackt,  so  ist  die  ganze  Sendung  portopflich- 
tig und  darf  mit  dem  Portofreiheitsvermerk  nicht  versehen  werden." 

Portopflichtige  Dienstbriefe  werden  mit  dem  für  unfirankirte 
Briefe  eingeführten  Zuschlagporto  von  1  Sgr.  nicht  belegt,  wenn  aie  ab 
solche  bezeichnet  sind.  Bekanntmachung  des  General -Postamts  v.  22.JaB. 
1868: 

„Nach  §.  1  Absatz  3  des  Gesetzes  über  das  Posttaxwesen  im  Gebiet  des 
norddeutschen  Bundes  v.  4.  Novb.  1867  werden  portopflichtige  Dienstbriefe  mit 
dem  durch  dieses  Gesetz  für  unfrankirte  Briefe  eingeführten  Zoschlagporto 
von  1  Sgr.  alsdann  nicht  belegt,  wenn  die  Eigenschaft  derselben  als  Dienst- 
sache durch  ein  von  der  obersten  Postbehörde  festzustellendes  Zeichen  auf 
dem  Couvcrt  vor  der  Postaufgabe  erkennbar  gemacht  worden  ist.  In  Aus- 
führung dieser  gesetzlichen  Bestimmung  ist  angeordnet  worden,  da(s  die- 
jenigen portopflichtigen  unfrankirten  Briefe  mit  dem  Zuschlagporto  von  1  Sgr. 
nicht  zu  belegen  sind,  welche  aus  Orten  des  norddeutschen  Postgebiets  nKh 
anderen  Orten  desselben  und  zwar :  von  öffentlichen  Behörden,  von  einzelnen, 
eine  ölTentlichc  Behörde  rcpraesentirenden  Beamten,  sowie  von  Geistiichen  in 
Ausübung  dienstlicher  Functionen  abgesandt  werden,  sofern  die  Briefe  vor 
der  Postaufgabe: 

a)  auf  der  Adresse  mit  dem  Vermerk :  „portopflichtige  Dienstsache"  ve^ 
sehen,  b)  mit  öffentlichem  Siegel  oder  Stempel  verschlossen  sind.  Von 
dem  Erfordernifs  des  Amtsiegelverschlusses  wird  nur  in  dem  Fall  abge- 
sehen, wenn  der  Absender  zwar  zur  Kategorie  derjenigen  Beamten  gehören 
sollte,  welche  eine  öffentliche  Behörde  repräsentiren,  sich  jedoch  nicht  ia 
Besitz  eines  amtl.  Siegels  befindet  und  „die  Ermangelung  eines  Dienstsiegels*^ 
in  solchen  Fallen  auf  der  Adresse  unter  dem  Vermerk  zu  a.  mit  Unterschrift 
seines  Namens  und  Amtscharakters  bescheinigt 

Damit  der  Vermerk  „portopflichtige  Dienstsache '^  gleichmäisig  in  die 
An<^en  falle,  ist  es  wünschonswerth ,  dafs  derselbe  oben  links  in  der  Ecke 
auf  {]or  Adrofsseite  der  portopflichtigen  Dienstbriefe  von  dem  Absender  nie- 
(lor^osehrieben  werde.  Milde  Stiftungen  und  Privatvereine  sind,  auch  wenn 
denselben  nach  Mafsgabe  der  früheren,  einstweilen  aufrecht  eriialtenen  Be- 
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winigungen  die  Portofreiheit  für  gewisse  Sendungen  znsteht,  zur  Anwendung 
der  Bezeichnung  .portopflichtige  Dienstsache"  nicht  berechtigt. 

Bei  Briefen,  die  nach  Gebieten  aufserhiüb  des  norddeutschen  Postbezirks 
bestimmt  dndy  z.  B.  nach  Oesterreich,  Baiem,  Württemberg,  Belgien,  Nieder- 
lande n.  s.  w.j  oder  die,  von  auswärts  abgesandt,  nach  dem  norddeutschen 
Postbezirk  bestimmt  sind,  oder  durch  denselben  transitiren,  findet  ein  Erlafs 
des  Zuschlagportos,  wo  ein  solches  für  unfrankirte  Briefe  vertragsmälsig  fest- 
stehend ist,  nicht  Statt." 


Die  Classenordinarien  und   die  Lehrer. 

C.  Verf.  V.  24.  Octb.  1837  (s.  Abth.  I  p.  24): (Die  Veranstal- 
tungen für  eine  zweckmäfsige  Einrichtung  des  Lehrplans)  „werden  nur  in 
dem  Mais  ihrem  Zweck  entsprechen,  als  es  je  länger  je  mehr  gelingen  wird, 
fflr  das  schwierige  aber  einfluTsreiche  Geschäft  der  Classenordinarien 
tflchtige  Lehrer  von  allgemein  wissenschaftlicher  Bildung,  von  trener  Liebe 
und  ^gebung  fflr  ihren  Beruf  und  von  gereifter  Erfahrung  zu  gewinnen, 
welche  die  ihnen  anvertrauton  Lehrfächer  wahrhaft  durchdrungen  haben  und 
beherrschen,  in  klarer  und  stets  wacher  Einsicht  von  dem  Zusammenhange 
derselben  mit  den  flbrigen  Lehrobjecten  und  mit  dem  gemeinsamen  Zweck 
des  G3rmnasialuntorrichts  in  allen  Fächern  das  zur  allgemeinen  Entwickelung 
und  zur  intensiven  BUdnng  ihrer  Schüler  dienende  Material  auszuwählen,  das 
Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  sondern  wissen,  nnd  endlich  durch  die 
Reinheit  nnd  Wflrde  ihres  Charakters,  wie  durch  den  milden  Ernst  ihrer 
ganzen  Haltung  eine  unauslöschliche  Ehrfurcht  vor  der  sittlichen  Macht, 
welche  das  Leben  der  Menschen  regiert,  in  der  ihrer  väterlichen  Obhut  und 
Pflege  fibergebnen  Classe  zu  erwecken  vermögen.  Im  ganzen  erfreuen  sich 
die  diesseitigen  Gymnasien  eines  Lehrstandes,  welchem  das  ehrenvolle  Zengnilis 
gebührt,  dais  er  sich  eben  so  sehr  durch  gründliche  wissenschaftl.  Bildung 
als  durch  regen  pflichtmälsigen  Eifer  für  seinen  Beruf  und  durch  willfähriges 
Eingehen  in  die  wohlverstandenen  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden 
aaszeichnet  Somit  giebt  das  Ministerium  gern  der  Hoifnung  Raum,  da(s 
sich  in  diesem  Lehrstande  auch  eine  hinreichende  Anzahl  von  Männern  finden 
werde,  welche  zur  Führung  eines  Classenordinariats  tüchtig  und  geneigt,  und 
insbesondre  im  Stande  sind,  die  Hauptfächer  und  die  Mehrzahl  der  wöchent- 
lichen Lectionen,  wie  es  im  Wesen  der  Classenordinarien  liegt,  in  der  ihnen 
anzuvertrauenden  Classe  mit  glücklichem  Erfolg  zu  übernehmen.  Den  K. 
Prov.  Schulleg^o  liegt  es  ob,  mit  umsichtiger  Sorgfalt  nnter  den  Lehrern 
nicht  blos  eines  Gymnasiums,  sondern  sämmtlicher  Gymnasien  der  Provinz 
die  fähigsten  nnd  tüchtigsten  zum  Classenordinariat  auszuwählen,  ihre  Ver- 
setzung von  einem  Gymnasium  zum  andern  nach  dem  jedesmaligen  Bedürf- 
nis der  betreff.  Anstalt  in  angemefsner  Art  herbeizuführen,  und  auf  ihre 
Beförderung  sowie  auf  die  Verbesserung  ihrer  äulsem  Lage  bei  jeder  schick- 
lichen Gelegenheit  Bedacht  zu  nehmen.  Wie  es  dem  Ministerium  eine  an- 
gelegentliche Pflicht  sein  wird,  zu  den  erledigten  Stellen  der  Gymnasial- 
directoren  und  der  Schulräthe  vorzugsweise  solche  Lehrer,  welche  sich  als 
Classenordinarien  während  längrer  Zeit  in  jeder  Beziehung  Gewährt  nnd  aus- 
gezeichnet haben,  Allerh.  Orts  in  Vorschlag  zu  bringen,  so  hat  dasselbe  zur 
Aufmunterung  der  Classenordinarien  beschlossen,  ihnen  von  jetzt  an  das 
Prädicat  Oberlehrer  ausschlielslich  beizulegen.^  S.  oben  p.  126.  Vrgl. 
Abth.  I  p.  27  und  34. 

Neuerdings  sind  für  die  Ordinarien  und  die  Lehrer  von  den  K.  Prov. 
Schulcollegien  die  nachstehenden  Instructionen  erlassen  worden. 
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Instructionen  für  die  ClaBBenordinarien  und  die  Lehrer 
der  Gymnasien  nnd  der  Bealschnlen  1.  0. 

Provinz    Preufsen. 

Instr.  vom  Jahre  1867. 

A.  Ordinarien.  .§.  1.  Der  Glassenordinarius  hat  die  Au^gibe,  die 
Einheit  des  sittlichen  und  wissenschaftlichen  Bildnngszwecka,  deren  Dnreh- 
führung  für  die  gesammte  Anstalt  dem  Director  obliegt,  für  die  Z6gtin^ 
seiner  Olasse  wahrzunehmen.  £r  ist  demnach  in  der  Erftilung  dieser  Anfgibe 
wesentlich  znr  Unterstützung  des  Directors  bestimmt,  dem  er  durch  die  ge- 
nauere Kenntnifs  der  Schüler  seiner  Olasse  zu  Hülfe  zu  kommen  nnd  denen 
Anordnungen  betreffs  der  allgemeinen  Verwaltung  der  Qasse  nnd  betreib 
der  Schnlzucht  er  in  Vollzug  zu  setzen  verpflichtet  ist.  $.  2.  Demueh 
mufs  er  bestrebt  sein,  wie  über  den  Zustand  der  Olasse  hn  allgemeinen,  so 
auch  über  jeden  Schüler  derselben  nach  Anlagen,  Fleiia,  Fortsehritlen  nad 
sittlichem  Verhalten  die  genauste  Rechenschaft  geben  zu  können.  (.  3.  Er 
ist  mithin  von  allem  in  Kenntnifis  zu  setzen,  was  rücksichtiioh  des  geistigea 
und  sittlichen  Lebens  der  Olasse  von  den  übrigen  Lehrern  theila  angeoidnei, 
theils  in  Erfahrung  gebracht  wird. 

§.  4.  Zur  genauem  Kenntnifs  seiner  Zöglinge  hat  er  sich,  soweit  ci 
seine  Zeit  und  die  Umstände  gestatten  mit  den  Eltern  derselben  oder  mit 
deren  Stellvertretern  in  nähere  Verbindung  zu  setzen,  und  ai^  diesem  Wege 
eine  gegenseitige  Beziehung  und  Uebereinstimmung  der  hänsliehen  nnd  der 
Schulerziehung  zu  begründen.  §.  5.  Zu  diesem  Behnf  ist  er  beaonden 
verpflichtet,  die  in  §.  49  der  Direotoreninstruction  angeordneten  Hansbesncbe 
bei  den  auswärtigen  Schülern  auszuführen,  soweit  dieselben  seiner  Ctoiie 
angehören.  §.  6.  Er  hat  sämmtliche  Arbeitshefte  seiner  Olasse  mindesten! 
einmal  im  Halbjahr  einer  Revision  zu  unterziehen  und  über  das  Ergdmift 
dieser  Revision  an  den  Dir.  zu  berichten. 

§.  7.  Dem  Ordinarius  gebührt  die  allgemeine  disciplinarische  Verwaltnnf 
der  Olasse,  die  Bestimmung  der  sogenannten  Olassencustoden ,  und  die  be- 
sondre Führung  der  Oonsur-  und  Olassentagebücher.  Aus  den  letsteren  hat 
er  mittels  wöchentlicher  Durchsicht  der  von  den  übrigen  Lehrern  eingetra^ 
ncn  Bemerkungen  sich  über  das  Verhalten  der  Olasse  in  dem  bezeichnetet 
Zeitraum  zu  unterrichten  und  die  etwanigen  disciplinarischen  Mafsregeln  rück* 
sichtlich  der  einzelnen  Schüler  anzuordnen.  §.  8.  Bei  den  Conferenzbe- 
rathungen  über  den  sittlichen  und  wissenschaftlichen  Zustand  der  Anstalt, 
desgleichen  bei  den  Oensur-  und  Vcrsetzungsconferenzen,  übernimmt  der  Or- 
dinarius den  Vortrag  hinsichtlich  seiner  Olasse. 

§.  9.  Der  Ordinarius  ist  verpflichtet,  die  Lehrstunden  der  in  seiner  Olasse 
unterrichtenden  Probccandidaten  Öfters  zu  besuchen  und  dieselben  erforder 
liehen  Falls  durch  seinen  Rath  und  thatsächlich  zu  unterstützen. 

§.  10.  Wenngleich  die  Strafgewalt  der  übrigen  Lehrer  durch  den  Ordi- 
narius nicht  beschränkt  werden  soll,  so  ist  derselbe  doch  jedesmal  in  Kennt- 
nifs zu  setzen,  sobald  die  Strafe  des  Nachbleibens,  des  Arrests  oder  der  kör- 
perl. Züchtigung  über  einen  Schüler  verhängt  wird.  Hiedurch,  wie  durch  die 
in  §.  7  erwähnte  Durchsicht  des  Olassenbuchs,  hat  der  Ordinarius  sich  in  des 
Stand  zu  setzen,  rücksichtlich  der  einzelnen  Schüler  ein  übereinstimmeDde» 
Verfuhren  der  Lehrer  zu  vermitteln  und  etwanige  schädliche  Strafanhäufon^ 
abzuwenden.  §.  11.  Beschwerden  eines  Schülers  über  einen  Lehrer  anio- 
nolimen  ist  der  Ordinarius  niemals  berechtigt;  ebensowenig  darf  er  irjreihi 
eine  Anordnung  eines  andern  Lehrers  selbständig  abändern.  In  beiden  FäIK?n 
ist  der  Dir.  die  zuständige  Behörde. 
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§.  12.  Die  Bestimmang  der  Ordinarien  für  die  einzelnen  Classen  erfolgt 
dnrch  den  Dir.  bei  £inreichnng  des  Lectionsplans  an  das  K.  Prov.  Schulcol- 
legiam.  Kein  Lehrer  darf  zum  Ordinarius  von  mehr  als  Einer  Classe  bestimmt 
werden. 

§.  13.  Der  Rang  im  Collegium  giebt  keinen  Anspruch  auf  ein  bestimmtes 
Ordinariat;  vielmehr  hat  der  Dir.  bei  der  Wahl  der  Ordinarien  lediglich  anf 
die  Befähigung  der  Lehrer  zu  diesem  wichtigen  Amt,  wie  auf  die  densel- 
ben in  den  einzelnen  Classen  überwiesenen  Unterrichtsfächer  Rücksicht  zu 
nehmen."  Königsberg.  K.  Prov.  Schulcollegium. 

B.  Lehrer.  „§.  1.  Jeder  an  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule 
fbst  angestellte  Lehrer  hat  die  Rechte  und  Pflichten  eines  Staatsdieners. 
§.  2.  Zur  festen  Anstellung  eines  Lehrers  ist  aufser  dem  Nachweis  der  abge- 
leisteten Militairpflieht  die  Ablegung  der  vorschriftsmärsigen  Prüftingen  und 
die  VoUendung  des  Probejahrs  erforderlich. 

§.  3.  Alle  G^nasial-  oder  Realschullehrer,  seien  sie  fest  angestellt,  pro- 
visorisch beschäftigt  oder  Probecandidaten,  sind  verpflichtet,  die  Anordnungen 
des  Dir.  in  Bezug  auf  ihr  amtl.  Verhalten  und  in  Gemäfsheit  der  allgemeinen 
Besthnmungen  genau  zu  befolgen.  Wie  demnach  die  älteren  und  erfahrneren 
Lehrer  den  Dir.  auch  darin  zu  unterstützen  haben,  dafis  sie  um  die  Pflege 
einer  collegialischen  Gesinnung  und  um  eine  einheitliche  und  ideale  Auf- 
fSusung  des  Lehrerbernfs  innerhalb  des  Collegiums  sich  bemühen,  so  haben 
besonders  die  jüngeren  Lehrer  den  Rath  und  die  Weisungen  des  Dir.  unbe- 
fangen und  mit  Vertrauen  aufzunehmen  und  in  Ausführung  zu  bringen. 
§.  4.  Insbesondre  sind  die  Lehrer  verpflichtet,  den  von  der  K.  Aufsichtsbe- 
hörde genehmigten  Lehrplan  genau  auszuführen  und  hiebei  neben  der  ge- 
wissenhaften Verwaltung  der  eigenen  Lehrstunden  überall  den  allgemeinen 
Bildungszweck  der  Anstalt  im  Auge  zu  behalten.  Sie  haben  sich  demnach 
einerseits  sorgfaltig  zu  hüten,  unter  übermäisiger  Bevorzugung  der  von  ihnen 
selbst  versehenen  Lehrfächer  die  Arbeitskraft  der  Schüler  zu  überschätzen; 
andrerseits  haben  sie  durch  genaue  sachliche  wie  methodische  Vorbereitung 
anf  ihre  Lehrstunden  den  er&rderlichen  Zusammenhang  des  ganzen  ünter- 
richtsganges  herbeizufflhren  und  sich  Klarheit  in  der  Wahl  der  einfachsten 
und  zweckmäßigsten  Bildungsmittel  zi^  erwerben. 

§.5.  Die  etatsmäfsigen  Oberlehrer  sind  zu  20,  die  ordentlichen  Lehrer 
zu  22,  die  wissenschaftlichen  Hülfslehrer  zu  24  wöchentl.  Lehrstunden  ver- 
pflichtet, falls  nicht  das  Mafis  der  häusl.  Vorbereitung  und  der  Correcturen 
eine  Beschränkung  dieser  Zahlen  bedingt.  Den  technischen  Lehrern  dürfen 
26  wöchentl.  Lehrstunden  zuertheilt  werden.  §.  6.  Kein  Lehrer  hat  ein 
Recht  auf  bestimmte  Unterrichtstunden,  falls  er  nicht  fOr  dieselben  ausdrück- 
lich angestellt  ist. 

§.  7.  Die  Lehrer  sind  verpflichtet,  ihre  Stunden  pünctlich  abzuhalten  und 
die  ihnen  obliegenden  Correcturen  regelmäfsi^  und  sorgfältig  zu  vollziehen. 
Desgleichen  haben  sie  die  Aufisicht  in  den  Zwischenpausen  und  bei  den  etwa 
mit  der  Strafe  des  Nachbleibens  belegten  Schülern  nach  dem  dafür  festge- 
stellten allgemeinen  Plan  wahrzunehmen.  Kein  Lehrer  darf  ohne  Greneh- 
migung  des  Dir.  eine  Stunde  aussetzen  oder  mit  einem  andern  Lehrer  tau- 
sehen. 

§.  8.  Für  die  Verhängung  und  VoUziehung  der  Strafen  dienen  die 
H.50—5i  der  Dir.  Instruction  zur  Richtschnur.  Die  Verhängung  des  Nach- 
bleibens hat  der  Lehrer  dem  Classenordinarius ,  diejenige  der  Köiperstrafe 
dem  Ordinarius  und  dem  Dir.  anzuzeigen,  falls  zur  Verhängung  derselben 
nicht  ein  Ck>nferenzbeschlu(i9  erforderlich  ist.  (§.  52  der  Dir.  Instruction).  Für 
die  Strafe  des  Einschlielsens  (den  Arrest)  ist  die  Genehmigung  des  Dir.  er- 
forderlich. Jede  Strafe  mufs  in  das  Glassenbnch  eingetragen  werden.  Im 
allgemeinen  haben  sich  die  Lehrer  stets  gegenwärtig  zu  halten,  dafs  die  An- 
wendung efgentUcher  Strafen  nur  dann  gerechtfertigt  ist,  wenn  zuvor  die 
übrigen  Erziehungsmittel  erschöpft  sind.        Ueber  die  Befugnüs  des  Dir., 
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einem  Lehrer  zeitweilig  die  Anwendung  der  Körperstrafe  so  antanaipeii, 
§.  52  der  Dir.  InBtmction.  §.  9.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtat,  alle  widh 
tigeren  DiBciplinarfälle  dem  Ordinarius  und  dem  Dir.  anzosagen.  Ebenso  iit 
er  gehalten ,  dem  Dir.  Mittheilung  zu  machen ,  falls  er  bei  den  S^Msni ,  lei 
es  innerhalb  der  Schule  oder  in  ihrem  häuslichen  Leben,  sitUieli  büdenklicbe 
Erscheinungen  und  Neigungen  beobachtet  hat. 

§.  10.  Betreffs  der  Berathung  und  des  Stimmrechts  in  der  GonfereBx 
gelten  die  Bestimmungen  in  §§.  22  —  28  der  Dir.  Instruction.  S.  11.  Jede 
Eingabe  eines  Lehrers  an  die  Behörden  muüs  durch  Vermittelni^^  des  Dir. 
eingereicht  werden.  §.  12.  Jeder  fest  angestellte  Lehrer  hat  zu  seiner  Yer- 
heirathung  den  Consens  des  K.  Prov.  SchulcolL  einzuholen  und  sogleich  nach 
der  Verheirathung  seinen  Beitritt  zu  der  allgm.  Wittwenverpflegungsanstatt 
zu  ordnen. 

§.  13.  Nebenämter  darf  ein  Lehrer  nur  mit  Genehmigang  der  Staatsbe- 
hörde übernehmen;  zur  Ertheilung  von  Privatunterricht  in  den  Sebnlgegen- 
ständen  an  Schüler  der  Anstalt  ist  die  Genehmigung  des  Dir.  erfonkilieL 
§.  14.  Reisen,  welche  ein  Lehrer  innerhalb  der  Ferienzeit  nntemehmen  will, 
hat  derselbe  dem  Dir.  anzuzeigen. 

§.  15.  FaUs  ein  Lehrer  aus  seinem  Amt  auszuscheiden  beabsichtigt,  so 
ist  er  verpflichtet,  seine  Kündigung  mindestens  3  Monate  vor  dem  Schlaft 
des  Halbjahrs  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  und  bezüglich  auch  dem  Fatronat  der 
Anstalt  einzureichen,  falls  nicht  seitens  des  Patronats  eine  6monatiiclie  Kfis- 
digungsfrist  festgesetzt  ist.^   Königsberg.  K.  Prov.  ScholcoUegiom. 


Provinz   Brandenburg. 

Instr.  V.  22.  Jan.  1868. 

A.  Ordinarien.  „  §.  1.  Die  Aufgabe  der  Classenordinarien  ist  et, 
den  iiinern  Zusammenhang  und  die  erforderliche  Einheit  in  der  Dtsciplni, 
den  wissenschaftlichen  Anforderungen  und  dem  didaktischen  Yerüiaen  in 
den  einzelnen  Classen  zu  vermitteln  und  herzustellen.  §.  2.  Demgemiüi 
ist  es  die  besondre  Pflicht  des  Ordinarius,  den  Gewi  der  Ordnung,  des  Ge- 
horsams, des  Flcifses  und  wissenschaftlichen  Strebens  in  der  seiner  Leitung 
unterstellten  Classe  zu  fördern  und  zu  wahren,  und  hat  er  zu  diesem  Ende 
in  stetem  coUegialischen  Verkehr  mit  den  übrigen  an  seiner  Classe  nnter 
richtenden  Lehrern  über  alle  einschlagenden  Verhältnisse  Rücksprache  zs 
nehmen  und  sich  stets  in  voller  Kenntnife  von  dem  Gesammtzostand  der 
Classe  zu  erhalten.  Von  den  Lehrern  ist  er  berechtigt,  nicht  blos  in  beson- 
deren Fällen  die  Anzeige  von  Ungehörigkeiten  im  Benehmen  der  Schäler, 
und  wo  er  Nachfrage  für  nöthig  hält,  offne  und  vollständige  Mittheilung  n 
erwarten,  sondern  auch  über  das  gesammte  Verhalten  der  Schüler  Auskunft 
einzuholen.  Es  steht  zu  erwarten,  dafs  der  Ordinarius  sein  Ansehn  in  der 
Classe  nicht  dazu  mifsbrauchen  werde,  der  Autorität  seiner  Collegen  entgegen 
zu  treten  oder  dieselbe  abzuschwächen  oder  sich  einen  Eingriff  in  ihr  Sra- 
rccht  zu  erlauben.  Namentlich  mufs  er  Beschwerden  von  Schülern  über  dnen 
Xehrer  jedesmal  an  den  Director  verweisen. 

§.  3.  Der  Ordinarius  hat  alle  zur  Aufrechthaltung  der  änfsem  Ordnan^ 
in  der  Anstalt  geltenden  Bestimmungen  im  Bereich  seiner  Classe  zur  Aus- 
führung zu  bringen  und  über  ihre  Ausführung  zu  wachen.  Er  hat  daher 
zuvörderst  zu  achten  auf  das  Acufsere  des  Classenlocals  und  seine  Sauber^ 
koit,  auf  gehörige  Lüftung  und  Heizung,  auf  die  Utensilien  und  Lehrmittel 
in  demselben  un<l  ihre  Bewahrung  vor  Beschädigungen.  Die  Abstellang  wah^ 
f(onominener  UebeJstände  ist  bei  dem  Dir.  zu  beantragen.  §.  4.  lÄm  «^ 
«linarius  lie«;t  ferner  ob,  ein  Verzcichnifs  der  Schüler  seiner  Ciasso  zn  unter 
halten ,   sich  über  ihre  Wohnung  resp.  Pension  und  sonstigen  Verhähnis«« 
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Ml  vnteiricliten;  er  hat  den  Sohalbeeach  und  wo  er  angeordnet  ist,  den  Kir- 
ehenbesnoh  au  controliren  and  die  schriftlichen  Entschnldigangen  der  Yer« 
siiimniBie  entoegenzanehmen  und  an  prflfen;  er  hat  beim  Beginn  des  Se- 
mestoia^len  Stundenplan  der  CUsse  mitzntheilen  und  sich  zu  flberzengen, 
dafii  jedir  Schiller  im  Beaita  des  nöthigen  Unterrichtsmaterials  an  Bflchem, 
Heften  n.  8.  w.  ist:  er  hat  mindestens  änmal  im  Semester  die  sämmtl.  Ar- 
bdtsbaoher  der  Scbfller  rflcksichtlioh  ihrer  Ordnung  und  Sauberkeit  zu  prüfen; 
er  hat  die  Fflhmng  des  Glassenbuchs  zu  fibemehmen  und  ^ejenigen  ^hfiler, 
welche  mit  besonderm  Dienst  ffir  die  Classe  betraut  werden  sollen,  der  Con- 
ferenz  vorznsclüagen,  sowie  nach  ihrer  Ernennung  in  den  Dienst  einzu- 
weisen. 

§.  5.  Er  hat,  soweit  dies  irgend  erreichbar  ist,  durch  seine  Vermittelung 
eine  Uebereinstimmang  unter  den  in  seiner  CUisse  unterrichtenden  Lehrern 
m  Bezug  auf  die  Handhabung  der  Disciplin  und  die  Behandlung  der  einzelnen 
Sehfller,  den  darüber  bestehenden  Bestimmungen  jemals,  herbeizuführen. 
Insbesondre  hat  er  die  Pflicht,  bei  dem  Unterricht  der  Probanden  zu  hospi- 
tiren  und  sie  mit  seinem  Rath  und  seiner  Autorität  zu  unterstützen.  Erheb- 
lichere Strafen  dürfen  sie  nicht  ohne  seine  Zustimmung  verfügen. 

$.  6.  Um  Ueberbürdnngen  der  Schüler  durch  häusL  Aufgaben  oder  eine 
ungleichmälsige  Vertheilune  derselben  zu  verhüten,  hat  der  Ordinarius  im 
Verein  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Classe  zu  Anfang  eines  jeden  Semesters 
einen  Arbeitsplan  zu  entwerfen ,  in  welchem  die  Zahl  der  wöchentl.  Arbeiten 
und  Au^i^aben,  ihr  zulässiger  Umfang  und  die  regelmäfsig  wiederkehrenden 
Termine  der  Abgabe  enthalten  sein  müssen,  und  den  Entwurf  dem  Dir.  zur 
Prüfung  und  Feststellung  vorzulegen.  Der  also  festgestellte  Arbeitsplan  ist 
von  dem  Ordinarius  den  Classenle&em  und  Schülern  zur  Kenntnils  und  Nach- 
achtnng  mitzntheilen. 

$.  7.  Da  die  Förderung  der  gesammten  geistigen  und  sittlichen  Ent- 
wiokelung  eines  jeden  Schülers  der  Classe  die  höchste  Pflicht  des  Ordinarius 
ist,  nö  wird  er  sich  überall  als  den  väterlichen  Freund  der  Einzelnen  be- 
trachten und  nicht  minder  durch  Glewissenhaftigkeit.im  Unterricht,  als  d«rch 
milden  Ernst  und  strenge  Unparteilichkeit  ihr  Vertrauen  zu  gewinnen  w|nen, 
so  dafs  sie  aus  eignem  Antrieb  sich  seinen  Rath  und  seine  Hülfe  erbitten. 
Insbesondre  hat  er  sich  über  die  Eigenthümlichkeit  eines  jeden  Schülers  ge- 
nau zu  unterrichten  und  über  das  gesammte  Verhalten  desselben  sich  in  un- 
unterbrochner  Kenntnib  zu  erhalten,  so  dafs  er  dem  Dir.  oder  den  Angehö- 
rigen jederzeit  Auskunft  zu  ertheilen  im  Stande  ist.  §.  8.  Es  ist  von  den 
GMinarien  zu  erwarten,  dafs  sie  sich,  soweit  Zeit  und  Umstände  es  gestatten, 
mit  den  Eltern  oder  Pfleffem  ihrer  Schüler  in  nähere  Beziehung  setzen  und 
anf  diesem  Wege  eine  Uebereinstimmung  der  häuslichen  und  Schulerziehung 
SU  begründen  und  zu  erhalten  suchen.  Ihr  besondres  Augenmerk  haben 
sie  auf  die  Schüler  zu  richten,  deren  Eltern  nicht  an  dem  Schulort  wohnen, 
■le  von  Zeit  zu  Zeit  und  mindestens  emmal  im  Quartal  in  ihren  Pensionen 
SU  besuchen,  und  auf  ihr  Leben  anfserhalb  der  Schule  sorgsam  zu  achten. 
Die  Ordinarien  sind  ebenso  berechtigt  wie  verpflichtet,  nöthigenfalls  die  Ar- 
beitszeit solcher  Schüler  zu  regeln,  sowie  auch  die  Theilnahme  der  letzteren 
an  öffentL  Vergnügungen  und  kleine  Reisen  während  schulfreier  Zeit  ihrer 
Genehmigung  bedürfsn. 

§.  9.  Die  Vorbereitung  der  Censuren  und  die  Sorge  für  deren  vorschrifts- 
mäfsige  Abfassung  liegt  dem  Ordfaiarins  ob;  er  hat  zu  der  betre£fenden  Zeit 
die  speciellen  Urtheile  der  übrigen  Lehrer  einzufordern,  die  allgemeinen  Ur- 
tfaeüe  selbst  abzufassen  und  in  der  Conferenz  zur  Berathung  vorzutragen. 
Die  festgestellten  Censuren  hat,  aufser  dem  Dir.,  der  Ordinarius  zu  voUziehen 
and  sie,  wenn  die  Schulordnung  nicht  anders  bestimmt,  den  Schülern  auszu- 
händigen, sowie  darauf  zu  achten,  dafs  sie  den  Eltern  oder  Pflegern  derselben 
ordnnngsmälsig  zur  Kenntnifs  gebracht  werden.  §.  10.  In  den  Conferenzen 
hat  der  Ordinarius  nicht  nur  von  Zeit  zu  Zeit  Bericht  über  den  (>esammt- 
lustand  seiner  Classe  zu  erstatten,  sondern  auch  alle  VoriLommnisse  und  An- 
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gelegenheiten  zur  Sprache  zu  bringen,  die  er  nicht  am  eigner  BeftignUa  ad« 
durch  persönliche  Rücksprache  mit  den  anderen  Lehreni  oder  endUoli  dnreh 
Anzeige  an  den  Dir.  zu  eriedigen  vermag.  InsbeBondre  sind  von  ihm  in  dei- 
selben  für  Censnren  und  Versetzungen  die  geeigneten  Antrige  an  ilelleo. 

§.  11.  Bei  dem  Abgang  eines  Schülers  hat  der  Ordhuuriiia  ieeselbeii, 
falls  der  Dir.  sich  dies  nicht  selbst  vorbehilt,  das  AbgaiKaxeagniia  in  der 
vorschriftsmälsigen  Weise  abzufassen  und  dem  Dir.  aar  Genehmigattg  and 
weitem  Veranlassung  zu  übergeben."        Berlin.    K.  ProY.  Sehnlooltegiam. 

B.  Lehrer«  „Nachstehende  Instruction  hat  für  alle  Lehrer,  weklie 
an  den  zum  Ressort  des  unterzeichneten  Proy.  SchnlcoUeginma  gehOronden  hö- 
heren Unterrichtsanstalten  angestellt  sind  oder  beschäftigt  werden»  Gllltigkdt 

§.  1.  £s  mufs  von  jedem  Lehrer  erwartet  werden^.dafii  er  Ton  demBe- 
wufstsein  der  Wichtigkeit  und  Verantwortlichkeit  semea  Amts  erfttOI,  ia 
Gehorsam  gegen  seine  Vorgesetzten  und  in  Eintracht  mit  seinen  Amtsgenosiea 
bemüht  sein  werde,  zur  Erreichung  des  Gesammtsweoka  der  Sehale  an  seiner 
Stelle  nach  besten  Kräften  mitzuwirken  und  sich  durch  sein  Verhalten  so- 
'wM  in  als  aulaer  dem  Amt  der  Achtung,  dos  Anaehns  und  des  Vertnnens, 
die  sein  Beruf  erfordert,  würdig  zu  zeigen. 

§.  2.  Jeder  Lehrer  ist  verbunden ,  den  Anordnungen  und  VecfBgnngea 
der  vorgesetzten  Behörde  unbedingte  Folge  zu  leisten  und  die  ihm  etwa  er 
theilten  besonderen  Aufträge  sorgfältig  auszuführen.  Als  seinen  niehstea 
Vorgesetzten  in  allen  sein  Lehramt  betrefifenden  Angelegenheiten  hat  er  den 
Dlrector  der  Anstalt  zu  betrachten  und  ihm  demgemiia  mit  gebOhrsader 
Achtung  zu  begegnen.  Bei  etwanigen  Differenzen  mit  seinen  Amtagenossea 
hat  er  die  Vcrmittelung  desselben  nachzusuchen  und  anannehmen.  Seiaea 
Weisungen  hat  er  sich  zu  fügen,  seine  Erinnerungen  an  beachten  nnd  m 
zweifelhaften  Fällen  seinen  Rath  oder  seine  Entseheidang  einzuholen.  Glaabc 
ein  Lehrer  sich  bei  der  Bestimmung  des  Dir.  nicht  beruhigen  au  kOnnen,  M 
steht  ihm  der  Weg  dec  Beschwerde  an  das  unteraeichnete  Prov.  SchaleoUe- 
gium  offen,  doch  bleibt  er  verpflichtet  bis  zur  erfolgten  Entscheidnag  dm 
Anordnungen  des  Dir.  zu  genügen.  AUe  persönlichen  Gesnohe  dw  Lehrer 
an  die  vorgesetzten  Behörden  sind,  erforderiichen  Falls  unter  Verwendnag 
des  tarifmälsigen  Stempelbetrags,  dem  Dir.  zur  weitem  Veranlaasung  u 
übergeben. 

§.  3.  Jeder  Lehrer  empfangt  nach  Mafsgabe  des  von  uns  genehmigtes 
Lectionsplans  vom  Dir.  Anweisung,  in  welchen  Classen,  Lehrgegenständen 
und  Stunden  er  zu  unterrichten,  ob  und  welches  Ordinariat  er  zu  flbemehiDeB 
hat.  Ein  Anrecht  auf  bestimmte  Lectionen,  auf  ein  Ordinariat  oder  auf  du 
Ordinariat  einer  bestimmten  CUsse  hat  in  der  Regel  kein  Lehrer.  Eia  ihai 
übertragnes  Ordinariat  hat  jeder  Lehrer  zu  übernehmen  und  nach  der  über 
das  Ordinariat  erlafsnen  besondern  Instruction  zu  führen. 

§.  4.  Die  Zahl  der  Pflichtstunden  beträgt,  sofern  in  den  VoeatiODea 
oder  sonst  in  rechtsverbindlicher  Weise  nichts  andres  festgesetat  ist,  flr 
einen  Oberiehrer  20  bis  22,  für  einen  ordentlichen  Lehrer  22  bia  24,  fdr 
einen  wissenschaftl.  Hülfslehrer  24,  fUr  einen  techn.  Hülfolehrer  und  eioea 
Elementarlehrer  26  bis  28  wöchentlich.  Außerdem  ist  jeder  Lehrer  ver 
pflichtet,  soweit  es  das  Bedürfnifs  der  Anstalt  erfordert,  vorübergehend  auch 
mehr  Stunden  zu  übernehmen.  Insbesondre  ist  er  verbunden,  nach  Anwei- 
sung des  Dir.,  sowohl  bei  Vacanzen  in  Folge  von  Todesfällen  ohne  Ansproch 
auf  Remuneration  aushelfend  einzutreten,  als  auch  seine  Amtsgenotseo  ob- 
entgeltlich  zu  vertreten,  wenn  dieselben  durch  Erkrankungen  oder  dnrek 
Einziehung  zu  Diensten  in  der  Armee  oder  als  Geschworene  oder  durch 
Beurlaubung  zur  Wiederherstellung  der  Gesundheit  ihre  amtliehe  Wirkaim- 
keit  zu  erfüllen  behindert  sind.  In  anderen  Fällen  der  BenrUnbnng  hat 
der  Lehrer  zunächst  selbst  für  eine  angemelsne  Vertretung,  die  jedoch  der 
vorgängigen  Genehmigung  des  Dir.  bedarf,  Sorge  zu  tragen;  erforderiichea 
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Fillfl  wird  von  Amtswegen  sowohl  die  Art  der  Stelkertretung,  als  auch  die 
Höhe  einer  etwanigen  Entschädigung  daroh  das  K.  Prov.  SchalooUegiam  fest- 
gesetst  werden. 

S.  &  Jeder  Lehrer  ist  vorhanden ,  nicht  blos  den  ihm  übertragnen  Un- 
terricht gewissenhaft  und  nnter  strenger  Beobachtung  der  Lehrverfassung 
und  des  Lectionsplans  xu  ertheilen  und  anlser  den  Schalstanden  die  ihm 
hienach  obliegenden  Correctaren  sorgfaltig  and  regelmälsig  auszuführen, 
sondern  auch  alle  anderen  Leistungen,  welche  die  Ordnung  des  Schullebens 
von  ihm  fordert,  wie  die  Theilnahme  und  Mitwirkung  an  den  gemeinsamen 
Andachten  und  Feierlichkeiten,  an  den  öffentlichen,  den  Aufnahme-  und 
Classenprüfungen,  an  der  Beau&ichtigung  der  Schüler  während  der  Turn- 
übungen und  beim  Nachbleiben  in  der  Schule,  die  Ausfertigung  von  Cen- 
Buren  und  Zeugnissen,  die  Bearbeitung  des  wissenschaftl.  Theils  der  Pro- 
gramme u.  drgl.  nach  der  Bestimmung  des  Dir.  bereitwiüig  zu  übernehmen. 
Ganz  besonders  wird  er  als  seine  Pflicht  erachten,  durch  eigne  Fortbildung 
seine  wissenschaftliche  Tüchtigkeit  und  pädagogische  Geschicklichkeit  sich 
BU  bewahren  und  su  erweitem. 

§.  6.  Zur  Erweckung  eines  guten  Sinnes  und  zur  Aufinechthaltung  von 
Zucht  und  Ordnung  unter  den  Schülern  soll  jeder  Lehrer  durch  sein  persön- 
liches Beispiel,  durch  eigne  Vermeidung  alles  Ungehörigen  sowie  durch 
pflichtmäfeige  Einwirkung  nach  Kräften  beitragen.  Es  liegt  ihm  ob,  die 
Lectionen  pünctlich  anzufangen  und  zu  schliefsen,  vor  und  zwischen  den« 
selben  die  Aufsicht  über  die  Schüler  zu  übernehmen  und  am  Schlufo  des 
Unterrichts  sich  nicht  eher  zu  entfernen,  als  bis  er  die  Schüler  sämmtlich 
enUassen  hat.  Die  Disciplin  hat  er  mit  Ernst  und  Festigkeit,  aber  auch 
mit  der  nöthigen  Milde  und  Ruhe  zu  handhaben.  Die  ihm  vorschriftsmäfsig 
zustehenden  Strafmittel  hat  er  mit  pädagogischer  Umsicht  anzuwenden  und 
alle  wichtigen  Disciplinarfälle  sogleich  dem  Dir.  anzuzeigen.  Bei  Ertheilung 
von  Bügen  und  Verweisen  sind  unziemliche  Soheltworte,  sowie  spöttische 
Bemerkungen  durchaus  zu  vermeiden.  Die  Bestrafung  mittels  Nacbbleibens 
in  einem  Lehrzimmer,  welche  in  der  Regel  nur  in  den  unteren  und  mittleren 
Classen  anzuwenden  ist,  darf  nicht  onne  gehörige  Beaufsichtigung  statt- 
finden, und  ist  darüber  eine  Anzeige  an  den  Dir.  sowie  eine  Benaohrichti- 
gung  der  Eltern  oder  der  Pfleger  erforderlich.  Für  körperliche  Strafen, 
welche  niemals  die  Grenzen  einer  vernünftigen  väterlichen  Zucht  über- 
schreiten dürfen,  bedarf  der  Lehrer  der  Genehmigung  des  Dir..  Wegen  jeder 
Ueberschreitung  des  Züchtigungsrechts  macht  sich  der  Lehrer  verantwortlich, 
und  strafrechtliche  Verfolgung  kann  nicht  abgewendet  werden,  wenn  eine 
Mißhandlung  oder  wirkliche  Verletzung  des  Schülers  stattgefunden  hat. 
Carcerstrafe  ist  ein  einzelner  Lehrer  zu  verhängen  nicht  befugt;  er  hat 
vielmehr  hierauf  gerichtete  Anträge  bei  dem  Dir.  anzubringen. 

g.  7.  Jeder  Lehrer  hat  in  dem  Fall,  dais  er  durch  Krankheit  oder  eine 
andre  dringende  Veranlassung  an  Ertheilung  des  Unterrichts  verhindert  ist, 
dafür  zu  sorgen,  dafs  dies  mittels  einer  persönlichen  oder  schriftlichen  An- 
zeige dem  Dir.  so  zeitig  zur  Kenntnifs  gelange,  dafii  die  nothwendigen  Ver- 
tretungen angeordnet  werden  können.  Wenn  ein  Lehrer  innerhalb  der 
Ferien  verreist^  so  hat  er  dies  dem  Dir.  unter  Mittheiluug  des  Orts,  wohin 
Nachrichten  an  ihn  gelangen  können,  anzuzeigen.  Aufser  den  Ferien  darf 
sich  ein  Lehrer  ohne  den  vorschriftsmäüsigen  Urlaub  nicht  von  seinem  Amt 
entfernt  halten.  Urlaub  bis  zu  8  Tagen  zu  ertheilen  ist  der  Dir.  befu^. 
Gesuche  um  Ertheilung  eines  UrUubs  auf  längre  Dauer  sind  an  das  K. 
Prov.  SchulcoU.  zu  richten. 

1.8.  Den  ordentlichen  und  aulserordentlichen ,  den  allgemeinen  und 
Fachconferenzen  hat  jeder  Lehrer  beizuwohnen  und  eine  etwa  eintretende 
Verhinderung  dem  Dir.  vorher  anzuzeigen.  In  den  Gonferenzen  hat  jeder 
ordentliche  Lehrer,  mit  Einschlufs  der  etatsmädsigen  wissenschaftl.  Hülfis- 
lehrer,  Sitz  und  Stimme,  jedoch  mit  der  Verpflichtung,  sich  derselben  zu 
begeben,   wenn  ein  ihn  persönlich   betreffsnder  Gegenstand  zur  Sprache 
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kommt  AnfflerordenÜiche  wissenachaftl.  Hfllfiilehrer  mid  Pnbeondiditei 
wohBen  den  Conferenzen  bei,  wenn  sie  nicht  der  Dir.  in  batOBdeien  FiDen 
auszoBchliersen  fflr  gut  befindet.  Ein  Stimmrecht  haben  rie  Jedodi  nir  bei 
Versetzungen,  Censnren,  Zeugnifs&ssungen  nnd  drgl.  in  Besag  «af  die  ihnei 
selbständig  übertragenen  Unterrichtsgegenstände.  Die  tocbnisohea  Lehrer 
werden  zu  den  Berathungen,  jedoch  ohne  Stimmrecht,  in  gedgaetei  FSOei 
vom  Dir.  hinzugezogen.  Anträge  auf  Berathung  eines  Gegenataiidei  n 
stellen,  ist  jeder  Lehrer  berechtigt,  hat  jedoch  dieselben  voilier  ansomeMeB 
und  die  Reihenfc^ge  sowie  die  Art  der  Berathung  dem  Dir.  sn  überiasseo. 
Alle  von  der  Conferenz  ordnungsmäisig  und  inaeriialb  fhrex  Befofoils  ge- 
faxten Beschlüsse  sind  für  jeden  Lehrer  bindend,  nnd  soweit  sie  nieht  sas- 
drücklich  zur  Mittheilung  an  Andere  bestimmt  sind  und  jedeafidla  bis  n 
ihrer  Publication,  ebenso  wie  die  Verhandlungen  als  Amtsgeheimnis  sn  be- 
handeln. Das  über  die  Verhandlungen  au&nnehmende  FtotokoU  ist  Jeder 
Lehrer  nach  Mafsgabe  der  eingeführten  Ordnung  oder  nach  dem  Anibife 
des  Dir.  zu  führen  verpflichtet 

§.  9.  Nebenämter  sowie  ünterrichtstunden  an  anderen  Lebiinitiltea 
oder  Privatschulen  darf  kein  fest  angestellter  Lehrer  ohne  Genehmigug  der 
vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  übernehmen.  Zar  Ertheilnng  von  PrivatOBt«- 
richt  an  Schüler  derselben  Anstalt  und  zur  Einrichtung  von  Arbeitstaadei 
für  dieselben  ist  in  jedem  einzelnen  Fall  die  Glenehmiganff  des  Dir.  erfiw- 
derlich,  welche  für  Privatunterricht  an  Abiturienten  dnreh  Mitglieder  der 
Prüfungscommission  nur  unter  ganz  besonderen  Umständen  ertheilt  wodei 
darf.  Zur  Uebemahme  von  Functionen  bei  der  städtischen  GenleiBdeve^ 
waltung  ist  unsre  Genehmigung  erforderlich;  nicht  minder,  wenn  Lehrv 
solche  Vormundschaften  übernehmen  wollen,  sn  deren  Uebcraabme  ^  ge- 
setzlich nicht  verpflichtet  sind. 

§.  10.  Wenn  ein  fest  angestellter  Lehrer  sich  verheirathen  will,  ao  hst 
er  dazu  bei  dem  K.  0.  Praesidium  der  Provinz  die  Ertheilung  des  GoaseMM 
nachzusuchen  und  hiebei  anzuzeigen,  dais  und  mit  welcher  Sarnme  er  der 
K.  allgm.  Wittwenverpflegungsanstalt  beizutreten  beabsichtigt 

§.  11.  Die  Entlassung  eines  Lehrers  aus  seiner  Stellung  darf  aar  so 
Ostern  oder  Michaelis  und  zwar,  wenn  nicht  durch  die  Vocanon  oder  eines 
besondern  Vertrag  etwas  andres  festgesetzt  ist,  nach  mindestens  3  Monate 
vorher  ergangner  Kündigung  erfolgen.  Sie  ist  durch  Vermittelung  des 
Dir.  bei  der  Behörde,  welche  ihn  angestellt  hat,  zu  beantragen.  In  keisea 
Fall  darf  ein  Lehrer  seine  Stellung  eher  verlassen,  als  bis  er  seine  iSat- 
lassuDg  erhalten  hat. 

§.  12.  Für  Lehrer,  welche  an  Alumnaten  Inspector-  oder  Adjaoetes- 
stellen  bekleiden,  sind  besondere  Instructionen  geltend.  Sie  sind  verpflichtet, 
den  Bestimmungen  derselben,  auch  soweit  sie  von  den  Vorschriften  der  vor- 
liegenden Instruction  abweichen,  Folge  zu  leisten. 

§.  13.  Hinsichtlich  der  Dienstvergehen  der  Lehrer  finden  die  Bestia- 
mungen  des  Disciplinargesetzes  v.  21.  Juli  1852  (G.  S.  p.  465)  Anwendnag.' 
Berlin.  K.  Prov.  Schulcollegium. 


Provinz    Pommern. 

Instr.  V.  17.  Mai  1867. 
A.  Ordinarien.  „§.  1.  Zur  Bewahrung  der  nöthigen  Einheit  in  dem 
Unterricht  und  in  der  Disciplin  jeder  Glasse  wird  aus  denjenigen  Lehrers, 
welche  in  ihr  durch  die  Natur  und  Zahl  ihrer  Lehrstunden  einen  entschei- 
denden Einflurs  auf  die  Schüler  und  bei  diesen  Achtung  and  Liebe  haben 
oder  geeignet  sind,  sich  solche  zu  erwerben,  einer  sum  Ordinarios  der 
Glasse  von  dem  unterzeichneten  Prov.  Schulcoll.  auf  Vorschlag  des  Dir.  is 
der  Kegel  jedesmal  für  ein  Schu\jahr  ernannt 
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{.  2.  Za  Claasenordinarien  sollen  naik  der  Min.  Yeroidnang  v.  24.  Octb. 
1887  Boweit  als  möglich,  „tüchtige  Lehrer  von  allgemeiner  wissenschaftlicher 
Bildongy  Yon  treuer  Liebe  und  iHngebnng  für  ihren  Beruf  und  yon  gereifter 
Erfahrung"  ernannt  werden,  „welche  die  ihnen  anvertrauten  Lehrfächer 
wahrhaft  durchdrungen  haben  und  beherrschen,  in  klarer  und  stets  wacher 
Einrieht  yon  dem  Zusammenhanse  derselben  mit  den  übrigen  Lehrobjecten 
und  mit  dem  gemeinsamen  Zweck  des  Oymnasialunterrichts  in  allen  Fächern 
das  zur  allgemeinen  Entwickelung  und  zur  intensiven  Bildung  ihrer  Schüler 
dienende  Material  auszuwählen,  das  WesenÜiche  vom  Unwesentlichen  zu 
sondern  wissen  und  endlich  durch  die  Beinheit  und  Würde  ihres  Charakters, 
wie  durch  den  milden  Ernst  ihrer  ganzen  Haltung,  eine  unauslöschliche 
Ehrfurcht  vor  der  sittlichen  Macht,  welche  das  Leben  der  Menschen  regiert, 
in  der  ihrer  väterlichen  Obhut  und  Pflege  übergebnen  Classe  zu  erwecken 
vermögen.*^  Aulser  den  hierin  angedeuteten  Aufgaben  der  Ordinarien 
werden  dieselben  durch  diese  Instruction  noch  auf  rolgende  Pflichten  und 
Beftignisse  besonders  hingewiesen: 

$.  8.  Unter  der  Oberleitung  des  Dir.  soll  die  Leitung  der  von  der 
Schule  zu  gewährenden,  religiös-sittlichen,  wissenschaftlichen  und  auch  leib- 
lichen Ausbildung  und  Erziehung  der  Schüler  vorzugsweise  in  der  Hand  des 
Ordinarius  ihrer  Classe  liegen.  §.  4.  Dieser  hat  daher  nicht  bloÄ  durch  die 
Wahrnehmungen  in  seinen  eigenen  Lehrstunden,  sondern  auch  durch  täg- 
liohe  Einsicht  des  ClassenbuchiB  und  durch  öftere  Erkundigungen  bei  den 
übrigen  Lehrern  der  Classe,  durch  Aufmerksamkeit  auf  diui  Verhalten  der 
Schüler  aniserhalb  der  Schule  und  durch  Eücksprache  mit  den  Eltern  oder 
Au&ehem  sich  in  genaue  KenntnKs  von  dem  Fleifs,  den  Fortschritten  und 
dem  sittlichen  Betragen  aller  Schüler  seiner  CUissen  und  von  den  zweck- 
mäisigsten  Mittehi  zu  ihrer  wissenschaftlichen  und  sittlichen  Förderung  zu 
setzen  und  darin  zu  erhalten,  auch  auf  die  Schonung  ihrer  Gesundheit  und 
ihre  körperliche  Kräftigung  sein  Augenmerk  zu  richten.  |.  5.  Die  der 
Schule  zustehenden  Erziehungsmittel  hat  der  Ordinarius  in  väterlicher  Sorge 
für  das  Wohl  jedes  Schülers  seiner  Classe  anzuwenden  und  soweit  es  er- 
forderlich ist,  seine  CoUegen  und  die  Eltern  oder  Aufseher  zur  Mitwirkung 
anzuregen. 

§.6.  Insbesondre  mufs  derselbe  bemüht  sein,  das  Vertrauen  seiner 
Schüler  in  dem  Grade  zu  gewinnen  und  sich  zu  ernalten,  dafii  sie  gern  in 
allen  Angelegenheiten  ihres  Schnllebens  seinen  Eath  suchen  und  seinen 
Weisungen  folgen.  Er  soll  als  Seelsorger  seiner  Schüler  „wachen  über  ihre 
Seelen,  als  der  da  Bechenschaft  dafür  geben  soll*'  (Hebr.  18,  17);  er  mu(s 
den  irrenden  nachgehen  und  auf  den  rechten  Weg  helfen,  die  verzagten 
aufrichten,  die  trotzigen  beugen.  Deshalb  wird  er  auch  auf  das  religiöse 
Leben  seiner  Zöglinge  Acht  haben  und  so  viel  wie  möglich  bei  ihnen  auf 
einen  regelmäisigen  Besuch  des  öffentl.  Gottesdienstes  und  Theilnahme  am 
heil.  Abendmahl  hinwirken.  §.  7.  Für  den  sittlichen  Geist  der  ganzen 
Classe  ist  vorzugsweise  der  Ordinarius  verantwortlich,  der  deshalb  von  allen 
in  derselben  vorkommenden  erheblichen  DisciplinarnUlen  in  Kenntnils  ge- 
setzt  werden  mufs  und,  wo  nicht  von  dem  betreff.  Lehrer  die  Sache  schon 
erledigt  ist  oder  der  Dir.  selbst  einschreitet,  die  geeigneten  Bügen,  Ver- 
mahnungen oder  Strafen  anzuwenden  hat.    (S.  die  Lehrer-Instr.  §.  12). 

§.  8.  Dem  Ordinarius  liegt  es  ob,  die  Führung  der  Classenbücher  zu 
überwachen,  den  Schulbesuch  aller  Schüler  seiner  G3asse  zu  controliren  und 
dafür  zu  sorgen,  dais  die  rechte  Ordnung  und  das  rechte  Mais  in  den  häus- 
lichen Aufgaben  inne  gehalten  werden.  S.  die  Min.  Verordn.  v.  24.  Octb. 
1887  und  v.  20.  Mai  1854  (Bealschulordn.  v.  6.  Octb.  1869.  Erläut.  g.  E.). 
t.  9.  Er  mufs  seinen  Schülern,  besonden  den  neu  in  die  Classe  eingetrete- 
nen, die  nöthige  Anweisung  zur  Anschaffung  der  Lehrbücher  und  Einrich- 
tung ihrer  Hefte  geben,  den  Lectionsplan  mittheilen,  auf  die  zur  Anwendung 
kommenden  Bestimmungen  der  Schulordnung  hinweisen  und  darauf  halten, 
dafii  sie  beobachtet  werden.    Ordnung  und  Beinlichkeit  in  den  Btohem, 
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Heften  und  ia  der  Kleidung,  PaooCliohkeit  im  Kommen  bot  Schale,  idiiek- 
liches  Betragen  in  der  Classe  vor  dem  Beginn  und  nach  dem  Sdüafr  dm 
einzelnen  Lehrstunden,  wie  auch  auf  dem  Sdinlw^  and  Sohnlhofe,  ninai 
Gegenstände  seiner  besondem  Aufmerksamkeit  sein.  %.  10.  Zur  Aofiredit- 
haltung  der  Ordnung  in  Abwesenheit  der  Lehrer  and  snr  Beaargnng  maneber 
Geschäfte  in  der  Glasse  sind  von  dem  Ordinarius  unter  Beracknehtigmg  d« 
darüber  etwa  vorhandenen  Bestimmungen  der  Sehulordnang  and  des  He^ 
kommens  gewisse  Schüler  zu  ernennen.  §.11.  Die  wflrdige  Ansstattiug 
und  Erhaltung  des  ClassenzimmerSi  die  Schonung  der  in  ihm  befindüehea 
Geräthschaften  und  Lehrmittel,  auch  die  Verwattou^  der  ClatsenbibHoCbak, 
wo  eine  solche  vorhanden  ist,  sind  der  besondem  Fürsorge  dea  Ordinarioi 
anvertraut. 

§.  12.  Vor  jeder  Versetzungsprüfung  hat  der  Ordinariua  ein  Veneiekiifc 
aller  derjenigen  Schüler  der  Glasse,  welche  das  Pensum  derselben  abaolTirt 
haben,  mit  Bemerkungen  über  den  von  jedem  erlangten  Grad  der  Beifis  aaek 
Besprechung  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Glasse  aufiiustellen  nnd  toa  Dir. 
zu  übergeben.  In  der  Versetzungsconferenz  hat  der  Ordlnarioa  df^enigea 
Schüler,  welche  er  nach  sorgfältiger  Erwägung  des  von  jedeia  bei  flim  and 
bei  den  übrigen  Lehrern  Geleisteten  als  reif  für  die  höhere  Claaae  erkeant, 
zur  Versetzung  vorzuschlagen. 

§.  13.  Die  zur  bestimmten  Zeit  zu  ertheilenden  Gensuroi  der  Schüler 
werden  mit  Beachtung  der  Notizen  des  Glassenbuchs  nach  Einholoag  der 
Urtheile  der  übrigen  Lehrer  der  Glasse  von  dem  Ordinariua  entworfen,  nach 
erfolgter  Genehmigung  des  Dir.  ausgefertigt,  und  in  der  Reinschrift  minde- 
stens von  diesem  und  dem  Ordinarius  vollzogen.  Der  letstre  hal  n  eoa- 
troliren,  dafs  die  Gensur  von  dem  Vater  oder  Vormund  selesen  worden  ist 
Auch  die  Abgangszeugnisse  von  Schülern  seiner  Glasse  hat  der  Oidinarfan, 
soweit  ihm  das  von  dem  Dir.  übertragen  wird,  zu  entwerfen  and  dem  Dir. 
zur  Vollziehung  vorzulegen.  (.  14.  Dem  Dir.  nnd  der  Lekrereonferen 
sollen  die  Ordinarien  sowohl  von  dem  Geist  ihrer  Glassen  überhaupt,  ab 
auch  von  dem  Fleifs,  den  Fortschritten  und  dem  Betragen  der  einielDeB 
Schüler  öfters  Mittheilungen  machen. 

§.  15.  Die  Ordinarien  der  Glassen,  in  welchen  Gandidaten  unterrichten, 
die  noch  nicht  pro  facult.  docendi  geprüft  sind  oder  ihr  Probe|ahr  abhalten, 
sollen  die  Lehrstunden  derselben  oft  besuchen,  sich  über  Intlalt  nnd  Fora 
ihres  Unterrichts  mit  ihnen  besprechen,  sie  auf  methodische  und  diseiplioa- 
rische  Mifsgriffe  aufmerksam  machen  und  ihnen  überall  mit  ihrer  gernftea 
Erfahrung  und  ihrem  sachkundigen  Bathe  zu  Hülfe  kommen.  S.  die  Mio. 
Verf.  v.  30.  März  1867. 

§.  16.  Bei  sorgfaltiger  Erfüllung  aller  seiner  Pflichten  wird  der  Ordi- 
narius nicht  aufser  Acht  lassen ,  sich  im  Gebiet  seiner  Wirknmkeit  altes 
dessen  zu  enthalten,  wodurch  er  den  Befugnissen  des  Dir.  zur  obem  Aof- 
sieht  und  Leitung  oder  dem  Ansehn  der  übrigen  Lehrer  der  Glasse  in  nahe 
treten  würde.  Er  mnfs  sich  bemühen,  durch  einträchtiges  Zusammenwirken 
mit  diesen  und  mit  dem  Dir.  das  Wohl  und  Gedeihen  der  Schüler  nnd  der 
ganzen  Anstalt  möglichst  zu  fordern.''        Stettin.   K.  Prov.  SchalcolleginnL 

B.  Lehrer.  „Nachfolgende  Instruction  ist  für  alle  Lehrer  gültig, 
welche  an  höheren  Schulen  oder  deren  Vorschulen  angestellt  sind  oder  be- 
schäftigt werden,  die  zum  Ressort  des  unterzeichneten  Prov.  Schulooll.  gehören. 

§.  1.  Dem  Zweck  der  Schule,  welcher  in  der  geistigen  nnd  lam  Tbetl 
auch  leiblichen  Erziehung  der  Schüler,  insbesondre  in  ihrer  christlich -reli- 
(?iöson,  sittlichen  und  wissenschaftlichen  Ausbildung  besteht,  müssen  alle 
ihre  Lehrer,  jeder  an  seinem  Ort,  dienen  und  zu  seiner  Erfüllnng  in  den 
christlichen  Geist  der  Demuth,  der  Liebe  und  Eintracht,  in  der  Be^^rdemof 
emsigen  Fleifses  und  reiner  Sitte  helfen,  auf  dafs  die  Schale,  waa  me  ia 
evangelischem  Sinn  sein  soU,  eine  Werkstätte  des  heiligen  Geiatea  werde. 
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Nicht  bloB  die  Forderung  der  von  ihm  zo  unterrichtenden  Sehttler,  sondern 
das  Gedeihen  der  ganzen  Schule  aoil  jedMi  Lehrer  am  Herzen  liegen.  Alles 
aber,  was  dem  Wohl  und  dem  guten  Buf  der  Schule  schaden  könnte,  soll 
er  BorgfiUtig  meiden. 

§.  2.  Jeder  Lehrer  mols,  wie  bei  der  festen  Anstellung  eidlich  gelobt 
wird,  „Seiner  Majestät  dem  König  unterthänig,  treu  und  gehorsam  sein  und 
alle  ihm  yermöge  seines  Amts  obliegenden  Pflichten  nach  seinem  besten 
Wissen  und  Gewissen  genau  erfüllen,  auch  die  Verfassung  gewissenhaft 
beobachten.*'  Er  soll  sich  durch  sein  Verhalten  sowohl  in  als  auüser  dem 
Amt  der  Achtung,  des  Ansfihns  und  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert, 
würdig  zeigen  (Disciplhiafgesetz  v.  21.  Juli  1852  §.2),  in  Achtung  des  Be< 
kenntnisses  und  der  Ordnungen  der  evangel.  Kirche  leben  und  lehren,  und 
in  regem  Streben  nach  eigner  wissenschaftlicher  und  praktischer  Fortbildung 
sich  die  Unterweisung  und  Erziehung  der  ihm  anvertrauten  Jugend  zu  grfind- 
lichem,  sicherm  Wissen  und  Können,  zu  gottesfttrchtiger,  sittlich  reiner  und 
acht  patriotischer  Gesinnung  eifrig  angelegen  sein  lassen.  Die  ihn  und 
sein  Amt  betreffenden  Anordnungen  und  Verfügungen  der  der  Schule  Yor- 
gesetzten  Staats-  und  Localbehörden  hat  jeder  Lehrer  sorgAUtig  zu  beachten 
und  den  Miteliedem  und  Gommissarien  desselben  schuldige  Achtung  zu  er- 
weisen. Theilnahme  an  Vereinen  oder  Versammlungen,  welche  Statuten- 
m&fsig  oder  factisch  eine  der  Staatsregierung  oder  der  evangel.  Kirche  feind- 
selige Tendenz  haben,  wie  auch  an  derartigen  Agitationen  und  öffentl.  De- 
monstrationen, ist  den  Lehrern  untersagt 

§.  8.  "Den  Dir. ,  welchem  die  nächste  Aufsicht  und  Leitung  der  Schule 
zusteht,  hat  jeder  Lehrer  als  seinen  nächsten  Vorgesetzten  zu  betrachten, 
allen  seinen  amtl.  Anordnungen  Folge  zu  leisten,  ihm  persönlich  mit  Ehrer- 
bietung zu  begegnen  und  die  Bemerkungen  und  Erinnerungen,  zu  welchen 
sich  derselbe  im  Interesse  der  Schule  veranlalst  sieht,  willig  anzunehmen 
und  zu  befolgen.  Glaubt  ein  Lehrer,  dafs  ihm  von  dem  Dir.  Unrecht 
widerfahrt,  so  ist  er  berechtigt,  diesem  in  bescheidner  Weise  seine  Be- 
sehwerde vorzutragen,  und  wenn  derselbe  ihr  nicht  abhilft,  sie  uns  schrift- 
lich einzureichen. 

S.  4.  Eingaben,  welche  Lehrer  an  eine  Aufsichtsbehörde  der  Schule 
richten  wollen,  haben  sie,  wo  nicht  durch  besondere  Gründe  eine  Ausnahme 
gerechtfertigt  erscheint,  zunächst  dem  Dir.  offen  zu  übergeben  und  ihn  um 
uire  Beförderung  zu  bitten.  Die  Anwendung  des  gesetzlidi  vorgeschriebnen 
Stempels  ist  dabei  nicht  zu  versäumen.  Gesuche  um  den  Heirathsconsens 
sind  an  das  Praesidium  unsere  CoUegiums  zu  richten  und  dabei  anzuzeigen, 
SU  welchem  Betrag  der  Lehrer  seiner  künftigen  Ehegattin  eine  Pension  bei 
der  K.  allgm.  Wittwenverpflegungsanstalt  zu  versichern  beabsichtige. 

t.  5.  Die  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtstunden  eines  jeden  Lehrers 
ist  gewöhnlich  durch  die  Vocation  oder  das  Herkommen  bestimmt;  im  all- 
gemeinen gilt  aber  als  Regel,  dafs  ein  etatsmälsiger  Oberlehrer  20  bis  22, 
dn  ordentlicher  Lehrer  22  bis  24,  ein  wissenschaftl.  Hülüslehrer  24,  ein  tech- 
nischer Lehrer  und  ein  Elementarlehrer  26  bis  28  wöchentliche  Lehrstunden 
SU  ertheilen  hat  Fordert  es  das  Bedürfhiis  der  Anstalt,  so  mufe  joder  Lehrer 
vorübergehend  auch  mehr  übernehmen. 

§.  6.  Ein  ausschlieisliches  Recht  auf  bestimmte  Lectionen  und  das  Ordi- 
nariat einer  bestimmten  Classe  hat  kein  Lehrer;  vielmehr  hat  jeder  nach 
dem  obwaltenden  Bedürfnis  diejenigen  Lehrstunden  und  da^enige  Ordinariat 
SU  übernehmen,  welche  ihm  dem  genehmigten  Lectionsplan  gemäis,  oder 
erforderlichen  Falls  zur  Vertretung  anderer  Lehrer  der  AnstfUt,  von  dem 
Dir.  übertragen  werden.  |.  7.  Auch  andere  Amtsaufträge,  welche  der 
Dir.  ertheilt,  als:  Betheiligung  an  der  Aufnahmeprüfung  und  anderen  Schul- 
prflfhngen.  Halten  von  Sfchulandaehten  und  von  Reden  bei  Schulfeierlich- 
keiten, Abfassung  der  wissenschaftl.  Abhandlung  für  das  Programm,  Ausar- 
beitniur  von  Gutachten  über  Gegenstände  der  Conferenzberathungen  und  von 
Fthchlehrpläneni  Einübung  von  Schttlem  zu  Vorträgen  bei  Schulfeiern,  die 
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Aufsichtfühning  vor  dem  Beginn  der  Leotionen  nnd  in  den  Pausen  swiBcben 
ihnen,  besondere  Inspectionen  der  fichfller,  die  Anfsioht  fiber  die  Bibliothek 
oder  andere  Sammlungen  der  Schule  und  ihre  Verwaltung  u.  drgL,  dürfen 
die  Lehrer  anzunehmen  und  zu  Tollziehen  sich  nicht  weigern;  aodi  bleibt 
ihnen,  falls  sie  sich  mit  Unrecht  beschwert  oder  zur  Vollziehung  aniser 
Stande  fühlen,  unbenommen,  den  Dir.  um  Zurfioknahme  des  Auftrags  zu 
bitten,  und  wenn  die  Bitte  nicht  erfüllt  wird,  unsre  Entscheidung  naohia- 
suchen. 

§.  8.  Wie  für  alle  seine  Amtsgeschäfte,  so  wird  dem  Lehrer  besonden 
für  das  Abhalten  setner  Unterrichtstunden,  der«n  i^e  er  zur  festgesetsteo 
Zeit  anfangen  und  schliefsen  mufs,  Sorgfalt  und  FOnctlichkeit  zur  Pflicht 
gemacht  —  Alle  ersten  vormittägigen  Lehrstunden  müssen  mit  einem  Gebet 
begonnen  werden,  und  wo  dies  in  der  Versammlung  aller  oder  mehrerer 
Glassen  gehalten  wird,  alle  betreff.  Lehrer  der  ersten  Stunde  derselben  bei- 
wohnen. 

§.  9.  Bei  seinem  Unterricht  hat  der  Lehrer  den  allgemeinen  Lehrplaa 
und  den  für  jedes  Schuljahr  besonders  vorgeschriebnen  Leetionsphui  mit 
den  dazu  getroffenen  Bestimmungen  genau  zu  befolgen,  die  ihm  überwiesenen 
Lehrgegenstände,  ohne  eigenmächtige  Aenderung  in  Lehrstoff^  Lehrbüchern  nnd 
anderen  Lehrmitteln,  in  einer  dem  Standpunot  seiner  Schüler  entsprechenden. 
Aufmerksamkeit  und  Fleiis  derselben  anregenden  Weise  zu  behandeln  nnd 
die  mit  seinem  Unterricht  verbundenen  Correcturen  regelmäfing  nnd  sorg^ 
faltig  auszuführen.  Auf  Ordnung,  Sauberkeit,  gute  Handschrift,  eine  die  Ge- 
sundheit, namentlich  der  Augen  und  der  Brust,  schonende  körperliche  Hal- 
tung Ist  bei  den  Schülern  in  den  Lehrstunden  unablässig  zu  halten.  —  Für 
die  häuslichen  Aufgaben  ist  von  Jedem  Lehrer  in  Vereinigung  mit  den 
übrigen  Lehrern  der  Classe  die  rechte  Ordnung  und  das  rechte  Mau  sorgfia* 
tig  zu  bewahren,  so  dals  die  Schüler  nicht  mit  zu  vielen  oder  nnnöthigen 
Arbeiten  belastet  und  nicht  zu  wenig  beschäftigt  werden.  Keine  schnitt. 
Arbeit  darf  der  Lehrer  aufgeben,  die  er  nicht  selbt  nachsieht.  S.  die  Min« 
Verordn.  v.  24.  Octb.  1887  und  v.  20.  Mai  1854  (Bealschuloidn.  ▼.  6.  Octdb. 
1859.   Erläut.  g.  E.). 

§.  10.  Ohne  Vorwissen  und  Einwilligung  des  Dir.  darf  der  Lehrer  keine 
Lehrstunde  ausfallen  lassen.  Er  hat,  wenn  eine  unabwendbare  Behindemng', 
namentlich  durch  Krankheit  eintreten  sollte,  jenem  rechtzeitig  Anzeige,  wo 
möglich  in  schriftlicher  Form,  zu  machen  und  um  Anordnung  seiner  Ver- 
tretung zu  bitten.  —  Zu  Reisen  innerhalb  der  Ferienzeit  bedürfen  die  Lehier, 
soweit  ihnen  nicht  in  derselben  Amtsgeschäfte  obliegen,  keines  UrlanbiL 
Doch  müssen  sie  dem  Dir.  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  und,  wohin  sie  reisen, 
vorher  anzeigen.  Aufser  den  Ferien  dürfen  sie  ohne  Urlaub  keine  Beim 
machen.  Zu  nothwendigen  Reisen  aufoerhalb  der  Ferien  oder  zur  nothweiH 
digen  Ausdehnung  einer  Ferienreise  über  die  Ferienzeit  hinaus  ist  der  Dir. 
befugt,  den  Lehrern  bis  zur  Dauer  einer  Woche  Urlaub  zu  ertheilen.  Er 
kann  die  Ertheilung  desselben  an  die  Bedingung  knüpfen,  dais  der  den  Ur- 
laub nachsuchende  Lehrer  selbst  für  seine  zweckmälsige  Vertretung  aorge^ 
welche  aber  jedenfalls  der  Genehmigung  des  Dir.  unterliegt  (besuche  nm 
Beurlaubung  auf  länger  als  eine  Woche  haben  die  Lehrer  schriftliob  (mit 
Anwendung  eines  Stempels  von  5  Sgr.)  an  nns  zu  richten,  und  dem  Dir.  mit 
der  Bitte  um  Befürwortung  und  Einreichung  offen  zu  übergeben. 

§.  11.  Privatunterricht  an  Schüler  seiner  Classe  gegen  Honorar  darf  der 
Lehrer  nur  mit  Genehmigung  des  Dir.  ertheilen.  (Min.  Verf.  v.  27.  Apr.  185iy» 
Zur  Uebernahme  eines  Nebenamts,  auch  einer  Vormundschaft  und  des  Amli 
eines  Stadtverordneten,  ist  unsre  Genehmigung  erforderlich. 

§.  12.  Jeder  Lehrer  ist  zugleich  Erzieher  seiner  Schüler  nnd  hat  ab 
solcher  eine  väterliche  Stellung  zu  ihnen  einzunehmen.  Er  hat  die  PfiieUi 
dahin  zu  sehen,  dafs  seine  Schüler  nicht  ohne  zwingende,  jedesmal  als  aoleha 
nachzuweisende  Veranlassung  den  Unterricht  versäumen.  In  der  Schule  hat 
er  überall  auf  ein  bescheidnes  nnd  wohlanständiges  Betragen  derselben  n 
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halten  und  die  Disciplin  vor  allem  durch  den  Ernst  und  die  VUrde  seiner 
Haltung,  durch  ermahnende  und  rfigendlF Worte,  ohne  Schimpfieden  und 
lieblosen  Spott,  und,  wo  es  nöthig  is^  durch  Anwendung  der  ihm  zustehen- 
den und  von  der  Schule  als  zweckmäfsig  anerkannten  Strafen  zu  üben. 
Strafarbeiten  dürfen  in  der  Regel  nur,  wenn  Aufgegebnes  nachlässig  gear- 
beitet oder  gelernt  Ist.  zur  Verbesserung  oder  Wiedewolung  desselben  oder 
zur  Besehäftigung  während  der  Verbfifirnng  einer  Fräheitstrafe  aufgegeben 
werden.  Das  Nachsitzen  in  den  Classen  darf  nicht  ohne  gehörige  Aufsicht 
und  Crontrole  der  Jedesmal  anfzuf^ebenden  Arbeit  stattfinden.  Wenigstens 
wenn  diMe  Strafe  für  läl|m|  ^Ab  eine  Stunde  verfa&ngt  wird,  mnfo  der  Lehrer 
dem  Dir.  und  den  Eltern  oder  Aufsehern  davon  sogleich  Anzeige  machen. 
Körperliche  Strafen  dürfen  nur  da,  wo  die  übrigen  pädagogischen  Strafmittel 
nidit  ausreichen,  und  nur  bei  jüngeren  Schülern  bis  IV  hinauf,  mit  Mäbigung 
and  Vorsicht  zur  Anwendung  kommen;  in  aniserordentlichen  Fällen,  jedoch 
immw  nur  auf  Beschluis  des  Lehrercolleginms ,  auch  in  III.  „Die  Schnl- 
zocht  darf  niemals  bis  zu  Milshandlungen,  welche  der  Gesundheit  der  Kindw 
auch  nur  auf  entfernte  Art  schädlich  werden  konnten,  ausgedehnt  werden.** 
(A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  12.  %.  dO).  Alle  wichtigeren  DisdplinarfäUe  sind  nicht 
ohne  Mitwirkung  des  Dir.  und  des  Ordinarius  der  Glasse  zu  erledigen.  Der 
Dir.  ist  unter  Umständen  befugt,  einzelnen  Lehrern  den  Gebrauch  gewisser 
Strafen  ganz  zu  untersagen,  auch  anzuordnen,  da(s  gewisse  Strafen  nie  ver« 
hängt  werden,  ohne  dais  ihm  der  Lehrer  entweder  vorher  oder  sogleich  nach- 
her Anzeige  mache  oder  dieselben  im  Classenbuch  notire. 

§.  13.  Auf  das  sittliche  Verhalten  der  Schüler  auch  aulserhalb  der  Schul- 
zeit haben  die  Lehrer  zu  achten,  und  wo  sie  von  ihnen  etwas  Tadelnswerthes 
hören  od«r  sehen,  zu  dessen  Rüge  und  Abstellung  das  Angemefone  zu  thun, 
alle  erheblicheren  Verstölse  aber  sogleich  zur  Kenntniis  des  Dir.  zu  bringen. 
An  Hausbesuchen  der  Schüler  hat  sich  jeder  Lehrer  nadi  Anordnung  des 
Dir.  zu  betheiiigen  und  sich  derjenigen  Schüler,  welche  ihm  zur  besondem 
Anfiucht  überwiesen  werden,  zur  Förderung  sowohl  ihrer  Studien,  als  auch 
ihrer  sittlichen  Bildung  liebevoll  mit  Ralk  und  That  anzunehmen. 

§•  14.  Den  Schuloonferenzen  haben  die  Lehrer  der  vorgesohriebnen 
Ordnung  gemäfs  beizuwohnen.  Wer  von  ihnen  zur  regelmäfsigen  Theilnahme 
verpflichtet  ist,  darf  keine  ohne  Erlaubniis  des  Dir.  versäumen.  Die  von 
der  Gonferenz  ordnnngsmä&ig  und  innerhalb  ihrer  Befugnifs  gefefsten  Be* 
Schlüsse  sind  für  jeden  Lehrer  bindend,  und  steht  keinem  die  Befugnifs  zu, 
so  lange  sie  nicht  aufgehoben  sind,  davon  willkürlich  abzuweichen.  Wer  die 
Anfbebung  oder  eine  Abänderung  wünscht,  kann  in  der  Cronferenz  darauf 
antragen.  Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Conferenz  sind  als  Amts- 
geheimnisse zu  behandeln.  Insoweit  sie  ausdrückliche  zur  Mittheilung  an 
Andere  bestimmt  sind,  darf  diese  nur  auf  dem  jedesmal  bezeichneten  oder 
durch  das  Herkommen  geordneten  Wege  geschehen. 

%.  15.  Mit  allen  seinen  Amtsgenossen  muls  jeder  Lehrer  ein  freundliches 
Vernehmen  zu  unterhalten  und  mit  ihnen  in  Eintracht  zum  Besten  der  An- 
stalt zusammenzuwirken  suchen.  Bei  Zwistigkeiten  ist  vornehmlich  die  Ver- 
mittelung  und  Entscheidung  des  Dir.  nachzusuchen.  Dem  betreff.  Glassen- 
ordinarius  mufs  jeder  Lehrer  über  seine  Schüler  bereitwillig  die  von  jenem 
gewünschte  Auskunft  geben. 

$.  16.  Falls  ein  besoldeter  oder  remunerirter  Lehrer  die  Absicht  hat,  die 
Anstalt  zu  verlassen,  so  muüs  er  seine  Entlassung  bei  der  Behörde,  welche 
ihn  angestellt  hat,  nachsuchen.  Er  darf  sie,  wenn  durch  die  Vocation  oder 
ein  besondres  Abkommen  nicht  andres  festgesetzt  ist,  nur  auf  Michaelis  oder 
Ostern,  und  zwar  nach  mindestens  3  Monate  vorhergegangner  Kündigung 
fordern.  In  keinem  Fall  darf  ein  Lehrer  seine  Stellung  eher  verlassen,  als 
er  seine  Entlassung  erhalten  hat.''  (S.  A.  L.  R.  Th.  II.  Tit.  10.  §§.94-97). 
Stettin.  K.  Prov.  Schulcollegium. 
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Provinz    Schlesien. 

Instr.  V.  1.  Octb.  1867. 

A.  Ordinarien»  „t.  1.  Die  Inatniction  für  die  Direetonn  der  Oy 
nasien  und  der  Realscbulen  1.  0.  in  der  Provinx  vom  beatigen  Dutnm 
zwar  schon  mehrere  Andeutungen  tlber  die  Obliegenheiten  der  daaeenordi- 
narien;  die  besondre  Aufgabe  derselben  in  der  Anstalt  maeht  jedoeh  eine 
Zusammenstellung  ihrer  Pflichten  erforderlich ,  4vif  die  nachfolgenden  Pan- 
graphen  sie  enthalten. 

§.  2.  Allgemeine  Pflichten  der  Ordinarien.  Dem  Ordinarini 
ist  vorzugsweise  die  Leitung  der  ihm  flberwiesnen  Glaase  oder  dsssei' 
abtheilung  anvertraut,  und  findet  die  wissenschaftliche  Auabildnng  nnd  be- 
sonders die  religiös -sittliohe  Erziehung  seiner  Schaler  in  ibm  ihren  Mittel- 
punet.  —  Seine  wichtige  Aufgabe  wird  er  am  sichersten  lösen,  wenn  er. 
Ton  wahrer  Liebe  zum  Lehramt  beseelt,  in  seinem  geeammten  Verhalten  mid 
Auftreten  viterliche  Liebe  zu  seinen  Schülern  zu  erkennen  giebt  und  sieh 
deren  Vertrauen,  Aohtune  nnd  Zuneigung  ohne  Hftrto,  aber  anoh  c^ 
Schwäche  zu  erwerben  sucht.  Duroh  eigne  Geradheit,  Ofibnheit  und  Wah^ 
haftigkeit  wird  der  Ordinarius  die  Liebe  zu  diesen  Tagenden  in  der  Claiie 
allgemein  wachrufen  und  in  ihr  einen  Geist  verbreiten,  der  fem  von  kneeh- 
tischer  Furcht  und  niedriffer  Augendienerei  willig  und  gern  G^onam  leistot, 
und,  auiser  dem  Beifall  des  Gewissens  und  dem  Bewulstsein  trea  erfDUter 
Pflicht,  in  der  Zufriedenheit  und  Billigung  des  Lehrers  einen  elcbem  Msii- 
Stab  findet  fttr  sittliches  und  wissenschaftliches  Streben.  Die  Pflege  dei 
kirchlich-religiOsen  Sinnes  durch  Mahnung  und  Beispiel  wird  der  Ordlnarisi 
nach  Andeutung  des  §.  23  der  Dir.  Instr.  sich  angelegen  sein  lassen. 

§.  3.  Hauptbeschäftigung  der  Ordinarien.  Seine  Hauptbe- 
schäftigung im  Unterrichten  hat  der  Ordinarius  der  Regel  nach  in  seiaer 
Classe,  damit  er  durch  Oftem  Verkehr  mit  seinen  SohfUern  Jeden  einzeiieD 
genau  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  habe,  um  so  flberall  mit  Bath  nad 
That  eingreifen  zu  kOnnen,  wo  das  Bedürfnifs  es  fordert  Wie  die  Sehflier 
in  allen  ihren  Angelegenheiten  zunächst  auf  ihn  angewiesen  sind,  so  hat  er 
andrerseits  ihr  ganzes  Sehulieben  zu  überwachen  und  vor  den  anderes 
Lehrern  mit  dem  Religionslebrer  auch  auf  ihr  Verhalten  aafser  der  Schale 
seine  Aufmerksamkeit  zu  richten.  Der  öftre  Besuch  des  Turnplatzes  iit 
ihm  aus  pädagogischen  Rücksichten  besonders  zu  empfehlen.  —  wenn  suf 
Anordnung  des  Dir.  die  Schüler  der  Anstalt  aufser  der  Schale  versammelt 
sind,  z.  B.  bei  öffentlichen  Aufzügen,  dann  hat  der  Ordinarius  seine  CIsflse 
zu  fuhren. 

§.  4.  Pflichten  gegen  die  Schüler.  Der  Ordinarina  vermittelt 
hauptsächlich  die  Verbindung  der  Schule  mit  der  Familie.  Er  hat  seine 
Schüler  von  Zeit  zu  Zeit  in  ihren  Wohnungen  zu  besuchen  und  sich  mit 
ihren  Eltern  in  Einvernehmen  zu  setzen.  Besonders  wird  er  sich  nach  über 
die  Privatbeschäftigungen  der  Schüler  unterrichten  und  der  Ueberladmig 
derselben  mit  Privatstunden  in  Musik,  im  Tanzen,  im  Zeichnen  und  in 
neueren,  auf  der  Schule  nicht  gelehrten  Sprachen  in  geeigneter  Weise  eot- 
gegenwirken,  wie  er  auch,  wo  es  erforderlich  ist,  die  Eltern  darauf  aufmerk- 
sam machen  wird,  da(s  das  frühzeitige  Zulassen  der  Schüler  an  den  Genusses 
und  Erholungen  der  Erwachsenen  und  zu  zerstreuenden  Gesellschaften  nnd 
Vergnügungen  auf  die  geistige  Entwickelang  nur  nachtheilig  einwirkt. 

§.5.  Besondre  Fürsorge  für  auswärtige  Schüler.  Der  Ob- 
hut des  Ordinarius  sind  vorzüglich  diejenigen  Schüler  anvertraut,  deren 
Eltern  nicht  am  Schulort  wohnen.  Wo  diese  nicht  bei  Verwandten  oder 
als  Pensionaire  bei  einem  der  anderen  Lehrer  untergebracht  werden  können, 
wird  er  den  Eltern  zur  Auffindung  einer  passenden  Wohnung  seinen  Bsth 
ertheilen,  die  Schüler  in  derselben  öfter  besuchen,  sich  von  ihrem  FleÜs  und 
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ihrer  sittlichen  Lebensweise  fibenengen,  Kenntnils  davon  nehmen,  wie  für 
ihr  geistiges  und  leibliches  Wohl  gesorgt  ist,  ihren  Umgang  flberwachen, 
und,  wo  er  wahrnehmen  sollte,  dais  Wohnung  oder  Umgane  sittliche  Ge< 
&hren  mit  sich  bringen,  so  viel  an  ihm  liegt,  selbst  geeignete  Abhülfe  leisten, 
oder  den  Eltern  und  dem  Dir.  die  nOthigen  Mittbeilungen  machen. 

§.6.  Anleitung  der  Schfller.  Der  Ordiovius  hat,  sobald  ihm 
im  Anfang  des  Schuljahrs  seine  Classe  überwiesen  ist,  dieselbe  durch  be- 
stimmte Weisungen  mit  Allem  bekannt  zu  machen,  was  sie  zu  beobachten 
hat.  —  Den  Schülern  sind  ihre  Plätze  anzuweisen,  die  sie  ohne  Veranlassung 
des  Lehrers  nicht  wechaal&;dflrfen,  der  Leetionsplan  ist  zu  diotiren,  es  sind 
ihnen  die  Lehrbücher  (Ausgaben  der  Classiker),  Lehrmittel  und  Hefte  anzu- 
geben, welche  sie  anzuschuTen  haben,  und  die  Zeit  zu  bezeichnen,  wann  die 
verschiedenen  schriftlichen  Arbeiten  i^znliefem  sind.  ^  Sehr  wichtig  ist  es, 
die  Schüler  gleich  vom  Anfang  an  zu  einer  richtigen  Emtheilung  der  Zeit 
aulser  den  Schulstunden  anzumilten,  und  sie  zu  der  rechten  Weise  des  Stu- 
direns zu  bringen.  Um  sie  vor  einem  zeitraubenden  und  ermüdenden  Um- 
hertappen zu  oewahren,  hat  der  Ordinarius  ihnen  specielle  Anleitung  zu 
geben,  wie  sie  bei  der  Praeparation,  bei  der  Repetition  und  bei  der  Anferti- 
gung der  schriftlichen  Arbeiten  zu  verfahren  und  worauf  sie  ihr  besondres 
Augenmerk  zu  richten  haben. 

§.7.  Die  schriftlichen  Arbeiten  der  Schüler.  Die  Anzahl 
und  das  Mafs  der  schriftl.  Arbeiten  werden  im  Anfiing  des  Schuljahrs  in  der 
Gonferenz  festgestellt  (§.  15  b.  der  Dir.  Instr.).  Die  Tage,  an  welchen  die 
einzelnen  Arbeiten  abzuliefern  sind,  hat  der  Ordinarius  nach  Rücksprache 
mit  den  übrigen  in  der  Classe  unterrichtenden  Lehrern  festzustellen  und 
dem  Dir.  zur  Genehmigung  vorzulegen;  auch  die  Art  und  Weise  der  Ein- 
sammlung der  Arbeiten  hat  er  anzuordnen.  —  Sollte  sich  im  Verlauf  des 
Jahrs  finden,  dais  die  Schüler  seiner  Classe  von  einem  der  übrigen  Lehrer 
durch  zu  viel  Arbeit  in  Anspruch  genommen  werden,  dann  hat  er  durch 
eoUegialisohe  Rücksprache  oder  nüthigen  Falls  durch  Vortrag  in  der  Confe- 
renz  Abhülfe  zn  bewirken. 

Zur  Förderung  des  Fleiises  und  der  Ordnung  wird  er  zeitweilig  sich 
aimmtliche  Arbeits-,  Schreib-  und  Zeichnbücher  seiner  Classe  vorlegen  hissen, 
und  daraus  die  zur  Charakteristik  jedes  Schülers  dienenden  Notizen  ent- 
nehmen. 

§.  8.  Die  Führung  von  Censurbogen.  Wo  eine  Anstalt  für 
jeden  Schüler  einen  besondern  Censurbogen  anlegt,  in  welchen  vom  Anfang 
seines  Schullebens  Notizen  über  seinen  wissenschaftlichen  und  sittlichen 
Standpunet  eingetragen  werden,  um  bei  Anfertigung  der  Censuren  und  Ab- 
gangszeugnisse eine  Art  von  Cnrriculum  vitae  als  Anhalt  zu  haben,  da  ist 
der  Censurbogen  von  dem  Ordinarius  zn  führen  und  von  ihm,  wenn  er  die 
Classe  verlälst,  dem  folgenden  Ordinarius  zur  Fortsetzung  zu  übergeben.  — 
Die  Censurbogen  haben  nur  Wesentliches ,  zur  «othwendigen  Charakteristik 
der  Schüler  Dienendes  aufzunehmen,  sind  nach  dem  Abgange  derselben  5 
Jahre  im  Arohiv  der  Anstalt  aufzubewahren  und  dann  zu  vernichten. 

S.  9.  Ertheilung  der  Censuren.  Für  die  viertel-  oder  halbjährli- 
chen Censuren  (§.  22  der  Dir.  Instr.)  hat  der  Ordinarius  das  Censurbuch  seiner 
Cbsse  zur  Eintragung  der  Praedicate  rechtzeitig  bei  den  übrigen  in  der 
Classe  unterrichtenden  Lehrern  in  Umlauf  zu  setzen,  dann  die  Praedicate  für 
die  Leistungen  in  seinen  Unterrichtsgegenständen  und  für  das  sittliche  Ver- 
balten, die  von  ihm  zu  notirenden  Versäumnisse  im  Schul-  oder  Kirchen- 
besuch, so  wie  sonstige  zurKenntnifo  der  Eltern  zu  bringende  Bemerkungen 
über  Fleiis  und  Aufmerksamkeit  der  Schüler  einzutragen,  und  da,  wo  Censur- 
numem  eingeführt  sind,  für  jede  Censur  die  verdiente  Numer  in  Vorschlag 
zu  bringen.  In  der  Censurconferenz  hält  der  Ordinarius  den  Vortrag  über 
die  Censuren  seiner  Classe,  sorgt  für  Abschrift  der  Censuren  auf  Censur- 
zettel,  versieht  diese  mit  seiner  Unterschrift,  legt  sie  dem  Dir.  zur  Voll- 
ziehung vor,  welcher  sie  an  die  Schüler  vertheilt^  and  läfst  sie,  nachdem  die 
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Eltern  oder  Yormflnder  ihre  Keantnifsnahme  durch  UnterBohrift  bezeugt 
haben,  sich  wieder  vorlegen. 

Wie  in  der  Censnrconferenz  hält  der  Ordinurins  flberhanpt  in  den  Con- 
ferenzen,  so  oft  eine  VeranlMsung  gegeben  iit,  Vortrag  fiber  den  Standponot 
seiner  Classe  in  wissenschaftlicher  und  sittlicher  Besiehung.  —  Bei  der  Auf- 
ntihme  und  Versetzung  der  Schüler  (§*17  und  20  der  Dir.Instr.)  ist  seine 
Stimme,  wenn  auch  die  des  Directors  die  endliche  Entscheidung  giebt,  beson- 
ders zu  beachten.  Bei  Ausstellung  der  den  SchOlem  nothwendigen  Zeognissa 
(g.  21  der  Dir.Instr.)  hat  er  mitzuwirken  und  dieselben  mitanunterschreiben. 

§.10.  Etwanige  besondere  Pflichtea  der  Ordinarien.  Wo 
durch  Herkommen  an  einer  Anstalt  dem  Ordinarius  aufser  den  in  Vorste» 
hendem  aufgefOhrten  noch  andere  Pflichten  obliegen,  oder  der  Dir.  ihm  als 
dem  Vorsteher  der  Classe  besondere  Auftrige  ertheilt,  sind  dieselben  nn« 
weigerlich  zu  übernehmen. 

Selbstverständlich  sind  die  allgemeinen  Pflichten  aller  Lehrer,  wie  die- 
selben in  der  Directoren-  und  in  der  Lehrerinstruction  enthalten  sind,  aodi 
für  die  Classenlehrer  verbindlich.*'       Breslau.   K.  Prov.  SchulcoUegiam. 

B.  Lehrer.  „§.  1.  Wenn  auch  in  der  Instruction  für  die  Direetorea 
der  Gymnasien  und  Realschulen  der  Provinz  die  Pflichten  der  Lehrer  an 
diesen  Anstalten  mehrfach  berührt  sind,  so  bedarf  es  doch  einer  übersicht- 
lichen Zusammenstellung  der  wichtigsten  Obliegenheiten  derselben,  wie  sie 
in  den  folgenden  Paragraphen  gegeben  ist. 

§.2.  Allgemeine  Pflichten  der  Lehrer.  Das Bewuistsein,  dem 
Lehrercollegium  einer  höhern  Schule  anzugehören  und  vor  Gott  mit  verant- 
wortlich zu  sein  für  die  wissenschaftliche  und  sittliche  Bildung  der  Jugend, 
mufs  für  den  Lehrer  mafsgebend  und  leitend  sein  in  allen  seinen  Bestre- 
bungen. —  Genaue  Bekanntschaft  mit  der  ganzen  Unterrichtsordnang  der 
Anstalt  (Dir.  Instr.  §.  15e),  richtige  Erkenntniis  seiner  Stellung  sa  dea 
Ganzen,  Liebe  zum  Beruf  und  freundliches,  collegialisches  Einvernehmen  mit 
den  übrigen  Lehrern  sind  nothwendige  Bedingungen  eines  gedeihlichmi 
Wirkens.  Den  Schülern  gegenüber  wird  der  Lehrer  nicht  allein  die  ihm  fBr 
den  Unterricht  obliegenden  Pflichten  treu  erfüllen,  sondern  auch,  da  das 
Beispiel  für  die  Erziehung  mehr  wirkt,  als  die  Lehre,  durch  sein  ganaes 
Verhalten  in  und  aufser  der  Schule  ihnen  ein  Vorbild  edlen  Anstandest 
guter  Sitte  und  eines  religiösen  Wandels  zu  sein  sich  angelegen  sein  lassoa« 

Das  wflrdige  Verhalten  des  einzelnen  Lehrers  ehrt  zugleich  den  gansea 
Lehrstand,  erwirbt  ihm  die  Achtung  des  Publicums  und  bereitet  ihm  tinf&m 
gedeihlichen  Boden  für  seine  Wirksamkeit. 

§.  3.  Die  Handhabung  der  Disciplin.  Wenn  auch  die  Ordfauk* 
rien  die  Erziehung  der  Schüler  in  ihren  Classen  hauptsächlich  zu  leiten 
haben,  so  sind  doch  die  übrigen  Lehrer  verpflichtet,  sie  in  dieser  Thitigkeil 
nach  Kräften  zu  unterstützen,  was  schon  in  nicht  gerin^m  Maais  durdi 
Befolgung  des  Grundsatzes,  dafs  aller  Unterricht  ein  erziehlicher  sein  mflssa^ 
erreicht  wird.  Ganz  besonders  hat  jeder  für  Ruhe  und  Ordnung  in  seine« 
Lehrstunden  zu  sorgen.  Das  beste  Mittel  zur  Aufreohthaltung  guter  Zueht 
und  Weckung  der  Aufmerksamkeit  ist  die  wissenschaftliche  TüchÜgMt 
des  Lehrers,  ein  anregender  Vortrag,  und  die  in  den  Schülern  sich  bildeiidi 
Ueberzeugung,  dafs  er  seiner  Aumbe  nicht  blos  gewachsen,  sondern  ihr 
auch  mit  Vorliebe  zugethan  sei,  dau  er  in  der  Mitte  der  Schüler  gern  weitab 
dafs  er  ein  Herz  für  sie  habe,  und  da(s  er  die  Förderung  jedes  einzelnem 
Schülers  nach  dessen  Individualität  im  Auge  behalte.  Wenn  ein  rauber, 
barscher  Ton  und  ein  kaltes,  herrisches  und  abstofsendes  Benehmen  ein- 
schüchtert und  Abneigune  erzeugt,  unzeitige  Milde  und  mifsverstandM 
Nachsicht  die  sittliche  Haltung  der  Classe  untergräbt  und  den  Geist  ent- 
nervt, sülsliche  Freundlichkeit  und  unmännliche  Ziererei  um  Ansebn 
bringt  und  lächerlich  macht,  hämischer  Spott  und  Hohn  bei  Versehen  ond 
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Fehlem  der  SehOler  entfremdet  und  Erbittemnff  bewirkt,  dann  wird  da- 
gegen ein  Lehrer,  welcher  Ernst  und  Milde  mit  emimder  zn  verbinden  weflii 
and  den  Schfilem  offen,  gerade  und  wahr  ffegenflbersteht,  selten  verfehlen, 
ihre  Achtang  and  Liebe  sa  gewinnen,  ond  sieh  dadaroh  in  den  Stand  setzen, 
nicht  nor  die  Zucht  in  seinen  Lehrstanden  za  erhalten,  sondern  aach  för- 
derlich aaf  Kopf  and  Herz  za  wiricen. 

§•4.  Verhalten  der  Lehrer.  Jeder  Lehrer  hat  die  ihm  in  dem 
Lection^an  zagelegten  Lehrstanden  anweigerlioh  za  flbemehmen  (Dir.  Instr. 
S*  14),  sie  pfinctlich  abzahalten,  nach  den  vorgeschriebenen  Lehrbüchern 
anter  Beaohtang  der  in  der  Cronferenz  festgestellten  Lehrabschnitte  (Dir. 
Instr.  $.  15)  zu  unterrichteB  and  die  ihm  aufgetragenen  Correctaren  der 
schrifU.  Arbeiten  gewissenhaft  za  besorgen.  —  Den  Weisangen  des  Dir.  in 
Bezug  auf  die  Methode  des  Unterrichts  ist  Folge  zu  leisten.  —  Privatunter- 
richtstunden  sind  nicht  ohne  (Genehmigung  des  Dir.,  Nebenämter  oder  Neben- 
geseh&fte  nicht  ohne  unsre  Genehmigung  zu  flbemehmen.  —  Kein  Lehrer 
darf  von  Schfilem  Geburtstags-  oder  Namenstagsgeschenke  annehmen,  wie 
die  Achtung  des  Standes  und  die  Wahrung  des  Rufis  der  Unparteilichlceit 
es  auch  gebietet,  Geschenke  der  Eltem  an  Lehrer  zurflckzuweisen. 

§.5.  Theilnahme  an  den  Conferenzen.  Zum  Besuch  der  (Kon- 
ferenzen, Schulfeierlichkeiten,  Gensuracte,  Glassen-,  öffentlichen  und  Abitu- 
rientenprflfungen  ist  jeder  Lehrer  verbunden,  wie  er  auch  verpflichtet  ist, 
der  j^nladung  des  Dir.  zu  einer  l)esondera  amtl.  Besprechung  im  Gonferenz- 
oder  dessen  Arbeitszimmer  nachzukommen.  (Dir.  Instr.  (.  5).  Die  Fach- 
eonferenzen  (Dir.  Instr.  |.  26)  erfordern  hauptsächlich  die  Thfttigkeit  der 
Fachlehrer.  Einer  derselben  übernimmt  für  eine  bestimmte  Zeit  die  specielle 
Bearbeitung  seines  Fachs,  um  sich  mit  dem  Stoff,  den  Hfllftmitteln,  der 
Methode,  den  wissenschaftlichen  Fortschritten  desselben  und  den  betreff. 
Verordnungen  genau  bekannt  zu  machen  und  einen  Plan  zu  einer  methodi« 
sehen  Durchffihrang  in  einer  Glasse  oder  in  der  ganzen  Anstalt  zu  entwerfen 
oder  den  schon  vorhandnen  allseitig  zu  prüfen  und  nach  Befinden  Ergän- 
langen  und  Abänderungen  vorzuschlagen.  —  In  der  Begel  ßUlt  dies  Ge- 
schäft dem  Hauptfachlehrer  zu;  indels  kann  es  auch  anderen,  nicht  aus- 
schlielslich  in  einem  Fach  arbeitenden  Lehrem  fibertragen  werden,  üeber 
das  Besultat  der  Forschungen  und  Prüfungen  ist  in  der  von  dem  Dir. 
anzuordnenden  Fachconferenz  Vortrag  zu  halten.  Aus  den  Berathnngen 
der  Fachconferenzen  gehen  die  Fachlehrpläne  und  die  Vorschläge  zur  £in- 
ftlhrang  neuer  Lehrbücher  und  Lehrmittel  hervor.  Die  ersteren  enthalten 
eine  Feststellung  für  jeden  einzelnen  Lehrgegenstand  nach  Lehrstoff,  Methode 
und  Hfll&mitteln  durch  alle  Glassen  unter  bestimmter  Abgrenzung  der  Lehr- 
abachnitte. 

§.  6.  Wissenschaftliche  Fortbildung  der  Lehrer.  Wenn 
auch  jeder  Fachlehrer  zunächst  auf  die  Förderang  der  Schüler  in  seinem 
Fach  angewiesen  ist,  so  kann  er  doch,  sowie  er  in  ethischer  Beziehung  auf 
den  Geist  der  Anstalt  zu  wirken  und  die  Bestrebnnj^en  der  Ordinarien  zu 
unterstützen  hat,  auch  in  intellectueller  Beziehung  innerhalb  der  Grenzen 
aetnes  Fachs  durch  Andeutungen  und  Hinweisnngen,  durch  Entlehnung  von 
Beispielen  u.  s.  w.  die  von  den  Schfilem  in  anderen  Fächem  schon  erwor- 
benen Kenntnisse  wieder  auffrischen,  ergänzen,  erweitem,  oder  sie  durch 
Betraehtungen  von  anderen  Gesichtspuncten  beleben.  —  Ffir  einen  richtigen, 
entsprechenden  und  genauen  mfindlichen  und  schriftlichen  Ausdrack  in  der 
deutschen  Sprache  müssen  alle  Lehrer  wirksam  sein. 

|.  7.  Pflichten  der  mit  Beaufsichtigung  der  Lehrmittel  be- 
trauten Lehrer.  Diejenigen  Lehrer,  welchen  die  specielle  Aufsicht 
über  einzelne  Abtheilungen  der  zum  allgemeinen  Gebrauch  bestimmten  Lehr- 
mittel der  Anstalt  anvertraut  ist  (Dir.  Instr.  §.10),  haben  die  Kataloge  zu 
führen,  für  die  Erhaltung  und  zweckmäfsige  Vermehrang  der  Lehrmittel 
entsprechende  Anträge  zu  stellen,  neue  Anschaffungen  einzutragen  und  etwa 
entstandene  Schäden  sofort  zur  Anzeige  zu  bringen.    Die  besonderen  In- 
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straotionen  fllr  die  Verwaltung  der  Bibliotkeken  a.  ••  w.»  sowie  für 
Abscbaffüneen  bleiben  in  Gleltang. 

§.8.  Urlaub  und  Vertretungen  der  Lehrer.  In  KrankMti- 
oder  Bebinderungafällen  ist  der  Lehrer  verpflichtet  (Dir.  Inatr.  |.  7),  deai 
Dir.  rechtzeitig  Anzeige  zu  machen.  Für  einen  UrUmb  bis  au  4  Tagen  itl 
die  Genehmigung  des  Dir.,  für  eine  längre  Dauer  durch  den  Dir.  unace  Ge- 
nehmigung nachzusuchen.  Lehrer,  welche  anfser  der  Ferienieit  Betaen  zo 
ihrer  Belenrung  oder  Erholung  machen  wollen  (wosu  in  den  meialan  FJUlen 
auch  Badereisen  zu  rechnen  sein  werden),  bleiben,  auch  abgeaefaen  von  dea 
erforderlichen  Urlaub,  hinsichtl.  ihrer  Vertretung  von  der  Q^llligkelt  ihrer 
Amtsgenossen  abhängig  und  haben  selbst,  unter  Zustimmung  des  Dir.,  Ar 
eine  zweckm&fsige  Wahrnehmung  ihrer  Geach&fte  zu  sorgen.  In  Kraak- 
heitsfallen  der  Collegen,  bei  gesetzlich  gerechtfertigten  Abhaltungen  der- 
selben, und  im  Fall  nicht  sofortiger  Wiederbesetzung  einer  erledigten  SteDe 
sind  die  Lehrer  zur  Uebemahme  der  zur  Erledigung  gekommenen  Geaehifte 
yerpflichtet. 

§.9.  Heirathen  der  Lehrer.  Diejenigen  Lehrer,  welche  aidi  za 
verhcirathen  beabsichtigen,  haben  den  erforderlichen  Heinthaeonaena  bei 
dem  Praesidenten  unsers  Collegiums  durch  den  Dir.  nachznanehen  und  dabei 
anzuzeigen,  bis  zu  welchem  Betrag  sie  ihrer  künftigen  Ehegattin  eine  Pen- 
sion bei  der  allgemeinen  Wittwencaaae  zu  versichern  beabaiehtigen. 

§.  10.  Aufserordentliche  Pflichten.  Audier  den  voratdieod 
aufgeführten  Pflichten  haben  die  Lehrer  auch  den  beeonderen  Anmdnnngea 
nachzukommen,  welche  der  Dir.  im  Interesse  der  Anstalt  za  trfdSen  ach 
veranlaist  sieh^  wie  auch  durch  diese  Instruction  bewährte  Einrichtnngea  an 
einzelnen  Anstalten,  welche  in  derselben  nicht  besondere  berührt  werdea 
konnten,  nicht  als  aufgehoben  anzusehen  sind.''  Breslau.  K.  ProT.  Sabal- 
collegium. 

Provinz    Posen. 

Instr.  v.dO.  Jan.  1868. 

A.  Ordinarien.  „Was  der  Director  für  die  ganze  Anatalt,  aoU  der 
Ordinarius  für  die  seiner  besondem  Obhut  und  Leitung  anvertraute  ClaiM 
sein.  Wie  es  des  Directors  Bestreben  sein  mufii,  alle  Schüler  müglichst  ge- 
nau zu  kennen  und  ihre  körperliche,  geistige  und  sittliche  Entwiekeinng  za 
überwachen,  so  ist  der  Ordinarius  verpflichtet,  das  Leben  und  Gedeihen  jedes 
Einzelnen  in  seiner  Classe  wie  der  Classe  als  eines  Ganzen  in  allen  Besie- 
hungen zum  Gegenstand  seiner  unablässigen  Fürsorge  zu  machen.  Er  wird 
deshalb  mit  den  anderen  Lehrern  seiner  Classe  in  möglichst  enge  Verbinduag 
treten,  über  die  einzelnen  Schüler  sich  mit  ihnen  zu  verständigen  nnd  ia 
Beurtheilung  und  Behandlung  derselben  Uebereinstimmung  herbeiaafflhrea 
suchen,  und  dadurch  auf  die  Beseitigung  etwaniger  Lücken  in  den  KenB^ 
nissen  seiner  Schüler  hinwirken,  sowie  bösen  Angewöhnungen  und  aittlidbea 
Fehlern  rechtzeitig  entgegentreten. 

Es  liegt  ihm  ob,  auf  Ordnung  und  Sauberkeit  im  Classenrmum  ra  sehea, 
und  was  etwa  der  Gesundheit  nachtheilig  scheint  zur  Kenntniia  dea  EKr. 
zu  bringen.  Er  ist  für  die  Aufrechthaltung  von  Zucht  und  Sitte  in  seiner 
Classe  verantwortlich.  Er  hat  auf  Regelmäßigkeit  nnd  Pünctlichkeit  des 
Schulbesuchs  zu  achten.  Er  hat  auf  Reinlichkeit  der  gedruckten  Bücher 
wie  der  geschriebenen  Hefte  zu  halten  und  zu  diesem  Behuf  von  Zeit  la 
Zeit  (mindestens  halbjährlich)  alle  Bücher  und  Hefte  seiner  Dnrohaidit  la 
unterziehen.  Zu  seinen  wichtigsten  Verpflichtungen  gehört  es,  den  Aat^ 
gaben  für  die  häusl.  Arbeiten  seine  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  fOr  ange- 
mcrsDc  Vcrthcilung  derselben  zu  sorgen  und  jede  Ueberlaatung  der  Schaler 
zu  verhüten. 
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Sein  Streben  soll  in  Qemeinschaft  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Glaaee 
darauf  gerichtet  sein,  dafii  jeder  SchtUer  n«oh  Ablauf  des  Cnrsos  sein  Classen* 
ziel  erreiche.  Er  wird  Aber  die  Lehrstunden  hinaus  auch  auf  das  häusliche 
Leben  seiner  SehtUer,  namentlich  der  answirtigen,  achten,  von  der  Beschaffen- 
heit der  Pensionen  Kenntnils  nehmen,  Eltern  und  Pflegern  ebenso  wie  dem 
Dir.  seine  Er&hrungen  und  Wahrnehmungen  mittheilen  und  ein  Zusammen« 
wirken  der  Familie  mit  der  Schule  au  vermitteln  bedacht  sein. 

Er  bestimmt  in  besonderen  Fällen,  die  sein  Einschreiten  nothwendig 
machen,  auf  Grund  der  Rtlcksprache  mit  dem  betheiligten  Lehrer  die  Strafen 
und  das  Strafmafs,  macht  die  erforderlichen  Anzeigen  an  Eltern  oder  Pfleger, 
fiifst  vierteUährlich  auf  Grund  der  Angaben  aller  CUssenlehrer  ein  allge- 
meines Urtheil  über  Fleils,  sittliches  Betragen  und  Leistungen  der  Schüler 
ab,  und  bringt  an  den  halli(|ährigen  oder  ganiyährigeu  Terminen  die  zu  Ver- 
setzenden in  Vorschlag. 

Probecandidaten,  die  in  seiner  Classe  beschäftigt  werden,  hat  er  in  Ge- 
mftfeheit  des  Rescr.  ▼.  30.  März  1867  in  Handhabung  der  Diseiplin  wie  der 
Lehrmethode  mit  Rath  und  That  zu  unterstützen  und  nach  AbUuf  des  vor- 
geachriebnen  Jahrs  auf  Verlangen  des  Dür.  über  sie  schriftlich  zu  berichten." 
Posen.  K.  Prov.  Schulcollegium. 

B.  Lehrer«  .Es  ist  die  Aufgabe  jedes  Lehrers,  für  die  religiüe-sittUche, 
wie  die  wissenschaftliche  Bildung  seiner  Schüler  zu  sorgen  und  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Director  und  dem  gesammten  Lehrercollegium,  dem  er  ange- 
hört, das  Wohl  der  ganzen  Anstät  mit  allen  seinen  tträften  zu  fördern. 
Wenn  er  diese  Aufgabe  ernstlich  zu  erfüllen  strebt  und  es  sich  stets  ver- 
gegenwärtigt, dals  er  nicht  nar  der  ihm  vorgesetzten  Behörde  für  die  ge- 
wissenhafte Führung  seines  Amts  verantwortlich  ist,  sondern  auch  Gott  für 
die  treue  Erfüllung  seiner  Pflichten  Rechenschaft  zu  geben  hat,  so  wird  er 
es  sich  jederzeit  angelegen  sein  lassen,  einerseits  durch  gründliche  Studien 
seine  Kenntnisse  zu  erweitem  und  zu  vertiefen,  andrerseits  in  der  Methode 
des  Unterrichts  und  der  Erziehung  sich  zu  vervollkommnen.  Namentlich 
aber  wird  er  darauf  Bedacht  nehmen,  durch  ein  angemefones  und  der  Würde 
seines  Berufs  entsprechendes  Verhalten  innerhalb  und  au(serhalb  der  Anstalt 
seinen  Schülern  ein  leuchtendes  Vorbild  zu  sein.  Ueber  seine  Stellung  and 
seine  amtlichen  Pflichten  werden  ihm  folgende  specielle  Vorschriften  ertheilt: 

1.  Das  K.  Prov.  Schulcollegium  ist  die  den  Lehrern  zunächst  vorge- 
setzte Behörde.  Die  Verbindung  mit  derselben  wird  indessen  durch  den  Dir. 
der  Anstalt  vermittelt,  dem  sie  alle  ihre  Eingaben,  &lls  dieselben  nicht  etwa 
Besehwerden  gegen  ihn  selbst  enthalten,  zu  übergeben  haben,  damit  er  sich 
bei  Ueberreichung  derselben  zur  Sache  zu  äufiiem  Gelegenheit  erhält,  2.  Der 
Dir.  der  Anstalt  ist  der  nächste  unmittelbare  Vorgesetzte  der  Lehrer.  An 
ihn  haben  sie  sich  daher  in  allen  amtl.  Angelegenheiten  zu  wenden,  um  Aus- 
kunft, Rath  und  Anweisung  zu  erbitten.  Den  allgemeinen  und  besonderen 
Anordnungen  des  Dir.  haben  alle  Lehrer  pünctlich  Folge  zu  leisten,  auch 
dann,  wenn  sie  sich  in  ihren  Rechten  für  beeinträchtigt  halten.  In  diesem 
Fall  steht  ihnen  zwar  der  W^  der  Beschwerde  bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.. 
offen;  sie  haben  jedoch  die  Entscheidung  desselben  abzuwarten.  —  Jede 
mündl.  oder  schriftL  Auskunft,  welche  der  Dir.  von  ihnen  erfordert,  haben 
sie  ihm  bereitwillig  zu  ertheilen. 

3.  Die  von  dem  Dir.  ihnen  überwieseneu  Lectionen  haben  sie  pünctlich 
abzuhalten  und  das  ihnen  von  demselben  übertragne  Ordinariat  vorschrifts- 
mäßig zu  verwalten.  Die  von  dem  Dir.  angeordnete  Schulinspection  vor  dem 
Beginn  des  Unterrichts  und  während  der  Pausen  zwischen  den  einzelnen 
Unterrichtstnnden  sowie  die  Kircheninspection ,  wo  eine  solche  stattfindet, 
haben  sie  mit  Gewissenhaftigkeit  zu  führen.  4.  Auf  die  Lehrstunden  hat 
jeder  Lehrer  sich  sorgfaltig  vorzubereiten,  damit  dieselben  für  die  Schüler 
möglichst  fruchtbar  werSen^  unA  dabei  zu  beherzigen,  dais  der  Zweck  des 
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Unterrichts  haoptiftohlioh  doroh  die  Lehntanden  errei<^t  werden  toll,  die 
hiosl.  Arbeiten  dagegen  den  SchOler  nur  in  den  Stand  aetMn  aollen ,  durch 
Vorbereitung  und  Wiederholung  den  möglichst  groisen  Nntsen  aus  dem 
lebendigen  Wort  des  Unterrichts  au  ziehen.  6.  Er  hat  daimaf  zu  halten, 
dafs  die  Sohtiler  die  aufgegebenen  schriftlichen  Arbeiten  pflnotlich  abliefen, 
der  rechtzeitigen  Correctur  sich  mit  Sorg&lt  zu  unterziehen  und  darauf  so 
sehen,  dais  die  Schiller  die  angestrichenen  Fehler  yerbessem. 

6.  Er  ist  verpflichtet,  die  Lehrstunden  pflnctlich  anzufangen  und  n 
schlieisen,  nnd  nicht  nur  während  des  Unterrichts  auf  Zucht  und  Ordnung 
zu  halten,  sondern  auch  aufserhalb  desselben  auf  das  Thnn  und  Treiben 
derselben,  namentlich  der  auswärtigen  Schüler,  ein  wachsames  Auge  zu  haben. 
Die  Disciplin  hat  er  mit  Ruhe  und  Besonnenheit  zu  handhaben ,  kOrperiicbe 
Zflchtigang  auch  in  den  unteren  Classen  womöglich  gänzlich  zu  vermeideB, 
oder  doch  von  iedem  derartigen  Fall  noch  an  demselben  Tage  dem  Dir. 
Anzeige  zu  machen  und  in  besonderen  Fällen,  namentlich  bei  f^beren  Ver- 
gehen der  Schüler,  mit  dem  Ordinarius  der  Cäasse  Rflokspraohe  zu  nehmen, 
oder  sich  selbst  an  den  Dir.  zu  wenden,  tiberall  aber  sich  naeh  den  Grund- 
sätzen zu  richten,  welche  tlber  die  Handhabung  der  Disciplin  in  den  hAm- 
conferenzen  feststellt  worden  sind. 

7.  Wenn  ein  Lehrer  durch  Krankheit  verhindert  ist,  seine  Lectionen 
zu  ertheilen,  so  hat  er  dies  rechtzeitig  dem  Dir.  anzuzeigen,  damit  dieser 
in  den  Stand  gesetzt  wird,  für  seine  Stellvertretung  durch  einen  andern 
Lehrer  zu  sorgen. 

8.  Kein  Lehrer  darf  ohne  (Genehmigung  des  Dir.  Schfllem  seiner  CIsim 
Privatunterricht  ertheilen.  Alle  Privatbeschäftigungen  der  Lehrer  und  lUe 
Nebenämter,  welche  dieselben  etwa  tlbemehmen,  mflssen  sich  den  Anforde- 
rungen der  Anstalt  unterordnen  und  sind  deswegen  nur  nach  Zostfmmuif 
des  Dir.  zu  tlbemehmen.  Oeffentliche  Nebenämter,  Vormundschaften  ete. 
dürfen  dieselben  nur  mit  (Genehmigung  des  K.  Prov.  SchulcolL  übernehmen. 

9.  Die  Dispensadon  von  einzelnen  Unterrichtstnnden  hat  der  Lehrer 
in  dringenden  FHillen  bei  dem  Dir.  nachzusuchen,  zu^eich  aber  denjenkea 
Lehrer  namhaft  zu  machen,  der  die  Vertretung  freiwillig  übernommen  Est, 
und  die  Genehmigung  zu  derselben  zu  erbitten.  —  Einen  UrlMib  fBr  den 
Zeitraum  von  höchstens  einer  Woche  ist  der  Dir.  zu  ertheilen  berechtigt, 
und  ein  solcher  deshalb  gleichfalls  bei  ihm  nachzusuchen.  Ein  Urlaub  nir 
längre  Zeit  ist  bei  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  beantragen. 

10.  Jeder  Oberlehrer  ist  zu  18  bis  20,  jeder  ordentliche  Lehrer  zn  20 
bis  22,  jeder  wissenschaftl.  Hfllfslehrer  oder  interimistisch  beschäftigte  Scbnl- 
amtscandidat  zn  22,  jeder  ordentl.  Elementarlehrer  oder  technische  Lehrer 
zu  24  bis  26  Unterrichtstnnden  verpflichtet.  Bei  zahlreichen  Correcturen, 
namentlich  für  gefüllte  Classen,  wird  der  Dir.  die  Zahl  jder  dem  betrefH 
Lehrer  zu  übertragenden  Unterrichtstnnden  angemessen  ermäfsigen.  Aulser- 
dem  hat  jeder  Lehrer,  wenn  das  Bedürfnifs  der  Anstalt  es  erfordert,  aaeb 
eine  gröisre  Anzahl  von  Unterrichtstunden  unweigerlich  zn  übernehmen. 
Doch  wird  die  Behörde  diese  auiserordentlich  honoriren.  Die  in  Vertretung 
eines  erkrankten,  beurlaubten  oder  verstorbnen  Lehrers  während  des  Stert)^ 

.Quartals  zu  besetzenden  Unterrichtstunden  haben  die  übrigen  Lehrer  nseh 
Anordnung  des  Dir.  unentgeltlich  zu  übernehmen.  11.  Jeder  Lehrer  ist 
verpflichtet,  sowohl  zu  den  regelmäfsigen  als  auch  zu  den  aufoeroidenüiohen 
(Konferenzen ,  welche  der  Dir.  anordnet ,  ferner  zu  den  Oensuren,  den  ^ent- 
liehen Prüfungen  nnd  allen  feierlichen  Schulacten  zn  erscheinen. 

12.  Die  bei  den  Schul feierlichkeiten  namentlich  am  Geburtstag  Sr.  Maj. 
des  Königs  zn  haltenden  Reden  haben  die  Lehrer  nach  einer  bätimmten 
Reihenfolge  zu  übernehmen,  und  die  den  jährl.  Programmen  beizugebenden 
wissenschaftl.  Abhandlungen  nach  den  hierüber  bestehenden  Vorschriften 
abzufassen  nnd  rechtzeitig  dem  Dir.  zu  übergeben. 

13.  Es  darf  von  den  Lehrern  erwartet  werden^  dafs  sie  es  sich  ange- 
legen lassen  sein  werden,  ein  freundliches  imd  ooUegialisohes  Verhältnlifl 
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unter  einander  sn  erstreben  und  zu  pflegen.  Je  wichtiger  ein  einmüthiges 
Zosammenwirken  t&mmtlioher  Lehrer  ffir  das  Qedeihen  der  Anstalt  ist,  desto 
mehr  werden  sie  dies  als  ihre  Pflicht  erachten.  Sollten  dennoch  Mifshellig- 
keiten  unter  ihnen  vorkommen,  so  haben  sie  zu  deren  Ausgleichung  die 
Vcrmittelnng  des  Dir.  in  Anspruch  zu  nehmen."  Posen.  K.  Prov.  Schul- 
collegium. 

Provinz    Sachsen. 

In^tr.y.  2.  Mai  1867. 

A.  Ordinarien.  „§.  1.  Der  Ordinarius  ist  der  Hauptlehrer  seiner 
Classe  und  führt  über  die  Schüler  derselben  die  nächste  Aufsicht.  Er  hat 
sich  im  allgemeinen  als  denjenigen  zu  betrachten ,  der  für  den  sittlichen 
Geist  und  den  wissenschaftlichen  Standpunct  seiner  Classe  zunächst  verant- 
wortlich ist.  §.  2.  Die  Schüler  jeder  Classe  sind  demnach  in  allen  Schul- 
angelegenheiten zunächst  an  ihren  Ordinarius  gewiesen  und  empfohlen. 
$.  3.  Bei  der  Aufnahme  eines  Schülers  in  seine  Classe  liegt  es  dem  Ordi- 
narius ob,  denselben  in  Anschaffung  der  nöthigen  Unterrichtsmittel  zu  be- 
rathen,  mit  den  für  die  Classe  getroffenen  Einrichtungen  und  Anordnungen 
bekannt  zu  machen,  und  zu  genauer  Beobachtung  derselben  zu  verpflichten. 

§.  4.  Abgesehen  von  den  Fächern,  in  denen  er  selbst  unterrichtet,  und 
worin  er  also  für  die  Fortschritte  der  Schüler  unmittelbar  zu  sorgen  ver- 
pflichtet ist,  wird  der  Ordinarius  durch  fleifsige  Rücksprache  mit  seinen  Col- 
legen  von  den  wissenachaftl.  Leistungen  der  einzelnen  Schüler  auch  in  den 
übrigen  Fächern  sich  eine  klare  Kenntnifs  verschaffen  müssen,  um  danach 
die  Betreffenden  innerhalb  und  aufserhalb  der  Schule  in  geeigneter  Weise 
anregen,  sowie  den  Angehörigen  die  nöthigen  Mittheilungen  machen  zu 
können.  In  den  oberen  Classen  wird  er  sich  die  Anregung  und  zweckmäfsige 
Leitung  der  Privatstudien  der  Schüler  besonders  angelegen  sein  lassen. 
§.  5.  Durch  die  von  Zeit  zu  Zeit  vorzunehmende  Revision  der  schriftl.  Ar- 
beiten der  Schüler  wird  er  sich  nicht  nur  von  der  äufsern  Ordnung  und 
Sauberkeit  derselben,  sondern  auch  von  dem  Fleifs  und  der  Sorgfalt  in  Aus- 
arbeitung der  gestellten  schriftlichen  Aufgaben,  sowie  in  der  Vorbereitung 
zu  den  Lectionen  überzeugen. 

§.  6.  Um  einer  Ueberbürdung  der  Schüler  durch  Concurrenz  zu  vieler 
gleichzeitiger  Arbeiten  vorzubeugen,  wird  er  durch  Besprechung  mit  seinen 
Collegen  eine  zweckmäfsige  Vertheilung  derselben  bewirken.  Dabei  wird  er 
besonders  darauf  halten,  dafs  von  jedem  Schüler  unter  seiner  zur  Correctur 
flbergebnen  Arbeit  der  Monatstag  der  Ablieferung  und  von  dem  betreff. 
Lehrer  das  Datnm  der  Rückgabe  bemerkt  werde. 

§.  7.  Ob  ein  Schüler  private  Nachhülfe  haben  soll  und  wie  dieselbe 
einzurichten  ist,  wird  hauptsächlich  der  Ordinarius  nach  vorher  genommner 
Rücksprache  mit  den  betreff.  Lehrern  bestimmen.  Schüler  der  oberen  Classen, 
welche  jüngeren  Schülern  Privatunterricht  ertheilen  oder  dieselben  bei  ihren 
häosl.  Arbeiten  beaufsichtigen  sollen,  bedürfen  dazu  der  Zustimmung  ihres 
Ordinarius,  der  verpflichtet  ist,  darüber  zu  wachen,  dafs  ein  Schüler  nicht 
zu  viele  Nebenarbeiten  übernimmt  und  sich  so  die  Zeit  und  Kraft  zum  eig- 
nen Studiren  raubt. 

§.  8.  Als  eine  Hauptaufgabe  seiner  Thätigkeit  hat  der  Ordinarius  die 
Aufsicht  über  das  sittliche  Verhalten  der  Schüler  sowie  die  erzieherische 
Einwirkung  auf  dieselben  überhaupt  zu  betrachten.  Hiebei  wird  sich  der- 
selbe recht  eigentlich  als  einen  väterlichen  Freund  und  Führer  zu  erweisen 
haben  und  bemüht  sein,  ebenso  durch  liebevolle  Thcilnahme  die  ihm  anver- 
trauten Schüler  in  allen  Verhältnissen  ihres  Lebens  zu  berathen,  wie  durch 
ernste  Strenge  verkehrten  Bestrebungen  und  verderblichen  Neigungen  der- 
selben rechtzeitig  vorzubeugen  und  sie  vor  üebertretungen  und  Fehltritten 
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zu  behüten.  Um  seine  Einwirkung  erfolgreicher  zu  machen,  ist  er  Terpfliehtet, 
sich  nicht  nur  mit  den  Tutoren,  sondern  anoh*mit  den  Eltern  und  Angehö- 
rigen seiner  Schüler  in  fortdauernder  Verbindung  zu  erhalten,  um  die  niög- 
liebste  Uebereinstimmung  der  häuslichen  mit  der  Schnlerzi^nng  herbei»- 
führen.  §.  9.  Vorzügliche  Sorgfalt  und  Theilnahme  wird  der  Ordinarius 
denjenigen  Schülern  widmen,  deren  Eltern  und  Angehörige  nieht  am 
Schulort  wohnen.  Insbesondre  wird  er  dieselben,  soweit  es  seine  Zeit  ice- 
stattct,  in  ihren  Wohnungen  besuchen,  ihren  Umgang  überwachen  und  dafür 
sorgen,  dafs  sie  zu  regelmäfsigen  Arbeiten  angehalten  werden.  $.  10.  Um 
diese  Pflichten  gewissenhaft  erfüllen  zu  können,  hat  sich  der  Ordinarios  Ober 
die  Wahl  der  Wohnung  und  der  Pension,  sowie  über  jede  Veränderung  der- 
selben, behufs  der  durch  den  Dir.  zu  ertheilenden  Genehmigung  gutachtlich 
so  äufsem. 

§.  11.  In  jeder  CUsse  liegt  dem  Ordinarius  die  Gontrole  über  das  Classea- 
buch  ob,  in  welches  die  in  der  Classe  unterrichtenden  Lehrer  alle  wesent- 
lichen Bemerkungen  über  Fleifs,  Fortschritte,  sittliches  Verhalten  innerhalb 
und  aufserhalb  der  Schule  eintragen.  Die  in  dem  Classenbuch  gemachtes 
Vermerke  werden  zugleich  als  wesentlicher  Anhalt  für  die  Anfstellnng  d«r 
halb-  und  resp.  vierteljährl.  schriftl.  Censuren  dienen ,  zu  deren  Abfassung 
der  Ordinarius  verpflichtet  ist.  Die  Gontrole  der  durch  den  Primus  der  Clssse 
zu  führenden  Absentenliste  wird  seiner  besondem  Aufmerksamkeit  empfoh- 
len. §.  12.  Ueberhaupt  soll  der  Ordinarius  sich  von  jedem  seiner  Scnftler 
rücksichtlich  seiner  Fähigkeiten,  seines  sittlichen  Verhaltens,  seiner  Lnstan- 
gen  und  seiner  häusl.  Verhältnisse  ein  möglichst  getreues  Gesammtbild  ver 
schaffen,  um  zu  jeder  Zeit  auf  Befragen  von  Seiten  des  Dir.  diesem  die 
nöthige  Auskunft  geben  zu  können. 

|.  13.  Die  äufsre  Classenordnung,  wozu  namentlich  die  Art  und  Wäse 
der  Beaufsichtigung  der  Schüler  in  den  Pausen,  die  Bestimmungen  derTe^ 
mine  über  die  abzugebenden  Arbeiten,  über  das  Hinausgehen  der  Schüler 
während  der  Unterrichtstunden  u.  s.  w.  gehören,  hat  der  Ordinarius,  soweit 
dieselbe  nicht  durch  bestehende  Verordnungen  und  Schulgesetze  für  die 
ganze  Schule  vorgeschrieben  ist,  nach  vorausgegangner  Berathung  mit  des 
übrigen  Lehrern  seiner  Classe  festzusetzen.  Seiner  Beaufsichtigung  unteriie^ea 
auch  die  Localitäten  der  Classe,  die  ihr  zugehörigen  Schränke  und  ütensilies, 
für  deren  Instandhaltung,  Sauberkeit  und  Ordnung  er  zunächst  verantwon- 
lich  ist. 

§.  14.  Das  Verbältnifs  der  Ordinarien  zu  ihren  Schülern  hebt  weder  die 
Aufsicht  der  übrigen  Lehrer  über  die  Schüler,  noch  die  Oberaufsicht  ood 
Oberleitung  des  Dir.  auf;  vielmehr  bleiben  demselben  alle  amUicben  BefD^ 
nisse  ungeschmälert.  Insbesondre  darf  der  Ordinarius  Klagen  und  Besehwer- 
den über  einen  Mitlehrer  in  amtlicher  Eigenschaft  nicht  annehmen,  sonders 
hat  die  Betreffenden  dieserhalb  an  den  Dir.  zu  verweisen. 

§.  15.  Auf  Schulanstalten,  mit  denen  ein  Pensionat  oder  Alumnat  ver- 
fassungsmäfsig  verbunden  ist,  können  die  obigen  Bestimmungen  nach  dn 
Verhältnissen  solcher  Anstalten  nur  theilweise  Anwendung  finden.  Die  ge^ea- 
wärtige  Instruction  kann  daher  die  Absicht,  in  der  Verfassung  solcher  An- 
stalten etwas  zu  ändern,  nicht  haben.''  Magdeburg.  K.  Ftov.  Schnk«!- 
legium. 

B.  Lehrer«  „§.  1.  Dem  Director,  als  seinem  nächsten  Vorgesetzten 
hat  der  Lehrer  in  allen  den  Anordnungen,  welche  dieser  kraft  seines  Abö 
zu  treffen  berechtigt  ist,  genaue  Folge  zu  leisten.  Etwanige  Bewhwerd«. 
Anträge  und  Eingaben  hat  er  durch  den  Dir.  an  die  vorgesetzte  Beböni* 
gelangen  zu  lassen. 

§.  2.  Ausschlicrslich  werden  ihm  eine  bestimmte  Classe  und  bestimote 
Lectionen  nicht  übertragen,  vielmehr  übernimmt  er  nach  dem  jedesiislif:fs 
Bedttrfnifs  und  dem  genehmigten  Lectionsplan  di^ttugen  Lehrstanden  ra  d^ 


227 

jeni^n  Classen,  welche  ihm  der  Dir.  mit  Rücksicht  auf  Kenntnisse,  Neigang 
und  das  Verhältnifs  des  Umfangs  der  Arbeit  überträgt.  Auf  des  Dir.  moti- 
virten  Antrag  kann  ihm  aber  auch  ein  Classenordinariat  anvertraut  werden. 
§.  3.  Die  wöchentl.  Anzahl  seiner  Lehrstunden  wird  zwar  auf  22  festgesetzt, 
BoUte  aber  das  Bedürfnifs  der  Schule  erfordern,  ihm  die  eine  oder  die  andre 
Lehrstnnde  mehr  zu  übertragen,  so  mu(s  er  sie  übernehmen.  Ueberhaupt 
ist  er  der  Anstalt  mit  seiner  ganzen  Kraft  und  Zeit  verpflichtet  und  darf 
sich  daher  nicht  weigern,  wenn  er  damit  beauftragt  wird,  auch  solche  Ge- 
schäfte zu  übernehmen,  die  zu  dem  Unterricht  zwar  nicht  in  unmittelbarer 
Beziehung  stehen,  für  das  Gedeihen  der  Schule  aber  nothwendig  sind  und 
nur  von  Lehrern  derselben  in  angemefsner  Weise  ausgeführt  werden  können. 

§.  4.  Alle  seine  Lehrstunden  hat  er  mit  Sorgfalt  und  Pünctlichkeit  abzuwar- 
ten und  jede  derselben  zur  bestimmten  Zeit  anzufangen  und  zu  schliefeen.  — 
§.  5.  Bei  seinem  ganzen  Unterricht  und  den  mit  demselben  verbundenen  Correc- 
tnren  hat  er  sich  einer  anregenden  und  bildenden  Methode  zu  befleifsigen  und 
dabin  sein  ganzes  Bestreben  zu  richten,  dais  unter  den  Schülern  ein  ernster, 
durch  Fremdartiges  nicht  gestörter  Fleifs  walte  und  eine  gründliche  Bildung 
derselben  gefördert  werde.  —  §.  6.  Die  Bemerkungen  und  Erinnerungen, 
welche  ihm  der  Dir.  über  Form  und  Materie  des  Unterrichts  zu  machen  für 
nöthig  findet,  hat  er  nicht  allein  willig  anzunehmen  und  zu  beachten,  sondern 
auch  durch  fleifsigos  Fortstudiren  für  sein  Lehramt  immer  tüchtiger  zu  wer- 
den sich  zu  bestreben. 

§.  7.  Wie  er  ohne  des  Dir.  Vorwissen  und  Einwilligung  keine  Lehr- 
stunde  und  damit  verbundene  Arbeiten  ausfallen  lassen  darf,  ebenso  wenig 
darf  er  von  dem  bestätigten  Lectionsplan  (§.  2)  abweichen.  —  §.  8.  In  drin- 
genden und  unvermeidlichen  Abhaltungsfallen  hat  er  dem  Dir.  sofort  Anzeige 
davon  zu  machen,  damit  dieser  die  Lehrstunden  und  die  mit  ihnen  verbun- 
denen Geschäfte  zeitig  unterbringen  kann,  wie  er  denn  auch  ohne  Erlaubnifs 
des  Dir.  nicht  verreisen  darf.  Ebenso  hat  er  in  dem  Fall,  dafs  er  einem  ander- 
weiten Ruf  zu  folgen  gesonnen  sein  sollte,  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar 
entweder  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis,  der  vorgesetzten  Behörde  durch  den 
Dir.  Anzeige  zu  machen  und  die  Entlassung  nachzusuchen.  —  §.  9.  In  Ab- 
haltungsfällen seiner  Collegen  oder  in  eingetretenen  Vacanzfällen  ist  er  ver- 
pflichtet. Lehrstunden  und  damit  verbundene  Arbeiten  verhältniismäfsig  nach 
des  Dir.  Anordnung  stellvertretend  zu  übernehmen. 

§.  10.  Er  ist  femer  verpflichtet,  bei  den  öflfentl.  Prüfungen  der  Schüler, 
auch  wenn  er  nicht  als  Examinator  in  Anspruch  genommen  wird,  zu  erschei- 
nen, der  bestehenden  Einrichtung  gemäfs  die  Morgenandacht  mit  der  ver- 
sammelten Schule  zu  leiten  und  die  Schüler  in  der  Kirche  zu  beaufsichtigen; 
auch,  so  oft  ihn  die  Reihe  trifft,  die  wissenschaftl.  Abhandlung  zum  Programm 
zu  schreiben  und  bei  Schulfeierlichkeiten  die  Festrede  zu  halten.  —  §.  11. 
Zur  Uebemahme  von  Nebenämtern  bedarf  er  unsrer  Genehmigung.  Privat- 
unterricht an  Schüler,  die  er  selbst  unterrichtet,  darf  er  ohne  Zustimmung 
des  Dir.  nicht  ertheilen. 

§.  12.  Mit  seinem  Lehramt  wird  ihm  zugleich  die  erziehende  Thätigkeit 
fibertragen.  Wie  er  allen  seinen  Unterricht  im  steten  Hinblick  auf  die  Auf- 
gaben der  Erziehung  ertheilen  wird,  so  wird  er  alle  durch  die  Disciplin  der 
Schule  unmittelbar  geforderten  Pflichten  mit  humanem  Sinn,  ruhiger  Umsicht 
und  grofser  Sorgfalt  erfüllen,  damit  auch  durch  seine  Bemühungen  ernste  und 
bildende  Zucht  und  gute  Sitte  gefördert  werde.  Wichtige  Disciplinarfälle  darf 
er  nicht  ohne  des  Dir.  oder  der  Lehrerconferenz  Mitwirkung  eigenmächtig 
schlichten.  Eine  Haupttendenz  der  ganzen  vom  LehrercoUegio  in  steter  Ueber- 
einstimmung  zu  behandelnden  Disciplin  und  Aufsicht  wird  vor  allem  die  Ver- 
hütung von  Unordnungen  und  Fehltritten  sein  müssen.  Der  Umfang  der 
ihm  zustehenden  Strafbefugnifs  ist  durch  besondere  Bestimmungen  festgesetzt. 
§.  13.  Seine  Aufmerksamkeit  mu(s  auf  den  Fleifs  und  das  sittliche  Verhalten 
der  Schüler  nicht  nur  während  der  täglichen  Schulzeit,  sondern  auch  au&er 
derselben  gerichtet  sein.  Si|ie  Anzahl  Schüler,  die  ihm  von  dem  Dir. beson- 
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ders  überwiesen  werden,  hat  er  der  für  die  einzelnen  Anstalten 
Einrichtung  gemäfs  in  besondre  Tutel  zu  nehmen. 

§.  14.  Allen  Schulconferenzen  wohnt  er  als  Sitz  und  Stimme  habendes 
Mitglied  des  Lehrercollegii  bei,  und  kann  keine  derselben  ohne  Erlaobnils  des 
Vorsitzenden  Dir.  und  ohne  mit  dem,  was  er  vielleicht  zur  Sprache  za  bringen 
hätte,  einen  seiner  Gollegen  beauftragt  zu  haben,  verabs&umen.  Er  ist  ver- 
pflichtet, die  gefafsten  Conferenzbeschlüssc  genau  zn  befolgen ,  and  darf  toi 
denselben  nicht  abgehen,  sondern  hat,  wenn  ihm  im  Lauf  der  Zeit  etwa  eme 
Abänderung  nöthig  scheinen  sollte,  sein  Bedenken  in  der  nächsten  Lehrer- 
conferenz  vorzutragen. 

§.  15.  Mit  allen  seinen  Mitarbeitern  hat  er  ein  freundliehes  Vemehoiea 
zu  unterhalten  und  mit  ihnen  in  Einheit  und  Eintracht  zum  Besten  der  Ab- 
stalt  und  zu  ihrem  Gedeihen  zusammenzuwirken.  §.  16.  Als  Lehrer  und 
Erzieher  wird  er  stets  eingedenk  bleiben,  dafs  die  Erfolge  seiner  Wirksamkeit 
hauptsächlich  durch  seine  vorbUdliche  Persönlichkeit,  durch  seine  TOditigkeit 
im  Wissen,  in  der  Gesinnung  und  im  Leben  bedingt  sind  und  dals  er  daher 
verpflichtet  ist,  sich  in  allen  Verhältnissen  des  Öffentlichen  und  privaten  Lebens 
eines  auf  christliche  Gottesfurcht  gegründeten,  in  sittlicher  UnbescholteBheit 
sich  bewährenden,  ihm  und  der  Schule  Achtung  und  Vertrauen  sicbendei 
Verhaltens  zu  befleifsigen. 

§.  17.  Bei  allen  denjenigen  Instituten,  deren  eigenthümliche  VerhiltnisM 
es  bedingen,  dafs  dem  Lehrer  noch  eine  besondre  Instruction  ertheilt  wird, 
gelten  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  allgemeinen  Dienstinstmctioo 
nur  in  soweit,  als  dieselben  durch  jene  besondre  nicht  abgeändert  sind."  Mag- 
deburg.  K.  Prov.  Schulcollegium. 


Provinz    Westfalen. 

A.  Instr.  V.  23.  Octb.  1863. 

B.  Instr.  V.  15.  Jan.  1868. 

A.  Ordinarien.  „Das  Bedürfnifs  einer  tüchtigen  organischen  Aus- 
bildung  der  höheren  Unterrichtsanstalten  in  allen  ihren  Theilen  und  Stufen 
hat  auch  die  Anordnung  von  Classenordinarien  herbeigeführt,  welche  den 
Einheitspunct  sowohl  für  die  wissenschaftliche  als  besonders  für  die  sittUcbf 
Ordnung  einer  Ciasso  oder  Classenabtheilung  bilden  sollen.  Damit  auch  in 
dieser  Mafsregel  die  möglichste  Uebereinstimmung  bei  den  höheren  Schulen 
der  Provinz  stattfinde,  haben  wir  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ordinarien  in 
folgenden  Bestimmungen  zusammengefafst : 

§.1.  In  der  Kegel  ist  das  Ordinariat  einer  Classe  demjenigen  Lehrer 
übertragen,  der  schon  durch  die  Natur  und  die  Zahl  seiner  Lehrstundeo  in 
derselben  einen  entscheidenden  Einflufs  auf  die  Schuler  hat.  In  den  nnteren 
Classen  eignet  sich  dazu  vorzugsweise  der  lateinische  und  deutsche  Sprach- 
Unterricht,  in  den  oberen  bei  den  Gymnasien  der  lateinische  und  griechisHifT 
oder  doch  ein  bedeutender  Theil  desselben;  bei  den  Realschulen  der  Untfi- 
rieht  in  den  neueren  Sprachen  einschliefslich  der  deutschen,  oder  der  matb^ 
matische  und  naturwissonschaftl.  Unterricht;  und  ist  es  zugleich  möjdkli 
dorn  Ordinarius  auch  den  Religionsunterricht  zu  übertragen,  so  wird  er  ii 
diesem  das  kräftigste  Mittel  zu  einer  segensreichen  Einwirkung  auf  das  (J^ 
raüth  seiner  Schüler  besitzen. 

§.  2.  Er  wird,  wie  es  wesentlich  in  seiner  Bestimmung  liegt,  das  Ver 
trauen  eines  jeden  seiner  Zö^rlin^c  zu  erwerben  suchen,  damit  sie  sich  ^^ 
triobon  fühlen,  vor  Allen  zu  ihm  ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  wo  sie  nnr  immf^ 
seiner  Hülfe  durch  Rath  und  That  bedürfen.  Doch  wird  er  diesen  »eio<o 
Einflufs  keineswegs  benutzen,  um  durch  Versprechungen,  Drohungen,  Zu  Irin?- 
liclikeit  u.  s.  w.  Einzelne  zn  heimlichen  Angebereta  Ober  ihre  Mitaehflkr  m 
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verleiten  und  sich  so  gleichsam  eine  begünstigte  Partei  in  seiner  Classe  zu 
bilden,  wodurch  das  gerade  und  offne  sittliche  Verhältnils  zu  der  ganzen 
GUsse  nothwendig  gestört  wtirde.  Am  wenigsten  aber  darf  er  Klagen  der 
Schüler  gegen  andere  Lehrer  annehmen,  sondern  hat  sie  mit  diesen  immer 
an  den  Dir.  zu  verweisen. 

§.  3.  Um  sich  ein  vollständiges  und  sichres  Urtheil  über  Aufführung, 
Fleifs  und  Fortschritte  jedes  Schülers  bilden  und  sowohl  in  den  jedesmaligen 
Censuren,  als  besonders  auch  bei  dessen  Abgang  von  der  Schule,  und  auf 
Erfordern  auch  noch  später  aussprechen  zu  können,  hat  der  Ordinarius  der 
Classe  in  der  Kürze  alle  zur  Charakteristik  des  Schülers  in  wissenschaftl. 
und  sittl.  Beziehung  dienende  Notizen  zu  sammeln  und  dieselben  bei  der 
Versetzung  des  Schülers  in  eine  andre  Chisse  dem  Ordinarius  derselben  zur 
Fortsetzung  zuzustellen.  Dafs  diese  Aufzeichnungen  mit  dem  gehörigen 
Zartgefühl  geschehen,  das  mehr  Zufallige  und  schnell  Vorübergehende  nicht 
aufnehmen,  sondern  sich  nur  an  das  Wesentliche  halten  müssen,  bedarf 
keiner  weitem  Auseinandersetzung.  §.  4.  Auf  Grund  des  Censurbuchs  der 
Classe  und  obiger  Notizen  werden  die  viertel-  oder  halbjähri.  Censuren  der 
Schüler  auf  den  Vortrag  des  Ordinarius  in  einer  Lehrerconferenz  festgestellt 

Der  Ordinarius  hat  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Censuren  mit  der  Unter- 
schrift der  Eltern  oder  sonstigen  Pfleger  der  Schüler  versehen  ihm  wieder 
vorgelegt  werden. 

§.  5.  Die  Aufmerksamkeit  des  Ordinarius  auf  seine  Schüler  erstreckt 
sich  auch  über  den  Kreis  der  Schule  hinaus.  Insbesondre  wird  ihm  die 
Aufsicht  auf  die  religiöse  Führung  und  den  Kirchenbesuch  der  Schüler  em- 
pfohlen. Femer  liegt  ihm  die  Verpflichtung  ob,  sich  auch  von  ihren  Privat- 
beschäfligungen  Kunde  zu  verschaffen,  besonders  aber  diejenigen  Schüler, 
deren  Eltern  nicht  am  Ort  wohnen,  und  die  auch  nicht  Pensionaire  eines  der 
übrigen  Lehrer  sind,  von  Zeit  zu  Zeit  in  ihren  Wohnungen  zu  besuchen,  sich 
von  ihrem  Fleifs  und  ihrer  sittlichen  Lebensweise  zu  überzeugen,  und  sollte 
er  wiüimehmen,  dafs  sie  in  ungünstigen  oder  gar  gefährlichen  Verhältnissen 
leben,  hievon  sogleich  ihren  nächsten  Angehörigen,  sowie  dem  Dir.  KenntnÜs 
zu  geben.  §.  G.  Die  Verständigung  mit  den  Eltem  und  Angehörigen 
seiner  Zöglinge  wird  überhaupt,  soweit  seine  Zeit  und  die  Umstände  es  ge- 
statten, zu  den  kräftigsten  Mitteln  gehören,  wodurch  der  Ordinarius  wohl- 
thätig  auf  seine  Schüler  wirken  kann.  In  Fällen,  wo  er  sich  von  der  Mit- 
wirkung des  Dir.  einen  noch  grölsern  Erfolg  versprechen  darf,  wird  er  diesen 
daram  angehen. 

§.  7.  Auf  Fleifs  und  Ordnung  in  der  Schule  hat  der  Ordinarius  bei 
seinen  Schülern  auch  dadurch  zu  wirken,  dafs  er  sich  die  Arbeits-,  Schreib- 
nnd  Zeichnbücher  derselben  mindestens  einmal  in  jedem  Vierteljahr  sämmtlich 
vorlegen  läfst,  und  daraus  diejenigen  Notizen  entnimmt,  die  zur  Charakte- 
ristik des  Schülers  dienen  und  zu  einer  Zurechtweisung  desselben  oder  Rück- 
sprache mit  den  übrigen  Lehrcm  in  der  Conferenz  Veranlassung  gebcfn. 
Letztres  wird  besonders  der  Fall  sein,  wenn  er  bemerken  sollte,  dafe  die 
Schüler  durch  zu  viele  Aufgaben  der  verschiedenen  Lehrer  überhaupt,  oder 
an  gewissen  Wochentagen  Überladen  werden. 

§.  8.  Ueber  den  Standpunct  der  Classe  in  wissenschaftl.  und  sittl.  Be- 
ziehung, wie  derselbe  namentlich  für  die  Versetzungen  in  Erwägung  kommen 
mu(s,  hält  der  Ordinarius  in  der  Conferenz  des  LehrercoUegiums  den  Vortrag, 
und  bringt  diejenigen  Puncte  zur  Sprache,  über  welche  eine  allgemeine  Ent- 
scheidung erforderlich  ist.  —  Er  ist  berechtigt,  von  den  übrigen  Lehrem  zu 
erwarten,  dafs  sie  ihm,  der  den  Einhcitspunct  für  seine  Classe  bilden  soll, 
idles  mittheilen,  was  sie  in  derselben  bemerkt  oder  verfügt,  oder  über  die- 
aelbe  in  Erfahmng  gebracht  haben. 

§.  10.  Auch  die  Aufsicht  über  das  Local  und  die  Utensilien  der  Classe 
und  alles  übrige  in  derselben  befindliche  Eigenthum  der  Anstalt  hat  vorzugs- 
weise der  Ordinarius  zu  führen.  Beschädigungen,  welche  andere  Lehrer  be- 
merken, hiül)en  ihm  diese  zur  Veranlassung  des  Weitreu  mltzutheüeu. 
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1. 11.  Die  Ordinarien  haben  anCber  den  im  OUgen  raaantoa  YetpÜBk- 
tnngen  aneh  nooli  diejenigen  beaondan  in  erftUlen,  welolie  der  Dir.  Ami 
ala  Giaaaenroretehem  anflogen  wird,  i.  B.  bei  Fjrtlftuigea  Ben  anhmhwidH 
SehtUer,  Ab&esnng  dee  Abgangesengnieeee  f  flr  edebe»  die  aaa  dieeer  GbM 
die  Schule  verlassen  n.  s.  w.;  wie  denn  flberhanpt  bei  Jeder  Befalle,  ftiea 
besonderen  Vorfailtnissen  gemila,  der  obigen  Instnietloii  noeb  beeondsre  cii- 
lelne  Bestimmungen  mit  unsrer  Genehmigung  angeeeUt  werden  künnei.' 
Kflnster.   K.  Prov.  SehnlooUeginm. 

B.  Lebrer.  „L  Allgemeine  Stellung  desLebrera.  f.  1.  Jed« 
Lehrer  einer  Öffentlichen  hOhem  Unterriohtsaaatalt  ist  Staatsbe 
bat  als  solcher  alle  Beehte  und  Pflichten  dnes  Staatabeamten 
|.  8.  Er  ist  daher,  wie  durch  sein  Gewissen,  so  aneh  durch  daa 
CielÖbniÄ  seines  Amtseides  verbunden,  8r.  mtj.  dem  KOs' 
und  gehorsam  in  sein  und  alle  ihm  vermOge  seinea  Amts  i 
nach  seinem  besten  Wissen  und  Gewissen  genau  in  erfUleD7  nach  ^  Yc^ 
fassung  gewissenhaft  lu  beobachten. 

§.  8.  Der  Lehrer  ist  flberall  sugleich  Jugenderrieher  und  nimmt  Ue- 
durch  auch  an  der  Au^jabe  der  Kindie  .TheiL  Es  ist  daher  aeino  FUda, 
die  Zwecke  des  Staats  und  der  Kirche  durch  sein  gesamntea  VefbaÜes, 
durch  Lehre  und  Leben,  in  seinem  Kreise  nach  Kräften  an  fördern.  Er  mab 
sidi  ttberall,  in  und  aniser  seinem  Amt,  der  Achtung,  des  Anaeiuia  «ad  des 
Vertrauens,  die  sein  Beruf  in  staatiicher  und  kirchlicher  Beaiahaag  erlbida^ 
wflrdig  seigen,  und  durch  wissenschaftikshes  Streben,  sittiichen  Jam^  valcr- 
Uadische  Gesinnungstreue,  in  seinem  ganien  Denlren  und  Sein  ala  ein  Ycr- 
bild  und  Muster  wahrhafter  Bihlung  sieh  bewiliren. 

U.  Verhältnifs  SU  Yorgesetsten.  t«  4^  Jeder  Leluer  hat  die  fta 
und  sein  Amt  betreifenden  AncMrdnungen  und  Verfügungen  der  vorgeaetitta 
Behörden  sorgfliltig  lu  beobaditen  und  den  Mitgüedem  und  Oommisssriea 
derselben  die  schuldige  Achtung  und  Folgsamkeit  an  bewdsen.  |.  6.  Den 
Dir.  hat  jeder  Lehrer  als  seinen  nächsten  Vorgesetsten  sn  betrachtaa,  aeinea 
amtl.  Anordnungen  Folge  an  leisten,  und  die  Erinnerungen  und  Weisnngea, 
zu  welchen  derselbe  im  Interesse  der  Schule  sich  veranla&t  sieht,  mit  ge- 
bührender Ehrerbietung  anzunehmen  und  zu  befolgen.  Sollte  ein  Lehrer  i^ 
znm  Widerspruch  gegen  eine  Anordnung  des  Dir.  verpflichtet  erachten,  to 
hat  er  demselben  die  Gründe  seines  Widerspruchs  in  angemefinier  Weise  T0^ 
zutragen  und  eine  Ausgleichung  der  Ansichten  zu  erstreben.  Wird  eiis 
solche  nicht  erreicht,  so  mnis  der  Anordnung  des  Dir.  vorlänilg  Folge  te- 
leistet  werden;  jedoch  steht  dem  Lehrer  der  Weg  der  Beschwerde  an  ot 
unterzeichnete  GoUeginm  offen. 

§.  6.  Eingaben  der  Lehrer  an  die  AnfsichtsbehlMe,  welche  ihr  Ast 
and  ihre  Stellung  betreffen,  sind  dem  Dir.  ofitsn  zu  übergeben  und  dmtk 
den  letztem  an  ihre  Adresse  zu  befördern.  Nur  besondere  Grflnde  iLÖaoes 
eine  Abweichung  von  dieser  Vorschrift  rechtfertigen.  In  gleicher  Weise  sial 
Gesuche  um  den  Heirathsconsens  an  das  Praesidium  des  unterseiebneteB  Cel- 
legiums  zu  richten  und  dabei  anzuzeigen,  wetehe  Pension  der  Lehrer  ftr 
seine  künftige  Ehegattin  bei  der  K.  Allgm.  Wittwenverpflegnngaanstah  is 
versichern  beabsichtigt 

III.    Aeufsre  Amtsverwaltung.         (•  7.    Jeder  Lelirer  ist  Ttt- 

E fliehtet:  a)  die  im  Lectionsplan  ihm  übertragenen  Lehrstunden  onweig«^ 
ch  und  pÜDCtlich  wahrzunehmen;  b)  nach  den  vorgeschriebenen  Ldff- 
büchem  zu  unterrichten,  nicht  aber  eigene  Hefte,  Dictate  oder  fremde  Lelff- 
mittel  dem  Unterricht  zu  Grunde  zu  legen;  c)  in  Betreff  der  vonutrageodei 
Lehrabschnitte  und  der  aufzugebenden  schriftl.  Arbeiten  die  Bestimmaniei 
des  Lectionsplans  und  etwanige  Beschlüsse  der  Lehrerconfierens ,  weiche 
Ordnung,  MaTs  und  Methode  der  Arbeiten  näher  feststellen,  anasafUufs; 
d)  die  ihm  aufgetragenen  Correctnren  der  schriftL  Axbetten 


besorgen;  e)  an  den  Geeammt-  und  Faehconferenzen,  den  Prüfungen  und 
allen  Schulaeten,  wie  auch  an  allen  Acten  aufeerbalb  der  Schule,  bei  welchen 
die  letztre  selbst  oder  das  LehrercoUegium  als  Körperschaft  erscheint,  auf 
Anzeige  des  Dir.  Theil  zu  nehmen;  f)  die  von  der  Lehrerconferenz  ord- 
nangsmälsig  und  innerhalb  ihrer  Befugnisse  gefaxten  Beschlüsse  für  sich  als 
bindend  zu  betrachten  und  zu  befolgen;  g)  die  Verhandinngen  und  Be- 
schlüsse der  Lehrerconferenz,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  zur  MittheUnng 
an  Andere  bestimmt  sind,  als  Amtsgeheimnisse  zu  behandeln;  h)  zur 
Uebemabme  von  Privatunterrichtstunden  und  Aufnahme  von  Pensionairen  die 
Genehmigung  des  Dir.,  zur  Uebemahme  eines  Nebenamts  oder  Nebengeschäfts 
unsre  Genehmigung  vorher  einzuholen. 

§.  8.  Der  Lehrer  hat  amtliche  Aufträge,  welche  der  Dir.  in  angemela- 
nem  Wechsel  unter  die  Mitglieder  des  Ck)llegiums  zu  vertheilen  hat,  unwei- 
gerlich zu  vollziehen;  als:  Halten  von  Reden  bei  Schulfeierlichkeiten,  Ein- 
übung der  Schüler  zu  Vorträgen,  Abfassung  von  Programmabhandlungen, 
Ausarbeitung  von  Gutachten  über  Gegenstände  der  Conferenzberathungen, 
Leitung  von  Schulandachten,  Aufsichtsführung  beim  Gottesdienst  oder  vor 
und  zwischen  den  Lehrstunden,  und  andere.  Im  Fall  einer  vermeintlichen 
Ueberbürdung  bleibt  auch  hier  jedem  Lehrer  das  Recht,  unsre  Entscheidung 
nachzusuchen. 

§.  9.  Kein  Lehrer  hat  ein  Anrecht  auf  bestimmte  Lectionen  oder  auf 
ein  bestimmtes  Ordinariat.  Bei  Vertheilung  derselben  kann  nicht  das  Rang- 
verhältnils  im  CoUegium,  sondern  lediglich  das  Interesse  der  Sache  ma& 
gebend  sein.  —  §.  10.  Die  Zahl  der  wöchentl.  Unterrichtstunden,  welche  zu 
fibemehmen  ein  Lehrer  verpflichtet  ist,  wird  in  der  Regel  bei  den  Oberiehrem 
20,  bei  den  ordentlichen  Lehrern  und  den  wissenschaftl.  Hülfslehrem  24,  bei 
den  technischen  Lehrern  26  bis  28  nicht  überschreiten  dürfen.  In  Berück- 
sichtigung des  Gegenstandes  der  Lectionen,  der  damit  verbundenen  Vorbe- 
reitungen und  Correcturen,  der  Classenfrequenz,  der  Ordinariatsgeschäfte  und 
anderer  Umstände  wird  die  Zahl  theils  geringer,  theils  auch  noch  gröfiier 
sein  können. 

§.11.  Kein  Lehrer  darf  ohne  vorherige  Zustimmung  des  Dir.  eine  Lehr- 
stunde oder  eine  andre  ihm  übertragne  Arbeit  ausfallen  lassen.  Im  Fall 
einer  unabwendbaren  Verhinderung  hat  er  dem  Dir.  rechtzeitig  Anzeige  zu 
machen,  damit  dieser  erforderlichen  Falls  eine  Stellvertretung  anordnen  kann. 
—  §.  12.  Außerhalb  der  gesetzlichen  Ferienzeit  darf  kein  Lehrer  ohne  Urlaub 
verreisen.  Für  einen  Urlaub  bis  zur  Dauer  einer  Woche  ist  die  Genehmigung 
des  Dir.,  Hir  einen  längern  Urlaub  durch  den  Dir.  die  Genehmigung  des 
unterzeichneten  Collegiums  (mit  Anwendung  eines  Stempels  von  5  Sgr.)  nach- 
zusuchen. Der  Dir.  kann  die  Ertheilung  des  Urlaubs  an  die  Bedingung 
knüpfen,  dais  der  betreff.  Lehrer  selbst  für  eine  angemelsne  Vertretung  sorge, 
welche  alsdann  der  Zustimmung  des  Dir.  bedarf.  Die  Uebemahme  dieser 
Vertretung  seitens  der  Amtsgenossen  ist  als  eine  Gefälligkeit  derselben  zu 
betrachten.  Dagegen  ist  jeder  Lehrer  vorübergehend  zur  Uebemahme  der 
von  dem  Dir.  anzuordnenden  Vertretung  eines  Amtsgenossen  verpflichtet, 
wenn  der  letztre  durch  Krankheit  oder  andere  gesetzlich  gerechtfertigte 
Gründe  an  der  Wahmehmung  seines  Amts  gehindert  ist,  oder  wenn  eine 
erledigte  Stelle  nicht  sogleich  wieder  besetzt  werden  kann. 

IV.  Erziehung  und  Unterricht.  §.  13.  Alle  Erziehung,  die  Er- 
folg haben  soll,  mufs  der  Erziehende  zunächst  an  sich  selbst  üben;  alle  Bil- 
dung, die  der  Lehrer  in  seinen  Schülern  erwecken  will,  mufs  er  zunächst 
selbst  besitzen  und  in  seinem  ganzen  Wesen  bewähren.  §.  14.  Der  ein- 
heitliche Zweck  der  Schule  macht  dem  LehrercoUegium  Einmüthigkeit  in  Er- 
strebung desselben  zur  Pflicht.  Wenn  der  einzelne  Lehrer  von  liebevoller 
Bingabe  für  seinen  Bemf  durchdrungen  ist,  seine  'Stellung  zum  Ganzen  rich- 
tig erkennt  und  sich  demselben  willig  einordnet,  mit  seinen  Amtsgenossen 
stets  im  freundlichen  Einvemehmen  lebt:  nur  dann  lälst  sich  ein  gedeihliches 
Wirken  des  Ck)llegiums  als  Gesammtheit  hoffen. 


§.  15.  Jeder  Lehrer  ist  verpflichtet,  die  sittliche  und  wissenschaftliche  Ent- 
wickelung  seiner  Schüler  möglichst  genau  zu  beobachten  und  die  Ergebnisse 
dieser  Beobachtung  geeigneten  Falls  sogleich,  sonst  aber  auf  Ersuchen  dem 
Classenordinarius  mitzutheilen.  ' 

§.  16.  Jeder  Lehrer  hat  sich  über  die  wissenschaftlichen  und  methodi- 
schen Fortschritte  des  Unterrichts-  und  SMehungswesens  sowohl  im  allge- 
meinen, als  auch  in  Rücksicht  auf  seinen  besondem  Beruf,  nach  Möglichkeit 
in  Kenntnils  zu  erhalten.  Bedeutende  Erscheinungen  auf  diesen  Gebieten 
sind  zur  Besprechung  an  die  Lehrerconferenz  zu  bringen. 

§.  17.  Alle  Lehrstunden,  ganz  abgesehen  von  ihrem  besondem  Gegen- 
stande, haben  den  gemeinsamen  Zweck,  durch  den  Untorricht  zu  erziehen  und 
zu  bilden.  Jeder  Unterricht  mufs  demgemäls  in  einer  anschaulichen,  dem 
Standpunct  der  Schüler  angemefsnen,  Aufmerksamkeit  und  Fleifs  derselben 
anregenden  Weise  ertheilt  werden.  Wie  der  Lehrer  selbst  in  Wort  und  Hal- 
tung sich  als  ein  Muster  ächter  Bildung  bewähren  soll,  so  hat  er  auch  in 
allen  Lehrstunden  darüber  zu  wachen,  dafs  seine  Schüler  eine  wohlanständige, 
auch  die  Gesundheit,  namentlich  Augen  und  Brust  schonende  Haltung  des 
Körpers  einnehmen ;  dafs  sie  auf  seine  Fragen  in  vollständigen  Sätzen,  nicht 
in  abgerissenen  Wörtern  antworten;  dafs  sie  sich  überall  eines  richtigen, 
reinen  und  gebildeten  Ausdrucks  ihrer  Muttersprache  befleifsigen,  and  zwar 
sowohl  mündlich  als  schriftlich. 

§.  18.  Alle  schrifü.  Arbeiten  der  Schüler  müssen  von  dem  Lehrer  mit 
einer  Revisionsbemerkung  versehen  werden,  und  zwar  nicht  durch  Ziffern 
oder  Buchstaben,  sondern  allemal  wenigstens  durch  ein  anerkennendes  oder 
tadelndes  Wort,  am  besten  (namentlich  in  den  oberen  Classen  und  bei  freien 
Arbeiten)  durch  ein  vollständiges,  die  Beschaffenheit  der  Arbeit  nach  Inhalt 
und  Form  genau  aber  wohlwollend  kennzeichnendes  Urtheil. 

§.  19.  Die  verständige  und  sichre  Handhabung  der  Disciplin  ist  eine 
wesentliche  Bedingung  sowohl  für  das  Gedeihen  des  Unterrichts  als  der  Er- 
ziehung. Hier  ist  es  die  erste  Pflicht  des  Lehrers,  durch  Wachsamkeit  fiber 
seine  Schüler  jede  Verkehrtheit  möglichst  zu  verhüten;  die  nächste,  sie  in 
der  rechten  Weise  für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen.  —  §.  20.  Der  Leh- 
rer hat  darüber  zu  wachen,  dafs  seine  Schüler  nicht  blos  in  der  Schule,  son- 
dern auch  außerhalb  derselben  den  Vorschriften  der  Schule  pünctlich  nach*, 
kommen;  dafs  sie  ihre  häusl.  Vorbereitungen  rechtzeitig  vollenden  und  dii' 
Bchriftl.  Arbeiten  ordnungsmäfsig  in  saubrer  und  reiner  Handschrift  abliefern; 
wie  er  auch  seinerseits  sie  in  gleicher  Weise  revidirt  zurückgeben  wird. 

§.  21.  Wo  es  für  die  richtige  Behandlung  eines  Schülers  förderlich  er- 
scheint, wird  jeder  Lehrer,  nicht  blos  der  Ordinarius,  mit  den  Eltern  desselben 
in  Verbindung  treten  und  einen  einheitlichen  Einflufs  des  Hauses  und  der 
Schule  auf  die  Leitung  des  gemeinsamen  Zöglings  vermitteln  helfen.  Im  Fal 
eines  Gegensatzes  zwischen  beiden  Erziehungsfactoren  muis  es  bei  der  Viet 
gestaltigkeit  des  Familienlebens  vorzugsweise  Aufgabe  der  Schule  und  der 
Lehrer  bleiben,  durch  richtigen  Tact  eine  Ausgleichung  herbeizuführen,  namenfr- 
lich  aber  jede  Verletzung  des  Familienansehns  in  den  Augen  der  Schfiler 
sorgfältig  zu  vermeiden. 

§.  22.  Der  Lehrer  hat  überall,  namentlich  in  der  Schule,  auf  ein  b^ 
schoidnes  und  wohlanständiges  Betragen  seiner  Schüler  zu  halten.  Er  hat 
die  Disciplin  vorzugsweise  durch  stete  Aufmerksamkeit  auf  seine  Schüler, 
durch  Ernst  und  Würde  seiner  persönlichen  Haltung,  durch  die  bildende  ana 
anregende  Kraft  seines  Unterrichts,  durch  gleiches  Wohlwollen  und  gleidie 
Gerechtigkeit  gegen  alle  zu  sichern.  Die  Schüler  müssen  es  durchfühlen,  dafe 
er  sie  alle  mit  warmer  Liebe  umfalst,  gern  in  ihrer  Mitte  weUt,  und  unab- 
lässig und  wirksam  bemüht  ist,  sie  in  Wissenschaft  und  Tugend  zu  fördenk 

§.  23.  Wenn  trotz  aller  Sorgfalt  des  Lehrers  Nachlässigkeiten  und  Ver- 
gehen der  Schüler  vorkommen,  so  muls  Tadel  und  Strafe  eintreten.  Richt% 
tadeln  und  strafen  ist  eine  Kunst.  Diese  Kunst  versteht  derjenige  nieht 
der  durch  rauhen  und  barschen  Ton  in  Schrecken  setzt,  durch  kidtee  mü 


herrisches  Wesen  entfremdet,  durch  Spott  und  Hohn  kränkt,  durch  Schimpf- 
ivörter  und  Schimpfreden  sich  selbst  vor  seinen  Schülern  erniedrigt  Der 
beste  Pädagog  ist  derjenige,  der  dnreh  die  gelindesten  Strafmittel,  durch 
einen  Blick,  einen  Wink,  ein  Wort,  eine  kurze  Erinnerung  zur  Reue  und 
Besserung  zurQckzufQhren  versteht.  Sind  eigentliche  Strafen  erforderlich,  so 
hat  der  Lehrer  nach  den  BesHttnungen  der  DiscipHnarordnung,  resp.  der 
Lehrerconferenz  und  des  Dir.,  su  yerfahren.  Wer  die  häufigsten  und  streng- 
sten Strafen  verhängt,  wird  selten  als  ein  guter  Lehrer  gelten  können. 

§.  24.  Ein  wesentlicher  Theil  des  Wohls  oder  Wehs  der  Zukunft  liegt 
in  der  Hand  des  Lehrers.  Darum  hat  der  Lehrer  vielleicht  mehr  als  irgend 
ein  andrer  Beamter  alle  Kraft  seines  Geistes  und  Herzens  aufzubieten,  damit 
er  sein  Amt  in  der  Weise  verwalte,  wie  er  es  hier  auf  Erden  vor  seinen 
Mitbflrgem,  seinen  Vorgesetzten  und  seinem  Gewissen,  dermaleinst  aber  vor 
dem  göttlichen  Richterstuhl  verantworten  zu  können  hoffen  darf."  Münster. 
K.  Prov.  Schulcollegium. 

Rheinprovinz. 

Instr.v.  15.  Juli  1867. 

A.  Ordinarien.  „Dem  mit  dem  Ordinariat  einer  Glasse  oder  eines 
Glassencoetus  durch  den  Director  beauftragten  Lehrer  wird  damit  die  specielle 
Sorge  für  den  Fleifs,  die  Sitte  und  die  Ordnung  der  Glasse  anvertraut. 

§.1.  Er  wacht  Über  die  Ordnung  und  Sauberkeit  des  Glassenzimmers, 
worin  er  sich  durch  Ordner ,  die  er  aus  der  Mitte  der  Schüler  wählt,  unter- 
stützen lassen  kann,  und  sorgt  dafür,  da(s  die  erforderlichen  Utensilien,  Lehr- 
und  Anschauungsmittel  und  das  Glassenbueh  vorhanden  sind  und  in  guter 
Ordnung  erhalten  werden.  Die  aulser  ihm  in  der  Glasse  unterrichtenden 
Lehrer  haben  ihre  Wünsche  in  dieser  Beziehung  zunächst  ihm  mitzntheilen. 
Findet  er  neue  Anschaffungen  oder  Herstellungen  nothwendig,  so  hat  er  dies 
dem  Dir.  anzuzeigen. 

§.  2.  Die  Aufnahme  von  Schülern  in  die  Glasse  seines  Ordinariats  und 
die  Versetzung  aus  derselben  in  eine  höhere  Glasse,  sowie  die  Glassenprü- 
fnngen  und  Revisionen  seiner  Glassen  bedürfen  seiner  Mitwirkung.  §.  3.  Er 
macht  die  neu  in  die  Glasse  eintretenden  Schüler  mit  der  Ordnung  der  Schule 
und  Glasse  bekannt  und  hält  dieselbe  den  Schülern  seiner  Glasse  gegenwär- 
tig. In  allen  Fällen,  wo  dieselben  des  Raths  und  der  Weisung  für  ihr  Schul- 
leben bedürfen,  haoen  sie  sich  zunächst  an  ihn  zu  wenden.  Er  wacht  in 
jeder  geeigneten  Weise  über  ihre  Sitten  und  ihren  Fleils;  die  Ordnung  und 
Sauberkeit  ihres  Aeu&ern,  sowie  ihrer  sämmtl.  Schulbücher  und  Schulhefte, 
unterliegen  zunächst  seiner  Aufsicht.  Er  ist  berechtigt  ihre  sämmtlichen 
Hefte  einzusehen.  Die  übrigen  Lehrer  der  Glasse  haben  ihm  wesentliche 
Wahrnehmungen  über  das  Verhalten  der  Schüler  mitzutheilen,  und  wenn  sie 
zu  erheblicheren  Strafen  sich  genöthigt  gefunden  haben,  ihm  davon  Kenntnifs 
zu  geben.  Strafen,  welche  in  der  Lehrerconferenz  berathen  sind,  werden, 
wenn  der  Dir.  sie  nicht  selbst  vollzieht,  durch  ihn  bei  den  Schülern  seiner 
Glasse  zur  Ausführung  gebracht.  Er  kann  Schülern  seiner  Glasse  bis  zu  einem 
ganzen  Schultag  Urlaub  geben,  hat  dies  aber  im  Glassenbueh  zu  vermerken 
und  dem  Dir.  anzuzeigen.  Bei  Erwirkung  von  Beneficien  für  Schüler  seiner 
Glasse  hat  der  Dir.  zuvörderst  ihn  zu  hören. 

§.  4.  Er  sorgt  durch  Rücksprache  mit  den  übrigen  Lehrern  der  Glasse 
und  dem  Dir.  für  angeme&ne  Vertheilung  der  häusl.  schriftlichen  Arbeiten, 
Repetitionen  und  Memorirübungen  auf  die  verschiedenen  Schultage.  Findet 
er  das  richtige  Mafs  im  Aufgeben  solcher  Arbeiten  für  die  ganze  Glasse  oder 
einzelne  Schüler  nach  den  darüber  in  das  Glassenbueh  niederzulegenden  Ver- 
merken verletzt,  so  hat  er  sich  darüber  gegen  den  betreff.  Lehrer  auszusprechen, 
und  nöthigen  Falls  dem  Dir.  davon  Anzeige  zu  machen. 
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§.  5.  Er  hat  die  Schtller  seiner  Glasse,  besonders  die  auswärtigen,  in 
ihren  Wohnungen  von  Zeit  zu  Zeit  in  einer  Weise  zu  besuchen,  dals  die 
Schüler  und  ihre  Angehörigen  darin  dnen  Erweis  wohlwollender  Ffirsorge 
erkennen  können.  §.  6.  Mit  den  Eltern  und  Pflegern  der  Schüler  hat  er 
sich  in  allen  geeigneten  Fällen  in  freundlicher  Weise  und  gebührender  Rück- 
sicht auf  die  elterliche  Gewalt  und  AutoiMk  in  Benehmen  zu  setzen,  auch 
den  auswärtigen  unter  denselben  auf  ihren  Wunsch  schriftlich  Auskunft  über 
das  Verhalten  ihrer  Angehörigen  zu  geben. 

§.  7.  Die  Censuren  und  Abgangszeugnisse  für  seine  Classe  hat  er  auf 
Grund  des  Classenbuchs  und  der  Mittheilungen  der  anderen  Lehrer  der  Classe 
zu  entwerfen,  dem  Dir.  zur  Revision  und  Vollziehung  vorzulegen,  und  mit 
demselben  in  Concept  und  Reinschrift  zu  unterschreiben."  Goblenz.  K. 
Prov.  Schukiollegium. 

B.  Lehrer.  „§.  1.  Den  Director  der  Anstalt  hat  der  Lehrer  in  allen 
sein  Lehramt  angehenden  Verhältnissen  als  seinen  nächsten  Vorgesetzten  zu 
betrachten,  sich  an  denselben  in  allen  sein  Amt  betreffenden  Angelegenheiten 
zunächst  zu  wenden,  demselben  zu  jeder  Zeit  die  gebührende  Achtung  zu 
erweisen,  und  dessen  Erinnerungen,  Anordnungen  und  Anweisungen  in  jeder 
amtl.  Beziehung  Folge  zu  leisten,  etwanige  Gegenvorstellungen  aber  mit  be- 
scheidner Achtung  seiner  Stellung  zu  demselben  vorzutragen,  und  auch  wenn 
er  gegen  eine  Anordnung  des  Dir.  bei  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  einkommen  zu 
müssen  glaubt,  der  Anordnung  Folge  zu  leisten,  bis  die  höhere  Entscheidung 
erfolgt  ist.  Eingaben  an  die  Staats-  und  Localbehörden,  zu  denen  er  in  seinen 
amtl.  Verhältnissen  Anlais  findet,  hat  er  dem  Dir.  zur  Beförderung  zu  über- 
geben. 

§.  2.  Er  hat  die  ihm  nach  seiner  Vocation  wöchentlich  obliegenden  Un- 
terrichtstunden nach  der  vom  Dir.  beim  Anfang  eines  jeden  Cursus  zu  geben- 
den Bestimmung,  in  den  ihm  zugewiesenen  Classen  und  Fächern  zu  ertheüen, 
und  wenn  er  seine  Stunden  zu  halten  verhindert  ist,  den  Dir.  zeitig  davon 
zu  benachrichtigen,  auch  falls  einer  der  übrigen  Lehrer  erkrankt  oder  ander- 
weitig verhindert  ist,  nach  Anordnung  des  Dir.  über  seine  vocationsmäisige 
Stundenzahl  hinaus  Aushülfe  zu  leisten. 

An  den  Schulandachten  und  Gottesdiensten  seiner  Confession,  welche 
für  die  Anstalt  in  Uebung  sind,  und  an  der  Au&icht  über  die  Schüler  bei 
denselben,  wie  auch  an  der  Beaufsichtigung  der  Turn-  und  Schwimmübnngen 
und  an  der  Schulaufsicht  vor  dem  Unterricht  und  während  der  Pausen,  hat 
er  nach  Anweisung  des  Dir.  theilzunehmen.  Ueberträgt  ihm  der  Dir.  die 
Aufsicht  über  die  Bibliothek  oder  eine  Sammlung  der  Anstalt,  so  hat  er  dio> 
selben  nach  Anweisung  und  unter  Oberaufsicht  des  Dir.  zn  verwalten,  andi. 
den  Katalog  oder  das  Inventar  weiterzuführen.  Den  Conferenzen,  zu  denen 
ihn  der  Dir.  einladet,  hat  er  pünctlich  beizuwohnen,  auch  in  denselben  anf 
Aufforderung  des  Dir.  ein  Referat  für  dieselben  zu  übernehmen  oder  das  Proto- 
koll zu  führen.  Wenn  nach  dem  festgesetzten  Wechsel  zwischen  den  wissen* 
schaftl.  Lehrern  der  Anstalt,  ihn  die  Reihe  trifft,  die  dem  Programm  beizn- 
gebende  Abhandlung  zu  liefern,  so  hat  er  dieselbe  rechtzeitig  dem  Dir.  druck- 
fertig  zu  übergeben.  In  Abwechslung  mit  den  übrigen  wissenschaftl.  Lehrern 
hat  er  nach  Bestimmung  des  Dir.  die  Festrede  bei  Schulfeierlichkeiten  n 
halten.  Wenn  ihm  der  Dir.  das  Ordinariat  einer  Classe  anvertraut,  so  hat  er 
dasselbe  nach  den  dafür  bestehenden  Vorschriften  zu  führen. 

§.  3.  Das  Wohl  und  den  Ruf  der  Anstalt  hat  er  in  jeder  Beziehang 
nach  Kräften  zu  fördern,  sich  eines  achtungsvollen,  einträchtigen  und  freund 
Bchaftlichen  Verhaltens  gegen  alle  seine  Mitarbeiter  zu  befleiisigen,  die  in^ 
viduellen  Verhältnisse  der  Anstalt  gebührend  zu  berücksichtigen,  und  jedea 
eigenmächtige  Eingreifen  in  dieselben  zu  meiden. 

§.  4.  Was  die  Methode  und  Ziele  des  Unterrichts  und  die  Lebrmittal 
anbetrifft,  so  hat  er  die  von  dem  Dir.  ihm  hierüber  zu  ertheUenden .  Weisnn- 
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gen  genau  zu  befolgen,  und  allen  Fleil«  anzuwenden,  dafs  das  ihm  für  die 
einzelnen  Unterrichtsfacher  in  jedem  Schuljahr  gesetzte  Ziel  auf  dem  bezeich* 
neten  Wege  wirklich  erreicht  werde.  —  §.  5.  Auf  die  regelmüTsige  und  pünct- 
liohe  Anfertigung  der  häusl.  soMftlichen  Arbeiten  der  SchtUer,  soviel  deren 
bei  ledern  einzelnen  ihm  übertragnen  Unterriohtszweige  fUr  nötbig  erachtet 
werden,  hat  er  mit  Strenge  za  muten,  diese  Arbef^n  sämmtlich  sorgfältig 
durchzusehen  und  zu  verbessem,  und  sein  hauptsächliches  Augenmerk  darauf 
SU  richten,  dafs  die  Schüler  durch  dieselben  zum  Nachdenken,  zum  Fleiä, 
zur  Ordnung  und  zur  Reinlichkeit  gewöhnt  werden.  Die  von  ihm  allen  oder 
einzelnen  Schülern  seiner  Classe  aufgegebenen  sohriftl.  Arbeiten,  Memorirübun- 
gen  und  Repetitionen  vermerkt  er  in  dem  Classenbuch  mit  Angabe  des  Ter- 
mins der  Arbeit. 

§.  6.  In  seinen  Lehrstunden  hat  er  besonders  auf  die  Erhaltung  einer 
guten  Zucht  und  Ordnung  zu  sehen,  dabei  mit  Ernst  und  Milde  zu  venahren, 
nöthigenfalls  die  ihm  gesetzmäfsig  zu  Qebot  stehenden  Strafmittel  mit  päda- 
gogischer Umsicht  anzuwenden  und  alle  wichtigeren  Disciplinarfalle,  sowie 
alles,  was  fortgesetzte  erziehende  Einwirkung  erforderlich  macht,  sogleich 
dem  Dir.  und  dem  Ordinarius  der  Classe  anzuzeigen.  —  §.  7.  Auch  aufser 
den  Lehrstunden  hat  er  auf  das  Betragen  und  den  Fleils  der  Schüler  sein 
Augenmerk  zu  richten  und  ihnen  bei  ihrer  Ausbildung  mit  Ratii  und  That 
an  die  Hand  zu  gehen.  Privatunterricht  darf  er  Schülern  nur  mit  Erlaubniis 
des  Dir.  ertheilen. 

§.  8.  So  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  dafs  er  Religion,  gute  Sitte, 
Gesetz  und  Ordnung  im  Staat  heüig  hält,  so  ist  es  auch  seine  besondre  Pflicht^ 
diese  Gesinnungen  in  der  ihm  anvertrauten  Jugend  zu  nähren  und  densel- 
ben in  der  Ehrfurcht  gegen  die  Kirche,  der  er  angehört,  sowie  in  Friedfer- 
tigkeit gegen  die  Genossen  einer  andern  Confession,  in  der  Liebe  zum  Vater- 
lande und  in  der  Treue  und  Ergebenheit  für  S.  Maj.  den  König  ein  Beispiel 
zu  geben.  §.  9.  Sein  Betragen  aulser  der  Schule  mufs  derjenigen  Würde 
und  strengen  Sittlichkeit,  welche  nicht  nur  der  Staat,  sondern  auch  die  Eltern 
der  der  Anstalt  anvertrauten  Jugend  von  einem  öffentlichen  Lehrer  mit  Recht 
verlangen,  durchaus  angemessen  sein.  Von  leidenschaftlichen  Parteibestrebun- 
gen hat  er  sich  fem  zu  halten.  Zu  Uebemahme  irgend  eines  Nebenamts 
bedarf  er  der  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums. 

§.  10.  Wenn  er  in  Zukunft  Willens  sein  sollte,  seine  gegenwärtige  Stel- 
lung zu  verändern  oder  aufzugeben,  so  wird  ihm  hiedurch  ausdrücklich  zur 
Pflicht  gemacht,  dieses  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  entweder  zu  Michae- 
lis oder  zu  Ostern,  keineswegs  aber  in  der  Mitte  eines  Schulsemesters,  bei 
dem  K.  Prov.  Schulcoll.  anzuzeigen  und  seine  Entlassung  nachzusuchen. 

§.  11.  Aufserdcm  wird  er  zu  allen  Obliegenheiten,  welche  für  die  übri- 
gen K.  Staatsdiener  als  solche  gesetzlich  bestehen,  ausdrücklich  verpflichtet 
und  zugleich  angewiesen,  sich  mit  denselben  genau  bekannt  zu  machen,  und 
sich  deren  gewissenhafte  Erfüllung  angelegen  sein  zu  lassen."  Coblenz. 
K.  Prov.  Schulcollegium. 

Dienstinstruction  für  die  katholischen  Religionslehrer  der 
Rheinprovinz,  in  Form  einer  Ernennungsurkunde. 

„Mit  Genehmigung  des  K.  Ministeriums  der  geistl.  etc.  Angelegenheiten 
wird  der  bisherige  N.  N.,  nachdem  derselbe  zur  Ausübung  der  mit  der  Re- 
ligionslehrerstelle am  Gymn.  zu  N.  verbundenen  kkchl.  Functionen  von  seiner 
geistl.  Oberbehörde  mit  den  erforderl.  Vollmachten  versehen  worden  ist,  zum 
ordentl.  Gymn.  Religionslehrer  mit  dem  Range  eines  Oberlehrers  hiedurch  bis 
auf  weitrcs  ernannt,  und  demselben  nachstehend  nähere  Anweisung  über 
seine  Amtsverhältnisse  und  Dienstpflichten  als  Lehrer  des  genannten  Gymn. 
ertheilt. 

1.  Den  Dir.  des  Gymn.  hat  er,  unbeschadet  der  verfassungsmäisigen 
Rechte  seiner  Kirche,  in  den  seine  amtliche  SteUung  bei  dem  Gymu.  betref- 
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fenden  Verhältnissen  als  seinen  nächsten  Vorgesetzten  zn  betrachten,  den 
Erinnerungen  und  Anweisungen  desselben  in  allen  seine  Lehrthätigkeit  be- 
rührenden Angelegenheiten  Folge  zu  leisten,  etwanige  Gegenvorstellungen 
aber  unter  besondrer  Beachtung  seiner  SteUkng  dem  Dir.  vorzutragen,  er- 
forderl.  Falls  durch  denselben  an  uns,  seine  resp.  weitre  Dienstbehörde, 
gelangen  zu  lassen.  2.  Als  Lehrer  des  Gymn.  hat  er  nach  der  bestehenden 
Ordnung  a)  zur  Unterweisung  der  kathol.  3chüler  des  Gymn.  in  der  Re- 
ligionslehre —  St.  wöchentl.  zu  übernehmen ;  b)  den  Gymn.  Gottesdienst 
sowohl  an  den  bestimmten  Wochentagen  als  auch  an  den  Sonn-  und  Fest- 
tagen auf  eine  für  die  Schüler  erbauliche  Weise  zu  halten,  c)  die  sittlich- 
religiöse Bildung  der  kathol.  Schüler  hat  er  aufs  eifrigste  zu  befördern; 
d)  dieselben  mit  Liebe  zum  Vaterlande,  sowie  mit  dem  Gefühl  des  Gehorsams 
und  der  Ehrfurcht  gegen  S.  Maj.  den  König  zu  erfüllen;  e)  den  hebr. 
Unterricht  der  dazu  angemeldeten  Schüler  des  Gymn.  hat  er  in  den  normal- 
*^  mäfsig  festgesetzten  Lectionen  zu  ertheilen;  f)  an  den  von  dem  Dir.  an- 
geordneten Borathungen  des  Lehrercoll.  ist  er  verpflichtet  regelmäfsig  Theil 
zu  nehmen;  g)  bei  den  Entlassungs-  und  sonstigen  Prüfungen  des  Gymn. 
hat  er  an  seinem  Theil  nach  Anweisung  des  Dir.  mitzuwirken  und  zu  diesem 
Behuf  von  den  betreffenden  Bestimmungen,  namentlich  von  dem  Abiturienten- 
Prfifungsreglement,  nähere  Kenntnife  zu  nehmen. 

3.  In  seinen  Lehrstunden  hat  er  auf  die  Erhaltung  einer  guten  Zucht 
und  Ordnung  hinzuwirken,  dabei  mit  Ernst  und  Milde  zu  verfahren,  die  ihm 
als  Lehrer  des  Gymn.  zustehenden  Strafmittel  mit  pädagogischer  Umsicht 
anzuwenden  und  alle  wichtigeren  Disciplinarfalle  sofort  dem  Dir.  anzuzeigen. 
4.  Auch  aufscr  den  Lchrstunden  hat  er  auf  die  Sittlichkeit  und  den  Fleils 
der  Schüler  sein  Augenmerk  zu  richten  und  ihnen  bei  ihrer  Ausbildung  mit 
Kath  beizustehen. 

5.  Sowie  er  sich  in  seiner  vorgedachten  amtlichen  Stellung  der  ent- 
sprechenden Rechte  der  Gymnasiallehrer  zu  erfreuen  •  haben  soll,  so  wird  er 
zugleich  zu  den  Obliegenheiten,  welche  für  die  Staatsbeamten  als  solche  ge- 
setzlich bestehen,  ausdrücklich  verpflichtet 

6.  Bei  etwa  erfolgender  Abberufung  aus  seinen  geistl.  Functionen  aa 
dem  Gymn.  hat  er  sofort  dem  Dir.  Anzeige  davon  zu  machen. 

7.  Sein  Diensteinkommen  besteht  aufser  dem  Emolument  der  ihm  zur 
Benutzung  vergönnten  freien  Dienstwohnung  des  Gymn.  Religionslehrers  in' 
einer  jährl.  Besoldung  von  —  Thlr.,  welche  er  vom  Antritt  seines  Amts  an 
während  der  Dauer  dieser  amtl.  Stellung  in  den  herkömmlichen  Raten  aus 
der  Gymnasialcasse  zu  beziehen  hat."  Coblenz  (1852).  K.  Prov.  Schul- 
collegium. 


Verfahren   beim   Unterricht. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  in  Betreff  des  methodischen 
Verfahrens  aligemein  bindende  Vorschriften  für  die  Lehrer  höherer  ün- 
terrichtsanstalten  nicht  erlassen  sind.  Was  in  dieser  Hinsicht  theils  all- 
gemein, theils  bei  einzelnen  Gegenständen  zu  beachten  empfohlen  wird, 
enthalten  die  obigen  Lehrerinstructionen  und  die  in  Abth.  I  mitgetheil- 
ten  Bemerkungen  über  die  Ausführung  des  allgemeinen  Lehrplans  p.  51  ff., 
73  ff.,  sowie  die  Verfügungen  über  einzelne  Unterrichtsgegenstände 
p.  80  ff.  —  Die  besondre  Veranlassung  der  den  Normallehrplan  für  die 
Gymnasien  einleitenden  Circ.  Verf.  v.  24.  Octb.  1837  (s.  Abth.I  p.24) 
führte  u.  a.  auch  zu  einer  Betrachtung  der  Wichtigkeit  einer  aweck- 
mäfsigen  Methode  und  der  den  Lehrern  in  dieser  Beziehung  obliegenden 
Pflichten,  worüber  daselbst  Folgendes  bemerkt  wird: 
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„Mehrere   ßachverständige  Stimmen  äufaern,   dafs  die  verkehrte 

Methode,  in  welcher  die  Lehrgegenstände  nicht  selten  noch  behandelt  wer- 
den, die  wunde  Stelle  der  Gymnasien  sei.  Zwar  wird  in  aufrichtiger  Achtung 
gegen  den  gegenwärtigen  Lehrstand  anerkannt,  dafs  die  Lehrstellen  an  den 
Gymnasien  dem  grölsten  Thcil  nach  mit  Männern  besetzt  sind,  die  sich  durch 
gründliche  gelehrte  Bildung,  durch  reges  wissenschaftliches  Streben,  durch 
ächte  Religiosität,  Sittlichkeit  und  Unbescholtenheit  des  Wandels,  durch  edle 
wfirdige  Haltung,  sowie  durch  Fleife,  Gewissenhaftigkeit  und  Treue  in  ihrem 
Beruf  auszeichnen.  Aber  zugleich  erhebt  sich  gegen  einen  Theil  dieser 
Mannet  die  Anklage,  da(s,  während  das  Elementarschulwesen  in  den  letzten 
Jahrzehnden  in  Hinsicht  auf  Didaktik  und  Methodik  ungemein  verbessert  und 
ein  Stand  von  Lehrern  gebildet  worden,  die  wegen  ihrer  pädagogischen  Ge- 
wandtheit und  wegen  ihres  Geschicks,  grofse  Massen  zu  beleben,  in  ihrem 
Kreise  sich  als  Meister  zeigen,  sehr  viele  und  besonders  die  jüngeren  Gym- 
nasiallehrer das  Studium  der  Pädagogik  nicht  gehörig  beachten,  die 
schwere  Kunst  des  Unterrichtens  vernachlässigen,  die  erfreulichen  Fortschritte, 
welche  die  Elementarschule  in  dieser  Beziehung  gemacht  hat,  entweder  gar 
nicht  kennen,  oder  doch  nicht  benutzen,  und  sich  gerade  den  wichtigsten 
Theil  ihres  Berufs,  die  ihnen  anvertrauten  Lehrfächer  und  Classen  in  der 
rechten  Methode  zu  behandeln,  nicht  gebührend  angelegen  sein  lassen.  Eben 
diesen  Lehrern  wird  zum  Vorwurf  gemacht,  dafe  sie  in  verkehrter  Methode 
ans  falscher  Gründlichkeit  ihre  Schüler  mit  einer  erdrückenden  Masse  mate- 
riellen Wissens  überhäufen,  dafs  sie  in  Ueberschätzung  des  ihnen  angewiese- 
nen Lehrfachs  sein  Verhältnils  zu  dem  Gesammtzweck ,  dem  es  als  unter- 
geordnetes Mittel  dienen  soll,  aus  den  Augen  setzen,  dals  ihnen  endlich, 
indem  sie  die  Lehrweise  der  Universitätsprofessoren  nachahmen,  in  ihrem 
Vortrag  die  belebende  Frische  und  Regsamkeit  sowie  das  Geschick  abgehe, 
sich  dem  jugendlichen  Geist  anzuschlielsen ,  seine  Bedürfnisse  und  Kräfte 
richtig  zu  würdigen  und  eine  gröfsre  Masse  von  Schülern  zu  durchdringen  und 
zu  beseelen.  Nicht  weniger  wird  behauptet,  dafs  der  Erfolg  ihres  Unterrichts, 
wie  es  bei  einer  so  verkehrten  Methode  nicht  anders  sein  könne,  wenig 
befriedigend  sei,  und  besonders  in  den  alten  Sprachen,  in  der  deutschen 
Sprache  und  in  der  Geschichte  zu  den  grofsen  Anstrengungen,  welche  sie 
selbst  machen  und  auch  ihren  Schülern  zumuthen,  in  keinem  Verhältnifs 
stehe,  dals  sie  aber  in  gro&er  Selbstverblendung  den  Grund  hievon  ganz  und 
gar  nicht  in  sich  selbst,  in  ihrer  Unkenntnifs  der  Methode,  in  ihrem  zweck- 
widrigen Verfahren,  sondern  lediglich  in  der  geistigen  Stumpfheit,  Gleich- 
gültigkeit und  Starrheit  ihrer  Schüler  suchen,  und  deshalb  auch  nicht  müde 
werden,  über  die  Schlaffheit,  den  Unfleifs  und  die  Regungslosigkeit  derselben 
Beschwerde  zu  führen. 

Solche  und  ähnliche  Anklagen  sind  nicht  blos  gegen  diesen  oder  jenen, 
sondern  gegen  eine  Mehrzahl  der  Gymnasiallehrer  erhoben.  Das  Ministerium 
kann  sie  nach  der  Natur  der  Sache  aus  einer  durch  unmittelbare  Anschauung 
gewonnenen  Erfahrung  im  ganzen  weder  widerlegen  noch  bestätigen.  Wenn 
gleich  zur  Beruhigung  des  Minist,  durch  einzelne  von  ihm  selbst  gemachte 
Wahrnehmungen  und  durch  das  Ergebnils  der  von  den  K.  Frov.  Schucollegien 
angestellten  Beobachtungen  das  Gewicht  jener  Anklage  um  ein  bedeutendes 
vermindert  wird,  so  schien  es  doch  nothwendig,  dieselbe  in  ihrer  ganzen 
Strenge  und  Herbheit  den  Gymnasiällehrem  vorzuhalten,  damit  jeder  unter 
ihnen  sich  selbst  prüfe,  ob  und  in  wie  weit  auch  ihn  der  Vorwurf  trifft, 
durch  blinden  Eifer  und  verkehrte  Methode  seine  Schüler  in  ihrer  geistigen 
Entwickelung  gehemmt,  und  ihnen  die  segensreiche  Frucht  eines  zweck- 
mäfsigen  Gymnasialunterrichts  verkümmert  zu  haben.  Mit  der  ErkenuftBifs 
von  der  Natur  und  der  Quelle  des  Uebels,  an  welcher  nach  obiger  Anklage 
die  Gymnasien  kranken,  wird  auch  schon  der  erste  Schritt  zu  seiner  Heilung 
und  zwar  um  so  sichrer  gethan  sein,  als  die  Hülfe  gegen  die  Krankheit  von 
den  Lehrern  selbst  ausgehen  mufs.  Je  weniger  die  Methode  des  Unterrichts 
und  der  Erziehung  in  den  Gymnasien  Gegenstand  einer  gesetzlichen  Vor- 
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Bchrift  sein  kann,  und  je  gröfsere  Schwierigkeiten  nnd  Hinderniflse  sich  gegen- 
wärtig den  Gymnasien  in  der  Mannichfaltigkeit  nnd  dem  Umfang  der  I^- 
objecte,  in  der  UeberfÜUung  der  Glassen,  in  der  Verschiedenartigkeit  der 
Schüler  einer  und  derselben  Classe,  in  der  oft  verkehrten  häuslichen  Entehnng 
nnd  in  der  materiellen  Richtung  der  Zeit  entgegenstellen,  um  desto  nnerUUs- 
licher  ist  es,  dafs  der  Lehrer  selbst  aus  freiem  £ntschlnfs  das  Wesen  der  Me- 
thode nnd  ihre  der  Verschiedenheit  der  Lehrobjecte  nnd  der  Glassen  ent- 
sprechende Gestaltung  zu  einem  ernstlichen  Studium  mache,  um  desto 
dringender  ist  zu  wünschen,  dafs  er  durch  sorgfaltiges  Achten  auf  sieh  selbst 
und  auf  den  grOCsem  oder  geringem  Erfolg  seines  Unterrichts,  durch  sinniget, 
liebevolles  Eingehen  in  die  Lehrweise  Anderer,  die  für  Meister  im  Unterrichten 
gelten,  durch  rastlose  Uebung  und  durch  eine  Strenge,  die  sich  selbst  nimmer 
genügt,  seine  Methode  zu  verbessern  nnd  dem  Inhalt  seines  Unterrichts  die 
angemessenste  Form  zu  geben  bestrebt  sei. 

Eine  weitre  Hülfe  gegen  das  fragliche  Uebel  ist  von  den  Directoren  n 
erwarten,  welche  nicht  nur  sich  selbst  in  ihrem  Unterricht  einer  zweckmäfsiges 
Methode  befleifsigen  und  hierin  als  Muster  vorleuchten,  sondern  auch  di^ 
häufigen  Besuch  der  einzelnen  Glassen  sich  von  der  in  ihnen  herrschendes 
Lehrweise  in  vertrauter  Kenntnifis  erhalten,  wahrgenommene  Mifsgriffe  rügen 
nnd  abstellen,  und  jede  schickliche  Gelegenheit,  namentlich  die  vorschrifts- 
mäfsigen  Lehrerconferenzen,  benutzen  müssen,  um  alles,  was  die  Methode  des 
Unterrichts  und  dadurch  seinen  Erfolg  fördern  kann,  zur  Sprache  nnd  zur 
Berathung  zu  bringen.  Einen  wohlthätigen  Einflufs  wird  in  dieser  Beziehnn; 
auch  die  folgerechte  Durchfühning  des  Glassensystems  haben,  theils  indem 
dasselbe  die  Zahl  der  Lehrer,  und  dadurch  auch  die  bisherige  sn  gro&e 
Verschiedenheit  der  Methoden  in  den  unteren  und  mittleren  Glassen  ver- 
mindert, theils  indem  durch  dasselbe  die  Lehrer  veranlafst  werden,  das  jeder 
Glasse  gestellte  Ziel  und  die  Individualität  des  einzelnen  Schülers  scharfer 
ins  Auge  zu  fassen  und  durch  Erforschung  nnd  Anwendung  der  zweckdies- 
liebsten  Mittel  ihrem  Unterricht  einen  bessern  Erfolg  zu  sichern. 

Nicht  minder  wirksam  wird  sich  das  zu  diesem  Zweck  angeordnete 
Probejahr  bewähren,  wenn  die  Directoren  und  Glassenordinarien  die  Pflichten, 
welche  ihnen  in  Bezug  auf  die  zu  einem  gelehrten  Schulamt  sich  ausbildenckn 
Gandidaten  auferlegt  sind,  mit  Liebe,  Treue  und  Hingebung  erfüllen,  nnd 
besonders  die  erstem  eine  Ehre  darin  suchen,  das  ihrer  Leitung  anvertnote 
Gymnasium  zu  einer  Pflanzschule  auch  für  Lehrer  zu  machen. 

Damit  eine  befsre  Methode  des  Unterrichts  je  länger  ie  mehr  in  den 
Gymnasien  einheimisch  werde,  haben  die  K.  Prov.  Schulcolfegien  bei  ihren 
Vorschlägen  zur  Wiederbesetzung  erledigter  Lehrstellen  die  Gandidaten,  welche 
aufser  den  übrigen  erforderlichen  Eigenschaften  auch  ein  ausgebildetes  Lehr- 
talent und  Einsicht  in  das  Wesen  der  Methode  besitzen,  vorzüglich  zu  berück- 
sichtigen, die  Abfassung  und  Einfühmng  zweckmäfsiger  Lehrbüchor  und 
Sprachlehren  auf  alle  Weise  zu  fördem,  für  die  richtige  Abgrenzung  der 
Lehrpensa  in  jeder  Glasse  zu  sorgen,  und  bei  der  Revision  der  Gymnasien, 
bei  der  Prüfung  der  Abiturienten,  wie  bei  jeder  andem  schicklichen  Gele^n- 
heit  Mifsgriffe  und  Ungeschicklichkeiten  einzelner  Lehrer  in  der  Methode 
nicht  unbemerkt  zu  lassen.  Zu  gleichem  Zweck  und  damit  allmählich  in 
hinreichender  Zahl  für  die  Gymnasien  Lehrer  herangebildet  werden,  welche 
sich  die  Kunst  des  Unterrichtens  theoretisch  und  praktisch  angeeignet  haben, 
wird  das  Minist.  Bedacht  nehmen,  den  schon  bestehenden  pädagogischen 
Serainarien  so  bald  als  möglich  eine  noch  zweckmäfsigere  und  dem  allgemein 
anerkannten  dringenden  Bedürfnifs  der  Gymnasien  immer  mehr  entsprechende 
Einrichtung  zu  geben."  — 

Erwiihnonswcrth  ist  auch  folgende  Verfügung  gegen  Einmischung^ 
von  Politik  beim  Unterricht: 

C.  Verf.  V.  2.  Mai  1831:  „Es  ist  zur  Kenntnifs  des  Ministeriums  g^ 
kommen,  dafs  einzelne  Lehrer  beim  Unterricht  der  Jugend,  statt  die  durch 
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die  Lehrgegenstände  der  verschiedenen  Schulen  selbst  hinreichend  bezeichnete 
Grenze  za  beachten,  als  Beispiele,  Vorschriften,  Dictate  n.  drgl.  Tagesbege- 
benheiten oder  Gegenstände  der  Politik  gewählt  haben.  Das  Unangemefsne 
dieses  Verfahrens  bedarf  keiner  Erläuterung.  Wenn  aber  auch  angenommen 
werden  kann,  dafe  geübtere  Lehrer  solche  Mi(wiffe  von  selbst  vermeiden 
werden,  so  ist  doch  bei  Anföngem  und  minder  fähigen  Subjecten  dies  nicht 
llberaU  zu  erwarten.  Das  Minist,  hält  deshalb  für  angemessen,  die  Aufseher 
der  Schalanstalten  darauf  besonders  aufmerksam  zu  machen,  da(s  ihnen  ob- 
liegt, hierüber  zu  wachen  und  vorkommende  Mifsbräuche  zu  rügen  und  ab- 
zustellen, und  trägt  den  E.  Prov.  SchulcoUegien  und  JElegperungen  auf,  die  er- 
forderliche Verfügung  zu  diesem  Zweck  zu  erlassen.*' 

In  Betreff  der  freien  Vereinigungen  zu  wissenschaftl.  Zwecken, 
worauf  in  einigen  Instructionen  hingewiesen  wird  (vrgl.  p.  172,  180),  hat  das 
Prov.  Schulcollegium  zu  Coblenz  unter  dem  9.  Dcb.  1842  folgende 
C.  Verf.  erlassen,  welche  vom  Min.  den  anderen  Prov.  SchulcoUegien  mitge- 
tiieilt  ist: 

„An  einigen  Lehranstalten  unsers  Verwaltungsbezirks  haben  sich,  die 
meisten  Lehrer  zu  regelmäfsigen  Zusammenkünften  für  bestimmte  gemeinsame 
streng  wissenschaftliche  Beschäftigung  z.  B.  mit  gemeinsamem  Lesen  eines 
Classikers,  oder  mit  sonst  irgend  welchen  dem  geisti^^en  Kreise  wissenschaftl. 
gebildeter  Männer  angehörenden  Gegenständen  geeimgt.  Für  eine  wahrhafte 
geistige  Gemeinschaft  unter  den  Gliedern  eines  LehrercoUegiums,  wovon  die 
Erreichung  des  gemeinsamen  Zwecks  so  wesentlich  bedingt  ist,  haben  solche 
Vereinigungen  die  vortheilhaftesten  Wirkungen  gehabt,  wie  es  nicht  anders 
sein  konnte.  Wir  wünschen  sehr,  dafs  auch  oei  den  übrigen  LehrercoUe- 
gien  eine  solche  möglichst  umfassende  freie  Vereinigung  zu  Stande  kommen 
möge,  wofern  sie  nicht  schon  besteht,  und  empfehlen  diese  Angelegenheit  den 
Directoren  und  dem  Eifer  der  sämmtlichen  Lehrer.  Aus  den  Jahresberichten 
wünschen  wir  künftig  zu  ersehen,  ob  solche  Vereinigungen  bei  den  einzelnen 
Anstalten  bestehen  oder  nicht.*' 


Zahl   der  wöchentl.  ünterrichtstunden. 

Dieselbe  darf,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
jeder  Anstalt,  bei  den  Directoren  bis  zu  16,  bei  den  etatsmäfsigen 
Oberlehrern  bis  zu  22,  bei  den  ordentl.  Lehrern  bis  zu  24,  bei 
den  technischen  und  den  Elementarlehrern  bis  zu  28  gehen, 
und  eine  dem  entsprechende  Bestimmung  «in  die  Vocationen  aufgenom- 
men werden.  In  der  Regel  werden  die  Directoren  und  Lehrer  bis  zu 
dem  in  diesen  Zahlen  liegenden  Maximum  nicht  in  Anspruch  genommen. 

Vrgl.  die  obigen  Directoreninstrnctionen;  u.  a.  auch  p.  162;  ebenso 
die  Lehrerinstructionen,  z.  B.  p.  231.  Ferner  in  Abth.  I  p.  19  und  die 
daselbst  abgedruckte  Min.  Verf.  v.  13.  Mai  1863. 

Vicariatstunden. 

Das  collegialische  Verhältnifs  der  Lehrer  jeder  Schule  bringt  es 
mit  sich,  dafs  in  plötzlichen  Verhinderungsfällen  der  eine  für  den  an- 
dern, nach  Anordnung  oder  mit  Zustimmung  des  Directors  und  ohne 
Anspruch  auf  Bezahlung,  zur  Aushülfe  eintritt  Vrgl.  die  Dienstinstruc- 
tionen,  z.  B.  p.  132,  137,  167,  210,  231. 
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Min.  Verf.  v.  22.  Juni  1859: »Was  die  Vertretung  abwesender 

I^ehrer  betrifft,  so  hat  jedes  Mitglied  des  LehrercoUegiums  die  Pflicht,  nach 
Anweisung  des  Dir.  einzelne  Vicariatstunden  zu  Übernehmen,  ohne  damit  aach 
einen  Anspruch  auf  Remunerirung  einer  derartigen  Aushülfe  m  erwerben. 
Werden  aber  Lehrer  entweder  auf  längre  Zeit  oder  zu  einer  grOftem  ZaU 
solcher  Stunden  herangezogen,  so  kann  ihnen  ohne  Unbilligkeit  eine  ange- 
mefsno  Remuneration  dafür  nicht  vorenthalten  werden:  am  wenigsten  <faiif 
dies  in  den  Fällen  geschehen,  wo  die  Vertretung  durch  eine  Vaeaas  yeran- 
laüit  ist,  in  welcher  Gehalt  erspart  wird,  und  daher  Mittel  rar  Entschidigmig 
der  betreff.  Lehrer  vorhanden  sind." 

Die  remunerirte  Vicariatstnnde  wird  in  der  Regel  mit  V,  Thlr.  be- 
zahlt. —  Bei  einigen  Gymnasien  und  Realschulen  ist  die  Einrichtang 
getroffen,  dafs  jeder  Lehrer  zu  Anfang  des  Semesters  dem  Dir.  2  Stun- 
den wöchentlich  bezeichnet,  in  denen  er  unbedingt  zur  Vertretung  er- 
krankter Collegen  zur  Disposition  steht  Bei  Zutheilung  von  Vicariat- 
stunden wird  vom  Dir.  vorzugsweise  auf  diese  Stunden  Rücksicht  ge- 
nommen. Bei  den  meisten  Anstalten  wird  ohne  solche  Rücksicht  auf 
bestimmte  Stunden  die  solidarische  Verpflichtung  sämmtlicher  Lehrer 
zur  Vertretung  aufrecht  erhalten.  In  Berlin  werden  bei  den  Gymnasien 
und  Realschulen  städtischen  Patronats  die  Lehrer  bei  ihrer  Anstellung 
verpflichtet,  die  übrigen  ordentl.  Lehrer  in  Krankheits-  oder  sonstigen 
BehinderungsfUUen  in  ihren  Lehrstunden  zu  vertreten,  und  zwar  in  so 
weit  unentgeltlich,  dafs  ihnen  von  den  Vicariatstunden,  die  sie  in  einem 
Vierteljahr  ertheilt  haben,  12  nicht  vergütet,  die  übrigen  aber  mit  VsTbk*. 
fUr  die  einzelne  Stunde  hononrt  werden.  Eine  gegenseitige  Vertretung 
der  etatsmSfsigen  Lehrer  findet  ebendaselbst  gewöhnlich  nnr  bei  vor- 
übergehender kurzer  Behinderung  Statt,  während  bei  voraussichtlidi 
längrcr  Krankheit  eines  Lehrers  im  Interesse  des  Unterrichts  eine  regel- 
mäfsige  Vertretung  durch  Annahme  von  Hülfslehrern  eingerichtet  wird. 
Bei  einigen  besonders  gut  dotirten  Anstalten  wird  für  jede  Vicariatstnnde 
ohne  unterschied  eine  Remuneration  gezahlt. 

Privatstunden. 

Nach  allgemeinen  Verwaltnngsgmndsätzen  soll,  wie  auch  aus  dem 
über  die  Vicariatstunden  Bemerkten  hervorgeht,  darauf  gehalten  werden, 
dafs  namentlich  die  fest  angestellten  Lehrer  ihre  freie  Zeit  mit  anderweiti- 
ger ünterrichtsertheilung  nicht  in  der  Art  besetzen,  dafs  sie  zur  Stellver- 
tretung innerhalb  der  Schulzeit  nicht  herangezogen  werden  können,  oder 
überhaupt  an  der  von  ihnen  in  Anspruch  zu  nehmenden  Mitwirkung  für 
die  Zwecke  der  Schule  verhindert  werden. 

Gegen  Honorar  an  Schüler  ihrer  Classe  Privatunterricht  zu  erthei- 
len  ist  den  Lehrern  nur  mit  Genehmigung  des  Directors  der  Schule  ge- 
stattet. 

C.  Verf.  V.  14.  Mai  1867:  —  „Nach  den  Angaben  des  K.  Prov.  Schul- 
coli.  haben  einzelne  Lehrer  hiesiger  Gymnasien  und  Realschulen  sich  theils 
mit  Unterrichtstunden  an  anderen  Anstalten,  theils  mit  Privat- 
stunden dcrmafsen  überbürdet,  dafs  sie  bei  der  Schule,  an  welcher  sie  an- 
gestellt sind,  zur  Vertretung  in  Nothfällen  nicht  herangezogen  werden  können, 
und  dafs  sie  durch  eine  derartige  Anstrengung  unausbleiblich  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit für  das  Hauptamt  Abbruch  thun.  Ich  bin  mit  dem  K.  Prov.  Schnl- 
collegium  einverstanden,  dafs  hierin  ein  üebelstand  liegt,  der  Abhülfe  ver- 
langt,  glaube  indels   nicht,   dafs  es   dazu  neuer  allgemeiner  Anordnungen 
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bedarf,  nimal  da  in  jedem  einzelnen  Fall  die  individuellen  VerfafiltniBse  be- 
rQckaichtigt  werden  mOssen. 

Wie  Nebenämter  von  Lehrern  nnr  mit  Genehmig^img  der  Au&ichtsbe- 
hOrde  übernommen  werden  dürfen,  so  können  sie  sich  ancn  zur  Uebernahme 
von  Privatthätigkeit  nnr  so  ^t  für  befugt  erachten,  wie  es  mit  ihrer  Pflicht 
für  ihr  eigentliches  Amt  verMglioh  Ist  Zu  beurteilen ,  ob  die  Grenze  ein* 
gehalten  oder  überschritten  wird,  ist  zunächst  Sache  des  Directors,  der  u.a. 
aoch,  wie  es  bei  mehreren  Anstalten  geschieht,  eine  Bestimmung  darüber 
trejQTen  kann,  für  wieviel  Stunden  w(Vchentl.  während  der  Schulzeit  jeder  Lehrer 
KU  etwa  erforderlicher  Stellvertretung  bereit  sein  mufs.  Jeder  Director  weifs, 
da(8  er  hierin  wie  in  allem,  was  er  um  das  Interesse  der  ihm  anvertrauten 
Schule  zu  wahren,  anordnen  zu  müssen  glaubt,  nöthigenfaUs  die  Unterstützung 
des  vorgeordneten  K.  Prov.  SchnlcoUegiams  in  Anspruch  nehmen  kann,  sowie 
dieses  nach  Befinden  bei  Directoren,  denen  es  schwer  wird,  zwischen  dem 
persönlichen  Interesse  der  Lehrer  und  dem  der  Schule  immer  die  richtige 
Ausgleichung  zu  treffen,  verlangen  kann,  von  dem  Umfang  der  Privatthätig- 
keit  jedes  Lehrers  unterrichtet  zu  werden,  um  die  Genehmigung  dazu  zu 
ertheilen  oder  zu  versagen. 

Hienach  bleibt  dem  K.  Prov.  SchulcoUegium  überlassen.  Sein  Verfahren 
in  dieser  Angelegenheit,  um  die  Schulen  wie  die  Lehrer  vor  Nachtheil  zu 
schützen,  nach  eignem  pflichtmä&igen  Ermessen  einzurichten.*' 

C.  Verf.  V.  27.  Apr.  1854:  „In  Betreff  der  ErtheUung  von  Privat- 
unterricht durch  Lehrer  höherer  Lehranstalten  an  Schüler  derjenigen 
Classen,  in  welchen  sie  unterrichten,  finde  ich  mich  veranla&t,  Fol- 
gendes festzusetzen: 

Wird  bei  der  Aufnahme  und  Versetzung  der  Schüler  mit  gewissen- 
hafter Strenge  verfahren,  und  ist  der  Unterricht  überhaupt  wohlgeordnet,  so 
kann  das  BedürfniCs  der  Privatnachhülfe  nnr  in  aufeerordentlichen  Fällen  vor^ 
kommen.  Ob  solche  vorhanden  sind,  ist  nicht  ohne  Mitwirkung  des  Directors 
der  Anstalt  zu  entscheiden,  da  er  ebensowohl  darauf  zu  sehen  ha<^  dals  der 
Ciassenunterricht  seinen  Zweck  an  den  Schülern  erreiche,  wie  darauf,  dafo 
diese  die  rechte  Empfänglichkeit  für  denselben  behalten.  Andrerseits  wird 
die  Privatnachhülfe,  wo  sie  aus  irgend  einem  Grunde  nöthig  erscheint,  in  der 
£egel  am  zweckmäfsigsten  von  demjenigen  Lehrer  übernommen  werden, 
welcher  in  dem  betreffenden  Object  in  der  Classe  unterrichtet  Demnach  sind 
die  Directoren  mit  Anweisung  dahin  zu  versehen ,  dafs  hinfort  jeder  Lehrer, 
welcher  gegen  Honorar  an  Schüler  seiner  Classe  Privatunterricht  zu  geben 
veranlafst  wird,  dazu  vorher  die  Genehmigung  des  Dir.  nachzusuchen  hat. 
Dieser  hat  die  Fälle,  in  welchen  er  dieselbe  er&eilt,  mit  kurzer  Angabe  der 
jedesmaligen  Gründe,  zu  notiren,,  und  eine  Uebersicht  davon  dem  betreffenden 
DepartementsraUl  bei  der  nächsten  Anwesenheit  desselben  zur  Kenntniisnahme 
vorzulegen. 

Dais  Schüler  der  unteren  und  mittleren  Classen,  wie  es  mehrfach  ge- 
schieht, ihre  Schularbeiten  unter  der  Aufsicht  eines  Classenlehrers  anfertigen, 
soll  nicht  gehindert  werden :  doch  wird  den  Directoren  zur  Pflicht  zu  machen 
sein,  darauf  zu  achten,  dafs  dergleichen  bezahlte  Arbeitstunden  keine  Ungleich- 
heit in  Behandlung  und  Beurtheilung  der  Schüler  zur  Folge  haben." 

Vrgl.  aufserdem  das  in  den  Directoren-  und  in  den  Lehrerinstmc* 
tionen  über  Privatunterricht  und  Nebenämter  Bemerkte. 


Nebenämter. 

Aufser  der  Bibliotheksverwaltung  und  der  Aufsicht  über  andere 
wissenschaftl.  Sammlungen  und  Lehrmittel  kommt  an  den  Schulen 
selbst  die  Vereinnahmung  des  Schulgelds  als  Nebenamt  der 
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Lehrer  vor.  YrgU  Abth.  I  p.  804.  üeber  des  dabei  n  beMforft  Y» 
ftihren,  die  Höhe  der  Remoneratioii  und  Gantfon  !••.  w.  riad  a^geaeiM 
Beililnmiiageii  Hiebt  erlaneo. 

Ffir  dfe  Cassenverwaltaag  deckathoUOymaailaa  la  BekUaiea 
ist  unter  dem  18.  Jan.  10^0  lolaende  naeh  gOnae  laatrnetloa  f 
worden: 

„Da  fttr  xweckmäfelg  erachtet  worden  iitj.  aar  Tleeorgaag 
Caaeen-*  und  Recfanonnwesea  Beiug  hnbenden  Oegewitiad»,  wMrii 
adseren  Angelegenbmten  eine  beeoodie  Verwettaqg  «naooidMa, 
Sn  cUeeer  Beziehung  folgende  VorachriiSten  hiemit  ertheiK: 

&  1.  Das  Personal  der  CassenTerwaltang  besteht  aas  deas  Dlmete  i 
awei  Professoren  oder. Lehrern,. wovon  der  euia  alsOoatndear  All 
füut,  und  der  andre  als  BechnnngsfDhrer  die  Gisaen-  aad 
Schäfte  besorgt^  auch  die  Schulgelder  einninimt 

Die iüt^ieder  der  Cassenvarwaltuaff  haftea  ittr  dieSieharfMit 
wdche  unter  dreifiushem  Be^uia  gdiaftea  werden  bbA.  Bei  F 
CäBse  mflssen  jedesmal  alle  8  Mitgueder  gegenwixtig  seia» 

C  2.  Der  Director  ist  bestfndiges  Mttglied  der  rsssmuiMaaliasi  fr 
eroricht  alle  an  dieselbe  eingehende  Sachen,  praeaeatirt  sie  aadttfatsiaaadss 
Gontrolenr  gelangen,  welcmer  sie  in  ein  Jonmal  elntrigt  aad  ma§itt§mmlt  m 
den  RechnuDgsf fihrer  befördert  |.  8.  Das  Amt  des  Centroieon  ist  sii 
Ehrenamt  und  findet  dafür  keine  Remuneration  etatt 

|.  4.  Der  Gontrolenr  wird  alle  8  Jahre  Ton  den  Lehnn  ana  dsna 
Mitte  gewählt  und  muls  im  Monat  November  des  dritten  Jahn  Äe  WsU  m 
Bestätigung  angezeigt  werden.  Nur  derienige  Ldurer.  der  daa  Ast  to  Bi- 
bliothekars verwaltet,  kann  die  auf  ihn  nillende  Wni  ähiehaaä.  Der  Q» 
troleur  kann  nur  eintaial  wieder  gewählt  werden,  mitfaia  daa  Ast  mu  BMn 
hinter  einander  verwalten:  wogegen  es  ihm  aber  fieletriit|  wc 
fMährlger  Verwaltung  wieder  gewählt  werden  soBte,  das  Amt 
Wenn  das  Amt  des  Gontroleurs  dureh  Versetaung  an  efai  andres  ( 
oder  durch  Absterben  erledigt  wird,  muik  sofbrt  cur  Wahl  dnea 
die  nächsten  8  Jahre  geschritten  werden.  In  KrankbeHs-  oder 
heitsf allen  mnfs  der  Controleur  einen  SteDvertreter  ans  der  Zahl  derfto» 
fessoren  mit  Genehmigung  des  Dir.  ernennen  und  den  dritten  CasaenachttMl 
an  ihn  abgeben.  Wenn  die  Krankheit  oder  Abwesenheit  vom  Ort  Bsg« 
als  8  Monate  dauert,  mufs  davon  Anzeige  gemacht  werden.  Bei  der  Uat»- 
Schrift  mufs  der  Stellvertreter  des  Gontroleurs  bemerken ,  ob  leWnr  ~ 
oder  abwesend  ist. 

§.5.  Der  Gontroleur  besorgt  gemeinschaftlich  mit  dem  Dir.  die  i 
Angelegenheiten  des  6jmn.  und  vertritt  in'  dessen  Abwesenheit  die  Slili 
desselben  bei  der  Gassenver^^tung.  Uebidr  die  SdralgeldereiuialnDe  Mtl 
derselbe  eine  Notiz  als  Controle  gegen  das  Schul^rolderre^ster  des  T 


führers,  dergestalt,  dafe  er  bei  Untorzeicbnunir  einer  SctaidgddflrqiMngW 
Betrag  sogleich  einträgt.  Bei  den  Gassenrevisionen  muft  der  Contitlear  sstai 
Notizen  mit  dem  Schulrelderregister  vergleichen. 

§.  6.  Die  Wahl  und  Anstellung  des  Rechnungsf  flhrera „. ., 

von  dem  Gonsistorinm  auf  Vorschlag  des  Dir.  ab>)-    Wegen  der  aa 
Amt  erforderlichen  Fertigkeiten  soll  mit  dem  Gassen-  mSk  B^ 
nur  in  dringenden  Fällen  gewechselt  werden.    £r  miXk  dnreh 
von  den  Schulgeldern  remunerirt  werden*). 

§.  7.  Die  dem  Staatscassenrendanten  im  allgemeinen  obUefendea  Fliflk- 
ten  müssen  auch  von  dem  Gvmnasiencassen-  und  Rechnungmhrer  bsM|t 
werden,  insofern  nicht  etwa  in  gegenwärtiger  Instruction  AnmahmeB  vsr 

I)  JeUt  wählt  das  LehrercoUegium,  xmd  der  Dir.  b«riflhlei 
an  das  K.  Pror.  ScbulcoUegiam. 

^  An  den  meitten  Gymn.  erhält  er  100  TUr, 
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kommen.  Die  dem  Rendanten  gewöhnlich  obliegende  Caationsleistang  findet 
bei  den  Gymnasien-Rechnungsführern  nicht  statt,  weil  die  Gasse  unter  dfachem 
Besohlnls  sieh  befindet  nnd  die  sämmtlichen  Mi^rlieder  der  Gassenverwaltnng 
ftir  die  Sicherheit  der  Gasse  haften.  §.  8.  Der  Rechnungsführer  muia 
Aber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  ein  Manual  und  Joamal  nnd  aufserdem 
zur  Erleichterung  bei  der  Joumalf&hrung  noch  ein  besondres  Schulgelder^ 
register  halten.  Auüserdem  liegt  dem  Rechnungsführer  die  Anfertigung  der 
Cassenextraete  sowie  der  Jahresrechnungen  ob.  %,  9.  In  das  Journal 
oder  Tagebuch  müssen  die  täglichen  Einnalunen  und  Ausgaben  nach  der 
Zeitfolge  so  wie  sie  yorkommen  sogleich  eingetragen  werden.  Das  Schul- 
80  wie  das  Holz-  und  Zeichngeld  etc.  ist  nur  summarisch  jeden  Tag  mit 
Beziehung  auf  das  besondre  Schulgelderregister  (§.  33)  in  das  Journal  einzu^ 
tragen,  die  übrigen  Einnahmen  sowie  alle  Ausgaben  müssen  augenblicklich 
in  das  Journal  eingetragen  werden,  dergestalt  dais  dieses  Buch,  es  mag  ab- 
geschlossen werden,  wann  es  wolle,  den  augenblicklichen  Gassenzustand  nach- 
weisen kann. 

§.  10.  In  das  Manual,  welches  die  Einnahmen  und  Ausgaben  nach 
den  Abtheilungen  und  Titeln  des  Etats  enthält  und  mit  als  Q)neept  der 
Jahresrechnung  dienen  kann,  sollte  zwar  nach  den  allgemein  bestehenden 
Vorschriften  ebenso  wie  in  das  Journal  die  Einnahme  und  Ausgabe  sogleich 
eingetragen  werden,  in  Rücksicht  aber,  dafs  der  Rechnungsführer  dieses  Amt 
nur  als  Nebensache  bearbeitet,  wird  nachgegeben,  dals  nur  alle  Woche  das 
Nöthige  in  das  Manual  eingetragen  wird.  §.  11.  Der  Hauptzweck  des 
Manuals  ist,  die  schnelle  Uebersicht  des  Znstandes  jedes  Etatstitels  mOglich 
%a  machen,  um  sogleich  bestimmen  zu  können,  wie  viel  unter  jedem  Titdl 
und  unter  jeder  Abt^eilung  des  Etats  eingenommen  nnd  ausgegeben  worden 
iat  Daraus  läfst  sich  wiederum  beurtheilen,  1.  wie  viel  bei  der  Einnahme 
cur  Erfüllung  des  Etats  noch  fehlt,  oder  wieviel  gegen  denselben  mehr  ein- 

S kommen  ist,  und       2.  wie  viel  bei  der  Ausgabe  unter  jedem  Titel  und 
1er  Abtheilung  noch  disponibel  bleibt,  und  mithin  zu  den  im  Etat  bestimm- 
ten Zwecken,  ohne  Genehmigung  einzuholen,  noch  verwendet  werden  kann. 

§.  12.  Das  Journal  muls  so  oft  abgeschlossen  werden,  als  sich  die 
Caasenverwaltnng  von  der  Richtigkeit  der  Gasse  und  des  Bestandes  fiber- 
lengen  will,  welches  wenigstens  am  Schlufe  eines  jeden  Monats  geschehen 
muä.  Das  Manual  hingegen  darf  nur  alle  3  Monate  behufs  der  Anfertigung 
des  Qnartalextracts  (§.  26)  abgeschlossen  werden. 

f.  13.  Das  Eintragen  in  die  Gassenbücher  mufs  so  ausführlich  nnd 
deutlich  geschehen,  dais  die  Bücher  auch  ohne  Beläge  die  nöthige  Auskunft 
g^wiüiren.  Besonders  mufe  bei  der  Ausgabe  zu  entnehmen  sein:  a)  der  Name 
QM  Ghsldempfängers,  b)  der  Gegenstand,  für  welchen  die  Auszahlung  er- 
folgt ist,  und  c)  auf  wessen  Anweisung,  wenn  die  Zahlung  nicht  etats- 
mäisig  ist,  d)  das  Datum  der  Quittung.  —  Auf  jeder  Quittung  mufs  die 
Seite  und  Numer  des  Journals  bemerkt  werden. 

§.  14.  Bei  der  Jahresrechnung  sind  nicht  nur  die  bei  Zufertignng  des 
£tat8  ertheilten  Vorschriften  genau  zu  befolgen,  sondern  es  ist  auch  dasjenige 
zu  beobachten,  was  vorstehend  §.  13,  von  a  bis  d,  vorgeschrieben  worden  ist 
Der  Einsendungstermin  wird  Mitte  Februar  jedes  Jahrs  festgesetzt  Die 
Rechnung  muls  in  duplo  eingereicht  werden,  damit  ein  vidimirtes  Exemplar 
zu  den  Gymnasienacten  remittirt  werden  kann.  Die  Beläge  zur  Jahresrech- 
nung  müssen  in  einem  besondem  Bande  geheftet  und  fortlaufend  nume- 
rirt  sein. 

§.  15.  Der  Etat  gereicht  dem  Rechnungsführer  zur  Richtschnur;  er  leistet 
die  Ausgaben  insofern  nach  dem  Etat,  als  derselbe  die  Empfänger  nnd  den 
zu  zahlenden  Betrag  bestimmt  ausdrückt,  z.  B.  Besoldungen.  Solche  Aus- 
gaben iber,  wozu  im  Etat  nur  ein  gewisser  Betrag  ausgeworfen  ist,  z.  B. 
auf  Unterrichtsmittel,  Utensilien,  Heizung  etc.  kann  der  Rechnungsführer  nur 
auf  Anweisung  des  Dir.  und  Gontroleurs  Zahlung  leisten.  Dergleichen  Zah- 
lungsanweisungen können  mit  kurzen  Worten  unter  die  betreff.  Liquidation 
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gesetzt  werden.  Zu  Gehaltsvorachnteahlnngen  ist  die  Cuaenverwaltuig 
auf  keine  Weise  berechtigt 

§.  16.  Die  Besoldnngen  an  die  oidentliohea  Lehrer  mflaeen  noeh  la 
demselben  Tage  aasgezahlt  werden,  wenn  die  vierteljfthrl.  Znschllaae  TOn  der 
Haupt-Schnlcasse  eingehen,  damit  nicht  solche  bedeutende  GMdbestiiide  in 
der  Casse  über  Nacht  liegen  bleiben  dflrfen. 

§.  17.  Da  die  Haupt-Institutencasae  wegen  der  monalL  CaasenrerisioiieB 
vor  dem  6.  jedes  Monats  keine  Geldversendungen  Yomehmen  kaim»  QoittDn- 
gen  aber  über  Gelder,  die  noch  nicht  bezahlt  worden,  bei  der  Gaase  nieht 
aufbewahrt  werden  dflrfen,  so  muls  die  OassenTerwaltung  die  Quittongea 
Aber  die  Zuschüsse  aus  der  kathol.  Haupt -Schulcasse  mem  eher  ak  nach 
dem  2.  des  Quartalmonats  absenden,  damit  sie  nicht  vor  dem  4.  hier  cia- 
treffen. 

§.  18.  Der  Rendant  darf  keine  Zahlung  leisten,  ohne  rieh  Quittung  da^ 
über  geben  zu  lassen.  Aus  jeder  Quittung  muii  deutlich  hervoiraieB: 
1.  der  Betrag,  welcher  mit  Worten  wiederholt  sein  muls:  2.  die  Gddsoite; 
8.  der  Gegenstand,  wofür  gezahlt  worden  ist;  4.  aas  Datum;  5.  der 
Ort,  der  Tag  und  das  Jahr  des  Geldempfangs:  6.  der  Name  und  Stand 
des  Creldempfängers.  Jede  Quittung  muls  auf  Gourantwerth  lauten,  indem 
die  Bücher  und  Rechnungen  auch  nur  in  Gourantwerth  geführt  weiden 
dürfen. 

In  den  Fällen,  wo  die  in  Nominalmünse  ausgestellten  Liquidationen  der 
Handwerker  etc.  nicht  leicht  umgeschrieben  werden  können,  muCs  von  der 
Cassenverwaltung  der  Betrag  in  Gourantwerth  unter  die  Liquidatioa  geeetst 
werden,  die  Assi^ation  der  Gassenverwaltung  sowie  die  Quittung  des 
Empfangers  muls  immer  in  Gourantwerth  lauten.  —  Quittungen  weiblieher 
Personen  müssen  von  einem  Geschlechtscurator  mit  unterschrieben  sein.  Ist 
der  Geldempfänger  des  Schreibens  unkundig,  so  muTs  er  mit  3  Krenien  unte^ 
seichnen ,  welche  aber  von  einem  glaubhaften  Mann  zu  bescheinigen  sind.  — 
Jede  Quittung  muls  von  demjenigen  ausgestellt  sein,  dem  die  Fordenmg, 
worüber  quittirt  werden  soll,  zusteht 

Sollten  Gelder  durch  einen  Dritten  in  £mp£uig  genommen  werden,  so 
mufe  sich  derselbe  durch  Vollmacht  von  Seiten  dfes  Empfangsbereehtigtei 
legitimiren  und  diese  Vollmacht  der  auszustellenden  Quittung  beigdegt 
werden. 

Ueber  diejenigen  Zahlungen,  welche  monatlich  oder  vierteljährlich  ge- 
leistet werden,  z.  B.  Besoldungen,  sind  jähriiche  Hauptquittungen  beizubringen 
und  letztere  mit  dem  gesetzlichen  Stempel  zu  versehen.  Es  werden  demnadi 
die  Besoldungsquittungen  im  Lauf  des  Jahrs  ohne  Stempel  ausgestellt  Bei 
den  Liquidationen  der  Handwerker  oder  Verkäufer  ohne  Ausn^me  des 
Standes  mufs  der  gesetzl.  Stempel  angewendet  sein,  wenn  die  Liquidatioa 
60  Thlr.  und  darüber  beträgt,  indem  sonst  der  Liouidant  in  die  geseteliebe 
Stempelstrafe  verfällt.  Wird  die  Quittung  unter  oie  mit  Stempel  versebene 
Liquidation  gesetzt,  so  bedarf  es  keines  Stempels  weiter  zur  Quittung.  Wird 
aber  die  Quittung  auf  einem  besondem  Bogen  ausgestellt,  so  muis  auch  m 
dieser  der  gesetzliche  Stempel  angewendet  werden. 

§.  19.  Ehe  Zahlung  geleistet  wird,  mufs  der  Rechnungsführer  die  Liqui- 
dationen in  calculo  prüfen,  damit  bei  der  Revision  der  Jahresreohnung  nkbt 
Monita  entstehen. 

§.  20.  Solche  Ausgaben,  wozu  unsre  Genehmigung  erforderlich  ist,  und 
worüber  die  Generalverfügung  bei  Zufertigung  des  Etats  das  Nähere  enthalt, 
darf  der  Rechnungsführer  nicht  eher  Zahlung  leisten,  als  bis  ihm  die  zur 
Justification  der  JahresrechnuDg  erforderliche  Genehmigung  entweder  in  der 
Ur-  oder  in  beglaubigter  Abschrift  zugesteUt  worden  ist. 

§.  21.  Damit  die  unter  3fachem  Beschlufs  befindliche  Gasse  nicht  bei 
jeder  kleinen  Auszahlung  eröffnet  werden  darf,  kann  dem  Rechnungsführer 
zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  ein  verhältnifismälsiger  Betrag,  etwa 
von  20  bis  50  Thlr.  eingehändigt  werden,  und  wird  der  Betrag  emeoert, 
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sobald  dmeh  das  Journal  and  die  Beläge  die  Verwendnng  dee  frOhern  Be- 
trages nadbgewiesen  worden  ist. 

f.  22.  Die  Schulgelder  nach  dem  hohem  und  niedem  Satz  werden  nach 
den  ergangenen  Bestimmnngen  yierteljährlich  im  vorans  erhoben;  doch  steht 
es  den  Schülern  frei,  die  Schulgelder  auf  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  im 
voraos  an  bezahlen.  £ine  Zurückzahlung  des  eriegten  und  in  die  Cassenbücher 
eingetragnen  Schulgelds  findet  nicht  Statt  Die  von  den  ärmeren  Schülern 
zu  entrichtenden»  bisher  schon  immer  üblich  gewesenen  Holz-  und  Zeichn- 
gelder müssen  wie  bisher  jährlich  im  voraus  auf  einmal  zu  Anfang  des 
S^uljahrs  oder  bei  neu  aufgenommenen  Schülern  bei  dem  ersten  SchulMsuch 
entrichtet  werden.  Nur  als  Ausnahme  kOnnen  mit  Genehmigung  dee  Dir. 
dergleichen  Beiträge  halbjährlich  bezahlt  werden.  Ohne  Genehmigung  des 
Dir.  sind  weder  Schulgelaer  zu  stunden  noch  zu  erlassen.  Bis  zum  Jabres- 
sobluis  müssen  alle  Reste  eingezogen  sein,  indem  bei  der  Jahresrechnung 
durchaus  keine  Reste  vorkommen  dürfen. 

§.  28.  In  das  Schulgelderregister  mufs  Jede  Zahlung  augenblicklich  ein- 
getragen und  auf  der,  dem  Schüler  zu  ertheüenden  Quittung,  welcher  letztre 
dem  Gontroleur  zur  Hitzeichnung  praesentiren  muls,  die  Nuroer,  unter  welcher 
der  Betrag  in  dem  Schulgelderregister  eingetragen  worden  ist,  bemerkt  wer- 
den. Der  Gontroleur  muls  diese  Numer  in  das  Gegenbuch  eintragen.  §.  24. 
Da  die  Gassen-  und  Rechnungsführung  nach  dem  Kalenderjahr  geschi^t,  so 
sind  diejenigen  Schulgelder,  welche  zu  Anfang  des  Schuljahrs  (Anf.  October) 
auf  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  im  voraus  entrichtet  werden,  dergestalt  zu 
tfaeilen,  dals  in  das  Schulgelderregister  des  laufenden  Jahrs  der  Betrag  Ahr 
die  3  Monate  October,  November  und  December,  der  Rest  aber  in  das  Re- 
gister des  folgenden  Jahrs  eingetragen  wird.  Dergleichen  für  das  folgende 
Jahr  eingekommene  Schulgelder  müssen  in  der  Gasse  abgesondert  aufbewahrt 
und  in  dem  Gassenextract  pro  4.  Quartal  der  Betrag  nachrichtlich  angefahrt 
werden.  Die  Holz-  und  Zeichngelder  kommen  ganz  in  das  Register  des 
laufenden  Jahrs,  sie  mögen  auf  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  bezahlt  wor- 
den sein. 

§.  25.  Wenn  grOisere  Baureparaturen  bei  den  Gymnasialgebäuden,  deren 
Küsten  aus  dem  kiUh.  Haupt-Schulfonds  zu  bestreiten  sind,  nicht  in  Entreprise 
gegeben,  sondern  auf  Rechnung  ausgeführt  werden,  und  die  Auszahlung  sowie 
die  Berechnung  der  Gelder  der  Gymnasien-Gassenverwaltung  übertragen  wor- 
den ist,  so  mu(s  darüber  auf  Grund  des  Anschlags  ein  besondres  Journal  und 
Manual  geführt  und  auf  Grund  des  letztem  die  vorschriftsmäisige  Baurech« 
nang  gefertigt  werden,  welche  nach  Vollendung  des  Baus  und  nach  erfolgter 
Abimhme  des  letztem  mit  dem  Attest  des  Baurespicienten  versehen  an  das 
K.  Gonsistorium  eingereicht  werden  muls,  damit  die  Baurecbnung  der  kathol. 
Haupt-Schulcasse  zur  Jnstification  ihrer  Hauptreohnung  zugefertigt  werden 
kann.  Bei  der  Gymnasienrechnung  muls  ante  lineam  der  auf  dergleichen 
grOisere  Reparaturen  verwendete  Betrag  nachrichtlich  bemerkt  werden. 

§.  26.  Am  Schlufs  eines  jeden  Quartals,  nämlich  Ende  März,  Juni,  Sep- 
tember und  December,  muls  auf  Grund  des  abgeschlolsnen  Manuals  (§.  8)  ein 
Quartalextract  gefertigt  und  dem  Dir.  zur  Bestimmung  der  abzuhaltenden 
Cassenrevision  zugestellt  werden.  Wenn  der  Gontroleur  die  Bücher  (§.  8) 
sowie  den  Extract  in  calculo  geprüft  hat,  müssen  der  Dir.  und  Gontroleur 
mit  Zuziehung  des  Rechnungsführers  eine  förmliche  Revision  der  Gasse  ab- 
haken. Es  werden  nämlich  die  nach  den  Gassenbüchera  und  dem  Extract 
sich  ergebenden  Goldbestände  nachgesehen,  die  Bücher  mit  den  Belägen 
für  die  letzten  3  Monate  sowie  der  Extract  mit  dem  Manual  verglichen.  Die 
befündne  Richtigkeit  wird  in  den  Büchem  sowie  in  dem  Extract  von  dem 
Dir.  und  Gontroleur  bescheinigt.  Ueber  den  Befund  der  Gasse  überhaupt 
wird  eine  kurze  Verhandlung  aufgenommen,  welche  in  ein  dazu  besonders 
zu  haltendes  Buch  niedergeschrieben  werden  kann.  Hat  sich  bei  der 
Cassenrevision  nidits  zu  erinnern  gefiinden»  so  wird  dieses  bei  Einreichung 
des  Extraots  angezeigt,  im  entgegengesetzten  Fall  mab  ein  Duplicat  der  Re- 
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viBionsverhandlnng  eingereicht  werden.  §.  27.  Die  CmaaenreviBion  miEi 
bis  Eum  3.  des  folgenden  Monats  abgehalten ,  darf  aber  auf  ketnen  Fall  bis 
sum  Eingang  der  Zuschüsse  aus  der  Haupt- Schulcaase  fBr  das  nichsta  QnarUl 
verschoben  werden.  Der  Casseneztract  muis  bis  sum  lOten  des  folgenden 
Monats  hier  eingehen. 

§.  28.  Der  Cassenverwaltnng  ist  es  lediglieh  überlassen,  sich  anefa  dnrdi 
außerordentliche  Revisionen  von  der  Kichtigkeit  der  Casse  sn  fibersengea. 

§.  29.  Wenn  der  Cassenverwaltnng  andere  Gelder  snr  Berechnung  über 
lassen  werden,  z.  B.  Baugelder,  so  moOi  das  darüber  geführte  Jonnial  ((.  85} 

geichseitig  abgeschlossen  und  nach  den  Belägen  revidirt,  sowie  die  Bau-  pp. 
elderbestände  nachgesehen  werden.  In  der  über  die  Caasenrevision  anf- 
genommnen  Verhandlong  ist  über  den  Befund  das  NOthige  su  bemorken. 

§.  30.  Damit  im  folgenden  Jahr  für  das  vergangne  nicht  Nacbtragsex- 
tracte  angefertigt  werden  dürfen,  wodurch  die  Gassen-  und  Rechnungsgesehifts 
sich  nur  unnöthigerweise  vervielfältigen  würden,  ist  darauf  za  halten,  dab 
alle  in  das  laufende  Jahr  gehörende  Ausgaben,  besonders  aber  die  Ausgaben 
für  Lehrmittel  und  Heizung  spätestens  bis  Mitte  December  beatritten  wuden, 
so  dais  Ende  December  die  Casse  finaliter  abgeschlossen  und  der  Eitnet 
pro  4.  Quartal  mit  der  Jahresrechnung  genau  übereinstimmen  kann. 

§.  31.  Die  von  dem  Rechnungsführer  gefertigte  Jahreerechnang  mnli^ 
ehe  sie  zur  Revision  eingereicht  wird,  von  dem  Dir.  und  Contvoleur  abge- 
nommen werden.  Die  Abnahme  besteht  darin,  dais  die  Rechnung,  welche 
suvor  von  dem  Controleur  in  calculo  revidirt  werden  muia,  nach  den  Belägen 
Post  für  Post  genau  durchgegangen  wird.  Die  bei  der  Abnahme  gefundenen 
Mängel  müssen  sofort  erledigt  werden.  Was  nicht  mehr  lu  beheben  iit, 
B.  B.  Rechnnngsfehler,  welche  eine  Abänderung  der  Caasenbflcher  snr  Fdlge 
haben  würden,  die  aber  nach  erfolgtem  Absohluls  nicht  melir  abgeändert 
werden  dürfen,  wird  in  das  mit  der  Rechnung  einzureichende  Abmuimepro- 
tokoU  aufgenommen.  Demnächst  wird  die  Rechnung  in  Beziehung  auf  dss 
Abnahmeprotokoll  mit  dem  Attest  versehen. 

§.  32.  Die  Gymnasiencassen-  und  Rechnungsachen  müssen  gut  aufbe- 
wahrt und  über  die  verschiedenen  Gegenstände  besondere  Acten  angelegt 
und  fortgeführt  werden.  Ueber  nachstehende  Gegenstände  müssen,  wenn 
es  nicht  schon  geschehen  sein  sollte,  ungesäumt  Acten  angelegt  werden: 
1.  Von  Errichtung  der  Gymnasien-Cassenverwaltung,  deren  Instruction,  Wahl 
der  Mitglieder  etc.;  2.  von  Anfertigung  der  Etataentwürfe  und  der  des- 
halb ertheilten  Yorschriften ;  3.  von  Einsendung  der  Jahresrechnnngeo, 
Beantwortung  der  Revisionsprotokolle  etc.;  4.  von  Einführung  eines  Schul- 
gelds, Einsendung  der  Schulgeldernachweisungen  und  Uebersichten;  5.  von 
Cassenrevisionen ,  Einsendung  der  Extracte  etc.  u.  s.  w.  •—  Die  Führung  der 
Registratur  der  Cassenverwaltnng  liegt  dem  Controleur  ob. 

§.  33.  Wenn  vom  K.  Consistorium  Verfügungen  erlassen  werden,  welche 
zur  Justification  der  Jahresrechnung  den  Belägen  beigefügt  werden  müssen, 
so  ist  zu  den  betreff.  Acten  eine  beglaubigte  Abschrift  zu  nehmen,  weil  die 
Rechnun^sbeläge  der  Cassenverwaltnng  nicht  remittirt  werden.  Ergehen 
an  den  Dir.  Verfügungen,  deren  Inhalt  nur  theilweise  die  äufeeren  Angelegen- 
heiten des  Gymnasiums  und  besonders  Cassen-  und  Rechnungsangelegenheiten 
betrefifen,  mitbin  die  Verfügungen  selbst  zur  Registratur  des  Dir.  gehören, 
so  mufs  derselbe  einen  Auszug  zu  den  Acten  der  Cassenverwaltung  fertigen 
bissen.^        Breslau.   E.  Consistorium  für  Schlesien  >). 

Die  Ueberaahme  von  Nebenämtern  aufserhalb  der  Schnle 
kann  den  Lehrern  nicht  unbedingt  untersagt  werden.   Sie  bedürfen  aber 

^)  An  die  St«lIo  dos  Consistoriums  ist  das  E.  Fror.  SchulcoUegium  getreten, 
welches  die  Cassen  jährlich  einmal  durch  einen  CommiBsariuB  aolBerordentlich  rert- 
diren  und  darüber  ein  Protokoll  aufnehmen  l&Ist.  Commissariiia  iat  in  der  Begd 
der  Schuiratb. 
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daEU  der  Zustimmung  jedenfalls  des  Directors  der  Schnle,  welcher  mei- 
stens auch  noch  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  AnfsichtsbehOrde 
einzuholen  hat;  vrgl.  die  obigen  Dienstinstructionen.  Letztre  ertheilt 
die  ErlanlMiils  zar  Annahme  eines  Nebenamts  nur  auf  Widerruf ,  oder 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit,  oder  fUr  ein  bestimmtes,  nach  Ablauf  einer 
gewissen  Zeit  von  selbst  endendes  Geschäft,  ohne  dafo  wegen  des  unter 
▼eränderten  Umständen  erfolgenden  Widerrufs  ein  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung für  die  verlorenen  Emolumente  des  Nebenamts  anerkannt 
werden  kann. 

C.  0.  V.  13.  Juli  1839  (G.  S.  p.  235  ff.):  „§.  1.  Kein  Staatsbeamter  darf 
ein  Nebenamt  oder  eine  Nebenbeschäftigung,  mit  welcher  eine  fortlaufende 
Bemuneration  verbunden  ist,  ohne  vorgängige  ausdrfickliche  Genehmigung 
derjenigen  Centralbehörden  übernehmen,  welchen  das  Haupt-  und  das  Neben- 
amt untergeben  sind.  §.  5.  Alle  Einnahmen  und  Emolumente ,  welche  ein 
Beamter  aulser  dem  mit  seinem  Hauptamt  vcrbundnen  EiDkommen  aus 
Staats-,  Instituten-,  Corporations -  oder  anderen  Gassen  und  Fonds  bezieht, 
müssen  in  demjenigen  Etat,  worin  das  Hauptamt  aufgeführt  ist,  genau  vor 
der  Linie  vermerkt  werden." 

Nach  der  0. 0.  v.  25.  Juli  1840  findet  die  C.  0.  v.  13.  Juli  1839  di- 
recte  Anwendung  zwar  nur  auf  unmittelbare  Staatsbeamte^), 
mithin  auf  Directoren  und  Lehrer  an  allen  ünterrichtsanstalten  kOnigl. 
Patronats.  Jedoch  sind  die  darin  enthaltenen  Vorschriften,  insbesondre 
über  die  Nothwendigkeit  der  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  für  das 
Hauptamt,  über  die  Widermflichkeit  dieser  Zustimmung  und  über  die 
Etatisirnng  der  Nebeneinnahmen  auch  für  die  üebernahme  von  Neben- 
Imtem  seitens  der  Directoren  und  Lehrer  an  den  Schulen  nicht  kOnigl. 
Patronats  mafsgebend. 

C.  Verf.  V.  31.  Octb.  1841;  „Es  sind  Allerh.  Orts  dnrch  Befehle  v. 
14.  Jan.  1833  und  25.  Aug.  1841  nähere  Bestimmungen  darüber  erlassen  wor- 
den, unter  welchen  Bedingungen  die  Uebertragung  eines  Staatsamts  oder 
eines  andern  Nebenamts  auf  einen  Geistlichen  zu  gestatten,  nnd  in  welcher 
Weise  das  Interesse  der  Kirchenpatrone  und  der  Pfarrgemeinden  dabei  zu 
berücksichtigen  ist  Gleichzeitig  ist  Allerh.  Orts  anbefohlen,  daft  eben  diese 
Bestimmungen  auch  auf  Lehrer  an  Öffentlichen  Schulen,  die  einem 
Privatpatronat  unterworfen  sind,  Anwendung  finden  sollen. 

Die  K.  Regierung  erhält  anliegend  (a)  Abschrift  eines  an  die  E.  Con- 
ristorien  erlafsnen  Circnlars,  in  welchem  die  in  solchen  Fällen  zu  berück- 
sichtigenden Puncto  näher  entwickelt  sind,  mit  dem  Auftrag,  nach  den  da- 
selbst vorgeschriebenen  Grundsätzen  nnd  den  Vorschriften  der  A.  K.  C.  0.  v. 
13.  Juli  1^9  (s.  oben),  auch  in  Ansehung  der  ihrer  Aufsicht  unterworfe- 
nen öffentlichen  Lehrer  zu  verfahren.  Die  Befugnisse,  welche  in  Ansehung 
der  Geistiichen  den  K.  Consistorien  übertragen  sind,  werden  in  Ansehung 
der  öffentl.  Lehrer  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  von  den  K.  Prov.  Schul- 
eoUegien  und  Regierungen  ausgeübt.*' 

(a)  C.  Verf.  an  die  K.  Consistorien  v.  3L  Octb.  1841:  „Auf  Ver- 
anlassung einer  städtischen  Patronatsbehörde  ist  bereits  in  den  Jahren  1833 
nnd  1839  die  Frage  in  Anregung  gebracht  worden: 

Ob  ein  Geistlicher  znr  Annahme  eines,  neben  seinem  Seelsorgeramt  ihm 
übertragnen  Staatsamts  oder  eines  andern  Nebenamts  der  vorgängigen  Ge- 

>)  Unmittelbftre  und  mittelbare  Staatsdiener:  A.L.R.  Th.II  Tit.  10 
!•  68.  „Alle  Beamte  des  Staats,  welche  zum  Militairstande  nicht  gehören,  sind  un- 
ter der  allgemeinen  Benennung  ron  Cirilbedienten  begriffen.  §.  69.  Dergleichen 
Beamte  stehen  entweder  in  unmittelbaren  Diensten  des  Staats,  oder  gewisser  dem- 
selben lutergeordneter  Collegien,  Corporationen  und  Oemeinden.** 
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nebmi^ow  dts  Kii«lHPiMtraB|.bedllir6  und  ob  letetrer  befty*  mI,  «m  Ot. 
aehmigODf  in  im  Vooaftkm  #m  OfiMtoheB  Ar  kMUttbn  Jm$^  MmüffkAWk 
Yonabefaalteii;  sowie,  wdcbe  Vorkahniagsni  sa  tram  idfliii  ni  n  vw- 
Mten,  daft  ein  Odstilcaier  dnrdi  dergieiölien  mIkinffMgß  A«Mler.MiBe« 
idlefaBten  Beraf  entfremdM  itede  nnd  dei  jhterbfe  feiner  UrdL  i 
Awarnnr  leide. 

^^>eB  KMgs  Mai.  lieben  anf  einen  Berieht 
A.  a  0.  V.  14.  Jan.  188S  in  bee&immen  gerabt: 

Dalli  der  Kirehenpatron  niebt  beftigt  eeL  den  yöeaüonen  der  < 
die  Nichtannabme  Ton  Staatsimtem  als  Bedingung  befanifttfen,  oder  db 
GeietUoben  durch  besondere  Beverae  Tor  Antritt  des  Fflmramts.  dasa  m  w> 
pflichten.  Dagegen  kDnne  das  Recht  und  die  ObUegenlieit  desMlben  sieht  bi- 
iwdfelt  werden,  dahln%i  sehen,  dafo  die  Sedsom  und  die  AnWdit  aaf  dsi 
Sehdweeen  in  den  Pfiurrgemeiiden  von  den  QeCmehen  nidit  TemaehttH%l 
werde.  Wenn  er  eine  Versäumnift  hierin  wahrnehme,  so  habe  ar  aolebe  arf 
.dem  gesetslicb  voigeschriebnen  Wege  bei  der  voigeseWen  BelHMe  am- 
aeigen  nnd  Remedur  naehinsnchen,  welche  nach  Toniagiger  EiuilUeimf  dv 
Thatsachen  an  veranlassen  seL  I&vebe  sich  bei  dieser  üntersoebiiaCi  dsb 
die  Beschwerde  durdi  die  Besohlftignng  des  Gelsflichen  in  der  fHaalsi« 
waUnng  Terursacht  werde,  nnd  lasse  sie  sich  auf  andre  Weiae,  etwm  danl 
efaien  Personenwechsel  oder  durch  Erleiehteniug  in  den  Aibenen  «MC  «• 
ledigen,  so  sei  es  eben  so  billig  als  gerecht^  dam  fibr  die  Oselaesge  oi  Sshsl* 
eatuoht  in  den  PCurtgemeinden  eine  AnshflUb  anf  Kosten  dee  &" 
werde.  Hienach  sei  in  voricommenden  FUen  an  variUirsn.  nnd  m 
Anweisung  des  erforderlichen  Kostenaufwands  bedllifo^  oarilbor  : 

Anf  einen  spitem  Bericht  des  K.  Ffttinjfim^nHterinm#  F 
K^.  durch  A.  G.  O.r.  25;  Aug.  d.  J.  an  entsdieiden  geruht: 

•  Dals  den  KIrehenpatronen  ttberliftttpt  nidit  geetiStet  werden  UUn^kd^ 
Voeatlonen  der  von  ihnen  bernfcnen  ddstliehen  besdninkende  Bediigiiagsn  li 
Betreff  der  Uebemahme  von  Ndienimtem  nnd  BeechtfHgnngnB  ein 

und,  in  Folge  der  bi  der  Ordre  v.  14.  Jan.  1888  wegen  der  Ue 
von  Staats&mtem  sdtens  der  Geistlichen  getroflbnen  Bestiaunnag 
feetausetaen: 

Dals  ein  Geistlicher  du  aadrea  Nebenamt  als  ehi  kffniri.  Amt  vmt  i 
Genehmigung  des  Prov.  Consistoriums  flbemehmen  dtirfe,  wdcbea  daiflber  i 
vor  den  Patron  und  den  Kirchenvorstand  der  Gemeinde  mit  iluren  C 
au  hOren  habe.  Auch  sollten  die  Consistorien,  ndt  Vortidialt  den 
an  den  Minister  der  gdstL  etc.  Anglgh.^  darOber  entscheiden,  ob  «mv  vi 
dnem  Nebenamt  su  beauftragende  Ghustlicke  dner  HUlfe  oder  SteIhreKtntng 
in  seinem  Hauptamt  bedflrfo,  nnd  wdche  Vergeltnng  dafHr,  and  aoa  wdshsa 
Mitteln  dieselbe  zu  gewähren  ad;  wobd  jedoch  aus  der  Uebertrsguff  eiasi 
Nebenamts  an  dnen  Geistlichen  dem  Panron  niemals  gfiktt  Ldaftoagea  sli 
die  bisherigen  wider  seinen  Willen  augemuthet  woden  dürften. 

Des  Königs  Mig.  haben  mich  zugleich  beanffaragt.  die  Coaaialoriea  voa 
diesen  Bestimmungen  in  Kenntnils  zu  setzen,  nnd  dfosdben  flbar  die,  W 
Genehmigung  der  Uebemahme  von  Nebenfimtem  seitens  dar  Gdatlicbsn  a- 
zuwendenden  Grundsätze,  wie  solche  in  dem  Sr.  Mij.  eiatatteten  Yortrag  a- 
gedeutet  waren,  mit  näherer  Belehrung  zu  versehen. 

Aus  diesen  mitgetheilten  Allerh.  Bestimmungen  eigid)t  dch  Tm^tHt 
dals  die  Aufnahme  einer  beschränkenden  Clansei  wegen  der 
Uebemahme  von  Nebenämtern  irgend  einer  Art  In  die  Yoea* 
tionen  der  Geistlichen  oder  die  Ausstellung  besonderer  Beverse 
hierflber  bei  deren  Amtsantritt  unzulässig  und  wirknnraloa  ist 

Die  Uebertragung  eines  Amts  des  Kirchenregiments  auf  ebMn  OsisÜichBSb 
wie  z.  B.  der  Snperinteadentur,  des  Amts  als  Consistoriabalh  n.  a.  w.  geht  hi 

S leicher  Weise  wie  bisher  von  den  dazu  ermächtigten  BebOrdea  aaa,  and  sfaii 
ieselben  in  der  Auswahl  der  ausgezeichnetsten  imd  verdieateal 
nicht  beschränkt   Dem  Patron  oder  der  Gemdade  aleht  ein 
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recht  gegen  die  firneiinang  ihres  Pfarrers  zu  einem  solehen  Amt  nicht  zu. 
Eigieht  sich  aber,  dais  üa  solcher  Geistlicher  durdi  die  Pflichten  seines  kir- 
chenreg^mentl.  Amts  zu  sehr  in  Anspruch  genommen,  den  Angelegenheiten 
seiner  Pfarrgemeinde  nicht  mehr  die  erforaerliche  Sorgfalt  zu  widmen  im 
Stande  ist,  so  hat  das  K.  Consistorium  auf  Anmfbn  des  Patrons  oder  der 
Gemeinde,  zunächst  zu  prflfen,  ob  auf  irgend  eine  Weise  eine  Gesehäfber- 
leichtemng  fDr  den  Geisuiohen  bewirkt  werden  kann,  und  wenn  dieses  nicht 
der  Fall  ist,  zu  bestimmen: 

1.  in  welchem  Umfang  eine  Aushfllfe  oder  eine  Stellvertretung  fUr  den 
Geistlichen  erforderlich,  2.  welche  Remuneration  dafRr  au  gewähren  ist. 
Den  Betheiligten  bleibt  wegen  dieser  Entscheidung  der  Recurs  an  mich  vor- 
behalten. Wegen  der  Beschaffung  der  erforderl.  Remuneration  aus  Staats« 
ionds  ist,  sofern  nicht  darüber  etwa  ein  freiwilliges  Abkommen  mit  dem  zu 
vertretenden  Geistlichen  selbst  geschlossen  werden  kann,  an  mich  zu  berichten. 

Was  die  üebemahme  von  anderen  Aemtem  durch  einen  Geistlichen  an- 
betrifft, so  steht  den  Patronen  und  Gemeinden  auch  in  dieser  Beziehung  ein 
unbedingtes  Recht  des  Widerspruchs  nicht  zu.  Der  Geistliche  aber,  welchem 
ein  solches  Nebenamt  angetragen  wird,  und  welcher  zu  dessen  Üebemahme 
geneigt  ist,  hat  zu  diesem  Behuf  zuvor  die  Erlaubnils  des  ihm  vorgesetzten 
Consistorlums  nachzusuchen.  Das  Consistorium  hat  sodann  den  Patron  und 
die  Vorsteher  der  Pfarrgemeinde  darüber  zu  hören,  und  die  von  denselben 
etwa  vorzubringenden  Gründe  des  Widerspruchs  näher  zu  prüfen.  Nach  Be- 
fund derselben  ist  diese  Erlaubnils  zu  ertheilen  oder  zu  versagen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  den  Geistlichen  nur  die  Üebemahme 
solcher  Nebenämter  ^tattet  werden  kann,  deren  Ausrichtung  dem  Amt  und 
der  Würde  eines  Geistlichen  keinen  Eintrag  thut  Als  angemelsne  Beschäf- 
tigungen werden  hier  beispielsweise  erwähnt:  die  ErtheUung  von  Religions- 
unterricht in  öffentlichen  oder  Privatschulen,  die  Thcilnahme  an  der  Verwal- 
tung von  Armencassen  und  milden  Stiftungen  u.  s.  w. 

Es  wird  femer  festzuhalten  sein,  dals  die  Beschäftigung  in  einem  Neben- 
amt den  Geistlichen  seinem  nächsten  Beruf,  als  Seelsorger  für  das  geistige 
Wohl  seiner  Gemeine  zu  wirken,  nicht  entfremden  darf.  Zeitraubende  Neben- 
beschäftigungen können  daher  in  der  Re^el  sokshen  Geistlichen  nicht  gestattet 
werden,  welche  entweder  in  ihrer  Gememde  allein  stehen,  oder  denen  doch 
die  Pflicht  der  Seelsorge  vorzugsweise  obliegt.  Ucberhaupt  wird  um  der  Be- 
schäftigung eines  Geistlichen  in  einem  Neoenamt  willen,  aulser  den  oben 
bezeichneten  Aemtem,  die  sich  auf  eine  Ausübung  des  Eirchenregiments  be- 
ziehen, eine  Vertretung  oder  Aushülfe  in  seinem  eigentlichen,  kirchlichen 
Beruf  nidit  leicht  zu  gestatten  sein.  Sollte  durch  besondere  örtliche  Verhält- 
nisse ausnahmsweise  eine  Abweichung  von  dieser  Regel  motivirt  werden,  so 
liegt  es  dem  K.  Consistorium  ob,  gleichzeitig  für  die  Anordnung  einer  aus- 
reichenden Beihülfe  oder  Stellvertretung  zu  sorgen,  deren  Kosten  jedoch  in 
diesem  Fall  weder  aus  Staatsfonds  zu  entnehmen  sind,  noch  auch  dem  Patron 
oder  den  Gemeinden  angemnthet  werden  dürfen.  Vielmehr  wird  es  dem  Geist- 
lichen selbst,  oder  der  Anstalt,  welche  seine  Hülfe  erbittet,  obliegen,  die  Mittel 
zur  Besoldung  eines  Stellvertreters  aufzubringen. 

Endlich  ist  bereits  durch  das  Gesetz  v.  13.  Juli  1839  ( s.  p.  247)  vorge- 
Bobrieben,  dafs  die  vorgesetzte  Behörde  die  Erlaubnifs  zur  Annahme  eines  Neben- 
amts nur  auf  Widerruf,  oder  doch  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit,  oder  ftir  ein 
bestimmtes,  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  von  selbst  endendes  Geschäft, 
za  ertheilen  hat,  ohne  dals  wegen  des,  unter  veränderten  Umständen  erfol- 
genden Widermfs  ein  Ansprach  auf  Entschädigung  für  die  verlorenen  Emolu- 
mente  des  Nebenamts  anerkannt  werden  kann.  Ist  mit  dem  Amt  des  Geist- 
lichen unmittelbar  noch  eine  andre  Beschäftigung,  als  was  zunächst  dazu  ge- 
hört, z.  B.  die  Verwaltung  kirchlicher  Armencassen,  verbunden,  so  fallt  die 
Nothwendigkeit  einer  besondera  ErUubnÜs  hiezu  von  selbst  fort 

Nach  diesen  Grandsätzen  hat  das  K.  Conaistorium  in  vorkommenden 
Fällen  au  verfahren.'' 
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Zur  üebernahme  von  Functionen  bei  der  ttidtisehea  Oe- 
meindeverwaltung  ist  fUr  Lehrer  die  Genehmigung  ihrer  Torgeeeli- 
ten  Dienstbehörde  erforderlich. 

C.  Verf.  V.  24.  Febr.  1851:  „Die  Herren  Minister  des  Innern  nndder 
Finanzen  haben  sich  in  dem  im  10.  Stück  des  Min.  Blatts  fSr  1860  abge- 
druckten Erlais  an  den  H.  0.  Praesidenten  der  Rhehnprovinx  y.  7.  Noyb.  y.  J. 
dahin  ansge sprechen »  dafs  für  Staatsbeamte  zur  Üebernahme  yon  FnnctioMi 
bei  der  neuen  Gemeindeverwaltung  die  Genehmigung  der  vorgeaetsten  Dienst- 
behörde erforderlich  sei.  Ich  erkläre  mich  hiemit  einverstanden  und  veranlasM 
die  E.  Regiernng,  demgemäß  auch  hinsichtlich  der  Beamten  meines  Ressoiti 
zu  verfahren." 

Min.  Verf.  v.  23.  Apr.  1864:  —  „Lehrer  an  städt  Gymnasien  könnet 
für  Gemeindebeamte  im  Sinne  der  Städteordnung  y.  30.  Min  18^  nicht  ge- 
halten werden,  eine  Auffassung,  welche  auch  durch  §.  56  Nr.  6  der  Stidts- 
ordnung  unterstützt  wird,  und  mit  welcher  auch  das  K.  Minist,  des  Innen 
sich  wiederholt  einverstanden  erklärt  hat  Wenn  hienaeh  solche  Gymnasbl- 
lehror  an  sich  zu  Stadtverordneten  wählbar  sind,  so  ist  doch  ihr  Kiotritt  ii 
die  Stadtverordnetenversammlung  immer  von  dem  Dafürhalten  der  Anfricfals- 
behörde  abhängig,  «welche  ihre  Genehmigung  dazu  verweigem,  oder,  wen 
sich  aus  der  Tbeilnahme  eines  Lehrers  an  den  Geschäften  der  Stadtverord- 
netenversammlung Unzuträglichkeiten  ergeben,  zurücknehmen  kann." 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  in  Berlin  y.  14.  Jan!  1864: 
-Nach  einem  uns  von  dem  H.  Min.  unter  dem  23.  Apr.  d.  J.  sngefertigtei 
Rescript  ist  besonders  darauf  hingewiesen  worden,  dau  die  Lehrer  sämmt- 
licher  zu  unserm  Ressort  gehörenden  höheren  Unterrichtsanstalten  zn  ihren 
Eintritt  in  die  Stadtverordnetenversammlungen  der  besondem  dieaselügei 
Genehmigung  bedürfen. 

Obgleich  dieser  Grundsatz  keineswegs  neu  ist,  vielmehr  ans  den  liniit 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  niefst,  sina  doch  aneh  Jetzt  wkaor 
Fälle  vorgekommen,  in  denen  die  Einholung  der  Genehmigung  nntertÄiebea 
ist.  Wir  veranlassen  Sie  deshalb  bei  etwanigen  Wahlen  von  Lehrern  an  der 
Ihnen  untergebnen  Anstalt  zu  Stadtverordneten,  dieselben  zu  yeranlaseen, 
uns  das  von  Ihnen  mit  einer  gutachtl.  Aeufserung  zu  versehene  Gesuch  wegen 
Erthcilung  der  Genehmigung  unverzüglich  einzureichen.  Für  den  Fall  aber, 
da(s  Ihrer  Aufforderung  zn  diesem  Ende  nicht  sofort  Folge  geleistet  weiden 
sollte,  sehen  wir  Ihrer  besondern  Anzeige  von  der  Wahl  entgegen. ** 

Vormundschaften  brauchen  die  Lehrer  gemifs  der  Bestimmmiff 
des  A.  L.  R.  IL  Tit.  18.  §.  213  nur  über  Kinder  von  Verwandten  Ü4 

Amtsgenossen  zu  übernehmen. 

Tbeilnahme  an  den  PrUfungscommissionen  für  einjährige 

Freiwillige. 

C.  Verf.  des  Finanzministers  und  des  Min.  des  Innern  y.  7.  Mti 
18G0  (an  die  K.  Ober- Praesidenten):  „Als  aufserordentliche  von  deo  HE 
0.  Praesidenten  zu  ernennende  Mitglieder  der  Prüfungscommissionen  f^  ein- 
jährige Freiwillige  sind  in  §.  26  der  Instruction  v.  9.  Dcb.  1858  der  Director 
und  ein  Lehrer  oder  2  Lehrer  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  be- 
stimmt worden;  wogegen  die  durch  §.  4  der  Instruction  v.  21.  Jan.  1822  ge- 
troffne  Anordnung  der  Zuziehung  von  sachverstündigen  Männern  des  Ksif- 
manns-  und  Fabricautenstandes,  der  Landwirthschait,  sowie  des  Standes  der 
Künstler  und  kunstgerechten  Arbeiter  aufgehoben  ist. 

Da  den  bei  der  Prüfung  der  zum  einjährigen  freiwfll.  Militairdienst  sidi 
meldenden  jungen  Leute  als  Examinatoren  zuzuziehenden  Lehrern  eine  geseti- 
liche  Verpflichtung  zur  Mitwirkung  bei  dieser  Prflfting  nicht  obliegt,  so  ge- 
nehmigen wir  hiedurch,  dafs  den  gedachten  Lehrern  für  jeden  einMlnen  T^> 
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an  welchem  dieselben  bei  der  Prflibng  xngegen  gewesen  sind,  8  Thlr.  Prfifnn^ 
gebflhren  aus  dem  Eztraordinarium  der  betreff.  Regiemngs-Hiaptcasse  gewährt 
werden.    ' 

Ew.  pp.  ersuchen  wir  ergebenit,  das  Weitre  hienach  gefalligst  su  ver- 
anlassen, und  im  Interesse  der  Staatscasse  dahin  zu  wirken,  dafs  bei  den 
Prfifangscommissionen  Ihres  Verwaltungsbezirk^  die  Daner  der  Prüfung  auf 
das  ohne  Beeinträchtigung  des  Zwecks  der  Prüfung  zulässige  Minimum  der 
Tagezahl  beschränkt  werde.*' 

lieber  die  Stellvertretun^kosten  bei  Annahme  einer  Wahl  zum  Ab- 
geordnetenhause s.  Abschn.  VI. 

Bestimmungeii   über   Gesuche. 

Daft  die  Lehrer  fttr  ihre  Gesuche  an  die  vorgesetzte  Behörde  die 
Vermittelnng  des  Dlrectors  in  Anspruch  zu  nehmen  haben,  ist  in  den 
Lehrerinstmetionen  erinnert.  UnterstUtzungsgesuche  sind  nicht  un- 
mittelbar an  den  Minister,  sondern  an  die  Au^ichtsbehörde  der  Schule 
zu  richten. 

C.  Verf.  V.  22.  Jan.  1851:  ,,Die  K.  Regierungen  und  Prov.  SchulcoUegien 
sind  wiederholt  veranlafst  worden,  den  Lehrern  und  sämmtlichen  den  K. 
Prov.  Schnleollegien  untergeordneten,  zum  Ressort  des  diesseitigen  Min.  ge- 
hörigen Beamten  etc.  bemerklich  zu  machen,  dafs  Gesuche  um  Ünterstütautif- 
gen  etc.  nicht  direct  an  mich,  sondern  jedesmal  zunächst  an  die  vor- 
gesetzte Provinzialbehörde  gerichtet  werden  sollen,  welcher  dann  über- 
ussen  bleibt)  das  Gesuch  zu  prüfen,  und  nach  Befinden  der  Umstände  darauf 
zu  verfflgen,  eine  Unterstützung  aus  den  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Fonds 
m  bewilfigen,  oder  aus  Centraifonds  bei  mir  zu  beantragen  etc.  Gleichwohl 
gehen  noch  immer  zahlreiche  Gesuche  der  gedachten  Art  hier  unmittelbar 
ein,  welche  dann  der  betreff.  Provinzialbehörde  zngefertigt  werden  müssen. 
Zar  Vermeidung  dieses  Uebelstandes  veranlasse  ich  das  K.  Prov.  SchnlcolL, 
^e  Lehrer  und  die  betreff.  Beamten  ihres  Departements  auf  die  Eingangs 
erwähnten  Bestimmungen  zu  verweisen,  und  ihnen  die  Beachtung  derselben 
mit  dem  Bemerken  zur  Pflicht  zu  machen,  dafs  ich  keine  Unterstützung  be- 
willigen werde,  ohne  das  K.  Prov.  Schulcoll.  mit  Seinem  Gutachten  über  die 
Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  des  Bittstellers  vorher  gehört  zu  haben. 

Bei  dieser  Veranlassung  empfehle  ich  die  gewissenhafteste  und  sorgfäl- 
tigste Prüfung  der  UnterstUtzungsgesuche,  welche  sowohl  durch  die  Beschränkt- 
heit der  Fonds,  als  auch  durch  die  Rücksicht  auf  eine  gerechte  Vertheilung 
derselben  unabweisbar  geboten  ist.  Nur  solchen  Lehrern,  Beamten  etc.  können 
Unterstützungen  gewährt  werden,  welche  bei  tadclfreier  amtlicher  Führung 
und  anerkennenswerthen  Leistungen  sich  durch  ein  musterhaftes  Verhalten 
in  moralischer  und  politischer  Beziehung,  durch  Treue  gegen  den  König  und 
Gehorsam  gegen  die  Gesetze  auszeichnen,  eine  ordentliche  und  sparsame 
Wirthschaft  führen,  und  ohne  eigne  Schuld  in  Noth  gerathen  sind.  Dafs  die 
Festhaltung  dieses  Grundsatzes  die  bestimmte  Absicht  der  Behörde  ist,  wird  das 
K.  Prov.  Schulcoll.  den  Betheiligten  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnifs  bringen. 

Nach  gleichen  Grundsätzen  ist  in  allen  Fällen  zu  verfahren,  wo  es  sich 
am  eine  Anstellung  im  Staatsdienst,  Beförderung  zu  höherm  Rang,  Verieihung 
von  Orden  oder  Iltehi,  Versetzung  in  eine  besser  dotirte  Stelle,  Verieihung 
von  Gnadenpensionen,  Stipendien  etc.  handelt.  Aue  solche  Bewillignngen 
können  nur  solchen  Personen  zu  Theil  werden,  welche  sich  neben  der  ge- 
schäftlichen etc.  Qualification  durch  tadeUose,  moralische  und  politische  Hal- 
tnng,  durch  Treue  gegen  den  König  und  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  aus- 
zeichnen. 

Vor  jeder  Bewilligung  etc.  der  gedachten  Art  hat  das  K.  Prov.  Schnl- 
eoH  auf  zuverlässigem  Wege  über  die  Würdigkeit  des  BetheiUgten  in  allen 
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tonen  Badehugen  Kaehrielii  iiMnMieii  und  iu 
VmMiken,  daalft  bei  kftn%  aateMieBder  F"' 
dem  K.  Prav.  SchnloolL  ertheut  werden  kann. 

In  allen  AngelegenlMiten  der  gedadilen  Art  to.iwiihia— 
•Aeidmig  in  berichten  ist,  hat  daa  K.  FAnr.  Selwkoit^daa  Srfbi 
tonen  Beatohnngen  an  vermeiken,  da  der  Berieht  aonat  «ar  Bqpli 
Elekgehen  wOrde.  Bei  atten  Nadiweienngen,  «etohe  daa  K.  Fton 
Aber  die  von  demselben  verftgten  Aniälnngen»  TedteOlm  IM 

Sm  etc.  einreicht,  ist  ip  dem  Begleitniigaberlcht  an  beeehetaifaB^  daA  j 
e  Wllrdlgkeit  der  BetheiUgten  In  aOeii  oben  gedaehlen  BealehoMpeA  alfli 
erinnern  ist  Etwanige  Ausnahmen,  die  nur  ante  beeondera  dtnigaaden  ü» 
ständen  vorkommen  kOnnen,  sfaid  fUr  Jeden  einaelnen  Fall  apeeMl  aa  «- 
l&ntem. 

Die  conseqnente  Anwendung  dieses  yerfkhrens  wird,  wto  kh 


heilsame Einwiikang aaf dto Lehrer,  Beawtwi eta. HbsD, dasGvtaB 
Leichtsinnige  aber,  wdehe  in  gelhattiaschang  Aber  ihn  "  ' 

YITandel  befangen  idnd,  oder  sich  nicht  sorgflOQg  bed 

schlimmeren  Foilgen  einer  nieht  taddfrelen  FOhnnig  bewehren.* 

Urlaub. 

A.  L.  B.  Th.  IL  Tit  10.    §.  98.   ,,KeiR 
Anattbnng  aeinea  Amte  ihm  angawieaeneii  Wehaort  ohae  Ya 
Genehmignng  aetner  Yorgeaetaten  TeriaaaMi« 

§.  93.    Inwiefern  an  blofheii  Befaen  und  gaCfarujan^  of  ehe 
Zeitlang  die  ErlanbnUb  der  nnmittdbareii  oder  bMmeii 
erforderlich  sei,  ist  nacb  den  einer  Jeden  Claaae  von  Beamtam 
achriebenen  beaonderen  Q^aetaen  nad  Amtainatnettonea  m  ' 

Anh.  §.  124.    K.  OfiBcianten.  wetohe  ein  fremdea  Bad 
wollen,  mttasen  duroh  ein  medieiaiaehea  Atteat  beaelieinigen  F 
das  fremde  Bad  nur  Wiederheratellnng  ihrer  Geaandhett 
auch  kein  einheimisches  ebenso  geschickt  dann  mU* 

Die  Direetoren,  resp.  Bectoren,  der  höheren  Sehnten  afaid  aasl 
ihren  Dienstinstmetionen  befbgti  innerhalb  dea  Sohnlcnrana  den 
I^ehrern  bis  auf  8  Tage  Urlaub  au  ertheileni  aofem  eine  Yertratong 
derselben  möglich  ist  Fttr  längere  Zeit  ist  die  Genehmignng  daa  K.PMr. 
Schnlcolleginms,  resp.  der  K.  Begiemngi  erforderlich.  Wenn  Lehrer  in 
den  Ferien  verreisen  wolleni  so  haben  sie  dem  Dir.  dnvom  flninjp 
an  machen. 

Den  Directoren  selbst  ist  gestattet,  sich  in  drincenden  Fllea 
während  des  Schulcursus  bis  auf  4  l^ge  an  beurlauben  nnd  daeaVerl» 
ter  für  sich  zu  bestellen.  Fttr  eine  längere  Abwesenheit  bedttrfien  ato  dsr 
Genehmigung  ihrer  Aufsichtsbehörde;  und  bei  nicht  kdnigL  Anataüra 
mufs  anfserdem  dem  Patronaty  reap.  Cnratorinm  oder  EplM»nl|  jede 
derartige  Abwesenheit  angeaeigt  werden.  Wollen  sto  wihrend  dsr 
Ferien  verreisen,  so  l|aben  sie  dem  K.  Fror.  SehnleolL  ihren  Yeitraltf 
namhaft  zu  machen.  Vrgl.  p.  130, 145, 149, 161, 178, 179, 191,  SSI. 

Zu  Reisen  bis  auf  4  Wochen  aufserhalb  Landea  md  aaf 
6  Wochen  im  Inland  kann  der  Abtheilungadirigent  dar  K. Bcgis- 
rung  unter  Zustimmung  des  Praesidenten  an  B^unte  dea  B«drfca  Urtoak 
ertheilen;  ebenso  daa  K.  Prov.  SchnlcoUeginm  fttr  dto  Baamlen  asiasi 
Beasorts}  an  Beiaen  auf  6  Wochen  nnfterhalb  nnd  8  WMhen 
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ianerhalb  Landes  der  K.  Ober-Praesident  (OesehäftsanweiBung  für 
die  K.  Regierungen  ▼.  31.  Dcb.  1825).  Für  eine  IXngere  Zeitdauer  ist 
die  Oenehmigun|^  des  Hinisters  erforderlich. 

Der  Königlichen  Genehmigung,  welche  frtther  zu  einer  über  3 
Monate  dauernden  Reise  eines  Beamten  ins  Ausland  erforderlich 
war,  bedarf  es  jetst  nicht  mehr.  Die  betreflfenden  K.  G.  Ordres  (v. 
14.  Dcb.  1808  und  9.  Juni  1810)  sind  durch  die  Verordnung  ▼.  27.  Octb. 
1810  über  die  verXnderte  Verfassung  der  obersten  Staatsbehörden 
(6.  S.  ▼•  1810  p.  3  ff.)  auber  Geltung  gesetst,  indem  danach  die  Mi- 
nister in  ihrer  Verwaltung  auf  ihre  Verantwortlichkeit  verfügen,  und 
nur  in  bestimmten,  besonders  angefahrten  Fällen,  zu  denen  ürlaubs- 
bewilligungen  nicht  gehören, .  an  die  Genehmigung  Sr.  Maj.  des  Königs 
gebunden  sein  sollen.  In  üebereinstimmung  damit  steht  die  vorerwähnte 
G^schäftsanweisuDg  fUr  die  K.Regierungen  v.  31.  Dcb.  1825;  und  in 
demselben  Sinne  hat  sich  auch  das  K.  Staatsministerium  in  einem 
Schreiben  an  die  K.  0.  Rechnungskammer  v.  14.  Juli  1852  ansge- 
Bprochen. 

C.  Verf.  V.  4.  Jan.  1868:  „Die  In  Betreff  der  Beurlaubung  von  Lehrern 
höherer  UnterrichtsaDStalten  bestehenden  Vorschriften  will  ich  zur  Verminde- 
rung der  Berichterstattungen  dahin  modificiren,  da(s  von  Jetzt  an  ein  Urlaub 
wegen  Krankheit  auf  Grund  ärztlicher  Atteste  bis  aur  die  Dauer  eines  hal- 
ben Jahrs  von  den  K.  Prov.  Schulcoll.  selbständig  ertheilt  werden  ksnn.  Einer 
Berichterstattung  an  mich  bedarf  es  In  Zukunft  nur,  wenn  zur  Wiederher- 
stellung der  Gesundheit  eines  Lehrers  nach  ärztlicher  Vorschrift  mehr  als  ein 
halbes  Jahr,  oder  nach  Verlauf  eines  halben  Jahrs  eine  Verlängerung  des 
üriaubs  nöthig  Ist,  und  aulserdem.  wenn  bei  kOnigl.  Anstalten  aufseretats- 
välsige  Vertretungskosten  zu  genehmigen  sind.** 

Beschränkung  der  Urlaubsertheilung.  C.  Verf.  der  Mi- 
nister des  Innern  und  der  Finanzen  v.  11.  Juli  1851  an  sämmtl. 
Be^erungs-Praesidlen,  vom  Unterrichtsmin.  unter  dem  13.  Aug.  1851  den  Prae- 
aidien  der  K.  Prov.  8chulcollegien  zu  entsprechendem  Verfahren  mitgetheilt: 

„Durch  die  G.  Verf.  v.  81.  Mai  1847  Ist  auf  die  Nothwendigkeit  aufmerk- 
sam  gemacht  worden,  Beurlaubungen  der  Beamten  auf  längre  Dauer  mög- 
liehst zu  beschränken.  Diese  Verffi|^ng  hat  Indefs  nicht  den  gewünschten 
Erfolg  gehabt,  sondern  es  haben  die  Anträge  auf  Urlaubsertheilnngeu  zur 
Herstellung  der  Gesundheit,  vomämlich  Linderung  chronischer  Leiden,  auf 
6w0chentl.  Dauer,  auf  2  und  mehr  Monate,  ja  auf  */«  und  VC  Jahr,  um  nicht 
blos  specifische  Brunnen-  und  Badecuren  zu  unternehmen,  sondern  auch  zur 
Kachcur  und  Erholung  auf  Wochen  und  Monate  Reisen  zu  machen,  sich 
seitdem  noch  vermehrt  Durch  dergleichen  Beurlaubungen  sind  bisher  jeden 
Sommer  bis  spät  in  den  Herbst  hinein  Beamte  In  bedeutender  Anzahl  der 
Staatsverwaltung  entzogen  worden.  Diese  Gewohnheit  ist  um  so  nachthei- 
U|per  fUr  den  Dienst  Sr.  Maj.  des  Königs,  als  ohnehin  schon  die  Theilnahme 
vieler  Beamten  an  den  Kammersitzungen  und  den  Geschäften  anderer  re- 
praesentativen  Corporationen  dieselben  häufiger  als  ehemals  und  auf  längere 
Perioden  von  ihrer  eigentlichen  Berufsthätigkeit  entfernt  Einer  solchen 
Benachtheilignng  des  Dienstes  mufs  mit  Entschiedenheit  entgegengetreten 
werden. 

Bei  Uebemahme  eines  Amts  im  Königl.  Dienst  auf  Lebenszeit  geht 
der  Beamte  die  Pflicht  ein,  seine  ganze  Thätigkeit  diesem  Beruf  zu  widmen, 
nnd  nur  wirkliche  Krankheiten  und  unvermeidliche  Behinderungen  können 
einen  Anspruch  auf  Entbindung  vom  Dienst  begründen,  während  Beur- 
laubungen zur  Erholung  nur  aus  erheblichen  Billigkeitsrttcksichten ,  soweit 
das  Interesse  des  Dienstes  entweder  damit  übereinstimmt  oder  wenigstens 
nicht  entgegen  steht,  zulässig  sind,  wobei  auf  die  ärztlichen  Atteste,  wo- 
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durch  die  Nothwendigkeit  solcher  Beorlaubungen  in  der  Begel 

versucht  wird,  meistens  nicht  viel  gegeben  weiden  tumn.  iodem  bekannt  ist, 

wie  bereitwillig  und  leicht  dergleichen  Atteste  ertiiieilt  werden. 

Nach  unsrer  Ueberzeugung  wird  in  den  meisien  Fallen  ein  ürlanb  tos 
4,  höchstens  6  Wochen  genügen,  um  den  Zweck  zu  erreichen,  nnd  wir  wer 
den  bei  Beurtheilung  der  diesfälligen  Anträge,  soweit  dieselben  xn  nnsrer 
Entscheidung  kommen,  fortan  mit  der  gröfsten  Sorgfidt  darauf  hallen,  dift 
keine  Bewilligung  das  nöthige  Mafs  überschreite.* 

üeber  unbefugtes  Verreisen  und  üeberschreitnng  dei 
Urlaubs  s.  das  Disciplinargesetz  v.  21.  Juli  1852  §§.8-12  (vi^ 
Abschn.  VU). 

Ueber  Gehaltsbezug,  Yertretungskosteji  and  Unter- 
stützungen für  die  Zeit  des  Urlaubs  s.  Abschn.  VL 


Stempel  Vorschriften. 

Durch  das  Gesetz  v.  7.  MXrz  1822  und  den  demselben  beigegeb- 
nen Tarif  sind  die  in  Bezug  auf  die  Stempelsteuer  su  beachtemlei 
Bestimmungen  vorgeschrieben.  Danach  haben  Directoren  und  Ldirer  ii 
folgenden  Fällen  StempelgebUhren  zu  entrichten,  resp.  Stempelpapier  n 
verwenden: 

Eines  Stempels  von  16  Sgr.  bedürfen:  1.  Bestallnnges 
(Vocationen,  Patente);  2.  Dimissorialien;  8.  beglanbigte  Ab- 
schriften;     4.  amtliche  Atteste  in  Privatsachen. 

Dagegen  sind  Zeugnisse,  welche,  von  wem  es  auch  nei,  alleii 
zu  dem  Zweck  ausgestellt  werden,  um  auf  Grund  derselben  ein  amt- 
liches Attest  ausfertigen  zu  lassen,  nicht  stempelpflichtig.  Auch  alle 
amtlichen  Atteste,  welche  nur  deshalb  ausgefertigt  werden,  damit  der 
Inhaber  seine  Berechtigung  zum  Genub  von  Wohlthaten,  Stiftungea 
und  anderen  Dispositionen  für  Dürftige  dadurch  nachweisen  könne, 
sind  stempelfrei.  Desgleichen  die  Heirathsconsenae.  £beiiM 
bedürfen  die  Atteste,  welche  die  Pfarrer  von  Amtswegen  in  Bezug  aif 
kirchl.  Handlungen  ertheilen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Oebnrti- 
oder  Tauf-,  Trauungs-  und  Todten-  oder  Beerdigungsscheine  keines 
Stempels.  Diejenigen  Atteste,  welche  bei  öffentlichen  Gassen  all 
Rechnungsbelag  wegen  Zahlung  der  Wartegelder  und  Pensionen  von  dei 
Empfängern  eingereicht  werden,  sind  gleichfalls  stempelfrei. 

Prüfungszeugnisse  pro  facultate  dooendi,  (auch  die  Zeugnisse 
über  den  Ausfall  des  Probejahrs,  wenn  sie  nicht  auf  demselben  Böget 
mit  dem  Zeugnifs  pro  fac.  doc.  stehen),  pro  ascensione,  pro  liceotit 
coocionandi  et  pro  ministerio,  desgleichen  über  colloquia  pro  rectoratn') 
sind  stempelpflichtig.  Zeugnisse  über  Prüfung  der  Abiturienten  [wie 
alle  Schulzeugnisse]  und  Immatriculanden  sind  stempelfrei. 

5.  Dechargen.  Jeder  Verwalter  einer  Rendantur  mufs  den  De- 
Chargenstempel  für  die  Jahrgänge  seiner  Rechnungspflichtigkeit  tragen. 

Eines  Stempels  von  5  Sgr.  bedürfen:  Gesuche  (um  B^ 
förderung,  Versetzung   oder   Urlaubsertheilung),    Beschwerdeschrifteo, 


')  Nach  der  C.  Verf.  y.  21.  Febr.  1867  werden   Ober  die  CoUoqaia  Zengni»^ 
nicht  mehr  ausgestellt  (s.  p.  106). 
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Bittschriften,  Eingaben  (Kündigungen),  welche  ein  Privatinteresse  zum 
Gegenstand  haben,  und  bei  solchen  Staats-  und  Communalbehörden 
oder  Beamten  eingereicht  werden,  welchen  die  Ausübung  einer  richterl. 
oder  polizeil.  Gewalt  übertragen  ist,  oder  welchen  die  Verwaltung  öf- 
fentlicher allgemeiner  Abgaben  oUiegt 

Za  B^adigungs-  und  andern  Immediatgesuchen  bedarf  es  keines 
Stempels. 

Quittungen  über  geleistete  Zahlungen^),  sofern  dieselben  zum 
Rechnungsbelag  bei  Ablegung  der  Rechnung  vor  einer  öffentlichen  Be- 
hörde dienen,  unterliegen  einer  Abgabe  von  y,«  */•  des  Betrags,  worüber 
quittirt  wird.  Dieselbe  Stempelabgabe  ist  auch  von  Quittungen  ohne 
ÜBterschied  des  Zwecks  zu  erlegen,  wenn  dieselben  vor  einem  Notar 
oder  einem  mit  richterl.  oder  polizeil.  Verrichtungen,  oder  mit  Ver- 
waltung allgemeiner  Abgaben  beauftragter  Staats-  oder  Gommunal- 
beamten  amtlich  aufgenommen  oder  anerkannt  werden. 

Der  Quittnngstempel  von  Besoldungen,  Wartegeldem,  Pensionen 
und  andern  periodischen  Hebungen  aus  öffentl.  Gassen  wird  in  der 
Regel  nach  dem  jährl.  Betrag  der  Zahlungen  berechnet.  Danach  be- 
tagt der  Stempel  bei  einer  Summe  von  50  bis  200  Thlr.:  5  Sgr., 
▼on  200  bis  400  Thbr.:  10  Sgr.,  von  400  bis  600  Thlr.:  15  Sgr., 
▼on  600  bis  800  Thlr.:  20  Ser.,  von  800  bis  1000  Thlr.:  25  Sgr., 
▼on  1000  bis  1200  Thlr.:  1  Thlr.,  von  1200  bis  1400  Thlr.:  1  Thlr. 
5  Sgr.,  von  1400  bis  1600  Thlr.:  1  Thhr.  10  Sgr.,  von  1600  bis 
1800  Thln:  1  Thlr.  16  Sgr.,  von  1800  bis  2000  Thlr.:  1  Thlr.  20  Sgr. 
n.  8.  w.  für  je  200  Thlr.  mehr  eine  Erhöhung  der  Stempelsteuer  um 
je  5  Sgr. 

Demselben  Stempel  sind  unterworfen  fixirte  Diäten  und  Re- 
manerationen,  während  Unterstützungen  aus  öffentlichen  Mit- 
teln atempelfrei  sind. 

Kaufverträge,  Bauentreprisen  und  Lieferungsverträge 
Biad  stempelpflichtig;  die  Höhe  des  Stempels  richtet  sich  nach  der  Höhe 
der  Kaufsumme. 

Stempel  fr  ei  sind  alle  Berichte,  welche  von  gerichtlichen  und 
Verwaltungsbehörden  an  ihre  Vorgesetzten  erstattet  werden,  auch  dann, 
wenn  sie  Privatangelegenheiten  betreffen,  daher  auch  die  Protokolle, 
welche  über  die  Vereidigung  der  Gymnasiallehrer  aufgenommen  werden. 

Ebenso  alle  Angelegenheiten  der  Kirchen,  Armenanstalten,  Waisen- 
bäuser,  milden  Stiftungen,  Schulen,  Universitäten,  desgleichen  der 
Straf-  und  Besserungsanstalten;  ferner  die  Ausfertigungen  sowohl  der 
Allgemeinen,  als  derOfficier-Wittwenverpflegungsanstalt  und 
die  Quittungen  ihrer  Cassen  über  Antrittsgelder  und  gezahlte  Beiträge. 


')  Interimsquittungen  sind  8temp«lfrei. 
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V. 

Militairverhältnisse  der  Schulamtscandi- 
daten  und  Lehrer. 

Allgemeine  Dienstpflicht. 

VerfasBungBark.  y.  31.  Jan.  1850.  Art  34.  Alle  Preoitei 
Bind  wehrpflichtig.  Den  Umfang  und  die  Art  dieser  Pflicht  besümiat 
das  OesetB. 

Verfassang  des  Norddeutschen  Bundes  v.  24.  Juni  1867. 
Art  57.  Jeder  Norddeutsche  ist  wehrpflichtig  und  kann  sidi  in  Au- 
ttbung  dieser  Pflicht  nicht  vertreten  ÜMsen. 

Min.  Verf.  v.  10.  Ootb.  1859:  „Auf  den  Bericht  ▼.  —  erwiedeie  kk 
dem  K.  Prov.  Schulcoll..  dafii  die  einzelnen  Candidaten  des  höhen 
Schulamts,  insbesondre  auch  Mitgliedern  der  Seminare  ftlr  gelehrtB 
Schulen,  frfiher  ausnahmsweise  bewilligte  Vergflnsdgnng,  ihrer  MOitairdienst- 
pflicht  durch  eine  6  wöchentliche  Uebung  bei  einem  Tmppenthefl  zu  genUra, 
nach  einer  Mittheilnng  der  HH.  Minister  des  Kriegs  und  des  Innern  oe^ 
gleichen  Schulamtscandidaten  und  Seminaristen  grundsätzlich  ferner  nidit 
mehr  gewährt  werden  kann." 

C.  Verf.  V.  25.  Juni  1862:  „Es  ist  neuerdings  wiederholt  vorgekomBsa, 
dafs  Schulamtscandidaten,  welche,  ohne  ihrer  ordentlichen  MüitsirdieDit- 
pflicht  genfigt  zu  haben,  zur  Verwaltung  von  Lehrerstellen  an  höheren  UnM<* 
richtsanstalten  mit  voller  Stundenzahl  provisorisch  angenommen  waren,  fai- 
mitten  dieser  Beschäftigung  zur  Ableistung  jener  Militairpflicht  entlassen,  resp. 
auf  längere  Zeit  beurlaubt  werden  mulsten. 

Um  den  durch  derartige  Abberufung  von  commissarischen  Lehrern  fBr 
die  betheiligten  Anstalten  entstehenden  Verlegenheiten  vorzubeugen,  empfehle 
ich  den  K.  Prov.  SchulcoUegien ,  solche  Candidaten  des  hohem  Sdiulantt, 
welche  nicht  zuvor  die  ErfQllung  ihrer  ordentl.  Militairdienstpflicht,  oder  die 
Befreiung  von  derselben  nachgewiesen  haben,  fortan  in  der  Regel  audi  n 
einer  interimistischen  Anstellung  nicht  zuzulassen. ** 

C.  Verf.  des  E.  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  y.  4.  Juli  1864:  .Dai 
Reglement  für  die  Prüfung  der  Candidaten  des  höh.  Schulamts  t. 
20.  Apr.  1831  schreibt  vor,  dafs  nur  solche  Candidaten,  die  sich  durch  ein 
Zeugnifis  über  das  abgeleistete  Probejahr  ausweisen  können,  zu  einer  An- 
stellung vorgeschlagen  werden  dürfen.  Eine  ähnliche  Bestimmung  entbiH 
der  Min.  Erlafo  v.  27.  Novb.  1858 ,  nach  welchem  bei  den  Anträgen  auf  Ge- 
nehmigung der  Anstellung  von  Schulamtscandidaten  jedesmal  anzugeben  ist, 
wo  der  betreff.  Candidat  sein  Probejahr  abgeleistet  hat  Diese  Bestimmnngea 
sind  in  der  letzten  Zeit  wiederholen tl ich  unbeachtet  geblieben. 

Ebenso  wird  es  nicht  selten  verabsäumt,  bei  den  Anträgen  auf  AnsteUung 
von  Schulamtscandidaten  Über  die  militairischen  Verhältnisse  da- 
selben  die  erforderliche  Auskunft  zu  geben. 

Wir  finden  uns  deshalb  vcranlafst,  anzuordnen,  dafs  jedesmal  bei  dar 
Praesentation  eines  Schulamtscandidaten  zur  Anstellung  den  übrigen  Zeug- 
nissen auch  das  Zeugnifs  Über  das  Probejahr  und  mit  Bezug  auf  die  Cire. 
Verf.  V.  23.  Juli  1862  das  Zeugnils  Über  die  militair.  Verhältnisse  des  Candi- 
daten beigefügt  werde.*' 
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Eintritt  bei   Mobilmachnngen. 

Ans  dem  Staatsministerialbesjchlafs  v.  22.  Jan.  1831:  —  „Durch 
die  K.  C.  0.  v.  18.  d.  M.  ist  nachstehenden  Bestimmungen  die  Allerh.  Gene];i- 
mignng  ertheilt: 

1.  Die  Verpfliohtnng  der  Civilbeamten  zum  Militairdienst  bleibt  ^nzlich 
▼on  den  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Ergänzung  der  ver- 
■ohiedenen  Heeresabtheilungen  abhängig. 

2.  Als  Regel  gilt,  dafi  jeder  Ciyilbeamte,  welcher  schon  in  der  Land- 
wehr steht,  oder  nach  MaTsgabe  seines  Alters  und  der  Reihenfolge  noch  dazu 
aufrufen  werden  möchte,  im  Fall  einer  Mobilmachung  des  Bataillons,  bei 
welchem  er  steht ,  seiner  militairdienatlichen  Bestimmung  folgen  und  ein- 
treten mufs. 

6.  Civilbeamte  anderer  Kategorien  [anderer  als  Militair-  und  Cassen- 
beamter,  sowie  einzeln  stehender  Schullehrer]  sind  beim  Eintritt  einer  Mobil- 
machung nur  dann  als  von  dem  künftigen  Eintritt  zum  Kriegsdienst  im  Felde 
befreit  anzusehen,  wenn  die  Unentbehriichkeit  derselben  durch  das  vorge- 
setzte Ministerium  oder  Centraldepartement  speciell  festgestellt  worden  ist 

7.  Die  Civilbeamten,  welche  für  den  Fall  einer  Mobilmachung  der  Ar- 
mee als  unentbehrlich  für  den  Civildienst  ihrer  militairdienstlichen  Bestim- 
mung nicht  möchten  folgen  können,  sind  zur  Vermeidung  künftiger  Ver- 
legenheiten schon  im  Frieden  zu  bezeichnen  und  sogleich  der  I^dwehr 
2«  Aufgebots  zu  überweisen. 

9.  Wenn  ein  als  unentbehrlich  bezeichneter  Civilbeamter  gleichwohl 
im  Fall  einer  Mobilmachung  freiwillig  eintreten  will,  so  soll  dies  zwar,  jedoch 
nicht  eher  gestattet  werden,  bis  der  Beamte  unter  vorgängiger  Zustimmung 
der  ihm  vorgesetzten  Civildienstbehörde  für  seine  Stellvertretung  in  seinem 
Glvilamt  gesorgt  haben  wird. 

10.  Die  nicht  etatsmäfsig  angestellten,  sondern  nur  gegen  Diäten  oder 
unentgeltlich  beschäftigten  Beamten  können  unter  keinen  Umständen  als 
unentbehrlich  im  Civildienst  angesehen  werden. 

12.  Jedem  Civilbeamten,  welcher  im  Fall  einer  Mobilmachung  der  Ar- 
mee seiner  militairdienstlichen  Bestimmung  folgt,  verbleibt  sein  Civilposten, 
and  er  kehrt  nach  beendigtem  Kriegsdienst  in  denselben  zurück. 

13.  War  der  Civilbeamte  nur  gegen  Diäten  oder  unentgeltlich  beschäf- 
tigt, so  soll  nach  vollendetem  Kriegsdienst  für  seine  anderweit  mit  Diäten 
sa  erwirkende  oder  fixirte  Anstellung  möglichst  gesorgt  werden.** 

Ueber  die  BesoldungsverhXltnisse  der  zur  Armee  einbe- 
rufenen Lehrer  s.  Absohn.  VI. 

Beschlufs  des  Staatsministeriums  v.  19.  Juli  1850:  „Auf  den 
Antrag  des  Kriegsministers  v.  16.  Octb.  1849  beschlieist  das  Staatsministerium : 

1.  daÜB  die  Bestimmungen  im  §.  22  des  Staatsministerialbeschlusses 
Aber  die  Behandlung  der  militairpflichtigen  Civilbeamten  bei  einer  Mobil- 
machung der  Armee  v.  22.  Jan.  1831  auf  alle  nach  Ableistung  der  Staats- 
prüfungen ohne  Gehalt  angestellten  Beamten  gleichmälsig  anzuwenden; 

2.  dafs  nach  den  in  den  §§.  23  und  24  jenes  Beschlusses  enthaltenen 
Grundsätzen  nicht  blos  die  Referendarien,  sondern  auch  alle  anderen  Beam- 
ten und  Aspiranten,  welche  durch  die  Einberufung  zum  Kriegsdienst  zur 
Verzögerung  der  ihnen  noch  obliegenden  Prüfungen  und  Vorbereitungs- 
Arbeiten  genöthigt  werden,  zu  behandeln,  und  demgemäfs 

a)  wenn  zur  Zeit  ihrer  Einberufung  ein  Termin  zu  ihrer  Prüfung  be- 
reits anberaumt  ist,  ihnen  noch,  sofern  die  Militairverhältnisse  es  gestatten, 
die  hiezu  erforderliche  Frist  zu  bewilligen,  b)  andernfalls  aber  ihnen 
nach  später  abgelegter  Prüfung  vor  denjenigen,  welche  später  als  sie  in  das 
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betreffende  VerhältDifs  eingetreten,  ihnen  aber  während  des  Kriegadienttes 
durch  Ablegung  der  Prüfung  zuvorgekommen  sind,  die  AnoiennitiU  beisQ- 
legen." 

Unabkömmlichkeit 

C.  Verf.  V.  28.  NoTb.  1850  (tn  die  K.  0.  Pr&eridenten) t) :  ^acfameiuw 
fachen  mir  erstatteten  Berichten  sind  in  Folge  der  angeordtteten  UM- 
machung  des  Heers  und  der  Landwehr  anch  sehr  yiele  SefanlMirer  i» 
Kriegsheer  einberufen  worden.  Wo  ein  Sehnllehrer  in  seinam  Amt  irgend- 
wo, sei  es  durch  benachbarte  Lehrer,  oder  Collegen  am  Orte,  oder  üfuA 
Oombinirung  seiner  Classe  mit  anderen  Classen  derselben  Schule^  oder  dnnk 
interimist.  Berufung  eines  Schulamtscand.  Tertreten  werden  kann,  moA  m 
bei  der  Einberufung  des  betreff.  Lehrers  zum  Heer  unabänderUoh  bewendM. 
Wo  aber  eine  der  bezeichneten  Anshfilfen  nicht  angeordnet  werden  kau, 
was  indessen  voraussichtlich  nur  bei  alleinstehenden  Lehrern  der  FaO  leii 
dfirfte,  und  wo  also  die  Schule  geschlossen  werden  mllfste  und  die  Jegeid 
ohne  allen  Unterricht  bleiben  würde,  da  wird  der  betreff.  Lehrer,  so  iaige 
noch  andere  Combattanten  vorhanden  sind,  als  unentbehrlich  ananaehai, 
und  demgemäß  bei  der  betreff.  Kreisersatz-  und  MiUtaIrbehOrde  an  reda* 
miren  sein. 

Ew.  etc.  ersuche  ich,  hienaoh  das  Erforderliche  an  die  K.  BegieroogeB 
verfügen,  dabei  aber  ausdrücklich  bemerken  zn  wollen,  dafii  jeder  einiOBe 
Fall  nach  den  angegebenen  Gesichtspuncten  besonders  zu  benrtfaeilen  und 
zn  behandeln,  dabei  der  Qmndsatz  festzuhalten  ist,  dab  in  sweifelhafteo 
Fällen  für  die  Erfüllung  der  Militairpflicht  entwhieden  werden  rnuÄ.'' 

C.  Verf.  der  Minister  des  Innern  und  desKriegs  v.24.No?b. 
1854,  vom  Unterrichtsmin.  unter  dem  5.  Dcb.  1854  den  K.  Prev.  Sehol- 

oollegien  mitgetheilt: >fWir  müssen  der  direoten  Mittheilung  der 

Unentbehrlichkeitsattesto  an  die  K.  General -Commando's  den 
Vorzug  geben,  und  ordnen  dasselbe  hiemit  allgemein  an,  weil  einerseits  da- 
durch die  sämmtlichen  Militairinstanzen  eine  Uebersicht  von  den  Redami- 
tionen  erhalten  und  in  den  Stand  gesetzt  werden,  erforderlichen  Falls  in 
Bezug  auf  die  Officiere  Ausgleichungen  eintreten  zu  lassen,  andrerseits  weil 
dadurch  auch  dem  Interesse  der  Givilbehördcn  am  meisten  eedient  wird, 
indem  nur  hiedurch  die  Sicherheit  erlangt  werden  kann,  daA  die  beillg- 
lichcn  Mittheilungen  auch  den  richtigen  I^ndwehrbehörden  zugehen. 

Rcclamationcn  im  Augenblick  der  Mobilmachung  könnes 
principiell  keine  Berücksichtigung  finden.  Zur  möglichsten  Ve^ 
meidung  derselben  haben  die  Civilbehörden  halbjährlich  Nachträge  hinsielit- 
lieh  der  vorgekommenen  Veränderungen  den  General -Commando*s  mitn* 
theilen  und  diese  die  aufgestellten  Reclamationslisten  danach  zu  TervoUtti&* 
digen,  resp.  zu  berichtigen. 

Im  Fall  aber  dennoch  die  Reclamation  eines  Civilbeamten  im  Ao|^* 
blick  der  Mobilmachung  durch  besonders  dringende  Umstände  geboten  leia 
sollte,  so  ist,  wenn  davon  ein  Landwehr-Artillerie-  oder  Landwehr-Piolue^ 
officier  betroffen  wird,  aufser  dem  betreäl  K.  General-Clommando,  auch  der 
K.  Generalinspection  der  Artillerie,  resp.  der  des  Ingenieurcorpa,  direets 
Mittheilung  zu  machen."  — 


^)  Der  obigo  Erlafs  ist,  obirohl  or  zuniclMt  nur  die  Lehrer  an  Elementtf- 
und  Bürgerschulen  im  Auge  hat,  doch  aufgenommen  worden,  weil  die  auch  ftr  £> 
höheren  Lehranstalten  in  der  Sache  malsgebenden  Oeaichtspuncte  bestimml  dtfii 
hervortreten.  Ein  Gymnasiallehrer  wird  besonders  dann  Ar  unabkömmlick  erkUrt 
werden  müssen,  wenn  nach  seiner  Abberufung  der  Lehrplan  in  eineift  weMBtüekft 
Theil  nicht  mehr  durchgeftlhrt  werden  kann. 
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C.  Verf.  V.  26.  Ang.  1867:  „Das  Prov.  Schnlcollegium  hat  mittels 
Berichts  v.  —  ffir  38  Lehrer  die  Ausstellang  eines  Unabkömmliohkeitsattests 
fELr  den  Fall  einer  Mobilmachung  der  Armee  beantragt.  In  diesem  Umfang 
können  die  Anträge  nicht  genehmigt  werden;  ich  veranlasse  das  K.  Prov. 
Schnlcollegium,  dieselben  angemessen  zu  rednciren,  wobei  ich  im  allgemeinen 
Folgendes  bemerke: 

Die  zu  Officieren  ernannten  Lehrer  sind  in  Zukunft  in  diese  Verzeich- 
nisse gar  nicht  mehr  aufzunehmen,  da  hinsichtlich  ihrer  für  den  Fall  eines 
Kriegs  ausschliefslich  das  militairische  Interesse  in  Betracht  kommen  niufs, 
und  diesem  gegenfiber  ihre  Freilassung  vom  Kriegsdienst  nicht  verlangt 
werden  darf. 

Ueberhaupt  aber  ist  bei  Aufstellung  der  Verzeichnisse  nicht  zu  aus- 
■ohllerslich  das  Interesse  der  Schule,  sondern  immer  auch  das  der  andern 
Seite  des  öffentlichen  Dienstes  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Schulaufsichts- 
behörden und  die  Directoren  dürfen  keine  zu  grofse  Scheu  vor  den  Schwie- 
rigkeiten haben,  welche  in  einzelnen  Fällen  dnrch  die  Nothwendigkeit,  eine 
ffeeignete  Vertretunff  für  einen  einberufnen  Lehrer  zu  beschaffen,  entstehen 
können.  Ich  empfehle  dem  K.  Prov.  Schnlcollegium  darauf  zu  halten ,  dafs 
mehr  und  mehr  in  diesem  Sinn  verfahren  werde,  und  die  betreff.  Anträge 
mehr  als  bisher  geschehen  auf  die  dringendsten  Fälle  zu  beschränken:  nur 
dadurch  werden  die  Unabkömmlichkeitsatteste  bei  der  Militairbehörde  ferner 
die  Anerkennung  finden,  welche  die  Schulverwaltung  ihnen  zu  erhalten 
wflnaohen  mofo." 


VI. 

Einkommensverhältnisse  der  Lehrer. 

Jede  höhere  Lehranstalt  hat  ihren  eigenen  Besoldungsetat;  s. 
Abfh.  I,  p.  22  f.  —  Das  Schulgeld  wird  unter  den  Einnahmen  im  Etat 
▼errechiiety  und  eine  besondre  Vertheilnng  desselben  unter  die  Lehrer 
findet  nicht  mehr  Statt.  Die  letzte  allgemeine  Regulirung  der  Lehrer- 
besoldnngen  bei  denjenigen  Schulen ,  welche  aus  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Staatsfonds  ünterhaltungsznschUsse  beziehen ,  ist  durch 
einen  von  den  Ministern  der  Finanzen  und  des  Unterrichts  vorgelegten, 
und  vom  Könige  unter  dem  10.  Jan.  1863  vollzogenen  Normaletat 
erfolgt.  Von  den  darauf  vorbereitenden  Verfügungen  sind  erwähnens- 
werih : 

0.  Verf.. V.  19.  Mai  1852:  „Es  hat  meiner  Aufmerksamkeit  nicht  ent- 
gehen können,  dafs  bei  manchen  Gymnasien  und  Progymnasien,  namentlich 
städtischen  Patronats  das  Einkommen  der  Lehrer  nur  sehr  mäfsig,  zum  Theil 
wirklich  unzureichend  ist^  und  ich  hege  den  dringenden  Wunsch,  diesen 
Zustand  verbessert  zu  sehen. 

Zur  Erreichung  des  Zwecks  würde  zunächst  zu  erwägen  sein,  ob  nicht 
etwa  die  vorhandenen  verfügbaren  Mittel  der  Anstalten  dafür  verwendet 
werden  können.  Es  würde  weiter  sich  fragen,  inwiefern  eine  Erhöhung  des 
Schulgelds  thunlich  ist.  Sodann  kommt  es  darauf  an ,  dafs  die  städtischen 
Behöraen  mehr  als  bisher  bei  Gewährung  der  Mittel  zur  Bestreitung  der  Be- 
dürfnisse der  höheren  Unterrichtsanstalten  sich  betheiligen.  Zuletzt  könnte 
Tielleicht  eine  Beihfllfe  des  Staats  eintreten.   Letztro  könnte,  um  dieses  Puncts 
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zuerst  zu  gedenken,  nur  im  äufeerateo  Fall,  bei  Ermaogelang  aller  sonitigai 
Hülfsquellen  und  in  sehr  beschränktem  Umfang  in  Ansucht  genommen 
werden,  überdies  auch  nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Fortexisteni  der  An- 
stalt durch  überwiegende  Rücksichten  des  Staatsinteresses  geboten  ist  Bei 
mehreren  städtischen  Gymnasien  etc.  ist  dies  nicht  der  Fall ,  und  es  würde 
daher,  falls  seitens  der  zunächst  Betheiligten  die  Mittel  zum  ordnongsmäisigei 
Fortbestehen  der  Anstalt  nicht  gewährt  werden,  die  Frage  Ober  ihre  Auf- 
hebung zur  Erörterung  kommen.  Diese  Gesichtspuncte  sind  festsuhalten,  da- 
mit nicht  bei  den  Beteiligten  Hoffnungen  errctf^  werden,  deren  leieht  mO^ 
liehe  Vereitelung  um  so  schmerzlicher  empfunden  werden  dflrlte. 

Die  Verbesserung  aus  den  Mitteln  der  Anstalten  wird  nor  in  selten« 
Fällen  Anwendung  finden;  indessen  ist  in  dieser  Beziehung  der  Hanshih 
der  Gymnasien  zu  prüfen,  und  zu  erwägen,  wie  durch  Ersparungen  bei  si- 
deren  Ausgaben  oder  durch  Benutzung  von  UeberschQssen  mifeigey  wen 
auch  an  die  Bedingung  der  dauernden  Zahlungsfähigkeit  der  Oisse  n 
knüpfende  Zulagen  möglich  werden. 

In  Betreff  der  Erhebungen  von  den  Schülern,  waltet  nicht  nur  in  des 
verschiedenen  Provinzen,  sondern  auch  bei  den  Gymnasien  einer  und  dend- 
ben  Provinz  eine  ^rofse  Verschiedenheit  vor.  Es  soll  bei  der  Unglelohartigkeit 
der  Verhältnisse  für  jetzt  nicht  die  Aufgabe  sein,  allffemeine  Sätze  des  Sehol- 
gelds  festzustellen;  aber  es  ist  dahin  zu  wirken,  dais  eine  grOisre  Uebereii- 
stimmung  stattfinde.  Dabei  wird  sich  ergeben,  dafs  der  Ursprung  der  Ua- 
gleichartigkeit  häufig  nicht  in  der  Unmöglichkeit  der  Steigerung  und  in  des 
bestimmten  Bewu&tsein  der  Nothwendigkeit  bei  dem  Bestehenden  in  ▼e^ 
harren,  beruht. 

Ich  empfehle  daher  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  die  sich  darbietenden  Ve^ 
hältnisse  einer  genauen  und  sorgfaltigen  Prüfung  zu  unterwerfen,  insonde^ 
heit  dabei  von  einer  Vergleich  ung  der  Sätze  bei  den  Ghrmnasien,  die  in  An- 
sehung der  Localverhältnisse  zusammenzustellen  sind,  auszugehen,  nnd 
angemessene  Erhöhungen,  soweit  sie  sich  irgend  erreichen  lassen,  in  yo^ 
schlag  zu  bringen. 

Ein  gegen  diese  Mafsregel  häufig  geäufsertes  Bedenken,  dafs  eine  stirkn 
Heranziehung  der  Bctbeiligten  zur  Unterhaltung  der  Anstalten  deren  Fre- 
quenz Abbruch  thue,  kann  nur  in  beschränktem  Maafs  nnd  bei  unangemefsner 
Anwendung  Platz  greifen,  und  wird  wesentlich  vermindert,  wenn  die  Maß- 
regel nicht  vereinzelt,  sondern  bei  mehreren  Gymnasien  gleichzeitig  zur  Am- 
fübrung  kommt. 

Was  die  Mitwirkung  der  städtischen  Gemeinden  bei  der  Aufbringnsf 
der  Unterhaltungskosten  der  in  Kode  stehenden  Schulen  anbelangt,  so  iit 
in  vielen  Fällen  eine  angemcfsnere  Betheiligung  wohl  zu  fordern,  und  aiek 
zu  erfüllen. 

Es  ist  die  Ansicht  verbreitet,  dafs  die  Herbeischaffnng  der  Mittel  ur 
Unterhaltung  der  Gymnasien,  da  sie  mitunter  nicht  blofse  Localanstalten, 
sondern  für  einen  weitern  Kreis  bestimmt  sind,  lediglich  Sache  des  Stiib 
sei.  Ein  solcher  Anspruch  ist  aber  von  Seiten  der  Regierung  nirgends  n* 
gestanden ,  und  kann  niemals  eingeräumt  wffden.  Wenn  auch  der  Stait 
das  Emporkommen  der  höheren  Unterrichtsanstalten  durch  reichliche  Beihfllfe 
gefördert  hat,  so  ist  dies  nicht  in  Folge  einer  Verpflichtung,  sondern  nur  in 
der  Absicht  geschehen,  diese  Institute  ins  Leben  zu  rufen  oder  in  AnfhahoM 
zu  bringen.  Die  fortgesetzte  alleinige  Fürsorge  für  dieselben  läTst  sich  aber 
nicht  durchführen. 

Die  städtischen  Gemeinden  haben  in  allen  Beziehungen  das  gi^te 
Interesse  dabei,  solche  Anstalten  nicht  blofs  erhalten,  sondern  auch  m  das 
Stand  gesetzt  zu  sehen,  ihrer  Aufgabe  vollständig  zu  genügen,  wobei  die 
zureichende  Dotation  der  Lehrerstellen  nothwendige  Bedingung  iet 

Wo  eine  derartige  Beihülfo  ohne  hinlänglichen  Grund  verweigert  wird, 
müfste  daher  in  Frage  gestellt  werden,  inwiefern  das  betreff.  Gymnasium  ein- 
gezogen oder  verlegt  werden  kann,  um  so  die  Mittel  zu  gewinnen,  andcf« 
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Boreiohend  «nszuBtatten.  Dieser  Gesichtspunct  ist  um  so  bestimmter  festza- 
halten,  als  in  neuster  Zeit  mehrere  Städte  freiwillig  alle  Kosten  zur  Einrich- 
tang  neuer  Gymnasien  fibemommen  haben.  Bei  richtiger  Würdigung  ihrer 
Interessen  werden  sich  daher  die  Städte  zu  einem  angemefsnen  Zuschufs 
für  ihre  bestehenden  Gymnasien  um  so  eher  entschliefseni  nöthigenfalls  aber 
in  Fällen,  wo  durch  Patronats-  oder  andere  Verhältnisse  eine  Verpflichtung 
begründet  ist,  dazu  anzuhalten  sein. 

Ich  veranlasse  das  K.  Prov.  Schulcoll.,  die  Angelegenheit  nach  diesen 
Gesichtspanoten  allseitig  zu  erOrtem,  und  mir  binnen  3  Monaten  die  bezügl. 
Vorschläge  abzugeben. 

Zu  einigem  Anhalt  bemerke  ich,  dafs  als  höchste  Summen  der  Besol- 
dungen bei  den  kleinen  Gymnasien,  um  die  es  sich  vorzüglich  handeln  wird, 
fttr  den  Director  1000  Thlr.,  den  1.  Lehrer  800  Thlr.,  den  2.  700  Thlr.,  den  3. 
700  Thlr.,  den  4.  600  Thlr.,  den  5.  600  Thlr.,  den  6.  600  Thlr.,  den  7.  500  Thlr. 
anzusehen  sind;  wobei  ich  jedoch  bevorworte,  da(s  diese  Sätze  keineswegs 
durchaus  maßgebend  sind,  dafs  man  sich  vielmehr  damit  wird  begnügen 
mllssen,  dieselben  annähernd  zu  erreichen,  und  dafs  sie  auch  nicht  durchweg 
in  Anwendung  gebracht  werden  dürfen,  sofern  einzelne  Lehrer  durch  ihre 
Leistungen  und  ihr  Verhalten  sich  nicht  zur  Verbesserung  ihrer  Lage  eignen.*' 

C.  Verf.  V.  17.  Aug.  1860:  „Es  wird  beabsichtigt,  für  die  Directoren 
ond  Lehrer  deijenigen  Gymnasien,  welche  einen  Bedürfnifszuschnfs  aus  Staats- 
fonds beziehen,  Normal-Besoldungsetats  aufzustellen,  für  welchen 
Zweck  die  Orte,  an  welchen  sich  Gymnasien  befinden,  in  3  Classen  einge- 
tiieilt  werden  sollen.  Für  diese  3  Classen  sind  folgende  Normalbesoldungs- 
sitze in  Aussicht  genommen.  Für  die  Directoren  in  Städten  1.  Classe: 
1600  Thlr.,  2.:  1400  Thlr.,  3.:  1200  Thlr.  Für  die  ordentlichen  Lehrer  in 
Städten  1.  Classe  als  Maximum  1200,  als  Minimum  600,  als  Durchschnitt 
900  Thlr.,  2.  Classe  als  Maximum  1000,  als  Minimum  600,  als  Durchschnitt 
800  Thlr.,  3.  Classe  als  Maximum  1000,  als  Minimum  500,  als  Durchschnitt 
7ft0  Thlr.,  wobei  der  Werth  der  Dienstwohnung  durchweg  mit  lOpCt.  des 
wirklichen  Diensteinkommens  angerechnet,  sonstige  Emolumente,  sofern 
die  stiftungsmäfsige  Bestimmung  nicht  entgegensteht,  bei  Gelegenheit  der 
Bewilligung  von  Gehaltszulagen,  Ascensionen  etc.  zur  Gymnasialcasse  ein- 
Mzogen,  und  etwa  zur  Zeit  bestehende  höhere  Gehaltsätze  bei  der  nächsten 
Erledigung  der  betreff.  Stelle  entsprechend  ermäfsigt  werden  sollen.  Diese 
Normalsätse  haben,  wie  ich  ausdrücklich  bemerke,  nicht  den  Sinn,  dafs  den 
Lehrern  ein  Recht  auf  dieselbe  zugestanden  wird.  Es  kann  vielmehr  nur 
allmählich  darauf  hingewirkt  werden,  nach  Mafsgabe  der  für  jede  Anstalt 
verfügbaren  Mittel  eine  annähernde  Verbesserung  der  Besoldungen  herbei- 
saÄhren.  Auch  steht  noch  nicht  fest,  ob  es  überall  bei  den  bezeichneten 
Sitzen  verbleiben  wird. 

Für  jetzt  kommt  es  darauf  an,  die  Gymnasialorte  des  dortigen  Bezirks 
j6  nach  den  in  ihnen  herrschenden  Lebensverhältnissen  zu  classificiren,  wo- 
bei aof  die  Einwohnerzahl  vorzüglich,  wenn  auch  nicht  ausschliefslich ,  Ge- 
wicht SU  legen  sein  wird.  Wenngleich  die  Normalsätze  nur  auf  diejenigen 
Anstalten  Anwendung  finden  sollen,  welche  einen  Bedürfnifszuschufis  aus 
Staatsfonds  beziehen,  so  wird  es  sich  doch  empfehlen,  alle  Gymnasialorte  in 
die  Classification  aufzunehmen,  weil  jede  Anstalt  in  die  Lage  kommen  kann, 
eines  Staatszuschusses  zu  bedürfen.  Ich  veranlasse  demgemäfs  das  K.  Prov. 
Sehulcollegium,  nach  Mafsgabe  der  ihm  beiwohnenden  Kenntnifs  der  Ver- 
hiltnisse  des  dortigen  Bezirks,  motivirte  Vorschäge  über  die  Einreihung  der 
Gymnasialorte  in  die  bezeichneten  3  Classen  abzugeben  und  die  Berichter- 
gtettung  thunlichst  zu  beschleunigen.^ 

Der  Normaletat  v.  10.  Jan.  1863  unterscheidet  3  Classen 
▼on  Städten.  Ausgeschlossen  sind  dabei  Berlin  und  die  Landes- 
■drale  Pforta. 
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In  der  1.  C lasse  beträgt  für  die  Directoren  das  (Jdiatt  bii  a 
1800  Thlr.;  für  die  ordentl.  Gymnasiallehrer  das  Maximam  1300  Thlr^ 
das  Mininmm  600  Thlr.,  der  Durchschnitt  950  Thlr.  Zo  diewr  CUms 
gehören  die  Städte  Königsberg,  Stettin,  Breslau,  Posen ,  Magdebuig^ 
MUnster,  Cöln,  Elberfeld,  Aachen. 

In  der  2.  C lasse:  Oehalt  der  Directoren  bis  zu  1600  Thlr.;  der 
ordentl.  Lehrer  Max.  1150  Thlr.,  Min.  550  Thlr.,  Durchschnitt  850  TUr. 
Zu  dieser  Classe  gehören  die  Städte  Elbing,  Tilsit,  Insterbnrg,  Oui- 
binnen,  Marienwerder,  Thorn;  Potsdam,  Brandenburg,  Prenslaa,  Fraik- 
furta.O.;  Stargard,  Cöslin;  Liegnitz,  Qlogau,  Görlitz,  Oppeln,  Batibor; 
Bromberg;  Halberstadt,  Halle,  Naumburg,  Merseburg,  EHtart;  Mindei, 
Bielefeld,  Paderborn,  Arnsberg,  Hamm,  Dortmund;  Düsseldorf,  Daii- 
burg,  Essen,  Kreuznach,  SaarbrUck. 

In  der  3.  Classe:  Gehalt  der  Directoren  bis  zu  1200,  1300,  1400 
Thlr.;  der  ordentl.  Lehrer  Max.  1000  Thlr.,  Min.  500  Thlr.,  Darehschuitt 
750  Thlr.  Zu  dieser  Classe  gehören  die  Städte  Cnlm,  Bnuinsbeii^ 
Conitz,  Lyck,  Rastenburg,  Hohenstein,  Deutsch-Krone,  Neustadt;  Kcs* 
lluppin,  Königsberg  N.M.,  ZUllichau,  Guben,  Cottbus,  Soran,  Lucku; 
Anclam,  Neu -Stettin,  Treptow,  Greifenberg,  Colberg,  Stolp,  Pntbn; 
Oels,  Schweidnitz,  Brieg,  Hirschberg,  Sagan,  Lauban,  Neisse,  Gleiwiti, 
Glatz,  LeobschUtz;  Krotoschin,  Lissa,  Ostrowo;  Quedlinburg,  Stendil, 
Salzwedel,  Torgau,  Wittenberg,  Eisleben,  Zeitz,  Heiligenstadt,  8chl€i- 
singcn;  Bargsteinfurt,  Recklinghausen,  Warendorf,  Rheine,  CoesfeM, 
Herford,  Brilon,  Soest;  MUnstereiffel,  Cleve,  Wesel,  WetsUr,  Dttreiy 
Hedingen. 

Durch  Aufstellung  des  Normaletats  wird  nicht  beabsichtigt,  nr 
Erreichung  der  Besoldungsätze  desselben  in  der  Fttrsorge  des  Stuli 
für  die  Gymnasien  über  die  ihm  obliegenden  rechtlichen  VerpflichtUBges 
hinauszugehen. 

Im  Uebrigen  s.  wegen  Ausführung  des  Normaletats  Abth.  I,  p.  22  f., 
und  wegen  der  Realschulen  ebendaselbst  p.  23. 

C.  Verf.  V.  20.  Juli  1865:  „Nach  den  im  Verfolg  der  VerfÜgungea 
V.  10.  Octb.  1863,  betrefTend  die  Ausführung  des  Normalbesoldangs- 
etats  für  die  Directoren  und  Lehrer  der  aus  unmittelbaren  und  mittelbutt 
Staatsfonds  subventionirten  Gymnasien  und  denselben  gleichstehenden,  bObe^ 
ren  Untcrrichtsanstaltcn  erstatteten  Berichten  der  K.  Prov.  Schnlcollegien  hi- 
ben  die  Verhandlungen  wegen  Verbesserung  der  Besoldungen  der  Direetores 
und  Lehrer  an  denjenigen  Gymnasien  nnd  ähnlichen  höh.  UnterrichtsaustalteB, 
welciio  weder  aus  unmittelbaren  noch  mittelbaren  Staatsfonds  Zuschfisie  e^ 
halten;  hauptsächlich  deshalb  noch  nicht  zu  befriedigenden  Resultaten  ge- 
führt, weil  noch  nicht  bestimmt  ist,  zu  welcher  Normid -  Qehaltscasae  diese 
Anstalten  zu  rechnen  und  welche  Forderungen  demgemäfs  an  die  zur  UDte^ 
haltung  derselben  Verpflichteten  zu  stellen  sind. 

Wie  die  Sache  jetzt  liegt,  gewährt  die  feststehende  Classificirung  der 
ans  Staatsfonds  subventionirten  Gymnasien  den  geeignetsten  Anhalt  fQr  die 
Clasi^ificirung  der  nicht  aus  Staatsfonds  subventionirten  Anstalten,  indes 
die  Normalcasse  für  letztere  durch  Vergleichung  der  Einwohnerzahl  der  be- 
trofl*.  Städte ,  der  örtlichen  Preise  und  der  sonst  in  Betracht  xu  ziehenden 
Verhältnisse  mit  den  bereits  classiiicirten  Gymnasien  der  Provinz  leicht  ond 
möglichst  sicher  bestimmt  werden  kann.*' 

Ferien  sind  ohne  Einflufs  auf  die  Jährliche  Besoldung  der  Lebrtf. 
—  Aenderungen  in  den  Gehaltsätzen  jedes  von  der  AufiuohtabehSide 
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festgestellten  Zahlungsetats  unterliegen  der  Oenehmigong,  resp.  der 
Eotscheidungy  des  Ministers.  BesoidnngserhöhaDgen  an  8chulen,  welche 
ans  Staatsfonds  nicht  snbventionirt  werden,  sind  ihm  nur  anzuzeigen. 
Einstweilige  Verkürzungen  dürfen  niemals  zum  Vortheil  der  Verpflich- 
teten eintreten;  rielmehr  fallen  solche  Ersparnisse  der  Schulcasse  zu. 
—  Die  Lehrer  höherer  ünterrichtsanstalten  empfangen  ihr  Gehalt,  weil 
sie  Mitglieder  eines  Collegiums  sind,  nach  Analogie  der  C.  0.  v.  10.  Mai 
1838yierteljährlich  praenumerando;  doch  ist  dem  Verwaltungs- 
clief  freigestellt,  nichtsdestoweniger  fUr  Einzelne,  in  Berücksichtigung 
ihrer  persönlichen  Verhältnisse,  eine  monatliche  Vorauszahlung  festzu- 
Betien. 

Dienstwohnungen. 

Für  eine  Dienstwohnung  werden  dem  Director  oder  Lehrer  in 
jedem  Fall  10  proc.  des  Gesammtdiensteinkommens  in  Abzug  gebracht 
und  zur  Schulcasse  besonders  vereinnahmt  Im  Uebrigen  gelten  hin- 
sichtlich der  Dienstwohnungen  die  nachstehend  zusammengestellten 
Bestimmungen: 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Stettin  v.  12.  Jan.  1863: 
nWir  finden  uns  veranlaist,  die  über  die  Bestreitung  der  Unterhai- 
tangs kosten  in  den  Dienstwohnungen  der  Staatsbeamten  geltenden  Vor- 
•diriften,  soweit  sie  die  uns  untergeordneten  Beamten  betreffen,  hiemit  in 
Erinnerung  zu  bringen.  Es  folgen  die  hieher  gehörigen  Bestimmungen  des 
von  dem  K.  Staatsministerium  am  18.  Octb.  1822  erlafsnen  Regulativs,  zu 
welehen  wir  die  durch  spätere  Verordnungen  gemachten  Zusätze  und  Modi- 
ficHStlonen  in  Klammern  hinzufügen: 

(.  1.  Der  abziehende  Beamte  mufs  die  innegehabte  Dienstwohnung 
seinem  Nachfolger  stets  in  gutem  bewohnbaren  Stande  überliefern.  Zum 
bewohnbaren  Stande  gehört,  dafs  alles  zu  dem  bestimmten  Zweck  brauchbar 
und  nicht  erst  einer  Reparatur  bedürftig  ist  Findet  der  anziehende  Beamte 
wesentliche  Mängel,  so  hat  er  solche  seiner  vorgesetzten  Behörde  anzuzeigen, 
um  nach  Befinden  den  abgehenden  Beamten,  oder  im  Sterbefall  die  Erben 
desselben  zur  Herstellung  oder  zum  Ersatz  der  diesfälligen  Kosten  anhalten 
SU  können. 

(.  2.  Zu  den  von  dem  Inhaber  einer  Dienstwohnung  gewöhnlich  zu 
unterhaltenden  Gegenständen  gehören: 

a)  Die  Fensterscheiben,  Oefen,  Feuerheerde.  [Ein  Min.  ErlaOs  v. 
39.  Octb.  1^1  bestimmt,  da(s  die  Anschaffung  der  Stuben-  und  Kochöfen  in 
den  Dienstwohnungen  der  Staatsbeamten  überall  auf  Staatskosten  zu  über- 
nehmen, die  Unterhaltung  derselben  aber  den  Wohnungsinhabern  zur  Last 
sa  legen  ist.  Min.  Erlals  v.  23.  Juni  1852:  Das  nach  längerm  Gebrauch 
▼Ott  (^fen,  Feuerheerden ,  Koch-  und  Backapparaten  erforderliche  Umsetzen 
(imgleichen  das  Erneuern  einzelner  Theile  von  solchen  Oefen  etc.,  nament- 
lich der  lUuchabzugsröhren,  Ofenthüren,  Aschkasten  u.  s.  w.)  mufs,  insofern 
es  nicht  durch  Vernachlässigung  der  sub  §.  2  a  vorgeschriebenen  Untorhal- 
tongsarbeiten  oder  durch  Muthwillen  oder  Fahrlässigkeit  herbeigeführt  worden 
ist,  nach  §.  3  auf  Kosten  des  Staats  bewirkt  werden. 

Min.  Erlais  v.  24.  Novb.  1861 :  Das  K.  Staatsministerium  hat  beschlossen, 
da(s  in  folc^erichtiger  Auslegung  des  Regulativs  v.  18.  Octb.  1822  1.  das 
Verkitten  der  Fenster,  weil  dasselbe  nicht  zur  Unterhaltung  der  Fenster- 
scheiben gehört,  sondern  wesentlich  zur  Erhaltung  des  Holzwerks  der  Fenster 
dient,  nach  (.  3  in  den  Dienstwohnungen  stets  auf  Kosten  der  Staatscasse 
sn  bewirken  ist,  und  2.  bei  Neubauten  oder  Instandsetzungen  von  Dienst- 
wohnnngen  die  Einrichtung  von  Bratöfen  und  eingemauerten  Waschkesseln 


fSr  Rechnang  des  Baufonds  nicht  als  ansgeschlossen  dareh  die  Vonehriftei 
unter  lit.  a  und  g  des  §.  2  so  betrachten,  es  vielmehr  als  Saehe  pfliehtaiisi- 
gen  Ermessens  der  Dienstbehörden  in  jedem  einaelnen  BaaCall  ananadic« 
ist,  ob  durch  das  Dienstverhältnils  des  Wohnungainhabera,  dareh  den  ört- 
lichen Gebrauch  oder  durch  sonstige,  auf  die  bewre  Erhaltung  dea  Gebiadei 
selbst  zu  nehmende  Rücksichten  sich  Herstellungen  jener  Art  bedingt  findea 
und  deshalb  auf  Staatskosten  zu  bewirken  sind]. 

b)  die  Beschläge  und  Schlösser  an  Fenstern  und  ThQren  und  das  Ab- 
streichen  derselben.  [LAUt  Min.  Erlasses  v.  15.  Novb.  1863  dahin  nodifieiit, 
dafs  der  Anstrich  der  in  den  Aufeenfläohen  und  auf  den  Dächern  der  Dieoit- 
wohngebäude  dem  Einfiuls  der  Witterung  ausgesetzten  Thfiren  ond  Fenster 
sowohl  auf  der  äufsern  als  auf  der  innern  Seite  auf  Kosten  dea  Staats  anter 
halten  werden  soll].  c)  das  Ausweifsen  der  inneren  Wände  mit  der  dan 
erforderlichen  Ausbesserung,  und  das  Bemalen  oder  Tapezieren  der  Stuben, 
Kammern  etc.,  d)  das  Fegen  der  Schornsteine,  e)  die  Heratellong  aller 
Beschädigungen,  welche  durch  Muthwillen  oder  Fahrlässigkeit  dea  Inbaben 
und  seiner  Leute  veranlafst  worden,  [Min.  Erlais  v.  23.  Juni  1862:  Re|Mui- 
tnren,  welche  nach  dem  pflichtmäfsigen  Ermessen  des  Baubeamten  dutfa 
Bewegungen  in  den  Constructionen  des  Gebäudes,  durch  daa  Ansdehoea, 
Schwinden  oder  Werfen  des  Holzwerks,  durch  das  Znsammentrocknen  ta 
Mörtels  oder  durch  ähnliche  Veranlassungen  herbeigefflhrt  worden,  hat  der 
Staat  zu  übernehmen].  f)  die  Abgaben  und  Lasten,  welche  der  gewöhn- 
liche Miether  zu  den  Gommunalbedarfnissen  zu  leisten  hat.  Dient  jedoch 
ein  Gebäude  nicht  allein  zur  Wohnung,  sondern  auch  zum  Dienatlocal,  lo 
versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  für  letztres  ein  angemefsner  Theil  der  Kosteo 
auf  die  Staatscasse  übernommen  werden  mufs.  g)  Gegenstände  dea  Laxu 
und  der  Bequemlichkeit  hat  der  Inhaber  einer  Wohnung,  wenn  er  dergleicbei 
anschafft,  überall  selbst  zu  bestreiten. 

§.  3.  Alle  übrigen  Unterhaltungskosten  ohne  Unterschied  fibemiaiBt 
der  Staat,  wohin  auch  die  Schäden  durch  Naturereignisse  und  die  völlige 
Wiederherstellung  oder  neue  Anschaffung  gehören,  wenn  eine  Repantor 
nicht  vorher  stattfinden  kann. 

§.4.  Der  Inhaber  darf  ohne  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde 
keine  baulichen  Veränderungen  in  der  Wohnung  vornehmen.  Geschieht  diei 
aber  mit  Genehmigung,  so  ist  zugleich  jedesmal  zu  bestimmen,  ob  er  die 
Wohnung  bei  seinem  Abgang  in  den  frühern  Zustand  wieder  herznstellea 
hat,  oder  es  bei  der  bewirkten  Veränderung  sein  Bewenden  behalten  kaas. 
Eine  Entschädigung  darf  jedoch  dafür  in  keinem  Fall  verlangt  werden. 

§.  5.  Es  wird  von  jeder  obersten  Verwaltungsbehörde  abhangen,  die  in 
ihrem  Ressort  als  nothwendig  anerkannten  Abweichungen  von  den  allgre- 
meinen  Vorschriften  nach  den  verschiedenen  Dienstkategorien  der  Beamtez 
zu  bestimmen,  z.  B.  wo  von  dem  Bewohner  gar  keine  Reparatur  zu  besorgea, 
oder  ein  Tbeil  ohne  Vergütung  bei  dem  Abzug  aus  dem  Quartier,  oder  Hb 
Theil  mit  dem  Recht  auf  Vergütung  zu  bewirken  ist.  Zur  ersten  Kate- 
gorie werden  zu  rechnen  sein  alle  Wohnungen  ftlr  niedere  Officianten,  deren 
Einräumung  das  Geschäft  selbst  nothwendig  macht,  als:  der  Thorschreiber, 
Chausseeeinnehmer,  Beamten  in  Gefangenanstalten,  Castellane  in  öffentliebeo 
und  Dienstgebäuden,  und  überhaupt  aller  solcher  Officianten,  die  nur  gering 
besoldet  sind.  In  der  Regel  ist  hierunter  ein  Einkommen  bis  200  Tblr  zo 
verstehen;  doch  kann  auch  für  einzelne  besondere  Dienstverhältnisse  nacb 
Erfordern  eine  höhere  Summe  zur  Norm  angenommen  werden.  In  allea 
Wohnungen  der  hienach  genau  zu  bezeichnenden  Beamten  werden  die  Re- 
paraturen ohne  Unterschied,  sofern  sie  nicht  durch  eigne  Schuld  und  Fahr- 
lässigkeit veranlafst  worden,  für  Rechnung  des  Staats  auf  vorherige  Anzei^ 
und  Untersuchung  der  Nothwendigkeit  ausgeführt. 

§.11.  Wird  einem  Beamten  eine  freie  Wohnung  vom  Staat  angewiesen, 
so  darf  die  Annahme  derselben  nicht  verweigert,  und  statt  der  Natoraibe- 
nutzung  eine  Geldentschädigung  gefordert  weraen.  Die  letstre  füllt  in 
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solchen  Weig^ningsfall  gänzlich  'weg.  §.  18.  Kein  Inhaber  einer.  Dienst- 
wohnung darf  solche  eigenmächtig  weder  an  einen  Andern  abtreten,  noch 
ganz  oder  theil weise  vermiethen.^ 

Min.  Verf.  v.  8.  Octb.  1863:  „Ew.  —  erwiedere  ich  auf  die  Eingabe 
T.  13.  Juni  c,  dals  die  für  die  Reparatur  eines  Ofens  nnd  der  Kochmascbine 
in  Ihrer  Dienstwohnung  entstandenen  Kosten,  sofern  und  soweit  dabei  die 
Voraussetzung  des  Staatsmin.  Beschlusses  v.  30.  März  d.  J.  zutriflft,  auf  die 
Gjmnasialcasse  werden  übernommen  werden. 

Dagegen  kann  dies  hinsieht!,  der  von  Ihnen  angeschafften  Marquisen 
nicht  geschehen.  Marquisen  sind  ebenso  wie  Rouleaux  nnd  sonstige  Vor- 
hänge an  sich  nicht  als  Pertinenzstücke  einer  Dienstwohnung,  sondern  als 
Gegenstände  der  Bequemlichkeit  anzusehen,  welche  der  Wohnungsinhaber, 
wenn  er  sie  anschafft,  nach  §.  2  des  Regulativs  v.  18.  Octb.  1822  selbst  zu 
bestreiten  hat.  Die  Lichtreflexion  des  gegenüberstehenden  Hauses,  welches 
hier  zufällig  das  Gymnasialgebäude  ist,  kann  eine  Abweichung  von  der 
Regel  nicht  rechtfertigen,  da  ähnliche  Störungen  vorübergehend  auch  bei 
anderen  Wohnungen  mehr  oder  weniger  eintreten.^ 

Staatsministerialbeschlufs  v.  22.  Aug.  1864:  „1.  Die  Ueber- 
gabe  von  Dienstwohnungen,  sowie  deren  Uebernahme  im  Fall  der  Er- 
ledigung ist  allemal  durch  einen  dazu  zu  ernennenden  Commissarius  zu  be- 
wirken. Bei  der  Uebergabe  ist  eine  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  eine 
genaue  Beschreibung  des  Zustandes  der  einzelnen  Räume  und  Gegenstände 
und  das  Anerkenntnifs  des  Uebernehmenden  enthält,  dafs  er  verpflichtet  sei, 
bei  dereinstiger  Zurückgabe  der  Dienstwohnung  dieselbe  in  gutem,  bewohn- 
baren Zustande  (§.  1  des  Regulativs  v.  18.  Octb.  1822)  abzuliefern,  eventuell, 
dafs  er  sich  die  Herstellung  dieses  Zustandes  auf  seine  Kosten  gefallen  lasse. 

2.  Findet  der  Commissarius  bei  der  Uebernahme  Mängel,  welche  eine 
Reparatur  erforderlich  machen,  so  müssen  dieselben  sogleich  festgestellt 
werden,  nm  nach  Befinden  den  abziehenden  Beamten  oder  im  Sterbefall 
dessen  Erben  zur  Herstellung  oder  zum  Ersatz  der  diesfälligen  Kosten  an- 
halten zu  können.  In  Fällen,  wo  über  die  Beschaffenheit  des  Mangels  oder 
Aber  die  Verpflichtung  zur  Herstellung  oder  Ersatzleistung  Zweifel  oder 
Meinungsverschiedenheiten  sich  ergeben,  ist  ein  königl.  Baubeamter  zur  Ab- 
gabe seines  Gutachtens  hinzuzuziehen,  lieber  das  Abnahmegeschäft  ist  eine 
Verhandlung  aufzunehmen,  welche  zugleich  die  etwa  stattfindende  ander- 
weitige Uebergabe  der  Dienstwohnung  umfassen  kann,  und  von  sämmtl. 
Beamten  und  sonstigen  Botheiligten,  welche  an  dem  Abnahme-,  beziehungs- 
weise Uebergabegeschäft  theilgenommen  haben,  zu  unterschreiben  ist." 

Als  ein  Emolnment  der  Lehrer  mufs  auch  der  Erlafs  des  Schulgeldes 
für  ihre  dieselbe  Anstalt  besuchenden  Kinder  angesehen  werden.  Vrgl. 
Abth.  I  p.  201  ff. 

Diäten,   Reise-   und   Umzugskosten. 

Die  Höhe  der  Diäten,  Reise-  und  Umsugskosten,  welche  unter  den 
in  den  nachstehenden  Verfügungen  angegebenen  Bedingungen  gezahlt 
werden,  richtet  sich  nach  dem  Rang  der  Directoren  und  Lehrer.  In 
der  C.  V.  v.  26.  Febr.  1866  werden  die  Directoren  der  in  der  C.  0. 
y.  26.  März  1855  (0.  S.  p.  190)  aufgestellten  vierten  Rangclasse  zu- 
gezählt, die  Ober-  und  ordentl.  Lehrer  aber  zu  den  unmittelbar  hinter  der 
fünften  Rangclasse  daselbst  erwähnten  Beamten  gerechnet  Vrgl.  p.  124  f. 

CO.  V.  10.  Juni  1848  über  die  Tagegelder  nnd  Fuhrkosten 
bei  Dienstreisen  der  Staatsbeamten.  „§.  1.  1.  bei  Dienstreisen, 
welche  auf  Elsenbahnen  oder  auf  Dampfschiffen  gemacht  werden  können, 
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sind  an  Reisekosten,  einschliefsl.  des  GepSektrsnsports,  la  vergfiten:  a)  dea 
Beamten  der  ersten  5  Bangclasen  10  Sgr.;  b)  allen  Beamten  geringem  Qiades 
mit  Ausschlufs  der  Unterbeamten  7  Sgr.  6  pf. 

2.  AuÜBerdem  soll  auf  Nebenkosten,  welche  beim  Zagehen  zur  Eiaenbahn 
und  beim  Abgehen  von  derselben  vorkommen,  für  jedes  Zu-  und  Abgeben 
zusammen  eine  Entschädigung  gewährt  werden,  welche  f&r  die  Beamten 
unter  1  a  auf  20  Sgr.,  für  die  Beamten  unter  1  b  auf  15  Sgr.  bestimmt  wird. 

3.  Geht  die  Dienstreise  eines  Beamten  der  5  ersten  Bangolaasen  tlber 
den  Ort,  wo  derselbe  die  Eisenbahn  verläfst,  mehr  als  2  Poatstationen  hinaus, 
so  kann  der  Beamte,  wenn  er  zu  der  Weiterreise  einen  Wagen  aof  der  Eisen- 
bahn mitgenommen  hat,  die  Kosten  für  den  Transport  desselben  nach  den 
Sätzen  des  Eisenbahntarifs,  und  auiserdem  für  das  Hin-  and  Zorficluchaifoa 
des  Wagens  zusammen  1  Thlr.  15  Sgr.  berechnen. 

§.2.  1.  Bei  Dienstreisen,  welche  nicht  auf  Eisenbahnen  zarückgelq^ 
werden  können,  erhalten  b)  Beamte  der  4.  und  5.  Rangdasae  1  Thlr.,  e) 
fdle  übrigen  Beamten  15  Sgr.  auf  die  Meile.  2.  Haben  in  beeondem 
Fällen  erweislich  gröfsere  Fuhrkosten,  als  die  vorstehend  bestimmten,  auf- 
gewendet werden  müssen,  so  sind  dieselben  zu  vergüten. 

§.  3.  1.  Bei  Vergütungen  der  in  den  §§.  1  und  2  bestimmten  Sätze 
wird  ^ede  angefangne  Viertelmeile  für  eine  volle  Viertelmeile   gerechnet 

2.  Bei  Dienstreisen  von  mehr  als  einer  Viertelmeile,  aber  weniger  lüa  einer 
ganzen  Meile  sind 'die  Reisekosten  nach  einer  vollen  Meile  lu  berechnen. 

3.  Für  Geschäfte  aufserhalb  des  Wohnorts  in  geringrer  Entfernung  als 
einer  Viertelmeile  werden  weder  Reisekosten  noch  Diäten  gewährt 

§.4.  Bei  Versetzungen  können  veriieirathete  Beamte,  wenn  aie  auf 
Reisekosten,  nicht  aber  auf  eine  Umzngsentschädigung  Anspruch  haben,  die 
Reisekosten  in  jedem  Fall  nach  (.  2  liquidiren. 

§.  5.   Die  durch  die  Verordnung  vom  28.  Juni  1825  oder  durch  spätere  er- 

fnzende  Vorschriften  bestimmten  Tagegelder  werden  bei  den  Sätsen  voa 
Thlr.  und  weniger  dergestalt  erhöhet,  dafii  2  Thhr.  15  Sgr.  aUtt  2  Thlr., 
2  Thlr.  statt  1  Thlr.  15  Sgr.  zu  gewähren  sind.<< 

Durch  die  CO.  v.  28.  Juni  1825  (G.  S.p.  163)  waren  dem  Director 
eines  Gymnasiums  2  Thlr.,  dem  Lehrer  bei  einem  Gymnasium  oder  hohem 
Schulanstalt  1  Thlr.  15  Sgr.  Diäten  bestimmt. 

Aus  der  C.  0.  v.  28.  Juni  1825  (G.  S.  p.  163  ff.):  §.  4.  Aufser  den 
besoldeten  Staatsdienem  haben  auch  solche,  welche  ohne  Gehalt  zu  ihier 
Ausbildung  oder  auf  Beförderung  angestellt  sind,  die  Verpflichtung,  Aufträge 
am  Ort  ihres  Aufenthalts  ohne  Entgelt  auszurichten. 

§.  5.  Die  Diäten* werden  jedesmal  nur  so  lange  bewilligt,  als  das  auf- 
getragne  Geschäft,  den  Tag  der  Abreise  und  der  Rückkunft  mit  eingerech- 
net, auswärts  dauert;  es  sei  denn,  dafs  die  für  ein  besondres  Geschäft  e^ 
nannte  Person  weiter  kein  Gehalt  bezieht,  oder  sonst  nach  ihren  Verhält- 
nissen zu  keiner  Dienstleistung  verpflichtet  ist.  In  diesem  Fall  dauern  die 
reglementsmäfsigen  Diäten  auch  für  die  fernere  Beendigung  der  commisss- 
riscben  Arbeiten,  jedoch  nur  auf  eine  Frist,  welche  die  beauftragende 
Behörde  zu  bestimmen  hat,  am  Ort  des  gewöhnlichen  Aufenthalts  fort;  da- 
gegen haben  Beamte,  welche  vom  Staat  besoldet  werden,  für  Arbeiten,  welche 
sie  in  Folge  com  missarischer  Geschäfte  liefern,  als  Berichte,  Gutachten  u.s.w. 
keine  besondre  Vergütigung  zu  fordern. 

§.  6.  Die  vorbestimmten  Diäten  bleiben  sich  für  alle  Geschäfte  inne^ 
halb  Landes  gleich,  nnd  dürfen  also  für  Verrichtungen  auiserhalb  dea  betrefl. 
Rcgierungs-  u.  s.  w.  Bezirks,  oder  des  sonstigen  Wirkungskreises  des  Beamten 
nicht  erhöhet  werden. 

§.  8.  Die  im  §.  1  vorgeschriebenen  [durch  die  vorstehende  G.  0.  v.  10. 
Juni  1848  nunmehr  geänderten]  Diätensätze  finden  auf  die  ebenfklls  in  der 
Form  von  Tagegeldern  zu  bestimmende  Remuneration  für  solche  anderwdti^ 
nicht  besoldete  Personen,  welche  wegen  vermehrter  Geadi&fte  oder  zur 
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Stellvertretung  auf  eine  Zeitlang  bei  den  CoUegien  oder  Behörden  angestellt 
werden,  anmittelbar  keine  Anwendung;  vielmehr  Höhtet  sich  die  solchen 
Personen  zu  bewilligende  Remuneration  hauptsächlich  nach  deren  Brauch- 
barkeit und  nach  den  zur  Bestreitung  der  Ausgabe  vorhandenen  disponiblen 
Fonds.  Doch  gilt  als  Regel,  dafs  die  in  diesem  Fall  zu  bewilligenden  Tage- 
gelder denjenigen  Satz  nicht  übersteigen  dUrfen,  welcher  für  die  Kategorie 
des  Beamten  bestimmt  ist,  in  dessen  Stelle  der  Tagegeldempfänger  beschäf- 
tigt wird.  Wenn  aber  besoldete  Beamte  zur  Stellvertretung  höherer  Be- 
amten, es  sei  vorübergehend  oder  behufs  der  nahem  Prüfung,  ob  sie  sich 
zur  Beförderung  eignen,  dergestalt,  dals  damit  eine  Veränderung  des  Wohn- 
orts verbunden  ist,  berufen  oder  in  einer  solchen  Stellvertretung  als  Com- 
missarien  verschickt  werden,  so  haben  sie  neben  ihrer  bisherigen  Besoldung 
nur  auf  den  Diätensatz  Anspruch,  welcher  ihnen  nach  ihrer  eignen  per- 
sönlichen Dienstkategorie  gebührt." 

Bestimmung  für  den  Fall  eines  Commissoriums.  G.  0.  v.  25. 
Sptb.  1841:  „In  Folge  Ihres  Antrags  v.  30.  Aug.  d.  J.  autorisire  Ich  Sie, 
Geistlichen  und  Lehrern,  wenn  sie  bei  den  Gonsistorien,  Prov.  Schulcollegien 
und  Regierungen  zur  Aushülfe  oder  zur  Darlegung  ihrer  Qualification  für 
die  Verwaltung  einer  Consistorial  -  oder  geistlichen  und  Schulrathstelle  ver- 
suchsweise beschäftigt  werden,  für  die  selbständige  Ausrichtung  commissa- 
rischer,  aus  ihrer  eigentlichen  Amtstellung  nicht  hervorgehender  Aufträge, 
die  Diäten  und  Fuhrkosten  nach  den,  durch  die  Verordnung  v.  28.  Juni  1825 
für  die  Räthe  der  4.  Rangclasse  ausgeworfenen,  auch  in  solchen  Fällen  den 
Beferendarien  zugestandenen  Sätzen,  aus  den  dazu  bestimmten  Fonds  zu 
gewähren.  Hienach  ist  daher  auch  der  angezeigte  Fall,  in  Betreff  des  Ober- 
lehrers N.  zu  behandeln." 

Wegen  der  Remuneration  für  die  Theilnahme  an  den  Prfl- 
fungscommissionen  für  einjähr.  Freiwillige  s.  p.  250  f. 

Berechnung   der  Entfernungen. 

Verf.  des  Min.  für  Handel  etc.,  desinnern  und  der  Finanzen 
Y.  24.  Mai  1856:  „Der  K.  Regierung  erwiedem  wir  auf  den  Bericht  v.  28. 
April  d.  J.,  dafs  das  nach  den  Materialien  des  K.  Post-Conrsbureaus  hieselbst 
bearbeitete  und  von  Zeit  zu  Zeit  in  einer  neuen  Anflage  erscheinende  Eisen- 
bahn-, Post-  und  Dampfischiff- Coursbuch  die  Entfernung  zwischen  den  ein- 
seinen Stationsorten  der  vorhandenen  inländischen  Eisenbahnen  nachweist, 
und  nach  demselben  bei  Aufstellung  der  Reisekostenliquidationen  die 
Ortaentfernnngen  angegeben  werden  können." 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  23.  Novb.  1866:  „In  Folge  des  gefäl- 
ligen Schreibens  der  K.  0.  Rechnungskammer  v.  —  ist  die  Angelegenheit 
wegen  der  im  §.  3  des  A.  C.  0.  v.  10.  Juni  1848  (G.  S.  p.  151)  vorgeschriebe- 
nen Abrundung  der  Entfernungen  bei  Dienstreisen  auf  volle 
Viertelmeilen  unsrerseits  in  nähere  Erwägung  genommen  worden.  Wir 
haben  uns  dafür  entschieden,  dafs  diese  Abrundung  für  die  Hinreise  und 
für  die  Rückreise  besonders,  und  zwar  für  die  Wegestrecken,  welche  einer- 
seits auf  Eisenbahnen,  beziehungsweise  Dampfschiffen,  andrerseits  mit  son- 
stigen Transportmitteln  zurückgelegt  worden  sind,  je  einmal  stattzufinden 
hat.  Dafs  bei  der  vorliegenden  Frage  die  Hinreise  und  die  Rückreise  jede 
als  besondre  Dienstreise  angesehen  werde,  entspricht  sowohl  der  Bestimmung 
im  §.  5  des  Gesetzes,  betreffend  die  den  Jnstizbeamten  für  die  Besorgung 
gerichtlicher  Geschäfte  aufserhalb  der  ordentl.  Gerichtstellen  zu  bewilligen- 
den I>iäten  und  Reisekosten  und  Commissionsgebühren,  v.  9.  Mai  1851  (G.  S. 
p.  619),  als  dem  schon  bisher  beobachteten  Verfahren  bei  Abrundung  der 
Entfernungen  auf  volle  Meilen  bei  Dienstreisen  von  mehr  als  V«  Meile,  aber 
weniger  w  einer  ganzen  Meile. 
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Rücksichtlich  der  Dienstreisen  nach  verschiedenen  Zielpuncten  (soge- 
nannten Rundreisen),  bei  welchen  eine  Hinreise  and  eine  Rflckreise  nicht 
erkennbar  ist,  erscheint  es  nicht  zweifelhaft,  dafs  fOrjede  solcher  Reisen  die 
Abnindang  auf  Viertel ineilen  für  die  von  dem  betreff.  Beamten  bis  aar  RQck- 
kehr  in  seinen  Wohnort  überhaupt  zurfickgelegten  Entfemangen,  Je  nach 
den  vorbezeicbneten  beiden  Kategorien  von  Transportmitteln  nur  einmal 
erfolgen  kann." 

Abzug  eines   Drittels   der  Diäten. 

C.  Verf.  V.  12.  Mai  1866:  ,,Die  Verordnung  wegen  Vergfltigang  der 
Diäten  und  Reisekosten  für  commissariscbe  Geschäfte  in  königl.  Dienstange- 
legenheiten V.  28.  Juni  1825  bestimmt  im  §.  3,  dafs,  wenn  Beamten  in  königL 
Gebäuden  auf  Grund  contractmäfsiger  Verpflichtungen  freie  Wohnung,  Hei- 
zung und  Licht  gewährt  werden  mufs,  eine  Kürzung  der  reglementsmäfoigen 
Diäten  eintreten  soll.  Durch  die  A.  0.  v.  29.  Apr.  1826  ist  diese  Bestimmung 
dahin  praecisirt  worden,  dafs  der  Abzug  ein  Drittel  der  Diäten  zu  betragen  hat. 

Zur  Beseitigung  der  bei  dem  Wortlaut  der  gedachten  Bestimmung  über 
die  Tragweite  derselben  entstandenen  Zweifel  erOffiie  ich  dem  K.  Prov.  Schul- 
coli.,  im  Einverständnifs  mit  der  K.  0.  Rechnungskammer  and  dem  H.  Finanz- 
minister, dafs  die  Kürzung  der  reglementsmäfsigen  Diäten  am  ein  Drittel 
auch  in  denjenigen  Fällen  eintreten  mufs,  wo  die  Ck)mmissarien,  gleichviel 
ob  eine  bezügliche  contractmäfsige  Verpflichtung  besteht  oder  nicht,  in  Ge- 
bäuden, welche  sich  in  der  unmittelbaren  Benutzung  des  Staats  oder  in  der 
Benutzung  der  dem  Staat  unmittelbar  oder  mittelbar  gehörigen  Institute  und 
Stiftungen  befinden,  also  z.  B.  in  Gymnasien,  Schallehrerseminarien  etc., 
während  der  Dauer  des  comm issarischen  Geschäfts  freie  Wohnung,  Heizung 
und  Licht  erhalten.'' 

Form  der  Liquidation 

über  Reisekosten  und  Tagegelder  für  nachbezeichnete,  behufs  (summarischer 

Angabe  des  Zwecks)  in  der  Zeit  vom  ..ten  bis  ..ten  (Monat)  auf  Grund  der 

Verfügung  der  (königl.  Behörde)  vom  (Datum)  von  dem  Unterzeichneten 

ausgeführte  Dienstreise. 


Zeit 

der 

Auafülirung, 

Hanat.     Ti^, 


Zahl 

der 

Tage. 


Eelaeweg  und  Angabo 

der 

diansü.  Verricbtung. 


Zu-  und 
Abgiuge  b« 

der  Et- 
Dialximg  der 

EisenbakiiflA 

od«ir  DuDpf- 

schifTe. 


Auguat 


10. 
U. 

12. 
13. 

U. 

15. 

16. 


(Bei  spielSTT  eise.) 

Reise  von  Berlin  nach  Stettin  *  . 
in  Stettin    (aiimmar.  Angabe  der 

Amtsvcrrichtnng) 

von  Stettin  nach  Swinemünde  .  . 
in  Swinemilnde  ( euminar.  Angabe 

der  Amtsverrichtuiig) 

von  SwincmOndc  nach  Anktam 

(Angabe  der  Dienatvcrrlchtung) 
von  Anklam  nach  Paeewalk 

(Angabe  der  Dienstverrichtung) 
Kückreiae  von Pase walk  nach  Berlin 

und   zwM  von  Pasewalk  nach 

Paasow  .  .  ,  * 

van  Paasow  nach  Berlin    ..... 


ZuBammen 


269 

Berechnung  der  Reisekosten  und  Tagegelder: 

A.  39 '/,  Meilen  za  Eisenbahn  und  Dampfecbiff  k  lOsgr. 

pro  Meile  13  Thir.    5  Sgr.  —  Pf. 

18  V«  Meile  nach  dem  Landwege  &  1  Thlr.  pro  Meile  18      „      7    „      6    „ 
Nebenkosten  3  mal  4  20  sgr.  2      „     —    »     —     n 

(Ffir  die  Mitnahme  eines  Dieners  auf  . .  Meilen  k 
5  sgr.  pro  Meile)  —      „     —    „     —    „ 

Für  das  Mitnehmen  eines  Wagens  und  zwar 

a)  fQr   den  Transport   desselben  nach   den 

Sätzen  des  betreffenden  Eisenbahntarifs     —      »-*»     —    » 

b)  für  Hin-  und  Zurflckschaffen  des  Wagens 

Ä  1  Thlr.  16  sgr.  -      »     -    »     -    » 

Summa  der  Reisekosten:  33  Thlr.  12  Sgr.    6  Pf. 

B.  Tagegelder  für  7  Tage  ä  2  V.  Thlr.  pro  Tag  (nach 
Abzug  von  V,  wegen  Wohnung  in  königl.  Ge- 
bäuden) 17      „     15    »     ^    „ 

Zusammen:  50  Thlr.  27  Sgr.    6  Pf. 

N.  den  ..ten 18.. 

(Namen  und  Charakter  des  Liquidanten.) 

Die  Nothwendigkeit  der  vorbezeichneten  Reise,  die  geschehne  Aus- 
führung der  diesfalligen  Geschäfte  und  die  Richtigkeit  der  angegebnen  Dauer 
wird  bescheinigt. 

N.  den  ..ten 18.. 

(Namen  der  vorgesetzten  Behörde  und  Unterschrift.) 

Nach  den  Entfernungen,  den  Sätzen  und  in  calculo  geprüft  und  richtig  be- 
funden (oder  berichtigt). 

N.N. 
(Charakter  des  Calculaturbeamten.) 

Bemerkungen  zu  dem  vorstehenden  Schema  einer  Liquidation  von  Reise- 
kosten und  Tagegelder. 

1.  Unmittelbar  unter  diese  Liquidation  mit  den  dazu  gehörigen  Beschei- 
nigungen, kann  die  Zahlungsanweisung  an  die  betreff.  Casse  und  die 
Quittung  des  Liquidanten  über  den  Empfang  der  Reisekosten-  und 
Tagegeldervergütung  gesetzt  und  dadurch  die  Wiederholung  mancher- 
lei Details  vermieden  werden,  z.  B.  in  folgender  Art: 

„Vorstehende  fünfzig  Thlr.  27  Sgr.  6  Pf.  hat  die Casse  an 

den  N.  N.  auszuzahlen  und  in  der Rechnung  pro  1850  beim 

Tit zu  verausgaben. 

N.  den  ..ten 1850. 

Königliche  (Behörde). 
Unterschrift. 

Vorstehende  fünfzig  Thlr.  27  Sgr.  6  Pf.  sind  mir  aus  der Casse 

baar  und  richtig  gezahlt  worden,  worüber  ich  hiemit  qnittire. 

N.  den  ..ten  1850. 

Namen  des  Liquidanten. 

2.  Wenn  auf  einer  Reise  mehrere  Eisenbahnen  benutzt  werden,  so  mufs 
für  jede  Eisenbahn  die  auf  derselben  zurückgelegte  Strecke  angegeben 
werden,  wie  z.  B.  auf  einer  Reise  von  Berlin  nach  Cöln. 

a)  von  Berlin  nach  Magdeburg  19*/«  Meilen, 

b)  von  Magdeburg  nach  Oschersleben  5  n    u-  b*  ^* 

3.  Wo  ein  Diener  und  ein  Wagen  mitgenomni^n  ist  und  daher  dafür 
Kosten  mit  in  Ansatz  kommen,  sind  diese  unter  der  Berechnung  der 
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Reisekosten  nnd  Tagegelder  durch  eine  amtl.  Versidierung  des  Liqoi- 
danten  dabin: 

„dafs  ein  Diener,  resp.  ein  Wagen  wirklich  mitgenommen  and 

für  den  letztern  nar  der  tarifmäfsige  Eisenbahn-Transportsatz  liqni- 

dirt  worden  sei" 
zu  justificiren. 

4.  Bei  der  Berechnung  der  Tagegelder  wird  der  in  Klammem  stehende  Satz : 

„nach  Abzug  von  %  wegen  Wohnung  in  königl.  Gebäuden" 
in  allen  den  Fällen  gestrichen,  wo  der  Abzug  dieses  Drittels  nicht 
eintritt. 

5.  Wenn  nach  §.  2  sub  2  der  A.  G.  0.  v.  10.  Juni  1848  auf  die  Veigatigung 
von  höheren  als  den  gewöhnlichen  Fuhrkosten  und  Tagegeldern  An- 
Spruch  gemacht  wird,  so  roufs  die  desfallsige  Liquidation  sowohl  hin- 
sichtl.  der  Veranlassung  und  Nothwendigkeit  der  Ausnahme,  als  aiuch 
hinsichtl.  der  liquidirten  höheren  Sätze  und  Beträge  vollständig  und 
speciell  justificirt  werden. 

e.V.  des  Finanzmin.  und  Min.  des  Innern  v.  23.  Febr.  1851: 
„Nach  der  A.  C.  0.  v.  10.  Juni  1848  wird  bei  Reisen  in  königl.  Dienstange- 
legenheiten, welche  auf  Eisenbahnen  oder  auf  Dampfschiffen  gemacht  werden 
können,  für  jedes  Zu-  und  Abgehen  zusammen  ein  Paaschquantum  zu 
den  Nebenkosten  gewährt,  welches  nach  Verschiedenheit  des  Ranges  auf 
resp.  20  Sgr.  und  15Sgr.  festgesetzt  ist. 

Zur  Beseitigung  der  Zweifel,  welche  wegen  Bewilligung  dieser  Paasch- 
sätze in  den  Fällen  erhoben  sind,  wo  die  reisenden  Beamten  verschiedene 
Eisenbahnen  auf  einer  Reise  benutzen  mflssen,  wird  im  Einverständnifs  mit 
der  K.  0.  Rechnungskammer  bestimmt,  dafs  nur  dann  bei  Reisen  f&r  einen 
mehrmaligen  Zu-  und  Abgang  zn  liquidiren,  und  die  dafür  zalässigea 
Entschädigungen  zu  bewilligen  sind,  wenn 

a)  der  reisende  Beamte  sich  zur  Fortsetzung  der  Reise  nach  einem  an- 
dern Eisenbahnhof  hat  begeben  müssen  oder  wenn  b)  von  ihm  auf  einer 
längern  Dienstreise  an  einem  Zwischenort  die  Eisenbahn  verlassen  werden 
mufs,  um  an  diesem  Orte  ein  Dienstgeschäft  zu  verrichten,  sowie  o) 
wenn  der  reisende  Beamte,  um  auf  der  Reise  zu  übernachten  und  erst  am 
folgenden  Tag  dieselbe  fortzusetzen,  die  Eisenbahn  zu  verlassen  genöthigt 
gewesen  ist;  wogegen  in  allen  übrigen  Fällen ,  selbst  wenn  ein  Beamter 
auf  einer  Dienstreise  aus  anderen  Veranlassungen  an  einem  Zwischenort  meh- 
rere Stunden  zu  verweilen  genöthigt  gewesen  ist,  und  deshalb  den  Eisen- 
bahnhof verlassen  hat,  nur  eine  einfache  Liquidirung  der  Nebenkosten  als 
zulässig  erachtet  werden  kann.*' 

Reise-   nnd   ümzngskosten. 

A.  C.  0.  V.  26.  Mä r z  1 855  (G.  S.  p.  190):  „§.  1.  Nur  etatsmäCsig  ange- 
stellten Beamten  sind  Umzugskosten  zu  vergütigen. 

§.  2.  Eine  solche  Vergütigung  für  etatsmäfsig  angestellte  Beamte  findet 
nicht  Statt: 

a)  wenn  die  Versetzung  lediglich  auf  den  Antrag  des  Beamten  erfolgt; 
b)  wenn  mit  der  Versetzung  eine  Einkommensverbesserung  verbunden  ist, 
durch  deren  halbjährl.  Betrag  die  nachstehenden  Umzugskostenvergfitigungen 
gedeckt  werden. 

§.  3.  Die  Vergütigung  wird  gewährt: 

V.  Beamten  der  4.  Rangclasse  a)  auf  allgemeine  Kosten:  130  Thlr.  b)  auf 
Transportkosten  für  je  fünf  Meilen:  12  Thlr. 

VII.  denjenigen  Beamten,  welche  nicht  zu  obigen  Classen  gehören,  aber 
über  den  Subalternen  der  Provinzialbehörde  stehen,  a)  allgemeine  Kosten 
70  Thlr.;  b)  Transp.  für  je  5  Ml.:  8  Thlr. 


271 

Beamte,  welche  keine  Familie  haben,  erhalten  nur  die  Hälfte  der  nach 
Voratelieodem  feetznsetzenden  Vergfltigong. 

§.  4.  Von  der  Vergfitigangsamme  geht  ledoch  in  allen  Fällen  die  Hälfte 
der  mit  der  Versetzong  Terbundnen  jährl.  Einkommensverbesserung  ab. 

$.  5.  Bei  Bereobnang  der  Vergatigunff  nach  §.  8  ist  die  Entfernung 
zwischen  den  Orten,  von  welchen  und  nach  welchen  die  Versetzung  statt- 
üiidet,  nach  dem  kflrzesten  Wege,  bei  Landwegen  nach  der  kfirzesten  Extra- 
poststraise,  zum  Gmnde  zu  legen  und  rficksichtl.  der  Meilenzahl,  wenn  solche 
nicht  durch  5  theilbar  ist,  die  überschiefsende  oder  die  5  Meilen  nicht  er- 
reichende Strecke  fflr  eine  Entfernung  von  5  Meilen  anzunehmen. 

§.  6.  Von  den  Vergütigungsätzen  ist  derjenige  in  Anwendung  zu 
bringen,  welchen  die  Stellung  des  betreff.  Beamten,  aus  der  —  nicht  in  die  — 
die  Versetzung,  erfolgt,  bedingt. 

t-  7.  Die  nach  §.  1  zu  Umzugskosten  berechtigten  Beamten  erhalten, 
wenn  sie  sich  nicht  in  dem  §.  2  lit  a.  bezeichneten  Fall  befinden,  aulser 
denselben  bei  Versetzungen  für  ihre  Person  die  reglementsmäfiugen  Diäten 
and  Fuhrkosten. 

§.  8.  Die  persönlichen  Reisekosten  bei  Versetzungen  nach  Maisgabe 
des  Erlasses  v.  10.  Juni  1848  erhalten  auch  diejenigen  Beamten,  welche 
nicht  etatsmäfsig  anffestellt  sind,  falls  nicht  der  eigne  Wunsch  des  Beamten 
das  alleinige  Motiv  für  die  Versetzung  gewesen  ist. 

Auch  soll  künftig  bei  Versetzungen  von  verheiratheten  Beamten  dieser 
Art  der  §.  4  Meines  Erlasses  v.  10.  Juni  1848  Anwendung  finden." 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  20.  Novb.  1866:  „Der  E.  0.  Rechnungs- 
kammer erwiedem  wir  auf  das  gef.  Schreiben  v.  •—  ergebenst,  dafii  wir  die 
Frage  über  die  den  Staatsbeamten  bei  Versetzungen  zu  gewährenden  Reise- 
kosten einer  eingehenden  Prüfung  unterworfen  haben,  in  Folge  deren  wir 
so  der  Ansicht  gelangt  sind,  dafs  nach  der  Bestimmung  im  §.  8  des  Allerh. 
£.  v.  26.  März  1855  den  nicht  etatsmäfsiff  angestellten  Beamten  bei 
Versetzungen,  für  welche  der  eigne  Wunsch  des  Beamten  nicht  das  alleinige 
Motiv  gewesen  ist,  die  persönlichen  Reisekosten  auch  dann  zu  bewilligen 
sind,  wenn  ein  solcher  Beamter  in  eine  mit  dauernder  Bewilligung  fi&irter 
Diäten  oder  etatsmäfsigem  Gehalt  verbundne  Stelle  zuerst  eintritt,  oder 
Ton  einer  diätarischen  Stelle  in  eine  etatsmälsige  übergeht" 

Berttcksichtigung  des  RangverhältnisBes. 

C.  Verf.  V.  26.  Febr.  1866;  „In  Verfolg  der  C.  Verf.  v.  26.  Aug. 
1859,  die  Vei^ütigung  der  Umzugskosten  bei  Versetzungen  betreffend, 
ist  nach  wiederholter  Erwägung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
und  älteren  bezüglichen  Vorschriften  beschlossen  worden,  dafs 

die  Directoren  der  Gymnasien  und  denselben  gleichstehenden  höheren 
Unterrichtsanstalten  die  Sätze  ad  V  im  §.  3  des  A.  Erlasses  v.  26.  März  1855 
(G.  S.  p.  190), 

die  Ober-  und  ordentlichen  Lehrer  an  den  Gymnasien  und  den- 
selben gleichstehenden  höheren  Unterrichtsanstalten  die  Sätze  ad  VII  ibid. 
za  liquidiren  haben. 

Von  der  Vorschrift  des  §.  1  l.  c.  findet  auf  Grund  des  A.  Erlasses  v. 
81.  Juli  V.  J.  bei  Geistlichen,  welche  aus  einem  Pfarramt  in  den  unmittel- 
baren Staatsdienst  treten,  eine  Ausnahme  Statt.  In  solchen  Fällen  können 
Geistliche,  und  zwar  Superintendenten,  Erzpriester,  Dechanten,  die  Sätze  ad 
V,  andere  Geistliche  aber  nur  die  Sätze  ad  VII  im  §.  3  des  A.  Erl.  v.  26. 
März  1855  liquidiren.^ 
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Berttcksichtignng  von  EinkommeoBTerbesternngeih 

Staatsminist  Beschlufs  V.  18.  Novb.  1862:  „Bei  Festateliaof 
der  BinkommeDsverbefsrang»  welche  nach  §.  2b  und  nach  S.  4  des  A.  £^ 
lasses  y.  26.  März  1855  (G.  S.  p.  190)  bei  der  Gewährung  von  Umzugskostes 
an  Beamte  im  Fall  der  Versetzung  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  wird  das  ge- 
sammte  fortlaufende  Einkommen  aus  Staatsfonds  der  Berechnung  an  Grande 
ffelegt,  jedoch  mit  Ausnahme:  1.  derjenigen,  einem  Beitrag  zum  Pensions- 
fonds  nicht  unterworfenen  Bezüge,  welche  zum  Ersatz  von  Aualagen  oder 
zu  besonderen,  durch  die  Dienststellung  des  Beamten  oder  durch  die  Ort>- 
verhältnisse  bedingten  Zwecken  bewilligt  sind,  2.  der  Einnahmen  ans  wider 
ruflich  übertragenen  Nebenämtern  und  Nebenbeschäftigungen/' 

Staatsmin.  Beschlufs  y.  30.  Apr.  1859:  „Zur  Herbeif&hmng  eines 
gleichmäfsigen  Verfahrens  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  beschlieist 
das  Staatsministerium,  dafs  in  Zukunft  bei  allen  mit  einer  Einkommens- 
verbefsrung  verbundenen  Versetzungen  von  Beamten  die  Hälfte 
des  Nominalbetrags  der  jährlichen  Verbefsrunff,  also  ohne  Berficksichti- 
gung  der  Abzüge  zum  Pensionsfonds,  auf  die  Umzugskostenentsehädigung 
in  Anrechnung  gebracht  werden  soll.*' 

Form  der  Liquidation. 

Min.  Verf.  v.  8.  Aug.  1865:  „Auf  den  Bericht  v.  27.  ▼.,  die  Um- 
zugs- und  Reisekosten  des  vom  Gymnasium  zu  A.  an  das  Gjmn.  sa 
B.  versetzten  Oberlehrers  N.  betreffend,  veranlasse  ich  das  K.  Prov.  Schnl- 
coUegium 

1.  eine  nach  den  Vorschriften  des  A.  Eri.  v.  26.  März  1855  (G.  S.  p.  190) 
aufgestellten,  insbesondre  auch  die  Bestimmung  im  §.4  l.  c.  beachtende  Li- 
quidation der  Umzugskosten,  von  dem  etc.  N.  vollzogen  und  mit  dem  Csl- 
culaturattest  sowie  mit  der  Bescheinigung  darüber  versehen,  dafe  die  Ver- 
setzung nicht  lediglich  auf  den  Antrag  des  Versetzten,  sondern  zugleich  im 
Interesse  des  Dienstes  ohne,  resp.  mit  welcher,  Einkommensverbefsruog 
erfolgt  ist,  und  der  Umzug,  resp.  mit  oder  ohne  Familie,  wirklich  statte 
funden  hat,  2.  eine  nach  den  Vorschriften  des  A.  Erl.  v.  10.  Juni  164S 
(G.  S.  p.  151)  unter  Anwendung  des  im  Min.  Blatt  für  die  innere  Verwaltung 
J.  1851  p.  200  abgedruckten  Schema's  aufgestellten  Liquidation  der  Diateo 
und  Reisekosten  [s.  p.  268,  269],  einzureichen. 

Mit  Bezug  auf  die  Anführung  in  der  Anlage  des  Berichts,  dafo  der 
etc.  N.  z.  Z.  des  Umzugs  unverheirathet  gewesen  sei,  bemerke  ich,  dafs  es 
nicht  hierauf,  sondern  nach  der  Schlufsbestimmung  des  §.  3  des  A.  Erl.  v. 
26.  März  1855  darauf  ankommt,  ob  derselbe  damals  Familie  gehabt  bat  oder 
nicht.  Ueber  den  Begriff  „Familie"  verweise  ich  auf  das  Resoript  des  H. 
Finanzmin.  v.  24.  Mai  1856  0- 

Berechnung 
der  Reise-  und  Umzugskosten  des  Oberlehrers  N.  mit  (ohne)  Familie  bei  seiner 

Versetzung  von an  das  Gymnasium  zu  A Mit  einer  (ohne)  Ge- 

haltsverbefsrung  von  100  Thlr.  jährlich. 

(Beispielsweise.) 

1.  An  allgemeinen  Kosten  70  Thlr.  —  Sgr.  — •  Pt 

2.  An  Transportkosten  auf  12  7,  Meilen  =  15  Meilen 

*)  Alu  Familie  eines  Beamten  werden  dessen  Ehefrau,  Kinder,  Eltern  nnJ 
Gcrtchwistcr,  denen  er  Wohnung  und  Unterhalt  gewährt,  angesehen  (Reicr.  de« 
Finanzmin.  v.  24.  Mai  1856). 
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Transport  70  Thlr.  —  Sgr.  —  Pf. 
nach  der  kürzesten  ExtrapoststraTse  und  zwar  auf 
je  5  Meilen  8  Thlr.  24      „     ~    „    -    „ 

94  Thlr.  -  Sgr.  ~  Pf. 
Davon  ab  die  Hälfte  der  Gehaltaverbeesenuiir  von 
100  Thlr.  jährlich  mit  60      „     —    „     —    „ 

bleiben  44  Thlr.  -  Sgr.  -  P£ 
Hinzu 
3.  an  Fnbrkosten  und  zwar 

a)  auf  9  Ml.  auf  der  ) 

Eisenbahn  k  7  V,  Sgr.  =  2  Thlr.  7  Sgr.  6  Pf.  (    ^,  oo  a 

b)  auf  5  Ml.  auf  dem  {    »      »     a?^    »      <>    « 
Landwege  k  15  Sgr.  =  2     „   15    „  —    ,  ; 

5.  An  Ab-  und  Zugang  einmal  —      ,     15    „    ~    „ 

6.  An  Diäten  au^  einen  Tag  2      „     —    ,     —    ^ 

üeberhaupt  51  Thlr.    7  Sgr.    6  Pf. 
den  ..ten  Aug.  1860.  N.  N.  Oberlehrer. 


In  oalculo,  nach  den  Sätzen  und  Ortsentfemungen  richtig  befunden. 
den  ..ten  Aug.  1860.  N.  N.  Calculator. 

Die  Liquidation  über  Umzugskosten  ist  aufser  dem  Calculaturattest  mit  der 
Bescheinigung  zu  versehen,  da»  die  Versetzung  nicht  lediglich  auf  den  An- 
trag des  Versetzten,  sondern  zugleich  im  Interesse  des  Dienstes  ohne,  resp. 
mit  welcher,  Einkommensverbesserung,  und  der  Umzug  resp.  mit  oder  ohne 
Familie  stattgefunden  hat. 

Quittungen  über  die  bei  Versetzungen  gezahlten  reglementsmäfsigen 
Umzugskosten-Entschädigungen  bei  dem  Betrag  von  50  Thlr.  und  darüber 
sind  nicht  stempelpflichtig. 

Mi  ethsent  Schädigung. 

Rescript  des  Finanzmin.  v.  29.  Mai  1841:  „Ew.-*  erwiedre  ich 
auf  die  Anfrage  v.  — ,  dafs  nach  einem,  von  der  E.  0.  Rechnungskammer  auf- 
gestellten Grundsatz,  welchem  das  Finanzministerium  beigetreten  ist,  bei 
unvorhergesehenen  Versetzungen  von  Beamten  Vergütung  für  Woh- 
nungsmiethe  von  den  Umzugskosten  ganz  unabhängig  ist  und  erstre  ge- 
währt werden  kann,  die  Versetzung  mag  mit  oder  ohne  Einkommensver- 
besserung erfolgt  sein.^ 

Rescr.  des  Finanzmin.  v.  24.  Mai  1856:  —  „Beamte,  deren  Ver- 
setzung nicht  lediglich  auf  ihren  eignen  Antrag  erfolgt,  können  den  Mieths- 
zins,  welchen  dieselben  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  für  die  Woh- 
nung an  dem  Ort  des  Abgangs  etwa  noch  zu  zahlen  haben,  wie  bisher  zur 
Erstattung  liquidiren.*' 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  18.  Apr.  1867:  „Wenn  ein  etatsmäfsig 
angestellter  Beamte  im  Interesse  des  Dienstes  und  nicht  lediglich  auf  seinen 
Antrag  versetzt  worden  ist,  so  kann  demselben,  falls  er  an  seinem  frühem 
dienstlichen  Wohnort  im  eignen  Hause  oder  in  einem  Hause,  dessen  Niefs- 
brauch  ihm  zustand,  gewohnt  hat,  eine  Entschädigung  in  Höhe  des  ortsüb- 
lichen Miethswerths  der  Wohnung  für  die  Dauer  eines  halben  Jahrs,  vom 
Ablauf  des  Kalenderquartals  ab,  in  welchem  die  Versetzung  stattgefunden 
hat,  gewährt  werden,  insofern  der  Beamte  die  pflichtmäfsige  Versicherung 
abgiebt,  dafs  aller  angewendeten  Mühe  ungeachtet  es  ihm  nicht  möglich 
gewesen  ist,  die  innegehabte  Wohnung  für  jenen  Zeitraum  anderweit  zu  ver- 
miethen.^ 

18 
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Rescript  des  Finanzmin.  v.  15.  Mai  1855:  „Der  Vennietfaer,  wel- 
cher die  Wohnung  eines  versetzten  Beamten  innerhalb  der  Zeit,  f&r  wekhe 
letztrer  nach  §.  376  Tit.  21.  Th.  I.  A.  L.  R.  zur  Zahlung  der  Mietha,  TOfbe- 
haltlich  des  §.  377  daselbst  gedachten  Falls  der  Stellang  einea  geeigneten 
Untermiethers,  verpflichtet  ist,  anderweit  vermiethet,  hat  die  fQr  jene  Zeit 
oder  einen  Theil  derselben  von  dem  neuen  Miether  erhaltoe  MIethe  aof  den 
von  dem  versetzten  Beamten  zu  zahlenden  Miethszina  in  Anrechnimg  n 
bringen,  oder  falls  der  Miethszins  bereits  bezahlt  ist,  za  erstatten. 

Zur  Aufrechterhaltung  dieses  Grundsatzes  ist  in  der  Steuerverwaltong 
mit  Rücksicht  auf  die  daselbst  vorkommenden  zahlreichen  Veraetsungen  zur 
Zahlung  von  Miethsentschädigungen  nicht  blos  die  Quittung  des  Vermiethen, 
und  nach  Umständen  der  Miethscontract,  sondern  auch  eine  Beacheinignng 
darüber  erfordert  worden,  dafs  die  Wohnung  auf  den  Zeitraum,  ffir  welchen 
MiethsentschädiguDg  liquidirt  wird,  nicht  wieder  vermiethet  worden  seL 

Nachdem  in  dieser  Beziehung  die  K.  0.  Rechnungskammer  neuerlich 
angeordnet  hat,  dafs  es  der  Beibringung  der  gedachten  Beacheinigangen  lor 
Rechnungsjustification  nicht  ferner  bedürfe,  haben  einige  ProvinzialbehOrden 
diese  Anordnung  so  verstanden,  als  ob  es  überhaupt  auf  den  fragl.  Nachweis 
nicht  ferner  ankomme.  Da  jedoch  dahin  die  Absicht  der  K.O.Rechnungakammer 
nicht  gegangen  ist,  so  werden,  im  Einverständnifs  mit  derselben,  £w.  »  sa- 
ge wiesen,  das  dort  bei  Liquidationen  für  Miethsentschädigungen  bestehende 
Verfahren  auch  für  die  Zukunft  zu  beobachten  und  solches  nur  insoweit 
abzuändern,  als  die  gedachten  Bescheinigungen  den  Rechnungsbelägen  nicht 
ferner  beigefügt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  einen  vorgekomronen  Fall  wird  sngleich  bemerkt, 
dafs  versetzte  Beamte  ohne  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde  nieht 
befugt  sind,  über  die  Zahlung  der  hiernächst  gegen  die  Staatscasse  so  Uqoi- 
direnden  Miethsentschädigung  sich  mit  dem  Vermiether  zn  vergleichen ,  oad 
dafs  der  versetzte  Beamte  auf  Miethsentschädigung  aus  der  Staatseasse  nor 
insoweit  Anspruch  hat,  als  der  Vermiethor  nicht  durch  den  mit  dem  Mletki- 
nachfolger  abgeschlofsnen  Vertrag  Ersatz  findet. ** 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  5.  Dcb.  1863:  „Die  Gewährung  der  in 
Fällen  der  Versetzung  eines  etatsmäfsig  angestellten  Beamten  zulässigen  Ve^ 
gütigung  derjenigen  Wohnungsmiethe,  welche  der  Beamte  an  seiDcm 
frühern  dienstlichen  Wohnort  fortzuentrichten  genöthigt  ist,  kann  auch  tt- 
folgen,  wenn  nach  der  Versetzung  noch  eine  Benutzung  der  Wohnung  durch 
die  Familie  des  Beamten  oder  zur  Aufbewahrung  der  Effecten  desselben 
stattgefunden  hat." 

Verf.  des  Gcneraldirectors  der  Steuern  v.  4.  Mai  1856:  ^£w. 
—  erwiedre  ich  auf  den  Bericht  v.  — ,  djifs  bei  Versetzungen  den  Beamten 
ein  Anspruch  wegen  Miethsentschädigung,  welche  seitens  ihrer  bis- 
herigen Vermiether  gefordert  wird,  überhaupt  nicht  zusteht,  und  nur  ans 
Rücksichten  der  Billigkeit  namentlich  in  denjenigen  Fällen  Miethsentschädi- 
gung gewährt  worden  ist,  in  welchen  der  betreff.  Beamte  Anspruch  auf  Vet- 
Setzungskosten  nicht  hatte.  Aber  immer  ist  dies  nur  dann  geschehen,  wenn 
es  sich  von  einer  im  Interesse  des  Dienstes  gebotnen  oder  wünschenswerthen, 
oder  mindestens  mit  diesem  Interesse  in  Einklang  stehenden  Versetzung  eines 
Beamten  handelte,  nicht  aber  von  einer  Strafversetzung,  welche  als  Itesulut 
des  eingeleiteten  Disciplinarverfahrens  ausgesprochen  worden.  Eine  solche, 
lediglich  durch  die  Schuld  des  Beamten  nothwendige  Versetzung,  derea 
Kosten  aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen  ihm  auferlegt  worden,  scblieCst  aaeh 
seine  Verpflichtung  in  sich,  seinen  bisherigen  Vermiether  wegen  des  Mietht- 
Zinses,  den  dieser  etwa  von  ihm  zu  beanspruchen  hat,  schadlos  zn  halten; 
und  es  wird,  wo  nicht  ganz  besondere  Umstände  eine  Ausnahme  erheiKbea, 
die  Verwaltung  das  Ansinnen  des  zur  Strafe  versetzten  Beamten  wegen 
Gewährung  von  Miethsentschädigung  abzulehnen  haben.** 
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Die  Anszahlung  der  Reise-  und  Umzagskosten  erfolgt  bei 
Veraetzungen  ans  dem  aamittelbaren  Staatsdienst  an  Anstalten»  welche  aus 
Staatsfonds  unterhalten  werden,  auf  Anweisung  des  Finanzministers  aus  der 
General -Staatscasse  (Rescr.  des  Finanzmin.  v.  II.  Octb.  1860.  9.  April  und 
16.  Mai  1861,  27.  Juli,  7.  Ootb.  und  19.  Dcb.  1866). 

C.  Verf.  V.  25.  Aug.  1859:  —  ,,Bei  Anstalten,  welche  vom  Staat 
und  von  Dritten  gemeinschaftlich,  oder  von  Dritten  allein  unter- 
halten werden,  bleibt  wie  bisher  die  Bewilligung  und  der  Betrag  der  üm- 
zugskosten  Gegenstand  besondrer  Verhandlung  mit  Denjenigen,  welchen  die 
Unterhaltung  der  betreffenden  Anstalt  obliegt.*' 


Gehaltsbezug,  Yertretangskosten  und  ünterstützangen 
für  Zeiten   der  Beurlaabung. 

0.0.  V.  16.  Jan.  1843  an  das  Staatsministerium:  „Ich  genehmige  auf 
den  Antrag  des  Staatsministerii  v.  31.  v.  M.,  dafs  den  an  ihrer  Gesundheit 
leidenden  Beamten  nicht  nur  behufs  des  Gebrauchs  von  Heilbädern,  sondern 
auch  in  den  Fällen,  wo  sie  zu  Brunnencnren,  zum  Bestehen  von  chirurgi- 
flohen  Operationen,  zur  Erlangung  der  im  Wohnort  fehlenden  zureichenden 
ärztlichen  Hülfe  und  bei  ähnlichen' Veranlassungen  auf  längre  Zeit  als  4 
Wochen  beurUubt  werden,  die  volle  Besoldung  während  der  ganzen  Dauer 
des  Urlaubs  belassen  werden  kann,  sobald  die  Nothwendigkeit  des  letztem 
durch  glaubwürdige  ärztliche  Zeugnisse  nachgewiesen  wird." 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  15.  Mai  1843:  „Zur  Beseitigung  des 
Zweifels,  welcher  sich  darüber  erhoben  hat,  wie  es  mit  denVertretungs- 
k Osten  gehalten  werden  soll,  welche  durch  Beurlaubungen  solcher  Beamten 
zuweilen  entstehen,  die  nicht  von  Anderen  kostenfrei  übertragen  werden 
kennen,  beschlielst  das  K.  Staatsministerium  in  Erwägung  der  dafür  spre- 
chenden Gründe,  dafs  bei  allen  in  den  Umständen  gerechtfertigten  Beur- 
laubungen, welche  unter  Belassung  des  ganzen  Gehalts  ertheilt  werden,  also 
bei  Beurlaubungen 

a)  bis  4  Wochen  und  ausnahmsweise  bei  gröisrer  Entfernung  des  Hei- 
mathsortes  vom  amtlichen  Wohnort,  bis  zur  Dauer  von  2  Monaten,  b)  zur 
Wiederherstellung  der  Gesundheit  ohne  Beschränkung  auf  eine  bestimmte 
Zeitfrist, 

die  unvermeidlichen  Vertretungskosten  den  zu  beurlaubenden  Beamten  nicht 
zur  Last  zu  stellen,  vielmehr  auf  die  betreffenden  Fonds  anzuweisen  sind. 
Dies  darf  jedoch  nur  mit  Genehmigung  der  vorgesetzten  Ministerien  ge- 
achehen,  an  welche  deshalb  in  vorkommenden  Fällen  zu  berichten  ist."  — 

0.0.  V.  15.  Juni  1863:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriums  v. 
81.  V.  M.  will  Ich  hiemit  genehmigen  — ,  dafs  bei  Beurlaubungen  von  Civil- 
beamten  und  nicht  Servis  beziehenden  Militairbeamten  fortan  folgende  Grund- 
sätze befolgt  werden: 

1.  Bei  der  Beuriaubung  eines  Beamten  wird  auf  die  ersten  ly,  Monate 
des  Urlaubs  das  Gehalt  unverkürzt  gezahlt,  für  weitere  4'/,  Monate  tritt  ein 
Gehaltsabzug  zum  Betrag  der  Hälfte  des  Gehalts  der  betreffenden  Beamten 
ein,  während  bei  fernerem  Urlaub  kein  Gehalt  zu  gewähren  ist.  2.  Bei 
Beurlaubungen  wegen  Krankheit  und  zur  Herstellung  der  Gesundheit  findet 
auch  für  die  über  1'/,  Monate  hinausgehende  Zeit  der  unumgänglich  noth- 
wendigen  Abwesenheit  des  Beamten  kein  Abzug  vom  Gehalt  Statt'' 

Vorstehende  auf  Antrag  der  K.  0.  Rechnungskammer  erlaisne  C.  0.  ist 
zwar  zunächst  nur  für  die  königl.  Behörden  und  Gassen,  nicht  ebenso  für 
die  Vermögensverwaltung  der  Communen  und  anderer  Corporationen  von 
verpflichtender  Kraft.   „Es  unterliegt  indefs,  da  die  Motive  der  CO.  für 

18* 
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Lehrer  siftdtischer  Amtalten  in  gleicher  Weise  lutreffen,  keinem  Bedenken, 
auch  in  Beziehung  auf  diese  die  zar  Cognition  der  Aofsiehtsbeb^^rdai  ge- 
langenden Fälle  im  Sinne  de«  Allerh.  Erlasses  v.  15.  Juni  1863  ao  entschei- 
den; e6  mttfsten  denn  im  einzelnen  Fall  mit  Zustimmung  der  berafnen  Anf- 
Sichtsbehörde  abweichende  Vereinbarungen  über  den  Gegenstand  iwisehea 
der  anstellenden  Behörde  und  dem  angestellten  Beamten  getroffen  sein.'' 
Min.  Verf.  v.S.Sptb.  1866. 

G.  Verf.  y.  12.  Mai  1868:  „Die  Gesuche  von  Lehrern  an  Gymnasiea 
und  Realschulen  nm  Reiseunterstützungen  behufe  einer  Bade-  oder 
Brunnencur  haben  sich  in  neuerer  Zeit  in  auffallender  Weise  yermebrt 

Im  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  veranlasse  ich  daa  K.  Prov.  Schul- 
eoll.,  Gesuche  der  Art  jedesmal  genau  zu  prüfen,  ob  in  den  betreffenden 
Fällen  auf  Grund  ärztlicher  Zeugnisse  eine  unabweisbare  Nothwendi^eit  der 
Reise  anzuerkennen,  [durch  ein  Attest  des  Kreisphysikus  dargethan  ist,  dab 
die  Cur  nicht  am  Wohnort  des  Betheiligten  vorgenommen  werden  kann,]  nnd 
ob  eventuell  die  erforderliche  Beihülfe  aus  den  eigenen  Mitteln  der  Anstalt 
entnommen  werden  kann. 

Gehen  die  Gesuche  von  Lehrern  städtischer  Anstalten  ans,  so  ist,  wie 
bei  allen  Unterstfltzungsgesnchen  der  Lehrer  solcher  Schulen,  jedesmal  dunxd 
zu  achten,  ob  die  betreff.  Lehrer  es  nicht  versäumt  haben,  sich  suvOrderst 
an  ihre  Patronatsbehörde  zu  wenden,  und  ob  diese  es  ihrerseits  an  der  pfliebt- 
mäfsigen,  resp.  ihren  Kräften  angemefsnen  wohlwollenden  Fürsorge  fllr  die 
von  ihr  berufenen  Lehrer  nicht  hat  fehlen  lassen.  Nur  wenn  dies  nachge- 
wiesen ist,  kann  in  dringenden  Fällen,  so  weit  die  Verhältnisse  es  gestatteo, 
auf  eine  Beihülfe  aus  Staatsfonds  gerechnet  werden. 

Das  E.  Prov.  Schulcoll.  wird  hienach  ermessen,  welche  Unterstützung»- 
gesuche  zurückzuweisen  und  welche  geeignet  sind,  von  einem  befürworten&i 
Gutachten  des  K.  Prov.  Schulooll.  begleitet,  mir  vorgelegt  za  werden.*' 


Zusammenstellung   der  für  Zeiten   des   Kriegsdienstes 
geltenden   Bestimmungen. 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  22.  Jan.  1831:  —  „§.  14.  Jeder  Civil- 
beamte,  welcher  bei  einer  Mobilmachung  zum  Militairdienst  eintritt,  behält 
seine  fixirte  Besoldung. 

§.  15.  Erhält  er  aber  Officierbesoldung,  so  wird  ihm  der  Betrag  der- 
selben auf  seine  Givilbesoldung  abgerechnet.  —  Ist  die  Officierbesoldung 
höher  als  die  Civilbesoldung,  so  hört  die  Zahlung  der  letztem  während  der 
Dauer  der  erstem  ganz  auf.  Hiebei  wird  die  Vergütigung,  welche  ein  Land- 
wehrofficier  für  die  Verwaltung  der  Stelle  als  interimistischer  Compagnie- 
führer  ejrhält,  auf  die  Civilbesoldung  nicht  in  Anrechnung  gebracht.  (Staats- 
min. B.  V.  28.  Sptb.  1831). 

§.  16.  Auf  die  Entschädigungsgelder,  welche  ein  Civilbeamter  zur  Be- 
streitung dienstlicher  Bedürfnisse  erhält,  hat  er  von  dem  Eintritt  in  den  Mi- 
litairdienst ab,  keinen  weitern  Anspruch.  Dagegen  verbleibt  ihm  auch  die 
seiner  Militairchargc  etwa  zustehende  Feldzulage  neben  seiner  Civilbesol- 
dungsquote. 

Staatsmin.  B.  v.  23.  Jan.  1850:  Erhält  ein  Civilbeamter,  welcher  als  Offi- 
zier zur  Landwehr  einberufen  wird,  keine  Feldzulage,  so  wird  ihm,  auCser 
der  nach  Abrechnung  der  Officierbesoldung  verbleibenden  Civilbesoldungs- 
quote,  von  seiner  Civilbesoldung  so  viel  belassen,  als  die  im  Fall  der  voll- 
ständigen Mobilmachung  ihm  reglementsmäfsig  zu  gewährende  FeldznUge 
betragen  würde. 

Staatsmin.  B.  v.  22.  Jan.  1831  und  23.  Jan.  1850:  §.  17.  Die  obigen  Be- 
stimmungen finden  auch  auf  solche  Beamte  Anwendung,  die  mit  fixirten 
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DÜten  angestellt  sind.   Den  blos  vorfibergehend  gegen  Diäten  beschäftigten 
Individuen  können  aber  diese  Ansprüche  nicht  zugestanden  werden. 

Staatsmin.  B.  y.  22.  Jan.  1831.  §.  18.  Pensionirte  oder  auf  Wartegeld 
stehende  Clvilbeamte  sind,  wenn  sie  bei  einer  Mobilmachung  in  den  Kriegs- 
dienst eintreten  möchten,  hinsichts  ihrer  Pensionen  oder  Wartegelder  eben- 
falls nach  obigen  Bestimmungen  zu  behandeln.  Nach  beendigtem  Kriegsdienst 
treten  sie  in  den  vollen  Genufs  ihrer  frühem  Pension  oder  ihres  frühem 
Wartegelds  wieder  ein. 

§.11.  Beamte,  die  in  einem  Verwaltungszweig  zwar  etatsmäfsig  besoldet 
werden,  diese  Besoldung  aber  nicht  aus  der  Staatscasse  beziehen,  sollen 
ebenso  behandelt  werden,  wie  diejenigen  Beamten,  welche  ihre  Besoldungen 
ans  der  Staatscasse  zu  erheben  haben. 

§.  19.  Communal-  und  Patrimonialbeamte  sind  wie  die  Staatsdiener  zu 
behandeln.  —  Keine  Commune  wird  sich  bei  der  Wichtigkeit  des  Zwecks 
entziehen,  die  etwa  erforderlichen  Zuschüsse  aufzubringen.  Insofern  dabei 
die  Unmöglichkeit  eintritt,  wird  die  Staatscasse  zu  Hülfe  kommen.  —  Wo 
Privatbehörden  interessiren,  soll  nur  freie  £ntschlie(sung  zu  etwaniger  Unter- 
stützung stattfinden. 

§.  20.  Die  Beamten,  welche  bei  einer  Mobilmachung  durch  die  Provinzial« 
Verwaltungsbehörden  den  Militairintendanturen  zur  Anstellung .  überwiesen 
werden,  oder  auch  sonst  bei  letzteren  eine  Anstellung  erhalten,  sind  ebenso 
zu  behandeln,  wie  diejenigen  Beamten,  welche  in  den  activen  Dienst  bei  dem 
stehenden  Heer  oder  der  Landwehr  eintreten.  Das  Beamtenpersonal  der 
Armee  kann  auch  aus  den  schon  in  der  Landwehr  stehenden  Civilbeamten 
entnommen  werden. 

§.  21.  Den  Civilbeamten ,  welche  bei  einer  Mobilmachung  in  die  Armee 
oder  in  das  Beamtenpersonal  der  Armee  eintreten,  soll  dieser  Eintritt  hinsichts 
ihres  Verhältnisses  im  Civildienst  in  keiner  Beziehung  zum  NachtheU  ge- 
reichen, ihnen  mithin  auch  die  höhere  Besoldung,  welche  im  Wege  der  Ascen- 
sion  der  SteUe  ihrer  Dienstkategorie,  in  welcher  sie  sich  befinden,  zufallen 
möchte,  gewährt  werden. 

§.  22.  Demzufolge  sollen  auch  die  Assessoren  bei  den  LandescoUegien, 
während  der  Zeit,  wo  sie  bei  der  Armee,  oder  bei  der  Armeeverwaltung  etc. 
dienen,  ebenso  nach  ihrer  Reihefolge  ascendiren,  als  wenn  sie  noch  in  ihrem 
Cüvilverhältnils  sich  befänden. 

Dasselbe  gilt  von  allen  andern  nach  Ableistung  der  Staatsprüfungen  ohne 
Gehalt  angestellten  Civilbeamten  (Staatsmin.  B.  v.  19.  Jan.  1850).^ 

C.  Verf.  V.  20.  Jan.  1860:  Jn  dem  §.  1121  des  im  Jahr  1854  erlalsnen 
Reglm.  über  die  Geld  Verpflegung  der  Armee  im  Kriege  ist  bestimmt,  daft 
dartlber,  ob  den  zur  mobilen  Armee  einberufenen  Civil-,  Staats-  oder  Commu- 
nalbeamten  aus  der  CivUbesoldung  ein  höherer  Betrag  als  der,  um  welchen 
die  Civilbesoldung  das  Müitairgehalt  übersteigt,  oder  die  ganze  Civilbesoldung 
belassen  werden  kann,  die  competente  Civil-,  Staats-  oder  Communalbehörde 
zn  entscheiden  hat. 

Für  die  in  dieser  Beziehung  von  der  Civilbehörde  zu  treffende  Verfügung 
ist  nur  der  noch  in  Kraft  bestehende  Staatsmin.  Beschlufs  v.  23.  Jan.  1850 
maafegebend.  Durch  diesen  Beschlufs  sind  die  Staatsmin.  Beschlüsse  v.  7.  No- 
vember 1848,  und  9.  März  1849,  nach  welchen  den  zur  mobilen  Armee  ein- 
berafenen  Civilbeamten  neben  dem  Officiertractament  unter  Umständen  ihre 
volle  Civilbesoldung  belassen  werden  konnte,  aufgehoben  und  dagegen  festge- 
stellt werden,  dafs  diesen  Beamten,  so  lange  sie  aus  Militairfonds  die  Feld- 
zulage nicht  oeziehen,  aufser  der  nach  Abrechnung  der  Officierbesoldung  ver- 
bleibenden Civilbesoldungsquote  von  ihrer  Civilbesoldung  so  viel  zu  belassen 
aei,  sds  die  im  Fall  der  vollständigen  Mobilmachung  tarifmälsig  zu  gewährende 
Feldsnlage  betragen  würde,  ein  Mehreres  aber  ktnftighin  in  keinem  Fall  ge- 
wüirt  werden  solle.*' 
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keratfitzungen  an  Beamte  folgende  allgemeine  Grandsätze  Aufge- 
ld aU: 

a)  in  den  Etats  sind  besondere  Fonds  zu  Gratificationen  und  Remune- 
men,  soweit  letztere  nicht  für  ungewöhnliche  Leistungen  gegeben  werden, 
t  weiter  auszubringen;  vielmehr  ist,  soweit  ein  Bedürfnis  dazu  hervor- 
,^tlXr  auskömmliche  Besoldungsätze  zu  sorgen;  b)  von  dieser  allge- 
iSn  Begel  sind  Ausnahmen  nur  da  zuzulassen,  wo  dieselben  durch  die 
Mhfimlichkeit  der  Dienstverrichtung  und  der  sonstigen  Lebensverhältnisse 
kstieff.  Beamten  besonders  begründet  werden ;      c)  dagegen  sind  beson- 

Unteretatzungsfonds  auch  fernerhin  auszubringen,  und  diese  Fonds  für 
^Mge  Beamten  zu  bestimmen,  deren  jährl.  Diensteinkommen  den  Betrag 
JWOO  Thlr.  nicht  übersteigt,  höher  besoldeten  Beamten  aber  Unter- 
mMtfen  aus  diesem  Fonds  nur  ausnahmsweise  in  aufsergewöbnlichen  Be- 
niTea  zu  gewähren. 

Stti  Staatsmin.  ist  mit  diesen  Grundsätzen,  welche  im  wesentlichen  mit 
tm  dem  Beschlufs  v.  17.  Juni  v.  J.  ausgesprochenen  Ansichten  überein- 
iMn,  einverstanden  und  hat  deshalb  beschlossen,  dafs  diese  Grundsätze 
riurenden  Jahr  ab  in  Anwendung  zu  bringen  sind/' 

.Üeber  Fälle  der  Einbehaltung  oder  Verkürzung  des  Oe- 
:tB  B.  Abschn.  VII. 

emnziehang  der  Staatsdiener  zu  den  Gemeindelasten. 

besetz  y.  11.  Jali  1822  (G.  S.  p.  184):  „Da  diejenigen  Bestim- 
peDi  welche  in  den  §§.  2  und  3  der  unterm  11.  Dcb.  1809  er- 
gpen  Declaration  des  §.44  der  StSdteordnnng  v.  19.  Novb. 
98  enthalten  sind,  theils  mehrfache  Zweifel  veranla&t  haben,  theils 
P  mehr  Überall  zu  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  passen,  so  haben 
1^  Jttif  den  Antrag  Unaers  Staatsministeriums  und  nach  erfordertem 
iwhten  unsere  Staatsraths  beschlossen,  mit  Aufhebung  jener  Bestim- 

T  Nachstehendes  zu  verordnen: 
Das  Diensteinkommen  der  Beamten  kann  von  den  Gemeinden, 
[Wilehen  dieselben  gehören,  überhaupt  nur  dann  besteuert  werden, 
m  auch  der  Beitrag  der  Übrigen  Einwohner  des  Orts  in  der  Form 
pr  idigemeinen  Einkommensteuer  erhoben  wird. 

2m  Das  Diensteinkommen  soll  bei  einer  solchen  Beschatzung  fortan 
flttigen  zwar  wie  das  Einkommen  der  Bürger  bebandelt,  darf  aber, 
1  es  einerseits  seinem  ganzen  Dasein  nach  von  dem  Leben,  der  Ge- 
iheit  und  anderen  zufälligen  Verhältnissen  der  Person  abhängig, 
[  andrerseits  seinem  ganzen  Betrage  nach  bestimmt  ist,  und  dadurch 
der  einen  Seite  gegen  Grund-  und  Capitaleinkommen,  und  auf  der 
ii^B  gegen  Gewerbseinkommen  im  Nachtheil  steht,  immer  nur  mit 
jip  Aeil  seines  Betrags  zur  Quotisirung  gebracht  werden,  welcher 
pSÖreh  auf  die  Hälfte  bestimmt  wird. 

S.  Da  auch  dem  Staat  daran  liegen  mufs,  dafs  den  Beamten,  welche 
polehe  ihr  Einkommen  durch  die  den  übrigen  Einwohnern  vermittelst 

«Hdtischen  Vereins  dargebotne  Gelegenheit  zum  Erwerb  nicht  ver- 
hmi  können,  ihr  Unterhalt  unter  keinerlei  Umständen  zu  sehr  ge- 
Bllert  werde,  so  verbleibt  es  bei  der  Bestimmung,  dafs  im  äufser- 
a  FM  an  directen  Beiträgen  aller  Art  und  zu  sämmtlichen  Gemeinde- 
tb&issen  bei  Gehalten  nnter  250  Thlr.  bis  zu  500  Thlr.  ansschliefslich 
Ift  mehr  als  1%  pCt.  und  bei  höheren  Gehalten  nicht  mehr  als  2  pCt, 
I  geeammten  Diensteinkommens  gefordert  werden  können. 
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Staatamin.  Beschlufs  ▼.  9.  März  1864:  „Das  K.  SteatBmm.  be- 
Bchliefst: 

1.  zu  den  §§.  15  und  20  des  Staatsmin.  B.  y.  22.  Jan.  1831  liber  die  Ge- 
haltsbezUge  der  bei  einer  Mobilmachung  in  die  Armee  eintretenden  Cmibeam- 
ten  folgende  Zusatzbestimmung: 

Die  durch  jene  Vorschriflen  angeordnete  Kflrzong  der  Civilbesoldirag 
findet  bei  denjenigen  Beamten,  welche  einen  eignen  Hausstand  mit  Fran  oder 
Kind  haben,  von  dem  Beginn  desjenigen  Monats  an,  in  welchem  sie  ibna 
Wohnort  zu  verlassen  genöthigt  sind,  nur  insoweit  Statt,  ala  das  reine  CIvfl- 
einkommen  und  das  Militairgehalt  zusammen  den  Betrag  von  800  Thlr.  jihrlieh 
übersteigen. 

2.  In  der  Vorschrift  wegen  Gewährung  der  Feldzulage  wird  hiedorch 
nichts  geändert.  3.  Nach  Mafsgabe  dieses  Beschlusses  ist  mach  hinsichtL 
der  unter  den  Staatsmin.  B.  v.  3.  Febr.  d.  J.  fallenden  Givübeamten  m  Te^ 
fahren." 

Rescr.  des  Generaldireotors  der  Steuern  v.  12.  Aug.  18G6: 
„Ew.  —  erwiedre  ich  auf  den  Bericht  v.  — ,  dafs  die  Zusatzbestimmong  ii 
dem  Staatsmin.  B.  v.  14.  Mai  1864  zu  den  §§.  151  und  201  des  Staatsmia.  B. 
V.  22.  Jan.  1831  über  die  Gehaltsbezüge  der  bei  einer  Mobilmaehong  in  die 
Armee  eintretepden  Civilbeamten,  in  der  Verpflichtung  der  betreff.  Beamtet 
zur  Entrichtung  der  Beträge  zu  dem  Civilbeamten  -  Pensionsfonds  nichts 
ändert,  dafs  dagegen  andrerseits  bei  der  Frage,  ob  und  welches  Militw- 
einkommen  auf  das  Civileinkommen  anzurechnen  ist,  die  Besoldong  da*  Be- 
amten aus  Militairfonds  ausschliefslich  der  Pensionsbeitrige,  mitbin  in  ihre« 
Baarbetrage,  in  Betracht  zu  ziehen  ist 

Es  wird  demnach  beispielsweise  bei  Anwendung  der  gedachten  Zosats- 
bestimmung  ein  Civilbeamter  mit  einem  zur  Pension  berechtigten  Civilgebalt 
von  600  Thlr.,  welcher  aus  Militairfonds  eine  Besoldung  von  689  Tblr.  15  Sgr. 
baar  bezieht,  aus  seinem  Civilgehalt  noch  110  Thlr.  15  Sgr.  in  erhaltet, 
von  letzterm  Betrag  aber  den  reglementsmäfsigen  Pensionsbeitrag  von  des 
Civilgehalt  von  600  Thlr.,  mit  9  Thlr.  einzulassen  haben. 

Das  Civilgehalt  darf,  wenn  solches  innerhalb  eines  Gesammteinkommens 
von  800  Thlr.  unverkürzt  zahlbar  bleibt,  stets  nur  nach  Abrechnung  der 
Pensionsbeiträge  gezahlt  werden.  Danach  hat  ein  Civilbeamter  mit  500  Tblr. 
Civilgehalt  und  247%  Thlr.  Militaireinkommen,  das  erstre  Gehalt  nach  wie 
vor  unter  Einlassung  eines  Pensionsbeitrags  von  7  Thlr.  15  Sgr.  an  be- 
ziehen." 

Bestimmung  für  den  Fall  der  Annahme  einer  Wahl  zum 
Abgeordneten  hause. 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  22.  Sptb.  1863:  „Die  Kosten  der  Stell- 
vertretung für  die  aus  Staatsfonds  besoldeten  Beamten  während  ihrer  dorck 
die  Annahme  einer  Wahl  zum  Hause  der  Abgeordneten  herbeigeffihxtea 
Verhinderung  in  Verrichtung  ihrer  Amtsgeschäfte  werden  fortan  nicht  mehr 
aus  Staatsfonds  bestritten;  es  sind  vielmehr  die  Behörden  von  den  Bessort- 
ministern  anzuweisen,  von  den  zunächst  falligen  Raten  der  Besoldung  der 
vertretenen  Beamten  die  erforderlichen  Beträge  zur  Deckung  der  Vertretangs- 
kosten  zurückzubehalten  und  zu  verwenden." 


Unterstützungen  im  allgemeinen  (vrgl.  p.  251  n.  275). 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  10.  Juli  1852:  „Die  Kammern  habea 
bei  Gelegenheit  der  Berathung  des  diesjährigen  Staatshanahaltaetali  in  Be- 
treff der  Bewilligung  von  Gratificationeo,  Bemnnerationen  lad 
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Unterstützungen  an  Beamte  folgende  allgemeine  Grundsätze  aufge- 
steUt,  als: 

a)  in  den  Etats  sind  besondere  Fonds  zu  Gratificationen  und  Remune- 
rationen, soweit  letztere  nicht  für  ungewöhnliche  Leistungen  gegeben  werden, 
nicht  weiter  auszubringen;  vielmehr  ist,  soweit  ein  Bedürfnis  dazu  hervor- 
tritt, für  auskömmliche  Besoldungsätze  zu  sorgen;  b)  von  dieser  allge- 
meinen Regel  sind  Ausnahmen  nur  da  zuzulassen,  wo  dieselben  durch  die 
Eigenthfimlichkeit  der  Dienstverriehtung  und  der  sonstigen  Lebensverhältnisse 
der  betreff.  Beamten  besonders  begründet  werden ;  o)  dagegen  sind  beson- 
dere Unterstütznngsfonds  auch  fernerhin  auszubringen,  und  diese  Fonds  ffir 
bedürftige  Beamten  zu  bestimmen,  deren  jährl.  Diensteinkommen  den  Betrag 
von  1000  Thlr.  nicht  übersteigt,  höher  besoldeten  Beamten  aber  Unter- 
stützungen aus  diesem  Fonds  nur  ausnahmsweise  in  aulsergewöhnlichen  Be- 
darfsfällen zu  gewähren. 

Das  Staatsmin.  ist  mit  diesen  Grundsätzen,  welche  im  wesentlichen  mit 
den  in  dem  Beschlufs  v.  17.  Juni  v.  J.  ausgesprochenen  Ansichten  überein- 
stimmen, einverstanden  und  hat  deshalb  beschlossen,  dafs  diese  Grundsätze 
vom  laufenden  Jahr  ab  in  Anwendung  zu  bringen  sind.*' 

Ueber  Fälle  der  Einbehaltung  oder  Verkürzung  des  Ge- 
halts 8.  Abschn.VII. 

Heranziehung  der  Staatsdiener  zu  den  Gemeindelasten. 

Gesetz  v.  11.  Juli  1822  (G.  S.  p.  184):  „Da  diejenigen  Bestim- 
mungen,  welche  in  den  §§.  2  und  3  der  unterm  11.  Deb.  1809  er- 
gangnen  Declaration  des  §.44  der  Städteordnnng  v.  19.  Novb. 
1808  enthalten  sind,  theils  mehrfache  Zweifel  veranlafst  haben,  theils 
nicht  mehr  Überall  zu  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  passen,  so  haben 
Wir  auf  den  Antrag  ünsers  Staatsministeriums  und  nach  erfordertem 
Gutachten  ünsers  Staatsraths  beschlossen,  mit  Aufhebung  jener  Bestim- 
mungen Nachstehendes  zu  verordnen: 

1.  Das  Diensteinkommen  der  Beamten  kann  von  den  Gemeinden, 
zn  welchen  dieselben  gehören,  Überhaupt  nur  dann  besteuert  werden, 
wenn  auch  der  Beitrag  der  Übrigen  Einwohner  des  Orts  in  der  Form 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  erhoben  wird. 

2.  Das  Diensteinkommen  soll  bei  einer  solchen  Beschatzung  fortan 
im  übrigen  zwar  wie  das  Einkommen  der  Bürger  behandelt,  darf  aber, 
weil  es  einerseits  seinem  ganzen  Dasein  nach  von  dem  Leben,  der  Ge- 
anndheit  und  anderen  zufälligen  Verhältnissen  der  Person  abhängig, 
nnd  andrerseits  seinem  ganzen  Betrage  nach  bestimmt  ist,  und  dadurch 
auf  der  einen  Seite  gegen  Grund-  und  Capitaleinkommen,  und  auf  der 
andern  gegen  Gewerbseinkommen  im  Nachtheil  steht,  immer  nur  mit 
einem  Theil  seines  Betrags  zur  Quotisirung  gebracht  werden,  welcher 
hiedurch  auf  die  Hälfte  bestimmt  wird. 

3.  Da  auch  dem  Staat  daran  liegen  mufs,  dab  den  Beamten,  welche 
als  solche  ihr  Einkommen  durch  die  den  übrigen  Einwohnern  vermittelst 
des  städtischen  Vereins  dargebotne  Gelegenheit  zum  Erwerb  nicht  ver- 
mehren können,  ihr  Unterhalt  unter  keinerlei  Umständen  zn  sehr  ge- 
schmälert werde,  so  verbleibt  es  bei  der  Bestimmung,  dafs  im  äufser- 
sten  Fall  an  directen  Beiträgen  aller  Art  und  zu  sämmtlichen  Gemeinde- 
bedürfnissen bei  Gehalten  unter  250  Thlr.  bis  zu  500  Thlr.  ausschliefslich 
nicht  mehr  als  IVt  pCt.  und  bei  höheren  Gehalten  nicht  mehr  als  2  pCt, 
des  gesammten  Diensteinkommens  gefordert  werden  können. 
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4.  Za  den  •ImmtHeheii  GemeiiidAbedllrfiiiiMn  in  dkaem  Sinn  nl 
swar,  wie  rieh  von  selbst  Tersteht,  die  Btaatsteneni  nnd  StsslihitM, 
welebe  gemeindeweise  erhoben  und  abgetragen  irerden,  nieht  n  ilhlai; 
die  Beitrige  der  Gemeinden  in  provinsiellen  lutltationen  and  snr  Ab- 
Wiekeliing  sowohl  der  I^Tinsial-  und  Kreis-  als  ihrer  besonderen  Kriegs- 
nnd  anderen  Schulden.  BSekstlnde  und  Verpliiehtaagen  sind  aber  da- 
runter mit  begriffim.  Es  darf  aneh  derentwegen  bd  Beatraeraag  der 
Qehalte  der  Staatsbeamten  über  daa  Torbestimmte  Xazimu  nicht 
hinausgegangen  werden. 

6.  Das  Diensteinkommen  Ton  sufUHgen  Bmolnmenten  wird  ijUkk 
den  fixen  Gehalten  besteuert  Zu  diesem  Behuf  bestimat  den  Betag 
derselben  nach  einer  runden  Summe  die  dem  steuerpfliehtigtti  Beamten 
Torgesetste  Behörde. 

6.  Nsfih  JUesen  Gmndsfttien  haben  die  stenerpfliohtigeii  IndiTidnea 
aUe  diq}enigen  Gemeindesteuerbeitrilge  au  leisten^  welche  Jbinerhalb  der 
Zeit,  da  sie  der  Gemeinde  angeh5ren,  auf  dieselben  Teiflieitt  nnd  s»* 
gleich  flülig  werden,  wenn  auch  daa  Bedttrfiiiik  Tor  üunem  Buitritt  cal- 
standen  ist  Dagegen  werden  sie,  wenn  sie  die  Stadt  Terlaasen,  uA 
von  jeder  fernem  Beitragsverbindliehkeit  TOllig  befreit 

7.  Von  ihrem  etwanigen  besondem  Vermögen  und  andern  Bib- 
kommen  haben  auch  die  Staatsbeamten  ihre  Britri^^  an  den  Geaseinde- 
lasten  ihres  Wohnorts  gleich  anderen  Bürgern  oder  SchutuTerwandtas^ 
Je  nachdem  sie  daa  eine  oder  daa  andre  sind,  au  entrichten. 

8.  jilles  Vorstehende  gilt  nur  Ton  unseren  besoldeten  nnBlIlel- 
baren  Staatsdienem,  wohin  also  stidtische  Beamte  nicht  an  alkkn 
rind.  Jeder  Staatsbeamte  aber,  welcher  einer  BehUrde  angekllrt  nd 
bei  derselben  seinen  bestXndigen  Wohnsita  haben  mulb,  ist  vnter  allen 
ümstSnden  als  ein  Einwohner  deijenigen  Stadt  au  betrachten,  in  weickr 
diese  Behörde  ihren  Sita  hat 

'  9.  Civil-  und  Militairbeamte,  nicht  minder  slmmtliche  Empflager 
Ton  Wartegeldem  and  Pensionen,  werden  swar  übrigens  nach  gleichini 
Grundsätzen  behandelt;  10.  jedoch  bleiben  von  allen  directen  Bei* 
trügen  zu  den  Gemeindelasten  befreit:  a)  die  aus  Staatscaasen  sahl- 
baren  PeDsionen  der  Wittwen  und  die  Ersiehungsgelder  für  Waisea 
ehemaliger  Staatsdiener;  b)  ebendergleiehen  P^nidonen,  imgleichcn 
Wartegelder  der  Staatsdiener  selbst,  sofern  deren  jlhri.  Beteag  die 
Summe  von  250  Thlr.  nicht  erreicht;  c)  die  Sterbe-  und  Gnaden- 
monate; d)  alle  diejenigen  Dienstemolumente,  welche  blos  ab  Ensts 
baarer  Auslagen  zu  betrachten  sind. 

12.  Zu  den  indirecten  Gemeindeabgaben  mub  aber  ein  Jeder  aal 
auch  die  von  den  directen  Gemeindebetrügen  befreiten  Personen  bei* 
tragen.  Auch  sind  die  Staatsdiener  nicht  berechtigt,  dasjenige,  waa  sie 
hierauf  entrichten,  bei  den  directen  Beitif  gen  Ton  den  Besoldungen  in 
Anrechnnng  zu  bringen. 

13.  Die  gegenwärtigen  Bestimmungen  gelten  sunichst  ffer  dieienigen 
Städte,  woselbst  die  Städteordnnng  vom  19.  Norb.  180S  eingefllhrt  ist 
In  den  übrigen  Städten  bleiben  die  jedes  Orts  bisher  bestandenen  ge- 
setzl.  Vorschriften  wegen  Erhebung  der  Gemeindeateuem  in  Kraft;  wo 
aber  solche  zweifelhaft  sind  oder  Lttcken  haben,  sind  dieselben  derge- 
stalt, wie  sie  den  gegenwärtigen  Bestimmungen  am  niehalen  ~ 
resp.  zu  deuten  und  zu  ergänzen.*' 
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vn. 

Dienstdisciplin  über  die  Lehrer. 

Die  unter  diese  Kategorie  faiienden  Bestimmangen  sind  theila  in 
den  Dienatinstroctionen  der  K.  Prov.  SchalcoIIegien  und  der  K.  Regie- 
rungen als  der  Schalanfsichtsbehörden  enthalten,  theils  höhern  Orts 
einseln  erlassen  worden.  Anfoerdem  fand  die  K. Verordnung  v.  1 1.  Juli 
1 849  (G.  S.  p.  271  ff.),  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beam« 
ten  betreffend,  auch  auf  alle  öffentliche  Lehrer  Anwendung.  An  ihre 
Stelle  trat  3  Jahre  später  das  Gesetz  v.  21.  Juli  1852. 

Aus  der  durch  die  K.  Verordn.  v.  11.  Juli  1849  veranlaisten  C.  Verf. 

V.  26.  Juli  1849: „Die  fruchtbringende  Wirksamkeit  des  Lehramts 

beruht  nicht  allein  auf  der  wissenschaftlichen  Befähigung  und  der  Lehrgabe, 
welche  der  einzelne  besitzt,  und  in  den  eigentlichen  Lehrstnnden  an  den  Tag 
legt,  sondern  sie  beruht  wesentlich  auch  auf  der  ganzen  geistigen  und  sitt- 
lichen Haltung  des  Lehrers  und  auf  der  Achtung,  welche  er  dadurch  seinen 
Schülern  sowohl,  als  auch  den  Eltern  und  Pflegern  derselben  einzuflöisen  ver- 
mag. Je  wichtiger  nun  bei  der  Bildung  der  Jugend  für  ihr  künftiges  Leben 
nndf  ihren  künftigen  Beruf  gerade  das  erziehende  Element  erscheint,  und  je 
entschiednerer  Nachdruck  von  Seiten  der  Eltern  und  Pfleger  eben  auf  diese 
Wirksamkeit  der  Schule  und  der  Lehrer  mit  Recht  gelegt  wird,  um  so  ern- 
ster mufe  auch  die  verordnete  Aufsichtsgewali  dieses  Verhältnils  ins  Auge 
fassen,  und  um  so  weniger  darf  sie  Anstand  nehmen,  ein  hierauf  sich  bezie- 
hendes Verhalten  aufserderSchule  eben  wegen  seiner  unverkennbaren 
Bflck Wirkung  auf  die  Schule,  geeigneten  Falls  für  ein  Dienstvergehen  zu 
erachten  und  es  in  den  Kreis  der  Disciplinargewalt  zu  ziehen,  und  denjenigen 
Lehrer,  der  durch  sein  Verhalten  Achtung  und  Vertrauen  verscherzt  bat,  für 
unfähig  zu  dem  Beruf  als  Lehrer  und  Erzieher  der  Jugend  zu  erklären. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  ein  solches  Urtheil  stets  auf  bestimmte, 
klar  erwiesene  Thatsachen  zurückgeftihrt  werden  muis,  und  da(s,  um  die  Stel- 
lung des  einzelnen  Lehrers  nicht  der  Intrigue  oder  der  Parteileidenschaft 
preiszugeben,  eine  gründliche  Untersuchung  dieser  Thatsachen  und  die  Ver- 
theidigung  des  Beschuldigten  eine  wesentliche  Noth wendigkeit  bleibt  Da- 
gegen erscheint  es  als  gleichgültig,  ob  diese  Thatsachen,  welche  eine  derar- 
tige zerstörende  Rückwirkung  auf  die  amtliche  Wirksamkeit  des  Lehrers  aus- 
üben, im  Amt  oder  außerhalb  des  Amts  begangen  sind,  und  ob  sie  den 
Charakter  eines  bürgerlich  strafbaren  Verbrechens  an  sich  tragen,  oder  mehr 
nur  der  sittlichen  Sphäre  angehören,  sofern  nur  die  Thatsachen  selbst  be- 
stimmt hingestellt,  die  in  der  Amtswirksamkeit  des  Lehrers  eingetretne  Läh- 
mung erweislich,  und  der  Gausalzusammenhang  zwischen  diesen  Thatsachen 
und  der  gestörten  Amtswirksamkeit  des  Lehrers  evident  ist. 

Die  Beurtheilung  und  Entscheidung  dieser  Fragen  gehört  gleichfalls  in 
das  Gebiet  der  Dienstdisciplin,  und  es  wird  die  Pflicht  derselben  sein, 
den  einzelnen  Lehrer  ebensosehr  gegen  ungerechte  und  feindselige  Angriffe 
zu  schützen,  als  den  gerechten  Besehwerden  Derer,  deren  heiligste  Güter,  das 
geistige  und  sittliche  Wohl  ihrer  Kinder,  der  Hand  des  Lehrstandes  anver- 
traut ist,  Abhülfe  zu  verschaffen. 

Ich  mache  es  daher  den  K.  Regierungen  und  Prov.  Schulcollegien  zur 
ernstesten  Pflicht,  bei  Handhabung  der  ihr  übergebnen  Dienstdisciplin  über 
die  Lehrer  diesen  Gesicbtspunct  mit  aller  Strenge  und  aller  Gewissenhaftig- 
keit ins  Auge  zu  fassen,  und  durch  unnadnichtüches  Einschreiten  da,  wo  ein 
gewissenloses  y  die  Amtswirksamkeit  dar  einaelnen  Lehrer  gefährdendes  Ver- 
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halten  desselben  zu  ihrer  KenntnÜs  kommt,  die  Ehre  des  ganzen  Standes  und 
das  Vertrauen,  das  er  in  so  hohem  Mals  verdient ,  vor  jeder  Miisaefatang  im 
Volk  zu  schützen." 

DiBciplinargeaets  v.  21.  Juli  1862.  (Geseti,  betreffend  £e 
Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten,  die  Versetzang  der- 
selben auf  eine  andre  Stelle  oder  in  den  Ruhestand«  O.  8.  p.  4&6  ft). 
Die  ftir  den  vorliegenden  Zweck  wichtigen  Bestimmungen  deaaelben 
sind  folgende: 

„§.  1.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  ^  anf  alle  im  anmittellNuren  odn 
mittelbaren  Staatsdienst  stehende  Beamten  —  Anwendung. 

§.  2.  Ein  Beamter,  welcher  1.  die  Pflichten  verletzt,  welche  ihm  sein 
Amt  auferlegt,  oder  2.  sich  durch  sein  Verhalten  in  oder  auiaer  dem  Amt 
der  Achtung,  des  Ansehns  oder  des  Vertranens,  die  sein  Berof  erf<»dert^ 
unwürdig  zeigt,  unterliegt  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

§.  4.  Im  Lauf  einer  gerichtlichen  Untersuchung  darf  gegen  den  Angs- 
sohuldigten  ein  Disciplinarverfahren  wegen  der  nämlichen  Thatsaehen  nielift 
eingeleitet  werden.  Wenn  im  Lauf  eines  Disciplinarverfahrens  wegen  der 
nämlichen  Thatsaehen  eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  den  Angeschoi- 
digten  eröffnet  wird,  so  muls  das  Disciplinarverfahren  bis  aar  reoktakiiftigai 
Erledigung  des  gerichtlichen  Verfahrens  ausgesetzt  werden. 

§.  5.  Wenn  von  den  gewöhnlichen  Stri&eriohten  auf  Freisprediang  et- 
kannt  ist  so  findet  wegen  derjenigen  Thatsaehen,  welehe  in  der  geriehtiichc» 
Untersuchung  zur  Erörterung  gekommen  sind ,  ein  Disciplinarverfiiühren  nur 
noch  insofern  Statt,  als  dieselben  an  sich  und  ohne  ihre  Bezidiong  lu  dem 
gesetzlichen  Thatbestande  der  Uebertretung,  des  Vergehens  oder  des  Ver 
brechens,  welche  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bUdeten,  ein  DienstYsr 
gehen  enthalten.  Ist  in  einer  gerichtlichen  Untersuchung  eine  Yenirthefling 
ergangen,  welche  den  Verlust  des  Amts  nicht  zur  Folge  gehabt  hat,  so  bleibt 
derjenigen  Behörde ,  welche  Aber  die  Einleitung  des  DiscipUnarverfisbrens  ib 
verfügen  hat,  die  Entscheidung  darüber  vorbehalten,  ob  aulserdem  ein  Dis- 
ciplinarverfahren einzuleiten  oder  fortzusetzen  sei. 

§.  7.  Ist  von  dem  gewöhnlichen  Strafrichter  auf  eine  Freiheitstrafe  von 
längrer  als  einjähriger  Dauer,  auf  eine  schwere  Strafe,  auf  Verlust  der  bfl^- 
gerlichen  Ehre,  auf  zeitige  Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte, auf  immerwährende  oder  zeitige  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
oder  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt,  so  zieht  das  StraferkenntnÜs 
den  Verlust  des  Amts  von  selbst  nach  sich,  ohne  da(s  darauf  b^wnders  er- 
kannt wird. 

§.  8.  Ein  Beamter,  welcher  sich  ohne  den  vorschriftsmäfsigen  Urlaub  toi 
seinem  Amt  entfernt  hält,  oder  den  ertheUten  Urlaub  überschreitet,  ist,  wenn 
ihm  nicht  besondere  Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen,  fär  die  Zeit 
der  unerlaubten  Entfernung  seines  Diensteinkommens  verlustig. 

§.  9.  Dauert  die  unerlaubte  Entfernung  länger  als  8  Wochen,  so 
hat  der  Beamte  die  Dienstentlassung  verwirkt.  Ist  der  Beunte  dienstlieh 
aufgefordert  worden,  sein  Amt  anzutreten  oder  zu  demselben  znrflckzukehren, 
so  tritt  die  Strafe  der  Dienstentlassung  schon  nach  fruchtlosem  Ablauf  von 
4  Wochen  seit  der  ergangnen  Aufforderung  ein. 

§.  10.  Die  Entziehung  des  Diensteinkommens  (§.  8)  wird  von  derjenigen 
Behörde  verfügt,  welche  den  Urlaub  zu  ertheilen  hat.  Im  Fall  des  Wider- 
spruchs findet  das  förmliche  Disciplinarverfahren  Statt 

§.11.  Die  Dienstentlassung  kann  nur  im  Wege  des  förmlichen  Discipli- 
narverfahrens ausgesprochen  werden.  Sie  wird  nicht  verhängt,  wenn  sieh 
ergiebt,  dafs  der  Beamte  ohne  seine  Schuld  von  seinem  Amt  fem  gewesen  ist 

§.  12.  Die  Einleitung  eines  Disciplinarverfahrens  wegen  nnerlanbter  Ent- 
fernung vom  Amt  und  die  Dienstentlassung  vor  Ablauf  der  Fristen  ($.  9)  iat 
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nicht  anagesohlossen,  wenn  sie  durch  besondere  erschwerende  Umstände  als 
gerechtfertigt  erscheint 

§.  14.  Die  Disciplinarstrafen  bestehen  in:  Ordnnngstrafen,  Entfernung 
aus  dem  Amte. 

§.  15.  Qrdnungstrafen  sind:  1.  Warnung,  2.  Verweis,  3.  Geld- 
balse. 

§.  16.  Die  Entfernung  aus  dem  Amt  kann  bestehen: 

1.  in  Versetzung  in  ein  andres  Amt  yon  gleichem  Range,  jedoch  mit 
Verminderung  des  Diensteinkommens  und  Verlust  des  Anspruchs  auf  Umzugs- 
kosten, oder  mit  einem  von  beiden  Nachtheilen.  Diese  Strafe  findet  nur  auf 
Beamte  im  unmittelbaren  Staatsdienst  Anwendung; 

2.  in  Dienstentlassung.  Diese  Strafe  zieht  den  Verlust  des  Titels  und 
Pensionsanspruchs  von  selbst  nach  sich ;  es  wird  darauf  nicht  besonders  er- 
kannt; es  sei  denu,  dais  vor  Beendigung  des  Disciplinarverfahrens  aus  irgend 
einem  von  dessen  Ergebnils  unabhängigen  Grunde  das  Amtsverhältnifs  bereits 
aufgehört  hat  und  daher  auf  Dienstentlassung  nicht  mehr  zu  erkennen  ist 
Gehört  der  Angeschuldigte  zu  den  Beamten,  welche  einen  Anspruch  auf 
Pension  haben,  und  lassen  besondere  Umstände  eine  mildre  Beurtheilung  zu, 
80  ist  die  Disciplinarbehörde  ermächtigt,  in  ihrer  Entscheidung  zugleich  fest- 
zusetzen, dafs  dem  Angeschuldigten  ein  Theil  des  reglementsmäisigen  Pen- 
•ionsbetrags  auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre  als  Unterstützung  zu  ver- 
abreichen sei. 

§.  18.  Jeder  Dienstvorgesetzte  ist  zu  Warnungen  und  Verweisen 
gegen  seine  Untergebenen  befugt. 

§.  19.  Die  ProvinzialbehOrden  sind  ermächtigt,  die  ihnen  untergeordneten 
Beamten  mit  Geldbnfse  bis  zu  30  Thlr.  zu  belegen,  besoldete  Beamte  jedoch 
nicht  über  den  Betrag  des  einmonatlichen  Diensteinkommens  hinaus. 

Gleiche  Befugniu  haben  die  Vorsteher  der  Provinzialbehörden  in  Anse- 
hung der  bei  letzteren  angestellten  unteren  Beamten.  Die  Minister  haben  die 
BefugnÜs  allen  ihnen  unmittelbar  oder  mittelbar  untergebenen  Beamten  Geld- 
bußen bis  zum  Betrag  des  monatlichen  Diensteinkommens,  unbesoldeten  Be- 
amten aber  bis  zur  Summe  von  30  Thlr.  aufzuerlegen. 

§.21.  Gegen  die  Verfügung  von  Ordnungs trafen  findet  nur  Be- 
schwerde im  vorgeschriebnen  Instanzenzuge  Statt 

§.  22.  Der  Entfernung  aus  dem  Amt  mufii  ein  förmliches  Discipli- 
narverfahren  vorhergehen. 

§.  24.  Die  entscheidenden  DisciplinarbehOrden  erster  Instanz  sind:  1. 
der  Disciplinarhof  zu  Berlin  (§.  29)  in  Ansehung  derjenigen  Beamten,  zu  deren 
Adistellu^  nach  den  Bestimmungen,  welche  zur  Zeit  der  verfügten  Einleitung 
der  Untersuchung  gelten,  eine  vom  König  oder  von  den  Ministern  ausgehende 
Ernennung,  Bestätigung  oder  Genehmigung  erforderlich  istj  2.  die  Pro- 
vinzialbehörden ,  als :  die  Regierungen ,  die  Prov.  SchulcoUegien,  —  in  Anse- 
hung alter  Beamten,  die  bei  ihnen  angestellt  oder  ihnen  untergeordnet,  und 
nicht  vorstehend  unter  1.  begriffen  sind. 

8.  29.  Der  Disciplinarhof  besteht  aus  einem  Praesidenten  und  10  anderen 
Mitgliedern,  von  denen  wenigstens  4  zu  den  Mitgliedern  des  Obertribunals 
gehören  müssen. 

§.  30.  Zur  Erledigung  der  Disciplinarsachen  ist  bei  dem  Disciplinarhof 
die  TheUnahme  von  wenigstens  7  Mitgliedern  mit  Einschluls  des  Vorsitzenden 
erforderlich,  von  denen  wenigstens  2  zu  den  Mitgliedern  des  Obertribnnals 
gehören  müssen. 

§.  31.  Bei  den  Provinzialbehörden  werden  die  Disciph'narsachen  in  be- 
sonderen Plenarsitzungen  erledigt,  an  welchen  mindestens  3  stimmberechtigte 
Mit§^eder  Theil  nehmen  müssen. 

$.  32.  In  der  Voruntersuchung  wird  der  Angeschuldigte  unter  Mit- 
theilnng  der  Anschuldigungspuncte  vorgeladen  und,  wenn  er  erscheint,  ge- 
htet;  es  werden  die  Zeugen  eidlich  vernommen  und  die  zur  Aufklärung  aer 
Sache  dienenden  sonstigen  Beweise  herbeigesdiafft 
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Bei  der  Vernehmung  des  Angeschuldigten  und  dem  VerhOr  der  Zengen 
ist  ein  vereideter  Protokollführer  zuzuziehen. 

§.  33.  Der  dem  Angeschuldigten  vorgesetzte  Minister  ist  ermiohtigt, 
mit  Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  Voruntersuchung  das  fernere  Verfahres 
einzustellen  und  geeignetenfalls  nur  eine  Ordnnngsme  sa  verhängen.  Ist 
eine  sonstige  Behörde,  welche  die  Einleitung  der  Untersuchung  vernigt  hai, 
der  Ansicht,  dafs  das  fernere  Verfahren  einzustellen  sei,  so  muu  sie  darfiher 
an  den  Minister  zu  dessen  Beschlufsnahme  berichten.  In  beiden  Fällen  eihilt 
der  Angeschuldigte  Ausfertigung  des  darauf  bezHglichen,  mit  GrOnden  zi 
unterstutzenden  Beschlusses. 

§.  34.  Wird  das  Verfahren  nicht  eingestellt,  so  wird  nach  Eingang  einflr 
von  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaift  anzufertigenden  Anschuldignog- 
Schrift  der  Angeschuldigte  unter  abschriftlicher  Mittheilnng  dieser  Ansdnil- 
digungschrift  zu  einer  von  dem  Vorsitzenden  der  DisciplinarbehOrde  sn  be- 
stimmenden Sitzung  zur  mündlichen  Verhandlung  vorgeladen. 

§.  37.  Der  Angeschuldigte,  welcher  erscheint,  kann  sich  des  Beistaadei 
eines  Advocaten  oder  Rechtsanwalts  als  Vertheidigers  bedienen.  Der  nicht 
erscheinende  Angeschuldigte  kann  sich  durch  einen  Advocaten  oder  Rechts- 
anwalt vertreten  lassen.  Der  DisoiplinarbehOrde  steht  es  jedoch  jederzeit  n, 
das  persönliche  Erscheinen  des  Angeschuldigten  unter  der  Warnung  in  ve^ 
ordnen,  dafs,  bei  seinem  Ausbleiben,  ein  Vertheidiger  zu  seiner  Yettretu^ 
nicht  werde  zugelassen  werden. 

§.  38.  Bei  der  Entscheidung  hat  die  DisciplinarbehOrde,  ohne  an  positive 
Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  nach  ihrer  freien,  aus  dem  ganzen  Inb^^ 
der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Ueberzeugung  zu  beurtheOen, 
inwieweit  die  Anschuldigung  fflr  begrOndet  zu  erachten.  Die  Entsoheidong 
kann  auch  auf  eine  bleue  Ordnungstrafe  lauten.  Die  Entscheidung,  welche 
mit  Grtinden  versehen  sein  mufs,  wird  in  der  Sitzung,  in  welcher  die  mfind- 
liche  Verhandlung  beendigt  worden  ist,  oder  in  einer  der  nächsten  Sitzungen 
verkündigt  und  eine  Ausfertigung  derselben  dem  Angeschuldigten  auf  seil 
Verlangen  ertbeilt. 

§.  41.  Gegen  die  Entscheidung  steht  die  Berufung  an  das  Staati- 
ministerium  sowohl  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  als  dem  Ange- 
schuldigten offen. 

§.  42.  Die  Anmeldung  der  Berufang  geschieht  zu  Protokoll  oder  schrift- 
lich bei  der  Behörde,  welche  die  anzugreifende  Entscheidung  erlassen  bat 
Von  Seiten  des  Angeschuldigten  kann  sie  auch  durch  einen  BevollmSchtigten 
geschehen.  Die  Frist  zu  dieser  Anmeldung  ist  eine  4 wöchentliche,  welche 
mit  dem  Ablauf  des  Tags,  an  welchem  die  Entscheidung  verkttndigt  worden 
ist,  und  für  den  Angeschuldigten,  welcher  hiebei  nicht  zugegen  war,  mit  dem 
Ablauf  des  Tags  beginnt,  an  welchem  ihm  die  Entscheidung  zugestellt  ww- 
den  ist. 

§.  43.  Zur  schriftlichen  Rechtfertigung  der  Berufung  steht  Demjenigen, 
der  dieselbe  rechtzeitig  angemeldet  hat,  eine  fernere  14tägige  Frist  offen. 
Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellanten  angemessen  verlängert 
werden.  Neue  Thatsachen,  welche  die  Gnindlage  einer  andern  Beschuldignng 
bilden,  ddrfen  in  zweiter  Instanz  nicht  vorgebracht  werden. 

§.  44.  Die  Anmeldung  der  Berufung  und  die  etwa  eingcgangne  Appel- 
lationschrift wird  dem  Appellaten  in  Abschrift  zugestellt,  oder  dem  Beamten 
der  Staatsanwaltschaft,  falls  er  Appellat  ist,  in  Urschrift  vorgelegt.  Innerhalb 
14  Tagen  nach  erfolgter  Zustimmung  oder  Vorlegung  kann  der  Appellat  eine 
Gegenschrift  einreichen.  Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellaten 
angemessen  verlängert  werden. 

§.  45.  Nach  Ablauf  der  in  dem  §.  44  bestimmten  Frist  werden  die  Acten 
an  das  Staatsministerin m  eingesandt.  Das  Staatsministerium  beschliefet  anf 
den  Vortrag  eines  von  dem  Vorsitzenden  ernannten  Referenten;  in  Sachen 
jedoch,  in  welchen  der  Disciplinarhof  in  erster  Instanz  geurtheilt  hat,  auf  den 
Vortrag  zweier  von  dem  Vorsitzenden  ernannten  Referenten^  von  denen  einer 
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dem  JastisininiBterhim  angehören  mnüi.  Ist  die  Berufung  von  der  Entschei- 
dang  einer  Provinzialbehörde  eingelegt,  so  kann  das  Staatsministerium  keinen 
Beschlufii  fassen,  bevor  das  Gutachten  des  Discipiinarhofs  eingeholt  worden 
ist.  Der  Disciplinarhof  luinn  die  zur  Aufklärung  der  Sache  etwa  erforderlichen 
Verfflgungen  erlassen.  £r  kann  auch  eine  mündliche  Verhandlung  anordnen, 
lu  welcher  der  Angeschuldigte  vorzuladen  und  ein  Beamter  der  Staatsan*^ 
waltschaft  zuzuziehen  ist  Der  letztre  wird  in  diesem  Fall  vom  Minister  des 
Ressorts  bezeichnet. 

§.  46.  Lautet  die  Entscheidung  oder  das  Gutachten  des  Discipiinarhofs 
auf  Freisprechung  des  Angeschuldigten  oder  nur  auf  Warnung  oder  Verweis, 
•o  kann  das  Staatsministerium,  wenn  es  den  Angeschuldigten  strafbar  findet, 
nicht  die  Strafe  der  Dienstentlassung,  sondern  nur  eine  geringre  Disciplinar- 
strafe  verhängen  oder  die  einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit 
Wartegeld  verfügen. 

$.47.  Eine  jede  Entscheidung  der  Disciplinarbehörde ,  gegen  die  kein 
Rechtsmittel  mehr  Statt  findet  und  durch  welche  die  Dienstentlassung 
ausgesprochen  ist,  bedarf  der  Bestätigung  des  Königs,  wenn  der  Beamte  vom 
König  ernannt  oder  bestätigt  worden  ist. 

§.48.  Die  Suspension  eines  Beamten  vom  Amt  tritt  kraft  des  Ge- 
setzes ein:  1.  wenn  in  dem  gerichtlichen  Strafverfahren  seine  Verhaftung 
beschlossen  oder  gegen  ihn  ein  noch  nicht  rechtskräftig  gewordnes  Urtheil  er- 
lassen ist,  welches  auf  den  Verlust  des  Amts  lautet  oder  diesen  kraft  des 
Gesetzes  nach  sich  zieht;  2.  wenn  im  Disciplinarverfahren  eine  noch  nicht 
rechtskräftige  Entscheidung  ergangen  ist,  welche  auf  Dienstentlassung  lautet. 

$.  50.  Die  zur  Einleitung  der  Disciplinaruntersuchung  ermächtigte  Be- 
hörde kann  die  Suspension,  sobald  gegen  den  Beamten  ein  gerichtliches  Straf- 
verfahren eingeleitet,  oder  die  Einleitung  einer  Disciplinaruntersuchung  ver- 
fügt wird,  oder  auch  demnächst  im  ganzen  Lauf  des  Verfahrens  bis  zur  rechts- 
kräftigen Entscheidung  verfügen. 

§.  51.  Der  suspendirte  Beamte  behält  während  der  Suspension  die  Hälfte 
seines  Diensteinkommens. 

§.  53.  Wird  der  Beamte  freigesprochen,  so  muis  ihm  der  innebehaltne 
Theil  des  Diensteinkommens  vollständig  nachgezahlt  werden.  "Wird  er  nur 
Hiit  einer  Ordnungstrafe  belegt,  so  ist  ihm  der  innebehaltne  Theil  ohne  Ab- 
zug der  Stellvertretungskosten  nachzuzahlen,  soweit  derselbe  nicht  zur  Deckung 
der  Untersnchungskosten  und  der  Ordnungstrafe  erforderlich  ist. 

§.  54.  Wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  kann  einem  Beamten  auch  von 
solchen  Vorgesetzten,  die  seine  Suspension  zu  verfügen  nicht  ermächtigt  sind, 
die  Ausübung  der  Amtsverricbtungen  vorläufig  untersagt  werden;  es  ist  aber 
darüber  sofort  an  die  höhere  Behörde  zu  berichten. 

§.  83.  Beamte,  welche  auf  Probe,  auf  Kündigung,  oder  sonst  auf  Wider- 
ruf angestellt  sind^  können  ohne  ein  förmliches  Disciplinarverfahren  von  der 
Behörde,  welche  ihre  Anstellung  verfügt  hat,  entlassen  werden.  Dem  auf 
Grund  der  Kündigung  entlafsnen  Beamten  ist  in  allen  Fällen  bis  zum  Ablauf 
der  Kündigung  sein  volles  Diensteinkommen .  zu  gewähren. 

§.  87.  Die  nachbenannten  Verfügungen,  welche  im  Interesse  des  Dienstes 
getroffen  werden  können,  sind  nicht  Gegenstand  des  Disciplinarverfahrens, 
vorbehaltlich  des  im  §.46  vorgesehenen  Falls: 

1.  Versetzung  in  ein  andres  Amt  von  nicht  geringerm  Range  und  etats- 
mä&igem  Diensteinkommen,  mit  Vergütung  der  reglementsmäisigen  Umzugs- 
kosten. Als  eine  Verkürzung  im  Einkommen  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
die  Gelegenheit  zur  Verwaltung  von  Nebenämtern  entzogen  wird,  oder  die 
Beziehung  der  für  die  Dienstuiäosten  besonders  ausgesetzten  Einnahmen  mit 
diesen  Unkosten  selbst  fortftUlt. 

2.  Einstweilige  Versetzung   in    den  Ruhestand   mit   Gewährung  von 
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Wartegeld  nach  Maisgabe  der  Vorschriften  der  Verordnimgen  vom  ILHjA 
und  24.  Octb.  1848. 

3.  Gänzliche  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gtowährnng  der  tot 
Bchriftsmäfeigen  Pension,  nach  Ma(sgabe  der  %%.  88  ff.  dieses  Oesetees. 

§.  88.  Ein  Beamter,  welcher  durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonsti- 
ges körperliches  Gebrechen  oder  wegen  Schwäche  seiner  k(hrperliclien  oder 
geistigen  Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfUdg  ist, 
soll  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

§.  89.  Sncht  der  Beamte  in  einem  solchen  Fall  seine  Versetiung  is 
den  Ruhestand  nicht  nach,  so  wird  ihm  oder  seinem  nOthigenfalls  hien 
besonders  zu  bestellenden  Curator  von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  unter 
Angabe  des  zu  gewährenden  Pensionsbetrags  und  der  Gründe  der  Piensioii- 
rung  eröffnet,  dafs  der  Fall  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  vorliege. 

§.  90.  Innerhalb  6  Wochen  nach  einer  solchen  ErOffhung  (§.  89)  kau 
der  Beamte  seine  Einwendungen  bei  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  anbrin- 
gen. Ist  dies  geschehen,  so  werden  die  Verhandlungen  an  den  vorgesetitea 
Minister  eingereicht,  welcher,  sofern  nicht  der  Beamte  vom  KOnig  emaast 
ist,  über  die  Pensionirung  entscheidet.  Gegen  diese  Entscheidung  steht  dns 
Beamten  der  Recnrs  an  das  Staatsministerium  binnen  einer  Frist  von  4  Wochen 
nach  Empfang  der  Entscheidung  zu.  Des  Recursrechts  ungeachtet  kann  der 
Beamte  von  dem  Minister  sofort  der  weitem  Amtsverwaltung  vorliufig  eB^ 
hoben  werden.  Ist  der  Beamte  vom  König  ernannt,  so  erfolgt  die  Entschei- 
dung vom  König  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums. 

§.  91.  Dem  Beamten,  dessen  Versetzung  in  den  Ruhestand  verflgt  ist, 
wird  das  volle  Gehalt  noch  bis  zum  Ablauf  desjenigen  Vierteljahrs  rortge- 
zahlt,  welches  auf  den  Monat  folgt,  in  dem  ihm  die  schliefiiliche  VerftlgiBg 
über  die  erfolgte  Versetzung  in  den  Ruhestand  mitgetiieilt  worden  ist 

§.  92.  Wenn  der  Beamte  gegen  die  ihm  gemachte  ErOffbunr  (§.  89) 
innerhalb  6  Wochen  keine  Einwendungen  erhoben  hat,  so  wird  in  dendbei 
Weise  verfügt,  als  wenn  er  seine  Pensionirung  selbst  naohgesneht  hätte.  Die 
Zahlung  des  vollen  Gehalts  dauert  bis  zu  dem  im  §.  91  bestimmten  Zeitpusct 

§.  93.  Ist  ein  Beamter  vor  dem  Zeitpunct,  mit  welchem  die  Pensionsberechti- 
gung für  ihn  eingetreten  sein  wtirde,  dienstunfähig  geworden,  so  kann  er 
gegen  seinen  Willen  nur  unter  Beobachtung  derjenigen  Formen,  welche  fir 
die  Disciplinaruntersuchung  vorgeschrieben  sind,  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden.  Wird  es  jedoch  für  angemessen  befunden,  dem  Beamten  eine  Pen- 
sion zu  dem  Betrag  zu  bewilligen,  welcher  ihm  bei  Erreichung  des  vorgf- 
dachten  Zeitpuncts  zustehen  würde,  so  kann  die  Pensionirung  desselben  SM 
den  Vorschriften  der  §§.  88  bis  92  erfolgen. 

§.  94.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  einstweilige  und  gänilidw 
Versetzung  in  den  Ruhestand  finden  nur  auf  Beamte  im  unmittelbaren  Staits* 
dienste  Anwendung. 

§.  95.  In  Bezug  auf  die  mittelbaren  Staatsdiener  bleiben  die  we^ 
Pensionirung  derselben  bestehenden  Vorschriften  in  Kraft.  Wenn  jedoch 
mittelbare  Staatsdiener  vor  dem  Zeitpunct.  mit  welchem  eine  Pensionsberech- 
tigung fUr  sie  eingetreten  seiu  würde,  aienstunfahig  geworden,  so  könn« 
auch  sie  gegen  ihren  Willen  nur  unter  den  für  Beamte  im  unmittelbarea 
Stiiatsdicnst  vorgeschriebenen  Formen  (§.  93)  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden. 

§.  100.  Alle  diesem  Gesetz  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  sof- 
gchobcn.  Dagegen  wird  durch  dasselbe  in  der  Befugnits  der  Aufoichtfbe- 
hördcn,  im  Aufsichtswege  Beschwerden  Abhülfe  zu  verschaffen,  oder  Be^&mte 
zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  einzelnen  Sachen  anzuhalten,  und  dabei  alN 
zu  thun,  wozu  sie  nach  den  bestehenden  Gesetzen  ermächtigt  sind,  nicho 
geändert" 

lieber  die  einzelnen  Vergehen,  durch  welche  ein  Beamter  als  des 
Ansehna  und  Vertrauens,  welches  sein  Beruf  erfordert  (§.  2  des  rorste 
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henden  DisoiplinargesetzeB),  verlnstig  angesehen  werden  kann,  galten 
vorher  Specialrerordnnngen,  beispielsweise  über  Trunkenheit,  leichtsin- 
niges Schnldenmachen,  Verletzung  des  Amtsgeheimnisses  u.  drgl.  m. 

0.  0.  ▼.  24.  Dcb.  1836:  .Auf  den  Bericht  und  nach  dem  Antrag  des 
Staatsministeriums  v.  —  setze  ich  in  Folge  der  landrechtl.  Bestimmung  §.  363 
Tit  20,  Tb.  IP),  sowie  in  Bezug  auf  die  Regierungsinstrnction  v.  23.  Octb. 
1817  ^.  38*)  hiedurch  fest,  data  jeder  Staatsbeamte,  der  sich  des  Lasters  der 
TrunKenheit  schuldig  macht,  im  Wege  der  Disciplinaruntersnchnng  seines 
Dienstes  ohne  Pension  entlassen  werden  soll,  wenn  ein  Vorgesetzter  desselben 
und  seine  Mitarbeiter  auf  ihren  Amtseid  versichern,  dafs  er  sich  zu  wieder- 
holten Malen  betrunken  im  Dienst  habe  betreten  lassen,  sowie  auch,  wenn 
dmreh  die  Aussage  des  Vorgesetzten  auf  seine  Amtspflicht  oder  durch  die 
eidliche  Versicherung  zweier  unverwerflicher  Zeugen  dargethan  wird,  dais 
der  Beamte  zu  wiederholten  Malen  auf  der  Stralse  oder  an  einem  öffenü. 
Ort  im  Znstand  der  Trunkenheit  gesehen  worden.  Das  Staatsmin.  hat  Sorge 
lu  tragen,  dais  jeder  Departementschef  diese  Bestimmung  zur  Eenntniis  der 
Beamten  seines  Kessorts  bringe,  und  dais  auf  die  Ausführung  derselben  ge- 
halten werde.'' 

Ebenso  war  durch  eine  C.  0.  v.  12.  Mai  1841  angeordnet,  dais  Beamte, 
die  ihren  Credit  durch  unverhältnifsmätsigen  Aufwand,  unmotivirtes  und  lie- 
derliches Schuldenmachen  milsbrauchen,  ohne  da(s  gerade  eine  betrüge- 
rische Verieitung  der  Gläubiger,  im  strengen  Sinne  des  Worts,  dabei  vor- 
waltet, Allerh.  Orts  zur  Entlassung  angezeigt  werden  sollen. 

C.  0.  V.  21.  Novb.  1835  (G.  S.  p.  237):  „Obgleich  Gesetze  und  Dienst- 
instmctionen  den  Öffentlichen  Beamten  Verschwiegenheit  über  Gegen- 
Btinde  ihres  Amts  zur  Pflicht  machen,  so  habe  ich  doch  mifsfällig  in 
Erfahrung  gebracht,  dafs  diese  Pflicht  aus  den  Augen  gesetzt,  über  dergleichen 
Gegenstände,  ohne  amtliche  Veranlassung,  mündliche  und  schriftliche  Mit- 
tiieOnngen  gemacht,  nnd  solche  selbst  zur  Publicität  gebracht  worden.  Eine 
solche  Verietzung  der  gesetzlichen  Vorschriften  ist  nicht  länger  zu  dulden. 
Das  Staatsmin.  hat  daher  diese  Mifsbräuche  abzustellen,  und  zu  veranlassen, 
dais  die  Departementschefs  nicht  nur  ihren  untergeordneten  Behörden  und 
Beamten  die  im  Interesse  des  Dienstes  unerläCsliche  Verschwiegenheit  wieder- 
holt und  ernstlich  einschärfen,  sondern  auch  die  geeigneten  Anordnungen 
treffen,  um  die  genaue  Beobachtung  derselben  zu  sichern  und  die  Propalation 
Amtlicher  Verhandlungen  zu  verhindern.  Die  Departementschefs  haben  auf 
die  Befolgung  dieser  fQr  die  Beamten  aller  Kategorien  geltenden  Vorschrift 
mit  Ernst  nnd  Sorgfalt  zu  halten,  die  Beamten,  welche  dieselbe  verletzen, 
unnachsichtUch  zur  Verantwortung  und  Bestrafung  zu  ziehen  und  Mir  anzu- 
seigen,  damit  sie,  dem  Befinden  nach,  neben  der  verwirkten  Strafe,  ohne 
Pension  aus  dem  Dienst  entfernt  werden.   Ich  beauftrage  das  Staatsmin.,  die 

enwärtige  Ordre  durch  die  Gesetzsammlung  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu 

Dgen.*' 

C.  Verf.  V.  6.  Sptb.  1849:  —  „Auch  gegen  solche  Lehrer,  welche 
sngleich  ein  Kirchenamt  bekleiden,  muis,  wenn  sie  gegen  die  Vor- 
schriften der  Verordnung  v.  14.  Juli  d.  J.  sich  vergehen,  ohne  Verzug  einge- 
schritten und  in  Beziehung  auf  ihr  Lehramt  festgesetzt  werden,  was  das  In- 

A)  „Beamte,  die  sich  durch  anregelm&fsig^  Lebensart,  Spiel  oder  Verschwen- 
dung in  Schulden  stflrsen,  oder  sich  durch  niedertr&chtige  AufiTUhrung  Ter&chtlich 
machen,  sollen  ihres  Amts  entsetzt  werden.^ 

*)  „Eben  so  wenig  müssen  Subjeote  in  öfFentlicben  Bedienungen  gelitten  wer- 
den, die  durch  ihr  Priratleben  GleichgOltigkeit  gegen  Religion  und  Moralit&t  an 
den  Tag  legen  oder  sieh  sonsten  durch  ihren  Wandel  yerfliohtlich  machen ,  wozu 
auch  Trunkenheit  nnd  Spiel  gehört.^ 
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teresse  der  Dienstdisciplin  erheischt.  Welche  Folgen  ein  solches  Einschreiten 
und  die  demselben  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  auf  das  kirchliche  Amt 
üben,  hat  die  zuständige  kirchliche  Oberbehörde  festzusetzen.  Die  K.  Regie- 
rungen haben  daher  in  drgl.  Fällen  von  Ihrem  Einschreiten  und  Ton  dessen 
Ergebnifs  jedesmal  dem  Consistorium  der  Provinz  eine  korae  Benmchrichtignng 
zukommen  zu  lassen.**  — 

Gesetz  über  die  Conflicte  bei  gerichtl.  Verfolgungen  we- 
gen Amts-  und  Diensthandlungen,  v.  IS.Febr.  1854  (0.8. 
p.  867):  —  „§.  1.  Wenn  gegen  einen  Ciril-  oder  Militairbeamten  wegen 
einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ansttbnng  seines  Amts  ▼o^ 
genommnen  Handlung,  oder  wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung 
eine  gerichtl.  Verfolgung  im  Wege  des  Civil-  oder  Strafprocesses  ein- 
geleitet worden  ist,  so  steht  der  vorgesetzten  Provinsial-  oder  Gentnl- 
behörde  des  Beamten,  falls  sie  glaubt,  dafs  demselben  eine  zur  gerichtl 
Verfolgung  geeignete  Ueberschreitnng  seiner  Amtsbefngnisse  oder  Un- 
terlassung einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur  Last  flllt^ 
die  Befugnifs  zu,  den  Conflict  zu  erheben.  Auf  einen  solchen  Conffict 
finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  y.  8.  Apr.  1847  (G.  8.  p.  170  t) 
Anwendung. 

§.  2.  Erachtet  der  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competent 
conflicte  noch  thatsächliche  Ermittelungen  fttr  erforderlich,  so  ist  er 
befugt,  solche  durch  die  Verwaltungs-  oder  durch  die  Gerichtsbehörden 
zu  veranlassen,  insbesondre  die  Fortsetzung  der  gerichtl.  Instruction 
oder  Untersuchung  bis  zu  einem  zu  bestimmenden  Ziel  anzuordnen. 
Ueber  das  Ergebnifs  dieser  Ermittelungen  sind  vor  Ffillnng  des  Urthdli 
die  der  Sache  betheiligten  Privatpersonen  zu  hören.  Denselben  ist  zi 
diesem  Zweck  zu  eröfißaen,  dafs  ihnen  freistehe,  sich  über  die  Verhand- 
lungen, deren  Einsicht  ihnen  bei  dem  Gericht,  bei  welchem  die  Ver- 
folgung eingeleitet  ist,  gestattet  werde,  binnen  einer  Praeclnaivfrist  von 
4  Wochen  zu  erklären.  Im  Übrigen  kommen  auch  hiebei  die  Bestim- 
mungen der  §§.  5  ff.  des  Gesetzes  v.  8.  Apr.  1847  zur  Anwendung. 

§.  3.  Befindet  der  Gerichtshof  (§.  2),  dafs  dem  Beamten  eine  tut 
gerichtl.  Verfolgung  geeignete  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefngnisae 
oder  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur  Last 
fällt,  so  entscheidet  er,  dafs  der  Rechtswog  gegen  den  Beamten  nnin- 
lässig  sei.  Ein  Urtheil  der  letztem  Art  pracjudicirt  weder  dem  Beam- 
ten in'seiner  weitern  Vertheidigung  vor  dem  Gericht,  noch  dem  Gericht 
in  seiner  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache. 

§.  4.  Vorstehende  Bestimmungen  sind  auch  anwendbar,  wenn  eine 
gerichtl.  Verfolgung  wegen  Amtshandlungen  (§.  1)  gegen  einen  ans  dem 
Dienst  ausgcschlednen  Beamten  oder  gegen  die  Erben  eines  Beamten 
anhängig  wird.  §.  5.  Unter  den  Beamten  sind  auch  diejenigen, 
welche  in  mittelbarem  Staatsdienst  stehen,  einbegriffen.*  — 

Min.  Verf.  V.  11.  Febr.  1841;  —  „Zur  Entfernung  blos  interi- 
mistisch angestellter  Lehrer  von  ihrem  Amt  ist  die  vorgaojri^ 
Eiuleitung  einer  förmlichen  Disciplinaruntcrsuchung  zwar  nicht  erforderlich, 
wohl  aber  eine  gründliche  Ermittelung  des  Sachverhältnisses,  woraus  sich  die 
Nüthwcndigkeit  der  Entlassung  ergiebt.  Dem  betreff.  Lehrer  mufe  jedoch 
dabei  nach  den  Umständen  und  in  der  Regel  eine  billige  Frist  um  sich  ein 
andres  Unterkommen  zu  suchen  gestattet  werden.^  — 

Staatsministcrialbeschlufs  v.  2.  März  1850:  „Da  die  Verordnung 
V.  11.  Juli  1849  die  persönliche  Haft  nicht  unter  die   Discipltnarstrafeo 
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angenommen  hat,  da  flarner  diese  Haft  nieht  den  Beamten  als  solchen,  son* 
dern  zugleich  auch  den  Staatsbürger  treffen  würde  und  dies  dem  Wesen  der 
Disciplinarstrafen  im  Sinne  jener  Verordnung  widerspricht,  welche  ihrem 
Grundgedanken  nach  die  Disciplinarstrafe  nur  gegen  den  Beamten  als  solchen 
richten  will,  da  überdies  die  persönliche  Haft  den  Beamten  seinem  Beruf 
entEieht,  und  da  endlich  der  Zweck  der  Diseiplinarstrafen  auch  ohne  Ver- 
hängung  der  Haft  zu  erreichen  ist,  so  dürfen  Geldbufsen,  welche  auf  Grund 
der  gedachten  Verordnung  einem  Beamten  als  Ordnungstrafen  auferlegt 
werden,  im  Fall  des  Unvermögens  in  Gefängnifsstrafen  nicht  verwandelt 
werden.*'  — 

C.  Verf.  V.  13.  Mai  1850:  „Der  H.  Justizminister  hat  durch  Verf.  v. 
28.  V.  H.  bestimmt,  daCs  die  Staatsanwälte  von  jeder  gegen  einen  Staats- 
beamten eingeleiteten  Criminaluntersuchung  sofort  nach  erfolgter  Ein- 
leitung, unter  kurzer  Angabe  der  Veranlassung  oder  unter  MitÜieilung  der 
Anklageschrift,  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Angeklagten  Nachricht 
m  geben  haben. 

Es  liegt  mir  daran,  von  den  gegen  Beamte  meines  Ressorts,  insbesondre 
gegen  öffentliche  Lehrer  anhängig  gemachten  gerichtlichen  Untersuchungen 
ebenfalls  fortdauernd  in  Kenntnifs  gesetzt  zu  werden.  Die  K.  Prov.  Schul- 
collegien  veranlasse  ich  daher,  unter  Bezugnahme  auf  meinen  Circularerla& 
▼.  26.  Juli  1849  von  den  Criminaluntersuchungen  g^n  Lehrer  und  andere 
Beamte  meines  Ressorts,  von  deren  Einleitung  dieselben  durch  die  Staatsan- 
waltschaft Kenntnifs  erhalten,  hieher  Anzeige  zu  machen.'' 

C.  Verf.  V.  10.  Juni  1850  an  die  K.  Regierungen  (den  K.  Prov.  Schn!-^ 
coUegien  mitgetheilt) :  „Um  zu  verhüten,  dals  ein  im  Wege  einer  gerichtlichen 
oder  einer  Disciplinaruntersnchung  abgesetzter  Lehrer  nicht  ohne  vor- 
gilngige  Kenntttiisnahme  von  den  Gründen  der  Absetzung  in  einem  andern 
Regierungsbezirk  wieder  angestellt  werde,  ist  vorgeschlagen  worden,  dafii 
sämmtliche  K.  Re^erungen  die  auf  Absetzung  eines  Lehrers  lautenden  ge- 
richtl.  oder  Discipimarentscheidungen  sich  jedesmal  unter  einander  mittheilen« 
Ich  habe  jedoch  Bedenken  getragen,  hierauf  einzugehen,  weil  eine  solche 
Mittheilung  theils  das  Schreibwerk  erheblich  vermehren,  theils  eine  Schärfung 
der  Strafe  der  Dienstentlassung  enthalten  würde.  Dagegen  bestimme  ich, 
dafii  im  Fall  der  Entlassung  eines  Lehrers  oder  eines  andern  Beamten  meines 
Ressorts  im  Wege  einer  gerichtl.  oder  einer  Disciplinaruntersuchung  die  er- 
folgte Entlassung  und  deren  Gründe  nach  Malsgabe  des  Tenor  der  betreff.' 
Entecheidung  auf  deigenigen  amtl.  Zeugnissen  oder  sonstigen  Urkunden,  welche 
SU  der  Bewerbung  des  Entlafonen  um  ein  andres  Amt  erforderlich  sind,  ver- 
merkt werden. 

Da  aber  mitunter  die  gedachten  Zeugnisse  abhanden  gekommen  sind, 
oder  der  betreff.  Beamte  sie  vorzulegen  sich  weigern  könnte,  und  deshalb  ein 
unbedingt  wirksamer  Zwang  gegen  ihn  nicht  zulässig  erscheint,  so  hat  lede 
K.  Regierung,  welche  einen  in  einem  andern  Regierungsbezirk  angestellten, 
resp.  angestellt  gewesenen,  Lehrer  oder  andern  Beamten  meines  Riessorts  in 
Ihrem  Bezirk  anstellen,  resp.  seine  Anstellung  bestätigen  oder  bei  mir  bean- 
tragen will,  vorher  über  sein  Verhalten  bei  derjenigen  K.  Behörde,  in  deren 
Ressort  der  betreff.  Lehrer  oder  Beamte  zur  Zeit  angestellt,  resp.  zuletzt  an- 
gestellt gewesen  ist,  Erkundigung  einzuziehen.  Dabei  bemerke  ich,  dafs  die 
Wiederanstellung  eines  unfreiwillig  entla&nen  Lehrers  im  Schulamt  in  der 
Regel  niemals  erfolgen  darf.  Glaubt  die  K.  Regierung  in  besonderen  Fällen 
hieven  eine  Ausnahme  zulassen  zu  können,  so  ist  dazu  mittels  motivirten 
Berichts  meine  Genehmigung  einzuholen.'' 

C.  Verf.  V.  6.  Juni  1862:  „Dem  K.  Prov.  Schulcollegium  übersende  ich 
in  der  Anlage  (a)  Abschrift  der  in  Betreff  der  Form  der  Immediatberichte 
über  Begnadigungsgesuche  von  Beamten,  welche  in  Folge  des  Gesetzes 
▼.  21.  Juli  1852  im  Wege  des  förmlichen  Disciplinarverfahrens  bestraft  und 
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namentlich  ans  dem  Amt  entlassen  sind,  an  BimmtUebd  K.  Regierangen  [tm 
dem  Gesammtmin.  ausschlieisl.  des  Justizministers]  erlaianen  Verf&ginig  nr 
Nachricht  nnd  Nachachtung.  ^ 

(a)  „S.  Maj.  der  König  haben  es  fOr  angemessen  gefonden,  dais  bei  dn 
zn  erstattenden  Immediatberichten  über  Begnadigungsgesnche,  welche  Ton  den 
in  Folge  des  Gesetzes  v.  21.  Juli  1852  im  Wege  des  förmlichen  Disdpluir- 
Verfahrens  bestraften  und  namentlich  aus  dem  Amt  entfiernten  Beamten  Aller- 
höchsten Orts  angebracht  sind,  in  derselben  Weise  verfahren  werde,  In  welcher 
bei  denjenigen  Immediatberichten  verfahren  wird,  welche  bezfigl.  der  dnr^ 
gerichtliche  Erkenntnisse  im  gewöhnlichen  Strafverfahren  wegen  gemeiner 
Verbrechen,  Vergeben  und  Uebertretungen  festgesetzten  Strafen  Aber  Gnaden- 
gesuche zu  erstatten  sind. 

Es  sind  bienach  in  Zukunft  diesen  Berichten  in  analoger  Anwendoif 
der  von  dem  H.  Justizminister  unterm  17.  Novb.  1835  erlafinen  Verfllgaa; 
ein  die  Geschichtserzählung  enthaltender  Actenauszng  und  die  ergangenen 
Entscheidungen  im  Original  oder  in  Reinschrift  beizufügen. 

Die  K.  Regierung  wird  daher  veranlafet,  mit  den  von  Ihr  Aber  die  Ein- 
gangs erwähnten  Gnadengesuche  zu  erstattenden  Berichten,  auiser  den  Unter- 
suchnngsacten  und  deren  adhibendis  einen  solchen  Actenauszug  nnd  die  er- 

gingenen  Entscheidungen  einzureichen,  wobei  sowohl  was  den  Inhalt  dieser 
erichte  und  des  Actenauszugs.  als  was  die  Form  des  letztem  anlangt,  nach 
der  gedachten  Verf.  v.  17.  Novo.  1835  und  den  ferneren  auf  sie  bezOglichen 
Bestimmungen  zu  verfahren  ist,  soweit  die  Natur  der  Sache  nicht  von  seihst 
Modificationen  bedingt.^ 

C.  Verf.  des  Finanzmin.  v.  27.  Febr.  1865  (den  K.  Prov.  Scha^ 
collegien  mitgetheilt) :  „Hinsichtlich  der  Zahlung  der  den  saspendirtea 
Beamten  zustehenden  Hälfte  des  Gehalts  wird  Folgendes  aoge- 
ordnet: 

1.  Die  den  suspendirten  Beamten  gesetzlich  zu  gewährende  Hälfte  des 
Gehalts  ist  ihnen  von  dem  auf  den  Zeitpunct  der  Suspension  folgenden  Zah- 
lungstermin ab  in  monatl.  Raten  praenum.  zu  zahlen. 

2.  Wenn  die  Suspension  im  Lauf  eines  Monats  eintritt,  so  ist  der  Zeit- 
punct, von  welchem  ab  die  Hälfte  des  Diensteinkommens  des  snspendirteo 
Beamten  cinbehalten  wird,  auf  den  ersten  Tag  des  nächstfolgenden  Monats 
zu  bestimmen.  Hat  der  Beamte  vor  dem  Eintritt  der  Suspension  bereits  dis 
volle  Gehalt  für  die  folgenden  Monate  erhoben,  so  ist  er  zwar  zur  Erstattung 
des  überhobnen  Gehaltstheils  verpflichtet:  jedoch  ist  die  Wiedereinziehnzk; 
desselben  nicht  durch  Anrechnung  auf  aie  dem  Beamten  zu  seinem  nodi- 
dürftigcn  Unterhalt  ausgesetzte  Hälfte  dos  Gehalts  zu  bewirken,  sondern  un- 
abhängig davon  zu  betreiben.  Hienach  ist  auch  dann  zu  verfahren,  wenn  die 
Suspension  als  Folge  eines  gegen  den  Beamten  ergangnen,  noch  nicht  recht«- 
kräftig  gewordnon  Urtheils  eingetreten  ist,  welches  auf  den  Verlust  des  Amts 
lautet  oder  diesen  kraft  des  Gesetzes  nach  sich  zieht. 

3.  Die  Frage,  bis  zu  welchem  Zeitpunct  dem  suspendirten  Beamten  ein 
Anspruch  auf  den  zu  seinem  Unterhalt  bestimmten  Gehaltstheil  zusteht,  wenn 
demnächst  auf  Verlust  des  Amts  rechtskräftig  gegen  ihn  erkannt  wird,  be- 
antwortet sich  dahin,  dals  von  dem  Ablauf  des  Monats  ab,  in  welchem  «Ui 
Erkcnntnils  die  Rechtskraft  erlangt,  eine  fernere  Gehaltszahlung  nicht  xo 
leisten  ist. 

Den  vorstehenden  Bestimmungen  gemäis  ist  in  vorkommenden  FäDen 
das  Erforderliche  zu  veranlassen.*' 

Min.  Verf.  V.  15.  Febr.  1855:  —  „Suspendirte  Beamte,  so  lioje 
dieselben  nur  das  nach  Abzug  der  dauernden  Pensionsbeiträge  zn  bereoh- 
nendo  halbe  Gehalt  beziehen,  liaben  den  Miethszins  für  die  Dienstwohnung 
blos  zur  Hälfte  zu  entrichten,  während  aus  ihrer  Gehaitahälfte  der  voik  Be- 
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tag  der  Wittwencassenbeiträge  zu  entnehmen  ist,  und  es  ihnen  ob- 
liegty  die  Staats-  und  Communalabgaben  selbst  zu  berichtigen.^ 

C.  Verf.  V.  5.  Febr.  1867:  „£8  sind  Zweifei  darüber  angeregt  worden, 
ob  die  Bestimmung  des  §.  169  des  Anhangs  zur  Allgm.  Gerichtsordnung,  nach 
welcher  ,^die  in  Absicht  der  Beschlagnahme  Ton  Besoldungen  und 
Pensionien  Torgeschriebenen  Einschränkungen  bei  solchen  Schulden,  welche 
aus  unerlaubten  Handlungen  entstanden  sind,  keine  Anwendung  finden'',  auch 
dann  Geltung  habe,  wenn  die  unerlaubte  Handlung  lediglich  in  einem  nur 
zu  disciplinarischer  Ahndung  geeigneten  Dienstvergehen  besteht.  Zur  Besei- 
tigung dieser  Zweifel  hat  da9  K.  Staatsmin.  in  Uebereinstimmung  mit  der  in 
dem  Erkenntnifs  des  K.  O.Tribunals  v.  2.  Apr.  1846  enthaltnen  Rechtsaus- 
ffihrung  beschlossen,  dafs  von  Seiten  der  Verwaltungsbehörden  die  gedachte 
Bestimmung  des  gedachten  §.169  des  Anhangs  zur  Allgm.  Gerichtsordnung 
nur  dann  zur  Anwendung  gebracht  werden  soU,  wenn  der  gegen  einen  Be- 
amten oder  eine  Mflitairperson  zu  verfolgende  Anspruch  auf  einer  in  den  all- 
gemeinen Strafgesetzen  mit  Strafe  bedrohten  Handlung  oder  Unterlassung 
Demht 

Das  K.  Prov.  SchulcoU.  wolle  hienaoh  in  vorkommenden  Fällen  ver- 
fahren.'' 

Wegen  der  Qehaltsabzttge  im  Wege  der  gerichtlichenExe- 
ention  ist  (Anhang  §6. 160—163  zu  §.  108  der  Allgm.  Gerichtsordn. 
1%.  I  Tit.  24  etc.)  bestimmt ,  dafs  sämmtliche  unmittelbare  und  mittel- 
bare Staatsbeamte  yon  ihrem  jährlichen  Diensteinkommen  400  Thlr. 
e^nz,  und  aufserdem  von  dem  nach  Abrechnung  der  ]!^en$ion8-  und 
WittwencassenbeftrMge  (C.  0.  v.  29.  Mai  1834:  O.  S.  p.  70)  verbleibenden 
Üeberschufa  die  Hälfte  frei  behalten  mttsaen.  Ein  verzieht  auf  dieses 
im  Interesse  des  Dienstes  bewilligte  Privilegium  ist  unstatthaft. 

Wartegeld. 

AUerh.  Erlafs  v.  14.  Juni  1848  (Q.  S.  p.  153f0:  —  nl>i«Ponibel  ge- 
wordene Beamte,  welche  1200  Thlr.  und  mehr  an  jährL  G«halt  beziehen^ 
empfangen  die  Hälfte  ihres  Qehalts  als  Wartegeld;  di^emgen  aber,  deren 
Gehalt  1100  Thlr.  beträgt:  580  TWr.  Wartegeld:  bei  1000  TUr.:  560  Thlr.  W.5 
9ÖÖ:  540Thlr.  W.:  800:  500  Thlr.  W.;  120:  480  Thlr.  W.;  600:  400Thh:.  W,: 
480:  360  Thlr.  W.:  360:  270  Thlr.  W.;  336 :  250  Thlr.  W. ;  300:  225  Thlr.  W.; 
276:  200  Thlr.  W.;  264:  200  Thlr.  W.:  240: 180  Thlr.  W.;  204  und  abwärts 
bis  150  Thlr.:  150  Thlr.  Wartegeld.  In  Fällen,  wo  die  Besoldungen  von  den 
vorstehenden  Sätzen  abweichen ,  soll  das  Wartegeld  nach  dem  Verhältnis 
des  nächst  hohem  Gehaltsatzes  ermittelt  werden.  —  Auf  Besoldungszu- 
schlisse,  welche  einzelnen  Beamten  behufs  der  Repraesentation  in  ihren  Dienst- 
verhältnissen gegeben  sind,  soll  bei  dec  Wartegelderbestimmung  nicht  Rfick- 
sieht  genommen  werden,  und  das  Maximum  4es  anrechnungsfähigen  Gehalts 
4000  Thlr.j  folglich  das  Wartegeld  den  Betrag  von  2000  Thlr.  nicht  tiber- 
schreiten. Die  auf  Wartegeld  zu  setzenden  Beamten  sind  in  der  Wahl  ihres 
Wohnorts  im  Inland  nicht  beschränkt,  jedoch  verpflichtet,  dort  nach  ihrer 
Befähigung,  mit  möglichster  Berücksichtigung  ihrer  früheren  Verhältnisse, 
mälsige  Hülfe  im  Staatsdienst  zu  leisten,  wenn  dies  gefordert  wird.** 

üeber  die  Pensionirung  s.  Abschn.  VIII. 
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VIIL 

Wechsel  im  Lehramt  und  Ausscheiden 
aus  demselben. 

Die  entlassende  Behörde.   Entlassnngstermin  nnd  Kün- 
digungsfrist 

A.  L.  B.  Th.  U.  Tit.  10.  §.  94.  Bei  derj^igen  Instant ,  von  wekber 
die  Besetzung  eines  Amts  abhllngt,  innfs  anch  die.  Bntlawmng  daTOi 
nachgesnclit  werden.  §.  95.  Die  Entlassung  soll  nur  alsdann,  weaa 
daraus  ein  erheblicher  Nachtheil  für  das  gemeine  Beste  eu  besorge! 
ist,  versagt  werden.  §.  96.  Einem  Beamten,  dem  aus  diesem  Grude 
die  Entlassung  versagt  wird ,  steht  dagegen  die  Berufung  auf  die  n- 
mittelbare  landesherrliche  Entscheidung  offen.  8.  97.  In  keinem  FiU 
aber  darf  der  abgehende  Beamte  seinen  Posten  euer  verlassen,  als  bis 
wegen  Wiederbesetzung  oder  einstweiliger  Verwaltung  desselben  Ver- 
fügung getroffen  ist. 

Th.  II.  Tit  6.  §.  175.  Beamte  können  ihr  ohne  EinscbrXnknng  über- 
nommnes  Amt  niemals,  und  wenn  eine  Zeit  bestimmt  ist,  niebt  vor 
Ablauf  derselben  eher  niederlegen ,  als  bis  zu  dessen  Wiederbeaetsuig 
die  nöthige  Verfügung  getroffen  ist  §.  176.  Wenn  es  aber  an  tasc- 
lichen  Personen  dazu  nicht  ermangelt,  und  die  Corporation  gleiehwoal 
mit  Vornehmung  einer  neuen  Wahl  zögert,  so  kann  der  abgehende 
Beamte  bei  dem  Staat  darauf  antragen,  dafls  ihr  die  Anstellnng  einer 
solchen  Wahl  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  aufgegeben,  und  wenn 
diese  fruchtlos  verläuft,  die  Stelle  für  diesmal  von  dem  Staat  unmittel- 
bar besetzt  werde.  —  Vrgl.  p.  117. 

Wie  hienach  die  ernennende  Behörde  auch  die  entlassende  ist,  so 
erhalten  auch  die  Allerh.  Orts  ernannten  Directoren  ein  vom  König 
voUzognes  Dimissoriale. 

Als  ordnungsmäfsige  Kündigungsfrist  wird  jetzt  nur  noch  bd 
einer  geringen  Zahl  von  Anstalten  weniger  als  ein  halbes  Jahr  angeoon- 
men.  Dafs  der  Austritt  aus  dem  Amt,  ungewöhnliche  FXlle  ansgenommea, 
nur  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis  exfolgen  darf,  ist  wiederholt  in  Erin- 
nerung gebracht  worden.  Demgemäfs  wird  in  der  Regel  auch  nur 
Ostern  oder  Michaelis  als  gtlltiger  terminus  a  quo  für  die  Knndignii| 
einer  Lehrer-  oder  Directorstelle  angesehen.  Vrgl.  die  in  Abschn.  IV 
mitgetheilten  Dienstinstructionen. 

C.  Verf.  v.  7.  Juni  1823:  „Um  den  mannichfaltigen  Naehtheflen  vom- 
beugen,  welche  in  dem  Lehrgang  und  der  ganzen  Einrichtung  der  Gymnisiet 
häufig  dadurch  entstanden  sind,  daüi  bei  denfielben  angesteUte  Lehrer  nidi 
einer  kurzen  Kündigungsfrist  die  Erlaubnifs  zum  Uebertritt  in  andere  amtlicbe 
Verhältnisse  nachgesucht  und  erhalten  haben,  trägt  das  Miniaterium  dem  K. 
Consistorio  hiedurch  auf,  sämmtllchen  Lehrern  an  den  Gymnasien  Seines  Be- 
zirks bekannt  zu  machen,  da(s  sie  von  jetzt  an,  wenn  sie  ihre  Stellang  aof* 
zugeben  gedenken,  ein  halbes  Jahr  vorher,  und  zwar  jedesmal  zn  Osten 
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oder  HichaeliB,  der  yorgesetsten  BeMrde  schriftliche  Anzeige  davon  zu 
mmchen  nnd  ihre  Entlassung  nachzusuchen  haben.  Diese  Bestimmung  ist  von 
Jetzt  an  in  die  Bestallungen  der  bei  den  Gymnasien  sowohl  königlichen  als 
rrivatpatronats  anzustellenden  Lehrer  als  Bedingung  der  Anstellung  aufzu- 
nehmen, und  es  wird  das  K.  Consistorinm  aufgefordert,  hienach  die  zur  Aus- 
fertigung von  Bestallungen  für  Lehrer  an  Gymnasien  berechtigten  Magistrate 
und  Privatpatrone  mit  der  erförderlichen  Anweisung  und  Ermächtigung  zu 
versehen.*' 

Min.  Verf.  v.  18.  Jan.  1862:  „Die  Vert  v,  7.  Juü  1823,  die  Kündi- 
Rungsfrist  ftlr  Lehrer  an  höheren  Schulen  betreffend,  findet,  wie  ich  dem  K. 
Frov.  SchulcoU.  auf  den  Bericht  v.  —•  erwiedre,  mcht  nur  auf  Gymnasien 
Anwendung,  sondern  ebenso  auf  Progymnasien ,  Real-  und  höhere  Bfirger- 
Bchulen.  Eine  neue  Festsetzung  über  denselben  Gegenstand  jetzt  zu  treffen, 
mülfl  ich  Bedenken  tragen,  da,  wie  dem  K.  Prov.  Sohulcoll.  bekannt  ist,  in 
den  Entwurf  eines  Unterrichtsgesetzes  für  die  höheren  Schulen  eine  Bestim- 
mung auch  über  die  Kündigungsfrist  aufgenommen  worden  ist  Hienach 
empfehle  ich  dem  E.  Prov.  SchulcoU. ,  nach  wie  vor  und  bis  auf  weitres,  wo 
es  in  einzelnen  Fällen  erforderlich  ist,  Seine  Vermittelung  in  der  Art  ein- 
treten zu  lassen,  dals  soviel  wie  möglich  ebensowohl  das  Interesse  der  Lehrer 
wie  der  Anstalten  gewahrt  werde.^ 


Das  Pensionswesen. 

Die  allgemeinen  Vorschriften  für  die  Pensionirung  der  Lehrer  sind 
in  der  Verordnung  v.  28.  Mai  1846  enthalten.  Im  einzelnen  kann 
ergänzungsweise  auf  das  Pepsionsreglement  v.  30.  Apr.  1826 
snrückgegangen  werden.  Die  bevorstehende  Aufbebung  der  einmaligen 
«nd  laufenden  PeDsionsbeitrSge  an  Anstalten ,  welche  aus  Staatsfonds 
nnterhalten  werden,  wird  verschiedene  Modificationen  der  bisherigen 
Bestimmungen  zur  Folge  haben. 

Die  E.  Pensionsverordnung  v.  28.  Mai  1846. 

„$.  1.  Anspruch  auf  Pension.  Alle  Lehrer  und  Beamte  an  Gvm* 
nasien  und  anderen  zur  Universität  entlassenden  Lehranstalten,  desgleicnen 
an  Progymnasien,  Schullehrerseminarien,  Taubstummen-  und  Blindenanstalten, 
Ennst-  und  höheren  Bürgerschulen  haben  einen  Anspruch  auf  lebenslängl. 
Pension,  wenn  sie  nach  einer  bestimmten  Dienstzeit  ohne  ihre  Schuld  dienst- 
unfähig werden  und  beim  Eintritt  ihrer  Dienstunfähigkeit  definitiv  und 
nic^t  blos  interimistisch  oder  auf  Eündigung  angestellt  sind. 

§.  2.  Solche  Lehrer  und  Beamte  aber,  deren  Zeit  und  Eräfte  durch  die 
ihnen,  wenn  auch  auf  Lebenszeit  übertragenen  Geschäfte  an  den  $.  1  gedachten 
Anstalten  nur  nebenbei  in  Anspruch  genommen  werden ,  haben  keinen  An- 
spruch auf  Pension. 

$.  3.  Lehrer  und  Beamte,  welche  bei  vorgerücktem  Alter  zwar  nicht 
absolut  dienstunfähig,  aber  doch  nicht  mehr  im  Stande  sind,  den  Obliegen- 
heiten des  Dienstes  zu  genügen,  sind,  fiüls  die  vorgesetzte  Behörde  es  für 
angemessen  erachtet,  verpflichtet,  einen  ihnen  zuzuweisenden  Gehülfen  zu 
remuneriren.  Es  mufs  ihnen  jedoch  mindestens  eine  der  Pension  gleichkom- 
mende Diensteinnahme  freigelassen  und  der  zur  Remunerirung  des  Gehülfen 
etwa  aniserdem  erforderl.  Betrag  von  Demjenigen  gezahlt  werden,  welcher  die 
Pension  aufzubringen  haben  würde. 

§.  4.  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Pension.  Die  Pension 
wird  zunächst  aus  dem  etwa  vorhandnen  eigenthümlichen  Vermögen  derjeni- 
gen Anstalt,  an  welcher  der  Lehrer  oder  Beamte  zur  Zeit  seiner  Pensionirung 
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angcstollt  ist,  gewährt,  soweit  von  den  laufenden  Einkanften  dieaesVenuOgent, 
nach  Bestreitung  des  zur  Erreichung  der  Lehrzweeke  erfbrderlichen  Aufwands, 
ein  Ueberschnb  verbleibt  Können  auf  diese  Weise  die  Mittel  sur  Ponsionirung 
nicht  beschafft  werden,  und  sind  auch  keine  anderen  hiezu  verwendbarea 
Fonds  vorhanden,  so  ist  die  Pension  von  Demjenigen  au&abringen,  welcher 
zur  Unterhaltung  der  Anstalt  verpflichtet  ist 

§.  5.  Liegt  diese  Verpflichtung  Mehreren  ob,  so  haben  sie  sa  den  Pen- 
sionen in  demselben  Vcrhältnirs  wie  zu  den  Unterhaltungskosten  der  Anstatt 
beizutragen. 

§.  6.  Aus  der  blofsen  Gewährung  eines  auf  einen  bestimmten  Betrag 
beschränkten  oder  zu  einem  bestimmten  Zweck  ausgesetzten  Zuschusses  za 
den  Unterhaltungskosten  einer  Anstalt  folgt  keine  Verpflichtung,  die  Pensionen 
mitznflbernchmen. 

§.  7.  Wer  bei  den  einzelnen  Anstalten,  welche  gar  kein  oder  kein  ans- 
reichendes  eigenthflmliches  Vermögen  besitzen,  zur  Zahlung  oder  f^rglEnziing 
der  Pensionen  verpflichtet  ist,  wird,  wenn  Zweifel  deshalb  obwalten,  nach 
Mafsgabe  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Anstalten,  von  Unserm  O.Ptaed- 
deuten  festgesetzt. 

§.  8.  Gegen  diese  Festsetzung  fst  der  Recurs  an  Unsem  Min.  der 
geistl.  etc.  Anglgh.  und  die  hiebei  sonst  noch  betheiligten  Departementsehefr 
zulässig.  Der  Rechtsweg  findet  nur  dann  Statt,  wenn  auf  Omnd  eines  spe- 
ciellen  Rechtstitels  die  Befreiung  von  Beiträgen  zu  Pensionen  behauptet  wiri 
In  einem  solchen  Fall  gilt  jedoch  die  im  Verwaltungsweg  getroffhe  Bestim- 
mung bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  als  ein  Interimisticum. 

§.  9.  Bei  solchen  Ünterrichtsanstalten,  zu  deren  Unterhaltung  weder 
Commune  noch  der  Staat  verpflichtet,  die  vielmehr  nur  aus  ihrem  eignes 
Vermögen  oder  von  anderen  Corporadonen,  oder  von  Privatpersonen  zu  unter- 
halten sind,  wird  das  Pensionswesen  für  die  Lehrer  und  Beamten,  unter  Zu- 
ziehung der  Betheiligten,  durch  Unsem  0.«Praes!denten  nach  Mafsgabe  der 
obwaltenden  Verhältnisse  fAr  Jede  einzelne  Anstalt  besonders  geordnet;  die 
streitig  bleibenden  Puncto  werden  von  Unserm  Minister  der  geistl.  eto.  Anglgh. 
unter  Mitwirkung  der  etwa  sonst  noch  betheiligten  Departementsdiefs  nsd 
nach  vorgängiger  Einholung  Unsrer  Genehmigung  entschieden.  Den  Bethei- 
ligten Süllen  jedoch  keine  gröfseren  Leistungen  zugemuthet  werden,  als  bei 
den  übrigen,  nicht  vom  Staat  zu  unterhaltenden  Anstalten  derselben  Art  Ist 
ein  Zuschufs  oder  eine  Erhöhung  der  Dotation  bei  diesen  Anstalten  zur  Auf- 
bringung der  Pensionen  erforderlich,  so  bedarf  es  hiezu  jedenfalls  der  Zo- 
stimmnng  der  betheiligten  Corporationen  oder  Privatpersonen. 

§.  10.  Bestimmung  der  Höhe  der  Pension.  Die  Lehrer  und  Be- 
amten bei  denjenigen  Anstalten,  welche  hauptsächlich  oder  subsidiarisch  aus 
Staats-  oder  Communalmitteln  zu  unterhalten  sind,  erhalten  als  Pension: 
nach  zurückgelegtem  15.  bis  zum  zurückgelegten  20.  Dienst- 
jahr V,.,  vom  20.  bis  25.  Vit,  vom  25.  bis  30.  Vi«>  vom  30.  bis  35. 
V,.,  vom  35.  bis  40.  Vi.i  vom  40.  bis  45.  »Vi«,  vom  45.  bis  50.  »V,„ 
vom  50.  Dienstjahr  *Vic  ihres  Diensteinkommens  an  Besoldung  und 
rechtmäfsigcn  Dienstemolumenten ,  insoweit  letztere  nicht  als  £rsatz  eines 
besondern  Dienstaufwands  zu  betrachten  sind. 

Das  Minimum  einer  Pension  wird  jedoch  auf  60  bis  96  Thlr.  festgesetzt, 
auch  wenn  das  Diensteinkommen  240  Thlr.  nicht  erreicht;  innerhalb  dieser 
Grenze  bleibt  den  vorgesetzten  Dienstbehörden  die  Bestimmung  nach  den 
Umständen  überlassen. 

§.11.  Bei  einer  Dienstzeit  von  weniger  als  15  Jahren  findet  ein  An- 
spruch auf  Pension  nur  dann  Statt,  wenn  eine  solche  für  diesen  Fall  dem 
Lehrer  oder  Beamten  bei  seiner  Anstellung  oder  auch  späterhin  ausdrücklich 
zugesichert  worden  ist. 

§.12.  Berechnung  der  Dienstzeit.  Die  Dienstzeit  wird  von  dem 
Datum  der  ersten  eidlichen  Verpflichtung  des  zu  Pensionirenden,  und  wenn 
eine  solche  nicht  stattgefunden  hat,  von  dem  Zeitpunct  des  ersten  Emtiitts 
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in  den  Dienst  an  gerechnet,  auch  wenn  die  ente  Anstellung'  nur  interimistisch 
oder  anf  Kfittdigong  erfolgt  sein  sollte.  Das  sogenannte  Probejahr  wird 
jedoch  bei  den  Sohulamtscandidaten  der  Dienstzeit  nicht  zugesählt. 

§.  13.  Denjenigen  Lehrern  und  Beamten,  weldie  aus  Staatsfonds  zn 
pensioniren  sind,  werden  auch  die  im  Auslande  geleisteten  Dienste  angerech- 
net, wenn  ihre  Anstellung  im  Inland  vorzugsweise  im  Interesse  des  Öffent- 
lichen Unterrichts  erfolgt  ist.  Auch  werden  denselben  diejenigen  Dienste  an* 
gerechnet,  welche  sie  sonst  im  Staatsdienst  oder  an  anderen  Offenüiohen 
Unterrifllitsanstalten  geleistet  haben. 

§.  14.  Sind  die  Pensionen  vom  Staat  und  von  Communen  gemeinschaft* 
lieh  oder  blos  von  Communen  oder  gröfseren  Communalverbänden  zu  zahlen, 
80  werden  nur  diejenigen  Dienste  angerechnet,  welche  der  zu  Pensionirende 
im  Militair  und  den  zur  Pensionszahlung  verpflichteten  Communen  im  Schul- 
oder iq  einem  andern  Amt  geleistet  hat,  &llis  hierüber  nicht  andere  Verab- 
redungen getroffen  sind. 

§.  15.   Aufbringung  der  Pension.    Die  Lehrer  und  Beamten  an  den 
'aus  Staatsfonds  zu  unterhaltenden  Anstalten  haben  zum  Allgm.  Civil-Pensions- 
fonds,  aus  ^^elchem  sie  ihre  Pensionen  beziehen  werden,   nach  denselben 
Grundsätzen  wie  die  übrigen  pensionsberechtigten  Civil- Staatsdiener  beizu- 
tragen. 

§.  16.  Zur  Deckung  der  Pensionen  für  Lehrer  und  Beamte  an  den  an- 
deren Anstalten,  namentlich  auch  an  denjenigen,  welche  vom  Staat  und  von 
Communen  gemeinschaftlich  oder  von  einzelnen  Communen  oder  grOfseren 
Communalverbänden  zu  unterhalten  sind,  werden  fUr  jede  Anstalt  beson- 
dere Fonds  aus  den  Einkünften  des  Vermögens  der  Anstalt  und  aus  jähr- 
lichen Beiträgen  sowohl  der  zur  Zahlung  der  Pension  Verpflichteten,  als  auch 
den  definitiv  angestellten  Lehrer  und  Beamten  gebildet  Den  letzteren  dürfen 
Jedoch  keine  höheren  Beiträge,  als  den  pensionsberechtigten  Civil-StaiUsdienem 
auferlegt  werden. 

§.  17.  Der  Betrag  der  zur  Bildung  dieser  Pensionsfonds  (§.  16)  erfordert 
Zuschüsse  wird  von  Unseren  O.Praesidenten,  unter  Vorbehalt  des  Recnrses 
an  Unsem  Minister  der  geistlichen  etc.  Anglgh.  und  die  sonst  betiieiligten 
Departementschefs,  mit  Ausechluis  des  Rechtswegs,  festgesetzt 

§.  18.  Ist  hienach  der  Zuschuß  auf  das  Vermögen  der  Anstalt  zu  über- 
nehmen und  reichen  die  Einkünfte  der  letztem  nicht  hin,  um  den  Zuscbuüi, 
ohne  Beschränkung  des  zur  Erreichung  der  Lehrzwecke  erforderlichen  Auf- 
wands, zu  zahlen,  so  haben  die  subsidiarisch  zur  Unterhaltung  der  Anstalt  . 
Verpflichteten  auch  den  laufenden  Beitrag  zum  Pensionsfonds  zu  ergänzen.  ^^ 
Dieselben  sind  auch  in  allen  Fällen  verpflichtet,  etwanige  AusflUie  ^i  dem 
Pensionsfonds  zu  decken. 

§.19.  Allgemeine  Bestimmungen.  Wegen  der  Anrechnung  frü- 
herer Militairdienste,  wegen  der  Verpflichtung,  die  Pension  iyi  Inland  zu 
genieisen,  sowie  wegen  der  Beschlagnahme,  der  Verminderung  und  des  Ver- 
lusts  derselben,  desgl.  wegen  der  Ansprüche  der  Hinterbliebenen  auf  einen 
Theii  der  Pension  kommen  die  für  pensionirte  Communal-  und  Civil-Staats- 
beamte  allgemein  geltenden  Grundsätze  zur  Anwendung. 

§.  20.  Hinsichtl.  des  bei  Pensionirungen  der  Lehrer  zu  beobachtenden 
Verfahrens,  insbesondre  auch  hinsichtl.  der  unfreiwill.  Pensionirungen,  verbleibt 
es  vorläufig  bei  den  hierin  bisher  befolgten  Grundsätzen. 

§.  21.  In  den  Ansprüchen,  welche  vormaligen  Müitairpersonen,  die  bei 
den  §.  1  erwähnten  Anstalten  als  Lehrer  oder  Beamte  angestellt  sind,  nach 
den  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Pensionen,  das  Gnadengehatt  und 
das  Wartegeld  der  Militairpersonen  zustehen,  wird  durch  gegenwärtige  Ver- 
ordnung nichts  geändert^     Sanssouci   Friedrich  Wühelm. 

Lehrer  an  den  mit  Gymnasien  organisch  verbundenen  Vorberei« 
tungsclassen  sind  pensionsberechtigt 
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Min.  Verf.  v.  22.  Ang.  1859:' „Auf  den  fiber  die  Penakmaberechtigang 
des  Lehren  T.  an  c(er  YoroereitangBeUuBse  des  Gvmn.  sn  N.  erstatteten  Be- 
richt Y.  —  erwiedre  ieh  dem  K.  ProY.  Sehnkoll.,  daisy  da  die  Vorbereitnngs- 
olasse  einen  integrirenden  Theil  des  Gymn.  bildet,  der  T.  in  Beziehung  aof 
seine  PensionsYerhältnisse  gleich  den  übrigen  Lehrern  der  Anstalt  an  behan- 
deln ist.  Bei  näherer  Erwl^ng  wird  sidi  derselbe  fibeneogen  mfissen,  da& 
diese  Entscheidung  seinem  eignen  wohlYerstandnen  Interesse  entspricht,  da 
smne  Voraussetzung,  da(s  er  andernfalls  bei  eintretender  Dienstuntauglich-. 
keit  den  3.  Theil  seines  Einkommens  als  Emeritengehalt  ans  der  Qjiinasial-  ~ 
casse  beanspruchen  dflrfte,  der  gesetzlichen  BegrOndung  entbehrt  ** 

Bestimmung  der  Höhe  der  Pension. 

Die  Höhe  der  Pension  richtet  sich  zunächst  nach  dem  Dien  st- 
einkommen  an    Besoldung   und   rechtmiUsigen   Dienstemolumenten. 
Was  dahin  zu  rechnen  8ei|   ist  in  dem  §.  15  des  Pensionareglm.  yj^ 
30.  Apr.  1825  aufgeführt: 

„Berechnung  des  Dienstgenusses.  Zur  Berechnung  des  Diens^nussee, 
Yon  welchem  die  Pension  nach  §.  12  einen  Theilbetng  ausmacht,  ist  n 
ziehen: 

a)  das  fixirte  Gehalt,  wie  dasselbe  in  den  Anstellnngspatenten,  Re- 
seripten,  Decreten,  oder  in  den  Yon  den  competenten  BehOrüen  YoUzogenen 
Verwaltangsetats  ausgedrQckt  ist. 

Es  geht  hieYon  jedoch  ab : 

1.  bei  Gehaltstheilen,  welche  ursprfinglich  nur  aus  Allerh.  Gnade  als  per- 
sönliche Zulage  bewilligt  worden,  derjenige  Betrag,  um  welchen  die  ganze 
Besoldung  des  Beamten,  einschlielsl.  der  persOnl.  Zulage,  das  künftige  höchste 
Normalg^iüt  derjenigen  Dienstkategorie  überschreitet,  zu  welcher  der  Beamte 
gehört;  2.  derjenige  TheU  des  Gehalts,  welcher  nicht  wegen  der  Dienst- 
leistungen selbst,  sondern  zum  Ersatz  eines  you  den  Beamten  des  Dienstes 
wegen  zu  bestreitenden  Aufwands  ausgesetzt  ist  Es  gehen  daher  ab:  die 
Entschädigungen  ftlr  Bureau-  und  Reisekosten,  fOr  den  Unterhalt  Yon  Fuhr^ 
werk  und  Wagen,  für  baare  Auslagen,  als  z.  B.  Miethe,  Unterhalt  Yon  Gehül- 
fen u.  s.  w. 

b)  der  Werth  der  freien  Wohnung  ist  nur  slsdann  in  Rechnung  wa 
bringen,  wenn  derselbe  entweder  bei  der  Geldbesoldung  ausdrücklich  in  Ab- 
zug gebracht  ist,  oder  daraus  berichtigt  werden  mufs.  Erhält  dag^;en  ein 
Beamter  auTser  der  Normalbesoldung  auch  noch  freies  Quartier,  so  findet 
eine  Anrechnung  nicht  Statt 

c)  Ebenso  ist  die  Zurechnung  freier  Feuerung  und  freien  Lichts 
nur  zulässig«  wenn  die  Emolumente  Yorher  bei  der  Festsetzung  der  baarea 
Normalgeldbesoldung  daYon  wirklich  in  Abzug  gebracht  und  dem  Beamten 
als  GehaltstheU  angerechnet  worden  sind. 

d)  Naturalbezüge  an  Getreide  und  anderen  Früchten  sind  nach  den 
Etatspreisen  in  Anrechnung  zu  stellen.  e)  Bei  Dienst-Grundstücken 
wird  der  Ertrag  angenommen,  wie  solcher  dem  Beamten  zur  Erreidiung  der 
etatsmäfeigen  Geldbesoldung  in  Zurechnung  gebracht  ist 

f)  Dicnstemolumente,  die  ihrer  Natur  nach  steigend  und  fallend 
sind ,  z.  B.  Tantiemen  bei  Einnahmen,  ProYisionen  you  Ycrkauften  Producten, 
Copialien  u.  s.  w.  werden  nach  dem  Durchschnittsertrag  der  letzten  3  Jahre 
berechnet  Sie  kommen  iedoch  nur  insoweit  zur  Anrechnung,  sls  sie  das  in, 
den  bestehenden  Normalbesoldungsetats  bestimmte  Maximum  der  Besoldung 
für  diejenige  Dienstkategorie,  zu  welcher  die  Stelle  gehört,  nicht  übersteigen. 

g)  Eben  so  wenig  gehört  der  biofs  accidentielle  Dienstgenufs 
dahin,  und  sind  daher  Douceurs.  Remunerationen,  Gratificationen,  Denuncianten- 
antheil  und  andere  solche  auuer  dem  eigentlichen  Gehalt  rechtmä&ig  bezo- 
gene Vortheile  nicht  zu  rechnen." 
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Persönliche  Zulagen  und  deren  eventuelles  Hinzutreten  zu 
dem  pensionsberecbtigten  Einkommen. 

CVerf.  V.  3.  Febr.  1853:  „Es  fehlt  zur  2^it  an  einer  allgemeinen 
Bestimmang  darüber,  wie  es  bei  der  Pensionirang  von  Lehrern  und  Beamten 
bei  den  höheren  Unterrichtsanstalten  nach  der  YerordnuDg  v.  28.  Mai  1846 
in  Betreff  der  persönlichen  Zulagen  gehalten  werden  soll.  Ich  finde  mich 
daher  veranlafs^  Jfolgondes  hierunter  festzusetzen: 

Die  persönlichen  Zulagen  zerfallen  1.  in  solche,  welche  aus  allgm. 
Staatsfonds  gewährt  werden,  und  zwar  a)  an  Angestellte  bei  Anstalten, 
deren  Unterhaltung  dem  Staat  obliegt,  oder  b)  an  Angestellte  bei  Insti- 
tuten, die  der  §.  16  der  Verordnung  bezeichnet;  2.  in  solche,  die  aus  den 
eigenen  Mitteln  der  Anstalten  erfolgen. 

Zu  1.  ä)  unterliegt  es  keinem  Bedenken,  dab  die  betreff.  Lehrer  und 
Beamten  von  den  Zulagen  die  Ponsionsbeiträge  entrichten,  und  dafii  die  Zu- 

fe^n  selbst  bei  der  Pensionirung  dem  Einkommen,  wovon  die  Pension  zu 
rechnen  ist,  hinzutreten. 

Die  Zulagen  zu  1.  b)  sind  lediglich  als  fortlaufende  Untersttitzungen  im 
Gnadenwege  anzusehen,  welche  Eigenschaft  einerseits  die  Verpflichtung  der 
Staatscasse,  von  einer  solchen  Bewilligung  Pension  zu  zahlen,  und  andrer- 
seits die  des  Beamten,  davon  Pensionsbeiträge  zu  entrichten,  ausschliefst 
Der  Empfänger  wird  also  von  solchen  Beiträgen  frei  bleiben  müssen,  wenn 
sie  nicht  mit  seiner  und  des  Curatoriums  der  Anstalt  Zustimmung  zum  Pen- 
uonsfonds  der  Anstalt  eingezogen  werden  möchten,  gegen  Uebemahme  der 
Verpflichtung  des  Fonds  von  dem  Betrag  solcher  Gnadenzulage  auch  die 
Pension  zu  übernehmen. 

Unter  keinen  Umständen  kann  letztre  aus  dem  Civil -Pensionsfonds  er- 
folgen. 

In  Betreff  der  Zulagen  zu  2  ist  überall  der  Pensionsbeitrag  zu  erheben, 
und  die  Zulage  demnächst  bei  der  Pensionirung  als  Gehaltstheil  anzusehen.** 

Abrundung  der  Pensionssumme. 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  21.  Novb.  1837.  „Um  den  Uebelstand  zu 
beseitigen,  welcher  daraus  entspringt,  dafe,  wenn  die  Jahresbeträge  der  Pen- 
sionen nach  den  Sätzen  des  Pensionsreglements  genau  nach  Achteln  des  Ge- 
halts abgemessen  werden,  die  Monatsbeträge  der  Pensionsumme  öfters  wegen 
der  dabei  vorkommenden  Brnchpfennige  sich  nicht  genau  zahlen  lassen ,  be- 
schliefet  das  Staatsministerium ,  dafs  von  sämmtl.  Behörden,  sie  mö^en  ihrer- 
seits Pensionen  festsetzen,  oder  dergleichen  bei  des  Königs  Maj.  in  Antrag 
bringen,  der  reglementsmäfsig  berechneten  Thalersumme,  wenn  neben  der- 
selben noch  Silbergroschen  und  Pfennige  vorkommen,  anstatt  dieser  fortan 
jederzeit  noch  ein  ganzer  Thaler  zugesetzt  werden  soll.** 

Anrechnung  der   Dienstzeit 

Es  ist  nicht  selten  in  Frage  gekommen,  ob  und  unter  welchen 
Bedingungen  die  Zeit  vom  Ende  des  Probejahrs  an  bis  zur 
ersten  eidlichen  Verpflichtung  bei  der  Pensionirung  in  Anrech- 
nung zu  bringen  sei.  Die  mafsgebenden  Bestimmungen  sind  aus  fol- 
genden Verff.  zu  ersehen : 

Min.  Verf.  v.  14.  Juni  1862:  „Nach  Inhalt  des  Berichts  v.  —  ist  das 
K.  Prov.  Scholcoll.  der  Ansicht,  dafs  dem  ohne  seine  Schuld  dienstunfähig  ge- 
wordnen ordentl.  Lehrer  am  dortigen  Gymn.,  N.,  ein  Pensionsanspruch  gesetzlich 
nicht  zustehe,  weil  die  Dienstzeit  desselben  erst  von  seiner  Ernennung  zum 
etatsnuüsigen  Hülfslehrer  des  Gymn.,  d«L  vom  I.Juli  1848  ab,  zu  rechnen 
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sei  und  somit  einen  Zeitranm  von  vollen  15  Jahren  nicht  amfiwae.  Dieee 
nicht  näher  motivirte  Anffassung  unterliegt  erheblichen  Bedenken. 

Nach  Lage  der  diesseitigen  Acten  hat  der  N.  vom  1.  Jali  1843  bis  dahm 
1844  am  Gymn.  zu  N.  das  Probejahr  absolvirt,  und  von  da  ab  an  derselben 
Anstalt  bis  zum  1.  Juli  1848  ununterbrochen  als  aniseretat8nii&(Biger  Hfilfs- 
lohrer  fnngirt.  In  dieser  Function  hat  er,  „um  die  Errichtang  der  UnterlV 
SU  ermöglichen^,  seit  Ostern  1846  das  Ordinariat  von  ObfurY  mit  16  wOchentL 
Lehrstunden  übernommen.  Zur  Anerkennung  seiner  Dienstleistnngmi,  wekbe 
in  den  zahlreichen  Berichten  aus  jener  Zeit  fiberefaistimmend  ab  „erspdefelich'^ 
bezeichnet  werden ,  sind  ihm  auf  Antrag  des  K.  Prov.  SchalcoIL  von  Zeit  zn 
Zeit  Remunerationen  aus  der  Schnloasse  bewilligt  worden. 

Nach  der  inmitten  dieser  Beschäftigung  des  N.  ergangnen  Yerordning 
vom  28.  Mai  184()  (G.  S.  p.  214)  §.  12  wird  bei  der  Pensionirung  von  Gyn- 
nasiallehrem  die  Dienstzeit  von  dem  Datum  der  ersten  eidlichen  Verpflicfatong 
des  zu  Pensionircnden  und,  wenn  eine  solche  nicht  staltgefimden  hat,  voi 
dem  Zeitpunct  des  ersten  Eintritts  in  den  Dienst  an  gerechnet,  aooh  wen 
die  erste  Anstellung  nur  interimistisch  oder  auf  Kflndignng  erfolg^  sein  soDte. 
Das  Probejahr  wird  jedoch  bei  den  Schulamtscandidaten  der  Dienstzeit  nicht 
zugezahlt. 

Die  Motive  dieser  Vorschrift,  welche  die  bei  der  Pensionirnng  anzoreeb- 
nende  Dienstzeit  keineswegs  auf  die  in  einer  etatsmä&igen  Lehrer-  oder  HflUt- 
lehrerstelle  zurttckgelegte  Dienstzeit  beschränkt,  sondern  anch  bedingt  auf 
die  Dienstzeit  vor  Uebemahme  einer  solchen  Stelle  ausdehnt,  und  demnach 
das  Wort  „Anstellung"  im  weitesten  Sinn,  insbesondre  auch  in  der  Bedeotnnf 
einer  nach  abgelegter  Prüfung  und  beendetem  Probejahr  erfolgten  proriso- 
rischen  Verwendung,  nimmt,  ohne  Art  und  Umfang  derselben  näher  in  be- 
stimmen, beruhen  theils  in  d^r  Erwägung,  dafii  vor  Erlais  der  Verordn.  t. 
28.  Mai  1846  eine  eidliche  Verpflichtung  der  Lehrer  und  der  Schnlamtseaa- 
didaten  nicht  immer  bei  der  ersten  Anstellnng  u.  s.  w.  erfolgt  ist,  nnd  die 
Lehrer  nnd  die  Candidaten  an  den  höheren  Schulen  in  der  Regel  anflagüeh 
und  oftJahre  lang  interimistisch  beschäftigt  werden,  namentlich  aber  zu  jener 
Zeit  meist  nur  in  dieser  Weise  beschäftigt  wurden,  theils  in  der  Analogie 
des  Pensionsre^^lra.  für  die  Civil-Staatsdiener  v.  30.  Apr.  1825  §.  9  ff.  und  oes 
Stiiatsministerialbeschlusses  v.  31.  Mai  1842. 

Hat,  wie  es  scheint,  die  Vereidigung  des  N.  erst  bei  seiner  Ernennung 
zum  etiitsmäfsigen  üülfslehrer  des  Gymn.  stattgefunden,  so  wird  seine  Dienst- 
zeit von  dem  auf  das  Probejahr  folgenden  ersten  Eintritt  in  den  Dienst  a 
berechnen,  als  dieser  Zeitpunct  aber  der  Monat  Juli  1844,  mindestens  der 
Monat  April  184G,  anzusehen  sein,  zumal  der  N.  das  20.  Lebensjahr  längst  tot 
Beginn  des  Probejahrs  zurückgelegt  und  schon  in  der  Zeit  von  Ostern  1846 
bis  Johannis  1848  eine  damals  bei  Candidaten  nicht  gewöhnliche  Dienstfunctioi 
versehen  hat. 

Das  K.  Prov.  Schulcoll.  veranlasse  ich,  demgemäfs  die  Angelegenheit 
nochmals  in  P^rwägung  zu  nehmen." 

Min.  Verf.  v.  2.  Dcb.  1863:  „Nach  dem  Bericht  v.  19.  Octb.  d.  J.  irt 
der  Oberlehrer  N.  an  der  mit  dem  Gymn.  zu  N.  verbundnen  Realschule  zwar 
erst  zu  Michaelis  1851  als  ordentl.  Lehrer  dieser  Anstalt  definitiv  angestellt 
und  am  27.  Novb.  desselben  Jahrs  vereidet  worden.  Da  derselbe  aber  nach 
Absolviiiing  des  Probejahrs  von  Mich.  1847  an  bis  zur  definitiven  Anstellung 
ununterbrochen  als  üülfslehrer  an  dem  Gymn.  fungirt  hat  und  es  hiebei  an- 
erheblich  erscheint,  ob  seine  Beschäftigung  während  dieser  Zeit  hinsichtlich 
der  Stundenzahl  zum  Theil  eine  beschränkte  gewesen  ist,  so  unterliegt  es 
nach  Mafsgabe  der  Verf.  v.  14.  Juni  v.  J.  keinem  Bedenken,  bei  der  von  des 
N.  nachgesuchten  Versetzung  in  den  Ruhestand  den  Beginn  der  ponsionsfähi- 
gen  Dienstzeit  auf  den  1.  Octb.  1847  festzusetzen. 

Wenn  zur  Annahme  des  N.  als  Htilfslehrer  des  genannten  Gymn.  die 
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Genehmigung  des  K.  Prov.  Schulooll.  nicht  nachgesucht  und  nicht  ertheilt  ist, 
BO  liegt  darin  zwar  eine  Ordnungswidrigkeit,  solche  darf  aber,  sofern  die 
lehramtliohe  Thätigkeit  des  N.  an  der  Anstalt  sbnst  aufser  Zweifel  steht, 
demselben  in  seinen  persönlichen  Rechten  nicht  znm  Nachtheil  gereichen.*' 

Während  Lehrer  bei  ihrer  Anstellong,  resp.  Versetzong,  an  Anstalten, 
die  ans  Staatsfonds  unterhalten  werden,  die  nach  §.  13  der  Verordnung 
T.  28.  Mai  1846  vorgeschriebne  ausgedehntere  Pensionsberechti- 
gung erhalten,  wird  den  Lehrern  der  Anstalten,  die  nicht  aus  Staats- 
fonds unterhalten  werden,  dieselbe  nach  §.14  a.  a.  0.  nicht  zu  Theil. 
Daher  ist  wiederholt  auf  die  Notliwendigkeit  statutarischer  Festsetzungen, 
wonach  den  Lehrern  solcher  Anstalten  früher  geleistete  Dienste  in  dem 
bei  den  Staatsanstalten  gesetzlichen  Umfange  angerechnet  werden,  hin- 
gewiesen worden.  An  mehreren  Anstalten  sind  besondere  Lehrerpen- 
tionstiftnngen  errichtet;  s.  Abdehn.  X. 

Min.  Verf.  v.  1.  Novbr.  1864:  „Auf  den  Bericht  v.  7.  v.  M.  erwiedre 
ich  dem  K.  Prov.  SchuIcoU.,  dafs  ich  Anstand  nehmen  mufs,  auf  eine  Abän- 
derung des  §.  14  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846,  die  Pensionirnng  der  Lehrer 
an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  betreffend,  in  dem  von  demselben  befür- 
worteten Sinn  hinzuwirken. 

Abgesehen  davon,  dafs  die  Lehrer  an  städtischen  höheren  Unterrichts- 
anstalten, als  mittelbare  Staatsdiener,  in  einem  andern  Verhältnifs  stehen,  als 
die  Lehrer  der  unmittelbaren  Staatsanstalten,  und  dafs  schon  aus  diesem 
Grunde  eine  gesetzliche  Gleichstellung  beider  Kategorien  hinsichtl.  der  An- 
rechnung ihrer  Dienstjahre  bei  der  Pensionirnng  einen  nicht  unberechtigten 
Widerstand  finden  wihrdc,  fehlt  es  auch  an  einem  praktischen  Bedürfnifs  für 
ein  Einschreiten  der  Gesetzgebung.  Die  diesseitigen  Acten  ergeben  keine 
Fälle,  in  denen  die  nach  §.  14  I.  c.  freigelafsne  besondre  Verabredung  zwischen 
den  Lehrern  und  den  s^tischen  Patronaten  sich  als  unzureichend  erwiesen 
hat.  Noch  ein  weitrer  Schritt  in  dieser  Richtung  ist  in  anderen  Provinzen 
mit  gutem  Erfolg  dadurch  geschehen,  dals  man  im  Wege  der  Verhandlung 
mit  den  städtischen  Patronatsbehörden  der  einzelnen  Anstalten  ein  für  allemiu 
eine  statutarische  Festsetzung  herbeigeführt  hat,  wonach  den  Lehrern  der 
betreffenden  Anstalt  früher  geleistete  Dienste  in  dem  bei  den  Staatsanstalten 
gesetzlichen  Umfange  angerechnet  werden. 

Ich  gebe  dem  K.  Prov.  SchulcoU.  anheim ,  auch  Seinerseits  auf  das  Zu- 
standekommen solcher  statutarischen  Festsetzungen  hinzuwirken,  und  bemerke 
in  Beziehung  auf  die  Vorstellung  des  Directors  N.  vom  dortigen  Gymnasium, 
da(s  der  darin  vorausgesetzte  Fall  einer  vor  PuMication  der  Verordnung  v. 
28.  Mai  1846  geschehenen  Versetzung  eines  Lehrers  von  einer  königlichen 
an  eine  städtische  Anstalt  um  deswUlen  kein  Motiv  für  eine  besondre  Behand- 
lung enthält,  weil  dem  betreff.  Gymnasiallehrer  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf 
Pension  vor  Publication  der  gedachten  Verordnung  überhaupt  nicht  zustand.** 

Sobald  ein  Lehrer  von  einer  Schule  an  eine  andre  unter  derselben 
Commune  oder  demselben  Communalverband  stehende  Lehranstalt  ver- 
setzt wird,  werden  ihm  (nach  §.14  der  Verordnung)  auch  die  früheren 
Dienstjahre  angerechnet,  ohne  dafs  er  für  die  Vergangenheit  Beiträge 
zum  Pensionsfonds  der  Anstalt  zu  zahlen  verpflichtet  ist 

Min.  Verf.  V.  30.  Juli  1864:  „Durch  die  in  beglaubigter  Abschrift  an- 
geschlofsne  A.  Ordre  v.  22.  v.  M.  haben  des  Königs  Maj.  zu  genehmigen  geruht, 
dafis  in  N.  die  Gymnasial-Vorbereitungsdasse  mit  dem  G3naanasium  organisch 
verbunden,  und  für  dieselbe  eine  pensionsberechtigte  Elementarlehrerstelle  mit 
einer  aus  der  Schulcasse  zu  entnehmenden  Besoldung  von  300  Thlr.  gegrün- 
det werde. 
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Indem  ich  das  K.  ProY.  SohnlcolL  hievon  auf  den  Boriefat  v.  —  nr  wei- 
iern  Veranlassung  in  Kenntnifii  setze,  bemerke  ich  mit  Bemg  anf  den  Muh 
gistratsbericht  v.  22.  ApT.  d.  J.,  dab  die  Dienstzeit  des  fHr  die  in  Rede  stehende 
Stelle  gewählten  Lehrers  N.  nach  §§.  12  nnd  14  der  Verordniing  ▼.  28.  Ifsi 
1846  (G.  S.  p.  214  ff.)  sich  dergestalt  berechnet,  da(s  auch  die  Jahre,  w&hrend 
deren  derselbe  an  einer  andern  städt  Schale  zn  N.  definitiv  awgeatdK  oder 
nur  interimistisch  beschäftigt  war,  ihm  bei  seiner  dereinstigen  Penslonimng 
anzurechnen  sind,  ohne  dafi  er  fQr  die  Vergangenheit  BefiMge  snm  Ftorions- 
fonds  der  Anstalt  zn  zahlen  verpflichtet  isi^ 

Anrechnung  früherer  Hilitairdienate. 

Pensionsreglm.  V.  30.  Apr.  1825:  »f.  11.  Wenn  ein  auf  Lebensidt 
angestellter  Givilbeamter  vorher  im  Militair  gestanden  hat,  so  kommt  aneh 
die  im  activen  Militairdienst  zugebrachte  Zeit  zur  Berechnung.  Der  Beste- 
mung  im  §.  9  gemäfs ,  kann  jedoch  auch  diese  Dienstzeit  erat  vom  An£ug 
des  21.  Lebensjahrs  ab,  zu  gut  gerechnet  werden;  ausschiielslich  indds  der 
in  einem  Kriege  stattgefhndnen  Dienstzeit,  welche  zur  Berechnung  geiogea 
wird ,  auch  wenn  der  betreff.  Beamte  das  20.  Lebensjahr  damals  noä  nklit 
vollendet  hat 

Die  Zeit  des  vor  dem  Feinde  geleisteten  Militairdienstei 
wird  doppelt  gerechnet,  jedoch  nur  in  dem  FaD,  wenn  solche  sogletdi 
bei  der  Verabschiedung  aus  aem  Militair  von  der  competenten  Mflitalrb(£orde 
ausdrücklich  bescheinigt,  und  die  Dauer  derselben  in  dem  Abschied  angegeba 
ist;  auf  deren  nachträglichen  Nachweis  soll  nicht  eingegangen  werden.  Wird 
ein  ehemaliger  Militair  während  der  feststehenden  Probezeit  wieder  entlsssen, 
so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  Civilpension,  und  es  wird  ihm  nur  die  ilm 
etwa  früher  bewilligte  Militairpension  aus  dem  Militair -Pensionafonds  wieder 
gewährt." 

C.  0.  V.  10.  Jan.  1828:  „Auf  Ihre  Anfrage  bestimme  Ich,  da6,  sowis 
bei  Feststellung  der  Ansprflche  auf  das  Dienstauszeiohnnngskreus  nnd  die 
Dienstauszeichnung,  auch  bei  Pensionirungen  die  Jahre  der  Gefangenschaft 
in  der  Regel  nicht  als  Dienstjahre  gerechnet  werden  dürfen. 

Nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Gefangenschaft  Folge  einer  schwnes 
Verwundung  ist,  oder  wo  andere  Umstände  eine  besondre  Berficksichtigim; 
begründen,  behalte  Ich  Mir  vor,  über  die  Anrechnung  jener  Zeit  besondeit 
zu  bcschlieflsen.  Damit  aber  solche  Fälle  Mur  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden  können,  mufs  in  den  Eingaben  zur  Pensionirung  jedesmal  nachge- 
wiesen werden,  ob,  bei  welcher  Gelegenheit,  durch  welcne  speciellen  Um- 
stände und  wie  lange  das  betreff.  Individuum  in  Kriegsgefangenschaft  ge- 
rathen  ist. 

C.  0.  v.  18.  Dcb.  1864:  „Ich  bestimme  mit  Bezug  auf  den  f.  8  des 
Militair- Pensionsreglm.  v.  13.  Juni  1825,  da(s  der  diesjährige  Feldzng  g^ea 
Dänemark  den  dabei  Beth^iligten  bei  Berechnung  ihrer  Dienstzeit  als  ein 
Kriegsjahr  in  Anrechnung  kommen  soll.  Für  die  Betheiligung  ist  der  statuteo- 
mäfsige  Besitz  der  durch  Meine  Ordre  v.  10.  Novb.  dieses  Jahrs  gestiftetea 
Kriegsdenkmünze  mafsgebend.  Das  Staatsministerium  hat  hienach  &s  Weitre 
zu  veranlassen.*' 

Die   den   Pensionsnachweisungen  beizulegenden   Zeug* 

nisse. 

C.  Verf.  V.  9.  Dcb.  1852:  „Bei  der  Pensionirung  von  Lehrern  und 
Beamten  an  den  höheren  Unterricbtsanstalten  müssen  die  Ansätze  über  die 
Dienstzeit  des  zu  Pensionirenden  in  den  Pensionsnachweisungen  durch  die 
Vocation  oder  Bestallung,  oder  sonstige  die  Anstellung  darthuende  Urknndeo 
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filr  jede  IHenststellung,  welche  der  zu  Pentionirende  eingenommen  hat,  in 
UrscArift  oder  in  beglaubigter  Abschrift  belegt,  anch  mufe,  wenn  beim  Dienst- 
aatritt die  Yereidigang  stattgefunden  hat,  der  Nachweis  darüber  geführt  und, 
wenn  die  Pensionirung  durch  Krankheit  oder  körperliche  Unfähigkeit  zur 
Verwaltung  des  Dienstes  veranlafst  wird,  ein  ärztliches  Attest  darüber  bei- 
gefügt werden. 

ich  mache  das  K.  Prov.  Schulcoll.  auf  diese  Erfordernisse  aufimerksam 
und  erwarte,  dafe  demselben  künftig  vollständig  genügt  werde.'' 

Anfangstermin  der  Pensionirung. 

C.  V.  V.  29.  Juni  1864:  „Auf  den  Bericht  v.  —  will  ich  die  von  dem 
Curatorium  des  Gymn.  zu  N.  beantragte  Pensionirung  des  Oberlehrers  N. 
hiemit  {genehmigen.  Da  derselbe  bereits  aufoer  Function  getreten  und  nicht 
meht  dienstfähig  ist,  so  finde  ich  nichts  dagegen  zu  erinnern,  dafs  als  Termin 
•einer  Pensionirung  eine  Zeit  innerhalb  des  Schuljahrs,  der  1.  Dcb.  d.  J.,  an- 
genommen, und  er  bis  dahin  beurlaubt  werde.  Im  allgemeinen  ist  aber  fest- 
zuhalten, dafs  nur  Ostern  und  Michaelis,  ids  die  Zeit  des  Amtsantritts  der 
Lehrer,  auch  die  geeigneten  Pensionirungstermine  sind.  Auch  da  wo  jährige, 
mit  Ostern  bannende  Curse  eingefOhrt  sind,  bildet  Michaelis  einen  Abschnitt 
im  Schuljahr.^ 

Beginn  der  freiwilligen  Pensionirung. 

Staatsmin.-Beschlufs  v.  9.  März  1859:  „Bei  den  von  Beamten 
nachgesuchten  Versetzungen  in  den  Ruhestand  tritt  der  den  Bezug  des  Ge- 
halts endigende  Zeitpunct  der  Pensionirung  mit  Ablauf  desjenigen  Vierteliahrs 
ein,  welches  unmittelbar  dem  Monat  folgt,  in  welchem  dem  Beamten  die  durch 
den  betreff.  Verwaltungschef,  oder  den  Umständen  nach  Allerhöchsten  Orts 
erfolgte  Genehmigung  seines  Pensionirungsantrags  bekannt  gemacht  worden 
ist.  Jedoch  bleiben  von  dieser  Regel  diejenigen  Fälle  ausgeschlossen,  in  wel- 
chen auf  den  Antrag  oder  nach  vorangegangner  ausdrücklicher  Zustimmung 
des  Beamten  ein  früheres  Ausscheiden  aus  dem  Dienst  von  der  vorgesetzten 
Behörde  verfügt  wird.  Alsdann  entscheidet  der  von  dem  Beamten  selbstge- 
wählte Termin  über  den  Ablauf  des  Gehaltsbezugs  und  den  Beginn  der  be- 
willigten Pensionszahlung.^ 

Beginn  der  unfreiwilligen  Pensionirung. 

Staat8min.Beschlufs  V.S.Jan.  1859:  „In  Sachen,  betreffend  die 
nnfreiwillige  Pensiomrung  des  N.  in  N.,  hat  das  K.  Staatsmin.  beschlossen: 
dafii  das  Kecursgesuch  des  N.  v.  20.  Aug.  1858  als  unbegründet  zurückzu- 
weisen. 

Gründe: Was  endlich  dön  Antrag  des  Recurrenten  betrifft, 

ihm  sein  volles  Gehalt  bis  3  Monate  nach  der  Entscheidung  des  E.  Staatsmin. 
wa  belassen,  statt  da&  bisher  der  1.  Octb.  1858  als  Termin  festgehalten  worden, 
•o  ist  von  dem  K.  Ministerium  etc.  bereits  in  seinem  Votum  v.  13.  Dcb.  v.  J. 
erklärt  worden,  dafe  dieser  Antrag  insoweit  begründet,  als  statt  des  1.  Octb. 
der  1.  Dcb.  als  Anfangstermin  der  Pensionszahlung  anzunehmen  sei ,  und  in 
diesem  Umfang  die  erforderliche  Abänderung  der  frühem  Verfügung  erfolgen 
werde.  Damit  ist  aber  der  Anspruch  des  Recurrenten  erledigt  Denn  nach 
|.  91  des  Gesetzes  v.  21.  Juli  1852  gebührt  ihm  das  volle  Gehalt  bis  zum 
Ablauf  desjenigen  Vierteljahrs,  welches  auf  den  Monat  folgt,  in  dem  ihm  die 
•chliefeliche  Verfügung  über  die  erfolgte  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit- 
getheflt  worden  ist  Schon  in  früheren  Fällen  ist  die  Frage,  wdche  Verfügung 
all  die  sohliefsliche  anzusehen,  dahin  entschieden,  dais  darunter  die  £nt- 
•ohddDng  des  Bessortchefis  im  Gegensatz  zu  der  ErOffiiung  der  vorgesetzten 
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Dienfitbehörde  nach  §.  89  a.  a.  0.  verstanden  werden  mllsse,  da  der  Beschlnfs 
des  K.  Staatsmin.  auf  das  Recursffesuoh  des  Beamten  für  den  Fall,  dafe  er 
die  Verffigunji:  des  Ressortchefs  als  begründet  anerkennt,  sich  mehr  als  eine 
Bestätigung  dieser  VerfOgung  charakterisirt,  und  sich  nicht  nur  auf  die  Pen- 
sionirung  selbst,  sondern  auf  die  VerfQgnng  in  ihrem  voUen  Um£uig,  also 
auch  auf  den  Anfangstermin  der  Pensionirung,  erstreckt 

Die  Verfügung  des  K.  Ministeriums  etc.  aber  war  im  vorliegenden  Fall 
dem  Recurrenten  am  13.  Aug.  1858  mitgetheilt  worden,  und  ea  rechtfertigt 
sich  danach,  den  1.  Dcb.  als  Anfangstermin  festzuhalten." 

Aufbringung   der   Pensionen 
a)  bei  Anstalten,  welche  aus  Staatsfonds  unterhalten  werden. 

Bei  den  ans  Staatsfonds  zu  unterhaltenden  Anstalten  werden  die 
Pensionen  aus  dem  allgemeinen  Civilbeamten-Penaionsfonds  genommen; 
derselbe  ist  nach  der  C.  0.  v.  12.  Jan.  1863  seit  dem  I.Jan.  1863  ein 
illimitirter: 

„Unter  dem  in  dem  Bericht  v.  31.  v.  M.  und  J.  erörterten  Umständen 
genehmige  Ich,  dafs  der Givilbeamten- Pensionsfonds  vom  I.Jan.  1863  ab  als 
ein  illimitirter  Fonds  behandelt  und  demnach  alle  bis  dahin  und  ferner  regia» 
mentsmäfsig  festgesetzten  und  bewilligten  Civilpensionen  auf  den  genannten 
Fonds  angewiesen  und  bei  demselben  verrechnet  werden,  ohne  Rücksicht  auf 
den  Betrag  der  jedesmaligen  Heimfälle." 

Zu  den  Einnahmen  dieses  Fonds  gehören  die  seit  dem  1.  Jan.  1847 
eingeführten  einmaligen  und  laufenden  PensionabeitrSge. 

Min.  Verf.  (an  die  E.  O.Praesidenten)  v.  10.  Dcb.  1846:  „Nachdem 
durch  die  Verordnung  v.  28.  Mai  d.  J.  der  Pensionsanspruch  der  Lehrer  and 
Beamten  an  den  höheren  Unterrichtsanstalten  mit  Ausschluß  der  Universi- 
täten gesetzlich  festgestellt  ist,  werden  nunmehr  die  zur  Ausführung  der 
spcciellen  Bestimmungen  erfordert.  Einleitungen  und  Anordnungen  getroffen 
werden  müssen,  damit  die  betheiligten  Lehrer  Und  Beamten  der  Woblthatea 
bald  theilhaftig  werden,  welche  die  Verordnung  ihnen  zusichert.  Zu  Errei- 
chung dieses  Zwecks  wird  vor  allem  nöthig  sein,  dafs 

1.  die  Pensionsbeiträge  sowohl  der  einzelnen  Lehrer  und  Beamten,  anter 
eventueller  Anwendung  der  Bestimmungen  in  dem  §.  21  des  Pensionsreglm. 
V.  30.  April  1825,  als  2.  der  dazu ,  nach  den  §§.  9  und  16  der  Verordn. 
V.  28.  Mai  d.  J.  verpflichteten  Gommun6n,  Corporationen,  Privatstiffcungen  und 
Personen  festgestellt  werden,  und  dals  3.  die  Ausmittelung  und  Normirung 
der  zu  den  nach  den  ebengedachtea  §§.  bei  einzelnen  Anstalten  zu  bildenden 
Pensionsfonds  erforderlichen  Greldmittel  und  Zuschüsse,  welche  theils  ans  den 
eigenen  Einkünften  derselben  entnommen,  theils  von  dem  zur  Unterhaitang 
der  Anstalten  Verpflichteten  aufgebracht  werden  sollen, 
bald  erfolge. 

Rücksichtiich  derjenigen  Institute,  welche  ganz  aas  Staatsfonds  dotirt, 
oder  die  aus  eigenen  Mitteln  sich  erhalten,  aber  königliche  Anstalten  sind, 
oder  die  aus  Fonds  vollständig  ausgestattet  sind,  welche  zwar  nur  für  be- 
stimmt begrenzte  Zwecke  verwendet  werden  dürfen  und  daher  in  gewissem 
Sinne  als  Stiffcungsfonds  angesehen  werden  können,  die  Eigenschaft  von 
Staatsfonds,  wenn  auch  nur  mittelbarer,  dadurch  aber  nicht  verloren  haben, 
werde  ich  die  erforderlichen  Ermittelungen  und  Feststellungen  durch  die  K. 
Prov.  SchulcoUegien,  rosp.  die  E.  Regierungen,  bewirken  lassen,  da  bezüglich 
ihrer  Unterhaltung  weder  Ck)mmnnen  und  Corporationen  noch  Frivatstiftangen 
und  Personen  betheiligt  sind. 

Was  dagegen  die  Anstalten  betrifft,  bei  denen  Communen,  Corporationen, 
Privatstiftungen  und  Personen  concurriren,  and  welche  die  §§.  9  und  16  der 
Verordnung  näher  bezeichnen,  so  werden  mit  Rücksicht  auf  den  damit  in 
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ZaBammenhaDg  stehenden  §.  17  £w.  —  sich  den  nöthigen  Verhandlungen 
mit  den  BetfaeUigten  gefälligst  zu  unterziehen  und  die  auf  die  Resultate  der- 
selben zn  basirenden  Ermittelungen  und  Feststellungen  zu  veranlassen  resp. 
zu  treffen  haben. 

Wiewohl  die  einzuleitenden  Verhandlungen  voraussichtlich  auf  vielfache 
Schwierigkeiten  stolsen  werden,  so  glaube  ich  doch  die  Hoffnung  hegen  zu 
dfirfen,  dafe  es  Ew.  —  Bemflhungen  gelingen  wird,  dieselben  ki  möglichst 
kurzer  Frist  in  der  Art  zu  bestimmten  Resultaten  zu  fahren,  dafs  das  Pen- 
sionswesen auch  bei  diesen  Anstalten  mit  dem  1.  Jan.  k.  J.  ins  Leben  treten 
kann.  — 

Anlangend  das  Verfahren  bei  Pensionimngen,  so  enthält  die  Verordnung 
80  genaue  Bestimmungen,  dais  es  einer  Erläuterung  derselben  nicht  bedürfen, 
sondern  dafs  es  genügen  wurd,  die  Betheiligten  und  Behörden  einfach  darauf 
hinzuweisen  und  ihnen  die  genaue  Beachtung  in  vorkommenden  Fällen  anzu- 
empfehlen. Nur  in  Beziehung  auf  die  rechtmäfsigen  Emolumente,  welche  bei 
Berechnung  des  Einkommens  behuTs  Feststellung  der  Pensionsbeiträge  sowohl 
als  der  zu  normirenden  Pensionen  zu  berücksichtigen  sind,  glaube  ich  zur 
Vorbeugung  von  Zweifeln  und  zur  Sicherung  eines  möglichst  gleichmäßigen 
Verfahrens  darauf  aufmerksam  machen  zu  müssen,  dafis  dazu  neben  dem 
Nutzungswerth  der  Wohnung  [10  pGt] ,  sowie  der  freien  Feuerung  und  Be- 
leuchtung, auch  die  nach  einer  djährigen  Fraction  festzustellenden  Gebühren 
für  die  Inscriptionen ,  Entlassungszeugnisse  etc.  gehören,  dafs  aber  Gratifi- 
cationen,  Remunerationen  und  sonstige  Vergütigungen  für  NebenämtiBr  und 
Geschäfte,  z.  B.  für  Beaufsichtigung  der  Bibliothek^  des  physikalischen  Appa- 
rats, Führung  der  Gasse,  Leitung  des  Turnunterrichts  u.  s.  w.,  nur  in  dem 
Fall  in  Ansatz  zu  bringen  sind,  wenn  sie  dem  betreff.  Lehrer  oder  Beamten 
auf  die  Daner  seiner  Wirksamkeit  in  seinem  Hauptamt  bei  der  Anstalt,  also 
In  gleicher  Art,  wie  das  Gehalt  selbst,  ausdrücklich  zugesichert  sein  sollten. 

Mit  der  Einziehung  der  laufenden  Pensionsbeiträge  und  dem  Abzug  des 
y,« Betrages  von  neuen  Gehaltszulagen,  die  selbstredend  bei  dem  zu  bilden- 
den Pensionsfonds  vereinnahmt  werden  müssen,  ist  rücksichtl.  derjenigen  An- 
stalten, welche  der  §.16  der  Verordnung  näher  bezeichnet,  mit  dem  1.  Jan. 
k.J.  zu  beginnen,  von  dem  Einkommen,  in  dessen  Gennis  die  Lehrer  und 
Beamte  sich  jetzt  schon  befinden,  der  y,, Betrag  aber  nicht  einzuziehen. 
Es  wäre  in  vieler  Beziehung  wünschenswerth,  wenn  es  Ew.  —  Bemühungen 
gelänge,  ein  gleiches  Verfahren  auch  in  Beziehung  auf  die  in  dem  §.  9  der 
Verorannng  erwähnten  Anstalten  zu  erzielen. 

Damit  die  Etats  der  betheiligten  Anstalten  in  Beziehung  auf  das  Pen- 
sionswesen künftig  in  einer  möglichst  gleichmä&igen  Form  aufgestellt  werden, 
habe  ich  mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  da(s  bei  einem  Theil  der  Anstalten 
die  Beiträge  dem  Civil -Pensionsfonds  au  Gute  kommen,  bei  einem  andern 
Theil  aber  den  Provinzial-  oder  sogenannten  Stiftnngsfonds  zufliefsen  müssen, 
und  bei  einem  dritten  Theil  endlich  den  Instituten  selbst  zur  Bildung  eigener 
Pensionsfonds  belassen  werden  sollen,  2  Schemata  entwerfen  lassen,  welche 
den  mit  der  Anfertigung  der  Etats  beauftragten  Behörden  und  Personen 
cur  Beachtung  mitzutheilen  sind. 

Ew.  —  gebe  ich  ergebenst  anheim,  nach  den  vorstehenden  Andeutungen 
die  in  der  Sache  weiter  erforderlichen  Verfügungen  bald  gefälligst  erlassen 
so  wollen." 

Pensionsrglm.  v.  30.  Apr.  1825:  .§.  21.  Um  der  Staatscasse  bei  der 
Bfldung  des  zur  Berichtigung  der  bereits  oewilligten  und  künftig  zu  bewilli- 
genden Pensionen  erforderlichen  Fonds  einige  Erleichterung  zu  gewähren, 
soUen  die  Staatsdiener  in  Rücksicht  der  ihnen  durch  die  gegenwärtige  Verord- 
nang  zugestandenen  Ansprüche  nach  folgenden  Abstufungen,  Beiträge  von 
ihrem  Einkommen  zum  Pensions fonds  einzahlen:  1.  von  einem  Dienst- 
enikonmien  bis  400  Thhr.^  pGt.;  2.  von  einem  Diensteinkommen  über 
400  Thlr.  bis  1000  Thbr.  1%  pGt;  3.  bei  höheren  Gehalten  wird  für  das 
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erste  1000  Thlr.  ebenfalls  IV.pCt,  für  die  BetrSge  ümerlialb  des  sweitei 
1000  Thlr.  2  pOt,  für  die  Beträge  innerlialb  des  dritten  und  vierten  1000  TUr. 
8  pCt.,  für  die  Beträfe  innerhalb  des  f flnften  und  sechsten  1000  Thlr.  4  pGL, 
und  von  allen  Beträgen  über  6000  Thlr.  5  pCt.  an  Abzug,  welcher  jedoch 
die  Summe  von  500  Thlr.  jährlich  nicht  übersteigen  darf,  entrichtet  Ib 
diesen  einzelnen  Abstufungen  selbst  werden  die  Procentsätxe  nur  Ton  50  n 
50  Thlr.  betechnet,  so  dw  das,  was  unter  50  Thlr.  oder  zwischen  50  imd 
100  Thlr.  ist,  nicht  zur  Berechnung  kommt 

§.  25.  Femer  soll  jeder  neu  angestellte  Beamte,  auf  welchen  das  gegei- 
wärtige  Reglement  Anwendung  findet,  den  zwölften  Theil  der  ihm  bewilligtsa 
jährlichen  Besoldung  im  Lauf  des  ersten  Dienstjahrs  in  monaü.  oder  nach 
Mafagabe  der  erfolgenden  Gehaltszahlung  in  yierteljährL  Baten  zum  Pensiooi- 
fonds  einzahlen;  auch  wird  von  den  QehaltserhOhungen >)>  welche  den  hieber 
gehörenden  Beamten  bewilligt  werden,  der  Betrag  des  ersten  Monats  mm 
Besten  des  Pensionsfonds  zurückbehalten.*' 

Die  laufenden  Beitrüge  sind  als  Abgaben  von  dem  Gehalt  oder 
der  Stelle  zu  betrachten,  und  daher  auch  bei  interimistiBcher  Verwal- 
tung derselben  zu  entrichten. 

Verf.  des  Justizmin.  v.  24.  April  1826:  „Bei  Ansffihmng  der 
Allerh.  Bestimmung  wegen  der  von  den  Staatsbeamten  zu  entrichtenden  jlfad. 
Beiträge  zum  Pensionsronds  ist  angenommen  worden:  dals  diese  Beitrige 
als  eine  persönliche  Abgabe  von  dem  Gehaltsempfänger,  nicht  aber  von  am 
Gehalt  oder  der  Stelle  selbst  zu  entrichten  seien.  Das  K.  StaatsminiBteriam 
hat  aber  jetzt  beschlossen: 

dafs  künftig  die  Pensionsbeiträge  vom  Gehalt  selbst,  so  lange  dasselbe 
als  zahlbar  auf  dem  Etat  belassen,  und  nicht  etwa  als  erspart  ganz  abgesetzt, 
oder  zu  anderen  Gehältern  gelegt  wird,  entrichtet,  mithin  anch  von  dem  vi* 
canten  Gehalt  der  Pensionsbeitrag  fortgezahlt  und  die  etwanige  interimistische 
Disposition  über  dieses  Gehalt,  —  zur  Stellvertretung  oder  zum  sonattm 
Behuf  —  nur  auf  den  nach  Abzug  des  Pensionsbeitrags  bleibenden  Gehuts- 
theil  gerichtet  werden  soll. 

Insofern  daher  dem  Stellvertreter  eines  Beamten  das  vacante  Gebalt  in- 
terimistisch überwiesen  wird,  so  versteht  sich  von  selbst,  da(s  er  die  Besol- 
dung nur  nach  Abzug  der  Pensionstcuer  erhält" 

b)  bei  Anstalten,  welche  nicht  aus  Staatsfonds  unterhalten 

werden. 

Da  die  an  Anstalten,  welche  nicht  aus  Staatsfonds  anterhahen 
werden,  ebenfalls  eingeführten  einmaligen  und  laufenden  Beitiüge  der 
Lehrer  für  die  zu  zahlende  Pensionsumme  nicht  ausreichen,  so  werden 
zur  Deckung  derselben  besondere  Pensionsfonda  errichtet.  Nur  gröfiiere 
Stadtgemeinden  bleiben  in  der  Regel  davon  befreit  (S.  Abth.  I  p.  18). 
Sobald  der  Pensionsfonds  vollständig  absorbirt  ist,  werden  die  laufenden 
Lehrerpensionen  von  den  zur  Unterhaltung  der  Anstalt  sabsidiarisch 
Verpflichteten  aufgebracht  Die  Vorschrift,  dafs  aus  der  blofsen  Ge- 
währung von  BedUrfnifszuBchUssen  eine  Verbindlichkeit  des  Staats  zn 
Pensionsbeiträgen  nicht  hergeleitet  werden  kann  (§.6  der  Verordn.  v. 
28.  Mai  1846),  ist  durch  rechtskräftiges  Erkenntnifs  des  E.  0.  Tribu- 
nals V.  10.  Novb.  1860  interpretirt 

Aus  einer  C.  V.  (an  die  K.  0.  Praesidenten)  v.  22.  Febr.  1847  des  Min. 
der  Unterrichtsanglgh.  und  des  Innern:  —  „Einige  Pnncte,  über  deren 

*)  Auch  wenn  dieselben  nur  in  einer  mlkTsigen  'W^therhöhung  der  Emolumente 
bestehen  (Min.  Verf.  v.  6.  Sptb.  1859). 
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Behandlang  noch  Zweifel  obwalten  können  und  über  welche  unsre  Ansicht 
in  kennen  £w.  — ,  wie  nns  selbst,  wünschenswerth  sein  mnfs,  betreffen 

1.  Die  Art  der  Bildung  eigener  Pensionsfonds  für  jode  Anstalt; 

2.  die  Anordnungen  in  Beziehung  auf  ihre  Verwaltung. 

Wir  unterlassen  nicht,  uns  darüber  in  Folgendem  näher  auszusprechen. 

Zu  1.  Nach  den  Andeutungen  in  dem  vorgedachten  Bericht  scheint 
£w.  —  Absicht  dahin  zu  gehen,  bei  den  durch  Zuschüsse  aus  Gommunal- 
mitteln  unterhaltenen  Lehranstalten  lediglich  auf  Festsetzung  der  von  den 
Lehrern  und  Beamten  selbst  zu  entrichtenden  Beiträge  sich  zu  beschränken, 
diese  demnächst  zu  sammeln  und  wenn  Pensionen  zahlbar  werden,  letztere 
ans  den  aufgesammelten  Pensionsbeiträgen  der  Lehrer  so  lange  berichtigen 
an  lassen,  als  solche  dazu  hinreichen,  sodann  aber  die  ganzen  Pensionen  auf 
die  Communalfonds  übernehmen  zu  lassen.  Hienach  soll  daher  von  der  Fest- 
setzung laufender,  von  der  Unterhaltungspflichtigen  Commune  etc.  alljährlich 
ohne  Rücksicht  auf  das  temporaire  Bedürfnils  zu  entrichtender  Beiträge  ganz 
abetrahirt,  und  auf  die  Communalfonds  etc.  erst  dann  zurückgegangen  werden, 
wenn  die  sonstigen  Mittel  erschöpft  sind.  Im  §.  16  der  Verordn.  v.  28.  Mai 
y.  J.  ist  indessen  wörtlich  bestimmt : 

Zur  Deckung  der  Pensionen  ftlr  Lehrer  und  Beamte  an  den  anderen 
Anstalten,  namentlich  auch  an  denjenigen,  weldie  vom  Staat  und  von  Com- 
mnnen  gemeinschaftlich  oder  von  einzelnen  Communen  oder  gröfseren  Com- 
mnnalverbänden  zu  unterhalten  sind,  werden  für  jede  Anstalt  besondere  Fonds 
ans  den  Einkünften  des  Vermögens  der  Anstalt  und  aus  jährlichen  Beiträgen 
sowohl  der  zur  Zahlung  der  Pension  Verpflichteten,  als  auch  der  definitiv 
angestellten  Lehrer  und  Beamten  gebildet,  und  im  §.  17  die  Festsetzung  dieser 
Beiträge  oder  Zuschüsse  den  0.  Praesidenten  überiassen. 

Durch  diese  Bestimmungen  allein  wird  es  schon  anfser  Zweifel  gesetzt, 
dals  sogleich  mit  der  Ausführung  nicht  blos  von  den  Lehrern  und  Beamten, 
sondern  auch  von  den  zur  Unterhaltung  verpflichteten  Communen  und  Com- 
manalverbänden  etc.  laufende  Beiträge  eingezogen  werden  sollen,  nnd  dais 
die  Höhe  dieser  Beiträge  dergestalt  festzusetzen  ist,  dals  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  die  Zinsen  der  in  der  ersten  Periode  gesammelten  und  nutzbar 
gemachten  Beiträge,  in  Verbindung  mit  den  iferneren  laufenden  Beiträgen, 
rar  Berichtigung  der  Pensionen  hinreichen  und  die  im  §.  18  am  Schlafs  er- 
wähnte Verpflichtung  zur  Deckung  etwaniger  Ausfalle  nur  ausnahmsweise 
geltend  gemacht  werde. 

Wäre  dies  aber  auch  nach  den  Worten  des  Gesetzes  noch  zweifelhaft, 
so  sind  doch  jedenfalls  die  Motive  entscheidend,  in  denen  zuvörderst  die  Un- 
ralääsigkeit  nchterUcher  Einwirkung  auf  die  Frage,  wie  hoch  die  Zuschüsse 
sein  müssen,  um  die  wahrscheinlichen  Anforderungen  in  Zukunft  zu  decken, 
anerkannt,  alsdann  aber  ausdrücklich  bemerkt  wird: 

Soll  den  Lehrern  und  Beamten  der  Pensionsgenufs  gesichert  sein,  so 
müssen  auch  die  subsidiair  zur  Zahlung  der  Pension  Verpflichteten  das  rech- 
nangsmäisigc  Deficit  der  Special-Pensionsfonds  decken,  sowie  sie  auch  bei 
einem  factisehen  Deficit  zuzuschiefsen  haben. 

Dies  ist  in  dem  §.  16  der  Verordnung  mit  anderen  Worten  wiederge- 
geben, und  gereicht  auch  unzweifelhaft  den  Verpflichteten  selbst  zum  Vortheil, 
da  ein  von  vornherein  vorhandnes,  rechnungsmäßiges  Deficit,  bei  Pensions- 
I6nds  mit  Zinseszinsen  anwächst,  die  spätre  Deckung  also  dem  subsidiair 
Verpfiichteten  viel  schwerer  fallen  würde,  als  wenn  er  von  Anfang  an  laufende 
Zuschüsse  leistet  Es  versteht  sich  übrigens  hiebei  von  selbst,  dais  auch  die 
Staatsfonds  nach  dem  Verhältnils  der  Zuschüsse,  welche  sie  zur  wirklichen 
Unterhaltung  einzelner  Anstalten  gewähren,  sowohl  laufende  Beiträge  zu  den 
Pensionsfonds  entrichten,  als  einmalige  Zuschüsse  behufs  Deckung  eintreten- 
der Deficits  zahlen  müssen.  Mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachten  Bestimmungen 
können  wir  uns  daher  mit  dem  Verfahren,  welches  Ew.  —  zu  befolgen  die 
Absicht  zu  haben  scheinen,  nicht  einverstanden  erklären,  sondern  müssen 
sowohl  im  Interesse  der  Lehrer  und  Beamten,  als  der  zur  Unterhaltung  der 
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Anstalten  Verpflichteten,  Dieselben  eigebenst  ertachen,  diese  Beetimmmgen 
bei  Begulirang  des  Pensionswesens  und  insbesondre  der  einzeinea  Pensioni- 
fonds  ohne  irgend  eine  Abweichung  oder  Gestattnng  von  Ausnmhmen  in  An- 
wendung bringen  zn  wollen.  Denn  wollte  man  ein  andres  Verfahren  snlassen, 
was  ohnedies  nur  mit  Genehmigung  Sr.  Maj.  des  Königs  statthaft  wäre,  lo 
dürfte  voraussichtlich  bei  vielen  Anstalten  eine  geraume  Zeit  verstreioieo, 
ehe  von  den  Communen  oder  von  den  sonst  Veipflichteten  irgend  eine  Lei- 
stung zu  dem  in  Rede  stehenden  Zweck  gefordert  wflrde,  indem  in  den  entei 
Jahren  keine  Pensionen  zu  gewähren  sein,  und  die  inzwischen  anfznsammehidea 
Beiträge  der  Lehrer  und  Beamten  allein  fElr  einige  Zeit  die  Mittel  zur  Be- 
richtigung der  ersten  Pensionen  darbieten,  später  aber  die  ganxe  PensionsUit 
mit  einem  Mal  auf  die  zur  Unterhaltung  der  Anstalten  Verpflichteten  fiber- 
gehon  und  von  diesen  um  so  drückender  empfunden  werden  wflide,  als  sie 
eine  bis  dahin  ganz  unbekannte  wäre,  und  sich  auf  Dienste  bezöge,  die  nicfat 
sowohl  den  jetzigen,  als  den  früheren  Mitgliedern  der  Communen  ete.  geleistet 
worden  sind.  £s  würde  daher  auch  hier,  wie  leider  ohnehin  schon  oft  ge- 
schieht, zwar  eine  Verbindlichkeit  übernommen,  die  Sorge  f&r  deren  ErfttUmg 
aber  lediglich  den  Nachkommen  überlassen  werden. 

Was  zu  2.  die  Verwaltung  der  Pensionsfonds  betrifft,  so  sehehit 
es  uns  weder  nöthig,  noch  selbst  angemessen,  dais  dieselbe  von  den  B^gis- 
rungen  unmittelbar  geführt  wird.  Es  wird  vielmehr  räthlich  sein,  steche  req». 
den  Instituten  und  den  imterhaltungspflichtigen  Communen  selbst,  sofern  diese 
es  wünschen,  zu  überlassen.  Auch  wird  nichts  dagegen  zu  erinnern  sein, 
wenn  diese  die  sich  ansammelnden  Beiträge  in  eigenen  Commnnal  -  Schnld- 
papieren  oder  bei  ihren  eignen  Sparcassen  etc.  zinsbar  anlegen.  Da  die  nefa 
ergebenden  Ausfalle  doch  von  ihnen  oder  den  sonst  Verpflichteten  fibertrages 
werden  müssen,  so  liaben  sie  selbst  em  Interesse  bei  ml^^hst  zweckmüsiger 
Benutzung  der  sich  sammelnden  Bestände,  und  im  al^meinen  sohmnt  ei 
auch  billig,  den  Communen  die  Erfüllung  der  ihnen  auferlegten  VerbindUeh- 
keiten  so  weit  zu  erleichtem,  wie  es  des  Zwecks  unbeschadet  nur  imiier 
geschehen  kann. 

Ob  und  in  welchen  Fällen  Ew.  —  es  für  räthlich  halten ,  an  der  Begi- 
lirung  des  Pensionswesens,  neben  den  Magistraten  und  den  zur  Unterlialtnng 
der  Anstalten  sonst  Verpflichteten,  auch  die  betheUigten  Liehrer  und  die 
Stadtverordneten  theilnehmen  zu  lassen,  wollen  wir  I&er  nähern  Kenntnifii 
der  obwaltenden  Vorhältnisse  lediglich  anheimgeben." 

C.  0.  v.  13.  März  1848:  „Auf  Ihren  Antrag  v.  —  ermächtige  Ich  Sie, 
gröfsere  Stadtgemeinden,  denen  die  alleinige  Unterhaltung  einer,  mit 
zureichendem  eigenen  Verm()gcn  nicht  ausgestatteten  höh.  Unterrichtsanstalt 
obliegt,  von  der  im  §.16  der  Verordnung  v.  28.  Mai  1846  vorgeschriebnen 
Bildung  eines  besondcm  Pensionsfonds  für  die  Lehrer  und  Beamten  solcher 
Untcrrichtsanstalt  zu  entbinden,  und  ihnen  die  Einziehung  der  Pensionsbeitrige 
der  Lehrer  und  Beamten  zur  Stadtcasse  zu  gestatten.  Dagegen  behält  es  aucfa 
in  Fällen  dieser  Art  bei  der  durch  jene  Verordnung  bestimmten  Verbindlich- 
keit der  Stadtgemeinden  zur  Gewährung  der  gesetzlichen  Pensionen  an  die 
gedachten  Lehrer  und  Beamten  sein  Bewenden." 

Die  zweifelhaft  gewesene  Frage,  wann  die  Verbindlichkeit  der  lor 
Unterhaltung  einer  höhern  Lehranstalt  subsidiarisch  Verpflichteten  tor 
Aufbringung  der  laufenden  Lehrerpensionen  in  Wirksamkeit  treten 
müsse ,  ist  von  den  U.  H.  Ministem  der  Finanzen  und  des  Unterrichts 
auf  Grund  der  stattgefundenen  Erörterungen  über  die  Bedeutung  nnd 
den  Zweck  der  betreff.  Bestimmungen  in  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846 
dahin  entschieden  worden,  dafs  diese  Verpflichtung  erst  dann  sur  Gel- 
tung gebracht  werden  könne,  wenn  der  Pensionsfonds  der  betreffenden 
Anstalt  einschliefslich  der  etwa  angesammelten  Capitalbestände  voll- 
ständig absorbirt  ist. 
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Wer  bei  seiner  Anstellimg  die  aasgedebotere  Pensionsberecbtigniig 
erlangt,  hat  den  vollen  Vit  Abzug  von  seinem  ganzen  Einkommen  zu 
erleiden;  wenn  dieselbe  nicht  gewährt  wird,  ist  der  zu  entrichtende 
Vit  Abzug  nur  von  dem  Betrag  der  Einkommensverbefsrung  zu  be- 
rechnen. 

Min.  Verf.  V.  19.  Apr.  1859:  „In  Erwiedrung  auf  den  Bericht  v.  — , 
das  Pensionswesen  bei  den  höheren  Schulen  betreffend ,  theile  ich  dem  K. 
Ptov.  Sehulcoll.  Abschrift  meines  Erlasses  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  in  N.  v. 
30.  Novb.  V.  J.  mit,  um  daraus  die  Einschränkungen  zu  ersehen,  unter  welchen 
die  Verf.  v.  22.  Octb.  1850  wegen  des  von  den  Gymnasiallehrern  bei  Ver- 
setzungen zu  entrichtenden  Vit  Abzugs  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Eine 
Abänderung  des  §.  14  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  weder  gerechtfertigt,  da  derselbe  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen 
fiber  ofie  Pensionirung  der  Gommunalbeamten  übereinstimmt,  noch  ein  Bedürf- 
niis,  da  den  Lehrern,  welche  bei  einer  im  §.  14  1.  c.  bezeichneten  Anstalt 
eintreten  wollen,  unbenommen  bleibt,  tiber  die  Anrechnung  ihrer  Dienste  für 
den  Fall  künftiger  Pensionirung  specielle  Verabredungen  mit  der  betheiligten 
Commune  zu  treffen.  Als  ein  in  der  Mitte  liegendes  Auskunftsmittel,  welches 
das  Interesse  der  Lehrer  fördert,  ohne  die  Rechte  der  Ck)mmunen  zu  verletzen, 
bietet  sich  der  Weg  dar,  durch  Verhandlung  mit  den  betheiligten  Patronats- 
behOrden  eine  statutarische  Festsetzung  herbeizuführen,  wonach  den  Lehrern 
dieser  Anstalten  früher  geleistete  Dienste  in  dem  in  §.  13  der  Verordn.  v. 
28.  Mai  1846  bezeichneten  Umfang  angerechnet  werden." 

Min.  Verf.  v.  22.  Octb.  1850  (an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Coblenz, 
den  übrigen  Prov.  Schulcollegien  mitgetheilt) :  „Dem  K.  Prov.  Schulcoll.  eröffne 
ich  auf  den  Bericht  v.  — ,  dafe,  wenn  ein  Lehrer  von  einer  höhern  Unter- 
richtsanstalt, die  einen  eignen  Pensionsfonds  für  Lehrer  besitzt,  zu  einer  an- 
dern versetzt  wird,  bei  welcher  die  Pensionsbeiträge  zum  Civil-Pensionsfonds 
fliefsen,  der  Versetzte  den  vollen  ■/,,  Abzug  von  seinem  ganzen  neuen  Ein- 
kommen zu  erleiden  hat.  Denn  er  erlangt  durch  diese  Versetzung  den  Um- 
ständen nach  die  im  §.  13  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846  bezeichnete  ausge- 
dehntere Pensionsberechtigung,  und  es  erscheint  vollkommen  gerechtfertigt, 
dab  er  auch  die  an  die  Erlangung  dieser  gröfsem  Berechtigung  geknüpften 
Bedingungen  erfüllt. 

Wird  dagegen  ein  Lehrer  von  einer  Schule,  die  einen  eignen  Pensions- 
fonds gebUdet  hat,  zu  einer  andern  derartigen  Anstalt  versetzt,  so  ist  ihm 
der  Pensionsabzug  mit  */,,  nur  von  der  etwanigen  Erhöhung  seines  Einkom- 
mens aufsnerlegen ,  da  nach  §.  16  der  Verordnung  den  Lehrern  an  drgl.  An- 
stalten keine  höheren  Beiträge  als  den  pensionsberechtigten  Civil-Staatsdienem 
auferlegt  werden  dürfen,  und  diese  in  dem  bezeichneten  Fall  nur  in  der  vor- 
gedachten Art  würden  behandelt  werden  können.  Ich  überlasse  dem  E.  Prov. 
Schulcoll.  hienach  in  dem  zu  der  Anfrage  Anlafs  gebenden  Fall  zu  verfügen.'' 

Min.  Verf.  v.  30.  Novb.  1858:  „Auf  den  Bericht  v.  — ,  den  von  dem 
Gymnasiallehrer  N.  zu  entrichtenden  V,«  Abzug  betreffend,  erwiedre  ich  dem 
K.  Prov.  Schulcoll.  Folgendes: 

Nach  §.  14  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846  ist  bei  der  Pensionirung  der 
Lehrer  an  höheren  Unterrichtsanstalten  die  Anrechnung  der  im  Auslände  oder 
an  anderen  Unterrichtsanstalten  geleisteten  Dienste  nur  dann  ausgeschlossen, 
wenn  die  Pensionen  vom  Staat  und  von  Gommunen  gemeinschaftlich,  oder 
blos  von  Gommunen  oder  gröfseren  Gommunalverbänden  zu  zahlen  sind. 
Demenigen  Lehrern  und  Beamten,  welche  aus  Staatsfonds  zu  pensioniren 
sind,  werden  diese  Dienste  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  §.  13  1.  c.  an- 
gerechnet Was  in  dieser  Beziehung  bei  Anstalten  Rechtens  sei,  welche  weder 
vom  Staat  noch  von  Gommunen,  noch  von  beiden  gemeinschaftlich  unterhal- 
ten werden  müssen,  ist  nicht  ausdrücklich  bestimmt;  es  ist  jedoch  in  favorem 
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der  Lehrer  stets  angenommen  worden,  dafa  aaoh  in  dieaem  FaU  nach  §.13 
L  c.  yerfi^ren  werden  mufs. 

Wenn  nun  das  Rescript  v.  22  Octb.  1850  bestimmt,  daia  Lehrer,  wdche 
von  einem  mit  einem  eignen  Pensionsfonds  versehenen  Inatitut  an  eine  An- 
stalt versetzt  werden,  bei  welcher  die  Pensionsbeiträge  der  Lehrer  zum  Civil- 
penaionsfonds  fliefscn,  den  vollen  Vit  Abzug  von  ihrem  ganzen  neuen  Dienst- 
einkommen  erleiden  sollen,  und  wenn  das  gedachte  R^cript  ida  Orond  für 
diese  Bestimmung  geltend  macht,  dafs  solche  Lehrer  durch  ihre  Versetzong 
die  ausgedehntere  Pensionsberechtigung  ans  §.  13  der  Verordn.  v.  28.  Mai  1846 
erlangen,  so  können  unter  denjenigen  in  dem  Rescript  v.  22.  Octb.  1850  be- 
zeichneten Anstalten,  welche  mit  einem  eignen  Pensionsfonds  versehen  sind, 
nur  solche  verstanden  werden,  auf  welche  der  §.  14  der  Verordn.  v.  28.  Mai 
1846  Awendung  findet.  Denn  wo  dies  nicht  der  FaU  ist,  trifft  der  aogegebne 
Grund  nicht  zu. 

Da  nun  das  Gymnasinm  in  N.,  bei  welchem  der  N.  frflher  angesteOk 
war,  nicht  zu  denjenigen  Anstalten  gehört,  welche  vom  Staat  und  von  Gon- 
munen  gemeinschaftlich,  oder  blos  von  Gommunen  oder  grOfaeren  Ckmimnoal- 
verbänden  unterhalten  werden,  der  N.  mithin  dnrch  seine  YerBetning'  nach 
N.  eine  ausgedehntere  Pensionsberechtigung  nicht  eriangt  hat,  so  ennichti|e 
ich  das  K.  Prov.  SchulcoU.  hieduroh,  den  von  dem  N.  zu  entrichtenden  */„  Ab- 
zug nur  von  demjenigen  Betrag  seines  Einkommens  zu  berechnen,  um  welches 
er  sich  in  Folge  seiner  Versetzung  an  das  Gymnasium  sn  N.  verbessert  hat' 

Min.  Verf.  v.  22.  No vb.  1859  (an  den  K.  0.  Fraesidenten  sa  K.):  „Auf 
den  gcf.  Bericht  v.  —  den  V, « Abzug  der  Lehrer  an  höheren  Unterrichtsanstaltes 
betreffend,  erwiedre  ich  Ew.  ergebenst,  dais  ich  die  vorbehaltlose  Bestätigung 
der  unter  den  Anlagen  zurfickfolgenden  Regulative  für  den  Pensioni^odi 
der  Lehrer  des  Gymnasiums  und  der  höh.  BOrgerschule  in  N.  nicht  ffir  n- 
lässig  erachten  kann,  weil  die  Bestimmung,  wonach  alle  Lehrer  dieser  At- 
stalten  beim  Antritt  ihres  Amts  V,,  ihrer  Besoldung  an  den  Pensiomrfbodi 
entrichten  sollen,  mit  der  Schlufsbestimmung  im  §.  16  der  Verordn.  v.  28.  Mai 
1846  nicht  zu  vereinigen  ist. 

Wie  es  in  dieser  Beziehung  bei  Versetzung  eines  Lehrers  von  einer 
Anstalt  an  eine  andre  zu  halten  sei,  ist  in  meinen  Rescripten  v.  22.  Octb.  1850, 
30.  Novb.  1858  und  19.  Apr.  d.  J.  (s.  p.  307)  bestimmt.  Aus  denselben  ergiebt 
sich,  dafs  einem  von  einer  Anstalt  an  eine  andre  versetzten  Lehrer  die  Ent- 
richtung des  y, ,  Abzugs  von  seiner  vollen  Besoldung  nur  dann  angesonnen 
werden  darf,  wenn  er  durch  seine  Versetzung  die  im  §.  13  der  Verordn.  v. 
28.  Mai  1846  bezeichnete  ausgedehntere  Pensionsberechtigung  erlangt  Wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  namentlich  also  dann,  wenn  der  l^treff.  Lehrer  diese 
ausgedehntere  Pensionsberechtigung  schon  besafs,  oder  wenn  die  Anstalt,  tn 
welche  er  berufen  wird,  dieselbe  ihren  Lehrern  nicht  gewährt,  darf  der  % 
Abzug  nur  von  demjenigen  Betrag  des  Einkommens  erhoben  werden,  od 
welchen  sich  der  betreff.  Lehrer  durch  seine  Versetzung  verbessert 

Eine  hievon  abweichende  statutarische  Festsetzung  ist  mit  Rflcksieht 
auf  die  Schlufsbestimmung  im  §.  16  des  Gesetzes  v.  28.  Mai  1846  zur  Bestiti- 
gung  nur  dann  geeignet,  wenn  dadurch  die  gesetzlichen  Verpflichtungen  der 
Lehrer  zu  Pensionsbeiträgen  nicht  erhöht  werden." 

Verminderung   der   Pension. 

a)  Bei  Wiederbeschäftigung  im  Staatsdienst 
C.  Verf.  des  Finanzmin.,  Min.  des  Innern  und  Min.  der  Und- 
wirthsch.  Anglgh.  v.  9.  Novb.  1864:  „Unter  Zustimmung  der  K.  O.Reeh- 
nungskammer  ist  beschlossen  worden,  den  pensionirten  Civilbeamten  und 
Wartcgeldempfängern  bei  ihrer  vorübergehenden  Wiederbeschäftignng  im 
Staatsdienst  während  der  ersten  6  Monate  einer  solchen  Beschäftigiins 
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die  PenBioD  oder  das  Wartegeld  unverkürzt  neben  der  etwanigen  Diäten- 
remuneration  za  belassen.  Vom  7.  Monat  der  Beschäftigung  ab  ist  dagegen 
der  im  allgemeinen  bisher  befolgte  Grundsatz  ohne  Ausnahme  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  nach  welchem  Pensionen  und  Wartegelder  bei  der  Wieder- 
beschäfUgung  früherer  GWilbeamten  im  Staatsdienst  nur  insoweit  fortbezogen 
werden  dürfen,  als  das  Einkommen  derjenigen  Stelle,  aus  welcher  die  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  oder  auf  Wartegeld  erfolgte,  das  neue  Dienstein- 
kommen fibersteigt.  Hienach  ist  in  vorkommenden  Fällen  künftig  zu  ver- 
fahren.^ 

b)  Bei  gerichtlicher  Execntion.  ^ 

C.  0.  V.  29.  Mai  1834:  „Auf  den  gemeinschaftlichen  Bericht  v.  —  ge- 
nehmige Ich,  dafs  bei  Berechnung  der  Gehalts-  und  Pensionsabzüge  eines 
activen  oder  pensionirten  Officiers,  sowie  aller  Militair-  und  Civilbeamten, 
die  zur  Wittwenoasse  zu  entrichtenden  Beiträge  von  dem  Gehalt  oder  der 
Pension  vorweg  in  Abzug  gebracht,  und  erst  von  dem  Ueberrest  derselben 
die  gesetzlich  zulässigen  Abzüge  für  die  Gläubiger  berechnet  werden.^ 

Wie  viel  dem  Pensionsempfänger  von  diesem  Ueberrest  bei  gericht- 
lieher  Execntion  verbleiben  mnfs,  bestimmen  die  §§.  162  und  163  des 
Anhangs  zu  §.  106  Thl.  I  Tit.  24  A.  6.  0. 

§.  162.  „Auch  auf  diejenigen,  welche  aus  einem  unter  öffentlicher  Ver- 
waltung stehenden  Fonds  eine  ihnen  vom  Staat  oder  der  vorgesetzten  Be- 
hörde angewiesne  Pension  beziehen,  findet  die  gedachte  Vorschrift  Anwen- 
dung, jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafs  ihnen  nur  200  Thlr.  ganz  und 
von  dem  Ueberschufs  die  Hälfte  freibleiben  soll. 

f.  163.  Eine  Verzichtleistung  auf  die  vorstehend  festgesetzte  Befreiung 
vom  Arrestschlag  ist,  sowie  jede  Verpfändung  und  Anweisung  fixirter  Be- 
soldungen, Emolumente  und  Pensionen,  ohne  alle  rechtliche  Wirkung." 

c)  Bei  Verlegung  des  Wohnsitzes  ins  Ausland. 
Pensionsreglm.  v.  30.  Apr.  1825:  §.  28.  „Die  Pensionairs,  welchen 
künftig  die  Erlaubnils,  ihre  Pension  aufserhalb  der  Monarchie  verzehren  zu 
dürfen,  von  Uns  ertheilt  wird,  erleiden  einen  Abzug  von  10  pCt.  von  dem 
Betrag  der  Pension,  welcher  der  Staatscasse,  behufs  der  Bildung  des  Pen- 
Bionsfonds,  zu  gute  geht." 

Bei  Aufenthalt  in  einem  zum  norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staat 
fMlIt  der  Abzug  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Pensionair  im  preufsi- 
schen  Staatsverbande  bleibt,  weg. 

C.  0.  V.  7.  Jan.  1867:  „Auf  ihren  Bericht  v.  —  genehmige  Ich,  dafs 
den  preufsichen  Militair-  und  Civilpensionairen ,  welche  in  den  zum  nord- 
deutschen Bund  gehörigen  Staaten  sich  aufhalten,  ihre  Pensionen  dorthin 
bis  auf  weitres,  ohne  speciell  in  jedem  einzelnen  Fall  Meine  Erlaubnifs  ein- 
suholen^  unverkürzt  verabfolgt  werden  dUrfen,  so  lange  dieselben  aus  dem 
diesseitigen  Staatsverbande  nicht  etwa  ausscheiden." 

Aufhören  der  Pension. 

Pensionsreglm.  v.  30.  Apr.  1825:  „§.  30.  Die  Pension  wird 
eingezogen: 

1.  Wenn  der  Pensionair  im  Staatsdienst  wieder  angestellt; 

2.  wenn  er  der  vor  erfolgter  Pensionirung  stattgefundnen  Begehung 
eines  Verbrechens  überführt  wird,  wegen  dessen,  wenn  es  während  seiner 
Dienstzeit  zur  Sprache  gekommen  wäre,  vom  Bichter  aulser  der  Griminal- 
Btrafe  auch  auf  Dienstentsetzung  erkannt  worden  sdn  würde.  In  Fällen  dieser 
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Art  ist  daher  auch  künftig  das  Erkenntnils  aaf  den  Yerlnst  der  Pension  m 
richten; 

3.  wenn  der  Pensionair  während  des  Pendonegenoaeee  ein  gemtinet 
Verbrechen  begeht,  wegen  dessen  der  Richter,  wenn  es  während  der  Dioist- 
zeit  begangen  worden  wäre,  anfser  der  Criminalstrafe  auch  auf  Dienstent- 
setzung erkannt  haben  würde,  so  geht  er  anf  die  Daner  der  Strafkeit  der 
Pension  verlustig." 

§.29.  „Die  bewilligten  Pensionen  verbleiben  den  Erben  des  Pensio- 
nairs  nicht  allein  für  den  Monat,  in  welchem  ihr  Erblasser  gestorben  ii^ 
sondern  werden  auch  noch  für  den  darauf  folgenden  Monat  gezahlt." 

Berichterstattung. 

Aus  einer  Min.  Verf.  v.  3.  März  1865:  —  „Schlieislich  erkläre  iek 
mich  mit  Bezug  anf  die  Pensionirung  des  Proreetors  N.  damit  einverMbttdeo, 
dafs  in  allen  solchen  Fällen,  wo  das  Patronat  einer  vom  Staat  nicht  sab- 
ventionirtcn  Anstalt  die  Pensionirung  eines  Oberlehrers  anf  dessen  Antrag, 
oder  ohne  dafs  von  ihm  Widerspruch  erhoben  wird,  beBchliefst,  und  das  K. 
Prov.  SchulcoU.  nichts  dagegen  zn  erinnern  findet,  es  der  Einholung  mein« 
Genehmigung  der  Pensionirung  nicht  bedarf,  sondern  dafs  nur,  gemäfs  dv 
G.  Verf.  V.  2.  Jan.  1863,  über  die  Erledigung  der  betreff.  Stelle  Berieht  n 
erstatten  ist." 

Der  Eintritt  eines  prenftischen  ünterthans  in  fremde  Staats- 
dienste ist  erst  nach  erfolgter  Entlassung  desselben  ans  dem  prenb. 
Unterthanenverband  gestattety  welche  bei  der  vorgesetzten  Dienstbe- 
hl^rde  nachzusuchen  ist  (Gesetz  v.  31.  Dcb.  1842  §.  24.  G.  8.  y.  1843). 


IX. 

Persönliche  Verhältnisse  der  Lehrer. 

Verheirathung. 

Definitiv  angestellte  Lehrer  bedürfen  zu  ihrer  Verbeirathnng 
die  Erlaubnifs  der  vorgesetzten  Behörde,  jedoch  nur  deshalb,  um  durch 
dieselbe  den  Nachweis  ihres  Beitritts  zur  Allgm.  Wittwen- Verpflegungs- 
anstalt zu  fuhren. 

C.  0.  V.  17.  Juli  1816:  „Nach  Ihrem  Vorschlage  in  dem  Bericht  v. — 
will  Ich  die  Bestimmungen  in  Meiner  C.  Ordre  v.  18.  Octb.  1800  wegen  des 
Beitritts  der  Civilofficianten  zur  Allgm.  Wittwencasse  dahin  abändern,  däb 
künftig,  ohne  allen  Unterschied  der  Fälle,  jedem  Civilofficianten,  welcher 
den  Hcirathsconsens  nachsucht,  zur  Pflicht  gemacht  werden  soll,  eine 
bestimmte  Erklärung  abzugeben,  mit  welcher  Summe  er  seine  künftige 
Gattin  in  die  Wittwencasse  einkaufen  wolle,  und  da(s  jedem  Civilofficianten, 
welcher  diese  bestimmte  Erklärung  abzugeben  nnterläfst,  der  HeiratincoB- 
sens  verweigert  werden  soll. 
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loh  llbeiiMse  Ihnen,  diese  anderweiten  Bestimmungen  in  Ihren  Departe- 
ments fiberall  zur  Kenntnife  bringen  zn  lassen  und  auf  deren  genauste  Fest- 
haltung, aueh  besonders  darauf  zu  sehen,  dafs  diejenigen  Offioianten,  welche 
naeh  Abgabe  obiger  Erklärung  den  Heirathsconsens  erhalten,  auch  wirklich 
derselben  gemäb  sich  nach  vollzogner  Heirath  bei  der  AUgm.  Wittwencasse 
assodiien.^ 

Aus  der  G.  0.  v.  17.  Aug.  1839: „In  der  Sache  selbst  bedarf  es 

keiner  Verordnung  zur  Erläuterun|^  des  Anhangs  §.  70  (A.  L.  R.),  da  Meine 
durch  die  Gesetzsammlung  gleichzeitig  bekannt  gemachten  Erlasse  v.  18.  Octb. 
1800  und  17.  Juli  1816,  sowie  Meine  Ordre  vom  17.  Juli  1817  keinem  Zweifel 
Raum  geben,  dafs  die  Oivilbeamten  des  Staats  zu  ihren  Ehen  die  Erlaubnifii 
ihres  Cnefs  nur  deshalb  nöthig  haben,  damit  sie  durch  diese  Erlaubnifs  die 
Nachweisung  ihres  Beitritts  zur  Wittwen-Verpflegungsanstalt  führen.  Wenn 
diüier  eine  praeventive  Beaufsichtigung  der  von  Oivilbeamten  zu  schliefsenden 
Ehen  nöthig  gefunden  würde,  so  wäre  solches  nicht  durch  eine  Erläuterung 
des  Anhangs  §.  70,  sondern  durch  ein  neues  Gesetz  zu  bestimmen,  wozu 
jedoch  keine  Veranlassung  vorhanden  ist.  Ob  und  in  welcher  Art  ein  Vorge- 
setzter seinem  Untergebnen,  den  er  im  Begriff  sieht,  eine  dem  Anschein  nach 
unglückliche  Ehe  zu  schliefsen,  von  diesem  Schritt  glimpflich  abrathen 
will,  mufs  allein  seinem  verständigen  Urtheil  überlassen  bleiben.  Ganz  un- 
angemessen aber  erscheint  es,  dem  Vorgesetzten  das  Recht  der  Verweigerung 
des  Gonsenses  einzuräumen.  Den  erheblichen  Gründen,  welche  die  Hünister 
der  geisü.  etc.  Angigh.  und  der  Finanzen  dagegen  bereits  angeführt  haben, 
treten  die  Weiterungen  hinzu,  welche  im  Geschäftsgange  nach  der  Indivi- 
dualität des  Vorgesetzten  und  den  speciellen  Verhältnissen  des  jedesmaligen 
Falls  häufig  herbeigeführt  werden  würden,  sowie  die  besorglichen  Störungen 
des  Familienfnedens  zu  berücksichtigen  sind,  durch  welche  die  Vortheile, 
die  man  für  das  Interesse  des  Staatsaienstes  aus  solcher  Malsregel  erwarte^ 
zur  Gefährde  des  öffentlichen  Wohls  weit  überwogen  werden,  auch,  wie  im 
Bericht  selbst  bemerkt  wird,  in  einem  ganz  besonders  bedenklichen  Fall  durch 
Anwendung  Meiner  Ordre  v.  16.  Aug.  1826  mittels  unfreiwilliger  Pensionirung 
des  Beamten  im  Interesse  des  Dienstes  Remedur  zu  erlangen  ist.  Es  muis 
hienach  bei  dem  frühem  Gutachten  des  Staatsmin.  v.  15.  Jan.  1824,  dem  Ich 
Meine  Zustimmung  ertheilt  habe,  sein  Bewenden  behalten,  und  von  allen 
praeventiven  Maßregeln  bei  den  Ehen  der  Oivilbeamten  abgestanden  werden.'' 

Staatsmin.  Beschlufs  v.  17.  Aug.  1839:  „Nach  Einsicht  der  A.  C.  0. 
V.  9.  Juli  1839,  worin  jede  praeventive  Beaufsichtigung  der  von  Oivilbeamten 
des  Staats  zu  schliefsenden  Ehen  für  unerlaubt  erklärt  und  bestimmt  wird« 
dafs  diese  Beamten  zu  ihren  Ehen  die  Erlaubnifs  ihres  Ohefs  nur  deshalb 
nöthig  haben,  damit  sie  durch  diese  Erlaubnils  die  Nachweisung  ihres  Bei- 
tritts zur  Wittwen-Verpflegnngsanstalt  führen,  beschlieüst  das  Staatsmin.  in 
Ausffihrung  dieses  Grundsatzes  und  unter  ausdrückl.  Aufhebung  des  Be- 
schlusses V.  7.  Novb.  1837: 

dafs  nur  die  bei  der  Wittwen  •  Verpflegungsanstalt  receptionsfähigen 
Oivilbeamten  zur  Einholung  des  Eheconsenses  von  ihrem  Ohef  im  Sinne  des 
§.  70  Anhangs  zum  A.  Landrecht  für  verpflichtet  zu  erachten." 

Min.  Verf.  V.  16.  Mai  1833.  „Es  sind  hin  und  wieder  an  Geistliche 
und  auch  an  Lehrer  bei  Gymnasien,  Schullehrerseminarien,  höheren  und  all- 
gemeinen Stadtschulen  Heirathsconsense  ertheilt  worden,  ohne  dafs  die  be- 
treff. Geistlichen  und  Lehrer  das  nöthige  Versprechen  zur  Erfüllung  der  ihnen 
nach  den  Bestimmungen  der  A.  0.  0.  v.  10.  Dcb.  1816  und  17.  Apr.  1820 
unbedingt  obliegenden  Verpflichtung  zum  Beitritt  zur  Allgm.  Wittwen- Ver- 
pflegungsanstalt abgegeben  haben.  Das  Min.  findet  sich  daher  veranlafst,  die 
K.  Regierungen  hiemit  aufzufordern,  hinfüro  in  keinem  Fall  den  Heiraths- 
consens ohne  jenes  bindende  Versprechen,  welches  bei  Nachsuchung  des 
Gonsenses  jedesmal  erforderlich  ist,  zu  ertheilen,  auch  hienäohst  gehörig 
darauf  zu  halten,  dab  die  Pensionsversioherung  wirklich  erfolge. 
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Es  ist  ferner  auch  bäafig  der  Fall  vorgekommen,  daik  Pfmirer  die  Tranmig 
▼errichtet  haben,  ohne  erst  nach  dem  nOthigen  Heirathsconsense  aa  fragen, 
und  sich  solchen  vorlegen  zu  lassen.  Die  K.  Regierung  hat  demnach  aar  Ver- 
meidung weiterer  derartiger  Miisgriffe  durch  ihr  Amtsblatt  noch  besonders 
bekannt  zu  machen,  dafs  und  welche  gesetzliche  Verpflichtung  ftlr  Geistlicbe 
und  Lehrer  an  Gymnasien,  Seminarien  und  höh.  Stadtschulen  binaichtl.  des 
Beitritts  zur  Allgm.  Wittwen  -  Verpflegungsanstalt  nach  den  obengedaebten 
A.  C.  Ordres  besteht,  wie  der  Heirathsconsens  nicht  ohne  das  Versprechen 
zur  Erfüllung  jener  Verpflichtung  ertheilt  wird,  und  da(a  der  copolirende 
Geistliche  die  Trauung  nicht  verrichten  darf,  ohne  sich  erat  von  erfolgter 
Ertheilung  des  Heirathsconsenses  durch  Einsicht  desselben  übeneugt  n 
haben.'' 

V7o   der  Heirathsconsena  nachsusnehen. 

Min.  Rescr.  (an  einen  K.  0.  Praesidenten)  v.  14.  Juli  1830:  ,Das 
Min.  ist  mit  Ew.  Ansicht  in  dem  geü  Schreiben  v.  — ,  daCs  die  Heirathscon- 
sense  von  den  Geistlichen  bei  den  K.  Regierungspraesidien,  und  die  Heiraths- 
consense  der  Directoren,  Rectoren  und  Lehrer  an  den  Gymnasien  und  Semi- 
narien bei  den  K.  Ober -Praesidenten,  als  Praesidenten  des  Conaistorii  und 
Provinzial-Schulcollegii,  nachzusuchen  sind,  sowie  mit  der  beabsichtigtoi 
diesfälligen  Verfügung  durch  die  Amtsblätter  (AnLa)  einverstanden ,  und 
überlälflt  Ew.  —  hienach  das  Weitere." 

(a)  „  Im  Einverständnifs  mit  dem  E.  Min.  der  geistl.  etc.  Anglgfa.  bringe 
ich  hiedurch  zur  öffentl.  Kenntnifs,  dats  von  jetzt  an  die  Heirathsconsense 
von  den  sämmtlichen  HH.  Geistlichen  bei  den  R.  Rei^erungs-PraesicUea  nach- 
zusuchen sind,  wogegen  die  Gesuche  der  HH.  Directoren,  Rectoren  imd 
Lehrer  an  den  Gymnasien  und  Seminarien  auch  fernerhin  bei  mir,  als  Prae- 
sidenten des  K.  Consistorii  und  Prov.  Schulcollegii,  einzureichen  sind. 

Die  HH.  Geistliche  haben  llbrigens  ihre  Gesuche  durch  die  HH.  Snpe^ 
intendenten;  und  die  HH.  Lehrer  durch  die  HH.  Directoren  oder  Rectoren 
einzureichen,  welche  dieselben  mit  einem  Gutachten  darüber  verseben  mfisseo, 
ob  in  Ansehung  der  zu  wählenden,  mit  ihrem  vollen  Namen  und  dem  Namen 
und  Stand  des  Vaters  zu  bezeichnenden  Ehegattin,  in  Rücksicht  auf  die 
Würde  des  Standes  und  des  dem  Publico  zu  gebenden  Beispiels,  oder  sonst 
etwas  gegen  die  beabsichtigte  Verheirathung  zu  erinnern  sein  möchte.  Auch 
ist  jedesmal  in  dem  Gesuch  der  Betrag  zu  vermerken,  mit  welchem  der 
Nachsuchende  seine  künftige  Ehegattin  in  die  Allgm.  Wittwen- Verpflegungs- 
anstalt zu  Berlin  einkaufen  will,  dessen  Höhe' nicht  unter  dem  gesetzl.  y, 
des  Gesammteinkommens  der  amtl.  Stelle  sein  darf. 

Alle  ohne  diese  Erfordernisse  eingehenden  oder  unvollständigen  Ein- 
gaben werden  ohne  weitre  Berücksichtigung  den  Bittstellern  resp.  von  mir 
und  den  K.  Regierungs-Praeaidien  zur  Vervollständigung  brevi  manu  zurück- 
gesandt werden,  und  versteht  es  sich  von  selbst,  dafe  die  fragl.  Gesuche  als 
reine  Privatangelegenheit  frankirt  zur  Post  gegeben  werden  müssen." 

C.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Coblenz  v.  7.  Mai  1867: 
„Wir  veranlassen  die  Direction,  wenn  ein  commissarisch  beschäftigter  und 
also  eines  Heirathsconsenses  nicht  bedürfender  Lehrer  bei  der  Anstalt  sich 
verheirathen  will,  oder  bereits  verheirathet  bei  der  Anstalt  eintritt,  uns  ?od 
jetzt  an  sofort  Anzeige  davon  zu  machen." 

Fürsorge   für  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer. 

Der  Staat  sorgt  fUr  die  Hinterbliebenen  der  Lehrer  dadurch,  dafii 
er  1.  einen  Gnadenmonat  resp.  ein  Qnadenquartal  gewlUirt;  2.  die 
Lehrer  verpflichtet,  ihre  Ehefrauen  in  die  Allgm,  Wittwen- Verpflegongs- 
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anstalt  einznkaafen ;  3.  die  Pensionen  von  den  GommunalbeitrMgen 
befreit;  4.  bedürftigen  Wittwen  und  Waisen  Unterstttzungen  bewilligt; 
5.  die  Biidang  privater  Wittwencassen  begünstigt 

1.    Onadenmonat  und   Onadenquartai. 

CO.  V.  27.  Apr.  1816:  „Auf  den  von  dem  Staatsmin.  wegen  der 
Gnaden-  und  Sterbequartale  in  dem  Bericht  v.  —  Mir  gemachten  Vortrag 
will  Ich  genehmigen,  dals 

1.  den  Hinterbliebenen  der  Beamten,  welche  als  Mitglieder  und  Subal- 
ternen resp.  zu  einem  Ck>negium  gehören,  oder  bei  demselben  arbeiten,  aufser 
dem  Sterbemonat  jedesmal  noch  die  volle  Besoldung  fQr  die  zunächst  fol- 
genden 3  Monate; 

2.  Den  Hinterbliebenen  deijenigen  Officianten,  welche  nicht  in  colle- 
gialischen  Verhältnissen  stehen,  aufser  dem  Sterbemonat  noch  die  Besoldung 
fflr  den  nächsen  Monat  gezahlt  werden  kann;  will  auch  gestatten,  dafs  im 
letztern  Fall  auch  dann  ein  2  oder  3  monatl.  Gnadengehalt  gezahlt  werden 
darf,  wenn  die  Uebertragung  der  Stelle  des  Verstorbnen  ohne  besondem 
Kostenaufwand  fiir  die  Staatscassen  erfolgen  kann. 

Weffen  der  Dienstwohnungen  bestimme  Ich:  3.  da(s  nach  dem  Absterben 
eines  Omcianten,  die  Sessions-  und  Arbeitstube  ohne  Verzug  geräumt,  inso- 
fern die  letztre  aber  so  belegen  ist,  dafs  sie  nicht  füglich  von  der  Familien- 
wohnung abgesondert  werden  kann,  eine  andere  Stube  zum  Arbeitszimmer 
eingeräumt  werden  soll,  und  dafs  die  Familie  des  Verstorbnen  demnächst 
auch  fflr  die  Dauer  der  Gnadenmonate  in  der  Dienstwohnung  bleiben  darf. 
Sollte  bei  Ablauf  des  letzten  Monats,  wegen  des  damit  nicht  übereintreffenden 
Miethsquartals,  das  anderweite  Unterkoromen  der  Familie  Schwierigkeiten 
finden,  so  soll  solche  entweder  mit  dem  früher  eintretenden  Miethsquartal  die 
Wohnung  räumen,  und  durch  den  Dienstnachfolger  fflr  die  Monate  entschädigt 
werden,  für  welche  ihr  eigentlich  die  freie  Wohnung  noch  zukommt,  oder 
die  Familie  soll  bis  zum  nächstfolgenden  Miethsquartal  darin  belassen  werden, 
und  nur  verpflichtet  sein,  dem  Nachfolger  im  Dienst  ein  gewöhnliches  Ab- 
steigequartier fflr  seine  Person  und  einen  oder  mehrere  Domestiken  einzu- 
räumen. 

Zugleich  setze  Ich  fest,  da(s  ohne  Rücksicht  auf  das  bisherige  Verfahren 
nach  den  obigen  Grundsätzen  bei  allen  landesherrl.  Collegien  und  Civllstellen 
verfahren  wenien  soll,  jedoch  mit  Ausschlufs  der  Geistlichen  und  Schullehrer 
und  der  Mitglieder  der  Akademie  der  Wissenschaften ,  fflr  welche  resp.  die 
Vorschriften  des  Allgm.  Landrechts  und  des  Ostpreufs.  Provinzialrechts,  sowie 
die  am  24.  Jan.  1812  von  Mir  vollzogenen  Statuten  nach  wie  vor  zu  befol- 
gen sind.** 

G.  0.  V.  27.  Mai  1816:  „Unter  den  am  18.  d.  M.  von  Ihnen  angezeigten 
Umständen  genehmige  Ich  hiedurch  im  allgemeinen: 

dafs  den  Hinterbliebenen  der  Pensionairs  ohne  Ausnahme  aufser  dem 
Sterbemonat  noch  ein  Gnadenmonat  zu  Theil  werden  soll."  (S.  p.  310  §.  29 
des  Givil-Pensionsreglm.  v.  30.  Apr.  1825). 

a  0.  V.  15.  Novb.  1819:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministerii  v.  — 
setze  Ich  zur  Declaration  meiner  Ordre  v.  27.  Apr.  1816  hiedurch  fest:  daft 
nnr  dasjenige,  was^die  Hinterbliebenen  eines  Beamten,  der  bemerkten  Ordre 
gemäfs,  an  Besoldung  auiser  dem  Sterbequartal  erhalten,  für  dieselbe  Gnaden- 
bewilligung ist,  —  dafs  auf  letztre  kein  Gläubiger  des  Verstorbnen  Anspruch 
bat,  •—  dais  solche  der  Regel  nach  nur  der  Wittwe,  den  Kindern  und  Enkeln, 
ohne  Rflcksicht,  ob  sie  dessen  Erben  sind  oder  nicht;  zusteht;  da(s  aber  den 
Ministem,  als  Departementschefs,  freigelassen  ist,  im  Fall  der  Erblasser  der 
Ernährer  armer  Eltern,  Geschwister,  Geschwisterkinder  oder  Pflegekinder 
gewesen  ist,  ausnahmsweise  denselben  das  Gnadengehalt  anzuweisen,  und  die 
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Minister  jedenfiidls  befugt  sein  sollen,  die  Vertheilong  desaelben  unter  die 
Hinterbliebenen  zn  regaliren  und  dessen  Verwendung  in  bestimmen. 

Zugleich  genehmige  Ich,  dafo  diese  Bestimmungen  wegen  des  Gnaden- 
gehalts auch  auf  den  Gnadenmonat,  welcher  den  Hinterbliebenen  der  Peor 
sionairs  aufser  dem  Sterbemonat  bewilligt  ist,  angewendet  werden/' 

G.  0.  V.  30.  März  1842:  „Ich  genehmige  nach  dem  Antrag  des  Staats- 
ministeriums  v.  — ,  dafs  die  Hinterbliebenen  eines  Beamten,  dessen  Pensio- 
nirung  von  einem  bestimmten  Zeitpunct  an  bereits  verfUgt  war,  der  aber 
vor  Eintritt  dieses  Zeitpuncts  verstorben  ist,  das  Gnadengebal^  ohne  Rück- 
sicht auf  die  schon  bestimmte  Pensionirung,  nach  den  für  die  activen  Beamten 
geltenden  Grundsätzen  gewährt  werde.  Ffir  den  Fall,  dals  die  Stelle  des 
zu  Pensionirenden  vor  seinem  Ableben  vom  Zeitpunct  der  verfügten  Pen- 
sionirungen  an  schon  einem  andern  Beamten  verliehen  sein  sollte,  kann  der 
den  Hinterbliebenen  noch  zustehende  Gnadengehaltsbetrag  auf  dLie  extrsor- 
dinairen  Fonds  der  betreff.  Verwaltungen  angewiesen  werden.'' 

G.  0.  V.  18.  Apr.  1855:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriams  v.  — 
genehmige  Ich,  dafs  die  Ordres  v.  27.  Apr.  1816  (G.  S.  p.  184)  und  15.  Novb. 
1819  (G.  S.  V.  1820  p.  45),  wonach  den  Hinterbliebenen  verstorbener  Beamten 
aufser  dem  Sterbemonat  die  volle  Besoldung  eines,  reep.  sweier  oder  dreier 
Monate  gezahlt  werden  darf,  auch  auf  die  Hinterbliebenen  derjenigen  Beam- 
ten angewendet  werden,  welche  nur  zu  den  dauernd  beschäraglen  HflUsar- 
beitern  oder  Hülfschrcibem  gehören,  und  aus  den  dazu  bestimmten  Fonds 
flzirte  Remunerationen  oder  Diäten  erhalten,  dergestalt,  dafs  den  Hinte^ 
bliebenen  solcher  Beamten,  je  nachdem  diese  in  collegialischen  Verhftknissen 
stehen  oder  nicht,  die  in  der  Ordre  v.  27.  Apr.  1816  sub  1.  oder  die  darin 
sub  2.  genannte  Gnadenbewilligung  wie  den  Hinterbliebenen  der  in  etats- 
mäfsigen  Stellen  fungirenden  Beamten  anzuweisen  ist" 

C.  Verf.  V.  17.  Febr.  1860:  „Auf  den  Bericht  v.  — ,  das  Gnadeng^istt 
betreffend,  welches  den  Hinterbliebenen  von  Lehrern  an  höheren  Unterriohts- 
anstalten  zusteht,  erwiedre  ich  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  Folgendes: 

Die  A.  C.  0.  V.  27.  Apr.  1816  (G.  S.  p.  134)  macht  die  Bewilligung  dei 
Gnadcngehalts  nicht  davon  abhängig,  ob  der  verstorbne  Beamte  denniti? 
oder  nur  interimistisch  oder  auf  Kündigung  angestellt  gewesen  ist  Es  unte^ 
liegt  mithin  keinem  Bedenken,  das  Gnadengehalt  audi  den  Hinterbliebenen 
solcher  Lehrer,  welche  nur  auf  Kündigung  oder  interimistisch  angestellt 
gewesen  sind,  soweit  die  A.  0.  v.  27.  Apr.  1816  auf  sie  Anwendung  findet, 
nach  Mafsgabe  der  darin  gegebenen  Bestimmungen  zu  gewähren. 

Da  ferner  die  A.  C.  0.  v.  27.  Apr.  1816  sub  2  die  Zahlung  eines  2  oder 
3monatl.  Gnadengehalts  an  Hinterbliebene  von  Beamten,  welche  nicht  in 
collegialischen  Verhältnissen  stehen,  dann  gestattet^  wenn  die  Uebertragnng 
der  Stelle  des  Verstorbnen  ohne  besondern  Kostenaufwand  für  die  Staats- 
casse  erfolgen  kann,  so  finde  ich  kein  Bedenken,  das  K.  Prov.  Schulcoll.  n 
ermächtigen,  in  Fällen,  wo  die  Verbältnisse  die  unentgeltliche  Uebertragnng 
einer  durch  den  Tod  ihres  Inhabers  erledigten  Lehrstelle  nicht  gestatten, 
dennoch  den  Hinterbliebenen  ein  2  oder  3monatl.  Gnadengehalt  dann  zn 
gewähren,  wenn  die  Anstalt  hiezu  hinreichende  eigene  Mittel  besitzt '' 

Min.  Verf.  v.  31.  März  1859:  „Auf  den  Bericht  v.  —  erwiedre  ich 
dem  K.  Prov.  Schulcoll. ,  dafs  es  keinem  Bedenken  unterliegt,  der  Wittwe 
des  Seminarlehres  N.  neben  dem  Sterbemonat  das  Gnadenquartal  zu  gewahren. 
Die  A.  C.  0.  V.  27.  Apr.  1816  ist  eine  allgemeine  Anordnung  für  alle  Staats- 
diener, und  der  Schlufssatz  derselben,  welcher  die  Geistlichen  und  Schol- 
lehrer  ausschliefst,  hat  lediglich  den  Zweck,  diesen  Kategorien  von  Beamten 
diejenigen  gröfseren  Vortheile  zu  erhalten ,  welche  ihnen  etwa  bereits  nach 
anderweiten  gesetzlichen  oder  statutarischen  Normen  zustanden.  Wo  diese 
Voraussetzung  nicht  zutrifft,  finden  die  Bestimmungen  der  A.  G.  0.  v.  27.  Apr. 
1816  Anwendung. 
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Da  nach  Inhalt  des  Berichts  die  Vertretung  des  Lehrers  N.  besondere 
Kosten  nicht  verursacht  hat ,  so  ist  gemäfs  Nr.  1  der  gedachten  A.  0.  der 
Wittwe  desselben  der  auf  —  berechnete  2  monatliche  Gehaltsbetrag  nach- 
träglieh zu  zahlen.*' 

Die  Hinterbliebenen  eines  während  der  Amtsuspension  verstorbnen 
Beamten  erhalten  während  der  Onadenmonate  das  volle  Einkommen 
der  Stelle. 

C.  Verf.  des  Justizmin.  (der  sich  der  Min.  des  Innern  durch  C.  Verf. 
V.  28.  Juli  1841  anschliefst)  v.  26.  Mai  1841:  „Bei  Auslegung  der  in  der 
C.  Verf.  V.  26.  Novb.  1832,  IV.  2  getroffnen  Bestimmung  ist  der  Zweifel  ent- 
standen, ob  den  Hinterbliebenen  eines  etatsmäfsigen  Beamten,  welcher  zur 
Untersuchung  gezogen,  vom  Amt  suspendirt  und  in  erster  Instanz  zur  Amts- 
entsetzung verurtheilt  worden,  jedoch  vor  Abfassung  des  Erkenntnisses 
zweiter  Instanz  verstorben  ist,  das  Gehalt  des  Sterbemonats  oder  Sterbe- 
qnartals  und  das  Gnadengehalt  ausgezahlt  werden  dürfe. 

Da  in  der  A.  C.  0.  v.  27.  Apr.  1816  das  Gehalt  für  das  Sterbe-  und 
Gnadenquartal  den  Hinterbliebenen  der  Beamten  ohne  weitre  Beschrän- 
kung bewilligt  ist,  die  Eigenschaft  des  Beamten  aber  nur  durch  die  wirk- 
lich erfolgte  Entlassung  oder  durch  die  in  einem  rechtskräftig  gewordnen 
Erkenntnils  ausgesprochne  Amtsentsetzung  verloren  geht,  so  wird,  in  Uebor- 
einstimmung  mit  der  K.  0. Rechnungskammer,  hiedurch  bestimmt,  dafs  der 
Anspruch  auf  das  Gehalt  des  Sterbemonats  oder  Sterbcquartals  und  auf  das 
Gnadengehalt  den  Hinterbliebenen  eines  suspendirten  Beamten  überhaupt 
in  allen  Fällen  zusteht,  wenn  nicht  der  Verstorbne  durch  ein  schon  während 
seines  I/cbens  rechtskräftig  gewordnes  Erkenntnifs  seines  Amts  entsetzt 
worden  war.  Was  die  Höhe  des  den  Hinterbliebenen  zustehenden  Dienstein- 
kommens betrifft,  so  ist  in  Erwägung  gezogen  worden,  dafs  mit  dem  Tode 
des  Beamten  die  Folgen  seiner  Schuld  aufhören,  und  dafs  daher  auch  die 
einem  suspendirten  Beamten  zur  Last  fallenden  Vertretungskosten  den  Hinter- 
bliebenen desselben  nicht  aufzuerlegen  sind. 

Demgemäfs  wird,  gleichfalls  in  Uebereinstimmung  mit  der  K.  0.  Rech- 
nnngskammer,  die  im  Eingang  dieser  Verf.  erwähnte  G.  Verf.  v.  26.  Novb. 
1832  hiedurch  dahin  modificirt,  dafs  die  Hinterbliebenen  eines  während  der 
Amtsuspension  verstorbnen  Beamten 

1.  für  den  Sterbe monat  nur  dasjenige  Einkommen  erhalten,  welches 
der  Verstorbne  während  der  Suspension  selbst  bezogen  hat;  dafs  ihnen  aber 
2.  für  die  aufser  dem  Sterbemonat  zulässigen  Gnadenmonate  und  zwar  ohne 
Unterschied,  ob  letztere  mit  dem  Sterbequartal  ganz  oder  theilweise  zusammen- 
fallen oder  nicht,  das  volle  Einkommen  der  Stelle,  wie  der  Verstorbne  solches 
vor  seiner  Amtsuspension  bezogen  hatte,  also  in  derselben  Art  wie  die 
Hinterbliebenen  anderer  Beamten  gleicher  Kategorie,  und  ohne  Abzug  für 
etwanige  Vertretungskosten,  zu  gewähren  ist." 

Die  nach  dem  Tode  der  Pensionaire  und  Wartegeldempfänger  ein- 
zusendenden Todtenscheine  sind  unentgeltlich  auszustellen. 

C.Verf.  des  Finanzmin.  u.  des  Min.  d.  ^eistl.  etc.  Anglgh.  v.  18. 
März  1862:  „Die  K.  0. Rechnungskammer  hat  im  §.  18  der  Vorschriften  zur 
Anfertigung  und  Justification  der  von  den  Regierungs-Hauptcassen  abzulegen- 
den Civil-Pensions-  und  Wartegelderrechnungen  v.  1.  März  1844  bestimmt,  dafs 
die  Abgänge,  wenn  der  Tod  des  Empfängers  dieselben  herbeigeführt  hat, 
durch  die  Todtenscheine  nebst  den  sonst  noch  erforderl.  Justificatorlen  nach- 
zuweisen sind.  Die  Beibringung  dieser  Atteste  ist  lediglich  im  fiscalischen 
Interesse  und  zu  dem  Zweck  erforderlich,  den  revidirenden  Behörden  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  der  Pensionair,  resp.  Wartegeldempfänger, 
wirklich  bis  zu  dem  angegebnen  Zeitpunct  gelebt  hat.  Die  Pfarrer  haben 
daher  die  qu.  Todtenscheine  von  Amtswegen  unentgeltlich  auszustellen. 
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wie  dies  in  Betreff  der  MiHUir-Invalidenpensionen  bereits  Im  S.  18  der  nnterm 
8.  Mai  1810  Ton  der  4.  Division  des  K.  Militair-Oekonomiedq[Murtements  e^ 
lafimen  Instruction ,  resp.  durch  die  Verff.  der  Section  für  den  Onltos  im  K. 
Ministerium  des  Innern  y.  20.  Novb.  1809,  resp.  11.  Juni  1811,  yorgeechriebea 
ist.  Aus  Veranlassung  eines  Specialfalls  ersuchen  wir  das  K.  0.  Praesidium 
ergebenst,  hienach  das  Weitre  an  die  K.  Regierungen  der  Provinz  gef.  zu 
verfügen,  nnd  soweit  nöthig  auch  mit  den  kathol.  geistlichen  Behöben  In 
geeignete  Gommunication  zu  treten.*' 

2.    Beitritt  zur  Allgm.  Wittwen-Verpflegungaanstalt 

Jeder  Lehrer,  welcher  nach  seiner  definitiven  Anstellimg  sich  ver- 
heiratheti  ist  verpflichtet,  seine  Ehefran  in  die  Allgm.  Wittwen- 
Verpflegungsanstalt  einzukaufen.  Die  für  die  Anfiiahme  in  dieselbe 
mafsgebenden  Vorschriften  sind  in  dem  Patent  v.  28.  Dcb.  1775  und 
dem  dasselbe  wesentlich  nmXndemden  Gesetz  v.  17.  Mai  1856  ent- 
halten. *  Sämmtliche  hienach  geltenden  Bestimmungen  hat  die  Generai- 
direction  der  Allgm.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  in  einer  Bdcannt- 
machung  vom  29.  Jan.  1859  und  in  den  jedem  Receptionschein  bei- 
gegebenen Bemerkungen  zusammengefafst.  Das  Patent  y.  28.  Dcb.  1775 
ist,  soweit  es  für  die  vor  dem  1.  Apr.  1831,  resp.  1.  Octb.  1856  einge- 
kauften Ehefrauen  Bezug  hat,  im  Nachfolgenden  gehörigen  Orts  ein- 
gefügt. 

Gesetz  v.  17.  Mai  1856,  betreffend  einige  Abändemngen  des  Patents 
über  die  Errichtung  der  Allg^.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  v.  28.  Dcb.  1775: 

„Wir  Friedrich  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Prenfsen  etc.  etc., 
verordnen  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtags  Unsrer  Monarchie 
was  folgt: 

§.  1.  Von  dem  nächsten  Receptionstermin ,  dem  1.  Octb.  1856,  ab,  und 
diesen  mit  eingeschlossen,  kommen  bei  der  Aufnahme  neuer  Interessenten 
in  die  Allgm.  Wittwen-Verpflegungsanstalt  in  Ansehung  der  nach  der  C.  0. 
V.  27.  Febr.  1831  (G.  S.  p.  3)  und  6.  Juli  1838  (G.  S.  p.  378)  zum  Eintritt  ver- 
pflichteten, resp.  berechtigten,  Staatsbeamten  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

a)  der  von  den  neuen  Interessenten  zur  Gasse  der  Anstalt  zu  entrich- 
tende, nach  Verschiedenheit  des  Alters  zur  Zeit  der  Reception  und  nach 
dem  Betrag  der  künftig  zu  gewährenden  Pension  bestimmte  jährliche  Ver- 
sicherungsbeitrag wird  nach  Mafsgabe  des  angeschlofsnen  Tarifs  festgestellt; 

b)  die  Berechnung  und  Verzinsung  eines  besondern  Antrittsgeldes,  die 
Entrichtung  von  Retardatszinsen  für  den  Fall  des  später  als  ein  Jahr  nach 
Eingehung  der  Ehe  erfolgenden  Beitritts  und  die  Einbehaltung  der  ersten 
beiden  halbjährl.  Pensionsraten  (Carenzjahr)  findet  nicht  weiter  Statt; 

c)  die  neuen  Interessenten  müssen  3  volle  Jahre  nach  dem  Receptions- 
termin leben,  wenn  ihre  Wittwen  die  ihnen  versicherte  ganze  jährliche 
Pension  erhalten  sollen,  und  erhält  die  Wittwe  gar  keine  Pension,  wenn  der 
Mann  während  des  ersten  Jahrs  nach  dem  Receptionstag  stirbt,  und  resp. 
Vs  oder  y.  der  ihr  versicherten  jährlichen  Pension,  wenn  der  Mann  während 
des  zweiten  oder  dritten  Jahrs  nach  dem  Receptionstag  stirbt; 

d)  die  jährlichen  Versicherungsbeiträge  sowie  demnächst  die  ent- 
sprechenden Pensionen  werden  in  preufsischem  Silbergeld  nach  den  Werthen, 
welche  durch  das  Gesetz  über  die  Münzverfassung  v.  30.  Sptb.  1821  bestimmt 
worden  sind,  berechnet  und  gezahlt; 

e)  die  Bestimmungen  der  §§.17—21  und  der  §§.23  —  25  des  Patents 
über  die  Errichtung  der  Allgm.  Wittwen-Verpflegungsanstalt  v.  28.  Dcb.  1775, 
das  Publicandum  der  Generaldirection  der  Wittwen-Verpflegungsanstalt  v. 
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S5.  M«  17%,  sowie  die  seitdem  dazn  ergangenen  sonstigen  ergänzenden  und 
erläuternden  Bestimmungen  treten  au(ser  Anwendung. 

§.  2.  Diejenigen  Interessenten,  welche  eine  bereits  versicherte  Wittwen- 
Pension  erhöhen,  werden  in  Absicht  dieser  Erhöhung  als  neu  eintretende 
Mitglieder  betrachtet. 

§.  8.  Im  übrigen  verbleibt  es  aneh  hinsichtl.  der  Rechte  und  Pflichten 
der  neuen  vom  1.  Octb.  1856  aufgenommenen  Interessenten  bei  den  Bestim- 
mungen des  Patents  v.  28.  Dcb.  1775  und  bei  den  zu  demselben  seitdem  er- 
gangenen abändernden,  ergänzenden  und  erläuternden  Bestimmungen.  Auch 
sollen  in  Ansehung  der  bereits  recipirten  Mitglieder  die  einmal  eingegangenen, 
in  ihren  Receptionscheinen  ausgedrückten  Bedingungen  unverändert  bleiben 
und  unverbrüchlich  gehalten  werden. 

§.  4.  Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauf- 
tragt.« - 

Bekanntmachung  der  Generaldirection,  die  Bedingungen  zur 
Aufnahme  in  die  Allgm.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  betreffend,  v.  29.  Jan. 
1859: 

L  „Es  können  in  die  K.  Preufs.  Allgm.  Wittwen -Verpflegungsanstalt 
nach  den  bestehenden  Bestimmungen  nur  aufgenommen  werden  (und  zwar 
auch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafe  nicht  etwa  Gesundheits-  oder  Alters- 
verhältnisse obwalten,  die  nach  den  §§.  3  und  4  unsers  Reglements  über- 
haupt gänzlich  von  der  Reception  ausschliefsen) : 

Diejenigen  im  unmittelbaren  Staatsdienst  angestellten  Civilbeamten, 
welche  nach  dem  Pensionsreglm.  v.  80.  Apr.  1825  pensionsberechtigt  sind  und 
daher  zum  Pensionsfonds  beitragen,  jedoch  mit  der  Mafsgabe,  dafs  diejenigen 
unter  ihnen,  deren  fizirtes  Diensteinkommen  die  Summe  von  250  Thlr.  nicht 
übersteigt,  höchstens  eine  Wittwenpension  von  50  Thlr.  versichern  dürfen; 

die  an  Gymnasien  und  diesen  gleich  zu  achtenden  Anstalten,  an  Schul- 
lehrersem inarien,  sowie  an  höheren  und  an  allgemeinen  Stadtschulen  ange- 
stellten wirklichen  Lehrer,  nicht  aber  auch  die  Hülfslehrer  solcher  Anstalten 
und  die  Lehrer  an  solchen  Ciaseen  derselben,  welche  als  eigentliche  Elemen- 
tarclassen  nur  die  Stelle  der  mit  jenen  höheren  Unterrichtsanstalten  verbun- 
denen Elementarschulen  ersetzen. 

Unbedingter  Ausschlufs. 
§.  3.  Dergleichen  gänzlich  ausgeschlossene  Personen  sind: 
a)  Männer  über  60  Jahre; 

c)  Männer,  welche  mit  Schwindsucht,  Wassersucht,  oder  einem  andern 
morbo  chronieo  behaftet  sind,  der  einen  nahen  Tod  betürchten  läfst. 

Bedingter  Ausschlufs. 

Männer  von  45  bis  50  Jahren  exclusive,  wenn  sie  über  29  Jahre  älter 
sind  als  ihre  Frauen. 

Männer  von  50  bis  55  Jahren  exdusive,  wenn  sie  über  24  Jahre  älter 
sind  als  ihre  Frauen. 

Männer  von  55  bis  60  Jahren  exclusive,  wenn  sie  über  19  Jahre  älter 
sind  als  ihre  Frauen. 

Männer  von  60  Jahren,  wenn  sie  über  14  Jahre  älter  sind  als  ihre 
Frauen. 

Wer  nun  hienach  der  E.  prenls.  Allg^.  Wittwen -Verpflegungsanstalt 
beitreten  will,  hat  vorzulegen: 

a)  ein  Attest  seiner  vorgesetzten  Behörde,  dafs  er  zu  einer  der  ge- 
nannten Glassen  gehöre,  also  zu  I.  a.  ausdrücklich  darüber,  dafs  er  ein  pen- 
sionsbeitragspflichtiges Gehalt  und  eventl.  zu  welchem  jährl.  Betrag  beziehe, 
SU  I.  d.  dagegen  darüber,  dafs  er  zu  den  nach  der  A.  G.  0.  v.  17.  Apr.  1820 
leoeptionsahigen  Lehrern  gehöre. 
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Heirathsconsense  können  nar  dann  die  Stelle  aolcber  Atteste  vertreteii, 
wenn  in  denselben  das  Verbal tnifs  des  Beamten  oder  Lehrers,  welches  ihn 
nach  den  obigen  Bestimmungen  zar  Aufnahme  in  unsre  Anstalt  berechtizt, 
besonders  und  bestimmt  aus^drückt,  auch  eventl.  das  pensionsbeitragspflicii- 
tigo  Dicnstcin kommen  des  Beamten  ad  I.  a.  angegeben  ist.  Versichemngen, 
welche  die  Recipienden  selbst  über  ihre  Stellung  abgeben ,  oder  eio&che 
Bescheinigungen  einzelner  Behörden :  „dals  N.  N.  berechtigt  oder  verpflichtet 
sei,  der  K.  Allgm.  Wittwen-Verpflegungsanstalt  beizutreten*',  können  uns  nie- 
mals genügen,  da  wir  diese  Berechtigung  oder  Verpflichtung  auf  eigne  Ver- 
antwortung selbst  zu  prüfen  haben. 

b)  Förmliche  Geburtsatteste  beider  Gatten  und  einen  CopulationseheiiL 
Die  in  diesen  Documenten  vorkommenden  Zahlen  müssen  mit  Bnchstabea 
ausgeschrieben  sein  und  die  Vor-  und  Zunamen  beider  Eheleute  in  den  Ge- 
burtscheinen müssen  mit  den  Angaben  des  Gopulationscheins  so  gentn 
übereinstimmen,  dafs  die  Identität  der  Personen  durchaus  keinem  Zweifel 
nntcrliegt,  der  sonst  anderweitig  auf  glaubhafte  Weise  zu  heben  sein  würde. 
Blofse  Taufscheine  ohne  bestimmte  Angabe  der  Geburtszeit  sind  ungenügend; 
sind  aber  solche  Angaben  im  Copulationschein  vorhanden,  so  können  sie 
als  Ersatz  etwa  fehlender  besonderer  Gebnrtsatteste  nur  dann  gelten»  wenn 
die  Trauung  in  derselben  Kirche  erfolgt  ist,  in  welcher  die  Taufe  Tollzogea 
wurde,  und  wenn  die  Copulations-  und  Geburtsangaben  ausdrücklich  anf 
Grund  der  Kirchenbücher  einer  und  derselben  Kirche  gemacht  werden. 
Sollte  in  besonderen  Fällen  es  nicht  möglich  sein,  einen  Geburtsebein  za 
erhalten,  und  diese  Unmöglichkeit  bescheinigt  oder  wenigstens  wahrscheinlich 
gemacht  werden,  so  muls  das  Alter  durch  gültige  Atteste  seit  der  Zeit  der 
Gonfirmation,  durch  glaubwürdige  Bescheinigung  der  Eltern  oder  Taufzengen, 
durch  gerichtliche  Vormundsohaftsbestellungen,  worin  das  Alter  der  au&a- 
nehmenden  Eheleute  angeführt  wird,  durch  Documente,  welche  geraume 
ZiCit  vor  beantragter  Keception  im  Druck  erschienen  sind,  oder  sonst  durch 
andere,  allenfalls  durch  das  suppletorium  zu  bekräftigende  Mittel  erweislieb 
gemacht  werden.  Einer  gerichtlichen  Beglaubigung  der  KirchenzeugnisM 
bedarf  es  nicht  mehr;  wohl  aber  mufs  der  Unterschrift  des  Ausstellers  das 
Kirchensicgel  deutlich  beigedruckt  sein.  Auch  sind  die  Documente  Stempel' 
frei;  den  Predigern  aber  ist  es  nachgelassen,  für  Ausfertigung  eines  jeden 
solcher  Zeugnisse  kirchliche  Gebühren,  jedoch  höchstens  im  Betrag  von 
7  Sgr.  6  Pf.,  zu  fordern.  Da  die  Kirchenzeugnisse  bis  nach  Beendigung  der 
Mitgliedschaft  bei  unseren  Acten  verbleiben  müssen,  so  ist  denjenigen  Re- 
cipienden, die  sie  etwa  auf  Stcmpelpapier  einreichen,  und  also  später  auch 
zu  anderen  Zwecken  als  zum  Einkauf  in  unsre  Anstalt  benutzen  können, 
ganz  besonders  anzurathen,  von  vorn-  herein  und  zu  unseren  Acten  nicht  die 
Originalicn,  sondern  stempelfreio  beglaubigte  Abschriften  zugehen  zu  lassen, 
jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Vermerk  des  vidimirenden  Beamten,  dafs  den 
Originalicn  die  Kirchensicgel  beigedruckt  seien.  Jedenfalls  besitzen  wir  keine 
Arbeitskräfte,  um  später  auf  Verlangen  einzelner  Interessenten  beglaubigte 
Abschriften  der  bei  unseren  Acten, beruhenden  Atteste  ertheilon  zu  können. 

c)  Ein  ärztliches,  ebenfalls  sfempelfreies  Attest  in  folgender  Fassung: 
„Ich  (der  Arzt)  versichre  hiedurch  auf  meine  Pflicht  und  an  Eidesstatt, 
dafs  nach  meiner  besten  Wissenschaft,  H.  N.  weder  mit  der  Schwindsucht, 
Wassersucht,  noch  einer  andern  chronischen  Krankheit,  die  ein  baldiges 
Absterben  befürchten  Heise,  behaftet,  auch  überhaupt  nicht  krank,  noch  bett- 
lägerig, sondern  gesund,  nach  Verhältnifs  seines  Alters  bei  Kräften  und  fähig 
ist,  seine  Geschäfte  zu  verrichten."  Dieses  Attest  des  Arztes  mufs  von 
4  Mitgliedern  unsrer  Anstalt,  oder,  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  von 
4  anderen  bekannten  redlichen  Männern  dahin  bekräftigt  werden :  „da(s  ihnen 
der  Aufzunehmende  bekannt  sei  und  sie  das  Gegentheil  von  dem,  was  der 
Arzt  attestirt  habe,  nicht  wissen."  Wohnt  der  fiäcipiend  aufscrhalb  Berlins, 
so  ist  noch  aufserdem  ein  Certificat  hinzuzufügen,  dahin  lautend,  dafs  sowohl 
der  Arzt  als  die  4  Zeugen  das  Attest  eigenhändig  unterschrieben  haben. 
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anoh  keiner  Ton  ihnen  ein  Vater,  Brader,  Sohn,  Schwiegersohn  oder  Schwager 
des  Aufzunehmenden  oder  der  Frau  desselben  sei."  Dieses  Certificat  darf 
nur  Ton  Notar  und  Zeugen,  von  einem  Gericht  oder  von  der  Ortspolizei be- 
liörde  ertheilt  werden.  Das  ärztliche  Attest  selbst  können  wir  nur  von  einem 
approbirten  prakt.  Arzt  oder  von  einem  Kreiswandarzt  annehmen.  Wund- 
ärzte I.  Gl. ,  die  nicht  im  Staatsdienst  angestellt  sind ,  dürfen  drgl.  Atteste 
nur  dann  ausstellen,  wenn  uns  zugleich  von  der  Ortsobrigkeit  bescheinigt 
wird,  dais  an  ihrem  Wohnort  zur  Zeit  ihrer  Niederlassung  daselbst  ein  zum 
Doctor  promovirter  prakt.  Arzt  nicht  ansässig  gewesen.  Das  Attest,  die 
Zeugenaussagen  und  das  Certificat  dürfen  nie  vor  dem  16.  Jan.  oder  16.  Juli 
datirt  sein,  jenaohdem  die  Aufnahme  zum  1.  Apr.  oder  1.  Octb.  erfolgen  soll, 
und  die  oben  vorgeschriebne  Form  bufs  in  allen  Theilen,  Wort  für  Wort, 
ganz  genau  beobachtet  werden. 

III.  Die  Aufnahmetermine  sind,  wie  eben  angedeutet,  der  1.  Apr.  und 
1.  Octb.  eines  jeden  Jahrs.  Wer  also  nach  I.  zur  Reception  berechtigt  oder 
Terpflichtet  ist  und  diese  durch  eine  K.  Regierungs-Haupt-  oder  Instituten- 
casse,  oder  durch  einen  unserer  Commissarien  bewirken  will,  hat  an  dieselben 
seinen  Antrag  und  die  zu  II  genannten  Documente  vor  dem  1.  Apr.  oder 
1.  Oetb.  so  zeitig  einzureichen,  dafs  sie  spätestens  bis  zum  15.  März  oder 
15.  Sptb.  von  dort  aus  bei  uns  eingehen  können.  Anträge,  welche  nicht  bis 
m  diesem  Zeitpunct  gemacht  und  bis  dahin  vollständig  belegt  worden  sind, 
werden  von  den  königl.  Üassen  und  Commissarien  zurflckgewiesen,  und 
können  nur  noch  spätestens  bis  zum  1.  Apr.  oder  1.  Octb.  in  portofreien 
Briefen  unmittelbar  an  uns  selbst  eingesandt  werden.  In  der  Zwischenzeit 
der  vor^chriebenen  Termine  werden  keine  Reoeptionsanträge  angenommen 
und  keine  Aufnahme  vollzogen. 

IV.  Den  zu  II  genannten  Attesten  sind  wo  möglich  gleich  die  ersten 
praenum.  zu  zahlenden  halbjähii.  Beiträge  beizufügen,  die  nach  dem  Tarif 
SU  dem  Gesetz  v.  17.  Mai  1856  sehr  leicht  berechnet  werden  können.  Dieser 
Tarif  ist  im  Verlag  der  hies.  Deckerschen  Geh.  O.Hofbuchdmckerei  er- 
acbienen,  und  ist  also  Jedermann  zugänglich.  Bei  Berechnung  des  Alters 
ist  jedoch  der  §.  ö  unsere  Reglements  zu  beachten,  wonach  einzelne  Monate 
unter  6  gar  nicht,  vollendete  6  Monate  und  darflber  als  ein  ganzes  Jahr 
berechnet  werden.  Stundungen  der  ersten  Beiträge  oder  einzelne  Theilzah- 
hiBgen  zur  Tilgung  derselben  sind  unstatthaft,  und  vor  vollständiger  Ein- 
sendung der  tarifmäßigen  Gelder  und  der  vorgeschriebenen  Atteste  kann 
unter  keinen  Umständen  eine  Reception  bewirkt  werden. 

V.  Was  die  Festsetzung  des  Betrags  der  zu  versichernden  Pension 
betrifft,  so  haben  hierüber  nicht  wir,  sondern  die  den  Recipienden  vorge- 
setzten Dienstbehörden  zu  bestimmen.  Es  kann  daher  hier  nur  im  allge- 
meinen bemerkt  werden,  dafe  nach  den  hohem  Orts  erlassenen  Verordnungen 
die  Pension  mindestens  dem  5.  Theil  des  Diensteinkommens  gleich  sein  mu(s, 
wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  ist,  dals  die  Versicherungen  nur  von 
25  Thlr.  bis  500  Thlr.  inclus.,  immer  mit  25  Thlr.  steigend,  stattfinden  können. 

VL  Bei  späteren  Pensionserhöhungen,  die  jedoch  in  Beziehung  auf  die 
Beiträge,  Probejahre  u.  s.  w.  als  ganz  neue,  nur  von  den  älteren  ganz  unab- 
hängige Versieherungen  und  nur  insofern  mit  diesen  gemeinschaftlich  be- 
traontet  werden,  als  ihr  Gesammtbetrag  die  Summe  von  50  Thlr.,  resp. 
100  Thlr.  und  500  Thlr.,  nicht  übersteigen  darf  (cf.  I.  a.  und  b.),  ist  die  aber- 
malige Beibringung  der  Kirchenzengnisse  nicht  erforderlich,  sondern  nur  die 
Anzeige  der  älteren  Receptionsnumer,  ein  neues  vorschriftsmäfsiges  Gesund- 
heitsattest und,  wenn  die  I.  a.  und  b.  bezeichneten  Grenzen  überschritten 
werden  sollen,  ein  amtliches  Attest  über  die  veränderte  Stellung  und  Besol- 
dung, sowie  über  die  etwa  erlangte  Pensionsberechtigung.  Auch  die  Be- 
träge der  Erhöhungen  müssen  wie  die  ersten  Versicherungen  durch  25  ohne 
Brach  theilbar  sein. 

VIL  Naoh  dem  Gesetz  v.  17.  Mai  1856  werden  nieht  mehr  Goldsummen, 
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sondern  nur  noch  Sammen  in  Silbergeld  versichert,  so  wie  anch  die  halb- 
jährlichen Beiträge  nar  noch  in  Silbergeld  berechnet  werden. 

VIII.  Da  wir  am  Schlufssatz  der  Receptionsdocamente  stets  förmlich 
und  rechtsgültig  über  die  ersten  halbjährl.  Beiträge  quittiren,  so  werden 
besondere  Quittungen  über  dieselben,  wie  sie  sehr  häufig  von  uns  verlangt 
werden,  unter  keinen  Umständen  ertheilt^ 

Lehrer  an  Vorbereitungsohnlen  sind  nicht  berechtigt  snm 
Beitritt  zur  Allgm.  Wittwen-Verpflegungsanstalt. 

Min.  Verf.  v.  5.  Juli  1862:  „Ew.  —  eröflfne  ich  auf  die  Eingabe  v.  — , 
dafs  der  Lehrer  N.  an  der  Vorbereitungschule  des  dortigen  Gymnasiums 
nach  der  A.  G.  0.  v.  17.  Apr.  1820  und  27.  Febr.  1831  zum  Beitritt  zur  Allgm. 
Wittwen-Verpflogungsanstalt  weder  berechtigt  noch  verpflichtet  ist. 

Es  bleibt  ihnen  flberlassen,  durch  Vermittelung  des  K.  Prov.  Schul- 
collegiums  bei  der  K.  Regierung  zu  N.  dahin  zu  wirken ,  dals  der  N.  in  die 
Elementar-Schullehrer-Wittwen-  und  Waisen-Unterstfltzungs- 
anstatt  des  dortigen  Bezirks  aufgenommen  werde.*' 

G.  Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Königsberg  v.  3.  Jan.  1868: 
„Es  ist  neuerdings  der  Fall  vorgekommen,  dafs  die  Wittwe  eines  Gymnasial- 
Elementarlehrers  eine  Pension  aus  der  Schullehrer- Wittwen-  und  Waisen-Unter- 
stützungsanstalt ihres  Bezirks  beansprucht  hat,  aber  aus  dem  Grunde  hat 
abgewiesen  werden  müssen,  weil  ihr  Ehegatte  es  versäumt  hatte,  nach  seiner 
Ansteillung  der  qu.  Anstalt  als  Mitglied  beizutreten. 

Um  derartigen  Fällen  für  die  Folge  vorzubeugen,  veranlassen  wir  Ew.,  — 
darauf  zu  halten,  dafs  die  bei  der  dortigen  Anstalt  angestellten  Elemen- 
tarlehrer ihrer  Verpflichtung  in  Bezug  auf  den  Beitritt  zur  Schullehr er- 
Wittwen-  und  Waisen-Unterstütznngsanstalt  des  Regierungs- 
bezirks rechtzeitig  nachkommen,  damit  ihre  Hinterbliebenen  dereinst  vor 
drückendem  Mangel  geschützt  werden.** 

Wer  vor  der  definitiven  Anstellung  sich  verheirathet  hat,  ist  zur 
nachträglichen  Versicherung  einer  Wittwenpension  nicht  verpflichtet 

G.  0.  V.  2 1.  Octb.  1863:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministerinms  v.  — , 
bestimme  Ich  hiedurch,  dals  diejenigen  Beamten,  welche  nach  den  betrefiL 
allgm.  Verordnungen  bei  ihrer  verheirathung  nicht  verpflichtet  waren,  der 
Allgm.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  beizutreten,  später  zur  nachträglichen 
Versicherung  einer  Wittwenpension  für  ihre  Ehefrauen  nicht  gezwungen 
werden  sollen.** 

Für  Lehrer,  welche  noch  nicht  400  Thlr.  jährl.  Einkommen  haben, 
werden  die  Beiträge  fttr  eine  der  Wittwe  zu  versichernde  Pension  von 
100  Thlr.  aus  Staatscassen  gezahlt. 

C.  0.  V.  10.  Dcb.  1816:  „Auf  Ihren  Antrag  im  Bericht  v.  —  genehmige 
Ich,  dafs  die  Vorschriften  in  Meiner  G.  Ordre  v.  17.  Juli  d.  J.,  Inhalts  deren 
künftig  jedem  Givilofficianten ,  welcher  den  Heirathsconsens  nachsucht,  zur 
Pflicht  gemacht  werden  soll,  eine  bestimmte  Erklärung  abzugeben,  mit  wel- 
cher Summe  er  seine  künftige  Gattin  in  die  Wittwencasse  einkaufen  wolle, 
und  die  von  demselben  zu  entrichtenden  Beiträge  durch  Abzüge  von  dem 
Gehalt  berichtigt  werden  sollen,  auch  auf  die  Geistlichen  und  Schulbeamten, 
jedoch  mit  Ausschlufs  der  niederen  Kirchenbendienten  und  der  Lehrer  bei  den 
Elementarschulen  angewendet  werden. 

Sollten  die  Beiträge  solchen  Beamten  in  einem  oder  dem  andern  Fall, 
wegen  des  geringen  Betrags  ihrer  Amtseinkünfte,  zu  schwer  fallen,  so  bin 
Ich  nicht  abgeneigt,  denselben  dabei,  bis  zur  Verbefsrung  ihres  Dienstein- 
kommens, oder  ihrer  sonstigen  Glücksumstände,  für  den  Betrag  mäfsiger, 
bei  der  gedachten  Wittwenanstalt  zu  versichernder  Pensionen,  durch  Zu- 
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BchfiBse  ans  den  Staatscsssen  zu  Hülfe  zu  kommen,  und  will  hfednrch  ah 
Grundsatz  genehmigen,  dafis  für  diejenigen  sich  künftig  verheirathenden 
Geistlichen  und  Schullehrer,  welche  noch  nicht  400  Thlr.  Einkommen  haben, 
die  Beiträge  für  eine  der  Wittwe  zu  versichernde  Pension  von  100  Thlr. 
aus  Staatsoaasen  auf  so  lange  gezahlt  werden  sollen,  bis  ihre  Einnahme  sich 
auf  jenen  Betrag  erhöht.  Ich  sehe  eintretenden  Falls  Ihren  besonderen 
Antiiigen  deshalb  entgegen.** 

C.  0.  V.  17.  Apr.  1820.  „Die  Anwendung  der  C.  0.  v.  10.  Dcb.  1816, 
in  welcher  Ich  den  künftig  sich  verheirathenden  Geistlichen  und  Schullehrem, 
die  noch  nicht  400  Thlr.  Einkommen  haben,  im  Fall  der  Dürftigkeit,  die 
Beiträge  für  eine  der  Wittwe  zu  versichernde  Pension  von  100  Thlr.  aus 
Staatscassen  auf  so  lange  zugesichert  habe,  bis  ihre  Einnahme  auf  diesen 
'  Betrag  sich  erhöht,  bestimme  ich  auf  Ihren  Bericht  vom  8.  d.  M.  dahin: 

dafs  diese  Zusicherung  sich  nicht  auf  K.  Patronatstellen  ausschliefslich 
beschränken,  sondern  auch  den  Privat  -  Patronatstellen  gleichmäfsig  zu 
Statten  kommen  soll,  dals  aber  in  beiden  Fällen  die  Beitr%e  unter  den  in 
der  C.  Ordre  festgesetzten  Einschränkungen  nur  den  im  eigentlichen 
Seelsorgeramt  angestellten  Geistlichen  und  den  an  Gymnasien  und  diesen 
gleichzuachtenden  Anstalten,  an  Schullehrerseminarien,  sowie  an  höheren 
und  an  allgemeinen  Stadtschulen  angestellten  wirklichen  Lehrern  zu  Theil 
werden  können,  indem  nur  diese  Individuen  verpflichtet  sein  sollen,  der 
Wittwencasse  beizutreten,  wogegen  die  Hülfslehrer  solcher  Anstalten  und 
die  Lehrer  an  solchen  Classen  derselben,  die,  als  eigentliche  Elementar- 
classen,  nur  die  Stelle  der  mit  jener  höhern  Unterrichtsanstalt  verbundnen 
Elementarschule  ersetzen,  zu  dem  Beitritt  bei  der  Wittwencasse  nicht  ver- 
pflichtet, aber  auch  von  obiger  Begünstigung  ausgeschlossen  sind. 

Ich  autorisire  Sie,  den  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  hienach 
ohne  weitere  specielle  Anträge,  jedoch  nach  vorheriger  jedesmaliger  Einigung 
mit  der  Generalcontrole,  die  Beiträge  auf  das  für  die  Verwaltung  Ihres  De- 
partements jährlich  ausgesetzte  Dispositionsquantum  anzuweisen.^ 

C.  Verf.  des  Prov.  Schulcoll.  zu  Berlin  v.  9.  März  1864:  pNach 
der  A.  C.  0.  v.  17.  Apr.  1820  sind  die  an  Gymnasien  und  diesen  gleichzu- 
achtenden  Anstalten,  an  Schullehrerseminarien,  sowie  an  höheren  und  allge- 
meine Stadtschulen  angestellten  wirklichen  Lehrer  verpflichtet,  sobald  sie 
sich  verheirathen,  der  Allgm.  Wittwencasi^  beizutreten  und  ihrer  Ehe- 
frau eine  Wittwenpension  von  wenigstens  \  ihres  Besoldungsbetrags  zu 
sichern,  wobei  denjenigen  Lehrern,  deren  Einkommen  noch  nicht  400  Thlr. 
beträgt,  auf  so  lange  bis  ihr  Einkommen  diesen  Betrag  erreicht,  die  Zahlung 
der  Beiträge  für  eine  der  Wittwe  zu  versichernde  Pension  von  100  Thlr. 
aas  der  Staatscasse  durch  die  A.  G.  0.  v.  10.  Dcb.  1816  bewilligt  ist.  Da- 
gegen sind  die  Hülfslehrer  an  den  gedachten  Anstalten  und  die  Lehrer  an 
Jgolohen  Classen  derselben,  welche  als  eigentliche  Elementarclassen  nur  die 
«kelle  der  mit  höheren  Unterrichtsanstalten  verbundenen  Elementarschulen 
ersetzen,  zu  dem  Beitritt  zur  Allgm.  Wittwencasse  nicht  verpflichtet,  aber 
auch  von  obiger  Begünstigung  ausgeschlossen. 

Durch  die  A.  C.  0.  v.  17.  Febr.  18B1  ist  sodann  verordnet,  dals  nur  die 
zum  Beitritt  verpflichteten  Beamten  in  die  Allgm.  Wittwencasse  aufgenommen 
werden  dürfen. 

Hienach  und  nach  der  Vorschrift  des  §.  70  des  Anhangs  zum  A.  L.  B. 
Th.  II  Tit  1  §.  146  haben  die  an  den  obenbezeichneten  Unterrichtsan- 
sülten  angestellten  ordentlichen  Lehrer,  welche  sich  verheirathen  wollen, 
bei  dem  H.  0. Praesidenten  der  Provinz,  unter  Abgabe  der  Erklärung, 
dafii  sie  aich  verpflichten,  ihrer  künftigen  Ehefrau,  deren  Name  genau  anzu- 
geben ist,  eine  Pension  von  wenigstens  V,  ihres  Amtseinkommens  bei  der 
Allgm.  Wittwencasse  zu  sichern,  die  Bescheinigung,  dafs  sie  zu  den  re- 
ceptionsf&higen  Beamten  gehören,  nachzusuchen,  und  demnächst  den  Nach- 

21 


322 

weis  des  Beitritts  zar  Allgm.  Wittwencasse  durch  Voriegang  des  Beceptions- 
Bcheins  zu  ftthren. 

Von  denjenigen  Lehrern  aber,  welche  sich  schon  vor  ihrer  Anstellung 
als  ordentliche  Lehrer  verheirathet  haben,  darf  erwartet  werden,  dafo  sie  im 
Interesse  ihrer  Angehörigen  es  nicht  Terabsänmen  werden,  nachdem  sie  durch 
diese  Anstellung  receptionsfähig  geworden,  die  Versicherung  ihrer  Ehefrau 
bei  der  Allgm.  Wittwencüisse  nachträglich  zu  bewirken. 

£w.  —  Teranlassen  wir,  die  bei  der  unter  Ihrer  Leitung  stehenden 
Unterrichtsanstait  angestellten  Lehrer  auf  diese  Vorschriften  aufiaerksam  zu 
machen,  und  namentlich  diejenigen  Lehrer,  auf  welche  der  zuletzt  gedachte 
Fall  Anwendung  finden  sollte,  aufzufordern,  ihren  Beitritt  zur  Allgm.  Witt- 
wencasse  zu  bewirken  .** 

G.  Verf.  V.  25.  Octb.  1858:  „Denjenigen  Geistlichen  und  Lehrern 
höherer  Schulanstalten,  deren  Einkommen  nicht  400  Thlr.  jährlich  beträgt, 
und  welche  eignes  Vermögen  nicht  besitzen ,  wurden  bisher  auf  Grund  des 
A.  £.  V.  10.  Dcb.  1816  und  17.  Apr.  1820  die  Beiträge  für  eine  ihren  Ehe- 
frauen zu  versichernde  Wittwenpension  von  100  Thlr.  jährlich  aus  Gentral- 
fonds  erstattet ;  wogegen  sie  die  Zinsen  für  die  statt  des  Antrittsgeldes  ein- 
zulegenden Wechsel  aus  eigenen  Mitteln  berichtigen  mufsten. 

Durch  das  Gesetz  v.  17.  Mai  1856,  betreffend  einige  Abänderungen  des 
Patents  v.  28.  Dcb.  1775  ttber  die  Errichtung  der  Allgm.  Wittwen- Verpflegungs- 
anstalt, ist  die  Bestimmung  wegen  Einzahlung  eines  Antrittsgeldea,  resp. 
Verzinsung  desselben,  aufgehoben,  und  dagegen  der  zu  entrichtende  Jahres- 
beitrag erhöht  worden.  Es  würde  sonach  eine  ungleichmäßige,  der  Billig- 
keit nicht  entsprechende  Behandlung  der  betheiligten  älteren  und  neueren 
Mitglieder  der  Wittwenanstalt  eintreten,  wenn  den  letzteren  die  nach  dem 
eben  erwähnten  Gesetz  zu  entrichtenden  reglementsmälsigen  Beiträge  voll 
vergütet,  von  den  ersteren  aber,  wie  bisher,  die  Wechselzinsen  aus  eigenen 
Mitteln  gezahlt  werden  sollten.  Zur  Beseitigung  dieser  Ungleichheit  habe 
ich  beschlossen,  bei  der  von  jetzt  ab  eintretenden  Feststellung  der  zu  er- 
stattenden Beiträge  an  die  nach  dem  Gesetz  v.  17.  Mai  1856  eingekauften 
Mitglieder  den  Betrag  der  Wechselzinsen  ^  welche  bis  zum  50.  Jahr  des 
Mannes  sich  auf  8  Thlr.  belaufen  und  nur  m  den  höheren  Alterstufen  etwas 
steigen ,  durchweg  mit  8  Thlr.  in  Abzug  zu  bringen ,  dagegen  das  Goldagio 
aulser  Ansatz  zu  lassen,  weil  Pensionen  und  Beiträge  nach  dem  gedachten 
Gesetz  nur  in  Silbergeld  gezahlt  werden.  Nach  diesem  Grundsatz  würden 
daher,  wenn  der  Beitrag  26  Thlr.  jährlich  beträgt,  nach  Abzug  von  8  Thlr. 
noch  18  Thlr.  zu  erstatten  sein.^ 

Min.  Verf.  v.  1.  Octb.  1867:  „Auf  den  Bericht  v.  —  eröffne  ich  dem 
K.  Prov.  Schulcoll. ,  dafs  es  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  nicht  in- 
lässig  ist,  Geistlichen  und  Lehrern,  welche  vor  ihrer  erfolgten  Emeritimng 
einen  Anspruch  auf  die  Erstattung  der  Wittwencassenbeitr^  «für  die  ihren 
Ehefrauen  bei  der  Allgm.  Witt  wen -Verpflegungsanstalt  ver^cherte  Pension 
nicht  gehabt  haben,  diese  Beiträge,  wenn  sie  mit  einer  Pension  von  weniger 
als  400  Thlr.  pensionirt  werden,  später  zu  erstatten.*' 

G.  Verf.  V.  20.  Septb.  1835:  „Im  Einverständnils  und  mit  Zustimmung 
des  unterzeichneten  Ministerii  wird  die  K.  Generaldirection  der  AUgm. 
Wittwen- Verpflegungsanstalt  hinfUro  in  allen  Fällen,  wo  Geistliche  und  Lehrer 
mit  Wittwencassenbeiträgen  im  Rückstand  verbleiben,  zum  Zweck  der  Her- 
beiführung deren  ungesäumter  nachträglicher  Berichtigung  nicht  mehr  wie 
bisher  an  das  Ministerium  sich  wenden,  sondern  zur  wünschenswerthen  mög- 
lichsten Abkürzung  des  Geschäftsganges  und  schnellem  Förderung  der 
Sache  unmittelbar  mit  der  betreff.  K.  Regierung  deshalb  in  Commnnication 
treten,  und  derselben  das  Erforderliche  hierüber  mittheilen. 

Indem  das  Min.  die  K.  Regierung  hievon  benachrichtigt,  fordert  es  die- 
selbe zugleich  auf^  demgemäfs  die  Erledigung  diesfälliger  Requisitionen  der 
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K.  GenMttldireotioD  der  AlIgm.Wittwen*yerpflegang8anstalt  sobald  als  thunlich 
IQ  bewirken." 

Im  gerichil.  Gehalts-  oder  PenBionsabsagsverfahren  kommen  bei 
Festatelinng  des  absBugsfÜhigen  Theils  die  WittwencasBenbeitrSge  vom 
Oehalt  oder  von  der  Fension  vorweg  in  Absag  (C.  0.  v.  29.  Mai  1834: 
G.  8.  p.  70.  8.  oben  p. . 


Den  BeceptionBcheinen  sind  folgende  Bemerkangen  beigefügt: 

„1.  Der  in  dem  Beceptionschein  bestimmte  Beitrag  ist  haibjährl.  prae- 
num.,  und  zwar  am  1.  Apr.  für  die  Monate  April  bis  September,  und  am 
1.  Octb.  ffir  die  Monate  October  bis  März  föllig.  2.  Wird  die  Beitrags- 
zahlung fiSr  einen  Termin  versäumt,  so  erhöht  sich  für  diesen  Termin  die 
dem  betreff.  Mitglied  obliegend^  Beitragszahlung  auf  den  doppelten  Betrag, 
so  daft  es  auf  den  nächsten  Termin  den  solchergestalt  erhöhten  Beitrag  und 
den  wieder  fällig  gewordnen  dazu,  im  ganzen  also  3  Beiträge,  zu  zahlen 
hat  Bei  Versäumnifs  für  2  Termine  hintereinander  wird  die  Beitragszahlung 
dermafsen  erhöht,  dafo  auf  den  nächsten  (dten)  Termin  der  erste  haibjährl. 
Rückstand  4 fach  und  der  zweite  doppelt,  also  mit  Hinzurechnung  des  von 
nenem  fiUlig  gewordnen  dritten  Beitrags,  im  ganzen  ein  7  facher  Beitrag,  zu 
entrichten  ist  Sobald  aber  der  Beitrag  für  3  Termine  hintereinander  rück- 
ständig ist,  erfolgt  die  Ausschliefsung  des  betreff.  Mitglieds  aus  der  Anstalt, 
womit  dann  die  Frau  desselben  ihr  Recht  auf  die  versicherte  Wittwenpension 
ganz  verliert  8.  Die  Verbindung  des  Mitglieds  mit  der  Anstalt  erlischt 
von  selbst,  sobald  die  Ehe  durch  Tod  des  einen  oder  andern  Gatten,  oder 
durch  gerichtliches  Erkenntnils  getrennt  ist,  welches  der  Generaldirection 
eintretenden  Falls  durch  Einreichung  der  erforderl.  Todtenscheioe,  resp.  Er- 
kenntnisse, sofort  nachzuweisen  ist  —  Ist  ein  Mitglied  verschollen,  so  hat 
die  Frau,  um  ihr  Pensionsrecht  zu  erhalten,  den  Beitrag  nach  den  Bestim- 
mungen der  §§.  1  und  2  regelmälsig  fortzuzahlen,  bis  entweder  der  wirkliche 
Tod  des  Mannes  nachf^ewiesen,  oder  letztrer  durch  gerichtl.  Erkenntnifs  für 
todt  erklärt  worden  ist  4.  Die  durch  richterl.  Erkenntnils  geschiedne 
Ehefrau  eines  Mitglieds  darf,  wenn  sie  nicht  der  böslichen  Verlassung  des 
Mannes  schuldig  erklärt  worden  ist,  die  bisherige  Pensionsversicherung  gegen 
fernere,  den  Bestimmungen  der  §§.  1  und  2  entsprechende  regelmälsige  Zah- 
lung des  haibjährl.  Beitrags  fortsetzen,  oder  dieselbe  bis  auf  eine  beliebige, 
jedoch  durch  die  Zahl  25  ohne  Bruch  theilbare  Rate  ermäfsigen ;  weshalb  sie 
sodann  ihre  bestimmte  Erklärung  abzugeben  hat  5.  Sobald  der  Tod  des 
Mitelieds  erwiesen  ist,  wird  die  Pension  der  hinterbliebnen  Wittwe  nach 
Mafigabe  des  Receptionscheins  und  nach  folgenden  Umständen  festgesetzt: 

Ist  der  Mann  schon  im  ersten  Jahr  der  Mitgliedschaft  gestorben,  so 
erhält  die  Wittwe  nichts;  ist  er  im  zweiten  Jahr  gestorben,  so  erhält  sie  Vi 
der  eingekauften  Pension ;  ist  er  im  dritten  Jahr  gestorben,  so  erhält  sie  V, 
der  eingekauften  Pension,  und  erst  in  dem  Fall,  wenn  der  Mann  im  vierten 
Jahr  ooer  später  gestorben  ist,  wird  der  ganze  Betrag  der  eingekauften 
Pension  bewilligt.  Von  dem  hienach  regulirten  Pensionsbetrag  erfolgt  aber 
nur  die  Hälfte,  wenn  der  Bfann  sich  selbst  entleibt  hat.  —  Wenn  die  wittwe 
sieh  wieder  verheirathet,  behält  sie  die  Hälfte  ihrer  bisherigen  Pension,  so 
lange  als  die  neue  Ehe  dauert,  und  wenn  auch  diese  getrennt  ist,  erwacht 
ihr  Recht  auf  den  ganzen  Betrag  von  neuem.  Ausgenommen  von  dieser 
Wiederherstellung  des  ganzen  Betrags  ist  nur  der  Fall,  wenn  bei  einer  ge- 
riohtlichen  Scheidung  der  neuen  Ehe  die  Frau  für  den  allein  oder  überwiegend 
schuldigen  Tbeil  erklärt  worden  ist,  in  welchem  Fall  es  bis  zum  Tode  des 
geschiednen  Mannes  bei  der  halben  Pension  verbleibt. 

Es  steht  aber  der  wieder  verheiratheten  Wittwe  auch  frei,  sowohl  für 
die  halbe  Pension,  als  für  das  ruhende  Recht  auf  Wiederherstellung  des 
ganzen  Betrags,  mit  Verzicht  auf  beides,  eine  Prämie  zu  wählen;  weshalb  sie 
nch  aber  binnen  3  Monaten  nach  der  Wiederverheirathung  erklären  und  ihre 
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Gesandheit  durch  ein  ärztlicheB  Attest,  wozu  ihr  die  Vorsohrift  mitgetheüt 
werden  wird,  nachweisen  mufs.  In  solchem  Fall  soll  ihr,  wenn  sie  anter 
30  Jahre  alt  ist,  eine  6jährige  ganze  Pension,  wenn  sie  30  bis  40  Jahre 
einschliefsl.  alt  ist,  eine  4 jährige  ganze  Pension,  und  wenn  sie  Aber  40 
Jahre  alt  ist,  eine  3jährige  ganze  Pensiott,  als  Abfindung,  in  halbjähri.  Raten, 
oder,  wenn  sie  es  verlangt  und  sich  die  Zinsen,  zu  4  pCt.  berechnet,  will 
abziehen  lassen ,  in  dem  nächsten  Termin  (§.  6)  auf  einmal  gezahlt  werden. 
Diese  Vergleichsumme  ist  sodann ,  auch  wenn  die  Frau  solche  terminweise 
empfangt,  ihr  völliges  Eigenthum  und  wird,  üedls  sie  während  der  Termine 
stirbt,  ihren  Erben  bezahlt.  Bei  der  Festsetznng  wird  übrigens  das  Alter 
der  Frau  auf  den  nächsten  Termin  {%.  6)  und  dermafsen  zu  ganzen  Jahren 
berechnet,  dafs  einzelne  Monate  unter  6  nicht  berflcksichtigt,  vollendete 
6  Monate  und  darüber  für  ein  ganzes  Jahr  gezählt  werden. 

Hat  die  wieder  verheirathete  Wittwe  aus  ihrer  vorigen  Ehe  leibliche 
Kinder  unter  20  Jahren,  so  erhalten  diese  die  andre  Hälfte  der  Pension  bis 
nach  zurückgelegtem  20.  Jahr  oder  bis  zum  vorherigen  Tode,  so  dafr  der 
Antheil  des  20  Jahre  alt  gewordnen  oder  gestorbnen  Kindes  den  etwa  noch 
übrigen  Kindern  zuwächst  wobei  sich  jedoch  von  selbst  versteht,  dala  auch 
die  Mutter  noch  leben  mufs,  indem  bei  deren  Tode  jede  Pension  aufhört. 
6.  Die  Pension  ist  in  halbjähri.  Raten  am  1.  Apr.  und  1.  Octb.  praenum. 
fällig,  so  dafs  in  dem  auf  den  Todestag  des  Mannes  zunächst  folgenden  Ter- 
min, es  maff  dieser  der  1.  Apr.  oder  der  1.  Octb.  sein,  die  erste  Rate  ver- 
fällt, worauf  mit  der  halbjähri.  Zahlung  so  lange  fortgefiihren  wird,  als  die 
Wittwe  den  Verfalltag  noch  erlebt.  7.  Die  Pension  unterliegt  der  gesets- 
lichen  Verjährung,  so  dafs  eine  Rate,  welche  binnen  4  Jahren  nach  dem 
Verfalltag  nicht  erhoben  worden  ist,  als  veijährt  der  General- Wittwencaase 
verfällt« 

Diejenigen,  welche  vor  dem  1.  Apr.  1831  ihre  Ehefrauen  in  die 
Allgm.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  eingekauft  haben,  waren  sur  Nieder- 
legung entweder  einer  bestimmten  haaren  Summe  (Antrittsgeld)  oder 
verzinslicher  Wechsel  verpflichtet.  Für  diese  haben  folgende  Para- 
graphen des  Patents  v.  28.  Dcb.  1775  noch  Geltung: 

„Zweck  des  Antrittsgeldes.  Dieses  Antrittsgeld,  welches  nach 
den  hienächst  folgenden  Bestimmungen  bei  Trennung  der  Ehen  zurfiok- 
gegeben  wird,  soll  einestheils  der  Gasse  zur  Sicherheit  dienen,  dais  die  ein- 
mal eingeschriebenen  Mitglieder  die  Societät  nicht  aus  Unbeständigkeit  ver- 
lassen, und  dadurch  ihren  Ehefrauen  das  Recht  auf  die  künftige  Wittwen- 
pension  selbst  entziehen,  andemtheils  und  hauptsächlich  aber  werden  die 
Zinsen  davon  sorgfältig  gesammelt,  und  durch  das  interusurinm  vermehrt 
werden,  damit  sie  zu  den  Wittwenpensionen  zu  Hülfe  genommen  werden 
können ;  worauf  auch  schon  bei  der  Berechnung  genaue  Rücksicht  genom- 
men, und  dadurch  die  Praestanda  der  Interessenten  um  ein  ansehnliches 
erleichtert  worden. 

Receptionschein  und  Mortification  desselben.  Und  wie 
es  in  dieser  Absicht  nicht  nur  gleichgültig  ist,  ob  der  Mann  oder  die  Frau, 
oder  ein  Dritter  zum  Besten  der  Frau,  das  Antrittsgeld  erlegt,  sondern  auch 
das  Eigenthum  davon  generaliter  Dem,  der  es  erlegt  hat,  verbleiben  kann, 
so  soll  in  dem  darüber  auszustellenden  Receptionschein,  anfser  der  Summe 
dieses  Antrittsgeldes  und  der  versicherten  Wittwenpension,  auch  der  Name 
Desjenigen,  der  das  Antrittsgeld  bezahlt,  mithin  daran  das  Eigenthumsreoht  hat, 
ezprimirt  werden.  —  Sollte  ein  dergleichen  Receptionschein  verloren  gehen, 
und  davon  Anzeige  einkommen,  so  soll  solches  durch  die  Berliner  Zeitungen 
bekannt  gemacht,  und  wenn  sich  binnen  Jahr  und  Tag  deshalb  Niemand 
meldet,  der  Schein  durch  die  Direction  mortificirt,  dafs  es  geschehen,  eben- 
falls durch  die  Zeitungen  bekannt  gemacht,  und  ein  andrer  Schein  ausge- 
stellt werden. 
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Zurflokzahlang  oder  Verfall  des  Antrittsgeldes.  Wird  hie- 
nichst  die  Ehe  durch  den  natfirliohen  Tod  des  Mannes  oder  der  Frau  ge- 
trennt, 80  empfangt  der  rechtmäfsige  Eigeuthttmer  des  Antrittsffeldes,  es  sei 
Derjenige,  auf  welchen  der  Receptionschein  als  Eigenthflmer  des  gezahlten 
Antrittsgeldes  ursprfinglich  lautet,,  oder  auf  den  das  Recht  dazu  auf  eine 
gesetzmäßige  Art  gekommen  ist,  solches  ohne  Abzug  zurflck;  wobei  sich 
von  selbst  versteht,  dafs,  wenn  die  Frau  zuerst  verstirbt,  alle  weitere  Ver- 
bindung des  Mannes  mit  der  Societät  eo  ipso  aufgehoben  ist,  und  der  Mann, 
nachdem  von  der  Casse  das  Antrittsgeld  zurückgezahlt  worden,  nichts  weiter 
erhält,  auch  nichts  weiter  entrichtet. 

In  anfserordentlichen  Trennungsfällen  aber  wird  a)  bei  Eheschei- 
dnngen  aller  Art,  den  casum  malitiosae  desertionis  allein  ausgenommen,  das 
Antrittsgeld  dem  Eigenthümer  ohne  Abzug  zurflckgegeben.  Wenn  hingegen 
b)  ein  l^egatte  den  andern  böslich  verläfst,  es  mag  nun  die  gerichtliche 
Ehescheidung  erfolgen  oder  nicht,  wenn  er  nur  durch  gerichtlichen  Aus- 
spruch pro  malitioso  desertore  erkannt  worden,  fällt,  wenn  der  Receptions- 
Bchein  auf  den  Entwichneh  gestellt,  und  er  zur  Zeit  der  Entweichung  annoch 
rechtmäfsiger  Besitzer  desselben  gewesen  ist,  das  Antrittsgeld  der  Gasse 
heim,  anstatt  dafs  der  unschuldige  Theil  oder  ein  Dritter,  solches,  wenn  es 
von  ihm  bezfthlt  oder  rechtmäfsig  acquirirt  worden,  zurflck  erhält;  auch  soll 
bei  einer  unverschuldeten  Abwesenheit,  wenn 'der  Tod  nicht  bescheinigt 
werden  kann,  alsdann,  wenn  nach  dem  bei  der  Societät  angenommnen  Mor- 
talitätsprincipio,  der  Abwesende  pro  mortuo  zu  achten,  das  Antrittsgeld  dem 
Eigenthflmer  oder  dessen  Erben  zurflckgezahlt  werden.  c)  Wenn  der  Mann 
oder  die  Frau  durch  einen  Mord  oder  Unglficksfall  ums  Leben  kommt,  wird 
solches  als  ein  natflrlicher  Tod  angesehen,  und  das  Antrittsgeld  dem,  anf 
den  der  Receptionschein  lautet,  oider  dem  rechtmä&igen  Besitzer  solches 
Scheins  zurflckgezahlt.  d)  Wenn  der  Mann  oder  die  Frau  wegen  eines 
Verbrechens  am  Leben  gestraft  werden,  oder  sich  selbst  entleiben,  oder  der 
Mann  im  Duell  umkommt,  fällt  das  Antrittsgeld,  wenn  es  der  schuldige 
Theil  eriegt  hat,  der  Casse  heim,  und  soll  deshalb  in  Confiscationsfällen  von 
dem  flbrigen  Vermögen  des  Schuldigen  ausgenommen  werden.  Hat  aber 
der  unschuldige  Theil  oder  ein  Dritter  das  Antrittsgeld  bezahlt,  oder  den 
Schein  rechtmäßig  acquirirt,  wird  es  zurflckgegeben.  e)  Wenn  der  Mann 
bei  Lebzeiten  der  Frau  die  Obliegenheiten  eines  Socii  nach  §.  36  zu  erfüllen 
aufhört,  fällt  das  Antrittsgeld,  es  mag  solches  der  Mann  selbst,  oder  Jemand 
anders  bezahlt  haben,  der  Casse  heim. 

In  allen  obigen  Fällen  wird  es  in  Ansehung  der  Wittwenpension  nach 
t.  26  ffehalten. 

Verpfändung  der  Receptionseheine.  Da  auf  solche  Art  Der- 
jenige, welcher  das  Antrittsgeld  erlegt,  oder  das  Eigenthum  davon  durch 
einen  rechtlichen  modum  acquirendi  erhalten  hat,  solches  fast  in  allen  Fällen 
als  sein  wirkliches  Eigenthum  betrachten  kann,  so  kann  er  auch  darflber  in 
easom  mortis  disponiren,  und  den  Receptionschein  verpfänden.  Nur  muft 
der  P£indinhaber  selbst  darauf  vigiliren ,  dafs  die  jährl.  Beiträge  nach  den 
folgenden  Paragraphis  geleistet  werden ,  damit  das  Pfand  nach  obiger  Be- 
atimmnng  §.  20  e,  nicht  seinen  Werth  verliere;  welche  Vorsicht  sehr  leicht 
zn  beobachten  ist,  wenn  der  Pfandinhaber  auf  die  halbjährl.  publicationes 
der  Restanten  in  den  Berliner  Zeitungen  Achtung  giebt. 

Es  können  auch  die  Receptionseheine,  jedoch  nur  auf  die  Hälfte  ihres 
Werths,  bei  den  Lombards  Unserer  Bancocomtoirs  verpfändet  und  angenommen 
werden. 

Pensionsberechtigung.  Verlust  oder  Beschränkung  der 
Pension.  Wenn  nun  ein  recipirtes  Mitglied  sein  Antrittsgeld  erlegt,  auch 
die  bestimmten  jährl.  Beiträge  ois  an  seinen  Tod  ordentlich  bezahlt  hat,  so 
soll,  wenn  der  Mann  den  366.  Tag,  oder  im  Schaltjahr  den  367.  Tag,  nach 
dem  1.  April  oder  1.  October,  wo  er  recipirt  worden,  den  Receptionstag  mit 
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in  die  Zahl  eingerechnet,  oder  später  verstirbt,  die  Wittwe  die  ihr  verucherte 
Pension,  wenn  sie  nicht  wieder  heirathet,  bis  an  ihren  Tod  nnverkdrst  g^ 
niefsen. 

Wird  hingegen  die  Ehe  auf  andre  Art  getrennt,  oder  an  der  ErfU- 
Inng  der  Sooietätsgesetze  etwas  verabsäamt,  so  sind  hiebet  folgende  Filie 
zu  unterscheiden :  a)  Bei  Ehescheidungen  aller  Art,  den  casum  malitioBae 
desertionis  allein  ausgenommen,  wird  die  Verbindung  der  geschiedenen  Ehe* 
leute  mit  der  Söcietät  an  sich  für  beendigt  erachtet,  und  das  Antrittagdd 
nach  §.  20  a.  zurückgezahlt.  Wenn  jedoch  die  Frau  durch  rechtliche  oder 
Vergleichsmittel  dafür  Sorge  trägt,  dafs  das  Antrittsgeld  in  der  Casse  stehen 
bleibe,  und  dafs  die  jährl.  Beiträge  bis  an  den  Tod  des  abgeachiednen  Mannes 
ordentlich  fortgezahlt  werden,  soll  einer  solchen  Frau  ihr  Pensionareeht  ver- 
bleiben, und  sie  bei  erfolgtem  Tode  des  abgeschiednen  Mannes,  den  fibrigen 
Wittwen  gleich  geachtet  werden,  so  daCs  es  auch  alsdann  mit  ihr,  wenn  sie 
sich  vor  oder  nach  dem  Tode  des  abgeschiednen  Mannes  anderweit  ver- 
heirathet,  in  Absicht  der  Wittwenpension,  nach  §.  27  gehalten  wird.  b) 
Wenn  ein  Ehegatte  den  andern  böslich  verläfst,  ulid  er  durch  richterl.  Aoa- 
spruoh  pro  malitioso  desertore  geachtet  worden,  es  mag  übrigens  die  gerichti. 
Ehescheidung  erfolgen  oder  nicht,  cessirt,  wenn  die  Frau  der  entwichne 
Theil  ist,  ihr  Recht  auf  die  Wittwenpension  gänzlich ;  ist  es  aber  der  Mann, 
so  steht  es  in  der  Frauen  Willkür,  ob,  wenn  sie  oder  ein  Dritter  das  An- 
trittsgeld eingelegt,  oder  das  Eigenthum  davon  rechtmäfsig  acquirirt  hat,  sie 
solches  in  der  Casse  stehen  lassen,  oder  im  Fall  der  Mann  Eigenthfimer 
davon ,  mithin  solches  nach  §.  20  b  der  Casse  verfallen  ist,  ein  andres  Anr 
trittsgeld  herbeischaffen  und  dafür  sorgen  will ,  dais  die  jährl.  Beiträge  so 
lange  continuirt  werden,  bis  der  Mann  stirbt,  oder  wenn  dessen  Aufenthalt 
nicht  zu  erfahren  ist,  nach  den  bei  der  Soeietät  angenommenen  prinoipiiSi 
für  todt  geachtet  werden  mufs,  da  sie  denn  ihr  Pensionsrecht  erhalten  kann, 
und  von  Zeit  des  wirklichen  oder  angenommnen  Todes  des  Mannes  die  Pen- 
sion geniefst,  welches  letztre  auch  in  dem  Fall  seine  Anwendung  findet, 
wenn  der  Mann  ohne  sein  Verschulden  abwesend  ist  und  bleibt,  und  sein 
Aufenthalt  nicht  zu  erfahren  ist,  mithin  sein  Tod  nicht  bescheinigt  werden 
kann.  c)  Wenn  der  Mann  durch  einen  Mord  oder  Unglücksfall  ums  Leben 
kommt,  wegen  eines  Verbrechens  am  Leben  gestraft  wird,  und  die  Frau  an 
dem  Verbrechen  keinen  Theil  hat,  soll  die  Wittwe  in  Ansehung  der  Pension 
nicht  leiden,  sondern  solche  gleich  anderen  unverkürzt  zu  genielaen  haben. 
d)  Wenn  der  Mann  sich  selbst  entleibt,  erhält  die  Wittwe  von  der  ihr 
versicherten  Pension  nur  die  Hälfte.  e)  Wenn  ein  Mann  die  zu  entrich- 
tenden Beiträge  abzuführen  versäumt^  mufs  die  Frau  dafür  sorgen,  daia  solche 
der  Casse  durch  einen  Andern  entrichtet  werden;  widrigentalls,  und  wenn 
die  §.  36  bestimmten  Fristen  verstrichen  sind,  das  Antrittsgeld  und  ihr  Pen- 
sionsreoht  verloren  geht. 

Halbjährl.  Vorausbezahlung  der  Beiträge  und  Pensionen. 
Beitragscapital.  Und  da  es  den  Interessenten  zur  Erleichterung  gereichen 
wird,  wenn  sie  ihre  praestanda  nicht  auf  ein  Mal  entrichten  dürfen,  so  sollen 
die  in  den  Tabellen  bestimmten  jährl.  Beiträge  in  halbiährl.  Ratis,  jedoch 
praenum.  bezahlt  und  ebenso  die  Wittwenpensionen  nach  des  Mannes  Tode 
in  halbjährl.  Ratis  praenum.  erlegt  werden,  so  dafs  wenn  der  Mann  ver- 
storben ist,  nichts  mehr  beigetragen,  und  wenn  die  Wittwe  ^stirbt,  keine 
Pension  weiter  bezahlt  wird.  Sollte  jedoch  Jemand,  um  der  halbjährl.  Zahlun- 
gen entübrigt  zu  sein,  es  gerathner  finden,  ein  Capital  niederzulegen,  von 
dessen  Zinsen  die  Casse  sich  wegen  der  halbjährl.  Beiträge  selbst  bezahlt 
machen  könnte,  so  steht  es  demselben  frei,  eine  Summe  in  die  Casse  zu  legen, 
wovon  die  Zinsen  4  4  pCt.  gerechnet,  genau  das  Quantum  seines  jährlichen 
Beitrags  ausmachen.  Und  soll  solchenfalls  dieses  Capital  bei  Trennung  der 
Ehe  mit  dem  Antrittsgelde  zugleich  zurück  gegeben,  und  wenn  nach  §.20 
b.  d.  e.  das  Antrittsgeld  der  Casse  verfielt,  dieses  Capital  nicht  mit  verfallen 
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sein.  Jedoch  kann  ein  solches  Mitglied  sich  nicht  entbrechen,  den  ersten 
halbjährl.  Beitrag  bei  der  Reception  zu  entrichten ,  weil  alles  praenum.  be- 
zahlt wird,  und  das  Capital  nicht  gleich  Zinsen  trägt. 

Beitragsrflckstände.  Exclusion  und  Austritt  aus  der  An- 
stalt. Wfirde  sich  Jemand  hierunter  saumselig  finden  lassen  und  einen 
Termin  mit  dem  halbjährl.  Beitrag  zurückbleiben,  so  zahlt  er  auf  den 
nächsten  Termin  den  versäumten  Beitrag  doppelt  und  den  neuen  dazu,  folg- 
lich 3  halbjährl.  Beiträge.  Fände  er  sich  im  2.  Termin  noch  nicht  ein,  zahlt 
er  am  3.  Termin  den  ersten  halbiährl.  Beitrag  4  fach,  den  2.  doppelt,  und  den 
3.  dazu,  mithin  in  allem  7  halbjährl.  Beiträge.  Sollte  Jemand  3  Zahlungs- 
termine ohne  Zahlung  verstreichen  lassen,  so  wird  angenommen,  dafs  er 
sein  Antrittsgeld  derelinquiren  wolle,  welches  sodann  nach  §.  20  e.  der  Gasse 
heimfallt,  und  nach  §.  26  e.  das  Recht  zur  Wittwenpension  verlöscht.  Damit 

Kloch  in  dergleichen  Fällen  die  Frauen  selbst  diesem  Nachtheil  zeitig  vor- 
ugen,  auch  die  etwanigen  Pfandinhaber  oder  andere  rechtmäfsige  Eigen- 
thflmer  der  Receptionscheine,  ihre  Praecautiones  nehmen  können,  sollen  die 
Numem  der  Receptionscheine,  wovon  die  Beiträge  nicht  bezahlt  worden, 
nach  jedem  halbjährl.  Zahlungstermin',  mithin  in  den  Monaten  April  und 
October  jedes  Jahrs,  durch  die  Berliner  Zeitungen  bekannt  gemacht  werden. 
Tod  der  versicherten  Frauen.  Wenn  eine  Frau  aus  der  So- 
cietät  vor  dem  Ehemann  verstirbt,  so  hat  letztrer  sofort  den  Todtenschein 
in  beglaubter  Form  einzureichen,  da  denn  in  dem  nächsten  Zahlungstermin 
das  Antrittsgeld  an  den  im  Receptionschein  benannten  Eigenthflmer,  oder 
rechtmäfsigen  Besitzer  des  Scheins,  gegen  dessen  Aushändigung  und  Quittung 
gezahlt  wLrd. 

Tod  der  Versicherer.  Eintritt  der  Wittwen  in  den  Pen- 
sionsgenufs.    Ausstellung  der  Pensionsquittungen.    Eirchen- 

Sebtthren  ffir  Ausstellung  der  Atteste.  Stirbt  ein  Ehemann  aus 
er  Societät,  mufs  die  Wittwe  sofort  einen  von  der  Obrigkeit  des  Orts  at- 
testirten  Todtenschein,  demnächst  aber,  wenn  sie  aufser  Berlin  wohnt,  ein 
Attest  der  Obrigkeit  des  Orts,  dafs  sie  noch  am  Leben  und  unverheirathet 
sei,  einreichen,  worauf  in  dem  nächsten  Zahlungstermin  das  Antrittsgeld  an 
den  rechtmäfsigen  Eigenthümer  gegen  Vorzeigung  des  Receptionscheins  und 
Quittung,  der  Wittwe  aber  die  erste  halbjährl.  Pension  bezahlt,  und  ihr  der 
Receptionschein  zur  Sicherheit  ihrer  künftigen  Pension,  wenn  zuvor,  dafs 
die  Ehe  getrennt  und  das  Antrittsgeld  zurückgezahlt  sei,  darauf  notirt  wor- 
den, resp.  gelassen  oder  ausgehändigt  wird.  Ueber  die  halbjährl.  Pension 
muis  aber  die  Wittwe  noch  besonders  in  jedem  Zahlungstermin  qnittiren, 
auch  das  Attest  ihres  Lebens  und  unverheiratheten  Standes,  jedesmal,  wenn 
rie  ihre  Pension  abfordert,  aufs  neue  beibringen.  In  beiden  obgedachten 
Fällen  ist  die  Einsendung  der  Todtenscheine  um  so  mehr  zu  beschleunigen, 
als,  wenn  solche  nicht  vor  dem  Zahlungstermin  eingehen,  auch  die  Zahlung 
in  solchem  Termin  nicht  erfolgen  kann.  In  Ansehung  dieser  Atteste  wieder- 
holen wir,  dafs  solche,  so  wie  alle  übrige,  stempelfrei  und  von  den  Gerichten 
auf  Verlangen  ex  officio  ausgefertigt  werden  sollen..  Doch  wird  den  Predi- 

gem  nachgelassen,  für  einen  jeden  Tauf-,  Copulations-  und  Todtenschein 
Oohstens  6  gute  Groschen  zu  nehmen." 

Der  Austritt  ans  der  Gesellschaft  ist  beitrittspflichtigen  Civil- 
Btaatsbeamten  nicht  gestattet. 

Aus  der  C.  0.  v.  27.  Febr.  1831:  —  „Auch  soll  einem  jeden  der  bis 
jetzt  recipirten  Interessenten  —  mit  Ausnahme  jedoch  der  beitritts- 
pflichtigen Civil-Staatsbeamten  und  der  Givil-Staatspensio- 
naire  —  ^stattet  sein,  aus  der  Gesellschaft  auszutreten,  oder  die  versicherte 
Pension,  mit  Beobachtung  der  reglementsmäfsigen  Pensionsraten  zu  25  Thlr. 
Gold  herabzusetzen,  sofern  zu  dem  einen  wie  dem  andern  der  Consens  der 
versicherten  Ehefrau  beigebracht  wird.** 
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3.  Die  Pensionen  derWittwen  bleiben  von  allen  directen 

Beiträgen  zu  den  Gemeindelasten  befreit 

Aus  dem  Gesetz  v.  11.  Juli  1822:  §.10.  „Jedoch  bleiben  voo 
allen  directen  Beiträgen  zu  den  Gemeindelasten  befreit:  1.  die  ans  Staats- 
cassen  zahlbaren  Pensionen  der  Wittwen  und  die  £rziehungB|^elder  f&r 
Waisen  ehemaliger  Staatsdiener;  2.  ebendergleichen  Pensionen,  imgleichen 
Wartegelder  der  Staatsdiener  selbst,  sofern  deren  jährlicher  Betrag  die  Summe 
von  250  Thir.  nicht  erreicht;        3.  die  Sterbe-  und  Gnaden monate. 

C.  0.  V.  21.  Jan.  1829:  „Durch  die  Bestimmung  im  §.  10,  1.  des 
Gesetzes  v.  11.  Juli  1822  sind  die  ans  Staatscassen  zahlbaren  Pensionen  der 
Wittwen  und  die  Erziehnngsgelder  für  Waisen  ehemaliger  Staatsdiener  von 
allen  directen  Beiträgen  zu  den  Gemeindelasten  befreit.  Wir  finden  Uns, 
auf  den  Antrag  Unsers  Staatsministeriums  und  nach  erstattetem  Gutachten 
Unsers  Staatsraths  bewogen,  bei  völliger  Anwendbarkeit  der  Gründe,  weshalb 
Wir  die  aus  Staatscassen  zu  erhebenden  Wittwenpensionen  und  Waisen-Er- 
ziehungsgelder von  solchen  Beiträgen  entbunden  haben,  mittels  gegenwär- 
tiger Declaration  dieser  Vorschrift,  die  Befreiung  von  denselben  auf  die- 
jenigen Pensionen  und  Unterstützungen  auszudehnen,  welche  die  Wittwen 
und  Waisen  ehemaliger  öfifentlicher  Beamten  und  Diener  ans  einer  der  beson- 
deren, mit  Unsrer  Genehmigung  errichteten  Versorgungsanstalten  empfangen, 
wohin  namentlich  die  AUgm.  Wittwen-Verpflegungsanstalt  und  die  Militair- 
Wittwencasse,  sowie  sämmtl.  Anstalten  gehören,  die  zum  Zweck  der  Wittwen- 
und  Waisenversorgung  für  einzelne  Classen  der  öfifentl.  Beamten  und  Diener, 
beispielsweise  fQr  die  Professoren  an  den  Universitäten,  für  Geistliche  und 
für  Schnllehrer  gebildet  sind.** 

4.  CarenznnterstUtznng   nnd  Gewährung  von   fortlaufen- 
den Onadenpensionen  an  Wittwen  nnd  von  Erziehnngsgel- 

dern  für  verwaisete  Kinder. 

Die  nach  dem  Patent  v.  1775  versicherten  Pensionen  werden  bei 
allen  jetzt  eintretenden  Todesfällen  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des  Ver- 
sicherten zur  Zahlung  angewiesen.  Für  die  Zeit  der  dadurch  eintreten- 
den Entbehrung  der  Wittwenpension  (Carenzzeit)  wird;  vom  Ablauf 
der  Gnadenzeit  (p.  313)  an  gerechnet,  bei  vorhandner  Bedürftigkeit 
eine  entsprechende  Unterstützung  (,,Carenznnterstütznng'<)  ans 
Staatsfonds  gewährt. 

C.  0.  V.  26.  Juli  1823:  „Ich  bin  auf  den  Bericht  des  Staatsmini- 
sterii  V.  —  damit  einverstanden,  dafs  denjenigen  Wittwen  verBtori>ener  Staats- 
beamten, deren  bei  der  Wittwenanstalt  versicherte  Pension  erst  ein  Jahr 
nach  dem  Tode  der  Männer  zahlbar  wird,  fQr  diesen  Zeitraum  im  Fall  der 
wirklichen  Bedürftigkeit,  eine  angemefsne  Unterstützung  aus  Staatscassen 
zu  Theil  nnd  dabei  nach  folgenden  Grundsätzen  verfahren  werde : 

1.  In  der  Regel  sollen  zwar  Wittwen  verstorbener  Staatsbeamten  auf 
Unterstützungen  aus  Staatscassen  keinen  Anspruch  haben,  da  ihre  Männer 
gesetzlich  verpflichtet  waren,  ihnen  eine  angemefsne  Pension  bei  der  Allgm. 
Wittwen-Verpflegungsanstalt  versichern  zu  lassen. 

2.  Ist  dies  jedoch  nicht  geschehen,  das  Eintrittsgeld  aber  nur  durch 
einen  ausgestellten  Wechsel  berichtigt,  wobei  jedoch  nachgewiesen  sein  muis, 
dafs  diese  Art  der  Berichtigung  des  Eintrittsgeldes  nicht  willkürlich,  sondern 
in  Ermangelung  eignen  Vermögens  gewählt  worden  ist,  und  dann  die  ver- 
sicherte Pension  erst  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des  Mannes  zahlbar,  so  soll 
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der  Wittwe  ffir  diesen  Zeitraum   eine  UnterstQtzung  aas  Staatscassen  au 
Theil  werden,  wenn 

3.  ihre  Bedürftigkeit  erwiesen  ist,  und  dem  Manne  nicht  solche  Ver- 

fehungen  zum  Vorwurf  gereichen,   welche  eine  Untersuchung  veranlalst 
aben; 

4.  diese  Unterstützung  kann  bis  zum  Betrag  der  versicherten  Wittwen- 
Pension  bewilligt  werden; 

5.  sie  fängt  aber  erst  nach  Ablauf  des  Gnadenquartals  oder  des  Gnaden- 
monats, während  welcher  Zeit  die  Gehaltszahlung  noch  fortdauert,  an,  und 
hOrt  mit  dem  Eintritt  in  die  Wittwenpension  auf. 

6.  die  Anweisung  auf  den  Allgm.  Pensionsfonds  der  General-Staatscasse 
in  der  Regel  nach  vierteljährl.  Nachweisungen,  in  dringenden  Fällen  auch 
einzeln,  kann  das  Finanzminist,  dergestalt  ertheilen,  dafs  a)  Zahlung  quar- 
taliter  praenum.  erfolgt,  und  b)  dergleichen  Bewilligungen,  da  sie  nur  kurze 
!2eit  dauern,  immer  aufser  dem  Etat  verausgabt,  jedoch  in  den  Extracten 
und  Rechnungen  besonders  ersichtlich  gemacht  werden; 

7.  die  Wittwen  verstorbener  Wartegelder-Beamten  werden  denen  der 
activen  Beamten  gleich  behandelt;  dagegen  findet 

8.  die  Bewilligung  für  Wittwen  solcher  ehemaligen  Beamten,  welche 
im  Pensions-  oder  Ruhestande  verstorben,  in  der  Regel  nicht  Statt. 

Das  Staatsminist,  wird  autorisirt,  hienach  zu  verfahren,  und  zu  dem 
Ende  den  Behörden  das  Erforderliche  bekannt  zu  machen.** 

C.  0.  V.  25.  Apr.  1845:  „Mit  Rücksicht  auf  die  in  Ihrem  Bericht  v.  — 
angeführten  Gründe  will  Ich  Sie  ermächtigen,  auch  den  bei  der  Allgm.  Witt- 
wen-Verpflegungsanstalt  versicherten  Wittwen  pensionirt  gewesener  Beamten 
im  Fall  der  wirklichen  Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  für  die  Carenzzeit  eine 
Unterstützung  nach  den  in  der  C.  0.  v.  26.  Juli  1823  aufgestellten  Grund- 
sätzen zu  gewähren.^ 

C.  Verf.  V.  28.  Aug.  1862:  ,.Die  Prov.  Behörden  veranlasse  ich,  bei 
Anträgen  auf  Bewilligung  von  Unterstützungen  an  Wittwen  von  Geistlichen 
nnd  Lehrern  resp.  von  Beamten  meines  Geschäftsressorts  für  die  Zeit  der 
Entbehrung  der  bei  der  Allgm.  Wittwen- Verpflegungsanstalt  mittels  Wech- 
sels versicherten  Pension  jedesmal  den  bezüglichen  Pensions- Versicherungs- 
schein mit  einzureichen.*' 

CO.  V.  2.  Novb.  1863:  „Auf  Ihren  Bericht  v.  —  genehmige  Ich,  dad 
die  Carenzunterstützungen ,  welche  auf  Grund  der  Erlasse  v.  26.  Juli  1823 
und  25.  Apr.  1845  den  Beamtenwittwen  gewährt  werden  dürfen,  fortan  von 
den  Bezirks-Regierungen,  für  die  Wittwen  von  Beamten  in  Berlin  von  dem 
Vorsteher  der  Civilpensions-  und  Wartegeldercasse,  bewilligt  und  angewiesen 
werden,  und  dais  nur  die  Bewilligung  solcher  Unterstützungen  für  Wittwen 
von  Beamten  der  Gentralbehörden  ferner  dem  Finanzminister  vorbehalten 
bleibe.« 

C.  Verf.  v.u.  Jan.  1864:  „S.  Maj.  der  König  haben  mittels  A.  Erlasses 
y.  2.  Novb.  V.  J.  zu  genehmigen  geruht,  dafo  die  Carenzunterstützungen, 
welche  auf  Grund  der  A.  E.  v.  26.  Juli  1823  und  v.  25.  Apr.  1845  den  Beam- 
tenwittwen gewährt  werden  dürfen,  fortan  von  den  Bezirks-Regierungen  (für 
die  Wittwen  von  Beamten  in  Berlin  von  dem  Vorsteher  der  Civilpensions- 
nnd  Wartegeldercasse)  bewilligt  und  angewiesen  werden. 

Das  K.  Prov.  Schulcoll.  setze  ich  hievon  in  Kenntnifs,  um  demgemäfs 
Sich  in  Betreff  der  Carenzunterstützungen  an  Wittwen  von  königl.  Beamten 
und  den  zu  dieser  Kategorie  gehörenden  Lehrern  an  K.  Unterrichtsanstalten 
(Gymnasien,  Progymnasien,  Realschulen  und  Seminarien)  fortan  an  die  be- 
treff. K.  Regierung,  (für  Berlin  an  den  Vorsteher  der  Civilpensions-  und  Warte- 
geldercasse) zu  wenden.'' 

Seitens  des  Finanzministers  ist  deshalb  das  Erforderliche  sowohl 
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an  die  E.  RegieruDgen,  als  auch  an  den  Vorsteher  der  letctgenannten 
Casse  Erlassen  worden  (unterm  28.  Novb.  1863} : 

—  „In  solchen  Fällen,  in  welchen  CarenzunterstfltKun^n  nur  mit  be- 
sondrer Allerh.  GenehmigUDg  bewilligt  werden  können,  ist  wie  bisher  so 
auch  fernerhin  an  mich  zu  berichten." 

C.  0.  y.  6.  Apr.  1867:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriums  v.  ^ 
d.  J.  erkläre  loh  Mich  damit  einverstanden,  dafs  es  im  Bereich  der  Civil- 
Verwaltung  zur  Bewilligung  von  Pensionen,  Pensionszusohüssen,  Erziehnngs- 
geldem  und  sonstigen  fortiaufenden  Unterstfltzungen  aus  den  in  den  Etats 
der  verschiedenen  Ressorts  ausgesetzten  Wittwen-  und  Waisen- Pensions-  und 
UnterstützuDgsfonds,  mit  Ausschluis  des  Gnadenpensions-,  des  Stiftspensions- 
und des  pommerschen  und  neumärk.  Meliorationsgelder-Zinsen-Pen^onsfonds, 
innerhalb  der  nachstehend  angegebenen  Grenzen  in  der  Folge  Meiner  Gendi- 
miguDg  nicht  mehr  bedürfen  soll,  und  bestimme  hiedurch,  dafs  fortan  dar^ 
artige  fortlaufende  Unterstfltzungen 

1.  an  Wittwen  von  Diätarien  bis  höchstens  60  Thlr.,  2.  an  Wittwen 
etatsmäfsiger  Subalternbeamten  bis  höchstens  150  Thlr.,  3.  an  Wittwen 
höherer  Staatsbeamten  bis  höchstens  200  Thlr.,  4.  an  Wittwen  der  Unter- 
beamten, wenn  besondere  Gründe  zur  ausnahmsweisen  Gewährung  einer 
fortlaufenden  Unterstützung  vorhanden  sind,  bis  höchstens  50  Thlr.,  5.  für 
die  Erziehung  bedürftiger  Kinder  verstorbener  Beamten  Erzidiungsgelder 
bis  zum  gleichen  Betrag,  6.  für  erwachsene  Kinder,  welche  durch 
fortdauernde  Krankheit  und  andere  besondere  Umstände  dauernd  verhindert 
sind,  sich  ihren  Lebensunterhalt  selbst  zu  erwerben,  fortlaufende  Unter- 
stützungen bis  höchstens  50  Thlr.  iährlich, 

von  den  betrefifenden  Verwaltangschefs  angewiesen  werden  können,  und  nur 
in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  ausnahmsweise  Gewährung  höherer 
Beträge  für  erforderlich  erachtet  wird.  Meine  Genehmigung  einzuholen  ist 
Zugleich  will  Ich  gestatten,  dafs  die  Carenzunterstützungen  auch  solchen 
Wittwen,  deren  Männer  nicht  zu  den  aus  Staatscassen  besoldeten  unmittel- 
baren Staatsbeamten  gehört  haben,  fortan  in  derselben  Weise,  wie  es  hhn« 
sichtlich  der  Beamtenwittwen  durch  Meine  Ordre  v.  2.  Novb.  1863  vorge- 
schrieben worden  ist,  von  den  Bezirks -Regierungen,  in  Berlin  von  dem 
Vorgesetzten  der  Givilpensions-  und  Wartegeldercasse,  bewilligt  und  ange- 
wiesen werden.'' 

5.  Die  Gründung  privater  Wittwen-  und  Sterbeoasaen 
bedarf  der  Genehmigung  durch  den  0.  Praesidenten.  Beispiele  derar- 
tiger Statuten  sind  im  Abschnitt  X  abgedruckt. 

C.  0.  V.  29.  Septb.  1833:  „Auf  den  Bericht  des  Staatsministerii  v.  — 
bestimme  Ich  nach  dessen  Antrage,  dafs  die  landesherrliche  Genehmigung, 
welche  nach  §.651  A.  Landrechts,  zur  Errichtung  gemeinschaftlicher  Witt- 
wen-, Sterbe-  und  Aussteuercassen  erforderlich  ist,  künftig  von  den  0.  Priie- 
sidenten  ertheilt  werden  soll.  Wenn  sich  jedoch  der  Wirkungskreis  einer 
solchen  Casse  über  die  Grenzen  des  0.  Praesidialbezirks  hinaus  erstreckt» 
oder,  wenn  sich  gewisse  Glassen  von  Beamten  dazu  vereinigen,  so  hat  der 
Min.  des  Innern  und  der  Polizei,  letztern&lls  gemeinschaftlich  mit  dem  vor- 
gesetzten Minister  der  Beamten,  die  Genehmigung  zu  ertheilen.  Unter  den 
Sterbecassen  sind  übrigens  alle  Gassen  zu  verstehen,  aus  welcher  flör  den 
Sterbefall  eines  Mitglieds  der  Gesellschaft  eine  Zahlung  zu  irgend  einem 
Zweck  zu  leisten  ist.  Das  Staatsminist,  hat  diese  Ordre  durch  die  Gesets- 
sammlung  bekannt  zu  machen.*' 
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X. 

Dienstinstructionen,  Wittwencassen- 
Statuten  etc.  von  einzelnen  Anstalten. 

Instractionen, 

Die  besonderen  Instructionen,  welche  von  einzelnen  Patronaten  oder 
Schnlcuratorien  den  Directoren  und  Lehrern  ihrer  Anstalten  gegeben 
werden,  schliefsen  sich  nach  Inhalt  und  Form  meistentheils  eng  an  die 
von  der  E.  Schalbehttrde  der  Provinz  erlassenen  allgemeinen  Vorschrif- 
ten an.  Hodificationen  und  Erweiterungen  derselben  werden  durch  die 
individuellen  Verhältnisse  namentlich  solcher  Gymnasien  und  Reallehr- 
anstalten veranlafst,  mit  denen  Alumnate  verbunden  sind.  Vrgl.  auch 
die  Vocationsurkunden  in  Abth.  I  p.  335  ff. 

Instruction  für  die  Lehrer  an  der  Realschule  und  dem  Gymnasium 

zu  Barmen. 

yyDas  Curatorium  der  Realschule  uud  des  Gymnasiums  zu  Barmen  er- 
theilt  Ihnen  als  einem  berufnen  und  von  den  höheren  Behörden  bestätigten 
Lehrer  der  Anstalt  die  folgende  Instruction: 

fi.  1.  Wir  erwarten,  dals  Sie  den  Pflichten  eines  treuen  Lehrers  und 
Erziehers,  wie  sie  in  einer  christlichen  Gesinnung  begrflndet  sind,  und  wie 
die  bestehenden  und  noch  zu  erlassenden  allgemeinen  und  besonderen  Ver- 
ordnungen sie  vorschreiben,  gewissenhaft  nachkommen,  Ihren  Collegen  mit 
Achtung  begegnen  und  sich  denselben  mit  Liebe  und  Vertrauen  zu  einem 
gemeinaamen  Wirken  anschliefsen,  den  Schfilem  aber  als  Muster  geregelter 
Thitigkeity  Frömmigkeit  und  Tugend  vorleuchten,  und  das  Wohl  der  Anstalt, 
für  welche  Sie  berufen  sind,  nach  Kräften  zu  fördern  bemüht  sein  werden. 

%,  2.  Den  Director  haben  Sie  in  allen  Ihr  Amt  angehenden  Verhält- 
nissen als  Ihren  nächsten  Vorgesetzten  zu  betrachten,  sich  an  denselben  in 
allen  Ihr  Amt  betreffenden  Angelegenheiten  zunächst  zu  wenden,  demselben 
jederzeit  die  gebührende  Achtung  zu  erweisen  und  desMu  Erinnerungen, 
Anordnungen  und  Anweisungen  in  jeder  amtl.  Beziehung  Folge  zu  leisten. 

§.3.  Den  ordentl.  und  aufserordentl.  Lehrer<Anferenzen,  wie  dieselben 
von  dem  Dir.  angeordnet  sind,  werden  Sie  regelmäfsig  beiwohnen,  das  Wohl 
der  Anstalt  darin  berathen  und  durch  die  zu  fassenden  Beschlüsse  erstreben 
helfen,  auch  zu  einer  folgerechten  Durchführung  der  Schulordnung  und  der 
Schulgesetze  kräftig  mitwirken. 

§.  4.  Die  Ihnen  gemäfo  Ihrer  Vocation  in  dem  ordnungsmäfsig  festge- 
stellten Lehrplan  zugewiesenen  Unterrichtstunden  haben  Sie  mit  aller  Pünct- 
Uchkeit  und  Treue  zu  halten,  jede  derselben  zu  rechter  Zeit  anzufangen  und 
zu  schliefsen  und  im  Verhinderungsfall  rechtzeitig  davon  dem  Dir.  schriftlich 
Anzeige  zu  machen.  Wir  erwarten  von  Ihrer  Tüchtigkeit,  daCs  Sie  sich 
einer  anregenden  nnd  bildenden  Methode  befleißigen  und  Ihr  ganzes  Be- 
mühen dahin  richten  werden,  die  Aufmerksamkeit  der  Schüler  zu  fesseln, 
den  Fleils  zu  beleben  und  eine  tüchtige  Bildung  in  ihnen  zu  fördern. 
Ueber  Form  und  Materie  des  Unterrichts  sind  für  Sie  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, die  Lehrpläne  der  Schule  und  die  Erinnerungen  des  Dir.  mais- 
gebend. 
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§.  5.  Den  häusl.  Fleifs  der  Schfller  werden  Sie  in  sweekm&isiger,  na- 
mentlich  auch  die  Gesundheit  und  die  Kräfte  der  Schfiler  berfiekaichtigenden 
Weise  und  den  von  dem  Dir.  in  der  Lehrerconferens  festsuateUenden  Ar- 
beitsplänen gemäfs  in  Anspruch  nehmen,  auf  die  pflncUiche»  aanbre  nnd 
selbstthätige  Ausarbeitung  des  Aufgegebnen  sorgfUtig  halten,  die  Gorrectarea 
mit  Fleifs  zu  Hause  vollziehen,  und  bei  der  Beaprecbiuig  denelben  aieli  einer 
alle  Schüler  anregenden  Methode  befleifsigen. 

§.  6.  Bei  Handhabung  der  Disciplin  dient  Ihnen  die  Diadplinamdanng 
der  Anstalt  zur  Richtschnur,  wobei  wir  voranaaetzen ,  dafs  Sie  die  Bemfi- 
hungen  des  Dir.,  den  sittlichen  Geist  der  Schule  zu  heben  und  die  Einheit 
der  Zucht  in  der  ganzen  Anstalt  herbeizuführen,  kräftig  nnteratHtaen,  aoek 
das  sittliche  Betragen  der  Schüler  aufserhalb  der  Schulzeit,  soweit  es  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  zulassen,  mit  beaufoiehtigen  werden. 

§.  7.  Bei  den  jährl.  öffentlichen  Schulprüfungen  sowie  bei  den  Glaasea- 
prüfungen  haben  Sie  nach  Anweisung  des  Dir.  so  mitzuwirken,  dafii  an 
denselben  der  intellectuelle  Standpunct  der  Schüler  unzweideutig  hervorgeht 

§.  8.  Bei  dem  Abgeben  Ihres  Urtheils  über  Betragen ,  Flei6  and  Lei- 
stungen der  Schüler  in  den  Lehreroonferensen  sowie  bei  den  halbiähTL 
Censuren  haben  Sie  sich  der  strengsten  Gewissenhaftigkeit  sa  befleianlgeB 
und  alles  Ansehns  der  Person  zu  enthalten. 

§.  9.  Sie  verpflichten  sich,  in  keine  Beschäftigung  einsotr^ea,  die 
Ihrer  Wirksamkeit  in  der  Schule  Eintrag  thnn  könnte.  Was  in  diese  Babrik 
gehört,  unterliegt  der  Beurtheilung  des  K.  Prov.  SchulcoUegiums.  Dagegei 
erwarten  wir,  dafs  Sie  Ihre  freien  Stunden  Ihrer  eignen  wissenscbmltt.  Fort- 
bildung, insbesondre  in  den  Fächern,  wodurch  Sie  der  Schule  *  angeböreo, 
widmen  werden. 

§.  10.  In  dem  Fall,  dafs  Sie  sich  zu  dem  Uebertritt  in  andere  Ver- 
hältnisse entschlieisen  sollten,  haben  Sie,  den  gesetd.  Bestimmungen  gemi&) 
V.  Jahr  vorher,  und  zwar  nur  zu  Ostern  oder  zu  Michaelis^  dem  CorStorioffl 
Anzeige  davon  zu  machen. 

§.  11.  Wir  hoffen,  dafs  Sie  als  ein  treuer  Diener  Sr.  Mi^.  des  Kfioifi 
und  als  preufsi scher  Patriot  in  Ihren  Schülern  vaterländische  Gednaoo; 
wecken  und  nähren,  auch  die  Anhänglichkeit  an  das  Königliche  Haos  in 
aller  Weise  pflegen  werden. 

§.  12.  Schliefslich  sprechen  wir  es  aus,  dals  wir  zu  ihrer  ohriatliehen 
Gewissenhaftigkeit  das  Zutrauen  hegen,  dafs  Sie  Ihr  ganzes  Amt  als  vor 
den  Augen  Dessen,  der  in  das  Verborgne  sieht,  führen,  durch  Frömmigkeit 
und  Kirchlichkeit  Ihren  Schülern  ein  Vorbild  sein,  und  mit  allen  Kräften 
dahin  streben  werden,  das  Band,  welches  die  hiesige  Anstalt  mit  der  evao- 
gelischen  Kirche  verbindet,  aufrecht  zu  halten  und  fester  au  knüpfen' 
Das  walte  Gott,  der  Sie  und  Ihre  Wirksamkeit  an  unsrer  Schule  in  Gnada 
segnen  wolle!"  Das  Curatorium. 
# 

Instruction  fUr  den  Rector  der  höh.  Bürgerschule  au  Saarlonis. 

§.  1.  „Aufgabe  des  Rectors  ist  die  Vertretung  der  Schule  nach  aofeen 
und  die  Leitung  ihrer  gesammten  inneren  Angelegenheiten. 

§.  2.  Die  Vertretung  der  Schule  nach  aufsen  findet  Statt:  a)  in  dem 
Verhältnifs  der  Unterordnung  unter  die  K.  Regierung  als  Aufsichtsbehörde; 
b)  im  Curatorium.  Als  Mitglied  desselben  hat  der  Rector  die  Pflicht, 
durch  alle  erforderlichen  und  zweckdienlichen  Anträge,  Aufschlüsse  etc.  die 
Interessen  der  Anstalt,  namentlich  hinsichtl.  der  Lehrmittel,  zu  wahren  und 
zu  fördern.  c)  Gegenüber  dem  Publicum.  Der  Rector  ist  verbunden, 
Allen,  welche  ein  begründetes  Interesse  an  der  Anstalt  nehmen,  wie  Eltern, 
Vormündern  etc.,  über  die  Verhältnisse,  Zwecke  und  Einrichtungen  der 
Schule  die  gewünschte  Auskunft  zu  ertheilen,  sowie  etwa  eingehende  Be- 
schwerden zu  untersuchen  und  ihnen,  im  Fall  sie  begründet  sind,  nach 
Kräften  abzuhelfen. 
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i.  8.  Die  Th&tlgkeit  des  Reotors  hinsichtlich  der  LeituDg  der  inneren 
Ange]^;enheiten  der  Schule  bezieht  sich: 

1.  aaf  den  Unterricht  und  die  Erziehung,  soweit  diese  in  den 
Bereich  der  Schule  fällt; 

2.  auf  die  Handhabung  der  gesammten  Disciplin; 

8.  auf  die  Verwaltung  des  seiner  Aufsicht  unmittelbar  untergeord- 
neten Elgenthums  der  Anstalt 

t.  4,  Leitung  des  Unterrichts  und  der  Erziehung. 

I.  In  Bezug  auf  den  Unterricht  liegt  dem  Rector  ob: 

a)  sich  durch  Ertheilung  einer  angemeisnen  Anzahl  von  Stunden  (nicht 
unter  wöchentlich  15)  an  demselben  selbst  zu  betheiligen;  b)  sich  von 
dem  Qange  desselben  in  allen  Classen  und  allen  Fächern  stets  in  Kenntnifs 
SU  erhalten.  Daher  hat  er  das  Recht  zu  jeder  Zeit  den  Lehrstunden  beizu- 
wohnen; einmal  im  Semester  mnfs  er  sich  durch  eine  mit  der  Revision  der 
•ehrifU,  Arbeiten  verbnndne  förmliche  Classenprüfung  von  dem  Stande  einer 
Jeden  Glasse  und  Jedes  einzelnen  Schfllers  überzeugen, 

^)  Bei  dem  vor  Beginn  eines  jeden  Schuljahrs  anzufertigenden  Stunden- 
plan hat  er  sowohl  die  Zweckmi&igkeit  in  der  Vertheilung  der  Unterriohts- 
gegenstinde  wie  auch  die  facultas  docendi  der  einzelnen  Lehrer  im  Auge 
zu  behalten.  d)  Am  Anfang  des  Schuljahrs  ist  von  ihm  unter  Hinzu- 
ziehung des  Collegiums  ein  einheitlicher  Lehrplan  auszuarbeiten,  dessen 
möglichst  genaue  Befolgung  er  zu  überwachen  hat. 

e)  Am  Schluis  eines  jeden  Schuljahrs  hat  er  durch  eine  öffentliche 
Prüfung  dem  Guratorium  und  dem  Publicum  Gelegenheit  zu  geben,  den 
wissenschaftl.  Zustand  der  Schule  kennen  zu  lernen. 

IL  In  pädagogischer  Hinsicht  ist  insbesondre  seine  Pflicht: 

a)  Die  Erhaltung  und  Kräftigung  christlichen  Geistes  und  Sinnes 
und  die  Förderung  wahrhaft  religiösen  Lebens  sich  angelegen  sein  zu 
fassen,  daher  namentlich  für  den  gemeinsamen  regelmäfsigen  Besuch 
des  Gottesdienstes  seitens  der  Schule  Sorge  zu  tragen.  Alles,  was  dem 
eonfessionellen  Frieden  entgegen  wäre,  ist  streng  zu  vermeiden. 

b)  sein  besondres  Augenmerk  hat  der  Rector  auf  die  sittliche  und 
Charakterbildung  zu  richten  und  daher  allen  in  dieser  Hinsicht  schäd- 
lichen Einflüssen  von  aufsen  wie  von  innen  mit  Nachdruck  zu  begegnen. 
Namentlich  mufs  die  Ueberwachung  der  Leetüre  und  des  Umgangs  der 
Schaler  ihm  angelegen  sein,  c)  Für  den  Schutz  der  Gesundheit  und  die 
körperliche  Entwicklung  der  Schüler  hat  er  gewissenhaft  Sorge  zu 
tragen. 

fi.  5.  Handhabung  der  Disciplin. 

I.  Bezüglich  der  Schüler  hat  der  Rector  alle  Anordnungen  zu  treffen, 
welche  ein  den  Gesetzen  und  dem  Geiste  der  Schule  entsprechendes  Verhalten 
isL  und  aufser  der  Schule  bezwecken  und  fördern,  namentlich  liegt  ihm  ob: 

a)  für  die  Ordnung  in  der  Schule,  in,  vor  und  nach  den  Lehrstunden, 
in  der  Kirche  sowie  auf  dem  Tum-  und  Spielplatz  durch  geeignete  Beauf- 
aicfatignng  zu  sorgen;  b)  die  Zeit  des  Aufenthalts  der  Schüler  im  Freien 
auiser  der  Schulzeit  je  nach  den  Jahrszeiten  zu  begrenzen,  und  dieselben  zu 
einem  anständigen  und  gesitteten  Benehmen  auch  für  diese  Zeit  anzuhalten. 

c)  die  hinsichtlich  des  Wirtbshaus-,  Theaterbesuchs  etc.  allgemein  gül- 
tigen Vorschriften  bei  Beginn  eines  jeden  Schuljahrs  bekannt  zu  machen, 
nötiiigenfaUs  wiederholt  einzuschärfen  und  streng  zu  halten ;  d)  auswärtige 
Schüler  in  ihren  Wohnungen,  die  sie  nur  mit  seiner  Genehmigung  wählen 
dürfen,  durch  öftern  Besuch  zu  controliren  und  dazu  auch  die  Lehrer  zu  ver- 
anlassen. 

e)  die  Strafen  angehend  hat  er  alle  Aufmerksamkeit,  auf  ihre  Art, 
Ausdehnung  und  pädagogische  Zweckmäfsigkeit  zu  richten.  Insbesondre 
Bind  körperliche  Züchtigungen  unstatthaft,  Anfertigung  schriftlicher 
Strafarbeiten  nur  in  beschränktem  Mals  und  sofern  sie  wirklich  dem 
Lehnweok  dienen,  zulässig;  ebenso  Nachsitzen  nur  unter  Aufsicht  eines 
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Lehrers.  Eni fe mang  von  der  Anstalt  boH  nur  in  den  beiden  EnCsersten 
Fällen  eintreten,  wenn  entweder  die  Unverbesserlicbkeit  evident  erwiesen  ist, 
oder  wenn  ein  Ver^hen  vorliegt,  welches  das  fernere  Verbleiben  eines  Schil- 
lers als  den  Mitschfilem  in  sittlicher  Hinsicht  gefährlich  erschemen  lälst. 

II.  In  Bezug  auf  das  Verhalten  der  Lehrer  der  Anstalt  hat  der  Rector 
bei  etwa  seitens  der  Eltern  etc.  eingehenden  Beschwerden  den  Thatbestand 
zu  untersuchen  und  dieselben  nach  Befand  zu  erledigen.  SoUte  das  Verhalten 
eines  Lehrers  in  seiner  dienstlichen  Stellung  oder  auch  in  seinem  Privatleben 
Anstofe  erregen,  so  soll  der  Rector  zunächst  durch  ooUegialische  VorsteDun- 

gen,  nachdrOckliche  Erinnerungen  etc.  denselben  auf  die  richtige  Bahn  zu 
ringen  suchen;  sollte  dies  nicht  zum  Zweck  führen  oder  soUten  ernstere 
Vergehen  vorliegen,  so  erfordert  seine  Pflicht,  der  AufiiiofatsbebOrde  sowie 
dem  Cnratorium  davon  Anzeige  zu  machen. 

§.6.  Verwaltung  des  Eigenthums  der  Schule. 

Alle  Veränderangen  im  Bestände  der  der  Aufsicht  des  Reetors  unmittel- 
bar untergebenen  Lehrmittel,  Utensilien  etc.  sind  in  dem  Inventarium  zu  ver- 
merken. Namentlich  ist  der  Rector  fflr  eine  sorgsame  Verwaltung  der  Biblio- 
thek und  des  physikal.  Cabinets  verantwortlich,  auch  dann,  wenn  diese  In- 
stitute der  besondem  Fflrsorge  eines  oder  menrerer  Lehrer  anvertraut  sind, 
da  in  jedem  Falle  dem  Rector  die  Oberleitung  verbleibt 

§.  7.  Für  die  Amtsführung  des  Reetors  gelten  noch  fl^lgende  Bestim- 
mungen : 

1.  Er  ist  verpflichtet,  eine  fortlaufende  I^te  sämmtlicher  die  Anstalt 
besuchenden  Schüler  zu  führen,  sowie  für  die  Aufbewahrung  ihrer  Personalien, 
namentlich  der  Zeugnilscopien  durch  Glassen-  oder  andere  Bücher  su  sorgen, 
femer  ein  Journal  zu  führen,  in  welchem  die  seitens  der  Behörden  eingehen- 
den Verfügungen  nach  Datum  und  Inhalt  sowie  alle  im  Lauf  des  Schuljahrs 
die  Schule  betreffenden  wichtigeren  Vorkomnmisse  registrirt  werden,  endlich 
am  Schlufs  eines  jeden  Schuljahrs  in  einem  Programm  Öffentlichen  Bericht 
zu  erstatten.  Die  Abfassung  der  zu  demselben  gehörigen  Wissenschaft.  Ab- 
handlung soll  in  der  Regel  der  Reihenfolge  nach  Rector  und  Lehrer  treffiBn; 
doch  ist  ersterm  gebotnen  Falls  eine  Abänderung  gestattet 

2.  Wenigstens  alle  4  Wochen  hat  der  Rectpr  das  Gollegium  zu  einer 
Conferenz  zu  berufen,  welche  einerseits  den  Zweck  gegenseitiger  Anregung 
im  Beruf  durch  Besprechung  und  Austausch  pädagogischer  Ansichten  und 
Erfahrungen  hat,  andrerseits  zur  Berathung  und  Beschln&nahme  über  alle 
erheblicheren  Angelegenheiten  der  Schale  bestimmt  ist  Der  Rector  führt  den 
Vorsitz  und  bei  Stimmengleichheit  giebt  die  seinige  den  AusscUag.  SoUte 
sich  der  Rector  mit  dem  Colleginm  oder  der  Maiorität  desselben  in  einer 
Frage  nicht  einigen  können,  so  ist  er  berechtigt,  jedoch  unter  seiner  alleinigen 
Verantwortung,  nach  seinem  Dafürhalten  zu  verfahren.  Bindend  jedoch  iai 
der  Beschlufs  der  Majorität  in  folgenden  Fällen: 

a)  bei  der  Aufnahme  neuer  Schüler  und  der  Bestimmung,  welcher  Glasse 
dieselben  zuzutheilen  sind;  b)  bei  der  Entscheidung  über  die  Asoension 
der  Schüler  und  den  Ausfall  der  Ascensionsprüfungen ;  c)  bei  Vorschlägen 
zum  Genufs  von  Stipendien-Freistellen  und  sonstigen  Benefiden;  d)  od 
der  Bestrafung  eines  Schülers  mit  Entfernung  von  der  Anstalt,  von  welcher 
auch  dem  Guratorium  Anzeige  zu  machen  ist" 


Instruction  ftir  den  Rector  der  höh.  Bürgerschule  su  Kreusburg 

in  Schlesien. 

„A.  Allgemeine  Bestimmungen.  §.  1.  Die  gegenwärtige  In- 
struction umfaist  die  Pflichten  und  Befugnisse,  welche  dem  Rector  der  höh. 
Bürgerschule  zu  Kreuzburg  hinsichtl.  der  inneren  und  äuiseren  Verhältnisse 
der  seiner  Leitung  anvertrauten  Anstalt  obliegen  und  zustehen. 

§.  2.   Der  Rector  ist  für  die  Gesammtwohlfahrt  der  ihm  anvertrauten 
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Anstalt  verantwortlich.  Er  hat  daher  die  Verpflichtang,  allen  Schaden  von 
derselben  abanwenden,  Vortheile  derselben  zuzuwenden,  oder  doch  die  Auf- 
merksamkeit der  Behörden  darauf  zu  richten.  Seiner  unmittelbaren  und  aus- 
schlielslichen  Leitung  sind  die  inneren  Angelegenheiten,  die  Sorge  fOr  den 
gesammten  Unterricht  und  die  Dlsciplin  der  Anstalt  aberwiesen,  und  in  dieser 
Bedehnng  ist  der  Rector: 

|. 3.  zuvörderst  das  Organ  der  vorgesetzten  Staatsbehörde 
nnd  der  städtischen  Behörde.  Alle  ihm  von  diesen  Behörden  zugehen- 
den, die  Anstalt  betreffenden  Anordnungen  und  Verfügungen  hat  er  daher  aus- 
inf&hren,  oder  etwa  sich  ergebende  Bedenken  sofort  zur  Anzeige  zu  bringen, 
die  periodischen  oder  sonst  von  ihm  geforderten  Berichte  zu  erstatten,  über 
alle  wichtigeren  Angelegenheiten  der  Anstalt,  sie  mögen  die  Personen  des 
LehrerooD^ums,  oder  die  didaktischen  und  disciplinarischen  Einrichtungen 
und  Zustande  betreffien,  zu  berichten,  den  Commissarien  jederzeit  über  die 
Yerhältnisse  der  Anstalt  Auskunft  zu  geben,  und  am  Schlufs  des  Schuljahrs 
einen  Bericht  über  die  gesammte  innre  und  äuisre  Lage  der  Anstalt,  sowie 
die  sonst  vorgeschriebenen  Berichte  und  Nachweisungen  einzureichen. 

Der  Rector  ist  femer  §.  4.  erstes  und  vorsitzendes  Mitglied  des  Leh- 
rercoUegiums.  Als  solches  leitet  er  die  Conferenzen,  in  denen  alles  zur 
Berathung  gebracht  werden  muls,  was  das  Material  und  die  Methode  des 
Unterrichts,  den  Fleifii  und  die  Fortschritte  der  Schüler,  die  öffentlichen  und 
Glassenprüftingen,  Schulfeierlichkeiten,  Gensuren,  Versetzungen  etc.  betrifft, 
überhaupt  alles,  worüber  eme  Berathung  mit  den  Lehrern  nothwendig,  ange- 
messen oder  wünschenswerth  ist  In  diesen  Conferenzen  werden  von  dem 
Rector  auch  die  von  den  Behörden  eingegangenen,  das  Ganze  betreffenden 
Verfügungen  dem  LehrercoUeginm  mitgetheilt,  falls  nicht  deren  Inhalt  eine 
■ofovtige  Mittheilung  im  Wege  des  Umlaufii  nöthig  macht. 

B.  Einzelne  Bestimmungen.  §.  1.  Die  regelm&fsigen  Confe- 
renzen werden  nach  der  in  der  Schulordnung  entworfen  Conferenzordnung 
abgehalten. 

(•  2.  Sitz  und  Stimme  in  der  Conferenz  hat  jeder  ordentliche  Lehrer, 
mit  der  Bedingung,  sich  derselben  zu  enthalten,  wenn  ihn  persönlich  be- 
treffende Gegenstände  discutirt  werden  sollen. 

§.  3.  Der  Rector  führt  den  Vorsitz  in  der  Conferenz  und  hat  bei  Ab- 
Btimmnngen  über  diejenigen  Fragen,  über  welche  die  Entscheidung  dem 
ganzen  CoUeginm  zusteht,  bei  Stimmengleichheit  die  Ausschlag  gebende 
Stimmt.  Tritt  der  Fall  ein,  daß  die  Mehrheit  der  Lehrer  nicht  mit  ihm 
flbereinstimmt,  so  ist  er  berechtigt,  wegen  der  ihm  allein  obliegenden  Ver- 
antwortiichkeit  für  das  Ganze,  dasjenige,  was  nach  seiner  gewissenhaften 
Ueberzeugung  für  das  Wohl  des  Ganzen  das  Befsre  ist,  festzuhalten,  aber  die 
Entscheidung  der  vorgesetzten  Behörde  einzuholen.  Bis  zur  Ankunft  dieser 
Entscheidung  sind  die  Lehrer  gehalten,  die  Anordnunj^en  des  Rectors  unbe- 
dingt zu  vollziehen.  §.  4.  Die  in  der  Conferenz  getafsten  Beschlüsse  sind 
ftr  jedes  Mitglied  des  LehrercoUegiums  bindend,  und  ist  keiner  befugt,  unter 
dem  Vorwande  eigner  Verantwortiichkeit,  davon  abzuweichen.  Der  Rector 
hat  daher  genau  darauf  zu  achten,  da(s  die  in  der  Conferenz  gefafsten  Be- 
schlüsse zur  Ausführung  gelangen.  Alle  BeschlfUse,  die  nicht  ausdrückUch 
smr  Mittheilung  an  Andere  bestimmt,  sind,  bleiben  Amtsgeheimnifii.  §.  5. 
Ueber  jede  Conferenz  wird  ein,  in  ein  besondres  Buch  einzutragendes  Pro- 
tokoll angenommen  und  von  allen  Anwesenden  unterzeichnet  Das  Proto- 
kolliren liegt  dem  jüngsten  Mitgliede  des  Collegiums  ob,  wenn  nicht  ein  an- 
drer Lehrer  freiwiUig  und  unter  Zustimmung  des  Rectors  die  Führung  des- 
selben übernimmt 

fi.  6.  Der  Rector  hat  alle  von  dem  ganzen  CoUegium  ausgehenden  Acten, 
Documente  etc.  anzufertigen ,  oder  wenn  (wie  bei  Zeugnissen  Censnren  etc.) 
diese  Anfertigung  von  den  Classenordinarien  geschieht^  dieselben  mitzuvoU- 
siehen  und,  wo  nötiiig,  mit  dem  von  ihm  allein  geführten  Dienstsiegel  zu 
bei^ubigen.       fi.  7.    Der  Rector  hat  alle  die  Schule  und  seine  Amtsäätig- 
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keit  betreffenden  Actenstflcke  genau  und  fibersichtlioh  su  joamalisiren.  Ans 
diesen  Actenstücken ,  dem  Albnm  der  aufgenommenen  Säitiler,  den  Zeog- 
niasen,  dem  Censuralbum,  den  Katalogen  der  Lehrmittel  etc.  besteht  das 
Archiy  der  Anstalt,  welches  unter  der  Aufsicht  des  Rectora  allem  atdit 

§.  8.  Der  Reetor  ist  drittens:  der  nächste  Yorgeaetste  der  an  der 
Anstalt  fungirenden  Lehrer  und  Beamten,  welche  ihn  in  allen  amtlichen 
Beziehnngen  als  solchen  au  erkennen  und  seinen  Anordnungen  atets  Folge 
zu  leisten  haben.  §.  9.  Der  Reetor  hat  jeden  neu  angestellten  Leiurer  in 
sein  Amt  einzuführen  und  die  vorschriftsmälsige  Vereidnng,  resp.  Verpflich- 
tung durch  Handschlag  auf  einen  bereits  geleisteten  Eid.  su  volhiehen. 
Ebenso  hat  er,  wenn  ein  Lehrer  seine  Stellung  aafaugeben  beabaidittgt,  die 
stets  bei  ihm  zuerst  anzubringende  Anzeige  davon  entgegenzonehmen,  m  dem 
darüber  an  den  Magistrat  zu  erstattenden  Bericht  die  dadurch  sur  Eriedigung 
kommenden  Lehrfächer,  für  welche  bei  Bestellung  eines  Nachfolgers  gesorgt 
werden  mufs,  genau  zu  bezeidmen,  und,  wenn  ihm  ein  daf^  ge^gneter 
Mann  belcannt  ist,  die  Aufmerksamkeit  der  Behörde  auf  ihn  hinsuleiten. 

§.  10.  Für  iedo  Abwesenheit  des  Rectors  in  und  anlaer  den  Ferien,  so- 
fern sie  während  der  Schubseit  einen  Ausfall  des  Unterrichts  bedingt,  and 
während  der  Ferien  die  Dauer  einer  Woche  übersteigt,  ist  die  Oeneluiugnng 
der  K.  Regierung  einzuholen  und  hievon  dem  Curatorinm  Mittheflung  n 
machen.  Bei  etwanigen  Fällen  dringend  nothwendiger,  augenblicklicher  Ab- 
reise ist  dem  Ouratorium  Nachricht  zu  geben,  welches,  wenn  die  Abwesen- 
heit des  Rectors  länger  als  3  Tage  dauert .  der  K.  Regierung  Bericht  su  er- 
statten verpflichtet .  ist.  in  Abwesenheitsnillen  des  Rectors  ist  dem  ersten 
Lehrer  die  Leitung  der  Anstalt  zu  übertragen.  §•  11.  Bei  dringenden 
Veranlassungen  ist  der  Reetor  befugt,  einzelnen  darum  nachauchenden  Ldt- 
rern  einen  Urlaub  von  höchstens  8  Tagen  zu  ertheilen,  bei  längeren  Abwe- 
senheiten ist  die  Genehmigung  der  K.  Regierung  einzuholen. 

Wenn  ein  Lehrer  durch  Ejrankheit  oder  durch  andere  unabwendbare 
Hindernisse  seine  Lectionen  zu  halten  au(ser  Stande  ist,  so  hat  der  Reetor 
die  Stellvertretung  desselben  durch  die  anderen  Lehrer,  mit  möglichste  Ver- 
meidung von  Classencombinationen,  anzuordnen. 

Der  Reetor  ist  viertens:  §.  12.  Dirigent  des  gesammten  Innern 
Gebiets  der  Anstalt  in  Hinsicht  sowohl  des  Unterrichts  als  der  Erzie- 
hung der  ihr  anvertrauten  Jugend. 

Die  Grundlage  des  Unterrichts  bildet  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordo. 
V.  6.  Octb.  1859.  Die  Aufgabe  des  Rectors  Ist  nun,  vor  allem  dahin  zu  wirken, 
dafs  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  von  dem  ganzen  Lebrercollegium 
als  ein  organisches  Ganze  aufgefaßt  und  zur  Ausführung  gebracht  werden. 

§.  13.  Die  geordnete  Durchführung  des  allgemeinen  Lehrplans  erfordert, 
dafs  folgende  Bestimmungen  genau  innegehalten  werden:  a)  Die  Präfang 
der  Aufzunehmenden,  welche  gewöhnlich  2  mal  im  Jahr,  und  zwar  nach  den 
Osterferien  und  ebenso  nach  den  Michaelisferien,  erfolgt,  wird  vom  Reetor, 
wenn  es  nöthig  wird  unter  Zuziehung  von  2  Lehrern,  vollzogen.  b)  Die 
zur  Aufnahme  geeignet  Befundenen  trägt  der  Reetor  nach  Vor-  und  Za- 
namen,  Confession,  Stand  und  Wohnnng  des  Vaters  in  das  soi^ältig  zn 
führende  und  zu  bewahrende  Album  der  Anstalt  ein,  und  überweist  sie, 
nachdem  sie  auf  die  Disciplinarordnung  verpflichtet  worden  sind,  ihren 
Classenordinarien  zur  weitern  Leitung.  c)  AUe  Aufzunehmenden  haben 
zuvor  ein  Zeugnifs  über  den  bis  dahin  genofsnen  Unterricht  und  ihr  sittliches 
Verhalten  beizubringen.  d)  Sowie  in  der  Regel  eine  2  malige  AuÄiahme 
im  Jahr  stattfindet,  findet  auch  eine  2 malige  Versetzung  vor  Beginn  der 
Osterferien  und  ebenso  vor  Beginn  der  Michaelisferien  Statt.  Die  Berathung 
über  die  Versetzungsreife  findet  in  einer  besonders  dazu  festzusetzenden 
Gonferenz  Statt.  Bei  etwa  eintretenden  Zweifeln  über  die  Versctzungsfähig- 
keit  eines  Schülers  entscheidet  der  Reetor. 

§.  14.  Am  Schluls  eines  jeden  Schuljahrs  wird  eine  öffentliche  Schal- 
prüfung gehalten,  welche  den  Zweck  hat,  dem  Publicum  von  den  Leistungen 
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der  Anstalt  KeantnUk  zn  geben,  nnd  dadurch  das  Vertranen  und  die  Theil- 
nahme  desaelben  zu  erregen  and  zu  erhalten.  Der  Rector  hat  daher  dÜe 
Pflicht,  die  Einladungsprogramme,  die  Wentl.  Reden,  sowie  die  Prüfungen 
selbst  so  einzurichten,  dais  diesem  Zweck  in  würdiger  Weise  entsprochen 
werde.  §.  15.  Die  Abfassung  der  den  Programmen  vorauszuschiclcenden 
Wissenschaft!.  Abhandlungen  liegt  dem  Rector  und  den  ordenü.  Lehrern  nach 
^ner  im  voraus  bestimmten  Reihefolge  ob.  Die  Entscheidung  über  die 
Angemessenheit  der  qn.  Abhandlungen  steht  dem  Rector  allein  zu. 

9. 16.  Die  Vertheilung  der  Fächer  nnd  Stunden  unter  die  einzelnen 
Lehrer,  für  welche  lediglich  das  Bedflrfhiis  der  Anstalt  mafsgebend  und  ent- 
scheidend ist,  steht  nur  dem  Rector  zu  und  darf  dabei  der  Ansicht  mancher 
Lehrer,  als  seien  sie.  durch  Ascension  in  eine  höhere  Stelle  idlem  Unter* 
rieht  in  den  unteren  Classen  überhoben,  eine  Geltung  nicht  eingeräumt 
werden. 

§.  17.  Daib  jeder  Lehrer  die  getroffenen  Bestimmungen  genau  innehalte, 
die  ihm  überwiesenen  Lehrobjecte  ohne  eigenmächtige  Aenderungen  in  Lehr- 
stoff, Lehrbüchern  und  anderen  Lehrmitteln  in  einer  dem  Stanopunct  seiner 
Schüler  entsprechenden,  Fleils  und  Thätigkeit  derselben  anregenden  Weise 
behandle,  die  ihm  übertragenen  Lehrstunden  pünctlich  anfange  nnd  abwarte, 
die  mit  denselben  verbundenen  Correctnren  sorgfältig  und  regelmäfsig  er- 
ledige, hat  der  Rector  durch  fleißigen  Besuch  der  I^hrstnnden,  ohne  jede 
persOnl.  Rücksicht,  zu  überwachen,  sofern  einzelne  derselben  mit  se^Ien 
eigenen  Stunden  zusammenfallen,  sich  lieber  zuweilen  in  letzteren  durch 
einen  andern  Lehrer  vertreten  zu  lassen,  lüs  jenes  wichtige  Geschäft  zu  ver- 
säumen. §.  18.  Ueber  etwa  bemerkte  Abweichungen  vom  Lectionsplan, 
Mängel  in  der  Methode,  der  Disciplin  etc.  hat  der  Rector  den  Betreffenden 
freundliche,  und,  wenn  es  erforderlich  ist,  ernste  Erinnerungen  zu  machen, 
diejenigen  aber,  welche  in  solcher  Beziehung  die  allgemeinen  oder  seine 
sjpeciellen  Anordnungen  unbeachtet  lassen,  und  in  einseitiger  Ueberschätzung 
ihre  eigenen  Wege  gehen  wollen,  mit  Nachdruck  znm  Befolgen  jener  Vor- 
schriften anzuhalten.  Zugleich  hat  der  Rector,  um  mit  dem  Stanapunct  der 
einzelnen  Classen ,  sowie  mit  dem  Fleifii  und  den  Leistungen  ihrer  Schüler 
stets  in  Konntnifs  zu  bleiben,  sich  alle  Quartale  die  Ansarbeitnngsfaefte  der- 
selben vorleben  zu  lassen  und  mit  seinem  Revisionsvermerk  zu  versehen. 

§.  19.  Unter  allen  Umständen  liegt  dem  Rector  die  Aufsicht  über  das 
Sehu^ebäude,  sowie  über  den  Turnplatz  ob,  und  hat  er  Sorge  dafür  zu 
tragen,  daA  das  Gebäude,  nebst  Oeien  und  Fenerungsgeräthsdiaften,  sich 
stets  in  einem  solchen  Zustande  befinde,  der  den  regelmäisigen  und  unge- 
störten Forteang  des  Unterrichts  gestattet  Etwa  nothwendige  Reparaturen 
hat  er  bei  iSeiten  dem  Curatorium  zur  Anzeige  zu  bringen  und  auf  deren 
AusfUhrung  zu  dringen.  Kleinere,  diesen  Gang  nicht  gestattende  Arbeiten 
kann  er  sofort  fertigen  lassen. 

(.  20.  Endlich  cehört  zu  den  Pflichten  des  Reetors  noch  die  Aufsicht 
über  das  gesammte  Ütensilieninventarium  der  Anstalt  und  die  derselben  ge-, 
hurenden  Lehrmittel,  über  deren  Anschaffung  nur  der  Rector  in  Ueberem- 
stimmung  des  LehrercoUegiums  (natüriich  mit  Beachtung  der  dafür  ausge- 
worfenen Etatspositionen)  zu  bestimmen  hat 

|.  21.  Am  Ende  eines  jeden  Schuljahrs  ist  eine  allgemeine  Revision 
des  Schulinventariums  durch  das  Curatorium  unter  Zuziehung  des  Reetors 
und  derjenigen  Fachlehrer,  unter  deren  specieller  Aufsicht  änzelne  Lehr- 
mittel stehen,  vorzunehmen.  §.  22.  Die  Lehrer-  und  die  Schülerbibliotfaek 
whrfl  bis  auf  weitres  von  dem  Rector  verwaltet^       Der  Magistrat. 

Instruction  für  den  Rector  der  ev.  hOh.  Bürgerschule  und  Eraie- 
bungsanstalt  au  M.  Gladbach  (s.  Abth.  I  p.  302). 

§.1.  Der  Rector  ist  Vorsteher  der  Schule  und  der  mit  derselben  ver- 
bundnen  Eniehungsanstalt,  die  er  nach  Maisgabe  seines  Beruft  zu  halten  hat 
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Als  solcher  hat  er  die  Leitung  sämmtlicher  innerer  Angelegenheiten  beider 
Anstalten.  Für  seine  verschiedenen  Dienstverhältnisse  wird  ihm  folgende, 
seine  amtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen  näher  bestimmende  Instruction 
ertheilt 

§.2.  Dienstverhältnisse  des  Reotors  zu  der  K.  Regierung. 
Die  K.  Regierung  zu  Düsseldorf  ist  die  dem  Rector  zunächst  vorgesetzte 
Staatsbehörde.  In  diesem  Verhältnifs  der  Unterordnung  ist  er  einerseits  das 
Organ ,  durch  welches  die  K.  Regierung  alle  die  Anstalt  betreffenden  Anord- 
nungen und  Verfügungen  zur  Ausführung  bringt,  andrerseits  das  Organ, 
durch  welches  dieselbe  Behörde  sich  von  allen  den  Zweck  der  Anstalt  för- 
dernden oder  hemmenden  Zuständen  in  Renntnifo  setzt.  Demnach  hat  der 
Rector: 

1.  alle  die  Leitung  der  inneren  Angelegenheiten  der  Anstalt  betreffenden 
Schreiben  entgegenzunehmen  und  die  von  der  Lehr-  und  ErziehungsanstaU 
ausgehenden  Schreiben  anzufertigen,  zu  vollziehen  und  wo  es  nöthig  ist  mit 
dem  Amtsiegel  zu  beglaubigen;  2.  die  an  ihn  gerichteten  Verfugungen 
der  K.  Regierung  unverzüglich  in  Ausführung  zu  bringen,  oder,  wenn  Um- 
stände obwalten,  welche  die  Ausführung  bedenklich  machen  könnten,  darüber 
sofort  zu  berichten  und  weitem  Beschluls  abzuwarten;  3.  über  alle  wich- 
tigeren Angelegenheiten  der  Anstalt,  sie  mögen  die  Personen  des  Lehrer- 
collegii,  oder  die  didaktischen  und  discipiinarischen  Einrichtungen  und  Zu- 
stände betreffen,  an  die  K.  Regierung  zu  berichten;  4.  die  von  ihm  ge- 
forderten Berichte  ungesäumt  und  mit  gewissenhafter  Treue  zu  erstatten; 
5.  dem  Commissarius  der  E.  Regierung  jegliche  Auskunft  bereitwiiUg  zu 
ertheilen,  welche  derselbe  in  Bezug  auf  die  Anstalt  von  ihm  fordert. 

Endlich  hat  er:  6.  regelmälsig  zu  den  durch  besondere  Verfügungen 
festgesetzten  Terminen:  a)  von  3  zu  3  Jahren  einen  ansfUhriichen  und 
vollständigen  Verwaltungsbericht  über  den  ganzen  innem  und  äufsem  Znstand 
nebst  Vorschlägen  zu  etwanigen  Verbesserungen  zu  erstatten;  b)  alljähr- 
lich einen  Personal -Veränderungsnachweis  des  Lehrercollegiums;  c)  am 
Schlufs  des  Schuljahrs  den  für  das  folgende  Schuljahr  cntworfnen  Leotions- 
plan,  und  d)  halbjährlich  eine  Frequenzübersioht  nach  den  vorgeschriebenen 
Bestimmungen  einzureichen. 

§.  3.  Dienstverhältnisse  des  Roctors  zu  den  Lehrern  der 
Anstalt.  Der  Rector  ist  einerseits  vorsitzendes  Mitglied  des  Lehrercollegiums 
und  andrerseits  Vorgesetzter  jedes  einzelnen  Lehrers.  In  erstrer  Beziehung 
hat  er  wenigstens  alle  14  Tage  sämmtlicho  Lehrer  mit  Ausnahme  der  techn. 
Hülfslehrer  zu  einer  Confcrenz  zu  versammeln,  die  Berathungen  über  alle 
diesem  Collegio  überwiesenen  Angelegenheiten  zu  leiten  und  durch  Abstim- 
mung die  Entscheidung  aller  der  Fragen  zu  bewirken,  über  welche  nach  den 
bestehenden  besonderen  Verordnungen  nicht  ihm  allein,  sondern  deiq  Lehrer- 
collegio  die  Entscheidung  zusteht.  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  seinige 
den  Ausschlag.  Wenn  jedoch  die  Mehrzahl  der  Lehrer  für  eine  Ansicht  stimmt, 
welcher  er,  weU  er  von  derselben  Nachtheil  für  die  Schule  fürchtet,  nicht 
beipflichten  kann,  so  ist  er  berechtigt,  die  Entscheidung  der  K.  Regierung 
einzuholen,  an  welcher  er  in  einem  solchem  Fall  unter  Einreichung  des  Con- 
ferenzprotokolls  zu  berichten  hat.  Die  Lehrer  bleiben  alsdann  verpflichtet,  den 
Anordnungen  des  Rectors  bis  zur  eingegangnen  hohem  Entscheidung  Folge 
zu  leisten.  Ueber  die  Verhandlungen  in  deu  Gonferenzen  ist  ein  Protokoll 
zu  führen ,  wozu  der  jüngste  unter  den  ordentlichen  Lehrern  verpflichtet  ist, 
wenn  nicht  ein  andrer  Lehrer  freiwillig  und  unter  Zustimmung  des  Recton 
die  Führung  desselben  übernimmt  Das  Protokoll  wird  von  sämmtliohenr  in 
der  Conferenz  anwesenden  Lehrern  unterschrieben. 

Als  Vorgesetzter  der  übrigen  Lehrer  hat  er  folgende  nähere  Pflichten 
und  Befugnisse :  1.  Liegt  ihm  im  aUgemeinen  ob,  mit  gewissenhafter  Sorg- 
falt darauf  zu  achten,  dafs  sie  durch  würdiges  Verhalten  und  tretie  Erfüllung 
ihrer  Pflichten  ihren  Stand  ehren  und  alles  meiden,  was  ihnen  in  der  Achtung 
der  Schüler  und  des  Publicums  nachtheUig  sein  und  wodurch  der  evange- 


389 

lisehe  CImnkter  der  gansen  Anstalt  veriehst  werden  könnte;  2.  hat  er 
nicht  nur  selbst  alles  sorgfäldj^  zu  vermeiden,  was  das  Ansehn  eines  Lehrers 
bei  der  Jugend  schmälern  konnte,  sondern  auch  einzelne  Mitglieder  des 
Lehrercollegiums,  die  sich  in  dieser  Beziehung  etwa  Mifsgriffe  zu  Schulden 
kommen  lassen,  auf  solche,  dem  Vertrauen  des  Publicnms  und  der  Wirksam- 
keit der  Anstalt  nachtheilige  Ungehörigkeiten  aufmerksam  zu  machen  und 
nOthigenfalls  ernstlich  zu  verwarnen. 

8.  Ebenso  hat  er  diejenigen  Lehrer,  welche,  sei  es  in  der  Schule  oder 
im  Pensionat,  in  disciplinar.  oder  didakt.  Beziehung  die  allgemeinen  Vor- 
schriften unbeachtet  lassen,  in  einseitiger  Selbstfibersehätzung  ihre  eigenen 
Wege  gehen  und  die  zur  Erreichung  des  ganzen  Zwecks  der  Anstalt  erfor- 
derliche Harmonie  des  Zusammenwirkens  sämmtlicher  Lehrer  stören,  mit  col- 
legiaHscher  Schonung  und^  wo  es  nöthig  ist,  auch  mit  Ernst  und  Nachdruck 
surechtsnweisen.  Namentlich  hat  er  mit  allem  Ernst  darauf  zu  halten ,  dafs 
die  erzieherische  Thätigkeit  der  Alumnen -Inspectoren  sich  nicht  in  selbst- 
gemachten pädagogischen  Theoremen  verliere  und  in  persönlicher  Willkür 
auseinandergehe,  sondern  in  den  Grenzen  erprobter  und  dem  Charakter  der 
Anstalt  entsprechender  Grundsätze  sich  bewege  und  in  EinmOthigkeit  zusam- 
menwlrke. 

4.  Wenn  ein  Lehrer  sich  Nachlässigkeiten  im  Dienst,  Verwendung  seiner 
Kräfte  zu  Privatzwecken,  zum  Nachtheil  seiner  amtlichen  Obliegenheiten, 
Uebertretnng  der  Schulordnung  und  ein  der  Wfirde  des  Lehrstandes  unan- 

femefsnes  Benehmen,  sei  es  in  der  Schule  oder  aufserhalb  derselben,  zu 
ohulden  kommen  läfst,  so  hat  er  ihm  darOber  ernstliche  Vorstellung  zu 
machen,  und  wenn  diese  nicht  ftuchten  sollte,  desgleichen  bei  eigentlichen 
Vergehungen  und  starken  Miisgrififen,  sofort  an  die  K.  Regierung  zu  oerichten. 
FHvatunterricht  in  denjenigen  Gegenständen,  welche  in  der  Schule  gelehrt 
werden ,  dürfen  die  Lehrer  Schfllem  der  höh.  Bürgerschule  nur  mit  seiner 
Genehmigung  und  in  auTserordentlichen  Fällen  ertheilen.  5.  Er  darf  nicht 
snlassen,  dafs  ein  Lehrer  ohne  gegründete  Ursache  und  ohne  ihm  Anzeige 
davon  zu  machen,  eine  Lehrstunoe  aussetzt.  Auch  hat  er  der  Übeln  für  ^ 
Schulzucht  nachtheiligen  Gewohnheit  mancher  Lehrer,  die  I^hrstnnde  nicht 

Sünctlich  anzufangen,  um  so  entschiedner  zu  begegnen,  als  dadurch  auch  den 
chfilem  ein  Beispiel  schädlicher  Nachlässigkeit  gegegeben  wird. 

6.  Bei  dringenden  Veranlassungen  ist  er  befugt,  einzelnen  darum  nach- 
suchenden  Lehrern  einen  Urlaub  von  höchstens  8  Tagen  zu  ertheilen.  Solche 
Fälle  sind  in  dem  Verwaltungsbcricht  speciell  anzuführen.  —  Wenn  ein 
Lehrer  durch  Krankheit  oder  andere  unabwendbare  Hindemisse  seine  Lection 
SU  halten  auiser  Stande  ist,  so  hat  der  Rector  für  die  Stellvertretung  des- 
selben durch  die  anderen  Lehrer  mit  möglichster  Vermeidung  von  Classen- 
Gombinationen  zu  sorgen.  Ist  er  selbst  auflief  der  Ferienzeit  zu  verreisen 
genöthigt,  so  hat  er  für  eine  mehr  als  4tägige  Abwesenheit  die  Genehmigung 
der  K.  Regierung  einzuholen  und  wegen  semer  Stellvertretung  geeignete  Vor« 
schlage  zu  machen. 

7.  Jeden  neu  eintretenden  Lehrer  hat  er  mit  angemefsner  Feierlichkeit 
in  sein  Amt  einzuführen,  die  vorschriftsmäfsige  Vereiduuff  desselben  oder  die 
Verpflichtung  auf  den  etwa  schon  geleisteten  Staatseia  vorzunehmen,  ihn 
mit  dem  ganzen  Umfang  seiner  Pmchten  ausführlich  bekannt  zu  machen, 
endlich  ihn  sowohl  in  Bezug  auf  die  Handhabung  der  Disciplin,  als  auf  die 
HÜlfsmittel  des  Unterrichts  nach  Möglichkeit  in  schonender  und  liebevoller 
TVeise  zu  unterstützen. 

8.  Da  die  aufserhalb  der  Erziehungsanstalt  wohnenden  Lehrer  ihren  Be- 
nifsm  gemäfs  keine  Pensionaire  in  ihre  Famflien  aufnehmen  dürfen ,  um  dem 
Pensionat  keine  Gonourronz  zu  machen,  so  ist  er  verpflichtet,  von  jeder  etwa 
vorkommenden  Verletzung  dieser  Bestimmung  dem  Guratorium  sofort  Anzeige 
zn  machen. 

9.  Die  in  der  Erziehungsanstalt  wohnenden  und  zur  Beaufsichtigung  der 
Zöglinge  verj^fehteten  Lehrer  hat  er  gleich  bei  ihrem  Eintritt  mit  der  Haus* 
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Ordnung  und  ihren  besonderen  Yerpflicbtangen  hinaichtlioh  der  Inspeetion  be- 
kannt zu  machen  und  darüber  zu  wachen ,  daft  die  Inspeetion  in  freundlich 
ernster  Weise  gehandhabt  werde.  Grobe  VerstölBe  gegen  die  Hausordnung 
seitens  der  Lehrer,  die  den  jugendlichen  GemOthem  der  Zöglinge  zum  An- 
Btofs  gereicht  haben,  hat  er  unverzüglich  zur  Kenntnife  des  Cuntoriums  zu 
bringen.  —  10.  Die  Schulamtscandidaten,  denen  es  gestattet  ist,  bei  der  höh. 
Bürgerschule  das  vorgeschriebne  Probejahr  abzuhalten,  hat  er  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  In  angemefsner  Weise  zu  beschädigen  und  theils  selbst 
iheils  durch  die  betrefif.  Classenordinarien  zu  leiten  und  zu  unterstfitcen,  und 
mit  gewissenhafter  Sorgfalt  dahin  zu  wirken,  dafii  den  Candidaten  ihre  Be- 
schäftigung bei  der  höh.  Bürgerschule  für  ihre  wissenschaftL  und  prakt.  Aus- 
bildung förderlich  werde. 

§.  4.  Da  ihm  die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  übertragen  ist, 
00  hat  er  die  zu  seiner  Verfl^ing  gestollten  Lehrkräfte  im  allgemeinen  so 
zu  ordnen  und  in  Thätigkeit  zu  setzen,  dals  das  in  der  Unterrichts- 'und 
Prfiftingsordnung  v.  G.  Octb.  1859  festgestellte  Lehrziel  der  höh.  Bürgerschule 
von  5  Classen,  und  folglich  auch  der  für  die  einzelnen  Bildungsstufen  erfor- 
derliche Grad  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  auf  dem  im  aUgemeinen 
Lchrplan  vorgezeichneten  Wege  möglichst  vollständig  erreicht  werde.  Demge- 
mä(s  hat  er: 

l.  den  Lectionsplan  für  jedes  Schuljahr  nach  vorhergegaogner  Berathnng 
mit  dem  Lehrercollcgio  in  der  Art  zu  ordnen ,  dafb  jedem  Lehrer  der  seinen 
Kräften  und  seiner  Qualification  angemcfsne  Wirkungskreis  angewiesen  werde« 
und  sämmtliche  Wirkungskreise  der  einzelnen  Lehrer  so  zusammenstimmen 
und  ineinandergreifen,  dafe  sie  dem  allgemeinen  Zweck  der  Anstalt  bestens 
entsprechen ;  2.  den  Unterricht  in  jeder  Classe  bei  den  verschiedenen  L^- 
rem  so  zu  regeln  und  zu  beaufsichtigen,  dafs  ein  zweckmälsiges,  mit  ver- 
ständiger Berücksichtigung  der  Gesundheit  und  der  Kräfte  der  Schüler  geord- 
netes stufenweises  Fortschreiten  stets  gesichert  bleibe  und  die  ganze  An- 
stalt durchdringe;  3.  dahin  zu  wirken,  da(s  die  didakt  Grundsätze  und 
Lehrweisen  der  verschiedenen  Lehrer  in  den  einzelnen  Unterrichtszweigen 
sich  nicht  widerstreiten,  sondern  soviel  die  Individualität  eines  jeden  Lehrers 
es  nur  immer  zuläfst,  in  Einklang  gebracht  werden. 

4.  Um  diese  Zwecke  möglichst  vollständig  zu  erreichen  und  zu^eich 
bei  sämmtUchen  Lehrern  ein  gemeinsames  lebendiges  Interesse  an  dem  Ge- 
deihen der  Anstalt  zu  erregen  und  zu  erhalten,  hat  er  vor  dem  Anfang  der 
Lehrstunden  eines  jeden  Semesters  eine  besondre  Conferenz  zu  halten,  in 
welcher  nach  gemeinsamer  coUegialischer  Berathung  in  jeder  Disciplin  und 
für  jede  Classe  die  halbjährigen  Pensa  im  allgemeinen  festgestellt  werden  lind 
besonders  auch  bestimmt  wird,  wie  viele  häusl.  und  schriftl.  Arbeiten  jeder 
Lehrer  von  den  Schülern  der  einzelnen  Classen  wöchentL  einzufordern  hat. 
Bei  dieser  letztern  Bestimmung  ist  vorzüglich  auf  Gründlichkeit  und  siehres 
Fortschreiten  zu  sehen  und  iedenfalls  mit  Rücksicht  auf  die  körperliche  Ent- 
wickelung  und  Gesundheit  der  Jugend  ein  vernünftiges  Ma&  au  halten.  Von 
dem  desfallsigen  Protokoll  hat  er  spätestens  14  Tage  nach  dem  Anfang  des 
Semesters  Abschrift  mit  dem  erforderlichen  Erlänterungsbericht  der  K.  Re- 
gierung einzureichen.  Die  weiteren  Conferenzen  hat  er  demnächst  so  zu 
leiten,  dals  die  Lehrer  sich  über  den  Erfolg  ihres  Unterrichts  aussprechen, 
die  Hindernisse  eines  guten  Fortgangs  im  allgemeinen  und  bei  einzelnen 
Schülern  zur  Kenntnifs  des  Collegiums  bringen,  damit  die  geeigneten  Mittel 
der  Abhülfe  berathen  und  von  ihm,  dem  Rector,  benutzt  werden  können. 

5.  Zu  seinen  wesentlichen  Obliegenheiten  gehört,  dafs  er  die  Lehrstnnden 
der  einzelnen  Lehrer  möglichst  fleifsig  besucht,  die  etwanigen  Abwege  und 
Nachlässigkeiten  scharf  ins  Auge  fafst,  die  schriftl.  Arbeiten  sämmtlicher 
Classen  von  Zeit  zu  Zeit  durchsieht  und  seine  Bemerkungen  demnächst  in 
der  Conferenz  auf  schonende  Weise  mittheilt.  Findet  er  Veranlassung  zu  ern- 
sterem Tadel,  so  hat  er  diesen  dem  betreff.  Lehrer  unter  vier  Augen  zu 
eröffnen.    6.  Aufser  den  gewöhnlichen  Besuchen  der  Lehrstunden  hat  er  in 
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Jedem  Semester,  und  zwar  in  der  Mitte  desselben,  eine  allgemeine  Classen* 
feyision  ansustellen,  zu  welcher  dielenigen  Lehrer  zugezogen  werden  kOnnen, 
die  gerade  keine  Stunden  zu  ertheilen  haben.  Bei  diesen  Revisionen  ist  be- 
sonders darauf  zu  sehen,  inwiefern  den  im  Anfang  des  Semesters  gegebenen 
Bestimmungen  über  die  Pensa  und  die  schrifll.  Arbeiten  der  SehOler  von  den 
einzelnen  Lehrern  genügt  worden  ist.  Die  bei  diesen  Revisionen  gemachten 
Bemerkungen  sind  in  der  Conferenz  zur  Kenntnifsnahme  des  Lehrercollegiums 
and  zur  Naohaohtung  der  betreffenden  Mitglieder  mitzntheilen. 

7.  Hat  er  mit  Sorgfalt  darüber  zu  wachen,  dafs  bei  den  Versetzungen 
der  Schüler  nach  den  bestehenden  Vorschriften  verfahren  werde.  Bei  den 
desfallsigen  Entscheidungen  kann  zwar  nur  der  wissenschaftl.  Zweck  der  An- 
stalt zur  Richtschnur  dienen.  Da  aber  auch  die  Interessen  der  Eltern  dabei 
stark  berührt  werden ,  indem  es  diesen  schon  aus  Ökonom.  Gründen  nicht 

gleichgültig  sein  kann,  wenn  ihre  Söhne  ein  ganzes  Jahr  länger  zurückge- 
alten  werden,  so  hat  er  einem  unpraktischen,  der  Schule  oft  sehr  nachthei- 
ligen Optimismus  einzelner  Lehrer  nach  Möglichkeit  zu  steuern.  In  einzelneu 
Fällen,  wo  sein  Gewissen  es  nicht  erlaubt,  der  Stimmenmehrheit  der  betreff. 
Lehrer  nachzugeben ,  hat  er  an  die  E.  Regierung  zu  berichten ,  und  deren 
Entscheidung  zu  erwarten. 

8.  Um  zu  ermitteln,  welcher  Classe  die  neu  aufzunehmenden  Schüler 
zuzuweisen  sind,  hat  er  vor  dem  Anfang  eines  jeden  Schuljahrs  eine  Auf- 
nahmeprüfung anzuordnen,  die  in  Gegenwart  der  übrigen  Lehrer  entweder 
von  ihm  selbst  oder  von  denjenigen  Lehrern,  welche  er  dazu  bestimmt,  vor- 
genommen wird.  Die  Entscheidung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit.  Sollte  der 
Fall  sich  ereilen,  dafs  ein  neu  aufgenommner  Schüler  zwar  in  den  sprach- 
lichen Kenntnisssen  vollständige  Reife  für  eine  bestimmte  Classe  nachgewiesen 
hätte,  rüeksiohtlieh  der  Mathematik  oder  einer  andern  zum  Lehrplan  gehö- 
rigen Wissenschaft  aber  den  Forderungen  dieser  Classe  ganz  zu  genügen 
nicht  im  Stande  wäre,  so  ist  derselbe  zwar  in  die  seinen  spracht.  Kenntnissen 
angemefsne  Classe  aufzunehmen,  demselben  Jedoch  zur  Fflicht  zu  machen, 
seinen  Fleife  vorzüglich  auf  die  Ausfüllung  der  offenbar  gewordenen  Lücken 
zu  richten ,  so  dafs  er  dem  Gesammtunterricht  in  der  Classe  Jedenfalls  nach 
Ablauf  eines  Semesters  mit  Nutzen  beiwohnen  kann.  In  eine  höhere  Classe 
kann  ein  solcher  Schüler  nur  dann  versetzt  werden,  wenn  er  die  erforderliche 
Bildungstufe  in  allen  Zweigen  des  Unterrichts  wirklich  erreicht  hat.  Die 
neu  aufgenommenen  Schüler  sind  von  dem  Rector  in  das  Album  der  Schule 
einzutragen,  mit  den  Schulgesetzen  bekannt  zu  machen  und  in  die  ihnen  an- 

riesenen  Classen  einzunihren.  Aufnahme  von  einheimischen  Schülern 
Lauf  des  Schuljahrs  oder  im  Anfang  des  2.  Semesters  findet  nur  aus- 
nahmsweise und  in  aufserordentlichen  Fällen  Statt.  —  9.  Am  Schlufo  eines 
{eden  Schuljahrs  wird  eine  öffenü.  Sehulprüf^mg  gehalten,  welche  den  Zweck 
tat.  dem  Publicum  von  den  Leistungen  der  Anstalt  Kenntm'fs  zu  geben  und 
dadurch  das  Vertrauen  und  die  wohlwollende  Theilnahme  desselben  zu  er- 
regen und  zu  erhalten.  Der  Rector  hat  daher  die  Pflicht,  die  Einladungs- 
programme, die  öffentl.  Reden,  sowie  die  Prüfungen  selbst  so  einzurichten  und 
zu  ordnen,  dafs  diesem  Zweck  in  würdiger  Weise  entsprochen  werde. 

§.5.  Dienstverriohtungen  des  RectOrs  in  Bezug  auf  Zucht 
und  Sitte  der  Zöglinge.  1.  Die  Schule  und  zumal  die  Erziehungs- 
anstalt hat  es  als  ihre  wesentlichste  Aufgabe  zu  betrachten,  mit  der  Wissen- 
schaft!. Ausbildung  ihrer  Zöglinge  auch  eine  christliche  Gesinnung  in  ihnen 
zu  wecken  und  zu  einem  derselben  entsprechenden  frommen  Wandel  anzu- 
leiten. Der  Rector  wird  deshalb  die  Pflege  eines  christlichen  Geistes  und 
Wandels  als  seine  heiligste  Pflicht  betrachten,  zu  dem  Ende  den  oder  die 
Religionslehrer  mit  allen  der  Schule  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  aufs  kräf- 
tigste unterstützen,  die  Theilnahme  der  Schüler  am  öffentl.  Gottesdienst  durch 
die  Lehrer  der  Anstalt  boaufbichtigen ,  und  dahin  wirken,  dafs  ein  religiöser 
Charakter  das  ganze  Leben  der  Anstalt  durchdringe,  und  den  Schülern  in 
den  Lehrern  das  Vorbild  eines  christlich  frommen  Lebens  vorieuchte.   Ins- 
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besondre  wird  er  in  der  Erziehungsanstalt,  da  dieselbe  nicht  minder  als  die 
Schule,  Anstalt  einer  evangelischen  Gemeinde  ist,  mit  allen  Kräften  darauf 
hhiarbeiten,  dafii  sowohl  durch  Lehre  und  Beispiel  seitens  der  Enieber,  als 
durch  die  ganze  Gestaltung  des  üufsem  und  innem  Lebens  der  Anstalt  auf 
dem  Grunde  einer  christlichen  Hausordnung  ein  wahrhaft  evangelischer  Sinn 
in  den  Gemüthern  der  Zöglinge  geweckt  und  gepflegt  werde. 

2.  Die  disciplinarische  Wirksamkeit  des  Rectors  erstreckt  sich 
über  die  Schulzucht  in  allen  ihren  Richtungen  und  mufs  jederzeit  mit  der- 
jenigen Kraft  verbunden  sein,  welche  die  Aufirechthaltung  der  Schulordnung 
und  die  Handhabung  der  Zucht  sichert.  Zu  diesem  Zweck  hat  er  a)  seine 
Aufmerksamkeit  unausgesetzt  auf  den  sittlich-religiösen  Zustand  der  einzelneu 
Schiller  sowohl  als  der  verschiedenen  Classen  und  des  Alumnats  zu  richten. 
b)  Sowie  er  selbst  die  Schulzucht  im  allgemeinen  bewacht,  hat  er  den  Leh- 
rern, besonders  den  Classcnordinarien  und  den  Alumneninspectoren,  die  er- 
forderl.  Instruction  über  den  ihnen  zukommenden  Theil  der  Disciplin  zu 
ertheilen  und  auf  die  pünctliche  Ausführung  dieser  Instruction  zu  halten, 
o)  Um  sich  des  Zwecks  möglichst  vollkommen  zu  versichern,  da&  im  Innem 
der  Anstalt  Fleifs,  Ordnung  und  christliche  Sitte  stets  vorherrschen  und  ein- 
zelne Bestimmungen  der  Schul-  und  Hausordnung  weder  durch  unzeitige 
Nachsicht  oder  Schlaifheit  der  Lehrer,  noch  durch  üble  Gewohnheiten  der 
Schüler  ihre  Geltung  verlieren,  hat  er  die  Lehrer  in  den  Conferenzen  zu 
ausführlichen  Mittheilungen  über  den  Fleils  und  das  Betragen  ihrer  Schüler 
zu  veranlassen,  und  die  Mafsregeln  mit  ihnen  zu  beratben,  welche  geeignet 
sind,  unlöblichen  oder  gar  verderblichen  Richtungen  einzelner  Zöglinge  oder 
ganzer  Classen  mit  kräftiger  Entschiedenheit  entgegen  zu  wirken.  Zu  dem- 
selben Zweck  hat  er  in  Bezug  auf  das  Pensionat  einen  beständigen  Verkehr 
mit  den  Alumneninspectoren  zu  unteihalten.  d)  Ebenso  hat  er  auf  alles  ge- 
nau und  umsichtig  zu  achten,  was  aufser  der  Schule  auf  die  sittl.  Fühmng  und 
den  Fleifs  der  Schüler  einen  nachtheiligen  Einflufo  haben  könnte,  namentlich 
dafür  zu  sorgen,  dafs  die  auswärtigen  Schüler,  welche  nicht  der  E^ehunga^ 
anstalt  übergeben  werden  sollen,  in  achtbare  Familien,  und  auf  keinen  ^dl 
in  Wirthshäusern,  wenn  nicht  etwa  verwandtschaftliche  Verhältnisse  eine 
Ausnahme  rechtfertigen,  untergebracht  werden.  —  Der  Besuch  von  Wirths- 
häusern, gleichviel  ob  dieselben  sich  innerhalb  der  Stadt  oder  in  der  Nähe 
der  Stadt  befinden,  ist  den  Schülern  streng  zu  untersagen,  und  die  Erlaubnift 
dazu  ihnen  nur  in  besonderen  Fällen  und  stets  unter  der  Bedingung  zu  er- 
theilen, dals  sie  gehörig  beaufsichtigt  sind.  e)  Um  das  Leben  der  Schüler 
aulserhalb  der  Schule  vor  Übeln  Gewohnheiten  möglichst  zu  schützen  und 
den  liäusl.  Fleifs  derselben  gehörig  zu  beaufsichtigen,  hat  er  nicht  nur  selbst 
einzelne  Schüler,  besonders  diejenigen,  denen  er  am  wenigsten  zu  trauen 
Ursache  hat,  von  Zeit  zu  Zeit  in  ihren  Wohnungen  zu  besuchen,  sondern 
auch  darauf  zu  halten,  dais  die  Classenordinarien  die  ihrer  Gasse  angehörigen 
Schüler  auf  ihren  Stuben  fleifsig  besuchen,  und  die  bei  dieser  Gelegenheit 
bemerkten  Ungehörigkeiten  in  den  Conferenzen  mittheUen.  Da  diese  Seite 
der  disciplinar.  Aufsicht  von  grofser  Wichtigkeit  ist,  so  hat  er,  um  hierin 
keine  Nachlässigkeit  einschleichen  zu  lassen,  in  jeder  Conferenz  die  Classen- 
ordinarien der  Reibe  nach  zu  befragen,  ob  und  welche  Schüler  sie  seit  der 
letzten  Conferenz  besucht,  und  die  Antworten  zu  Protokoll  zu  bemerken. 

f )  Da  es  zu  den  wesentl.  Eigenschaften  eines  guten  Lehrers  und  Er- 
ziehers gehört,  gew(')hn1iche  jugendliche  Unarten  mit  Ruhe  und  väterlichem 
Wohlwollen  zu  behandeln,  so  hat  der  Rector  seine  besondre  Aufmerksamkeit 
darauf  zu  richten,  dafs  die  Lehrer  in  dieser  Beziehung  die  Vorschriften  einer 
vernünftigen  Pädagogik  gehörig  beachten  und  sich  durch  dergleichen  Unarten 
nicht  zu  ungeeigneten  Strafen  oder  gar  leidenschaftlichen  Ausbrüchen  hin- 
reiisen  lassen.  Sind  einzelne  Lehrer  wider  Erwarten  zu  solchen  MUsgriffen 
geneigt,  und  verfallen  sie  wiederholter  Mahnungen  ungeachtet  in  denselben 
pädagogischen  Fehler,  so  ist  er  befugt,  ihnen  jede  körperliche  Zflcbtigong 
auf  eine  bestimmte,  die  Dauer  eüies  Semesters  nicht  übersteigende  Zeit  la 
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nntenagen.  Solche  FfiUe  lind  in  dem  regelmäibigen  Berieht  beeeoden  aa- 
safDhren.  ^  Wenn  Lehrer  Beweise  von  roher  G^nnnng  nnd  somit  anoh 
▼OD  pädaffogiscber  Unfähigkeit  dadurch  geben,  dais  sie  am  wiederh<dtiil  «^ 
Kaien  SohimpfwOrter  und  SpitEnamen  gegen  ihre  Schüler  ansstoihen^  so  bat  ,^ 
er  dieselben  mit  ooUegfalischer  Schonung,  aber  auch  mit  Ernst  und  Nachdruck 
aarecktinweisen  und  nOthigenfalls  ernstlich  au  Yerwamen.  Erweist  sich  die 
peteOnliche  Efnwirknng  des  Rectors  nach  längrer  Erfahrung:  als  erfolglos, 
so  hat  er  davon  der  K.  Resierung  Anaeige  au  machen. 

g)  Da  die  Strafe  des  NachsitMis  c^ne  Aufticht  in  den  Classen  durok 
dHe  BrMming  als  unxweckmälsig  und  fOr  die  Bitten  der  Schaler  sogar  ala 
bedenklieli  erwiesen  ist,  so  hat  der  Rector  darauf  zu  halten,  dals  Jene  Strafis 
nur  unter  der  Bedingung  verfügt  werde,  dafo  der  betreff;  Lehrer  persönlich 
die  Anfiiicht  während  der  Zeit  des  Nachsitzens  ftihrt,  nnd  überdies  dem  Rector 
and  den  Eltern  oder  Pflegern  sofort  Anzeige  davon  macht.  h)  Die  Strafen 
ftlr  gröbere  Unarteh  und  Vergehen,  wie  mnthwillige  Beschädigung  der  Lehr* 
aimmer  oder  der  Utensilien,  wiederholte  Uebertretnng  der  wichtigeren  Sehnl- 
gesetse,  Mifehandlnng  der:  Mitschüler,  freches  Lügen,  Widersetzlichkeit' und 
Trotz  gegen  Lehrer.  Diebstahl,  Straisenanfag  und  sonstige  gröbliche  Ver* 
letzongen  der  Sittlicnkeit  werden  nach  den  bestehenden  besonderen  Vorschrif- 
ten in  der  Lehrerconfurenz  bestimmt. 

i)  Zu  den  ■  lülgemeinen  DiscipUnarmittelii  gehören  die  am  Schlufs  eines 
jeden  Halbjahrs  den  sämmtl.  Schülern  der  betreff.  Classe  zu  ertheilenden 
Gensnraeugnisse,  welche  überdies  noch  den  Zweck  haben,  den  Eltern  oder 
Vormfindem  zuverlässige  Auskunft  über  Sitte,  Fleifs  und  Fortschritte  ihrer 
Söhne  oder  Pflegebefohlenen  zu  ertbeilen.  Der  Rector  hat  dafür  zu  sorsen, 
da(s  die  darüber  bestehenden  besonderen  Vorschriften  pünctiich  beobachtet 
und  namentlich  die  diesen  Censuren  zum  Grunde  liegenden  Classenbflcher 
von  den  Ordinarien  mit  gewissenhafter  Soiigfalt  geführt  werden.  -  k)  Aufser 
den  regtelmäfldgen  Censuren  ist  den  id>geheDden  Schülern,  welche  nicht  der 
Abgangi|irüfang  sich  unterziehen,  ^  ausführliehee  Zeugniis  auszustellen,  in 
wetuiesd  die  sittl.  Führung  derselben,  sowie  ihre  in  d^n  einzelnen  Fäeherii 
des  Unterrichts  eriangten  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  mit  gewissenhafter 
Genauigkeit  beurtheilt  sind.  Diese  Zeugnisse  stellt  der*  Rector  auf  Grund 
der  Uidieüe  aus,  welche  der  Ordinarius  und' die  übti^n  Lehrer  der  Classe, 
In  welcher  der  zu  entlassende  Schüler  zuletzt  imterriehtet  worden ,  in  ein 
besondres,  dazu  zweckmäfeie  eingerichtetes  Buch  einzutragen  haben. 

I)  Bei  solchen  neu  aunEunehmenden  Schülern,  die  vorher  ändere  An- 
stalten besucht  haben,  hat  er  die  Sittenseugnisse  sorgfUtig  zu  prflfbn.  Er- 
geben sich  hinlängliche  Gründe  zu  Bedenken  gegen  die  Aufnahme,  so  ist  er 
beftigt,  ihnen  die  Aufnahme  nur  versuchsweise  zu  gestatten,  nnd  sie  ohne 
weüres  wieder  zu  entlassen,  wenn  nach  dem  einstimmigen  Uribeil  des  Classen^ 
onttsarius  nnd  der  wissenschaftl.  Lehrer  der  betreff.  Ciasee  die  DtecipUn  durdt 
dias  Betragen  desselben  gefUirdet  wird.  > 

8*6.  Dienstverrichtnngen  des' Bectors  in  Bezug  auf  die 
änfseren  Hülfsmittel  der  Schule  und  sein  Verhältnifs  lumCn- 
ratorium.  1.  Der  Rector  ist  Mitglied  des  Curatorinms  der  Anstalt  mit 
vollem  Sitz-  und  Stimmrecht.  Namentlich  bildet  er  mit  dem  jedesmaligen 
Praesee  die  Wahldonimtssion,  welche  die  nOthigeh'  Brknndiglängen:  und  Zeug-^ 
nisse  der  Bewerber  um  vacante  Lehrerstellen  einzusieben  und  ihre  Befähigung 
zu  prüfen  hat,  und  auf  Grund  deren  Berichts  das  Curatorinm  die  Wahl 
thitigt  9.  Der  Rector  ist  befugt,  die  im  Sohnletat  für  die  BibMotbek  und 
cDe  wissenschaftl.  Sammlungen  der  Anstalt  ausgeworfenen  Summen  nach 
seinem  Ermessen  zu  verwenden,  wie  denn  sxkdä  die  Schulbibliothek  und 
slmmtliche  wissenschaftl.  Sammhingen  dbr  Anstalt  anter  seiner  Aufsicht 
stehen.  Er  kann  zwar  die  besondre  AufUcht  über  einzelne  Sammlungen  ein- 
zelnen Lehrern  übertragen,  doch  bleibt  er  für  die  genaue  Führung  der  Auf- 
sieht nach  den  bestehenden  Verordnungen  verantwortlich.  3.  Ueber  die 
Efgiasung  und  Vermehrung  der  Schulutensilien,  sowie  über  die  Erhaltang 


344 

und  Aafibefrranff  der  Gebinlichkeitea  htt  er  das  Erforderliche  cur  gebOrigeii 
2teit  bei  dem  Cnratoriiim  in  beantragen.  4.  Er  bat  den  jedetmaligco 
Lectionsplan  zu  Anfang  Jedes  Schnlhalbjabrs  dem  Cunrtorio  aar  Kenntmb- 
nabme  einznreiohen.  5.  Die  Einführung  nener  Sohnlbfieher  stebt,  vorbe- 
haltUoh  der  Genehmigung  der  K.  Regierung,  dem  Kector  au;  doch  hat  der- 
selbe vor  der  Einfahrung  dem  Cur.  Mittheiiung  lu  machen.  6.  Jede  Ton 
der  Lehreroonferenz  bescblofiine  Entfernung  eines  SchtUers  von  der  Anstalt 
wird  der  Rcctor  so  bald  als  miVglich  dem  Cur.  anzeigen,  wie  er  denn  aacfa 
diejenigen  Fälle,  wo  die  Miyo^^^  ^^  LehrercoUegiums  für  die  Entfemnog 
eines  Sohaiers  von  der  Schule  gestimmt,  der  Rector  aber  nicht  belgepAiefate^ 
sondern  die  Entscheidung  der  vorgesetzten  BehGrde  einzuholen  hat,  aeitig 
zur  Kenntniis  des  Cur.  bringen  wird. 

7.  Die  Aufnahme  in  das  Pensionat  sowie  die  EntfemuDg  aus  demselbea 
steht  dem  Rector  zu;  doch  wird  derselbe  Knaben  Aber  16  Jahre  nur  unter 
vorhergegangner  Genehmigung  des  Cur.  in  dasselbe  aufnehmen.  Ueber  jede 
stattgeAindne  Aufnahme  eines  Zöglings  hat  er  unter  Angabe  dea  Namois, 
des  Alters,  der  Heimath  und  der  Conf^ion  dem  Cur.  sofort  schrifU.  Anzeige 
zu  machen.  Die  Entfernung  aus  dem  Pensionat  schliefst  die  Entfernung  aui 
der  Schule  in  sich ,  wofern  nicht  der  Rector  das  Veibleiben  auf  der  Schale 
zu  gewähren  fUr  gut  findet  8.  Alle  die  Erziehnngaanstalt  betretenden 
Prospecte,  Ankflndigungen  etc.  hat  der  Rector  vor  der  Pablication  mit  dem 
Cur.  zu  berathen.  Auch  wird  er  dem  Cur.  gern  jede  Gelegenheit  bieten,  dsi 
Innere  der  Erziehungsanstalt  durch  eigne  Anschauung  und  Wahmehmnng 
kennen  zu  lernen.  9.  Die  Schnlacten,  soweit  dieselben  die  Leitung  der 
inneren  Angelegenheiten  der  Sdiule  betreffen,  nimmt  er  unter  seine  besondre 
Verwahrung,  und  sorgt  dafQr,  dafo  sie  in  gehöriger  Ordnung  gehalten 
werden. 

§.7.  Dienstverhältnisse  desRectors  zu  den  Eltern  der  Zög- 
linge. Da  die  Eltern,  welche  ihre  Söhne  der  Anstalt  fibergeben  und  dis 
Disdplinargesetzen  derselben  unterwerfen,  ihr  Vertrauen  vorsll^eh  dem 
Rector  schenken,  indem  sie  vorzüglich  ihm  einen  bedeutenden  A^  ihrer 
elterl.  Autorität  abtreten,  so  hat  er  dieses  Vertrauen  durch  freundliches  Zu- 
voricommen  in  allen  das  wissenschaftliche  und  sittlich-religiöse  Gedeihen  ihrer 
Kinder  betreffenden  Angelegenheiten  zu  ehren  und  zu  rechtfertigen,  und 
ihnen  bereitwillig  jede  Auskunft  zu  ertheilen,  welche  elterliche  Liebe  and 
Sorge  von  ihm  begehren  mögen.  Namentlich  wird  er  sich  nicht  weigern,  aas- 
wärtigen  Eltern  schriftl.  Nachrichten  von  dem  sittlichen  und  wissensdiafUicben 
Leben  ihrer  Söhne  zukommen  zu  lassen. 

§.8.  Allgemeine  Verpflichtungen  des  Rectors.  Schliefelich 
wird  dem  Rector  zur  Pflicht  gemacht,  allen  dem  Frieden  der  c^stlichen 
Confessionen ,  den  Gesetzen  des  Staats  und  der  Hochachtung  und  Liebe 
gegen  das  Staatsoberhaupt  nachtheiligen  Richtungen  und  Bestrebungen  inner- 
halb des  Gebiets  seiner  amtlichen  Wirksamkeit  entschieden  entgegen  sa 
treten  und  der  vorgesetzten  Behörde  davon  sofort  Kenntnifs  zu  geben."  Dss 
Curatorium. 

Instruction  für  dicAdjuncten  des  Joachimsthalschen  Oymnaaiums 
zu  Berlin  (s.  Abtb.  I  p.  262). 

„  1.  Die  Adjunctea  des  Joach.  Gymn.  stehen  zu  der  Anstalt  in  einer 
doppelten  Beziehung:  als  Lehrer  und  als  Erzieher  der  ihrer  Fürsorge  fiher- 
wiesenen  Alumnen.  2.  Als  Lehrer  haben  sie  wöchentlich  12  bis  14  Lehr- 
stunden nach  der  Anweisung  des  Dir.  zu  ertheilen.  3.  Als  Erzieher  haben 
sie  an  der  Hauptaufsicht  über  das  Alumnat  Theil  zu  nehmen :  aufserdem  aber 
sind  jedem  Adjuncten  in  der  Regel  20  Alumnen,  für  welche  Zahl  je  2  Arbeic- 
säle  und  ein  SchlafiMal  bestimmt  sind,  znr  besondem  Beaufsichtigung  nnd 
Leitung  fiberwiesen. 
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A*  Den  Adj»  liegen  hinsiehtlioh  der  ihnen  zu  besondrer  Aufucbt  und 
Leitaag  flberwieaenen  Alumnen  alle  diejenigen  Yerpflicbtangen  ob,  welcbe 
ein  .gewisaenbafter  Enieber  gegen  seine  Zöglinge  zu  erfflUen  bat  £s  wird 
daber  erwartet,  daft  aie  von  allen  VerbältniMen  der  Alumnen,  ibrem  Ver- 
kalten  in  den  Lebrstunden  und  in  dem  Alumnat,  ibrem  bäuslicben  Fleüe, 
ibrem  Umgang  in  und  auCier  dem  Hause,  sowie  von  ibren  Ökonomisoben 
Yerfafiltniasen  genaue  Kenntnils  nebmen,  den  Privatfleifs  der  Alumnen  beauf- 
eiebtigen  und  leiten,  sieb  mit  den  Eltern  oder  Vormflndern  derselben  und 
mit  defi  Lebrem  des  Gymn.,  in  deren  Unterriebt  sie  sich  befinden,  in  scbriftl. 
und  mttndl.  Mittheilnng  setzen  und  eine  sitdicbe  Einwirkung  auf  das  ganze 
Leben  der  Alumnen  zu  gewinnen  suchen.  5.  Im  einzelnen  haben  die  Acy. 
darauf  au  halten,  dafii  die  Alumnen  zu  rechter  Zeit  anstehen  und  zu  Bette 
geben,  sich  aur  bestimmten  Zeit  bei  dem  Morgen-  und  Abendgebet,  bei  dem 
Frfibstliek,  beim  Mittags-  und  Abendessen  und  in  den  Lebrstunden  einfinden, 
die  Arbeitstunden  regelmäisig  benutzen,  und  überhaupt  die  vorgeschriebne 
Hausordnung  gewissenhaft  beobachten.  Zu  diesem  Ende  haben  die  Adj.  nicht 
nur  die  Arbeitsäle  und  die  Scblafsäle  ihrer  Inspection  tägl.  mehrere  Male, 
besonders  aber  in  den  Früh-  und  Abendstunden,  zu  besuchen,  sondern  auch 
während  der  nachmittägl.  Arbeitstunden  sich  regelm.  auf  dem  einen  oder  dem 
andern  unter  ihrer  Aufsicht  stehenden  Arbeitsaal  au&ubalten,  und  den  schwä- 
cheren oder  neu'  eingetreteneil  Alumnen  zur  zweckmässigen  Vorbereitung  und 
Wiederholung  und  zur  Anfertigung  ihrer  Arbeiten  die  erforderliche  Anleitung 
SU  geben. 

6.  Alle  Gesuche  der  Alumnen  an  den  Dir.  sollen  zunächst  demjenigen 
Adj.  vorgelegt  werden,  unter  dessen  Aufsidit  der  Alumnus  steht;  namentlich 
gilt  das  ninsichü.  der  Privatstunden,  welcbe  ein  Alumnus  zu  nebmen  wünscht, 
und  wdehe  .stets  unter  Aufsicht  des  bezüglichen  Adj.  gestellt  werden  sollen. 
7.  Bei  eintretender  Kankheit  eines  Alumnus  hat  der  Adj.,  unter  dessen  Auf- 
steht derselbo  steht,  die  Meldungszettel  auszustellen,  von  denen  der  eine  an 
den -Krankenwärter,  der  andre  an  die  Ephoren  gesandt  wird;  auch  ist  jeder 
Ad),  verpflichtet,  die  zu  seiner  Inspection  gehörig«!  Kranken  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  besuchen  und  nöthigenfalls  die  Angehörigen  derselben  zu  benach- 
richtigen. 

8.  Die  Adj.  haben  die  ökonomischen  Angelegenheiten  der  Alumnen  ihrer 
Inspeotjoti,  namentl.  die  Verwaltung  der  bei  der  Alumnencasse  zu  verrech- 
nenden Gelder  derselben  zu  boaufiiichtigen  und  zu  leiten.  Sie  haben  deshalb 
von  jedem  in  ihre  Inspection  eintretenden  Alumnus  ein  Verzeichnifs  der  mit- 

Sbraebten  Bücher,  Kleidnngstücke  und  sonstigen  Gegenstände  zu  erfordern, 
yiEfgänsnng  und  Berichtigung  des  Verseiclmisses  durch  den  Alumnus  zu 
bewirken  und  dasselbe  von  Zeit  zu  Zeit  au  revidiren.  Zu  aUen  Ausgaben, 
welche  ein  Alumnus  nicht  von  seinem  Taschengeld  bestreitet,  muis  er  die 
Genehmigung  des  ihm  vorgesetzten  Acy.  erbitten,  und  es  bleibt  lediglich  dem 
Ermessen  des  letztem  überlassen,  ob  die  Ausgabe  zu  genehmigen,  zu  be- 
schränken oder  zu  untersagen  ist.  Die  Anweisung  einer  gendimigten  Zahlung 
für  einen  Alumnus  geschient  in  der  Art,  da(s  der  Adj.  auf  der  Quittung  den 
Betrag  der  Zahlung  mit  Buchstaben  bemerkt  und  dieselbe  mit  seinem  Namen 
unter  Angabe  des  Tags  der  Anweisung  unterzeichnet.  Bei  der  Genehmigung 
der  unbestimmten  Ausgaben  füj;  einen  Alumnus  haben  die  A^.  die  Bestim- 
n^nngen  der  Eltern  oder  der  Vormünder  genau  zu  befolgen;  Ausgaben,  welcbe 
gegen  die  Ordnung  des  Hauses  streiten,  können  niemals  genehmigt  werden, 
jeder  Ady.  bat  sich  von  den  für  die  Alumnen  seiner  Inspection  vorhandenen 
Beständen  in  Kenntniüs  zu  halten  und  darf  für  einen  Alumnus,  flir  welchen 
kein  Bestand  mehr  vorhanden  ist,  keine  Zahlungen  anweisen,  vielmehr  hat  er 
bei  den  Eltern  und  Vormündern  der  Alumnen  darauf  hinzuwirken,  da(s  die 
Verpfle^ngsgelder  zu  rechter  Zeit  eingezahlt  und  ergänzt  werden  j  erforder- 
lichen Falls  hat  er  dem  Dir.  des  Gymn.  zur  Berichterstattung  hierüber  an 
das  K.  Prov.  SchulooU.  Anzeige  zu  machen.  Jeder  Acy.  hat  die  von  dem  Ren- 
dasten  der  Alnnmencasie  angefertigten  vierte^ährL  Rechnungen  der  zu  seiner 
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Inspeotion  gehörenden  Alumnen  mit  den  Belügen  zu  vergleichen,  und  naehdem 
er  dieselbe  entweder  richtig  befunden  oder  deren  Berichtigung  Teruilafrt  hat; 
unter  Angabe  der  von  neuem  einiuzahlenden  Summe  an  die  Eltern  odei 
Vormünder  der  Alumnen  abzusenden,  auch  daft  und  wann  dies  geachebea 
sei,  in  dem  Hauptbuch  des  Rendanten  unter  dem  TierteljShri.  abeoachlielaeBden 
Conto  der  Alumnen  zu  vermerken. 

9.  Die  auf  die  Ordnung  des  Alumnats  bezüglichen  Schreibgeaohllla, 
namentlich  die  Anfertigung  der  Stubenlbten  und  der  Tischliaten,  hi  derR^jel 
auch  die  Abfassung  der  Oensuren  hat  jeder  Adj.  innerhalb  seiner  Inapeetion 
zu  besorgen,  letztre  auch  den  Eltern  oder  Vormflndem  der  Alumnen  mit  den 
etwa  nothwendigen  Bemerkungen  zu  übersenden. 

10.  An  iedem  Sonntag  haben  die  Adj.  eine  Abtheilung  der  Alumnen  im 
Kirche  zu  führen  und  dabei  nicht  zu  gestatten,  dafo  ein  Alumnus  sich  dem 
Kirchenbesuoh  eigenmächtig  entziehe.  11.  Von  Zeit  sn  Zeit  werden  die 
Adj.  sich  mit  ihren  Zöglingen  zu  gemeinschaftlichen  Spadergftngen  vereinigen, 
an  den  in  der  Anstalt  selbst  anzuordnenden  Abendunterfaaltungen  der  AJnm- 
non  regelmäfsig  Theil  nehmen,  und  überhaupt  dahin  wirken,  &0i  den  Alum- 
nen der  Aufenthalt  in  der  Anstalt  erfreulich  gemacht  werde» 

12.  Bei  Vacanzen  und  Krankheitsföllen  sind  die  Gtesohäfte  des  fehlendea 
Adj.  von  den  übrigen  nach  Anordnung  des  Dir.  zu  versehen;  in  anderen  Be- 
hinderungsfällen hat  jeder  Adj.  wegen  seiner  Vertretung  mit  einem  der  Ool- 
legen,  jedoch  unter  Yorwissen  und  Genehmigung  des  Dir.,  eine  angemeliM 
Verabredung  zu  treffen.  Ohne  Zustimmung  des  Dir.  darf  kein  Adj.  auch  mu 
auf  einen  Tag  verreisen.  13.  Nebenämter  und  Lehrstunden  an  anderen  An- 
stalten darf  kein  Adj.  ohne  Genehmigung  des  K.  Prov.  Schnlcoll.  übernehmen. 

14.  Vorstehende  Instr.  soll  blos  den  äuCsem  Umfiang  der  den  Adj.  ob- 
liegenden Verpflichtungen  bezeichnen,  und  es  kann  daher  kein  Adj.  denjenigen 
besonderen  Verpflichtungen,  welche  entweder  aus  der  Natur  ihrer  Stellang 
folgen,  oder  welche  bei  voränderten  Verhältnissen  der  Anstalt  ihnen  in  Qe- 
mäisheit  ihrer  allgemeinen  Verpflichtung  auferlegt  werden  möchten,  sich  darum 
entziehen  wollen,  weil  derselben  in  dieser  Instr.  nicht  ausdrücklich  gedaefat 
ist.''        K.  SchulcoU.  der  Provinz  Brandenburg. 

Instruction  für  die  GoUaboratoren  der  latein.  Hanptachule  lu 
Halle  (8.  Abth.  I  p.  297). 

„%.  1.  Die  C!ollaboratoren  der  lat  Hauptschule  sind  ihrer  Mehrzahl  nach 
zugleich  Aufseher  und  Erzieher  der  in  der  Pensionsanstalt  wohnenden  SohlUer 
der  lat  Hauptschule  und  der  Realschule  (resp.  Bürgerschule).  §.  2.  Die 
Einrichtungen  dieser  Pensionsanstalt  und  die  bei  derselben  bestehenden  Ge- 
setze und  Ordnungen  werden  sie  theils  aus  dem  „Kurzen  Bericht",  theila  ana 
den  auch  in  den  Händen  der  Schüler  befindlichen  „Gesetzen"  kennen  lernen 
und  sich  in  ihrer  Amtsführung  nach  denselben,  so  lange  keine  Abänderung 
derselben  angeordnet  wird,  richten. 

§.  3.  Jedem  Gollaborator  ist  eine  bestimmte  Anzahl  von  Sohfilem  au 
specieller  Beaufsichtigung  übergeben.  Hiebe!  hat  derselbe  1.  über  die 
Studien  und  Beschäftigungen  der  Schüler  Aufeicht  zu  führen  und  nsmentlioh 
darauf  zu  sehen,  dals  alle  Arbeitstunden,  besonders  auch  die  Doeirstunden, 
pünctlich  begonnen  und  gewissenhaft  benutzt  werden.  Eine  regelmäisige  Ab- 
wesenheit des  Lehrers  während  dieser  Zeit  ist  mit  einer  gewissenhaften  Füh- 
rung des  Amts  unverträglich.  2.  Um  Ordnung  und  Ruhe  auch  in  den 
Freistunden  zu  erhalten,  wird  derselbe  auch  in  diesen  Stunden  bisweflen  re- 
vidiren.  3.  Bei  diesen  Inspectionen  ist  ein  besondres  Augenmerk  auf  die 
Reinlichkeit  der  Stuben  und  Kammern  und  auf  die  Ordnung  ia  Pulten  nnd 
Fächern  zu  richten.  4.  Die  Sorge  für  die  Gesundheit  und  besonders  aaoh 
Aufmerksamkeit  auf  die  Bewahrung  der  Keuschheit  wird  er  sich  angelegen 
sem  lassen,  und  selbst  den  Verdacht  geheimer  Sünden  mit  dem  Arzte  und 
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dem  ItMpeetor  besprechen.  6.  Ueiberfaaupt  iat  die  sittliohe  Führung  der 
ZöglingB  Biit  tviabläcisiger  Sorgfalt  zu  beobachten.  Namentlich  sind  die  Stäben- 
Senioren  bu  einer  segensreichen  Einwirkung  auf  die  ihnen  untergebenen 
SchQler  ansuhalten ,  zu  treuer  Verwaltung  ihrer  Aufsieht  zu  ermuntern  und 
m  den  Ende  in  Erhaltung  ihres  Ansehns  gegen  Trotz  und  Unfolgsamkeit 
^u  schätzen^  Dabei  sind  ^eselben  jedoch  fortdauernd  vor  Anwendung  alles 
gesetzwidrigen  Zwangs,  vor  Bedrückung  und  Mifishandlung  der  Kleineren  zu 
warnen.  6.  Sobald  der  Lehrer  es  für  nöthig  oder  nützlich  erachtet,  den 
Eltern  oder  Angehörigen  seiner  Zöglinge  Ifittheilungen  zu  machen,  wird  er 
dasu  vornehmlich  die  bei  der  Uebersendung  der  vierteljährl.  Rechnungen  sich 
darbietende  Gelegenheit  benutzen. 

§.  4« .  Von  dem  Unterricht  abgesehen  treten  die  CoUaboratoren  bei  fol- 
genden anderen  Veranlassungen  mit  dem  ganzen  Coetus  und  einzelnen  nicht 
ihrer  Speoialaufsicht  übergebenen  Schülern  in  Verbindung: 

1.  Sie  sind  nicht  blos  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet,  in  jedem 
Fall,  wo  sie  Gesetzwidriges  wahrnehmen,  dies  zu  verweisen  oder  anzuzeigen 
und  überhaupt  zur  Bildung  und  Erziehung  sfimmtlicher  der  Anstalt  anver- 
trauten Zöglinge,  wo  es  in  ihren  Kräften  steht,-  thätig  mitzuwirken. 

2.  Sie  haben  abwechselnd  die  religiösen  Vortr&ge  bei  dem  Abendgebet 
MD  Schlnfii  der  Woche  zu  halten.  Die  Ordnung  dafür  wird  am  Anfang  jedes 
Hidbjahrs  festgestellt.  Der  Lehrer,  welcher  den  Vortrag  hat,  muls  der  Erste 
itt  Saal  sein  und  denselben  zuletzt  verlassen.  Der  sonntägl.  Gottesdienst  wird 
von  2  Ck>llaboratoren ,  welche  Theologie  studirt  haben,  besorgt  und  findet 
inegelmä&ig  einen  Sonntag  um  den  andern  Statt.  An  den  übrigen  Sonntagen 
werden  Schüler  und  Orphani  in  2  Coetus  in  die  Kirche  gefQhrt,  und  zwar 
der  eine  Coetus.  durch  den  Lehrer,  weicher  Sonntags  vorher  gepredigt  hat, 
der  andre  durch  einen  der  CoUaboratoren  nach  der  Boihenfolge  ihres  Eintritts 
in  das  Amt.  Der  Besuch  der  Stadtkirchen  ist  möglichst  auf  St  Ukich  und 
St.  Moritz  zu  beschränken.   Die  gewählte  Kirche  ist  dem  Inspector  anzuzeigen. 

3.  Das  Hebdomadariat  umfafst  die  Inspection  im  Speisesaal  und  die  Auf- 
sicht über  den  ganzen  Coetus  während  der  Freistunden  auf  dem  Spielplatz 
und  in  den  Grärten.  Die  erstre  führt  der  Lehrer  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Tischinspector  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Beobachtung  der  Schick- 
lichkeit. Klagen  über  die  Beschaffenheit  des  Essens  weist  er  diesem  zu.  Bei 
der  letztern  ist  die  regelmäfsige  Gegenwart  des  Inspicienten  um  so  noüiwen- 
diger,  je  grölser .  die  Masse  der  zum  Spiel  vereinigten  Schüler  ist,  und  je 
leichter  dadurch  Veranlassung  zu  Zank  und  Streit  gegeben  werden  kann. 

4.  Jeder  führt  die  Schüler  des  Eingangs^  in  welchem  er  wohnt,  abwech- 
selnd mit  den  in  demselben  Hause  wohnenden  Collegen  wöchentlich  2  mal 
bei  günstiger  Witterung  spazireu.  Es  ist  darauf  zu  sdien,  dtffs  dabei  kein 
Sehfller  fehle,  sich  willkürlich  von  dem  Coetus  entferne,  oder  sonst  Unord- 
nungen veranlasse.  Es  wird  zweckmäfsig  sein,  darauf  zu  achten,  da£i  nicht 
die  Schüler  aller  3  Eingänge  an  denselben  Ort  geHUirt  werden.  Wälirend 
des  Sommers  tritt  an  die  Stelle  des  Spazirenführens  das  Badenführen  nach 
der  beim  Beginn  desselben  fest  zu  bestimmenden  Ordnung.  Hiebei  ist  vor? 
nehmlich  auf  die  Gesundheit  der  Schüler  und  auf  die  Beobachtung  der  Ord- 
nung und  des  Anatands  Rücksicht  zu  nehmen.  Dem  Zuge  vorauslaufende 
Schüler  sind  von  der  jedesmaligen  Theilnahme  am  Baden  auszuschlielsen. 

§.  5.  Sollte  bei  allgemeinen  Schülerversammlungen  die  Anwesenheit 
mehrever  Lehrer  erforderlich  sein,  so  übernimmt  jeder  die  ihm  von  dem  In- 
wpiKstOf  übertragne  Aufsicht 

§.  6.  Der  während  der  Ferien  nach  einer  feststehenden  Ordnung  zurück- 
bleibende Lehrer  führt  die  Aufsicht  über  die  nicht  verreisenden  Schüler  allein 
und  theilt  sich  nur  in  die  allgm.  Geschäfte  des  Kirchen-  und  Spazirenführens 
mit  einem  der  Waiaenlehrer.  Je  leichter  die  freie  Zeit,  welche  den  Schülern 
geboten  ist,  zu  Unordnung  und  Unfug  verleitet,  um  so  strenger  und  gewissen* 
hiifter  mn£s  derselbe  in  dieser  Zeit  den  Geschäften  seines  Amts  obliegen,  und 
namentlich  auch  darauf  achten,  dais  diese  Zeit  nützlich  angewendet  werde. 
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§.  7.  Die  auf  die  Angelegenhettea  der  PensioiisuisUlt  sich  besiehenden 
ConfSerenzen  werden  alle  14  Tage  gehalten.  RegelmftCUge  Theflnahine  aa 
denselben  und  das  Bestreben  durch  sweckmiisfge  Vorschläge  sich  der  ge- 
sammten  Anstalt  ntttalich  zu  machen  nnd  das  wahre  Beste  der  einaehmi 
Zöglinge  zu  fördern,  wird  sich  jeder  Lehrer  aar  Pflicht  machen.  Für  MittiMi- 
lungen,  die  nicht  bis  znr  Confbrenz  verschoben  werden  können  oder  brandien, 
ist  das  Gorespondenabach  bestimmt,  welches  der  Inspector  regehnllsig  ii 
Umlaaf  setzt. 

§.  8.  Bei  DisoipHnarstrafen  ist  Ton  den  gelinden  an  den  strengeren  Stnf- 
mittoln  fortzuschreiten.  Reichen  Erinnemngen,  Znreohtweismigen  nnd  Wtf- 
nungen  nicht  aus,  so  müssen  Versagung  sonst  erlaubter  Freiheiten,  klinrer 
oder  längrer  Haus-  und  Stubenarrest,  Autgabe  von  Strafarbeiten,  Strmf-Cnttof- 
amt,  Anzeige  des  Vorfalls  an  den  Inspector  oder  an  die  Conferens,  saie- 
wendet  werden.  Die  Strafe  der  Careni  oder  des  Carcers  verhängt  nur  der 
Inspector  oder  die  Gonferenz.  Veriiehene  Benefieien  entsieht  auf  den  Antng 
der  (Konferenz  nur  das  Directorium  der  Stiftangen. 

§.  9.  Reisen  aulser  den  Schulferien  wird  Niemand  ohne  dringende  Kodi 
unternehmen;  er  bedarf  dazu  eines  Urlaubs  von  dem  Inspector,  wenn  die 
Abwesenheit  nicht  über  8  Tage  dauert  Bei  lAngrer  Abwesenheit  Ist  derKibe 
von  dem  Directorium,  resp.  der  vorgesetsten  Schnlbehörde,  an  erbitten.  Asek 
Jede  Abwesenheit  während  eines  ganzen  Tags  oder  während  der  Nscbt  iit 
dem  Inspector  anzuzeigen  und  mit  diesem  über  die  Stellvertretung  das  B^ 
forderliche  zu  verabreden. 

§.  10.  Das  dienende  Personal  steht  zunächst  unter  dem  Okonomlsehen 
Inspector,  bei  dem  daher  auch  alle  Klagen  über  dasselbe  anzubringen  siad. 

§.11.  Wer  von  der  Anstalt  abzugehen  beabsichtigt,  hat  die  MeMusg 
so  bald  als  möglich,  jedenfalls  wenigstens  4  Wochen  vor  seinem  Abgang  bei 
dem  Directorium  der  Stiftungen  zu  machen."  Directorium  der  Fraradschea 
Stiftungen. 

Von  Interesse  wird  folgendes  Beispiel  der  Anwendnog  des  altge- 
meinen Pensionsreglements  (s.  p.  293  ff.)  anf  eine  einaelne  An- 
stalt sein. 

Pensionsreglement  für  das  Gymnasium  zu  Soest 

„Das  Pensionswesen  der  Lehrer  und  Beamten  des  Gymnasiums  zu  Soeet 
wird  mit  Bezug  auf  §.  9  der  A.  Verordnung  v.  28.  Mai  1846  in  nachstehender 
Weise  hiemit  geordnet  nnd  festgestellt. 

§.  1.  Die  Lehrer  und  Beamten  des  Gymn.  zu  Soest,  welchen  zufolge 
gesetzlicher  Bestimmung  (§.  1  bis  3  der  A.  Verordn.  v.  28.  Mai  1846)  eine 
lebenslängliche  Pension  gewährt  werden  mu(s,  erhalten  an  Pension: 

nach  zurückgelegtem  15.  bis  zum  zurückgelegten  20.  Dienstjahr:  */.; 
vom  20.  bis  25.:  »/•• ;  vom  25.  bis  30.:  V,,:  vom  30.  bis  35.:  Vit;  vom  85. 
bis  40.:  Vi«;  vom  40.  bis  45.:  »Vi«;  vom  45.  bis  50.:  •'/,.;  vom  50.:  »Vi« 
ihres  Diensteinkommcns  an  Besoldung  und  an  rechtmäßigen  Dienatemola- 
menten,  insoweit  letztere  nicht  als  Ersatz  eines  besondem  Dienstaufprands 
zu  betrachten  sind. 

§.  2.  Beträgt  die  nach  §.  1  bemefsne  Pension  weniger  als  60  Thlr.,  so 
mufs  sie  mindestens  auf  diesen  Satz  erhöht  werden,  auch  selbst,  wenn  dsi 
Diensteinkommen  des  zu  Pensionirenden  weniger  als  240  Thlr.  be^gt.  Auch 
ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  des  Gymn.  befugt,  jede  Pension  unter 
96  Thlr.  bis  auf  diesen  Satz  zu  erhöhen. 

§.  3.  Bei  einer  Dienstzeit  von  weniger  als  15  Jahren  findet  ein  Ansprach 
auf  Pension  nur  dann  Statt,  wenn  eine  solche  für  diesen  Fall  dem  Lehrer 
oder  Beamten  bei  seiner  Anstellung  oder  auch  späterhin  ausdrücklich  sage- 
sichert worden. 
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i.  4.  Die  Dienstzeit  wird  von  dem  Datam  der  ersten  eidliehen  Ver- 
pfliehtimg  des  zn  Pensionirenden,  oder  wenn  diese  nicht  gleichzeitig  mit  dem 
ersten  Eintritt  in  den  Dienst  erfolgt  sein  sollte,  von  dem  letztem  Zeitpnnct 
«n  gerechnet,  auch  wenn  die  erste  Anstellung  nur  interimistisch  oder  auf 
Kündigung  erfolgt  sein  sollte.  Das  sogenannte  Probejahr  wird  jedoch  bei 
den  Sohulamtscandidaten  der  Dienstzeit  nicht  zugezählt  Den  Lehrern  werden 
aooh  die  im  Auslande  geleisteten  Dienste  angerechnet,  wenn  ihre  Anstellung 
im  Inlande  vorzugsweise  im  Interesse  des  ö£rentlichen  Unterrichts  erfolgt  is^ 
aowle  diejenigen  Dienste,  welche  sie  im  Staatsdienst  oder  an  anderen  öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten  geleistet  haben. 

§.  5.  Zur  Deckung  der  Pensionen  für  die  Lehrer  und  Beamten  des 
Gymnasiums  wird  ein  besondrer  Pensionsfonds  gebildet,  dessen  Einnahme 
und  Ausgabe  in  der  durch  den  Etat  festgesetzten  Art  in  der  Gymnasial- 
yedmnng  nachgewiesen  wird. 

8.  6.  Die  Bildung  des  Pensionsfonds  erfolgt  dadurch,  dafs  1.  die  Lehrer 
und  Beamten  des  Gymn.  von  ihrem  Diensteinkommen  gleich  hohe  laufende  Bei- 
träge zahlen  als  den  pensionsberechtigten  Civil-Staatsdienem  auferlegt  werden ; 
2.  die  zu  1.  berechneten  laufenden  Beiträge  auch  in  dem  Fall,  wo  eine  Stelle 
zeitweise  nicht  besetzt  ist.  dem  Pensionsfonds  deigestalt  zugerechnet  werden, 
dals  zu  den  Kosten  der  Stellvertretung,  oder  zu  Zulagen  etc.  an  die  Hinter- 
bliebenen, wenn  die  Vacanz  durch  einen  Todesfall  herbeigeführt  ist,  blols  der 
nach  Abzug  des  Pensionsbeitrags  verbleibende  Theil  des  Einkommens  ver- 
wendet werden  darf;  3.  jeder  Lehrer  und  Beamte  bei  seiner  ersten  defini- 
tiven Anstellung  am  Gymnasium,  sofern  sie  seine  erste  definitive  Anstellung 
in  einer  hohem  öffentL  inländischen  Lehranstalt  ist,  den  12.  Theil  der  ihm 
bewilligten  Jährl.  Besoldung  im  Lauf  des  ersten  Dienstjahrs  in  Raten,  welche 
nach  den  Raten  der  Grehaltszahlung  zu  bestimmen  sind!  an  den  Pensionsfonds 
abführt,  auch  aufserdem  von  jeder  Gehaltserhöhung  aen  Betrag  des  ersten 
Monats  zum  Pensionsfonds  entrichtet;  letztres  gilt  auch  von  dem  von  einer 
andern  höh.  öffentl.  inländ.  Lehranstalt  an  das  Soester  Gymnasium  versetzten 
Lehrer,  welcher  von  seinem  bisher  bezognen  Gebalt  bereits  das  gesetzliche 
Vit  gezahlt  hat;  4.  die  Einnahme  aua  dem  angesammelten  Vermögen  des 
Pensionsfonds  lediglich  diesem  Fonds  gut  gerechnet  werden,  und  5.  so- 
weit die  Jahreseinnahme  zu  1.,  2.,  3.  und  4.  zusammen  nicht  373  Thlr. 
18  Sgr.  1  Pf.  erreicht,  am  Schlufs  jedes  Kalendeijahrs,  und  zwar  zum  ersten- 
mal am  Schluls  des  Jahres  1852,  ein  jene  Normalsumme  von  373  Thür.  18  Sgr. 
1  Pf.  ergänzender  Zuschuls  aus  der  Gymnasialoaase  zum  Pensionsfonds  bei- 
gesteuert wird. 

§.  7.  Die  Einnahmen  des  Pensionsfands  dürfen  nur  zur  Bildung  eines 
Stammvermögens  und  zur  Deckung  von  Pensionen  für  die  Lehrer  und 
Beamten  des  Gymn.  verwendet  werden.  Eine  Verwendung  für  andere  Gym- 
naaialBweeke  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  das  Stammvermögen  des  Pensions- 
fcnds  bereits  auf  10,000  Thlr.  angewachsen  ist  und  nach  Deckung  der  lau- 
fenden Pensionen  noch  ein  Ueberschu(s  der  Einnahme  verbleibt 

|.  8.  Wird,  bevor  das  Stammvermögen  des  Pensionsfonds  10,000  Thlr. 
eneicht,  eine  Pensionszahlung  nöthig,  so  werden  dazu  erforderlichen  Falls 
alle  Im  |.  6  aufgeführten  laufenden  Einnahmen  verwendet,  und  bleibt  die 
Oapitalisirung  von  UeberschUssen  alsdann  einstweilen  ausgesetzt 

t.  9.  Reichen  die  laufenden  Einnahmen  des  Pensionsfbnds ,  sei  es  im 
Fall  des  §.  8  oder  auch  sonst,  zur  Deckung  der  zu  zahlenden  Pensionen  nicht 
aas.  so  muis  das  Fehlende  aus  der  Gymnasialcasse  zugeschossen  werden. 
Auf  das  Gapitalvermögen  des  Pensionsfonds  darf  dieserhalb  nicht  zurückge- 
griffen werden,  es  sei  denn,  dafo  dasselbe  10,000  Thlr.  übersteigt 

8. 10.  Die  Verwaltung  des  Pensionsfonds  steht  unter  der  Oberaufsicht 
des  K.  Prov.  Schulcollegiums.  Dasselbe  wird  über  die  gehörig  Ausführung 
dieses  Reglements  wachen,  auch  inbesondre  die  nöthigen  saobgemäfsen  Be- 
stimmungen treffen ,  dafe  und  in  welcher  Weise  alle  zu  laufenaen  Pensions- 
aoflgaben  nicht  erforderlichen  Bestände  und  Einnahmen  jederzeit  sofort  zu 
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Gunsten  des  PenBionsfonds  zinsbar  belegt  werden."  Mttnstar.  Der  K.  0. 
Pmesident. 

Verf.  des  0.  Praesidenten  v.  Westfalen  v.  20.  Mai  1853:  „Anf 
den  Bericht  v.  —  das  Pensionsreglement  für  das  Gymn.  zu  Soest  betreffend, 
erwiedre  ich  dem  K.  Prov.  ScbulcoU.  Folgendes: 

Da  die  Pensionen  der  Lehrer  beim  Soester  Gymnasium  weder  Tom  Staat 
und  der  Commune  gemeinschaftlich,  noch  blos  von  der  Commune,  sondern 
aus  den  Beiträgen  der  Lehrer  und  aus  den  eigenen  Mitteln  der  Anstalt  he* 
stritten  werden,  und  der  Pensionsfonds  nach  Anordnung  des  §.  9  der  Verordn. 
V.  28.  Mai  1846  gebildet  wird ,  dieser  §  aber  keine  dem  §.  14  entsprechende 
Anordnung  enthält,  so  erscheint  die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §.  18. 1.  c. 
ebenso  zulässig,  als  im  Interesse  der  betheiligten  Lehrer  wtlnschenswerth,  und 
ich  habe  daher  im  Einverständnifs  mit  dem  K.  Ministerium  dem  Schlnfssatz 
des  §.  4  des  Reglements  für  das  Soester  Gymnasium  folgende  Fassung  ge* 
geben : 

Den  Lehrern  werden  auch  die  im  Auslande  geleisteten  Dienste  ange- 
rechnet, wenn  ihre  Anstellung  im  Inlande  vorzugsweise  im  Interesse  des 
öffentlichen  Unterrichts  erfolgt  ist,  sowie  diejenigen  Dienste,  welche  sie  sonst 
im  Staatsdienst  oder  an  anderen  Öffentlichen  Untcrrichtsanstalten  geleistet 
haben. 

Aufserdem  ist  noch  zur  Uebereinstimmnng  mit  dem  Pensionsreglement 
fElr  das  Ooesfelder  Gymnasium  die  Fassung  des  ersten  Satzes  in  §.  4  sowie 
die  Bestimmung  des  §.  6  Nr.  3,  dem  Bericht  v.  4.  Mai  entsprechend,  modificirt 
worden;  im  übrigen  habe  ich  das  Pensionsreglement  für  das  Soester  Gym- 
nasium unveranderi;  genehmigt,  und  flbersendo  dem  K.  Prov.  Schulcoü.  in  der 
Anlage  eine  Ausfertigung  desselben  mit  dem  Auftrag,  dem  Guratorinm  das 
Reglement  zuzufertigen  und  ffir  dessen  Beachtung  Sorge  zu  tragen." 


Statuten  für  ünterstützangB-  und  WittwencassexL 

Statuten  für  den  Untersttttzungsverein  der  Lehrer  am  E. 
Gymnasium  zu  Bromberg. 

„Die  Lehrer  des  K.  Gymn.  hieiselbst  haben  in  den  letzten  Jahren  wieder« 
holt  erfahren  müssen ,  in  welche  h^k^hst  bedrängte  Lage  Lehrerfamilien  durch 
Todesfälle,  welche  sich  in  ihnen  ereignet  haben,  gerathen  sind.  Um  dieser 
Noth  und  Bcdrängnife  nach  Kräften  entgegenzuwirken,  haben  sie  sich  ent- 
schlossen, einen  Unterstütznngsverein  für  die  Lehrer  des  bromberger  Gymn.  tu 
gründen.  Dieser  Verein  ist  thatsächlich  schon  zu  Anfang  1857  ins  Leben 
getreten.  Nachdem  sich  die  Grundsätze,  auf  welchen  er  beruht,  inzwiaefaen 
bewährt  haben,  so  wird  er  nunmehr  nach  folgenden  Bestlinmungen  hiemiC 
definitiv  constituirt: 

1.  Der  Unterstfltzungs verein  hat  den  Zweck:  a)  bei  dem  Tode  eines 
Lehrers,  welcher  dem  Verein  angehört  hat,  oder  bei  dem  Tode  der  Fran 
oder  der  Wittwe  eines  solchen  den  Angehörigen  zur  Deckung  der  Be- 
gräbnifs kosten  eine  Beihülfe,  bestehend  in  einer  festbestimmten  Geki- 
summe,  zu  gewähren ;  b)  den  Wittwen  der  verstorbenen  Vereinsmitgiieder 
eine  regelmäfsige  jährl.  Geldunterstfltzung  zu  gewähren;  o)  den 
Wittwen  und  Waisen  verstorbener  Vereinsmitglieder,  wenn  sie  sich  in 
besondrer  Dürftigkeit  befinden,  durch  aufserordentliche  Unterstützung  zu 
Hülfe  zu  kommen,  sofern  die  Fonds  der  Stiftung  hiezu  ausreichende  Mittd 
gewähren. 

2.  Mitglieder  des  Vereins  sind:  a)  alle  gegenwärtigen  ordentl.  Lehrer 
des  Gymn.:  b)  ordentl.  Lehrer,  welche  künftighin  an  dem  Gymn.  angestellt 
werden,  sollen  nach  dem  Erlafs  des  K.  Minist,  der  geistl.  etc.  Angelegenh. 
V.  25.  Aug.  1857  vocationsmäfsig  verpflichtet  werden,  dem  Verein  sich  anzu 
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sohUelsen  und  die  ihnen  naeh  den  Statuten  obliegenden  Leistnngen  za  er- 
fOUen. 

3.  Wenn  Lehrer,  welche  dem  Verein  angehört  haben,  aus  dem  Lehramt 
am  hiee.  Gymn. ,  aei  es  in  Folge  von  Versetzung  an  eine  andre  Anstalt  oder 
in  Folge  Uebergangs  su  einem  andern  Beruf  <äer  aus  einer  andern  Veran- 
lassung ausscheiden,  so  hören  sie  damit  auf,  Mitglieder  des  Vereins  zu  sein 
md  yerlieren  alle  Bereobtignngen,  welche  den  Vereinsmitgliedem  nach  den 
Statuten  zustehen,  ohne  deshalb  wegen  der  etwa  von  ihnen  bereits  geleisteten 
Beiträge  etc.  auf  Entschädigung  Anspruch  zu  haben.  4.  Dock  wird  solchen 
Lehrern,  weldie  aus  dem  hiesigen  LehrercolL  aus  irgend  einem  Grunde  aus- 
•oheiden,  gestattet,  auch  fbmer  an  dem  Fonds  für  BegräbniCskosten  zu  par- 
tidiMren,  wenn  sie  sich  eine  derartige  Erhöhung  ihres  Beitrags  (§.6)  gemhen 
lassen»  dals  fortan  das  Alter,  in  welchem  sie  ans  dem  €k>llegium  ausscheiden, 
als  das  Alter-  des  Zutritta  snr  Sterbekasse  angenommen  wird.  Die  zu  lei- 
stenden Beiträge  sind  dann  in  Tieiieljäbrl.  Raten  in  den  ersten  8  Tagen  jedes 
Quartals  frei  einzusenden.  Wenn  Personen  der  in  diesem  Paragraph  bezeich- 
neten Art  in  der  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  sich  säumig  erweisen,  so 
können  sie  durch  einen  Beschlufs  der  Vereinsmitglieder  ausgeschlossen  wer- 
den, und  treten  dann  die  §.  3  bezeichneten  Folgen  ein. 

5.  Wenn  Lehrer,  welche  dem  Verein  angehört  haben,  mit  der  regle- 
mentsmäisigen  Pension,  oder,  falls  sie  wegen  mangelnden  Dienstalters  auf 
eine  solche  noch  nicht  Anspruch  haben,  aus  den  in  dem  Gesetz  y.  2L  Juli 
1853  §.  88  bezeichneten  Gründen  ohne  eine  solche  in  den  Rphestand  versetzt 
werden,  so  bleiben  sie  Mitglieder  des  Vereins  und  haben  an  allen  Rechten 
desselben  Antheil.  Dagegen  haben  sie  nur  die  in  den  §g.  6—7  bezeichneten 
Beiträge  zu  leisten. 

6.  Der  Fonds,  aus  welchem  ausschlielslioh  die  in  {.  la)  bezeichneten 
Unterstützungen  zur  Deckung  der  Begräbniskosten  gewährt  werden,  wird 
durch  regelmäfiiige  vierteyährl.  praennmerando  zu  leistende  Beiträge  gebildet^ 
wdobe  naeh  der  Bruneschen  Sterbliehkeitstabelle  unter  der  Annahme  von 
3  Vi  pCt  Zinsen  und  unter  der  Annahme  eines  mittlern  Altersunterschiedes 
zwischen  Mann  und  Frau  von  5  Jahren  also  normirt  sind: 

Der  Mann  hat  beim  Eintritt  in  den  Verein  als  Jahresbeitrag  zu  zahlen 
bei  einem  Alter  bis  incl.  30  Jahr:  2  Thk.;  über  30  bis  35  Jahr:  3  Thlr. 
10  Sgr.;  über  35  bis  40  Jahr:  3  Thlr.  30  Sgr.;  über  40  bis  45  Jahr: 
3  Thlr.  7y,  Sgr.;  Ober  45  bis  50  Jahr:  4  Thlr.;  über  50  bis  55  Jahr: 
5  Thlr.;  über  55  bis  60  Jahr:  6  Thhr.  15  Sgr.  Sollte  Jemand  bei  seinem 
Biatritt  in  das  Collegium  das  60.  Lebensjahr  bereits  überschritten  haben,  so 
kamt  er  an  dem  Fonds  tat  Begräbniskosten  nicht  mehr  Theil  nehmen;  sollte 
Jemand  in  diesem  Altw  in  der  §.  4  besprochnen  Weise  aus  dem  Collegium 
ausscheiden  und  bei  diesem  Fonds  sieh  femer  zu  betheiligen  wünschen,  so 
zahlt  er  die  für  das  Alter  von  über  55  bis  60  Jahr  normirten  Beiträce.  Die 
Beiträge  sind  vierteUähri.  praennmerando  in  den  ersten  8  Tagen  jedes  Quar- 
tals MUT  Casse.  abanfahren.  Die  Wittwen'  verstorbener  Vereinsmitglieder 
iahten  keine  Beiträge. 

7.  Wenn  der  Fonds  nicht  ausreicht,  um  bei  einem  vorkommenden  Todes- 
fall dte  den  Angehangen  zustehende  Unterstützung  (§.  8)  zahlen  zu  können, 
so  mnft  der  fehlende  Geldbetrag  von  den  Vereinsmitgliedem  durch  auiser* 
ordentUehe,  fSr  alle  gleich  hoeh  zu  bemessende  Beiträge  angebracht  werden. 
Wittwen  verstorbener  Vereinsmit^der  haben  auch  in  diesem  Fall  nicht 
beizuBtenera,  wohl  aber  der  Ehemann,  wenn  der  Todesfall  seine  Frau  betrifilc 
a  Stirbt  ein  Mitglied  des  Veiems  oder  die  Frau  oder  die  Wittwe  eines 
solehei,  so  erhalten  die  Angehörigen  oder,  falls  solche  nicht  vorhanden^  bez. 
nicht  am  Orte  sind,  Diejenigen,  welchen  die  Sorge  für  das  BegräbnÜs  obliegt, 
zur  Deckung  für  die  Begräbnüskosten  sofort  eine  Summe  von  50  Thlr. 
Das  Curatonum  (§.  19)  ist  hiebei  zu  einer  strengen  Prüfung  der  juristischen 
Legitimation  der  Zahlungsempfänger  nicht  verpflichtet,  sondern  hat  lediglich 
nach  seinem  besten  Ermessen  unter  Berücksichtigung  der  obwaltenden  Um- 


362 

Btände  zu  verfahren.  9.  Die  Bestände  des  Fonds  sind,  soweit  dies  ang&ng- 
lieh,  verzinslich  unterzubringen;  doch  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  am 
stets  eine  Summe  von  50—100  Thhr.  haar  vorhanden,  oder  aber  so  (z.  B. 
bei  der  städt.  Sparcasse)  untergebracht  wird,  dafs  sie  bei  eintretenden  Todes- 
fällen sofort  disponibel  gemacht  werden  kann.  Im  flbrigen  gelten  die  Be- 
stimmungen des  §.  21. 

10.  Der  Fonds  sur  Unterstützung  von  Wittwen  und  Waisen  be- 
sitzt bereits  ein  Gap.  von  ungefähr  2300Thlm.<).  Fflr  die  Vermehrung  dieses 
Gap.  wird  nach  den  unten  (§.  12)  folgenden  Bestimmungen  Sorge  getitigen 
werden.  11.  Die  laufenden  Einnahmen  des  Fonds  sind  folgende:  a)  Die 
Zinsen  des  §.  10  bezeichneten  Gap.  (gegenwärtig  100  Thb-.).  b)  Jeder  neu 
aufgenommne  Schiller  hat  1  Thlr.  10  Sgr.  Reoeptione^eld  au  entrichten. 
Hieven  steht  den  Lehrern  die  Hälfte  mit  20  Sgr.  zu.  Dieselben  verzichtmi 
hierauf  zu  Gunsten  des  Unterstützungsfonds,  welcher  künftig  diesen  Betrag 
beziehen  wird.  Nach  gegenwärtigen  Verhältnissen  beläuft  sich  derselbe  Jahn, 
auf  circa  48  Thlr.  c)  Der  Dir.  des  Gym. ,  welcher  ehedem  die  Hälfte  des 
ad  b)  erwähnten  Receptionsgeldes  bezog,  daftlr  aber  durch  ein  Jährliches 
Fixum  entschädigt  woraen  ist,  zahlt  vierteljährl.  2  Thlr.  15  Sgr.  zum  Unter- 
stützungsfonds, d)  Für  jedes  Militairzeugnife,  welches  der  Dir.  behufs  Aus- 
weises für  die  Befähigung  zum  einjähr.  Müitairdienst  ausstellt,  wird  eine  Ge- 
bühr von  1  Thh-.  erhoben,  welche  zu  dem  Unterstützungsfonds  flielst  Diese 
Einnahme  betrug  bisher  durchschnittlich  pro  Jahr  20  Thlr.  e)  von  den 
Ueberschüssen  dpr  beiden  mit  dem  Gymnasium  in  Verbindung  stehenden 
Vorbereitungsclassen  werden  'A  zu  dem  Unterstfltzilngsfonds  abgeführt.  1859 
betrag  dieser  Antheil  140  Thlr.  f)  Die  Lehrer  des  Gymn.  werden,  wenn 
möglich,  in  jedem  Winter  in  dem  Gymnasialsaal  Vorträge  für  gebildete  Kreise 
veranstalten.  Der  Botrag  des  dafür  zu  vereinnahmenden  Honorars  soll  nach 
Abzug  der  Kosten  zu  dem  Unterstützungsfonds  flielsen.  Die  zu  diesem  Behuf 
1858  gehaltenen  Vorlesungen  haben  der  Stiftung  c.  142  Thhr.  eingebracht 
g)  Diejenigen  Lehrer,  welche  keinen  solchen  öffentlichen  Vortrag  halten  wollen, 
verpflichten  sich,  eine  oder  einige  Stunden  in  einer  der  beiden  Vorbereitungs«* 
classen  zu  halten,  und  das  Honorar  dafür,  a  St.  mindestens  7'/,  Sgr.,  aer 
Vereinscasso  zu  überlassen.  Es  sind  hiednrch  durohsohnittlich  Jährl.  %  Thlr. 
eingekommen. 

12.  Von  dem  jährl.  Gesammtbetrag  der  In  §.  11  bezeichneten  Einnahmen 
wird  am  Schlufs  des  Jahrs  nach  Abzug  der  Verwaltnngskosten  (S.  23)  % 
unverkürzt  zu  dem  Stammcapital  (§.  10)  geschlagen,  wahrend  die  übrigen  % 
den  Fonds  bilden,  welcher  im  folgenden  Jahr  zu  ordentl.  und  aufserordentf. 
Unterstützungen  nach  Malsgabe  der  weiter  unten  (§$.  13,  16)  folgenden  Be- 
stimmungen verwendet  werden  kann.  Was  nach  Bestreitung  dieser  Unter- 
stützungen von  dem  verwendbaren  Fonds  übrig  bleibt,  wird  gieiohfalls  dem 
Stammcap.  (§.  10)  zugeschlagen.  Dasselbe  gilt  von  aouerordentl.  Znwondun* 
gen,  Geschenken,  Legaten  etc.,  die  etwa  dem  Verein  luflieAen  sollten,  faJls 
nicht  bei  der  Zuwendung  ausdrücklich  anderweite  Bestimmungen  getrofifisA 
sein  sollten.  13.  Aus  dem  nach  §.  12  in  jedem  Jahr  verwendbaren  Fonds 
sind  zunächst  die  den  Wittwen  verstorbener  Vereinsmitglieder  zn  gewährenden 
jährl.  Unterstützungen  zu  decken.  Es  erhält  nämlich  jede  Wittwe  eines  ver- 
storbnen Vereinsmitglieds  von  dem  auf  den  Todesfall  folgenden  Quartal  an 
eine  jährl.  Pension  von  100  Thlr.  Wenn  aber  der  Bestand  des  verwendbaren 
Fonds  (§.  12)  nicht  ausreicht,  um  den  vorhandenen  Wittwen  eine  Pension  in 
dieser  Höhe  zu  gewähren ,  so  wird  der  Bestand  unter  die  vorhandenen  Witt- 
wen  zu  gleichen  Theilen  vertheilt,  so  dafs,  wenn  in  einem  Jahr  z.  B.  3  Witt- 
wen und  nur  200  Thhr.  Bestand  vorhanden  sind,  Jede  Wittwe  in  diesem  Jahr 
nur  66  Thlr.  20  Sgr.  erhält.  Die  Pension  wird  in  viertelj&hrl.  Raten  praennm. 
gezahlt. 

1)  Das  Cap.  hat  sich  seit  Gründung  des  Vereins  durohsohnittl.  um  600  Thlr. 
jährlich  verznohrt. 


868 

15.  Schreitet  eine  Wittwe  za  einer  aaderweiten  Ehe ,  so  wird  ih^  von 
dem  ihrer  Vertieirathnng  folgenden  Quartal  an  die  Pension  entzogen.  16. 
AnterordentUehe  Untersttttznngen  dflrfen  ans  dem  verwendbaren  Fonds  (§.  12) 
mir  dann  gegeben  werden,  wenn  den  vorhandenen  Wittwen  für  das  Unfende 
Jahr  die  volle  Pension  von  100  Thlm.  gesichert  ist  In  diesem  Fall  aber  hat 
es  der  Verein  als  seine  Pflicht  zn  betrachten,  namentlich  fttr  ^e  Waisen 
verstorbener  Vereinsmitglieder,  wenn  sie  der  Unterstützung  bedflrfen,  nach 
Kräften  Sorge  zu  tragen  und  sich  ihre  Erziehung  und  Bildong  angelegen 
sein  zn  lassen.  Sollten  solche  Waisen  auch  die  Mutter  verloren  ha^n ,  so 
hat  der  Verein  sich  zu  bemtthen,  dieselben  in  sittlichen  und  gebildeten  Fa- 
milien gegen  Gtew&hrung  einer  angemelsnen  Pension  zur  Erziehung  unter- 
subringen.  Auch  besonders  dOrftigen  Wittwen  verstorbener  Vereinsnotglieder 
können  aulser  der  regelmäfsigen  Pension  (§.  13)  aniserordentL  Unterstfitzungen, 
sofern  dies  die  vorhandenen  Mittel  gestatten,  gewährt  werden.  17.  Ueber 
die  Gewährung  auiserordentl.  Unterstatzungen  ($.  16)  haben  sämmtliche  Ver* 
einsmitglieder  zu  beschließen  (§.  19). 

18.  Die  gesammte  Verwaltung  des  Vereins,  sowie  die  rechtliche  Ver* 
tretong  desselben,  insbesondre  bei  Abeohlielsung  von  Rechtsgeschäften  und 
Verträgen,  bei  Führung  von  Processen,  sowie  auch  bei  solchen  Geschäften, 
Bu  deren  Vollziehung  sonst  die  Gesetze  (§§.  98—109  Th.  I  Tit  13  A.  L.  &.) 
die  Ausstellung  einer  Specialvollmacht  verlangen,  steht,  soweit  die  Statuten 
niefat  ein  andres  bestimmen  (cf.  §§.  4,  17,  20,  23),  einem  Guratorium  von 
3  Mitgliedern  zn.  19.  In  den  Fällen,  in  welchen  bienach  der  Verein  selbst 
in  Thätig^eit  tritt,  nehmen  an  den  zu  fassenden  Beschlüssen  nur  die  dem 
Verein  angehöngen  Lehrer  der  Anstalt,  mit  Ausschluis  der  in  §§.  4  und  6 
bezeichneten  Mitglieder,  Antheil.  Den  Vorsitz  in  den  Ck>nferenzen  führt  der 
Dir.,  in  dessen  Behinderung  der  älteste  ordentl.  Lehrer.  Die  Besphlüsse  werden 
nach  Stimmenmehrheit  gefaiat.  Im  Fall  der  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme 
des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

20.  Das  Curatorium  besteht  aus  dem  Dir.  des  Gymn.  als  Vorsitzendem 
und  2  dem  Verein  angehörigen  ordentL  Lehrern  der  Anstalt,«  von  welchen 
einer  die  Geschäfte  eines  Biendanten  besorgt,  als  Beisitzern.  Die  Beisitzer 
werden  am  Schluls  jedes  Jahrs  für  das  folgende  von  den  Mitgliedern  des 
Vereins  aus  den  ordentl.  Lehrern  der  Anstalt  gewählt.  Auiserdem  wird 
alljährl.  ein  Stellvertreter  gewählt,  welcher,  wenn  eins  der  ordentlichen  Mit* 
l^eder  durch  Abwesenheit  oder  andere  Umstände  verhindert  ist,  dasselbe  zu 
vertreten  hi^  21.  Das  Cur.  hat  insbesondre  für  die  sichre  Unterbringung 
der  Capitalien  zu  sorgen  und  hiebei  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Verwaltmig  des  Vermögens  frommer  Stiftungen  überhaupt  zu  beachten. 
98.  Das  Cur.  erläfot  die  Zahlungsanwdsungen  an  den  Bendanten,  welcher 
dieselben  dem  entsprechend  auszuführen  hat  Die  Hjrpothekendocumente  und 
andere  Werthpapiere  sind  in  dem  Gvmnasialarohiv  aufzubewahren.  Werth- 
papiere,  welche  au  porteur  lauten,  sind  anlser  C!ours  zu  setzen,  und  jedes 
Mitglied  des  Cur.  hat  ein  Verzeiehnük  von  den  Numem  dieser  P^ere  auf- 
znbewahren.  Im  allgemeinen  sind  in  Betreff  der  Cassenverwaltung  analogisoh 
die  Vorsdiriften  anzuwenden,  welche  fOr  die  Rendanten  der  Gymnasialcassen 
gelten.  Sollte  späterbin  die  unentgeltliche  Verwaltung  nicht  mehr  möglich 
sefai,  so  werden  für  einen  anzunehmenden  Verwalter  3'/«  pCt  der  Einnahme 
beider  Fonds  ausgeworfen.  23.  Nach  dem  Schluls  eines  jeden  Jahrs  hat 
das  Cur.  den  Vereinsmitgliedem  in  einer  zu  diesem  Behuf  anzuberaumenden 
Gonfeienz  Rechnung  zu  legen.  Die  Rechnung  ist  von  dem  Bendanten  anzu- 
fiortigen.  Bei  der  Rechnungslegung  sind  der  Conferenz  auch  die  Documente 
und  Werthpapiere,  sowie  der  Baarbestand  vorzuzeigen.  Wenn  alles  in  Ord- 
nung befunden  wird,  ertheilt  die  Conferenz  Decharge,  worüber  ein  Protokoll 
aufzunehmen  ist. 

24.  Der  Dir.  erstattet  alljährl.  dem  K.  Prov.  Schnlcoll.  in  Posen  über  die 
Veriiältnisse  des  Vereins  einen  kurzen  Bericht,  welchem  ein  Auszug  aus  der 
Jahrenechnnng  beizufögen  ist.  Desgl.  wird  der  Dir.  in  dem  Jahresprogramm 
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der  Anstalt  über  die  Lage  des  Vereins  dne  knise  Naohricbt  geben.  25.  Die 
Oberaufidcht  Aber  den  Verein  steht  dem  K.  Prov.  Scbnlcoli.  ra.  i26.  Ab- 
änderungen der  Statuten  können  nur  auf  Grund  eines  von  den  Vmreinsmife- 
gliedem  ordnungsmäfiiig  gefalsten  Beschlusses  eintreten.  Doch  bedfirfen  dergL 
Abänderungen  der  Ghsnehmigung  seitens  der  K.  Ministerien  der  geistL  ete. 
Anglgh.  und  des  Innern.^    (1861). 

Statuten  der  Beerdigungsoasse  für  die  Lehrer  des  E.  Oymn.  su 

Rastenburg. 

§.1.  Die  unterzeichneten  Lehrer,  welche  theils  froher  am  Gymn.  m 
Rastenbnrg  angestellt  waren,  theils  demselben  noch  angehören,  haben  unter 
sich  y.  1.  Apr.  1838  ab  eine  Beerdigungseasse  errichtet  Jeder  Gymnasial* 
lehrer,  welcher  nach  seiner  Anstellung  in  Rastenburg  und  auf  erfolgte  Ein- 
ladung dem  Verein  binnen  3  Monaten,  vom  Tag  der  Aufibrderung  ab  gerech- 
net, nicht  beitritt,  kann  späterhin  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  er 
noch  ganz  gesund  und  nicnt  Aber  60  Jahre  alt  ist. 

§.  2.  Jeder  Lehrer  zahlt  in  den  ersten  5  Jahren  seiner  Theilnahme  jähii 
5  Thhr.  oder  vierteljähri.  1 V«  Thhr.;  in  den  folgenden  5  Jahren  jährl.  9  Thhr. 
oder  vierteljähri.  22%  sgr.;  in  dem  dritten  Lustrum  jährL  2  Thlr.  oder  viertel- 
jähri. 15  sgr.  Dieser  Beitrag  wird  durch  den  Rendanten  der  Gymnaaiakasae 
Vierteljahr!,  vom  Gehalt  abgezogen  und  darüber  euie  Quittung  ausgestellt, 
welche  mit  dem  Gymnasialsiegel  versehen  ist  Ist  der  Rendant  der  Gym- 
nasialcasse  nicht  zugleich  der  Rendant  der  Beerdi^uffsoasse,  so  liefert  er  die 
ganze  Summe  an  diesen  ab  und  erhält  von  ihm  die  Quittungen.  §.  8.  Nur 
in  dringenden  Fällen  darf  den  obwaltenden  Umstängen  gemäb  der  Beitrag 
fOr  Vt  oder  V4  oder  ein  ganzes  Jahr  auf  einmal  abgefordert  werden. 

8.  4.  Wer  15  Jahre  die  angegebenen  Summen  zur  Gasse  beigetragen, 
hat  50  Thlr.  eingelegt  und  darf  keine  weiteren  Beiträge  zahlen  §.  5.  Jeder 
Beitretende  erhält  einen  Versicherungsschein. 

§.  6.  Wer  seinen  Beitrag  wenigstens  3  Jahre  regelmäßig  gezahlt  hat, 
dessen  Wittwe  oder  nächste  Verwandte  erhalten  nach  seinem  Tode  50  Thlr. 
zur  Bestreitung  der  Begräbnifskosten;  vor  Ablauf  von  8  Jahren  aber  die 
Hälfte.  Ueber  den  Empfang  dieser  Summe  wird  eine  Quittung  ausgestellt 
und  zugleich  der  Versicherungschein  abgeliefert 

§.  7.  Auch  ist  es  gestattet,  '/,  oder  die  Hälfte  der  obigen  Beiträge 
nach  dem  angegebnen  Verhältnis  zu  zahlen;  lüsdann  erhalten  me  Erben  des 
Versicherten  bei  seinem  Tode  im  ersten  Fall  '/» ,  im  zweiten  die  Hälfte  der 
oben  angegebenen  Summen.  Wer  später  sich  mit  der  ganzen  Summe  ver- 
sichern will,  der  wird  in  Ansehung  der  erhöhten  Summe  so  angesehen,  als 
auch  die  nach  seinem  Tode  zu  zahlenden  Summen  richten  sicm  nach  dem, 
wenn  er  ein  neu  eingetretnes  Mitglied  wäre,  und  sowohl  die  Beiträge  als 
was  in  den  %%,  2,  3  und  6  bestimmt  ist,  z.  B.  wer  seine  Versichemngsumme 
um  25  Thhr.  erh5ht,  zahlt  in  den  nächsten  5  Jahren  aufser  seinem  Mhera 
Beitrag  jähri.  2  Thlr.  15  sgr. ,  in  den  nächstfolgenden  5  Jahren  jährt  1  TUr. 
15  sgr.  und  in  den  letzten  5  Jahren  jährl.  1  Thlr.  Auch  erhalten  sebie  Erben, 
wenn  er  vor  Ablauf  von  3  Jahren,  vom  Tag  der  ersten  Zahlung  des  erhöhten 
Beitrags  an  gerechnet,  stirbt,  nur  12  Thlr.  15  sgr.  und  erst  nach  vollen  3  Jahren 
25  Thlr.  aufeer  der  Summe,  welche  sie  nach  den  frfiher  gezahlten  Beitiigeii 
zu  fordern  berechtigt  sind.  Es  ist  aber  die  Erhöhung  der  Versichemngsumme 
nur  in  dem  Fall  gestattet,  wenn  das  Mitglied  nodi  ganz  gesund  nnd  nidit 
Aber  60  Jahre  alt  ist  §.  8.  Auch  die  Versetzung  in  eine  andre  Anstalt 
oder  in  ein  andres  Verhältoils  hebt  diese  Ansprüche  nicht  auf,  sobald  nur 
die  Beiträge  regelmäfsig  eingesendet  werden.  Wird  Jemand  in  eine  andre 
Provinz  versetzt,  so  kann  er  die  Beiträge  für  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr 
praenum.  einsenden.  Stirbt  er  im  Lauf  des  Jahrs,  so  werden  die  Beiträge, 
die  er  zuviel  gezahlt  hat,  zurückerstattet  §.  9.  Wer  aber  seine  Beitr^ 
in  2  Terminen  nicht  zahlt,  leistet  freiwillig  auf  seine  Ansprüche  Verzicht 
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$.  10.  Will  der  an  eine  andre  Anstalt  oder  in  ein  andres  Vezfaältnifii 
versetzte  Lehrer  austreten,  so  erhält  er  %  der  gezahlten  Beiträge  zurück. 
§•  11.  Wer  von  den  Lehrern  des  hies:  Gymn.  der  Beerdignngscasse  nicht 
beitritt,  verzichtet  dadurch  auf  jeden  Beitrag  von  Sdten  der  Lel^r  zu  seines 
B^gräbniTskosten. 

§.  12.  Diejenigen  Lehrer  des  hies.  Gymn.,  welche  an  der  Beerdigung»- 
casse  theilnehmen,  wählen  alle  5  Jahre  2  ihrer  Collegen,  welchen  die  Ven- 
waltung  der  Beenligungscaase  flbertragen  wird.  §.  13.  Die  eingelegte^ 
Summen  werden  sobald  als  mögiioh  auf  Zinsen  gegeben.  Kleine  Summen 
werden  in  die  hies.  Sparcasse  gelegt;  für  gröisere  werden  Staat^Mtpiere  an- 
gekauft^  welche  letztere  durch  den  Director  aufter  Cours  gesetzt  werden. 
ht  eine  Summe  von  150  Thlr.  in  Papieren  angelegt,  so  kann  das  Uebrige 
mit  Bewilligung  des  Dir.  auf  pupillarisoh  sichere  Hypotheken  ausgeliehoB 
werden..  Von  den  vorhandenen  Papieren  wird  vom  Bendanten  dem  Dir.  eine 
Uebersieht  fibergeben,  eine  andre  in  der  Bibliothek  des  Gymn.  aufbewahrt 
S.  14.  Der  Rendant  der  Begräbnifscasse  steht  gesetzlich  für  äi»  durch  ihn 
veranlaisten  Verluste. 

8. 15.  Tritt  ein  Sterbefall  ein,  so  dürfen  die  Papiere  nicht  verkauft, 
sondern  nur  an  einen  Lehrer  oder  eine  andre  Privatperson  verpfändet  wer- 
d!9n;  nur  in  dringenden  Fällen,  wenn  die  VerpHlndung  nicht  m^glicji  o4^ 
wegen  Unsicherheit  nicht  räthlich  ist^  dürfen  die  Papiere  veräufsert  und  d£s 
ausgeliehenen  Capitalien  gekündigt  werden. 

S.  16.  Die  Verwalter  der  Beerdigungsoasse  legen  jährL  im  Dcb.  Bämmt- 
lieben  hiesigen  Lehrern,  welche  Mitglieder  des  Vereins  sind,  ihre  Rechnung 
vor,  und  der  Dir.»  wenn  er  ebenfalls  Mitglied  ist,  fiberzeugt  sich  von  dem 
Vorhandensein  der  angekauften  Sparcassenbficher,  Staatspapiere  und  Doea> 
mente.  Ist  der  Dir.  des  Gymn.  nicht  Theilnehmer  der  Beerdigungscasse ,  so 
tritt  in  Angelegenheiten  des  Vereins  dasjenige  Mitglied  an  seine  SteUe^ 
welches  ihm  dem  Range  nach  am  nächsten  steht.  Dieses  Mitglied  darf  aber 
dann  nicht  zugleich  Verwalter  der  Beerdigungscasse  sein.  §.  17.  Sämmt^ 
liehe  Theilnehmer  der  Beerdigungscasse,  welche  am  hies.  Gymn.  angestellt 
sind,  bürgen  dafür,  dafo  die  festgesetzte  Summe  an  die  Wittwe  oder  die 
nächsten  Verwandten  des  Verstorbnen  sogleich  oder  spätestens  4  Wochen 
nach  dessen  Tode  gezahlt  werde,  wie  auch  nur  von  den  am  hiesigen 
Gymn.  angestellten  Mitgliedern  die  Angelegenheiten  des  Instituts  besorgt 
werden. 

§.  18.  Wenn  das  Capital  der  Beerdigungscasse  eine  solche  Höhe  ei^ 
reicht  hat,  da£B  es  der  Zahl  der  Mitglieder  multiplicirt  mit  50  gleich  kommt, 
also  bei  12  Mitgliedern  600  Thlr.,  bei  13  Mitgliedern  650  Thlr.  u.  s,  w.,  so 
aolleii  die  Zinsen  von  diesem  Capital  jährl.  am  1.  Jan.  an  sämmtliche  Lehrer- 
wittwen,  deren  Männer  bis  zum  Tod  Mitglieder  des  Vereins  gewesen  sind, 
(dieselben  mögen  hier  oder  an  einem  andern  Ort  verstorben  sein)  zu  gleicb» 
Theilen  vertheilt  werden.  Von  den  Uufenden  Beiträgen  aber  soll  femer  ein 
Beserveeapital  von  100  Thlr.  gesammelt  werden,  damit  bei  2  etwanigen 
Sterbefällen  die  Zahlung  von  je  50  Thlr.  geleistet  werden  kann,  ohne  daCs 
das  Hauptcapital  angegriffen  werden  darf.  Erst  wenn  dieses  ReserveCapital 
von  100  Thlr.  gesammelt  ist,  sollen  auch  die  laufenden  Beiträge  wie  die 
Zinsen  vom  Hauptcapital  und  dem  Reservefonds  von  100  Thbr.  unter  alle 
berechtigten  Lehrerwittwen  gleichmäßig  vertheilt  werden.  §.  19.  Sollte 
wider  ££rwarten  das  Hauptca4)ital  zur  Deckung  der  Begräbniskosten  ange- 
griffen werden  müssen,  so  wird  die  Vertheilung  der  Zinsen  an  die  Wittwea 
80  lange  eingestellt,  bis  die  im  §.  18  festgestellte  Summe  wieder  ergänzt  ist. 

S.  20.  Wenn  die  Wittwe  eines  Lehrers  wieder  heirathet,  so  verliert  sie 
ihren  Antheil  an  den  Zinsen. 

§.  81.  Eine  Aenderung  der  Statuten  kann  nur  mit  Beistimmung  von 
V»  der  am  Ort  anwesenden  Mitglieder  und  mit  Genehmigung  der  staatl. 
Aufiiichtsbehörde  vorgenommen  werden;  doch  darf  in  der  Bestimmung  der 
Beisteuer  der  von  jedem  einzuzahlenden  50  Thlr.  oder  33  Thlr.  10  sgr.  oder 
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25  Thlr.y  und  fiber  die  Verwendang  der  Zinsen  des  Hanptcipiiak  (f.  18)  keine 
Aenderung  getrofifen  werden. 

§.22.  Der  Beitretende  erkennt  seine  Unterschrift  sngleieh  als  testa- 
mentarische Willenserklämng  an ,  dais  bei  seiner  Beerdigang  jeder  Frank 
vermieden  werde,  und  dais  die  Schüler  nur  in  einfacher  Weise,  ohne  soge- 
nannte Chargen,  Marschallstäbe  und  ähnliche,  die  Jugendliche  Eitelkeit  näh- 
rende Veranstaltungen  ihrem  Lehrer  folgen.  §.  23.  Zu  diesem  Behuf  er- 
hält jeder  Contribuent  eine  Abschrift  der  Statuten  sur  Kenntnüsnahme  fllr 
die  ihn  überlebende  Gattin  oder  andere  Angehörige,  damit  letztere  dieser 
Willenserklärung  nachkommen  können. 

Zusatz.  Sollten  die  Prediger  am  hies.  Ort  der  Beerdigungsoasae  beizu- 
treten wünschen,  so  kommt  das  Lehrercollegium  diesem  Wunsch  freundlieh 
entgegen.  Da  aber  den  Lehrern  allein  die  Verwaltung  des  Instituts  und  die 
Bürgschaft  für  die  Gapitalien  zur  Last  fällt,  so  erschaut  es  billig,  daCi  auch 
nup  ihre  Wittwen  an  den  Ueberschüssen  nach  §.  18  participiren,  den  Wittwen 
oder  Angehörigen  der  Predi^r  aber  nur  die  yersicherte  Summe  zu  den 
Beerdigungskosten  gezahlt  wird.*'  (1852). 

StAtnten  der  Professoren -Wittwencasse  beim  Gymnamiun  ni 

Danzig. 

„1.  Bei  dem  danziger  Gymn.  besteht  seit  1748  eine  ursprünglich  aus  frei- 
willigen Gaben  der  5  Professoren  des  damaligen  Gymn.  academ.  und  anderer 
Bürger  gegründete  Wittwencasse.  Wie  zu  diesen  5  ursprünglichen  Mitgliedeni 
seit  182B  oereits  die  4  ordentl.  Lehrer  des  Gymn.  hinzngenommen  worden, 
soll  von  jetzt  ab  auch  der  10.  Lehrer  zu  der  Zahl  derselben  gehören.  2. 
Jedes  Mitglied  zahlt  von  jetzt  ab  zu  Neujahr  einen  jähri.  Beitrag  von  2  Thlr. 
8.  Jedesmal  zu  Neujahr  ^rd  vom  Verwalter  dem  Gollegium  Kechnung  ge- 
legt und  ein  neuer  Verwalter  erwählt,  falls  nicht  mit  seiner  Zustimmung  der 
bisherige  bestätigt  wird.  4.  Die  das  Capital  der  Casse  betreffionden  Ge- 
schäfte darf  der  Verwalter  nicht  ohne  Zustimmung  der  Mitglieder  vornehmen. 
5.  Die  der  Casse  gehörigen  Pfandbriefe  oder  Staatsschuldscheine  werden 
auiser  Cours  gesetzt  6.  Das  baare  Geld  und  die  Papiere  von  Geldeswerth 
werden  in  einem  Kasten  verwahrt,  zu  dem  2  Schlüssel  gehören.  Den  einen 
dieser  Schlüssel  verwahrt  der  Verwalter,  den  andern  ein  Mitglied  des  Col- 
legiums,  welches  jährl.  zu  Neujahr  dazu  ausgewählt  und  bei  welchem  zugleich 
ein  Verzeichnüs  der  Pfandbriefe,  Obligationen  und  hypothekarisch  bestätigten 
Capitalien  niedergelegt  wird. 

7.  Die  Wittwen  können  wie  bisher  nur  so  lange  Unterstfitzungen  aus 
der  Casse  erhalten,  als  sie  sich  nicht  wieder  verheiratoen.  8.  Auch  Waisen 
sollen,  falls  und  so  lange  die  Zahl  der  Wittwen  nicht  über  3  hinausgeht^ 
ans  dem  der  Casse  verbleibenden  Revenüenrest  eine  Unterstützung  erlial- 
ten  können,  es  sei,  dais  sie  noch  eine  Mutter  haben  oder  nicht;  jedodi 
nur,  wenn  sie  der  Unterstützung  wirklich  bedürftig  sind,  und  in  der  R^gd 
nur  bis  zum  18.  Lebensjahr. 

9.  Die  Pensionen  sollen  nach  der  Zahl  der  Wittwen  im  Verhältnils  zu 
dem  jährl.  Ertrag  folgendermafsen  bestimmt  werden:  Eine  einzige  Wittwe 
erhält  40  pCt.,  2  Wittwen  erhalten  jede  32  pOt,  3  Wittwen  jede  28  pCt  des 
Ertrags.  Bei  einer  gröisem  Zahl  der  Wittwen  soll  der  ganze  jähiiiche  Ertrag 
zur  Vertheilung  kommen. 

10.  Geht  ein  verheiratheter  Lehrer  vom  Gymn.  ab  und  erhält  ein  andres 
Amt,  so  hört  er  auf,  Mitglied  zu  sein;  wird  aber  ein  Lehrer  in  Ruhe  ver- 
setzt, so  kann  er,  wenn  er  will  und  sich  zur  fernem  Zahlung  des  Beitrags 
versteht,  Mitglied  bleiben.  11.  Durch  künftige  Beschlüsse  können  diese 
Bestimmungen  die  etwa  nöthigen  Abänderungen  mit  Genehmigung  des  Staats 
erleiden."    (1857). 
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Statuten  des  ünterBttttsungByereinB  ftlr  Wittwen  und  Wai- 
sen des  LehrercoliegiumB  am  K.  OymnaBium  zu  Oulm. 

.1.  Zweck  des  Vereins  ist:  Unterstütsnngen  von  Wittwen  und  Wai- 
sen oes  LehrerooUegiums  des  Qjmn,  asu  Cnlm.  Berechtigt  zu  UnterstfltEungen 
sind  nur  die  Wittwen  und  ehelichen  Kinder  derjenigen  Personen,  welche  oei 
ihrem  Tode  Mitg^eder  des  Vereins  waren.  2.  Mitglied  des  Vereins  wird 
jeder  definitir  angestellte  Lehrer  des  Gymn.,  wenn  derselbe  sich  durch  Unter- 
sehrift  dieser  Statuten  zur  Zahlung  der  unten  erwähnten  Beitetee  verpflichtet 
Auch  die  nicht  definitiv  angestellten  Wissenschaft!.  HOlftlehrer  kOnnen,  wenn 
sie  verhelrathet  sind,  dem  Verein  beitreten.  8.  Der  Fonds  zu  den  beab- 
sichtigten Unterstfltzungen  soll  geschaffen  werden  durch  Beitrfige  der  Mit- 
glieder und  durch  anderweitige  Zuwendungen. 

4.  Beiträge:  a)  alle  jetzt  eintretenden  Mitglieder  zahlen  vom  1.  Juli  o. 
ab  als  Beitrag  jährlich  %  i.  e.  %  pCt.  ihres  Gehalts;  b)  alle  später  eintretenden 
Mitglieder,  sowohl  die  neu  angestellten,  als  die  hieher  versetzten  zahlen  einen 
gleichen  Jahresbeitrag  wie  die  §.  4  a)  genannten  Mitglieder  und  außerdem 
als  Eintrittsgeld  *>(  pCt.  ihres  Gehalts  im  Lauf  des  ersten  Jahrs;  c)  wird 
ein  Mitglied  in  seinem  Gehalt  verbessert,  so  zahlt  es  im  ersten  Jahr  als 
aufterordentiichen  Beitrag  V»  i*  e.  V,  pCt.  von  der  Gehaltsverbelsrung;  jA 
die  Beiträge  werden  vierteljährl.  an  dem  Tag  der  Gehaltssahlungen  aa^B 
hies.  Gymnasialcasse  (vrgl.  §.  7)  gezahlt 

5.  Scheidet  ein  Mi^^lied  aus  dem  hies.  Lehrercoll.  aus,  so  kann  es  in 
dem  Verein  verbleiben,  so  lange  es  die  erwähnten  Beiträge  fortzahlt  und 
dem  Lehrerstand  angehört,  oder  als  Lehrer  eine  Pension  bezieht  Bleiben  die 
Beiträge  eines  Mitglieds  2  Jahre  aus,  so  wird  dasselbe  als  ans  dem  Verein 
ausgeschieden  betrachtet,  und  verfallen  die  von  ihm  früher  gezahlten  BeitriLge 
dem  Vermögen  des  Vereins.  Eine  Rückzahlung  der  einmal  eingezahlten  Be- 
trage findet  unter  keinerlei  Bedingung  Statt  6.  Anderweitige  Zuwendungen 
erwartet  der  Verein  aus  dem  Ertrag  der  mit  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Behörden  von  den  Lehrern  der  Anstalt  zu  haltenden  öffentl.  Vortiige  oder 
BU  veranstaltenden  Schülerconcerte,  auch  von  den  Geschenken  anderer  für 
das  Gedeihen  des  Vereins  sich  intereasirender  Personen. 

7.  Verwaltung.  Die  auf  die  angegebne  Weise  einkommenden  Gelder 
werden  von  der  hiesigen  Gymnasialcasse  unentgeltlich  verwaltet  und  zinsbar 
nntembraoht  Baare  Auslagen  der  Verwaltung  werden  aus  dem  Vermögen 
des  Vereins  ersetzt  Am  Ende  jedes  Schuljahrs  wird  über  den  Bestand  der 
Foüdä  Rechenschaft  abgek^^.  Üeber  die  Angelegenheiten  des  Vereins  be- 
sdiliefteii  rechtsgültig  nur  die  in  Culm  anwesenden  Mitglieder  des  Vereins. 

8.  Unterstfltzungen  an  die  Hinterbliebenen.  Bei  eintretenden 
Sterbefftllen  von  Mitgl.  erhalten  die  Hinterbliebenen  als  einmalige  Unterstützung 
die  Summe  von  80  Thlr.  Dieselbe  wird  durch  aulserordentl.  Beiträge  der  Mit> 
glieder  aufgebracht,  und  zwar  nach  Verhältnifs  der  Gehalte  oder  Pensionen, 
weldie  die  Mitglieder  bei  dem  Sterbefall  beziehen.  Als  fortlaufende  Unter- 
sttttiung  erhalten  die  Hinterbliebenen  die  Zinsen  des  etwa  angesammelten 
Capitals  und  so  lange  dieses  noch  nicht  600  Thlr.  beträgt,  die  Hälfte:  der 
laufenden  Beiträge,  während  die  andre  Hälfte  und  sonstige  Einnahmen  zur 
Erhöhung  des  Gap.  verwendet  werden.  Beträgt  das  Cap.  über  500  Tlihr.,  so 
worden  nur  die  Zinsen  zur  fortgehenden  Unterstatzung  verwendet,  während 
sämmtliche  Einnahmen  zur  VermehruDg  des  Cap.  dienen.  Sind  gleichzeitig 
mehrere  Wittwen  und  Waisen  mehrerer  VereinsmitgUeder  vorhanden,  so 
werden  die  zur  Verwendung  kommenden  Gelder  unter  die  betreff.  Familien 
zu  gleichen  Theilen  verthefit  Vater-  und  mutterlose  Waisen  erhalten  die 
Unterstützung  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahr;  Wittwen,  so  Unge  sie  im 
Wittwenstand  verbleiben.  Die  Zahlung  der  fortlaufenden  Unterstützungen  an 
die  Hinterbliebenen  beginnt  mit  dem  auf  den  Todesfiül  des  Mitglieds  folgen* 
den  ersten  Zablungstag  der  regelmäisigen  Beiträge,  und  geschieht  vierteQähr* 
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lieh.    Sämmtliche  Beiträge  der  Mitglieder  und  sämmtliche  Untefbtfltzangen 
werden  in  Culm  gezahlt. 

9.  Vorsteher  des  Vereins  ist  der  iedesmalige  Dir.  des  GymB.  oder  dessen 
Stellvertreter.  Derselbe  beruft  durch  Umlaufschreiben  die  in  Culm  anwesenden 
Mitglieder  des  Vereins,  weicher  beschlulsfähig  ist,  sobald  */«  der  hier  an- 
wesenden Mitglieder  zugegen  sind.  Der  Vorsteher,  der  die  Versammlung 
leitet,  ist  gehalten,  eine  Versammlung  zu  berufen,  wenn  8  der  hier  anwesen- 
den Mitglieder  die  Zusammenberufiing  beantragen.  10.  Eine  Abinderung 
dieser  Statuten  wird  durch  einfache  Stimmenmehrheit  der  in  Culm  anwesen- 
den Mitglieder  bewirkt,  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  zuständigen 
Staatsbehörden.«"    (1860). 


Statut  der  Wittwen-  und  Waisencasae  bei  dem  Oymnasiam  zu 

Oreifflwald. 

„Da  die  im  Jahr  1851  erlassenen  Statuten  für  die  Wittwen-  und  Waisen- 
casse  der  hies.  Gymnasiallehrer  eine  Vermehrung  der  Theilnehmer  deraelben 
nicht  blos  nicht  zur  Folge  gehabt,  deren  Anzahl  vielmehr  inzwischen  bis  auf 
41m  hier  am  Schlufs  genannten  Mitglieder  der  Casse  sich  verringert  hat, 
Unin  aber  die  Nothwendigkeit  erkannt  worden  ist,  nicht  allein  auf  die  fer- 
nere Existenz  dieser  Casse ,  sondern  auch  auf  deren  anderweitige  Belebung 
Bedacht  zu  nehmen,  und  diesemgemäls  und  in  Anleitung  des  im  $.  30  jener 
Statuten  gemachten  Vorbehalts  ihrer  den  Umständen  nach  vorzunehmenden 
Abänderung  mit  der  Revision  derselben  unter  gleichzeitiger  Beobachtung 
der  Gerechtsame  der  bei  der  Casse  betheiligten  Wittwen  und  Waben  vorge* 
gangen  ist,  so  haben  zufolge  dieser  Revision  die  unterzeichneten  Mitgiieder 
der  Casse  mit  Genehmigung  des  Magistrats  hiesiger  Stadt  als  Patrons  des 
Gymn.  über  nachstehende,  an  die  Stelle  der  bisherigen  tretende  Statuten 
für  die  Wittwen-  und  Waisencasse  der  bisherigen  Gymnasiallehrer  sieh 
vereinbart 

§.1.  Zweck  des  Instituts.  Der  Zweck  der  Greifswalder  Gym- 
nasiallehrer-Wittwen-  und  Waisencasse  ist  darauf  gerichtet,  den  hinterbliebenen 
Wittwen  und  unversorgten  Kindern  von  Gymnasiallehrern,  welche  bis  zu 
ihrem  Tode  Mitglieder  der  Casse  gewesen  sind,  zu  ihrer  Subsistenz  und  au 
den  Kosten  ihres  Unterhalts  und  resp.  ihrer  Erziehung  und  Ausbildung  eine 
den  Kräften  der  Casse  entsprechende  Beihülfe  zu  gewähr«tp. 

§.  2.  Förderung  dieses  Zwecks.  Um  diesen  Zweck  immer 
sicher  und  auf  eine  für  die  Berechtigten  möglichst  vortheilhafte  Weise  er- 
reichen zu  können,  wird  nicht  nur  die  Conservation  der  bereits  vorhandenen 
Mittel  der  bestehenden  Casse  sorgfältig  ins  Auge  gefafst,  sondern  auch  auf 
deren  Vermehrung  nach  Möglichkeit,  und  soweit  es  ohne  dem  Zweck  dieses 
Instituts  Abbruch  zu  thun  geschehen  kann,  Bedacht  genommen  werden.  Des- 
halb werden  dem  Capitalfonds  hinzugefügt:  1.  die  Eintrittsgelder  der  der 
Casse  beitretenden  Mitglieder;  2.  Legate  und  sonstige  Zuwendungen, 
welche  der  Casse  gemacht  werden;  3.  alle  Ersparnisse,  welche  bei  deren 
Verwaltung  nach  den  Grundsätzen  dieser  Statuten  für  dieselbe  gewonnen 
werden. 

Was  auf  diese  Weise  der  Casse  gewonnen  wird ,  gehört  zu  dem  Capi- 
talfonds derselben,  der  mit  Ausnahme  der  in  den  §§.  7  und  23  sub  2 e  er- 
wähnten Fälle  nie  angegriffen  werden  darf,  während  die  vom  Vermögen  der 
Casse  zu  gewinnenden  Revenuen,  sowie  die  von  den  Mitgliedern  der  Casse 
zu  leistenden  Jahresbeiträge  abzüglich  der  Verwaltungskosten  nach  den  unten 
folgenden  Grundsätzen  an  die  hebnngsberechtigten  Wittwen  und  Waisen 
zQr  Vertheilung  kommen  sollen. 

§.3.  Bestimmung  wegen  der  Theilnahme.  Zur  Theilnahme 
an  dieser  Wittwen-  und  Waisencasse  sind  alle  Lehrer  verpflichtet,  welche 
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kflnftig  an  dem  hies.  Oyina.  auf  Lebenazeit  und  nieht  auf  Kündigung  ange- 
stellt werden. 

f.  4.  Zahlung  des  Eintrittsgeldes.       1.   Die  gegenwärtigen  Mit- 

Slieder  der  Casse  haben  durch  Zahlung  eines  dem  GapitalvermOgen  zuge» 
obnen  Eintrittsgeldes  von  11  Thlr.  10  Sgr.  das  Recht  der  Theilnahme  an 
den  Vortheilen  dieses  Instituts  erworben,  und  solches  yetbleibt  ihnen  unge- 
sohmiUert.  Wird  ein  solches  Mi^lied  der  Casse  w&hrend  seiner  Theilnahme 
aa  derselben  Wittwer,  und  verheirathet  sich  dieser  anderweitig,  so  hat  er  in 
iedem  solchen  Fall  5  Thlr.  an  die  Gasse  zu  erlegen,  und  erst  durch  diese  Zah* 
Inng  erwirbt  er  fQr  seine  Ehegattin  die  Aussicht  auf  die  Theilnahme  an 
der  Wittwenhebung.  Eine  gleiche  Verbindlichkeit  für  ihn  tritt  aber  auch 
im  Fall  einer  Ehescheidung  und  darauf  erfolgenden  Wiederverheirathnng  ein« 
Auch  diese  nachträglichen  Zahlungen  wachsen ,  gleioli  den  ersten  Eintritts- 
geldem,  dem  OapitiüvermOgen  der  Casse  zu. 

2.  Alle  übrigen  zur  Theilnahme  an  der  Casse  künftig  verpflichteten  Leh* 
rer  hal>en,  und  zwar  die  verheiratheten  sofort,  die  unverheiratheten  aber  erst 
bei  ihrer  künftigen  Verheirathnng,  ein  Eintrittsgeld  von  20  Thlr,,  und  im 
Fall  einer  anderweitigen  Verheirathung  die  H&lfte  davon  mit  10  Thlr.  zu 
erlegen.  Auch  hiemit  wird  wie  mit  den  Eintrittsgeldern  der  jetzigen  Mit- 
glieaer  der  Casse  ver&hren. 

8.  Will  von  den  gegenwärtigen  Lehrern  des  Gymn.,  welche  der  QMa 
iioeh  nicht  angehören,  einer  oder  der  andre  derselben  beitreten,  so  flV 
auf  ihn  das  ad  2  Bemerkte  gleichfalls  Anwendung.  Ist  derselbe  aber  Mtt 
bereits  4  Jahre  im  Amt  gewesen,  und  will  für  seine  Hinterbleibenden  soflbrt 
die  Vortheile  dieser  Casse  vollständig  erlangen,  so  mafs  er  nicht  allein  in 
den  ersten  6  Wochen,  nachdem  die  bestätigten  Statuten 'dem  Lehrercollegium 
vorgelegt  worden,  sich  zum  Beitritt  der  Casse  bei  dem  Administrator  der- 
MSbü  melden,  sondern  auch  neben  dem  Eintrittsgeld  von  20  Thhr.  noch  fDr 
4  Jahre  den  Jahresbeitrag  von  5  Thlr.  mit  zusammen  20  Thlr.  erlegen.  Auch 
diejenigen  Lehrer,  welche  noch  nicht  einen  solchen  Zeitraum  hindurch  hier 
im  Amt  gewesen,  können  für  so  viele  Jahre,  als  dies  der  Fall  gewesen,  die 
Mitgliedschaft  sofort  erreichen,  wenn  sie  während  der  gedachten  6 wöchent- 
lichen Frist  ihren  Beitritt  anmelden  und  anfser  dem  Eintrittsgelde  von 
90  Thhr.  ftlr  die  betreffenden  Jahre  je  5  Thlr.  Jahresbeitrag  zahlen  (§.  10). 
Was  zufolge  dieser  Bestimmung  —  sub.  8  ^  von  den  der  Gasse  beitretenden 
Lehrern  am  Gymn.  zu  zahlen  ist,  flielst  ebenfalls  dem  Capitalvermögen  der 
Gasse  zu. 

1.5.  Zahlungen  der  Eintrittsgelder.  Diese  Zahlungen  sind 
unter  allen  Umständen  baar  oder  durch  Cession  von  sicheren  Schuldt^rkunden, 
in  welchen  der  beitretende  Lehrer  oder  dessen  Ehefrau  Gläubiger  ist,  zu 
leisten,  und  es  ist  weder  die  Annahme  einer  Schuldverschreibung  des  ein- 
tretenden  Lehrers,  noch  die  bürgschaftliche  Verpflichtung  eines  Andern  ftlr 
denselben,  noch  sonstige  Sicherheitsleistung  zur  Erfüllung  seiner  Yerbindr 
lichkeit  zulässig.  Es  wird  aber  auch  ein  für  allemal  bestimmt,  dais  kein 
Mitglied  der  Cässe,  auf  welche  Sicherheit  es  auch  immer  sein  mag,  eine 
Anleihe  aus  derselben  je  erhalten  könne. 

|.  6.  Jährlicher  Beitrag.  Jedes  Mitcrlied  der  Casse  hat  einen  jährL 
Beitrag  von  5  Thlr.  zu  derselben  zu  leisten,  und  hat  dasselbe  diesen  bei  dem 
Anfimg  eines  jeden  Quartals  zum  4.Theil  praenum.  zu  berichtigen.  Wer  jedoch 
25  Jahre  diesen  Beitrag  geleistet  hat  und  dann  in  den  Ruhestand  tritt,  ist 
für  die  Folgezeit  von  jährL  Beiträgen  befreit.  Zur  Sicherstellung  der  Casse 
wegen  der  Hebung  und  zugleich  zur  Vermeidung  aller  Strafbestimmnngen 
wegen  der  etwa  unterbleibenden  Zahlungen  der  Beiträge  läfst  jedes  Mitglied 
der  Gasse  sieh  den  an  selbige  zu  leistenden  Quartalbeitraff  von  seinem  Ge- 
halt, welches  es  beim  Beginn  eines  Quartals  aus  der  Schulfondscasse  besieht, 
als  praennmerirte  Zahlung  für  dasselbe  in  Abzug  bringen,  und  es  erhält  so 
▼iel  weniger  ans  derselben,  als  dieser  sein  Beitrag  beträft,  welcher  aus  der 
Sohnlfondsoasse  nnmittelbar  an  die  Wittwenoasse  berichtigt  wird. 
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§.  7.  Aufhören  der  Theilnahme.  Die  Bereehtigniig  eines  jeden 
Gymnasiallehrers,  welcher  einmal  Mitglied  der  Gasse  geworden  ist,  oaaert 
unverändert  fort,  und  es  werden  im  Fall  seines  Todes  seiner  Wittwe  und 
seinen  unversorgten  Kindern  die  Vortheiie  dieser  Gasse  zu  Theil. 

Nur  wenn  1.  ein  Lehrer  zu  einem  andern  Amt  abgeht  und  seine 
Stellung  an  dem  hies.  Gvmn.  ganz  anfgiebt;  oder  wenn  er  S.  im  voll- 
kommnen  Besitz  und  Gebrauch  seiner  Gesundheit  sieh  befindend,  vor  dem 
Ablauf  einer  2öjfthr.  Dienstzeit  an  dem  hies.  Gjrmn.  seine  Entlassung  nimmt; 
oder  wenn  er  3.  aus  gültigen  Gründen  seine  Dimission  nehmen  mnis^ 
oder  seines  Amts  entsetzt  wira,  so  geht  zugleich  die  Theilnahme  an  der 
Gymnasiallehrer- Wittwen  und  Waisencasse,  von  Zeit  des  Abgangs,  der  ange- 
zeigten Resignation,  oder  der  Rechtskraft  des  entsetzenden  Erkenntnisses^ 
verloren  und  es  werden  dennenigen,  welcher  auf  solche  Weise  seine  Mii- 
gliedschaft  an  der  Gasse  und  mit  dieser  auch  die  Vortheiie  derselben  für 
seine  Wittwe  und  Kinder  verliert,  nur  in  den  Fällen  ad  1  nnd  2  die  ge- 
zahlten Eintrittsgelder  -^  jedoch  ohne  Zinsen  —  nicht  aber  auch  die  zu  der 
Gasse  geleisteten  jährl.  Beiträge,  zurückgezahlt.  Eine  desfiülsige  Zahlung  er- 
folgt aus  dem  Gapitalfonds  der  Gasse. 

§.8.  Verhältnifs  der  Emeritirten.  Dagegen  kann  aber  ein 
Lehrer,  welcher  für  emeritirt  erklärt  wird,  auch  femer  nooh  Mitglied  der 

«le  bleiben  und  es  werden  dann  nach  seinem  Tode  seiner  Wittwe  und 
in  Kindern  die  Vortheiie  derselben  zu  Theil.  Er  mufe  aber  in  diesem 
,  und  wenn  er  bei  seiner  Emeritirung  noch  nicht  26  Jahre  zu  der  Gasse 
heimtragen  hat,  mit  der  Zahlung  der  jährl.  Beiträge  so  lange  fort&hren,  bis 
er  26  Jiüire  zu  derselben  beigetragen  haben  wird;  jedoch  hat  er  nach  der 
Zeit  seiner  Emeritirung  nur  die  Hälfte  des  Beitragsatzes  jährlich  zu  zahlen. 

9.9.  Bestimmung  wegen  Hebungsberechtigung.  Ueber- 
haupt.  Stirbt  ein  Mitglied  dieser  Gasse,  so  treten  nach  Ablauf  des  Sterbe- 
quartals und  mit  Beginn  des  darauf  folgenden  Quartals  die  Vortheiie  der- 
selben ein  1.  für  die  hinterbliebne  Wittwe  des  Verstorbnen;  2.  für 
die  unversorgten  Kinder  desselben;  jedoch  unter  nachfolgenden  näheren  Be- 
stimmungen. 

§.  10.  Die  Eünterbliebenen  eines  der  Gasse  künftig  beitretenden  Lehren 
kommen,  wenn  nicht  der  im  §.  4  sub  8  erwähnte  Ausnahme&U  voriiegt,  erat 
mit  dem  4.  Jahr  seiner  Mitgliedschaft  zur  vollen  statutenmäfsigen  Hebung, 
indem  sie  für  das  erste  Jahr  nur  V«,  für  das  2.  Jahr  %,  und  für  das  8.  Jahr 
V«  von  dem  statutenmälsig  auf  sie  fallenden  Antheil  an  der  ganzen  zur 
Vertheilung  kommenden  Summe  erhalten.  Das  auf  diese  Weise  Ersparte 
fällt  dem  Gapitalfonds  zu. 

§.  11.  Insbesondre.  a)  Der  Wittwen.  Als  Wittwe  hat  nur  diejenige 
«uf  eine  Hebung  aus  der  Gasse  Anspruch,  welche  zur  Zeit  des  Todes  des 
Gymnasiallehrers  noch  wirklich  in  der  Ehe  mit  demselben  gelebt  hat,  nieht 
aber  eine  geschiedne  Ehefrau ;  jedoch  steht  in  dieser  Hinsidit  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  der  fortbestehenden  Ehe  gleich. 

§.  12.  Dauer  ihrer  Berechtigung.  Die  Wittwe  hat  auch  nur 
so  lan^e  Anspruch  auf  eine  Hebung  aÜs  sie  Wittwe  bleibt.  Verheirathet  sie 
sich  wieder,  so  hört  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Quartals,  in  welches  ihre 
Verheirathung  fallt,  die  Wittwenhebun^  auf. 

§.  13.  b)  Der  Kinder.  Nur  eheleibliche  Kinder  des  Verstorbnen  genieisen 
die  Vortheiie  dieses  Instituts,  nicht  Stiefkinder  und  auch  nicht  Adoptivkinder. 
Dagegen  sind  die  Kinder  mehrerer  Ehen,  mögen  diese  durch  den  Tod,  mögen 
sie  durch  Scheidung  aufgelöst  sein,  in  gleichem  Mais  berechtigt.  Kinder 
stehen  übrigens  ihrer  hebungsberechtigten  Mutter  stets  nach,  und  wenn  diese 
sich  wieder  verheirathet,  ruht  das  Hebungsrecht  jener  bis  zum  Ableben  der 
Mutter. 

§.14.  Nähere  Bestimmung  wegen  ihrer  Berechtigung  hin- 
sieht 1.  der  Zeit.  Für  die  Kinder  des  Verstorbnen  tritt  die  Berchtigung 
auch  nur  insofern  ein,  als  sie  zur  Zeit  des  Todes  ihres  Vaters  das  18.  Lebens- 
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jähr  90ch  nicht  snrflekgele^  haben.  Mit  dem  znrfiekgelegten  18.  Lebensjahr 
fällt  die  Hebang  fort.  Fflr  Söhne  eines  yerstorbnen  Lehrers  aber,  welche 
mit  Fleifii,  guten  Anlagen  und  guter  Fflhrung  sich  den  Studien  widmen, 
kann  bia  zum  vollendeten  30.  Lebensjahr  die  Hebung  gestattet  werden. 

|.15.  Wegfallen  der  Berechtigung  vor  Ablauf  der  Zeit 
Es  Wlt  aber  auch  schon  vor  dem  18.  Leben^ahr  die  Hebung  fort,  wenn  die 
hinterfoliebenen  Töchter  eines  Verstorbnen  sich  vorher  venieirathen,  oder 
wenn  sie  oder  die  Söhne  eines  solchen  durch  Adoption  in  eine  andre  Familie 
treten,  oder  wenn  sie  in  ein  Institut  au^nommen  werden,  welches  für  idle 
ihre  Bedflrfiiisse  vollständig  sorgt. 

1. 16.  Fortdauer  derselben  Aber  die  Zeit  hinaus.  Dagegen 
ist  aber  auch  nach  dem  18.  Lebensjahr  die  Gewährung  einer  aniiierordentl. 
Unterstfitiung  ffir  solche  Kinder  eines  verstorbnen  Gymnasiallehrers  nicht 
unzulässig,  welche  durch  körperliche  oder  geistige  Gebrechen  durchaus  er- 
werbsunfähig sind,  wenn  nicht  sonstige  Hebungsberechtigte  vorhanden  sind. 
Der  Betrag  der  in  einem  solchen  Fall  zu  gewfiirenden,  jedesmal  auf  Quar- 
talraten  zu  beschränkenden  Unterstfltsung  oleibt  der  Bestimmung  derTheil- 
nehmer  an  der  Gasse  zwar  fiberlassen;  es  darf  dieselbe  aber  den  Betrag  einer 
halben  Wittwenhebunr  —  §.  18  —  in  keinem  Fall  flbersteigen. 

§.  n.  Termin  der  Hebung.  Die  ans  der  Casse  an  gewährende 
Hebung  wird  in  Quartalraten  postnum.  gezahlt  Wenn  der  Berechtigte  ur 
den  ersten  Tag  des  Quartals  erlebt  hat,  wird  die  Hebung  dennoch  fflr  aä 
ganze  Quartal  gezahlt 

%.  18.  Betrag  der  Hebung.  A.  Wenn  nur  eine  Wittwe  oder  Waise 
▼orhüden  ist,  und  der  Wittwen  unter  sieh.  Die  jährlichen  Wittwen-  und 
Waisenhebnngen  werden  unter  dm  verschiedenen  Pereeptionsberechtigten 
nach  folgenden  Grundsätzen  vertheilt:  1.  Ist  nur  eine  Wittwe  oder  nur 
eine  Waise,  zur  Hebung  berechtigt,  vorhanden,  so  erhält  diese  von  den  zur 
Vertheilung  bestimmten  Mitteln  *^ ;  das  3.  Drittheil  verbleibt  der  Casse  und 
geht  zu  dem  Capitalfonds  derselben  fiber.  2.  Zwei  alleinstehende  Wittwen 
sollen  von  den  disponibeln  Mitteln  je  90  Thlr.  f ftr  das  Jahr  erhalten ;  noch 
mehr  alleinstehende  Wittwen  theilen  sich  dagegen  die  disponibeln  Mittel  zu 
gleichen  Theilen.  8.  Für  ein  Kind  welches  eine  Wittwe  zu  versorgen  hat, 
wird  kötn  erhöhter  Beitrag  gewährt.  4.  Wenn  aber  eine  Wittwe  mit 
2  Kindern  mit  einer  allein  stehenden  Wittwe,  oder  einer  Wittwe  mit  einem 
Kinde  ooneurrirt,  so  erhält  sie  10  Thhr.  mehr  als  diese.  5.  Eine  Wittwe 
mit  8  Kindern  erhält  20  Thlr.  mehr,  als  eine  Wittwe  ohne  Kinder  oder  mit 
einem  Kinde,  und  10  Thlr.  mehr  als  eine  Wittwe  mit  2  Kindern.  6.  Mehr 
als  8  Kinder  kommen  nicht  in  Anschlag,  und  es  wird  für  diese  mehrere 
Kinder  keine  erhöhte  Hebung  der  Wittwe  zugestanden.  7.  Bei  dieser 
Bepartition  der  Hebungen  w^en  immer  nur  Rinder  unter  18  Jahren  oder 
Söhne  unter  20  Jahren  nach  Anleitung  des  1. 14  berflcksichtigt  und  andi 
Bur  insofern,  als  nicht  einer  der  |.  15  erwähnten  Ausnahmetalle  eintritt 
8.  Wittwen  mit  2  oder  8  Kindern  auf  jeder  Seite  theilen  näc^  gleichen 
Theilen  die  Hebung. 

§.  19.  B.  Der  Wittwen  in  Goncurrenz  mit  Waisen.  Wenn  dagegen 
eine  Wittwe  mit  unversorgten  Waisen  concurrirt,  so  wird  die  Theilung  in 
folgender  Art  gemacht :  1.  Wenn  auf  der  einen  Seite  eine  Wittwe,  allein 
oder  mit  einem  Kinde,  steht,  und  auf  der  andern  Seite  eine  Waise,  so  er- 
lialten  beide  gleiche  Hebung.  2.  Wie  in  dem  Fall  der  Goncurrenz  der 
Wittwen  mit  Wittwen,  so  steigert  auch  hier  die  Zahl  der  von  einer  Wittwe 
SU  versorgenden  Kinder  die  Hebung  um  resp.  10  Thlr.  und  20  Thlr.  bei  der 
Ck>ncurrenz  mit  einer  einzeln  stehenden  Waise  einer  einzelnen  Familie.  8. 
2  oder  8  Waisen  einer  einzelnen  Familie  erhalten  eine  erhöhte  Hebung  von 
10  Thlr.  vor  einer  einzelnen  Wittwe.  4.  Um  mehr  als  10  Thlr.  erhöht  sich 
die  Hebung  der  Waisen  nicht,  und  fällt  diese  Erhöhung  im  Fall  ihrer  Gon- 
onrrens  mit  jpiner  Wittwe  mit  2  Kindern  auch  flberall  fort 

.  §.  20.  C.  der  Waisen  in  Goneurrens  nait  Waisen.     Goneurriren  Waisen 
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ao8  2  Familien  mit  einander,  so  werden  bei  der  Theflirag  der  Hebmg  die- 
selben Gmndsätze  befolg,  welche  bei  der  TheUnng  der  Hebniiff  nnter  2 
Wittwen  nach  9. 18  in  Anwendung  kommen»  so  dab  eine  einielne  Walte 
einer  Wittwe  allein  oder  mit  einem  Kinde,  2  Waisen  einer  Wittwe  mit 
a  Kindern,  und  3  oder  mehrere  Waisen  einer  Wittwe  mit  8  oder  mdireiea 
Kindern  gleich  geachtet  werden. 

§.21.  D.  im  Fall  der  Ck>ncnrrens  dreier  oder  mehrerer  Wittwen  oder 
verschiedener  Waisen.  Sollte  sich  aber  der  Fall  ereisnen,  daih  8  odsr 
mehrere  Wittwen  oder  Waisen  aas  8  oder  mehreren  Teraehiedenen  FamiUei, 
sei  es  allein,  sei  es  in  Conourrenz,  die  Hebnng  in  Anqpmeh  Belunen,  so 
wird  diese  zwar  auch  nach  den  vorhergegangenen  Beatimmmigen  veithsüt; 
Jedoch  wird  in  dem  Fall,  ¥^nn  dem  einen  oder  andern  der  PereipienfeeB  nteh 
§.  18,  19  und  20  sonst  eine  erhöhte  Hebnng  von  10  Thlr.  oder  90  Thlr.  n 
Theil  werden  würde,  diese  nor  nm  die  Hälfte,  also  resp.  5  Tlilr.  ond  10  lUr., 
erhöht,  so  daTs  beispielsweise  eine  Wittwe  mit  8  Kindern,  2  Waisen  von 
einer  Familie  und  eine  einzelne  Wittwe  oder  Waise  bei  einer  H^nng  von 
100  Thlr.  resp.  38  Thlr.  10  Sgr.,  88  Thlr.  10  Sgr.  und  28  Thlr.  10  Sgt.  e^ 
halten  würden. 

§.  22.  £.  Hinterbliebene  ans  verschiedenen  Ehen.  Die  l'Httwe  nnd 
die  Kinder  verschiedener  £hen  eines  verstorbnen  Mitglieda  der  Oasie  haben 
nor  eine  einzelne  Hebung  zn  genieisen.  Bei  Bestimmong  der  ChrOfiw  der 
lelben  werden  der  Wittwe  ihre  eigenen  Kinder  ans  fraheren  Ehen  des  Ve^ 
storbnen  beigezählt,  oder  beziehungsweise  die  EJnder  ans  venohiedeiien  Ehea 
zusammengerechnet  und  bei  der  danäohstigen  Vertheilung  unter  ihnen  werden 
die  bei  Vertheilung  der  Wittwenhebung  selbst  aufgestellten  Onindaitie  In 
Anwendung  gebracnt,  ganz  also,  als  wenn  die  an  eine  Wittwe  und  ihre  Stief- 
kinder zu  zahlende  Hebung  die  allein  aus  der  Gasse  su  sahlende  Hebung 
ausmachte  und  dazu  Wittwen  und  Waisen,  oder  Waisen  ana  veraohiedeneB 
Familien  concurrirten  und  solche  nach  den  Bestimmungen  §.  19,  20^  21  sa 
theilen  hätten.  Die  Verwaltung  der  Gasse  hat  mit  dieeer  Sobrepertitkm 
jedoch  keine  Befassunff ;  vielmehr  haben  die  verschiedenen  sa  einer  conadnea 
Bebung  berechtigten  Peroipienten  diese  auf  eine  gemeinsehaftliehe,  von  der 
Wittwe  und  den  Vormflndem  der  einzelnen  Waisen,  oder  reap.  den  ve^ 
schiedenen  Vormündern  zu  ertheilende  Quittung,  oder  durch  einen  gemein- 
schaftlichen Bevollmächtigten  aus  der  Gasse  zn  erheben. 

§.  23.  F.  Betrag  der  Hebung  der  jetzigen  Wittwen  und  Waisen,  sowie 
der  mit  ihnen  etwa  Concurrirenden. 

§.  24.  Verhältnisse  der  Kinder  nach  dem  Erlöschen  des 
Rechts  der  Mutter.  Stirbt  die  Wittwe  eines  Gymnasiallehrers,  so  geht 
die  Hebung,  welche  sie  genossen,  auf  ihre  hebungsberechtigten  EJnder  über. 
Verbeirathet  sie  sich  aber  wieder,  so  geht  zugleich  mit  ihrer  eignen  Be- 
rechtigung nach  §.  12  auch  für  ihre  Kinder  der  Anspruch  auf  eine  Waisen- 
hebnng  verloren;  es  wäre  denn,  da(s  sie  einen  an  der  Gasse  theilnehmendeo 
Gymnasiallehrer  heirathete,  in  welchem  Fall  nach  ihrem  und  dessen  Tode 
diese  Waisen,  insofern  sie  dann  noch  versorgung^berechtigt  sind,  in  der  §.  2S 
bestimmten  Weise  an  der  Hebung  theilnehmen  oder  reap.  ihre  cdgne  Hebung 
erhalten,  wenn  sonstige  Berechtigte  nicht  vorhanden  sind,  mit  welchen  sie 
zusammengezählt  werden. 

§.25.  Bestimmung  wegen  der  Zahlung.  Die  Wittwen-  und 
Waisenhebungen  werden  in  Greinwald  aus  der  Gasse  ausgezahlt.  Die  Zahlung 
an  einem  andern  Ort  geschieht  nur  auf  Kosten  des  Berechtigten,  und  ist  bei 
dessen  auswärtigem  Aufenthalt  vor  der  Zahlung  ein  Lebensschein  beiznbringeo. 

§.26.  Verwaltung  der  Gasse.  Die  Administration  der  Gasse  hat 
der  jedesmalige  Director  des  Gymn.,  die  letztre  selbst  aber  führt  der  Bea- 
dant  nach  der  diesem  ertheilten  Instruction.  Ist  der  Dir.  nicht  selbst  Ifit- 
glied  der  Gasse,  so  führt  er  auch  nicht  die  Administration;  vielmehr  wählen 
dann  die  theilnchmenden  Lehrer  bis  dahin,  wo  ein  IHr.  wieder  JOtglied  der 
Gasse  wird,  unter  sich  einen  Administrator. 
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f.  37.  GonoarrenE  der  Mitglieder  der  Gasse.  Bei  der  Yer- 
waltanff  oonearrireü  anoh  Boeh  sämmtliche  Mitglieder  der  Gasse  insofeni,  als 
sie  niofat  our  bei  neuen  Verleihungen  and  bei  allen  das  Beste  nnd  die  Ver^ 
bfiltoisse  der  Gasse  betreffenden  Angelegenheiten  zu  Rathe  zu  ziehen  und 
mit  ihren  Bedenken  zu  hOren  sind,  sondern  auch  die  fiber  die  Verwaltun 
alljilirlich  gelegte  Rechnung  ihnen  mitzutheilen  und  erst  dann,  wenn  sie 
von  ihnen  approbirt  und  ihre  Approbation  derselben  beigefügt,  oder  ihren 
dagegen  etwa  vorgebiachten  begründeten  Erinnerungen  abgeholfen  worden, 
die  Decharge  darüber  zu  ertheilen  ist.  Wittwen  und  Vertreter  berechtigter 
Waisen  haben  mit  der  Administration  überall  keine  Beüsissung,  und  keinen 
Anspruch  auf  irgend  eine  Betheiligung  dabei;  auch  wird  die  oben  «rwähnte 
Omourrena  künragfain  nicht  mehr  emeritirten  Lehrern  zugestanden,  sondern 
lediglich  auf  die  an  der  Wittwencasse  theilnehmenden  Gymnasiallehrer  be- 
schriinkt,  welche  sich  wirklich  noch  im  Amt  befinden. 

§•  28.  Oberaufsicht  des  Magistrats.  Es  hat  aber  der  hies.  Ma- 
l^strat  auf  die  Verwaltung  der  Gasse  eine  fortwährende  Aufsicht  und  diesei 

gemäfo  werden  alle  AdministrationiMUite,  insbesondre  beabsichtigte  Gapital- 
estätigungen  mit  der  Anzeige  wegen  des  desfallsigen  Beschlusses  der  Theil 
nehmer  an  der  Gasse,  die  Art  der  Vertheilung  der  Hebungen  an  die  Berech- 

aten  und  was  sonst  von  Wichtigkeit  bei  der  Administration  vorf^lt,  dem« 
ben  zur  Beprflfnng  und  Gonsensertheilung  zur  Kenntnils  gebracht,  gleichwie 
ihm  auch  die  Leitung  bei  der  Aufstellung  des  iährL  Etats  und  die  endliche 
Bestimmung  darüber  zusteht,  und  ihm  eben&lls  die  Verwaltungsrechnung 
snr  Ertheilung  der  Quittung  und  Decharge  ein^reicht  wird,  vor  welcher  ihm 
jedoch  die  Revision  und  Beprüfüng,  namentiich  insofern,  ob  den  Bestim* 
mungen  dieser  Statuten  dabei  überall  ein  Genüge  geschehen  sei,  unbenom* 
men  ist 

§.29.  Entscheidungsrecht  des  Magistrats  in  Streitigkeiten. 
Alle  auf  die  Gasse  und  deren  Einflüsse,  Hebungen,  deren  Ve^eilung  etc. 
Bezug  habenden.  Streitigkeiten  werden  der  Bestimmung  des  hies.  Magistrats» 
ohne  alle  Bernfang  auf  rechtliche  Entscheidung  und  ohne  Recurs  dagegen, 
unterstellt  und  unterwerfen  sich  solche  alle  Theilnehmer  an  dieser  Gasse  für 
sieh  und  ihre  Hinterbleibenden.    . 

t.  30.  Vorbehalt  der  Abänderung.  Die  zeitgemiUse  Veränderung 
dieser,  nach  der  erfolgten  hohem  Bestätigung  sofort  in  Wirksamkeit  treten- 
den Statuten  wird  zwar  ausdrücklich  vorbehalten:  jedoch  kann  solche  nur 
mit  Zustimmung  der  sämmtiichen  jeweiligen  Theilnehmer  an  der  Gasse  und 
mit  Genehmigung  des  Magistrats  erfolgen.  Auch  versteht  es  sich,  daOi, 
wenn  etwfci  bei  Veränderungen  die  Verhältnisse  der  bereits  zur  Hebung  ste- 
henden Wittwen  und  Waisen  berührt  werden ,  mit  diesen  zuvor  darüber  zu 
veriuuideln  ist,  und  jedenfalls  deren  bereits  erworbene  Rechte  nicht  ohne 
weitree  alterirt  werden  könBen.*<    (1865). 

Statut  der  Wittwen-  nnd  Waisencaase  des  Gymnasiums  zu 

Burg. 
• 

„Zweck  der  Stiftung.  1. 1.  Zweck  der  Stiftung  ist  die  Untere 
atfltznng  der  hinterlassenen  Wittwen  und  Waisen  der  verstorbenen  Lehrer  am 
Gymnasium  nnd  der  Gymn. Vorschule  zu  Burg. 

Mitglieder.  (.2.  Mitglieder  der  Wittwen-  und  Waisencasse  sind: 
m)  Die  unterzeichneten  Gründer  dieser  Stiftung«  b)  Alle  künftigen  ordentL 
Lehrer  des  Gvmn.  Und  der  Gymn.Vorschule,  welche  innerhalb  der  ersten 
4  Wochen  nach  ihrer  Einführung  (vergl.  §.  22)  oder  später  (vergl.  §.  4)  ihren 
Beitritt  zur  Stiftung  erklärt  nnd  dae  Statut  unterschrieben  haben.  §.  3. 
üeber  die  Znhissung  anderer  als  der  im  §.  2  bezeichneten  Lehrer  des  Gymn* 
trnd  der  Vorschule  (technische,  Hülfslehrer)  entscheidet  die  GtoneralverBamm- 
long.      1.4^  Wer  von  den  später  in  das  Collegiuin  eintretenden  Lehrern 
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venäamt  hat,  seinen  Beitritt  reehtseltig  ro  erkllren,  hat  beim  etwanigen 
Bpätern  Beitritt  die  rflckständigen  Beiträge  mit  5  pCt  Zinsen  vom  lige 
seiner  Einfflhrunff  «n  naohsnaiihlen.  §•  5.  Penuonirte  Lehrer  kOonsn 
Mitglieder  der  Stiftung  bleiben,  sofern  sie  die  etatntenmifeigen  Veipfiielh 
tungen  erfüllen. 

§.  6.  Es  steht  den  Mitgliedern  frei,  sn  Jeder  Zeit  ans  dem  Verbände  n 
scheiden.  Vom  Tag  ihres  schrifUioh  erklftrten  Anstritta  an  hören  alsdann 
alle  ihre  Pflichten  und  Anrechte  an  die  Gasse  anf;  aach  haben  sie  keinea 
Anspruch  auf  Rückzahlung  der  geleisteten  Beiträge.  §.  7.  Wer  ans  dem 
Lehrercollegium  in  andrer  Weise  als  nach  |.  6  anatritt,  geht  Tom  Tfkg  seines 
Ausscheidens  an  der  Mitgliedschaft  mit  allen  Ck>nseqaenxen  de«  §.  6  verlustig. 
§.8.  Ausgeschiedenen  Mitgliedern,  Jedoch  mit  Anssohlaih  der  im  |.  7  be- 
zeichneten, ist  der  Wiedereintritt  gMtattet,  wenn  sie  die  statatenmilsigeB 
Beiträge  an  die  Casse  fOr  die  Zwischenzeit  mit  5  pCt  Zinsen  naohsahlen. 

Einnahme  der  Casse.  §.9.  Die  Einnahmen  der  Wittwen-  und 
Waisencasse  bestehen:  a)  in  Schenkungen,  b)  in  jährl.  Beiträgen  der  Mit- 
glieder, c)  in  aufserordentl.  Beiträgen  der  Mitglieder,  d)  m  Eintritts- 
geldern,     e)  in  Zinsen  von  ausgeliehenen  Gapitalien. 

§.  10.  Jedes  Mitglied  zahlt  einen  jähri.  Beitrag  von  3  Thlr.  in  halbJähiL 
Raten  am  1.  Mai  und  1.  Novb..  Pensfonirte  zahlen  die  Hälfte.  {.  11.  Wer 
mit  seinen  Leistungen  an  die  Gasse  nach  Yorangegangner  Mahnung  Ton 
Seiten  des  Cassenführers  ein  Jahr  lang  im  Rftokstand  bldbi,  wird  ala  aas- 
geschieden betrachtet.  |.  12.  Bei  Gehaltserhöhung  zahlt  Jeden  Mitglied 
einen  einmaligen  Beitrag  von  2  pGt.  seiner  festen  Gehaltaverbeiamiu^.  1. 18. 
Jedes  neueintretende  Mitglied  zahlt  ein  Eintrittsgeld  Yon  %  pCt  miam 
Gehalts. 

Pensionen.  §.  14.  Pensionsberdchtigt  sind  die  Wittwen  und  Waisen 
der  yerstorbenen  Stiftnngsmitglieder,  und  zwar  von  dem  Tage  an,  wo  der 
Genufe  des  Gehalts  des  Verstorbnen  für  sie  aufhOrt.  f.  15.  Die  PensioneB 
werden  nur  von  den  Zinsen  der  vollen  Hunderte  des  StiftangaTermOgeas 
bestritten.  Die  Zinsen  der  nicht  YoUen  Hunderte,  sowie  die  EinnahnieB 
|.  9a,  b,  c,  d  werden  capitalisirt  9. 16.  Die  erste  Zahlang  der  Pension 
beginnt,  wenn  die  Zinsen  des  ersten  vollen  Hunderts  fltlssig  geworden  sind, 
und  findet  postnum.  am  1.  Mai  und  1.  Novb.  Statt  §.  17.  Wenn  das  Cs- 
pital  bis  zu  1000  Thlr.  angewachsen  ist,  so  bleibt  es  dem  Ermeesen  der 
Generalversammlung  überlassen,  auch  einen  Theil  der  jährl.  Beiträge  ($.  9b) 
zu  den  Pensionen  zu  verwenden.  ^  18.  Sind  mehrere  Wittwen  voriianden, 
so  wird  die  Pension  gleichmäfsig  unter  sie  vertheilt. 

§.  19.  Nach  dem  Tode  der  Wittwe  oder  deren  Wiederverheirathnng 
treten  die  Kinder  des  Stiftungsmitglieds  in  den  Genuls  der  Pension  der 
Mutter  und  bleiben  darin  bis  zum  vollendeten  20.  Leben^ahr,  wofern  nicht 
vorher  eine  Verheirathung  derselben  stattgefunden  hat.  Der  Antheil  der 
durch  den  Tod,  Verheirathung  oder  Vollendung  des  20.  Lebensliüirs  ans- 
scheidenden  Geschwister  geht  auf  die  anderen  über.  Ist  l)eim  Tode 
des  Vaters  eine  Wittwe  nicht  vorhanden,  so  treten  die  Kinder  in  die  Redite 
der  Mutter. 

Verwaltung  der  Stiftung.  §.  20.  Der  Vorstand  der  Stiftung  be- 
steht aus  2  Mitgliedern:    1.  dem  Bevollmächtigten,  2.  dem  Gaasenfflhrer. 

§.  21.  Der  Bevollmächtigte  steht  der  ganzen  Stiftung  vor.  Er  waelit 
über  die  statutenmäfsige  Ausführung  ihrer  Bestimmungen  und  der  BeechlQsae 
der  von  ihm  zu  berufenden  Generalversammlung.  Er  bewirkt  die  etwanige 
In-  und  Aufsercourssetzung  der  Wertbpapiere  durch  den  Magistrat  in  Boiy 
und  vertritt  die  Stiftung  nach  aulsen  hin  auch  in  dei\}enigen  Fällen,  in  denen 
die  Gesetze  eine  Special  vollmacht  fordern. 

§.  22.  Der  CassenfUhrer  steht  dem  Rechnungswesen  der  Stiftung  vor. 
Er  hat  die  Verpflichtung,  die  neu  eintretenden  Collegen  innerhalb  der  erstes 
4  Wochen  nach  ihrer  Einffihrung  zum  Beitritt  aufsurordem.  Er  vereinnahnt 
die  Einkünfte  der  Stiftung,  zahlt  die  Pensionen  aus,  führt  über  Einnahme 
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nnd  Ausgabe  Baoh  and  Reohnung  und  legt  diese  alHährlioh,  nacbdem  sie 
▼on  2  ifitgliedem  revidirt  ift,  nebst  Einnahme  und  Auagabebelägen  der 
Qenenlvenammlnng  zur  Entlastung  vor.  Er  sorgt  im  Einverständnifs  mit 
dem  BevolUnächtigten  für  die  sofortige  zinsbare  Belegung  der  Cassenbestände 
unter  pupillarischer  Sicherheit,  verwahrt  das  Stiftungsvermögen  wie  sein 
bestes  Eigenthum,  heftet  sämmtliche  die  Stiftung  betrefifenden  Papiere  und 
ordnet  sie  nach  Jahrgängen. 

f.  33..  Der  BevoTlmftchtigte  und  der  Cassenführer  sind  fttr  ihre  Hand- 
famgen  der  Qeneralversammlung  verantwortlich.  Die  Dienstleistungen  der 
Stiiftungibeamten  geaehehen  unentgeltlich;  nur  die  baaren  Auslaipeta  werden 
larftekerstattet  §.  24.  Beide  Beamte  bleiben  3  Jahr  lang  in  Function. 
Sie  sind  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wieder  wählbar,  aber  zur  Annahme  dieses 
Amts  während  der  nächsten  3  Jahre  nicht  verpflichtet 

§.  25.  Alljährlich  und  zwar  vor  Beginn  der  Sommerferien  beruft  der 
Bevollmächtigte  eine  Generalversammlung  durch  besondre  schriftliche,  auch 
den  Auswären  zugehende  Aufforderung.  Die  Aufforderung  mui^  die  Ge- 
genstände, welche  zur  Berathung  kommen  sollen,  mittheilen.  Sie  ist  auf 
Kosten  der  Betheiligten  durch  die  Post  zu  befördern  und  gilt  als  insinuirt, 
M^MLld  ihre  Abgabe  auf  die  Post  durch  die  Postbehörde  bescheinigt  ist. 
Von  dieser  Generalversammlung  wird  die  vom  Cassenffihrer  gelegte  Jahres- 
reehnnng  geprüft  und  nach  Befinden  dechargirC.  Zugleich  werden  die 
Beamten  mittels  Stimmzettel  nach  absoluter  Majorität  gewählt  Wenn  beim 
ersten  Wahlgang  keine  abaolute  Muorität  erreicht  ist,  so  kommen  diejenigen 
8,  welche  die  meisten  Stimmen  haben,  auf  die  engre  Wahl  und  entscheidet 
bei  gleieher  Stimmenziülil  das  Loos.  Sollten  schon  beim  ersten  Wahlgang 
mehr  als  2  eine  gleiche  Stimmenzahl  erhalten,  so  entscheidet  auch  hier  das 
Loos.  ^  In  der  Generalversammlung  hat  jedes  Mitglied  das  Recht,  Vor- 
■diläge  im  Interesse  der  Stiftung  zu  machen  und  desfalisige  Anträge  zu 
etellen.  Aulserdem  hat  der  Bevollmächtigte  das  Recht,  zu  Jeder  Zeit  eine 
GenenlversammlunflT  zu  berufen  und  ist  dazu  verpflichtet,  wenn  wenigstSM 
8  Mitglieder  dies  schriftlich  beantragen.  Die  in  den  Generalversammlungen 
gefOhrten  Protokolle  haben  Beweiskraft,  wenn  sie  von  beiden  Beamten  und 
S  Mitgliedern  unterzeichnet  sind.  Die  Abwesenden  unterwerfen  sich  den 
gefiUsten  Beschlflssen. 

§.  26.  Abänderungen  dieses  Statuts  zu  machen,  steht  nur  der  General* 
versammlang  zu,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Ministerien  der  geist- 
Uohen  etc.  Anglgh.  und  des  Innern,  und  gehört  zur  Gültigkeit  des  betreff. 
Beeohlnsses  die  Zustimmung  von  wenigstens  V«  sämmtlicher  Stiftungsmit- 
gUeder.<<    (1866). 

In  Westfalen  bestehen  dreierlei  Wittwencassen: 

1.  solche,  welche  eigene  juristische  Personen  oder  Rechtssubjecte 
bilden,  und  daher  neben  den  Schulfonds  und  von  diesen  vollständig 
getrennt  bestehen,  auch,  obwohl  den  Anstaltszwecken  förderlich,  eine 
eigne,  allerdings  aus  Mitgliedern  der  Curatorien  und  einigen  der  bc; 
iheiligten  Lehrer  gebildete  Verwaltung  haben.  Sie  erheben  von  den 
Mitgliedern  jährliche  Beiträge,  und  haben  daher  nur  freiwillig  bei- 
tretende Lehrer  zu  Mitgliedern; 

2.  solche,  welche  von  den  Lehrercollegien  aus  Geldern,  die  sie 
auf  verschiedne  Weise  zusammengebracht,  gestiftet  sind.  Sie  bilden 
keine  eigenen  Rechtssubjecte,  und  sind  keine  besondere  Stiftungen, 
sondern  nur  nnveräufoerliche,  festen  Zwecken  dienende  Nebenfonds  des 
Schalfonds,  werden,   wie  alle  andere  Nebenfonds   dieses  Schulfonds 

g^ensionsfonds,  Stipendienfonds  u.  s.  w.)   von   den   Curatorien  unter 
beranfiuoht  des  K.  Prov.  Schuicoll.  verwaltet,  legen  den  Lehrern  kei- 
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nerlei  Verpfliohtangen  auf,  schliefoen  daher  auch   keinen  von  ihren 
Wohlthaten  aas; 

3.  solche,  welche  von  Privatpersonen  fttr  einsehie  Anstalten  ge- 
stiftet sind,  aber  ebenso  wie  die  nnter  2.  geendet  wurden  und  ver- 
waltet werden. 


Statut  der  Wittwen-  nnd  Waiseneasse  der  Lehrer  an  dem 
Gymnasium  und  der  mit  demselben  verbundnen  Real-  und  Yorsehule  in 

Bielefeld. 

„Zweck  der  Stiftung.  §.  1.  Dem  Guratorium  des  QymnasiDiiis 
ist  von  einem  Mitbtlrger  der  Stadt  ein  Capital  von  1000  Thh:.  mit  der  Be- 
stimmung übergeben,  diese  Summe  als  das  Stammcapital  einer  Gasse  anzu- 
legen y  aus  deren  Revenuen  die  Wittwen  und  Waisen  der  Lehrer  des  Gymn. 
nnd  der  mit  demselben  verbundnen  Realschule  und  Vorschule  unterstfitat 
werden. 

Mitgliedschaft  §.2.  Mitglieder  dieser  Wittwen- nnd  Waiseneasse 
sind  von  den  gegenwfirtig  vorhandenen,  im  vorigen  |  beieiohneten  Lehrern 
diejenigen  ^welche  durch  Unterzeichnung  dieses  Statuts  ihren  Beitritt  er- 
klären. Wenn  ein  Mitglied  ans  dem  genannten  Lehrerverband  soheidet, 
sei  es  freiwillig  oder  unfreiwillig,  bezilglich  durch  Versetiung  an  eine  andre 
Anstalt,  so  hört  damit  seine  Mitgliedschaft  und  Jeglicher  Anspruch  an  die 
Ouse  auf.  Dagegen  steht  es  bei  PenBionirung  eines  Mitglieds  diesem,  selbst 
bei  Ortsveränderung,  frei,  durch  Fortaahlung  der  Beiträge  seine  Berechtigung 
SU  erhalten. 

Pflichten  der  Mitglieder.  §.8.  Jeder  verheirathete  Lehrer  der 
gedachten  Anstalten,  welcher  der  Stiftung  beigetreten  ist,  hat  su  derselben 
sito entrichten:  a)  ein  Eintrittsgeld  von  8  Thlr.,  b)  dnen  Jährlichen  Bei- 
trag von  2  Thlr. 

Diejenigen  gegenwärtig  vorhandenen  Lehrer,  welche  sich  erst  späterhin 
zum  Eintritt  entschliefsen ,  haben  die  sub  a)  nnd  b)  genannten  Beitrilge  zur 
Stiftung  vom  Tag  der  Einführung  dieses  Statuts  an  nachzuzahlen,  sofern 
die  Generalversammlung  ihren  Eintritt  noch  für  zulässig  erklärt.  Sollten 
später  bereits  verheiratete  und  bei  dieser  Wittwen-  und  Waiseneasse  in  Be- 
tracht kommende  Lehrer  berufen  werden,  so  zahlen  dieselben  ein  vom  Vor- 
stand mit  Rücksicht  auf  ihr  geringres  oder  höheres  Lebensalter  nnd  ihr 
Einkommen  festzusetzendes  Eintrittsgeld,  welches  jedoch  nicht  anter  5  nnd 
nicht  über  20  Thlr.  betragen  darf. 

Vormögen  der  Wittwen-  und  Waiseneasse.  §.4.  Das  Ver- 
mögen der  Stiftung  wird  gebildet:  1.  dnrch  das  Stammcapital  von  1000 
Thlr.,  2.  durch  das  Eintrittsgeld  der  verheiratheten  Lehrer,  3.  durch  die 
jährl.  Beiträge  der  Mitglieder,  4.  durch  etwa  eingehende  Schenkungen, 
Vermächtnisse  u.  drgl.  —  1,  2  und  4  müssen  stets  capitalisirt  werden,  die 
Zinsen  davon  und  die  jährl.  Beiträge  der  Mitglieder  bilden  die  Wittwen-  und 
Waisengelder,  welche,  wenn  nicht  ein  zum  Genufs  Berechtigter  vorhanden 
ist,  ebenfalls  zum  Capital  geschlagen  werden. 

Verwaltung  des  Vermögens  der  Wittwen-  und  Waiseneasse. 
§.  5.  Zur  Verwaltung  des  Vermögens  der  Wittwen-  und  Waiseneasse  wird 
ein  Vorstand  gebildet;  dieser  Vorstand  besteht:  1.  aus  dem  Btlr^rmeister 
der  Stadt  als  Praeses  des  Curatoriums,  sofern  er  evangelisch  ist,  im  andern 
Fall  tritt  der  evangelische  Beigeordnete  oder  dem  Lebensalter  nach  älteste 
Stadtratb  (Magistratsmitglied)  an  seine  Stelle;  2.  aus  dem  Dir.  des  Gymn. 
und  der  Realschule  und  2  von  den  Mitgliedern  in  der  Generalversammlung 
auf  die  Dauer  von  2  Jahren  zu  wählenden  Lehrern.  Die  Wahl  erfolgt  durch 
Stimmzettel  und  relative  Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Loos;      3.  aus  einem  evangel.  Mitglied  der  Stadtverordnetenversamm- 
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lang,  welches  snm  Caratoriam  gehört  und  Ton  dieeem  aaf  die  Dauer  von 
2  Jahren  gew&hlt  wird^  Ebenso  erfolgt  die  Wahl  des  Rendanten  aaf  2  Jahre; 
■oheidet  ein  wechsebdes  Mitglied  des  Vorstands  oder  der  Rendant  freiwillig 
odor  daroh  den  Tod  aas,  so  wird  dessen  Stelle  durch  Ergänzangswahl  für 
den  Best  der  Wahlperiode  des  Ansgeschiednen  wieder  besetzt;  bei  einer 
Yacani  des  Directorats  tritt  der  von  der  SchalaafsichtsbehOrde  ernannte  Di* 
rigent  der  Anstalt  anch  in  dieser  Beziehnng  an  die  Stelle  des  Directors  im 
Vorstände  des  Cassenverbands  bis  aar  Wiederbesetzang  der  Directorstelle. 

Reehte  der  Mitglieder.  §.6.  Wenn  ein  Mitglied  derWittwen- 
nnd  Waiseneasse  stirbt,  so  sind  seine  Wittwe,  oder  resp.  seine  Eander,  so- 
bald nor  das  Eintrittsgeld  nnd  einmal  der  Beitrag  gezahlt  sind,  sofort  znm 
Oenais  der  Wittwen«  and  Waisengelder  berechtigt.  Diese  bestehen  in  dem 
tthrl.  Betrag  der  Zinsen  des  Vermögens  der  Gasse  ($.  4)  und  der  laufenden 
Mitrige  der  Mitglieder,  und  werden  1e  zur  Hälfte  am  2.  Jan.  und  I.Juli 
jedes  Jahrs  ausgezahlt.  Sind  2  oder  mehrere  Wittwen  von  Mitgliedern 
da,  so  wird  unter  sie  das  Wittwen-  nnd  Waisengeld  gleichmäfsig  vertheilt. 
Hinterläßt  ein  Mitglied  bei  seinem  Tode  nicht  eine  Wittwe,  wohl  aber 
Waisen,  oder  stirbt  die  Wittwe  eines  Mitglieds  mit  Hinterlassung  noch  nicht 
erwachsener  Kinder,  so  treten  diese  in  beiden  Fällen  in  die  vollen  Reehte 
der  Mutter  ein. 

Sobald  sich  das  Vermögen  der  Wittwen-  und  Waiseneasse  so  vermehrt 
hat,  dals  die  Zinsen  desselben  mit  den  laufenden  Beiträgen  nach  Abzug  der 
Verwaltungskosten,  mehr  als  200  Thlr.  für  je  eine  Wittwe  oder  resp.  ihre 
Waisen  ausmachen,  so  werden  von  dem  Ueberschi^  bis  zu  100  Thlr.  zum 
Capital  geschlagen  und  der  weitre  UeberschudB  wira  als  Erziehnnesgeld  zu 
Stipendien  fttr  Kinder  der  Mitglieder,  gleichviel  ob  Söhne  oder  Töchter,  ver- 
wendet. Die  Stipendiaten  wUilt  der  vorstand;  er  hat  aber  darauf  zu  sehen, 
dab  gleichzeitig  nicht  mehr  als  ein  Stipendium  in  eine  und  dieselbe  Familie 
kommt;  dasselbe  darf  auch  die  Höhe  von  jährl.  20  Thlr.  nicht  flberschreiteui 
und  an  denselben  Stipendiaten  nicht  Aber  3  Jahre  hinaus  verliehen  werden. 
Doch  kann  späterhin  derselben  Familie  f&r  ein  andres  Kind  das  Stipendium 
in  ähnlicher  Weise  zufallen. 

Die  Waisen  eines  Mitglieds  haben,  gleichviel  ob  sie  Knaben  oder  Mäd- 
chen sind,  bis  zum  vollendeten  17.  Jahr  ein  Recht  auf  den  Oenuls  des  Wai- 
sengeldes, und  es  gehen  beim  Ausscheiden  der  älteren  Eänder  die  vollen 
Recnte  des  ganzen  Stamms  auf  die  Jflngeren  Waisen  Aber,  bis  das^üngste 
das  oben  bestimmte  Alter  hat.  Eine  Ausnahme  tritt  jedoch  dann  ein,  wenn 
aus  einer  Familie  nur  noch  eine  Waise  zu  versorgen  ist,  während  daneben 
noch  mehrere  yersorgongsberechtigte  Wittwen  oder  Waisen  vorhanden  sind. 
In  diesem  Fall  hat  die  eine  Waise  nur  auf  die  Hälfte  der  Unterstützung 
Anspruch. 

Im  Fall  die  Wittwe  eines  Mitglieds  zu  einer  andern  Ehe  schreitet,  er- 
loschen ihre  Ansprache  auf  die  Wittwen-  nnd  Waiseneasse.  Ob  diese  An* 
qHüdhe  aber  in  diesem  Fall  ganz  oder  nur  zum  gewissen  Theil  auf  die 
etwa  vorhandenen  leiblichen  Kinder  des  verstorbnen  Mitglieds  übergehen 
sollen,  hängt  von  den  neuen  Verhältnissen  ab  und  bleibt  dem  Ermessen  des 
Vorstands  anheim  gegeben. 

Die  Ordre  an  die  Gasse  zur  Zahlung  der  Wittwen-  und  Waisengelder 
mnis  Jedesmal  von  8  Vorstandsmitgliedern  und  zwar  vom  Vorsitzenden,  dem 
Dir.  nnd  einem  der  Lehrer  unterschrieben  sein. 

Erhöhung  der  Beiträge.  §.  7.  Sollte  der  Fall  eintreten,  dals 
BU  einer  2Mt  der  Waisen  und  Wittwen  so  viele  wären,  dals  die  Jahresquote 
der  Wittwen-  und  Waisengelder  für  jeden  berechtigten  Theil  in  den  ersten 
10  Jahren  nach  der  Stiftung  unter  20  Thlr.  betrüge,  so  hat  die  zu  berufende 
Generalversammlung  über  die  nothwendig  werdende  Erhöhung  der  Beiträge 
Besehlnis  zu  lassen.  BeschluTsfahig  ist  die  Generalversammlung  in  allen 
Fällen,  wenn  sämmtl.  Mitglieder  wenigstens  Tags  zuvor  zu  der  stattfinden- 
den Berathnng  vom  Vorstand  eingeladen  werden,  nnd  wenn  mindestens  8 
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Mitglieder,  mit  AuBBohliÜB  derjenigen,  welche  im  Vorstand  sitien,  erschie- 
nen sind.  » 

Die  Beschlüsse  werden  mich  absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst;  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorstand  nach  Modus  §.  5.  Die  Einladung, 
welche  zugleich  die  Tagesordnung  der  zur  Berathung  kommenden  Gegen- 
stände enthalten  mufs,  erfolgt  durch  schriftl.  Circnlar;  die  Insinuation,  welche 
nur  an  die  in  Bielefeld  domicilirenden  Mitglieder  eu  geschehen  braucht,  ist 
durch  Unterschrift  der  Adressaten  zu  bescheini^n. 

§.  8.   Die  Statuten  sollen  gedruckt  jedem  Mitgliede  eing^ändigt  werden. 

Veränderung  der  Statuten.  §.9.  Eine  im  Lauf  der  Zeit  noth- 
wendig  erscheinende  Abänderung  der  Statuten  kann  nur  vorgenommen  wer- 
den, wenn  die  Majorität  des  Vorstands  dafür  ist;  sie  bedarf  dann  aber  der 
Genehmigung  der  Generalversammlung  der  betheiligten  Lehrer  ($.  5)  und 
demnächst  der  Bestätigung  des  K.  Min.  der  geistL  Ang^*.  und  des  K.  Min. 
des  Innern.''    (1867). 

Statut  zur  Verwaltung  des  von  der  verstorb.  Wittwe  Berkenkamp  in 

Bielefeld  dem  Qymn.  daselbst  vermachten  Legats  von  1000  Thlr. 

Gold  „zum  Nutzen  fttr  Lehrer'. 

„§.  1.  Das  Stiftungscapital  von  1000  Thlr.  Gold  soll  wo  mOfflich  hypo- 
thekarisch bei  pupillarischer  Sicherheit  belegt,  oder,  wenn  dies  nicht  zu  er- 
möglichen sein  sollte,  in  Staatschuldscheinen  angelegt  werden.  §.  2.  Die 
Zinsen  des  Capitals  soMsn  zur  Begründung  eines  Lehrer -Wittwenfonds  ver- 
wandt werden;  falls  keine  Lehrerwittwe  vorhanden  ist,  werden  die  Zinsen 
dem  Capital  zugeschlagen.  §.  3.  In  Betreff  der  Wittwenpensionen  wird 
festgesetzt,  dafs  das  Maximum  der  Pension  nur  den  Betrag  der  Zinsen  des 
Stiffcungscapitals  lid  1000  Thbr.  mit  40  Thlr.  erreichen  darf.  Ist  also  eine 
Lehrerwittwe  vorhanden,  so  erhält  dieselbe  die  aufkommenden  Zinsen  des 
ersten  Stiftungscapitals,  bei  mehreren  Lehrerwittwen  jedoch  werden  die 
Oberhaupt  aufkommenden  Zinsen  zu  gleichen  Theilen  vertheilt. 

Dem  Curatorium  bleibt  es  mit  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörden 
vorbehalten,  das  Maximum  der  Wittwenpension  jederzeit  neu  festzustellen. 

§.  4.  Das  Gymnasialcuratorium  verwaltet  die  Stiftung  upd  wird  dar- 
über b^  der  Gymnasialcasse  als  Nebenfonds  Rechnung  geführt."    (1863). 


Statut  der  Wittwen-  und  Waisencasse  des  Gymnasiums  su 

Gütersloh. 

„§.  1.  Die  von  dem  Lehrercollegium  des  ev.  Gymnasiums  zu  Gütersloh 
gegründete  Wittwen-  und  Waisencasse  der  Anstalt  bildet  einen  lediglich  zur 
Unterstützung  der  Wittwen  und  Waisen  von  Lehrern  dieser  Anstalt  be- 
stimmten Fonds,  dessen  Verwendung  durch  die  weiter  unten  folgenden  Be- 
stimmungen näher  geregelt  wird. 

§.  2.  Das  Vermögen  dieses  Fonds  bildet  einen  unveräuiserlichen  Ne- 
benfonds des  gesammten  Gymnasialvermögens,  und  wird  vollständig  abge- 
sondert von  demselben  durch  das  Curatorium  der  Anstalt  unter  Oberau&icht 
des  K.  Prov.  Schulcoll.  verwaltet.  Die  Bechnung  desselben  wird  von  dem 
Gymnasialrendanten  unentgeltlich  geführt  und  jäirl.  in  einem  Anhang  der 
Gymnasialrechnung  beigefügt. 

§.  3.  Unter  der  Bedingung,  dais  das  anliegende  Statut  genehmigt  wird, 
überweist  das  unterzeichnete  Lehrercollegium  zu  diesem  Fonds  als  Stamm- 
capital  einen  allmählich  zu  diesem  Behuf  angesammelten  Betrag  von  950  Thlr. 
Die  weiteren  Einnahmen  bilden  sich :  a)  aus  den  Erträgen,  welche  in  jedem 
Semester  die  CoUecte  in  dem  ersten  Vormittags-  und  in  dem  ersten  Abend- 
«^ttesdienst  des  Gymn.  ergiebt;        b)  die  anderweitigen  Gaben,   welche 
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diesem  Fonds  von  dem  Lehrercollegium  oder  einzelnen  Lehrern,  Schülern 
oder  anderen  Freunden  and  Gönnern  der  Anstalt  zugewandt  werden  möchten, 
sobald  keine  pensionsberechtigten  Wittwen  oder  Waisen  vorhanden  sind. 

§.  4.  Sämmtliche  Einnahmen  dieser  Gasse  werden  capitalisirt ,  die 
Zinsen  des  Capitals,  jedoch  nur  von  den  vollen  Hunderten,  werden  als  Pen- 
sionen ausgezahlt. 

§.5.  Ansprach  auf  die  Pension  hat:  a)  die  Wittwe  jedes  ordentl. 
definitiv  angestellten  Lehrers  und  des  Anstaltsgeistlichen  des  hies.  Gymn., 
aach  wenn  er  als  Emeritus  gestorben  ist;  b)  dessen  Waisenkinder  (resp. 
einziges  Kind),  wenn  auch  die  Mutter  verstorben  ist  In  diesem  Fall  steht 
die  Berechtigung  der  sämmtlichen  Waisenkinder  eines  Lehrers  (die  wir  kurz 
-verwaiste  Geschwisterschafl''  nennen  wollen,  der  Berechtigung  einer 
Wittwe  gleich.  Nur  diejenigen  Kinder  haben  Anspruch  auf  diese  Pension, 
die  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  erfüllt  haben. 

Die  Wittwe  eines  Lehrers,  resp.  dessen  Waisenkinder,  haben  aber  nur 
für  den  Fall  Anspruch  auf  diese  Pension,  wenn  sie  nicht  aus  anderen  Ein- 
nahmequellen ein  dem  Gehalt  des  verstorbnen  Familienhaupts  gleiches  oder 
gar  höheres  Einkommen  beziehen. 

§.  6.  Ist  nur  eine  Wittwe,  oder  ein  einziges  Kind,  oder  eine  ver- 
waiste Geschwisterschaft  vorhanden,  so  empfangen  die  Genannten  den  ganzen 
Zinsbetrag  der  vollen  Hunderte.  Sind  mehrere  Wittwen  oder  verwaiste. 
Geschwisterschaften  vorhanden,  so  werden  die  Zinsen  gleichmälsig  unter  sie 
Yertheilt  Sind  keine  berechtigten  Wittwen  oder  Waisen  vorhanden,  so  wer- 
den die  Zinsen  zum  Capital  geschlagen. 

§.  7.  Berechtigte  Waisenkinder  eines  Vaters  aus  verschiedenen  Ehen 
theilen  den  auf  sie  fallenden  Betrag  nach  Stämmen.  Sind  die  Kinder  einer 
frühem  Ehe  sämmtlich  14  Jahre  alt,  so  kommt  nur  der  Stamm  zur  Er- 
bebung, der  noch  ein  jüngeres  unter  sich  zählt. 

§.  8.  Die  Wittwen  oder  Waisen  treten  erst  von  dem  Zeitpunct  ab ,  wo 
sie  nicht  mehr  die  Einnahme  der  Stelle  beziehen,  in  den  Genufs  der  Pension. 

§.  9.  Durch  Versetzung  eines  Lehrers  an  eine  andre  Anstalt  oder  Aus- 
tritt aus  dem  Schularot  überhaupt  erlischt  das  Anrecht  der  Seinigen  an 
die  Casse. 

§.  10.  Wenn  die  Wittwe  zu  einer  neuen  Ehe  schreitet,  so  erlischt 
mit  dem  Tage  ihrer  Wiederverheirathung  ihre  und  ihrer  Kinder  Berech- 
tigung. 

§.  11.  Mehr  als  100  Thlr.  kann  weder  eine  Wittwe  noch  eine  verwaiste 
Geschwisterschaft  als  Pension  beziehen.  Sollten  die  Zinsen  des  Capitals 
jemals  höher  steigen,  so  wird  der  Ueberschufs  zum  Capital  geschlagen. 

§.  12.  Sollte  das  Capital  zu  einer  Höhe  anwachsen,  deren  Zinsen  den 
Betrag  aller  voraussichtlichen  Pensionen  —  jede  zu  100  Thlr.  gerechnet  — 
(Ibersteigt,  so  behält  sich  das  Lehrercoll.  vor,  über  den  Mehrbetrag  der 
Zinsen  am  Schlufs  jedes  Jahrs  zu  anderweitigen  Anstaltszwecken  zu  ver- 
fügen. 

§.  13.  Die  Zinsen  werden,  wie  die  Gymnasialrechnung,  vom  1.  Jan.  bis 
sam  letzten  Dcb.  jedes  Jahrs  berechnet,  und  die  Auszahlung  der  Pension 
erfolgt  demgemäfs  in  dem  darauf  folgenden  Januar. 

§.  14.  Die  Ordre  an  die  Casse  zur  Auszahlung  der  Pension  stellt  der 
Dir.  der  Anstalt  oder  dessen  Stellvertreter  and  das  demnächst  folgende  Mit- 
glied des  Lehrercoll.  aus. 

§.  16.  Etwanige  Streitigkeiten  werden  stets  mit  Ausschluls  der  ordent- 
lichen Gerichte  endgültig  durch  eine  Commission  nach  Stimmenmehrheit 
entschieden,  die  aus  dem  Praeses  des  Curatoriums,  dem  Dir.  des  Gvmn.  oder 
dessen  Stellvertreter,  und  dem  nächstfolgenden  Mitgliede  des  Lehrercoll. 
besteht. 

§.  16.  Abänderungen  dieses  Statuts  können  nar  aaf  Antrag  von  V, 
der  definitiv  angestellten  Mitglieder  des  Collegiums  und  unter  Genehmigung 
des  K.  Prov.  SchalcoU.  eintretea.*"   (1866). 
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Urkunde  der  BtinteBchen  Stiftung  beim  Oymn.  zu  Minden. 

„Dem  Gymnasium  der  Stadt  Minden  und  der  damit  verbnndnen  Real- 
schule überreiche  ich  hiemit  zu  bleibendem  und  ausschliefsliehem  Eigenthum 
die  Summe  von  500  Thlr.  unter  der  Form,  dafs  ich  die  gegenwärtig  auf 
dem  Camp  —  ingrossirte  Forderung  von  500  Thlr.,  mit  4  pCt.  verzinslich, 
den  genannten  Anstalten  mit  allen  Anrechten  übertrage,  und  knüpfe  daran 
die  Bedingung,  dafs  sie  zur  Begründung  eines  Fonds  zur  Unterstützung 
von  Wittwen  und  Waisen  von  Lehrern  der  obengenannten  Anstalten 
unter  nachfolgenden  Bestimmungen  verwandt  werden  sollen: 

§.  1.  Das  genannte  Capital  bildet  einen  ganz  selbständigen  Nebenfonds 
des  Gymnasialfonds  und  darf  weder  jemals  angegriffen,  noch  nach  Bestand 
oder  Ertrag  zu  irgend  einem  andern  als  dem  in  dieser  meiner  Schenkung 
bestimmten  Zweck  verwendet  werden. 

§.  2.  Die  Verwaltung  dieses  Fonds  geschieht  durch  das  Curatorium  des 
Gymn.  und  der  damit  verbundnen  Realschule  unter  der  Oberaufsicht  des 
K.  Prov.  SchuIcoU.  in  Münster  nach  denselben  Grundsätzen  und  Betimmun- 
gen, nach  denen  die  Verwaltung  des  Gymnasialfonds  und  der  damit  ver- 
bundenen Nebenfonds  von  Seiten  der  genannten  Behörde  geführt  resp.  be- 
aufsichtigt wird. 

Die  Rechnung  über  den  Fonds  wird  von  dem  Gymnasialrendanten  ohne 
besondre  Vergütung  geführt  und  in  einem  Anhang  der  Gymnasialrechnung 
für  das  betreff.  Jahr  beigefügt. 

§.  3.  Er  führt  den  Namen  „Büntescher  Lehrerwittwen-  und  Waisen- 
Unterstützungsfonds  des  Gymn.  und  der  damit  verbundnen  Realschule  zn 
Minden.*'  Die  Zinsen  des  genannten  Fonds  sollen  jährl.  am  9.  Novb.,  als 
dem  Todestage  meines  verstorbnen  Bruders,  des  Regierungsecretairs  Georg 
Bunte,  derartig  verwendet  werden,  dafs  bei  deren  Ausschüttung  je  nacn 
dem  Grade  ihrer  Bedürftigkeit 

a)  an  erster  Stelle  die  etwa  vorhandenen  Lehrerwittwen,  deren  verstor- 
bene Ehemänner  bis  zu  ihrem  Tode,  resp.  bis  zu  ihrer  Versetzung  in  den 
Ruhestand,  an  der  gedachten  Anstalt  definitiv  angestellt  gewesen  sind  und 
b)  an  zweiter  Stelle  die  hinterbliebenen  Waisen  der  sub  a)  bezeichneten  Leh- 
rer bis  zur  Vollendung  ihres  16.  Lebensjahrs  Berücksichtigung  finden  sollen. 
Es  soll  jedoch  dem  Unterstützungs Verleiher,  dem  Lehrercollegium,  freistehen 
(§.  5),  unter  Umständen  durch  einen  einstimmigen  und  motivirten  Beschlufs 
solchen  sub  b)  bezeichneten  Waisen  vor  den  sub  a)  angeführten  Wittwen 
den  Vorzug  zu  geben. 

Dabei  ist  eine  Zersplitterung  der  zu  verwendenden  Unterstützungen 
thunlichst  so  lange  zu  vermeiden,  als  sich  die  zu  verwendenden  Zinsen  auf 
den  Zinsertrag  des  ursprünglichen  Gap.  von  500  Thlr.  beschränken;  nnd 
wenn  nicht  ganz  aufserordentl.  Verhältnisse  vorliegen ,  ist  der  ganze  Betrag 
derselben  einer  einzigen  Wittwe  oder  den  Waisen  einer  einzigen  Lehrerfamilie 
zuzuweisen. 

§.  4.  Sind  keine  empfangsfähigen  Wittwen  oder  drgL  Waisen  vorhanden, 
so  sollen  die  Zinsen  zu  einem  zweiten  Capitalstock  des  Bünteschen  Unter- 
stütznngsfonds  angelegt  werden,  welcher  nach  gleichen  Bestimmungen  ver- 
waltet und  seinem  Ertrage  nach  verwendet  wird,  sobald  er  durch  aufge- 
laufene Zinsen,  weitere  Ersparnisse  und  andere  ihm  zugewendete  G^eschenke 
von  Freunden  und  Gönnern  der  Anstalt  ebenfalls  auf  die  Höhe  von  500  Thlr. 
gebracht  worden  ist. 

§.  5.  Das  Verleihungsrecht  der  Unterstützungen  (§.  2)  wird  durch  das 
Lehrercpll.  des  Gymn.  und  der  damit  verb.  Realschule  (aber  mit  AnssohlnCs 
der  an  der  Anstalt  nicht  definitiv  angestellten  oder  nur  bedingungsweise  be- 
schäftigten Lehrer)  ausgeübt,  welches  darüber  in  den  3  ersten  Tagen  des 
Novb.  Jährl.  Beschlufs  zu  fassen  und  den  Beschlufs  behufs  Zahlungsanweisung 
an  die  Gymnasialcasse  am  9.  Novb.  einzureichen  hat. 
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Als  Nonn  fOr  diese  Beschlufsnahmen  sind  die  in  §.  3  festgestellten  Ge- 
sichtspnQOte  festzuhalten  und  die  weiteren  Verhältnisse  solcher  Wittweo, 
welche  nach  §.  3  mit  Unterstützangen  aas  dem  beredten  Fonds  bedacht 
werden  können,  nur  insoweit  zu  berücksichtigen,  dafs  Wittwen,  welche  einen 
DOtoriseh  unsittlichen  Lebenswandel  führen  oder  wegen  eines  Verbrechens 
reehtskrftftig  verartheilt  sind,  keine  Unterstützang  aus  dem  Fonds  erhalten 
sollen.  Es  soll  jedoch  dem  Lehrercoll.  unbenommen  sein,  die  aus  der  Ehe 
mit  dem  verstorbnen  Lehrer  der  Anstalt  (§.  2  a)  entsprossenen  Kinder  einer 
solchen  Wittwe  bei  der  Unterstützang  zu  betheiligen ;  es  ist  aber  dann  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dafs  die  Unterstützungen,  die  solchen  Kindern  zugebilligt 
sind,  auch  wirklich  eine  bestimmungsmäßige  Verwendung  finden. 

§.  6.  Auch  Wittwen  und  Waisen  von  Lehrern,  die  vor  der  Bestätigung 
dieses  Statuts  mit  Tode  abgegangen  sind,  können  an  der  Vertheilung  der 
Zinsen  des  Unterstfltznngsfonds  .Theil  nehmen."    L.  Bunte.    (1866). 

Statut  der  PenBions-,  Wittwen-  und  Waisenstiftung  der 
Realschule  zu  Elberfeld. 

„§.  L  Grünäung  und  Zweck  der  Stiftung.  Das  Lehrercollegium 
der  Realschule  zu  Elberfeld  gründet  eine  Lehrerpensions-  und  Wittwen-  und 
Waisenstiftung  für  die  Lehrer  der  Realschule  zu  Elberfeld,  deren  Wittwen 
und  Waisen. 

Diese  Stiftung,  welche  mit  dem  L  Jan.  1861  ins  Leben  getreten,  soll 
1.  den  pensionirten  Lehrern  der  Realschule  neben  der  gesetzlichen  Pension 
eine  besondre  Einnahme  zu  gröfsrer  Sicherung  einer  sorgenfreien  Existenz 
gewähren;  2.  den  amtsunfähig  gewordenen,  aber  ohne  Pensionsberechti- 
gung aus  ihrer  Stellung  ausgeschiedenen  Lehrern,  und  ebenso  3.  den  hin- 
terMiebenen  Wittwen  und  Waisen  der  im  Amt  und  nach  ihrer  Amtsnieder- 
legung verstorbene^  Lehrer  zur  Bestreitung  ihres  Lebensunterhalts  eine 
Unterstützung  gewäÄiren. 

§.2.  Corporationsrechte.  Es  soll  AUerh.  Orts  die  Ertheilung 
der  Rechte  einer  juristischen  Person  für  die  gegenwärtige  Stiftung  erbeten 
werden. 

§.3.  Stiftungsvermögen  und  Vermehrung  desselben.  Das 
Vermögen  der  Stiftung  besteht  aus  denienigen  Fonds,  welche  bis  jetzt  durch 
Honorar  für  wissenschaftl.  Vorlesungen  der  I^hrer  und  durch  freiwillige  Gaben 
ehemaliger  und  jetziger  Schüler  der  Realschule  und  deren  Angehörigen  wie 
auch  sonstiger  Freunde  und  Gönner  der  Anstalt  zum  Zweck  gegenwärtiger  Stif- 
tung zusammengebracht  worden  sind.  Es  wird,  auiser  durch  etwanige  fernere 
Schenkungen  und  Vermächtnisse,  sowohl  durch  die  Zinsen  des  bisher  ge- 
sammelten und  noch  zu  sammelnden  Capitals  als  durch  Honorar  für  ferner- 
hin zu  haltende  wissenschaftl.  Vorträge  der  Lehrer  vermehrt. 

§.  i.  Verwaltung  und  Sicherung  des  Stiftungsvermögens 
und  Beginn  der  Zinsenverwendung.  Das  Stiftungsvermögen  ist, 
soweit  es  in  Capitalien  besteht,  möglichst  vortheilhaft  und  entweder  gegen 
'  bypothekar.  Sicherheit,  oder  in  Staatspapieren,  in  Eisenbahnprioritätsobli- 
gationen, oder  in  Elberfelder  Stadtobligationen  anzulegen.  Bei  sonstigen 
Vermögensobjecten  ist  für  deren  Erhaltung  und  eventuell  auch  Nutzung  in 
angemefsner  Weise  Sorge  zu  tragen.  —  Die  Zinsen  und  Einkünfte  werden 
Bo  lange  zu  den  vorhandenen  Fonds  geschlagen,  bis  letztere  die  Höhe  von 
10,000  Thlr.  erreicht  haben.  Ist  dies  der  Fall,  so  darf  die  Hälfte,  und  wenn 
die  Fonds  auf  15,000  Thlr.  angewachsen  sind,  so  dürfen  V»  der  Zinsen  und 
Früchte  zu  Stiftungszwecken  verwandt  werden.  Hat  das  Stiftungsvermögen 
die  Höhe  von  20,000  Thlr.  erreicht,  so  darf  über  die  Gesammtzinsen  zu  stif- 
tongsmäfsigen  Zwecken  verfügt  werden. 

§.5.  Zulafsnng  zum  Genufs  der  Stiftung  und  Beginn  des- 
•elben.       Zum  Genufs  der  Zinsen  aas  der  Stiftung  sollen  bereätigt  sein: 
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1.  Alle  Lehrer,  welche  am  1.  Jan.  1861  an  der  Realschule  definitiv 
angestellt  waren  oder  von  da  ab  noch  femer  definitiv  angestellt  werden,  sei 
es,  dafs  sie  vor  der  Zeit  ihrer  Pensionsberechtigung  wegen  unverschuldeter 
Amtsunfähigkeit  aus  ihrer  Stellung  ausscheiden,  sei  es,  dafs  sie  mit  Pension 
in  den  Ruhestand  versetzt  werden.  Der  Genufs  der  Stiftung  tritt  ein  sofort 
mit  der  Amtsniederlegung,  resp.  Pensionirung.  2.  Die  hinterbliebenen 
Witt  wen  solcher  mit  oder  ohne  Pension  ausgeschiedenen,  sowie  auch  der  im 
Amt  verstorbenen  definitiv  angestellt  gewesenen  Lehrer.  Die  Wittwen  der 
in  Ruhestand  versetzten  Lehrer  haben  dieselben  Rechte  auf  den  Genufs  der 
Stiftung  wie  ihre  Ehegatten;  für  die  Wittwen  der  im  Amt  verstorbenen 
Lehrer  beginnt  derselbe  mit  dem  Todestag  ihrer  Ehegatten.  3.  Die  hin- 
terbliebenen Kinder  solcher  im  Amt  oder  im  Ruhestand  verstorbenen  Lehrer, 
sofern  entweder  bei  der  letzteren  Tode  die  Mutter  bereits  verstorben  ist, 
oder  sofern  dieselbe  hinterher  verstirbt.  Der  Genufs  der  Stiftung  beginnt 
hier  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  mit  dem  Tode  des  Vaters,  wenn  zu 
dieser  Zeit  auch  die  Mutter  bereits  verstorben  ist,  oder  mit  dem  Tode  der 
Mutter,  wenn  diese  erst  später  stirbt.  Sollte  die  Mutter  durch  Wiederver- 
heirathung  (§.  7)  das  Bezugsrecht  verlieren,  so  beginnt  dasselbe  dennoch  fflr 
die  Kinder  mit  dem  Tode  der  Mutter. 

§.6.  Vertheilung  der  Zinsen  und  Höhe  des  Zinsengenusses. 
Der  zum  Genufs  der  Stiftung  Berechtigte  hat  Anspruch  auf  sämmtliche  nach 
§.  4  zur  Vertheilung  kommende  Zinsen.  Sind  mehrere  berechtigte  Lehrer, 
resp.  Wittwen  oder  Waisen  von  solchen  zu  gleicher  Zeit  vorhanden,  so 
werden  fflr  die  Zeit,  während  welcher  dies  der  Fall  ist,  die  betreff.  Zinsen 
unter  alle  gleich  vertheilt.  Sowohl  im  ersten  wie  im  sweiten  Fall  kann 
Jedoch  der  Zinsengenufs  eines  einzeln  Betheiligten  die  Höhe  von  400  Thlr. 
jfthrl.  nicht  übersteigen.  Die  hienach  nicht  znr  Vertheilung  kommenden  Zinsen 
werden  zu  den  Fonds  der  Stiftung  geschlagen. 

Goncurriren  in  Bezug  auf  den  Genuls  der  Stiftung  die  Waisen  eines 
oder  mehrerer  verstorbener  Lehrer  untereinander,  oder  mit  anderen  Lehrern 
resp.  deren  Wittwen  oder  Waisen,  so  hat  die  Vertheilung  der  Zinsen  in  der 
Weise  zu  erfolgen,  dafs  dieselbe  stamraweise  auf  die  Repräsentanten  der 
einzelnen  Lehrer  geschieht  und  dafs  im  Fall  des  Ausscheidens  von  Waisen 
in  einem  Stamm  das  Bezugsrecht  derselben  den  übrigen  Waisen  des  Stamms 
zuwächst.  In  keinem  Fall  darf  der  jedem  einzelnen  Waisen  zufallande  Zin- 
senbetrag die  Höhe  von  50  Thlr.  jährl.,  und  der  auf  sämmtiiche  Waisen  einer 
Familie  fallende  Betrag  die  Höhe  von  400  Thlr.  jährl.  fibersteigen.  Die  hie- 
nach nicht  zur  Vertheilung  kommenden  Zinsen  werden  zu  den  Fonds  der 
Stiftung  geschlagen. 

§.  7.  Fortfall  des  Zinsengenusses.  Der  Zinsengenufs  hört  auf: 
1.  für  die  Lehrer  selbst  mit  ihrem  Tode;  2.  für  die  Wittwen  mit  deren 
Tode  oder  deren  Wiederverheirathung;  3.  für  jeden  Wamsen  mit  dessen 
Tode  oder  mit  dessen  vollendetem  18.  T^bensiahr;  4.  fflr  jeden  Genufs- 
berechtigten  mit  dessen  rechtskräftiger  Verurtheilung  zu  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehre  oder  Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenreäte 
auf  Zeit.  Wenn  aus  diesem  Grunde  ein  Lehrer  das  Bezugsrecht  verliert,  so 
bleibt  dadurch  das  Recht  der  Wittwe  oder  Kinder  desselben  und  ebenso 
dann,  wenn  die  Wittwe  aus  diesem  Grunde  das  Recht  verliert,  der  Anspruch 
de^  Kinder,  gemäfs  §.  5  von  dem  Zeitpunct  an,  wo  für  sie  ohnehin  das  Be- 
zngsrecht  eintreten  würde,  vorbehalten. 

§.8.  Auszahlung  der  zur  Verwendung  kommenden  Zinsen. 
Alle  zur  Verwendung  kommenden  Zinsen  werden  am  Schlufo  eines  jeden  Ka- 
lenderhalbjahrs für  die  vergangenen  6  Monate,  oder,  sofern  der  Berechtiffungs- 
fall  erst  im  Lauf  des  Halbjahrs  eingetreten  ist  (§.  5),  für  die  Zeit  seit  diesem 
Eintritt  ausgezahlt. 

§.9.  Verwaltungsrath  der  Stiftung.  Der  Verwaltnngsrath  der 
Stiftung  besteht  aus  folgenden  Mitgliedern:  dem  Director  der  Realschule, 
welcher  den  Vorsitz  fahrt;  2  der  definitiv  angestellten  Lehrer  der  Anstalt, 
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welche  das  LehrercoUegium  aus  seiner  Mitte  jedesmal  auf  2  Jahre  wählt, 
und  die  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wiedergewählt  werden  können;  aus  2  Mit- 
gliedern des  Curatoriums  der  Realschule,  welche  dieses  aus  seiner  Mitte 
dazu  bestimmt;  und  aus  einem  Rendanten,  welcher  von  den  vorgenannten 
5  Mitgliedern  des  Verwaltungsraths  iedesmal  für  ein  Jiüir  gewählt  wird  und 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  wiedergewählt  werden  kann.  Sämmtliche  Mitglieder 
des  Verwaltungsraths  üben  als  solche  ihre  Functionen  unentgeltlich  aus. 
Sollte  sich  jedoch  zur  unentgeltlichen  Uebernahme  des  Amts  eines  Rendanten 
eine  geeignete  Persönlichkeit  nicht  finden,  so  kann  ein  aus  den  Fonds  der 
Stiftung  zu  besoldender  Rendant  vom  Verwaltungsrath  gewählt  werden.  In 
diesem  Fall  ist  der  Rendant  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsraths.  Er  kann 
jedoch  von  diesem  zu  den  Sitzungen  ohne  Stimmrecht  zugezogen  werden. 

§.10.  Wirksamkeit  des  Verwaltungsraths  und  Angreifbar- 
keit der  Beschlüsse  desselben.  Der  Verwaltungsrath  leitet  die 
sämmtl.  Angelegenheiten  der  Stiftung  und  vertritt  dieselbe  nach  aufsen.  Ins- 
besondre hat  er  das  Stiftungsvermögen  zu  verwalten,  für  die  sichre  Anlegung 
der  Capitalien  und  für  die  Aufbewahrung  der  Urkunden  und  geldwerthen 
Papiere  Sorge  zu  tragen,  sowie  auch  die  stiftungsmäfsige  Verwendung  der 
Einkünfte  nach  Mafsgabe  dieses  Statuts  zu  beschliefsen  und  auszuführen. 
Auch  werden  seine  Mitglieder  ganz  besonders  bemüht  sein,  die  Vermehrung 
des  Vermögens  nach  Kräften  zu  fördern.  Der  Verwaltungsrath  versammelt 
sich  in  der  Regel  einmal  vierteljährlich,  aufserdem  aber  so  oft,  als  es  dem 
Vorsitzenden  nöthig  erscheint,  oder  als  2  andere  Mitglieder  seine  Zusammen- 
berufung beantragen.  Er  fafst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmenmehr- 
heit der  anwesenden  Mitglieder,  deren  wenigstens  3  sein  müssen,  wenn  die 
Beschlüsse  Gültigkeit  haben  sollen.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die 
Stimme  des  Vorsitzenden.  Ueber  die  Verhandlungen  werden  Protokolle  ge- 
führt und  aufbewahrt. 

Bei  etwanigen  Differenzen  zwischen  Verwaltungsrath  und  Genufsberech- 
tigten  steht  der  in  §.  12  bezeichneten  Aufsichtsbehörde  die  Entscheidung  zu, 
welche  von  beiden  Seiten  nachgesucht  werden  kann.  Darüber,  ob  Jemand 
zum  Genufs  der  Stiftung  berechtigt  sei  und  über  den  Umfang  dieser  Be- 
rechtigung ist  der  Rechtsweg  ausgeschlossen.  Demjenigen,  welcher  eine 
solche  Berechtigung  in  Anspruch  nimmt,  steht  gegen  den  desfallsigen  Be- 
scheid des  Verwaltungsraths,  sofern  er  sich  bei  demselben  nicht  beruhigen 
will,  eine  Beschwerde  an  die  im  §.  12  bezeichnete  Aufsichtsbehörde  zu. 
Gegen  die  Entscheidung  der  letztern  kann  sowohl  seitens  des  Verwaltungs- 
raths als  auch  seitens  des  angeblich  Genufsberechtigten  der  Recurs  an  das 
K.  Prov.  SchulcoU.  der  Rheinprovinz  ergriffen  werden.  Dieser  Recurs  mufs 
jedoch  binnen  3  Monaten  nach  der  Mittheilung  der  Entscheidung  der  Auf- 
sichtsbehörde von  dem  Recurrenten  eingelegt  und  gerechtfertigt  werden; 
widrigenfalls  er  nicht  mehr  annehmbar  ist.  Bei  der  Entscheidung  des  K. 
Prov.  SchulcoU.  behält  es  unter  allen  Umständen  sein  Bewenden. 

Im  Lauf  des  Monats  Januar  eines  jeden  Jahrs  erstattet  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsraths  dem  LehrercoUegium  der  Realschule  in  besondrer  Con- 
ferenz  speciellen  Bericht  über  den  Stand  der  Stiftung.  In  dieser  Conferenz 
werden  zugleich,  so  oft  dies  nach  §.  9  erforderlich  ist,  die  beiden  Lehrer 
gewählt,  welche  in  den  Verwaltungsrath  eintreten  sollen. 

§.  11.  Cassengeschäfte  und  Rechnungsablage.  Die  Cassen- 
geschäfte  führt  der  im  §.9  erwähnte  Rendant.  Dieser  legt  alljährlich  am 
31.  Dcb.  Rechnung  ab,  deren  Prüfung  und  Dechargirun^  dem  verwaltungs- 
rath zusteht,  in  welchem  der  Rendant,  wenn  er  an  sich  stimmberechtigt 
ist,  in  diesem  Fall  eine  Stimme  nicht  hat  Wird  ein  besoldeter  Rendant 
angestellt,  so  bat  derselbe  Caution  zu  leisten,  deren  Höhe  der  Verwaltungs- 
ratti  zu  bestimmen  hat.  Papiere  auf  jeden  Inhaber  sind  durch  die  im 
§.  12  erwähnte  Aufsichtsbehörde  aufser  Cours  und  eintretenden  Falls  nach 
Beschlufs  des  Verwaltungsraths  wieder  in  Cours  zu  setzen.   Ueber  Ort  und 
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Art  der  Aufbewahrung  der  ^Idwerthen  Papiere  hat  der  Verwaltangsradi  zu 
entscheiden. 

§.  12.  Die  Aufsichtsbehörde.  Ueber  gegenwärtige  Stiftung, 
welche  ausschliefslich  den  Lehrern  der  Realschule,  einer  rein  städtischen 
Anstalt  f  zu  Gute  kommen  soll ,  und  deren  Stammcapital  gröfstentheils  von 
den  Bürgern  Elberfelds  hergegeben  worden  ist,  steht  dem  jedesmaligen  Ober- 
Bürgermeister  der  Stadt  Elberfeld  das  Aufsichtsrecht  zu.  Demgemäß  ist  der 
Verwaltungsrath  verpflichtet,  dem  Ober -Bürgermeister,  als  der  yorgesetzten 
Aufsichtsbehörde,  Ende  Januars  eines  jeden  Jahrs  einen  auf  Grund  der  Pro- 
tokolle ausgearbeiteten  Jahresbericht,  sowie  auch  die  Jahresrechnung  einzu- 
rdchen.  Bei  der  alljährlichen  Einsendung  des  Jahresberichts  und  der 
Jahresrechnung  an  den  Ober-Bürgermeister  wird  derselbe  gleichzeitig  gebeten, 
der  Elberfelder  Bürgerschaft  und  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  von  dem  Stande 
der  Stiftung  in  geeigneter  Weise  Kenntnifs  zu  geben. 

§.  13.  Selbständigkeit  der  Stiftung.  Die  Stiftung  ist  im  allei- 
nigen Interesse  der  Lehrer  der  Realschule  und  ihrer  Wittwen  und  Waisen 
gegründet  worden,  und  soll  deshalb  nie  mit  irgend  einer  andern  Stiftung, 
namentlich  unter  keiner  Bedingung  mit  dem  städt.  Pensionsfonds  für  die 
Lehrer  der  höheren  Schulen  Elberfelds,  vereinijp^  werden.  Ebensowenig  dürfen 
die  aus  gegenwärtiger  Realschulstiftung  fließenden  Zinsengenüsse  bei  den 
ans  dem  genannten  Pensionsfonds  zu  leistenden  oder  von  Seiten  der  Stadt 
den  Lehrern  zu  zahlenden  Pension  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

§.  14.  Revision  der  Statuten.  Hält  die  Mehrheit  des  Lehrercol- 
legiums  der  Realschule  eine  Abänderung  der  Statuten  für  wünschenswerth, 
so  kann  sie  beim  Verwaltungsrath  die  bezüglichen,  speciell  formulirten  und 
motivirten  Anträge  stellen.  Der  Verwaltungsrath  hat  dieselben  der  Aufsichts- 
behörde zur  weitem  Beförderung  an  das  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  fibersenden 
und  letztres  um  Erwirkung  der  Genehmigung  durch  die  Minister  des  Innern 
und  der  geistiichen  etc.  Anglgh.  zu  ersuchen."  (1862). 

„Vorstehende  Statuten  werden  hiedurch  mit  der  Mafsgabe  bestätigt, 
dafs  §.4  derselben  dahin  zu  declariren  ist,  dafs  „hypothekarische  Sicher- 
heit" nur  dann  anzunehmen,  wenn  die  zu  bestellende  erste  Hypothek  die 
Werthhälfte  des  zu  verpfändenden  Grundstücks  nicht  überschreitet."  Berlin, 
2.  Mai  1863.  Der  Min.  der  geistl.  etc,  Anglgh. ,  der  Justizmin.  und  der  Min. 
des  Innern. 


ANHANG. 


Lehrer  und  Lehrerinnen    an    höheren 
Töchterschulen. 

In  Bezug  auf  die  Vorbildung  und  die  wissenschaftliche  Qualification 
der  Lehrer  an  weiblichen  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
anstalten bestehen  keine  anderen  als  die  für  das  höhere  Schulwesen 
überhaupt  geltenden  Vorschriften.  Es  findet  aber  bei  diesen  Anstalten 
herkömmlich  und  den  Verhältnissen  angemessen  eine  gr'öfsre  Zahl  von 
Candidaten  der  Theologie  und  von  seminaristisch  vorgebildeten  Elemen- 
tarlehrern Beschäftigung. 

Ueber  Seminarien  für  Lehrerinnen  s.  Abth.  I  p.  403,  405, 
407  f.,  413  f.  Aehnliche  Anstalten  bestehen  in  den  Hauptstädten  aller 
Provinzen;  ebenso  unter  bewährter  Leitung  an  anderen  Orten,  z.  B.  in 
Graudenz,  Elberfeld,  Kaiserswerth.  In  Posen  ist  die  Luisenschule  ein 
Simultanseminar  derselben  Einrichtung.  FUr  das  Bedtirfnifs  der  katho- 
lischen Schulen  sorgen  in  dieser  Hinsicht  hauptsächlich  die  Anstalten 
der  Ursnlinerinnen. 

Von  den  Anforderungen  für  die  Aufnahme  in  ein  derartiges  Semi- 
nar hier  noch  ein  Beispiel: 

Bedingungen  der  Aufnahme  in  das  evangel.  Lehrerinnenseminar 
zu  Kaiserswerth  am  Rhein. 

„Die  evangelischen  Jungfrauen  oder  Wittwen,  welche  zur  Vorbildung 
als  Elementar-  und  Industrie -Lehrerinnen,  oder  als  Lehrerinnen  für  höhere 
Töchterschulen,  oder  als  Gouvernanten,  in  das  Lehrerinnenseminar  zu  Kai- 
serswerth eintreten  wollen,  müssen  folgende  Kenntnisse  und  Eigenschaften 
besitzen : 

1.  Kenntnisse:  Sie  müssen  gut  deutsch  sprechen,  gut  lesen,  eine 
kurze  Beschreibung,  einen  Brief  etc.  ohne  orthographische  und  sprachliche 
Fehler  mit  guter  Handschrift  schreiben,  die  4  Species  in  unbenannten  und 
benannten,  in  ganzen  Zahlen  und  Brüchen  rechnen,  einige  musikalische  Anlage 
haben,  besonders  im  Singen  etwas  geübt  sein,  auch  so  viel  Kenntnisse  in  der 
biblischen  Geschichte  besitzen,  dafs  sie  die  leichteren  Geschichten  zu  erzählen 
im  Stande  sind,  und  mehrere  gute  Gesangbuchslieder  aus  der  Zahl  der  80 
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in  den  prcufs.  Schulregulativen  angegebenen  Kirchenlieder  auswendig  winen. 
Ferner  wird  verlangt,  da&  sie  einzelne  Hauptzüge  aus  der  vaterländischen 
Geschichte  wissen,  die  Erdtheile,  die  Länder  Europa's  und  Deutschlands 
kennen,  und  in  der  Naturgeschichte  nicht  unwissend  sind,  endlich  Stricken 
und  Nähen  verstehen.  Einige  Fertigkeit  im  Ciavierspielen  ist  sehr  erwünscht. 
Diejenigen,  welche  sich  zu  Gouvernanten,  oder  zu  Lehrerinnen  ffir  höhere 
Töchterschulen  hier  ausbilden  wollen,  müssen  von  der  französischen  und 
womöglich  auch  von  der  englischen  Sprache  so  viel  Kenntnifs  mitbringen, 
dafs  sie  die  Anfangsgründe  der  Grammatik,  Declinationen ,  Zeitwörter  etc. 
gelernt  haben,  und  ein  leichtes  Lesebuch  übersetzen  können.  Etwas  Uebung 
im  Ciavierspielen  mitzubringen,  ist  für  künftige  Gouvernanten  fast  unerlälslich. 

Sie  haben  die  Schulzeugnisse  über  die  genannten  Kenntnisse  vorher 
einzusenden. 

Wünschenswerth  ist  es,  dafs  sie  vor  ihrem  Hieherkommen  schon  die 
nothwendigen  Hausarbeiten  und  etwas  vom  Kochen,  Bügeln  u.  drgl.  gelernt 
haben.  Bei  dem  Eintritt  ins  Seminar  haben  sie  eine  Probe  in  den  häuslichen 
Arbeiten  abzulegen. 

Sie  haben  2.  einen  selbstverfafsten  und  selbstgeschriebnen  kurzen 
Lebenslauf  über  ihre  äufseren  und  inneren  Führungen  einzusenden,  in 
einer  einfachen,  ungeschminkten  Darstellung,  die  aus  ihrem  Herzen  geflossen 
und  von  keinem  Andern  verbessert  ist 

3.  Ein  christlicher  Lebenswandel  mufs  mit  ihrer  christlichen  Erkenntnifs 
verbunden  sein,  worüber  sie  ein  Sittenzeugnifs  von  ihrem  Seelsorger 
einzusenden  haben. 

Es  mufs  eine  Kenntnifs  des  sündhaften  Herzens  aus  eigner  Erfahrung, 
sowie  Erfahrung  der  Gnade  Christi  vorhanden  sein,  damit  man  an  sich  selber 
verzagen  gelernt  habe,  und  sich  allein  der  Kraft  Christi  in  seiner  Schwach- 
heit getröste.  Erst  dann  wird  man  in  dankbarer  Liebe  zum  Heilande  im 
Stande  sein,  die  Kinder  ihm  zuzuführen.  Auch  ist  Geduld,  Sanftmuth  und 
Heiterkeit  des  Gemüths  nöthig,  indem  Neigung  zur  Schwermuth  den  Froh- 
sinn der  Kinder  nicht  fördern  kann ;  ferner  Lehrgabe  und  eine  ^rofse  Liebe 
zu  Kindern,  sowie  christlich -mütterliche  Sorglichkeit  für  ihr  leibliches  und 
geistiges  Wohl.  —  Sie  werden  sich,  nach  der  Bescheidenheit  und  Demuth, 
mit  welcher  Christinnen  sich  am  liebsten  schmücken,  keines  eitlen  Schmucks, 
sondern  einfacher  Kleidung  bofleifsigen,  und  die  allgemeinen  Regeln  der 
Anstalt  darin  befolgen. 

4.  Körperliche  Gesundheit  ist  nöthig,  wobei  nicht  sowohl  ein  grofser, 
robuster  Körperbau  erforderlich  ist,  als  vielmehr,  dafs  sie  keine  schwachen, 
reizbaren  Nerven,  keine  schwache  Brust,  keine  körperliche  Gebrechlichkeit, 
keine  Scrophulosität,  keine  Neigung  zur  Bleichsucht,  noch  drgl.  andere  Vor- 
boten und  Zeichen  von  Kränklichkeit  an  sich  haben. 

Die  sich  Meldenden  haben  ein  Gesundheitszeugnifs  einzusenden, 
das  von  dem  Kreisphysikus,  oder  dem  nächsten  Gerichtsarzt  ausgestellt  ist, 
welchem  sie  mit  aller  Offenheit  Auskunft  über  ihren  Gesundheitszustand 
geben  müssen.  —  Auch  ist  eine  gewisse  körperliche  Raschheit  und  Gewandt- 
heit nöthig,  da  Plumpheit  und  Unbehülflichkeit  des  Körpers  sehr  hinderlich 
für  das  erziehliche  Einwirken  auf  Kinder  ist. 

5.  Das  Alter  mufs  in  der  Regel  über  18  und  nicht  über  35  Jahre  sein. 
Die  Zeit  vom  18.  bis  30.  Jahr  ist  gewöhnlich  die  passendste.  Nicht  leicht 
sind  solche,  die  übers  30.  oder  gar  35.  Jahr  vorgerückt  sind,  noch  geeignet; 
auch  nicht  Wittwen,  welche  kleine  Kinder  haben.  Es  ist  daher  ein  Ge- 
burtschein mitzubringen,  welcher,  was  uns  betrifft,  auf  freiem  Papier 
stehen  kann.  Ausnahmen  in  Betreff  des  Alters  sind  unter  besonderen  Um- 
ständen zulässig. 

Die  Schulbehörden,  Vereine  und  Privaten,  welche  Aspirantinnen  zur 
Vorbildung  schicken  wollen,  werden  gebeten,  bei  ihrer  Wahl  darauf  zu 
achten,  dafs  dieselben  die  unter  Nr.  1—  5  bemerkten  Kenntnisse  und  Eigen- 
schaften besitzen. 
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We  Zeit  der  Vorbildung  dahier  zu  Elementar-  und  Industrie-Lehrerinnen 
ist  in  der  Regel  2  Jahre,  zu  Lehrerinnen  für  höhere  Töchterschulen,  oder 
zu  Gouvernanten  3  Jahre,  wenn  nicht  eine  ganz  vorzügliche  Vorbildung,  die 
schon  mitgebracht  wird,  diese  Zeit  verkürzt.  —  Der  Aufnahmetermin  ins 
Seminar  ist  Anfang  Mai  jedes  Jahrs. 

Die  Kosten  der  Vorbildung  der  hieher  Kommenden  sind:  für  Kost, 
Logis,  Unterricht  und  Wäsche,  für  jedes  Semester  60  Thlr.,  für  deren  richtige 
monatliche  Vorausbezahlung  eine  hinreichende  schriftliche  Garantie  mit  den 
anderen  Papieren  einzusenden  ist. 

Die  Seminaristinnen,  welche  im  Lauf  eines  halben  Jahrs  austreten, 
haben  für  das  ganze  Semester  zu  bezahlen,  ausgenommen,  wenn  sie  durch 
eigne  Krankheit  nach  Hause  gerufen ,  oder  auf  Veranlassung  der  Direction 
entlassen  werden.  Sie  haben  alsdann  nur  bis  zum  Schlufs  des  laufendea 
Monats  zu  zahlen.  4  Wochen  im  Frühling  und  4  Wochen  im  Herbst  sind 
Ferien,  für  welche  Zeit  die  Seminaristinnen,  wenn  sie  sie  nicht  im  Seminar 
zubringen,  nichts  vergüten.  Sie  haben  4  Betttücher,  3  Kopfkissenbezüge, 
6  Handtücher,  ihre  Bibel  und  ihr  Gesangbuch  und  die  besten  von  den  Büchern 
und  Musikalien,  nach  welchen  sie  sich  vorbereitet  haben,  mitzubringen,  auch 
ein  Attest,  oder  einen  Heimathschein  von  ihrer  Ortsobrigkeit,  und  ihren 
Steuerzettel,  oder,  wenn  sie  noch  keine  Steuer  bezahlt  haben,  eine  obrig- 
keitliche Bescheinigung  hierüber. 

Die  hier  eingeführten  Lehrmittel  können  sie  in  der  Anstalt  billig  be- 
kommen. Der  Unterricht  im  Ciavierspielen  wird  mit  2  Thlr.  fürs  Semester 
vergütet.  Diejenigen,  welche  die  französische  und  englische  Sprache  er- 
lernen wollen,  namentlich  die  sich  zu  Lehrerinnen  für  höhere  Töchterschulen 
oder  als  Gouvernanten  ausbilden  wollen,  zahlen  für  den  Unterricht  darin 
pro  Semester,  fürs  Französische  2  Thlr.  und  fürs  Englische  2  Thlr.  Die 
Elementar-Seminaristinnen  können  am  Unterricht  in  den  fremden  Sprachen 
nur  dann  Theil  nehmen,  wenn  sie  in  den  anderen  Fächern  so  gefördert  sind, 
dafs  jener  Unterricht  nicht  die  übrige  Ausbildung  aufhält. 

Denjenigen,  welche  gegen  das  Ende  ihrer  Vorbildung  auch  die  ge- 
wöhnlichsten Krankheiten  der  Kinder  und  die  Pflege  derselben  kennen  zu 
lernen  wünschen,  wird  im  Hospital  der  Diakonissenanstalt  dazu  Gelegenheit 
gegeben  werden. 

Das  letzte  Viertel  des  Kost-  und  Unterriohtsgeldes  kann  nur  ausnahms- 
weise einzelnen  Unbemittelten  nachgelassen  werden;  und  zwar  nur  solchen, 
welche  ganz  besondere  Gaben  zu  diesem  Beruf  offenbaren.  Dieses  Viertel 
haben  sie,  sobald  sie  eine  Stelle  bekommen,  oder  auf  andre  Weise  dazu  in 
den  Stand  gesetzt  werden,  allmählich  monatlich  oder  vierteljährlich  zurück- 
zuerstatten. 

Denjenigen  Aspirantinnen,  welche  noch  für  keine  Stelle  bestimmt  sind, 
werden  wir,  wenn  sie  sich  befähigt  zeigen,  möglichst  bald  eine  passende  zu 
verschaffen  suchen.  Sie  können  aber  nach  bestandnem  Examen  nicht  auf 
unbestimmte  Zeit  so  lange  hier  bleiben,  bis  sie  eine  Stelle  erhalten.  Den- 
jenigen, welche  indefs  wirklich  Gaben  zu  diesem  Beruf  entwickeln,  und 
denen  es  ein  Ernst  ist,  dem  Herrn  zu  dienen,  nicht  sich  selbst,  dürfen  ver- 
trauen, dafs,  da  fortwährend  von  vielen  Seiten,  aus  der  Nähe  und  Feme, 
Ansuchen  um  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  für  Schulen,  Waisenhäuser 
und  andere  öffentliche  und  Privat-Erziehungsanstalten  und  Familien  an  uns 
ergehen,  sie  in  derl|lgel  nicht  lange  auf  einen  passenden  Wirkungskreis  zu 
warten  haben,  wenn  sie  ihn  bescheiden  wollen  von  uns  sich  zuweisen  lassen, 
auch  nOthigenfalls  zuerst  mit  einer  Stelle  als  Gehülfin  vorlieb  nehmen,  und 
nicht  begehren,  die  Stelle  nach  Belieben  auszuwählen.^ 


Die  Prüfung  der  Lehrerinnen  wird  in  der  Regel  in  Gegenwart 
und  unter  Betheiiigung  von  Commissarien  des  betreff.  K.  Prov.  Schul- 
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collegiams  oder  der  betreff.  E.  Regierung  in  denselben  Seminarumhtten 

abgehalten. 

C.  Verf.  des  Unterrichtsmin.  ▼.  24.  Jnli  1845  fiber  die  Zu- 
lassung zur  Prüfung:  „Durch  meine  C.  Verf.  y.  12.  Jan.  d.  J.  hatte 
ich  die  K.  Regierungen  zum  Bericht  darüber  veranlafiit,  welche  allgemein 
maisgebende  Bestimmungen  dieselben  für  wünschenswerth  erachten,  um  ein 
zu  frühes  Eindringen  der  Lehrerinnen  in  das  Schulamt  zu  verhftten,  dme 
dafs  denselben  die  Möglichkeit  der  praktischen  Vorbereitung  entz<;>gen  wecde. 
Nachdem  nunmehr  s&mmtliche  Berichte  eingegangen  sind,  bestimme  ich 
Folgendes: 

1.  Hinsichtlich  derjenigen  Lehrerinnen,  welche  in  Öffentlichen  Semi- 
narien  ihre  Ausbildung  erhalten,  behält  es  bei  den  bisherigen  Bei^mmnngen 
über  das  zum  Eintritt  in  dieselbe  erforderliche  Alter  sein  Bewenden. 

2.  Die  nicht  in  Seminarien  vorgebildeten  Schulamts -Aspirantinnea 
können  erst  mit  dem  18.  Lebensjahr  zur  Prüfung  zugelassen  werden.  Bis 
dahin  können  dieselben  sich  unter  Aufsicht  im  Unterrichten  einzelner  Hefaer 
üben,  aber  nicht  als  Gehülfinnen  selbst&ndig  in  einer  Claase  fungiren. 

3.  Es  bleibt  den  Prüfungscommissionen  überlassen,  nach  Ans&ll  der 
Prüfung  die  Aspirantinnen  für  eine  Gehülfen-  oder  eine  selbständige  Lehre^ 
stelle  als  befähigt  zu  erklären ;  im  letztem  Fall  wird  es  den  K.  B^^iernngSB 
möglich  sein,  bei  Ernennung,  Bestätigung  oder  Ertheilung  der  (X^noession 
zu  einer  selbständigen  Stellung  die  auch  durch  das  Lebensalter  bedingte 
persönliche  Qualification  in  die  erforderliche  Berücksichtigung  za  ziehen. 

Bienach  hat  die  K.  Regierang  die  Prttfnngscommissionen  für  Yorkooh 
mende  Fälle  zu  instruiren.** 

Nachricht  über  die  LehrerinnenprUfiingen  bei  der  K.  Angnsta- 
schule  zu  Berlin  (s.  Abth.  I  p.  404f.}. 

„A.  Allgemeine  Bestimmungen.  1.  Die  Prüfung  kann  nichtvor 
dem  vollendeten  18.  Lebensjahr  abgelegt  werden. 

2.  Die  Prüfung  gicbt,  wenn  sie  bestanden  ist,  die  Berechtigung  zur  Be- 
werbung um  jede  Lehrerinnenstellc  im  preufs.  Staat.  Für  die  Stellung  einer 
Vorsteherin  wird  eine  zweite  Prüfung  gefordert,  welche  erst  dann  abgelegt 
werden  kann,  wenn  die  Lehrerin  sich  mindestens  ein  Jahr  lang  in  einer 
Schulstelle  bewährt  hat.  Der  wirkliche  Eintritt  in  eine  Schule  zur  Erthei- 
lung des  Unterrichts  hängt  von  der  Erlaubnifs  der  Ortsbehörde  ab,  und 
wird  solche  auf  Grund  des  Zeugnisses  ertheilt.  Bei  vorhandner  Aussicht 
auf  eine  Stelle  mufs  daher  dasselbe  jener  Behörde  eingereicht  und  der  Er- 
laubnifsschein  erbeten  werden,  dessen  Erneuerung  wiederum  in  bestimmter 
Frist  nachzusuchen  bleibt. 

3.  Die  Prüfung  geschieht  unter  Leitung  eines  Gommissarius  des  K. 
Schulcollegii  der  Prov.  Brandenburg,  durch  diesen  selbst,  den  Director  ond 
2  Lehrer  der  hiesigen  Bildungsanstalt  für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  im 
Looal  der  letztern.  4.  Das  Zeugnifs  wird  von  dem  K.  Prov.  Schulcoll. 
ausgestellt  und  lautet  nach  der  Verf.  desselben  v.  24.  Jan.  1S55  einfach  auf 
Befähigung  zur  Ertheilung  des  Unterrichts  an  Töchterschulen. 

B.  Anmeldung  zur  Prüfung.  5.  Die  PrüfUng  £ndet  zu  Ostern 
und  Michaelis  jedes  Jahrs  Statt.  (Abgehende  Seminatl^nen  werden  nur 
zu  Michaelis  geprüft.)  6.  Spätestens  Anfangs  März  oder  Sptb.  werden 
Anmeldungen  zur  Prüfung  vom  K.  Prov.  Schulcoll.  entgegengenommen.  Die- 
jenigen von  Schülerinnen  der  Bildungsanstalt  befördert  der  Director  an  die 
Behörde.  Solche«  Anmeldungen  müssen  als  ordentliche  Eingaben  auf  die 
rechte  Hälfte  eines  halbgebrochnen  Bogens  geschrieben  werden  und  folgende 
Angaben  enthalten :  1.  den  vollständigen  Vor-  und  Zunamen  der  Lehrerin: 
2.  den  Geburtsort;  3.  Geburtsjahr  und  Tag;  4.  Namen,  Stand  und 
Wohnort  des  Vaters,  und  ob  derselbe  noch  am  Leben;      5.  wo  die  sn  pro- 
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fende  Lehrerin  ihre  Schulbildaag  erhalten  hat;  6.  aaf  welche  Weise  die- 
selbe sich  für  das  Schalamt  vorbereitet  hat:  7.  in  welchem  Verbältniia 
dieselbe  bisher  gestanden ;  8.  ob  und  in  welchen  nicht  allgemein  erforder- 
lichen Gegenständen  dieselbe  noch  besonders  geprüft  zn  werden  wünscht. 
Hier  mnfa  Französisch,  Englisch,  Zeichnen  etc.  aufgeführt  werden.  9.  An- 
gabe der  eingereichten  Zeugnisse;  10.  Adresse,  an  welche  das  Prüfung»- 
zeognils  geschickt  werden  soll. 

7.  Der  Anmeldung  sind  folgende  Zeugnisse  beizufügen:  a)  Von  den 
in  der  hiesigen  Bildungsanstalt  vorbereiteten  Lehrerinnen  nur  ein  Taufschein, 
b)  Von  den  nicht  in  der  Anstalt  gebildeten  Examinandinnen  1.  gleichfalls 
ein  Taufschein;  2.  ein  Schulzeugnis;  3.  ein  Führungsattest;  4.  das 
ZevLgtnb  eines  Geistlichen  über  die  sittliche  Befähigung  zum  Ltbramt 

0.  Ordnung  der  Prüfung  selbst  9.  Das  K.  Prov.  Schulooll.  be- 
stimmt den  Termin  des  Examens,  das  gewöhnlich  3  oder  4  Tage  dauert 

9.  Es  wird  in  der  Religion,  im  Deutschen,  Französischen,  Rechnen,  in 
der  Geographie,  Geschichte  und  Pädagogik  geprüft.  Die  Examinandinnen 
fertigen  an  2  Vormittagen  von  8  Uhr  ab  Über  alle  diese  Gegenstände  schrift- 
liche Arbeiten  an.  Dieselben  bestehen  im  Französischen:  in  der  Uebersetzung 
eines  nicht  leichten  deutschen  Aufsatzes  in  jene  Sprache;  im  Rechnen:  in 
der  Berechnung  zweier  Aufgaben  aus  der  Misohungs-,  Zins-  u.  s.  w.  Rech- 
nung mit  Brüchen;  in  den  übrigen  Gegenständen:  aus  kurzen  Abhandlungen 
über  dahin  einschlagende  Themata.  Die  letzteren  wählt  der  K.  Commissarius. 
Zu  jeder  Arbeit  ist  eine  Stunde  gewährt  Als  guter  Rath  gilt,  dafs  einzelne 
Gedanken  im  Brouillon  angedeutet  und  dann  sofort  die  Reinschrift  ange- 
fertigt werde.  Dieselbe  mufs  auf  die  rechten  Seiten  eines  halbgebrochnen 
Bogens  Schreibpapier  deutlich  geschrieben  werden,  darüber  das  Thema  und 
oben  rechts  der  Vor-  und  Zuname.  Sollte  eine  Arbeit  in  der  Stunde  nicht 
zum  Schlufs  gekommen  sein,  so  kann  unbeschadet  ihres  Werthes  das  Wort 
„unvollendet^  darunter  gesetzt  werden. 

10.  Einen  Haupttheil  der  Prüfung  bildet  die  Probelection,  welche  in 
einer  der  mittleren  Classen  der  K.  Augustaschule,  mit  der  die  Bildungs- 
anstalt in  Verbindung  steht,  über  ein  Thema  aus  dem  Religions-  oder  deut- 
schen Sprachunterricht  abgehalten  wird.  Als  Thema  für  die  Religion  bietet 
sich  dar:  Eine  biblische  Geschichte,  ein  Gebot,  Spruch  oder  Gesangbuchs- 
v«rs;  als  Thema  im  Deutschen:  eine  Anschauungsübung,  Besprechung  eines 
Gedichts  oder  prosaischen  Stücks  aus  dem  Lesebuch,  Belehrung  über  einen 
grammatischen  Stoff,  angeknüpft  an  ein  Lesestück;  auch  eine  grammatische 
Uebnng  freierer  Art;  endlich  die  Besprechung  eines  Aufsatzthema*s.  Sämmt- 
licbe  Kategorien  sind  durch  die  vorher  vom  C!ommissarius  gestellten  Auf- 
gaben ungefähr  gleichmäfsig  bedacht  Die  Aufgaben  werden  am  Mittag  des 
ersten  Prüfungstags  vertheilt,  und  somit  Zeit  zur  Vorbereitung  bis  zum  8. 
oder  4.  Vormittag  gegeben ,  wo  die  Lectionen  in  einer  bestimmten  Zeit  ab- 
gehalten werden.  Das  Thema  der  Lection  ist  nebst  dem  Namen  der  Pro* 
bandin  gleichfalls  auf  einen  halbgebrochnen  Bogen  rechts  zu  schreiben  und 
die  Disposition  hinzuzufügen. 

11.  Am  Nachmittag  nach  der  Probelection  findet  die  mündliche  Prtl- 
fung  in  allen  obengedachten  Gegenständen  Statt  Die  Prüfungen  im  Eng- 
lischen, Zeichnen  etc.  werden  an  einem  der  beiden  ersten  Nachmittage  ab- 
gehalten. —  Wenn  sehr  viele  Examinandinnen  vorhanden  sind,  werden  2 
Vormittage  zu  PrdMeotionen ,  2  Nachmittage  auf  die  mündliche  Prüfung 
verwendet.  Nach  der  letztem  treten  der  H.  Commissarius  und  die  Lehrer 
xnr  Gonferenz  zusammtn  und  stellen  das  Resultat  fest  Dies  wird  jeder 
Ezaminandin  durch  ihr  Zeugnils,  welches  sie  etwa  nach  14  Tagen  zugesandt 
erhält  bekannt  £remacht 

la  Nach  Verf.  des  K.  Prov.  Schulooll.  v.  13.  Octb.  1855  sind  bei  der 
.  persönl.  Anmeldung  2  Thlr.  ExaminationsgebfUiren  zu  »hlen,  von  welcher 
Zahlung  die  Seminaristinnen  befreit   sind.       14.   Der  Stempelbogen  y^  auf 
welehem  das  ZeugnUs  ausgefertigt  wixd,  kostet  %  TUif 
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Instraction  für  die  Piüfang  von  Lehrerinnen  in  Schlesien 
V.  3.  Febr.  1855. 

^§.  1.  In  jedem  Jahr  wird,  wenn  sich  Candidatinnen  dazu  melden,  in  den 
K.  Schullehrerseminarien  unter  dem  Vorsitz  eines  Commissarius  des  K.  Prov. 
Scbulcoll.  eine  Lehrerinnenprüfnng  gehalten,  zu  welcher  die  Candidatinnen  die 
Erlaubnifs  der  Zulassung  bei  dem  K.  Prov.  Scbulcoll.  nachzusuchen  haben. 

§.  2.  Diese  Prüfung  wird  fdr  die  Candidatinnen  katholischer  Confes- 
sion  in  Breslau  stets  in  der  2.  vollen  Woche  des  Monats  Februar,  fOr  die 
Candidatinnen  eyangelischer  Confession  in  Bunzlan  in  der  Woche  yor 
dem  Sonnt^  Judica,  in  Mfinsterberg  in  der  Woche  nach  dem  3.  Sonntag 
p.  Trinit,  in  Stein  au  nach  Michaelis,  welche  Termine  alljährlich  durch  die 
Amtsblätter  der  K.  Regierungen  öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  stattfinden. 

§.  3.  Die  Candidatinnen  haben  an  dem  durch  das  Amtsblatt  oder  auch 
sonst  entsprechendem  Wege  bekannt  zu  machenden  Tage  zu  bestimmter  Stunde 
an  dem  jedesmal  zu  bestimmenden  Ort  sich  zu  melden,  nachdem  sie  4  Wochen 
früher  die  erforderl.  Zeugnisse  an  das  K.  Prov.  Scbulcoll.  eingesendet  haben. 
Diese  Zeugnisse  sind:  1.  das  Taufzeugniis,  2.  der  Confirmationschein,  3.  die 
Erklärung  des  Vaters  oder  Vormunds,  dafs  die  Candidatin  dem  Lehrberuf  sieh 
widmen  dürfe,  4.  ein  amtl.  Zeugnifs  über  ihr  kirchl.  Verhalten  von  dem  betreiL 
Pfarrer,  und  über  ihre  Unbescholtenheit  von  der  Polizeibehörde  des  Orts,  5. 
ein  Lebenslauf,  in  welchem  die  Art  der  Vorbildung  für  den  Lehrberuf  genau 
anzugeben  ist. 

§.  4.  Die  Prüfung  zerfällt  in  eine  schriftliche  und  in  eine  mttndiohey 
welche  letztre  wieder  in  Abhaltung  einer  Lehrprobe  und  in  Ableistong  der 
wissenschaftl.  Prüfung  besteht. 

§.  5.  Die  schrifti.  Prüfung  wird  unter  Aufsicht  und  Clansur  gehalten. 
Die  Candidatinnen  bearbeiten  ein  deutsches  Thema,  pädagogischen  InhaMa, 
sie  liefern  einen  französischen  Aufsatz  (entweder  eine  Üebersetzung  ans  dem 
Deutschen  oder  eine  freie  Arbeit)  von  einem  Inhalt,  dessen  Auswahl  dem 
betreff.  Examinator  überlassen  bleibt;  sie  lösen  2  oder  3  Aufgaben  aus  der 
Gröfscnlehre  (aus  der  Arithmetik  oder  aus  der  Berechnung  der  Körper  und 
Flächen)  und  fertigen  eine  Probeschrift  auf  einem  halben  Bogen  Qnerfolio  mit 
deutschen  und  lateinischen  Lettern  an.  —  Die  beiden  Aufsätze  sind  am  Morgo^ 
die  Berechnungen  und  die  Probeschrift  am  Nachmittag  des  ersten  Prfifiings- 
tags  zu  fertigen. 

§.  6.  Der  2.  Prüfungstag  ist  zur  Abhaltung  der  Lehrproben,  zu  welchen 
die  Aufgaben  am  Schluls  der  schriftlichen  Prüfung  ertheitt  werden,  und  zur 
mündlichen  theoretischen  Prüfung  bestimmt  Jede  Candidatin  hat  eine  Lehr- 
probe über  ein  religiöses  Thema,  über  ein  Lesestück  oder  über  einen  geschieht- 
Heben,  erd-  oder  naturkundlichen  Gregenstand,  oder  auch  über  eine  Rechnungs- 
aufgäbe  zu  halten. 

§.  7.  Die  wissenschaftl.  Prüfting,  welche  auf  Abhaltung  der  Lehrproben 
folgt,  verbreitet  sich  1.  über  die  Keligionslehre  (Katechismus  und  bibl.  Ge- 
schichte), 2.  über  die  deutsche  Sprache  und  Literatur,  3.  über  französische 
Sprache,  4.  über  Gröfeenlehre,  5.  über  Weltkunde  (Erd-  und  Naturkunde  und 
Geschichte)  und  6.  über  Schulkunde. 

§.  8.  In  der  Religionslehre  haben  die  Candidatinnen  naehznweisen :  Ge- 
naue Bekanntschaft  mit  der  bibl.  Geschichte  und  BibeUqyide  —  Verständmls 
und  sichre  Einprägung  des  Katechismus  — ,  die  evangeusohen  Candidatinnen 
noch  einen  Vorrath  kirchlicher  Kernlieder,  deren  Melodien  ihnen  auch  bekannt 
sein  müssen,  und  derjenigen  Bibelstellen,  welche  zur  Erklärung  des  Inther. 
Katechismus  dienen. 

§.  9.  In  der  deutschen  Sprache:  Richtige  Auffassung  des  Thema's  für 
den  deutschen  Aufsatii,  logische  Disposition,  geläufige  und  correcte  Darstellung 
der  Gedanken,  Bekanntschaft  mit  der  Sprachlehre,  wieweit  solche  für  den 
Elementarunterricht  Irfordemils  ist,  richtiges  VerständnÜB,  ausdrucksvolles 
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Lesen  und  angeme&ne  Behandlung  eines  vorgelegten  Lesestücks,  Kunde  von 
den  vorzOglicbsten  deutschen  Dichtern  und  ihren  Hauptwerken,  besonders  für 
die  weibliche  Jugend  empfehlenswerthen  Schriften  und  deren  Inhalt. 

§.  10.  In  der  französischen  Sprache:  In  der  schriftlichen  Arbeit  besonders 
grammatische  Richtigkeit,  geläufiges  Uebersetzen  und  grammatisches  Erklären 
vgend  eines  Lesestttcks,  das  nach  Umständen  auch  oei  geschlofsnem  Buch 
ins  Französische  mtlndlich  zurttckttbersetzt  werden  kann. 

$.  11.  In  der  Gröfsenlehre  ist  zu  fordern:  Richtige  Lösung  der  schriftl. 
Aufgaben  mit  Darlegung  und  Begründung  des  Verfahrens;  fttr  die  mündliche 
Prüfung  Uebung  in  den  Operationen  des  £lementarrechnens  und  Angabe  der 
Gründe  für  das  eingeschlagne  Verfahren;  auf  Fertigkeit  im  mündlichen  Rech- 
nen ist  ein  besondres  Gewicht  zu  legen.  Das  Wichtigste  aus  der  Lehre  von 
den  Linien.  Winkeln,  Figuren  und  Körpern,  inwieweit  es  zur  Raumberechnung 
erforderlich  ist  und  Anwendung  beim  Zeichnen  findet,  ist  gleichfalls  zum  Ge- 
genstand der  Prüfung  zu  machen. 

§.  12.  In  der  Weltkunde  wird  erwartet:  Genügende  Bekanntschaft  mit 
der  Vaterlandskunde  in  geographischer,  naturkundlicher  und  geschichtlicher 
Beziehung,  Kenntnüs  des  Wichtigsten  ans  der  allgm.  Erdkunde  und  Geschichte, 
üebnng  in  der  zusammenhangenden  Darstellung  einzelner  merkwürdiger  Be- 
gebenheiten, einzelner  geographischer  Verhältnisse,  einzelner  hervortretender 
Repräsentanten  aus  dem  PBanzen-  und  Thierreich. 

§.  13.  Da  bei  der  Prüfting  über  die  einzelnen  Unterrichtszweige  die  dahin 
einschlagenden  method.  Kenntnisse  der  Gandidatinnen  mit  zu  erforschen  sind, 
so  hat  me  Prüfung  aus  der  Schulkunde  nur  noch  die  Bekanntschaft  mit  den 
allgflL  didaktischen  und  Erziehungs^ndsätzen ,  besonders  aber  die  Einsicht 
in  das  an  erforschen,  was  ein  gedeihliches  Unterrichtsverfahren  bedingt. 

§.  14.  Nach  abgehaltner  wissenschaftlicher  Prüfung  tritt  die  Examinations- 
commission  sofort  zur  Festsetzung  der  Prüfungsresultate  und  zur  Ausfüllung 
eines  Schema*s  zusammen,  welches  folgende  Rubriken  enthält:  1.  Laufende 
Numer,  —  2.  Name  der  Examinandin,  —  3.  Personalien  derselben,  —  4.  Aus- 
fall der  Prüfung  in  der  Religionslehre,  —  5.  und  6.  in  der  deutschen  Sprache 
(schriftlich  und  mündlich),  —  7.  in  der  französischen  Sprache,  —  8.  in  der 
Gröfisenlehre,  —  9.  in  der  Weltkunde,  —  10.  in  der  Schulkunde,  —  11.  Aus- 
fall der  Lehrprobe,  —  12.  Gesammtresultat. 

§.  15.  Das  Gesammtresultat  ist  nicht  durch  Zeugnifsnumern,  sondern  nur 
durch  die  Prädicate :  recht  gut,  —  gut,  —  genügend  bestanden,  aus- 
zudrücken. Welche  Candidatin  letztres  Prädicat  nicht  erworben  hat,  der  kann 
anch  die  Befugnifs:  „die  Stelle  einer  Lehrerin  zu  bekleiden'',  noch  nicht  zu- 
gesprochen und  ein  Prüfungszeugnifs  nicht  ertheüt  werden. 

§.  16.  Die  Prüfungszeugnisse  für  die  Gandidatinnen  sind  auf  einen  Stem- 
pelbogen von  15  Sgr.  auszustellen.  Auiserdem  ha^  jede  Candidatin  für  die 
Prüfungsgebühren  2  Thlr.  zu  entrichten.  An  dem  Gesammtbetrag  dieser  Prü- 
fungen participiren  die  Examinatoren  zu  gleichen  Theilen,  nachdem  zunächst 
die  etwa  nöthigen  Gratificationen  für  Schreibereien  und  haare  Auslagen  in 
Abzug  gekommen  sind.  §.  17.  Die  Prüftingsverhandlung  sammt  dem  Cur- 
senverzeichnüs  ist  in  duplo  an  den  versitzenden  Gommissarius  zur  weitem 
Veranlassung  einzureichen.^     (1855). 

Seit  Erlafs  votttehender  Instruction  ist  auch  in  Schlesien  die  Vor- 
bereitung junger  Mädchen  fttr  den  Lehrerinnenbemf  numerisch  und 
qualitativ  so  gewachsen,  dafs  mehrere  der  getroffenen  Bestimmungen 
jetzt  einer  Modification  bedürfen.  Die  Instruction  fordert  bei  den  Prüf- 
lingen noch  ein  Lebensalter  von  17  Jahren;  inzwischen  ist  allgemein 
die  Forderung  von  18  Jahren  angeordnet,  die  Vorbereitungszeit  mithin 
nm  eins  für  die  Entwickelung  der  weiblichen  Bildung  wichtigsten 
Lebensjahre  weiter  hinausgerttckt   Dadurch  motivirt  sich  eine  Steige- 
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rnng  einzelner  Prüfangsforderangen,  namentlich  nach  der  Seite  innrer 
Verarbeitung  sowie  der  methodisch  sichern  und  gewandten  Beherrschnng 
des  angeeigneten  Lehrstoffs.  Ebenso  ist  das  Bedttrfnifs  einer  Scheidung 
hervorgetreten  zwischen  solchen  Prüflingen,  welche  vornehmlich  in  den 
niederen  städt.  Mädchenschulen  eine  Wirksamkeit  suchen,  und  zwischen 
solchen,  welche  auf  eine  Anstellung  an  höheren  Töchterschulen  oder  auf 
Gouvernantenstellen  ihr  Absehen  gerichtet  haben.  Für  die  ersteren  sind 
manche  Anforderungen  der  Instruction  zu  hoch,  während  die  anderen 
in  der  Regel  namentlich  in  ihrer  fremdsprachlichen  Bildung  darüber 
hinausgehen;  das  Englische  ist  in  der  Instruction  noch  gar  nicht  er- 
wähnt. Das  BedUrfnifs  einer  solchen  Scheidung  in  2  Kategorien  von 
Prüflingen  hat  sich  ebenso  ftlr  die  der  evangelichen,  wie  für  die  der 
katholischen  Confession  angehOrigen  jungen  Mädchen  geltend  gemacht. 
Auch  in  der  Nothwendigkeit  der  Reisen  nach  den  verschiedenen  Examen- 
orten lagen  mancherlei  Uebelstände  für  die  Prüflinge. 

In  Folge  dieser  und  anderer  Erwägungen  ist  die  Ausarbeitung 
einer  neuen  Instruction  angeordnet,  und  einstweilen  bestimmt  worden 
(Min.  Verf.  V.  18.  Jan.  1866),  dafe  in  Schlesien  forthin  die  Prüfung 
evangelischer  Lehramtsaspirantinnen  jährlich  an  2  Terminen  zu  Bres- 
lau vor  einer  besondem  Commission  stattfinde,  zu  w^t,chet  der  evangel. 
Departementsrath  des  E.  Prov.  SchulcoU.,  ein  Sep^p'iw&cpp^^^y  ^^i  ^ 
minarlehrer  und  2  Rectoren,  resp.  Lehrer,  von^filM^SS^X^ 
gehören.  Ebenso  ist  eine  Scheidung  der<-A9pirimtii\n«ili  jenac)£l«iiit'8ie 
sich  für  den  Unterricht  an  Elementar-  oder  anr  höheren  Töchterschulen 
vorbereitet  haben,  genehmigt  worden. 

Dispensation  von  der  Vorschrift  über  das  ftlr  die  Prüfung  erforder- 
liche Alter  ist  beim  Minister  nachzusuchen. 

Prüfung   der  Lehrerinnen  in   der  Provinz   Preufsen. 

Schreiben  des  K.  Prov.  SchulcoU.  zu  Königsberg  an  die  K. 
Regierung  daselbst  v.  22.  Juni  1867:  „ Unter  Bezugüabme  auf  unser 
Schreiben  v.  •  theilen  wir  der  K.  Regierang  ganz  ergebenst  mit,  dals  die 
nach  der  gef.  Rückäufserung  v.  —  in  Wohlderen  Bezirk  bisher  bestandne  Ein- 
richtung bei  Abhaltung  der  Lebrerinnenprüfungen  von  dem  H.  Minister  der 
geistl.  etc.  Anglgh.  nicht  genehmigt  worden  ist,  weil  dieselbe  von  dem  in 
den  übrigen  Provinzen  des  Staats  üblichen  Verfahren  wesentlich  abweicht. 
In  diesen  sind  fast  durchgängig  nicht  für  die  einzelnen  Anstalten,  sondern 
für  die  ganze  Provinz,  resp.  für  die  einzelnen  Regiernngsbezirke,  eine  oder 
mehrere  Prüfungscommissionen  bestellt,  welche  entweder  am  Sitz  der  Re- 
gierung oder  in  den  Schullehrerseminarien  des  Regierungsbezirks  zusammen- 
treten, und  durch  welche  unter  dem  Vorsitz  des  Departementsraths  des  Prov. 
SchnlcoU.  und  unter  Mitwirkung  des  Regierangs -Schulraths  das  Prflfnngt- 
geschäft  vollzogen  wird. 

Demgemäfs  hat  der  H.  Minister  uns  beauftragt,  nach  diesen  Gresichts- 
puncten  Vorschläge  zu  einer  anderweitigen  zweckmäfUgem  Gestaltung  der 
Prüfungen  zu  machen,  und  auf  den  von  uns  erstatteten  Bericht  durch  Erlafe 
V.  6.  d.  M.  nunmehr  Folgendes  angeordnet,  resp.  genehmigt  Die  gedachten 
Prüfungen  sollen  unter  dem  Vorsitz  eines  unserer  beiden  Departementsrathe 
und  unter  Mitwirkung  des  betreff.  Regierungs-Schulraths  in  der  Webe  abge- 
halten werden,  dafs  die  Zahl  der  Prüfungscommissionen  möglichst  beschränl^t 
wird,  und  Directoren  und  Lehrer  der  Schullehrerseminare  zugezogen  werden. 

Für  die  evangelischen  Lehrerinnen  soll  nur  eine  Prüfhngscom- 
mission  gebildet  werden,  welche  am  hiesigen  Ort  alljährlich  2  mal,  im  Früh- 
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jfthr  nnd  im  Herbst,  zusammentritt  und  aulser  den  gedachten  Schulräthen 
mos  Mitgliedern  des  hiesigen  und  Eylauer  Seminarlehrercollegiums,  sowie  ans 
dem  hiesigen  Prediger  N.  besteht.  Es  ist  angemessen  erschienen,  den  letztem 
bei  den  hiesigen  Prüfungen  zu  verwenden,  um  die  gesegnete  Wirksamkeit 
der  Anstalt,  welcher  er  vorsteht,  dadurch  zu  fördern,  dals  er  Mitglied  der 
Prflfnngscommission  bleibt.  Was  die  Zuziehung  der  Seminardirectoren  und 
Lehrer  anlangt,  so  wird  zwischen  denen  des  hiesigen  nnd  Eylauer  Seminars 
ein  Wechsel  eintreten  und  eine  Vergütigung  ihrer  Reisekosten  und  Diäten 
ans  den  Prüfungsgebtthren  erfolgen.  Aufser  dem  Director  ist  nur  ein  Lehrer 
für  jede  Prüfung  zuzuziehen. 

Für  das  katholische  Lehrerinnen-Seminar  in  Braunsberg 
wird  die  Zusammensetzung  der  betreff.  Prüfungscommission  dieselbe  sein, 
wie  bei  den  Lehrerprüfungen. 

.  Diese  Einrichtung  wird  mit  dem  nächsten  Jahr  ins  Leben  treten  und 
werden  wir  zu  seiner  Zeit  die  Bekanntmachung  erlassen  und  der  K.  Regie- 
mng  mittheilen,  dieselbe  auch  ersuchen,  die  Anmeldungen  zu  den  Prüfungen 
entgegenzunehmen,  sowie  die  Zulassung  zu  denselben  nach  Mafsgabe  der 
darüber  lautenden  Bestimmungen  zu  genehmigen.  Den  Prediger  N.  haben 
wir  in  Kenntnifs  gesetzt  nnd  werden  ihn  zu  seiner  Zeit  zur  Theilnahme  an 
den  Prüfungen  einladen.  — 

Wir  bemerken  noch ,  dafs  die  Prüfungen  der  Vorsteherinnen  für  weibl. 
Eniehangs-  oder  Unterrichtsanstalten  nach  dem  Rescript  des  H.  Ministers 
der  geisti.  etc.  Anglgh.  v.  3.  Novb.  1865  nach  wie  vor  zum  Ressort  der  K. 
B^erungen  gehören  und  hier  also  nicht  in  Betracht  kommen." 

Bntsprechende  Schreiben  sind  vom  E.  Prov.  SchulcoII.  an  die  übrigen 
ELBe^emngen  der  Provinz  gerichtet. 

Besfimmnngen  über  die  Prüfung  von  Zeichnlehrerinnen  für  hö- 
here Töchterschalen  v.  6.' Febr.  1864. 

„Ueber  die  Befähigung  als  Zeichnlehrerin  an  einer  höh.  Töchterschule 
Unterricht  zu  ertheilen,  kann  bei  den  K.  Kunstakademien  zu  Berlin,  Düssel- 
dorf und  Königsberg  ein  Zeugnils  auf  Grund  einer  Prüfung  nach  den  fol- 
genden Bestimmungen  erworben  werden. 

§.  1.  Mit  der  schriftlichen  Meldung  zur  Prüfung  bei  der  betreff.  Akademie 
ist  ein  Lebenslauf  nebst  Zeugnissen  einzureichen,  aus  welchen  sich  ergeben 
idqIb:  a)  dafs  die  zu  Prüfende  die  für  eine  Zeichnlehrerin  erforderliche  all- 
gemeine Bildung  besitzt,  b)  dals  sie  sich  unter  einer  umsichtigen  Leitung 
ZOT  ErtheUung  des  Zeichnunterrichts  mit  ernstem  Fleife  vorbereitet  ha^ 
c)  dals  ihre  sittliche  Führung  vorwurfsfrei  ist. 

§.  2.  Die  Prüfung  wird  im  Local  der  Akademie  abgehalten.  Die  zu 
Prüfende  mn(s  sich  in  derselben  befähigt  erweisen :  a)  einen  Kopf  nach  der 
Katar  oder  einen  Gipskopf  in  verschiedenen  Wendungen  mit  Licht  und  Schatten 
za  zeichnen  und  eine  verständliche  auf  den  Regeln  der  sogenannten  Hülfslinien 
berohende  Anweisung  zum  Zeichnen  desselben  in  jenen  verschiedenen  Wen- 
dangen  zu  geben,  b)  eine  Zeichnung  nach  einem  plastischen  Ornament  mit 
2  Kreiden  auszuführen,  c)  nach  einem  Vorbilde  Pflanzenarabesken  und  land- 
schaftliche Darstellongen  zu  zeichnen,  d)  Blumen  und  Pflanzen  nach  der 
Natnr  zu  zeichnen.  Sie  hat  femer:  e)  durch  Zeichnung  und  mündliche  Er- 
Iftatemng  ein  allgemeines  Verständniis  von  den  einfachsten  Grundregeln  der 
Perspective  und  der  Schattenconstruction  nachzuweisen,  f)  in  einer  Unter- 
redung darznthun,  dafe  sie  mit  den  wichtigsten  Methoden  des  Zeichnunterrichts 
nicht  unbekannt  ist,  über  die  von  ihr  zu  befolgende  Methode  nachgedacht 
hat,  und  fähig  ist,  nach  derselben  Unterricht  zu  ertheUen: 

§.  3.  Das  auf  Grund  der  bestandnen  Prüfung  auszustellende  Zeugnils 
wird  nach  folgendem  Schema  abgefafst: 

N.  N.  gebürtig  aus...  alt..,  . . .  Confession ,  hat  nach  beigebrachten 
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Zeagnissen  ihre  allgemeine  Bildiing  auf  der  . . .  Schule  ( resp.  darch  Privät- 
iiDterricht  bei ... )  in  ... .  erhalten  und  ihre  Stadien  in  der  Zeichnkunst  in 

der Anstalt  ( resp.  unter  Leitung  . . . )  in  ... .  gemacht.    Auf  Gmnd  der 

von  ihr  bestandnen  Prüfung  erkennt  die  Akademie  sie  als  „hinreichend 
befähigt"  (resp.  als  „gut  befähigt"  oder  als  „vorztiglich  befähigt") 
an,  um  als  Zeichnlehrerin  an  einer  hohem  Töchterschale  Unterricht  zu  ertheilen. 

Es  ist  zulässig,  auch  besondere  Bemerkungen  in  Bezug  auf  Leistungen 
in  einzelnen  Fächern  hinzuzufügen.  Die  Zeugnisse  sind  durch  das  Siegel 
der  Akademie  und  durch  die  Unterschriften  des  Directors  und  des  Secretairs 
zu  legalisiren. 

§.  4.  Die  an  die  K.  Akademie  zu  zahlenden  Prüfungsgebühren  betragen 
4  Thlr.  Für  das  Zeugnifs  ist  der  gesetzliche  Stempelbetrag  zu  entrichten. 
§.  5.  Bei  nicht  bestandner  Prüfung  kann  eine  Wiederholung  derselben  erst 
nach  Jahresfrist  stattfinden.  Eine  Nachprüfung  in  einem  einzelnen  Gegen- 
stand ist  jedoch  nach  dem  Ermessen  der  Akademie  auch  früher  zulässig." 

Prüfung  der  Befähigung  eine  weibl.  Unterrichts-  oder 
ErziehnngsaDBtalt   zu   leiten. 

C.  Verf.  V.  29.  Novb.  1853:  „Auf  den  Bericht  v.  — ,  die  Prüfling  der 
zur  Leitung  einer  Unterrichts-  oder  Erziehungsanstalt  in  Aussicht 
genommenen  Lehrerinnen  betreffend,  eröffne  ich  der  K.  Regierung  Folgendes: 

Die  C.  Verf.  v.  24.  Juli  1845  hat  sich  nur  auf  die  Art  des  Nachweises 
der  ftir  Ilülfs-  oder  selbständige  Lehrorinnenstcllen  erforderlichen  Qualifioation, 
nicht  aber  auf  die  Prüfung  von  Personen  bezichen  sollen,  welche  als  Vor- 
steherinnen einer  weibl.  Unterrichts-  oder  Erziehungsanstalt  berufen  werden, 
oder  zur  Leitung  einer  solchen  Privatanstalt  die  Ck)ncession  nachsuchen.  Es 
kann  auch  aus  Gründen,  die  in  der  Sache  selbst  liegen,  nicht  angenommen 
werden,  dafs  beide  Aufgaben  durch  eine  und  dieselbe  Priifung  zuverlässig 
und  dem  Zweck  entsprechend  gelöst  werden  könnten.  Für  das  Amt  einer 
Vorsteherin  mufs  ein  Abschlufs  der  Bildung,  auch  in  allgemein  pädagogischer 
Beziehung,  und  müssen  Eigenschaften  der  intellectucllen  und  sittlichen  Reife 
vorausgesetzt  werden,  die  von  einer  Lehrerin,  sei  es,  dafs  sie  zunächst  als 
Gehülfin,  oder  als  selbständige  Lehrerin  zu  fungiren  beabsichtigt,  noch  nicht 
gefordert  zu  werden  brauchen. 

Abgesehen  davon,  dafs  zum  Amt  einer  Vorsteherin  Jemand  nicht  zuge- 
lassen werden  kann,  der  nicht  bereits  in  der  Stellung  als  Lehrerin,  sei  es  in 
Privatverhältnissen,  oder  an  einer  öffentlichen  Schule,  Gelegenheit  gehabt  und 
diese  benutzt  hat,  sich  in  Ertheilnng  des  Unterrichts  und  in  der  Erziehung 
zu  üben  und  auf  diesem  Gebiet  Erfahrungen  zu  sammeln,  was  aber  ohne  die 
Yorhergegangne  Lehrerinnenprüfung  nicht  angeht,  kann  demnach  auch  das 
Vorhandensein  der  zu  dem  erstgedachten  Amt  erforderlichen  Qualiücation  nur 
durch  eine  besondre  Prüfung  festgestellt  werden,  wobei  nicht  ausgeschlossen 
bleibt,  dafs  den  über  die  bisher  bewiesne  praktische  Tüchtigkeit  beizubringenden 
Zeugnissen  je  nach  deren  Begründung  und  Zuverlässigkeit  ein  mafsgebender 
Einflufs  auf  die  Entscheidung  zugestanden  wird.  Für  diese  praktische  Beschäf- 
tigung im  Lehramt  aber,  ehe  die  Zulassung  zur  Prüfung  als  Vorsteherin  er- 
folgen kann,  nach  dem  Antrag  der  K.  Regierung  ein  für  allemal  den  Zeitraum 
von  2  Jahren  festzusetzen,  erscheint  nicht  angemessen.  Die  K.  Regierung  wird 
vielmehr  hierüber  in  jedem  einzelnen  Fall  mit  Berücksichtigung  der  besonderen 
und  persönlichen  Verhältnisse  zu  befinden  haben. 

Auf  der  andern  Seite  kann  jedoch  die  Prüfung  zum  Amt  einer  Vorsteherin 
nicht  als  eine  solche  angesehen  werden,  zu  welcher  die  betreffenden  Indivi- 
duen, ohne  daiB  sie  zu  einem  derartigen  Posten  bereits  berufen  wären,  oder 
dafs  ihnen  die  Concessionirung  zu  einem  solchen  in  Aussicht  gestellt  werden 
könnte,  sich  freiwillig  melden  dürften.  Vielmehr  sind  dieselben  erst  wenn 
die  erwähnten  Voraussetzungen  erfüllt  sind  von  der  K.  Regierung  zur  Able- 
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güT^  der  betreff.  PrQfatig  emznberafen.  Die  Prüfung  selbst  wird,  ohne  dafii 
in  jedem  einzelnen  Fall,  wo  es  erforderlich  erscheint ,  ein  Eingehen  auf  die 
materiellen  Kenntnisse  ausgeschlossen  wäre,  sich  hauptsächlich  auf  die  Erfor- 
schung der  allgemeinen  pädagogischen  und  didaktischen  Befähigung,  der  sitt- 
lichen Reife  in  Auffassung  des  Berufs,  und  namentlich  der  eignen  religiösen 
Begründung  zu  richten  haben,  wie  sie  der  Unterricht  und  die  Erziehung  der 
weiblichen  Jugend  vor  allem  nicht  entbehren  kann. 

Ob  zu  diesem  Behuf  feststehende  Termine  für  die  gedachten  Prüfungen 
anzusetzen  sind,  oder  ob  in  jedem  einzelnen  Fall  die  Ueberweisung  der  Be- 
werberin an  die  Prüfungscommission  erfolgen  kann,  hat  die  K.  Regierung  nach 
Malsgabe  der  besonderen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  in  Ihrem  Verwaltungs- 
b^irk  zu  bestimmen.** 

C.  Verf.  V.  3.  Novb.  1865: „Aus  den  Berichten  der  K.  Prov. 

Schulcollegien  ergiebt  sich,  dafs  in  den  überwiegend  meisten  Fällen  die  Prü- 
fung derjenigen  Lehrerinnen,  welche  die  Stelle  einer  Vorsteherin  an  einer 
weibl.  Erziehungs-  oder  Unterrichtsanstalt  übernehmen  wollen,  seither  als  zum 
Ressort  der  K.  Regierungen  gehörig  angesehen  worden  ist.  Für  diese  Praxis 
sprechen  folgende  Erwägungen: 

Die  betreff.  Lehrerinnen  haben  ihre  wissenschaftliche  und  technische  Qua- 
lification  bereits  durch  eine  Prüfung  nachgewiesen;  bei  ihrer  Prüfung  für  die 
Stellung  einer  Schulvorsteherin  kommt  es  nach  dem  Rescr.  v.  29.  Novb.  1853 
hauptsächlich  auf  die  Erforschung  der  allgemeinen  pädagogischen  und  didak- 
tischen Befähigung,  der  sittlichen  Reife  in  Auffassung  des  Berufs  und  nament- 
lich der  eignen  religiösen  Begründung  an.  Diese  ^ftmgen  sollen  nur  von 
Bolfihen  Lehrerinnen  abgelegt  werden,  welche  bereits  zu  der  Stellung  einer 
Vorsteherin  berufen  worden  sind,  oder  denen  die  Concessionirung  zur  Grün- 
dung einer  Privatanstalt  in  Aussicht  gestellt  worden  ist.  Die  Candidatinnen 
sollen  endlich  sich  vorher  als  Lehrerinnen  praktisch  geübt  haben,  und  es  sollen 
die  Erfolge  ihrer  praktischen  Thätigkeit  bei  der  Prüfung  mit  in  Betracht  ge- 
zogen werden.  Nun  gehören  die  Schulen,  denen  die  Lehrerinnen  vorstehen 
sollen,  oder  zu  deren  Gründung  ihnen  die  Concession  ertheilt  werden  soll,  und 
auf  deren  Beschaffenheit  die  Prüfung  mit  wird  Rücksicht  nehmen  müssen, 
zum  Ressort  der  K.  Regieningen.  Wenn  überdies,  was  meistentheils  der  Fall 
sein  wird,  die  zu  prüfenden  Lehrerinnen  innerhalb  desselben  Bezirks  praktisch 
tbädg  gewesen  sind,  so  sind  es  diese  Behörden,  unter  deren  Aufsicht  sie  ihre 
bisherige  prakt.  Wirksamkeit  geübt  haben,  und  denen  sie  daher  sowohl  in 
Bezug  aut  ihre  Führung  wie  auf  ihre  Leistungen  bekannt  geworden  sind. 

In  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  bestimme  ich,  dals  die  erwähnten 
Prüfungen  fortan  überall  zu  dem  Ressort  der  K.  Regierungen  gehören  sollen. 
Den  letzteren  ist  Abschrift  dieser  Gircularverfügung  zugegangen.** 

Form  der  Verpflichtung  der  Lehrerinnen  öffentlicher  Schulen. 

Min.  Verf.  V.  16.  Dcb.  1865:  „Auf  die  mittels  Bericht  v.  —  vorge- 
legte Frage,  ob  an  öffentl.  Schulen  angestellte  Lehrerinnen  zu  vereidigen 
sind,  erwiedre  ich,  dals  von  einer  förmlichen  Vereidigung  der  Lehrerinnen 
abzusehen  ist  Es  genügt,  dieselben  durch  Handschlag  zu  gewissenhafter 
Verwaltung  ihres  Amts  zu  verpflichten.** 


Die  Bestimmungen  des  Pensionsreglm.  v.  28.  Hai  1846  finden 
auf  die  definitiv  angestellten  Lehrer  und  Lehrerinnen  königlicher  und 
städtischer  höherer  Töchterschulen  analoge  Anwendung. 

Min.  Verf.  v.  28.  Febr.  1861:  „Es  unterliegt,  wie  ich  dem  K.  Prov. 
Schulcoll.  auf  den  Bericht  v.  —  erwiedre,  keinem  Bedenken,  den  definitiv 
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angestellten  Lehrerinnen  an  den  mit  den  Realschulen  za  N.  nnd  zn  N. 
verbundenen  höh.  Töchterschulen  die  Pensionsberechtigung  nach  Maisgabe  der 
Yerordn.  v.  28.  Mai  1846  zuzugestehen.  Dafe  dieselben,  wenn  sie  im  Fall  der 
Verheirathung  mit  ihrem  Ausscheiden  aus  dem  Amt  den  Pensionsanspruch 
yerlieren,  foi^  daraus,  dafs  die  Pension  überhaupt  nur  dann  gewährt  wird, 
wenn  nach  mindestens  15jähriger  Dienstzeit  eine  durch  Abnahme  der  Geistes- 
oder  Körperkräfte  bedingte  Dienstunfähigkeit  die  Ursache  der  Amtsnieder- 
legung ist.^ 


Min.  Verf.  v.  10.  Sptb.  1835:  „Auf  den  Bericht  der  E.  Regierung 
y.  —  ist  das  Min.  damit  einverstanden,  dafs  die  Lehrer  an  solchen  Töch- 
terschulen, welche  zu  den  höheren  oder  allgm.  Stadtschulen  gehören,  und 
deren  Einkommen  die  Summe  von  jährl.  400  Thlr.  nicht  fibersteigt,  von  der 
Vergünstigung,  die  Wittwencassenbeiträge,  jedoch  excl.  der  Wechsel- 
zinsen, für  eine  Pension  bis  zur  Höhe  von  100  Thk.  aus  Staatsfonds  erstattet 
zu  erhalten,  nicht  ausgeschlossen  sind.  Der  K.  Regierung  bleibt  daher  über- 
lassen, wegen  des  angezeigten  besondern  Falls  mit  dem  Rector  N.  an  der 
höh.  Töchterschule  zu  %,  das  Erforderliche  hienach  zu  veranlassen." 


NACHTRÄGE. 


Zu  Abth.  I. 

Zu  p.  8  u.  22  (Die  Schulcasse  städtischer  Anstalten). 

Mio.  Verf.  V.  24.  Dcb.  1867:  „Auf  die  Vorstellung  v.  —  eröffne  ich  dem 
Magistrat,  dafs  die  Kosten,  welche  Demselben  aus  der  Ausübung  des  Patro- 
natsrechts  erwachsen,  nicht  dem  dortigen  Gymn.,  sondern  der  Commune  zur 
Last  fallen.  Demnach  mufs  es  in  Betreff  der  Erstattung  der  von  dem  Pa- 
tronatsvertreter  Bürgermeister  N.  ans  der  Gymnasialcasse  gezahlten  Reise^ 
kosten  und  Diäten  [behufs  Aufsuchung  geeigneter  Lehrkräfte]  bei  der  saoh- 
gemäfsen  Entscheidung  des  K.  Prov.  Schulcollegiums  [welches  die  Rückzahlung 
an  die  Schulcasse  angeordnet  hatte]  sein  Bewenden  behalten." 

Zn  p.  10  (Geistliche  Beanfsichtigung  hl5herer  Schulen). 

Min.  Verf.  v.  30.  Octb.  1854:  „Auf  die  Vorstellung  v.  — ,  das  geist- 
liche Ephorat  über  das  Gymnasium  zu  N.  betreffend,  eröffne  ich  Ew.  — 
Folgendes: 

So  wünschenswerth  es  ist,  dafe  die  enge  Verbindung  von  Kirche  und 
Schule  als  allgemeines  Princip  wieder  zur  Geltung  komme,  so  kann  dies  doch 
bei  den  höheren  Lehranstalten  nicht  dadurch  erreicht  werden,  dafe  mit  dem 
geistlichen  Amt  als  solchem  ein  unbeschränktes  Aufsichtsrecht  über  dieselben 
verbunden  ist,  und  für  die  Directoren  der  Ortsgeistliche  eine  amtliche  Instanz 
bildet.  Die  Verhältnisse  früherer  Zeiten ,  wo  in  N.  das  Patronat  der  betreff. 
Schule  ein  rein  städtisches  und  die  Zusammensetzung  der  vorgeordneten 
Behörde  eine  andre  war,  kann  darin  jetzt  nicht  für  malsgebend  gelten ;  viel- 
mehr mufs  es  sich  die  Oberaufsichtsbehörde  vorbehalten,  Befugnisse  der  be- 
zeichneten Art  je  nach  dem  Bedürfhifs  der  einzelnen  Lehranstalt  und  nach 
der  Qualification  der  in  Frage  kommenden  Persönlichkeiten  in  jedem  beson- 
dem  Fall  zu  ertheilen. 

Ew.  —  ist  durch  die  am  —  erfolgte  Wahl  zum  K.  Ck)mpatronats-  und 
stellvertretenden  Abiturienten-Prüfungscommissarins  eben  so  sehr  ein  Beweis 
des  Vertrauens  wie  die  Gelegenheit  gegeben,  auf  den  Unterricht  und  die 
Disciplin  der  gedachten  Anstalt  einen  wohlthätigen  Einflufs  auszuüben  und 
die  Verbindung  derselben  mit  der  Kirche  zu  erhalten  und  zu  fördern.  Ich 
kann  dshei  die  von  Ew.  —  neben  den  Ihnen  hienach  zustehenden  Functionen 
in  Anspruch  genommne  Stellung  alS'  Ephorus  des  Gymnasiums  nur  insofern 
anerkennen,  als  sie  mit  jenen  zusammenfällt"  — 

Zn  p.  17  (das  höh.  Priatschulwesen). 

Verf.  des  Min.  des  Innern  v.  8.  März  1862:  „Auf  den  Bericht 
y.  —  eröflhe  ich  der  K.  Regiemng,  dals  ich  Anstand  nehmen  mu(s,  dem  Ge- 
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such  des  Schulamtscand.  N.  um  Verstattung  zur  Ertheilnng  von  Privatanter- 
rieht  innerhalb  des  preafs.  Staats  Folge  zu  geben. 

In  Gemäfshcit  der  §§.  14  und  15  der  Staatsmin.  Instruction  v.  31.  Dcb. 
1839  ist  der  Antrag  um  Ertheilnng  einer  solchen  Genehmigung  bei  der  Schul- 
behörde desjenigen  Orts,  in  welchem  der  Bittsteller  den  Unterricht  geben 
will,  anzubringen,  die  diesfölligo  Erlaubnifs  selbst  aber,  nachdem  bei  Aus- 
ländem zuvor  die  Genehmigung  des  Minist  des  Innern  eingeholt  worden, 
von  der  Orts -Schulbehörde  zu  ertheilen.  Diese  Erlaubnifs  beschränkt  sich 
also  auf  den  Ort  des  jeweiligen  Aufenthalts  des  Nachsuchenden,  und  es  ist 
daher  das  Gesuch  des  N.,  ihm  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  eine 
solche  Genehmigung  zu  ertheilen,  zur  Berücksichtigung  nicht  geeignet.  Dem 
Petenten  muls  vielmehr  überlassen  werden,  sich  an  die  Schulbehörde  des 
Orts,  wo  er  den  Unterricht  zu  geben  beabsichtigt,  zu  wenden,  wonächst 
eventl.  die  diesseitige  Genehmigung  in  dem  durch  den  §.  15  1.  o.  vorgeschrie- 
benen Wege'  anderweit  zu  beantragen  sein  wird.*'  — 

Zu  p.l46  (Bedenken  wegen  üebergangs  zu  UniTeraitäts- 
Btudien). 

G.Verf.  des  K.  Prov.  Schulcoll.  zu  Königsberg  y.  20.  Juni  1867: 
,iDer  K.  akademische  Senat  hieselbst  hat  in  einer  an  die  HH.  Gymnasialdirectoren 
fferichteten  und  uns  mitgetheilten  Zuschrift  v.  30.  Apr.  d.  J.  auf  die  Gefahren 
hingewiesen,  denen  völlig  mittellose  Abiturienten  bei  ihrem  Uebergang 
anf  die  hiesige  Universität  begegnen,  und  demnach  Ew.  —  ersucht,  derartige 
Fälle  durch  Ihre  vorgängige  Warnung  möglichst  zu  verhindern.  Indem  wir 
den  von  dem  akadem.  Senat  angefiurten  Gründen  völlig  beitreten,  weisen 
wir  insbesondre  noch  darauf  hin ,  dais  durch  solche  Mittellosigkeit  die  be- 
treffenden Studirenden,  selbst  wenn  sie  durch  Ertheilnng  von  Privatunterricht 
die  äufserste  Noth  überwinden  sollten,  dennoch  nicht  nur  in  ihrer  wissen- 
Bchaftlichen  Ausbildung,  sondern  auch  in  der  Gewinnung  der  für  ihren  künf- 
tigen Beruf  erforderlichen  geistigen  Selbständigkeit  wesentlich  behindert 
werden.  In  nicht  seltenen  Fällen  werden  aber  auch  derartige  Studirende 
durch  die  Sorge  um  ihren  Lebensunterhalt  gezwungen,  ihre  Universitätstudien 
völlig  zu  unterbrechen,  und  in  der  einstweüigen  Annahme  einer  Hauslehrer- 
steile  die  Möglichkeit  zur  Gewinnung  weiterer  Mittel  zu  suchen.  Dafe  durch 
das  Einschlagen  eines  solchen  Auswegs  manche  Studirende  ihrem  künftigen 
Beruf  gänzlich  verloren  gehen,  und  andere  wenigstens  die  für  denselben 
erforderliche  wissenschaftliche  und  Gharakterreife  nicht  erwerben  können,  ist 
selbstverständlich.  Ew.  —  veranlassen  wir  demnach,  in  allen  Fällen  der 
bezeichneten  Art  die  betreff.  Schüler  rechtzeitig  vor  Beginn  der  Abgangs- 
prüfung auf  das  Mifsliche  ihres  Vorhabens  hinzuweisen  und  vor  einem  un- 
überlegten Beziehen  der  Universität  auf  das  nachdrücklichste  zu  warnen.^ 


Zu  p.  168  (Disciplinarvorschriften). 

C.  Verf.  V.  25.  Novb.  1848:  „Auf  den  Bericht  v.  —  erkläre  ich  mich 
mit  dem  K.  Prov.  Schulcoll.  dahin  einverstanden ,  dafs  eine  Betheiligung  von 
Gymnasiasten  und  Schülern  an  politischen  Vereinen  im  Interesse  der  den 
öffentlichen  Lehranstalten  obliegenden  erziehenden  Fürsorge  für  die  ihnen 
anvertraute  Jugend  nicht  angemessen  ist,  und  da(s  daher  die  betreff.  Anstalten 
mit  allen  ihnen  zuständigen  Mitteln  der  Schuldisciplin  ernstlich  dagegen  zu 
wirken  haben.  Dies  gilt  ans  dem  Standpunct  der  Disciplin  selbst  in  dem 
Fall,  wenn  Eltern  oder  Vormünder  sich  etwa  veranlafst  finden  sollten,  ihren 
Kindern  oder  Pflegebefohlenen  eine  desfaUsige  ErUnbnifs  zu  ertheilen."  — 

C.  Verf.  V.  13.  Dcb.  1867:  „Es  ist  in  neuerer  Zeit  wiederholt  vorge- 
kommen, dais  Schüler  hiesiger  höherer  Lehranstalten  im  Namen  der  Classe, 
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welche  sie  besnchen,  einen  Aasdruck  der  Theilnahme  bei  einem  Todesfall 
oder  Andres  dergleichen  in  den  Zeitungen  veröfTentlichen.  Mit  Bezug  auf 
eine  frühere ,  denselben  Gegenstand  betreflTende  Verf.  v.  14.  Sptb.  1863  ver- 
anlasse ich  das  K.  Prov.  Schulcoll.  die  Directoren  der  Gymnasien  und  Real- 
schulen hieselbst  anzuweisen,  dals  sie  ein  derartiges  für  Schüler  unziemliches 
Heraustreten  in  die  Oeffentlichkeit  auf  geeignete  Weise  verhüten.*' 

Vorstehende  Verfügung  ist  den  übrigen  E.  Prov.  Schulcollegien  mit- 
getheilt  zu  gleicher  Beachtung,  insbesondre  bezüglich  der  Lehranstalten 
gröl^serer  Städte  und  soweit  die  Behörde  sonst  eine  entsprechende  Wei- 
sung an  die  Directoren  der  Provinz  für  angemessen  erachtet 

Zu  p.  250  und  259  (Berechtigung  fUr  das  Postfach). 

In  dem  unter  dem  15.  Febr.  1868  pnblicirten  Reglement  der 
Postverwaltung  des  norddeutschen  Bundes  ist  an  den  bisherigen  Be- 
stimmungen über  die  für  die  Zulassung  zum  Postdienst  erforderliche 
Schulbildung  nichts  wesentliches  geändert,  nunmehr  aber  ausgesprocheui 
dafs  die  höheren  Bürgerschulen,  welche  von  der  obersten  Unter- 
richtsbehörde  als  den  Realschulen  erster  Ordnung  in  den  betreff.  Classen 
gleichstehend  ausdrücklich  anerkannt  sind,  mit  denselben  hinsichtlich 
der  Secundanerzeugnisse  auch  gleiche  Rechte  haben. 

Zu  p.  252  (der  einjährige  Militairdienst). 

Die  Militair-Ersatzinstruction  für  den  norddeutschen  Bund 
V.  26.  März  1868  enthält  folgende,  theilweise  von  den  früheren  ab- 
weichende Bestimmungen : 

I.   In  der  Ausführungsverordnung. 
„12.  Die  rücksichtlich  des  einjährig  freiwilligen  Militairdienstes 
in  nachstehender  Instruction  enthaltenen  Bestimmungen  treten  mit  der  Mafih 
gabe  in  Kraft,  dafs  jungen  Leuten  von  Bildung,  welche 

a)  aus  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Lauenburg  und  aus  den  preutsischen 
Regierungsbezirken  Cassel  und  Wiesbaden 

b)  aus  dem  Königreich  Sachsen, 

c)  aus  den  übrigen  Bundesstaaten  mit  Ausschhife  Preufsens  gebürtig 
und  daselbst  heimathsberechtigt  sind,  der  specieUe  Nachweis  der  Wissenschaft 
liehen  Büdung  und  zwar  ad  a)  für  die  bis  einschl.  1870.  ad  b)  für  die  bis 
einschl.  1868,  ad  c)  für  die  bis  einschl.  1871  dienstpfliontig  werdenden,  er- 
lassen wird. 

Für  die  ad  a)  im  Jahre  1871 ,  ad  b)  im  Jahr  1872  dienstpflichtig  wer- 
denden jungen  Leute  genügt  behufs  Zulassung  zum  einjährigen  Dienst  der 
Grad  wissenschaftlicher  Bildung,  welcher  durch  einjährigen  erfolgreichen  Be- 
such der  in  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.0.  erzielt  wird;  für 
die  ad  a)  im  Jahr  1872,  ad  c)  im  Jahr  1873  dienstpflichtig  werdenden  der 
Grad  wissenschaftlicher  Bildung,  welcher  der  Reife  für  die  II  eines  Gymna- 
siums oder  einer  Realschule  1.  0.  entspricht. 

Für  die  jungen  Leute,  welche  den  ad  a)  nicht  genannten  [alt-]  preu- 
fsischen  Landestheilen  angehören,  bleiben  die  Vor8chrifl»n  der  §§.  181 
und  132  der  Militair-Ersatzinstruction  für  die  preufsischen  Staaten  vom  9.  Dcb. 
1858,  bez.  die  dazu  ergangenen  abändernden  Bestimmungen  bis  zum  Ablauf 
des  Jahres  1868  in  Kraft. 

Demnach  treten  hinsichtlich  der  an  die  wissenschaftliche  BUdung  behun 
Zulassung  zum  eiiyährigen  Dienbt  zu  stellenden  Anforderungen  die  Bestim- 
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mangcn  der  §§.  154  und  155  der  nachBtehenden  Instructioii  aneingeechnnkt 
in  Kraft: 

a)  für  die  von  1873  an  dienstpfliclitig  werdenden  jungen  Leute  aoa  Han- 
nover, Schleswig-Holstein,  Lanenbnrg,  sowie  in  den  Regiernngabezirken  Cassel 
und  Wiesbaden; 

b)  für  alle  den  übrigen  LandestheUen  angenOrigen  jungen  Leute  vom 
Jahre  1869  an; 

c)  fDr  die  von  1869  an  dienstpflichtig  werdenden  jungen  Leute  ans  dem 
Königreich  Sachsen; 

d)  für  die  im  Jahre  1874  und  später  dienstpflichtig  werdenden  jungen 
Leute  aller  übrigen  Bundesstaaten. 

13.  Diejenigen  jungen  Leute,  mit  Ausnahme  der  den  altpreuTsischen 
LandestheUen  angehörenden,  welche  die  Berechtigung  zum  einjährigen  Dienst 
auf  Grund  der  vorstehenden  Ausnahmebestimmungen  nachsuchen  woUen, 
haben  ihren  Antrag  unter  Beifügung  der  vorgeschriebenen  Atteste  und  et- 
waniger  Schulzeugnisse  an  die  Priifungscommission  ihres  Domicils  za 
richten.  Der  letztem  bleibt  es  überlassen,  bei  der  zuständigen  Kreis-Ersatz- 
commission  Erkundigungen  über  diejenigen  Familienverliältnisse  einzuziehen, 
welche  etwa  als  Anhalt  für  die  Beurtheilung  des  allgemeinen  Bildungsgradei 
der  Betreffenden  dienen  können." 

U.   In  der  ErBatziuatruction. 

„§.  151.  Termin  für  die  Nachsuchung  der  Berechtigung  zum 
einjährigen  Dienst  1.  Die  Berechtigung  zum  einjährig  freiwilligen 
Dienst  darf  nicht  vor  vollendetem  17.  Lebensjahr,  und  muls  bei  Yeriust  des 
Anrechts  spätestens  bis  zum  1.  Febr.  des  Kalenderjahrs  nachgesucht  werden, 
in  welchem  das  20.  Lebensjahr  vollendet  wird. 

2.  Mit  der  Anmeldung  um  Zulassung  zum  einjährigen  Dienst  ist  die 
Aufgabe  des  Rechts,  an  der  Losung  theilzunehmen,  verbunden.  ' 

3.  Ausniüimsweise  kann  der  durch  die  versäumte  rechtzeitige  Anmel- 
dung verloren  gegangne  Anspruch  durch  Resolution  der  Ersatzbehörden  3.  In- 
stanz wiederverliehen  werden,  wenn  der  betheiligte  Militairpflichtige  noch  nicht 
an  einer  Losung  theilzunehmen  verpflichtet  war  oder  vermöge  seiner  Loos- 
numcr  disponibel  geblieben  ist.  Im  letztem  Fall  darf  diese  Vergünstigung  in- 
defs  nur  dann  eintreten,  wenn  der  diesfällige  Antrag  vor  der  zweiten  Aushebung, 
bei  welcher  der  betheiligte  Militairpflichtige  zu  concunriren  hat,  formirt  wird. 
Weitergehende  Ausnahmen  in  Betreff  der  Wicderverleihung  des  verloren  ge- 
gangnen  Anspruchs  können  nur  in  vereinzelten  dringenden  Fällen  auf  Grund 
eines  motivirten  Antrags  der  Ersatzbehörden  in  der  MinisteriaUnstanz  ge- 
nehmigt werden. 

§.  152.  Nachsuchung  der  Berechtigung  zum  einjährigen 
Dienst.  1.  Wer  die  Berechtigung  zum  einjährigen  Dienst  nachsuäen 
will,  hat  sich  schriftlich  bei  der  §.  149  bezeichneten  Prüfungscommission  za 
melden. 

Der  Meldung  sind  beizufügen:  a)  ein  Greburtszcugnifs  (Taufschein); 
b)  ein  Einwilligungsattest  des  Vaters,  beziehungsweise  Vormunds;  c)  ein 
Unbescholtenheitszeugni(s,  welches  für  Zöglinge  der  höheren  Schulen  (Gym- 
nasien, Realschulen,  Progymnasien  und  höheren  Bürgerschulen)  von  dem  Di- 
rector,  beziehungsweise  Rector,  der  betreff.  Lehranstalt,  für  alle  übrigen  jungen 
Leute  von  der  Polizeiobrigkeit  auszustellen  ist. 

2.  Gesuche  um  Wiedcrverleihung  der  durch  versäumte  rechtzeitige  Mel- 
dung verioren  gegangncn  Berechtigung  (§.  151,  3)  sind  an  die  zustandige 
Kreis -Ersatzcommission  zu  richten,  von  dieser  zu  prilfen  und  begutachtet 
der  Departements-Ersatzcommission  vorzulegen,  welche  sie  den  Ersatzbehörden 
3.  Instanz  zur  Entscheidung  überreicht. 

3.  Wiederverleihung  der  durch  versäumte  rechtzeitige  Meldung  zum 
Dienstantritt  verloren  gegangne  Berechtigung  siehe  §.  161,  2. 
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§.153.  Darlegung  der  wiBsenschaftlichen  Qualification  im 
allgemeinen.  Der  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Qualification  kann 
durch  Vorlegung  von  Schulzeugnissen  oder  durch  Ablegung  einer  besondem 
Prüfung  geführt  werden  und  ist  in  beiden  Fällen  bei  Verlust  des  Anspruchs 
auf  die  Zulassung  zum  einjährigen  Dienst  vor  dem  1.  Apr.  desjenigen  Kalen- 
derjahrs zu  erbringen ,  in  welchem  der  Betreffende  das  20.  Lebenegahr  vol- 
lendet. 

§.154.  Darlegung  der  wissenschaftlichenQualifioation  durch 
Schulzeugnisse.  1.  Wer  seine  wissenschaftliche  Qualification  durch 
Schulzeugnisse  nachweist,  ist  von  der  persönlichen  Gestellung  vor  die  Prü- 
fungscommission entbunden. 

2.  Don  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Qualification  durch  Atteste 
können  nur  führen; 

a)  Diejenigen,  welche  von  einem  norddeutschen  0  Gymnasium  mit  dem 
vorschriftsmäfsigen  Zeugnifs  der  Reife  für  die  Universität  versehen  sind. 

b)  die  Schüler  der  als  vollberechtigt  anerkannten  norddeutschen  Gym- 
nasien und  Realschulen  erster  Ordnung  aus  den  beiden  obersten 
Classen,  gleichviel,  ob  diese  Glassen  in  sich  getrennte  Abtheilungen  haben 
oder  nicht,  die  Secundaner  jedoch  nur,  wenn  sie  mindestens  ein  Jahr  der 
Classe  angehört,  an  allen  Unterrichtsgegenständen  theilgenommen,  sich  das 
Pensum  der  Unter  II  gut  angeeignet  und  sich  gut  betragen  haben. 

Die  Zeugnisse  hierüber  müssen  von  der  Lehrerconferenz  festgestellt  sein. 

c)  Die  vom  Griechischen  dispensirten  Schüler  solcher  Gym- 
nasien, wo  dergleichen  Dispensationen  überhaupt  zulässig  sind,  nach  Ab- 
solvirung  der  II,  oder  wenn  sie  nach  mindestens  einjährigem  Besuch  der  II 
auf  Grund  einer  besondem  Prüfung  ein  genügendes  Zeugnifs  der  Lehrercon- 
ferenz erhalten. 

d)  die  Schüler  der  obersten  Classe  (II)  solcher  norddeutschen  Progym- 
nasien und  höheren  Bürgerschulen,  welche  als  einem  Gjnnnasium,  resp. 
einer  Realschule  1. 0.,  in  den  entsprechenden  Glassen  gleichstehend  anerkannt 
Bind,  wenn  sie  mindestens  ein  Jahr  der  obersten  Classe  angehört,  an  allen 
Unterrichtsgegenständen  theilgenommen,  sich  das  Pensum  der  Unter  II  gut 
angeeignet  und  sich  gut  betragen  haben.  Die  Zeugnisse  hierüber  müsseni 
wie  ad  b)  bestimmt,  von  der  Lehrerconferenz  ausgestellt  sein. 

e)  die  Schüler  der  als  vollberechtigt  anerkannten  norddeutschen  Real- 
schulen zweiter  Ordnung,  welche  mindestens  ein  Jahr  die  I  besucht 
an  allen  Unterrichtsgegenständen  theUgenommen,  sich  das  Pensum  der  Unter! 
gut  angeeignet  und  sich  gut  betragen  haben.  Auch  die  hierüber  sprechen- 
den Zeugnisse  müssen  in  der  Lehrerconferenz  festgestellt  sein. 

f)  die  Schüler  der  nicht  zu  d)  gehörigen,  zu  Entlassungsprüfungen  be- 
rechtigten höheren  Bürgerschulen,  wenn  sie  ein  ZeugnUis  der  Reife  er- 
worben haben. 

g)  Die  aus  dem  Cadetenhause  zu  Beriin  nach  mindestens  eiiyährigem 
Aufenüialt  in  demselben  entlassenen  jungen  Leute,  sowie  diejenigen,  welche 
den  Corsus  in  der  1.  oder  2.  Division  des  Cadetenhauses  zu  Dresden  been- 
det haben. 

3.  Die  Anerkennung  und  Classificirang  der  norddeutschen  Lehranstalten 
nach  den  vorstehenden  Kategorien  erfolgt  auf  Grund  der  von  den  Regiemuffen 
der  Bundesstaaten  gegebenen  Nachweisungen  über  die  Einrichtung  der  be- 
treffenden Lehranstalten  durch  den  Bundeskanzler,  und  wird  durch  das  Bun- 
desgesetzblatt publicirt 

4.  Aufser  den  ad  3  aufgeführten  Lehranstalten  kann  auch  anderen  öffent- 
lichen und  ausnahmsweise  auch  Privatschulen  durch  Verfügung  des  Bundes- 
kanzlers die  Vergünstigung  gewährt  werden,  dafii  ihre  Schüler  auf  Grand 

1)  Die  Grofshersoglich  hessischen  Lehranstalten  werden  rücksLohtlich  der  von 
ihnen  ertheüten  Atteste  den  entsprechenden  norddeutschen  Lehranstalten  gleioh- 

gestellt. 
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der  von  denselben  aasgestellten  Zeugnisse  die  Qualtfication  zum  dnjährigen 
Dienst  erhalten,  sofern  diese  Lehranstalten  in  ihren  Leistungen  einer  der 
ad  d  aufgefahrten  Kategorien  gleichstehen. 

Für  Privatanstalten  kann  diese  Vergünstigung  jedoch  nur  bedingungs- 
weise, auf  Widerruf  und  nur  in  demselben  Mais  wie  den  ad  2,  f  b^eh- 
neten  höheren  BOrgorschulen  ertheilt  werden. 

5.  Für  die  den  Schülern  der  II  von  Gymnasien,  Realschulen  1.  0.,  Pro- 

gymnasien  und  mit  diesen  gleichberechtigten  höheren  Bürgerschulen,  sowie 
en  Schülern  der  I  von  Realschulen  2.  0.,  zu  ertheilenden  Zeugnisse  ist  all- 
gemein das  nachstehende  Schema  zur  Anwendung  zu  bringen: 

„Gymnasium  (Realschule  etc.)  zu 

„Zeugniis  behufs  der  Meldung  zum  einjährig  freiwilb'gen  Militairdienst.^ 

„N.  N.,  geboren  zu am  . .  ten Confession, 

Sohn  des zu ,  hat  das  hiesige  (Namen  der  Anstatt) 

seit ,  von  der  Classe an  besucht  und  in  der  Secunda  (Prima) 

seit  . . . . ,  also  . .  Jahr,  gesessen.  Er  hat  in  den  von  ihm  besuchten  Classen 
an  allen  Unterrichtsgegenständen  theilgenommen. 

1.  Schulbesuch  und  Betragen. 

2.  Aufmerksamkeit  und  Fleils.  (Ob  er  allen  Anforderungen  zu  genfigen 
ernstlich  bemüht  gewesen  ist.) 

3.  Fortschritte.   (In  welchem  Mafs  er  sich  das  bis  dahin  durchgenommeoe 
Pensum  der  n  angeeignet  hat) 

Vorstehendes  Zeugnils  ist  in  der  Conferenz  vom d.  J.  fest- 
gestellt worden. 

N ,  den  . .  ten 18 . . 

Director  und  LehrercoUegium. 
(Name  des  Directors)     (Schulsiegel)     (Name  des  Ordinarius  der  II). 

In  entsprechender  Weise,  nur  mit  Weglassung  der  Bemerkung  über  die 
Feststellung  des  Zeugnisses,  sind  die  Zeugnisse  gleicher  Bestimmung  für  die 
aus  der  I  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.  0.  abgehenden  Schfiler 
einzurichten. 

6.  Die  Prüfungscommissionen  müssen  die  Schulzeugnisse,  welche  ihnen 
vorgelegt  werden,  in  formeller  Beziehung  einer  genauen  Prüfung  unterwerfen. 
Falls  dieselben  den  Bestimmungen  nicht  entsprechen,  sowie  bei  sich  erbeben- 
den anderweitigen  Zweifeln  über  die  wissenschaftliche  Befähigung  bleibt  ea 
den  Prüfungscommissionen  überlassen,  die  Angemeldeten  behufs  der  im  nach- 
folgenden Paragraphen  vorgeschriebnen  Prüfung  vorzuladen. 

§.  155.  Darlegung  der  wissenschaftlichenQualification  durch 
Examen.  1.  Alle  die  Vergünstigung  des  einjährig  freiwilligen  Dienstes 
nachsuchenden  jungen  Leute,  welche  ihre  wissenschaftliche  Qualification  nicht 
durch  Schulatteste  (§.  154)  nachweisen,  müssen  mit  Ausnahme  der  nachstehend 
ad  4  bezeichneten  geprüft  werden,  zu  welchem  Zweck  sie  sich  persönlich  in 
den  Prüfungsterminen  auf  Vorladung  der  Commission  einzufinden  haben. 

2.  Der  Zweck  der  Prüftmg  geht  dahin,  zu  ermitteln,  ob  der  junge  Mann 
den  Grad  der  wissenschaftlichen  Bildung  erlangt  hat,  welcher  ihn  zu  den 
Leistungen  eines  in  den  zweiten  Jahrescursus  eintretenden  Schülers  der 
zweiten  Classe  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  1.0.  befähigen  würde. 

Die  hinreichende  Fertigkeit  im  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  ist  durch 
schriftliche  Clausurarbeiten  nachzuweisen. 

8.  Hinsichtlich  solcher  jungen  Leute,  welche  sich  in  einer  speciellen  Rich- 
tung der  Wissenschaft  oder  Kunst,  oder  in  einer  andern,  dem  Gemeinwesen 
zu  Gute  kommenden  Thätigkcit  besonders  auszeichnen  und  sich  hierüber  durch 
glaubhafte  Zeugnisse  auszuweisen  vermögen,  kann  ausnahmsweise  bei  sonst 
hinreichender  allgemeiner  BUdung  von  dem  strengen  Nachweise  des  ad  2  er- 
forderten Maises  der  Schulkenntnisse  abgesehen  werden. 
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Die  Prüfangscommissionen  haben  jedoch  in  solchen  Fällen  den  Berech- 
tignngBchein  erst  nach  vorgängiger  Genehmigung  der  Ersatzbehörden  3.  In- 
stanz zu  ertheilen,  welchen  vorher  über  das  Resultat  der  stattgehabten  Prüfung 
unter  Vorlegung  der  beigebrachten  Zeugnisse  und  der  bei  der  Prüfung  ge- 
fertigten schriftlichen  Clausurarbeitei^  gutachtlicher  Bericht  zu  erstatten  ist. 

4.  [Kunstleistungenl. 

5.  Wer  in  der  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  darf  zu  einer  nochmaligen 
Prüfung,  jedoch  nur  in  dem  Fiül  zugelassen  werden,  wenn  er  dieselbe  noch 
vor  dem  1.  Apr.  des  Jahrs  ablegen  kann,  in  welchem  er  in  das  militairpflich- 
tige  Alter  eingetreten  ist^ 

Zu  p.  273  (E.  Ritterakademie  zu  Liegnitz). 

In  den  vom  Guratorium  der  Anstalt  unter  dem  22.  März  1868  mit 
Genehmigung  des  E.  Prov.  Schulcoll.  zu  Breslau  veröffentlichten  Nachrichten 
ist  bestimmt,  da(s  die  Pension,  welche  jetzt  zu  zahlen  ist,  beträgt: 

für  Schlesier  210  Thlr.,  für  nicht  Schlesier  aus  Preufsen  250  Thlr., 
fOr  nicht  Preulsen,  jedoch  Deutsche  800  Thlr.,      für  nicht  Deutsche  350  Thlr. 

Zu  p.  289  (Elosterschnle  zu  Rofsleben). 

Die  Alumnen,  welchen  keine  Freistelle  verliehen  ist,  haben  jetzt  zu 
zahlen:  für  Wohnung  etc.  110  Thlr.,  für  Unterricht  etc.  20  Thlr.,  zusammen 
130  Thlr.  jährlich.  Diejenigen,  welche  eine  Freistelle  erhalten  haben,  zahlen 
70  Thlr.  weniger,  also  im  ganzen  60  Thlr.  jähriidi. 

Zu  p.  407  (Luisenstiftnng  zu  Berlin). 

In  der  unter  dem  I.Juli  1867  veröffentlichten  neuen  Bekanntmachung 
Aber  das  Institut  ist  der  bisherige  Betrag  der  Pension,  800  Thlr.  jährl.,  bei- 
behalten, aufserdem  aber  bestimmt,  dafs  an  Honorar  für  Glavierunterricht 
sofern  solcher  verlangt  wird,  für  eine  wöchentl.  Stunde  25  Thlr.,  für  zwei 
wöchentl.  Stunden  50  Thlr.  jährl.  in  vierteljährl.  Raten,  femer  zur  Bestreitung 
kleiner  Ausgaben  für  die  Toilette  etc.  25  Thlr.  vierteljährl.  praenum.  an  die 
Vorsteherin  gegen  deren  Quittung  zu  zahlen  sind.  Der  am  Schlufs  eines 
Vierteljahrs  von  letzterm  Betrag  etwa  vorhandne  Bestand  wird  für  das  fol- 
gende Vierteljahr  in  Abrechnung  gebracht. 


Zu  Abth.  II. 

Zu  p.  47  (Histor.  Seminar  bei  der  Universität  zu  Bonn). 

§.  5  des  Statuts  hat  folgendi^bänderung  erhalten: 

„Jedes  Mitglied  dieser  Ab^mhing  ist  verpflichtet,  bei  einem  der  Direc- 
toren  an  den  Uebungstunden  theilzunehmen  und  im  Lauf  des  Semesters 
demselben  eine  schrifü.  Arbeit  einzuliefern.  Die  Theilnahme  an  den  Uebungs- 
stunden  der  beiden  anderen  Directoren  steht  den  Mitgliedern  frei,  unter  der 
Verpflichtung  des  regelmälsigen  Besuchs  der  betreff.  Uebungstunden." 


Chronologisches  Register '). 
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*)  Wegen  der  Abkürzungen  im  Druck  vrgl.  Abth.  I  p.  XIY.  Es  sind  jedoch 
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Schulcolleglum  als  von  K.  Ministerien  erlassene  Circularvcrfilgrungen  sein,  was  in 
diesem  Register  näher  zu  unterscheiden  nicht  erforderlich  schien. 
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6.  Juni, 

CO.    .    . 

1,137 

2.  Octb., 

Min.  Verf. 

.       1,14 

2.  Dcb., 

Min.  ReBcr. 

.      n,26 

9.Dcb., 

K.  Verordn. 

1,5 

9.  Dcb., 

CVerf.    . 

.    n,239 

23.  Dcb., 

CO.    .    . 

.    U,124 

31.  Dcb., 

Gesetz     . 

In,  119. 310 

1848. 

16.  Jan., 

CO n,275 

3.  Febr. 

,  CVerf.    . 

.    U,113 

8.März,  CVerf.  ....  1,86 

9. März,  CVerf.  ....  1,157 

9. März,  CVerf.  ....  1,165 

9.  Apr.,  CVerf.  ....  1,7 

15.  Mai,  Staatsmin.  Beschl. .  II,  275 

U.Juni,  CVerf.  ....  1,168 

IG. Juni,  CVerf.  ....  1,87 


1844. 

7.  Febr.,  C  Verf.  . 
27.  Febr.,  C  Verf.  . 
22. Apr.,    CVerf.    . 

3.  Juli,     Statut .    . 

7. Juli,     CVerf.    . 

1845. 

Grewerbeordn 
C  Verf. 
C.  Verf. 
CO.    . 
C.  Verf. 


17.  Jan., 
27.  März, 

24.  Apr., 

25.  Apr., 
24.  Juli, 
29.  Aug.,  Reglm, 

5. Dcb.,   CVerf. 


15.  Jan., 
24.  Jan., 
23.  März, 
28.  Apr., 


1846. 

CVerf.  . 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
CVerf.    . 


1,138 
1,149 
1,141 
11,59 
1,83 


1,24 

II,  127 

1,100 

II,  329 

II,  378 

11,48 

1,146 


1,169 
1,146 
1,245 
1,100 


6.  Mai,    CV«C    .    .    . 

21.  Mai,  CVerf.  .  .  . 
28.  Mai,  Penaionsverordn. 
23. Octb.,  CVerf.    .     .    . 

7.Novb.,CVerf.    .     .    . 
10.  Dcb.,  Min.  Verf.     .    . 

1847. 

6. Febr.,  CVerf. 

22.  Febr.,  C  Verf. 
S.Mai,     CVerf. 

23.  Juli,    Gesetz 

24.  Juli,     CVerf. 
17. Octb.,  CO.    . 


1,225 

1,146 

11,293 

1,215 

11,1% 

II,  302 


U,106 
11,304 
U,lll 

n,iii 
n,io9 

11,120 


1848. 


5. Jan.,  CVerf. 

3. März,  CVerf. 

13.  März,  A.£rla(8 
10. Juni,  CO.    . 

14.  Juni,  A.E.  . 
25.  Novb.,  CVerf. 
20. Dcb.,  CVerf. 


23.  Jan., 

11.  Juli, 

26.  Juli, 

6.  Sptb., 


1849. 

CO.    .    . 
K.  Verordn. 
CVerf.    . 
CVerf.    . 


5.  Novb.,  CO. 


.  .  11,119 

.  .  11,80 
1,18:11,306 

.  .  II,2fö 

.  .  11,291 

.  .  U,388 

.  .  11,107 


L251 
11,281 
11,281 
11,287 

1,251 


19.  Jan., 
23.  Jan., 
31.  Jan., 

12.  Febr., 
2.  März, 

13.  Mai, 
5.  Juni, 

10.  Juni, 
9.  Juli, 
19.  Juli, 
22.  Octb., 
28.  Novb., 
88.  Dcb., 


1850. 

Staatsmin.  Beschl. 
Staatsmin.  Beschl. 
Vorfassungsurk.  I, 
Staatsmin.  Beschl. 
Staatsmin.  Beschl. 
CVerf.    .     .    . 
Reglm.     .     .    . 
CVerf.    .     .    . 
Minist.  Bekanntm. 
Staatsmin.  Beschl. 
Min.  Verf.     .    . 
CVerf.    .     .    . 
CVerf.    .     .    . 


22.  Jan., 

23.  Febr., 

24.  Febr., 
15.  März, 

1.  Apr., 
12.  Juni, 
27.  Juni, 
11.  Juli, 
18.  Aug., 

25.  Sptb., 
29.  Octb., 


1851. 

CVerf.  . 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
Min.£rla(8 


11,277 
U,276 
1;II,256 
II,  121 
II,2S8 
11,289 
1,247 
11,289 
11,128 
11,257 
11,307 
41,258 
11,117 


n,251 
11,270 
11,250 
U,110 
1,134 
II,  112 
II,  107 
n,253 
11,69 
1,229 
ü,263 
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10.Novb.,C.Verf.  .  \  . 
ll.Dcb.,  C.Verf.    .    .    . 

1852. 

13. März,  C.Verf.  .  .  . 
19. Mai,  C.Verf.  .  .  . 
23.  JuDi,  Min.  Erlais  .  . 
10.  Juli,     Staatsmin.  Beschl. 

14.  Juli,     Staatsmin.  Beschl. 
21.  Juli,     Gesetz     .    .    . 

9.Dcb.,   C.Verf.    .    .    . 
9.Dcb.,   Instruction    .    . 

1858. 

3.  Febr.,  C.  Verf.    .    .  . 

2. Apr.,    C.Verf.    .    .  . 

20.  Mai,     0.  Praesidialverf. 

15.  Noyb.,Min.£rlars  .  . 
29.Novb.,C.Verf.    .    .  . 

9.  Dcb.,  Min.  Rescr.   .  . 

28.Dcb.,  C.Verf.    .    .  . 


30.  Jan., 
13.  Febr., 
17.  Febr., 
12.  März, 
27.  Apr., 
20.  Mai, 
9.  Juni, 
7.  Juli, 
9.Sptb., 
30.  Octb., 
24.Novb., 

1.  Dcb., 
22.  Dcb., 


3.  Febr., 

15.  Febr., 

16.  Febr., 
18.  März, 
26.  März, 
18.  Apr., 
25.  Apr., 
15.  Mai, 
29.  Mai, 
25.Sptb., 

9.  Octb., 
10.  Novb., 


1854. 

Reglm.  . 
Gesetz 
CVerf.  . 
Statut  .  . 
C.Verf.  . 
C.Verf.  . 
CVerf.  . 
C.Verf.  . 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
C.Verf.    . 

1855. 

Instruction 
Min.  Verf. 
Min.  Verf. 
Min.  Verf. 
A.C.O.  . 
CO.  .  . 
CVerf.  . 
Min.  Rescr. 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 
Min.  Verf. 
CO.    .    . 


1856. 

7. Jan.,    C.Verf.    .    .  .  . 

12. Jan.,    CVerf.    .    .  .  . 

18.  Febr.,  Regulativ      .  .  . 

19. Febr.,  C.Verf.    .    .  .  . 
25.  Febr.,  Prüfungsvorschrift 

10. Apr.,  CVerf:    .    .  .  . 


1,820 
1,209 


1,223 
U,259 
n,263 
11,278 
U,253 
11,282 
n,300 
n,235 


n,297 
1,196 
U,350 
U,264 
11,384 
11,25 
1,179 


n,45 

n,288 

1,13 

1,249 
n,241 

1,172 
1,23 
n,117 
n,202 
11,387 
11,258 

1,124 

1,209 


n,380 

11,290 

1,236 

1,246 

n,270 

U,314 

1,226 

11,274 

1,214 

1,83 

1,227 

1,250 


1,31 
1,205 
U,43 
1,168 
1,247 
1,102 


24.  Apr., 
4.  Mai, 
10.  Mai, 
17.  Mai, 
24.  Mai, 
24.  Mai, 
26.  Juli, 
9.  Aug., 
13.  Octb., 
6.  Dcb., 


C.Verf.  . 
Steuerverf. 
Min.  Rescr. 
Gesetz 
Min.  Verf. 
Min.  Rescr. 
Instruction 
C.Verf.  . 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 


1857. 

CVerf.  . 
Min.  Verf. 
C  Verf. 
C.Verf. 


3.  Febr., 

6.  Apr., 
26.  Apr., 
28.  Apr., 

7.  Novb.,  Reglm. 
23.  Novb.,  C.Verf. 
25.  Novb.,  C.Verf. 
28.Novb.,Min.Verf. 


1,161 
11,274 

11,25 
II,  316 
II,  267 
II,  272 
II,  177 
II,  199 

1,158 
1,90 


.  1, 196 
.  n,127 
.  1, 119 
1, 108. 169 
.  n,39 
.  1,202 
.  1, 214 
1,16 


28.  Jan., 
22.  Apr., 
18.  Mai, 

9.  Aug., 
25.  Aue., 
22.  Octb., 
25.  Octb., 

6.  Novb., 
30.  Novb., 

9.  Dcb., 


3. 
29. 

9. 
31. 

6. 
19. 
30. 

6. 
23. 

1. 
11. 
17. 
22. 
22. 
25. 
26. 

5. 
22. 
22. 
24. 

5. 


Jan., 

Jan., 

März, 

März, 

Apr., 

Apr., 

Apr., 

Mai, 

Mai, 

Juni, 

Juni, 

Juni, 

Juni, 

Aug., 

Aug., 

Auff., 

Sptb., 

Sptb., 

Sptb., 

Sptb., 

Octb., 


1858, 

Min.  Verf.     .  . 

C.Verf.    .    .  . 

CVerf.    .    .  . 

CO 

C.Verf.    .    .  . 

C.Verf.    .    .  . 

C.Verf.    .    .  . 

CVerf.    .    .  . 

Min.  Verf.  .  . 
Frsatzinstruction  ] 

Regulativ      .  . 

Min.  Verf.     .  . 

1859. 

Staatsmin.  Beschl. 
Bekanntm.    .    . 
Staatsmin.  Beschl. 
Min.  Verf.     .    . 
C.Verf.    .    .    . 
Min.  Verf.     .    . 
Staatsmin.  Beschl. 
Min.  Verf.     .    . 
C.Verf.    .    .    . 
CVerf.    .    .    . 
C.Verf.    .    .    . 
Bekanntm.    .    . 
Min.  Verf.     .    . 
Min.  Verf.     .    . 
C.Verf.    .    .    . 

CO 

Min.  Verf.     .    . 

CO 1 

Instruction  .  . 
CVerf.  .  .  . 
CO 


1,162 

1,163 

1,406 

U,3 

11,2 

1,186 

11,322 

1,194 

11,307 

[,252.256 

1,249 

1,212 


11,301 

U,317 

11,301 

U,314 

1,85 

n,307 

U,272 

1,150 

1,134 

1,135 

n,200 

11,70 

U,240 

11,296 

n,275 

1,6 

n,304 

251.253 

1,108 

1,182 

1,250 
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6.0ctb., 

üntrr.  u.  Prof.  Ordn.    1,19. 

23.  24.  25.  28.  38.  77.  88. 

95.103.105.115.119.125. 

126.  132.  136.  170.  178. 

179.. 198. 

6.  Octb., 

Reglm 1,232 

10.  Octb., 

Min.  Verf.     .    .    . 

n,256 

20.  Octb., 

Min.  Verf.     .    .    . 

1,267 

1.  Novb. 

,  Min.  Verf.      .    .    . 

1,246 

12.Novb. 

,  Verf.  der  G.Intend. 

K.  Gärton.    . 

1,249 

14.  Novb. 

,  Min.  Verf.     .    . 

1,250 

22.  Novb. 

,  Min.  Verf.     .    . 

U,308 

23.  Novb. 

,C.Verf.    .... 

1,74 

29.  Novb. 

,  Min.  Verf.     .     . 

1,257 

1860. 

20.  Jan., 

C.Verf.    ....    n,277 

3.  Febr., 

Statut  .     . 

.      U,72 

17.  Febr., 

C.Verf.    . 

.    11,314 

T.Mai, 

Min.  Verf. 

.    n,250 

25.  Mai, 

C.Verf.    . 

.     1,249 

26.  Mai, 

C.Verf.    . 

.      1,142 

16.  Aug., 

Min.  Verf. 

1,123 

17.  Aug., 

Min.  Verf. 

1,19 

17.  Aug., 

C.Verf.    . 

.    n,261 

23.  Aug., 

Regulativ. 

.     1,247 

10.  Sptb., 

C.Verf.    . 

.     1, 142 

28.  Sptb. 

C.Verf.    . 

.     1,258 

10.  Octb. 

Min.  Verf. 

.       1,37 

16.  Octb. 

C.Verf.    . 

.   i;84 

19.  Octb. 

Min.  Verf. 

.      1, 106 

30.  Novb 

, C.Verf.    . 

.      1, 183 

1861. 

28.  Febr. 

Min.  Verf.     .     .    .    11,385 

16.  Mai, 

C.Verf.    . 

1,220 

21.  Mai, 

Min.  Verf. 

.      1, 167 

12.  Juni, 

C.Verf.    . 

.      1, 230 

3.  Juli, 

Min.  Verf. 

.      1,180 

17.  Juli, 

Statut  .    . 

.      11,64 

23.  Juli, 

CO.    .     . 

1,257 

27.  Aug., 

C.Verf.    . 

.      1,236 

31.  Octb., 

C.Verf.    . 

1,254 

31.  Octb., 

K.  Verordn. 

.      1,251 

24.  Novb 

,Min.Erlaf8 

.    11,263 

4.  Dcb., 

Min.  Verf. 

1,145 

Ö.Dcb., 

C.Verf.    . 

1,223 

19.  Dcb., 

C.Verf.    . 

1,118 

30.  Dcb., 

C.Verf.    . 

.      1, 118 

1862. 

6.  Jan., 

C.Verf.    ....      1,230 

18.  Jan., 

Min.  Verf. 

II,  293 

7.  Febr., 

Regulativ 

11,202 

1.  März, 

Min.  Verf.     . 

1,257 

4.  März, 

C.Verf.    .    . 

1,180 

8.  März, 

Min.  Verf.     . 

U,387 

18.  März,  Min.  Verf.     .    .    .  n,315 

24. Apr.,   C.Verf.    ....  1,165 

5.  Mai,     CVerf.    ....  1,85 

9.  Mai,     Bekanntm.    ...  11,98 

23. Mai,     C.Verf:    ....  11,120 

6.Jnni,    C.Verf.    ....  11,289 

14.  Juni,   Min.  Verf.      ...  0,297 

25.Juni,    C.Verf.    ....  0,256 

ö.Jidi,    MÜLVerfl      .     .    .  11,320 

12.  Juli,     CO 1,252 

17.  Juli,     Min.  Verf.      ...  1,17 

25.JnU,     Min.  Verf.      ...  1,8 

29. Juli,     CVerf.    ....  1,133 

8.  Aug.,  Min.  Verf.      ...  1,21 

28.  Aug.,  Min.Verfl      ...  1,244 

28. Aug.,  C.Verf.    ....  11,329 

81.  Octb.,  Min.  Verf.      ...  1,256 

10.  Novb.,  CO 1,6 

18.Novb.,Staat8miii.Be8chl..  11,272 

18. Dcb.,  CVerf.    ....  1,92 

22.  Dcb.,  Min.  Verf.     ...  1,101 


10. 
12. 
12. 
13. 
20. 
11. 
11. 
11. 
12. 
13. 

3. 
11. 
15. 

6. 
20. 
29. 

7. 
22. 
24. 
28. 

2. 

2. 

8. 
12. 
20. 
21. 
23. 

2. 

2. 

5. 
19. 
21. 
21. 


Jan., 

Jan., 

Jan., 

Jan., 

Jan., 

Jan., 

Apr., 

Apr., 

Mai, 

Mai, 

Mai, 

Juni, 

Juni, 

Juni, 

Aug., 

Aug., 

Aug., 

Sptb., 

Sptb., 

Sptb., 

Sptb., 

Octb., 

Octb., 

Octb., 

Octb., 

Octb., 

Octb., 

Octb., 

Novb., 

Dcb., 

Dcb., 

Dcb., 

Dcb., 

Dcb., 


isn. 

Min.  Verf. 
Nonnaletat 
CVerf.    . 
CO.    .    . 
Min.  Verf. 
C.Verf.    . 
CVerf.     . 
Infltruction 
CO.    .     . 
CVerf.    . 
Min.  Verf. 
Reglm. 
C.Verf.    . 
CO.    .     . 
C.Verf.    . 
Min.  Verf. 
Reglm. 
Reglm.     . 
Staatsmin.  Besohl. 
Min.  Verf. 
Reglm.     . 
Lehrplan  . 
Instruction 
Min.  Verf. 
Min.  Verf. 
CVerf.    . 
CO.    .     . 
Instruction 
CO.     .     . 
Min.  Verf. 
Staatsmin.Beschl 
Min.  Verf. 
Reglm. 
CVerf.    . 
Statut  . 


I, 


I,6;n,114 

I,22;n,261 

n,263 

n,302 

1,227 

1,182 

U,98 

U,62 

1.7 

11,276 

1,19 

1,249 

1,196 

n,275 

U,197 

1.8 

11,35 

11,37 

n,278 

1,37 

1,247 

1,127 

L  251;  II,  99 

.    U,265 

.    11,118 

132;  II,  101 

.    11,320 

.    U,>28 

.    II,3l>9 

.    U,29S 

11,274 

U,106 

1/247 

1,254 

n,38 
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4.  Jan.y 
11.  Jan., 

6.  Febr., 

7.  Febr., 
9.  März, 
9.  März, 

19.  Apr., 

28.  Apr., 
18.  Mai, 
18.  Mai, 
14.  Jnni, 
16.  Jani, 

20.  Jnni, 

24.  JuDi, 

29.  Jnni, 
4.Jnli, 
7.JuU, 

22.Jnli, 
80.  Juli, 
11.  Aug., 
22.  Aug., 
4.  Octb., 
7.  Octb., 
13.  Octb., 

21.  Octb., 

25.  Octb., 
1.  Novb., 
9.  Novb., 

18.Dcb., 
21.  Dcb., 
23.Dob., 


1864. 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

Instruction  .  . 

Regulativ  .  . 

C.Verf.    .  ,  . 
Staatsmin.  Besohl. 

C.Verf.    .  .  . 

Min.  Verf.  .  . 

CVerf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

Vcrordn.  .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

CVerf.    .  .  . 

Min.  Verf.  .  . 

Regim.     .  .  . 
Staatsmin.  Beschl. 

Reglm.     .  .  . 

Min.  Verf.  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

Min.  Verf.  .  . 

C.Verf.    .  .  . 

Min.  Verf.  .  . 

CVerf.    .  .  . 

CO 

CVerf.    .  .  . 

Statut.    .  .  . 


4.  Febr., 

15.  Febr., 

27.  Febr., 
8.  März, 
8.  März, 

21.  März, 

4.  Apr., 

13.  Mai, 

18.  Mai, 

4.  Juli, 

7.  Juli, 
13.  Juli, 
20.  Juli, 

28.  Juli, 

8.  Aug., 
23.  Aug., 

16.  Sptb., 
11.  Octb., 
11.  Octb., 
18.  Octb., 
30.  Octb., 
81.  Octb., 

2.  Novb., 

3.  Novb., 


1865. 

Statut.  . 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 
C.Verf.  . 
CVerf.  . 
CO.  .  . 
Statut .  . 
C.Verf.  . 
Bekanntm. 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 
CO.  .  . 
C.Verf.  . 
Min.  Verf. 
CVerf.  . 
CVerf.  . 
Min.  Verf. 
Reglm.  . 
CVerf.  . 
CVerf.    . 


n,95 

11,329 

n,383 

1,248 

11,321 

11,278 

n,112 

n,250 

1,183 

1,132 

11,250 

1,252 

1,169 

1,76 

11,301 

11,256 

1.104 

1,104 

11,299 

1,249 

II,  265 

U,33 

1,149 

1,204 

1,17 

11,98 

n,299 

n,308 

n,300 

1,13 

n,5i 

n,72 
n,i28 

n,290 
1,29 

11,310 
1,218 
1,145 
1,253 
11,47 

n,123 
U,71 

II,  112 

11,262 
1,204 

II,  272 
1,252 
1,156 
1,177 
1,255 
1,156 
1,151 
1,248 
1,217 

n,385 


10. Novb., CVerf.  . 
29. Novb., C.Verf.  . 
14. Dcb.,  CVerf.  . 
15. Dcb.,  C.Verf.  . 
16.  Dcb.,  Min.  Verf. 


15.  Jan., 

17.  Jan., 

18.  Jan., 

22.  Febr., 

26.  Febr., 
10.  März, 

27.  März, 
29.  März, 

4.  Apr., 

14.  Apr., 

19.  Apr., 

28.  Apr., 
12.  Mai, 
12.  Mai, 

29.  Mai, 

16.  Juni, 
12.  Aug., 

8.  Sptb., 
4.  Octb., 

9.  Octb., 

15.  Octb., 

20.  Novb., 

23.  Novb., 
3.  Dcb., 
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Nebenämter II,  241 

Nebenzahlungen 1,201 

Neifse,  Convict 1,805 

Neuere  Sprachen 11,22.68 

Neuwied,  Lehrplan  der  höheren  Schule  daselbst 1,49 

Nichtpreufsische  Schulamtscandidaten 11,92 

Nisky,  Pädagogium 1,280 

Normaletat 1,22;  11,259 

Normalplan  ftlr  den  Gymnasialunterricht 1,31 


Oekonomie,  Studium  derselben 1,249 

Ordinarien 1,34;  11,205 

Organische  Chemie 1,235 

Ort  der  Maturitätsprüfung 1, 207 

Orthographie 1,93 

P. 

Paderborn,  Convict 1,307 

Pädagogik n,  13.84 

Pausen  zwischen  den  Lehrstonden 1,156.186 

Pensionsansprüche 1,18 

Pensionswesen 11,293.348 

Pensionirung  von  Lehrerinnen 11,385 

Persönliche  Verhältnisse  der  Lehrer II,  310 

Pforta,  Landesschule 1,281 
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Fhflologfe n,18 

niüologisoher  Studienplan 0,5 

Pbflosophie II»1S.8I 

FhilOBophiBche  Propädeutik 1,31. 56. 90.^4. 9&.  223 

Phflosophischer  Carsus  für  Theologie  Stndiiende 11,23 

PhilosophiBcher  Stadienplan n,3 

Physik 1,37.120 

Planimetrie 1^135 

Poetik 1,97;  n,2S 

Politik  beim  Unterricht 11,238 

PoIitiBche  Vereine,  Verbot  der  Theilnahme  von  Schfilem  an  aolchen  .    11,388 

Polnische  Sprache 1,106.107.236.240 

Portepeefähnrichsprüfling I,118.8U 

Portofireiheit 1,14;  n,  MI 

Portopflichtigkeit 1,14 

Posen,  Alumnat 1,305 

Post&ch 1,249.200.259;  11,389 

Potsdam,  Civil -Waisenhans 1,267 

Praeparation 1,102 

Ptenisen,  Provinz,  Lehrerinnenprfifung 11,382 

Privatanstalten  mit  Berechtigungen 1,254 

Privatlectflre 1,171.134 

Privatschulwesen 1,17;  11,387 

Privatstadien 1,174 

Privatstunden 11,240 

Probejahr 11,95 

Probelectioncn 11,90.97 

Plrofessortitel 11,125 

Programme 1, 196 ;  ü,  199 

Progymnasien 1, 4. 19. 25. 37 

Propädeutischer  Geschichtsunterricht 1, 109 

Protokoll  über  die  Maturitätsprüfung 1, 213. 218. 231 

Provinzialgewerbeschulen 1,49 

Provinzial-Schulcollegien 1,4,4 

Provinzialverwaltung 1,4 

Prüfungen  f^  das  höhere  Schulamt H  74 

Prüfungsbehörde 1,207 

Prüfungscommission  bei  Realschulen 1^235 

Prüfungscommission  für  andere  als  Maturitäts-  und  Abgangsprfif.     .      1,245 

Prüfungscommission  für  einjähr.  Freiwillige H250 

Prüfungsreglem.  für  die  Candidaten  des  höh.  Schalamts n,  74 

Psychologie 1,91 

Pntbus,  Pädagogium 1,271 
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QualificationszengmiB  für  den  einjähr.  Militairdienst ü,  391 

Quantnm  der  classischen  Leetüre 1,76 


Rang  der  Lehrer n,  123 

Rangverhältnisse  der  Lehrer  im  öffentl.  Leben U,  124 

Realabiturienten  als  Extraneer  bei  einem  Gymnasium 1, 242 

Realschulen,  allgemein 1, 4. 6. 7. 19. 25. 88 

Realschulen  1.  0 1,41.44.64 

Realschulen  2.  0 1,7.46 

Rechnen 1,125 

Recht  zu  Entlassungsprflfnngen  bei  Realschulen 1, 46 

Regierungen^  die  Königl 1,5.7 

Reisekostenerstattung 11,265 

Reitende  Feldjägercorps 1,257 

Relegation 1,167 

Religionslehro  bei  der  Abiturientenprüfung 1, 207. 217. 233 

Religionslehrer •  1,10.83.219;  U,  117 

Religionslehrbücher 1,10 

Religionsunterricht,  evangel ],3L51.64. 80 

Religionsunterricht,  kathol 1,31.54.65 

Religionswissenschaftl.  Vorlesungen  für  künftige  Lehrer U,  24 

Rendant  der  Schulcasse 1,204 

Ressortverhältnisse  der  Realschulen  1.  und  2. 0 1, 6, 46 

Revision  der  Schulbibliotheken 1, 177 

Rhetorik 1,97;  11,23 

Rofearztschule 1,256 

-Rofsleben,  Klosterschule  daselbst 1,289;  11,393 

Salinenverwaltung 1,247 

Schlesien,  Lehrerinnenprüfung 11,380 

Schleusingen,  Alumnat 1,301 

Schlittschuhlaufen 1,144 

Schreibunterricht 1, 32. 182 

Schriftliche  Arbeiten 1,35 

Schriftl.  Maturitätsprüfung 1,211.236.237 

Schriftl.  Maturitätsprüfung  in  der  Religionslehre 1, 213 

Schriftsteller,  alte 1, 98. 99 

Schulandachten 1,84.148 

Schulaufgaben 1, 171 

Schulausgaben  der  Autoren 1, 76 

Schulbücher , 1,168 

Schulcasse 1,204;  11,887 
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Schulcuratorien 1,320 

Schuldeputation 1,11 

Schuletat 1,7.« 

Schulgeld I,8.ÄeO 

Schuljahr 1,26 

Schullocal 1,23 

Schullocal  in  sanitätspolizeil.  Beziehung 1, 187 

Schulordnung 1,150 

Schulordnungen 1,342 

Schulvorsteherinnen-Prfifhng 11,384.385 

Schfilerbibliothek 1, 90. 94. 96. 103. 112. 118. 153. 155. 17t 

Schfilercuratel 1,159 

SehOlerfrequenz I,  ^ 

Schwimmfibungen 1, 144 

Seminarien  innerhalb  der  Universitätszeit II,:26 

Seminarien  nach  der  Universitätszeit 11,51 

Silentium 1,172 

SimoKanschalen 1,20 

Sittenzeugnisse  der  zum  einjihr.  MQitanrdienst  sich  Meldenden    1, 256 ;  II,  390 

Sprachen,  alte 1, 57. 98 ;  II,  6. 19. 80 

Simu^n,  neuere 1,60. 105;  11,22.68.82 

Statuten  der  höh.  Schulen 1, 18.  SU 

Scempehrorschriften II,  98. 23^ 

Stenc^nraphie 1,133 

Sterbecjissen 11.330 

Stettin,  das  Jageteuffelsche  Collegium 1, 272 

Stettin,  Sominar 1L5H 

Steuenrerwaltung 1, 2.'»'» 

Stilistik 1,97 

Stipendien 1,224 

Stoschische  Gemmensammlung I,  l<w 

Strafarboiten    .    .    .    ^ 1, 173. 174 

Strafen 1.163 

Studienpläne 11.3 

Studientage 1. 17.'» 

Stundenzahl,  wöchentliche,  der  Lehrer 1. 19 

Stundenzahl  der  Unterrichtsgegenstände 1, 36 

Suspendirte  Beamte 11. 2^*) 

T. 

Technische  Lehrer IL  IH 

Thierarzneischule  zu  Berlin L  249 

Titel n.  123 

Titelblätter  der  Programme 1. 1^^ 

Töchterschule,  höhere 1. 405 

Torgau,  Alumnat I,  SiU 
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Treptow  a.  R.,  Alnmnat 1, 272 

Trienninm,  akademisches ü,  1 

Trier,  bischöfl.  Seminar I,  309 

Turnlehrer 11,102 

Turnplätze  und  Turnhallen 1, 144 

Turnunterricht 1,33.186;  11,69 

Tutoren 1, 159 

Ueberbürdung  mit  häuslichen  Schularbeiten 1, 172. 173 

Uebergang  auf  eine  andere  Anstalt 1, 181 

Ueberschreitung  des  Unterrichtsplans 1,36 

Uebersetzungen  ans  dem  Deutschen  ins  Griechische 1, 100 

Uebertritt  in  fremde  Staatsdienste II,  310 

Umzugskosten 11,265.270 

Unabkömmlichkeit  im  Civildienst 11,258 

Universalgeschichte 1,110 

Universitätstudien 1,246;  II,  1.388 

Unterhaltung  der  höheren  Schulen 1, 18 

Unterrichts-  und  Pröfungsordnung  für  Realschulen 1,24.88.77 

Unterscheidung  der  Realschulen  1.  und  2.  0 1, 44. 46 

Unterschleife  bei  den  Abiturientenarbeiten 1, 214 

Unterstützungen 11,278 

Unterstützungscassen  fOr  Wittwen  und  Waisen II,  350 

Urlaub 11,252.275 

V. 

Valedictionsarbeiten 1,172 

Yateriändische  Geschichte 1, 119 

Vereinigung  der  Lehrer  zu  Wissenschaft!.  Zwecken II,  239 

Verfiihren  beim  Unterricht 11,236 

Yerfassungsurk.  v.  31.  Jan.  1850 1, 1. 2 

Verheirathung 11,310 

Veröffentlichungen  in  Zeitungen  durch  Schüler 11,388 

Verpfiichtungsform  für  Lehrerinnen 11,385 

Verpflichtung  der  Eltern  hinsieht!,  der  Schulordnung 1, 151 

Verpflichtung  zur  Maturitätsprüfung 1,207 

Versetzung  aus  Unter  I  nach  Oberl 1, 180. 181 

Versetzung  in  höhere  Classen 1,178 

Versetzung  nach  der  I  einer  Realschule 1,42 

Versetzungsprüfungen 1,180 

Verwaltungsrath 1,14 

Verzeichnis  der  Choralmelodien 1,135 

Vicariatstunden 11,239 

Vocabularien   .' 1,102 

Vocationen 1,16;  11,122 
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Vooatioimiukimden  Ar  Direefeoren  and  Lehrer 1,3116 

Votbereitiuig  sam  Lehramt n,  1 

VorbereitaiigsolaMeii 11,295.320 

VorbereitangsclMseii  bei  den  Gtowerbescholen 1,50 

VoriDundBohaft  seitens  der  Lehrer n,2d0 

Vorsc^nlen 1,25 


Wtttegeld 11,291 

Wechsel  im  Lehramt 11,292 

Wetilar,  Pensionat 1,302 

Wiederholung  der  Mataritätsprüftmg 1, 225 

l/Hrkungen  des  MaturitätsiengniBses  .  1,224.246.251.258 

Wissensehaftl.  Prüfungscommissionen 1,9.230;  11,74.92 

Wittwoncassen U,  330. 350. 365. 386 

Wittwen -Verpflegungsanstalt,  die  allgemeine 11,316 


Zahl  der  wöchentl.  Unterrichtstunden 1,19.186;  11,239 

Zeichnen 1,125.126 

Zeichnlehrer 1,251;  U,  99. 118 

Zeiohnlehrerinnen 11,383 

Zeitordnung  des  Unterrichts 1, 156 

Zeugnils  der  Nichtreife 1,241 

Zeugnisse  für  den  einjährigen  SOUtairdienst 1,254 

Zeugnisse  für  fremde  Maturitätsaspiranten ^229 

Zeugnisse,  s.  Abiturienten-  und  Maturitätsprüfung. 

Zeugnifegebühren 1,245 

Zulassung  zu  den  Prüfungen  für  den  hohem  Staats-  und  Kirchen- 
dienst   1,246 

Zulassung  zur  Maturitätsprüfung 1, 208. 235 

ZüUichau,  Pädagogium 1,270 

Zweck  der  Maturitätsprüfung 1,207 


BeriehtflgaBgei. 
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